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I 
Der Begierungs- Bezirk Stettin. 


A. 
Das Herzogthum Stettin. 
Inſonderheit 
die Kreiſe, welche auf dem rechten Ufer der Oder belegen ſind, 
nämlich: 


Greifenhagen, Piritz, Sazig und Naugard. 


8. Der Saziger Kreis, 
Fortſetzung und Schluß. 


Die Stargarder Eigenthums⸗Dörfer. 
Ihre Erwerbung von Seiten der Stadtgemeinde, ihre früheren 

. Rechts⸗Verhältniſſe. 

Über die Art und Zeit des Erwerbs der meiſten Eigenthums⸗Ortſchaften 
fehlen alle geſchichtlichen Nachrichten. In der Urkunde vom 29. November 1474, 
vermöge derer Herzog Bogiſlaw X. der Stadt Stargard ihre Privilegien beſtätigt, 
wird zum erſten Mal ein „Eigenthum“ der Stadt genannt, an deſſen Stelle in dem 
folgenden Beſtätigungsbriefe ſeiner Söhne Georg und Barnim IX. vom Jahre 1523 
„Dörper“ ſteht. Hieraus hat man geſchloſſen, daß die Stadt im Laufe des 15. Jahr⸗ 
hunderts angefangen habe, Dörfer in der Umgegend zu erwerben. Indeſſen berichten 
die Urkunden von einigen Dörfern einen frühern Zeitpunkt. So gehörte in Schwendt 
das Viropſche geiſtliche Lehn von 4 Hufen ſchon ſeit 1329 nach Stargard, und 
ſchon in dieſem Jahre bezeichnen die Consules: villa Schwendt in nostris Proprie- 
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tatibus. Hansfeld wird ſchon 1350 als Stadt⸗Eigenthum genannt; und Sarow 
in zwei Urkunden von 1356 und 1357. Von Seefeld weiß man, daß dieſes Dorf 
bereits 1363 der Stadt gehörte. Im folgenden Jahre verkaufte der Rath 3 der 
dortigen Hufen zu Stiftungen für die Kalands⸗Brüderſchaft und bei den Hoſpitälern 
St. Spiritus und St. Jürgen. Letzteres kaufte vom Rathe einen Hof mit 2 Höfen 
zu Sarow in den angeführten zwei Jahren. Pützerlin beſaß die Stadt ſchon 1392, 
wie man aus einem in dieſem Jahre vollzogenen Kaufvertrage erſieht, durch den 
der Rath 20 Mark jährlicher Hebung aus dieſem Dorfe den Gilden und Gewerken, 
Behufs Ausſtattung der Frühmeſſe in der St. Marien⸗Kirche, überließ. Im Jahre 
1401 erwarb die Stadtgemeinde die Bede des Dorfes Kunow a. d. Straße vom 
Herzoge Bogiſlaw VII. für 1350 Mark. Einen Theil dieſes Dorfes kaufte die 
Stadt Stargard im Jahre 1494 von Bogiſlaw X. für 2400 Mark, den andern 
Theil aber 100 Jahre nachher von Hans v. Mildenitz. Sie erhielt über dieſen 
Kauf vom Herzoge Philipp II. unterm 12. Februar 1609 einen Lehnbrief, den 
Herzog Franz am 24. Februar 1619 erneüerte, mit der an die Belehnung geknüpften 
Verpflichtung, mit einem Pferde durch einen Ritterbürtigen, oder auch eine andere 
geeignete, dem Herzoge zuſagende Perſönlichkeit die gewöhnlichen Manndienſte zu 
leiſten. Dieſer Lehnbrief hat ſich als urkundliche Beglaubigung vom Erwerbe des 
Dorfes Kunow erhalten. Die Pfarrkirche zu St. Marien erhielt 1389 eine Be⸗ 
ſitzung im Dorfe Buslar, indem Henning Stolpe, ein Stargarder Bürger, einen 
Hof mit 4 Hufen von der Hagenſchen Familie, die das Dorf beſaß, ankaufte, um 
damit eine Frühmeſſe in gedachter Kirche zu ſtiften. Wie in Schwendt, fo hatte die 
Stadt auch in Güntersberg ein bedeütendes geiſtliches Lehen von 6 Hufen und den 
auf denſelben wohnenden Wehrleüten. Bürgermeiſter und Rath überließen daſſelbe 
mittelſt Vertrages vom 31. Mai 1635 dem Präſidenten des fürſtl. Geheimenraths, 
Paul v. Damitz, gegen eine jährliche Rente von 36 Fl. Zarzig, ein Johanniter⸗ 
Ordens⸗Lehn — in der Beſtätigungs⸗Urkunde der Beſitzungen des Ordens vom 
Jahre 1229 des wahrſcheinlich erſten Erwerbers, Srachio genannt, — war ſeit den 
Tagen Werner's v. d. Schulenburg, ein Beſitzthum in deſſen Familie geblieben. 
Von Richard v. d. Schulenburg kauften Bürgermeiſter und Rath im Jahre 1600 
das Dorf nebſt Zubehörungen für die Summe von 10 000 Thlr. wiederkaüflich auf 
27 Jahre, nebſt 2000 Thlr. künftig zu erſtattender Meliorationsgelder; und weil 
dem Dorfe Wieſen fehlten, ſo wurde ihm eine, dieſſeits des Krampehlgrabens bele⸗ 
gene, Wieſenfläche überwieſen. Da nach Ablauf der vertragsmäßigen Friſt der 
Wiederkauf, oder vielmehr die Einlöſung, nicht erfolgte, ſo ſehr es auch die Stadt 
wegen ihrer, durch den 30jährigen Krieg verurſachten, Schulden wünſchte, ſo blieb 
ihr nichts anders übrig, als das Gut Zarzig in Afterpfand zu geben. Dies ge⸗ 
ſchah 1633. Der Pfandnehmer war der General⸗Commiſſarius Caspar v. Kempen⸗ 
dorf, der das Gut 1654 an Hans v. Suckow abtrat. Deſſen Erben cedirten 1664 
wieder an die Stadt. Von da an blieb dieſe im Pfandbeſitz des Dorfes, der im Jahre 
1671 zum Eigenthumsrecht ward, das der Stadt von Zeit zu Zeit durch den 
Herrenmeiſter des Johanniter⸗Ordens zu Sonnenburg bis zur Aufhebung des Ordens 
beſtätigt ward, nach welcher Zeit, in Folge des Ediets vom 30. October 1810 das 
lehnsherrliche Obereigenthum an den König überging, in deſſen Namen das Königl. 
Ober⸗Landes⸗Gericht zu Stettin das Dorf Zarzig mit allem ſeinem Zubehör der 
Stadt Stargard unterm 18. Januar 1819 zu einem rechten Mannlehn verliehen 
hat. Zarziger Urkunden ſind im Anhang zum Artikel Zarzig mitgetheilt. 

Bis zum Anfange des laufenden Jahrhunderts waren die baüerlichen Wirthe 
in den Eigenthums⸗Dörfern nicht Eigenthümer der Hofſtellen, welche ſie inne hatten, 
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ſondern bloße Kulturwirthe und zugleich Unterthanen der Stadt. Sie erhielten ihre 
Hofſtellen mit einer mehr oder minder bedeütenden Hofwehr, die in einigen Dörfern 
nur in den vorhandenen Gebaüden und nöthigen Winterſaaten, in anderen auch in 
dem erforderlichen Zug⸗ und Wirthſchaftsvieh beſtand, nur auf Lebenszeit zugetheilt. 


Das Edikt vom 14. September 1811, die gutsherrlichen und baüerlichen Ver⸗ 
hältniſſe betreffend, hat den Bauern zum großen Theil erſt die Rechte denkender 
Weſen verliehen, und ſie aus dieſer ſchmachvollen Stellung befreit, kraft deren ſie 
und Andere ſich daran gewöhnt hatten, den Menſchen baüerlichen Standes gewiſſer 
Maßen als Beſtandtheile des Wirthſchafts-Inventars eines Hofes zu betrachten. 
Daß die Regierung der Preüßiſchen Lande — ſeit den Tagen Friedrich Wilhelms, 
des Kurfürſten, den die Geſchichtsſchreiber den großen nennen, immerdar dem ent⸗ 
ſchiedenſten Fortſchritt huldigend, freilich unter der Aegide autokratiſcher Gewalt, 
einer ſittlichen Nothwendigkeit in der Zeit — ſchon lange vor jenem berühmten 
Geſetze mit dem Gedanken umgegangen iſt, auf dem Wege der Umwandlung (Refor⸗ 
mation), nicht des Umſturzes (Revolution), die baüerliche Bevölkerung von den 
Banden höriger Unterthänigkeit zu befreien, ſieht man an dem Stargarder Eigenthum. 


Bereits im Jahre 1804 wurden, auf Anordnung des General-Oberfinanz⸗, 
Kriegs⸗ und Domainen = Direktoriums, wie man damals das Staats-Miniſterium 
nannte, und mit Genehmigung des Königs, der einzigen geſetzgebenden Gewalt, von 
der Pommerſchen Kriegs⸗ und Domainen⸗Kammer zu Stettin, ſpeciell von deren 
Beauftragten, dem Kriegs⸗ und Domainen⸗Rath Matthiaß Unterhandlungen mit 
den Voll⸗ und Halbbauern in den verſchiedenen Eigenthumsdörfern angeknüpft, um 
ihnen gegen Bezahlung eines Erbſtands⸗ und Hofwehrgeldes den erblichen Beſitz 
ihrer Höfe angedeihen zu laſſen, und fie zugleich von der Unterthänigkeit zu befreien. 
In Folge dieſer Unterhandlungen wurden den meiſten Voll- und Halbbauern ihre 
Höfe unter folgenden beſchränkenden Bedingungen zum Eigenthum überlaſſen: — 


I. Bedingung. — Sämmtliche Wirthe haben zwar mit dem Eigenthum ihrer 
Höfe auch das Recht zur Veraüßerung, Schuldenbelaſtung und Vererbung derſelben, 
oder die Befugniß darüber unter Lebendigen und von Todeswegen zu verfügen, 
überkommen; es darf aber keine Veraüßerung an einen Andern Statt finden, als: — 

1) Der der Bauern⸗Wirthſchaft kundig und das zur Übernahme des Hofes 
nöthige Vermögen nachzuweiſen im Stande iſt, weshalb über jede Veraüßerung 
der Conſens des Magiſtrats eingeholt werden muß. 

2) Darf auch der ganze Hof mit den dazu gehörigen Grundſtücken nicht 
zerſtückelt werden, mithin ſteht es keinem Wirthe frei, davon das eine oder andere 
Stück zu trennen, noch weniger aber ein ſolches zu veraüßern. 

3) Wird bei jedem Verkaufe der Kämmerei das Vorkaufsrecht vorbehalten. 

II. Bedingung. — Auch die Befugniß der Wirthe zur Schuldenbelaſtung ihrer 
Höfe iſt nicht uneingeſchränkt. Es wird über jeden Hof eine mäßige Grundtare auf⸗ 
genommen, innerhalb deren der Hof nur bis zu 7 ihres Betrages mit Schulden 
belaſtet werden darf. 

III. Bedingung. — Bei dem Vererbungs⸗Rechte wurden folgende Einſchrän⸗ 
kungen feſtgeſetzt: — 

1) Wird von jedem Hofe eine Erbtare beſtimmt und dieſe auf den Betrag 
deſſen feſtgeſetzt, was jeder Wirth an Erbſtands⸗ und Hofwehrgeldern überhaupt zu 
entrichten angenommen hat. 
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2) Für dieſe Erbtaxe erhält der Erbe den Hof mit den vorhandenen Ge⸗ 
baüden und Winterſaaten. Alles Übrige aber, was auf dem Hofe vorhanden iſt, 
muß der neüe Wirth nach einer gerichtlichen Taxe bezahlen. 


Bei Vererbung der Höfe werden ferner von den neüen Wirthen, und zwar 
von Geſchwiſtern 2 Procent, von Seitenverwandten 5 Procent vom Betrage der 
Grundtaxe als Laudemium an die Kämmerei gezahlt, wogegen Ehegatten und Erben 
in auf⸗ und abſteigender Linie von dieſer Abgabe gänzlich frei ſind. Wird aber 
der Hof an einen Fremden verkauft, ſo müſſen 2 Procent vom Betrage des Kauf⸗ 
geldes entrichtet werden. 


IV. Bedingung. — Sämmtliche Wirthe werden hiermit der Unterthänigkeit 
entlaſſen; jedoch ſtehet ihnen nicht frei, ohne erhebliche, vom Magiſtrat gebilligte 
Gründe, mithin ohne ausdrückliche Erlaubniß, die Landwirthſchaft zu verlaſſen und 
ein Handwerk zu erlernen, oder ein anderes ſtädtiſches Gewerbe zu treiben. Auch 
dürfen ſie ſich nicht einer andern Herrſchaft zur Unterthänigkeit verpflichten. 


V. Bedingung. — Leiſten die Wirthe auf das ſeither erhaltene Bau⸗, Nutz⸗ 
und Brennholz gänzlich Verzicht. Gegen dieſe Verzichtleiſtung auf alles freie Holz 
follen dagegen die Wirthe auch zu keiner Zeit mit Forſtdienſten belaftet werden, 
nur allein bei entſtandenen Bränden in den Kämmerei⸗Forſten und zu Wolfsjagden, 
inſoweit ſolche zu ihrem eigenen Beſten erforderlich, werden dieſe Dienſte vorbehalten. 


Die meiſten baüerlichen Wirthe hatten die vorſtehenden Bedingungen, unter 
denen ihnen mit Zuſtimmung des Magiſtrats, die Höfe zum Eigenthum überwieſen 
werden ſollten, angenommen; auch war von dem Königl. General-Directorium zu 
Berlin, laut Reſcr. vom 1. Dezember 1805 der Conſens dazu ertheilt worden, die 
Eigenthums⸗Verleihungs⸗Urkunden auf Grund jener Bedingungen anzufertigen und 
zu vollziehen. Inzwiſchen blieb die Sache, wegen des mittlerweile ausgebrochenen 
Krieges von 1806 und ſeiner Folgen, liegen, und obgleich von Seiten der baüer⸗ 
lichen Wirthe die übernommenen Verpflichtungen in jeder Hinſicht erfüllt und ihr 
Beſitz⸗ und Abgabenverhältniß von dieſer Zeit an nach Inhalt der gedachten Be⸗ 
dingungen geregelt wurden, ſo unterblieb doch die Ausfertigung und Ertheilung der 
Eigenthums⸗Verleihungs⸗Urkunden. In der Form, wie ſolche zu jener Zeit hätten 
ausgefertigt werden müſſen, konnten dieſelben ſpäter nicht mehr ertheilt werden, 
weil die oberſte Staatsbehörde, von deſſen Beſtätigung die Rechtsgültigkeit der zu 
ertheilenden Urkunden abhing, nicht mehr vorhanden war. War dieſes Hinderniß 
auch von minderer Bedeütung, da die Behörde, wenn gleich unter anderem Namen, 
doch noch exiſtirte, ſo trat der Vollziehung der Urkunden die neüere Geſetzgebung 
nach Geiſt, und Wortlaut in den Weg. Denn nach der inzwiſchen erlaffenen Städte⸗ 
ordnung von 1808 ward eine öffentliche Ausbietung und Lizitation der Höfe erfordert 
bevor ſelbige zu Eigenthum verliehen werden konnten; allein dies Verfahren war 
bei dem Vorhandenſein bereits erfüllter Verträge nicht mehr ausführbar. 


Das Königl. Ober⸗Landes⸗Gericht zu Stettin hatte bereits Veranlaffung ge⸗ 
nommen, die im Hypothekenbuche vorzunehmende Abſchreibung der zum Eigenthum 
verliehenen Höfe vom Hauptgute und die Einrichtung des Hypothekenweſens der⸗ 
ſelben zu verweigern. Der Miniſter des Innern hatte daher dieſe unerledigte Ange⸗ 
legenheit an die, inzwiſchen zu Stargard eingeſetzte, General⸗Commiſſion für Pom⸗ 
mern zur Abwickelung verwieſen. Dieſe Behörde trat zwar mit dem Ober⸗Landes⸗ 
Gericht, rückſichtlich der dabei zu beobachtenden Förmlichkeiten, in Verhandlung, 
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konnte ſich aber mit demſelben wegen des einzuſchlagenden Weges nicht einigen, 
worauf der Juſtizminiſter den gedachten Gerichtshof beſchied, daß der Eintragung 
der Verträge ins Hypothekenbuch Nichts entgegenſtehe, ſobald die Einwilligung der 
Stadtverordneten, als Vertreter der Stadtgemeinde, beigebracht werde. Nachdem 
dieſe extrahirt worden war, find mit den baüerlichen Wirthen aller Eigenthums⸗ 
dörfer beſondere Rezeſſe errichtet, in denen die Bedingungen der Verträge von 1805 
bis 1806 theilweiſe bedeütend abgeändert ſind, namentlich was die Parcelirung der 
Höfe betrifft. Dadurch ſind in den einzelnen Dörfern verſchiedene Rechtsverhält⸗ 
niſſe entſtanden, welches jedoch das neüeſte Agrar-⸗Geſetz beſeitigt hat. 


Einzelnen Voll⸗ und Halbbauern, welche auf die Bedingungen von 1805 nicht 
eingehen wollten, ſowie ſämmtlichen Koſſaten in allen Eigenthums⸗Dörfern, iſt das 
Eigenthum ihrer Höfe erſt in neüerer Zeit, nach den freiſinnigen Beſtimmungen des 
Edicts vom 14. September 1811 und deſſen reactionairen Declaration vom 29. 
Mai 1819, zu Theil geworden. Edict und Declaration geben ein recht anſchau⸗ 
liches Bild von den Wandlungen in der innern Politik der Preüßiſchen Lande. 
Kaum hat das Volk mit Gut und Blut König und Vaterland vom fremden Joche 
befreit, als der bis dahin privilegirte Stand ſein Haupt wiederum erhebt und die 
Staatsregierung drängt, jene Declaration zu erlaſſen, welche ein entſchiedener Krebsgang 
geweſen iſt, indem fie fo manche Beſtimmung des Edicts von 1811 illuſoriſch machte! 

Die Erbſtands⸗ und Hofwehrgelder betrugen im Ganzen 57.146 Thlr. und 
nach Abrechnung der Cautionen 56.980 Thlr. Davon wurden theils ſofort, theils 
in ſpäterer Zeit 42.980 Thlr. eingezahlt, ſo daß im Jahre 1843 noch 14.000 Thlr. 
bei den baüerlichen Wirthen ausſtanden und verzinſet wurden. Nach Abſchluß der 
Kämmerei⸗Kaſſen⸗Rechnung für das Jahr 1864 ſtanden noch Thlr. 2964. 21. 3 Pf. 
an Erbſtands⸗ und Hofwehrgeldern im Stadteigenthum als zinstragendes Kapital aus. 


Durch jene Eigenthums⸗Verleihungen gewann die Stadtgemeinde nicht blos 
für einige Zeit ein erhebliches Kapital, das ihr in den Kriegsnöthen von 1806 
bis 1815 außerordentlich zu Statten kam, ſondern befreite auch ihre Forſten von 
der großen Laſt, einigen hundert Wirthen das zur Erhaltung ihrer Wohn⸗ und 
Wirthſchaftsgebaüde erforderliche Bau- und Reparaturholz unentgeldlich liefern zu 
müſſen. 


Die neüeſte Agrar⸗Geſetzgebung — wiederum die Bahn der unbedingten Frei⸗ 
heit beſchreitend, welchen Mißklang auch immerhin das Wort „JFortſchritt“ in den 
Ohren gewiſſer Leüte haben mag, was eine ephemere Erſcheinung iſt, die verſchwin⸗ 
den wird, wenn dieſe Leüte zur Beſinnung gekommen ſein werden, — alſo, die 
neüeſte Geſetzgebung hat dann auch von den Schultern der ländlichen Bevölkerung 
die noch übrig gebliebene Laſt der Geld⸗ und Natural-Präſtationen abgewälzt. Das 
Geſetz vom 3. März 1850, die Ablöſung der Reallaſten durch Rentenbriefe betreffend, 
iſt in den Eigenthums⸗Dörfern der Stadt Stargard faſt vollſtändig zur Ausführung 
gekommen. Am Schluſſe des Jahres 1861 war die Ablöſung dieſer Reallaſten aus 
einem Dorfe mit einem beträchtlichen Betrage, aus zwei anderen Dörfern mit einem 
ganz geringen Betrage noch nicht erfolgt. Dies iſt aber in der Folge nachgeholt 
worden, ſo daß das, in Rentenbriefen angelegte Kapital⸗Vermögen der Kämmerei⸗ 
Kaffe am Schluſſe des Jahres 1865 ſich belief uf . . . . . Thlr. 126.900. 


Hansfeld iſt unter den Kämmerei⸗Dörfern das einzigſte, aus welchem Niemand 


auf Ablöſung angetragen hat; und zu einem desfallſigen Antrage Seitens der 
Stadtgemeinde hat bisher, 1866, keine Veranlaſſung vorgelegen. 


Der Saziger Kreis. 


Der Stand des Rentenbriefs⸗Kapitals am Ende des Jahres 1861, nach den 
einzelnen Ortſchaften geordnet, ergibt ſich aus der, auf der folgenden Seite ſtehen⸗ 
den Tabelle. Sie iſt aus dem jüngſten Rechenſchafts⸗Berichte des Magiſtrats ent⸗ 
lehnt. Vergleicht man indeſſen die Ziffern derſelben mit denen, welche bei den ein⸗ 
zelnen Ortſchaften des Stadt⸗Eigenthums nachgewieſen werden, ſo zeigen ſich hin 
und wieder Unterſchiede, deren Quelle ohne weitlaüfige Rückfragen nicht ermittelt 
werden können. 


Werfen wir einen Blick zurück in die Vergangenheit, fo iſt zu bemerken, daß 
aus der Zeit vor dem 30jährigen Kriege keine Nachweiſungen über die Einnahmen aus 
den Kämmerei⸗Dörfern bis auf uns gekommen ſind. Alle Rechnungen und Acten, 
die darüber Auskunft geben könnten, ſind in dem großen Brande von 1637 unter⸗ 
gegangen. Ein Jahrhundert ſpäter, als bereits ein beträchtlicher Theil von Liegen⸗ 
ſchaften Behufs Tilgung der Stadtſchulden veraüßert war, betrugen die aus den 
Dörfern an die Kämmerei⸗Kaſſe zu zahlenden Baar⸗Gefälle 3750 Thlr., während an 
Natural⸗Leiſtungen 264 Scheffel Roggen, 38 Scheff. Gerſte, 284 Sch. Hafer und 
536 Hühner geliefert wurden; ſo daß, wenn auch die Hand⸗ und Spanndienſte in 
Anſchlag gebracht werden, die Hebungen der Kämmerei aus dem Stadteigenthum 
in der Mitte des 18. Jahrhunderts etwas über 5500 Thlr. betragen haben. 


Wie er es mit der Bewirthſchaftung und Verwaltung ſeiner Domainen hielt, ſo 
zwang der König⸗Herzog Friedrich II., kraft feiner autokratiſchen Gewalt, auch die 
Städte, welche Güter und Grundſtücke beſaßen, dieſe an ſ. g. Generalpächter aus⸗ 
zuthun, welche die aus ihrer Bewirthſchaftung entſtehenden Ueberſchüſſe ſtatt an die 
Kämmerei an die landesherrliche Kaſſe abzuliefern hatten, was ſchon von des Königs 
Vater, Friedrich Wilhelm I., angeordnet war. So wurde es auch mit Erhebung 
der Kämmerei⸗Gefälle im Stargarder Eigenthum ſeit 1752 gehalten, wie ſehr ſich 
auch die Stadt gegen eine Maßregel ſtraübte, die auf unerhörte Weiſe das Eigen⸗ 
thumsrecht verletzte, welches gerade der Landesherr, als oberſter Richter, zu achten, 
zu wahren und zu ſchützen die Pflicht hatte. „Nicht raiſonniren, nur gehorchen!“ 
So war — die Parole unter Friedrich's Regierung. Jenes Jahr ungefähr war 
auch der Zeitpunkt, da der König, um die Steüerkraft ſeiner Lande zu erhöhen, 
in Pommern große Radungen von Wäldern und Trockenlegung von Bruchländereien 
anordnete, um auf der abgeholzten und wieder naß oder feücht gewordenen Erde 
Wohnplätze für neüe Steüerzahler zu erbauen, die vom Auslande — bezogen wurden. 
Im großen Ganzen darf man die Anwerbung freier Coloniſten wol alſo bezeichnen, 
abgeſehen von der Anſiedlung derjenigen Soldaten, denen nach dem jährigen 
Kriege als Invaliden ein Aſyl gegründet wurde, beſtehend in einem Haüschen, 
einem Ställchen, einem Schuppen und einem oder einem Paar Morgen Landes, 
die der alte Krieger urbar zu machen und für ſich zu nutzen hatte, mochte er 
vom Acker⸗ oder Gartenbau einen Begriff haben oder nicht; oder es wurde ihm 
auch ein Spinnrocken ins Haüschen geſtellt, um Wolle zu ſpinnen für des Königs 
Tuchwebereien, an denen er den — koſtbaren Stoff für den Soldaten⸗Rock bereiten 
ließ. Nicht blos auf ſeinen Domainen ordnete Friedrich, dem Beiſpiele ſeines 
Vaters folgend, die Anlegung derartiger Colonien an, — aus denen in der Folge 
meiſt Bettlerneſter geworden ſind, — auch auf größeren Güter⸗Complexen von 
Privatbeſitzern und auf den Kämmereigütern der Städte mußten dieſe neüe Wohn⸗ 
plätze gründen. So auch die Stadt Stargard ihre Colonie Dietrichsdorf! 


Stargard. — Rechtsverhältniſſe der Eigenthums⸗Dörfer. 7 


Überſicht der früher von den Stargarder Eigenthums⸗Ortſchaften gezahlten Geld⸗ 
und Natural⸗Renten, und des dafür eingetretenen Rentenbriefs⸗Kapitals. 
Zuſtand am Schluß von 1861. 


— —-— ——1 — —ü̈4ũꝛ— i — vt — 


Namen Nach den früheren Etats betrug die Einnahme Dafür 
Nr. der aus den Eigenthums⸗Dörfern. 5 
Ortſchaften. Kapital. 


Art der Rente. 


Geldbetrag. 


| G n 

1. | Bruchhauſen . Geld rente A 15. e % 
8 Scheffel Roggen 16. 6. — 775 
6 hr Geſſte l 7. 29. — 

2. | Carolinenthal .. Geldrente s Te 3.505 

3. | Dietrihsdorf.... Geldrente 5 173. 17. — 160 

Aal RER Gelorente 2 ve 360. 27. 41 10.670 
7a Burgfuhren . . 6 7. 6 0. 

5 | Klempin Geldrente 613. 4. 5 17.460 
2 Scheffel Roggen 4. 1. 6 10.960 

6. Kuno Geldrente u. 319. 17. 10 10.225 

7. | bon .....- Beldrente Zar. Fr. Ser. 156. 29. 3 7.590 
40 Scheff. 15 Mtz. Roggen 82. 27. a 0 

8. | Priemhauſen. Geldrente . . 755. 17. =. 20.510 
13 Scheff. 14 ME. Roggen 28. 4. 10 7 

9. | Pützerlin Geldrente „ do 22 2 14.895 

10. Sa row eee 298. 7. 1 575 
9 Scheff. 6 Mtz. Roggen. 18. 20. 6 

11. | Schwendt Geldrenie . een 157. 17. 44 
11 Scheff. 6 Mtz. Roggen 23. 1. — 4010 
D e ee Werten 15. 3. 20 

12. | Seefeld GD no oo oc 552. 12. 6 
53 Scheff. Roggen 107. 9. 9 6.400 
13 Burgfuhren 2 10. 25. — 5 
32˙½ Brückenfuhren. 13. 16. 3 

13. | Das Straßen⸗ Geldrente 266. 20. 4 | 

hier 

14. Jar zi g Geldrent en 667. 25. 8 
37 Scheff 6 Mtz. Roggen 74. 27. 9) 15.795 
i e e Be 50. 3. 5 


5583. 14. 11 123.530 


Summa > 
Von dem Rentenbriefs⸗Capital betragen die Zinſen n 4.911. 6. — 
Die Zinſen betragen gegen die früheren Renten Thlr. 642. 8. 11 Pf. 
weniger. 
Zu den Nee e treten hinzu die am Schluß des Jahres 1861 
noch nicht abgelöſten Renten, von Bruchhauſen Thlr. 505. 23. 6 Pf., 
von Priemhauſen 20 Sgr. und von Seefeld Thlr. 4. 20 Sgr. 
zuſammen E ne er 511. 3. 4 
Und von Hansfeld G d . 630. 14. 10 
Summa 6.082. 24. 4 


In dem bei Klempin aus geworfenen 


Rentenbriefs⸗Kapital ſind auch Renten⸗ 


briefe aus Sarow und Seefeld enthalten; — desgl. bei Lübow aus der Ablöſung 


von Steüerſätzen; desgl. bei Sarow au 
von Lübow ſcheint auch die Ablöſung 
Die Kornpreiſe nach 9jährigem 
2 Thlr. 9 Pf.; Gerſte 1 Thlr. 


fuhre zu 25 Sgr., 1 Breitenfuhre zu 12½ Sgr. 


Am Schluß dieſer geſchichtlichen Darſtellung v 


Durchſchnitt von 1849—1857: 
9. 10 Pf.; Hafer 1 Thlr. 4 Pf. Ferner: 1 Burg⸗ 


s der Seefelder Ablöſung. In dem Kapital 
des Straßenreviers enthalten zu fein. — 
1 Scheffel Roggen 


on den Rechtszuſtänden im 


Stadt⸗Eigenthum drängt ſich unwillkürlich die Frage auf: — 


Der Saziger Kreis. 


Haben die Herren am grünen Tiſch zu Stettin und Berlin, bei der Pom⸗ 
merſchen Kriegs⸗ und Domainen⸗Kammer und beim General⸗Directorium, klug und 
weiſe gehandelt, als ſie im Jahre 1805 Bürgermeiſter und Rath von Stargard 
veranlaßten, als Entſchädigung für Aufgebung der gutsherrlichen Gerechtſame von 
den baüerlichen Wirthen Kapital anzunehmen? 

Der Herausgeber des L. B. fteht keinen Augenblick an, dieſe Frage unbedingt 
zu verneinen! 

Die angeordnete Maßregel läßt ſich nur durch die Vermuthung erklären, bezw. 
— entſchuldigen, daß man es ſich im Jahre 1805 noch nicht klar gemacht hatte, 
auf welche Weiſe die Gutsherrſchaften ſchadlos zu halten ſeien für Rechte, die Jahr⸗ 
hunderte lang beſtanden hatten, wenn ein freier Bauernſtand geſchaffen werde: 
ob durch Geld, ob durch einen Theil des Grund und Bodens, den der Bauer bis 
dahin als Kulturwirth unterm Pflug hatte. Das Ediet vom 14. September 1811 
wurde das Geſetz für Regelung der gutsherrlichen und baüerlichen Verhältniſſe, und 
2 Geſetz hat den Betheiligten die Wahl gelaſſen zwiſchen beiden Entſchädigungs⸗ 
weiſen. 

Allerdings kam das Kapital, welches von den baüerlichen Wirthen an Erb- 
ſtandsgeldern ꝛc. damals zum größten Theil baar eingezahlt wurde, der Kämmerei 
in den ſchwierigen Zeitlaüſen von 1806 —1815 fehr wol zu Statten, was bereits 
oben anerkannt wurde; allein hätte die Stadtgemeinde Stargard ihre Schabloshal- 
tung für den Verluſt ihrer gutsherrlichen Rechte und Gerechtigkeiten in Land ge⸗ 
nommen, bezw. bekommen, dann wäre ihre Kämmerei gegenwärtig eine der reichſten 
in ganz Pommerland, und ihre Finanzlage von der Art, daß der Geldſäckel der 
Einwohnerſchaft entweder gar nicht brauchte in Anſpruch genommen, oder doch nur 
mit einem Minimum von directer Communalſteüer belaſtet werden. Die Kämmerei 
wäre in der Lage geweſen, größere Ackerwirthſchaften oder Vorwerke in bedeüten⸗ 
der Zahl einzurichten, die, von intelligenten und ſtrebſamen Landwirthen bewirth⸗ 
ſchaftet, einen Pachtzins abwerfen könnten, der den Zinſenbetrag der Rentenbriefe, 
u. ſ. w. um das Dreifache, wenn nicht Vierfache überſteigen würde. Gleichzeitig 
wären dieſe Pachtgüter Muſterwirthſchaften geworden, die den Bauern als Vor⸗ 
bild gedient hätten, um auch ihre Wirthſchaften in höhere Kultur zu bringen. Da⸗ 
mit ſoll nicht geſagt ſein, daß der heütige Zuſtand der baüerlichen Wirthſchaften im 
Stargarder Eigenthum nicht gut ſei; im Gegentheil, er iſt, je nach Beſchaffenheit 
des Bodens, im großen Ganzen ein — guter, ſchließt aber doch nicht den Compa⸗ 
rativ von gut aus, der erreicht worden wäre, wenn der kleine Landwirth in der 
unmittelbaren Nachbarſchaft eine rationell betriebene große Wirthſchaft als Muſter 
vor Augen hätte. 

Alſo in doppelter Beziehung iſt es zu beklagen, daß die Stadtgemeinde Star⸗ 
gard von ihren Unterthanen im Stadt⸗Eigenthum, bei Ablöſung der Verpflichtungen 
deſſelben gegen die Gutsherrſchaft, nicht in Grund und Boden entſchädigt worden iſt. 


Stargard. — Eigenthums⸗Dörfer. — Hansfeld. 9 


Der ländliche Polizei⸗Bezirk des Magiſtrats zu Stargard, 
enthaltend 
die vormaligen Eigenthums⸗Dörfer der Stadt Stargard, 
in denen 
dem Magiſtrate von den gutsherrlichen Rechten annoch die Polizei⸗Obrigkeit und 
das Patronat, und der Stadtgemeinde die Jagd, Fiſcherei, 
Straßengerechtigkeit ꝛc. zuſteht. 
I. Die auf der Südſeite oder oberhalb der Stadt belegenen 
Dörfer. 


Hansfeld, Pfarrkirchdorf, / Min. von Stargard gegen Südoſten, 
mit einem Theil ſeiner Felder an der Ihna und dem Krampehl, und muthmaßlich 
zuerſt 1264 als Sante Johannesvelde genannt, beſtand früher: — A) Aus 
einem der Kämmerei zu Stargard gehörigen Vorwerke, welches gegenwärtig 16 
Wirthe des Dorfs gemeinſchaftlich nebſt dem dazu gehörigen Fiſcherhauſe beſitzen. 
— B) Aus einem, ebenfalls der Kämmerei zu Stargard gehörigen, kleinen Vorwerke, 
welches jedoch jetzt vom Dorfe getrennt und unter dem Namen Carolinenthal als 
ein beſonderes Erbzinsgut im Land⸗ und Hypothekenbuche verzeichnet iſt. — C) Aus 
15 der Kämmerei gehörigen Vollbauerhöfen, von denen jeder 2, einer (ein Doppel⸗ 
bauer) 4 Hufen Landes beſitzt. Von dieſen 15 Vollbauern beſitzen 13 jeder 16 
des großen Vorwerks. — D) Aus einem der hieſigen Mutter- und Zarziger Tochter⸗ 
kirche gemeinſchaftlich angehörigen Vollbauerhofe, der ſeit 1861 durch Verkauf mit 
Carolinenthal vereinigt ift. — E) Aus einem der Kämmerei zu Stargard gehörigen 
Halbbauerhofe. Dieſer beſitzt auch /s des großen Vorwerks und eine der Kirche 
zu Hansfeld gehörige Hufe. — F) Aus einem dem Raths geiſtlichen Lehn 
gehörigen Halbbauerhofe. — 6) Ans einem der Erſten Gröningſchen Teſta⸗ 
ments⸗Stiftung gehörigen Vorwerke. Zu dieſem gehörte ſonſt: 1) Ein Ackerwerk 
von 5 Hufen, 2) drei Vollbauerhöfe. Das Vorwerk ſelbſt wird von den jetzigen 
Beſitzern a) dem Erbpächter von Carolinenthal zu /, b) dem Müller zu Schwendt 
zu /, c) 4 baüerlichen Wirthen ebendaſelbſt und zu Zarzig zu ½, mit Ausnahme 
der Gebaüde und etwas Gartenland, was ſie mit Bewilligung des Stifts, als 
Obereigenthümer, verkauft haben, ungetheilt bewirthſchaftet. Zu 2) iſt zu bemerken, 
daß einer der drei Bauerhöfe ſchon früher verpachtet wurde, und deshalb Vollbauer⸗ 
hof geblieben iſt. Derſelbe beſitzt außerdem ½e des großen Vorwerks A. Mit 
den Beſitzern der beiden anderen Höfe haben die des Vorwerks regulirt und die 
Hälfte des Landes eingezogen, ſo daß dieſe Halbbauerhöfe geworden ſind, das den 
Beſitzern gehörige Ackerwerk aber jetzt 7 Hufen beträgt. Einer dieſer beiden Halb⸗ 
bauern beſitzt auch /e des großen Vorwerks. — H) Aus 5 der Kämmerei zu 
Stargard gehörigen Koſſatenhöfen, von denen jedoch 1 mit dem Halbbauerhofe E 
vereinigt iſt, ſo daß nur noch 4 beſonders beſeſſen werden. — I) Aus einem dem 
Raths geistlichen Lehn gehörigen Koſſatenhof, der jedoch mit dem Halbbauerhof F. 
verbunden iſt. 

Demnach beſteht die Dorfſchaft Hansfeld jetzt faktiſch: — 

1. Aus 17 Vollbauerhöfen, unter welchen ein Doppelbauer C, D, G 2a. 
2. Aus 4 Halbbauerhöfen E, F, G 2b. 
3. Aus 4 Koſſaten H. 
Dazu kommen noch 
4) 15 zur Weide berechtigte Büdner; 5) eine dem Inhaber eigenthümlich 
gehörende Schmiede; 6) ein Etabliſſement, die Schäferei genannt; 7) die der Käm⸗ 
Landbuch von Pommern; Thl. IL, Bd. v. 2 


10 Der Saziger Kreis. 


merei Stargard zuſtehenden Krug⸗Grundſtücke; 8) die Pfarre, Kirche und Küſter⸗ 
ſchule; 9) die Schulzen⸗Ländereien; 10) eine zu Carolinenthal gehörige Wieſe. 

Das Dorf enthält nach dem Feüer⸗Verſicherungs⸗Kataſter 88 Feüerſtellen, 
32 Scheünen, 26 Ställe, welche mit 35.775 Thlr. verſichert ſind, einſchließlich der 
% vor einigen Jahren erbauten Windmühle, deren Verſicherung 1500 Thlr. 
eträgt. 


Das Kämmerei⸗Vorwerk A. ward im Jahre 1780 einer erneüerten Vermeſſung 
unterworfen, und an urbarem Acker 482 Mg. 133 Ruth., an Gartenland 0.130, 
an Feldwieſen 6.0, an zweiſchnittigen Wieſen 24.95, an einſchnittigen 21.125, an 
Hofraum, Waſſer⸗ und unnutzbaren Stücken 2.140, in Summa 538 Mg. 83 Rth. 
groß gefunden. Mit allen dazu gehörigen Gebaüden und Bewährungen, Weiden, 
Rechten und Gerechtigkeiten, wie ſolche bisher von den Zeitpächtern genutzt werden, 
oder hätten genutzt werden können, ward das Vorwerk auf Grund des am 8. Ja⸗ 
nuar und 18. Februar 1793 abgehaltenen Licitations⸗Protokolls, durch Vertrag vom 
4. Juni 1795, beſtätigt den 18. Juni und 13. Juli 1795, dem Lehnſchulzen Gott⸗ 
lieb Robe, aus Klempin, in Erbpacht gegeben. Der Erbpächter zahlte Thlr. 869. 
23 Ggr. 6 Pf. als Erbſtandsgeld und übernahm einen jährlichen Canon von 
242 Thlr., zahlbar von Trinitatis 1793 an gerechnet. Das Erbpachtrecht umfaßte 
auch das zum Vorwerke gehörige Fiſcherhaus und die weiter unten zu nennenden 
6 Seen, nebſt dem See auf Schwendter Feldmark. Für Ausübung der Fiſcherei⸗ 
Gerechtigkeit in dieſen Gewäſſern wurden 24½ Thlr. jährlichen Canons feſtgeſetzt. 
In der Folge gehörte das Vorwerk dem Dekonomie⸗Rath Johann Gottfried Krüger. 
Dieſer trat im Jahre 1817 mit den 16 baüerlichen Wirthen zu Hansfeld wegen 
Verkaufs des Vorwerks in Unterhandlung, doch kam das Geſchäft erſt durch den 
Vertrag vom 8. April 1819, beſtätigt den 10. April 1821, zu Stande, kraft deſſen 
die Bauern das Vorwerk für einen Kaufpreis von 9000 Thlr. übernahmen. Von 
dem Canon haben ſie in 2 Terminen, 1819 und 1822, Thlr. 47. 7. 7 Pf. abge⸗ 
löſt, ſo daß derſelbe, laut Hypothekenſchein vom 17. October 1826, excl. des Canons 
für die Fiſchgewäſſer, nur noch Thlr. 194. 16. 5 Pf. beträgt, zu deſſen Erlegung 
ſie ſolidariſch verpflichtet wurden, und der bei der Statt gefundenen Separation 
ſpeciell unter ſie vertheilt iſt. Bei der 1831 vollzogenen und unterm 5. Auguſt 
1835 beſtätigten Regelung der gutsherrlichen und baüerlichen Verhältuiſſe wurde 
den Beſitzern des Guts das volle und unbeſchränkte Eigenthum deſſelben verliehen, 
in Aufhebung und Löſchung der Erbpacht⸗Eigenſchaft gewilligt und geſtattet, daß 
das Folium des ganzen Guts im Hypothekeubuche geſchloſſen werde. Der Erbpacht⸗ 
Canon von Thlr. 13. 20. 8 ¼ Pf. für jeden Beſitzer, incl. des Seen⸗Canons, wurde 
in eine unveränderliche Rente verwandelt, welche mit den übrigen Abgaben zugleich 
an die Kämmerei⸗Kaſſe abgeführt werden ſoll und Rubr. II. im Hypothekenbuche auf 
die Bauerhöfe eingetragen iſt. Die ſolidariſche Verbindlichkeit ward gleichzeitig auf⸗ 
gehoben. Drei Parcelen vom Vorwerk haben die Beſitzer 1826 zur Anſiedlung von 
Büdnern verkauft. 


Nachdem bereits durch Receß vom 18. October 1822, beſtätigt den 23. No⸗ 
vember 1823 die baüerlichen Wirthe die ihnen obgelegenen Burgfuhren, für jeden 
Bauer in zwei Tagen, für den Halbbauer in einer eintägigen Fuhre beſtehend, gegen 
Entrichtung einer Geldrente von 1 Thlr. 2. 6 Pf., bezw. der Hälfte dieſes Be⸗ 
trages, abgelöſt hatten, ſo ward bei der oben erwähnten Regulirung der gutsherr⸗ 
lichen und baüerlichen Verhältniſſe auch den 15 der Kämmerei gehörigen Vollbauern 
das vollſtändige Eigenthum ihrer Höfe verliehen, mit Aufhebung aller oben ange⸗ 
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führten Beſchränkungen von 1805. Auch das Vorkaufsrecht und die Laudemial⸗ 
Verbindlichkeit ward gegen ein Ablöſungs⸗Kapital von 22 ¼ Thlr. oder eine jähr⸗ 
liche Rente von 27½ Sgr. aufgehoben und nur feſtgeſetzt, daß die Beſitzer nicht 
befugt ſein follten, die Höfe über ; des Werths der Taxe zu verſchulden, welche 
nach den bei der Königl. General⸗Commiſſion obwaltenden Grundſätzen errichtet 
werden würde. 


Nebſt einem theilweiſe bereits abgezahlten, theilweiſe mit 4 Procent zu ver⸗ 
zinſenden Abfindungs⸗ und Hofwehrgelde zum Geſammtbetrage von Thlr. 5682. 
28. 9 Pf. übernahmen die Bauern, außer den ungetheilten Abgaben an den Staat 
und die Geiſtlichkeit, noch an die Kämmerei für Dienſtgeld, Fleiſchzehend, Rauch⸗ 
hühner und abgelöſte Fuhren 369 Thlr. 10 Sgr. zu zahlen, wozu der Doppelbauer 
50 Thlr., einer 20 Thlr. 10 Sgr., die übrigen 13 jeder 23 Thlr. beitragen. 


Der Vollbauer unter D, die Halbbauern unter E und F, und die Koſſaten 
unter H und I find in einem beſondern Receſſe nach den Grundſätzen und Vor⸗ 
ſchriften des Ediets vom 14. September 1811, und zwar gegen eine jährliche unver⸗ 
änderliche Rente regulirt, welche vom Halbbauerhofe 16 Thlr., vom Koſſatenhofe 
8 Thlr., von einem aus beiden vereinigten Hofe alſo 24 Thlr. beträgt. Die Ab⸗ 
gaben an den Staat ſind dabei ſchon in Abzug gekommen. Der Beſitzer des, der 
Kämmerei gehörigen Halbbauerhofes entrichtet jedoch ſeit langer Zeit jährlich 1 Thlr. 
15 Sgr. an die Pfarre zu Hansfeld, und ein Koſſat 1 Thlr. 5 Sgr. an das St. 
Jürgen⸗Hospital zu Stargard. Dieſe Abgaben werden von ihnen beibehalten, 
jedoch von der Rente in Abzug gebracht. Der früher dem Marien großen Kaſten 
gehörige combinirte Halbbauer- und Koſſatenhof zahlte natürlich die Rente an die⸗ 
ſen, die übrigen an die Kämmerei. 


So find alſo ſämmtliche baüerliche Wirthe von Hansfeld, welche der Kämme⸗ 
rei gehörten, völlig freie Eigenthümer geworden, und von allen gutsherrlichen Ge⸗ 
rechtſamen bleibt außer der Jagd, Straßengerechtigkeit, Polizei⸗Jurisdiction und 
dem Patronate, in welchem Nichts geändert iſt, nur noch das Recht auf diejenigen 
Abgaben, welche in den Recefjen feſtgeſetzt worden find. 


Was die, der Erſten Gröningſchen Teſtaments⸗Stiftung gehörigen, in Hansfeld 
belegenen, Liegenſchaften betrifft, ſo verhält es ſich damit, wie folgt: — Peter 
Gröning hatte in der, mit ſeiner erſten Ehegenoſſin Margarethe, geb. Friedrichs, 
am 7. Juni 1625 errichteten letztwilligen Dispoſition verordnet, daß die darin für 
fromme und milde Zwecke legirten 4100 Fl. bei der Kämmerei⸗Kaſſe beſtätigt wer⸗ 
den ſollten, wie es denn auch geſchehen iſt. Allein die Drangſale des 30jährigen 
Krieges und die Verwüſtung, welche die große Feüersbrunſt von 1635 in der Stadt 
angerichtet hatte, nöthigte den Magiſtrat, jenes Stiftungs⸗Kapital nicht blos anzu⸗ 
greifen, ſondern zur Deckung der dringendſten, unabweisbarſten Bedürfniſſe gänzlich 
zu verwenden. Die Stiftung eines ihrer edelſten Mitbürger und langjährigen 
Rathsverwandten konnte die Stadt Stargard nicht ohne Entſchädigung laſſen. So 
geſchah es, daß die Stadt in dem Creditoren⸗Abſchied von 1644 dem Stifte das 
oben erwähnte Vorwerk oder Ackerwerk mit 3 Bauerhöfen in Hansfeld zum erb⸗ 
lichen Eigenthum abtrat. Anderthalb Jahrhunderte lang wurden dieſe Liegenſchaften 
durch Verpachtung auf Zeit genutzt, dann aber im Jahre 1795 zu Erbpachtrechten 
verliehen gegen Entrichtung eines Erbſtandsgeldes von 1512 Thlr. und eines jähr⸗ 
lichen Canons von 218 Scheffel Roggen, der nach dem Stargarder Martini⸗Markt⸗ 
preiſe des vorhergegangenen Jahres in Gelde abzuführen war. Im Jahre 1828 
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waren die oben unter Lit. G. genannten Perſonen im Beſitz des erblichen Nutzungs⸗ 
rechts des Gröningſchen Ackerwerks o. p. zu den Antheilen, die dort angegeben find, 
wobei den Adminiſtratoren der Erſten Gröningſchen Teſtaments⸗Stiftung, als Ver⸗ 
treter des Obereigenthümers, das Vorkaufsrecht, fo wie ein Laudemium von 2 ½ Thlr. 
für jedes Achtel, im Fall der Verzichtleiſtung auf das Erbpachtrecht, vorbehalten 
blieb. Damals trugen die Erbpächter auf Ablöſung eines Theils des Canons an, 
worauf die Stiftungs⸗Verwaltung bereitwillig einging, in Folge deſſen am 20. De⸗ 
cember 1828 ein Vertrag zu Stande kam, kraft deſſen der Canon um 54 Scheff. 
Roggen vermindert wurde, ſo daß, nach dieſer Ablöſung, noch 164 Scheffel verblie⸗ 
ben, die nach bisheriger Weiſe in zwei Terminen in Gelde abzuführen waren. Als 
Entſchädigung gewährten die Erbpächter durch baare Einzahlung ein Kapital von 
600 Thlr., deſſen Zinſen zu 4 Procent 24 Thlr. betragen, und eine jährliche Geld⸗ 
rente von 45 Thlr., was zuſammen 69 Thlr. ausmachte, womit nach dem damaligen 
Durchſchnitts⸗Kornpreiſe von Thlr. 1. 8. 3¼ Pf. der Ausfall an Natural⸗Canon 
gedeckt war. Dieſer Receß iſt von Oberaufſichtswegen durch die Königl. Regierung 
zu Stettin unterm 14. März, und von der Königl. General⸗Commiſſion für Pom⸗ 
mern am 15. April 1829 beſtätigt worden. 

Die Stadt Stargard war, zufolge eines Judicats, verbunden, ſo oft bei dem, 
der Erſten Gröningſchen Teſtaments⸗Stiftung zugehörigen Vorwerke zu Hansfeld 
und den drei Stifts⸗Bauerhöfen daſelbſt, nothwendige Neü⸗ und Reparaturbauten 
vorfielen, das dazu erforderliche Holz unentgeldlich anweiſen und verabfolgen zu 
laſſen. Dieſe, der Stadtforſt ſehr beſchwerliche Holzgerechtigkeit wünſchte die Stadt⸗ 
gemeinde von ihrem Walde abzuwälzen. Zu dem Endzweck wurde unterm 10. März 
1827 ein Ablöſungs⸗Receß geſchloſſen, kraft deſſen die erblichen Nutznießer der 
Gröningſchen Liegenſchaften auf jene Holzberechtigung ihrem ganzen Umfange nach 
Verzicht leiſteten. Die Berechtigten wurden mit einer auf 36⅜ Thlr. in Pauſch 
und Bogen verglichene jährliche Geldrente abgefunden und entſchädigt, zahlbar vom 
Jahre 1826 ab. Die Vorwerks⸗ 2c. Beſitzer hatten von der Stadt wegen des, in 
früherer Zeit zu Carolinenthal gelegten, Hinterlandes auch noch jährlich 10 Thlr. 
zu empfangen, dagegen wiederum an dieſelbe a) für die Straßengerechtigkeit 1 Thlr. 
und von einer Wurth 20 Sgr. zu entrichten. Beide ſind überein gekommen, daß 
der Überſchuß von 8 Thlr. 10 Sgr. den übrigen 36 Thlr. 20 Sgr. zugeſetzt, und 
demnach vom Jahre 1827 an von der Stadt überhaupt 45 Thlr. jährlich gezahlt 
werden. Die ganze Geldrente der 45 Thlr. wird von den Vorwerks⸗Beſitzern dem 
Erſten Gröningſchen Stift auf den an daſſelbe zu entrichtenden Canon überwieſen, 
wogegen die Stadt ſich verpflichtet hat, ſolche als Selbſtſchuldnerin zu übernehmen 
und an die Kaſſe des gedachten Stifts zu berichtigen. Auch dieſer Vergleich wurde 
von der Königl. Regierung unterm 24. Juli 1827 und von der General⸗Commiſſion 
am 15. April 1829 beſtätigt, und vervollſtändigt unterm 21. März 1835. Eine ganz 
ähnliche Ablöſung einer Holzgerechtigkeit hat bei einem der Gröningſchen Bauerhöfe 
Statt gefunden. Dieſem Hofe, welcher laut Contracts vom 28. Februar, beſtätigt den 
18. April 1805 Seitens der verwittweten Frau Bürgermeiſter Hartmann, geb. 
Weinrich, als Beſitzerin des Gröningſchen Vorwerks zu Hansfeld in Erbpacht gege⸗ 
ben worden war, war zugleich das Recht abgetreten worden, von der Kämmerei zu 
Stargard das, zur Unterhaltung der zu dem Bauerhofe gehörigen Gebaüde erforder⸗ 
liche Bau⸗ und Reparaturholz gegen Entrichtung des gewöhnlichen Anweiſegeldes 
unentgeldlich zu empfangen. Dieſes Recht hat vom 1. Januar 1836 ab, gegen eine, 
von der Kämmerei⸗Kaſſe zu leiſtende jährliche Entſchädigungs⸗Rente von 14 Thlr. 
aufgehört, laut Contracts vom 1. April, beſtätigt den 29. October 1835. 
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Die Feldmark Hansfeld gränzt gegen Weſten an die Stadtfeldmark von Star⸗ 
gard und an Wittchow, im Süden an Kremzow, im Oſten an Schöneberg und 
Treptow, im Norden an Carolinenthal. Die Gränzen ſtehen üb erall feſt. Stellen⸗ 
weiſe werden dieſe von der Ihna, an anderen Stellen vom Krampehl gebildet. In 
der Feldmark liegen mehrere Fiſchgewäſſer, die eigene Namen fü hren; fo der große 
See, der Schulzen⸗ Hege⸗, Dick-, Lange⸗ und der Runde (Ruhnen⸗) See, die zuſam⸗ 
1 0 genommen 85 Mg. 64 Ruth. begreifen, davon der größte See die Hälfte 
enthält. 

In Hansfeld hat eine theilweiſe Separation Statt gefunden. Der darüber 
ausgefertigte Receß iſt unterm 28. Juni 1836 beſtätigt worden. Nach der, Behufs 
dieſer Separation vorgenommenen, Vermeſſungen enthält — 
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2 Mg. Lehmgr. — —— — — ., 6. 23 — 12 6. 126 — 12. 61 
17. Die Nichtſeparant. 6. 105 7. 42 A. 28. 12011887, 341268. 781 601. 94167. 12012867. 53 


Die Kirchenländereien gehören dem unter Nr. 9 genannten Halbbauer David 
Wichmann als Erbzinsmann. Sie begreifen aber nicht den, oben im Eingange 
dieſes Artikels unter D aufgeführten, der Hansfelder Mutter⸗ und der Zarziger 
Tochterkirche gemeinſchaftlich gehörigen Vollbauerhof, der nicht ſeparirt iſt, ſo daß 
deſſen Flächengehalt unter Nr. 7, den Nichtſeparanten ſteckt. — Die Schule ſteht, 
außer den zu ihrer beſſern Ausſtattung überwieſenen, im Obigen unter Nr. 3 be⸗ 
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zeichneten Grundſtücken an Acker und Wieſen noch die Berechtigung zu, 2 Kühe und 
1 Stück Jungvieh, dieſes gleich / Kuh gerechnet, auf die, den in Gemeinheit ge⸗ 
bliebenen Wirthen zugefallenen, Hütungsfläche weidefrei weiden zu dürfen. Außerdem 
erhält der Schullehrer 12.000 Soden Torf und 2 Klafter Kiefern⸗Klobenholz, welches 
Brennmaterial von den Hofbefigern angekauft wird. Der Geldbetrag wird nach 
der Hufenzahl vertheilt und zuſammen gebracht und auch die Anfuhr erfolgt auf 
gleiche Weiſe. 

Vor der im Vorſtehenden nachgewieſenen Theil⸗Separation ſteüerte Hansfeld 
von 25¼ reduce. Landhufen, an landesherrlichen Abgaben 466 Thlr. 9 Pf., näm⸗ 
lich 362 Thlr. 9 Pf. Contribution und 104 Thlr. Cavaleriegeld; nach der Regelung 
haben ſich dieſe Realabgaben an den Staat für das ehemalige Kämmerei⸗Vorwerk 
von 4% Landhufen nach 8 3 des Kultur⸗Edicts vom 14. September 1811 wegen 
vermehrter Rendantur⸗Koſten, um 4 Procent erhöht, ſo daß ſeit der Regelung vom 
Jahre 1835 ab die Grundſteüer Thlr. 469. 5. 9 Pf. betragen hat, wobei das 
Gröningſche Gut mit Thlr. 55. 11. 11¼ Pf. betheiligt geweſen iſt. 


Was die Abgaben an die Geiſtlichkeit betrifft, ſo werden, nach der Beſtimmung 
des Art. 16 der Declaration vom 29. Mai 1816 bei einer Separation nur diejeni⸗ 
gen vertheilt, welche unter dem Pfarrzehnt und Meßkorn begriffen werden, wogegen 
die perſönlichen Abgaben, wie Vierzeitengeld und der Fleiſchzehnt dem baüerlichen 
Beſitzer verbleiben. Matrikelmäßig empfängt von ganz Hansfeld der Prediger 
66 Scheff. 2 Mtz. und der Küſter 14 Scheff. 4 Mtz, zuſammen 80 Scheff. 6 Mtz. 
Roggen als Meßkorn, wozu das Gröningſche Stiftsgut bezw. 7. 14. und 1. 12 
und die Gröningſchen Stiftsbauern bezw. 5. 14½ und 1. 4% beitragen, letz⸗ 
tere incl. der dieſen Höfen beigelegten Ländereien vom ehemaligen Kämmerei⸗ 


Vorwerk. 

In der Verbindlichkeit der baüerlichen Wirthe zur Leiſtung der Communal⸗ 
Laſten, ihren Leiſtungen an die Gutsherrſchaften als Eigenthümer ihrer Höfe ſowol 
als des Vorwerks, und ihren Verbindlichkeiten zu den Pfarr, Kirchen: und Küſte⸗ 
rei⸗Bauten iſt durch den Receß vom 28. Juni 1836 nichts geändert, und nur die 
darin ausdrücklich bezeichneten Abänderungen ſind iu Kraft getreten. Rückſichtlich 
der Beitrags⸗Verbindlichkeit zu den Communal⸗Laſten ift Folgendes unter den In⸗ 
tereſſenten verabredet und ſeſtgeſetzt: Spann⸗ und Handdienſte werden von ſämmt⸗ 
lichen Wirthen und den beiden Vorwerken der Reihe nach dergeſtalt geleiſtet, daß 
jedes Vorwerk nur ebeu ſoviel verrichtet, als ein Bauer. Die 4 Koſſatenhöfe, die 
als ſolche beſeſſen werden, ſind von allen Geſpanndienſten frei und tragen nur zu 
den Handdienſten in dem angegebenen Verhältniſſe bei. Inſoſern Geldbeiträge auf⸗ 
zubringen ſind, werden ſelbige von den beiden Vorwerken und den baüerlichen 
Wirthen nach den Huſen vertheilt anfgebracht. Ebenſo verhält es ſich bei den 
Leiſtungen zu Pfarr⸗, Kirchen und Küſterbanten, bei denen die Spann⸗ und Hand⸗ 
dienſte gleichfalls der Reihe uach geleiſtet werden. Da die Kirche zeither noch hin⸗ 
reichendes Vermögen gehabt hat, ſo iſt der Fall noch nicht vorgekommen, wo beſon⸗ 
dere Baukoſten haben aufgebracht werden müſſen. Sollte dieſer Fall vorkommen, 
ſo haben die Intereſſenten ausdrücklich erklärt, ſich den allgemeinen Landesgeſetzen 
unterwerfen zu müſſen. N 

Einer der ſeparirten Bauern, der in der obigen Tabelle unter Nr. 6 genannt 
Michael Friedrich Krüger hat von der, anf feinem Hofe, zu Gnnften der Kämmerei⸗ 
Kaſſe haftenden Geldrente von 23 Thlr. 27 Sgr. einen kleinen Theil, nämlich 
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3 Thlr. 27 Sgr., durch Kapital⸗Einzahlung zum 25fachen Werth der Rente mit 
97 Thlr. 15 Sgr. abgelöſt, jo daß die jährliche Rente nur noch 20 Thlr. beträgt. 
Der darüber handelnde Receß iſt vom 9. Mai, beſtätigt den 19. Juli 1842. 

Bei der Bonitirung der Hansfelder Feldmark ſind 5 Klaſſen angenommen. 
Die 1ſte Klaſſe wurde im 6jährigen Düngungs⸗Zuſtande zu folgendem Einfall und. 
Ertrag angeſprochen: 


Jahr I. Weizen . Einfälle 18 Me. |dtes Korn, 1040 Pfd. Stroh 
„ P 9 N „heiiese, KO, 3 
„ III. Brache / mit Erbſen 14 „ 4tes „ 

” IV. Roggen Bi ” 47 ” 1100 ” ” 
” * Hafer n 22 ” 4 7 ” 540 „ . 
„ e eee eee 5 


Die übrigen Bodenklaſſen entſprechen im Allgemeinen der iſten, Zten, öten 
und 6ten Klaſſe des Stadthufenfeldes. Unter der Hansfelder Hütung befinden ſich 
150 Mg. 14 Ruth. torfhaltige Flächen. Die Fiſcherei in den oben erwähnten Seen 
ſteht den 16 Beſitzern des großen Kämmerei⸗Vorwerks gegen eine, im Erbpacht⸗ 
Canon enthaltene, Fiſcherei⸗Pacht von 24 Thlr. 15 Sgr. allein zu. 

Seit dem Abſchluß der Theil⸗Separation von 1836 ſind in Hansfeld große 
Veränderungen vorgegangen. Nicht allein in der Vertheilung der Kulturarten haben 
dieſe Veränderungen Statt gefunden; es iſt auch ein ganzer Bauerhof abgezweigt 
und mit Carolinenthal vereinigt worden. Darum iſt auch die Feldmark jetzt klei ner, 
als damals. 

Nach den Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Regiſtern pro 1. Januar 1865 enthält 
die Feldmark Hansfeld — an Ackerland 2962,08 Mg., an Gärten 2,68 Mg., an 
Wieſen 1433,50 Mg., an Weiden 29,86 Mg., an Waſſerſtücken 75,61 Mg., an 
ſteüerpflichtigen Liegenſchaften überhaupt 4328 Mg., an ſteüerfreien 174,74, zuſam⸗ 
men 4503,73. Dazu kommen noch an Wegen ꝛc 96,40, an Gewäſſern 15,81, an 
Hof⸗ und Bauſtellen 34,68; im Ganzen 4650,63 Mg. 

Der Reinertrag pro Morgen iſt ermittelt, beim Acker zu 34, bei den Gärten 
zu 90, bei den Wieſen zu 35, den Weiden zu 14, bei den Waſſerſtücken zu 6 Sgr.; 
im Durchſchnitt der ſteüerpflichtigen Grundſtücke zu 33 Sgr., der ſteüerfreien zu 
45 Sgr., im Durchſchnitt beider zu 34 Sgr., und der geſammten Feldmarksfläche 
zu 33 Sgr. 

Zur Grundſteüer veranlagt ſind die ſteüerpflichtigen Grundſtücke mit Thlr. 463. 
23. 7 Pf., oder im Durchſchnitt jeder Morgen mit 3 Sgr. 2 Pf. Steüerpflichtige 
Wohngebaüde gibt es 77 und gewerbliche 5. Davon werden Thlr. 51. 12 Sgr. an 
Gebaüdeſteüer erhoben, ſteüerfreie Gebaüde ſind 71 vorhanden. In der Feldmark 
ſind 58 Beſitzer mit 251 Beſitzſtücken angeſeſſen. 

Aus der früheren Vergangenheit von Hansfeld iſt noch zu bemerken, daß in 
jenen Tagen des 30jährigen Krieges, welcher ſo viel Trübſal auch über Stargard 
gehaüft hat, die Kämmerei ſich genöthigt ſah, auch von Chriſtian Püttmann, Bür⸗ 
ger und Gewandſchneider⸗Meiſter daſelbſt, ein Kapital von 200 Thlr. aufzunehmen, 
zu deſſen Verzinſung, bezw. Deckung, demſelben in dem Creditoren⸗Abſchiede von 
1644 ein Partikelgut in Hansfeld überwieſen worden war. Des Glaübigers Sohn 
und Erbe, Chriſtian Püttmann, Kurfürſtl. und Pommerſcher Hof- und Conſiſtoriial⸗ 
Rath, einigte ſich mit dem Magiſtrate, durch Vergleich vom 22. Mai 1699, dahin, 
daß er das Hansfelder Pfandſtück gegen ein anderes, auf der Stadtfeldmark Star⸗ 
gard belegenes Kämmerei⸗Grundſtück, die Roſenowſche Wieſe genannt, eintauſchte, 
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und zwar auf die Dauer von 30 Jahren, nach deren Ablauf es der Stadtgemeinde 
freiſtehen ſollte, das Pfandſtück einzulöſen. 

Im Jahre 1867 iſt in Hansfeld der Neübau eines Küſterſchulhauſes noth⸗ 
wendig geworden. Gewöhnlich enthält ein Schulhaus auf dem platten Lande an 
Wohnungsraümen für den Lehrer eine Wohnſtube, zwei Kammern und die Küche. 
Im vorliegenden Falle ſoll — (nach mündlicher Erzählung) — die Königl. Regie⸗ 
rung die Anlegung einer bewohnbaren Giebelſtube angeordnet haben, wodurch, ſo 
meinte man, die Baukoſten um 400 Thlr. erhöht würden — (wol übertriebene 
Schätzung) — die geſpart werden könnte, da ein Dorfſchulmeiſter mit jenen Wohn⸗ 
raümen der gewöhnlichen Einrichtung ſich begnügen könne und es müſſe! 

N 755 der am 3. December 1864 vorgenommenen Volks⸗ und Viehzählung 
enthielt: 

Einw. Geb. Wohnh. Pferde Rind. . Zieg. Bi h 

Hansfeld, das Dorf.. 524 141 11 5 1 And, SUB Su 


Das Fiſcherſche Mühlenweſen 22 3 1 69 216 1770 235 51 38 
Der ausgebaute Succowſche 
Bauerhoe . 8 3 1 


— BERGE: EEE 
Im Ganzen 554 147 73 


Unter den Gebaüden befinden ſich 5 öffentliche — Kirche, Schule, Armenhaus, 
2 Gemeindehaüſer, — und 142 Privat⸗Gebaüde, nämlich 73 Wohn-, 3 Fabrik⸗ und 
66 Wirthſchafts⸗Gebaüde. — Unter den Pferden 61 Arbeits⸗Pferde, 1 Zuchthengſt, 
7 Fohlen; unter den Rindern 3 Zuchtſtiere, 163 Kühe, 6 Ochſen, 44 Jungvieh; 
unter den Schafen 1504 Merinos. 


Carolinenthal, Vorwerk, beinahe ½ Mile. von Hansfeld gegen Nord⸗ 
often, Mln. von Stargard gegen Diten, unfern des Krampehl, linkes Ufer. 
Das im Artikel Hansfeld erwähnte kleine Kämmerei⸗Vorwerk daſelbſt ward mittelſt 
Vertrages vom 29. December 1772 an den Kämmerer Michael Friedrich Maſke 
gegen einen Canon von 175 Thlr. zu Erbpachtrechten ausgethan, wogegen es aus 
den Stadtforſten alles nöthige Bau⸗, Reparatur⸗ und Bewährungs⸗Holz, wie auch 
24 Fuder Brennholz unentgeldlich erhielt. Maſke verkaufte mittelſt Vertrages vom 
20. December 1785 das erbliche Nutzungsrecht an dem Kämmerei ⸗Vorwerke bei 
Hansfeld für 2500 Thlr. an ſeinen Schwiegerſohn, den Oconomen Paul Friedrich 
Havenſtein. Bemerkenswerth iſt es, daß in der unterm 22. December 1785 aus⸗ 
gefertigten Beſtätigung von Bürgermeiſter und Rath der Stadt Stargard der Ca⸗ 
non um 50 Thlr. niedriger als in dem Erbpachtvertrage von 1772, nämlich zu 
125 Thlr. angegeben iſt, ohne daß man erfährt, was zu dieſer Ermäßigung veran⸗ 
laßt hat, wenn ſie nicht, wie aus ſpäteren Verhandlungen vermuthet werden kann, 
auf einem Schreibfehler beruhet. Im Jahre 1790 ward das Vorwerk an einen 
Hofrath, Namens Krauſe, verkauft, der es zum Wittwenſitz ſeiner Ehegenoſſin Ca⸗ 
roline, geb. Mittag, beſtimmte, und ihr nun den Namen Carolinenthal gab, es 
jedoch 1793 an den Beſitzer des Gutes Schöneberg, Carl Friedrich v. Wedel, 
verkaufte. Dieſer entſagte in einem am 17. September 1794 errichteten Vergleiche 
dem ihm aus der Stadtforſt zuſtehenden Holze, wogegen ihm der Magiſtrat die auf 
der Hütung ſtehenden Eichen, die Jagd innerhalb der Feldmark, die Gerichtsbarkeit 
und die Befugniß zugeſtand, ohne Conſens Schulden auf das Vorwerk zu machen 
und in dem Hypothekenbuche eintragen zu laſſen, doch ſo, daß der Canon von 
175 Thlr. ſtets die erſte Hypothek bilde. Das den 12ten Theil des Canons betra⸗ 
gende, bei jeder Veränderung des Erbpächters zahlbare Laudemium, ſo wie auch die 
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Confirmation der über das Gut zu ſchließende Veraüßerungs⸗Verträge blieb be⸗ 
ſtehen. Der Flächeninhalt des Gntes betrug nach der Vermeſſung im Jahre 1771 
an Gärten 3 Mg. 10 Ruth., an Wurthen 27. 15, an Ackerland 272. O, an Wieſen 
22. 8, an Weiden 209. 57, an Seen 4. 80, an Unland 0. 168, im Ganzen 538 
Mg. 158 Ruth. 


Ein nachfolgender Beſitzer von Carolinenthal war der Landſchafts⸗Director 
Otto Friedrich Fürchtegott v. Bonin, der das Gut, laut Contracts vom 2. Juli 
1805, mit Einſchluß des Inventariums für ein Kaufgeld von 18.600 Thlr. erblich 
an den Amtmann Johann Georg Chriſtian Sohns verkaufte. Nach deſſen bald 
darauf erfolgenden Ableben fiel Carolinenthal durch Erbfolge au ſeine hinterbliebene 
Wittwe Caroline Juliane, geb. Semsdorf und ihre zwei Kinder. Dem wechſelſeitigen 
Teſtament zufolge, welches der Amtmann Sohns am 24. November 1805 errichtet 
hatte, publ. den 28. Januar 1806, ſollte die Wittwe auf ihre Lebenszeit, ſo lange 
fie nicht zur zweiten Ehe ſchreite, den unumſchränkten Genießbrauch dieſes Gutes, 
ſowie des ganzen Vermögens, behalten, nach ihrem Tode aber dieſes Gut dem 
Sohne Johann Chriſtian Sohns, für den Werth von 18.600 Thlr. zufallen, und 
davon ſeine Schweſter Charlotte Friederike, verehelichte Oberbürgermeiſter Ring ab⸗ 
finden; hingegen die zeitige Wittwe, im Fall ſie ſich wieder verheirathete, das Gut 
ſogleich dem Sohne abtreten, und das geſammte Vermögen mit ihren beiden Kindern 
ſich dergeſtalt theilen, daß ſie die eine Hälfte und die beiden Kinder die andere 
Hälfte des Vermögens erhalten. vi deer. vom 20. Mai 1807 iſt das Beſitzrecht 
derſelben unter dieſen Beſtimmungen eingetragen, laut Hypothekenſcheins vom 
24. Juli 1811. — Ein nachfolgender Beſitzer von Carolinenthal war Ernſt Friedrich 
Wilhelm Köbke, ſpäter in Wulkow, der das erbliche Nutzungsrecht ums Jahr 1826 
an Johann Wilhelm Julius Kundenreich verkaufte, der zugleich ein Mitbeſitzer des 
Gröningſchen Stifts⸗Vorwerks in Hansfeld war. Dann, und zwar im Jahre 
1850, wird der Gutsbeſitzer Ludwig Chriſtian Heinrich Holſten, zu Pantelitz, Kreis 
Franzburg, als Eigenthümer von Carolinenthal genannt. Dieſer ſcheint bis 1854 
im Beſitz des Gutes geblieben zu ſein, in welchem Jahre das Vorwerk für 
40.000 Thlr., wovon 8000 Thlr. auf die Mobilien gerechnet ſind, an Alexander 
Franz Friedrich Johann v. Natzmer verkauft worden iſt. Laut Hypothekenſcheins 
vom 12. März 1864 hat der Beſitzer Alexander v. Natzmer den Bauerhof Hansfeld 
Nr. 6 von den Schulz Ungerſchen Eheleüten mittelſt Vertrages vom 10. September 
1861 für 10.000 Thlr. erkauft, und iſt ſolcher, nach erfolgter Schließung des 
desfalſigen Hypotheken-Foliums, als Pertinenz von Carolinenthal zugeſchrieben, ex 
deer. vom 23. October 1862. Ferner hat Natzmer von dem dieſem Gute zuge⸗ 
ſchriebenen früher Schulz Ungerſchen Bauerhofe eine Aderparcele von 61 Mg. 74 Ruth., 
inel. Steinbahn, mittelſt Vertrages vom 24. Juni 1863 an den Bauer Hirſekorn 
abvertauſcht, und dagegen von demſelben: und zwar von deſſen Bauerhofe Hansfeld 
Nr. 7 eine Ackerparcele von 53 Mg. 36 Ruth. eingetauſcht und 1000 Thlr. zuge⸗ 
zahlt erhalten, weshalb die erſte Parcele im Hypothekenbuche ab⸗ und dem 
Bauerhofe Hansfeld Nr. 7 zu- und die letzte Parcele, nach erfolgter Abſchreibung 
von dem Bauerhof Nr. 7, dem Gute Carolineuthal zugeſchrieben iſt ex deer, vom 
4. November 1863. 


In Folge dieſes Grunderwerbes bezw. Austauſches, vermuthlich auch in Folge 
genaurer Areals⸗Beſtimmung, beſitzt das Gut Carolinenthal, nach den Grundſteüer⸗ 
Veranlagungs⸗Regiſtern de 1. Januar 1865 an Acker 787,39 Mg., an Gartenland 
5,43, an Wieſen 52,07, an Weiden 13,81, an Holzung 4,59, an ſteüerpflichtigen 
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Grundſtücken überhaupt 684,90 Mg. Dazu kommen an Wegen ꝛc. 3,93, an Waſſer 
10,86, an Hof⸗ und Bauſtellen ꝛc. 5,16. Daher Geſammtfläche . . 704,83 Mg. 
Der Reinertrag iſt vom Acker beim Morgen 39, bei den Gärten 60, den Wieſen 35, 
den Weiden 6, beim Holz 18, im Durchſchnitt aller Kulturarten 38 Sgr., Dei: 
15 Sgr. über dem mittlern Ertrage des ganzen Saziger Kreiſes. An neüer Grund⸗ 
ſteüer haften auf dem Gute Carolinenthal Thlr. 82. 21. 3 Pf., d. h. jeder Morgen 
ſteüert mit 3 Sgr. 7 Pf., d. i. 1 Sgr. 5 Pf. über dem Kreis⸗Durchſchnitt. An 
ſteüerpflichtigen Gebaüden ſind 5 Wohnhaüſer vorhanden, an ſteüerfreien 8. Jene 
ſind mit 6 Thlr. 12 Sgr. zur Gebaüdeſteüer veranlagt. 

Unter Nubr. II. des Hypothekenbuchs ſind eingetragen: Das der Kämmerei 
zu Stargard vorbehaltene Vorkaufsrecht bei weiterer Veraüßerung von Carolinen⸗ 
thal 23 Thlr. Rente, welche auf Grund des Receſſes vom 15. Auguſt 1833 zur 
Hälfte an die Kirche zu Hansfeld, zur andern Hälfte an die Zarziger Kirche zu 
zahlen iſt. Der urſprüngliche Canon von 175 Thlr. an die Kämmerei iſt unterm 
29. Auguſt 1853 durch 3508 Thlr. Rentenbriefs⸗Kapital abgelöſt und darum Caro⸗ 
linenthal der Rentenbank von Pommern rentenpflichtig. Dieſe Rentenpflichtigkeit 
erſtreckt ſich auch mit Bezug auf die zugekauften Hansfelder Grundſtücke, zufolge 
Receſſe vom 28. Februar 1855. Eingetragen ſind ferner Thlr. 35. 14. 1 Pf. noch 
gültiger Reſt der urſprünglich eingetragenen Thlr. 36. 2. 10 Pf. an die Kämmerei 
zu Stargard jqährlich zu zahlende Abgabe, nämlich 20 Thlr. Dienſtgeld, 1 Thlr. 
Fleiſchzehent, 2½ Sgr. Rauchzehnt, 1 Thlr. 27¼ Sgr. abgelöfte Burgfuhren, 
27 Sgr. für abgelöſtes Vorkaufsrecht und Laudemium, 11 Thlr. 17 Sgr. 1 Pf. 
Rente von dem Antheile des Kämmerei⸗Vorwerks. — Nach der ſtatiſtiſchen Auf⸗ 
nahme vom 3. December 1864 hatte Carolinenthal 5 Wohn- und 8 Wirthſchafts⸗ 
gebaüde; 16 Pferde, 31 Haupt Rindvieh, 880 Schafe, 16 Schweine. Die Ein⸗ 
wohnerzahl betrug 62 Seelen. 

Schwendt, Kirchdorf, am linken Ufer des Krampehl, und an der Star- 
gard⸗Zachaner Steinbahn, / Mle. von Stargard gegen Südoſten, beſteht aus 7 
(urſprünglich 8) Bauerhöfen, 12 Koſſaten, 1 Waſſermühle, 6 (urſprünglich 5) Büd⸗ 
nereien, 1 Kirche, welche Filia der Hansfelder Mater iſt. Zu derſelben gehören 
einige Landungen, die von der Bauerngemeinde dergeſtalt beſtellt werden, daß jeder 
Bauer oder Koſſat 2 Fuder Dung dazu hergibt und ſpäter das gewonnene Korn 
aus dem Stroh bringt. Das Stroh wird unter die Wirthe vertheilt, das Korn 
aber von den Kirchenvorſtehern zum Beſten der Kirche verkauft. Ferner iſt in 
Schwendt ein Familienhaus, aus 4 Wohnungen beſtehend, von denen 3 von den 
Hirten, die 4te vom Schullehrer bewohnt wird. Das Dorf enthält nach dem Feüer⸗ 
verſicherungs⸗Kataſter 42 Feüerſtellen, 24 Scheünen und 6 Ställe, welche mit 
19.675 Thlr. verſichert ſind. 

Die 8 Vollbauern hatten bereits im Jahre 1805 ihre Höfe unter den oben 
angegebenen Bedingungen zu Erbpachtrechten erhalten. Bei der im Jahre 1835 
Statt gefundenen, und durch den Receß vom 7. April 1837 beſtätigten, Regulirung 
der gutsherrlich⸗baüerlichen Verhältniſſe wurde der Gutsherrſchaft das Vorkaufs⸗ 
recht ſowol bei Verkaüfen des ganzen Hofes, als auch bei einzelnen Theilen vor⸗ 
behalten. Auch die Laudemial⸗Verbindlichkeit blieb beſtehen. Im Falle, daß ein: 
zelne Theile des Hofes vererbt oder veraüßert werden, muß das Laudemium bei 
dem erſten Vererbungsfalle nach dem Verhältniß des Werthes des einzelnen Theils 
zur Grundtare des ganzen Hofes, und bei Verkaüfen von dem Kaufpreiſe, bei ſpäte⸗ 
ren Vererbungen der Parcele von dem bei der erſten Abzweigung ermittelten Grund⸗ 
werthe, und bei Verkaüfen von dem Kaufpreiſe entrichtet werden, und geht daher 
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die Laudemial⸗ Verbindlichkeit von ſelbſt auf die einzelnen Theile des Hofes über. 
Die Ablöſung dieſer sub Rubr. II. des Hypothekenbuchs bemerkten Beſitzbeſchrän⸗ 
kungen wurde einem beſondern Verfahren vorbehalten und beſtimmt, daß bei Ab- 
löſung des Laudemiums das Vorkaufsrecht von ſelbſt wegſalle. Die bei den Höfen 
befindliche herrſchaftliche Hofwehr wurde den 8 Wirthen gegen Entrichtung des Tar⸗ 
werthes bereits 1805 eigenthümlich überlaſſen; außerdem hatte jeder ein Abfindungs⸗ 
Kapital von 300 Thlr. eingezahlt. Die auf jedem Bauerhofe haftende Verpflichtung 
zur Leiſtung von jährlich 2 Tagen Burgſuhren wurde durch Receß vom 21. No⸗ 
vember 1823 mit einer Geldabgabe von 1 Thlr. 27. 6 Pf., zahlbar an die Kämmerei⸗ 
Kaſſe abgelöft. 

Sechs Bauern und 10 Koſſaten haben an das Wir opſche Lehn zu Stettin be— 
ſtimmte Abgaben zu entrichten. Das Lehns⸗Curatorium machte deshalb dem Ma⸗ 
giſtrat die Gutsherrlichkeit über die Wirthe ſtreitig ). In einem, den 15. April 
1835 geſchloſſenen Vergleich überließ jedoch das Curatorium der Stadt Stargard 
alle gutsherrlichen Rechte im Dorfe Schwendt, als: die Gerichtsbarkeit, die Polizei⸗ 
Obrigkeit, Patronat, Jagd, Fiſcherei, Straßengerechtigkeit und entſagte aller 
Theilnahme an dieſen Rechten gegen eine Abfindungsſumme von 200 Thlr. 

Die von den Bauern und Koſſaten an das Stift zu leiſtenden Abgaben wur 
den dieſem jedoch vorbehalten und es wurde beſtimmt, daß dieſelben als eine ber 
ſondere Rente der baüerlichen Wirthe in dem Regulirungs⸗Receſſe mit ausgeworfen 
und Rubr. II. auf die Bauern⸗ und Koſſatenhöfe eingetragen werden ſollten. In⸗ 
ſofern die Stadt Stargard mit den baüerlichen Wirthen ebenfalls auf Rente vegu- 
lirt wurde, ſollte dieſe mit den an das Wirowſche Lehn zu eutricht enden Abgaben 
zu gleicher Priorität eingetragen werden. Außer dem oben angegebenen Abfindungs⸗ 
Kapitale haben demnach die 8 Bauern an Dienftgeld 15 Thlr., F leiſchzehent 1 Thlr., 
für abgelöſ'te Fuhren 1 Thlr. 27. 6 Pf., für ein Rauchhuhn 2½ Sgr., Bede 
7½ Sgr. und Pacht noch folgende, in der Präſtations-Tabelle A aufgeführte, Ab⸗ 
gaben als eine unveränderliche Rente jährlich abzuführen gehabt. 

A. Präſtanda der urſprünglichen 


8 Bauern in Schwendt 
an 


Gelde. 


An Roggen.] An Gerſte.] An Hafer. 


MG. Scheff. Mtz. 


- | 


1. Die Kämmerei⸗Kaſſee 45. „ 6 11. 6 — 
2. Den Marien großen Kaſten . — — — e — — 9. — 
3. Das Hospital zum heiligen Geift.| — 7. 6 — — 6. 9 — — 
4. Das Raths geiſtliche Lehn 1. 17. 6 34. 2 34. 2 — — 
5. Das v. Edlingſche Lehn 3 12 6 14. 6 20. 2.5 — — 
6. Das Fränkel⸗ und Dörren⸗Lehn — — — 3. — 3. — — — 
7. Das Wiropſche Lehn von 6 Bauern L. 15. — 2 8 33. — — — 
überhaupt. . 150. 17. 4] 92. 14 108. 1, f 9. — 


Von dem an das v. Edlingſche Lehn zu entrichtenden 20 Scheffel ¼ Metzen 
Gerſte wurden 5 Sch. 10% Mtz. ſtets 2 Jahre hintereinander entrichtet, fielen aber 
im 3 Jahre aus, ſo daß dies ein ſ. g. Freijahr war. 

Die 12 Koſſaten unterlagen, wie bereits oben erwähnt iſt, dem Edict vom 
14. September 1811 und deſſen Declaration vom 29. Mai 1816. Sie erhielten 
in dem über die Regulirung errichteten und den 5. April 1837 beſtätigten Receſſe 
ihre Höfe als freies, uneingeſchränktes Eigenthum, bezahlten aber als gutsherrliche 
Entſchädigung an die Kämmerei⸗Kaſſe für die erfolgte Eigenthums⸗Verleihung forte 
an die verſchiedenen Stiftungen folgende Abgaben als eine unveränderliche Rente. 


*) Struve, bei Teske, Geſch. der Stadt Stargard S. 257. 
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B. Präſtauda der 12 Koſſaten in Schwendt In Gelbe. | An Gerſte.] Hühner. 
an . Scheff. ME. 

1. Die Kämmerei ⸗Kaſſ uu 11. 22. 6 — — = 
2. Den Marien großen Kaſten — — — 11. 8 = 
3. Das v. Edlingſche Tenn — — — 4. 115% 20 
eee, e eee — — — e 6 
5. „ Fränkel⸗ und Dörren⸗⸗ehn n — — — 15. 8 21 
6. „ Rathsgeiſtliche Lehn — 16. 7] 46. 7 30 
2. „ Hospital zum heiligen Geiſtt — 10. 9. 12 25 
8. „ Wiropſche Lehn von 10 Koſſaten 3. 10. — [18 10%, Ei 
9. Die Kirche „ 2. 9. — — — — 
10. Den Prediger .... — — — — 10 

. Üüberhupt .. 18. 8. 1 103. 1% 87 


Dieſe Abgaben wurden zu Trinitatis auf ein Mal entrichtet von den Bauern 
wie von den Koſſaten, die Körner nach dem letzten Martini⸗Marktpreiſe, die Hühner 
nicht in natura, ſondern mit 2½ Sgr. bezahlt. Blos dem Prediger bleibt die 
Wahl, ob er ſie in natura oder in Geld nehmen will. — Unter dem Borken⸗Lehn 
iſt das Lehn⸗Rittergut Bralentin, Piritzer Kreiſes, und bezw. der jedesmalige Be⸗ 
ſitzer deſſelben zu verſtehen. 

Mit Ausnahme der Vorkaufs⸗ und Laudemial⸗Verbindlichkeit, der die Bauern 
noch unterworfen blieben, waren alſo auch die baüerlichen Wirthe Schwendt's völlig 
freie Eigenthümer ihrer Grundſtücke geworden, und blieben der Gutsherrſchaft, außer 
der Berechtigung zu den erwähnten Abgaben nur noch die gutsherrlichen Gerecht⸗ 
ſame der Jurisdiction, Jagd, Fiſcherei, des Patronats und der Straßengerechtigkeit, 
in denen Nichts geändert ward. Aber auch die Jurisdiction iſt, mit Ausnahme 
der Polizei⸗Verwaltung, nach Aufhebung der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit im Jahre 
1849 verſchwunden, und alle jene Geld⸗, wie Natural⸗Abgaben ſind durch Renten⸗ 
briefs⸗Kapital vollſtändig abgelöft, wie weiter unten nachgewieſen wird. 

Außer den baüerlichen Beſitzungen befand ſich in früheren Zeiten zu Schwendt 
ein Elsbruch, welches von den davon betheiligten Rathsverwandten und Stiftungen 
geholzt wurde, die das Holz unter ſich vertheilten. Das Verhältniß der Theilung 
ward, nach den rathhaüslichen Acten, ſo angegeben, daß, wenn, wie gewöhnlich ge⸗ 
ſchah, 18 Klafter geſchlagen wurden, davon erhielten: — 


1. Der Dirigent des Magiſtrats. 2 Kl.] 7. Das Edlingſche Lehnn . 2 Kl. 
2. „Polizei⸗Bürgermeiſter 2 „ 8. „ Fränkel⸗Dörren Lehn. . 1½ „ 
Bug" Juſtiz⸗Bürgermeiſter 2, au Borken⸗Lehn n 8 
rer m. 0. SR 2 „ 10. Der Marien große Kaſten. 1 „ 
5. Das Rathsgeiſtliche Lehnn. . Im 11. Marien⸗Armen⸗Kaſten „ 
6. „ Wirowſche Lehn - . ©. 3 


Macht im Ganzen 18 Klafter. 


Das Elsbruch gewährte jedoch wegen der vielen Freünde fremden Eigenthums, 
deren Liebhaberei nicht zu ſteüern war, faſt gar keinen Nutzen, daher es im Jahre 
1788 in Vorſchlag kam, daſſelbe an die ſämmtlichen Wirthe Schwendt in Erbpacht 
zu geben. Von den Bauern und Koſſaten wurde ein jährlicher Erbpacht⸗Canon 
von 18 Thlr. geboten und dieſer von ſämmtlichen Intereſſenten angenommen. Der 
Canon iſt ſeit 1789 nach dem angegebenen Verhältniſſe vertheilt, jedoch mit 
der Maßgabe, daß im Jahre 1811 die Kämmerei⸗Kaſſe an die Stelle der Magiſtrats⸗ 
Beamten trat, da aus ihr die Beſoldungen derſelben allein beſtritten werden. Die 
Bauern und Koſſaten theilten anfänglich das Holz zu gleichen Theilen und trugen 
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deshalb auch zum Canon gleich viel bei. Bei der im Jahre 1835 ausgeführten 
| Separation wurde jedoch beſchloſſen, das Holz noch ein Mal in der bisherigen Weiſe 
zu theilen, dann aber die Weide auf dieſem Revier als raume nach dem gegenſei⸗ 
tigen Viehſtande zur Vertheilung zu ſtellen, dafür aber auch in Zukunft den Canon 
in demſelben Verhältniß aufzubringen Zu dieſem wurden nun noch 2 Thlr. für 
den Schulzendienſt geſchlagen, und von dieſer demnach 20 Thlr. betragenden Summe 
bezahlten die urſprünglichen 8 Bauern 13 Thlr. 14 Sgr. oder jeder 1 Thlr. 20 Sgr. 
6 Pf., die Koſſaten 6 Thlr. 16 Sgr., jeder 16 Sgr. 4 Pf. 
Der auf der Feldmark Schwendt, incl. des ihnen bei der Separation zum 
N gemeinſchaftlichen Eigenthum zu gleichen Theilen überwieſenen Terrains von 247 
Morgen 36 ½ Ruth. an Wieſenhütung und Lehmgrube, befindliche kleine See, von 
ungefähr 8 Mg. Flächeninhalt, gehörte früher, ſammt der Fiſcherei⸗, Gras⸗ und 
Rohrſchnitts⸗Gerechtigkeit auf demſelben, zum großen Vorwerk in Hansfeld, ward 
aber von den 16 Beſitzern dieſes Vorwerks an die 8 Schwendter Bauern durch den 
unterm 23. October 1835 beſtätigten, Vertrag gegen eine Abfindungs⸗Summe von j 
250 Thlr. verkauft, womit der auf dem See haftende Canon von 10 Thlr. abge: 
löſt war. Die Kaüfer hatten die Abſicht, den See, Behufs Anlegung eines Torf⸗ 
ſtichs, durch Ziehung eines nach dem Krampehl führenden Abzugsgrabens zu ent⸗ 
wäſſern; allein dieſe Abſicht blieb damals auf ſich beruhen, muthmaßlich, weil ſie 
ſich mit denen, welche die Vorfluth verſchaffen mußten, nicht einigen konnten. In der 
Folge muß aber dieſer Plan doch zur Ausführung gekommen ſein, da es heüt' zu 
Tage keinen See mehr auf der Schwendter Feldmark gibt. 

Die Feldmark Schwendt gränzt gegen Morgen mit Hansfeld, gegen Mittag 
mit den zur Stadt Stargard gehörigen Wieſen, gegen Abend mit Stargard und 
Zarzig, und gegen Mitternacht mit Zarzig und Hansfeld, von denen die beiden 
letzteren Gränzſeiten durch den Krampehl, die gegen Mittag aber überall durch einen 
Graben gebildet werden. Behufs der Gemeinheits⸗Theilung iſt ſie im Jahre 1835 
durch den Feldmeſſer Reimmann vermeſſen worden. Damals betrug die Abweichung 
der Magnetnadel 17° 38° 36“. Die Feldmark enthält der Reimmannſchen Vermeſſung 
zufolge: — 

g 5210 Hof⸗ und Bauſtellen 8 Mg. 49 Rth., an Gärten 19. 32, an Wurthen 
38. 164, an Ackerland 1098. 22, an Wieſen 213. 60, an Hütung 585. 179, an 
Wegen, Triften, Gräben, und Unland 91. 33, im Ganzen, excl. des 8 Mg. großen 
Sees, deſſen im Vorſtehenden Erwähnung geſchehen iſt. . 2054 Mg. 179 Kth. 
Davon beſaßen nach geſchehener Separation, zufolge des unterm 3. Juli 1836 be⸗ 
ſtätigten Gemeinheits⸗Theilungs⸗Receſſes, die 8 Bauern 1324 Mg. 82 Rth. Einer 
der 8 Bauernhöfe wurde in demſelben Jahre gerichtlich verkauft. Die 12 Koſſaten 
zu Schwendt erſtanden den Hof laut Zuſchlagsbeſcheides de publ. den 27. Juli 1836 für 
? das Meiftgebot. Sie verkauften die Hofſtelle nebſt den darauf befindlichen Gebaü⸗ 

den, den Gärten und das hinter der Hofſtelle belegene Wurthland, mit einer Geſammt⸗ 
fläche von 1 Mg. 160 Rth., durch den Vertrag vom 5. September 1836 an einen 
neü ſich anſiedelnden Büdner, und vertheilten die übrigen Grundſtücke, in einer 
Größe von 173 Mg. 59 Rth. unter ſich zu gleichen Theilen, und vereinigten die⸗ 
ſelben mit ihren inne habenden Koſſatenhöfen dergeſtalt, daß erſtere Pertinenz der 
letzteren geworden ſind. Durch dieſe Dismembration des Bauerhofes, welche durch 
zwei Receſſe vom 12. Januar 1839 und vom 14. Juli 1840 geregelt worden iſt, 
iſt die Zahl der Schwendter Bauerhöfe auf 7 beſchränkt worden, und deren Areal 
beträgt incl. einer gemeinſchaftlich zu gleichen Theilen verbliebenen Fläche von 
17 Mg. 54 ½ Rth. u. 1166 Mg. 97½ Ruth. 
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Die 12 Koſſatenhöfe, deren urſprüngliches Areal 217. 70 betrug, haben links 
des von Schwendt nach Hansfeld führenden Weges, durch die Vereinigung der 


Ländereien jenes Bauerhofes eine Größe erhalten von . . 637. 165 ½ 
zur Mühle gehören . Mg. 38. 66 zum Schulzendienſt. 4. 149 
die Kirchengrundſtücke betragen 41, 153 Wege und Triften . 49. 89 
das Schulland ift groß 8. 179 Flüſſe, Gräben ꝛc.. 42. 161 
zu einem gemeinſchaftlichen Bauplatze und zur Sandgrube, an welcher 

jeder Bauer, jeder Koſſat und der Müller gleichen Antheil hat.. E 112 


Das 4 Stuben enthaltende Hirtenhaus, mit dem dazu gehörigen Garten, zu⸗ 
ſammen eine Fläche von 83 Qu.⸗Rth., iſt von der Gemeinde nach ausgeführter Sepa⸗ 
ration zu einem Preiſe von 591 Thlr. verkauft worden, nachdem die Stadtgemeinde 
Stargard, welche das Holz zu dem urſprünglichen Bau des Hauſes hergegeben hatte, 
für den Holzwerth mit 30 Thlr., außerdem aber durch ein, den Kaüfern auferlegtes 
Grundgeld von 1 Thlr. vollſtändig befriedigt iſt. Wegen Vertheilung der auf dem 
Hirtenhauſe ruhenden Pfarr⸗ und Küſterei⸗Abgaben, beſtehend in 15 Sgr. Speiſe⸗ 
geld für den Pfarrer und in 5 Sgr. Speiſegeld nebſt 4 Hausbackenbroten oder 8 Mtz. 
Roggen für den Küſter, haben die Verpflichteten ſich dahin geeinigt, daß die Bauern 
/ und die Koſſaten / dieſer Abgaben übernommen haben. 


Was die Unterhaltung der Mauer um den Kirchhof betrifft, ſo muß ein 
Koſſat ſo viel als ein Vollbauer beitragen. Zu den Baarkoſten des Schulhauſes 
und der Kirche wie des Thurms müſſen 3 Koſſaten ſo viel als 1 Bauer leiſten. 
Fuhren und Handarbeiten bei Reparaturbauten oder beim Neübau dieſer Gebaüde 
entrichtet jeder Koſſat gleich jedem Bauern. 

Bei der Bonitirung wurden 6 Klaſſen angenommen, welche in Rückſicht auf 
den Ertrag durchweg etwas beſſerer Bodenbeſchaffenheit find, als die 1fte, 2te, 4te, 
te, 6te und Ste Klaſſe des Stadtfeldes. 


Die Schwendter Feldmark enthält nach dem Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Re⸗ 
giſter pro 1. Januar 1865 an Acker 1343,7 Mg., an Gartenland 14,6 Mg., an 
Wieſen 482,47, an Hütung 76,22, an Holzung 0,78 Mg,, an ſteüerpflichtigen Grund⸗ 
ſtücken überhaupt 1908,95 Mg., an ſteüerfreien 8,82, zuſammen 1977,77 Mg. Da⸗ 
zu an Wegen dc. 68,08 Mg., an Gewäſſern 31,15 Mg., an Hof- und Bauſtellen 
1828 N r ar omadı el) + 1 OD Se 

Der Reinertrag vom, Morgen beträgt: Acker 37, Gärten 60, Wieſen 30, 
Weiden 21, Holzung 18, alle ſteüerpflichtige Liegenſchaften 35, die ſteüerfreien 40, 
und im Durchſchnitt beider Gattungen von Grundſtücke 35 Sgr., ſowie der 
ganzen Feldmark überhaupt 33 Sgr., d. i.: 10 Sgr. über dem Durchſchnitts⸗Ertrage 
des Kreiſes. 

Zur Grundſteüer veranlagt ſind die ſteüerpflichtigen Liegenſchaften mit Thlr. 
210. 25 8 Pf. pro Morgen 3 Sgr. 4 Pf. Beſitzer giebt es 37 und 140 Beſitz⸗ 
ſtücke. Steüerpflichtige Wohnhaüſer 42, gewerbliche Gebaüde 3, Gebaüdeſteüer 
Thlr. 33. 23 Sgr. Steüerfrei ſind 56 Gebaüde. 

Nach der frühern Steüer⸗Verfaſſung betrug der etatsmäßige Steüerbetrag der 
Dorfſchaft Schwendt jährlich Thlr. 202. 5. 6 Pf., davon zahlte jeder Bauerhof 
für 0,9 Hufe an Contribution Thlr. 12. 12. / Pf. und an Cavaleriegeld Thlr. 
3. 5. 7¼ Pf., zuſammen Thlr. 15. 17. 7½ Pf.; daher alle Bauerhöfe Thlr. 124. 
21 Sgr., die Koſſaten Thlr. 77. 14. 6 Pf. 

Die Abgaben an die Geiſtlichkeit betragen für jeden Wirth: — 1) An die 
Pfarre, 2 Scheff. 4 Mtz. an Meßkorn, 3 Sgr. 4 Pf. Vierzeitengeld, 15 Sgr. Speiſe⸗ 
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geld, 4 Ellen Wurſt oder ſtatt derſelben ) Gans, 1 Mandel Eier; — 2) an die 
Küſterei, 4 Stück Brot, 5 Sgr. 10 Pf. Quartalopfer, 5 Sgr. Speiſegeld, / Mandel 
Eier. Ferner für jeden Koſſaten: — 1) An die Pfarre 3 Sgr. 4 Pf. Quartalopfer, 
15 Sgr. Speiſegeld, 2 Ellen Wurſt oder / Gans, ½ Mandel Eier, an Landrente 
im Durchſchnitt 6 Sgr.; — 2) an die Küſterei 4 Brote, 5 Sgr. 10 Pf. Quartal⸗ 
opfer, 5 Sgr. Speiſegeld, 4 Stück Eier. 


Von einem der Bauerhöfe zu Schwendt wurde, durch Contract vom 16. No⸗ 
vember 1835, eine Fläche von 6 Mg. 115 Rth. für den Preis von 525 Thlr. an 
zwei Eigenthümer zu gleichen Theilen verkauft, und von einem der Parceliſten das 
Vorkaufsrecht und Laudemium unterm 2. Mai 1838 abgelöft. 


Was die früheren Rechts⸗Verhältniſſe der Schwendter Waſſermühlen betrifft, 
ſo hatte die Stadtgemeinde Stargard die Berechtigung: 7 Wiſpel und 14 Mtz. 
Roggen Mühlenpacht von dem Beſitzer der Schwendter Mühle; 20 Thlr. Grund⸗ 
geld von der, demſelben Beſitzer gleichfalls gehörigen, ſ. g. Kupferhammermühle; 
12½ Thlr. Rente von einer zur Schwendter Mühle gehörigen, auf der Zarziger 
Feldmark belegenen Hakenhufe alljährlich zu fordern; ſodann ſtand der Stadtge⸗ 
meinde das Näherrecht bei Veraüßerung beider Mühlen zu. Auf Seiten des Mühlen⸗ 
beſitzers war das Recht: zu den Neü- und Reparaturbauten an der Mühle zu 
Schwendt nebſt Wohngebaüden und Zubehörungen freies Bauholz aus der Stadt⸗ 
forſt zu fordern; ferner das Recht, zu den Neübauten an der Hammermühle eben⸗ 
falls freies Bauholz zu verlangen; und der Anſpruch auf 39 Klafter trocknes oder 
52 Klafter feüchtes Kiefern⸗, oder ein verhältnißmäßiges Quantum Eichen⸗ oder 
Buchen⸗ Klobenholz, in Gemäßheit des Judicats vom 30. Januar — 9. Februar 
1801. Dieſe Berechtigungen und die ihnen gegenüberſtehenden Verpflichtungen ſind 
durch den Receß vom 1. November 1834, beſtätigt den 27. Juli 1835, dergeſtalt 
gegen einander aufgehoben worden, daß ſelbige vom 1. Januar 1834 an gerechnet 
nicht weiter gefordert, bezw. geleiſtet werden. Jedoch hat der Mühlenbeſitzer ein⸗ 
für allemal noch folgende Hölzer: a) eine Eiche, b) fünf Buchen, c) ein Stück 
Starkholz zu einer Welle, d) neün Stücke gewöhnliches Starkholz, e) zehn Säge⸗ 
blöde, und f) zwanzig Stück Mittelholz, mit Zöpfen und Zweigen uneutgeldlich und 
ohne daß er dafür Anweiſegeld zu bezahlen hatte, in der Stadtforſt erhalten. Auch 
wurde ihm geſtattet, die Baüme a, b, c, auszuwählen und ſämmtliche Hölzer nach 
ſeinem Befinden in einem oder mehreren Jahren abzufahren, doch ſo, daß ihm ob⸗ 
lag, diejenigen, welche er im nächſten Winter 1834 — 1835 einbringen wollte, im 
Herbſte zuvor anzuzeigen. Für dieſe Hölzer entrichtete er das herkömmliche Stäm⸗ 
merlohn. In der Entſchädigung, welche dem Mühlenbeſitzer durch den Wegfall 
dieſer Abgaben incl. des Näherrechts für die Zukunft, und durch die ſtipulirte Holz⸗ 
bewilligung zu Theil wurde, iſt die Entſchädigung für das Holz, welches derſelbe 
zur erſten Inſtandſetzung feiner Gebaüde würde fordern können, desgleichen die 
Entſchädigung wegen der zu übernehmenden Feüers⸗ und Waſſersgefahr mit begriffen. 
Der Mühlenbeſitzer erwarb durch Vertrag vom 29. December 1848 ein an der 
Mühle zu Schwendt ſtoßendes Stück der Dorfſtraße, 2 Quad.⸗Ruthen groß, gegen 
ein Kaufgeld von 26 Thlr. 20 Sgr. Schon im Jahre 1845 hatte die Stadtge⸗ 
meinde einen. 1 Quad.⸗Ruthe großen Fleck der Dorfſtraße an einen der Bauerhofs⸗ 
Beſitzer, Behufs Anlegung eines Pumpenbrunnens für 4 Thlr. verkauft. 

Der Stadtgemeinde Stargard ſtand das Recht zu, den Krug zu Schwendt 
mit Getränken zu verlegen. Dieſes Recht wurde durch Receß vom 22. October 1836 
für immer aufgehoben und dem Krugbeſitzer die Freiheit ertheilt, die Getränke aus 
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jeder beliebigen Fabrikationsſtätte zu nehmen. Für die Aufhebung dieſes Getränke⸗ 
Verlags⸗Rechts übernahm der Krüger für ſich und ſeine Beſitznachfolger eine jähr⸗ 
liche Rente von 2 Thlr. 17 Sgr., zahlbar an die Kämmerei⸗Kaſſe am 31. Decem⸗ 
ber eines jeden Jahres, was laut Hypothekenſcheins vom 6. Mai 1840 im Hypo⸗ 
thekenbuche vermerkt wurde. Außerdem hafteten auf dem Kruge, einem Büdner⸗ 
grundſtück: 1 Thlr. Grundgeld, 2½ Sgr. für ein Rauchhuhn, 2'/, Sgr. Zapfen⸗ 
zins, zuſammen 1 Thlr. 5 Sgr. für die Kämmerei, und außerdem 12 Hühner, ent⸗ 
weder in Natura oder in baarem Gelde, für das Nathsgeiſtliche Lehn. Die Ab⸗ 
gaben theils an die Kämmerei, theils an das Edlingſche Stift, welche auf anderen 
Büdnereien haften, werden, ihrer Geringfügigkeit halber, übergangen. 

Auf Grund des Geſetzes vom 2. März 1850, die Ablöſung der Reallaſten 
durch Rentenbriefe betreffend, iſt unterm 26. März 1856 zwiſchen der Stadtgemeinde 
Stargard, Provocatin, und den baüerlichen Wirthen zu Schwendt, Provocanten, — 
nämlich den 7 Bauerhofsbeſitzern, 7 Koſſaten als Beſitzern des unter ihnen parce⸗ 
lirten Bauerhofes, (an welche die 5 anderen Koſſaten ihre Antheile verkauft haben) 
den 12 Koſſaten, dem Krugbeſitzer und 3 Büdnern, — ein Vertrag zur Ablöfung 
der auf den Wirthſchaften haftenden Abgaben und ſonſtigen Verpflichtungen ge⸗ 
ſchloſſen und unterm 7. Juli 1856 beſtätigt worden. Die Verpflichteten haben von 
der Befugniß, die, auf Höhe von 200 Thlr. 4. 11 Pf. nachgewieſene, volle Rente 
durch Kapital abzulöſen, keinen Gebrauch gemacht; es erfolgt daher die Ablöſung 
durch die Rentenbank von Pommern. Rückſtände ſind der Letztern nicht überwieſen, 
die Verpflichteten haben ſich aber ſämmtlich dafür entſchieden, den geſetzlich zuläſſi⸗ 
gen Erlaß von 0,1 der vollen Rente in Anſpruch zu nehmen, und haben ſich daher 
verbindlich gemacht, 0,9 derſelben mit Thlr. 180. 4. 5,1 Pf. an die Rentenbank zu 
entrichten. Nach weiterer geſetzlichen Reduktion beträgt die Rente, welche die Renten⸗ 
bank mit 1½ Procent der Abfindung zu heben hat, Thlr. 179. 24 Sgr., wogegen 
ſie der berechtigten Stadtgemeinde Stargard ein Kapital von Thlr. 3995. 16. 8 Pf. 
in 4procentigen Rentenbriefen gewährt hat. Als Ausführungs⸗Termin dieſer Ab⸗ 
löſung wurde der 1. April 1856 angenommen. Da nun aber das Rechnungsjahr 
der verſchiedenen Kategorien der Abgaben an andere Termine der Abführung ge⸗ 
bunden war, ſo war für die Zwiſchenzeit noch ein Nachſchuß zu gewähren, der 
auf Höhe von Thlr. 125. 13. 8 Pf. berechnet iſt. Mit den verſchiedenen berech⸗ 
tigten Stiftungen, ſowie mit dem Gute Bralentiu, wegen des Borken⸗Lehns find 
gleichzeitig beſondere Ablöſungs⸗Receſſe abgeſchloſſen. Vier Hausbeſitzer waren bis⸗ 
her zur Entrichtung einer Geldabgabe zum Betrage von 2 Thlr. unter dem Namen 
Grundgeld an die Stadtgemeinde Stargard und an die Bauern- und Koſſaten⸗Ge⸗ 
meinde der Dorfſchaft Schwendt in der Art verpflichtet, daß jeder berechtigte Theil 
die Hälfte von dieſem Grundgelde erhielt. Zu Gegenleiſtungen waren die Berech- 
tigten den Verpflichteten in keiner Weiſe verbunden. Auch dieſes Grundgeld iſt 
mit 40 Thlr. in Rentenbriefen abgelöſt worden, die ſich die Berechtigten zu gleichen 
Hälften getheilt haben. Während die, von den Verpflichteten an die Rentenbank 
zu zahlende, Rente bei fortgeſetzter Zahlung für jene größeren Ablöſungs⸗Renten 
der Abgaben in 56 ¼ Jahren erliſcht, erfolgt dies für dieſe kleine Grundgelds— 
Ablöfung bereits nach Ablauf von 41¼ Jahren. 

Schwendt hatte, zufolge der Zählung vom 3. Dezember 1864: 303 Einwoh⸗ 
ner, 3 öffentliche und 87 Privat⸗Gebaüde; unter jenen die Kirche, die Schule, ein 
fiskaliſches (Wegegeld⸗Erhebungsſtelle); unter dieſen 39 Wohn⸗, 2 Fabrik-, 46 Wirth⸗ 
ſchafts⸗Gebaüde. 52 Pſerde, 196 Rinder, 2018 Schafe von der Landrace, 128 Stück 
Borftenvieh, 32 Ziegen, 14 Bienenſtöcke. 


— 
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Zarzig, Kirchdorf, / Mle. von Stargard gegen Südoſten, am rechten 
Ufer des Krampehl, dem Dorfe Schwendt gegenüber, — muthmaßlich Srachin 
der Urkunde von 1229, daher ſchon um dieſe Zeit und bis ins 18. Jahrhundert 
ein Beſitzthum des St. Johanniter⸗Ordens, welches in dem Beſtätigungsbriefe 
Bogiſlaw's X. von 1487 ſchon Zarzig heißt, an das ſlawiſche Zarja, 
Morgenröthe, erinnernd, — beſtand früher aus einem ritterfreien Vorwerk 
von 8 Hufen nebſt Wohn⸗ und Stallgebaüden und Garten. Die Hufen 
ſind durch Contract vom 17. October 1787 und 16. Juli 1788 an die Bauern 
und Koſſaten des Dorfs vererbpachtet, ſo daß die Bauern 7 und die Koſſaten 
1 Hufe erhalten haben. Wohnung nebſt Stallung und Garten wurde verkauft. 
Ferner gab es in Zarzig 14 Vollbauerhöfe, deren Beſitzer ihre Grundſtücke im 
Jahre 1806 in Erbpacht genommen haben. Von dieſen haben 12 einen Vollbauer⸗ 
hof angekauft und unter ſich vertheilt. Demnach beſteht die Dorfſchaft Zarzig 
gegenwärtig aus 13 Vollbauerhöfen (von einem derſelben ſind 3 Parcelen durch 
Verkauf abgetrennt worden) und 6 Koſſaten. Letztere beſitzen außer ihren Koſſaten⸗ 
grundſtücken und der Hufe vom ehemals ritterfreien Vorwerke noch 1 Hufe vom 
Pfarracker zu Erbzinsrechten, ohne irgend ein Dokument über dieſen Beſitz nach⸗ 
weiſen zu können, außer daß ſchon in der Kirchen-Matrikel von 1596 erwähnt wird, 
daß dieſe Hufe gegen eine jährliche Abgabe von 2 Fl. ausgethan war. Die Koſſaten 
geben für dieſe Pfarrhufe 2 Thlr. Erbzins an den Prediger, und haben die Ver⸗ 
bindlichkeit, die zweite Pfarrhufe, welche dem Colonus vererbpachtet iſt, in der Brache 
ein Mal umzupflügen, wofür ſie vom Colonus 4 Ggr. für das Aufſchärfen der 
Pflüge erhalten. Sodann iſt in Zarzig ein Pfarrbauerhof, deſſen Beſitzer ſeine 
Grundſtücke 1813 gegen einen Canon von 18 Scheff. Roggen und 18 Scheff. Hafer 
nach dem jedesmaligen Martini⸗Marktpreiſe in Erbpacht genommen hat. Die hie⸗ 
ſige Kirche iſt Filia von Hansfeld. Sie beſitzt eine Kirchenhufe im Hufenſchlage 
der Bauern und ungefähr halb ſo viel Land, als ein Koſſat im Hufenſchlage der 
Koſſaten. Dieſen Acker hatte der Müller von Schwendt gegen 20 Scheff. Roggen, 
11 Scheff. Gerſte, 29 Scheff. Hafer, nach dem Martini⸗Marktpreiſe zahlbar, in 
Erbpacht. Der Müller beſitzt auch eine Hufe in derſelben Feldmark, wofür 12 Thlr. 
16 Ggr. Erbpacht an die Kämmerei⸗Kaſſe gezahlt werden, ſo wie auch ein Theil 
der Gebaüde und der Garten der an der Schweudter Gränze belegenen und zu 
Schwendt gehörigen Mühle auf Zarziger Grunde liegen. Demſelben gehört auch 
die auf Zarziger Fundo, an der Gränze von Hansfeld, am Krampehl liegende, 
beinahe ½ Mle. oberhalb von Zarzig entfernte Hammermühle, — auch Kupfer⸗ 
ha mmer genannt, was fie früher geweſen iſt, beſtehend jetzt aus einer Mahl- und 
einer Lohmühle, wozu ein Garten und 6 Mg. Wieſen gehören. Das Haus, welches 
dem frühern Beſitzer des ritterfreien Vorwerks zur Wohnung diente, nebſt Stallung 
und Garten, iſt freies Eigenthum des Beſitzers, der darin eine Gaſtwirthſchaft be⸗ 
treibt. Ferner gibt es — eine zweite mit einem der Vollbauerhöfe verbundene 
Kruggerechtigkeit, welche einige, dem Magiſtrate zu Stargard gehörige Grnndſtücke 
beſitzt; die dem Schulzenamt gehörigen Ländereien; das Schulhaus mit Garten; 
eine Schmiede, welche von den baüerlichen Wirthen erbaut und in Pacht ausgethan 
iſt; 3 Hirtenhaüſer nebſt Stallung; 13 Speicherwohnungen, welche auf den Hof⸗ 
ſtellen von 12 Bauern und 1 Koſſaten erbaut ſind. Das Dorf enthält nach dem 
Feüer⸗Verſicherungs⸗Kataſter 57 Feüerſtellen. 30 Scheünen, 27 Ställe, welche mit 
27.000 Thlr. verſichert ſind. 

Das ritterfreie Vorwerk Czarzik, auf welchem 1511 Jürgen Panſin Erb⸗ 
ſeſſen war, wurde, wie bereits erwähnt, im Jahre 1787 —88 gegen einen Canon 

Landbuch von Pommern; Thl. II., Bd. V. 
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von Thlr. 331. 24. 10 Pf., zu deſſen Aufbringung ſie ſolidariſch verbunden waren, 
an die bürgerlichen Wirthe vererbpachtet. Davon hatten die 6 Koſſaten zu zahlen 
Y Thlr. 41. 14. 4½ Pf. oder jeder Thlr. 6. 27. 4¾ Pf.; die 14 Bauern 
/ — Thlr. 290. 10. 5%, Pf. oder jeder Thlr. 10. 21. 2½ Pf. Bei der Sepa⸗ 
ration im Jahre 1827 willigten die ſtädtiſchen Behörden darin, daß die Grundſtücke 
des Vorwerks ſo unter die Erbpächter vertheilt würden, daß zu der Abfindung 
jedes Einzelnen ſein Antheil an dieſem Vorwerke gelegt werde, ohne daß eine Er⸗ 
höhung des Canons nach §. 9 des Cultur⸗Edicts vom 14. September 1811 gefor⸗ 
dert wurde. Die ſolidariſche Verpflichtung der Acquirenten zur Bezahlung des 
Canons wurde jedoch beibehalten. Bei dieſer Gelegenheit ward auch den Koſſaten 
das freie unumſchränkte Eigenthum ihrer Koſſatenhöfe gegen eine jährliche nie zu 
erhöhende Rente von 8 Thlr. verliehen, wogegen ſie von den bis dahin an die 
Kämmerei geleiſteten Abgaben, beſtehend in Thlr. 6. 5. 9 Pf. an Pachtgeld, Fleiſch⸗ 
zehent, Rauchhühner⸗ und Dienſtgeld, und in 2 Scheff. 6 Mtz. Roggen und Hafer 
befreit wurden, die Abgaben an Staat, Kirche, Schule und Geiſtlichkeit aber allein 
tragen müſſen. Demnach hatte jeder Koſſat an die Kämmerei zu zahlen: Canon 
für das Vorwerksland Thlr. 6. 27. 4 Pf. und Rente für den Hof 8 Thlr., zu⸗ 
ſammen 14 Thlr. 27. 4 Pf. Die Regulirung der gutsherrlichen und baüerlichen 
Verhältniſſe mit den Vollbauern fand 1836 Statt. In derſelben ertheilte der 
Magiſtrat den 13 Vollbauern das vollſtändige Eigenthum mit Vorbehalt des Vor⸗ 
kaufsrechts und der Laudemial⸗Verbindlichkeit und der Bedingung, den Hof nur bis 
zu ½ der Grundtare mit Schulden belaſten zu dürfen. An Hofwehr und Abfin⸗ 
dungs⸗Kapital hatte jeder der 14 früheren Bauern Thlr. 387. 2. 6 Pf. entrichtet. 
Außerdem verpflichteten ſich die zum Eigenthum gelangten Wirthe alle bisherigen 
Abgaben als eine unveränderliche Rente zu bezahlen, und dieſe betrugen für jeden 
der 14 Vollbauern in baarem Gelde an Geldpacht, Dienſtgeld (16 Thlr. 20 Sgr.), 
Fleiſchzehent, Rauchhühnern und für abgelöfte Dienſtfuhren, zuſammen Thlr. 20. 27. 
6 Pf., und an Körnern in 2 Scheff. 14 Mtz. Roggen und 3 Scheff. 13 Mb. Hafer. 
Da 12 Bauern den einen Bauerhof erworben und unter ſich getheilt hatten, ſo 
wuchſen die Abgaben dieſes Hofes ihren eigenen zu. Es kam die Vereinigung zu 
Stande, daß die Abgaben dieſes Hofes, das Getreide zu Gelde gerechnet, 26 Thlr. 
18 Sgr. betragen ſollten. Hierzu hatte alſo jeder der 12 Wirthe Thlr. 2. 8. 6 Pf. 
beizutragen, und demzufolge jeder der zwölf Wirthe eine jährliche Rente 
von 22 Thlr. 14 Sgr. in baarem Gelde, und in Getreide 2 Scheff. 14 Mtz. Roggen, 
3 Scheff. 13 Mtz. Hafer, der 13te Bauer aber daſſelbe Quantum Körner und baar 
Thlr. 20. 7. 6 Pf. zu entrichten. Die auf den Höfen haftenden öffentlichen Ab⸗ 
gaben an den Staat, Kirche, Geiſtlichkeit ꝛc. mußten die Beſitzer nach wie vor über⸗ 
nehmen. 


Bei dieſer Regulirung ward die Erbpacht⸗Qualität des Vorwerks aufgehoben 
und die Stadt verlieh daſſelbe den Inhabern zum vollen Eigenthum. Die ſolida⸗ 
riſche Verbindlichkeit ward den Beſitzern gegen eine Entſchädigung von 100 Thlr. 
erlaſſen und der Erbpacht-Canon in eine unveränderliche Geldrente verwandelt 
Von dieſer hatte jeder der 12 Wirthe, welche den einen Hof gekauft haben, Thlr. 22. 
14. 7/5 Pf, der 13te Wirth Thlr. 20. 22. 2 Pf. zu zahlen. Zugleich ward beſtimmt, 
daß bei den 13 Bauern die Vorkaufs⸗ und Laudemial⸗Verbindlichkeit auch auf die 
Vorwerksländereien übergehen, dieſe alfo als wirkliche Zubehörungen der Bauerhbfe 
angeſehen werden jellten. Die mit den Koſſatenhöfen verbundenen Ländereien 
blieben von dieſen Verbindlichkeiten frei. Die gutsherrlichen Regalien wurden auch 


Stargard. — Eigenthums⸗Dörfer. — Zarzig. 27 


hier der Stadt, als Gutsherrſchaft, vorbehalten. Alle genannten Geld⸗ und Natu⸗ 
ral⸗Renten ſind nunmehr durch Rentenbriefs⸗Kapitalien vollſtändig abgelöſt, 
wie oben gezeigt iſt, und weiter unten näher nachgewieſen werden wird. 

Die Feldmark Zarzig gränzt gegen Weſten und Norden an Stargard, gegen 
Oſten an Wulkow, gegen Süden an Schwendt und Hansfeld. Nach der Behufs 
der Separation im Jahre 1822 ausgeführten Vermeſſung enthält dieſelbe ein Ge⸗ 
ſammt⸗Areal von 3029 Mg. 92 Ruth., deſſen Vertheilung unter die Intereſſenten 
in der folgenden Tabelle nachgewieſen iſt. 

Bei der Bonitirung wurden 6 Klaſſen angenommen. Klaſſe I., mittleres 
Gerſtland. Sie trägt in 6jährigem Düngungszuſtande 2 Mal Roggen, 1 Mal 
Gerſte, 1 Mal Hafer und die Hälfte des erſten Brachſchlages kann mit Brachfrüchten 
beſtellt werden. Einfall und Körner⸗Ertrag ſind in den Acten nicht angegeben. 
Klaſſe II. a und b, ſchwaches Gerſtland, hat in gleicher Düngung eine gleiche Frucht⸗ 
folge, unterſcheidet ſich aber durch geringern Einfall und Ertrag. Klaſſe III. beſſe⸗ 
res Haferland im gjährigen Düngungszuſtande. Klaſſe IV. nähert ſich ſchon mehr 
dem Zjährigen Roggenlande; da ſie aber alle 12 Jahr Dung erhält, ſo trägt ſie 
nach demſelben noch Sommerkoru. Die Ackerkrume iſt flach, der Untergrund Sand. 
Klaſſe V. iſt 6jähriges, und Klaſſe VI. Yjähriges Roggenland. Das Land der 
letzten Klaſſe wurde zur Vergrößerung der Kiefern⸗Schonung verwendet, da eine 
Beſtellung deſſelben zu wenig lohnend iſt. Der Kiefern⸗Kamp hat dadurch eine 
Ausdehnung von 37 Mg. 177 Ruth. erlangt. Die Dorfſchaft hat auch einen Torf⸗ 
ſtich im ſ. g. Siel. Derſelbe wird ſo benutzt, daß jeder Koſſat halb ſoviel, als ein 
Bauer erhält. 


Nach dem, unterm 15. Auguſt 1828 beſtätigten Receß der Gemeinheits⸗Thei⸗ 
lung von Zarzig haben bei der Separation erhalten — 
In Morgen und Quadratruthen: 


Die Intereſſenten. 


Hütung. 


Hof⸗ und 
Bauftellen. 
Gärten 
Wurthen. 


1. Die 13 Bauern 6. 4011. 37] 6. 8411848. 220 96. 1530335. 880 — 2304. 64 
2. „ 6 Koſſaten 1. 30} 2. 10415. 117] 171. 74 58. 22] — | 258.154 
3. „ Gaſtwirthſchaft. — 37— 13.151 8. 130 — 16. 172 
e Scile . „e 150 — AU 1.104 — — 11. 35 
5. Der Nn. — —— — — — — 17 
6. Das Schulzenamt . eee eee 8. 1 
7. Die Hammermühle .. | 131] 2 153 — 5. 2 — [ 67. 3 
Sr AT. oo — 149.— —| — 12.127 78. 162 
9. „„ Erbpichter d. Pfarr: 

ländereien — 47— 166)— 125 50. 114 9. 140 — 66. 21 
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44. 54| 3. 76] 45. 70120. 11 215. 3 

Summa .. . 16. 13718. 18,28. 972240. 1641135. 1490474. 1561120. 1113029. 92 

Der Grundbeſitz der Kirche befteht in der Spalte von den Hof⸗ und Bauſtellen, 

aus der Fläche, auf dem das Kirchengebaüde und die Kirchenſcheüne ſtehen und aus 

dem Kirchhofe. Die Grundſtücke an Acker und Hütung, zuſammen 78 Mg. 13 Ruth. 

betrageud, find durch den Contract vom 12. Mai 1841, von der Königl. Regierung 

zu Stettin beſtätigt den 8. October 1841, den 6 Koſſaten zu Zarzig in Erbpacht 

gegeben worden. Die Erbpächter haben beim Erbſtandsgelde das Meiſtgebot von 
4* 
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1286 Thlr. gehabt und dieſen Betrag an die Kirchenkaſſe abgeführt. Sie entrich⸗ 
ten einen unveränderlichen Canon von 54¼ Schffl. Roggen, der zu Ende jeden 
Jahres nach dem Stargarder Martini⸗Marktpreiſe des vorhergegangenen Jahres 
an die Zarziger Kirchenkaſſe entrichtet wird. Für dieſe Zahlungen und Leiſtungen 
find die Erbpächter in solidum, mithin Einer für Alle und Alle für Einen, ver 
haftet. Sie haben alle landesherrlichen und Gemeinde⸗Laſten, Abgaben und Lei⸗ 
ſtungen in Friedens⸗ und Kriegszeiten, welche auf dem Grundſtücke zur Zeit der 
Contrakts⸗Abſchließung hafteten, oder in Folge eines Geſetzes auf dieſelben gelegt 
werden könnten, übernommen, ohne Erlaß vom Canon verlangen zu können. Im 
Hypothekenbuche vermerkt iſt dieſer Contrakt vi decr. vom 21. Dezember 1843 laut 
Hypothekenſcheins vom 3. Januar 1844. 


Der Werth der 13 Bauerhöfe in Zarzig beträgt, nach der von dem Oecono⸗ 
mie⸗Commiſſarius Kirſchbaum im Jahre 1836 angefertigten Taxe, für jeden von 
12 derſelben Thlr. 2864. 25. 10 Pf., und für den 13ten Thlr. 2629. 5 Sgr., im 
Ganzen Thlr. 37.007. 15 Sgr. 


Während alle Grundbeſitzer aus der, bis zur Separation beſtandenen Gemein⸗ 
heit ausſchieden, zogen die Koſſaten es vor, die gemeinſchaftliche Benutzung der 
ihnen bei der Separation zugefallenen Grundſtücke unter ſich von Neüem einzu⸗ 
führen. Sie erwarben, wie wir ſo eben geſehen haben, im Jahre 1841 die der 
Kirche in Zarzig überwieſenen Grundſtücke gemeinſchaftlich zu Erbpachtrechten und 
dehnten auch auf dieſe die gemeinſame Benutzung aus. Ausgenommen von dieſer 
gemeinſchaftlichen Benutzung waren jedoch die den 6 Koſſaten überwieſenen Wieſen, 
welche außerhalb der Feldmark Zarzig in den Gränzen der Stargarder Hauswieſeu 
liegen und 9 Mg. 67 Ruth. groß ſind, die beſonders eingetheilt wurden, eben ſo 
die Grundſtücke in der Dorflage und die Wurthen. Im Jahre 1852 hatten ſich die 
Koſſaten anders beſonnen. Sie entſchloſſen ſich, die bisherige Gemeinſchaft aufzu⸗ 
heben und trugen demgemäß darauf an, einem jeden Intereſſenten ſeinen Antheil 
an den Grundſtücken mit Unterſcheidung ihrer Beſitzqualität in einer möglichſt 
zuſammenhangenden, den Zwecken der Landeskultur entſprechenden Lage anszuweiſen. 
Zu dieſem Zwecke find die ſämmtlichen Grundſtücke der 6 Koſſaten, welche ihrem 
aüßern Umfange nach nicht ſtreitig, mit Ausnahme derer innerhalb der Gränzen 
der Stargarder Hauswieſen belegenen Wieſen, im Jahre 1853 durch den Ver⸗ 
meſſungs⸗Reviſor Reimmann neü vermeſſen und in demſelben Jahre von dem Kreis⸗ 
Boniteur Boecker zu Panſin bonitirt. Dieſe Reimmannſche Vermeſſung hat faſt die⸗ 
ſelben Ziffern für das Areal der Koffatenländereien gegeben, als die frühere Ver⸗ 
meſſung, welche der allgemeinen Separation von 1828 zum Grunde liegt. Denn 
es betragen: — 


1. Die Eigenthums-⸗Grundſtücke der 6 Koſſaten .. Mg. 249. 105 Ruth. 
2. „ Kirchen⸗Erbpacht⸗Grundſtückkeeee __n 79. 15 „ 
Zuſammen Mg. 328. 120 Ruth. 


Wenn zu den Eigenthums⸗Liegenſchaften noch die in der obigen Tabelle an⸗ 
gegebene Wieſenfläche von 9 Mg. 67 Ruth. hinzugerechnet wird, die aber als der 
gemeinſchaftlichen Nutzung nicht unterlegen, bei dem neüen Verfahren nicht in Be⸗ 
tracht kam, fo beträgt die Größe des Koſſaten⸗Eigenthums 258 Mg. 172 Ruth, 
mithin 18 Ruth. mehr, als die Tabelle nachweiſt. An fortbeftehenden Wegen, dar⸗ 
unter die Steinbahn von Stargard nach Reetz und zur Verbreiterung von Wegen, 
ſowie an Triften und Gräben ſind 11 Mg. 132 Ruth. überwieſen. Die Beſtätigung 
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des Receſſes über die Gemeinheits⸗Theilung der Koſſaten⸗Ländereien iſt unterm 
2. Juli 1855 erfolgt. 


In Folge des Geſetzes vom 2. März 1850, betreffend die Errichtung der 
Rentenbanken und die Ablöſung der auf dem Grundbeſitz haftenden Reallaſten durch 
dieſe Geld⸗Inſtitute, iſt zwiſchen der Stadtgemeinde Stargard, Provocatin, und den 
Bauerhofs⸗ und Koſſatenhof⸗Beſitzern zu Zarzig unterm 8. März 1856 ein Vertrag 
abgeſchloſſen worden, kraft deſſen die gedachten baüerlichen Wirthe, die auf ihren 
Höfen, nach dem von der Königl. General⸗Commiſſion unterm 15. Auguſt 1828 
und 2. April 1836 beſtätigten Receſſe über die Regelung der gntsherrlich⸗baüer⸗ 
lichen Verhältniſſe haftenden und an die Stadtgemeinde Stargard zu leiſtenden 
Geld⸗ und Natural⸗Renten im Geſammtbetrage von Thlr. 790. 8. 9 Pf., durch 
Übernahme von Rentenbriefs⸗Kapitalien, zum Geſammtbetrage von Thlr. 15.796. 
8. 10% Pf. abgelöſt haben. Die zur Ablöſung gekommenen, Reallaſten waren in 
drei Terminen mit / zu Marien, mit / zu Johannis und mit / am 1. Decbr. 
abzuführen, und in dieſer Art auch abgeführt worden, jedoch mit der Maßgabe, daß 
die Abgabe von den, der Bauer⸗ und Koſſatenhöfen einverleibten Ländereien des 
ehemaligen ritterfreien Vorwerks Zarzig praenumerando, die von den Höfen ſelbſt 
aber postnumerando entrichtet wurden, ſo daß das Rechnungsjahr vom 1. Decbr. 
bis zum 1. December lief. Der Ausführungs⸗Termin der Ablöſung ward aber 
auf den 1. April 1856 feſtgeſetzt. Es hatten demnach die Verpflichteten an dieſem 
Tage: a) von den zur Ablöſung gekommenen Abgaben ihrer Grundſtücke / des 
Jahresbetrages derſelben an die Kämmerei⸗Kaſſe zu zahlen; und b) dieſe ihnen hier⸗ 
auf ¼ der Jahresabgabe für die ehemaligen Vorwerks⸗Grundſtücke in Abrechnung 

zu bringen, da ſie am 1. December 1855 die Abgabe auf 6 Monate praenumerando 
berichtigt hatten. Außerdem hatte aber jeder Verpflichtete, da Seitens der Stadt⸗ 
gemeinde auf das Vorkaufsrecht Verzicht geleiſtet worden iſt, die Laudemienrente 
vom Tage der Provocation den 26. November 1853, bis zum 31. März 1856, alſo 
auf 2 Jahre und 4 Monate, an die Kämmerei⸗Kaſſe zu Stargard zu zahlen. 
Dieſe vereinnahmte demzufolge am 1. April 1856 an laufenden Abgaben von den 13 Bauer⸗ 
und den 6 Kofjatenhöfen Thlr. 85. 27. 9 Pf., und an Laudemienrente von den Bauerhöfen 
allein Thlr. 81. 29. 2 Pf., zuſammen Thlr. 167. 27. 1 Pf. Statt der oben ange⸗ 
gebenen vollen Rente, für den ſie der Stargarder Kämmerei bis dahin pflichtig 
waren, haben die baüerlichen Wirthe zu Zarzig ſeit dem 1. April 1856 eine jähr⸗ 
liche Rente von Thlr. 710. 25 Sgr. an die Rentenbank zu entrichten, und dieſe 
Leiſtung erliſcht, nach Maßgabe des §. 22 des Rentenbank⸗Geſetzes vom 2. März 
1850, nach Ablauf von 56 ¼2 Jahren, mithin im Jahre 1912, woraus folgt, daß 
Hi die Enkel der heütigen Eigenthümer in den abgabenfreien Beſitz der Höfe ge⸗ 
angen. 


Nach den Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Regiſtern des 1. Januar 1865 enthält 
die Feldmark Zarzig an Acker 2.318,04 Mg, an Gärten 5,93 Mg., an Wieſen 
288,92 Mg., an Weiden 127,08 Mg., an Holzung 49,37 Mg., an Waſſerſtücken 
0,33 Mg., an ſteüerpflichtigen Liegenſchaften überhaupt 2.777,97 Mg., an ſteüer⸗ 
freien 11,70 Mg., beide zuſammen 2789,67 Mg.; dazu kommen an Wegen 141,71 
Mg., an Gewäſſern 31,84 Mg., an Hofraümen ꝛc. 26,11 Mg., Geſammt⸗Areal 
2.989,33 Mg. 


Der Reinertrag vom Morgen beträgt: Ackerland 40, Gärten 90, Wieſen 40, 
Weiden 18, Holzung 12, Waſſerſtücke 1, von den ftelierpflichtigen Grundſtücken 39 
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und von den ſteüerfreien 51 Sgr., im Durchſchnitt von beiden zuſammen 39 Sgr., 
ſowie von der Geſammtfeldmark 36 Sgr. 

Zur Grundſteuer veranlagt find die ſteüerpflichtigen Liegenſchaften mit 345 
Thlr. 4. 10 Pf, der Morgen Landes mit 3 Sgr. 8 Pf, In der Feldmark ſind 
34 Beſitzer mit 174 Beſitzſtücken angeſeſſen. An ſteüerpflichtigen Gebaüden ſind 
56 Wohn⸗ und 6 gewerbliche Gebaüde, und an ſteüerfreien Gebaüden 62 vorhanden. 
Die ſteüerpflichtigen find mit 37 Thlr. 14 Sgr. Gebaüdeſteüer belaſtet. 

Zufolge einer Beſcheinigung der Königl. Regierung zu Stettin vom 20. Sep⸗ 
tember 1836 betrugen damals die landesherrlichen Abgaben von Zarzig an Con⸗ 
tribution, Lehnpferdegeld ꝛc., d. i.: an Grundſteüer, im Ganzen Thlr. 295. 18. 
3 Pf. Dazu trugen bei: die Bauerhofsbeſitzer Thlr. 236. 3 Pf., die Koſſaten Thlr. 
27. 1. 6 Pf., der Mühlenbeſitzer Thlr. 8. 14. 7 Pf. und die Kämmerei zu Star⸗ 
gard an Lehnpferdegeld Thlr. 24. 1. 11 Pf. Die Regelung der Grunſteüer hat 
dieſelbe für Zarzig um ca. 50 Thlr. erhöht. 

Die Abgaben an die Geiſtlichkeit Seitens der 13 baüerlichen Wirthe betragen: 
An die Pfarre 38 Scheff. 8 Mtz. Meßroggen, Thlr. 1. 13. 4 Pf. Vierzeitengeld, 
Thlr. 4. 10 Sgr. Speiſegeld, oder 52 Ellen Wurſt, 6½ Stück Gänſe, und 13 
Mandel Eier; an die Küſterei 52 Brote, Thlr. 2. 15. 10 Sgr. Vierzeitengeld, 6¼ 
Mandel Eier. 

Zarzig hatte am 3. December 1864 im Dorfe 389 Einwohner mit 47 Wohn⸗ 
haüfern, auf der Hammermühle 11 Einwohner mit 2 Wohnhaüſern, je 4 Einwoh⸗ 
ner in den 2 Bahnwärterhaüſern No. 4 und 5. An Gebaüden 4 öffentliche — 
Kirche, Schule, Armen⸗, Gemeindehaus, — 120 Privat⸗Gebaüde: 51 Wohnhaüſer, 
3 Fabrikgebaüde, 75 Scheünen, Ställe ꝛc. 65 Pferde, 161 Rinder, 1388 Landſchafe, 
266 Schweine, 51 Ziegen, 46 Vienenſtöcke. 


Urkunden in Bezug auf 57 Stargarder Eigenthums⸗Dorf 
arzig 

1. Conſensbrief des Johanniter-Ordens vom Jahre 1647, 

September 27. 

Wier Verordnete Senior Cantzlar und Räthe des Meiſterthumbs 
Sonnenburgk Urkunden und bekennen hiermit gegen Jedermänniglichen, daß unß 
die Ehrenveſte, hochgelehrte und wohlweiſe, Bürger Meiſter und Rathmanne der 
Stadt Stargardt an der Ihna ſchrifftlich zu vernehmen gegeben, Welcher maßen 
Sie ſchon im 1600ſten Jahre dem Edlen und Ehrenveſten, Reicharten von der 
Schulenburgk, auf Leckonitz, Lübenow und Lübbroße ꝛc Erbſeſſen 2c. fehl. Zehen 
Tauſent Thaler geliehen und vorgeſetzt, dahingegen Ihnen mit der 
damahls regierenden und nunmehro in Gott ruhenden Herrn Meiſters, Herre 
Martins, Gravens zu Hohnſtein ꝛc. hochſehligen Gedächtniß gnädigen Consens 
und Ratiflcation nicht alleine für ſolche geſetzte Poſt, beſondern auch 
auf Zwey Tauſent Thaler an liquidirter melioration und ange⸗ 
wandte Baukoſten, das Ordens⸗Lehn und Dorf Zarzigk, zuſambt 
allen pertinentz Stücken, die darzu gehörig geweſen, auf Sieben und 
Zwanzigk Jahr wiederkauflich verkaufft, Sie auch alſoforth in deſſen wirkliche 
Possession geſetzet worden, Dahero Sie denn auch von Fällen zu Fällen derer re⸗ 
gierenden Herren Meiſter die Lehne allewege gebührlich recognosciret und ſonſten 
überall Ihre Schuldigkeit gehorſamlich praestiret und verrichtet. 

Und ob Sie zwar in Hofnungk geſtanden, es würde der v. d. Schulenburgk 
Sehl. oder deßen Erben nach verfloßener Friſt der verwilligten 27 Jahr die Summe 
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der vorgeliehenen 10000 Thlr. nebſt denen 2000 Thlr. an aufgewendeten Bawkoſten 
hin wiederumb baar über außgezahlet und dadurch benantes Ordens Lehen Zarzigk 
an ſich geloſet haben. So wäre es doch der wiederkauflichen Verſchreibunge zu 
wieder gantzlich verblieben, dannenhero ſie endlich verurſachet worden, bey dem 
nechſt verſtorbenen Herrn Meiſter, Herren Adamen, Graven zu Schwartzenburgk 
ꝛc. hochſeligen Andenkens, ſelbſt umb renovation oberwehntes vorigen Consensun 
unterthänigk anzuhalten, welcher von Sr. Hochgrafl. Gnaden ihnen 
auch unterm dato Sonnenburgk am 20ſten Monats⸗Tage des 
1627ſten Jahres auf 6 Jahre langk ertheilet und zu ihrer Nohtdurfft 
außgehendiget worden. Alß aber nicht allein das hochſchädliche Kriegs Weſen, be⸗ 
ſondern auch hierdurch die ſchweren unerträglichen Contibutionen und andere große 
ungelegenheiten dazwiſchen kommen, So hätten Sie zwar bey denen v. d. Schulen⸗ 
burgk, alß jetzigen Beſitzern zu Lübbroße zu unterſchiedenen vielen mahlen umb Ihre 
völlige Bezahlungk angehalten, Immaßen es die hierinnen ergangene Acten mit 
mehrem bezeügeten, Es wäre von demſelben aber gleiches Vals, wie vorher geſche⸗ 
hen, gantz nichts darauf ervolget, bis endlich allerhand ungelegenheiten durch die 
Krieges Unruhe und ſonſten entſtanden, darüber dieſe Sachen ins ſtocken gerahten, 
und bis dato zu keiner Richtigkeit gebracht werden können. Nachdem aber der 
vorige Consens nebſt der darauf erhaltenen renovation vorlängſt ſchon erloſchen, 
und nunmehr die hohe Notturft erforden wollen, zu deſto beßerer Ihrer Assecuration 
und Verſicherungk, auch Zuverhütungk allerhand künftiges Streits und beſorgender 
Ungelegenheiten beides über das Capital der 10000 Thlr., alß auch über die 2000 
Thlr. an aufgewandten Bawkoſten und melioration ſich ſelbſten umb einen neüen 
Consens zu bewerben und darumb bey unß anzuhalten. 


Derowegen ſo hat Unß bemelter Ehrbar Raht angelanget und gebehten, Wier 
wollen Ihnen doch zu angezogenem Ihren Behuef des Ritterlichen Odens Consens 
noch weiters mitzutheilen geruhen. 


Dieweil Unß nun erzehlte Ungelegenheiten zum theil ſelbſten wohlbekandt ge⸗ 
dachter Ehrbahr Raht aber zu geregter Ihrer Verſicherungk des Ritterlichen Ordens 
Consens nunmehr auch höchſt benötiget geweſen. 


Darumb ſo haben Wier Ihrer Bitte, wiewohl man in Erfahrungk kommen, 
das bey jetzigen Kriegeslaüften und irregular Zeiten mit des ritterlichen Odens 
Lehn Zarzigk allerhand praejudicirliche actus vorgenommen ſein ſollen, Jedennoch 
ſtadt und raumb gegeben, und daſſelbe noch ferners inne zu haben und zu gebrauchen, 
Jedoch daß dergleichen hierfüro vornemlich verhütet und abgewendet und von Ihnen 
ſelbſten nicht causiret werde, damit der Ritterliche Orden und künftiger Herr Meiſter 
es ernſtlich zu beahnten und nach Gebüer zu beſtrafen nicht urſache habe, consen- 
tiret und verwilliget, consentiren und verwilligen demnach anſtadt und im Nahmen 
des Ritterlichen Ordens in Kraft und Macht dieſes Briefes von Obrigkeit wegen 
dergeſtalt und alſo, das mehrgedachter Ehrbahr Raht der Stadt Stargardt an der 
Ihna benanntes Ordens Lehn und Dorf Zarzigk mit ſambt allen denen darzu ge⸗ 
hörigen pertinentz ſtücken von dato an, wie bishero geſchehen noch Sechs Jahr 
langk nach Inhalt des Kaufbrifes beſitzen, genießen und anſtadt derer Zinſen von 
denen 10000 Thlr. Capitall und 2000 Thlr. angewandten Bapwkoſten, gebrauchen 
mögen, Jedoch aber ſollen des Debitoris gedachtes des v. d. Schulenburgks Lehns 
Erben ſchuldig ſeyn, innerhalb ſolcher Friſt, ſolche beyde Poſten der 12000 Thlr. 
an Capital und albereits angewanter melioration, ſambt allen anderen künftig er⸗ 
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weißlichen unkoſten, beſage des Vertrages, wiederumb richtig abzuführen und zu 
erſtatten, und alſo hier dieß Ordens Lehen hinwieder an ſich zu löſen. 

Solte aber inmittelſt von des v. d. Schulenburgk Lehns Erben keine Bezah⸗ 
lung erfolgen, ſondern dieß onus nach langer auf ſolchem Ordens Lehen verhafftet 
bleiben, auf ſolchen ſeümigen Fall, ſoll einem Ehrbaren Rahte bemeldter Stadt 
Stargardt auf Ihr vorhergehendes gebührendes Anſuchen, durch des Ritterlichen 
Ordens rechtmäßigen Hülfe, ſo Ihnen alßden nicht verſaget werden ſoll, der Ge⸗ 
bühr und billigkeit nach verhelfen und Sie allerwege darbey geſchützet und erhalten 
werden ſollen. 

Jedoch ſoll gedachter Ehrbahr Raht nicht befugt ſeyn, einige Verenderung 
mit bemeltem Ordens Lehen Zarzigk vorzunehmen, noch viel weniger ſelbiges ohne 
des Ritterlichen Ordens und Künftigen Herrn Meiſters Consens und Vollwordt zu 
verhypotheeiren, zu verpfänden oder zu verkauffen, ſondern Ihnen ſolches hiermit 
expresse und ernſtlich verboten ſeyn. Und verbleibet dem Ritterlichen Orden und 
künftigen Herrn Meiſter jetzt gedachter Ehrbahr Raht nicht allein mit denn Pflichten, 
die ſie allewege praestiret und abgeleget, Jedenoch ferners verwand, ſondern ſeind 
auch ſchuldigk unter verwilligter Frieſt des wiederkaufs die ſchuldige Dienſte und 
gebührende Volge noch weiters, alß bisher geſchehen, unweigerlich zu verrichten, 
und ſich ſonſten, wie getrewen Ordens Lehens Saßen abſtehet, zu verhalten, Alles 
getrewlich und ſonder gefehrde, dem Ritterlichen Orden aber und Manniglicheu au 
ſeinen Rechten unſchadlich. 

Deßen zu Urkund haben wier dieſen Brief mit des Ritterlichen Ordens ge 
wöhnlichen Canzley Inſiegel beſtätiget, So gegeben zur Sonnenburgk am 27ſten 
Monats Tage Septembris des 1647ſten Jahres. 

Christophorus Stephani, Cancellarius. 


2. Lehnbrief vom Jahre 1653, Mai 16. 

Von Gottes Gnaden Wir Johann Moritz Fürſt zu Naſſaw, Graff zu Catzellen 
bagen, Vianden und Dietz, des Ritterlichen St. Johannes Ordens in der Marck, 
Sachſen, Pommern und Wendtland Meiſter, Herr zu Beilſtein, des königlichen Ordens 
in Dennenmarck Ritter ꝛc. bekennen mit dieſem Unſerm offenem Briefe für Unß, 
Unſere nachkommende Meiſtern und Orden Jedermänniglich, daß vor Unß durch 
Ihre Abgeſandte und Vollmächtige erſchienen, die Ehrſahme und Weiſe, unſern 
lieben getrewen Bürger Meiſter und Rath Manne der Stadt Newen Stargardt an 
der Ihna undt Unß unterthänigſt gebethen, Nachdem Sie mit unſers Vorfahren an 
Ritterlichen Orden Graff Merten von Hohenſteins Seel. Consens von dem Veſten 
Unſerm lieben beſondern Reichartten v. d. Schnlenburgk Seel. das Dorff Zartzigk 
mit ſeinen, inhalt des Kauff Briefes zugehörenden Pertinentien auf 27 Jahr wieder⸗ 
kaüflich erkauft, daß Wir Ihnen und Ihren Nachkommenden, bemeltes Guht, ſo vor 
Unß undt dem Ritterlichem Orden zu Lehn rühret, noch ferner gnädiglich verleihen 
möchten; 

Wenu Wir dann dieß Ihr unterthaniges Suchen für billig befunden, undt dar⸗ 
neben erwogen, die getrewe und gehorſame Dienſte, ſo Sie Unß, Unfern Nachkom⸗ 
menden Meiſtern undt Orden leiſten ſollen und wollen, Alß haben Wir dieſem 
Ihrem Bitten in gnaden ſtatt undt raumb gegeben, und Ihnen berürttes Dorf 
Zartzigk mit dem Ritterſitze daſelbſt in Unſerm undt des Ritterlichen Ordens 
Eigenthumb gelegen, wiederumb auf Sechs Jahr (foweitt wir den Wiederkauff er⸗ 
ſtrecket haben wollen) gnädiglich gereichet und geliehen; Reichen und Leihen Ihnen 
undt Ihren Nachkommen ſolches hiermit in Krafft undt Macht dieſes Brieffes, zu 
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einem rechten Mannlehn mit allen Gnaden, Gerechten und Gerechtigkeiten, auch 
Dienſten, Herrlichkeiten undt Freyheitten, mit Gerichten oberſten undt Niederſten, 
mit Pawren (Bauern), Zinſen und Renten, an Geldt undt Getreydicht, Nutzungen 
undt Genießungen im Dorffe und Felde gelegen, mit Eckeren, gewonnen undt un⸗ 
gewonnen, mit Fiſchereyen, Waſſern, Waſſerlaüffen, Wieſen, Wieſewachs, Gräſern, 
Höltzern, Püſchen, Streüchern, undt mit allen anderen ein undt zubehörungen undt 
Gerechtigkeitten, wie die Namen haben mögen nichts außgenommen in allermaaßen 
ſolch Dorff undt Guht Zarzigk in ſeinen Vier Reinen undt Grentzen begriffen undt 
gelegen iſt, undt nun ſolches Reichardt v. d. Schulenburgk Seel. undt die vorigen 
Inhaber bishero von Unſern Vorfahren zu Lehn gehabt, beſeſſen, genoſſen undt ge⸗ 
brauchet, das Sie ſambt ihren Nachkommen daſſelbe mit allen Gnaden, Rechten undt 
Gerechtigkeiten, wie vorberühret beſitzen, genießen undt gebrauchen mögen von Unß, 
unſerm Orden, undt deſſelben Nachkommen, männiglich ungehindert, Jedoch daß 
Sie und Ihre Nachkommen davon dienen, thun und halten, alß Mannlehns Recht 
und Gewohnheitt iſt, auch die Lehn nirgentt anders, ſo offte es von nöthen, denn 
von Unß, Unſern Nachkommen, den Meiſter und Orden zu rechter Zeitt, wie ge⸗ 
wöhnlich ſuchen verrechten undt empfahen, undt Wir reichen Ihnen undt Ihren 
Nachkommen, die Zeit des währenden Wiederkauffs an benantten Dorffe alles, das 
wir Ihnen mit Rechte leihen ſollen, können oder mögen. Jedoch auch Unß an 
Unſern undt Männiglich an Seinen Rechten daran unſchädlich. 

Deßen zur uhrkundt haben Wir hieran Unſer fürſtliches großer Ordens In⸗ 
ſiegell wißentlich anhängen laſſen. So gegeben auf unſerm Ritterlichen Ordens 
Residentz Haufe Sonnenburgk den 16ten Monats Tagt Maij, nach Chriſti unſers 
Erlöſers und Seligmachers Geburtt 1655ſten Jahre. 

Christophorus Stephani. Cancellarius. 


3. Abdication des Freiherrn Heinrich Joachim v. d. Schulenburg 
rückſichtlich des ihm auf das Lehngut Zarzig zugeſtandenen Wiederkauf-Rechts 
zu Gunſten des Hans v. Sukow, auf Pegelow, vom Jahre 1654, Mai 30. 

Ich Heinrich Joachim, Freyherr von der Schulenburg, Herr auf Lieberofa, 
Craſchen, Wittichendorff, Hartwigswalda undt Lambsfeldt ꝛc. Crafft dieſes Vhrkunde 
und bekenne: 

Demnach Mein Herr Groß Vater feel. Herr Reichardt v. d. Schulenburg ıc 
auff Lökeniz, Liebenow, Lieberoſa, Penkuhn, Appenburg, vndt Straupitz ꝛc. Inhaber 
des Haußes Weſterburg Anno 1600, das Dorff Zarzigk, Bürgermeiſtern und Rath 
zu Newen Stargardt, mit Consens und verwilligung des damaligen Regierenden 
Herrn Meiſters zu Sonnenburgk ꝛc. deß Hochwohlgeborenen und Hochwürdigen Herrn 
Herrn Martin, Graffen von Hohenſtein ꝛe. umb nur vor 10000 Thaler à 32 Bl. 
verkauffet, Jedoch cum pacto de retrovendendo, vnd das Innerhalb 27 Jahren 
Ihnen frey ſtehen ſolle, daßelbe zu reluiren und wieder zu kauffen; Solches aber 
bey dieſen langwierigen Kriegszeiten vndt ſonderlich bey Belagerung der Stadt 
Stargardt ganz verwüſtet worden, undt eine gute Zeit öde vndt wüſt geſtanden, 
nachmals aber wieder anerbauet, Vnd dahero wegen ſolcher melioration zwiſchen den 
Creditoren der Stadt Stargardt, jo Anno 1633 in daßelbe judieialiter immitiret 
worden, allerhand ſtreitigkeit ſich erreget, und dieſelben wegen Meines Herrn Groß— 
Vaters reservirten pacti retro venditionis zu Keiner richtigkeit gelangen können; 
Vndt der WolEdle, Geſtrenge vnd Veſte Hanß von Sukow, auff Pegelow vndt 
Kizerow in Pommern, Erbſeßen, Mich bittlich erſuchet, Ich mögte Ihm nicht hinder⸗ 
lich ſeyn, gemeltes gut, mit Vergleich deß izigen Possessors Herrn Caspar von 
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Kempendorffs Erblich an ſich zu bringen, vndt das Er hinfüro die Belehnung bey 
den izigen Herren Meiſter zur Sonnenburg, dem Durchlauchtigen, Hochgebornen, 
vnd Hochwürdigen Fürſten vnd Herrn, Herrn Moritzen ꝛc. für ſich vnd Seine Lehns⸗ 
Erben ſuchen und impetriren möchte; So habe ich ſolches Crafft dieſes verwilliget, 
Verreservire vnd verpflüchte Mich hiemit, daß Ich, Meine Erben vnd Erbnehmer, 
denen von Sukow an erlangung, daß izt wolgedachten Herrn Meiſters Consens 
vnd neüen Belehnung über das Dorff Zarzigk keiner wegen hinderlich ſein, auch 
daß von Meinen Herrn Groß Vater Seel. reservirten pacti retrovenditionis wieder 
Ihn auch Seine Erben, oder in wem Er ſonſten daſſelbe quocunque titulo trans-“ 
ferirn vndt verwenden möchte, auch einigerley weiße gebrauchen will, ſondern Es 
ſollen Er vnd ſeine Nachfolger von Mir vnd meinen Nachkommen in demſelben 
geruhiglichen, vnd ohne einigen anſpruch gelaßen werden; Alles getrewlich vnd 
ſonder gefehrde. Uhrkundlich habe Ich dieſes mit eigenen Handen Pnterſchrieben, 
Ad mit Meinem angeborenen herrlichen Pipſchafft beſiegelt. Datum Lieberoſa, 
den 30. May anno 1654. 
H. J. Fr. von der Schulenburgk. 


4. Ceſſions⸗Inſtrument der Erben des Hans v. Sukow zu Gunſten 
des Raths zu Stargard, vom Jahre 1664, Februar 16. 

Wir Entsbenandte alß Sehl. Hanß von Suckowß, Weil. auf Pegelow undt 
Kizerow Erbgeſeßen, nachgelaſſene Erben undt Vormünder respective Uhrkunden 
undt bekennen in Krafft dieſes, daß die den 30. May Anno 1654 von Ihr Frey⸗ 
herl. Gnad. Hrn. Heinrich Jochim Freyherrn v. d. Schulenburgk zu Lieberoſa 2. 
ertheilte abdication des pacti retrovenditionis des gutes Zarzigk bey Stargardt 
belegen wir E. Ehrew. Vndt vollweiſe Rahtt gedachter Stadt Stargardt au der 
Ihna auß darzu bewegender Vhrſache dergeſtalt genzlich hiemit cediret undt abge⸗ 
treten haben, daß zu Seehl. Hrn. Generall Connnissarij Caspar Kempendorffs 
Hrn. Erben hergegen allen geneigten willens und gute conposition, in denen mit 
Ihnen habenden Rechts Processen undt Handlungen erſprießlich, wiederfahren laßen, 
undt wirklich leiſten mögen. 

Geſtalt wir dan mit dem reservat Von Wollgedachtem Burgermeiſter und Naht 
dieſe abſage undt Uebergebung des freiherrlichen Rechtens, ſich derſelben ins Künff⸗ 
tige beſter Maßen zu gebrauchen in Krafft dieſeß pleuo cum jure Überlaßen undt 
abtreten, auch daneben obengezogenes Vhrkundt hiebey in originali extradiren undt 
unß Andtwordten thun. 

Alles getrewlich, ſonder Argeliſt undt Gefehrde. Zur Uhrkundt haben wier 
dieſe Cession Vndt übergabe, mit recht Ver Zeiherig aller undt jedr Vnß hinwieder 
Zuftaten gedeyenden wolthaten des Rechts mit eigenen Henden, wißent⸗ Vndt wol⸗ 
e e Nndt beſiegelt. Geſchehen in Alten Stettin den 16. Febr. 
A0. 1664. 

Caſpar Dietloff Philipp Rothlieb. Valentinus Friderici 

von Wulffen. Litis Curator. mpp. 


5. Lehnbrief vom Jahre 1671, September 4. 

Herren Meifter zu Sonnenburg iſt noch Johann Moritz, Fürſt zu Naffauw 2c. 
der ſeiner Titeln nach die Würde eines General Feldmarſchalls der Vereinigten 
Niederlande hinzufügt. Der Rath zu Stargard wird mit dem Dorfe „Zartzig, 
welches Reichardt v. d. Schulenburgk Sehl. ihnen wiederkaüflich überlaſſen, nun⸗ 
mehro aber ſich deſſelben Wiederkauſfs gäntzlich verziehen und 
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begeben“ belehnt. Die Faſſung des Lehnbriefs ift von Wort zu Wort dieſelbe 
wie in der Urkunde Nr. 2. Unterzeichnet iſt er von: Curt Baltzer v. d. Marwitz, 
O. Cantzler; Jonas Weitzmann, Lehn Secretarius. 

Die Stadt Stargard bekam einen neüen Lehnbrief über Zarzig jedes Mal, 
wenn der Orden ſeinen Herrenmeiſter gewechſelt hatte. Ein Lehnbrief klingt wie 
der andere; alle ſind wörtliche Wiederholungen des Dokuments Nr. 2, daher ihre 
Erwähnung hier überflüſſig ſcheinen könnte, wenn fie nicht wegen der Herrenmeiſter, 
die die Briefe ausfertigen laſſen, und wegen der Titulaturen der Meiſter, für die 
Geſchichte des Ordens von einiger Wichtigkeit wären. Mögen daher die Namen 
der Meiſter und der Ordens-Beamten, welche die Lehnbriefe vollzogen haben, hier 
eine Stelle finden. 


6. Lehnbrief vom Jahre 1690, Februar 11. 

Georg Friedrich Fürſt zu Waldeck, Graf zu Pyrmont und Eulenburg, Dom⸗ 
Propſt zu Halberſtadt, Freiherr zu Pollaut, Witten, Werth, Lade, Linde, Kiens— 
weiler, Frechen und Bachum ꝛc. Ihrer Römiſch Kaiſerlichen Majeſtät und der Ver⸗ 
einigten Niederlande General⸗Feldmarſchall und Gouverneur zu Mastricht. — Carl 
Schönbeck, Cauzler. J. S. Sturm, Rath und Lehn-Secretarius. — Bei dieſem 
Dokumente liegt folgende Beſcheinigung: — Daß E. E. Raht zu Stargard an 
der Ihna hieſiger Ordens Lehens Cantzley an Lehnwaare, Hutgeld, Schreib⸗Perga⸗ 
ment⸗Stempel⸗ und Siegelgebühr 28 Thlr. 18 gr. entrichtet, Solches wird hier⸗ 
mit beſcheinigt. Sonnenburg den 11. Januar 1690. Fürſtl. Waldeckſ. Ordens⸗Lehn⸗ 
Cautzley hieſelbſt. J. S. Sturm, Rath und Lehn Seeretarius. 


7. Lehnbrief vom Jahre 1693, Mai 30. 

Carl Philipp Markgraf zu Brandenburg, in Preüßen, zu Magdeburg, Cleve, 
Jülich, Berge, Stettin Pommern, der Caßuben und Wenden, auch in Schleſien zu 
Croßen und Schwiebus Herzog, Burggraf zu Nürnberg, Fürſt zu Halberſtadt, Min⸗ 
den und Kamin, Graf zu Hohenzollern, der Mark und Ravensberg, Herr zu Raven⸗ 
ſtein und der Lande Lauenburg und Butow 2c. des Ritterlichen Johanniter Ordens 
zc. Meifter. — Dieſelbe Unterſchrift wie bei Nr. 6. 

8. Lehnbrief vom Jahre 1696, September 24. 

Albrecht Friedrich, Markgraf zu Brandenburg, u |. w. — Unterſchriften: G. 

W. v. Bodelſchwing, Cantzler. C. M. Richter, Rath und Lehn-⸗Seeretarius. 
9. Lehnbrief vom Jahre 1732, Mai 13. 

Carl Prinz in Preüßen, Markgraf zu Brandenburg, u. ſ. w. Zuſätze im 
Titel ſind: Herzog zu Meklenburg, Fürſt zu Schwerin, Ratzeburg und Moers; 
Gras zu Ruppin (2), Hohenſtein und Schwerin; Herr der Lande Roſtock, Stargard. 
— unterſchriften: J. F. von Geüder genannt Rabenſteiner, Cantzler. H. C. P. 
Bentheinel, Rath und Lehns-⸗Secretarius. 


II. Die zu beiden Seiten der Stadt Stargard belegenen 
Dörfer. 

Kizig, Pfarrkirchdorf, 1 Meile von Stargard gegen Nordoſten und 
hier eine Exelave des Stargarder Eigenthums bildend. In dieſem Dorfe gab es 
1642 ein, im Entſtehen ſeiendes Vorwerk; 10 Vollbauern und 2 Hufen, davon 
einige wüſt, 2 beſetzte und 3 wüſte Koſſatenhöfe. Dann ſollen ſich zwar darin nach 
Inhalt des Hypothekenbuches von dem Hauptgute, außer dem Lehnſchulzeuhofe, 13 
Vollbauern befinden, welche zu dieſem Gute gehören. Allein ſeit Anlegung des 
Hypotbekenbuchs hat ſich in dieſem Zuſtande der baüerlichen Nahrungen Folgendes 
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verändert. Es befanden ſich zu jener Zeit 2 wüſte Hofſtellen im Dorfe, wovon der 
Acker zu einigen anderen Bauerhöfen gelegt war, ſo daß 3 Wirthe jeder 3 Haken⸗ 
hufen, 10 Wirthe aber jeder 2 Hakenhufen beſaßen. Im Jahre 1779 wurde die 
eine wüſte Stelle wieder bebaut, und derſelben 2 Hakenhufen Acker und Wieſenwachs 
zugelegt, welche 2 der obgedachten Wirthe abtraten, fo daß nunmehr 14 Höfe vor⸗ 
handen waren, wovon der eine noch 3, die übrigen Wirthe aber jeder 2 Hakenhufen 
inne hatten. Etwa im Jahre 1787 wurde auch die zweite wüſte Stelle wiederum 
bebaut und mit einem beſonderen Wirthe beſetzt, wozu der eine Dreihufner eine 
Hufe Land und Wieſen abtreten mußte. So beſtand denn das Dorf Kizig zur 
Zeit des Receſſes vom 1. Dezember 1835, welcher die, bereits im Jahre 1805 er⸗ 
folgte, Verleihung des Eigenthums der Höfe ordnete und regelte, außer dem Frei⸗ 
Lehnſchulzengute, aus einem Dreihufner, 14 Zweihufnern, 1 Halbbauerhofe, dem 
Pfarrhofe, der Kirche, 1 Schule, 6 Wurthkoſſaten, 1 Schmiede, 1 Büdnerſtelle ohne 
Weidegerechtigkeit und 2 Hirtenhaüſern. Der Ort enthält nach dem Feuerverſiche⸗ 
rungs⸗Kataſter: 58 Feüerſtellen, 28 Scheüuen, 21 Ställe, welche mit 22.750 Thlr. 
verſichert ſind. Im Dorſe befindet ſich ein Ortsarmenhaus. Das Freiſchulzengut 
iſt völlig freies und erbliches Eigenthum, mit Ausnahme eines auf demſelben haf⸗ 
tenden Grundgeldes, welches an die Stargarder Kämmerei zu entrichten war. Der 
Dreihufner⸗Bauerhof iſt früher in den Tagen des Trübſals, nach dem großen Brande von 
1635, von der Stadt an die Gewandſchneider⸗Gilde und von dieſer an einen Bauer 
zum freien Eigenthum verkauft. Die 14 Vollbauern und der Halbbauer haben, wie 
geſagt, im Jahre 1805 das Eigenthum erhalten. Die in der frühern Eigenthums⸗ 
verleihung gemachten Beſchränkungen ſind aufgehoben, nur das Vorkaufsrecht und 
Laudemium blieb vorbehalten. Die Wirthe bezahlten die Hofwehr und ein Abfin⸗ 
dungs⸗Kapital, welches 250 Thlr. für den Vollbauer und 125 Thlr. für den Halb⸗ 
bauer betrug. Außerdem entrichteten ſie folgende Abgaben als eine unabänderliche 
Rente: Jeder der 14 Vollbauern 21 Thlr. 18. 10 Pf, nämlich an Grundgeld für 
den abgeleiteten See 3 Thlr., an Dienſtgeld 16 Thlr. 20 Sgr., an Fleiſchzehent 
1 Thlr, für Rauchhühner 2¼ Sgr., für den Eichkamp 18 Sgr., für die Fiſcherei 
auf dem Patziger See 8 Sgr. 4 Pf. Der Halbbauer entrichtete von Allem die Hälfte, das 
Rauchhuhn ganz, alſo 10 Thlr. 25. 8 Pf. An Dienſten hatte jeder Vollbauer 1 Burg⸗ 
fuhre von 2 zweiſpännigen Lagen, der Halbbauer /¼ Burgfuhre mit 1 zweiſpännige 
Geſpannlage zu leiſten. Für jeden Geſpanntag zahlte die Gutsherrſchaft 1 Sgr. 
3 Pf. Biergeld. Die auf den Höfen haftenden öffentlichen Abgaben an Staat, 
Kirche und Geiſtlichkeit tragen die Wirthe nach wie vor. Die Gerechtſame der Juris 
diction ꝛc. blieben der Grundherrſchaft. 


In dem Dorfe Kizig haben ſich noch im Jahre 1717 5 Koſſatenſtellen mit 
1¼ Landhufen befunden. Dieſe waren in den Kriegszeiten wüſt geworden, und 
da ſich keine Liebhaber zum Wiederaufbau meldeten, ſo wurde das Koſſatenland eine 
lange Zeit hindurch den baüerlichen Wirthen gegen Entrichtung der Abgaben zur 
Mitbenutzung überlaſſen. Nach dem 7jährigen Kriege wurde aber höhern Orts 
ernſtlich darauf gedrungen, daß die Koſſatenſtellen wieder bebaut werden ſollten, 
und es erfolgte hierauf im Jahre 1776 eine öffentliche Ausbietung derſelben zum 
Wiederaufbau. Hierbei meldete ſich jedoch nur ein Erwerbungsluſtiger mit dem Er⸗ 
bieten, daß, wenn ſeinem Büduer⸗Grundſtücke die Hälfte des in 18 Wurthen beſte⸗ 
henden Koſſatenlandes beigelegt würde, er diejenigen Abgaben zu übernehmen bereit 
ſei, die noch bis Ende 1864 davon entrichtet worden ſind. Dieſem wurden nun 9 
Koſſaten⸗Wurthen zum eigenthümlichen Beſitz übergeben. Die übrigen 9 Koſſaten⸗ 
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Wurthen verblieben den baüerlichen Wirthen zur Benutzung, die aber dieſelben ab⸗ 
treten mußten, als ſich im Jahre 1786 Bauluſtige fanden, welche aus dem landes⸗ 
herrlichen Meliorations-Fonds Baugelder empfingen, und denen, die Grundſtücke 
unter der Bedingung überlaſſen wurden, das ſie nach dem Verhältniſſe des Grund⸗ 
beſitzes auch die Laſten, welche bis dahin darauf geruhet hatten, ferner übernehmen 
mußten. Zu dieſen Abgaben gehört auch u. a.: die bisher landesüblich geweſene 
Grundſteüer, Contribution und Cavaleriegeld genannt, da die Ländereien in dem 
Reviſions⸗Protokolle vom 8. December 1717 als contribuable genannt ſind. Des⸗ 
halb und weil von dieſen Stellen bisher kein Hypothek exiſtirt hat, die Beſitzer der⸗ 
ſelben aber deren Abſchreibung vom Hauptgute — auf welchem übrigens weder 
Schulden noch ſonſtige Beſchränkungen hafteten — und vollſtändige Hypotheken⸗ 
ſcheine verlangten, ift über die eigenthümliche Erwerbung zwiſchen der Stadt Star⸗ 
gard, als Obereigenthümerin, und den 6 Beſitzern der bebauten Koſſaten⸗Wurthen 
ein, unter dem 23. October 1840 beſtätigter, Receß geſchloſſen worden. Hiernach 
haben die 6 Wurthkoſſaten das volle Eigenthum ihrer inne habenden Stellen mit 
denen ſchon früher dazu gehörig geweſenen privativen, ſowie mit den Grundſtücken, 
welche ihnen in Folge der zu Kizig ausgeführten Gemeinheitstheilung nach dem 
darüber beſonders errichteten Receſſe für ihre gehabten Weideberechtigungen und 
ihre Theilnahmrechte an den gemeinſchaftlich geweſenen Wieſen und Torfflächen 
überwieſen worden, und wonach ſie nun überhaupt beſitzen: 

An Hof und Bauſtellen O Mg. 93 Rth, an Gartenland O0. 108, an Wurth⸗ 
land 19. 99, an Feldacker 8 122, an Schauwieſen 9. 147, an Hütung 112. 70, 
an Unland 0. 38, Geſammtfl ächten 151 Mg. 137 Rth. 


Bau-, Nutz- und Brennholz⸗Gerechtigkeiten ſtehen den Koſſaten⸗Wurthbeſitzern 
für die Zukunft nicht zu, dagegen ſind ſie auch zu keinen Forſtdienſten verpflichtet. 
Als eine unveränderliche Rente haben fie an die Kämmerei⸗Kaſſe zu Stargard ab: 
zuführen gehabt: Grundgeld 4 Thlr. 20 Sgr., Dienſtgeld 8 Thlr., Fleiſchzehent 
1 Thlr., Rauchhühner 5 Sgr., Seegeld 3 Thlr. 22½ Sgr., Summa 17 Thlr. 
17. 6 Pf. Die Gemeindelaſten ſowol, als diejenigen Laſten und Abgaben, welche 
in Rückſicht auf den Kreis-, Kirchen- und Schulverband, an die Dorfſchmiede, die 
Mühle, oder auch ſonſt geleiſtet werden müſſen, übernehmen die Erwerber der 
Höfe nach wie vor. 


Alle vorſtehend namhaft gemachten und in Zahlen nachgewieſenen Abgaben 
der Bauer⸗, und der Koſſatenhöfe find durch Rentenbriefs⸗Kapital abgelöſt durch 
Receß vom 2. und beſtätigt den 11. September 1856. Die volle Rente der Bauer⸗ 
höfe, inel. einer Parcele des Müllers, betrug Thlr. 495. 13. 5 Pf. Die Renten⸗ 
bank hat der Stadtgemeinde Stargard, als Beſitzerin des Gutes Kizig, ein Kapi⸗ 
tal von Thlr. 9.902. 6. 8 Pf. gewährt. Schon vorher waren, durch Receß 
vom 23. Auguſt, beſtätigt den 11. September 1856, die auf dem Lehnſchulzengut, unter 
dem Namen Lehngeld, Grundgeld und Canon haftende feſte Geldrente von 13 Thlr. 
27. 8 Pf., ſowie die unter ähnlichem Namen auf einem Bauerhofe, den Koſſaten⸗ 
höfen und der Schmiede baftende Rente von 24 Thlr. 25. 4 Pf., mit einem Renten. 
briefs⸗Kapitale von zuſammen Thlr. 771 3. 4 Pf. abgelöft worden, ſo daß das 
geſammte Ablöfungs-Kapital Thlr. 10.673. 10 Sgr. beträgt. Im Jahre 1836 be⸗ 
trug der Taxwerth eines jeden der 14 Vollbauerhöfe Thlr. 2.512. 17. 1 Pf., und 
die des Halbbauerhofes Thlr. 1.256. 8. 6 Pf. 

Die Feldmark Kizig gränzt ſüdlich mit Pegelow, ſüdweſtlich und weſtlich mit 
Kitzerow und Buchholz, nordweſtlich und nördlich mit Lentz, öſtlich mit Alt- und 


38 Der Enziger Kreis. 


Neü⸗Damerow. Dieſelbe enthielt vor der Separation an Hof- und Bauſtellen 4 
Mg. 63 Rth., an Gärten 5. 41, an Wurthen 56. 91, an Ackerland 2.256. 161, an 
Wieſen 292. 43, an Hütung 1.057. 29, an Seen 84. 23, au Holzung 90. 111, an 
Unland 115. 54. Davon wurden bei der Separation verwendet zu Wegen, Triften, 
Bleichen, Sand⸗ und Lehmgruben 16. 28 Ackerland, 3. 24 Wieſenwachs, 119. 27 
Hütung; es blieben demnach an Acker 2.240. 135, an Wieſen 189. 19, an Hütung 
1008. 101. an Unland 183. 133. Areal der Feldmark . Mg. 3.967. 116 Rth. 

Unter der Hütung befinden ſich 3 Mg. 13 Nth. gemeinſchaftlicher und 39. 
109 ſeparirter Torfſtich. Letzterer wurde bei der Separation auf 7.276.283 Soden 
abgeſchätzt. Die Holzung iſt gemeinſchaftlich geblieben. 

Bei der Bonitirung find 6 Klaſſen angenommen, welche im Ganzen der Iſten, 
Aten, 6ten und 7ten Klaſſe des Stadtfeldes entſprechen, nur daß der Boden Kizig's 
durchweg etwas ergiebiger iſt. 

Nach den Grundſteüer⸗Regulirungs-Regiſtern enthält die Feldmark in ihrem 
Zuſtande am 1. Januar 1865 an Ackerland 2.785,19 Mg., an Gärten 5,89, au 
Wieſen 456,53, an Weiden 390,09, an Holzung 99,05, an Waſſerſtücken 62,88, 
an ſteüerbaren Liegenſchaften überhaupt 3.503,70, an ſteüerfreien 295,93, zuſammen 
3.799,63 Mg. Dazu kommen an Wegen 115,86, an Gewäſſern 15,42, an Hof⸗ und 
Bauſtellen 20,86; Areal der ganzen Feldmark... Mg. 3951,77. 

Der Reinertrag vom Morgen iſt eingeſchätzt, wie folgt: Ackerland 34, Gärten 
90, Wieſen 10, Weiden 9, Holzung 3, Waſſerſtücke 6, ſteüerpflichtige Grundſtücke 
überhaupt 28, ſteüerfreie 27, das Geſammt⸗Areal 28 Sgr. 

Die Feldmark ift unter 32 Beſitzer und 182 Beſitzſtücke vertheilt. Sie iſt 
mit einer Grundſteüer von Thlr. 309. 25. 2 Pf., oder der Morgen mit 2 Sgr. 
8 Pf. behaftet. Steüerpflichtige Gebaüde, auf denen 34 Thlr. 1 Sgr. Gebaüdeſteüer 
ruhet, gibt es 54 Wohn- und 3 gewerbliche Gebaüde; an ſteüerfreien Gebaüden 
ſind 62 vorhanden. 

Nach der frühern Steüer-Verfaſſung hatte jeder der 14 Vollbauern für 0,7 
Hufe an Contribution und Gavalerie-Geld, die Grundſteüer, Thlr. 12. 21. 3 Pf., 
und der Halbbauer für ½0 Hufe Thlr. 6. 8. 9 Pf. zu entrichten, alle Hofbeſitzer 
zuſammen 184 Thlr. 6. 3 Pf. Wie viel das Freiſchulzengut an Contribution ꝛc. 
zu zahlen hatte, kann nicht nachgewieſen werden. Die 6 Koſſaten entrichteten Thlr. 
11. 27. 6 Pf. 

Die Abgaben an die Geiſtlichkeit betragen, — an die Pfarre: Von jedem der 
14 Vollbauern, an Meßkorn 2 Scheff. 4 Mtz. Roggen, an Quartalgeld pro Perſou 
5 Pf., an Wein⸗ und Brotgeld 10 Pf., an Wurſtgeld 1 Sgr. 8 Pf., an Scheffel⸗ 
geld 2¼ Pf. und 1 Mandel Eier. Der Halbbauer gibt 1 Scheff. 2 Mtz. Meßroggen, 
1½¼ Pf. Scheffelgeld und / Mandel Eier. Die übrigen Abgaben find denen des 
Vollbauers gleich. — An die Küſterei: Jeder Vollbauer 4 Mtz. Meßroggen, 5 Sgr. 
Quartalgeld, 10 Pf. für das Betglockenſtoßen, / Mandel Eier. Der Halbbauer 
2 Mtz. Meßkorn, 2½ Sgr. Quartalgeld, 5 Pf. für das Betglockeuſtoßen, 4 Stück 
Eier. Die Abgaben der 6 Koſſaten betragen, an den Prediger 9½ Mtz. Roggen 
für Meßkorn und Prämitienbrot, 5 Pf. Vierzeitengeld von jeder Perſon, 5 Sgr. 
Wein- und Brotgeld, 16 Sgr. 10%, Pf. Wurthengeld, 41 Eier; an den Küſter 
15 Sgr. Quartalgeld und 21 Eier. 

Nach der Volkszählungs⸗Liſte vom 3. December 1864 enthielt 

Einw. Geb. Wohnh. Pferde. Rinder. Schafe. Schw. Zieg. 
Kizig, das 353. 116. 51. 58. 203. 2066. 117. 18. 
Das Frankſche Mühlenweſen 5. 4. 1. } 45 Bienenſtöcke. 
Zuſammen 2358. 120. 52 
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Unter den Gebaüden find 4 öffentliche, — Kirche, Schule, Armen⸗, Gemeinde⸗ 
haus, und 116 Privatgebaüde, nämlich 52 Wohn⸗, 3 Gewerbe- und 61 Wirthſchafts⸗ 
gebaüde. Unter den Pferden befanden ſich 2 Zuchthengſte und 17 zur Zucht be⸗ 
ſtimmte Stuten; unter dem Rindvieh 1 Stier und 19 Ochſen; von den Schafen 
waren 1942 veredelte. 


In der Creditoren-Auseinanderſetzung, der die Stargarder Stadtgüter Auno 
1644 unterworfen wurden, waren dem Wulf Petersdorff in dem Dorfe Kizig 9½ 
Bauerhöfe mit 19 Hufen und Zubehörungen für die bei dem Verfahren geltend 
gemachte Schuld in solutum zugeſchlagen worden. Im Jahre 1649 kamen dieſe 
Höfe von Wulf Peterſtorff, oder deſſen Erben — die Alternative iſt nicht klar — 
jure erediti an Joachim Meineke, einen Kaufmann und Rathsverwandten zu 
Roſtock, von deſſen Nachfolger, dem Hauptmann Jochim Moritz v. Meinecke, 
ſie mittelſt Vergleichs vom 22. November 1707 an den Commiſſarius Hans 
Heinrich v. Sukow überlaſſen wurden, und zwar für die Kaufſumme von 
3000 Thlr., jeden Thaler zu 36 Lßl. gerechnet, „als jo hoch der Herr 
Hauptmann die eviction wider andere etwaige creditores praestiret, in 
guten gangbaren / Stücken.“ Es wurde in dem Vertrage zwar abgemacht, daß 
die gedachte Kaufſumme zu Walpurgis baar auf einem Brette ausgezahlt werden 
ſollte, indeſſen erfolgte die Zahlung doch in drei Terminen zu 1800 Thlr., 800 Thlr. 
und 400 Thlr., wie die dem Vertrage hinzugefügten Quittungen des Verkaüfers 
vom 22. Juni und 6. September 1708 und vom 6. November 1709 darthun. Eine 
eigenthümliche Stipulation des Contracts, deren erſter Theil die heütigen Sitten 
und Rechtsbegriffe ſchwer verletzt, lautet alſo: — „Schließlich iſt auch 7) annoch 
verabredet, daß der Hr. Commiſſarius v. Sukow die mittelſte Tochter des Peter 
Martens, Namens Dorothea Martens, dem Hrn. Hauptmann (v. Meineken) erb- 
und eigenthümlich überläßt; dagegen derſelbe ſein Recht an ſeinem bisherigen 
Kirchenſtuhl in Kizing, welchen Er erbauen laſſen, cediret.“ Letzteres war im Jahre 
1691 geſchehen, laut Beſcheinigung des Inſpecters der Kirche, Friedrich Ermler, 
vom 26. Inli genannten Jahres, wonach für den Stuhlplatz zur rechten Hand der 
Kanzel der Kirchenkaſſe eine jährliche Recognition von 4 Thlr. zugeſichert wor⸗ 
den war. 


Zwiſchen den am Kitzerowſchen Kirchenlehn betheiligten Patronen, namentlich 
des ſeel. Commiſſarius und Hofgerichts-Aſſeſſors Jakob Heinrich v. Sukow hinter⸗ 
laſſenen Frau Wittwe, geb. v. Metternich, und dem Commiſſarius Hans Heinrich 
v. Sukow, für fi), ihre Erben und Nachkommen, au einem, und E. E. W. weiſen 
Rathe der Stadt Stargard, als Patrone der Kirche zu Kizig, für ſich und ſeine 
Succeſſoren am Stadt-Negimente, am andern Theil, wurde wegen Beſetzung der 
Kiziger und Kitzerower Pfarrſtelle unterm 11. December 1713 ein Vergleich ge⸗ 
ſchloſſen, folgenden weſentlichen Inhalts: — 1) Weil es bisher zwiſchen beiden 
Theilen üblich geweſen, daß ſie bei Beſetzung einer Pfarrſtelle zu Kizig und Kitze⸗ 
row ſich über 2 Perſonen vereinigt, welche Jeder eine Probepredigt halten mußte, 
worauf von den Patronen ein Prediger erwählet und demſelben von beiden Kirchen⸗ 
Patronen die Vocation ertheilt worden; ſo iſt — 2) ins Künftige es auch noch 
ferner dergeſtalt zu halten, daß beide Patrone dem neü erwählten Pfarrer jeder 
eine eigene Vocation ausſtellen. Allein damit ratione denominationis Candida- 
torum et Electionis alle bisherigen Irrungen künftig vermieden werden mögen, 
ſo wollen bei Beſetzung dieſer Pfarre beide Theile dergeſtalt alteriren, daß dieſes 
Mal, mithin im Jahre 1713, E. E. Rath der Stadt Stargard geſchehen läßt, daß 
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die Patrone zu Kitzerow zwei Perſonen, welche zum Predigtamt tüchtig ſind, zur 
Abhaltung einer Probepredigt in beiden Kirchen und in der Stadt, denominireu, 
und darauf, falls die Gemeinde wider derſelben Lehrgaben und Wandel nichts Er- 
hebliches einzuwenden haben, ans den zwei Bewerbern einen Prediger zu Kizig und 
Kitzerow eligiren, welchem E. E. Rath die Vocation auf Kizig unweigerlich geben 
will. — 3) Wenn aber nach dieſem die Pfarre zu Kizig und Kitzerow wieder vacant 
werden ſollte, wollen die Patrone zu Kitzerow E. E. Rathe zu Stargard die deno- 
mination der Candidatorum und election eines Predigers allein überlaſſen, jedoch 
daß die Probepredigt auch zu Kitzerow gehalten werde, und wollen ſie ſolches gute 
Werk unter keinerlei praetext hindern, ſondern demjenigen, welchen E. E. und 
W. W. Rath erwählen wird, die vocation auf Kitzerow ſofort ertheilen. — 4) Auf 
dieſe Maaß und in vorſtehender Ordnung wollen ſämmtliche Patrone beider Kirchen 
das Jus denominandi et elegendi bei ſich ereignenden Vacancen Wechſelsweiſe 
exereiven und Keiner dem andern darin ein Hinderniß verurſachen, jedoch bleiben 
beiden Theilen ihre etwa habenden Erinnerungen wider der Candidatorum Lehre 
und Lebenswandel vorbehalten. — 5) Wenn nun ſolchergeſtalt ein Candidatus zu 
dieſer Pfarre erwählet worden, ſo ſoll derjenige Patron, welcher die Wahl verrichtet 
hat, gehalten ſein, ſofort nach geſchehener Wahl dem andern Patron die Election 
zu notificiren und denſelben zu erſuchen, die Vocation auch auf die andere Kirche 
zu ertheilen, worauf den electum in beider Patrone Namen Rev. Consistorio zum 
examine und ordination praesentiren, auch letztlich die Institution, jedoch alles wie 
gewöhnlich auf beider Kirchen Unkoſten, zu erfordern. — 6) Obiges Alles wie es 
ohne arge Liſt und Gefährde verabredet und beſchloſſen iſt, alſo wollen auch beide 
Patrone darüber ſowol für ſich nachdrücklich halten, als auch ihre Erben und re— 
spective successores in officio hierdurch obligat gemachet haben, dieſen Vergleich 
in allen Puncten und Clausulen nachzukommen, wie denn abſonderlich die Frau 
Commissarien v. Sukow angenommen hat, ihrer abweſenden Söhne Conſens über 
dieſen Transact zu verſchaffen. Schließlich iſt bedungen worden, daß Rey. Con- 
sistorii Confirmation dieſes Vergleichs ſolle geſucht und erbeten werden. 


Unter den im Stargarder Raths-Archiv aufbewahrten, Documenten befindet 
ſich, mit Bezug auf Kizig, außer dem vorſtehenden Vergleich eine Ceſſions-Urkunde 
des Commiſſarius Haus Heinrich v. Sukow, und deſſen Eheliebſte Martha Urſula, 
geb. v. Wedel, d. d. Stargard, den 23. Juni 1714, kraft welcher dieſelben dem 
Rathe zu Stargard und der Kämmerei daſelbſt die in dem Kreditverfahren von 1644 
an Wulf Petersdorf abgetretenen 9½ Bauerhöfe zu Kizig, nachdem ſie zu deren 
Veit gelangt, wieder überlaſſen haben. In dieſem Kauf⸗ und Ceſſions⸗Inſtrument 
übernimmt die Stadtgemeinde Stargard die Verpflichtung, die Sukowſchen Credi⸗ 
toren, denen die gedachten Kiziger Höfe mit Zubehörungen für 4750 Fl. verpfändet 
waren, zu befriedigen, außerdem aber „mir — Hans Heinrich v. Sukow — pro 
cessione et resignatione quorumvis jurium meorum, item vor die Wuhrt von 
2½ Scheffel Einſaat, jo Joachim Heyſe jetzo hat, und weil fie zu obigen 9 Höffen 
nicht gehöret, an Hrn. Hauptmann v. Maincken abſonderlich bezahlet iſt, noch 130 
Fl. auszuzahlen. Als Glaübiger des Sukowſchen Ehepaars werden in der Urkunde 
genaunt: — Regierungsrath v. Wenden mit 300 Fl., der Major v. Kneſen mit 
200 Fl., der Hofgerichts⸗Canzelliſt Warnßhagen mit 500 Fl., der Gärtner Jacob 
Hildebrandt mit 1000 Fl., und der Verwalter zu Kizig, Jochim Heyſe mit 
2750 Fl. Für das zuletzt genannte Darlehn hatten die Sukowſchen Cheleüte in⸗ 
ſonderheit 3 der ihnen gehörigen Bauerhöfe verpfändet. Sie überließen der Stadt⸗ 
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gemeinde auch die Zimmer — d. i. Wohn- und Wirthſchafts⸗-Gebaüde — und die 
Saat bei 6 Höfen, auf 12 Hufen, und überlieferten das, auf einem 7ten Hofe im 
Bau begriffene Haus in fertigem Zuſtande, und begaben ſich des dominii, jo es 
ratione servitutis personalis an einigen Colonis theils erblich gehabt, theils aus 
der Bauer⸗Ordnung haben konnte, kurz: Hans Heinrich v. Sukow reſervirte ſich 
nicht das Geringſte an dem Dorfe Kizig und deſſen 9½ Höfen und der Wuhrte, 
welcher cum omni causa et effectu bemeldeter Kämmerei hierdurch will verkaufet, 
cediret und abgetreten haben.“ Sukow's Eheliebfte trat dieſer Erklärung in allen 
Punkten bei, indem ſie gelobte, den Vertrag zu halten: „So wahr mich Gott zur 
ewigen Seligkeit helfen ſoll.“ 


Der Ceſſions-Urkunde ſind verſchiedene Documente, die der Commiſſarius 
v. Sukow dem Rathe zu Stargard mit übergab, beigeheftet. Sie beziehen ſich 
hauptſächlich auf Schuldverſchreibungen zu Gunſten des Verwalters Paul Heyſe, 
und auf die Verpfändung der 3 Bauerhöfe an denſelben, was landesherrlicher 
Seits von der Königl. Hinterpommern-Kaminſchen Regierung unterm 4. März 1713 
genehmigt ward. Ehe dieſer Conſens einging hatten die Sukowſchen Eheleüte, mit⸗ 
telſt Verſchreibung vom 3. März 1713, noch zwei andere Höfe an Paul Heyſe für 
ein weiteres kleines Darlehn verſetzt. 

Bei der Ceſſions-Urkunde von 1714 befinden ſich noch einige andere Docu- 
mente ältern Datums, die inſofern von Intereſſe ſind, als ſie über die Credit-Ver⸗ 
hältniſſe im 17. Jahrhundert weitere Auskunft geben. — Das erſte dieſer Docu— 
mente iſt eine Berechnung von Joachim Meineke, dem ältern, ohne Datum, wahrſcheinlich 
aber aus dem Jahre 1646, worin derſelbe nachweiſ't, daß des ſeel. Junker Reimer 
Manteüuelß Erben zu Ramin ihm, von Anno 1623 her, im folgenden Jahre auf 
dem Kolbergſchen Markte hätten ein Kapital von 155% Thlr. zurückzahlen ſollen. 
Anno 1634 den 1. Auguſt habe er ſich mit den Frauen (wol Reimer's Manteüffel 
Wittwe) und mit dem ſeel. Jochim Manteüuell wegen der bis dahin aufgelaufenen 
Zinſen berechnet, welche mit 93 ¼ Thlr. hätten abgetragen werden ſollen, was aber 
nicht geſchehen ſei. Anno 1642, den 25. November, ſeien ihm, außer 4 Thlr. Zehr- 
gelder, auf jenen Zinſenreſt von 1634 abſchläglich 89 ¼% Thlr. gezahlt worden. 
„Noch ſoll ich haben Neüer Zinſen von Anno 1635 von dem Kapital der 155 Thlr. 
biß Anno 1648 auf die Kolbergſche Markt, iſt den 14 Jahr, thun die Zinſen 
130% Thlr. Summa Alte und Neüe Zinſen 220 Thlr. in 2 Poſten Anno 1647 
auf Catrinen 110 Thlr. und 1648 auf die Colbergſche Marcket 110 Thlr. Dennoch 
bleibet daß Capital der 155¾ Thlr. Dieſelben ſollen mit bezahlet werden Anno 
1648 auf Catrinen nebenſt ein halb Jahr Zinſen von die Colbergſche Marcket Anno 
1648 an zu Rechnen, thudt das halbe Jahr 1 Thlr. 32 ßl. iſt dann die left (letzte) 
vudt Ste Termin 160 Thlr. Summa in alle Capital vndt Zinſe, welche in 3 
Terminen ſoll betzahlet werden zwiſchen dato vndt Anno 1648 auf Catrinen 
380 Thlr.“ 


Ein zweites Dokument iſt ohne Namens⸗Unterſchrift, aber offenbar auch von 
Joachim Meineke. Derſelbe ſtellt darin ebenfalls eine Berechnung von Kapital und 
Zinſen auf, dahin lantend, daß Hr. Wulff Petersdorff ihm eine Summe Geldes 
ſeit 1630 ſchuldig ſei, und er darauf unterm 13. November 1649 die Immiſſion in 
des Schuldners Antheil von Kizig erhalten habe, und zwar auf Höhe von 2683 Thlr. 
16 ßl. Nun aber weiſet er nach, daß bei Berechnung der Zinſen von 1630 bis 
zum Tage der Immiſſion ein Irrthum vorgefallen ſei und ſeine Schuldforderung 
im Ganzen 2698 Thlr. 18 ßl. betrage. Zudem habe er an Executionsgebühren bei 
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der Immiſſion 11 Thlr. 18 ßl. zu bezahlen gehabt, in Summa 2710 Thlr. Von 
dieſem Gelde iſt das urſprüngliche Kapital 1349 Thlr. 9 ßl., dazu die Executions⸗ 
koſten, und er berechnet das Kapital auf 1360 Thlr. 27 ßl., wovon die jährlichen 
Zinſen 84 Thlr. 22 ßl. betragen, die vom Tage der Immiſſion, d. i. vom 13. No⸗ 
vember 1649 laufen. — In einem dritten Dokument ohne Datum, bekennt „Der 
Woleddeln geſtrenger Bird Veſter herr Wulff Petersdorff“, daß er dem, im Vorigen 
mehr genannten Jochim Meineke, und dem Johann v. Scheven, Rathsverwandten 
und Kaufmann zu Stralſund, 916 Thlr. 8 ßl. ſchuldig ſei, die er zur Wollſchur 
1634 zu zahlen verſpricht. Das Document iſt gleichfalls eine Deſignation von 
Kapital und Zinſen, aus dem hervorgeht, daß Petersdorff auch vom feel. Bürger⸗ 
meiſter Peter Gröning ein Kapital gehabt hatte, das an die genannten zwei Gläu⸗ 
biger cediret war, worauf aber noch ein, ſeit 1630 aufgelaufener Rückſtand getilgt 
werden mußte. Auch von einer Bürgſchaft wegen Ewald Bork, auf Bralentin und 
Krüſſow Erbſeſſen, iſt in der Deſignation die Rede. 


Mittelſt Vertrages vom 25. Februar 1799, beſtätigt durch die Pommerſche 
Kriegs⸗ und Domainen⸗Kammer den 11. März, ſowie durch Hof-Reſcript d. d. Ber⸗ 
lin, den 24. Juni 1799, hat der Magiſtrat zu Stargard einen, vor dem Dorfe 
Kizig gelegenen, 23 Mg. 37 Ruth. großen Fleck Landes, die Eichen genannt, der 
bis dahin unbenutzt war, dem Lehnſchulzen und ſämmtlichen Bauern zu Kizig, gegen 
einen unveränderlichen jährlichen Canon von 12 Thlr. in Erbpacht gegeben. Ferner 
wurde durch Vertrag vom 7. December 1825 die, der Stadtgemeinde Stargard zu: 
ſtehende Fiſcherei-Gerechtigkeit im Patziger See bei Kizig dem Lehnſchulzen und 9 
Bauern daſelbſt zu Erbpachtrechten verliehen. Jeder der Erbpächter übernahm einen 
unveränderlichen Canon von 5 Thlr. und alle Erbpächter zufammen entrichteten 
204 Thlr. an Erbſtandsgeld. Dieſer Vertrag wurde unterm 23. October 1833 auf 
die übrigen Bauerhofsbeſitzer in Kizig ausgedehnt, und zwar ſo, daß von nun an 
das erbliche Nutzungsrecht der Fiſcherei-Gerechtigkeit unter 18 Theile vertheilt 
wurde, demnach auch der urſprüngliche Canon, welcher zuſammen 50 Thlr. betrug, 
unter dieſe 18 Theilnehmer repartirt wurde und die Neüeingetretenen den alten Erb- 
pächtern von 1825 das Erbſtandsgeld pro rata vergüten mußten. 


Die Taxe von Kizig, welche im Jahre 1642 auf Anordnung der Krone 
Schweden durch Chriſtoph v. Wedel und Matz Vorke aufgenommen wurde, ſtellte 
den Werth dieſes Kämmerei⸗Gutes auf 20.076 Fl. 6 Lßl. heraus; indeſſen waren 
bei dieſer Abſchätzung nicht alle Erträge berückſichtigt. Die Anzahl der Bauerhöfe 
und Koſſatenſtellen, die es damals gab, iſt bereits oben angegeben. In der Taxe 
lautet ein Artikel, der von der Fiſcherei handelt, ſo: „Der Pitzſcher Sehe iſt 144 Mg. 
30 Rueten, iſt ſehr bewachſen, vndt wol nicht den 5 Klipper Zunge klaer darauff. 
1000 Fl. Der Patzker Sehe iſt nach eines Wohllöbl. Raths angebung 21 Morgen 
und 252 Rueten (beide Größen in Pommerſchem Maaße). Weil aber der h. Com— 
miſſarius Matz Borke demſelben contradiciret vndt vorgewandt, daß ihre Intreſſe 
ſich ſo hoch nicht belaufen kan, ſo hatt man deß fahlß keine gewiſſe aeſtimation 
können vor ſich nemmen, ſondern muß ausgeſetzt bleiben.“ Vergleicht man dieſe 
Waſſerflächen mit den entſprechenden Zahlen für Seen nach den Angaben der Se⸗ 
parations⸗Vermeſſung, 1830, und denen der Grundſteüer⸗Veranlagung, 1865, fo zeigt 
ſich eine anſehnliche Abnahme des Waſſers. Der Pitzſcher See iſt von den Karten 
ganz verſchwunden, bis auf das Wort „See“, welches auf denſelben ſüdweſtlich vom 
Dorfe Kizig eine Wieſenfläche bezeichnet. Die Taxe von 1642 nennt „Freyheiten, 
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wie ſie an 10 Orten gemeſſen, und ſich auff 1220 Mg. vndt 288 Ruet. (Pomm. M.) 
belauffen, weil es vor der Huetung nicht zue . . . (unleſerlich) . . ., vndt ſonſten 
keine abnutzung bringen kann, alß iſt eß in keine geſtimation gezogen, ſondern für 
jetzund anßgeſetzett. Das Eichenholz hinterm Dorfe 7¼ Mg. 18 Rnete. Die Ruete 
15 Fl. faciunt 113 Fl. 5 Orter Freyheit, deren etwaß Ellern undt Barckenſtrauch 
wachſet auf 19½ Mg. 10 Ruete fo nun zum Noeturftigen Zeünen vnd Feürung 
muß gebraucht werden, und iſt in den Anſchlag nicht mit gebracht. Im Dorff 
kizigk hatt vor Alterß kein vorwerck gelegen, derowegen ein W. E. Rath zue Stargard 
den Schultzen Marcus Steinhoeveln abgehandelt und dahin disponiret, daß er ſich 
nach Hansfeld transferiren leſt, zue welches gehöffte 4 Hueffeu belegen ſein, vndt 
nachdem noch 6 neüeſte paur Höeffe vorhanden, worzu 12 Hueffen gelegen ſein, 
alß haben fie die 12 Hueffen zue den + Schultzen Hueffen geſtoßen, daß es zue jeh- 
men 16 Hueffen außtragen, welche hinferner zum Vorwerke ſollen gebraucht werden.“ 
Folgt nun eine ausführliche Berechnung der Beſtellungs- und ſonſtigen Koſten, 
deren Ergebniß der oben angegebene Taxwerth des Vorwerks iſt. 


Kunow an der Straße, alſo genannt zur Unterſcheidung von Barnims⸗ 
Kunow im Piritzer Kreiſe, aus demſelben Grunde im 13. Jahrhundert auch Biſch ofs 
Kunow genannt, weil in dem Vertrage zwiſchen Herzog Barnim J. und dem 
Biſchof Wilhelm von Kamin, d. d. Uzedom, den 9. October 1248, den gegenſeitigen 
Tauſch der Lande Kolberg und Stargard betreffend, der Biſchof ſich den Beſitz von 
Kunow reſervirte, — Pfarrkirchdorf und Landgut, 1 Mle. von Stargard 
gegen Weſtſüdweſten, an der Nordoſtſpitze des Maduje Sees; und an der Gränze 
des Piritzer Kreiſes; beſtand zufolge des Separations-Receſſes vom 18. März 1834, 
hauptſächlich aus drei Antheilen: — a) dem Gutsantheile der Familie v. Werder, 
zu welchem gehören: Ein Erbzinsgut, 8 Erbzinsbauer⸗ und 5 Erbzinskoſſatenhöfe; 
— b) dem zu Verchland gehörigen Antheil mit 3 erbpachtlichen Bauerhöfen; und 
— c) dem Gutsantheil der Stadt Stargard, an dem die Stadtgemeinde mit, ſeit 
dem Jahre 1765 zu Erbpachtrechteu verliehenen, 6 Bauer- und 7 Koſſatenhöfen; 
das Hospital Elend und theilweiſe der Marien große Kaſten mit 2 Bauerhöfen; 
die zuletzt genannte milde Stiftung für ſich allein mit 1 Erbpachtbauerhofe; die 
Stadtgemeinde aber mit 1 Eigenthums-Bauerhofe und 10 Coloniſtenſtellen, die 
20 Eigenthümer hatten, betheiligt war. Außerdem befand ſich in Kunow — d) 
die mit Grundſtücken angeſeſſene Pfarre; — e) die ebenfalls mit Liegenſchaften be— 
güterte Kirche, die überdem noch einen Koſſatenhof beſaß; — ) eine Schule und 
Küſterei, welche in Folge der Separation mit Land dotirt war; — g) ein aus 2 
Bauerhöfen beſtehendes Eigenthums-Gut; — h) 7 Büdnerſtellen, darunter die Dorf— 
ſchmiede; — i) die Grundſtücke, welche dem jedesmaligen Schulzen für die Ver⸗ 
waltung des Vorſteheramts der Gemeinde zur Benutzung eingeraümt waren. 


Zur Zeit der Separation, 1834, waren vier Geſchwiſter v. Wenden, nämlich 
die verwittwete Frau v. Bonin, Clara Friederike, geb. v. W., auf Schloßkämpen; 
Earl Friedrich Heinrich Ottov. W., auf Haferberg; die Frau Rittmeiſter v. Woedtke, 
Thereſe Caroline Eliſabeth, geb. v. W., auf Goldbeck; und Friedrich v. W. auf 
Gribenitz, ſämmtlich im Kreiſe des Fürſtenthums Kamin, Beſitzer des Gutsantheils 
Kunow a, von dem jedoch das Erbzinsgut dem Erbzinsmann Johann Friedrich 
Lindemann gehörte. — Kunow b gehörte dem, ſpäter nobilitirten, geheimen Regie⸗ 
rungsrathe Geibler, auf Verchland, aber in Stargard wohnhaft, nach deſſen Tode 
dieſer Gutsantheil, wie aus Verhandlungen in den Jahren 1851 und 1852 hervor⸗ 
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geht, auf ſeine Tochter Louiſe Julie v. G., Ehefrau des Kaufmanus Wilhelm Eduard 
Wietzlow, zu Stettin, durch Erbſchaft übergegangen war. — Was den ſtädtiſchen 
Antheil, oder Kunow c betrifft, jo erfieht man aus ſpäteren Acten, daß auch das 
Hospital zum Heiligen Geiſt Berechtigungen in dieſem Antheil hatte, und eben ſo 
das Hospital Elend in dem Geiblerſchen Antheile, oder Kunow b. 


Zur Zeit der Separation gab es alſo in Kunow, außer den Liegenſchaften 
der Kirche, Pfarre und Küſterſchule: 1 Erbzinsgut, 23 Bauerhöfe, darunter ein 
Doppelhof, 13 Koſſatenhöfe, 10 Coloniſtenſtellen und 7 Büdnereien, im Ganzen 
54 Grundbeſitzungen, mit den geiſtlichen Inſtituten 57. Außerdem war eine Wind⸗ 
mühle vorhanden. 


Bei der Separation, die auf die Hof- und Bauſtellen, die Gärten und Wurth⸗ 
ländereien nicht Rückſicht genommen hat, haben an Ackerland, Wieſen und Weiden 
erhalten: 


Mg. Rth. 
ar Das v. Wendenſche Erbzinsgut von Lindenann . . . 845. 123 
c) Die Watte u e. SE REG 258. 16 
e) „ Kirche an fid 47. 142, der Kirchenkoſſat 37. 95. . 85. 57 
ee ee: e 9. 173 
g) Das aus zwei Bauerhöfen beſtehende But ch u et 


Der Beſitzer des zuletzt genannten Gutes, Eigenthümer David Schönfeldt, hat 
auf der Mitternachtsſeite der, vom Gallfließe bewäſſerten, Feldmark, an der Gränze 
mit Stargard und Seefeld, ſeine Abfindung im Zuſammenhange, entfernt vom 
Dorfe, auf ſein Verlangen erhalten, und hier ſein Wohn⸗ und die erforderlichen 
Wirthſchaftsgebaüde aufgebaut. Die Separations⸗Intereſſenten haben ſich über die 
auf dieſen Ausbau fallenden Leiſtungen gütlich geeinigt. Er war vollſtändig beendigt, 
noch bevor der Separations-Receß im März 1834 ſeine Beſtätigung erhielt. Dieſe 
völlig vom Dorfe getrennte, Beſitzung des Eigenthümers Schönfeldt hat in der 
Folge den Namen Lindenberg erhalten, von einigen Höhen dieſes Namens in⸗ 
nerhalb des Gebiets der Beſitzung. Eine landespolizeiliche Anerkennung dieſes 
Namens iſt weder nachgeſucht, noch von der Königl. Regierung ertheilt worden. 
Lindenberg gränzt gegen Norden an die Weideabfindung der 3 ſeparirten Geibler⸗ 
ſchen Bauern und an die Feldmark Seefeld, öſtlich an die Stargarder Stadtfeld⸗ 
mark; ſüdlich gränzt es von der Stargarder Scheide bis zum Seefeldſchen Wege 
an den Acker der v. Wendenſchen Koſſaten, und unterhalb dieſes Weges auf einer 
Länge von 197,5 Ruthen an die Beſitzung des ſtädtiſchen Koſſaten Gottfried Nix. 
Der übrige Theil wird von den Grundſtücken der 17 in Gemeinſchaft verbliebenen 
Wirthen begränzt. Das Gallfließ geht durch die Feldmark des Gutes Lindenberg. 


Die Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Regiſter vom 1. Januar 1865 haben die Kunower 
Gemarkung in 2 Abſchnitte zerlegt. Sie unterſcheiden einen großen Gemeindebezirk 
und einen kleinen Grundſteüer⸗Erhebungsbezirk. Welche Liegenſchaften unter der 
letztern Bezeichnung zu verſtehen ſeien, iſt in den Regiſtern nicht geſagt, und nur 
eine Vermuthung, die ohne weitlaüfige Rückfragen nicht feſtgeſtellt werden kann, iſt 
es, wenn angenommen wird, daß der gedachte Erhebungsbezirk der Hauptſache nach 
aus dem v. Wenden⸗Lindemannſchen Erbzinsgute beſtehe. Die Regiſter enthalten 
folgende Angaben für den — 
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Flächeninhalt der Kunower Feldmark und den Reinertrag ihrer 


Ländereien. 
Gemeindebez. Erhebun öde | Summa. [Ertrag 
Kultur⸗Arten u. ſ. w. — en 0 A 5 5 2 5 = im 
Fläche. Ert.] Fläche. Ert] Fläche. Ext. ]Kreiſe. 
eee, ro 3.929,58 40 843,23 | 55 | 3.772,81 | 49 | 27 
Clitiae. . 14,42 | 87 2,70 66 17,18 | 77 | 67 
Wien Sie: u A 892,29 24 79,40 |33 | 971,69 | 28 | 25 
uepei . ee G cee e 278,90 | 14 939 | 6 | 288,29 | 10 7 
Sonnen es ein e 21,82 3 — — 21,82 3 7 
Waſſerſtücke weh 8 4.98 1 1235129 16,21 | 5 a 
K 
A. Steüerpflichtige Liegenſchaften . 4.856,30 35 | 946,00 | 52 | 5.802,30 4323 
B. Steuerfreie Liegenſchaften 285,69 | 54 = — | 285,69 54 22 
Zufanmen . . . . 5.141,99 | 36 | 946,00 | — | 6.087,99 | 44 | 23 
C. Ertragloſe Liegenſch.: a) Wege ꝛc. 164,88 | — 8,07 — 172,95 — — 
) Flüſſe . 18,90 | — on | 2,02 | — — 
D. Hofraüme, Gebaüdepl., kl. Gärten 57,97 — 297 | — 60,944 — — 
Dr c VK 
Überhauf e 5.383,74 34 958,95 51 | 6.342,89 | 43 23 


Da die Größe des Erhebungsbezirks um ca. 100 Mg. größer iſt, als die 
oben nachgewieſene Fläche des Erbzinsgutes am Gutsantheil a, ſo iſt dieſer um die 
angeführte Zahl vermehrt worden, um jene heraus zu bekommen. Während zur 
Zeit der Separation, 1834, in der Kunower Feldmark 57 Beſitzungen vorhanden 
waren, zählt die Nachweiſung der Grundſteüer⸗Tabellen 69 Beſitzer mit 262 Beſitz⸗ 
ſtücken im Gemeindebezirk und 2 Beſitzer mit 7 Stücken im Erhebungsbezirk auf 
— letztere Zahlen beweiſete, daß zum Erbzinsgute noch andere Grundſtücke gelegt 
worden find, zuſammen in der ganzen Feldmark Kunow 76 Beſitzer mit 269 Beſitz⸗ 
ſtücken. Innerhalb der 30 Jahre, welche von der Gemeinheitstheilung bis zur 
Grundſteüer⸗Regulirung verfloſſen ſind, haben vielfache Abzweigungen von größeren 
Beſitzungen Statt gefunden, wodurch Büdner⸗ und Koloniſtenſtellen entſtanden ſind, 
1805 5 ſich die Vermehrung der Grundangeſeſſenen ſeit 1834, im Vergleich mit 

„ erklärt. 


Das Kunowſche Ackerfeld hat feinen Boden in der II. bis VI. Klaſſe, in der 
Klaſſe I. eine kleine Fläche, in der Klaſſe VII. nur 83 Mg., in der Klaſſe VIII. 
ſteht gar nichts. Schon hieraus kann man ſchließen, daß die Feldmark zu den 
fruchtbareren gehöre, was denn auch die drei Spalten des Reinertrags in der vor⸗ 
ſtehenden Tabelle dahin beſtätigt wird, daß während derſelbe im Durchſchnitt des 
ganzen Kreiſes nur 27 Sgr. vom Morgen beträgt, er im Kunower Gemeindebezirk 
auf 40 Sgr., und im Erhebungsbezirk ſogar auf 55 Sgr. ſteigt. In der That, 
im Saziger Kreiſe giebt es keine Feldmark, die den zuletzt erwähnten Reinertrags⸗ 
Satz erreicht, geſchweige denn überſchreitet, d. h. mit anderen Worten: Das von 
Wendenſche Erbzinsgut Kunow a. d. Straße iſt das fruchtbarſte im ganzen Kreiſe. 
Auch Hinſichts der Heüwerbung ſteht es auf der Stufenleiter des Reinertrags über 
dem mittlern Satz des Kreiſes, wird aber doch von einigen anderen Gütern über⸗ 
troffen. Die Feldmark ein nördlicher Vorpoſten des Piritzer Weizackers! 

Die ſteüerpflichtigen Liegenſchaften des Gemeinde⸗Bezirks ſind mit Thlr. 542. 
9. 7 Pf., oder der Morgen Landes mit 3 Sgr 4 Pf., die des Erhebungs⸗Bezirks 
mit Thlr. 157. 1. 4 Pf., d. i. vom Mg. mit 5 Sgr. Grundſteüer belegt worden, 
während im Durchſchnitt des ganzen Kreiſes vom Mg. nur 2 Sgr. 2 Pf. gezahlt 
werden. 
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Sei hier gleich die Gebaüdeſteüer angefügt, die von den ſteüerpflichtigen Wohn⸗ 
und gewerblichen Gebaüden im Dorfe Kunow und ſeinen Ausbauten entrichtet 
werden muß. Es ſind deren an Wohnhaüſern in der Gemeinde, incl. Lindenberg 
99, auf dem Erbzinsgute 5, an gewerblichen Gebaüden, blos in der Gemeinde 10, 
zuſammen 114 Gebaüde, welche auf 72 Thlr. 19 Sgr. beſteüert find, jedes alſo im 
Durchſchnitt mit 19 Sgr. 1’, Pf. An ſteüerfreien Gebaüden gibt es 126 im 
Gemeinde⸗, und 9 im Erhebungsbezirk. 


Das älteſte unter den Documenten, welche die Rechtsverhältniſſe der einzelnen 
Beſtandtheile der Dorfſchaft Kunow betreffen, ſoweit ſich dieſe Documente im Raths⸗ 
Archiv der Stadt Stargard befinden, iſt vom 6. Mai 1765. Es iſt ein Kauf und 
Erbpacht⸗Contract, vermöge deſſen die Verordneten der Stargarder Stadt⸗Kämme⸗ 
rei, im Namen E. E. Raths, einen in Kunow gelegenen Bauerhof mit allen darauf 
ſtehenden Zimmern, als Hans, Scheüne und Stallung, ingleichen der Bewehrung 
und dem Brunnen an den Chriſtian Mielert, als bisherigen Wirth des Hofes für 
185 Thlr. ſchweren Geldes erb- und eigenthümlich verkaufen, und demſelben die 
zum Hofe gehörigen Hakenhufen, 2 an der Zahl, mit Beiländern und Wieſen, auf 
Erbpacht überlaſſen, wovon er jährlich 32 Thlr. Pacht an die Kämmerei zu bezah⸗ 
len, die Contribution und Reüter⸗Verpflegung monatlich abzuführen, dem Prediger, 
Küſter, Schmidt und Hirten das ihrige zu geben, überhaupt alles nachbargleich zu 
präſtiren, dahingegen er aber wieder nachbarliche Commoda zu genießen hat. Er 
verrichtet auch der Kämmerei jährlich 1 Burgfuhre, empfängt aber ſeiner Seits, 
für den Fall, das der Hof abbrennen ſollte, das nöthige Bauholz aus der Stadt⸗ 
heide unentgeldlich, hat aber in keinem andern Fall Anſpruch auf freies Holz. Die 
landesherrliche Beſtätigung dieſes Vertrages, vom König⸗Herzog Friedrich II. eigen⸗ 
händig vollzogen, iſt vom 15. Auguſt 1765. Die Holzberechtigung, die der Kaüfer 
des Hofes erworben hatte, iſt, unter einem ſeiner ſpätern Nachfolger im Beſitz des⸗ 
ſelben, Namens Friedrich Wilhelm Brandenburg, vom Magiſtrate durch Receß vom 
21. April, beſtätigt den 1. Juli 1836, für immer aufgehoben und der Hofbeſitzer 
dafür durch eine jährliche Rente von Thlr 3. 1. 11 Pf. entſchädigt worden. Er 
hatte an Canon 32 Thlr. und für die inzwiſchen abgelöfte Burgfuhre jährlich Thlr. 
1. 27. 6 Pf., zuſammen Thlr. 33. 27. 6 Pf. an die Kämmerei zu entrichten, künf⸗ 
tig alſo, nach Abzug jener Holz⸗Entſchädigung nur noch Thlr. 30. 25. 7 Pf., was 
im Hypothekenbuche vi deer. vom 7. September 1837 vermerkt worden iſt. Aus 
dem Hypothekenſcheine erhellet übrigens, daß der ꝛc. Brandenburg den Hof im Jahre 
1823 für 1600 Thlr. von ſeinem Vater, deſſen Vater auch ſchon im Beſitz deſſelben 
geweſen, kaüflich übernommen hat. 


Es würde offenbar zu weit führen, ſollten die Rechtsverhältniſſe, in die jeder 
Hof, jede Coloniſten⸗ und Büdnerſtelle im Laufe der Zeit nach Maßgabe der auf 
der Bahn der Freiheit fortgeſchrittenen Geſetzgebung getreten iſt, im Einzelnen ver- 
folgt und dargelegt werden. Die Entwickelung dieſer Verhältniſſe ergibt ſich aus 
den Urkunden, die im Stadtarchiv aufbewahrt werden. Sei daher hier nur der, 
auf Grund des Geſetzes vom 2. März 1850, die Ablöſung der Reallaſten durch 
Übernahme von Rentenbriefs⸗Kapitalien betreffend, abgeſchloſſenen Verträge Erwäh⸗ 
nung gethan, und zwar blos in den Haupt-Ergebniſſen nach der Zeitfolge ihrer 
Beſtätigung. 

1. Receß zwiſchen dem Regierungsrath v. Geibler zu Stargard, als Bevoll- 
mächtigten ſeiner Schweſter, der verehlichten Wietzlow und deren Ehemann, dem 
Kaufmann Wietzlow, zu Stettin, Beſitzer des Gutsantheils Kunow b, und dem 
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Syndicus Mandel als Bevollmächtigten der Stadtgemeinde Stargard und der Stif- 
tung Marien großen Kaſten, Provocaten, — und den Beſitzern des Bauerhofs und 
zweier Koſſatenhöfe, Provocanten, vom 29. December 1851. Abfindungsbetrag der 
Berechtigten durch Rentenbrieffe . .. Thlr. 2541. 12 Sgr. 
Davon erhalten die Wietzlowſchen Eheleüte als Beſitzer des Gutsantheils Kunow b 
Thlr. 1810. 21 Sgr. die Kämmerei und der Marien gr. Kaſten Thlr. 730. 21 Sgr. 
Beſtätigt den 2. März 1852. 

2. Receß zwiſchen den Wietzlowſchen Eheleüten in Stettin und dem Syndicus 
Mandel, als Bevollmächtigten des Hoſpitals Elend, Provocaten, und den Beſitzern 
der 3 Bauerhöfe und von 2 Büdnerſtellen in Kuno b, Provocanten, vom 19. 
Februar 1852; Abfindungs⸗ Quantum. .. Thlr. 3885. 27. 9% Pf. 
Davon erhalten: Die Stiftung Hospital Elend Thlr. 274. 28 Sgr., die Wietzlow⸗ 
ſchen Eheleüte als Beſitzer von Kunow b Thlr. 3320. 22. 2 Pf., und als Beſitzer 
des im Piritzer Kreiſe belegenen Ritterguts Verchland Thlr. 290. 7. 6% Pf. Be⸗ 
le den 2. März 1852. 

3. Receß zwiſchen der Stadtgemeinde Stargard, Provocatin, und den Beſitzern 
von 5 Bauer⸗ und 5 Koſſatenhöfen, 6 Büdnerſtellen, incl. des Mühlengrundſtücks, 
und 2 Coloniſtenſtellen, 1 in Kunow c, vom 29. December 1851; Abfin⸗ 
dung. „„ een Pf. 
Beſtätigt den 2. März 1852. 

4. Receß zwiſchen der Stadtgemeinde Stargard und dem Hospital zum heili- 
gen Geiſt daſelbſt, Provocaten und dem Beſitzer des Vorwerks Lindenberg, David 
Schönfeldt, dem Beſitzer eines Büdnergrundſtücks in Kunow, und dem des Schmie⸗ 
deweſens daſelbſt, ſo wie den Beſitzern von 6 Parcelen des ſ. g. Straßenreviers, wo⸗ 
von eine mit einem Gaſthofe, „die ſilberne Mnräne“, bebaut iſt, Provocanten, vom 
13. Auguſt 1852; Abfindungs quantum... Thlr. 4310. 11. 1% Pf. 
Beſtätigt den 7. September 1852. 

5. Receß zwiſchen der Stadtgemeinde Stargard, dem Marien großen Kaſten 
und den Wietzlowſchen Eheleüten, als Beſitzer des Ritterguts Verchland, Provo— 
caten, und den Beſitzern von 2 Bauerhöfen, 2 Büdnereien, des Schulzendienſt⸗ 
landes, und 8 Koloniſtenſtellen, Provocanten, vom 19. Februar 1852; Abfindungs⸗ 
SNN e 2687. 12. 2% Pf. 
Davon erhalten die Wietlow' ſchen Eheleüte Thlr. 73. 10 Sgr., der Marien große 
Kaſten Thlr. 933. 10 Sgr. und die Stadtgemeinde Stargard Thlr. 1680. 22. 2% Pf. 
Beſtätigt den 7. September 1852. 

6. Receß zwiſchen der Stadtgemeinde Stargard, Provocatin, und mehreren 
baüerlichen Wirthen zu Kunow, Provocanten, vom 13. Auguſt 1852, betreffend die 
Ablöſung der auf einem Koffateuhofe und dem Hirtenhauſe daſelbſt haftenden Real⸗ 
laſten, durch baare Einzahlung von 12 Thlr. 20 Sgr. an die Kämmerei⸗Kaſſe; 
beſtätigt den 31. October 1852. 

7. Receß zwiſchen der Stadtgemeinde Stargard, Provocatin, und dem Amt⸗ 
mann Carl Hecker, Namens ſeiner Ehegattin Henriette, geb. Lindemann, als Be⸗ 
ſitzerin des Vorwerks Kunow a. d. Str., Provocanten, vom 8. Auguſt 1853, be⸗ 
treffend die Ablöſung der, dem Vorwerke zustehenden, Berechtigung, aus der ſtädti⸗ 
ſchen Forſt jährlich 12 Klafter Kiefern⸗Klobenholz uuentgeldlich, doch gegen Erſtattung 
eines fixirten Schlägerlohns von 4 Thlr., zu ee Die Stadtgemeinde 
hat dieſe Verpflichtung mit „ Thls 400 
in Rentenbriefen abgelöſt; beſtätigt den 10. Auguſt 1853. 
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Sei daran erinnert, daß von dem Zeitpunkte an, mit welchem die Renten⸗ 
bank von den Verpflichteten die Renten, welche das Abfindungs⸗Kapital für die 
Berechtigten darſtellen, übernommen hat, die Rentenbeträge in monatlichen Raten 
an die von der Rentenbank zu bezeichnende Behörde zu entrichten ſind, und es be⸗ 
ginnt mit dieſem Zeitpunkt zugleich die Tilgung der Renten, ſo daß ſie durch eine, 
56 ¼ Jahre nach Maaßgabe des 8. 22 des Rentenbank⸗Geſetzes vom 2. März 1850 
fortgeſetzte Zahlung, erloͤſchen. Dann erſt, mithin im Anfange des 20. Jahrhun⸗ 
derts, werden die Kunower Grundbeſitzer ſagen können: Nunmehr ſind wir Freie 
in vollſter Bedeütung des Worts! Dank ſei es dem ſinnreichen Erfinder und Be— 
rechner der Rentenbank und der weiſen Geſetzgebung aus der Mitte des 19. Jahr⸗ 
hunderts. 


Zu Kunow gehören 8 einzeln liegende Wohnplätze, welche, mit dem Dorfe, 
die folgende Anzahl von Einwohnern und Gebaüden zufolge der Zählung vom 
3. December 1864 hatten: 

Emw. Geb. Wohnh. 
9 


Kunow ſelbſt . Merci ee 2 
Das Schönfeldtſche Gut am n Lindeuberge „ „ eee e eee 5 
„ Niꝛ ſche Koſſaten⸗Etabliſſement 5 g D 1 
„ Gädtkeſche Etabliſſement im Straßen: Revier 2 A 1 
Die Weggeld⸗Hebeſtelle an der Stettiner Staatsſtraße /4 2 1 
Das Kohkeſche Etabliſſement .. 6 4 1 
Die Krauſeſche Gaſtwirthſchaft, Silberne Maräne genannt. Ian 3 1 
Das Köhlerſche Mühlen-Grundftüd . . . ; u. 11 5 2 
„ Lapwerenzſche Etabliffement . . . ie rl 2 1 


Bun . q . 2793 248 105 


Unter den Gebaüden befinden ſich 5 öffentliche und 243 Privat-Gebaüde. 
Die öffentlichen ſind: die Kirche, die Schule, ein Armenhaus, die fiskaliſche Wege— 
geld⸗Hebeſtelle, und ein Gemeindehaus. Die Privatgebaüde beſtehen aus 105 Wohn- 
haüſern, incl. des, eigeutlich zu den öffentlichen Gebaüden gehörigen Pfarrhauſes, 
5 gewerblichen und 134 Wirthſchafts-Gebaüden. 


Kunow war unter den Eigenthums⸗Ortſchaften der Stadt Stargard dasjenige 
Dorf, wo am Tage der Zählung der älteſte Menſch, ein Greis geboren im Jahre 
1775, lebte. Unter den 793 Einwohnern waren 5 Perſonen moſaiſchen Glaubens. 
Im Armenhauſe lebten 10 Männer und 7 Frauen. 


Viehſtand. 128 Pferde, darunter 1 Zuchthengſt, 14 Zuchtſtuten, 43 Fohlen, 
69 Arbeitspferde, 1 Luxuspferd, 320 Haupt Rindvieh: 2 Bullen, 245 Kühe, 67 
Jungvieh, 6 Ochſen, 3061 Schafe, darunter 1140 veredelte, 386 Schweine, 57 
Ziegen, 64 Bienenſtöcke. 

Seit dem Jahre 1858 ſchwebten Verhandlungen, betreffend die Einverleibung 
des ehemaligen Oberförſter-Gehöftes — 


Neühaus in den Gemeinde⸗Verband von Kunow, dem es in kirchlicher Be- 
ziehnng ſeit Jahrhunderten angehört. Dieſe Verhandlungen find nach Tjähri- 
ger Dauer zum Austrag gekommen durch Cabinets-Erlaß des Königs, der alfo 
lautet: — 

Auf den Bericht des Staats⸗Miniſteriums vom 14. d. M. will Ich hierdurch 
genehmigen, daß das ehemalige fiskaliſche Oberförſterei-Etabliſſement des aufgelöſten 
Forſtreviers Neühans mit dem dazu gehörigen Areal von 64 Mg. 167 Ruth. von 
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dem fiskaliſchen Gutsbezirke des Domainen⸗Rentamts Friedrichswald und von dem 
Kreiſe Naugard abgetrennt, dagegen mit dem Gemeinde-Bezirfe Kunow a. d. Str. 
im Kreiſe Sazig und mit dieſem Kreiſe vereinigt werde. 
Berlin, den 23. Januar 1865. 
gez. Wilhelm. 
Unterſchriften ſämmtlicher Mitglieder des Staats⸗Miniſteriums. 


Im Anſchluß hieran genehmigte der Ober⸗Präſident von Pommern, mittelſt 
Recripts vom 6. Februar 1865, auf Grund des §. 1 des Landgemeinde-Geſetzes vom 
14. April 1856, daß nachbezeichnete Parcelen des ehemaligen zur Stadt Stargard 
gehörig geweſenen Forſttheils, das Straßenrevier genannt, nämlich: 

1) Die durch Contract vom 14. October 1846 Seitens der Stadt Stargard 
an den Beſitzer des Gehöftes Neühaus veraüßerten beiden Parcelen von zuſammen 
68 Mg. 88 Ruth.; 

2) Die durch denſelben Contract an den Ackerbürger Schmidt veraüßerten 
und das gegenwärtig v. Steegemannſche Gehöft bildenden beiden Parcelen von zu⸗ 
ſammen 146 Mg. 1 Ruth.; 

3) Die durch denſelben Contract an den Gaſtwirth Maſſow veraüßerten, jetzt 
dem Gaſtwirth Krauſe auf der ſilbernen Muräne gehörigen beiden Parcelen von 
zuſammen 46 Mg. 157 Ruth.; 

4) Die durch denſelben Contract an den Coloniſten Meier veraüßerten, 
gegenwärtig dem Gutsbeſitzer Gädtke gehörigen Parcelen von zuſammen 47 Mg. 
47 Ruth., 

und zwar die ad 1—3 gedachten Parcelen dem Gemeinde-Bezirfe zu Kunow 
a. Str., die Parcelen ad 4 dem Bezirke des Gutes Kuno a. Str. einverleibt 
wurden. 

Zur ältern Geſchichte von Kunow ſei bemerkt, daß man im 16. und 17. 
Jahrhundert den Namen derſelben Konow ſchrieb. Vis auf die neüe Kreis⸗Ein⸗ 
theilung des Stettiner Regierungs⸗Bezirks im Jahre 1817 war der Ort unter 
zwei Kreiſe vertheilt, den Saziger und den Piritzer. 


Zum Saziger Kreiſe gehörten im 18. Jahrhundert — nach Brüggemann — 
1) der Stargarder Stadteigenthums⸗Antheil, beſtehend, incl. 5 verpfändeter Bauer⸗ 
höfe und eines der Kirche gehörigen Koſſatenhofes, 10 Vollbauern, / an dem 
Bauerhofe, welchen der Schulze beſaß, 8 Koſſaten mit dem Krüger, 5 Büdner, 15 
Speicher, 1 Schmiede, welche aber theils zum ſtädtiſchen, theils dem gutsherrlichen 
Antheile gehörte, 39 Feüerſtellen. Zufolge eines Lehnbriefs vom Herzoge Philipp II. 
vom 12. Juli 1609 kaufte die Stadt Stargard einige Höfe in dieſem Dorfe erb- 
lich von den Gebrüdern Chriſtoph und Hans von Mildenitz, nachdem fie den übri- 
gen Theil deſſelben bereits 1494, zufolge einer zu Löknitz am Sonntage nach Mat⸗ 
thäi datirten Urkunde, vom Herzoge Bogiſlaw X. für 2400 Mark gekauft hatte. 
Im Jahre 1776 wurde nahe bei dieſem Dorfe eine Kolonie von 70 Familien vom 
Stargarder Magiſtrat gegründet, die ſeitdem mit dem Dorfe zu Einer Gemeinde 
verwachſen iſt. Zu dieſem Theile des Dorfs gehörte die Kirche, nebſt Pfarrgehöft 
und Küſterei. 2) Der adeliche Antheil beſtand aus 1 Vorwerk, 8 Vollbauern, 
/ an dem Hofe des Schulzen, 5 Koſſaten, 9 Speicher, 23 Feüerſtellen, einem 
Theil der Schmiede, der Straßengerechtigkeit und der Maſt in der zum Dorfe ge⸗ 
hörigen Holzung, die Straße genannt. Er gehörte ehemals der Stargarder Käm⸗ 
merei, wurde aber 1642, als die Stadt tief in Schulden gerathen war, öffentlich 
verſteigert, und dem Meiſtbietenden Joachim Meineke zugeſchlagen. Nach der letzt⸗ 
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willigen Verordnung des Hauptmanns Joachim Moritz v. Meineke kam das Gut 
1724 an die Familie v. Wenden, die damit belehnt wurde, und fiel nach dem Tode 
des geheimen Raths Johann Jakob v. Wenden, zufolge brüderlichen Theilungs⸗ 
vergleichs vom 21— 23. April 1740, feinem jüngſten Sohne Carl David v. W. zu, 
deſſen nachgelaſſener einziger Sohn, Johann Joachim Carl v. W. es im Jahre 
1780 beſaß. In dem Normaljahre 1804 ſtand das Gut in der Vaſallen⸗Tabelle 
auf dem Namen von Heinrich Richard's v. W. Erben, die aus 3 Söhnen beſtanden, 
und irriger Weiſe war es in den Piritzer Kreis geſtellt. 


Der zum Piriger gerechnete Theil von Kunow zerfiel gleichfalls in 2 Antheile: 
— 1) der erſte Antheil beſtand aus 2 Hakenhufen, nebſt Beiländern und Wieſen, 
welche die Diaconen und Inſpectoren des Marien großen Kaſtens zu Stargard, 
nach dem Vergleiche vom 19. Februar 1668 von dem Rittmeiſter Joachim v. Küſſow 
gegen einen Bauerhof in Verchland, welcher dem Marien großen Kaſten gehörte, 
eintauſchten. Die dazu gehörigen Hofzimmer wurden von ihnen 1765 an den Se⸗ 
nator Kühl, von dieſem 1766 an den Bauer Johann Scheel, und von dieſem 1769 
an den Bauer Panknin verkauft, ſo daß dem Marien großen Kaſten nur die Län⸗ 
dereien gehörten. — 2) Der andere Theil hatte 3 Vollbauern, incl. des Krügers, 
nebſt 3 Speichern, und war ein Küſſowſches Lehn, welches im Jahre 1780 der 
Oberſt Otto Bogiſlaw v. Zaſtrow mit ſeiner Gemalin Friederike Gottliebe, geb. 
Gräfin v. Küſſow beſaß. Im Normaljahre 1804 gehörte dieſer Theil von Kunow 
dem Regierungsrathe Joachim Friedrich Grafen v. Küſſow. 


Der Wendenſche Antheil gehörte in die Kategorie der landtags- und kreis⸗ 
tagsfähigen Rittergüter, und ſtand derſelbe auch in der Matrikel vom 19. April 
1828, obwol die Realitäten, wie oben bemerkt, ſeit länger als 70 Jahren vererb— 
pachtet waren. Es gehörten dazu 5 Bauerhöfe in Brüſewitz, die an die Gutsherr⸗ 
ſchaft zuletzt Geldrenten zahlten. Im Jahre 1854 beſaß das ganze nutzbare Eigen⸗ 
thum des Gutes die verehlichte Hecker, geb. Lindemann, als Erbnehmerin ihres 
Vaters, welche davon ein Erbpachtsgeld von jährlich Thlr. 732. 3. 1 Pf. an die 
v. Wendenſchen Erben zu zahlen hatte. Dieſe Erbpacht iſt durch den, unterm 20. 
März 1851 von der Königl. General-Commiſſion beſtätigten, Receß in Renten um⸗ 
gewandelt, und in Folge deſſen das Rittergut Kunow a. Str. im Hypothekenbuch 
gelöſcht worden. Im Jahre 1855 waren zur Hebung jenes Canons 7 Mitglieder 
der Familie v. Wenden legitimirt, die aufgefordert wurden, ihre Erklärung über 
die beabſichtigte Löſchung des Gutes in der Matrikel der Rittergüter abzugeben, 
da keine dieſer 7 Perſonen antwortete, fo iſt die Löſchung, auf Grund des Miniſte⸗ 
rial⸗Reſcripts vom 30. Mai 1856, erfolgt. Gegenwärtiger Beſitzer des Gutes, 
ohne kreisſtändige Befähigung heißt Gädtke, 1867. 


Ein, unterm 10. April 1834 ausgefertigter Hypothekenſchein beſagt über die 
früheren Rechtsverhältniſſe dieſes ehemaligen Ritterguts Kunow a. d. Str., welches 
im Hypothekenbuche die Bezeichnung: Antheil à Nr. I. führte, Folgendes: — 


Das Obereigenthum beſitzen die Geſchwiſter v. Wenden, namentlich: a) die 
verehelichte v. Bonin auf Thereſienhof, Clara Friederike v. W.; b) die verehelichte 
Rittmeiſter von Woedtke, Thereſe, geb. v. W., auf Goldbeck; e) der Carl v. W., 
auf Darzen; und d) der Friedrich v. W., auf Gribnitz, im Fürſtenthum Kamin, 
durch Inteſtaterbfolge nach dem am 24. Auguſt 1822 erfolgten Ableben ihres Vaters, 
Johann Joachim Carl v. W., welcher letztere es von feinem Vater, Carl David 
v. W., durch Teſtament vom 4. Januar 1764 ererbt hatte. 
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Eingetragen auf Grund des Erbeslegitimationd-Atteftes vom 3. März 1823, 
vi deer. vom 10. December 1827. 


Der Werth conſtirt nicht näher, als daß es Anno 1642 für 18.000 Thlr. ab⸗ 
getreten, zu ſelbigen auch von dem v. W. in der Theilung de 1740 angenommen 
iſt, ingleichen die dazu gelegten Krampehlſchen Wieſen zu Thlr. 266. 16 Sgr. Der 
Magiſtrat zu Stargard hat den Mildenitzſchen Lehnsantheil in dem Dorfe Kunow 
a. d. Str. von den Mildenitzen acquirirt und darüber den 24. Februar 1619 Lehn⸗ 
brief erhalten, und derſelbe hat davon demnächſt dieſen Antheil, nämlich das Acker⸗ 
werk, den Schulzenhof, 8 Bauern, 7 Koſſaten und 28 Hakenhufen, die Schäferei 
und die Straßengerechtigkeit, für die ſchuldigen 18.000 Thlr. Capital und Zinſen, 
den 2. Juli 1642, mit Vorbehalt des Reluitionsrechts an den Rathsverwandten 
Meinecke abgetreten, iſt aber unterm 10. Mai 1752 mit ſeinem Reluitionsrecht 
präcludirt. Der Meinecke hat es durch Teſtament vom 22. März 1724 dem dama⸗ 
ligen Hof- und Conſiſtorialrathe Johann Jakob v. Wenden vermacht, nach deſſen 
N es feinem Sohne Carl David v. W. in der Erbtheilung de 1740 zuge- 
fallen iſt. 


Der Johann Joachim Carl v. W. hat durch die Erbpacht⸗Contracte vom 
10. Februar 1800 die zu dieſem Gutsantheil gehörigen 8 Bauer und 5 Koſ— 
ſatenhöfe folgendergeſtalt erbzinsweiſe veraüßert: — 

a) Die Bauerhöfe: 1) An Chriſtian Wege für ein Erbſtandsgeld von 440 Thlr. 
und einen jährlichen Erbzins von 26. Thlr. und 8 Sch. Roggen 2) An Martin 
Wolf Erbſtandsgeld 621 Thlr. 4 Gr., Erbzins 26 Thlr. und 8 Sch. Roggen. 
3) An Friedrich Otto Erbſtandsgeld 375 Thlr. 23 Gr., Erbzins 26 Thlr. und 8 
Sch. Roggen. 4) An Gottfried Panknin, Erbſtandsgeld 344 Thlr. 2 Gr., Erbzins 
26 Thlr. und 8 Sch. Roggen. 5) An Chriſtian Gehrke, Erbſtandsgeld 433 Thlr., 
5 Gr., Erbzins 26 Thlr. und 8 Sch. Roggen. 6) An Johann Beckmann, Erb- 
ſtandsgeld 401 Thlr. 23 Gr., Erbzins 26 Thlr. und 8 Sch. Roggen. 7) An 
Michael Beckmann, Erbſtandsgeld 258 Thlr. 22 Gr., Erbzins 26 Thlr. und 8 Sch. 
Roggen. 8) An Johann Daniel Goeck's Erben, Erbſtandsgeld 263 Thlr. 21 Gr., 
Erbzins 26 Thlr. und 8 Sch. Roggen. 

(Summa des Erbſtandsgeldes Thlr. 2826. 2 Gr., des Erbzinſes 208 Thlr. 
und 64 Sch. Roggen.) 

b) Die Koſſatenhöfe: 1) An Samuel Bromberger für 126 Thlr. Erbſtands⸗ 
geld und 14 Thlr. jährlichen Erbzins. 2) An David Brüſewitz, Erbſtandsgeld 
136 Thlr., Erbzins 14 Thlr. 3) An Gottfried Otto, Erbſtandsgeld 66 Thlr., Erb⸗ 
zins 14 Thlr. 4) An Chriſtian Wendt, Erbſtandsgeld 106 Thlr., Erbzins 14 Thlr. 
5) An Chriſtian Steege, Erbſtandsgeld 226 Thlr., Erbzins 14 Thlr. 

(Summa des Erbſtandsgeldes 660 Thlr., des Erbzinſes 70 Thlr. — Bauer⸗ 

und Koſſatenhöfe zuſammen: Erbſtandsgeld Thlr. 3486. 2 Gr., Erbzins 

279 Thlr. und 64 Sch. Roggen) 
auch unter Vorbehalt der übrigen in dem Erbzinscontracte beſtimmten praestan- 
dorum, ſowie des Vorkaufsrechts und Laudemiums bei Veraüßerungen, auch des 
geſetzlichen Rückkaufsrechts. 

Die auf dem Hauptgute eingetragenen Glaübiger haben in dieſe Veraüßerung 
gewilligt. Die Contracte find vi decr. vom 4. Februar 1803 gerichtlich beſtätigt, 
das nutzbare Eigenthum dieſer Höfe iſt dadurch von dem Ober⸗Eigenthum getrennt 
und erſteres an das Hypothekenbuch des Patrimonial-Gerichts abgegeben, auch hie⸗ 
ſelbſt (im Hypothekenbuch des Ober⸗Landesgerichts zu Stettin) deſſen Abgang notirt, 
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wohingegen das Ober⸗Eigenthum, welches in dem jährlichen Erbzins und den übri⸗ 
gen Präſtandis der Erbzinsbeſitzer, auch ſonſtigen Reſervatrechten beſteht, hierſelbſt 
beim Hauptgute verbleibt. 

Der Johann Joachim Carl v. Wenden hat auch das nutzbare Eigenthum 
des Vorwerks in dieſem Gute, nebſt Zubehörungen und Gerechtigkeiten durch den 
Contract vom 21. October 1800 an den Freiſchulzen Chriſtian Friedrich Lindemann 
für ein Erbſtandsgeld von 4000 Thlr. und einen jährlichen Erbzins von 900 Thlr., 
auch unter Vorbehalt der übrigen im Contracte beſtimmten Reſervatrechte, als des 
Vorkaufsrechts bei Veraüßerungen, des geſetzlichen Rückfallrechts, und eines Laude⸗ 
miums von 2 Pret. ſowol bei Veraüßerungen als Vererbungen auf Collaterale, 
erblich veraüßert und abgetreten. 

Zu dieſer Veraüßerung iſt laut Cabinets⸗Erlaſſes und Reſeripts vom 20. und 
21. Januar 1801 Conſens ertheilt. Die eingetragenen Glaübiger haben auch mit 
Vorbehalt ihrer Rechte an dem Obereigenthum darin conſentirt. Der Contract iſt 
vi deer. vom 4. Februar 1803 gerichtlich beſtätigt. Das nutzbare Eigenthum des 
Vorwerks iſt dadurch von dem Ober-Eigenthum getrennt, erſteres hieſelbſt abge⸗ 
ſchrieben und davon eine beſondere Tabelle, Nr. II., angelegt. Der v. Wenden 
beſitzet ſolchergeſtalt nur noch das Obereigenthum ſowol des Vorwerks (in dem 
Canon von 900 Thlr. und den übrigen Reſervatrechten beſtehend) als der 8 Bauer⸗ 
und 5 Koſſatenhöfe, welches die vorliegende Hypotheken-Tabelle für jetzt, nach Tren⸗ 
nung des nutzbaren Eigenthums in ſich begreift. 

Auf dieſem Gutsantheil haften gegenwärtig, Rubrica III., an gerichtlich ver- 
ſicherten Schulden und anderen Realverbindlichkeiten, nachdem Nr. 1 bis incl. 7 
gelöſcht ſind, Zwei milde Stiftungen, als: 


Nr. 8. Zweihundert Reichsthaler zu 5 Pret. Zinſen, welche der Raths⸗ 
verwandte und Hauptmann Joachim Moritz v. Meinecke und deſſen Ehegenoſſin 
Barbara Sophia, geb. v. Wenden, laut Teſtaments vom 1. September 1710 der⸗ 
geſtalt legirt haben, daß die jährlichen Zinſen à 10 Thlr. die Prediger ⸗Wittwen 
zu Kunow a. d. Str. oder ihre Kinder, und in deren Ermangelung der Prediger 
ſelbſt genießen und das Kapital auf dieſem Gute ſtehen bleiben ſoll, ſo vi deer. 
vom 12. Auguſt 1778 eingetragen. Vi decr. vom 3. September 1802 iſt hieſelbſt 
vermerkt, daß nach dem Conſenſe des Stettinſchen Conſiſtoriums vom 1. April 1802 
künftig nur das Ober⸗Eigenthum und der Canon nebſt übrigen Reſervaten von dem 
vererbpachteten Ackerwerk und den gleichfalls in Erbpacht überlaſſenen Bauerhöfen 
in dieſem Gute zur Sicherheit für dieſes Legat haften ſoll. 


Nr. 9. Sechs hundert Reichsthaler à 5 Pret. Zinſen, wovon die jährlichen 
Zinſen mit 30 Thlr. zum Unterhalt alter und gebrechlicher Leüte in Kunow a. d. Str. 
ausgezahlt werden ſollen, welche der Hauptmann und Rathsverwandte Joachim 
Moritz v. Meinecke laut Teſtaments vom 22. März 1724 legirt hat, und gleichfalls 
den 12. Auguſt 1778 eingetragen find. Vi deer. vom 3. September 1802 iſt hie⸗ 
ſelbſt vermerkt, daß nach dem Conſenſe des Stettinſchen Conſiſtoriums vom 1. April 
1802 künftig nur das Ober⸗Eigenthum und der Canon nebſt übrigen Reſervaten 
von dem vererbpachteten Ackerwerk und den gleichfalls in Erbpacht überlaſſenen 
Bauerhöfen in dieſem Gute zur Sicherheit für dieſes Legat haften ſoll. 

So weit der Hypothekenſchein. In Folge Regulirung der guts herrſchaftlichen 
und baüerlichen Verhältniſſe haben die zum Gute gehörigen baüerlichen Wirthe ihre 
früheren Dienſte im Jahre 1834 durch Kapital abgelöſt, und mit dieſem Kapitale, 
welches die Obereigenthümer des Gutes, Geſchwiſter v. Wenden, an ſich genommen 
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haben, iſt ein Theil des von dem nutzbaren Eigenthümer ſonſt mit 900 Thlr. jähr⸗ 
lich zu entrichtenden Canons im Betrage vom Thlr. 84. 20 Sgr. abgelöſt worden. 
Der Verwalter der beiden Meineckeſchen Stiftungen hat den desfalſigen Receß voll⸗ 
zogen und auch in die gedachte Kapitals⸗Ablöſung gewilligt. Mit Rückſicht darauf, 
daß durch die Minderung des Canons bis auf Thlr. 815. 10 Sgr. die Sicherheit 
beider Legate nicht gefährdet iſt, hat auch die Königl. Regierung zu Stettin von 
Oberaufſichtswegen, unterm 5. Auguſt 1834 und 11. März 1835 die Einwilligung 
dazu gegeben. Der erforderliche Vermerk iſt demnächſt auch 1836 im Hypotheken⸗ 
buche erfolgt. Was die Verwaltung beider Stiftungen anbelangt, ſo hat dieſelbe, 
in Ermangelung einer teſtamentariſchen Anordnung, der Ortspfarrer von jeher ge⸗ 
führt, und iſt derſelbe dazu, weil ſich Zweifel erhoben hatten, von der Königl. Regie⸗ 
rung unterm 2. Februar 1836 förmlich ermächtigt worden. Der Prediger reicht 
alljährlich ein Verzeichniß der Armen ein, denen er die Zinſen des zweiten Legats 
als Unterſtützung gegeben hat. Im Jahre 1840 kam es zur Sprache, welcher Theil 
von Kunow an dem Armen-Legate eigentlich Anſpruch habe, worauf die Königl. 
Regierung in dem Beſcheide vom 30. Mai 1840 verfügte, daß, da das Legat nach 
den Worten der Stiftungs⸗Urkunde von 1724 insbeſondere zum Unterhalte alter 
und gebrechlicher Leüte des Gutes Kunow beſtimmt iſt, ſowol die hülfsbedürftigen 
Inſaſſen des Gutes, als auch die übrigen Einwohner der Gemeinde Kunow An— 
ſpruch auf Unterſtützung aus der Stiftung haben. 


III. Die auf der Nordſeite oder unterhalb der Stadt Stargard 
liegenden Eigenthums-Dörfer. 

Bruchhauſen, Kirchdorf, am linken Ufer der Ihna, ¾ Mle. von Star- 
gard gegen Nordweſten, beſteht nach dem Separations⸗Receß von 1835 aus einem 
Vorwerke, einem Erb⸗Lehnſchulzengute, 6 Vollbauerhöfen, 2 Koſſaten, 1 Büdner, 
der Kirche, eine Filia der Mater Seefeld, und der Küſterſchule. 

Unter Genehmigung des Königl. General⸗Directoriums, Reſcript vom 3. Juli 
1798, und nach der Pommerſchen Kriegs⸗ und Domainen⸗Kammer Verfügung vom 
17. Juli deſſelb. Jahres wurde, auf Grund des, unterm 3. April 1798 abgehaltenen 
Licitations⸗Termins, zwiſchen dem Magiſtrat zu Stargard, zufolge Einwilligung 
der Bürgerſchaft, und dem Pächter Ernſt Samuel Heller zu Lütkenhagen über das, 
der Kämmerei zu Stargard gehörige Vorwerk zu Bruchhauſen unterm 12. Juni 
1800 ein Erbpacht⸗Contract geſchloſſen. Nach der, vom Landbaumeiſter Jüterbock 
im Monat März 1798 vorgenommenen Aufmeſſung wurden dem Erbpächter an 
Liegenſchaften übergeben: Ackerland 549 Mg. 56 Ruth., Wieſen 123. 110, Hof- und 
Bauſtellen 2. 125, Garten, Wurthen und Koppeln 13. 116, Koppeln allein 3. 156, 
Dreeſchland 36. 121, Unnutzbar als Wege, Gräben und Sandſchellen 8. 69; 

Su ll N ER, a RISSE. n 
nebſt den dazu gehörigen Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebaüden, Bewährungen, Weiden, 
und Triften, Rechten und Gerechtigkeiten, wie ſolches bisher von den Zeitpächtern 
genutzet worden. Erbpächter zahlte ein Erbſtandsgeld von 4250 Thlr. Er behielt 
die Weide mit dem ihm zuſtehenden Viehſtande auf den Bruchhauſenſchen Vorwerks⸗ 
und Dorfs⸗Ackern und Wieſen nach der bisherigen Obſervanz gemeinſchaftlich mit 
den baüerlichen Wirthen zu Bruchhauſen, zugleich auch die bisher üblich geweſene 
Auftrift mit 300 Schafen täglich auf dem Saromfchen Felde. Die dem Vorwerk 
zeither beigelegt geweſenen Dienſte der 6 Bauern und 2 Koſſaten zu Bruchhauſen 
fielen ganz weg. Alle grundherrlichen Regalien, als Holzung, Maſt, Jagd ꝛc. blieben 
von der Erbpacht ausgeſchloſſen. Die vorhandenen Gebaüde mußte Erbpächter auf 
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ſeine Koſten in baulichen Würden erhalten und ſie bei der Feüer⸗Societät des platten 
Landes mit 1900 Thlr. verſichern; er bekam weder freies Bau⸗, Reparatur⸗, Nutz⸗, 
Bewährungs⸗, noch Brennholz aus der ſtädtiſchen Forſt; ſeinen Bedarf an Holz 
mußte er aus eigenen Mitteln anſchaffen. Erbpächter blieb Zwangsmahlgaſt der 
Pützerlinſchen Mühle, wie es die bisherigen Zeitpächter geweſen waren. Der in 
4 Terminen zu entrichtende Canon wurde auf 488 Thlr. 19 Gr. 2 Pf., davon 
½ in Golde, der Friedrichsd'or zu 5 Thlr. gerechnet, feſtgeſetzt. Außerdem über: 
nahm Erbpächter alle öffentlichen Abgaben und Laſten, ſowol die landesherrlichen, 
als die matrikelmäßigen Präſtationen an den Prediger und den Küſter, ferner 
3 Thlr. Weidegeld an die Friedrichswaldſche Amts⸗Kaſſe und die Hälfte des Nacht⸗ 
wächter⸗Lohns mit der Dorfſchaft. Dem Vorwerk war zeither eine, der Kirche ge⸗ 
hörige, Wieſe für 8 Thlr. jährliche Pacht beigelegt; dieſe Wieſe wurde der Kirche 
zur freien Verfügung zurückgegeben. Will Erbpächter unter Lebendigen oder von 
Todeswegen über das Gut verfügen, ſo bedarf er dazu der Einwilligung des Ma⸗ 
giſtrats; auch iſt ein dergleichen neüer Erwerber verbunden "/ıo des Canons als 
Laudemium zu entrichten; auf den Fall eines Verkaufs aber müſſen 5 Procent vom 
Kaufgeld als eine Lehnwaare an die Kämmerei bezahlt werden; das Vorkaufsrecht 
bleibt dieſer vorbehalten, wie ſie denn auch zu allen Zeiten das Ober⸗Eigenthum 
über das vererbpachtete Vorwerk behält. Bei keinerlei Unglücksfällen, Hagelſchlag, 
Mißwachs, Froſt⸗ und Feüerſchaden u. d. kann Erbpächter weder eine Remiſſion noch 
Erlaß von der Erbpacht in Anſpruch nehmen. Heller trat indeſſen gar nicht den 
Contrakt an, ſondern übertrug denſelben ſofort auf den Okonomen Friedrich Gott⸗ 
lieb Klug, von Golnow, und deſſen Eheliebſte Dorothea Eliſabeth, geb. Voßberg. 
Die Klugſchen Eheleüte haben das Gut 15 Jahre lang bewirthſchaftet. Dann über⸗ 
ließen ſie daſſelbe, kinderlos wie ſie waren, ihrem Neffen und Inteſtaterben Carl 
Gottlieb Klug, mittelſt Vertrages vom 19. Juli 1815 für die Summe von 4000 
Thlr., mit 5 Procent verzinsbar, und außerdem Lieferung von Naturalien auf 
Lebenszeit der Cedenten. Eine eigenthümliche Bedingung des Ceſſionsvertrages be⸗ 
ſtand darin, daß der Neffe ein namhaft gemachtes Mädchen zur Ehe nehmen mußte, 
— was auch geſchehen iſt. Alle dieſe Stipulationen wurden von dem Klugſchen 
Ehepaar in dem von ihnen unterm 4. Juli 1820 errichteten und am 17. Oktober 
1822 publicirten Teſtamente durch Wiederholung derſelben aufs Neüe anerkannt. 
Der Magiſtrat hat unterm 21. Auguſt 1815 in die Veraüßerung conſentirt und 
der Beſitztitel iſt vi deer. vom 12. Dezember 1826 für den Carl Gottlieb Klug be⸗ 
richtigt worden. Bei der Feüer⸗Societät waren, nach Ausweis des Hypotheken⸗ 
ſcheins vom 21. Juni 1831, die Gebaüde für 2150 Thlr. verſichert. Gegen die 
Vermeſſung von 1798 hat ſich der Flächeninhalt der Vorwerks⸗Feldmark nach der, 
im Jahre 1835 zu Stande gekommenen Gemeinheits⸗Theilung weſentlich verändert, 
wie weiter unten zu erſehen iſt. Klug, der jüngere, ſtarb 1842, worauf ſeine Wittwe 
Charlotte Sophie, geb. Herrlinger, die Erbpacht⸗Gerechtigkeit des Gutes Bruch⸗ 
hauſen mittelſt Contrakts vom 8. November 1842 — 2. Januar 1843 an den 
Oconomen Albert Heinrich Hermann Redes, von Natelwitz, nachdem der Magiſtrats⸗ 
Conſens bereits unterm 3. Dezember 1843 ertheilt war, für die Summe von 
19.000 Thlr. verkaufte, wobei der Werth des lebenden und todten Inventariums 
zu 9000 Thlr. gerechnet wurde, wiewol eine ſpätere Taxe den Werth auf Thlr. 
8185. 6. 8 Pf. feſtſetzte, jo daß der Werth des Grund und Bodens zu Thlr. 10.814. 
23. 4 Pf. anzunehmen war. 

Auf dem Lehnſchulzengute haften folgende, der Stadtgemeinde Stargard zu⸗ 
ſtändige Abgaben und Laſten: 1) Der jedesmalige Beſitzer des Gutes muß nach 
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der Wahl des Magiſtrats ein tüchtiges Dienſtpferd zu deſſen Gebrauch auf dem 
Stadthofe halten, oder ſtatt deſſelben alljährlich zu Trinitatis 8 Thlr. zur Kämme⸗ 
rei⸗Kaſſe entrichten. 2) Derſelbe iſt verpflichtet für die ihm zuſtehende Brennholz⸗ 
gerechtigkeit jährlich 2 Scheffel Roggen Heidekorn an die Kämmerei abzuführen. 
3) In Verkaufsfällen ſteht der Stadtgemeinde das Vorkaufsrecht zu. 4) Bei Be⸗ 
figveränderungen werden 20 Thlr. an die Kämmerei⸗Kaſſe entrichtet. Laut Lehn⸗ 
briefs vom 31. Oktober 1823 und Hypothekenſcheins vom 29. Mai 1827. Im 
Jahre 1823 wurde das Gut für 3000 Thlr. und einen im Contrakt näher beſtimm⸗ 
ten Altertheil, vom Vorbeſitzer an deſſen Schwiegerſohn verkauft. Die Gebaüde 
waren mit 200 Thlr. verſichert. 


Die 6 Vollbauerhöfe wurden bereits im Jahre 1805 freies Erbeigenthum 
ihrer Beſitzer, welche dieſelben bis dahin nur als Kulturwirthe inne gehabt hatten; 
der darüber abzuſaſſende Receß konnte aber, aus den vorerwähnten, Gründen, erſt 
nach 30 Jahren zu Stande gebracht werden. Die Beſtätigung des Reeeſſes iſt 
unterm 1. September 1835 erfolgt. Ihm zufolge datirt die Eigenthums⸗Verleihung 
vom 1. Januar 1806, ſeit welcher Zeit die Wirthe ſich im ruhigen und ungeſtör⸗ 
ten Beſitze ihrer Höfe und der dazu gehörigen Realitäten befunden haben. Bei 
Verkaüfen iſt der Stadt das Vorkaufsrecht vorbehalten. Bei Anleihen darf der 
Hof nicht über / der Grundtaxe mit Schulden belaſtet werden. Vererbt der Hof 
auf Geſchwiſter, fo find von diefen 2 Procent der Grundtaxe als Laudemium, von 
entfernten Seitenverwandten 5 Proc.; wird der Hof an einen Fremden veraüßert, 
ſo beträgt das Laudemium 2 Proc. vom Kaufgelde. Ehegatten und Erben in auf⸗ 
und abſteigender Linie ſind von Zahlung des Laudemiums frei. An herrſchaftl. 
Dienſten hat jeder Wirth eine zweiſpännige Burgfuhre von 2 Tagen, und zwei 
Brückenfuhren von 1 Tage, überhaupt alſo 4 zweiſpännige Geſpanntage zu leiſten. 
Außerdem aber müſſen die Wirthe alle ſonſt auf ihren Höfen bisher im Gemeinde⸗, 
Kreis⸗ oder Kirchenverbande, oder in anderer Art gehafteten, Präſtationen ohne 
Vertretung oder Entſchädigung von Seiten der Gutsherrſchaft übernehmen. Auf 
Bau⸗ und Reparaturholz haben die Erwerber der Höfe keine Anſprüche zu machen. 
Ihre Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebaüde müſſen fie aus eigenen Mitteln unterhalten. 
Dagegen erhält ein jeder der 6 Wirthe jährlich 10 Klafter fichtenes (d. h. Kiefern⸗) 
Knüppelholz gegen Erlegung des üblichen Schlagelohns als Brennmaterial aus 
den Stadtforſten unentgeldlich verabreicht, wogegen die Wirthe die Verpflichtung 
übernommen haben, bei einem etwaigen Waldbrande und bei Wolfsjagden Dienſte 
zu leiſten. Vor Ausfertigung des Receſſes war die Separation bereits durchgeführt, 
ihr zufolge waren einem jeden der 6 Höfe folgende Pläne zugetheilt worden: 


Morgen | Hof: u. Wur⸗ eld⸗ | Schon: | n he 2 Taxwerth. 
u. Ruh Bofſtel then. acer Wiesen. Mieten, | Ortung] vier: Summa. 8. 
Hof I. 1. 60 a 49. 152 — | De 5 | 2. 87| 68.125 | 1753.23.10 
„ II.] 1. 461. 36 | 67. 156 — 6. 153 7. 18 3. 90 87. 139 | 1817. 2.10 
1 III. IJ Derek — 49.108 | — 32 8.141 | 6. 32 — 91 66. 48 | 1887.29. 6 
„ IV. — 170 — 53. 29 — 9. 38 6. 35 — 107 70. 19 | 1999.11. 6 
„ V. 1. 139 ] 1. 8457. 117 — 60 [ 8. 34] 7.169 — 45 77.108 1753.23.10 
„ VI. — 99 — 49. 165 — 9. 84 — 68. 135 | 1861. 9. 7 
Gemein — 40 — — — — 68. 16 — 


50 111073.11. 2 


Summa 7. 81 2. 120 1328. 71 — 92151. 91 1109. 107 1 7. 1491807. 


Unter dem Freiſchulzengute, den 6 baüerlichen Wirthen und den noch vor⸗ 
handenen 2 Koſſatenhöfen iſt die unter „gemein“ angeführte Weidefläche gemein⸗ 
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ſchaftlich geblieben, und hat jeder ſeinen verhältnißmäßigen Antheil daran; außer⸗ 
dem haben die 6 Vollbauerhöfe an der, zur Zeit des Receſſes uoch nicht ausge⸗ 
ſchiedenen Waldweide in der Stadtforſt ihre Berechtigung. 

Die gutsherrlichen Abgaben, welche alle 6 Wirthe zuſammen zu entrichten 
hatten, beſtimmte der Receß auf 4 Thlr. Pachtgeld, 72 Thlr. Dienſtgeld, 4 Thlr. 
Fleiſchzehent, 15 Sgr. Rauchhühnergeld, im Ganzen 80 Thlr. 15 Sgr., außerdem 
an Heidekorn 6 Scheffel Roggen und eben ſo viel Gerſte, doch in Gelde abzufüh⸗ 
ren nach dem jedesmaligen Martini⸗Marktpreiſe der Stadt Stargard. Von dieſen 
Abgaben hatte jeder Wirth ½ zu entrichten. Außerdem übernahmen die Wirthe 
Staatslaſten an Contribution und Cavaleriegeld, welche von jedem Hofe für / Hufen 
Thlr. 11. 13. 6 Pf. betrugen, und ebenſo die obſervanzmäßigen Abgaben an die 
geiſtlichen Inſtitute und die Schmiede des Dorfs. Für die Eigenthums⸗Verleihung 
und üÜberlaſſung der herrſchaftlichen Hofwehr hatte jeder Wirth ein Kapital von 
Thlr. 293. 2½ Sgr. an die Kämmerei ⸗Kaſſe zu entrichten. 


Im Jahre 1844 wurde der Hof I. für 2575 Thlr. verkauft. In dem betref⸗ 
fenden Kaufvertrage vom 10. Februar reſervirte ſich der Verkaüfer eine Fläche von 
5 Mg. 88 Ruth., beſtehend aus Wohnhaus nebſt Hofſtelle, der Wurth und Wurth⸗ 
wieſe hinter der Hofſtelle, Acker und Wieſe, woraus eine Büdnerſtelle entſtanden iſt, 
welche auf Verfügung vom 19. November 1844 ein beſonderes Folium im Hypo⸗ 
thekenbuche erhalten hat. Belaſtet wurde ſie mit Thlr. 2. 8. 4 Pf. Renten an die 
Kämmieerei⸗Kaſſe zahlbar für die Ablöſung der Fuhrleiſtungen. Auch ging das Vor⸗ 
kaufsrecht für die Stadtgemeinde und das Laudemium vom Hofe auf dieſes Trenne⸗ 
ſtück über. 


Die gutsherrlich⸗baüerlichen Verhältniſſe der beiden Koſſatenhöfe find, auf 
Grund des Ediets vom 14. September 1811, durch den am 29. Auguſt 1834 be⸗ 
ſtätigten Receß regulirt worden. Sie haben dadurch ihre Grundſtücke, beſtehend 


nach der Separation aus: 
Summa. 


1. 123 | 24. 91 | 474 — 10 
1. 138 | 25. 158 474 — 10 
1. 120 | 3.165 | 1 


11 [ 5. 511 3. 81 150, 69 1948. 1. 8 


mit Einſchluß der Gebaüde, zum freien ungetheilten Eigenthum dergeſtalt bekom⸗ 
men, daß ſie zu allen Verfügungen darüber, welche aus dem Begriff des Eigen⸗ 
thums entſpringen, innerhalb der geſetzlichen Schranken befugt find. Die gutsherr⸗ 
liche Entſchädigung iſt dahin verglichen, daß jeder der beiden Hofsbeſitzer für die 
Verleihung des Eigenthums und für den Erlaß der Hülfsdienſte von 10 Manns⸗ 
und 10 Frauenhandtagen, zu deren unentgeldlichen Leiſtung ſich dieſelben verbunden 
gehalten haben, eine jährliche unveränderliche Rente von 12 Thlr. entrichtet. Sie 
tragen die landesherrlichen Abgaben, welche für jeden von ¼ Landhufe an Con⸗ 
tribution und Cavaleriegeld Thlr. 2. 23. 2¾ Pf. betragen, die bisherigen Gemein⸗ 
delaſten, ſo wie die Abgaben an die Geiſtlichkeit, welche indeſſen nur in dem ge⸗ 
braüchlichen Quartalopfer beſtehen. Jeder von ihnen hat 10 Klafter Kiefern⸗Knüppel⸗ 
Brennholz gegen Schlagelohn und ½ Scheff. Roggen und ½ Scheff. Gerſte als 
Heidekorn. Das Mitaufhütungsrecht im Bruchhauſenſchen Revier der Stadtſorſt 
bleibt ihnen. 


Morgen ]Hofſtellen 


Taxwerth 
u. Ruth.] Gärten. 


land. Thlr. Sg. Pf. 


16. 71 2. 141 


Summa — 135. 


[eo N é “fp A ww 


Stargard. — Eigenthums⸗Dörfer. — Bruchhauſen. 57 


Mittelſt Contracts vom 13. November 1845 iſt von dem Koſſatenhofe 1 eine 
Fläche von 18 Mg. 86 Ruth., aus Acker und Wieſe beſtehend an den Freiſchulzen⸗ 
hof kaüflich überlaſſen worden, der dafür eine Rente von 9 Thlr. übernommen hat, 
ſo daß 3 Thlr. für den Koſſatenhof geblieben ſind, der übrigens durch dieſe Abtren⸗ 
nung des größten Theils ſeiner Liegenſchaften zu eiuer Büduerei von 6 Mg. 5 Ruth. 
zuſammen geſchmolzen iſt. 


Bruchhauſen liegt an der Ihna, auf deren linken Ufer. Dieſer Fluß ſcheidet 
die Dorfſchaft von der Feldmark Pützerlin, die ihr auf der Oſtſeite liegt. Gegen 
Norden und Weſten gränzt Bruchhauſen an das gleichnamige Revier der Stadtforſt 
und gegen Süden an die Feldmark Sarow. 


Nach dem unterm 15. Dezember 1835 beſtätigten, Gemeinheit⸗Theilungs⸗ 
Receß, der ſich auf die im Jahre 1818 von dem Lieutenant v. Beülwitz aus⸗ 
geführten Vermeſſung ſtützt, ſtellt ſich der Flächeninhalt der Feldmark Bruch⸗ 
hauſen ſo: 

In Morgen und Quadratruthen: 
| r | 
MR , Hütg. 
Wieſen. 


Hof: u. 
Wall. Wurth. 
Gärten. 


Wege 
er Summa. 


Unlnd. 


Beſttzungen. 


„Das Erbpachtvorwerk | 9. sel 6. 420 550. 480 1.124 108, Ages 131115. 2 915. 151 


1 
2. Das Freiſchulzengut | 3, 9 — 73. 75 — 21 32. 261 10. 690 6. 89 125. 109 
3. Die 6 Bauerhöfe .. 7. 8 2. 120 328. 7 — 92 51. 910109. 107 7. 149 507. 50 
4. Die 2 Koffathöfe .. 1. 120 3. 165 35. 11 1 — 5. 510 3. 810 — 50. 69 
5. Die Fiche — 771 — 33. 1477 — 3. 15 3. 1644 — 41. 43 
6. Die Küſterſchule — 1180 — 7. 544 — 4. 1455 — — 12. 137 
7. Eine Büdnerei . — 47 — — — — 2. 1010 — 2.148 
8. Serftbienft-Stabliffen, 1. 36 1. 75 — — 8. 116 1. 127 — 12. 174 
9. Die Kruggrundftüde | — — — — 2. 41 — — 2. 41 
10. Wege, Triften, Tränkeſ — — 6.1580 — — 4. 16— 34 11. 28 
11. Ungetheilt geblieben, 


ſteht ſchon in z.. — 40 — — 
12. Herrſchaftl. Dorfſtraße — — — — — 5. 73l 5. 
Summa, excl. d. Pofition 110 23.1011 14, JöffcsT TTT 57217. 68/860. 70j86. J 156 
Außer diefen Flächen befigen, nach dem Beülwitzſchen Vermeſſuugs⸗Regiſter 
an Forſt grundſtücken und Kiefernbeſtänden: 

a) Die Kirche, incl. 100 Quad.⸗Ruthen Wege und Gräben .. 28. 143 

b) „ 6 Bauern zu gleichen Theilen, incl. 1. 123 Wege und 

eee 5 


| — 67. 90— 66 68. 


ee, 23. 168 
In Summa an Holzun g.. . . 52. 31 

Dieſe Forſtflächen find der Kirche und den Bauern in ihren alten und un⸗ 
beſtrittenen Scheiden und Mahlen zur freien Benutzung verblieben, ohne daß den 
übrigen Intereſſenten weder eine Holz⸗ noch Hütungsgerechtſame darauf zuſteht. 

Zwiſchen dem Friedrichswalder Wege und dem Ackerplane des Erbpachtvor⸗ 
werks liegt eine Sandſchelle, die Lehmgrubenſtraße genannt von 11 Mg. 178 Ruth. 
Areal, welche als unnutzbar anzuſehen und im Bonitirungsregiſter nicht mit aufge⸗ 
nommen, und daher bei der Separation keinem der Intereſſenten überwieſen iſt. 
Im Untergrunde derſelben ſteht Lehm an. Dieſe Fläche bleibt allen Intereſſenten 
gemeinſchaftlich als Sand⸗ und Lehmgrube dergeſtalt, daß auch zu den Gebaüden 
der Oberförſterei und der Büdnerſtelle der benöthigte Lehm, ſo wie auch der Bedarf 
an Sand unentgeldlich geholt werden kann. 

Landbuch von Pommern; Thl. II., Bd. V. 8 
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Von dem Hirtenhauſe, welches auf dem 40 QO.⸗Ruth. großen Gartenland — 
in Poſition 11 der Tabelle — ſteht, das, nach der Theilung der Hirtengärten, der 
Gemeinde zugefallen iſt, iſt dem Vorwerke die von dem Kuhhirten bisher bewohnte 
Stube, mit dem dazu benutzten Stalle, überlaſſen. Die übrigen Wohnungen in 
dieſem Hauſe, ſowie die dazu gehörigen Ställe verbleiben dem Freiſchulzengute, den 
6 Bauern und den 2 Koſſaten. 

Die Gränzen der Separationspläne ſind von dem Geometer Reimmann vor⸗ 
ſchriftsmäßig verhügelt. Die Lage dieſer Hügel iſt von allen Intereſſenten als 
richtig anerkannt. Die Abweichung der Magnetnadel betrug zur Zeit dieſer Ver⸗ 
hügelung im Jahre 1832, nach den Beobachtungen des Geometers 17° 38“ 36“, 
gegen Weſten. 

Wird die obige Forſtfläche und die ungetheilt gebliebene Lehmgrubenſtraße 
der ſeparirten Feldmark hinzugerechnet, ſo ergibt ſich der Geſammt⸗Flächeninhalt 
derſelben zn W a e eee ee 


In dem, auf den 19. November 1835, Behufs Anerkennung des Rezeſſes an⸗ 
geſetzten Termine, gaben die Deputirten der Stadt Stargard, als Obereigenthüme⸗ 
rin des Erbpachtvorwerks und als Beſitzerin des Forſtdienſt⸗Etabliſſements und der 
damit verbundenen Kruggrundſtücke, eine Erklärung dahin ab, daß ſie die Beül⸗ 
witzſche Vermeſſung in Betreff der Gränze von Bruchhanſen mit der Forſt nicht 
unbedingt für richtig anerkennen könnten, daher ſie eine Reviſion der gedachten 
Vermeſſung ſich vorbehalten müßten. Die Größe der Bruchhauſener Feldmark, wie 
ſich dieſelbe ans den Arbeiten für die Grundſteüer⸗Regelung, 1863 —64, ergeben 
hat, folgt weiter unten. 

Werden die obenerwähnten Abtrennungen vom Banerhofe I. und dem 
Koſſatenhofe 1 in Rechnung gezogen, ſo war in den Jahren 1844 und 1845 das 
Areal: — 

Des Freiſchulzenhofes . Mg. 144. 15 Au er 2ten Büdnerſtelle 


. Mg. 5. 85 Ruth. 
Bauerhofes J. 63. 40 „ „ ten ” 6. 5 


Zwei Bauerhöfe und ein Koſſatenhof ſtoßen mit ihren Hoflagen nicht an die 
Ihna, es fehlt ihnen daher an Gelegenheit, Bleichſtellen auf ihren Grundſtücken 
anzulegen. Deshalb iſt ihnen die Befugniß zugeſtanden, auf der, der Kirche ge⸗ 
börenden Hütungsfläche, und namentlich auf einem als unnutzbar angeſprochenen 
86 Q.⸗Ruth. großen Stücke derſelben, unmittelbar an der Ihna ihre Leinwand zu 
bleichen. Die Dorfſchaft Bruchhauſen hat, zufolge §. 34 des Receſſes, mit dem 
ganzen Viehſtande, excl. Schweine und Gänſe, das Aufhütungsrecht im ſtädtiſchen 
Forſtrevier Bruchhauſen, mit Ausnahme "/s der Forſtfläche, welches zur Wieſenkultur 
beſtimmt iſt. Dieſes Weiderecht iſt in der Folge abgelöft worden. Die Beſtim⸗ 
mungen des Receſſes ſind unterm 15. November 1836 in das Hypothekenbuch vom 
Stadteigenthum und von Bruchhauſen auſgenommen worden 

Was die im Dorfe vorhandene erſte, 2 Mg. 148 Ruth. große, Büdnerſtelle 
betrifft, ſo wurde dieſelbe bereits im Jahre 1750 einem Grenadier, Namens Chriſtian 
Krethlow, gegen ein Grundgeld von 20 Sgr. verliehen, und ihm darüber unterm 
3. Auguſt 1763 ein Grundbrief ertheilt. 

Bei Abſchluß des Separations⸗Receſſes von 1835 war der oben genannte 
Carl Gottlieb Klug noch Beſitzer des Erbpachtvorwerks. 

Wie in jeder Feldmark eigentümliche, örtliche Benennungen vorkommen, die 
eine ſpezifiſche Bedeütung haben, ſo auch auf der Bruchhauſenſchen Gemarkung: hier 
u. a, der Name Ramohlſches Feld, eine bedeütende Fläche, und Hütung von Ra⸗ 
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mohl. Bezeichnet dieſer Name ein untergegangenes Dorf? Ferner: das Lütken⸗, 
das Mittelfeld, der Nachbarort, der Diſtelort, der Bumbart oder Roſengarten, das 
Sackbruch, die Aſcherhofswieſe, u. ſ. w. Gehörte die zuletzt genannte Wieſe zu 
einem beſondern Hofe dieſes Namens? Das Sackbruch gehört zu Bruchhauſen ſeit 
1583. Es war fürſtliches Domanial⸗Eigenthum, Beſtandtheil der großen, weſt⸗ 
wärts gelegenen, Waldungen, in denen den Bruchhauſenern von Altersher die Weide⸗ 
gerechtigkeit zuſtand. Als Herzog Johann Friedrich, ein arger Nimrod, dieſe Wal⸗ 
dungen zu ſeinem Jagdrevier auserſah, und das, nach ihm genannte Jagdhaus 
Friedrichswald erbaute, vertrug ſich die Weidegerechtigkeit nicht mit der Wildbahn. 
Er zog ſie alſo ein, entſchädigte die Berechtigten aber durch Verleihung des Sack⸗ 
bruchs, mittelſt Urkunde vom 27. Mai 1583. 


Als im Jahre 1839 der Bauerhof VI. ſeinen Beſitzer wechſelte, iſt die dem⸗ 
ſelben zuſtehende Berechtigung auf 10 Klafter Brennholz mittelſt Vergleichs vom 
1—7. Mai genannten Jahres aufgehoben worden, gewiſſer Maßen zwangsweiſe, 
indem die Stadtgemeinde erklärte, von dem ihr zuſtehenden Vorkaufsrechte und der 
Forderung eines Laudemiums Gebrauch machen zu wollen, wofern der Kaüfer ſich 
nicht dazu verſtehe, jene Holz⸗Berechtigung für ewige Zeiten fallen zu laſſen. Das 
hieß doch wol nicht viel anders, als dem Kaüfer das Meſſer an die Kehle ſetzen! 
Die Stadtgemeinde leiſtete dagegen Verzicht auf das Heidekorn und raümte dem 
neüen Beſitzer auf die Dauer ſeiner Beſitzzeit die Gerechtſame ein, aus dem Bruch⸗ 
hauſener Forſtrevier in der Zeit vom 1. October bis 30. April wöchentlich an Einem 
Tage Poſt zu holen. 

In Folge des Geſetzes von 1850, die Ablöſung der Reallaſten betreffend, ſind 
zwiſchen der Stadtgemeinde zu Stargard und den Beſitzern des Freiſchulzenguts, 
der Bauer⸗ und der Koſſatenhöfe, ſo wie der Büdnereien unterm 16. Juli 1853 
zwei Verträge abgeſchloſſen worden, kraft deſſen alle auf dieſen Liegenschaften haf⸗ 
tenden Laſten durch Rentenbriefs⸗Kapitalien im Betrage von Thlr. 776. 8. 10% Pf. 
und Thlr. 170. 11. 1½ Pf., zuſammen Thlr. 852. 20 Sgr. abgelöſt worden ſind. 
Dieſe Ziffer weicht von der oben gegebene Zahl um 77 ¼ Thlr. ab. Der 
Grund dieſes Unterſchiedes kann nicht nachgewieſen werden. Ferner iſt im 
Separations⸗Receß von 1835 die Größe der zur ſtädtiſchen Förſterei in Bruchhauſen 
gehörigen Grundſtücke zu 12 Mg. 174 Rth. angegeben, dagegen in der Stadtforſt⸗ 
beſchreibung von 1863 zu 18 Mg. 84 Ruth. Das Mehr⸗Areal von 5½ Mg. ift 
von Forſtboden abgenommen und der Dienſtſtelle zugelegt worden. 


Die Kirche zu Bruchhauſen, vormals Filia der Pützerliner Kirche, wurde 
im Jahre 1815 mit der Parochie Seefeld vereinigt und iſt ſeit der Zeit das zweite 
Filial dieſer Kirche. Die Matrikel der Bruchhauſener Kirche iſt, weil die ältere 
aus dem 16. Jahrhundert nicht mehr paßte, erneüert, unterm 7. Juli 1842 von 
allen Intereſſenten genehmigt und vollzogen und demnächſt vom Magiſtrat zu Star⸗ 
gard, als Patron der Kirche, unterm 16. Auguſt 1842 beſtätigt worden. Das 
Kirchengebaüde iſt maſſiv, 30 Fuß lang, 28 Fuß tief, mithin beinah' quadratiſch, 
aber ohne Thurm, der durch einen Glockenſtuhl, mit einer Glocke, erſetzt wird. 
Geſchmückt iſt die Kirche mit einem Olbilde, darſtellend die Herabnahme Chriſti 
vom Kreüze. Das Grundeigenthum der Kirche iſt oben angegeben, mit dem Forſt⸗ 
grundſtück beträgt das Areal 70 Mg. 6 Ruth. Der Acker, die Wieſen und die 
Hütung waren von 1840 bis 1864 für eine jährl. Pacht von 2 Scheff. Roggen 
und 50 Thlr. in baarem Gelde verpachtet. Von den Geräthen zum Gottesdienſt 
iſt keins von Silber. An Kapital⸗Vermögen beſitzt die Kirche einen Pfandbrief 
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über 50 Thlr. Accidentelle Hebungen erſpringen aus dem Grabgelde. Feſtſtehende 
Ausgaben der Kirchenkaſſe ſind: dem Kirchen⸗Inſpektor 10 Sgr. für Reviſion der 
Rechnung. Dem Superintendenten 3 Thlr. 5 Sgr., dem Prediger 12 Thlr. 12. 
6 Pf.; der Prediger⸗Wittwe, wenn eine vorhanden, 2 Scheff. Roggen; dem Küſter 
15 Sgr.; den Kirchenvorſtehern 3 Thlr. 10 Sgr.; dem ſtädtiſchen Förfter 2 Thlr. 
für Beaufſichtigung des Kirchenholzes; Beitrag zum Schlagelohn für das Pfarr⸗ 
Deputat⸗Holz 1 Thlr. 10 Sgr., Beitrag zum Grundgelde für den Pfarrgarten in 
Seefeld 6 Sgr. 8 Pf. Die Pfarrgebaüde befinden ſich in Seefeld und werden auf 
Koſten der 3 Kirchen Seefeld, Sarow und Bruchhauſen, ſo lange ſie des Vermö⸗ 
gens dazu ſind, in baulichem Stande erhalten. An Hand⸗ und Spanndienſten 
leiftet die Gemeinde zu Bruchhauſen ½ und in demſelben Verhältniß liefert fie die 
Dachſchöfe bei Anfertigung oder Ausbeſſerung der Strohdächer. Das Prediger⸗ 
Wittwen⸗Haus befindet ſich in Sarow und fließen davon die Revenüen, ſo lange 
keine Wittwe vorhanden iſt, zu / in die Bruchhauſener Kirchenkaſſe. Grundbeſitz 
hat die Pfarre auf der Feldmark von Bruchhauſen nicht. Von der Gemeinde hebt 
ſie an Naturalien: 1 Winſp. 6 Scheff. Roggen als Meßkorn, ſtatt der früheren 
Primitienbrote 1 Scheff. 12 Mtz. Roggen, vom Freiſchulzengute und den 6 Bauern 
geliefert; 1 fetten Hammel und 2 Mandel Schafkäſe vom Erbpachtvorwerke; ſodann 
Eier von demſelben in Natura. Der Freiſchulze und die Bauern geben dafür Geld. 
An Geldhebungen hat der Pfarrer 13 Thlr. Speiſegeld, ſodann Quartalopfer, die 
meiſtens mit der Küſterei getheilt werden. Folgt der Tarif der Accidenzien. 


Das Küſter⸗ und Schulhaus iſt 46 Fuß lang und 25 Fuß tief. Darin 
iſt die geraümige Schulſtube und die Wohnung des Küſters und Schullehrers; an⸗ 
gebaut iſt ein Kuh⸗ und Schafſtall, und es gehört dazu eine Scheüne und ein zweiter 
Stall. Die ſonſtigen Schul⸗Grundſtücke ſind in der Tabelle nachgewieſen. Der 
Küſter bezieht aus der Kirchenkaffe, wie oben angegeben, 15 Sgr., von der Ge⸗ 
meinde 7 Scheff. Meßroggen, ſodann Schafkäſe und Eier; an Baarem 4% Thlr. 
Speiſegeld und einen Ankheil am Quartal⸗Opfer; ſodann Accidenzien. Als Schul⸗ 
lehrer hebt er von jedem ſchulfähigen Kinde die reglementsmäßigen Schulgeldſätze, 
für die Winterſchule 22 Sgr. 6 Pf., für die Sommerſchule 15 Sgr., zuſammen 
1 Thlr. 7¼ Sgr. Schulgeld. Zur Heizung der Schulſtube und zu dem ſonſtigen 
Feüerungsbedarf des Schullehrers liefert die Gemeinde 6 Haufen guten Torf, den 
Haufen zu ¼ Klafter und 2 Klafter Kiefern Knüppelholz. Jeder nicht Geſpann 
haltende Einwohner entrichtet für jedes ſeiner in die Schule gehenden Kinder 5 Sgr. 
Holzgeld, welches zum Ankauf des Brennmaterials von den Geſpannhaltenden ver⸗ 
wendet wird. Was alsdann noch fehlt, wird von dieſen gleichmäßig aufgebracht, 
ſo daß einer ſoviel beiträgt, als der andere, auch die Anfuhren von ihnen derge⸗ 
ſtalt bewirkt, daß hierbei der Beſitzer des Erbpacht⸗ und des Freiſchulzen⸗Gutes, 
ingleichen jeder Bauerwirth gleich viel, ein Koſſat aber nur halb ſoviel leiſtet. 


Zufolge der Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Regiſter pro 1. Januar 1865 enthält 
die Feldmark im Gemeinde⸗Bezirk Bruchhauſen: an Ackerland 1322,16 Mg., Gärten 
Nichts, Wieſen 204,09, Weiden 169,83, Holzung 68,08, Unland 8,01, an ſteüer⸗ 
pflichtigen Liegenſchaften überhaupt 1686,34, an ſteüerfreien 85,83; Geſammt⸗Areal 
1772,17. Dazu kommen noch an ertragloſen Grundſtücken, wegen ihres Gebrauchs 
zu öffentlichen Zwecken, und zwar an Land 41,75, an Waſſer 42,79, und an Hof⸗ 
raümen, Gebaüdeplätzen und kleinen Hausgärten 22,02. Flächeninhalt über⸗ 
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Der Reinertrag pro Morgen iſt ſo ermittelt: Ackerland 24, Wieſen 26, Weiden 
12, Holzung 3, ſteüerpflichtige Liegenſchaften 23, ſteüerfreie 22, die ganze Feldmark 
21 Sgr. Die Feldmark iſt in 109 Beſitzſtücke eingetheilt, und Theil daran haben 
12 Beſitzer. 


Die Grundſteüer von den ſteüerpflichtigen Liegenſchaften beträgt Thlr. 123. 
6. 11 Pf., oder vom Morgen im Durchſchnitt 2 Sgr. 2 Pf. An ſteüerpflichtigen 
Gebaüden ſind vorhanden 22 Wohnhaüſer und 1 gewerbl. Gebaüde, die zuſammen 
14 Thlr. 12 Sgr. Gebaüdeſteüer geben, oder ein jedes durchſchnittlich 1 Thlr. 
27 Sgr. An ſteüerfreien Gebaüden find 37 vorhanden. 


Die Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Regiſter unterſcheiden von dem Gemeindebezirk 
Bruchhauſen einen Steüer⸗Erhebungs⸗Bezirk gleiches Namens. Darunter iſt das 
Bruchhauſenſche Revier der Stadtforſt zu verſtehen. Die Einwohnerzahl betrug 
am 1. Januar 1865 in der Gemeinde Bruchhauſen 154, im ſtädtiſchen Forſthauſe 
9, zuſammen 163 Perſonen, zufolge der am 3. Dezember 1864 aufgenommenen 
ſtatiſtiſchen Tabelle, die an Gebaüden angibt 4 öffentliche, nämlich Kirche, Schul⸗, 
Armen⸗ und Forſthaus, und 59 Privatgebaüde, und zwar 23 Wohnhaüſer, 1 Fabrik⸗ 
gebaüde, und 35 Scheünen, Ställe und Schuppen. Das Armenhaus hatte 2 In⸗ 
ſaſſen, 1 männlichen, 1 weiblichen Geſchlechts. 


Klempin, Kirchdorf, ¼ Mle. von Stargard gegen Nordoſten gelegen, 

— in der Urkunde von 1229, dem Vereignungsbriefe der Johanniter⸗Ritter, Cla⸗ 
pino genannt, und noch 1487 im Beſitz des Ordens, und nunmehr den Namen 
Clempin führend, — beſteht aus der Kirche und ihren Grundſtücken, aus Grund⸗ 
ſtücken der ehemals hier beſtandenen Pfarre, aus der Küſter⸗Schule, aus dem Frei⸗ 
ſchulzengut, aus 21 Vollbauern, 1 Halbbauer, 5 Koffaten, 5 Büdnern, und 1 Schmie⸗ 
deweſen. Dazu kommen noch die Kirche zu Lübow und der Mühlenbeſitzer zu Lü⸗ 
bow, wegen einiger Grundſtücke, welche ſie auf der Feldmark beſitzen. Letztere, dem 
Carl Friedrich Wilhelm Beyersdorf gehörig, ſollten am 18. Mai 1867 ſubhaſtirt 
werden; ſie waren auf einen Werth von 3043 Thlr. 25 Sgr. gewürdigt. Das 
Dorf enthält nach dem Feüerverſicherungs⸗Kataſter 83 Feüerſtellen, 33 Scheünen, 
38 Ställe, welche mit 56.775 Thlr. verſichert ſind. — Der Beſitzer des Freiſchulzen⸗ 
guts iſt, wie der Separations⸗Receß beſagt, als vollſtändig unumſchränkter Eigen⸗ 
thümer erachtet worden; wenigſtens iſt er wegen edictmäßiger Regulirung niemals 
in Anſpruch genommen. Frühere Zuſtände ſiehe unten. Der Regulirungs⸗Receß mit 
den 21 Vollbauern, welche 1805 Erbpächter unter den bekannten Bedingungen ge⸗ 
worden waren, iſt den 4. Auguſt 1836 beſtätigt. In demſelben wurde, wie ge⸗ 
wöhnlich, das Vorkaufsrecht und die Laudemial⸗Verbindlichkeit beibehalten, die übri⸗ 
gen Bedingungen wurden aufgehoben, und an Hofwehr und Abfindungs⸗Kapital 
250 Thlr. feſtgeſetzt Außerdem hatten die 21 Vollbauern noch folgende Abgaben 
zu entrichten: 

1. An die Kämmerei⸗Kaffe: 179, Thlr. Dienſtgeld und für Fleiſchzehent, 
241½ Thlr. für die, durch Vergleich vom 13. Dezember 1822, beſtätigt den 21. 
November 1823, abgelöſten Burg⸗ und Brückenfuhren; 12 Rauchhühner, und an 
Pachtkorn 37 Scheff. 14 Mtz. Roggen, 50 Sch. 6 Mtz. Hafer. 

2. An das Rathsgeiſtliche Lehn: Pachtkorn 41 Scheff. 10 Mtz. Roggen, 
55 Scheff. 6 Mtz. Hafer. 


3. An das Hospital St. Jürgen: Ebenſo 15 Scheff: halb Roggen, halb Hafer. 
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4. An das Domainen⸗Rent⸗Amt Friedrichswald: an Geldpacht 24 Thlr. 
7 Sgr. 3½ Pf.; an Pachtkorn 103 Scheff. 14% Mtz. Roggen und 137 Scheff. 
147, Mtz. Hafer. Nach der Präſtations⸗Tabelle des gedachten Amts vom Jahre 
1838, der jüngſten, die es gibt, — zugleich ift fie wol die Letzte — waren nur 10 
Bauerhöfe pflichtig, und außer dieſen 2 Koſſatenhöfe. Die Geldabgaben, beſtehend 
in Schweinezehent, Geldpacht und Hühnergeld, betrugen im Ganzen Thlr. 11. 13. 
2 Pf., und die Naturalabgaben in 104 Scheff. 3¼ Mtz. Roggen, 138 Scheff. 
856 Mb. Hafer. Der Geldpreis iſt in der Präſtations⸗Tabelle für den Roggen 
mit 22¼ Sgr., für den Hafer mit 12½ Sgr. pro Scheffel berechnet. 


Die baaren Geldabgaben an die Kämmerei wurden halb zu Marien, halb zu 
Martini entrichtet: die Rauchhühner in Gelde zu 2½ Sgr. das Stück, das Getreide 
nicht in Natura, ſondern nach dem Martini⸗Marktpreiſe. Die Abgaben nach Friedrichs⸗ 
wald wurden zu Martini, das Getreide in Gelde nach dem Martini⸗Marktpreiſe 
abgeführt. Die öffentlichen Abgaben werden ohne Verkürzung von den Bauern be⸗ 
ſtritten. Die Verhältniffe mit dem Halbbauer und den 5 Koſſaten find bei Gelegen⸗ 
heit der Separation im Jahre 1827 nach dem Edict vom 14. September 1811 ge⸗ 
regelt. Vom Halbbauer iſt weder die Abtretung der Hälfte der Ländereien, noch 
die Ermittelung einer Rente davon verlangt, vielmehr die gutsherrliche Entſchädi⸗ 
gung dahin verglichen, daß derſelbe die bisher entrichteten Abgaben auch in Zukunft 
als eine unveränderliche Rente abführe. Demgemäß zahlte er — 

1. An die Kämmerei zu Stargard: Dienſtgeld 4 Thlr. 20 Sgr., für ab⸗ 
gelöfte Fuhren 5 Thlr. 22¼ Sgr., an Fleiſchzehent 15 Sgr., für ein Rauchhuhn 
½ Sgr., für die Ablöſung des Getränke⸗Verlagsrechts 4 Thlr. Rente, und an 
Zapfenzius 2½ Sgr., im Ganzen 15 Thlr. 2¼ Sgr. 
An das Rathsgeiſtliche Lehn: Pachtkorn 3 Sch. 13 Mtz. Roggen und 
5 Sch. 1 Mtz. Hafer, in Gelde nach dem Martini⸗Marktpreiſe. 


Bei Regulirung mit den Koſſaten wählte die Stadt Rente, welche von der 
Hälfte der Grundſtücke in Körnern durchſchnittlich für jeden zu 255,38 Me. — 15 
Scheff. 15,38 Mb. Roggen ermittelt wurde. Davon ward die Hälfte der Grund⸗ 
ſteüer in Abzug gebracht, ſo wie die Abgaben, welche 4 Koſſaten an das Domainen⸗ 
Rent⸗Amt Friedrichswald zu zahlen hatten, und welche für 3 von jedem in 1 Sgr. 
3 Pf. Pacht, 7, Sgr. für 4 Rauchhühner, und in 21%, Mb. Roggen und 5"/ss 
Mtz. Hafer, für den 4ten aber, außer den Naturalien und der Geldpacht, für 20¼ 
Hühner in 1 Thlr. 8. 9 Pf. beſtanden. Nach Abzug dieſer Abgaben ward die Rente 
von 10 zu 10 Jahren in Gelde berechnet. Sie betrug in der Periode von 1827 
bis 1837 für alle 90 Thlr. 7 Pf. Der fünfte Koſſat, welcher keine Abgaben an 
das Domainen⸗Amt zu entrichten hatte, zahlte die ganze Rente von 228 Mtz. an 
die Kämmerei. In dem bisherigen Abhangigkeitsverhältniſſe hatten die 5 Koſſaten, 
und zwar ein jeder an das Rathsgeiſtliche Lehn 3 Scheff. 13 Mtz. Roggen und 
3 Scheff. 1 Mtz. Hafer jährlich abzuführen; dieſe Abgabe fiel nunmehr fort, und 
es verpflichtete ſich die Kämmerei die gedachte Abgabe künftig ſtatt der Koſſaten an 
die Kaſſe der genannten milden Stiftung zu entrichten. Zwei Koſſaten hatten übri⸗ 
gens die an das Domainen⸗Amt Friedrichswald bisher entrichteten Abgaben Ende 
des Jahres 1833 durch Zahlung eines Kapitals von 14 Thlr. 21. 8 Pf. von jedem 
bereits abgelöſt. 

Alle dieſe Abgaben ſind nach dem Geſetz von 1850 in Rentenbriefs⸗Kapita⸗ 
lien verwandelt. Zunächſt von den Koſſaten durch Receß vom 7. Februar 1855, 
vermöge deſſen fie der berechtigten Stadtgemeinde ein Kapital von Thlr. 2055. 16. 
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8 Pf. auf die Rentenbank überwieſen haben. Dieſem Beiſpiel folgten die Bauer⸗ 
hofs⸗Beſitzer in dem Vertrage vom 22. März 1856, an dem auch die Büdner und 
der Beſitzer der Schmiede Theil genommen haben. Der Stadtgemeinde iſt aus 
Be Vertrage ein Rentenbriefs⸗Kapital von Thlr. 10967. 12. 2¼ Pf. zu Theil 
geworden. 

Die gutsherrlichen Regalien ſind vorbehalten. Die nach Friedrichswalde zu 
leiſten geweſenen Abgaben ſcheinen aus der Zeit Herzogs Johann Friedrich, 1569 
bis 1600, zu ſtammeu, als derſelbe fein nach ihm genanntes Jagdhaus, nachmaliges 
Amt Friedrichswald anlegte. Ein Document über den Urſprung und die Rechts⸗ 
Verhältniſſe dieſer Präſtationen hat ſich bisher nicht auffinden laſſen. 


Die Feldmark Klempin gränzt gegen Süden und Weſten mit der Stadt 
Stargard, im Norden mit Lübow und Mulkentin, im Oſten mit Buchholz. Zufolge 
der Vermeſſung und Bonitirung von 1822 enthält dieſelbe an Hof⸗ und Bauſtellen 
13 Mg. 5 Ruth., an Gärten 6. 36, an Wurthen⸗Acker 57. 32, Wieſen 24. 39, an 
Feldacker 2571. 172, an beſtändigen Wieſen 22. 36, an Weiden 504. 17, an Un⸗ 
land 69. 110, im Ganzen.. 3268 Mg. 120 Ruth. 

Bei der Bonitirung wurden 5 Klaſſen angenommen, welche etwas geringer 
find, als die Iſte, 2te, 4te, 5te und 6te Klaſſe des Stadtfeldes. Die Separation 
iſt durch den Receß vom 23. Dezember 1828 und den Nachtrag zu demſelben vom 
4. Auguſt 1836 zum Abſchluß gekommen. Ihr zufolge begreift das Freiſchulzengut 
261 Mg. 46 Ruth. Bis zum Anfang des laufenden Jahrhunderts gehörte das Gut 
dem Lehnſchulzen Chriſtian Meyen, deſſen Erben, (Bruder und Schweſter) es mit⸗ 
telſt gerichtlichen Vertrages vom 12. Dezember 1812 für den Preis von 2925 Thlr. 
an den Stargarder Bürger und Poſthalter Johann Friedrich Schlieter verkauften. 
Zufolge Hypothekenſcheins vom 4. März 1823 ruhten auf dem Gute folgende Onera 
publica: 10 Thlr. Lehngeld und 2 Scheff. Roggen Pachtkorn an die Stargarder 
Kämmerei; 5 Scheff. 10 Mtz. Roggen und eben ſo viel Hafer an das Rathsgeiſt⸗ 
liche Lehn Pachtkorn; das Vorkaufsrecht für die Kämmerei. Jene Leiſtungen ſind 
jedoch durch Vergleich vom 30. Juli 1832 mit Kapitalzahlung von 250 Thlr. an 
die Kämmerei und 300 Thlr. an das Rathsgeiſtliche Lehn abgelöft worden, beſtä⸗ 
tigt den 7. Januar 1833. N 


Nach der, Behufs Veranlagung der Grundſteüer vorgenommenen Reviſion 
jener Vermeſſung hat ſich der Zuſtand der Klempiner Feldmark für den Zeitpunkt 
des 1. Januar 1865 in folgender Art ergeben: 

Ackerland 2828,63 Mg. Gärten 1,96, Wieſen 217,83, Weiden 90,20, Waſſer⸗ 
ſtücke 20,63, ſteüerpflichtige Ländereien überhaupt 3016,08, ſteüerfreie 143,17, beide 
zuſammen 3159,25. Dazu Wege ꝛc. 76,34, Gewäſſer 25,70, Hofraüme, Gebaüde⸗ 
flächen ꝛc. 28,33; Areal der ganzen Feldmark u 3289,62 Mg. 

Reinertrag vom Morgen Landes beim Acker 35, bei den Gärten 60, den 
Wieſen 36, den Weiden 8, den Waſſerſtücken 1, den ſteüerpflichtigen Grundſtücken 
überhaupt 34, den ſteüerfreien 31, in der ganzen Feldmark 34 Sgr., was den 
mittleren Ertragswerth des Kreiſes um 11 Sgr. überſteigt. 

Die Feldmark iſt unter 55 Beſitzern mit 227 Beſitzſtücken vertheilt. Die Grund⸗ 
ſteüer beträgt Thlr. 326. 25. 8 Pf., vom Morgen 3 Sgr. 3 Pf. Im Dorfe ſind 
91 Wohnhaüſer und 6 gewerbl. Gebaüde, die zuſammen 54 Thlr. 27 Sgr. Ge⸗ 
baüdeſteüer zahlen, jedes mithin 16 Sgr. 8 Pf., ſteüerfrei ſind 76 Gebaüde. 

So die heütigen Zuſtände der Feldmark Klempin. Wenden wir den Blick 
noch einmal zurück auf frühere Rechtsverhältniſſe, ſo iſt zu bemerken, daß die Stadt⸗ 
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gemeinde Stargard verpflichtet war, an den Beſitzer des Frei- und Lehnſchulzenguts 
zu Klempin aus dem Pützerliner Forſtrevier jährlich 10 Klaft. Kiefern⸗Klobenholz 
gegen Entrichtung von 3¼ Thlr. Schlagerlohn zu liefern. Dieſe Leiſtung iſt durch 
Vertrag vom 31. Dezember 1852, beſtätigt 27. Auguſt 1853, durch Zahlung eines 
Kapitals von 383 Thlr. 10 Sgr. abgelöſt worden. Man erſieht aus dem Receß, 
daß dem Freiſchulzengut die Mitfiſcherei auf der großen Ihna zuſteht, deren Ablö⸗ 
ſung ebenfalls in Ausſicht genommen wurde. 


Der Stadtgemeinde Stargard ſtand das Recht zu, den Krug zu Klempin mit 
Getränken zu verlegen. Dieſes Recht wurde durch Receß vom 22. October 1836 
für immer aufgehoben und dem Krüger die Freiheit ertheilt, die Getränke aus jeder 
beliebigen Fabrikationsſtätte zu entnehmen, für die Aufhebung des Getränke⸗Ver⸗ 
lags⸗Rechts übernahm der Krüger für ſich und feine Beſitz-Nachfolger eine jährliche 
Rente von 4 Thlr. zahlbar an die Kämmerei⸗Kaſſe. Vorbehalten wurde die, beiden 
Theilen zuſtehende, Befugniß, die Rente zu jeder Zeit nach vorher gegangener halb⸗ 
jähriger Aufkündigung durch Einzahlung des 25fachen Betrages abzulöſen. Das 
Kruggrundſtück war ein Pertinenzſtück des Halbbauerhofes und von deſſen Beſitzer 
im Jahre 1824 für 300 Thlr. verkauft worden, und es ruhte darauf auch ein 
Zapfenzins von 2½ Sgr. Für dieſes, wie für jene Rente blieb, wie oben bemerkt, 
der Halbbauerhof verhaftet. — Auf dem Schmiedegrundſtück zu Klempin, welches 
im Jahre 1835 für ein Kaufgeld von 1400 Thlr. einen andern Beſttztitel erhielt, 
haftet 1 Thlr. Grundgeld, welches an die Kämmerei⸗Kaſſe zu zahlen iſt, und 
das Vorkaufsrecht, welches ſich die Dorfſchaft Klempin nach dem Vertrage vom 
20. November 1816 vorbehalten hat. 


Die Kir che zu Klempin war bis 1815 Mater, zu der als Tochterkirche das 
Dorf Lübow gehörte. In dem genannten Jahre wurden aber beide Dörfer mit 
dem Mutterkirchdorfe Pützerlin als Filiale vereinigt. Die Kirche hat unterm 4. 
October 1838 eine neüe Matrikel erhalten, die durch einige ſpäter erfolgte Unter⸗ 
ſchriften ergänzt und unterm 19. Juni 1839 beftäligt worden iſt. Patron der Kirche 
iſt der Magiſtrat von Stargard. Das Kirchengebaüde iſt maſſiv, 60 Fuß lang, 
34 Fuß einſchließlich der Chorhaube tief, mit Thurm von 60 Fuß Höhe, in wel⸗ 
chem 2 Glocken hangen. Das Gebaüde nimmt mit dem Kirchhofe einen Raum von 
1669 Ruthen ein. Die Kirche beſitzt an der Mulkentiner Gränze eine Acker⸗ und 
Hütungsfläche von 57 Mg. 118 Ruth., welche laut Contrakts vom 3. October 1823 
in Erbpacht gegeben iſt gegen eine jährliche Lieferung von 46 Scheff. 6 ⅛ Mtz. 
Roggen, welche nach dem Stargarder Martini⸗Marktpreiſe in Gelde gezahlt werden. 
Außerdem beſitzt die Kirche eine, nah’ am Dorfe belegene Wurth von 3 Mg. 126 
Ruth. Acker, die durch Zeitpacht jährlich 4½ Scheff. Roggen und ebenſo viel Gerſte, 
gleichfalls in Gelde zahlbar, einbringt. Eine zweite Kirchenwurth von 156 Q.⸗Ruth. 
iſt 1756 bebaut worden. Es werden davon 3 Thlr. Canon entrichtet, jedoch war, 
z. Z. der Abfaſſung der Kirchen⸗Matrikel, das Erbpacht⸗ oder Erbzins⸗Verhältniß 
noch feſtzuſtellen. Der Grundbeſitz der Kirche beträgt im Ganzen 63 Mg. 26 Ruth. 
Von dem größten Theil deſſelben, nämlich von den vererbpachteten Grundſtücken, 
iſt ſie jedoch nur Obereigenthümerin. Früher gab es in Klempin ein Prediger⸗ 
Wittwen⸗Haus. Als die Pfarre aufgelöſt war, wurde dieſes Haus überflüſſig, und 
darum im Jahre 1816 für 246 Thlr. verkauft. Der Kaüfer hat, laut Contrakts 
vom 23. Januar 1817, die Verpflichtung zur Zahlung eines jährlichen Grundgeldes 
von 1 Thlr. übernommen, wovon die Hälfte zur Lübower Kirchenkaſſe fließt. An 
ausſtehenden Kapitalien beſaß die Kirche, nach Ausweis der Matrikel, 195 Thlr. 
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als Reſt eines Kapitals von 445 Thlr., welches auf dem vormaligen Pfarr-, jetzigen 
Büdnerhauſe des Pfarrcolonus in dem Hypothekenbuche vi deer. vom 25. Februar 
1823 zu 5 Procent verzinslich eingetragen iſt. Ständige Abgaben der Kirchenkaſſe 
ſind an den Kirchen⸗Inſpector, den Superintendenten und die Kirchenvorſteher, zum 
Geſammtbetrage von 5 Thlr. zu leiſten, außerdem an die Predigerwittwe, wenn 
eine vorhanden iſt, 4 Scheffel Roggen. 


Die Pfarre zu Pützerlin beſitzt auf Klempiner Feldmark laut Separations⸗ 
Receſſes vom 23. Dezember 1828 an Ackerland 107 Mg. 160 Ruth., an Wieſen 
1. 45, an Hütung 22. 60, im Ganzen 131 Mg. 85 Ruth. Zur Aufbewahrung des 
Getreides iſt auf Pfarr⸗Grund und Boden eine Scheüne, mit einem Unterſchlage 
zur Stallbenutzung vorhanden, welche 1831 aus Kirchenmitteln neü erbaut iſt und 
aus der Kirchenkaſſe unterhalten werden muß. Die Hebungen des Predigers aus 
der Klempiner Kirchenkaſſe betragen 17 Thlr. 15 Sgr., darunter 3 Thlr. für den 
Communion⸗Wein, und 3 Scheff. Roggen. Von der Gemeinde Klempin hebt er 
an Meßkorn 2 Wiſpel 6 Scheff. 10 Mtz. Roggen, die er ſelbſt abholen muß. Statt 
der vormals üblich geweſenen Primitienbrote entrichten das Lehnſchulzengut und 
die Bauerhöfe jeder 4 Mtz. und der Halbbauerhof 2 Mtz. Roggen, welche ſchon beim 
Meßkorn berechnet ſind. Dagegen zahlt jeder der Koſſaten jährlich 5 Sgr. Die 
frühere Naturallieferung von Eiern und Bratwürſten iſt ſeit 1865 in eine Geld⸗ 
leiſtung verwandelt worden, welche für das Lehnſchulzengut und jeden Vollbauer⸗ 
hof 15 Sgr., für den Halbbauer und jeden Koſſaten 7½¼ Sgr. beträgt. Folgen in 
der Matrikel die accidentellen Hebungen, für die ein ſehr ausführlicher Tarif feſt⸗ 
geſetzt iſt. Seien daraus hervorgehoben die Taufgebühren. Sie betragen für die 
Taufe ſelbſt, die Entbindungs⸗Dankſagung, den Kirchgang und die Mahlzeit, von 
den Wirthen 26 ½ Sgr., von den Büdnern 24½ Sgr., von den Inſtleüten 23 Sgr., 
dagegen wird blos für die Taufe eines unehelichen Kindes 1 Thlr. entrichtet; außer⸗ 
dem an den Küſter 10 Sgr., während dieſer für ehelich geborne Taüflinge 3 Sgr. 
bekommt. In der Verhandlung vom 11. September 1814 wegen Vereinigung der 
Klempiner Pfarre mit der Pützerliner ſind folgende Beſtimmungen feſtgeſetzt: 1) daß 
von dem Prediger alle Filial⸗Fuhren ohne Ausnahme zu ſämmtlichen Amtsverrich⸗ 
tungen unentgeldlich geleiſtet werden müſſen. 2) Daß die Einwohner die vorfal⸗ 
lenden Amtsverrichtungen nur dem Küſter zu Klempin anzeigen dürfen, welcher da⸗ 
von den Prediger zu benachrichtigen hat. 3) Daß der Prediger den Confirmanden⸗ 
Unterricht in Klempin ſelbſt verrichten muß, ſo daß die Kinder niemals nach Pützer⸗ 
lin deshalb gehen dürfen; und 4) daß die Kinder der Einwohner zu Klempin jeder 
Zeit in der Klempiner Kirche ſelbſt am Palmſonntage confirmirt werden müſſen. 
Von jedem Confirmanden werden am Tage der Einſegnung 17¼ Sgr. ausſchließ⸗ 
lich des Beichtgeldes von 2½ Sgr., welches bei der erſten Theilnahme am heil. 
Abendmale bezahlt wird, entrichtet. 


Zur Küſterſchulſtelle gehört das Schulhaus von 60 Fuß Länge und 28 
Fuß Tiefe, mit geraümiger Schulſtube und kleiner Wohnung, eine Scheüne und 
Stallung. Dieſe Baulichkeiten ſtehen auf einer Fläche, incl. des Gartens, von 63 
Q.⸗Ruth., und der Schulacker iſt 8 Mg. erſter Klaſſe groß. 

Rechnet man dieſe Flächen zu den oben angegebenen Pfarrländereien und 
dem in Zeitpacht ausgegebenen Kirchenacker, ſo kommt die Zahl 143 Mg. 94 Ruth. 
heraus, was bis auf 38 Q.⸗Ruth. mit der, in den Grundſteüer⸗Liſten angegebenen 
Größe der ſteüerfreien Liegenſchaften übereinſtimmt. 

Landbuch von Pommern; Thl. II., Bd. V. 9 
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Das Schulhaus, im Jahre 1825 ueü erbaut, braunte bei der im Frühjahr 
1831 im Dorfe ausgebrochenen Feüersbrunſt bis auf die Umfaſſungsmauern nieder 
und hat hierauf ſtatt des vorherigen Strohdachs ein Ziegeldach bei dem Wiederauf⸗ 
bau erhalten. Da die Schulſtelle bei der Separation mit Acker dotirt worden iſt, 
ſo hat die Gemeinde in demſelben Jahre für den Lehrer eine Scheüne nebſt Stal⸗ 
lung erbaut. 

Des Küſters Hebungen ſind, aus der Kirchenkaſſe: 2 Scheff. Roggen und zu 
Glockenöl 10 Sgr; von der Gemeinde: an Meßkorn für das Betglockenſtoßen vom 
Lehnſchulzengute und jedem Vollbauer 4 Mtz., von jedem Koſſaten und dem vor⸗ 
maligen ½bauerhofe 2 Mb. Roggen. Sollte, wie eine Anmerkung beſagt, die 
Thurmuhr wiederhergeſtellt werden, ſo gebühren dem Küſter für die Aufſicht obſer⸗ 
vanzmäßig vom Lehnſchulzen und jedem Vollbauer 1 Mtz., von jedem Koſſaten ꝛc. 
½ Mb. Roggen. Von anderen Hebungen werden ihm die Eier in Natura gelie⸗ 
fert. Folgen in der Matrikel die Accidentien. Da heißt es in einer Anmerkung: 
Dem Küſter ſteht frei, mit ſeiner Ehefrau an den Mahlzeiten bei Taufen, Trauun⸗ 
gen und Leichenbegängniſſen Theil zu nehmen, aber Entſchädigung bei Nichtheilnahme 
darf nicht gefordert werden. Die Hebungen des Küſters als Schullehrer betragen: an 
Schulgeld von jedem ſchulfähigen Kinde, ohne Unterſchied des baüerlichen Standes, für 
die Winterſchule 15 Sgr., für die Sommerſchule 10 Sgr.; an Holzgeld 10, 7½ und 
5 Sgr. für das Kind eines Wirths, eines Büdners, und eines Inſtmanns. 

Zufolge der am 3. Dezbr. 1864 vorgenommenen Zählung enthielt — 

Einw. Geb. Wohnh. 


Das Dorf Klem pin 521 159 89 71 Pferde, 183 Schweine, 
„ ehemalige Gerlitzſche Etabliſſement . 10 7 2 | 170 Rinder, 56 Ziegen, 
Die Kohnſche Ziegeleien. 4 2 1 1546 Schafe, 72 Bienenſt. 

Summa. 535 168 92 


Von den Einwohnern bekannten ſich 9 zur römiſchen Kirche. Unter den Gebaüden 
ſind 3 öffentliche, — Kirche, Schul⸗ und Gemeindehaus, — und 165 Privat⸗Ge⸗ 
baüde, nämlich 92 Wohnhaüſer, 2 Fabrik- und 71 Wirthſchaftsgebaüde. 


Lübow, Kirchdorf, %, Mle. von Stargard gegen Nordweſten am rechten 
Ufer der hier überbrückten Ihna, beſtand nach dem v. Blankenſee' chen Klaſſifications⸗ 
Protokolle vom 8. December 1717 aus einem Frei- und Lehnſchulzengute, einer Waſſer⸗ 
mühle, 4 Ganzbauern, einem Dreiviertelbauer, 6 Halbbauern und 5 Koſſaten. Von den 
letzteren ſind jedoch einer mit der Mühle, 2 andere mit Halbbauerhöfen und ein 4ter 
mit der Schmiede vereinigt worden, ſodaß alſo die Dorfſchaft Lübow jetzt factiſch 
befteht aus: — dem Freiſchulzengut, der Waſſermühle, 4 Vollbauern, 1 Dreiviertel- 
bauer, 1 Koſſaten, 1 eigenthümlichen Büdnerhauſe, einer, von einem Bauerhofe 
abgezweigten Hausbeſitzung, der Kirche, der Schule, den Pfarrgundſtücken und einer, 
auf der Gränze von Lübow und Klempin belegene Lohmühle. Das Dorf enthält 
31 Feüerſtellen, 15 Scheünen, 14 Ställe, welche, mit Ausnahme einer neüen mit 
1150 Thlr. beſonders verſicherten Windmahlmühle, mit 15.375 Thlr. gegen Feüers⸗ 
gefahr aſſecuriret ſind. 2 

Von obigen Beſitzungen ſind ſeit undenklichen Zeiten erbliches Eigenthum 
der Beſitzer: das Lehnſchulzengut, welches zudem faſt völlig abgabenfrei iſt; die 
Waſſermühle, die jedoch 40 Sch. 15 Mtz. Roggen Mühlenpacht entrichtet; 2 Halb⸗ 
bauerhöfe, von denen indeß der eine das Reluitionsrecht der Stadt Stargard an⸗ 
erkennt, und der andere 2½ Sgr. für ein Rauchhuhn zahlt; die Lohmühle, von 
der 6 Thlr. Canon entrichtet werden; die Büdnerhaüſer. Die 4 Vollbauern, der 
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Dreiviertelbauer und 3 Halbbauern, von denen der eine auch eine Koſſatenſtelle 
inne hat, haben 1805 ihre Beſitzungen in Erbpacht erhalten. Der betreffende Receß 
iſt unterm 16. Januar 1829, den 24. Juni 1836 und in einem Nachtrag vom 2. Sep⸗ 
tember 1836 beſtätigt. Danach bleibt der Gutsherrſchaft das Vorkaufsrecht und 
Laudemium. Die 4 Vollbauern haben die Hofwehr zurückgezahlt, die übrigen haben 
keine beſeſſen. An Abfindungs⸗Kapital hat auch hier jeder der 4 Vollbaue rn 
250 Thlr., der Dreiviertelbauer 187½ Thlr. und jeder der 3 Halbbauern 125 Thlr. 
eingezahlt. Außer demſelben wurde von den Wirthen noch folgende jährliche 
Rente an die Kämmerei abgeführt: — Von jedem Vollbauer an Dienſtgeld (19 Thlr. 
5 Sgr.), für die durch den Receß vom 21. November 1823 abgelöften Burgfuhren, 
an Fleiſchzehent und für ein Rauchhuhn, 22 Thlr.; vom Dreiviertelbauer 16 Thlr. 
15. 8 Pf.; der I1ſte Halbbauer entrichtete für feinen Hof, incl. Koſſatenland, 12 Thlr. 
J. 3 Pf., der 2te Thlr. 11. 1. 3 Pf., der Zte Thlr. 7. 11. 3 Pf. an die Kämmerei 
und 3 Thlr. 10 Sgr. an den Marien großen Kaſten. Der eine Halbbauer, der 
zugleich Koſſat iſt, und der Koſſat find nach dem Edict von 1811, auch der Müller 
und der Schmidt regulirt. Der Halbbauer hat die von ſeinem Halbbauerhofe an 
den Marien großen Kaſten zu entrichtende, in 19 Sch. Roggen beſtehende, Abgabe 
mit Thlr. 517. 24. 7% Pf., auch die 5 Thlr. betragende Rente vom Koſſatenlande 
mit 75 Thlr. abgelöſt. Der Koſſat zahlte 9 Sch. Roggen⸗Rente, nach dem von 10 
zu 10 Jahren zu beſtimmenden 10jährigen Martini⸗Marktpreiſe, wovon die Hälfte 
der, in Thlr. 1. 24. 3 Pf. beſtehenden Grundſteüer in Abzug kam. Der Schmidt 
zahlte 1% Thlr., der Müller 3 Thlr. 2½ Sgr. Rente. Die gutsherrlichen Rega⸗ 
lien ſind vorbehalten. i 


Die Feldmark Lübow gränzt im Weſten an Sarow, im Norden an Roggow 
und Mulkentin, im Oſten an Mulkentin, im Süden an Klempin. Bei der, in Folge 
der Gemeinheits⸗Theilung Statt gefundenen, Vermeſſung enthielt dieſelbe an Hof⸗ 
und Bauſtellen 5 Mg. 149 Ruth., an Gärten 4. 84, an Wurthen 25. 12, an 
Acker 1102. 95, an Wieſen 83. 10, an Hütung 229. 120, an Holzung 37. 156, an 
Unland 37. 97, im Ganzen .. 1526 Mg. 3 Ruth. 

Zur Anlage neüer Wege, Triften, zu gemein schaftlichen Lehm⸗ und Sand⸗ 
gruben wurden 11. 99 Acker, 8. 29 Wieſen und 7. 43 Hütung verwendet, und es 
blieben demnach an Ackerland 1090 Mg. 176 Ruth., an Wieſen 80. 161, an Hü⸗ 
tung 222. 77, an Unland 58 Mg. 88 Ruth. 

In der Hütung befanden ſich 27 Mg. 53 Ruth. Torfmoor, woran alle Wirthe, 
mit Ausnahme der Kirche, Schule, der Büdner und des Lohmüllers, nach Verhältniß 
ihres Ackers Theil haben. 

Der Boden entſpricht in Rückſicht auf Güte im Ganzen der 2ten—6ten Klaſſe 
des Stadtfeldes. 


Von der Geſammtfläche der Feldmark gehören: 


ir 7. Mg. 43. 155 Rth. Die Kirche beſitzt. Mg. 11. 77 Rth 
Zum Freiſchulzengne .. „ 149. 7 „ |. Pfarre „% 56. 64 „ 
Zur Waſſermühle, incl. Koſſatenhof „ 24. 81 „ Schule: . ens 


Der Lübower Waſſermühle aus zwei Mahlgängen und einem Stampfgange 
beſtehend, gehörten im Jahre 1839 als Pertinenzſtücke an: eine auf dem Fundo 
angelegte Schneidemühle, eine auf der Sarower Feldmark belegene Windmühle 
(vergl. den Artikel Sarow), die bei dieſer belegene Wieſe, und ein zu Lübow 
belegener Koſſatenhof von 21 Mg. 81 Ruth. Fläche. Dem Beſitzer dieſer Liegen⸗ 
ſchaften, nämlich die Waſſer⸗, die Schneide⸗ und die Windmühle, jo 1 Lehn⸗ 
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ſchulzengut zu Lübow, Mühlenmeiſter Johann Gottlieb Völker, war das Ganze 
von ſeiner Mutter für ein Pauſchquantum von 5000 Thlr. überlaſſen, und auf 
Grund des Decrets vom 24. October 1812 der Beſitztitel für ihn berichtigt 
worden. Das Lehnſchulzengut hat er in der Folge verkauft, dagegen die Wieſe für 
100 Thlr. zugekauft und der Koſſatenhof iſt ihm durch den Receß von 1836 gegen 
Rente eigenthümlich verliehen. Der Mühle ſtand das Recht zu, aus der Stadtforſt 
unentgeldlich Bau- und Reparaturholz zur Unterhaltung der Mühlen: und Wohn⸗ 
gebaüde, und 8 Klafter Kiefern Klobenholz zu verlangen. Dieſe Gerechtſame iſt 
durch Receß vom 30. October 1827 — 26. Januar 1828, beſtätigt den 22 April 
1828 beſeitigt worden durch Nachlaß von 59 Scheff. 4. Mtz. an der Mühlenpacht, 
welche urſprünglich, incl. des Heidekorns 100 Scheff. 3 Mtz. betragen hat. Die 
Mühle iſt auf ihrer jetzigen Stelle im Jahre 1829 erbaut worden. Völker ſah ſich 
genöthigt, 3 Brücken anzulegen, nämlich über die Ihna ſelbſt, über den Kanal zum 
Durchſchleüſen der Kähne und über das Freiwaſſer. Durch dieſe Brücken iſt die 
Verbindung der Dörfer Sarow, Seefeld, Kunow, Verchland, Krüſſow, Schellin, und 
überhaupt ſämmtlicher Dörfer der Amter Kolbatz und Friedrichswald einer Seits, 
mit den Dörfern Lübow, Klempin, Buchholz, Kitzerow, Kizig, Roggow, Pützerlin 
und überhaupt mit den Dörfern des ehemaligen Amts Maſſow anderer Seits her⸗ 
geſtellt. Die große Straße nach Daber, Naugard ꝛc. iſt von den erſt genannten 
Ortſchaften über die Lübower Mühle in ſofern abgekürzt, als deren Bewohner ſonſt 
erſt auf einem großen Umwege über Stargard fahren mußten. Völker trug darum 
unterm 10. October 1829 darauf an, ihm die Gerechtſame zur Erhebung eines 
Brückenzolls zu geben. In Folge deſſen wurde unterm 21. April 1830 mit ihm 
ein Receß abgeſchloſſen, in dem der Zoll feſtgeſetzt wurde, und worin der Mühlen⸗ 
beſitzer die Verpflichtung übernommen hatte, die 3 Brücken auf ſeine eigene Koſten 
ſtets im guten Stande, und im Schleüſen⸗Kanal ſtets die erforderliche Waſſertiefe 
zu erhalten, ſo wie die Kähne ohne Verzug und ohne Erhebung von Schleüſengeld 
durchzuſchleüſen, die Schifffahrt möge in der Folge ſo bedeütend werden, wie ſie 
wolle. Die Gerechtſame zur Erhebung von Brückenzoll iſt dem Mühlenmeiſter 
Völker mittelſt Cabinets⸗Erlaſſes d. d. Berlin, den 6. Mai 1831, unter Vorbehalt 
periodiſcher Reviſionen des Tarifs von 10 zu 10 Jahren, verliehen worden. Die 
Koſten der Erbauung der Brücken haben 2305 Thlr. betragen. 


Nach den Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Regiſtern vom 1. Januar 1865 enthält 
die Feldmark Lübow an Ackerland 1185,93 Mg., Gärten 5,87, Wieſen 189,33, Weiden 
40,52, Holzung 39,16, Waſſerſtücke, 1,62, ſteüerpflichtige Grundſtücke überhaupt 
1454,57, ſteüerfreie 7,86, beide zuſammen 1462,43 Mg. Dazu an Wegen 2c. 48,33, 
an Gewäſſern 23,25, an Hof- und Bauſtellen 15,03, ganze Feldmark 1549,04 Mg. 


Der Reinertrag pro Mg. iſt ermittelt beim Ackerlande 25, bei den Gärten 
57, den Wieſen 20, den Weiden 11, der Holzung 6, den Waſſerſtücken 1, bei den 
ſteüerpflichtigen Grundſtücken überhaupt 14, den ſteüerfreien 39, im Durchſchnitt der 
en L 23 Sgr., was dem mittlern Werthe des ganzen Saziger Kreiſes 
entſpricht. 


An der Feldmark nehmen 17 Beſitzer mit 114 Beſitzſtücken Theil. Belaſtet 
iſt ſie mit Thlr. 109. 6. 4 Pf. Grundſteüer, oder jeder Morgen mit 2 Sgr. 4 Pf. 
Im Dorfe ſind an ſteüerpflichtigen Gebaüden 30 Wohn- und 4 gewerbl. Gebaüde, 
die 23 Thlr. 14 Sgr. Gebaüdeſteüer zu entrichten haben, an ſteüerfreien Gebaüden 
ſind 44 vorhanden. 
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Auf dem Lehnſchulzengute Lübow hafteten, außer dem der Stadtgemeinde 
Stargard zuſtehenden Lehnsherrlichen Obereigenthum, folgende Onera publica und 
Eigenthums⸗Beſchränkungen: — 1) Mußte bei jeder Beſitzveränderung in der Per⸗ 
fon des Lehnſchulzen ſowol in Vererbungs- als Veraüßerung⸗Fällen — eine Lehn⸗ 
waare von 200 Thlr. zur Kämmerei⸗Kaſſe entrichtet werden. 2) Hatte der Lehn⸗ 
ſchulze nach der Wahl der Stadtgemeinde entweder ein tüchtiges Dienſtpferd auf 
dem Stadthofe in der Stadt zu halten, oder ſtatt deſſen alljährlich 10 Thlr. ſ. g. 
Lehngeld zur Kämmerei⸗Kaſſe zu zahlen. 3) Mußten an dieſelbe von einer halben 
Hufe, die der Lehnſchulze außer den beiden Schulzenhöfen, beſitzt, jährlich 17½ Sgr. 
Fleiſchzehent entrichtet werden. 4) War er verpflichtet, zum Gebrauche des Magiſtrats 
einen guten Jagdhund zu halten; und 5) nicht minder die Mitglieder des Magiſtrats, 
welche zu ihm kommen, mit Fiſchen zu bewirthen. 6) Sollte er nach dem Lehn⸗ 
briefe von 1674 mit einem Reiter⸗Harniſch und anderm Rüſtzeüge verſehen ſein; 
auch 7) bei Hinrichtung von Miſſethätern in der Stadt polizeiliche Aſſiſtenz leiſten, 
und 8) hatte er dafür, daß er aus der Stadtforſt gegen Entrichtung des Schlage— 
lohns 8 Klafter Kiefern⸗Klobenholz empfing, alljährlich 1 Scheff. Roggen als Heide⸗ 
korn an die Kämmerei abzuführen. Alle dieſe Abgaben, Leiſtungen, Verpflichtungen 
und Beſchränkungen, ſomit die Lehns⸗Eigenſchaft des Schulzenguts überhaupt, ſind 
durch Receß vom 26. März, beſtätigt den 24. April 1836, gegen Entſagung auf 
die Holzberechtigung der 8 Klafter Kiefern-Klobenholz und gegen Zahlung eines 
Ablöſungs⸗Kapitals von 183 Thlr. 22 ½ Sgr., für immer aufgehoben worden, der— 
geſtalt, daß vom 1. Juni 1836 ab der Beſitzer des Gutes über daſſelbe als freies, 
unbeſchränktes Eigenthum verfügen kann. 


Auf dem Bache, der zwiſcheu Klempin und Lübow von Oſten her in die Ihna 
fließt, der auf Landkarten der heütigen Zeit den Namen Aſchbach führt, in der gleich 
zu nennenden Urkunde aber einfach das Strömichen heißt, hatte vordem, und noch 
Anno 1634 ein Kupferhammer in Betrieb geſtanden, der aber längſt eingegangen 
war, als im erſten Decennium des 18. Jahrhunderts das Stargarder Gewerk der 
Tuchmacher ſich um den Platz bewarb, um daſelbſt eine Walkmühle anzulegen. Zu 
dieſem Endzweck wurde zwiſchen dem Magiſtrate und den Alterleüten des Tuch⸗ 
macher⸗Amts, unter Zuziehung einiger Amtsmeiſter am 10. April 1711, bezw. den 
25. September 1711, den 6. Auguſt 1714 uud 7. Februar 1716, ein Vertrag ab⸗ 
geſchloſſen, kraft deſſen die Stadtgemeinde dem Gewerke an einer geeigneten Stelle 
des gedachten Strömichen einen Platz zur Erbauung einer Walkmühle, jedoch nur 
mit Einem Rade, und eines Walkerhauſes, nicht minder auch den erforderlichen Raum 
zur Stauung des Waſſers als Mühlenteich abtrat. Der Magiſtrat gab alles zu dieſer 
Anlage benöthigte Holz, für das Mühlengebaüde, die Schälungen, das Wohnhaus, 
aus der Stadtforſt unentgeldlich, das Tuchmacher⸗Gewerk mußte aber die Koſten 
des Schlagens des Holzes, der Anfuhr ꝛc. übernehmen. Künftiges Reparaturholz 
aber, ſo wie das Brennholz für den Walker hatte das Amt aus eigenen Mitteln an⸗ 
zuſchaffen. Dagegen raümte der Magiſtrat dem Gewerke und ſeinem Werkmeiſter 
die Fiſcherei in dem künftigen Mühlenteich ein, die aber nicht auf das Strömichen 
ober⸗ und unterhalb der Stauung ausgedehnt werden durfte. Auch erhielt der 
Walker die Befugniß, ein „Hauptchen“ Vieh zu halten, das von dem Dorfhirten 
mit auf die Weide getrieben werden ſollte, wofür der Dorfſchaft jedoch eine billige 
Satisfaction für das Weidegeld gegeben werden mußte. Schweine aber und Gänſe 
zu halten wurde dem Walker nicht geſtattet. Auswärtige Raſch⸗ und Tuchmacher 
ſollten ſich dieſer Walkmühle für Geld bedienen dürfen. Würde in der Gegend ge⸗ 
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eignete Walkerde gefunden, ſo durfte ſich das Gewerk derſelben nur unter Vorbe⸗ 
wußt des Magiſtrats und gegen Abfindung der Dorfſchaft bedienen. „Vor obbe⸗ 
nannten gebrauch des Grundes und des Waſſers, woran E. E. Rath ſich beſtändig 
das Dominium reſerviret, erleget das itzo — 1711 — aus 11 Meiſtern beſtehende 
Ambt an E. E. Rath und die Kämmerei jährlich 15 Fl. Pommerſch oder 10 Thlr. 
und zwar quartaliter den 4ten Theil, alß 2 Thlr. 18 fl.“ Es wurde ausgemacht, 
daß dieſer Grund⸗ oder Waſſerzins derſelbe bleiben ſollte, auch für den Fall, daß 
die Zahl der Gewerksmeiſter bis auf 6 herabginge, oder bis auf 20 anſteige. 
Fiele die Zahl unter 6 oder ſtiege ſie über 20, ſo ſolle der Grundzins verhältniß⸗ 
mäßig vermindert, bezw. erhöht werden. Wie lange dieſe Walkmühle in Betrieb 
geweſen, iſt nicht bekannt. Später ſtand auf der Stelle eine Lohmühle, welche dem 
Schuhmacher⸗Gewerk in Stargard gehörte. Von dieſem wurde das Werk durch 
Vertrag vom 19. Juli 1830 an den Mühlenbeſcheider Chriſtian Friedrich Mathias 
verkauft, der 400 Thlr. als Kaufpretium zahlte, und einen auf dem Grundſtück zu 
Gunſten der Kämmerei haftenden Canon von 6 Thlr. übernahm. Im Jahre 1864 
wird der Mühlenmeiſter Carl Friedrich Wilhelm Beyersdorf, zu Klempin, als Be⸗ 
ſitzer der Lohmühle genannt, die 1867 zum nothwendigen öffentlichen Verkauf ge⸗ 
ſtellt wurde. Mit einem dazu gehörigen Grundſtück in der Lübower Feldmark war 
ihr Werth zu Thlr. 4854. 7. 6 Pf. gewürdigt worden. 


Als im Jahre 1852 die oben nachgewieſenen Reallaſten, in Folge des Ge⸗ 
ſetzes vom 2. Mai 1850, durch Rentenbriefe abgelöft wurden, beſtand die Dorf- 
ſchaft Lübow, außer den Liegenſchaften der Kirche, Pfarre und Schule, aus dem 
Freiſchulzenhofe, 4 Vollbauerhöfen, 1 Dreiviertelbauer, 4 Halbbauern, 2 Koſſaten, 
6 Beſitzern eines parcelirten Halbbauerhofes, der Waſſermühle auf der Ihna, jetzt 
dem Bäckermeiſter Karl Heinrich Ludwig Eggert aus Stargard, und dem Lohmühlen⸗ 
grundſtück, jetzt dem Auguſt Friedrich Mathias gehörend. Wie aus der obigen 
Nachweiſung erſichtlich iſt, waren die meiſten Grundbeſitzer 1) der Stadtgemeinde 
Stargard verpflichtet, ein Halbbauer aber auch 2) der dortigen Stiftung Marien 
großer Kaſten; außerdem hatte der Lohmühlen⸗Beſitzer an 3) das Freiſchulzengut 
und an ſämmtliche baüerliche Wirthe des Dorfs ein jährliches Weidegeld von 15 
Sgr. zu entrichten. Durch Receß vom 19. November 1852, ſind alle dieſe Ver⸗ 
bindlichkeiten, deren volle Rente Thlr. 157. 1. 2 Pf. betrug, durch ein Rentenbriefs⸗ 
Kapital von Thlr. 3135. 16. 8 Pf. abgelöſt worden, wovon der Stadtgemeinde 
Stargard Thlr. 3059. 7. 9¼ Pf., dem Marien großen Kaſten Thlr. 66. 20 Sgr., 
den unter 3) genannten Beſitzern Thlr. 9. 18. 10% Pf. zugefallen ſind. Ferner 
hatten die Beſitzer des Lehnſchulzengutes und von Bauer⸗ und Koſſatengrundſtücken, 
als gemeinſchaftliche Beſitzer des Schmiedegrundſtücks in Lübow, die Verpflichtung 
an die Stadtgemeinde jährlich ein Grundgeld von 1 Thlr. zu entrichten. Durch 
einen zweiten Receß vom 19. November 1852 iſt auch dieſes Grundgeld vermittelſt 
ſeines 20fachen Betrages in Kapital mit 20 Thlr. baarer Einzahlung abgelöſt. Ein 
dritter Auseinanderſetzungs⸗Receß von demſelben Tage hat die noch auf vier ande⸗ 
ren Grundſtücken zu Gunſten der Stadtgemeinde haftende Rente von Thlr. 15. 5. 
3 Pf. durch ein Rentenbriefs⸗Kapital von 300 Thlr. und Thlr. 3. 4. 6 Pf. baarer 
Einzahlung abgelöſt. Dieſe drei Receſſe haben durch ihre Beſtätigung vom 31. Ja⸗ 
nuar 1853 ihre endgültige Erledigung gefunden. Ein vierter Receß, ebenfalls vom 
19. November 1852, beſtätigt den 22. Juli 1853, hat die Ablöſung der auf der 
Waſſermühle zu Lübow haftenden Reallaſten zum Gegenſtande. Die Mühle hatte 
1) an die Stadtgemeinde eine Rente theils in Gelde, theils in Roggen zu leiſten; 
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2) an das Rathsgeiſtliche Lehn eine Getreideabgabe in Roggen, und 3) an einen 
der Lübower Vollbauern eine eben ſolche Kornabgabe. Bei der Auseinanderſetzung 
erklärte der Beſitzer dieſes Vollbauerhofes, daß er die ihm gebührende Abfindung 
der Stadtgemeinde Stargard zur eigenen Einziehung überweiſe und feine Entſchä⸗ 
digung dafür dadurch erhalten habe, daß um den Werth der ihm zuſtehenden Leiſtung 
der Werth ſeiner Leiſtungen an die Stadtgemeinde in dem, über deren Ablöſung 
beſonders abgeſchloſſenen, oben erwähnten, Receß verringert worden ſei. So hat 
die Lübower Waſſermühle ihre Verpflichtung gegen die Stadtgemeinde Stargard 
mit Thlr 936. 8. 10%, Pf., und gegen das Rathsgeiſtliche Lehn mit Thlr. 302. 
6. 8 Pf., zuſammen mit einem Kapital von Thlr. 1338. 15. 6° Pf. in Renten⸗ 
briefen abgelöſt. Die Lübower Mühle war 1854 im Beſitz von Johann Ludwig 
Theodor und Carl Auguſt Friedrich, Gebrüder Streitz, letzterer auf der Rauſchmühle 
bei Freienwald. 

Im Jahre 1854 hat die Stadtgemeinde zwei Flächen der Dorfſtraße in Lübow, 
die eine von 10 Q.⸗Ruth., die andere von 13 Q.-Ruth. 1289 Fuß, für 20 Thlr. 
bezw. 30 Thlr., jene an einen Ganzbauer, dieſe an den Lehnſchulzen, erb- und eigen⸗ 
thümlich verkauft. Die betreffenden Verträge ſind unterm 10. und 31. Auguſt 1854 
vollzogen. 

Am 3. Dezember 1864 hatte, bei der damals veranſtalteten jüngſten Zählung 
das Dorf Lübow 170 Einw., 80 Gebaüde, darunter 29 Wohnhaüſer, die Beyers⸗ 
dorfſche Mühle 21 Einw., 3 Gebaüde, 1 Wohnhaus. Von den Gebaüden waren 
4 öffentliche — Kirche, Schul⸗, Armen⸗, Gemeindehaus, — 79 Privatgebaüde, 30 
Wohnhaüſer, 2 Fabrikgebaüde, 61 Scheüuen, Ställe, Schuppen. Viehſtand: 42 
Pferde, 94 Rinder, 797 Landſchafe, 67 Schweine, 17 Ziegen, 36 Bienenſtöcke. 


Pützerlin, Pfarrkirchdorf, 1 Mle. von Stargard gegen Nordnordweſt, — 
zuerſt in der Schreibung Putzerlyn, genannt in der Urkunde von 1220, vermöge 
deren Swantobor II., Caſimir's I. Sohn, dem Kloſter Kolbas den Beſitz der Wald⸗ 
wüſtenei (Solitudinis) beſtätigt, die ſich zwiſchen Damm, dem Dammſchen See, 
Golinog, der Ina und dem See Meduyi und weiterhin bis an die Plöne erſtreckt, 
— enthielt früher ein Freiſchulzengut, 23 Vollbauern, 3 Halb⸗ und 2 Viertelbauern 
nebſt 5 Koſſaten. Das Freiſchulzengut iſt jedoch unter ſeine Eigenthümer vertheilt, 
ein Vollbauer hat die Hälfte ſeiner Grundſtücke abgetreten, iſt mithin Halbbauer 
geworden, und die beiden Viertelbauern beſitzen jeder noch ein Koſſatenland, wes⸗ 
halb ſie auch für Halbbauern gerechnet werden. Daher beſtand die Dorfſchaft Pützerlin 
1836 zur Zeit der Separation, aus: Dem eingetheilten Freiſchulzengut, 22 Voll⸗ 
bauern, 6 Halbbauern, 3 Koſſaten. Hierzu kommen noch 9 Büdner, 1 Mühle, 
die Pfarre, die Kirche und die Schule, ſowie die Oberförſterei der Stadtforſt. 

Das Freiſchulzengut iſt, mit Ausnahme eines darauf haftenden, an die Käm⸗ 
merei Stargard zahlbaren Lehnpferdegeldes von 8 Thlr., völlig freies Erbeigenthum 
feiner Parcelen-Befiger. 22 Vollbauern und die 5 Halbbauern incl. der beiden 
Viertelbauern ohne ſolche, alſo ohne Rückſicht auf die Koſſatenländereien, welche fie 
beſitzen, haben 1805 das Eigenthum erhalten. Der Reeeß darüber iſt 1836 errichtet 
und den 21. Februar 1837 beſtätigt. Nach demſelben blieb der Gutsherrſchaft das 
Vorkaufsrecht und das Laudemium auch für einzelne Theil, wie bei Schwendt. An 
Hofwehr und Abfindungs⸗Kapital zahlte jeder Vollbauer 318 Thlr. 27°/, Sgr., mit⸗ 
hin alle in Summa Thlr. 6996. 15 Sgr., die Halbbauern zuſammen 482 Thlr. 
21 Sgr. 9 Pf. Außerdem übernahmen die Wirthe als unabänderliche Rente an 
Dienſt⸗ und Pachtgeld, an Fleiſchzehent und für Rauchhühner, jeder Vollbauer 
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Thlr. 15. 27. 6 Pf., jeder Halbbauer Thlr. 7. 25 Sgr., jeder Viertelbauer 3 Thlr. 
20 Sgr., halb zu Marien, halb zu Martini zahlbar. Demnächſt blieben auch fol⸗ 
gende Dienſte in Natura beſtehen: jeder Vollbauer 1 Burgfuhre von 2 Tagen, 2 
Brückenfuhren von 1 Tag, mußte jeder jährlich 4 Klafter Brennholz aus der Käm⸗ 
merei⸗Forſt nach Stargard fahren; dem Halbbauer lag ½, dem Viertelbauer /. 
dieſer Leiſtungen ob. Für jedes volle Tagewerk bekamen die Leiſtenden 1 Sgr. 
3 Pf. Biergeld. Holz bekommt Niemand, nur dem einen Bauer ſteht es zu, für 
das Halten der Krugwirthſchaft ſeinen Bedarf an Brennmaterial, in Raff⸗ und 
Leſeholz beſtehend, aus der Stadtforſt zu entnehmen, wofür er 2 Scheff. Roggen 
jährliche Heidemiethe entrichtet. Ein Vollbauer, die 5 Koſſaten und die 2 Viertel⸗ 
bauern, in Rückſicht auf ihre Koſſatenländereien ſind nach dem Edict vom 14. Sep⸗ 
tember 1811 regulirt. Der Vollbauerhof gehörte urſprünglich der Kämmerei; dieſe 
war aber der Kirche zu Pützerlin ein Kapital von 1153 Fl. ſchuldig, und trat die 
Hälfte dieſes Hofes und die Einkünfte davon im Jahre 1662 an Zahlungsſtatt an 
die Kirche ab. Der Vollbauer hat nun bei der Regulirung die Hälfte ſeiner Felder, 
Wieſen und Weiden an die Kirche abgetreten und find derſelben ſolche im Zuſammen⸗ 
hange mit den übrigen Kirchen⸗Grundſtücken überwiefen worden. Die Wurth iſt 
dem Beſitzer ganz geblieben; da er jedoch auch davon die Hälfte abzutreten ver⸗ 
pflichtet war, ſo entrichtet er dafür eine jährliche Rente von 1 Scheff. 15 Mtz. Roggen 
an die Pützerliner Kirche in einem Geldbetrage, welcher von 10 zu 10 Jahren nach 
dem Martini⸗Marktpreiſe der Stadt Stargard ermittelt wird. Von den, vom Vollbauer 
abgetretenen Landentſchädigung gebührte nur der Stadt Stargard die Hälfte, da 
der regulirte Hof der Stadt und der Kirche gemeinſchaftlich gehörte. Um aber der 
Kirche die Möglichkeit einer vortheilhaften Vererbpachtung zu gewähren, ſind ſämmt⸗ 
liche abgetretenen Grundſtücke der Kirche überwieſen und wird die Kämmerei da⸗ 
durch von der Kirchenkaſſe entſchädigt, daß dieſe die Hälfte der Rente von 
29 Scheff. 10 Metz. Roggen, zu welcher die abgetretenen Ländereien beanſprucht 
ſind, ſowie die Hälfte der Rente von der Wurth, zuſammen alſo 15 Scheff. 12½ 
Mtz., in einem nach dem 10jährigen Martini-Marktpreiſe zu berechnenden Geld⸗ 
betrage nach Abzug der öffentlichen Abgaben, welche die Kirchenkaſſe übernommen 
hat, an die Kämmerei⸗Kaſſe zahlt. Auf das, was die Kirche bei der Vererbpachtung 
mehr erhalten ſollte, ſowie auf das Erbſtandsgeld hat die Kämmerei Verzicht 
geleiſtet. 


Die 5 Koſſaten haben ihren ganzen Beſitzſtand als Eigenthum behalten 
und leiſteten die gutsherrliche Entſchädigung in einer zu Martini abzuführenden 
Rente von 48 Scheff. 14%, Mtz. Roggen, welche in Gelde, nach Abzug der halben 
Staats⸗Grundſteüer, entrichtet wurde. Dafür bezahlen die Koſſaten die ſämmtlichen 
Abgaben an den Staat, Kirche und Geiſtlichkeit. Die beiden Viertelbauern zahlen 
für die abzutretende Hälfte ihrer Koſſaten⸗Ländereien eine Rente von 11 Scheff. 
11 Mb. Roggen nach den vorigen Bedingungen. Die gutsherrlichen Gerechtſame 
blieben, wie ſie waren. : 


Die Dorfſchaft Pützerlin hatte das Recht, das Pützerliner Revier der Stadt⸗ 
forſt mit ihrem Vieh zu beweiden. Die beweidete Fläche war 1120 Mg. 120 Ruth. 
groß, mit Ausſchluß des unnutzbaren Bodens. Die Dorfſchaft hat nun für Ent⸗ 
ſagung ihrer Weidegerechtſame eine ſolche Entſchädigung erhalten, welche dem Hütungs⸗ 
werthe gleich kommt. Das Weiderecht iſt auf 60 Kuhweiden berechnet. Der Stadt 
gehört aber zu den im Dorfe in Beſitz habenden Grundſtücken ein Weiderecht von 
12 Kühen und dieſe nimmt fie nun ganz im Walde, fo daß der Dorfichaft 
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noch 48 Kuhweiden anzuweiſen waren. Dafür hat ſie 161 Mg. 174 Ruth. erhal⸗ 
ten, und bleiben alſo der Stadt noch 968 Mg 126 Ruth., dazu das Unnutzbare 
mit 49 Mg. 162 Ruth. 


Die Feldmark Pützerlin gränzt im Norden an Primhauſen, im Oſten an 
ebendaſſelbe, an Gr. und Klein⸗Wachlin, im Süden an Roggow, im Weſten an die 
Stadtforſt. 


Die Gemeinheits⸗Theilung zu Pützerlin iſt durch den, unterm 10. October 
1837 beſtätigten Receß zum Abſchluß gekommen. Zufolge der, Behufs derſelben, 
im Jahre vorher ausgeführten Vermeſſung, begreift — 


In Morgen und Hofla⸗ Gär⸗ | Wurthen. 2 Mei. Sum: 
Ruthen. de. | ten. Acker.] Wieſ. Acker. Wieſen. den. Unland. ma. 
—— 1010 . ̃ ——— 
Die nr Piz- 
zerlin . 21. 3526. 14114. 48032 13002788. 1620332. 153 1505. 790198. 1275020. 28 
Dapon hat erhalten: 
1. Die Kirche . . 1. 31 — | — 86|— 70 111. 610 6. 180 44. 168 3. 19 167. 93 
2. % Pfärrkre 1. 40 1510 3. — 148. 117 19. 1780 55. 160 1. 21] 229. 127 
971% 3 
Stelle — — — — —— — 3. 97 — 87 4. 4 
4. „ Schule. — 28— 29 — — 2. 25 1.144] 4. 35 — 8. 81 
5. „ Kämmerei 
Stargard. — 87 1. 45 12. 39 2. 27 60. 157 36. 26 — — 117 113. 138 
6. Das Freiſchul⸗ 
engut . 1. —— 102] 2. 65 1. 15] 254. 157 32. 134] 129. 169 16. 114] 439. 36 
7. Der Mü er. I 1. 138— 1201 15.891 7. 50 5.1151 — 1571 13. 17 8. 59] 53. 25 


Unter den Weiden befindet ſich eine Fläche von 791 Mg. 68 Ruth. bewach⸗ 
ſene Hütung, unter dem Namen Dorfholz bekannt, welches der Pfarre, den Voll⸗ 
bauern, Halbbauern und Koſſaten in Folge der Separation verblieben iſt. Was 
das Freiſchulzengut betrifft, ſo liegt deſſen Ackerplan in Verbindung mit der daran 
befindlichen raumen Weide auf der nordöſtlichen Seite der Feldmark, ſo daß dieſe 
Grundſtücke, ein unregelmäßiges Viereck bildend, gegen Morgen und Mitternacht 
durch die Primhauſenſche Feldmark, gegen Morgen auf einen kleinen Theil durch 
Kl. Wachlinſchen Acker, dann gegen Süden aber durch den der Stadt Stargard in 
Folge der Separation zugetheilten Acker begränzt werden. Gegen Abend gränzen 
ſie an das Dorfholz. Die Schonwieſen in Verbindung mit der beſtandenen Weide 
werden auf der Abend⸗ und Mittagſeite durch die Wieſen von zwei Büdnereien und 
gegen Morgen durch eine gerade Linie begränzt, welche hier die Weide der Voll⸗ 
bauern von der des Freiſchulzenguts trennt. Mit dieſen Grundſtücken iſt das Frei⸗ 
ſchulzengut nach Maßgabe der Separations⸗Berechnung auch für das Aufhütungs⸗ 
recht im Kämmerei⸗Walde vollſtändig abgefunden. Zufolge Hypothekenſcheins vom 
30. Auguſt 1833 beſitzen 8 baüerliche Wirthe das Frei⸗ und Lehnſchulzengut Pützer⸗ 
lin, wozu gehören 1) die Hoflage nebſt den darauf ſtehenden Gebaüden, als das 
Wohnhaus, zwei Speicher, der ſ. g. Krugſtall, der lange Stall und die Scheüne; 
2) an Landungen und Wieſen, 4 Hakenhufen nebſt Beiländern und Wieſen. Sie 
haben dieſes Gut mittelſt gerichtlichen Contracts vom 21. Juni 1830 von dem 
Schiffsaltermann Paul Andreas Puſt für 4000 Thlr. gekauft und der Beſitztitel 
iſt vi decr. vom 4. September 1832 für fie berichtigt worden. Bei der Feüer⸗ 
Verſicherungs⸗Societät ſind die Gebaüde mit 500 Thlr. verſichert. Auf dieſem 
Grundstücke haften sub Rubr. II. des Hypotheken⸗Buchs 8 Thlr., welche jährlich 
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ſtatt der früheren Verpflichtung zur Geſtellung eines Lehnpferdes an die Stargarder 
Kämmerei gezahlt werden müſſen, und nach vorgängiger ½jähriger Kündigung von 
Seiten der Verpflichteten durch Zahlung von 200 Thlr. Kapital abgelöſt werden 
können, eingetragen auf Grund des am 16. und 18. April zwiſchen dem Magiſtrate 
und den Beſitzern des Freiſchulzenguts abgeſchloſſenen und vollzogenen, und unterm 
23. October 1832 beſtätigten Vergleichs. Auf dem Freiſchulzengute haftete die 
Verbindlichkeit: 1) Auf Verlangen des Magiſtrats zu Stargard einen Jagdhund 
auszufüttern; 2) mußte der Beſitzer des Gutes bei Hinrichtung von Miſſethätern 
ſich zu Pferde geſtellen; 3) jährlich 1 Scheff. Roggen und 1 Scheff. Gerſte unter 
der Benennung „Heidekorn“ zur Stargardſchen Kämmerei abführen. Dieſe Ver⸗ 
bindlichkeiten wurden durch den Receß vom 16., 18. April 1832 pure aufgehoben. 
Ferner ſtand dem Magiſtrat zu Stargard in Veraüßerungsfällen des Freiſchulzen⸗ 
guts das Vorkaufsrecht zu, im Fall aber davon nicht Gebrauch gemacht wurde, 
mußte, ſo wie bei jeder andern Veränderung in der Perſon des Beſitzers, die Summe 
von 20 Thlr. Lehnware entrichtet werden. Sowol jenem Vorkaufs⸗, als auch die⸗ 
ſem Rechte zur Lehnware wurde Seitens der Stadtgemeinde entſagt. Dagegen hatte 
der Freiſchulz bis dahin das Recht, jährlich 10 Fuder Raff⸗ und Leſeholz aus der 
Stadtforſt und 5000 Stück Torf von der Torfgräberei im Bollbruch bei Steven⸗ 
hagen zu holen, und erhielt, im Fall in dem einen oder dem andern Jahre kein 
Torf geſtochen wurde, dafür 5 Klafter Kiefern Knüppelholz. Als Entſchädigung 
für die im Vorſtehenden erlaſſenen Verpflichtungen und aufgehobenen Beſchränkun⸗ 
gen haben die Beſitzer des Freiſchulzenguts auf das erwähnte Brennmaterial Ver⸗ 
zicht geleiſtet. Dieſe Ablöſung der gegenſeitigen Berechtigungen und Verbindlich- 
keiten iſt bereits ſeit dem 1 Januar 1830 zur Ausführung gekommen, als der 
Schiffsaltermann Puſt noch den Beſitztitel des Gutes hatte. Die 8 Beſitzer des 
Freiſchulzenguts haben die zu demſelben gehörigen Grundſtücke mittelſt Vergleichs 
vom 27. Juni 1833 unter ſich vertheilt, und jeden Theil im Hypothekenbuche 
vermerken laſſen mit dem darauf haftenden 8ten Theil des an die Stargarder 
aui zu entrichtenden Lehnpferdegeldes. Nach den einzelnen Hypothekenſcheinen 
enthält: 


Mg. Rth. Von den Antheilen II. und III. iſt eine Fläche 
Antheil I. 45. 114 von 2 Mg. 138 Ruth. + 6. 21 = 8 Mg. 159 Ruth. 
US. 0 53. 85 durch Verkauf, laut Zuſchlagsbeſcheides vom 14. De⸗ 
BETEN, m 50. 44 cember 1836 für das Meiftgebot von 25 Thlr. abs 
„„. Ans ige 43. 115 gezweigt, und dieſe Parcele mit 1 Sgr. 5 Pf. Lehn⸗ 
wart. 44. 94 | pferdegeld beſchwert, und dieſer Betrag von den 

W IVI 43. 131 Antheilen II. und III. abgeſchrieben worden. 
N III.. un 43. 65 Ferner wurden mittelſt Contracts vom 10. De⸗ 
VIER. . 80. 29 cember 1845 von dem Antheile VIII. drei Flächen 
Nicht nachgewieſen zum Geſammtbetrage von 72 Mg. 37 Ruth., an 3 
ſind . ee 35. 9 Koſſaten in Primhauſen verkauft, dieſe Flächen im 
Summa 439. 36 Hypothekenbuche von Pützerlin ab- und im Hypotheken⸗ 


buche von Primhauſen den Koſſatenhöfen der Kaüfer zugeſchrieben, zugleich mit dem 
Vermerk des auf dem erkauften Antheil VIII. haftenden Lehnpferdegeldes, welches 
unter die drei Kaüfer zu 15, 7½ und 7½ Sgr. vertheilt worden ſind, indeß der 
beim Antheil VIII. verbliebene Reſt von 7 Mg. 172 Ruth. aus der Lehnpferdegeld⸗ 
Verbindlichkeit entlaſſen wurde. In den Hypotheken⸗Scheinen der VIII. einzelnen 
Antheile ſtehet sub Rubr. II. noch aufgeführt: Die Verpflichtung, ½ der auf dem 
vormaligen Freiſchulzenhofe haftenden Abgaben an den Staat, die Geiſtlichkeit und 
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den Schmidt zu entrichten, ſowie die Verpflichtung zur Übernahme des Schulzenamts, 
falls der Beſitzer hierzu von der Gutsherrſchaft erwählt wird. 

Die Dorfſchaſt Pützerlin hatte nach der alten Steüerverſaſſung zufolge des 
von der Königl. Regierung beſonders genehmigten Etats an landesherrlichen Grund⸗ 
ſteüern zu entrichten, und zwar für 217 Hufen, im Ganzen Thlr. 393. 14. 2 Pf., 
nämlich Thlr. 305. 25. 5 Pf. Contribution und Thlr. 87. 18. 9 Pf. Cavalerie⸗ 
Geld. Dazu trugen die durch den Receß vom 21. December 1837, die Regulirung 
der gutsherrlich⸗baüerlichen Verhältniſſe betreffend, regulirten 22 Vollbauern, die 
regulirten 3 Halb- und die regulirten 2 Viertelbauern für 16,8 Hufen Thlr. 
312. 2. 6 Pf. bei, die Beſitzer des ehemaligen Freiſchulzenguts für 1,4 Hufen 
Thlr. 22. 11 Sgr. 

Die Abgaben an die Geiſtlichkeit, und zwar für den Pfarrer, betragen jähr⸗ 
lich von jedem Vollbauer: 5 Sgr. Opfergeld pro Perſon der Familie, 2 Scheff. 
4 Mtz. Meßkorn und für die Primitienbrote, 4 Ellen Bratwurſt, 1 Mandel Eier; 
von jedem Halbbauer 5 Sgr. Opfergeld pro Perſon, 1 Scheff. Meßkorn und für 
Primitienbrote, 2 Ellen Bratwurſt, 8 Stück Eier, von jedem Koſſaten 14 Mtz. Roggen 
Meßkorn ꝛc., alles übrige wie die Halbbauern. Für die Küſterei: vom Vollbauer 
12 Mtz. Meßroggen, 12 Stück Eier; vom Halbbauer und Koſſaten 10 Mtz. Meß⸗ 
roggen und 3 Stück Eier. Sonſtige unbeſtimmte matrikelmäßige Perſonalgefälle 
ſind unverändert geblieben. 

Die Gemeindelaſten ſowol als diejenigen Laſten und Abgaben, welche aus 
dem Kirchen⸗ und Schulverband, an den Dorfſchmidt, die Mühle oder auch ſonſt 
geleiſtet werden müſſen, haben die Erwerber der Höfe ohne alle weitere Ver⸗ 
tretung von Seiten der Grundherrſchaft übernommen und iſt es ihre Sache, ſich 
0 mit den übrigen Grundbeſitzern des Dorfs zu einigen und auseinander 
zu ſetzen. 

In dem Vertrage vom 31. October 1764, mittelſt deſſen die Pützerliner Mühle 
in Erbpacht gegeben wurde, hatte die Stadtgemeinde Stargard die Verpflichtung 
übernommen, der Mühle alles Baus, Reparatur: und Brennholz aus der Stadtforſt 
unentgeldlich zu verabreichen, wogegen der Mühlenbeſitzer jährlich 136 Scheff. Roggen, 
und 3 Scheff. 13 Mtz. Hafer an die Stadt Stargard und 2 Scheff. Roggen Heide⸗ 
korn an den ſtädtiſchen Förſter und endlich das Stammgeld für das empfangene 
Holz zu entrichten hatte. Der Mühlenmeiſter Johann Gottlieb Quandt trug 
unterm 4. Mai 1831 auf gegenſeitige Ablöſung dieſer Berechtigungen, bezw. Ver⸗ 
bindlichkeiten an, in Folge deſſen zwiſchen ihm und den Vertretern der Stadt 
unterm 10. November 1831 ein Abkommen getroffen wurde, dem aber der Magiſtrat 
und Stadtverordneten die Genehmigung verſagten. Unterdeß neüe Verhandlungen 
angeknüpft wurden, ſtarb Quandt mit Hinterlaſſung ſeiner Wittwe Regine Friede⸗ 
rike, geb. Fick, und deren ſechs Kindern: 2 majorenne Söhne, Wilhelm Auguſt, 
Heinrich Wilhelm, eine verheirathete Tochter, und 3 minorenne Kinder: 2 Töchter 
und einen Sohn, Johann Gottlieb Hermann. Die Quandtſchen Erben erneüerten 
die Provocation ihres verſtorbenen Familienhauptes, demgemäß das Verfahren fort⸗ 
geſetzt wurde. Die Ermittelung des Quantums und des Werthes der Holzberechti⸗ 
gung ſtieß jedoch auf große Schwierigkeiten, zu deren Beſeitigung richterliche Ent⸗ 
ſcheidungen nöthig wurden, deren Ergebniß geweſen iſt, daß der Betrag der 
Entſchädigung der Provocenten für die feſtgeſetzte jährliche Holzberechtigung nach 
der Holztaxe des Staats⸗Forſtreviers Friedrichswalde vom Jahre 1832 zu berechnen 
ſei. So kam denn endlich am 14. Januar 1837 ein Vertrag zu Stande, worin die 
lährlichen Berechtigungen der Stadt, beſtehend in der Mühlenpacht, dem Heidekorn für den 
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Stadtförſter und dem Stammgelde, auf einen Werth von 166 Thlr. 1 Sgr. — Pf. 
die Anſprüche der Mühle dagegen, beſtehend in Rente für das 

Holz zu den Gebaüden und den gehenden Werken, den Feüer⸗ 

Societäts⸗Beiträgen und 12 Klaftern Kiefern Knüppelholz zu 160 „ 16 „ 4 „ 


berech net und anerkannt wurden, ſo daß der Stadt 
jährlich in Gelde . 5 Thlr. 14 Sgr. 8 Pf. 
oder in jährlicher Roggenrente mit 4 Scheff. 13,1 ME. 
zu vergüten waren. Hiernach war im Kapital zum 25⸗ 
fachen Betrage die erforderliche Ablöſungs⸗Summe . 137 „ 7 „ 6 „ 
Da indeß der Ausführungs⸗Termin, zufolge der Provo⸗ 
cation des verſtorbenen ꝛc. Quandt, ſchon mit dem Jahre 
1832 eingetreten war und die Entrichtung der Mühlen⸗ 
pacht mit dem gedachten Zeitpunkte aufgehört hatte, ſo 
kamen zu jener Ablöſungs⸗Summe noch die bis zum 
Schluſſe des Jahres 1836 zu e e 
Rentenrückſtände mitt r 


Und es betrug die ganze Abloſungs⸗ aut 20.05 164 Thlr. 29 Sgr. 10 Pf. 
welche von den Quandtſchen Erben am 29. November 1836 baar an die Kämmerei⸗ 
Kaſſe eingezahlt worden iſt. Die Beſtätigung dieſes Receſſes Seitens der General⸗ 
Commiſſion iſt unterm 1. Februar 1837 erfolgt. Bei dem Reeeſſe befindet ſich das, 
von den Quandtſchen Eheleüten unterm 31. October 1835 errichtete, wechſelſeitige 
Teſtament, worin ſie einem jeden ihrer 6 Kinder zu deſſen Ausſtattung 5000 Thlr. 
vermachen, die ihm gegeben werden ſoll, wenn es das 25. Jahr zurückgelegt hat. 
Nur der älteſte Sohn, der Candidat Wilhelm Auguſt Quandt, muß, weil ſein Unter⸗ 
halt auf Schulen und Univerſität 2500 Thlr. gekoſtet hat, dieſen Betrag ſich auf 
ſeine Ausſtattung, jedoch ohne Zinſen, in Anrechnung bringen laſſen, ſo daß dieſer 
Sohn nur 2500 Thlr. empfängt, die er überdem erſt verlangen kann, wenn er 
30 Jahre alt iſt. Dem jüngſten Sohne, Johann Gottlieb Hermann Quandt, wur⸗ 
den die Mühlengrundſtücke nebſt Inventarien, ſowie die Kirchenländereien, welche 
als Erbpachtſtücke zur Mühle gehören, ꝛc., für eine Summe von 8000 Thlr. ver⸗ 
ſchrieben; es ſoll ihm die Mühle ꝛc. übergeben werden, wenn er großjährig gewor⸗ 
den iſt; ſein Ausſtattungs⸗Kapital der 5000 Thlr. wird ihm angerechnet, er zahlt 
ſeiner Mutter oder ſeinen Geſchwiſtern 1000 Thlr., er verzinſet jedoch ſämmtliche 
3000 Thlr. mit 5 Procent an ſeine Mutter auf deren Lebenszeit, und nach ihrem 
Tode ſind ihm davon 2000 Thlr., ohne Anrechnung auf ſein Erbtheil, überlaſſen. 


Durch zwei Receſſe vom 27. Auguſt 1853 und 3. Mai 1854, beſtätigt den 
8. September 1853 und den 19. Juni 1854, ſind ſämmtliche, zu Gunſten der 
Stadtgemeinde Stargard auf der Dorfſchaft Pützerlin haftende Reallaſten durch 
Rentenbriefs⸗Kapital abgelöſt worden. Es erhellet aus dieſen Receſſen, daß in der 
Epoche 1853 — 1854 an verpflichteten Grundſtücken vorhanden waren, außer der 
Kirche wegen der ihr gehörigen Ländereien: 21 Vollbauerhöfe, 5 Halbbauerhöfe, 
2 Viertelbauerhöfe, 4 Koſſatenhöfe, 6 Freiſchulzenguts⸗Parcelen, incl. der Schmiede, 
1 Bauerhofs⸗Parcele, 9 Koſſatenhofs⸗Parcelen, dieſe Parcelen ſämmtlich zu Büdne⸗ 
reien abgezweigt, 6 alte Büdnerſtellen, 2 Dorfſtraßen⸗Parcelen, zuſammen 57 Be⸗ 
ſitzungen, deren volle Rente Thlr. 750. 4. 3 Pf. betrug, welche mit einem Kapital 
von Thlr. 14.972. 6 Sgr. in Rentenbriefen zu Gunſten der Stadtgemeinde abge⸗ 
loſt worden, von welchem Kapitale jedoch 80 Thlr. den Beſitzer des Freiſchulzen⸗ 
Guts zu Gute kommen. 
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Innerhalb des 10jährigen Zeitraums, welcher vom Abſchluß der erwähnten 
Receſſe bis zur Ausführung des Geſetzes vom 21. Mai 1861, betreffend die Rege⸗ 
lung der Grundſteüer, verfloſſen iſt, ſind in der Feldmark Pützerlin nicht unweſent⸗ 
liche Veränderungen vorgekommen; denn nach den Grundſteüer⸗Regiſtern für den 
1. Januar 1865 ſind in der Feldmark 80 Beſitzer mit 595 Beſitzſtücken angeſeſſen, 
woraus erhellet, daß ſeit 1854 eine weitere Zerſtückelung der Liegenſchaften Statt 
gefunden hat, die ſich auf 23 Parcelen⸗Beſitzer erſtreckt. 

Die Regiſter weiſen folgende Flächen nach: Ackerland 3215,67 Mg., Gärten 
4,98 Mg., Wieſen 564,95 Mg., Weiden 237,76 Mg., Holzung 776,91 Mg., Waſſer⸗ 
ſtücke 5,54 Mg; an ſteüerbaren Grundſtücken überhaupt 4548,23 Mg., an ſteüer⸗ 
freien 257,58 Mg, zuſammen 4805,81 Mg. Dazu kommen noch wegen ihrer Be⸗ 
nutzung zu öffentlichen Zwecken ertragloſe Grundſtücke, und zwar an Landſtraßen, 
Wegen ꝛc. 192,59 Mg. und an Flüſſen, Bächen ꝛc. 71,81, endlich an Hofraümen, 
Gebaüdeflächen und kleinen Hausgärten 45,45 Mg., jo daß die Größe der Pützer⸗ 
liner Feldmark nach den, für die Regelung der Grundſteüer in den Jahren 1862 
bis 1864 vorgenommenen Ermittelungen 5115,66 Mg. 
beträgt, was von dem Vermeſſungs⸗Ergebniß, auf das die Gemeinheits- Theilung 
gegründet iſt, um 95 ½ Mg. abweicht. 

Pützerlin gehört zu den unergiebigeren Feldmarken des Saziger Kreiſes. Der 
Ertrag pro Morgen im Durchſchnitt aller Kulturarten bleibt um 6 Sgr. hinter 
dem Durchſchnitts⸗Ertrage des Kreiſes zurück. Er beträgt beim Ackerlande 19 Sgr., 
d. i.: 8 Sgr. weniger, als die mittlere Zahl; bei den Gärten 60, bei den Wieſen 
27 Sgr., hier 2 Sgr. mehr; bei den Weiden 8 Sgr., bei der Holzung im Elsbruch 
beſtehend 2 Sgr., bei den Waſſerſtücken 3 Sgr., die ſteüerpflichtigen Liegenſchaften 
überhaupt 17 Sgr., die ſteüerfreien 20 Sgr. 

Beſteüert ſind die ſteüerpflichtigen Aegenſchaften mit Thlr. 244. 14. 1 Pf., 
der Morgen Landes alſo mit 1 Sgr. 7 Pf.; der Gebaüdeſteüer, zum Betrage von 
Thlr. 58. 19 Sgr., ſind 96 Wohnhaüſer und 5 gewerbliche Gebaüde unterworfen; 
jedes dieſer 101 Gebaüde zahlt mithin im Durchſchnitt 17 Sgr. 4,9 Pf. Frei von 
der Gebaüdeſteüer ſind 99 Gebaüde. 

Nach der ſtatiſtiſchen Aufnahme vom 3. December 1864 enthielt — 

Einw. Geb. Wohnh. 
Das Dorf Pützerlin een? 92 
Das Quandtſche Mühlengrundſtück or ; inn 8 3 
Das RackowſcheEtabliſſement an derpriemhaüſer Grenze 4 
Summa. 594 197 96 

Unter den Einwohnern befand ſich 1 katholiſcher Mann, der mit einer Evan⸗ 
geliſchen in der Ehe lebte, woraus eine Tochter entſprungen war, die nach evan⸗ 
geliſchem Ritus getauft war. Von den Gebaüden ſind 3 öffentliche, — Kirche, 
Schul⸗, Gemeindehaus, unter den 194 Privatgebaüden befinden ſich 5 Fabrik⸗ 
gebaüde der Mühle und 93 Wirthſchaftsgebaüde. Viehſtand: 100 Pferde, darunter 
1 Zuchthengſt und 12 zur Aufzucht beſtimmte Stuten, 38 Fohlen, 49 Arbeitspferde. 
Auf der Mühle wurde ein Eſel gehalten. Rindvieh 246 Haupt, darunter 3 Bullen, 
180 Kühe, 63 Jungvieh; 985 Schafe, meiſt vom einheimiſchen Schlage, 261 Stück 
Borſtenvieh, 45 Ziegen, 65 Bienenſtöcke. 

Sarow, Kirchdorf, ¼ Mle. von Stargard gegen Nordweſten, am linken 


Ufer der Ihna, — zuerſt genannt in der Urkunde von 1248, — beſtand im Jahre 
1834, als die Gemeinheits⸗Theilung vorgenommen wurde, aus 20 Vollbauern und 
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1 Halbbauer, denen ihre Höfe ſeit 1805 zu Erbpachtrechten verliehen waren, 2 Eigen⸗ 
thums⸗Bauerhöfen, 1 Kirchenbauerhof, welcher nach dem Edicte vom 14. Sept. 1811 
bereits regulirt war, 2 Halbbauerhöfen, die bereits eigenthümlich beſeſſen wurden, 
9 Koſſatenhöfen, welche dem vorhergenannten Edicte noch unterworfen waren, 8 
Büdnerſtellen, 1 Schmiede, den zur Pfarre und dem Prediger⸗Wittwenhauſe gehö⸗ 
rigen Ländereien, der Kirche, Filial der Seefelder Mutter, mit ihren Landungen, 
der Schule, den Schulzenamts⸗Grundſtücken, einer zur Lübower Waſſermühle gehö⸗ 
rigen Wieſe, und einem gemeinſchaftlichen Hirtenhauſe. Der Kirchenbauerhof iſt 
Eigenthum der Kirchen zu Sarow und Seefeld. Was die 2 Voll⸗ und 2 Halb⸗ 
bauerhöfe betrifft, welche bei Einleitung der Gemeinheits⸗Theilung und Regelung 
der gutsherrlichen und baüerlichen Verhältniſſe bereits volles unbeſchränktes Eigen⸗ 
thum ihrer Inhaber, und daher dem Verfahren der Regulirung nicht unterworfen 
waren, ſo gehörten dieſelben in Vorjahrhunderten einer Familie, Namens Wargin, 
die gewiſſe Hebungen aus dieſen 4 Höfen zu frommen Zwecken geſtiftet hatte. 
Philipp Wargin verkaufte dieſe Hebungen im Jahre 1565 an die St. Marien⸗Stifts⸗ 
Kirche und das fürſtl. Pädagogium zu Alten⸗Stettin für 350 Fl. Pommerſcher 
Währung, indem er mit dieſem Verkaufe, ganz im Sinne ſeiner Vorfahren zu han⸗ 
deln um ſo mehr glaubte, als er das Kaufpretium zur Fortſetzung ſeiner gelehrten 
Studien gebrauchte. Das Marien-Stift vertauſchte jene Gerechtigkeiten in Sarow 
im Jahre 1655 gegen andere Gerechtſame, welche der Kurbrandenburgiſche Amts⸗ 
rath Moritz Neübauer zu Schmellentin und Schüne, im Randow⸗Lande, beſaß. Wie: 
derum ein Jahrhundert ſpäter, nämlich 1752, ſieht man die 4 Sarower Höfe im 
Beſitz der Stargarder Bürgerfamilie Loeper, die in ſpäteren Jahren nobilitirt 
worden iſt. Wann die 4 Höfe freies Eigenthum ihrer Beſitzer geworden find, ift 
z. Z. nicht bekannt. Die Feldmark Sarow war mit Aufhütungs⸗ Berechtigungen 
der Erbpachtvorwerke zu Bruchhauſen und Seefeld belaſtet, wurde aber von dieſer 
Belaſtung durch den Receß vom 24. Januar 1825 befreit. Die Karte, welche damals 
von dem Lieutenant Schmidt aufgenommen wurde, hat auch, ſammt den Vermeſ⸗ 
ſungs⸗ und Bonitirungs⸗Regiſtern, bei der Gemeinheits⸗Theilung im Jahre 1829 
zum Grunde gelegen. Dieſer Vermeſſung zufolge enthält — 
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Die ganze Feld⸗ 


mort den abi 11. 15519. 161072. 9524. 124.2407. 5 44. 780146. 2301075. 16899. 17303902. 82 
Dav. h. erhalten: 
DieSaromerKir: 

che, Mleinbeiig] 1. 6(— = —— — 6. 14 2. 1290 7. 126. — — 17. 95 


D. Kirchenbauer⸗ 
hof von Sarow 


und Seefeld .. — 73. — 65ſ— 97 1. 430 87. 79. — 3. 9] 36. 70)— — 129. 76 
Die Pfarre zu 
Seefeld .. — —— —f— —— 154. 26. 415. 1 43.139— — 209. 3 
Die Prediger⸗ 
Wittwen⸗Stelle — 15— 55 2. 48— —| — ( —— — 2. 63I— 37] 5. 38 
Die Schule. — 10— 46 —-— — 3. 54/— —|2. 800 — —— —] 6. 10 


D. 20 Vollbauern 

u. 1 Halbbauer| 7. 148011. 168030, 9420. 2811874. 157035. 12585. 95 657. 6014. 1022738. 77 
Der Ausbau 

Tewshof . . . — 82ʃ— 821] 2. 38— 1661 84. 580 7. 1 


4l— 1561 42. 791 2. 251 141.26 
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Der Bauer Chriſtian Friedrich Tems hat ſich auf dem, ihm bei der Separa⸗ 
tion zu Theil gewordenen, Ackerplan angebaut, deſſen Fläche übrigens mit unter 
dem der 20 Vollbauern ꝛc. enthalten iſt. Seine alte Hofſtelle im Dorfe nebſt 
Garten und 4 Wurthen verkaufte er 1835 für 600 Thlr. Te ms hof it ein Ausbau, 
eine ſtarke Viertelmeile vom Dorfe Sarow entfernt gegen Nordweſten an der Gränze 
der Feldmark mit Bruchhauſen. Die Felder dieſer Dorfſchaſt bilden überhaupt auf 
der nördlichen Seite die Gränze von Sarow, das gegen Oſten durch den Lauf 
der Ihna von Lübow und Roggow geſchieden wird. Gegen Südoſten ſtößt Sarow 
an die Stadtgemarkung von Stargard, gegen Südweſten und Weſten an Seefeld. 

Die Gemeinheits⸗Theilung iſt durch den, unterm 30. Dezember 1834 beſtä⸗ 
tigten Receß zum Abſchluß gekommen. Aus dieſem Receß erfährt man, daß der 
Beſitzer der Lübower Waſſermühle die auf Sarower Fundo erbaute Windmühle 
wieder abgebrochen hat. Er gab für den Platz der Sarowſchen Hütung, auf dem 
die Mühle ſtand, einen jährlichen Canon von 20 Sgr. an die Gemeinde Sarow, 
die den Lübower Müller in dem Separations⸗Receß von der fernern Einzahlung 
des Canons entbanden, während er ſich aller Anſprüche an den Mühlenplatz begab. 
Dagegen iſt er im Beſitz der Wieſe geblieben. 

Gleichzeitig mit dem Separations⸗Verfahren wurden die gutsherrlichen und 
baüerlichen Verhältniſſe zwiſchen der Gutsherrſchaft und den 20 Vollbauern und 
dem Halbbauer regulirt Der betreffende Receß iſt unterm 31. Dezember 1834 
und durch Nachtrag vom 1. Auguſt 1835 beſtätigt. An der Grundherrſchaft über 
Sarom waren betheiligt: 1) die Stargardſche Kämmerei, 2) das Rathsgeiſtliche Lehn 
daſelbſt, die Hospitäler St. Jürgen und Elend zu Stargard, 3) die Sarowſche 
Kirche, 4) die Pfarre und 5) der Dorfſchulze. 

Für die Eigenthums⸗Verleihung ihrer Höfe, welche ebenfalls bereits 1805 
zur Ausführung gekommen iſt, haben 29 Vollbauern ein jeder die Zahlung eines 
Abfindungs⸗Kapitals von 200 Thlr., eines von 300 Thlr., der Halbbauer aber 
von 100 Thlr. ſtipulirt; und die bei den Höfen befindliche herrſchaftliche Hofwehr 
iſt den Wirthen gegen baare Zahlung überlaſſen worden. Hiernach haben die Erb⸗ 
ſtandsgelder 4300 Thlr., die Hofwehrgelder Thlr. 969. 26. 3 Pf., zuſammen Thlr. 
5269. 26. 3 Pf. betragen. Außer der Zahlung dieſer Hofwehr- und Abfindungs⸗ 
Kapitalien übernahmen die 20 Vollbauern und der Halbbauer noch folgende Ab- 
gaben jährlich an die Gutsherrſchaft und an Stiftungen zu entrichten: 


f * Gr & Sch. Mtz. 
1) An die Kämmerei: Fleiſchzehent, Dienſtgeld, 
für abgelöſte Burgfuhren und ein Rauch⸗ 


huhn, auch Pachtkorn . . . 257. 20. — 9. 6 
2) „ das Rathsgeiſtliche Lehn, Pachtkorn von 

16 Bauerhö fen — — — 107. 15 
3) „ das Hospital St. Jürgen, Zehnten, Rauch⸗ 

huhn, Pachtkorn von 5 Höfen. 1. 22. 26. 


6 2 
4) „ das Hospital Elend, desgleichen, von 1 
M. 
5) „die Saropſche Kirche, Zehnten. . 2. 7. 6 42 
6) „ die Saropſche Pfarrſtelle, ebenfalls Zehnten 1. 20. — 2 
7) „ den Dorfſchulzen zu Sarow, desgleichen 
und Pachtkorn r r 


5 . 27. 6 Ai Te 
Summa .. . Mbamal == 158. 13 
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Jeder der 20 Vollbauer mußte die Verpflichtung übernehmen, 2 Klafter Depu⸗ 
tatholz aus der Stargardſchen Kämmerei⸗Forſt nach Stargard ohne Entgeld zu 
fahren; der Halbbauer nur die Hälfte, nämlich 1 Klafter. Dieſe Verbindlichkeit 
war eine ſich jedes Jahr wiederholende. Die auf den Höfen haftenden öffent⸗ 
lichen Abgaben an den Senat und die geiſtlichen Inſtitute blieben denſelben 
im vollen Umfange. Die landesherrliche Grundſteüer an Contribution und 
Cavaleriegeld betrug von jedem Vollbauer für ¼ Hufen Thlr. 11. 24. 
6⅝ Pf., vom Halbbauer für ¼0 Hufen Thlr. 5. 27. 3% Pf. Die Abgaben an 
die Geiſtlichkeit blieben die matrifel- oder obſervanzmäßigen. Der Receß gibt ſie 
im Einzelnen nicht an. Auch Hinſichts der Communal⸗Laſten ſowol als auch der⸗ 
jenigen, welche in Rückſicht des aus dem Kirchen- und Schulverband geleiſtet wer⸗ 
den müſſen blieb es beim Alten. 

Die 9 Koſſaten zu Sarow ſind durch den, am 28. März 1835 beſtätigten 
Receß regulirt worden. Bei der Separation war ihnen ein Areal von 83 Mg. 
116 Ruth. überwieſen worden, nämlich 22 Mg. 62 Wurthacker, 1. 122 Gartenland, 
3. 38 Wieſen, 51. 162 Weiden, O0. 104 Hofſtellen, 3. 28 an Wegen, Unland ꝛc. 
Bei Anlegung des Hypothekenbuchs vom herrſchaftl Gute zu Sarow, um die Mitte 
des 17. Jahrhunderts, worin dieſe Koſſatenſtellen zum Theil wüſte, zum Theil aber 
den Bauerhöfen zur Benutzung und gegen Entrichtung beſonderer Abgaben beige⸗ 
legt, im Lauf der Zeit aber ſind ſelbige mit beſonderen Wirthen beſetzt worden, ſo 
daß bei Erſcheinung des Edicts vom 14. Sept. 1811 ſämmtliche Stellen mit Wirthen 
beſetzt. Auf Grund dieſes Edicts und deſſen Deklaration vom 29. Mai 1816 iſt 
zwiſchen der Stadt Stargard, als Gutsherrſchaft, einer Seits und den Beſitzern 
gedachter Koſſatenſtellen, unter dem oben angeführten Beſtätigungs⸗Dato, der Regu⸗ 
lirungs⸗Receß abgeſchloſſen worden, in Folge deſſen die Verpflichteten eine jährliche 
Rente von Thlr. 24. 9. 6 Pf., ſtatt des bisherigen Fleiſchzehnts, Dienſtgeldes und 
Rauchhuhngeldes an die Kämmerei zu entrichten hatten. Die landes herrliche Grund⸗ 
ſteüer der Koſſaten betrug für 5¼50 Hufen Thlr. 10. 17. 8 ¼ Pf., die ihnen zur 
Laſt blieb, eben ſo die Abgaben an den Pfarrer und den Küſter, die in dieſem 
Receß ſpeciell aufgeführt ſind, nämlich an die Pfarre: 3 Thlr. an Speiſegeld, 
14 Sgr. an Wurſtgeld und alle 2 Jahre 5¼ Gans; an die Küſterei: 1 Thlr. 
15 Sgr. an Speiſegeld, und 6 Sgr. 10%½ Pf. Wurſtgeld. Das Jahropfer und 
andere zufällige Gefälle und geiſtl. Gebühren blieben wie bisher. 2 Koſſaten hatten 
bisher das erforderliche Holz zur Unterhaltung ihrer Gebaüde unentgeldlich erhal⸗ 
ten, und da ſie verpflichtet waren, den Werth dieſes Holzes, welches ſie ſeit Erſchei⸗ 
nung des Edicts vom 14. Sept. 1811 empfangen, mit / zu erſtatten, fo verei⸗ 
nigte man ſich dahin, daß die beiden Koſſaten Thlr. 146. 25 Sgr. zur Kämmerei⸗ 
Kaſſe als eine Entſchädigung ein für alle Mal gezahlt haben. 

Alle im Vorſtehenden nachgewieſenen Regulirungs⸗Renten ſind, in Folge 
des Geſetzes vom 2. Mai 1850, die Ablöfung der Reallaſten betreffend, durch Über⸗ 
nahme von Rentenbriefs⸗Kapitalien Seitens der Verpflichteten abgelöſt worden, wie folgt: 


Verpflichtete. | 9 2 Berechtigte. | Receß. 


a) 8 Koſſatenhöfe, . Koffatenhof, | 
Büdnerſtelle, 1 Fan e 511. 8. 10% Stadtgemeinde .. . zv. 3. Febr. 1854 
Durch Baarzahlung 2. 19. 6 
b) 12 Bauerh., 1), Bauerh., 2 Büdnerſt. 2177. 23. 4 Raths geiſtliche Lehn desgl. 
e) 4 Bauerhöfe, , Bauerhof ... 900. 20. — Hospital St.Sürgen desgl. 
Dorne — .- .. 306. 20. — Hospital Elend. desgl. 


Zu übertragen 3893. 3. 82, 
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zerpflf Kapital. Bershtt s 
Be . Ir & Berechtigte. Receß. 
übertrag 3893. 3. 82, 
ehe erhöfe 120, — — Schulzenamt Sarowlv. 3. Febr. 1854. 


Parcel. von 1 Bauerhof, 4 Büduereien 7690. 11. 1½ Stadtgemeinde .. p. 29. Nov. 1854. 


Lübower Mühlee 50. — — Stadtgemeinde desgl. 
Durch Barzahlung . . — 28. 6 
Sunn 2. 11.780. 10. 4 incl. Thlr. 3. 17 Sgr. Baarzahlung. 


Die 5 erſten Receſſe ſind unterm 4. März 1854, die 2 letzten unterm 19. Februar 
1855 beſtätigt worden. 


Bereits im Jahre 1803 gab der Magiſtrat einen Bauerhof in Sarow, der 
durch den Tod ſeines bisherigen Kulturwirths, Namens Lüder, erledigt war, in 
Erbpacht aus. Zu dem Ende wurde ein Termin zum Angebot des Erbſtandsgel⸗ 
des ꝛc. angeſetzt, in welchem das erſte Gebot 150 Thlr., das letzte 1100 Thlr. be⸗ 
trug. Mit dem Oconomen Gottfried Korth, als Meiſtbietenden, wurde unterm 
15. Juli 1803 der Erbpacht⸗Contrakt abgeſchloſſen. Zum Hofe, deſſen Baulich⸗ 
keiten aus Wohnhaus, Scheüne, Stall, Brunnen und Bewährungen beſtanden, ge⸗ 
hörten 2 Hakenhufen nebſt Wieſen und Beiländern und an Hofwehr 10 Scheffel 
Roggen, 3 ½ Scheffel Gerſte. An jährlicher unveränderlicher Erbpacht waren zu 
leiſten: 8 Thlr. 22 Gr. Dienſtgeld, Fleiſchzehent und Rauchhuhngeld an die Käm⸗ 
merei: 3 Scheff. 12½ Mtz. Roggen in Natura an das Rathsgeiſtliche Lehn und 
ebenſo viel Körner an das Hospital St. Jürgen. Außerdem mußte der Erbpächter 
der Kämmerei jährlich eine Burgfuhre leiſten, einen Faden Deputatholz und zwei 
Stücken Brückenholz unentgeldlich anfahren; alle landesherrlichen Abgaben und die Vor⸗ 
ſpann⸗, Marſch⸗ und Kriegsfuhren übernehmen, jo wie die Abgaben an die geiſtlichen 
Inſtitute und ſämmtliche Communal-Laften; endlich wurde ihm die Verpflichtung aufer⸗ 
legt, in der Lübowſchen Mühle und im Saropſchen Kruge ein Zwangsgaſt zu ſein. 
Die Gebaüde, welche er aus eigenen Mitteln in baulichen Würden erhalten mußte, 
hatte er mit wenigſteus 500 Thlr. gegen Feüersgefahr zu verſichern. Im Fall 
eines Verkaufs der erblichen Nutzung des Hofes mußte das Vorkaufsrecht der Käm⸗ 
merei vorbehalten, 2 Procent des Kaufgeldes als Conſens⸗Gebühren bezahlt werden. 
Eine Schlußbeſtimmung des Contrakts lautete jo: — „Ob nun gleich 8. 3 feſtge⸗ 
ſetzet iſt, daß die jährliche Erbpacht und Leiſtungen unverändert bleiben, ſo leidet 
dies doch alsdann eine Ausnahme, wenn ein unvermeidlicher Zufall den Erbpäch⸗ 
ter ohne ſein Verſchulden ganz außer Stande ſetzet, die Benutzung des Grundſtücks 
auszuüben, alsdann ihm auf dieſe Zeit die Abgaben erlaſſen werden.“ — Dieſe 
humane Stipulation, welche in derartigen Verträgen zu den aüßerſten Seltenheiten 
gehört, gereicht den damaligen Mitgliedern des Magiſtrats von Stargard zur großen 
Ehre; unterzeichnet iſt der Contrakt von: Dieckhoff, Haaſe, C. F. Loeper, Heide⸗ 
mann, Linde, Sydow, Wegner. — Laut Hypothekenſcheins vom 2. Auguſt 1831 
war dieſer Erbpachthof zwei Jahre nach Abſchluß des oben erwähnten Contrakts im 
Beſitz des Johann Friedrich Streich. Derſelbe verkaufte den Hof mittelſt Vertrages 
vom 13. April 1805 für die Summe von 2000 Thlr. an den Müller Samuel 
Friedrich Berg und deſſen Ehefrau Maria Benigna, geb. Schulz, für welch' beide 
der Beſitztitel vi deer. vom 17. Mai 1811 berichtigt wurde. Zur Zeit der Gemein⸗ 
heits⸗Theilung von Sarow und der Regulirung der gutsherrlichen und baüerlichen 
Verhältniſſe daſelbſt, 1834, befand ſich der Hof im Beſitz des David Vollert. Der 
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Hof, dem bei der Separation eine Fläche von 133 Mg. 42 Ruth. überwieſen wor⸗ 
den war, hatte nach der Taxe einen Werth von Thlr. 1592. 10. 10 Pf. Damals 
war die Leiſtung an das Nathsgeiſtliche Lehn, die im Contrakte von Anno 1803 
ſtand, im Hypothekenbuche gelöſcht; die übrigen Präſtationen des urſprünglichen 
Erbpachtvertrages beſtanden fort. 


Zufolge der Grund⸗ und Gebaüdeſteüer⸗Veranlagungs⸗Regiſter vom 1. Januar 
1865 enthält die Feldmark Sarow — an Ackerland 2783,94 Mg., an Gartenland 
Nichts, an Wieſen 456,52 Mg., an Weiden 267,90 Mg., an Holzungen 287,54 Mg. 
an ſteüerpflichtigen Grundſtücken überhaupt 3563,63 Mg., an ſteüerfreien 232,27 Mg., 
zuſammen 3795,90 Mg. Dazu kommen an Grundſtücken, die wegen ihrer Benutzung 
zu öffentlichen Zwecken ertraglos find: Wege ꝛc. 109,45 Mg.; Bäche, Flüſſe ꝛc. 
31,59 Mg., und endlich an Hof- und Bauſtellen nebſt kleinen Hausgärten 32,77 Mg.; 
demnach Geſammt⸗Flächeninhalt der Feldmark Sarow . . .. 3969,71 Mg. 
was von der, bei der Gemeinheits⸗Theilung 1829 zum Grunde gelegten Zahl 
um + 67,26 Mg. abweicht, — muthmaßlicher Weiſe eine Berichtigung der Schmidt⸗ 
ſchen Vermeſſung. 

Hinſichts der Ertragsfähigkeit ſteht die Sarower Feldmark um ein kleines 
Quantum unter dem mittlern Niveau aller Feldmarken des Saziger Kreiſes, welches 
23 Sgr. pro Mg. beträgt, während der Ertrag für Sarow bei allen nutzbaren 
Grundſtücken nur 20 Sgr., und mit Einſchluß der ertragloſen Flächen nur 19 Sgr. 
pro Mg. ausmacht. Inſonderheit iſt der Ertrag des Ackers 23, der Wieſen 24, 
der Hütungen 5, der Holzungen 3, der ſteüerpflichtigen Grundſtücke zuſammen 20, 
der ſteüerfreien 31 Sgr. pro Morgen. 

Seit der Zeit der Regelung und Auseinanderſetzung mit der Gutsherrſchaft 
haben weitere Zerſchlagungen der Bauerhöfe ꝛc., bezw. Abzweigungen von denſelben 
Statt gefunden; denn Sarow hatte am 1. Januar 1865 ſchon 70 Grundbeſitzer, 
die mit 339 Beſitzſtücken angeſeſſen waren. 

Zur Grundſteüer veranlagt iſt die Gemeinde mit Thlr. 224. —. 10 Pf., d. i.: 
auf den Morgen mit 1 Sgr. 11 Pf., was 3 Pf. unter dem Durchſchnittsſatze des 
Kreiſes ſteht. 

An ſteüerpflichtigen Gebaüden waren 73 Wohnhaüſer und 2 gewerbliche Ge⸗ 
baüde vorhanden, die mit Thlr. 50. 28 Sgr. zur Gebaüdeſteüer eingeſchätzt waren, 
jedes ſteüerpflichtige Gebaüde im Durchſchnitt zu 20 Sgr. 4,4 Pf. An ſteüerfreien 
Gebaüden werden 80 angegeben. 


Nach der ſtatiſtiſchen Aufnahme vom 3. Dezember 1864 enthielt: 
Einw. Geb. Wohnh. Pferde. Rind. edle Schſ. Schw. Zieg. Bienenſt. 
Das Dorf SaroW 424 144 71 
Der Halleſche ausgeb. Banerhof 8 3 1 75 174 1291 128 32 14 
Das Schönebergſche Etabliſſen. 8 2 1 incl. 1 
Im Ganzen. . . 440 149 73 Zuchthgſt. 


Unter den Einwohnern befanden ſich 5 Perſonen moſalſchen Glaubens. Im 
Armenhauſe lebten 2 Männer und 1 Frau. Von den Gebaüden ſind 4 öffentliche, — 
Kirche, Schule, Armen⸗, Gemeindehaus; von den Privatgebaüden dienen 2 zu ge⸗ 
werblichen und 70 zu wirthſchaftlichen Zwecken. 

Das Dorf Sarow wurde im Jahre 1856 von einer verheerenden Feüersbrunſt 
heimgeſucht. Die meiſten Einwohner verloren ihre ganze Habe und Gut und ſind durch 
den Wiederanfbau ihrer Wohnhaüſer und Wirthſchaftsgebaüde ſo tief in Schulden 
gerathen, daß fie neben den laufenden Staats⸗ und allen auderen Abgaben kaum 
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die Zinſen für die angeliehenen Kapitalien ſelbſt jetzt, im Jahre 1867, zu erſchwingen 
im Stande ſind. 


Nachrichten von dem vormaligen Warginſchen Lehn 
zu Sarow. 

Im Rathsarchiv befindet ſich unter dieſer Aufſchrift eine Sammlung von 
Urkunden, welche über den Beſtand dieſes Lehns, freilich nur in fragmentariſcher 
Weiſe, Auskunft geben. Es ſind folgende: — 

1. Die erſte Urkunde, ohne Datum, anſcheinend aber Ende des 17. oder An⸗ 
fang des 18. Jahrhunderts geſchrieben, gibt einen hiſtoriſchen Überblick, der, wie 
der ungenannte Mittheiler vermuthet, von des ſeel. Syndicus Corſchwandt — 
(von der Greifswalder Patricier-Familie Corſwandt, die gerade in der Perſon des 
Sohnes dieſes Syndicus nobilitirt wurde) — Hand iſt. 

Hiernach hat ſich Anno 1500 in den 40 oder 50ger Jahren zwiſchen dem 
Rath der Stadt Stargard an einem Theile, und George Wargin am andern Theile 
ein Rechtsſtreit wegen gewiſſer Hebungen im Dorfe Sarow entſponnen. Dieſer 
Streit wurde durch Erkenntniß des fürſtl. Hofgerichts zu Alten-Stettin, publ. 
Dienſtags nach Ocul. den 10. März 1556, dahin entſchieden, „daß Beklagter, der 
Rath, dieſelbigen Pächte von den nächſt verfloſſenen 5 Jahren, nämlich 1) eines 
jeden Jahres zwehne Winſpel Rocken, 2) anderthalb Winſpel Habern, 3) den ge- 
wöhnlichen Zehent, 4) das Rauchhuhn und 5) von 6 Hufen einer jeden 9 Groſchen 
wieder zu erſtatten ſchuldig ſei.“ 

Ferner erhellet aus den Mühlen-Regiſtern der fürftl. Binnen- und der Mellin⸗ 
ſchen Draußen⸗Mühle (zu Stargard) von 1625 bis 1635, daß Senatus, als dama⸗ 
liger Pächter der fürſtl. Mühlen, dieſe Korn- und anderen Pächte theils an das 
ſürſtl. Pädagogium nach Alten⸗Stettin abgegeben, zum Theil auch in Stargard an 
den ſürſtl. Zöllner auf das Kornhaus geliefert; wobei inſonderheit zu merken iſt, 
daß Sr. fürſtl. Gnaden ſelbige Pächte dem Pädagogium zu Alten-Stettin geſchenkt 
hat, die Capitularen dieſes Pädagogiums und der St. Marien - Stift3- Kirche zu 
Alten⸗Stettin auch zu verſchiedenen Malen nach dem Brande (von 1635), nament⸗ 
lich in den Jahren 1644 und 1647 die Lieferung der rückſtändigen Pächte in 
Anregung gebracht haben, „geſtalt denn Anno 1647 den 16. October die Sache 
gar zur Unterſuchung gediehen und Conference mit denen Hrn. Capitularen und 
dem Wlohledlen) Rlath), in pto. der 33 Laſt Rocken Pacht aus den Stargardſchen 
Mühlen, zu Stettin angeſtellt worden; Capitularen auch demnächſt noch ferner 
Anno 1662 ſich vermuthlich müſſen gemeldet haben, weil Senatus in einem 
ausführlichen Supplicato sub dato den 18. Februar 1662 ſolches beant⸗ 
wortet.“ 

So findet ſich danächſt, da vermuthlich wegen des geforderten Korn-Reſtes 
nichts müſſe abgegeben fein, daß Tit. Hr. Chriſtian Haberſack für ſich und aus 
Vollmacht feel. Hrn. (Commiffions?)- Raths Neübauern hinterlaſſenen Frau Wittwe 
und Erben ſich gemeldet, und sub Sign. Friedrichswald, den 7. November 1666 
eine Verordnung und reſp. Monitorium à 14 Tage an die reſtirenden Pachtleüte 
zu Sarow, die er endlich mit Namen nennt, ergehen laſſen, mit dem Vorgeben, daß 
dem feel. Hrn. C. R. Moritz Neübauer und deſſen Erben von denen H. H. Capitu la⸗ 
ren der St. Marien⸗Stifts⸗Kirche zu A. Stettin, ſelbige Retardaten bereits bei 
deſſen Leben abgetreten wären, hat aber ſolche vorgegebene Ceſſion und Abtretung 
mit nichts erwieſen, noch beſcheinigt; welcher Geſtalt nun dieſe Prätenſion der 
Pächte an Hrn. Hofrath Haberſack gekommen, muß erwartet werden. Sonſt ſcheint 

11* 


84 Der Saziger Kreis. 


es wol, daß dieſe Forderung ad Domania Regis vel Principis gehöre und demge⸗ 
mäß der gnädigſten Landes⸗Herrſchaft anheim geſtellt werden müſſe, ob und welcher 
Geſtalt ſie dieſe Donation revociren und wieder ad pios usus (wenn die St. 
Marien⸗Stifts⸗Kirche abgehet) beſtätigt wiſſen wolle, die Landungen, Pächte, 
Rauchhuhn ꝛc. aber würden wol dem Könige — (von Schweden, weil Stettin 
damals noch Schwediſch war) — anheim fallen, oder es wird mit denſelben ſo 
procediret werden müſſen, wie im Dorfe Klempin mit Zaſtrow geſchehen. 


2. Die zweite Urkunde iſt ein Kaufvertrag, geſchloſſen zwiſchen fürſtl. Com⸗ 
miſſarien und den Curatoren der St. Marien⸗Stifts⸗Kirche zu Alten⸗Stettin auf 
der einen Seite als Kaüfer und dem Philipp Wargin, Beſitzer der Pächte aus 
4 Sarower Bauerhöfen, auf der andern Seite als Verkaüfer, s. d. Alten⸗Stettin, 
Montags nach Cantate im Jahre 1565. Die fürſtl. Commiſſarien ſind: Nicolaus 
Putkamer, Hauptmann zu Belgard und Neüen⸗Stettin, zu Zetin Erbſeſſen; Anton 
v. Schwalenberg, der Rechte Doctor und der Stiftskirche zu Kamin Diaconus; 
Balthaſar v. Wolden, Doctor und Hauptmann zu Ükermünde und Müggenburg; 
und Jakob Zitzwitz zu Muterin und Vorwerk verlaſſen Erbſeſſen; — die vom 
Fürſten verordneten Curatoren und Diaconen der St. Marien ⸗Stifts Kirche zu 
Alten⸗Stettin ſind: Jochim Löwe, Ottomanus Tubbenthal und Georg Rahmel. — 
Der Verkaüfer, Philipp Wargin, nennt ſich des feel. Georg W. hinterlaſſener Sohn. 
Er erklärt: Seine Vorfahren hätten ein geiſtliches Stift errichtet und dazu im 
Dorfe Sarow, bei der Stadt Stargard belegen, etliche Korn⸗Pächte, Bede und 
andere Gerechtigkeit gelegt; er, Philipp Wargin, ſei der letzte Collator, Beſitzer und 
Inhaber dieſer Stiftung, und er habe das Eigenthum derſelben durch Urtheil und 
Recht erhalten. Da nun ſeine Vorfahren durch dieſes Geſtift zu Chriſtl. Nutz 
anzuwenden errichtet, ſo könne er nichts Beſſeres, Nützlicheres und Chriſtlicheres 
thun, als es der Stifts⸗ St. Marien⸗Kirche und dem fürſtl. Pädagogium, „darin 
Knaben und Geſellen in guten freien Künſten erzogen und erhalten werden,“ über⸗ 
laſſen. Da er auch zur Förderung und Fortſetzung ſeiner angefangenen Studien 
Geldes benöthigt ſei, ſo habe er wohlbedachten Gemüths freiwillig, doch mit Rath 
ſeiner Freündſchaft, d. h. Anverwandten, ſich entſchloſſen, beſagte Hebungen, Pächte, 
Rechte und Gerechtigkeiten den Curatoren und Diaconen der St. Marien⸗Stifts⸗ 
Kirche eigenthümlich und unwiderruflich zu cediren, abzutreten, einzuraümen und zu 
überantworten. 

Die Hebungen haften auf 4 Bauerhöfen in Sarow, deren Inhaber mit 
Namen genannt werden. Zwei Höfe find Zweihufner, davon jeder jährlich 16 Scheff. 
Roggen und 12 Scheff. Hafer gibt; die beiden anderen Höfe ſind Einhufner, deren 
jeder die Hälfte jener Kornpacht entrichtet. Alles zuſammen thut 2 Winſpel Roggen 
und 1½ Winſpel Hafer. Dazu kommen noch 9 Groſchen Bede von jedem der 
4 Höfe, der Zehent und das Rauchhuhn. Das Kaufpretium betrug 350 Fl. Pom⸗ 
merſche Währung. Es gibt einen Maßſtab zur Beurtheilung der Kornpreiſe in der 
zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts. 

Dem Kaufbrief angehängt iſt die landesherrliche Beſtätigung von Herzog 
Barnim, dem Altern. Es geht daraus hervor, daß wegen dieſes — Kaufgeſchäfts 
viele Unterhandlungen gepflogen worden ſind; denn der Herzog ſagt in der Urkunde: 
Kaüfer und Verkaüfer hätten ſich „endlich verglichen.“ 


3. In der dritten Urkunde errichten, „auf erfolgende J. K. Mayt. Ratifi⸗ 
cation mit gutem Vorbewußt und Willen des Herrn Curatoris, des hochedeln, ge⸗ 
ſtrengen und veſten Hrn. Johann Nicodemi Lillienſtrohm, J. K. Mayt. und Dero 
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Reiche Schweden wohlverordneten Secretarii Status und Präſidenten in Pommern, 
auf Eckavor und Eichſen Erbſeſſen, die Herren Capitularen der St. Marien⸗Stifts⸗ 
Kirche und der Herr Moritz Neübauer, Kurfürſtlich Brandenburgiſcher Amts-Rath, 
unterm 31. Januar 1655 einen erblichen und unwiderruflichen Permutations⸗Ver⸗ 
trag, kraft deſſen die Capitularen der gedachten Kirche die derſelben zuſtehenden 
Pächte aus den 4 Bauerhöfen zu Sarow, von denen aber zwei „anitzo wüſte“ ſind, 
in Summa betragend 1 Fl. 16 Lßl. 1 Pf. an Gelde, 2 Winſpel Roggen und 
1½ Winſpel Hafer dem ꝛc. Moritz Neübauer erblich und gänzlich cediren und 
übergeben. Dagegen cediret und übergibt ꝛc. Moritz Neübauer den Capitularen 
der St. Marien⸗Stifts⸗Kirche und deren Nachfolgern ſein Recht und Gerechtigkeit, 
betreffend die Dienſte aus einem Bauerhofe in Schmellentin, welcher aber ganz 
ruinirt und öde und wüſte liegt, ſo ihm vom Herzog Bogiſlaw, dem Letzten, mit⸗ 
telſt Documents d. d. Alten⸗Stettin, den 30. Januar 1636, um und für 600 Fl. 
erblich eingeraümt und abgetreten worden iſt. Außerdem tritt ꝛc. Neübauer noch 
10 Scheff. Roggen und 10 Scheff. Hafer Pacht aus dem Dorfe Schüne von den 
Hufen, die anitzo Jakob Wilke, Bürger und Bäcker in Stettin, unterm Pfluge hat. 
Von dieſer Korupacht gehören aber 5 Scheff. einem gewiſſen Johann Wulf, auf 
deſſen Lebenszeit, jo daß die St. Marien⸗Stifts⸗Kirche vom Jahre 1654 ab einſt⸗ 
weilen nur auf 15 Scheff. Anſpruch hat, und erſt mit dem Abſterben des ꝛc. Wulf 
in den Genuß der vollen Pacht tritt. — Vollzogen iſt der Permutations- Vertrag 
von Lillienſtrohm dem Curator, und von Chriſtian v. Lobebach und Johann 
Weißenfeld, Capitularen des St. Marien-Stifts; demnächſt vom Moritz Neübauer; 
und gegengezeichnet von Johann Dreyer. 

Die Dörfer Schmellentin und Schüne liegen im Randow⸗Lande, vergl. L. B.: 
II. Theil, Bd. II. 


4. Die vierte Urkunde iſt ein Jahrhundert ſpäter ausgefertigt. Sie führt 
die Aufſchrift: „Protocollum Commissionis habitum im Pfarrhauſe vor dem 
Piritzſchen Thor in Stargard, den 21. Juli 1752. In Praes. Dom. Commissarij 
Referend. Steobanus in Causa Seel. Cämmerer Löpers hinterlaſſene Demoiſelle 
Tochter Anna Catharina Loeperin, Extrahentin, contra den Magiſtrat zu Stargard, 
cit. wegen der Dienſte derer Bauern in Sarow jo zu dem Warginſchen Stift ehe 
dem gehbret.“ — Man erſieht aus dieſem Schriftſtück, daß die 4 Dienſtbauern 
welche der ꝛc. Neübauer im 17. Jahrhundert von der St. Marien⸗Stifts⸗Kirche zu 
Stettin durch Tauſch erwarb, nunmehr in Beſitz der Familie Loeper ſind. Wie das 
zugegangen, ob durch Erbſchaft oder durch Kauf ꝛc. iſt nicht zu erkennen. So viel 
iſt aber klar und deütlich, daß der Magiſtrat zu Stargard, Namens der Stadt⸗ 
gemeinde, als Beſitzerin des größten Theils von Sarow, das Eigenthum auch dieſer 
4 Bauern in Anſpruch genommen, und dieſerhalb gegen die Jungfrau Anna Catha⸗ 
rina Loeper, welche die Höfe von ihrem Vater, dem Stargarder Kämmerer Loeper, 
geerbt, einen langwierigen Proceß geführt hat. Um dieſem Rechtsſtreite ein Ende 
zu machen, ordnete, auf den Vorſchlag der Juſtiz-Commiſſion vom 25. Mai 1727, 
die Königl. Kriegs⸗ und Domainen- Kammer von Pommern den Referendarius 
C. Steobanus, als Deputirten nach Stargard ab, um den Verſuch zu machen, 
zwiſchen den ſtreitenden Parteien einen Vergleich zu Stande zu bringen. In dem 
oben angeführten Termine erſchien Jungfrau Loeper, im Beiſtande des geheimen 
Tribunal⸗Raths Loeper, ihres nahen Verwandten, während der Magiſtrat durch 
den Landrath Marquardt und den Bürgermeiſter Dieckhoff, vertreten war. Das 
Protokoll beſagt, daß die Kämmerei von den mehr genannten Höfen in Sarop ſeit 
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dem Jahre 1704 400 Fl. gehoben habe „per judicata aber feſtſtehet, daß die per- 
cepta reſtituirt werden ſollen;“ ferner, daß von den 4 Höfen nur einer beſetzt, die 
anderen aber wüſte waren, demnach würden die zur Bebauung der wüſten Höfe 
erforderlichen Koſten noch in Anrechnung zu bringen ſein. Die Deputirten der 
Stadt gaben die Erklärung ab: „daß Magistratus Collegium zwar vermeinet, daß 
die Jungfrau Loeperin ſich damit begnügen würde, wenn ratione futuri die Korn⸗ 
pächte und andern Prestationes aus der Cämmerei jährlich entrichtet würden. Als 
aber der Herr geheime Rath Loeper ſolchen Vorſchlag nicht acceptiren wollen: So 
haben Deputati ſolchen, nach reiflich erwogenen Umbſtänden und der ietzigen Situa- 
tion der Sachen nach denen judicatis zufolge, welchen die Jungfer Loeperin eine 
Rechnung ratione perceptorum über 400 Fl. machen, auch die Erſtattung der zum 
Theil vorbehaltenen Unkoſten, alß welche nach der den 13. May 1749 fol. actor. 
Regim. 2. auf 73 Thlr. designiret, ohne die nachhero ſowohl in erſtere, als Appel⸗ 
lations⸗ und Reviſions⸗Inſtanzien angewachßen, und alſo ein gar Beträchtliches 
außmachen werden, der Cämmerey, umb aus dieſem Geldfreßenden Prozeß einmahl 
zu kommen, bis auf Approbation der Königl. Kriegs- und Domainen⸗ Kammer, 
zwar in ſoweit acceptiret, jedoch dabey bedungen, daß die Hoffwehre und der 
Bauer alß Unterthan mit denen Seinigen der Kämmerey retradiret werden möchte. 
Alß aber der Herr Geheime Rath die bey vorgedachter Juſtiz Commiſſion noch der 
Jungfer Loeperin reſervirte 100 Thlr. auch ſchwinden zu laſſen, ſich erklähret: So 
haben Deputati ſich auch dagegen des Unterthanen mit denen Seinigen, ingleichen 
der todten und lebendigen Hoffwehr und der Einſaat begeben, alſo und dergeſtalt, 
daß weder die Jungfer Loeperin an die Cämmerey fernerhin ex ullo capite, noch 
dieſe an jene einige Prätenſion ex ullo praetextu machen könne, ſolle und wolle. 
Und weil übrigens der punctus jurisdictionis noch ad separatum verwieſen: So 
hat man in egard daß dießerwegen ſchon in dreyen Inſtantzien der Cämmerey zu⸗ 
wider erkant, und bereits viele Unkoſten causiret, deswegen dahin ſich vereiniget, 
daß die Jungfer Loeperin die Zaun-Gerechtigkeit ſowohl des ietzo bebauten alß künf⸗ 
tig zu bebauenden Höfe, Magistratus und Cämmerey aber die Straßengerechtigkeit 
ungekränket behalten, übrigens aber der wohnende Bauer ſowohl, alß wenn künfftig 
die wüſten bebauet werden folten, die Paſſ⸗ und Krieges⸗Fuhren ꝛc. Nachtbahrlich ver- 
richten und die Contribution und andern auf denen Hufen haftende Onera pu- 
blica träget. 

Genehmigt wurde dieſer Vergleich von Seiten der Königl. Preüß. Pommer⸗ 
ſchen Kriegs- und Domainen⸗Kammer mittelſt Verfügung Signatum Stettin den 
16. September 1752. 


Seefeld, Pfarrkirchdorf, / Min. von Stargard gegen Nordweſten, 
½ Mle. von der Nordſpitze der Maduje gegen Nordoſten, unfern der Oſtpom⸗ 
merſchen Eiſenbahn, welche den ſüdlichen Theil der Feldmark durchſchneidet, zuerſt 
genannt Seuelde, in der Urkunde von 1248, — beſtand im Jahre 1642 zufolge 
der, von Chriſtoph v. Wedel und Matz Borke, auf Vetterhagen und Panſin Erb⸗ 
ſeſſen, den, von der Krone Schweden und deren General-Gouverneur zu Alten⸗ 
Stettin mit Regelung des Schuldenweſens der Stadt Stargard betrauten Com⸗ 
miſſarien, aufgenommenen Werth⸗Taxe, aus einem Vorwerke, 11 Bauern und 
13 Koſſaten, letztere incl. des Schmidts. Zum Vorwerke gehörten 22 Hufen. Sie 
hatten in allen drei Feldern 317½ Mg. gutes Mittelland und 32 Mg. ſchlechtes 
Land. 9 von den Hufen waren ritterfrei; die übrigen 13 gaben 3 Fl. 18 Gr. an 
Gelde, 4 Winſp. 21 Scheff. Roggen, 3 Winſp. 6 Scheff. Hafer ans geiſtliche Lehn, 
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an die Hospitäler zum heiligen Geiſt, Elend und St. Jürgen, und von jeder Hufe 
1 Scheff. Meßkorn und dem Küſter 16 Eßl. Das Vorwerk konnte in jedem Morgen 
Land 2% Scheff. Roggen, 2½ Scheff. Gerſte, 2 Scheff. Hafer, 1 Scheff. Buchweizen 
ausſäen und ein Jahr ins andere gerechnet wurde das 4te Korn gewonnen. Die 
Heüwerbung gab 192 Fuder, mit Einſchluß des Heüs, welches auf den Sarowſchen 
Wieſen geworben, und nach Seefeld gefahren wurde. Der Viehſtand des Vorwerks 
iſt nicht angegeben. Unter den 11 Bauern befanden ſich 4 Dreihüfner, die übrigen 
7 waren Zweihüfner. Auf vielen Höfen fehlte es au Wirthſchaftsgebaüden. Wilde 
Horden kaiſerlichen und ſchwediſchen Kriegsvolks hatten fie zerftört. Allen Höfen 
fehlte es an Hofwehr. Auch von den 13 Koſſatenſtelleu waren die meiſten wüſt 
und verlaſſen, ihre Inhaber davon gegangen. Von den Bauern, um ihre Söhne 
befragt, gaben mehrere zur Antwort: Sie wüßten nicht, wo ſie geblieben, ob ſie 
lebendig oder todt ſeien. Andere ſagten: Ihre Jungens ſeien unter die Soldaten 
gegangen, bald zum Kriegsvolk des Kaiſers, bald zu den Schweden. Nach einer 
gründlichen und ausführlichen Berückſichtigung aller Umſtände kommen die oben ge⸗ 
nannten Commiſſarien zu dem Ergebniß, daß Seefeld, wenn das Gut wieder voll- 
kommen im wirthſchaftlichen Stande ſein werde, einen Werth habe von 22.150 Fl. 
Salvo Errore caleulj, fügen ſie hinzu. 


Die Dorfſchaft Seefeld beſtand im Jahre 1824, als die Regelung der guts⸗ 
herrlichen und baüerlichen Verhältniſſe und die Gemeinheits⸗Theilung eingeleitet 
wurde, aus einem Erbpachtgute, 17 Bauerhöfen, davon 3 Dreihüfner, 4 Drittehalb⸗ 
und 10 Zweihüfner waren, ferner aus der Kirche und der Pfarre, zu denen beiden 
Grundſtücke gehören, nebſt der Schule, demnächſt aus 14 Koſſaten, 1 Krug. 1 Schmiede, 
und 2 auf der Feldmark an der Stargarder Gränze und jetzt an der Eiſenbahn be- 
legenen Ziegeleien. — Seefeld liegt am weſtlichen Rande des Saziger Kreiſes und 
ſtößt mit dem Kreiſe Greifenhagen und deſſen Gemeinde Moritzfeld, ſo wie mit 
dem Kreiſe Naugard und deſſen Staatsforſt⸗Revier Friedrichswald zuſammen. 
Von dieſſeitigen Gebieten gränzt Seefeld gegen Norden und Nordoſten an die Feld⸗ 
mark Sarow, gegen Südoſten an die Stadtfelder und Wieſen von Stargard und 
gegen Süden an die Feldmark von Kunow an der Straße. — Um den oben er⸗ 
wähnten Arbeiten näher zu treten iſt es für nöthig erachtet worden, zur Sonde⸗ 
rung der zu den verſchiedenen Beſitzungen gehörigen Flächen, eine Vermeſſung der 
Feldmark auszuführen, und iſt die darauf von dem Lieutenant v. Beülwitz ange⸗ 
fertigte Karte der Bodenſchätzung zum Grunde gelegt worden. Dann iſt eine Se⸗ 
paration des zum Erbpachtgute, zur Pfarre, Kirche, Schule, Schmiede, zur alten 
Ziegelei, zum Kruge, fo wie zu zwei Koſſatenhöfen gehörigen Beſitzſtandes im Jahre 
1825 erfolgt; die ſämmtlichen Beſitzer der Bauerhöfe aber haben die ihnen gehbri⸗ 
gen Grundſtücke demnach noch ferner gemeinſchaftlich genutzt. Gleichzeitig iſt das 
Aufhütungsrecht, welches das Erbpachtgut zu Seefeld auf Saropſcher Feldmark 
wöchentlich zwei Tage in der Woche mit den Schafen auszuüben befugt war, ab- 
gelöſt, darüber in beſonderen bei Sarow verhandelten Acten das Erforderliche be⸗ 
ſtimmt, und iſt auch dort der im Jahre 1826 bereits beſtätigte Ablöſungs⸗Receß 
errichtet worden. Später haben ſich die Dreihüfner und Drittehalbhüfner von den 
Zweihüfnern getrennt; und es ſind erſtere wieder unter ſich, ſo wie letztere unter ſich in 
eine anderweite Gemeinſchaft übergetreten. Dieſe letztere iſt indeſſen auch nicht 
von langer Dauer geweſen, und nachdem nun die Separation dadurch vollſtändig 
gemacht worden, daß im Jahre 1832 jeder der 17 Bauern, außer den ſchon früher 
ſeparirten Beſitzungen, ſeine Grundſtücke für ſich allein zur ganz freien Benutzung 
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ausgeſchieden erhalten hat, und nur noch 12 Koſſaten unter ſich die Gemeinſchaft 
fortſetzen, ſo iſt zwiſchen den Intereſſenten unterm 20. Februar 1837 ein Receß, 
betreffend die Aufhebung der Acker⸗ und Weidegemeinſchaften, welche bisher unter 
ihnen beſtand, fo wie die Regelung der gutsherrlich⸗baüerlichen Verhältniſſe jener 
12 Koſſatenhöfe, abgeſchloſſen und durch Nachtrags-Vollziehungen vom 3. und 
27. April 1837 ergänzt, und dieſer Receß durch die Königl. General⸗Commiſſion 
für Pommern unterm 24. Juni 1837 beſtätigt worden. Die 17 Vollbauern be⸗ 
ſitzen ihre Höfe bereits ſeit dem Jahre 1806, unter den bekannten Bedingungen, 
zum Eigenthum, und iſt der unterm 7. Dezember 1835 gerichtlich vollzogene Eigen⸗ 
thums⸗Vertheilungs⸗Receß am 27. Dezember 1835 von der Königl. General⸗Com⸗ 
miſſion beſtätigt. Ihm zufolge haben dieſe 17 baüerlichen Wirthe an Erb: 
ſtands⸗ und Hofwehrgeldern 4115 Thlr. eingezahlt und folgende jährliche Abgaben 
an die Kämmerei zu Stargard und an dortige milde Stiftungen übernommen: 


? Baar-Gefälle] Roggen. Dienſtfuhren. 
U er 17 Vollbauern 
Beiftunggp, D * A, Ir & Scheff. Mtz. Burg: Brücken⸗ 
An die Kammerer 2 136. 7 — 45. 7 16. 15 
„ den Marien großen Kaſten “ — — — 4 — — =; 
„ das Rathsgeiſtlcche U eee — — — 45 — =. — 
„ das Hospital St. Spiritus . s — — — 18. 12 — — 
„ das Hospital St. Jürgen — — — 2. 13 — — 
„ das Hospital Elend — —— 22. 8 — — 


Summa 136. 7 — [ 17 f | 16 Ib 572 


Was die Körnerabgabe betrifft, fo hatte der Berechtigte die Wahl, ob er 
dieſelbe in Natura annehmen oder den letzten Martini-Marktpreis der Stadt Stargard 
verlangen wolle. Die auf den Höfen haftenden öffentlichen Abgaben an den Staat 
und die geiſtlichen Inſtitute mußten die Erwerber der Höfe nach wie vor über- 
nehmen und ohne Verkürzung und Schmälerung der vorerwähnten grundherrlichen 
und ſonſtigen Abgaben abführen, und zwar an die Pfarre und Küſterei ſo, wie ſie 
bisher abgeführt worden ſind, oder obſervanzmäßig oder nach der Kirchenmatrikel 
hätten abgeführt werden ſollen oder künftig vereinbart und beſtimmt werden dürften. 
An öffentlichen Grundſteüern hatten nach der, von der Königl. Regierung unterm 
8. September 1834 als richtig atteftirten, Steüervertheilung die 17 Seefelder Voll⸗ 
bauern für 12⅜ Hufen abzuführen: Contribution Thlr. 171. 8. 1 Pf., Cavalerie⸗ 
geld Thlr. 48. 25 Sgr., im Ganzen Thlr. 230. 3. 1 Pf. Wegen der Communal⸗ 
Laſten, und alles, was damit zuſammen hangt, blieb es beim Alten. 

Von den in Seefeld befindlichen 14 Koſſaten haben 2 ihre Koſſatenſtellen, auf 
Grund des Edicts vom 14. September 1811, durch einen zweiten, unterm 27. De⸗ 
zember 1835 von der Königl. General-Commiſſion beftätigten Regelungs⸗Receß zum 
Eigenthum erhalten. Als edictmäßige Entſchädigung übernahmen fie die Leiſtung 
einer jährlichen Rente von Thlr. 3. 2½ Sgr. zur Kämmerei⸗Kaſſe, davon 1 Thlr. 
als Schmiedezins bezeichnet wurde, weil der Beſitzer der betreffenden Koſſatenſtelle 
ein Schmidtmeiſter. Die landesherrliche Grundſteüer von dieſen 2 Stellen betrug 
nach der frühern Steüer⸗Verfaſſung Thlr. 2. 3. 3 Pf. Die Regulirung der Ver⸗ 
hältniſſe der 12 anderen Koſſaten zur Grundherrſchaft ift, wie ſchon geſagt, in dem, 
mit den Vollbauern abgeſchloſſenen Haupt- und einen Nachtrags⸗Receß vom 12. Fe⸗ 
bruar 1847 enthalten. Die Rente, welche ſie übernahmen, beträgt für alle Thlr. 72. 
5. 8%, Pf., die landesherrliche Grundſteüer Thlr. 30. 5. 1 Pf. Die Abgaben an 
die Pfarre von jedem der 12 Koſſaten beträgt jährlich an Quartalopfer, Wurth⸗ 
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und Wurſtgeld 13 Sgr. 4 Pf. und 8 Stück Eier; an die Küſterei 1 Mtze. Roggen, 
4 Stück Eier, 5 Sgr. baar. Von den 2 zuerſt regulirten Koſſatenſtellen ſind die 
Abgaben an die Geiſtlichkeit im Receß nicht angegeben. 


Nach der Beülwitzſchen Vermeſſung begreift: — 


Zu 
Hof- u.] Wur⸗ nn 
In Morgen u. Ruthen. Garten⸗ th Acker. [Wieſen. Hütung. 80 3 en Summa. 
ſtellen. en und 
Unland 


Die Feldmark Seefeld 46 2.434. 107 377. 162 | 1.649. 1480 129. 4.721. 148 


Davon haben erhalten. 


Die Kirche 9 1. 62 — 176 1. 46 78. 21 
75 dee .. . 42.165 — 173 100. — 179 164. 167 
„ Schule — 88. — — 5. — 11 11 

Das Erbpachtgut .. 1. 123] 4. 33 520. 27. 24] 1.011. 173 
Die 17 Bauerhöfe .. 17. 5939. 157 1.680. 40. 91 2.738. 155 
„ Koſſaten . 6. 4035. 133 30. 12. 72 526. 88 
Der Krüger. — 57 —| — — 20 19. 33 
Die Schmiede. . — 108] 2. 60] — — 20 24. 128 
„ alte Ziegelei . . 10. 166 — — 5. — — 32. 55 
„ neue Ziegelei. — — H — H — — “ — — 4. 136 4. 136 


Was die neüe Ziegelei betrifft, ſo iſt ihr Beſitzſtand in die Spalte der zu 
gemeinnützigen Zwecken beſtimmten und der unbrauchbaren Flächen geſetzt. Das 
Sachverhältniß ſtellt ſich aber anders und zwar, wie folgt: — Die Stadt Stargard 
hatte auf Grund von Privatverträgen in dem ſ. g. Tanger vor der Separation 
einige Flächen Land von den grundbeſitzenden Wirthen gepachtet, und darauf eine 
Ziegelei erbaut; jedoch blieb das Eigenthum des Grund und Bodens den Wirthen 
dergeſtalt, daß, wenn die Ziegelbrennerei eingeht, der Grund und Boden in den 
Beſitz der Eigenthümer zurückfällt. Dieſer Tanger war ein Theil der Hufenſtücke 
der Wirthe und nur mit Holz angeſäet, mithin gehörte einem jeden Wirthe derje⸗ 
nige Theil des Tangers, ſoweit ſein Hufenſtück daran ſtieß und jenſeits fortlief. 
In dieſer Art iſt auch der Tanger mit wenigen Abweichungen und Austauſchungen 
bei der Separation getheilt worden. Die ſ. g. hier in Rede ſeiende Ziegelei der 
Stadt Stargard ſteht nun, wie geſagt, quer über die einzelnen Pläne einiger Wirthe 
in dem Tanger, und wenn die Stadt Stargard die Ziegelbrennerei aufhebt und 
dieſe Fabrikationsſtätte eingehen läßt, fo fällt der Grund und Boden nach Weg: 
ſchaffung der Gebaüde, incl. des Zieglerhofes und des Ziegeleiweges, an 6 Grund⸗ 
beſitzer zurück. — In der Spalte der Flächen zu Gemeindezwecken iſt ferner ent⸗ 
halten: Der im Dorfe liegende See von 13 Mg. 78 Ruth., die Lehmgrube von 
11. 122, die Mergelgruben von 1½ Mg. und die Sandgruben von 2 Mg. Flächen⸗ 
inhalt. Die Lehmgrube kann jeder Grundbeſitzer des Dorfs zwar zu den nöthigen 
Bauten benutzen, nicht aber zu Bodenverbeſſerungen als Dungmittel, und auch 
nicht zum Verkauf. Beſchränkt dagegen iſt die Benutzung der beiden Mergelgruben 
von ½ und 1 Mg. Erſtere ſteht ausſchließlich den Dreihüfnern und Zweieinhalb⸗ 
hüfnern zur Verfügung, letztere dagegen iſt zur ausſchließlichen Benutzung der Zwei⸗ 
hüfner beſtimmt. Die Sandgrube iſt den Drei- und Drittehalbhüfnern zur ausſchließ⸗ 
lichen Benutzung eingeraͤümt. In dem Dorfs⸗See verbleibt den baüerlichen Wirthen 
das Recht der Fiſcherei wie bisher. Die Dorfſtraße, 19 Mg. 32 Ruth. enthaltend, 
iſt Eigenthum der Gutsherrſchaft nach wie vor. Nichts deſto weniger liegt die 
Sorge für die Unterhaltung derſelben dem Beſitzer des Erbpachtgutes, ſämmtlichen 
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17 Bauern und den 14 Koſſaten ob, die auch die Landſtraße nach Stettin und die 
von Stargard nach Piritz führende Landſtraße hinter Friedrichsthal in Stand zu 
halten haben. Daſſelbe gilt von der Unterhaltung der auf dieſen Landſtraßen be⸗ 
findlichen Brücken. Die Leiſtungen werden nach dem Hufenſtande berechnet; das 
Erbpachtgut zählt hierbei für 9 Hufen, die Bauern für 39 und die Koſſaten für 
7 Hufen. 


In Bezug auf das Bauweſen der Gebaüde der geiſtlichen Inſtitute iſt Fol⸗ 
gendes matrikel⸗ und receßmäßig: — Die Kirche wird aus ihren eigenen Mitteln, 
wenn ſie deren beſitzt, erbaut und im Stande erhalten; hat ſie aber kein Vermögen, 
jo wird das Nöthige zu ½ von der Stadt Stargard, als Patron, und zu / von 
der Dorfſchaft gegeben. Alle Pfarrgebaüde in Seefeld und das Prediger-Wittwen⸗ 
haus in Sarow werden von den drei Kirchen und Dorfſchaften Seefeld, Sarow und 
Bruchhauſen in der Art in baulichen Würden erhalten, daß Seefeld und Sarow 
dabei gemeinſchaftlich zur Hälfte , und Bruchhauſen für ſich / zu den Hand⸗ 
und Geſpanndienſten beitragen, bei denen wegen Seefeld unter den Bauern und 
Koſſaten der oben angegebene Hufenſtand als Maßſtab gilt. Die baaren Beiträge 
werden von den Kirchen, falls ſie vermögend ſind, in dem vorhin angegebenen Ver⸗ 
hältniß geleiſtet, wie im Fall des Unvermögens die Stadt /, die Gemeinden aber 
½ zu geben haben. Auch das Dachſtroh wird zu / von Seefeld und Sarow ge- 
meinſchaftlich zur Hälfte, von Bruchhauſen aber mit ½ aufgebracht. Das Küſter⸗ 
und Schulhaus wird von der Dorfſchaft Seefeld allein unterhalten. Baare Geld⸗ 
beiträge werden ebenfalls von der Kirche hergegeben; wenn ſie aber dazu nicht ver⸗ 
mögend ift, fo muß von der Gutsherrſchaft als Patron 8, von der Dorfſchaft aber ½, 
nach dem Verhältniß des Hufenſtandes vertheilt, aufgebracht werden. Zu den Hand⸗ 
und Spanndienſten hat der Beſitzer des Erbpachtgutes nichts beizutragen, vielmehr 
leiſten ſolche die übrigen Gemeindeglieder nach dem Hufenſtande. Derſelbe Maß⸗ 
ſtab gilt auch bei der Vertheilung der Hand- und Spanndienſte, die zum Neü⸗, 
bezw. Reparaturbau der Kirchen ſcheüne benöthigt find. Die baaren Geldkoſten da⸗ 
gegen fließen aus Kirchenmitteln. Sind deren keine vorhanden, ſo tritt der Patron 
mit /, die Gemeinde mit ½ ein. Der Beſitzer des Erbpachtgutes iſt von Kirchen-, 
Pfarr⸗ und Schulbauten gänzlich befreit. 


Dagegen war er verpflichtet, der Gemeinde einen Zuchtſtier und einen Zucht⸗ 
eber zu halten, wovon der erſtere von der Gemeinde, letzterer aber von dem Erb⸗ 
pachtgute angeſchafft werden mußte. Obgleich die Frage noch ſtreitig war, ob der 
Beſitzer des Gutes verpflichtet ſei, dieſe Verbindlichkeit abzulöſen, ſo haben doch der 
Pfarrer, die Bauern und ſämmtliche Koſſaten auf das Recht Verzicht geleiſtet, vom 
Erbpächter ferner zu verlangen, daß er für ſie einen Zuchtſtier und Zuchteber hält. 
Der Erbpächter entrichtet indeſſen für die Aufhebung ſeiner Verbindlichkeit eine 
ea Rente von 2 Scheff. Roggen als Entſchädigung, und zwar von Martini 
1 ab. 


Die vor der Gemeinheits⸗Theilung in Seefeld Statt gefundene gemeinſchaft⸗ 
liche Benutzung des Torfs hat in Folge derſelben darum nicht mehr fortgeſetzt 
werden können, weil die Torfmoore in die Abfindungsflächen des Erbpachtgutes 
und der Koſſaten gezogen, und dieſen Theilnehmern auf ihre Weide-Gebührniſſe 
angerechnet worden ſind. Es hat alſo eine Ausgleichung dieſerhalb vorgenommen 
werden müſſen, um die übrigen Theilnehmer bei der Torfnutzung ferner zu erhalten. 
Durch ſachverſtändiges Gutachten und darauf begründete Berechnung iſt ermittelt, 
daß in den Abfindungsflächen des Erbpachtgutes und den Koſſaten zur jährlichen 
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Austorfung gegen Entſchädigung gewiſſe Flächen eingeraümt werden müſſen. Die⸗ 
ſem zufolge iſt die Ausgleichung in nachſtehender Weiſe erfolgt: 

1. Auf der ganzen Feldmark ſind nach der ſachkundigen Ermittelung über⸗ 
haupt an Torf vorhanden .. Soden 51.063.283 
wovon nach dem ortsüblichen Hufenverhältniſſe erhalten: 

a) Die 3 Drei⸗ und 4 Drittehalbhüfner für 


19 Hufen 6.727% 
b) „ 10 Zweihüfner für 20 Hufen . . 17.608.030 
c) Das Erbpachtgut für 9g Hufen. . 7.923.615 
d) Die Pfarre für 2 Hufen 1.760.801 
e) „ Koſſaten, excl. der 2 fruher regulirten, 
für 6 Hufen . 5.282.409 
f) Der Krug und die Schmiede für 2 Hufen . 1.760.801 
51.063.283 


2. Dieſe Intereſſenten haben nun zum Theil Torf auf ihren eigenen Grund⸗ 
ſtücken, welchen ſie ſich zunächſt anrechnen laſſen müſſen, und nur das Fehlende 
wurde ihnen in folgender Art auf fremdem Grunde angewieſen: 

a) Die 3 Drei⸗ und 4 Drittehalbhüfner ſelber erhalten:. Soden 16.727.627 


Auf ihren eigenen Grundſtücken haben ſie . . 8.299.290 

Mithin fehlen ihnen. . 8.458.337 

b) Das Erbpachtgut hat in feinem Plane. . 17.174.718 

Er ſoll nur haben e eee e a eee 

ö Er beſitzt alſo zu vile N „%% 8. 925103 
Und darauf werden die ad a) den Drei⸗ und 

Drittehalbhüfnern fehlenden .. 8.458.337 

angewieſen, und es verbleibt noch ein Plus von 192.766 

c) Die Pfarre ſoll haben . . . 1.760.801 

Es werden derſelben die ad b) überſchießenden 192.766 

angewieſen, und ſie erhält alſo nog 968.035 
d) Die Koſſaten, excl. der 2 früher regulirten beſitzen in 

ihrem Plane eine Torffläche von . . . 25 619.275 

Und darauf wird zunächſt die Pfarre mit. 968.035 

angewieſen; es verbleibt daher noch die Summe . 24.651.240 

Die Koſſaten haben ſelbſt zu fordern .. 5.282.409 

Es verbleibt ſodann noch ein Überſchuß von .. 19.368.831 
) e) Davon erhalten die 10 Zweihüfner. . . 17.608 030 


f) Der Krug und die Schmiede. . 1.760.801 


19.368.831 
wodurch der ſämmtlich vorhandene Torf vertheilt iſt. 


3. Den Drei: und Drittehalbhüfnern wird in dem Plane des Erbpachtgutes zur 
Torfuutzung angewieſen eine Fläche von 31 Mg. 37 Ruth., und der Pfarre eine 
Fläche von 1 Mg. 75 Ruth., welche beide nach der ſachkundigen Ermittelung das 
entſprechende Gebührniß enthalten. 


4. In dem Plane der Koſſaten wird den 10 Zweihüfnern eine, ihr Gebühr⸗ 
niß enthaltende Torffläche von 40 Mg. 19 Ruth. an zwei Stellen, und der Pfarre 
eine von 4 Mg. 133 Ruth., auf die in dem Plane des Erbpachtgutes 512 vollſtän⸗ 
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dig erhaltene Abfindung angewieſen. Krug und Schmiede haben zuſammen 10 Mg. 
86 Ruth. angewieſen erhalten. Sämmtliche Torfnutzungsflächen ſind auf der Feld⸗ 
mark ſichtbar bezeichnet. 


5. Da jedoch dieſe Grundſtücke den jetzigen Beſitzern derſelben theils als 
Hütung, theils als Wieſen in Anrechnung gebracht worden ſind, ſo müſſen dieje⸗ 
nigen, welche den Torfſtich auf den bezeichneten Flächen ausüben, eine in folgen⸗ 
der Art ſachkundig ermittelte Rente entrichten: 

a) Die 7 Drei⸗ und Drittehalbhüfner können jährlich jeder 10.000 Soden 
Torf ſtechen, zuſammen alſo 70000 Soden. Dazu gehört eine Fläche von 46 Q.⸗ 
Ruth. zum Torfſtich ſelbſt, und von 2 Mg. 8 Ruth. zum Trockenplatz und Narb⸗ 
verluſt, zuſammen 2 Mg. 54 Ruth. Dafür entrichten dieſe 7 Wirthe zu gleichen 
Theilen, incl. der Entſchädigung für den Torfweg, zuſammen eine ermittelte Rente 
von 2 Scheff. Roggen jährlich an den Beſitzer des Erbpachtgutes. 

b) Der Pfarrer kann jährlich 20.000 Stück Torf auf dem Plane des 
Erbpachtgutes ſtechen. Dazu gehört eine Fläche von 7 Q.⸗Ruth. zum Torfſtich und 
von 74 Q.⸗Ruth. zum Aufſetzen und für Grasnarbverluſt, Summe 81 Q.⸗Ruth. 
und dafür entrichtet er, incl. für einen Weg, eine jährliche Rente von 6 Mtz. Roggen 
an das Erbpachtgut. 

c) Auf dem Plane der Koſſaten kann der Pfarrer ebenfalls jährlich 20.000 
Stück Torf ſtechen; dazu iſt eine Fläche erforderlich von 19 Q-Ruth. zum Torf- 
ſtich und von 96 Q.⸗Ruth. zum Trocknen und für den unterdrückten Graswuchs, 
zuſammen 115 Q.⸗Ruth., wofür, incl. für einen Torfweg eine jährliche Rente von 
8 Mtz. Roggen an die betreffenden 12 Koſſaten entrichtet wird, welche denſelben zu 
gleichen Theilen gebührt. ] 

d) Die 10 Zweihüfner können jeder jährlich 10.000 Stück Torf, mithin 
zuſammen 100.000 Stück auf dem Plan der 12 Koſſaten ſtechen, dazu iſt erforder⸗ 
lich, zum Stechen 41 Q.⸗Ruth, zum Trocknen ꝛc. 2 Mg. 9 Ruth., im Ganzen 
2 Mg. 50 Ruth., und dafür müſſen fie zu gleichen Theilen, incl. einer Entſchädi⸗ 
gung für den Torfweg, eine jährliche Rente von 1 Scheff. 12 Mtz. Roggen an die 
12 Koſſaten entrichten, welche dieſen zu gleichen Theilen gebührt. 

e) Der Schmidt und der Krüger können jeder 10000 Stück, mithin zu⸗ 
ſammen 20.000 Stück Torf auf dem Koſſaten⸗Plane ſtechen. Dazu gehören 21½ D.- 
Ruth. zum Torfſtich ſelbſt, und 108 ½ Q.⸗Ruth. zum Trocknen ꝛc., Summa 130 Q.⸗ 
Ruth., wofür ſie, incl. der Entſchädigung für den Torfweg eine jährliche Rente von 
12 Mb. Roggen entrichten, welche den 12 Koſſaten zu gleichen Theilen gebührt. 


6. Die auszuſtechenden Flächen müſſen vor dem Stich durch ſorgfältiges Ab⸗ 
heben des Raſens entblößt, und nach dem Stechen ſogleich planirt und mit dem 
abgeſtochenen Raſen belegt werden, damit der Graswuchs ſobald als möglich wieder 
eintritt. Die einmal ausgeſtochene Fläche verbleibt dem Eigenthümer derſelben und 
wenn daher die ganze zum Torfſtich auf fremden Grundſtücken oben ad 3 und 4 
angewieſene Fläche einmal ausgeſtochen iſt, ſo hört die Torfberechtigung ganz auf. 


7. Da die Berechnung des Torfs auf eine ſolche Tiefe erfolgt iſt, daß die 
auszuſtechende Fläche nach erfolgter Austorfung noch als Weide oder Wieſe zu be⸗ 
nutzen iſt, ſo darf auf der für jedes Jahr zum Torfſtich berechneten Fläche nur die 
ebenfalls jährlich beſtimmte Anzahl Torf, mithin nicht mehr, und die betreffende 
Fläche alſo auch nicht tiefer ausgeſtochen werden, als erforderlich iſt, die nach Zahlen 
beſtimmte Quantität zu erhalten. 
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8. Wenn von der einen oder der andern Klaſſe der auf fremden Grund⸗ 
ſtücken zu Torf Berechtigten in einem Jahre gar kein Torf geſtochen wird, ſo fällt 
für dieſes Jahr die Rente fort. Es ſind alſo die Torfberechtigten nicht verpflichtet, 
alle Jahre Torf zu ſtechen, dagegen aber auch einzelne Berechtigte nicht befugt, für 
ſich allein Torf zu ſtechen, vielmehr müſſen die 3⸗Hüfner und 2½ Hüfner, die 2 Hüfner 
der Schmidt und Krüger die ihnen zuſtehende Quantität Torf jährlich gemeinſchaft⸗ 
lich ſtechen. Über die Frage, ob in dem einen Jahre auf fremden Grundſtücken 
Torf geſtochen werden ſoll, oder nicht, entſcheidet die Mehrheit der Stimmen in 
jeder Klaſſe der Berechtigten, und bei Stimmengleichheit derjenige Beſchluß, welcher 
für das Stechen iſt. 


9. Das Stechen des Torfs muß im Zuſammenhange und dergeſtalt regel⸗ 
mäßig geſchehen, daß die ausgeſtochene Fläche mit den übrigen Grundſtücken des 
Verpflichteten im Zuſammenhange bleibt und von ihm ſogleich wieder benutzt 
werden kann. Schmidt und Krüger ſind verpflichtet, von ihrer in dem Koſſaten⸗ 
Plane erhaltenen Torffläche längs der Gränze mit dem Erbpachtsgute einen Weg 
von 2 Ruthen Breite fo lange liegen zu laſſen, bis die übrige Torffläche ausge⸗ 
ſtochen iſt, und die Koſſaten haben das Recht, dieſen Weg entweder als ſolchen oder 
ſonſt beliebig wie ihre übrigen Grundſtücke, welche in dem einen Jahre nicht zum 
Torfſtich benutzt werden, zu benutzen. 


10. Die zu entrichtende Rente wird in Körnern, und zwar zu Martini jedes 
Jahres, in welchem die eine oder die andere Klaſſe von Torfberechtigten Torf ſticht, 
abgeführt. 

Das Erbpachtgut hat in ſeinem Plane weder Lehm noch Mergel, wie ſich 
erſt nach erfolgter Plan-Zutheilung ergeben hat. Es iſt dem Beſitzer des Gutes 
daher nachträglich — 1) verſtattet worden, den zu ſeinen Bauten benöthigten Lehm 
aus der nahe der alten Ziegelei belegenen für die ganze Gemeinde beſtimmten Lehm⸗ 
grube unentgeldlich zu entnehmen. Demnächſt iſt ihm 2) als Mergelgrube eine 
½ Mg. große Fläche im Bauernfelde überwieſen, wofür er an die Bauerhofsbeſitzer 
eine jährliche Rente von 2½ Men. Roggen entrichtet. 

Das auf der Feldmark befindlich geweſene Holz hat nach geſchehener erſten 
Gemeinheits⸗Theilung jeder nach ſeinem daran gehabten Theilnehmungs⸗Recht abge⸗ 
hauen und gebührt aller Nachwuchs demjenigen, in deſſen Plane er befindlich iſt, 
ohne weitere Entſchädigung. Behufs Entwäſſerung der Feldmark ſind zwei große 
Abzugsgräben, jeder von 4 Fuß Breite, die, wenn er das Waſſer nicht gehörig 
abführen ſollte, bis auf 8 Fuß zu erweitern iſt, angelegt worden. Beide Gräben 
ſcheinen, ſo weit ſich ohne Einſicht der Gemarkungs⸗Karte überſehen läßt, ihre 
Richtung auf die Friedrichswalder Forſt zu nehmen, an deren Gränze die Feldmark 
Seefeld ihr niedrigſtes Niveau hat. Anlegung und Unterhaltung des erſten Abzugs⸗ 
grabens iſt Sache des Erbpachtgutes, der Koſſaten und der baüerlichen Wirthe alle⸗ 
ſammt, durch deren Wieſen er geht. Des zweiten Grabens Anlegung und Inſtand⸗ 
haltung, laſtet ausſchließlich auf 7 Zweihüfnern, durch deren Wieſen er führt. Alle 
übrigen Intereſſenten ſind von der Theilnahme an dieſem zweiten Graben frei, vom 
erſten die Pfarre, Schule, Schmiede und der Krug. Auf eine beſondere Entſchädigung 
für den Grund und Boden, welchen dieſe Gräben durchſchneiden, kann keiner der 
betreffenden Intereſſenten, Anſpruch machen. g 

Seit Abſchluß der Gemeinheits⸗Theilung haben in Seefeld mehrfache Abzwei⸗ 
gungen von den größeren Wirthſchaften, behufs Anlegung von Büdnerſtellen, auch 
Vertauſchungen von Grundſtücken ꝛc. Statt gefunden. Dieſe kleinen territorialen 
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Veränderungen hier alle anzuführen, würde zu weitlaüfig fein. Nur zweier Fälle fei 
gedacht, davon der erſte die Abtrennung einer Parcele von 25 Mg. 18 Ruth. von 
einem 194 Mg. 19 Ruth. großen Bauerhofe betrifft, welche unterm 27. Juni 1837 
beſtätigt wurde; der andere Fall aber im Jahre 1846 vorgekommen iſt, als von 
einem Koſſatenhofe eine Ackerparcele von 46 Q-Ruth. an einen Mühlenmeiſter ver⸗ 
kauft wurde, muthmaßlich um auf derſelben eine Windmühle zu erbauen. Auch ſei 
erwähnt, daß zum Bau der Stettin⸗Stargarder⸗Eiſenbahn, welche den ſüdlichen 
Theil der Seefelder Gemarkung, durchſchneidet und dicht an der neüen oder Raths⸗ 
Ziegelei vorüber führt, eine Fläche von 38 Mg. 40 Ruth. erforderlich geweſen iſt, 
wozu 14 Bauerhofsbeſitzer beigetragen haben. Die Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft hat dieſe Grundſtücke kaüflich erworben, und alle darauf haftenden Beſitz⸗ 
Beſchränkungen find ex drec. vom 24. December 1827 im Hypothekenbuche gelöjcht 
worden. 


Das Vorwerk in Seefeld, welches bis zum Ende des 18. Jahrhunderts durch 
Zeitpächter bewirthſchaftet wurde, unterlag den Beſtimmungen des Creditoren-Ab⸗ 
ſchiedes von Anno 1644. Wer von den Glaübigern der Stadt Stargard es geweſen, 
dem dieſes Gut zur Befriedigung ſeines Guthabens überwieſen wurde, iſt aus den, 
auf Seefeld Bezug habenden Urkunden des Raths⸗Archivs nicht erſichtlich. Es 
befindet ſich aber im Archiv die Abſchrift eines „Vergleichs wegen Reluition 
des Kämmerei⸗Gutes Seefeld, errichtet am 29. April 1710 zwiſchen dem Magiſtrate 
zu Stargard und des Kämmerers Thomas Piper Erben“, woraus hervorgeht, daß 
die 4200 Fl. betragende Forderung der Erben, wegen derer Seefeld ihnen ver⸗ 
haftet war, zum dritten Theil aus dem Vermächtniß des Kämmerers Friedrich Piper 
herrührte, der muthmaßlich erſter Creditor war. 


Unter Genehmhaltung des Königl. General⸗Directoriums — wie ehedem das 
Staats⸗Miniſterium genannt wurde, — vom 8. Februar 1798 wurde, auf Grund 
dreier, im Jahre 1798 abgehaltenen Licitations-Termine, zwiſchen dem Magiſtrat 
zu Stargard, nach eingeholter Einwilligung der Bürgerſchaft, und dem Eigenthümer 
Peter Korth zu Sarow über das der Kämmerei zu Stargard zugehörige Vorwerk 
in Seefeld unterm 23. October 1800 ein Erbpacht⸗Contract geſchloſſen und voll⸗ 
zogen, und dieſer Vertrag am 10. Januar 1801 beſtätigt. Nach der Vermeſſungs⸗ 
Reviſion von 1780 enthielt das Vorwerk an Acker 349 Mg. 99 Ruth. an Wieſen 111. 114, 
an Gartenland 1. 167, überhaupt alſo 463 Mg. 20 Ruth., die dem Erbpächter, nebſt 
den zum Vorwerk gehörigen Gebaüden, Bewährungen, Weiden, Triften, Rechten 
und Gerechtigkeiten, wie ſolche bis dahin von den Zeitpächtern genutzt worden, oder 
— wie die Formel gewöhnlich lautete — hätten genutzt werden können, übergeben 
wurden. Die Hütung übte der Erbpächter gemeinſchaftlich mit der Dorfſchaft See⸗ 
feld, hielt daher auch mit derſelben gemeinſchaftlich die Hirten, mit Ausnahme des 
Schäfers fürs Vorwerk, den er allein beſtellen mußte, und hatte das Recht, ſo viel 
Vieh zu halten, als der in den letzten Einrichtungs⸗Acten des Stargardſchen Eigen: 
thums de 1793 — 99 befindliche Arrheede-Anſchlag beſtimmte. An Inventarien⸗ 
Saaten waren vorhanden: Die völlig beſtellte Winterſaat mit 118 Scheff. Roggen, 
31½ Scheff. Gerſte, 36 Scheff. Hafer, 4 Scheff. Erbſen und 4 Scheff. Buchweizen, 
und dieſe hatte Erbpächter bei der Übergabe des Vorwerks, und zwar die Winter: 
ſaat nach dem Martini-, die Sommerſaat aber nach dem Preiſe, welcher auf Trini⸗ 
tatis 1799 in Stargard marktgängig, und das Beſteller⸗Lohn landesüblich baar an 
die Kämmerei zu bezahlen; die Zahlung erfolgte im Jahre mit Thlr. 432. 14. 6 Pf., 
darunter Thlr. 88. 10 Gr. für Beſteller⸗Lohn. Erbpächter entrichtete ſein Meiſt⸗ 
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gebot für das Erbſtandsgeld mit 6700 Thlr. Es ſtand ihm das Recht zu für 
ſeines Hauſes Nothdurft Bier zu brauen und Branntwein zu brennen, durfte aber 
vou dieſen Getränken an Niemand etwas verkaufen. Dienſte der Bauern und 
ſonſtigen Einwohner waren bei dieſem Vorwerk bisher nicht geweſen, wobei 
es auch ferner ſein Bewenden behielt. Mit Trinitatis 1799 nahm die Erbpacht 
ihren Anfang. Der Erbpächter übernahm die Verbindlichkeit, die ſämmtlichen Vor⸗ 
werks⸗Gebaüde und Bewährungen aus ſeinen eigenen Mitteln, ohne Betheiligung 
der Kämmerei in tüchtigem und gutem Stande zu erhalten, die Gebaüde auch bei 
der Feüer⸗Societät des platten Landes mit wenigſtens 1100 Thlr. zu verſichern. 
Er verzichtete auf Freiholz aus der Stadtforſt, ſei es Nutz-, Bau⸗, Bewährungs⸗ 
oder Brennholz. Er ward verbunden auf der Lübowſchen Mühle mahlen zu laſſen 
und den Müller für den Scheffel Korn ½2 deſſelben, und inſofern dieſer das 
Mahlen ſelber verrichtet, für den Scheffel 6 Pf., wenn ſolches aber durch eigene 
Hände geſchieht, 3 Pf. Mahlgeld zu entrichten. Da das Vorwerk ritterfrei war, ſo 
wurde von demſelben keine Fourage geliefert, jedoch mußte Erbpächter folgendes 
Deputat an die Geiſtlichkeit in Natura liefern, an den Prediger zu Seefeld: 9 
Scheff. Roggen, 1 Hammel, 2 Pfd. Wolle, 2 Mandel Schafkäſe; an den Küſter: 
1¼ Scheff. Roggen, 1 Mandel Schafkäſe, und außerdem bezahlte er und fein 
Schäfer alle Stol⸗Gebühren an den Prediger und Küſter doppelt, auch die Hälfte des 
Nachtwächterlohns. Die Unterhaltung der Wege, ſoweit dieſelben Vorwerks-Grund⸗ 
ſtücke durchſchneiden lag dem Erbpächter ob, was auch von den vorkommenden 
Graben⸗Arbeiten galt, indeß er die Dienſte zur Unterhaltung der Pfarr- und Kirchen⸗ 
gebaüde, auch die Hirtenhaüſer nachbargleich zu leiſten hatte. Gegen die letztere 
Beſtimmung erhob er in der Folge Widerſpruch und er wurde, unter Genehmhal⸗ 
tung des General⸗Directoriums vom 14. März 1800 der Verbindlichkeit, zur Unter⸗ 
haltung der Gebaüde der geiſtlichen Inſtitute, auch der Hirtenhaüſer entbunden. Der 
Erbpächter vererbte das erbliche Nutzungsrecht auf ſeine Inteſtat-Erben; will er, 
wie es im $. 16 des Vertrages heißt, unter Lebenden oder von Todeswegen darüber 
disponiren, ſo muß er dazu den Conſens des Magiſtrats haben, welcher ſolche aber 
auf den Fall verweigern kann, wenn von demjenigen, an den die Abtretung geſchehen 
ſoll, zu erwarten ſteht, daß er ſeine Erbpacht⸗Verbindlichkeiten überall nicht erfüllen 
werde, oder die Kämmerei darunter auf irgend eine Weiſe vervolltheilt werden 
ſollte und iſt ein dergleichen neüer Acquirent verbunden, den 10ten Theil des 
Canons auf den Fall eines Verkaufs aber 5 Procent des Kaufgeldes als eine 
Lehnware an die Kämmerei zu entrichten, welcher ohnehin beim jedesmaligen Ver⸗ 
kauf das Vorkaufsrecht zuſtehet, inſofern ſie davon Gebrauch zu machen für gut 
findet, und der zu allen Zeiten das Obereigenthum über das vererbpachtete Vor⸗ 
werk und deſſen Pertinentien verbleibt. Für die erbliche Benutzung entrichtet der 
Erbpächter einen jährlichen, ebenſo wenig jemals zu erhöhenden, als zu erniedri⸗ 
genden, Erbpachtzins von 320 Thlr., davon ¼ in Golde, den Friedrichs dor zu 
5 Thlr. gerechnet, mithin 330 Thlr. 20 Sgr. in Courant. Obgleich dieſer Canon 
nicht erhöht werden kann, ſo muß ſich doch der Erbpächter der jedesmaligen Er⸗ 
höhung der Kammer-Taxe bei denen zum Anſchlag gebrachten Getreidearten 
unterwerfen und das darnach herausgebrachte höhere Ertrags-Quantum gleich dem 
Canon entrichten. 

Was bedeütete denn dieſe Bedingung, anders, als eine progreſſive Erhöhung 
des Erbpachtzinſes? Die vorige Bedingung, daß der Canon niemals erhöht werden 
könne, war alſo eine Taüſchung, die man der landesherrlichen Domainen-Verwal⸗ 
tung damaliger Zeit uachahmte. Böſes Beiſpiel verdirbt gute Sitten! 
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Korth's Nachfolger in der Erbpacht des Vorwerks zu Seefeld — ob un⸗ 
mittelbar, oder ob ein Zwiſchenpächter geweſen, iſt nicht bekannt — war David 
Friedrich Brandenburg, der in den Acten zum erſten Mal 1815 genannt wird. 
In dieſem Jahre ſuchte er bei der Königl. Regierung die Erlaubniß nach, ſeine 
Branntweinbrennerei zum Debit betreiben zu dürfen, erhielt jedoch zum Beſcheide, 
daß ihm ſolche nur dann ertheilt werden könne, wenn er das, der Stargarder 
Kämmerei zuſtehende, Krug⸗Verlags⸗Recht abgelöſt habe. Er ließ ſich demzufolge 
mit dem Magiſtrat in Unterhandlungen ein, welche den Erfolg hatten, daß Seitens 
der Stadtgemeinde auf das Krug-Verlags⸗Recht in Seefeld gegen eine, auf das 
bisherige Einkommen daraus gegründete, Entſchädigung Verzicht geleiſtet und hierauf 
demſelben von der Königl. Regierung die Genehmigung zur Betreibung der Brannt⸗ 
weinbrennerei Behufs des Debits im Dorfe Seefeld ertheilt wurde. Erſt mehrere 
Jahre nachher wurde über dieſen Vorgang ein förmlicher Contract errichtet. Dieſer 
Vertrag iſt vom 5. März 1823. Ihm zufolge zahlte Brandenburg 273 Thlr. an 
die Stargarder Kämmerei als Entſchädigung für die Verzichtleiſtung auf das See⸗ 
felder Krug⸗Verlags⸗Recht. 

David Friedrich Brandenburg und deſſen Ehegenoſſin Wilhelmine geb. Engelcke, 
überließen das erbliche Nutzungsrecht an dem Vorwerk zu Seefeld durch proto⸗ 
kollariſche Erklärung vom 5. Januar 1833 ihrem älteſten Sohn Ernſt David 
Brandenburg; demnächſt aber, als dieſer von dem Abkommen zurückgetreten war, 
durch protokollariſche Erklärung vom 30. Mai 1834, ihrem andern Sohne, dem 
Oconom Auguſt Friedrich Brandenburg gegen ein Überlaſſungs-Pretium von 
5600 Thlr., excl. eines Altentheils, deſſen Werth auf Thlr. 70. 1. 9. Pf. ver⸗ 
anſchlagt wurde. Der Conſens zu dieſer Veränderung in der Perſon des Erb- 
pächters erfolgte Seitens des Magiſtrats und der Stadtverordneten unterm 21. 
Juli 1834. 


In die Beſitzzeit des neüen Beſitzers fällt die Separation von Seefeld. Vor 
derſelben beſtand das Erbpachtgut aus 1 Mg. 123 Ruth. Hofſtellen und Gärten, 
4. 33 Wurthen, 384. 133 Acker, 110. 78 Wieſen, 31. 116 Weiden, 11. 58 Un⸗ 
brauchbarem, zuſammen 543 Mg. 179 Ruthen. Brandenburg, der Vater, hatte mit 
dem Magiſtrate von Stargard ein Abkommen getroffen wegen Überlaſſung einiger, 
zum Erbpachtvorwerke gehörigen, im Dorfstanger belegenen Grundſtücke, auf denen 
Gebaüde zur ſtädtiſchen Ziegelei errichtet werden ſollten; Brandenburg, der Sohn, 
trat dieſem Abkommen durch protokollariſche Erklärung vom 17. September 1834 
bei. Ein Gleiches geſchah durch Protokoll vom 30. März 1840 wegen Abzweigung 
einer 2½ Mg. großen Fläche, die Brandenburg, der Vater, bereits im Jahre 1834 
vom Hauptgute Behufs Anlegung einer Büdnerſtelle verkauft hatte. Ferner ver⸗ 
kaufte Auguſt Friedrich Brandenburg mittelſt Vertrages vom 15. Januar 1844 das 
zum Erbpachtgute gehörige kleine Wohnhaus und die Gartenſtelle nebſt Wurth 
neben der Hofſtelle, alles zuſammen in einem Flächeninhalte von 5 Mg. 156 Ruth. 
an die unverehelichte Marie Wockenfuß aus Pegelow für 800 Thlr., frei von dem 
auf dem Hauptgute, der Kämmerei⸗Kaſſe zuſtändigen Erbpacht⸗Canon, und nur be⸗ 
laſtet mit dem Obereigenthum, dem Vorkaufsrecht und dem Laudemium, ſo wie mit 
den Antheil⸗Abgaben an die Küſterei. Bei dieſer Gelegenheit erfährt man, daß 
vom Erbpachtgute an die Pfarre zu entrichten ſind: 9 Scheff. Roggen, 1 Hammel, 
2 Pfd. Wolle, 2 Mandel Schafkäſe; an die Küſterei: 1 Scheff. 4 Mtz. Roggen 
1 Mandel Schafkäſe. Die ganze Lieferung nach den, im Jahre 1844 giltigen 
Preiſen, abgeſchätzt zu einem Geldwerthe von Thlr. 19. 28. 6 Pf. Von der Leiſtung 
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an die Küſterei wurden, wegen jenes Trennſtücks, 3 Mtz. Roggen vom Hauptgute 
abgeſchrieben. 


Nach dem Ableben des Auguſt Friedrich Brandenburg wurde das Erbpachtgut 
Seefeld durch den Erbreceß vom 12. November 1848 Eigenthum ſeiner Wittwe 
Wilhelmine Tugendreich, geb. Thielke. Dieſe ſchloß einen zweiten Ehebund mit 
Auguſt Hell, was unmittelbar nach jenem Erbreceß geſchehen ſein muß, da dieſer 
Hell in den Acten bereits im Februar 1849 als Beſitzer des Gutes vorkommt. 
Hell zeigt nämlich in einer Eingabe vom 21. Februar dem Magiſtrate an, daß die 
Ackerländerein des Erbpachtvorwerks von der, innerhalb derſelben liegenden, Sand⸗ 
ſcholle — Sandwüſte jagt er — die 70—80 Mg. groß iſt, ſehr verſandet würden, 
weshalb er bittet, ihm aus der Stadtforſt eine Quantität Strauch und Durchfor⸗ 
ſtungsholz gegen Erlegung der Taxe zu überlaſſen, um damit die Sandſcholle, die 
unter dem Namen des Knitteldammſchen Tangers bekannt iſt, zu decken. Dem An⸗ 
trage konnte indeſſen nicht Folge gegeben werden, weil es in den ſtädtiſchen Forſt⸗ 
revieren an Strauch ꝛc. gebrach. Nordweſtlich von jener Sandſcholle liegt eine 
zweite, weit größere, der Bienenforth-Tanger genannt. Sie begreift 170 Mg., 
wovon 120 Mg. zum Gebiet des Erbpachtgutes und 50 Mg. zu den Koſſatenlan⸗ 
dungen gehören, und ſetzt die Pfarrländereien, ja ſelbſt die entfernt liegenden Felder 
von Sarow der Gefahr der Verſandung aus. Hell erbot ſich, die erſte Sandſcholle 
und ſeinen Antheil an der zweiten, der Stadt unentgeldlich abzutreten, ſofern 
Magiſtrat und Stadtverordneten bereit ſeien, beide Plätze zur Stadtforſt zu ziehen 
und forſtmäßig zu beſaamen, bezw. zu bepflanzen. Wegen Entlegenheit der beiden 
Sandſchollen von dem Bruchhauſenſchen Revier der Stadtforſt konnte indeß auf 
dieſes Anerbieten nicht eingegangen werden; dagegen faßten die ſtädtiſchen Behörden 
am 10. October 1849 den Beſchluß, bei der Königl. Regierung den Antrag zu ſtellen, 
beide Plätze zu übernehmen, um fie mit dem Staatsforſt-Revier Friedrichswald, 
von deren nächſter Stelle ſie kaum 500 Schritte entfernt ſind, zu vereinigen. Weil 
aber in dem Antragsſchreiben nur von der unentgeldlichen Überlaſſung der zum 
Erbpachtsgute gehörigen Flächen die Rede geweſen, und es überſehen war, auch 
der, noch nicht feſtſtehenden, Bereitwilligkeit der Koſſaten, ihren Antheil an der 
größern Sandſcholle dem Forſtfiscus ohne Entgeld abzutreten, zu gedenken, lehnte 
die Königl. Regierung, nach eingeholtem gutachtlichen Bericht des Friedrichswalder 
Revier⸗Verwalters, das Anerbieten mittelſt Verfügung vom 3. Juni 1850 ab. 
Nach weiteren Verhandlungen mit Hell und den betreffenden Koſſaten, die ſich nun⸗ 
mehr dem Anerbieten des Erbpächters anſchloſſen, erneüerte der Magiſtrat ſeinen 
Antrag bei der Königl. Regierung unterm 27. October 1850. 


Die Dorfſchaft Seefeld beſaß ſeit undenklichen Zeiten das Recht der Mit⸗ 
hütung auf dem, zum Amte Friedrichswald gehörigen landesherrlichen Forſtrevier 
Neühaus, ohne daß ſchriftliche Verträge hierüber vorhanden geweſen wären. Ohne 
Zweifel ſtammte dieſe Gerechtſame aus jener Zeit, als Herzog Johann Friedrich, 
der gewaltige Nimrod, im letzten Viertel des 16. Jahrhunderts bei ſeinem Jagd⸗ 
hauſe „zum Sack“ in der Stettiner Heide größere Bauten aufführen ließ und hier 
ſeinen Lieblingsplatz aufſchlug, der fortan nach ihm auch „Friedrichswald“ genannt, 
wurde, und den er zuletzt zu einem Amte erhob. Muthmaßlich hat der Magiſtrat da⸗ 
mals ein zu Seefeld gehöriges Forſtgrundſtück an den Herzog zur Erweiterung ſeiner 
Wildbahn abgetreten, und ſtatt deſſen für das Vorwerk und die Bauern zu Seefeld 
jenes Weiderecht, ſpäter jedoch gegen Erlegung eines jährlichen Weidegeldes von 
6¼ Thlr. an das Friedrichswalder Amt, erlangt. Im Jahre 1811 kam die Auf⸗ 

Landbuch von Pommern; Thl. II., Bd. V. 13 
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hebung dieſes Hütungs⸗Servituts zur Sprache. In einem Receſſe vom 19. Juli 
1813 — 6. März 1814 entſagte die Dorfſchaft Seefeld ſowol für ſich als ihre 
Nachkommen, und zwar unter Zuſtimmung des Magiſtrats und der Stadtverord⸗ 
neten von Stargard, jenem Rechte der Mitbehütung des Neühausſchen Forſt⸗ 
reviers, jetzt Friedrichswald genannt. Dieſelbe verpflichtete ſich auch, den Knüppel⸗ 
damm beim Poſtbaum auf dem Neühausſchen Forſtrevier, durch welchen die 
alte Trift von Seefeld nach dem Reviere geht, gegen Verabreichung des freien Hol⸗ 
zes aus Staatsforſten, in gehörigem fahrbaren Zuſtande zu erhalten und die dazu 
erforderlichen Hand⸗ und Spanndienſte unentgeldlich nach wie vor zu leiſten, ohne 
daß der Kämmerei zu Stargard jemals angemuthet werden kann, unmittelbar die Koſten 
dazu herzugeben. Dagegen entließ die Königl. Regierung die Dorfſchaft Seefeld 
aus der Pflicht, die, in den Amts- Einrichtungs⸗-Acten vom Jahre 1726 ſtipulirte 
Abgabe von 6 ¼ Thlr. an die Friedrichswalder Amtskaſſe zu entrichten. Geneh⸗ 
migt und vollzogen wurde dieſer, zwiſchen der Königl. Regierung und der Dorfſchaft 
Seefeld unmittelbar abgeſchloſſene, Receß vom Magiſtrate der Stadt Stargard am 
12. September 1814. 


Die Stadtgemeinde Stargard als Beſitzerin der Straßengerechtigkeit hat in 
den Jahren 1847—1855 fünf kleine Flächen der Dorfſtraße in Seefeld an Eigen⸗ 
thümer, die an dieſelbe ſtoßen, verkauft, im Ganzen 59.72 Q.⸗Ruthen groß, für 
einen Kaufſchilling von Thlr. 101. 4. 7 Pf. Außerdem iſt der Gemeinde Seefeld 
im Jahre 1847 ein Fleck von 14 Q.⸗Ruth. zwiſchen den beiden Fahrdämmen, welche 
von Friedrichswald nach dem Dorfe führen, Behufs Erbauung eines Dorfs⸗Armen⸗ 
hauſes ohne Entgeld, jedoch mit der Maßgabe überlaſſen worden, daß dieſe Fläche, 
welche auf allen Seiten von der Dorfitraße begränzt iſt, nur zu dem gedach⸗ 
ten Zwecke benutzt werden darf. Das Armenhaus hat eine Länge von 4 Ruth. 
und iſt 2 Ruth. tief. Zu beiden Seiten deſſelben ſind zwei kleine Höfe, jeder 
3 Q.⸗Ruth. groß. 

Das Geſetz vom 2. März 1850, die Ablöſung der Reallaſten durch Rentenbriefe 
betreffend, iſt in Seefeld in den Jahren 1854 —1857 zur Ausführung gekommen. 
Es haben abgelöft; 

Rentenbriefs⸗Kapital. 
R Y. c. Durch Receß vom 
21 Koſſaten und Parceliſten von Koſſatenſtellen mit 1555. 16. 8 1. März 1855. 


17 Voll⸗ und Halbbauern und 8 Büdner . . 6167. 12. 2% desgleichen. 
4 Büdner, excl. 1 Thlr. 12 Sgr. durch Baarzahlung 15.— — desgleichen. 
Das bisherige Erbpacht⸗ Vorwerk... . 6408. 4. 5½½ 2. Septbr. 1857. 


Summa. . . 14146. 3. 4 

In den Reeeſſen iſt als berechtigt zu den Rentenbrieſs⸗Kapitalien nur die 
Stadtgemeinde Stargard genannt, welche auch Namens der oben erwähnten fünf 
milden Stiftungen, denen die Seefelder Bauerhöfe mit Kornrente verpflichtet waren, 
den Auseinanderſetzungs⸗Receß vom 1. März 1855 abgeſchloſſen hat. Außer den 
Renten an die Rentenbank haben die Verpflichteten auch noch eine Entſchädigung 
für die Laudemial⸗Verpflichtung an die Stadtgemeinde Stargard zu zahlen gehabt. 
Dieſe Verpflichtung hat für das Erbpacht⸗Vorwerk mit dem 22. October 1852, als 
dem Tage der von der Stadtgemeinde angemeldeten Provocation zur Auseinander⸗ 
ſetzung, aufgehört; wogegen der Ausführungs⸗Termin der Ablöſung auf den 
30. September 1857 beſtimmt wurde, ſo daß für den inzwiſchen verlaufenen 
Zeitraum das Laudemium noch mit einer Baarzahlung von Thlr. 23. 12. 8 Pf. 
abzulöſen geweſen iſt. 
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Die Grundſteüer⸗Regiſter de 1. Januar 1865 geben die Zahl der Grund- 
beſitzer von Seefeld zu 55 mit 283 Beſitzſtücken, woraus erhellet, daß in dem 10jäh⸗ 
rigen Zeitraum ſeit 1855 ac. nicht unerhebliche Abzweigungen und Parcelirungen 
bei den baüerlichen Wirthſchaften Statt gefunden haben. Die für die Veranlagung 
der Grundſteüer vorgenommene Reviſion der Vermeſſung und die Bonitirung der 
Liegenſchaften hat folgende Ergebniſſe gegeben: 

Flächeninhalt: Ackerland 3160,86 Mg., Gartenland 6,50 Mg., Wieſen 651,07 Mg., 
Hütung 229,37 Mg., Holzung 98,43 Mg., Waſſerſtücke 13,43 Mg., Unland (die 
Sandſchollen?) 266,64 Mg.; ſteüerpflichtige Liegenſchaften überhaupt 4250,33 Mg., 
ſteüerfreie 175,97 Mg., Beide zuſammen 4426,30 Mg. Dazu die, wegen 
ihrer Benutzung zu öffentlichen Zwecken, ertragloſen Grundſtücken an Wegen ꝛc. 
232,41, an Waſſer 5,75 und die Hof- und Bauſtellen nebſt kleinen Hausgärten mit 
32,42 Mg., und es ergibt ſich das Areal der Feldmark Seefeld zu 4696,88 Mg. 


Bonitirung: Ertrag von 1 Morgen Ackerland 21, Gartenland 39, Wieſen 16, 
Weiden 11, Holzung 3, Waſſerſtücke 1 Sgr., der ſteüerpflichtigen Liegenſchaften 18, 
der ſteüerfreien 17, beider zuſammen 18 Sgr., der ganzen Feldmark 17 Sgr. Alle 
Reinerträge ſtehen unter dem mittlern Werth des Kreiſes, im Durchſchnitt aller 
Liegenſchaften um 6 Sgr. 


Der Jahresbetrag der Grundſteüer iſt Thlr. 244. 4. 10 Pf., auf den Morgen 
1 Sgr. 9 Pf., d. i. 5 Pf. niedriger als im Durchſchnitt für den ganzen Kreis. 

An Gebaüdeſteüerpflichtigen Wohnhaüſern ſind 78 und 4 gewerbliche Gebaüde 
vorhanden. Sie ſind zu 53 Thlr. 24 Sgr. veranlagt, oder jedes dieſer 82 Gebaüde 
im Durchſchnitt zu 19 Sgr. 8 Pf. Steüerfreie Gebaüde gibt es 93. 


Seefeld hatte, zufolge der am 3. December 1864 vorgenommenen Zählung, 
622 Einwohner. Nächſt Kunow iſt Seefeld die größte der Stargarder Eigenthums⸗ 
Ortſchaften. Unter den Einwohnern befand ſich eine weibliche Perſon, geb. im 
Jahre 1776, der zweitälteſte Menſch im Eigenthum. 5 Einwohner waren katholiſch, 
2 von ihnen waren Frauen mit evangeliſchen Männern verheirathet; 2 Knaben aus 
dieſen Ehen wurden im katholiſchen Kirchenbekenntniß, 1 Tochter im evangeliſchen 
erzogen. Im Armenhauſe wohnten 4 Männer 6 Frauen. Von den 171 Gebaüden 
find 4 öffentliche, Kirche, Schule, Armen-, Gemeindehaus, von den Privatgebaüden 
find 78 Wohnhaüſer, 3 Fabrik- und 86 Wirthſchaftsgebaüde. Die Einwohner und 
Gebaüde ſind auf die verſchiedenen Wohnplätze des Gemindeverbandes folgender 
Maßen vertheilt: 


Einw. Geb. Wohnh. Viehſtand. 
Das Dorf Seefeld. 471 135 65 77 Pferde, darunter 67 
ee eee 8 Arbeitspferde. 
Der Ganzkowſche Halbbauerhof 31 m 196 Hpt. Rindvieh, dar. 
Der Grapeſche Halbbauerhof . 9 Zee ah 1 Bulle, 
Der Vesperſche Bauerhof 17 4. 154 Kühe, 
Der Vesperſche Halbbauerhof . 6 2 3 Ochſen, 
Die Wendſche Ziegelei N 8 4 1 38 Jungvieh, 
Das Wockenfußſche Etabliſſement 8 damit 2018 Schafe von der Land⸗ 
Das Hohenſteinfche Etabliſſement 5 e 184 Schweine, race. 
Das Ivenſche Etabliſſement 12 ZT 41 Ziegen, 
Das Siegſche Mühlen-Etablif. _ 10 ** * 88 Bienenſtöcke. 


— 
— 
— 
— 
E 
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Zufolge eines, der Königlichen Regierung zu Stettin in Schulangelegenheiten 
erſtatteten Magiſtrats⸗Berichts vom 24. Januar 1867 ſind in Seefeld z. Z. nur 
noch 11 baüerliche Wirthe und 11 Koſſaten vorhanden. Von jenen iſt die kleinere 
Hälfte in ziemlich günſtigen Vermögens⸗Verhältniſſen, die größere Hälfte dagegen 
hat auf ihren Höfen bedeütende Schulden und lebt, gleich den Koſſaten, die nur 
einen kleinen Grundbeſitz, mithin auch ein geringes Einkommen haben, in wirklicher 
Dürftigkeit. In dieſe find fie durch die ſchlechten Arnten gerathen, ein Mißgeſchick 
der Natur, welches ſeit einer langen Reihe von Jahren, man ſagt ſeit dem Krim⸗ 
kriege, alſo ſeit 1855, andauernd iſt. Die meiſten Wirthe haben Brotkorn kaufen 
müſſen, und auch die Arnte von 1866 iſt dürftig ausgefallen, daß kaum Brotkorn 
genug bis zur nächſten Arnte vorhanden iſt. Die hohen Getreidepreiſe kommen 
ihnen daher nicht zu Gute, gereichen ihnen vielmehr zum Schaden. Dazu kommt, 
daß die Cholera Väter und Mütter hinweggerafft hat, für deren Waiſen die baüer⸗ 
lichen und Koſſaten⸗Wirthe zu ſorgen haben. Die Gemeinde hat überdem durch 
den Ankauf von Särgen und durch die Bezahlung der Medikamente viele Koſten 
gehabt, und einer nicht unbedeütenden Anzahl früherer Ortsarmen, die von der 
Cholera verſchont geblieben ſind, muß die Gemeinde Wohnung, Brennmaterial und 
mancherlei Unterſtützung verabreichen. Dazu kommt noch, daß ein Ortsarmer im 
Irrenhauſe zu Rügenwalde hat untergebracht werden müſſen, für den die Gemeinde 
die Verpflegungskoſten mit jährlich 44 Thlr. zu bezahlen hat, vorausſichtlich auf 
eine längere Reihe von Jahren, da der Unheilbarirre im mittlern Lebensalter ſteht. 
Zieht man zu allen dieſen Zahlungen und Laſten die Staatsſteüern, die Kreisabga⸗ 
ben und die ſonſtigen Gemeindelaſten, ſo leüchtet ein, daß die baüerlichen Wirthe 
zu Seefeld zur Beſchaffung aller Präſtationen mit manchen Sorgen zu kämpfen 
haben. 


IV. Stargarder Eigenthums⸗Ortſchaſten, welche ſeit 1818 dem 
Naugarder Kreiſe zugetheilt ſind. 

Bergsruhe, einzeln liegendes Gut, zu Priemhauſen gehörig, ſ. dieſen 
Artikel. 


Dieck Mühle, Waſſermühle, auf einem Nebenbache der Ihna, auf 
deren rechten Ufer er ſich in dieſelbe ergießt, Pertinenz der Gemeinde Dietrichs⸗ 
dorf; ſiehe den folgenden Artikel. 


Dietrichsdorf, Coloniſtendorf, 3 Min. von Stargard gegen Nord⸗ 
nordweſten, die am weiteſten gegen Norden gelegene Ortſchaft des Stargarder Eigen⸗ 
thums, enthält mit der, ſüdwärts daran gränzenden Died Mühle 52 Wohnhaüſer 
und 5 gewerbliche Gebaüde, welche der Gebaüdeſteüer unterworfen find, jo wie 65 
ſteüerfreie Gebaüde, darunter die Schule. Die Feldmark begreift 370,17 Mg. Acker, 
21,31 Mg. Wieſen, 10,44 Mg. Weiden, 2,30 Mg. Waſſerſtücke, 2,68 Mg. Odland, 
zufammen an fteiterbaren Grundſtücken 397, 96 Mg., an ſteüerfreien Schulländereien 
9,84 Mg., überhaupt 407,40 Mg., die in 354 Beſitzſtücke zerfallen, welche, 46 
Grundbeſitzern, bezw. Pachtinhabern (ſ. unten) gehören. Der Reinertrag pro Mg. 
beträgt nur 13 Sgr. Dazu kommen an ertragloſen Grundſtücken 18,76 Mg. Wege 
x., 3,05 Bäche ꝛc. und an Hof- und Bauſtellen, jo wie kleiner Hausgärten 19,11 Mg., 
ſo daß die Feldmark im Ganzen groß iſt . 1 448, 33 Mg. 

Der Jahresbetrag der Grundſteüer iſt Thlr. 16. 22. 7 Pf., für den Mg. 
1 Sgr. 1 Pf.; die Gebaüdeſteüer Thlr. 15. 1 Pf., oder für jedes beſteüerte Ge⸗ 
baüde ungefähr 8 Sgr. Aus der geringen Zahl des Reinertrags und der Grund⸗ 
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ſteüer läßt ſich auf die Unergiebigkeit des Bodens ſchließen, aus der kleinen Ziffer 
der Gebaüdeſteüer auf die Armlichkeit des Ortes. 

In dem Abriß der Geſchichte der Stadt Stargard iſt auf die allgemein be⸗ 
kannte Thatſache hingewieſen worden, daß König Friedrich II., der vierte unter 
den Pommerſchen Herzögen vom Geſchlecht des Hohenzollern, das Manufacturweſen 
mit aller Gewalt in ſeinen Landen einzuführen trachtete, wobei er ſein Augenmerk 
hauptſächlich auf die Verarbeitung jenes ſelbſt gewonnenen Rohprodukts richtete, 
welches von jeher einen weſentlichen Beſtandtheil des National-Reichthums der 
Ackerbau treibenden Länder gebildet hat. Wie andere Städte, die in vergangenen 
Tagen der Selbſtſtändigkeit und Autonomie das Grundvermögen, welches ihnen bei 
Einführung der deütſchen Städte⸗Verfaſſung vereignet worden war, durch gute 
Wirthſchaft vermehrt und erweitert hatten, von Friedrich II. bald nach ſeiner 
Thronbeſteigung angehalten wurden, auf ihren Kämmerei⸗Beſitzungen eigene Wohnplätze 
für Manufacturiſten, die vom Auslande herbeigezogen wurden, anzulegen ſo erging auch 
an den Magiſtrat von Stargard der Befehl, in der Kämmerei⸗Haide bei Pützerlin 
32 Wollſpinner⸗Wohnungen auf Koſten der Kämmerei zu erbauen, und jede der⸗ 
ſelben mit 3 Mg. Landes und 2 Mg. Wieſenwuchs auszuſtatten, ſo daß zur An⸗ 
legung, dieſer Colonie im Ganzen 160 Mg. vom Stadtwalde hergegeben, und 
zum Theil erſt geradet werden mußten. Der Befehl des Königs⸗Herzogs war bereits 
im Jahre 1754 vollſtändig zur Ausführung gebracht; mitten im Walde ſtand ein 
neüer Wohnplatz; man legte ihm den Namen Dietrichsdorf bei. Wie lange die 
Anſiedler Wolle geſponnen haben, iſt dem Gedächtniß entſchwunden, von Dauer iſt 
dieſe Induſtrie aber nicht geweſen, was aller Orten und zu allen Zeiten das 
Schickſal von Einrichtungen iſt, die nicht auf unumſtößlichen Naturgeſetzen beruhen. 
Zwölf Jahre nach Gründung von Dietrichsdorf ließ Friedrich II. durch ſeine Pom⸗ 
merſche Kriegs⸗ und Domainen-Kammer dem Magiſtrate von Stargard unterm 
23. Juli 1766 anbefehlen, und, weil er, bei einer der letzten ſeiner in Stargard 
abgehaltenen Heerſchauen, wahrgenommen hatte, daß ſeine Königliche Willensmeinung 
noch immer nicht zur Ausführung gebracht war, dieſer Befehl kurz vor ſeinem Tode 
unterm 21. April 1785 in ſtrengen Worten erneüern, dahinlautend, daß die Colo⸗ 
niſtenſtellen in Dietrichsdorf den Inhabern derſelben zum erblichen Eigenthum über⸗ 
laſſen werden ſollten. Es hat den Anſchein, daß es bereits um dieſe Zeit mit der 
Spinnerei ein Ende genommen hatte, und die von den urſprünglichen Anſiedlern 
noch vorhandenen Fremdlinge zur Friſtung ihres Lebens, neben dem mühſeligen 
Broterwerb als Holzſchläger im Kämmerei⸗Walde, auf die Erde angewieſen waren, 
die man ihnen vor 30 Jahren überliefert hatte. Die meiſten Coloniſten ſcheinen 
davon gegangen zu fein; ſo wenigſtens darf vermuthet werden, erwägt man die 
geringe Zahl von Erbverſchreibungen, die der Magiſtrat ertheilte. Dieſe Erbver⸗ 
ſchreibungen ſind vom Bürgermeiſter und Rath der Stadt Stargard unterm 20. 
April 1786 ausgefertigt und beſtätigt von der Pommerſchen Kriegs- und Domainen⸗ 
Kammer den 5. April 1788, von dem Königl. General-Directorium (Staats⸗Mini⸗ 
ſterium) den 3. Juni 1788. In jeder dieſer Urkunden wird dem betreffenden An⸗ 
ſiedler diejenige Wollſpinnerwohnung, welche er bisher beſeſſen, dergeſtalt erb⸗ und 
eigenthümlich überlaſſen, daß er darüber als ſein wahres Eigenthum ſchalten und 
walten, ſolche veraüßern, verkaufen, verſchenken, oder wie er ſonſt will, darüber 
verfügen könne, worüber jedoch zuvor allemal des Magiſtrats Einwilligung eingeholet 
und ohne deſſen Conſens niemalen eine Veraüßerung vorgenommen werden darf. 
Dagegen iſt der Anſiedler ſchuldig, dieſe ihm eigenthümlich überlaſſene Wohnung 
jederzeit in gutem und wohnbarem Stande zu erhalten und erforderlichen Falls 
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ganz neü zu erbauen, ohne darauf aus der Kämmerei irgend eine Vergütung zu 
verlangen. Es ſoll ihm jedoch zu ſeiner Erleichterung, ſo lange nämlich dergleichen 
Holz in der Kämmerei⸗Haide vorhanden und forſtmäßig gehauen werden kann, das 
erforderliche Bauholz gegen Bezahlung des in der Forſttaxe vom 24. December 
1777 beſtimmten Werths einer jeden Art Holzes überlaffen werden. (Dieſe Bes 
ſtimmung im 8. 2 der Erbverſchreibung hat zu dem Rechtsſtreit Anlaß gegeben, 
der zwiſchen der Stadt und den Coloniſten ſchwebt). — Die auf dieſer Wohnung 
gelegten 3 Mg. Landung und 2 Mg. Wieſenwuchs ſollen nach wie vor dabei ge: 
laſſen werden. Es iſt jedoch der Erbeigenthümer der Stelle verbunden, ſowol für 
den Grund und Boden, auf welchem ſeine Wohnung ſteht, als für die Nutzung der 
Landung und Wieſe jährlich an die Kämmerei⸗Kaſſe 5 Thlr. 8 Ggr. Canon zu 
bezahlen. Freies Brennholz an Raff⸗ und Leſeholz, welches er ſich aus der Pützer⸗ 
liner Heide mit der Karre holen kann, jedoch bei harter Strafe nichts abhauen darf, 
wird ihm gleichfalls bewilligt.“ — Was den Werth einer derartigen Coloniſtenſtelle 
betrifft, ſo iſt derſelbe bei Vererbungen und Erbregulirungen unter Geſchwiſtern zu 
300 Thlr. angenommen worden; bei freiwilligen Verkaüfen ſind als Kaufgeld 
gezahlt worden, 1814: 450 Thlr., — 1827: 500 Thlr., — 1828: 650 Thlr., — 
1837 in Subhaſtationsverfahren 500 Thlr., — 1840 für ½ Coloniſtenſtelle 
310 Thlr., — 1852 für eine ganze Stelle 200 Thlr. nebſt einem, dem Verkaüfer 
zu gewährenden Altentheil. — Gegen das urſprüngliche Areal von Dietrichsdorf, 
160 Mg., iſt das Gebiet der Colonie jetzt um 288 / Mg. größer. Dieſes Mehr 
trifft zum Theil auf die Dieck Mühle, zum größten Theil iſt aber, mit 207,67 Mg. 
Weide⸗Abfindung, theils iſt es nicht Eigenthum der Colonie, ſondern beſteht aus 
einer Forſtfläche des Pützerliner Reviers, welche die Stadtgemeinde einzelnen Colo⸗ 
niſten, vornehmlich aber durch Vertrag vom 19. Mai 1847, pachtweiſe auf 50 
Jahre überlaſſen hat. 


Wie es zugegangen, iſt nicht mehr zu ermitteln, genug es ſtand, und noch 
dazu rechtskräftig, feſt, daß die Colonie Dietrichsdorf befugt war, die von einem 
jeden Coloniſten zu haltende Kuh nebſt Zuwachs auf den Stevenhagenſchen Heide⸗ 
und Weide⸗Revieren, mit Ausſchluß der Stevenhagenſchen Acker und Wieſen, gleich 
der Gemeinde Stevenhagen zu hüten. Dieſe Beläſtigung ſuchte die Dorfſchaft 
Stevenhagen im Jahre 1805 von ſich abzuwälzen. Die Königl. Kriegs⸗ und 
Domainen⸗Kammer von Pommern, bei der ſie auf Aufhebung der Gemeinheit an⸗ 
getragen hatte, entſendete einen eigenen Commiſſarius nach Dietrichsdorf, der die 
Sache zu unterſuchen, die Thatſachen feſtzuſtellen und den Vergleich zwiſchen den 
Provocanten und den Provocaten zu errichten hatte. Das Hütungs⸗Revier hatte, 
excl. des Bollbruchs, ein Areal von 1530 Mg. 51. Ruth., an dem von Seiten der 
Dorfſchaft Stevenhagen 7 baüerliche Wirthe, und die Mühlenbeſitzer, außerdem 
aber auch der Beſitzer der Dieck Mühle, Theil hatten. Die Stevenhäger raümten 
ein, daß der Zuwachs für eine Kuh berechnet werden müſſe, ſo daß den Dietrichs⸗ 
dorfern für 32 + 32 — 64 Kühe Hütung zu ermitteln war. Dieſe wurde in der 
gemeinſchaftlichen Hütung einer Fläche von 512 Mg. gefunden, deren Lage und 
Begränzung ohne Specialkarte nicht verdeütlicht werden kann. Im Bollbruche von 
50 Mg. 127 Ruth. wurde Torf geſtochen; ſollte der Betrieb aufgegeben, und die 
Behütung des Bruchs der Dorfſchaft Stevenhagen wieder frei gegeben werden, ſo 
verſprach ſie die Colonie Dietrichsdorf deswegen zu entſchädigen u. ſ. w. Der 
betreffende Separations⸗Receß wurde in der Dieck Mühle am 3. Auguſt 1805 voll- 
zogen und, nachdem der Conſens des Magiſtrats vom 30. September erfolgt war, 
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von der Königl. Kriegs- und Domainen-Kammer unterm 12. October 1805 
beſtätigt. Wegen der oben erwähnten Irrungen, welche in der Forſtſervituten⸗ 
Ablöſungsſache zwiſchen der Stadtgemeinde und den Coloniſten von Dietrichs⸗ 
dorf obwalten, vergleiche man dasjenige, was in der Geſchichte von Stargard 
1855 — 1864, Abſchnitt V., geſagt worden iſt. 


Die Dieck Mühle, aus einem Mahl: und einem Schneidewerk beſtehend, 
bildete vor der Anlage von Dietrichsdorf einen Beſtandtheil der Gemeinde Steven⸗ 
hagen. Es ſtand dieſer Mühle das Recht zu, freies Bau⸗Reparatur⸗ und Schirrholz 
zu ihren ſämmtlichen Mühlen⸗, Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebaüden, den gehenden 
Werken, Bohlwerken, Brücken und Verſchalungen, und 12 Klafter Kiefern⸗Knüppel⸗ 
holz gegen Erſtattung des Schlagelohns von der Stadt⸗Gemeinde Stargard, und 
bezw. aus der Stargardſchen Kämmerei⸗Forſt unentgeldlich zu fordern, dagegen war 
ihr Beſitzer, fo wie jeder Nachfolger im Beſitz, verpflichtet: 1) Zwanzig Sägeböde 
für die Stadt Stargard ohne Entgeld zu Brettern zu ſchneiden; 2) eine Mühlen⸗ 
pacht von 26¼ Thlr.; 3) als Grundgeld 5 Thlr. 27½¼ Sgr. für die zur Mühle 
gehörigen Ländereien, und 4) für das Brennholz jährlich 2 Scheffel Roggen, unter 
der Benennung Heidemiethe, an die Kämmerei⸗Kaſſe zu Stargard abzuführen. Dieſe 
gegenſeitigen Berechtigungen und Verpflichtungen ſind, auf Antrag der Stadtge⸗ 
meinde durch den am 27. September 1839 beſtätigten Receß dahin abgelöft worden, 
daß, nach gehöriger Abrechnung der Leiſtungen und Gegenleiſtungen die Stadt⸗ 
gemeinde die Verpflichtung übernommen hat, dem Beſitzer der Dieck Mühle eine 
bleibende unveränderliche jährliche Rente von 97 Thlr. zu zahlen, womit ſich der 
Beſitzer für vollſtandig abgefunden erklärt, und auf jede fernere Entſchädigung und 
auf jede desfalſige fernere Nachforderung ausdrücklich Verzicht geleiſtet hat. Dieſer 
Berechtigung gegenüber war indeſſen die Mühle der Grundherrſchaft auch verpflichtet 
mit ebenfalls beſtimmten Geldabgaben, die unter dem Namen Mahlgeld, bezw. Die⸗ 
trichspacht, alljährlich zu entrichten war, ſo daß der Betrag der Rente, welche die 
Kämmerei⸗Kaſſe dem Beſitzer der Dieckmühle zu entrichten hatte, ſich auf Thlr. 86. 
22. 6 Pf. ermäßigte. Dieſe Rente iſt auf Antrag des Mühlenbeſitzers von der 
Stadtgemeinde Stargard durch ein Rentenbriefs⸗Kapital von Thlr. 1734. 24. 5%è 
Pf. abgelöft worden. Der betreffende Receß iſt am 11. Januar 1853 vollzogen 
und von der General-Commiſſion unterm 27. September 1853 beſtätigt. Bei Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages bemerkte zwar der Vertreter der Stadt Stargard, daß dem 
Beſitzer der Mühle und ſeinen Beſitznachfolgern, nach 8. 5 des am 27. September 
1839 beſtätigten Receſſes über die Ablöſung des dem Beſitzer der Dieck Mühle 
zuſtehenden freien Bau-Reparatur und Brennholzes und der ihm dagegen obliegenden 
Abgaben und Leiſtungen die Verpflichtung habe, das zu der Brücke über den 
Freiwaſſergraben auf der Straße nach Golnow und deren Unterhaltung erforder⸗ 
liche Holz unent zeldlich herzugeben und alle ſonſtigen bei Unterhaltung dieſer Brücke 
vorkommenden Fuhren, Handarbeiten und Handwerkslöhne zu tragen, wie dies ſchon 
immer der Fall geweſen iſt; beide Theile waren jedoch darüber einverſtanden, daß 
vorſtehende Verpflichtung unverändert beſtehen bleibt und von der vorliegenden Ab⸗ 
löſung ausgeſchloſſen bleiben müſſe. Die Dieck Mühle iſt beim Kreisgericht zu 
Naugard den 20. April 1868 öffentlich verſteigert worden; die Taxe betrug Thlr. 
20.046. 27. 6 Pf. 

Der Küſter zu Priemhauſen, wohin Dietrichsdorf vermittelſt des Filials 
Stevenhagen eingepfarrt ift, hebt von jeder Coloniſten-Familie an Jahrgeld 255 
Sgr., von jeder Einlieger⸗Familie 1 Sgr. 9 Pf. und von einer einzelnen ſelbſt⸗ 
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ſtändigen Perſon 10 Pf., vom Beſitzer der Dieck Mühle dagegen 7¼ Sgr., und 
außerdem 8 Mtz. guten reinen Roggen. Die Abgaben an den Prediger ſind weiter 
unten nachgewieſen. 

Nach der am 3. December 1864 vorgenommenen ſtatiſtiſchen Aufnahme hatte 
Dietrichsdorf mit Einſchluß der Dieck Mühle und der zu dieſer Gemeinde gerech⸗ 
neten Förſterſtelle zur Dieckmühle, für das Pützerliner Revier der Kämmerei⸗Forſt, 
378 Einwohner, davon auf der Mühle 20, Forſthauſe 7. Unter den Einwohnern 
war 1 Katholikin, die Ehefrau eines Evangeliſchen. An Gebaüden gab es 3 öffentliche, 
nämlich das Schulhaus, ein Armenhaus, in welchem ſich 4 männliche und 3 weib- 
liche Inſaſſen befanden, und das ſtädtiſche Forſthaus. Privatgebaüde waren 
123 vorhanden, darunter 39 Wohnhaüſer, 2 Fabrikgebaüde auf der Dieck Mühle, 
und 82 Wirthſchaftsgebaüde. Viehſtand: 16 Pferde, darunter 1 zur Zucht 
beſtimmte Stute, 101 Rinder, 53 Landſchafe, 107 Schweine, 15 Ziegen, 25 
Bienenſtöcke. 


Priemhauſen, Pfarrkirchdorf, 3 Mln. von Stargard gegen Nordnord⸗ 
weſten, — verſtümmelte Benennung für den urſprünglichen Namen Premuze, in 
Folge einer Urkunde von 1269, und darum auch im 18. Jahrhundert haüfig in der 
Schreibung Primuſen vorkommend, — gränzt gegen Süden an Pützerlin, gegen 
Weſten an das Pützerliner Revier der Stargarder Stadtforſt, wohinwärts das 
Priemhauſer Moor, Premuzeke Blita der Urkunde von 1269 liegt; gegen 
Norden an Lütkenhagen, gegen Oſten an Roſenow, Damerwitz und Groß-Wachlin, 
und beſteht aus einem Frei- oder Lehnſchulzengute, 22 Vollbauerhöfen, 1 Dreivier⸗ 
telbauer, 5 Halbbauerhöfen, 6 Koſſatenhöfen, 2 Mühlengrundſtücken, der Kirche, dem 
Pfarrhofe und der Küſterſchule ſammt der zu dieſen geiſtlichen Inſtituten gehörigen 
Ländereien. Nach den Grundſteüer-Veranlagungs-Regiſtern de 1. Januar 1865 
begreift die Feldmark, — von der es vorher nur Theilweiſe eine Vermeſſung ge⸗ 
geben hat, — an Ackerland 4167,23 Mg., an Gartenland 4,55 Mg., an Wieſen 
783,34 Mg., an Hütung 459,30 Mg., an Holzung 7,14 Mg., an Waſſerſtücken 
2,19 Mg., an ſteüerpflichtigen Liegenſchaften überhaupt 5.202,39 Mg., an ſteüer⸗ 
freien 221,49 Mg,, zuſammen 5424,27 Mg. Dazu kommen noch an Grundſtücken, 
die wegen ihrer Benutzung zu öffentlichen Zwecken ertraglos ſind, 167,17 Mg. 
Wege, Triften 2c., 32,16 Mg. Gewäſſer, und an Hof- und Bauſtellen nebſt kleinen 
Hausgärten 56,60 Mg., daher Geſammtflächeninhalt der Feldmark Priemhauſen, 
mit Einſchluß der Grundſtücke der vom Dorfe abgeſondert liegenden 4 Etabliſſements, 
wozu das Lehnſchulzengut, Bergsruhe gehört . 5680,80 Mg. 
Die Grundſteüer⸗Regiſter geben die Zahl der Beſitzſtücke in der Feldmark zu 261 
an, welche unter 63 Beſitzer vertheilt ſind. Die zuletzt genannte Zahl verglichen 
mit der Summe der oben angegebenen Höfe ꝛc., beweiſet, daß innerhalb der jüngſt 
verfloſſenen 30 Jahre vielfache Zerſchlagungen, bezw. Abzweigungen von größeren 
Beſitzungen Statt gefunden haben und gegen 23 Büdnereien und Eigenthümerſtellen 
entſtanden ſind. Die Feldmark gehört Hinſichts ihrer Bodenbeſchaffenheit zu den 
ergiebigeren des Stargarder Eigenthums und des Naugarder Kreiſes. In allen 
Kulturarten erhebt ſich der mittlere Ertrag pro Mg. weit über dem Durchſchnitts⸗ 
werthe des ganzes Kreiſes, der in der nachfolgenden Überſicht in Parentheſe fteht. 
Der Reinertrag für den Morgen beträgt: beim Acker 35 (24), beim Gartenlande 
60 (53), bei den Wieſen 45 (42), den Weiden 9 (7), den Holzungen 12 (8), den 
Waſſerſtücken 2 (4), bei den ſteüerpflichtigen Liegenſchaften überhaupt 34 
(22), den ſteüerfreien 40 (12), bei allen eingeſchätzten Grundſtücken 34 (20) Sgr. 
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Die Grundſteüer beträgt Thlr. 547. 6. 4. Pf., oder: auf den Morgen 3 Sgr. 
2 Pf., d. i.: 1 Sgr. 1 Pf. mehr, als im Durchſchnitt des Naugarder Keiſes. Die 
Regiſter zählen 89 Wohnhaüſer und 5 gewerbliche auf, welche zur Gebaüde⸗ 
ſteüer mit Thlr. 66. 27 Sgr., eingeſchätzt ſind; jedes dieſer ſteüerpflichtigen 
Gebaüde ſteüert demnach mit 21 Sgr. 4 Pf., an ſteüerfreien Gebaüden ſind 114 
vorhanden. 

Auch in Priemhauſen hat der größte Theil der baüerlichen Wirthe das Eigen⸗ 
thum der Höfe im Jahre 1805 durch das damals eingeleitete Verfahren erhalten, 
die vollſtändige Regelung ihrer Verhältniſſe zur Grundherrſchaft, der Stadtgemeinde 
Stargard, und die Ausfertigung der Eigenthumsverleihungs⸗Urkunden iſt aber auch 
hier erſt 30 Jahre nachher erfolgt. Einige Wirthe indeſſen hatten zu jener Zeit 
diejenigen Bedingungen nicht genehmigt, unter denen ihnen die Höfe zum Eigen⸗ 
thum überlaſſen werden ſollten, daher es mit ihnen bei der alten Verfaſſung ver⸗ 
blieb, bis 1834, in welchem Jahre ſie durch den am 30. Mai beſtätigten Receß 
im Sinne des Edicts vom 11. September 1811 und deſſen Declaration vom 29. 
Mai 1816 regulirt worden ſind. Dieſe Wirthe waren 1 Vollbauer, 3 Halbbauern 
und 5 Koſſaten. Denſelben wurde in Gemäßheit des Receſſes der bei ihren Höfen 
befindliche Grund und Boden, welcher ſich indeß auch mit den Liegenſchaften der 
anderen in Priemhauſen befindlichen Grundbeſitzer in völliger Gemeinſchaft befand, 
und nach der Vermeſſung und Kartirung des Feldmeſſers Karſch im Ganzen 322 
Mg. 12 Ruth. betrug zum vollkommenen Eigenthum, jedoch mit denen darauf haf⸗ 
tenden und nachſtehend bezeichneten Abgaben, überlaſſen. Auch verblieb ihnen die 
Weidegerechtſame auf der Feldmark und im ſtädtiſchen Walde, ſo wie die ſonſtigen 
Gerechtſame, ganz in der Art, wie ſie ſolche in Gemeinſchaft mit den übrigen Hof⸗ 
beſitzern der Dorfſchaft Priemhauſen auszuüben befugt geweſen, für die Zukunft. 
Die der Stadt Stargard für die eigenthümliche Überlaffung dieſer Grundſtücke von 
den baüerlichen Wirthen gebührende Entſchädigung wurde theils in Kapital, theils 
in Rente gewählt. Der Vollbauer zahlte ein Kapital von 250 Thlr. und über⸗ 
nahm eine jährliche, unveränderte feſtſtehende Rente von Thlr. 39. 2. 6 Pf. Jeder 
der 3 Halbbauern zahlte 125 Thlr. Kapital und als Jahresrente 23 Thlr. für zwei 
derſelben, der dritte nur 18 Thlr. Die Rente der 5 Koſſaten betrug zuſammen 
genommen Thlr. 30. 21 Sgr. Es wurde ausgemacht, daß die Rente zum 25fachen 
Kapitals⸗Betrage ablöslich ſein ſollte, jedoch nur auf Antrag der Verpflichteten, 
nicht auf den der berechtigten Stadt Stargard. Durch die geſchehene Feſtſtellung 
der Rente waren die Vergütigungen für die von den baüerlichen Wirthen geſetzlich 
zu verlangenden Hülfsdienſte, ſowie diejenigen, welche dagegen die Wirthe von der 
Stadt für nicht genügend geleiſtete Bauhülfe fordern könnten, gegenſeitig ausge⸗ 
glichen. Es haben daher auch die Burg⸗ und Brückenfuhren, welche der Bauerhofs⸗ 
beſitzer Johann Wilhelm Berg und die 3 Halbbauern ſonſt geleiſtet, bereits ſeit 
Marien 1833 aufgehört. Für die Hofwehr entrichtete der genannte Vollbauer 
Thlr. 122. 6. 3 Pf., jeder der Halbbauern Thlr. 60. 8. 9 Pf. Die 5 Koſſaten 
hatten keine Hofwehr bei ihren Höfen empfangen, eine ſolche alſo auch nicht zu 
vergütigen. Rückſichtlich der Communal⸗Laſten wurde für die baüerlichen Wirthe 
durch dieſe Regulirung nichts geändert, auch nichts in Bezug auf die Abgaben an 
die Geiſtlichkeit. Es entrichtet jährliche firirte Hebungen des Predigers: Der Voll⸗ 
bauer 1 Sgr. 8 Pf. Opfergeld, 2 Scheff. Meßkorn, 4 Ellen Bratwürſte, 1 Mandel 
Eier; an den Küſter: 5 Sgr. 10 Pf. Jahrgeld, 8 Mtz. Meßkorn, 8 Stück Eier. 
Jeder Halbbauer an den Prediger 10 Pf. Opfergeld, 1 Scheff. Meßkorn, / Mandel 
Eier, an den Küſter ebenſoviel Jahrgeld und Meßkorn wie der Vollbauer, aber 
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nur 6 Stück Eier. Die 5 Koſſaten zuſammen genommen zahlen dem Prediger 
Thlr. 2. 10. 6 Pf. Jahrgeld; dem Küſter 29 Sgr. 2 Pf. Jahrgeld, 1½ Scheff. 
Meßkorn und 25 Stück Eier. Außerdem liegt der ganzen Gemeinde, wie unten 
noch näher zu erörtern ſein wird, die Verpflichtung ob, dem Pfarrer daſelbſt 12 
Klafter Brennholz aus der Stadtforſt anzufahren, und das Schlagelohn zu be⸗ 
zahlen. Die regulirten Wirthe nehmen an dieſen Verpflichtungen pro rata Theil. 
Die Entrichtung der landesherrlichen Grundſteüer an die Kaſſe des Naugarder 
Kreiſes durch den Magiſtrat zu Stargard, lag den 9 regulirten Wirthen in der 
Art ob, daß fie, der frühern Steüer⸗Verfaſſung zufolge, für 31% Hufen an Con⸗ 
tribution Thlr. 49. 10. 10 Pf. und an Cavaleriegeld 13 Thlr., zuſammen Thlr. 
62. 10. 10 Pf. nach wie vor aufzubringen hatten. 

Der großen Mehrzahb der baüerlichen Wirthe zu Priemhauſen, beſtehend aus 
21 Vollbauern, 2 Dreiviertelbauern und 2 Halbbauern, wurde zwar, wie ſchon oben 
erwähnt, das Eigenthum ihrer Höfe bereits im Jahre 1805 zu Theil; die vollſtän⸗ 
dige Regelung ihrer Verhältniſſe zur Grundherrſchaft erfolgte aber erſt durch den 
unterm 12. December 1837 beſtätigten Receß. Mit den Höfen zugleich wurde durch 
dieſen Receß den Erwerbern derſelben auch das Recht der Aufhütung mit dem ſämmt⸗ 
lichen Rindvieh, den Schafen und Pferden in einem beſtimmten Theile der Star⸗ 
gardſchen Kämmerei⸗Forſt verliehen, jedoch mit Vorbehalt der geſetzlichen Schonungs⸗ 
Befugniß zur Fortſetzung der Forſtkultur. An dieſem Aufhütungsrechte nahmen aber 
auch die übrigen Grundbeſitzer des Dorfes Theil, welche, wie vorſtehend mitgetheilt 
worden, bereits regulirt waren, oder der Regelung nicht unterlagen. Über die 
Gränzen dieſer, 2600 Mg. 22 Ruth. großen Forſtweide waltete keine Irrung ob. 
Außer dieſer Weidegerechtſame ſtanden den baüerlichen Wirthen keine ſonſtigen Rechte 
in der Stadtforſt zu, und es wurde im Receß ausdrücklich bemerkt, daß die Wirthe 
mit ihrem Anſpruch auf das Recht des Mooshackens in der Forſt in dem hierüber 
geführten Proceſſe durch die Erkenntniſſe vom 24. März 1836 und 8. März 1837 
rechtskräftig abgewieſen worden find. Die in den Bedingungen von 1805 gemach⸗ 
ten Beſchränkungen wuerden aufgehoben, jedoch der Gutsherrſchaft das Vorkaufsrecht 
bei Verkaüfen des ganzen Hofes vorbehalten. Die Bedingung, daß die Wirthe nur 
befugt ſeien, die Höfe bis zu / des Werths derjenigen Taxe zu verſchulden, welche 
nach den bei der Königl. General-⸗Commiſſion geltenden Grundſätzen errichtet werden 
ſollte, ward beibehalten. Da der eine Vollbauerhof des Johann Wilhelm Berg 
bereits durch den Receß vom 30. Mai 1834 nach den Beſtimmungen des Edicts 
von 1811 regulirt und zu dieſem Zwecke alſo auch bereits beſonders aufgemeſſen 
war — fein Areal war zu 108 Mg. 170 Ruth. ermittelt, — die hier in Rede 
ſtehenden Höfe aber mit dem Bergſchen Hofe von gleicher Größe und gleichem 
Werthe ſind, ſo wurde die von dem Bergſchen Hofe zu entrichtende Taxe auch hier 
als Grundtaxe eines Vollbauerhofs, ¼ davon aber als Grundtaxe des Dreiviertel⸗ 
hofes und die Hälfte davon auch als Grundtare eines Halbbauerhofs angeſehen, um 
ſo die an ſich koſtſpielige Nachmeſſung und Abſchätzung jedes einzelnen Hofes zu 
vermeiden. Der Werth eines Vollbauerhofes iſt im Jahre 1837 für 21 Höfe zu 
Thlr. 1170. 25 Sgr. landwirthſchaftlich taxirt worden, einer der Höfe aber zu 
Thlr. 1262. 15 Sgr.“) Die in der dritten Bedingung von 1805 unter Nr. 3 gemachte 
Beſchränkung wegen Vererbung der Höfe wurde gänzlich aufgehoben, und beim 
Laudemium der Grundherrſchaft anheim gegeben, ob fie, bei Verkaüfen, daſſelbe 
vom Kaüfer oder Verkaüfer einziehen wolle. Baus, Nutz⸗ und Brennholzgerechtig⸗ 

„) Bei der Kreis⸗Gerichts⸗Commiſſton zu Maſſow follte am 14. Juli 1869 ein Bauerhof 
ſubhaſtirt werden, abgeſchätzt auf Thlr. 7538. 12. 10 Pf. 
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keiten der baüerlichen Wirthe hörten für die Zukunft auf, dagegen aber auch ihre 
Verpflichtung zu irgend welchen Forſtdienſten. Die Erwerber der Höfe entrichteten 
für die Eigenthums⸗ Verleihung ein Erbſtandsgeld, ſowie für die Überlaffung der 
herrſchaftlichen Hofwehre eine Capitals⸗Abfiudung. Beide zuſammen haben für die 
24 regulirten Höfe die Summe von Thlr. 8768. 2 Sgr. 6 Pf. betragen, welche 
zum größten Theil ſofort baar bezahlt, zum kleinern Theil geſtundet, hypothekariſch 
geſichert und verzinſet worden iſt. An fortlaufenden jährlichen Abgaben: Dienſtgeld, 
Fleiſchzehent, Rauchhühnergeld hatten zu entrichten: jeder der beiden Halbbauern 
Thlr. 15. 6. 10%½ Pf., der %, Bauer Thlr. 21. 27. 6 Pf., einer von den Voll: 
bauern Thlr 25. 12. 6 Pf., jeder der übrigen 20 Vollbauern Thlr. 29. 2. 6 Pf. 
An jährlichen Dienſten hatten auch ferner noch zu leiſten Jeder der 21 Vollbauern: 
1 zweiſpännige Burgfuhre zu 2 Tagen gerechnet, 2 zweiſpännige Brückenfuhren, 
ebenfalls zu 2 Tagen gerechnet, und das Anfahren von 4 Klafter Holz aus der 
Stargardſchen Kämmerei⸗Forſt bis nach der Stadt Stargard; jeder der beiden Halb⸗ 
bauern die Hälfte, und der Dreiviertelbauer / der Fuhren eines Vollbauers. Über 
die Art der Leiſtung dieſer Dienſte, ſo wie über das Anfahren von 12 Klaftern 
Brennholz hatte ein beſonderer Rechtsſtreit geſchwebt, in Folge deſſen die Leiſtungen 
durch rechtskräftiges Erkenntniß geregelt und feſtgeſetzt waren. Das Brennholz, 
welches der Ortsprediger aus der gutsherrlichen Forſt jährlich erhält, mußten die 
hier regulirten Wirthe mit den übrigen Wirthen des Dorfs dergeſtalt gemeinſchaft⸗ 
lich und unentgeldlich anfahren, daß fie weder Danım- noch Brückenzoll von der 
Gutsherrſchaft erſtattet verlangen konnten. Nach der früheren Steüer⸗Verfaſſung 
betrug die landesherrliche Grundſteüer an Contribution und Cavalerie⸗Geld für 
264/56 Hufen der Dorfſchaft Priemhauſen Thlr. 487. 18. 6 Pf. (d. i. Thlr. 69. 
17. 10 Pf. weniger, als nach dem neüen Grundſteüer⸗Geſetz von 1861). Dazu trugen die 
jetzt regulirten 24 Wirthe (1 Vollbauer = 17 Thlr.) überhaupt bei Thlr. 386. 22. 
6 Pf. und der Lehnſchulze für das Lehnſchulzengut Thlr. 29. 28. 10 Pf., excl. der 
Grundſteüer für in Kultur habendes Koſſatenland. Die Abgaben an die Geiſtlich⸗ 
keit blieben für die regulirten Höfe ſo, wie ſie von Alters her matrikelmäßig ge⸗ 
weſen waren. Sie ſind bereits oben nachgewieſen, wobei noch zu bemerken, daß 
der Lehnſchulze wegen ſeiner Abgaben einem Vollbauer gleich geſtellt iſt. Eine ander⸗ 
weitige Regelung der Abgaben an die Küſterei zu Priemhauſen hat im Jahre 1841 
Statt gefunden. . 

Einem der Bauerhöfe ift die Krugwirthſchaft beigelegt, wofür 20 Sgr. Zapfen⸗ 
zins erlegt wird, wogegen dem Beſitzer des Hofes das Recht zuſteht, ſich den Brenn: 
ſtoff⸗Bedarf an Stubben, Strauch ꝛc. dort, wo ihm dieſer Bedarf vom Förſter 
angewieſen wird, aus der Stargarder Kämmerei⸗Forſt zu holen, dafür aber jährlich 
eine Heidemiethe von 3 Scheffeln Hafer entrichtet. Sobald ihm aber die Krug⸗ 
wirthſchaft von der Grundherrſchaft abgenommen wird, hören dieſe gegenſeitigen 
Verpflichtungen und Berechtigungen ſelbſtverſtäudlich auf. Im Übrigen iſt der 
Kruginhaber verbunden, die abzuſetzenden Getränke dort zu entnehmen und an⸗ 
zukaufen, wo ihm die Grundherrſchaft, kraft des ihr zuſtehenden Verlagsrechts, jedes 
Mal anweiſen wird, jedoch darf die angewieſene Brau- und Brennerei, und über⸗ 
haupt der Ort, wo die Getränke entnommen werden müſſen, nicht außerhalb der 
Stadt Stargard und deren Vorſtädte liegen. 

Wegen der Communallaſten und derjenigen Laſten und Leiſtungen, welche 
aus dem Kirchen⸗ und dem Schulverband entſpringen, und ſich auf die Dorfſchmiede 
beziehen, treten dieſelben Beſtimmungen ein, welche bei den anderen regulirten Dorf⸗ 
ſchaften des Stargarder Eigenthums maßgebend geweſen ſind. 
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Was das Frei- und Lehnſchulzengut in Priemhauſen betrifft, welches heut' zu 
Tage den Namen Bergsruhe führt, nach der Familie dieſes Namens, von der 
es ſeit mehreren Menſchenaltern beſeſſen wird, ſo gehören dazu 4 Hufen Landes 
mit einem Koſſatenhofe. Es hafteten auf dieſem Gute, wie auf allen übrigen gleich⸗ 
artigen Freigütern, laut Erklärung des Magiſtrats und der Stadtverordneten vom 
9. Juli 1838 und des Hypothekenſcheins vom 28. December 1841, folgende Ver⸗ 
pflichtungen, bezw. Berechtigungen für die Stadtgemeinde Stargard: 1) das lehns⸗ 
herrliche Obereigenthum der Stadt; 2) die Verpflichtung zur Übernahme des Schulzen⸗ 
amts; 3) die Verpflichtung des Beſitzers, ſich bei Vollſtreckung der Todesſtrafen an 
Miſſethätern bewaffnet zu Pferde zu geſtellen und ſolche zum Richtplatz zu geleiten, 
ſo wie auf Verlangen des Magiſtrats zu Stargard einen Jagdhund unentgeldlich 
auszufüttern; 4) bei gewiſſen Beſitzveränderungen 20 Thlr. Lehnware zu entrichten; 
5) das Vorkaufsrecht. Dagegen hatte die Stadtgemeinde Stargard, auf Grund 
des Vergleichs vom 18. November 1843 und der dadurch hervorgerufenen rechts⸗ 
kräftigen Erkenntniſſe vom 13. Februar 1844 und 30. Januar 1846, feſtgeſtellten 
Geldrente von Thlr. 59. 11. 3 Pf. in Stelle des früher in Natura gelieferten 
24ſpännigen Fuder Zopf- und Zwingholz an den jedesmaligen Beſitzer des Frei- und Lehn⸗ 
ſchulzengutes zu entrichten. Sämmtliche vorſtehend bezeichneten Leiſtungen und Ge⸗ 
genleiſtungen, mit Ausnahme der zu 2) und 5) gedachten Leiſtungen des Frei⸗ 
ſchulzenguts, bezw. das Vorkaufsrecht der Stadt Stargard, ſind durch den am 
16. Auguſt 1853 beſtätigten Receß dahin abgelöſt worden, daß die Stadtgemeinde, 
nach Ausgleichung des Werths ihrer geringern Berechtigungen gegen ihre größern 
Verpflichtungen, den Beſitzer des Freiſchulzenguts mit einem Rentenbriefs⸗Kapital 
von Thlr. 1179. 7. 9½ Pf. entſchädigt hat, wofür fie der Rentenbank mit einer 
Rente von 53 Thlr. 2 Sgr. während 56 Jahre verpflichtet worden iſt. Den 
letzten Lehnbrief fertigte der Magiſtrat unterm 8. April 1828 für Auguſt Bernhard 
Berg aus, der das Gut im Jahre 1817 von ſeinem Vater Samuel David Berg 
bei deſſen Auseinanderſetzung mit ſeinen übrigen, noch minorennen Kindern, als 
Erben ihrer verſtorbenen Mutter, für 6000 Thlr. übernommen hatte. Zur Zeit 
des Abſchluſſes des Receſſes von 1853 waren Beſitzer des Freiſchulzenguts: Leopold 
Steinbrück und deſſen Ehegattin Friederike, geb. Medenwald, verwittwet gewe⸗ 
ſene Berg. 


Die beiden Mühlen zu Priemhauſen wurden im Jahre 1766 freihändig für 
1800 Thlr. und 1779 in der nothwendigen Subhaſtation von dem Mühlenmeiſter 
Michael Höppner für das Meiſtgebot von 1100 Thlr. erworben. Alljährliche Pacht 
entrichtete Kaüfer an die Stargarder Kämmerei in Natura 2 Winſpel und 6 Scheffel 
guten, reinen Roggen; auch mußte er das Plus, welches bei den neüen Einrichtun⸗ 
gen an Mühlenpacht herausgebracht wird, an Gelde bezahlen. Dahingegen bekam 
derſelbe das ganze Dorf Priemhauſen, incl. der Inſtleüte, jedoch außer denen zum 
Amte Maſſow gehörigen Unterthanen, zu Zwangsmahlgäſten, die verbunden waren, 
ihm nebſt den gewöhnlichen Metzen auch das Mahlgeld mit 2¼ Sgr. pro Scheffel 
zu geben. Die Mühlenteiche und Gräben mußte der Kaüfer auf ſeine Koſten auf⸗ 
graben laſſen. Es ſtand ihm frei, ſelbige mit Fiſchen zu beſetzen, und keiner von 
den Dorfseinwohnern ſollte die Teiche befiſchen dürfen; wenn aber aus E. H. E. 
Raths Mitteln Jemand nach Priemhauſen kam, mußte der Mühlenbeſitzer dem ſelben 
ein Gericht Fiſche vorſetzen. Wenn die Nachbarn des Dorfs Holz kavelten, ſo be⸗ 
kam der Müller ſeine Kavel den Bauern gleich; ſein Vieh ward auch zur gemeinen 
Hütung vor dem Dorfshirten verſtattet. Einquartierung brauchte er nicht einzuneh⸗ 
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men, mit Ausnahme derjenigen Fälle, wenn, bei ſtarker Einquartierung, der befehls⸗ 
führende Offizier es ausdrücklich verlangen ſollte. Contributionen aber mußte er, 
wenn andere Müller im Stadt⸗Eigenthum was gaben, auch abführen. Das nöthige 
Bauholz zur Inſtandhaltung der vorhandenen, bezw. zur Einrichtung neüer Gebaüde, 
zur Unterhaltung der Mühlendämme und Spundſchalungen, Archen und andren 
Zubehörungen, wurde ihm aus der Stadtforſt, wenn ſolches darin befindlich, ge- 
geben. Das Holz im Schmiede⸗Teiche, Mühlen⸗Teiche, und was ſonſt in den Gränzen 
und Maalen befindlich, gehörte dem Kaüfer allein. Das Näherrecht im Fall eines 
Verkaufs der Mühlen behielt ſich die Stadtgemeinde vor. Sie machte von dieſem 
Vorbehalt keinen Gebrauch, als im Jahre 1784 beide Mühlen für 1600 Thlr. und 
im Jahre 1817 für 4000 Thlr. veraüßert wurden. Zu den unweit des Dorfs 
Priemhauſen belegenen 2 Mühlen, die Ober- und die Unter-Mühle genannt, 
gehört ein Kamp Landes an der Stadtforſt von 18,4 Q.⸗Ruth. und 3 Stück Wieſen 
an der Ihna. Gegen Feüersgefahr verſichert iſt die Ober-Mühle mit 300 Thlr., 
die Unter⸗Mühle mit 100 Thlr. In ſpäterer Zeit erwarb der Beſitzer beider Müh⸗ 
len auch das Recht auf 12 Klafter Kiefernknüppel Brennholz aus der ſtädtiſchen 
Forſt gegen Lieferung von 2 Scheffeln Heidekorn, ſo daß ſeine Geſammtleiſtungen 
56 Scheffel Roggen betrugen. Um die Stadtforſt von den angeführten Holz⸗Ver⸗ 
pflichtungen zu befreien, trug der Magiſtrat im Jahre 1830 auf Ablöſung derſelben 
an, in Folge deſſen am 19. Mai ein Receß zu Stande kam, worin die gegenſeiti⸗ 
gen Berechtigungen und Verpflichtungen abgewogen und der Werth der Forſtleiſtun⸗ 
gen an Bau⸗, Reparatur- und Brennholz, jo wie an Entſchädigung für etwaige 
Feüers⸗Gefahr, auf Höhe von Thlr. 51. 26. 9 Pf. verglichen ward. Dieſe Ent⸗ 
ſchädigung wurde jedoch dem Mühlenbeſitzer nicht baar ausgezahlt, ſondern durch 
Compenſation mit der von den Mühlen zu entrichtenden Mühlenpacht, welche incl. 
der 2 Scheff. Heidekorn, wie geſagt, 56 Scheffel Roggen betrug, dahin geordnet, 
daß jener Geldbetrag in Körnern zu 42 Scheff. 1¼ Metz. gerechnet wurde, jo daß 
der Mühlenbeſitzer vom 1. Januar 1830 an jährlich nur noch 13 Scheff. 14½ 
Metz. Roggen an die Kämmerei abzuführen hatte. Dieſer Receß iſt am 8. Februar 
1831 beſtätigt worden. 


Durch zwei Receſſe, abgeſchloſſen den 15. Juli und 27. Auguſt 1853, von 
der General⸗Commiſſion von Pommern beſtätigt den 16. Auguſt und 9. Sep⸗ 
tember 1853 haben ſämmtliche baüerlichen Wirthe zu Priemhauſen mit Einſchluß 
des Beſitzers beider Mühlen, die ihnen der Stadtgemeinde Stargard gegenüber 
obliegenden Verpflichtungen, alle ohne Ausnahme, auf Grund des Geſetzes vom 
2. März 1850, durch die Rentenbank von Pommern abgelöſt. Die Renten⸗ 
bank erhält von ihnen an Rente zu 4½ Procent der Abfindung während der 
Dauer von 56 ¼, Jahren jährlich 923 Thlr. 4 Sgr. und die Kämmerei - Kaffe 
hat ein Rentenbriefs⸗Kapital zum Betrage von Thlr. 20.414. 2. 2%, Pf. em⸗ 
pfangen. 


Außer den zum Eigenthum der Stadt Stargard gehörigen baüerlichen Wirthen 
waren 3 Bauern und 1 Koſſat der Dorfſchaft Priemhauſen landesherrliche Unterthanen 
unter dem Domainen⸗Amte Maſſow und nach deſſen Auflöſung 1825, unter dem Amte 
Friedrichswald. Die Eigenthums⸗Verleihungs⸗Urkunde der Bauerhöfe iſt vom 14. April 
1831. Jeder von ihnen hatte 36%, Thlr. Grund- und Domainen-Geld zu zahlen. Die 
Abgaben des Koſſatenhofes betrugen Thlr. 17. 19.5 Pf. Seine Erbverſchreibung iſt vom 
24. Auguſt 1815. Die Stadt Stargard hatte Seit undenklichen Zeiten die Ver⸗ 
pflichtung, dieſen 4 Höfen das nöthige Bau⸗ und Reparatur⸗Holz aus der Stadt⸗ 


110 Der Saziger Kreis. 


forſt zu verabreichen; bei Gelegenheit der Verhandlungen mit gedachten Wirthen 
wegen eigenthümlicher Verleihung ihrer Höfe erklärte die Stadt aber unterm 21. De⸗ 
cember 1819 für die Aufhebung dieſer Verpflichtung eine jährliche Rente von 
35 Thlr. zu übernehmen, welches Anerbieten von dem Königl. Finanz⸗Miniſterium 
mittelſt Reſcripts vom 9. September 1821 genehmigt wurde, in Folge deſſen 
zwiſchen der Königl. Regierung zu Stettin und dem Magiſtrate zu Stargard nebſt 
den Stadtverordneten daſelbſt unterm 6. Juni 1822 ein Receß abgeſchloſſen wor⸗ 
den iſt, kraft deſſen die Kämmerei⸗Kaſſe vom 1. Januar 1821 ab die Rente von 
35 Thlr. an das Domainen⸗Amt einzuzahlen verpflichtet war. Dieſe Rente hat die 
Stadtgemeinde Stargard im Jahre 1842 durch ein Kapital von 875 Thlr. abgelöſt, 
worüber ihr die Befreiungs-Urkunde von der Königl. Regierung zu Stettin unterm 
16. Juni 1842 ertheilt iſt. 


Zur Parochie Priemhauſen gehören, außer der Dorfſchaft dieſes Namens, die 
Gemeinde Stevenhagen, mit Filialkirche, das Coloniſtendorf Dietrichsdorf und die, 
jenſeit der Ihna, belegene Colonie Unter-Carlsbach. Die geiſtlichen Inſtitute find 
in der Feldmark Priemhauſen mit 221 Mg. 88 Ruth. angeſeſſen. Wie viel davon 
der Kirche, wieviel der Pfarre gehören, iſt aus den Reeeſſen nicht erſichtlich. Der 
Küſterſchulebrer hat, außer dem Schulhauſe, mit Scheüne und Stallung, in 
Nutzung: einen Baumgarten von 40 Q-Ruth., ein umzaüntes Stück Land an der 
Mühle jenſeits des Baches von 1 Mg. 120 Ruth., eine Wieſe am Oberteiche unweit 
der Damerwitzer Gränze, von 5 Fuder Heüertrag, welche die Gemeinde unentgeldlich 
anfährt; ſodann hat er Weidefreiheit für 2 Kühe nebſt Zuwachs, für 10 Schafe, 
2 Stück Borſtenvieh und ſo viel Gänſe, als er von einem Paar zieht; Maſtfreiheit, 
die ihm jährlich mit 10 Sgr. aus Gemeinde-Mitteln vergütigt wird, und Dünger⸗ 
fuhren, die von den baüerlichen Wirthen der Reihe nach geleiſtet werden. Sein 
Einkommen als Küſter iſt bereits oben, den Hauptſachen nach, angegeben. Als 
Schullehrer hebt er von jedem ſchulpflichtigen Kinde ein Schulgeld von 1 Thlr. 
1 Sgr. 3 Pf., wovon er 1 Sgr. 3 Pf. an die Schulkaſſe abführt. Das Maximum 
der Schulkinder iſt auf 80 normirt. Sämmtliche baüerliche Wirthe liefern all⸗ 
jährlich dem Schullehrer zur Heizung der Schulſtube und zu ſeinem perſönlichen 
Bedarf 3 Klafter Elſen- oder Kiefern⸗Klobenholz und 14.000 Stück Torf frei auf 
den Schulhof. Die Büdner, Einlieger und Hirten zahlen für jedes ihrer ſchulpflich⸗ 
tigen Schulkinder 5 Sgr. Holzgeld. 


Nach der ſtatiſtiſchen Aufnahme vom 3. December 1864 enthielt — 
Einw. Gb. Wohnh. Viehſtand. 
9 


Das Daß Priemhauſeun . 570 1 85 Im Dorfe . p.; 154 Pferde, darunter Zucht: 
Das Mu dean iii 7 5 1 hengſt, 47 zur Zucht benutzte Stuten. 38 Foh⸗ 
Das Schmiede⸗Etabliſſement 12 F 3 1 len, 67 Arbeitepferde, 1 Luxuspferd; — 347 
Der ausgebaute Bergſche Rinder, 3 Stiere, 247 Kühe, 87 Jungvieh; — 
Baie 0 den 17 8 1 2066 Landſchafe, 272 Schweine, 28 Ziegen, 
Das ausgebaute Lehnſchulzen⸗ 43 Bienenſtöcke. 
gut Bergsruhne 47 14 3 In Bergsruhe: 13 Pferde, 13 Ninder, 524 


Summa 650 225 91 Schafe, 16 Schweine. 


Der älteſte Menſch in Priemhauſen war ein Greis, geboren im Jahre 1779. 
Unter den 603 Einwohnern evangeliſch⸗chriſtlichen Bekenntniſſes lebten 6 Per⸗ 
ſonen mofaifchen Glaubens. Dieſe hatten ſich ſeit der Zählung von 1861 um 
1 Perſon vermindert. Von den Gebaüden find 4 öffentliche, — die Kirche, die 
Schule und 2 zu Gemeindezwecken beſtimmte. Den Privatwohnhaüſern iſt das 
Pfarrhaus hinzugerechnet, wie durchweg in den Tabellen der amtlichen Statiſtik, 
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obwol es, als Eigenthum der Kirchengemeinde, unter die öffentlichen Gebaüde zu 
ſtellen ſein dürfte. In Priemhauſen c. p. find 4 Fabrik- und 115 Wirthſchafts⸗ 
Gebaüde; in Bergsruhe 1 Fabrik- und 10 Gebaüde zu wirthſchaftlichen Zwecken. 


Stevenhagen, Kirchdorf, 2%, Meilen von Stargard gegen Nordnord⸗ 
weſten, nebſt der Waſſermühle und dem Torfwärterhauſe, beſteht aus 20 Grundbe⸗ 
fißern und 60 Beſitzſtücken, und enthält in feiner Feldmark an Ackerland 725,47 Mg., 
an Gartenland nichts, an Wieſen 260,94 Mg., an Hütung 115,40 Mg., an Hol⸗ 
zung 61,25 Mg., an Waſſerſtücken 0,96 Mg., an Odland 2,05 Mg., an ſteüer⸗ 
pflichtigen Grundſtücken überhaupt 1156,08 Mg., au ſteüerfreien Schulgrundſtücken 
9,09 Mg., beide zuſammen 1165,17 Mg. Dazu kommen an ertragloſem Grund und 
Boden: Wege ꝛc. 38,37 Mg., Gewäſſer 16,83 Mg., Hof und Bauſtellen und kleine 
Hausgärten 16,00 Mg.; Geſammt⸗AreaalVl 1237,29 Mg. 

Stevenhagen's Feldmark gehört ihrer Vodenbeſchaffenheit nach zu den frucht⸗ 
barſten Gemarkungen des Naugarder Kreiſes. Ihre Ergiebigkeit erhebt ſich ziem⸗ 
lich weit über den mittlern Zuſtand des Kreiſes, der durch die Ziffer 20 Sgr. Rein⸗ 
ertrag pro Mg. ausgedrückt iſt, im Saziger Kreiſe iſt dieſe Ziffer 23 Sgr. Bei 
der Steüer⸗Veranlagung von Stevenhagen iſt der Reinertrag vom Mg. abgeſchätzt, 
beim Acker zu 25, bei den Wieſen zu 50, den Weiden zu 12, der Holzung zu 4, 
den Waſſerſtücken zu 3 Sgr., bei den ſteüerpflichtigen Liegenſchaften überhaupt zu 
28 Sgr., und dieſe ſind zu einem Grundſteüer⸗Soll von Thlr. 104. 10. 4 Pf., oder 
pro Mg. zu 2 Sgr. 9 Pf. eiugeſchätzt. Bei den ſteüerfreien Grundſtücken beträgt 
der Reinertrag 27 pro Mg., und in der ganzen Feldmark durchſchnittlich eben 
to viel. 

An Gebaüden ſind vorhanden 18 Wohnhaüſer und 2 gewerbliche Gebaüde, 
die zuſammen mit 13 Thlr. 14 Sgr. Gebaüdeſteüer belegt ſind, ſo daß jedes dieſer 
20 Gebaüde im Durchſchnitt 20 Sgr. 2,4 Pf. Steüer trägt. Frei von der Steüer 
ſind 36 Gebaüde. Außer der Mühle iſt das zweite gewerbliche Gebaüde eine Ziege⸗ 
lei, die dem Beſitzer der Dieck⸗Mühle gehörte, aber am 18. April 1868 bei der 
Gerichts⸗Commiſſion zu Maſſow zum öffentlichen Verkauf geſtellt wurde. Die Taxe 
der Ziegelei mit dem dazu gehörigen Grundſtück betrug 2450 Thlr. 

In dem Dorfe Stevenhagen befinden ſich nach Inhalt des Hypothekenbuchs 
3 Vollbauerhöfe, 1 Halbbauerhof und 3 Koſſatenhöfe, welche den Wirthen als ge⸗ 
wöhnlichen, nicht erblichen Kulturwirthen zur Benutzung eingeraümt waren, ihnen 
aber im Jahre 1805 gegen Bezahlung der Hofwehr, Entrichtung eines Erbſtands⸗ 
geldes und Vorbehalt mehrerer gutsherrlichen Abgaben zum erblichen Eigenthum 
überlaſſen wurden. Die Regelung dieſer Verhältniſſe ift jedoch erſt durch den am 
24. Mai 1837 vollzogenen und unterm 2. Juni 1837 beſtätigten Receß zu Stande 
gekommen. Im Allgemeinen ſind die Verhältniſſe der Stevenhäger Wirthe zu ihrer 
Grundherrſchaft, der Stadtgemeinde Stargard, in der nämlichen Weiſe geordnet 
worden, wie bei den übrigen Dörfern im Stadt⸗Eigenthum. So haben ſie die 
Laudemial⸗Verbindlichkeit durch Rente abgelöft, welche von Trinitatis 1806, dem 
Zeitpunlte der Eigenthums⸗Verleihung, anhebt, und mit dieſer Ablöſung iſt das der 
Stadt zuſtehende Vorkaufsrecht bei Veraüßerung eines Hofes fortgefallen. Im Be⸗ 
ſondern ſtand jedem der 7 baüerlichen Wirthe von Altersher das Recht zu, jährlich 
10 Klafter Kiefern⸗Klobenholz unentgeldlich aus der Stadtforſt gegen das übliche 
Schlagerlohn zu entnehmen. Dieſe Brennholz⸗Berechtigung hat der Receß auch für 
die Zukunft aufrecht erhalten. Wegen des zu vergütigenden Schlagerlohns und 
deſſen Höhe verglich man ſich dahin, daß es ſich nach demjenigen Schlagerlohne richten 
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ſolle, welches die Gutsherrſchaft für das eigene geſchlagene Holz in dem Jahre der 
Holzlieferung ſelbſt zahlen werde. Dagegen verzichteten die Wirthe auf Baus und 
Reparaturholz zur Unterhaltung ihrer Gebaüde. 


Für die Eigenthums⸗Verleihung, jo wie als Vergütigung der Hofwehr, ent⸗ 
richteten die Wirthe ein Abfindungs⸗Kapital, und zwar jeder der drei Vollbauern 
Thlr. 421. 26. 3 Pf, der Halbbauer Thlr. 336. 8. 9 Pf., 2 Koſſaten jeder 158 Thlr., 
ein Koſſat 75 Thlr., alle 7 Wirthe zuſammen Thlr. 1992. 27. 6 Pf. Außer dieſen 
Abfindungs⸗Kapitalien wurden die Wirthe verpflichtet, die gutsherrlichen Abgaben, 
beſtehend in Dienſtgeld, Fleiſchzehent, Rauchhühnergeld ꝛc., auch in Körnern, nach 
wie vor an die Kämmerei ⸗Kaſſe zu Stargard jährlich zu entrichten. Dieſe Abgaben 
betrugen für alle 7 Wirthe, in Gelde Thlr. 83. 25. 6 Pf., in Körnern, dieſe jedoch 
nur von den 3 Vollbauern: Roggen 34 Scheff. 2 Mtz., Hafer 45 Scheff. 3 Mtz. 
Unter den Geldabgaben ſtand die ſ. g. Diehbruchspacht mit zuſammen 5 Thlr. 
Davon waren jedem der 7 Wirthe 19 Sgr. auferlegt; macht 4 Thlr. 13 Sgr.; 
es fehlten mithin 17 Sgr., die auf die Died- und die Stevenhagenſche Mühle ver⸗ 
theilt worden ſind. Sämmtliche Wirthe, mit Ausnahme eines Koſſaten, hatten 
Burg⸗ und Brückenfuhren zu leiſten, und ein gewiſſes Quantum Holz aus der 
Stadtforſt nach Stargard zu fahren. Dieſe Naturaldienſte wurden von 2 Vollbauern, 
dem Halbbauer und den 2 pflichtigen Koſſaten mit einer jährlichen Geldrente zum 
Betrage von 30 Thlr. abgelöſt. Der dritte Vollbauer blieb als Dorfſchulze obſer⸗ 
vanzmäßig von dieſer Abgabe frei, weil dieſelbe als Remuneration für die Ver⸗ 
waltung des Schulzenamts angeſehen wird. 


Die landesherrliche Grundſteüer, Contribution und Cavaleriegeld, betrug nach 
der alten Steüer⸗Verfaſſung für 4% Hufen von den 7 baüerlichen Wirthſchaften 
zu Stevenhagen Thlr. 82. 7 Sgr. 


Die Kirche zu Stevenhagen iſt Filia der Mater zu Priemhauſeu. Die 7 
Wirthe haben an den dortigen Prediger jährlich zu entrichten: 23 Sgr. 4 Pf. 
Opfergeld, 7 Thlr. Speiſegeld, 9 Scheff. Roggen Meßkorn, 21 Ellen Bratwürſte 
und 7 Mandel Eier. Der Küſter zu Priemhauſen empfängt von ihnen 3 ½ Thlr. 
Speiſegeld, 3½ Scheff. Gerſte Meßkorn und 3 Mandel 8 Stück Eier. Bei dieſen 
Abgaben an die Geiſtlichkeit iſt der Müller zu Stevenhagen nicht mitgezählt. Dieſer 
entrichtet dem Prediger und Küſter eben ſo viel wie einer der 7 Wirthe. Der 
Küfter hat ferner zu heben von jeder Hirtenfamilie 3 Sgr. 9 Pf., von jeder andern 
Familie, die kein Meßkorn gibt 2½ Sgr., und von dem Föͤrſter in der ſtädtiſchen 
Waldwärterei Bollbruch, die nach Stevenhagen zur Kirche gehört, ſo wie von einer 
einzelnen ſelbſtſtändigen Perſon 1 Sgr. 3 Pf. Mit den Gemeinde, Kreis- ꝛc. 
Laſten, u. ſ. w blieb es auch hier auf dem alten Fuße. 


Den Wirthen zu Stevenhagen ſtand von alten Zeiten her das Aufhütungs⸗ 
recht in einem beſonders abgegränzten, 1003 Mg. 97 Ruth. großen Diſtrikt in der 
Stargarder Kämmerei⸗Forſt des Pützerliner Reviers zu. Dieſes Aufhütungsrecht 
wurde ihnen durch den Receß vom 2. Juni 1837 und für die Zukunft verſtattet. 
Sie behaupteten auch das Recht zum Harken und Sammeln des Mooſes in der 
gedachten Forſt, was aber von Seiten der Gutsherrſchaft beſtritten ward. Da je⸗ 
doch die Wirthe durch ein Poſſeſſorien⸗Erkenntniß vom 25. März 1834 in dem 
Beſitze dieſes Rechts geſchützt waren, ſo behielt es bis dahin ſein Bewenden, bis 
von einem oder dem andern in petitorio etwas anders ausgebracht werden wird; 
es ſoll jedoch ein Proceß hierüber ex officio nicht eingeleitet werden. 
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Die an die Stadtforſt gränzende ſ. g. Hirtenwieſe von 11 Mg. 135 Ruth. 
wurde den baüerlichen Wirthen von der Gutsherrſchaft zwar ſtreitig gemacht, jedoch 
iſt felbige der Gemeinde mittelſt rechtskräftigen Erkenntniſſes als Eigenthum zuer⸗ 
kannt und iſt darum auch im Receß der Gemeinde als ihr gemeinſchaftliches Eigen⸗ 
thum verliehen worden Der Grundherrſchaft ſtand bis dahin das Recht zu, das 
darauf aufſchlagende Holz zu nutzen; dieſe Berechtigung iſt dadurch abgelöſt worden, 
daß die Gutsherrſchaft das darauf befindlich geweſene Holz in natura fortgenom⸗ 
men und 1 Procent des auf 92 Thlr. ermittelten Taxwerthes mit 1 Thlr. als Ab⸗ 
findung ein für alle Mal erhalten hat. Dieſe Wieſe iſt demnächſt dergeſtalt be⸗ 
nutzt worden, daß ſie dem gemeinſchaftlichen Hirten zum Abnutz eingeraümt wurde. 
Kommt es zur Separation, ſo wird die Wieſe in 8 gleiche Theile getheilt, und 
jedem der 7 baüerlichen Wirthe ein Theil, und dem Beſitzer der Stevenhagenſchen 
Mühle der letzte Theil überwieſen. 


Schon zur Zeit des hier beſprochenen Regulirungs⸗Receſſes, alſo im Jahre 
1837, war von einem der Koſſatenhöfe, der zum Beſitzthum des damaligen Dorf⸗ 
ſchulzen, eines der 3 Vollbauerhöfe gehörte, die Hoflage mit den darauf ſtehenden 
Baulichkeiten, nebſt dem Garten und zwei Wurthland⸗Parcelen, das ganze in einem 
Umfange von 3 Mg. 126 Ruth., abgezweigt und an einen Handwerksmeiſter ver- 
kauft worden. Der Verkaüfer erwarb gleichzeitig das Recht der Behütung der Ge⸗ 
meinweide für einige Haupt Vieh ꝛc. Die auf der abgezweigten Fläche haftenden 
gutsherrlichen Abgaben wurden durch den 25fachen Betrag der Rente vom Ver⸗ 
kaüfer abgelöſt. Weitere Abzweigungen von den Höfen zur Errichtung von Büd⸗ 
nerſtellen haben ſeit jener Zeit Statt gefunden, wie aus dem Vergleich der damals 
Angeſeſſenen mit der jetzt vorhandenen Zahl von Grundbeſitzern im Gemeindebezirk 
Stevenhagen hervorgeht. 


Die Kirche zu Stevenhagen beſitzt an Landungen eine Fläche von 17 Mg. 
139 Ruth., die durch den Vertrag vom 18. März 1805, beſtätigt den 30. Mai 
1805, dem Beſitzer eines der Koſſatenhöfe in Erbpacht gegeben iſt. Der Canon 
beträgt 8 Scheffel Roggen, der aber nicht in Natura, ſondern nach dem Martini⸗ 
Preiſe der Stadt Stargard an die Kirchenkaſſe entrichtet wird. Zufolge Hypothe⸗ 
kenſcheins vom 2. April 1855 ſteht dem Magiſtrat von Stargard, als Patron der 
Kirche, das Vorkaufsrecht zu, bei deſſen Nichtausübung derſelbe von dem Erwerber 
ein Laudemium von 1 Thlr., im Falle aber das Grundſtück auf Seitenverwandte 
vererbt wird, ein Laudemium von 15 Sgr. erhebt. 


In dem Receß vom 2. Juni 1837, betreffend die Regelung der gutsherrlichen 
und baüerlichen Verhältniſſe zu Stevenhagen, war den Hofbeſitzern bei der Eigen⸗ 
thums⸗Verleihung auch hier die Beſchränkung auferlegt, ihre Höfe nicht über ¼ 
ihres Werthes mit Schulden zu belaſten, was in dem Hypothekenbuche vermerkt 
worden iſt. Zu dieſem Ende war die Aufnahme einer Taxe erforderlich. Dieſe 
hat den Werth eines jeden der 3 Vollbauerhöfe zu Thlr. 3993. 3. 9 Pf., des 
Halbbauerhofs zu Thlr. 3358. 12. 1 Pf., von je 2 Koſſatenhöfen zu Thlr. 2657. 
4. 7 Pf. und des dritten Koſſatenhofs zu Thlr. 2461. 24. 2 Pf. ergeben; daher 
Grundtaxe von ganz Stevenhagen, excl. des Mühlenweſens Thlr. 23.113. 26. 8 Pf. 


Die Waſſermühle bei Stevenhagen, auf einem in der Ihna mündenden Fließ 
belegen, wird in einem Kauf- und Mühlen⸗Contrakt vom Jahre 1767 eine ober⸗ 
ſchlägige mit Stampfen genannt, wozu als Pertinentien gehören: fünf Enden im 
Koſſatenlande zwiſchen dem Kirchenacker und den beiden Benken (Bächen), ein 
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Kamp bei der Mühle zwiſchen denſelben beiden Benken, und eine Wieſe an der Ihna. 
Im Jahre 1853 wird fie als Mahl- und Schneide⸗Mühle bezeichnet. In dem Vertrage 
vom 13. October 1767 wurde die Mühle mit 45 Scheff. 6 Mtz. Roggenpacht zu 
Gunſten der Stargarder Kämmerei behaftet, die ſich auch das Vorkaufsrecht vorbe⸗ 
hielt. Dagegen bekam fie das ganze Dorf Stevenhagen, incl. der Inſtleüte, zu 
Zwangsmahlgäſten, die Berechtigung auf freies Bau- und Reparatnrholz zu allen Gebaü⸗ 
den, wie auch der Mühlendämme und Spundwände, Schälungen, Archen und ande⸗ 
ren Zubehörungen aus der Kämmerei⸗Forſt des Pützerliner Reviers, jo wie Brenn⸗ 
holz gleich den Dorf-Nachbarn, deren Berechtigungen und Verbindlichkeiten über⸗ 
haupt auch für den Beſitzer der Mühle maßgebend waren. Im Jahre 1822 wurde 
die Mühle zum öffentlichen Verkauf geſtellt. Das Meiſtgebot war 4000 Thlr. 
Der Magiſtrat zu Stargard machte von dem ihm zuſtehenden Näherrecht Gebrauch 
und erwarb die Mühle für die Stadtgemeinde laut Zuſchlags-Beſcheides vom 
6. September 1822. Er veraüßerte ſie aber wieder, jedoch mit Ausnahme aller 
und jeder Berechtigung auf freies Bau- und Reparatur-, Schirr- und Brennholz, 
welche von der Mühle auf immer getrennt ward, laut Contrakts vom 21. Februar 
1823 für 2150 Thlr. an einen Mühlenmeiſter. 1826 wurde von den Grundſtücken 
des Mühlenweſens eine Parcele von 1 Mg. Landes für 300 Thlr. zur Einrichtung 
einer Büdnerſtelle verkauft. In der Folge gelangte die Mühle in den Beſitz eines 
andern Mühlenmeiſters, nach deſſen Ableben ſie ſeiner Wittwe zufiel, vou der die 
Mühle in der unterm 15. Juli 1841 erfolgten Auseinanderſetzung mit ihren 
5 Kindern für 5500 Thlr. und unter der Verpflichtung übernommen wurde, einem 
der Kinder nach ihrer, der Mutter, Wahl, das Mühlengrundſtück nebſt den Mühlen⸗ 
geräthſchaften für den gedachten Preis von 5500 Thlr. nach dem 15. Juli 1871 
zu überlaſſen. Die Wittwe war nämlich eine zweite Ehe eingegangen, wo⸗ 
durch jene Auseinanderſetzung mit ihren Kindern erſter Ehe nothwendig gewor— 
den war. 


In Folge des Geſetzes vom 2. März 1850 ſind auch in Stevenhagen alle, der 
Stadtgemeinde Stargard zuſtehenden gutsherrlichen Abgaben durch Rentenbriefs⸗, 
und die Verbindlichkeiten der Stadt durch Baar⸗Kapitalien abgelöſt worden. Es ſind 
darüber unterm 20. Juli 1853 zwei Receſſe abgeſchloſſen und unterm 26. Auguſt 
1853 beſtätigt. Die 3 Vollbauern und der Halbbauer, demnächſt 1 Koſſatenhof 
und das Mühlenweſen zahlen der Rentenbank eine Rente zu 4½ Procent 
der Abfindung zum Betrage von Thlr. 147. 10 Sgr. und die Stadt Stargard 
hat in Rentenbriefen ein Kapital von Thlr. 3274. 2. 2% Pf. bekommen, 
darunter der auf das Mühlenweſen fallende Theil Thlr. 1200. 22. % Pf. 
beträgt. Bei 2 Koſſatenhöfen hatte die Stadtgemeinde mehr zu leiſten, als der 
Werth der Leiſtungen der Koſſaten betrug. Dieſer Mehrwerth der Gegeuleiſtungen 
war zu Thlr. 4. 18. 5 Pf. ermittelt, den die Kämmerei durch Baarzahlung des 
20fachen Betrages mit Thlr. 92. 8. 4 Pf. abgelöſt hat. 


Nach der ſtatiſtiſchen Aufnahme vom 3. Dezember 1864 hatte Stevenhagen 
mit Einſchluß der Mühlen⸗Beſitzung, 3 öffentliche Gebaüde, — Kirche, Schule, 1 zu 
Gemeindezwecken beſtimmtes Gebaüde; 51 Privatgebaüde: 19 Wohnhaüſer, 3 Fabrik- 
und 29 Wirthſchaftsgebaüde. Die Zahl der Einwohner belief ſich auf 192, davon 
die älteſte Perſon, männlichen Geſchlechts, im Jahre 1780 geboren war. Vieh⸗ 
ſtand: 27 Pferde, darunter 1 Zuchthengſt; 69 Rinder, 370 Landſchafe, 49 Stück 
Borſtenvieh, 3 Ziegen, 24 Bienenſtöcke. 
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Wenn die ſtatiſtiſchen Tabellen in Beziehung auf die Gebaüde in den ver- 
ſchiedenen Wohnplätzen mit den Regiſtern der Gebaüdeſteüer verglichen werden, ſo 
findet man faſt aller Orten Unterſchiede zwiſchen den beiderſeitigen Angaben, ob- 
wol dieſelben nahezu einem und demſelben Zeitpunkte angehören. Den Grund 
dieſer Abweichungen zu erforſchen, liegt außerhalb des Bereichs des Herausgebers, 
denn es würde dazu eine Erneüerung des Zählungsgeſchäfts nöthig ſein. Die 
Vermuthung liegt nahe, daß von beiden Angaben die der Gebaüdeſteüer⸗Regiſter 
die richtigeren ſeien, weil bei Feſtſtellung der Gebaüdezahl das Intereſſe des Steüer⸗ 
Fiskus weſentlich betheiligt iſt. 


Kirchenweſen im Stargarder Stadt⸗Eigenthum. 


In der hiſtoriſchen Beſchreibung der Eigenthums⸗Ortſchaften iſt auf den 
Grundbeſitz der geiſtlichen Inſtitute und das Einkommen der Pfarrer, Küſter und 
Schullehrer, nach Anleitung der Auseinanderſetzungs- und Separatious⸗Receſſe, 
Rückſicht genommen, bei einer Dorfſchaft auch die Kirchen⸗Matrikel. Indeſſen hat 
dies, wegen Mangels an Vorlagen, nicht durchweg geſchehen können; daher es denn 
für angemeſſen erachtet worden iſt, dieſem Zweige der Statiſtik des Stargarder 
Eigenthums einen beſondern Abſchnitt einzuraümen, und auf Grund der Kirchen-, 
Pfarr⸗, Küſter⸗ und Schul⸗Akten der in denſelben niedergelegten, amtlichen Nach⸗ 
richten ein möglichſt vollſtändiges Bild vom Zuſtande der geiſtlichen Inſtitute zu 
geben. Wiederholungen find dabei unvermeidlich geweſen. Auch hier zeigen ſich Ab⸗ 
weichungen, deren Erörterung aber außerhalb des Gebiets der Möglichkeit liegt. 


1 
Vermögens-Stand der Kirchen im Jahre 1865. 


1. Parochie Hansfeld. 
(1) Die Mutterkirche daſelbſt. 
Status bonorum. 


Die Kirche beſitzt: — 1) Au Gebaüden, das Pfarrhaus nebſt Stall und Bad- 
ofeu, den Pfarrgarten fo wie auch die Hälfte feiner Bewehrung, das Schulhaus, 
welches mit 400 Thlr., und die Schulſcheüne, die mit 150 Thlr. verſichert iſt; eine 
Scheüne, welche dem Erbpächter der einen Kirchenhufe für 30 Thlr. ſo überlaſſen iſt, 
daß er ſie für dieſelbe Summe wieder auf die Stiele bringen muß, wenn die Kirche 
einmal genöthigt ſein ſollte, ihr Land wieder zu nehmen. — 2) An Ländereien: 
Eine ſteüerfreie Hufe, welche ein Halbbauer in Erbpacht hat und dafür 60 Scheff. 
Roggen nach dem jedesmaligen Stargarder Martini-Preiſe bezahlt, laut Contrakts 
vom 3. Oktober 1799, beſtätigt den 11. Juni 1822; eine ſteüerpflichtige Hufe, die 
der Beſitzer von Carolinenthal in Erbpacht hat, und wovon die größere Hälfte der 
Zarziger Kirche gehört. Laut Contrakts vom 27. Juli 1833, beſtätigt den 15. Auguſt 
deſſ. J., bezahlt er an die Hansfelder Kirche 11½ Thlr.; ein Kamp am Hege-See, 
2 Mg. 58 Ruth. groß, welchen ein Büdner in Erbpacht hat und dafür laut Con⸗ 
trakts vom 29. Mai 1797 jährlich 6 ½ Scheff. Roggen nach einem 12jährigen 
Durchſchnittspreiſe pro 1858—70 mit 1 Thlr. 28. 3 Pf. bezahlt. Außerdem gibt 
er uoch 1 Thlr. Grundgeld für ſein Haus. — 3) An unveränderlichen Intraden 
1½ Thlr. Canon aus der Stargarder Kämmerei⸗Kaſſe. — 4) An Kapitalien in Pomm. 
Pfandbriefen und Staatsſchuldſcheinen ꝛc. 1100 Thlr. (im Jahre 1859 erſt 825 
Thlr.). — 5) An Inventarienſtücken 26, davon 10 der Kirche ſeit 1843 durch Ge- 
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ſchenkgeber zugewendet ſind. Darunter ein ſilberner vergoldeter Kelch nebſt dergl. 
Patene und Oblatendoſe, eine neüfilberne Altarkanne, ein neüfilbernes Ciborium. 


Die Kirchen⸗Rechnung. 


Einnahme. e Yen c. Ausgabe. S, r & 
1. Beſtand der vorjährigenRechnuug 38. — 101. Gehalt: Prediger 30%, Küſter 
2. Erſtattete Stempelſteüer . . — 15. — U eee 42. 15.— 
3. Zinſen von ausſtehenden Kapi⸗ 2. Rechnungs⸗Gebühren . . . 10. 20.— 
falten !: . . . 35. 16. 3 3. Wiſttations⸗Geb. dem Superint. — 20. — 
4. Einkünfte vom Grundeigenthum 147. 18. 7 4. Ausgeliehene Kapitalin . . . 84. 3. 9 
5. Grab⸗ und Gelaütegebühren 1. 7. 6 5. Reparaturen an Kirche, Pfarr: 
Reſt geblieben . 1. 7. 6 und Schulgebaüden . . 34. 21. 6 
6. Ins gemein e. Insgemei n 43. 10. 11 
Sum 230. 3. 8 Sinn 216. 1. 2 


Die Einnahme verglichen mit der Ausgabe gibt einen Beſtand von Thlr. 14. 
2. 6 Pf., excl. des rückſtändig gebliebenen Grabgeldes. Der Klingbeütel iſt in allen 
Kirchen des Stargarder Eigenthums abgeſchafft, daher auch hier in Hansfeld nicht 
mehr im Gebrauch. Im Titel Insgemein der Einnahme ſteht der Canon von der 
Kämmerei⸗Kaſſe und 3 Thlr. Pacht von der Grasnutzung auf dem Kirchhofe. Unter 
Insgemein der Ausgabe find 10 Thlr. für die Prediger-Wittive zu Miethe und 
Roggen; ferner Feüerkaſſenbeiträge für das Kirchengebaüde und das Kircheninventar 
4 Thlr. 12 Sgr., für die Pfarr⸗ und Schulgebaüde 7 Thlr. 6 Sgr. In dieſem 
Tit. ſteht auch 1 Thlr., der an das St. Jürgen⸗Hospital zu Stargard als perpe⸗ 
tuirliche Abgabe gezahlt wird. 


(2) Die Filialkirche zu Schwendt. 
Status bonorum. 

Die Kirche beſitzt: 1) An Gebaüden, einen Antheil am Schulhauſe, zu deſſen 
Erbauung fie ½ der Koſten beigetragen hat, in ſoweit es nämlich als Küſterwoh⸗ 
nung dient und hat fie daher auch nur ½ der Feüerverſicherungsbeiträge zu leiſten. 
Verſichert iſt es mit 1000 Thlr. Ferner die Pfarrſcheüne auf dem Pfarrhofe zu 
Hansfeld, die mit 500 Thlr. verſichert iſt, und einen Theil der maſſiven Beweh⸗ 
rung des Pfarrgartens daſelbſt. — 2) An Ländereien, den Kirchenacker, welcher 
mit Wieſen und Hütung 41 Mg. 82 Ruth. groß iſt. Durch Contrakt vom 6. Novbr. 
1837, beſtätigt den 10 Januar 1838, iſt dieſes Kirchenland gegen 225 Thlr. Erb⸗ 
ſtandsgeld und einen Canon von 39 Scheff. Roggen nach dem Martini ⸗Preiſe zahl⸗ 
bar, vererbpachtet. Zugleich iſt dem Erbpächter die Kirchenſcheüne überlaſſen. Für 
ein Stück Kirchenland von 1 Mg. Größe werden 2 Thlr. 9 Sgr. Erbpacht⸗Canon 
entrichtet. — 3) In Pfandbriefen und Staatsſchuldſcheinen beſitzt die Kirche ein 
Kapital von 825 Thlr.; (im Jahre 1859 erſt 550 Thlr.). — 4) Das Inventarium 
befteht aus 20 Stücken, davon ein Kelch von Neüſilber inwendig vergoldet ift, nebſt 
Patene, ſo wie eine Altarkanne und ein Oblatenkäſtchen von demſelben Metall. 


Die Kirchen⸗Rechnung. 


Einnahme. Sn Ausgabe. n c 

1. Beſtandaus vorjähriger Rechnung ers 1. Gehalt: Pfarrer 7025 6, Küſter N 
2. Zinſen von den Kapitalien .. 25. 28. 9 ie Se 17. 12. 6 
3. Erbpacht von den Ländereien . 81.27. 9 2. Rechnungsgebühren . 5.— — 
4. Für Gelgeüte — 10. — 3. Viſttations gebühren . — 20. — 
— 4. Ausgeliehene Kapitalien . . 38. 15. — 
5. Reparaturen — 20. — 

6. Abgaben aller art 24. 13. 2 
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Die Einnahme mit der Ausgabe verglichen gibt einen Beſtand von Thlr. 37. 
12. 8 Pf., der in die Rechnung pro 1866 zu übertragen iſt. Unter den Abgaben, 
Tit. 6 der Ausgabe befinden ſich Thlr. 6. 3. 9 Pf. für 5 Scheff. 4 Mtz. Gerſte, 
womit die Schwendter Kirche dem Rathsgeiſtlichen Lehn zu Stargard verpflichtet 
iſt. Ferner 5 Thlr. der Prediger⸗Wittwe für Miethe und Roggen, und 4 Thlr. 
24 Sgr. Feüerverſicherungsbeiträge für die Kirche, das Schulhaus x. 


(3) Die Filialkirche zu Zarzig. 
Status bonorum. 

1) An Gebaüden beſitzt die Kirche das Schulhaus, welches mit 1000 Thlr. 
verſichert iſt, einen Stall auf dem Pfarrhofe zu Hansfeld, mit 600 Thlr. verſichert; 
und einen Theil der Bewehrung des Pfarrgartens daſelbſt. — 2) An Liegenſchaften: 
Eine ſteüerpflichtige Hufe in Hansfeld, die der Beſitzer von Carolinenthal in Erb— 
pacht hat, und wovon die größere Hälfte der Zarziger Kirche gehört. Laut Con⸗ 
trakts vom 27. Juli 1833, beſtätigt den 15. Auguſt deſſ. J. bezahlt er jährlich 
an die Kirche 11¼ Thlr. Ferner das ſteüerfreie Kirchenland, welches aus 65 Mg. 
66 Ruth. Acker und 12 Mg. 127 Ruth. Wieſen beſteht, iſt den 6 Koſſaten zu Zarzig laut 
Contrakts vom 12. Mai 1841, beſtätigt den 5. Oktober deſſ. J. gegen einen Canon 
von 54 Scheff. 8 Mtz. Roggen, nach dem Martini-Preiſe in Gelde abzuführen, in 
Erbpacht gegeben. Außerdem noch zwei Wurthen von 1 Mg. 146 Ruth., welche 
feit 1846 ebenfalls in Erbpacht gegeben ſind; Canon für beide Thlr. 1. 21. 10 Pf. 
— 3) An Kapitalien beſitzt die Kirche in Pfandbriefen und Hypotheken 2800 Thlr. 
(im Jahre 1830 erſt 1250 Thlr., im Jahre 1859 waren es 1500 Thlr.) — 4) An 
Inventarienſtücken find 21 vorhanden, darunter ein Kelch von Silber, inwendig 
vergoldet, nebſt dergl. Patene. 


Die Kircheu-Rechnung. 


Einnahme. Sg n . Ausgabe. . Gn, . 

1. Beſtand ausvorjährigerRechnung 40. — 71. Gehalt: Prediger 39. 10, Küſter 
2. Zinſen von den Kapitalien .. 74. 23. 9 a e e a 53. 10. — 
3. Erbpacht von den Ländereien . 91. 10. 4 2. Rechnungs gebühren. . 10. 13. 4 
4. An Grab: und Gelnüteged . . 1. 26. 3 3. Viſitations gebühren .. — 20. — 
5. Kirchenſtandsmiethe ... — 10. — 4. Ausgeliehene Kapitalien . .. 38. 15.— 
777 5. Repfi raturen . e n 32. 26. 6 
6. Abgaben aller Alt 25. 15. 6 
Summa 208. 10. 11 Summa 161. 10. 4 


Einnahme und Ausgabe mit einander verglichen, ergeben Thlr. 47. —. 7 Pf. 
Beſtand. Unter den Rechnunngsgebühren find hier, wie in den vorſtehenden Rech⸗ 
nungen die Remunerationen für die Kirchen vorſteher und die des Predigers für die 
Anfertigung der Kirchen-Rechnung ꝛc. verſtanden. Die Reparaturkoſten haben ſich 
inſonderheit auf den Pfarrftall in Hansfeld bezogen. Unter den Abgaben find 
10 Thlr. für die Prediger⸗Wittwe zur Miethe ꝛc. und Thlr. 7. 10. 3 Pf. Feüer⸗ 
verſicherungsbeiträge für die Kirche und die übrigen geiſtlichen Gebaüde. 


2. Parochie Kizig. 
Die Mutterkirche zu Kizig. 
Status bonorum. 

Die Kirche beſitzt — 1) an Gebaüden, das ganz maffive Kirchengebaüde ohne 
Thurm, bei der Kölniſchen Feüerverſicherungs⸗Geſellſchaft bis 1871 verſichert mit 
1395 Thlr., der Glockenſtuhl mit 2 Glocken mit 1005 Thlr. und das Innere der 
Kirche, als Kanzel, Chöre, Geſtuhl mit 300 Thlr. — Der Pfarrhof beſteht aus dem 
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ganz maſſiven und mit Ziegel gedeckten Wohnhauſe, einem angebauten Keller, der 
Pfarrſcheüne, einem Ochſenſtall von Fachwerk mit Stroh gedeckt, einem ganz maſſi⸗ 
ven Viehſtall mit Ziegeldach, einem Backhaus, und einer Pumpe, davon ¼ der 
hieſigen und ½ der Kitzerower Kirche gehört. Das ganze Pfarrgehöft iſt mit 
3325 Thlr. gegen Feüersgefahr verſichert. Das Küſterſchulhans aus Piſée anfge⸗ 
führt, iſt mit dem dazu gehörigen Stallgebaüde zu 550 Thlr. verſichert. — 2) Der 
66 Mg. 106 Ruth. große Kirchenacker iſt laut Contrakts vom 21. Mai 1839 dem 
Schulzen zu Pegelow gegen einen Canon von 47 Scheff. 2 Mb. Roggen in Erb⸗ 
pacht gegeben. — 3) An zinstragenden Papieren beſitzt die Kirche nur 150 Thlr. 
(im Jahre 1848 noch Thlr. 805.) — 4) Der Inventarienſtücke ſind 22 vorhanden, 
darunter 2 ſilberne Kelche mit Patene, einer vergoldet, 2 Kronleüchter von Bronce; 
und unter den Büchern (deren die Hausfelder Kirche keins beſitzt) Brüggemauns 
Beſchreibung von Pommern. 
Die Kirchen⸗Rechnung. 

Einnahme. , Ion &. Ausgabe. S Ir A 

1. Beſtand ans voriger Rechnung 12. 90 91. Gehalt: Prediger 2. 20; Kirchen: 


2. Zinſen von den Kapitalien . 5. 22. 6 au) ene ZU Zu 3.20. — 
3. Pacht vom Grundbeſitz .. . 81.26. 72. Rechnungsgebühren 2.— — 
4. Glocken- und Grabgeldd. .. — 15.— 3. Bauten und Reparaturen .. 73. 29. 3 
4 Js nein , 20. 26. 7 

Sumgag 2: 101.— 10 Sühne re: 100. 15. 10 


Demnach 15 Sgr. Beſtand. Indeſſen find bei der Decharge-Ertheilung vom 
14. September 1866 zwei Poſten der Ausgabe zum Geſammtbetrage von Thlr. 6. 
11. 10 Pf. defectirt worden, ſo daß bei der nächſteu Rechnung Thlr. 6. 26. 10 Pf. 
in Einnahme zu bringen ſind. Dem Prediger⸗Gehalt ſind 10 Sgr. hinzugefügt, 
welche ihm aus der Rechnung von 186 Thlr. erſtattet worden ſind. Unter Insge⸗ 
mein iſt die Feüerverſicherung der geiſtlichen Gebaüde und des Kirchen-Inventars 
mit 10 Thlr. 27 Sgr. der größte Ausgabepoſten. 


In den Kirchen⸗Rechnungen pro 1863 und 1864 waren Thlr. 15. 16. 10 Pf. 
für Raümung des alten Seegrabens in Ausgabe geſtellt, und für denſelben Zweck 
in der Rechnung pro 1865 für die Fortſetzung dieſer Raümung Thlr. 1. 14. 4 Pf. 
Dieſe Ausgabe aus der Kirchenkaſſe wurde von Seiten des Patronats monirt, und 
von demſelben verlangt, daß dieſe Ausgabe vom Pfarrer beſtritten werde, weil die 
Raümung des Grabens dem Pfarracker zu Gute käme, und der Nießbraucher ge⸗ 
ſetzlich verbunden ſei, die gewöhnlichen zur vortheilhaften Nutzung deſſelben erforder⸗ 
lichen Aufwendungen ſelbſt zu leiſten. Der Pfarrer weigerte ſich dieſe Koſten zu 
übernehmen, daher gegen ihn mit Genehmigung der Königl. Regierung der Rechts⸗ 
weg beſchritten worden iſt. Vorſchläge zu einem gütlichen Vergleich ſind gemacht, 
vom Patronat aber nicht angenommen worden, ſo daß der Rechtsſtreit beim Nieder⸗ 
ſchreiben dieſer Zeilen — März 1867 — ſeinen Fortgang hat. Der Entwäſſe⸗ 
rungsgraben, der die in Rede ſeiende Irrung verurſacht hat, iſt einer von denen, 
welche zu der, unter der Regierung Friedrichs II. angeordneten Ablaſſung des 
Kiziger Sees gedient haben. Die Verminderung des Kapital⸗Vermögens gegen das 
Jahr 1849 iſt durch den, im Jahre 1851 vorgenommenen Neübau eines Stalles 
auf dem Pfarrhofe veranlaßt worden. 


(2 u. 3) Die beiden Filialkirchen zu Kitzerow und Buchholz ſtehen unter dem 
Patronat der dortigen Gutsherrſchaften, daher die Kirchen-Rechuungen derſelben 
nicht in den Akten des Stargarder Magiſtrats enthalten ſind. 
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3. Parochie Kunow an der Straße. 
Die Kirche daſelbſt, Unicum. 

Die älteſte Matrikel der hieſigen Kirche iſt vom 12. Januar 1596. Revidirt 
wurde ſie durch die Viſitation des Conſiſtorial-Raths Langner im Jahre 1796. 
Neü ausgefertigt und vollzogen iſt fie bei der vom Conſiſtorial-Rath und Superin⸗ 
tendenten Stumpf vorgenommeuen Kirchenviſitation am 17. September 1815. 


Status bonorum. 

Gebaüde: Kirche und Thurm ſind maſſiv und in baulichem Stande; bei der 
Kölniſchen Feüerverſicherungs-Geſellſchaft verſichert mit 6200 Thlr., das Innere der 
Kirche mit 1300 Thlr. Die Pfarrgebaüde gleichfalls in baulichen Würden, das 
Wohnhaus maſſiv, Scheüne und beide Ställe Fachwerk mit Ziegeldach; Verſiche⸗ 
rungsſumme 4375 Thlr. Küſterſchulhaus aus Fachwerk mit Strohdach, verſichert 
für 437½ Thlr. 

An Grundſtücken beſitzt die Kirche: — 1) Einen Koſſatenhof von 21 Mg. 
162 Ruth. Acker, 1. 130 Wieſen, 14. 83 Hütung, für 24 Thlr. Canon vererbpach⸗ 
tet laut Beſtätigung vom 4. Mai 1832. — 2) Den Kirchenacker von 25 Mg. 
94 Ruth. Acker, 18. 58 Wieſen, 3. 170 Weide, an den Erbpächter des Koſſaten⸗ 
hofes verpachtet auf 12 Jahre von Marien 1862 bis dahin 1874 für 89 ½ Scheff. 
Roggenpacht, wovon der Küſter 2 Scheff. in Natura erhält. — Zwei Wurthen am 
Dorfe; 2 Mg. 130 Ruth. groß, auf 6 Jahre verpachtet von Michaelis 1861—1867 
für 12 Scheff. Roggen, nach dem Martini-Preiſe zahlbar. Geſammtfläche des Grund⸗ 
beſitzes 88 Mg. 107 Ruthen. 

An zinstragenden Documenten: Thlr. 2039. 26. 2 Pf. in Staatspapieren 
und einem Amortiſations⸗Darlehn bei der Pfarre zum Betrage vou 239 Thlr. und 
einem Sparkaſſenbuche von 26 Sgr. 2 Pf. (Im Jahre 1849 war das Kapital⸗ 
Vermögen der Kirche Thlr. 785. 1. 11 Pf.) 

Außerdem werden in der Kirchenlade aufbewahrt a) 4 Staatspapier⸗Docu⸗ 
mente zum Betrage von 500 Thlr. als Acker-Cautiou des Pfarrlaudes, und bezieht 
der Prediger die Zinſen davon. Die Caution ſelbſt beträgt nur Thlr. 440. 11. 
2 Pf. Der Prediger hat aber zur Erfüllung der 500 Thlr. noch Thlr. 59. 18 
2 Pf. zugeſchoſſen, welchen Zuſchuß er als Eigenthum dereinſt voraus zu fordern 
hat. b) Die Pacht⸗Caution für das gepachtete Kircheuland, in einem Stargarder 
Sparkaſſenbuch von 100 Thlr. 

Der Inventarienſtücke ſind 20 vorhanden, darunter 2 ſilberne vergoldete Kelche 
nebſt 2 dergl. Patenen und 1 ſilberne Oblatenbüchſe. 


Die Kirchen⸗Rechnung. 


Einnahme. e. Ausgabe. S Hung. 
1. e u. 0 0 91. 24. 2 1. An Vorſchuun » +... e 
2, Bech IFF 35. 2. 6 
3. Eingekommene Kapitalien . . 40. 1. 8 3. An Baus und Reparaturkoſten 204. 20. 6 
4. Zinſen von den Kapitalien .. 79. 6. 2 4. An Feüerkaſſen Beiträgen .. 13. 28. 6 
5. Revenüen vom Grundeigenthum 227. 20. 9 5. An ausgeliehenen Kapitalien . 205. 3. 3 
6. Miethe vom Wittwenhanſe .. 16. — — 6. Insge mein 22. 26 
7. Büch Be. 3. 19. 9% 5 
8. Grab: und Gelaütegeld. . . 6. 7. 6 e 
9 Jusg eme 2 — wa 
Summa. . 470. 29. 9 Summa. . 470. 29. 9 


Im Tit. 2 der Einnahme ſind noch 239 Thlr. Amortiſations⸗Darlehn bei 
der Pfarre in Reſt geblieben; außerdem noch Thlr. 3. 9½½ Sgr. Vorſchuß in einem 
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Rechtsſtreite. Von jenem Darlehn ſtehen 9 Thlr. in Tit. 3 und Thlr. 31. 1. 8 Pf. 
von der Sparkaſſe eingezogen. In Tit. 3 ſind Thlr. 1. 21. 9. Pf. als Collecte 
beim Abendmahl vereinnahmt. . 

Ausgabe. Tit. 2 Gehalt. Darin ſteht der Superintendent mit 2 Thlr. 
25 Sgr., der Prediger mit 25 Thlr. 25 Sgr., incl. Schreibmaterialien, auch noch 
mit Thlr. 4. 2½ Sgr. für Roggen. Tit. 3. Die anſehnlichen Reparaturkoſten 
haben ſich vornehmlich auf eine Ausbeſſerung des Kirchthurms bezogen, die Thlr. 
107. 15 ½½ Sgr. erfordert hat. Demnächſt auch auf das Pfarrgehöft das Küſter⸗ 
und das Wittwenhaus. i 

Das Prediger⸗Wittwen⸗Inſtitut 

beſitzt: — a) Ein Haus von Fachwerk mit Strohdach, wenn auch alt, doch noch in 
baulichen Würden, für 262 ¼ Thlr. verſichert. Die beiden Stuben deſſelben find, 
in Ermangelung einer Predigerwittwe, für 16 Thlr. vermiethet. Dieſe Miethe fließt 
in die Kirchenkaſſe, die dagegen zur Unterhaltung des Hauſes verpflichtet iſt. — 
b) An Garten⸗ und Wurthland 75 Q.⸗-Ruthen, die zur Vermiethung des Hauſes 
gehören. — c) Eine Wieſen⸗ und Hütungsfläche, 4 Mg. 64 Ruth. groß, an der 
Meduje, zur Seite der Kirchenwieſen gelegen. Dieſe Fläche iſt auf 12 Jahre von 
1856-1868 für 18 ½ Thlr. Jahrespacht verpachtet. — d) An zinstragenden Papieren 
Thlr. 485. 6. 4 Pf. in Staatspapieren und bei der Sparkaſſe zu Stargard ange⸗ 
legt. Die Einnahme des Inſtituts betrug Thlr. 37. 6. 2 Pf., wofür ein Spar⸗ 
kaſſenbuch angekauft worden iſt. Im Jahre 1849 belief ſich das Kapital⸗Vermögen 
des Inſtituts erſt auf 125 Thlr. 


4. Parochie Priemhauſen. 
(1) Die Mutterkirche daſelbſt. 
Status bonorum. 

Gebaüde. Die Kirche nebſt Thurm, in welchem eine ganze und eine geſprun⸗ 
gene Glocke hangt, und worin ſich eine Uhr befindet, iſt bei der Kölniſchen Feüer⸗ 
verſicherungs-Geſellſchaft mit 5200 Thlr. verſichert. — Auf dem Pfarrhofe das 
maſſive Wohnhaus, nebſt Stall und Scheüne von Fachwerk, verſichert mit 2500 Thlr. 
— Das Küſter⸗ und Schulhaus in Piſcée, verſichert mit 400 Thlr. — Ein Prediger⸗ 
Wittwenhaus iſt nicht mehr vorhanden. Das frühere iſt im Jahre 1817 ver⸗ 
ei und der Erlös kapitaliſirt. Die jedesmalige Prediger⸗Wittwe erhält die 
Zinſen. 

Grundſtücke. An Ackerland beſitzt die Kirche 23 Mg. 165 Ruth. und an 
Wieſen 85 Ruth. Dieſe Grundſtücke ſind mit Genehmigung der Königl. Kriegs⸗ 
und Domainen⸗Kammer vom 19. Mai 1797 und der Beſtätigung des Königl. Con⸗ 
ſiſtoriums vom 25. Januar 1798 der Art vererbpachtet, daß jährlich zu Weihnachten 
36 Scheff. Roggen nach 12jährigem Durchſchnitt des Stargarder Martini-Preiſes 
in Geld entrichtet werden. Erbpächter iſt der Beſitzer des Freiſchulzen⸗Gutes in 
Priemhauſen. Der Erbpachtsbetrag beträgt nach dem Turnus von 1858 — 1869 auf 
jedes Jahr Thlr. 70. 15. 9 Pf. Der Kirche ſteht, nach §. 10 des Erbpachtvertrages, 
bei Veraüßerungen das Näherrecht zu, und erhält bei Nichtausübung deſſelben 
3 Thlr. Laudemium. — Ein Stück Land von 2 Mg. 2 Ruth. am Stargard⸗Wach⸗ 
liner Wege, laut Licitations⸗Protokoll vom 26. October 1855 mit Genehmigung der 
Königl. Regierung auf 12 Jahre von 1856— 1868 für einen jährlichen Pachtzins 
von 12 Thlr. 16 Sgr. verpachtet. — Waldung hat die Kirche 16 Mg. 93 Ruth. 
an der Landſtraße in der Kämmerei⸗Forſt gelegen, und mit Kiefern beſtanden. 
— Die Grasnutzung des Kirchhofes hat der Prediger für 15 Sgr. in Pacht. 
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Kapitalien beſitzt die Kirche nicht. Dagegen gehören der Pfarre 150 Thlr. 
in einem Pfandbriefe und einem Staatsſchuldſcheine. Dieſe Werthpapiere ſind angekauft 
theils aus dem Erlöſe für verkaufte Eichen, welche auf gemeinſchaftlichem Grund 
und Boden der Pfarre und baüerlichen Wirthe ſtanden, theils aus dem Ablöſungs⸗ 
Vertrage einer Holzgerechtigkeit in Stevenhagen. Dem jedesmaligen Pfarrer gebüh⸗ 
ren die Zinſen beider Papiere. 

Inventarienſtücke. Deren ſind 15 vorhanden. Darunter ein ſilberner innen 
vergoldeter Kelch nebſt Patene, ein neüſilbernes Ciborium, eine neüſilberne Altar⸗ 

kanne, die älteſte Ausgabe der Pommerſchen Kirchen-Ordnung von 1535. 


Kirchen⸗Rechnung. 

Einnahme. A n Ausgabe. S, n & 
1. An Beſtand aus voriger 1. An Beſoldungen b e 

Rechnung.. . 41. 19. 10% 2. „ Gebühren für die Rechnungs⸗ 
2. „ Zinſen vom Pfarr⸗Ka⸗ üben ee 2, . 20. — 
Dill cc 5. 7. 6 3. „ BilltationGebühren . . .— — 
3. Pacht vom Grumdbejiß . 83. 16. 9 4. „ Reparaturkoſten i een 1 
4. „ Grab: und Geläutegeld. 1. 15. — 5. „ kirchlichen Bedürfniſſen. 2 — — 
5. „ Bankenmiethhe . — 22. 6 6. Jus gemein A 3 
Summa .. 132. 21. 7% Summa . . . 68. 18. 10 


Ausgabe. In Tit. 1 Beſoldungen ſtehen für den Pfarrer 10 Thlr. Gehalt, 
15 Sgr. aus einem nicht genannten Legat, 5 Thlr. 7½ Sgr. Zinſen vom Pfarr⸗ 
kapital, 1 Thlr. 10 Sgr. pro exam. catech.; ſodann 2½ Thlr. für die Kirchen⸗ 
vorſteher und 2 Thlr. für den ſtädtiſchen Oberförſter, der das Kirchenholz verwaltet. 
! — In Tit. 2 ift dem Pfarrer 1 Thlr. für Anfertigung der Rechnung und für 
Schreibmaterialien, und 20 Sgr. dem Superintendenten für die Reviſion der Rech⸗ 
nung ausgeworfen. — Derſelbe empfing im Jahre 1865 die im Tit. 3 berechneten 
Gebühren für eine Kirchen⸗ und Schulviſitation. — Im Tit. 5 wurden an Repa⸗ 
raturkoſten des Pfarrhauſes 26 Thlr. 14 Sgr. erfordert, wovou die Stevenhäger 
Kirchenkaſſe / zu zahlen hat, fo daß auf Priemhauſen Thlr. 17. 9. 4 Pf. fielen. 
Der Überreſt wurde zu Ausbeſſeruugen des Kirchengebaüdes verwendet. Tit. 5 ent- 
hält die Bonification für Brot und Wein. — In Tit. 6 ſtehen 11 Thlr. 7 Sgr. 
Feüerkaſſengelder; Thlr. 3. 6. 3 Pf. dem Küſter für das Stellen und Schmieren 
der Thurmuhr, wofür 1 Scheff. Roggen und 1 Scheff. Gerſte ausgeſetzt, in Gelde 
nach dem Martini⸗Marktpreiſe. Der Pfarrer empfing 13 Sgr., für die Mahlzeit bei 
Aufnahme der Rechnung und der Superintendent 15 Sgr. pro coena syuod. 


Die Prediger⸗Wittwen⸗Kaſſe 
beſitzt ein Kapital⸗Vermögen von 1025 Thlr. in Pommerſchen Pfandbriefen, wovon 
die Zinſen Thlr. 34. 10 Sgr. betragen. Laut Rechnungs⸗Abſchluſſes von 1864 
blieb ein Beſtand von Thlr. 58. 2. 9 Pf. Dafür Einnahme im Jahre 1865: 
Thlr. 92. 12. 9 Pf. Verausgabt wurden 41 Thlr. 8 Sgr. Behufs Aukaufs eines 
Pfandbriefes. Daher Beſtand am Schluß des Jahres 1865: Thlr. 51. 4. 9 Pf. 


(2) Die Filial⸗Kirche zu Stevenhagen. 
Status bonorum. 
Gebaüde. Die Kirche, von Fachwerk erbaut, mit Ziegeln gedeckt, und mit 
2 kleinen Glocken verſehen, iſt bei der Kölniſchen Feüerverſicherungs⸗Geſellſchaft mit 
1200 Thlr. verſichert. Bei Bauten thut Stevenhagen Hand⸗ und Spanndienſte, von 
den eingepfarrten Ortſchaften Dietrichsdorf Hand-, Unter⸗Carlsbach Spanndienſte. 
Der Kirchhof iſt mit einer Steinmauer umgeben; ſie iſt im Jahre 1843 aus Kirchen⸗ 


Landbuch von Pommern; Thl. II., Bd. V. 16 
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Mitteln und mit Anwendung jener Dienſte gebaut worden. Die Gemeinde hatte 
früher den hölzernen Zaun auszubeſſern, doch wurde ihr das Material geliefert. 
Bei der Gemeinheitstheilung iſt ein neüer Begräbnißplatz ausgeſchnitten, der ſpäter 
benutzt werden ſoll. Anderweitige Gebaüde beſitzt die Kirche nicht. 

Von Grundſtücken gehören ihr 14 Mg. 171 Ruth. Acker⸗ und 2 Mg. 148 Ruth. 
Wieſenland. Der Acker liegt nahe am Dorfe und gränzt an die Grundſtücke des 
Erbpächters. Die Wieſen liegen an der Ihna. Alles iſt laut Contracts vom 
30. Mai 1805 vererbpachtet für 8 Scheff. Roggen, welche nach dem jedesmaligen 
Stargarder Martini-Marktpreiſe in Gelde entrichtet werden. — An Holzung beſitzt 
die Kirche 4 Mg. hinter dem Dorfe neben dem Kirchenacker, im Jahre 1845 mit 
Kiefern beſaamt, und eine Fläche von 21 Mg. Kiefernbeſtand mit untermiſchten 
Buchen am Wege nach Dietrichsdorf. 

An Kapitalien beſitzt die Kirche 450 Thlr. in Pfandbriefen und 4 Staatsſchuld⸗ 
ſcheinen. Seit dem Jahre 1843 hat ſich das Kapital⸗Vermögen nur um 75 Thlr. 
vermehrt. 

Von den 8 Juventarienſtückeu iſt eins ein ſilberner, innen vergoldeter, Kelch 
nebſt Patene, ein zweites eine neüſilberne Altarkanne. 


Kirchen⸗Rechnung. 

Einnahme. Sg. Gen . Ausgabe. S. en c 
1. Beſtand aus voriger Rechnung. 5. 5. 5 . Befoöl dungen! 1. 5. 
2. Zinſen von den Werthpapieren 15. 7. 62. Rechuungsführungs⸗Gebühren . — 25. — 
3.% Akerbacht e 8 16. 10. — 3. Viſitations⸗ Gebühren.. 2. 15. — 
4. Grab: und Gelaütegeld . . — 17. — 4. Reparaturkoſten 8. 24. 8 
„ 5. Kirchliche Bedürfniſſe . . 2. 5.— 
- . eee 3023. 4 
Summa 37. 10. 9 Summa 32. 8. — 

Beſtand. .. Thlr. 5. 2. 9 Pf. 


Ausgabe. In Tit. 1 hat der Prediger dieſelben Einkünfte, wie in Priem⸗ 
hauſen, doch fällt das Legat weg und das Pfarrkapital, dagegen kommen matrikel⸗ 
mäßig 10 Sgr. hinzu. Der ſtädtiſche Oberförfter beaufſichtigt auch das hieſige 
Kirchenholz und bezieht dafür eine jährliche Remuneration von 2 Thlr. — Die 
Poſten in Tit. 2 und 3 kommen dem Superintendenten zu Gute, mit Ausnahme 
von 10 Sgr., die der Prediger für Anfertigung der Kirchen⸗Rechnung empfängt. — 
Die Reparaturkoſten, Tit. 4, beziehen ji auf das Pfarrhaus zu Priemhauſen. — 
Die Ausgaben unter Tit. 6, Insgemein ſind denen bei Priemhauſen ähnlich. 

3. Die Kirche zu Friedrichswald, 
Ecclesia vagans, iſt landesherrlichen Patronats, daher die über Vermögens⸗Ver⸗ 
waltung geführten Rechnungen dem Magiſtrat zu Stargard nicht zukommen. 


5. Parochie Pützerlin. 
(1). Die Mutterkirche daſelbſt. 
Status bonorum. 

Gebaüde. Die ganz maſſive und mit Ziegeln gedeckte Kirche bildet ein Achteck. Sie iſt 

64 Fuß lang, 31½ Fuß tief uud 22 Fuß hoch. Ihr Thurm, mit 2 Glocken und 
einer (defecten) Uhr, die drei vergoldete Zifferblätter hat, iſt im untern Theil eben⸗ 
falls maſſiv, oben aus Holzſachwerk mit Bretterverkleidung unter Schieferdach, 
140 Fuß hoch, und mit Blitzableiter verſehen. — Auf dem Pfarrhofe ſteht das 
ganz maſſive mit Ziegeln gedeckte Wohnhaus, eine Scheüne, ein Viehſtall, und ein 
Rollſtall mit Taubenſchlag, die beiden erſten Gebaüde mit Stroh-, das letzte mit 
Ziegeldach. — Im Jahre 1844 wurde das Küſterſchulhaus nebſt Stall aus Fach⸗ 


.. 
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werk mit Ziegeldach neü erbaut. Da die Schulſtube bei der Gemeinheits⸗Theilung 
1827 mit Acker dotirt worden iſt, ſo hat die Gemeinde in demſelben Jahre für den 
Lehrer eine Scheüne aus eigenen Mitteln erbaut, wozu jedoch das Bauholz aus dem 
Kirchentanger verabreicht iſt. Verſicherung gegen Feüersgefahr bei der Kölniſchen 
Geſellſchaft: Das Kirchengebaüde nebſt Thurm mit 5000 Thlr., die Pfarrgebaüde 
mit 3025 Thlr., das Küſterhaus nebſt Stall mit 1050 Thlr. — Das Prediger⸗ 
ae en iſt im Jahre 1821 gegen ein jährliches Grundgeld von 1 Thlr. 
verkauft. 

An Grundſtücken beſitzt die Kirche: 1) Einen Acker, Wieſen⸗ und Hütungs⸗ 
plan von 160 Mg. 4 Ruth., gegen einen Canon von 62 Scheff. 9 Mtz. Roggen, 
nach 10jährigem Martini⸗Marktpreiſe zu zahlen, vererbpachtet mittelſt Contracts 
vom 13. December 1827, beſtätigt den 30. Januar 1828. — 2) Eine Parcele von 
86 Ruth. Acker und 70 Ruth. Wieſe gegen eine jährliche Roggenrente von 1 Scheff. 
7 Mtz., zahlbar wie ad 1) und unter demſelben Dato vererbpachtet. — 3) Ein 
Wurthacker von 1 Mg. unterm 4. April 1827 vererbpachtet; jährliche Rente 1 Scheff. 
15 Mb. Roggen, ebenſo in Gelde zu entrichten. — 4) Ein Kirchenkamp von 2 Mg. 
Acker und Wieſe, am 19. Juni 1787 in Erbpacht ausgethan gegen 5 Thlr. Canon. 
— 5) Eine Ackerparcele von 2 Mg. 63 Ruth. hat der Küſter in Erbpacht und zahlt 
alle drei Jahre für 2 Scheff. Roggenrente den Stargarder Martini-Preis. — 
6) Eine Kiefern⸗Schonnng von 24 Mg. 68 Ruth. — Geſammtfläche des Grund⸗ 
beſitzes 190 Mg. 111 Ruth. 

An Kapitalien beſitzt die Kirche 950 Thlr. in Staatsſchuldſcheinen und 75 Thlr. 
in einem Pfandbriefe, zuſammen 1025 Thlr.; davon gehören dem Prediger⸗Wittwen⸗ 
Fonds 650 Thlr., als Erlös beim Verkauf des Hauſes, und 75 Thlr. der Pfarre, 
der Kirchenkaſſe ſelbſt alſo nur 300 Thlr. 

Unter den 17 Inventarienſtücken befindet ſich 1 ſilberner inwendig vergoldeter 
Kelch nebſt Patene, 1 neüſilberne Altarkanne und 3 Kronleüchter, deren einer 1856 
von einem baüerlichen Wirthe geſchenkt worden. Früher gehörte auch Brüggemann's 
Beſchreibung von Pommern zum Inventar, aber ſeit 1859 wird das Werk nicht 
mehr unter den Inventarſtücken genannt. Es erhellet auch nicht aus der Kirchen⸗ 
Rechnung, daß es verkauft worden ſei. 1854 wurde eine Altarbibel geſchenkt. 


Die Kirchen⸗Rechnung. 


Einnahme. Sg. en c. Ausgabe. . Na ch. 
1. Beſtand aus voriger Rechnung 35. 4. 91. Beſoldungen 61. 11. 5 
2. Zinſen von den Werthpapieren 14. 17. 6 2. Rechnungs⸗ unnd Rerviſtons⸗ 
3. Erbpacht und Grundgeld . . . 105. 13. 3 ihr eee a0 Bag 
4. drübgelö et ae 2. 25. — 3. BilitationsGebühren . . ».. 5.— — 
DS e ee — 15.— 4. Bauten und Reparaturen .. 22. 13. — 
eee e er 5: 8. 10. — 5. Abgaben aller Art 57. 18. 6 
Summa 166. 25. 6 Summa 148. 2. 11 


Beſ tand male e Pf. 


Einnahme. Die im Tit. 6. Insgemein aufgeführten Intraden rühren von 
Holzverkauf aus dem Kirchenforſt her. 

Ausgabe. Unter Tit. 1. Beſoldungen ſteht der Prediger mit Thlr. 48. 10. 
5 Pf., darunter 25 Thlr. Gehalt, 6¼ Thlr. für Wochenpredigten, Thlr. 2, 18. 
9 Pf. Zinſen vom Pfarrkapital, der Reſt Entſchädigung für frühere Naturalien. 
Der Küſter desgleichen mit Thlr. 2. 26. 3 Pf.; der ſtädtiſche Oberförſter mit 
2 Thlr. für Beaufſichtigung des Kirchenholzes; die Predigerwittwe mit Thlr. 8. 
5 Sgr. ſtatt 4 Scheff. Roggen; die Kirchenvorſteher mit 2 Thlr. — Die Ausgaben 

16* 


124 Der Saziger Kreis. 


in Tit. 2. u. 3. ſind dem Superintendenten zu Gute gekommen. In Tit. 5. ſind 
verausgabt: für Communion⸗Wein 7½ Thlr.; Feüerverſicherungs⸗Prämie Thlr. 12. 
17. 4 Pf.; Rente für die ehemals Böderſchen Grundſtücke Thlr. 27. 27 Sgr.; 
Grundſteüer Thlr. 5. 2 Sgr.; für Forſtkultur Thlr. 2. 20 Sgr., u. ſ. w. 


Der Prediger⸗Wittwenhaus⸗Fonds. 

Dieſer Fonds beſitzt, wie oben bemerkt, 650 Thlr. Kapital, davon die Zinſen 
Thlr. 22. 20 Sgr. betragen. Aus der vorjäh rigen Rechnung war ein Beſtand von 
Thlr. 11. 13. 7 Pf., und au Grundgeld und Canon für die ehemalige Weide: 
abfindung des Prediger⸗Wittwenhauſes gingen Thlr. 7. 12. 6 Pf. ein; Geſammt⸗ 
Einnahme Thlr. 41. 16. 1 Pf. Davon erhielt die Prediger-Wittwe laut Verfügung 
der Königl. Regierung vom 7. Juli 1821 eine Miethsentſchädigung von 20 Thlr., 
ſo daß dieſer Fonds einen Beſtand von Thlr. 21. 16. 1 Pf. in der Rechnung pro 
1866 zu übertragen hatte. 


(2). Die Filial⸗Kirche zu Klempin. 

Dieſe Kirche hatte eine Matrikel vom 10. Februar 1596. Da ſich jedoch über 
die Ausführung der darin enthaltenen Feſtſetzungen mancherlei Irrungen erhoben 
hatten, ſo wurde unter Vermittelung des Patronats zwiſchen der Gemeinde und dem 
Prediger nebſt dem Küſter, am 4. October 1838 eine neüe Matrikel vereinbart, 
welche von der Königl. Regierung unterm 19. Juni 1839 die Beſtätigung erhalten hat. 


Status bonorum. 

Gebaüde. — Die maſſive Kirche iſt 60 Fuß lang, 34 Fuß einſchließlich der 
Chorhaube tief, und hat ein Krondach. Sie iſt im Innern 1856 ganz erneüert. 
Der Thurm, in welchem 2 Glocken hangen, iſt im untern Viereck 26 Fuß hoch, 
unten 16 Fuß, oben 13 Fuß im Quadrat, hat ein achtſeitiges, 8 Fuß hohes mit 
Schiefer gedecktes Dach und bis zur Helmſtange eine 26 Fuß hohe Spitze und be- 
ſteht nur aus Holzwerk. Im Jahre 1827 iſt derſelbe reparirt und neü bekleidet. 
Ganze Höhe des Thurms 60 Fuß. Das Kirchengebaüde iſt gegen Feüersgefahr 
mit 3800 Thlr. verſichert. — Die Pfarrſcheüne, im Jahre 1831 aus Kirchenmitteln 
in Fachwerk erbaut, iſt mit 350 Thlr. verſichert. — Das Küſterſchulhaus war 1825 
erbaut. Bei der im Jahre 1831 zu Klempin ausgebrochenen Feüersbrunſt brannte 
es mit ab, wurde aber noch in demſelben Jahre wieder aufgebaut und erhielt ſtatt 
des frühern Strohdachs ein Ziegeldach. Verſicherungs-Summe 700 Thlr. Die 
dazu gehörige Scheüne nebſt Stall brannte 1842 ebenfalls nieder. Sie iſt 1843 
wieder gebaut; Koſtenbetrag 289 Thlr., wozu die Gemeinde Thlr. 123. 4. 8 Pf., 
die Kirchenkaſſe dagegen incl. 100 Thlr. Brandſchaden-Entſchädigung Thlr. 165. 
25. 4 Pf. beigetragen hat. Verſicherungs-Summe 200 Thlr. — Von dem vorma⸗ 
ligen Prediger⸗Wittwenhauſe, welches 1816 verkauft wurde, wird 1 Thlr. an Grund⸗ 
geld erlegt, davon die Hälfte zur Lübower Kirchenkaſſe fließt. 

Grundſtücke. — Die Kirche beſitzt 57 Mg. 118 Ruth. Acker und Hütung, 
welche laut Contracts vom 3. October 1823, beſtätigt den 15. October 1823, für 
46 Scheff. 6½¼ Mb. Roggen, nach 10jährigem Martini⸗Durchſchnittspreiſe zahlbar, 
vererbpachtet iſt. Ferner 3 Mg. 126 Ruth. Wurthacker auf die Jahre 1864 —1870 
für eine jährliche Roggenpacht von 8 Scheff., und ebenſoviel Gerſte, nach dem 
Martini⸗Marktpreiſe zu zahlen, verpachtet. Endlich 156 Ruth. Wurthacker, ſeit 
1841 für 3 Thlr. Canon in Erbpacht ausgethan. Ganze Fläche des Kirchenlandes 
62 Mg. 40 Ruth. 
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An Kapitalien beſitzt die Kirche 395 Thlr. theils in Obligationen, theils in 
Werthpapieren. Außerdem iſt eine Pachtcaution von 20 Thlr. für den verzeitpach⸗ 
teten Wurthacker in Kaſſe. 

Unter den 16 Inventarienſtücken ſind von Edelmetall vorhanden: ein ſilberner 
Kelch nebſt Patene und eine ſilberne Altarkanne und Oblatenbüchſe. 


Die Kirchen⸗Rechnung. 


Einnahme. S neh. Ausgabe. S Huch. 
I e 202. 18. 7 1. Ausgeliehene Kapitalien. .. 112. 15.— 
2. De — 10. — 2. Beſoldungen n 35. 11. 3 
3. Rückſtände . 5. 25.— 3. Rechnungs⸗ und Reviſionsge⸗ 
4. Eingezog.Kapitalien 60. 6.— bühren 1.20. — 
5. Zinfen vom Baar⸗ 4. Viſitationsgebühren 5.— — 
vermögen 19. 20.— 5. Reparaturen 171. 42.— 
6. Geldpacht u. Grund⸗ 6. Abgaben aller lt 14. 13.— 
it „ 29. 5. — 7. Ine > 0 0. - 4. 15.— 
Reſt geblieben . 70. 3. 3 r 
J Grabgeld ou... 5.— — mir 
Reſt geblieben. 5.25. — FT 
it 
Summa der Reſte und ee _ ur 
Einnahmen. . . 81.23. 3 316.29. 7 Sin ee. 345. 8. 3 


Vopſchußß; Thlr. 288. 8 Pf 


Unter den Poſten vor der Linie in Einnahme beſteht der in Tit. 3 aus den 
Drdinariat3- Gebühren des zeitigen Predigers, die derſelbe zurückbezahlt, wenn 
derſelbe nicht bis 1867 in ſeinem Amte bleibt. In Tit. 6 iſt der Erbpächter 
von den Hauptgrundſtücken der Kirche den Canon ſchuldig geblieben, und eben 
ſo iſt in Tit. 7 von 16 Begräbniſſen noch von 9 Betheiligten das Grabgeld zu 
berichtigen. 

Ausgabe. In Tit. 1. iſt ein Staatsſchuldſchein angekauft und der Kirche zu Lübow 
ein Darlehn von 50 Thlr. gewährt worden. In Tit. 2 Beſoldungen ſteht der 
Prediger mit Thlr. 20. 18. 9 Pf., darunter 10 Thlr. Entſchädigung für den ver⸗ 
kauften Garten; Gehalt hat der Prediger aus dieſer Kirchenkaſſe nicht. Tit. 3 und 
4 enthält Gebühren des Superintendenten. Tit. 5. Die Reparaturkoſten haben ſich 
ausſchließlich auf den Kirchthurm bezogen. Im Tit. 6. Abgaben, bilden 7 Thlr. 
13 Sgr. den Hauptpoſten, nämlich die Prämie für die Feüerverſicherung der kirch⸗ 
lichen Gebaüde, wobei zu bemerken iſt, daß die Kirchenkaſſe hinſichts der Schulge- 
baüde nur die Hälfte der Prämie zu tragen hat; die andere Hälfte wird von der 
Gemeinde berichtigt. 

(3) Die Filialkirche zu Lübow. 
Status bonorum. 

Gebaüde. Die Kirche, 36 Fuß lang, 23 Fuß tief, 12 Fuß in Stielen, iſt 
maſſiv mit Ziegeln gedeckt. Der Thurm beſteht aus Holzwerk und iſt 1833 neü 
bekleidet. Verſicherungsſumme, incl. der 2 Glocken, 2600 Thlr. Das Schulhaus 
iſt von Fachwerk mit Strohdach, verſichert für 200 Thlr. 

An Grundſtücken beſitzt die Kirche: — 1) 19 Mg. 18 Ruth. Acker und Hü⸗ 
tung, ſeit 1823 vererbpachtet für 14 Scheff. 7 Mtz. Roggen, wovon 9 Scheff. 
7% Mtz. nach 10jährigem Durchſchnitt, der Reſt nach dem Martini-Preiſe eines 
jeden Jahres bezahlt werden. — 2) Acker und Hütung 14 Mg. 134 Ruth. groß 
feit 1839 vererbpachtet für eine jährliche Roggenernte von 12 Scheff. 11 Mtz., 
nach dem jedesmaligen Preiſe des Stargarder Martini-Markts zahlbar. — 3) An⸗ 
theil am Dorfstanger einem Halbbauer gleich. — 4) Von dem Grundgelde des 
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ehemaligen Prediger⸗Wittwenhauſes zu Klempin fließt die Hälfte mit 15 Sgr. in 
die Lübower Kirchenkaſſe. 

Kapitalien. Deren ſind 500 Thlr. in Werthpapieren vorhanden. Davon ge⸗ 
hören 200 Thlr. der Pfarre als Erbſtandsgeld. — Unter den 15 Inventarienſtücken 
iſt keins der vasa sacca von Edelmetall. 


Die Kirchen Rechnung. 


Einnahme. S Yen c. Ausgabe. . Nn c. 
1. Deteste e ie — 10010 Bois 0 e 43. 6. 8 
2. Zinſen von den Werthpapieren 17. 13. 9 2. Befoldungen . . » 35. 21. 3 
3. Erbpacht und Grundgeld .. 25. 1. 43. Rechunngs gebühren 15 — 
4. abel . mE 5.— — 4. Viſitations gebühren. . 2. 15.— 
5, Jusgemeinn „ BERN: 54. 29. 6 5. Reparaturen 15. 24. 9 
. Abgaben aller Art 27. 25. 3 
Summa 102. 15. 5 Summa 126. 2. 11 

Vorſchuß . .. Thlr. 23. 17. 6 Pf. 


Einnahme. Es ſind Thlr. 29. 23. 1 Pf. rückſtändig geblieben, darunter die 
von dem zweiten Erbpachtgrundſtück mit Thlr. 25. 27. 1 Pf. Im Tit. Insgemein 
ſtehen 4 Thlr. 6 Sgr. als Erlös aus dem der Kirche zugefallenen Holze, und 50 
Thlr. Darlehn aus der Kirchenkaſſe zu Pützerlin. 

Ausgabe. Der vom Prediger im Jahre 1864 gemachte Vorſchuß iſt ihm 1865 
erſtattet worden. Thlr. 16. 21. 3 Pf. bezieht derſelbe aus Tit. 2, auf dem für die 
Prediger⸗Wittwe Thlr. 14. 17. 6 Pf. ſtehet, der Küſter mit Thlr. 5. 2. 6 Pf. 
Tit. 3 und 4 betrifft auch hier den Superintendenten. Die Reparaturen, Tit. 5, 
haben ſich vornehmlich auf die Pfarrgebaüde in Pützerlin bezogen, wozu die Lü⸗ 
bower Kirchenkaſſe / beifügt. Eine kleine Ausbeſſerung kam auch beim Kirchen⸗ 
gebaüde vor. Im Tit. 6, Insgemein ſtehen 6 Thlr. 2 Sgr. Feüerkaſſengelder für 
eben dieſes, und für die Pfarrgebaüde / Beitrag mit Thlr. 1. 28. 8 Pf. Sodann 
2½ Thlr. Zinſen für das Darlehn aus der Klempiner Kirchenkaſſe, und 15 Sgr. 
9 Pf. Antheil der Kirche an der Remuneration für den Dorfstanger⸗Wärter. Der 
größte Poſten in dieſem Tit. beträgt 9 Thlr. 23 Sgr. für Einrahmen und Lackiren 
3er Bilder, welche der Kirche von dem Verein „Pomerania“ geſchenkt worden find. 
Was für Bilder mögen das ſein, die einen ſo koſtbaren Rahmen erforderten? 
Nach der Präſtations⸗Tabelle des Domainen⸗Rentamts Friedrichswald, jetzt Kolbaz, 
hat die Lübower Kirche jährlich 2 Scheffel 8%, Mb. Roggenrente an den Fiskus 
a und zwar in Gelde, den Scheffel zu 22 ¼½ Sgr. gerechnet, mit Thlr. 

4. Die Filialkirche zu Roggow. 
Patrone: Der Stargarder Magiſtrat und die Gutsherrſchaft zu Roggow. 
Status bonorum. 

Gebaüde. Die Kirche, 1823 erbaut aus Steinfachwerk mit Ziegeldach, ohne 
Thurm, 34 Fuß lang, 24 Fuß tief. Im Jahre 1863 iſt das Gebaüde mit einem 
Koſtenaufwande von Thlr. 105. 22. 1 Pf. gründlich ausgebeſſert worden. Bei der 
Kölniſchen Verſicherungs⸗Geſellſchaft iſt es mit 300 Thlr. gegen Feüersgefahr ver⸗ 
ſichert. Der Glockenſtuhl für 3 Glocken ift 1839 aus Holzwerk errichtet mit Bretter⸗ 
verkleidung, mit 200 Thlr. verſichert. Das Küſterſchulhaus. — Grundſtücke, deren 
beſitzt die Kirche 15 Mg 120 Ruth. Acker, Wieſen und Hütung, ſeit 1835 vererb⸗ 
pachtet für eine jährliche Roggenrente von 12 Scheff. 8 Mtz., die in Gelde nach 
dem jedesmaligen Martini-Preife des Stargarder Markts abgeführt wird. — An 
Kapitalien beſaß die Kirche 1863 noch 200 Thlr. in Staatsſchuldſcheinen. Damals 
mußten aber 100 Thlr. Behufs Deckung der Reparatur⸗Baukoſten verſilbert werden. 
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Seitdem ſind alſo nur 100 Thlr. vorhanden, welche der Pfarre gehören als Erbſtandsgeld. 
— Unter den 14 Inventarſtücken befindet ſich ein ſilberner Kelch nebſt Patene, und 
eine neüſilberne Taufkanne. 


Die Kirchen⸗Rechnung. 


Einnahme. Su Ausgabe. A n 

12 Beſtand „ D ldundnn , ... |... 13.13. 9 
nen ee 3.15.— | 2. Bifitationsgebühren. . . . . 2. 25.— 
3. Ackerp ache 25. 15. 83. Reparaturen 3. 10. 3 
4 Grabgend ie . ee 10. babe. Al . 5. 7. 6 
Sunna 40. 2. 10 Summa 29. 26. 6 


Beſtand . Thlr. 10. 6. 4. Pf. 


Mit Ausnahme von 1 Thlr. für die Kirchenvorſteher iſt der Betrag der Aus⸗ 
gaben in Tit. 1 dem Prediger zugefloſſen; der aus Tit. 2 dem Superintendenten. 
Daß Feüerkaſſengeld für Kirche, Glockenſtuhl, Küſterhans und Küſterſcheüne beträgt 
1770 14 Sgr., davon zahlt die Gemeinde 26 Sgr. 6 Pf. und die Kirche Thlr. 1. 

6 Pf. 
6. Parochie Seefeld. 
(1). Die Mutterkirche zu Seefeld. 
Status bonorum. 

Gebaüde. Die Kirche, 52 Fuß lang, und 35 Fuß tief, iſt ein maſſives Ge⸗ 
baüde mit Thurm und Ziegeldach. Ihr Inneres iſt decorirt mit Altar, Kanzel und 
Taufſtein. Außerdem befindeu ſich dariu zwei Denktafelu als Erinnerungszeichen 
an die im Befreiungskriege gefallenen Krieger: zwei Söhne des hieſigen Kirchſpiels, 
und aller derer Söhne deſſelben, welche an dem gedachten Kampfe Theil genom⸗ 
men haben; ferner „der letzte Wille Friedrich Wilhelms III.“ und endlich mehrere 
Kränze, dem Andenken Verſtorbener von ihren Angehörigen geweiht, einfache Epi⸗ 
taphien nach Landesſitte, deren auch in den allen übrigen Kirchen des Stadt⸗Eigen⸗ 
thums gefunden werden. Der Fußboden der Kirche iſt mit Mauerſteinen gepflaſtert. 
In dem maſſiven Thurme befinden ſich 2 Glocken. Das Dach deſſelben iſt mit 
Ziegeln gedeckt. Das Kirchengebaüde nebſt Thurm und Glocken iſt bei der Kölniſchen 
Geſellſchaft mit 3800 Thlr., und das Innere der Kirche mit 760 Thlr. gegen 
Feüersgefahr verſichert. — Auf dem Pfarrgehöft befinden ſich 3 Gebaüde: das 
Wohnhaus, 60 Fuß lang und 38 Fuß tief, iſt maſſiv, mit Ziegeln nach böhmiſcher 
Art eingedeckt, in dem Jahre 1839—1840 von Grund aus neü gebaut; dagegen der 
Viehſtall 1862 und die Scheüne 1864; beide Wirthſchaftsgebaüde von Fachwerk mit 
Mauerſteinen ausgelegt und mit flachem Pappdach. Alle drei Gebaüde ſind mit 
3550 Thlr. verſichert. — Das Küſter⸗ und Schulhaus iſt im Jahre 1842 ueü erbaut und 
mit Ziegeln gedeckt, ebenſo der dazu gehörige Stall. Da die Schulſtelle bei der Ge⸗ 
meinheits⸗Theilung mit Acker dotirt iſt, ſo iſt im Jahre 1833 auf dem Schulgehöft 
auch eine Scheüne erbaut, die von der Gemeinde ohne Concurrenz der Kirchenkaſſe 
in baulichen Würden erhalten wird. 

Grundſtücke. Die Kirche beſitzt nach dem Separations⸗Receſſe: 1) an Feld⸗ 
acker 57. 93, an Schonwieſen 12. 129, an Hütung O. 90, zuſammen 70 Mg. 
132 Ruth.; 2) eine Kirchenwurth enthaltend O. 176 Ruth.; 3) ein Drittel Antheil 
an dem Kirchenbauerhofe zu Sarow. Die Grundſtücke ad 1) waren von Michaelis 
1841 bis dahin 1865, alſo auf 24 Jahre gegen eine jährliche Roggenrente von 
65 Scheffeln verpachtet. Davon gehen ab: für den Prediger 3 Scheff., die Predi⸗ 
ger⸗Wittwe 4 Scheff., das Hospital Elend 3%, Mtz., den Küfter und den Dorf- 
ſchmidt je 1 Scheff, zuſammen 12%, Scheff, jo daß mithin der Kirche 52 ¼ Scheff. 
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verblieben. Der Pächter hatte bei Übernahme der Pachtung dieſe 52 Scheff. 4 Mi. 
nach dem Stargarder Martini⸗Preiſe von 1841 mit Thlr. 84. 27. 2 Pf. im Voraus 
bezahlt, fo daß er bei Ablauf der Pachtung, alſo im Michaelis⸗-Termin 1865 von 
der Bezahlung der Körnerpacht befreit war, ſoweit fie die Kirchenkaſſe betrifft, wo⸗ 
gegen er die fünf Competenten an der Pacht, die 1841 nicht im Voraus bezahlt 
worden waren, bei Abgabe der Pachtung nach dem Martini-Preiſe 1865 befriedigt 
hat. Von ihnen iſt der Antheil der Prediger⸗Wittwe, da deren z. Z. keine vorhan⸗ 
den iſt, für 4 Scheff. Roggen mit 8 Thlr. 5 Sgr. in die Kirchenkaſſe gefloſſen. 
Für die mit Michaelis 1864 anhebende neüe Pachtperiode iſt eine Pacht⸗Caution 
von 252 Thlr. erlegt, daher die Kirchenkaſſe in dem Zeitraum von Michaelis 1864 
bis dahin 1865 von den Kirchenländereien keine Einnahme gehabt hat. Das Grund⸗ 
ſtück ad 2) iſt ſeit 1835 vererbpachtet. Es haftet darauf ein Cauon, beſtehend in 
5 Procent Zinſen von 83 Thlr. 1 Pf. Erbſtandsgeld. Der Antheil ad 3) kommt 
in der Kirchen⸗Rechnung von Sarow vor. 


An Kapitalien beſitzt die Kirche 8 Pommerſche Pfandbriefe zum Geſammt⸗ 
betrage von 575 Thlr., dazu jenes Erbſtandsgeld, macht zuſammen 658 Thlr. 
—. 1 Pf. 


Unter den 50 Inventarienſtücken dieſer Kirche befinden ſich folgende vasa 
sacra von Ganz und Halbedelmetall: Ein großer in- und auswendig vergoldeter 
Abendmalskelch, gravirt und mit Silber belegt; eine vergoldete Patene; eine Obla- 
tenbüchſe mit einem ſilbernen Crucifix auf dem Deckel; eine neüſilberne Altarkanne; 
ein neüſilbernes innen vergoldetes Ciborium, ein Geſchenk an die Kirche. Sodann 
beſitzt die Kirche zwei geſchmackvolle Altarleüchter und ein Crucifix von Gußeiſen, 
Geſchenk des Königs Friedrich Wilhelm III. Unter den vier Büchern befindet ſich 
Brüggemann's Beſchreibung von Pommern, gemeinſchaftliches Eigenthum der hieſigen 
und der Sarower Kirche. 


Die Kirchen-Rechnung. 


Einnahme. S Nn . Ausgabe. S Nn . 
1. Beſ tand ER, 5, 65.28. 9 1. Reſte find niedergeſchlagen mit — 25. — 
2. An Reſten waren einzuziehen . — 25.— 2. Beſoldungen 16. 17. 6 
3. Eingezogene Kapitalien . .. 39. — — 3. Bau- und Reparaturkoſten .. 29. 26. 2 
4. Zinſen von ausſtehenden Kapit. 23. 24. 6 
5. Pacht vom Grundeigenthum . 17. 28. 10 4. Insge mein 6. 20. 2 
6. Grab⸗ und Gelaütegeld. .. 3. 14. 3 5. Onera publica . . 2... 15. 10. 8 
7 Ins gemein — 4. 2 6. Extraordinari a — 7. 6 
img 157. 4. 6 Summa 69. 17.— 


Beſtand in die Rechnung pro 1866 zu übertragen Thlr. 81. 17 Sgr. Wie 
oben bei den Gebaüden geſagt iſt, wurde im Jahre 1864 eine neüe Pfarrſcheüne 
für die runde Entreprife-Summe von 1000 Thlr. erbaut. Davon wurden im Jahre 
1864 von den 3 Kirchen der Seeſelder Parochie 500 Thlr. auf Abſchlag bezahlt, 
wovon auf die Mutterkirche / mit 166% Thlr. fiel. Die zweite, eben fo große, Rate 
iſt im Jahre 1865 noch nicht abgeführt worden. 

Einnahme. Tit. 3. Behufs Deckung laufender Ausgaben mußte ein 50 Thlr. 
Pfandbrief verſilbert werden, wofür nach dem Courſe 39 Thlr. eingezogen ſind. 
Tit. 5. Woher es gekommen, daß die Pacht vom Grundeigenthum im Jahre 1865 
nicht vollſtändig vereinnahmt worden, iſt oben erörtert. 

Ausgabe. Tit. 2. Der Superintendent 1 Thlr. 5 Pf.; der Pfarrer Thlr. 10. 
7, Sgr. incl. 5 Thlr. Gehalt, außerdem 3 Scheff. Roggen in Natura; der 
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Kirchenvorſteher 3 Thlr.; der Küſter 1 Thlr. 25 Sgr. Tit. 3. Zu den Reparatur⸗ 
koſten der Pfarrgebaüde trägt jede der drei Kirchen der Parochie / bei. Im 
Jahre 1865 haben dieſe Koſten 44½ Thlr. betragen. Eben fo verhält es ſich mit 
dem Feüerkaſſengeld für dieſe Gebaüde, Tit. 5, wogegen Reparaturen am Kirchen⸗ 
gebaüde und dem Küſterhauſe aus der Seefelder Kirchenkaſſe allein gedeckt werden, 
eben ſo die Prämien für die Feüerverſicherung. Die Prämie für Verſicherung des 
Innern der Kirche iſt bis 1873 vorausbezahlt. In dieſem Tit. 5 ſteht auch die 
Grundſteüer von der Kirchenhufe mit Thlr. 5. 28. 8 Pf. Im Tit. 4. dagegen das 
Erbſtandsgeld von derſelben mit 4 Thlr. 


(2). Die Filialkirche zu Bruchhauſen. 
Status bonorum. 

Gebaüde. Die Kirche, 30 Fuß lang und 28 Fuß tief, mithin beinah' ein 
Quadrat, ift ein maſſives Gebaüde ohne Thurm; das Dach mit Ziegeln eingedeckt. 
Im Innern decorirt mit Altar, Kanzel und Tauftiſch. Ferner befindet ſich darin 
ein Olgemälde, darſtellend die Herabnahme Chriſti vom Kreüze, ſodann der letzte 
Wille Friedrich Wilhelms III., außerdem mehrere Kränze. Der Fußboden iſt mit 
Mauerſteinen gepflaſtert. Die Bewehrung um den Kirchhof beſteht aus einer Stein⸗ 
mauer, welche die Kirche gegen Beziehung des Grabgeldes und bei Leiſtung der 
Hand⸗ und Spanndienſte Seitens der Gemeinde im Stande erhält, ſo lange ſie da⸗ 
zu die Mittel beſitzt. In dem auf dem Kirchhofe ſtehenden Glockenſtuhl befindet 
ſich 1 Glocke. Bei der Kölniſchen Geſellſchaft iſt die Kirche mit 775 Thlr., ihr 
Inneres mit 433 Thlr. und der Glockenſtuhl mit 225 Thlr. gegen Feüersgefahr 
verſichert; ganze Verſicherung 1433 Thlr. — Die Küfter- und Schulgebaüde gehören 
jetzt der baüerlichen Gemeinde, und werden von dieſer unterhalten; die Kirche iſt 
dabei nicht mehr betheiligt. 


Grundſtücke. Die Kirche beſitzt nach dem Separations⸗Receſſe 0. 77 Hof⸗ und 
Bauſtelle, 33. 147 Acker, 3. 15 Wieſen, 3. 164 Hütung, zuſammen 41 Mg. 43 Ruth. 
Dieſe Ländereien ſind von Michaelis 1864 bis dahin 1876 gegen 72 Scheff. Rog⸗ 
gen, zahlbar nach dem jedesmaligen Stargarder Michaelis-Marktpreiſe, verpachtet. 
Außerdem muß der Zeitpächter alljährlich 2 Scheff. Roggen an die Prediger-Wittwe 
geben; iſt keine vorhanden, ſo fließt der Geldbetrag dafür ebenfalls in die Kirchen⸗ 
kaſſe. Ferner beſitzt die Kirche an Forſtgrundſtücken, incl. Weideabfindung, 32 Mg. 
15 Ruth. Dieſe ſind der Kirche in ihren alten, unbeſtrittenen Gränzen verblieben, 
ohne daß den übrigen Grundbeſitzern und den Ortseinwohnern ein Holzungs⸗, 
Weide⸗ oder ſonſtiges Recht darauf zuſteht. Es ſind zwei Forſtparcelen, bis jetzt 
mit kleinen Kiefern beſtanden, die der Kirche keinen erheblichen Nutzen gewähren. 
Sie werden mitunter auf Anordnung des Stadt-Oberförſters, der darüber die Ober⸗ 
aufſicht führt, durchforſtet; das Durchforſtungsholz wird dann in Klaftern geſchlagen, 
öffentlich verkauft, und der Erlös dafür bei der Kirchenkaſſe vereinnahmt. 


Kapital⸗Vermögen hat die Kirche nicht mehr, nachdem Alles, was ſie beſeſſen, 
ſeit dem Jahre 1862 durch den auf dem Seefelder Pfarrhofe ausgeführten Neübau 
von Wirthſchaftsgebaüden abſorbirt worden iſt, zu welchem Zweck ſie ſogar noch 
mit einer Schuld von 150 Thlr. belaſtet worden iſt. Der Zeitpächter der Kirchen⸗ 
grundſtücke hat 144 Thlr. als Pachtcaution geſtellt, davon die Kirchenkaſſe die 
Zinſen genießt. — Unter den 25 Inventarienſtücken iſt keins von Edelmetall; die 
Altarkanne von Neüſilber. 

Landbuch von Pommern; Thl. II., Bd. V. 17 
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Die Kirchen⸗Rechnung. 


Einnahme. S Ir & Ausgabe. S Ser ch. 

LEBEND, r wall: = 28.46. TUI Belolnungdenpege Lakal 19. 3. 9 

2. Pacht von den Grundſtücken . 146.19. — 2. Reparaturen 22241. 8 

3. Grab: und Gelaütegeld .. 1. 15. — 3. Ins gemein 1. 26. 8 

4. Extraordinaria 19. 17. 2 4. Onera publiea . . . 2... 5. 2.— 

5. Extraordinariaaa 9. 15.— 

Summa Ba 195. 26. 9 Summa 58. 12. 1 
Beſtand.. . Thlr. 137. 14. 8 Pf. 


Einnahme. Im Tit. 2 find auch die Zinſen von der Pachtcaution, die der 
Pächter der Grundſtücke mit 144 Thlr. geſtellt hat, vereinnahmt. Für dieſen Be⸗ 
trag iſt ein Stargarder Sparkaſſenbuch angekauft. Die Sparkaſſe gibt 3 ¼ Pret. 
Die außerordentlichen Einnahmen, Tit. 4, ſind hauptſächlich aus dem Verkauf von 
Durchforſtungsholz aus der Kirchenholzung entſprungen. 

Ausgabe. Im Tit. 1 Beſoldungen ſteht der Superintendent mit demſelben 
Betrage wie in der Seefelder Rechnung; der Prediger dagegen mit Thlr. 12. 13. 
9 Pf., worunter 5 Thlr. für Paſſionspredigten; der Kirchenvorſteher wie in See⸗ 
feld, der Küſter nur 15 Sgr. Der ſtädtiſche Oberförſter bekommt auch hier für 
Beaufſichtigung des Kirchenholzes 2 Thlr. — Die Reparaturen Tit. 2. haben vor⸗ 
züglich die Pfarrgebaüde in Seefeld betroffen, wozu die hieſige Kirche / beigetragen 
hat; desgleichen wegen des Feüerkaſſengeldes in Tit. 4. Die Zinſen von dem 
Paſſiv⸗Kapital der 150 Thlr. ſind mit 7½ Thlr. in Tit. 5 verrechnet. Die 
übrigen 2 Thlr. in dieſem Tit. ſind an Hauerlohn des Durchforſtungsholzes ver⸗ 
ausgabt. 

(3). Die Filialkirche zu Sarow. 
Status bonorum. 

Gebaüde. Die Kirche, 51 Fuß lang und 33 Fuß tief, iſt ein maſſives, im 
Jahre 1860 neü erbautes Gebaüde mit einem maſſiven Thurm. Das Dach derſel⸗ 
ben iſt mit Steinen gedeckt und nach böhmiſcher Art eingelegt. Ihr Inneres iſt 
decorirt mit Altar, Kanzel und Tauftiſch. Außerdem befindet ſich darin eine Tafel, 
auf welcher die Namen der, dem Kirchſpiel angehörigen Vaterlands⸗Vertheidiger 
ſtehen, welche in dem Befreiungskriege mit gefochten haben. Der Fußboden der 
Kirche iſt mit Mauerſteinen gepflaſtert. Der maſſive Thurm hat ein Schieferdach; 
es befinden ſich darin 2 Glocken. Die Bewehrung des Kirchhofes bildet eine Stein⸗ 
mauer, welche im Jahre 1852 gründlich ausgebeſſert und darum in baulichem Stande 
iſt. In der Kölniſchen Geſellſchaft iſt die Kirche nebſt Thurm mit 3950 Thlr. 
gegen Feüersgefahr verſichert, und die im Thurm befindlichen beiden Glocken mit 
800 Thlr., das Innere der Kirche aber mit 517 Thlr.; daher ganze Verſicherungs⸗ 
Summe 5267 Thlr. — Sarow ift der Sitz der Prediger⸗Wittwe der Parochie, 
wenn eine vorhanden iſt. Das für dieſelbe beſtimmte Wohnhaus iſt im Jahre 1856 
ein Raub der Flammen geworden und noch nicht wieder aufgebaut. In der Pro⸗ 
vincial⸗Feüer⸗Societät war es mit 175 Thlr. und der dazu gehörige kleine Stall 
mit 25 Thlr. verſichert. Dieſes Kapital ift in der Stargarder Sparkaſſe angelegt 
und dafür ein Sparkaſſenbuch über 200 Thlr. angekauft. — Die Küſter⸗ und Schul⸗ 
gebaüde ſind im Jahre 1857 von der politiſchen Gemeinde Sarow, ohne Mitwirkung der 
Kirchenkaſſe. aus eigenen Mitteln aufgebaut und hat die Kirche daran keinen An⸗ 
theilt. In der Kölniſchen Geſellſchaft iſt das Schulhaus mit 1000 Thlr. und die 
dazu gehörige Schulſcheüne mit 300 Thlr. gegen Feüersgefahr verſichert. 

An Grundſtücken beſitzt die Kirche, nach dem Separations⸗Receſſe: 
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1) Einen Bauerhof, an welchem die 5 ie 1 mit 1 e Mg. Ruth. 
iſt, in einer Größe von 87. 79 


2) Eine freie Patrimonial⸗Hufe von . . . Da, eee Mt 147730230 
3) Eine bebaute Wurthſtelle mit 3 Wurthländern . EA a, b Al => 
4) Eine dazu gehörige Wieſe von etwa . . en nahen! n. 
5) Zwei Kämpe, an der Bruchhaüſer Gränze belegen . n enn 
6) Ein Kamp nahe beim Dorfe von etwa . : 39%, 
7) Eine Wieſe, der Paddenpfuhl genannt, enthaltend etwa 1a e wink 


Im Ganzen . .150. 83 


Der Hof ad 1) ift in Erbpacht ausgethan und es werden davon alljährlich 
entrichtet: 8 Scheff. Roggen, die nach dem jedesmaligen Martini-Marktpreiſe bezahlt 
werden und an baarem Gelde Thlr. 17. 27½ Sgr. Von beiden Poſten erhält die 
Kirche zu Sarow 7ù, die Seefelder /. Dieſer Canon iſt in das Hypothekenbuch 
durch Decret vom 14. October 1836 eingetragen. — Von der ebenfalls vererbpach⸗ 
teten Kirchenhufe ad 2) werden alljährlich gegeben: 12 Scheff. Roggen, 8 Scheff. 
Gerſte, 8 Scheff. Hafer, bezahlt nach dem jedesmaligen Martini-Marktpreiſe. Hypo⸗ 
theken⸗Eintragung dieſes Canons vom 22. Februar 1844. — Von den Wurthländern 
ad 3) und der Wieſe ad 4) wird ein Erbpacht⸗Canon von 3 Thlr. 2½ Sgr. ent⸗ 
richtet, laut Hypothekenbuch vom 14. Mai 1844. — Die beiden Kämpe ad 5) find 
auf 24 hinter einander folgende Jahre von Marien 1845 bis dahin 1869 gegen 
einen jährlichen Pachtzins von 4 Thlr. 12 Sgr. verpachtet, laut Contracts vom 
5. Februar 1845, beſtätigt den 5. April deſſelb. Jahrs. — Der Kamp ad 6) und 
die Wieſe ad 7) ſind dagegen ſeit dem Jahre 1837 in Erbpacht ausgethan. Der 
Canon beträgt 3 ¼ Scheff. Roggen und 2%, Scheff. Hafer, in Gelde abzuführen 
nach dem jedesmaligen Martini-Marktpreiſe. Außer dieſen Revenüen von ihrem 
Grundeigenthum bezieht die Kirche von 3 Bauerhöfen den Zehnten à 25 Sgr. mit 
2 Thlr. 15 Sgr. 


Das Kapital⸗Vermögen, welches die Sarower Kirche ſonſt beſaß, iſt durch 
den Wiederaufbau der Kirche, des Thurms und den Bau des neüen Stallgebaüdes 
auf dem Pfarrhofe zu Seefeld abſorbirt worden. Doch wurde es möglich, aus 
dem, vom Jahre 1864 ſich ergebenden Beſtande ein Stargarder Sparkaſſenbuch über 
100 Thlr. anzukaufen, das aber alsbald wieder eingelöſt wurde, um auf Abſchlag 
einer Schuldforderung vom 150 Thlr. verwendet zu werden, während man hoffte, 
den Reſt von 50 Thlr. zu Neüjahr 1867 abzutragen. 


An Inventarienſtücken beſitzt die Kirche 26, darunter ein Abendmahlskelch 
nebſt Patene von Silber, eine Taufſchüſſel und eine Taufkanne von Neüſilber; ein 
Kronleüchter von Bronce, vor dem Altare hangend, ꝛc. 


ae Kirchen⸗Rechnung. 


Einnahme. Sn & Ausgabe. Ag Sn & 

1. Beſtand aus voriger Rechnung 15 1 ungen 10. 10.— 

2. Zinſen von Kapitalien 4 2. Reparaturkoſten 22. 8. 8 
3. Natural⸗Pacht vom Grundeigen⸗ 

thum mr . 58. 15. 2 3. Susgemen.'. 2. 2... . 1. 26. 8 

4. Geldpacht desgleichen . . 24.17.10 4. Onera publica 9. 18.— 

5. Grab: und Gelaütegeld. .. 1. 11. 3 5. Ausgeliehenes Kapital.. . 100.— — 

6. Extraordinaria = - — 4, 26. Extraerdinarıa ee)  , 7.28. — 

Summa 209. 22. 6 Sani 152. 1. 4 


Beftand. . .. Thlr. 57. 21. 2 Pf. 


132 Der Saziger Kreis. 


Ausgabe. Der Prediger bezog ſonſt aus der Sarower Kirchenkaſſe eine Ge⸗ 
haltszulage von 45 Thlr., ſo lange die Mittel derſelben es geſtatten würden. Dieſe 
Zulage iſt ſeit mehreren Jahren wegen unzulänglicher Fonds geſtrichen worden; 
jetzt hat er von dieſer Filialkirche nur 5 Thlr. Die Reparaturen haben die See⸗ 
felder Pfarrgebaüde betroffen, wozu Sarow ½ beiträgt. Tit. 4 enthält die 
Prämien der Feüerverſicherung. Tit. 5. Aus dem pro 1864 nachgewieſenen Baar⸗ 
beſtand ift das Stargarder Sparkaſſenbuch angekauft, ſiehe oben. Im Tit. 6 ſtehen 
die Zinſen für das Schuldkapital der 150 Thlr. 

Die Pächter des Sarowſchen Pfarrackers haben als Caution 423 Thlr. 14. 
1 Pf. deponirt, wofür Pfandbriefe angekauft ſind, welche, nachdem ſie außer Cours 
geſetzt, im Kirchenkaſten aufbewahrt werden. 

Zum Ankauf einer Orgel für die Kirche zu Sarow ſind von dem Unter⸗ 
ſtützungs⸗Commité für die Sarowſchen Abgebrannten aus den eingezahlten Unter⸗ 
ſtützungs⸗Geldern dieſer Kirche Thlr. 42. 12. 1 Pf. geſchenkt worden. Dafür iſt 
ein Stargarder Sparkaſſenbuch angekauft, dieſes unterm 24. Auguſt 1862 außer 
Cours geſetzt und demnächſt in dem Kirchen⸗Documenten⸗Kaſten, welcher im Pfarr⸗ 
hauſe zu Seefeld ſteht, niedergelegt worden. 

Da die Wittwe des vorigen Predigers verſtorben iſt, ſo ſind die hinter dem 
Prediger⸗Wittwenhauſe liegenden, von ihr in Nießbrauch gehabten, Wurthen öffent⸗ 
lich an den Meiſtbietenden verpachtet worden. Es iſt die erſte Pacht am 1. October 
1865 mit 19 Thlr. eingezahlt und dafür ebenfalls ein Stargarder Sparkaſſenbuch, 
außer Cours geſetzt den 12. December 1865, angekauft und dieſes in dem Kirchen⸗ 
Documenten⸗Kaſten deponirt worden. 


II. 
Genußzettel der Pfarrſtellen im Stargarder Eigenthum. 
Aufgeſtellt im Jahre 1841. 

Die Getreidepreiſe ſind in den nachſtehenden Überſichten nach vierzehnjährigem 
Durchſchnitt der Stargarder Martini⸗Marktpreiſe von 1827 bis 1840, unter Weg⸗ 
laſſung der zwei theüerſten und der zwei wohlfeilſten Jahre, angenommen. Hier⸗ 
nach ift der Preis pro Scheffel Roggen Thlr. 1. 4. 4,7 Pf., Gerſte 23 Sgr. 9 Pf., 
Hafer 18 Sgr. 9,9 Pf. In einigen Genußzetteln find die Bruchtheile der Pfennige 
vermieden, und dafür die ganze Zahl geſetzt, ſo beim Roggen 5 Pf., beim Hafer 
10 Pf. Die marktgängigen Preiſe anderer Naturalien ſind, wenn dieſe zum erſten 
Male vorkommen, beſonders angegeben. Der Ertrag der Stolgebühren und ſonſtigen 
accidentellen Hebungen iſt nach 6jährigem Durchſchnitt von 1835 - 1840 ermittelt. 
Er bezieht ſich demnach auf den Stand der damaligen Volkszahl, die feitdem anſehn⸗ 
lich geſtiegen iſt. Mit der Zunahme der Gemeindeglieder wachſen die Acci⸗ 
dentien. 

Genußzettel aus neüerer Zeit fehlen. 
Die vorſtehenden Bemerkungen gelten auch von den Stadtpfarreien, S. 774—776 
des IV. Bdes., Th. II. 


1. Einkünfte der Pfarre Hansfeld. 


(1). Aus Hansfeld ſelbſt. Eg Gr & 
A. An baaren Gefällen: a) Gehalt aus der Kirchenkaſſe. . 35. 15. — 
b) Desgleichen aus der Kämmereikaſſſe 4. —. — 
e) Geldpacht von zwei Bauerh öfen 5. 15.— 
d) Baar für Stroh vom Kirchenackeeer 4. —. — 
e) Entſchädigung für 2 Scheffel Roggen 2. 8. 9,4 57. 8 94 


Zu übertragen 57. 8. 9,4 


Stargard. — Einkünfte der Pfarrſtellen im Stadt⸗Eigenthum. 


B. An Naturalien Übertrag 1 
a) Durchſchnittlicher Ertrag der Ländereien, incl. des 
der Pfarre jährlich zuſtehenden Torfs Wien An⸗ 


gabe der Früchte) h . 250. — — 
b) Meßkorn: 65 Scheff. 2 Mtz. Moggen eee N 
c) Miethswerth der Amts wohnung . 50. —. — 
d) Natural⸗Deputat: 30 Mandel Eier. . . 2. 15. — 


C. Quartalgeld 28 Thlr., Accidenzien 25 Thlr., zuſammen 
Summa der Einkünfte aus Hausfeld 
(2). Aus dem Filial Schwendt. 


A. An Gehalt aus der Kirchenkaſſe 5 „ . oe 
Und Geldentſchädigung für 1 Scheffel Roggen 1 11 aeg, 


B. An Naturalien: 
a) Meßkorn: 18 Scheffel Roggen 2 
b) Natural⸗Deputat: 15 M. Eier 1. 7. 6; 19 Enden 
Wurſt 4. 22. 6; 16 Hühner 1. 10. —; zuſammen 7. 10. — 


C. Quartal⸗ und Speiſegeld 23 Thlr., Accidenzien 15 Thlr., zuſammen 
Summa der Einkünfte aus Schwendt 


(3). Ans dem elle! Zarzig. 


A. Gehalt aus der Kirchenkaſſe 

B. An Naturalien: 2 
a) Erbpacht vom Pfarracker s Schff. oft m 18. 10 32. 6. 11 
b) Meßkorn: 41 Scheff. 10 Mtz. Roggen 47. 12. 6 
d) Natural-Deputat: ji Zaun re 


C. Quartal⸗ und Speiſegeld 20 Thlr., Accidenzien 20 Thlr, er 
Summa der Einkünfte aus Zarzig 
Summa Summarum 


2. Die Pfarre zu Kizig. 
(1). Einkünfte aus Kinzig ſelbſt. 
A. An baaren Gefällen: Aus der Kirchenkaſſe 2 Thlr. 10 Sgr. Gehalt und 
1 Thlr. für die Führung der Kirchen⸗Rechnung, zuſammen 
An Naturalien: 
a) Nutzung der Ländereien, zur Hälfte in Zeitpacht ausgethan 
Durchſchnittlicher Ertrag deſſelben: 3 Winſpel Roggen 52. 16. 
2,4; — 20 Scheff. Gerſte 18. 5. —; — 65 Scheff. Hafer 
40. 21. 3,5; — 24 Scheff. Erbſen a 1 Thlr. 5 Sgr. 28 Thlr.; 
0 Winſpel Kartoffeln à 10 Sgr. 48 Thlr.; — 14 Fuder 
Heu u 3 Thlr. 42 Thlr. — Flachsgewinn 15 Thlr.; — Garten: 
nutzung 8 Thlr. 
b) Meßkorn: 41 Scheff. Roggen 47. — 0,7 . 24 * von 
Klempin 27. 15. 4,7 
c) Miethswerth der Amtswohnung 0 
d) Natural⸗Deputat: 12 Klafter Kiefern- Holz 4 3 Thlr. = 36 Sr 
30 Mille Torf à 20 Sgr. = 20 N zuſammen 2 
C. An Accidenzien, nach 6jähriger Fraktion 
Und zwar: Jahrgeld 16 Thlr. 9 Pf.; Wurſtgeld 1 Thlr.; Stol⸗ 
gebühren 24 Thlr. 20 Sgr.; Einſegnungs⸗Accidenz a jedem 
Confirmanden 1 Faſelgans, 6 Gänſe à 16 Sgr. 6 Pf. = 
3 Thlr. 7. 6 Pf.; 21 Mandel Eier 4.2, Sgr. = 1 Thlr. 22. 
6 Pf.; Lichtgeld 5 Thlr. 20 Sgr. 


Zu übertragen: Summa der Einkünfte ans Kizig . 
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S . 4 
57. 8. 9,4 
12 
1 
487. 10 9,4 
10. 16. 10,7 
27. 28. 1 
38. —. — 
76. 14. 11,7 
42. 10. — 
85. 26. 11 
1.—.— 
168. 6. 11 
725. 29. 8 
3. 10. — 
282. 11. 5,9 
74. 15. 5,5 
80. -- 
. — 
52. 10. 9 
518. 17. 8,4 
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Übertrag 518. 17. 84 
(2). Aus dem Filial Kitzerow. Ei 
Unter dem Patronat des dortigen Gutsherrn. 
A. An baaren Gefällen: Gehalt aus der Kirchenkaſſe 3 Thlr. 21. 8 Pf. und 
1 Thlr. für die Führung der Kirchen⸗Rechnung, zuſammen 4. 21. 8 
An Naturalien: 
a) Erbpacht vom Pfarracker 62 Scheff. 15 Mtz. Roggen. 2. 4. 7,1 
b) Meßkorn: 39 Scheff. Roggen. 45. 1. 3,3 
d) Natural⸗Deputat: 12 Mille Torf à 22 Sgr. 6 Pf. = 9 Thlr. — 
4 Pfund Wolle à 12 Sgr. 6 Pf. = 1 Thlr. 20 Sgr. — 4 Man⸗ 
del Schafkäſe a 24 Sgr. = 3 Thlr. 6 Sg.. [ 13. 26. — 
C. An Accidenzien, und zwar: Thlr. 24. 1. 10 Pf. Jahrgeld; — 7½ Sgr. 
Wurſtgeld; — 3 Mandel Eier 22˙½ Sgr.; — Stolgebühren 
Thlr. 19. 15. 6 Pf.; — für Einſegnung 4 Gänſe Thlr. 2. 22. 


6 Pf.; — Lichtgeld Thlr. 6. 15 Sgr.; — zuſammen . . 53. 24. 10 
Summa der Einkünfte aus Kitzero . . . 189. 18. 44 


(3). Aus dem Filial Buchholz. 
Unter dem Patronat der dortigen Gutsherrſchaft. 
An baaren Gefällen. Vacat. 
An Naturalien: 
b) Meßkorn: 22 Scheff. Roggen Thlr. 25. 6. 7,4 Pf. und 5 Scheff. 
Wafer Thlr SA 1 P ene 8e 
d) Natural⸗Deputat: 3 Pfund Wolle Thlr. 1. 7. 6 Pf., 4 M. Schaf⸗ 
kaſe Thlr ne ⁵ ü , a 4. 13. 6 
C. An Accidenzien: Jahrgeld 8 Thlr. 10 Sgr.; — 3 Einſegnungs⸗Gänſe 
1 Thlr. 19 Sgr.; — Lichtgeld 2 Thlr. 3 Sgr.; — Stolgebühren 
8 Thlr. 14 Sgr., zuſammmee n 
Summa der Einkünfte aus Buchholz... 53. 10. 2,9 


Summa Summaru mn [ 761. 16. 4 


88 


3. Die Pfarre zu Kunow a. d. Straße. 
Unicum. 
A. An baaren Gefälle en 
Nämlich: 5 Thlr. 10 Sgr. Ordinarium; — 20 Thlr. Gehalt; 
— 15 Sgr. für Schreibmaterialien; — 2 Thlr. 15 Sgr. für 
die Mahlzeit; — 5 Sgr. Vermögenstabelle; — 1 Thlr. 10 Sgr. 
für die 25ſte Metze; — 4 Thlr. 15 Sgr. für Communion⸗Wein. 
B. An Naturalien: 
a) Nutzung der Ländereien durch Zeitverp achtung 
Und zwar: Körnerpacht 246 Scheff. Roggen = Thlr. 282. —. 
4,2 Pf.; — Zinſen der Pacht⸗Caution 10 Thlr. 15 Sgr.; — 
Ertrag der Wirthſchaft wegen Melioration des ganz vernach⸗ 
läffigten, der Pfarre reſervirten Ackers, im Allgemeinen zu ver⸗ 
anſchlagen auf 100 Thlr. 
b) Meßkorn und für Brote 81 Scheff.; — aus der Kirche 2 Scheff. 
Nenn ehrt Fl KEANE 
0) on der Wohnung 40 Thlr. und die Garten⸗Nutzung 
d) Natnral⸗Deputat, beſtehend in 1 Hammel 2 Thlr. 15 Sgr.; — 
3 Pfund Wolle 1½ Thlr.; — 2 Mandel Schafkäſe 2 Thlr.; — 
72 Ellen Würſte 6 Thlr.; — 36 Mandel Eier 3 Thlr.; — 
2 jungen Hühnern 71]. Sgr.; — 13 Einſegnungsgänſen Thlr. 7. 


34. 10. — 


392. 15. 42 


95. 4 61 


n — 


17. 6 Pf., zuſammen Aa 
C. An Aceidenzien 


Und zwar für Taufen 301. Thlr.; — für das Schreiben der 
Zu übertragen . 725. 10. 43 


130. 15. 6 
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Übertrag 

Gevatterbriefe 9 Thlr.; — für Trauungen 20%, Thlr.; — für 
Aufgebote 1 Thlr. 5 Sgr.; — Beerdigungen 14 Thlr.; — 
Opfer bei Beerdigungen ca. 6 Thlr.; — für Tauf⸗ und andere 
Scheine 3 Thlr.; — Beichtgeld 12 Thlr. 104 Sgr.; Opfer bei 
Einſegnungen 5 Thlr.; — Jahrgeld ca. 19 Thlr.; — aus dem 
v. Meineckeſchen Legate, wenn keine Prediger⸗Wittwe vorhanden 
iſt, laut Teſtament 10 Thlr. 


Summa der Einkünfte 


4. Die Pfarre zu Priemhauſen. 
(1). Aus Priemhauſen ſelbſt, aus mehreren dahin eingepfarrten kleineren 
Anſiedlungen, von welchen blos Accidenzien einkommen. 
A. An baaren Gefällen, und zwar Gehalt aus der Kirchenkaſſe 10 Thlr.; 
aus einem Legat 15 Sgr.; — Zinſen von einem der Pfarre ge 
hörigen Pfandbriefe 31. Thlr. ER „ „ vo 
B. An Naturalien: 
a) Ertrag von 3 Hufen Pfarrland in Dreifelderwirthſchaft 
nach Abzug der Saat⸗ und Beſtellungskoſten. 
80 Scheff. Roggen Thlr. 91. 23. 4 Pf.; — 50 Scheff. Gerſte 
Thlr. 39. 7’ Sgr.; — 60 Scheffel Hafer Thlr. 37. 20 Sgr.; 
— 10 Scheff. Erbſen 13% Thlr.; — 2 Scheff. Buchweizen 
2% Thlr.; — 4 Winſpel Kartoffeln 20 Thlr.; — 4 Fuder Klee⸗ 
heu 16 Thlr.; — 4 Fuder Wieſenhen 12 Thlr.; — Garten⸗ 
früchte 5 Thlr. 
b) Meßkorn: 63 Scheff. Roggen 1 le C 
e) Miethswerth der Wohnung im Pfarrhaufe 2 
d) Natural⸗Deputat beſtehend in 8 Klafter Eichen Klobenholz 23 Thlr. 
= 24 Thlr.; — 8 Kl. Buchen⸗Knüppelholz à 22]. Thlr. = 
21 Thlr. 10 Sgr.; — 34 Mandel Eier 2 Thlr. 25 Sgr.; — 
124 Ellen Wurſt 8 Thlr. 8 Sgr.; — 8 Gänſe bei Ginfegnung 
4 Thlr.; — im Ganzenss 
C. An Stolgebühren und Accidenzien 
Und zwar: Jahrgeld 13 Thlr.; — 18 Taufen Thlr. 8. 750. Sgr.; 
— 18 Kirchgänge 3 Thlr.; — 12 Beerdigungen 8 Thlr. 5 Sgr.; 
— 3), Trauungen 9 Thlr.; — Beichtgeld 5 Thlr.; — preca- 
riam catech. 1 “/. Thlr.; — Opfer 3 Thlr.; — Ausſtellung von 
Zeügniſſen 5 Thlr. 


Summa der Einkünfte aus Priemhauſeu 


(2). Aus dem Filial Stevenhagen und der Colonie Dietrichsdorf 
nebſt der Dieck⸗Mühle. 
A. An baaren Gefällen: Gehalt aus der Kircheukaſſe 10 Thlr., aus einem 
Legat 10 Sgr. * 
B. An Naturalien: 
a) Ertrag der Ländereien . Ceffat. 
b) Meßkorn: 11 Scheffel Roggen 
e) Miethswerth der Wohnung U eſſat. 
d) Natural:Deputat, beſtehend in 710. Mandel Gier 18 Sgr. 3 Pf.; 
— 21 Ellen Wurſt 1 Thlr. 12 Sgr.; — 5 Einſegnungs⸗ * 
4 Thlr.; — 2 Fuder Henn 6 Thlr.; — zuſammen N 
C. An Stolgebühren und Accidenzien * 
Und zwar: Jahrgeld 10 Thlr.; — Speifegeld 8 Thlr.; — 71 Taufen 
72, Thlr.; — 21 Kirchgänge 3 Thlr. 7]. Sgr.; — 79 Beerdi⸗ 
gungen 3 Thlr. 25 Sgr. 9 Pf.; — 4 Trauungen 59, Thlr.; — 


Zu übertragen 
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Übertrag 
Beichtgeld 5 Thlr.; — Opfer 4 Thlr.; — precariam catech. 
1°; Thlr.; für Kirchenbuchs⸗Zeügniſſe 3 Thlr. 
Summa der Einkünfte aus Stevenhagen ꝛc. 


(3). Aus Friedrichswald, ecelesia vagans, landesherrl. Patronats; 
nebſt den dahin eingepfarrten Anſtedlungen Ober, Mittel: und Unter⸗ 
Carlsbach, Hinzendorf, Neüenkamp, Wilhelmsthal, Münſterberg, 
Zimmermannshorſt ꝛc. 
A. An baaren Gefällen: Gehalt aus dem Rentante 22 Thlr., von der Kirche 
k ©... 3 
B. An Naturalien: 
a) Ertrag der Ländereien; b) Meßkorn; e) Wohnung .. Ceſſant. 
d) Natural⸗Deputat: 4½ Kl. Kiefern⸗Klobenholz a 2% Thlr. = 
12 Thlr.; — i Kl. Kiefern⸗Klobenholz & 2 Thlr. = 1 Thlr.; 
16 Einſegnungs⸗Gänſe 8 Thl i. 
C. An Stolgebühren und Accidenzien, davon aber bei der Armuth vieler Ge⸗ 
meindeglieder ein Theil erlaſſen werden muß e 
Jahrgeld 28 Thlr.; — 40 Taufen 23% Thlr.; — 40 Kirchgänge 
5 Thlr. 25 Sgr.; — 21 Beerdigungen 12 Thlr. 711, Sgr.; — 
8 Trauungen 20 Thlr.; — Opfer 7 Thlr; — Beichtgeld 8 Thlr.; 
— für Kirchenbuchs⸗Zeügniſſe 6 Thlr. 
Summa der Einkünfte ans Friedrichswald. 
Summa Summarum 


5. Die Pfarre zu Pützerlin. 
(1). Aus Pützerliu ſelbſt. 
Ar An Daaren⸗Gefällen „ „ p ß en 

Und zwar: 25 Thlr. Gehalt; — 611, Thlr. für die Wochenpredigten; 

— 10 Sgr. zu Schreibmaterialien; — 5 Thlr. Entſchädigung für 
Stroh; — 2 Thlr. 8 Sgr. 9 Pf. ſtatt 2 Scheff. Roggen für Ferti⸗ 
gung der Kirchen⸗Rechnung; — 1 Thlr. 8 Sgr. 8 Pf. für 1 Scheff. 
2 Mtz. Roggen von der vormaligen Bödenſchen Kirchenhufe; — 
15 Sgr. für die übrigen Naturalien. 

B. An Naturalien: 

a) Von den Pfarrländereien, die theils verpachtet, theils ſelbſt be— 
mi ate weren 
Nämlich an Geldpacht 70 Thlr. 5 Sgr.; — 2 Winfpel Roggen 

Einſchnitt von dem übrigen Pfarracker 55 Thlr. 10 Pf.; — 
9 Fuder Wiejenhei a 4 Thlr. = 36 Thlr.; — Nutzung der 
4 Wurthen 4 Thlr.; — Garten⸗Nutzung 2 Thlr. 
b) Meßkorn: 64 Scheffel Roggen 
e) Miethswerth der Amtswohnung * 
d) Natural⸗Deputae . re. 
Und zwar: a) An Brennholz „„ 18876 
16 Klaft. Kiefern⸗Kloben a 2 Thlr. 4 Sgr. = 34. 4. —; 
5 Klaft. Buchen⸗Knüppel à 1 Thlr. 29 Sgr. — 9 Thlr. 
25 Sgr.; — freie Anfuhr von 15 Klaft. durch die Gemeinde 
10 Thlr.; — 4½ Klaft. Kiefern⸗Knüppel ans dem Pfarr⸗ 
tanger 19 Sgr. 6 Pf. — 

6) An anderen Naturalien „ „ u a 13. 9 

1 für 29 Bratwürſte à 10 Sgr. = 92ʃ, Thlr.; — für 28°, Man: 

del Eier a 5 Sgr. = 4 Thlr. 23. 9 Pf. 
C. An Stolgebühren und Accidenzien S ee ee 

Nämlich: 2 Aufgebote 20 Sgr.; — 6 Trauungen incl. Aufgebot und 

Brautopfer & 2 Thlr. 25 Sgr. = 17 Thlr.; — 18 Taufen 


Zu übertragen 
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Me pn 

à 25 Sgr. incl. Kirchgangsopfer 15 Thlr.; — 7 große Leichen 

à 20 Sgr. = 4 Thlr. 20 Sgr.; — 5 kleine & 15 Sgr. = 21], Thlr.; 

— 2 Leichenpredigten à 1 Thlr. 20 Sgr. = 3 Thlr.; — 16 Ein: 

ſegnungen à 20 Sgr. = 10% Thlr.; — Opfer bei den Amts⸗ 

handlungen 3 Thlr.; — Beichtgeld 8 Thlr.; — Jahrgeld 20 Thlr. 
Summa der Einkünfte aus Pützerlin 


(1). Aus dem Filial Klempin. 
A. An bagren fälle ng 2 
Nämlich: 3 Thlr. für die Wochenpredigten; — 10 Thlr. Entſchädi⸗ 
gung für den vormaligen Pfarrgarten; 10 Sgr. für Schreibmate⸗ 
rialien; — 3 Thlr. 13. 2 Pf. für 3 Scheff. Roggen; — 25 Sgr. 
für Fertigung der Kirchen⸗Rechnung. 
B. An Naturalien: 
a) Nutzung der Pfarrländereien durch Verpachtunn ss 
Pachtzins in Körnern: 56 Scheff. Roggen 641 Thlr.; — 
12 Scheff. Gerſte 9). Thlr.; — 12 Scheff. Hafer Thlr. 7. 15. 
1 Pf.; — 3 Scheff. Erbſen Thlr. 3. 13. 2 Pf. 
b) Meßkorn: 30 Scheff. 10 Mtz. Roggen Br. 
e) Miethswerth der Wohnung. » 2 2 2 2 2 20. 
d) Natural-Deputat: Fixum für Bratwürfte und Eier 
C. An Stolgebühren und aceidentellen Hebungen. 
Nämlich: 2 Aufgebote 20 Sgr.; — 6 Trauungen à 3 Thlr., incl. 
Aufgebot und Brautopfer 18 Thlr.; — 20 Taufen incl. Kirch⸗ 
gangsopfer 1671s Thlr.; — 8 große Leichen 54, Thlr.; — 8 kleine 
4 Thlr.; — 4 Leichenpredigten à 1% Thlr; — 1 Standrede 
25 Sgr.; — 9 Einſegnungen 6 Thlr.; — Opfer bei den Amts⸗ 
handlungen 3 Thlr.; — Beichtgeld 6 Thlr.; — Ausfertigung von 
Kirchenbuchs⸗Zeügniſſe 3 Thlr.; — Jahrgeld 15 Thlr. 


Summa der Einkünfte aus Klempin 


. Geffat. 


(3). Aus dem Filial Lübow. 

A. An bagren Ge een 
Und zwar für die Wochenpredigten 3 Thlr.; — zu Schreibmate⸗ 
rialien 10 Sgr.; — Entſchädigung für Stroh 21, Thlr.; — für 
1 Scheff. Roggen Thlr. 1. 4. 5 Pf.; - für Fertigung der Kirchen: 

Rechnung 25 Sgr.; — an Erbſtandsgeld⸗Zinſen 7 Thlr. 

B. An Naturalien: 

a) Mn von den vererbpachteten Pfarrländereien 62 Scheff. 9 Nik. 
Mogge n 
b) Meßkorn: 23 Scheff. Roggen 2 rn 
e) Wohnungs⸗Miethswert h.. . Geffat. 
d) Für Kavelholz aus dem Dorftanger 3 Thlr., Fixum für Würſte 
unde lf, „„ 
6. An Stolgebühren und accidentellen Hebungen 
Nämlich: 1 Aufgebot 10 Sgr.; — 2 Trauungen incl. Aufgebot und 
Brautopfer 6 Thlr.; — 2 große und 2 kleine Leichen 2% Thlr.; 
— 6 Taufen ꝛc. 5 Thlr.; — 1 Leichenpredigt 1 Thlr.; — 3 Ein⸗ 
ſegnungen 2 Thlr.; — Opfer für die Amtshandlungen 1 Thlr.; 
— Beichtgeld 4 Thlr.; — für Kirchenbuchs⸗Zeügniſſe 1 Thlr.; — 

Speiſegeld 102% Thlr.; — Jahrgeld 5 Thlr. 

Summa der Einkünfte aus Lübow 

Zu übertragen. 
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Übertrag 
(4). Aus dem Filial Roggow. 
Compatronat: Die et . 
A. An baaren Gefällen 
Und zwar: Gehalt 22; Thlr.; — für 3 Scheff. Roggen Thlr. 3. 13. 
2 Pf.; — zu Schreibmaterialien 5 Sgr.; — Zinſen von 100 Thlr. 
Erbſtanda gelder 4 Thlr. 
B. An Naturalien: 
a) Rente von den vererbpachteten ai 60 ar Roggen 
b) Meßkorn: 28 Scheff. Roggen 1 
c) Wohnungs⸗Miethswerth. * Ceſſat. 
d) Natural⸗Deputat: für 2 Mandel Schaftäſe und . i Eier 
C. An Stolgebühren und accidentellen Hebungen 8 


Summa der Einkünfte aus en e 
Summa Summa rum 


6. Die Pfarre zu Seefeld. 
(1). Aus Seefeld ſelbſt. 


A. An baaren Gefällen, darunter 5 a = und 1 * — die ** 
nungs führung 2 
B. An Naturalien: 
a) Ertrag des 100 Mg. großen Mana eigner 1 
b) Meßkorn und Zehnten 
Nämlich: 51 Scheff. Roggen Thlr. 58. 14 Sgr.; — Jahrgeld 
ca. 13 Thlr. aus dem Dorfe; — desgl. von der eingepfarrten 
Wockenfußſchen Ziegelei 22] Thlr. und von der neüen Ziegelei 
15 Sgr.; — Wurthgeld von 13 Büdnerſtellen Ay 1. 2% be 
c) Miethswerth der Wohnung incl. Garten. 5 
d) Natural⸗Deputat 
Darunter: 24 Mandel Eier 2 Thlr.; 3 — von den 17 baüerl. 
Wirthen und den Koſſaten Würfte Thlr. 6. 22. 6 Pf.; — 
von den erfteren Primitienbrot Thlr. 4. 26. 3 Pf.; — vom 
Gute 1 Hammel, 2 Mandel Schafkäſe und 2 Pfd. Wolle 
41, Thlr.; — 12 Klaft. Kiefern⸗Klobenholz 24 Thlr.; — 
24.000 Stück Torf, nach Abrechnung des Stecherlohns 16 dure 
C. An Stolgebühren und aceidentelen Hebungen 


Summa der Einkünfte aus Seefeld 


(2). Aus dem Filial Sarow. 
A. An baaren Gefällen, darunter 45 Thlr. verfün un en * aber in 
neüerer Zeit geſtrichen ft . . . 
B. An Naturalien: 

a) Pacht für 153 Mg. Pfarracker und 43 Mg. Hütung 120 Thlr.; 
außerdem Wieſen⸗Ertrag 18 Thlr., außerdem einige andere aus 
der Nutzung der Pfarrländereien entjpeingende Satin 18 Thlr. 
16 Sgr., im Ganzen 

b) Meßkorn: 53 Scheff. Roggen Thlr. 00. 22. 9 Pf. — Zehnten 
von 2 Bauerhöfen 1 Thlr. 25 Sgr.; — Jahrgeld von den Ein⸗ 
wohnern 12 Thlr.; — ee 21 > 5 

c) Wohnung e .. Eee 

d) Natural⸗Deputat o 

. An Stolgebühren und accidentellen Hebungen „ .- 


Summa der Hebungen aus Sarow 
Zu übertragen 
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Über 
(3). Aus dem Filial Bruchhauſen. 
A. An baaren Gefällen, darunter 5 Thlr. für die Paſſtonspredigten . . 11. 16. 10,7 
B. An Naturalien: 


/ en Vacat. 

b) Meßkorn: 30 Scheff. Roggen Thlr. 34. 11. 9; — Jahrgeld 
5 Thlr.; — Speiſegeld 18 Thlrimim. 52. 11. 9 

ae e Ceſſat 
* ln! EHEM. 7, , =. 1 Mi. 9828. 23 
C. An Stolgebühren und Aeeldenztärn M . „ e 5 14. 17. 9 
Sunnna der Hebungen ans Bruchhaufſen . „| sr. 21. 8 
7 ͤ REN, 0.0... 809. 12. 9 


Die vorſtehenden Nachweiſungen ſämmtlicher Einkünfte der Geiſtlichen im 
Stadt⸗Eigenthum ſind, auf Grund einer Verordnung des Königl. Miniſteriums 
der geiſtlichen Angelegenheiten und der Verfügung der Königl. Regierung zu Stet⸗ 
tin vom 27. Januar 1841, von den Pfarrern ſelbſt aufgeſtellt worden. Dieſe Nach⸗ 
weiſungen oder Genußzettel ſind von dem Patronate und den Kirchenvorſtänden, 
und demnächſt von dem Superintendenten der Synode Stargard geprüft, bezw. be⸗ 
richtigt, endlich ihre Richtigkeit beſcheinigt worden, mit Ausnahme der accidentellen 
Hebungen, die das Atteſt des Patronats ꝛc. nicht in ſich ſchließt, weil für dieſelben 
keine Grundlage vorhanden war. Doch kann man der Überzeügung ſein, daß jeder 
Geiſtliche, auf Pflicht und Gewiſſen, vorſchriftsmäßig nach 6jähriger Fraktion die⸗ 
ſelben angegeben haben wird. Vergleicht man nun aber die Abgaben dieſer Genuß⸗ 
zettel mit denjenigen, welche in der Dörfer⸗Beſchreibung, nach den Receſſen, die 
Regelung der gutsherrlichen und baüerlichen Verhältniſſe, ſo wie die Gemeinheits⸗ 
Theilungen betreffend, demnächſt auch mit den Angaben in den Kirchen⸗Rechnungen, 
enthalten ſind, ſo zeigen ſich nicht ſelten Abweichungen und Unterſchiede, deren Er⸗ 
örterung hier nicht Statt finden kann und dem Patronate lediglich anheim gegeben 
muß. Bemerkungen ähnlicher Art find anf die folgenden Nachweiſungen eben⸗ 
falls anwendbar. 

III. 
Genußzettel der Küſter- und Schullehrerſtellen im Stargarder 
Eigenthum. 
1. Parochie Hansfeld. 
(1). Mutterkirche daſelbſt. 
I. Küſteramt. 

A. An Naturalien. — 1) Von jeder der 57 Hufen / Scheff. Roggen Meß⸗ 
korn, mithin a) von dem großen Gute (10 Hufen) 2½ Scheff., wozu jeder der 
16 Befiger 2¼ MG. beizutragen hat; b) von dem kleinen Gute (7 Hufen) 1¾ Scheff.; 
c) vom Doppelbauer (4 Hufen) 1 Scheff.; d) von jedem der 16 Vollbauern 
(& 2 Hufen) ½ Scheff.; e) von den 4 Halbbauern (à 1 Hufe) 1 Scheff.; f) vom 
Dorfſchmidt ½ Scheff. — 2) Von jeder Hufe ¼ Mandel Eier, alſo vom großen 
Gute 2½ M., vom kleinen 1¼ M., vom Doppelbauer 1 M., von jedem der 
16 Vollbauern // M., von jedem der 4 Halbbauern, wovon 2 zugleich Koſſaten 
find / M., von den übrigen 4 Koſſaten jeder / Mandel. 

B. An Geld. — 1) Fixirtes Jahrgeld oder ſ. g. Opfer: Vom großen Gute 
1 Thlr.; vom kleinen 20 Sgr. 5 Pf.; vom Erbzinsgute Carolinenthal 20 Sgr. 
dom Doppelbauer 11 Sgr. 8 Pf.; von jedem der 16 Doppelbauern 5 Sgr. 10 Pf.; 
von jedem der eigentlichen Halbbauern 2 Sgr. 11 Pf.; von jedem * beiden 

18 
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Halbbauern, die zugleich Koſſaten find, jo wie von einem andern Koffaten 5 Sgr. 
von einem Büdner 5 Sgr.; von einem Inſtmann 5 Sgr.; von einem Wittwer 
oder einer Wittwe 2¼ Sgr. — 2) Aceidentelle Hebungen: Von einer Trauung 
15 Sgr., und für das dabei gewöhnliche Tuch 7¼ Sgr.; von einer Leiche mit 
einer Leichenpredigt 10 Sgr.; von einer Standrede 7'/, Sgr.; von der Leiche eines 
bereits Eingeſegneten, der blos weggeſungen wird, 5 Sgr.; von der Leiche eines 
Kindes 2½ Sgr.; von einer Taufe 2½ Sgr.; für den Kirchgang 1 Sgr. 11 Pf.; 
von einer Kranken⸗Communion 2½ Sgr. Das Vorwerk Carolinenthal bezahlt die 
Accidenzien doppelt, da deſſen Einwohner (mit Ausnahme des Beſitzers) kein Jahr⸗ 
geld entrichten. 5 
II. Lehreramt. 

1) Grundſtücke: (Nießbrauch der Gebaüde); Garten 0. 62, Feldacker 1. 69, 
Wieſen 5. 82, Hütung 2. 90, zuſammen 9 Mg. 123 Ruth. — 2) Gehalt aus der 
Kirchenkaſſe 12 Thlr.; — 3) Schulgeld von jedem Kinde für den Winter 22¼ Sgr., 
für den Sommer 15 Sgr., für das Jahr 1 Thlr. 7½ Sgr. Die Kinder der Büdner 
und Einlieger geben 1½¼ Sgr. Holzgeld pro Kind, für welches Schulgeld bezahlt wird, 
1¼ Sgr. — 4) Zwei Klafter Kiefern⸗Klobenholz. — 5) 12000 Stück Torf. Das 
155 ſowol wie der Torf wird nach Huſen vertheilt zuſammengebracht und ange⸗ 
ahren. 

Dieſer Genußzettel iſt von Patronatswegen unterm 26. Juli 1845 beſtätigt, 
hat aber ſeitdem eine Abänderung dahin erlitten, daß ſeit 1858 das Quantum Torf 
um 600 Stück vermehrt, mithin auf 18.000 erhöht worden iſt; beſtätigt den 
21. Oktober 1858. 

Der Lehrer hat die Verpflichtung, einen Theil der Kinder frei zu unterrichten 
und denjenigen Theil des Schulgeldes, welches er für Kinder über die Zahl von 
72 erhebt, an die Schulkaſſe abzugeben. Höheren Anordnungen gemäß, und weil 
es der Natur der Sache entſpricht, daß der Lehrer den vollen Lohn ſeiner Arbeit 
erhält, und es Sache der Gemeinde und nicht die des Lehrers iſt, Schulgeld für 
Arme zu zahlen, und ſpäter im Fall des Bedürfniſſes für die Dotation einer 
zweiten Lehrerſtelle zu ſorgen, erließ die Königl. Regierung zu Stettin unterm 
4. Dezember 1860 an das Patronat eine Verfügung, des Inhalts, daß ſie die er⸗ 
wähnte Verpflichtung des Lehrers vom Jahre 1861 ab außer Wirkſamkeit ſetzen 
werde, wenn nicht etwa die Schulgemeinde ſich entſchließe, dem zeitigen Lehrer, ſo 
lange er im Amte iſt, jährlich eine baare Zulage von 20 Thlr. zu gewähren. Die 
Gemeinde, von dieſer Beſtimmung der Königl. Regierung in Kenntniß geſetzt, 
lehnte die Gewährung jener Zulage in der Verſammlung vom 21. Dezember 1860 
unter allen Umſtänden ab, in Folge deſſen, zufolge einer weitern Verfügung der 
Königl. Regierung vom 14. Januar 1861, jedes die Schule beſuchende Kind vom 
1. Januar 1861 ab den vollen reglementsmäßigen Schulgeldſatz von 1 Thlr. 
7½ Sgr. pro Jahr zu entrichten hat und jeder wegen Armuth ſich ergebende Aus- 
fall am Schulgelde von den zur Armenpflege Verpflichteten zu tragen iſt. 


Schwendt. 
Küſter⸗ und Schulamt. 

I. Nießbrauch der Gebaüde und Landungen, nämlich außer 0. 15 Hof- und 
Bauſtellen, ©. 30 Gartenland und 0. 32 unnutzbarer Fläche, an Acker 3. 53, an 
Wieſen 1. 29, an Hütung 4. 20, zuſammen 8. 102, Alles in Allem 8 Mg. 179 Ruth, 
womit die Schule bei der Gemeinheits⸗Theilung dotiret iſt. 
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II. Die fixirten Einnahmen des Küſters beſtehen: — 1) In 2 Thlr., welche 
aus der Kirchenkaſſe bezahlt werden. — 2) In dem Jahrgelde, welches beträgt von 
jedem Bauern und Koſſaten, ohne Unterſchied, 5 Sgr. 10 Pf.; von jedem Eigen⸗ 
thümer und Einlieger nebſt Frau 5 Sgr.; von einer Wittwe oder ſonſtigen einzel⸗ 
nen Perſon 2½ Sgr. — 3) In dem Speiſegelde von einem Bauern und Koſſaten 
5 Sgr.; von ſämmtlichen Bauern und Koſſaten 5 Sgr.; welche ſonſt der Kuhhirt 
und Schäfer entrichteten, dazu trägt jeder Bauer 5 Pf., jeder Koſſat 2 Pf. bei. 
— 4) In Primitienbroden, davon jeder Bauer und Koſſat 4 Stück Hausbackenbrod 
liefert. — 5) In Eiern, von einem Bauern und dem Mühlenbeſitzer /, von einem 
Koſſaten / Mandel, wie in Hansfeld. — 6) In der Vergütung für 8 Mtz. Roggen, 
welche ſonſt der Kuhhirt und Schäfer entrichteten à 15 Sgr., dazu trägt jeder 
Bauer 1 Sgr. 4 Pf, jeder Koſſat 6 Pf. bei. 

III. Die Aceidenzien find wie in Hansfeld. 

IV. Aus der Kirchenkaſſe bezieht der Schullehrer 8 Thlr. als Gehalt. 

V. Das Schulgeld iſt das reglementsmäßige von 1 Thlr. 7½ Sgr. für jedes 
Kind im ſchulpflichtigen Alter. Die angeſeſſenen Einwohner entrichten jedoch nur 
für 3 und die unangeſeſſenen nur für 2 gleichzeitige Kinder das Schulgeld. Auch 
muß der Lehrer nach Anweiſung des Pfarrers und der Schulvorſteher von je 20 
Kindern einem armen Freiſchule gewähren und von jedem Thaler Schulgeld 1¼ Sgr. 
zur Ortsſchulkaſſe entrichten. 

VI. An Brennmaterial erhält der Schullehrer 1 Klafter Kiefern⸗Klobenholz 
und 8000 Stück Torf, welches die Geſpannhaltenden Einwohner unentgeldlich an= 
fahren. Die Büdner und Inſtleüte entrichten aber für jedes ſchulpflichtige Kind 
2½ Sgr. Holzgeld, wie in Hansfeld. 

Die vorſtehende Einkommens⸗Nachweiſung iſt unterm 12. Mai 1843 patro⸗ 
natlich beſtätigt. 

Unterm 30. Juni 1859 erließ die Königl. Regierung zu Stettin an den Ma⸗ 
giſtrat zu Stargard ein Reſcript, deſſen Eingang alſo lautet: „Wir haben beſtimmte 
höhere Veranlaſſung, gegenwärtig auch bei der kleinſten Schulſtelle ein Einkommen 
von 100 Thlr., ohne Anrechnung der Wohnung und des Feüerungs⸗Materials für 
das Schulzimmer, zu ermitteln. Da das Einkommen der Schulſtelle zu Schwendt 
dieſe Höhe nicht erreicht, ſo muß eine Verbeſſerung derſelben erfolgen.“ Der 
Magiſtrat erhielt den Auftrag, mit der Schulgemeinde die erforderlichen Verhand⸗ 
lungen einzuleiten; ſollte ſich dabei ergeben, daß die Gemeinde zu arm ſei, ſo ſei 
das an 100 Thlr. Mangelnde ſofort nach den Beſtimmungen des A. L. -R. zu repar⸗ 
tiren, wobei die Reſte, welche die einzelnen Hausväter nicht aufbringen könnten, 
nachzuweiſen ſeien. Für dieſe werde dann der Magiſtrat als Patron aufkommen 
müſſen. In Folge dieſer Regierungs⸗Verfügung ordnete der Magiſtrat eine Zu⸗ 
ſammenkunft der Schulgemeinde auf den 19. Auguſt 1859 an, an welcher der 
Pfarrer von Hansfeld und der Schwendter Lehrer Theil nahmen. Bei dieſer Zu⸗ 
ſammenkunft wurde ermittelt, daß das reine Einkommen des Lehrers betrage: 
8 Thlr. Gehalt aus der Kirchenkaſſe, Ertrag der Ländereien pro Morgen 6 Thlr., 
zuſammen 49 ½ Thlr., Schulgeld von 32 zahlungsfähigen Schulkindern 40 Thlr., 
im Ganzen 97 ½ Thlr. Hiernach fehlten noch an den normalmäßigen 100 Thlr., 
excl. des Ertrages von 102 Q.Ruth. Acker und Wieſen, die bei den Grundſtücken 
nicht in Rechnung gezogen waren, 2½ Thlr., eine Minus⸗Differenz, welche der 
Lehrer für ſo unbedeütend hielt, daß er nicht Anſtand nahm, darauf zu Gunſten 
der Schulgemeinde ausdrücklich Verzicht zu leiſten, um fo mehr, als zu hoffen ſei, 
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daß dieſer kleine Ausfall über kurz oder lang durch Zunahme der zahlungsfähigen 
Schulkinder werde ausgeglichen werden. Die Königliche Regierung war, wie ſie 
dem Magiſtrat in der Verfügung vom 31. Dezember 1859 zu erkennen gab, mit 
den Ausführungen in dem erwähnten Protocoll nicht einverſtanden, indem ſie den 
mit 6 Thlr. in Rechnung geſtellten Reinertrag pro Mg. für zu hoch gegriffen, und 
dieſen zu höchſtens 4 Thlr. anzunehmen erachtete, wonach ſich das Einkommen der 
Lehrerſtelle auf 83 Thlr. 25 Sgr. ermäßige. Auch konnte ſie kein Gewicht auf 
das Anerkenntniß des zeitigen Lehrers legen, weil es ſich auf eine auskömmliche 
Dotation der Lehrerſtelle für alle Zukunft handele, daher ein jährlicher Zuſchuß 
von 17 Thlr. von der Schulgemeinde aufzubringen ſei. Neüe Verhandlungen, die 
in dieſer Richtung mit der Gemeinde angeknüpft wurden, führten zu keinem Reſultat, 
was der Königl. Regierung unterm 1. Februar 1860 vom Magiſtrat berichtet wurde, 
der ſich damit einverſtanden erklärte, die Schulgeldzahlung aufzuheben, ein Gehalts⸗ 
fixum feſtzuſtellen, dabei die Durchſchnittszahl der Schule zum Maßſtab zu nehmen 
und das Fixum durch Hausväter⸗Beiträge aufbringen zu laſſen. Die Königl. Regie⸗ 
rung verfügte nun mittelſt Reſeripts vom 18. Juli 1860, daß, da die Durchſchnitts⸗ 
zahl der die Schwendter Schule beſuchenden Kinder, nach 7jähriger Fraktion von 
1853—1859, 40 betrage, vom 1. Oktober 1860 ab ein Firum von 50 Thlr. auf⸗ 
zubringen und nach landrechtlichen Beſtimmungen auf ſämmtliche Hausväter zu 
repartiren, dagegen von jenem Zeitpunkte an jede eigentliche Schulgeldzahlung ein⸗ 
zuſtellen ſei. Dieſe Anordnung iſt nicht zur Ausführung gekommen. Durch Ver⸗ 
fügung der Königl. Regierung vom 5. September 1860 wurde dem Magiſtrate 
aufgegeben, einſtweilen davon abzuſtehen. Und ſo iſt denn die Sache heüte, 1867, 
noch in demſelben Zuſtande wie 1859, wie 1843, zur Zufriedenheit der Gemeinde 
wie des zeitigen Lehrers. 
Zarzig. 
I. Küſteramt. 

A. Fixirte Einkünfte: — a) Aus der Kirchenkaſſe jährlich 3 Thlr. — 
b) Quartalopfer jährlich von einem Zweihüfner 5 Sgr. 10 Pf., von einem Koſſa⸗ 
ten 5 Sgr., vom Kuhhirten ſeit der Separation 5 Sgr. und 4 Mtz. Roggen, vom 
Schäfer desgleichen, von einem Inſtmann nebſt Frau, dem Dorfſchmidt, der Kupfer⸗ 
hammer⸗Mühle und dem Lohſtoßer daſelbſt 5 Sgr., von einer Wittwe 2½ Sgr. 
— c) Primitienbrod: von jedem Zweihüfner, Koſſaten und Mühlenbeſitzer wie in 
Schwendt. — d) Eier: ebenfalls wie in Schwendt. 

B. Accidentelle Hebungen. Sie werden nach derſelben Rolle erhoben, die 
für Hansfeld beſteht, wozu aber noch des Küſters Berechtigung kommt, bei jeder 
Ausrichtung einer Mahlzeit in der Wohnung des Ausrichtenden Theil zu nehmen. 


II. Schulamt. 

1. Gehalt aus der Kirchenkaſſe 11 Thlr. — 2) Schulgeld, der reglements⸗ 
mäßige Satz von 1 Thlr. 7½ Sgr. jährlich, (mit denſelben Verpflichtungen, die 
bei Schwendt maßgebend find.) — 3) An Brennmaterial entrichten ſämmtliche 
Wirthe daſſelbe Quantum Holz und Torf, wie in Schwendt. Wenn ein Kiefern⸗ 
tanger geholzt wird, erhält der Schullehrer den Antheil, der auf die Kirchenhufe 
trifft, ingleichen deren Antheil an Torf; der Mühlenbeſitzer und der Pfarr⸗Colonus 
geben noch beſonders Holz und Torf, wenn ſie Kinder zur Schule ſchicken; die Inſt⸗ 
leüte zahlen für ein Kind ebenſoviel Holzgeld wie in Hansfeld und Schwendt. 

4. Nießbrauch des Schulhauſes; an Grundſtücken ſind vorhanden in 3 Par⸗ 
celen 5 Mg. 125 Ruth., incl. 0. 47 Gartenland, an Wieſen 5. 73, zuſammen 
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11 Mg. 18 Ruth. Von den Wieſen geben 4. 52 pro Mg. 6 Ctr., und 1. 21 pro 
Mg. 2½ Ctr. Hei. 

Dieſer Genußzettel iſt vom Patronat unterm 31. Januar 1831 und von der 
Königl. Regierung unterm 28. März 1831 beſtätigt. Damals war die Küſterei 
von Schwendt mit der Zarziger vereinigt. 1843 wurde aber in Schwendt ein eige⸗ 
ner Küſter angeſtellt. Auch für die Zarziger Schule haben ähnliche Verhandlungen, 
die Verbeſſerung des Lehrer⸗Einkommens, wie in Schwendt, Statt gefunden, indem 
die Königl. Regierung auf Verfügung vom 4. Dezember 1860 anordnete, daß die 
Schulgemeinde dem Lehrer einen jährlichen Zuſchuß von 10 Thlr. zu gewähren 
habe. Wäre ſie dazu bereit, ſo würde die Königl. Regierung die Verpflichtung 
des Lehrers auf je 20 Schulgeld zahlende Kinder ein Kind armer Altern frei zu 
unterrichten, bis zum Ablauf der Dienſtzeit des zeitigen Lehrers beſtehen laſſen, 
andern Falls aber vom 1. Januar 1861, höherer Anordnung gemäß, aufheben. 
Auch hier lehnte die Gemeinde das an ſie geſtellte Anſinnen ab, und erklärte ſich 
mit Auſhebung der Freiſchule für arme Kinder einverſtanden, die ſodann auch durch 
Regierungs⸗Verfügung vom 14. Januar 1851 dahin erfolgt iſt, daß jeder wegen 
Armuth vorkommende Ausfall an Schulgeld von dem in jedem einzelnen Falle zur 
Armenpflege Verpflichteten zu tragen iſt. 


2. Parochie Kizig. 
Der Küſterdienſt bei der Filialkirche zu Kitzerow iſt mit dem 
an der Mutterkirche zu Kizig verbunden. 
I. Küſter⸗Einkommen aus Kizig. ? 

1) Meßkorn. Vom Lehnſchulzen 8 Mb. Roggen, vom Dreihüfnerhofe 6 Mtz., 
von dem Einhüfner 2 Mtz., von jedem der 14 Zweihüfner 4 Mtz., im Ganzen 
4½ Scheffel. — 2) An Eiern giebt der Lehnſchulze 1 Mandel, der Dreihüfner 12, 
jeder Zweihüfner 8, der Einhüfner 4 Stück, ebenſo der Schmidt; von den 3 Koſſa⸗ 
ten gibt einer 10, der zweite ein Jahr 6, der andere 5, der dritte ein Jahr 4, der 
andere 3 Stück. — 3) An Quartalopfer werden jährlich gezahlt vom Lehnſchulzen 
und von jedem baüerlichen Wirthe 5 Sgr., von jedem Koſſaten 2½ Sgr., von 
jedem Inſtmann eben ſo viel. — 4) Für Betglockenſchlagen entrichtet jährlich der 
Lehnſchulze 1 Sgr. 8 Pf., der Dreihüfner 1 Sgr. 3 Pf., jeder der 14 Zweihüfner 
10 Pf., der Einhüfner 5 Pf. — 5) Accidenzien. Für Hochzeiten 10 Sgr. baar, 
der dritte Theil der Brautſuppe und ein Schnupftuch. Für Kindtaufen wie in 
Hansfeld, der Küſter ſchreibt aber auch den Gevatterbrief und bekommt dafür 
1 Sgr. 3 Pf. Für Leichenbeſtattungen wie in Hansfeld; muß der Küſter bei einer 
Leichenpredigt fingen, fo erhält er 2¼ Sgr. Bei Hochzeiten, Taufen und Vegräb- 
niſſen muß der Küſter mit den Seinigen zur Mahlzeit eingeladen werden. Für 
eine Kranken⸗Communion, wie in Hansfeld. 


II. Schul⸗Einkommen aus Kizig. 

A. Grundſtücke: Schulhaus, Scheine und Stall anf einer Fläche von 0 Mg. 
10 Ruth., Garten am Haufe 0. 42, ein Garten vor dem Stadtende 0. 154, eben⸗ 
daſelbſt der Ackerplan 5. 80, eine Wieſe am Seegraben 2. 99, Hütung ebendaſelbſt 
1. 127, ein Torf und Wieſenplan an der Lenzer Gränze 1. 55, unnutzbare Fläche 
0. 40, zuſammen 12 Mg. 27 Ruth. 

B. Schulgeld. Von jedem Kinde werden 15 Sgr. für die Winterſchule und 
7½ Sgr. für die Sommerſchule, im ganzen Jahre alſo 22½ Sgr. erhoben. (Eine 
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Verpflichtung zum freien Unterricht von Kindern armer Altern iſt im Genußzettel 
nicht ausgeſprochen. Aus anderen Verhandlungen ergibt ſich aber, daß der ent⸗ 
ſprechende Betrag des Schulgeldes dem Lehrer aus der Kirchenkaſſe vergütet wurde. 
Auf ein Monitum des Magiſtrats iſt das Schulgeld für arme Kinder der Gemeinde 
zur Laſt geſchrieben). 

C. Feüerungsmaterial. a) 8000 Stück Torf, welche in dem Torf- und Wieſen⸗ 
plan der Schule von der Gemeinde unentgeldlich geſtochen und angefahren werden. 
b) Von jedem baüerlichen Wirthe, der ein oder mehrere Kinder zur Schule ſchickt, 
wird ein Fuder Holz = ½ Klafter unentgeldlich angefahren (die Holzart war bis 
1854 Buchen⸗ und Eichenholz in Kloben. In den Jahren 1862 und 1864 kam 
es wegen dieſer Holzlieferung zwiſchen den Berechtigten und Verpflichteten zu 
Irrungen, die von Seiten des Patronats dadurch beſeitigt wurden, daß die Ver⸗ 
pflichteten mittelſt Verfügung vom 7. Dezember 1866 die Anweiſung erhielten, der 
Schule Knüppelholz in einer Stärke von 3—5 Zoll, die Klafter zu 60 Kubikfuß 
gerechnet, zu liefern). — c) Holzgeld für jedes Kind der Koſſaten und Inſtleüte 
6 Sgr. 3 Pf. 

III. Küſter⸗Einkommen aus Kitzerow. 

Vom herrſchaftlichen Hoſe 4 Scheff. Roggen als Meßkorn und 2 Mandel 
Eier. Die baüerlichen Wirthe geben an Quartalopfer und an Eiern nach denſelben 
Beſtimmungen, wie in den vorhergehenden Dörfern. Auch bei den Aceidenzien 
tritt ein gleicher Tarif ein, mit dem Zuſatz, daß dem Küſter bei einer Hochzeit J 
des Bratens und des Biers gegeben werden muß. Die Mahlzeit kann mit 5 Sgr. 
und das Tuch ebenfalls mit 5 Sgr. gelöſt werden. Des Küſters zu Kizig Ein⸗ 
künfte aus Kitzerow fallen weg, ſobald dort der Schullehrer als Küſter angeſtellt 
wird. 

Von Patronatswegen beſtätigt iſt der vorſtehende Genußzettel den 29. Mai 
1844. Abänderungen in demſelben haben ſeit der Zeit nicht Statt gehabt. 


3. Parochie Kunow an der Straße. 
I. Küſter⸗Einkünfte. 


(Aus der Kirchen⸗Matrikel von 1815.) 

1. Hebungen von den Grundſtücken (nach der Separation 9 Mg. 173 Ruth. 
S. 44.) 
2. Hebungen von der Gemeinde. 

A. Beſtimmte. A) In Naturalien. — a) Meßkorn: Vom herrſchaftlichen 
Hofe (dem ehemaligen v. Wenden'ſchen Erbzins⸗, jetzigen Gädtke'ſchen Freigute 
2 Scheff. Roggen; von jedem Bauer und jedem Koſſaten 8 Mtz. — b) Für das 
Stellen der Uhr: von jedem Koſſaten 3 Mtz. Roggen, von 2 Anderthalbhüſnern 
4'/4, von jedem Koſſaten 1½ Mtz., ein Koſſat gibt jedoch nur 1 Mtz. — c) Eier 
gibt der herrſchaftl. Hof 1 Mandel 12 Stück, jeder Bauer und jeder von 2 Büdnern, 
ſowie 1 Koſſat 8 Stück, jeder der übrigen Koſſaten und Büdner 4 Stück. — 
B) Hebungen an baarem Gelde (das hier nach der frühern Eintheilung des Thalers 
in 24 Groſchen berechnet iſt): Von dem herrſchaftlichen Hofe jährlich 22 Gr., von 
jedem Bauer quartaliter 1 Gr. 8 Pf., von den 7 Büdnerſtellen 4 Gr., vom herr⸗ 
ſchaftl. Schäfer 2 Gr. 

B. Zufällige Hebungen. Kindtaufe in der Kirche 4 Gr. 8 Pf., im Hauſe 
8 Gr., Trauung in der Kirche 18 Gr., im Hauſe 1 Thlr. und ein, dem Stande 
des Küſters angemeſſenes Schnupftuch; Beſtattung einer Kinderleiche 6 Gr., der 
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Leiche einer erwachſenen Perſon 10 Sgr., wird eine Leichenrede gehalten 12 Gr. 
Zu der Mahlzeit, welche bei der Feier dieſer Handlungen gegeben wird, muß der 
Küſter mit ſeiner Familie eingeladen werden. 

3. Hebungen aus der Kirche: 2 Scheff. Roggen, für das Schmieren der 
Uhr und Glocken 16 Gr., für Beſen zur Reinigung der Kirche 4 Gr., zur Synodal⸗ 
Reiſe 4 Gr. . 

II. Lehrer⸗Einkünfte. 

Das Schulgeld beträgt für jedes ſchulfähige Kind reglementsmäßig 1 Thlr. 
7½ Sgr. auf 1 Jahr, mit der Unterſcheidung in Winter⸗ und Sommerſchule, wie 
bei den übrigen Dorfſchulen. Das Schulgeld wird vom Ortsſchulvorſtande einge⸗ 
zogen und vierteljährlich erhoben, und von jedem Thaler 1 Sgr. zur Anſchaffung 
von Unterrichtsmitteln in Abzug gebracht. Dem Schulvorſtande bleibt es über- 
laſſen, 6 Kindern armer Altern Freiſchule zu bewilligen. Die zuletzt genannte, 
von der Königl. Regierung unterm 9. November 1823 und 20. April 1824 ange⸗ 
ordnete Beſtimmung iſt durch deren Verfügung vom 8. Juni 1855 aufgehoben und 
die Gemeinde verpflichtet worden, für die Zahlung des Schulgeldes aufzukommen. 
Außer dem Schulgelde erhält der Schullehrer von jedem Bauer, welcher Kinder 
zur Schule ſchickt, Y, Klafter Holz oder 1000 Stück guten Torf mit der Anfuhr. 
Seit dem Jahre 1835, als die Zahl der ſchulpflichtigen Kinder in Kunow auf 124 
angewachſen war, iſt die Anſtellung eines zweiten Lehrers mehrfach zur Sprache 
gekommen, allein wie nothwendig dieſe Maßregel für einen geordneten Unterricht 
auch iſt, dennoch harrt ſie noch heüte, März 1867, der Ausführung. 


4. Parochie Priemhauſen. 
(1). Küſter⸗ und Schullehrerdienſt in Priemhauſen. 

A. Emolumente. — 1) Freie Wohnung im Schulhauſe, welches außer der 
Schulſtube, 2 Wohnſtuben, 1 Kammer, Küche, Speiſekammer, Flur und Bodenraum 
enthält. — 2) Scheüne und Stall, dem Schulhauſe gegenüber. — 3) Außer dem 
Hofe von 50 Q.⸗Ruth. hat der Küſter und Schullehrer in Nutzung: einen Baum⸗ 
garten, weſtlich vom Schulhofe, 49 Ruth. groß, Feldacker 8 Mg. 41 Ruth., Wieſe 
1. 101, unnutzbar 0. 41, dieſe drei Stücke am f. 9. Pfaffenſteige belegen. Geſammt⸗ 
fläche 10 Mg. 102 Ruth. — 4) Maſtfreiheit, die mit 10 Sgr. aus der Dorfkaſſe 
vergütigt wird. 

B. Eigentliches Küſter⸗Einkommen. — 1) Vom Lehnſchulzen, von jedem Bauer 
und Koſſaten, mit Ausnahme zweier Koſſatenhöfe, ferner vom Dorfſchmidt und dem 
Müller 8 ME. Meßkorn Roggen ins Haus geliefert. — 2) Eier werden ins Haus 
geliefert vom Lehnſchulzen 8 Stück, von jedem Halbbauer 6, von jedem Koſſaten 
ohne Ausnahme 6, vom Dorfſchmidt und dem Müller, jeder 8 Stück. — 3) Jahr⸗ 
geld: vom Lehnſchulzen, jedem Vollbauern, Halbbauern und Koſſaten, dem Dorf- 
ſchmidt und Müller Familienweiſe 5 Sgr. 10 Pf., von jedem Büdner und Ein⸗ 
lieger 2?/, Sgr. desgleichen, von einer einzelnen ſelbſtſtändigen Perſon 1 Sgr. 3 Pf. 
— 4) Aceidentelle Hebungen bei Taufen, Begräbniſſen, Trauungen, find alle nach 
etwas niedrigeren Sätzen berechnet, als wie in Hansfeld. Den Trauungs⸗Gebüh⸗ 
ren kommt die Brautſuppe hinzu. Dieſe beſteht in 4 Pfund Rindfleiſch, 2 Pfd. 
Schweinefleiſch, j Huhn (da dem Prediger ¼ Huhn zuſtehen, jo findet die Ein- 
richtung Statt, daß der Prediger bei Trauungen, bei welchen die Brautſuppe in 
natura gegeben wird, zwei Mal hinter einander, der Küſter aber das dritte Mal 
ein ganzes Huhn erhälth. / Pfund Butter, 1 Licht, 1 Quart Starkbier, / Brod. 

Landbuch von Pommern; Thl. II., Bd. v. 19 


146 Der Saziger Kreis. 


Büdner und Einlieger können die Brautſuppe mit 10 Sgr. bezahlen, alle übrigen 
müſſen ſelbige in Natura entrichten. Bei den Amtshandlungen der Taufe, des 
Begräbniſſes und der Trauung ſteht dem Küſter eine Mahlzeit zu, woran Frau 
und Kinder Theil nehmen können. Wird er zu derſelben nicht eingeladen, ſo muß 
ihm ſelbige mit 5 Sgr. vergütigt werden. Für eine Kranken⸗Communion erhält 
er von einem Bauern, Halbbauern und Koſſaten 1 Sgr. 3 Pf., von einem Büdner 
und Einlieger 2½ Sgr. 

C. Schullehrer⸗Einkommen. — 1) Für jedes ſchulpflichtige Kind das geſetz⸗ 
liche Schulgeld von jährlich 1 Thlr 7½ Sgr. Es wird von dem Schulvorſtande 
eingezogen. Sollte bei Vermehrung der Schülerzahl angemeſſen befunden werden, 
einen Fonds zur Beſoldung eines zweiten Lehrers zu begründen, ſo muß der jetzige 
Lehrer ſich gefallen laſſen, nur für 80 Kinder das Schulgeld zu beziehen. — 
2) Brennmaterial. Sämmtliche baüerliche Wirthe liefern dem Lehrer zur Heizung 
der Schulſtube und zu ſeinem perſönlichen Bedarf 3 Klafter Elſen⸗ oder Kiefern⸗ 
Klobenholz, 14.000 Stück Torf frei auf den Schulhof und laden beides daſelbſt ab. 
Die Büdner und Einlieger zahlen für jedes ſchulpflichtige Kind 5 Sgr. Holzgeld. 
Der vorſtehende Genußzettel iſt vom Ortspfarrer, und dem Kirchen- und Schul⸗ 
vorſtande zu Priemhauſen, bei der Vocation eines neüen Küſters und Lehrers unterm 
3. Oktober 1866 aufgeſtellt und von Patronatswegen am 17. Oktober, ſowie von 
der Königl. Regierung am 7. Dezember 1866 beſtätigt worden. 


(2). Schulſtelle zu Dietrichsdorf. 

Dieſe iſt, außer einer freien Amtswohnung, mit 10 Mg. 27 Ruth. Acker und 
Wieſen und 4 Klafter Kiefern⸗Klobenholz aus dem Pützerliner Revier der Kämme⸗ 
rei⸗Forſt dotirt. Das baare Einkommen an Schulgeld, mit Einſchluß von 10 Thlr. 
aus Gemeindemitteln ſeit dem 1. Januar 1863, betrug zeither 84 Thlr., iſt aber 
ſeit dem 1. Januar 1867 aus Staatsmitteln um 16 Thlr., vorlaüfig auf 10 Jahre, 
verbeſſert, daher jährlich auch das Minimal⸗Einkommen von 100 Thlr. erhöht 
worden. Rechnet man den Werth der Wohnung zu 10 Thlr. und den Ertrag der 
Grundſtücke nur zu 3 Thlr pro Morgen, ſo ſtellt ſich das Geſammteinkommen auf 
ca. 140 Thlr. 

(3). Küſter⸗ und Schullehrer⸗Stelle zu Stevenhagen. 

Der Genußzettel dieſer Stelle, welche im Jahre 1861 neü beſetzt wurde, fehlt 

in den Akten des Magiſtrats. 


5. Parochie Pützerlin. 
(1). Küſter⸗ und Schullehrer⸗Stelle zu Pützerlin. 

I. Wohnung mit Benutzung eines Stalls, einer Scheine und eines Gartens. | 

II. Benutzung der Ländereien, mit welchen die Stelle bei der Separation 
dotirt worden ift, beſtehend aus 2. 25 Ackerland, 1. 144 Wieſen, 4 35 Weideab⸗ 
findung, zuſammen 8 Mg. 24 Ruth. Außerdem benutzt der Inhaber der Stelle 
2 Mg. 63 Ruth., welche der Kirche gehören, und entrichtet dafür in jedem Zten 
Jahre 2 Scheff. Roggen nach dem Stargarder Martini⸗Marktpreiſe. 

III. Küſter⸗Einkünfte. — A. Fixirte. 1) Meßkorn von der Dorfſchaft 1 Winſpel 
1 Scheff. 6 Mb. Roggen, nämlich von den 24 Vollbauern & 12 Mb. 18 Scheff., 
von 11 Halbbauern und Koſſaten à 10 Mb. 6 Scheff. 14 Mtz., vom Müller 8 Mb. 
2) Meßkorn von der Kirche 1 Scheff. Roggen 3) An Quartalopfer von jeder 
Perſon 5 Pf. 4) An Eiern, von jedem Vollbauern 6 Stück, von jedem Halbbauern 
und Koſſaten 3 Stück. — B. Zufällige. 1) Für eine Hochzeit 17½ Sgr. (Die 
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Königl. Regierung bemerkt in ihrer Confirmations⸗Urkunde, daß dieſe Gebühr mit 
12½ Sgr. anzuſetzen geweſen wäre); für das Brauttuch 7½ Sgr., für die Mahl⸗ 
zeit 5 Sgr. 2) Für eine Taufe 2¼ Sgr., für die Mahlzeit dabei 2½ Sgr. 
3) Leichengebühren für einen Erwachſenen 7½ Sgr., für ein Kind 5 Sgr., für das 
Singen in der Kirche bei einer Leichen⸗ oder Standrede 10 Sgr. 4) Für eine 
Kranken⸗Communion 1 Sgr. 3 Pf. 

IV. Einkünfte der Schulſtelle. A. Schulgeld für jedes ſchulpflichtige Kind 
den reglementsmäßigen Satz von 1 Thlr. 7½ Sgr. B. Brennmaterial. 1) Von 
der Gemeinde überhaupt 5000 Stück Torf. 2) Von jedem baüerlichen Wirthe, der 
ſchulpflichtige Kinder hat, ein 2ſpänniges Fuder trocknes Kiefern⸗Klobenholz, beides 
mit freier Anfuhr. 3) Von den Inſtleüten für jedes Kind, welches zur Schule 
geht, 5 Sgr. Holzgeld. 

Der zeitige Inhaber der Stelle iſt Adjunkt des emeritirten Küſters und Schul- 
lehrers, an den er auf deſſen Lebenszeit als Ruhegehalt 60 Thlr. baar auszuzahlen 
hat. Sollte einſt eine zweite Schulklaſſe zu Pützerlin errichtet werden, ſo iſt der 
Lehrer verbunden, an den zweiten Lehrer 1½ Mg. Acker abzutreten. Nach dem 
Tode des Emeritus hat der bisherige Adjunkt nur für 80 Schulkinder das volle 
Schulgeld zu beziehen, für die übrigen aber, bis ein zweiter Schullehrer angeſtellt 
iſt, nur auf die Hälfte über 80 Kinder Anſpruch, indem die andere Hälfte zur 
Bildung eines Fonds als Beihülfe zur Errichtung einer zweiten Schulklaſſe zu 
ſammeln iſt. Wenn aber der zweite Lehrer in Thätigkeit getreten ſein wird, ſo 
hat der Küſterlehrer nur das Schulgeld von 80 Kindern zu fordern, indem das 
Schulgeld für die übrigen Kinder zur Beſoldung des 2ten Lehrers beſtimmt wird. 

Genußzettel vom 25. Juni 1862, beſtätigt von Seiten des Patronats den 
28. Juni, von der Königl. Regierung den 26. September 1862. 


(2). Klempin. 

Die matrikelmäßigen Nutzungen und Hebungen dieſer Küſter⸗ und Lehrerſtelle 
zufolge der neüen Kirchen⸗Matrikel von 1838 ſind in der hiſtoriſchen Beſchreibung 
des Dorfes Klempin eingeſchaltet (S. 65, 66). Zehn Jahre ſpäter ſind bei der 
Vocation eines neüen Inhabers dieſer Stelle in Abſicht auf das Schulgeld Abände⸗ 
rungen getroffen worden. Nach dem unterm 28. Januar 1848 ausgefertigten Ge⸗ 
nußzettel gilt für das Schulgeld der reglementsmäßige Satz von 1 Thlr. 7½ Sgr. 
für jedes die Schule beſuchende Kind mit der Beſchränkung, daß der Schullehrer 
verpflichtet iſt, Kinder armer Altern bis auf höchſtens 10 Procent der Schulkinder⸗ 
zahl nach Beſtimmung des Predigers und der Schulvorſteher unentgeldlich zu unter⸗ 
richten, auch von jedem Thaler des aufkommenden Schulgeldes 1¼ Sgr. zur Orts⸗ 
ſchulkaſſe zu zahlen. Das Brennmaterial zur Heizung der Schulſtube und feiner 
Wohnung muß der Lehrer von dem Holzgelde ankaufen, welches er von jedem 
Schulkinde zu erheben berechtigt iſt. Dagegen haben ſich die Geſpannhaltenden 
Wirthe zu Klempin in der Verhandlung vom 25. Januar 1848, jedoch unter Vor⸗ 
behalt des Widerrufs zur unentgeldlichen Anfuhr des Feüerungs⸗Materials ver⸗ 
pflichtet. Von dieſem Vorbehalt hatten zwar einige Wirthe Gebrauch gemacht; indeſſen 
hat die Gemeinde, in der Verhandlung vom 10. September 1858 aufs Neüe die 
Verpflichtung anerkannt, dem Lehrer das erforderliche Brennmaterial für die Schule, 
das er ſich aus dem einkommenden Holzgelde ankaufen ſoll, unweigerlich anzufahren, 
abzuladen und in den Aufbewahrungsort einzubringen, auch ſich bereit erklärt, falls 
der Lehrer mit dem Holzgelde nicht ausreichen ſollte, ihm das Fehlende an Koſten 
aus der Dorfskaſſe zuzuſchießen. 
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Der zeitige Lehrer zu Klempin beſchäftigt ſich mit der Vorbereitung junger 
Leüte für deu Eintritt in eins der Schullehrer-Seminarien und ift dazu von der 
Königl. Regierung zu Stettin mittelſt Amtsblatt⸗Bekanntmachung vom 13. März 
1867 beſonders empfohlen worden. 


(3). Lübow. 


I. Einkommen der Küſterſtelle. 

A. An baarem Gelde. — 1) Speiſegeld vom Lehnſchulzengut und jedem 
Bauern jährlich 1½ Thlr, davon erhält der Prediger ½8, und der Küſter , 
dieſer alſo von jedem Pflichtigen 13 Sgr. 4 Pf. — 2) Duartalopfer, vom Lehn⸗ 
ſchulzengute, jedem Bauern und dem Koſſaten jährlich 5 Sgr., vom Mühlenbeſitzer 
6 Sgr. 8 Pf., von dem an den Lohmühlenbeſitzer vererbpachteten Kirchenacker 
10 Sgr., und ebenſoviel von dem an den Lehnſchulzen vererbpachteten Pfarracker. 
Der Lohmühlenbeſitzer zahlt außerdem noch 10 Sgr., wovon der Prediger , der 
Küſter /, dieſer alſo 3 Sgr. 4 Pf. erhält. Die Büdner, Eigenthümer und Inſt⸗ 
leüte zahlen für ſich und für jedes ihrer Familienglieder, welches confirmirt und 
ein Mal zum Abendmahl gegangen iſt, 5 Sgr., wovon der Prediger /, der Küſter 
’%, alſo 1 Sgr. 8 Pf. erhält, eben ſoviel die Altfiger und Altſitzerinnen, welche 
nach Übergabe des Hofes nicht mehr mit ihren Kindern, denen fie die Wirthſchaft 
abgetreten haben, in einer Wohnung zuſammen leben, ſondern einen eigenen Haus⸗ 
ſtand bilden. 

B. An fixirten Natural⸗Hebungen. An Eiern von dem Lehnſchulzengute, jedem 
Bauern, dem Koſſaten und Mühlenbeſitzer 8 Stück, zuſammen 7 Mandel. 

C. An accidentellen Hebungen. — 1) Kranken⸗Communion, die vasa sacra 
in die Wohnung der Kranken zu tragen 2¼ Sgr. — 2) Taufe mit Kirchgangs⸗ 
opfer 3 Sgr. — 3) Leichengebühren. Leiche eines Erwachſenen 7½ Sgr., eines 
Kindes 5 Sgr., für Leitung des Geſangs in der Kirche bei einer Leichen- oder 
Standrede 10 Sgr., das Leichengefolge im Orte einzuladen 2½ Sgr. — 4) Trau⸗ 
ungsgebühren. Für die Leitung des Geſangs 10 Sgr., für das Brauttuch 5 Sgr., 
für die Brautſuppe von den baüerlichen Wirthen 15 Sgr., von den Büdnern, 
Eigenthümern und Inſtleüten aber nur 6 Sgr. 8 Pf., für die Einladung der Hoch- 
zeitsgäſte im Dorfe 2½ Sgr. Dem Küſter fteht frei, an den Mahlzeiten bei Taufen, 
Trauungen und Leichenbegängniſſen Theil zu nehmen, doch nur für ſeine Perſon, 
nicht mit den Seinigen. 

II. Einkommen der Schulſtelle. 

A. Natural-Nutzungen. 1) Wohnung im Schulhauſe nebſt Stallung und 
Scheine, Garten von ungefähr 30 Q. Ruth, Acker 6½ Mg, Wieſe zu 18 Ctr. 
Hen 1½ Mg., zuſammen 8 Mg. 30 Ruth. 2) An Torf 8000 Stück mit freier 
Anfuhr, 1 Klaft. Kiefern⸗Klobenholz, mit freier Anfuhr bis vor das Schulhaus, 
für das weitere Fortſchaffen des Brennmaterials zu deſſen Aufbewahrung muß der 
Lehrer ſelber ſorgen. 3) Getreide: aus der Stargarder Kämmerei⸗Kaſſe 3 Scheff., 
aus der Kirchenkaſſe zu Lübow 2 Scheff. Roggen. 4) Schulgeld für die Winter⸗ 
ſchule 20 Sgr., die Sommerſchule 10 Sgr., im Jahre 1 Thlr. von jedem ſchul⸗ 
pflichtigen Kinde. Die Schulkaſſe erhält von jedem Kinde 1 Sgr. 3 Pf. Der dem 
Lehrer nach der Feſtſetzung der Königl. Regierung vom 19. Februar 1853 bewil⸗ 
ligte Zuſchuß von jährlich 24 Thlr. wird von deu Grundbeſitzern aufgebracht. 
Der Lehrer hat keine Verpflichtung Freiſchüler zu unterrichten. Das Schulgeld für 
Kinder von Ortsarmen, ſowie jeder Ausfall an demſelben wird durch die Gemeinde 
gezahlt. 
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Genußzettel vom 14. April 1853. Beſtätigt von Patronatswegen den 7. De⸗ 
zember, durch die Königl. Regierung den 30. Dezember 1853. 


(4). Roggow. 

A. Beſitzungen der Schullehrerſtelle. Ein Garten bei dem Schulhauſe 60 Q.⸗ 
Ruth., Acker 2. 176, Wieſe 1. 131, Hütung und Unland 5. 34, zuſammen 10 Mg. 
41 Ruth. Ertrag der Grundſtücke, inel. 10 Thlr. für Wohnung Thlr. 28. 15. — Pf. 

B. Hebungen des Küſters. 1) Meßkorn 4 Scheff. 1½ Mtz. Roggen Rente 
Thlr. 7. 8. 9 Pf. 2) Zwei Drittel vom Quartalopfer Thlr. 6. 28 Sgr. 3) Acci⸗ 
denzien 2 Thlr., zuſammen Thlr. 16. 6. 9 Pf. 

Es wird entrichtet: Für eine Kranken⸗Communion 1½ Sgr., Tauf⸗ und 
Kirchgang 3 Sgr. 2 Pf., Trauung 15 Sgr., Leichengebühren für die Leiche eines 
Erwachſenen 5 Sgr. eines Kindes 2¼ Sgr., bei einer Leichenpredigt 10 Sgr., 
wenn der Küſter nicht zur Mahlzeit geladen wird 2½¼ Sgr. 

C. Hebungen des Schullehrers. 1) Schulgeld von 23 Schulkindern 1 Thlr. 
7½ Sgr. = Thlr. 28. 22. 6 Pf. 2) Gehaltszulage aus Gemeiudemitteln a) an 
baarem Gelde 42 Thlr., b) ein Klafter Holz mit Anfuhr 4 Thlr., zufam- 
Rü e Thlr. 74. 22. 6 
Außer der ad b) gedachten Klafter Holz werden für den Lehrer und die 
Schulſtube, auf Grund der Verfügung der Königl. Regierung vom 13. April 1853, 
auch 12 Haufen Torf à 600 — 700 Stück geliefert und von der Gemeinde unent⸗ 
geldlich angefahren. 

Ganzes Einkommen der Küfter- und Schullehrerſtelle, excl. Torf Thlr. 119. 14. 3. 

Dieſer Genußzettel iſt von der Gemeinde am 22. März 1861 aufgeftellt, und 
vom Magiſtrat, als Patron, und dem Gutsbeſitzer Voigt zu Roggow, als Compa⸗ 
tron, am 24. Januar 1862 ſowie von der Königl. Regierung unterm 8. April 
1862 vollzogen, bezw. beſtätigt worden. 


6. Parochie Seefeld. 
(1). Die Küſter⸗ und Lehrerſtelle daſelbſt. 
I. Küſteramt. 

A. Fixirte Naturalhebungen. — 1) Meßkorn. Von jedem der 17 Bauern 
3 Mb. Roggen, vom Erbpachtgute 1 Scheff. 4 Mtz., von der Kirche 1 Scheff., von 
jedem der 12 Koſſaten 1 Mb., zuſammen 6 Scheff. 3 Mb. Roggen, à 1 Thlr. 
7½ Sgr., macht Thlr. 7. 22. % Pf. — 2) Eier, von den Bauern und Koſſaten 
11 Mandel 8 St., à 2½ Sgr. die Mandel, macht 28 Sgr. 9 Pf. — 3) Schaf⸗ 
käſe, 1 Mandel vom Erbpachtgute beträgt 20 Sgr. — 4) Von jedem der 17 Bauern 
2 Primitienbrode, à 5 Sgr., beträgt 5 Thlr. 20 Sgr. 

B. Firirte baare Einkünfte. — 1) Aus der Kirchenkaſſe für Reinigen der 
Kirche und Beſchmieren der Thurmuhr 1 Thlr. — 2) An Quartalopfer, vou jedem 
Bauern und Koſſaten, ſowie vom Dorfſchmidt vierteljährlich 1 Sgr. 8 Pf., von 
den Inſt⸗ und Speicherleüten dagegen nur 10 Pf., vom Krüger jährlich 5 Sgr. 
und von der Wockenfußſchen Ziegelei 1 Thlr. 10 Sgr. Summa B. Thlr. 14. 
5 Sgr. 

; C. Accidenzien, bei Trauungen, Taufen, Kranken⸗Communionen und Leichen⸗ 
begängniſſen. Sie ſind den, bei den anderen Kirchen des Stadteigenthums üblichen 
Sätzen gleich oder ähnlich, und gewähren nach 6jähriger Fraktion ein Einkommen 
von „ olr. 19. f. 
berechnet ſich anf . 49. 10. 6 


« 


Das Geſammt⸗Einkommen des Küſterdienſtes 
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II. Schulamt. 

A. Gegenftände des Nießbrauchs. — 1) Das Küſter⸗ und Schulhaus nebſt 
Scheüne und Garten, veranſchlagt zu 12 Thlr. — 2) Acker, worunter 11 Q-Ruth. 
unbrauchbar, 5 Mg. 170 Ruth. und 5 Mg. 159 Ruth. Wieſe, zuſammen 11 Mg. 
149 Ruth. Der Ertrag des Ackers iſt zu 4 Thlr. 8 Sgr. pro Morgen anzuſchlagen, 
macht, nach Abzug des Unlandes, 25 Thlr. 3 Sgr. Die Schulwieſe wird z. Z. 
ausgetorft und iſt für die Erlaubniß zum Austorfen ein Kapital von 200 Thlr. 
gezahlt, wofür ein Pommerſcher Pfandbrief über 200 Thlr. angekauft worden iſt, 

wovon der Schullehrer für immerdar die Zinſen mit 7 Thlr. bezieht. Der noch 
verbleibende Graswuchs liefert e 24 Ctr. Heü, nach Abzug der Werbungs⸗ 
koſten, 10 Sgr. pro Ctr., macht 8 Thlr. Daher Nutzungswerth der Grundſtücke 
Alles in Allm . .. Thlr. 52. 3 Sgr. 

B. Schulgeld. Vou jedem ſchulpflichtigen Kinde ohne Ausnahme der geſetz⸗ 
liche Betrag von 1 Thlr. 7¼ Sgr. Zahl der Schulkinder durchſchnittlich 115, 
daher Ertrag des Schulgeldes .. .. Thlr. 143. 22. 5 

Den Ausfall an Schulgeld fur Freiſchüler hat die Schulgemeinde zu decken. 

C. Emolumente. Laut Übereinkommen vom 19. Juli 1836, welches von der 
Königl. Regierung beſtätigt iſt, empfängt der Lehrer von der Gemeinde 6 Klafter 
Kiefern⸗Knüppelholz und 6000 Stücken Torf mit freier Anfuhr. Reicht er mit dem 
Holz nicht aus, ſo iſt die Gemeinde verpflichtet, ihm noch 1 Klafter mehr, die er 
jedoch ſelber ankaufen muß, unentgeldlich anzufahren. Die Klafter Holz kann nach 
Seefelder Preiſen zu 3 Thlr. 17½ Sgr. angeſchlagen werden, der Holzwerth im 
Ganzen alſo zu 21 Thlr. 15 Sgr. der Torfwerth aber zu 9 Thlr. 10 Sgr., mit⸗ 
hin Werth des Feüerungsſtoffs 30 Thlr. 25 Sgr. Die Hälfte von dem gelieferten 
Brennmaterial muß für Heizung der Schulſtube in Abzug gebracht werden, daher 
verbleiben als Beneficium des Lehrers.. Thlr. 15. 12. 6 

Zufolge zweier Genußzettel vom 12. ca 1852 d 20. December 1855. 

D. Der Lehrer erhält, zufolge Verordnung der Königl. Regierung vom 21. Ja⸗ 
nuar 1859, vom 1. Januar 1859 ab bis zum Abgange ſeines emeritirten Vorgängers 
aus Gemeindemitteln eine jährliche baare Zulage von 30 Thlr., die auf alle Haus⸗ 
väter der Schulgemeinde nach Beſitz- und Nahrungsverhältniſſen repartirt wird. 

Geſammt⸗Einkommen des Schuldienſtes Lg} .. Thlr. 241. 8 Sgr. 
und des Küſter⸗ und Schulamts im Ganzen Thlr. 290. 18. 6 Pf., wogegen aber 
auch der zeitige Inhaber der Stelle Thlr. 63. 28. 6 Pf. an den Emeritus abzu⸗ 
geben hatte. Letzterer iſt inzwiſchen geſtorben; indeſſen beanſpruchte der zeitige 
Lehrer den Fortbezug der ihm 1859 bewilligten Zulage, worüber die Verhandlungen 
im April 1867 noch ſchwebten. — Der zeitige Lehrer zu Seefeld hält eine Präpa⸗ 
randen⸗Anſtalt für junge Leüte zum Eintritt in ein Schulehrer-Seminar. Die 
Königl. Regierung zu Stettin hat, mittelft Amtsblatts⸗Bekanntmachung vom 13. März 
1867, dieſe Anſtalt beſonders empfohlen. 


(2). Bruchhauſen. 
I. Küſterhebungen. 
A. Aus der Kirchenkaſſe zu Glockenſchmiere 10 Sgr. und bei Synodal-Ver⸗ 
ſammlungen 5 Sgr. 
B. Von der Gemeinde. — 1) Beſtimmte Hebungen an Naturalien 7 Scheff. 
Roggen Meßkorn, wozu das Erbpachtgut die Hälfte, der Aue und jeder der 
6 baüerlichen Wirthe 8 Mtz. beiträgt. Vom Erbpachtgute wird 1 Mandel Schaf⸗ 
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käſe, von demſelben 1 Mandel Eier, und vom Freiſchulzen und den übrigen 
6 Wirthen zuſammen 2 Mandel 3 Stück gegeben. — Geldhebungen: Speiſegeld 
vom Erbpachtgute 2 Thlr. 5 Sgr., vom Freiſchulzen und den übrigen 6 Wirthen 
à 10 Sgr. 2 Thlr. 10 Sgr., im Ganzen 4 Thlr. 15 Sgr. — Quartalopfer. Der 
Beſitzer des Frei⸗ und Lehnſchulzenguts und jeder der 6 übrigen baüerlichen Wirthe 
entrichtet für ſich und ſeine Familie vierteljährlich 1 Sgr. 3 Pf. Die übrigen 
Orts⸗Einwohner, als Koſſaten, Büdner, Forſtaufſeher, Gutsſchäfer, Schmidt, Inſt⸗ 
leüte, Hirten u. ſ. w. zahlen jeder für ſich und ihre Familie vierteljährlich 2½ Sgr. 
Jede einzelne fremde Perſon, welche confirmirt ein Mal zum heil. Abendmahl ge⸗ 
gangen iſt, zahlt quartaliter 1 Sgr. 3 Pf. Ebenſo zahlen Altſitzer beiderlei Ge⸗ 
ſchlechts, welche nach Übergabe des Hofes nicht mehr mit ihren Kindern, denen ſie 
die Wirthſchaft abgetreten haben, in einer Wohnung zuſammen leben, ſondern einen 
eigenen Hausſtand bilden, vierteljährlich 1 Sgr. 3 Pf. Den Ertrag des Duartal- 
opfers theilen ſich Prediger und Küſter fo, daß jener %/s, dieſer / erhält. — 2) Unbe⸗ 
ſtimmte Hebungen oder Aceidenzien. Sie ſind denen der übrigen Küſterſtellen gleich 
oder ähnlich. Kommen auf dem Erbpachtgute oder in der Familie des Gutsſchäfers 
Taufen, Leichenbegängniſſe oder Trauungen vor, ſo hat der Küſter jedes Mal den 
freien Mitgenuß der Mahlzeit und ſteht ihm frei, daran Theil zu nehmen oder 
nicht. Nimmt er daran nicht Theil, ſo werden ihm für jede Mahlzeit 5 Sgr. ver⸗ 
gütigt, zufolge Übereinkommens vom 4. und 11. Februar 1835. Fallen bei den 
übrigen Ortseinwohnern, wes Standes ſie auch ſein mögen, Taufen, Leichenbe⸗ 
gängniſſe und Trauungen vor, ſo ſteht dem Küſter auch in dieſen Familien der 
freie Mitgenuß der Mahlzeit zu. Wird aber keine ordentliche Mahlzeit gegeben, wie 
z. B. bei Nothtaufen, oder wird er zu der Mahlzeit nicht eingeladen, jo müſſen ihm 
dafür 5 Sgr. vergütigt werden. Erſcheint aber der Küſter auf erfolgte Einladung 
nicht, ſo hat er auf keine Entſchädigung dafür Anſpruch zu machen. 


II. Hebungen als Schullehrer. 
A. Schulgeld, von jedem ſchulpflichtigen Kinde für die Winterſchule 22¼ 
ee 10 die Sommerſchule 15 Sgr., d. i. das geſetzmäßige Schulgeld von 1 Thlr. 
7½ Sgr. 
B. Der dem Lehrer laut Verfügung der Königl. Regierung vom 2. November 
1864 bewilligte und von der Schulgemeinde jährlich aufzubringende Gehalts-Zuſchuß 
von 20 Thlr., der in Quartalraten gezahlt wird. 


C. Brennmaterial. Zur Heizung der Schulſtube und zum ſonſtigen Feüerungs⸗ 
Bedarf des Schullehrers liefert die Gemeinde 6 Haufen Torf, den Haufen zu ¼ 
Klafter, und 2 Klafter Kiefern⸗Knüppelholz. Jeder nicht Geſpann haltende Ein⸗ 
wohner entrichtet für jedes Kind, welches zur Schule geht, 5 Sgr. Holzgeld, 
welches zum Ankauf des Brenn⸗Materials von den Geſpann haltenden verwendet 
wird. Was alsdann noch fehlt, wird von dieſen gleichmäßig aufgebracht, ſo daß 
einer ſo viel beiträgt als der andere, auch die Anfuhr von ihnen dergeſtalt bewirkt, 
daß hierbei der Beſitzer des Erbpacht⸗ und des Freiſchulzenguts, ingleichen jeder 
Bauerwirth gleich viel, ein Koſſat aber nur halb ſoviel leiſtet. 

D. Nießbrauch des Schulhauſes nebſt Scheine und 118 Q.-Ruth. großen Gar⸗ 
tens; Nutzungswerth der Wohnung und des Gartens 12 Thlr. Ackerland 7. 54, 
Wieſe 4. 145, zuſammen 12 Mg. 19 Ruth. Ertrag pro Mg. mindeſtens 3 Thlr., 
alſo überhaupt 36 Thlr. 
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Das baare Einkommen der Küſter⸗ und Lehrerſtelle ift zu 110 Thlr. veran⸗ 
ſchlagt. Dazu der Nießbrauch der Wohnung und der Grundſtücke 48 Thlr., macht 
im Ganzen, excl. des Brenn⸗Materials, 158 Thlr. 

Dieſer Genußzettel iſt im October 1866 aufgeſtellt, von der Gemeinde aber 
nicht vollzogen worden, weil ſich Bedenken gegen demſelben erhoben haben, wegen 
deren Beſeitigung im Anfang des Monats April 1867 die Verhandlungen noch 


ſchwebten. 
(3). Sarow. 


I. Einkommen der Küſterſtelle. 

A. Fixirte Naturalhebungen. Von den 24 baüerlichen Wirthen 6 Scheff. 
Roggen für das Spielen des Poſitivs beim Gottesdienſt. Von demſelben und dem 
Dorfſchmidt 6 Mandel 8 Stück Eier. Von eben denſelben, ſo wie vom Erbpächter 
der Kirchenwieſe, der Paddenpfuhl genannt, 52 Primitienbrode. 

B. Fixirte baare Einkünfte. Von jedem der baüerlichen Wirthe, vom Dorf⸗ 
ſchmidt und dem Erbpächter 10 Sgr. und von jedem Koſſaten 5 Sgr. Speiſegeld. 
Quartalopfer. Von jedem Bauer und Koſſaten, wenn au Prediger und Küſter 2½¼ 
Sgr. quartaliter gezahlt werden, erhält davon die Küſterei /; werden aber nur 
1 Sgr. 8 Pf. bezahlt, jo erhält der Küſter davon /. Von den Inſtleüten, fo wie 
von den Hirten, welche vierteljährlich immer 2½ Sgr. entrichten müſſen, werden an 
die Küſterei nur / bezahlt. Wenn zwei Perſonen oder mehr zuſammen wohnen, 
die ſich ſelbſtändig ernähren, ſo bezahlen dieſe die Hälfte, alſo 1 Sgr. 3 Pf. und 
davon bezieht die Küſterei /z. An Wurſtgeld gibt jeder Bauer, der Schmidt und 
der Erbpächter 2¼ Sgr., jeder Koſſat 1 / Sgr. Für das Spielen des Poſitivs 
beim Gottesdienſt werden, außer der obigen Naturalleiſtung, baar 2 Thlr. gegeben. 
Für das Einlaüten der Feſte an Stelle der Bauern, welche dies Geſchäft bisher 
zu beſorgen hatten, erhält der Küſter eine jährliche Remuneration von 3 Thlr. aus 
den Mitteln der baüerlichen Gemeinde. 

C. Die accidentellen Hebungen bei Trauungen, Taufen, Leichenbeſtattungen, 
Kranken⸗Communion, ſind denen gleich oder ähnlich, welche in den anderen Kirchen 
des Stadteigenthums üblich find. Bei Trauungen in der Kirche wird für das Sin⸗ 
gen und Spielen des Poſitivs eine Gebühr von 20 Sgr. erhoben. 


II. Einkommen der Lehrerſtelle. 

A. Gegenſtände des Nießbrauchs ſind: das Küſter- und Schulhaus, nebſt 
Scheine und 34 Q.⸗Ruth. großem Garten, an Acker ca. 4 Mg., an Wieſen ca. 
2½ Mg. 

B. Firirte Näturalhebungen. Von der Dorfſchaft 4 Scheff. Roggen für das 
Stellen und Aufziehen der Thurmuhr, und von der Kirche 2 Scheff., welche der 
Erbpächter der Kirchenhufe contractlich abliefern muß, für das Betglockſtoßen. 

C. Schulgeld, das geſetzliche von 1 Thlr. 7½ Sgr. für jedes ſchulfähige 
Kind. Der Lehrer muß ſich den Abzug des 24ſten Theils und zwar von 7 des 
Schulgeldes für die Ortsſchulkaſſe gefallen laſſen. Im Fall ein Emeritus vorhan⸗ 
den iſt, erhält derſelbe /; der Schulgeld⸗Einnahme, welche auf 48 Thlr. berechnet iſt. 

D. Emolumente. Laut Übereinkommen vom 12. October 1846, welches von 
der Königl. Regierung beſtätigt iſt, erhält der Lehrer von der Gemeinde zur Feüe⸗ 
rung 2 Klafter Kiefern⸗Knüppelholz, und 9000 Stück Torf mit freier Anfuhr. 
Reicht dieſes Quantum nicht, ſo iſt die Gemeinde verpflichtet, noch mehr unent⸗ 
1 anzufahren; der Lehrer aber muß den Brennſtoff aus eigenen Mitteln 
ankaufen. 
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Das Gras auf dem Kirchhofe iſt nach der Obſervanz dem Schullehrer über⸗ 
laſſeu. Zum Glockenſchmieren iſt dem Küſter 1 Thlr. alljährlich aus der Kirchenkaſſe 
bewilligt, ſo lange ſelbige die Mittel dazu beſitzt. 

Der Genußzettel iſt unterm 4. April 1848 aufgeſtellt, und von Patronats⸗ 
wegen unterm 21. Juli vollzogen worden. Beſtätigt von dem Königl. Conſiſtorium 
und der Königlichen Regierung unterm 6. November 1848. 


Nach nur mäßigen Preiſen und Sätzen wird das Einkommen der Sarower 
Küfter- und Schullehrerſtelle auf ein Minimum von 190 Thlr. zu veranſchlagen 
fein. Der zeitige Küſter und Lehrer zu Sarow iſt bis zum Jahre 1848 in Star⸗ 
gard an einer der Stadtſchulen angeſtellt geweſen. Im Jahre 1856 traf ihn das 
Unglück, daß bei der großen Feüersbrunſt, welche das Dorf Sarow verwüſtete, 
Alles, was er beſaß, ein Raub der Flammen wurde. Dadurch in den größten 
Nothſtand verſetzt, bewilligten ihm die Stadtverordneten von Stargard, auf Antrag 
des Magiſtrats, und mit Rückſicht darauf, daß er dem ſtädtiſchen Schnlamte mit 
Fleiß und Treüe vorgeſtanden hatte, in der Sitzung vom 2. Auguſt 1858 aus⸗ 
nahmsweiſe eine Unterſtützung von 20 Thlr. und ebenſo wurde ihm von der Königl. 
Regierung mittelſt Verfügung vom 24. September 1858 eine außerordentliche Unter⸗ 
ſtüßzung von 25 Thlr. aus dem Acciſe-Bonifications⸗-Fonds gewährt. Weitere An⸗ 
träge, ihm eine perſönliche Gehalts⸗Zulage von jährlich 30 Thlr. aus Gemeinde⸗ 
mitteln zuzuwenden, ſind im Jahre 1862 an der bedrängten Lage der Dorfſchaft 
Sarow geſcheitert, die eben in jenem Brandunglück von 1856 ihren Grund hat. 


Allgemeine topographiſche Überſicht der Stadt Stargard und 
ihrer Eigenthums-Ortſchaften im Kreiſe Sazig. 


A. Reſultate der Zählung vom 3. Dezember 1864. 
Benennung der Wohnplätze | 


. ä 5 2 Se 2 1.9 r 1865 
und der auf ihren Feldmarken, beſonders feit Eigenſchaft an wu > 
der Separation entſtandenen Neben: der Wohnplätze. 


Einwohn. Gebaüde. 


Wohnplätze. 
e . NE en 2.954 
1. Das vormals Oſterreichiſche Gehöft, 
Walters Ackerhof genannt . Ackerwerk . . 20 6 
2. „ General v. Knoblauchſche Gehöft 
Lei: Mexico leichen 9 5 


3. Die Hoffmüllerſche Gartenbeſitzung 


daſelbſt . ... Handelsgärtnerei .. 9 3 
4. Der Stuthof, das Kotelmannſche , j 
Kaffeehaus. . Vergnügungsort . 7 3 
5. Das Torfmoor, auch New⸗Nork ge⸗ 
ü nannt. . 6 A 1 1 Desgleichen 10 3 
6. Die Regelſche Schäferei | Sr: 10 3 
7. Der Proppſche Ackerhof . .[Adanat 0... 5 2 
8. Das Wieſenwärterhaus ... Wohnung d. Wieſenwärt. 9 1 
I @jueijeis gef, en 15 7 
10. Wärterhaus bei Neü⸗Mexico . Eiſenbahnwärterhans 5 7 1 
11. Desgl. an der Zarziger Steinbahn . Desgleichen 4 1 
12. Desgl. bei Wittichow . A Desnleilieit.. Ser 3 1 
Summa IJ. „ ee 950 


Landbuch von Pommern; Thl. II., Bd. V. 20 
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Benennung der Wohnplätze 


CN, 
und der auf ihren Feldmarken, beſonders ſeit au L u ss 


Eigenſchaft 


der Separation t 9 . 4 
ü Wohnlage u der Wohnplitze, Einwohn. Gebaüde. 
II. Plattes Land. 
1. Bruchhauſen Filial⸗Kirchdorf 154 61 
a) Das Förſter⸗Gehöft Forſthauns 9 2 
2. Carolinenthal 2 8 (Tee „ a 62 13 
ee Pfarr⸗Kirchdorrf » 625 141 
a) Das Fiſcherſche Mühlenweſen . Mühle . 22 3 
p) Der ausgebaute Succowſche 
Bauerhof re. Ackerer? ee we 8 3 
A e, galerie: Pfarr⸗Kirchdorf 553 116 
a) Das Frankſche Mühlenweſen See e e e 5 4 
D en Filial⸗Kirchdorf 521 159 
a) Das ehemalige Gerlitzſche Gehöft Ackerw een 10 7 
b) Die Kohnſche Ziegelei ese 4 2 
6. Kunow an der Straße . . . Pfarr Kirchdorf 676 214 | 
a—h) Die 8 Neben -Wohipläße 
(S. 4) . 0. | Meift Aderwerfe . 117 34 
N ee a lee 170 80 
a) Das BeyersdorficheMühlenweien | Mühle 11 3 
Mia serlin n, Pfarr⸗Kirchdorf 556 187 
a) Das Quandtſche Mühlenweſen.] Mühle R 29 8 
b) „ Rakowſche Gehöft an der 
Priemhauſer Gränze . .] Ackerwerrk 9 2 
Men e Filial⸗Kirchdorf 424 144 
a) Der Heeleſche Ausbau. Bauerhof 8 3 
b) Das Schönebergſche Gehöft . Ackerwerk 8 3 
10. Seefeld Er Pfarr⸗Kirchdorf 471 135 
a) Das Vorwerk Seefeld... . . | Landgut. 5 45 8 
p) Der Ganzkowſche Halbbauerhof | Ackerwerk 31 4 
c) „ Grapeſche Halbbauerhof . Desgleichen. 9 2 
d) „ Vesperſche Banerhof .] Desgleichen. 17 4 
e) „ Vesperſche Halbbauerhof . Desgleichen. 6 2 
) Die Wendtſche Ziegelei 8 Ziegelei 8 4 
g) Das Wockenfußſche Gehöft. Ackerwerk 8 4 
h) „ Hafenſteinſche Gehöft. Desgleichen. 5 2 
i) „ Ivenſche Gehöft. - Desgleichen. 12 2 
k) „ Siegſche Mühlenweſen . Mühle 10 4 
11. Schwendt. -..... Fülial⸗ Kirchdorf 303 90 
E een Desgleichen 389 122 
a) Die Hammermühle 2 Waſſermühle 1 11 9 
b) Bahnwärterhaus Nr. 4. Eiſenbahnwärterhaus 4 1 
0) 5 Nr. 5 Desgleichen. 4 1 
44 Wohnplätze Summa I. . 5.013 1.582 
13 5 „ Summa J. ge 15.408 2.990 
57 Wohnplätze: Stadt Stargard und im Stadteigenthum . 20.421 4.572 


Erlaüterungen zu den Neben-Wohnplätzen auf der 
Stargarder Stadtfeldmark. 
Von den 12 Neben⸗Wohnplätzen, die theils in älterer, theils in neüerer Zeit 
auf der Stargarder Stadtgemarkung angelegt worden find, gehören — 
Zum Werder⸗Bezirk: — Das Oeſterreich'ſche Gehöft, Walters hof genannt; 
die ½/ Mle. von der Mitte der Stadt entfernte Anſiedlung Neü⸗Mexiko, be⸗ 
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ſtehend aus einem Ackerwerk und einer Handels- und Kunſtgärtnerei; der Stuthof ; 
ein Eiſenbahnwärter⸗ und das Wieſenwärterhaus. Neü⸗Mexiko erhielt ſeinen Namen, 
mit Genehmigung der Königl. Regierung, in den 30er Jahren des laufenden Jahr⸗ 
hunderts von dem damaligen Beſitzer, einem Hauptmann, Namens Mäx, der ſeiner 
Beſitzung wegen ihrer Entlegenheit von der Stadt einen eigenen Namen zu geben 
wünſchte. In Verlegenheit, welchen er wählen ſollte, gab einer ſeiner Freünde auf 
Befragen den Rath, das Ackerwerk nach dem Namen des Beſitzers zu nenuen, und 
demſelben die zwei Silben „ico“ anzuhängen. Dieſer ſcherzhaft hingeworfene Rath 
iſt befolgt worden. 

Zum Friedrich⸗Wilhelms⸗Bezirk: — Der Gieſeshof, ½ Meile vor dem 
Piritzer Thore in der Richtung auf Kunow a. d. Str., eine größere Ackerwirth⸗ 
ſchaft, und darum auch als Landgut bezeichnet, von dem frühern Beſitzer des Gaſt⸗ 
hofs Prinz von Preüßen, Namens Gieſe, der zugleich Poſthalter war, auf ſeinem 
dort belegeneu Ackerplan errichtet, uud durch Ankauf mehrerer angränzeuder Grund⸗ 
ſtücke zu einem wohl abgerundeten Ackerwerk erweitert; das Eiſenbahnwärterhaus 
bei Wittchow. 

Zum Jobſt⸗Bezirk gehören, außer den Bahnhofs⸗Gebaüden und deren Ein⸗ 
wohner, deren Zahl nicht im Beſondern aufgeführt iſt, — das Torfmoor, eine 
Anſiedlung / Mle. von der Vorſtadt entfernt, unweit der Ihna. Sie wurde nach 
der Separation der Communweide auf der Kämmerei⸗Hütung als Wohnhaus für 
den die Aufſicht über den daſelbſt in Betrieb geſetzten Torfſtich führenden ſtädtiſchen 
Beamten erbaut. Weil aber der Torf den von ihm gehegten Erwartungen nicht 
entſprach und keinen Abnehmer fand, wurde der Betrieb alsbald eingeſtellt, und das 
Haus zu einer Schankwirthſchaft verpachtet, die, im Gegenſatze zu Neü-Mexico, den 
Namen New⸗Pork erhalten hat, zufolge eines Scherzes, den einſtmal ein Mitglied 
der General⸗Commiſſion von Pommern, das ein fleißiger Beſucher der Wirthſchaft 
war, in heiterer Laune verlautbart hat. Ferner gehbren zum Jobſt⸗Bezirk: die 
Regelſche Schäferei und das Proppſche Ackerwerk. 

Zum Louiſen⸗Bezirk gehört: — Das Eiſenbahnwärterhaus an der Zarziger 
Steinbahn. Außerdem aber auch das, in der ſtatiſtiſchen Tabelle nicht beſonders 
angeführte Rettungshaus, dem Verein zur Erziehung ſittlich verwahrloſter 
Knaben gehörig, / Mle. vom Wallthore an der Straße nach Freienwalde, auf der 
erſten Stufe des Höhebodens gelegen. 


Nach weiſung derjenigen Einwohner von Stargard, welche in der 
Stadtfeldmark mit Grundſtücken angeſeſſen ſind, und ſoweit ihr 
Einkommen 800 Thlr. und mehr beträgt. 

[Aus der Einkommens⸗Nachwetſung vom 21. Oktober 1865. 


Größe Geſammt⸗ 
der Einkom⸗ 


Namen und Vornamen. Stand u. Gewerbe. Grundſtücke. men. Bemerkungen. 
Mg. Ruth.] Thaler. 

. —!, . — 

1. Braatz, Carl Friedrich. . Zimmermeifter . 33. 69 2370 

2. Brandenburg, C. D. Kaufmann 7. — 850 

. Bd 4 + Kan Brauen? Mk 16. — 890 
i Thierarztt 10. — 975 

5. Felgenhauer, Aug. Ferd. . | Schmiedemeifter . 35. 42 855 

6. Gäbel, Wilhelm . . .. Ackerbürger .. 170. 167 920 

7. Gehrke, Auguſt. Desgleichen 123 85 65 
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Größe Geſammt⸗ 
Na men und Vornamen. Stand u. Gewerbe. e cke eh Bemerkungen. 
Mg. Ruth. ] Thaler. 

8. Gehrke, Ferd. Ludwig Ackerbürger 95. 31 1291 
9. Gieſe, jun. Carl Gutsbeſttzer 536. 27 1225 Bergl. oben J, 9 
10. Häfener, Auguſe Ackerbürger 376. — 985 
11. Helle, Carl Desgleichen 137. 103 1200 
12. Hoffmann, Carl Ludwig Desgleichen 250. — 1820 
13. Hoffmüller, Carl alen Knnſtgärtner. 51. — 1495 Vergl. oben l, 3 
14. Hülsberg, Ferdinand. Bäckermeiſter. 11. 139 1265 
15. Kieſow, Johann Scharfrichtereibeſ. 23. — 1255 
16. Klockow, Johann Ludwig Ackerbürger 188. — 1320 
17. Klockow, Johann Geh - Desgleichen 256. — 1500 
18. Lebender, Johann Ernſt Brauer. 0 1615 
19. Mälger, Julius r Brauer . 7. — 1185 
20. Metzel, Johann Heinrich Buhre 42. — 2850 
21. Perrin, Carl Georg. Deſtillateur 40. — 1085 
22. Pieper, Heinrich Ackerbürger 15 — 815 
23. Rohleder, A. H. Kaufmann. 32. 178 2520 
24. Spamer, Julius Stadtrath. 35. 59 1715 
25. Unger, sen., Auguft . Bäderwmeifter . 2. 36 1430 
26. Wernecke, Friedrich Amtmann 68. — 1085 
27 Wiſcher, Earl Maurermeiſter 6. 83 5889 


B. Reſultate der Zählung vom 3. Dezember 1867. 


Am 1. Januar 1868. 


Benennung der Wohnplätze 


d d f ihren Feldmarken befind Fi ichn 
und der auf ihren Feldmarken befind⸗ 5 Ein⸗ PferNin⸗ Scha. 
> der Wohnplätze. woh- | 
8 6 
lichen Neben⸗Wohuplätze. ne ee e, nr 
I. Stadt Stargard Stadt 16. 7050 167 160 6350 2.924 
1. Neü-Merico . . - - . | Mdkerwerf ’ ab BL, 5 21 3 
2. Stuthof . Vergnügungsort mW .1 Dee = 
3. Torfmoor, k ! Desgl. u. 2 kl Acterh. Bla 2 5 — 
4. Wieſenwärterhauns Wohn. d. ef. A 
5. Ohe e nes Vorwerk 5 41 3 9| 28] 344 
6. Wohnplätze. Summa IJ. 16.86 701.1810 4841 692! 3.271 
II. Plattes Land. . . 
15 Zu haufen. . . Filial⸗Kirchdorf 1534 24] 26 70 945 
as Sörftergeböft. 1 1 . 7 11 — 3 — 
2. Gazelle 1 A 60 4 180 20) 750 
3. Hansfeld Gare aer 541] 74] 65 2080 1.601 
a) Der Sarowſche Bauerhof Ackerwerk - See ar 921 2108 
4. Kizi . Pfarr ⸗Kirchdorf 407] 52 69 154 1.745 
a) as Miglenweſen Mühle 4 1 1 1 4 
5. Klempin. . 5 ilial⸗Kirchdorf 4744 870 720 140) 1.334 
a) Erſte Ziegelei Jg U 80 1 —— — 
b) Zweite „ Desgleichen N 5 1 10 — — 


Zu übertragen 


„ 


1,6671 2461 2561 6081 6.485 


0 EEG A, > 
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Be Bo gr 19 ee Eigenſchaft Am 1. Januar 1868. 
und der auf ihren Feldmarken befind⸗ Ein⸗ fer Rin J Scha⸗ 
˖ i € der Wohnplätze. | woh. Woebn. fer Rin- Scha⸗ 
lichen Neben⸗Wohnplätze. 1 haüfer | de. der. fe. 


F ˙¹L »ům | ã7 20 256 cos 6.485 
6. Kunow an der Straße . | ParKichdorf . . 675| 96 2.066 
54 


a) en „„ „ OT RE A 7 11] 27) 610 

b) Nixſches Grundſtück. . | SKoffatenbof . . . 4 1 2 4 17 

c) Gehrkeſches „ Colonie 5 8 17 2 44 10) 133 

d) Chauſſeehauns . Hebeſtelle und Krug 10 Ae 3 3 

e) Köhlerſhes Grundſtück. Colonie 5 1 3 7 42 

1) Köhlerſches 1 Mühle . 5 1 1 2 — 

5) Lawrenzſches 10 D 9 IIe 60 
ee || 166| 32“ 43] 74] 681 
a) Das Mühlenweſen . Mühle lo e — 

g. Mäügze xi, Pfarr⸗ Kirchdorf. 536 90] 88] 197] 1.041 
hen en Nüheeee . 28 2 71 160 172 

b) Rakowſcher Bauerhof . Ackerw erk 8 1 2 3 5 

9. Stud e ae e Silit: Kirchdorf 2 446 74] 67] 1541 1.188 
a) Schönebergſches Gehöft. Ackerw erk 5 1 1 3 25 

10. S elde err 455 73] 54] 1280 994 
a) Ganzkowſcher Halbbauerh. Ackerw erk MF 49 

b) Grapeſcher MR Deögleihen . . . 28 2 ” 6 50 

e) Daniel Veſpers Bauerh. Desgleichen 15 2 5 9 254 

d) Joh. Veſpers Halbbauerh.] Desgleichen 6 1 2 2 45 

e) Wendſche Ziegelei. Ziegelei 9 11 — 

1) Wockenfußſches Gehöft . Ackerw erk 13 1 1 3 36 

g) Hohenſteinſches , Wohnhaus 9 11 — 2 2 

h) Bergſches n 7 1 2 12 — 

i) Hellſches | ET, 37 2 8) 13 516 

I Sc ae 5 * 287) 41] 45 130 827 
2 3arsig leichen 3900 53 61 142 134 
a) Die Hammermühle. . | Waſſermühle e e e 4 — 

b) Bahnwärterhaus No. 4. Eiſenbahnwärterhaus | 1 — — 1 

0) . „ 5. ] Desgleichen AE II S 2 

40 Wohnplätze Summa II ll. [ 4940 740 77711.802] 16.644 
46 75 Summa I. E III. 21.807ʃ1.92101.26 12.4941 19.915 


Zuſtand der Stargarder Stadtſchulen 
am Schluſſe des Jahres 1868. 

Zufolge der, von dem Superintendenten der Synode Stargard, Hoeppner, erſten 
Prediger an der St. Marien⸗Kirche, der Königl. Regierung zu Stettin unterm 
26. Januar 1869 eingereichten Schultabellen. 

(Vergl. L.⸗B. II. Th. Bd. IV., S. 176 —200; S. 251—259.) 


1. Höhere Bürgerſchule, zu Oſtern 1860 mit den Klaſſen Sexta bis 
Tertia und mit einer dreiklaſſigen Vorſchule eröffnet (vorher Realſchule), überhaupt 
7 Klaſſen mit 9 Lehrern und einem Geſanglehrer, der zugleich in der Bürger⸗ 
Knaben: und Mädchenſchule im Geſang unterrichtet. Vorſteher der Schule: Rector 
Carl Ludwig Rünger, zugleich Rector der Bürger-Knabenſchule, ſeit 1. Juni 1848 
im Schulamt überhaupt, ſeit 1. October 1854 in Stargard. Außer ihm 4 Lehrer 
mit Univerſitäts⸗Bildung in den Klaſſen Quinta bis Tertia; in der Sexta und in 
den 3 Klaſſen der Vorſchule Lehrer, welche auf Seminarien gebildet worden ſind, 
davon der jüngſte zu Kamin in den Jahren 1858 — 60, alſo unter der Herrſchaft 
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der Stiehl⸗Raumer'ſchen Schulregulative. Einkommen der Lehrer: Rector 800 Thlr. 
jeder der 4 Lehrer mit gelehrter Bildung 500 Thlr., einer von ihnen eine Zulage 
von 36 Thlr. für den Turn⸗Unterricht; der Lehrer in Serta 400 Thlr., er iſt zu⸗ 
gleich Aufſeher im Königl. Waiſenhauſe. Die 3 Lehrer der Vorſchule haben ein 
Einkommen von 350, 300 und 300 Thlr., der jüngſte von ihnen außerdem eine 
Remuneration von 24 Thlr. als Turnlehrer. Der Geſanglehrer (der geniale Ton⸗ 
dichter, Muſikdirector Carl Bernhard Biſchoff) zugleich Cantor zu St. Marien, 
hat bei dieſer Schule ein Einkommen von 72 Thlr. 


Man vergleiche mit dieſen Angaben der Schultabelle die des Etats für 1862 —68, im 
L.⸗B. II. Th. Bd. IV., S. 253. 


Frequenz der Schule: Tertia 9, Quarta 19, Quinta 65, Sexta 44, Vor⸗ 
ſchule I. Kl. 48, II. Kl. 42, III. Kl. 59, im Ganzen. . . 286 Schüler. 

Turnunterricht wird im Sommer ertheilt, im Winter ruht er, weil es an 
einer Turnhalle gebricht. 

2. Höhere Mädchen- (f. g. Töchter⸗) Schule, mit 6 Klaſſen, 5 Lehrern 
und 2 Lehrerinnen. Rector: Otto Lange, ſeit 13%, Jahren im Schulamte, ſeit 
11% Jahren an dieſer Schule. Außer ihm noch 2 Lehrer, welche auch auf Hochſchulen 
ihre Bildung erhalten haben; einer von ihnen iſt Hülfsprediger bei der reformirten Ge⸗ 
meinde; 2 Lehrer mit Seminar⸗Bildung von 1825 und 1829, alſo außerhalb des 
Regulativ⸗Einfluſſes. Der eine iſt zugleich Organiſt, der andere Cantor der refor⸗ 
mirten Gemeinde. Drei Lehrer dieſer Schule ſtehen mithin in kirchlicher Beziehung 
auf dem Standpunkte des calviniſtiſchen Bekenntniſſes. Die eine der Lehrerinnen 
iſt durch Privatunterricht, die andere auf dieſer Schule ſelbſt gebildet worden. Ein⸗ 
kommen der Lehrer: Rector 650 Thlr., erſter Lehrer (Conrector) 431 Thlr., zweiter 
400 Thlr.; erſter Elementarlehrer 400 Thlr. und freie Wohnung, letztere als Organiſt, 
zweiter 400 Thlr., incl. freie Wohnung und Feüerung als Cantor; erſte Lehrerin 
350 Thlr., zweite 250 Thlr. 

Man vergleiche den Etat dieſer Schule für 1866—68 im L. B. a. a. O. S. 254, 255. 

Frequenz der Schule in allen 6 Klaſſen . ... 230 Schülerinnen. 

Der Geſangunterricht wird in den vier oberen Klaſſen von dem Muſikdirector 
Biſchoff und der Unterricht in weiblichen Handarbeiten von einer beſondern Induſtrie⸗ 
Lehrerin ertheilt. Die Remuneration, welche jenem und dieſer gewährt wird, hat 
Rector Lange in der Schultabelle nicht angegeben. 

3. Bürger⸗Knabenſchule, unter Leitung des Rectors Rünger von der 
höhern Bürgerſchule, beſteht aus 13 Klaſſen, davon 5 Grundklaſſen find, mit 
14 Lehrern, davon einer, der Conrector, Univerſitäts⸗Studien gemacht hat; die 
übrigen 13 find auf Seminarien oder durch Privatunterricht zum Schulamt ausge⸗ 
bildet worden, und von den Seminariſten haben 8 die Schablone der Regulative 
durchgemacht. Einkommen des Conrectors, Ordinarius der J. Klaſſe 550 Thlr., der 
übrigen Lehrer der Hauptklaſſen 350, 300, 250, 250 Thlr. und 24 Thlr. als Turn⸗ 
lehrer, 250, 200, 200, 180 Thlr., der Lehrer der Grundklaſſen 200, 200, 180, 
180, 180 Thlr. 

Frequenz der Schule: Klaſſe I. 42, Kl. IIa. 34, Kl. IIb. 31, Kl. IIIa. 38, 
Kl. IIIb. 50, Kl. IVa. 48, Kl. IVb. 34, Kl. IVe, 44, Grundkl. Ia. 62, 
Grundkl. Ib. 55, Gruudkl. IIa. 60, Grundkl. IIb. 29, Grundkl. IIb 2. 27, im 
Ganzen . Mm e eee. e 554 Schüler. 

Geſangunterricht wird vom Muſikdirector Biſchoff nur in der I. Hauptklaſſe 
ertheilt; Turnunterricht erhalten alle Schüler in ſämmtlichen 13 Klaſſen. 

Man vergleiche den Etat im L. B. a. a. O. S. 255 und 256. 
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4. Bürger⸗Mädchenſchule, beſteht aus 12 Klaſſen unter Leitung des 
Rectors Carl Meinecke, der Lehrer der J. Klaſſe, und zugleich Rector der Freiſchule 
iſt. Außer ihm haben die Lehrer dieſer Schule keine gelehrte Bildung genoſſen, 
entweder ſind ſie auf Seminarien oder privatim zum Schulamt ausgebildet worden, 
von den Seminar⸗Zöglingen gehören 5 in das — Zeitalter der Regulative. Über⸗ 
haupt wirken an der Schule 9 Lehrer und 3 Lehrerinnen, ſowie 3 Lehrerinnen für 
weibliche Handarbeiten in 7 Klaſſen, die Schülerinnen einer Klaſſe erhalten dieſen Unter⸗ 
richt von der Ehefrau eines der Lehrer, welche eine Putzhandlung hält, ſo wie auch von 
der Handarbeitslehrerin der Freiſchule. Das Einkommen des Rectors beträgt 
700 Thlr., das der übrigen Lehrer iſt folgender Maßen normirt: Iſter Lehrer, zu⸗ 
gleich Organiſt zu St. Johann 485 Thlr., ter Lehrer, zugleich Cantor an der- 
ſelben Kirche, 430 Thlr., ter Lehrer, der die Photographie als Nebenbeſchäftigung 
treibt, 350 Thlr., die übrigen Lehrer der Reihe nach 300, 300, 250, 180, 180 Thlr., 
die Lehrerinnen 220, 200, 200 Thlr. Die 3 Induſtrielehrerinnen beziehen 90, 60 
und 60 Thlr. als Remuneration. 


Geſangunterricht wird in dieſer Schule nur in den oberen Klaſſen ertheilt. 


Frequenz, ohne Bezeichnung der einzelnen Klaſſen: 49, 56, 54, 65, 60, 49, 
55, 56, 55, 48, 66, 50, zuſammen 8 659 Schülerinnen. 
Man vergl. den Etat im L. B. a. a. O. S. 257, 258. 


5. Vorſtädtiſche oder Parochialſchule zum heil. Geiſt, unter Auf⸗ 
ſicht des Predigers an dieſer Kirche, Crüger, beſteht aus 5 Klaſſen: 1ſte Kl. Knaben⸗ 
abtheilung, Iſte Kl. Mädchenabtheilung, 2te Kl. für Knaben und Mädchen, Ifte und 
2te Grundklaſſe, jede für beide Geſchlechter. Einkommen der Lehrer: Lehrer der 
Iſten Kl. für Knaben, zugleich Organiſt an der heil. Geiſtkirche, 400 Thlr., der 
Iſten Kl. für Mädchen 250 Thlr., der Lehrer der Aten Kl. für Knaben und Mädchen 
zugleich Küſter au der genannten Kirche, 350 Thlr., die Lehrer der beiden Grund⸗ 
klaſſen, welche interimiſtiſch angeſtellt ſind, 200, 180 Thlr. Unterricht im Turnen 
erhalten die Knaben der beiden oberen Klaſſen, Unterricht in weiblichen Handarbeiten 
die Mädchen der 1ſten und Aten Klaſſe, in letzterer iſt er indeſſen nicht obligatoriſch. 
In den Grundklaſſen fallen beide Unterrichtsgegenſtände aus. 


Frequenz: Kl. Ia. 27 Knab., Kl. Ib. 29 Mädch., Kl. II. 21 Knab. und 
32 Mädch., Grundkl. I. 19 Knab. und 27 Mädch., Grundkl. II. 42 Knab. und 
44 Mädch., im Ganzen. . . 108 Knab., 124 Mädch. — 232 Kinder. 


Man vergl. den Etat im L. B. a. a. O. S. 258. 


6. Freiſchule, unter der Leitung des Rectors Meinecke von der Bürger⸗ 
Mädchenſchule, beſteht aus 5 Klaſſen, davon eine nur von Knaben, eine zweite nur 
von Mädchen, die drei anderen aber von beiden Geſchlechtern beſetzt ſind. Die 
5 Lehrer haben Seminar-Bildung, einer von ihnen in der Vorregulativ⸗, die vier 
anderen innerhalb der Regulativzeit erworben. Einkommen der Lehrer: 300, 274, 
250, 200, 180 Thlr., Lehrerin für weibl. Handarbeiten in Kl. II. 60 Thlr. 


Frequeuz: Kl. I. 49 Knab, Kl. II. 34 Mädch., Kl. III. 37 Kuab. 39 Mädch., 
Kl. IV. 23 Kuab. 39 Mädch., Kl. V. 39 Knab. 41 Mädch., Summa 148 Kuab. 
153 Mädch. — 301 Kinder. 
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Geturut wird von den Knaben aller Klaſſen unter Leitung des Lehrers, deſſen 
Einkommen 274 Thlr. beträgt. 


Man vergl. den Etat im L. B. a. a O. S. 259 


Geſammtzahl der die Stargarder Stadtſchulen am Schluß des Jahres 1868 
beſuchenden b . 1696 Knab, 1166 Mädch., 2262 Kind. 


Zahl der Kinder überhaupt am Schluß von 1867. 3070 „ 3310 % 6381 „ 


Zuſtand der Dorfſchulen im Stargarder Stadt-Eigenthun. 
am Schluſſe des Jahres 1868. 


Nach den von den Ortspredigern dem Superintendenten der Synode, Hoeppner, 
und von dieſem der Königl. Regierung zu Stettin 26. Januar 1869 
eingereichten Schultabellen. 


Sämmtliche Schullehrer ſind zugleich Küſter, mit Ausnahme von Dietrichsdorf, 
wo ſich keine Kirche befindet. 


Das Dienſteinkommen der Lehrer iſt nach derer eigener, von dem Prediger der 

Parochie, als Schul-Jufpector, revidirten Abſchätzung angegeben. Es umfaßt den. 

Geſammtbetrag des Einkommens, inel. der Wohnung, aber excel. des Feüerungs- 
bedarfs für die Schulſtube. 


en Dienſtein⸗ 


re 5 Nebenbeſchäfti— 5 
See⸗ Gehört Schulkinder kommen e Name 
Nr. Schulort. len⸗ zur F * des 
zahl Parochie |= 8 e Schullehrer. Predigers. 
— Nun. | emo | er 
Saziger Kreis. u ö * 
1.][Bruchhauſen . 165 [Seefeld . . 16 12] 28]130-1410 Tür. Treibt Bienenz. Ziegel. 
eue 
u daats⸗ 


mitteln. 

e Caro-⸗ 598 [Hausfeld . 480 47] 95210 Thlr. LandwirthſchaftſZenker. 
inenthal - 

ies | 311 281 288 145 Thlr. Etwas Landbauldteichelt. 

g DR au. Bienenzucht 

Klempin . . 470 [Pützerlin . 35] 310 66 e Bienenzucht „ Kypke. 


Wexel“ 
50 Tulr. Abz. 
J. d. Vor gäng. 
5. Kunow a. d. Str. 821 [Kunow . . 65 74] 1391395 Thlr. Keine. . Schwarze. 
6. Cü bow 180 Pützerlin . 12] 19] 31/130 Thlr. Bienenzucht Kypke. 
7 Pützerlin. . 560 Desgleichen 8 45 103181 Thlr. Keine. . Derſelbe. 
8. Roggow . 150 [Desgleichen 14 12 261 141 Thlr. Keine. . . Derſelbe. 
9. [Sarbw . . 440 Seefeld. . | 55] 43] 98198 Thlr. Etw. Bienenz.] Ziegel. 
10. Seefeld... 598 Desgleichen 580 58] 110/29. zur Desgleichen erſelbe. 
11. [Schwendt . 290 Hansfeld . 18 20 38110 Thlr. Landwirthſch. Zenker 
12. Jar zig... . 402 Desgleichen 25 37] 62140 Thlr. Desgleichen und Derſelbe. 
Nangard. Kreis. Bienenzucht 
13 Dietrichsdorf 11 ene 40 31] 710124 Thlr. Keine . . Bublitz. 
14. Priemhauſen. 6038 esgleichen | 48] 49 97270 Thlr. Keine. . . |Derjelbe. 
15.][ Stavenhagen . . 171 Desgleichen nr 340130 Thlr. Keine elle, 
Summa. . . 7.223 — 54115 75[10 56 — E7- reef 
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In Roggow haben Magiſtrat von Stargard und der Beſitzer des nicht kreis. 
tagsberechtigten Gutes in Roggow, als gemeinſchaftliche Patrone der Kirche, auch 
gemeinſam das Beſetzungsrecht der Schulſtelle. 

(8:3. II. Th. Bd. IV., S. 580, 581). 

Was den Turnunterricht in den vorſtehend genannten Landſchulen betrifft, ſo 
wird derſelbe nur an einigen Orten ertheilt. Geturnt wird im Sommer auf einem 
von der Gemeinde dazu eingerichteten Platze in Bruchhauſen, Kizig, Kunow a. d. 
Str., Sarow, Seefeld. Der Anfang mit Turnen iſt gemacht zu Klempin, Lübow, 
Roggow; nicht geturnt wird zu Hansfeld, weil der Lehrer durch das Turnen ſich 
ein Kopfleiden zugezogen hat, zu Pützerlin wegen Kränklichkeit des Lehrers, zu 
Schwendt und Zarzig wegen körperlicher Untauglichkeit und hohen Alters des 
Lehrers, zu Dietrichsdorf, Priemhauſen und Stevenhagen, ohne Angabe der Urſache. 

Unterricht in weiblichen Handarbeiten wird regelmäßig nur in Kizig ertheilt; 
in Kunow wurde damit der Anfang gemacht, blieb dann aber unbenutzt; in Zarzig 
gibt eine Tochter des Lehrers einigen Mädchen Unterricht. 


Zuſtand der Schulen in den kleinen Städten des Saziger Kreiſes. 


I. Synode Jakobshagen, 
am Schluß des Jahres 1868. 
Nach den, von dem Superintendenten Gieſe unterm 21. Januar 1869 der 
Königl. Regierung zu Stettin eingereichten Schultabellen. 


1. Schule zu Jakobshagen, an der das Beſetzungsrecht der drei erſten 
Lehrſtellen dem Könige als Patron der Kirche zuſteht, wird von einem Rector, der 
auf Univerſitäten geweſen, und zugleich ordinirter Hülfsprediger iſt, geleitet, und 
zerfällt in 4 Klaſſen, jede für beide Geſchlechter. In der Oberklaſſe unterrichtet 
der Rector, deſſen Einkommen 400 Thlr. beträgt, 32 Knaben, 28 Mädchen = 
60 Kinder; in der Mittelklaſſe ertheilt der Cantor und Organiſt, deſſen Einkommen 
zu 250 Thlr. berechnet iſt, 52 Knaben, 28 Mädchen — 80 Kindern Unterricht; 
die Grundklaſſe iſt in zwei Abtheilungen getheilt; in der erſten Abtheilung ſind 
44 Knaben, 40 Mädchen = 84 Kinder, in der zweiten 41 Knaben 31 Mädchen = 
72 Kinder, Lehrer dieſer Grundklaſſe iſt der Küſter, mit 168 Thlr. Einkommen 5 
die vierte Klaſſe iſt eine Sommerſchule, und die Lehrerſtelle wird vom Magiſtrat 
beſetzt; der zweite Lehrer hat 165 Thlr. Gehalt; beſucht wurde dieſe Schule im 
Sommer 1868 von 54 Knaben und 48 Mädchen — 102 Kindern. 

Frequenz der ganzen Schule: 223 Knaben, 175 Mädchen — 398 Kinder. 

In der Oberklaſſe erhalten die Knaben Unterricht im Turnen, die Mädchen 
aber keinen Unterricht in weiblichen Handarbeiten. 5 

Der Cantor iſt auf dem Seminar zu Stettin in den Jahren 1830 — 32 ge⸗ 
bildet worden; der Küſter war auf dem Seminar zu Piritz, der Lehrer der Som⸗ 
merſchule iſt durch Privatunterricht zum Schulamte vorbereitet; beide ſind nach den 
Vorſchriften der Regulative geprüft. 

(Man vergleiche L⸗B. II. Th. Bd. IV., S. 375—377). 

2. Schule zu Nörenberg beſteht aus 7 Klaſſen, deren Lehrer ſämmtlich vom 
Magiſtrate, dem Patrone der Kirche beſetzt werden. Alle Klaſſen haben Schüler ge⸗ 
miſchten Geſchlechts. In der erſten Klaſſe ertheilt der Rector, der zugleich Hülfs⸗ 

Landbuch von Pommern; Thl. IL, Bd. V. 21 
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prediger iſt, den Unterricht. Er iſt, ſelbſtverſtändlich, auf Univerſitäten geweſen. 
Die übrigen Lehrer haben die elementare Bildung theils in Seminarien, theils durch 
Privatunterricht erworben. Der Cantor und Organiſt hat die zweite, der Küſter 
die dritte Klaſſe; der mit Vocation angeſtellte erſte Lehrer hat die vierte Klaſſe, die 
drei anderen Klaſſen haben interimiſtiſch angeſtellte Lehrer. Mit Ausnahme des 
Küſters fällt die Bildungszeit aller Elementarlehrer in die Regulativ⸗Periode. Ein⸗ 
kommen der Lehrer: Rector 455 Thlr., Cantor 247½¼ Thlr., Küſter 256 Thlr., 
erſter Lehrer 190 Thlr, zweiter, dritter und vierter jeder 165 Thlr. Frequenz: 
I. Oberkl. 14 Knab., 20 Mädch., 34 Kinder; II. Oberkl. 30 Knab., 25 Mädch., 
55 Kinder; I. Mittelkl. 51 Knab., 25 Mädch., 76 Kinder; II. Mittelkl. 42 Knab., 
49 Mädch., 91 Kinder; I. Grundkl. 57 Knab., 61 Mädch., 118 Kinder; II. Grundkl. 
57 Knab., 61 Mädch., 118 Kinder; Sommerſchule 45 Knab., 40 Mädch, 85 Kinder. 

Frequenz der ganzen Schule: 296 Knaben, 281 Knaben = 577 Kinder. 

In den beiden Ober⸗ und den beiden Mittelklaſſen turnen die Knaben, und 
die Mädchen treiben weibliche Handarbeiten. 

(Man vergl. L.⸗B. a. a O. S. 409). 

3. Schule zu Zachan beſteht aus 4 Klaſſen. Die Lehrerſtellen werden vom 
Könige, dem Patrone der Kirche, beſetzt, und nicht vom Magiſtrate, (wie im L. B. 
a a. O. S. 427 irriger Weiſe angegeben iſt). Die Lehrer der drei erſten Klaſſen 
ſind Kirchenbeamten: Rector und ordinirter Hülfsprediger mit 377 Thlr. Eiukom⸗ 
men, Cantor und Organiſt mit 222 Thlr., Küſter mit 192 Thlr., der vierte Lehrer 
mit 192 Thlr. Einkommen. Dieſer und der Küſter haben ihre Bildung auf den 
Seminarien zu Kamin und Pölitz in der Regulativzeit erhalten. I. oder Rector⸗ 
klaſſe nur für Knaben 57 an der Zahl; II. oder Cantorkl. für 46 Knab. und 
32 Mädch. 78 Kinder; III. oder Küſterkl. nur für Mädchen 60 an der Zahl; 
IV. oder Grundkl. mit 39 Knab., 43 Mädch. = 82 Kinder. 

Geſammt⸗Frequenz der Schule: 142 Knaben, 135 Mädchen . 277 Kinder. 

In der erſten Knabenkl. wird Unterricht im Turnen ertheilt. Dagegen werden 
die Mädchen in keiner Klaſſe in weiblichen Handarbeiten unterrichtet. 

(Man vergl. L. B. a. a. O. S. 426 —428). 


II. Synode Freienwald. 
Aus dieſer Synode war bis zum 1. März 1869 der betreffende Bericht noch 
nicht bei der Königl. Regierung eingegangen, daher in Bezug auf die — 
4. Schule zu Freien wald Nachrichten über den Zuſtand am Schluſſe des 
Jahres 1868 nicht eingeſchaltet werden können. 
(Man vergleiche L. B. a. a. O. S. 361.) 


— — 


Nachtrag 
zur hiſtoriſchen Beſchreibung der Kreiſe Greifenhagen und Piritz. 
(Landbuch, II. Theil, Band III.) 
Das Schulweſen in den Städten dieſer Kreiſe nach deſſen Zuſtande 
am Schluſſe des Jahres 1868 betreffend. 


Greifenhagenſcher Kreis. 
Synode B ahn. 
1. Schule zu Bahn beſteht aus 7 Klaſſen, und zwar aus 2 Knaben⸗ und 
2 Mädchenklaſſen und aus 3 gemiſchten Klaſſen für Knaben und Mädchen. Alle 
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Lehrer haben Seminarbildung, auch der Rector, welcher Lehrer der I. Knabenkl. und 
Organiſt der Bahner Stadtkirche iſt; der Küſter hat die II. Knabkl., der Cantor die 
I. Mädchenkl., ein Lehrer die II. Mädchenkl. Dieſer und die Lehrer von zwei ge⸗ 
miſchten Grundkl. ſind nach den Regulativ⸗Vorſchrifteu für das Schulamt vorbereitet 
worden. Einkommen der Lehrer und Frequenz ihrer Klaſſen: Rector 385 Thlr. 
J. Knabenkl. 54 Schüler.; Küſter 284 Thlr. II. Knabenkl. 71 Schüler; Cantor 
300 Thlr. I. Mädchenkl. 64 Schülerinnen; 1ſter Lehrer 225 Thlr. II. Mädchenkl. 
70 Schülerinnen; 2ter Lehrer 250 Thlr. I. gemiſchte Grundkl. 66 Knab. 33 Mädch. 
99 Kinder; Iter Lehrer 200 Thlr. IIa. gemiſchte Grundkl. 59 Knab. 40 Mädch. 
90 Kinder; 4ter Lehrer 230 Thlr. IIb. gemiſchte Grundkl. 44 Knab. 54 Mädch. 
Kinder. 

Geſammt⸗Frequenz der Schule: 294 Knaben 261 Mädchen .. 555 Kinder. 

Den Schülern der I. und II. Knabenkl. wird in je 2 Stunden Unterricht im 
Turnen ertheilt, und den Schülerinnen der I. und II. Mädchenkl. Unterricht in 
weiblichen Handarbeiten, der von einer interimiſtiſch angeſtellten Lehrerin, gegen 
eine jährliche Remuneration von 50 Thlr., gegeben wird. 

Das Beſetzungsrecht der Lehrerſtellen ſteht dem Magiſtrate zu, mit Ausnahme 
der Stelle für die I. gemiſchte Grundkl., deretwegen die Ausübung dieſes Rechts 
zwiſchen dem Könige, vertreten durch die Königl. Regierung zu Stettin, und 
dem Magiſtrate abwechſelt. 

(Man vergl. L. B. II Th. Bd. III, S. 29, 299, 304). 


2. Schule zu Fiddichow beſteht ebenfalls aus 7 Klaſſen, die jedoch alle ge⸗ 
miſcht ſind. 2 Lehrerſtellen, die von Kirchenbeamten verwaltet werden, Rector, 
welcher in Verhinderungsfällen der Geiſtlichen dieſe zu vertreten hat, und der Cantor 
und Organiſt werden vom Könige, durch die Königl. Regierung zu Stettin, berufen; 
für die 5 übrigen Lehrerſtellen iſt das Beſetzungsrecht beim Magiſtrat. Einkommen 
der Lehrer, vom Rector, der gelehrte Bildung genoſſen hat, abwärts: 420, 280, 270, 
270, 230, 200, 200 Thlr. Frequenz der Klaſſen, von der erſten abwärts: 52, 85, 
51, 68, 80, 96, 107 Schüler und Schülerinnen. 

Geſammt⸗Frequenz der Schule: 262 Knaben 287 Mädchen . 549 Kinder. 

In der I., II., III. und V. Klaſſe wird von den Knaben geturnt, in der 
IV. Klaſſe nur von den älteren Knaben, in den zwei Grundklaſſen unterbleibt der 
Turn⸗Unterricht. Die Mädchen in den Klaſſen I., II., III. und V. werden in weib⸗ 
lichen Handarbeiten unterrichtet, in der Klaſſe IV. und den Grundklaſſen aber nicht. 

(Man vergl. L. B. II. Th. Bd. III., S. 29, 311, 312). 

Special⸗Schul⸗Inſpector der Schule zu Bahn iſt der Superintendent Müller 
daſelbft, und Special⸗Inſpector der Schule zu Fiddichow, fo wie der beiden übrigen 
Schulen der Fiddichower Parochie, zu Amt und Vorwerk Fiddichow, und zu Nipper⸗ 
wieſe, der Diaconus Rautenburg zu Fiddichow. 

Die Schultabellen ſind der Königl. Regierung vom Superintendenten der 
Bahner Synode, Müller, unterm 5. Januar 1869 eingereicht. 


Synode Greifenhagen. N 
Die Schule zu Greifenhagen iſt zweitheilig, indem fie aus einer Haupt- 
und einer Nebenſchule beſteht. Für beide Schulen hat der Magiftrat das Recht 
der Beſetzung ſämmtlicher Lehrerſtellen. Special⸗Schul⸗Inſpector iſt der Prediger 
Bartelt. 
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Die Hauptſchule iſt aus 6 Knaben⸗, 5 Mädchen- und 4 gemiſchten Grund⸗ 
klaſſen zuſammengeſügt. 2 Knabenklaſſen zerfallen in je 2 Coeten, 1 Mädchenklaſſe 
desgleichen, und mit den Grundklaſſen, deren eigentlich 2 errichtet wurden, verhält 
es ſich ebenſo. Die Lehrer der zwei erſten Knabenklaſſen ſcheinen auf Univerſitäten 
geweſen zu ſein — im Bericht des Predigers Bartelt iſt es nicht ausdrücklich ge⸗ 
ſagt — mindeſtens ſind ſie von einer wiſſenſchaftlichen Prüſungs⸗Commiſſion geprüft. 
Die übrigen Lehrer ſind Seminariſten geweſen, 3 unter der Herrſchaft der Regulative. 
Ein Lehrer iſt durch Privat⸗Unterricht gebildet. Zwei Lehrer der Hauptſchule be⸗ 
kleiden ein Kirchenamt. Mit Ausnahme des Lehrers der erſten Knabenkl., der erſt 
ſeit Oſtern 1868 im Amte iſt, ſind ſämmtliche Lehrer mit Vocation angeſtellt. Das 
Einkommen der Lehrer von oben nach unten iſt, wie folgt: 

Lehrer der Knabenkl.: 300, 521, 470, 600 Thlr. (Cantor und Organiſt), 
325, 250 Thlr. 

Lehrer der Mädchenkl.: 400, 365 (Küſter), 300, 325 (Turnlehrer), 250 Thlr. 

Lehrer der gemiſchten Kl.: 225, 233 ¼, 200, 233% Thlr. 

Frequenz der Knabenklaſſen: 28, 38, 48, 47, 69, 57, 


rn, eee eee eee 287 Knab. 
Frequenz der Mädchenklaſſen: 40, 47, 57, 46, 56, 
zufammen . „„ ee 
533 Kinder. 
Frequenz der gemiſchten Klaſſen: 38, 41, 38, 32, 
zuſammen „„ 
und . eh yeah T. e AT s; 
zuſammen 8 bee ii. at. e lee. 
— 203 Kinder. 


Die Nebenſchule beſteht aus der obern Knabenkl. mit 68 Schülern, der 
obern Mädchenkl. mit 54 Schülerinnen, der Mittelkl. mit 46 Knaben und 35 Mädchen 
— 81 Kindern, und der Grundkl. mit 41 Knaben und 48 Mädchen — 89 Kindern. 
Die Lehrer ſind Seminariſten in der Vorregulativ⸗Zeit geweſen. Ihr Einkommen 
beträgt: in der obern Knabenkl. 350 Thlr., in der obern Mädchenkl. 139 Thlr., 
in der Mittelkl. für Knab. und Mädch. 345 Thlr., der betreffende Lehrer iſt gleich- 
zeitig Currendeführer. Die Lehrerſtelle der Grundklaſſe iſt ſeit 1. Oktober 1868 
vacant und wird interimiſtiſch durch einen Präparauden bekleidet. 

Frequenz der Nebenſchule: 155 Knaben, 137 Mädchen. . 292 Kinder 

75 beider Schulen: 591 „ 517 „ . 91108 , 

Geturnt wird mit den Schülern der 6 Knabenklaſſen der Hauptſchule, nicht 
aber mit denen der gemiſchten Klaſſen, auch nicht mit den Knaben der Nebenſchule. 
Für weibliche Handarbeiten iſt eine Lehrerin mit 100 Thlr. Gehalt angeſtellt. Sie 
gibt Unterricht in ſämmtlichen Mädchenklaſſen der Haupt- wie der Nebenſchule, 
nicht aber den Mädchen in den gemiſchten Klaſſen. 

Die Schultabelle, aus welcher das Vorſtehende ein Auszug iſt, iſt von dem 
Superintendenten der Synode Greifenhagen, Schultz Prediger zu Kl.⸗Schönfeld, 
der Königl. Regierung unterm 7. Januar 1869 eingereicht. 

(Man vergl. 8:8. II Th. Bd. III., S. 272— 274). 


Synode Kolbaz. 
Die Schule im Fleckenartigen Pfarrdorfe Neü mark, bei der dem Könige das Be⸗ 
rufungsrecht gebührt, beſteht aus 2 gemiſchten Klaſſen. Die erſte Klaſſe enthält 37 Knab. 
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51 Mädch., 88 Kinder. Ihr Lehrer iſt der Küſter, dem der Cantor-Titel beigelegt 
iſt, er beſchäftigt ſich mit Präparanden⸗Ausbildung und treibt Bienenzucht. Sein 
Einkommen iſt zu Thlr. 302. 3. 11 Pf. abgeſchätzt. Der zweite Lehrer, der im 
Seminar zu Kamin unter den Vorſchriften der Regulative ſeine Studien gemacht 
hat, beſchäftigt ſich nebenbei mit Privatunterricht und Obſtbaumzucht. Er iſt zu⸗ 
gleich Turnlehrer für die Knaben der erſten Klaſſen. Sein Einkommen beträgt 
159 Thlr. Dieſe zweite Klaſſe hat 51 Knaben, 46 Mädchen, 97 Kinder. Die 
Mädchen der erſten Klaſſe erhalten Unterricht in weiblichen Handarbeiten. 
Frequenz der ganzen Schule: 88 Knaben, 97 Mädchen. . . 185 Kinder. 


Nach den Schultabellen der Synode Kolbaz, welche der Superintendent Zietlow, 
Prediger zu Neümark, der Königl. Regierung zu Stettin unterm 21. Januar 1869 
eingereicht hat. 

Man vergl. L.⸗B. II. Th. Bd. III., S. 333). 


Piritzer Kreis. 


Synode Piritz. 

Die Schule zu Piritz, deren Patron der Magiſtrat, und der Schulinſpector 
der Oberprediger Berg, an der Maurituskirche, iſt, zerfällt in 17 Klaſſen, deren 
Vertheilung in getrennte Knaben, Mädchen- und gemiſchte Klaſſen, in Ober-, 
Mittel⸗ und Grundklaſſen der Bericht des Schul-⸗Inſpectors unerörtert gelaffen hat. 
Ebenſo ſchweigt der Bericht über die Frequenz der einzelnen Klaſſen. Summariſch 
führt er die — 

Frequenz auf der ganzen Schule: 421 Knaben, 494 Mädchen . 915 Kinder. 

Die Schule kennzeichnet ſich in den Oberklaſſen als höhere Bürgerſchule, da 
in derſelben 4 Lehrer wirken, welche Univerſitäts-Studien gemacht haben, die 13 
übrigen find auf pommerſcheu Seminarien theils zu Stettin, theils im Ottoſtift⸗ 
Piritz, theils in Kamin und Pölitz zum Schulamte ausgebildet worden. Die meiſten 
Lehrer ſtehen im vorgerückten Lebensalter; 4 jedoch find junge, unter dem Ein- 
fluß der Regulative ſtehende Leüte. Das Einkommen der Lehrer iſt angegeben, wie 
folgt: Rector und Hülfsprediger an St. Mauritius 640 Thlr., zweiter gelehrter 
Lehrer, Courector, 400 Thlr.; dritter 500 Thlr.; vierter, der auch den Titel Con⸗ 
rector führt, und zugleich Prädicant an der St. Spiritus⸗Kirche, iſt, 400 Thlr. 
Die Lehrer mit Seminar⸗Bildung folgen hinſichts ihres Einkommens fo aufeinander: 
Erſter Lehrer, zugleich Cantor und Organiſt, 405 Thlr.; zweiter, zugleich Küſter, 
342 Thlr.; dritter 310 Thlr.; vierter 300 Thlr.; fünfter, auch Küſter, 364 Thlr.; 
die folgenden 8 Lehrer, der Reihe nach, 260, 260, 260, 200, 200, 200, 200, 
200 Thlr. Geturnt wird, ob mit den Knaben aller Klaſſen, läßt der mangelhafte 
Bericht des Schul⸗Inſpectors unerörtert. Ein Gleiches muß von dem Unterricht 
in weiblichen Handarbeiten geſagt werden, für den zwei Lehrerinnen angeſtellt ſind, 
die eine mit Vocation und 120 Thlr., die andere interimiſtiſch, mit 60 Thlr. Remu⸗ 
neration. 

Die Schultabelle iſt von dem Superintendenten der Piritzer Synode, Schlich⸗ 
ting, Prediger zu Beiersdorf, der Königl. Regierung unterm 6. Februar 1869 ein⸗ 
gereicht worden. 

(Vergl. L ⸗B. II. Th. B. III., S. 520523). 


Die Schule zu Altſtadt⸗Piritz und Stadtrecht iſt zweiklaſſig. Der erſte 
Lehrer, welcher zugleich Cantor und Organiſt auch Hülfslehrer am Pirritzer 
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Seminar iſt, hat 25 Knaben, welche turnen, 28 Mädchen, 53 Kinder in ſeiner 
Klaſſe und Thlr. 179. 24. 7 Pf. Einkommen; der zweite Lehrer 42 Knab., 29 Mädch., 
71 Kinder, und ein Einkommen von 150 Thlr. excl. Wohnung. 

(Vergl. L.⸗B. II. Th. Bd. III., S. 586). 

Frequenz der Stadtſchule und der Altſtadt⸗Piritzer Schule: 488 Knaben, 
RR e ne ee 1039 Kinder. 


Synode Werben. 

Die Schule im Flecken Werben, unterm Patronat des Königs, iſt zwei⸗ 
klaſſig. An der erſten Klaſſe iſt der Cantor, Organiſt und Küſter Lehrer. Sein 
Einkommen iſt zu 220 Thlr. abgeſchätzt. Die Klaſſe zählt 26 Knab., 29 Mädch., 
55 Kinder. Der Lehrer der zweiten Klaſſe hat kein Kirchenamt, ſein Einkommen 
be 122 Thlr. und ſeine Klaſſe wird von 24 Knab., 37 Mädch., 61 Kinder 
beſucht. 

Frequenz beider Klaſſen: 50 Knaben, 66 Mädchen. . . 116 Kinder. 

Die Knaben in beiden Klaſſen erhalten Turnunterricht, die Mädchen aber 
keinen Unterricht in weiblichen Handarbeiten. 

Von dem Superintendenten Gercke, Prediger zu Werben, der Königl. Regie⸗ 
rung eingereicht am 11. Februar 1869. 

(Vergl. L.⸗B. II. Th. Bd. III., S. 576, 577). 


— — 


Denkmäler aus flawifcher Zeit). 


Zwiſchen den beiden Hauptburgen Stargard und Belgard auf der Gränze der 
Länder Stargard und Maſſow hatte, nach urkundlichen Angaben des 13. Jahrhun⸗ 
derts ), früher eine Feſte Namens Pezik oder Peßik gelegen. Herzog Barnim I. 
ſagt in der Gränzbeſchreibung des Landes Maſſow vom Jahre 1269: de ponte 
Brunonis sursum versus Poloniam super stagnum Pezik ubi castrum fuerat. 
Darum ſuchte Dreger den Ort öſtlich von Braunsforth am See Woda Swinas) 
der von Altenfließ her, dem Vorwerk Rückwerder gegenüber eine Erdzunge macht. 
Von da ſoll, einer alten Sage nach, vor Zeiten eine Brücke auf das entgegenſte⸗ 
hende Ufer geführt haben.“) So hätte die Burg eine ähnliche Beſtimmung gehabt, 
wie Karbe, an der Plöne?). Quandt findet Pezik weiter abendwärts am weſtlichen 
Ufer des Pätſch⸗Sees zwiſchen Kizig und Mulkentin. Ein ſteiler, im Oſten durch 
den See, gegen Weſten und Südoſten durch ein Thal ſcharf abgeſchnittener Hügel, 
der nur nach Südoſten ſich verflacht, bezeichnet muthmaßlich die Stelle des alten 
Schloſſes.“) Dieſe Anſicht ſcheint vor der Dregerſchen den Vorzug zu verdienen, 
obwol auch die Stelle an der Woda Swina, ſelbſt wenn ſie nicht Pezik wäre, der 
Beachtung werth fein dürfte; fie ſowol, als der Hügel am Pätſch-See liegen in 
der Richtung des Pommerſchen Landwehrs. Pezik war älter als das 13. Jahr⸗ 
hundert: es iſt anzunehmen, daß die Burg in jenes Syſtem der Befeſtigungen ge⸗ 
gehörte, welche ſich am Saume des Gränzwaldes hinzog. 


) Ludwig Gieſebrecht, die Landwehre der Pommern und der Polen zu Anfang des 
12. Jahrhunderts; in Balt. Stud. XI, 1, 180 ff. — 2) Dreger, Cod. 552. — ) Ebenda, 
554, Anmerk. a. — ) Brüggemann II, 1, 284. — ) L. B. Th. II, Bd. III, 802. — 6) Balt. 
Stud. X, 1, 165, 166. — 
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Oſtlich von Stargard und ſüdlich vom muthmaßlichen Pezik am Pätſch⸗See 
ſah man im Jahre 1826 am nördlichen Ende einer Hügelreihe, die in Geſtalt eines 
Halbmondes zur rechten Seite des Weges von Wulkow nach Panſin mit ihren 
beiden aüßerſten Enden an das rechte Krampehl Ufer hinanzieht, mehrere Wälle 
und Gräben, die den gemeinſchaftlichen Namen des Burgwalls von Wulkow 
führte. Es war ein hochgelegener, auf allen Seiten umwallter Raum, ein Oblongum, 
das ſich von Nordweſt nach Südoſt erſtreckte, und deſſen beide längere Seiten aus⸗ 
gebogen waren. Die Länge betrug 260 Schritte, die Breite am Nordweſtende, der 
Eingang, 80, in der Mitte 100, an der Südoſtſeite 55 Schritte. Bei zwei Drit⸗ 
theilen der Länge, vom Eingange an gerechnet, zog ſich von einem der langen 
Seitenwälle nach dem andern ein Querwall, der das Ganze in zwei Raüme theilte, 
einen größern vordern, dahinter einen kleinern. Dicht neben der hintern Seite 
des Querwalls befand ſich ein mit ihm parallel laufender, 10 Schritte breiter Gra⸗ 
ben, der zugleich die beiden langen Seitenwälle durchſchnitt. Ein gleicher Graben 
trennte den Burgwall von der Hügelreihe, an deren Ende er lag. Von Innen hatten 
die Wälle keine ſonderliche Höhe, von Außen ragten ſie vielleicht 30 Fuß über den 
Krampehl empor. Sie waren, wie die Gräben und der innere, doppelte Burgraum 
mit Gras, Heidekraut und Geſtraüch bewachſen; nirgend fanden ſich Steine, außer am 
Eingange. Zu deſſen rechter und linker Seite lagen ſie terraſſenförmig aufgeſchichtet, 
vermuthlich um das Nachſchießen des Erdreichs zu verhindern). Brüggemann ge⸗ 
denkt eines nach Panſin gehörigen Burgwalls, der ehemals befeſtigt geweſen ſei 
und vom Krampehl in hohen Ufern umfloſſen werde?); dies kann kein anderer als 
der Wulkower Burgwall ſein. 


Anderthalb Meilen vom Wulkower Wall in nordöſtlicher Richtung findet ſich 
ein anderer, der Bücher Burgwall, rechts am Wege, der von dem Kloſterdorf 
Büche nach Voßberg führt, in einem Erlenſumpfe, nahe dem ſ. g. Zigeünerpoſten, 
wo der Weg von Marienfließ nach Voßberg ſich mit dem Bücheſchen vereinigt. 
Früher umgab ihn die jetzt abgeholzte Marienfließer Forſt, ſo wie die nach Wolters⸗ 
dorf gehörige Holzung; daher möglich, daß er bei Anlegung der Marienfließer 
Colonie eingeebnet worden iſt. In der Gegend nannte man den Wall die Schwe⸗ 
denſchanze. Er war nicht von bedeütendem Umfange. „Wenn mir recht iſt,“ fügt 
der Berichterftatter ?) hinzu, denn er ſpricht nicht nach unmittelbarem Anſchauen, 
ſondern aus der Erinnerung, „war die Form die eines Rechtecks, etwa 40 —60 
Schritte lang, und nicht ganz ſo breit. Daß ſein Entſtehen weit über den 30jährigen 
Krieg hinaus reicht, dürfte auch dadurch können erwieſen werden, daß in der Mitte 
des vom Wall umſchloſſenen Raumes drei im Dreieck ſtehende ſehr große Eichen ſich 
befanden, die aber jetzt, ſoviel ich mich erinnere, nicht mehr verhanden ſind.“ 


In weſtlicher Richtung vom Bücher Burgwall erwähnt ſchon Brüggemann ein 
anderes Denkmal der Art bei Uchtenhagen, an dem, wie beim Wulkow⸗Panſiner 
Wall, der Krampehl gleichfalls vorüber gehe “). Eine ſpätere Nachricht aus dem 
Jahre 1818 gedenkt zwiſchen Uchtenhagen und Schönebeck, alſo am linken Ufer des 
genannten Fluſſes, eines ſteinhügeligen Raumes, der von einem hohen, ſteilen, 


) Bericht des Gymnaſtallehrers Granzin in Stettin. Neüe Pomm Prov. ⸗Blätter, II, 
228. — e) Brüggemann IL, 1, XVII. — 9) Profeſſor Hering in Stettin: Mittheilung vom 
31. Auguſt 1845. Balt. Stud. XI., 2, 145. — 10) Brüggemann, II., 1, XVII. — 
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kreisförmigen Walle umringelt, faſt auf der höchſten Spitze des Berges liegt 11). Man 
wird ihn für einerlei mit jenem Burgwall halten müſſen. 

Nicht weit davon, unweit Beweringen, lag im Jahre 1826, auf einem 
höhern Punkte noch ein Burgwall, an deſſen Fuße ein geraümiger, mit Schilf be⸗ 
wachſener Teich von angeblich nicht ergründeter Tiefe“), eine Meinung, welche 
der Volksglaube von unzähligen Binnenwaſſern in Pommern und Meklenburg 
hegt !“). 

Sind die beiden zuletzt erwähnten Burgwälle nach derſelben Regel angelegt, 
welche in der Anlage des Muſcheriner, im Piritzer Kreiſe“) und des Wulkower 
offenbar wird, ſo müſſen hinter ihnen, zwiſchen Pezik und Belgard zwei andere, 
ſtärkere Feſten gelegen haben. Eine von ihnen könnte Daber geweſen ſein, doch 
ermangelt die Annahme noch feſterer Begründung. 

Weiter oſtwärts von Beweringen gehen vollends alle Nachrichten von alter⸗ 
thümlichen Befeſtigungen, jetzt oder früher vorhandenen, aus. Nur die unbeſtimmte 
Kunde verlautet, im Klanziger Forſtrevier an der Gränze des Dramburger 
und Schivelbeiner Kreiſes ſeien zahlreiche, ſehr große, wohlerhaltene Burgwälle ). 
Genau verfolgen läßt ſich alſo bis jetzt das Landwehr nicht weiter; doch iſt kaum 
glaublich, daß alle Spuren ſeiner Exiſtenz bereits verſchwunden ſeien. Vielleicht 
hat es bisher an Beobachtern und Berichterſtattern gefehlt. Möchten die Inſaſſen 
der Kreiſe Sazig, Naugard, Regenwald, Dramburg, Schivelbein und Belgard den 
Gegenſtand ihrer Aufmerkſamkeit werth halten, fo lange es noch Zeit ift, und 
wenigſtens die Kunde von den Reſten des Altpommerſchen Gränzwehrs retten, wenn 
dieſe ſelbſt auch vor der zunehmenden Kultur des Bodens mit jedem Jahre un⸗ 
ſcheinbarer werden. Hier liegt ein Abſchnitt der Landesgeſchichte vor, über den 
Pergamente keinen nähern Aufſchluß geben, für den auch der Buchgelehrte nichts 
weiter thun kann; die Männer, welche die heimiſchen Feldmarken bauen und kennen. 
die ihren Geſchäften nachgehend, Forſt und Flur durchſtreifen, das ſind die Ge⸗ 
ſchichtsforſcher, deren es hier bedarf. 

Vielleicht lag vor den nachgewieſenen Burgwällen noch eine dritte Reihe 
von Befeſtigungen, doch ift bisher erſt auf zwei oder drei Punkten eine Anlage der 
Art bekannt geworden. Südlich von Wudarge, wo die Goldbeckſche Feldmark mit 
der Tornowſchen zuſammen ſtößt, iſt ein ziemlich hoher Berg, welcher der Burg⸗ 
wall genannt werde: fo berichtete Brüggemann im Jahre 17846). Eine Beſtäti⸗ 
gung dieſes Wudarger Burgwalls ergab ſich 1826. In dieſem Jahre fand 
ſich zwiſchen Wudarge und Goldbeck noch ein Kreis durch Menſchenhände aufge⸗ 
worfener Erdhügel, der einem Burgwalle ähnlich war, auch wol kein anderer ſein 
kann, als der von Brüggemann bezeichnete; man nannte ihn aber nun die Schweden⸗ 
ſchanze ), wie es gemeinhin von den Nachbarn derartiger Umwallungen zu ge⸗ 
ſchehen pflegt, deren Gedächtniß, nach Hörenſagen, nicht über die Periode des 
30jährigen Krieges hinauszugehen pflegt. Kaum dürfte daran zu zweifeln ſein, 
daß an der Stelle, wo, nach Chriſtianiſirung der Pomorskaja Semlja, die Burg 


) Bericht des Pfarrers Golcher in Alt⸗Damerow an die Königl. Regierung in Stettin 
vom 12. Juli 1818, auch abſchriftlich in den Akten der Gef. für Pomm. Geſch. und Alter: 
thumsk. Balt. Stud. XI., 1, 185. — 12) Berichte des Gymnaſiallehrers Granzin und des 


Pfarrers Golcher. Neüe Pomm. Prov. Bl. I., 13; II., 228. — ) Grimm, Deütſche 
Mythol. 2 Ausg. I., 564. — ) L. B Th. II., Bd. III., 803. — ie) Schreiben des Ober⸗ 
förſters Moye in Klanzig vom 21. September 1836. — de) Brüggemann, II., 1, 251. — 


) Mittheilung des Prof. Hering in Stettin. Neüe Pomm. Prov.⸗Bl. II., 221. — 


Denkmäler aus flawiſcher Zeit. 169 


Sazig in Maſſivbau errichtet wurde 15), eine altſlawiſche Befeſtigung geweſen ſei. 
Eine Meile ſüdlich von Sazig liegt, unfern der großen Ihna, die Domaine 
Ra venſtein. Zum Gebiet derſelben gehört eine Umwallung, die ausdrücklich als 
Burgwall bezeichnet wird. Man nennt ſie aber auch den Weinberg. Ohne Zweifel 
wurde am ſüdlichen Abhange des Hügels in päpſtlicher Zeit Wein gebaut, und ein 
— Krätzer erzeügt, der zum gottesdienſtlichen Gebrauch bei der Meſſe ausreichen 
mußte. Domainen⸗Fiskus hatte den mit Gras bewachſenen Burgwall im Jahre 
1840 für einen jährlichen Pachtzins von 1 Thlr. 10 Sgr. verpachtet, und die 
75 Baumſtämme, welche darauf geſtanden, fällen laſſen und verkauft ). Man 
kennt auch einen Burgwall bei Neü⸗Prilup im Piritzer Kreife Sr 
Die Burgwälle waren in dem Vertheidignngsſyſtem des Landes geringere 
Feſten, gleichſam Außenwerke, wenn auch weit entlegene, der größeren Plätze, zu 
denen ſie ſichtbar in beſtimmter Beziehung ſtanden. Was von ihnen jetzt noch vor⸗ 
handen, ſind nur die Unterbaue höher aufgeführter Wände aus Balkenlagen und 
Raſen; Thore führten hinein, auf denen mitunter noch wieder hölzerne Thürme 
ſtanden. Von den größeren Plätzen unterſchied ſie, daß ſie keine Suburbien hatten, 
keine Bewohner, nicht einmal beſtändige Beſatzungen; nur im Kriege wurden ſie 
bemannt und dienten zum Sammelplatz der Zerſprengten, wenn man in offener 
Feldſchlacht beſiegt worden war. So ſchildert Saxo, der Däne, die Feſten Arkon 
und Karenz 20), auf Rügen, die als Burgwälle noch beſtehen. 

Es iſt möglich und, ungeachtet bisher keine beſtimmten Angaben eingegangen 
ſind, höchſt wahrſcheinlich, daß noch weiter vorwärts, näher dem Landwehr der 
Polen, Schanzen und Wälle in mehr denn einer Reihe vorhanden waren, daß dieſe 
Linien in dem langwierigen Kampfe der Polen und Pommern von den letzteren 
nur allmälig aufgegeben wurden, bis keine mehr zu vertheidigen blieb, als die von 
Piritz, Karbe, Stargard, Pezik und Belgard. Denn wie ſchauerlich den Bamberger 
Heidenboden zu Anfang des 12. Jahrhunderts die Wildniß zwiſchen den Marken 
Polens und Pommerns erſchien, ſie war kein Urwald auf nie von Menſchen be⸗ 
bautem Boden. Das bezeügen die Gräber und Grabmäler vorchriſtlichen Ur: 
ſprungs, die ſich auf dieſem Raume finden. i 

Einzelne Steinfegel, wie ein folder in einer Urkunde von 1254 in deserto 
quod dicitur Sarethieze circa Drauwam fluuium — zwiſchen Draheim, Falkenburg 
und Dramburg, an der Drawe, Drage gelegen?) — erwähnt wird, würden nicht 
viel bedeüten; es war Pommerſche Sitte, die Todten in Wäldern oder auf freiem 
Felde zu beſtatten 2). Aber es ſind, wie ſchon ein Mal angemerkt, (L. B. II. Th. 
Bd. III., 803), um die Feſten des Landwehrs, und um die Burgwälle vor ihnen 
ausgedehnte Todtenfelder wahrgenommen. So auch im Saziger Kreiſe ſind dem 
Burgwall von Wulkow zunächſt die Gräber bei Wulkow ſelbſt, bei Carolineuthal 
und Panſin; in der Nähe des Uchteuhagener Walles bei Dalow; in der Gegend 
des Burgwalls von Beweringen bei Steinhöfel, jenſeits Freienwald, bekannt ge⸗ 
worden“). Die Burgwälle von Wudarge und Ravenſtein haben, ſo viel bis jetzt 


10) L. B. II. Th. Bd. IV., 432. — 193) Präſtations⸗Tabelle des Domainen⸗Rentamts 
Marienfließ vom Jahre 1840. In der Registratur der Königl. Regierung zu Stettin, Abth. 
für directe Steüern, Domainen und Forſten. — 1d) Balt. Stud. XII, 1, 182. — 20) Saxo, 
742, 841. — 2) Dreger, Cod. 350, 351. — 22) Chron. Ursp. 1125. — 2°) Die Gräber von 
Steinhöfel, erwähnt Beckmann, hiſtor. Beſchreib. der Kur und Mark Brandenburg, I., 
264, beſtätigt durch ein Schreiben des Beſitzers von Steinhöfel, Landraths v. Waldaw, vom 
4. Dezember 1867. Das Übrige aus Mittheilungen des Gymnaſtallehrers * = 


Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 
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bekannt geworden, in ihrer Nähe Gräber bei Goldbeck, Büche, Ravenſtein und in 
der Jakobshagenſchen Forſt entweder gehabt, oder haben fie noch gegenwärtig !“). 

Die an einer andern Stelle des L. B. — II. Th. Bd. III., 804 — ausge⸗ 
ſprochene Vorausſetzung, daß vor dem Apoſtelzuge Otto's von Bamberg, alſo vor 
dem 12. Jahrhundert, die Gegend des Pommerſch⸗Polniſchen Gränzwaldes ange⸗ 
bautes Land geweſen ſei, erhält im Saziger Kreiſe Bekräftigung durch Grabſtätten, 
welche fern von Befeſtigungen um die Ufer des Nethſtuben⸗Sees, bei Zeinicke, Klein⸗ 
Linchen, Klein⸗Grünow und Nörenberg wahrgenommen werden ), — im Dramburger 
und im Neüſtettiner Kreiſe an verſchiedenen — vermuthlich an noch ſehr vielen anderen 
Orten, von denen beſtimmte Angaben fehlen. 

Wenn Anlagen der beſchriebenen Art, ſo fern ſie aus vorchriſtlicher Zeit her⸗ 
rühren, Schlüſſe auf die internationalen Zuſtände des Volks ziehen laſſen, welches 
in jenen fernen Zeiten das Land am Meere bewohnte, ſo find es zumal Grab» 
ſtätten, welche uns über das Friedensleben einige Auskunft geben. So zahlreich 
daher dergleichen ſich in Pommern finden, ſo iſt doch eine jede Nachricht namentlich 
über Stellung, wo mehrere dergleichen vorkommen, ſehr wünſchens- und dankens⸗ 
werth, da jeder ſolche Platz einen ehemaligen Wohnort vorausſetzen läßt“). 


20) Nach Mittheilungen des Landraths v d. Marwitz, Saziger Kreiſes, und des Pro- 
feſſors Hering zu Stettin. — ») Mittheilungen des Landraths v. d. Marwitz in Stargard 
des Hauptmanns Biſchof in Nörenberg und des Pfarrers Golcher in Alt⸗Damerow. — 20) Bal., 
Stud. XII., 1, 183. 


9. Der Naugarder Kreis. 


1. Name. Die Stadt Naugard hat dieſem Kreiſe ſeinen Namen gegeben. 
Sie wird in den Urkunden erſt in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts genannt, 
nämlich in einer, zu Ueckermünd im Jahre 1268 ausgefertigten Urkunde, kraft derer 
Herzog Barnim I. dem Kloſter Grobe, in der Landſchaft Uzuam, dem ſpätern Pu⸗ 
dagla, das von demſelben erworbene Dorf Dambrowe vereignet. Von dieſem Dorfe, 
heüte Damerow, heißt es darin, daß es neben der Burg und dem Dorfe oder 
Flecken Naugard gelegen ſei und dieſe Burg dem Biſchof von Kamin gehöre, Nogart 
castrum et villa siue opidum episcopi Caminensis. In den Schriftdenkmälern 
der ſpätern Zeit wechſelt die Schreibung des Namens in manchfaltigſter Weiſe ab; 
da findet man Neügart, Newgarde, Nugarden, Nougardt, ſogar Neügarten, u. ſ. w., 
aber auch Nowgart, und dieſe Schreibung ſteht der urſprünglichen am nächſten, 
die ohne Zweifel Nowogrod oder Nowogard geweſen iſt, und dieſer ſlawiſche Name 
bedeütet im Deütſchen Neüenburg, wie Stargard auf Deütſch Altenburg heißt. In 
der ſlawiſchen Sprache ſchreibt man, je nach den Dialekten das Wort Schloß, Burg, 
bald grod, bald gard. Die letztere Form hat ſich aus der Urſprache der Ariſchen 
Völker erhalten. Im Himalaja heißen die, auf hohen, kaum erſteigbaren Felfen⸗ 
gipfeln thronenden Sitze der Haüptlinge in den einzelnen Gauen der Hochgebirgs⸗ 
welt alle Gards. Die Sprache aber dieſes Bergvolks iſt aus dem Sanskrit, der 
W Sprache Indiens, abgeleitet, welche das Volks⸗Idiom literariſch kulti⸗ 
virt hat. 

2. Territorium. Der Naugarder Kreis umfaßt die nordöſtlichſten Gegen⸗ 
den des Herzogthums Stettin. Er gränzt gegen W. an den Randow'ſchen Kreis und 
den Dammſchen See, gegen NW. an den Kaminer Kreis, gegen N, auf ganz kurzer 
Strecke zwiſchen Trutzlatz diesſeits, und Jatzel jenſeits der Gränze, an den Greifen⸗ 
berger Kreis, gegen O., längs einer Linie, die von NW. nach SD. gerichtet iſt, an 
den Regenwalder Kreis der Landſchaft Hinterpommern, gegen SD. an den Saziger 
und gegen S. an den Greifenhagenſchen Kreis. Aus dieſer Nachweiſung des Gränz⸗ 
umfangs ergibt ſich ſchon, daß die geographiſche Geſtaltung des Kreiſes ſich mit 
der geometriſchen Figur eines länglichen Vierecks vergleichen laſſe, deſſen von SW. 
nach NO. gerichtete Langſeite 6¼ Mle., die von SD. nach NW. gerichtete Breite 
im Durchſchnitt 3, Mle. mißt. Auf der gekrümmten Fläche des Erdſphäroids 
(solide de révolution der franzöſiſchen Geodäten und Geographen) liegt der Nau⸗ 
garder Kreis zwiſchen 53° 20“ und 530 49% N. Breite, er dehnt ſich mithin längs 
der Meridiane um 297 oder beinahe / Grad aus, welches Bogenmaaß einem 
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Längemaaß von 7, deütſchen Min. entſpricht. Der mittlere Meridian des Kreiſes 
ſtimmt mit dem Meridiane der Stadt Stargard, im Saziger Kreiſe, überein, und 
dieſer iſt 12° 43° öſtlich von der Pariſer, oder 1° 40“ öſtlich von der Berliner 
Sternwarte entſernt. Das Bogenmaß in Zeit verwandelt ergibt, daß es in Star⸗ 
gard und auf dem mittlern Meridian des Naugarder Kreiſes um 6 Minuten 
23 Sekunden früher Mittag iſt, als in Berlin. 

Was den Flächenraum des Kreiſes betrifft, ſo haben die früheren Angaben 
deſſelben, die meiſtentheils von ordinairen Generalkarten, welche den Umgränzungs⸗ 
zug des Kreiſes nur in unbeſtimmten und unſicheren Linien darſtellen, entnommen 
waren, auch ihre Wandlungen erlitten, wie bei den übrigen Kreiſen. Der Nachweis 
dieſer Wandlungen möge auf ſich beruhen, da wir jetzt für den Flächeninhalt eine 
Ziffer haben, die, — bis auf Weiteres, als richtig angeſehen werden kann, da ſie 
auf ausführlichem Studium der Specialkarten und Vermeſſungsregiſter der einzelnen 
Gemarkungen beruht. Die Arbeiten für die Grundſteüer⸗Veranlagung, nach Maß⸗ 
gabe des Geſetzes vom 21. Mai 1861, haben die Größe des Naugarder Kreiſes zu 
22,305 deütſchen Geviertmeilen ermittelt, die Q.⸗Mle. zu 21.5668 Mg. gerechnet. 
Hiernach iſt der Naugarder Kreis der größte unter den, öſtlich von der Oder bele⸗ 
genen 4 Kreiſen des Herzogthums Stettin, die dem Areal nach ſo aufeinander 
folgen: Greifenhagen 17,104, Piritz 18,565, Sazig 22,0, Naugard 22,305 Q. 
Min. Keiner dieſer Kreiſe hat öffentliche Waſſerflächen, die auf den Gemarkungs⸗ 
karten nicht dargeſtellt find. Man unterſcheidet alſo bei ihnen nicht Land und Waſſer, 
wie bei den meiſten Kreiſen des Herzogthums Stettin, welche auf der Weſtſeite 
der Oder liegen, als Anklam, Ukermünde, Uſedom⸗Wolin und Randow. 

Der Naugarder Kreis, wie er jetzt iſt, beſteht juſt 50 Jahre, da die Verord⸗ 
nung vom 16. Januar 1819, welche nach den, im Jahre 1818 getroffenen, Vor⸗ 
kehrungen den Regierungs⸗Bezirk Stettin und deſſen Kreis⸗Eintheilung geſchaffen, 
auch ihm ſeine Organiſation gegeben hat. 


Naugard, Schloß und Flecken, war, wie oben bemerkt wurde, ein Beſitzthum 
der Biſchöfe von Kamin, denen es wol gleich bei der Stiftung der Kirche im Land 
am Meere von dem Landesherrn beigelegt worden war. Biſchof Hermann von 
Kamin, Graf von Gleichen, belehnte im Jahre 1274 — nicht 1263, wie Brügge⸗ 
mann unrichtig angibt, — ſeinen Neffen, den Sohn ſeiner Schweſter (avunculus, 
auch nepos) den Grafen Otto von Eberſtein, der mit ſeinen Brüdern aus den, im 
Brunswieker Lande belegenen Gütern ihres unglücklichen Vaters, des Grafen Dieterich, 
den der Herzog von Braunſchweig mit dem Strange hatte hinrichten laſſen, 
vertrieben worden war, mit Burg und Flecken (oppidum) Naugard nebſt 700 
dazu gehörigen Hufen Landes. Graf Otto wurde ſo der Stifter der Pommerſchen 
Linie der Grafen von Eberſtein. Die Nachkommen nannten ſich nun, mit Beibe⸗ 
haltung ihres Geſchlechtsnamens, Herren des Landes zu Naugard, auch wol kurz⸗ 
weg Grafen von Naugard, obwol Naugard eine Grafſchaft in der eigentlichen Be⸗ 
deütung des Wortes niemals geweſen iſt. Naugard erhielt von ihnen am 30. April 
1309 ein Privilegium, und in dieſem muthmaßlich eine, den deütſchen Stadtrechten 
entſprechende Verfaſſung, weil dem Flecken durch das Privilegium vom 20. December 
1574 das Lübſche Recht beſtätigt ward. Graf Ludwig baute ein neües Schloß zu Ende 
des 16. Jahrhunderts. Was iſt, nach ihrer Wiederherſtellung, aus den Raümen 
dieſes Schloſſes geworden, in denen einſt ritterliche Spiele aufgeführt, der ſüßen 
Minne gehuldigt und dem Gotte Bacchus ſo manches Opfer gebracht wurde, was 
iſt aus ihnen im 19. Jahrhundert geworden? 
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Maſſow ſoll, wie Brüggemann will, in der Mitte des 13. Jahrhunderts an⸗ 
gelegt ſein, ob von Söhnen eines deütſchen Geſchlechts, welches von dieſem Orte den 
Namen annahm, ſagt er nicht. Schon vor der Mitte des Jahrhunderts kommt 
der Ort in den Urkunden vor, nämlich 1233, in welchem Jahre urkundlich ein Pfarrer 
Bertram zu Maſſow erſcheint, ſodann 1253 zuerſt der Ritter Conradus de Maſſow, 
der von da ab bis 1274 genannt wird und der Stammvater des noch heüte blühen⸗ 
den Geſchlechts der Maſſow iſt. Burg und Stadt (Castrum et civitas) Maſſow 
kam frühzeitig an das Bisthum Kamin, nach Brüggemann durch Verkauf jenes 
Ritters Conradus an den Biſchof Hermann. Zwiſchen dieſem Biſchof und dem 
Herzoge Barnim I. wurde 1259 ein Vergleich wegen der Gränzen der beiderſeitigen 
Länder Maſſow und Stargard geſchloſſen, und 1260 entſagte der Herzog allem 
ſeinem Recht und dem Obereigenthum (proprietas) an dem Lande Maſſow gegen 
Gewährung einiger Zehnten und Erlaß von Kriegsſchadenerſatz. Nichts deſto weniger 
ſieht man Maſſow noch bis 1335 im Beſitz des nach ihm genannten ritterlichen 
Geſchlechts, deſſen Mitglieder das Land Stückweiſe dem Viſchof kaüflich überlaſſen, 
zu deſſen Tafelgütern Maſſow geſchlagen, dann aber verpfändet wird. Nach 1387 
löfte Herzog Bogiſlaw VIII. als Adminiſtrator des Stifts Kamin die verpfändeten 
Stiftsſchlöſſer und Städte Maſſow, Polnow und Arnhaüſen ein, und behielt fie, 
auch nachdem er den geiſtlichen Stand verlaſſen hatte, da ihm die ausgelegte Pfand⸗ 
ſumme nicht erſtattet wurde. 1436 einigte ſich Biſchof Sigfried von Kamin mit 
dem Herzoge Bogiſlaw IX. wegen der genannten Städte und Schlöſſer dahin, daß 
ſie dem Herzoge für die von ſeinem Vater Bogiſlaw VIII. ererbte Forderung von 
20.000 Mk. Finkenauge auf weitere 15 Jahre pfandweiſe überlaſſen wurden. Das 
Pfand verfiel aber und verblieb dem Herzoge. Das Land Maſſow wurde dann an 
die Grafen von Eberſtein und Herren zu Naugard verpfändet, namentlich er⸗ 
ſcheint Graf Albrecht v. E. ſchon 1487 als Pfandbeſitzer. 1523 belehnte Herzog 
Bogiſlaw X. den Grafen Georg I. v. E., Herrn zu Naugard, mit Stadt und Land 
Maſſow, und die Grafen fügten nun ihrem Titel den der „Herren des Landes 
Maſſow“ hinzu. Graf Wolf v. E. erbaute nahe bei der Stadt ein Schloß. Seine 
Nachkommen blieben im Beſitz der Herrſchaften Naugard und Maſſow bis mit dem, 
am 3. Dezember 1663 auf dem Schloſſe Quarkenburg, jetzt Friedrichsberg geuannt, 
erfolgten Tode des Grafen Ludwig Chriſtoph v. E. der männliche Stamm dieſes | 
edlen Geſchlechts erloſch. | 


Da Herzog Bogiſlaw XIV. bereits am 22. April 1625 feinem Schweſter⸗ 
ſohne, dem Herzoge zu Croy und Aerſpott, Ernſt Bogiſlaw, des H. R. R. Fürſten, 
Markgrafen zu Havre, Grafen zu Fontenoy und Bajou, Herrn zu Dampmartin 
und Vinſtingen, wegen der nahen Verwandtſchaft mit ihm und zur Verſüßung ſeiner 
der Religion wegen erlittenen Widerwärtigkeiten, die Anwartſchaft auf die Gräflich 
Eberſteinſchen Lehen ertheilt hatte, ſo wurde dieſer, nach dem zu Köln an der 
Spree am 17. Februar 1665 vom Kurfürſten Friedrich Wilhelm von Brandenburg, 
nunmehrigen Herzoge von Pommern vollzogenen Lehnbriefe mit den Herrſchaften 
Naugard und Maſſow, den Haüſern Quarkenburg und Vierhof und allen dazu ge⸗ 
hörigen Dörfern, Vorwerken, Schäfereien, Mühlen, Adern, Wieſen, Wäldern ıc. 
wirklich belehnt. Nach des Herzogs von Croy am 7. Februar 1684 zu Königsberg 
in Pr. erfolgten Ableben fielen dieſe Güter insgeſammt dem Lehnsherrn wieder 
anheim, welcher die dazu gehörigen Dörfer, Vorwerke ꝛc. in die landesherrlichen 
Domainen⸗Amter Naugard und Maſſow verwandelte, während die darin gelegenen 
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Städte, und zwar Naugard zu einer Immediat⸗, und Maſſow zu einer Mediat⸗ 
Stadt, erklärt wurden. 

Südöſtlich von Naugard 2 Mln. entfernt, und nordöſtlich von Maſſow 
2½ Mle. entfernt, liegt das Städtchen Daber, mit dem und dem Lande, deſſen 
Mittelpunkt es war, das Mecklenburgiſche Geſchlecht der Dewitze, Grafen zu Fürſten⸗ 
berg, ſeit der Mitte des 14. Jahrhunderts belehnt wurde, angeblich 1352 durch die 
Herzoge Wartiſlaw V. und Bogiſlaw V. Urkundlich erſcheint in dieſer Gegend 
zuerſt Graf Ulrich von Fürſtenberg 1354. Zehn Jahre nachher ſtellen „Jakob 
Greve to Vorſtenberghe und Ghernand, Brudere, und Olrick, Vicken Zone, ere 
Veddern, geheten van Dewetz“ eine Urkunde zu Daber aus. 1389 werden junior 
comes de Dewiez habitans in Dobern und „Gernold von Devs czue Dewin“ 
(derſelbe 1417: Ghernd vom Dewitze erffſeten to Dabern) genannt. Die Dewitze 
erbauten ein Schloß, deſſen ſchöne und maleriſche Ruine mit Ornamenten im 
ſpätgothiſchen Stil des 16. Jahrhunderts noch heüte ein Schmuck des Städtchens 
iſt, das dem Schloſſe als Mediatſtadt angehörte, welche dem Geſchlecht der Dewitze 
den Huldigungseid zu leiſten hatte. Der ſchloßgeſeſſenen Ritterſchaft angehörig hatten 
die Dewitze die Lehnsherrlichkeit über mehrere Aftervaſallen, wie die Prechel zu 
Maldewin und Plantekow; die Hanow zu Lasbeck, Schmelzdorf und Reſehl; die 
Süringe zu Daberkow; die Lebine zu Weitenhagen und Plantekow; die Schoellen, 
die Weiher zu Plantekow und die Klemtzowen. 


Herzog Philipp II. erließ bekanntlich im Jahre 1616 die erſte Verordnung wegen 
einer beſtimmten Kreis⸗Eintheilung für das öſtliche Pommern, jedoch mit Ausnahme des 
Fürſtenthums Kamin. Aus dieſer Kreis⸗Eintheilung erſieht man, daß fie haupt⸗ 
ſächlich nach der Lage der fürſtlichen Kammergüter angefertigt war. Dieſe wurden 
unter 10 Amtshauptmannſchaften vertheilt, welche, ihrem Weſen nach, noch heüte 
in den Staats⸗Domainen⸗Rent⸗Amtern beſtehen. Die zwiſchen den Amtshaupt⸗ 
mannſchafts⸗Bezirken ſeßhafte Ritterſchaft, mit Ausnahme der ſchloßgeſeſſenen, wurde 
zu den Kreiſen gelegt, ebenſo die mittelbaren Städte. Da die Beſitzungen der burg⸗ 
und ſchloßgeſeſſenen Geſchlechter nicht den herzogl. Amtshauptleüten untergeben 
werden konnten, ſo ſollten nach gedachter Verordnung dieſe Beſitzungen den Alten 
Kreis ausmachen. Dieſer Kreis hat aus natürlichen Urſachen nie zu Stande kom⸗ 
men können. Eines Theils würde keins der ſchloßgeſeſſenen Geſchlechter ſich dem 
Amtshauptmann eines andern Geſchlechts untergeordnet haben, andern Theils lagen 
ihre Güter zu weit auseinander, z. B. die der Flemminge nahe am Haff, die der 
Glaſenappe hinter Neü⸗Stettin, alſo beinahe 20 Mln. von einander entfernt. Aus 
dieſem 11ten Kreiſe ſind daher die ſ. g. Familienkreiſe, die Beſitzungen der ſchloß⸗ 
geſeſſenen Geſchlechter begreifend, entſtanden, und zwar: — 1) die Beſitzungen der 
Grafen von Eberftein, die Herrſchaften Naugard und Maſſow umfaſſend; — 2) der 
Dewitz'ſche Kreis; — 3) Der Flemmingſche Kreis (II. Th. Bd. VII., 3); — 4) der 
Oſten⸗ und Blücherſche Kreis; — 5) der Borkſche; — 6) der Wedelſche Kreis 
(II. Th. Bd. IV. S. 501—503). Außer dieſen richtete ſich auch das ſchloßgeſeſſene 
Geſchlecht der Manteüffel zu Arnhauſen und Polzin zu einem Familienkreiſe ein, 
eben fo das Glaſenappeſche ſchloßgeſeſſene Geſchlecht zu Polnow und Gramenz. 
Beide Geſchlechter werden hier übergangen, da ſie außerhalb des Herzogthums 
Stettin im Herzogthum Kaſchubien ihre Sitze hatten. 

Jene 6 Familienkreiſe ſind in ſpäterer Zeit auf 4 reducirt, als nach Aus⸗ 
ſterben der Grafen von Eberſtein und nach dem Tode des Herzogs Ernſt Bogiſlaw 
von Croy die Herrſchaften Naugard und Maſſow zu den landesherrlichen Domainen 
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geſchlagen und mit dem Dewitzſchen Kreiſe vereinigt wurden. Desgleichen ein⸗ 
verleibte die Familie Wedel ihren Kreis dem Saziger Kreiſe, der nun der Sazig⸗ 
Wedelſche Kreis benannt wurde. 


Jener aber hieß nunmehr der Daber⸗Naugard- combinirte Dewitzſche 
Kreis, in welchem zu Anfang des 19. Jahrhunderts 10 Mitglieder des Geſchlechts 
der Dewitze noch mit 19 Rittergütern angeſeſſen waren. Die Vorrechte, welche die 
Schloßgeſeſſenen in früherer Zeit beſaßen, ließen es nicht zu, daß ſelbſt dann, als mehrere 
ihrer Güter an andere Familien übergegangen waren, der Landrath des Kreiſes aus 
einem andern Geſchlecht, als dem ſchloßgeſeſſenen, ernannt werden durfte, und dieſe Vor⸗ 
rechte dauerten bis anf die neüeren Zeiten, in welchen der Unterſchied zwiſchen den 
ſchloßgeſeſſenen und anderen adelichen Geſchlechtern ſich allmälig verloren hat, und 
der Landrath aus einem Vertreter der Ritterſchaft, gegenüber den Anſprüchen der 
Amtleüte in den landesherrlichen Domainen, was er, der Hauptſache nach, urſprüng⸗ 
lich war, nach und nach ein beſtändiger Commiſſarius der Staatsregierung zur Voll⸗ 
ftredung der von ihr beſchloſſenen politiſchen, finanziellen und polizeilichen Maaß⸗ 
regeln geworden iſt. 

Zur Bildung des heütigen Kreiſes Naugard im Jahre 1818 hat der vorma- 
lige Daber⸗Naugard⸗Dewitzſche Kreis, beſtehend aus dem Bezirk des landesherrlichen 
Amts Naugard und dem, die Rittergüter umfaſſenden Dewitzſchen Kreis, ſein Con⸗ 
tingent ſo hergegeben, daß ſelbiges, mit Einſchluß der Immediatſtadt Naugard und 
der Dewitzſchen Mediatſtadt Daber, den nordöſtlichen Theil des Kreiſes ausmacht. 
Ausgeſchloſſen wurden jedoch vom Dewitzſchen Kreiſe, hauptſächlich um in der Kreis⸗ 
gränze eine örtliche Abrundung und zugleich in der Volksmenge eine Ausgleichung 
zu erzielen, folgende 14 ritterſchaftliche Ortſchaften, als: 


Daberkow, Lasbeck, Roggow, 
Haſeleü, Maldewin, Salmow, 
Hoffelde, Schmelzdorf, 
Hökenberg, Maſow, Schönau, Saud⸗ 
Juſtenin, Radem, Wolkow 


die dem neügebildeten Kreiſe Regenwald überwieſen, und ſomit aus dem Verband 
des Herzogthums Stettin entlaſſen find. 

Außerdem hatte der Dewitzſche Kreis Anſprüche auf gewiſſe Theile in den 
Wedelſchen Gütern Braunsforth und Marienhagen, ſo daß dieſe zweitheilig waren, 
wodurch für die Polizei⸗Verwaltung Mißſtände herbeigeführt wurden, die man dadurch 
beſeitigt hat, daß beide Ortſchaften, ihrem ganzen Umfange nach, bei der Organi⸗ 
ſation von 1818 dem Saziger Kreiſe überwieſen worden ſind. 

Aber nicht der Daber⸗Naugard⸗Dewitzſche Kreis iſt es allein geweſen, der zur 
Bildung des heütigen Kreiſes Naugard benutzt worden iſt, noch drei andere Kreiſe, 
nach der ältern Eintheilung des Herzogthums Stettin, haben beigetragen, dem 
Kreiſe ſeine gegenwärtige Umgränzung zu geben, nämlich der Saziger, der Ran⸗ 
dowſche und der Flemmingſche Kreis. 

Vom alten Sazig-Wedelſchen Kreiſe ſind im Jahre 1818 zum Naugarder 
Kreiſe gekommen: — 

Die Stadt Maſſow mit ihren Eigenthumsdörfern, welche, ſowie das Land 
Maſſow, nach dem Tode des Herzogs Ernſt Bogislaw von Croy, 1684, 
von der Herrſchaft Naugard getrennt und zu einem ſelbſtſtändigen landes⸗ 
herrlichen Amte gemacht und dem gedachten Kreiſe beigegeben worden 
war; 
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Das Amt Friedrichswald; und von — 
dem ritterſchaftlichen Theile des Kreiſes 21 Güter, nämlich: 
Benz, Faulenbenz, Hermelsdorf, Matzdorf, Schönhagen, 


Braunsberg, Jakobsdorf, Neüendorf, Speck, 

Buddendorf, Korkenhagen, Parlin, Gr. und Kl. Wachlin, 
Burow, Lübzin, Pudenzig, Wangerin, 
Großenhagen, Lütkenhagen, Reſehl, Wittenfeld. 


Von dieſen Gütern waren einige auch zweitheilig. So Braunsberg, welches 
theils Sazig⸗Wedelſchen, theils Daber⸗Dewitzſchen Kreiſes war; Burow 
und Matzdorf waren dem größten Theile nach Flemmingſchen Kreiſes. 
Eben ſo verhielt es ſich mit den Gütern Schönhagen und Speck, davon 
Air etwa zur Hälfte zum Wedelſchen und zum Flemmingſchen Kreiſe 
gehörten. 

Von landesherrlichen, zu den verſchiedenen Amtern gehörigen Waldungen 
kamen zu dem Naugarder Kreiſe: 

Die Rothenfierſche, die Sagersbergſche und die Neühausſche Forſt, vom 
Amte Naugard, zuſammen ungefähr 26.000 Mg. umfaſſend. 

Das Darzſche, Roſenowſche, Pflugradeſche und Kniephofſche Revier. 
nebſt der Neüen Kienheide, zum Amte Maſſow gehörig, zuſammen nur ca. 
1500 Mg. groß. 

Das Friedrichswaldſche, Neühausſche und Püttſche Revier, ca. 38.000 Mg. 
enthaltend, zum Amte Friedrichswald gehörig. 

Vom Randowpſchen Kreiſe find bei der Bildung des Kreiſes Naugard an 
dieſen abgetreten worden: 

Die durch den Stettiner Gränz⸗Receß von 1653, trotz der Beſtimmungen des 
Weſtfäliſchen Friedensvertrages, bei der Krone Schweden verbliebenen, und erſt in 
Folge des Stockholmer Friedens, 1720, an das Haus Brandenburg gefallenen 
Gegenden am öſtlichen Ufer der Oder, namentlich — 

Die Stadt Golnow mit ihrem Eigenthum an Dörfern, Colonien, Erbzins⸗ 
gütern, Mühlenweſen und ſonſtigen Anſiedlungen, nebſt der großen Stadtforſt, ein 
Gebiet von 2,38 Geviertmeilen enthaltend, fo wie die Ortſchaft Marsdorf, welche 
theils der St. Catharinen⸗Kirche zu Golnow und dem Hospital St. Spiritus da- 
ſelbſt, theils dem Marienſtift zu Stettin gehört; außerdem das demſelben Stift ge- 
hörige Forſtrevier Marienwald, welches an die Staatswaldungen der Reviere 
Friedrichswald und Pütt gränzt. 

Endlich hat der Flemmingſche Kreis, inſonderheit das, mit demſelben 
combinirte, Amt Stepenitz, das im Jahre 1754 angelegte Erbzinsgut Fürſtenflagge 
an den Naugarder Kreis abgetreten. 


3. Phyſiographiſcher Abriß. Der Naugardſche Kreis liegt auf der 
nordweſtlichen Abdachung des Oſtpommerſchen Höhenzuges. Daher fließen alle 
ſeine Gewäſſer der Oſtſee zu. In dieſer Beziehung iſt der Kreis, ſeiner aller⸗ 
größten Ausdehnung nach, der Oder, — bezw. dem Dammſchen See, dem Haff, der 
Divenow, — tributpflichtig, vornehmlich durch die Ihna, die Stepenitz, den Völzer⸗ 
bach; während der kleinere Theil des Kreiſes, die öſtlichen Gegenden deſſelben um⸗ 
faſſend, dem Rega⸗Gebiet angehört, vermittelſt der Zampel, die im Kreiſe entſteht, 
aber außerhalb deſſelben, im Regen walder Kreiſe, ſich in die Rega ergießt. Ihrer 
Oberflächen⸗Geſtaltung nach iſt die angegebene Abdachung theils eine ganz platte, 
theils eine wellenförmige Ebene mit breiten flachgewölbten Erdrücken, welche faſt 
durchweg der Plugſchar unterthan ſind, und mit ſanft geneigten Thalſenkungen, 
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in die ſich jene Erdrücken, meiſt ohne ſcharfe Abſätze, allmälig verlieren, vermengt, 
dieſe erfüllt mit Wieſen, Bruchniederungen, kleinen Seen und Sümpfen, welch' 
letztere jedoch theils durch natürliche Urſachen, wie u. a. Verdampfung, theils durch die 
Betriebſamkeit des Menſchen von Jahr zu Jahr an Umfang und Zahl kleiner werden. 

Unterhalb der Stadt Naugard ſenkt ſich das Erdreich in ſüdöſtlicher Richtung 
und in weſtlicher. Die erſtere iſt nur eine ſchwache und erſtreckt ſich bis an die 
Kreisgränze und zwar bis zu dem auf der Gränze der drei Kreiſe Naugard, Sazig 
und Regenwald belegenen See Woda⸗Swina. Auch die Bodenſenkung nach W. iſt, 
wie ſich aus dem weiter unten folgenden Nivellement ergibt, bis Golnow eine nicht 
ſehr ins Ange ſpringende; indeſſen hat von dieſer Stadt an der Boden entſchieden 
das Gepräge der Niederung. Überhaupt wird zur Niederung derjenige Theil des 
Kreiſes zu rechnen ſein, welcher gegen N. an den Kaminer, gegen W. und S. an 
den Randower Kreis und den Dammſchen See, und gegen O. an die Staatsforſten 
Friedrichswald und Pütt, ſowie an die Forſt der Stadt Golnow ſtößt, und ſodann 
weiterhin von der Golnow⸗Stepenitzer Straße nach O. zu gegen die Höhe abgegränzt 
wird. Von den fließenden Gewäſſern des Naugarder Kreiſes iſt — 

Die Ihna das bedeütendſte. Aus dem Saziger Lande herabſtrömend, betritt 
ſie das Gebiet des Kreiſes am Ihnazoll bei Hinzendorf, woſelbſt die Landſtraße 
von Stettin nach Maſſow den Fluß auf einer Brücke überſchreitet, welche dem 
Fiskus gehört, der die Zollerhebung daſelbſt vererbpachtet hat, ſelbſt aber 
die Brücke unterhält. Die Ihna fließt vom Ihnazoll in nördlicher Richtung 
mit etwas weſtlicher Ablenkung nach der Stadt Golnow 2 Mi. weit. Auf 
dieſer Strecke durchſtrömt ſie das große Waldrevier, welches Swantibor, Sohn 
des Kaſimir und Enkel Wartiſlaw's II. im Jahre 1220 dem Kloſter Kolbaz 
vereignete, und die Gränzen deſſelben in einer beſondern Urkunde, d. d. Kamin, 
25. März 1220, genau beſchrieb. Solitudo que terminatur in Golinog wird das 
Waldrevier in der Urkunde genannt. Es erſtreckt ſich von dem Dorfe Smirdniza, 
dem heütigen Buchholz, im Greifenhagenſchen Kreiſe unmittelbar an der Naugarder 
Kreisgränze, das gleichzeitig dem Kloſter Kolbaz verliehen wurde, bis nach Golinog, 
d. i. Golnow; und umfaßt die heütigen Staatsforſtreviere Friedrichswald und Pütt, 
die Stargarder und die Golnower Stadtforſt und das dazwiſchen gelegene Forſtrevier 
Marienwald des Marienſtifts zu Stettin, ein zuſammenhangender Waldcomplex von 
35 Geviertmeilen. Welche Ortſchaften die Ihna auf ihrem Laufe bis Golnow, 
und von da abwärts bis zur Mündung in den Damanſch, den rechten mit dem 
Dammſchen See in Verbindung ſtehenden Oder⸗Arm, in weſtlicher Richtung 1%, Min. 
weit, berührt — iſt bereits an einer andern Stelle des L.⸗B. (II. Th. Bd. IV., 6) 
erwähnt. Dieſe Ortſchaften ſind in der „Golnowſchen Ode“ des 13. Jahrhunderts, 
zum größten Theil erſt im Laufe des 18. Jahrhunderts angelegt worden. Dort 
ſind auch die Bäche genannt, welche der Ihna auf der Strecke von der Saziger 
Kreisgränze bis zur Stadt Golnow von der rechten Seite her zufließen. Hinzuzu⸗ 
fügen iſt u. a. Flüſſen noch der |. g. Kupferbach, welcher von dem wellenförmigen 
Terrain bei Jakobsdorf und Speck herabkommt, und nachdem er mehrere Mühlen 
und den Kupferhammer bei Golnow getrieben hat, dicht oberhalb dieſer Stadt 
in die Ihna fällt. Während dieſes Laufs hat der Fluß auf jeder Meile ein 
Gefälle von etwas über 10 Pariſer Fuß; um 1 Fuß ſtärker aber iſt es von 
Golnow abwärts bis zur Mündung.“) Über die Benutzung der Ihna als Waſſer 


1, „Im C Bd. II. Th. Bd IV., 7 ſteht: Golnow, unter der Stoubahnbrücke; es fol 
heißen: Steinbahnbruͤcke. 
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ſtraße von Stargard, inſonderheit von Golnow bis zur Mündung in den Damanſch 
bei Kamelsberg iſt ebenfalls ſchon im L. B. (a. a. O. 7) gehandelt worden. 


Als zweites fließendes Waſſer iſt die Krampe zu nennen, welche bei dem 
Dorfe Kattenhof entſpringt und dann, weſtlich fließend, die Gränze mit dem Kaminer 
Kreiſe bis zum Randowſchen Kreiſe hält, von dort an ſchiffbar wird, und ſich 
ſchließlich in den Damanſch (die Oder) ergießt. Die theilweiſe ſchiffbare Lanke ent- 
ſpringt bei dem, unfern der Stettin⸗Danziger Staatsſtraße belegenen Gute Rörchen 
und fließt, im Ganzen nur 1 Mle. lang, in den Dammſchen See. Sie wird haupt⸗ 
ſächlich zur Ab- und Anfuhr des auf den an ihr liegenden Wieſen gewonnenen 
Heues benutzt und iſt auf dieſe Weiſe, wie kurz auch ihr Lauf iſt, von großer 
Bedeütung für die Wieſenbeſitzer. Außerdem iſt hier noch des nicht ſchiffbaren 
Plönefluſſes zu gedenken, jedoch nur inſofern, als derſelbe am ſüdweſtlichen 
Ende des Kreiſes die Gränze zwiſchen dieſem und den Kreiſen Greifenhagen und 
Randow auf einer Länge von ca. ½ Mie. bildet, in den Kreis ſelbſt aber nicht 
eintritt. 


Die Stepenitz iſt, nächſt der Ihna, das anſehnlichſte unter den fließenden 
Waſſern des Naugarder Kreiſes. Sie entſteht in der Feldmark Maſſow, nördlich 
von der Stadt, theils durch ein Rieſel, welches von Freiheide herabkommt, theils 
als Abfluß des Dolgen⸗Sees, in einer Höhe von 208,6 Pariſer Fuß über der 
Oſtſee. In ſüdlichem Laufe geht ſie durch den ſchmalen, langgeſtreckten Warſow⸗ 
See, treibt am ſüdlichen Ende dieſes Sees die Warſow⸗Mühle in der Nähe der, 
auf einem Hügel gelegenen Stadt Maſſow. Bei dieſer Stadt wendet ſich 
der bisher ſüdliche Lauf der Stepenitz plötzlich nach N. und bewäſſert bis 
Reſehl, welche Ortſchaft am linken Ufer liegt, ein ſchmales Wieſenthal, das 
zwar nicht mit hohen, aber ziemlich preſch abfallenden Rändern eingefaßt iſt. 
Bei Reſehl wird die Richtung der Stepenitz entſchieden nördlich und behält dieſe 
während ihres Laufes durch den Naugarder Kreis bei. Von Reſehl fließt die 
Stepenitz durch einen See, welcher T odleger genannt wird, deſſen Abfluß die 
Korkenhagenſche Mühle treibt und das adlige Gut Korkenhagen von der am rechten 
Ufer gegenüberliegenden Amtsortſchaft Neüendorf ſcheidet; dann geht ſie durch den, 
gleich unterhalb Korkenhagen beginnenden Pogrim⸗See, der langgeſtreckt gegen 
% Min, weit bis an das adliche Gut Matzdorf reicht; dann mitten durch das 
adliche Dorf Schönhagen, und von dieſem auf die Kikerſche Mühle, unterhalb 
deren bald darauf die Stepenitz in den Kaminer Kreis tritt. Die Kikerſche Mühle, 
früher landesherrlich zum Amte Naugard gehörig, hat einen unterſchlägigen Gang. 
Der höchſte Stand des Oberwaſſers ſcheint 105,5, der Mittelſtand des Unterwaſſers 
98,2 Pariſer Fuß über der Oſtſee zu ſtehen. Daraus folgt, daß die Stepenitz von 
ihrem Entſtehen im Dolgen⸗See bis zu der genannten Mühle, eine Strecke von etwa 
3 Mln., ein abſolutes Gefälle von 103 Fuß bis zum Unterwaſſer hat, und ein 
relatives von 34,3 Fuß auf jeder Mle. Die Stepenitz nimmt von der rechten Seite 
her auf, unterhalb Schönhagen, die Pileſche, Pielſchen, auch Hammerbach genannt, 
die bei Wismar entſpringt; und von der linken Seite einen Vach, welcher zwiſchen 
den Dörfern Speck und Burow in einem Thale mit ziemlich ſcharfen Rändern ent⸗ 
ſteht, und in waldigem Terrain zwiſchen den Dörfern Baſentin und Glewitz eine 
Strecke weit die Gränze zwiſchen dem Naugarder und dem Kaminer Kreiſe bildet 
und innerhalb des letztern bei Baſentin in die Stepenitz mündet. Dieſer Zufluß 
führt den Namen Guben bach, der aus dem urkundlichen Namen Gowna ent⸗ 
ſtanden iſt, und im Kaminer Kreiſe auf die Stepenitz ſo übertragen zu werden 
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pflegt, daß deren Name faſt ganz in Vergeſſenheit gerathen iſt. (L.⸗B. II. Th. 
Bd. VI., 16, 330.) Die große Stettin⸗Danziger Staatsſtraße überſchreitet, zwiſchen 
Golnow und Naugard, unfern Glewitz den Gubenbach, um auf kurzer Strecke die 
ſüdlichſte Gegend des Kaminer Kreiſes zu durchſchneiden. Dieſer Übergangspunkt 
ſcheint 81,5 Par. F. abſolute Höhe zu haben. 


Der Völzer bach entſpringt im nördlichen Theil des Naugarder Kreiſes in 
der großen Wald⸗ und Bruchniederung, der Buttelin genannt, die ſich von der 
Kaminer Kreisgränze zwiſchen Trechel und Langendorf in oſtnordöſtlicher Richtung 
bis an die Rega bei Plate erſtreckt, und der trocken gelegte Boden eines Sees zu 
ſein ſcheint, der nach zwei Seiten Abfluß hatte, weſtwärts durch die Wolſiza, urkund⸗ 
licher Name des Völzerbachs, nach dem Kaminer Boden⸗See, oſtwärts zur Rega 
und durch dieſe unmittelbar nach der Oſtſee. Der Völzerbach entſpringt aus einer 
ergiebigen Quelle bei dem Gute Vierhof im Amte Naugard, und zwar bei dem ſ. g. 
Langendamme, fließt durch die Feldmarken und Wieſen der ihm zur Linken gelegenen 
Amtsdörfer Zickerke, Grävenhagen und Friedrichsberg, ehedem Quarkenburg genannt, 
und hat auf der Feldmark dieſes Dorfs, nicht weit von der Grävenhagenſchen Gränze 
im Buttelin eine Brücke, über welche die Landſtraße von Naugard nach Gülzow 
und Kamin führt. Gleich darauf bildet der Völzerbach die Gränze zwiſchen dem 
Naugarder und dem Kaminer Kreiſe, und zwar etwa %, Min. weit bis gegen 
Swanteshagen, das ſchon auf jenſeitigem Gebiete liegt. Auf dieſer Strecke nimmt 
die Wolſiza von der linken Seite her den Trechelbach auf, welcher dem Stepenitz⸗ 
Laufe benachbart zwiſchen Fanger und Hindenburg entſteht. Vorher ſchon, in einiger 
Entfernung von Friedrichsberg nordweſtwärts, nahe an der Kaminer Kreisgränze, 
hat ſich mit dem Völzerbach ein anderer Bach vereinigt, welcher den Abfluß bildet 
des gegen W. an die Stadt Naugard anſtoßenden Sees, zuerſt die Malzmühle 
treibt, darauf in gewundenem Laufe durch das Dorf Damerow fließt, wo 
eine Mahlmühle auf demſelben liegt, ſich bei der Unterförſterei Schafbrück 
vorbei nach Friedrichsberg wendet und, bevor er dieſes Dorf erreicht, die 
dazu gehörige Mühle in Bewegung ſetzt. Dieſer namenloſe Zufluß des Völzer⸗ 
bachs hat einen noch ein Mal ſo langen Lauf, als der Völzerbach ſelbſt, daher 
deſſen Name eigentlich auf ihn anzuwenden iſt. Daß es vordem auch wirklich ſo 
gehalten wurde, erſieht man aus einer Urkunde Herzogs Barnim I. vom Jahre 1268, 
kraft deren dem Kloſter Grobe, nachmals Pudagla, das Dorf Damerow, beim 
Caſtrum Nogart gelegen, mit 100 Hufen und deren Zehnten, vereignet wurde, in⸗ 
dem darin dieſes, jetzt unter dem Namen des Damerowſchen Mühlenbachs bekannten 
Gewäſſers, und der darauf liegenden Damerowſchen Mühle in folgenden Worten 
Erwähnung geſchieht: Distinguimus autem terminos predicte ville Secundum quod 
antea fuerunt distincti et adicimus a ville Dambrowe cum molendino super Wolsiza 
et dimidium fluuium Wolsiza que protenditur ad villam domini Episcopi 
Caminensis Contra occidentem etc, etc. Der hiernach uneigentlich ſ. g. Völzerbach 
iſt auf der Strecke ſeines Laufs durch den Buttelin von der Quelle bei Vierhof 
bis zur Frankenmühle bei Swanteshagen in einer Länge von 4370 Ruth. aufgeraümt 
und an vielen Stellen gerade gelegt worden. Außerdem wurden mehrere Abzugs⸗ 
gräben durch das Bruch gezogen. Durch dieſe im Jahre 1774 ausgeführten 
Meliorations⸗Arbeiten, die einen Koſtenaufwand von 6756 / Thlr. verurſacht haben, 
ift eine Bruchfläche zwiſchen der Döringshagenſchen Gränze im O. und der Trechelſchen 
Gränze im W. in einem Umfange von 3424 Mg. 161 Ruth. trocken gelegt und in 
Wieſen umgewandelt worden. Als Grundlage der Arbeiten diente das Nivellement 
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des Völzerbachs, welches an einer andern Stelle des L.⸗B. (II. Th. Bd. VI., 16) 
mitgetheilt iſt. Hiernach entſpringt der Völzerbach bei Vierhof in einer Höhe von 
105 Par. F. über der Meeresfläche und fällt bis zur Franken⸗ oder Swanteshäger 
Mühle um 56 Fuß. 


Die Zampel bewäſſert den öſtlichen Theil des Naugarder Kreiſes auf einer 
Länge von 3 Min. Sie entſteht aus verſchiedenen Waſſerlaüfen, welche auf den 
Höhen zwiſchen den Dörfen Pagenkopf und Schönwald und in den dortigen 
Brüchen entſpringen und dei dem zuerſt genannten Dorfe zuſammenfließen. Die 
Zampel nimmt ihren Lauf von S. nach N., treibt die Vogtshagenſche Mühle und 
macht die Gränze zwiſchen den, ihr zur Linken gegen W. gelegenen Naugarder Amtsdör⸗ 
fern Pagenkopf, Klein⸗Kniephof, Walsleben, Zampelhagen und der Naugardſchen Stadt⸗ 
feldmark und zwiſchen den Dörfern Vogtshagen, Bernhagen, Külz und Jarchelin, welche 
an der rechten Seite des Fluſſes gegen Oſten liegen und zu den adlichen Gütern 
des vormaligen Daber⸗Dewitzſchen Kreiſes gehören. Bei Jarchelin empfängt die 
Zampel von der rechten Seite den, mit ihr parallel laufenden, Plantikowſchen 
Bach, vom Landvolk die Plantkenbeke genannt, der aus dem kleinen See bei 
Plantikow kommt, die Mühle dieſes Dorfs, ſowie die Farbezinſche treibt und vereinigt mit 
einem Bache, der mitten durch das Dorf Jarchelin fließt, in einiger Entfernung 
auch die zu dieſem Dorfe gehörige Mühle bei der Külzer Heide in Bewegung ſetzt, 
und gleich darauf in die Zampel fällt. Letztere geht nun in nordnordböſtlicher Rich⸗ 
tung durch das Zampelbruch, die Rittergüter Maskow und Klein Sabow links und 
Kniephof rechts laſſend, bald darauf über die Gränze des Regenwalder Kreiſes, 
um ſich, vereinigt mit der Ükelei, unmittelbar nach dieſer Vereinigung in die Rega 
zu ergießen. Die Zampel, die zuweilen ganz ſeicht iſt, zu gewiſſen Zeiten aber ſehr 
anſchwillt und aus ihren Ufern tritt, iſt an einigen Stellen fiſchreich und führt 
inſonderheit wohlſchmeckende Aale und Krebſe. Das Waſſer dieſes Bachs dient, be⸗ 
ſonders in den Feldmarken Vogtshagen, Kniephof, Jarchelin und Külz, zur Berieſe⸗ 
lung der Wieſen. 


In der Südoſtecke ſtößt der Naugarder Kreis auf ½ Mle. Länge an den 
großen See Wodſwine, ohne zeither bei dem Eigenthum deſſelben betheiligt zu 
ſein, da die daran gränzenden Güter Daber und Braunsberg alte Dewitzſche Lehen 
waren, die Fiſcherei⸗Gerechtigkeit auf dieſem See aber ausſchließlich den Gütern 
des Wedel⸗Geſchlechts zuſtand (L. B. II. Th. Bd. IV., 12), mogten dieſelben den 
Geſchlechts⸗Mitgliedern ſelbſt noch angehören oder in andere Hände übergegangen 
ſein. In neüerer Zeit ſcheint darin eine Anderung eingetreten zu ſein, da die Ge⸗ 
meinde Braunsberg eine anſehnliche Waſſerfläche beſitzt, die nur auf die Woda Swina 
bezogen werden kann. 


Von den im Innern des Kreiſes belegenen Seen iſt der Naugarder Große 
See der größte. Von der Stadt in ſüdweſtlicher Richtung erſtreckt er ſich bis an die 
Gränze der Wolchower Feldmark ¼ Min, weit mit einem Flächeninhalt von 437 Mg. 
Ihm benachbart iſt der Hindenburger See, welcher, 133 Mg. groß, beinahe 
½ Mle. lang, unmittelbar an das Dorf Wolchow ſtößt. Bei Daber, nordöſtlich von der 
Stadt, liegt unmittelbar an der Gränze des Regenwalder Kreiſes, der Daber, 
ein See von 311 Mg. Ausdehnung, einſt mehrtheiliger Lehnbeſitz der Familie 
Dewitz, jetzt zu den Gütern Daber⸗Freiheit, Wuſſow, Kl.⸗Benz und Groß⸗Benz 
gehörig, und in archäologiſcher Hinſicht berühmt geworden durch die, in 
neüeſter Zeit an ſeinem Ufer entdeckten Pfahlbauten; aber dieſer See iſt 
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von den Beſitzern abgelaſſen und in Wieſen verwandelt. Ebenſo iſt es 
geſchehen mit dem Naugarder Kleinen See im Jahre 1821, mit dem 
Karziger int Jahre 1844. Süweſtlich von der Stadt Daber erſtreckt ſich der ihr 
gehörende Teetz⸗See, ein ſchmales Waſſer, welches in zwei Abtheilungen, den 
Kleinen und Großen Teetz zerfällt, in den Oker-See bei Weitenhagen und aus 
dieſem in den Krampehl abfließt. Der Plantikowſche See, der auch in dieſer 
Gegend liegt, iſt ſchon bei der Zampel genannt worden. Daſſelbe gilt von 
den im Gebiet der Stepenitz liegenden Seen. Südlich von Maſſow erſtreckt ſich 
in einer flachen Thalſenkung nach der Saziger Gränze eine Reihe kleiner Seen, 
der Krebs- und der Kleine und Große Parliner See, der ſich jenſeits der 
Gränze in der Richtung auf Buchholz und Kitzerow der Lenzer, der Pätſch⸗ und 
der Brieſen⸗See anſchließen, ſo daß dieſe Seereihe gleichſam eine Spalte in dem 
flachgewölbten Plateauboden darſtellt, der bei den Gütern Groß⸗ und Klein⸗Wachlin 
zwiſchen denen auch ein See befindlich iſt, ſcharf markirte Abhänge in der Richtung 
auf die Stargardſche Eigenthums⸗Ortſchaft Priemhauſen, zeigt. Der übrige weſtliche 
Theil des Kreiſes hat keine Seen, wo ſie aber früher geweſen ſind, da iſt ihr 
Waſſer theils durch Verdampfung, theils durch Ablaſſung verſchwunden, und iſt ihr 
Boden in Bruchweiden und Wieſen verwandelt. Das Areal aller Waſſerſtücke im 
Kreiſe, worunter die Seen zu verſtehen ſind, beträgt 2948,79 Morgen. 


Durchſchreitet man den Naugarder Kreis von Stargard kommend auf einer 
Linie, welche die Richtung auf Greifenberg nimmt, die ihn alſo faſt genau von S. nach 
N. in einer Länge von faſt 6 Min. kreüzt, ſo hat man verſchiedene Bodenwellen 
zu überſteigen, wie die folgende Nachweiſung ergibt. 


Naugarder Höhen über der Oſtſee, von Süden nach Norden. 
Pariſer Fuß. 
Am Vorwerk Ludwigsfrei, e des Weges von Klein⸗Wachlin nach yon 1 Mie, 


von Stargard 5 130,4 

Im Wachliner Walde, Brücke am Wege von Groß⸗ Wachlin nach Dar. M e 3872 
Bei Darz, Durchſchnitt des Weges von Darz nach Damer witz sn eien 
05 an der N.⸗W.⸗Seite, Durchſchnitt des n 1 ie 1234 

1 an der N.⸗Seite, auf der Höhe 296.7 
Maſſow, Marktplatz 230,8 
Durchſchnitt der Straße von Maſſow nach Naugard, mit dem dielendarf Breiheier Wege 222,1 
Zweihundert Ruthen weiter nördlich am Kleinen See . 221,1 
Nordende des Dolgen Sees, an feinen öſtlichen Mugge ED Rre 
Vierhundert Ruthen weiter nordöſtlich, im Waldeeeeeeeeeeeeeeeee . 207,6 
Südweſtlich von Pflugrade, am Waldr ande 32211, 
Pflugrade, am weſtlichen Ausgange des Dorfs. e A Ze 2212 
Zwiſchen Florentinenhof und dem Wismarſchen eee e eee 
Hundert Ruthen weiter nordöſtlich 235,7 
Langkavel, füdweſtlich davon, Kreüzung des Weges von Wismar nac Walsleben . 226,0 
0 dicht beim Dorfe an deſſen W.⸗ Seite „ 

1 nordöſtlich davon, am Waldrande 0 s 
Hundertfünfzig Ruthen weiter nordöſtlich in den Hauswieſen i e 
Waldrand ſüdlich von Naugard, Straße nach Maflom » » e 42u04,7 
Naugard, Brücke auf der Maſſower Strah en 183,6 
10 Marktplatz e 

5 am nördlichen Ausgange und am Wege nach Külz. VEN nn na ee 

hr dicht öſtlich dabei in den Wieſen ih 
nordöſtlich von der Stadt an der Staatsſtraße le ee 
Brandmoor, am Wege von Naugard nach Groß⸗Leiſtikooo oo „165, 
In der Mitte zwiſchen Groß⸗Leiſtitow und Minte n 157, 
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Zweihundert Ruthen weiter nördliiiii ggg 159,4 
Düſterbeck, an der nordöſtlichen SeitdddOQOGOQOQOQO N 157,1 
Obringshägen tam Weſtende „ ‚mi mas een eee ee eh 131,1 
Im Buttelin⸗Bruch, Weg von Döringshagen nach Gräfenbrück kk 109,1 


Der Anfangspunkt des vorſtehenden Durchſchnitts, das Vorwerk Ludwigsfrei, 
zum Rittergute Parlin gehörig, unmittelbar an der Gränze des Saziger Kreiſes 
gelegen, iſt von der Ihna bei Pützerlin, in dem eben genannten Kreiſe, / Min. 
entfernt, und vom Ihnazoll, unmittelbar an der Gränze beider Kreiſe, 1 Mle. ent⸗ 
fernt. An jener Stelle ſteht aber die Ihna 46,2, und an dieſer 41,7 Fuß 
über der Oſtſee. Hieraus ergibt ſich, daß die Naugarder Plateau-⸗Landſchaft zwiſchen 
Ludwigsfrei und Darz ſich ungefähr 110 Fuß über das Ihnathal an ihrem Fuße 
erhebt. Die Zahlen des obrigen Profils beglaubigen aber auch die Angabe, daß 
die Oberfläche des Naugarder Kreiſes aus einer Menge ſanftgewölbter Erhöhungen 
und Vertiefungen zuſammengeſetzt ſei, deren Hauptabdachung nach N. gerichtet iſt, 
denn der Unterſchied zwiſchen dem höchſten Punkte, der ungefähr 1 Mle. ſüdlich 
von der Stadt Naugard liegt, und dem niedrigſten Punkte, welcher im Buttelin⸗ 
Bruche, unweit der Regenwalder Kreisgränze belegen iſt, beträgt nur 126,6 Fuß. 


Eine Beſtätigung dieſer Anſicht von der Oberflächen⸗Geſtaltung des Naugarder 
Kreiſes gewährt ein zweites Nivellement, das der großen Staatsſtraße von Stettin 
nach Danzig, welche den Kreis an ſeiner ſüdweſtlichen Gränze von Damm her 
betritt und fo in nordöſtlicher Richtung über Golnow und Naugard 6 Min. weit 
durchſchneidet, um in den Regenwalder Kreis überzutreten, innerhalb deſſen Plate 
die Stadt iſt, welche ſie berührt. Dieſes zweite Nivellement — deſſen Zahlen indeſſen 
nicht ſo zuverläſſig ſind, als die des erſten — läßt uns die weſtliche Gegend des 
Naugarder Kreiſes, zwiſchen der Gränze des Randow⸗Landes und dem Lauf des 
Ihna⸗Fluſſes als eine platte Ebene erkennen, in welcher der Unterſchied zwiſchen 
dem höchſten und niedrigſten Punkte kaum 30 Fuß beträgt, indeß von der Ihna 
morgenwärts wiederum wechſelnde Bodenwellen die Oberfläche kennzeichnen. Das 
Nivellement gibt folgende — 


Naugarder Höhen über der Oſtſee, von Südweſt nach Nordoſt. 
Pariſer Fuß. 


een ATTTIRCHANLODIOTEHEIUMSCLENEN TE re a 42,2 
SDperrörfterei Pütt . e ein eee Kuba een eee een 50,5 
Mikkkrun gn reihe ñññ RE Slhl 45,6 
i dach Rörchn e mme ER ene eee 50,6 
uw 0 Gnpntanthal, d. 2". e eee 62,5 
Scheitelpunkt zwiſchen Damm und Golnow, 4940 Ruthen von erſter Stadt. . . 702 
In der Dammſchen Riege, 5390 Ruthen von Damm . 2... 2. vn m rn 33,2 
Glow, in der Porligdet : „ ren ee act, Is 28,4 
" Ihna⸗Waſſerſpiegel beim mittlern Standeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeee 20,8 
m Marktplas mie WTB A 62,5 
10 Oſteingang, Straßenpflafter eren a e eee, 44,0 
Gränzgraben zwiſchen Golnow und Barfusdorf, 565 Ruthen von Goln ww. 87,0 
Glewitzer Seen, hoher Waſſerſtand nach Abgang des Schnees im April 1829 (find ſeit⸗ 
dein verſchwunden ?)) „„ ele ee en Km, een e. 89,2 
g „ e, 100,1 
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Kiker Mühle, Mittelſtand des Unterwaſſerrr dd 98,2 
ir höchſter Stand des Oberwaſſerrr . 105,5 
Kreüzung des Weges von Kiker nach Hindenburrrrrr nee 168,4 
Ende der Kikerſchen Holzung und Gränze mit Hinden bug. 154,2 
Gränze zwiſchen Hindenburg und Wolch oo . q. 78,3 
Scheitel der Straße zwiſchen dieſer Gränze und Wolch mum 197,4 
Wr, Weſteingang des Dorsel ee ee e ee onr> 177,2 
m Sir „ , ee > 172,5 
Gränze zwiſchen Wolchow und Neuͤhbk . 2 Er. 187,1 
Scheitel zwiſchen dieſer und der Gränze zwiſchen Neühof und Nangarrd 205,7 
Gränze zwifchen Neühof und Nangand Kon. 199,8 
Nangard, Ausgang an der Nordfeite, Straßenpflaſtt rtr 180,6 
Straßenſcheitel 520 Ruthen von Naugarrttd:t; 195,9 
Gränze zwiſchen den Feldmarken Naugard und Mas kd 175, 
Sc en engen een en eee enen. 194,0 
Größ Sab Stage ., eee eee e., neee eee, 22490 176,1 
Sesgraben Brücke n. „e. ee ee eee een dee bee. . 144,9 
" Sohle ydeſfelbenn . „ , Ak ans e eee e ENGE 134,5 


Dieſer Graben, der das Waſſer des Piepenburgſchen Sees in die Zampel 
ableitet, bildet die Gränze zwiſchen dem Naugarder und dem Regenwalder Kreiſe. 
Gleich nach dem Übergange der Gränze ſteigt das Terrain um 43 Fuß, von wo 
es bis zur Rega bei Plate, 1 Mle. weit, um 123 Fuß fällt. Der Waſſerſpiegel 
Ge bei Plate ſteht um 34,3 Fuß höher als der Waſſerſpiegel der Ihna bei 

olnow. 


Diejenige Boden⸗Anſchwellung, im SSH. der Stadt Naugard, auf welcher 
der von Bernhagen über Plantikow und Kramonsdorf nach Schönwald, an der 
Saziger Kreisgränze, führende Weg ſich hinzieht, iſt gewiſſermaßen als eine Waſſer⸗ 
ſcheide anzuſehen, denn die Waſſer auf der weſtlichen Seite dieſes Höhenzuges fließen 
vermittelſt der Zampel nach dem im Regenwalder Kreiſe belegenen Regathale ab, 
während die auf der öſtlichen Seite durch den Okerbach dem Krampehl zugeführt 
werden, der ſich bekanntlich im Saziger Kreiſe oberhalb der Stadt Stargard bei 
dem Dorfe Zarzig in die Ihna ergießt. Die Stadt Daber, und zwar der Markt⸗ 
platz, liegt 226,8, die Stadt Maſſow ebenſo, 230,8 Pariſer Fuß über dem Meere. 


Im Allgemeinen iſt das Terrain im Kreiſe nach Form und Lage für den 
Abzug des Waſſers günſtig; nur die Wieſen auf der Stadtfeldmark Golnow, welche 
auf der rechten Seite der Ihna belegen ſind, deren Bett und Ufer ſich unaufhörlich 
erhöht haben, leiden Mangel an Vorfluth, da eben das Waſſer nicht nach der Ihna 
abfließen kann, dieſe vielmehr zu Zeiten über ihre Ufer tritt und die angränzenden 
Wieſen unter Waſſer ſetzt. Die in unmittelbarer Nähe des Dammſchen Sees be⸗ 
legenen Ortſchaften ſind, bei ihrer niedrigen Lage, ebenfalls der Überfluthung aus⸗ 
geſetzt, und zwar wenn nordweſtlicher Luftſtrom vorherrſcht, der das Waſſer durch 
den Damanſch in den Dammſchen See treibt; ebenſo bei anhaltendem Regen und 
beim Schmelzen des Schnees im Hochgebirg des Duellgebiets der Oder, um die 
Johanniszeit, daher Johannisfluth genannt, die dem Dammſchen See durch den 
Oderſtrom Waſſermaſſen zuführt, welche er innerhalb ſeiner Ufer nicht mehr zu 
bergen vermag. Auch der wegen ſeiner vielfachen, auffallenden Krümmungen ſehr 
träge abfließende Zampelbach tritt bei ſtarken Regengüſſen nicht ſelten über ſeine 
Ufer und ſetzt die angränzenden Wieſenflächen unter Waſſer. Zu Frühlings⸗ und 
Herbſtzeiten findet faſt alljährlich eine ſolche Überfluthung Statt, die um fo ſchäd⸗ 
licher wirkt, wenn ſie zur Zeit der Heüärnte, durch einen ſtarken Gewitterregen 
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veranlaßt, eintritt. Ein Gleiches iſt der Fall bei den Wieſengrundſtücken, welche 
vom Völzerbache durchſchnitten werden; auch bei denen, welche an dem, aus dem 
Naugarder See kommenden, die Malzmühle und ferner die Damerower und Friedrichs⸗ 
berger Mühle treibenden Bache, der eigentlichen Wolſiza, liegen. 


Was die Zuſammenſetzung des Bodens betrifft, ſo gleicht darin der Naugarder 
Kreis in jeder Beziehung ſeinem ſüdlichen Nachbar, dem Saziger Kreiſe. Wie in 
dieſem Sand, Lehm, Thon und Mergel die Erdarten ſind, welche den Boden zu⸗ 
ſammenſetzen, ſo bilden ſie auch im Naugarder Kreiſe die Beſtandtheile des Dilu⸗ 
viums in manchfaltigſter Miſchung. Ganz allgemein genommen macht ſich unter 
den Bergarten ein hauptſächlicher Gegenſatz geltend, der aber, wie alle Gegenſätze 
in der Natur auf das Innigſte ſich vermittelt findet. Nach dieſem Gegenſatze laſſen 
ſich unterſcheiden ſchüttige und wüchſige Bergarten. Die erſteren find entweder 
aus dem zuſammengewehten oder zuſammengeſchwemmten gröbern oder feinern 
Schutte von der verwitternden Oberfläche der Länder, oder auch aus dem Erzeüg⸗ 
niſſe gleichſam der Verwitterungsvorgänge im Innern der Erdrinde, großentheils 
aber auch aus zuſammengehaüſten pflanzlichen und thieriſchen Körpertheilen ent⸗ 
ftanden, und beſtehen ſomit eigentlich nur aus Bruchſtücken und Überreſten, welche 
unter dem Einfluß der Erdanziehung, der Schwere, ſich zuſammengefunden haben. 
Die letzteren dagegen beſtehen aus eigenwüchſigen Körperchen, die an Ort und Stelle 
aus aufgelöſten Stoffen in Folge der Stoffanziehung und der Verwandtſchaft fi ge⸗ 
bildet haben. Aber freilich würden die erſteren ſich ſtets in einem lockern Zuſam⸗ 
menhaüfungszuſtande befinden, wenn nicht wüchſige Körper, welche bei ihrem Wachs⸗ 
thum an die einzelnen Bruchſtücke innigſt ſich angefügt haben und als ein bindender 
Mörtel dieſelben zuſammenheften, ihnen Feſtigkeit verliehen, und da die Auflöſung 
der Beſtandtheile der Bruchſtücke ſelbſt die Stoffe zur Erzeügung ſolcher eigenwüchſiger 
Körper darbietet, und ſomit letztere um ſo mehr zunehmen können, je mehr letztere 
verſchwinden, jo findet von den rein ſchüttigen Bergarten der allmäligſte Über- 
gang zu den wüchſigen Bergarten Statt, und Niemand iſt im Stande, eine 
ſcharfe Gränze zwiſchen beiden zu ziehen. 


Mit Ausnahme der ſelbſt im Hochgebirge nur an ſtark geneigten Abhängen in 
größerer Ausdehnung, im Allgemeinen aber ſehr untergeordnet vorkommenden Flächen 
völlig entblößter feſter Felsmaſſen beſteht die oberſte Lage des Bodens überall aus 
lockeren, ſchüttigen Bergarten, deren Schutt entweder an Ort und Stelle erſt aus 
der Auflockerung der Unterlage hervorgegangen, oder aus geringerer oder größerer 
Entfernung herbeigeführt worden iſt. Dieſe obere Lage pflegt durch den lang⸗ 
jährigen Pflanzenwuchs mit Moderſtoffen erfüllt zu ſein. Sie iſt das, was wir 
als Ackererde, Wieſenboden, Waldgrund, überhaupt als Obergrund kennen. Eine 
wichtige Gruppe von ſchüttigen Bergarten, um die es ſich bei uns in der Nord⸗ 
deütſchen Schuttebene allein handelt, bilden die Geſchiebe, aus Bruchſtücken ver⸗ 
ſchiedener feſter Bergarten beſtehend, welche, urſprünglich unregelmäßig bruchflächig 
und eckig, durch Regengüſſe, Bäche, Flüffe, theils rollend, theils gleitend fortgeführt 
und dabei durch Reibung an einander und an den etwa dazwiſchen liegenden Sand⸗ 
körnern allmälig mehr und mehr abgerundet worden ſind. Woher die Geſchiebe, 
mit denen das Norddeütſche Flachland wie überſäet iſt, ſtammen, iſt bekannt, und 
auch im L. B. (II. Th. Bd. VL, 13) nachgewieſen. So iſt auch der Boden des 
Naugarder Kreiſes bei antediluvianiſchen Fluthen mit den Bruchſtücken der — 
wüchſigen Bergarten des Skandinaviſchen Nordens reichlich bedacht worden; doch 
weiß man, wenigſtens zur Zeit, nichts von einem Geſchiebe, welches die Geologen 
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feiner Größe wegen erratiſcher oder Wander⸗Block nennen, es find allgemein nur 
kleinere Geſchiebe, das Gerölle, womit der Acker⸗ und Waldboden des Naugarder 
Kreiſes bedeckt iſt, das, was der gemeine Mann Feldſteine nennt. Auch die Körner, 
aus denen der Sand zuſammengeſetzt iſt, gehören zu den ſchüttigen Bergarten. 
Zwiſchen ihnen und den Geſchieben läßt ſich keine ſtrenge Gränze ziehen, da der 
Unterſchied nur in der Größe beſteht. Iſt die Form derſelben eine ſehr vollkommen 
abgerundete, ſo nennt man ſelbſt Körnchen, deren Durchmeſſer unter einer Linie 
beträgt, wol noch Geſchiebe, während bei mehr eckig bruchflächiger Form ſelbſt 
doppelt ſo große Körner ſchon als Sandkörner bezeichnet werden. Eine Zerkleine⸗ 
rung bis zu ſo geringem Maße erleiden indeſſen nur wenige Geſteinsarten, ohne 
gleichzeitig vom Waſſer ſo erweicht und verändert zu werden, daß ſie zu feinem 
Schlamme zerfallen, oder ſich gar völlig in der Flüſſigkeit auflöſen. So der Kalk. 
Ani längſten widerſtehen den zerſetzenden Angriffen die Kieſelſtückchen und darum 
beſteht bei Weitem der meiſte Sand vorherrſchend aus Kieſelkörnchen. Durch ihre 
gegenſeitige Zerreibung verkleinern ſich dieſe mehr und mehr, doch ſo allmälig, daß 
man ſie faſt als unveränderlich annehmen kann, ſobald nicht größere Geſchiebe und 
Blöcke durch ihren Druck und ihre Stöße und Schläge in den ſtrömenden Gewäſſern 
auf ſie einwirken. Aber dieſe Gewäſſer bewirken eine Schlammung, durch welche 
der Sand mit der Zeit nach den Abſtufungen ſeiner Feinheit geſchieden wird. Die 
ſchweren Blöcke werden nur aüßerſt langſam vom ſtrömenden Waſſer bewegt; des⸗ 
halb werden ſie bald von den kleineren Geſchieben überholt, die ſich ſchon raſcher 
fortrollen laſſen. Aber auch dieſe bleiben weit zurück hinter den Sandkörnchen, 
welche dem Zuge jeder Welle folgen, und im ruhigeren Waſſer laſſen ſich da, wo 
längſt die gröberen Körner träge am Orte verharren, doch die feineren Körnchen 
noch fortrollen. In ausgedehnten Sandablagerungen, wie wir ſie bei uns im Land 
am Meere baben, beobachtet man eine Verſchiedenheit des Korns, welche dieſen Ver⸗ 
hältniſſen entſpricht. Die feinſten zerriebenen und meiſtens auch ſtofflich ſehr ver⸗ 
änderten Steintheilchen, die oben als Schlamme bezeichnet wurden, werden noch 
weiter als der feinſte Sand vom Waſſer fortgetragen, in dem ſie, einmal aufge⸗ 
rührt, nur aüßerſt langſam im Waſſer niederſinken und, wenn dieſes in Bewegung 
iſt, faſt ebenſo leicht in demſelben durch Strömungen und Wirbel emporgetrieben, 
als durch die Schwere niedergezogen werden. Nachdem das Waſſer längſt alle 
gröberen Körper auf feinem Grunde abgelagert hat, bleibt es vom Schlamme noch 
trübe und lagert die Schichten dieſes halbſchwimmenden Staubes erſt in großer 
Allmäligkeit ab. Großentheils beſtehen die Schlamme allerdings oft aus kieſelſaurer 
Thonerde, oder aus Steinſtaub, deſſen Hauptbeſtandtheil dieſe Stoffverbindung iſt; 
allein oft erkennt man in ihm unter einem Vergrößerungsglaſe, Splitterchen der 
manchfaltigſten Geſteine und die ſtoffliche Unterſuchung weiſt in ihm eine wahre 
Muſterkarte der manchfaltigſten Beſtandtheile nach. Größentheils pflegt er auch 
aus Kalktheilchen zu beſtehen, ſei es nun, daß Kalkſtaübchen im Waſſer ſchwimmend 
vorhanden waren, und ſich durch die Schwere mit ablagerten, oder ſei es, daß das 
Waſſer Kalk aufgelöſt als Flüſſigkeit enthielt und dieſen Stoff, wenn der Schlamm 
austrocknete, in demſelben als einen Mörtel der Steinſtaübchen zurückließ, ſei es 
endlich, daß der Kalk durch pflanzliche und thieriſche Körper aus dem Waſſer abge⸗ 
ſchieden und mit dieſen in den Schlamm eingehüllt wurden. Sehr feine Körnchen 
einer Seits, pflanzliche und thieriſche Körperchen andrer Seits ſind haüfig dem 
Schlamme beigemengt. Von dieſen Körperchen beſitzen die letzteren eine beſondere 
Wichtigkeit, und ſie ſind es vorzugsweiſe, die den Schlamm als Verbeſſerungsmittel 
der Ackerkrume empfehlen. Je nach ihrer Ablagerung unter blos zeitweiliger und 
Landbuch von Pommern: Th. II. Bd. V. 24 
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geringer Waſſerbedeckung und ſomit im Allgemeinen unbehinderter Einwirkung der 
Luft, oder aber unter beſtändiger, jede unmittelbare Berührung mit der Luft ver⸗ 
hindernder Waſſerdecke nehmen die Schlammablagerungen eine ſehr weſentlich ver⸗ 
ſchiedene Beſchaffenheit an. Unter erſterm Verhältniß bilden ſie Lehm⸗Arten, unter 
letzterm Thon⸗Arten. Der Unterſchied beruht darin, daß unter dem Einfluſſe der 
Luft alle pflanzlichen und thieriſchen Stoffe, welche in dem Schlamme vorhanden 
ſind, der Verweſung, d. h. der Zerſetzung zu flüchtigen, luftartigen Stoffen, anheim⸗ 
fallen, in Folge deren ſie völlig verſchwinden. Nur die ſteinartig feſten Theile ihrer 
Körper bleiben wol zurück; doch zerfallen die größeren derſelben, wenn ſie ihrer 
verweslichen Stoffe beraubt ſind, meiſtens zu unerkennbarem Staube; dagegen 
bleiben die allerkleinſten, nur unter Vergrößerung wahrnehmbaren, die unter einem 
jeden Staübchen des Schlammes ſelbſt gleichſam ein ſchützendes Dach finden, oft 
wunderbar wol erhalten. 


Die Abweſenheit organifcher, verweslicher Stoffe verräth ſich in den Lehm: 
Arten ſchon auf den aüßern Anblick. Der im Schlamme vorhandene Eiſengehalt 
iſt im Waſſer ſtets verroſtet und färbt Schlamm und Waſſer gelbbraun. Dieſes iſt 
auch die Farbe des Lehms. Alle Ablagerungen von Schlamm, der durch die Regen⸗ 
ſchwemmung im Laufe der Jahrtauſende von den Höhen der Länder, den Abhängen 
und Niederungen zugeführt worden iſt, alle Ablagerungen im Überſchwemmungs⸗ 
gebiet des Fließenden im Großen, wie im Kleinen ſind ſolche gelbbraune Lehme. 
Wichtig iſt es, auf den Kalkgehalt des Lehms zu achten, welcher bisweilen ſo gut 
wie gänzlich mangelt, in anderen Fällen aber einen bedeütenden Theil des Gemenges 
ausmacht, ja wol gar überwiegend iſt. Gemenge von Schlamm und Kalk führen 
altherkömmlich den Namen Mergel. Sehr kalkhaltige derartige Gemenge nennt 
man daher auch Lehmmergel, wenig kalkhaltige heißen mergelige Lehme, ſolche da⸗ 
gegen, in denen der Kalk entſchieden vorwaltet, mergelige Kalke. In den Schlamm- 
ablagerungen, welche unter beſtändiger Waſſerbedeckung entſtehen, erleiden die bei⸗ 
gemengten pflanzlichen und thieriſchen Stoffe die langſame, ohne unmittelbaren 
Einfluß des Sauerſtoffs der Luft vor ſich gehende Zerſetzung, welche man als 
Moderung von der Verweſung ſehr weſentlich zu unterſcheiden hat, und bei welcher 
neben manchen flüchtigen, insbeſondere auch flüſſige und feſte, meiſtens dunkelfarbige 
Zerſetzungsſtoffe erzeügt werden, die man im Allgemeinen als Moderſtoffe zuſam⸗ 
menfaſſen kann. Die unter Waſſer gebildeten Schlammablagerungen ſind durch 
ſolche Stoffe ſtets mehr oder weniger grau, und dieſe Färbung kommt, ſelbſt wenn 
dieſelbe ſehr ſchwach iſt, um ſo mehr zum Vorſcheine, als gleichzeitig mit der Mode⸗ 
rung und durch dieſe ſelbſt dem Eiſenroſte, welcher den Schlamm gelb färbte, ſein 
Sauerſtoffgehalt theilweiſe entzogen, in Folge deſſen der Waſſergehalt aus der Ver⸗ 
bindung ausgeſchieden und daher Kohlenſaüre eingetreten, kurz aus dem ſtarkfär⸗ 
benden gelbbraunen Roſte farbloſer Eiſenſpat gebildet iſt. Dieſe Vorgänge geſchehen 
gleich nach Ablagerung des Schlamms. Der Schlammgrund in dem Bette eines 
Gewäſſers iſt obenauf ſtets gelbbraun, oft mit bemerkbarer olivengrüner Beimiſchung, 
welche von der ſchleimigen Maſſe zahlloſer, einzeln dem bloßen Auge gar nicht wahr⸗ 
nehmbarer einzelliger Pflänzchen herrührt. Sobald man aber die oberſte, oft aüßerſt 
feine Lage nur ein wenig abſtreift, ſo blickt darunter der faülnißduftende, bereits 
entfärbte ſchwarze Moderſchlamm hervor. Der Schlamm, welcher das Flußwaſſer 
trübt, beſteht nur theilweiſe aus Staübchen zerriebener Geſteine. Ein andrer Theil 
deſſelben wird aber von den im Waſſer ſchwimmenden Pflänzchen und ebenſo win⸗ 
zigen Thierchen gebildet, ja dieſe kleinen Weſen, deren Vermehrung mit ungeheürer 
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Schnelligkeit vor ſich geht, und welche eben ſo raſch abſterben, bilden in den Fluß⸗ 
mündungen wol die Hälfte oder gar die überwiegende Maſſe des Schlammes. Die 
Ablagerungen, welche am Boden ſolcher Gewäſſer ſich bilden, oder im Lauf von 
Jahrtauſenden an Ortlichkeiten gleicher Art, die aber jetzt trocken liegen, ſich gebildet 
haben, ſind daher an Moderſtoffen außerordentlich reich, und ſo raſch auch die erſten 
Schritte der Faülniß die Maſſe dieſer letzteren vermindern, jo beſteht doch der ab⸗ 
gelagerte Bodenſatz noch zu einem Viertel, bis zur Hälfte aus demſelben. Durch 
die Moderung erſchöpfen ſich dieſelben mehr und mehr, aber die Färbung des 
Thons — denn ſo heißt nunmehr der abgelagerte Schlamm — wird dabei immer 
dunkler, fo daß er in feüchtem und nicht ſelten ſelbſt in trockenem Zuſtande raben- 
ſchwarz erſcheint. In manchen derartigen Ablagerungen walten ſogar die organiſchen 
Stoffe geradezu vor. Dem Thonſchlamm mengt ſich haüfig ein Abſatz von Kalk⸗ 
theilchen bei, welcher bald von Thiergehaüſen herrührt, bald von einer Ausſcheidung 
des im Waſſer gelöſten Kalks, welche durch das Wachsthum der Pflänzchen bewirkt 
wird. Je reichlicher dieſe Beimengung vorhanden iſt, deſto leichter erhärtet der 
Thon an der Luft. Man nennt ihn mergelig, wenn der Kalkgehalt zwar genügend 
bemerkbar, aber doch nicht hervorſtechend iſt; bei ſtärkerm Kalkgehalt heißt er Thon⸗ 
mergel; und von dieſem wieder findet ein allmäliger Übergang Statt zu dem Ver⸗ 
hältniſſe, bei welchem der Kalk vorwaltet und der beigemengte Thonſchlamm dem⸗ 
ſelben nur ein Anrecht auf die Bezeichnung als mergeligen Kalk zuſichert. Aber 
ein reicher Kalkgehalt macht bekanntlich den Thon und Lehm zum Mergel, und 
dieſer iſt einer der größten Schätze für das wichtigſte aller menſchlichen Gewerbe, 
für den Ackerbau. Inſonderheit die Thonmergel, welche unter Waſſerbedeckung ge⸗ 
bildet mit Moderſtoffen reichlichſt erfüllt ſind, beſitzen einen hohen Werth, und es 
kann nur bedauert werden, daß bei der Schwerfälligkeit, mit welcher der Menſch 
vom alten Herkommen zu neuen Verfahrungsweiſen überzugehen pflegt, in manchen, 
ja in vielen Gegenden, welche bei ſchlechtem, ſandigen Ackergrunde mit den treff⸗ 
lichſten und ergiebigſten Mergellagern geſegnet ſind, die Wichtigkeit dieſer Boden⸗ 
verbeſſerung noch immer nicht erkannt werden will. 

Doch nicht alſo iſt es bekanntlich im Land am Meere, auch nicht im Naugarder 
Kreiſe, woſelbſt die zahlreich in Neſtern vorkommenden Lager inſonderheit von 
Lehmmergel, abgeſehen von den großen Gütern, auch von den intelligenten unter 
den baüerlichen Wirthen ausgebeütet und zur Verbeſſerung ihrer ſandigen Acker 
fleißig benutzt werden. Denn ſie ſind zu der Einſicht gelangt, daß ſie, um den 
vielfach gefteigerten Anſprüchen, die von Staats-, Provinz⸗ und Kreiswegen an ihre 
Leiſtungsfähigkeit gemacht werden, genügen zu können, im Betrieb der Landwirth⸗ 
ſchaft nicht ſtill ſtehen und bei der Väterweiſe beharren dürfen, ſondern daß auch 
ſie der Eroberungen ſich bemächtigen müſſen, welche Ackerbau und Viehzucht in all' 
ihren verſchiedenen Zweigen durch die wiſſenſchaftlichen Fortſchritte der Neüzeit ge⸗ 
macht haben. 
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Und daraus folgt, daß die beiden Kreiſe Naugard und Kamin auf der Fruchtbarkeits⸗ 
Scala des Pommerſchen Bodens gleichen Werth haben, beide aber auf der unterſten 
Stufe ſtehen, und vom Piritzer Kreiſe, der freilich den berühmten Weizacker enthält, 
um mehr als das Doppelte überragt wird. Die nebenliegenden Kreiſe Regenwald 
und Greifenberg, die Landſchaft Hinterpommern bildend, ſind, dem mittlern Durch⸗ 
ſchnitte nach, fruchtbarer als der Saziger Kreis. Die verhältnißmäßig ertragsreichſten 
Feldmarken des Naugarder Kreiſes ſind über ſein Gebiet in vier Gruppen vertheilt, 
welche durch minder ertragreiche oder gar unergiebige Fluren getrennt ſind. Die 
erſte Gruppe zieht auf der Oſtſeite der Ihna im Abhange gegen das Thal dieſes 
Fluſſes aus dem Saziger Kreiſe heran, und beſteht aus den Feldmarken der beiden 
Wachlin, Parlin, Damerwitz, Priemhauſen, Roſenow, Großen- und Lütkenhagen, 
Jokobsdorf, Speck und Marsdorf, öſtlich von der Stadt Golnow, eine Strecke von 
2¼ Mln. in der Länge, und ¼ bis 1 Mle. in der Breite. Zwei andere Gruppen 
treten ebenfalls aus dem Saziger Kreiſe auf das dieſſeitige Gebiet. Sie ſind von 
geringerer Ausdehnung als jene. Die erſte umfaßt die Feldmarken Falkenberg und 
Faulenbenz, denen auch allenfalls noch die zwiſchenliegende Feldmark Wittenfeld 
beigezählt werden kann. Die andere, oder dritte, Gruppe findet ſich im ſüdöſtlichen 
Bezirk des Kreiſes mit den Feldmarken Breitenfeld, Weitenhagen, Kramonsdorf und 
Plantikow, eine Gruppe, die etwa 2 Mln. lang und durchſchnittlich / Mln. breit 
iſt. Auf ihrer Oſtſeite liegt die Stadt Daber. Die vierte Gruppe endlich liegt 
nördlich von Naugard und beſteht nur aus zwei Feldmarken, die nicht einmal zu- 
ſammhangen, ſondern durch eine ſehr unergiebige Feldmark, die Glietziger, getrennt 
ſind, es ſind die Feldmarken Minten und Düſterbeck. Alle dieſe Gemarkungen über⸗ 
treffen die obige Scalenzahl 12,6 in größerm oder kleinerm Maße; alle anderen 
Feldmarken des Kreiſes aber ſtehen hinſichts des Ertrages ihrer Acker auf dieſer 
Zahl, oder gehen bald mehr, bald weniger unter dieſelbe zurück. Die unfrucht⸗ 
barſten Gegenden des Kreiſes ſind die weſtlichen am linken Ufer der Ihna, und 
die nordweſtlichen längs der Kaminer Kreisgränze, wo die Feldmarken Fanger, 
Rothenfier, Trechel im Ackerbau einen verhältnißmäßig geringen Ertrag gewähren. 
Beide Gegenden bilden die Waldregion des Kreiſes, enthaltend: an der Ihna die 
zwei Staats⸗Forſtreviere Friedrichswald und Pütt, mit den ſtädtiſchen Forſten von 
Golnow und Stargard, alle vier im Zuſammenhange und weit über 3 Quadrat⸗ 
meilen, nämlich gegen 68.300 Mg. groß; an der Kaminer Kreisgränze des Staats⸗ 
Forſtrevier Rothenfier, im dieſſeitigen Gebiete 14.933 Morgen groß, ſo daß die 
Waldregion im Ganzen ein Areal von ca. 83.210 Mg. beſitzt, was mehr als ¼ aller 
Waldungen des Kreiſes beträgt. Das letzte /½ beſteht aus Privat-Waldungen und 
denen der Kämmereien von Naugard und Maſſow. 


Der hohe Boden im Kreiſe beſteht vorzugsweiſe aus Sand, dem, um es 
noch ein Mal zu ſagen, in größerm oder geringerm Maße Lehm beigemiſcht iſt. 
Im Untergrunde findet man meiſtens eiſenhaltigen Sand, ſ. g. Schwemmſand oder 
Schlick, welcher die Näſſe ſchwer durchläßt, und daher den Boden kalt und ſauer⸗ 
haltig macht. Sandboden mit ziemlich ſtarker Lehmbeimiſchung, tiefer Ackerkrume 
und durchlaſſendem Untergrunde kommt zwar auf vielen Gemarkungen im Kreiſe 
vor, doch meiſtens nur vereinzelt und im Verhältniß zum Ganzen in nicht bedeü⸗ 
tendem Umfange. Auf ziemlich großen, im Zuſammenhange ſtehenden, Flächen findet 
ſich ein ſolcher Boden, wie bereits oben gezeigt worden, nur im ſüdöſtlichen Theile 
des Kreiſes, wie denn auch in Betreff der Reinerträge der Grundſtücke im Kreiſe 
hier der Schwerpunkt zu finden iſt, wenn man von den, dem weſtlichen Theile zu 
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Gebote ſtehenden, günſtigeren Verkehrsmitteln abſieht. Überhaupt iſt der leichtere, 
mehr ſandige Boden durchſchnittlich in den nördlichen und weſtlichen Gegenden des 
Kreiſes zu finden, wogegen dem Boden des füd- und ſüdöſtlichen Theils ein ſtärkerer 
Lehmgehalt beiwohnt. Natürlicher Weizenboden iſt wol nirgends im Kreiſe zu finden. 
Bei Regelung der Grundſteüer hat nur etwa ½ 730 des geſammten Ackerlandes zur 
I. Klaſſe eingeſchätzt werden können und dieſe Bodenklaſſe hat man zu einem Rein⸗ 
ertrage von 3 Thlr. pro Morgen angenommen. Als Höheboden ſchlechteſter Gat⸗ 
tung findet man ſogar in großen Flachen faſt ganz lehmfreien Sandboden, welcher 
eine nur wenige Zoll ſtarke Obererde und darunter ſtark eiſenhaltigen und daher 
röthlich braunen Sand, — in der Volksſprache „Fuchs“ genannt — hat, der auf 
tiefeu Stellen förmliche Eiſenoxydlager — Ortſtein genannt — bildet. Die 
Niederungsgrundſtücke beſtehen in Moorboden von größerm oder geringerm Humus⸗ 
gehalt mit eiſen⸗ und torfhaltigem Untergrunde. Der Humus ſelbſt iſt, meiſtens 
torfartig, ſchwer auflöslich, bezw. der Zeſetzung Widerſtand leiſtend, oder bereits 
mehr oder minder verkohlt. Große, unfruchtbare, d. h. weder zum Getreidebau noch 
zur Holzkultur ſich eignende Flächen finden ſich im Kreiſe nicht vor, dagegen ſind, 
namentlich im nörd⸗ und nordweſtlichen Theile bedeütende Ericaſelder oder Heide⸗ 
flächen anzutreffen. 


4. Klimatiſche Verhältniſſe. Man kann dieſelben eben nicht als 
günſtige bezeichnen; doch iſt der Grund davon nicht in der Terrainbildung zu ſuchen 
ſondern weſentlich der, von der nördlichen Kreisſpitze nur 4 Mln. entfernt belegenen 
Oſtſee zuzuſchreiben. Die Nähe der See gibt dem Klima zum Theil etwas Ocea⸗ 
niſches ſowol an Weiche als an Schärfe; ſtehende Luftſtröme ſind der Nordweſt, 
ſeltener der Nordoſt. Die Witterung iſt wechſelnd, im Ganzen etwas rauh, doch 
dem Menſchen bei nicht mangelnder Bewegung zuträglich. Die gleichmäßig warmen 
Tage gehören mehr dem Spätſommer und dem Herbſtanfange an. Entſchieden 
ungünſtig für die Winterſaaten ſind die, ſelbſt noch im ſpäten Frühjahr haüfig ein⸗ 
tretenden Nachtfröſte, ſo daß ſogar das Gras in den Wieſen nicht ſelten abfriert. 
Vorzüglich leiden die an Forſten oder inmitten derſelben belegenen Acker wegen 
mangelnden oder unvollkommenen Luftzuges, ſowie die Acker auf Moorboden, von 
denen im Kreiſe ganz bedeütende Flächen vorkommen, wegen der dieſen Ackerſtücken 
beiwohnender Näſſe in und unter der Pflugſchicht von der erwähnten Ungunſt des 
Klima. Bei jähem Wechſel von Wärme und Kälte während der ſtärkſten Entwicke⸗ 
lung der Pflanzen in den Monaten Juni, Juli und Auguſt, findet merklich 
bei den Sommerſaaten ein Erkälten und demzufolge Stocken des Saftes Statt, 
worunter das Wachsthum der Pflanzen nicht wenig leidet. Außerdem wirken die 
hauptſächlich nach Gewittern in den Monaten Juni und Juli eintretenden eigen⸗ 
thümlichen Nebel als ſchädliche Niederſchläge ſehr nachtheilig auf Erbſen und Kar⸗ 
toffeln und den nur wenig gebauten Weizen; es werden in Folge derſelben die 
Stengel und Blätter mit roſtfarbigen Flecken bezogen und ſterben dann gänzlich 
ab. Zerſtörende Gewitterregen und Hagelwetter kommen zwar auch im Kreiſe vor, 
jedoch im Ganzen nur vereinzelt. 


Der Dammſche See, die Ihna, der Gubenbach und der Wodſwina⸗See werden 
allgemein, und wol nicht mit Unrecht als Wetterſcheiden angeſehen. 
Bei günſtiger Witterung, namentlich wenn der Froſt nicht zu lange währt, 


beginnt man auf leichtem Boden durchſchnittlich im Anfange des April mit der 
Sommerſaatbeſtellung, auf lehmhaltigen Ackern etwa 1—2 Wochen ſpäter; in den 
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nördlichen und öſtlichen Gegenden des Kreiſes beginnt die Sommerſaatbeſtellung 
faſt überall in der letzten Hälfte des April. Nach 6—7 Wochen kann man die 
Beſtellung als beendigt anſehen. Die Herbſtſaatbeſtellung nimmt in der Regel mit 
dem September ihren Anfang und währt bis zum Michaelistage. Kleinere Wirthe 
ſchließen mit der Saatbeſtellung oft weit ſpäter, ja zuweilen währt dieſelbe bis gegen 
Ende des Oktobers und wol gar bis Martini; doch iſt dies höchſt mißlich, da bei 
frühem Eintritt des Winters die Pflanzen nicht die nöthige Zeit zur Entwickelung 
behalten, und ihre Widerſtandsfähigkeit gegen den Froſt nur von geringer Be⸗ 
deütung ſein kann. 


Die Noggenärnte findet — meiſtens Ausgangs Juli Statt, auf leichtem Boden 
auch wol früher, jedoch nur in ganz ſeltenen Fällen vor dem 15. Juli; auf die 
Roggenärnte folgt dann die Haferärnte etwa in der Zeit vom 1—15. Auguſt; die 
Abärntung der Gerſtenfelder tritt, wenn im Juni geſäet worden, was in der Regel 
Seitens der kleinen Wirthe geſchieht, durchſchnittlich zu Anfang des Septembers 
ein, auf großen Gütern dagegen findet die Ausſaat und daher auch die Arnte etwas 
früher Statt. 


a Den erſten Grasſchnitt nimmt man in der Regel zu Johanni; nur die der 
überſchwemmung ausgeſetzten Wieſen an Bächen und Flüſſen mäht man gern einige 
Tage vor dieſem Zeitpunkte, um ſich vor der ſ. g. Johannisfluth, deren oben bereits 
Erwähnung gethan, zu ſchützen. Der zweite Schnitt findet zwiſchen und nach der 
Arnte des Sommergetreides Statt. Einſchnittige Wieſen werden kurz vor der 
Roggenärnte, oder falls ſie nicht zugänglich ſind, während derſelben gemäht, und 
demnächſt abgeweidet. 


5. Bevölkerung. Dieſe iſt ſeit dem Jahre 1840 bis 1864 bei jeder der 
von 3 zu 3 Jahren ſtattgehabten Zählungen ſtets größer gefunden worden, als in 
der vorhergehenden Zählungs⸗Epoche, dann aber bis 1867 zurückgegangen, wovon 
der Grund theils in dem Kriege von 1866, theils in der Cholera⸗Epedemie deſſelben 
Jahres, vorzugsweiſe aber und hauptſächlich in der Auswanderung zu ſuchen iſt, 
welche, wie faſt überall im Land am Meer, ſo auch im Naugarder Kreiſe ſeit dem 
Jahre 1865 koloſſale Dimenſionen angenommen hat. Die am 3. December eines 
jeden der 10 folgenden Zählungsjahre vorgenommenen Aufnahmen haben folgende 
Reſultate ergeben: 


Zahl aller Einwohner Davon treffen auf 1098 Außerdem Sträflinge 
hie 


Jahr. egen die 

Mäunl. ae] Zuſamm. die Städte d Be Naugard | Golnow. 
1840 20.986 | 20.946 | 41.932 | 10.961 30,971 = 567 — 
1843 21.856 21.976 | 43832 | 11.483 | 32.349 | 1.900 663 — 
1846 23.268 | 23.036 | 46.354 | 12.319 | 34.034 2.522 715 — 
1849 23.729 23.863 | 47.592] 12.493 | 35.095 1.238 790 
1852 24.735 | 24.668 | 49.393 13.062 | 36331 | + 1.801 1.056 — 
1855 25.549 | 25.449 | 50,998 | 13 995 37.003 | 1.605 1.236 ae 
1858 25.920 | 25.906 | 51.825 14.567 | 37.258 [＋ 827 1.222 
1861 26.929 27.020 | 53.949 15.243 | 38.706 [ 2.124 905 241 
1864 27.760 | 28.062 | 55.822 17.130 | 39.689 | 983 806 191 


1867 27.417 28.208 55.625 16.264 39.361 I— 197 835 284 
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In Naugard beſteht bekanntlich eine Strafanſtalt, die ſich ſeit 1852 ſo füllte, 
daß nicht alle Perſonen, welche der Strafrichter verurtheilt hatte, darin unterge⸗ 
bracht werden konnten, und man darauf Bedacht nehmen mußte, ein zweites Zucht⸗ 
haus in Golnow zu erbauen. Dieſes iſt im Jahre 1861 zum erſten Mal bevölkert 
worden. Wenn die in den Strafanſtalten zu Naugard und Golnow detinirten 
Sträflinge hinzugerechnet werden, ſo erhält man allerdings die faktiſche 
Bevölkerung des Naugarder Kreiſes; allein dieſe Unglücklichen, die das Dein vom 
Mein zu unterſcheiden verlernt oder ſich noch anderer ſchwererer Vergehen gegen 
die Geſellſchaft ſchuldig gemacht hatten, oder Verbrecher in einer Weiſe geworden 
waren, daß der Strafrichter ſich genöthigt ſah, ſie durch lebenslängliche Einſperrung 
unſchädlich zu machen, gehören nicht dem Kreiſe ausſchließlich an, ſondern ſind aus 
ganz Pommern zuſammen gebracht. Zum größten Theil nur vorübergehende Be⸗ 
wohner des Kreiſes, tragen dieſe Unfreiwilligen entweder gar nichts, oder doch nur 
höchſt wenig zur Produktion deſſelben bei, da die Arbeit, zu der ſie angehalten 
werden, und die ſie verrichten, weniger dem Kreiſe als dem ganzen Lande zu Gute 
kommt, wol aber vermehren ſie die Zahl der Conſumenten, die ihren Lebensunter⸗ 
halt meiſt aus den Strafanſtaltsorten ſelbſt und deren nächſter Umgebung ent⸗ 
nehmen müſſen, was auf den Preis der Lebensmittel in Naugard und Golnow ſeinen 
Einfluß auszuüben nicht verfehlen kann. 


Die 835 + 284 = 1119 Sträflinge, mit denen beide Zuchthaüſer im Jahre 
1867 bevölkert waren, unterſchieden ſich — 


Dem Familienſtande nach: Der Religion nach: 
In Unverheirathete 543 | In Evangeliſ chte 1112 
„ Verheirathete sans All lun; suSöatbolikenz ziu: sihiliiinet „eds 1 
% Wii enen ed e ar SM fasten, ee jarkhre 6 
„ m, Sphere 82 


Von dieſer unfreiwilligen Bevölkerung des Kreiſes abgeſehen, zeigt ſich eine 
Vermehrung der Volksmenge deſſelben innerhalb des 27jährigen Zeitraums 
von 1840—1867 um 13.693, oder im Durchſchnitt jährlich um 507 Seelen, ja, fie 
würde um 534 jährlich geſtiegen und im Jahre 1867 auf 56.350 Perſonen angewachſen 
ſein, wenn nicht der Rückſchlag ſeit 1864 eingetreten wäre. Der Rückſchlag hat, 
wie man aus der obigen Tabelle erſieht, mit einem Betrage von 343 Perſonen in 
drei Jahren nur das männliche Geſchlecht betroffen, wogegen die Zahl der weib- 
lichen Bevölkerung innerhalb des gleichlangen Zeitraums um 146 Perſonen geſtiegen 
iſt. In dem Verluſt, den das männliche Geſchlecht erlitten hat, iſt der Einfluß der 
Krieges von 1866 nicht zu verkennen; nicht blos das feindliche Geſchoß hat die 
männliche Jugend im kräftigſten Lebensalter auf dem Felde der Ehre niederge- 
ſchmettert und ihr in tſchechiſcher Erde eine zu frühzeitige Ruheſtatt bereitet, vor⸗ 
nehmlich iſt es die Choleraſeüche geweſen, mit welcher nach errungenem Siege 
Freund Hein unter den Kampfesmüden ſeine tödtende Siechel geſchwungen hat, 
und wol viele verletzte Söhne, die als Siehe an den haüslichen Heerd zurückgekehrt, 
haben die traurenden Altern bald darauf ins Grab legen müſſen. Das Wander⸗ 
fieber ift es nicht, welches die männliche Bevölkerung des Naugarder Kreiſes vorzugs⸗ 
weiſe verringert hat, denn es läßt ſich nachweiſen, daß, ſeitdem die Auswanderung die 
große Ausdehnung angenommen, die ſie jetzt hat, die Zahl der Auswanderer weiblichen 
5 eben ſo groß, zuweilen ſogar größer iſt, als die der männlichen Aus⸗ 
wanderer. 5 
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Das hohe Alter von 90 Jahren und darüber erreichten im Jahre 1864, 
zufolge der damals veranſtalteten Zählung, 13 Menſchen, nämlich 6 Männer und 
7 Frauen. 2 dieſer alten Männer lebten in den Städten, 4 auf dem Lande; 
4 Frauen in den Städten, 3 Frauen auf dem Lande. Der abſolut älteſte Menſch 
im Kreiſe war ein Bewohner der Stadt Golnow, ein Greis von 98-99 Jahren, 
geboren im Jahre 1766. Bei der Zählung von 1867 ergab ſich die Zahl der über 
90 Jahre alten Perſonen zu 14, davon 7 Männer und 7 Frauen und, dem Wohn⸗ 
platze nach, 2 Männer und 1 Frau in den Städten, 5 Männer und 6 Frauen auf 
dem Lande. Dieſe Greiſe ſowol als die Greiſinnen waren verwittwet. Welches 
Alter der abſolut älteſte Menſch im Jahre 1867 erreicht hat, iſt aus der Bevölke⸗ 
rungs⸗Tabelle von dieſem Jahre nicht erſichtlich, da ſie nur das Decennium von 
1777 bis 1768 im Allgemeinen enthält; die Sterbeliſte von 1867 zeigt indeſſen, 
daß der älteſte Menſch von den in dieſem Jahre Geſtorbenen 93 Jahre alt geworden, 
da er im Jahre 1774 geboren war. 


Im Jahre 1864 beſtand die Bevölkerung des Kreiſes, mit Einſchluß der 
Sträflinge in Naugard und Golnow, aus 56.819 Perſonen. Davon waren, dem 
Religionsbekenntniß nach: 55.751 Evangeliſche, 457 Röbmiſchkatholiſche, 
158 Diſſidenten und 453 Iſraeliten. Die Spaltung, welche die Orthodoxie mit 
ihren Satzungen, ihrem Form⸗ und Formelweſen in neürer Zeit wieder in der 
proteſtantiſchen Chriſtenwelt hervorgebracht hat, wirkt auch auf das ſtatiſtiſche 
Tabellenwerk. Die politiſchen Behörden, die mit deſſen Abfaſſung betraut ſind, 
wiſſen nicht, wie ſie ſich den künſtlichen und gekünſtelten, ſcheinbar die Wahrheit 
treffenden Unterſcheidungs⸗Merkmalen gegenüber zu verhalten haben, womit durch 
Orthodoxe, Geiſtliche wie Laien, eine vollſtändige Verwirrung der Begriffe in die 
ſo einfachen, klaren, dem geſunden Menſchenverſtand ſo faßlichen, zugleich ein ge⸗ 
drücktes Gemüth ſo beruhigenden Lehren des Stifters der chriſtlichen Religion ge⸗ 
ſchleüdert worden iſt. Während die Tabelle von der Volkszählung am 3. December 
1864 nur Evangeliſche kennt, d. h. Chriſten, deren Vorfahren im 16. Jahrhundert 
die Kirche geſaübert haben, von den Mißſtänden, womit fie Jahrbunderte hindurch 
vom römiſchen Hohenprieſterthum verunreinigt worden war, unterſcheidet die Tabelle 
von 1867, wie ſich weiter unten zeigen wird, vier Categorien von evangeliſchen 
Chriſten, nämlich Unirte, Lutheraner und Reformirte, alle drei in der evangeliſchen 
Landeskirche ſtehend, und daneben noch ſeparirte Lutheraner. Unter Lutheranern 
ſind diejenigen Proteſtanten zu verſtehen, welche ſeit 1845 ſelbſtſtändige, von der 
unirten, der eigentlichen evangeliſchen Landeskirche getrennte, von der oberſt⸗ 
biſchöflichen und ſchutzherrlichen Gewalt des Landesherrn anerkannte Gemeinden 
bilden, die zuerſt in Schleſien entſtanden, in dem Ober⸗Kirchen⸗Collegium zu Breslau 
ihre vorgeſetzte Behörde anerkennen. Von ihnen haben ſich im Jahre 1861 die ſ. g. 
Altlutheraner getrennt, und das ſind diejenigen Proteſtanten, welche in der ſtatiſtiſchen 
Tabelle von 1864 Diſſidenten heißen, und bei ihren gottesdienſtlichen Gebraüchen 
ſich mehr oder minder an die Gebraüche der römiſchen Mutterkirche lehnen. Im 
Jahre 1844 gehörten 156 Bewohner des Naugarder Kreiſes zu dieſer Religionsſekte. 
Sie waren über 7 Ortſchaften verbreitet. Es wohnten in Hohenſchönau 8, in 
Klein⸗Leiſtikow mit Otterdorf 2, in Schnittriege 11, in Trechel 14, in Trutzlatz 115, 
in Wangeritz 4, in Zampelhagen 2. Sie hielten ſich zu der, von dem dortigen 
Gutsherrn erbauten altlutherſchen Kirche zu Triglaw, Greifenberger Kreiſes, bei 
der ein Seelſorger angeſtellt iſt. Außerdem gab es in der Stadt Maſſow 2 ſ. g. 
Freigemeindler. Die altlutherſchen Separatiſten haben innerhalb drei Jahre viele 
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Proſelyten gemacht, denn ihre Zahl hatte ſich im Jahre 1867 mehr als verdrei⸗ 
facht. Sie lebten nun in der Stadt Golnow und in 11 ländlichen Ortſchaften in 
folgender Weiſe: 87 in der genannten Stadt und 397 auf dem Lande. 


Die Altlutheraner in Golnow und Hakenwald halten ſich zur Kirche in 
Stettin, die in den übrigen Ortſchaften zur Kirche in Triglaw, Kreis Greifenberg. 


Was die unter dem Ober⸗Kirchen⸗Collegium zu Breslau ſtebenden Lutheraner 
betrifft, ſo belief ſich die Zahl derſelben nach der Zählung vom 3. December 1867 
auf 4571 Seelen. Sie leben in 6 Gutsbezirken und 14 baüerlichen Gemeinden 
ſelbſtändig, ohne Beimiſchung von Unirten, doch hin und wieder mit einem oder 
einem Paar Altlutheraner oder Katholiken neben ihnen wohnend; nur in einem 
einzigen Orte ſind 4 dieſer Lutheraner unter 379 Unirte gleichſam verſprengt, wahr⸗ 
ſcheinlich als Dienſtknechte und Mägde, welche in anderen lutherſchen Gemeinden 
ihr Heimathsrecht haben. In keiner der vier Städte des Kreiſes hat ſich eine 
lutherſche Gemeinde gebildet. Die Städter ſind, der Hauptmaſſe nach, Anhänger 
der Union. Ihr beigemengt find einige Altlutheraner — in Golnow, einige Katho- 
liken und Iſraeliten. Die lutherſchen Einwohner find auf dem platten Lande 
folgender Maßen vertheilt: 829 in ſelbſtändigen Gutsbezirken, 3749 in Gemeinden. 


Reformirte. Notoriſch iſt es, daß in Auguſtwald und zu Carlsbach mit 
Friedrichswald und Zimmermannshorſt zwei reformirte Filialgemeinden beſtehen, 
in welchen alljährlich Trauungen, Geburten und Sterbefälle vorkommen, wegen 
derer der reformirte Hofprediger in Stargard, zu deſſen Pfarrbezirk dieſe Gemeinden 
gehören, die betreffenden Liſten dem Landrathe einreicht; nichts deſto weniger ſcheint 
das Bewußtſein des reformirten Bekenntniſſes bei den Mitgliedern der gedachten 
Gemeinden, Nachkommen der im 18. Jahrhundert eingewanderten Pfälzer und 
Franzoſen, ſo weit erloſchen zu ſein, daß ſie ſich bei der Volkszählung von 1867 
zu den Unirten gerechnet haben, gleichwie die Mitglieder der Muttergemeinde in 
Stargard es auch gethan (L.⸗B. II. Th. Bd. IV., S. 613), obwol es nicht be⸗ 
kannt geworden, daß dieſe Reformirten ſich der Union angeſchloſſen haben. Es 
ſei daran erinnert, daß ſie dem Anſchluß nichts weniger als hold ſind, des — 
lutherſchen Accidenzweſens halber, welches von den Unirten beibehalten worden iſt. 
Die ſtatiſtiſche Tabelle von 1867 führt nur 4 Reformirte auf, davon 1 in Barenbruch, 
2 in Kramonsdorf, 1 in der Stadt Naugard. 


Die römiſch⸗katholiſchen Chriſten haben ſich gegen 1864 etwas ver: 
mindert, d. h. mit anderen Worten, ſie haben zu der allgemeinen Abnahme der 
Bevölkerung ihren Theil geſtellt. 1867 lebten im Kreiſe 441 Katholiken, und zwar 
67 in den Städten — Naugard 29, Golnow 29, Daber 3, Maſſow 6, — in den 
Landgemeinden 369, in den Gutsbezirken 5. Eine vollſtändig organiſirte katholiſche 
Kirchengemeinde bildet Louiſenthal mit Auguſtwald, dort mit 227, hier mit 102, 
zuſammen 329 Gemeindegenoſſen. Sie gehörten früher zur katholiſchen Pfarrkirche 
Stettin; ſeit Anfang des Jahres 1867 iſt hier aber ein ſelbſtändiges Pſarrſyſtem 
gebildet worden, das, mit einem Gotteshauſe, in Louiſenthal ſeinen Mittelpunkt 
hat. Die übrigen 45 Katholiken auf dem platten Lande ſind in 13 Ortſchaften 
zerſtreüt, davon über die Hälfte, nämlich 24, in Lübzin im Familienverbande lebt; 
den Überreſt bilden Zugvögel, die ab⸗ und zuziehen. Die preüßiſche Verfaſſung 
gewährleiſtet die Freiheit des religibſen Bekenntniſſes, der Vereinigung zu Religions- 
Geſellſchaften und der gemeinſamen haüslichen und öffentlichen Religionsübung 

Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 2 . 
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(Art. 12 der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar 1850). Allein, es läßt ſich 
fragen, iſt denn der katholiſche Chriſt auch wirklich ein freier Menſch, iſt er nicht 
gerade das Gegentheil, iſt er nicht mit Leib und Seele, durch und durch ein Unfreier, 
der Unterthan einer kleinen Coterie hoffährtiger Finſterlinge, mit einem Oberprieſter 
an der Spitze, der das Denkvermögen des Glaübigen mit eiſernen Banden um⸗ 
klammert? Der Geſetzgeber hat ſich bei Abfaſſung jenes Art. 12 der Verfaſſung 
in ſtaatskluger Weiſe auf den Standpunkt des Freiſinns und der Duldſamkeit ge- 
ſtellt; aber wie einſt ein jüdiſcher Renegat die Keckheit hatte, das geflügelte Wort 
„die Wiſſenſchaft muß umkehren“ auszuſprechen, um dem proteſtantiſchen Jeſuitis⸗ 
mus und dem entſittlichenden Muckerthum die Bahn zu ebenen, ſo darf man in 
entgegengeſetzter Weiſe dem katholiſchen Chriſten zurufen: Zerreiß die Sklavenketten, 
die Dich an Rom feſſeln, werd' ein Freier in Glaubens- und Gewiffensſachen, um 
mit arbeiten zu können an der von Gott gebotenen Entwickelung des Menſchenthums 
und der Menſchheit, was Dein ſ. g. heiliger Vater mit ſeinen, die Gottheit höhnenden 
Satzungen bei allen Strafen des Fegefeüers und der Hölle, wie die mittelalterlichen 
Maler ſie als jüngſtes Gericht in ſchauerlicher Weiſe mit verbrannter Phantaſie 
abgebildet, verboten hat. 


Was die moſalſchen Glaubensgenoſſen betrifft, jo haben ſich dieſelben 
gegen das Jahr 1864 um zwanzig und zwei vermehrt. Es leben ihrer ſelbſtver⸗ 
ſtändlich die meiſten in den Städten, wo ſie Synagogen-Gemeinden bilden, in 
Naugard 147, in Golnow 140, in Daber 68, in Maſſow 64. In den Gutsbezirken 
hält ſich kein Jude auf. Über die baüerlichen Gemeinden, 9 an der Zahl, ſind 
56 Iſraeliten zerftreüt. Bei der Zählung von 1867 wohnten in Carlshof 4, in 
Falkenberg 8, in Friedrichswald 3, in Harmelsdorf 5, in Kaltenhof 5, in Lübzin 10, 
in Priemhauſen 7, in Zikerke 7 Juden. 


Bei Ermittelung der relativen Bevölkerung oder Volksdichtigkeit 
des Naugarder Kreiſes wird man die unfreiwilligen Bewohner zu Naugard und 
Golnow als nicht zur ſeßhaften inheimiſchen Bevölkerung gehörend, unberückſichtigt 
laſſen müſſen. Innerhalb des zuletzt verfloſſenen Zeitraums von 27 Jahren erreichte 
die obſolute Bevölkerung oder Volksmenge ihren Scheitelpunkt im Jahre 1864 mit 
55.822 Seelen. Da der Kreis 22,305 deütſche Geviertmeilen zum Flächeninhalt 
hat, ſo betrug die Volksdichtigkeit 2.502 Perſonen, die auf dem Raume einer 
Q.⸗Mle. lebten, Städte und plattes Land zuſammengerechnet. Wird aber nur der 
Umfang und die Bevölkerung des platten Landes in Rechnung genommen, ſo 
mindert ſich die Volksdichtigkeit um 400 und ſtellt ſich auf 2.102 Seelen, denn das 
Areal der vier Städte und ihrer Gemarkungen, auf denen 36 Gehöfte, Mühlen ꝛc. 
mit Eigennamen ſtehen, beträgt 3,47 Q. Mln., welche für die zuletzt erwähnte 
Volkszahl von der Fläche des ganzen Kreiſes in Abzug gebracht werden mußten. 
Dieſe Ziffern der Volksdichtigkeit ſtehen ziemlich weit hinter den analogen der be⸗ 
nachbarten Kreiſe Sazig und Greifenberg, eine Folge der geringeren Fruchtbarkeit des 
Bodens, der großen Waldfläche ꝛc. 


Nun aber iſt zu bemerken, daß bei der Volkszählung von 1867 zum erſten 
Mal ein Unterſchied gemacht worden iſt zwiſchen der ortsanweſenden und der ab- 
weſenden Bevölkerung. Unter der letztern ſind diejenigen Kreisangehörigen zu ver⸗ 
ſtehen, welche als preüßiſche Unterthanen im Kreiſe ihr Heimathsrecht haben, ſich 
aber zur Zeit der Zählung nicht in ihrem Wohnorte befanden. Im Naugarder 


— 
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Kreiſe belief ſich die Zahl der abweſenden Bevölkerung auf 1.026 Perſonen; 
und zwar waren — 
a) Nicht über ein Jahr abweſend: als See- und Flußſchiffer 86, auf Land» 
und Seereiſen 72, auf Beſuch außerhalb ihres Wohnorts 218, zuſammen 376 Perſonen. 
b) Alle übrigen Abweſenden beliefen ih auů fk. . 650 „ 


Von den Abweſenden befanden ſich 953 innerhalb des preüßiſchen Staats⸗ 
gebiets, 1 in Bremen, 3 in Hamburg, 1 in Lübek, 1 in Baiern, 1 in der Schweiz, 
Jin Holland, 2 in Dänemark, 7 in England, 2 in Frankreich, 1 in Italien, 2 in 
Rußland, 3 in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, 1 in anderen hier nicht 
genannten Ländern, 22 auf See; von 25 Perſonen konnte der zeitige Aufenthalts⸗ 
ort von den Angehörigen in der Heimath nicht angegeben werden. 


Ortsanweſende und abweſende Bevölkerung zuſammen genommen, geben die 
heimathsberechtigte Bevölkerung des Naugarder Kreiſes für die Epoche 
des 3. December 1867, nach Abzug von 26 fremden Staatsangehörigen, zu 56.822 Seel. 


Ob bei den früheren Zählungen die abweſenden Kreisangehörigen den orts⸗ 
anweſenden Einwohnern hinzugerechnet worden, ſo daß die in der obigen Tabelle 
enthaltenen Zahlen rückwärts bis 1840 die ganze heimathsberechtigte Bevölkerung 
ausdrücken, iſt nicht bekannt. In der unten folgenden Tabelle iſt übrigens die unfrei⸗ 
willige Bevölkerung von Naugard und Golnow in der Geſammt-Volkszahl mit 
enthalten. Werden aus dem Abſchnitt IV. dieſer Haupt⸗Populations⸗Liſte die Ver⸗ 
hältnißzahlen der Berufsarten ꝛc. aufgeſucht, ſo ergiebt ſich folgende Überſicht: — 


Von der ganzen Bevölkerung des Kreiſes — 100 widmen ſich 
Der Landwirthſchaft . . . 62,72 Dem Unterricht u. der Erziehung 1,13 


„ Forſtwirthſchaft . 0,1 „ Staats und Communaldienſt 1,49 
Dem Gewerbfleiß u. Handwerk. 14,04 „ Landheere . 0,2 
„ Handel. . . 1,85 Es find Rentner, Auszügler ꝛe. . 1,81 


„ Verkehr zu Land u. Waſſer 1,98 Sträflinge, Almoſenempfänger . 3,01 
Den perſönlichen Dienſtleiſtungen 7,32 Alle übrigen Berufsarten . . . 2,02 
Dem Kirhendienft . . . .. 0,37! Perſonen ohne Berufsangabe .. 1,29 


Die im Naugarder Kreiſe herrſchende Sprache iſt unter den Gebildeten hoch» 
deütſch, unter den gewöhnlichen Leüten plattdeütſch. Vor dreißig und mehreren 
Jahren wurden, unter beſonderer Förderung des Oberpräſidenten Sack, von der 
Geſellſchaft für pommerſche Geſchichte und Alterthumskunde Sprach- und Dialect- 
Proben in ganz Pommern geſammelt, um damit der Verſchiedenheit der Mundarten 
nach allen Schattirungen des Sprachbaus au ſich, wie der Ausſprache, des 
Accents, des Tonfalls u. ſ. w. auf den Grund zu kommen und die örtliche Be— 
gränzung der Dialektgebiete annähernd feſtzuſtellen. Die damaligen Sammlungen 
ruhen in dem Archive der genannten Geſellſchaft, und harren noch der Sichtung 
der Zuſammenſtellung und Vergleichung. Bevor dieſe Arbeit vorgenommen wird, 
iſt es wünſchenswerth, das Vorhandene durch neüe Sammlungen zu erweitern und 
zu vermehren. Dann aber muß die Sichtung des Stoffs in die- Hand eines Sprad- 
kenners gelegt werden, der aller Mundarten im oberdeütſchen und im niederdeütſchen 
Sprachgebiet mächtig iſt, weil dieſe Kenntniß ihn beurtheilen läßt, welche Zweige 
des großen deütſchen Volksſtammes es geweſen, die vor 6 oder 7 Jahrhunderten 
das Land am Meer mit den Künſten des Friedens erobert und die daſelbſt ſeßhaften 
Slawen für das Germanenthum gewonnen haben. Waren aber, als die germas 
niſchen Völkerſchaften ihre Wanderung nach dem Weſten antraten und ſlawiſche 
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Völkerſchaften die verlaſſenen Sitze in Polabien beſetzten, von jenen nicht beträcht⸗ 
liche Maſſen zurückgeblieben, die nun ſlawiſirt wurden, in den Folgezeiten aber die 
Regermaniſirung weſentlich erleichterten? 


Reſultate der Volkszählung vom 3. December 1867. 
In Betreff der Einrichtung dieſer Volkszählung vergl. man L.⸗B. II. Th. Bd. IV., 612. 
A. Tabelle der ortsanweſenden Bevölkerung im Naugarder Kreiſe⸗ 


J. Bevölkerung überhaupt nach dem Männl.] Weibl. Zuſamm. 
Familienſtande. 

Kinder und Anne 2 ser: 2 3 5 17.667 16.732 34.399 

Verheirathete. 0 ; 1 1 . 5 8 A 9.814 9.467 19,281 

Verwittwete zug 0 8 3 N 8 937 1.933 2.870 

Geſchiedene 0 4 A 1 A . 9 a 20 118 76 194 

Summa J. [ 28.536 | 28.208 | 56.744 


II. Verhältniß der Familienglie der zum 
Haushaltungsvorſtand 
1) Im Familien⸗„bezw. Haus haltungsverband 1 onen. 


Familien⸗Haushaltungen 1 4 k 10.435 
Haushalts⸗Vorſtände 5 9.116 1.319 10.435 
Haushaltungs⸗Glieder excl. Vorſtände, und zwar 
Ehegatten, bezw. Ehegattinnen der TA 5 254 8.655 8.909 
Kinder ö 8 13.490 13.893 27.383 
Ständig anweſende Familien. Verwandte Ser Cr 1.351 1.880 3.231 
Zum Beſuch anweſende Familien⸗Verwandte 92 140 232 
Andere Haushalts⸗Genoſſen W 5 2.780 | 2.143 | 4.923 
Sunma 1. 6 .| 27.083 28.030 55.113 


2) Einzelne, in keinem Haushalts- oder Familienverbande 

lebende, auch nicht in Extra⸗ Haushaltungen unterge⸗ 

brachte Perſonen 73 24 97 
3) In Extra⸗Haushaltungen untergebrachte Perſonen, und 

zwar in Anftalten 


für Beherbergung, an der Zahl 5 8 9 5 74 22 96 
„ Heilung und Pflege (nur in Daber ) — 1 1 
„ Erziehung und Unterricht (in Dab. u. Naug.) 5 22 — 22 
„ religiöſe Zwecke 1 — — — 
„ Invaliden⸗ u. Altersverſorg., uaneurftge 3 x. 18 84 123 207 
„ Detentions⸗ und Strafzwecke 5 1.184 8 1.192 
„ Landesvertheidigung A; N 4 16 8 16 
Summa 2. 62 — 1453 | 118 | 1.834 

Summa III. 23.536] 28.208 | 56.744 
. 


III. Religions bekenntniſſe, ohne Unterſcheidung der Geſchlechter 
1) Chriſten. 
Evangeliſche e f 


Unirte 2 h N 8 2 ! 1 2 2 1 50.765 
Lutheraner a 2 9 . 9 ne ! A. 4.571 
Reformirte ergo. -en en ee eee 4 
Separirte Lutheraner 4 a . i 9 8 1 3 484 
Herrenhuter und mähriſche Brüder 3 enen ee - win; 7 
Irvingianer 4 a r 4 0 8 8 4 f E R — 
Baptiften . a . 0 2 9 28 h 5 5 5 9 =: 
Mennoniten 8 . 2 . . „ Me 1 5 4 . — 


Zu übertragen ’ 55.824 
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Uebertragg 3 N & 55.824 
Deutſch⸗ und Chriſtkatholiſche A „ Ga a 3 
namiihkatholiihe „| ,, .., 1 Jump cee amt A 441 
7 Ghiehiifchtatfipliice , | MH SM du date ‚merken = 
Angehörige anderer als der vorgenannten chriſtl. Religionsgemeinſchaften 1 
2) Moſaiſche Glaubensgenoſſen 892 ec EN 475 
3) Bekenner anderer, nicht namhaft gemachter Religionen ah — 


Summa III. 5 7 ; 66.744 


Die Lutheraner, welche, als in der evangeliſchen Landeskirche ſtehend, anerkannt 
ſind, und die ſeparirten Lutheraner ſind über den Kreis vertheilt wie folgt: — 


Anzahl der Lutheraner, 1867. x 

Bernhagen, Gemeinde . . 488] Mönchendorf, Gemeinde 419 
Blankenfeld, 75 .... 2225 | Münfterberg, Gutsbezirk . 88 
Braunsberg, 11 n 15 Gemeinde . 48 
Carlshof, Gutsbezirk... 107 Weitenhagen, Gutsbezirk... . 178 

0 Gemeinde 386 15 Gemeinde 340 
Darz, Gutsbezirk. . . 158 Wißmar, Gutsbezirk 120 

5 Gemeinde 507 1 Gemeinde . 493 
Golnowshagen, „ ... 4438 Wußow, Gutsbezirke . 178 
Grävenhagen, unirte Gemeinde. 4 50 Gemeinde 178 
Kamelsberg, Gemeinde 236 Zampelhagen, 15 1297 

Im Ganzen 4571 Lutheraner. 
Anzahl der ſe pa rirten Lutheraner, 1867: 

Golnow . . . 87 | Klein⸗Leiſtikow . 2 Trutzlatz . 103 
DameroaoWW 8 Rothenfier . 19 | Walsleben 4 
Hacken wald. . .219 Schnittriege . . . 11 Wiß mar. 7 
Kaltenho7f 4 Trechel .. 14 | Zampelhagen 6 


Im Ganzen 484 ſeparirte Altlutheraner. 


IV. Stand, Beruf, Arbeits- und Dienſtverhältniß. Männl.] Weibl. Zuſamm. 
1) Landwirthſchaftliches Gewerbe mit Einſchluß der Gärtnerei: 
a) Gutsbeſttzer, Pächter, Adminiſtratoren, Inſpek⸗ 
toren ꝛc. 
Selbftthätige . 1 0 8 2 1 3.273 485 3.758 1 
Angehörige derſelben 5 2 ! 5 
b) Gehilfen in der Landwirthſchaft, Geſinde, Tage⸗ 


löhner ꝛc. 
Selbſtthätige . 0 0 0 8 1 4.465 3.391 7.856 
Angehörige derſelben [3.948 5.296 9.244 


2) Forſtwirthſchaft und Jagd: 
a) Forſt⸗ und Jagdbeamte, incl. der Staats⸗ und 


Corporationsbeamten. 

Selbſtthätige 2 3 g 0 . E 67 — 57 
Angehörige derſelbe n 80 133 213 

b) Arbeiter in der Forſtwirthſchaft 
Selbſtthätige P PR). 32 = 32 
Angehörige derſeldten 33 69 102 
3) Fiſcherei: Selbſtthätige Fiſcher = nadähen? .etist 48 . 48 
Angehörige derſelben . 71 128 199 

4) Bergbau ac: 2 

a) Selbſtthätige Beſitzer, bezw. Unternehmer N 2 — 2 
Angehörige derſelben 5 3 8 
b) Arbeiter, ſelbſtthätige r 27 12 39 
Angehörige derſelben l 49 69 118 


Zu übertragen 17.977 | 18.289 | 36.266 
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Uebertrag 17.977 
5) Große und kleine Induſtrie, incl. Bauweſen: 

a) Fabrikbeſitzer, Fabrikanten und ihre Beamten; 
Baubeamte, Beſitzer von Bud: und Stein⸗ 
druckereien, Handwerksmeiſter. 

Selbſtthätige 
Angehörige derjelben . : 
b) Fabrik⸗Werkmeiſter, Handwerksgeſellen, "Lehr: 


linge ꝛc. 
Selbſtthätige ; 1.215 
Angehörige derſelben 436 
6) Handel aller Art, incl. Buch⸗ und Muſikalienhandel, Ber: 
ſicherungsweſen: 
a) Etablirte Kaufleüte, Bankhalter, Buchhändler, 
Verſicherungsbeamte. 
Selbſtthätige 5 222 
Angehörige derſelben 238 
b) Handelsgehilfen, Lehrlinge, voce Yuflder, 
Selbftthätige . 9 72 
Angehörige derſelben 5 5 
7a) Landverkehr: Poſt⸗, Telegraphenbeamte, Perſonen und 
Frachtfuhrleüte: 
a) Die genannten Beamten und Fuhrherren. 
Selbſtthätige 8 5 69 
Angehörige derſelben 67 
b) Poſtillone, Poſtarbeiter, Subetneite. 
Selbſtthätige 8 a 72 
Angehörige derſelben 32 
7b) Waſſerverkehr: 
a) Schiffseigner, Rheder, . 
Selbſtthätige 59 
Deren Angehörige 2 87 
b) Schiffsvolk, Matroſen, 9 x. 
Selbſtthätige 0 99 
Angehörige derſelben 8 81 
ve) Erquickung und Beherbergung: 
a) Beſitzer, Pächter, Verwalter von Gaft-, Speife:, 
Schankwirthſchaften. 
Selbſtthätige 90 
Angehörige derſelben 179 
b) Kellner, Commiſſtonaire, obne. Saustneite 
Selbftthätige . 0 17 
Angehörige derſelben 9 
8) Perſönliche Dienſtleiſtungen: 
a) Sogenannte höhere Dienerſchaft, als Haushof⸗ 
meiſter, Kammerfrauen ꝛc. 
Selbſtthätige 0 
Deren Angehörige 5 
bp) Dienſtboten, Geſinde für perfonliche Dienft: 
leiſtungen, Handarbeiter, e dc. 
Selbſtthätige . 808 
Angehörige badieiben ; 6 843 
9) Geſundheitspflege und Krankendienſt, und zwar: Medicinal. 
beamte, Arzte, Apotheker, eee e 
Selbſtthätige 0 h 8 23 
Angehörige derſelben R . mh 32 


Zu benen 


Männl. 


Weibl. 
18.289 


49 
2.676 


19 
840 


486 


943 
1.494 


12 
46 


Zuſamm. 
36.266 


51.232 
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Männl. ] Weibl.] Zuſamm. 


Uebertrag 0 25.477 25.755 51.232 
10) Erziehungs- und Unterrichtsbeamte aller Art: 
Selbſtthätige a =: 2 161 16 177 
5 Angehörige derſelben. 158 311 469 
11) Künſte Literatur, Preſſe: Künſtler aller Art, Schauſpieler, 
Muſiker, Privatgelehrte, Journaliſten, Schriftſteller: 
Selbſtilitigne NIE un W 90 21 90 
Angehörige derſelben 8 28 67 95 
12) Kirchen⸗ und Gottesdienſt. Todtenbeſtattung: Geiſtliche 
Beamte aller Art, Prediger, Küfter, Leichenbitter, 
Todtengräber: 
Selbſtthätige 39 2 41 
Deren Angehörige 3 Te 33 136 169 
13) Königliche Hausverwaltung und Hofſtaat — = —z ze 
14) Sinaifvenwaltung; Beamte der Polizei:, Finanzverwal⸗ 
ung ꝛc.: 
Selbſtthätige 8 87 1 88 
Angehörige derſelben 102 226 328 
15) Juſtiz: Rechtsanwälte, Juſtizbeamte aller Art ꝛc.: 
Selbſtthätige 5 u: > 63 — 63 
Angehörige derjelben . 5 5 ’ 42 87 129 
16) Landheer: Militairperſonen aller Grade und Art: 
Selbſtthätige 3 R 5 8 122 1 123 
Angehörige derſelben 10 18 28 
. 4 . Ans 1 == = 
18) Da und Corporations⸗Verwaltung: Beamte aller 
ach 
Selbftthätige 55 55 
Deren Angehörige 55 126 181 
19) Perſonen ohne Berufsausübung: 
a) Aus eigenen Mitteln lebende: Rentenirer, Aug: 
zügler, Penſtonaire. 
Haushalts vorſteher 272 146 418 
Angehörige derſelben 133 478 611 
b) Aus fremden, bezw. öffentlichen Mitteln Lebende 
Almoſenempfänger, Ditinirte, Sträflinge. 
Perſonen dieſer Art. 8 — 1.343 247 1.590 
Angehörige derſelben 43 80 123 
20) Perſonen ohne Berufsangabe: 
Selbſtthätige 6 40 194 234 
Angehörige derfelben . Ah 2; 183 317 500 
Summa der Selbſtthätigen aller Klaſſen 14.147 5.584 | 19.731 
„ der Angehörigen aller Klaſſen 14.389 | 22.624 | 37.013 


Summa IVV. 


28.536 | 28.208 | 56.744 


V. Staatsangehörigkeit. 

Unterthanen des 
Preüßiſchen Staats u en: SE: . 
Großherzogthums Merlenburg⸗Schwerin 1 

5 Meklenburg⸗Strelitz Ratzeburg 0 
Herzogthums Braunſchwe ig 
Königreichs Sachſen 3 
Herzogthums Sachſen⸗Meiningen N 1 8 
roßherzogthums Heſſen auf der Nordſeite des Mains 


28.516 28.202 56.718 


Dumm 


ee 


4 

1 

1 

1 

1 
Königreichs Baiern 2 
34 


6 
28.530 | 28.204 | 56.7 


Zu übertragen 
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Weibl. 
28.204 


Männl. 
we N A 28.530 


Zuſamm. 
56.734 


Oſterreichiſchen Kaiſerſtaats 
Schweizer Bundes 
Königreichs Großbritannien und Irland 


Summa V. 


VI. Art des Aufenthalts am Zählungsorte. 
Vorübergehend anweſend als — 
Reiſende in Gaſthöfſen 
Gäſte in Familien zum Beſuch 


284 
56.460 


Summa VII. [ 28.536 | 28.208 | 56.744 


Summa 4 151 
Alle übrigen Anweſenden JJ 28.40% 8.087 


VII Beſondere Mängel ee * 


Blinde auf beiden Augen 0 ar G e 20 14 34 
Taubſtumme 4 25 24 49 
Perſonen mit angeborenem ober im früheſten Lebensalter 
eingetretenem Blödſinn . 85 32 33 65 
Perſonen, deren Geiſteskräfte ſpäter geſtört worden * 12 13 25 
Summa VIII. 89 84 | 1173 
VIII. un terſcheidung der ſtädtiſchen und ländlichen 
Bevölkerung. 
1) Städte: 
Daherññĩĩ?ꝛP : 0.0.0 993 1.021 2.014 
Golnow 8 8 8 8 5 6 5 5 3.765 3 679 7.444 
Maſſow * * 8 du: 8 „ 2 1.350 1493 2.843 
Naugard l eee 2.148 5.082 
Summa 1 = 3037 | 9.042 | 8.341 17.383 
2) Plattes Land: 
Landgemeinden — = 8 52 16.330 32.542 
Selbſtändige Gutsbezirke f 1 1 + 0 3 3.282 3.537 6.819 


Summa 2 = 69,63 | 19.494 [ 19.867 | 39.361 
Summa VIII. = 100,00 28.536 | 28.208 | 56.744 


B. Tabelle der abweſenden Bevölkerung im Naugarder Kreife. 


Bei der am 3. December 1867 Statt gehabten Volkszählung wurden als abweſend 
vom Wohnorte nachgewieſen. 


1) In den Städten: Männl.] Weibl. | Zufamm. 
eli o „ Ve u rer 4 9 13 
Golnow 8 0 e 8 5 . . . 5 312 149 461 
Maſſow „ „ 16 8 24 
Naugard D . 81 91 

Summa ! a2 | 207 | 689 

2) Plattes Land: - 

Landgemeinden ee ee e 91 308 
Selbſtändige Gutsbezirke r 19 15 34 


Summa 2 231 | 106 | 337 
Hauptſumma der abweſenden Bevölkerung 673 J 353 
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6. Bewegung der Bevölkerung. Unter dieſem Titel werden die Ge- 
burts⸗Verhältniſſe, diejenigen, welche aus dem Einzug ins eheliche Leben entſpringen, 
und die Sterblichkeits⸗Verhältniſſe, mit denen der Geſundheits⸗Zuſtand in Connex 
ſteht, zur ſtatiſtiſchen Erörterung gezogen. 


In der Zahl der Geburten hat ſich während des jüngſt verfloſſenen achtjährigen 
Zeitraums eine große Beſtändigkeit kund gegeben. In den Jahren 1860 bis incl. 
1867 ſind überhaupt 18.021 Kinder zur Welt gekommen, oder durchſchnittlich in 
jedem dieſer Jahre 2253. Das Maximum der Geborenen fällt mit 2354 auf das 
Jahr 1866, das Minimum mit 2093 auf das Jahr 1862. Wird aus dieſen zwei 
Zahlen das Mittel genommen, fo weicht daſſelbe nur um — 30 von der Hauptdurch⸗ 
ſchnittszahl ab. Dieſe iſt, hinſichtlich des Geſchlechts der Geborenen, aus 1.153 Knaben 
und 1100 Mädchen zuſammengeſetzt: Das männliche Geſchlecht hat demnach das 
weibliche jährlich im Durchſchnitt um 53 übertroffen. Die meiſten Knaben wurden 
im Jahre 1863 geboren — 1212, die wenigſten im Jahre vorher = 1060, Unter⸗ 
ſchied beider Jahre = 152. Die meiſten Mädchen erblickten das Licht im Jahre 
1866 mit der Zahl 1184, die wenigſten im Jahre 1867 mit der Zahl 1030, Unter⸗ 
ſchied beider Jahre = 154, was dem der Knaben faſt gleich iſt. Im Jahre 1860 
mit dem die vorliegende Tabelle der Geburten beginnt, wurden 2260 Kinder ge⸗ 
boren. Damals betrug die Volkszahl des Kreiſes, zufolge der Zählungen von 
1858 und 1861, aus dieſen die Mittelzahl genommen, 52.887; demnach verhielten 
ſich die Geburten zur Geſammtbevölkerung wie 1: 23,4. Im Jahre 1867 war 
aber dieſes Verhältniß wie 1: 25,4, was andeütet, daß die Fruchtbarkeit, ſei es im 
regelrechten, geſetzlich feſtgeſtellten Ehebunde, ſei es in der loſeren, außerehelichen 
Verbindung, im Abnehmen geweſen iſt. 


Was die Früchte dieſer freien Verbindungen betrifft, ſo hat ſich in dem, hier 
zur Betrachtung gezogenen Zeitraum von 8 Jahren, ihre Zahl belaufen auf 1482, 
oder im Durchſchnitt jährlich auf 185,2. Im großen Ganzen iſt dieſe Zahl ziem⸗ 
lich conſtant geweſen; Abweichungen davon, zum Betrage von — 23 und + 28 zeigen 
ſich in den Jahren 1862 und 1866, und zwar in dem zuletzt genannten Jahre die 
Mehrzahl, welche ſich möglicher Weiſe auf dieſelbe Weiſe erklären läßt, welche in 
der Beſchreibung des Greifenberger Kreiſes erörtert worden iſt. Von allen Gebo⸗ 
renen betragen die unehelichen 8,22 Pret. im Durchſchnitt der ganzen achtjährigen 
Periode; beim Maximum im Jahre 1866 waren es 9,1 Pret., beim Minimum im 
Jahre 1862 dagegen nur 7,7 Pret. 


Von Mehrgeburten ſind jährlich im Durchſchnitt 28 vorgekommen, und zwar nur 
Zwillingsgeburten. Es wurden zwei Knaben 8 Mal, zwei Mädchen 6 Mal, und 
ein Knabe und ein Mädchen 14 Mal geboren. Das Jahr 1867 zeigt einige Ab- 
weichungen von dieſen Mittelzahlen. Drillingsgeburten haben ſich ſeit einer längern 
Reihe von Jahren uicht ereignet. 


Eine alte Erfahrung iſt es, daß die meiſten Geburten im Winter Statt finden, 
und zwar auf der Höhe der kalten Jahreszeit, im Monat Januar; die wenigſten 
im Sommer, abwechſelnd im Juni und Juli. Das Winter⸗Maximum beträgt in 
der Regel 9 Pret. und darüber aller Geburten eines Jahrs, das Sommer⸗Minimum 
gegen 6 Beet. 

Landbuch von Pommern; Th. IL, Bd. V. 26 
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Trauungen find in dem mehrgenannten Sjährigen Zeitraume 3573 vorge- 
nommen worden, im Durchſchnitt jährlich 446. Die meiſten Brautpaare traten im 
Jahre 1864 vor den Traualtar, nämlich 492, die wenigſten im Jahre 1862, näm⸗ 
lich 407. Bis 1866 unterſchied die ſtatiſtiſche Tabelle, in Abſicht auf das Lebens⸗ 
alter der getrauten Paare nur 3 Haupt-Kategorien, und zwar 1) Männer unter 
45 Jahren mit Frauen a) unter 30 Jahren, b) über 30 und unter 45 Jahren; 2) Männer 
über 45 und unter 60 Jahren, ſowie 3) Männer über 60 Jahre mit Frauen in 
demſelben dreitheiligen Lebensalter. Selbverſtändlich iſt es, daß die meiſten Ehe⸗ 
bündniſſe in demjenigen Lebensalter geſchloſſen werden, in welchem ſich beim Manne 
der Drang zur Begründung einer Familie regt, und er zur Lebensgefährtin ein 
Mädchen wählt, welches ſeinem Alter angemeſſen iſt. Die Ehen, welche Männer 
unter 45 Jahren mit Frauen unter 30 Jahren geſchloſſen haben, machen im Durch⸗ 
ſchnitt 85 Pret. aller Trauungen im Jahre aus, indeſſen ſchwankt dieſe Zahl inner- 
halb der 7 Jahre von 18601866 zwiſchen 80 und 89 Pret. Übrigens gehört es nicht 
zu den Seltenheiten, daß Männer in vorgerücktem Lebensalter junge Frauen nehmen; 
fo heiratheten im Jahre 1865 zwei über 60jährige Männer Frauen, die das 30jte 
Lebensjahr noch nicht überſchritten hatten. Im Jahre 1867 hat die Tabelle der 
Trauungen in Bezug auf das Alter der Getrauten eine Abänderung erlitten, die es 
unmöglich macht, eine Vergleichung mit der Vergangenheit eintreten zu laſſen; denn 
ſie unterſcheidet jetzt 6 Kategorien, gibt auch Angaben über den Familienſtand der 
Getrauten und deren Religionsbekenntniß. Gemiſchte Ehen kommen ſelten vor; 
nur im Jahre 1862 wurden 4 geſchloſſen, und zwar war bei allen der Braütigam 
katholiſcher und die Braut evangeliſcher Religion. 


Sterbefälle. In der vorſeienden Periode von 1860 - 1867, mit Aus⸗ 
nahme des Jahres 1863, für welches die Angaben nicht vorliegen, mithin in 
7 Jahren ſind 8548 Perſonen geſtorben, und zwar 4190 Perſonen männlichen und 
4358 weiblichen Geſchlechts. Die Fraktion gibt die Zahl der jährlichen Sterbefälle 
zu 1221, davon 598,6 männlichen, 622,4 weiblichen Geſchlechts. Die Schwankungen 
um dieſe Mittelzahlen ſind nicht eben groß zu nennen. Das Maximum weicht im 
Jahre 1865 von der Hauptmittelzahl um ＋ 95, das Minimum im Jahre 1860 
um — 70 ab. Für die hier in Betracht gezogene Periode läßt ſich die mittlere 
Volkszahl des Kreiſes annehmen zu 55.132. Damit die Mittelzahl der Sterbefälle 
verglichen ergibt ſich, daß dieſe ſich zu jener verhält wie 1: 45,1, ein Quotient, 
der in Verbindung mit dem oben angemerkten Quotienten der Geburten, durch⸗ 
ſchnittlich 1: 24, ein ſehr günſtiger iſt, und den Beweis liefert, daß den Bewohnern 
des Naugarder Kreiſes eine hohe Lebenskraft beiwohnt, die ſie ein höheres Alter 
erreichen läßt. So lehren uns denn auch die Liſten der Geſtorbenen daß, wie ſchon 
oben erwähnt wurde, Greiſe von 85 —90 Jahren, welche, nachdem fie dieſes Alter erreicht 
batten, ins Grab ſtiegen, nicht zu den Seltenheiten gehören; es ſind ihrer im 
Durchſchnitt jährlich 12, und über 90 Jahre alt wurden 1861 und 1862 je 4. Es 
folgt aber auch aus jenem Quotienten⸗Verhältniß, daß des Kreiſes Bevölkerung von 
Jahr zu Jahr einen Zuwachs durch den Überſchuß der Geborenen über die Geſtor⸗ 
benen erhält, und dieſer Überſchuß beträgt im Durchſchnitt der hier betrachteten 
Periode jährlich 1032. Einer weitern Erörterung der bei den Sterbefällen vor⸗ 
kommenden Verhältniſſe muß, ſoweit die Vergangenheit den Stoff liefert, hier An⸗ 
ſtand gegeben werden. Wir knüpfen hieran ſofort die — 
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Bewegung der Bevölkerung im Jahre 1867. Es find vorgekommen: | 
Geburten. SERIE Platt. | Kreis. 
Dab. Goln. 5 and.“ 
I. Geburten überhaupt. % 
Manie AM I-, -. ee 150 ie: 7 815 1.152 | 
Weibliche 4 = © 0 117 722 [1.030 | 
Summa 8 5 178 267 m 171 1.537 | 2.182 | 
II. Seiten nn) und Vitalität. 
Ehelich geboren: 
Lebend: Al 5 8 5 ö 131133 65 729 1.044 
Weiblich „ eee 69] 652 | 920 
Todt: ln „„ „„ un) Bi | 
Weiblich 3 ae 2] 17 27 


58 
55 
1 6 19 31 
4 
Unehelich geboren: 
9 
4 


Lebend: Mäunlich 3 14 144 64104 
Weiblich 1 9 15 50 79 
Todt: Männlich — — — 3 3 
‘ Weiblich — 1 1 — 3 4 
III. Mehrgeburten 
Adee en ? 
Knaben . 2 8 9 1 4411 — 4 10 
2 Mädchen $ ' ı1l —! 21 — 4 7 
1 Knabe und 1 Mädchen — 41 —1 1 6 11 
Drillingsgeburten ; 5 — -|-|I-| — = 
IV. Zeit der cn lich 
g (Männli 0 5 8 8 3 98 11 8 84 115 
Januar 1 rn 3 1 4 „ 9 
ännli 8 0 & . 3 1 7 74 
Februar (Weibliche al 5| 5 14] (61 8 
Mär (Männlich . ! 316 7| 5) 62 93 
— (ginnt RE — [sI al 10 460 59 
Nn ännli 5 3 12 2 4] 52 75 
April. (Weiblict 11 10 al ul al 74 
Mai (Männlich 4 5 4 8 57 78 
Weiblich 3 120 5] 6| 61 87 
Funk (Männlich 1 16 49] 72 102 
Geiblich sc 8 Zu f 73 
Juli (Männlich 1 5 . 411 10 4 5 40 60 
: (Weiblich x 8 8 5 7 2 8 55 73 
Auguſt (Männlich „ „en | ii 99 
8 ; en 3 68 7 10 35 109 
(Männli n 3 14 910 1 
September. A 6 4 14 5 4 % > 
(Mänuli 1 17 3 
Oktober . (Weiblich 6 14 3 1 99 105 
8 (Mäunlich f 8 8 6] 15 
November . en j 5 5 3 & 5 5 = = 
ännli Me A: 
Dezember (lh E 8 5 15 81 1432 
Männli © 5 36 | 150 . 
Jahr 1867. eh > > 42 [117 63 s6| 722 1.030 
Trauungen. 
I. Trauungen überhaupt 419 64 16 12 323 434 
II. Alter der Getrauten. Es ſind getraut: 
1. Männer von unter 20 Jahren mit 
Frauen über 20—30 Jahren .. 1111 — 2 2 
26* 
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Noch Trauungen. 


2. Männer von 20—30 Jahren mit 
Frauen von unter 20 Jahren 
i ahren 
15 „ 30—40 San W se 5 
Ti aD e Jahren 


Summa 2 4 8 A 


3. Männer von 30 - 40 Jahren mit 
Frauen von unter 20 Jahren . 2 

7 „ 20—30 Jahren ee 

7 „0 Jahren 

7 „ 40—50 Sahren h 9 4 8 
Summa 3 8 


4. Männer von 40-50 Jahren mit 
Frauen von unter 20 Jahren 
7 er 20—30 Ja ren. 5 
n „ 30-40 Jahren 8 
n „ 40—50 Fassen 8 15 0 
17 „ 50—60 Jahren. 55 0 


Summa 4 


1 


E 
—N— ———— — . AEäĩ—ͤͤͤ — —— . (Y — 
a s oo 


e 


3 


5. Männer von 50—60 Jahren mit 
Frauen von 20—30 Jahren 1 

1 „ 30—40 Jahren ou 

7 „40-50 Jahren .1I—_ 
Summa 5 8 . 8 1 


E 


6. Männer von über 60 Jahren mit 


Frauen von 40—50 Jahren 8 85 
7 „ über 60 Jahren en: 
Summa 6 8 5 8 


III. Familienſtand der Getrauten. 
1. Junggeſellen mit 
Jungfrauen A N 5 6 
Wittwen 5 E 
Geſchiedenen Frauen e 
Summa 1 B 


2. Wittwer mit 
Jungfrauen 
Wittwen “107: „ 
Geſchiedenen Frauen 
Summa 2 


3. Geſchiedene Männer mit 
Jungfrauen a e r . . . 


IV. Confeſſton der Getrauten. 
Evangeliſche Männer mit 
vangeliſchen Jungfrauen 
Römiſch⸗katholiſchen Frauen 
Mön edel Männer mit 
Römiſch⸗katholiſchen Frauen 
CEvangeliſchen Frauen 
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Städte. } latt f 
Sterbefälle. — Fand Kreis. 


I. Zah der Geſtorbenen ee W Dean 2 


ännliche 0 8 - - 47100 381 621 
Weibliche E — 2 5 1 343 547 
Suunna I. * — 472 192 = 115 724 1.168 
II. Alter der Geſtorbenen. 
Geſtorbene, geboren in den Jahren: 
Lebend (Männliche . 414 33 4| 8| 89 [ 138 
5 Minn “02 BA | o 65 100 
Männliche g - = B 2 31 1 6 17 29 
ben. 15 (Weibliche Z eee 2 28 
ännliche I. 40 Re eee? 1 49 
1866 
(Weibliche. . 6 8 5 8 1 91 1 44 28 43 
(Männliche 8 6 5 —— 14 25 
| 1865 (Weibliche 5 5 0 2 44 1 3 7 17 
1864 (Männliche 2 A 8 4141 1 1 8 14 
(Weibliche 3 8 0 4 — 1 —1— 1 — 5 5 
1863 (Männliche 2 0 42 —1—1 — 4 6 
(Weibliche 8 0 31 —1— 2 3 8 
1862 (Männliche 8 8 8 4114 —1— 1 — 1 2 
(Weibliche A R 8 5 „ 11— 1 — 3 5 
1861 (Männliche uam —4 1141 — 11 2 4 
(Weibliche EM». A a 5 ei — 6 7 
1860 (Männliche 8 “eo =. er In 3 5 
N (Weibliche 5 8 1 8 5 hr 5 — — 6 11 
Wiederholung. 
Geſtorbene, geboren in den 8 aher 
18601867 1 p 5 2 .128| 50| 8| 17| 169 272 
Weibliche .. 441135 17 21 140224 - 
Geſtorbene, geboren 10 gen Decennien 
1859 —1850 un U e . . . — . 1 * — 1 12 14 
(Weibliche E 2 441 3 — 2 17 26 
Männliche 0 — 44 1 31 20 28 
1849—1840 9 
A eee eee 
18391830 (Weist 1 2 3 h 8 61 2 Al 29 
eibliche re ee 
1829 - 1820 (Männliche . 5 . . 5 4 0 3 b 2 15 
Menn i eee 1 21 43 
1819—1810 r 5 12 4 32 60 
Weibli nde 
18091800 „Nanni 2 . 2 11 0 7 a 56 
(Weibliche 1 — 4| 2 11 39 46 
1799—1790 Männtie N 2 10] 6| 9] 61 88 
eibliche 0 0 8 2 10] 8 9 30 59 
1 (Wange 0 1 21 1 3 24 31 
Ba u Me ö | ee 
1779—1770 Männliche [1 —I—| 1 
(Weibliche 8 1 ‚N — = 
(Männliche 47 1 25 * 5 = 
Summa (Weibliche 25 343 | 547 
Summa II. wie oben eine 85 115 724 [1.168 
III. Familienſtand der Geſtorbenen. > 
Unverheirathete . ehe Merſonen a ie 1 
77 2 ” 
Verheirathete e H 482913 | 22] 114 | 186 
auen ö 2 3 . 5 18 6| 10 96 135 
Verwittwete (Männliche „ eie 86 
Verwittw peibtiche 8 2 26 12 15] 72 127 
j ner 8 a — —— 2 — 2 
Geſchiedene Frauen 5 nie 2 
Summa III. wie oben I. u. II. 


11 


Noch Sterbefälle. 


IV. Zeit der Sterbefälle. 
Zahl der Geſtorbenen im Monat 
Eur | Er 
Serum. elch 
sg. |. ale 
, 
Mai, ie 
n, elle 
Sl, | 
wum . ele 
September. (Weibuche 


Oktober Männliche 


F 
November Weiblich b A 
Dezember (Gebiche E 


Summa IV. wie, oben III. 
V. Todesurſachen. 


Todtgeborene 5 „Weibl. 
Durch Lebensſchwäche bald nach ber (Weibl. 
Geburt geftorben . 0 Weibl. 
Durch Altersſchwäche geftorben . e 
Durch äußere Gewalt geſtorbene Persone un} 
Selbſpnerd . u. mäne 


9 
Mord und Todtſchlag 9 8 1 5 
Hinrichtung . : E : R 0 

(Männl. 
Verunglückung „(Weibl. 
In der Schwangerſchaft FAR den Kindbett 


. ene g Frauen 
Durch innere acute Krankheiten; 


An den Pocken . 8 5 . Männl. 
An der Waſſerſchen 8 
Au anderen inneren Krantheiten 1 


Durch innere chroniſche Krankheiten 01 
geftorben . (Weibl. 
Durch plötzliche Keautgeitegufälle ge- Mann 
ftorben . (Weibl. 
Durch äußere Krankheiten gehen (Weibl. 
Durch u e reitet ge: et 
ſtorben (Weibl. 


Summa V., Ile oben 1.—IV. 
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Städte. ut. N 
I = 9 12 reis 
Dab. Gon. Mf. ang 
4 8 — 4 33 49 
1 01 3 4 43 58 
4 8 4 5 39 60 
1 5 3 5 33 49 
4 | 12 3 4 49 72 
— 10 1 5 50 66 
39 9 27 40 58 
4 8 4 3 23 42 
9 11 2 5 27 54 
3 2 7 8 28 48 
5 7 4 5 29 50 
4 7 2 2 22 37 
2 3 6 E 23 36 
2 2 3 4 17 28 
— 8 2 5 14 29 
2 5 1 3 22 33 
6 31 — 4 18 31 
4 11 5 6 30 56 
4117 — 10] 28 59 
— 8 1 44 20 33 
2 9 1 7 38 57 
4 | 10 2 2 33 51 
4 8 5 6 43 66 
— 17 4| 3 22 46 
2| 3 1 6 17 29 
2| 3 414 2 18 29 
12314 — | — 52 76 
— 10 3 1 31 45 
3 10 6 10 | 67 96 
2|14| 8 10 65 99 
21 — 11 — 1 4 
— —4— — 1 1 
2 1 114 — 15 19 
— — 11 — 1 2 
— — . — 1 9 13 
E — 1 1 
2844 531] 93 201 
10 | 29 7116 81 143 
615 9 15 87 132 
8 30 5 16 89 148 
1 3 3 2 22 31 
1 3 1 4 27 36 
— — 1 — 1 — 5 5 
— 1 9 4 
2 1 31 — 20 26 
3 71 — 19 28 
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Haupt⸗Ergebniſſe der Bewegung der Bevölkerung 1867. 
Nach den Religions-Bekenntniſſen. 


Unter der Benennung Evangeliſche ſind hier die Unirten, Lutherauer und Reformirten 
zuſammengefaßt. 


g Alt⸗ * 
Naugarder Kreis, A en 11 55 Inden. Summa. 
Städte und plattes Land zufammen. iſche. ner. 8 | 


3 (Männliche 1.118 11 12 11 1.152 
1. Geborene überhaupt. (Weibliche 1 009 | 11 | 6 4 | 1.0830 
Summa 2.00 are ee 
Darunter: 
In der Ehe Geborene 1.942 20 15 15 1.992 
Außerehelich Geborene. 8 185 2 3 — 190 
Die unehelich Geborenen machen 
vom Hundert aller Geborenen aus 8,7 9,0 16,6 — 8,7 
II. Trauungen waren er | E Free] 5 | 434 
ef zlle 7 (Männliche 609 8 3 1 621 
III. Sterbefälle überhaupt „Weibliche 532 6 3 6 547 
Suna f | 7 J 1.168 
IV. Zunahmen der Bevölkerung durch Mehr⸗ | | | | 
geburten 1 8 8 3 5 8 986 8 12 8 1.014 


Eine Vermehrung, welche dem mittlern Zuwachs vou 1032 nahe fteht, und 
mit dem benachbarten Kreiſe Greifenberg verglichen, eine ſehr bedeütende iſt. 
Die Vermehrung macht 1,78 Pret. der Volksmenge nach der Zählung von 1867 
aus, im Greifenberger Kreiſe nur 1,40 Pret. 


Mit Ausnahme des Jahres 1866, in welchem auch der Naugarder Kreis von 
der Cholera nicht verſchont blieb, haben Epidemien in der jüngſten Zeit nicht ge⸗ 
herrſcht. Wenn auch das Nervenfieber und der Typhus, hin und wieder zahlreiche 
Opfer fordernd, auftraten, ſo kann man doch von einem epidemiſchen Auftreten 
dieſer Krankheitsform nicht ſprechen, weil ſie ſich nicht örtlich feſtſetzte, ſondern 
ſprungweiſe bald hier bald da auftrat. Die Pockenkrankheit hat ſich in einigen 
Jahren beſonders bemerkbar gemacht, ſo 1859, in welchem Jahre 60 Perſonen 
dieſer Krankheit erlagen, im Jahre 1864 dagegen nur 20, 1865 aber wieder 31. 
In den übrigen Jahren ſeit 1858 bis 1867 ſind die Pocken theils gar nicht, theils 
in ſehr wenigen Fällen die Urſache des Todes geweſen. Die Pockenimpfung iſt in 
ſanitätspolizeilicher Beziehung ſtreng überwacht worden; doch hat man, wie ander⸗ 
wärts, ſo auch hier, namentlich in jenen Jahren größerer Anzahl von Todesfällen, 
durch die Pocken, die Erfahrung gemacht, daß die Impfung, bezw. die Wieder⸗ 
impfung nicht immer vor dem Ausbruch der Krankheit den erwarteten Schutz ge⸗ 
währt. Dem, nichts weniger als ſelten vorkommenden, Selbſtmorde liegt meiſtens 
Lebensüberdruß zum Grunde, hauptſächlich herbeigeführt durch Trunkſucht. In dem 
Decennium von 1859— 1867, beide Jahre mitgerechnet, haben 53 männliche und 
12 weibliche, zuſammen 65 Perſonen ihrem Leben ein Ende gemacht, was im Durch⸗ 
ſchnitt jährlich 6 Selbſtmorde gibt, die meiſten 1864 mit 12, die wenigſten 1860 
mit 2 Fällen. Nach den ſeit 1861 gemachten Erfahrungen kommt jährlich mindeſtens 
ein Menſch durch Mord oder Todtſchlag ums Leben. Von Rettungen aus Lebens- 
gefahr ſind in jüngſter Zeit ſeit 1860 jährlich 2 Fälle bekannt geworden, die ſich 
Mr auf die Gefahr des Ertrinkens entweder beim Baden oder bei der Fiſcherei 
erſtreckten. 
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7. Einwanderung und Auswanderung. Erſtere iſt nicht der Rede 
werth, da innerhalb der 8 Jahre 1860 — 1867 nur 6 Perſonen, 4 aus Hannover 
und 2 aus Meklenburg, eingewandert ſind. Dagegen hat die Auswanderung, wie 
in ganz Pommern, ſo auch im Naugarder Kreiſe, namentlich in jüngſter Zeit eine 
Bedenken erregende Höhe erreicht, gegen die die geſetzgebenden Gewalten einzu⸗ 
ſchreiten ſich berufen fühlen müſſen. Folgende Tabelle zeigt den Stand der Aus⸗ 
wanderung. 


Zahl der ausgewanderten Perſonen. 


ler! 

. a u Ohne S Ziel der Auswanderung. 

ahre. antlaſſungs⸗ Summa. = ; = 

we als Conſens. ’ Nordamerika.] Südamerika. Andere Länder. 

1860 17 11 28 26 1 1 nach Sachſen. 

1861 153 45 198 191 6 1 „ Dänemark. 

1862 235 21 256 220 36 25 . . . 
(2 „ Sachſen. 

1863 145 5 150 130 17 % er. 

1864 73 37 110 77 32 1 „ Rußland. 

1865 142 21 163 145 18 


eren. 
1866 409 43 452 300 128 (1 „ Hamburg. 
(22 „ Rußland. 


1867 438 75 513 503 10 3 
Summa] 1.612 | 258 1.870 1.592 248 | 30 


Von den 513 Perſonen, welche im Jahre 1867 die heimathliche Erde ver⸗ 
ließen, auf der ihre Wiege geſtanden, und die ihnen bisher den auskömmlichen 
Lebensunterhalt gewährt hatte, waren — 


Dem Familienſtande nach: Männl. Weibl. 
Familienhaüpter und alleinſtehende Perſonen n . 143 3 
Kinder dieſer Familienhaüpter unter 14 Jahre alt. 76 98 
Söhne und Töchter dieſer Familien im Alter von 14 und mehr 

Jahren. 0 -n en ee) cen ed 128 

Dem Berufe nach: Perſon. 
Landwirthe, ſelbſtſtändige Gutsbeſitzer, Inſpectoren, Verwalter. . 11 
Landwirthſchaftliche Dienſtleüte, Knechte und Mägde 175 
Handwerksmeiſter ent menen eig and e la en e en 19 
Handwerksgeſellen und Fabrikarbeiter aus Ziegeleien, ũ· .. 21 
Handarbeiter und Tagelöhner. a. e eee eg: 7 
Vom Handelsſtande e erg era non ee eee, 1 
Perſonen ohne Berufsangalubuyoobn . 2279 


Das Hauptziel der Auswanderung iſt das Land der obſoluten Freiheit, poli- 
tiſcher wie religiöſer (ob auch ſittlicher?); die Vereinigten Staaten von Nordamerika. 
Mancher Auswanderer geht auch nach Canada. Unter Südamerika iſt das ſpaniſche 
Amerika der Oſt⸗ ſowol als Weſtküſte zu verſtehen. Über den Grund der Aus⸗ 
wanderung kann nur angeführt werden, daß die Leüte, meiſt unbemittelte, mit 
vielen Kindern geſegnete Tagelöhner, meinen, ihre Arbeitskraft in der Neüen Welt beſſer 
verwerthen und ihren Kindern eine ſorgenfreiere Zukunft ſchaffen zu können, als 
es im Vaterlande möglich zu fein ſcheint; viele klagen aber auch über zu hohe uud 
drückende Abgaben, namentlich für die Schule, von der ſie überdem, deſſen ſind 
ſelbſt fie ſchon inne geworden, unter den obwaltenden Regulativ⸗Beſtimmungen von 
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ſchablonenartig zugerichteten Lehrern nichts Erſprießliches für den Unterricht und 
die Erziehung der ländlichen Jugend mehr erwarten. Mehrfach werden ſie auch 
von den bereits in Amerika lebenden Verwandten und Bekannten zur Auswanderung 
angeregt, die ſogar von ihren dortigen Erſparniſſen baare Geldmittel zur Deckung 
der Überfahrtskoſten zu ſenden pflegen. Welchen Einfluß das Agenten-Unweſen in 
ſchnöder, ſelbſtſüchtiger Gewinnſucht von Bremen, Hamburg und Berlin her durch 
die Verführungskünſte der im Lande verbreiteten Unter-Agenten auf die Auswande⸗ 
rung übt, iſt an anderen Stellen des L. -B. des Weitern erörtert worden. Auch 
der Naugarder Kreis hat ſich von dieſem, für die Wohlfahrt des Landes und der 
ihm treü gebliebenen Bevölkerung ſehr bedenklichen, Übel nicht frei halten können. 
Hohe Zeit iſt es, daß, wie ſchon ein Mal geſagt wurde, die geſetzgebende Gewalt 
gegen das entſittlichende Treiben, namentlich der im Lande umherziehenden Winkel⸗ 
a die in den Einſchiffungs⸗Häfen ihre Helfershelfer haben, mit Ernſt ein- 
Ichreite. 


8. Wohnplätze. Der Naugarder Kreis hat 243 Wohnplätze, welche 
eigene Namen führen. Darunter ſind 4 Städte, außer der Kreisſtadt Naugard, die 
Städte Daber, Golnow, Maſſow; 96 Dörfer, und zwar 37 mit denen ein Ritter⸗ 
gut verbunden iſt, 6 mit einem Gut, welches nicht die ritterſchaftlichen Vorrechte 
beſitzt, und 53 Dörfer, mit denen ein Rittergut oder Gut nicht verbunden iſt; an 
Rittergütern ohne Dorf ſind 12 vorhanden, an Gütern ohne Dorf gibt es 8. An 
Vorwerken zählt der Kreis 32, davon 19 auf ſtädtiſchen Gemarkungen, an Colonien 18; 
an Forſthaüſern 19, davon 3 auf ſtädtiſchen Gebieten; an vereinzelt liegenden, 
eignen Namen führenden Waſſermühlen hat der Kreis 12, davon 9 auf ſtädtiſchen 
Feldmarken; einzelne Etabliſſements, Gaſthöfe, Theeröfen 2c. gibt es 42, davon 5 
auf ſtädtiſchen Gebieten. 


Die 243 Wohnplätze ſind zu 118 Communalverbänden vereinigt, davon 
4 Stadt: und 114 Gemeinden des platten Landes find. — So nach den Angaben 
der Überſicht der Wohnplätze für das Jahr 1867. 


Dagegen unterſcheiden die Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Tabellen des Finanz⸗ 
Miniſteriums 177 Gemeinde- und Gutsbezirke, und zwar die 4 ſtädtiſchen Gemeindebezirke 
und auf dem platten Lande 98 baüerliche Gemeinden, 21 Erhebungsbezirke, zuſammen 
119 ländliche Gemeindebezirke, und 54 ſelbſtſtändige Gutsbezirke. Zu der Geſammt⸗ 
heit der Gemeindebezirke gehören außerdem 107 kleinere Wohnplätze, welche beſondere 
Namen führen. 


Das Zuſammenwohnen in geſchloſſenen Ortſchaften iſt, wie faſt überall in 
Pommern, ſo auch im Naugarder Kreiſe überwiegend. Das Getrenntwohnen in 
einzelnen Gehöften iſt, wenn auch in einzelnen Fällen im vorigen, doch meiſtentheils 
erſt im laufenden Jahrhundert gebraüchlich geworden, als Folge der Regelung der 
gutsherrlichen und baüerlichen Verhältniſſe und der Gemeinheirstheilungen, nach 
deren Beendigung eine Menge Aus- und Abbauten von den geſchloſſenen Ort⸗ 
ſchaften in der Geſtalt von Vorwerken und |. g. Etabliſſements entſtanden ſind. 
Die Separationen haben auch die Anlage vieler Colonien veranlaßt, und die in 
neüerer Zeit aufgeſtellten verbeſſerten Wirthſchaftspläne der Staatsforſten die Er⸗ 
bauung mehrerer Forſthaüſer. In den jüngſt verfloſſenen Jahren ſind neü benannte 
Wohnplätze nicht errichtet worden. a 

Landbuch von Pommern, Th. II., Bd. V. 27 
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g. Gebaüde. Nach der am 3. December 1864 vorgenommenen Aufnahme 
enthielt der Naugarder Kreis, nach Städten und dem platten Lande geſondert, 
folgende Anzahl von öffentlichen und Privatgebaüden: 


. ̃ ᷣ : — A—— —„—ãñ 
Oeffentliche Gebaüde. Privat- Gebaüde. 
Städte Darunter: J Darunter: 
e e e eee 4 0 1 
2E Se 3 32 8 8 7 ik. Ställe, 
hi 3 — 5 2750 E 8 f 2: E Über. | Wohn: e Scheu⸗ 
plattes Land. S Ss 2 * s haupt. haüſer Mühlen 1 und 
See e Magaz. Pen 
r pen. 
A. Städte. x | | 
Naugard 50 l 430 9 1 947 295 18 634 
Golno . | 4 36 4 1316 21.695 492 35 1.168 
Maſſow 18 | 3 2 2 — 9 2 849 | 264 16 569 
Daber 11 3 4 2 21 — 547 217 8 322 
Summa A. 12 11% 15, 12 ı 43 | 36 | 5 | 4.088] 1.268 | 77 | 2.093 
B. Plattes Land. | | ! — 
Mitterihaft .. 113 42 50 88 — 13 — 4.530 1.925 83 2.522 
Amt Naugard. 98 25 29 12 8 | 24 | — 3.024 1.317 47 1.660 
Amt Kolbaz 36 7 5 111 1) — 1-136 468 8 660 
Stadteigenthum h | 
Golnow 21 5 88 — — — 911 344 9 558 
Stadteigenthum |, | 
Stargard. 10 2 3 11 — 4 | — 395 149 10 236 
Summa B.. | 278 | 81 102 | 34 | 19 | 42 | — | 9.996] 4.203 | 157 | 5,636 
| 


C. Ganzer Kreis.] 401 | 93 [117 46 | 62 | 78 | 5 [14.034 5.471 | 234 | 8.329 


Bewohnung der Privat⸗Wohnhaüſer im Jahre 1864. 
Auf 10 dieſer Haüſer kommen Bewohner: 


In den Städten. Auf dem platten Lande. 
Naugard 9 . I35,6 In den ritterſchaftlichen Ortſchaften . 102 
„ N denen des Amts Naugard . . 84 
r ' gar 7 
Golnow 1003 0 denen des Amts Kolb . .. . 93,2 
Maſſu hh & „denen des Stadteigenth. Golnow. 95,6 
Daber . 98,5 „ denen des Stadteigenth. Stargard 82,3 


Dieſe Überſicht kann nur annähernde Ergebniſſe für die Dichtigkeit der Be⸗ 
wohnung geben, da auch die öffentlichen Gebaüde, mit Ausnahme der für den 
Gottesdienſt beſtimmten Gebaüde (Kirchen), bewohnt zu ſein pflegen, was nament⸗ 
lich durchweg von den Schulhaüſern gilt. Werden aber auch die öffentlichen Ge⸗ 
baüde den Privatwohnhaüſern hinzugerechnet, ſo übt dies doch nur geringen Einfluß 
auf das gefundene Reſultat, aus dem wir erkennen, daß die Bewohner der Stadt 
Golnow ſich mit kleinern Wohnungen behelfen müſſen, als die des Städtchens Daber 
vorausgeſetzt, daß die Wohnhaüſer in beiden Orten von gleicher Größe waren, was 
wol nicht der Fall ſein dürfte; und daß auf dem platten Lande die Inſaſſen 
der Ortſchaften im Ritterſchaftskreiſe gedrängter wohnen als die Inſaſſen der 
übrigen Gemeinden, namentlich der Stargarder Stadteigenthumsdörfer, welche mit 
durchſchnittlich 8 Menſchen in jedem Haufe am bequemſten eingerichtet find. 

Die öffentlichen Gebaüde, excl. der Kirchen, und die Privat⸗Wohnhaüſer geben 
zur Summe aller bewohnten Haüſer die Zahl 5779. In der ſtatiſtiſchen Tabelle 
vom 3. December 1867 ſind nur die bewohnten Haüſer, nicht auch die gewerblichen 
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und die Wirthſchaftsgebaüde nachgewieſen. In dieſer Epoche belief ſich die Zahl 
der bewohnten Haüſer auf 5730, woraus folgt, entweder, daß dieſe ſich innerhalb 
drei Jahre entweder um 49 vermindert, oder um 259 vermehrt haben, inſofern 
unter bewohnten Haüſern ausſchließlich Privat⸗Wohnhaüſer verſtanden ſind. 


- Das Gebaüdeſteüer⸗Kataſter iſt mit Ende des Jahres 1864 zum Abſchluß ge⸗ 
kommen, alſo gleichzeitig mit der ſtatiſtiſchen Aufnahme von dieſem Jahre. Dieſe 
hat die Zahl aller im Kreiſe vorhandenen Gebaüde angegeben zu 401 + 14.034 
—= 14.435. Das Gebaüdeſteüer⸗Kataſter hat dagegen 15.202 und zwar an — 

1. Steüerpflichtigen Gebaüden: 


a) Anzahl der Wohngebadde. . 5.743 
7 „ gewerbl. Gebaüde . 546 
Zuſammen 6.289 
Eee .. re Thlr. 134,763. 
e) Jährliche Gebaüdeſteüer von den Wohngebaüden .. Thlr. 5044. 10 Sgr. 
1 1 „ „ gewerbl. Gebaüden . — .„ 
Zuſammen . . Thlr. 5126. 11 Sgr 
2. Steüerfreien Gebaubden 8.913. 


Sei daran erinnert, was das Geſetz vom 21. Mai 1861 betreffend die ander⸗ 
weite Regelung der Grundſteüer und die Einführung einer Gebaüdeſteüer, in Bezug 
auf die Objekte der letztern beſtimmt hat. 


Unter „Wohngebaüde“ begreift das Geſetz alle Gebaüde, welche vorzugsweiſe 
zum Bewohnen und nur in Anſehung einzelner Raüme zu gewerblichen Zwecken, 
z. B. zu Kauf⸗ und Kramläden, Werkſtätten u. ſ. w. benutzt werden; ferner Schau⸗ 
ſpiel⸗, Ball⸗, Bade⸗, Geſellſchaftshaüſer und ähnliche Gebaüde. 


Unter „gewerbliche Gebaüde“ ſind begriffen ſolche Gebaüde, welche ausſchließ⸗ 
lich oder vorzugsweiſe zum Gewerbebetriebe dienen, namentlich Fabriken und 
Manufakturgebaüde, Ziegel⸗, Kalk, Gypsbrennereien, Brauereien und Branntwein⸗ 
brennereien, Hammer⸗ und Hüttenwerke, Schmieden und Schmelzöfen, Dampf,, 
Waſſer⸗ und Windmühlen, desgleichen ſolche, nicht zur Benutzung für die Landwirth⸗ 
ſchaft und Fabriken beſtimmte Keller, Speicher, Remiſen, Scheünen und Ställe, 
wolche als ſelbſtſtändige Gebaüde betrachtet werden müſſen. 


Unter „ſteüerfreie Gebaüde“ endlich begreift das Geſetz — außer den Ge⸗ 
bäuden, welche ſich im Beſitz der Mitglieder des Königlichen Hauſes oder eines der 
beiden Hohenzollernſchen Fürſtenhaüſer befinden, oder zu den im Beſitz des Staats 
befindlichen Gütern gehören; desgleichen die zu den Standesherrſchaften der vor⸗ 
mals reichsunmittelbaren Fürſten und Grafen gehörigen Gebaüde, ſofern nicht die 
gedachten Fürſten und Grafen in beſonderen Verträgen auf die Grundſteüerfreiheit 
verzichtet haben; — diejenigen Gebaüde, welche dem Staate, den Provinzen, den 
communalſtändiſchen Verbänden, den Kreiſen oder den Gemeinden, bezw. zu ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gutsbezirken gehören, inſofern ſie zu einem öffentlichen Dienſt oder Ge⸗ 
brauch beſtimmt ſind, inſonderheit alſo die zum Gebrauche öffentlicher Behörden 
oder zu Dienſtwohnungen für Beamte beſtimmte Gebaüde, als Regierungs⸗, Juſtiz⸗, 
Polizei⸗, Steüer⸗, Poſt⸗ und Militairverwaltungs⸗Gebaüde, Kreis⸗ und Gemeinde⸗ 
haüſer, ſowie Bibliotheken und Muſeen, Univerſitäts⸗ und andere zum öffentlichen 
Unterricht beſtimmte Gebaüde, Kirchen und Kapellen und andere dem öffentlichen 
Gottesdienſte gewidmete Gebaüde, ſowie die gottesdienſtlichen Gebaüde der mit 
Korporationsrechten beliehenen Religionsgeſellſchaften, die Dienſthaüſer der Erz⸗ 
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biſchöfe, der Bifchöfe, der Dom⸗ und Curat⸗ oder Pfarrgeiſtlichen und ſonſtiger mit 
geiſtlichen Funktionen bekleideter Perſonen der mit Corporationsrechten verſehenen 
Religionsgeſellſchaften, ferner der Gymnaſial⸗, Seminar⸗ und Schullehrer, der Küſter 
und anderer Diener des öffentlichen Cultus, Armen⸗, Waiſen⸗ und Krankenhaüſer, 
Beſſerungs⸗, Aufbewahrungs⸗ und Gefängniß⸗Anſtalten, ſowie Gebaüde, welche 
milden Stiftungen angehören und für deren Zwecke unmittelbar benutzt werden; 
diejenigen unbewohnten Gebaüde, welche nur zum Betriebe der Landwirthſchaft, 
z. B. zur Unterbringung des Wirthſchaftsviehs, der Wirthſchaftsgeräthe, der Boden⸗ 
erzeügniſſe, u. ſ. w. beſtimmt ſind; nicht minder ſolche zu gewerblichen Anlagen 
beſtimmte Gebaüde, welche nur zur Aufbewahrung von Brennmaterialien und Roh⸗ 
ſtoffen, ſowie als Stallung für das lediglich zum Gewerbetrieb beſtimmte Zugvieh 
dienen, endlich die zu Entwäſſerungs⸗ oder Bewäſſerungs⸗Anlagen dienenden unbe⸗ 
wohnten Gebaüde. 

Hiernach gehören von der, in der obigen Tabelle nachgewieſenen Gebaüden 
des Naugarder Kreiſes alle öffentliche Gebaüde, und von den Privat⸗Gebaüden die 
Ställe, Scheünen und Schuppen in die Kategorie der ſteuerfreien Gebaüde. Die 
Zahl derſelben beträgt aber, nach der ſtatiſtiſchen Aufnahme von 1864 = 401 
+ 8329 = 8730, dagegen nach dem gleichzeitig feſtgeſtellten Gebaüdeſteüer⸗ 
Kataſter = 8913, daher ſich zwiſchen beiden Angaben ein Unterſchied ergibt von 
183 Gebaüden. Die Zahl der ſteüerpflichtigen Gebaüde würde der ſtatiſtiſchen 
Aufnahme zufolge betragen 5471 + 234 = 5705; fie beträgt aber nach dem 
Steüer⸗Kataſter = 6289, mithin 584 Gebaüde mehr. 


Ahnliche Differenzen zwiſchen der ſtatiſtiſchen Aufnahme und dem Kataſter 
zeigen ſich in allen Kreiſen. Die landräthlichen Behörden ſind durchgängig der 
Meinung, daß die Angaben des Gebaüdeſteüer⸗Kataſters in Bezug auf Richtigkeit 
den Vorzug verdienen, da des fiskaliſchen Intereſſes wegen eine abſolute Genauig⸗ 
keit erſtrebt werden mußte. Bei dem Zählungswerk von 1864 erjtredte ſich die 
Bevölkerungs⸗Tabelle auch auf die Gebaüde, und enthielt mit dieſem 290 Spalten. 
Im Jahre 1867 ſind die Gebaüde aus der Bevölkerungs⸗Tabelle weggeblieben, 
und dennoch hat dieſe über ein halbes Tauſend Spalten. An einer andern Stelle 
des L.⸗B. iſt die Bemerkung eingeſchaltet worden, daß zur regelrechten Ausfüllung 
dieſer Maſſe von Rubriken eine große Umſicht von Seiten des mit dem Zählungs⸗ 
werk betrauten Perſonals erforderlich ſei (L.⸗B. II. Th. Bd. IV., 612). Der 
Bildungsſtand der Zählenden, gepaart mit Urtheilsfähigkeit und Gewiſſenhaftigkeit, 
ſind entſcheidende Momente für die Zuverläſſigkeit der aus dem Zählungsgeſchäft 
hervorgehenden ſtatiſtiſchen Thatſachen. Sind dieſe Bedingungen auf dem Lande 
und in den kleinen Städten allgemein zu erfüllen? 


Anmerkung. 

Der Herausgeber des Landbuchs ſiebt ſich in die Nothwendigkeit verſetzt, die 
allgemeine Beſchreibung des Naugarder Kreiſes hier zu unterbrechen. Es iſt ihm 
nicht möglich geweſen, die zur Fortſetzung erforderlichen Unterlagen von der zuſtän⸗ 
digen Behörde zu erlangen, trotzdem dieſelbe im Frühling des verfloſſenen Jahres 
ſich bereit erklärt, alle in ihren Regiſtraturen vorhandenen Nachrichten zur Benutzung 
für das L.⸗B. mitzutheilen. Bis zum Abſchnitt 9 iſt dies geſchehen — wobei aber 
auch Acten der Königl. Regierung manche Ausbeüte gewährt haben, — von da an 
fehlen die weiteren Mittheilungen ſeit dem 14. October 1869, an welchem Tage 
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der mit S. 208 ſchließende Bogen durch die Preſſe gegangen iſt. Wiederholte und 
dringende Erinnerungen, mit Überſendung der Materialien fortzufahren, ſind erfolglos 
geblieben. Der Herausgeber hofft, daß dieſe Unterbrechung der allgemeinen Beſchrei⸗ 
bung nicht ein vollſtändiger — Abbruch ſein werde, und das Fehlende am Schluß 
der Topographie in einem Nachtrage ſeine Stelle finden werde. Einſtweilen ſchaltet er 
einige Bruchſtücke ein, betreffend Grundeigenth um, nach der Einſchätzung der Liegen⸗ 
ſchaften für die Grundſteüer, nebſt der Vertheilung der Einwohner und der Liegen⸗ 
ſchaften auf Stadt und Land nach den Tabellen des Königl. Finanz⸗Miniſteriums, 
Viehſtand nach der Zählung von 1867, und eine Nachricht, betreffend 
die Kreis⸗Sparkaſſe, die beiden zuletzt genannten Titel aus den Acten der 
Königl. Regierung. 
Kyowsthal, 8. Januar 1870. B. 


Grundeigenthum. 
Geſammtergebniß der Einſchätzung der Liegenſchaften. 


2 8 
1 2 3 * S 2. 
FR. im Flächeninhalt in Morgen Setammt: S || @stammı- 2 
„ | 7. 8. dae 8 rin S 
art. (Klaſſe Klaffe, Klaffe Klaſſe Klaſſe Klaſſe Klaſſe Klaſſe dat 88 e (Se 
Morg. Morgen Morgen een Morgen Morgen Morgen Morgen] Morgen 2 Thaler Sgr. 
! ! " 
Ackerland . [135,00 4641, 40935, 8122970771 |26111,96 103971813 286035, 49,1 187150 24 
90 ou 42 20 18 12 1 8 s f 


4 a 


Gärten ee „ Ms 110% 041 10. 55 
520 90 60 30 | 6 

Wieſen . . 400, 1182 2588,14 478177 7744, 13336, 19285, 7574, 56893, % 11% 78924, 42 
130 130 120 90 A 60 39 13 6 

Weiden.. 7, 273,56 1351, 8806,04 11399, 12928, % 8762, 25977 46127 “| 11503, 7 
60 22 27 | 15 7 & 2 1 

Holzungen — 191, 1706, 12506, 63261, 28788, 14646, % 11687122269, — 32946 8 
90 24 f 18 52 9 6 4 2 

Waſſerſtücke 566, 734 1015,54 632, — - — Mir 294% 0% 49 4 
9 8 2 1 

Odland .. Aral Gl 70, — 1 


6205 5 — — — | — 


} 
| 2,00 


Unland. .. — — 
Summe der eingeſchätzten Liegenſchaften | 

mit 6147 Beſitzern und 24642 Bellbftüden .... 465454, 96, 312925 % 20 

Wegen ihrer Benutzung zu e Zwecken us Grundftücke: 5 ' 
a) Land er Eiſenbahnen, Begräbnißplätze 26.) )))) 10292, 2, — — 
b) Waſſer (Flu ie e 1. Askeala > ae ! 
Hofralime, Gebaüdeflächen und unter einem Morgen große Hausgärten. . 3459, 02 —— 
Überhaupt .. . 281015 1001282522“ 20 

Die eingeſchätzten Liegenſchaften umfaſſen: ü 
a) an geunbftenerpflichtigen Liegenſchafte ren 383827% 82, 281288, 22 
b) an grundſteüerfreien Liegenſchafte n 81626 17, 31637,r0| 12 


Zuſammen .. 465454 10012925, 20 
Jahresbetrag der Grundſteüer: a) im Ganzen 26921 Thlr. 29 Sgr. — Pf. 
b) für den Morgen 2 Sgr. 1 Pf. 
Die unter den Arealszahlen ſtehenden kleinen Zahlen drücken den Reinertrag für den Morgen in 
Silbergroſchen, nach dem Klaſſifikationstarif der Grundſtücke, aus. 
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Vertheilung 
der Einwohner, des Flächeninhalts und des Reinertrages der Liegenſchaften, ſowie der Grund⸗ 
und Gebaüdeſteüer auf die ſtädtiſchen und die ländlichen Gemeinde: (Grundſteüererhebungs⸗) 
Bezirke und die ſelbſtſtändigen Gutsbezirke. 


Zahl der] Der Liegenſchaften Jahresbetrag Jahresbe⸗ 


Der Gemeinde, Grundſteüererhebungs⸗ 0 
umoh: ut⸗ trag der 
und Nr an Geſammt⸗ der I GGebande⸗ 
ſelbſtſtändigen Gutsbezirke Dez. 1864] halt kreinertrag Grundſteüer] ſteüer 

Qualität Anzahl und 1867 Morgen Thaler Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. 
I. Städtiſche Gemeindebezirke 4 17.210 | 73.837, 55.289, 1] 4.649. 3. 10 2,318. 8 

17.388 
II. Ländliche Gemeindebezirke 119 | 39 695] 227.944,11|154.729,18114.179. 8. 8 2.452. 24 
III. Selbſtſtändige Gutsbezirke 54 [[ ?9-361]|179.234,,.102.906.0| 8.093. 16. 6| 355. 9 


Zuſanmnen 177 | 56.905 481.015, 
56.744 | 


BREI * 5.126. 11 


Tabelle der Viehzählung vom 3. Dezember 1867. 


| Pferde | Rinder [Schafe Schweine] Ziegen | Hunde 1 
A. Städte. 
Naug ard. 2855 448 2.447 510 91 142 62 
Da ber 209 289 1.133 297 70 121 37 
Golnoww * „515 (1.181 2.002 803 222 329 122 
Mafiow ..... . 283 389 3.312 449 264 188 103 


Summa AA. 1.262 | 2.277 | 8.894 | 2.059 I 647 1 780 | 324 
B. Plattes Land. 


ndge menden tun 4.564 J 13.488 | 59.813 | 7.814 
Selb feändige Gutsbezirke 1.281 [2.858 | 57.286 | 2.081 62 546 329 


Summa B. 5.545 [16.344 [117.099 | 9.8956 | 790 [ 3.868 | 2.793 

2 Vu hr reer I(kꝓ —— 

Summe des ganzen Kreiſesf 7.107 18.621 125.993 | 11.954 | 1.437 | 4,648 | 3.017 
Am 3. December 1864. . | 7.129 | 20.934 |136.062 | 41.109 | 1.143 — 2.783 
Mithin im Jahre 1867 


mehr — — 
weniger. 22 2.313 


Auf dem platten Lande werden die meiſten Pferde gehalten: in Braunsberg 
109, Hackenwald 118, Harmelsdorf 113, Lübzin 132, Marsdorf 105, Priemhauſen 
157, Wismar 102; die Rinderheerde iſt am zahlreichſten in zwanzig Gemeinden, 
in jeder derſelben über 200 Haupt, nämlich in Barfusdorf 273, Groß-Benz 210, 
Bernhagen 257, Karlshof 203, Darz 203, Falkenberg 239, Fürſtenflagge 232 
Harmelsdorf 290, Dorf Hindenburg 220, Louiſenthal 286, Marsdorf 274, Mönchen⸗ 
dorf 206, Pagenkopf 204, Hohen⸗Schönau 221, Schönwald 230, Vogtshagen 208, 
Zikerke 257; über 300 Haupt ſtark iſt die Rinderheerde in Priemhauſen 302 und 
in Hackenwald 303, am ſtärkſten aber iſt ſie in Lübzin, wo 713 Haupt vorhanden 
waren. Schafheerden von 2000 Stück und darüber befinden ſich in 13 Gemeinden 
und Gutsbezirken, und zwar in Groß⸗Benz 2483, Bernhagen 2400, Braunsberg 
2116, Breitenfeld 2158, Darz 2103, Priemhauſen 2191, Vogtshagen 2055, Wismar 


728 3.322 2.364 


294 


845 


234 


— 


11.069 
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2222, Farbezin Gut und Dorf 4660, Jakobsdorf 4265, Parlin 5480, Plantikow 
4566, Groß⸗Wachlin 4760. Die Zucht des Borſt en viehs wird in den einzelnen 
Gemeinden und Gutsbezirken nicht eben lebhaft getrieben; die meiſten Schweine 
ſind an vier Orten, nämlich zu Hindenburg Dorf 207, Lübzin 229, Priemhauſen 
361 und Parlin 416 Stück gezählt worden. 


Kreis⸗Sparkaſſe. Die Errichtung einer ſolchen iſt im Jahre 1854 in An⸗ 
regung gekommen. Auf dem Kreistage am 18. September des gedachten Jahrs beſchloſſen 
die Kreisſtände, zunächſt aus ihrer Mitte eine Commiſſion zu wählen, welche die 
Angelegenheit wegen Einrichtung einer Kreis⸗Sparkaſſe in nähere Erwägung ziehen 
und dem Kreistage demnächſt ein Gutachten vorlegen möge. Dieſe, aus 3 ritter⸗ 
ſchaftlichen, 2 ſtädtiſchen und 1 baüerlichen Mitgliede der Kreisſtände beſtehende 
Commiſſion erſtattete ihren gutachtlichen Bericht auf dem 61ſten Kreistage vom 
14. April 1855 und legte zugleich den Entwurf zu einem Statut für die Kreis⸗ 
Sparkaſſe zur Beſchlußnahme vor, der einſtimmige Billigung fand und von den 
zahlreich verſammelten Kreisſtänden, unter Übernahme der Gewährleiſtung für die 
Fonds einer Sparkaſſe, als wirkliches Statut angenommen und vollzogen ward. 
Einige Erinnerungen indeſſen, welche das Miniſterium des Innern gegen das Ma⸗ 
terielle des Inhalts, wie gegen das Formelle der Abfaſſung erhob, führten eine Re⸗ 
viſion des Statuts herbei, welches demnächſt auf dem 67ſten Kreistage am 4. Juni 
1856 endgültig angenommen, genehmigt und vollzogen ward. Vom Könige beſtätigt 
iſt das Statut am 9. Auguſt 1856. Eröffnet iſt die Sparkaſſe des Naugarder 
Kreiſes am 1. Januar 1857. 


Die Sparkaſſe hat den Zweck, den Inſaſſen des Kreiſes Naugard Gelegenheit 
zu geben, ihre Erſparniſſe ſicher und gegen Zinſen anzulegen (8 1). — Diefelbe 
hat ihren Sitz in der Stadt Naugard und bildet ein ſelbſtändiges für ſich beſte⸗ 
hendes Kreis⸗Inſtitut (§ 2.) — Sie beſteht unter Garantie des Kreiſes Naugard. 
Alle Verbindlichkeiten derſelben bilden eine Kreislaſt und werden, wenn zu deren 
Erfüllung das eigene Vermögen der Kreis⸗Sparkaſſe jemals unzureichend ſein ſollte, in 
gleicher Weiſe, wie hinſichtlich der ſonſtigen Kreislaſten verordnet iſt oder werden 
wird, durch Repartition auf die den Kreis bildenden Gut3- und Gemeindeverbände 
gedeckt (§ 3). — Die Kreis⸗Sparkaſſe wird von einem Curatorium, beſtehend aus 
einem Director und zwei Beiſitzern verwaltet. Ein Rendant beſorgt unter Leitung 
des Curatoriums die Kaſſengeſchäfte (§ 4). — Der Director und die beiden Bei⸗ 
ſitzer des Curatoriums werden alle drei Jahr, nebſt drei Stellvertretern von der 
Kreisverſammlung gewählt und von der Königl. Regierung beftätigt.... Die 
Namen der Gewählten, welche ihr Amt unentgeldlich verwalten, werden nach er⸗ 
folgter Beſtätigung durch das Regierungs⸗Amtsblatt bekannt gemacht (§ 5). — 
Der Rendant wird auf dieſelbe Periode, für welche das Curatorium erwählt iſt, 
von den Kreisſtänden gewählt und von der Königl. Regierung beſtätigt. Er muß 
eine Caution von mindeſtens 500 Thlr. beſtellen. Überſteigen die Einlagen den 
10fachen Betrag der Caution, ſo iſt letztere nach dem Vorſchlage der Kreisftände 
zu erhöhen. Der Rendant bezieht als Beſoldung einen Procentſatz der jährlichen 
Zinsüberſchüſſe, welcher auf mindeſtens 100 Thlr. normirt wird, falls die Über⸗ 
ſchüſſe dieſen D erreichen ſollten (8 6). — In den verſchiedenen Städten 
und Amtern des Kteiſes können Neben⸗Rendanten angeſtellt werden, welche Na⸗ 
mens der Kreis⸗Sparkaſſe, gegen Ertheilung von Interimsquittungen Einlagen bis 
zur Summe von höchſtens 20 Thlr. in Empfang nehmen (8 16). — Die Spar- 
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kaſſe nimmt von allen Einwohnern des Kreiſes Naugard Einlagen von 10 Sgr. 
bis 200 Thlr. an. Die Annahme höherer Einlagen, ſo wie die Annahme von 
Einlagen Auswärtiger, hangt von dem Ermeſſen des Curatoriums ab (8 17). — 
Von ſämmtlichen Einlagen wird jeder volle Thaler mit 3¼ Pret. verzinſt. Be⸗ 
träge unter 1 Thlr. und überſchießende Groſchen werden nicht verzinſt ($ 200. — 
Die eingelegten Gelder werden vom Curatorium verliehen: 1) Gegen Hypothek; 
2) gegen Fauſtpfand; 3) gegen Wechſel und Handſcheine, wenn Bürgſchaft geſtellt 
wird; 4) können ſie bei der Provinzial⸗Hülfskaſſe oder in inländiſchen courſirenden 
Staatspapieren angelegt werden ($ 30). — Die nach Beſtreitung der Verwaltungs⸗ 
koſten verbleibenden Zinsüberſchüſſe bilden einen Reſervefonds Behufs Deckung 
möglicher Ausfälle. Hat ſich auf dieſe Weiſe ein hinreichendes Kapital gebildet, 
um etwaige Verluſte der Sparkaſſenſonds zu decken und die Verpflichtung gegen 
die Einleger zu erfüllen, ohne daß es nöthig iſt, deshalb die allgemeine Vertretung 
des Kreiſes in Anſpruch zu nehmen, ſo können die Kreisſtände, nach vorher durch 
die Königl. Regierung eingeholter Genehmigung des Ober⸗Präſidenten von Pom⸗ 
mern, über die ferneren Überſchüſſe disponiren ($ 32). — Den Staats⸗Behörden 
verbleibt das durch das Reglement vom 12. December 1838 verliehene Aufſichtsrecht. 

Aus den Jahres⸗Nachweiſungen über den Geſchäftsbetrieb und die Reſultate 
der Kreis⸗Sparkaſſe ſind die nachſtehenden Überſichten entnommen. 


A. Betrag der Einlagen am Schluß des Jahres. 

r . 2 AM 4 RM Dr 
1857. 5.029. 24. 8, 1861. 28.241. 5. 9. 1865. 42.862. 29. 10. 
1858. 9.502. 16. 1. 1862. 29.221. 5. 7. 1866. 34.412. 20. 9. 
1859. 13.139. 18. 10. 1863. 36.070. 9. 10. 1867. 36.845. 10. 5. 
1860. 17.230. 24. 9. 1864. 39.320. 16. 11. 1868. 31.453. 15. 3 


B. Nachweiſung des Geſchäftsbetriebes im Jahre 1868. 


. 

Betrag der Einlagen am Schluſſe des Jahres 1867 . 36.845. 10. 5 

Zuwachs während des Jahres 1868: a) durch neüe Einlagen 10.608. 12. 7 

b) durch Zuſchreibung 

an Zinſen 742. 5. —. 

3. Ausgabe im Jahre 1868 für zurückgenommene Einlagen 17.742. 13. 8. 

4. Betrag der Einlagen nach dem Abſchluſſe am 16. Ja⸗ 

nn, eee rr ‚21.403. 15.02, 

5. Beſtand des Separat⸗ oder Sparfonns — — — 

Zinſen, welche die Anſtalt gewährt. 3% Bret. 
Zinſen, welche die Anſtalt für ausgeliehene Kapitalien erhält 5 1 

6. Beſtand des Reſervefonns dd. . 4.567. 23. 1. 

An Sparkaſſenbüchern befanden ſich am Schluß des Jahres 1868 in Umlauf 


So 


mit einer Einlage bis 20 w. Stück 265. 
von 20— 50 . „ 153 
en, . 
von 0 0 „„ um: „ 49 
von 200 ‚74. und darüber, 

Maximum 750% u Ba. 


Summa Stück 604. 
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7. Von dem Vermögen der Sparkaſſe (4 + 5 ＋ 6) find zinsbar angelegt: 
. 4 


1) Auf Hypothek: a) auf ſtädtiſche Grundſtücke . 4.800. — 

b) auf ländliche Grundftüde . . 10.950. — 
2) Auf den Inhaber lautende Papiere enen ct 7 — 
3) Auf Schuldſcheine gegen Bürgſchafft.. 9.994. — 
4) Gegen Fauſtpfand . „ e 395. 


5) Bei öffentlichen Inſtituten und Corporationen . — — — 
Überhaupt. . . 35.139. — — 

Da das Vermögen der Sparkaſſe betrununun . . . „ 36.021. 8. 4. 
4 


So war am 16. Januar 1869 an Kaſſenbeſtand noch 


vorhanden die Summe vonn 882. 8. 


Topographiſche Beſchreibung des Kreiſes. 


I. 
Polizeibezirk des Domainen⸗Nentamts Naugard. 


Das ehemalige Domainen⸗Amt Naugard wurde 1809 in ein Intendantur⸗ 
Amt verwandelt, in welchem die letzte Reviſion der darin aufkommenden gutsherr⸗ 
lichen Gefälle in den Jahren 1812 und 1824 Statt gefunden hat. Damals be⸗ 
ſtand das Amt aus folgenden Dörfern, Etabliſſements, Erbpacht und Zeitpacht⸗ 
Vorwerken und Mühlen: 


A. Dörfer und Etabliſſements. — Damerow, Döringshagen, Fanger, Fiſchersfeld 
(Erbzins⸗Etabl.), Friedrichsberg, Glewitz, Glitzig, Grävenhagen, Grävenbrück, Hin⸗ 
denburg, Hirſchwald (Erbzins⸗Etabl.), Karzig, Kietz (einzelner Koſſatenhof bei der 
Stadt Naugard), Kriwitz, Langkavel, Gr. Leiſtikow, Minten, Naugard Amtsfrei⸗ 
heit, Neüendorf (Büdnerei), Retztow, Rothenfier, Gr. Sabow, Schnittriege, Schön⸗ 
haus (Erbzins⸗Etabl.), Schwarzow, Strelowhagen, Trechel, Trutzlatz, Verchentin 
(Büdnerei), Wolchow, Zampelhagen, Zikerke; überhaupt 32. 

B. Vorwerke, und zwar — a) Erbpacht-Vorwerke: Hindenburg, Karzig, 
Kotzen, Neühof; und — b) Zeitpacht⸗Vorwerke: Altmühl, Minten, Gr. Sabow, 
Trutzlatz, Vierhof, Werder, Wolchow; überhaupt 11. 

C. Mühlen. — Die Baſentin'ſche, Damerow'ſche, Döringshagendſche, Frie⸗ 
drichsberg'ſche, die Kikermühle, die Naugard'ſche Malzmühle, die Schwingmühle, 
die Strelowhagen'ſche und die Zampel⸗Mühle, überhaupt 10. 

Von den zum Amte Naugard früher gehörig geweſenen Vorwerken waren nach 
der Reviſion vom Jahre 1812 folgende 4 Vorwerke bereits zum vollen Eigenthum 
verkauft: Friedrichsberg, Neüendorf, Schwarzow, Langkavel, welche mithin auf die 

Landbuch von Pommern, Th. II., Bd. V. 28 


ö 4 <A _ 


218 Der Naugarder Kreis. 


Domainen⸗Einkünfte und ſonſtige Vorbehalte und Reſervate keinen Einfluß mehr 
hatten. Die nach der Reviſion von 1812 dem Amte verbliebenen 4 Erbpacht⸗Vor⸗ 
werke ſchieden aus dem Abgaben⸗Bereich des Amts ebenfalls aus, nachdem ſie durch 
Ablöſung des Erbpacht⸗Canons Eigenthum der früheren Erbpächter geworden. 
Dies geſchah bei Hindenburg in den Jahren 1816-1820; bei Karzig 1822 — 1830; 
bei Kotzen 1818 - 1823; bei Neühof 1813—1836. Die dann noch verbliebenen 7 
Vorwerke, welche früher verzeitpachtet waren, find in den Jahren 1813—1819 ver- 
kauft, theils mit Vorbehalt eines Domainenzinſes, oder ſonſtiger Abgaben, theils 
ohne dergleichen. 


In Folge Miniſterial⸗Reſcripts vom 7. April 1823 wurden vom 1. Januar 
1825 ab folgende Dörfer, Vorwerke und Mühlen aus dem Bezirk des damals auf⸗ 
gelöſten Amts Maſſow dem Amte Naugard einverleibt: 


A. Dörfer. — Falkenberg; Maſſow (Stadt, in Betreff einiger Abgaben), 
Neüendorf, Pagenkopf, Pflugrade, Hohen⸗Schönau, Walsleben, Wißmar, Wittenfeld; 
zuſammen 9. 


B. Vorwerke, und zwar — a) Erbpacht⸗ oder Erbzins⸗Vorwerke: Kniephof, 
Neüendorf, Pagenkopf, Walsleben, Wißmar; — b) Zeitpacht⸗Vorwerk: Maſſow; 
überhaupt 6. 


C. Mühlen. — Die Maſſow'ſche Bergmühle, die Neüendorf'ſche, die Hohen: 
Schönau'ſche und die Wißmar' ſche Mühle, überhaupt 4. 


Der übrige Theil des Amts Maſſow wurde dem Amt Friedrichswald, — 
jetzt Kolbaz, zugelegt (L. B. II. Th., Bd. III., 90). Von den zum Amte Naugard 
gekommenen 6 Vorwerken wurden Kniephof und Wißmar durch Ablöſung des Canons 
in den Jahren 1824 — 1830 freies Eigenthum der früheren Erbpächter, das Vor⸗ 
werk Maſſow aber im Jahre 1825, als die letzte Zeitpacht⸗Periode zu Ende ge⸗ 
gangen war, an die Bürgerſchaft zu Maſſow verkauft. Dieſe 3 Vormwerfe hatten 
daher von da ab keinen weitern Einfluß auf die Domainen⸗Abgaben. Dagegen 
hatten die 3 übrigen Vorwerke, Neliendorf, Pagenkopf und Walsleben nach wie vor 
die jährliche Erbpacht zu entrichten. 

Abgeſehen von den 4 Vorwertken, welche bereits vor der Reviſion von 1812 
in Privatbeſitz übergegangen waren, nämlich Friedrichsberg, Langkavel, Neüendorf 
und Schwarzow, von denen die Angaben nicht vorliegen, iſt aus dem Verkauf der 
übrigen 14 Domainen⸗Vorwerke an Ablöſungs⸗Kapital, bezw. an Kaufgeld, incl. 
für die Inventarien, die Summe von . 125.422. 17. 6 . aufgekommen, welche 
zu 5 Pret. berechnet eine jährliche Rente ergibt von . . 6271. 3. 11. 

Durch die Veraüßerungen und Ablöſungen iſt dagegen 
ein Ausfall entſtanden von . 4801. 20. 7 . 
und Agio von 1045 .. Gold g. 139. 10 Ar, 
macht zuſammen „ „ 4941. — 7. 


Und es bleibt daher ein jährlicher Gewinn von F. 1330. 3. 4. 


Außer dem Amtstheile Maſſow wurden dem Amte Naugard noch die beiden 
Mühlen bei Golnow, die Ober- und die Unter⸗Kronmühle, die früher zum Amte 
Stettin⸗Jaſenitz gehört hatten, laut Miniſterial⸗Reſcripts vom 31. December 1832, 
zugetheilt. Dieſe Mühlen waren dem Domainen⸗Fiskus mit einer baaren Mühlen⸗ 
pacht zum Betrage von . 184. 24. 11 = incl. 45 K Gold präſtationspflichtig. 
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Nach Ablauf von 24 bezw. 12 Jahren hat die Königl. Regierung mittelſt 
Verfügungen vom 2. December 1835 und 31. Januar 1836 eine 'neiie Reviſion 
der im Bezirk des combinirten Intendantur — ſpäter Domainen⸗Rent⸗Amt genannten 
— Amts Naugard aufkommenden Gefälle angeordnet. Dieſe Reviſion iſt im Jahre 
1836 zur Ausführung gekommen. Hiernach betrug — 

Der Ertrag von den beſtändigen Geld⸗ und Natural⸗, ſowie von den unbe⸗ 
ſtändigen Gefällen im Ganzen — vor der Linie an rückſtändigen Hofwehr⸗ und 
Erbſtandsgeldern aus den Amtsortſchaften 3830 %., die bis zum dereinſtigen 
Verkauf der betreffenden Bauerhöfe geſtundet ſind — incl. 5 
207% . Gold A. rin, on, ene . eee A. 

Darauf haftete an Koſten der Amts⸗ und der Lokal⸗ 

Polizei⸗Verwaltung, an Koſten des Kirchendienſtes und an 
öffentlichen Laſten und Abgaben, eine Ausgabe von „ 915. 8. 4. 

Mithin blieb ein Überſchuß zur Regierungs⸗Hauptkaſſe, 
incl. 207% 37. Gold, ven een. 9.325 — — 

Von der Königl. Regierung, Abtheilung für die directen Steüern, Domainen 
und Forſten unterm 26. September 1836 anerkannt und beſtätigt, um vom Jahre 
1839 ab den dreijährigen Etats⸗Entwürfen zum Grunde gelegt zu werden. 

Und alſo iſt es geſchehen eine geraume Zeit lang bis auf das Geſetz vom 
2. März 1850, betreffend die Ablöſung der Reallaſten, welches die amtliche Thä⸗ 
tigkeit der Rentämter als Finanzbehörde auf ein Minimum reducirt hat. Darum 
iſt auch die Amtskaſſe zu Naugard im Jahre 1866 in eine Domainen⸗Receptur 
umgewandelt worden, wie es mit den Amtskaſſen zu Kamin und Stepenitz gleich⸗ 
falls geſchehen iſt. Die Naugarder Receptur hat jetzt nur den 13ten Theil der 
Einnahme der frühern Amtskaſſe zu verrechnen, und während dieſe an die Regie⸗ 
rungs⸗Hauptkaſſe über 9300 J. abzuführen hatte, ſchüttet die Reteptur noch nicht 
voll 60 . in dieſelbe aus. Dies ergiebt ſich aus dem nachſtehenden — 


Etat des Domainen⸗Rentamts Naugard für die Periode 1866-1868. 
a Einnahme. A Mm 4 
it. 


1. An Erb-, Grund: und Domainenzins, Canon und Geldrente für Getreide 595. 4. 10. 
2. „ Zinſen von baderlihen Hofwehrgeldern: 
An Hofwehr- und Erbſtands⸗Geldern verſchulden in — 
a) Groß⸗Leiſtikow — 2 Wirthe mitt r 225 


b) Retztow — 3 Wirthe mitt „ 139 
e) Strelowhagen — 1 Wirth mit „% 100 
In Summa. 2% 464 | 


Dieſe find den Wirthen bis zum dereinſtigen Verkaufe ihrer Höfe 
zinsfrei geſtundet und werden gemäß Miniſterial⸗Reſeripts vom 15. Juni 
1834 mit dem Bemerken im Etat aufgeführt, daß die beim Verkaufe der 
Höfe aufkommenden Capitalien bei dem Domainenveraüßerungsgelder⸗Fonds 
zu vereinnahmen, und daß die Verkaufe durch die den Rechnungen beizu⸗ 
fügenden Atteſte zu controliren ſind. 

3. Polizei⸗ und executiviſche Ordnungsſtraf⸗ ꝛc. Gelder 26. — 
4. Pachtgelder von, nicht zu Vorwerken gehörigen Grundſtücken. 
An die Straf: und Beſſerungs⸗Anſtalt zu Naugard find folgende zum 
ehemaligen dortigen Amtſitz gehörig geweſene Grundſtücke auf 
unbeſtimmte Zeit verpachtet: 


Zu übertragen 621. 4. 10. 
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| 9 Kb Be & 
. Übertrag. 621. 4. 16. 
a) Die Maulbeer⸗Plantage incl. der 14 Mg. 50 Ruth. großen Weide⸗ 
abfindungsfläche des Vorderholzes .. Mg. 37. 113 R. 
b) Der alte Ackerhof incl. des darin jetzt angelegten 
Garten ert an - u 12. 114 „ 
c) Die Leiſtikowſche Wieſe, auch Knickshofswieſe 


Sant ee u u: 
d) Der ehemalige Amtsgarten, incl. der jetzigen Hof: 

und Bauſtelle . „ eee 4. 35 
e) Der kleine Seegrund, ehemalige kleine Aıntsfee „ 120. 119 
1) Das Innere der Anſtalt, das frühere ſ. g. Burg⸗ 

revier, incl. Wall und Graben und eines 

darin angelegten Garten. „ 14. 66 „ | 


Summa a-. . Mg. 200. 27 R. 175. 5. 8. 
g) An dieſelbe Anſtalt für den ebenfalls zum ehe⸗ 
| maligen Amtsſitz gehörig geweſenen ſ. g Eich⸗ 
N brink und die Voigts⸗Wieſe auf die 12 Jahre 
1 1861—187⸗!·»unm2an22nnn „ 3. 8, 12 — — 
Summa a—g incl. 13 Mg. 70 R. Unnutzbares Mg. 203. 35 R. 
i 5. Miethe für die Wohnung des Amtsdieners zu Naugard 7 % und 
Pachtzius für 172 Ruth. Garten und 5 Mg. 56 Ruth. Acker und 
N Miele Fl 2. 27.4 FUTANMUENL, en en. ee 
| Penſtons⸗Beiträge * 


„e, 
" 


" 


An, ee a eu a re 
Summa Einnahmen 816. 22. 10. 
| Ausgabe. A 
1. Der Rentmeiſter erhält an Gehalt 300 %, an Büreau⸗ und Reiſe⸗ 
koſten, zuſam menen en MI nnen enn n, . 
| Außerdem bezieht derſelbe als Kreisſteüer⸗Einnehmer 250 . 
1 außer den Amts⸗Unkoſten von 70 %, und für die Verwal: 
tung des Steüer⸗Amts 300 %. Zuſammen fixirtes Gehalt 2% 850. 
g Ferner, an Tantieme: von der Domainen-⸗Amortiſationsrente, von 
N den Renten für die Rentenbank, von den Feüer⸗Societäts⸗ 
Beiträgen, von den Landarmen⸗ und Irrenhaus Beiträgen, 
von den Pockenimpf⸗Gebühren, als Rendant der Kreis⸗Com⸗ 
| munal⸗Kaffe fur Einziehung der Kreis⸗Chauſſee⸗Beiträge, Alles 
in Allem % 552. 22. 1 , wovon , zum Dienſtaufwand 
und ½ als Gehalt gerechnet werden mit % 368. 14. 2. 


In Summa mit dem fixirten Gehalt . 1.218. 14. 2. 
| 2. Des Amtsdieners Gehalt beträgt. 
l Außerdem bezieht er an Executions⸗ und a 
ö . 8. 15. 
| 3. Remuneration der Schulzen in den Dorfſchaften Trutzlatz, Damerow, 
| Karzig, Döringshagen, Kriwitz, Fanger, Gr. Leiſtikow, Retztow, 
N Trechel, Zikerke, Gr. Sabow für Ausübung der Polizei⸗Verwal⸗ 
| ee ee 
| Dieſe Remuneration ift zum Theil getreten an Stelle der früher ge- 
| 


A 


Be = 


20. 25. 5. 


noſſenen Befreiung von Dienſten und Abgaben. 
Die Gemeinde zahlt ihrem Schulzen in Trutzlatz 7 , in Karzig 
3 e und gewährt demſelben die Nutzung von 6 M. 159 Ruth. 
Acker, 2 M. 111 R. Wieſen, und 146 R. Hütung, zuſammen 10 M. 
56 R.; in Gr. Sabow die Nutzung einer Wieſe von 4 M. 96 R., 
die vom Fiskus und der Gemeinde gemeinſchaftlich hergegeben iſt, 
außerdem von der Gemeinde 5 . — — 
Zu übertragen. . 720. 25. 5. 
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1 720. 25 


Übertrag . - 
Der Erſte Prediger und Superintendent zu Naugard empfängt für 24 
Scheffel Roggen den 14jährigen Golnow'ſchen Martini-Marktpreis 


e o M 
Summa Ausgabkee . . 768. 25. 5 


Verglichen mit der Einnahme 9 ‚sich 22. 10 
Bleibt Ueberſchuß an die Regierungs⸗Hauptkaſſe abzuführen 5 F 27. 5. 


Nach der Haupt⸗Ertrags⸗Nachweiſung von 1836 und der Balance gegen die 

früheren Reviſionen von 1812 und 1824 entſtand eine Minder Einnahme 

W.. Re ee re en . 5.021. 10. 10. 

| incl. 987½ . Gold, welche faſt nur allein in dem Ausfall an Pacht von den 

| veraüßerten Vorwerken, und in Ablöſung des Canons von den vererbpachtet gewe⸗ 

ſenen Domainengütern, doch auch in den vorgekommenen Ablöſungen von Domainen⸗ 
Abgaben der baüerlichen Wirthe ihren Grund hatte. 


Es entftand aber auch eine Minder-Ausgabe von. . 405. 9. 1. 
ſo daß nach Abzug dieſer von der Minder⸗Einnahme ein 
Minder⸗Überſchuß von 3 4.616. 1. 9. 


verblieb. Die Minder⸗Ausgabe entſtand hauptſächlich durch Abſetzung der Koſten 
des Kirchen⸗ und Schulweſens, die auf den Etat des Miniſteriums der geiſtlichen 
Angelegenheiten übernommen waren, und durch Abſetzung der dem letzten Pächter 
des Vorwerks Maſſow gewährten Entſchädigung für den Verluſt der Natural⸗Hofe⸗ 
dienſte. Der Vortheil, der dem Domainenfiskus durch die Regulirungen der guts⸗ 
herrlichen und baüerlichen Verhältniſſe, durch die Veraüßerungen ꝛc. erwachſen iſt, 
iſt, wenn gleich vorſtehend ein Ausfall von jährlich über 5000 . dargethan iſt, den⸗ 
noch nicht unbedeütend, indem gegen dieſen Ausfall aus dem combinirten Amte 
Naugard⸗Maſſow in der Periode von Trinitatis 1812 und 1. Januar 1825 bis 
ult. December 1835 an Kapital⸗Zahlungen aufgekommen find: 


a) An Hofwehr⸗ und Erbſtandsgelder n.. . . 48.627. 14. 1. 
b) Durch Veraüßeru ngen „ 111.245. 13. 8. 
c) Durch Ablöſungen r 

In Summa alſo . . .%. 210.250. 28. 


welches Kapital zu 5 Pret. gerechnet, eine jährliche Rente von Thlr. 10.512. 16. 5 Pf. 
gibt. Wird nun die vorſtehende Minder⸗Einnahme von Thlr. 5021. 10. 10. Pf. 
davon in Abzug gebracht, ſo ergibt ſich gegen die Einnahme von bezw. 1812 und 
1824 dennoch ein Mehrbetrag von Thlr. 5491. 5. 7 Pf. 
Durch Regulirungen, Veraüßerungen und Ablbſungen ſind aufgekommen 
a) aus dem alten Amte Maſſow ſeit Trinitatis 1803 bis ult. December 1824; b) 
aus dem alten Amte Naugard von Trinitatis 1809 bis dahin 1812; und c) aus 
dem combinirten Amte Naugard⸗Maſſow bis ult. December 1835 im Ganzen 
Thlr. 342.658. 3. 3 Pf. 
Des Domainen⸗Rentmeiſters zu Naugard Haupt⸗Thätigkeit als Rentbeamter 
beſteht in der Verwaltung der Polizei in dem ſehr großen Amtsbezirke. Außer der 
Domainen⸗Receptur verwaltet er eine Menge anderer Kaſſen. Er iſt überbürdet. 


Die Ortſchaften des Amts Naugard. 
Braſchendorf, Colonie, 2 Min. von Naugard gegen SS W., / Min. 
von Maſſow gegen NN W., beſteht aus 5 Haüſern mit 28 Einw. und gehört zum 
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Gutsbezirk Neüendorf (ſ. dieſen Artikel), von dem fie 440 Ruthen gegen ND. ent- 
fernt iſt. Nachdem der Gutsherr von Korkenhagen und Neüendorf, Oberamtmann 
Braſche, die Anzeige gemacht, daß es ſeine Abſicht ſei, auf dem Neüendorf'ſchen 
Felde eine Colonie zu gründen, begab ſich der Kreis⸗Landrath v. Kameke am 
14. April 1821 nach Korkenhagen, um unter Führung des Gutsherrn das Terrain 
zu beſichtigen, auf dem die Colonie angelegt werden ſollte. Es liegt zu beiden 
Seiten des Weges, welcher von Neüendorf nach dem Dolgenkrug führt. Es beſtand 
zum Theil aus kultivirtem Acker, Hafer⸗ und Roggenland, zum Theil aus Erica⸗ 
feldern und ſterilen Bruchgründen. Braſche erklärte, von dem Neüendorfer Guts⸗ 
felde 210 Mg. für die Colonie abzweigen und damit 7 Parcelen, jede zu 30 Mg., 
bilden zu wollen, mit dem Vorbehalt, daß der Coloniſt die Hälfte ſeiner Parcele 
einem andern Anbauenden überlaſſen könne, eine weitere Theilbarkeit aber nicht 
geſtattet ſein ſolle. Jeder Anbauer ſoll auf der Mitte des von ihm zu erwerbenden 
Grundſtücks, links von dem genannten Wege, ſeine Gebaüde errichten, dieſe in 
gerader Linie und parallel mit dem Wege, der mit Obſtbaümen in einer Allee zu 
bepflanzen iſt. Oberamtmann Braſche beabſichtigte den Grund und Boden zu Erb⸗ 
pachtrechten gegen einen jährlichen Canon von 1½ Thlr. pro Mg. zu veraüßern 
und bat zu geſtatten, daß er der zu gründenden Colonie den Namen Braſchendorf 
beilegen dürfe. Auf den von der Königl. Regierung erſtatteten Bericht iſt dieſer 
Name durch Miniſterial⸗Reſcript vom 24. Mai 1821 genehmigt worden. Braſchen⸗ 
dorf gehört zur Kirchen- und Schulgemeinde Neüendorf bei Maſſow. 


Damerow, Kirchdorf, / Min. von Naugard gegen NW. an der 
Landſtraße nach Gülzow und Kamin, und an der Wolſiza, dem eigentlichen 
Völzerbach (S. 179), beſteht aus 14 Bauer⸗, 2 Koſſatenhöfen und 1 Halbbauer⸗ 
hofe, 3 Büdnerſtellen auf Domainengrund, von denen eine im Jahre 1750, die 
beiden anderen 1770 errichtet ſind. Die 14 Bauern und 1 Koſſat wurden bereits 
1813 dienſtfrei, der andere Koſſat aber erſt ſeit dem Verkauf des Vorwerks Werder 
im Jahre 1818. Sämmtliche Wirthe wurden durch das Beſitzdokument vom 21. 
November 1831 Erbpächter ihrer Höfe und hatten an Erbſtandsgeld 2397 Thlr. 
gezahlt. Den Halbbauerhof hatte der Mühlenbeſitzer für 10 Thlr. in Zeitpacht; er 
wurde ihm aber 1820 in Erbpacht gegeben, indem er 34 Thlr. Erbſtandsgeld zahlte 
und einen jährlichen Canon von 12 ½ Thlr. übernahm. Auf Grundſtücken von 8 
baüerlichen Höfen haben ſich 12 Einwohner eigene Haüſer erbaut. Der Grund 
und Boden aber gehört zu den Höfen, und haben dieſe Büdner denſelben nur auf 
Lebenszeit in Pacht, indem jeder an den betreffenden Wirth jährlich 20 Sgr. zahlt. 
Nach ihrem Ableben müſſen auf Verlangen der Hofſitzer letzteren die Haüſer ent⸗ 
weder nach einer aufzunebmenden Taxe überlaſſen, oder die Gebaüde wieder abge⸗ 
brochen werden. Das Vorwerk Friedrichsberg hatte auf der Feldmark D. das Auf⸗ 
hütungsrecht für Rind⸗ und Schafvieh, welches durch Abtretung einer Weidefläche von 
223 Mg. abgelöſt iſt. Die Domainen⸗Abgaben für ganz D. betrugen Thlr. 350. 
21. 10 Pf. und an Contribution wurden Thlr. 144. 1. 3 Pf. gezahlt. Die hieſige 
Mühle iſt eine Waſſermühle mit einem Gange. Die Regulirung derſelben iſt mit dem 
1. Januar 1830 eingetreten, und die Mahlzwangs⸗Entſchädigung durch Erlaß der 
rückſtändig gebliebenen Domainen⸗Abgaben pro 18121822 im Betrage von Thlr. 
446. 23. 10 und durch ein Rente⸗Ablöſungs⸗Kapital für 30 Sch. 2¼ Mtz. Roggen 
von Thlr. 1373. 9. 8 Pf., incl. Thlr. 193. 10 Sgr. Zinſen, alſo zuſammen 
von Thlr. 1820. 3. 6 Pf. abgelöſt. Nach der Regulirung zahlte der Müller einen 
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jährlichen Domainenzins von 35 Thlr. Dieſe Mühle, beſtehend aus 1 unterſchlägigem 

Mahlgang, auch Stampfwerk und Lohmühle, nebſt Wohnhaus und Ländereien, dem 
Müller Hermann Lemke gehörig, das Ganze abgeſchätzt zu 7092 Thlr., wurde beim 
Kreisgericht zu Naugard in dem Termine vom 19. Juni 1869 zur öffentlichen 
Feilbietung geſtellt. D. hat jetzt 495 Einw., auf 38,69 Mg. Fläche 62 Wohn⸗ 
haüſer, für die, nebſt 3 gewerbl. Gebaüden, Thlr. 38. 10 Sgr. Steüer 
erlegt worden, und 74 ſteüerfreie Gebaüde. Die Feldmark begreift 4089,05 Mg. 
und 50 Grundbeſitzer, woraus folgt, daß gegen früher bedeütende Abzweigungen 
von den Bauerhöfen Statt gefunden haben und zahlreiche Büdnereien zu den ſchon 
vorhandenen entſtanden ſind. Verſteüert werden 3915,14 Mg. mit Thlr. 236. 12. 
5., ſteüerfrei ſind 17,31 Mg. — Ackerland 2471,76 Mg., mit einem Reinertrage von 
22 Sgr. pro Mg., Gärten 10,12 Mg., Wieſen 702,1 Mg., Weiden 644,26 Mg., 
Holzung 103,25 Mg., Waſſerſtücke 0,96 Mg. In den vorſtehenden Zahlen ift der 
Beſitzſtand des Gutes Altmühl mit enthalten, da es zum Gemeindeverband von 
D. gehört. Die Kirche iſt Filial von Karzig und zu ihr eingepfarrt iſt Altmühl 
und Verchentin. Die Kirchenländereien, deren Ertragswerth zu 220 Thlr. veranſchlagt 
ſind für 12 Sch. Roggen, nach dem Martini⸗Marktpreiſe zahlbar, vererbpachtet. 
Die Kirchenkaſſe beſitzt 725 Thlr. Kapital, und ihr jährlicher Etat belaüft ſich auf 
42 Thlr. Ein Küſterhaus iſt hier nicht, dagegen ein Schulhaus. Es gehören dazu 
3 Mg. 45 Ruth. Garten⸗ und Ackerland und eine Wieſe von 4—5 zweiſpännigen 
Fuder Heü. Der Lehrer hat 6 Thlr. baar Gehalt, 1 Thlr. 7½ Sgr. Schulgeld 
von jedem der 85—90 ſchulpflichtigen Kindern aus D., Altmühl und Verchentin, 
5000 Stück Torf und 3 Klafter Holz. Sein Einkommen, auch als Küſter, iſt zu 
102 Thlr., das eines Schulgehülfen zu 100 Thlr. geſchätzt. Herzog Barnim I. 
beſtätigte im Jahre 1268 dem Kloſter Grobe (ſpäter Pudagla) proprietatem ville 
Dambrove site juxta Nogart castrum et villam sine opidum domini episcopi 
Caminensis cum omni jure in agris, pratis etc. etc. et centum mansis cum in- 
tegra decima quam tenemus cum heredibus nostris in feudo a domino episcopo 
Caminensis. quos aliquando a nobis Vitoslavus ac sui heredes, etc. etc. (Dreger, 
Cod. 529). 


Donaukrug, Gaſthof an der Staatsſtraße von Golnow und Naugard, 
halbweges zwiſchen beiden Städten, führt ſeinen Namen nach dem dort belegenen 
kleinen Donau⸗See, und gehört zur Gemeinde Kriwitz; ſ. weiter unten dieſen Artikel. 


Döringshagen, Pfarrkirchdorf, 1½ Mle. von Naugard gegen NND. 
an dem, nach dieſem Orte genannten Mühlenbach, der weiter abwärts, je nach den 
Dörfern, die er berührt, andere Namen annimmt und bei Batzwitz, Greifen⸗ 
berger Kreiſes, in die Rega fällt, und von D. bis Kardemin die Gränze 
mit dem Regenwalder Kreiſe bildet, auch an der alten Landſtraße von Naugard 
nach Greifenberg, beſteht aus 2 Bauerhöfen, 1 Krughofe, der Mühle und den Grund⸗ 
ſtücken der geiſtlichen Inſtitute. Die beiden baüerlichen Wirthe wurden Erbpächter 
1815 und haben an Erbſtandsgeld 449 Thlr. bezahlt. Die Hälfte ihrer Domainen⸗ 
Abgaben, ſo wie die Bau⸗ und Burgdienſte und die Laudemial⸗ Verpflichtungen, 
haben dieſe beiden Wirthe durch Kapital⸗Zahlung von Thlr. 823. 25. 2., laut 
Befreiungs⸗Urkunden vom 20. Mai 1825 und 22. Auguſt 1832, abgelöſt und das 
Obereigenthum ihrer Höfe erworben. Der Beſitzer des erſten Hofes, Gottfried 
Peſch, hat feinen Hof unter feine 4 Kinder — 3 Söhne und 1 Tochter — fo ge 
theilt, daß jedes Kind 140 Mg. 63 Ruth. erhalten hat. Der Conſens iſt unterm 
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22. Auguſt 1832 ertheilt. Der Beſitzer des zweiten Hofes aber, Chriſtoph Wilke, 
hat von demſelben 124 Mg. 84 Ruth. abgezweigt, und ſolche, laut Genehmigungs⸗ 
Verfügung vom 22. Juni 1826, an 8 Coloniſten für ein Kaufgeld von 25 Thlr. 
und gegen einen jährlichen Canon von 12 Thlr. von einer jeden Stelle, abgetreten, 
und fo bei dem Dorfe, 300 Ruthen weſtlich von demſelben entfernt, eine eigene 
kleine Colonie gebildet, die ſeit ihrer Entſtehung im Munde des Volks den 
Namen Wilkenfeld führte, der dann auch in der Folge auf Antrag des 
Landrathamts von der Königl. Regierung anerkannt und genehmigt worden iſt. 
Die Domainen⸗Abgaben von D. betrugen Thlr. 47. 16. 4 Pf. und die Contribu⸗ 
tion Thlr. 37. 8 Pf. Inſonderheit betrugen jene für den Krughof Thlr. 17. 3. 
2 Pf., wogegen ihm das nöthige Brenn-, fo wie freies Bauholz zur Reparatur der 
Zimmerund Bewährungen, gegen Stammgeld, zuſtand. Die hieſige Mühlenbeſitzung 
beſteht aus einer Waſſermahlmühle mit 2 Gängen und einer Windmühle. Es ge⸗ 
hören dazu an Landungen 118 Mg. 157 Ruth. Der Beſitzer war Erbpächter laut 
Dokuments vom 18. Auguſt 1802, und die Mühle der periodiſchen Veranſchlagung 
unterworfen. Mahlzwangs⸗Entſchädigung iſt der Mühle zu Theil geworden, und 
zwar nach dem Reſeript vom 31. Auguſt 1823 durch Erlaß von 8 Sch. Roggen 
und Thlr. 1. 3. 4 Pf. baare Mühlenpacht zum Kapitalsbetrage von Thlr. 333. 
28. 3 Pf., ſo daß von da ab, und nach Abſetzung einiger Präſtationen, an Domainen⸗ 
Abgaben dieſer Mühle noch 52 Sch. Roggen, nach dem Martini-Marktpreiſe der 
Stadt Naugard, und Thlr. 10. 19. 2 Pf. baar zu entrichten waren. Außer den 
Domanial⸗Grundſtücken befinden ſich im Dorfe D. 4 Bauerhöfe und 1 Koſſatenhof, 
die zum hieſigen Rittergute gehörten. Jetzt ſind im Dorfe und dem Rittergute 
271 Einw., in Wilkenfeld 56 Einw. Auf einer Fläche von 27,39 Mg. ſind im 
Dorfe D. 32 Wohnhaüſer, davon 9 in Wilkenfeld, die mit Thlr. 13. 14 Sgr. 
beſteüert ſind, und 41 ſteüerfreie Gebaüde, darunter die der geiſtl. Inſtitute. Die 
Feldmark, incl. Wilkenfeld, iſ merk 1338,48 Mg. 
groß. Davon ſind 1096,83 Mg. mit Thlr. 73. 29. 1 Pf. Grundſteüer behaftet und 
160,85 Mg. ſteüerfrei. Ackerland 692,42 Mg., mit 26 Sgr. Reinertrag, Gartenland 1,53 
Mg., Wieſen 319,78 Mg., Weiden 231,94 Mg., kein Holz, Waſſerſtücke 2,01 Mg. Die 
hieſige Mutterkirche hat Tochterkirchen in dem Amtsdorfe Zikerke und dem ritterſchaftl. 
Dorfe Düſterbeck und ein Bethaus in Gräwenhagen, auch iſt das Büdnerdorf Gräven⸗ 
brück zu ihr eingepfarrt. Die Gebaüde der geiſtl. Inſtitute beſtehen, außer der Kirche, 
in dem Pfarr- und dem Küſterhauſe. Früher beſtand auch ein Predigerwittwenhaus 
und für die Pfarrwirthſchaft ein Colonus, beide werden in neürer Zeit nicht genannt. 
Das maſſive Kirchen- und Thurmgebaüde iſt in gutem baulichen Zuſtande; auch das 
Pſarrwohnhaus, mit Ausnahme des Weſtgiebels und des Daches, welche 1867 repa⸗ 
raturbedürftig waren; die Pfarrſcheüne neü und maſſiv; der Pferdeſtall 1867 aus⸗ und 
umgebaut. Das Küſterhaus in baulichen Würden. Die eingepfarrten Ortſchaften und 
Fiskus concurriren ſämmtlich beim Bau der Pfarrgebaüde und des Küſterhauſes zu D. nach 
dem Verhältniß von ½ für erftere und 7 für letztern. Die Kirche zu D. wird aus der 
Kirchenkaſſe, event. von den Gemeinden zu D. und Grävenbrück, die Kirche zu 
Zikerke aus der Kirchenkaſſe, event. von der dortigen Gemeinde, unter Concurrenz 
des Fiskus, und das Bethaus zu Grävenbrück von der Gemeinde und dem Fiskus 
zu beziehungsweiſe / und ½ unterhalten. Die Gemeinde zu Düſterbeck concurrirt 
mit den übrigen Eingepfarrten zu den Bauten des Küſterhauſes zu D. Der hieſigen 
Mutterkirche Grundbeſitz beſteht in 31 Mg. 31 Ruth. an Acker, Wieſen und 
Weide, und iſt, laut Contracts vom 7. September 1835 an einen Eigenthümer in 
Zikerke für ein Erbſtandsgeld von 100 Thlr. und einen jährlichen Canon von 19 Sch. 
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5 Mtz. Roggen, nach dem Martini⸗Marktpreis zu Naugard, vererbpachtet. Außerdem 
beſitzt die Kirche eine Wieſe von unbeſtimmter Größe, am Rittergute D. belegen, 
und für Thlr. 16. 14. 6 Pf. verzeitpachtet. Die Pfarre beſitzt an Ländereien 
145 Mg. 68 Ruth, die Schule 14 Mg. 68 Ruth. Der Lehrer, der 28 Knaben, 
44 Mädchen — 72 Kinder aus dem Dorfe, und vom Gute D. und aus den Colonien 
Wilkenfeld und Grävenbrück in der Schule hat, erhält von jedem Kinde 1 Thlr. 
7½ Sgr. Schul⸗ und Holzgeld; außerdem hat er 5 Kl. Holz von der Schulgemeinde; 
ſein ganzes Einkommen iſt zu Thlr. 132. 6. 8 Pf. veranſchlagt, incl. des Ertrages 
vom Seidenbau. In allen Schulen der Parochie D. turnen die Knaben. 

Wegen des Ritterguts Döringshagen ſiehe den ritterſchaftlichen Kreis 
Naugard. 


Eberſtein, Dorf, ½ Mle. von Naugard gegen NO. an der nach Plate 
führenden großen Staatsſtraße, eine neüe Anſiedlung, zum Gedächtniß der Grafen 
von Eberſtein, Herren der Lande zu Naugard und Maſſow genannt, deren Stamm 
bekanntlich am 3. Dec. 1663 mit dem Grafen Ludwig Chriſtoph erloſch, hat 246 Ein⸗ 
wohner und beſteht auf einer Fläche von 17,53 Mg. aus 33 Wohnhaüſern, welche, 
nebſt 2 gewerblichen Gebaüden, mit Thlr. 20. 6 Sgr. beſteüert ſind, und 46 ſteüer⸗ 
freien Gebaüden, darunter das Schulhaus. Die Feldmarkt begreift 1082,38 Mg. 
wovon 1014,59 Mg. mit einer Grundſteüer von Thlr. 63. 27 Sgr. belegt, und 
6,02 Mg. Schulland ſteüerfrei find; Ackerland 929,24 Mg. mit einem Rein⸗ 
ertrage von 21 Sgr., was dem Kreisdurchſchnitte nahe ſteht, Gärten nichts, 
Wieſen 72,39 Mg., mit nur 6 Sgr. Ertrag, Weiden 12,25 Mg., Holzung 6,75 Mg. 


Die St. Marienkirche und das Hospital zum Elend in Naugard erhielten bei 
der im Jahre 1826 ausgeführten Separation ihre f. g. Hufen⸗Grundſtücke im 
Mintenſchen Felde an der Maskowſchen Gränze. Dieſe Grundſtücke wurden, und 
zwar die der Kirche in 33 Parcelen, und die des Hospitals in 7 Parcelen einge⸗ 
theilt, und bis auf eine dem Hospital verbliebene Parcele von den Kirchen⸗ und 
Hospital⸗Adminiſtrationen mit Genehmigung der Oberaufſichts⸗Behörden einzeln 
gegen ein Erbſtandsgeld und einen fixirten jährlichen Canon in den Jahren 1829 
bis 1838 zu Erbpachtrechten verliehen. Auf dieſen Erbpacht⸗Parcelen hat ſich nach 
und nach die Mehrzahl der Erbpächter mit Erbauung eigener Wohn⸗ und Wirth⸗ 
ſchafts⸗Gebaüde angeſiedelt, zu einer eigenen Gemeinde vereinigt, und auf Ver⸗ 
leihung von Corporations⸗Rechten angetragen. Durch Cabinets⸗Erlaß, welcher 
wörtlich alſo lautet: 

Auf Ihren Bericht vom 5. d. M. will Ich die Conſtituirung der bei Naugard ent: 
ſtandenen Colonie Eberſtein zu einer Dorfgemeinde genehmigen und derſelben Corporations 
Rechte verleihen. Sans⸗Souci, den 17. November 1846. Friedrich Wilhelm. 

An den Staatsminiſter von Bodelſchwingh. 


iſt dieſem Antrage gewillfahrt und fo die Colonie unter dem Namen Cberſtein zu 
einer beſondern Dorfgemeinde erhoben, demnächſt aber zur Feſtſtellung der öffent⸗ | 
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lichen Verhältniſſe derſelben ein Statut entworfen und unterm 4. Mai 1846 von 
ſämmtlichen Hausvätern der neiien Gemeinde vollzogen und Seitens der Königlichen 
Regierung zu Stettin unterm 4. Juni 1846 von Oberaufſichtswegen beftätigt worden. 
Dieſem Statut zufolge iſt die Juſtiz⸗Verwaltung Königlich und gehörte bis 1849 | 
zum Bezirk des Königl. Land⸗ und Stadtgerichts zu Naugard, von da an zum Be⸗ 
zirk des Königl. Kreisgerichts daſelbſt. Die Polizei⸗Verwaltung iſt dem Königl. 
Domainen⸗Rentamte zu Naugard übertragen, jedoch mit dem Vorbehalt, daß durch 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 29 
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dieſer Übertragung für die Domainen⸗Verwaltung keine Koſten erwachſen, und die 
Laſten der Gutsherrſchaſt auf ſelbige nicht mit übergehen. Die neüe Gemeinde 
gehört zu der Pfarre und zur Kirche in Naugard, hat einen eigenen Begräbnißplatz 
in Eberſtein und eine eigene Schule Königl. Patronats. 


Während die Anſiedlung im Jahre 1833 aus 9 Feüerſtellen mit 411 Mg. 
63 Ruth. Land und 88 Einwohnern beſtand, vergrößerte ſie ſich doch bald, ſo daß 
ſie im Jahre 1840 ſchon 21 Feüerſtellen mit 165 Seelen enthielt. Im Jahre 1846, 
zur Zeit, als die Colonie zur Dorfgemeinde conſtituirt worden war, und ſie ſich 
das Statut gab, beſtand ſie aus 23 Hofſtellen mit zuſammen 186 Einwohnern und 
einem Areal von 1077 Mg. 112 Ruth., wovon 183 Mg. 64 Ruth. Hütung 
waren. Der Feüerkaſſenwerth der verſicherten Gebaüde, wovon nur eine Hofſtelle 
bei der Societät nicht aſſecurirt war, betrug 4925 Thlr. An Klaſſenſteüer zahlten 
die Anſiedler 5— 15 Sgr. und betrug dieſelbe im Ganzen pro Monat 8 / Thlr. 
Den an die Kirchen⸗ und Hospital⸗Adminiſtration zu Naugard, als Erbverpächterin 
zu entrichtenden Canon führen ſie, zufolge der Erbpachtverträge, in Körnern ab; es iſt 
der geringſte 5 Sch., der höchſte 42 Sch. 14 Mtz. Roggen jährlich; von allen An⸗ 
ſiedlern werden dergeſtalt jährlich 415 Sch. 14 Mtz. Roggen geliefert, nach dem 
Zuſtande im Jahre 1846. Wie geſagt iſt der Kirchenacker in 33, der Hospital⸗ 
acker in 7 Parcelen eingetheilt. Jener liegt zum allergrößten Theile auf der rechten 
Seite der von Naugard nach Plate führenden Steinbahn, ein kleiner Theil links 
von der Straße, wo auch die Hospital⸗Parcelen gelegen ſind. Ein Streifen Wieſen⸗ 
land ſchließt ſich auf der Südſeite an die Acker⸗Parcelen an, hier auch eine Hütungs⸗ 
fläche, eine andere nordwärts am Wege nach Groß⸗Sabow. Für die Schule, welche 
die Anſiedler bereits im Jahre 1833 in einer gemietheten Stube eines der Coloni⸗ 
ſtenhaüſer eingerichtet hatte, iſt ein Stück Land ausgeſchieden, und auf demſelben 
ſeitdem ein Schulhaus erbaut worden. Frequenz der Schule 28 Knaben, 20 Mädchen. 
Der Lehrer, der auch die Küſtergeſchäfte verſieht, hat 100 Thlr. Einkommen. Die 
23 Anſiedler von 1846 beſaßen 27,1 Parcelen, wovon der Kirche 26 und dem Hos⸗ 
pital 1,1 gehören. Das Statut beſagt: „Sollten künftig noch andere Beſitzer der 
übrigen (an Einwohner der Stadt Naugard) vererbpachteten Kirchen⸗ und Hospital⸗ 
Parcelen der neüen Gemeinde E. beitreten oder derſelben einverleibt werden, ſo iſt 
dies zuläſſig und ſtatthaft, und für dieſen Fall alle Beſtimmungen dieſes Statuts 
auf die Neühinzukommenden anwendbar“. Nach dem Zuſtande von 1866 gab es, 
nach Ausweis der Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Tabellen des Finanz⸗Miniſteriums, 
wie oben erwähnt, 33 Wohnhaüſer, mithin ſind alle Kirchen⸗Parcelen beſetzt; dieſe 
befanden ſich aber in den Händen von 14 Beſitzern, woraus zu folgen ſchoint, daß 
innerhalb der von 1846 bis 1866 verfloſſenen 20 Jahre Zuſammenlegungen von 
Parcelen Statt gefunden haben, davon einzelne Stücke von ihren Beſitzern verzeit⸗ 
pachtet werden. Die Gemeinde hat zum Vorſtand ein Dorſgericht, nämlich einen 
Schulzen, welcher eine Remuneration von jährlich 12 Thlr. bezieht, wozu die Kirchen⸗ 
kaſſe 4 Thlr., die Hospitalkaſſe 2 Thlr. und die Gemeinde 6 Thlr. beiträgt, und 
zwei Gerichtsleüte, welche ihr Amt unentgeltlich verwalten, aus der Zahl der Grund⸗ 
beſitzer. Dieſe werden vom Rentamte gewählt, beſtätigt und verpflichtet. An Real⸗ 
abgaben an die Kirche werden jährlich von jeder confirmirten Perſon 1¼ Sgr. Jahr⸗ 
geld entrichtet; Accidentien ꝛc. nach der Matrikel, u. ſ. w. Folgen im Statut weitere 
Beſtimmungen über Leiſtungen und Verpflichtungen. Außer dieſen Beſtimmungen 
bleiben die Erbpachtcontracte und Parcelirungs⸗Conſenſe, welche zwischen der Kirchen 
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und Hospital⸗Adminiſtration mit den Erbpächtern über die einzelnen Parcelen er⸗ 
richtet, bezw. ausgefertigt werden, überall in Kraft. In den Erbpachtverträgen, 
deren erſter am 31. März 1829 errichtet und von der Königl. Regierung unterm 
1. Februar 1830 beſtätigt worden iſt, iſt ausgemacht, daß der für ewige Zeiten 
unablbsbare Canon nach Wahl des Erbverpächters auch in Gelde abgeführt werden 
kann nach dem jedesmaligen Martini⸗Marktpreiſe der Städte Naugard, Greifenberg 
und Golnow (ob im Durchſchnitt der Preiſe dieſer drei Städte?) Eine 
Remiſſion des Canons findet in keinem Falle Statt, ſelbſt bei den ungewöhnlichſten 
Unglücksfällen. Dem Erbverpächter bleibt das Vorkaufsrecht vorbehalten. Zur 
Sicherheit des Canons wird das Erbpachtgut als Spezialhypothek geſtellt. 


Falkenberg, Pfarrkirchdorf, vormals zum Amte Maſſow gehörig, 
2¼ Min. von Naugard gegen SS., Y, Min.von Maſſow gegen SO. und 2 Mln. von 
Stargard, unmittelbar an der Gränze des Saziger Kreiſes in hoch gelegener Gegend, 
beſteht aus 1 Freiſchulzenhofe, 16 Vollbauerhöfen, 1 Dreiviertelhofe, 2 Halbbauer⸗ 
und 4 Koſſatenhöfen, 12 Büdnereien, den Kirchen⸗, Pfarr⸗ und Schulgrundſtücken. 
Sämmtliche baüerliche Wirthe, mit Ausſchluß von 6 Vollbauern, die erſt 1815 
Erbpächter geworden, haben bereits 1804 ihre Höfe zu Erbpachtrecht erworben, und 
in den Jahren 1817 und 1819 theilweiſe ihre Domainen⸗Abgaben, im Jahre 1825 
aber auch ſämmtlich die Bau⸗ und Burgdienſte, ſo wie die Laudemial⸗Verpflichtung 
theils durch Kapitalzahlung, theils durch eine jährliche Rente abgelöft und das Ober⸗ 
eigenthum erworben. Kapitalzahlungen für die Ablöſung der vorgenannten Beſitz⸗ 
beſchränkungen haben 10 Vollbauern, die beiden Halbbauern und 2 Koſſaten mit 
zuſammen Thlr. 934. 5. 2 Pf. geleiſtet. Übrigens hatte die Gemeinde auch noch 
Bauholz⸗ und Mühlenſteinfuhren zur Bergmühle bei Maſſow nach wie vor zu ſtellen. 
Der älteſten von den 12 Büdnerſtellen auf Domanialgrund Beſitzdokument datirt 
vom Montage vor Anuntiationis Mariae virginis 1593, die zweitälteſte vom 
6. Februar 1671, die dritte von 1742, die vierte von 1745, die fünfte von 1788, 
die übrigen vom 28. Juni 1796. Außerdem ſtehen 2 Büdnereien auſ Pfarr⸗ und 
1 auf Koſſatengrund. Die Domainen⸗Abgaben für ganz Falkenberg betrugen noch 
Thlr. 820. 21. 8 Pf. An Contribution zahlte das Dorf Thlr. 561. 21. 3 Pf., 
darunter auch der Prediger Thlr. 3. 23. 11 Pf. Jetzt wohnt die aus 503 Seelen 
beſtehende Bevölkerung von F. in 70 Haüſern, welche, nebſt 2 gewerbl. Gebaüden, 
mit Thlr. 41. 17 Sgr. beſteüert ſind, ſteüerfrei ſind 86 Gebaüde, darunter die der 
geiſtlichen Inſtitute; die Grundfläche der Hof⸗ und Bauftellen beträgt 36,87 Mg. 
Die Feldmark, in der 47 Grundbeſitzer angeſeſſen find, begreift ... 4342, 70 Mg. 
wovon 3970,45 Mg. mit Thlr. 399. 24. 6 beſteüert ſind; die ſteüerfreien Grund⸗ 
ſtücke der geiftlichen Inſtitute betragen 208,88 Mg. und geben einen Reinertrag von 
42 Sgr. pro Mg. Ackerland 2891,96 Mg. mit 36 Sgr. Ertrag, was auf einen ſehr frucht⸗ 
baren Boden hinweiſt, da dieſer Ertrag 12 Sgr. über dem Kreis⸗Durchſchnitt ſteht, 
Gärten 11,57 Mg., Wieſen 531,92 Mg., Weiden 689,34 Mg., Holzung 54,34 Mg. 
— Zur hieſigen Mutterkirche gehört die Kirche im adlichen Dorfe Faulenbenz als 
Tochter. Der Pfarrhof beſteht aus dem Wohnhauſe des Predigers, Stallung und 
Scheüne, die Küſterei aus dem Küſter⸗, zugleich Schulhaus nebſt Stallung und 
Scheüne. Mit dem Gutsbeſitzer von Faulenbenz unterhält Fiskus zu /, die Ge 
meinde zu 1s gemeinſchaftlich in Ermangelung von Kirchenvermögen, die Kirche, 
die Pfarrgebaüde und Küſterei. Die Gemeinde leiſtet Hand⸗ und Spanndienſte. 
Die Kirche beſitzt an Acker, Wieſen und Wurthen 51 Mg., welche für 29 Thlr. ver⸗ 

29 * 


228 Der Naugarder Kreis. 


zeitpachtet ſind, an Kapitalien 375 Thlr. und ihr jährlicher Etat beträgt 55 Thlr. 
Zur Pfarre gehören an Grundſtücken ca. 157 Mg. Der Küſterlehrer hat zu ſeinem 
Nießbrauch nur 1 Mg. Gartenland, und von jedem der 70 ſchulpflichtigen Kinder 
21 Sar. Schulgeld und 5 Klafter Holz von der Gemeinde, außerdem eine Wieſe 
zu 24 Ctr. Heü. Durch Reſcripi vom 6. Auguſt 1767 iſt angeordnet worden, daß 
der König, als Patron der Mutterkirche zu F., und der Beſitzer des Ritterguts 
Faulenbenz als Patron der Tochterkirche, wechſelsweiſe den Prediger vociren, weil 
ſie gleiche Rechte bei Beſetzung der Pedigerſtelle beſitzen. Das Dorf F. gehörte 
ehemals dem Geſchlecht der Wedel, welche es dem Kloſter Marienfließ für eine in 
der Kirche deſſelben vormals befindliche Kapelle oder ein Erbbegräbniß abtraten. In 
den folgenden Zeiten wurde dieſes Dorf zuerſt dem Amte Marienfließ (jetzt Jacobs⸗ 
hagen), darauf dem Amte Friedrichswald (jetzt Kolbaz) und darauf dem Amte Maſſow 
und zuletzt mit einem Theile von dieſem 1825 dem Amte Naugard beigelegt. 

Fanger, Alt: Kirchdorf, 1 Mle. von Naugard gegen WSW. an der Stepenitz 
und der Gränze des Kaminer Kreiſes, beſteht aus 5 Bauerhöfen, 1 Halbbauerhof, 
1 Büdnerſtelle verbunden mit einem Kleinkoſſatenhofe, 3 Büdnereien und den Kirchen⸗ 
grundſtücken. Der Beſitzer des erſten Bauerhofes, zugleich Schulze, ſowie der Halb⸗ 
bauer, wurden bereits 1805 Erbpächter und haben an Erbſtandsgeld 343 Thlr. 
bezahlt, wovon ¼ ſchon 1806, die übrigen / aber erſt in den Jahren 1815 und 
1816 entrichtet worden ſind. Dienſtfrei wurde der Halbbauer erſt 1812. Die 
Wirthe der übrigen 4 Vollbauerhöfe ſind 1815 Erbpächter ihrer Höfe geworden 
gegen Einzahlung von 1258 Thlr. Erbſtandsgeld. Der Schulze iſt als Ver⸗ 
walter des Schulzenamts von jeher von den beſtändigen Gefällen befreit 
geweſen. Dieſe ſind jedoch, da die Befreiung nur auf die Perſon des Schulzen ſich 
gründet, ſpäter den Abgabebeträgen zugeſetzt, ein gleicher Betrag aber als Schulzen⸗ 
Remuneration in Ausgabe übernommen worden. Zwei von den Büdnereien find 
1770 und 1788, die dritte 1817 auf einer wüſten Koſſatenſtelle erbaut worden. 
Der See bei Fanger iſt dem Schulzen und dem Halbbauer, laut Reſcripts vom 
26. September 1820 für 30 Thlr. zum vollen Eigenthum verkauft. Die Domainen⸗Ab⸗ 
gaben betrugen Thlr 114. 1. 1 Pf. und die Contribution Thlr. 61. 16. 10 Pf. 
A. F. hat, bei einer Bevölkerung von 185 Seelen jetzt 24 Wohn⸗ und 2 gewerbl. 
Gebaüde, wovon Thlr. 18. 10 Sgr. Steüer zu entrichten find, und 36 ſteüerfreie 
Gebaüde. Die Feldmark, in der 24 Beſitzer angeſeſſen ſind, begreift 2745,16 Mg. 
Von 2627,18 Mg. werden Thlr. 96. 18. 1 Pf. Grundſteüer entrichtet; 10,07 Mg. 
ſind ſteüerfrei. Ackerland 984,5 Mg., mit 21 Sgr. Reinertrag vom Mg., Wieſen 
279,65 Mg., Weiden 778,52 Mg. Holzung 580,42 Mg., Waſſerſtücke 14,1 Mg., 
der obenerwähnte Fangerſche See. Die hieſige Kirche iſt Filial von Strelowbagen. 
Sie beſitzt 28 Mg. 16 Ruth. an Acker, Wieſen und Hütung, ſeit 1829 für jährlich 
Thlr. 20. 25 Sgr. verzeitpachtet, im Jahre 1836 aber in Erbpacht ausgethan. An 
Kapital beſitzt ſie 30 Thlr. und ihr Etat beträgt Thlr. 26. 15 Sgr. 

Fanger, Neü⸗, Dorf. Neben der Domanial⸗Beſitzung beſtand in Fanger 
ein Rittergut, welches ein altes Schwanſches Lehn war und mit den gleichfalls 
Schwanſchen Lehnen Döringshagen und Düſterbeck im Jahre 1787 in bürgerlichen 
Beſitz überging, in den des Oberamtmanns Gottlob Andreas Waldemann, der das 
Gut auch noch im Normaljahre 1804 beſaß. Es wurde zu einem Werthe von 
8000 Thlr. geſchätzt. Seine Größe betrug ca. 1100 Mg. Es gehörten dazu 3 Halb⸗ 
bauern. Der Oberamtmann Waldemann vererbte im Frühjahr 1806 die drei Güter 
auf ſeinen Sohn Friedrich Wilhelm W., der indeſſen Dasjenige, was der Vater 
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während eines langen, arbeitſamen Lebens erworben hatte, in Folge einer luxuriöſen 
Lebensweiſe, bei der die Ausgaben nicht nach den Einnahmen geregelt wurden, durch⸗ 
brachte. Er iſt als Bettler, im ſtengſten Sinne geſtorben, nachdem er ſich genöthigt 
geſehen hatte, das Gut Fanger, um nur von dieſem zu reden, ſeinen Hauptglaübigern, 
dem Kaufmann Chriſtlieb Ritter und deſſen Ehefrau, in Naugard, auf deren An⸗ 
trag das Gut unter den Hammer gebracht wurde, zu überlaſſen. Die Ritterſchen 
Eheleute haben aber auf Grund des Adjudications⸗Beſcheides vom 15. Juni 1826 
und Hypothekenſcheins vom 22. September 1830 das Gut Fanger mit Zubehör 
mittelſt Contracts vom 23. Januar und 7. April 1830 an 19 verſchiedene Erwerber 
zum Eigenthum verkauft und dabei genehmigt, daß das Gut in 24 Theile getheilt 
und von eben ſoviel Beſitzern bewohnt werden könne. Die Parcelirung iſt vor ſich 
gegangen; auch wurde bei dem Ober⸗Landesgericht unterm 29. September 1831 
auf Berichtigung des Beſitzſtandes angetragen. Bereits 1836 waren 24 Stellen 
beſetzt. Die Zerſtückelung ging aber weiter, ſo daß neün Jahre ſpäter 35 Stellen 
vorhanden waren. Jetzt ſind, bei einer Bevölkerung von 354 Seelen, 41 Wohn⸗ 
haüſer, die Tblr. 22. 14 Sgr. Steüer zu entrichten haben, und 22 ſteüerfreie 
Gebaüde, ſowie 52 Grundbeſitzer in dem durch jene Parcelirung entſtandenen neüen 
Wohnplätze, der Anfangs „Fanger Antheil“ genannt wurde, dem aber, nachdem 
ihm der Cabinets⸗Erlaß vom 1. März 1844 Corporationsrechte verliehen, zufolge 
Amtsblatt⸗Bekanntmachung der Königl. Regierung vom 10. Juli 1845 der Name 
Neü⸗Fanger beigelegt worden iſt. Die dazu gehörige Feldmark hat ein Areal 
von Au. cd. alas - te sa. tenen If 1391,47 Mg., 
wovon 1297,93 Mg. mit einer Steüer von Thlr. 49. 27. 8 Pf. belegt ſind. Steüer⸗ 
frei dagegen ſind 2,18 Mg., welche mit den ſteüerfreien Grundſtücken in Alt⸗Fanger, 
zuſammen 12,25 Mg., das der in N. F. befindlichen Schule beigelegte Land an 
Garten und Acker ausmacht. Im Ganzen beträgt das Ackerland 591,99 Mg., gewährt 
aber nur einen Ertrag von 18 Sgr., was 6 Sgr. unter dem Kreis⸗Durchſchnitt 
iſt; Wieſen 165,42 Mg., Weiden 293,59 Mg., Holzung 249,11 Mg. Ein Büdner⸗ 
haus in A. F. war in Folge des Grundbriefs vom 15. Oktober 1731, von Erlegung 
des Grundgeldes ſo lange befreit, wie der Beſitzer deſſelben Schulhalter war. Die 
Beſitzer dieſes Hauſes haben bis 1829 immer die Schule beſorgt, in dieſem Jahre 
aber iſt das Haus von der Gemeinde und dem Gutsbeſitzer Ritter zum Schulhauſe 
angekauft und eingerichtet, auch ein Lehrer angeſtellt worden, der bei einer Schüler⸗ 
zahl von 51 Knaben und 49 Mädchen = 100 Kinder aus beiden Dörfern 8 Thlr. 
Baargehalt, 1 Thlr. Schulgeld und 1 Fuder Holz von jedem Kinde, die Nutzung 
des Schullandes, außerdem 1 Fuder Heü und 10 Brode für das Betglockenſtoßen, 
überhaupt ein Einkommen von 160 Thlr. bezieht. N. F. liegt ſüdlich im Anſchluß 
des Dorfes A. F. und hängt mit dem letztern unmittelbar zuſammen; in der ſüd⸗ 
lichen Verlängerung der Dorfſtraße von A. F. liegt das neüe Dorf, einen eigenen 
Communal⸗Verband bildend, auf dem Wege nach Retztow zu, / Meile nördlich 
von dieſem Dorfe und ½ Meile nordöſtlich von Baſentin. 

Auf dem halben Wege von N. F. nach Baſentin liegt auf der Stepenitz die 
Baſentinſche Mühle, eine Mahl⸗ und Schneidemühle, deren hier, obwol zum 
Kaminſchen Kreiſe gehörig, auch ein Mal gedacht werden muß, weil fie halb zum 
Amte Naugard, halb zum Flemmingſchen Gute Baſentin gehörte. (II. Th. Bd. VI, 355). 
Dem Beſitzer derſelben war ſie durch das Dokument vom 7. Sept. 1692 in Erbpacht ge⸗ 
geben worden. Nach der Reviſion vom Jahre 1812 beſtanden die Domainen⸗Abgaben dieſer 
Mühle in 30 Sch. Rogg., die der periodiſchen Veranſchlagung unterlagen und baar 10 Thlr. 


230 Der Naugarder Kreis. 


Erbſchneidemühlen⸗Pacht, welche früher beim Forſt⸗Etat berechnet, im Jahre 1812 
aber auf den Domainen⸗Etat übernommen wurden. Nach dem Reſcript vom 22. Mai 
1823 ſind dieſer Mühle die Mahl⸗ und Sichtgelder erlaſſen und dafür 1 Sch. 
9¼ Mtze. Roggen im Etat pro 1824 und folgende Jabre abgeſetzt, jo daß von 
da ab die Baſentinſche Mühle 28 Sch. 6 ¼ Mtz. Roggen und 10 Thlr. Erbſchneide⸗ 
mühlenpacht an das Domainen⸗Rentamt Naugard, und eben ſoviel an die Guts⸗ 
herrſchaft zu Baſentin zu entrichten hatte. Zu den Gerechtigkeiten dieſer Mühle 
gehörte zur Hälfte freies Reparaturholz ſowol zu den Zimmern, als auch zu den 
Mühlenwerken, Archen und Brücken, und zu den Reſervaten des Fiskus: Einholung 
des Conſenſes bei Verkaüfen. 


Fiſchersfeld, Etabliſſement, ½ Mle. von Naugard gegen NWW., 
beſtehend aus 3 Wohnhaüſern, mit 33 Einw., iſt laut Erbzinsverſchreibung vom 
18. December 1788 von dem Oberförfter Fiſcher in der Rothenfierſchen Forſt er⸗ 
baut worden. Die urſprüngliche Größe war 31 Mg. Durch Verſchreibung vom 
16. April 1804 erwarb Oberförſter Fiſcher noch 10 Mg. 33 Ruth. Forſtgrund hinzu, 
1819 wurde das Grundſtück an David Meylahn verkauft. Der Erbzins 
von dem Ganzen betrug Thlr. 12. 26. 4 Pf. Fiskaliſche Reſervate: Vorkaufsrecht, 
oder / des Canons als Laudemium vom erſten Grundſtück, und 6 Gr. 1 Pf. als 
Laudemium vom zweiten. Gerechtigkeiten des Etabliſſements: Weidefreiheit auf 4 
Kühe und 2 Zuwachs in der Staatsforſt; Raff⸗ und Leſeholz⸗Berechtigung gegen 
Erlegung des üblichen Brennzinſes. Gehört zur politiſchen, Kirchen⸗ und Schul⸗ 
gemeinde Rothenfier, in deren Steüer⸗Verhältniß F. mit enthalten iſt. F., faſt 
genau in der Mitte der Rothenfierſchen Oberförſterei gelegen, iſt der Wohnſitz des 
Untererhebers der aus dieſem Revier eingehenden Revenüen, die er an die Forſtkaſſe 
zu Stepenitz, Kaminer Kreiſes, abzuliefern hat. 


Florentinenhof, Colonie, 1½ Mle. von Naugard gegen SSW,, iſt im 
Jahre 1823 von dem Gutsbeſitzer Dietz zu Langkavel mit 4 Haüſern und 27 Einw., 
auf Langkaveler Gutsacker angelegt und der von dem Gründer gewählte Name 
durch Regierungs⸗Verfügung vom 30. November 1823 genehmigt worden. Die 
Colonie liegt an dem Wege von Langkavel nach Pflugrade auf gutsherrlichem Acker, 
der den Anſiedlern in Erbpacht gegeben iſt. Jetzt bildet Fl. einen eigenen Grund⸗ 
ſteüer⸗Erhebungsbezirk, gehört aber ſonſt zur politiſchen, Kirchen⸗ uud Schulgemeinde 
Langka vel. Die Colonie enthält 169 Einw. in 28 Wohn⸗ und 1 gewerbl. Ge⸗ 
baüde, die mit Thlr. 11. 14 Sgr. beſteüert ſind, und 19 ſteüerfreie Gebaüde. Die 
Feldmark, in der 29 Eigenthümer angeſeſſen find, begreift. 484,18 Mg. 
woraus folgt, daß die Eigenthümer im Durchſchnitt nur kleine Parcelen beſitzen. 
Mit Thlr. 25. 21. 1 Pf. beſteüert find 469,6 Mg. Ackerland 429,4 Mg., welche 
18 Sgr. Ertrag gewähren, 6 Sgr. unter dem Kreis⸗Durchſchnitt; nur 2,3 Mg. ſind 
zu Wieſen kultivirt, 37,9 Mg. ſind Weidegrund. 


Friedrichsberg, Dorf, 1½ Mle. von Naugard gegen NW. an der Land» 
ſtraße nach Kamin, unmittelbar an der Kaminer Kreisgränze, beſteht aus 7 Koſſaten⸗ 
höfen, 12 alten Büdnereien, deren älteſte, mit einem Areal von 26 Morg. 84 Ruth. 
ihr Beſitzdocument am 16. März 1747 erhalten hat; die zwei jüngſten dieſer Alt⸗ 
büdnerſtellen datiren vom 2. Juni 1804. Dieſen Altbüdnern ſteht die Berechtigung 
zum Sammeln des Raff⸗ und Leſeholzes gegen Erlegung des üblichen Brennzinſes 
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zu, und bei Unglücksfällen ſoll freies Bauholz von den Unterthanen angefahren werden. 
Letztere Berechtigung fällt bei den zwei jungſten Büdnereien aus. Die 7 Koſſaten 
wurden 1816 Erbpächter und haben 1050 Thlr. Erbſtandsgeld gezahlt. Seit dem 
1. Januar 1829 haben ſie auch die Laudemial⸗Verpflichtung abgelöſt und das Ober⸗ 
eigenthum erworben, wofür ſie eine jährliche Rente von 19%, Sgr. erlegen. Sie 
haben Weidegerechtigkeit im Staats⸗Forſtrevier Rothenfier auf ſo viel Vieh, wie ſie 
durchfüttern können; wegen Ablöfung dieſer Weidegerechtigkeit ſchwebten Verhand⸗ 
lungen. Die Domainen⸗Abgaben von ganz Fr. betrugen Thlr. 157. 23. 6 Pf. und 
die Contribution, letztere inel. der Mühle Thlr. 13. 10. 2 Pf. Dieſe Mühle liegt 
eine kleine Viertelmeile vom Dorfe entfernt gegen S. auf der Wolſiza, iſt eine 
unterſchlägige Mahlmühle mit einem Gange und einer Schneidemühle. Die Mühle 
war Erbpachtgut und der periodiſchen Veranſchlagung unterworfen. Mahlzwangs⸗ 
Entſchädigung iſt dieſer Mühle nicht zu Theil geworden. Der Beſitzer hatte an 
Domainen⸗Abgaben 120 Sch. Roggen und Thlr. 113 27. 6 Pf. baar zu leiſten: 
Von dieſer Pacht hat er 90 Sch. Roggen und 67¼ Thlr. durch Kapitalzahlung 
von Thlr. 3234. 11. 3 Pf. laut Befreiungsurkunde vom 3. Auguſt 1813 abgelöſt. 
Bis zur neüeren Geſetzgebung, die Reallaſten⸗Ablöſung betreffend, entrichtete dieſe 
Mühle 30 Sch. Roggen und Thlr. 18. 25 Sgr. baare Pacht. Jetzt hat Fr., incl. 
der zum Gemeindeverband factiſch gehörenden, abgeſondert liegenden Etabliſſements 
Hirſchwald, Neubaus, Schafbrück, Schönhaus, Sophienthal und Ver⸗ 
chentin (man vergl. die einzelnen Artikel, inſonderheit den Artikel Perchentin), auf 
einer Fläche von 20,49 Mg. 32 Wohnhaüſer, welche nebſt 3 gewerbl. Gebaüden mit 
Thlr. 19. 8 Sgr. beſteüert find, und 45 ſteüerfreie Gebaüde. Die Feldmark, in 
der jetzt 32 Eigenthümer angeſeſſen find, enthält. 1439,36 Mg. 
wovon 1342,02 Mg. mit Thlr. 58. 18. 8 Pf. Grundſteüer behaftet ſind, und 
11,04 Mg. ſteüerfreies Schulland. Das ſeiner Ergiebigkeit nach aüßerſt dürftige 
Ackerland von nur 15 Sgr. Ertrag enthält 737,5 Mg., Gartenland 409 Mg., Wieſen 
320,14 Mg., Weiden 247,51 Mg., Holzung 34,09 Mg. Fr. iſt durch die Filialkirche 
in Trechel nach Strelowhagen eingepfarrt. Die Schule, zu der auch die ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder aus dem Gute Friedrichsberg und den abgeſondert liegenden Ge⸗ 
höften gehören, enthält 17 Knaben und 21 Mädchen. Schulgeld Thlr. 1. 7½¼ Sgr. 
Einkommen des Lehrers 120 Thlr. In Fr. iſt eine Poſtexpedition, welche mit 
Naugard Verbindung hat, den Poſteours aber nicht nach Gülzow fortſetzt. 


Glewitz, Kirchdorf, 2 Min. von Naugard gegen WSW. an der großen 
Staatsſtraße nach Golnow, von wo die Entfernung 1 Mle. beträgt, und an der 
Gränze des Kaminer Kreiſes, beſteht aus 10 Bauerhöfen und 2 Altbüdnerſtellen, 
deren älteſte von 1770 datirt. Von den Bauerhöfen ſind 4 alt und 6 neu. Die 
letzteren ſind aus dem Acker des ehemals hier beſtandenen Vorwerks im Jahre 1780 
errichtet und damals gleich in Erbpacht gegeben worden. Die 4 alten Bauern 
wurden 1816 Erbpächter gegen Entrichtung eines Erbſtandsgeldes von 1429 Thlr. 
Dienſte haben dieſe 4 Wirthe ſeit Abbauung des Vorwerks im Jahre 1780 nicht 
mehr geleiſtet. Zwei der neüen Bauern haben die Burg: und Baudienſte, fo wie 
die Laudemial⸗Verpflichtung und die Holzfuhrengelder durch Kapitalzahlung von 
60 Thlr. ein jeder abgelöft und das Obereigenthum ihrer Höfe erworben, und ſind 
Eigenthümer ſeit dem 1. Januar 1835. Gl. hat 288 Einw. und auf einer Fläche 
von 21,53 Mg. 32 Wohnhaüſer und 2 gewerbl. Gebaüde, beſteüert mit 17½ Thlr. 
und 42 ſteüerfreie Geb. Die Zahl der Büdnereien hat ſich anſehnlich vermehrt. 
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25 Eigenthümer in der Feldmark, deren Flächeninhallt. . . 3545,85 Mg. 
beträgt, davon 3314,62 Mg. mit Thlr. 86. 17. 11 Pf. Steüer belegt, und 46,51 
Mg. Land der geiſtlichen Inſtitute ſteüerfrei ſind. Die Domainen⸗Abgaben betrugen 
Thlr. 177. 21. 8 Pf. Kümmerlich iſt der Boden der Feldmark, an Ackerland 
845,51 Mg. mit 18 Sgr. Ertrag, Gärten 4,67 Mg., Wieſen 168,42 Mg., Weide⸗ 
grund 1144,75 Mg., Waldung 1197,34 Mg. An der letztern hat die hieſige Kirche, 
welche ein Filial von Retztow iſt, einen kleinen Antheil im Betrage von 37 Mg. 
137 Ruth., woraus jährlich im Durchſchnitt für 85 Thlr. Holz verkauft wird. 
Baarvermögen der Kirche 250 Thlr., Jahresetat Thlr. 25. 15 Sgr. Zur Schule 
gehören 8 Mg. 55 Ruth. Acker und Wieſen. Frequenz 39 Knaben, 26 Mädchen = 
65 Kinder. Schulgeld 1 Thlr. 7½ Sgr., außerdem von jedem der baüerlichen 
Kinder, / aller Schüler, 1 Fuder Holz; Geſammt⸗Einkommen 106 Thlr., auch als 
Küſter. 


Grävenbrück, Büdner⸗Dorf, 1% Mile. von Naugard gegen N., am 
Kardeminer Bache, der hier die Gränze mit dem Regenwalder (Oſtenſchen) Kreiſe 
bildet, iſt im Jahre 1776 aus dem Meliorationsfonds angelegt worden. Das Dorf 
beſtand urſprünglich aus 10 Coloniſten, deren jeder 4 Mg. Land erhielt, wofür er. 
nach dem, unterm 1. Juni 1778 ausgefertigten Grundbriefe ein unveränderliches 
Grundgeld von 5 Thlr. zu zahlen hatte. Späterhin, im Jahre 1796, ergab eine 
Vermeſſung ſämmtlicher Grundſtücke, daß die 10 Coloniſten ihre Beſitzungen um 
25 Mg. 147 Ruth. durch eigenmächtige Rodung vergrößert hatten. Für dieſe Über⸗ 
maß⸗Ländereien müſſen fie, nach dem Reſcript vom 13. Januar 1824 pro Mg. 
7½ Sgr. Canon geben und haben denſelben vom Jahre 1803 ab nachzahlen müſſen. 
Nach dem Reſcript vom 6. Februar 1832 hat die Dorfſchaft ein Forſtgrundſtück, 
den ſ. g. kleinen Buttelin oder Budlin von 175 Mg. 59 Ruth. gegen Zahlung von 
360 Thlr. Kapital und Übernahme eines jährlichen Grundzinſes von 43 Thlr. 
zum vollen Eigenthum erworben. Außerdem ſind dem Dorfe, zufolge deſſelben 
Reſcripts, 6 Mg. 20 Ruth. Forſtgrund zur Dotation des Schulzenamts übergeben, 
wofür das Dorf Thlr. 1. 7 Sgr. Grundgeld zu erlegen hat. Im Jahre 1822 iſt 
die 11te Coloniſtenſtelle entſtanden. Sie erhielt 6 Mg. Land gegen einen unab⸗ 
löslichen Canon von 5 Thlr. Dieſer Stelle wurde, nach dem Reſcript vom 12. 
Juni 1828, eine Forſtparcele von 8 Mg. 16 Ruth. im Sagersberger Forſtrevier für 
ein Kaufgeld von 66¼ Thlr. zum vollen Eigenthum hinzugefügt. Das Dorf hat 
78 Einw., und jetzt auf einer Fläche von 3,78 Mg. 13 Wohnhaüſer, deren Steüer 
Thlr. 9. 6 Sgr., und 15 ſteüerfreie Geb., 16 Eigenthümer in der . 551,04 Mg. 
großen Feldmark, davon 514 Mg., mit Thlr. 22. 20. 6 Pf. beſteuert find. Das 
kümmerliche Ackerland gibt bei einem Areal von 253,83 Mg. nur 13 Sgr. Ertrag, 
Wieſen 55,74 Mg., Weiden 70.19 Mg., Holzung 134,24 Mg. Nach dem /¼ Mle. 
entfernten Dorfe Döringshagen eingepfarrt und eingeſchult. 


Grävenhagen, Dorf mit Bethaus, 1½ Mle. von Naugard gegen 
NNW. an demjenigen Quellfließ des Völzerbachs, Wolſiza, welches bei Vierhof ent⸗ 
ſpringt, iſt ſeit dem Jahre 1753 in einer wüſtliegenden Gegend des Buttelin für 
20 Coloniſten aus Meklenburg angelegt worden. Jeder Coloniſt erhielt ein Areal 
von 58 Mg. 124 Ruth. zu ſeiner Hofſtelle. Drei Höfe haben ſpäterhin noch Kron⸗ 
winkelwieſen, im Ganzen 9 Mg. 80 Ruth. zubekommen. Die Erbverſchreibungen 
datiren für 16 Höfe vom 15. October 1790, für 4 vom 15. October 1791. Außer 
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dem Canon von Thlr. 19. 16. 11 Pf. hatte jeder Coloniſt 4 Thlr. ſtatt der zu 
leiſtenden Paßfuhren zu zahlen, welche Abgabe aber bereits 1812 erlaſſen wurde. 
Die Marſchfuhren, wofür die Wirthe nach ihren Erbverſchreibungen 20 Sgr. jährlich 
zahlen ſollten, waren ſchon vorher in Wegfall gekommen, da ſie die Marſchfuhren 
ſtets in Natura leiſteten. Zu ihren Berechtigungen gehörte das Sammeln von 
Raff⸗ und Leſeholz gegen Erlegung von 1¼ Thlr. alljährlichen Brennzinſes, ſowie 
die Hütungs⸗Gerechtigkeit in der Staatsforſt, die aber, nach mehrjährigen Verhand⸗ 
lungen, durch Landabtretung Seitens des Forſtfiskus abgelöſt worden iſt. In 
Folge deſſen iſt das Areal dieſes Dorfs beinah' verdoppelt worden. Es belaüft 
ſich jetzt re eee a e eee „An, eee 2346,19 
welche unter 120 Eigenthümer vertheilt ſind. Die Bevölkerung beträgt 383 Seelen, 
wohnend in 46 Haüſern, für die nebſt 1 gewerbl. Gebaüde Thlr. 34. 18 Sgr. 
Gebaüdeſteüer entrichtet werden, ſteüerfrei find 87 Geb., darunter das Bet- und das 
Schulhaus. Von der Feldmark ſind 2211,73 Mg. mit Thlr. 81. 21. 8 Pf. beſteüert. 
Das unergiebige Ackerland gibt, in einer Größe von 914,48 Mg. nur 13 Sgr. 
Ertrag, Gärten gibt es 13,46 Mg., Wieſen 929,11 Mg. mit nur 11 Sgr. Ertrag, 
Weiden 364,88 Mg. Holz gibt es nicht. In dem dreijährigen Zeitraum von 1864 
bis 1867 hat die Einwohnerzahl um 23 Seelen abgenommen. Gr. iſt zu der 1 
Mle. entfernten Kirche in Döringshagen eingepfarrt. Wegen der großen Entfer⸗ 
nung hat die Gemeinde ein Bethaus erbaut, in welchem der Prediger in beſtimmten 
Zeitraümen Gottesdienſt hält, der Schullehrer aber, welcher zugleich Küſterdienſte 
thut, jeden Sonntag eine Predigt vorzuleſen hat. Das Bethaus wird von der Ge⸗ 
meinde, feinem Patron, zu /, vom Fiskus zu / unterhalten. Zur Schule, welche 
früher auch Weidefreiheit in der Forſt hatte, gehören jetzt, nach Ablöſung derſelben, 
10,2 Mg. Land, deſſen Ertrag auf 17 Sgr. pro Mg. eingeſchätzt iſt. Der Lehrer hat 
von jedem der 78 Kinder — 39 Knaben, 39 Mädchen — 22%½ Sgr. Schulgeld, von 
den Coloniſten pro Kind 1 Fuder Holz, während die Einlieger 5 Sgr. Holzgeld zahlen, 
Sein ganzes Einkommen iſt zu Thlr. 125. 11 Sgr. eingeſchätzt. 


Hindenburg, Pfarrkirchdorf, ½ Mle. von Naugard gegen WSW., auf 
der N.⸗Seite der nach Golnow führenden großen Staatsſtraße, welche / Mle. von hier 
entfernt iſt und den ſüdlichen Theil der Feldmark durchſchneidet, beſteht aus 8 alten 
Bauerhöfen nebſt 3 alten Büdnerſtellen, davon die älteſte im Jahre 1735 angelegt iſt, 
demnächſt aber noch aus 16 baüerlichen Nahrungen: 1 Ein und Dreiviertelbauerhof, 
4 Vollbauer⸗, 6 Halb: und 5 Viertelbauerhöfen, welche auf dem Fundo des ebe- 
maligen fiskaliſchen Vorwerks angebaut worden ſind. Dieſes Vorwerk von 576 Mg. 
Umfang wurde durch den Vertrag vom 23. Januar 1812 an die acht alten baüer⸗ 
lichen Wirthe vererbpachtet, welche den darauf ruhenden Erbpacht⸗Canon von 
Thlr. 302. 8. 8 Pf., laut Befreiungs⸗Urkunde vom 24. Juli 1820, durch eine 
Kapitalzahlung von Thlr. 6047. 5. 4 Pf., abgelöſt und die Ländereien unter die 
angeführten 16 baüerlichen Wirthe mit Conſens vom 11. Januar 1819 parcelirt 
haben. Die 8 alten Bauern wurden 1815 Erbpächter, indem ſie an Erbſtandsgeld 
2860 Thlr. entrichteten und eine Erbpacht von Thlr. 24. 8. 9 Pf., für jeden, 
übernahmen. Außerdem hatten ſämmtliche 8 Wirthe für die erlaſſene Verpflichtung 
ihre Schafe in das Hortlager des Vorwerks treiben zu müſſen, einen jährlichen 
Canon von 5 Thlr. übernommen, der aber zuletzt durch Ablöſung auf Thlr. 3. 
22½ Sgr. ermäßigt war. Der Schulze iſt als Verwalter des Schulzenamts von 
den beſtändigen Gefällen von jeher befreit geweſen; da dies aber auch hier nur 
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eine perſönliche Befreiung, jo wurde der Schulze mit dem Betrage von 29 Sgr. 
5 Pf. belaſtet und ein gleicher Betrag als Schulzen⸗Remuneration in Ausgabe 
übernommen Zwei Wirthe, die einen Hof unter ſich getheilt haben, ſind, nachdem 
ſie alle ihre Domainen⸗Abgaben durch Einzahlung eines Kapitals von Thlr. 672. 
24 Sgr. abgelöſt, laut Befreiungs⸗Urkunde vom 15. November 1822 Eigenthümer 
ihres Hofs geworden, und haben das Obereigenthum deſſelben erworben. Von einem 
andern Hofe, welcher geichfalls unter 2 Wirthe getheilt iſt, wurde ein Theil der 
Domainen⸗Abgaben, fo wie auch die Bau- und Burgdienſte und die Laudemial⸗ 
Verpflichtung durch eine Kapitalzahlung von Thlr. 193. 9. 2 Pf., laut Befreiungs⸗ 
Urkunde vom 13. Mai 1833 abgelöft, wodurch gleichfalls das Obereigenthum des 
Hofes erlangt worden iſt. Alle übrigen 6 Höfe hatten, bis auf das Ablöſungs⸗ 
geſetz von 1850, die Bau⸗ und Burgdienſte zu leiſten und die Laudemial-⸗Verpflich⸗ 
tung zu erfüllen, daher ſie bis dahin im Erbpacht⸗Verhältniß geblieben waren. Einer 
von den 3 Altbüdnern hat ſeine Domainen⸗Abgaben laut Befreiungs⸗Urkunde vom 
14. Juli 1835 durch ein Kapital von Thlr. 83. 10 Sgr. abgelöſt. Überhaupt be⸗ 
trugen die Abgaben, welche das Dorf H. bis zum Jahre 1850 an das Rentamt 
zu zahlen hatte, noch Thlr. 184. 15 Sgr., und an Contribution wurden Thlr. 109. 
25. 11 Pf. gezahlt. Jetzt ſind die Verhältniſſe von H. ganz anders. Das Dorſ 
hat 547 Einw. Es ſind auf einer Fläche von 32,81 Mg. 70 Wohn⸗ und 3 gewerbl. 
Gebaüde vorhanden, die mit Thlr. 47. 1 Sgr. beſteüert ſind, ſowie 89 ſteüerfreie 
Gebaüde, darunter die der geiſtl. Gebaüde, beſtehend aus Pfarr⸗ und Küſter⸗, zu⸗ 
gleich Schulhaus nebſt deren Wirthſchaftsgebaüden, außerdem eine Wegegeld⸗Hebe⸗ 
ſtelle an der Staatsſtraße. In der Feldmark, deren Flächeninhalt . 4119,78 Mg. 
beträgt, ſind 64 Eigenthümer angeſeſſen, woraus folgt, daß gegen früher Parce⸗ 
lirungen in großer Menge Statt gefunden haben. Einer Grundſteüer von Thlr. 
235. 28. 6 Pf. iſt eine Fläche von 3906,52 Mg. unterworfen, ſteüerfrei ſind 67,45 
Mg. der geiſtlichen Inſtitute, uud dieſe Grundſtücke gewähren einen Reinertrag von 
42 Sgr. pro Mg. Ackerland 2519,99 Mg. mit 25 Sgr. Ertrag, d. i. etwas über 
dem Durchſchnitts⸗ Ertrag des Kreiſes, Gärten 4,09 Mg., Wieſen 328,61 Mg., 
Weiden 706,77 Mg., Waldung 413,7 Mg., die Hindenburger Fichten genannt, doch 
mit Kiefern beſtanden. — Die hieſige Kirche war früher Filia der Mater zu Kicker, 
dann eine Zeitlang der Pfarre zu Karzig beigelegt, ſeit 20 Jahren aber iſt ſie 
Mutterkirche und Kicker ihr Filial, eben ſo die Schwarzower Kirche. Außer dem 
Dorfe H. iſt das Rittergut gleiches Namens zu ihr eingepfarrt. An Grundſtücken 
beſitzt die Kirche 1) einen Kamp Land, der laut Contracts vom 22. November 1808 
für 2 Sch. Roggen an einen der Büdner vererbpachtet iſt; ſodann 2) an Ackerland 
20,72, an Wieſen 8,11, an Hütung 19.9, zuſammen 47 Mg. 92 Ruth., welche laut 
Vertrags vom 27. Auguſt 1835 von Michaelis 1836 ab dem Krugbeſitzer in H. 
für ein Erbſtandsgeld von 225 Thlr. und einen jährlichen Canon von 21 Sch. 
12 Mtz. Roggen zu Erbpachtrechten ausgethan ſind. Der Körnercanon wird nach 
dem Martinipreiſe des Markts zu Naugard in Gelde abgeführt. Der Pfarre ſind 
an Grundſtücken nur 8 Mg. 139 Ruth. beigelegt. Die Schule hat 10 Mg. 30 
Ruth. an Garten, Acker und Wieſe. Frequenz derſelben 56 Knaben, 66 Mädchen 
= 122 Kinder, eine zu große Zahl für Einen Lehrer. Das Schulgeld beträgt 
22 ½ Sgr., die Gemeinde gibt 6000 Stück Torf, und die Büdner und Einlieger 
zahlen pro Kind 10 Sgr. Holzgeld. Das Einkommen des Küſterlehrers iſt zu 
200 Thlr. abgeſchätzt. Geturnt wird in der Hindenburger Schule nicht, wol aber 
in den beiden anderen Schulen der Parochie, zu Kicker und Schwarzow, weil deren 
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Lehrer ihre regulirende Seminar⸗Bildung zu einer Zeit erhalten haben, ſeit welcher 
das einſt verpönte Turnen wieder in die Mode gekommen iſt. 


Wegen des Ritterguts Hindenburg, welches örtlich mit dem Dorfe H. zuſam⸗ 
menhangt, ſ. den Ritterſchaftlichen Kreis Naugard. Die Proſelyten, welche die 
altlutheriſchen Separatiſten von Triglaw, Greifenberger Kreiſes, hier in H. früher 
gemacht, ſcheinen verſchwunden zu ſein, mindeſtens führen die Volkszählungsliſten 
vom Jahre 1867 ſie nicht mehr an. 


Hirſchwald, Etabliſſement, 1¼ Mle. von Naugard gegen NW. beſteht 
aus 1 Hauſe nebſt Wirthſchaftsgebaüden, mit 10 Einw., iſt laut Erbzins⸗Contracts 
vom 14. November 1782 und 12. Juli 1788 auf einem Areal von 31 Mg. von 
dem Unterförſter Hirſch angelegt. Es liegt in der Rothenfierſchen Forſt, in den 
ſ. g. Raumen Eichen. Der Erbzins betrug 10% Thlr. Der Erbzinsmann erhielt 
die Weideberechtigung in der Staatsforſt, dagegen reſervirte ſich Fiskus durch den 
Vertrag von 1788 das Vorkaufsrecht oder / des Canons als Laudemium, nämlich 
für diejenigen 6 Mg. Forſtgrund, welche dem Hirſch damals überlaſſen wurden. 
Durch Verſchreibung vom 24. December 1816 kamen 3 Mg. von der Kronwinkel⸗ 
wieſe als Eigenthum eines Einliegers hinzu. 1833 verkauften Hirſch Erben an 
Daniel Heller. Das Etabliſſement gehört zur politiſchen und Schul⸗Gemeinde 
Friedrichsberg, und iſt in Strelowhagen eingepfarrt. Früher rechnete man es 
zur Gemeinde Trechel. 


Karzig, Pfarrkirchdorf, / Mle. von Naugard gegen NNW. an der 
nach Kamin führenden Landſtraße, beſteht aus 16 Vollbauer⸗ und 2 Koſſatenhöfen, 
1 Erbzinsbüdnerei, 2 Büdnereien auf Pfarrgrund, 1 Büdnerei auf der Stelle des 
alten Schulhauſes, welches die Dorfſchaft im Jahre 1795 verkauft hat, 1 Büdnerei 
auf einem Theile der an die Dorfſchaft vererbpachteten Leinſtraße, ſodann auf dem 
Fundo des ehemaligen Vorwerks Karzig aus 4 Viertelbauerhöfen und 2 Büdner⸗ 
ſtellen. Die ſämmtlichen baüerlichen Wirthe wurden 1818 Erbpächter ihrer Höfe 
und haben an Erbſtandsgeld 2177 Thlr. gezahlt. Auf den 16 Bauerhöfen ruhten 
noch Bau⸗ und Burgdienſte, fo wie auch eine Laudemial⸗Verpflichtung. Dieſe Beſitz⸗ 
beſchränkungen haben die Wirthe in Folge der Verfügung vom 6. September 1834 
durch eine übernommene Reale von Thlr. 2. 25 Sgr., vom 1. Juli 1835 an zahl⸗ 
bar, abgelöſt und hierdurch auch zugleich das Ober⸗Eigenthum erworben. Die beiden 
Koſſaten haben für die Ablöſung der auf ihren Höfen ruhenden Laudemial⸗Ver⸗ 
pflichtung, ſo wie für die Gewinnung des Ober⸗Eigenthums, laut Vertrags vom 
7. Juli 1835 eine Kapitalzahlung von zuſammen Thlr. 10. 5. 7 Pf. geleiſtet. Durch 
Anbau auf 3 Mg. von der ſog. Teichwieſe im Schwingmühlenbruche iſt laut Erb⸗ 
zinscontracts vom 14. October 1819 eine neüe Anſiedlung entſtanden. Das Vor⸗ 
werk Neüendorf hatte früher eine Aufhütungsgerechtigkeit auf der Karziger Feld⸗ 
mark, welche durch Abtretung von 18 Mg. Land abgelöſt iſt. Den See bei Karzig 
haben die baüerlichen Wirthe, laut Kaufcontracts vom 12. Juli 1820 und Geneh⸗ 
migungs⸗Reſcripts vom 5. Juni 1820 für 515 Thlr. zum vollen Eigenthum erwor⸗ 
ben. Das Vorwerk Karzig, welches aus zwei zuſammen gelegten Bauerhöfen beſtand, 
die der Hauptmann Carl Otto v. Blankenburg hier beſaß, aber für zwei Höfe in 
dem Dorfe Schwarzow an den Domainen⸗Fiskus vertauſcht hatte, wurde in einem 
Umfange von 278 Mg. mittelſt Vertrags vom 2. März 1811 an die baüerlichen 
Wirthe gegen einen jährlichen Canon von 80 Thlr. vererbpachtet. Dieſer Canon 
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iſt durch Kapitalzahlungen in den Jahren 1820, 1822 und 1830 mit 1600 Thlr. 
abgelöſt, und dadurch das Vorwerk volles Eigenthum der baüerlichen Wirthe gewor⸗ 
den. Sie haben daſſelbe zu ½ unter ſich vertheilt, / aber wiederum verkauft, 
worauf ſich die oben aufgeführten 4 Viertelbauern angebaut haben. Die Domainen⸗ 
Abgaben, welche ganz Karzig zu leiſten hatte, betrugen Thlr. 408. 10. 10 Pf. und 
an Contribution wurden Thlr. 132. 14. 2 Pf. gezahlt. Jetzt hat das Dorf 390 
Einwohner und auf einer Fläche von 32,49 Mg. 40 Wohnhaüſer und 1 gewerbl. 
Gebaüde, für welche Thlr. 33. 2 Sgr. Steüer zu entrichten find, und 59 ſteüerfreie 
Gebaüde, darunter die der geiſtlichen Inſtitute. In der Feldmark ſind 38 Eigen⸗ 
thümer angeſeſſen. Sie beareift . >» > 2 2 2 nn een 3763,58 Mg. 
wovon 3448,04 Mg. mit Thlr. 247. 16. 3 Pf. beſteüert, und 210,43 Mg. ſteüer⸗ 
frei ſind; an Ackerland 2482,08 Mg. mit einem Reinertrage von 23 Sgr. peo Mg., 
an Gärten rur 2,45 Mg. an Wieſen 551,04 Mg., an Hütungen 612,44 Mg., an 
Holzung nur 1,79 Mg., an Waſſerſtücken 8,69 Mg., der Überreſt des einſt bedeüten⸗ 
den Karziger Sees, welcher ſeit deſſen Erwerbung Seitens der baüerlichen Wirthe 
abgelaſſen und ſein Boden in Wieſen und Weiden verwandelt iſt. Die Kirchen⸗ 
ländereien ſind vererbpachtet. Sie beſtehen in einem Wieſenfleck, der Papenſoll, 
für 2½¼ Sgr., einer Wieſe, an den Gutsbeſitzer zu Neüendorf für Thlr. 2. 20 Sgr., 
und in 43 Mg. 14 Ruth. Acker, Wieſen und Hütung an 4 Büdner in Karzig für 
20 Sch. 13 Mtz. Roggen, nach dem Martini-Marktpreis zu Naugard im Gelde ab⸗ 
zuführen, vererbpachtet. Zur Pfarre gehören 300 Mg., zur Schule 10½ Mg. 
Landes. An Kapitalvermögen beſitzt die Kirche nur 50 Thlr. und ihre Einnahme 
und Ausgabe belaüft ſich auf 25 Thlr. Bei der Pfarre iſt ein Colonushaus nebſt 
Stallung und Scheüne. Zur hieſigen Mutterkirche gehören die Tochterkirchen zu 
Damerow, Schwarzow und Wolchow. Fiskus unterhält mit den eingepfarrten Ge⸗ 
meinden Damerow. Schwarzow (?) und Wolchow, in Ermangelung des Kirchenver⸗ 
mögens, die Pfarrgebaüde und die Kirche, und concurrirt erfterer hierzu mit "a, 
letztere mit /, und find dieſelben außerdem zu den Hand- und Geſpanndienſten 
verpflichtet. Das Küſterhaus iſt zugleich Schulhaus und unterhält die Gemeinde zu 
Karzig obſervanzmäßig die Hälfte allein, und Fiskus gibt das Holz. Die andere 
Hälfte des Küſterhaufes wird nach gleichen Principien wie bei den Pfarrgebaüden 
auch von denſelben Concurrenten unterhalten. Frequenz der Schule mit Einſchluß 
der eingeſchulten Ortſchaften Neüendorf und Warnekow 39 Knaben, 44 Mädchen, 
zuſammen 83 Kinder; Schulgeld 1 Thlr. 7½ Sgr., und 10,000 Stück Torf, Ein⸗ 
kommen des Lehrers 160 Thlr. — Zum Communal-Verband von Karzig gehört das 
Landgut Warnekow. Es liegt in nordweſtlicher Richtung von der Stadt Naugard 
556 Ruthen entfernt an der von Naugard über Karzig, Damerow und Friedrichs⸗ 
berg nach Gülzow führenden Landſtraße, auf deren linken Seite. Die Entfernung 
von Karzig beträgt 349 Ruthen. Das Gut beſteht aus 2 herrſchaftlichen Haüſern, 
1 Geſindehaufe und den erforderlichen Wirthſchaftsgebaüden, und war nach feiner 
Errichtung von 32 Seelen, jetzt von 39 Seelen bewohnt. Die dazu gehörigen Lan⸗ 
dungen haben ein Areal von 601 Mg., wovon 528 Mg. zur Feldmark Karzig 
gehören. Damit 73 Mg. verbunden, welche mit demſelben im Zuſammenhange aber 
in der Feldmark Naugard belegen und zu dem Communal-Verbande der Stadt 
gehörig find. /½ beſteht aus Gerſtland, / aus gutem Hafer⸗ und Roggenland 
und zu Wieſen geeignetem Bruch. Der Gründer dieſes neüen Wohnplatzes, Guts⸗ 
beſitzer Carl Wilhelm Warneke, wünſchte denſelben Carlshof zu nennen; weil es 
aber ſchon ſo viele Etabliſſements unter dieſem Namen giebt, ſo wählte er, in Nach⸗ 
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bildung ſeines eigenen Namens, den Namen Warnekow, der durch Amts⸗Blatt⸗ 
Bekanntmachung vom 14. Februar 1856 von der Königl. Regierung genehmigt 
worden iſt. 


Kniephof bei Maſſow, zum Unterſchied von dem Bismarckſchen Gute 
Kniephof bei Naugard, Landgut, 1d Min. ſüdlich von Naugard und 1¼ Mle. 
von Maſſow gegen NO. am Zampelfluſſe, war früher ein Domainen⸗Vorwerk und 
vererbpachtet, und der Erbpachtzins von 12 zu 12 Jahren der Erhöhung unter⸗ 
worfen, wenn der Roggen⸗Preis in Stettin nach einer anzuſtellenden Fraction über 
1 Thlr. 15 Gr. 6 Pf. geſtiegen ſein ſollte. Nachdem der Erbpächter mit den zu 
leiſtenden Präſtandis im Rückſtande geblieben war, iſt das Vorwerk ſequeſtrirt 
worden, 1827—28, und demnächſt dem Fiskus wieder zugefallen und im Jahre 
1830 an das Fraülein v. Rhoden für 8050 Thlr. und Übernahme einer Grund⸗ 
ſteüer von 66 Thlr. zum vollen Eigenthum verkauft worden. Im Jahre 1836 war 
das Kaufgeld erſt zur Hälfte bezahlt, und der Kaufcontract, wegen Weigerung der 
Vollziehung von Seiten des Fraüleins v. Rhöden, noch nicht ausgefertigt. Auf 
12,27 Mg. Fläche hat das Gut 5 Wohn- und 2 gewerbl. Gebaüde, Steüer Thlr. 5. 
24 Sgr. und 8 ſteüerfreie Gebaüde. Der Flächeninhalt beträgt . 1251,37 Mg., 
wovon 1218,62 Mg. mit Thlr. 101. 27. 3 Pf. Grundſteüer belegt ſind; Ackerland 
1056,81 Mg., Ertrag 27 Sgr., etwas über der Kreisfraction, Gärten 5,46 Mg., 
Wieſen 40,26 Mg. mit 54 Sgr. Ertrag, 12 Sgr. über dem Mittelertrag, Weiden 
98,87 Mg., Holzung 16,32 Mg., Odland 0,9 Mg. Kn. iſt zu dem ¼ Mle. ſüdlich 
entfernten Dorfe Pagenkopf eingepfarrt und eingeſchult. Die Ritterguts⸗Qualität 
iſt dem Gute Kn. nicht beigelegt worden, obwol Areal und Reinertrag es dazu 
eignen und es früher auch ritterfrei geweſen iſt. Im Jahre 1857 war Krüger 
Beſitzer des Guts. 


Kotzen, Coloniſten⸗Dorf, 1 Mle. von Naugard gegen NND. links von der 
großen Staatsſtraße nach Plate und unmittelbar an der Regenwalder Kreisgränze, war 
ein ritterfreies Domainen⸗Vorwerk, das zur Generalpachtung des Amts Naugard 
gehörte, die Schaftrift auf dem Groß Sabomfchen Felde und die Dienſte von 11 
Bauern zu Groß Leiſtikow und von 2 Bauern aus Döringshagen hatte Durch 
Vertrag vom 15. Mai 1811 wurde das Vorwerk mit den ſtändiſchen Rechten der 
Rittergutsbeſitzer, Mittel⸗ und niederer Jagd, doch ohne Patronat und Jurisdiction 
und hohe Jagd gegen einen Canon von 180 Thlr. vererbpachtet, und nachdem 
dieſer durch allmälige Zahlung eines Kapitals von 3000 Thlr. abgelöſt worden 
war, laut Vertrags vom 23. Juli 1834, volles Eigenthum des frühern Erbpächters 
Hönow. Anfangs, 1835, in 11 Parcelen getheilt, wovon Hönow 7 für ſich behielt, 
iſt ſpäterhin durch völlige Zuſchlagung in 24 Parcelen das Vorwerk eine Colonie 
geworden, welche auf 9,2 Mg. aus 21 Wohnhaüſern, Steüer Thlr. 12. 26 Sgr., 
und 28 ſteüerfreien Geb. beſteht, und zum Flächeninhalt . .. 556,39 Mg. 
hat, wovon 522,63 Mg. Thlr. 35. 3. 8 Pf. Steüer zu bezahlen haben, und 3,11 Mg. 
ſteüerfrei ſind. Ackerland 415,64 Mg., Ertrag 22 Sgr., keine Gärten, Wieſen 
47,58 Mg., Weiden 62,52 Mg. K. hat 115 Einw. und iſt nach dem nahen Groß- 
Sabow eingepfarrt und eingeſchult. Der Colonie find mittelſt Cabinets⸗Erlaſſes 
vom 25. Auguſt 1844 Corporationsrechte verliehen. 


Kriwitz, Kirchdorf, 1%, Min. von Naugard gegen WSW. und 1¼ Mle. 
von Golnow gegen OND., beſteht aus 7 großen Bauerhöfen, 1 Halbbauerhofe, 
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7 Büdnerſtellen, von denen 1 auf Domanial-,3 auf Kirchengrund und 3 auf Trennſtücken von 
baüerlichen Höfen ſtehen. Die 8 baü erlichen Wirthe wurden bereits 1805 Erbpächter, 
haben aber das Erbſtandsgeld von 1936 Thlr. erſt bis Michaelis 1815 ganz ab⸗ 
gezahlt. Wenn gleich ſämmtliche Wirthe Bau- und Burg ⸗Dienſtpflichtig waren, fo 
haben herkömmlich doch nur 5 derſelben für die zur Amts-, Brau- und Brennerei 
früher geleiſteten Brennholzfuhren jeder 10 Sgr. jährlich entrichtet. Der Schulze, 
deſſen Hof 623 Mg. 120 Ruth. umfaßt, war nach ſeinem alten Haus- und Hofbrief 
von den Bau- und Burg⸗Dienſten befreit, mußte ſie aber doch nach ſeiner Erbverſchreibung 
vom 26. October 1813 leiſten. Ebenſo war er als Verwalter des Schulzenamts 
von den beſtändigen Gefällen befreit geweſen, da ſich aber 1836 ergab, daß die 
Befreiung nur eine perſönkiche war, und nicht auf den Hof ſich gründete, ſo wur⸗ 
den ſie ſeinen Abgabenbeträgen zugeſetzt und ein gleicher Betrag als Schulzen⸗ 
Remuneration in Ausgabe übernommen. 4 von den baüerlichen Wirthen hatten 
ihre Domainen⸗Abgaben in den Jahren 1818 und 1821 durch Kapitalzahlung von 
zuſammen Thlr. 1335. 20. 3 Pf. abgelöft, jo daß von Kriwitz nur noch Thlr. 56. 
9. 11 Pf. aufkamen. Das Dorf hat jetzt 430 Einw., auf 33,19 Mg. 48 Wohn⸗ 
und 3 gewerbliche Gebaüde, für die 29 ¼ Thlr Steüer zu erlegen find, und 55 
C eee een 
großen Feldmark 48 Grundbeſitzer, woraus folgt, daß gegen früher bedeütende Par⸗ 
celirungen Statt gefunden haben und eine große Menge von Büdnereien entſtanden 
ſind. Mit Thlr. 181. 19. 6 Pf. Grundſteüer ſind 4034,94 Mg. belegt. — Die 
Contribution betrug Thlr. 73. —. 5 Pf., ſteüerfrei 11,69 Mg., Ackerland 1980,06 
Mg., Reinertrag 23 Sgr. pro Mg., Wieſen 118,96 Mg., Weiden 612,6 Mg., Hol⸗ 
zung 1311,42 Mg., Waſſerſtücke 23,59 Mg. Die hieſige, mit Orgel verſehene Kirche, 
ein Filial von Retztow, beſitzt an Grundſtücken 120 Mg. 70 Ruth., der Pfarracker 
iſt 56 Mg. 137 Ruth. und das Schulland 12 Mg. 33 Ruth. groß. Nach Abzwei⸗ 
gung von Donaukrug betragen die Kirchengrundſtücke an Acker, Wieſen und Weide 
74 Mg. 31 Ruth., welche für 20 Thlr. verzeitpachtet waren, durch Vertrag vom 
11. Juli 1835 aber für ein Erbſtandsgeld von 290 Thlr. und einen jährlichen 
Canon von 26 Sch. Roggen, nach dem Naugarder Martini⸗Marktpreiſe, vererb⸗ 
pachtet find. Kapitalvermögen der Kirche 325 Thlr., Einnahme Thlr. 31. 10 Sgr., 
Ausgabe Thlr. 19. 7 Sgr., Kaſſenbeſtand Thlr. 44. 22 Sgr. Küſterhaus zugleich 
Schulhaus, dazu gehören, nach anderer Angabe, an Grundſtücken 11 Mg. 113 Ruth. 
(übereinftimmend mit den ſteüerfreien Grundſtücken), 66 Kinder in der Schule, 
Schulgeld 1 Thlr. 7 Sgr. Des Lehrers Einkommen, auch als Küſter und Organiſt, 
beträgt 123 Thlr. Er treibt Bienenzucht. Das Schulhaus iſt im Jahre 1821 erbaut. Auf 
dem Kirchenerbpachtgrundſtücke zu Kriwitz, unmittelbar an der großen Staatsſtraße, in 
der Mitte zwiſchen Golnow und Naugard, hat der Erbpächter Carl Friedrich Wil⸗ 
helm Beyersdorf im Jahre 1841 ein neües Gehöft gegründet, für das er den 
Namen Gaſthof zur Donau beantragte, nach dem Donau-See, an den es mit 
feinem Garten ſtößt. Es beſteht aus 1 Wohnhauſe und den nöthigen Stallgebaüden 
zum Betrieb einer Gaſtwirthſchaft. Es liegt / Mile. in nördlicher Richtung von 
Kriwitz, /, Mle. von Zickermühle, / Min. von Retztow, ½ Mle. von Glewitz, 
7½ Mle. von Baſentin, von deſſen Forſtgränze, alſo auch von der Kaminer Kreis⸗ 
gränze 50 Ruthen entfernt. Es gehören dazu 56 Mg. 39 Ruth. Ackerland, leichten 
Sandbodens, der ehemals mit Kiefernholz beſtanden war. Die Anſiedlung gehört 
zum Communal⸗Verbande von Kr. Wegen der Kirchen⸗, Pfarr⸗ und Schulver⸗ 
hältniſſe wurde fie nach Retztow gewieſen, womit die Intereſſenten Hinſichts der 
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Schule einverſtanden waren, nicht aber mit der Einverleibung zur Kirche von 
Retztow. Hiergegen erhob die Gemeinde Retztow Widerſpruch, dem mit Rückſicht 
auf 8. 260 Th. II., Tit. 11 A. L. R. nicht begegnet werden konnte. Demgemäß 
wurde das Abkommen getroffen, daß der Beſitzer der Anſiedlung zur Kirche von Kr. 
eingepſarrt wurde. Später find auch die Kinder derſelben der Schule in Kr. über⸗ 
wieſen. Die in Vorſchlag gebrachte Benennung des Gaſthofs, den man jetzt kurz 
Donaukrug nennt, iſt Seitens der Königl. Regierung durch Amtsblatt⸗Bekannt⸗ 
machung vom 2. December 1842 genehmigt worden. 


Langkavel, Kirchdorf, / Min. von Naugard gegen S., an der Land⸗ 
ſtraße nach Maſſow, beſteht aus dem Schulzenhofe, 6 anderen Bauerhöfen, deren 
jeder im Durchſchnitt 240 Mg. groß ift, aus dem Krughofe, zu dem an Ländereien 
514 Mg. 11 Ruth. gehören, 5 Büdnereien auf Domanialfundo, und 8 alten Büd⸗ 
nereien, die theils auf Gemeindegrund, theils auf Trennſtücken von Bauerhöfen 
angelegt find. Die ſämmtlichen baüerlichen Wirthe, mit Einſchluß des Krughof⸗ 
Beſitzers, wurden Erbpächter ihrer Höfe im Jahre 1812 gegen Zahlung eines Erb- 
ſtandsgeldes von 3370 Thlr. Sodann haben im folgenden Jahre 6 Wirthe auch 
ihre Domainen⸗Abgaben, welche Thlr. 157. 21. 6 Pf. betrugen, mit einem Kapital 
von Thlr. 3947. 9. 6 Pf. abgelöſt; ſo wie ſpäterhin 4 Wirthe die Bau⸗ und 
Burgdienſte und die Laudemial⸗Verpflichtung mit der Summe von Thlr. 583. 2. 
1 Pf. abgelöft haben, wodurch ſie das Obereigenthum erworben haben. Die Doma⸗ 
nial⸗Büdner hatten Raff⸗ und Leſebolz gegen Brennzins und bei Brandſchäden die 
Berechtigung, daß deu Beſitzern der Büdnerſtellen das Bauholz von den Amts⸗ 
unterthanen angefahren werden mußte. Die älteſte dieſer Büdnereien ſtammt aus 
dem Jahre 1770. Ganz L. hatte an Domainen⸗Abgaben Thlr. 157. —. 8 Pf., und an 
Contribution Thlr. 105. 7. 5 Pf. zu entrichten. L., das Dorf und das gleichnamige 
Rittergut, haben zuſammen 322 Einw., das Dorf allein in ſeinem jetzigen Zuſtande 
auf 18,09 Mg. Fläche 36 Wohn: und 2 gewerbl. Gebaüde. Die Feldmark, an 
der 28 Eigenthümer betheiligt find, hat einen Flächeninhalt von . 2572,55 Mg. 
davon 2478,01 Mg. einer Steüer von Thlr. 155. 25. 3 Pf. unterworfen, und 
7,64 Mg. Schulland ſteüerfrei ſind. Der Acker entſpricht ſeiner Fruchtbarkeit nach 
dem mittlern Zuſtande des Kreiſes, denn er gewährt auf einer Fläche von 1611,45 Mg. 
einen Reinertrag von 24 Sgr. pro Mg., Gärten 2,92 Mg., Wieſen 237,22 Mg., 
Weiden 598,69 Mg., Holzung 35,37 Mg. Zur politiſchen, Kirchen- und Schul⸗ 
gemeinde L. gehören, außer dem Rittergute Langkavel — ſ. dieſes unter dem Ritter⸗ 
ſchafts⸗Kreiſe, — die in neürer Zeit angelegten Colonien Florentinenhof und 
Ludwigsthal; ſ. die betreffenden Artikel S. 230 und S. 240. Die Kirche beſitzt 
an Grundſtücken 12 Mg. 5 Ruth. Acker, Wurthen und Wieſen, die laut Vertrags 
vom 24. December 1818 in 3 Parten für 15 ¼ Sch. Roggen, die nach dem Mar⸗ 
tini⸗Marktpreiſe von Naugard in Gelde entrichtet werden, vererbpachtet ſind. 
Außerdem beſitzt die Kirche 50 Thlr. zinsbar angelegt, und ihr Jahresetat iſt 
Thlr. 23. 14 Sgr. Sie iſt ein Filial der Stadtkirche von Raugard in ſofern, als 
der Diaconus oder zweite Prediger daſelbſt ihr Pfarrer iſt. Die Gemeinde unter⸗ 
hält, wenn kein Kirchenvermögen vorhanden, die Kirche mit dem Fiskus gemein⸗ 
ſchaftlich zu bezw. / und . Das Küſterhaus unterhält fie obſervanzmäßig mit 
dem Gute Langkavel allein, doch gibt Fiskus das nöthige Bauholz unentgeldlich. 
Eben ſo iſt es in Minten, woſelbſt die Kirche ebenfalls ein Filial der Mutterkirche 
in Naugard iſt, und der Diaconus ihr Pfarrer. Beide Gemeinden, L. und Minten 
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müſſen die Fuhren zu den Pfarrbauten in Naugard und event. auch Geldbeiträge 
leiſten, und concurriren dann mit der Stadt Naugard gemeinſchaftlich zu / der 
ganzen Baarkoſten pro rata. Die Schule zu L., zu der, außer den oben genannten 
zwei Colonien, auch das Gut L. gehört, hat 68 Knaben, 52 Mädchen = 120 Kinder 
zur Frequenz. Des Küſterlehrers Einkommen iſt auf 180 Thlr. berechnet, entſprin⸗ 
gend aus dem Schulgelde, welches 1 Thlr. beträgt, der Lieferung von 4000 Stück 
Torf durch die Gemeinde, von den Kindern der Bauern 1 Fuder Holz, von denen 
der Büdner und Einlieger 7¼ Sgr. Holzgeld. Bemerkenswerth iſt es, daß ſich die 
ſchulpflichtigen Kinder innerhalb der letzten 30 Jahre nicht allein nicht vermehrt, 
ſondern ſogar vermindert haben. 


Leiſtikow, Groß⸗, Kirchdorf, ¼ Min. von Naugard gegen NND. an 
der alten Landſtraße nach Greifenberg, beſteht aus 11 Bauerhöfen und 1 Altbüd⸗ 
nerei von 1787. Sämmtliche Wirthe wurden 1816 Erbpächter gegen ein Erbſtands⸗ 
geld von 3356 Thlr. Davon wurden ſofort bei Übernahme der Höfe zu Erbpacht⸗ 
rechten 1606 Thlr. entrichtet, ſo daß 1750 Thlr. rückſtändig blieben, welche den 
Wirthen bis zum dereinſtigen Verkauf ihrer Höfe geſtundet wurden. Der Rückſtand 
iſt im Laufe der Zeit abgetragen worden bis auf 225 Thlr., welche nach dem Etat 
von 1866— 1868 von 2 Wirthen noch zu zahlen waren. Schon nach der Reviſion 
der Amts⸗Intraden vom Jahre 1785 waren den Bauern in Gr. L. 33 Mg. von 
der ſ. g. Kronwinkelwieſe beigelegt worden, wovon ein jeder Bauer 1 Thlr. Erb⸗ 
pacht zu entrichten hatte. Die Domainen-Abgaben betrugen Thlr. 267. 8. 7 Pf. 
die Contribution Thlr. 55. 17. 5 Pf. Das Dorf hat 191 Einw. und jetzt auf, 
einer F läche von 17,89 Mg. an Wohnhaüſern 24, wovon nebſt 1 gewerbl. Gebaüde 
Thlr. 19. 18 Sgr. Steüer Maß werden, und 22 9 Gebaüde. Die Feld⸗ 
mark iſt . . . 2797,53 Mg. 
groß und vertheilt ſich unter 2³ Beſitzer. Verſteuert werden 2665,6 Mg. mit 
Thlr. 167. 29 1 Pf., ſteüerfrei find 50,7 Mg. Kirchen⸗ und Schulgrundſtücke 
Ackerland 1658,13 Mg., Ertrag 26 Sgr., etwas über dem Kreisdurchſchnitt, keine 
Gärten, Wieſen 175,17 Mg., Weiden 678,2 Mg., Holzung 204,8 Mg. Die hieſige 
Kirche iſt Filia der Mater zu Groß-Sabow. Sie beſitzt einen Wieſenfleck von uns 
bekannter Größe, der an die Bauern für 4 Thlr. vererbpachtet iſt, und außerdem 
bezieht die Kirche obſervanzmäßig von dem Schulzen alljährlich eine Pacht von 
25 Sgr. Der Pfarre zu Gr. Sabow gehören auf dem hieſigen Felde 45 Mg. 24 Ruth., 
der Schule 5 Mg. 102 Ruth. Frequenz derſelben 17 Knaben, 18 Mädchen = 
35 Kinder; Schulgeld 15 Sgr., 4000 Stück Torf, Einkommen des Lehrers 118 Thlr. 
geſchätzt. 


Ludwigsthal, Colonie, 1 Mle. ſüdlich von Naugard, iſt im Jahre 
1823 von dem Gutsbeſitzer Dietz auf dem Fundo des Ritterguts Langkavel mit 6 
Haüſern und 37 Einw. durch Vererbpachtung begründet, und der gewählte Name 
durch Regierungs⸗Verfügung vom 30. November 1823 genehmigt worden. Die 
Colonie liegt am Wege von Langkavel nach Hohenſchönau, hat jetzt 84 Einw., 16 
Wohnhaüſer, Steüer Thlr. 6. 8 Sgr., a N Gebaüde, 18 Beſitzer in der Feld⸗ 
mark, welche .. 300,78 Mg. 
begreift, wovon 291 56 Mg. mit Thlr. 16. 10. 3 Pf. Grundſteuer belegt ſind, 
Ackerland 226,45 Mg., Ertrag nur 17 Sgr. vom Mg., Wieſen 26,6 Mg. mit 
40 Sgr. Ertrag, Weiden 38,51 Mg. Die Colonie gehört zum Communal-Verband 
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des ½ Mle. entfernten Dorfs Langkavel, wohin ſie auch eingepfarrt und einge⸗ 
ſchult iſt. 


Minten, Kirchdorf, ½ Mle. von Naugard gegen N. beſteht aus 7 Bauer⸗ 
höfen und 1 Altbüdnerei von Anno 1742. Die baüerlichen Wirthe ſind dienſtfrei 
und Erbpächter ihrer Höfe geworden im Jahre 1817, indem ſie an Erbſtandsgel⸗ 
dern 2515 Thlr. gezahlt haben. Ein Bauer hat ſeine Präſtanda im Betrage von 
Thlr. 31. 3. 9 Pf. laut Befreiungsurkunde vom 4. Mai 1818 durch Kapitalszah⸗ 
lung von Thlr. 778. 3 Ggr. abgelöſt, und dadurch das Eigenthum ſeines 
Hofes erworben. Er und noch ein anderer Wirth haben jeder 6 Mg. von der 
Kronwinkelwieſe gekauft laut Contracts vom 24. December 1816. Die beiden kleinen 
Seen bei Minten find der Dorfſchaft, laut Reſeripts vom 5. Juni 1820, für 71 Thlr. 
verkauft, von der Dorfſchaft aber in der Folge dem Gute Minten überlaſſen. Die 
Domainen⸗Abgaben von ganz M. betrugen Thlr. 182. 17 Sgr. und die Contri⸗ 
bution Thlr. 53. 18. 10 Pf. Dorf und Gut M. zuſammen haben 166 Einw. 
Zum Gemeindebezirk gehört die Schwingmühle, ½¼ Mle. vom Dorfe gegen 
SSW., eine unterſchlägige Mahlmühle mit einem Gange auf der Wolſiza und eine 
im Jahre 1778 auf dem Asmusberge erbaute Windmühle. Der Beſitzer war Erb⸗ 
pächter und der periodiſchen Veranſchlagung unterworfen. Im Jahre 1812 gab 
dieſe Mühle eine baare Geldpacht von Thlr. 108. 10. 2 Pf. Durch den aufge⸗ 
bobenen Mahlzwang iſt dem Müller, nach dem Reſcript vom 29. Januar 1822, 
eine Entſchädigung von Thlr. 2052. 4. 1 Pf. zu Theil geworden; davon ſind auf 
rückſtändige Pacht 471 Thlr. abgerechnet, durch ein als Rente⸗Ablöſungs⸗Kapital 
zurückgenommene Summe von Thlr. 1323. 28. 7 Pf. aber Thlr. 66. 5. 11 abgelöſt. 
An Mahle und Sichtgelder find der Mühle, laut Reſcr. vom 22. Mai 1823 
Thlr. 5. 25. erlaſſen. Es blieben dann nach Abrechnung dieſer Poſten noch an 
jährlichen Mühlenpächten Thlr. 36. 9. 2 zu entrichten. M. hat auf einer Fläche 
von 10,94 Mg. 17 Wohnhaüſer, von denen nebſt den Mühlen Thlr. 12. 2 Sgr. 
Gebaüdeſteüer zu entrichten iſt, und 28 ſteüerfreie Geb. Die Feldmark, in der 12 
Grundeigenthümer angeſeſſen ſind, begreift . q . 1799,4 Mg. 
wovon 1703,83 Mg. mit einer Steüer von Thlr. 126. f. 3. belegt und 9,02 Mg. 
ſteüerfrei ſind. Ackerland 1056,35 Mg. fruchtbaren Bodens mit 30 Sgr. Ertrag 
oder 6 Sgr. über dem Kreisdurchſchnitt, Gärten 3,61 Mg., Wieſen 223,28 Mg., 
Weiden 245,83 Mg., Holzung 183,85 Mg. Die Kirche zu M., ein Filial der 
Naugarder Stadtkirche, deren zweiter Prediger Pfarrer in M. iſt, beſitzt 141,58 
Acker, 5,67 Wieſen, 105,140 Hütung und 33,69 wüſtes Land, zuſammen 285 Mg. 
154 Ruth., welche laut Contracts vom 30. December 1818, excl. der auf dem Ficht⸗ 
kamp ſtehenden Holzung, welche der Kirche vorbehalten, an die Bauern zu M. und 
den Schwingmüller für 76 Sch. Roggen ſo vererbpachtet ſind, daß dieſe Körner⸗ 
pacht nach dem Martini⸗Marktpreiſe von Naugard in Gelde abgeführt wird. Baar⸗ 
vermögen der Kirche 279 Thlr., Etats⸗Betrag Thlr. 99. 24 Sgr. Wegen Unter⸗ 
haltung der geiſtl. Gebaüde vergl. den Artikel Langkavel, S. 239, 240. Die hieſige 
Schule, an welcher der Küſter Lehrer iſt, hat 10 Knaben, 9 Mädchen — 19 Kinder 
zur Frequenz. In keiner der Landſchulen der Parochie Naugard wird geturnt. 
Des Lehrers Einkommen belaüft ſich auf 117 Thlr. Das Schulgeld beträgt Thlr. 1. 
7½ Sgr. Die Gemeinde gibt 6000 Stück Torf. Acker 2¼ Mg., außerdem Weide: 
freiheit für 2 Kühe, eine Wieſe zu 1½ Fuder Heü und ein kleiner Garten vor der 
Dorfsſtraße. Die ſchulpflichtigen Kinder von der Schwingmühle, woſelbſt 1 Wohn⸗ 
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haus mit 13 Einw., gehen nach Naugard zur Schule. Auch hier in M. waren früher 
Anhänger des altlutheriſchen Separatismus, die aber in der Volkszählung von 
1867 nicht mehr vorkommen. 


Müllers Vorwerk, Erbpachtvorwerk auf der Feldmark Trutzlatz und 
zu dieſer Gemeinde gehörig, in einem Umfange von 624 Mg. 52 Ruth., mit 1 
Wohnhauſe und Wirthſchaftsgebaüden; ſ. den Artikel Trutzlatz. 


Neüendorf bei Maſſow, zur Unterſcheidung vom Gute Neüendorf bei 
Naugard, Dorf und Gut, 2%, Min. von Naugard gegen SSW. und / Min. 
von Maſſow an der neüen Kreisſtraße nach Golnow, und am rechten Ufer des 
Todleger⸗Sees, durch welchen die Stepenitz fließt, dem Rittergute Korkenhagen gerade 
gegenüber, welches am linken Ufer der Stepenitz liegt. 

Das Dorf beſteht aus einem Freiſchulzenhofe, 6 Bauerhöfen, 1 Koſſatenhofe, 
6 Altbüdnereien, der Mühle, den Grundſtücken der Kirche, deren Gebaüde in Korken⸗ 
hagen ſtebt, wohin ſie zur Hälfte, zur andern Hälfte hierher gehört, und dem Schul⸗ 
hauſe. Die 7 baüerlichen Wirthe und der Koſſat ſind ſeit 1818 Erbpächter, und 
ſeit 1821 Beſitzer ihrer Höfe. Der Freiſchulze, deſſen Beſitzdocument vom 19. October 
1765 datirt, hatte an Domainenzins 20 Thlr., von 5 Bauern jeder 24 Thlr., 
der 6ſte 21 Thlr. zu entrichten. Zu den fiskaliſchen Reſervaten gehört beim Frei⸗ 
ſchulzenhofe das Vorkaufsrecht. Die Bauerhofsbeſitzer müſſen, wenn es verlangt 
wird, bei dringenden Bauten Hülfsdienfte leiſten, und zwar jährlich 10 Spann⸗ und 
10 Handdienſte gegen eine Vergütigung von 3%, Sgr. für den Spann⸗ und von 
2½¼ Sgr. für den Handdienſttag. Ebenſo find dieſelben zu den Fuhren beim Bau 
der Brücke an dem 1?/, Min. entfernten Ihnazoll gegen die bisher genoſſene Zoll⸗ 
freiheit verpflichtet. Der Koſſat hatte 12 Thlr. Domainenzins zu entrichten 
und jährlich 10 Handdienſttage gegen Vergütigung von 2½ Sgr. zu leiſten. Ganz 
N. hatte, excl. der Mühle, an Domainenzins Thlr. 187. 25 Sgr. zu zablen, und 
Thlr. 100. 6. 7. Contribution. Die Mühle, eine unterſchlägige auf der Stepenitz, 
war der periodiſchen Veranſchlagung unterworfen; die letzte fand 1824 ſtatt, wonach 
die Mühle eine baare Geldpacht von Thlr. 19. 15. 5 Pf. zahlte. Die Mühle iſt 
weiter oben S. 173, irrthümlich die Korkenhagenſche genannt. N., Dorf und Gut, 
haben 300 Einw. Das Dorf hat auf 19,1 Mg. Fläche 23 Wohnhaüſer, für welche 
nebſt 2 gewerbl. Geb. der Mühle Thlr. 14. 26 Sgr. Steüer gezahlt werden, und 
29 ſteüerfreie Geb. In der Feldmark ſind 19 Eigenthümer angeſeſſen. Sie 
enthält . ck ur nisse een wo at. Wgu 
wovon 1721,62 Mg. mit einer Steüer von Thlr. 93. 24. 5. belegt und 13,5 Mg. 
ſteüerfrei ſind. Das Ackerland begreift 1379,64 Mg. mit einem Ertrag von nur 
18 Sgr., Wieſen 153,03, Weiden 130,3 Mg., Holzung 71,26 Mg., Waſeerſtücke 
0,31 Mg. 

Das Gut N., mit Einſchluß der auf dem Fundo deſſelben belegenen Colonie 
Braſchendorſ, enthält 16 Wohnhaüſer, von denen Thlr. 11. 28 Sgr. Steüer ent⸗ 
richtet werden, und 20 ſteüerfreie Geb. Die Feldmark begreift. 1451,59 Mg. 
wovon 1338,22 Mg. mit einer Steüer von Thlr. 91. 25. 4 Pf. belegt und 87,92 Mg. 
ſteüerfrei ſind. Ackerland 1042,15 Mg. Ertrag 23 Sgr. oder 5 Sgr. höher als 
der baüerliche Acker, Gärten 5,68 Mg., Wieſen 145,4 Mg., Weiden 35,6 Mg., 
Holzung 67,78 Mg., Waſſerſtücke 129,53 Mg., Neüendorfer Antheil am Todleger, 
während der Korkenhagenſche Antheil 84,11 Mg. beträgt, daher ganze Fläche des Sees 
213,64 Mg. Das Gut N. war ein, zum Amte Maſſow gehöriges Vorwerk, dem 
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die Dienfte der 6 Bauern und der Koſſaten aus dem Dorfe N. beigelegt waren. 
In einem Umfange von 622 Mg. 117 Ruth. wurde es mittelſt Vertrags vom 18. 
April 1786 dem Hauptmann Carl Otto v. Blankenburg, Beſitzer des Guts Korken⸗ 
hagen, zu Erbpachtrechten verliehen, gegen eine unveränderliche Erbpacht von 
Thlr. 218. 27. 4 Pf., incl. 3 Thlr. Schäferſchoß und incl. 50 Thlr. Gold, unter 
Vorbehalt des Vorkaufsrechts oder /e des Canons als Laudemium; Contribution 
Thlr. 73. 15. 1 Pf. Durch Vertrag vom 9. April 1801 ging das Gut in den Beſitz 
des Meklenburg⸗Strelitzſchen Amtshauptmanns Adolf Friedrich Chriſtian von Köſteritz 
über, von dem es 1814 an den Oberamtmann Braſche gelangte, der die nach ihm ge⸗ 
nannte Colonie angelegt hat. (S. 221.) Seit 1852 war der Okonomierath Maaß 
zu Kenzlin, Kreis Demin, Beſitzer des Guts, ſeit 1866 iſt es deſſen Sohn, der 
Lieutenant Friedrich Maaß. Die Vergrößerung des Areals iſt wohl aus der Re- 
gulirung der gutsherrlichen und baüerlichen Verhältniſſe durch Landabtretung 
entſtanden. Ob der Canon durch Kapitalzahlung oder erſt, in Folge des 
Rentlaſten⸗Ablöſungs⸗Geſetzes von 1850, durch Rentenbriefe abgelöſt worden, iſt 
dem Herausgeber des L. B nicht bekannt. 

Die Kirche zu Korkenhagen war ehedem Mater, iſt aber nach dem Reſer. vom 
4. Juli 1776 als Filia zu Schönhagen gelegt worden. Das ritterſchaftliche Dorf 
Schönhagen, weiter abwärts an der Stepenitz gelegen, iſt über 1 Mle. entfernt. 
Der Beſitzer von N. concurrirt zur Unterhaltung der Kirche in Korkenhagen, der 
Küſtereigebaüde zu N. und der Pfarrgebaüde in Schönhagen mit den Compatronen 
zu ½. Die Kirche beſitzt auf Neüendorfer Felde 14,16 Acker, 5,0 Wieſen, 4,70 
Wurthen, zuſammen 23 Mg. 86 Ruth., welche bis 1835 für 11 Thlr., von da an 
auf 12 Jahre für 14 Thlr. verpachtet waren. Baarvermögen 93 Thlr., Etat der 
Kirche Thlr. 16. 17 Sgr. Der Küſterſchule in N. gehören 14 Mg. 55 Ruth. an 
Gärten, Acker und Hütung; Frequenz der Schule 85 Kinder, incl. der aus Braſchen- 
dorf und Korkenhagen. Schulgeld 17½¼ Sgr. und von jedem Schulkinde 1 Fuder Holz. 


Neühaus, Holländerei und Waldwärterei, 1%, Mle. von Naugard, 
gegen NNW., unfern der nach Gülzow führenden Landſtraße und am rechten Ufer 
des von Vierhof herabfließenden (falſchen) Völzerbachs oder Wolſiza, beſteht aus 
2 Wohnhaüſern mit 27 Einw. und gehört zum Gemeindebezirk Fried rich sberg 
(S. 231.), mitten in dem großen Walde, der Buttelin genannt, war früher eine 
Oberförſterei, und wurde, nachdem ſelbige eingegangen, dem Vorwerke Friedrichs⸗ 
berg als Pertinenz einverleibt. Im Jahre 1811 iſt dies Etabliſſement mit einem 
Areal von 91 Mg. 53 Ruth. zum vollen Eigenthum an Daniel Chriſtian verkauft 
worden. Der betreffende Kaufbrief iſt unterm 23. April 1812 ausgefertigt. Jetzt 
iſt hier wieder eine Waldwärterei im Staatsforſtrevier Rothenfier, der von dem 
bezeichneten Areal 11 Mg. 36 Ruth. beigelegt ſind. 


Neüwald, Förſterei, im Staats⸗Forſtrevier Rothenfier, mit 1 Wohnhauſe 
und 4 Einw. An Dienſtländereien gehört dazu ein Areal von 60 Mg. 31 Ruth. 
Gehört zur politiſchen, Kirchen- und Schulgemeinde Rothenfier. 


Pagenkopf, Pfarrkirchdorf, 2 Min. von Naugard gegen SS. und 

1%, Mle. von Maſſow gegen NO., vormals zum Amte Maſſow gehörig, in der 

Urſprungsgegend des Zampelbachs, auf dem Plateau des Naugarder Kreiſes, beſteht 

aus dem Freiſchulzenhofe, deſſen Allodialbrief vom 18. December 1686 und erneüert 

vom 31. Auguſt 1693 datirt, aus 15 Bauer⸗ und 4 Koſſatenhöfen, dazu 10 Alt⸗ 
31 
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büdnerſtellen, deren älteſte ein Beſitzdokument vom 20. April 1758 hat, die jüngſte 
vom 30. Juni 1796; dazu kommen die Ländereien des ehemaligen Vorwerks und 
die der geiſtl. Inſtitute. Die baüerlichen Wirthe wurden bereits im Jahre 1821 Eigen⸗ 
thümer ihrer Höfe, in Gemäßheit des Miniſterial⸗Reſcripts vom 9. September 1821, 
doch behielt ſich Fiskus das Obereigenthum vor, ſowie die herkömmliche Verpflich⸗ 
tung der Wirthe, das Mühlenbauholz zur Mühle in Hohenſchönau, / Min. weit, 
anzufahren. Der Grund- und Domainenzins betrug Thlr. 373. 22. 6 Pf., die 
Contribution Thlr. 235. 1. 7 Pf. Das hieſige Vorwerk wurde mittelſt Vertrags 
vom 7. December 1784 in Erbpacht gegeben. Es enthielt 246 Mg. 14 Ruth. Erb⸗ 
pächter war Michael Bütow, dem es für eine jährliche Erbpacht von Thlr 165. 19. 
6 Pf. incl. 40 Thlr. Gold übergeben wurde. Fiskus reſervirte ſich das Vorkaufs⸗ 
recht, bezw. / des Canons als Laudemium. Im Jahre 1823 wurde das 
Vorwerk von Neüem an die baüerliche Gemeinde zu P., unter denſelben Be⸗ 
dingungen, vererbpachtet. Sämmtliche Wirthe haben den Vorwerks⸗Acker unter ſich 
vertheilt und mit ihrem eigenthümlichen Acker vereinigt, fo daß ſich ſchwerlich nach⸗ 
weiſen läßt, wo er gelegen geweſen iſt. Es fehlen die Angaben, wann und wie 
der Canon abgelöft worden iſt. Pagenkopf hat 455 Einw., auf einer Fläche von 
29,57 Mg. 54 Wohnhaüſer, für die, nebſt 3 gewerbl. Gebaüden Thlr. 40. 5 Sgr. 
Steüer entrichtet werden, und 75 ſteüerfreie Gebaüde, darunter die der geiſtlichen 
Inſtitute. In der Feldmark ſind 47 Eigenthümer angeſeſſen, woraus folgt, daß 
ſich die Zahl der Büdner gegen früher anſehnlich vermehrt hat. Die Feldmark 
bagteifn . a . . Gl. . ee eee Im. ee HR 4 1,32 Mg; 
von denen 3657,46 Mg. beſteüert ſind; Betrag der Grundſteüer Thlr. 253. 20. 8 Pf., 
ſteüerfrei ſind 410 Mg. Das Ackerland umfaßt 2618,93 Mg., mit einem Rein⸗ 
ertrage von 25 Sgr., was mit dem Kreis-Durchſchnitte bis auf 1 Sgr. mehr über⸗ 
einſtimmt; Gärten 2,33 Mg., Wieſen 397,61 Mg., Weiden 899,08 Mg., Hol⸗ 
zung 149,51 Mg. Alle dieſe Zahlen, excl. der Seelenzahl, enthalten auch das zur 
Gemeinde P. gehörige Vorwerk Schützenthal, deſſen in einem beſondern Artikel 
gedacht werden wird. — Die hieſige Mutterkirche hat die Kirche in Wittenfeld zur 
Tochter, und zu ihr eingepfarrt iſt das Gut Kniephof. Sie beſitzt an Acker, Wieſen 
und Wurthen 29 Mg. 56 Ruth., im Jahre 1835 auf 12 Jahre verpachtet für 
31½ Thlr. Kapitalvermögen 142 Thlr., jährlicher Etat Thlr. 41. 25 Sgr. Die 
Kirchengebaüde in P. und Wittenfeld, und die Pfarrgebaüde in P. unterhält Fiskus 
zu ½ und die Gemeinden zu P. und Wittenfeld, welche außerdem die Hand- und 
Spanndienſte leiſten, mit / pro rata. Jede Gemeinde unterhält ihr Küſterhaus, 
welches zu gleicher Zeit Schulhaus iſt, obſervanzmäßig allein, erhält jedoch das 
nöthige Bauholz vom Fiskus unentgeltlich. Die Pfarre zu P. hat einen Grund⸗ 
beſitz von 373 Mg. 20 Ruth. Wie über den größten Theil dieſer Fläche vor 30 Jahren 
verfügt worden iſt, beſagt der Artikel Schützenthal. Die Schule, zu der auch die 
Schützenthaler und Kniephöfer Kinder gehören, zählt 73 Kinder. Schulgeld Thlr. 
1. 7½ Sgr., Holzgeld 5 Sgr. von jedem Kinde, unentgeltliche Anfuhr des Holzes 
durch die Bauern, Weidefreiheit auf 3 Kuh. 


Pflugrade, Pfarrkirchdorf, 1% Min. von Naugard gegen SSW. auf 
der Landſtraße nach Maſſow und halbweges dahin, zum vormaligen Amte Maſſow 
gehörig, beſteht aus 6 Vollbauerhöfen, wovon jedoch zwei halbirt ſind, 1 Halb⸗ 
bauerhofe, dem Krughofe und 10 Altbüdnerſtellen, die älteſte vom Jahre 1709. 
Die 7 baüerlichen Wirthe wurden 1815 Erbpächter ihrer Höfe und haben das voll⸗ 
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ſtändige Eigenthum derſelben im Jahre 1823 erworben. Die 6 Vollbauern haben 
auch in den Jahren 1817 1823 ihre ſämmtlichen Domainen⸗Abgaben durch Kapital 
abgelöſt, und zwar mit Thlr. 5651. 7. 7 Pf., der Krughof mit 500 Thlr. Auch 
von den Büdnern haben 4 ihr Grundgeld abgelöſt, ſo daß die Abgaben⸗Beträge 
auf den Halbbauer und 3 Büdner, im Ganzen Thlr. 29. 8. 8 Pf., beſchränkt 
waren Das ehemalige Vorwerk Pflugrade, welches 894 Mg. 32 Ruth. groß war, 
haben die 7 baüerlichen Wirthe, der Krughofsbeſitzer und 1 Büdner, laut Reſcripts 
vom 6. Mai und 13. September 1823, und laut Kaufcontracts vom 18. April 1824 
für Thlr. 14.703. 1. 8 Pf. zum ganz freien Eigenthum erworben. Außerdem zahlten 
fie für den Holzbeſtand, für die Tagelöhner⸗Wohnungen und Saaten Thlr. 703. 1. 
9 Pf. Nach dem Atteſt der Königl. Regierung vom 20. Januar 1833 hatten ſie beim 
Kauf des Vorwerks die Befugniß erhalten, daſſelbe nach Gefallen zu parceliren. 
Dies war 1836 bereits geſchehen, ſeit welcher Zeit daher von einem Vorwerke 
Pflugrade nicht mehr die Rede iſt. Es waren auf dem Fundo deſſelben angebaut 
3 Voll⸗, 5 Halb⸗ und 9 Viertelbauerhöfe. Das ehemalige Hirtenhaus und die 
Tagelöhner⸗Wohnungen des Vorwerks waren zu 5 Büdnereien umgeſtaltet; 2 andere 
aus den Hirtenhaüſern des Dorfs gebildet. Einem der alten Wirthe, welche das 
Vorwerk erworben hatten, Namens Schmeling, waren bei der Parcelirung die Vor⸗ 
werksgebaüde und ſoviel Acker, als einem andern baüerlichen Gemeindegenoſſen zu 
Theil geworden und war er dadurch als Hofbeſitzer in den Communalverband der Ge— 
meinde Pfl. getreten. Er hatte im Laufe der Zeit mehrere Ackerſtücke dieſes Hofes 
verkauft, fo daß er kaum noch die Hälfte feines Areals beſaß. Im Jahre 1842 
| beabſichtigte er, auch die Hofgebaüde und eine Wurth (ohne den übrigen Hofacker 
| nebſt Wieſen) zu veraüßern, jo daß hierdurch dieſer Hof als Bauerwohnung einging 
und den Communallaſten, namentlich der Einquartierung, der Kirchen- und Wege⸗ 
bauten, Lieferungen u ſ. w. entzogen ward, indem der ꝛc. Schmeling den noch übrigen 
Acker ſeinem Krughofe beilegen wollte. Der beabſichtigten Trennung der Hofge⸗ 
baüde von den Ackern und Wieſen jenes Ackerhofs ſtand, da derſelbe, als Theil 
eines vormaligen ritterfreien Vorwerkes, mit Grund- und anderen öffentlichen Real⸗ 
abgaben nicht behaftet, auch die Grundſteüer⸗Vertheilung bereits bewirkt war, ſo 
wenig in Landespolizeilichen als im Intereſſe der Domainen⸗ und Grundſteüer⸗ 
Verwaltung etwas entgegen; was dagegen die Communal-Abgaben betrifft, jo erhielt 
durch Regierungs⸗Verfügung vom 31. December 1842 das Domainen-Rentamt 
Naugard den Auftrag, dieſe Gelegenheit zur Ordnung der Communalverhältniſſe 
überhaupt zu benutzen, um künftigen Verwickelungen durch rechtzeitige Feſtſtellung 
der Rechte und Pflichten der Neübauern in der Gemeinde Pfl. vorzubeügen. — 
Pfl. hat 476 Einw. und auf einer Fläche von 43,39 Mg. 71 Wohn- und 4 gewerbl. 
Gebaüde, die mit Thlr. 38. 25 Sgr. beſteüert ſind, und 75 ſteüerfreie Gebaüde, 
darunter die der geiſtlichen Inſtitute. Die Feldmark begreift . 4043,37 Mg. 
Mit einer Grundſteüer von Thlr. 251. 11 Sgr. belegt ſind 371462 Mg., — nach 
der frühern Steüerverfaſſung Thlr. 227. 22. 6 Pf., ſteüerfrei 172,78 Mg. der geiſt⸗ 
lichen Inſtitute. Hinſichtlich der Fruchtbarkeit des Bodens gehört die Feldmark zu 
denen, welche den durchſchnittlichen Zuſtand des Kreiſes ausdrücken. Die Zahl der 
Grundbeſitzer iſt bis auf 62 geſtiegen, woraus folgt, daß weitere Parcelirungen Statt 
gefunden haben. Ackerland 2521,99 Mg. mit 24 Sgr. Ertrag, Gärten 8,81 Mg., 
Wieſen 532,79 Mg., Weiden 655,04 Mg., Holzung 168,29 Mg., Odland 0,48 Mg. 
Zur hieſigen Mutterkirche gehört die Kirche in Wismar als Filia. Sie hat ein 
Kapitalvermögen von 250 Thlr. und ihr Etat beträgt 78 / Thlr., wovon der größte 


1 


246 Der Naugarder Kreis. 


Theil mit Thlr. 16. 17. 6 Pf aus der Verpachtung ihrer Grundſtücke entſpringt, 
deren Größe z. Z. nicht bekannt iſt. Der größte Theil der oben angegebenen ſteüer⸗ 
freien Grundſtücke iſt Pfarrland, da der Schule nur 9 Mg. 25 Ruth. zuſtehen. 
Schülerzahl 75, Schulgeld 1 Thlr. und 1 Fuder Holz von jedem Kinde. Zur 
Unterhaltung der Kirchen-, der Pfarr- und Küſtereigebaüde leiſten Fiskus und Ges 
meinde bezw. / und ½ und zur Küſterei gibt Fiskus, da fie zugleich Schulhaus 
iſt, freies Holz. 


Retztow, Pfarrkirchdorf, 1½ Mle von Naugard gegen SW., unfern 
der nach Golnow führenden Staatsſtraße, auf deren rechten Seite, ſowie am linken 
Ufer der Stepenitz, und an der Gränze des Kaminer Kreiſes, woſelbſt das Flem⸗ 
mingſche Gut Baſentin der Nachbar von R. iſt. Das Dorf beſteht aus 10 Bauer⸗ 
höfen, 4 Altbüdnerſtellen, deren älteſte von 1755 datirt, den Grundſtücken der geiſt⸗ 
lichen Inſtitute und einer Unterförſterei für die Beaufſichtigung des, um R. 
liegenden, ſüdlichſten Theil des Staatsforſtreviers Rothenfier, mit der ein Areal 
von 65 Mg. 155 Rutb. an Dienſtländereien verbunden iſt. Die 10 baüerlichen 
Wirthe wurden 1815 Erbpächter gegen ein Erbſtandsgeld von 1454 Thlr., wovon 
ſie bei erbpachtlicher Übernahme ihrer Höfe 960 Thlr. bezahlten, indeß ihnen der 
Überreſt von 494 Thlr. bis zum dereinſtigen Verkauf der Höfe geſtundet wurde. 
Im Jahre 1866 waren 3 Wirthe noch mit 139 Thlr. im Rückſtande. Drei von 
den Altbüdnern haben, laut Miniſterial-Reſer. vom 25. Juni 1827, eine Forſt⸗ 
parcele von 10 Mg. 147 Ruth. für ein Kaufgeld von Thlr. 46. 26. 8 Pf., und 
gegen einen jährlichen Domainenzins von 4 Thlr. zum Eigenthum überwieſen er⸗ 
halten. Seelenzahl 264. Jetzt hat R. auf 19,43 Mg. Fläche 32 Wohnhaüſer, für 
die, nebſt 2 gewerbl. Gebaüden, Thlr. 17. 26 Sgr. Steüer entrichtet werden, und 
45 ſteüerfreie Gebaüde, mit Einſchluß der Pfarr-, Küſter⸗ und Forſtgebaüde. Grund⸗ 
beſitzer gibt es in der Feldmark 35. Der Flächeninhalt beträgt. . 1559,4 Mg. 
Davon ſind 1261,21 Mg. einer Grundſteüer von Thlr. 83. 13. 7 Pf. unterworfen, 
218,33 Mg. ſteüerfrei, wovon nach Abzug der Forſtdienſtländereien 157,47 Mg. 
für die Grundſtücke der geiſtlichen Inſtitute übrig bleiben. Ackerland 963,39 Mg. 
mit 22 Sgr. Ertrag vom Mg., kein Gartenland, Wieſen 242,16 Mg., Weiden 
248,64 Mg., Holzung 25,33 Mg., die der Kirche gehört. Es hat ſchon Jahre 
gegeben, daß aus dieſem Kirchenholze für 146 Thlr. durch Licitation verkauft worden 
find, Die Größe der ſonſtigen Kirchen-, jo wie der Pfarrländereien ift z. Z. nicht 
bekannt. Erſtere waren vor Jahren für Thlr. 17. 27 Sgr. verzeitpachtet, ſollten 
aber nach vollendeter Separation in Erbpacht gegeben werden. Kapitalvermögen 
der Kirche 675 Thlr., Jahres⸗Etat 49%, Thlr. Die Mutterkirche R. hat die Kirchen 
in Kriwitz und Glewitz zu Tochterkirchen. Fiskus, als Patron, gibt in Ermange⸗ 
lung des Kirchenvermögens zu ſämmtlichen Kirchen-, Pfarr- und Küſtereibauten zu 
R. und Kriwitz %. Jede Gemeinde unterhält, bei fehlendem Kirchen vermögen, 
mit ½ baarer Beiträge und unter Leiſtung der Hand. und Geſpanndienſte ihre 
Kirche, und die Glewitzer Gemeinde ihr Küſterhaus allein. Die Gemeinde zu 
Glewitz unterhält mit der zu R. gemeinſchaftlich das in R. befindliche Küſterhaus. 
Alle Eingepfarrten leiſten gemeinſchaftlich zu den Pfarrbauten in R. /, jo wie 
Hand- und Spanndienſte. Zur Schule gehören 8 Mg. 178 Ruth. an Garten, 
Acker und Wieſe. Frequenz 53 Kinder, Schulgeld 1 Thlr. 7¼ Sgr. und 1 Fuder 
Holz pro Kind. Die Domainen⸗Abgaben für ganz R. betrugen Thlr. 133. 13. 
9 Pf. und die Contribution nach der alten Steüerverfaſſung Thlr. 105. 16. 8 Pf., 
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mithin 23 Thlr. mehr als jetzt. Übrigens iſt der Zuſtand von N., wie er iſt, noch 
nicht 100 Jahre alt. Es beſtanden hier nämlich früher nur 2 Bauerhöfe neben 
einem Vorwerke; dieſes wurde aber im Jahre 1776 abgebaut und ſtatt ſeiner 8 
Bauerhöfe eingerichtet. Einen Halbbauerhof hatte der Unterförſter inne, der den⸗ 
ſelben ſtatt der Beſoldung nutzte. Später iſt dieſer Hof in den Beſitz des Forſt⸗ 
fiskus übergegangen. Die Grafen von Eberſtein lagen in den hieſigen Waldungen 
ſehr häufig dem Waidwerk ob. Sie hatten hier ein Jagdhaus, die Wolfsburg ge⸗ 
nannt, von dem man noch bei Menſchengedenken Überreſte in der Nähe des Dorfs 
geſehen hat. f 


Motbenfier, Kirchdorf und Oberförfterei, 1% Mile. von Naugard 
gegen WNW. auf einer Waldblöße, unfern der Gränze des Kaminer Kreiſes. Das Dorf 
beſteht aus dem Freiſchulzenhofe von 467 Mg. 170 Ruth., deſſen Beſitzdokument vom 
15. Januar 1770 datirt und auf dem Thlr. 10. 24. 4½ Pf. an Dienſtgeld hafteten, 
welche durch Kapitalzahlung abgelöſt ſind, 6 Bauerhöfen und 6 alten Büdnereien, 
ſo wie aus den Grundſtücken der geiſtlichen Inſtitute und der Oberförſterei, von 
denen die letzteren an Dienſtländereien 152 Mg. 149 Ruth. betragen und ehemals 
den Sten Bauerhof des Dorfs bildeten, welcher dem Oberförſter ftatt jedes baaren 
Einkommens zur Benutzung überwieſen war. Die baüerlichen Wirthe wurden 
bereits 1803 Erbpächter ihrer Höfe und haben an Erbſtandsgeld 2151 Thlr. bezahlt, 
wovon ½¼ ſchon im Jahre 1806, ¼ aber erſt in den Jahren 1815—1817 abge⸗ 
führt ſind. Die zu Bau⸗ und Burgdienſten verpflichtet geweſenen 6 Bauern haben 
ſolche, ſo wie auch die Laudemial⸗Verpflichtung, durch eine übernommene jährliche 
Rente von 4 Thlr., desgleichen der Koſſat eine von 1 Thlr. ſeit dem 1. Januar 
1829 abgelöjet und das vollſtändige Eigenthum ihrer Höfe erworben. Später hat 
der Koſſat auch 1 Thlr. Rente mit 20 Thlr. abgelöſt. Das Ablöſungs⸗Kapital 
des auf dem Schulzenhofe haftbar geweſenen Dienſtgeldes hat, laut Befreiungs⸗ 
Urkunde vom 18. Mai 1818 Thlr. 270. 9. 2½ Pf. betragen. Der Schulze war 
auch Beſitzer eines Bauerhofs, auf dem an Domainenzins Thlr. 33. 3 Pf. haſteten; 
auch dieſe find zufolge Befreiungs-Urkunde vom 29. Mai 1835 mit einem 
Kapital von Thlr. 660, 5 Sgr. abgelöſt. Die 6 Büdner haben jeder 2 Mg. 
Forſtgrund, laut Contract vom 25. April 1832 für ein Kaufgeld von Thlr. 
160. 13. 4 Pf. zum vollen Eigenthum erworben. Die Strelowhagenſche Mühle 
hatte früher das Aufhütungsrecht auf der Dorfs- Feldmark, welches durch 
Abtretung einer Fläche von 29 Mg. 45 Ruth. abgelöſt iſt. R. hatte an Domainen⸗ 
Abgaben Thlr. 200. 5. 3 Pf. und an Contribution Thlr. 108. 1. 3 Pf. zu zahlen, 
wobei die Oberförſterei, wegen der frühern baüerlichen Eigenſchaft der Dienſt⸗ 
grundſtücke, mit Thlr. 9. 14. 6 Pf. betheiligt war. R. hat 270 Einw., darunter 
19 ſeparirte Lutheraner, (S. 197), die in die altlutheriſche Kirche zu Triglaw, 
Greifenberger Kreiſes, eingepfarrt ſind, und mit dem zur Gemeinde gehörigen, ab⸗ 
geſondert liegenden Etabliffement Fiſchersfeld und der Förſterei Neüwald (f. 
die betreffenden Artikel, S. 230 und S. 243) auf einer Fläche von 24,87 Mg. 
30 Wohnhaüſer, welche Thlr. 16. 22. Steüer gaben, und 43 ſteüerfreie Gebaüde, 
darunter die des Forſtfiskus und die Schule. In der Feldmark ſind 30 Eigen⸗ 
thümer. Ihr Areal betragt.. f 2431,61 Mg. 
und davon ſind 2341,05 Mg. mit Thlr. 78. 3. 10 Pf. beſteüert und 24,72 Mg. ſteüer⸗ 
frei. Ackerland 784,91 Mg. mit nur 16 Sgr. Ertrag, Gärten 2,63 Mg., Wieſen 
372,06 Mg., Weiden 446,79 Mg., Holzung 759,38 Mg. Im Jahre 1840 wurde 


248 Der Naugarder Kreis. 


beſchloſſen, zwei zum Forſtrevier Rothenfier gehörige, vom Hauptkörper des Reviers 
aber entfernt liegende, nicht mit Holz bewachſene Forſtparcelen, der Kienberg und 
das Kienmoor genannt, durch Verpachtung als Acker nutzbar zu machen. In dem 
zu dieſem Endzweck auf den 3. November 1841 angeſetzten Termine hatten ſich nur 
die Büdner von Rothenfier eingefunden, welche aber auf eine pachtweiſe Übernahme 
der gedachten Forſtfläche ſich nicht einlaſſen wollten, wol aber geneigt ſchienen, ſie 
kaufweiſe zu erwerben, um des künftigen Erfolges gewiß zu ſein, da beide Grund⸗ 
ſtücke, namentlich das Moor, nur mit bedeütenden Koſten urbar gemacht werden 
konnten. Weil die Wiederaufforſtung der Grundſtücke, ihrer iſolirten Lage wegen, 
nicht zweckmäßig erſchien, ſo wurde die Veraüßerung beliebt, der aber beſtimmungs⸗ 
mäßig die Regelung der Communalverhältniſſe des Grundſtücks vorhergehen mußte. 
Bei den desfallſigen Ermittelungen hatte ſich ſodann herausgeſtellt, daß mehrge⸗ 
nanntes Grundſtück nur dem Communalverbande von Rothenfier zugelegt werden 
könne. Bei unbeſchränkter Veraüßerung verweigerte jedoch die Commune R. die 
Aufnahme des Grundſtücks in ihren Verband, weil ſie die Anſiedlung fremder 
Coloniſten fürchtete. Dagegen hatte ſich die Gemeinde bereit erklärt, das Grund⸗ 
ſtück in ihren Communalverband aufzunehmen, wenn bei der Veraüßerung die Be⸗ 
dingung geſtellt werde, daß keine Gebaüde auf demſelben errichtet werden dürften. 
Eine ſolche immerwährende Beſchränkung konnte nun zwar den Acquirenten dieſer 
Parcelen nicht auferlegt werden, die Abſicht der Gemeinde, die Anſiedlung fremder 
Coloniſten zu verhindern, wird aber auch dann erreicht werden, wenn jene Beſchrän⸗ 
kung nur auf eine gewiſſe Reihe von Jahren eintritt, indem Einwohner aus ent⸗ 
fernteren Ortſchaften, die den Aufbau beabſichtigen, bei dem Verkaufe nicht concur⸗ 
riren werden. Durch Regierungs⸗Verfügung vom 6. Januar 1842 erhielt demgemäß 
der Landrath den Auftrag, die Gemeinde R. zur Erklärung aufzufordern, ob ſie zur 
Aufnahme jener Grundſtücke in ihren Communalverband unter der Bedingung bereit 
ſei, daß ſolche innerhalb der erſten 6 Jahre nach erfolgter Veraüßerung nicht mit 
Gebaüden beſetzt würden. Landrath v. Bismarck erſtattete unterm 29. Januar 
1842 Bericht. — Die Kirche, Filia der Mater zu Strelowhagen, beſitzt an Grund⸗ 
ftüden 3 / Mg. ſandiger Kamp, 3 Mg. Wieſen, ¾ Mg. Brink, und 4 Mg. wüſter 
Kamp, mit ſchwachem Holz beſtanden, zuſammen 11¼ Mg., verpachtet für 10 Thlr.; 
außerdem hat ſie 45 Thlr. Baarvermögen und einen Etat von 11 Thlr. Zur 
Schule gehören ebenfalls 11½ Mg. Land, beſtehend in Garten, Wieſen und Hütung. 
Das Schulgeld beträgt 1 Thlr. 7¼ Sgr. für jedes der 50 ſchulbeſuchenden Kinder, 
19 Knaben, 31 Mädchen; der Küſterlehrer bekommt außerdem von jedem Wirth 1 Brod 
für das Betglockenſtoßen, treibt ine fterilen Boden etwas Obſtbaum⸗, auch Bienenzucht, 
und ſein Einkommen wird auf 130 Thlr. berechnet. Rodevir, Rodeuer, hatte dem 
Domkapitel zu Kamin eine jährliche Abgabe von 27 ßl. zu leiſten, die indeſſen 
frühzeitig in Ausfall gekommen ſein muß, da fie bei der Aufhebung des Domkapitels 
nicht mehr genannt wurde. 


Sabow, Groß-, Pfarrkirchdorf mit der Gerechtigkeit, Jahrmärkte 
zu halten, 1 Mle. von Naugard gegen NO. an der großen Staatsſtraße nach 
Danzig und Preüßen, die hier eine Hebeſtelle hat, beſteht aus 6 Bauerhöfen, 
incl. des Krughofs, und 7 Büdnerſtellen, unter letzteren das ſ. g. Rathhaus, ſpäter 
Acciſehaus genannt, ſo wie aus den Liegenſchaften der geiſtlichen Inſtitute, unter 
denen die Pfarrgrundſtücke durch einen Colonus bewirthſchaftet werden. Die 5 
baüerlichen Wirthe ſind im Jahre 1813 Erbpächter geworden und haben ein Erb⸗ 
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ſtandsgeld von 965 Thlr. bezahlt. Der Krug, welcher früher für 60 Thlr. ver⸗ 
zeitpachtet war, iſt laut Kaufcontracts vom 1. März 1813 und Beſtätigung des 
Finanz⸗Miniſteriums vom 30. Mai 1816 für 2600 Thlr. zum vollen Eigenthum 
verkauft worden. Es gehören dazu an Grundſtücken 388 Mg. 33 Ruth. Vier 
Büdnerſtellen find Eigenthum; fie haben Raff- und Leſeholzberechtigung gegen Er⸗ 
legung des üblichen Brennzinſes. Die öte Stelle iſt vererbpachtet, die te Stelle, 
früher für 6 Thlr. verzeitpachtet, iſt, laut Contracts vom 25. Juli 1815, für den⸗ 
ſelben Jahreszins gleichfalls vererbpachtet. Dieſe Stelle iſt das Familienhaus, 
deſſen Beſitzer die Verpflichtung hat, bei den jedesmaligen Märkten in Gr. S. die 
eine, im Hauſe linker Hand befindliche Stube nebſt Kammer, dem Rentbeamten zu 
feinem Geſchäftsbetriebe auf 3—4 Tage unentgeldlich einzuraümen. Die 7ͤte Büd⸗ 
nerei endlich iſt das ſ. g. Acciſehaus, welches mittelſt Contracts vom 16. Auguſt 
1810 zum vollen Eigenthum, mit Vorbehalt des Vorkaufsrechts und der Be dingung 
verkauft worden iſt, bei den jedesmaligen Märkten in Gr. S. den Steüerbeamten 
die ganze Wohnung einzuraümen. Nach den Erbverſchreibungen der 5 baüerlichen 
Wirthe ſollten dieſelben Bau- und Burgdienſte leiſten. Sie behaupteten jedoch 
hierzu nie verpflichtet geweſen zu ſein. „Urſprünglich, — ſo heißt es in den Prä⸗ 
ſtations⸗Acten von 1836 — waren dieſe Bauern adliche Unterthanen, und wurden 
erſt im vorigen Jahrhundert Königliche Unterthanen; als adliche Bauern hat ihnen 
die Bau⸗ und Burgdienſt⸗Verpflichtung niemals obgelegen, und ſeit fie Königl. 
Unterthanen ſind, ſind dergleichen Dienſte nie von ihnen gefordert worden. Holz⸗ 
fuhrgelder haben fie auch nicht gezahlt.“ Dieſe Darſtellung der Sache kann richtig 
ſein, und die Bauern können Recht haben, wenn ſie behaupten, daß ihre Vorfahren 
adliche Unterthanen geweſen ſeien, inſofern eine urkundliche Nachricht aus dem 16. 
Jahrhundert, wonach die Plötzen zu Zabow 3 Pferde zu ſtellen hatten, 1521, 
(Klempin⸗Kratz, Matrikeln, 201, 733) auf Groß⸗Sabow zu beziehen iſt; ſpäter ſind 
nicht alle Höfe adlich geweſen, ſondern nur einer, der mit dem Vorwerke zu Gr. 
S. und der Schmiede, dem Beſitzer von Klein⸗Leiſtikow gehörte. Durch Tauſch⸗ 
vertrag vom 28. Febr. 1778, beſtätigt mittelft Hofrefer. vom 2. Juli 1778, trat Johann 
Adolf v. Lockſtedt, damaliger Beſitzer von Kl. L., die beſagten drei Grundſtücke in 
Gr. S. an den König ab, und zwar gegen 3 Bauerhöfe in Maskow und 2 Höfe 
in Düſterbeck, die zum Amte Naugard gehörten, indem Letzteres noch 200 Thlr. 
baar zulegte (Brüggemann, Beſchreibung II., 1., 299; Beiträge II., 166). Bis zum 
Erlaß des Reallaſten⸗Ablöſungs⸗Geſetzes im Jahre 1850 hatte Gr. S. an Domai⸗ 
nen⸗Abgaben Thlr. 120. 28. 4 Pf. zu entrichten; die Contribution betrug für die 
baüerlichen Wirthe Thlr. 84. 6. 2 Pf., für das Vorwerk Thlr. 43. 3. 2 Pf. Gr. 
S. hat 254 Einw. und jetzt auf einer Fläche von 10,3 Mg. 30 Wohn- und 
1 gewerbl. Geb., Steüer 17%, Thlr., und 42 ſteüerfreie Gebaüde, darunter die der 
geiſtlichen Inſtitute. Die Feldmark, an der 26 Grundbeſitzer betheiligt ſind, hat 
einen Flächeninhalt von.. 2661,54 Mg. 
Davon ſind 2346,34 Mg. mit Thlr. 159. 22. 2 Pf. Grundſteüer behaftet, und an 
Pfarr⸗ und Schulländereien 259,67 Mg. ſteüerfrei. Der Boden der Feldmark ent⸗ 
ſpricht hinſichtlich ſeiner Fruchtbarkeit dem mittlern Zuſtande des Kreiſes; das Acker⸗ 
land gewährt pro Mg. einen Reinertrag von 23 Sgr. von 2065,42 Mg., Gärten 
15,98 Mg., Wieſen 157,33 Mg., Weidegründe 351,83 Mg., Holzung 15,45 Mg. 
— Zur hieſigen Mutterkirche, deren Filiale die Dörfer Groß⸗Leiſtikow und Maskow 
ſind, iſt das Dorf Klein⸗Sabow und die Colonie Kotzen eingepfarrt. Sie beſitzt 
an vererbpachteten Grundſtücken 25 Mg. 46 Ruth., an Kapital 145 Thlr., und ihr 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 32 
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Etat beträgt Thlr. 38. 4 Sgr. Zur Pfarre gehören 247 Mg. 16 Ruth., zur 
Küſterſchule 12 Mg. 82 Ruth., außerdem 1 Mg. 155 Ruth. Torfſtich. Mit den 
Patronen über Klein⸗Sabow, Maskow, Klein-Leiftifom, Ottendorf, concurrirt 
Fiskus zu den Bauten der Pfarr⸗ und Küſtergebaüde in Gr. S. zu ¼ é gemein- 
ſchaftlich. Die Kirche in Gr. S. und in Groß⸗-Leiſtikow muß er in Ermangelung 
des Kirchenvermögens zu ½ allein unterhalten. Die Gemeinden unterhalten ges 
meinſchaftlich das Küſterbaus in Gr. S. und die Pfarrgebaüde daſelbſt mit /s baar 
und unter Leiſtung der Hand⸗ und Geſpanndienſte. Jede Gemeinde unterhält in 
demſelben Verhältniß die im Dorfe befindliche Kirche. Die Schule hat, incl. der 
Kinder aus Kl. Sabow und Kotzen, 108 Kinder, halb Knaben, halb Mädchen. 
Das Schulgeld 25 Sgr. Des Lehrers Einkommen, der zugleich Küſter und Or⸗ 
ganiſt, iſt auf 181 Thlr. abgeſchätzt. Er beſchäftigt ſich mit Bienenzucht und Sei⸗ 
denbau. Geturnt wird in keiner der 4 Schulen des Pfarrſprengels Groß⸗Sabow. 


Man wird wol nicht zweifeln dürfen, daß Gr. S. dasjenige Dorf Sabom iſt, 
welches Ingardis, Herzogin von Slavien, Wittwe Caſimirs II., der St. Marienkirche 
zu Kolberg im Jahre 1220 oder 1221 vereignete. (Haſſelb. Kofeg. Cod. 323, 324, 
nach Wachſens Geſch. der Altſtadt Kolberg, 343). Wie es ſich damit verhalten, iſt 
an einer Stelle des L. B. (III. Th. Bd. I, 255) erörtert worden. Ob, wie daſelbſt 
geſagt, Sabow der Kolberger Stiftkirche durch Herzog Wartiſlaw III., der Ingardis 
Sohn, wieder entzogen worden, ſcheint zweifelhaft, wenn man ſieht, daß im 15. Jahr⸗ 
hundert das Patronat der Pfarrkirche zu Gr. S. bei dem Theſaurariat des Kol⸗ 
berger Collegiatſtifts geweſen, mindeſtens präſentirte den Theſaurar Martinus 
Dalmer im Jahre 1493 den Prieſter Johannes Virchouw zur erledigten Pfarrſtelle, 
dem dann auch auf Verwendung des Kolberger Propſtes die gebraüchlichen Ernen⸗ 
nungs⸗Gebühren erlaſſen wurden. (Klempin, dipl. Beitr. 94, 187). In katholiſcher 
Zeit war übrigens Gr. S. dem Domkapital zu Kamin abgabenpflichtig. Die ſiebente 
Präbende des Domſtifts hatte hier eine Hebung von 5 Mark, und ebenſo viel in 
Klein Sabow (Klempin, a. a. O. 318, 419). 


Der Kirchenmatrikel von 1576 zufolge gab es in Gr. S. neben der Pfarrkirche 
ein zweites Gotteshaus, eine Kirche oder Kapelle mit einem wunderthätigen Marien⸗ 
bilde, zu dem die glaübige Menge wallfahrtete, um bei der gebenedeiten Jungfrau 
unbefleckten Empfängniſſes Heilung von allerlei Gebrechen zu ſuchen, auch — dem Wahne 
des Zeitalters entſprechend, zu finden! Daß dieſer Marienkapelle zahlreiche Opfer 
zugefloſſen läßt ſich erwarten; was aber aus ihren Schätzen geworden, nachdem der 
Bilderſturm des Reformations⸗Zeitalters die Kapelle zerſtört, iſt unbekannt. Das 
Gedächtniß an dieſes wunderthätige Marienbild lebt aber bis auf die Gegenwart 
fort, — den Zeitgenoſſen freilich unbewußt. Die Jahrmärkte nämlich, die in Gr. 
S. abgehalten werden, verdanken ihren Urſprung ſonder Zweifel den Wall⸗ 
fahrten, die zu ihm unternommen wurden; wie es immer der Fall geweſen, 
und noch iſt, daß da, wo viele Menſchen aus der Nähe und der Ferne zuſammen⸗ 
kommen, Handel und Wandel ſich kund gibt, ſo auch hier. Früher wurde der 
berühmte Jahrmarkt in Gr. S. nur ein Mal im Jahre abgehalten, am 1. Juli, 
oder wenn dieſer auf einen Sonnabend oder Sonntag fiel, am folgenden Montag 
zwei Tage lang. Jetzt findet er drei Mal im Jahre Statt, nämlich am 30. April 
Krammarkt, am 1. Juli Leinwands⸗ und Victualienmarkt, am 1. September Vieh⸗ 
markt. Gr. S. iſt das einzige Dorf im Regierungsbezirk Stettin, wo dergleichen 
Verkehr, nunmehr ſeit Jahrhunderten, eine Stätte findet. 
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Sagersberg, Förſterei, im nördlichſten Theile des Buttelin, d. i. 
des Staatsforſtreviers Rothenfier, 1%, Min. von Naugard gegen N. und ebenſo weit 
vom Sitz des Oberförſters in Rothenfier gegen ND., unmittelbar an der Gränze 
des Kaminer Kreiſes, mitten im Walde gelegen, beſteht aus 1 Wohnhauſe mit 
Wirhſchaftsgebaüden. Es find damit 81 Mg. 17 Ruth. an Dienſtländereien ver⸗ 
bunden. Zur Kirche in Woiſtentin, Kaminer Kreiſes, / Mle. entfernt, und nach 
Schnittriege, / Mle. weit, eingeſchult, auch dahin incommunaliſirt. 5 Einwohner. 
Früher war S. eine Oberförſterei und gehörte zur Kirche in Döringshagen. 


Schafbrück, Förſterei, gleichfalls im Rothenfierſchen Revier, 1¼ Mle. 
von Naugard gegen NW. und ¼ Min. von der Oberförſterei Rothenfier gegen 
NO. an der Wolſiza und unfern der Landſtraße von Naugard nach Kamin. Außer 
dem Forſthauſe, dem 68 Mg. 15 Ruth. als Dienſtländereien beigelegt ſind, iſt hier 
ein Privatgehöft, welches der Förſter Mechow auf dem, vom Forſtfiskus, laut 
Kaufcontracts vom 26. October 1830, für 117 Thlr. zum vollen Eigenthum erwor⸗ 
benen Grundftüd von 12 Mg. 142 Ruth. erbaut hat. Sch. hat demnach 2 Wobn⸗ 
haüſer und 24 Einw. Gehörte früher zur Gemeinde Trechel, jetzt zur politiſchen 
und Schulgemeinde des ½ Mile. entfernten Dorfs Friedrichs berg, und zur 
Kirche in Trechel, einer Filia der Mater Strelowhagen. 


Schnittriege, Dorf, 1½¼ Mle. von Naugard gegen NNW. z. N., im 
Buttelin, unfern der Gränze des Kaminer Kreiſes, enthält 185 Einw., darunter 
11 ſeparirte Lutheraner, die der altlutherſchen Kirche in Triglaw, Greifenbergſchen 
Kreiſes, eingepfarrt find, und hat auf 12,34 Mg. Fläche 20 Wohnbaüſer, die mit 
10% Thlr. beſteüert ſind, und 24 ſteüerfreie Gebaüde. Die Feldmark, in der 29 
Eigenthümer angeſeſſen find, begreifffꝙ 910,05 Mg. 
Mit Thlr. 41. 4. 10 Pf. beſteüert ſind 838,47 Mg., ſteüerfrei 15,61 Mg. Schulland, 
welches 18 Sgr. Ertrag vom Mg. gibt. Der Boden iſt ſehr dürftiger Sand, der 
von dem 457,93 Mg. großen Ackerlande nur 15 Sgr. Ertrag gibt, keine Gärten, 
Wieſen 215,66 Mg., Ertrag 23 Sgr., Weiden 164,84 Mg., Holzung 15,65 Mg. 
Dieſes Dorf iſt im Jahre 1754 im Buttelin, nachdem die betreffende Stelle geradet 
worden war, für 8 Coloniſten erbaut. Jedem Anſiedler wurde eine Fläche von 
56 Mg. 113 Ruth. überwieſen, für die er, nach der Erbverſchreibung vom 15. October 
1790 an Domainenzins Thlr. 14. 4. 9 Pf. zu erlegen hatte, ſowie für die ihm 
erlaſſenen Paßfuhren eine jährliche Rente von 4 Thlr. Letztere iſt 1812 in Weg⸗ 
fall gekommen. Die Marſchfuhren, welche die Wirthe nach ihren Erbverſchreibungen 
mit 20 Sgr. jährlich bezahlen ſollten, ſind ſeit 1806 ſtets in Natura von ihnen 
geleiſtet worden, daher dieſe 20 Sgr. ſeit jener Zeit nicht mehr erhoben worden 
find. Die Dorfſchaft hat nach der Verſchreibung vom 16. Juni 1828 eine Forſt⸗ 
parcele von 4 Mg. in Erbpacht überlaſſen erhalten, die ſie der dortigen Schulſtelle 
als Dienſtwieſe beigelegt, und wofür fie einen jährlichen Canon von 1¼ Thlr. zu 
entrichten übernahm. Außerdem haben die 8 Coloniſten laut Kaufvertrag vom 
12. October 1832 eine Forſtparcele von 22 Mg. 37 Ruth. für 79 Thlr. zum vollen 
Eigenthum erworben. Die 8 Coloniſten erhielten durch ihre Erbverſchreibungen 
die Berechtigung zum Sammeln von Raff- und Leſeholz in der Königl. Forſt gegen 
Erlegung eines jährlichen Brennzinſes von 1 Thlr. und Weideberechtigung auf ſo 
viel Vieh, als ſie durchfüttern können. Die erſte Büdnerei wurde 1777 errichtet, 
die zweite 1783, beide mit einem Areal von 20 Mg. 32 Ruth. Dem Schulzenamt 
wurden 3½ Mg., dem Hirtenhauſe 2½ Mg., der Schule 2½ Mg. und die oben 
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erwähnte Wieſe beigelegt. Die Domainen⸗Abgaben betrugen Thlr. 120 21. 9 Pf., die 
Contribution nur 1 Thlr. 2 Sgr. Außer der Nutznießung des Schullandes hat der 
Lehrer 20 Thlr. Baargehalt und von jedem der 24 Schulkinder 25 Sgr. Schulgeld. 
Eingepfarrt iſt das Dorf, zu deſſen Gemeinde⸗Verbande das Forſthaus Sa gers— 
berg gehört, in die Kirche zu Woiſtentin, Kaminer Kreiſes. Der heütige Zuſtand 
von S. geht aus den obigen Angaben hervor. 

Schönau, Hohen-, wegen feiner Lage auf wellenförmigem Plateau alfo 
genannt, Pfarrdorf, zum ehemaligen Amte Maſſow gehörig geweſen, 1 Min. 
von Naugard gegen S. und ebenſo weit von Maſſow gegen NNO. beſteht aus dem 
Freiſchulzenhofe, deſſen Allodialbrief vom 19. März 1785 datirt, aus 16 Bauer⸗ 
höfen, 1 Halbbauerhofe, 2 Koſſatenhöfen, 10 Büdnerſtellen, deren Beſitzdokumente 
vom Jahre 1779 datiren, der Mühle und den Gründſtücken der Kirche, Pfarre und 
Küſterſchule. Die baüerlichen Wirthe haben im Jahre 1821 das vollſtändige Eigen⸗ 
thum ihrer Höfe erworben. Einer der Bauern hat die auf ſeinem Hofe laſtenden 
Domainen⸗Abgaben von Thlr. 29. 1. 10 Pf. durch eine Kapitalzahlung von Thlr. 
168. 21. 8 Pf. laut Befreiungs⸗Urkunde vom 9. Auguſt 1832 abgelöſt Die 10 
Altbüdner haben die früher zum Maſſowſchen Amte gehörige Koppel von 8 Mg. 
52 Ruth., laut Kaufcontracts vom 9. Auguſt 1825 für 400 Thlr. zum vollen Eigen⸗ 
thum gekauft, und unter ſich zu nahe gleichen Theilen vertheilt. Ein Büdner hat 
außerdem einen Dorfſtraßenfleck für einen Kaufpreis von Thlr. 37. 12 Sgr. gleich⸗ 
falls zum vollen Eigenthum erworben. Das Vorwerk Walsleben hatte das Auf- 
hütungsrecht auf der Dorfsfeldmark, welches aber durch Abtretung einer Fläche von 
55 Mg. abgelöſt iſt. Der Domainenzins von H. Sch. betrug 576. 15. 8 Pf., die 
Contribution Thlr. 239. 3. 7 Pf. Obſervanzmäßig hatten der Freiſchulze und 
ſämmtliche Wirthe die Holz⸗ und Mühlenſteinfuhren zur hieſigen Mühle zu leiſten. 
Dieſe iſt eine Windmühle, an der Nordſeite des Dorfs gelegen, die durch den Ver⸗ 
trag vom 15. Auguſt 1829 Eigenthum des Beſitzers geworden iſt, und 1824 an 
Domainen⸗Abgaben jährlich Thlr. 145. 10. 6 Pf. zu entrichten hatte, aber durch die 
gewährte Mühlzwangs⸗Entſchädigung von Thlr. 597. 1. 8 Pf., ſowie in Folge der 
Regulirung auf eine unabänderliche Jahresrente von 32 Thlr. herabgeſetzt wurde. 
Die erwähnten Fuhren der hieſigen, und der Pagenkopfer Wirthe hatte der Müller 
für 4 Thlr. in Zeitpacht. H. Sch. hat 409 Einw., auf einer Fläche von 31,58 
Mg. 59 Wohn⸗ und 2 gewerbl. Gebaüde, beſteüert mit Thlr. 38. 29 Sgr. und 70 
ſteüerfreie Gebaüde, darunter die der geiſtl. Inſtitute. Die Feldmark iſt unter 
53 Eigenthümer vertheilt und begreift. 4799,39 Mg. 
Der Grundſteüer von Thlr. 268. 29. 4 Pf. ſind 4177,36 Mg. unterworfen, und 
die ſteüerfreien Grundſtücke der Kirche, Pfarre und Schule enthalten 459,35 Mg. 
mit einem durchſchnittlichen Ertrage von 18 Sgr. pro Mg., Ackerland 2663,89 Mg., mit 
25 Sgr. Ertrag, was den Kreisdurchſchnitt um 1 Sgr. überfteigt, Gärten 5,03 Mg., 
Wieſen 632,05 Mg., Weiden 1335,74 Mg., keine Holzung. — Die Kirche beſitzt 
20 Mg. 101 Ruth. Acker und 5 Mg. 27 Ruth. Wieſen, und noch 3 Wieſen, deren 
Größe nicht angegeben iſt, das Ganze an die Bauern und den Prediger verzeit⸗ 
pachtet für 39 ¼ Thlr., an Baarvermögen 125 Thlr., jährlicher Etat Thlr. 46. 
25 Sgr. Der Pfarre ſcheint die anſehnliche Fläche von 422 Mg. zu gehören, der 
Schule ſtehen 7 Mg. 2 Ruth. an Garten, Acker und Wieſen, außerdem noch eine 
Wieſe von einem Fuder Heü, zu. Jedes der 58 Schulkinder zahlt 25 Sgr. Schulgeld, 
außerdem die Kinder der Bauern 5 Sgr., die der Büdner und Einlieger 7¼ Sgr. 
Holzgeld. 
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Schönhaus, Etabliſſement, 1¼ Mle. von Naugard gegen NW. an der 
Wolſiza und dicht bei der Förſterei Schafbrück, hat 1 Wohnhaus, 11 Einw. und 
gehört zur politiſchen und Schulgemeinde Friedrichsberg, und iſt mit dieſer in 
Strelowhagen eingepfarrt, mittelbar durch die Tochterkirche in Trechel. Dieſe An⸗ 
ſiedlung iſt, laut Erbverſchreibung vom 28. April 1789, von dem Förfter Carl 
Friedrich Kühl erbaut. Die Forſtparcele, auf der er baute, iſt 11 Mg. 135 Ruth. 
groß und wurde ihm gegen eine Erbpacht von Thlr. 3. 27. 6 Pf. überlaſſen 
unter Reſervation des Vorkaufsrecht oder / Canon als Laudemium. Er erhielt 
Weidefreiheit für 3 Haupt Rindvieh in der Königl. Forſt und Raff- und Leſeholz⸗ 
berechtigung gegen den üblichen Brennzins. Kühl's Erben verkauften an Carl 
Friedrich Erdmann. 


Schönwald, Pfarrkirchdorf, 2, Mle. von Naugard gegen SSO. 
an der alten Landſtraße nach Freienwald, die ſich hier mit der alten Landſtraße 
von Daber nach Stargard kreüzt, an der Gränze des Saziger Kreiſes, beſteht aus 
17% Bauerhöfen incl. Krughof, 2 Pfarrbauern, 1 Kirchencolonus, Schmiede. 
Dieſes Dorf, in welchem die Bauern zum größten Theile ihre Höfe bereits ſeit 
faſt hundert Jahren eigenthümlich beſitzen, iſt keins der Amtsdörfer weder von 
Naugard noch von Maſſow, ſondern war, mit Ausnahme von 3 Höfen, die dem 
Hospital in Daber gehören, Lehn adlicher Familien, vornehmlich des Geſchlechts 
der Dewitze, ohne daß hier jemals ein Ritterſitz geweſen zu ſein ſcheint. Das 
Dewitzen⸗Lehn beſtand hauptſächlich aus 2 Antheilen. Sch. àa wurde das große Gut 
genannt und enthielt 2 kleine Ackerwerke, 9 Bauerhöfe, incl. Krug, die Schmiede, 
3 Büdnereien. Sch. b., oder das kleine Gut, beſtand aus 1½ Höfen. Von dem 
übrigen Theile des Dorfs gehörten 1 Bauerhof zu Vogtshagen, 1 Bauerhof zu 
Daberfreiheit, 2 halbe Bauerhöfe zu Bernhagen, 1 Bauerhof zu Breitenfeld und 3 
Bauerhöfe wie geſagt, dem Daberſchen Hospital. 

Weil hier keine Gutsherrſchaft vorhanden, fo iſt das Dorf der Polizei⸗Ver⸗ 
waltung des Domainen⸗Rentamts Naugard untergeben worden. 

Sch. hat 507 Einw. und auf einer Fläche von 43,25 Mg. 57 Wohnhaüſer, 
auf denen, nebſt 3 gewerbl. Gebaüden, eine Steüer von Thlr. 40. 21 Sgr. haftet, 
und 67 ſteüerfreie Gebaüde, darunter die der geiſtlichen Inſtitute. Die Feldmark, 
in der 60 Grundbeſitzer angeſeſſen find, begreift. . 4626,11 Mg. 
Mit Thlr. 250. 5. 1 Pf. Grundſteüer behaftet ſind 4155,93 Mg., der Beſteüerung 
nicht unterworfen ſind die 335,64 Mg. großen Ländereien der Kirche, Pfarre und 
Schule. Ackerland 2798,6 Mg. mit 22 Sgr. Ertrag, 2 Sgr. unter dem Kreis⸗ 
durchſchnitt. Gärten 5,89 Mg., Wieſen 659,67 Mg. Weiden 995,53 Mg., Holzung 
7000 Mg. — Zur hieſigen Mutterkirche gehört die Kirche zu Vogtshagen als 
Tochter. 


Schützenthal, Vorwert, 2½ Mle. von Naugard gegen SSOzS., iſt eine 
neüe Anſiedlung vom Jahre 1839, mit 1 Wohnhauſe, Scheüne und Stallung und 
9 Einw., zur Gemeinde Pagenkopf gehörig, von dieſem Dorfe ¼ Mle. in ſüd⸗ 
weſtlicher Richtung entfernt. In Folge der Specialſeparation von Pagenkopf ſind 
die Pfarrländereien an die Gränze von Harmelsdorf gelegt und auf dieſen, mit 
Genehmigung der Patronatsbehörde, das Vorwerk errichtet, mit einem Areal von 
295 Mg. 178 Ruth., theils Mittel-, theils ſchlechten Bodens. Die nächſten Ort⸗ 
ſchaften find / Mile. entfernt, nämlich Schönwald, Harmelsdorf, Wittenfeld und 
Faulenbenz, und die Stadt Maſſow 1 Mle gegen SW. Bei Errichtung des Vor⸗ 
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werks war es von 3 Familien mit 11 Seelen bewohnt. Den Namen hat die An- 
ſiedlung von dem damaligen Prediger zu Pagenkopf, Schütz, erhalten; auf den 
Bericht des Landraths v. Kameke vom 18. Januar 1848 genehmigt durch Regie⸗ 
rungs⸗Verfügung vom 28. September 1840. 


Schwarzow, Kirchdorf, ¼ Min. von Naugard gegen W., in einer 
Bruchgegend, am Urſprung des Kremerbachs, der durch die Rothenfierſche Forſt 
fließend, ſich unterhalb Trechel in den von Vierhof kommenden Volzerbach ergießt 
beſteht aus 3 Vollbauerhöfen, davon der Schulzenhof 283 Mg. 120 Ruth. umfaßt, 
6 Halbbauerhöfen und 8 Büdnereien, die in den Jahren 1780 und 1782 errichtet 
ſind, dem Schulzenamtslande und den Grundſtücken der Kirche und der Schule. 
Ehemals hatte der König in dieſem Dorfe nur 2 Bauerhöfe, welche aber an den 
Hauptmann Carl Otto von Blankenburg für das kleine Ackerwerk, das ihm in dem 
Dorfe Karzig gehörte, vertauſcht und abgetreten wurden, ſo daß derſelbe nunmehr 
das ganze Dorf Sch., wovon er ſchon vorher den größten Theil beſeſſen hatte, 
bekam. Es wurde aber daſſelbe bald darauf von ihm, nebſt den Antheilen, welche 
er in den Dörfern Strelowhagen und Wolchow beſaß, an den Amtsrath Carl 
Friedrich Ingermann verkauft, welcher dieſe Güter mit der unterm 6. Auguſt 1775 
ertheilten königlichen Genehmigung, für denjenigen königl. Antheil des in der Uker⸗ 
mark gelegenen Dorfs Brizig, der zum Amte Torgelow gehörte, an den König ver- 
tauſchte, und alſo nicht nur das Dorf Brizig, wovon er ſchon früher einen Theil 
gehabt hatte, ſondern auch die Dörfer Strelowhagen und Wolchow, die nunmehr 
ganz dem Amte Naugard einverleibt wurden, außer Gemeinſchaft ſetzte. Die 3 
Vollbauern wurden 1813 Erbpächter ihrer Höfe, indem ſie 512 Thlr. an Erbſtands⸗ 
geld zahlten, und am 6. Juni 1829 Eigenthümer derſelben. Für die Ablöjung der 
Laudemialpflicht und die Gewinnung des Obereigenthums übernahmen ſie eine jähr⸗ 
liche Rente von Thlr. 2. 21. 3 Pf., wovon der Beſitzer des Schulzenhofs ſeinen 
Antheil durch Kapitalzahlung von Thlr. 20. 8. 3 Pf., laut Befreiungs⸗Urkund⸗ 
vom 28. October 1829, der Beſitzer des zweiten Hofes aber alle ſeine Domainen⸗ 
Abgaben durch Kapitalzahlung von Thlr. 441. 8. 4 Pf., laut Befreiungs⸗Urkunde 
vom 8. Januar 1836, abgelöͤſt hat. Die 6 Halbbauern find 1815 gegen Zahlung 
von 663 Thlr. Erbſtandsgeld Erbpächter geworden. Bau- und Burgdienſte und 
Holzfuhren zu der frühern Amtsbrauerei haben ſämmtliche Wirthe nie geleiſtet, da 
ſie früher adeliche Unterthanen geweſen, und erſt im vorigen Jahrhundert, wie 
oben bemerkt, Unterthanen des Königs geworden find, wol aber lag den 6 Halb— 
bauern, nach ihren, unterm 27. Auguſt 1815 ausgefertigten, Erbverſchreibungen 
die Laudemial⸗Pflicht ob. Jedem der 8 alten Büdner war ein Grundzins von 
5 Thlr. aufgelegt, wogegen fie die Raif- und Leſeholzberechtigung gegen Erlegung 
des üblichen Brennzinſes erhielten, auch ſollten ihnen bei Unglücksfällen, als 
Brandſchäden, das Bauholz durch die Amtsunterthanen angefahren werden. Bei 
Veraüßerungen und Vererbungen ſoll der Conſens nachgeſucht werden. Im Ganzen 
hatte die Dorfſchaft an Domainen⸗Abgaben Thlr. 185. 18. 11 Pf. und an Con⸗ 
tribution Thlr. 36. 3. 9 Pf. zu entrichten. Das Dorf, und das örtlich damit 
zuſammenhangende Kreistagsberechtigte Gut Schwarzow, baben 345 Einw. Im 
Dorfe find auf 16,37 Mg. Fläche 27 Wohn⸗ und 3 gewerbl. Geb., Steüer 
Thlr. 17. 1 Sgr., und 32 ſteüerfreie Gebaüde. Die Feldmark, an welcher 29 Be⸗ 
ſitzer Antheil haben, enthällllelklkl 1758,52 Mg. 
Davon ſind 1649,62 Mg. mit einer Steüer von Thlr. 119. 17 Sgr. behaftet und 
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9,89 Mg. ſteüerfrei. Der Boden iſt von durchſchnittlicher Fruchtbarkeit, das 
957,53 Mg. umfaſſende Ackerland mit einem Reinertrage von 22 Sgr., Gärten 
7,88 Mg., Wieſen 175,8 Mg., Weiden 255,35 Mg., Holzung 77,72 Mg., Waſſer⸗ 
ſtücke 24,76 Mg. der fiſchreiche Schwarzower See, welcher / Mile. vom Dorfe 
im Bruche gelegen iſt. — Die Kirche, welche ein Filial von Hindenburg, beſitzt 3 
Mg. 57 Ruth. Acker und Wieſen, für 3 Thlr. verzeitpachtet, 15 Thlr. Vermögen 
und hat einen Etat von 5 Thlr. Im 15. Jahrhundert war ſie eine Pfarrkirche, 
in welcher Clawes Tornouw eine beſtändige Vicarie mit 8 Mark ſtiftete. Die 
Schule, für welche in neürer Zeit ein eignes Gebaüde erbaut worden iſt, hat an 
Acker und Wieſen 7 Mg. 150 Ruth. Das Schulgeld beträgt 22 ½ Sgr., die 
Frequenz 35 Knaben, 27 Mädchen = 62 Kinder. Von der Gemeinde hat der Lehrer, 
der zugleich Küſter iſt, 12,000 Torf und Weidefreiheit für 2 Kühe, 4-6 Schafe, 
2 Schweine, 2 Gänſe; ſein Einkommen iſt auf 100 Thlr. berechnet. — Swartzow 
hatte zur katholiſchen Zeit eine jährliche Abgabe von 24 fl. an das Kaminer 
Domkapitel zu leiſten. 


Schwingmühle, Waſſermühle auf der Wolſiza, nebſt Windmühle, '/, 
Mile. von Naugard gegen N.z. W., 1 Wohnhaus und 13 Einw. zur politiſchen und 
Kirchengemeinde Minten gehbrig, die ſchulpflichtigen Kinder gehen aber nach Nau- 
gard zur Schule; vergl. S. 242. 


Sophienthal, Etabliſſement, 1½ Mle. von Naugard gegen NW., 1 
Wohnhaus mit Scheüne und Stallung, 8 Einw., iſt im Jahre 1817 auf dem Grund 
und Boden erbaut, welchen der Förſter Carl Friedrich Kühl bereits 1811 mittelſt 
Kaufcontracts vom 21. September vom Forſtfiskus in einem Umfange von 38 Mg. 
145 Ruth., und demnächſt am 24. December 1816 mit einer Erweiterung von 2 
Mg. 65 Ruth. der Kronwinkelwieſe zum vollen Eigenthum käuflich erworben hat. 
Später, im Jahre 1826, hat derſelbe durch Vertrag vom 20. Februar noch 6 Mg. 
108 Ruth. Forſtgrund für den Preis von Thlr 52. 20 Sgr. dazu gekauft, daher 
ganze Fläche 47 Mg. 138 Ruth. Gehört zur politiſchen und Schulgemeinde 
Friedrichsberg und iſt zur Strelowhagenſchen Filialkirche Trechel eingepfarrt. 


Strelowhagen, Pfarrkirchdorf, 1 Mle. weſtlich von Naugard, beſteht 
aus 11 Bauer- und 2 Halbbauerhöfen, 2 Büdnereien, davon die älteſte vom Jahre 
1723 datirt, einem Kirchenerbpächter, der Mühle, und den Grundſtücken der Pfarre 
und der Küſterſchule. Die baüerlichen Wirthe wurden 1813 Erbpächter ihrer Höfe. 
Das Erbſtandsgeld, zum Betrage von 2433 Thlr., wurde ihnen bis zum derein⸗ 
ſtigen Verkauf ihrer Höfe geſtundet. Im Jahre 1865 war die ganze Summe ab⸗ 
getragen bis auf 100 Thlr., welche von einem Hofe noch rückſtändig war. Das 
frühere Aufhütungsrecht des ehemaligen Vorwerks Hindenburg, jetzt im Beſitz der 
baüerlichen Gemeinde daſelbſt, iſt durch Kapitalzahlung von 305 Thlr. abgelöft. 
Das Vorwerk Neüendorf hatte eine Aufhütungsberechtigung auf der Feldmark Str., 
und zwar wöchentlich zwei Tage mit dem Gellvieh, ein Recht, welches in der Folge 
auch zur Ablöſung gekommen iſt. Die Dorfſchaft hatte an Domainen⸗Abgaben 
Thlr. 273.16. 9 Pf. und an Contribution Thlr. 142. 1. 5 Pf. zu zahlen. Das hieſige 
Mühlenweſen beſteht in einer Mahl⸗Waſſermühle und einer Windmühle, und der Be⸗ 
figer ift Eigenthümer derſelben, ſeitdem die Regulirung der Mühle unterm 1. December 
1827 ausgeführt iſt. In Folge derſelben kamen die früheren Abgaben, beſtehend 
in 72 Sch. Roggen und Thlr. 59. 13. 9 Pf. baar in Wegfall, dagegen eine jähr⸗ 
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liche unveränderliche Rente von 34 Thlr. in Anſatz. Außerdem wurde dem Müller 
die Aufhütung mit ſeinem Vieh im Forſtrevier Rothenfier und das Sammeln des 
Raff⸗ und Leſeholzes gegen Erlegung des üblichen Brennzinſes auf unbeſtimmte 
Zeit — kündbar von Seiten des Fiskus, unkündbar von Seiten des Müllers gegen 
halbjährige Kündigung in Zeitpacht überlaſſen. Die Mühle liegt ungefähr ¼ Mle. 
vom Dorfe entfernt, nordweſtlich am Wege nach Rothenfier auf dem Kremer Bach. 
Von den Wirthen des Dorfs gehörten ehemals nur 6 Bauern und 1 Halbbauer 
zum Amte Naugard, die übrigen aber kamen durch Tauſch, deſſen bereits oben 
bei dem Dorfe Schwarzow gedacht worden iſt, an den König. Str. hat 433 Einw. 
und jetzt auf einer Fläche von 42,69 Mg. 58 Wohn⸗ und 3 gewerbl. Gebaüde. 
Steüer Thlr. 35. 11 Sgr., und 73 ſteüerfreie Gebaüde, darunter die der geiſtlichen 
Inſtitute. Die Feldmark, in der 61 Beſitzer find, enthält . . 3225,64 Mg. 
Einer Grundſteüer von Thlr. 142. 16. 2 Pf. ſind 2903,66 Mg., ſteüerfrei ſind 
181,85 Mg. an Grundſtücken der geiſtl. Inſtitute. Ackerland 1563,85 Mg., Ertrag 
22 Sgr., Gärten 1,77 Mg., Wieſen 268,87 Mg., Weiden 981,24 Mg., Holzung 
263,97 Mg., Waſſerſtücke 5,81 Mg. — Die hieſige Mutterkirche hat Filiale zu 
Altfanger, Rothenfier und Trechel. Die Gemeinden unterhalten ſämmtlich pro 
rata die Pfarrgebaüde und das Küſterhaus zu Str., und jede Gemeinde ihre eigene 
Kirche zu ½, mit Ausnahme von Friedrichsberg, welches zu den Kirchenbauten in 
Trechel, mit der Gemeinde daſelbſt gemeinſchaftlich concurrirt. Fiskus gibt %, 
und zum Küſterhauſe das Holz. Die Kirche beſitzt 8 Mg. 40 Ruth. Wurthland 
und Wieſen, welche mittelſt Contracts vom 28. April 1831 für einen jährlichen 
Canon von 11 Sch. 5 Mtz. Roggen vererbpachtet ſind. Dieſer Körner⸗Canon 
wird nach dem jedesmaligen Martini⸗Marktpreiſe von Naugard in Gelde abgeführt. 
An Baarvermögen 50 Thlr., Kirchen⸗Etat 9½ Thlr. Die Pfarrländereien ent⸗ 
halten 169 Mg. 68 Ruth. Der Schule ſtehen 4 Mg. 45 Ruth. an Garten-, Acker⸗ 
und Wieſenland zu; außerdem Weidefreiheit für 2 Kühe, 2 Schafe und 1 Schwein. 
Schulgeld 25 Sgr. Frequenz 49 Knaben, 40 Mädchen = 89 Kinder, für jedes 
Schulkind wird 1 Fuder Holz geliefert. Geſammt⸗Einkommen des Lehrers und 
Küſters 147 Thlr. Er beſchäftigt ſich mit Obſtbaumzucht. In allen 5 Schulen 
der Parochie Str. turnen die Knaben. 


Trechel, Kirchdorf, 1% Min. von Naugard gegen NW., faſt ringsum 
von Waldungen umgeben, an der Wolſiza, die in geringer Entfernung nördlich 
vom Dorfe an der Gränze des Kaminer Kreiſes den von Vierhof kommenden 
Völzerbach mit ſich vereinigt, enthält 15 Bauer⸗ und 3 Koſſatenhöfe und 14 Alt⸗ 
büdnereien, davon die zwei älteſten in den Jahren 1671 und 1696 angelegt ſind. 
Von den Bauerhöfen ſind 5 noch nicht 100 Jahre alt, da ſie auf den Ländereien 
des hier vormals geweſenen, aber ums Jahr 1782 abgebauten, Vorwerks angeſetzt 
worden ſind. 14 Vollbauern wurden bereits 1813 dienſtfrei, 1 Vollbauer und die 
Koſſaten aber erſt 1818; zugleich wurden in dem zuletzt genannten Jahre ſämmt⸗ 
liche Wirthe Erbpächter ihrer Höfe gegen Übernahme eines Erbſtandsgeldes von 
4005 Thlr., welches ſie nach und nach getilgt haben. Die Erbverſchreibungen 
ſämmtlicher baüerlichen Wirthe waren 1836 noch nicht ausgefertigt, da ſie ſich der 
Vollziehung derſelben weigerten, weil ihnen darin die Waldweide und die Berech⸗ 
tigung zum Raff⸗ und Leſeholz gegen 17½ Sgr. Brennzins nicht eingeraümt war. 
Zu ihren Gerechtigkeiten gehörte, daß jeder Wirth, Bauer und Koſſat jährlich 6 
Klft. Kohlenholz und einen rundſchäligen Baum erhielt. Dagegen gehörten zu den 
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Reſervaten des Fiskus der Wirthe Bau⸗ und Burgdienſte, nebſt der Laudemial⸗ 
pflicht und ſo lange ſie Kohlenholz erhielten die Verbindlichkeit, bei den Forſt⸗ 
meliorationen Dienſte zu leiſten. Bei den Koſſaten fielen die Bau- und Burgdienſte 
fort. Von den Büdnern hatten 7 mittelſt Vertrages vom 12. December 1827 
eine Forſtparcele von 14 Mg. für den Preis von 107 Thlr. 10 Sgr. und gegen 
Erlegung eines jährlichen Grundgeldes von 7 Thlr. erworben, und ebenſo ein Bter 
Büdner durch Contract vom 18. November 1831 ein Forſtgrundſtück von 2 Mg. 
7 Ruth. bezw. für 11½ Thlr. Kauf⸗ und 1 Thlr. jährl. Grundgeld. Raff- und 
Leſeholzberechtigung gegen Erlegung des üblichen Brennzinſes hatten 2 Büdner, 
ganz freies Raff⸗ und Leſeholz 1 Büdner. Die Domainen⸗Abgaben von ganz Tr. 
betrugen Thlr. 432. 10. 9 Pf., die Contribution Thlr. 165. —. 5 Pf. — Die 
hieſige Tochterkirche hat in Strelowhagen ihre Mater, und Friedrichsberg, Dorf 
und Gut, nebſt allen Pertinentien, ſind zu ihr eingepfarrt. Sie beſitzt, einer ältern 
Nachweiſung zufolge, an Grundſtücken 6 Sch. Ausſaat Acker, 23% Mg. Wieſen 
und noch eine kleine Wieſe von unbeſtimmter Größe, das Ganze verzeitpachtet für 
Thlr. 43. 16 Sgr. Baarvermögen hat die Kirche 227 Thlr. und ihr Etat beträgt 
63 Thlr. Die Schule hat 5 Mg. 53 Ruth. Garten, Acker und Wieſe. Die Ge- 
meinde gibt dem Lehrer 10 Thlr. baar und 8 Klafter Holz. Das Schulgeld be- 
trägt Thlr. 1. 7¼ Sgr. Frequenz 37 Knaben, 53 Mädchen = 90 Kinder; Ein- 
kommen des Küſterlehrers 122 Thlr., er treibt Bienenzucht. — Tr. hat 440 Einw. 
und jetzt auf 30,52 Mg. Fläche 50 Wohn⸗ und 1 gewerbl. Gebaüde, beſteüert mit 
Thlr. 25. 26 Sgr., und 61 ſteüerfreie Gebaüde. Feldmarks⸗Areal. 2630,99 Mg. 
Beſteüert find 2346,6 Mg. mit Thlr. 113. 16 Sgr., ſteüerfrei 84,92 Mg., Acker⸗ 
land 1065,85 Mg. Ertrag 20 Sgr., Gärten 13,86 Mg., Wieſen 479,99 Mg., 
Weiden 734,92 Mg., Holzung 136,9 Mg. — Tr. iſt in Vorjahrhunderten ein 
adliches Dorf geweſen und hatte eine Pfarrkirche, deren Patrone im Jahre 1491 
Rolaff und Nicolaus genannt Czasterouw, d. i. Zaſtrow, waren; dieſe aber waren 
Lehnsleüte der Grafen von Eberſtein, denn Tr. gehörte zum Caſtrum Quarkenborg 
und hatte dem Domkapitel zu Kamin eine jährliche Abgabe von 3 Mark zu 
entrichten. 


Trutzlatz, Dorf und Gut, 2¼ Mle. von Naugard gegen N., hoch gelegen, 
an der Gränze des Greifenberger Kreiſes und an der von Kamin und Wolin in 
Gülzow ſich treffenden, nach Plate und Regenwald führenden Landſtraße. Tr. iſt 
die am weiteſten polwärts liegende Ortſchaft des Naugarder Kreiſes, der nördlichſte 
Wohnplatz aber iſt die / Mle. entfernte Trutzlatzſche Mühle. 

Das Dorf Tr. beſteht aus dem Schulzenhofe 350 Mg. 64 Ruth. groß, 9 
Bauerhöfen 1791 Mg. 153 Ruth. groß, 4 Koſſatenhöfen 685 Mg. 59 Ruth. groß, 
der von 9 Bauern an den Mühlenbeſitzer abgetretenen Landung von 624 Mg. 52 
Ruth., desgleichen an 3 Büdner abgetretenen Fläche von 8 Mg. 147 Ruth., 4 Alt⸗ 
büdnereien, deren älteſte im Jahre 1770 angelegt iſt, der Mühle und den Schul⸗ 
grundſtücken 5 Mg. 118 Ruth. groß. Die Regulirung der baüerlichen Wirthe ift 
erſt im Jahre 1829 zur Ausführung gekommen, mit Ausnahme des Schulzen, der 
bereits 1822, laut Erbverſchreibung vom 1. März 1822 dienſtfrei und Erbpächter 
ſeines Hofes geworden iſt. Letzterer hat ein Erbſtandsgeld von 363 Thlr. gezahlt und 
excl. des früher von dem Vorwerkspächter entrichteten Dienſtgeldes von Thlr. 7. 
10. 6 Pf. ein Dienſtbefreiungsgeld von 16 Thlr. übernommen. Die übrigen 9 
Bauern und die 4 Koſſaten haben für die Hofwehr Thlr. 1361. 21. 3 Pf. bezahlt, 
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und die erſteren den dritten Theil ihrer Ländereien als Entſchädigung für den 
Fiskus abgetreten, daher ſie von allen Domainen⸗Abgaben, Vorbehalten und Reſer⸗ 
vaten frei geworden ſind, wogegen die Koſſaten den Fiskus durch eine von ihnen 
übernommene jährliche Rente von 6 Thlr. ein jeder entſchädigt baben. Außer den 
Hofwehrgeldern haben die Wirthe für das auf ihren Ackern geſtandene Holz die 
Summe von Thlr. 346. 17. 4 Pf. bezahlt. Dem Beſitzer der Trutzlatzſchen Mühle 
und den drei oben bezeichneten Büdnern iſt der von den 9 Bauern abgetretene 
dritte Theil des Ackers in Erbpacht gegeben worden, wofür der erſtere ein Erb⸗ 
ftandsgeld von 300 Thlr. bezahlt und eine jährliche Erbpacht von 150 Thlr. über⸗ 
nommen hat. Die 3 Büdner geben für die ihnen überlaſſenen kleinen Parcelen 
eine jährliche Erbpacht von Thlr. 9. 5 Sgr. Der Mühlenbeſitzer aber hat ſich in 
der Folge auf ſeinen Erpachtgrundſtücken angebaut, und dieſes, nordöſtlich vom 
Dorfe am Wege nach der Mühle belegene, Gehöft führt den Namen Müller 
Vorwerk, obwol derſelbe bei unterlaſſener Anzeige von Landespolizeiwegen nicht 
anerkannt iſt. Zwei Büdner beſitzen ein jeder eine Forſtparcele, die ſie im Jahre 
1831 für Thlr. 22. 20 Sgr. zum vollen Eigenthum, und zugleich die Berechtigung 
auf Raff⸗ und Leſeholz gegen Brennzins erworben haben. Die Trutzlatzſche Mühle 
auf dem Kardemin Bache iſt unterſchlägig und mit ihr eine Windmühle verbunden. 
Mahlzwangs⸗Entſchädigung hat der Müller nicht erhalten, er iſt mit ſeiner Forde⸗ 
rung durch rechtskräftiges Reſolut der Königl. Regierung vom 29. April 1820 ab⸗ 
gewieſen worden. Die Regulirung dieſer Mühle war im Jahre 1836 noch nicht 
zu Stande gekommen, daher ſie noch mit einer Domainen⸗Abgabe von 66 Sch. 
10% Mtz. Roggen und 20 Sgr. baar auf den Etat gebracht wurde. Das Dorf 
aber hatte an Domainen-Abgaben Thlr. 224. 3. 9 Pf. und an Contribution incl. 
Mühle Thlr. 101. —. 3 Pf. zu zahlen. Tr., Dorf und Gut, hat 305 Einw., das 
Dorf jetzt auf 23,04 Mg, Fläche 34 Wohn- und 4 gewerbl. Gebaüde, für die 
Thlr. 23. 26 Sgr. Steüer zu entrichten ſind, und 43 ſteüerfreie Gebaüde. Die 
Feldmark, in der 27 Parteien angeſeſſen find, begreift... 3037,67 Mg. 
Davon ſind 2874,25 Mg. mit einer Grundſteüer von Thlr. 108. 20. 4 Pf. behaftet 
und 17 Mg. Schulland ſteuerfrei; Ackerland 1032,51 Mg., mit nur 18 Sgr. Ertrag 
vom Mg., was 6 Sgr unter dem Kreisdurchſchnitt iſt, Gärten 3,39 Mg., Wieſen 
427,55 Mg., Weiden 345,17 Mg., Waldung 1079,54 Mg, Waſſerſtücke 3,09 Mg. 
Im Zuſammenhange mit den Baulichkeiten des Dorfs liegt — 

Das Gut Tr., einſt ein Domainen⸗Vorwerk mit einem Areal von 1200 Mg. 
156 Ruth., welches, laut Contracts vom 9. März 1818 an den Okonomen Korth 
für Thlr. 372. 20. 10 Pf. Erbpacht und 10 Thlr. Patronatsbeitrag zur Unterhaltung 
der Kirchen⸗ und Pfarrgebaüde, vererbpachtet iſt. An Erbſtandsgeld wurden 
Thlr. 688. 14. 8 ¼ Pf. gezahlt; von denen zu entrichtenden Holzgeldern zum Be⸗ 
trage von Thlr. 1565. 13. 1½ Pf. für das auf der Feldmark geſtandene und mit 
verkaufte Holz blieben aber Thlr. 1045. 10. 9 Pf. rückſtändig. Von dieſem Rückſtande 
haben ſpäter die baüerlichen Wirthe noch Thlr. 346. 17. 4 Pf. für das ihnen zu 
viel überwieſene Holz bezahlt, ſo daß der Rückſtand noch Thlr. 698. 23. 5 Pf. 
betrug, der durch das Miniſterial⸗Reſcript vom 28. Juni 1831 niedergeſchlagen wor⸗ 
den iſt. Wegen nicht geleiſteter Zahlung ſowol dieſes Kapitals, als auch des Erb⸗ 
pachtzinſes iſt dies Vorwerk ſpäter adminiſtrirt worden, und im Jahre 1829 mit 
Vorbehalt eines Domainenzinſes von 133 Thlr., laut Reſcripts vom 10. Mai 1831 
für Thlr. 2636 Thlr. an den Schulzen Riedel verkauft. Derſelbe hatte außerdem 
18% Thlr. Weidegeld an die Königl. Forſtkaſſe zu zahlen. Im Jahre 1836 war 


Rentamts⸗Bezirk Naugard. — Trutzlatz. 259 


das Vorwerk im Beſitz des Gutsbeſitzers Schröder, und 1857 in dem des Guts⸗ 
beſitzers Detlow Mühlenbruch. An Contribution wurde von dem Vorwerke Thlr. 48. 5. 
2 Pf. gezahlt. Jetzt hat das Gut Tr. Thlr. 78. 12. 9 Pf. Grundſteüer für 1574,68 Mg. 
nutzbarer Fläche zu entrichten, während das ganze Areal .. 1603,91 Mg. 
beträgt, davon Ackerland 1088,62 Mg. mit einem Ertrage von nur 15 Sgr., was 
9 Sgr. unter dem Kreisdurchſchnitte iſt, alſo auf einen ſehr dürftigen, unergiebigen 
Boden hinweiſet, Gärten 2,63 Mg., Wieſen 185,39 Mg., die einen Ertrag von 
35 Sgr. pro Mg. gewähren, Weiden 62,87 Mg., Holzung 235,17 Mg., Hof⸗ und 
Bauſtellen 4,35 Mg., worauf 6, mit Thlr. 4. 14 Sgr. beſteüerte Wohnhaüſer und 
6 ſteüerfreie Gebaüde ſtehen. Der Reinertrag des ganzen Guts iſt bei der Grund⸗ 
ſteüer⸗Veranlagung zu Thlr. 820. 1. 9 Pf. eingeſchätzt. Während faſt alle anderen 
ehemaligen Domainen⸗Vorwerken die Kreisſtandſchaft verliehen worden iſt dem Vor⸗ 
werke Tr. die Betheiligung an den Kreistagen nicht beigelegt. 

Tr. iſt in die Kirche zu Zimmerhauſen, Regenwalder Kreiſes, Filia der Mater 
Triglaw, Greifenberger Kreiſes, eingepfarrt, aber nur / der Einwohnerſchaft hält 
ſich zu dieſer in der Union ſtehenden Kriche, / iſt zur Secte der ſeparirten Alt⸗ 
lutheraner übergetreten, die in Triglaw ihre Pfarrkirche hat, von wo aus die Pro⸗ 
ſelytenmacherei lebhaft betrieben wird. Die Schule in Tr., für das Dorf und das 
Gut, hat 59 Kinder zur Frequenz. Schulgeld Thlr. 1. 71, Sgr. Einkommen des 
Lehrers 135 Thlr. mit Einſchluß des Ertrages der Schulgrundſtücke, welche in 5 Mg. 
118 Ruth. an Garten, Acker und Wieſen beſtehen. — Nach der Hufenmatrikel von 
1628 war die Herrſchaft Naugard unter die Eberfteiner in drei Theile getheilt, 
unter den Graſen Ludwig, den Grafen Caspar und den Grafen Volrath. Tr. 
aber, beſtehend aus 15 Hufen, 4 Koſſaten, der / Mühle, Krug ꝛc., war der Ge⸗ 
malin des Grafen Georg Caspar zum Nießbrauch überwieſen. Zur katholiſchen 
Zeit hatte die achte Präbende des Kaminer Domkapitels in Trufclas eine jähr⸗ 
liche Hebung von 1 Mark reinen Silbers. 


Verchentin, Etabliſſement, 1 Mle. von Naugard gegen NW. an der 
Straße nach Gülzow und Kamin, unfern der Föͤrſterei Schafbrück, beſteht aus 
1 Hauſe von zwei Wohnungen, worin 2 Büdnerfamilien leben, die nach dem 
Meliorationsplane von 1776 auf Forſt⸗Fundo angeſetzt worden ſind. Das Beſitz⸗ 
Dokument dieſer 2 Büdnerſtellen datirt vom 1. Juni 1785, worin für jede 5 Thlr. 
Grundgeld beſtimmt ſind. Raff⸗ und Leſeholz⸗Berechtigung haben ſie nicht erhalten. 
Von der ehemals in Verchentin beſtandenen Gutsſchäferei befindet ſich nur noch das 
alte Schäferhaus dort, bewohnt von dem Holzwärter des Gutes Friedrichsberg. 
Es ſind demnach 2 Wohnhaüſer mit 13 Einw. In Vorzeiten ſtand hier ein, zum 
Caſtrum Quarkenborch gehöriges Dorf Verchen⸗ oder Varchentin, welches dem 
Kaminer Domkapitel mit einer jährlichen Abgabe von 4 Mark pflichtig war. Wann 
dieſes Dorf untergegaugen, ift nicht bekannt. Ebenſo iſt es unbekannt, ob feine 
Feldmark in ſpontaner Weiſe, oder auf Anordnung der Gutsherrſchaft, der Grafen 
von Eberſtein, mit Holz bewachſen iſt. Woher der Name „Trochentin“ ſtammt, 
den die frühere Friedrichsberger Schäferei, nach Brüggemann, geführt haben ſoll, 
iſt nicht zu ermitteln geweſen. V. iſt nach Trechel⸗Strelowhagen eingepfarrt, ſendet 
aber ſeine ſchulpflichtigen Kinder nach Damerow zur Schule. 

Über die Gemeinde⸗Verhältniſſe der Etabliſſements Hirſchwald, Neühaus, 
Schönhaus, Sophienthal und Verchentin ſchwebt eine gewiſſe Unbeſtimmtheit. 
Früher wurden ſie als Beſtandtheile bald von Trechel, bald von Friedrichsberg an⸗ 
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geſehen, welch letzterer Gemeinde ſie jetzt ſactiſch angehören (©. 231), ob aber in 
Folge eines Abkommens zwiſchen der Gemeinde Friedrichsberg und den Bewohnern 
der Einzelgehöfte bleibt zweifelhaft. Vor 30 Jahren wurden nach dieſer Richtung 
Verhandlungen gepflogen, die aber zu keinem Ergebniß führten. „Ein Communal⸗ 
Verband hat nicht zu Stand gebracht werden können. Dieſe einzelnen und zum 
Theil ganz unbedeütenden Etabliſſements wollen jedes als ſelbſtändige Commune 
conſtituirt ſein, während die Gemeinde Friedrichsberg ſich weigert, dieſelben in ſich 
aufzunehmen“. So berichtete der Landrath v. Kameke nuterm 29. September 1838. 
Worauf die Königl. Regierung am 28. Januar 1839 reſcribirte, daß bei der beider ⸗ 
ſeitigen Weigerung, ſich zu Einer Commune zu vereinigen, es für jetzt bei dem 
gegenwärtigen Verhältniß verbleiben, jedoch fortgefahren werden müſſe, auf dieſe 
Vereinigung hinzuwirken, und dafür Sorge zu tragen, daß die Intereſſen der 
Polizei⸗ und Communal⸗Verwaltung nicht außer Acht gelaſſen werden. Die Acten 
beſagen nicht, ob dieſe Vereinigung zu Stande gekommen; Thatſache aber iſt es, 
daß die ſtatiſtiſchen Tabellen des Naugarder Kreiſes, jene 5 Etabliſſements, auch die 
Förſterei Schafbrück, der Gemeinde Friedrichsberg zuzählen. 


Walsleben, Kirchdorf, ehemals Maſſowſches Amtsdorf, 1, Mle. von 
Naugard gegen SO. zS. und 1'/, Min. von Maſſow gegen NND. beſteht aus dem 
Freiſchulzenhoſe von 268 Mg. 30 Ruth., 13 Voll⸗ und 4 Halbbauerhöſen, 12 Alt⸗ 
büdnerſtellen, deren älteſte vom Jahre 1764, den Kirchen⸗ und Schul jo wie 
den Grundſtücken des ehemaligen Vorwerks, letztere 324 Mg. 174 Ruth. groß. 
Gedachtes Vorwerk, welches durch Vertrag vom 2. Mai 1767 vererbpachtet 
worden war, ging 1824 in die Hände der baüerlichen Wirthe über, die den Acker 
ſo parcelirten, daß, nachdem ein eigener Bauerhof von 143 Mg. 36 Ruth. abge⸗ 
zweigt war, der dann noch verbleibende Acker in 17 gleichen Theilen unter ſie ver⸗ 
theilt wurde. Vier Tagelöhnerhaüſer, die zum Vorwerk gehört hatten, wurden 
1827 als Büdnerſtellen vergeben. Die baüerlichen Wirthe waren zwar ſchon ſeit 
vielen Jahren dienſtfrei, auch hatten 7 derſelben die Hofwehrgelder mit Thlr. 676. 
4. 3 Pf. eingezahlt, während die übrigen 10 Wirthe eine Hofwehr nicht gehabt 
hatten; allein die ſeit 1823 im Werke begriffene Regulirung hatte 1836 noch nicht 
ihre Endſchaft erreicht, jedoch ſchienen nur noch einige unbedeütende Differenzpunkte 
den gänzlichen Abſchluß dieſes Geſchäfts zu verzögern. Die Regulirung dieſer Wirthe 
war in ſo weit ſeſtgeſtellt, daß, nach der Verfügung der Königl. General⸗Commiſſion 
vom 22. November 1833 ein jeder der 13 Vollbauern eine jährliche Rente von 
16 Sch. 7% Mtz. Roggen, und die 4 Halbbauern jeder 8 Sch. 3%, Mtz. Roggen 
in Gelde entrichten ſollten. Außerdem ſollten 9 Bauern für die vorbehaltenen 
13 Spanndienſt⸗ und 10 Handdienſttage jeder 5 Thlr. und 2 Halbbauern für 
10 Handdienſttage jeder 57 Thlr., zufolge Erkenntniſſes des Königl. Reviſions⸗ 
Collegiums vom 4. Januar 1834, entrichten. Da ſomit die Regulirung noch in 
der Schwebe war, ſo mußten in der Präſtationstabelle von 1836 die Domainen⸗ 
Abgaben der Wirthe noch nach der alten Weiſe, und ſte ſelbſt noch als Laßbauern 
aufgeführt werden. Da 2 von den Halbbauern auch Beſitzer von Koſſatenhöfen 
waren, ſo iſt bei Theilung der Landung ſo verfahren, daß dieſe den früheren Voll⸗ 
bauern an Landung gleich gemacht und Halbbauern geworden ſind, ſo daß von da 
ab 13 Vollbauer⸗, 4 Halbbauer⸗ und 4 Koſſatenhöſe beſtanden. Die Bauern haben 
14 Mg. an 7 Büdner abgetreten, wofür dieſelben eine jäbrliche Roggenrente in 
Gelde entrichten ſollten, deren endgültige Beſtimmung 1836 auch noch in der 
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Schwebe war. Die Domainen⸗Abgaben von ganz W. betrugen, unter den geſchil⸗ 
derten Umſtänden Thlr. 241. 16. 9 Pf., und die Contribution Thlr. 204. 7. 8 Pf., 
wobei die Vorwerks⸗Ländereien mit Thlr. 22. 9. 2 Pf. betheiligt waren. W. hat 
333 Einw. und jetzt auf einer Fläche von 32,7 Mg. 48 Wohn⸗ und 4 gewerbliche 
Gebaüde, für die an Steüer Thlr. 35. 21 Sgr. zu entrichten ſind, und 61 ſteüer⸗ 
freie Gebaüde. In Folge weiterer Abzweigungen und Parcelirungen ſind jetzt 47 
Grundbeſitzer in der Feldmark angeſeſſen. Dieſe enthält . . . . 3120,55 Mg. 
wovon 2909,95 Mg. mit einer Steüer von Thlr. 203. 14. 7 Pf. behaftet und 
95,39 Mg. ſteüerfrei ſind. Die Feldmark von W. gehört zu den fruchtbarſten 
des Kreiſes, da ihr Ackerland vom Mg. einen Reinertrag von 33 Sgr. gewährt, 
was 9 Sgr. über dem Durchſchnittswerthe iſt, dieſe Kultur umfaßt 2057,02 Mg.; 
Gärten gibts 4,8 Mg., Wieſen 311,58 Mg., Weiden 558,99 Mg., Holzungen 
72,95 Mg. Die hieſige Kirche, die Filia der Mater zu Hohen⸗Schönau iſt, befikt 
an Landungen 107 Mg. 63 Ruth. Acker, Feldwieſen und Hütungen, welche, obwol 
ihr Ertrag auf 30 Sgr. pro Mg. geſchätzt werden konnte, doch nur für 32 Thlr. verzeit⸗ 
pachtet waren. An Baarvermögen beſaß die Kirche 76 Thlr. und ihr Etat betrug 
Thlr. 33. 22 Sgr. Der Schule ſind 9 Mg. 49 Ruth. an Garten⸗, Acker⸗ und 
Wieſenland zugelegt. Das Schulgeld beträgt 1 Thlr. von jedem der 60 Schul⸗ 
kinder, außerdem geben die Kinder der Büdner 7¼ Sgr. Holzgeld, während die 
Gemeinde 4 Klaft. Holz gewährt. In W. iſt eine Poſtexpedition, die mit Naugard 
in Verbindung ſteht, den Cours aber nicht nach Maſſow fortſetzt. Zur katholiſchen 
Zeit war die hieſige Kirche eine Pfarrkirche, deren Vitrici 1493 Indultum ut erige- 
rent truncum cum sacramento Altaris ibidem erhielten. Der Name des Dorfs iſt 
Walsleve geſchrieben, und ſehr wahrſcheinlich iſt dasſelbe von dem Ritter 
Johannes de Walsleve angelegt, der, aus der Altmark, Kreis Oſterburg, ſtammend, 
in der erſten Hälfte des 13. Jahrhunderts ſehr haüfig als Urkunden⸗Zeüge vor⸗ 
kommt. Das Geſchlecht der Walsleben gehörte zu den angeſehenſten und älteſten 
Familien in Weſtpommern und war beſonders in der Pene⸗Gegend angeſeſſen, wo es ſich 
in drei Linien ſpaltete, von denen zwei um die Mitte des 18. Jahrhunderts erloſchen ſind. 
Von der letzten, der Zarnekover, Linie wurde Guſtav Philipp v. W., als Lehnsfolger 
des ſchwediſchen Rittmeiſters Hans Reimar v. W., im Jahre 1759 mit den Wodarg⸗ 
Werderſchen Gütern, im Deminſchen Kreiſe, belehnt. Er verkaufte dieſelben, laut 
Contract vom 11. Juni 1762 dem Kriegsrathe Peter Ernſt v. Meyen erblich für 
90,000 Thlr. Zur Zeit dieſes Verkaufs hatte der Major Guſtav Philipp v. W. 
855 ge mit denen das Geſchlecht in Pommern erloſchen iſt. (L.⸗B. II. Th., 
J., 141). 


Warnekow, Vorwerk, 3 Wohnhaüſer, 39 Einw., neüe Anſiedlung vom 
Jahre 1855, gehört zum Communal⸗Verband von Karzig; |. S. 236. 


Wilkenfeld, Colonie, 9 Wohnhaüſer, 56 Einw., angelegt im Jahre 
1826, gehört zum Communal⸗Verband von Döringshagen; ſ. S. 224. 


Wittenfeld, Kirchdorf, früher zum ehemaligen Amte Maſſow gehbrig, 
2½ Mle. von Naugard gegen S. und ½ Mile. von Maſſow gegen O. z. N., beſteht 
aus zwei Antheilen, dem Domainen⸗ und dem ritterſchaftlichen. 

a) der Domainen⸗Antheil enthält einen Freiſchulzenhof mit einem Areale 
von 357 Mg. 66 Ruth. und deſſen Allodialbrief vom 20. Februar 1715 datirt; 
10 Bauerhöfe, 1 Krughof, 10 Büdnereien, incl. Schmiede, und den Grundſtücken 
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der geiſtlichen Inſtitute. Ein Bauerhof war in zwei Theile zu ½ und ½ getheilt. 
Sämmtliche Wirthe wurden bereits 1804 Erbpächter ihrer Höfe, indem ſie an Erb⸗ 
ſtandsgeld 2000 Thlr. zahlten. Der Freiſchulze hatte ſeine Domainen⸗Abgaben 
bis auf 1½ Thlr. Lehns⸗Canon, den derſelbe noch jährlich zu entrichten hatte, 
ſchon 1818 durch Zahlung eines Kapitals von 400 Thlr. abgelöſt, eben ſo war 
es, ein Jahr vorher, von vier Bauern geſchehen, welche ihre ſämmtlichen Domai⸗ 
nen⸗Abgaben durch Kapitals⸗Zahlung von Thlr. 3072. 22 Sgr. abgelöft hatten. 
Im Jahre 1824 haben alle Wirthe auch die Bau- und Burgdienſte und die Lau⸗ 
demialpflicht theils durch Kapitalszahlung, theils durch Übernahme einer jährlichen 
Rente abgelöſt und das Obereigenthum erworben, und zwar 3 Wirthe durch Zah⸗ 
lung einer Summe von 180 Thlr., ein Bauer durch Übernahme einer jährlichen 
Rente von Thlr. 2. 25. 6 Pf., die derſelbe aber noch in den Jahren 1827 und 
1828 durch Einzahlung von 57 Thlr. abgelöſt hat. Die übrigen 6 Wirthe dagegen 
zahlten eine Rente von Thlr. 33. 25. 8 Pf. ein jeder. Die Domainen⸗Abgaben betrugen 
zuletzt von den noch nicht abgelöften Höfen Thlr. 223. 27. 3 Pf. und die Contribution für 
den Domainen⸗Antheil des Dorfs, Thlr. 154. 23. 1 Pf. Auch hatte die baüerliche 
Gemeinde noch Mühlenbauholz⸗Fuhren an die Bergmühle zu Maſſow zu leiſten. 
Was inſonderheit den 27 Mg. 158 Ruth. großen Krughof betrifft, ſo war der⸗ 
ſelbe, laut Documents vom 28. Juli 1769, Erbpachtbeſitz gegen 7°/s Thlr. jähr⸗ 
lichen Canon, und der Beſitzer empfing bei Brandſchäden, „die durch Blitz oder 
böſe Leute verurſacht worden“ freies Bauholz, in anderen Fällen nicht; zu den 
Reſervaten gehörte das Vorkaufsrecht gegen Erlegung des urſprünglichen Kauf⸗ 
geldes und Vergütigung der erweislichen Meliorationen. 

b) der ritterſchaftliche Antheil von W. beſteht aus 5 Bauerhöfen, welche zu 
den Gütern des Saziger Kreiſes, nach deſſen frühern Umfang, gehörten, von denen 
auch die meiſten Güter in dem jetzigen Saziger Kreiſe liegen. 2 von dieſen Höfen 
waren Pertinenz des Rittergutes Braunsforth, 2 andere Pertinenz von Saſſenburg, 
und 1 gehörte zum Gute Reſehl. Einer von den Saſſenburger Höfen war bereits 
1784 vor vielen Jahren erb⸗ und eigenthümlich an einen gewiſſen Hadrath ver⸗ 
kauft, deſſen Nachkommenſchaft ihn noch damals beſaß; die vier anderen Höfe waren 
verpfändet. Die Gerichtsbarkeit über dieſen Antheil von W. war bei dem Wedel⸗ 
Geſchlecht zu Saſſenburg; jetzt iſt die Polizei⸗Obrigkeit dem Rentamt Naugard 
übertragen. 

Nach dem gegenwärtigen Zuſtande enthält W., bei einer Bevölkerung von 
355 Einw., 34 Grundbeſitzer in der Feldmark, welche . 2331,21 Mg. 
groß iſt. Mit einer Grundſteüer von Thlr. 176. 14. 2 Pf. ſind 2241,89 Mg. 
behaftet, ſteüerfrei ſind 7,47 Mg. An Ackerland ſind 1605,02 Mg. vorhanden, der 
Ertrag iſt 26 Sgr. pro Mg., 2 Sgr. über dem Durchſchnittsertrage, Gärten 5,34 
Mg., Wieſen 416,38 Mg., Weiden 222,62 Mg., keine Holzung ꝛc., an Hof⸗ und 
Bauſtellen 23,44 Mg., worauf 44 Wohnhaüſer und 2 gewerbl. Geb. ſtehen, für 
die Thlr. 24. 24 Sgr. Steüer zu bezahlen ſind, ſteüerfrei 57 Gebaüde. 

Die Kirche, eine Tochter der Mutterkirche zu Pagenkopf, beſitzt, außer einer 
Wieſe von unbekannter Größe, die für 10 Sgr. verzeitpachtet iſt, ein Areal von 
50 Mg. 95 Ruth., welches, laut Vertrags vom 24. Juli 1834, an einen der Büdner 
für ein Erbſtandsgeld von 600 Thlr. und einen jährlichen Canon von 22 Sch. 
Roggen, nach dem Martini⸗Marktpreiſe von Stargard in Gelde zahlbar, vererb⸗ 
pachtet iſt. Baarvermögen hat die Kirche 45 Thlr., und ihr Etat beträgt 29 Thlr. 
20 Sgr. Der Lehrer, zugleich Küſter, im Küſterhauſe wohnend, hat von der Ge⸗ 
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meinde ein Baargehalt von Thlr. 58. 7¼ Sgr. und 9½ Thlr. Holzgeld, außerdem 
die Nutzung von 7 Mg. 88 Ruth. Schulland; Schulgeld wird von den 60 Schul⸗ 
kindern nicht erhoben. 


Wolchow, Kirchdorf, ½ Mle. von Naugard gegen SW. an der großen 
Staatsſtraße nach Golnow und Stettin und am Oſtende des Hindenburger Sees, 
beſteht aus 9 Bauerhöfen, deren Areal 1410 Mg. 85 Ruth. beträgt, 2 Büdnereien, 
jede mit 9 / Mg., dem Schulzenamts⸗Acker von 13 Mg. 60 Ruth., dem Hirten⸗ 
hauſe mit O Mg. 77 Ruth., den Kirchen⸗ und Schulgrundſtücken von bezw. 17 Mg. 
72 Ruth. und 8 Mg. 7 Ruth. Von den 9 Bauern waren 4 auf dem hieſigen 
Vorwerke, welches 1771 abgebaut wurde, angeſetzt; 5 Bauern wurden dem Amte 
Naugard nach dem Receß vom 22. Auguſt 1776 von dem Hofmarſchall Friedrich 
Ernſt v. Rottenburg überlaſſen, welcher dagegen in dem Dorfe Kicker 1 Schulzenhof, 
1 Koſſatenhof, das Patronatrecht und verſchiedene Hütungsgerechtſame, die das 
ehemalige Königl. Vorwerk Retztow auf dem Kickerſchen Felde ausgeübt hatte, be- 
kam; das hieſige kleine Vorwerk aber kam nebſt 1 Bauerhof und 2 Büdnereien 
durch Tauſch an den König, wovon bereits in dem Artikel Schwarzow das Nöthige 
bemerkt worden iſt, ſo daß von da an das ganze außer Gemeinſchaft geſetzte Dorf 
W., welches in älteren Zeiten, mit Schwarzow, ein Lehn der Tornow, als Vaſallen 
der Grafen von Eberſtein, im 17. Jahrhundert ein Dewitz⸗Lehn war, dem Könige 
gehörte. Die 9 baüerlichen Wirthe wurden 1815 Erbpächter ihrer Höfe und haben 
1366 Thlr. Erbſtandsgeld gezahlt; reſervirt blieben die Bau⸗ und Burgdienſte und 
die Laudemial⸗Verpflichtung. Die 5 baüerlichen Wirthe, welche vor dieſem adliche 
Untertbanen waren, haben herkömmlich keine Holzfuhrgelder gezahlt. Früher gab 
es im Dorfe 2 Familienhaüſer, die zum Vorwerk Wolchow gehörten und deren 
Bewohner jährlich 19 Ggr. 10 Pf. für die zu leiſtenden Dienſte zahlten. Dieſe 
Gebaüde ſind im Jahre 1813 mit dem Vorwerke verkauft, daher dies Dienſtgeld 
mit Thlr. 1. 15. 8 Pf. von da an in Wegfall kam. Das Vorwerk Neühof hatte 
früher ein Aufhütungsrecht auf der Feldmark W., welches von dem Gute Wolchow 
und der Bauergemeinde gemeinſchaftlich im Jahre 1827 abgelöſt worden iſt. Die 
Domainen⸗Abgaben des Dorfs betrugen zuletzt Thlr. 220. 19. 6 Pf. und die Con⸗ 
tribution der 9 Bauern war zu Thlr. 89. 26. 3 Pf. feſtgeſetzt. Jetzt haben ſie 
Thlr. 110. 7. 1 Pf. Grundſteüer von 1414,19 Mg. zu bezahlen, und an der 
cg e ee 1514 Mg. 
begreift, ſind 24 Beſitzer betheiligt, woraus folgt, daß Parcelirungen für Büdner⸗ 
ſtellen entſtanden ſind, ſteüerfrei ſind 35,53 Mg. Auf einer Fläche von 8,48 Mg. 
ſtehen 24 Wohnhaüſer und 2 gewerbl. Gebaüde, beſteüert mit Thlr. 16. 26 Sgr., 
und 37 ſteüerfreie Gebaüde. Der Boden der Feldmark ſteht hinſichts der Frucht⸗ 
barkeit etwas über dem mittlern Zuſtande des Kreiſes. Ackerlands Ertrag 26 Sgr. 
von 1139,78 Mg., Gärten 10,84 Mg., Wieſen 95,79 Mg., Weiden 98,48 Mg., 
Holzung 104,83 Mg. Die hieſige Kirche, die Filia der Mater Karzig und zu der 
das Gut Neühof eingepfarrt iſt, hat ihre oben angezeigten Grundſtücke für 20 Thlr. 
20 Sgr. verzeitpachtet; Baarvermögen 30 Thlr., jährlicher Etat 25 Thlr. Außer 
der Nutzung des oben angeführten Schullandes hat der Lehrer Weidefreiheit auf 2 
Kühe, 6 Schafe, 2 Schweine, 2 Gänſe. Das Schulgeld von 18 Knaben, 19 
Mädchen = 37 Kinder aus W. und vom Rittergute Neühof beträgt für jedes 
1 Thlr. 7°, Sgr. Von der Gemeinde hat der Lehrer, zugleich Küſter, 10,000 
Stück Torf; ſein ganzes Einkommen iſt zu 115 Thlr. berechnet. Die Bevölkerung 
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von W., Dorf und Gut, beträgt 216 Seelen. Beide bilden Einen Communal⸗ 
Verband, in den auch das Rittergut Neühof auſgenommen iſt. Wegen des kreistags⸗ 
berechtigten Guts Wolchow vergl. man den Ritterſchafts⸗Kreis. 


Zampelhagen, Kirchdorf, % Min. von Naugard gegen SSd.z. S. am 
Zampelfluſſe, welcher oſtwärts die Feldmarken der Dörfer Zampelhagen und Bern⸗ 
hagen ſcheidet, hat, mit Einſchluß des Schulzen, 11 Bauerhöfe, jeder 92 Mg. 147 
Ruth. groß, und 2 Altbüdnerſtellen von 1765 und 1770, davon einer jeden im 
Jahre 1820 von wüſtem Koſſatenlande 7 Mg. in Erbpacht beigelegt worden ſind; 
dazu die 12 Mg. großen Grundſtücke des Schulzenamts, von Gemeinde⸗Grund⸗ 
ſtücken 2 Hinterhaüſer und die Schmiede, die Grundſtücke der Kirche 16 Mg. 116 
Ruth. und die der Schule 7 Mg. 66 Ruth. groß. Die baüerlichen Wirthe ſind im 
Jahre 1812 Erbpächter geworden und haben 3740 Thlr. Erbſtandsgelder gezahlt. 
Der wüſt gewordene Koſſatenhof, den die 11 Bauern und einer der beiden Koſſaten 
ſich eingetheilt haben und wofür ſie gemeinſchaftlich 2 Thlr. 21 Ggr. 6 Pf. ent⸗ 
richteten, welche unter ihren übrigen Domainen⸗Abgaben mit begriffen, war bis 
1818 noch als verzeitpachtet betrachtet worden. Von da an iſt ihnen derſelbe gegen 
ein Erbſtandsgeld von 20 Thlr. und 3 Thlr. 2 Ggr. jährl. Canon und Entrich⸗ 
tung von 19 Ggr. 6 Pf. für die beſtändigen Gefälle in Erbpacht überlaſſen wor⸗ 
den, und haben ſie die erhöhte Erbpacht von 1 Thlr. laut Befreiungs⸗Urkunde vom 
22. Mai 1821, durch eine Kapitalzahlung von 25 Thlr. abgelöſt, ſo daß dadurch 
dis urſprüngliche Pacht von 2 Thlr. 21 Ggr. 6 Pf. = Thlr. 2. 26. 11 Pf. un⸗ 
verändert geblieben iſt. Die beiden Büdner hatten früher einiges Land in Zeit⸗ 
pacht. Nach dem Contract vom 29. Februar 1820 iſt ihnen dieſes Land gelaſſen 
worden. Die Vorwerke Langkavel, Werder und Neühof hatten ein Aufhütungs⸗ 
recht auf der Dorfsfeldmark, welches die Gemeinde durch Kapitalzahlungen bei 
Langkavel mit 537'/, Thlr., bei Werder mit 425 Thlr. und bei Neühof mit 480 Thlr. 
abgelöft hat. Im Ganzen betrugen die Domainen⸗Abgaben für das Dorf Z. 
Thlr. 321. 27 Sgr. und die Contribution Thlr. 89. 25. 11 Pf. Die Bevölkerung 
beſteht aus 203 Seelen. Jetzt zählt das Dorf 25 Grundeigenthümer und auf 
16,35 Mg. Fläche 29 Wohnhaüſer und 3 gewerbl. Geb., für die Thlr. 25. 3 Sgr. 
Steüer entrichtet wird, und 58 ſteüerfreie Gebaüde. Von 1591,66 Mg. ſteüerpflich⸗ 
tigen Grundſtücken werden Thlr. 171. 12. 2. Steüer gezahlt, ſteüerfrei ſind 
60,86 Mg. Die Feldmark begreift!!! 2789,09 Mg. 
und hat einen Boden von etwas über Mittelbeſchaffenheit des Kreiſes; an Ader- 
land 1470,27 Mg. Ertrag 26 Sgr., Gärten 5,45 Mg., Wieſen 141,77 Mg., 
Weidegründe 472,17 Mg., Waldung 563,86 Mg. Die hieſige Kirche gehörte ehe⸗ 
mals zur Stadtkirche von Naugard und wurde von dem dortigen Diaconus curirt; 
ſeit länger als 100 Jahren iſt ſie aber der Mater zu Hohen⸗Schönau als Filia 
beigelegt. Die Kirchengrundſtücke ſind für Thlr 11. 17. 6 Pf. verzeitpachtet. 
Baarvermögen 15 Thlr., eben ſo viel der Etat. Die Schule zählt 35 Kinder, 
8 1 Thlr. 7 Sgr. und 5 Sgr. Holzgeld; außerdem 4 Kl. Holz von der 
Gemeinde. 


Zikerke, Kirchdorf, ¼ Min. von Naugard gegen N.z. W. auf erhöhtem 
Boden, der ſich nordwärts gegen den bei Vierhof entſpringenden Völzerbach ſenkt, 
beſteht aus 16 Bauerhöfen, jeder 72 Mg. groß, 1 Koſſatenhof von 20%½ Mg., 
1 Pfarrbauer mit 26 Mg. und 4 Büdnereien, von denen eine mit der 50 Mg. 
101 Ruth. großen Hälfte eines wüſt geweſenen Bauerhofs verbunden iſt und 


4 Einliegerkaten, den Schulzenamtsgrundſtücken, 2 Hirteuhaüſeru, Schmiede, den 
Kirchen⸗ und Schulgrundſtücken. Z. war ehemals Lehn der v. Schmeling auf 
Zikerke. Chriſtoph v. Schmeling, der letzte von dieſer Linie, ſtarb 1676 und hin⸗ 
terließ keine männlichen Erben, und weil die im Fürſtenthum Kamin angeſeſſenen 
Zweige des Schmelingſchen Geſchlechts nicht die geſammte Hand an dieſem Gute 
hatten, fiel daſſelbe als erledigter Lehn dem Herzoge von Croy, Ernſt Bogiſlaw, 
damaligen Beſitzer des Landes zu Naugard, und nach deſſen Ableben dem Landes 
herrn heim. Die baüerlichen Wirthe ſind im Jahre 1813 Erbpächter geworden 
und haben 4574 Thlr. Erbſtandsgelder gezahlt, Burg⸗ und Bandienſte und die Laude⸗ 
mialpflicht hat ſich Fiskus vorbehalten, mit Ausnahme eines Bauers, der laut ſeiner Erb⸗ 
verſchreibung von den Bau⸗ und Burgdienſten, und zwar auf Grund ſeines ältern 
Hofbriefes vom 16. November 1753 frei war, und ebenſo auch von den 15 Sgr. 
betragenden Holzfuhrgeldern. Nach dem Contract vom 22. Februar 1713 ſoll der 
Koſſat nur 2½ Sch. Wieſenhafer geben; er hat aber ſchon ſeit 1785 ſtets 3 Sch. 
12 Mtz. nach der jedesmaligen Kammertaxe jährlich bezahlt, ohne daß der Grund 
der Mehrabgabe zu ermitteln geweſen iſt. Von dem Halbbauerhofe wurden 28 Thlr. 
incl. 5 Thlr. Gold Erbpacht gezahlt, wovon Inhalts des Contracts J abgelöft 
werden ſollte. Dieſe Pacht wurde in dem Ertrage des Amts Naugard vom Jahre 
1812 ſpeciell berechnet; es ſind aber in den Jahren 1816 und 1817 zur Ablöfung 
gekommen 29 Thlr. incl. 5 Thlr. Gold, ſo daß noch 4 Thlr. Erbpacht übrig 
blieben. Durch Kauf zum vollen Eigenthum haben laut Kaufcontracts vom 23. 
April 1812 der Halb», ſowie der Pſarrbauer, und ein Einlieger von der E ( 
Ochſenkopfwieſe bei der Holländerei Neühaus 18 Mg. für den Preis von 440 Thlr. 
erworben. Auch haben 5 Büdner und Einlieger von der ſ. g. Kronwinkelwieſe, 
die im Jahre 1816 parcelenweiſe für 1644 Thlr. verkauft worden iſt, verſchiedene 
Parcelen im Ganzen 15 Mg. zum vollen Eigenthum erſtanden. Der Pfarrbauer 
zahlt jährlich 12 Thlr. Erbpacht an den Prediger zu Döringshagen. Eine Büd⸗ 
nerei ſteht auf Dorfgrund, ſie zahlt 4 Thlr. Canon an die Gemeinde. Die Do⸗ 
mainen⸗Abgaben betrugen Thlr. 472. 21. 7 Pf. und die Contribution Thlr. 154. 
23 Sgr. Das Vorwerk, jetzige kreistagsfähige Gut Vierhof hatte die Berechtigung, einen 
Tag in der Woche mit dem Gellvieh die Feldmark zu behüten. Z. hat 375 Einw. 
und mit Einſchluß der Colonie Rehhagen, die zum Gemeindebezirk Z. gehört, 
auf 29,5 Mg. Fläche 63 Wohnhaüſer und 2 gewerbl. Geb., Steüer Thlr. 38. 
2 Sgr., und 60 ſteüerfreie Gebaüde. In der 4118,56 Mg. 
umfaſſenden Feldmark ſind jetzt 55 Grundbeſitzer angeſeſſen, welche von einer 
3882,85 Mg. großen Fläche Thlr. 204. 20. 2 Pf. Grundſteüer zu entrichten haben, 
ſteüerfrei find 98,51 Mg. Hinſichtlich der Fruchtbarkeit des Bodens ſteht die Feld⸗ 
mark von Z. auf dem Standpunkte des Kreisdurchſchnitts; Ackerland 2111,71 Mg., 
Ertrag 23 Sgr., nur 1 Sgr. unter der Fraction, Gärten 10,3 Mg., Wieſen 
966,62 Mg. Ertrag nur 12 Sgr., Weiden 870,82 Mg., Holzung 18,1 Mg., Waſſer⸗ 
Rüde 3,79 Mg. — Die hieſige Kirche iſt ein Filial von Döringshagen und zu ihr 
eingepfarrt ſind: das Gut Vierhof, die Colonie Rehhagen und das ritterſchaftliche 
Dorf Glizig. Es gehören ihr 13 Mg. 62 Ruth. Acker und 5 Mg. 134 Ruth. 
Wieſen, die laut Contracts vom 8. September 1835 an einen Büdner und einen 
Einlieger für ein Erbſtandsgeld von 203 Thlr. und einen jährlichen Canon von 
13 Sch. 4 Mtz. Roggen, in Gelde abzuführen nach jedesjährigem Martini⸗Markt⸗ 
preife von Naugard, vererbpachtet find. Außerdem befigt die Kirche an nicht ver- f 
meffenen Grundſtücken: 1 Kamp an der Hirtenwieſe, den Lütkenwieſenkamp, ein 
Landbuch von Pommern; Th. IL, Bd. v. 34 
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Keil⸗Ende auf der Schneehorſt, ein Ende am Kienmoor, eine kleine Wieſe am 
Schmiedeorte bei Glizig, die zuſammengenommen jährlich 30 Thlr. Zeitpacht ein⸗ 
bringen. Baarvermögen der Kirche 635 Thlr., Jahres⸗Etat 63 Thlr. Die hieſige 
Schule hat 47 Knaben, 47 Mädchen = 94 Kinder zur Frequenz. Sie iſt mit 
10% Mg. Garten, Acker und Wieſen ausgeſtattet. Der Lehrer, zugleich Küſter, 
hat von der Gemeinde ein ſeſtes Gehalt von Thlr. 64. 19. 8 Pf. ſtatt des Schul⸗ 
geldes, welches hier nicht erhoben wird, 10 Klafter Holz, außerdem 40 Ctr. Heü 
und Weidefreiheit für 2 Kühe, 6 Schafe, 2 Schweine, 2 Gänſe. Sein Einkommen 
iſt zu Thlr. 194. 21. 7 Pf. berechnet. 


II. 


Ortſchaften im Polizeibezirk des Domainen⸗Rentamts Kolbaz, 
Naugarder Kreiſes, 
enthaltend 


das ehemalige Amt Friedrichswald und einen Theil des vormal. Amts Maſſow. 
(Vergl. Landbuch, II. Th. Bd. III., S. 88 122.) 


Auguſtwald, Kirchdorf, 4% Mle. von Naugard gegen SW., 1 Wie. 
von der Stadt Damm, im Randowſchen Kreiſe, gegen O., auf einer Waldblöße 
des Staatsforſtreviers Friedrichswald, welches mit der Dammſchen Stadtforſt gränzt, 
iſt im Jahre 1748 an dem, aus der Plöne abgeleiteten, ſ. g. Floßgraben mit 30 
Bauerhöͤſen für fremde Anſiedler erbaut worden, deren jedem 40 Mg. Acker und 
eben ſoviel an Wieſen, dem Schulzenhoſe überdem 6 Mg. Acker mehr zugetheilt 
wurden. 3 Bauerhöfe wurden durch Vertrag vom 13. Februar 1835 Eigenthum 
ihrer Inhaber gegen Erlegung von Thlr. 13. 18 Sgr. Domainenzins von jedem, 
wogegen derſelbe Weidefreiheit in der Forſt, welche zu 5 vollen Kuhweiden gerechnet 
wurde, erhielt, Gerichtsbarkeit, Patronat und Jagd vorbehalten blieben. Die übrigen 
27 Höfe wurden durch die Erbverſchreibung vom 20. December 1804 Erbpachthöfe 
gegen einen Canon von 20 Thlr. für jeden Hof, dem Raff⸗ und Leſeholz gegen 
1 Thlr. 3 Ggr. Brennzins zuſtand. Fiskus reſervirte ſich in der Erbverſchreibung 
eines jeden Hofes: 1) 10 Natural⸗Handdienſte und Burg⸗ und Baudienſte; 2) das 
Ober⸗Eigenthum und Vorkaufsrecht; 3) bei Beligveränderungen das Laudemium: 
a) in Erbanfällen von Geſchwiſtern des Erblaſſers 2 Pret., von entfernteren Ver⸗ 
wandten und anderen Erben 5 Prct. der Grundtaxe; b) bei Veraüßerungen unter 
Lebenden 2 Pret. des Kaufpreiſes; c) der überlebende Ehegatte und A- und Deſcen⸗ 
denten waren von Zahlung des Laudemiums befreit; 4) der Hof durfte nur auf 
7 der Grundtaxe verſchuldet werden. Durch Erbverſchreibung vom 26. Juli 
1791 nahmen die 30 Bauernwirthe eine Forſtfläche von 45 Mg. 150 Rutb. in 
Erbpacht, welche, nachdem jene 3 Eigenthumsbauern abgeſetzt waren, für die übrigen 
27 Bauern Thlr. 8. 16. 10 Pf. betrug. Die Schmiede iſt laut Verſchreibung vom 
16. Mai 1764 Eigenthum gegen 2 Thlr. Domainenzins; ebenſoviel zahlt eine alte 
Büdnerei. Ganz A. hatte, nach der Reviſion von 1838 an Domainen⸗Abgaben 
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Thlr. 603. 10. 10 Pf. zu entrichten. Das Dorf A. hat 696 Einwohner, und 
auf einer Fläche von 37,14 Mg. jetzt 75 Wohnhaüſer nebſt 3 gewerbl. Gebaüden, 
wofür Thlr. 47. 1 Sgr. Steüer zu entrichten ſind, und 74 ſteüerfreie Gebaüde. 
Gegenwärtig ſind in der Feldmark, welche einen Flächeninhalt von . 3246, 1 Mg. 
begreift, 66 Grundbeſitzer angeſeſſen, Folge von Erweiterung des Grundgebiets 
und von Zerſchlagung von Bauerhöfen zur Anſetzung von Büdnern und kleinen 
Eigenthümern, die ſich hier, trotz des aüßerſt kümmerlichen Bodens angeſiedelt 
haben, weil ſie in den umliegenden Waldungen lohnenden Verdienſt durch Schlagen 
und Abfuhr des Holzes finden. Der ärmliche Boden hat nur mit 9 Pf. pro Mg. 
beſteüert werden können, die geringſte Grundſteüer, welche im Kreiſe Naugard auf⸗ 
gebracht wird; ſie beträgt überhaupt Thlr. 79. 24. 1. von 3053,22 Mg., ſteüerfrei 
ſind 35,48 Mg. der geiſtl. Inſtitute, mit einem Ertrage von 14 Sgr. pro Mg. 
Es ſind vorhanden, an Ackerland 1890,56 Mg., Reinertrag nur 9 Sgr. vom Mg., 
d. i. 15 Sgr. unter dem Kreisdurchſchnitt, kein Gartenland, an Wieſen 651,46 Mg., 
an Weiden 21,31 Mg., an Holzung 525,37 Mg. mit 6 Sgr. Ertrag vom Mg. 
Der Viehſtand betrug 77 Pferde, 189 Rinder, 348 Schafe bei der Zählung im 
Jahre 1867. Die erſten Anſiedler waren Lutheraner, Reformirte und Katholiken. 
Die Nachkommen ſind dem Glaubensbekenntniß der Vorfahren treü geblieben, denn 
wenn auch die Volkszählungsliſten von 1867 die Lutheraner und Reformirten als 
Evangeliſch⸗Unirte zuſammenfaßt, ſo iſt es doch Thatſache, daß in A. neben der 
unirten Gemeinde nach wie vor ſelbſtändig eine reformirte Gemeinde beſteht, welche 
zum Pfarrſprengel des reformirten Hofpredigers in Stargard gehört, und ihren 
beſondern Küſter und Schullehrer hat (L. B. II. Th. Bd. IV, 781). Aus wieviel 
Seelen ſie beſteht, iſt, des angeführten Grundes wegen, nicht zu ſagen. Unirt⸗ 
Evangeliſche und Reformirte zuſammen bilden eine Bevölkerung von 603 Seelen. 
Der erſteren gehört die hieſige Kirche, welche Filia iſt der St. Marienkirche in der 
Stadt Damm, deren Diaconus Pfarrer in A. iſt, wohin die Gemeinde Franz⸗ 
hauſen eingepfarrt iſt. — Die katholiſche Gemeinde, 102 Seelen zählend, gehörte 
früher zum Pfarrſprengel der katholiſchen Kirche in Stettin, welche daſelbſt kein 
eigenes Gebaüde beſitzt, ſondern ſich zur Abhaltung ihres Gottesdienſtes in einem 
Saale des Königl. Schloſſes verſammelt, jetzt aber zur Pfarrkirche in Louifenthal. 
In A. hat die katholiſche Gemeinde ein Bethaus. Die Schule zu A. iſt für die 
ſchulpflichtigen Kinder der drei Confeſſionen gemeinſchaftlich. Der evangeliſch⸗unirte 
und der reformirte Küſter ſind in zwei Klaſſen an ihr Lehrer. Den Religions⸗ 
| unterricht empfangen die katholiſchen Kinder von ihrem Pfarrer in Louiſenthal, 
| 1½ Mle. von A. nordwärts entfernt. 


Auguſtwald, Förſterei des Friedrichswaldſchen Staats⸗Forſtreviers, hat 
1 Wohnhaus, 9 Einwohner und an Dienſtländereien ein Areal von 48 Mg. 43 
Ruth. Das Forſthaus führt feinen Namen von dem Dorfe A., von dem es U 
Mle. gegen NO. entfernt iſt. Es liegt unmittelbar am Rande des Waldes und 
an dem Wege, der auf die Landſtraße von Damm nach dem Ihnazoll führt. 


Barenbruch, Dorf, 5½ Mle. von Naugard gegen SW.z. S., 2 Min. 
von Stargard gegen WEN. und 1½ Mile, von Damm gegen O. z. S., an der alten 
Landſtraße zwiſchen beiden Städten, / Mle. von dem Eifenbahnhofe bei Caro⸗ 
linenhorſt, iſt von den Ortſchaften des Naugarder Kreiſes die am weiteſten gegen 
S. gelegene, und wie Auguſtwald von der Friedrichswalder Forſt rings umgeben. 
Es zählt 313 Einw. in 36 Wohnhaüſern. Nach den Cabinetsbefehlen des König⸗ 
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Herzogs Friedrich II. vom 15. Januar und 13. Februar 1753 iſt dieſes Dorf auf 
Grund der Punctationen vom 24. Januar 1754, welche demnächſt durch Cabinets⸗ 
Erlaß vom 10. Mai 1778 beſtätigt worden ſind, zur Anſiedlung von 12 Bauern 
erbaut worden. Es wurden denſelben an Acker 726 Mg., an Wieſen 240 Mg., 
und an Gartenland 48 Mg. überwieſen, wovon einem jeden Hofe 60 Mg. an 
Acker, der Schulze 6 Mg. mehr, 20 Mg. an Wieſen und 4 Mg. an Garten land 
als Erbeigenthum beigelegt worden ſind, das von allen Natural⸗ und Burg⸗ und 
Baudienſten befreit wurde. Das Geſammtareal betrug 1014 Mg.; nach der Revi⸗ 
ſionsacte von 1838 aber 1152 Mg. 11½ Ruth. Die 12 baüerlichen Wirthe er⸗ 
warben laut Contracts vom 1. November 1755 eine Forſtparcele von 67 Mg. 65 
Ruth. zur Koppel, und ferner laut Erbverſchreibung vom 13. Juni 1800, und 
Contracts vom 22. September 1830 zwei andere Forſtparcelen von zuſammen 
18 Mg. 133 Ruth. glei hfalls zum vollen Eigentbum; und ferner mittelſt Kauf⸗ 
contracts vom 28. Auguſt 1820 eine Forſtparcele von 34 Mg. 116 Ruth., die 
Kählung genannt, auf der ein kleines Dorf angelegt iſt (ſ. den Art. Kählung). 
Im Dorfe war ſeit 1831 auch eine Büdnerei. B. hatte an Domainen⸗Abgaben 
Thlr. 271. 28. 11 Pf. zu entrichten. Zum Gemeindebezirk B. gehört das Etabliſſe⸗ 
ment Berlinerſoll und ferner der Gaſthof Grünewald, bei dem eine Förſterei 
des Friedrichswalder Staatsforſtreviers ſteht. Mit dieſen 3 Pertinenzien Berliner⸗ 
ſoll, Grünwald, excl. Forſthaus, und Kählung enthält der Gemeindebezirk B. jetzt 
47 Wohnhaüſer, welche, nebſt 4 gewerbl. Geb., mit 25 Thlr. beſteüert ſind, und 
61 ſteüerfreie Gebaüde. Die Zahl der Grundbeſitzer in der . . 1641,11 Mg. 
großen Feldmark beträgt 38. Mit einer Grundſteüer von Thlr. 60. 24. 2 Pf. 
behaftet ſind 1565,89 Mg., ſteüerfrei 7,43 Mg. Schulland. Das Ackerland iſt 
1153,14 Mg. groß, es trägt 13 Sgr. Reinertrag vom Mg., hat alſo einen etwas 
beſſern Boden, als Auguſtwald; Gartenland gibt es 1,46 Mg., Wieſenwuchs 80,26 
Mg., Weideland 199,59 Mg. Holzung 138,87 Mg. An Förſtereien des Friedrichs⸗ 
waldſchen Reviers gehören zur Gemeinde B., außer der ſchon genannten Förſterei 
Grünewald, das Forſthaus Barenbruch, 1 Wohnh. 7 Einw. und Groß⸗Geluch, 
1 Wohnh. 10 Einw., ehemals ein Theerofen, 9% Min. von B. gegen WN W., un⸗ 
mittelbar an der Stettin⸗Stargarder Eiſenbahn, welche die Barenbrucher Feldmark 
an der Nordſeite durchſchneidet. Unter den 508 Einw., welche der ganze Gemeinde⸗ 
bezirk B. enthält, befindet ſich 1 Reformirter und 1 f. g. Deütſchkatholik. Das 
Dorf und das Forſthaus Barenbruch, ſo wie Grünwald und Kählung ſind nach 
Belkow, Berlinerſoll und Groß⸗Geluch dagegen nach Buchholz eingepfarrt, beide 
Pfarrorte im Greifenhagenſchen Kreife. Die Schule in Barenbruch wird auch von 
den ſchulpflichtigen Kindern in den Pertinenzortſchaften beſucht. 


Berlinerfoll, Theerofen, 2 Wohnhaüſer, 16 Einwohner, gehört zum 
Gemeindebezirk Baren bruch in politiſcher Beziehung, wie in Schulſocietäts⸗An⸗ 
gelegenheiten, in kirchlicher Beziehung dagegen nach Buchholz, im Greifenhagenſchen 
Kreiſe. Das Etabliſſement liegt weſtlich vom Dorfe Barenbruch, ungefähr / Mle. 
entfernt. Es gehören dazu an Ländereien 57 Mg. 12 Ruth., von denen laut Erb⸗ 
verſchreibung vom 28. Juli 1788 ein Erbpachtcanon von Thlr. 15. 8 Sgr. zu er⸗ 
legen, wogegen dem Erbpächter freie Weide für 10 Haupt Rindvieh in der Forſt 
und Raff⸗ und Leſeholz zuſteht, wofür 13 Ggr. 6 Pf. Brennzins erlegt wird. 
Obereigenthum, Vorkaufsrecht, bezw. Laudemium (0,1 des Canons) ſind Reſervate 
des Fiskus. 
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Bienenfurth, Gaſthof, 1 Wohnhaus, 8 Einwohner, zum Gemeindebezirk 
Zimmermannshorſt gehörig, liegt am Wege von Friedrichswald über Seefeld 
nach Stargard unmittelbar an der Gränze des Saziger Kreiſes. Das Etabliſſe⸗ 
ment iſt auf einer zum Eigenthum erworbenen 3 Mg. 175 Ruth. großen Forſt⸗ 
parcele des Friedrichswaldſchen Reviers erbaut. 


Carlsbach, Dorf, 4 Mln. von Naugard gegen SSW., beſteht aus 3 
Abtheilungen, welche ſich auf einer Strecke von % Min. längs des Ihnafluſſes 
auf deſſen linken Ufer von S. nach N. erſtrecken. Dieſe Theile ſind: Ober⸗ 
Carlsbach mit 10 Coloniſten⸗ oder Bauerhöfen, Mittel⸗Carlsbach mit 2 
Höfen, und Unter⸗Carlsbach mit 4 Höfen. Nach der Zahl der Höfe pflegt 
man die Theile auch Zehn⸗, Zwei⸗ und Vier⸗Carlsbach zu nennen. Dieſes ums 
Jahr 1775 auf einem ſchmalen Uferſtreifen der Ihna angelegte Coloniſtendorf iſt 
auf allen Seiten von Waldung begränzt, gegen S. von der Friedrichswald'ſchen, 
gegen W. von der Pütt'ſchen Staatsforſt, gegen N. von der Marienwald ſchen 
Forſt des Marienſtifts, gegen O. von der Stargarder Stadtforſt. Mit Ausnahme 
eines Hofes in Ober⸗C. ſind ſämmtliche Höfe, laut Regulirungs⸗Vertrags vom 13. 
Februar 1835, Eigenthum ihrer Beſitzer gegen Entrichtung eines Domainenzinſes 
von Thlr. 15. 16 Sgr. in Ober⸗ und Mittel⸗C. und von Thlr. 14. 15 Sgr. in 
Unter⸗C., geworden. Jeder Wirth hat Weideberechtigung im Pütt ſchen und 
Friedrichswald'ſchen Revier auf die ganze Weidezeit des Jahrs, ſofern der feſtgeſetzte 
Viehſtand nicht auf eignen oder den Ortsgemeinde⸗Grundſtücken Nahrung findet. 
Der Werth dieſer Weideberechtigung ſoll keinen Falls höher als auf 5 volle Kuh⸗ 
weiden angenommen werden. Reſervate des Fiskus ſind: Gerichtsbarkeit, Patronat 
und Jagd. Der 10te Hof in Ober⸗C. iſt laut Erbverſchreibung vom 30. November 
1805 und 16. Mai 1815 gegen eine Abgabe von 20 Thlr. Dienſtgeld in Erbpacht 
ausgethan, wobei Fiskus ſich die gewöhnlichen Reſervate vorbehalten hat. Die 
12 Wirthe in Ober⸗ und Mittel⸗C. haben laut Erbpachtcontracts vom 16. Mai 1815 
ein Wieſengrundſtück des Vorwerks Darz von 19 Ng. 164 Ruth. auf Erbpacht 
erworben. 11 Wirthen iſt ihr Antheil an dieſem Grundſtück bei der Eigenthums⸗ 
verleihung der Höfe nach $ 1 des Vertrages ebenfalls zum vollen Eigenthum ver⸗ 
liehen und der frühere Erbpachteanon von demſelben unter den oben bezeichneten 
Domainenzins mitbegriffen. Der Erbpachthof hat dagegen für ſeinen Antheil an 
der Wieſe einen Canon von Thlr. 1. 19. 9 Pf. zu entrichten. Die Domainen⸗ 
Abgaben von ganz Carlsbach betrugen Thlr. 2429. 5. 9 Pf. Die ſämmtlichen 16 
Wirthe ſind verpflichtet, bei den Bauten an den beiden Brücken des Ihnazolls und 
den Steindämmen vor und zwiſchen denſelben unentgeldlich Handdienſte zu leiſten, 
wogegen ſie, wenn ſie mit Fuhrwerk oder Vieh den Ihnazoll paſſiren, vom Brücken⸗ 
zoll daſelbſt befreit ſind (vergl. Anhang). Pertinenz von Carlsbach iſt das Etabliſſe⸗ 
ment Theerofen a. d. Ihna. Mit demſelben hat C. eine Bevölkerung von 230 
Seelen und auf einer Fläche von 16,96 Mg. 25 Wohnh., 1 gewerbl. Geb., be⸗ 
ſteüert mit 17% Thlr., und 54 ſteüerfreie Geb. Die Feldmark begreift 1309,91 Mg., 
wovon 1167,02 Mg. mit Thlr. 88. 18. 10 Pf. beſteüert und 42,09 Mg. ſteüerfrei 
ſind. Ackerland 532,63 Mg., Reinertrag nur 12 Sgr. pro Mg., die Hälfte des 
Kreisdurchſchnitts, Gärten 7,63 Mg., Wieſen 384,58 Mg., Weiden 88,36 Mg. 

Zur Gemeinde Carlsbach gehören zwei Förſtereien des Staats forſtreviers 
Pütt. Die eine heißt: Förſterei bei Ober⸗Carlsbach. Sie ift ½ Mle. von 
dieſer Ortſchaft gegen SW. entfernt und beſteht aus 1 Wohnhauſe nebſt Scheüne 
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und war nach ihrer Erbauung im Jahre 1838 von dem Förſter und ſeiner Familie 
und Geſinde, 6 Perſonen, bewohnt. Der Boden iſt eben. An Dienſtländereien 
wurden ihr 37 Mg. 29 Ruth. beigelegt, und zwar 10,45 Acker, Roggenland, 10,90 
Koppel, 10,174 Wieſen. Letztere liegen nicht unmittelbar beim Forſthauſe, ſondern 
½ Mle. entfernt von der Ihna. Entfernungen: Gegen SO. Friedrichswald / 
Mln., gegen N. Mittel⸗C. / Mle., gegen W. Oberförſterei Pütt / Min. Der 
Weg von dem Gute Rörchen nach Ober⸗C. und dem Ihnazoll führt unmittelbar am 
Forſthauſe vorbei. — Die zweite führt den Namen Förſterei bei Unter⸗Carls⸗ 
bad. Sie liegt von dieſer Ortſchaft gegen NW., iſt ò Min. von der Ober⸗ 
förſterei Pütt gegen SW. entfernt, und beſteht ebenfalls aus 1 Wohnhauſe nebſt 
Scheüne, nach der Erbauung im Jahre 1841 von der aus 6 Perſonen beſtehenden 
Förſterfamilie bewohnt. An Dienſtländereien wurden der Förſterei 21 Mg. 87 Ruth. 
ſchlechten ſandigen Bodens beigelegt. Nach der Zählung von 1867 hatten beide 
Forſthaüſer 9 Einwohner. Die Namen ſind von der Königl. Regierung durch 
Amtsblatt⸗Bekanntmachung bezw. vom 4. Januar 1839 und 27. April 1842 beſtä⸗ 
tigt worden. In dem Etat des Forſtreviers Pütt iſt das Areal der Dienſtländereien 
anders, als hier angegeben. 

Die Gemeinde C. gehört zur Kirche in Friedrichswald. Obwol die Volks⸗ 
zählungsliſten von 1867 die 239 Einw. dieſes Gemeindebezirks ſämmtlich der evan⸗ 
geliſch⸗unirten Landeskirche zugetheilt haben, ſo iſt es doch, wie bei Auguſtwald, 
ein Factum, daß auch hier in C. eine reformirte Filialgemeinde des reformirten 
Hofpredigers zu Stargard beſteht, die ihren Küſter hat. Die ſchulpflichtigen Kinder 
dieſer Gemeinde gehen in die Ortsſchule. 


Carolinenhorſt, Bahnhof der Stettin⸗Stargarder Eiſenbahn, nebſt Poſt⸗ 
expedition, 5 Min. von Naugard, Fahrzeit mit Perſonenzug 50 Minuten von 
Stettin, 19 Minuten von Stargard, unmittelbar an der ſüdlichen Gränze des 
Kreiſes, bei dem Dorfe Carolinenhorſt, welches im Greifenbagenſchen Kreife belegen 
iſt, (L. B. II. Th. Bd. III, 319), beſteht aus 3 Wohnhaüſern mit 34 Einw., und 
gehört zur politiſchen und Schulgemeinde Zimmermannshorſt, dagegen mit dem 
Dorfe Carolinenhorſt zur Kirchengemeinde Kublank. 


Chriſtinenberg, Groß⸗, Kirchdorf, 4½ Min. von Naugard gegen SW., 
1% Mln. von Golnow gegen SSW, auf der Weſtſeite der großen Stettin⸗Danziger 
Staatsſtraße, an der Gränze des Randowſchen Kreiſes, iſt, ſo auch Klein⸗Chri⸗ 
ſtinenberg, auf dem Fundo des Amts Friedrichswald im Jahre 1754 angelegt, 
und beſteht aus 18 Bauer- oder Coloniſtenhöfen, davon 11 jeder mit 104 Mg. 
120 Ruth., 7 aber jeder mit 140 Mg. 120 Ruth. Land ausgeſtattet iſt. Die An⸗ 
ſiedler ſind durch den Vertrag vom 10. Juni 1832 regulirt, demzufolge ſie freie 
Eigenthümer geworden ſind, ein jeder von ihnen Thlr. 12. 28 Sgr. Grund⸗ und 
Domainenzins zu entrichten haben ohne Rückſicht auf den Unterſchied des Areals. 
Jeder der 18 Bauernwirthe erhielt für eine beſtimmte Hauptzahl Vieh Weideberech⸗ 
tigung in der Püttſchen Forſt unter denſelben Bedingungen, welche bei Barenbruch 
angegeben ſind, auch unter denſelben Vorbehalten des Fiskus. Mit Einſchluß der 
Schmiede, deren Contract vom 27. Januar 1755 datirt, hatte das Dorf nach der 
Reviſion von 1838 an Grund⸗ und Domainenzins Thlr. 234. 24 Sgr., und an 
Grundſteüer Thlr. 46. 6 Sgr. zu entrichten. Jetzt hat Gr. Chr. 421 Einw. und 
auf einer Fläche von 25,74 Mg. 40 Wohnh., für die, nebſt 4 gewerbl. Geb., 
Thlr. 28. 10 Sgr. Steüer zu entrichten ſind, und 81 ſteüerfreie Geb. In der 
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Feldmark find 43 Grundbeſitzer angeſeſſen, woraus folgt, daß ſeit 1838 anſehnliche 
Abzweigungen von den Bauerhöfen und viele Parcelirungen Statt gefunden haben. 
Sie begreift e eee eee, ned . e b. 0e Dig! 
wovon 1956,53 Mg. mit einer Steüer von Thlr. 90. 22. 5 Pf. belegt und 6,21 
Mg. Schulland ſteüerfrei find. Ackerland 1322,8 Mg. mit 13 Sgr. Ertrag, d. i. 
etwas über die Hälfte des Kreisdurchſchnitts, keine Gärten, Wieſen 396,67 Mg., 
Ertrag 28 Sgr., Weiden 61,62 Mg., Holzung 181,65 Mg. Die hieſige Kirche, 
welche urſprünglich ein Filial von Lübzin war, iſt ſeit Erbauung der Kirche zu 
Eliſenau dem dortigen Pfarrſyſtem beigelegt worden. Zur politiſchen, Kirchen⸗ 
und Schulgemeinde Gr. Chr. gehört die Oberförſterei Pütt und die För⸗ 
ſterei Hornkrug. Mit dieſen Zubehörungen beträgt die Bevölkerung der Ge⸗ 
meinde 433 Seelen. Gr. Chr. iſt das Südende einer beinahe / Min. langen 
Reihe von Ortſchaften, welche faſt genau in Meridian⸗Richtung einen zuſammen⸗ 
hängenden Haüſer⸗Complex bilden. Auf Gr. Chr. folgt Klein Chriſtinenberg, dann 
Friedrich Wilhelmsthal, Rörchen, Elifenau, Klein⸗ und zuletzt Groß⸗Sophienthal, 
welcher Ort das Nordende bezeichnet. 


Chriſtinenberg, Klein⸗, Dorf, 100 Muth. nördlich von Gr. Chr., be⸗ 
ſteht aus 12 Koſſaten⸗ oder Coloniſtenhöfen, davon einem jeden durch den Regu⸗ 
lirungs⸗Vertrag vom 10. Juni 1832 an Ländereien eine Fläche von 37 Mg. 142 
Ruth. zugetheilt worden iſt. Die 12 Koſſatenwirthe haben laut Erbverſchreibung 
vom 26. Februar 1782 ein urſprünglich aus Hütung beſtehendes Grundſtück von 
132 Mg. 132 Ruth., und laut Erbverſchreibung vom 28. Juni 1783 ein Forſt⸗ 
grundſtück von 47 Mg. 88 Ruth. zu Erbpachtrechten erworben, wovon jeder Wirth 
zum 12ten Theil Antheil hat. Bei Regulirung der Beſitz. und Abgabenverhält⸗ 
niſſe der Koſſatenhöfe ſind den Wirthen auch dieſe Erbpachtgrundſtücke zum vollen 
Eigenthum überlaffen, die früheren Erbpachtzinſen dafür in Wegfall gekommen und 
iſt an deren Stelle für jeden Hof ein Domainenzins von Thlr. 10. 21 Sgr., ſowie 
die Grundſteüer von 2 Thlr. 5 Sgr. getreten. Bei der Regulirung erhielten die 
Wirthe Weidefreiheit in der Püttſchen und Friedrichswalder Forſt unter denſelben 
Bedingungen, wie die Wirthe in Gr. Chr. Reſervate desgleichen. Auf einer 
Forſtparcele von 6 Mg. 75 Ruth. hat ſich im Jahre 1820 ein Büdner angeſiedelt. 
Domainenabgaben des ganzen Dorfs Thlr. 131. 12 Sgr., Grundſteüer nach alter 
Verfaſſung Thlr. 26, 24 Sgr. 200 Ruth. öſtlich vom Dorfe liegt an der großen 
Stettin⸗Danziger Staatsſtraße und am Rande des Püttſchen Staats⸗Forſtreviers 
der Püttkrug, der zur Gemeinde Kl. Chr. gehört. Mit dieſem abgeſondert lie⸗ 
genden Wohnplatze hat Kl. Chr. jetzt 27 Wohnh. und 1 gewerbl. Geb., wofür 
Thlr. 14. 5 Sgr. zu entrichten find, und 32 ſteüerfreie Geb. In der Feldmark, 
ii, „„ lire g. 
umfaßt, ſind gegenwärtig 25 Grundbeſitzer angeſeſſen. Mit Thlr. 35. 2. 10 Pf. 
Grundſteüer ſind 554,37 Mg. belegt, ſteüerfrei 6,76 Mg. Schulland. An Acker 
ſind vorhanden 339,34 Mg. mit 18 Sgr. Reinertrag, an Gärten nichts, an Wieſen 
221,79 Mg., an Weiden und Holzung nichts. Kl. Chr. iſt zur Filialkirche in Gr. 
Chr. eingepfarrt, hat aber ſeine eigene Schule. 


Damerwitz, Kirchdorf, 3% Min. von Naugard gegen SER, ½ Min. 
von Maſſow gegen SW., früher zum ehemaligen Amte Maſſow gehörend, gränzt 
mit dem Stargarder Eigenthumsdorfe Priemhauſen, beſteht nach ſeiner urſprüng⸗ 
lichen Verfaſſung aus 4 Bauer⸗ und 2 Koſſatenhöfen, deren Eigenthums⸗Verlei⸗ 
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hungs⸗Urkunde vom 19. October 1827 datirt. Außer einem Domainenzins von 
Thlr. 33. 17. 6 Pf. von jedem Bauer⸗, und von 12 Thlr. von jedem Koſſaten⸗ 
hofe, reſervirte fi Fiskus von den Bauern Geſpann⸗ und Handdienſte gegen 
Vergütigung, und von eben denſelben, ſo wie von den Koſſaten Fuhrdienſte bei 
Bauten und Reparaturen der großen Ihnazollbrücke und der langen Wieſenbrücke, 
fo wie des Steindammes zwiſchen beiden Brücken und der Bohlwerke, inſoweit ſie 
mit den Brücken in Verbindung ſtehen, in Gemeinſchaft mit den baüerlichen Wir⸗ 
then zu Darz, Falkenberg, Neüendorf, Roſenow und Priemhauſen fiskal. Antheils 
gegen Genuß der Zollfreiheit. Außerdem gehören zu den Reſervaten des Fiskus 
Hülfsdienſte bei Forſtbränden und bei Wolfsjagden, inſofern ſich ein Wolf in den 
großen Waldungen der „Golnower Ode“ verlaufen ſollte. Einer der Bauern hat 
an den Prediger zu Roſenow 10 Sgr. ſ. g. Hufenpacht zu zahlen. Die Krug⸗ 
wirthſchaft mit einem Grundſtück von 47 Mg. 47 Ruth. iſt laut Vertrags vom 
11. April 1771 gegen 11 Thlr. Domainenzins und das reſervirte Vorkaufsrecht 
Eigenthum des Beſitzers. Mittelſt Vertrags vom 25. Januar 1827 haben die 
4 Bauern und 2 Koſſaten von dem ehemaligen Darz⸗Roſenowſchen Forſtrevier eine 
Parcele von 137 Mg. 126 Ruth. zum vollen Eigenthum erworben. Vordem be⸗ 
ftand in D. ein kleines, zum Amte Maſſow gehöriges ritterfreies Vorwerk, welches 
mittelſt Contracts vom 2. December 1784 in zwei Parcelen, die eine mit 138 Mg. 
63½ Ruth., die andere mit 140 Mg. 94 ½ Ruth. zu Erbpachtrechten veraüßert 
worden iſt. Der Canon betrug für die erfte Parcele Thlr. 75. — 10 Pf.; für die 
andere Thlr. 77. 28. 6 Pf., in beiden Fällen incl. 17¼ Thlr. Gold. Reſervate: 
Das Obereigenthum; das Vorkaufsrecht oder 0,1 des Canons als Laudemium; das 
Rückfallsrecht, wenn der Canon zwei Jahre in Rückſtand bleibt und im dritten nicht 
doppelt gezahlt wird. Die Damerwitz'ſche Windmühle iſt laut Vertrags vom 19. 
December 1820 gegen Erlegung eines jährl. Domainenzinſes von 25 Thlr. Eigen⸗ 
thum des Müllers geworden. Mit dem hierher gehörigen Gute Wilhelminen⸗ 
berg enthält die Gemeinde D. 212 Einw., und auf einer Fläche von 20,59 Mg. 
25 Wohnhaüſer, 3 gewerbl. Geb., beſteüert mit Thlr. 16. 21 Sgr., und 33 ſteüer⸗ 
freie Gebaüde. 20 Grundeigenthümer in der Feldmark, deren Flächen⸗ 
ie vote u e e e 297 ee ee 
Einer Grundſteüer von Thlr. 160. 3. 10 Pf. ſind 1978,4 Mg. unterworfen, ſteüer⸗ 
frei 29,5 Mg. der geiſtlichen Inſtitute. Ackerland 1353,35 Mg., Ertrag 27 Sgr., 
oder 3 Sgr. über dem Kreisdurchſchnitt, keine Gärten, Wieſen 331,26 Mg., 
Weiden 305,61 Mg., Holzung 17,68 Mg. Die hieſige Kirche iſt Filia der Mater 
zu Roſenow, ihr Küſter zugleich Schullehrer. Wegen der früheren Beſitzverhält⸗ 
niſſe vergl. den Artikel Klein⸗Wachlin in der VI. Abtheilung. 


Felthennwiefe, Etabliſſement von 2 Wohnhaüſern, 5 Haushaltungen, 
27 Einw. Zur Gemeinde Franzhauſen gehörig, eine Anlage der neüeſten Zeit, von 
deren Einrichtung jedoch keine Nachrichten vorliegen. 


Fiekshof, auch Fieksra dung genannt, Etabliſſement mit 1 Wohn⸗ 
hauſe, 9 Einw., zur politiſchen und Schul⸗Gemeinde Hinzendorf, und zur Kir⸗ 
chengemeinde Friedrichswald gehörig, liegt /. Mle. vom Ihnazoll in der Friedrichs⸗ 
waldſchen Forſt an der von Maſſow nach Stettin führenden Landſtraße, iſt zufolge 
Verſchreibung vom 30. December 1755 angelegt und nach dem Erbauer, Namens 
Fieck, benannt. Es gehören dazu 25 Mg. 135 Ruth. an Ackerland und Wieſen. 
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Der Erbauer war dem Fiskus wegen des Grund und Bodens mit Thlr. 12. — 
8 Pf. erbzinspflichtig. Beſitzer des Hofs war 1838 Johann Wüſt. bi 


Franzhauſen, Dorf, 5% Min, von Naugard gegen SW., / Mle. von 
der Stadt Damm oſtwärts, iſt die ſüdweſtlichſte Ortſchaft des Naugardſchen Kreiſes 
an der Gränze des Randowpſchen Kreiſes und an der Plöne, welche nach der Stadt 
Damm längs der Gränze fließt und am Floßgraben, der auf der Feldmark öſtlich ab⸗ 
geleitet iſt, um an Plönerort in den Dammſchen See zu fallen. Ehedem ging die 
große Land⸗ und Poſtſtraße von Stettin nach Stargard durch dieſes Dorf, jetzt 
wird daſſelbe von der Eiſenbahn berührt. Fr. iſt im Jahre 1768 angelegt. Nach 
dem Regulirungs⸗Vertrage vom 13. Febr. 1835 und dem Nachtrage zu demſelben 
vom 21. Juli 1836 beſteht das Dorf aus 10 Bauer⸗ oder Coloniſtenhöfen, welche 
gegen Übernahme eines Domainenzinſes von Thlr. 15. 26. 3 Pf. für jeden, volles Eigen⸗ 
thum der Beſitzer geworden ſind, indem ihnen zugleich Weideberechtigung in einem 
Theile der Friedrichswaldſchen Forſt unter den bekannten Bedingungen eingeraümt 
wurde. Reſervate wie bei den übrigen Dörfern. Die 10 baüerlichen Wirthe haben 
— 1) laut Vertrages vom 9. Juli 1780 vorlängs der Plöne 37 Mg.; 2) laut 
Vertrags vom 4. Juli 1804 an dem |. g. Hammer- oder Plönebruch 110½ Mg.; 
3) laut Vertrags vom 8. Juli 1804 an der ſ. g. Streittanne 53 Mg. 17 Ruth., 
zuſammeu 200 Mg. 107 Ruth. Forſtgrundſtücke auf Erbpacht erworben, wovon 
jeder zum 10ten Theil, alſo mit 20 Mg. 10,7 Ruth. Antheil hat. Bei der Regu⸗ 
lirung der Beſitzverhältniſſe der Bauerhöfe ſind den Wirthen auch dieſe Erbpacht⸗ 
grundſtücke zum vollen Eigenthum überlaſſen und die früheren Erbpachtzinſen von 
denſelben den Abgaben der Bauerhöfe zugeſchlagen und mithin unter dem oben 
angegebenen Domainenzinſe mit begriffen. Bei einem der Höfe befindet ſich der 
Krugſchank und iſt das Verlagsrecht des Fiskus, laut Befreiungs⸗Urkunde vom 30. 
September 1818 durch 50 Thlr. Erbftandsgeld und 300 Thlr. Ablöſungs⸗Kapital 
für 12 Thlr. Canon abgelöſt. Der Domainenzins für ganz Fr. bat Thlr. 158. 
22. 9 Pf., die Contribution Thlr. 31. 22. 6 Pf. betragen. Das Dorf Fr. an ſich 
hat jetzt 31 Wohnh. und 339 Einw., mit den zur Gemeinde gehörigen Etabliſſe⸗ 
ments Felthennwieſe, Henningsholm und Jägersweil 407 Einw. und 35 
Wohnh. — nach den Tabellen des Finanz⸗Miniſteriums nur 29 Wohnh. und 1 
gewerbl. Geb., beſteüert mit Thlr. 25. 24 Sgr. und 48 ſteüerfreie Gebaüde. Die 
Zahl der Grundbeſitzer wird in den gedachten Grundſteüer⸗Veranlagungstabellen 
zu 28 angegeben, der Flächeninhalt der Feldmark zu.. . 1413.71 Mg, 
wovon 1327,37 Mg. mit einer Steüer von Thlr. 43. 14 Sgr. belegt und 16,78 Mg. 
ſteüerfrei ſind. Ackerland 613,28 Mg., Ertrag nur 10 Sgr., Gärten 2,31. Mg., 
Wieſen 542,16 Mg., Weiden 19,73 Mg., Holzung 161,07 Mg., Odland 5,6 Mg. 
Gehört zur evangeliſch-unirten Kirche in Auguſtwald; hat eine eigene Schule. 


Friedrichswald, Kirchdorf, 4½ Mle. von Naugard gegen SSW. / 
Mun. vom Bahnhofe Carolinenhorſt gegen NO, und 1¼ Mle. von Stargard gegen 
NW. unmittelbar an der Gränze des Saziger Kreiſes, beſteht nur aus Büdnereien 
und Pareelenſtellen, deren nach der Neviſionsacte von 1838 überhaupt 13 vor⸗ 
handen waren. Zwei der Büdnereien hatten auch Wieſen als Pertinenzſtücke, und 
allen war eine Forſtparcele zugetheilt. Außerdem ein Theerſchwäler⸗Etabliſſe⸗ 
ment. Die Domainen⸗Abgaben betrugen im Ganzen Thlr. 67. 17. 2 Pf., an 
Grundfteüer wurden Thlr. 6. 21. 3 Pf. entrichtet. Von fiskaliſchen Grundſtücken, 
zum Reſſort der Domainen⸗Verwaltung gehörig, waren hier: das Amtshaus, dem 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 35 
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Rentbeamten zur Wohnung dienend, und wozu an Garten, Acker und Wieſen 85 
Mg. 147 Ruth. gehörten; das Landreiterhaus, welches vom Amtsdiener bewohnt 
wurde, mit 16 Mg 111 Ruth. Landes, und das Gefangenwärterhaus. Das hie⸗ 
ſige Amts⸗Vorwerk von 1030 Mg. 36 Ruth. Areal wurde mitttelſt Contracts vom 
5. Januar 1803 an Johann Heinrich Jordan zu Erbpachtrechten veraüßert. Das 
Gut war bis auf eine halbe Hufe ritterfrei. Der Beſitzer übte über ſeine Tage⸗ 
löhner Polizei⸗ und Dienſtzwang aus. Patronat und Jurisdiktion hatte das Gut 
nicht; Canon, Vorkaufsrechte, Laudemial⸗Verpflichtung und Obereigenthum waren, 
laut Beſreiungs⸗Urkunde vom 12. April 1812, abgelöſt. Das Gut hatte Brau⸗ 
und Brennerei⸗ und die Krugverlags⸗Gerechtigkeit zu Bienenfurth, Poſtbaum, Hin⸗ 
zendorf und Carlsbach durch Vertrag vom 20. März 1813 gegen einen Canon von 
Thlr. 17. 17. 6 Pf. in Erbpacht genommen. Jordan verkaufte das Gut im Jahre 
1842 an den Gutsbeſitzer Fechtner zu Torney bei Stettin, und dieſer an Thieme 
und Genoſſen, die das Gut vollſtändig zerſchlagen haben. Thieme hat ſich nur 
die Hofſtelle mit 250 Mg. an Acker und Wieſen reſervirt. 

Mit den 36 Mg. umfaſſenden Ländereien des ehemaligen, als Wohnplatz 
eingegangenen Etabliſſements Wilhelmsthal, unweit des Dorfs gegen S. be⸗ 
legen, enthält Fr. jetzt 33 Wohnhaüſer, für die nebſt 5 gewerbl. Gebaüden, Thlr. 
20. 6 Sgr. Steüer erlegt werden, und 57 ſteüerfreie Gebalide. Die Feldmark 
umfaßt eee ee ee enen eee 
an deren Beſitz 82 Parteien betheiligt ſind. Beſteüert mit Thlr. 80. 29 Sgr. ſind 
1279,69 Mg., ſteüerfrei 46,37 Mg., Ackerland 747,34 Mg., nur 14 Sgr. Ertrag, 
Gärten 5,05 Mg., Wieſen 357,71 Mg., Weiden 199,78 Mg., Holzung 16,18 Mg. 

Fr. iſt der Sitz des Oberförſters für das Friedrichswaldfche Staatsforſt⸗ 
revier. Die Dienſtländereien der Oberförſterei umfaſſen 98 Mg. 162 Ruth. Außer⸗ 
dem iſt hier eine Förſte rei, welche gegen W. abſeits im Walde liegt und 
deren Dienſtländereien 58 Mg. 100 Ruth. begreifen. Dieſe Arealsangaben ſind 
in den obigen Zahlen nicht mit enthalten. Beide Forſthaüſer gebören übrigens 
zum Communal⸗Verbande von Fr. Außerdem gehört dazu das Erbzinsgut Ker⸗ 
ſtens wald, welches neben Wilhelmsthal liegt. 

Nach der Volkszählung von 1867 war die Bevölkerung von Fr., dem Dorfe 
357, der Oberforſterei 11, der Förſterei 5, von Kerſtenswald 7, zuſammen 380 
Seelen. e 

Die hieſige Kirche iſt ecclesia vagans z. Z. des Pfarrers in dem Stargarder 
Stadteigenthumsdorfe Priemhauſen. Zu ihr eingepfarrt ſind von auswärtigen 
Ortſchaften die Gemeinden Carlsbach, Hinzendorf, Zimmermannshorſt. Die Schule 
für Friedrichswald iſt in Hinzendorf. 

Herzog Johann Friedrich war ein großer Freünd des Waidwerks, dem er 
vorzüglich in ſeiner Wildbahn in der Stettiner Heide bei dem Jagdhauſe „zum 
Sack“ genannt, nachging. Dort führte er große Bauten aus, legte Teiche und 
Gärten an, und verſchönte durch Anlagen allerlei Art den Ort dergeſtalt, daß der⸗ 
ſelbe nicht blos ihm einen vergnüglichen Aufenthalt darbot, ſondern auch zur Auf⸗ 
nahme eines zahlreichen Hofgeſindes und fürſtlicher Gäſte wohl geeignet war. Dieſen 
feinen Lieblingsſitz, der fortan nach ihm Friedrichswald genannt wurde, erhob er 
zuletzt zu einem Amte und legte demſelben mehrere Dörfer bei, die er theils dem 
v. Dewitz zu Daber, oder dem v. Bork zu Panſin abkaufte, theils aber auch von 
den Amtern Kolbaz und Marienfließ entnahm. Vorzugsweiſe wünſchte er aber die 
an Friedrichswald gränzenden Stargarder Kämmerei⸗Dörfer Pützerlin und Bruch⸗ 
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hauſen für das Amt zu gewinnen und bot der Stadt für dieſelben reichlichen Er⸗ 
ſatz. Aber die Stargarder weigerten ſich, theils in Rückſicht auf ihre nahe liegenden 
Waldungen, theils aber auch, wie Joachim v. Wedel ſchreibt, „weil ſie den Habicht 
nicht allzunahe auf die Thüre bekommen wollten.“ Dadurch zogen ſie ſich den 
Unwillen des Herzogs in dem Grade zu, daß er bald nachher die meiſten ihm ge⸗ 
hörenden Krüge, die ihr Bier aus der Stadt zu nehmen angewieſen waren, der⸗ 
ſelben entzog und vorlaüfig nach Jakobshagen wies, dann aber ſelber mit dem 
nöthigen Bier verſorgte, nachdem er in Friedrichswalde eine eigene Brauerei eingerichtet 
hatte. Auch nahm er der Stadt die landesfürſtlichen Mühlen, welche dieſelbe von ihm in 
Pacht hatte, und bewies ihr ſeit der Zeit überhaupt wenig Wohlwollen. Indeſſen 
willigte er in das Geſuch der Stargarder, die Gränzen ihrer Beſitzungen und des 
Amtes Friedrichswald vom Einfluſſe des Sackbachs in die Ihna ab weſtwärts 
bis an die Madue durch eine Commiſſion feſtzuſtellen und durch Gränzmaale und 
Baüme bezeichnen zu laſſen. Den Bruchhaüſern und anderen Unterthanen der 
Stadt Stargard gab er für die ihnen früher zur Hütung überlaſſenen, jetzt zur 
Wildbahn gezogenen Weideplätze das große Sackbruch, und entſchädigte auch die 
Stargarder für ihre, bei Anlegung eines Teichs im kleinen Sackbruche unter Waſſer 
geſetzte Wieſen mittelſt Urkunde vom 27. Mai 1583. Johann Friedrich + 1600. 
Ihm folgte ſein Bruder Barnim X., welcher der Stadt Stargard die lange ent⸗ 
zogene fürſtl. Huld wieder ſchenkte, und ihr die alte Kruggerechtigkeit und die 
Pachtmühlen zurückgab. Seit 1754 wurden auf Befehl des König⸗Herzogs Friedrich 
II. im Friedrichswalder Amtsbezirk die Colonien Auguſtwald, Franzhauſen, 
Karlsbad x. angelegt. Ein Theil der Friedrichswalder Forſt heißt in Urkunden 
des 13. und 14. Jahrhunderts silva ac palus strazne, welcher alte Name für dieſen 
Theil des Forſtes allmälig in „Straßenholz“, oder kurzweg in „Straße“ verwan⸗ 
delt iſt, wovon das Dorf Kunow ſeinen Beinamen erhalten hat. 


Gelüch, Im großen:, Förſterei des Friedrichswaldſchen Forſtreviers, 
zur politiſchen und Schulgemeinde Barenbruch und zur Kirchengemeinde Buch⸗ 
holz gehörig, beſteht aus 1 Wohnhauſe mit 10 Einw. und 61 Mg. 15 Ruth. 
Dienſtländereien. Sie liegt unfern der Eiſenbahn und der alten Landſtraße von 
Stettin nach Stargard, / Mle. von Damm. Ein Theerofen ſtand hier ehedem 
in Betrieb. 


Grünwald, Förſterei deſſelben Reviers und Gaſthof, gehört gleichfalls 
zur politiſchen und Schulgemeinde Barenbruch, iſt aber zur Filialkirche Kublank 
der Belkower Mutterkirche eingepfarrt; 2 Wohnhaüſer, 10 Einw. Zur Förſterei 
gehören an Dienſtländereien 59 Mg. 179 Ruth. In den Forſt⸗Etats wird dieſes 
Forſthaus das Barenbrucher genannt. Förſterei und Gaſthof liegen 600 Ruth. 
von Barenbruch an der großen Staatsſtraße von Stettin nach Stargard mitten 
im Walde. 


Hankenhof, Etabliſſement, an der Ihna, 1 Wohnhaus, 11 Einw., 
zur politiſchen und Schulgemeinde Hinzendorf und zur Kirche in Friedrichswald 
gehörig, an der Landſtraße von Stettin nach Maſſow und unmittelbar an der 
Brücke des Ihnazolls, iſt nach dem Contract vom 11. October 1754 und bezw. 
24. Auguſt 1787 angelegt. Die dazu gehörigen Ländereien betragen 43 Mg. 132 Ruth. 
an Ackerland und Wieſen. H. wurde ehedem auf Erbzins, zum Betrage von Thlr. 
12. 29. 7 Pf., beſeſſen. Das Gut hat eigentlich keinen beſtimmten Namen, da 
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derſelbe mit dem Beſitzer wechſelt. Zu Brüggemanns Zeit hieß es Graunkenſches 
Erbzinsgnt, ſpäter Grünemannshof. Den jetzigen Namen führt das Etabliſſement 
nach dem Beſitzer Carl Friedrich Hanke. 


Henningsholm, Etabliſſement, an der Plöne, welche von hier ab- 
wärts bis Jägersweil die Gränze zwiſchen den Kreiſen Naugard und Greifenhagen 
bildet, hat 1 Wohnhaus und 34 Einw., und gehort zur politiſchen und Schul⸗ 
gemeinde Franzhauſen, vom Dorfe 400 Ruth. gegen SD. entfernt, und iſt zur 
Filialkirche Auguſtwald eingepfarrt. Das Areal an Acker und Wieſen beträgt 126 
Mg. 160 Ruth. 9. ift früher ein Forſt⸗Dienſt⸗Etabliſſement geweſen. Als Beſitzer 
werden genannt: Bau⸗Inſpector Rotenburg, dann Schreiber. 


Hinzendorf, Dorf, ſchließt ſich auf der Nordſeite von Friedrichswald un⸗ 
mittelbar an dieſes Dorf an. Es beſteht aus 3 Koſſatenhöfen und, nach der Re⸗ 
viſionsacte von 1838, aus 13 Büdnereien, denen zu verſchiedenen Zeiten Forſtpar⸗ 
celen als Eigenthum zugetheilt worden ſind. Die Domainen⸗Abgaben betrugen 
zufolge der gedachten Reviſion Thlr. 116. 9. 2 Pf. und die Grundſteüer, nach alter 
Verfaſſung, Thlr. 14. 28. 6 Pf. Die drei Koſſaten ſind verpflichtet, in Gemein⸗ 
ſchaft mit den Bauern zu Carlsbach die, in dieſem Artikel erwähnten Handdienſte 
bei Neübauten der Ihnabrücken am Ihnazoll zu leiſten. Die ſämmtlichen 
Büdner zu H. und Ihnazoll und die Etabliſſementsbeſitzer zu Fiekshof und 
Hankenhof ſind verpflichtet, wenn den Ihnazollbrücken durch Eisgang oder 
Fluthen Gefahr droht, unverzüglich Hülſsdienſte zu leiſten, wogegen ſte die Befreiung 
vom Brückenzoll genießen. Zur Zeit, als Friedrichswald noch der Amtsſitz war, 
mußten die 13 Büdner zu H. die Poſttaſche des Amts mit den zur Poſt zu ſen⸗ 
denden Briefen und Sachen wöchentlich zwei Mal von Friedrichswald nach Star⸗ 
gard tragen, und zugleich mit den für das Amt eingegangenen Sachen zurück⸗ 
bringen, wogegen ſie die Berechtigung zum Raff⸗ und Leſeholzholen im Friedrichs⸗ 
waldſchen Revier unentgeldlich ausübten Wegen Ablböſung dieſer gegenſeitigen 
Verpflichtungen und Berechtigungen ſchwebten ſchon vor 30 Jahren Verhandlungen 
welche ſeitdem zum Abſchluß gekommen ſind. Überdem haben ſich die Verkehrs⸗ 
verhältniſſe total geändert. Jetzt iſt die Poſtexpedition auf dem Bahnhofe Caro⸗ 
linenhorſt für Friedrichswald :c. der Poſtort. Die Kirche zu Friedrichswald beſitzt 
in H. eine Wieſe von 5 Mg. 95 Ruth., die nach dem Contracte vom 15. März 
1819 gegen Entrichtung eines Canons von Thlr. 8. 19. 5 Pf. vererbpachtet iſt. 
H. hat 27 Wohnh. und 228 Einw., mit Einſchluß eben der zum Gemeindebezirk 
gehörigen abgeſondert liegenden Wohnplätze: Fiekshof, Hankenhof, Ihnazoll und 
Neüenkamp, auf einer Fläche von 20,63 Mg. 38 Wohnh. und 1 gewerbl. Geb., 
von denen Thlr. 18. 27 Sgr. Steüer zu erlegen find, und 54 ſteüerfreie Gebaüde, 
mit einer Geſammtbevölkerung von 332 Seelen, im Jahre 1867, drei Jahre vorher 
10 Seelen mehr. Im Gemeindebezirk gibt es 47 Grundbeſitzer und der Flächen⸗ 
inhalt deff - . . u © ua u = 0 > Zu. 635,07 Mg., 
wovon 588,53 Mg. mit 34 Thlr. 26 Sgr. beſteüert, und 2,07 Mg. Schnlland 
ſteüerfrei find. Der Boden gehört mit zu den ärmlicheren des Kreiſes, wie alles 
Land zwiſchen der Ihna und dem Dammſchen See. Das Ackerland, 458,9 Mg. 
groß, trägt nur die Hälfte des Kreisdurchſchnitts pro Mg. ein, an Gartenland gibt 
es 1,21 Mg., an Wieſen 84,99 Mg., an Weiden 17,26 Mg., an Holzung 28,15 
Mg. H. und ſeine Gemeinde⸗Zubehbrungen gehören zur Kirche in Friedrichswald, 
und durch dieſe zur Priemhauſenſchen Pfarre. Dagegen iſt Friedrichswald nach 
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H. eingeſchult. Der Herzog Johann Friedrich ſchenkte dieſes Dorf, welches ehe⸗ 
mals Butterdorf geheißen haben ſoll, ſeinem Hofnarren Jürgen Hinze, gemeiniglich 
Claus Hinze genannt, dem es nicht nur ſeinen gegenwärtigen Namen, ſondern auch 
die Befreiung von der Theilnahme an den Wolfsjagden, die zu ſeiner Zeit wol 
haüfig porgekommen ſein mögen, verdankt. Der Grabſtein des Claus Hinze war 
auf dem hieſigen Kirchhofe — die Kirche ſelbſt oder Kapelle iſt im 30jährigen 
re zerſtört worden — war noch zu Brüggemanns Zeit, 1784, vorhanden, und 
zu Olrichs Zeit, 1764 noch ein Theil der Inſchrift lesbar, der zufolge der „luſtige 
Geſellſchafter“ Johann Friedrichs am 17. März 1599, ein Jahr vor ſeinem Herrn, 
geſtorben iſt. Sein Ende war tragiſch. Um dem Herzoge das Fieber durch einen 
Schreck zu vertreiben, ſtößt er ihn in einen Teich. Zur Strafe für Anwendung 
dieſes gewaltſamen Heilmittels ſoll er ſcheinbar hingerichtet werden. Statt des 
Schwertes iſt der Nachrichter mit einer Ruthe bewaffnet. Aber die Angſt bei den 
Vorbereitungen zur Hinrichtung wirkte ſo auf ihn, daß er beim erſten Schlage 
hinfällt und todt bleibt. 

Hornskrug, Förſterei beim, im Jagen 21 des Püttſchen Forſtreviers, 
iſt im Jahre 1830 erbaut. Sie beſteht aus 1 Wohnhauſe mit Wirthſchaftsgebaüden 
und hatte nach ihrer Errichtung 11, jetzt nur 2 Einw. Es waren ihr 16 Mg. 94 
Ruth. beigelegt, nämlich 10 Mg. 94 Ruth. Hofſtelle, Garten und Acker, und eine 
Wieſe von 6 Mg, die 1½ Mle. entfernt an der Ihna im Jagen 1 liegt. Jetzt 
betragen die Dienſtländereien, nach Angabe des Forſtetats 19 Mg. 63 Ruth. Das 
Land iſt eben, ſchlechter Sandboden mit Eiſenſtein untermiſcht. Die Förſterei liegt 
mit ihrem Acker auf der Gränze des Püttſchen Forſtreviers und auch auf der des 
Naugarder Kreiſes gegen den Randowſchen Kreis, innerhalb deſſen der Gaſthof 
Hornskrug nur 250 Schritte vom Forſthauſe entfernt iſt, in einer, damals, 4—6⸗ 
jährigen Kiefernſchonung, hart an der großen Staatsſtraße von Stettin nach Danzig. 
Gegen NND. ift die Oberförſterei Pütt, an derſelben Straße, Mle., eben fo weit 
gegen N. das Dorf Gr, Chriſtinenberg, zu deſſen Gemeindebezirk das Forſt⸗ 
haus gehört, gegen W. der Dammſche See / Mln., gegen SW. die Stadt 
Dammſche Forſt und dieſe Stadt 1 Mle., gegen O. das Püttſche Forſtrevier 
bis zu dem 1¼ Mle. entfernten Ihnafluß. Genehmigung und Beſtätigung des 
Namens Seitens der Königl. Regierung durch Amtsblatt⸗Bekanntmachung vom 
26. Auguſt 1836. 

Ihnazoll, Etabliſſement, an der Ihna und an der Gränze des Saziger 
Kreiſes, beſteht aus dem Ihnakruge und zwei Büdnereien, 3 Wohnhaüſern mit 27 
Einw. und gehört zum Gemeindebezirk Hinzendorf. Die Ländereien begreifen 
27 Mg. 55 Ruth. Die Landſtraße von Stettin nach Maſſow, Daber u. ſ. w. über⸗ 
ſchreitet hier den Ihnafluß auf zwei Brücken, der Ihnabrücke ſelbſt von 105 F. 
und der langen Wieſenbrücke von 300 F. Länge, beide 18 F. breit. Es wird hier 
ein Brückenzoll auf Grund eines Tarifs erhoben, der vom König⸗Herzoge Friedrich 
Wilhelm I. unterm 10. September 1736 feſtgeſetzt iſt. Der Ihnakrug iſt in Ver⸗ 
bindung mit der Hebung des Ihnabrückenzolls mittelft Vertrages vom 24. Auguſt 
1786 vererbpachtet, der Krugverlag durch Contract vom 10. Auguſt 1818. In dem 
erſten Vertrage hat ſich Fiskus reſervirt: das Obereigenthum, das Vorkaufsrecht, 
daher bei jedesmaligem Verkauf der Conſens der Königl. Regierung eingeholt 
werden muß. Bei jedesmaliger Befigveränderung muß 0,7 des unveränderlichen 
Erbpachtcanons von Thlr. 3. 4. 2 Pf. für den Ihnakrug und damit verbundene 
Landung von 5 Mg. 156 Ruth., als Laudemium entrichtet werden. Der Erb⸗ 


278 Der Naugarder Kreis. 


pächter muß nach § 4 des angeführten Erbpachtcontracts die Erbpacht für den von 
ihm zu erhebenden Brückenzoll jedes Mal nach der Fraction der Einnahme in den 
letzten 6 Jahren für die folgenden 6 Jahre entrichten, und Behufs der 6jährigen 
Veranſchlagung der Erbpacht über die Zolleinnahme bei 100 Thlr. Strafe ganz 
genaue Regiſter dergeſtalt führen, daß er ſelbige jedes Mal beeidigen kann. Die 
alfo regulirte Erbpacht des Brückenzolls für die Periode vom 1. Januar 1837 bis 
dahin 1843 betrug Thlr. 121. 10. 3 Pf. — (Die wirkliche Einnahme an Brücken⸗ 
zoll betrug 1814 nach jähriger Fraction Thlr. 324. 10. 8 Pf.) Fiskus hat für 
die Unterhaltung der Brücken Sorge zu tragen; welcher Hülfsleiſtungen er ſich dabei 
bedient, iſt in verſchiedenen Artikeln dieſes Abſchnitts nachgewieſen. Man vergl. 
unten Anhang. Für den Krugverlag zahlte Erbpächter, laut Contr. vom 10. 
Auguſt 1818 einen Canon von 10 Thlr. mit der Bedingung, daß derſelbe bis 1. 
Juni 1820 abgelöft ſein ſollte, was 1838 aber noch nicht geſchehen war. Durch Erb⸗ 
verſchreibung vom 17. Februar 1817 erwarb er die Forſtparcele Eiskuhlenberg gegen 
einen Canon von Thlr. 2. 7. 6 Pf., der laut Befreiungsurkunde vom 16. Januar 
1839 abgelöft iſt. Auf beiden Büdnerſtellen haftete ein Grundzins von 12 Thlr. 
3 Sgr. 


Jägersweil, Etabliſſement von 1 Wohnhauſe, 7 Einw. und 92 Mg. 
144 Ruth. an Grundſtücken, gehört zum Gemeindebezirk Franzhauſen und liegt 
unmittelbar an der Gränze des Randowſchen Kreiſes unfern der zur Stadt Damm 
gehörenden Hammermühle auf der Plöne. War ehedem ein Forſt⸗Dienſt⸗Etabliſſement, 
welches nach der benachbarten Mühle Hammer hieß, und mittelſt Vertrags vom 
14. April 1825 gegen einen Domainenzins von 4 Thlr. und Übernahme von 
10 Thlr. Grundſteüer veraüßert wurde. J. gehört zur Kirche in Auguſtwald. 


Kählung, Etabliſſement von 8 Wohnhaüſern und 42 Einw., zur po⸗ 
litiſchen und Schulgemeinde Barenbruch gehörig. Die 12 baüerlichen Wirthe 
in Barenbruch haben mittelſt Contracts vom 28. Auguſt 1825 eine, 34 Mg. 116 
Ruth. große Forftparcele, die Kählung genannt, zum Eigenthum kaüflich erworben, 
und dieſelbe zur Anſiedlung von 8 Büdnereien wieder veraüßert. Das Dörfchen 
liegt / Mle. vom Dorfe Barenbruch gegen SO. entfernt, unmittelbar an der 
Gränze des Greifenhagenſchen Kreiſes. Eingepfarrt iſt es zur Belkowſchen Filial⸗ 
kirche Kublank. e 


Kerſtenswald, Erbzinsgut, zur Gemeinde Friedrichswald gehbrig 
und von dieſem Dorfe ¼ Mile. gegen S. entfernt, bildet in Bezug auf die Grund⸗ 
ſteüer einen ſelbſtändigen Erhebungsbezirk. Das Gut hat 3 Wohnhaüſer, beſteüert 
mit Thlr. 2. 26 Sgr., und 4 ſteüerfreie Gebaüde. Einwohnerzahl 7. Der Flächen⸗ 
inhalt beträgt „ „ A an ene. e e ee VON ra 
wovon 306,98 Mg. an Grundſteüer Thlr. 16. 21. 11 Pf. zu erlegen haben. Acker⸗ 
land 190,26 Mg., Ertrag 16 Sgr., Gärten 2,58 Mg., Wieſen 54,36 Mg., Weiden 
30,75 Mg., Holzung 29,93 Mg. Der Förſter Kerſten, zu Friedrichswald, hat dieſes 
Gut im Anfange der achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts auf einer Fläche 
von 70 Mg. Acker und 50 Mg. Wieſen zur Anſiedlung von 4 Familien gegründet. 
Der Erbzinsvertrag datirt jedoch erſt vom 5. Juni 1791. In dem Contracte ift 
ein Erbzins von Thlr. 36. 17. 6 Pf. beſtimmt, wie denn auch Fiskus die gewöhn⸗ 
lichen Reſervate ſich vorbehalten hat, als Obereigenthum, Vorkaufsrecht, event. 0,1 
des Canons als Laudemium, Rückfallsrecht, Jurisdiction. Nach Kerſten wurde das 
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Gut beſeſſen, ſoweit bekannt, von Göring, Schön, Kaufmann Colberg in Berlin. 
Jetziger Beſitzer: Niebuhr, ein Urenkel von Karſten N., dem erſten wiſſenſchaftlichen 
Reiſenden nach Arabien ꝛc., Enkel von Berthold N., dem Hiſtoriker und Diplomaten. 

Es iſt möglich, daß das Etabliſſement Wilbelmsthal, welches dicht bei K., 
auf deſſen Weſtſeite liegt, jetzt aber ohne Gebaüde mit K. verbunden iſt, minde⸗ 
ſtens wurde es gemeinſchaftlich mit K. bis zum Jahre 1842 von Schön beſeſſen. 
Die Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Tabellen des F. M. führen dieſes Etabliſſement 
als Pertinenz von Friedrichswald auf (S. 274). Den fiskaliſchen Grund und Boden, 
auf welchem W. von dem Juſtizrath Zimmermann errichtet worden iſt, erwarb 
derſelbe durch Erbverſchreibung vom 12. November 1800, worin ein erhöhbarer 
Erbpachtcanon von Thlr. 31. 17. 3 Pf. incl. 7½ Thlr. Gold und die bekannten 
Reſervate von Seiten des Fiskus ausgemacht wurden. 


Neüenkamp, Colonie, dicht bei Hinz endorf, weſtlich davon gelegen 
und zu deſſen Gemeindebezirk gehörig, beſteht aus 6 Wohnhaüſern mit 57 Einw., 
5 Coloniſtenſtellen und 1 Büdnerei. Für jene wurde der Grund und Boden vom 
Fiskus durch Erbverſchreibung vom 2. Juni 1782 über 125 Mg., und vom 1. 
Juni 1753 über 15 Mg zum Eigenthum erworben. Dieſe 140 Mg. find unter 
die 5 Colonien zu je 28 Mg. vertheilt, und jeder Stelle ein Grundzins von 
9½ Thlr. auferlegt worden. Die erſte Erbverſchreibung hat die 5 Coloniſten vers 
pflichtet, als Tagelöhner bei den Amtsvorwerken zu arbeiten und erhält jeder an 
Tagelohn in der Heü⸗ und Kornärnte 6 Sgr. 3 Pf., und wenn ſie mähen, 
außerdem 2 Quart Speiſebier, in der übrigen Jahreszeit 5 Sgr., die Frauen er⸗ 
halten das ganze Jahr über an Tagelohn täglich 2 Sgr. 6 Pf. Später haben 2 
Coloniſten durch Contract vom 5. November 1824 eine Forſtparcele von 21 Mg. 
121 Ruth. zu ihren Grundſtücken hinzugekauft, wobei fie 2 Thlr. Grundſteüer über⸗ 
nommen haben. Die Büdnerſtelle mit 3 Mg. 123 Ruth. Forſtgrund ward durch 
den Erbpachtcontract vom 27. November 1824 errichtet. Es ruhte auf dem Grund⸗ 
ſtück ein Canon von 1 Thlr., der 1831 abgelöft worden iſt. Ganz Neüenkamp hat 
ein Areal von 165 Mg. 67 Ruth. Die Communal-, kirchlichen und Schul⸗Ver⸗ 
hältniſſe ſind wie in Hinzendorf. 


Petryshof, Etabliſſement, zum Gemeindebezirk Zimmerman ns⸗ 
horſt gehörig, iſt, auf Grund des Erbpachtcontracts vom 25. November 1820, 
von dem Erbpächter Johann Friedrich Petry im Jahre 1821 auf ehemaligen Dienſt⸗ 
pertinenzien der Oberförſterei Friedrichswald, welche den Namen „die haubüchenen 
Briege“ führten, angelegt worden. Das Grundſtück iſt 33 Mg. 172 Ruth. groß 
und wurde mit einem Familienhauſe bebaut, welches 2000 Schritte von Kerſtens⸗ 
wald gegen SW. belegen iſt. Der Name Petryshof wurde durch Miniſterial⸗Re⸗ 
ſeript vom 27. Juli 1821 genehmigt. Als unveränderlicher Erbpachtcanon find 
Thlr. 9. 11. 9 Pf. feſtgeſtellt worden und das Obereigenthum vorbehalten. Mit 
Conſens vom 30. Juli 1823 iſt das Grundſtück in zwei Hälften getheilt worden. 
In der Folge fand eine weitere Parcelirung Statt, denn jetzt ſind hier 8 bewohnte 
Büdnerſtellen, eine jede mit 4 Mg. 88 Ruth. Zahl der Einwohner 20, einge⸗ 
pfarrt in Friedrichswald, eingeſchult in Zimmermannshorſt. 


Poſtbaum, Förſterei des Friedrichswaldſchen Reviers, mit 1 Wohn⸗ 
hauſe, 1 Einw. und 68 Mg. 120 Ruth. Dienſtländereien, gehört zur politiſchen 
und Schulgemeinde Zimmermannshorſt, ſüdöſtlich vom Dorfe unmittelbar an der 
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Gränze des Saziger Kreiſes unfern des Punktes, wo dieſer Kreis mit dem Nau⸗ 
garder und dem Greifenhagenſchen Kreiſe zuſammenſtößt. Ehedem war hier eine 
Holzſchläger⸗Wohnung, welche an dem, von Stargard durch das Dorf Seefeld und 
die Friedrichswaldſche Forſt auf feſterm Boden, als die gewöhnliche Landſtraße, 
führenden Nebenwege lag, weshalb derſelbe von der Fahrpoſt benutzt wurde, für 
alles andere Fuhrwerk aber durch einen Schlagbaum verſchloſſen war. Kam der 
Poſtwagen, fo wurde der Schlagbaum geöffnet, daher rührt der Name Poſtbaum. 


Pütt, Oberförfterei für das nach ihr benannte Staats⸗Forſtrevier, beſteht 
aus 1 Wohnhauſe mit 10 Einw. und 85 Mg. 49 Ruth. Dienſtländereien, und 
gehört zur politiſchen und Schulgemeinde Gr. Chriſtinenberg, ſo wie zur Kirche in 
Eliſenau. Das Etabliſſement liegt, am weſtlichen Rande der Forſt, unmittelbar 
an der großen Staatsſtraße von Stettin nach Danzig, 4 Mle. von Naugard 
gegen SW., 1 ½ Mle. von Damm, in welcher Stadt die Forſtkaſſe für das Püttſche 
Revier und für die, im Greifenhagenſchen Kreiſe belegenen, zwei Forſtreviere Klütz 
und Mühlenbeck ſich befindet. 


Püttkrug, Krugwirthſchaft, ½ Mle. nördlich von der Oberförſterei Pütt 
an derſelben Straße, hat 2 Wohnhaüſer, 23 Einw., und an Grundſtücken 36 Mg., 
für welche, laut Erbverſchreibung vom 4. Febr. 1790, bezw. vom 16. April 1804, 
ein unveränderlicher Canon von 15 Thlr., auch mit Vorbehalt des Obereigenthums 
und des Vorkaufsrechts, entrichtet wird. Pertinenz der politiſchen und Schul⸗ 
gemeinde Kl. Chriſtinenberg und der Kirchengemeinde Eliſenau. — Es ſei daran 
erinnert, daß Pütt ein plattdeütſches Wort iſt, welches einen Ziehbrunnen bedeütet, 
wie er auf dem Lande, bei geringer Tiefe des Quellwaſſers unter der Oberfläche, 
allgemein zu ſein pflegt. 


Roſenow, Pfarrkirchdorf mit 420 Einwohnern, ehemals zum Amte 
Maſſow gehörig, 3 Min. von Naugard gegen SSW. und eben jo weit vom Amts⸗ 
ſitze Kolbaz NNO., in deſſen Bezirke R. die am weiteſten gegen NO. belegene 
Ortſchaft iſt, / Min. von Maſſow gegen W., beſteht aus 17 Bauer- und 4 Koſſaten⸗ 
höfen nebſt 6 alten Büdnerſtellen, davon die älteſte einen Grundbrief vom 16. 
Juli 1765 hat, die jüngſte auf dem Vertrage vom 3. Juli 1834 beruht. Die 
Bauern und Koſſaten ſind durch Receß vom 31. December 1833 regulirt worden. 
Hiernach beträgt die von den 17 Bauerhöfen zu entrichtende Rente, nachdem bei 
deren Ermittelung die Pfarrabgaben zu ½ angerechnet worden, überhaupt 281 Sch. 
9 Mtz. Roggen, welche jedoch nicht in Körnern, ſondern nach dem 10jährigen Durch⸗ 
ſchnitts⸗Martini⸗Marktpreiſe des Roggens in der Stadt Golnow in Gelde entrichtet 
wird. Die Geldrente wird in der Art von 10 zu 10 Jahren aufs Neüe ermittelt, 
daß der Durchſchnittspreis der letzten 10 Jahre die jährliche Geldrente für die 
nächſten 10 Jahre bildet, wovon jedoch immer die auf die Rente⸗Grundſtücke tref⸗ 
fende Contribution (Grundſteüer) überhaupt mit Thlr. 112. 1. 6 Pf, in Abrech⸗ 
nung kommt. Die nach den Durchſchnittspreiſen des Martini⸗Markts zu Golnow 
während der Jahre 1820—1829 ermittelte Geldrente betrug für die erſte 10jährige 
Periode vom 1. Januar 1830 bis ult. December 1839 nach Abzug der Grund⸗ 
ſteüer Thlr. 198. 6. 5¼ Pf. Die 4 Koſſaten find zu einem unveränderlichen 
Domainenzins von Thlr. 27. — 8 Pf. regulirt worden. Überhaupt betrugen die 
Domainen⸗Abgaben in der gedachten Periode Thlr. 236. 15. 2 Pf. und die Con⸗ 
tribution, nach der alten Verfaſſung, Thlr. 358. 17. 10 Pf. Nach der jetzigen 
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Verfaſſung beträgt die Grundſteüer Thlr. 231. 9 Sgr., welche von 2976,67 Mg. 
zu entrichten iſt, während 159,01 Mg. ſteüerfrei ſind, als Liegenſchaften der geiſt⸗ 
lichen Inſtitute. Die ganze Feldmark aber begreift 3270,22 Mg., 
darunter 2109,56 Mg. Ackerland, mit 28 Sgr. Reinertrag vom Mg., kein Garten⸗ 
land, 410,97 Mg. Wieſen, 615,15 Mg. Weiden, keine Holzung. Die Zahl der 
beſteüerten Wohnhaüſer beträgt 58, welche, incl. von 3 gewerbl. Gebaüden, mit 
Thlr. 40. — 4 Pf. beſteüert find. Steüerfrei find 80 Gebaüde, darunter die des 
Pfarrgehöfts und der Küſterſchule. Filialkirchen der hieſigen Mutterkirche ſind zu 
Damerwitz, wohin das Gut Wilhelminenberg eingepfarrt iſt, und zu Darz. Die 
17 Bauern und 4 Koſſaten ſind übrigens zu Fuhrdienſten bei Neü⸗ und Reparatur⸗ 
bauten der Brücken am Ihnazoll verpflichtet, wogegen ſie daſelbſt Zollfreiheit 
genießen. Ihre gutsherrlichen Abgaben ſind von dem Amortiſations⸗Fonds übernommen. 


Sophienthal, Groß-, Dorf, 4 Min. von Naugard gegen SW., 1 Mle. 
von Golnow gegen SSW., in der großen Niederung, welche ſich zwiſchen der 
„Golnowſchen Waldeinöde“, Solitudo de Golinog der Urkunden, 1220 — und 

| dem Dammſchen See erſtreckt, iſt, wie das Dorf Klein⸗Sophienthal, im 18. Jahr⸗ 
| hundert um dieſelbe Zeit angelegt, in welcher die Ortſchaften Chriſtinenberg ent⸗ 
ſtanden ſind. Gr. S. macht auf der Nordſeite den Schluß der langen Meridian⸗ 
Reihe von Ortſchaften, deren ſüdliches Ende von Gr. Chriſtinenberg bezeichnet iſt 
S. 270). Das Dorf beſteht aus 6 Bauer⸗ oder Coloniſtenhöfen, jeder von 83 
Mg. 14 Ruth. Areal, welche durch den Vertrag vom 10. Juni 1832 und deſſen 
Nachtrag vom 4. December 1834 dahin regulirt worden ſind, daß der Domainen⸗ 
zins von jedem Hofe zu Thlr. 11. 20 Sgr. und die Grundſteüer zu Thlr. 2. 
10 Sgr. feſtgeſetzt wurde. Jeder Wirth erhielt Weideberechtigung in der Püttſchen 
Staatsforſt unter den Modalitäten, welche bei Chriſtinenberg ꝛc. angegeben ſind. 
Nach der jetzigen Verfaſſung hat Gr. S. 104 Einw. in 13 Wohnhaüſern, die mit 
Thlr. 11 6 Sgr. beſteüert ſind, und 16 ſteüerfreie Gebaüde. Die Feldmark, in 
der jetzt 12 Parteien angeſeſſen find, begreift m 
und zwar an Ackerland 317,95 Mg., mit 17 Sgr. Ertrag, 7 Sgr. unter dem Kreis⸗ 
durchſchnitt, an Gartenland 1 Mg,, an Wieſen 172,13 Mg., an Weiden nichts, 
an Holzung 149,39 Mg. Mit Thlr. 38. 10. 9 Pf. zu verſteüern ſind 638,14 Mg., 
ſteüerfrei 2,33 Mg. als Theil der Dienſtländereien des Schullehrers zu Kl. Sophien⸗ 
thal, wohin die ſchulpflichtigen Kinder eingeſchult ſind. Der dortigen Kirche iſt 
Gr. S. auch eingepfarrt. 


Sophienthal, Klein-, Kirchdorf, ſchließt ſich an das vorige Dorf an 
deſſen Südſeite unmittelbar an, und gränzt mit ſeiner Südſeite an Eliſenau. Es 
enthält 18 Koſſaten⸗ oder Coloniſtenhoͤfe, von denen jedem ein Areal von 25 Mg. 
168 ¼ Ruth. zugetheilt iſt. Der Regulirungs⸗Vertrag dieſes Dorfs datirt vom 
13. Februar 1825. Darin iſt für jeden Hof ein Grundzins von Thlr. 6. 20 Sgr. 
und Thlr. 1. 10 Sgr. Grundſteüer ausgemacht, jedem Wirth aber auch Weide⸗ 
freiheit in der Püttſchen Forſt unter den bekannten Modalitäten zugeſtanden. Die 
Schule hat bei der Reguliruug 11 Mg. 40 Ruth. Laud bekommen. K. S. hat 
108 Einw., 15 Wohnhaüſer (nach der ſtatiſtiſchen Tabelle 17) und 1 gewerbl. Geb., 
mit Thlr. 10. 18 Sgr. beſteüert, und 30 ſteüerfreie Gebaüde, darunter das Schul⸗ 
haus. Die Feldmark, in die ſich jetzt 18 Beſitzer theilen, begreift. 549,92 Mg, 
wovon 505,57 Mg. mit Thlr. 37. 1. 9 Pf. Grundſteüer belegt, und 13,26 Mg. 
ſteüerfrei ſind; Ackerland 246,71 Mg. mit 19 Sgr. Ertrag, mithin etwas ergiebiger 
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als das Feld in Gr. S., Gärten nichts, Wieſen 153,08 Mg., an Weiden nichts, 
Holzung 119,04 Mg. In der erſten Zeit nach Anlage der beiden Ortſchaften 
S. hatten die Anſiedler ihren öffentlichen Gottesdienſt auf dem Amtshauſe zu 
Rörchen, wohin der Prediger aus Lübzin kam, um denſelben abzuhalten. Daſſelbe 
Verhältniß fand bei den Anſiedlern von Cbriſtinenberg Statt. Seitdem aber in 
Gr. Chriſtinenberg und hier in Kl. S. Kirchen gebaut waren, wurden beide Filiale 
von Lübzin, von dem ſie aber getrennt wurden, nachdem der Pfarrſprengel Eliſenau 
errichtet worden iſt, dem ſie zugetheilt ſind. | 


Theerofen bei Friedrichswald, Etabliſſement, unweit des Dorfs, 
Gebaüde und Einwohnerzahl bei dieſem mit enthalten. Es gehören zu dieſem 
Etabliſſement 98 Mg. 101 Ruth. Erbpachtgut zufolge Vertrags vom 12. April 
1786; Canon Thlr. 15. 25. 8 Pf. Außer dieſen Erbpachtgefällen für die Län⸗ 
dereien hatte der Erbpächter laut Contracts für 7 Brände Theer 90 Thlr. zu ent⸗ 
richten. Nach dem Minifterial-Refeript vom 23. Juni 1827 iſt dieſe Pacht für 
einen Brand auf 22 ¼ Thlr., inel. 10 Thlr. Gold, feſtgeſetzt, welche auf den Etat 
des Forſtreviers Friedrichswald gebracht wurde, auf dem ſie aber jetzt nicht mehr 
ſteht. Bei der Vererbpachtung fanden die gewöhnlichen Reſervate, als Obereigen⸗ 
thum ꝛc. Statt. 1 


Theerofen an der Ihna, Etabliſſement, 2 Wohnhaüſer, 19 Einw., 
Areal 48 Mg. 160 Ruth., liegt 150 Ruth. unterhalb des letzten Hauſes von Unter⸗ 
Carlsbach, gehört zur politiſchen und Schulgemeinde Carlsbach und zur Kirchen⸗ 
gemeinde Friedrichswald. 


Wilhelminenberg, Gut. ½ Mle. von Damerwitz gegen O., an der 
Landſtraße, welche von Maſſow über Ihnazoll nach Damm und Stettin führt, zur 
politiſchen, Schul- und Kirchengemeinde gehörig, 4 Wohnhaüſer, 44 Einwohner. 
Der Oberamtmann Zimmermann zu Friedrichswald hat mittelſt Contracts vom 
24. December 1822 eine 101 Mg. große Forſtparcele des ‚aufgelöften Reviers Darz, 
mit der kleinen Jagd, doch ohne Obereigenthum, hohe und Mitteljagd, gegen einen 
Canon von Thlr. 22. 20 Sgr. in Erbpacht genommen, und auf dieſem Grundſtück 
den neüen Wohnplatz, beſtehend bei ſeiner Gründung aus 2 Haüſern, — dem herr⸗ 
ſchaftlichen und einem Tagelöhnerhauſe — und von 9 Perſonen bewohnt, im Jahre 
1823 angelegt. Der von dem Gründer des Etabliſſements für daſſelbe gewünſchte 
Namen iſt von der Königl. Regierung unterm 26. November 1823 genehmigt und 
durch Amtsblatt⸗Bekanntmachung zur offentlichen Kenntniß gebracht. Mit dem 
Gute ſind in der Folge vereinigt worden: 1) Die 202 Mg. 153 Ruth. großen Ländereien 
des Piperſchen Bauerhofes zu Darz im Jahre 1826; und — 2) eine andere Forſt⸗ 
parcele von 198 Mg. 34 Ruth. mit der Mittel⸗ und kleinen Jagd durch Kaufcon⸗ 
tract vom 31. März 1831, ſo daß dadurch das Gut einen Umfang von 495 Mg. 
7 Ruth. erhalten hat. Auf den beiden zuletzt genannten Grundſtücken haftet ein 
Domainenzins von Thlr. 58. 18. 2 Pf., und auf dem ganzen Gute eine Contri⸗ 
bution von Thlr. 22. 12. 7 Pf. nach alter Steüerverfaſſung. Die jetzigen Steüern 
ſind unter denen enthalten, womit die Gemeinde Damerwitz (S. 271) belaſtet iſt. 


Zimmermannshorſt, Colonie, 4% Mn. von Naugard gegen SW.z. S., 
127, Mle. von Kolbaz gegen NO., an der Gränze des Saziger und des Greifen ⸗ 
hagenſchen Kreiſes, iſt auf dem Fundo des Amts Friedrichswald, nach dem Vertrage 
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vom 15. October 1785 und deſſen Nachtrage vom 9. Februar 1793 als Erbzinsgut 
mit einem Areal von 563 Mg. 140 Ruth. von dem Generalpächter des Amts 
Friedrichswald, Juſtizrath Zimmermann, Vater des Gründers von Wilhelminenberg, 
angelegt worden, indem derſelbe einenErbzins zumBetrage von Thlr. 294. 7. 3 Pf. über⸗ 
nahm. Zu den Vorbehalten des Fiskus gehörte, wie gewöhnlich, die Gerichtsbar⸗ 
keit, die Laudemialverpflichtung im Falle der Nichtausübung des Vorkaufsrechts. 
Die beiden zuletzt genannten Reſervate ſind laut Befreiungsurkunde vom 8. November 
1822 durch Kapital abgelöſt. Zu Ende des zweiten Jahrzehends im laufenden 
Jahrhundert iſt das Gut, nachdem es mittelſt Vertrags vom 2. Juli 1820 einen 
andern Beſitzer erhalten, vollſtändig zerſchlagen und daraus eine Colonie von 10 
Stellen verſchiedener Größe gebildet worden. Zu der Zeit, als die Verhandlungen 
wegen Regelung der neüen Rittergutsmatrikel des Naugarder Kreiſes ſchwebten, 
traten die Beſitzer der Coloniſtenſtellen unterm 29. Januar 1826 mit dem Antrage 
hervor, Zimmermannshorſt in die Matrikel mit aufzunehmen, wurden aber, nachdem 
jene Verhandlungen geſchloſſen waren, ſelbſtverſtändlich, durch Ober⸗Präſidial⸗Erlaß 
vom 29. Mai 1828 abſchläglich beſchieden. Das Areal der Colonie iſt in den 
Jahren 1825 und 1827 durch Ankauf von zwei Forſtparcelen, zuſammen 60 Mg. 
16 Ruth. groß, erweitert. Die Verhältniſſe der einzelnen Colonien ſind durch den 
Parcelirungs⸗Receß vom 12. Februar 1831 geordnet worden. In dieſem Receß 
iſt, nat Rückſicht auf die hinzugekommenen Forſtparcelen, der Erbzins auf Höhe 
von Thlr. 348. 26 Sgr. feſtgeſetzt, d. i. Thlr. 24. 8. 9 Pf. mehr, als von dem 
urſprünglichen Areal des Guts entrichtet wurde. Den Erbzinsbeſitzern wurde zu 
ihrer Conſervation bis ult. 1835 ein jährlicher Canon⸗Erlaß von Thlr. 62. 29. 
3 Pf. bewilligt und dieſer Erlaß demnächſt durch Cabinets⸗Ordre vom 23. Sep⸗ 
tember 1835 auf fernere 6 Jahre bis Ende December 1841 ausgedehnt. Zu 
den Vorbehalten des Fiskus gehören, außer der Jurisdiction, 1) das Obereigenthum, 
indem den Beſitzern nur das nutzbare Eigenthum zuſteht. 2) Das Erbzinsrecht 
jedes Beſitzers geht verloren, wenn der Canon über 2 Jahre rückſtändig bleibt und 
im Zten Jahre für die zwei verfloſſenen Jahre nicht doppelt erlegt wird. 3) Die 
Coloniſten ſind verpflichtet, die Abzugsgräben von Zimmermannshorſt nach der 
Ihna da, wo derſelbe Domainen- oder Forſtgrundſtücke durchſchneidet oder mit 
dieſen gränzt, ohne Entgeld jährlich mindeſtens zwei Mal. von Kraut zu reinigen, 
welche Verpflichtung jedoch aufhört, ſobald die betreffenden fiskaliſchen Grundſtücke 
in den Privatbeſitz eines Dritten übergehen. Die vollſtändigen Aufraümungen 
dieſes Grabens, ſofern dazu förmliche Auſgrabungen erforderlich find, bleiben jedoch 
da, wo derſelbe fiskaliſche Grundſtücke berührt, Pflicht des Fiskus. Zu bemerken 
iſt, daß die 90 Mg. große 10te Colonie zu Z. ſeit der Parcelirung des Guts und 
noch 1838 den Hoſpitälern St. Spiritus, St. Jürgen und Elend in Stargard ge⸗ 
hörte, und daß von dieſem Grundſtück ein kleiner Theil des Erbzinſes laut Be⸗ 
freiungsurkunde vom 31. December 1828 abgelöſt war. Jetzt ſcheint das Grund⸗ 
ſtück nicht mehr im Beſitz der Hoſpitäler zu ſein. Weitere Parcelirungen haben in 
großem Umfange Statt gefunden. 3. hat gegenwärtig 37 Parcelenſtellen mit eben 
ſoviel Wohnhaüſern und 299 Einw. Zum Gemeindebezirk gehören Bien en furth, 
Carolinenhorſt Bahnhof, Petryshof und Poſtbaum. Die beiden För⸗ 
ſtereien und der Bahnhof kommen bei der Arealsbeſtimmung ꝛc. des Gemeindebezirks 
nicht in Betracht. Dieſer enthält aber mit Petryshof gegenwärtig 43 Grundbeſitzer 
im dend an 8 nn d. ae A. Hu f,: Mg 
großen Feldmark, in der 734,41 Mg. mit Thlr. 34. 9. 8 Pf. beſteüert, 6,77 Mg. 
36* 
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Schulland aber ſteüerfrei ſind. Ackerland 637,5 Mg., Ertrag 15 Sgr. pro Mg., 
oder 9 Sgr. unterm Kreisdurchſchnitt: kein Gartenland, Wieſen 22,48 Mg., Weiden 
71,5 Mg., Holzung 9,34 Mg. Auf einer Fläche von 18,24 Mg. ſtehen 44 Wohn⸗ 
haüſer und 1 gewerbl. Geb., mit Thlr. 17. 16 Sgr. Steüer belegt, ſo wie 51 
ſteüerfreie Gebaüde, darunter das Schulhaus. Jeder der Coloniſten von Z. hat 
ſich auf ſeiner Parcele angebaut, in Folge deſſen die Wohnungen zerſtreüt liegen 
und keinen geſchloſſenen Ort bilden, wie es bei alten Dörfern der Fall iſt. Zur 
Schulſocietät gehören, außer der Colonie Z., das Gut und das Dorf Münſterberg, 
das Mühlenweſen daſelbſt, Petryshof, Bienenfurth und Poſtbaum. Friedrichswald 
iſt der Kirchort für Z. und ſeine Zubehörungen, mit Ausnahme des Bahnhofes bei 
Carolinenhorſt, der in Kublank eingepfarrt iſt. 


Anhang. 
Betreffend Dienſte zu den Brückenbauten beim Ihn azoll. 


Bei Neü⸗ und Reparaturbauten der großen Ihnazoll⸗Brücke und der langen 
Wieſen⸗Brücke, ſo wie des Steindammes zwiſchen beiden Brücken und der Bohl⸗ 
werke, in ſoweit ſie mit den Brücken in Verbindung ſtehen, ſind verpflichtet: 

a) Fuhrdienſte zu leiſten. 
Im Amte Kolbaz, Maſſow'ſchen Antheils: 


3 Bauern 1 Koſſat in Priemhauſen, gleich zu rechnen 3% Vollbauer. 
17 „ ie n 7 

„ 2 an Daner witze. , 9a eee eee e ee. 40 7 
13 „ D in Dars tut e ee ien, ee n MR 13 1 


Im Amte Naugard, N 
Maſſowſchen Antheils. 


16 
ne \ j N f 
1 Dreiviertelbauer 4 Koſſaten in Falkenberg 18°, 
2 Halbbauern 
6 Bauern in Netendarf . 6 a 
59 Bauern 


1 Dreiviertelbauer 11 Koſſaten im Ganzen, gleich zu achten 631, Vollbauer. 
2 Halbbauern 
b) Handdienſte zu leiſten. 
Die 16 Bauern zu Carlsbach und die 3 Koſſaten zu Hinzendorf, 


wogegen 
dieſe Dienſtpflichtigen von Entrichtung des Brückenzolls befreit ſind. 


Die Ortſchaften im Amte Maſſow⸗Naugard hatten die Ablöſung dieſer Dienſte 
in Antrag gebracht. Dieſerhalb erhielt der, mit Reviſion der Domainen⸗Gefälle im 
Amte Friedrichswald betraute Commiſſarius von der Königl. Regierung mittelſt 
Verfügung vom 11. Juli 1837 den Auftrag, die Zahl der Verpflichteten, das Lei⸗ 
ſtungs⸗Verhältniß und den Werth und Umfang der den Dienſtpflichtigen zuſtehenden 
Zollbefreiung zu ermitteln. Hinſichtlich des Umfangs der Fuhrdienſte waltet eine 
Differenz ob, indem die Wirthe dazu blos die Holzfuhren gerechnet wiſſen wollen 
und ihre Verpflichtung zur Anfuhr der ſonſtigen Materialien als Sand, Steine ꝛc. 
in Abrede ſtellen. Die Acten ergeben aber, daß von den Verpflichteten früher, auch 
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außer dem Holze, Sand und Steine zu den Anſchüttungen der Brücken, zum Stein⸗ 
damme zwiſchen beiden Brücken, vor dem Zollhauſe und der Uferbefeſtigung an 
der Brücke, inſoweit dieſelbe mit dieſer in Verbindung ſteht, angeſahren ſind. Ihre 
Verpflichtung hierzu iſt mithin außer Zweifel, und kann der Umſtand, daß ſie bei 
dem Bau der Brücke in den Jahren 1831 und 1832 ſich der Sand⸗ und Stein⸗ 
fuhren geweigert haben, darin an ſich nichts ändern. Als Grund ihrer Weigerung 
haben ſie übrigens angeführt, daß die Brücke der beſſern Beſchiffung der Ihna 
wegen höher gelegt, wodurch eine ungleich größere Aufſchüttung nöthig geworden 
ſei, daß aber durch dieſe im offentlichen Intereſſe geſchehene Veränderung ihre Fuhr⸗ 
verpflichtung nicht erſchwert werden könne. 

Die Zahl der Verpflichteten und das Leiſtungs⸗Verhältniß iſt oben angegeben 
und von den Verpflichteten in den eingereichten Verhandlungen anerkannt. Der 
Werth der Zollfreiheit läßt ſich kaum ſicher ermitteln, da der Zöllner darüber weiter 
keine Controle führt, wann und wie oft ein Zollfreier die Brücke paſſirt. Der 
Commiſſarius hat den Verſuch der Ermittelung dadurch gemacht, daß er die zoll⸗ 
freien Wirthe und auch den Zöllner vernommen und nach beiden Angaben Berech⸗ 
nungen aufgeſtellt, welche indeſſen auffallend von einander abweichen, indem ſich 
der Werth der Zollfreiheit nach der Angabe der Eximirten auf 46 Thlr. 12 Sgr. 
und nach der Angabe des Zöllners auf 7 Thlr. herausſtellt. 

Außer den vorbemerkten Spann⸗ und Handdienſten ſind ferner die ſämmt⸗ 
lichen Büdner zu Hinzendorf und Ihnazoll und die Etabliſſementsbeſitzer zu Fieks⸗ 
und zu Hankenhof verpflichtet, wenn der Ihnazollbrücke durch Eisgang oder Fluthen 
Gefahr droht, unverzüglich Hülfsdienſte zu leiſten, wogegen ſie ebenfalls die Be⸗ 
freiung vom Brückenzoll genießen. Der Werth dieſer durch Naturereigniſſe be⸗ 
dingten und deshalb ſehr unbeſtimmten Dienſte iſt noch ſchwieriger zu ermitteln. 
Es ſind darüber keine Regiſter geführt, die Dienſtpflichtigen auch zu einer Ablöſung 
nicht geneigt, welche überdem nicht rathſam erſcheint, da durch dieſe Dienſte bei 
drohenden Gefahren — Eisgang und Fluthen — oft große Beſchädigungen der 
Brücken und Bohlwerke abgewendet werden, indem es in ſolchen Fällen darauf 
ankömmt, augenblicklich eine Anzahl Mannſchaften zur Stelle zu haben, welches bei 
der Nähe des Dorfs ſogleich möglich iſt, dagegen ſchwerer halten würde, wenn die 
Dienſte abgelöſet wären und man erſt Leüte für Geld dingen wollte. Eine Ab⸗ 
löfung der Dienſte zu den Ihnazollbrücken kann überhaupt nur angemeſſen ſein, 
wenn ſämmtliche Dienſte abgelöft werden und wegfallen und dagegen auch die 
ganze Zollbefreiung aufhört, damit den durch dieſelbe begünſtigten Unterſchleifen 
vorgebeugt werde. Eine Ablöſung der geſammten Dienſte würde aber mit Vor⸗ 
theil kaum durchzuführen ſein, da nur die Dörfer Neüendorf, Falkenberg und 
Darz hierzu geneigt, die übrigen Dörfer aber dazu nicht geneigt ſind, dieſelbe hin⸗ 
ſichtlich der Hülfsdienſte von Hinzendorf aber, wie oben bemerkt, auch nicht rathſam 
erſcheint. Es kommt noch in Betracht, daß ſowol die Bau⸗, als die Hülfsdienſte 
mehr die Natur einer Landes⸗, Societäts⸗ und Communallaſt, als die der guts⸗ 
herrlichen Dienſte haben. In den Eigenthums⸗Verleihungs⸗Urkunden der Wirthe 
zu Darz und Priemhauſen ſind dieſelben den erſteren Laſten beigezählt, in den⸗ 
jenigen der Wirthe zu Damerwitz ſind ſie dagegen als gutsherrliche Dienſte aufge⸗ 
führt, in dem Regulirungs⸗Receſſe von Roſenow iſt ihrer gar nicht gedacht, ſie 
werden alſo hier ebenfalls zu den Communallaſten zu rechnen ſein. 

Dienſte bei Wolfsjagden und Forſtbränden ſind in den für die erbpachtlichen 
Bauernwirthe ertheilten Erbverſchreibungen und zum Theil auch in den Eigen⸗ 
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thums⸗Verleihungs⸗Urkunden bedungen. Sie werden gleich den Dienſten bei ſon⸗ 
ftigen Löſchanſtalten zu den allgemeinen Landeslaſten zu zählen und einer Ablöſung 
als gutsherrliche Dienſte nicht unterworf en ſein. 


III. 
Die Staatsforſten im Kreiſe Naugard. 


Die Oberfläche des Naugarder Kreiſes iſt, zufolge der weiter oben einge⸗ 
ſchalteten Nachweiſung des Grundeigenthums, zum Aten Theil mit Wald bedeckt; 
es beträgt nämlich die Waldfläche, auf der die Holzkultur betrieben wird Mg. 122.269,25. 

Von dieſer Waldfläche gehören zum Staatsvermbgen , 59.945,77 
mit Holz wirklich beſtandenen Bodens. Hiernach machen die Staatsforſten 49,9 
Pret., die Communal⸗ und Privat⸗Waldungen 50,1 Pret. aller Holzungen aus. 
Die Staatsforſten und die zwiſchen ihnen liegende, große Gemeindewaldung von 
Golnow bilden einen zuſammenhangenden Waldkranz längs der Weſtſeite des Kreiſes 
von der Plöne in SW. bis gegen die Rega in ND. Mit Einſchluß der in den 
Waldungen liegenden Acker⸗ und Wieſenſtücke, Brücher ꝛc. begreifen die Staats⸗ 
forſten im Kreiſe, nach den Etatsangaben .... Mg. 68.407,55 
und zerfallen in die drei Reviere: Friedrichswald, wozu die Torfgräberei in Caro⸗ 
linenhorſt gehört, Pütt und Rothenfier. 
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Das Staatsforſtrevier oder die Oberförſterei Friedrichswald, 
im Amtsbezirk Kolbaz, Naugarder Kreiſes ſüdlicher Theil. 
Zur Forſt⸗Inſpection Stettin II gehörig. 
Friedrichswald iſt 4'/, Mle. von der Kreisſtadt gegen SSW. entfernt. 
Forſt⸗Natural⸗Etat für 1863 — 1868. 
Mg. Ruth. 
Flächeninhalt een ee 28,783 142. 
Darunter zur Holzzucht nicht benutzte Fläche, einſchließlich 
der 3264 Mg. 32 Nuth. des Carolinenhorſter Moores 5,908. 96 8 
Die Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Tabellen vom Jahre 1866 geben 
den Flächeninhalt an jj „ „% 27,422 117. 
Darunter die nicht zur Holzzucht dienende Fläche 4,034. 13. 


Natural- Einnahme 
Für die Dauer der Etatsperiode können im Hochwalde jährlich geſchlagen werden: 


: Buchen. 
| Eichen. lie Hüft bord Nadelholz. | Sum ma. 
holz 5 7 9148 3165 Kl. 4 80 K. F. 
Scheite 19 1018 „ „ 75 „ 
Knüppel 17 798 60 
Stöcke 


Reiſer 1 
Summa 49 | 238 | 6424 [ 6711 Klafter. 
Procentt 0,8 0 35 96,7 D 
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Summariſcher Kubikinhalt nach Kubikfuß des ſchlagbaren Holzes: 
Bau und Nutzholz . 222,400 
Brennholz 124,230 
Derb holz EEE. 76% K.. 
Stock- und Reiſerhol z 55,245 „ 
Summa. 431,875 K.⸗F. 
Mithin pro Morgen von dem zur Holzzucht benutzten Waldboden 18,9 K.⸗F. 


Natural⸗Ausgabe und Soll-Einnahme an Geld. 
A. Unter der Taxe. 


J. Beſtimmte Holz⸗Abgaben. 

b. Gegen Schlagerlohn und event. Rückerlohn (Nebenkoſten.) 
„Statt der frühern Berechtigung zu Raff⸗ und Leſeholz erhalten die Gnaden⸗ 
ſchullehrer zu Hinzendorf, Moritzfeld, Franzhauſen, Belkow und Brenkenhofswald 
jeder 20 Kl. Kiefern Reiſer; die zu Spaldingsfeld und Carolinenhorſt jeder 10 Kl. 
desgl. Ferner empfangen: das Königl. Waiſenhaus zu Stargard 52¼ Kl. Scheite, 
7 Kl. Knüppel; der Prediger der reformirten Gemeinde daſelbſt 12½ Kl. Scheite, 
1½ Kl. Knüppel; der Rector, der Cantor und der Lehrer derſelben Gemeinde, zu⸗ 
ſammen 22 Kl. Scheite, 2 Kl. Knüppel; der Prediger zu Priemhauſen 4½ Kl. 
Scheite, ½ Kl. Knüppel; endlich der Gnadenſchullehrer zu Auguſtwald 17% Kl. 
Knüppel; im Ganzen erhalten dieſe Berechtigten 91 ¼ Kl. Scheite, 28 ½ Kl. Knüppel 
und 120 Kl. Reiſer, Alles in Nadelholz. Sodann erhalten fixirte Heidemiethe: 
die 8 Bauern und 4 Koſſaten in Rekow, die 13 Bauern zu Kublank und die 17 
Bauern und 3 Koſſaten zu Belkow 176 Kl. Kiefern⸗Reiſer, zuſammen genommen. 


c. Gegen Hauerlohn und Stammgeld, bezw. Brennzins. 

Die Freiſchulzen zu Werben, Belkow, Kublank, Gr. Schönfeld und Rekow 
jeder 5¼ Kl. Scheite, / Kl. Knüppel; der Superintendent zu Werben 9 Kl. 
Scheite, 1 Kl. Knüppel; der Eigenthümer in Hankenhof 2 Kl. Knüppel, 10 Kl. 
Reiſer, Alles in Nadelholz. 


II. Unbeſtimmte Holz⸗Abgaben. 
b. Gegen Schlagerlohn und event. Rückerlohn. 
a. An die Forſtbeamten Brennholz nach Bedarf. 

Der Oberförſter zu Friedrichswald 1 Kl. Buchen Knüppel, 19 Kl. Kiefern 
Knüppel und 2 Kl. dito Reiſer. Die Förſter zu Friedrichswald, Poſtbaum, Bahre n⸗ 
bruch, Groß⸗Gelüch und Auguſtwald, und der Waldwärter zu Hammerheide, zu⸗ 
ſammen 3 Kl. Knüppel, 1 Kl. Reiſer Eichen, Buchen: 5 Kl. Knüppel, 6 Kl. Reiſer; 
Nadelholz: 61 Kl. Knüppel, 44 Kl. Reiſer. ü 


An andere Empfänger. 

Zu Forſtkulturen, Saamendarren und den, aus dem Forſtkultur⸗Fonds zu 
unterhaltenden Holzabfuhrwegen und Brücken 1 Kl. Kiefern Nutzholz. An Berech⸗ 
tigte zu anderen Communicationswegen, wo Fiskus die Verpflichtung zur unent⸗ 
geldlichen Hergabe des Holzes gegen Bezahlung der Nebenkoſten hat, 4 Kl. Kiefern 
Nutzholz. 


c. Gegen Nebenkoſten, incl. Stammgeld. 
An Berechtigte 64 Kl. Kiefern Nutzholz. 


Der Naugarder Kreis. 


Summa der Abtheilung A. 
Eichen. ] Buchen. [Nadelholz Summa. 


Nutzholz 69 69 Kl. 
Scheite : — — | 1261 126 „ 
Knüppel 3 6 0 114 203 5 
Reiſenr 1 6 | 352 359 
Sumna 4 l 12 . 6617. [ 5777. 
Der jährliche Betrag des Holzwerthes nach der Taxe von 1862, incl. Neben⸗ 
Mer iſt . Thlr. 1819. 8. — Pf. 
und der des zu erwartenden Geldes. „ 2238. 9. 1 
Daher jährlicher Verluſt gegen die Taxe. .. Thlr. 1580. 28. 11 Pf. 


B. Nach beſtimmten Preiſen oder dem Meiſtgebot. 
a. Holzabgaben zu Staatsbauten. 
1. Nach der Taxe. 8 
i a Bauten im Reſſort der Domainen⸗ und Forſtverwaltung: 20 Kl. Kiefern- 
Nutzholz. 
2. Nach den Licitations⸗Durchſchnittspreiſen. 

Zu Bauten in den übrigen Staatsverwaltungs⸗Zweigen: 20 Kl. Kiefern⸗ 

Nutzholz. 
b. Zum freien Verkauf. 
1. Nach der Taxe oder ſonſt beſtimmten Preiſen. 

Zur Befriedigung dringender Bedürfniſſe an kleinen Nutzholz⸗ und geringen 
Brennholz⸗Sortimenten an ärmere Einwohner gegen die Taxe: Buchen 1 Kl. 
Scheite, 3 Kl. Knüppel; Nadelholz 4 Kl. Nutzholz, 22 Kl. Stöcke, 62 Kl. Reiſer 
und 217% Kl. Nutzholzreiſer. An die Berechtigten gegen die Taxe, oder auch zur 
Taxe und gegen Stammgeld 198 Kl. Kiefern Nutzholz. 


2. Nach den Licitations⸗Durchſchnittspreiſen. 
An ärmere Einwohner und in dringenden Fällen 28 Kl. Kiefern Nutzholz. 


3. Nach dem Meiſtgebot durch Licitationen. 
Auf Grund von Licitations⸗Verhandlungen, — Eichen: 5 Kl. Nutzholz, 19 Kl. 
Scheite, 14 Kl. Knüppel, 6 Kl. Stöcke, 1 Kl. Reiſer; — Buchen: 7 Kl. Nutzholz. 
136 Kl. Scheite, 54 Kl. Knüppel, 21 Kl. Stöcke, 4 Kl. Reiſer; — Nadelholz: 
2804 Kl. Nutzholz, 735% Kl. Scheite, 604 Kl. Knüppel, 734 Kl. Stöcke und 
313 ½ Kl. Reiſer. 
Summa der Abtheilung B. 
Eichen. ] Buchen. Nadelholz Summa. 
5 1 


Nutzholz 3074 | 3086 Kl. 
Schei 


eite. 19 137 736°, 891 . „ 
Kuppel 14 57 60⁴ 677 „ 
Stöcke 6 21 756 783 
Reiſer 1 4 593 598 
Summa 45 226 1: 5762, | 60381, Kl. 


Der jährliche Betrag des Holzwerthes, incl. Nebenkoſten, belaüft ſich 0 
In Abtheilung A, bei Thlr. 1580. 28. 11 Pf. Verluſt gegen die Tare 
auf . he aut. eee. 238. 9. 1. 
„Abtheilung B, nach beſtimmten Preiſen oder Meiſtgebot „ 35,019, 8. 10. 
Total⸗Einnahme an Geld. .. Thlr. 35,257. 17. kl. 
Die Summe der Natural⸗Ausgabe iſt der Natural⸗Einnahme gleich. 


Das Staats⸗Forſtrevier Friedrichswald. 


Forſt⸗Geld⸗Etat für 1863 1868. 


Ein nahme. 
Tit. I. Für Holz, laut Natural⸗Etat, wie vorſtehend 
„ II. Forſt⸗Nebennutzungen. 

1. Für Eich⸗ und Buchenmaſt, durch Verpachtung 

2. „ Waldbeeren, Haſſelnüſſe, Pilze ꝛc. auf Erlaubnißſchein . 

3. „ Heidemiethe an Raff und Leſeholz von Berechtigten. 

4. „die von den Dorfſchaften Carolinenhorſt, Spaldingsfeld 
nud Jeſeritz bei den Forſtrulturen zu leiſtenden Dienſte, 
beſtehend in Hackdienſten auf 3 Mg. 10 Ruth. und der 
Lieferung von 28, Scheff, Kienäpfel, event. 11 

Für Raff⸗ und Leſeholz nach fixirtem Brennziuns 
Desgleichen von freiwilligen Heidemiethern 1 
Für Streünutzung h Wr 1 5 4 

„ Forſtgrundſtücke 


* g 


Mg. Mth 


a) Von den Dienſtländereien des Forſtperſ. 388 79. 


davon zur Oberförſterei 98. 162; zur För⸗ 
ſterei Friedrichswald 58. 100; zu der zu | 
Poſtbaum 68. 120; zur Barenbruch⸗Grün⸗ 
walder 52. 179; zu der zu Groß⸗Gelüch 
61. 15; zur Anguſtwalder 48. 43. | 
b) Für andere Forſtgrundſtücke, 11 Parcelen 229. 174. 
Summa 618. 73 
9. Für Gras- und Rohruutzung durch jährliche Verpachtung 
10 „ Waldweide von n 
11. Desgleichen vom Förſter zu Auguft wald. 
12. Weidegeld von freiwilligen Heidemiethern Ne 
13. Für Waldfoſſilien aller Art durch Verkauf nach Tarte 
Tit. III. Jagdnutzungen. 
1. Ertrag aus der niedern Jagd AB Meri An- A 
Der Oberförſter hat dieſe Jagd im ganzen Revier und 
entrichtet dafür 16 Thlr. jährliche Pacht. 
2. Aus dem Abſchuß der hohen und Mitteljagd fließen. 
Tit. V. Jusgemein, darunter 26% E Penſionsbeiträge 


Sunma der Einnahme, bei Thlr. 1580. 28. 11 Pf. Einbuße gegen Taxe 


Ausgabe. 
Tit. J. Beſoldungen der Forſtbeamten und des Forſtkaſſen⸗Rendanten 
„ IV. Holzhauerlöhne und Nückerlöhne innerhalb der Tare 
„ V. Paſſivreuten und Abgaben 3 e 
„ VII. Zu Forſtkulturen ae 
„ XI. Jusgemein 


ri 


Reese. 


Summa der Ausgabe 


Nach Abzug der Ausgabe von der Einnahme fließen als Rein⸗Einuahme 
in die Regierungs⸗Hauptkaſſe. „3% ö3ͥ ⁊ A. 


Erlaüterungen zur Ausgabe. 
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Gr 
35.257. 17. 11 
an 
10. — 4 
54. 9. 8. 
8. 217781 
53. 3. 9. 
220 - — 
En 
131727. 
298. 29. 4 

45.— 
1. 10, 

3. 10. 

100. — 
S e 
16. 15. 4. 
68. 25. — 
72. 10. 9 
36.437. — 
A 
2.553. 27. 8. 
1531. 29. — 
b 
9. 3. 4 
ven Fe 
29.939. u Lu 


Tit. I. Der Oberförſter hat 800 Thlr. Gehalt, 50 Thlr. Stellenzulage, 250 Thlr. 
zum Dienſtaufwand. Außerdem 8 Thlr. Firum zur Beförderung der Dienſtcorre⸗ 
ſpondenz nach und von der Poſt zu Carolinenhorſt (ſteht in Tit. XI); freie Woh⸗ 
nung zu 40 Thlr. veranſchlagt, freies Brennholz und Torf zu 62 Thlr. 24 Sgr. 

Landbuch von Pommern; Th. II., Bd v. 
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gerechnet; endlich bezieht er für die Oberaufſicht über das Revier Marienwald des 
Marienſtifts zu Stettin ein Firum von 50 Thlr.; daher ganzes Dienſteinkommen, 
excl. des Ertrages der Dienſtländereien, 1363 Thlr. 24 Sgr. Peuſionsbeitrag 
12 Thlr. — Der Förſter zu Friedrichswald hat 180 Thlr. Gehalt und 30 Thlr. 
Stellenzulage. — Der zu Poſtbaum 200 Thlr. Gehalt; der zu Barenbruch oder 
Grünwald 240 Thlr.; der zu Gr. Gelüch 200 Thlr. und 30 Thlr. Zulage; der 
zu Auguſtwald 200 Thlr. und 20 Thlr. Stellenzulage, auch noch 20 Thlr. Zulage 
zur Forſtſchutzhülfe. Jeder Förſter hat Wohnung und Brennholz frei. In Pech⸗ 
furth iſt ein Waldwärter mit 84 Thlr. Gehalt und eigenthümlicher Wohnung, und 
freiem Brennholz. — Der Torfkaſſen⸗Rendant zu Carolinenhorſt verwaltet die Kaſſe 
des Friedrichswalder Reviers und bezieht dafür eine 449 Thlr. betragende Tan⸗ 
tieme, wovon / zum Dienſtaufwand gerechnet wird, ſo daß ſein Dienſteinkommen 
als Forſtkaſſen⸗Rendant ſich auf 299 ¼ Thlr. berechnet. 

Tit. V. Paſſivrenten. — Darunter iſt die höchſte 1000 Thlr. Sie ſteht den 
Grundbeſitzern in der Ortſchaft Moritzfeld zu, für die abgelöfte Bau⸗ und Reparatur⸗ 
holz⸗Berechtigung. Aus ähnlichem Grunde beziehen die Grundbeſitzer zu Brenken⸗ 
hofswald eine jährliche Rente von Thlr. 340. 13. 9 Pf., und der Freiſchulzenguts⸗ 
Beſitzer zu Sinzlow Thlr. 48. 24. 2 Pf. In dem abgeholzten ehemaligen Darzer 
Forſtrevier hatten der Pfarrer und der Küſter zu Roſenow, ſo wie der Prediger 
zu Pflugrade Deputatsholz⸗Berechtigung, und eben ſo hatten die zwei zuerſtgenannten 
Kirchenbeamten, wie auch die Pfarrer zu Falkenberg und Priemhauſen und der 
Küſter zu Hinzendorf in dem gedachten Revier die Maſtnutzung. Pfarren und 
Küſtereien ſiud für die, durch die Abholzung des Reviers entſtandene, Einbuße, 
in dem Abfindungs⸗Receſſe mit einer jährlichen Rente von Thlr. 137. 14. 9 Pf. 
entſchädigt worden. Die Pfarre zu Pflugrade desgleichen für die Maſtnutzung in 
der dortigen Holzung mit 27 Sgr.; und die 22 bäuerlichen Wirthe zu Groß⸗ 
Schönfeld, Amts Piritz, für das freie Bau- und Reparaturholz zu einer Brücke auf 
dem Wege von Kunow nach Neühaus mit einer Rente von Thlr. 2. 4. 4. Pf., die 
ablösbar iſt, während alle übrigen Renten nicht amortiſationsfäbig ſind. — Die 
von der ehemaligen Theerſchwelerei Groß⸗Gelüch an die Pfarre und Küſterei zu 
Buchholz zu leiſtenden Abgaben betragen 2 Thlr. 5 Sgr. 


2 
Die Torfgräberei Carolinenhorſt, 
im Anitsbezirk Kolbaz, Naugarder Kreiſes ſüdlicher Theil. 
Zur Forſt⸗Inſpection Stettin II. gehörig. 
Der Ort Carolinenhorſt, im Greifenhagenſchen Kreiſe, iſt / Min, von Friedrichs⸗ 
wald gegen Süden entfernt. 
Natural⸗Etat für 1863 —1868. 


Der Flächeninhalt der Moore, der im Areal des Friedrichswalder Forſtreviers mit 
enthalten iſt, beträgt 3 Mg. 3264. 32 Ruth. 


Natural⸗ Einnahme. 


1. Für die Dauer der Etatsperiode können eingeſtochen werden 1536 
Tagewerk & 925/1536 Klafter. Der jährliche Betrag an Torf iſt klaſſenweiſe: 
I. Klaſſe. II. Klaſſe. III. Klaſſe. IV. Klaſſe. Summa 
4000 5000 4500 577 14.077 Klafter. 


ia Mi 
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2. Brböckeltorf wird aus den zurückgebliebenen Waſſerbänken gewonnen, von 
den Erwerbern in dreikantigen Stichen geſtochen und in pyramidalförmigen Haufen 
zu ein- und zweiſpännigen Fudern in den ausgeſtochenen Untergründen aufgeſetzt. 
Die Ausbeüte beträgt 


I. Klaſſe. II. Klaſſe. 
7 24 einſpännige Fuder. 
665 612 zweiſpännige Fuder 
3. An Grund⸗ und Stubbenholz werden gewonnen . . . 3 Klafter. 


4. Die im Moore angelegten Birkenpflanzungen und die an den Rändern 
deſſelben befindlichen größtentheils verkrüppelten Kiefern ſind allmälig abzutreiben, 
und kann daraus gewonnen werden, an Birken: 3 Kl. Nutzholz, 2 Kl. Kloben, 
8 Kl. Knüppel, 10 Kl. Reiſer ohne, 30 Kl. Reiſer mit Spitzen; — Kiefern: 
10 Kl. Kloben, 12 Kl. Knüppel, 2 Kl. Reiſer ohne, 2 Kl Reiſer mit Spitzen; 
ieh n r ECHT Tode ee 79 Klafter. 

Natural-⸗Ausgabe. i 

Unter der Taxe. 5 

Ganz frei erhält der Prediger zu Belkow als Onus reale für die Einge⸗ 
pfarrten der Gräberei 18 Kl. Torf I. Klaſſe. Außerdem aus dem Mühlenbeckſchen 
Forſtrevier 23 ½ Kl. Buchen Knüppel. Gegen Erſtattung der Förderungskoſten 
empfangen die Torfbeamten zu Carolinenhorſt 39 Kl. Torf II. Klaſſe, und der 
Oberförſter zu Friedrichswald 10 Kl. Torf J. Klaſſe. — Überhaupt 67 Klafter. 

B. Nach beſtimmten Preiſen oder dem Meiſtgebot. 

An ärmere Einwohner gegen die Taxe: 30 Kl. J. Klaſſe, 30 Kl. II. Klaſſe, 
20 Kl. III. Klaſſe, 60 Kl. IV. Klaſſe, zuſammen 140 Kl. Torf; außerdem das 
geſammte, in der Einnahme aufgeführte Quantum Bröckeltorf. 

An ärmere Einwohner nach dem Lieitations⸗Durchſchnittspreiſe: 50 Kl. I. Klaſſe, 
30 Kl. II. Klaſſe, 20 Kl. III. Klaſſe, zuſammen 100 Klafter. - ’ 

Nach dem Meiſtgebot: 3892 Kl. I. Klaſſe, 4901 Kl. II. Klaſſe, 4460 Kl. 
III. Klaſſe, 517 Kl. IV. Klaſſe, zuſammen 13770 Kl. Torf. Außerdem die in 
Einnahme unter 3 und 4 genannten Quantitäten Holz. 

Die Summe A FB der Ausgabe iſt der Natural⸗Einnahme gleich. 


Geld⸗Etat für 18631869. 


Einnahme. RN Gr eg 
Tit. I. Für Torf, Grundholz und Oberholz, bei 93 Thlr. 8 Sgr. Einbuße 


gegen Taxe . V I24 239. 23. 6 
„II. An Nebeunutzungen. Morg. Ruth. 
1, Fur die Dienftländereien der Torfbeamten, incl. 
20 Thlr. für Benutzung des Torffactorei-Gehöfts 
Seitens des Factors —— 47. 100 41. 7. — 
2. Für 3 andere Grundſtücke durch Verpachtung. 12. 72 8. 26. 6 
59. 172 
3. Für Grasnutzung War eo. ler Iren 6. — — 
4. Für Moorweide von den Torfbeamten und durch Einmiethung. 13. 22.6 
„ V. Jusgemein, darunter Thlr. 20. 7. 6 Pf. Penſiousbeiträge der Beamten 53. 10. 6 
Summa der Einnahmen 24.362. — 
Aus gabe. 
Tit. I. Beſoldungen ——̃ — 20 % 
„ IV. Fabrikations- und ſonſtige Nebenkoſten A Se, Te 
Zu übertragen 8231. 17. — 
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1 Ge 4. 
Übertrag 8231. 17.— 

Tit. V. Paſſivrenten und Abgaben e 3 10. 
wis Baukoſten run METER Te RAe 650. — — 
„ eee uren = . Sr 50.— — 
„Xl. Jusgemein * 205. 3. — 


Summen der Ausgabe 9.146. — 
Nach Deckung der Ausgabe werden an die Regierungs⸗Haupt⸗ 
kaſſe baar abgeführt 


Erlaüterungen. 

Ausgabe Tit. I. — Der Betriebs⸗Vorſtand der Torfgräberei führt den Titel 
Factor. Er hat 257½ Thlr. Gehalt, aber eine Überſchuß⸗Tantième von 530 ¼/ Thlr. 
auch als Gehalt und zum Dienſtaufwand 100 Thlr., ſodann Deputatholz und eine 
Dienſtwohnung gegen Entrichtung von 20 Thlr. Penſionsbeitrag 11 Thlr. 7¼ Sgr. 
Es ſind 2 Torfmeiſter angeſtellt, davon jeder 180 Thlr. Gehalt, freie Dienſtwoh⸗ 
nung und freien Torf genießt. Ein Geſchirrmeiſter und Vorarbeiter hat 84 Thlr. 
Gehalt und freien Torf. Zur Verſtärkung des Aufſichts⸗Perſonals ſind 150 Thlr. 
beſtimmt. Der Torfkaſſen⸗Rendant bezieht 612 Thlr., wovon ¼ als Dienſtauf⸗ 
wand gerechnet wird. Mit der Tantieme als Forſtkaſſen⸗Rendant für das Nevier 
Friedrichswald beträgt ſein reines Dienſteinkummen 707 ¼ Thlr. | 

Tit. IV. Die Forderungskoſten des Torfs betragen pro Klafter 13 Sgr., und 
die des Grund⸗ und Stubbenholzes 10 Sgr. f 

Tit. V. Dieſer kleine Ausgabe⸗Poſten enthält das matrikelmäßige Jahrgeld 
an die Pfarre und Küſterei zu Belkow wegen der dahin eingepſarrten Torf⸗Factorei, 
ehemalige Coloniſtenſtelle No. 17 zu Carolineuhorſt, und Communalbeiträge an die 
dortige Gemeinde. | 

Tit. VI. Zur Unterhaltung der Dämme, Brücken und Ablagen im Torſmoor 
ſind 410 Thlr. beſtimmt; für Utenſilien ꝛc. 60 Thlr. und zur Unterhaltung der 
Gebaüde 180 Thlr. Dieſe etatsmäßigen Poſten übertragen ſich gegenſeitig. 

Tit. XI. In dieſem Titel ſtehen 160 Tylr. Gewinn⸗Antheil der Berlin⸗ 
Stettiner Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, nach / des Rein⸗Mehr⸗Ertrages von dem direct 
nach Stettin und Stargard beförderten Torf gegen den gleichnamigen durchſchnitt⸗ 
lichen Überſchuß⸗Betrag aus den Jahren 1841—43 ad Thlr. 5442. 21 Sgr. Die 
Regelung der, der Geſellſchaft zuſtändigen, Competenz geſchieht alljährlich nach dem 
Final⸗Abſchluß. 


Torfpreiſe. 


Ein Klafter Torf. 


I Kl. II. XI. III. Ki.] IV. Kl. 


Bröckeltorf. 
IL I. II. FI. I Fuder. 


Verſchiedenheit der Brei 
Taxpreis, incl. Nebenkoſtenſz 4 1 . 15 , 6, Dr 5 Dr 1 ſpännig 
Liecltations „Durchſchnitts⸗ 

preis 2 Bil . 201 " zu: „27%15 „10 „ 2ſpännig 
Durchſchnittl. Förderungs⸗ | 

Koften . . . . „ 19. — „ 13.— 7 130.— 7} 131 * er 


Das Forſtrevier Pütt. 
3. 


Das Staatsforſtrevier oder die Oberförſterei Pütt, 
im Amtsbezirk Kolbaz, Naugarder Kreiſes ſüdweſtlicher Theil. 
Zur Forſt⸗Inſpection Stettin II. gehörig. oe 
Die Oberförfterei Putt, an der Staatsſtraße von Stettin über Golnow nach 
Naugard, iſt 4¼ Mle. von der Kreisſtadt gegen SW. entfernt. 


Forſt⸗Natural⸗Etat für 1863186868. 


Flächeninhalt „ rr a EEG 
Darunter zur Holzzucht nicht benutzte Fläche. 700. 138 
Nach den Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Tabellen des Finanz⸗Mini⸗ f 55 
ſteriums vom Jahre 1866 beträgt der Flächeninhalt. 19.104. 106. 
Davon ſind zur Holzzucht nicht benutzt. .. 286. 45. 116, 


Natural⸗Einn ahme. 
Dieſes Revier hat ausſchließlich Nadelholz zum Beſtand. Für die Dauer der 
Etatsperiode können im Hochwalde jährlich geſchlagen werden: 
Nutzholz .. 1680 Kl. à 80 K. F. 
scheitern... 1018, „ e 
e 
Stöcke. 998 „ „ 40 „ 
Meier ee neee 
8 Summa . . 6186 Klafter. 
Summariſcher Kubikinhalt nach Kubikfuß des ſchlagbaren Holzes: 
Bau⸗ und Nutzholz . 134.400 


Mg. Ruth. 
19.234 . 167. 


Brennholz „ bt e64.355 

Berbhölz Wan M. OT 298,755 K 

Stock⸗ und Reiſer holz. . 69.845 „ 
Summa .. 368.600 K. F. 


Mithin pro Morgen von dem zur Holzzucht dienenden Waldboden. . 19,9 K. F. 


Natural⸗Ausgabe und Soll-Einnahme an Geld. 

4 A. Unter der Taxe. 
J. Beſtimmte Holz⸗Abgaben. 
b. Gegen Schlagerlohn und event. Rückerlohn. 
Die Schulen zu Klein⸗Sophienthal, Groß⸗Chriſtinenberg und Ober⸗Carlsbach 
erhalten eine jede 15 Kl. Reiſer. Brennholz Fixation von 12 Kl. Reiſer haben: 
der Beſitzer der Waſſermühle zu Rörchen, der Beſitzer des Püttkrugs und der 
Beſitzer eines Bauerhofs in Ober⸗Carlsbach. Die Ablöſung dieſer Berechtigung 
darf nicht vor Ablauf von 10 Jahren, von Anfang des Jahres 1855 gerechnet 
eintreten. 


III. Unbeſtimmte Holz⸗Abgaben. 
b. Gegen Hauerlohn und event. Rückerlohn. 
cr. An die Forſtbeamten Brennholz nach Bedarf. 
Der Oberförſter zu Pütt: 23 Kl. Knüppel, 1 Kl. Stöcke, 10 Kl. Reiſer. Die 
vier Förſter zu Ober⸗ und Unter⸗Carlsbach, zu Hornskrug und Friedrichwilhelms⸗ 
thal (Püttkrug) zuſammen 62 Kl. Knüppel und 7 Kl. Reiſer. 
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B. An andere Empfänger. 
Zu Forſtkulturen, Saamendarren und den, aus dem Forſt⸗ Kulturfonds zu 
unteren Abfuhrwegen und Brücken ꝛc. 2 Kl. Nutzholz. 


Summa der Abtheilung A. 
2 Kl. Nutzholz, — 0 Kl. Scheite, — 85 Kl. Knüppel, — 1 Kl. Stöcke, — 
98 Kl. Reiſer; — Summa 186 Klafter. 


B. Nach beſtimmten Preiſen oder dem Meiſtgebot. 
a. Holzabgaben zu Staatsbauten. 


1. Nach der Taxe. 
Zu Bauten im Reſſort der Forſtverwaltung: 8 Kl. Nutzholz. 
2. Nach den Licitations⸗Durchſchnittspreiſen. 
Zu Bauten im Reſſort der übrigen Staatsverwaltungen: 22 Kl. Nutzholz. 


b. Zum freien Verkauf. 


1. Nach der Taxe oder ſonſt beſtimmten Preiſen. 
Zur Befriedigung dringender Bedürfniſſe an kleineren Nutzholz- und gerin⸗ 
geren Brennholz⸗Sortimenten an ärmere Einwohner gegen Taxe: 11 Kl. Nutzholz, 
14 Kl. Stöcke, 26 Kl. Reiſer. 


2. Nach den Licitations⸗Durchſchnittspreiſen. 
An ärmere Einwohner und in dringenden Fällen: 2 Kl. Nutzholz. 
3. Nach dem Meiſtgebot. 
Auf Grund der Licitations-Verhandlungen: 1635 Kl. Nutzholz, 1713 Kl. Scheite, 
513 Kl. Knüppel, 983 Kl. Stöcke, 1073 Kl. Reiſer. 
Summa der Abtheilung B. 
1678 Kl. Nutzholz, 1713 Kl. Scheite, 513 Kl. Knüppel, 997 Kl. Stöcke 
1099 Kl. Reiſer. Summa 6000 Klafter. 
Der jährliche Betrag des Holzwerthes, incl. Nebenkoſten, belaüft ſich 
In Tau A, bei Thlr. 253. 12. 8 Pf. Verluſt gegen Taxe 
a Sole oh. 2, 1 
1 a B, nach beſtimmten Preiſen oder Meiftgebot auf 522583. 25. —. 
Total⸗Einnahme an Geld. . . Thlr. 25.639. 27. 4. 
Die Summe der Natural-Ausgabe ift der Natural⸗Einnahme gleich. 


Forit-Geld- Etat für 1863 — 1868. 


Einnahme. Ni. Sn . 
Tit. 1. Für Holz, nach vorſtehendem Natural⸗Ctallt 25.639. 27. 4 
„II. Forſt⸗Nebenutzungen. 
1. Für Waldbeeren, Haſſelnüſſe, Pilze ꝛc. auf Erlanbnißſcheine 8 
2. Für Raff⸗ und Leſeholz von mehreren bisherigen Laßbeſitzern baüer⸗ 
licher Wirthſchaften als fixirter Brennzins 60. 3. 9 
3. Desgleichen von freiwilligen Weihenleihenn als Brennzins in 
Zettelgeldern r „ e — 
4. Für Streünutzung desgleichen n 3 „ 


Zu übertragen ar r 
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1 S S. eK 
Übertrag 25.831. 1. 1 
5. Für Forſtgrundſtücke. Morg. Ruth. 
a. Von den Dienftländereien des Forſtperſonals 160. 26 57. 9. — 
Oberförſterei zu Pitt 85.49, Förſtereien zu 
Ober⸗Carlsbach 27.121, Unter-Carlsbach 27. 
153, Hornskrug 19.63. . 
b. Von 2 anderen Grundſtücken 5. 149 40. 5. — 
165. 175 
N 6. Für Weidemiethe von Forſtbeamten und freiwillige Miether. . er 07 
Tit. III. Jagdnutzungen. 
1. Der Dberförfter zahlt an Pacht für die niedere Jagd im ganzen 
Revier und auf dem untern Theil der Ihna vom Ihnazall bis 
zum Dammantſch. ne ae. 7. 10. — 


2. Ertrag der Hohen⸗ und Mitteljagd N ke 80. 25. — 
„ V. Insgemein, darunter Thlr. 18. 7. 6 Pf. Penſionsbeiträge . 37. 9. 11 
Summa der Einnahme, bei Thlr. 253. 12. 8 Pf. Verluſt gegen Taxe 28.051. — — 


Ausgabe. 
Tit. I. Beſoldungen des Forſtperſonals und Forſtkaſſen⸗Rendanten . . 2.366. — — 
„ IV. Holzhauer⸗ und Rücker⸗, auch Fuhrlöhne . 2.833. 26. 2 


„ VI. Miethsentſchädigung für den Forſtaufſeher zu Püttkrug wegen fehlen⸗ 
der Dienſtwohnung Jil. url te, 5 
w ih DngSpufttulareng far afesefinde) mulnkangene res allg 550. — — 


0. — — 


„ IX Insgemein Eee 2.92 43. 3. 10 
Summe der Ausgabe . 5.813. — — 
Reineinnahme zur Regiernngs⸗Hanptkaſſe abzuführen. 20.238. — — 


Erlaüterungen zur Ausgabe. 

Tit. 1. Beſoldungen. — Oberföriter-Gehalt 650 Thlr. Stellenzulage 100 Thlr. 
Dienſtaufwand 300 Thlr. Wohnungswerth 32 ¼ Thlr. Brennholzwerth 55 Thlr. 
8 Sgr. Firum für die Beförderung der Dienſtkorreſpondenz zur Poſt nach und 
von Damm 11 Thlr. (ſteht in Tit. XI.), ganzes Dienſteinkommen Thlr. 1138. 
23 Sgr., excl. des Ertrages der Dienſtländereien. Penſions⸗Abzug Thlr. 10. 22. 
6 Pf. Außerdem hat er 40 Thlr. für die Controle über die Wirthſchaftsführung 
in der Dammſchen Stadtforſt. — Der Förſter zu Ober⸗Carlsbach hat 220 Thlr. 
Gehalt, 30 Thlr. Stellen-, und 20 Thlr. temporaire Schutzzulage. Der Förſter zu 
Hornskrug 200 Thlr. Gehalt, 30 Thlr. Stellenzulage. Eben ſo der Förſter zu 
Unter⸗Carlsbach. Alle drei Förſter ſind mit freier Dienſtwohnung verſehen und 
genießen freies Brennholz. Der Forſtaufſeher zu Püttkrug 180 Thlr. Gehalt, 
20 Thlr. Stellenzulage, Miethsentſchädigung, Brennholz. — Der in der Stadt 
Damm wohnende Forſtkaſſen⸗Rendant für die Reviere Mühlenbeck, Klütz und Pütt 
hat für die Kaſſengeſchäfte des zuletzt genannten Reviers eine Tantieme von 386 Thlr. 
Ganzes Einkonunen 1118 Thlr., wovon ¼ auf Dienſtaufwand gerechnet wird. 

Tit. XI. Insgemein. — Hier ſind 20 Thlr. aufgeführt zur Unterhaltung 
der Holzablage bei Schönlinde. 


4 


Das Staats⸗Forſtrevier oder die Oberförſterei Rothenſier, 
im Amtsbezirk Naugard und im nordweſtlichen Theile des Naugarder Kreiſes. 
Zur Forſt⸗Jnſpection Stettin I. gehörig. 

Der nördliche Theil des Reviers umfaßt die Waldgegend, welche Buttelin, Budlin heißt. 
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Der Sitz der Oberförſterei im Dorfe Rothenfier iſt 1½ Mle. von der Kreisſtadt 
gegen WNW. entfernt. 


Forſt⸗Natural⸗Etat für 1863 1868. 


Mg. Ruth. 
Flächeninhalt 20395 11. 
Darunter zur Holzzucht nicht benutzte Fläche Mg. 1849. 84. 
Davon iſt zur Veraüßerung der Reſt der Dornriege beſtimmt . 6.40. 
Bleibt künftiger Flächeninhalt . 20.388.151 
Den Steüer⸗Veranlagungs-Tabellen des Finanz⸗Miniſteriums 
zufolge, begreift das, im Kaminer Kreiſe belegene Forſt⸗Revier 
GülzoWW . .. Mg. 3.043,35 
i Und die im Naugarder Kreiſe belegenen Schutz⸗ 
bezirke Sagersberg, Gräwenhagen Wenge, Schaf⸗ 
brüd, Neüwald und Retztow . . „ 1493296 
— 17.976. 56. 


Unter der letzten Ziffer des Naugarder Kreiſes beträgt die zur Holzzucht 
nicht benutzte Fläche 853,6 Mg., nämlich 250,38 Mg. Ackerland mit 15 Sgr. Rein⸗ 
ertrag vom Mg., 2,45 Mg. Gärten, 195,81 Mg. Wieſen, 162,09 Mg. Weiden, 
32,79 Mg. Waſſerſtücke, an ertragloſen Grundſtücken 197,37 Mg. Wegetriften ꝛc. 
6, 16 Mg. Waſſer, an Hof- und Bauſtellen 6,55 Mg., worauf 12 Gebaüde ſtehen. 

Der Grund des Unterſchiedes im Flächeninhalt zwiſchen den Etats⸗Angaben 
und denen der Grundſteüer-Veranlagungs⸗Tabellen — der Unterſchied beträgt 
2412 Mg. 95 Ruth. — läßt ſich ohne weitlaüfige Rückfragen nicht ermitteln. 


Natural⸗Einnahme. 


Für die Dauer der Etatsperiode können im Hochwalde, bezw. im Mittel- 
und Niederwalde jährlich geſchlagen werden: 


Eichen.] Buchen. | Ho chend Nadelh. | Summa 
Nutzholz 2 51 14 4 | 33 618 720 Kl. à 80 K. F 
Borke, rei . 3 5 — * — 3 nn 60 ” 
Scheite e 118 288 52 405 980 1843 m. 7] 
Knüppel 55 83 30 323 450 Yo " 
Stöcke . „NAT. 111 12 — 75 246 444 „ „40 „ 
Reifer ar uk % 57 96 21 225 410 809 nn 284. 
Summa 395 493 107 1061 2704 14760 Klafter. 
Prozent. 8,3 10,3 24,4 57,0 100 
Summariſcher Kubikinhalt nach Kubik⸗Fuß des ſchlagbaren Holzes: 
Vom Hochw. Vom Niederw. 
Bau⸗ und Nutzholz . 55.140 2.640 
Brennholz. . . 144.930 49.755 
200.070 + 52.395 
Derbholz ,. rt are inn 252465, KF. 
Stock⸗ und Reiſerholz 29.360 En 8.625 = 37.985 Merl 
Summa : 290.450 K. K. F. 


Mithin pro Morgen von dem zur Holzzucht benutzten Waldboden 3. 15,6 K. F. 
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Unter den Buchen ſind auch Eſchen, Rüſter, Ahorn enthalten, und unter 
Weichholz Birken, Erlen, Eſpen, Linden verſtanden. 


Natural- Ausgabe und Soll-⸗Einnahme in Geld. 
A. Unter der Taxe. 
J. Beſtimmte Holz⸗Abgaben. 
b. Gegen Hauerlohn und event. Rückerlohn. 


Dem Schullehrer zu Trechel 3¼ Kl. Scheite, ½ Kl. Knüppel Buchen, 3¼ Kl. 
Scheite, ½ Kl. Knüppel Kiefern; dem Küſter in Döringshagen 4½ Kl. Scheite, 
½ Kl. Knüppel Kiefern; dem Prediger in Retztow 27/5 Kl. Scheite, ½ Kl. Knüppel 
Buchen und 2% Kl. Scheite, ½ Kl. Knüppel Kiefern. Dem Prediger zu Woiſtentin, 
Kaminer Kreiſes, 3 Kl. Scheite, ½ Kl. Knüppel Eichen, 37, Kl. Scheite, / Kl. 
Knüppel Eichen, 37 Kl. Scheite, ½ Kl. Knüppel Buchen und 7/8 Kl. Scheite 
und 1 Kl. Knüppel Kiefern; der Pfarre zu Gülzow 17% Kl. Scheite, 2½ Kl. 
Knüppel und 8 Kl. Reiſer mit Spitzen Eichen. 


c. Gegen 5 Sgr. fixirtes Stammgeld, Hauer- und event. Rückerlohn. 

Dem Superintendenten zu Naugard 11 Kl. Scheite, I Kl. Knüppel Buchen 
und 11¼ Kl. Scheite, 1½ Kl. Knüppel Kiefern; dem Rector daſelbſt 67 Kl. 
Scheite, / Kl. Knüppel Buchen und 6¼ Kl. Scheite, ½ Kl. Knüppel Kiefern; 
dem Diaconus daſelbſt 9 Kl. Scheite, 1 Kl. Knüppel Buchen und 9 Kl. Scheite, 
1 Kl. Knüppel Kiefern; folgenden 6 Predigern, als zu Karzig 13½ Kl. Scheite, 
1½ Kl. Knüppel Buchen und daſſelbe Quantum Kiefern; zu Strelowhagen 9 Kl. 
Scheite, 1 Kl. Knüppel Buchen und daſſelbe Quantum Kiefern; zu Gr. Sabow 
3%, Kl. Scheite Eichen, 3% Kl. Scheite Buchen, 3%, Kl. Scheite Birken und 
3¼ Kl. Scheite Kiefern; zu Döringshagen 3%, Kl. Scheite, ½ Kl. Knüppel, ½ Kl. 
Knüppel Eichen, 3d Kl. Scheite, / Kl. Knüppel Buchen und 3%, Kl. Scheite, 
½ Kl. Knüppel Erlen und 3% Kl. Scheite, /, Kl. Knüppel Kiefern; zu Kicker 
4% Kl. Scheit e, / Kl. Knüppel Buchen und eben daſſelbe Quantum Kiefern; zu 
Triglaw, Greifenberger Kreiſes, 1⅝ Kl. Scheite Eichen, 1 Kl. Scheite Buchen, 
1% Kl. Erlenſcheite, 1% Kl. Scheite Kiefern. 


II. Unbeſtimmte Holz⸗Abgaben. 
b. Gegen Hauer⸗ und event. Rückerlohn. 
©. An die Forſtbeamten Brennholz nach Bedarf. 

Dem Oberförſter zu Rothenfier 30 Kl. Kuüppel, 3 Kl. Reiſer Buchen, 11 Kl. 
Knüppel Birken, und 3 Kl. Knüppel, 3 Kl. Reiſer Kiefern; dem Förſter zu Sagers⸗ 
berg 8 Kl. Buchenknüppel, 13 Kl. Buchenreiſer, 4 Kl. Knüppel, 4 Kl. Reiſer Birken 
und | Kl. Kiefernreiſer. Dem Forſtaufſeher zu Gräwenhagen (Neühaus) 2 Kl. 
Knüppel, 2 Kl. Reiſer Buchen, 7 Kl. Knüppel Birken und 4 Kl. Knüppel Kiefern; 
dem Revierförſter zu Gülzow 9 Kl. Knüppel, 4 Kl. Reiſer Eichen, 2 Kl. Knüppel, 
2 Kl. Reiſer Buchen, 3 Kl. Knüppel, 1 Kl. Reiſer Birken, und 4 Kl. Knüppel, 
1 Kl. Reiſer Kiefern; dem Förſter zu Schafbrück 4 Kl. Knüppel, 11 Kl. Reiſer 
Buchen, 11 Kl. Knüppel, 6 Kl. Reiſer Birken und 2 Kl. Knüppel, 2 Kl. Reiſer 
Kiefern; dem Förſter zu Neüwald 4 Kl. Knüppel, 7 Kl. Reiſer Buchen, 4 Kl. 
Knüppel, 1 Kl. Reiſer Birken und 1 Kl. Kiefernreiſer; dem Foͤrſter zu Retztow 
13 Kl. Knüppel, 2 Kl. Reiſer Birken und 9 Kl. Kiefernknüppel. 


Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. v. 38 
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8. An andere Berechtigte. 

Zu Forſtkulturen, Saamendarren und den aus dem Forſtkulturfonds zu unter⸗ 
haltenden Abfuhrwegen und Brücken, ſowie zu Forſtvermeſſungs⸗ und Betriebs⸗ 
einrichtungszwecken 2 Kl. Erlenknüppel, 3 Kl. Scheite, 1 Kl. Knüppel Kiefern. 

c. Gegen Hauerlohn, Stamm⸗ und Pflanzgeld. 
An Berechtigte 1 Klafter Kiefern Nutzholz. 
Summa der Abtheilung 4. 


Eichen. J Buchen | Birken. Erlen. Kiefern.] Summa. 
Nutz holz — — — — 1 1 Klafter. 
Scheite 30% 73 3”, 51, 84%. 198%. l 
Knüppel N 12. 48 53 25 35 151 15 
N Fü 0 12 32 14 — ERBEN al 2 
See e. ee. 1 15570 707. 8 128. J 416 . Klafter. 
Der jährliche Betrag des Holzwerthes nach der Taxe von 1862, incl. Neben⸗ 
koſten iſt renn 2: em 
Und der des zu erwartenden Geldes „ 161. 15. 8. 
Daher jährliche Einbuße gegen die Tarre Thlr. 693. 22. 4. 


B. Nach beſtimmten Preiſen oder dem Meiſtgebot. 
a. Holzabgaben zu Staatsbauten. 
1. Nach der Taxe. 
Zu Bauten im Reſſort der Domaiuen⸗ und Forſtverwaltung 7 Kl. Nutzholz, 
4 Kl. Scheite, 2 Kl. Reiſer Kiefern. 
2. Nach den Licitations⸗Durchſchnittspreiſen. 
Zu Bauten im Reſſort der übrigen Staatsverwaltungen 8 Kl. Kiefern Nutzholz. 
b. Zum freien Verkauf. 5 
1. Nach der Taxe oder ſonſt beſtimmten Verkaufspreiſen. 

An ärmere Einwohner zur Befriedigung dringender Bedürfniſſe an kleinen 
Nutzholz⸗ und geringeren Brennholzſortimenten gegen die Taxe 1 Kl. Nutzholz. 
59 Kl. Stöcke Eichen; 1 Kl. Scheite, 1 Kl. Knüppel Buchen; 2 Kl. Nutzholz, 75 Kl. 
Stöcke Kiefern. 

2. Nach dem Meiſtgebot durch Lieitationen. 

Auf Grund der Licitations⸗Verhandlungen, — an Eichen: 50 Kl. Nutzholz, 
3 Kl. Borke, 87 ¼ Kl. Scheite, 42¼ Kl. Knüppel, 52 Kl. Stöcke, 58 Kl. Reiſer; 
— an Birken: 10 Kl. Nutzholz, 213 ½ Kl. Scheite, 34 Kl. Knüppel, 12 Kl. Stocke 
58 Kl. Reiſer; — an Birken: 10 Kl. Nutzholz, 103 ¼ Kl. Scheite, 50 Kl. Knüppel, 
75 Kl. Stöcke, 66 Kl. Reiſer; — an Erlen: 27 Kl. Nutzholz, 344½ Kl. Scheite 
247½ Kl. Knüppel, 166 Kl. Reiſer; — an Kiefern 600 Kl. Nutzholz, 891 ¼ Kl. 
Scheite, 415 Kl. Knüppel, 171 Kl. Stöcke, 400 Kl. Reiſer. 

* Summa der Abtheilung B. 
Eichen. | Buchen. | Birken. | Erlen. | Kiefern. | Summa. 


Nutzholz | 51 14 10 27 [ 617 719 Kl. 
Boie. e e f _ == — — 3 455 
S > ve 87°, 2141|, 103% 344% 8951. 164471. „ 
Kulppel 42’) 35 50 247 415 690 „ 
Stöcke n 111 12 — 2 444 „ 
Meiser . ce i 45 58 166 737 


SG „ 338 38g f 104 . 888 257. 42577 Kl. 
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Der jährliche Betrag des Holzwerthes, incl. der Nebenkoſten, belaüft ſich 
In Abtheilung A, bei Thlr. 693. 23. 4 Pf. Verluſt gegen die Taxe, 
auf e . Thlr. 161. 15. 8. 
„ Abtheilung B, nach beſtimmten Preiſen oder 
Meiſtgeh tt r dee „ 12.415. 8. 3. 
Total⸗Einnahme an Geld. Thlr. 12.576. 23. 11. 
Die Summe der Natural⸗Ausgabe iſt der Natural⸗Einnahme gleich. 


Forſt⸗Geld⸗Etat für 1863-1868. 


Einnahme. A . N 

Tit. 1. Für Holz, laut Natural-Etat, wie vorſtehen d.. 112.576 23.11 
„ II. Forſt⸗Nebennutzungen. 

1. Für Eich⸗ und Buchmaſt durch Verpachtuunn ugs 80. — — 

2 . Zalbbeesen, Pic eee NE eee . 12. — — 

3. „ Heidemiethe zu Raff⸗ und Leſeholz von Berechtigten 51. 22. 6 

Und zwar für 12 zwei- u. 15 einſpännige Wagen u. 16 Karren; 


4. „ Leſeholz durch Verpachtung 140. — — 
5. „ Strenuutzuug desgleichen. I e Eh mar 30.— 
6. „ Forſtgrundſtücke. I Morg. Ruth. 
a) Von den Dienftländereien des Forſtperſonals] 502. 123 195. 21. 8 
Davon gehören zur Oberförſterei Rotheufier 
152. 149, zur Förſterei Sagersberg 81. 17; 
zur Waldwärterei Neühaus 11. 36; zur Re⸗ 
vierförſterei Gülzow 64.0; zur Förſterei Schaf⸗ 
brück 68. 15; zur Förſterei Nenwald 60. 31, 
zur Förſterei Retztow 65. 155. 
b. Für andere Forſtgrundſtücke, 9 Parcelen 154. 68 469. 15. 6 
Summa 657. 11 
7. Fur Grasnutzung durch Verpachtung e ee | 20 — — 
8. „ Waldweide von Berechtigten 1. 15. — 


9. „ dergl. von der Förſterei zu Sagersberg und Neühans und 
dem Hülfsaufſeher zu Treche la f 
10. „ dergl. von anderen nicht berechtigten Einmietheern 130, — — 


11. „ Waldfoſſilien aller Art r 8.— — 
12. „ die Fiſchereinutzung in den beiden Seen des Reviers Nothenfier 
vom Oberförſter daſelbſt. 0 — 15. — 


13. „ die Fiſcherei im f. 8. Saalſee vom Revierförſter zu Gülzow. N 
„III. Jagdnutzungen. 
1. Ertrag der niedern Jagd im ganzen Revier durch Verpachtung 
an den Oberförſt er 4 Ani Im. 12.23. — 
2. Aus dem Beſchuſſe der hohen und Mitteljagd fließen 63. 25. — 
„V. Jusgemein, darunter 20 J Thlr. Penſtonsbeiträge . 65. 18. 5 
Summa der Einnahme, bei Thlr. 693. 22. 4 Pf. Einb ny 
gegen den Zarwerth . 2 113.861. — — 
Ausgabe. 


Tit. I. Beſoldungen des Forſtperſonals 2.806. — — 


„IV. Holzhauer⸗ und Rückerlöhne innerhalb der Taxe. 5 vol ! . 2.201. 5. 6 

e eee den 24. 5. 4 

Zu übertragen. . 5031. 10. 10 
38*+ 


„ V. Paſſivrenten und Abgaben 
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3 TRUE Gr . 

> übertrag 5031. 10. 10 

Mt. VI Ausorllunlieen nnn 750. — — 

„ IX. Jagd⸗Verwaltungskoſte n nn 5.— — 

11700 T 7 33. 19. 2 

2 pe Summa der Ausgave „mi „ „| 5.820. — — 
Nach Abzug der Ausgabe von der Brutto Einnahme fließen als 

Dial Rein⸗Einnahme in die Regierungs⸗Hauptkaſſe. 8.04. — 


Erlaüterungen zur Ausgabe. 


Tit. I. Der Oberförſter zu Rothenfier hat 600 Thlr. Gehalt und 350 Thlr. 
zum Dienſtaufwande, außerdem ein, in Tit. XI. ſtehendes, Fixum von 12 Thlr. 
zur Beförderung der Dienſtkorreſpondenz von und nach der Poſt zu Naugard, vor 
der Linie 30 Thlr. für freie Dienſtwohnung und 57 Thlr. 22 Sgr. für freies 
Brennholz. — Der Förſter zu Sagersberg 240 Thlr. Gehalt, 12 Thlr. Dienſt⸗ 
wohnung, 33 Thlr. 4 Sgr. freies Brennholz. — Der Forſtaufſeher zu Neühaus 
180 Thlr. Gehalt, 30 Thlr. temporaire Stellenzulage, 18 Thlr. 28 Sgr. freies 
Brennholz. — Der Revierföriter zu Gülzow 220 Thlr. Gehalt, 80 Thlr. tempo⸗ 
raire Anlage für die Revierförſter⸗Functionen, 11 Thlr. Dienſtwohnung, 36 Thlr. 
12 Sgr. freies Brennholz. — Der Förſter zu Schafbrück 260 Thlr. Gehalt, 13 Thlr. 
Dienſtwohnung, 37 Thlr. 7 Sgr. freies Brennholz. — Der Förſter zu Neüwald 
220 Thlr. Gehalt, 11 Thlr. Dienſtwohnung, 19 Thlr. 7 Sgr. Brennholz und der 
Förſter zu Retztow 220 Thlr. Gehalt, 11 Thlr. Dienſtwohnung, 28 Thlr. 12 Sgr. 
freies Brennholz. — Der Domainen⸗Rentmeiſter zu Stepenitz bezieht für die Ver⸗ 
waltung der Rothenfierer Forſtkaſſe eine Tantième von 68 Thlr., die Untererheber 
zu Fiſchersfeld eine von 338 Thlr. 5 


Tit. IV. In dieſem Titel ſtehen auch die Schleüſengelder, welche die Müller zu 
Hohenbrück und Hammer, Kaminer Kreiſes, mit 50 und 25 Thlr. beziehen. Dieſe 
Schleüſengelder werden vertragsmäßig für die Brennholzflößerei auf dem Kantrek⸗ 
(Guben⸗ oder Stepenitz⸗) Bache gezahlt, und zwar ganz gleich, ob viel oder wenig 
Holz geflößt wird. Nur wenn in einem Jahre gar nicht, nämlich weder durch die 
ſiskaliſche Forſtverwaltung, noch durch den Beſitzer von Kantrek geflößt wird, fallen 
für dasſelbe Jahr auch die Schleüſengelder weg. 


Tit. V. Hierin ſteht eine Rente von Thlr. 8. 5. 4 Pf. für die ſonſt an die 
Prediger zu Strelowhagen und Retztow und an die Küſter zu Rothenfier und 
Retztow entrichteten Naturalabgaben, wozu die Oberförſterei zu Rothenfier und die 
Förſterei zu Retztow verpflichtet war. Die Rente laüft von 1861 bis 1870. — 
An die Kreis⸗Communal⸗Kaſſe zu Kamin ſind 16 Thlr. zu zahlen, als Kreisſtraßen⸗ 
ſteüer für die im Kaminer Kreife belegenen fiskaliſchen Forſtgrundſtücke, ſoweit ſie 
in der Unterforſt Gülzow zur Oberförſterei Rothenfier gehören. 


Tit. IX. Der Oberförſter bezieht 5 Thlr. Entſchädigung für die Überlaſſung der 
hohen und Mitteljagd auf den von ihm zur Benutzung der vollen Jagd angepach⸗ 
teten Feldmarken Trechel und Rothenfier an den Fiskus. 


Tit. X. In dieſem Titel ſteht das oben im Tit. I erwähnte Firum von 
12 Thlr., welches der Oberförſter für die Beförderung der Dienſtkorreſpondenz von 
und nach der Poſt in Naugard erhält. 
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Holzpreiſe 
N in den drei Staatsforſtrevieren des Kreiſes Naugard. 
(Nach der Holztaxe von 1861 in Friedrichswald und Pütt, von 1862 in Rothenfier 
(T.) und den Lieitations⸗Durchſchnittspreiſen der vorhergehenden Jahre (L.) in 
beiden Fällen mit Einſchluß der Nebenkoſten. Unter dieſen die Holzhauerlohns⸗ 
=. tare (II.) 
Maaß = 1 Klafter. Preiſe in Thalern, Silbergroſchen, Pfennigen. 


ke 
Revier. | 25 5 Nutzholz Scheite. Knüppel. | Stöcke. | Reiſer. 
Eichen. 
x 1 10 — — 41 — — 2 20 — 116 — 1 2 — 
Friedrichswald. . L. [14 — 4 15 — 2 20 — 116 — 1 2 — 
F — 10 — e 
Rothenfier. f 1 | Fra) 92 r ra | a 25 = 
Buchen. 
0 T. Ing 
Friedrichswald. L. — 
H. 2 _ 
Rothenfier ( — 9 


Erlen, Elſen. 


f F. 7 — — 2 16 — 1 28— — — — — 24 
Rothenfter . . I. 8 —— 2 20 — 1 22 — — — — — 24 — 
CCC 
Birken. 
II. 
9 ; U: | 2 12 — 1 18 — 1 10 — — 24 — 
Rothen fte ET [ee 2 25 . baude 119 — 
83 H. r — I . — — 
Nadelholz: Kiefern. 
5 8 . 8 20 — 5 10 — 216 — 1 14 — 110 — 
Friedrichswald. L. 5 8 12 — 2 10 — 114 — 1 10 — 
H.. — 7. 4 — 12 — — 10 — 12.— — 15 8 
3 TB 8 20 — 3 222 — 2 1 8 — — 24 — 
Pütt L. "zn 4 2 16 — 1 9—2 — 29 — 
Hf 7 5: | Hape ＋ 10 — 1 5 — 8 — 
5 T. 5 10 - 2 4 — 116 — 1 6 — — 24 — 
Rothenfier Ju 1 5 7 2 6 — 16 — — 4 ——— 
K. — 7 — 13 — — 10 — 1 5 . 
| IV. 


Die Marienſtifts⸗Forſt Marienwald. 


Unter der Polizei⸗Verwaltung der Marienſtifts⸗Adminiſtration zu Stettin, und in 
wirthſchaftlicher Beziehung unter der Oberaufſicht des Königl. Oberförſters zu 
nen Friedrichswald. x 
Di.ieſe Forft gehört mit zu dem Complex von Waldungen, welche den weſt⸗ 
lichen Theil des Naugarder Kreiſes bedecken. Sie liegt von der Stadt Golnow 
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gegen S., zwiſchen der ſtädtiſchen Heide, dem Staatsforſtrevier Pütt und der Star⸗ 
garder Stadtforſt längs der Ihna, an deren linken Ufer die Stiftsförſterei 
belegen iſt, dieſe “ Min. von Golnow, 3½ Mle. von Naugard gegen SW., 
3 Min. von Stettin gegen NO. Die Förſterei beſteht aus 1 Wohnhauſe und 4 
Wirthſchaftsgebaüden und hat 9 Einwohner. Das Forſtgut Marienwald hat einen 
Flächeninhalt von r 1652,88 Mg. 
Davon find 1569,71 Mg. mit Holz beſtanden, das vom Mg. einen Reinertrag von 
6 Sgr. gewährt. Die unmittelbare Bewirthſchaftung führt der Stiftsförſter, der 
zu Dienſtländereien 35,68 Mg. Acker, und 17,97 Mg. Wieſen hat. Der Geſammt⸗ 
Reinertrag des Guts iſt bei der Grundſteüer⸗Regulirung zu Thlr. 351. 29. 8 Pf. 
eingeſchätzt. Das Forſthaus Marienwald iſt zur Kirche in Marsdorf, die Filia 
von Barfusdorf iſt, eingepfarrt und eben dahin eingeſchult. 

Der Marienſtifts⸗Antheil an dem Dorfe Marsdorf ſteht unter der Polizei⸗ 
verwaltung des Magiſtrats zu Golnow. 


1 75 


Die Stargarder Eigenthums⸗Dörfer im Naugarder Kreiſe. 
Unter der Polizeiverwaltung des Magiſtrats zu Stargard. 

Die Geſchichte dieſer Ortſchaften iſt bereits im Vorhergehenden ausführlich 
abgehandelt worden. Die allgemeinen communaleu Verhältniſſe S. 100—115, das 
Kirchen weſen S. 120 — 122, das Pfarrweſen S. 135, 136, und das Küſter⸗ und 
Lehrerweſen S. 145, 146, 160. Hier wird zur Ergänzung der Tabelle S. 156, 
157 eingeſchaltet eine 


Allgemeine topographiſche überſicht der Eigenthums-Ortſchaften, 
fo weit dieſelben im Naugarder Kreiſe belegen find. 


Benennung der Wohnplätze Eigenſchaft >= Zu. 4. Baunar 1868. 
(Gemeinden) ver Ein⸗ fie ı | 
und der auf ihren Feldmarken 2 woh⸗ Wohn- Pfer⸗ Rin⸗ Se, 
befindlichen Neben⸗Wohnplätze. Wohuplätze. 155 hahfer| de. der Dog 
0 
a? | 
Diewihsdort a1. |. „„ Dorf 856,1 40 Mi 85 84 
Dieckmühlte .. Waſſermühle 10 
, do. ... Stadtförſtere i. 10 bel 14 5 — 
Priemhauſen Pfarr⸗Kirchdorf . | 608 90 145 258 1825 
Bergsruhe reiſchulzenguwr. 40 a 9 1 N 466 
Stevenhagen „ Filial⸗Kirchdorf . 185 21 24 611 251 
Summa Naugarder Kreissſ 1209] 155 | 189 453 2626 
ierzu 
Stargard und Stadt⸗Eigenthum im Saziger Kreiſe 21807 | 1921 | 1261 | 2494 19915 
Polizei⸗Bezirk des Magiſtrats zu Stargard. 23016 | 2076 | 1450 | 2927 | 22541 
Vergsruhe 


| (S. 100, 104, 105) 
ift der Rame eines neu gegründeten Wohnplatzes. Bei der auf der Feldmark des 
Dorfs Priemhauſen ausgeführten Special⸗Separation der Grundſtücke ſämmtlicher 
batierlihen Wirthe und ſonſtiger Grundeigenthümer hat der Frei⸗ und Lehnſchulze 
Berg feinen ca. 300 Mg. großen Grundbeſitz, beſtehend aus dem Frei: und Lehn 


na 
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ſchulzen gute, einem Koſſatenhofe und den zu Erbpachtrechten innehabenden Kirchen⸗ 
ländereien von Priemhauſen, etwa % Min. von dieſem Dorfe gegen NO. entfernt, 
an der Gränze der Feldmarken Großenhagen und Roſenow im Zuſammenhange 
angewieſen erhalten. Er hat ſich auf dem Grundſtück mit einem Wohn⸗ und einem 
Geſindehauſe und den nöthigen Wirthſchaftsgebaüden angebaut. Unterm 15. Februar 
1848 trug der Freiſchulze der Königl. Regierung den Wunſch vor, dem neüen 
Wohnplatze den Namen „Bergsruhe“ beizulegen und bat hierzu um den landes⸗ 
| polizeilichen Conſens. Nachdem der Magiſtrat zu Stargard und der Landrath des 
Kreiſes ſich mit dem Namen des nei erbauten Freiſchulzenguts einverſtanden 
erklärt, wurde die Genehmigung durch Regierungs⸗Verfügung vom 6. Juni 1848 
ausgeſprochen und dies durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


| 
| Priemhauſen, fiskaliſchen Antheils. 
(S. 109, 110.) 

| In der angeführten Eigenthums⸗Verleihungs⸗Urkunde der 3 Bauerhöfe vom 

14. April 1831 hat ſich Fiskus reſervirt: 1) Fuhren bei Bauten und Reparaturen 
der Brücken beim Ihnazoll gegen Genuß der Zollfreiheit in der bisherigen Art 
(vergl S 284). 2) Jagd, Gerichtsbarkeit, Patronat und Straßengerechtigkeit. 3) 
Dienſte bei Forſtbränden. Sodann in der Erbverſchreibung des Koſſatenhofs vom 
24. Auguſt 1815 dieſelben Reſervate, außerdem noch 4) das Obereigenthum, 5) 
Burg⸗ und Baudienſte, 6) die Laudemial verpflichtung. 

In Priemhauſen befindet ſich eine Poſt⸗Expedition, welche ihren Cours nach 

Golnow, nicht nach Stargard, hat. 


VI. 


Landgemeinden mit ſelbſtändiger Ortspolizei⸗Verwaltung. 


Bernhagen, Kirchdorf, 1 Mle. von Naugard gegen SO., 1¼ Mle. von 
Daber gegen NW. am rechten Ufer des Zampelfluſſes, enthält 488 Einw., die ſich 
bei der Volkszählung von 1867 für Lutheraner angegeben haben, 68 Wohnhaüſer, 
von denen Thlr. 46. 16 Sgr. Steüer zu erlegen ſind, und 9 ſteüerfreie Gebaüde, 
incl. Schulhaus. In der „ nn 5635,73 Mg. 
großen Feldmark find 58 Grundbeſitzer angeſeſſen. Mit Tolr. 348. 12. 10 Pf. 
zu verſteüern ſind 5451,99 Mg., ſteüerfrei 11,43 Mg. Schulland. Ackerland 
| 3278,39 Mg. mit 23 Sgr. Ertrag, was dem Kreisdurchſchnitte nahezu entſpricht, 
Gärten 5,88 Mg., Wieſen 591,82 Mg., Weiden 502 Mg., Holzung 1083,88 Mg. 
mit 9 Sgr. Ertrag vom Mg., was den Ertrag der Staatsforſten Pütt und Rothenfier 
um 1 Sgr. übertrifft, Waſſerſtücke 1,45 Mg. Die hieſige Kirche iſt Filia der 
Mater zu Plantikow, ihr Küſter zugleich Schullehrer. B. war ehedem ein adliches 
Gut, Lehn des ſchloßgeſeſſenen Geſchlechts der Dewitz ſeit deſſen Anſiedlung im 
Land am Meere, und beſtand aus 3 Vorwerken, 5 Vollbauer⸗ und 4 Halbbauer⸗ 
höfen nebſt 2 Predigercolouaten. Das Gut war bald in 2, bald in 3: Antheile 
zerlegt, und iſt jo weit die Nachrichten aus der Vergangenheit bis auf uns gekom⸗ 
men, ſtets in der Fanulie geweſen, mit Ausnahme etwa eines einzigen Falls, der 
in die Zeit von 1651 bis 1785 trifft, während welcher Zeit ein Theil von B. im 


— m — 
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Beſitz der Manteüffel war. Von dem zuletzt genannten Jahre an hat ganz B, 
deſſen Namen man im 17. Jahrhundert Bornhagen ſchrieb, wieder den Dewitzen 
gehört. Im Normaljahre 1804 war Beſitzer von B. a: Joſeph Friedrich v. D., 
ein Mann von 62 Jahren, ohne Kinder, und der Gutstheile B. b und e der Dra⸗ 
goner⸗Lieutenant Carl Friedrich Ludwig v D., ein junger Mann von 18 Jahren. 
B. iſt nicht mehr im Beſitz der Familie Dewitz, es iſt kein adliches Dorſ mehr; die 
früher beſtandenen 3 Vorwerke find an die baüerlichen Wirthe verkauft, welche die 
Ländereien unter ſich vertheilt, bezw. zur Anſiedlung neüer Wirthe, Büdner, kleiner 
Eigenthümer wieder veraüßert haben. Vor dieſem gab es in B. nur 39 Feüer⸗ 
ftellen, jetzt ſind deren, wie oben bemerkt, 68 vorhanden. f 


Blankenfeld, Dorf, 3%, Min. von Naugard und ¼ Mlu. von Golnow 
gegen SW., enthält 246 Einw., lauter Lutheraner, 31 Wohnhaüſer, beſteüert mit 
16% Thlr. und 55 ſteüerfreie Gebaude und zur Feldmark. . . 758,64 Mg., 
welche unter 45 Eigenthümer vertheilt ſind, woraus folgt, daß dieſe im Durch⸗ 
ſchnitt nur kleine Parcelenbeſitzer ſind. Sie haben den größten Theil dieſer Grund⸗ 
fläche zu verſteüern, nämlich 725,66 Mg. mit Thlr. 74. 21. 8 Pf. An Ackerland 
haben ſie 345,02 Mg. ſehr dürftigen Bodens, da er nur 10 Sgr. Ertrag vom Mg. gibt, 
die Wieſen, 349,94 Mg. groß, gewähren dagegen 57 Sgr. pro Mg., Holzung 
30,7 Mg. Eingepfarrt in Eliſenau, eingeſchult in Carlshof. Nach dem zwiſchen 
dem Hauptmann Carl Otto von Blankenburg und dem Magiſtrate zu Golnow am 
25. November 1777 geſchloſſenen Erbzinsvertrag wurden dem erſtern die ſ. g. 
Pädagogienheide, auf welcher die Ortſchaften Blankenfeld und Carlshof angelegt 
worden, und der Kamelshorſtſche Bruch, auf welchem ſich die Colonie Kamelshorſt 
befindet, wovon aber nur 718 Mg. 6 Ruth. der Golnowſchen Kämmerei, die übrigen 
1038 Mg. ½ Ruth. aber der Kämmerei zu Stettin gehörten, erb- und eigen⸗ 
thümlich auf Erbzinsrecht verſchrieben. Nach dieſem Vertrage übernahm der Erb⸗ 
zinsmann die Verpflichtung, in den Colonien Blankenfeld und Carlshof 36, und 
in der Colonie Kamelsberg 8 ausländiſche Familien zum Betreiben von Ackerbau 
und Viehzucht auf ſeine Koſten anzuſetzen. Er entrichtete von den beiden erſten 
Colonien einen jährlichen Erbzins von 500 Thlr. an die Stadt Golnow, und von 
der Colonie Kamelsberg jährlich 300 Thlr., wovon ein Theil au die Stadt Stettin, 
der andere Theil aber an die Stadt Golnow, nach Maßgabe der Flächen, welche 
dieſen beiden Städten gehörten, bezahlt wurde. Der Erbzinsmann erwarb die 
Brau-, Branntweinbrennerei⸗, Krug⸗ und Mühlengerechtigkeit, die hohe und niedere 
Jagd, die Mitfiſcherei in der Ihna, ſoweit ſie ſeine Erbzinsgüter durchſtrömt, die 
Fiſcherei auf dem Dammſchen See, der Damantſche, dem Pfaffenwaſſer ꝛc. gegen 
Löſung der gewöhnlichen Willzettel und Erlegung deſſen, was für die Fiſcherei auf 
dieſen Gewäſſern gewöhnlich iſt; die Befreiung von den Licent⸗, Zoll und Acciſe⸗ 
gefällen ſowol in Anſehung der Effecten, des Viehes und der Güter, welche derſelbe 
und ſeine Coloniſten mit ins Land bringen, als auch in Anſehung der von dieſen 
Gütern zu verkaufenden Produkte, die Freiheit auf dieſen Gütern eine Kirche zu 
bauen und einen Prediger anzuſetzen, nebſt dem Patronatrechte, die Gerichtsbarkeit 
über die angeſetzten Coloniſten und Einwohner, jedoch ſo, daß wenn zwiſchen ihm 
und denſelben ein Streit entſteht, die Entſcheidung der Königl. Kriegs⸗ und Domai⸗ 
nenkammer verbleibt, die Befreiung von aller Enrollirung und Werbung der ange⸗ 
ſiedelten ausländiſchen Familien, ſowie Befreiung von allen Abgaben, ſie haben 
Namen, wie ſie wollen. | | 
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Braunsberg, Kirchdorf, 2%, Min. von Naugard und / Mle. von Daber 
gegen SO,, ſtößt mit feiner Feldmark an den See Wodaſwina und an den Saziger 
Kreis, woſelbſt das Gut Marienhagen der Gränznachbar iſt, und liegt an der von 
Regenwald über Freienwald nach Stargard führenden Landſtraße. Das Dorf ent⸗ 
hält 512 Einw., ebenfalls lauter Lutheraner, und auf 30,18 Mg. Grundfläche 63 
Wohnhaüſer und 2 gewerbl. Gebaüde, welche mit einer Steüer von Thlr. 45. 
9 Sgr. belegt ſind, und 112 ſteüerfreie Gebaüde, darunter das Küſterſchulhaus. 
In der Feldmark ſind 61 Grundeigenthümer angeſeſſen. Sie enthält 4927,02 Mg., 
von denen 4459,54 Mg. mit Thlr. 303. 16. 10 Pf. beſteüert, 321,59 Mg. als 
Ländereien der geiſtlichen Inſtitute ſteüerfrei ſind. Die Feldmark gehört zu den 
fruchtbareren Gemarkungen des Kreiſes, da ihr 3549,35 Mg. großes Ackerfeld, 
2 Sgr. Ertrag über dem Kreisdurchſchnitt gibt; Gärten 2,4 Mg., Wieſen 
119,32 Mg., Weiden 591,07 Mg., Holzung 72,87 Mg., Waſſerſtücke 446,12 Mg. 
Antheil an der Wodaſwina. Wie Bernhagen, ſo iſt auch Br. ein adliches Gut 
und dieſes iu zwei ungleiche Theile getheilt geweſen, von denen der größere Theil, 
beſtehend aus einem Ackerwerke, 11 Vollbauern und 1 Pfarrbauer, ein altes 
Dewitzſches, der kleinere Theil aber, zu dem nur 3 Bauerhöfe gehörten, welche 
nach Braunsforth Hofedienſte zu leiſten hatten, ein Wedelſches Lehn war. Der 
letzte Beſitzer jenes großen Theils war der Landrath Friedrich Chriſtian Auguſt 
v. Dewitz, der das Gut mittelſt Vertrags vom 6. December 1804 für 24,000 Thlr. 
auf 25 Jahre von Marien 1805 bis dahin 1838 gekauft hatte. Dieſer Gutstheil 
gehörte zum Daber⸗Dewitzſchen Kreiſe, der andere aber zu dem combinirten Saziger 
und Wedelſchen Kreiſe. Als die Verhandlungen wegen Aufſtellung der neüen 
Rittergutsmatrikel von 1828 ſchwebten, zählte Br. nicht mehr zu den Gütern, 
welche auf die Kreistags⸗ und Landtagsſähigkeit Anſpruch machen konnten, das 
Ackerwerk war ſchon längſt in den Beſitz der Bauern übergegangen. Die hieſige 


Kirche iſt eine Tochter der Mutterkirche in Breitenfeld, deren Gemeindegenoſſen 
Unirte ſind. 


Der Königl. Regierung zu Stettin wurde von dem Landrathe v. Kameke, Naugarder 
Kreiſes, unterm 29. April 1825 die Anzeige gemacht: Der Gutsbeſttzer zu Rörchen, v. Borg: 
ſtede, habe die Abſicht, einen Theil der Grundſtücke ſeines Guts, und zwar eine Fläche von 


675 Mg. 88 Ruth., zu parceliren und darauf zwei neüe Ortſchaften — Colonien zu gründen, 
und zwar — 


1. Friedrich⸗Wilhelmsthal, mit etwa 40 Haüſern Mg. Ruth. 
a) An Ackerland und Hütunng 414. — 
b) An Wege und Gräben 4. 8 
418. 8 
2. Eliſenau, mit etwa 34 Haüſern 
a) An Ackerland und ns 252 
b) An Wegen und Gräben. 33.80 


2055. 80 

Friedrich⸗Wilhelmsthal wird begränzt gegen O. und W. vom Territorio der Gntsherrſchaft, 
gegen S. von den Mühlengrundſtücken zu Rörchen und der Feldmark des Dorfs Chriſtinen⸗ 
berg, gegen N. aber von eben denſelben Grundſtücken, von Eliſenan und wiederum von den 
gutsherrlichen Grundſtücken. Größe diefer Colonie nach Angabe auf dem, dem landräthlichen 
Berichte beigefügten Situationsplane, erel. Wege und Gräben . 402. — 

Elifenau wird begränzt gegen O. und W. von dem nutsherrlichen Gebiete, gegen S. 
von demſelben und der Colonie Friedrich⸗Wilhelmsthal, gegen N. von den Feldern des 
Dorfs Klein⸗Sophienthal Es enthält, nach anderer Angabe, exel. Wege, Gräben . 283. 66 

Mittelſt Berichts vom 31. März 1827 zeigte der Laudrath v. Kameke an, daß beide 
Colonien nunmehr eingerichtet ſeien und Friedrich⸗Wilhelmsthal 30 Haüſer und 198 Seelen, 

Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 39 
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Eliſenau 25 Haüſer und 111 Seeleu enthalten. Die neüen Wohnplätze liegen zu beiden 
Seiten des von Chriſtinenberg nach Sophienthal führenden Weges dergeſtalt, daß Friedrich; 
Wilhelmsthal ſüdlich und Eliſenau nördlich vom Herenhaufe zu Rörchen belegen ift. 

Die Namen der beiden Anſtedlungen find entlehnt von den Namen des Kronprinzen 
von Preußen, nachmaligen Königs Friedrich Wilhelm IV., und ſeiner Gemalin, Eliſabeth, 
Prinzeſſin von Baiern. Genehmigt wurden dieſe neuen Ortsnamen durch Regierungs⸗Ver⸗ 
fügung und Amtsblatt⸗Bekanntmachung vom 31. März 1827. In der Folge iſt in Eliſenau 
eine Kirche erbaut und bei derſelben ein Pfarrſyſtem errichtet worden, zu welchem die Ort⸗ 
ſchaften Eliſenau, Rörchen, Friedrich⸗Wilhelmsthal, Carlshof, Blankenfeld, Groß: und Klein 
Chriſtinenberg, Groß⸗ und Klein⸗Sophienthal gehören. 


Eliſenau, Colonie mit Pfarrkirche, 4% Mle. von Naugard gegen 
SW., 1¼ Mle. von Golnow gegen SSW., am weſtlichen Rande der Püttſchen 
Staatsforſt, enthält im Jahre 1867 an ſteüerpflichtigen Wohnhaüſern 39, von 
denen, und von 2 gewerbl. Gebaüden Thlr. 14. 10 Sgr. Steüer zu ent⸗ 
richten ſind, und 40 ſteüerfreie Gebaüde, darunter die der Pfarre. In der 
nunmehr e ⁵p]½ ee 
großen Feldmark ſind 41 Parteien angeſeſſen. Zu verſteüern ſind 416,27 Mg. mit 
Thlr. 32. 25. 1 Pf. Ackerland 331,73 Mg. Ertrag 21 Sgr. pro Mg., keine 
Gärten, Wieſen 84,64 Mg., keine Weide, kein Holz. Die Schule iſt in Rörchen. 


Franzfeld, Dorf, 2 Mln. von Naugard gegen SW. und 1¼ Mle. von 
Golnow gegen O. Der Gutsherr von Matzdorf, v. Flemming, auf Benz, Kaminer 
Kreiſes, hat im Jahre 1823 in Folge der Regelung der gutsherrlichen und baüer⸗ 
lichen Verhältniſſe von Matzdorf, die daſelbſt beſtandenen 5 baüerlichen Wirth⸗ 
ſchaften auf der angränzenden Feldmark Burow abbauen laſſen, ½ Mle. von Matz⸗ 
dorf gegen NW. entfernt. Die neüe Ortſchaft beſtand bei ihrer Gründung aus 
5 Bauernwohnungen, 1 Hirtenhauſe, 2 Speicherwohnungen, zuſammen 8 Haüſern, 
und es war die Abſicht, im Sommer 1824 noch mehrere Speicher zu erbauen. Es 
gehörten zu dem neüen Dorfe ca. 150 Mg. Acker und Wieſen und 200 Mg. an 
Hütung. Die Bevölkerung betrug 38 Seelen im Jahre 1823. v. Flemming legte 
dieſem Neüdorfe den Namen Franzfeld bei, nach einem ſeiner Vornamen Franz 
Wilhelm Auguſt Conſtantin v. Fl. Der Name Franzfeld iſt durch Miniſterial⸗ 
Reſcript vom 15. Juli 1823 genehmigt, und dieſes von der Königl. Regierung 
durch Amtsblatt⸗Bekanntmachung vom 30. September 1823 zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht. Jetzt beſteht das Dorf Fr. auf einer Fläche von 9,45 Mg. aus 13 Wohn⸗ 
und 1 gewerbl. Gebaüde, wofür Thlr. 7. 29 Sgr. Steüer zu entrichten ſind, und 
12 ſteüerfreien Gebaüden. Die Bevölkerung beträgt 107 Seelen nach der Zählung 
von 1867. Die Feldmark, deren Boden weit unter Mittelertragsfähigkeit ſteht, und 
unter 15 Beſitzer vertheilt iſt, begreift 724,87 Mg. 
Davon ſind 685,9 Mg. mit einer Steüer von Thlr. 31. 10. 9 Pf. behaftet. Acker⸗ 
land 509,57 Mg. mit einem Ertrage von 17 Sgr. pro Mg., keine Gärten, Wieſen 
23,44 Mg., Weiden 122,89 Mg. Holzung 30 Mg. Fr. iſt nach Schönhagen ein⸗ 
gepſarrt und nach Burow, ½ Mle. entfernt, eingeſchult. 


Freiheide, Pfarrkirchdorf, 1% Mln. von Naugard gegen SW. auf der 
Landſtraße nach Maſſow, welche Stadt 1 Mle. entfernt iſt, hat 346 Einw. und auf 
einer Fläche von 21,23 Mg. 49 Wohnh., für welche, nebſt 3 gewerbl. Gebaüden, 
Thlr. 29. 10 Sgr. Steüer zu erlegen ſind, und 75 ſteüerfreie Gebaüde, darunter 
die der geiſtlichen Inſtitute und der Schule. Fr. beſteht urſprünglich aus 9 Bauern 
und 4 Koſſatenhöfen, doch iſt durch Parcelirungen die Zahl der Grundbeſitzer bis 


— 
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wovon für 2203,94 Mg. an Steiier Thlr. 105. 28. 7 Pf. zu entrichten und 
10,83 Mg. als Schulland ſteüerfrei ſind. Ackerland 1412,13 Mg., Ertrag 18 Sgr. 
vom Mg. oder 6 Sgr. unter dem Kreisdurchſchnitte, kein Gartenland, Wieſen 
296,42 Mg., Weiden 506,22 Mg., kein Holz ꝛc. Das biefige Pfarramt, welches 
zur katholiſchen Zeit ſeinen eigenen Prieſter hatte, und deſſen Patrone famosi con- 
sules opidi Massow waren, ift ſeit der Reformation mit dem Diaconat der Maſ⸗ 
ſower Stadtkirche zu St. Marien verbunden, und Neü⸗Maſſow hier eingepfarrt; 
der Küſter aber wohnt in Fr., er iſt zugleich Schullehrer. Der urkundliche Name 
von Fr. iſt Vredeheide, hochdeütſch Friedenheide. Es war ein adliches Dorf, 
mit dem die Familien Doſſow und Mildenitz zu verſchiedenen Theilen belehnt 
waren. 1363 verkauften die Gebrüder Heyne und Thiedeke Doſſow ihren Antheil 
an Fr., ohne Zweifel den größern Theil des Dorfs, an die Stadt Maſſow, die 
damit von dem Herzoge Johann, Biſchof zu Kamin, belehnt wurde. 1537 belehnten 
die Herzoge Barnim und Philipp die Brüder Valentin und Thomas Mildenitz, zu 
Stargard wohnhaft, mit den Beſitzungen, die ihr Vater Henning beſeſſen hatte. 
Unter dieſen Beſitzungen wird auch der Dorfsantheil Fr. genannt, der, anſcheinend 
zu Ende des 16. Jahrhunderts, ebenfalls von der Stadt Maſſow erworben wurde. 
Nach der Hufenmatrikel von 1628 gehörte ganz Fr. zum Stadteigenthum, in welchem 
dem Magiſtrat die Gerichtsbarkeit und die Polizeiobrigkeit zuſtand, welche in Fr. 


Friedrich⸗ Wilhelmsthal, Colonie, 4½ Mile. von Naugard gegen 
SW. und 1%, Min. von Golnow gegen SS W., enthält 456 Einwohner nach der 
Zählung von 1867, und auf 15,68 Mg. Fläche 55 Wohnhaüſer und 2 gewerbl. 
Gebaüde, beſteüert mit Thlr. 16. 21 Sgr. und 63 ſteüerfreie Gebaüde, — nach der 
ſtatiſtiſchen Tabelle von 1867 ſind es nur 41 Wohnhaüſer. — Grundbeſitzer gibt 
es jetzt 52, lauter kleine Parceliſten, die ſich in die 429,87 Mg. 
große Feldmark getheilt haben. Verſteüert werden 403,37 Mg. mit Thlr. 46. 20. 
11 Pf. Ackerland 400,8 Mg. mit 21 Sgr. Ertrag, daher der Boden hier von der⸗ 
ſelben Beſchaffenheit iſt, als in der Colonie Eliſenau. Gartenland gibt es in Fr. 
W. auch nicht, Wieſen nur 2,57 Mg., kein Holz ꝛc. Die Colonie iſt in Eliſenau 
eingepfarrt und in Rörchen eingeſchult. 


Harmelsdorf, Pfarrkirchdorf, 2½ Mle. von Naugard gegen SO,, 
1 Mle. von Maſſow gegen O. an der Gränze des Saziger Kreiſes und dem Urſprung 
eines der Zuflüſſe des Krampehl, beſteht aus 18 Voll- und 9 Halbbauerhöfen, ſo 
wie aus den Ländereien von zwei ehemaligen adlichen Ackerwerken, welche, nachdem 
ſie in den Beſitz der baüerlichen Wirthe übergegangen, parcelirt und von dieſen 
unter ſich vertheilt, bezw. wieder verkauft worden ſind Behufs Anſetzung neüer 
Bauerhöfe, Büdnereien und anderer kleinen Eigenthumsſtellen, ſo daß an dem 
Beſitz der 5510,25 Mg. 


großen Feldmark jetzt 71 Parteien, incl. Kirche, Pfarre, Schule betheiligt ſind. H. 

enthält 629 Einw., darunter 5 Juden, 75 Wohnhaüſer und 2 gewerbl. Gebaüde, 

verſteüert mit Thlr. 55. 19 Sgr. und 81 ſteüerfreie Gebaüde, incl. Pfarr⸗ und 

Küſterſchulhaus. Einer Grundſteüer von Thlr. 318. 18. 8 Pf. ſind 5019,37 Mg. 

unterworfen, während 301,8 Mg., die der Kirche, Pfarre und Schule gehören, 

ſteüerfrei find. Ackerland 3335,43 Mg. mit einem Ertrage von 23 > pro Mg., 
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Gärten 4,07 Mg., Wieſen 705,56 Mg., Weiden 1169,7 Mg., Holzung 103,47 Mg,, 
Waſſerſtücke 2,94 Mg. Zur hieſigen Mutterkirche gehört als Tochter die Kirche zu 
Kannenberg im Saziger Kreiſe. H., in Urkunden des 16. und 17. Jahrhunderts 
Hermannsdorf, ſpäter Harmelsdorf, wie auch jetzt noch genannt, war eine 
adliche Beſitzung, und zwar ein altes Wedelſches Lehn, und zerfiel in 2 Theile, 
in das große Gut, mit einem Ackerwerk, 16 Voll⸗ und 8 Halbbauerhöfen, und das 
kleine Gut, ein Ackerwerk, 1 Voll⸗ und 1 Halbbauerhof enthaltend. Das große 
Gut war aber auch an ſich in zwei Antheile geſpalten, welche vereinigt 1794 in 
den Beſitz von Friedrich Bogiſlaw v. Heyden überging, der auch im folgenden 
Jahre das kleine Gut kaüflich erwarb, ſo daß er ganz H. beſaß, was auch noch im 
Normaljahre 1804 der Fall war. Als im Jahre 1825 die Vorarbeiten zur Auf⸗ 
ſtellung der neüen Ritterguts⸗Matrikel und die darauf bezüglichen Verhandlungen 
ſchwebten, war H. aus der Reihe der Rittergüter bereits geſchieden. 


Heinrichs hof, Vorwerk von Kl. Wachlin mit 2 Wohnh. und 18 Eiuw. 
Das Vorwerk iſt in der Mitte des 18. Jahrhunderts von einem Mitgliede der 
Ückermanſchen Familie, in welcher der Vorname Heinrich ſehr gebraüchlich iſt, an⸗ 
gelegt. 


Jagenkamp, Etabliſſement von 12 Wohnhaüſern und 100 Einwohnern, 
% Mle. ſüdöſtlich von der Colonie Louiſenthal, zu deren Gemeindebezirk es gehört; 
eingepfarrt zur Kirche in Lübzin; die ſchulpflichtigen Kinder beſuchen die in dem 
Lübziner Etabliſſement Theerofen errichtete Schule. 


Louiſenthal, Colonie mit katholiſcher Pfarrkirche, 4¼ Mle. von 
Naugard gegen SW., 1¼ Mle. von Golnow nach derſelben Richtung, enthält 32 
Wohnh., 458 Einw., darunter 227 Katholiken, und mit dem dazu gehörigen, ſo 
eben genannten Etabliſſement Jag enkam p, auch mit Einſchluß des Etabliſſements 
Langenforſt, welches aber der politiſchen Gemeinde Lübzin einverleibt iſt, 46 Wohn⸗ 
haüſer und 2 gewerbl. Gebaüde, die mit 32¼ Thlr. beſteuert find, ſowie 64 
ſteüerfreie Gebaüde, incl. Schulhaus. In der Feldmark, welche 1259,82 Mg. 
begreift, ſind 49 Eigenthümer angeſeſſen. Der Grundſteüer von Thlr. 105. 19. 
10 Pf. unterworfen find 1175,12 Mg. ſteüerfrei 14,17 Mg. Der Boden iſt von 
dürftiger Beſchaffenheit; der Acker, 404,43 Mg. groß, gibt nur 16 Sgr. Ertrag, 
Gärten gibt's nicht, Wieſen 762,39 Mg., Weiden 22,47 Mg., kein Holz. L. iſt, 
ſoweit die Evangeliſch⸗Unirten in Betracht kommen, in Lübzin eingepfarrt und auf 
dem Fundo dieſes Ritterguts erbaut. Mit Einſchluß der katholiſchen Bewohner 
des Gutes Lübzin und des Kolbazer Amtsdorfes Auguſtwald beträgt die Bevböl⸗ 
kerung des katholiſchen Pfarrſprengels Louiſenthal 353 Seelen. 


Wachlin, Klein⸗, Gut und Kirchdorf, 3%, Min. von Naugard gegen 
SSW. und 1½ Mle. von Stargard gegen N. z. W. an der Gränze des Saziger 
Kreifes, dem Rittergute Gr. Wachlin gegenüber, von dieſem durch eiue Thalſeu⸗ 
kung getrennt. Gut und Dorſ bilden mit dem dazu gehörenden Vorwerke Hein⸗ 
richshof Eine Gemeinde, welche 223 Einwohner, darunter 7 ſeparirte Lutheraner, 
zählt, und auf einer Fläche von 24,16 Mg. 25 Wohnhaüſer und 3 gewerbl. Ge⸗ 
baüde, beſteüert mit Thlr. 16. 20 Sgr., fo wie 33 ſteüerfreie Gebaüde enthält. 
Die Feldmark begreift . . . 223 00,3 Mg. 


wovon 1984,77 Mg. mit Thlr. 175. 26. 7. beſtelert und 244,07 Mg. ſteüerfrei 


Ortſchaften mit ſelbſtändiger Polizei⸗Verwaltung. — Kl. Wachlin. 309 


ſind. Ackerland 1980,58 Mg., mit einem Reinertrage von 29 Sgr., oder 5 Sgr. 
über den Kreisdurchſchnitt, Gärten 4,84 Mg., Wieſen 121,95 Mg., Weiden 
117,11 Mg., Holzung 4,36 Mg. In der Feldmark ſind 22 Beſitzer angeſeſſen. 
Die ſteüerfreien Grundſtücke gewähren einen Reinertrag von 34 Sgr. pro Mg. 
Sie gehören den geiſtlichen Inſtituten. Die Kirche iſt Filia der Mater zu Mulkentin, 
Saziger Kreiſes. Am Wege dahin liegt, / Mle. vom Hauptgute, unmittelbar an 
der Gränze das Vorwerk Heinrichshof. — Der Gutsbeſitzer Thiede auf Gr. Wachlin 
zahlte zur Friedrichswalder Amtskaſſe einen jährlichen Zins von 120 Thlr., incl. 
20 Thlr. Gold in vierteljährigen Raten, welcher in der Reviſionsacte des ehe⸗ 
maligen Amts Maſſow vom Jahre 1825 dahin nachgewieſen waren, daß a) vom 
Erbzinsgute Kl. Wachlin Thlr. 99. 13. 1 Pf., b) von einer Wieſe daſelbſt 2 Thlr. 
und c) Thlr. 18. 16. 11 Pf. von zwei, im Beſitz des ꝛc. Thiede befindlichen fiska⸗ 
liſchen Bauerhöfen, worunter ein wüſter Hof, als Dienſtgeld aufkamen. Das 
Rechtsverhältniß dieſer Abgabe iſt zufolge der älteſten darüber in der Amts⸗Re⸗ 
giſtratur vorhandenen Nachrichten folgendes geweſen: Die Güter Groß⸗ und Klein⸗ 
Wachlin beſtanden vor 150 Jahren ein jedes aus 2 Antheilen, von denen der eine 
ein Uckermannſches Lehn war, ſpäter jedoch allodificirt iſt, der zweite aber zu der 
Herrſchaft Naugard⸗Maſſow gehörte, ſich jedoch bis 1729 im Pfandbeſitz derer 
v. Udermann befand. Nachdem die gräflich Eberſteinſchen, nachmals herzoglich 
Croyſchen Herrſchaften Naugard und Maſſow dem Landesherrn heimgefallen 
waren, wurde in Folge des Königl. Cabinets⸗Befehls vom 30. September 1729 
der nunmehr fiskaliſche Antheil an Gr. und Kl. W. durch Zahlung einer Summe 
von Thlr. 2088. 10 ggr. an die v. Üdermann vom König⸗Herzoge Friedrich 
Wilhelm I. eingelöft, und hiernächſt der Antheil von Gr. W. gegen das damals 
adliche Vorwerk Damerwitz vertauſcht, der Antheil von Kl. W. dagegen den Ge⸗ 
brüdern v. Ückermann für eine jährliche Pacht von 120 Thlr., incl. 20 Thlr. Gold, 
zur Nutzung überlaſſen. Anf ein Immediatgeſuch des Fähnrichs Friedrich Leopold 
v. Üdermann wurde hiernächſt mittelſt Cabinets⸗Erlaſſes vom 10. Januar 1754 
beſtimmt, daß dem Supplikanten und deſſen Brüdern die Nutzung des Königl. An⸗ 
theils zu Kl. W. gegen die bisherige Pacht von 120 Thlr. ohne die geringſte Er⸗ 
höhung noch ferner und ſo lange zu belaſſen ſei, bis ſie ſelbigen entweder durch eine 
Permutation, oder ſonſt auf andere Art erblich acquiriren könnten. Als ca. 
10 Jahre darauf nach einem Berichte des Oberamtmanns Breetz zu Maſſow vom 
27. Juli 1765 das Geſchlecht der Wachliner Ückermann ausgeſtorben war, und 
deren Lehnsnachfolger die Wachlinſchen Güter dem Hauptmann Gottfried Ulrich 
v. Löwenklau überlaſſen hatten, bat der ꝛc. Breetz in dem oben gedachten Berichte 
um erbliche Überlaſſung des Königl. Antheils zu Kl. W., indem er beabſichtige, 
darauf Coloniſten⸗Familien anzuſiedeln. Auf dieſen Bericht fehlt der endgültige 
Beſcheid in den Amtsacten. Dagegen iſt ſpäter unterm 24. März 1766 der Haupt⸗ 
mann v. Löwenklau mit dem Geſuche vorſtellig geworden, ihm den fiskaliſchen An⸗ 
theil zu Kl. W. gegen Abtretung ſeines Gutes Roggow an den Fiskus zu über⸗ 
laſſen. Es iſt darauf die nähere Prüfung dieſes Antrags dem Kriegs- und Do⸗ 
mainenrathe Winkelmann übertragen, womit die Amtsacten ſchließen, ohne das 
Ergebniß dieſer Prüfung zu enthalten. Die beabſichtigte Vertauſchung iſt indeß 
nicht zu Stande gekommen, und ſcheint die ganze Sache demnächſt in Vergeſſenheit 
gerathen zu ſein; denn der Königl. Antheil von Kl. W. wurde noch 1838, von 
dem Beſitzer der Wachlinſchen Güter, der inzwiſchen oft gewechſelt hat, gegen den 
Zins von 120 Thlr. benutzt. Inzwiſchen ſind auch, wie noch zu bemerken iſt, 
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die Bauern zu Gr. W. nach Kl. W. ausgebaut, und das übrig gebliebene Areal von 

Kl. W. iſt theils vererbpachtet, theils mit Gr. W. vereinigt, ſo daß ein eigentliches 

Gut Kl. W. nicht mehr vorhanden iſt. Dieſe von den Beſitzern der Wachlinſchen 

Güter getroffenen Dispoſitionen können jedoch in dem Rechtsverhältniſſe nichts 

ändern, und nach dieſem beſteht hinſichtlich des Königl. Antheils zu Kl. W. eine 

reine Zeitpacht, ſo daß der Gutsbeſitzer Thiede verbunden iſt, das fiskaliſche Eigen⸗ 

thum zurück zu gewähren; denn bei dem Vorhandenſein des oben angegebenen 

Cabinets⸗Erlaſſes hat eine Beſitzergreifung und Verjährung nicht Statt finden 

können, und anderer Seits kann aber auch dieſer Cabinets-Erlaß den Fiskus in 

der Disposition über den gedachten Gutsantheil nicht beſchränken, da die darin * 
ausgeſprochene Vergünſtigung ſich blos auf die Gebrüder v. Üdermann bezog. Daß 
endlich die Beſitzer von W. den Königl. Antheil zu Kl. W nicht als ihr Eigen⸗ 
thum betrachtet haben, oder darüber doch wenigſtens in Zweifel geweſen ſind, geht 
daraus hervor, daß in dem 1819 geſchloſſenen Kaufcontract des Beſitzers Thiede 
ausdrücklich bemerkt iſt, daß der Königl. Antheil an dieſen Gütern gegen 120 Thlr. 
Pacht benutzt werde, und daß, wenn Fiskus noch weitere Anſprüche deshalb machen 
ſollte, der Käufer ohne Regreß an den Verkäufer die Sache mit dem Fiskus aus⸗ 
machen müſſe. Es iſt zu vermuthen, daß früher beim Beſitzwechſel geſchloſſene Kauf⸗ 
contracte ähnliche Bemerkungen enthalten. In dem Hypothekenſchein über die 
Wachlinſchen Güter iſt von dem Königl. Antheil von Kl. W. nichts erwähnt, aber 
auch der Zins von 120 Thlr. nicht eingetragen. Was den Umfang deſſelben be⸗ 
trifft, jo hat in den 1740er Jahren eine Vermeſſung und Auseinanderſetzung des 
adligen und Königl. Theils zu Kl. W. Statt gefunden, die damals angefertigte Karte 
jedoch nicht ermittelt werden können. Der Gutsbeſitzer Thiede beſitzt aber das bei 
dieſer Gelegenheit von dem Feldmeſſer Klockow angefertigte Vermeſſungsregiſter, 
wonach der Flächeninhalt des Königl. Antheils von Kl. W. an Acker in 3 Feldern 
752. 95, an Feldbrüchern und Weiden 47. 116, an Wieſen 26. 54, an Hofſtelle 
und Wurthen beim Dorfe 40. 53 ½, überhaupt 866 Mg. 138 ½ Ruth. beträgt. 
Zu dieſem bedeütenden Umfange des Guts ſteht in jetziger Zeit der Pachtzins von 
120 Thlr. in gar keinem Verhältniſſe, die Zurücknahme des Gutsantheils und 
anderweitige Dispoſition darüber wird bei dem bedeütenden Objecte und der an⸗ 
ſehnlich höhern Nutzung deſſelben im fiskaliſchen Intereſſe jedenfalls angemeſſen er⸗ 
achtet werden, und hat der Reviſions⸗Commiſſarius daher um jo mehr Veranlaſ⸗ 
ſung genommen, das vorſtehend auseinander geſetzte, anſcheinend ſchon ganz in 
Vergeſſenheit verſunkene Sachverhältniß der Königl. Regierung mittelſt Berichts vom 
19. November 1837 vorzutragen, wobei zugleich zur Sprache gebracht wurde, daß 
bei dem Zinſe von 120 Thlr. alljährlich eine Goldquote von 10 Thlr. zu wenig 
entrichtet wird. Es iſt nämlich mittelſt Kammer-Verfügung vom 13. Juli 1766 
an den Oberamtmann Breetz zu Maſſow und den Hauptmann v. Löwenklau be⸗ 
ſtimmt, daß der Zins von 120 Thlr. zum Aten Theil in Golde abgeführt und da⸗ 
mit beſtändig continuirt werden ſolle. Demnach würde eine Goldquote von 30 Thlr. 
zu zahlen ſein, wogegen, ſoweit die Nachrichten reichen, nur 20 Thlr., mithin 
jährlich 10 Thl. Goldagio zu wenig gezahlt ſind. Da anderweitige Beſtimmungen wegen 
dieſes Zinſes zu erwarten ſind, ſo wird dieſen auch die Regelung wegen der Gold⸗ 
quote aus der Vorzeit, bezw. für die Gegenwart, vorbehalten bleiben müſſen, daher 
denn auch nur die bisherige etatsmäßige Goldquote von 20 Thlr. zum Ertrage 
gebracht worden iſt. [Acta Commissiones betreffend die Reviſion der Gefälle des 
Königl. Domainen⸗Rent⸗Amts Friedrichswald de 1838. Commiſſarius Grunwaldt; 
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Fol. 489—492]J. Weitere Nachrichten über Beſitzveränderungen ſiehe im Artikel 
Groß⸗Wachlin, Abſchnitt VII. Ritterſchaftlicher Kreis Naugard. 


VII. 
Der ritterſchaftliche Kreis Naugard. 


Derſelbe beſteht aus 40 landtagsfähigen Rittergütern und 11 ehemaligen Domainen⸗ 
gütern, welche nach dem Cabinets⸗Erlaß vom 18. Februar 1827 die Beſitzer befähigen, viritim 
in der Ritterſchaft auf Kreistagen zu erſcheinen, zufolge Staats⸗Miniſterial⸗Beſtätigung vom 
6. Mai 1828. Die Ritterguts Matrikel iſt vom Könige unterm 19. April 1828 vollzogen. 
Revidirte Matrikel vom 30. April 1842 Nachtrag vom 5. November 1855. Die Guter find 
Allodium, das Gegentheil iſt beſonders angemerkt. 


Altmühl, Kreistagsfähiges Gut, I Mle. von Naugard gegen NW., am 
öſtlichen Rande des Buttelin, der Rotbenfierſchen Forſt, 350 Ruthen weſtlich von 
dem Amtsdorfe Damerow, mit dem es in communalem, kirchlichem und Schul⸗ 
Verbande und mit demſelben unter der Polizei-Verwaltung des Domainen-Rent⸗ 
amts Naugard ſteht, enthält 2 Wohnhaüſer und 44 Einwohner nach der Volks⸗ 
zählung von 1867. Das Areal beträgt an Acker, Wieſen e. . 319,0 Mg. 
Urſprünglich war das Gut eine Waſſermühle, die auch den Namen Freüchen⸗Mühle 
führte. Nachdem dieſelbe eingegangen und die dazu gehörigen Ländereien in ein 
Ackerwerk verwandelt waren, bildete dieſes ein Annex des Domainen-Vorwerks 
Friedrichsberg, umfaßte aber nur 60 Mg. 120 Rth. In der Folge wurde das 
Areal des Ackerwerks durch Zulegung von Forſtgrundſtücken erweitert. Als Be⸗ 
ſtandtheil des Domainenamts Naugard war es zuletzt für 90 Thlr. verpachtet. Die 
Ereigniſſe von 1806 und 1807, welche den König Friedrich Wilhelm III. nöthigten, 
ſeine Domainen an den Staat abzutreten, um vermittelſt deſſelben den Verpflich⸗ 
tungen nachkommen zu können, die im Tilſiter Friedensſchluß vom Franzoſen⸗ 
Kaiſer Napoleon auferlegt worden waren, führten zur Veraüßerung ſämmtlicher 
zur Domaine Naugard gehörenden Vorwerke. Altmühl entging zwar Anfangs 
dieſem Schickſale, da der König mit Hülfe ſeines treüen Volks und ſiegreicher 
Waffen am 31. März 1814 unter den Mauern der Hauptſtadt von Frankreich und 
durch den darauf folgenden Pariſer Frieden ſich die Quittung über die noch rüd- 
ſtändigen Kriegs⸗Contributionen erſtritten hatte; allein die ungeheüern opferwilligen 
Anſtrengungen, welche die Befreiung vom Franzoſenjoch in den Jahren 1813— 1815 
gekoſtet hatten, machten es zur politiſchen und ſtaatswirthſchaftlichen Nothwendig⸗ 
keit, auch nach dem Kriege mit weiterer Veraüßerung der Domainengüter fortzu⸗ 
fahren. So wurde denn auch A. durch den Vertrag vom 18. October 1819, dem 
Jahrestage der Leipziger Völkerſchlacht, für den Preis von 5270 Thlr. und 9¼ Thlr. 
für Inventarienſtücke an den Okonomen Pinnow zum vollen Eigenthum verkauft. 
Durch den Vertrag trat der Käufer bedingungsweiſe in die Kategorie der Rittergutsbeſitzer; 
ausgeſchloſſen vom Kauf waren jedoch die Jagdgerechtigkeit, das Patronat und die 
Gerichtsbarkeit, die Weideberechtigung in der Staatsforſt, ſowie Zwangsrechte und 
Unterthanen⸗Präſtationen jeder Art, wie ſie in jener Zeit theilweiſe noch beſtanden. 
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Das Gut A. iſt nunmehr, 1869, ein halbes Jahrhundert im Beſitz der Familie 
Pinnow. Nach des Erwerbers Tode ging es auf deſſen Wittwe über, 1840, und 
nach deren Ableben, 1842, auf den Sohn Julius Pinnow, den gegenwärtigen 
Beſitzer. 

Amalienhof, Vorwerk, zu Lübzin gehörig, 700 Ruthen vom Dorfe 
gegen SD., im Lübzinſchen Bruche, an der Lanke, welche hier die Gränze mit dem 
Randowſchen Kreiſe bildet und bald darauf in den Dammſchen See fällt. Das 
Vorwerk war ſchon im vorigen Jahrhundert vorhanden, ſehr wahrſcheinlich an⸗ 
gelegt vom Erblandmundſchenken Curt Heinrich v. Wuſſow und nach dem Vor⸗ 
namen ſeiner Gemalin Amalie Anna Margaretha Eliſabeth, geb. Broemſe, ge⸗ 
nannt. Eben ſo das Vorwerk Heinrichshof, dem er den zweiten ſeiner Vornamen 
beigelegt hat. Die ſtatiſtiſche Aufnahme von 1867 gedenkt des Vorwerks A. nicht. 
Die übrigen Nebenwohnplätze von Lübzin, 8 an der Zahl, ſind im Laufe der drei 
erſten Decennien des laufenden Jahrhunderts, zur Beſitzzeit der Familie v. Borg⸗ 
ſtede entſtanden. 


Benz, Faulen:, Rittergut, 2 Min. von Naugard gegen S., ¼ Min. 
von Maſſow gegen NDO. auf dem Plateau, welches die Waſſerſcheide zwiſchen den 
Ihna⸗ und den Regazuflüſſen bildet, enthält 200 Einw., 16 Wohngebäude, für die, 
nebſt einer Windmühle, 8 Thlr. Steüer zu entrichten find, und 13 ſteüerfreie Ge- 
baüde. Die Gutsfeldmark begreift... 3695,82 Mg., 
wovon 3648,72 Mg. mit Thlr. 352. 8. 9 Pf. beſteüert ſind. Steüerfreie Grund⸗ 
ſtücke enthält das Gut nicht. An Ackerland 2883,43 Mg. mit fruchtbarem Boden, 
der 32 Sgr. Reinertrag vom Mg. gibt, d. i.: 8 Sgr. über dem Kreisdurchſchnitt, 
Gärten 5,94 Mg., Wieſen 322,45 Mg., Weiden 199,6 Mg., Holzung 237,3 Mg., 
mit Eichen⸗, Buchen⸗ und Elſenbeſtänden. Auf dem Gute haftet ein immerwäh⸗ 
render Canon von 12 Thlr. wegen der, demſelben zur Ausführung von Meliora⸗ 
tionen im Jahre 1784 vom Könige Friedrich II. bewilligten 1200 Thlr., wovon 
die jährlichen neüen Einkünfte nach dem Anſchlage 102 Thlr. 22 ½ Sgr. betragen. 
In unmittelbarem Zuſammenhange mit dem Gute liegt — 

Benz, Faulen:, das Kirchdorf. Es hat 131 Ew., 6 Bauer⸗ und 8 Koſſä⸗ 
tenhöfe, ſo wie 3 Büdnereien, 17 Wohnhaüſer, beſteüert mit Thlr. 14. 26 Sgr., 
und 23 ſteüerfreie Gebaüde, darunter das Schulhaus. In der . . 830,59 Mg. 
großen Feldmark gibt es 19 Grundbeſitzer, welche von 772,83 Mg. an Grundſteüer 
Thlr. 83. 26. 10 Pf. entrichten, ſteüerfrei ſind 12,87 Mg. Der Bauernacker hat 
einen noch fruchtbarern Boden, als der Gutsacker, da er 37 Sgr. Reinertrag von 
jedem der 126,24 Mg. gewährt, welche der Acker enthält, Gärten 7,6 Mg., Wieſen 
108,94 Mg., Weiden 48,17 Mg., kein Holz, / Mg. Waſſerſtücke. — Die hieſige 
Kirche iſt ein Filial der Mutterkirche im Amtsdorfe Falkenberg, ihr Patron der 
Gutsherr von Faulen⸗Benz, der mit dem Könige, als Patron der Mutterkirche, den 
Prediger wechſelsweiſe beruft. Die Kirche beſitzt ein Kapital von 325 Thlr. und 
an Grundſtücken 18 Mg. 45 Ruth. Acker und 13 Mg. 160 Ruth. Wieſen, die 
gegen einen Canon von 37 Sch. 10,95 Mtz. Roggen vererbpachtet ſind. Die 
Kirchenkaſſe hatte 1864 Einnahme Thlr. 54. 26. 1 Pf., Ausgabe Thlr. 32. 18. 
9 Pf., Beſtand Thlr. 22. 7. 4 Pf. Das Kirchengebaüde befindet ſich in baulichen 
Würden. Eine Schulkaſſe gibt's hier nicht. 

Soweit die Nachrichten aus der Vergangenheit bis auf unſere Zeit gekommen 
ſind, war die Familie Weger, Weiger, Weiher mit F. B. belehnt. Urkundlich tritt 
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dieſe Familie zuerſt 1399 auf, in welchem Jahre der Bürgermeiſter Nicolaus und 
der Bürger Conrad W. als Zeügen einen das Inngfrauenkloſter zu Köslin betref⸗ 
fenden Kaufbrief bekräftigen, und die Vermuthung liegt nahe, daß ſie um dieſe 
Zeit in und bei Köslin begütert war. Im 15. Jahrhundert findet man die Familie 
W. im Saziger Lande als Lehnsträger verſchiedener Güter, zu denen auch Vulen⸗ 
bentez gehörte, woſelbſt 1502 Laurentius Weyer Erbſeſſen war, wie ohne Zweifel 
ſchon lange vorher ſeine Altvordern. 1525 hatteu die Weigern tho Vulenbentze 
1 Pferd zu ſtellen; 1525 belehnen die Herzoge Georg und Barnim den Pater, 
einen Prieſter, den Diderick, Hans, Lorenz und Jakob Gebrüder, den Clawes, Peter 
und Michel, und Hans, Gevettern die Weigere, zu Mulkentin und (Vulen) Benz 
geſeſſen, mit Parlin, Storkow, Mulkentin, Wachelin, Bentze und Lentze, ſo wie mit 
dem Dorfe Roggow, welches die Gebrüder W. von Hans Üdermann erblich an ſich 
gebracht, und verleihen ihnen die geſammte Hand. Neben den W. waren aber noch 
die Mildenitz in F. B. angeſeſſen, wie der Lehnbrief beweiſt, welchen die Herzoge 
Georg und Barnim 1535 dem Jakob M., ſowie Herzog Philipp 1540 für Jakob 
Valtin und Thomas M. zu Stargard ertheilte. In beiden Briefen ſteht Vulen⸗ 
bentz. Die Beſitzung zerfiel in 3 Theile. Zwei Theile a) und b) beſaß die Fa⸗ 
milie Weiher, den dritten Theil c) die Familie Mildenitz, die den ihrigen noch durch 
9 Huſen vermehrte, welche ſie den Beſitzern der beiden erſten Theile, Drewes und 
Hans W. im Jahre 1550 abkaufte. Drewes W. wird auch noch 1565 in Vulen⸗ 
benze genannt. Die Familie W. war mit Söhnen ſehr geſegnet. Nach der Hufen⸗ 
matrikel von 1628 gehörte F. B. a. den drei Brüdern Ewald, Carl und Conrad 
W. gemeinſchaftlich, welche 15½ Hufen und 2 Koſſatenhöfe zu verſteüern hatten, 
F. B. b. aber dem Hans W., der 16 Hufen, 1 Koſſatenhof und ½ Mühle ver⸗ 
ſteüern mußte. Der Mildenitzſche Antheil von F. B. iſt in der Matrikel nicht ent⸗ 
halten. Um auf die Befigveränderungen im Laufe des 18. Jahrhunderts zu kom⸗ 
men, jo findet man F. B. C., nach der Vaſallentabelle von 1756, noch im Beſitz 
der Familie Mildenitz, und zwar des Hofraths Bernd Leopold, mit dem ſie im 
Mannsſtamme erloſch en iſt. Von F. B. a. kam ein Theil von Ernſt Jürgen 
v. Weiher an ſeinen einzigen Sohn, den Hauptmann Johann Ehrenreich, welcher 
einen andern Theil zufolge gerichtlichen Protokolls vom 28. März 1738 für 
766 Thlr. von dem Major Philipp Jakob v. W., und einen Bauerhof am 19. 
November 1766 für 837½ Thlr. von Carl Ludwig Neümann einlöſte, und nach 
ſeinem im Jahre 1794 erfolgten Tode F. B. a. ſeinem Lehnsfolger, dem Haupt⸗ 
mann Adam Philipp Ernſt v. W. hinterließ. Auf dieſem Gutsantheile ſind von 
den im Jahre 1784 bewilligten Meliorationsgeldern 230 Thlr., auf den zweiten 
Theil b. aber 970 Thlr. gefallen. F. B. b. beſtand nach dem Theilungsproceß 
von 1771 aus dem Oberhofe, dem Unterhofe und dem ehemaligen Schwanſchen 
Gute. Nach dem Tode des Oberſtlieutenants Philipp Jakob v. Weiher, welcher 
es von ſeinem Vater Hans Jakob geerbt hatte, verglichen ſich ſeine Söhne, der 
oben erwähnte Hauptmann Adam Philipp Ernſt und Carl Chriſtoph Ludwig v. W., 
nebſt ihren Schweſtern, am 14. Auguſt 1771 dahin, daß es durch das Loos für 
den zu 8666 Thlr feſtgeſetzten Werth dem erſten, als dem älteſten Bruder, zufiel. 
Von dieſem wurden die Güter F. B. a. und b. zuſammen am 8. Auguſt 1795 für 
50,500 Thlr. erblich dem Ernſt Auguſt Philipp v. Bork, und von dieſem am 16. 
November 1795 für 67,233 ¼ Thlr. erblich dem Ritterſchaftsrathe Leopold Carl 
Friedrich v. Heyden verkauft. Dieſer kaufte auch das aus 2 Höfen mit ihren 
Zubehbrungen beſtehende ehemalige Mildenitzſche Lehn und inzwiſchen Allodium ge, 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 40 
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wordene Gut F. B. c., welches vormals zu Lenz und nachher zu Alten⸗Damerow 
gehört hatte, am 15. Januar 1796 für 8500 Thlr. erblich von der Ehefrau des 
Hauptmanns v. Schwichow, Albertine Dorothea, geb. v. Laurens, ſo daß er dadurch 
Beſitzer des ganzen Guts F. B. geworden war. Mittelſt Contracts vom 16. und 
31. December 1798 überließ er dem Mühlenmeiſter David Wilke zu Erbzinsrecht 
einen Platz zur Erbauung einer Windmühle in F. B. mit dem Genießbrauch von 
17 Mg. an unkultivirten Adern und Wieſen, wofür der Erbzinsmann das Ge⸗ 
treide für die Gutsherrſchaft und deren Geſinde, mit Ausſchließung des Brannt⸗ 
weinſchrots, metzfrei mahlen und an jährlichem Erbzins 80 Scheff. Roggen in 
Körnern und 5% Thlr. Canon für die Nutzung der Ländereien entrichten muß. 0 
Zugleich wurde der Gutsherrſchaft das Vorkaufsrecht und ein Laudemium unter 
den gewöhnlichen Bedingungen reſervirt. Nachdem der Major Jakob Leberecht 
v. Weiher bereits durch die Vergleiche vom 5. und 23. Mai 1792, auch vom 23. 
October und 17. November 1794 allen Lehns⸗, Succeſſions⸗ und Agnationsrechten 
an den Gütern F. B. a. und b. gänzlich entſagt hatte, wurden auch, nach erfolg⸗ 
tem gerichtlichen Aufgebot durch das am 7. Januar 1799 publicirte rechtskräftige 
Erkenntniß die ſämmtlichen unbekannten Agnaten des Geſchlechts Weiher mit allen 
Lehnrechten, ſowie auch die unbekannten Realprätendenten mit allen Anſprüchen an 
F. B. a. und b. präcludirt, worauf die nunmehrige Erb- und Allodialeigenſchaft 
derſelben am 11. März 1779 in dem Land⸗ und Hypothekenbuche vermerkt worden 
iſt. Im Normaljahre 1804 befand ſich F. B. im Beſitz der Erben des Ritterſchafts⸗ 
raths v. Heyden. Seit dem 1. April 1816 wurde das Gut F. B. von Heinrich 
v. Carmer beſeſſen, der in der, vom Könige Friedrich Wilhelm III. unterm 19. 
April 1828 vollzogenen neüen Ritterguts⸗Matrikel ſeine Stelle fand. „Laut Con⸗ 5 
tracts vom 28. März 1835 beſitzen die Gutsbeſitzer Johann Daniel Thiede und Carl 
Wilhelm Schönfeld, zu Müggenhall, das Gut F. B. bis Marien 1845 wieder⸗ 
käuflich gegen Rückempfang von 11,000 Thlr. und Vergütigung des Mehrwerths 
des Guts und der Inventarienſtücke. Sollte bis Marien 1845 die Zahlung der 
gedachten 11,000 Thlr. und die Erſtattung des Verbeſſerungswerths bis Marien 
1847 Seitens des Verkäufers Heinrich v. Carmer nicht erfolgt ſein, ſo ſoll das 
unbeſchränkte Eigenthum des Guts F. B. an die Kaüfer Thiede aus Schönfeld über⸗ 
gehen und der Rückkauf kann nicht mehr ausgeübt werden.“ Thiede und Schön⸗ 
feld traten ihre, aus dem Vertrage vom 28. März 1835 entſpringenden Rechte im 
Jahre 1840 an den Gutsbeſitzer Leopold Goede, und dieſer 1844 an den Lieute⸗ 
nant Theodor Schneider ab, welcher 1846 ſtarb und das Gut auf Bernhard Hein⸗ 
rich Schneider, zu Diekow bei Berlinchen, vererbte, welcher, nachdem Heinrich 
v. Carmer weder den einen noch den andern Wiedereinlöſungs⸗Termin inne ge⸗ 
halten hatte, das Gut F. B. als freies unbeſchränktes Eigenthum mittelſt Vertrages 7 
vom 18. Juli 1853 an Hermann Eugen v. d. Kneſebeck verkaufte. Dieſer blieb 
kaum anderthalb Jahre im Beſitze, da er 1855 Gansauge zum Nachfolger hatte, 
welcher das Gut im Jahre 1863 an den gegenwärtigen Beſitzer, Wilhelm Müller, 
einen Landwirth aus Meklenburg, verkauft hat. 


Benz, Großes, Rittergut, früher Dewitzen⸗Lehn, 1 ¼ Min. von Naugard 
gegen OSO. und / Min. von Daber gegen N. an der zwiſchen beiden Städten 
erbauten Kunſtſtraße, die den Gr. Benzer Berg, vor der Stadt Daber, in einer 
Höhe von 294,5 F. überſchreitet, hat 193 Einw., und auf 7,9 Mg. 8 Wohnh., 
1 gewerbl. Gebaüde, die Waſſermühle, beſteüert mit Thlr. 6. 9 Sgr., ſo wie 10 
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ſteüerfreie Gebaüde. Die Feldmark, deren Boden hinſichts der Fruchtbarkeit dem 
mittlern Zuſtande des Kreiſes entſpricht, hat einen Flächeninhalt von 1656,29 Mg., 
wovon 1622,2 Mg. mit einer Steüer von Thlr. 111. 4. 5 Pf. belegt ſind; an 
Ackerland 1106,33 Mg., Ertrag 23 Sgr. pro Mg., Gärten 3,06 Mg., Wieſen 
155,66 Mg., Weiden 33,91 Mg., Holzung 11,79 Mg., Waſſerſtücke 311,45 Mg. 
beſteheud in dem zum Gute gehörigen Antheil am Daberſchen See. Ortlich mit 
dem Gute zuſammenhangend iſt — 


Benz, Groß-, das Pfarrkirchdorf, welches 184 Einw. zählt und aus 
15 Bauerhöfen und 1 Koſſatenhofe beſteht, dem Pfarrgehöft, der Küſterei, 1 Pre⸗ 
digercolonat, enthält 30 Wohnh., 2 gewerbl. Geb., Windmühle und Schmiede be⸗ 
ſteüert mit Tblr. 17. 20 Sgr. und 44 ſteüer freie Gebaüde, darunter die der geiſt⸗ 
lichen Inſtitute. Mit dieſen ſind in der Feldmark, deren Areal . 2138,93 Mg. 
beträgt, 37 Grundbeſitzer angeſeſſen, welche von 1696,07 Mg. an Grundſteüer 
Thlr. 109. 11. 8 Pf. zu erlegen haben. Steüerfrei ſind 330,81 Mg. der Kirche, 
Pfarre, Küſterſchule gehörige Ländereien. Der Boden iſt nicht ſo ergiebig, als der 
des Gutsfeldes. Ackerland 1560,45 Mg., Ertrag 21 Sgr., Gärten 3,71 Mg., 
Wieſen 138,87 Mg., Weiden 323,23 Mg., kein Holz, Waſſerſtücke 0,62 Mg. 


Benz, Hohen-, von dem Rittergute Gr. B. abgezweigtes Gut, ½ Mie. 
nördlich von dem Hauptgute, an der von Daber nach Regenwald führenden Land⸗ 
ſtraße, hat 74 Einw. und enthält auf 5,06 Mg. 3 Wohnh,, beſteüert mit Thlr. 6. 
8 Sgr. und 9 ſteüerfreie Gebaüde. Die Feldmark begreift... 1387,09 Mg., 
wovon 1363,16 Mg. eine Steüer von Thlr. 100. 7. 9 Pf. unterworfen find. 
Ackerland 1171,62 Mg., Ertrag 21 Sgr. vom Mg., der Boden alſo von gleicher 
Beſchaffenheit wie der des baüerlichen, Kirchen- und Pfarrackers, Gärten 9,84 Mg., 
Wieſen 159,36 Mg., Weiden 10,67 Mg., Holzung 12,27 Mg. 

Groß⸗Benz war nach den Lehnbriefen, welche von 1601 bis 1714 ausgefer⸗ 
tigt find, und den Lehnsprofeſſionen von 1713 bis 1791, wie oben bemerkt, ein 
uraltes Dewitzen⸗Lehn, welches bis ins 19. Jahrhundert in der Familie geblieben ift. 
Wie in der Vorzeit alle Güter unter verſchiedene Glieder der belehnten Familie 
vertheilt zu ſein pflegten, ſo war es auch bei dem Gute Gr. B. der Fall, welches 
in 3 Antheile zerfiel, die indeß zuletzt unter Einem Beſitzer vereinigt waren. Gr. 
B. a wurde mit dem Rechte, die Güter Daberkow und Braunsberg einzulöſen, von 
dem Oberſten Stephan Gottlieb v. D., nach dem Vergleiche vom 20. Januar 1764, 
erblich dem Landrathe Chriſtian Heinrich v. D. abgetreten, welcher ſich dagegen der 
Anſprüche an die Güter Radem und Juſtemin, einen Hof in Plantikow, 2 Höfe in 
Schönwald, 1½ Hof in Schmelzdorf und das Freiſchulzengut in Külz begab und 
durch einen Tauſch ſeine Antheile an den Gütern Farbezin und Schloißin nebſt einer 
baaren Zulage von 7366 ¼ Thlr. dem Generalmajor Friedrich Wilhelm v. D. abge⸗ 
treten und dagegen von demſelben Gr. B. b mit dem Gute Daber a und der Feldmark 
Lütkenhagen bekommen, Gr. B. c. aber, welches von ſeinem Vater, dem Haupt⸗ 
mann Guſtav Georg v. D., für den Schulzenhof zu Hökenberg und einige Hufen 
in Radem eingetauſcht worden war, geerbt hatte. Nach dem Tode des Landraths 
v. D. kam das aus den drei Antheilen a, b, c beſtehende Gut Gr. B., mit Aus⸗ 
ſchließung eines zu Bernhagen a gehörigen Bauerhofes, an ſeinen einzigen Sohn 
Joſeph Friedrich v. D., welcher den zum Gute Daber gehörigen Halbbauerhof in 
Schönwald tauſchweiſe am 13. December 1790 dem Major Carl Ludwig v. D., 
auſ Bernhagen, abtrat und dagegen die demſelben zugeſtandene Hälfte des Fiſcher⸗ 

40* 
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katens mit deſſen Zubehörungen in Gr. B. bekam. Joſeph Friedrich v. D., der 
Leibpage beim Könige Friedrich II. geweſen war, und in der Grenadier⸗Garde 
gedient hatte, war im Normaljahre 1804 im Beſitze von Gr. B. Er hatte das 
62fte Lebensjahr erreicht und hatte keine Söhne. Ob er der letzte ſeines Geſchlechts 
geweſen, welcher das altangeſtammte Familiengut Gr. B. beſeſſen, hat der Heraus⸗ 
geber des L. B. nicht ermitteln können. 

Seit 1815 hat ſich Gr. Benz im Beſitz der Gebrüder Kannenberg und ſeit dem 1. April 
1825 von Joſeph Friedrich Wilbelm K. befunden, der in die neüe Rittergutsmatrikel von 
1828 auſgenommen wurde und das Gut 1851 ſeinen Erben hinterließ, die ſich im folgenden 
Jahre dahin auseinanderſetzten, daß die zwei Söhne Hermann und Wilhelm Franz 
K. das Gut zum gemeinſchaftlichen Beſitz übernahmen. In der Folge haben die 
beiden Brüder das Rittergut laut gerichtlichen Vertrags vom 4. Mai 1861 zu 
gleichen Theilen unter ſich getheilt; Hermann hat das Hauptgut mit der alten 
Hoflage behalten, Wilhelm Franz aber die auf der zweiten Hälfte des Guts bereits 
im Jahre 1851 neü errichteten Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebaüde übernommen. 
Landrath v. Bismarck berichtete unterm 2. Juli 1861: Wilhelm Franz K. habe 
darauf angetragen, daß ſeinem Gutsantheile der Name Hohen⸗Benz beigelegt 
werde, der eben ſowol der örtlichen Lage auf hohem Terrainabſchnitt, mindeſtens 
350 F. über dem Meere, in Folge deſſen das neüe Gehöft aus der Ferne geſehen 
werden kann, als auch dem communalen Zuſammenhange entſpricht. Das Gehöft, 
ſo hieß es in dem angeführten Berichte, beſtehe aus 11 Feüerſtellen, die Bevölke⸗ 
rung betrage 65 Seelen (im Jahre 1861) und der Flächeninhalt der Gutsfeldmark, 
Mittelboden, größtentheils von leichter Beſchaffenheit, 1452,5 Mg., womit die obi⸗ 
gen, aus den Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Tabellen des Finanz⸗Miniſteriums ent⸗ 
lehnten, Angaben zu vergleichen ſind. Die landespolizeiliche Genehmigung des 
Namens Hohen⸗Benz iſt Seitens der Königl. Regierung mittelſt Verfügung vom 
20. Juli 1861, und durch Amtsblatt⸗Bekanntmachung erfolgt. Hohen⸗Benz gehört 
in allen Beziehungen, auch in kirchlicher Hinſicht, zum Hauptgute Groß⸗Benz, von 
dem es nur als Abzweigung gilt, doch bildet es in grundſteüerlicher Richtung einen 
beſondern Hebungsbezirk. 


Benz, Klein-, Rittergut, früher Dewitz⸗Lehn, mit Kirche, Filia der 
Mater zu Gr. Benz, 1½ Mle. von Naugard gegen OzS. und / Mle. von 
Hohen⸗Benz gegen NNW, wie dieſes und das Gut Gr. Benz an der Gränze des 
Regenwalder Kreiſes, hat 142 Einw., 11 Wohnhaüſer, beſteüert mit 8 Thlr. 
24 Sgr. und 17 ſteüerfreie Gebaüde, darunter das Schulhaus. Die Feldmark hat 
einen Flächeninhalt vonn „ 2258,84 Mg., 
wovon 2190,85 Mg. mit einer Steüer von Thlr. 113. 9 Sgr. belegt, und 11/6 Mg. 
ſteüerfrei ſind. Die Tragfähigkeit des Bodens iſt geringer als in Gr. und Ho- 
hen⸗B. Das Ackerland umfaßt 1404,58 Mg. mit einem Reinertrage von 19 Sgr. 
vom Mg., d. i. 5 Sgr. unter dem Kreisdurchſchnitte, Gärten 4,84 Mg., Wieſen 
92,87 Mg., Weiden 26,27 Mg., Holzung 670 Mg., Waſſerſtücke 3,69 Mg. 

Lütken⸗Benz, wie oben angezeigt, ein uraltes Dewitzen⸗Lehn, — von dem jedoch 
auch die Borkonen im 17. Jahrhundert einen kleinen Antheil beſaßen, beſtand früher 
aus 5 Bauerhöfen, deren Wirthe Naturalhofedienſte nach Wuſſow leiſteten; das 
Gut Wuſſow hatte ſonſt gar keine Ländereien in Kl. Benz, außer 2 Straßen⸗Wurthen, 
jede von 6 Mg. Im Hyppothekenbuch hatte das Dorf ein eigenes Folium. Es 
war ein Lehn der Dewitzſchen Familie bis im Jahre 1811 die bekannten Agnaten 
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dieſer Familie durch einen Receß den ganzen Lehns⸗Nexus aufgehoben haben, jo 
daß es für dieſe ein Allodium geworden iſt. 

Das Gut Wuſſow hat vordem mit ſeiner Schäferei die Aufhütung auf dem 
Gr. Benzer Felde. Dieſe ward im Jahre 1813 mit 150 Mg. vom Gr. Benzer 
Fundo an der Gränze der Kl. Benzer Feldmark abgelöſt, und hieraus, vereint mit 
dem nach der Regulirung der baüerlichen Verhältniſſe dem Dominium Wuſſow zu⸗ 
gefallenen halben baüerlichen Acker von ca. 100 Mg. urbaren Ackers und 200 Mg., 
die noch in der Heide lagen, im Jahre 1814 das Vorwerk Willkommen gebildet. 
Der dem Vorwerke von ſeinem Gründer beigelegte Name iſt durch Minifterial-Refer. 
vom 11. September 1814 genehmigt worden. Es liegt gegen N. 200 Schritte von 
Kl. Benz, gegen O. / Mle. von Louiſenhof, gegen S. /½ Mle. von Plantikow, 
gegen W. ½ Mle. von Wuſſow, und zwar dicht an der linken Seite der von 
Regenwald durch Kl. Benz nach Stargard führenden Landſtraße. Im Jahre 1818 
kaufte der Gutsherr von Wuſſow, Landrath Chriſtian Ludwig v. Dewitz, die in 
Kl. Benz mit dem halben Acker eigenthümlich beliehenen Bauern aus, und ſchlug 
dieſe ſämmtlichen Ländereien zu dem Vorwerk Willkommen, welches hierdurch einen 
Flächeninhalt von 900 Mg. urbaren Landes, 40 Mg. Wieſen und 100 Mg. 
Weide erhielt. 

Das Vorwerk ſowol als das Dorf Kl. B., welches im Jahre 1833 von 
3 kleinen Eigenthümern und 16 Tagelöhner⸗Familien bewohnt wurde, hatte damals 
einen Dorfsſchulzen und ſtand unter der Jurisdiction des Gutsherrn von Wuſſow, 
wie unter deſſen Polizei⸗Verwaltung; das Vorwerk W. aber wurde, noch immer 
als Pertinenz von Wuſſow, von dieſem Gute aus beſtellt und bewirthſchaftet, indem 
auf dem Vorwerke ſelbſt ein Krug und eine Kuhpächterei von 45 Kühen vorhanden, 
und die 500 Hammel der Wuſſowſchen Schäferei, Behufs Düngung des Vorwerks⸗ 
Ackers, daſelbſt aufgeſtellt waren. Nach damaliger Geſtaltung konnte, zufolge 
geführtem Buch und Rechnung, das Vorwerk einen Reinertrag von 1000 Thlr. 
gewähren. 

Obwol die Kreisſtände auf den Kreistagen am 27. April und am 23. Juli 
1827 den einſtimmigen Beſchluß gefaßt hatten, das Gut Kl. Benz nebſt Vorwerk 
Willkommen nicht in den Entwurf der neüen Ritterguts⸗Matrikel aufzunehmen, weil 
es als früheres Bauerdorf der ritterſchaftlichen Vorrechte niemals theilhaftig geweſen, 
mit welcher Ausſchließung der Beſitzer des Guts, Landrath Chriſtian Ludwig von 
Dewitz nicht allein einverſtanden, ſondern ſogar ſelbſt darauf angetragen hatte, ſo 
kam es dennoch, — man weiß nicht wie und warum, — in die vom Könige voll⸗ 
zogene definitive Matrikel vom 19. April 1828. Auf dem Kreistage vom 26. October 
1832 faßte indeſſen die Kreis⸗Verſammlung den Beſchluß, auf Löſchung von 
Kl. Benz, nebſt Pertinenz Willkommen, anzutragen, die ſodann auch nach ein⸗ 
gehenden Verhandlungen pro und contra in Folge Reſcripts vom 30. Mai 1836 
bewirkt wurde. 

Landrath v. Dewitz verkaufte die beiden Güter Kl. Benz und Wuſſow nebſt 
Schloißin, mittelſt Contracts vom 16. December 1839 ſeinem Sohne dem Ober⸗ 
Landesgerichts ⸗ Aſſeſſor Otto Auguſt Heinrich Werner v. Dewitz, Land⸗ und Stadt⸗ 
richter zu Wolin, und feinem Schwiegerſohne, dem Premier - Lieutenant Heinrich 
v. Vormann zu deren gemeinſchaftlichem Eigenthum. Die Schwäger ſetzten ſich aber 
durch den Vergleich vom 9. September 1841 dahin auseinander, daß Wuſſow in 
den privativen Beſitz des ꝛc. v. Dewitz, überging, und Kl. Benz nebſt Vorwerk 
Willkommen privatives Eigenthum des ꝛc. v. Vormann wurde. Der Daberſche 
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See gehört / den Gütern Daber und Gr. Benz, zu / aber dem Gute Wuſſow, 
deſſen Beſitzer dem Beſitzer von Kl. Benz das Miteigenthum an dieſem Antheile 
des Sees eingeraümt hat. Patronat über Kirche und Schule in Kl. Benz behalten 
die Beſitzer beider Güter gemeinſchaftlich, daher auch die Leiſtungen an Pfarre und 
Schule. Von den in der Kirche zu Kl. Benz befindlichen Kirchenſtänden werden 
die auf der N. Seite dem Gute Kl. Benz, die auf der S. Seite dem Gute Wuſſow 
zugelegt. Die Naturalübergabe erfolgte zu Johanni 1842. Lieutenant v. Vormann 
mußte ſich in Kl. Benz erſt ein Wohnhaus bauen. Bereits am 2. Juni 1842 trat 
er mit dem Antrage hervor, dem Gute Kl. Benz die Ritterguts⸗Qualität wieder zu 
verleihen. Dieſes Wörtchen „wieder“ beweiſt, daß er mit der Geſchichte ſeines 
Beſitzthums nicht bekannt geweſen iſt, ſo weit dieſelbe die jüngſte Vergangenheit 
trifft. Mittelſt Urkunde d. d. Sans⸗Souci den 14. September 1844 hat König 
Friedrich Wilhelm IV. dem Gute Kl. Benz, nebſt Vorwerk Willkommen, auf ſo 
lange als ſolches ſich im Beſitz des Lieutenants a. D. Heinrich v. Vormann und ſeiner 
ehelichen Deſcendenz beſindet, die Eigenſchaft eines Landtagsfähigen Ritterguts 
verliehen. Dieſe Verleihung machte einen Nachtrag zur Ritterguts⸗Matrikel noth⸗ 
wendig, der vom Könige unterm 1. November 1855 vollzogen iſt. Was das Gut 
Schloißin betrifft, welches der Aſſeſſor Otto Auguſt Heinrich Werner v. Dewitz und 
der Premier Lieutenant Heinrich v. Vormann vom ihrem Vater, bezw. Schwieger⸗ 
vater, im Jahre 1839 kaüflich übernommen hatten, ſo blieb daſſelbe in dem Aus⸗ 
einanderſetzungs⸗ Vergleich vom 9. September 1841 annoch gemeinſchaftliches 
Eigenthum der Schwäger, weil dieſes Gut, a und b, bis Marien 1843 verpachtet 
war. Sie verkauften es aber 1842, noch vor Ablauf der Pachtperiode, an Albert 
Hermann v. Heyden, und dieſer im Jahre 1868 an Redes. 


Bierhorſt, Etabliſſement, 3 Feüerſtellen, 22 Einwohner, gehört zum 
Rittergute Fürſtenflagge, von dem daſſelbe / Mle. nordwärts entfernt iſt und 
liegt im Elſenbruch an dem Mittelgraben, welcher die Ihna mit dem Krampefluß 
verbindet. 


Birkenwerder, Colonie, 2½¼ Mle. von Naugard gegen SW. und 1¼ Mle. 
von Golnow gegen Oz S. an der nach Maſſow führenden Steinbahn. Landrath 
v. Dewitz zeigte unterm 19. September 1820 an: Der Beſitzer des Ritterguts 
Speck, Oberamtmann Carl Auguſt Ferdinand Karbe, beabſichtige die Gründung einer 
neüen Anſiedlung auf Speckſchem Grund und Boden. Derſelbe vererbpachtet an 
13 anzuſetzende Coloniſten 523 Mg. 69 Ruth,, theils ſchon kultivirter Acker, theils 
Forſtgrund, gegen einen jährlichen Canon von bezw. 1 Thlr. 6 Gr. und 1 Thlr. 
pro Mg. Auf Michaelis 1820 werde jedem Erbpächter die von ihm erworbene 
Morgenzahl zugetheilt und ſei jeder Acquirent verpflichtet, binnen 2 Jahren die 
erforderlichen Gebaüde zu erbauen und den auf ihn treffenden Forſtboden urbar zu 
machen. Dieſe Colonie werde den Namen Birkenwerder führen. Dem Berichte war 
eine Verhandlung vom 24. Juni und eine zweite, ergänzende, vom 30. Auguſt 
1820 beigefügt. Die erſte enthält den Erbpacht⸗Vertrag zwiſchen Karbe und 10 
Coloniſten über ein Areal von 410 Mg. 69 Ruth., welches zu je 50 Mg. an 5, 
zu je 25 Mg. an 4, und eine Parcele von 60 Mg. 69 Ruth. an 1 Coloniſten zu 
Erbpachtrecht ausgethan wird. Alles auf dieſem Erbpachtgrundſtück ſtehende Holz, 
inſofern es als Nutz, Klafter⸗ oder Knüppelholz brauchbar ift, jo wie auch das auf 
dem kultivirten Acker ſtehende Getreide reſervirt ſich der Erbverpächter, wogegen 
aller übrige Abgang an Holz und auch die Stubben den Erbpächtern verbleiben. 
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Dieſe übernehmen von Michaelis 1820 an alle auf dem Erbpachtgrundſtücke haften⸗ 
den Laſten und Abgaben. Innerhalb 3 Jahre iſt der mit Forſt bewachſene Theil 
urbar zu machen, widrigenfalls dem Coloniſten ſein Stück wieder abgenommen 
und ihm nur die Gebaüde nach dem Taxwerthe vergütigt werden. Die Gebaüde 
ſind bei der Land⸗Feüer⸗Societät zu verſichern. Erbſtands⸗ oder Kaufgeld wird 
nicht gezahlt. Der Canon iſt nach Verſchiedenheit der Bonität des Bodens normirt. 
Im Ganzen beträgt er für die 10 Coloniſten Thlr. 491. 5 Gr. 6 Pf., der von 
den Erbpächtern auf die drei erſten Jahre bei Aushändigung ihrer Verſchreibungen 
baar bezahlt wird. Jeder Erbpächter ift befugt, ſich ſoviel Vieh zu halten, als er 
ausfüttern kann, jedoch wird ihm dazu eine beſondere Weide nicht bewilligt. Sollte 
ſich auf den vererbpachteten Grundſtücken nicht ſoviel Lehm vorfinden, als zur Er⸗ 
bauung der Gebaüde jetzt erforderlich iſt, jo ſoll den Erbpächtern geftattet fein, den 
fehlenden Bedarf zum erſten Aufbau von der herrſchaftlichen Feldmark unentgeldlich 
nach vorheriger Anweiſung zu entnehmen. Denjenigen Erbpächtern, welche jetzt 
mehr als 25 Mg. in Erbpacht erhalten, wird geſtattet, ihr Erbpachtgrundſtück zur 
Hälfte theilen und abbauen zu können, eine weitere Verkleinerung ſämmtlicher Erb⸗ 
pachtgrundſtücke ſoll jedoch nicht Statt finden dürfen. Im Übrigen ſteht jedem Erb⸗ 
pächter eine freie und uneingeſchränkte Dispoſition über ſein Grundſtück zu, ſo daß 
er es nach Gefallen verkaufen, verpfänden oder ſonſt veraüßern kann, der Erbver⸗ 
pächter behält ſich indeſſen bei einem Verkauf das Vorkaufsrecht vor; wenn er 
ſolches aber nicht ausüben wird, ſo werden 2 Pret. vom Kaufgelde als ein Laude⸗ 
mium an die jedesmalige Gutsherrſchaft in Speck gezahlt, welche Abgabe jedoch bei 
Vererbungen des Grundſtücks an Kinder und Kindeskinder nicht entrichtet wird. 
Damit auch die Erbpächter und deren Rechtsnachfolger nur aus guten und ordent- 
lichen Leüten beſtehen, ſo wird ſeſtgeſetzt, daß der jedesmalige künftige Kaüfer einer 
Stelle durch ein Atteſt des Gerichts und des Predigers ſeines letzten Wohnorts, 
wo er ſich während der letzten vier Jahre aufgehalten hat, nachweiſen muß, daß 
er einen unbeſcholtenen Lebenswandel geführt hat, widrigenfalls der Erbverpächter 
in den Verkauf zu willigen nicht verpflichtet iſt. Die Erbpächter haben ſich zur 
Kirche in Speck zu halten und die beſtimmten Abgaben an den Prediger und Küſter 
daſelbſt zu entrichten, auch ihre Kinder ſo lange zur Speckſchen Schule zu ſchicken, 
bis ſie ſich aus eigenen Mitteln ein eigenes Schulhaus bauen und einen eigenen 
Schulhalter auf ihre Koſten anſtellen können, doch bleibt es lediglich ihrer Wahl 
anheim gegeben, ob ſie ihre Kinder nach Speck zur Schule ſchicken, oder in Birken⸗ 
werder eine Schule errichten wollen. Alle jetzigen und etwaigen künftigen landes⸗ 
herrlichen Abgaben und ſonſtigen Laſten, welche von dieſen Erbpachtgrundſtücken 
gefordert werden oder gefordert werden möchten, ſo wie auch die Dorfs- und Ge⸗ 
meindelaſten tragen und leiſten die Erbpächter nach Verhältniß zu den übrigen 
Wirthen und Bewohnern von Speck. Sie entſagen auch bei Kriegs- und anderen 
Unglücksfällen aller Entſchädigung von Seiten des Erbverpächters und jeglichem 
Erlaß an Canon. — In der Verhandlung vom 30. Auguſt 1820 wurde die Punctation 
wegen Vererbpachtung der noch übrigen 113 Mg. abgeſchloſſen. Dieſe Fläche wurde 
an 3 Erbpächter in Parcelen von 63, 45 und 25 Mg. ausgethan und der Canon 
für dieſe drei Erbpachtgrundſtücke auf 1 Thlr. pro Mg. feſtgeſetzt. — Jetzt beſteht 
die Colonie, zufolge der Aufnahme von 1867 aus 24 Haüſern mit 233 Einw., die dem 
Erbpachtcontracte gemäß zu der ½ Mle. entfernten Kirche in Speck eingepfarrt, 
auch zur dortigen Schule eingeſchult ſind, da die Erbpächter bisher noch nicht eine 
eigene Schule bei ſich eingerichtet haben. In den Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗ 


EEE 


320 Der Naugarder Kreis. 


Tabellen des F. M. bildet B. einen Grundſteüer⸗ Erhebungsbezirk mit 20 Wohn⸗ 

und 1 gewerbl. Gebaüde, beſteüert mit Thlr. 10. 22 Sgr. und 30 ſteüerfreien Ge⸗ 

bauden. Die Feldmark begreift. 501,69 Mg. 

und iſt unter 24 Beſitzer vertheilt, welche für 480,23 Mg. an Steüer Thlr. 27. 

8. 9 Pf. zu entrichten haben. Der 454,01 Mg. große Acker gewährt nur 19 Sgr. 

Ertrag vom Mg., Gärten und Wieſen gibt es nicht, und nur 26,22 Mg. geringes 

Weideland. Die Holzung, welche die Coloniſten vorfanden, iſt vollſtändig gerodet, | 
und ihr Boden in Aderland verwandelt worden. 


Birkhorſt, Vorwerk des Ritterguts Pudenzig, mit 2 Wohnhaüſern und 
26 Einw., gehört zur Kirche und Schule in Pudenzig, von dem das Vorwerk 
½ Mle. gegen SO., am Wege nach Jakobsdorf gelegen, entfernt iſt. Dieſes 
Nebengut, welches in den Grundſteüer⸗Tabellen des F. M. irriger Weife Bierhorſt 
heißt, ſcheint im Jahre 1782 mit Hülſe der Meliorationsgelder angelegt worden 
zu fein, welche König Friedrich II. dem damaligen Pfandinhaber von Pudenzig, 
Major Heinrich Levin v. Below, bewilligte. 


Breitenfeld, Rittergut, früher Dewitzſches Lehn, 3 Min. von Naugard 
gegen SD., 1 Mle. von Daber gegen S. an der von Naugard nach der 1 Mle. 
entfernten Stadt Freienwald führenden Kreisſtraße, die zugleich Poſtſtraße iſt, und 
an der Gränze des Saziger Kreiſes, enthält 20 Wohn- und 1 gewerbl. Gebaüde, 
befteüert mit Thlr. 9. 14 Sgr., und 23 ſteüerfreie Gebaüde. In der Feldmark, 
deren Flächeninhalt. 3664,73 Mg. 
beträgt, ſind, außer der Gutsherrfchaft, noch 14 andere Eigenthümer angeſeſſen. 
Der Grundſteüer, zum Betrage von Thlr. 280. 29 Sgr. find 3576 My. unter- 
worfen. Steüerfrei ſind 24,09 Mg., die den hohen Reinertrag von 67 Sgr. pro Mg. 
gewähren. Ackerland 2659,35 Mg. mit 26 Sgr. Ertrag, Gärten 21,42 Mg., Wieſen 
264,44 Mg., Weiden 409,86 Mg., Holzung 239,9 Mg. mit dem hohen Ertrage 
von 16 Sgr. pro Mg., dem Doppelten des Kreisdurchſchnitts, Wafferſtücke 4,84 Mg. 
Im örtlichen Zuſammenhange mit dem Gute liegt — 


Breitenfeld, das Pfarrkirchdorf, beſtehend aus 11 Vollbauerhöfen, 
1 Halbbauerhof, dem Pfarrgehöfte, der Küſterei und dem Schulhaufe, dem Prediger⸗ 
colonus und einigen Büdnereien, jetzt im Ganzen 22 Grundbeſitzern, die ſich in 
I . 
große Feldmark theilen. Mit einer Steüer von Thlr. 87. 16. 3 Pf. behaftet ſind 
1164,47 Mg., ſteüerfrei 136,14 Mg. der geiſtlichen Inſtitute. Ackerland 885,95 Mg. 
mit einem Ertrage von 28 Sgr. pro Mg., der den des Gutsackers übertrifft, Gärten 
13,72 Mg., Wieſen 190,51 Mg., Weiden 206,14 Mg., keine Holzung, Waſſerſtücke 
4,29 Mg. Das Dorf hat 21 Wohn⸗ und 2 gewerbl. Geb., darunter eine Waſſer⸗ 
mühle, die mit Thlr. 94. 3 Sgr. beſteüert ſind, und 38 fteüerfreie Geb., darunter 
die der geiſtlichen Inſtitute. Dorf und Gut zuſammen genommen haben 168 
Einw. Zur hieſigen Mutterkirche gehören die Tochterkirchen in Braunsberg und 
Marienhagen, letztere im Saziger Kreiſe gelegen. Gut und Dorf Br. haben 468 
Einwohner. 

Das alte Dewitzſche Lehn Bredenfeld, welches ehedem die Klempzen, als 
Afterlehnsleüte der Dewitzen bewohnten, nebſt einem dazu gehörigen Bauerhof in 
Schönwald, oder Sch. d, an welchem nach der Hufenmatrikel von 1628 zwei Glieder 
des Dewitzen⸗Geſchlechts Antheil hatten, wurde von Heinrich v. D. im Jahre 1648 
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feinen Sohne, dem Heſſen⸗Caſſelſchen Hauptmann Curt v. D. abgetreten, nach deſſen 
Tode, da er keine leiblichen Lehnserben hinterlaſſen hatte, es nach dem Diſtributions⸗ 
urtheil vom 22. Februar 1699 ſeiner Wittwe und anderen Glaübigern zuerkannt, 
nachher aber von den hinterbliebenen zwei Töchtern, der vermälten v. Pleß und 
der vermälten v. Waldow zu gleichen Theilen beſeſſen ward. Der Sohn der erſten, 
Curt Chriſtoph v. Pleß, erbte die mütterliche Hälfte und kaufte auch die andere 
verſchuldete Hälfte feiner Tante v. Waldow. Nachdem derſelbe und ſein Bruder, 
der Kurpfälziſche Generalmajor v. Pleß geſtorben war, gerieth das Gut abermals 
in Concurs. Der Geheimrath v. Baer brachte die Rechte der ſämmtlichen Glaübiger 
nebſt dem Beſitze des Guts an ſich, welches von ſeiner Wittwe, geb. v. Werder, 
nachdem der Landrath Chriſtian Heinrich v. Dewitz mit dem von ihm behaupteten | 
Rechte zur Einlöfung des Guts rechtskräftig abgewiefen worden war, mit Königl. 
und lehnsherrl. Genehmigung vom 13. Juli 1755 und 13. Februar 1756 für 11.500 Thlr. 
auf 25 Jahre dem Canonicus Lupold v. Wedel zu Braunsforth, und von dieſem auf die 
noch übrigen 17 Jahre am 18. September 1762 für 11.600 Thlr. dem Neümarkſchen 
Regierungsrathe Carl Franz v. Brünnow verkauft wurde. Derſelbe erhielt unterm ö 
19. April 1786 eine neüe lehnsherrliche Genehmigung zum Beſitze des Guts auf 
fernere 25 Jahre vom Jahre 1781 an gerechnet und hinterließ daſſelbe feinen 7 Kindern 
zum gemeinſchaftlichen Beſitz, von denen, nachdem 2 derſelben unbeerbt geſtorben 
waren, das Gut Br. nebſt Daberkow d. am 27. December 1802 für 31.500 Thlr., incl. 
8000 Thlr. in Pommerſchen Pfandbriefen nach dem Nennwerthe, erblich dem Lieutenant | 
nachmaligen Hauptmann Gottfried Johann Chriſtian v. Kathen verkauft ward. Dieſer | 
war im Normaljahre 1804 Beſitzer beider Güter, und wurde in die neüe Ritter⸗ 
gutsmatrikel vom 19. April 1828 auſgenommen. Im Jahre 1842 verkaufte er 
das Gut Br. an Ferdinand Friedrich v. Schmalenfee, der in den Jahren 1843 —1845 | 
mehrere Parcelen zuſammen 70 Mg. an 15 einzelne Perſonen verkauft, und in dem | 
zuletzt genannten Jahre Johann Friedrich Engelbrecht zum Nachfolger im Beſitz | 
gehabt hat. Seit 1855 ift, durch Kauf von Engelbrecht, die verwittwete Fran, 
Landrath v. Veltheim, Dttonie, geb. Grafin v. Veltheim, auf Veltheimsburg, im 
Kreiſe Neühaldensleben, Beſttzerin von Breitenfeld. Auf Kreistagen des Naugarder 
Kreiſes wird ſie durch ihren Bevollmächtigen, den Gutsbeſitzer Guſtav v. Dewitz, auf 
Farbezin vertreten. 


Buddendorf, Alt⸗Petersdorfſches Lehn⸗Rittergut, nebſt Pfarrkirche, deren 
Filial in Pudenzig iſt, 2%, Mln. von Naugard gegen SW., ù Min. von Golnow 
gegen OSO., beſteht auf einer Fläche von 22,46 Mg. aus 13 Wohnhaüſern, welche 
mit Thlr. 8. 4 Sgr. beſteüert ſind, und 12 ſteüerfreien Gebaüden, darunter die der 
geiſtlichen Juſtitute, welche in der Feldmark mit 194,94 Mg. grundſteüerfreien 
ö Grundſtücken angeſeſſen ſind. Die Feldmark begreift im Ganzen . 2621,54 Mag., 
wovon 2356,54 Mg. mit einer Grundſteüer von Thlr. 175, 9. 11 Pf. behaftet 
ſind. An Ackerland enthält ſie 1753,2 Mg. mit 23 Sgr. Ertrag vom Mg., an 
Gärten 8,41 Mg., an Wieſen 381,4 Mg., an Weiden 229,92 Mg., an Holzung 
176,56 Mg., mit 16 Sgr. Ertrag vom Mg., an Waſſerſtücken 1,99 Mg. B. liegt 
an der Kreisſtraße, welche von Golnow über Maſſow nach Stargard gebaut und 
auf der Strecke bis Maſſow im Frühjahr 1865, und auf der zweiten Strecke bis 
Stargard im October 1868 dem Verkehr übergeben iſt. In B. iſt eine Chauſſeegeld⸗ 
hebeſtelle an dieſer Kreisſtraße. Früher beſtanden in B. 5 Vollbauerhöfe und 1 
Koſſatenhof, deren Grundſtücke mit denen des Guts im Gemenge lagen. Seit 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. v. 41 
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Regulirung der gutsherrlich⸗baüerlichen Verhältniſſe, wodurch dem Gute die Dienſt⸗ 
Entſchädigung in Landabtretung gewährt wurde, ſind jene Höſe bis auf 4, und 
dieſe auf ihrer alten Stelle eingegangen und an der Nordſeite der alten Land⸗, 
jetzigen Kunſtſtraße neü aufgebaut worden, es iſt daraus — 


Buddendorf, ein Doͤrfchen von 4 Wohnhaüſern, beſteüert mit Thlr. 3. 
18 Sgr., und 7 Wirthſchaftsgebaüden, entſtanden, wozu an Ländereien 193,09 Mg. 
gehören, davon 185,96 Mg. mit Thlr. 13. 16. 7 Pf. beſteüert, und wovon dem 
Pfluge 150,55 Mg. gewidmet find — mit 21 Sgr. Ertrag vom Mg.; an Wieſen 
gibt es 24,07 Mg., an Weiden 11,34 Mg. Holzung haben die 4 Wirthe des 
Dörfchens nicht. 

Das alte Petersdorfiſche Familien⸗Lehn B., wegen deſſen Hans P. bei der 
Muſterung von 1523 zwei Mann zu Pferde ſtellen mußte, beſtand ehemals aus 3 
Antheilen. B. a kam nach dem Tode des Lieutenants Jürgen Moritz v. P., zu⸗ 
folge Vergleichs vom 20. Auguſt 1750 mit deſſen Wittwe, Dorothea Sabina, geb. 
v. Schönebeck, und deren Abfindung mit 4000 Thlr. an feine Lehnsfolger, den 
Lieutenant Joachim Wilhelm, den Hauptmann Albrecht Friedrich und den Haupt⸗ 
mann und nachmaligen Oberſten und Commandeur des Lehwaldſchen Infanterie⸗ 
Regiments, Eggerd Chriſtian v. P., und nach Ableben der beiden erſten an den 
letztern allein. B. b fiel nach dem Tode des Lieutenants Melchior Chriſtian v. P. 
in der brüderlichen Theilung vom 16. Sept. 1736 für 8000 Fl. ſeinem Sohne, 
dem Lieutenant Joachim Wilhelm, zu, mit deſſen Wittwe Sophia Eliſabeth, geb. 
v. Putkamer, da er keine männlichen Erben hinterlaſſen hatte, ſich ſein Bruder, 
der oben erwähnte Oberſt, Eggerd Chriſtian v. P., am 24. December 1753 dahin 
verglich, daß er B. b für 6000 Thlr. übernahm. B. c, oder das |. g. kleine Gut, 
zu welchem die Mühlenpächte aus der Buddendorf ſchen oder |. g. Pudenziger 
Mühle zu 7 Sch. 2 Mtz. Roggen gehörten, wurde im Jahre 1705 von dem Com⸗ 
miſſarius Jürgen v. P. auf Wiederkauf veraüßert, und von deſſen Sohne, dem 
Hauptmann Jürgen Ludwig, und deſſen Ehegenoſſin, Sophia Eliſabeth, geb. v. 
Oſterling, nach Ablauf der Wiederkaufsperiode, am 10. April 1720 für 1516 Thlr. 
17 Gr., mit dem Einlöſungsrechte auf 30 Jahre ſeinem Vetter, dem Lieutenant 
Melchior Chriſtian v. P. (Vater des oben erwähnten Oberſten Eggerd Chriſtian) 
überlaſſen, nach deſſen Tode es ſeinem Sohne, George Chriſtoph, zufiel, hiernächſt 
bei der öffentlichen Feilbietung für 1250 Thlr. dem Oberforſtmeiſter v. Barfus 
zuerkannt, und von dieſem nach dem Vertrage vom 11. April 1749 für 1258 Thlr. 
21 Gr. 3 Pf. dem Oberſten Eggerd Chriſtian v. P. überlaſſen wurde. Dieſer war 
nunmehr in Beſitz von ganz B. Er verkaufte das Gut am 18. Juni 1764 für 
14,000 Thlr. erblich dem Major Carl Friedrich v. P., welcher ſich am 11. Sep⸗ 
tember 1765 mit dem Lieutenant Henning Chriſtian v. P. dahin verglich, daß 
dieſer ſich des ihm zugeſtandenen Näherrechts, mit Vorbehalt der geſammten Hand 
und der Lehnsfolge, begab, und ſich verbindlich machte, in dem Fall, wenn ihm nach 
dem Abgange des Kaüfers und deſſen Lehns⸗Deſcendenz, die Lehnsfolge darin zu⸗ 
fallen ſollte, die oben erwähnte Kaufſumme mit allen erweislichen Verbeſſerungen 
den Allodialerben zu erſtatten. Nach dem Tode des Majors Curt Friedrich v. P. 
fiel das Gut B. ſeinem Sohne, dem Lieutenant Guſtav Ludwig Sigismund, zu, 
welcher es nach dem mit ſeinem einzigen Bruder, dem Kammer⸗Referendarius, 
nachmaligen Kriegs⸗ und Domainenrathe George Chriſtian Friedrich v. P., ſeiner 
Mutter und ſeinen 5 Schweſtern mit obervormundſchaftlicher Genehmigung am 
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20. Januar 1795 geſchloſſenen Erbrezeß für den darin zu 16.332 Thlr. 7 Gr. 8 Pf. 
feſtgeſetzten Werth in Beſitz nahm, es aber am 20. Februar 1800 für 36.000 Thlr. 
incl. 500 Thlr. in Fr. d'or erblich feinem Bruder, dem Kriegs⸗ und Domainenrathe, 
nachmaligen Landrathe George Chriſtian Friedrich v. P. verkaufte. Derſelbe hat 
das Gut B. bis 1841 beſeſſen, in welchem Jahre er daſſelbe ſeinem Sohne, dem 
Referendarius Theodor Eugen v. P., übergeben hat. Seit 1851 wird in den Ma⸗ 
trikular-Nachrichten Johann Eugen v. P. als Beſitzer von B. genannt. 

Burow, altes Petersdorf'ſches Lehn⸗Rittergut und Kirchdorf, deſſen 
Kirche Filia der Mater zu Speck iſt, 2 Mln. von Naugard gegen SW. und 1¼ Mle. 
von Golnow gegen O., am Urſprung des Gubenbachs, der ½ Mle. abwärts den 
Lomnitzbach aufnimmt, von welchem die Burower Mühle getrieben wird. 

Das Rittergut hat 4 Wohn⸗ und 5 Wirthſchaftsgebaüde, jene mit Thlr. 3. 
2 Sgr. beſteüert, und zur Feldmark ein Areal von 22 684,9 Mg., 
davon 317,57 Mg Ackerland, 2,59 Mg. Gärten, 38,44 Mg. Wieſen, keine Weiden, 
dagegen 308,61 Mg. Holzung, welche 16 Sgr., der Acker aber nur 15 Sgr. Ertrag 
vom Mg. gewährt. Beſteüert ſind 667,22 Mg. mit Thlr. 28. 3. 6 Pf. Das Gut 
hat mit dem Dorfe zuſammen 363 Einwohner. 

Das Dorf hat 41 Wohn- und 3 gewerbl. Gebaüde, Steüer Thlr. 22. 7 Sgr., 
und 30 ſteüerfreie Gebaüde. In der Feldmark, deren Flächeninhalt 1884,62 Mg. 
beträgt, ſind 43 Parteien angeſeſſen, welche von 1584,19 Mg. Thlr. 78. 3. 3 Pf. 
Steüer zu erlegen haben, während 207,75 Mg. der geiſtlichen Inſtitute, mit einem 
Ertrage von 18 Sgr. pro Mg. ſteüerfrei ſind. Ackerland 1421,81 Mg., Ertrag 
18 Sgr., d. i. 6 Sgr. unter dem Kreisdurchſchnitt, Gärten 18,44 Mg, Wieſen 
148,45 Mg., Weiden 181,28 Mg., Holzung 13,44 Mg. und 8,52 Mg. Waſſerſtücke. 

Das Gut B., iu der Ritterguts⸗Matrikel mit a, im Hypothekenbuch dagegen 
mit b bezeichnet, iſt ein Petersdorf ſches Lehn, welches mit Einſchluß eines Koſſaten⸗ 
hofes ſtets als Pertinenz von Großenhagen angeſehen worden iſt, und nach der 
frühern Territorial⸗Eintheilung zum Saziger Kreiſe gehörte. 

Das Dorf B., in den Acten der politiſchen Behörde mit b, im Hypotheken⸗ 
buche mit a bezeichnet, war ein Flemming 'ſches Lehn und wurde zum Flemming'ſchen 
Kreiſe gerechnet. Seiner urſprünglichen Verfaſſung nach beſtand es aus 6 Voll⸗ 
bauer⸗ und 4 Halbbauerhöfen, nebſt der Waſſermahl⸗ und Schneidemühle, und 
bildete eine Dependenz des Flemming'ſchen Guts Matzdorf. 

Das Gut B. a kam als Pertinenz von Großenhagen im Jahre 1795 durch 
Erbfolge an den damaligen Kammer⸗Referendarius, nachmaligen Kriegs⸗ und dem⸗ 
nächſtigen Landrath George Chriſtian Friedrich v. Petersdorf, nach deſſen im Jahre 
1845 erfolgten Ableben die letztwilligen Verſügnngen deſſelben angefochten wurden, 
und Streitigkeiten über die Erbfolge in dem ſehr bedeütenden Nachlaß entſtanden, 
die erſt im Jahre 1860 durch Erbſchaftsregnlirungs⸗Receß beſeitigt wurden, in 
Folge deſſen das Gut Burow dem Lieutenant Curt v. P. zugefallen iſt. Inzwiſchen 
kam es 1853 zur Sprache, daß bei dem Gute Burow a zwei Jahre vorher durch 
Ablöſung einer Mühlenpacht von 10 Sch. Roggen, die dem Gute aus der Burow⸗ 
ſcheu Mühle zuſtändig geweſen, eine Werthsverminderung eingetreten ſei. Überdem 
wurde der geringe, und feiner Bodenbeſchaffenheit nach durchſchnittlich ſchlechte 
Grundbeſitz des Guts in Betracht gezogen; demnach lagen zwei Umſtände vor, 
welche eine Löſchung des Guts in der Matrikel vom 19. April 1828 und 
in der revidirten Matrikel vom 30. April 1842 um ſo mehr zu rechtfer⸗ 
tigen ſchienen, als B. auch fernerhin immer nur ein Beſtandtheil eines der 
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übrigen Petersdorf ſchen Güter bleiben und ſo niemals ein ſelbſtändiges Ritter⸗ 
gut werden dürfte. Mit Einleitung des Löſchungsverfahrens wurde indeß 
Anſtand genommen, weil das Gut z. Z. keinen titulirten Beſitzer hatte, denn es 
gehörte, wie geſagt, zur Landrath Georg Chriſtian Friedrich v. P.ſchen Nachlaß⸗ 
maſſe, deren Regelung ſehr verwickelt und weit ausſehend war, und unter den berech⸗ 
tigten Lehnserben auch Minderjährige ſich befanden, die mit ihren etwaigen Ein⸗ 
wendungen gegen die beabſichtigte Löſchung nicht füglich gehört werden konnten, 
daher es angemeſſen ſchien, das Verfahren ſo lange zu beanſtanden, bis das Gut 
einen beſtimmten Beſitzer haben werde. Ferner war in Betracht zu nehmen, daß 
nach dem Teſtamente des Landraths v. P. das Gut B. als Fideicommiß bei dem 
Gute Reſehl bleiben ſollte, welche Anordnung ſpäterhin noch dahin geändert wurde, 
daß es unter Umſtänden als Fideicommiß auch dem Gute Großenhagen zufallen 
könne. Das Teſtament wurde jedoch, wie oben bemerkt, von einzelnen Erbberech⸗ 
tigten in Frage geftellt. Den Ertrag des Guts B. a. glaubte man auf mindeſtens 
1000 Thlr. im Jahr veranſchlagen zu können. Bei der Grundſteüer⸗Veranlagung 
iſt der Reinertrag nur zu 239,67 Thlr. eingeſchätzt worden. Nachdem die Lö 
ſchungsangelegenheit mehrere Jahre geruht, wurde ſie im Anfange des Jahrs 1860 
wieder aufgenommen. Burow a. war, wie oben bemerkt, mit den Rittergütern 
Großen⸗ und Lütkenhagen, nach dem Erbſchaftsregulirungs⸗Receß dem Lieutenant 
Curt v. P. zugefallen, der nun aufgefordert wurde, die durch Ablöſung der Müh⸗ 
lenpacht Statt gefundene Verringerung der Einnahmen des Guts B. a. zu ergän⸗ 
zen, widrigenfalls die Löſchung deſſelben in der Ritterguts⸗Matrikel zu gewärtigen 
ſei. Lieutenant Curt v. P. wies jedoch nach, daß das, nach dem unterm 24. Au⸗ 
guſt 1854 beſtätigten Receß, die Ablöſung der auf der Burow'ſchen Mühle haftbar 
geweſenen Reallaſten betreffend, dem Gute B. a. zuſtehende Ablöſungskapital von 
220 Thlr. in Rentenbriefen bei der Königl. Landſchafts⸗Departements⸗Direction 
in Stargard, und die, durch Baarzahlung erfolgte Kapitalſpitze von Thlr. 2. 28. 
11 Pf. bei dem Königl. Kreisgericht zu Naugard deponirt worden ſei. Da die 
Provocation auf Ablöſung von dem verpflichteten Mühlenbeſitzer ausgegangen iſt, 
ſo kann die gerichtliche Deponirung des Ablöſungskapitals gegen die Einleitung 
des Verfahrens auf Löſchung der Ritterguts⸗Eigenſchaft ſchützen, event. erklärte 
Lieutenant Curt v. P. ſeine Bereitwilligkeit, das etwa ſonſt Nothwendige zur Er⸗ 
haltung der Ritterguts⸗Qualität des Guts B. a. beizubringen. Nach Erledigung 
mehrerer Förmlichkeiten iſt ſodann durch Oberpräſidial⸗Erlaß vom 10. Juni 1861 
beſtimmt worden, daß von der Löſchung des Guts B. a. in der Matrikel ſo lange 
Abſtand zu nehmen iſt, als die Depoſition der Ablöſungs⸗Kapitalien fortdauert, 
bis dahin die Ritterguts⸗Eigenſchaft des Guts fernerhin anzuerkennen, die Fort⸗ 
dauer der Depoſition aber in vorſchriftsmäßiger Weiſe zu überwachen ſei. 

Bei den Verhandlungen der Kreisſtände im Jahre 1825, welche der Aufſtel⸗ 
lung der Ritterguts⸗Matrikel vom 19. April 1828 vorangegangen ſind, konnte von 
der Aufnahme des Flemmingſchen Antheils an Burow nicht die Rede ſein, weil er 
nur aus baüerlichen Nahrungen beſteht, welche, nach der frühern Verfaſſung dem 
Flemmingſchen Gute dienſtpflichtig waren. 


Carolinenhöhe, Vorwerk des Ritterguts Daberfreiheit, mit 2 Wohn⸗ 
häuſern und 61 Einwohnern, iſt im Jahre 1825 von dem Beſitzer des Guts, dem 
Hauptmann und Landſchafts⸗Director Leopold v Dewitz, erbaut, indem er ihm 
von feinem Gutsacker 1 Mg. zur Hofſtelle, 6 Mg. zum Garten und 600 Mg. an 
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Acker in 6 Schlägen, zuſammen 607 Mg. beilegte. Das Vorwerk liegt unmittelbar 
an der Kreisgränze mit dem Regenwalder Kreiſe, 700 Ruthen öſtlich vom Haupt: 
gute, bezw. der Stadt Daber, eben ſo weit von dem, jenſeits der Gränze belegenen 
Dorfe Meſow und 200 Ruthen rechts von dem Wege, welcher von Daber nach 
Meſow führt. Der von dem Erbauer des Vorwerks gewählte, von dem Vornamen 
ſeiner Gemalin entlehnte Namen iſt von Landespolizeiwegen durch Regierungs⸗ 
Verfügung und Amtsblatt⸗Verfügung vom 6. September 1825 genehmigt worden. 
Auf Landkarten führt das Vorwerk den falſchen Namen Carolinenhof. 


Daberfreiheit, Rittergut, früher Dewitzſches Lehn, 2¼ Mle. von Nau⸗ 
gard gegen SO,, unmittelbar bei der Stadt Daber an deren Oſtſeite belegen, be⸗ 
ſteht nach der ſtatiſtiſchen Aufnahme von 1867 aus 11 Wohnhaüſern mit 160 Ein⸗ 
wohnern, das dazu gehörige Vorwerk Carolinenhöhe aus 2 Wohnh. mit 41 
Einw., (f. den vorſtehenden Artikel) und das gleichfalls dazu gehörige Vorwerk 
Heinrichshof aus 1 Wohnh. mit 8 Einw. (ſ. weiter unten den Artikel H.), der 
ganze Gutsbezirk folglich aus 24 Wohnhaüſern mit 209 Einwohnern. Dagegen 
führen die Grund⸗ und Gebaüdeſteüer⸗Tabellen des Finanz⸗Miniſteriums nur 14 
Wohnhaüſer an, welche mit Einſchluß eines gewerbl. Gebaüdes, mit Thlr. 8. 17 Sgr. 
beſteüert find, ſowie 18 ſteüerfreie Gebaüde. Das Gut hat einen Flächeninhalt 
. %% %» —6˙iꝭĩß ͤ ͤ rr 
Davon find Ackerland 1992,12 Mg., mit einem Reinertrage von 22 Sgr. pro Mg. 
der den Kreisdurchſchnitt der Ertragsfähigkeit nicht erreicht, Gartenland 9,4 Mg., 
Wieſen 302,24 Mg., Weiden 241,64 Mg., Holzung 90,65 Mg., Waſſerſtücke 5,71 Mg. 
als Antheil am Daberſchen See. Beſteüert ſind 2641,76 Mg. mit Thlr. 191. 11. 
7 Pf. Außerdem haftet auf dem Gute ein unablösbarer Canon von 16 Thlr. 
2 Sgr. 4¼ Pf. wegen des Meliorations⸗Kapitals von 1610 Thlr., welches, mit 
Rückſicht auf das General⸗Donations⸗Patent vom 11. September 1776, König 
Friedrich II. zur Ausführung von Verbeſſerungen bewilligte. Dieſer Canon ift nach 
der über jenes Kapital am 16. Auguſt 1783 ausgeſtellten Verſchreibung als ein mit 
allen übrigen öffentlichen Abgaben gleiches Vorzugsrecht habendes onus reale aus 
dem alten Landbuche ins Hypothekenbuch übergetragen. Die neüen jährlichen Re⸗ 
venüen ſind auf 73 Thlr. 20 Sgr. 1 Pf. veranſchlagt. Die anſchlagsmäßige Ver⸗ 
wendung muß nachgewieſen werden. Es iſt auch hiernächſt die wirkliche Verwen⸗ 
dung obiger im XIten Meliorations-Plan bewilligten 1610 Thlr. am 20. Auguſt 
1791 beſcheinigt und ſolches vi decreti vom 9. September 1791 im Hypothekenbuch 
notirt. Nach der vorletzten Beſitztitel⸗Berichtigung im Jahre 1846 ſind folgende, 
nach dem Geſetz vom 24. Mai 1853, §. 22 in den Hypothekenbuchs⸗Auszug aufs 
zunehmende Vermerke eingetragen: — Die Mühlenpacht iſt laut des von der Ge⸗ 
neral⸗Commiſſion zu Stargard am 16. December 1854 beſtätigten Receſſes durch 
Vermittelung der Rentenbank dergeſtalt abgelöſt, daß die Rentenbriefe ad depositum 
genommen ſind. Das Gut Maldewin iſt wegen ſeines Aufhütungsrechts auf die 
Forſtparcele, die Landkarte genannt, durch den von der General⸗Commiſſion zu 
Stargard am 27. Auguſt 1855 beſtätigten Receß durch Land abgefunden, ſo daß 
der zu dem Gute Daberfreiheit gehörige Theil der Landkarte nur noch 135 Mg. 
92 Ruth. groß iſt. Die Rente, welche von dem Büdnergrundſtück Nr. 187 zu 
Daberfreiheit an das Gut zu zahlen war, iſt durch Compenſation mit der Raff⸗ 
und Leſeholzberechtigung dieſer Büdnerei laut Receſſes vom 2. December 1856 ab⸗ 
gelöft. Das Gut Daberfreiheit gränzt unmittelbar mit der Stadt Daber. Die 
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Gutsgebaüde liegen von den ſtädtiſchen Scheünen ungefähr 150 Fuß entfernt. 
Vier zum Gute gehörige Wohnhaüſer liegen als Enclaven im Gemenge mit ſtädti⸗ 
ſchen Wohnhaüſern. Die vier Haüſer werden von Gutsarbeitern bewohnt, welche 
die ſtädtiſchen Communal⸗Anſtalten in demſelben Maße benutzen, als die Einwohner 
der Stadt ſelbſt. Daſſelbe gilt von den Bewohnern des ganzen Guts, deſſen Feld⸗ 
mark ſo belegen iſt, daß der Weg vom Gutsbofe nach einem nicht unbedeütenden 
Theile derſelben faſt regelmäßig durch die Stadt führt. Überdem iſt das Gut auf 
der Stadt Daberſchen Feldmark mit 4 verſchiedenen Wördeländern von 32 Mg. 
Fläche angeſeſſen, und dieſes Grundbeſitzes wegen der Gutsherr von Daberfreiheit 
zugleich ein Gemeindegenoſſe der Stadt Daber. Die gedachten vier Ackerſtücke von 
guter Bodenbeſchaffenheit liegen hart an der Stadt und in der Nähe der Gutsge⸗ 
gebäude. Ihren Werth ſchätzt man auf 400 Thlr. An Grundſteüer haften auf 
ihnen Thlr. 4. 6. 10 Pf. Wegen dieſes Grundbeſitzes auf ſtädtiſcher Feldmark iſt 
das Gut auch zur ſtädtiſchen Communalſteüer herangezogen, welche im Jahre! 865 
Thlr. 4. 28 Sgr. betrug, im Jahre nachher aber auf 12 Thlr. erhöht wurde, weil 
die Communal⸗Abgaben der Stadt, um die laufenden Ausgaben der Stadtkaſſe decken 
zu können, von 741 Thlr. auf 1839 Thlr. gefteigert werden mußten. Das Gut iſt 
zur Stadtkirche in Daber eingepfarrt und zur dortigen Schule eingeſchult. { 

Die Herzoge Wartiſlaw V. und Bogiſlaw V. ſollen im Jahre 1352 dem Mek⸗ 
lenburgiſchen Geſchlecht der Dewitze, Grafen von Fürſtenberg, das Land Daber zu 
Lehn gegeben haben. Brüggemann (II, 295) nennt den Grafen Jakob von Fürſten⸗ 
berg als zuerſt Belehnten und erwähnt die Fabel von der Felonie der Dewitze 
gegen die Meklenburgiſchen Fürſten. 1354 erſcheint zuerſt urkundlich in dieſer Ge⸗ 
gend Graf Ulrich von Fürſtenberg. 1364 ſtellen „Jacob Greve to Vorſtenberghe und 
Ghernand, Brudere, und Olrick, Vicken Zone ere Veddere, gheheten van Dewetz“ 
eine Urkunde zu Daber aus. 1389 werden junior comes de Dewicz habitans in 
Dobern und „Gernold von Devs czur Dewir“ (derſelbe 1417: Ghernd van Dewitze 
erffſeten to Dabern) genannt. 1442 fol Muze Troye Daber an die Dewitze ab⸗ 
getreten haben, was jedoch urkundlich nicht nachzuweiſen iſt. 1461 beſtätigten Ulrich, 
Gernth, Zuls und Hans die Dewitze ihrer Stadt Daber die derſelben früher ver⸗ 
liehenen Privilegien, beſonders die Brüche oder Geldſtrafen an Hals und Hand, 
reſervirten ſich aber zwei Holzungen, den See Daber, den Kietz, den Burgacker 
und die Orböre. Durch Erbvertrag vom Jahre 1473 verſchrieben dieſelben Dewitze 
das Land Daber für den Fall, daß ihr Mannsſtamm erlöſche, den Grafen v. Eber⸗ 
ſtein, Herren zu Naugard. Die Eberſteiner ſind längſt ausgeſtorben, das Geſchlecht 
der Dewitze aber lebt fort, freilich, den Wandelungen folgend, die die rollende Zeit 
mit ſich führt, unter beſcheidneren Verhältniſſen, als einſt! Auf dem Tage zu 
Piritz, den 26. März 1493, wo die Pommerſchen Landſtände ihre Reverſalien über ) 
den Märkiſch⸗Pommerſchen Erbvertrag abfaßten und vollzogen, befand ſich Achim 
van Dewetze, damals anſcheinend der einzigſte Repräſentant ſeines Geſchlechts. 
1497 vertauſchte derſelbe Achim von Dewitz, erbſeſſen „to der Daber“ an Herzog 
Bogislaw X. das halbe Schloß und das halbe Städtchen Daber mit den dazu ge- 
hörigen Dörfern gegen das Schloß Sazig mit dem Städtchen davor, nebſt dem Angefäll 
auf das Güntersbergſche Lehn Ravenſtein. Doch ſchon 1523 war das ganze Land 
nebſt Schloß und Stadt Daber wieder im Beſitz der Dewitze, von denen „Jurgen van De⸗ 
witze thor Daber“ bei der Muſterung der Kriegsdienſtpflichtigen „ane de manſch⸗ 
op 8 perde, darunder eynen verdeckten Hengſt“ und „Henning van Dewitz myt 
ſynne Brodere ane de Manſchop 6 perde, darunder eynen verdeckten Hengſt“, d. h. 


5. 


Ritterſchafts⸗Kreis. — Daberfreiheit. 327 


gepanzerten Hengſt ſtellte. Der Dewitzer Mannſchaft, d. i. Afterlehnleüte, aber 

waren: die Prechele, die Hanower, die Suringe, die Lebiner, Hinrick Schnelle, die 

Weigere, Henning Klemptze. Seit jener Zeit bis auf unſere, erſt jüngſt vergangnen 

Tage iſt Daber der Mittelpunkt der reichen Begüterung, des ſchloßgeſeſſenen Ge⸗ | 
| ſchlechts der Dewitze geblieben und in deſſen Lehnbriefen von 1534 bis 1714, ſowie 
in den Lehnsprofeſſionen von 1713, 1741 und 1791 aufgeführt. Es gehörten zu 
dieſer Begüterung, außer dem Schloſſe und der Stadt Daber, zufolge der Hufen⸗ | 
matrifel von 1628 folgende Güter, deren Namen hier ſo geſchrieben ſtehen, wie fie 
in der Matrikel ſtehen: 


Plantekow Wolchow Voigtshagen 
Bornhagen Salmow Garchelin 
Ferbezin Haſelow Guſtemin 
Kultze (Kultzke) Roggo Schmolßdorff 
Radamb Meſow Schonenwalde 
Schonow Brunßberg Großen Bentz 
Schloßin Bredenfeld Lütken Bentz | 
Maldefin Weitenhagen Wußow 


Hoickenberk Crammonstorff Margenhagen. 

Dazu noch die nicht namhaft gemachten Güter der oben genannten: Afterlehnleüte. 

Summa Summarum der Dewitzen: 
1014, Hufen, 18 Koſſaten, 13 Mühlen, 16 Krüge, 10% Schmieden, 21 Schäfer, 21 Knechte, 
Davon die Afterlehnleüte: 
JE ee e n „ — 21% Su 
welche zu verſteüern waren. 

In der Folge wurde aus den Dewitzſchen unmittelbaren und mittelbaren 
Gütern ein Familien⸗Kreis gebildet, der Daber⸗Dewitzſche Kreis genannt, der als 
adminiſtratives Territorium bis zum Ende des Jahres 1817 beſtanden hat. Ein 
Mitglied der Familie Dewitz war der Regel nach Landrath dieſes Kreiſes. Es ge— 
hörten dazu die Mediatſtadt Daber und 42 Güter, bezw. Ortſchaften. Außerdem die | 
große Holzung, der Larmelsdorf genannt, welche aus 1150 Pommerſchen =2950,58 
Preußiſchen Morgen an Eichen, Buchen, Kiefern, Elſen und anderen Arten von 
Holz beſtand und an der Seite des Dewitzſchen Kreiſes an die Feldmarken Höken⸗ 
berg, Maldewin, Lasbeck und Schmelzdorf, jenſeits aber an die Borkſche Holzung 
von Ornshagen und an den Regafluß gränzt, welche nicht weit von den beiden 
in dieſer Waldung gelegenen Holzkaten die Ukelei mit dem Zampel in ſich auf⸗ 
nimmt. Ehemals beſaßen die Dewitzen dieſe Waldung gemeinſchaftlich, 1694 aber 
wurde ſie nach Verſchiedenheit der einzelnen Holzarten in Kaveln getheilt, ſo 
daß davon zum Gute Hoffelde 1555,7 Mg., zum Gute Wuſſow 662,9 Mg. zu den 
Daberſchen Gütern 554,98 Mg. und zum Gute Maldewin 177 Mg. kamen. Eine 
ö im Jahre 1790 ausgeführte Vermeſſung hat andere Größen gegeben, nämlich: 
Hoffelder Antheil 1553 Mg. 110 Ruth., Daberſcher Antheil 599 Mg. 17 Ruth., 
Maldewinſcher Antheil 90 Mg. 116 Ruth. Die zu Wuſſow gehörigen Holzkaveln 
wurden im Jahre 1803 bei dem Theilungsvergleich von 6 Brüdern Dewitz getheilt 
dieſem Gute abgenommen, und zur Hälfte dem Gute Farbezin, zur andern Hälfte 
dem Gute Weitenhagen beigelegt. Die Größe dieſes ehemals Wuſſowſchen Antheils 
an der Harmelsdorf zufolge des Vermeſſungsregiſters von 1790 iſt nicht nach⸗ 
gewieſen. 

Im Anfange des lauſenden Jahrhunderts beſtanden die Daberſchen Güter, 
wie man das jetzt Daberfreiheit heißende Stammgut des Dewitzer Geſchlechts 
nannte, aus — 1) zwei in der Stadt Daber und deren Feldmark belegenen Acker⸗ 


—— 
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werken, 7 Häuſern auf der Schloßfreiheit, einem außerhalb der Stadt gelegenen 
Ackerwerke mit eigenthümlichen Ländereien und 2 Schäfereien, dem jetzigen eigent⸗ 
lichen Daberfreiheit, nebſt Antheil an der Dewitzſchen adlichen Mediatſtadt Daber 
nebſt den Rechten an derſelben, als dem Patronatsrecht, der Burggerechtigkeit, dem 
Aufhütungsrecht, dem Recht über die Afterlehnleüte, die Gerichtsbarkeit ıc.; ferner 
gehörte dazu — 2) die Feldmark Lütkenhagen genannt, auf der ſonſt ein einziges 
Haus, der Wall genannt, ſtand, wo aber der Heinrichshof, als Pachtgut angelegt 
war, nebſt der dazu gehörigen Holzung und Maſt; 3) der oben genannte Antheil 
an der Waldung Harmelsdorf von 599 Mg. 17 Ruth. Flächeninhalt; 4) ein An⸗ 
theil an den Mühlenpächten aus der Daberſchen Mühle; 5) die Fiſcherei auf dem 
Daberſchen und dem Ocker⸗See; 6) ein Halbbauerhof in Schönwald, nachdem ein 
Vollbauerhof dafelbft am 15. Mai 1671 von den Gebrüdern Chriſtian Heinrich 
und Guſtav Georg v. Dewitz an Peter Klingbeil verkauft worden war. 


Im vorigen Jahrhundert zerfiel das Gut in 3 Theile. Der Landrath Chri⸗ 
ſtian Henrich v. Dewitz erbte Daber e von ſeinem Vater, dem Hauptmann Guſtav 
George, bekam am 15. December 1728 durch Tauſch für ſeine Antheile an den 
Gütern Farbezin und Schloißin und eine baare Zulage von 7366 / Thlr. D. a 
und Groß⸗Benz b von dem Generalmajor Friedrich Wilhelm v. D., und nachdem 
er das Gut D. b am 18. April von den Doſſow, an die es verpfändet war, ein⸗ 
gelöſt hatte, überlies er daſſelbe auf ſeine Lebenszeit am 4. Mai 1764 ſeiner älte⸗ 
ſten Tochter Sophia Joſepha, welche mit Heinrich Auguſt v. Stranz vermält 
wurde. Nach dem Tode des Landraths v. D. kamen, laut Theilungsvergleichs 
vom 16. November 1774 D. a für Thlr. 9920. 21. 11½ Pf. und D. c für Thlr. 
6086. 11. 6%, Pf. an feinen einzigen Sohn, Joſeph Friedrich v. D., welcher auch 
das ihm von ſeiner Schweſter, der vermälten v. Stranz, laut Vergleichs vom 13. 
April 1775 für Thlr. 5158. 5. 6 Pf. überlaſſene Gut D. b in Beſitz nahm. Joſeph 
Friedrich v. D. hatte demnach das ganze Gut D. für den Preis von Thlr. 21.165. 
15 Gr. übernommen. Demnächſt vertauſchte er den zum Gute D. gehörigen halben 
Bauerhof in Schönwald am 13. December 1790 an den Major Carl Ludwig v. D. 
für deſſen Antheil an der Fiſcherei auf dem Daberſchen und Ocker⸗See. Im Nor⸗ 
maljahre 1804 war er noch Beſitzer des Guts. Sein Nachfolger war der Lieu⸗ 
tenant Carl Friedrich Ludwig v. D., der die Güter D, Gr. Benz und Daberkow 1808 
an drei Bürgerliche verkaufte (ſiehe Anhang). Die Matrikular⸗Nachrichten nennen 
den Hauptmann und Landſchaftsdirector Leopold Ludwig v. D. als Beſitzer von D. 
ſeit dem 21. April 1821, und ſeit 1846 Carl Julius Lüpcke, der D. für 84.000 Thlr. 
gekauft hat. Dieſer hat im Jahre 1861 zum Nachfolger im Beſitz von D. den 
Landrath a. D. v. Dieſt gehabt, jenem alten Brabander Dynaſtengeſchlecht ent⸗ 
ſproſſen, das ſeinen Namen von der Baronie Dieſte ableitet. 


Die Schloß ru inen Daber, auf dem Fundo des Ritterguts Daber-Freiheit, 
liegen unmittelbar an der Stadt Daber, und zwar an deren Nordoſtſeite, auf einem 
viereckigen, etwa / Mg. großen, dem Anſcheine nach zum Theil künſtlich auf⸗ 
getragenen und einige 30 F. hohen Hügel. Früher iſt, wie es ſcheint, der Schloß⸗ 
berg, wie die ſchwache Erhöhung allgemein genannt wird, an allen Seiten von der 
ebenen Erde an ummauert geweſen, jetzt fehlt die Mauer an der Seite, welche der 
Stadt zugekehrt iſt. Außer dieſer Mauer, welche in den Schloßberg ſelbſt eingeſetzt 
geweſen, hat die Burg auch eine Ringmauer zum Schutze gehabt, von welcher jedoch 
nur ein ganz unbedeütender Theil an der Südoſtſeite erhalten iſt. An der nörd⸗ 
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lichen Ecke des Schloßberges befindet ſich ein viereckiger, oben offener Thurm, welcher 
etwa 15 F. über den Schloßberg hervorragt, und vom Volksmunde als das Burg⸗ 
verließ bezeichnet wird. Vor ungefähr 18 —20 Jahren ſoll in demſelben eine voll⸗ 
ſtändige Ritterrüftung gefunden fein. Die Ruine ſelbſt rührt augenſcheinlich von 
2 Burgen her, von denen die hintere die ältere, die vordere die neüere geweſen iſt. 
Die erſtere beſteht aus einem bedeütenden Theile der Hinterwand und einem kleinen 
Theil der Vorderwand, — die letztere nur aus der ganz vollſtändig erhaltenen 
Hinterwand mit den Überbleibſeln zweier Thürme von runder Geſtalt. Urkundliche 
Angaben über die Zeit der Erbauung der beiden Burgen ſcheinen nicht bis auf 
unſere Zeit gekommen zu ſein; doch geht aus der Familien⸗Chronik des Dewitzen⸗ 
Geſchlechts, in deſſen Beſitz das Rittergut Daber⸗Freiheit, alſo auch die Schloßruine, 
geweſen, hervor, daß die ältere Burg von den Tempelherren, welche die Chronik 
als Beſitzer des Landes Daber bezeichnet, zu Ende des 13. Jahrhunderts erbaut 
worden ſei. Ob die Verleihung des Biſchoſszehnten im tirritorio Doberen, womit 
Biſchof Hermann von Kamin die Tempelritter im Jahre 1261 bedachte, mit dem 
wirklichen, thatſächlichen Beſitz des Landes von Seiten des Templer⸗Ordens zu 
identificiren fei, dürfte mehr als zweifelhaft ſein. So viel wenigſtens ſcheint feſt⸗ 
zuſtehen, daß die meklen burgiſche Familie Dewitz, als fie um die Mitte des 14. Jahr⸗ 
hunderts mit dem Lande Daber belehnt wurde, die Burg vorgefunden hat. Die 
neüere Burg iſt von dem oben erwähnten Jobſt v. Dewitz in der Mitte des 16. 
Jahrhunderts erbaut; ſie muß einſt ſehr ſchön und ſtattlich geweſen ſein, Decora⸗ 
tionen, die man noch bemerkt, ſind im ſpätgothiſchen Stil des 16. Jahrhunderts. 
Zerfallen find beide Schlöſſer zu gleicher Zeit. Man legte das neüere nicht darum 
an, weil das ältere ſchon unbewohnbar geweſen wäre, ſondern weil dieſes für das 
in vielen Zweigen blühende Geſchlecht der Dewitzen nicht mehr ausreichte; denn 
ſämmtliche Glieder dieſer Familie, als Burgeſeſſene von Daber, beſaßen dieſe ihre 
Hauptburg gemeinſchaftlich. Eben dieſer Umſtand war der Grund, weßhalb die 
Burgen zerfielen. Viele hatten ſie in baulichem Zuſtande zu halten und bald ver⸗ 
ſaümte der Eine, bald der Andere die nothwendigen Ausbeſſerungen. In dem 
Dewitzſchen Familien⸗Archiv zu Wuſſow bei Daber finden ſich Schriftſtücke aus dem 
18. Jahrhundert, welche Beſchwerden der Familienglieder gegen einander darüber 
enthalten, daß manche der Lehnsvettern die ihnen gehörenden Theile der Burg nicht 
ausbeſſern wollten; namentlich wird über die ſchlechte Beſchaffenheit des Dachs 
geklagt. Das vordere Schloß ſoll jedoch noch in den erſten fünf Jahren des lauſen⸗ 
den Jahrhunderts bewohnt geweſen ſein. Beide Schlöſſer ſind übrigens nicht blos 
durch den Zahn der Zeit zerfallen, ſondern als 1808 Müller und die Ge⸗ 
brüder Kannenberg das Gut Daber⸗Freiheit gekauft hatten (f. Anhang), wurde ein 
Theil der Ruinen abgetragen, ja ſogar mit Pulver geſprengt, um die Steine zu 
anderen Bauten zu verwenden. Die noch immer ſchöne und ſtattliche Ruine iſt im 
Land am Meere beſtimmt eines der bedeütendſten unter den profanen Baudenkmälern 
des Mittelalters, daher dann auch ſeit dem Jahre 1855 Bedacht darauf genommen 
worden iſt, dieſes Denkmal zu erhalten. Die erſte Anregung dazu gab der da⸗ 
malige Beſitzer von Daber⸗Freiheit, indem er den König in einer Immediat⸗Vor⸗ 
ſtellung vom 30. März 1855 bat, die Mittel und die Anordnung der erforderlichen 
Maßnahmen zur Erhaltung der Schloßruine zu bewilligen, bezw. anzubefehlen, wo⸗ 
gegen er die Verpflichtung übernehmen wolle, den Vermerk, daß weder er noch ſeine Be⸗ 
ſitznachfolger die Ruine abſichtlich zerſtören dürfen, in das Hyhotheken buch eintragen zu 
laſſen. Die Erhaltung iſt zu Stande gekommen, nachdem der Prinz Regent mittelſt Erlaſſes 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. v. 42 
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vom 28. Februar 1859 zur Herſtellung der Burgruine 425 Thlr. bewilligt hat. 
Inzwiſchen wurden zur fernern Deckung der veranſchlagten Koſten 390 Thlr. durch 
freiwillige Beiträge aufgebracht, wobei ſich 11 Mitglieder der Familie Dewitz, der 
zeitige Beſitzer von Daber⸗Freiheit, Lüpcke und der Landrath v. Bismarck betheiligten. 
Bei den Wiederherſtellungsarbeiten kam es darauf an, die noch vorhandenen Über⸗ 
reſte des alten Schloſſes gegen weitern Verfall zu ſchützen und den landſchaftlichen 
Eindruck des Ganzen zu erhalten. Die Arbeiten ſind im Jahre 1862 zur Aus⸗ 
führung gekommen. Inzwiſchen iſt das Gut Daber⸗Freiheit in den Beſitz des 
Landraths v. Dieſt übergegangen, der als nunmehriger Eigenthümer der Ruine 
den Ausbau derſelben auf eigene Koſten und mit geſammelten Mitteln weiter 
geführt hat. 


Dammhorſt, Etabliſſement von 2 Wohnhaüſern mit 11 Einwohnern, 
zur politiſchen und Kirchengemeinde Lübzin, dagegen zur Schule in Louiſenthal 
gehörig. Die Entfernung von Lübzin beträgt auf dem Wege über Louiſenthal 950 
Ruthen, nicht eine volle halbe Meile, gegen Nordoſt, Lage am Carlshöfer Kanal 
unweit Carlshof. 


Darz, Kreistagsberechtigtes Gut und Kirchdorf, % Mle. von Maſſow 
gegen SSW. nnd in derſelben Richtung 3 Mln. von Naugard, an der Landſtraße 
von der zuerſt genannten Stadt über den Ihnazoll nach Stettin, gränzt an das 
Stadtfeld von Maſſow und an die Feldmarken der Güter und Dörfer Parlin, 
Wachlin, Damerwitz, Roſenow und Reſehl. 

Das Gut D. enthält mit dem dazu gehörigen Vorwerke Emilienhof auf 
einem Flächenraum von 8,96 Mg. 11 Wohn- nnd 1 gewerbl. Gebaüde, wofür 
Thlr. 9. 23 Sgr. Steüer zu erlegen find, und 18 ſteüerfreie Gebaüde. Die Feld⸗ 
mask begreift: „ 2 win, anal eee eee ee 2188,74 Mg., 
wovon 2145,58 Mg. mit Thlr. 166. 6. 9 Pf. beſteüert ſind. Der Boden iſt frucht⸗ 
bar. Der Ertrag übertrifft den mittlern Zuſtand des Kreiſes. Es ſind vorhanden, 
an Ackerland 1723,66 Mg. mit einem Reinertrage von 25 Sgr. pro Mg., an Gärten 
4,1 Mg., an Wieſen 221,23 Mg., an Weiden 117,38 Mg., an Holzung 76,09 Mg., 
Eichen und Buchenbeſtand, an Waſſerſtücken 3,02 Mg. Darz war ein ritterfreies 
Gut der Familie v. Stettin, welche daſſelbe aber gegen die eine Hälfte des Dorfes 
Temnik, im Saziger Kreiſe, an das landesfürſtliche Domanium überließ, von dem 
es dem Amte Friedrichswald zugetheilt wurde, dem es nach der Hufentabelle von 
1628 angehörte. Gleichzeitig war ein Theil, beſtehend aus 5 Hufen, von dem Graſen 
Volrath von Eberſtein, Herrn zu Maſſow, an Haſſo Adam Flemming verpfändet. 
Als nach dem Erlöſchen der Eberſteiner, 1663, die Herrſchaft Maſſow dem Landes⸗ 
herrn heimgefallen war, wurde D. von dem Amte Friedrichswald abgenommen und 
der Nähe wegen der nunmehrigen Domaine Maſſow, und ſpäter der Generalpach⸗ 
tung deſſelben zugetheilt, deren Generalpächter das Vorwerk nicht verafterpachtet 
hatten, ſondern es ſelbſt bewirthſchafteten. Der Umfang des Vorwerks wurde zu 
1433 Mg. 108 Ruth. angegeben, und es ſtauden demfelben die Dienſte von 11 
Bauern aus Darz, 4 Bauern und 1 Koſſaten aus Damerwitz und 3 Bauern und 
1 Koſſaten aus dem landesherrlichen Antheile in dem Stargarder Stadteigenthums⸗ 
dorfe Priemhaufen (S. 109, 110) zu. Das Maſſower Amts⸗Vorwerk D. wurde nach 
dem Befreiungskriege, wie das kleine Vorwerk Altmühl, gleichfalls zur Veraüßerung 
geſtellt. Durch den Kaufcontract vom 31. Mai 1825 erſtand es der Mühlenmeiſter 
Johann Chriſtian Pinnow zum völlig freien Eigenthum, indem er zugleich die 
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Rechte der Rittergutsbeſitzer in Abſicht der ſtändiſchen und aller übrigen, im Con⸗ 
tracte nicht anders beſtimmten, Verhältniſſe erwarb. Ausgeſchloſſen vom Kaufe 
blieben: Die hohe Jagd, Unterthanen - Präſtationen, Patronat und Jurisdiction. 
Im Jahre 1844 ging D. durch Kauf in den Beſitz des Landſchaftsraths v. Lockſtädt 
über, der das Gut zwei Jahre nachher an Auguſt Saath verkaufte. Im Wege 
nothwendiger Subhaſtation wurde das Gut im Jahre 1851 von dem Gutsbeſitzer 
Wilhelm Ferdinand Schumann, auf Parlin b erſtanden, der es 1854 ſeinem Sohne, 
Guſtav Sch, dem jetzigen Beſitzer kaüflich überlaſſen hat. 

Auf dem Fundo des Gutes D. wurde im Jahre 1840 von dem damaligen 
Beſitzer Pinnow ein Vorwerk erbaut, dem er, mit Genehmigung der Königl. Re⸗ 
gierung vom 26 September 1842, den Namen Neü⸗Darz beilegte. Es lag weſt⸗ 
nordweſtlich vom Hauptgute, ½ Mle. entfernt, rechts am Wege nach Roſenow, und 
beſtand aus Wohnhaus, Scheüne und Schafſtall, bewohnt vom Gutsſchäfer nebſt 
Frau und 6 Kindern. Es gehörten dazu 540 Mg. guten Roggenbodens, excl. Wieſen, 
Weiden und Holzaufſchlag. Die Communal-, Kirchen- und Schulverhältniſſe dieſer 
Anſiedlung zum Gute wurden durch die Verhandlung vom 9. April 1842 vollſtändig 
geordnet. Dieſes Vorwerk muß, vermuthlich während der 5jährigen Beſitzzeit des 
Auguſt Saath, wieder eingegangen ſein, ohne daß davon der Königl. Regierung 
Anzeige gemacht worden, um daſſelbe in dem Ortſchaftsverzeichniſſe und der Kreis⸗ 
karte zu löſchen; denn der Landrath v. Bismarck berichtete am 10. Juli 1862: 
Der Rittergutsbeſitzer Schumann habe auf der Feldmark ſeines Guts D. ein Vor⸗ 
werk erbaut, dem er den Namen Emilienhof beizulegen gedenke. Dieſes neüe 
Vorwerk liegt aber genau auf derſelben Stelle, wo Neü⸗Darz geſtanden hat, rechts 
am Wege von D. nach Roſenow, von dieſem Dorfe 536 Ruthen entfernt. E. hat 
einen größern Umfang, als N. D hatte. Es gehören dazu 1151 Mg. 76 Ruth. 
Mittelboden, 5 Feüerſtellen mit 25 Einwohnern im Jahre 1862. Die Genehmigung 
des Namens E. erfolgte durch Regierungs⸗Verfügung vom 21. Juli 1862. 

Das Dorf D. beſteht aus 13 Bauerhöfen und 14 Altbüdnereien. Von den 
Wirthen hatten 11 ihre Domainen⸗Abgaben an das Amt Friedrichswald, 2 dagegen 
die ihrigen an das Amt Naugard abzuführen. Die beiden zuletzt genannten Wirthe 
waren offenbar Beſitzer der 5 Hufen, welche nicht zur Herrſchaft Maſſow der Grafen 
von Eberſtein gehört hatten, und ſich 1628 im Pfandbeſitz des Haſſo Adam von 
Flemming befanden. Die baüerlichen Wirthe haben durch die Erbverſchreibungen 
vom 24. Auguſt 1815 das Erbpachtrecht und durch die Ablöſungsverträge vom 
6. April 1836 das volle Eigenthum ihrer Höfe, nur mit Vorbehalt eines unver⸗ 
änderlichen Domainenzinſes erworben, deſſen Betrag für alle Höfe nicht gleich iſt, 
für die ganze Bauerſchaft aber Thlr. 373. —. 1 Pf. ausmacht. Ein Bauerhof 
iſt laut Conſenſes der Königl. Regierung von 12. December 1845 in der Art par⸗ 
celirt, daß der Feldacker, die Wieſen und Hütungen an den Oberamtmann Zimmer⸗ 
mann zu Friedrichswald veraüßert, und mit deſſen zwiſchen Darz und Damerwitz 
belegenen Gute Wilhelminenberg vereinigt, die Hofſtelle, Gebaüde, Wurthen und 
Gärten im Dorfe dagegen dem bisherigen Beſitzer des Hofes, Friedrich Piper, ver⸗ 
blieben ſind. Die übrigen 12 baüerlichen Wirthe haben darauf das Piperſche 
Grundſtück in der Subhaſtation angekauft und daſſelbe demnächſt laut gerichtlichen 
Contracts vom 16. Juni 1827 an den Bauer Daniel Marcha verkauft, dieſem 
Grundſtück aber von ihren Höfen ſoviel Acker, Wieſen, Weide, Holzung — welche 
damals noch vorhanden war — und Gerechtſame beigelegt, daß daraus wieder ein 
vollſtändiger Bauerhof gebildet worden iſt. Was die Büdnereien betrifft, ſo ſind 
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dieſelben ſämmtlich, mit Ausnahme von zwei, im vorigen Jahrhundert zwiſchen 1757 
und 1796 entſtanden. Die Darzer Windmühle iſt mittelſt Vertrags vom 11. Juni 
1833 gegen einen unveränderlichen Domainenzins voa 33 Thlr. zum Eigenthum 
erworben. Für ganz Darz betragen die Domainen⸗Abgaben Thlr. 430. 16. 4 Pf. 
und die Contribution, nach alter Steüer⸗Verfaſſung Thlr. 227. 15. 10 Pf. oder 
ca. 73 Thlr. mehr, als jetzt. Die 13 Darzer Bauern haben übrigens auch die Ver⸗ 
pflichtung, bei den Bauten der Brücken am Ihnazoll Fuhren zu ſtellen (ſ. S. 284). 
Früher war hier in D. der Sitz eines Hegemeiſters oder Oberförſters, dem die Bewirth⸗ 
ſchaftung der zum Amte Maſſow gehörenden kleinen 5 Forſtreviere oblag und die 
Rechnungsführung hatte. Dieſe Reviere waren bei Darz ſelbſt und bei Roſenow, 
beide mit Eichen⸗ und Buchenbeſtänden, bei Pflugrade und Kniephof, nur Eichen, 
und die neüe Kien heide. Das Darzſche Revier gränzte an die adlichen Dörfer 
Parlin und Wachlin, das Revier von Roſenow, woſelbſt ein Holzwärter wohnte, 
an die adlichen Dörfer Großenhagen und Korkenhagen. In Pflugrade wohnte 
ebenfalls ein Holzwärter. Das nach dieſem Amtsdorfe genannte Revier gränzte an 
das Flemmingſche Gut Matzdorf und das Stadt Maſſowſche Eigenthumsdorf Frei⸗ 
heide und das Kniephöfer Revier an das Gut Vogtshagen, die neüe Kienheide 
ſchloß ſich auf der Nordſeite au das Roſenowſche Revier. Die ganze Hegemeiſterei 
Darz hatte ein Areal von etwa 1500 Mg. Ihre Beſtandtheile ſind einzeln ver⸗ 
aüßert worden, die Darzer Bauerngemeinde erwarb durch Kaufcontract vom 7. März 
1831 eine Parcele von 155 Mg. 104 Ruth., und durch denſelben Vertrag gingen 
die Grundſtücke des ehemaligen Hegemeiſter⸗Etabliſſements in Privatbeſitz über; ſie 
waren 31 Mg. 87 Ruth. groß; das Etabliſſement ſelbſt aber, 8 Mg. 157 Ruth. 
enthaltend, wurde mittelſt Coutracts vom 6. November 1831 verkauft. Jetzt hat 
das Dorf 32 Grundbeſitzer und auf einem Raum von 24,78 Mg. ſtatt der 41 Feüer⸗ 
ſtellen von früher her 50 Wohnhaüſer und 3 gewerbl. Gebaüde, wofür Thlr. 25. 
24 Sgr. Steüer zu erlegen ſind, und 52 ſteüerfreie Gebaüde. Die Feldmark der 
baüerlichen Gemeinde, deren Boden nicht ſo ergiebig ift, wie der des Gutsfeldes begreift 
an Flächeninhalt u trat en 16h Wee eee 2284,88 Mg. 
wovon 2095,47 Mg. mit einer Steüer von Thlr. 154. 28. 8 Pf. behaftet und 
84,06 Mg. der geiſtlichen Inſtitute ſteüerfrei ſind. Ackerland 1757,84 Mg., Ertrag 
23 Sgr. vom Mg., Gärten 2,13 Mg., Wieſen 190,91 Mg., Weiden 228,85 Mg., 
keine Holzung. Die hieſige Kirche iſt eine Filia der Mater zu Roſenow, die hier 
in D. ihr Predigerwittwenhaus hatte, welches aber an den Erwerber der ehemaligen 
Oberförſterei⸗Ländereien veraüßert worden iſt. 


Dolgenkrug, Etabliſſement, 17 Mle. von Naugard gegen SSW. 
an der untern Landſtraße nach Maſſow und am Dolger See, 1 Wohnhaus mit 20 ! 
Einw., gehört zum Gute Matzdorf von dem D. ½¼ Mle. oſtwärts entfernt iſt. Nicht 
weit vom Dolgenkrug lagen die 2 f. g. Dolgenkaten, nämlich der Reſehlſche und 
und der Jakobsdorfſche, welche Petersdorſſche Lehnſtücke waren. Der erſte wurde 
nebſt der dazu gehörigen Holzung auf der Fredeheide, vom dem Hauptmann Friedrich 
Albrecht v. Petersdorf mit Einwilligung ſeiner Brüder, George Ludwig und Jakob 
Ernſt, am 5. Januar 1721 erblich für 700 Fl. der Wittwe des Commiſſarius Franz 
Julius v. Flemming, geb. v. Düringshoſen, verkauſt und von derſelben am 6. April 
1727 für dieſelbe Summe mit Vorbehalt des Näherrechts für ihre Kinder bei einer 
künftigen Veraüßerung, dem Amtmann Johann Müller zu Maſſow überlaſſen. Der 
Jakobsdorfſche Dolgenkaten wurde von den Gebrüdern Otto Erdmann und Henning 
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Chriſtian v. Petersdorf auf 24 Jahre wiederlöslich für 700 Fl. dem Julius Guſtav 
v. Flemming verkauft, von dem Hauptmann Gürgen Ludwig v. Petersdorf aber, 
welcher nach dem gerichtlichen Protokoll vom 18. Februar 1733 das Näherrecht aus⸗ 
geübt hatte, und in ſolchen Contract getreten war, auf ſein Recht am 9. März 1733 
für 810 Fl. dem oben erwähnten Amtmann Müller überlaſſen, welcher die beiden 
Dolgenkaten, den Reſehlſchen für 700 Fl., den Jakobsdorfſchen für 800 Fl., nach dem 
gerichtlichen Vertrage vom 5. Juli 1737 dem Julius Guſtav v. Flemming abtrat, 
ſeit welcher Zeit der Reſehlſche Dolgenkaten bei dem Gute Matzdorf, wovon ein Theil 
zu dem Saziger Kreiſe gehörte, verblieben iſt. Von dem zur Einlöſung des Jakobs⸗ 
dorfſchen Dolgenkatens berechtigten Henning Chriſtian v. Petersdorf wurde zwar 
für ſich und als Vormund der Kinder ſeines Bruders Otto Erdmann v. P., mit 
obervormundſchaftlicher Genehmigung vom 24. Januar 1750 dieſes Lehnſtück am 
16. Februar 1750 gegen eine Abfindung von 100 Fl. völlig erblich dem Landmar⸗ 
ſchall Julius Guſtav v. Flemming überlaſſen, jedoch hiernächſt durch den Vergleich 
vom 28. März 1776 für 500 Thlr. wieder dem Major Curt Friedrich v. Peters⸗ 
dorf auf Großenhagen abgetreten. Deſſen Sohn, der Kriegsrath und nachmalige 
Landrath Georg Chriſtian Friedrich v. P. hat demnächſt dies alte Petersdorfſche 
Lehnſtück mittelſt Contracts vom 20. Januar 1800, nach welchen 15 Mg. 173½ 
Ruth. Acker und 6 Mg. Wieſen dazu gehören, wiederkaüflich auf 24 Jahre von 
Marien 1801 bis dahin 1825 für 1300 Thlr. dem Müllergeſellen Carl Friedrich 
Buſſe verkauft. Neüere Nachrichten über die Dolgenkaten fehlen. Die ſtatiſtiſche 
Aufnahme von 1867 hat beim Dolgenkrug, wie oben erwähnt, nur 1 Wohnhaus. 


Dorotheenhof, Vorwerk, 8 Wohnhaüſer mit 66 Einwohnern, iſt im 
Jahre 1861 von dem Oberamtmann Pehlemann auf der Feldmark ſeines Ritter⸗ 
guts Vogts hagen angelegt und nach dem Vornamen ſeiner verſtorbenen Ehefrau 
genannt auch von Landespolizeiwegen dieſer Name durch Regierungs- Ver- 
fügung und Amtsblatt⸗Bekanntmachung vom 19. Juli 1861 genehmigt worden. Das 
Vorwerk beſtand urſprünglich aus 1 herrſchaftl. Wohnhauſe und 5 Familienhaüſern 
und hatte bei ſeiner Errichtung 50 Seelen zur Bevölkerung. Das Areal beträgt 
900 Mg. mittlerer Bodenklaſſe. Der neüe Wohnplatz gehört zur politiſchen, Kirchen⸗ 
und Schulgemeinde Vogtshagen. Seine Lage gegen dieſes Dorf iſt öſtlich, von 
Schönwald gegen N., von Weitenhagen gegen W., von Kramonsdorf gegen S. 
Nach Angabe des Vermeſſungs⸗Reviſors Schwebes, vom Mai 1861, liegt Dorotheen⸗ 
hof ſüdöſtlich von der Colonie Vieren auf der Stelle der ehemaligen Vierſchäferei. 
Die Colonie Vieren wird ſeit 1861 in keiner Nachweiſung genannt. Sie iſt alſo 
eingegangen, ohne daß davon Anzeige gemacht iſt. 


Döringshagen, Rittergut, 1½ Mle. von Naugard gegen NRO, mit 
dem Dorfe gleiches Namens (S. 223) im örtlichem Zuſammenhange, und mit dem⸗ 
ſelben Eine Kirchen- und Schulgemeinde bildend, welche 271 Einwohner zählt, ent⸗ 
hält auf einer Fläche von 13,57 Mg. 7 Wohngebaüde, von denen Thlr. 4. 24 Sgr. 
zu erlegen find, und 8 ſteüerfreie Gebaüde. Die Feldmark begreift . 1123,38 Mg. 
beſtehend aus 853,45 Mg. Ackerland, das einen Ertrag von 22 Sgr. vom Mg. 
gewährt, 1,86 Mg. Gärten, 190,65 Mg. Wieſen und 49,74 Mg. Weiden. Holzung 
iſt bei dem Gute nicht. Zu verſteüern ſind 1095,7 Mg. mit Thlr. 93. 18. 11 Pf. 
An das Gut D. knüpft ſich der Name der Familie Schwan, von der es ungewiß 
iſt, ob ſie in Arnoldus Swan, der in einer Urkunde Herzogs Otto I. vom Jahre 
1320 als Zeüge erſcheint, ihren Stammvater hat. Erſt gegen Ende des 16. Jahr⸗ 
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hunderts treten die Schwan in den Pommerſchen Annalen auf, und zwar als After- 
lehnleüte der Grafen von Eberſtein, Herren zu Naugard, und als Beſitzer der Güter 
D., Düſterbeck und Fanger. Das erſte dieſer drei Güter beſtand aus 2 Antheilen. | 
D. a nebſt den dazu gehörigen 3 Ritterhöfen in Düſterbeck und der adliche Theil 
des Guts Fanger, welcher ebenfalls ein altes Schwanſches Lehn war, kamen nach 
dem Tode des Hans Heinrich v. Schwan an ſeinen einzigen Sohn, den Hauptmann 
Jürgen Heinrich, welcher keine Söhne hinterließ. Von ſeinem Bruder, dem Kur⸗ 
braunſchweig⸗Lüneburgſchen Oberſten Johann Friedrich v. Sch. wurden, mit Ge⸗ 
nehmigung ſeines Sohnes Otto Bernd, dieſe Güter am 13. December 1754 für 
16000 Fl. = 10.066 Thlr. der Wittwe des Vorbeſitzers, Agneſe Tugendreich 
v. Sch., geb. v. Glöden, verkauft, und von derſelben am 21. November 1762 dem 
Amtsrathe Georg Wilhelm Sydow überlaſſen, worauf ſie in Concurs geriethen und 
am 13 März 1775 für das Meiſtgebot von 6550 Thlr. dem Hofmarſchall Friedrich 
Ernſt v. Rothenburg zuerkannt, von demſelben aber am 11. Februar 1778 für 
7150 Thlr. dem Lieutenant Caſpar Friedrich von Schwan, als dem letzten Lehns⸗ 
träger, verkauft, und nach deſſen Tode, nebſt dem alten Schwanſchen Lehn Düſter⸗ 
beck, vom Könige Friedrich II. dem Hauptmann, nachmaligen Major Johann Alex⸗ 
ander v. Normann als neüe Lehne, verliehen wurden. D. b wurde von dem Fähn⸗ 
rich v. Puſtar am 26. Juni 1732 für 3500 Fl. = 2333 ¼ Thlr. durch Georg 
Chriſtian v. Schwan eingelöſt, und von deſſen Wittwe, Barbara Eliſabeth, geb. 
v. Flemming, welche nachher mit Erdmann Chriſtoph v. Ramel vermält wurde, am 
17. Auguſt 1737 für 5263 Fl. 3508 ½ Thlr. auf 24 Jahre wiederkaüflich dem 
Chriſtoph Rieckmann überlaſſen, von deſſen Erben aber nach dem Vergleiche vom 
11. Januar 1781 für 3600 Thlr. durch den Major v. Normann eingelöſt. Daß 
derſelbe die drei Güter an den Oberamtmann Woldemann verkauft habe, iſt theils 
in dem Artikel Fanger (S. 228), theils in dem folgenden Artikel geſagt. Deſſen 
Sohn Friedrich Wilhelm Woldemann erbte die 3 Güter im Frühjahr 1806, ver⸗ 
kaufte aber das Gut D. am 1. April 1817 an Samuel Friedrich Berg. Während 
deſſen Beſitzzeit wurden die Verhältniſſe der zum Gute gehörigen 5 Bauer⸗ und 
3 Koſſatenhöfen geregelt, in Folge deſſen dieſe dem Gute mit einer Rente von 
Thlr. 59. 13. 9 Pf. Baarzahlung und 51 Sch. 3 Mtz. Roggen, 3 Sch. 12 Mtz. 
Gerſte und 3 Sch. 6 Dig. Hafer pflichtig wurden. Berg verkaufte das Gut 1841 
an Hermann Elbe und dieſer im Jahre 1847 an Carl Krüger, nach deſſen 1869 
erfolgten Ableben ſeine Erben in den Beſitz von Döringshagen getreten ſind. 


Düſterbeck, Rittergut und Kirchdorf nebſt der Colonie Neü-Düſter⸗ 
beck, 1 Mile. von Naugard gegen N., die Colonie an der alten Landſtraße nach 
Greifenberg. 

Das Gut hat auf einem Raum von 9,45 Mg. 9 Wohnhaüſer, welche mit 
einer Gebaüdeſteüer von Thlr. 8. 8 Sgr. belegt ſind, und 13 ſteüerfreie Gebaüde. 

Die Feldmark hat einen Flächeninhalt von 1635,39 Mg. 


und einen fruchtbaren Boden, da das Ackerland einen Reinertrag gewährt, der 
den Kreisdurchſchnitt um 6 Sgr. überſteigt. Es begreift 1072,55 Mg., Ertrag 
30 Sgr. pro Mg., Gärten 8,92 Mg., Wieſen 117,83 Mg., Weiden 98,28 Mg., 
Holzung 281,17 Mg., Waſſerſtücke 9,21 Mg. Einer Grundſteüer von Thlr. 128. 
23. 8 Pf. ſind 1585,72 Mg. unterworfen, und ſteüerfrei 2,26 Mg. Auf dem Gute 
D. haftet ein Canon von Thlr. 29. 10 Sgr. wegen der vom Könige Friedrich II. 


in den Jahren 1780 und 1781 aus dem Meliorationsfonds bewilligten 2600 Thlr., 
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welche zur Verbeſſerung des Gutes verwendet worden find. Nach den Anſchlägen 
ſollten die neüen jährlichen Einkünfte von dieſem Meliorations⸗Kapitale Thlr. 108. 
22. 7 Pf. betragen und der Canon war anfänglich auf 36 Thlr. feſtgeſetzt, wurde 
aber in der Folge auf den oben angegebenen Betrag ermäßigt. 

Das Dorf und die Colonie enthalten jetzt auf einer Fläche von 24,41 Mg. 
45 Wohn⸗ und 1 gewerbl. Gebaüde, wovon Thlr. 12. 20 Sgr. Steüer zu erlegen 
ſind, ſo wie 50 ſteüerfreie Gebaüde; die Feldmark begreift. . 1051,15 Mg., 
hat aber einen Boden, der bei weitem nicht fo ergiebig iſt, als der Boden der 
Gutsfeldmark. Es ſind in der Feldmark 49 Eigenthümer angeſeſſen, die von 
884.72 Mg. eine Steüer von Thlr. 54. 10. 7 Pf. zu erlegen haben, ſteüerfrei ſind 
101,2 Mg. der geiſtlichen Inſtitute. Ackerland 799,27 Mg., Reinertrag 20 Sgr. 
Gärten 1,43 Mg., Wieſen 59,21, Weiden 126,01 Mag., keine Holzung ꝛc. 

In dem Dorfe Düſterbeck, mit welchem das Rittergut in derſelben Feld⸗ 
mark liegt, befinden ſich 5 Bauern, 1 Pfarrbauer, und außerdem 4 von baüerlichen 
Grundſtücken abgezweigte Büdnerſtellen. Es iſt darin eine Kirche vorhanden, deren 
Patron der Gutsherr iſt, und die zum Pfarrbezirke von Döringshagen als Filia 
gehört. Der Grundbeſitz dieſer Kirche beſteht in 9 Mg. 143 Ruth. Acker, Wieſen 
und Hütung, bis Michaelis 1813 für jährlich 35% Thlr. verpachtet. Kapitalver⸗ 
mögen hat die Kirche nicht. Im Jahre 1867 hatte die Kirchenkaſſe Einnahme 
Thlr. 67. 21. 9 Pf., Ausgabe Thlr. 73. 17. 11 Pf., Mangel Thlr. 5. 26. 2 Pf., 
der durch zinsfreien Vorſchuß des rechnungsführenden Predigers gedeckt worden iſt. 
Die Pfarre zu Döringshagen beſitzt in der Düſterbecker Feldmark 82 Mg. 73 Ruth. 
an Adler und Wieſen, die vom Pfarrbauer bewirthſchaftet werden. Die Schule 
hat 9 Mg. Land; fie wird von 34 Knaben, 29 Mädchen = 63 Kindern beſucht. 
Einkommen des Lehrers, der zugleich Küſter iſt, Thlr. 123. 19. 4 Pf. Die Schul⸗ 
kaſſe beſitzt ein Guthabenbuch über 6 Thlr. in der Naugarder Kreis⸗Sparkaſſe, 
hatte 1867 auch einen Beſtand von 28 Sgr. 9 Pf. Das Areal der bäüerlichen 
Feldmark iſt nis zit. ee, mas e f k Mig! 

Die Colonie. Im Jahre 1825 wurden von dem damaligen Beſitzer des 
Gutes, Namens Kannenberrn ggg 328 Mg. 
Hütungsfläche des Gutes Düſterbeck urſprünglich an 16 Coloniſten vererbpachtet 
und auf tiefem Fundo die Colonie Neü⸗Düſterbeck, / Mle öſtlich vom Dorfe in 
der Richtung von N. nach S. angelegt. Jede Coloniſtenſtelle hatte einen Umfang 
von 20'/ Mg. und von jeder dieſer Stellen mußte ein Canon von 15 Thlr. an 
den Gutsherrn entrichtet werden. Im Jahre 1841 waren 31 Coloniſtenſtellen vor⸗ 
handen, worunter eine ganze Stelle von 20, Mg. Alle übrigen Stellen hatten 
einen Umfang von 16 ¼ Mg., worunter 7 Mg. Acker, 1 Mg. Wieſen und 2¼ Mg. 
Hütung ſich befanden. Von jeder dieſer 30 Stellen wurde ein Canon von 7¼ Thlr. 
jährlich entrichtet. Die Bevölkerung betrug 144 Seelen. Es waren 16 Wohn⸗ 
haüſer und in jedem derſelben 2 Wohnungen, jede mit einer Feüerſtelle vorhanden. 
Sämmtliche Coloniſten ernährten ſich auch von den Erträgniſſen des Bodens, deſſen 
Bearbeitung ſie ſich ausſchließlich widmeten, mit Ausnahme zweier Coloniſten, von 
denen der eine das Schmiede⸗, der andere das Schneiderhandwerk betrieb. Jeder 
Coloniſt hielt 2 Kühe und einige Schafe und Schweine. Im Allgemeinen konnte 
die Lage der Coloniſten als günſtig bezeichnet werden. Anfänglich wurden ganze 
Stellen für 200300 Thlr. verkauft, ums Jahr 1840 aber ſind halbe Stellen 
in Folge des geſtiegenen Werths der Grundſtücke mit 400 Thlr. bezahlt 
worden. Ein nothwendiger gerichtlicher Verkauf war bis dahin noch nicht vorge⸗ 
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kommen. Sämmtliche Stellen jind im Jahre 1837 vom Hauptgute abgeſchrieben. 
Es iſt ein Hypothekenbuch für fie angelegt worden und beliefen ſich die eingetra- 
genen Schulden der ſämmtlichen Coloniſten im Jahre 1841 nur auf Thlr. 415. 
14 Sgr. Die Colonie war nach dem Beſitzthum und der Steüerkraft ihrer Mit⸗ 
glieder im Stande, den vorkommenden Gemeindebedürfniſſen zu genügen. Darum 
wünschten die Coloniſten ſeit dem Jahre 1839, im Einverſtändniß mit dem dama⸗ 
ligen Beſitzer des Gutes Düſterbeck, Kreisdeputirten Steffenhagen, ihren Wohnort, 
dem ſeit jener Zeit der Name Neü⸗Düſterbeck beigelegt wurde, als ſelbſtändige Ge⸗ 
meinde zu conſtituiren. Das Patronat und die Jurisdiction verblieben dem Do⸗ 
minium von Düſterbeck, zu deſſen Kirchen⸗ und Schulgemeinde auch die Colonie 
gehört. Einer Regulirung der Grundſteüer und anderer Staatsabgaben hatte es, 
da der Grund und Boden ritterfrei iſt, nicht bedurft; was aber die Benutzung und 
die Beiträge zur Erhaltung der geiſtlichen Inſtitute aubelangt, ſo war zwiſchen den 
Coloniſten einer Seits und dem Pfarramte und den Mitgliedern der Dorfgemeinde 
D. andrer Seits eine Vereinbarung zu Stande gekommen, in Folge deren die kirch⸗ 
lichen und Schul⸗Verhältniſſe vollſtändig geordnet waren. Ebenſo war es mit den 
Communalverhältniſſen geſchehen. Demgemäß trug die Königl. Regierung, mittelſt 
Berichts vom 1. November 1841, bei dem Miniſter des Innern darauf an, daß 
derſelbe die Königliche Genehmigung zur Conſtituirung der neüen Gemeinde erwirken 
möge. Das Minifterial-Refeript vom 15. Januar 1842 beſagte, daß über den 
Antrag wegen Beilegung von Corporations-Rechten für die Colonie N. D. Vor⸗ 
trag gehalten worden ſei; der König jedoch beſtimmt habe, daß die Sache einer 
anderweiten Erwägung unterworfen werde, da es zweifelhaft ſcheine, ob der Colonie 
bei ihrer Unbedeütenheit dieſe Rechte mit Nutzen ertheilt werden könnten und ob 
es nicht für ſie am beſten wäre, in dem frühern Communalverbande mit dem Dorfe 
D. zu bleiben. Bei dem dürftigen Grundbeſitz, mit welchem ſie dotirt ſei, laſſe ſich 
annehmen, daß bei künftigen Erbfällen dieſer Beſitz bei erfolgter Theilung noch 
immer dürftiger, und daß es gar nicht möglich ſein werde, für ein eigenes Armen⸗ 
weſen und andere gemeinnützige Koſten die erforderlichen Mittel herbeizuſchaffen. 
Dieſer landesherrlichen Beſtimmung zufolge nahm die Colonie N. D. ihren Antrag, 
ſie als ſelbſtändige Gemeinde zu conſtituiren zurück, und erklärte, in dem frühern 
Communalverbande mit der Gemeinde Alt⸗D. verbleiben zu wollen, nach Maßgabe 
des Abkommens, welches in dem Protokoll vom 18. April 1842 getroffen worden 
war. Die näheren Feſtſetzungen ſind ſodann durch die Regierungs⸗Verfügung vom 
10. November 1842 erlaſſen worden. 

Nach der ſtatiſtiſchen Tabelle vom 3. December 1867 hatte das Rittergut D. 
und das Kirchdorf Alt⸗D. zuſammen 20 Wohnhaüſer, 199 Seelen, und die Colonie 
Neü⸗D. 17 Wohnhaüſer, 156 Seelen. 

Düſterbeck war, mit Ausſchließung derjenigen 2 Bauerhöfe, welche ehemals 
zum Amte Naugard gehörten, ein altes Lehn der Familie Schwan, als Afterlehns⸗ 
trägerin der Grafen von Eberſtein, und beſtand aus 2 Gütern. Georg Chriſtoph 
v. Schwan beſaß das kleine Gut, und nachdem er das große Gut mit einem Theile 
in Döringshagen am 26. Juni 1732 wiederkaüflich gekauft batte, hiuterließ er 
ſeinem Sohne Caspar Friedrich Chriſtoph v. Schw. beide Güter, welche bei der 
öffentlichen Feilbietung am 20. October 1751, und nachher am 19. April 1752 für 
3600 Thlr. als das meiſte Gebot, nach der am 8. Juni 1751 erfolgten Präcluſion 
der Agnaten, dem Hauptmann Erdmann Chriſtian v. Ramel zuerkannt und nach 
deſſen Tode, als ein eröffnetes Lehn, vom Könige am 14. Juni 1766 dem Lieute⸗ 
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nant Caspar Friedrich v. Schw. zu einem neüen Lehn ertheilt wurden. Nachdem 
derſelbe, als letzter Lehnsträger, geſtorben war, wurden das große und kleine Gut 
in D., ingleichen die Schwan'ſchen Lehne Döringshagen und Fanger vom Könige 
Friedrich II. am 20. September 1780 dem Hauptmann und nachmaligen Major, 
Johann Alexander v. Normann, als neüe Lehne verliehen, und von demſelben zu⸗ 
ſammen, nach der durch das Reſcr. vom 26. September 1780 erfolgten Allodifi⸗ 
cation der Güter, nach dem Contracte vom 10. und 15. September 1787 für 
Thlr. 19,370. 18. 3 Pf. erblich, mit Königl. Genehmigung vom 12. Juli 1787, 
dem Generalpächter des Amtes Naugard, Oberamtmann Gottlob Andreas Walde⸗ 
mann verkauft, welcher bereits am 10. April 1778 die von dem Amte Naugard 
tauſchweiſe für einen Theil in Gr. Sabow dem Johann Adolf v. Lockſtedt abge⸗ 
tretenen 2 Bauerhöfe in D. von demſelben für 1000 Thlr. erblich gekauft hatte 
und alſo das ganze Gut D. beſaß. Waldemann, nunmehr den Titel Amtsrath 
führend, war auch noch im Normaljahre 1804 Beſitzer der drei Güter; ſiehe Dörings⸗ 
hagen und Fanger unter den Amtsortſchaften. Der Amtsrath W. ſtarb im Früh⸗ 
jahr 1806. Seinen Sohn und Erbnehmer Friedrich Wilhelm Waldemann haben 
wir im Artikel Fanger (S. 228) kennen gelernt. In dem Concurſe, der über 
deſſen Vermögen ausbrach, erſtand bei der öffentlichen Feilbietung Johann Kannen⸗ 
berg das Gut Düſterbeck, der durch Verkauf Johann Friedrich Steffenhagen zum 
Nachfolger hatte. Von dieſem hat der jetzige Beſitzer, Rittmeiſter Friedrich Johann 
Philipp Victor Sigismund v. Eiſenhardt-Rothe, das Gut 1847 kaüflich 
erworben. Auf S. 334 iſt der Name Waldemann irriger Weiſe Woldemann geſetzt. 


Emilienhof, Vorwerk des Gutes Darz, 2 Wohnhaüſer und 30 Ein- 
wohner im Jahre 1867; ſ. den Art. Darz, S. 330. 


Farbezin, altes Dewitz'ſches Lehn⸗Rittergut, 1 Mle. von Naugard gegen 
DSD. an der, 1868 im Bau vollendeten, Kreisſtraße nach Daber und Freienwald, 
enthält auf einer Fläche von 6,87 Mg. 14 Wohn⸗ und 2 gewerbl. Geb., von denen 
Thlr. 8. 7 Sgr. Steüer zu erlegen ſind, und 19 ſteüerfreie Geb. Die Feldmark 
hat ein, Orgel von r e mern „r 2728,32 Mg., 
beſtehend aus 2176,64 Mg. Ackerland mit einem Ertrage von 23 Sgr. vom Mg., 
9,44 Mg. Gärten, 230 Mg. Wieſen, mit 48 Sgr. Ertrag, 6 Sgr. über dem Kreis⸗ 
durchſchnitt, 66,56 Mg. Weiden, 195,46 Mg. Holzung, die 17 Sgr. Ertrag, 9 Sgr. 
über dem Durchſchnitt gewährt. Grundſteüer für 2678,1 Mg. Thlr. 205. 21. 11 Pf. 


Farbezin, Kirchdorf, deſſen Kirche Filia der Mutterkirche zu Jarchlin 
iſt. Früher war ſie ſelbſt Mater und hatte die Kirche in Külz als Filial. Das 
Dorf beſtand aus dem Pfarrhoſe, der Küſterei, 14 Bauerhöfen, wovon aber einer 
ſeit undenklichen Zeiten unbebaut war, 2 Halb- und 2 Pfarrbauern, wovon der 
eine ritterfreien Acker, aber keine beſondere Wohnung hatte und weder landes- 
noch gutsherrliche Laſten trug, der andere aber, welcher einen der Pfarre gehörigen 
Hof bewohnte, und gleich den übrigen Bauern den Königl. Abgaben und Laſten 
unterworfen war. Jetzt hat der Gemeindebezirk, mit Einſchluß der Colonie Neü⸗ 
Farbezin, 45 Wohnhaüſer und 4 gewerbl. Gebaüde, darunter das Schulhaus. 
In der Feldmark ſind 41 Grundbeſitzer angeſeſſen. Sie begreift. 2081,57 Mg., 
wovon 1991,06 Mg. mit Thlr. 113. 29 Sgr. beſteüert find, ſteüerfrei find 6,51 Mg. 
Schulland. Es ſind vorhanden 1607,32 Mg. Ackerland, deſſen Ertrag mit 19 Sgr., 
um 4 Sgr. geringer, als der des Gutsackers iſt, 10,12 Mg. Gärten, 150,18 Mg. 
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Wieſen, 228,73 Mg. Weiden, keine Holzung, aber 1,22 Mg. Waſſerſtücke. Die zum 
Gute gehörig geweſene Waſſermühle iſt von Jobſt Ludwig v. Dewitz, auf Daber 
und Hoffelde, am 24. Auguſt 1664 für 400 fl. = 266% Thlr. erblich dem Müller 
Michael Hanke verkauft worden. Farbezin, Gut und Dorf, hat 398 Einwohner. 

Der Herzogl. Meklenburg⸗Strelitz'ſche Landdroſt Carl Heinrich Friedrich 
v. Dewitz hinterließ 6 Söhne, die ſich am 8. Auguſt 1803 wegen Theilung des 
reichen väterlichen Güternachlaſſes dahin auseinander ſetzten und verglichen, daß 
das Gut Farbezin für 17774 Thlr. dem Hauptmann in Dienſten der Bataviſchen 
Republik, nachmaligen Landſchaftsrathe Stephan Werner v. D. zufiel, der daſſelbe 
am 1. October 1803 in Beſitz nahm. Er überließ das Gut im Jahre 1841 ſeiner 
Gemalin, welche es im Jahre 1852 ihrem Sohne, dem Lieutenant und ſtellver⸗ 
tretenden Abgeordneten zum Pommerſchen Provinzial⸗Landtage, Guſtav Wilhelm 
Werner v. Dewitz übertragen hat. 


Farbezin, Neü⸗, Colonie mit 15 Wohnbaüſern und 99 Einwohnern, iſt 
im Jahre 1826 von dem Landſchaftsrathe Stephan Werner v. Dewitz angelegt. 
Die Colonie iſt vom Hauptgute Farbezin entnommen und liegt auf der weſtlichen 
Seite deſſelben in einer Entfernung von 260 Ruthen. Weſtlich gränzt die langge⸗ 
ftredte, mit ihren Ländereien ſchmale Colonie an die Feldmarken von Bernhagen 
und Külz, — von dem zuletzt genannten Dorfe iſt die Colonie 356 Ruthen ent⸗ 
fernt, — nordöſtlich mit der Feldmark Jarchlin, öftlid mit Schloißin, auf dieſer 
Seite aber hauptſächlich mit den baüerlichen Grundſtücken von Farbezin. Die Ent⸗ 
fernung vom Dorfe Jarchlin beträgt 362 Ruthen. Die Colonie erſtreckt ſich von 
N. nach S. in einer Länge von faſt 1000 Ruth. oder / Mle. Die Kunſtſtraße 
von Naugard nach Daber durchſchneidet ſie an ihrer ſchmalſten Stelle und zerlegt 
ſie in einen nördlichen Theil von 197 Mg. 105 Ruth., und einen ſüdlichen Theil, 
der Buchberg genannt, von 249 Mg. 1 14 Anth., daher ganzes Areal 447 Mg. 39 Ruth., 
beſtehend aus 321.83 Ackerland, 42. 84 Wieſen, 81. 118 Hütung, 1. 114 Wege. 
Dieſe Flächen ſind oben in dem Areal des Dorfes Farbezin bereits mit enthalten. 
Die Colonie beſteht aus zerſtreüt liegenden Hofftellen, deren bei der Gründung 12 
angelegt waren, 6 im nördlichen und 6 im ſüdlichen Theil. Begründet wurde der 
neue Wohnplatz mit 60 Einwohnern. Seit jener Zeit find 3 Hofitellen hinzuge⸗ 
kommen. Eingepfarrt und eingeſchult nach Farbezin. Vollſtändig eingerichtet war 
die Colonie 1831. Genehmigt von Landespolizeiwegen ift der Name durch Regie⸗ 
rungs⸗Verfügung und Amtsblatt⸗Bekanntmachung vom 28. November 1831. 


Friedrichsberg, Kreistagsfähiges Gut, 1½ Mle. von Naugard gegen 
NW. mit dem Amtsdorfe gleiches Namens im Zuſammenhange und mit dieſem im 
Gemeindeverband, enthält mit der Holzwärterei Verchentin, der ehemaligen 
Gutsſchäferei, auf einem Raume von 10,35 Mg. 7 Wohnhaüſer, für die eine Steüer 
von Thlr. 5. 22 Sgr. zu entrichten iſt, und 9 ſteüerfreie Gebaüde. Der Flächen⸗ 
inhalt der Gutsfeldmark beträgt.. „ ee 1746,94 Mg., 
wovon 1679,84 Mg. mit Thlr. 95. 6. 1 Pf. Grundſteüer behaftet find. Der Boden 
iſt von mittelmäßiger Güte, da ſeine Ertragsfähigkeit 4 Sgr. pro Mg. unter dem 
Kreisdurchſchnitte ſteht. Ackerland 847 43 Mg., Ertrag 21 Sgr., Gärten 6,16 Mg., 
Wieſen 241,74 Mg., Weiden 333,3 Mg., Holzung 251,21 Mg., ertragloſe Grund⸗ 
ſtücke wegen ihrer Benutzung zu öffentlichen Zwecken 56,75 Mg. an Wegen, 
Bächen ꝛc. Das Gut gehört durch die Tochterkirche in Trechel zum Pfarrbezirk 
Strelowhagen und ſendet die ſchulpflichtigen Kinder ſeiner Tagelöhner in die Dorf⸗ 
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ſchule. — Fr. iſt ein alter Ort, woſelbſt ein Caſtrum ſtand, deſſen altſlawiſcher 
Name nicht bis auf unſere Zeit gekommen iſt. Nach Germaniſirung der Pomors- 
kaja Semlja hieß es Quarken burg, woſelbſt die Grafen von Eberſtein, nachdem 
dieſelben mit dem, der Kaminer Kirche gehörenden Lande zu Naugard vom Biſchofe 
Hermann belehnt worden waren, ihren Wohnſitz aufſchlugen. Auf dem Caſtrum, 
zu dem die Dörfer Verchentin, Trechel, Langendorp und Baſentin gehörten, die 
dem Domkapitel abgabenpflichtig waren, führte ein Caſtellan das Regiment, als 
welcher in den Jahren 1333 und 1334 der Knappe Rolof Plotze vorkommt, an⸗ 
ſcheinend der erſte Plötz, welcher im Land am Meere, öſtlich von der Oder genannt 
ö wird. Von ihm ſtammen die Plötzen in Stuchow, Kaminer Kreiſes (L. B. II. Th. 
Bd. VI, 445), die auch in ſpäteren Geſchlechtsfolgen den Vornamen Rolof gel iebt 
baben. Graf Steffen Heinrich von Eberſtein baute in QO. ein, den wohnlichen Be- 
dürfniſſen ſeiner Zeit entſprechendes, Schloß mit einer Kapelle, welches aber nach 
dem Erlöſchen des Geſchlechts der Eberſteine — der letzte feines Stammes, Graf 
ö Ludwig Chriſtoph ſtarb in Q. am 3. December 1663, — weil es nun nicht mehr 
bewohnt wurde, allmälig in Verfall gerieth und endlich in Trümmer fiel, von 
denen aber noch vor 30 und mehreren Jahren bedeütende Ruinen und von den 
Nebengebaüden des Schloſſes einige vorhanden waren. Als nach dem Tode des 
Herzogs Ernſt Bogiſlaw zu Croy und Aerſchott das Land zu Naugard und Maſſow 
dem Landesherrn heimgefallen war, wurde auf Befehl des Kurfürft Herzogs Frie⸗ 
drich III. der Name Quarkenburg im Jahre 1697 in Friedrichsburg, nach an- 
derer Angabe in Friedrichsplatz verwandelt. Die ſpätere und heütige Benen⸗ 
nung Friedrichsberg für Schloß und Dorf hat ſich allmälig eingeſchlichen. Als 
landesherrliches Beſitzthum war Fr. ein ritterfreies Vorwerk, welches mit der Per⸗ 
tinenz Schäferei Verchentin zur Generalpachtung des Domainenamts Naugard ge⸗ 
| hörte, und vom Generalpächter, wie gewöhnlich, verafterpachtet war. Sein Ader- 
werk, ohne Wieſen und Weiden ꝛc., hatte einen Umfang von 777 Mg. 101 Ruth. 
und es ſtanden ihm die Dienſte von 14 Bauern in Trechel, 14 Bauern aus Da⸗ 
merow und von 7 Koſſaten aus dem Dorfe Fr. zu, wie es denn auch für die Schafe 
die Abtrift auf dem Dameropſchen Felde hatte. Fr. iſt in einem Umfange von 1656 
Mg. mit den Rechten der Gutsbeſitzer rückſichtlich der kreisſtändiſchen Verhältniſſe, 
doch mit Ausſchluß des Patronats, der Gerichtsbarkeit, der hohen und Mitteljagd, 
der Dienſte, der Zwangsrechte und Unterthanen⸗Präſtationen, von der Staatsre⸗ 
gierung mittelſt Contracts vom 14. März 1812 an den Amtmann Friedrich Hering 
zum vollen Eigenthum verkauft worden. Bei dem Verkauf waren dem Erwerber 
die Dienſte der Unterthanen in Zeitpacht überlaſſen, die aber dem Beſitzer des 
Gutes gekündigt wurden, als die baüerlichen Wirthe dienſtfrei geworden waren. 
Außerdem konnte der Beſitzer die Bau- und Burgdienſte der Amtsinſaſſen gegen 
Erlegung von 5 Sgr. für den Tag Geſpann⸗ und von 2½ Sgr. für den Tag 
Handdienſt, ſo lange fordern, bis dieſe Gerechtſame vom Fiskus ihm gekündigt 
wurde. Die Regelung der gutsherrlichen und baüerlichen Verhältniſſe führte, durch 
Landabtretung Seitens der Wirthe, zu einer Vergrößerung des Gutsareals. 
Außerdem erwarb der Gutsherr mittelſt Vertrages vom 9. Mai 1838 vom Forſt 
fiskus eine, bisher zum Staats⸗Forſtrevier Rothenfier gehörig geweſene, Forſtpar⸗ 
cele von 4 Mg. 110 Ruth., welche auf Antrag des Kaufers ſeinem Gute, auch in 
communaler Beziehung, laut Regierungs⸗Verfügung vom 28. Januar 1839 einver⸗ 
leibt worden iſt. Im Jahre 1844 iſt Friedrichsberg an den jetzigen Beſitzer Auguſt 
Otto Hoene übergegangen. 
| 43 * 
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Friederikenhof, Vorwerk des Ritterguts Korkenhagen, ¼ Mle. 
von demſelben gegen SSD. entfernt, 1 Wohnhaus, 10 Seelen, iſt im Jahre 1756 
von dem damaligen Beſitzer des Guts, dem Oberſt⸗ Lieutenant Friedrich Albrecht 
v. Perband angelegt. 


Fürſtenflagge, Landtagfähiges Rittergut und Dorf, 4½¼ Mle. von 
Naugard gegen WSW. und 1¼ Mle. von Golnow gegen W., 2¼ Mle. von 
Stettin zu Waſſer gegen NND., am rechten Ufer der ſchiffbaren Unter⸗Ihna, und 
an der Gränze des Kaminer und des Randowſchen Kreiſes, da wo dieſe Kreiſe zu⸗ 
ſammenſtoßen, in niedriger Wieſen⸗ und Bruchgegend, von zahlreichen Gräben | 
und Dämmen durchſchnitten und mit Torffeldern bedeckt auf offenbar einſtigem 
Seeboden. 

Das Gut F., mit den dazu gehörigen / Mle. entfernten Etabliſſements 
Bier horſt gegen N. und Qu erh orſt gegen NO. enthält auf einem Raume von 
8,74 Mg. 15 Wohn⸗ und 4 gewerbliche, ſo wie 14 ſteüerfreie Gebaüde, die Feld⸗ 
mark. enn nenn 
wovon 2422,76 Mg. der Grundſteüer unterworfen und 3,09 Mg. ſteüerfrei ſind. 
Es ſind vorhanden: Ackerland nur 36,41 Mg. mit 26 Sgr. Ertrag vom Mg., 
Gärten 9,48 Mg., Wieſen 2227,35 Mg., die vom Mg. 63 Sgr. Reinertrag ge⸗ 
währen, d. i. 21 Sgr. über dem mittlern Durchſchnittsertrage des ganzen Kreiſes. 
Bruchweiden gibt es nicht mehr, da die ehedem vorhanden geweſenen in Wieſen 
umgewandelt ſind; dagegen befindet ſich im Gebiet des Guts, als Uberreſt des ein⸗ 
ſtigen ausgedehnten Bruchwaldes, noch eine Holzung von 152,61 Mg. Ertraglos 
wegen ihrer Benutzung zu öffentlichen Zwecken ſind 23,55 Mg. Land⸗ und 58,23 
Mg. Waſſerfläche. Es ſind zu entrichten an Grundſteüer Thlr. 456. 9. 7 Pf., an 
Gebaüdeſteüer Thlr. 12. 21 Sgr. Von der obigen Zahl der Wohnhaüſer ſind 3 
in Bier⸗ und 2 in Querhorſt, daher 10 Wohnhaüſer auf dem Gute ſelbſt. 

Das Dorf F. hat 17 Wohn⸗ und 23 ſteüerfreie Gebaüde, darunter das 
Schulhaus. Die Feldmark, die unter 16 Beſitzer vertheilt ift, begreift 274,13 Mg., 
davon nur 5,79 Mg. mit einem Ertrage von 24 Sgr. pro Mg. unterm Pfluge ſind, 
Gärten 5,3 Mg., Wieſen 209,74 Mg., mit einem Reinertrage von 90 Sgr. pro 
Mg., d. i. mehr als das Doppelte des Kreisdurchſchnitts, keine Weiden, aber 
32,88 Mg. Bruchholzung. Zu verſteüern ſind mit Thlr. 61. 20. 11 Pf. 250,32 
Mg., d i. pro Mg. 7 Sgr. 5 Pf., nach Kamelsberg die höchſte Steüer, welche im 
Naugarder Kreiſe vom Mg. Landes aufgebracht wird; im Gute F. beträgt die 
Steüerquote 5 Sgr. 7 Pf. pro Mg. Steüerfreie Grundſtücke im Dorfe ſind 3,39 Mg. 
An Gebaüdeſteüer werden Thlr. 9. 20 Sgr. entrichtet. 

Nach der Volkszählung vom 3. December 1867 betrug die Bevölkerung von 
F., Gut und Dorf, 276, die von Bierhorſt 22, die von Querhorſt 46, zuſammen 
344 Seelen in 67 Haushaltungen. Drei Jahre vorher war ſie um 8 Seelen 
größer. Der Viehſtand war nach der Zählung von 1867: Pferde 19 Arbeits⸗ und 
3 Luxuspferde; 232 Haupt Rindvieh, darunter 2 Bullen, 178 Milchkühe, 6 Zug⸗ 
ochſen; 23 Schafe, 44 Schweine, 25 Hunde, 18 Bienenſtöcke. Von den Rindern 
war 7 Haupt in Bier- und 11 Haupt in Querhorſt aufgeſtellt. 

In der Bruch⸗ und Waldwildniß, die ſich einſt zwiſchen dem Unterlauf der 
Ihna und dem Krampefluß erſtreckte und zum landesherrlichen Amte Stepenitz ge⸗ 
hörte, war vor 100 und mehreren Jahren kein Weg noch Steg. Von jenſeits der 
Krampe wurden zwar dann und wann einige Haupt dürftigen Viehs in dieſe Wild⸗ 
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niß zur Weide getrieben, allein ſtatt Nahrung zu finden, verſank das Vieh in 
Waſſerlachen und tiefen Moraſt, nicht ſelten auf Nimmerwiederſehen des Eigen- 
thümers. Da fand ſich in der Mitte des vorigen Jahrhunderts in Sans Souci 
ein Mann ein, der, nachdem er die Gegend in Augenſchein genommen, ſich erbot, 
die troftlofe Wüſtenei in tragbares Land umzuwandeln. Dieſer Mann war der 
Hauptmann Carl Leopold v. Caſimir, der in Dienſten der ſieben Vereinigten Pro⸗ 
vinzen geſtanden, und der Holländer Art und Weiſe, Sumpf⸗ und Moorland zu 
entwäſſern und urbar zu machen, gründlich kennen gelernt hatte: König Friedrich II. 
ertheilt ſeiner Kriegs⸗ und Domainen⸗Kammer von Pommern den Befehl, mit dem 
Hauptmann v. C. wegen einer in beſagter Gegend neüanzulegenden „Entrepriſe“ in 
Unterhandlung zu treten. Die Unterhandlungen führten am 20. Juli 1754 zum 
Abſchluß eines Vertrages, laut deſſen dem Unternehmer ein Terrain von 2790 Mg. 
zu Erbzinsrechten verliehen wurde, wozu das Amt Stepenitz 2080 Mg., die Stadt 
Golnow aber, Behufs beſſerer Begränzung und Abrundung der Anſiedlung, auf 
Königs Befehl, ca. 710 Mg. von ihrem längs der Ihna belegenen Liegenſchaften 
hergeben mußte. Der König beſtätigte den Erbzinsvertrag bereits am 15. Auguſt 
1754. Der Vertrag ſicherte dem Unternehmer die Brau⸗ und Brennerei⸗, ſowie die 
Krug⸗ und Mühlengerechtigkeit, jedoch nur für die auf dem Gute wohnenden 
Familien und die im Kruge ſich einfindenden Fremde, auch ſonſtige Biergäſte, zu; 
er wurde mit der hohen und niedern Jagd⸗ und der Fiſcherei⸗Gerechtigkeit, letztere in 
der Ihna und Krampe innerhalb des Gutsgebietes, ferner mit der Gerichtsbarkeit 
über die auf dieſem Fundo anzuſetzenden Colonos beliehen, und ihm ſodann gänz⸗ 
liche Befreiung von der Contribution, dem Nebenmodus, den Quartal⸗, Acciſe⸗, 
Vieh⸗, Kopf⸗, Zuſchub⸗ und anderen Steüern, Befreiung von der Einquartierung, den 
Marſch⸗ und Paßfuhren und von allen anderen Laſten, fie mögen Namen haben, 
wie ſie wollen zugeſichert, und ihm zugleich die Erlaubniß ertheilt, eine Kirche zu 
bauen, über welche ihm das Patronatsrecht, demnach das Recht zuſtehen ſoll, den 
Prediger zu berufen und bei derſelben anzuſtellen. Auch ſoll der Erbzinsmann in 
Anſehung des zu verkaufenden Viehes die Zollfreiheit gleich den Königlichen Beamten 
genießen, und die Effecten und das Vieh, welches derſelbe und ſeine Coloniſten — 
deren hier 16 Familien, außer den Einliegern und Handwerkern, die auf dem Lande 
geduldet werden, angeſiedelt werden ſollen, — ins Land bringen, ſollen vom Licent, 
vom Zoll und der Accife befreit ſein. 

Nach dem Tode des Hauptmanns v. Caſimir wurde das Gut Fürſtenflag, 
wie es anfänglich hieß, im Niederdeütſchen Vorſtenvlag, von ſeiner Wittwe und dem 
Vormunde ſeiner minderjährigen Tochter Louiſe Friederike v. C., nach dem Vertrage 
vom 12. März 1765 an den Commerzienrath Iſaac Salingré zu Stettin, und von 
dieſem am 9. November 1769, mit der vom Könige unterm 8. Auguſt 1771 ertheilten 
Genehmigung, an den Major Heinrich Lewin v. Below verkauft, welcher nach den 
1774 abgelaufenen 20 Freijahren den in dem Erbzinscontract von 1754 ſtipulirten 
jährlichen Canon von 392 Thlr. zum erſten Mal entrichtet hat. Von dieſem Canon 
gebührten, als Erbzinsherren, dem Fiskus Thlr. 292. 1. 9 Pf. und der Stadt 
Golnow, für das von ihr hergegebene Terrain Thlr. 99. 28. 3 Pf. Außerdem 
waren beide Erbzinsherren in demſelben Verhältniß bei jedem Verkauf des Guts 
zur Erhebung eines Laudemiums, zufolge der Stipulationen des Erbzinsvertrages, 
berechtigt. Das Gut gelangte im Jahre 1790 durch Kauf an den Landſchafts⸗ 
Director Otto Friedrich Fürchtegott v. Bonin, darauf durch Erbgang an deſſen 
Tochter, die Ehegenoſſin des Freiherrn v. Troſchke, der im Jahre 1825 Oberſt und 
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Commandeur des 21. Infanterie⸗Regiments war, und durch weitern Erbgang im 
Jahre 1847 für den Werth von 90.000 Thlr. an den Sohn, Hauptmann in der 
Garde⸗Landwehr, Frhrn. v. Troſchke. Als nach Errichtung, bezw. Neübildung der 
Provinzialſtände in Pommern die Arbeiten zur Aufſtellung der neüen Ritterguts⸗ 
Matrikel vorbereitet wurden, machte Frhr. v. Tr., Vater, in einer Vorſtellung vom 
24. November 1825 die Aufnahme des Guts F. in die Ritterguts⸗Matrikel geltend, 
allein ſein Antrag wurde laut Oberpräſidial⸗Erlaß vom 29. Mai 1828 zurück⸗ 
gewieſen; wie denn auch der Beſchluß des fünften Kreistags vom 20. Februar 1828, 
dem Gute F. mindeſtens die Kreisſtandſchaft beizulegen, unberückſichtigt blieb. 
Dreißig Jahre ſpäter erneüerte Frhr. v. Tr., Sohn, den Antrag feines verſtorbenen 
Vaters, in einem Immediat⸗Geſuche vom 19. Januar 1858, welches vom Miniſter 
des Innern dem Ober⸗Präſidenten von Pommern im Februar 1858 zum gutacht⸗ 
lichen Bericht übermittelt wurde. Es entſpannen ſich über das Immediat⸗Geſuch 
langwierige Verhandlungen, zu denen auch die in der Kreisverſammlung vom 
4. Juni 1859 gefaßte gutachtliche Aüßerung der Kreisſtände gehörte, die mit 12 
gegen 7 Stimmen das Geſuch befürwortete. Der ſich auf dem Kreistage erhobene 
Widerſpruch einzelner Mitglieder hatte darin ſeinen Grund, daß vor mehreren 
Jahren — 1) die von den Kreisſtänden befürworteten Anträge der Beſitzer der 
ehemaligen Domainengüter Schwarzow und Wißmar zurückgewieſen, und — 2) die 
vereinigten Anträge mehrerer Beſitzer mit der Kreisſtandſchaft beliehenen ehemaligen 
Domainengüter und noch einiger anderer kleinen Güter auf Verleihung der Ritter⸗ 
guts⸗Qualität von den Kreisſtänden nicht befürwortet ſind, weil die Güter weder 
Jurisdiction noch Patronatsrecht hatten. Mehrere dieſer Gutsbeſitzer ſtimmten nun 
auch gegen die Befürwortung des vorliegenden Antrags für das Gut F,, weil fie 
den Grundſatz des ſtabilen Feſthaltens der Zahl Rittergüter auch hier angewandt 
wiſſen wollten, obgleich das Gut F. Polizei⸗Jurisdiction und Patronat beſitzt. Die 
Abgeordneten der Städte und der Landgemeinden hatten für die Befürwortung ge⸗ 
ſtimmt. Landrath v. Bismarck hielt die Gewährung des Geſuchs beſonders um 
deshalb für wünſchenswerth, weil der Theil des Kreiſes um die Stadt Golnow und 
beſonders derjenige weſtlich von Golnow, wo F. liegt, ſo wie am linken Ufer der 
Ihna, bei einer Bevölkerung von ca. 10.000 Seelen, nur ein einziges Rittergut 
(Lübzin) hat, und ſomit auf den Kreistagen nur durch dieſes und den Abgeord⸗ 
neten der Stadt Golnow, mithin ganz ungenügend vertreten iſt, während ſeine ab⸗ 
weichende Bodenbeſchaffenheit, hauptſächlich Holz und Wieſen enthaltend, und ſeine 
abgelegene Lage vom andern Kreistheile, ſo wie der Umſtand, daß ſeine Einwohner 
ſich weniger vom Ackerbau, als von Viehzucht, Fiſcherei, Schifffahrt, Holz⸗ und 
Torfhandel ernähren, es wünſchenwerth erſcheinen laſſen, daß auch die dortigen 
örtlichen Verhältniſſe auf den Kreistagen zur Geltung gebracht werden. Auch die 
Königl. Regierung, indem ſie die Anſichten des Kreislandraths zu den ihrigen machte, 
ſprach ſich in ihren, dem Oberpräſidenten unterm 4. Januar und 8. Juli 1858 er⸗ 
ſtatteten Berichten für den Antrag des Frhrn. v. Tr. aus. Nichts deſto weniger 
lehnte der Miniſter des Innern, Graf Schwerin, in dem Refeript vom 18. Auguſt 
1859 es ab, dem Geſuche ſeine Unterſtützung zu gewähren, weil der Kreis Naugard 
bereits 39 Landtagsfähige und 11 Kreistagsfähige Rittergüter zählt, mithin ein 
Bedürfniß zur Vermehrung dieſer Rittergüter nicht obwalte. Frhr. v. Tr. hat ſein 
Geſuch im Jahre 1866 durch abermalige Immediat⸗Eingabe erneüert, und nunmehr 
iſt mittelſt der vom Könige Wilhelm vollzogene Urkunde vom 6. Januar 1868 dem 
Gute Fürſtenflagge für die Dauer der Beſitzzeit des Hauptmanns a. D. Freiherrn 
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v. Troſchke und feiner ehelichen Deſcendenz die Eigenſchaft eines landtagsfähigen 
Ritterguts beigelegt worden. 

Im Jahre 1858 haftete auf dem Gute F. ein Kapital von 3000 Tblr. an 
Meliorationsgeldern, welche mit jährlich 120 Thlr. abzutragen ſind. Am Schluß 
des Jahres 1869 wird demnach der Reſt noch 1680 Thlr. betragen haben. Man 
ſchätzt den Werth des Guts auf 120 130.000 Thlr. und nimmt an, daß es einen 
jährlichen Reingewinn von 4000 Thlr. gewähre. 


Glietzig, Rittergut, ¼ Min. von Naugard gegen N., enthält mit dem 
auf der Feldmark belegenen, / Mle entfernten Vorwerke Radefeld 10 Wohn⸗ 
haüſer, von denen 6 Thlr. Steüer zu entrichten ſind, und 9 ſteüerfreie Gebaüde 
auf einer Fläche von 13,96 Mg. Die Größe der Feldmark beträgt . 2050,38 Mg., 
wovon 2006,08 Mg. mit Thlr. 116. 25. 6 Pf. beſteüert ſind. Die Feldmark ent⸗ 
hält an Ackerland 1454,81 Mg. mit 20 Sgr. Ertrag, an Gärten 9,7 Mg., an 
Wieſen 100,7 Mg., an Weiden 77,38 Mg., an Holzung 331,73 Mg. und an 
Waſſerſtücken 11,76 Mg. Gut und Dorf zählte 156, Radefeld für ſich hat 13 
Einwohner. 


Glietzig, das Dorf, enthält 6 Wohnhäuſer, beſteüert mit Thlr. 5. 6 Sgr. 
und 11 ſteüerfreie Gebaüde, darunter das Schulhaus. Es ſind hier 5 Bauerhöfe, 
welche durch Landabtretung bei der Regulirung an Areal verloren haben. Die 
baüerliche Feldmark iſt jetzt nur r 381,05 Mg. 
groß, und es haben an derſelben 11 Beſitzer Theil. Zu verſteüern find mit Thlr. 
18. 14. 10 Pf. 344,91 Mg. An Ackerland gibt es 300,05 Mg. mit 18 Sgr. Er⸗ 
trag, kein Garten, 17,35 Mg Wieſen, 5,26 Mg. Weiden, an Holzung 46,18 Mg. 
Unbeſteüert ſind 23,93 Mg. Ob dieſe Fläche ausſchließlich der Schule überwieſen 
ſei, bleibt zweifelhaft. Glietzig ift zur Kirche in Zikerke, Filia von Döringshagen, 
eingepfarrt. Die hieſige Schule zählt 15 Knaben und 12 Mädchen. Die Knaben 
turnen hier wie in allen Schulen des Pfarrſprengel Döringshagen. Patron der 
Schule iſt der Gutsherr. 

Glietzig war ehedem laut Lehnbriefs vom 23. Februar 1572 ein Zaſtrowſches 
Lehn für die Descendenten des Georg v. Zaſtrow und wurde nachher ein neües 
Heydebreckſches Lehn. Thomas Friedrich v. Heydebreck veraüßerte das Gut am 5. 
Februar 1729 für 7600 fl. wiederkaüflich auf 25 Jahre von Marien 1729 bis da⸗ 
hin 1754 an den Hofgerichts⸗Kanzliſten Chriſtian Friedrich Warnshagen, von dem 
es am 3. April 1730 für 4466 % Thlr. an den Lieutenant v. Brenkendorf, von 
dieſem am 20. Mai 1736 an den Okonomen Frieſe, und von deſſen Wittwe, geb. 
Bergins, am 5. April 1763 dem Kaufmann Wiebeking überlaſſen wurde. Nachdem 
das Gut hierauf in Concurs gerathen war, wurde es bei der öffentlichen Feil⸗ 
bietung am 10. November 1777 gerichtlich für 5110 Thlr., als das meiſte Gebot, 
dem Kammer ⸗Sekretair Johann Friedrich Neümann zugeſchlagen, von dieſem aber 
durch den Landſchaftsrath Albrecht Gottlieb v. Hagen, welchem der Lieutenant Frie⸗ 
drich Popo v. Heydebreck, nach dem Vergleiche vom 24. October 1796, ſein Ein⸗ 
löſungsrecht an dieſem Gute für einen Abſtand von 6000 Thlr. erblich abgetreten 
hatte, am 13. März 1797 für Thlr. 4365. 11. 4 Pf. eingelöſt. Nach dieſem find 
Beſitzer von Gl. geweſen: der Kriegsrath George Martin Rathmann feit 1. April 
1820; der Kreisdeputirte Chriſtoph Martin Steffenhagen, der in der revidirten 
Matrikel vom 30. April 1842 genannt wird; ſodann Friedrich v. d. Oſten, zu Zirk⸗ 
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witz, Kreis Greifenberg, der von Steffenhagen kaufte, ſeit 1852; demnächſt der 
jetzige Beſitzer Schmeling, welcher im Jahre 1855 von v. d. Oſten gekauft hat. 


Grashorſt, Etabliſſement, 2 Haüſer, 38 Einw., zur politiſchen, Kirchen⸗ 
und Schulgemeinde Lübzin gehörig, 200 Ruthen von der Lübziner Kirche gegen 
N. entfernt. 


Großenhagen, Petersdorfſches Lehn⸗Rittergut, 3 Min. von Naugard 
gegen SW., 1 Mle. von Maſſow gegen W., 1¼ Mle. von Golnow gegen SO., 
beſteht, auf einer Fläche von 22,3 Mg., aus 13 Wohn⸗ und einem gewerblichen 
Gebaüde, beſteüert mit Thlr. 10. 6 Sgr. und 13 ſteüerfreien Gebaüden. Die Größe 
der Feldmark beträgt. . . . 3157,44 Mg., 
wovon auf 3098,94 Mg. eine Steüer von Thlr. 312. 29. 6 haftet; ſteüerfrei ſind 
2,57 Mg. Die Feldmark enthält an Acker 2126,34 Mg. des vorzüglichſten Bodens, 
der einen Reinertrag von 41 Sgr. pro Mg. gewährt, was den Kreisdurchſchnitt 
um 17 Sgr. übertrifft, an Gärten 8,43 Mg., an Wieſen 84,02 Mg., an Weiden 
353,96 Mg., an Holzung 513,76 Mg., mit 12 Sgr. Ertrag, und an Waſſerſtücken 
14,26 Mg. 


Großenhagen, Kirchdorf, hat 10 Wohnhaüſer, beſteüert mit Thlr. 6. 
6 Sgr. und 10 ſteüerfreie Gebaüde, darunter das Schulhaus, 6 Vollbauerhöfen 
von kleinem Umfange, da das Areal nur . . e Seh 
beträgt, woran 220,63 Mg. mit Thlr. 25. 5 Sgr. Grundſteüer behaftet und 2,81 
Mg. ſteüerfrei ſind. Letztere Grundſtücke bilden mit den ſteüerfreien im Gutsbezirke 
die Landdotation der Schule. Ackerland 206,12 Mg. Ertrag 38 Sgr. vom Mg., 
keine Gärten, an Wieſen nur 1,83 Mg., wie denn auch im Gutsbezirke verhältniß⸗ 
mäßig Mangel an Wieſen iſt, Hütungen 15,92 Mg., keine Holzung. Gut und Dorf 
haben 266 Seelen zur Bevölkerung. Die hieſige Kirche iſt Filial von Speck. 
Früher war ſie Mater, zu der die Filiale Jakobsdorf und Lütkenhagen gehörten, 
und mit der außer dem Pfarrhofe ein Pfarrcolonus, ein Predigerwittwenhaus und 
eine Küſterei verbunden war. 

Ein Theil des Gutes Gr. iſt ein altes Petersdorfſches Lehn, von dem, nach 
der Muſterungsrolle von 1523 „de petersdorpe Ebel vnd Hinrick thom grotenhagen 
2 Pferde zu geſtellen hatten, 2 Bauerhöfe in dieſem Gute aber, welche von den 
Mildenitzen herrühren ſollen, wurden nach dem Lehnbriefe vom 28. Auguſt 1702 
als ein neües Petersdorfſches Lehn dem Commiſſarius Jürgen Wilhelm v. P. für 
deſſen männliche Deſcendenten verliehen, nachdem er ſolche im Jahre 1689 theils 
von dem Domkapitel zu Kamin, theils von dem Generallieutenant v. Weyer an 
ſich gebracht hatte. Die Gebrüder Otto Erdmann und Henning Chriſtian v. P. 
erbten das alte und neüe Petersdorfſche Lehn von ihrem Vater Friedrich Wilhelm 
und verglichen ſich am 25. October 1738 dahin, daß ſolche dem erſten zufielen, 
welcher, mit Zuſtimmung ſeines Bruders, nach dem Vertrage vom 3. November 
1741 dem Regierungsrathe Adrian Joachim v. Wenden erblich für 4000 Thlr. ver⸗ 
kaufte. Der übrige Theil dieſes Gutes, welcher in 3 verſchiedenen Theilen von 
dem Cornet v. Rüchel, dem Hofrathe Bernhard, und Curt Julius v. Petersdorf, 
mit dem dazu gehörigen Theile des Gutes Burow, inſoweit daſſelbe zum Saziger 
Kreiſe gehörte, dem Hofrathe Johann Jakob v. Wenden war verkauft worden, 
wurde demſelben in den Jahren 1723 und 1730 für ſich und ſeine männliche Des⸗ 
cendenz als ein neües Wendiſches Lehn ertheilt, und kam nach deſſen Tode an ſei⸗ 
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nen Sohn, den oben genannten Regierungsrath Adrian Joachim v. W., welcher 
das auf ſolche Weiſe zuſammengebrachte ganze Gut Gr. am 15. Mai 1744 auf 24 
Jahre wiederkaüflich für 15,000 Thlr. dem Amtmann Chriſtian Friedrich Breetz 
überließ. Nachdem hierauf der R.⸗R. v. W., und deſſen Bruder David Carl v. W., 
nach dem am 24. October 1763 beſtätigten Vergleiche vom 15. April 1756 alle ihre 
Lehns⸗ und Einlöſungsrechte in Anſehung des ganzen Guts Gr., und des dazu ge⸗ 
hörigen Theils von Burow, dem Major Carl Friedrich v. Petersdorf und deſſen 
nachher verſtorbenen Bruder, dem Lieutenant Bogiſlaw Julius v. P., erblich über⸗ 
laſſen hatten, und der Amtmann Breetz, als Pfandbeſitzer, durch den Rechtsſpruch 
vom 3. Februar 1769 zur Abtretung des Guts für den zu 15.827 Thlr. 11 Gr. 
2 Pf. feſtgeſetzten Einlöſungspreis ſchuldig erkannt worden war, ſo wurde am 3. 
Auguſt 1769 das ganze Gut Gr., nebſt dem dazu gehörigen Theil von Burow ge⸗ 
richtlich dem Major Curt Friedrich v. P. übergeben, deſſen nachgelaſſener Sohn, 
der Kammer⸗Referendarius, nachmalige Kriegs-, ſpätere Kreis⸗Landrath, George 
Chriſtian Friedrich v. P., ſich mit ſeinem einzigen Bruder, dem Lieutenant Guſtav 
Ludwig Sigismund, feiner Mutter und ſeinen 5 Schweſtern, wegen des Lehns⸗ und 
Allodialnachlaſſes, am 20. Januar 1795 mit obervormundſchaftlicher Genehmigung 
alſo verglich, daß er das Gut Gr., incl. des ſ. g. Dolgenkatens für den zu 16.077 
Thlr. 23 Gr. 5 Pf. feſtgeſetzten Werth und den dazu gehörigen Theil in Burow 
für 433 Thlr. 12 Gr. 4 Pf. annahm. Landrath v. P. hat das Gut bis 1841 be⸗ 
ſeſſen, in welchem Jahre er es ſeinem Sohne Hermann Curt überließ. Dieſer ſtarb 
aber bereits im Jahre 1844 mit Hinterlaſſung minderjähriger Kinder, von denen 
der Lieutenant Curt v. P. Großenhagen nebſt Lütkenhagen im Jahre 1860 über⸗ 
nommen hat. Gleichzeitig iſt demſelben bei der Erbregulirung des großväterlichen 
Nachlaſſes das kleine Gut Burow zugefallen. (S. 324.) 


Heinrichshof, Vorwerk des Ritterguts Daberfreiheit; 1 Haus mit 
8 Einw., liegt / Mle N. vom Hauptgute unfern des Daberſchen Sees, der in 
jüngſter Zeit durch die darin entdeckten Pfahlbauten allgemein bekannt geworden iſt. 
Das Vorwerk iſt auf der, einſt bebaut geweſenen, Feldmark Lütkenhagen von Jo⸗ 
ſeph Friedrich v. Dewitz, muthmaßlich mit Hülfe der im Jahre 1783 ihm bewillig⸗ 
ten Meliorationsgelder (S. 325.) angelegt und zum Gedächtniß feines 1777 verſtor⸗ 
benen Vaters Chriſtian Hein rich v. D. genannt worden. 


Heinrichshof, Vorwerk, 3 Haüſer mit 30 Einw., gehört zur Gemeinde 
Lüb zin, der politiſchen ſowol als kirchlichen, ſendet aber ſeine ſchulpflichtigen 
Kinder nach Theerofen zur Schule. Es liegt am öſtlichen Rande der Lübziner 
Gutsforſt nicht weit von Gr. Sophienthal, 1140 Ruthen von Lübzin gegen Oſten. 
Dieſes Vorwerk iſt mit Amalienhof die älteſte Anſiedlung auf dem umfangreichen 
Gebiete von Lübzin, die ſchon im vorigen Jahrhundert vorhanden war. Man 
vergl. den Artikel Amalienhof, S. 312. 


Henriettenhof. Der Landrath Naugarder Kreiſes, v. Dewitz, machte mit⸗ 
telſt Berichts vom 22. December 1819 die Anzeige: — der Beſitzer von Korken⸗ 
hagen Oberamtmann Braſch habe auf dem Fundo ſeines Guts im Laufe des Jahrs 
3 Coloniſten angeſetzt und dieſer Colonie den Namen Henriettenhof beigelegt. Sie 
ſei / Min. von Korkenhagen gegen SW. und / Mle. von Friederikenhof gegen 
WzN. entfernt an der Großenhagenſchen Gränze und dergeſtalt an dem Wege von 
Korkenhagen nach Großenhagen gelegen, daß die eine Coloniſtenſtelle 20 Schritte rechts 
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deſſelben und die beiden übrigen Haüſer in einer größern Entfernung noch weiter 
rechts mit der Hinterfront dicht an der erwähnten Gränze, welche dort Holzung ſei, 
liegen. Die gapze Grundfläche der Colonie beſteht aus 66 Mg. 80 Ruth., nämlich 
13.10 Radung, 33,0 Wieſen, 19.100 Bruchweide, 0.80 Dämme und Wege. Dieſes 
Grundſtück ſei ſonſt wegen Näſſe und zu großer Entfernung von Korkenhagen ganz 
wüſt und nicht ei mal als Weide zu gebrauchen geweſen. Nun aber ernährten ſich 
hier 3 Familien und das Gut ſei dadurch um 2000 Thlr. verbeſſert worden. Nach 
dem mit den Coloniſten geſchloſſenen Kaufcontract hätten ſie die Grundſtücke ohne 
alles Kaufgeld erhalten, die Kultivirung derſelben und die Verpflichtung über⸗ 
nommen, die erforderlichen Wohn: und Wirthſchaftsgebaüde aus eigenen Mitteln 
zu erbauen. Zur Beſtreitung der Koſten hätten ſie 3 Freijahre erhalten; von Ma⸗ 
rien 1821 ab würden ſie pro Mg. einen jährlichen Canon von 1 Thlr. 2 ggr. 
zahlen. Zaun- und Brennholz müßten fie ſich ſelber anſchaffen. Ein jeder Coloniſt 
ſei verpflichtet, auf ſeinem Gebiete jährlich 10 Obſtbaüme zu pflanzen und ſie in 
Stand zu halten, ſo lange als bis er die Zahl 200 erreicht habe. Bei Veraüßerun⸗ 
gen behält ſich die Gutsherrſchaft das Vorkaufsrecht vor, und im Fall der Nicht⸗ 
ausübung deſſelben 10 Pet. vom Kaufgelde als Laudemium. Zur Tragung der 
künftig etwa auf die Grundſtücke fallenden Staats⸗ und Gemeindelaſten ſeien die 
Coloniſten verpflichtet. Die Colonie gehöre zur Korkenhagenſchen- Jurisdiction, 
Kirche und Schule. Landrath v. Dewitz trug darauf an, daß die für die Colonie 
gewählte Benennung von Landespolizeiwegen anerkannt werden möge, was auf den 
von Seiten der Königl. Regierung erſtatteten Bericht durch Miniſterial-Reſcript 
vom 11. Januar 1820 geſchah. Bekannt gemacht im Amtsblatte vom 1. Februar 
1820. Dieſe Anſiedlung hat nicht gedeihen wollen, ſie iſt nicht von Beſtand ge⸗ 
weſen. In der Folge wurde daraus ein Vorwerk gebildet, welches aus 1 Feüer⸗ 
ftelle mit 6 Einwohnern beſtand. Aber auch dieſes iſt nicht mehr vorhanden, Kor⸗ 
kenhagen bekam im Jahre 1852 einen neüen Beſitzer, den Okonomierath Maaß, 
und dieſer hat, laut Bericht des Landraths v. Bismarck vom 29. April 1854, das 
Vorwerk eingehen und die Gebaüde abbrechen laſſen. Die Ländereien, welche durch 
die Kultur zu einem guten Mittelboden umgewandelt worden ſind, werden vom 
Gute Korkenhagen aus bewirthſchaftet. Ein Vorwerk Henriettenhof beſteht alſo 
nicht mehr und muß demnach auf der Landkarte gelöfcht werden. 


Hindenburg, Rittergut, / Min. von Naugard gegen WSW. nördlich 
von der großen Stettin⸗Danziger Staatsſtraße, mit dem Amtsdorfe gleiches Namens 
(S. 233.) im Zuſammenhange, enthält 11 Wohnhauſer, von denen Thlr. 5. 20 Sgr., 
Steüer zu entrichten ſind, 16 ſteüerfreie Gebaüde und 117 Einw. Die Feldmark 
diaſes Guts, begreift nun[,:t me en e 861,41 Mg., 
wovon für 854,2 Mg. Thlr. 60. 7. 9 Pf. Grundſteüer zu entrichten ſind, und be⸗ 
ſteht aus 495,91 Mg. Ackerland, welches 28 Sgr. pro Mg. Ertrag gewährt, 4 Sgr. 
über den Kreisdurchſchnitt, 6,04 Mg. Gärten, 67,9 Mg. Wieſen, 82,17 Mg. Weiden, 
18,24 Mg. Holzung und 183,94 Mg. Waſſerſtücke, beſtehend aus dem im Hinden⸗ 
burgſchen und Wolchowſchen Felde belegenen See, welchen Ludwig Chriſtoph v. Lock⸗ 
ſtedt von dem durch das Amt Naugard vertretenen Domainen⸗Fiskus erſtritt und 
deſſen Recht daran am 12. Juni 1717 für 300 Thlr. kaufte. Das Gut 
gehört zur Kirche und Schule im Amtsdorfe Hindenburg. Hindenburg war ein 
Lehn der Familie Lockſtedt, welches ſie als Afterlehnsträgerin der Grafen v. Eber⸗ 
ſtein, Herrn zu Naugard, ſeit dem 16. Jahrhundert beſaß. Wegen der Beſitztitel⸗ 
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Veränderungen vergl. den, weiterhin folgenden Artikel Klein-Leiſtikow, woſelbſt als 
Beſitzer von H. ſeit 1803 der Hauptmann Friedrich Heinrich v. Schmidt, der in 
ſchwediſchen Dienſten geſtanden hatte, angegeben iſt. Als die nere Ritterguts⸗ 
Matrikel von 1828 aufgeſtellt wurde, war er mit Tode abgegangen, und ſeine 
Erben wurden als Beſitzer von H. in die Matrikel aufgenommen. Sie verkauften 
aber bald nachher das Gut an Johann Friedrich Backhaus, und dieſer im Jahre 
1837 an den jetzigen Beſitzer Anton Heinrich Kirchhof. Zu den Gerechtſamen des 
Guts gehört ein jährliches Grundgeld von 10 Thlr., welches drei Büdner zu ent⸗ 
richten haben. 


Hirſchradung, Etabliſſement, 1 Haus mit 4 Bewohnern, gehört zur 
politiſchen und Kirchen⸗Gemeinde Lübzin, liegt von da 1300 Ruthen gegen O.z. N. 
mitten in der Lübzinſchen Forſt, und gehört zur Schule auf dem Theerofen. 


Ibenhorſt, Etabliſſement, 17 Wohnhaüſer, 180 Einwohner, gleichfalls 
zur politiſchen und Kirchen⸗Gemeinde Lübzin und zur Schule auf dem Theerofen 
gehörig, liegt im ſüdlichen Theile des Lübziner Wieſen⸗ und Bruchgebiets, 550 
Ruthen von der Kirche in Lübzin gegen Südoſten. 


Immenthal, d. h. Bienenthal, Colonie, 2½ Mle. von Naugard gegen 
SB, / Mln. von Golnow gegen O. und ¼ Mile. von dem Gute Speck, am 
Urſprung des bei Golnow in die Ihna fallenden Kupferbachs und auf der Nord⸗ 
ſeite der von Golnow nach Maſſow und Stargard führenden Steinbahn, bildet 
einen Grundſteüer⸗Erhebungsbezirk, gehört aber ſonſt zur politiſchen, Kirchen⸗ und 
Schulgemeinde Speck. Die Colonie enthält 36 Wohn- und 2 gewerbl. Geb., die 
mit 14 ½ Thlr. beſteüert find, und 36 ſteüerfreie Gebaüde. Die Bevölkerung be⸗ 
trägt 241 Seelen. Die Feldmark hat n Mg. 
zum Areal, wovon für 475,89 Mg. an Grundſteüer Thlr. 21. 27. 7 Pf. zu erlegen 
ſind. Unterm Pfluge ſind 394,18 Mg. mit 16 Sgr. Ertrag, Gärten gibt's 1,01 Mg., 
Wieſen 8,89 Mg., keine Weiden, 71,81 Mg. Holzung. Die Colonie iſt auf dem 
Fundo des Ritterguts Speck von deſſen Beſitzer, dem Oberamtmann Karbe ange⸗ 
legt, muthmaßlich nicht lange nach Übernahme des Guts im Jahre 1809, und unter 
denſelben oder ähnlichen Bedingungen, welche bei der Gründung von Birkenwerder 
maßgebend geweſen ſind. 


Jakobsdorf, Petersdorf'ſches Lehn⸗Rittergut, 2¼ Min. von Naugard 
gegen SW., 1’, Mle. von Golnow gegen SO. und ebenſoweit von Maſſow gegen 
NW. liegt in einem niedrigen Thale, durch welches ein, in der Nähe entſpringen⸗ 
der, Bach fließt, der ſich in den Pudenziger Mühlenteich ergießt. Neüere Land⸗ 
tafeln kennen dieſes hydrographiſche Verhältniß nicht, obwol ſie auf Richtigkeit 
und Zuverläſſigkeit Anſpruch machen. Das Gut enthält 11 Wohnhaüſer, für die 
Thlr. 8. 26 Sgr. Steüer zu entrichten ſind, und 20 ſteüerfreie Gebaüde, und, mit 
dem Dorfe 213 Einwohner. Die Feldmark begreift. .. 3565,65 Mg., 
wovon 3496,55 Mg. mit Thlr. 292. 11. 4 Pf. beſteüert, und 5,17 Mg. als Schul⸗ 
land ſteüerfrei find, und beſteht aus 2281,39 Mg. Ackerland, welches zwar nicht 
ganz ſo ergiebig iſt, als der Großhagenſche Gutsacker, doch aber mit 33 Sgr. 
Ertrag vom Mg., den Kreisdurchſchnitt um 9 Sgr. übertrifft, 6,33 Mg. Gärten, 
81,38 Mg. Wieſen, 375,89 Mg. Hütung, 749,49 Mg. Holzung mit Kiefern⸗ und 
Elſenbeſtand und 10 Sgr. Ertrag, 7,24 Mg. Waſſerſtücke. Außer der Grundſteller 
haftet auf dem Gute J. ein unablösbarer Canon von 57 Thlr., der wegen des 
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Meliorationskapitals von 5700 Thlr. zu erlegen iſt, welches vom Könige Friedrich II. 
im Jahre 1782 dem damaligen Beſitzer, Behufs Ausführung von Verbeſſerungen, 
bewilligt worden iſt, und wovon die jährlichen neüen Einkünfte nach dem Anſchlage 
327 Thlr. 22 Gr. 10 Pf. betragen ſollen. Im Anſchluß an das Gut liegt — 


Jakob sdorf, Kirchdorf, die Kirche Filia von Speck, früher von Großen⸗ 
hagen, beſtehend aus 8 Ganzbauerhöfen und 1 Halbbauerhofe, deren Zahl durch 
die Regulirung vermindert iſt, da, obwol noch 9 Grundbeſitzer nachgewieſen find, 
das Dorf doch nur 4 Wohnhaüſer, welche Thlr. 4. 5 Sgr. zu ſteüern haben, und 
5 ſteüerfreie Gebaüde enthält. Die Feldmark enthält. . 463,68 Mg., 
davon an Ackerland 309,58 Mg. mit 32 Sgr. Ertrag, an Gärten nichts, an 
Wieſen 43,62 Mg., an Weiden 71,74 Mg., kein Holz, an Waſſerſtücken 0,8 Mg. 
Die Grundſteüer beträgt Thlr. 32. 12. 5 Pf. von 356,25 Mg., ſteüerfrei ſind 
69,49 Mg. Kirchenland. 

Die Gebrüder Otto Erdmann und Henning Chriſtian v. Petersdorf erbten 
die alten Familien⸗Lehne Jakobsdorf und Speck b von ihrem Vater Friedrich Wil⸗ 
helm, und verglichen ſich am 25. October 1738 alſo, daß der zweite der Brüder 
beide Güter bekam, deſſen nachgelaſſene Kinder am 21. und 23. December 1776 
dahin auseinander geſetzt wurden, daß Jakobsdorf nach der zum Grunde gelegten 
Taxe zu 5 Prct. vom Jahre 1770 für 9221 Thlr. 20 Gr. 9 Pf. und mit Speck b 
zuſammen für 9576 Thlr. 22 Gr. 1 Pf. dem älteften Sohne Chriſtian Friedrich 
v. P. zufielen, welcher Speck b zugleich mit dem zum ehemaligen Flemmingſchen 
Kreiſe gehörigen Theile des Guts Speck, oder Speck a, und alſo das ganze Gut 
Speck am 2. Auguſt 1802 erblich für 35.300 Thlr., incl. 5500 Thlr. in Pfand- 
briefen, an Johann Friedrich v. Blankſchein verkaufte. Chriſtian Friedrich v. P. 
war im Normaljahre 1804 noch Beſitzer von Jakobsdorf, erlebte aber nicht 
die Regulirung der neüen Matrikel vom 19. April 1828, in der ſeine Erben als 
Beſitzer des Guts aufgeführt wurden, von denen der jüngſte Sohn, Julius v. P., 
im Jahre 1834 J. übernommen hat. 


Jarchlin, Bismarckſches Lehn⸗ Rittergut, 1 Mle. von Naugard gegen 
O. an einem Bache, der mitten durch die Dorfſtraße fließt, und 7½ Viertelmeile 
oberhalb ſeines Ausfluſſes in die Zampel die Jarchliner Mühle treibt, auf zwei 
Seiten von Wieſen und hohen Elſen umgeben und an der Landſtraße von Naugard 
nach Regenwald und Labes, die nahe bei dem Dorſe an der Mittagfeite deſſelben 
vorbeiführt, die Feldmark gegen W. an den Zampelfluß ſtoßend, gegen O. an den 
Regenwalder Kreis, enthält 11 Wohnhaüſer, mit Thlr. 3. 4 Sgr. beſteüert, und 
27 ſteüerfreie Gebaüde. Der Flächeninhalt der Feldmark begreift . 2396,35 Mg., 
wovon 2348,64 Mg., mit Thlr. 165. 25. 6 Pf. Grundſteüer behaftet, und 1,94 Mg. 
ſteüerfrei ſind. Außerdem haftet auf dem Gute, ſo wie auf den Gütern Kniephof 
und Külz gemeinſchaftlich ein unablösbarer Canon von 120 Thlr. wegen der Melio⸗ 
rationsgelder, welche vom König-Herzoge Friedrich II. zur Verbeſſerung derſelben 
im Jahre 1779 mit 4500 Thlr. und im Jahre 1783 mit 6000 Thlr. für Jarchlin 
und Kniephof bewilligt worden ſind, wovon die jährlichen neüen Einkünfte nach 
den Anſchlägen zuſammen 643 Thlr. 7 Gr. 1½ Pf. betragen ſollen. Der Canon 
war Anfangs zu 150 Thlr. beſtimmt, iſt aber ſpäter auf 120 Thlr. herabgeſetzt 
worden. Die Feldmark iſt von mittlerer Fruchtbarkeit; fie enthält 1959,93 Mg. 
Ackerland, mit einem Ertrage von 20 Sgr., an Gartenland 1,73 Mg., an Wieſen 
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177,43 Mg., an Weiden 175,17 Mg., an Holzung 36,25 Mg., aus den oben er⸗ 
wähnten Elſen beſtehend. Das Gut hat 338 Einwohner mit der im Anſchluß 
liegenden Gemeinde — 


Jarchlin, Pfarrkirchdorf, beſtehend in 21 Wohnhaüſern und der oben 
erwähnten Waſſermühle, die einer Steüer von Thlr. 11. 18 Sgr. unterworfen ſind, 
und 29 ſteüerfreie Gebaüde, darunter die der geiſtlichen Inſtiture, Pfarr⸗ und 
Küſtereigebaüde; das Pfarrcolonushaus gehört dem Prediger. Das Dorf ent⸗ 
hält 11 Vollbauerhöfe, überhaupt 27 Grundbeſitzer in der Feldmark, deren 

| EHEM. | =... A ee Bd sun. eee, 
beträgt. Mit Thlr. 79. 2. 9 Pf. Grundſteüer find 1186,08 Mg. behaftet, ſteüerfrei 
dagegen 111,95 Mg. Kirchen⸗, Pfarr-, Küſter⸗ und Schulland. Der Dorfsacker 
iſt ergiebiger als der Gutsacker, da das 923,86 Mg. enthaltende Ackerland zu einem 
Reinertrage von 22 Sgr. eingeſchätzt iſt; Gärten 2,9 Mg. Wieſen 200,3 Mg., die 
aber um 20 Sgr. pro Mg. weniger Ertrag gewähren, als die kleinere Wieſenfläche 
des Guts, Weiden 156,43 Mg., Holzung 13,74 Mg., Waſſerſtücke 0,8 Mg. 

Die Güter Jarchlin, Kniephof und Külz waren alte Lehne des Dewitzen⸗Ge⸗ 
ſchlechts. Nachdem aber die Dewitzen, als: der Generallieutenant Friedrich Wilhelm, 
die Oberſtlieutenants Steffen Bernd und Otto Balzer, ſo wie der Landrath Chri⸗ 
ſtian Heinrich v. D. ihr Lehnrecht an den Gütern J. und Kniephof, wie auch an 
dem damals dem Amtmann Kieſeling verpfändeten Gute Külz, nach dem Inſtrumente 
vom 3. Januar 1726, dem Oberſtlieutenant Auguſt Friedrich v. Bismarck abgetreten 
hatten, wurden von demſelben, mit Einwilligung der genannten Dewitze, das Gut 
Külz von dem Pfandinhaber am 2. April 1727 für 7000 Thlr., und die Güter 8 
und Kniephof am 19. April 1728 für 16.000 Thlr. von dem Canonicus v. Kotzen 
gekauft. Nach dem Vertrage vom 21. März 1739 kaufte er auch für 8100 Thlr. 
wiederkaüflich das benachbarte, jetzt zum Regenwalder Kreiſe gehörige, alte Dewitzen⸗ 
Lehn Schmelzdorf von Carl Joſeph v. Dewitz, welchem es die Erben des Haupt⸗ 
manns Heinrich v. D. am 20. Februar 1739 wieder abgetreten hatten. Der Oberſt⸗ 
lieutenant v. Bismarck hinterließ die genannten 4 Güter J., Kniephof, Külz und 
Schmelzdorf ſeinen 3 Söhnen, dem Hauptmann Bernd Auguſt, Carl Alexander 
und Carl Friedrich v. B., die ſich am 12. Auguſt 1747 dahin verglichen, daß alle 
vier Güter dem erſten zufielen, und zwar J. und Kniephof für 19.981 Thlr. 19 Gr., 
Külz für 7432 Thlr. 10 Gr. und Schmelzdorf für 9480 Thlr. 7 Gr., was zuſammen 
die Summe von 36.894 Thlr. 12 Gr. ausmacht. Nachdem der oben erwähnte 
Landrath Chriſtian Heinrich v. Dewitz noch beſonders am 15. Februar 1751 ſein 
Lehnrecht an J., Kniephof und Külz abgetreten hatte und die Söhne des Haupt⸗ 
manns Chriſtian Heinrich v. Dewitz, als der Lieutenant Jakob Wilhelm und Carl 
Ludwig, nach dem vorhergegangenen gerichtlichen Aufgebote, durch die Rechts fprüche 
vom 20. October 1751, 21. Februar 1752 und 3. October 1753 mit der Einlöſung 
der Güter J., Kniephof und Külz waren präcludirt worden, kamen ſelbige nebft 
dem Gute Schmelzdorf nach dem Tode des Hauptmanns Bernd Auguſt v. B. an 
ſeine Kinder, den Lieutenant Friedrich Auguſt und Charlotte Henriette, Gemalin 
des Hauptmanns Jariſlaw Ulrich Friedrich v. Schwerin, und nach dem Theilungs⸗ 
vergleiche derſelben vom 7. Auguſt 1777 an den erſten, und zwar Jarchlin für 
12.034 Thlr. 8 Gr., Kniephof für 7220 Thlr., Külz für 10,000 Thlr. und Schmelz⸗ 
dorf für 8100 Thlr., zuſammen 37.359 Thlr. 8 Gr. Was die drei im diesſeitigen 
Kreiſe belegenen Güter betrifft, fo vererbten dieſelben im Jahre 1814 auf den 
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Rittmeiſter Carl Wilhelm Ferdinand v. B., der auf Kniephof feinen Wohnſitz nahm, 
und das Gut Jarchlin im Jahre 1836 ſeinem älteſten Sohne, dem Landrathe Nau⸗ 
garder Kreiſes, Kammerherrn und geheimen Regierungsrathe Friedrich Ferdinand 
Alexander Bernhard v. B., das Gut Külz aber im Jahre 1840 feinem zweiten 
Sohne Eduard Otto übergab, dem nachmaligen geheimen Legationsrath, Bundes⸗ 
tags⸗Geſandten, Geſandten in St. Petersburg und in Paris, dann Miniſter⸗Prä⸗ 
ſident und Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, erſter Rathgeber des Königs 
Wilhelm von Preüßen, Reconstructor Imperil Germaniae 18630, Kanzler des 
Norddeütſchen Bundes, vom Könige in den Grafenſtand erhoben und vom dank⸗ 
baren Vaterlande mit einer anſehnlichen Dotation bedacht 1867. Der Rittmeiſter 
Carl Wilhelm Ferdinand v. B. hatte ſich uach dem Familiengute Schönhauſen in 
der Altmark zurückgezogen. Er ſtarb 1845 und hinterließ feinem älteſten Sohne 
Bernhard, der Jarchlin bereits beſaß, das Gut Külz, das ihm von ſeinem Bruder 
Otto abgetreten wurde, und dieſem das Gut Kniephof nebſt Schönhauſen, der ſich 
von da an Bismarck⸗Schönhauſen nannte. Kniephof aber iſt, nachdem Graf Bis⸗ 
marck die Varziner Güter, im Kreiſe Slawe, gekauft, im Jahre 1868 an ſeinen 
Neffen, den Lieutenant Philipp v. B., Sohn des Landraths v. B., übergegangen, der 
von ſeinem Vater auch zum Mitbeſitzer von Jarchlin angenommen iſt. Durch die Ent⸗ 
aüßerung des Guts Kniephof iſt des Grafen B. Mitgliedſchaft des Herrenhauſes auf 
Präſentation des alten und be feſtigten Grundbeſitzes des Herzoghums Stettin erloſchen. 


Kalkberg, Etabliſſement, 3 Wohnhaüſer, 22 Einwohner, zur Gemeinde 
Kiker gehörig, liegt / Mile. von dieſem Dorfe NS W., am rechten Ufer der Stepe⸗ 
nitz, muthmaßlich an oder in der Nähe eines Kalkſteinlagers unbekannter Forma⸗ 
tion, wie der Name andeütet. 


Kiker, Rittergut, 1 Mle. von Naugard gegen WSW., an der großen 
Stettin⸗Danziger Staatsſtraße, unfern der Stepenitz auf deren rechten Ufer, ent⸗ 
hält 9 Wohnhaüſer und 2 gewerbl. Geb., beſteüert mit Thlr. 4. 16 Sgr. und 27 
ſteüerfreie Gebaüde. Die Feldmark begreift! 1931,15 Mg., 
davon an Ackerland 1168,68 Mg. mit 21 Sgr. Ertrag vom Mg., an Gartenland 
7,01 Mg., an Wieſen 78,67 Mag., an Weiden 146,34 Mag., an Holzung 474,81 Mg. 
die ſ. g. Kikerſchen Fichten mit gutem Kiefernbeſtand, an Waſſerſtücken 2,41 Mg. 
Beiteitert find 1873,22 Mg. mit Thlr. 104. 17. 10 Pf., unbeſteüert 4,7 Mg. Gut 
und Dorf, welche im Zuſammenhange liegen, haben eine Bevölkerung von 279 
Seelen. 


Kiker, Kirchdorf, bildet mit der Kikerſchen Mühle, und den Etabliſſe⸗ 
ments Kalkberg und Rehhagen einen Gemeindebezirk, in welchem ſich 29 Wohn⸗ 
haüſer, 1 gewerbl. Gebaüde, beſteüert mit 20 Thlr. 2 Sgr., und 33 ſteüerfreie 
Gebaüde befinden. Im Dorfe find 2 Bauer⸗ und 6 Koſſateuhöfe nebſt 1 Halb⸗ 
bauerhof, im Gemeindebezirk jetzt 35 Grundbeſitzer, deren Feldmark 1282,83 Mg. 
begreift, davon 1170,97 Mg. mit Thlr. 67. 28. 11 Pf. Grundſteüer behaftet und 
17,35 Mg. ſteüerfrei ſind. Sie enthält an Ackerland 815,42 Mg., mit 20 Sgr. 
Ertrag vom Mg., an Gärten 1,47 Mg., an Wieſen 65,07 Mg., an Weiden 
181,43 Mg., an Holzung 123,89 Mg., an Waſſerſtücken 1,04 Jg. Die hieſige 
Kirche war ſonſt Mater, deren Filiale die Dorfer Hindenburg und Schwarzow 
waren und zu welcher die Kirche in Wangeritz gehörte; jetzt iſt ſte eine Tochter 
der nach Hindenburg verlegten Mutterkirche. Das Kirchengebaüde wird in einem 
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Bericht von 1867 ein altes genannt, und doch iſt es noch nicht 100 Jahre alt, 
um 1775 erbaut, indeſſen, fügt der Bericht hinzu, im Allgemeinen noch genügend. 
Das Küſter⸗, zugleich Schulhaus wird uach Ausführung des beabſichtigten Anbaus 
gut ſein. Grundbeſitz der Kirche: 20 Mg. mittelmäßigen Ackers an der Fangerſchen 
Gränze, unter Genehmigung des Conſiſtoriums vom 20. Januar 1802 an den 
Erbpächter Müller für jährlich 2 Sch. Roggen und 1 Sch. Hafer, nach dem Gol⸗ 
nower Martini⸗Marktpreiſe in Gelde abzuführen, vererbpachtet. Sodann 3 Mg. 
134 Ruth. Acker zwiſchen dem herrſchaftl. und dem Schulzen-Ader gelegen, und 
eine Wieſe von 0 Mg. 85 Ruth. unterhalb der Kikermühle, von 1 Fuder Heü⸗ 
einſchnitt, beide Grundſtücke für 19¼ Thlr. verzeitpachtet. An Kapital beſitzt die 
Kirche 287 Thlr. in Pfandbriefen und Staatsanleihe. Die Kirchenkaſſe hatte 1867 
Einnahme Thlr. 45. 14. 3 Pf., Ausgabe Thlr. 40. 6. 10 Pf., Beſtand Thlr. 5. 
7. 5 Pf. Patron von Kirche und Schule iſt der Gutsherr. In der Schule ſind 
30 Knaben, 35 Mädchen = 65 Kinder. Küſterlehrers Einkommen zu 112 Thlr. 
geſchätzt. Die Knaben turnen. 

Kiker war von den Grafen von Eberſtein, Herren des Landes zu Naugard, 
größten Theils verafterlehnt, und einen kleinen Theil hatten ſie ſich reſervirt. 
Nach ihrem Ausſterben wurde das Gut ein Immediatlehn und die reſervirten 
Hufen kamen ans landesherrliche Amt Naugard, fo auch die Kikerſche Mühle. Das 
Gut zerfiel in zwei Theile, ein Dittmannsdorfſches und ein Lockſtedtſches Lehn. 
Der Dittmannsdorfſche Theil, zu welchem auch 4 Bauerhöfe in Wolchow gehörten, 
wurde von dem Lieutenant Heinrich Adolf v. Dittmannsdorf am 11. Juli 1735 
für 5500 fl. — 3666 ¾ Thlr. dem Major Carl Ernſt v. Rothenburg verkauft, und 
kam nach deſſen Tode, nachdem dieſer Theil mittelſt Reſcripts vom 28. Januar 
1746 war allodificirt worden, nach dem brüderlichen Theilungsvergleiche vom 
5. October 1754 für 4500 Thlr. an ſeinen älteſten Sohn, den Hofmarſchall Friedrich 
Ernſt v. R., welcher nicht nur das Lockſtedtſche Lehn am 28. September 1754 für 
2650 fl. = 1766 Thlr. erblich von dem Major Adolf Heinrich v. Lockſtedt 
kaufte, und daſſelbe, nachdem die Lockſtedte durch deu Rechtsſpruch vom 11. April 
1755 mit dem Lehnrechte waren präcludirt worden, am 10. September 1755 als 
ein neües Rothenburgſches Lehn empfing, ſondern auch nach dem, am 22. Auguſt 
1776 beſtätigten Vergleiche vom 3. April 1776, die 4 Wolchower Bauerhöfe dem 
Amte Naugard abtrat, und dagegen den vom Amte beſeſſenen Schulzen⸗ und Koſ⸗ 
ſatenhoſ in Kiker nebſt allen darin dem Amte zugeſtandenen Zubehörungen und 
Gerechtſamen bekam, und dadurch Beſitzer des ganzen Guts K. wurde, excl. Mühle, 
welches uach feinem Tode ſeinem Sohne, dem Rittmeiſter, auch Dompropſt zu 
Kolberg, Friedrich Wilhelm Johann Valentin Alexander v. R. zufiel. Kiker ging 
im Jahre 1817 durch Kauf in den Beſitz von Gottlieb Hell über, der das Gut 
1861 ſeiner Tochter, verehelichten Barkow überließ, welche auf Kreistagen von 
ihrem Ehemanne vertreten wird. 


Kifermühle, Waſſer⸗Mahl⸗ und Schneide⸗Mühle auf der Stepenitz, 
78 Mle. von Kiker da gelegen, wo die Stettin⸗Danziger Staatsſtraße den Fluß 
überſchreitet, vormals Beſtandtheil des Domaineu⸗Reutamts Naugard, 1 Wohn⸗ 
haus, 9 Einwohner, an Ländereien 136 Mg. 64 Ruth. Die Regulirung dieſer 
Mühle iſt mit dem 1. Januar 1829 eingetreten. Die gutsherrlichen Abgaben dieſer 
Mühle an den Domainenfiskus betrugen nach der Reviſion von 1812: 82 Sch. 
6 Mtz. Roggen à 22 Sgr. zu Gelde Thlr. 61. 23. 5 Pf. und baar Thlr. 27. 
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18. 4 Pf., zuſammen alſo Thlr. 89. 11. 9 Pf. Als Entſchädigung für den auf⸗ 
gehobenen Mahlzwang — die Einwohner der Dörfer Kiker, Wolchow, Hinden⸗ 
burg, Retztow und Kriwitz mußten hier mahlen laſſen — ſind in Folge Reſcripts 
vom 2. October 1824: 37 Sch. 10 Mb. Roggen = Thlr. 28. 6. 7 Pf., und zum 
Kapitalbetrage von Thlr. 1439. 28. 4 Pf.: 44 Sch. 12 Mtz. Roggen = Thlr. 33. 
16. 10 Pf. und baar Thlr. 20. 13. 4 Pf. in Folge der Regulirung nach dem 
Reſcript vom 25. März 1830 abgeſetzt, eine baare Abgabe von Thlr. 7. 5 Sgr. 
aber in Gemäßheit des Reſcripts vom 22. Mai 1823 als Mahl⸗ und Sichtgelder 
erlaſſen. Außer dieſen Abgaben zahlte der Müller jährlich noch 2 Thlr. Zeitpacht 
für ein Endchen Land und Thlr. 2. 7½ Sgr. Vieh⸗ und Zuſchubſteüer, welche beide 
Pöſte in Folge der Regulirung gleichfalls weggefallen ſind. Vom 1. Jänuar 1829 
ab zahlte die Mühle eine unabänderliche jährliche Rente von 47 Thlr., die in 
Folge des Geſetzes vom 2. März 1850, die Ablöſung der Reallaſten betreffend, 
vom Domainen⸗Amortiſationsfonds übernommen worden iſt. 


Kniephof bei Naugard, Bismarckſches Lehn⸗Rittergut, 1 Mle. von 
der Stadt gegen NO. im breiten Wieſenthal des Zampelfluſſes, / Mle. von 
Jarchlin gegen N. hat 13 Wohnhaüſer, darunter das Herrenhaus ein anſehnliches 
Gebaüde iſt, und 2 gewerbl. Gebaüde, zur Steüer mit Thlr. 6. 25 Sgr. veran⸗ 
lagt, ſo wie 16 ſteüerfreie Gebaüde, alles incl. einer öſtlich vom Gute am Thal⸗ 
rande belegenen Schäferei, und auf einer Fläche von 27,78 Mg. Die Feldmark 
hat einen Flächeninhalt von „„ 2243,15 Mg., 
darunter an Ackerland 1463,85 Mg. mit einem Ertrage von 19 Sgr. pro Mg., an 
Gärten 7,95 Mg., an Wieſen 295,72 Mg. mit 61 Sgr. Ertrag oder 19 Sgr. über 
dem Kreisdurchſchnitt, an Weiden 297,09 Mg., an Holzung 117,34 Mg., an Waſſer⸗ 
ſtücken, beſtehend in Karpfenteichen 9,64 Mg. Zu verſteüern find 2168,32 Mg. 
mit Thlr. 162. 3. 6 Pf., ſteüerfrei 23,27 Mg. Wegen des Meliorationsgelder⸗ 
Canons, für den das Gut ſolidariſch mit haftet, ſ. den Artikel Jarchlin. Das 
Gut hat 153 Einwohner, und iſt nach Jarchlin eingepfarrt und eingeſchult. Wegen 
der Beſitztitel⸗Veränderungen vergl. den Artikel Jarchlin, S. 349, 350. Jetziger Beſitzer 
ſeit 1868: Philipp v. Bismarck, Lieutenant im Iften Garde⸗Dragoner⸗Regiment. 


Korkenhagen, Rittergut mit Kirche, Filial von Schönhagen, 2¼ Mle. 
von Naugard gegen SSW. und ⅝ Min. von Maſſow gegen NNW. liegt an dem 
See Pogrim, welcher ſich von Matzdorf bis an K., und an dem See Todleger, der 
ſich von K. in ſüdlicher Richtung bis an die Gränze von Reſehl erſtreckt, beide 
Seen durch die Stepenitz verbunden, welche hier von der neüen Kunſtſtraße von 
Golnow nach Maſſow überſchritten wird, enthält mit dem auf der Feldmark bele⸗ 
genen ¼ Mle. gegen S. entfernten Vorwerk Friederikenhof 9 Wohn⸗ und 2 
gewerbl. Geb., eine Waſſermühle auf der Stepenitz und eine holländiſche Mühle, 
wofür Thlr. 7. 23 Sgr. Steüer zu erlegen ſind, und 21 ſteüerfreie Gebaüde. Das 
Gut hat 118, das Vorwerk 10 Einwohner, deren ſchulpflichtige Kinder nach der 
gegenüber liegenden Ortſchaft Neüendorf zur Schule gehen, während die Neüen⸗ 
dorfer hier zur Kirche gehören; man vergl. den Artikel Neüendorf, S. 242, 243. 
Sonſt waren in K. 4 Bauerhöfe und 1 Koſſatenhof, durch die Regulirung wie 
durch Auskauf der Wirthe Seitens der Gutsherrſchaft ſind dieſe Höfe eingegangen 
und ihre Ländereien der Gutsfeldmark einverleibt worden. Dieſe begreift 2442,21 Mg., 
und zwar 1591,79 Mg. Ackerland, mit 28 Sgr. Ertrag, d. i. 4 Sgr. über dem 
Kreisdurchſchnitt, 14,45 Mg. Gärten, 350,19 Mg. Wieſen, 103,2 Mg. Weiden, 


Ritterſchafts⸗Kreis. — Korkenhagen. 353 


239,47 Mg. Holzung und 84,11 Mg. Waſſerſtücken, beſtehend in einem Antheil an 
dem oben genannten, fiſchreichen Todleger⸗ See. Grundſteüer wird erlegt mit 
Thlr. 275. 23. 11 Pf. von 2383,21 Mg. Außerdem haſtet auch auf dieſem Gute 
ein Canon von 43 Thlr., wegen des Meliorations⸗Kapitals von 4500 Thlr., wel⸗ 
ches König Friedrich II. im Jahre 1785 bewilligte, wovon die neüen jährlichen 
Einkünfte nach dem Nutzungsanſchlage Thlr. 315. 23. 3 Pf. betragen. Der Canon 
wird ſeit Trinitatis 1791 gezahlt, nachdem der Nachweis geführt worden, daß das Kapital 
ſeine auſchlagsmäßige Verwendung gefunden hatte. — Korkenhagen, ehedem ein 
Lehn der Familie Stettin, wurde von den Erben der Wittwe des Majors Friedrich 
Wilhelm v. St., Johanna Eleonora, geb. v. Schönfeld, nach dem Protokoll vom 
23.— 25. Januar 1742 für 7404 Thlr. 20 Gr. 4 Pf. als den gewürdigten Werth 
des Guts, dem Oberſtlieutenant Friedrich Albrecht v. Perband überlaſſen, welcher 
daſſelbe als ein Lehn empfing, die Allodification deſſelben aber durch das Reſcript 
vom 22. Januar 1742 bewirkte. Von ſeinen Erben wurde es am 9. Auguſt 1764 
für 17,000 Thlr. dem Major Heinrich Levin v. Below, von dieſem am 9. November 
1769 für 17,000 Thlr. erblich dem Franz Bernd Johann Sigismund v. Flemming, 
von dieſem zugleich mit 2 Bauerhöfen in Neüendorf, welche er, als ehemalige Zu⸗ 
behörungen des Gutes Reſehl, von dem Major Curt Friedrich v. Petersdorf am 
25. März 1781 für 900 Thlr. erblich gekauft hatte, am 2. Mai 1782 für 18600 Thlr. 
erblich dem Hauptmann Carl Otto v. Blankenburg, und von dieſem am 9. April 
1801 erblich für 30,000 Thlr. dem Mecklenburg⸗Strelitzſchen Amtshanptmann Adolf 
Friedrich Chriſtian v. Köſteritz überlaffen. Durch Kaufcontract vom 1. Juni 1814 
ging K. in den Beſitz des Oberamtmanns Ferdinand Braſche über, von deſſen 
Wittwe Henriette, geb. Toddel, das Gut im Jahre 1846 an Carl Theodor Fiſcher, 
und von dieſem im Jahre 1852 dem Okonomierath Maaß, Domainenpächter zu 
Kenzlin, Kreis Demin, verkauft wurde, der ſich auf Kreistagen von dem Guts⸗ 
beſitzer Schmidt⸗Schönhagen vertreten ließ, und das Gut im Jahre 1866 auf ſeinen 
Sohn, den Lieutenant Friedrich Maaß vererbt hat. 


Krachtshorſt, Etabliſſement zu Lübzin gehörig, 8 Haüſer, 73 Einw., 
1060 Ruthen nordöſtlich von der Kirche in Lübzin, am nördlichen Rande der Lüb⸗ 
ziner Forſt, und an der Gränze von Carlshof und Blankenfeld, iſt in Louiſenthal 
eingeſchult. 


Kramonsdorf, Rittergut, 1½ Min. von Naugard gegen SO., ¼ Min. 
von Daber gegen W. auf der Landſtraße nach Stettin, die man ehedem die kleine 
Berlin⸗Danziger Straße nannte, enthält 6 Wohnhaüſer, beſteüert mit Thlr. 6. 
4 Sgr., 7 ſteüerfreie Gebaüde, und mit dem Dorfe 264 Einwohner. Die Feldmark 
hat ein Areal vooeͤn wn —* 1361,07 Mg., 
und zwar an Ackerland 884,62 Mg. mit einem Reinertrage von 35 Sgr. vom 
Mg., daher der Boden von vorzüglicher Beſchaffenheit für den Körnerbau iſt, an 
Gärten 5,2 Mg., an Wieſen 198,6 Mg., an Weiden 204,07 Mg., an Weiden 
40,17 Mg., an Waſſerſtücken 5,57 Mg. Von 1338,23 Mg. iſt eine Steüer von 
Thlr. 129. 18. 6 Pf. zu erlegen. Die Gutsgebaüde ſtehen in — 


Kramonsdorf, Pfarrkirchdorf, welches aus 14 Bauerhöfen, dem Pfarr⸗ 
bofe, 1 Pfarrbauer, der Küſterei, und jetzt 28 Grundbeſitzern beſteht, 29 Wohn⸗ 
gauſer und 1 gewerbl. Gebaüde, Windmühle, beſteuert mit Thlr. 15. 24 Sgr., und 
36 ſteüerfreie Gebaüde, darunter die der geiſtlichen Inſtitute, enthält. Die Feld⸗ 
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mark iſt nicht ganz ſo fruchtbar, als das Gutsfeld, übertrifft aber doch im Ertrage 
den Kreisdurchſchnitt noch um 6 Sgr. pro Mg. Sie begreift. 2181,35 Mg., 
nämlich an Ackerland 1384,35 Mg., an Gärten nichts, an Wieſen 389,17 Mg., an 
Weiden 313,71 Mg., kein Holz, kein Waſſerſtück. Die hieſige Mutterkirche hat die 
Kirche in Weitenhagen zur Tochter. 


Das Gut Kr. war ein Dewitzen⸗Lehn, deſſen Beſitztitel⸗ Veränderungen bis zum 
Ausgange des 18. Jahrhunderts mit denen des Gutes Plantikow zuſammenhangen, 
daher auf den Artikel Pl. zu verweiſen iſt. Durch Kaufcontract vom 17. Januar 
1800 ging Kr. in den Beſitz des Kriegs⸗ und Domainenraths Georg Wilhelm 
v. Hill über. In Concurs gerathen wurde das Gut im Jahre 1817 von dem 
Oberamtmann Krüger, ſpäter in Poſen wohnhaft bei der öffentlichen Feilbietung 
für das Meiſtgebot erworben. Derſelbe vererbte es auf ſeinen Sohn Ludwig 
Krüger, von dem es 1845 an den Hauptmann Wilhelm Brüggemann, und von 
dieſem 1860 an Schönberg verkauft worden iſt. 


Külz. Rittergut, früher Bismarckſches Lehn, jetzt Allodium, / Mle. von 
Naugard gegen O. an der nach Daber führenden Kunſtſtraße, enthält mit dem dazu 
gehbrigen, weſtlich an derſelben Straße belegenen Zampelkrug 14 Wohnhaüſer, 
die mit Thlr. 10. 12 Sgr. beſteüert ſind, und 23 ſteüerfreie Gebaüde auf einer 
Fläche von 17,89 Mg. Die Feldmark enthält: 0 > 3138,32 Mg., 
und zwar an Ackerland 1393.77 Mg. mit 22 Sgr. Ertrag vom Mg., woraus folgt, 
daß von den drei Bismarckſchen Gütern Külz den fruchtbarern Boden hat, an Gärten 
10,01 Mg., an Wieſen 134,85 Mg, an Weiden 73,44 Mg., an Holzung 998,14 Mg. 
mit Kiefern⸗ und Eichenbeſtand, letzterer in zwei Parcelen, davon eine der Stowinkel 
genannt wird. Von 3084,56 Mg. ſind Thlr. 178. 23. 1 Pf. Grundſteüer zu 
zahlen. Mit — 

Külz, dem Kirchdorfe, deſſen Kirche Filial von Farbezin iſt, enthält das 
Gut 323, ohne den Zampelkrug, mit demſelben 330 Einwohner. Das Dorf beſteht 
aus 12 Bauerhöfen, 17 Wohn⸗ und 1 gewerbl. Gebaüde, auf denen eine Steüer 
von Thlr. 10. 24 Sgr. haftet, und 16 ſteüerfreie Gebaüde, darunter das Schul⸗ 
haus. In der Feldmark ſind 18 Grundbeſitzer. Sie begreift . . 1321,56 Mg., 
davon 905,49 Mg. Ackerland, mit 20 Sgr. Ertrag, 3,01 Mg. Gärten, 121,15 Mg. 
Wieſen, 117,93 Mg. Weiden und 97,8 Mg. Holzung. 1188,85 Mg. find mit einer 
Grundſteüer von Thlr. 69. 18. 4 Pf. behaftet, ſteüerfrei 56,53 Mg. Kirchen⸗ und 
Schulland. 

Cultze, wie der Name des Orts in den Statuten des Kaminer Domſtifts 
geſchrieben ſteht, hatte dieſer Urkunde zufolge 54 Hufen, von denen 4 Mark 11 pl. 
ad regales denarios gezahlt werden mußten. 

Wegen der Veränderungen, welche im Beſitztitel des Gutes K. vorgekommen 
ſind, vergl. man den Artikel Jarchlin, S. 349, 350. Gegenwärtiger Beſitzer ſeit 1845: 
der Kammerherr, geheimer Regierungs⸗ und Landrath v. Bismarck. 

Langenhorſt, Etabliſſement zu Lübzin gehörig, 4 Haüſer, 40 Ein⸗ 
wohner, liegt 800 Ruthen von Lübzin gegen NND. bei Louiſenthal, wohin die 
ſchulpflichtigen Kinder zur Schule gehen. N 

Langkavel, Kreistagsfähiges Gut, / Min. von Naugard gegen S., mit 
dem Kirchdorfe deſfelben Namens in örtlichem Zuſammenhange, und mit ihm zu 
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Einer politiſchen, Kirchen⸗ und Schulgemeinde verbunden, mit dieſer auch unter 
der Polizeiverwaltung des Domainen⸗Rentamts Naugard ſtehend, war ein zu dieſem 
gehöriges Vorwerk von 685 Mg. 17 Ruth. Umfang, dem die Abtrift für die Schafe 
auf dem Zampelhagenſchen Felde 3 Tage in der Woche zuſtand, und die gemeſſe⸗ 
nen Dienſte von 7 Bauern aus dem Dorfe Langkavel und 10 Bauern aus dem 
Dorfe Zampelhagen gebührten. Das Vorwerk iſt bereits vor 1812 von der Staats- 
regierung mit denſelben Rechten der Kreisſtandſchaft ꝛc., wie die übrigen Vorwerke 
veraüßert worden, doch wurden in den Verkaufsbedingungen die Dienſte als Zeit⸗ 
pachtobject nicht mit aufgenommen, weil die Wirthe zur Zeit des Verkaufs bereits 
dienſtfrei waren. Die Gutsfeldmark hat einen fruchtbaren Boden, welcher den 
Kreisdurchſchnitt überſteigt. Ackerland 1026,41 Mg. mit 26 Sgr. Ertrag vom Mg., 
Gärten 3,7 Mg., Wieſen 153,27 Mg., die nicht fo ergiebig find, als die der baüer⸗ 
lichen Wirthe, Weiden 101,16 Mg., Holzung 33,88 Mg., Waſſerſtücke 1,07 Mg. 
Mit Thlr. 99. 21. 6 Pf. zu verſteüern ſind 1319,35 Mg., ſteüerfrei 0,14 Mg., 
ertraglos 21,7 Mg. Hof⸗ und Bauſtellen 13,54 Mg. Größe der Feld⸗ 
mark 5 ² AA . 1530 
Das Gut hat 5 Wohnhaüſer und 10 Wirthfchaftsgebaüde, die Gebaüdeſteüer be⸗ 
trägt Thlr. 4. 26 Sgr. Der Kaüfer des Vorwerks war Ludwig Dietz, deſſen Erben 
1828 im Beſitz des Gutes waren, als die fünfte Kreisverſammlung die Nachwei⸗ 
ſung der zur Kreisſtandſchaft berechtigten Beſitzer von ehemaligen Domainengütern 
aufſtellte. Damals wurde das Gut L. von der Landſchaft fegneftrirt. Mnuthmaß⸗ 
lich iſt es bald darauf zur Subhaſtation gekommen, und der Kriegs⸗ und Domai⸗ 
nenrath, auch Landrath Georg Chriſtian Friedrich v. Petersdorf, auf Reſehl, Meiſt⸗ 
bietender geweſen, wenigſtens iſt dieſer in der, von dem Staatsminiſterium unterm 
6. Mai 1828 vollzogenen erſten Nachweiſung, und demnächſt auch in dem, unterm 
7. Juni 1842 vollzogenen, revidirten Verzeichniß der Kreistagsbefähigten Güter 
als Beſitzer von L. aufgeführt. Im Jahre 1844 ging der Beſitz des Gutes auf 
Johann Friedrich Dehmlow über, der, zufolge Anzeige vom 6. Januar 1869 ſeinen 
Sohn Wilhelm D. zum Nachfolger gehabt hat. — Der Canon von ca. 600 Thlr., 
welcher von den Coloniſten zu Florentinenhof und Ludwigsthal an die Gntsherr⸗ 
ſchaft von L. zu entrichten war, iſt im Jahre 1852 durch Rentenbriefe abgelöft. 
Die Gefälle und Pächte, welche dem Gute von der Dorffchaft L. noch im Jahre 
1853 zuſtanden, waren: Thlr. 16. 10 Sgr. baar, 36 Sch. Roggen, 6 Sch. Hafer, 
30 Stück Käſe, 1 Stiege Eier, 8 


Leiſtikow, Klein-, früher Lockftedtſches Lehn⸗Rittergut mit Kirche, 
Filia von Groß⸗Sabow, 1¼ Mle. von Naugard gegen NNO. in der Urſprungs⸗ 
gegend des Kardeminer Bachs, der hier aber ſchon eine Mühle treibt und kaum 
% Mle. abwärts die Gränze zwiſchen dem Nangarder und Regenwalder Kreiſe 
bildet, enthält auf 8,4 Mg. Fläche 6 Wobnhaüſer, für welche Thlr. 4. 16 Sgr. 
Steüer erlegt werden (die ſtatiſtiſche Tabelle von 1867 gibt nur 4 Haüſer an) und 
4 ſteüerfreie Gebaude. Der Boden der Feldmark, deren Größe.. 927,11 Mg. 
beträgt, ſtebt Hinſichts feiner Ergiebigkeit mit 3 Sgr. pro Mg. unter dem Kreis- 
durchſchnitt, da das 734,61 Mg. umfaſſende Ackerland einen Reinertrag von 
21 Sgr. gewährt; Gärten gibt's 8,67 Mg., Wieſen 166,06 Mg., mit dem aüßerſt 
geringen Ertrage von 14 Sgr., da die mittlere Heüwerbung im Kreiſe 42 Sgr. 
Ertrag gibt; Weiden keine, auch keine Holzung, aber 0,24 Mg. Waſſerſtücke. Mit 
einer Grundſteuer von Thlr. 57. 26. 9 Pf. ſind 900,49 Mg. belegt; ſteüerfrei 
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3,69 Mg. Die letztere Fläche iſt eine Kirchenwurth, welche für 15% Thlr. ver⸗ 
pachtet iſt. Außer dieſem kleinen Grundbeſitz hat die hieſige Kirche kein Vermögen. 
Im Jahre 1866 hatte ihre Kaſſe: Einnahme Thlr. 84. 19. 7 Pf. incl. eines Ge⸗ 
ſchenks vom Patrone und der Colonie Ottendorſ, zuſammen Thlr. 63 24 Sgr. 
betragend, Ausgabe Thlr. 83. 7. 4 Pf., daher Beſtand Thlr. 1. 12. 5 Pſ. — Auf 
dem Gute Kl. L., welches vor dem Jahre 1822 ein Areal von 1674,27 Mg. hatte, haftet 
ein immerwährender Canon von 32 ½ Thlr., wegen des Kapitals von 3250 Thlr., 
welches zur Verbeſſerung deſſelben vom Könige Friedrich II. im Jahre 1782 aus 
dem Meliorationsſonds bewilligt worden iſt. Die neüen Einkünfte, welche aus der 
Verwendung dieſes Kapitals dem Gnte entſpringen ſollten, waren auf einen Betrag 
von Thlr. 209. 5. 5 ¼ Pf. veranſchlagt. Kl. L. iſt immer ein Ritterſitz geweſen, 
und hat, ſo weit Nachrichten zurückreichen, niemals baüerliche Wirthſchaften gehabt. 
Nur die ſchon erwähnte Waſſermühle gehört zum Gute, welche indeſſen feit länger 
als 100 Jahren Eigenthum des Müllers iſt, der an die Gutsherrſchaft Grundgeld 
zahlt. Jetzt wird dieſe Mühle zu Ottendorf gerechnet. Das Gut hat 64 Ein⸗ 
wohner. 

Kl. L., ein Theil von Gr. Sabow und ein Theil von Maskow waren nach 
dem Lehnbriefe vom 12. Januar 1688 alte Lehne der v. Lockſtede oder Lockſtedt, 
welche vor Erlöſchen der Grafen v. Eberſtein und Herren zu Naugard deren After⸗ 
lehnleüte, theilweiſe auch der Borkonen waren. Die Lehne kamen nach dem Tode 
des Commiſſarius Hermann Heinrich v. L. an ſeinen Sohn, den Lieutenant Martin 
Ludwig, und von dieſem an ſeinen Bruder, den Major Adolf Heinrich, welcher 
auch das alte Lockſtedtſche Lehn Hindenburg von ſeinem Oheim Ludwig Chriſtoph 
v. L. erbte und dieſe Güter ſeinen 3 Söhnen und ſeiner einzigen Tochter hinter⸗ 
ließ. Außerdem hinterließ er ſeinen Kindern das im Belgardſchen Kreiſe belegene 
Gut Staudemin. Der Werth aller 5 Güter wurde in der Vafallen⸗Tabelle von 
1756 zu 25.500 Thlr. angenommen. Die Erben ſetzten ſich am 29. Juli 1769 
dahin auseinander, daß Maskow⸗Antheil für 11,000 Thlr. dem Hauptmann Chri⸗ 
ſtoph Heinrich, Hindenburg für 4500 Thlr. dem zweiten Sohne Carl Friedrich und 
Kl. L. nebſt dem Antheile in Gr. Sabow für 4500 Thlr. durchs Loos dem Johann 
Adolf v. Lockſtedt zufiel, welcher auch nach dem Tode ſeines Bruders, des Haupt⸗ 
manns Chriſtoph Heinrich, nicht nur Beſitzer des alten Lockſtedtſchen Lehns in 
Maskow wurde, ſondern auch nach dem, vom Könige am 2. Juli 1778 beſtätigten, 
Tauſchvertrage vom 28. Februar 1778 noch 3 königl. Bauerböfe in Maskow und 
2 königl. Bauerhöfe in Düſterbeck, die zum Amte Naugard gehörten, bekam, und 
dagegen an dieſes Amt den Lockſtedtſchen Theil des Dorfs Gr. Sabow abtrat, die 
2 Bauerhöfe in Düſterbeck aber am 10. April 1778 für 1000 Thlr. erblich dem 
Oberamtmann Gottlob Andreas Waldemann verkaufte. Nach Johann Adolf's v. L. 
Tode kamen die Güter Kl. L. und Maskow zufolge des, mit ſeiner Schweſter Char⸗ 
lotte Eleonore v. L. am 17. Januar 1793 geſchloſſenen Vergleichs an feinen Neffen 
und einzigen Lehnsfolger, den Lieutenant Philipp Friedrich v. L., welcher auch nach 
dem Tode ſeines Vaters Carl Friedrich, als einziger Erbe, das Gut Hindenburg 
bekommen hatte, daſſelbe aber am 20. Januar 1798 für 6875 Thlr. wiederkaüflich 
auf 30 Jahre von Marien 1798 bis Marien 1828 mit königlicher Genehmigung, 
dem Okonomen Chriſtian Friedrich Schmeling, dieſer aber das Gut Hindenburg 
auf ſein Recht am 14. Januar 1803 für 9000 Thlr. dem Hauptmann Friedrich 
Heinrich v. Schmidt überließ. Das Gut Kl. L. wurde von dem Lieutenant Phi⸗ 
lipp Friedrich v. L. am 12. Februar 1796 für 16,900 Thlr. erblich an Carl 
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Friedrich v. d. Oſten, von dieſem am 10. Februar 1797 für 24.250 Thlr. erblich 

an Otto Chriſtoph Heinrich Leberecht v. Borch, von dieſem am 28. November 

1797 für 25.600 Thlr. erblich an Julius Friedrich Wilhelm v. Flemming, und 

von dieſem nach dem Kauf⸗ und Tauſchvertrage vom 9. September 1802 für 

19.000 Thlr. erblich dem Canonicus Heinrich Ernſt Carl Ludwig v. Flemming 
verkauft, der auch im Normaljahre 1804 Beſitzer von Kl. Leiſtikow war, das Gut 
aber im Jahre 1808 an Chriſtian Ludwig Stägemann kaüflich überließ. In der 
neüen Ritterguts⸗Matrikel vom 19. April 1828 fand Auguſt Ludewig Stägemann 
ſeine Stelle als Beſitzer von Kl. L. Ob dieſer mit jenem Eine Perſon oder ein 
Sohn des erſtern fei, ift nicht nachweisbar. Nachfolger im Beſitz war Krauſe ge⸗ 
nannt Laurens, welcher in einem Verzeichniß von 1840 zum erſten Mal auf Kl. 
Leiftifom genannt wurde. Derſelbe ſtarb im Jahre 1845; das Gut feinen Erben 
hinterlaſſend, die in Vermögensverfall geriethen, in Folge deſſen Kl. L. im Jahre 
1853 zur gerichtlichen Subhaſtation gekommen iſt, in der der Lieutenant v. Put⸗ 
kamer es für das meiſte Gebot von 41.000 Thlr. erſtanden hat. 

Die Colonie Ottendorf. Die herrſchaftliche Hoflage von Kl. L. liegt auf 
der linken Seite des Kardeminer Bachs, auf deſſen rechten Seite ſtehen 3 Tage⸗ 
löhnerhaüſer, die zum Gute gehören, nebſt ihren Gärten; 113 Ruthen öſtlich von 
der Hoflage iſt, zu beiden Seiten des Weges nach Piepenburg und Heidebreck nörd⸗ 
lich und ſüdlich die Colonie, welche auf Grund und Boden des Gutes Kl. L. im 
Jahre 1822 von dem damaligen Beſitzer deſſelben, Stägemann, angelegt worden iſt. 
In einer Eingabe vom 6. December 1824 bat der Gründer der Colonie die Königl. 
Regierung es genehmigen zu wollen, daß dem neüen Wohnplatze der Name Otten⸗ 
dorf beigelegt werde, ohne indeß über Lage, Größe und ſonſtige Verhältniſſe dieſer 
Colonie nähere Auskunft zu geben. Dieſe wurde von dem Kreislandrathe v. Kameke 
in den Berichten vom 22. December 1824 und 20. Februar 1825 dahin gegeben — 
1) daß die neüe Colonie einen Flächeninhalt von 525 Mg. Acker und Wieſen und 
197 Mg. Weidegründe überhaupt 722 Mg., welche 26 Coloniſten zu 12½ und 
25 Mg. in Erbpacht hätten und wo die Weidefläche dem Canon nicht unterworfen 
ſei. — 2) Daß die Colonie gegenwärtig 28 Wohnhaüſer und — 3) 145 Seelen 
zähle, nämlich 63 unter 14 Jahre, und 82 darüber alte Perſonen. So 1824 — 25. 
Die Coloniſten hatten ein Schulhaus gebaut, ein Hirtenhaus, und eine Schmiede, 
auch einen Begräbnißplatz angelegt. Der Name Ottendorf iſt von der Königl. 
Regierung durch Amtsblatt⸗Bekanntmachung vom 19. März 1825 genehmigt wor⸗ 
den. Im Jahre 1844 hat die Special⸗Separation der Feldmark Statt gefunden. 
Im Jahre 1855 trug der Beſitzer des Ritterguts Kl. L., v. Putkamer, bei dem 
Landrath v. Bismarck darauf an, es zu veranlaſſen, daß der Colonie O. Corpora⸗ 
tionsrechte verliehen und ſelbige ſo zu einer ſelbſtändigen Gemeinde erhoben werde. 
Da die Colonie nunmehr, 1855, aus 39 Grundbeſitzern beſtand, bei einem Geſammt⸗ 
flächenraum von 752 Mg. 127 Ruth., ſämmtliche Coloniſten auch ihren Verhält⸗ 
niffen nach in guten Umſtänden lebten, ſo hielt der Landrath die Colonie voll⸗ 
kommen befähigt, eine ſelbſtändige Gemeinde zu bilden. Die Coloniſten ſelbſt aber 
ſprachen ſich in einer Verhandlung vom 29. October 1856 gegen das Project aus. 
Bei dem entſchiedenen Widerſpruch der ſämmtlichen betheiligten Coloniſten mußte 
für die Ausſcheidung derſelben aus ihrem bisherigen Verbande mit dem Gute Kl. 
L. und bezw. Bildung einer ſelbſtändigen Gemeinde nach § 1 Al. 4 des Gef. über 
die Landgemeinde⸗Verfaſſung vom 14. April 1856 ein weſentliches öffentliches In⸗ 
tereſſe ſprechen. Ein ſolches iſt im vorliegenden Falle nirgends erwieſen. Viel⸗ 
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mehr ſprechen begründete Zweifel an der demnächſtigen Präſtationsfähigkeit der 
Colonie O. — der Grundbedingung zur Exiſtenz eines ſelbſtändigen Verbandes — 
durchaus für die Beibehaltung des bisherigen Zuſtandes. Denn wenn der Geſammt⸗ 
beſitz der 39 Coloniſten etwa 752 Mg. beträgt, hiernach der des Einzelnen durch⸗ 
ſchnittlich noch nicht 20 Mg. erreicht, ſo iſt, den günſtigen Fall ihrer Schulden⸗ 
freiheit und eines den ländlichen Verhältniſſen entſprechenden Nebenverdienſtes durch 
Tagelohn⸗Arbeiten und Gewerbebetrieb angenommen, die Vermögenslage der Ein⸗ 
zelnen immer nur eine dürftige zu nennen, welche eben ausreicht, ihnen, neben 
Beſtreitung nicht bedeütender und nicht außergewöhnlicher Staats⸗ und Gemeinde⸗ 
laſten den täglichen Lebensunterhalt zu ſichern. Werden jene Laſten, wie es bei 
der Bildung einer ſelbſtändigen Gemeinde mit Sicherheit vorauszuſehen, bedeütend 
vermehrt, ſo iſt nicht zu erkennen, wie dieſelben ohne eine drückende Beläſtigung 
der Pflichtigen, welche gar die Exiſtenz der Einzelnen gefährden kann, beſtritten 
werden ſollen. Offenbar hat von der Ausführung des Projects die Gutsherrſchaft 
in Kl. L. weſentliche Vortheile zu erwarten, inſofern ſie durch das Ausſcheiden der 
Colonie aus dem Communal⸗Verbande eines bedeütenden Antheils an den Laſten 
überhoben wird, inſonderheit bezüglich der Armenpflege, welche erfahrungsmäßig in 
Coloniſten-Ortſchaften ein ungewöhnlich hohes Maaß erreichen. Mit Rückſicht dar⸗ 
auf erſcheint es billig, daß von Seiten der Gutsherrſchaft für den Fall der Ver⸗ 
wirklichung des in Rede ſtehenden Projects wegen des demnächſtigen Übergehens 
eines großen Theils bisher Beiden gemeinſamen Laſten auf die Colonie O. dieſer 
angemeſſene Entſchädigungen angeboten würden, geeignet zugleich die hervorgehobenen 
Bedenken an der Präſtationsfähigkeit der Coloniſten zu beſeitigen und dieſelben 
für das Project bereitwilliger zu ſtimmen. In der Regierungs Verfügung vom 
26. Juni 1857 wurde der Landrath v. Bismarck veranlaßt, die Betheiligten auf 
die angeregten Bedenken aufmerkſam zu machen, und falls in Folge deſſen von 
einer weitern Verfolgung der Angelegenheit abgeſtanden werde, dieſelbe auf ſich 
beruhen zu laſſen. Und alſo iſt es geſchehen. 5 
Während dieſe Verhandlungen ſchwebten, wurde, wie oben erwähnt, in O. 
ein neües Schulhaus gebaut. Patron auch der Schule iſt der Gutsherr von Kl. 
L. Die Frequenz der Schule betrug 1864 aus Kl. L. und O. 29 Knaben, 27 Mädchen 
= 56 Kinder. Des Lehrers Einkommen, zugleich als Küſter bei der Kirche in Kl. L., 
iſt zu 116 Thlr. veranſchlagt. Die Schulkaſſe hatte Thlr. 3. 3. 6 Pf. Beſtand. 
Die Colonie O. bildet in der Grundſteüer⸗Verfaſſung einen eigenen Erhebungs⸗ 
Bezirk, zu dem auch das Mühlenwerk gehört. Im Jahre 1828 zahlte die Mühle 
der Gutsherrſchaft eine jährliche Rente von 41 Thlr., die aber ſchon vor 1842 
durch Kapitalzahlung auf Antrag des Verpflichteten abgelöſt iſt. Den Tabellen des 


F. M. zufolge ſtehen auf 13,28 Mg. Fläche 41 Wohnhaüſer und 2 gewerbl. Geb., 


beſteüert mit 15 Thlr., ſowie 43 ſteüerfreie Gebaüde; nach der ſtatiſtiſchen Auf⸗ 
nahme von 1867 gibts, übereinſtimmend mit den Tabellen des F. M. 41 Wohn: 
gebaüde. Die Feldmark, in welcher bei einer Bevölkerung von 238 Seelen 42 
Beſitzer ſind, hat einen Flächeninhalt von 747,16 Mg. 


wovon 692,54 Mg. mit einer Grundſteüer von Thlr. 34. 4. 8 Pf. behaftet und, 
5,15 Mg. Schulland ſteüerfrei find. Die Tragfähigkeit des Bodens iſt noch geringer 
als im Gutsfelde, da das 579,05 Mg. große Ackerland nur 16 Sgr. Reinertrag 
vom Mg. gewährt; Gärten 0,83 Mg., Wieſen 35,69 Mg., Weiden 82,12 Mg. Der 
jährliche Erbpachtcanon, welcher die Coloniſten der Gutsherrſchaft zu entrichten haben, 
beträgt 525 Thlr. 
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Weil durch Ablöſung der Mühlenpacht bei dem Gute Kl. Leiſtikow eine Werths⸗ 
verringerung eingetreten, ſo war im Jahre 1853 davon die Rede, daſſelbe in der 
Ritterguts⸗Matrikel zu löſchen, zumal die Grundſubſtanz damals nur 802 Mg. be⸗ 
trug. Weil aber ſeit Ablöſung jener Rente viele Jahre verſtrichen waren, und 
noch in demſelben Jahre 1853 von einer benachbarten Feldmark 80 Mg. dem Gute 
zugekauft wurden, ſo iſt von Einleitung des Löſchungs⸗Verfahrens Abſtand genom⸗ 
men worden. Sollte aber ſpäterhin der Ottendorfer Canon von 523 Thlr. etwa 
auch abgelöſt werden, ſo wird, inſofern der Beſitzer des Guts nicht zu einer Er⸗ 
gänzung geneigt ſein ſollte, auf das Löſchungs⸗Verfahren zurückzukommen ſein. 


Ludwigsfrei, Vorwerk des Ritterguts Parlin, 2 Haüſer, 32 Einwohner, 
iſt um die Mitte des 18. Jahrhunderts angelegt worden. Die Entfernung vom 
Hauptgute beträgt / Mln. Das Vorwerk liegt am Aſchbache, der hier durch ein 
tief eingeſchnittenes Thal fließt, an der Klein⸗Wachlinſchen Gränze und unmittelbar 
an der Gränze des Saziger Kreiſes, in einer Gegend, welche der Wolfswinkel ge⸗ 
nannt wird. Einſt führte hier die von Stettin über den Ihnazoll kommende Land⸗ 
ſtraße nach Freienwald, Wangerin und Labes vorüber. 


Lübzin, Rittergut, 4% Min. von Naugard gegen SW., 1½¼ Mle. von 
Golnow in derſelben Richtung, liegt in dem großen weſtlichen Tieflande des Nau⸗ 
garder Kreiſes unmittelbar am Ufer des Dammſchen Sees, enthält 3 Wohnhaüſer, 
für die 2 Thlr. Steüer zu entrichten ſind und 3 ſteüerfreie Gebaüde. Der Flächen⸗ 
inhalt der Gutsfeldmark beträgt . tete. 3713,04 Mg. 
enthaltend 387,96 Mg. Ackerland, deſſen Reinertrag nur 13 Sgr. beträgt, 1,61 Mg. 
Gärten, 1468,13 Mg. Wieſen, die einen Reinertrag von 76 Sgr. vom Mg. gewähren, 
was um 34 Sgr. den Kreisdurchſchnitt überſteigt, 1,52 Mg. Weiden, und 1789,86 
Mg. Holzung, die einen zuſammenhangenden Complex ausmachende Lübziner Forſt, 
welche zu einem Nutzungswerth von 12 Sgr. pro Mg. eingeſchätzt iſt, 4 Sgr. über 
den Mittelwerth der Forſterträge des Kreiſes. Die von 26 Perſonen bewohnten 
Gutsgebaüde ſtehen in — 


Lübzin, dem Pfarrkirchdorfe, welches an fi aus 106 Wohnhaüſern befteht, 
und 1194 Einwohner zählt, mit den zum Gemeindebezirk gehörigen 2 Vorwerken 
und 8 abgeſondert liegenden Etabliſſements aber 150 Wohn⸗ und 5 gewerbl. Ge⸗ 
baüde, für die Thlr. 89, 18 Sgr. Steüer zu erlegen ſind, ſowie 232 ſteüerfreie 
Gebaüde, darunter die der geiſtlichen Inſtitute, enthält. Jene einzeln liegenden 
Wohnplätze ſind die Vorwerke Amalienhof und Heinrichshof, und die Eta⸗ 
bliſſements Damm⸗ und Grashorſt, Hirſchradung, Iben⸗, Krachts- und 
Langenhorſt, Seebudenlake und Theerofen. Guts⸗ und Gemeindebezirk 
zuſammen haben gegen 1700 Einwohner, davon ein Theil, inſonderheit die im 
Dorfe wohnenden der Klaſſe der Seefahrer und der aus 37 Meiſtern beſtehenden 
Fiſcher, und der mit der Fiſcherei zuſammenhangenden Gewerbtreibenden angehört, 
die Mehrzahl aber doch, und zwar 249 Familienhaüpter, die Landwirthſchaft als 
ausſchließliches Gewerbe betreiben. Unter den Einwohnern befinden ſich 24 Katho⸗ 
liken und 10 Juden. Seiner frühern Verfaſſung nach beſtand des Dorf L. aus 
13 Bauer» und 11 Koſſatenhöfen nebſt 22 kleine Eigenthumsſtellen. Nach Anlage 
jener Etabliſſements, deren Einrichtung ſämmtlich den drei erſten Decennien des 
lauſenden Jahrhunderts angehört, und durch fortgeſetzte Cultivirung des urſprüng⸗ 
lichen Bruchlandes iſt die Zahl der Grundbeſitzer auf 249 angewachfen. Die Feld- 


360 Der Naugarder Kreis. 


mark der Gemeinde Lübzin begreife. . 5008,9 Mg., 
davon an Ackerland 1980,55 Mg. mit 18 Sgr. Ertrag, an Gärten 30,52 Mg., an Wieſen 
2516,35 Mg. mit einem Ertrage von 63 Sgr., was 13 Sgr. weniger iſt, als bei 
den Gutswieſen, woraus folgt, daß jene nicht ſo gut kultivirt ſind, als dieſe, an 
Weiden 246,19 Mg., mit 14 Sgr. Ertrag, das Doppelte des Kreisdurchſchnitts, 
Holzung 2,08 Mg. 

Ganz Lübzin, Gut und Gemeinde, iſt 8721,94 Mg. = 0,4 Q. Min. groß; 
davon find 4084,48 Mg., beinahe die Hälfte des Areals, dem Wieſenbau und der 
Heüwerbung gewidmet, welche die Hauptthätigkeit der landwirthſchaftlich beſchäftigten 
Bevölkerung in Anſpruch nehmen und einen lebhaften Waſſerverkehr am Lübziner 
Ladeplatz herbeiführen. Mit einer Grundſteüer von Thlr. 1047. 15. 5 Pf. iſt eine 
Fläche von 8210,76 Mg. behaftet, Gut und Gemeinde zuſammen genommen, ſteüer⸗ 
frei ſind 214,01 Mg. der geiſtlichen Inſtitute, die davon einen Ertrag von 49 Sgr. 
pro Mg. erzielen. Die hieſige Kirche hat ehedem einen größern Pfarrſprengel, wie 
jetzt, es waren zu ihr eingepfarrt die Einwohner des vormaligen Domainen⸗Vor⸗ 
werks Rörchen und der Colonien Gr. und Kl. Sophienthal, Gr. und Kl. Chriſtinen⸗ 
berg, Blankenfeld und Carlshof, und die Kirche zu Bergland, im Randowſchen 
Kreiſe, war ihr Filial. Das iſt jetzt Alles anders, ſeitdem in Eliſenau eine Kirche 
erbaut und dieſe zu einem eigenen Pfarrſyſtem erhoben iſt. Gegenwärtig beſchränkt 
ſich der Pfarrſprengel von Lübzin auf den Guts⸗ und den Gemeindebezirk Lübzin, 
der im S. von der Lanke, der Swartlanke der Urkunden, im O. von den neüen 
Ortſchaften Eliſenau, Kl. und Gr. Sophienthal, der Püttſchen Staats⸗ und der 
Marienwalder Stiftsforſt und auf kurzer Strecke von der Golnowſchen Stadtforſt, 
gegen N. von den neüen Ortſchaften Blankenfeld und Carlshof, und dem Carlshöfer 
Canal, gegen W. aber vom Dammſchen See begränzt iſt. Dieſes Gebiet, inner⸗ 
halb deſſen Louiſenthal als Enklave liegt, das zur Lübziner Kirche eingepfarrt iſt 
(S. 308) hat die Geſtalt eines Paralellogrammes, deſſen kurze Seite von W. 
nach O. 1400, die lange von N. nach S. 1500 Ruthen lang iſt. An dieſer ſüd⸗ 
lichen Seite gränzt Lübzin an den Randowſchen Kreis. Im Dammſchen See 
liegen, unfern des Ufers zwei kleine Werder, die zu Lübzin gehören, und das noͤrd⸗ 
liche Ufer, gegen den Ausfluß des Carlshöfer Canals hin, macht drei, in den 
Dammſchen See vortretende Landſpitzen, Orte genannt, der große und kleine Eich⸗ 
ort und der Mauſe Ort. Schulen gibt es 2, die eine im Dorfe L., die andere im 
Etabliſſement Theerofen. In Lübzin iſt eine Poſtexpedition, die mit Golnow ver⸗ 
kehrt, auch zu Waſſer durch Dampfboot mit Stettin in Verbindung ſteht. 

Lübzin, deſſen Name anſcheinend in dem ſlawiſchen Worte „Ijub“, d. h. 
Rand, weil am Rande des Waſſers gelegen, wurzelt, wurde vom Herzoge Otto im 
Jahre 1303 dem Johann Wuſſow zu Lehn gegeben, der für ſein Geſchlecht einen 
Altar mit eigener Kapelle in der St. Jakobi⸗Kirche zu Stettin geſtiftet und dea⸗ 
ſelben mit beträchtlichen Einkünften aus ſeinen Gütern Krekow, Geſow, Reinken⸗ 
dorf und ſeinen auf der Garzer Stadtfeldmark gelegenen Hufen ausgeſtattet hatte, 
wozu Herzog Bogiflaw IV. 1294, der Prior Albertus 1296 und Herzog Otto 1300 
die Confirmation ertheilte. Bereits 1284 waren die Wuſſowen vom Herzoge Bo⸗ 
giſlaw mit dem Schulzengerichte zu Stettin belehnt; daher der Name der Schulzen⸗ 
ſtraße in Stettin, in der ſie ein Haus beſaßen. Wann ſie mit dem Erbmund⸗ 
ſchenkenamt im Herzogthum Stettin belehnt worden, iſt zur Zeit nicht ermittelt, 
1378 war aber Heinrich Wuſſow ſchon im Beſitz deſſelben, und ſeine Nachkommen 
wurden zu verſchiedenen Zeiten damit belehnt, wie dies u. a. dem Philipp W. 


non 
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1445 geſchah (L. B. II. Th. Bd. II., 1590). 1594 wurden des Adam W. Güter 
eingezogen, weil er ſich geweigert hatte, dem Herzoge Johann Friedrich zu huldi⸗ 
gen. Es waren nämlich wegen der Wuſſowſchen Beſitzungen zwiſchen der Stettin⸗ 
ſchen und der Wolgaſtſchen Regierung Streitigkeiten über die Lehnshoheit entſtan⸗ 
den, und da es dem Adam W. von Letzterer unterſagt worden war, dem Stettiner 
Herzoge zu buldigen, ließ dieſer die Güter und das Stettiner Schultheißengericht 
einziehen, ſchaffte den Unterſchulzen aus dem Geſchlecht der Wuſſow ab, zugleich in 
ſeinem Namen einen andern einſetzend, ließ an das alte Schulzengericht zu Lübzin 
den Greif anſchlagen und die Unterthanen in Eid und Pflicht nehmen. Nach viel⸗ 
fachen, und nachdem mehrere Jahre deshalb beim Reichskammergericht zu Speyer 
Klage geführt war, wurde durch einen Vergleich 1604 Adam W. wieder in Lübzin 
eingewieſen. Zu Ende des 17. Jahrhunderts waren, außer den Wuſſow, auch die 
Schnelle in Lübzin Erbſaſſen Es ergibt ſich dies aus einem Gränzregulirungs⸗ 
Receß zwiſchen dem Gute L. und der Stadt Damm, welcher im Jahre 1691 abge⸗ 
ſchloſſen wurde. Die damaligen Beſitzer von L. waren Adam Moritz v. Wuſſow 
und Caspar v. Schnell. Wann Letzterer, oder ſeine Nachkommen aus dem Mit⸗ 
beſitz von L. ausgeſchieden, hat ſich nicht ermitteln laſſen. Dieſes alte Wuſſowſche 
Lehn wurde zwar von einem ungenannten Bruder des Hauptmanns Curt Heinrich 
v. W. an den Domainenfiskus, vertreten durch die Pommerſche Kriegs⸗ und Do⸗ 
mainenkammer, für 14.000 Thlr. verkauft, mußte jedoch von demſelben, nach er⸗ 
folgter Wiedererſtattung des Kaufpreiſes, am 16. Januar 1744, nach den ergan⸗ 
genen Rechtsſprüchen, den 3 minderjährigen Söhnen des Hauptmanns Carl Hein⸗ 
rich v. W., nämlich: Curt Heinrich, Philipp Otto Ludwig und Friedrich Wilhelm 
v. W. wieder abgetreten werden. Es entſpannen ſich indeſſen nach der Übergabe 
des Guts an die Vormünder der W. ſchen Erben, Lieutenant Georg Wilhelm 
v. Sydow und Carl Friedrich v. Flemming, zwiſchen dieſen mit dem Domainen⸗ 
Fiskus mehrere Diſſerenzen, zu denen u. a. Irrungen wegen der Gränze zwiſchen 
L. und dem Amtsvorwerke Rörchen gehören, welche durch den Vergleich vom 
11. November 1746, beſtätigt den 14. Auguſt 1747 von der Pommerſchen Kriegs⸗ 
und Domainen⸗Kammer, und den 16. November 1747 vom Könige Friedrich ſelbſt, 
beigelegt wurden. Die Wuſſow'ſchen Minorennen hatten eine Forderung von 
495 Thlr. geltend gemacht, wogegen ſie dem Amte Friedrichswald 455 Thlr. zu 
erſtatten hatten. Fiskus zahlte ihnen demgemäß noch 40 Thlr. heraus. Die Ver⸗ 
maalung der zwiſchen L. und Rörchen regulirten Gränze fand ſodann im Jahre 
1748 Statt. Was aber die von den W. ſchen Minorennen zurück gewährten Kauf⸗ 
gelder für L. betrifft, ſo wurden dieſelben auf Befehl des Königs mit 10,000 Thlr. 
zum Bau der Hafenanlage an der Swine, und mit 4000 Thlr. zum Finow⸗Kanal⸗ 
Bau verwendet. Den drei oben genannten Brüdern v. W., bezw. deren Vor⸗ 
mündern, wurde auch ein Theil dieſes Guts, welcher in 2 Bauerhöfen und dem 
Aten Theil der Holzung beſtand, durch erbliche Veraüßerung aber davon abgekom⸗ 
men, und nach dem Lehnbriefe vom 28. Auguſt 1702 dem Commiſſarius Georg 
Wilhelm v. Petersdorf zum Lehn ertheilt worden war, von deſſen Erben, Henning 
Chriſtian v. P., am 5. October 1744 für 1400 Thlr. erblich verkauft und nach 
dem Lehnbriefe vom 29. März 1746 wieder zu Lehn gegeben. Nach dem Thei⸗ 
lungsvergleiche der oben genannten 3 Brüder v. W. vom 17. Juni 1749 fiel das 
Gut, nach der Taxe zu 6 Pret. für 19.700 Thlr., dem älteſten, dem Erblandmund⸗ 
ſchenk Curt Heinrich v. W. zu. Da es mit dieſem und ſeinem Bruder Philipp Otto 
Ludwig v. W. auf dem Fall ſtand, wurde die Anwartſchaft auf die ſämmtlichen 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. v. 46 
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Wuſſow⸗Lehne, als Kurow, Güſtow, Pargow, Staffeld und Lübzin, durch den 
Cabinetsbefehl vom 17. Januar 1766 dem Oberſten Carl Ludwig v. Ingersleben, 
hiernächſt aber von dem König⸗Herzoge Friedrich Wilhelm II., nachdem die von 
Friedrich II. ertheilte Anwartſchaft auf die Wuſſow'ſchen Lehne durch die allgemeine 
Aufhebung der Anwartungen erloſchen war, durch den Cabinetserlaß und das Ne 
ſcript vom 12. und 14. April 1788 dem Lieutenant beim erſten Bataillon Garde 
Michael Ernſt v. Schwichow und deſſen Lehnsnachkommenſchaft, nach deren Abgange 
aber deſſen Brüdern, dem Lieutenant Johann Friedrich und Auguſt Wilhelm v. 
Schw., und deren Lehnsnachkommenſchaft, die Lehnsanwartſchaft auf das Gut Lübzin 
ertheilt. Nachdem aber daſſelbe nach dem Tode des Erblandmundſchenks Carl 
Heinrich v. W. ſeinem einzigen Bruder und Lehnsfolger, dem Landſchaftsdeputirten 
Philipp Otto Ludwig, zugefallen war, wurde daſſelbe in dem von ihm wider den 
Fiskus geführten Rechtsſtreite, durch die Erkenntniſſe vom 25. November 1793, 
1. December 1794 und 1. April 1795, mit Aufhebung der den Gebrüdern v. 
Schwichow darauf ertheilten Anwartſchaft, rechtskräftig für ein Erb⸗ und Allodial⸗ 
gut erklärt und von ihm am 15. Oetober 1795 für 114.500 Thlr. erblich dem 
Julius Friedrich Wilhelm v. Flemming, von dieſem am 22. März 1797 für 
150.000 Thlr. und 100 Stück Friedrichsd'or an Schlüſſelgeld erblich dem Haupt⸗ 
mann Albrecht Ferdinand v. Kurowsky, von dieſem am 19. Auguſt 1802 für 
152.000 Thlr. erblich ſeinem Sohne, dem Hauptmann Ludwig Wilhelm Daniel 
Theodor v. K., und von dieſem am 28. Januar 1804 incl. des Inventariums für 
180.000 Thlr. und 100 Stück Friedrichsd'or an Schlüſſelgeld erblich der Wittwe 
des Erblandmundſchenks v. Wuſſow, Amalia Anna Margaretha Eliſabeth geb. Broemſe, 
von dieſer endlich am 15. October 1805 für 200.000 Thlr. dem vom Könige Friedrich 
Wilhelm III. nobilitirten, geheimen Oberfinanzrathe Auguſt Heinrich v. Borgſtede 
verkauft, in deſſen Familie das Gut geblieben iſt, jetzt in der dritten Generation. 
Der Geh. Oberfinanzrath v. B. hatte am 7. Juli 1824 ſeinen Sohn Carl Friedrich 
Auguſt, und dieſer im Jahre 1837 ſeinen Sohn, den jetzigen Beſitzer, deſſen Vor⸗ 
namen nicht angegeben ſind, zum Nachfolger. Während der Beſitzzeit der beiden 
erſten Borgſtede find die oben genannten acht Etabliſſements auf der Feldmark 
angelegt; die beiden Vorwerke ſtammen aus der Wuſſowſchen Zeit. 


Lütkenhagen, altes Petersdorfſches Lehn⸗Rittergut, mit Kirche, Filial 
von Speck, 3¼ Mle. von Naugard gegen SW., 1 Mle. von Golnow gegen SSD. 
und / Min. vom Gute Großenhagen gegen WzN. entfernt, enthält 14 Wohn⸗ und 
1 gewerbl. Geb, beſteüert mit Thlr. 5. 6 Sgr., und 5 ſteüerfreie Gebaüde. Die 
Feldgrk begreift „ t sun unge SE e e e 2079,47 Mg. 
und beſteht aus 1429,13 Mg. Ackerland mit 31 Sgr. Ertrag, 4,92 Mg. Gartenland, 
227,63 Mg. Wieſen, 220,99 Mg. Weiden, 337,98 Mg. Holzung, 1,92 Mg. Waſſer⸗ 
ſtücke. Verſteüert werden 2018,05 Mg. mit Thlr. 157. 11. 2 Pf., ſteüerfrei find 
4,52 Mg., welche die Gutsherrſchaft der Schule zugelegt hat. Die zum Gutsbezirke 
gehörige Waſſermühle liegt auf halbem Wege nach Stevenhagen, dem Stargarder 
Eigen thumsdorf. Nicht im örtlichen Zuſammenhange mit dem Gute liegt — 5 


Lütkenhagen, Neü⸗, Dorf; es iſt in Folge der Regulirung und der Sepa⸗ 
ration an Stelle der alten Dorflage, zu der 4 Bauer⸗ und 4 Koſſatenhöfe gehörten, 
400 Ruthen SO. vom Gute in zerſtreüt liegenden Hofſtellen angelegt worden. Es 
beſteht aus 10 Grundbeſitzern in 9 Wohnhauſern, beſteüert mit Thlr. 7. 6 Sgr., 
und 19 ſteüerfreien Gebaüden, darunter das Schulhaus. Gut und Dorf zuſammen 
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haben 230 Einw. Die Feldmark hat einen Flächeninhalt zwar nur von 476,89 Mg. 
ſie iſt aber die abſolut fruchtbarſte des Naugarder Kreiſes, denn das Ackerfeld von 
409,65 Mg. gewährt einen Reinertrag von 45 Sgr. pro Mg., ein Ertrag welcher 
von keiner andern Feldmark erreicht wird. Somit bildet dieſes baüerliche Acker⸗ 
feld mit dem Gutsfelde des anſtoßenden Dorfs Großenhagen gleichſam eine Oaſe, 
die ringsum von minder ergiebigen Gemarkungen eingeſchloſſen iſt. An Gärten 
hat das Dorf 4,72 Mg., an Wieſen 37,77 Mg., an Weiden 2,86 Mg., an Holzung 
1,34 Mg., an Waſſerſtücken 2,76 Mg. 

Das alte Petersdorfſche Lehn L. beſtand im vorigen Jahrhundert aus 2 An⸗ 
theilen. L. a hatte 1 Ackerwerk, 2 Bauern und 1 Koſſaten; L. b 1 Ackerwerk, 
2 Bauern und 3 Koſſaten. L a wurde von dem Lieutenant Jakob Ernſt v. Peters⸗ 
dorf am 23. März 1736 für 7500 Thlr. auf 20 Jahre dem Johann Chriſtoph 
Holzendorf verpfändet und von demſelben am 5. October 1763 für 7800 Thlr. 
von dem Major Curt Friedrich v. P., als dem nächſten Lehnsfolger, eingelöſt, nach 
deſſen Tode es ſeinem Sohne dem Kammer⸗Referendarius, nachmaligen Kriegs⸗, 
auch Landrathe Geor ge Chriſtian Friedrich v. P. zufolge des mehrerwähnten, am 
20. Januar 1795 mit ſeiner Mutter und ſeinen Geſchwiſtern geſchloſſenen Erbreceſſes zufiel. 
Der Preis, ſür den er dieſen Gutstheil annahm, war zu 4290 Thlr. 14 Gr. ver⸗ 
glichen worden. L. b kam nach Ableben des Friedrich Wilhelm v. P. an feine 
Söhne Otto Erdmann und Henning Chriſtian, und nach dem Vergleich derſelben 
vom 25. October 1738 an den erſten allein, deſſen nachgelaſſene Söhne, der Gerichts⸗ 
aſſeſſor Friedrich Wilhelm Erdmann Moritz und George Ludwig Henning Chriſtian 
v. P. ſich am 15. December 1762 alſo verglichen, daß L. b für 5250 Thlr. dem 
erſten, als dem älteſten Sohne, zufiel. Dieſer verkaufte es am 6. Mai 1798 erblich 
für 5304 Thlr. 18 Gr. 7½ Pf. und mit Vorbehalt gewiſſer lebenslänglicher Geld⸗ 
hebungen dem Kriegsrathe George Chriſtian Friedrich v. P., welcher alſo Beſitzer 
des ganzen Guts L. für den Preis von 9595 Thlr. 8 Gr. 7% Pf. geworden war. 
Wie Großenhagen hat er es bis 1841 beſeſſen, in welchem Jahre er beide Güter 
ſeinem andern Sohne Hermann Curt v. P. übergeben, welcher nach ſeinem 1844 
erfolgten Ableben ſeinen Sohn, den Lientenant Curt v. P., jedoch in Folge Erb⸗ 
regulirungs⸗Receſſes erſt 1860 als titulirter Beſitzer, zum Nachfolger gehabt hat. 


Maskow, früher Lockſtedt'ſches Lehn⸗Ritterg ut, / Min. von Naugard 
rechts von der Stettin⸗Danziger Staatsſtraße zwiſchen derſelben und dem Zampelfluſſe, 
welcher die Feldmark begränzt, enthält 11 Wohnhaüſer, mit 9 Thlr. beſteüert, und 
15 ſteüerfreie Gebaüde. Die Feldmark enthält. 2436,67 Mg. 
mit Einſchluß einer Fläche von 555 Mg., welche von einem Vorwerke aus be⸗ 
wirthſchaftet wird. Daſſelbe iſt im Jahre 1841 mit 2 Feüerſtellen angelegt, hat 
aber einen beſondern Namen nicht erhalten. Einer Grundſteüer von Thlr. 176. 
20 Sgr. ſind 2389,03 Mg. unterworfen. Ackerland 1436,79 Mg. mit 27 Sgr. 
Ertrag, 3 Sgr. über dem Kreisdurchſchnitt, Gärten 10,55 Mg., Wieſen 234,94 Mg., 
Weiden 102,41 Mg., Holzung 514,34 Morgen. 


Maskow, Kirchdorf, mit Filial von Groß⸗Sabow, beſteht aus 9 Bauer⸗ 
höfen und 1 Halbbauerhofe, 12 Grundbeſitzern in der Feldmark, 8 Wohnhaüſern, 
auf denen Thlr. 7. 16 Sgr. Steüer haftet, und 14 ſteüerfreie Gebaüde. In 
eee, e snsngakahn 6a aeg 
großen Feldmark find 559,89 Mg. mit Thlr. 41,25 Sgr. beſteüert, und 38,76 Mg. 
Kirchen⸗ und Schulland: unbefteitert. Ackerland 455,19 Mg. mit einem Ertrage 
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von 22 Sgr., kein Gartenland, 56,01 Mg. Wieſen, 87,45 Mg. Weiden, keine Hol⸗ 
zung. Gut und Dorf haben 165, das abgeſondert liegende Vorwerk 23 Einwohner. 
Die Kirche, deren Patron der Gutsherr iſt, beſitzt 19 Mg. 3 Ruth. Ackerland, für 
29%, Thlr. und 12 Mg. 153 Ruth. Wieſen für 39 Thlr. verzeitpachtet; an Kapital 
100 Thlr. Pfandbrieſ und Thlr. 110. 23. 10 Pf. in der Kreisſparkaſſe mit Zu⸗ 
ſchreibung der Zinſeszinſen vom Kapital. Die Kirchenkaſſe hatte 1866 Einnahme | 
Thlr. 135. 22. 4 Pf., Ausgabe Thlr. 115. 20. 3 Pf., Beſtand Thlr. 20. 2. 1 Pf., | 
bezw. zur Erhöhung des Kapitalvermögens. Die Schule hat 12 Knaben, 17 Mäd⸗ 

chen = 29 Kinder zur Frequenz. Der Lehrer iſt zugleich Küſter, ſein Einkommen 

auſ 101 Thlr. eingeſchätzt. Die Schulkaſſe hat einen kleinen Beſtand. In den h 
Schulen der Parodie Groß⸗Sabow wird nicht geturnt. 

Mit Hinſicht auf Beſitzveränderungen iſt auf den Artikel Klein⸗Leiſtikow zu 
verweiſen (S 356, 357). Nachdem er dieſes Gut verkauft und Hindenburg verpfändet 
hatte, befand ſich der Lieutenant Philipp Friedrich v. Lockſtedt noch im Beſitz von 
Maskow auch im Normaljahre 1804. Er war aber aus dem Leben geſchieden, als 
die neüe Matrikel vom 19. April 1828 aufgeſtellt wurde, in welcher ſeine Erben 
ihre Stelle fanden. Von dieſen übernahm Ferdinand v. L. das Gut am 11. Fe⸗ 
bruar 1835, veraüßerte es aber auf Wiederkauf noch in demſelben Jahre an ſeinen 
Pächter, den Okonomen Carl Friedrich Bütow, der es 1843 ſeinem Sohne Johann 
Friedrich Bütow überlaſſen hat. 


Matzdorf, Flemming ſches Lehn⸗Ritter gut mit Kirche, Filia von Schön⸗ 
hagen, 2 Mln. von Naugard gegen SW., 1 Mle. von Maſſow gegen NNW., 
1½ Mle. von Golnow gegen O. und 1ĩ8 Min. von Baſentin gegen SSO., eine 
der drei Stammburgen des Geſchlechts. Wälle und Gräben ſind noch heüte vor⸗ 
handen und auſ den alten Grundmauern der Burg ſteht jetzt das Herrenhaus. Im 
Anfange des letzten Decenniums des 18. Jahrhunderts wurde die gewölbte Zug⸗ 
brücke abgebrochen: man fand in dem Gewölbe eine Urne, eiſerne Sporen und 
andere Zeichen eines Kriegers. Dieſe Burg war übrigens keine urſprünglich Flem⸗ 
mingſche; ſie wurde von der Familie Wilſen beſeſſen, deren Erbtochter die Burg 
und deren Zubehör in Matzdorf, Schönhagen, Burow und Speck an die Flem⸗ 
minge durch Heirath am Ende des 14. Jahrhunderts brachte; aus dieſen Urſachen 
nannten ſich die Flemminge auch nie in den alten Urkunden Schloßgeſeſſene auf 
Matzdorf, ſondern ſtets auf Böck und Martentin. Die Burg hatte eine reizende 
Lage am Nordende des bis Korkenhagen ſich erſtreckenden Pogrim⸗See's, eine Lage 
am Abfluß der Stepenitz, welche noch jetzt zu den ſchönſten im Kreiſe gehört, Vordem be⸗ 
ſtand bei dem Gute M. ein Dorf von 5 baüerlichen Nahrungen nebſt einer Waſſer⸗ 
mühle auf der Stepenitz. In Folge der Regelung der gutsherrlichen und baüer⸗ 
lichen Verhältniſſe ſind die 5 Wirthe im Jahre 1823 auf der augränzenden Feld⸗ 
mark Burow abgebaut und die dazu gehörig geweſenen Ländereien mit der Guts⸗ 
feldmark vereinigt worden, eben fo iſt die Mühle nicht mehr vorhanden; Pertinenz 
von M. iſt jetzt noch der Dolgenkrug, ½ Mle. öſtlich vom Gute an der Land⸗ 
ſtraße von Maſſow nach Naugard. Früher gehörte M. zum Flemmiungſchen Kreiſe, 
und zwar feinem größten Theile nach, 2 Bauerhöſe jedoch wurden zum Saziger 
Kreiſe gerechnet und hatten die Steüern von 1 0 Landhufen an bie Saziger 
Kreiskaſſe zu entrichten. Matzdorſ, — wol eine Abkürzung von Matthiasdorf, 
daher auch als deütſche Anſiedlung anzuſprechen — gränzt mit feiner Feldmark 
an die Stadtſeldmark Maſſow und an die Gemarkungen der Güter und Dörfer 
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Neüendorf, Korkenhagen, Speck, Burow, Schönhagen, Pflugrade und Fredeheide. 
Das Gebiet umfaßt beinahe 0,31 Q.⸗Mln., oder in Flächenmaaß . 6674,83 Mg. 
Davon find 1652,02 Mg. Ackerland, mit einem Reinertrage von 22 Sgr., daher 
der Boden Hinſichts ſeiner Ergiebigkeit zu dem des Kreisdurchſchnitts bis auf 2 Sgr. 
pro Mg. gehört, Gärten 5,82 Mg., Wieſen 497,28 Mg., Ertrag 24 Sgr. oder 
18 Sgr. unter der mittlern Kreis⸗Heüwerbung, Weiden 271,75 Mg., Waldung 
3898,61 Mg. mit Eichen⸗, Buchen ⸗ und Kiefernbeſtand von ſo guter Beſchaffenheit, 
daß der Ertrag pro Mg. 12 Sgr. beträgt, was den Ertrag der Staatsforſten des 
Naugarder Kreiſes mit 4 Sgr. übertrifft; ſie werden von einem eigenen Gutsförſter 
ö bewirthſchaftet; Fiſchgewäſſer oder Waſſerſtücke 231,01 Mg., beſtehend aus dem 
Pogrim⸗See, dem Dolgen⸗See beim Dolgenkrug, dem kleinen Marien⸗See, im 
Volksmunde Margen⸗See genannt, und dem Wangeritzſchen See, welcher dem Namen 
nach zu urtheilen in früherer Zeit zum Gute Wangeritz gehört haben muß. Einer 
Grundſteüer von Thlr. 310. 5. 9 Pf. iſt eine Fläche von 6537,66 Mg. unterwor⸗ 
fen. Steüerfrei ſind 18,85 Mg. der geiſtlichen Inſtitute. Ertraglos ſind 90,48 Mg. 
und auf einer Fläche von 27,83 Mg. ſtehen 14 Wohnhaüſer, inel. Dolgenkrug, die 
mit Thlr. 7. 8 Sgr. beſteüert ſind, und 20 ſteüerfreie Gebaüde, darunter Kirche 
und Küſterſchulhaus. Nach der ſtatiſtiſchen Tabelle von 1867 hat das Gut M. 
exel. Dolgenkrug, 15 Wohnhaüſer und eine Bevölkerung von 157 Seelen. — M. 
iſt, wie oben geſagt, ſeit Ende des 14. Jahrhunderts, mithin feit einem halben 
Jahrtauſend, Beſitzthum des Flemming'ſchen Geſchlechts, und, mit einer einzigen 
Ausnahme, ſo viel man weiß, nie aus ſeinen Händen gekommen. Die gedachte 
Ausnahme fand im vorigen Jahrhundert Statt zur Beſitzzeit der minderjährigen 
Brüder Franz Bernd Johann Sigismund und Julius Friedrich Wilhelm v. Fl., 
deren Mutter und ihr Vormund, der Hofgerichtsrath Wilhelm Heinrich v. Mellin das 
Gut M., nebſt Antheil in Burow, am 28. Februar 1763 wiederkaüflich auf 30 Jahre 
für 27.000 Thlr., dem Hauptmann Georg Wilhelm v. Witten verkauften, deſſen 
Wittwe, die nachmals verehelichte v. Grell, beide Güter am 6. März 1772 für 
24.000 Thlr. dem nun majorenn gewordenen Erblandmarſchall Franz Bernd Johann 
Sigismund v. Flemming wieder abtrat. Derſelbe war auch im Normaljahre 1804 
Beſitzer von M. Gegenwärtiger Beſitzer iſt, ſeit 1835, Franz Wilhelm Carl v. 
Fl., Landſchafts⸗Deputirter, Erblandmarſchall in Hinterpommern, Mitglied des 
Herrenhauſes durch Königliches Vertrauen, auf Baſentin, im Kaminer Kreiſe (L.⸗B. 
II. Th. Bd. VI., 354). Wegen des Dolgenkrugs ꝛc. ſ. S. 332, 333. 


Meinten, Kreistagsfähiges Gut, ½ Mle. von Naugard gegen N., mit dem 
Amtsdorfe dieſes Namens in örtlichem Zuſammenhange und im Gemeinde⸗Ver⸗ 
bande, war ein Domainen⸗Vorwerk, welches im Jahre 1813 an den frühern Pächter 
Adam Friedrich Heller, laut Confirmation der Königl. Immediat⸗Commiſſion zur 
Veraüßerung der Staatsgüter vom 18. November 1813 und vom 13. Juni 1814, 
und laut Kaufcontracts vom 15. Februar 1813 für 14.020 Thlr., exel. Inven⸗ 
tarienſtücke, welche mit Thlr. 141. 17. 5 Pf. in Rechnung kamen, mit allen Rechten 
und Reſervaten wie bei den übrigen Vorwerken zum vollen Eigenthum verkauft 
wurde. Die Dienſte der 7 Bauern in Minten waren dem Kaüfer bis zur Dienſt⸗ 
ablöfung derſelben in Zeitpacht gegeben, wofür er Thlr. 110. 7. 6 Pf. jährlich 
entrichtete. Die Dienſtaufhebung dieſer Wirthe iſt bereits im Jahre 1817 erfolgt, 
daher dieſe Pacht von da an weggefallen und der Beſitzer von M. auf ſein Ge⸗ 
ſinde und auf Tagelöhner⸗Arbeit angewieſen iſt. Auch war der Beſitzer des ehemaligen 
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Vorwerks nach dem Kaufcontract berechtigt, Bau- und Burgdienſte gegen Erlegung 
von 5 Sgr. für den Geſpanndienſt, und 2½ Sgr. für den Handdienſt pro Tag jo 
lange in Anſpruch zu nehmen, bis dieſe Berechtigung von Seiten der Königl. Re⸗ 
gierung gekündigt ward. Die Gutsfeldmark enthält. 771,24 Mg. 
Davon ſind 544,99 Mg. Ackerland, mit einem Reinertrage von 25 Sgr. pro Mg., 
der um 5 Sgr. niedriger iſt, als der Ertrag der baüerlichen Feldmark von M., 
keine Gärten, 65,32 Mg. Wieſen, 112,35 Mg. Weiden, 19,87 Mg. Holzung und 
13,82 Mg. Waſſerſtücke, beſtehend in dem Kleinen See bei M. Der Grundſteüer 
unterworfen ſind 756,35 Mg.; Ertraglos 10,74 Mg., Hof⸗ und Bauſtellen 4,15 Mg. 
Darauf ſtehen 3 Wohn- und 3 Wirthſchaftsgebaüde. Das Gut hat zu erlegen an 
Grundſteüer Thlr. 51. 10. 2 Pf. und an Gebaüdeſteüer Thlr. 2. 18 Sgr. Wegen 
Einwohnerzahl, Communal⸗, Kirchen⸗ und Schulverhältniſſe ſ. den Artikel Minten 
unter den Dörfern des Amts Naugard. Die Polizei⸗Angelegenheiten auch des 
Gutes M. werden von dem Domainen⸗Rentamte Naugard verwaltet. Adam 
Friedrich Heller wurde als Beſitzer des Guts auch in die vom Staatsminiſterium 
unterm 7. Juni 1842 vollzogene, revidirte Nachweiſung der Güter, denen die Kreis⸗ 
ſtandſchaft durch den Kaufvertrag zugeſichert worden iſt, aufgenommen, obſchon das 
Gut bereits im Jahre 1840 an ſeinen Schwiegerſohn Wilhelm Stege abgetreten 
war. Derſelbe hat es bis 1862 beſeſſen, in welchem Jahre es an Berg, den gegen⸗ 
wärtigen Beſitzer, übergegangen iſt. 


Neüendorf bei Naugard, Kreistagsfähiges Gut, ¼ Min. von Naugard 
gegen NW., an einem kleinen Fließ, welches den Schwarzow⸗See gleich 
unterhalb des Gutes in die Stepenitz ableitet, iſt gleichfalls ein Vorwerk 
des Domainenamts Naugard geweſen, welches bereits 1812 von der Staats⸗Regie⸗ 
rung veraüßert wurde. Es umſaßte urſprünglich nur 297 Mg. 32 Ruth., hatte 
früher keine, zur Zeit des Verkaufs aber die Dienſte von 6 Bauern und 2 Koſſäten 
aus Rothenfier und 2 Tage auf Karziger Felde und 1 Tag auf Strelowhagenſcher 
Feldmark, die übrigen Tage aber auf den Vorwerkskämpen und im angränzenden 
Buttelin, d. i. im Rothenfierſchen Forſtrevier, die Abtrift mit den Schafen. Dem 
Kaüfer waren beim Verkauf des Vorwerks, mit 714 Mg. Areal, laut Contract vom 
9. Februar 1812 alle diejenigen Rechte zugeſtanden, welche Kaufbedingungen beim 
Verkauf der übrigen Vorwerke bildeten, mit Einſchluß der Reſervate des fiskaliſchen 
Verkaüfers, auch waren ihm die Dienſte der Wirthe aus Rothenfier in Zeitpacht 
überlaſſen, welche ihm aber gekündigt wurde, als nicht lange nachher die Bauern 
dienſtfrei geworden waren. Die Berechtigung zu Bau- und Burgdienſten gegen 
Entgeld war dem Kaüfer nicht zugeſichert. Bei dem Gute befinden ſich 2 doppelte 
Büdnerſtellen, welche nach dem Meliorationsplane von 1776 aus dem dafür be⸗ 
ſtimmten Fonds errichtet worden ſind. Jeder dieſer 4 Büdnerſtellen iſt eine Fläche 
von 3 Mg. ehemaligen Forſtgrundes beigelegt, und jede Stelle zahlt 5 Thlr Grund⸗ 
geld an die Domainen⸗Rentamtskaſſe Naugard. Die Beſitzer haben die Berechti⸗ 
gung auf Raff⸗ und Leſeholz in der Forſt gegen Erlegung des üblichen Brennzinſes. 
Das Beſitzdokument datirt vom 2. und 6. Mai 1805. Früher gehörten dieſe Büd⸗ 
nereien zum Communal⸗Verband von Damerow, jetzt bilden ſie mit dent Gute 
N. eine eigene Gemeinde, welche bei einer Bevölkerung von 62 Seelen aus 3 
Beſitzern, dem Gutsherrn und 2 Büdnern beſteht und 6 Wohn⸗ und 5 Wirthſchafts⸗ 
gebaüde enthält. Ihre Feldmark begreift: 817,02 Mg., 
nämlich 454,78 Mg. Ackerland, mit 21 Sgr. Ertrag pro Mg., 1,37 Mg. Garten⸗ 
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land, 142,97 Mg. Wieſen, 107,14 Mg. Weiden, 89,31 Mg. Holzung. 796,07 Mg. 
ſind beſteüert; ertraglos ſind 14,72 Mg., Hof- und Bauſtellen 6,23 Mg. An 
Grundſteüer find Tblr. 51. 3. 2 Pf. und an Gebaüdeſteüer Thlr. 3. 8 Sgr. zu 
entrichten. N. iſt nach Karzig eingepfarrt und eingeſchult. Die Ortspolizei ver⸗ 
waltet nicht der Gutsherr von N., ſondern das Domainen⸗Rentamt Naugard. Wer 
im Jahre 1812 Erwerber von N. geweſen, läßt ſich actenmäßig nicht ermitteln. 
Im Jahre 1828, als der fünfte Kreistag unterm 20. Februar die Nachweiſung der 
Kreistagsberechtigten ehemaligen Domainengüter vollzog, ſand Bogiſlaw Bartelt als 
Beſitzer von N. ſeine Stelle in dieſer Nachweiſung. Bald darauf aber iſt in dem, 
vom Staatsminiſterium unterm 6. Mai 1828 vollzogenen Verzeichniß derſelben 
Güter der Mühlenmeiſter Ziemann als Beſitzer von N. genannt. Derſelbe ſteht 
auch noch in dem revidirten Verzeichniß vom 7. Juni 1842. Zwei Jahre ſpäter 
iſt, laut Bericht vom 19. Juli 1844, Ludwig Bartelt Beſitzer von N., und zufolge 
der Veränderungs⸗Nachweiſung vom 23. December 1859, iſt es Rickmann, wie noch 
heüte 1869. 1511 


Neühof, Kreistagsfähiges Gut, 700 Ruthen von Naugard gegen SW. 
links an der großen Staatsſtraße über Wolchow, 250 Ruthen entfernt, nach Golnow 
und Stettin, einzeln liegend im freien Felde. Dieſes ehemalige ritterfreie Vorwerk 
des Domainenamts Naugard von urſprünglich 329 Mg. 100 Ruth. Umfang beſteht 
in ſeinem gegenwärtigen Zuſtande aus 4 Wohn- und 4 Wirthſchaftsgebaüden auf 
einer Fläche von 2,6 Mg. Die Feldmark, deren Boden zur mittlern Ergiebigkeit 
des Krriſes gehört, begreift einen Flächeninhalt von 707,15 Mg., 
wovon 695,94 Mg. ſteüerpflichtig ſind; Ackerland 564,44 Mg., mit 24 Sgr. Rein⸗ 
ertrag vom Mg., Gartenland 2,97 Mg., Wieſen 55,52 Mg., Weiden 73,11 Mg., 
kein Holz, u.]. w. Grundſteüer Thlr. 52. 8. 7 Pf., Gebaüdeſteüer Thlr. 5. 16 Sgr. 
Das Gut iſt durch die Filialkirche zu Wolchow nach Karzig eingepfarrt, und ſendet 
ſeine ſchulpflichtigen Kinder nach Wolchow zur Schule, iſt auch in communaler 
Hinſicht mit dieſer Ortſchaft verbunden. Die Ortspolizeiverwaltung iſt beim Do⸗ 
mainen⸗Rentamte Naugard. Wegen früherer Gerechtſame des Vorwerks N. vergl. 
den Artikel Wolchow unter den Ortſchaſten des Amts Naugard. Das Vorwerk 
wurde durch einen von Seiten der Königl. Regierung von Pommern unterm 
3. Mai 1811 abgeſchloſſenen und den 5. Juli 1811 von der Section des Finanz⸗ 
Miniſteriums für Domainen und Forſten beſtätigten Erbpachtcontract dem Ernſt 
Friedrich Heller für ein Erbſtandsgeld von 1513 Thlr. und gegen Entrichtung eines 
jährlichen Canons von 230 Thlr. zum vollſtändigen erblichen Nutzungsrecht über⸗ 
laſſen. Heller trat feine ſämmtlichen, aus dem Erbpachteontracte entſpringenden 
Rechte, laut gerichtlichem Inſtruments vom 16. Auguſt 1811, an Johann Gottlieb 
Müller ab, in welche Überlaſſung auch die Königl. Regierung von Seiten des Do⸗ 
maniums laut Conſenſes vom 4. November einwilligte. Zufolge Befreiungs⸗Urkunde 
vom 4. Juli 1814 iſt von dem auf Neühoſ haftenden Canon die Quote von 150 
Thlr., und laut Urkunde vom 31. October 1832 der Reſt des Canons von 80 Thlr. 
durch Kapitalzahlung von zuſammen 3833 ¾% Thlr. abgelöſt worden, fo daß auf 
Grund der letzten Urkunde und der gerichtlichen Erklärung vom 3. December 1832 
der Johann Gottlieb Müller das Gut N. nunmehr als freies Eigenthum beſaß. 
Sechs Jahre nachher trug der Gutsbeſitzer Müller in der Eingabe vom 7. April 
1838 darauf an, da im 8. 3 des Erbpachteontracts vom 3. Mai 1811 feinem Gute 
Neühof die damaligen ſtändiſchen Rechte verliehen worden, dieſem Gute auf Grund 
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des Cabinets⸗Erlaſſes vom 18. Februar 1827 die Kreisſtandſchaft beizulegen. N. 
gewährte damals eine reine Reute von Thlr. 1468. 5. 3 Pf. und das Gut war 
nach landſchaftlichen Targrundfägen zum Werthe von 18.000 Thlr. geſchätzt wor⸗ 
den. Auf den Bericht der Königl. Regierung vom 12. Juli 1838 iſt dem Antrage 
des Müller durch Miniſterial⸗Verfügung vom 19. Auguſt 1838 entſprochen worden, 
worin es heißt, daß es keinem Bedenken unterliege, das früher zur Domaine Nau⸗ 
gard gehörig geweſene Vorwerk N. als ein ſolches Gut anzuerkennen, das ſeinen 
Beſitzer zur Theilnahme an den Kreistagen befähigt. Demgemäß iſt N. in das 
Verzeichniß der kreistagsfähigen Güter nachträglich aufgenommen worden. Im Jahre 
1842 ging der Beſitz von N. durch Heirath auf Ferdinand Heller über. Derſelbe 
ſtarb im Jahre 1856 und vererbte das Gut auf ſeine Wittwe, geb. Robe, welche 
es im Jahre nachher ihrem zweiten Ehemanne Ernſt Hell zugebracht hat, der 
von ihr jedoch erſt im Jahre 1860 als Mitbeſitzer von N. anerkannt worden iſt. 


Ottendorf, Colonie bei Klein⸗Leiſtikow, ſ. S. 357, 358. 


Parlin, zwei Rittergüter, 3¼ Mle. von Naugard gegen Sz W., % Mle. 
von Maſſow gegen S. an der Steinbahn nach Stargard, von welcher Stadt die 
Entfernung 1¼ Mile. gegen N. beträgt, liegt in ziemlich zerſchnittenem Terrain am 
weſtlichen Ufer eines Sees, des großen und kleinen Parliner Sees, unmittelbar an 
der Saziger Kreisgränze. Parlin mit dem dazu gehörigen Vorwerke Ludwigsfrei 
(S. 359) war ehemals ein Weyher⸗Lehn, wovon derjenige Theil, welchen der Haupt⸗ 
mann Peter George Frhr. v. Schulz und deſſen Ehegenoſſin Charlotta Amalia, geb. 
v. Hagen, am 4. Mai 1752 für 14.213 Thlr. dem Hauptmann Adam Jakob v. Weyher 
und deſſen Ehefrau Anna Louiſa Juliana, geb. v. Hagen, erblich verkauften, bereits 
durch das Reſcr. vom 4. Mai 1751 war allodificirt worden. Das ganze Gut wurde 
auf Andringen der Gläubiger gerichtlich verkauft und durch Erkenntniß vom 12. 
Auguſt 1772 für 16.100 Thlr. der Wittwe des Oberſten v. Wartenberg, Dorothea 
Charlotta, geb. v. Schweder, zuerkannt. Ihr wurde auch nachher von dem Ober⸗ 
ſten und nachmaligen Generalmajor Chriſtian Rudolf v. Weyher der Lehnsantheil 
in dieſem Gute, zu deſſen Einlöfung er war verſtattet worden, nach dem Vertrage 
vom 7. October 1773 für 5956 Thlr. wiederum erblich überlaſſen, und nachdem 
die übrigen Lehnsberechtigten durch den Rechtsſpruch vom 8. November 1773 waren 
präcludirt worden, wurde auch dieſer Theil mittelſt Refer. vom 5. Juli 1774 allo⸗ 
dificirt, ſo daß alſo das ganze Gut P. von da an ein Allodium wurde. Der 
Oberſt v. Wartenberg verkaufte daſſelbe am 6. Januar 1790 für 29.000 Thlr. 
in Pfandbriefen, excl. 1000 Thlr. klingend Courant, erblich dem Rittmeiſter Bogiſlaw 
Chriſtlieb v. Kleiſt; von dieſem wurde das Gut am 29. Dec. 1797 mit dem Vieh: und Feld⸗ 
inventarium für 45.900 Thlr., incl. 200 Thlr. an Schlüſſelgeld und 15.000 Thlr. 
in Pommerſchen Pfandbriefen erblich dem Lieutenant Friedrich Paul v. Brandt, 
von dieſem am 30. Januar 1798 für 48.500 Thlr. in Pfandbriefen und 300 Thlr. 
an Schlüſſelgeld erblich dem Landſchaftsrathe Albrecht Gottlieb v. Hagen und von 
dieſem, nachdem der König den Verkauf des Guts an einem Bürgerlichen am 23. 
Februar 1801 nachgegeben hatte, am 7. März und 27. April 1801 incl. des In⸗ 
ventariums für eben denſelben Preis erblich dem Kaufmann Johann Gottfried 
Simon verkauft. Dieſer überließ das Gut im Jahre 1816 an Schumann, welcher 
daſſelben 1820 auf zwei ſeiner Söhne mit der Beſtimmung vererbte, daß jeder der⸗ 
ſelben eine Hälfte des ca. 3270 Mg. großen Guts als ſelbſtändiges Gut beſitzen und 
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unabhangig von einander bewirthſchaften ſolle. In ſtändiſcher Beziehung iſt P. 
Ein Gnt geblieben und beſitzt auf Kreistagen nur Eine, jedoch alternirende Stimme. 

Parlin a erbte Johann Gottlieb Schumann 1820, deſſen Wittwe und minder⸗ 
jährige Kinder 1843, von den Kindern übernahm das Gut Hermann Schumann 
im Jahre 1867. Es enthält 10 Wohn⸗, 1 gewerbl. Gebaüde, beſteüert mit Thlr. 
6. 26 Sgr. und 11 ſteüerfreie Gebaüde. Die Feldmark begreift . 1607,77 Mg. 
und zwar an Ackerland 1322,17 Mg. mit 32 Sgr. Reinertrag vom Mg., an Gärten 
2,77 Mg., an Wieſen 26,13 Mg., an Weiden 160,38 Mg., an Holzung 6,01 Mg., 
an Waſſerſtücken 58,05 Mg., der kleine Parliner See. Einer Grundſteüer von 
Tblr. 148. —. 8 Pf. ſind 1575,51 Mg. unterworfen. P. a hat eine Bevölkerung 
von 119 Seelen. 

Parlin b erbte Wilhelm Ferdinand Schumann 1820, deſſen Sohn Theodor 
im Jahre 1867. Dieſe Gutshälfte enthält 12 Wohn⸗ und 1 gewerbl. Gebaüde, 
beſteüert mit Thlr 8. 28 Sgr. und 16 ſteüerfreie Gebaüde, fo wie . 1655,46 Mg., 
davon 1296,86 Mg. mit 36 Sgr. Ertrag, 2,79 Mg. Gärten, 39,82 Mg. Wieſen, 
163,25 Mg. Weiden, 76,62 Mg. Holzung, 61,22 Mg. Waſſerſtücke der große Parliner 
See. Beſteüert ſind 1640,56 Mg. mit Thlr. 170. 17. 9 Pf. Zu dieſem Guts⸗ 
theile gehört das Vorwerk Ludwigsfreiz die Grundſteüer⸗Tabellen des Finanz⸗ 
Miniſteriums ſtellen das Vorwerk zur Gemeinde Parlin. P. b. zählt 158, das 
Vorwerk 32 Seelen. Beide Güter bilden Einen Complex mit — 


Parlin, dem Pfa rrkirchdorfe, beſtehend aus 14 Vollbauerhöfen, 1 Kirchen⸗ 
landserbpächter, dem Pfarrhofe, Predigerwittwenhaus, Küſterſchulhaus, Pfarrcolonat, 
18 Wohnhaüſern, beſteüert mit Thlr. 13. 28 Sgr., 31 ſteüerfreie Gebaüde, dar⸗ 
unter die der geiſtlichen Inſtitute. In der Feldmark ſind 22 Grundbeſitzer. Sie 
hat einen Flächeninhalt von e ZT. . ee 
wovon 1377,04 Mg. mit Thlr. 136. 18 Sgr. Grundſteüer behaftet, und 299,96 Mg. 
der geiſtlichen Inſtitute ſteüerfrei find. In der Feldmark gibt es 1425,22 Mg. 
Ackerland, deſſen Ertrag vom Mg. zu 34 Sgr. eingeſchätzt iſt, kein Gartenland, 
60,64 Mg. Wieſen, 150,97 Mg. Weiden, 21,99 Mg. Holzung, 0,95 Mg. Waffer⸗ 
ſtücke, 17,23 Mg. Odland. Zur hieſigen Mutterkirche gehört die Kirche in Lenz, 
Saziger Kreiſes, als Filial. Sie beſitzt 50 Thlr. Kapital und an Ländereien 
81 Mg. 80 Ruth., nämlich Acker 63,36, Wieſen 3,44, Hütung 15,0, welche ſeit 
1821 für 50 Sch. 12 Mtz. Roggen, nach dem Stargarder Martini⸗Marktpreiſe in 
Gelde abzuführen, vererbpachtet ſind. Kirchenkaſſen⸗Etat durchſchnittlich 112 Thlr. 
Die Gebaüde der geiſtlichen Inſtitute, incl. Predigerwittwenhaus, befinden ſich in 
baulichen Würden, ſie ſind mit 5050 Thlr. gegen Feüͤersgefahr verſichert. Der 
Lehrer der hieſigen Küſterſchule hat die Befugniß, junge Leüte für den Eintritt in 
ein Schullehrer⸗Seminar vorzubereiten, in einer ſ. g. Präparanden⸗Anſtalt. Eine 
Schulkaſſe iſt nicht vorhanden. 


Piepersfeld, Vorwerk des Ritterguts Speck, 2 Haüſer, 36 Einwohner. 
Daſſelbe liegt /s Mile. NNW. vom Hauptgute am Wege nach Glewitz, der, / Min. 
weit, faſt nur durch Wald führt — die Speckſche und Marsdorfſche Heide. Es iſt 
in den Jahren 1810—1814 von dem Oberamtmann Karbe, Beſitzer des Guts Speck 
angelegt. 


Plantikow, Rittergut, 1¼ Mle. von Naugard gegen SO. und ¼ Min. 
von Daber gegen NW. an einem Fließ, welches aus einem See kommt, welche 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 47 
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beide nach dieſem Orte genannt werden, und von denen jenes ſeinen Lauf über 
Farbezin zur Zampel nimmt, enthält 16 Wohn⸗ und 2 gewerbl. Gebaüde, mit 
Thlr. 12. 9 Sgr. beſteüert und 25 ſteüerfreie Gebaüde. Die umfangreiche und 
fruchtbare Feldmark enthät eee nn 4.736,88 Mg. 
und zwar an Ackerland 2657,22 Mg. mit 32 Sgr. Ertrag vom Mg., an Garten⸗ 
land 6,5 Mg., zum Theil Schmuckgarten, an Wieſen 378,59 Mg., an Weiden 
354,12 Mg., an Holzung 1177,87 Mg., größtentheils mit Eichenbeſtand unter Ver⸗ 
waltung eines Waldwärters; und an Waſſerſtücken 63,8 Mg., den Plantikowſchen 
See, darin eine kleine, mit Laubholz beſtandene Inſel. Verſteüert werden 4635,57 Mg., 
ſteüerfrei ſind 2,53 Mg. Die Grundſteüer beträgt Thlr. 367. 12. 9 Pf. Für die 
zur Verbeſſerung der Güter Plantikow und Kramonsdorf vom König⸗Herzoge 
Friedrich II. im Jahre 1779 bewilligten 6000 Thlr. Meliorationsgelder, wovon 
die neüen jährlichen Einkünfte nach dem Anſchlage 361 Thlr. 23 Gr. 10½ Pf. 
betragen, muß ein jährlicher Canon, urſprünglich von 120 Thlr., ſpäter herabgeſetzt 
auf 80 Thlr., und auf dem Gute Pl. allein haftet, und von dem Beſitzer deſſelben 
für die zur Verbeſſerung dieſes Guts vom Könige im Jahre 1781 abermals bewilligten 
3000 Thlr., wovon die jährlichen Einkünfte zu 150 Thlr. veranſchlagt ſind, ein 
jährlicher Canon von 30 Thlr., überhaupt 110 Thlr. entrichtet werden. Die Guts⸗ 
gebaüde ſtehen in — 


Plantikow, dem Pfarrkirchdorfe, welches 13 Bauerhöfe, den Pfarr⸗ 
hof, 1 dem Prediger gehbrendes Pfarrcolonushaus, 1 Kirchencolonushaus, welches 
der Kirche gehört, Küſterei und Schulhaus enthält, 17 Wohnhaüſer, beſteüert mit 
Thlr. 15. 6 Sgr. und 22 ſteüerfreie Gebaüde, darunter die der geiſtlichen Inſtitute. 
In der Feldmark ſind 20 Parteien angeſeſſen. Ihr Areal beträgt bei einem, wenn 
auch nicht ganz ſo fruchtbaren Boden, wie der des Gutes iſt. 1281,95 Mg. 
davon Ackerland 912,31 Mg. mit 28 Sgr. Ertrag, Gärten 4,55 Mg., Wieſen 
101,74 Mg., Weiden 136,28 Mg., Holzung 66,98 Mg., Waſſerſtücke 1,87 Mg. 
Auf der Fläche von 1212,46 Mg. baften Thlr. 92. 22. 10 Pf. Grundſteüer; ſteüerfrei 
ſind nur 12,45 Mg. Pl., Gut und Dorf, hat 382 Seelen zur Bevölkerung. Die 
Kirche in Bernhagen iſt Filia der Plantikower Mater. Der Ort hatte zur katholiſchen 
Zeit von den 44 Hufen, die ihm beigelegt wurden, eine jährliche Abgabe von 
6 Mark 2 5. ad regales denarios zum Kaminer Domkapitels⸗Kaſten zu entrichten. 

Plantikow und Kramonsdorf, wovon das erſtere in älteren Zeiten von den 
Prechel, den Lebinen und Weyher als Afterlehnsleüten des Dewitzen⸗Geſchlechts 
beſeſſen wurde, waren ehemals Dewitzſche Lehne, welche von dem Oberſtlieutenant 
Steffen Bernd v. Dewitz am 10. Mai 1725 für 19.509 Thlr. auf 30 Jahre dem 
Geheimrathe George Eberhard v. Beſſel überlaſſen wurden. Nach Ablauf der 
Wiederkaufszeit wurden dieſe Güter von den 3 Brüdern, dem Major, nachmaligen 
Oberſten Stephan Gottlieb, dem Oberſten Auguſt Albrecht und Bernhard Heinrich 
v. D. am 28. März 1754 abermals auf 30 Jahre, hiernächſt aber von dem erſten, 
nachdem die beiden letzten geſtorben waren und keine Leibeserben hinterlaſſen hatten, 
am 23. Juli 1768 für 24.041 Thlr. 11 Gr. 6 Pf. erblich — und zwar mit Ein⸗ 
willigung von 5 lehnsberechtigten Mitgliedern der Familie, welche ſich aller Lehns⸗ 
anſprüche begaben, dem Criminalrathe und nachmaligen geheimen Juſtizrathe und 
Director des Vormundſchaftsgerichts, wie auch des Lehnsdepartements Johann 
Joachim Löper verkauft. Dieſer überließ am 11. April 1782 beide Güter für 
32.350 Thlr. ſeinem Schwiegerſohne, dem Landrath Otto Albrecht v. Arnim und 
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deſſen Ehehälfte Dorothea Eliſabeth Löper, von denen, mit Einwilligung des 
geheimen Juſtizraths Löper, das Gut Kramonsdorf am 10. April 1783 für den 
Preis von 8000 Thlr. erblich dem Otto Gottlieb Sigismund v. Ramin, von dieſem 
am 14. Februar 1784 für denſelben Preis erblich der Wittwe des Majors v. Pawelz, 
Levina Juliana Gratioſa, geb. v. Benkendorf, und von dieſer, mit dem Gute Vogts⸗ 
hagen zuſammen am 17. Januar 1800 für 87.500 Thlr. erblich dem Kriegs⸗ und 
Domainenrathe Georg Wilhelm v. Hill verkauft wurde. Nachdem auf das bewirkte 
gerichtliche Aufgebot die ſämmtlichen Lehnsberechtigten des Geſchlechts der Dewitze 
durch den Rechtsſpruch der Pommerſchen Regierung vom 27. Juni 1785 mit aller 
Lehnsanſprache an das Gut Pl. völlig waren präcludirt worden, wurde daſſelbe 
incl. des Inventariums, wie auch der ſ. g. Kattenhöfer Wieſen, welche ehemals zu 
dem Erbzinsgute Fürſtenflagge gehört hatten und zu dem Gute Pl. waren gekauft 
worden, von dem Landrathe v. Arnim und ſeiner Ehegenoſſin am 20. Mai 1803 
für 70.500 Thlr. erb⸗ und eigenthümlich, nach der durch die Hofreſcripte vom 
1. Juli 1803 und 25. März 1804 erfolgten Genehmigung, dem Stettiner Kaufmann 
Johann. Jakob Andres Witte verkauft, der das Gut im Jahre 1811 auf ſeinen 
minderjährigen, aber im Jahre 1820 majorenniſirten, Adoptivſohn Johann Georg 
Wilhelm Bornfeld genannt Witte — auch Witte⸗Bornfeld — vererbt hat. 


Pudenzig, altes Petersdorfſches Lehn⸗Rittergut, 3 Min. von Naugard 
gegen SW. ½ Mle. von Golnow gegen SD. mit deſſen Stadtfeldmark es gränzt, 
und ½ Mle. von Buddendorf gegen SW., in der Niederung der Ihna, von dieſem 
Fluſſe /½ Mle. entfernt, enthält mit dem dazu gehörigen Vorwerk Birkhorſt 
(S. 320.) 11 Wohn⸗ und 1 gewerbl. Gebaüde, wofür Thlr. 6. 3 Sgr. Steüer 
gezahlt werden, und 14 ſteüerfreie Gebaüde. Das gewerbl. Gebaüde iſt die auf 
dem Kupferbach liegende Waſſermühle, welche gemeinſames Eigenthum der Güter 
P. und Buddendorf iſt, daher ſie bald nach dieſem, bald nach jenem Gute genannt 
wird. Die Feldmark umfaßt 1 1888,02 Mg., 
nämlich 1269,39 Mg. mit einem Ertrage von 17 Sgr. pro Mg., was gegen die 
Fruchtbarkeit der Gutsfeldmarken Großen⸗ und Lütkenhagen gewaltig abſticht, 
6,92 Mg. Gärten, 99,9 Mg. Wieſen, 298,15 Mg. Wieſen, 165,5 Mg. von einem 
Jäger beaufſichtigte Holzung und 2,24 Mg. Waſſerſtücke. Mit einer Grundſteüer von 
Thlr. 100. 8 Sgr. find 1842, Mg. belegt. Außerdem muß von dem Beſitzer dieſes 
Guts für die zur Verbeſſerung deſſelben von dem König⸗Herzoge Friedrich II. im 
Jabre 1782 bewilligten 4300 Thlr. Meliorationsgelder, wovon die nenen jährlichen 
Einkünfte nach dem Auſchlage 272 Thlr. 7 Gr. betragen follen, ein unablbs⸗ 
barer jährlicher Canon von 43 Thlr. entrichtet werden. Grundſteüerfreie Liegen⸗ 
ſchaften hat das Gut nicht. Seine Bevölkerung und die des Dorfes beträgt 
174 und mit dem Vorwerke Birkhorſt 190 Seelen. Im Anſchluß liegt — 


Pudenzig, Kirch dorf, deſſen Kirche Filia der Buddendorfer Mater iſt, 
hat 4 Vollbauerhöfe, 6 Wohnhaüſer, deren Steüer Thlr. 4. 8 Sgr. beträgt, und 
15 ſteüerfreie Gebaüde, darunter das Schulhaus, 10 Grundbeſitzer in der Feldmark, 
welche nur 353,93 Mg. 


groß, wovon die mit Thlr. 15. 8 Sgr. beſteüerten Grundſtücke in einem Umfange 

von 223,04 Mg. den baüerlichen Wirthen, 119,08 Mg. aber, die ſteüerfrei ſind, 

den geiſtlichen Inſtituten gehören. Das Ackerland iſt 203,1 Mg. groß, mit einem 

Ertrage von 23 Sgr. pro Mg. anſehnlich fruchtbarer, als der Gutsacker, an 
47* 
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Gärten gibt es 6,78 Mg., an Wieſen 52,06 Mg., an Weiden 26,13 Mg, an 
Holzung 54,05 Mg. 

Das alte Petersdorfſche Lehn Pudentzke, wie der Name dieſes Guts in der 
Hufenmatrikel von 1628 geſchrieben ſteht, kam nach dem Tode des Friedrich Wilhelm 
v. Petersdorf an ſeine Söhne Otto Erdmann und Henning Chriſtian, und nach 
dem Vergleiche derſelben vom 25. October 1738 an den erſten allein, deſſen nach⸗ 
gelaſſene Söhne, der Regierungs⸗Referendarius Friedrich Wilhelm Erdmann Moritz, 
und der Fähnrich George Ludwig Henning Chriſtian v. P. ſich am 15. December 
1762 dahin auseinander ſetzten, daß dem letzten das Gut zufiel. Er gerieth hierauf 
in Concurs und wurde am 1. Februar 1773 für den Werth von 2424 Thlr. 
23 Gr. dem ältern Bruder, dem ebengenannten Reg. Referend. v. P. zuerkannt, 
der es nach dem Contracte vom 19. Januar 1777 pfandweiſe auf 24 Jahre für 
6000 Thlr. dem Major Heinrich Levin v. Below überließ. Von deſſen Sohne, 
dem Lieutenant Otto Ernſt Wilhelm v. B., dem es nach dem Erbreceß vom 20. 
Mai 1790 und der Ceſſionsurkunde vom 11. October 1790 von ſeinen vier Ge⸗ 
ſchwiſtern für den unter ihnen auf 5250 Thlr. feſtgeſetzten Werth war überlaſſen 
worden, wurde das Gut auf das durch den Contract vom 19. Januar 1777 er⸗ 
langte Pfandbeſitzrecht auf die noch übrigen Pfandjahre — bis 1801, gegen Ver⸗ 
gütigung des Pfandſchillings zu 6000 Thlr. und der Meliorationsunkoſten zu 3287 
Thlr. 22 Gr. am 4. April 1792 an den Landſchafts⸗Deputirten Friedrich Wilhelm 
v. Plötz verkauft. Von dieſem löſte es der Hauptmann Johann Albrecht v. Peters⸗ 
dorf, als ſein Geſchlechtslehn, mittelſt Vertrages vom 5. October 1803 für 9900 Thlr., 
incl. 4775 Thlr. in Pommerſchen Pfandbriefen nach dem Nennwerthe wieder ein. 
Nach deſſen Ableben ging das Gut P. am 1. April 1820 auf den nächſten Lehns⸗ 
ſolger, den Landrath Georg Chriſtian Friedrich v. P. über, deſſen älterer Sohn, 
der Referendarius Theodor Eugen v. P., Beſitzer von Buddendorf, das Gut im 
Jahre 1845 geerbt hat. 

Radefeld, Vorwerk des Ritterguts Glietzig, 1 Wohnhaus, 13 Seelen, 
liegt / Mle. vom Hauptgute gegen WNW. und iſt im 18. Jahrhundert erbaut. 


f Rehhagen, Etabliſſement, 1 Haus, 8 Seelen, zu Kiker gehbrig. 
über die Lage und die Zeit der Erbauung fehlen Nachweiſungen, und nur Muth⸗ 
maßung iſt es, wenn letztere in die jungſt verfloſſenen Jahre geſetzt wird. 


Reſehl, zum Theil altes, bezw. neües Petersdorfſches Lehn⸗Ritter gut, 
zum Theil Allodium, 2 ¾ Min. von Naugard gegen SSW. und ¾ Min. von Maſſow 
gegen WNW. am linken Ufer der Stepenitz, da, wo dieſe ihren nördlichen Lauf beginnt, 
enthält 12 Wohn- und 2 gewerbl. Gebaüde, beſteüert mit Thlr. 7. 20 Sgr. und 
15 fteierfreie Gebaüde. Die Feldmark, die von mittler Bodengüte iſt, be⸗ 
6ũFFF F , “p en 
und zwar an Ackerland 1928,95 Mg. mit 22 Sgr. Ertrag, an Gärten 4 Mg., an 
Wieſen 185,64 Mg., an Weiden 403,93 Mg., an Holzungen 192,45 Mg. unter 
Aufſicht eines Jägers, an Waſſerſtücken 28,36 Mg. Antheil am Todleger See. 
Geſteüert wird mit Thlr. 167. 15. 9 Pf. von 2743,63 Mg. Im örtlichen An⸗ 


ſchluß iſt — 

Reſehl, Kirchdorf, mit Filial von Freiheide, beſteht aus 4 Bauer⸗ und 
7 Koſſatenhöſen, enthält 25 Wohn⸗, 1 gewerbliches Gebaüde, von denen Thlr. 11. 
6 Sgr. an Steüer zu erlegen ſind; und 23 ſteüerfreie Gebaüde, darunter das Schul⸗ 
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haus. In der Feldmark find 24 Grundbeſitzer. Sie begreift... 1215,9 Mg. 
davon 937,52 Mg. Ackerland, mit 26 Sgr. Ertrag, 4 Sgr. mehr als der Gutsacker 
gewährt, kein Gartenland, 78,4 Mg. Wieſen, welche auch bedeütend ergiebiger ſind, 
als die des Guts, was auch von den 147,18 Mg. großen Weiden zu ſagen 
iſt; Holzungen und Waſſerſtücke gibt es nicht, aber 1,37 Mg. Odland. Die Grund⸗ 
ſteüer beträgt Thlr. 92. 23. 2 Pf. von 1155,31 Mg., ſteüerfrei find 9,16 Mg. 
Schulgrundſtücke. Das Kirchenland, welches 73,41 Mg. enthält, iſt durch Contract 
vom 7. December 1803 vererbachtet. 

Reſehl zerfiel ehedem in 2 Antheile. Der eine Theil gehörte zur Eberſtein⸗ 
ſchen Herrſchaft Maſſow, dem nachmaligen landesherrlichen Amte M., bezw. Nau⸗ 
gard. Der andere war adelich und, mit kurzer Unterbrechung, ein Petersdorfſches 
Lehn. Der Maſſowſche Theil iſt aber urſprünglich ein Dewitzen Lehn geweſen, 
welches die Lehnsträger dieſes Geſchlechts im 15. Jahrhundert an die Hanowen 
verafterlehnt hatten. Dann kam dieſer Antheil an die Eberſteiner, von denen Graf 
Volrath das Gut an Haſſo Adam Flemming verpfändet hatte, wie die Hufenma⸗ 
trikel von 1628 bezeügt. Ein Ackerwerk und 4 Bauer: und 4 Koſſatenhöfe bildeten 
dieſen Domanial⸗Antheil. Das Acker⸗ oder Vorwerk hatte einen Flächeninhalt von 
941 Mg. 4 Ruth. und die Dienſte der 4 Bauern und von 2 Koſſaten. Das Areal 
der 8 Höfe betrug 955 Mg. 34 Ruth. Sie ſind durch den Receß vom 27. Januar 
1837 regulirt worden. Die zu entrichtende Rente betrug, nach Abzug von ½ des 
Meßkorns an Prediger und Küſter von jedem Bauer 441 Mtz., von jedem Koſſaten 
142 Mtz., überhaupt 145 Sch. 12 Mtz. Roggen, welche jedoch nicht in Körnern, 
ſondern nach dem zehnjährigen Martini⸗Durchſchnittsmarktpreiſe des Roggens in 
der Stadt Golnow in Gelde entrichtet wurde, und zwar dergeſtalt, daß der Durch⸗ 
ſchnittspreis der letzt verfloſſenen 10 Jahre den Geldwerth der Rente für die näch⸗ 
ſten 10 Jahre bildete. Auf den ſo ermittelten Geldbetrag der Rente wurde das 
auf die Rentegrundſtücke treffende / der Grundſteüer der Höfe in Abzug gebracht. 
Die Folgen des Tiſiter Friedens, 1807, nöthigten den König ſeine Domainen zu 
verkaufen, ſo auch das Vorwerk Reſehl, welches der Beſitzer des adlichen Antheils, 
der Landrath v. Petersdorf, vom Domainenfiskus im Jahre 1809 kaufte und 
daſſelbe als Allodium mit ſeinem Gute vereinigte. Dieſes hat dadurch einen 
ſehr anſehnlichen Zuwachs erhalten. Das Gut war ehemals mit ſeinen Zubehörun⸗ 
gen, als 3 Koſſatenhöfe in Reſehl, 2 Bauerhöfe in Neüendorf und 1 Bauerhof in 
Wittenfeld ein altes Petersdorfſches Lehn. Es wurde mit ſeinen Pertinentien dem 
Amtmann Johann Müller, welchem es der Hauptmann Jürgen Ludwig v. Peters⸗ 
dorf am 20. Februar 1727 für 5500 Thlr. auf 24 Jahre verkauft hatte, nachdem 
die Petersdorfſchen Agnaten durch den Rechtsſpruch vom 9. November 1750 
mit dem Lehnrechte waren präcludirt worden, durch eben dieſes Erkenntniß erblich 
zuerkannt, und fiel am 15. November 1766 für 6666 ½ Thlr. feinem Sohne, dem 
Criminalrathe Samuel Friedrich Müller zu, nach deſſen Tode es gerichtlich verkauft 
und am 10. Februar 1775 für das Meiſtgebot von 500 Thlr. dem Major v. Boſe 

zugeſchlagen wurde, von dieſem aber nach dem Rechtsſpruche vom 15. Mai 1775 
| für eben daſſelbe meifte Gebot dem Major Curt Friedrich v. Petersdorf überlaſſen 
werden mußte. Von dieſem wurden, nachdem ihm Rehſehl mit feinen Zubehörun⸗ 
gen am 2. April 1777 zum neüen Lehn war ertheilt worden, die oben erwähnten 
2 Bauerhöfe in Neüendorf am 25. März 1781 für 900 Thlr. erblich an Franz 
Bernd Johann Sigismund v. Flemming und von dieſem am 1. Mai 1782 mit 
dem Gute Korkenhagen zuſammen verkauft. Nach dem Tode des Majors Curt 
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Friedrich v. P. kam R. an ſeinen Sohn, den Lieutenant Guſtav Ludwig Sigis⸗ 
mund, welcher es nach dem mit ſeinem einzigen Bruder, dem damaligen Kammer⸗ 
Referendarius Georg Chriſtian Friedrich v. P., ſeiner Mutter und ſeinen 5 Schweſtern 
am 20. Januar 1795 geſchloſſenen Erbreceß für den darin feſtgeſetzten Werth von 
2370 Thlr. 21 Gr. 4 Pf. in Beſitz nahm, es aber am 8. Mai 1798 für 8150 Thlr. 
erblich ſeinem Bruder, dem nunmehrigen Kriegsrathe und nachherigen Landrathe 
v. P. verkaufte. Dieſer hat den zum Gute gehörigen Bauerhof in Wittenfeld am 
29. October 1798 für einen Pfandſchilling von 2000 Thlr. auf 24 Jahre von 
Marien 1800 bis dahin 1824 dem Verwalter Remeke überlaſſen. 

Die Güter der Familie v. Petersdorf bilden einen zuſammenhangenden Com⸗ 
plexus zwiſchen der Ihna und der Stepenitz und zwiſchen den Städten Golnow 
und Maſſow von ca. 1%, Min. in der Länge von NW. nach SD. und durch⸗ 
ſchnittlich ) Min. in der Breite von SW. nach NO. Fremde Grundſtücke unter⸗ 
brechen den Zuſammenhang an keiner Stelle. Überſichtlich zuſammengefaßt ergibt 
ſich der — 


Flächeninhalt der Petersdorfſchen Begüte rung 


wie folgt: 
— ðVÆtVßñ — 222 — — — 
Güter. Gutsherrlich. Gemeinde | Zuſammen Maaß. 
Budden dort 2621,54 2841,63 Morgen 
PEN e 684,90 2569,50 1 
Großen hagen 3157,44 3392,83 3 
Lütkenhagen 2079,47 2556,36 55 
55 8 9055 2 e 2241,95 f 
alle oe 0 4007,70 1 
Summa 13224,17 4357,80 17581,97 Morgen 
Dazu: 
Sutobenor a 3565,63 463,68 4029,31 H 
Hauptjunme . 16789,80 |} 4821,48 | 21611 28M. = 1,01 Q. M. 


Dieſe Begüterung, excl. Jacobsdorfs, war ſeit dem Ausgange des 18. Jahr⸗ 
hunderts während der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts in Einer Hand vereinigt, 
in der des Landraths Georg Chriſtian Friedrich v. Petersdorf, der, nachdem er die 
Güter Buddendorf und Großenhagen ſeinen Söhnen Theodor Eugen und Hermann 
Curt übergeben hatte, ſich auf das, nicht ritterſchaftliche, jenſeits Golnow gelegene 
Gut Carlshof zurückzog. In feine Beſitzzeit fällt die Regulirung der gutsherrlichen 
und baüerlichen Verhältniſſe, in Folge deren das Areal der Güter durch Landab⸗ 
tretung der dienſtpflichtigen Wirthe vermehrt wurde, einen weſentlichen Zuwachs 
erhielt aber die Begüterung durch den oben erwähnten Ankauf des Domainen-Vor- 
werks Reſehl im Jahre 1809. Dieſes, dadurch um beinahe 1000 Morgen ver⸗ 
größerte Gut Reſehl iſt nach des Landraths Tode, 1845, in Folge des Erbreguli- 
rungs⸗Receſſes 15 Jahre ſpäter an Hermann v. Petersdorf gefallen. Die Gründe, 
welche den Abſchluß der Erbregulirung verzögert haben, ſind oben im Artikel Burow, 
S. 323, 324 angedeütet worden. 

Die Petersdorfe gehören mit zu den älteſten Familien im Land am Meere. 
Georg Wilhelm v. P., der zu Ende des 17. Jahrhunderts Nachrichten von ſeinem 
Geſchlecht aufgeſetzt hat, theilt eine Stammtafel mit, worin Hiſſo oder Giſſo 
Peterstorpe als der älteſte bekannte ſeines Namens aufgeführt und dabei geſagt 


Ritterſchafts⸗Kreis. — Die Familie Petersdorf. 375 


wird, daß er 1330 in der Marienſtiftskirche zu Stettin einen Altar errichtet und den⸗ 
ſelben mit 10 in den Dörfern Britzig und Rakit, im Piritzer Kreiſe, erkauften Hufen 
dotirt habe. Ihm folgte Janke P.; beide ſind aber bis jetzt urkundlich nicht zu er⸗ 
mitteln geweſen. Möglicher Weiſe hat Kerſten von der Specke, welcher Canonicus 
prebendatus im Stifte Kamin war, T 1356, zur Familie Petersdorf gehört, weil 
Speck ein Familien⸗Lehn geweſen iſt. Erſt mit 1451 läßt ſich die ordentliche Stamm⸗ 
reihe des Geſchlechts mit Sicherheit nachweiſen. In dieſem Jahre erſcheint Bruno 
P. auf Bud dendorf und verkauft aus dieſem Gute dem Karthaüſerkloſter Gottes⸗ 
Gnade vor Stettin 21 Mark Finkenaugen jährlicher Pacht. 1478 verkauften Janke 
P. zum Grotenhagen und Heinrich Viſe zu Marsdorp den Grafen Albrecht und 
Ludwig von Eberſtein 50 Mark Pacht aus Nigendorp für 500 Mark. Daniel 
P. verkauft als Bürgermeiſter von Golnow 1484 den Karthaüſern vor Stettin wiederkaüf⸗ 
lich 6 Mark Pacht aus 2 Hufen auf dem Golnower Felde. Seine Söhne Heinrich und 
Ebel ſtanden 1490 unter der Vormundſchaft ihres ältern Bruders Matzke und 
des Dietrich Luchte, welche dem vorgenannten Kloſter 9 Mark Pacht aus dem Dorfe 
Speck verpfändeten. Curt P. iſt 1493 auf dem Landtage zu Piritz, um die Rever⸗ 
ſalien der Pommerſchen Landſtände wegen des Pommerſch-Märkiſchen Erbvertrags 
mit zu vollziehen. Peter P. zum Grotenhagen verkauft 1494 abermals den Kart⸗ 
haüſern vor Stettin 4½ Fl. Rheiniſch Pacht aus feinem ebengenannten Sitzgute 
und aus Jakobsdorf. 1508 geſtattete Herzog Bogislav X. dem Dreves, Andreas 
P. zum Großenhagen, demſelben Kloſter einige ſeiner Güter für 50 Mark zu ver⸗ 
pfänden, um dafür die Hochzeit ſeiner Schweſter auszurichten. Andreas P. ſtarb 
ohne Söhne zu hinterlaſſen, worauf Herzog Bogislav X. die Petersdorfſchen Lehne 
Jakobsdorf, Großenhagen, Lütkenhagen, Schönhagen, Buddendorf, Pudenzig, 
Burow und Speck für eröffnet anſah, und fie dem Hofmarſchall Ewald von Maſſow ver⸗ 
lieh, der ſie an Vivigenz v. Wedel abtrat. Auf geführte Klage der übrigen Glieder 
der Familie P. wurde ihr jedoch durch den Rechtsſpruch vom 18. April 1545 der 
Beſitz der gedachten Lehne wieder zuerkannt. 1569 belehnte Herzog Barnim die 
Gebrüder und Vettern Bartholomäus, Claus, Egidius Chriſtoph, Daniel, Joachim 
Melchior, Curt, Georg, Baltzer Joachim, Ludwig, Carſten und Eggert P. mit ihren 
Lebngütern in Buddendorf, Matz dorf, Jakobsdorf, Großenhagen, Pudenzke, 
Lütkenhagen, Specke, Burow, Schönhagen, Roſenow, Reſele und einer wüſten 
Feldmark, die Kölpin genannt. Ahnliche Lehnbriefe wurden dem Geſchlecht bei den 
folgenden Regierungswechſeln der Greifen-Fürſten zu Theil; den erſten Branden⸗ 
burgſchen Lehnbrief erhielt es vom Kurfürſt⸗Herzoge Friedrich Wilhelm im Jahre 
1665. Herzog Philipp beſtätigte 1609 einen zwei Jahre vorher zwiſchen Chriſtoph 
P. und dem Grafen Stephan von Eberftein getroffenen Tauſch, der einige Bauern 
und Koſſaten in Jakobsdorf und die Hälfte der Feldmark Kölpin betraf. Wo dieſe 
Feldmark gelegen iſt nicht nachweisbar. Sigismund v. Wedel, auf Uchtenhagen 
erbgeſeſſen, verkauft 1612 dem Conrad P. zum Großenhagen einen Bauerhof in 
Wittenfeld für 700 Fl., wozu Herzog Philipp 1613 den landesherrlichen Conſens 
ertheilte. Nach der Hufenmatrikel von 1628 hatten die Petersdorfe 110%¼s Hufen, 
20 Koſſaten, 2 Mühlen, 3 Krüge, 1 Schmiede, 7 Schäfer nebſt 3 Knechten und 
1 Handwerker zu verſteüern. In demſelben Jahre ſtarb Antonius v. P., ein aus⸗ 
gezeichnetes Glied ſeiner Familie; er war Canonicus zu Kamin, Capitular und 
Proviſor der St. Marien⸗Stiftskirche zu Stettin und des Fürſtl. Pädagogiums, 
auch Protonotarius des Fürſtl. Hofgerichts daſelbſt. Seitdem es in Brandenburgiſch⸗ 
Preüßiſchen Landen ein ſtehendes Heer gibt, hat das Petersdorfſche Geſchlecht ſehr 
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viele ſeiner Söhne unter die vaterländiſchen Fahnen geſtellt, von denen mehrere 
die höchſte Stufe der militairiſchen Rangleiter erſtiegen haben. Die angeſeſſenen 
Söhne des Geſchlechts tragen zur Unterhaltung der bewaffneten Macht allein durch 
Grund: und Gebaüdeſteüer jährlich 1211 Thlr. 29 Sgr. 7 Pf. bei. 


Sabow, Groß,, Kreistagsberechtigtes Gut, 1 Mle. von Naugard gegen 
NO., mit dem gleichnamigen Amtsdorfe in örtlichem Zuſammenhange und mit 
dieſem in communaler, kirchlicher und Schul⸗Beziehung zu Einer Gemeinde ver⸗ 
bunden, die unter der Polizeiverwaltung des Domainen⸗Rentamts Naugard ſteht, 
war ebenfalls ein Domainen⸗Vorwerk, welches laut Kaufcontracts vom 29. Sep⸗ 
tember 1813 und der, unterm 10. Januar 1814 ausgefertigten Beſtätigung Sei⸗ 
tens der Königl. Immediat⸗Commiſſion zur Veraüßerung der Staatsgüter, an den 
bisherigen Pächter Friedrich Backhaus für den Preis von 8010 Thlr., und 157 Thlr. 
für Inventarienſtücke unter den bekannten Modalitäten, Berechtigungen und Reſervaten 
zum vollen Eigenthum verkauft worden iſt, jedoch mit Übernahme eines jährlichen 
Canons von 10 Thlr. zur Deckung der Patronatslaſten, die dem Fiskus verblieben 
ſind. Die Dienſte der 6 Bauern in Gr. Leiſtikow waren dem Kaüfer für Thlr. 89. 
15. 7½ Pf. in Zeitpacht überlaſſen; da indeſſen die Dienſterlaſſung jener Wirthe 
bereits 1816 erfolgte, ſo hörte dies Pachtverhältniß auf. Auch konnte der 
Kaüfer die Burg⸗ und Baudienſte, bis zur Kündigung Seitens der Königl. Regie⸗ 
rung, fordern, mußte aber, wie gewöhnlich, für den Spanndienſttag 5 Sgr. und 
für den Handdienſttag 2½ Sgr. entrichten. Die Größe dieſes Guts beträgt 654 Mg. 
In den Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Tabellen des F. M. ſteckt ſie mit unter dem 
Areal des Amtsdorfes Gr. Sabow (f. dieſen Artikel S. 248). Der Kaüfer, 
Friedrich Backhaus, fand als Beſitzer von Gr. S. ſeine Stelle in dem, vom Staats⸗ 
miniſterium unterm 6. Mai 1828 vollzogenen, Verzeichniß der zur Kreisſtandſchaft 
berechtigten ehemaligen Domainengüter, und ſelbſt noch in dem revidirten Verzeich⸗ 
niß von 1842, obwol das Gut bereits im Jahre 1825 von Gottlieb Robe erworben 
war. Dieſer wird zuerſt in einem Verzeichniß vom 19. Juni 1844 genannt, ſodann 
in einem andern vom 30. Juni 1858, worin es heißt, daß Gottlieb Robe ſeit dem 
Jahre 1850 Beſitzer von Gr. S. ſei. Dieſe aus den Acten gezogenen wider⸗ 
ſprechenden Nachrichten laſſen ſich ohne weitlaüfige Rückfragen nicht aufklären. 
Thatſache aber iſt, daß Gottlieb Robe zur Zeit, 1869, Beſitzer des Guts Gr. S. iſt. 


Sabow, Klein-, Rittergut, 1 Mle. von Naugard gegen NO., öſtlich 
von Groß⸗Sabow, kaum ¼ Mle. davon entfernt, enthält 7 Wohnhaüſer, von 
denen 7 Thlr. 24 Sgr. Steüer zu erlegen find, und 13 ſteüerfreie Gebaüde, und 
mit dem Dorfe 130 Einw. Die Feldmark hat ein Areal von .. 1772,62 Mg., 
wovon 1737,61 Mg. mit Thlr. 151. 18. 6 Pf. Grundſteüer belaſtet ſind. Außer⸗ 
dem haftet ein unablösbarer Canon von 29 Thlr. auf dem Gute, wegen der, vom 
König⸗Herzoge Friedrich II. im Jahre 1782 bewilligten 2900 Thlr. Meliorations⸗ 
gelder, wovon die neüen jährlichen Einkünfte zu 217 Thlr. 21 Gr. veranſchlagt 
ſind. An Ackerland begreift ſie 1457,98 Mg., welche 26 Sgr. Ertrag geben, was 
dem mittlern Zuſtande der Fruchtbarkeit des Kreiſes entſpricht, und die Ertrag⸗ 
fähigkeit der baüerlichen Feldmark Kl. S. und die der Feldmark von Gr. S. über⸗ 
trifft; an Gärten gibt es 5,26 Mg., an Wieſen 225,69 Mg., an Weiden 21,84 Mg., 
an Holzung 26,84 Mg., beſtehend in Elfen und Birken. Im Anſchluß des 
Guts liegt 
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Sabow, Klein-, das Dorf, beſtehend aus 5 Bauer⸗ und 2 Halbbauer⸗ 
höfen, jetzt 14 Grundbeſitzern, 10 Wohn⸗ und 2 gewerbl. Gebaüden mit Thlr. 6. 
18 Sgr. beſteüert, und 16 ſteüerfreien Gebaüden. Die Feldmark enthält 471,21 Mg., 
von denen auf 434,04 Mg. eine Grundſteüer von Thlr. 24. 10. 8 Pf. haftet. 
Steüerfreie Grundſtücke gibt es weder in der gutsherrlichen noch in der baüerlichen 
Feldmark. Letztere hat an Ackerland 328,78 Mg. mit 20 Sgr. Ertrag, an Wieſen 
40,88 Mg, an Weiden 64,38 Mg., keine Gärten, keine Holzung. Gut und Dorf 
Kl. S. ſind in Groß⸗Sabow eingepfarrt und eingeſchult. 

Kl. S. war ehemals ein altes Lockſtedtſches Lehn, welches durch Cabinets⸗ 
Befehl vom 23. Februar 1787 allodificirt worden iſt. Es kam von dem Haupt⸗ 
mann Ernſt Friedrich v. Lockſtedt an ſeinen einzigen Sohn, den Lieutenant Johann 
Friedrich, von dieſem an ſeine Wittwe, Flora Charlotte, geb. Mau, und von der⸗ 
ſelben nach dem Theilungsvergleiche mit ihren Kindern und nach ihrem am 9. Fe⸗ 
bruar 1797 eröffneten Teſtamente vom 17. Januar 1795 zu dem Werthe von 
10.000 Thlr. an ihren zweiten Ehemann, den Lientenant Chriſtian Philipp v. Kopp, 
nach deſſen Tode dieſes Gut auf den Antrag feiner Erben, gerichtlich feilgeboten 
und durch das Erkenntniß vom 18. December 1801 für 25.400 Thlr., als das 
Meiftgebot, feiner Wittwe, Marie Friederike, geb. Müller, zugeſchlagen wurde. 
Mittelſt Kaufvertrages vom 1. April 1823 erwarb Guſtav Dunker das Gut Kl. 
Sabow, welches im Jahre 1848 durch Verkauf an Johann Steffenhagen überging, 
und von dieſem 1862 an den jetzigen Beſitzer v. Knobelsdorf⸗Brenkenhof verkauft wurde. 


Schloißin, ſprich Schlößin, Rittergut, 1¼ Mle. von Naugard gegen 
O.z. S., und ebenſo weit von Daber gegen N.z. W., an der Gränze des Regenwalder 
Kreiſes, enthält 7 Wohn⸗ und 2 gewerbl. Gebaüde, für die Thlr 5. 24 Sgr. Steüer 
zu entrichten ſind, 12 ſteüerfreie Gebaüde, und nen 118088 Sun, 
und zwar 1627,97 Mg. Ackerland mit 18 Sgr. Ertrag, 5,84 Mg. Gartenland, 
15,3 Mg. Wieſen, 74,41 Mg. Weiden, 11,16 Mg. Holzung und 15,87 Mg. Waſſer⸗ 
ſtücke, ein kleiner, neben dem Dorfe liegender See. Mit Thlr. 96. 28. 7 Pf. 
Grundſteüer ſind 1750,58 Mg. behaftet. Im Anſchluß liegt — 


Schloißin, Kap ellendorf, beſtehend aus 5 Bauerhöfen und einem 
Kirchencolonushauſe, das der Herrſchaft gehört, 8 Wohnhaüſern, deren Steüer 
7 Thlr. beträgt, und 9 ſteüerfreien Gebaüden, 10 Grundbeſitzern in der 709,29 Mg. 
großen Feldmark, deren Boden bedeütend fruchtbarer iſt, als der in der Gutsfeld⸗ 
mark, da der 569,14 Mg. große Acker 23 Sgr. Reinertrag vom Mg. gewährt; 
Wieſen gibt es 13,01 Mg., Weiden 43,64 Mg., Holzung 44,97 Mg. Mit Thlr. 
43. 29. 11 Pf. Grundſteüer ſind 670,16 Mg. behaftet. Gut und Dorf haben 
163 Einwohner. Eingepfarrt und eingeſchult in Kl. Benz. 

Über den Nachlaß des Mecklenburg⸗Strelitzſchen Landdroſten Carl Friedrich 
Heinrich v. Dewitz verglichen ſich ſeine 6 Söhne durch den Theilungs-Receß vom 
8. Auguſt 1803, in Folge deſſen die zu einer Kavel gelegten drei Güter Wuſſow, 
Schloißin und Klein Benz für 49.107% Thlr. dem damaligen Lieutenant beim 
Regiment Herzog von Braunſchweig, nachherigen Landrath Chriſtian Ludwig v. 
Dewitz zufielen. Alle drei Güter verkaufte der Landrath im Jahre 1839 ſeinem 
Sohne Otto v. D. und ſeinem Schwiegerſohne Heinrich v. Vormann zum gemein» 
ſchaftlichen Beſitz, die ſich demnächſt über die Theilung ſo verſtändigten, daß Otto 
v. D. das Gut Wuſſow, Heinrich v. V. aber das Gut Kl. Benz übernahm (vergl. 
Kl. Benz, S. 316), Schloißin aber noch gemeinſames Eigenthum blieb, bis die 
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beiden Schwäger dieſes Gut im Jahre 1842 an Albert Heinrich v. Heyden ver⸗ 
kauften. Seit 1866 unter landſchaftl. Sequeſtration. Übrigens beſtand Schl. früher 
aus zwei Theilen; Schl a. war ein Erb- und Allodialgut, Schl. b. ein altes Dewitzen⸗ 
Lehn. Jener Theil wurde im Jahre 1796 von dem oben genannten Landdroſten 
v. D. für 4500 Thlr. angekauft und mit dem Lehn Schl. b. vereinigt. Zur katho⸗ 
liſchen Zeit hatte Sleiſin von den 44 Hufen, die man dieſem Orte beilegte, 
3 Talente ad regales denarios zum Kaminer Domſtiftskaſten alljährlich abzuführen. 


Schön hagen, Rittergut, 1½ Mle. von Naugard gegen SW. und / 
Mln. von der großen Stettin⸗Danziger Staatsſtraße, die bei Kiker erreicht wird, 
an der Stepenitz, die mitten durch den Ort fließt, enthält 13 Wohn- und 1 gewerbl. 
Geb., wofür Thlr. 9. 1 Sgr. Steüer entrichtet werden und 14 ſteüerfreie Gebaüde. 
Die Feldmark, die einen ſehr fruchtbaren Boden hat, begreift . . 2716,43 Mg., 
und zwar an Ackerland 1531,21 Mg. mit 32 Sgr. Ertrag vom Mg., oder 8 Sgr. 
mehr als der Kreisdurchſchnitt gibt, an Gärten 12,79 Mg., an Wieſen 186,76 Mg., 
an Weiden 478,23 Mg., an Holzung 447,44 Mg., mit guten Buchen-, Eichen⸗ und 
Kiefernbeſtänden, von einem Förſter bewirthſchaftet, und deren Ertrag zu 12 Sgr. 
eingeſchätzt iſt, an Waſſerſtücken 6,3 Mg. Die Grundſteüer beträgt Thlr. 224. 7. 
5 Pf. von 2662,73 Mg. Das Gut, deſſen Gebaüde in der Dorflage ſich befinden, 
hat mit dieſer 233 Einw. 


Schönhagen, Pfarrkirchdorf, beſteht aus 9 Vollbauer- und 2 Koſſa⸗ 
tenhöfen nebſt 1 Halbbauerhofe, dem Pfarrhofe, dem Predigerwittwenſitz und der 
Küſterſchule, 17 Wohnhaüſern, für welche Thlr. 9. 22 Sgr. Steüer zu erlegen ſind, 
und 24 ſteüerfreie Gebaüde, darunter die der geiſtlichen Inſtitute. Die Feldmark, 
an welcher 19 Beſitzer Theil haben, begreift. 952,96 Mg., 
davon 731,32 Mg. mit Thlr. 47. 9. 9 Pf. Grundſteüer belaſtet und 168,55 Mg. 
der geiſtlichen Inſtitute ſteüerfrei ſind; an Ackerland 568,09 Mg. mit 22 Sgr. Er⸗ 
trag, an Gärten 2,98 Mg., an Wieſen 57,02 Mg., an Weiden 207,28 Mg., an 
Holzung 64,5 Mg. 

Das Gut Sch. beſtand bis gegen das Ende des vorigen Jahrhunderts aus 
zwei Antheilen. Sch. a., zu dem 1 Ackerwerk, 1 Schäferei und ſämmtliche baüer⸗ 
liche Wirthſchaften nebſt den geiſtlichen Beſitzungen gehörten, war ein altes Flem⸗ 
ming⸗Lehn, das auch zum Flemmingſchen Kreiſe gerechnet wurde. Einen Theil 
dieſes Lehns hatten die Flemminge jedoch nur als Pfandſtück von den Grafen von 
Eberſtein, Herren zu Naugard, inne, von denen, namentlich dem Grafen Volrath 
daſſelbe, aus 10 Höfen beſtehend, ums Jahr 1629 dem Haſſo Adam Flemming ver⸗ 
afterlehnt wurde. Der Hauptmann Johann Chriſtoph v. Döberitz kaufte Sch. a. 
mit feinen Zubehörungen, als: eine Kavei Holz in der Hohen Heide, / an der 
Matzdorfſchen Mühle von 24 Scheffeln Pacht, der See Mörnitz, die Hütung auf 
dem Burowſchen Felde bis an die Lomnitz, einige Wieſen auf dem Matzdorfſchen 
und dem Speckſchen Felde und die Mühlenpacht von 6 Sch. Roggen aus der 
Kikermühle, durch den Contract vom 17. December 1737 und deſſen Nachtrag vom 
11. April 1738 für 8266 ¼ Thlr. erblich von Julius Guſtav v. Flemming deſſen 
Brüder, Haſſo Gottlob, Hans Wilhelm und Franz Friedrich v. Fl., dieſen erblichen 
Verkauf mit Entſagung ihrer Lehnrechte, nach den gerichtlichen Erklärungen vom 
18. Januar und 25. Februar 1738, ſo wie vom 3. April 1743 beſtätigten Die 
beim Tode des Vaters minderjährigen Söhne des Hauptmanns v. D., George 
Ludwig Chriſtoph und Johann Heinrich Albert, denen nach den Lehnbriefen vom 
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8. October 1739 und 11. December 1745 dieſer Gutsantheil a zum neüen Lehn, 
auch ihrem Vaterbruder, den Hauptmann Caſpar Albrecht v. Döberitz, die geſammte 
Hand daran ertheilt worden war, beſaßen Sch. a mit ihrer Mutter, Friederike 
Amalia, geb. v. Bork, gemeinſchaftlich, verglichen ſich aber nach dem 1772 erfolgten 
Tode derſelben am 13. Juni 1776 dahin, daß dieſer Gutsantheil für den zu 
9500 Thlr. angenommenen Werth, dem ältern Bruder, nunmehrigen Hauptmann 
und nachmaligen Oberſtlieutenant Georg Ludwig Chriſtian v. D. zufiel. 

Sch. b, beſtehend aus einem kleinen Ackerwerk nebſt Schäferei, ohne Bauern, 
war ein altes Petersdorfſches Lehn und gehörte zum Saziger Kreiſe nach deſſen 
früherm Umfange. Der Commiſſarius Jürgen v. Petersdorf vererbte dieſen Guts⸗ 
theil auf ſeinen Sohn, den Hauptmann Jürgen Ludwig v. P. zu Klützow, welcher, 
nachdem er ihn dem Amtmann Kieſeling wiederkaüflich verkauft und wieder eingelbſt 
hatte, mit Einwilligung ſeiner Brüder, am 11. Juli 1725 für 1000 Thlr. der 
Wittwe ſeines Bruders, des Hauptmanns Friedrich Albrecht v. P., Dorothea Loviſa, 
geb. v. Wedel, zum Beſten ihrer Söhne als der nächſten Lehnsfolger verkaufte. 
Die beiden älteſten, der Lieutenant Georg Friedrich und der Lieutenant Bogiſlaw 
Julius v. P., überließen dieſes Gut nach dem Theilungsvergleiche vom 14. October 
1750 für 1000 Thlr. ihrem jüngſten Bruder Sigismund Albrecht v. P., von deſſen 
Wittwe, Sophia Eliſabeth, geb. v. Münchow, es am 22. Januar 1779 für 1200 Thlr. 
von dem Major Curt Friedrich v. P. eingelöſt und von deſſen nachgelaſſenem 
Sohne, dem Kriegs-, nachmaligen Landrathe Georg Chriſtoph Friedrich v. P. am 
19. September 1795 für 4500 Thlr. erblich dem Oberſtlieutenant Georg Ludwig 
Chriſtoph v. Doͤberitz verkauft wurde. 

So war alſo ganz Sch. in Einer Hand vereinigt, und ſo iſt es denn auch 
geblieben. Der Oberſtlieutenant v. D. hatte behufs eines event. Verkaufs von 
Sch. a bereits unterm 7. März 1781 die Zustimmung ſeines Bruders, des Gene- 
ralmajors Johann Heinrich Albert v. D. erhalten, indem dieſer aller Anſprüche an 
dieſen Gutstheil ſich begab. Nunmehr im Beſitz auch von Sch. b bot ſich die Ge⸗ 
legenheit, das ganze Gut an einen Bürgerlichen verkaufen zu können, wozu ihm 
die Königliche Genehmigung, unter Beachtung der geſetzlichen Einſchränkungen, 
mittelſt Cabinets⸗Erlaſſes vom 24. November 1803 zu Theil wurde. Der Oberſt⸗ 
lieutenant v. D. ſchloß am 21. December 1803 einen Kaufcontract mit dem Ober⸗ 
amtmann Johann Chriſtian Schmidt, der für das erbliche Eigenthum des ganzen 
Guts Sch. 35.000 Thlr., incl, 5000 Thlr. in Weſtpreüßiſchen Pfandbriefen, und 
an Schlüſſelgeld 50 Stück Friedrichsd'or, gezahlt hat. Der Kaüfer erlebte nicht 
mehr die Errichtung der neüen Ritterguts⸗Matrikel von 1828, in welcher ſeine Erben 
ihre Stellung fanden. Von dieſen übernahm der Kreis⸗Deputirte Johann Georg 
Albert Schmidt das Gut im Jahre 1835. Sechszig Jahre iſt daſſelbe in der 
Schmidt 'ſcheu Familie geblieben, dann wurde es 1863 an Wilhelm Sauberzweig, 
und von dieſem 1867 an den Domainenrath Schultze verkauft. 


Schwarzow, Kreistagsberechtigtes Gut, Y, Min. von Naugard gegen W., 
mit dem Amtsdorfe gleiches Namens in örtlichem, communalem, kirchlichem und 
Schul⸗Verbande zu Einer Gemeinde, welche unter des Domainen-Rentamts Poli⸗ 
zei⸗Verwaltung ſteht, war gleichfalls ein Domainen⸗Vorwerk, welches im Jahre 
1812 durch Verkauf in Privatbeſitz übergegangen iſt. Dem Vorwerke ſtanden die 
Dienſte von 11 Voll⸗ und 2 Halbbauern aus Strelowhagen, 1 Koſſaten aus Fanger 
und den 6 Halbbauern aus Schwarzow zu, welche dem Kaüfer in Zeitpacht über⸗ 
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laſſen wurden, aber in Wegfall kamen, ſeitdem die baüerlichen Wirthe dienſtfrei 
geworden waren. Auch konnte der Kaüfer die Bau⸗ und Burgdienſte der Amts⸗ 
inſaſſen gegen Erlegung der gewöhnlichen Vergütigung von 5 und 2½ Sgr. für 
jeden Geſpann⸗, bezw. Handdienſttag fo lange in Anſpruch nehmen, bis dieſe Ge⸗ 
rechtſame von Seiten des Fiskus gekündigt wurde. Auf dem Gute Schw. ſind 7 
Wohn⸗ und 12 Wirthſchaftsgebaüde. Die Feldmark, deren Boden zu dem beſſern 
des Kreiſes gehört, enthält! e 1661,93 Mg., 
davon an Ackerland 1226,68 Mg., mit 25 Sgr. Ertrag vom Mg., an Gärten 
6,95 Mg., an Wieſen 147,53 Mg., Ertrag 45 Sgr., Weiden 119,03 Mg., an Hol⸗ 
zung 105,68 Mg., an Waſſerſtücken 24,76 Mg., den Schwarzow⸗See enthaltend; 
1623,21 Mg. ſind mit Thlr. 125. 8. 4 Pf. Grundſteüer behaftet, 7,43 Mg. ſteüer⸗ 
frei. Die Gebaüdeſteüer beträgt Thlr. 6. 18 Sgr. — Der Kaufvertrag datirt vom 
14. April 1812. Derſelbe lag der fünften Kreisverſammlung nicht vor, als bie- 
ſelbe die Nachweiſung von den ehemaligen Domainengütern, welche mit den Rechten 
der Rittergüter veraüßert worden ſind, aufſtellte und unterm 20. Februar 1828 
vollzog, wol aber der Hypothekenſchein vom 12. Mai 1820, demzufolge dem Gute 
die Brau⸗ und Brennereigerechtigkeit, die kleine Jagd ꝛc. eingeraümt war. Ausge⸗ 
ſchloſſen vom Verkaufe waren Patronat, Gerichtsbarkeit ꝛc. Die Kreisverſamm⸗ 
lung war der Anſicht, daß die Qualität des Guts als Rittergut, den übrigen im 
Amte Naugard verkauften Gütern gleich, hierdurch indirect dargethan werde, und 
demgemäß der Beſitzer, als welchen das Verzeichniß Carl Otto nannte, den übrigen 
Domainen⸗Beſitzern gleich zu achten ſei. In Folge deſſen wurde das Gut Schw. 
in das vom Staatsminiſterium vollzogene Verzeichniß vom 6. Mai 1828 aufge⸗ 
nommen. Darin hieß aber der Beſitzer von Schw. Gottlob Schmidt. Es ſcheint 
faſt, daß in jener Angabe von Carl Otto der Familienname Schmidt ausgelaſſen 
ſei, da aus ſpäteren Nachrichten hervorgeht, daß es Gebrüder Schmidt waren 
welche durch den Kaufvertrag vom 15. October 1812 das Vorwerk Schw. zum 
vollen Eigenthum erworben haben, und zwar nach 88. 2 und 3 des Contracts 
unter denſelben Modalitäten, unter denen die übrigen Domainengüter veraüßert 
worden ſind, nämlich Erlangung der ſtändiſchen Rechte der Rittergutsbeſitzer, Aus⸗ 
ſchließung des Patronats, der Jurisdiction, der hohen und Mittel⸗Jagd. In dem 
Artikel vom Amtsdorfe Schwarzow iſt geſagt, daß dieſer Ort vordem, und noch im 
18. Jahrhundert, zur Ritterſchaft gehört habe und demnach feine Beſitzer aller 
Vorrechte, namentlich auch der Jurisdiction theilhaftig geweſen ſeien. Hierauf ge⸗ 
ſtützt trug Julius Adolf Hartmann, ſeit 1831 Beſitzer des Guts Schw., im Jahre 
1841 auf Reſtitution jener Rechte, inſonderheit der Gerichtsbarkeit an, indem auch 
von Seiten des Landraths v. Kameke, den Antrag unterſtützend, in dem Bericht 
vom 2. Bericht vom 2. April 1841 geltend gemacht wurde, daß die Ritterguts⸗ 
Qualität von Schw. nicht gelöſcht worden ſei, und nur aüßere Umſtände das Ruhen 
dieſer Eigenſchaft herbeigeführt hätten. Der Ober-Präfident der Provinz, durch 
welchen verfaſſungsmäßig dergleichen Geſuche an das Miniſterium gelangen müſſen, 
ſchloß ſich den angeführten, von der Königl. Regierung unterſtützten Anſichten nicht 
an. In dem Erlaß vom 23. Juni 1841 heißt es: „Mag Schw. früher auch ein 
Rittergut geweſen ſein, ſo hat es dieſe Eigenſchaft durch die Umtauſchung gegen 
Britzig, Amts Torgelow, jedenfalls verloren und iſt dadurch dem Domanio incor⸗ 
porirt worden. Die Vorbeſitzer des ꝛc. Hartmann haben es nur unter dieſen Ver⸗ 
hältniſſen, mit Ausſchluß des Patronats und der Jurisdiction erworben, weshalb 
er auch nur hiernach und demgemäß nach dem Cabinets⸗Befehl vom 18. Februar 
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1827 beurtheilt werden kann. Dieſer Cabinets⸗Befehl ſteht dem ꝛc. Hartmann aber 
nicht zur Seite, einmal, weil er nicht der erſte Erwerber von Schw. Seitens des 
Fiskus iſt; zum andern, weil Schw. nicht die Art. II, Nr. 2 der Verordnung vom 
17. Auguſt 1825 vorgeſchriebenen Eigenſchaften beſitzt, da es der Gerichtsbarkeit 
ermangelt. Es könnten dafür nur ganz beſondere Momente die Veranlaſſung 
geben, die Verleihung der Ritterguts⸗Qualität für das Gut Schw. zu beantragen. 
Da nun dergleichen beſondere Momente nicht angeführt ſind, ſo bin ich außer 
Stande, dem Antrage weitere Folge zu geben.“ v. Bonin war damals Ober-Prä⸗ 
ſident von Pommern. Als Reminiſcenz ſei noch angemerkt, daß Schwarzow zur 
katholiſchen Zeit der Kaminer Kirche mit 24 ßl. tributpflichtig war. Swertzowe 
in terra Newgarden iſt der Name in den Statuten des Domkapitels. 


Seebudenlake, Etabliſſement, 3 Haüſer, 22 Einwohner, zu Lübz in 
gehörig, von der Kirche daſelbſt 940 Ruthen gegen NNW. entfernt, liegt am Aus⸗ 
fluß des Carlshöfer Kanals in den Dammſchen See und iſt in Lübzin eingepfarrt 
und in Louiſenthal eingeſchult. 


Speck, Rittergut, 2% Mln. von Naugard gegen SW. und 1 Mle. von 
Golnow gegen O., an der nach Maſſow und Stargard führenden Kreisſtraße, in 
ziemlich zerſchnittenem Terrain, das ſich morgenwärts zu Hügeln erhebt, hat 
13 Wohnhaüſer und 1 gewerbl. Gebaüde, davon die Steüer Thlr. 10. 28 Sgr. 
beträgt, und 22 ſteüerfreie Gebaüde, dieſe und die folgenden Zahlen alle mit Ein⸗ 
ſchluß des Vorwerks Piepersfeld. Die Feldmark hat einen Flächeninhalt 
DON, ieee een AND fa Fu: pr 3073,09 Mg., 
und zwar an Ackerland 1907,49 Mg. mit 30 Sgr. Ertrag, was den Kreisdurch⸗ 
ſchnitt um 6 Sgr. übertrifft, an Gärten 12,44 Mg., an Wieſen 122,1 Mg., an 
Weiden 177,22 Mg., an Holzungen 781,94 Mg., mit Eichen- und Kiefernbeſtänden, 
die 7 Sgr. Ertrag vom Mg. geben, von einem Förſter bewirthſchaftet; an Waſſer⸗ 
ſtücken 12,32 Mg. Verſteüert werden 3013,51 Mg. mit Thlr. 218. 4. 7 Pf. 
Steüerfreies Land gibt's nicht. 


Speck, Pfarrkirchdorf, enthält 8 Bauer- und 2 Koſſatenhöfe nebſt 1 Halb⸗ 
bauerhofe, den Pfarrhof, die Küſterei nebſt Schule, jetzt 22 Grundbeſitzer, 19 Wohn⸗ 
und 3 gewerbl. Geb., davon die Steüer Thlr. 10. 2 Sgr. beträgt, ſowie 19 ſteüer⸗ 
freie Gebaüde, darunter die der geiftlihen Inſtitute. Die Feldmark be⸗ 
See eee e eee e e e eee e e 548,49 Mg., 
darunter 300,66 Mg. Ackerland, welches mit 22 Sgr. Ertrag pro Mg. bei weitem 
nicht ſo fruchtbar iſt, als der Gutsacker, 5,23 Mg. Gärten, 93,29 Mg. Wieſen, 
3,7 Mg. Weiden, kein Holz, kein Waſſerſtück, aber 5,89 Mg. Odland. Mit Thlr. 30. 
3. 7 Pf. Grundſteüer ſind 483,69 Mg. behaftet; für 36,09 Mg. wird keine Steüer 
bezahlt. 

Das Rittergut und das Dorf Sp. haben eine Bevölkerung von 361, mit 
dem Vorwerke Piepersfeld 397 Seelen. Mit Einſchluß der auf Speckſchem Fundo 
errichteten und zum Guts⸗ und Gemeindebezirk Speck gehörigen Colonien Immen⸗ 
thal und Birkenwerder beträgt die Bevölkerung 871 Seelen nach der Zählung 
von 1867. 


Speck, oder Specke, wie man in Vorjahrhunderten den Namen ſchrieb, zerfiel 
ehedem in zwei Theile, davon der eine Alt⸗Flemmingen⸗Lehn war und zum Flem⸗ 
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mingſchen Kreiſe gehörte, der andere Theil aber ein Lehn der Familie Petersdorf 
und zum Saziger Kreiſe gerechnet wurde. Das Flemmingſche Lehn oder Speck a 
beftand aus 1 Ackerwerk, 4 Bauer⸗ und 2 Koſſatenhöfen, das Petersdorfſche Lehn 
oder Speck b aus 1 Ackerwerk, 4 Bauerhöfen und dem Halbbauerhofe. Sp. a kam 
von Curt v. Flemming an ſeinen einzigen Sohn Curt Gebhard, von dieſem an 
ſeinen einzigen Sohn, den Landmarſchall Carl Friedrich v. Fl., von welchem es 
am 23. Februar 1748 wiederkaüflich für 8500 Thlr. und 100 Thlr. Schlüſſelgeld 
dem Amtmann Chriſtian Müller zu Naugard verkauft, und nachdem es unter deſſen 
Erben am 22. December 1760 für 9166 Thlr. 6 Gr. dem Candidaten der Rechts⸗ 
gelahrtheit Conrad Renatus Müller zugefallen war, nach Ablauf der Wiederkaufs⸗ 
friſt am 25. Juni 1776 für 10.116 Thlr. 6 Gr. wieder eingelöſt, am 9. November 
1779 aber für das Vorwerk zu Baumgarten nebſt den dazu gehörigen 4 Bauern zu dem 
Werthe von 7500 Thlr. erblich an Julius Friedrich Wilhelm von Flemming ver⸗ 
tauſcht, von dieſem am 19. November 1779 für 8100 Thlr. dem Major Curt 
Friedrich v. Petersdorf, von deſſen Sohne, dem Lieutenant Guſtav Ludwig Sigis⸗ 
mund v. P., welchem es nach dem Erbreceſſe vom 20. Januar 1795 zum Werthe 
von 10.175 Thlr. 15 Gr. 10 Pf. zugefallen war, am 13. Mai 1795 erblich für 
16.000 Thlr. dem Chriſtian Friedrich v. P., und von dieſem zugleich mit Sp. b, 
und alſo das ganze Gut Sp. am 2. Auguſt 1802 erblich für 35.300 Thlr., incl. 
5500 Thlr. in Pfandbriefen, dem Johann Friedrich v. Blankſchein verkauft wurde. 
Durch die Rechtsſprüche vom 22. Juni 1782 und 19. September 1783 ſind die 
ſämmtlichen Agnaten des Flemmingſchen Geſchlechts mit allem Lehnrechte an Sp. a, 
in welchem Theile die Kirche ſammt den Pfarr- und Küſtergebaüden ſtehen, und 
auf das von dem neüen Beſitzer v. Blankſchein bewirkte gerichtliche Aufgebot, auch 
die ſämmtlichen bekannten und unbekannten Agnaten des Geſchlechts der Peters⸗ 
dorfe mit allen ihren Lehnsrechten an Sp. b durch das am 30. April 1804 publi⸗ 
cirte rechtskräftige Erkenntniß der Pommerſchen Regierung vom 20. April 1804, 
ſo wie auch die unbekannten Realprätendenten mit ihren Realanſprüchen und For⸗ 
derungen präcludirt worden. Als freies Allodium wurde Sp. im Jahre 1809 von 
dem Oberamtmann Carl Auguſt Ferdinand Karbe, Pächter der Staats-Domaine 
Gramzow, in der Ukermark, angekauft, der das Gut feinem Schwiegerſohne von 
Scheven überließ, von dem es 1850 an den gegenwärtigen Beſitzer, Wilhelm Flügge, 
verkauft worden iſt. Zur Beſitzzeit des Oberamtmanns Karbe ſind auf dem Fundo 
des Gutes die Colonieu Immenthal und Birkenwerder angelegt. 


Zur hieſigen Mutterkirche ſind die oben genannten zwei Colonien, ſowie das 
Vorwerk Piepersfeld eingepfarrt, und die Kirchen zu Burow, Jakobsdorf, Großen⸗ 
und Lütkenhagen gehören ihr als Filiale an, die drei letzten ſeit Auflöſung der 
Pfarre zu Großenhagen. 


Theerofen, Etabliſſement von 4 Haüſern mit 43 Einwohnern, zu 
Lübzin gehörig, 600 Ruthen von der dortigen Kirche gegen OzN. entfernt am 
Wege nach Golnow und am Rande der Lübziner Forſt. Es iſt hier eine Schule, 
der auch die ſchulpflichtigen Kinder aus den Etabliſſements Hirſchradung und Iben⸗ 
horſt und von den Vorwerken Amalienhof und Heinrichshof zugewieſen ſind. 


Vierhof, Kreistagsberechtigtes Gut, 1¼ Mle. von Naugard gegen N. un⸗ 
fern des Urſprungs der falſchen Wolſiza, des Völzerbachs, liegt einzeln, / Mle. 
nordöſtlich von dem Amtsdorfe Zikerke, wohin es incommunaliſirt, eingeſchult und 
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durch die dortige Filialkirche nach Döringshagen eingepfarrt iſt; die Polizeiverwal⸗ 
tung hat das Domainen-Rentamt Naugard. Auch V. war ein ritterfreies Amts⸗ 
vorwerk, deſſen unterm Pflug ſtehendes Areal 690 Mg. 78 Ruth. betrug, und dem, 
außer dem Weiderecht für die Schafe auf dem Zikerker Felde, die Dienſte der 16 
Bauern in dieſem Dorfe und von 2 Koſſaten aus Trutzlatz zuſtanden. Das Vor⸗ 
werk iſt im Jahre 1813 an den frühern Pächter Friedrich Müller, laut Kaufcon⸗ 
tracts vom 28. März, und Beſtätigung der Königl. Immediat⸗Commiſſion zur Ver: 
aüßerung der Staatsgüter vom 27. September 1813 für 14.400 Thlr. unter den 
bekannten Bedingungen zum vollen Eigenthum veraüßert. Außerdem zahlte der 
Kaüfer Thlr. 324. 9. 5 Pf. für Inventarienſtücke. Die oben erwähnten Dienſte 
waren dem Kaüfer gegen ein jährliches Pachtquantum von 281 Thlr. in Zeitpacht 
überlaſſen; da aber die Dienſtbefreiung der Zikerker Wirthe bereits 1813 eintrat, 
ſo fiel deren Dienſtpacht mit 255 Thlr. ſogleich aus, während die der Koſſaten zu 
Trutzlatz mit einem Betrage von 26 Thlr. bis 1829 fortgedauert hat, in welchem 
Jahre auch dieſe Wirthe dienſtfrei geworden find. Bau- und Burgdienſte der 
Amtsinſaſſen hatte der Kaüfer auch dieſes Vorwerks unter denſelben Bedingungen 
in Anſpruch zu nehmen, wie die Erwerber der übrigen Amtsvorwerke. Das Nitter- 
gut V. hat auf einer Fläche von 5,63 Mg. 5 Wohn⸗ und 6 Wirthſchaftsgebaüde. 
Die en r „„ 1438,27 Mg., 
davon an Ackerland 696,04 Mg. mit einem Ertrage von 20 Sgr. vom Mg., an 
Gärten 10,5 Mg., an Wieſen 276,04 Mg., an Weiden 314,25 Mg., an Holzung 
116,37 Mg. Einer Grundſteüer von Thlr. 74. 17. 3 Pf. iſt eine Fläche von 
1413,18 Mg. unterworfen. Gebaüdeſteüer Thlr. 6. 18 Sgr. Einwohnerzahl 
73 Perſonen im Jahre 1867. Das Gut Vierhof iſt bis heüte im Beſitz der Fa⸗ 
milie des Kaüfers geblieben, indem es ſich vom Vater anſ den Sohn und den Enkel vererbt 
hat, nunmehr, 1869, alſo ſeit 56 Jahren. Friedrich Müller, der Erwerber des Guts, 
dem ſeine Stelle in dem Staatsminiſterial⸗Verzeichniß der Kreistagsfähigen ehe⸗ 
maligen Domainengüter vom 6. Mai 1828 angewieſen ward, ſtarb im Jahre 1832 
und hinterließ das Gut ſeinem Sohne Auguſt M., dieſer aber ſeinem Sohne Carl 
M. im Jahre 1859. 


Vogtshagen, Rittergut, 1¾ Min. von Naugard gegen SSO. und 
1 Mle. von Daber gegen WzS., am Zampelfluß und an der, von Stettin über 
den Ihnazoll und Maſſow nach Regenwald führenden Landſtraße, enthält mit dem 
dazu gehörigen Vorwerke Dorotheenhof, 19 Wohn- und 2 gewerbl. Gebaüde, 
die mit Thlr. 13. 19 Sgr. beſteüert find, fo wie 19 ſteüerfreie Gebaüde. Im 
Gutsbezirk ſind außer dem Beſitzer des Ritterguts 6 Eigenthümer angeſeſſen, was 
darin ſeinen Grund hat, daß in den Jahren 1846 und 1847 von dem damaligen 
Gutsbeſitzer eine Grundfläche von 112 Mg. veraüßert worden iſt. Mit dieſen 6 
Parcelen beträgt der Umfang der Feldmark des Gutsbezirks . 3509,94 Mg. 
Davon find 3435,37 Mg. mit einer Grundſteüer von Thlr. 238. 10 Sgr. behaftet, 
und an Ackerland enthält ſie 2108,48 Mg., mit 21 Sgr. Ertrag, an Gärten 
11,86 Ng., an Wieſen 217,6 Mg., an Weiden 466,2 Mg., an Holzung 631,23 Mg. 
mit Eichen⸗ und einigen Buchenbeſtänden, mit einem Ertrage von 9 Sgr. pro Mg., 
welcher den der Staatsforſtreviere des Naugarder Kreiſes übertrifft; ein eigner 
Forſtverwalter wird nicht gehalten. Außer der Grundſteüer muß für die zur Ver⸗ 
beſſerung des Guts von dem König⸗Herzoge Friedrich II. in den Jahren 1779 und 
1780 bewilligten 6000 Thlr. Meliorationsgelder, wovon die neüen jährlichen Einkünfte 


384 Der Naugarder Kreis. 


nach den Anſchlägen zuſammen 309 Thlr. 21 Gr. 6 Pf. betragen ſollen, ein jähr⸗ 
licher Canon von 70 Thlr. bezahlt werden. Das früher beſtandene Vorwerk, Vier⸗ 
ſchäferei genannt, welches zwiſchen Vogtshagen und Schönwald lag, iſt nicht mehr 
vorhanden, wie im Artikel Dorotheenhof gezeigt worden (S. 333). 


Vogtshagen, Kirchdorf, deſſen Kirche Filial von Schönwald iſt, ent- 
hält 8 Bauerhöfe, 1 Koſſatenhof, jetzt aber in Folge zahlreicher Abtrennungen von 
den baüerlichen Wirthſchaften und Anlage von Büdnereien und kleinen Eigen⸗ 
thumsſtellen 30 Grundbeſitzer, 33 Wohnhaüſer und 2 gewerbl. Gebaüde, für die 
Thlr. 22. 6 Sgr. Steüer zu entrichten ſind, ſo wie 42 ſteüerfreie Gebaüde, dar⸗ 
unter das Schulhaus. Die Feldmark hat einen Flächeninhalt von . 1512,18 Mg., 
von denen für 1424,26 Mg. eine Steüer zum Betrage von Thlr. 125. 22. 7 Pf. 
entrichtet wird und 11,95 Mg. Schulland unbeſteüert ſind. An Ackerland ent⸗ 
hält die Feldmark 1028,31 Mg. ſehr fruchtbaren Bodens, da er einen Ertrag von 
32 Sgr. gewährt, welcher 11 Sgr. über dem Ertrage des Gutsackers und 8 Sgr. 
über dem Kreisdurchſchnitte ſteht; an Gärten 6,9 Mg., an Wieſen 149,56 Mg., 
an Weiden 223,75 Mg., an Holzung 22,52 Mg., an Waſſerſtücken 5,17 Mg. 

V., das Gut, hat 194, das Dorf 184, der Guts und der Gemeindebezirk 
incl. des Vorwerks Dorotheenhof 444 Einwohner. 

Das alte Dewitzen⸗Lehn Vagedeshagen hatte, nach den Statuten des Kaminer 
Domkapitels 64 Hufen, von denen 5 Mark 10 ßl. ad regales denarios zu zahlen 
waren. Zur Zeit der Abfaſſung der Hufenmatrikel von 1628 zerfiel das Gut in 
zwei Theile, davon der eine Theil in einem Umfange von 13¼ Hufen, ½ Mühle, 
1 Krug, 1 Schäfer, von Jobſt v. Dewitz und deſſen Bruder Curt zur Dabor, der 
andere Theil, 26¼ Hufen, 2 Koſſaten, . Mühle enthaltend, von Joſt und Franz 
v. D. beſeſſen wurde. Nach dem Tode des Generallieutenants Joachim Baltzer 
v. D. kam das, in deſſen Hand vereinigte, ganze Gut V. an ſeinen Sohn, den 
Oberſtlieutenant Steffen Bernd, von dieſem an ſeinen nachgelaſſenen einzigen Sohn, 
den Regierungs⸗Vicepräſidenten Carl Joſeph, und von dieſem an ſeine Lehnsfolger, 
die drei Brüder v. Dewitz, die Oberſten Auguſt Albrecht und Stephan Gottlieb, 
und den Cornet Bernhard Heinrich, von denen das Gut V. nebſt dem dazu gehö⸗ 
rigen Bauerhofe in Schönwald, am 1. Januar 1756 für 19.000 Thlr. auf 36 Jahre, 
event. auch erb⸗ und eigenthümlich, an Johann Chriſtian v. Holzendorf veraüßert 
wurde. Deſſen Wittwe Juliana Levina Gratioſa, geb. v. Benkendorf, nachmalige 
Ehefrau des Majors v. Pawelz, verkaufte das Gut am 21. Mai 1781 für 22.250 Thlr. 
erblich an Otto Gottlieb Sigismund v. Ramin, der es aber, nachdem durch das 
Reſcript vom 3. Auguſt 1781 die Allodification von V. erklärt worden war, am 
14. Februar 1784 für denſelben Preis der Ehegenoſſin des Majors v. Pawelz 
wieder abtrat. Dieſe verkaufte ſodann das Gut V. ſammt dem dazu gehörigen 
Bauerhofe in Schönwald, oder Sch. e, mit dem Gute Kramonsdorf zuſammen am 
17. Januar 1800 für 87.500 Thlr. erblich dem Kriegs- und Demainenrathe Georg 
Wilhelm v. Hill. In der Vaſallentabelle vom Normaljahre 1804 iſt der Werth 
der drei Güter angegeben, wie folgt: Vogtshagen 61.000, Kramonsdorf 15.000, 
Schönwald e 4000 Thlr. Seit dem 1. April 1819 iſt Friedrich Borchmann Be⸗ 
ſitzer von V. geweſen. Durch Heirath ging das Gut 1842 an Louis Hehn über, 
der vier Jahre nachher an Juſtus Pehlemann verkaufte. Dieſer iſt es geweſen, 
welcher die Subſtanz des Gutes durch Veraüßerung von 112 Mg. verringert hat. 
Sein Nachfolger im Beſitz von V. iſt Carl Kannenberg ſeit dem Jahre 1867, doch 
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mit Ausnahme des Vorwerks Dorotheenhof, welches Pehlemann ſich reſervirt zu 
haben ſcheint, mindeſtens war er noch im Monat Februar 1870 daſelbſt wohnhaft. 


Wachlin, Groß-, Rittergut mit Kirche, Filial von Mulkentin, 3%, Min. 
von Naugard gegen SzW., 1 Mle. von Maſſow gegen SSW. und 1½ Mle. von 
Stargard gegen Nz W., an einem See, der Gr. W. von Klein⸗Wachlin (S. 308) 
trennt, und an der alten Landſtraße von Stettin über den Ihnazoll und weiter 
über Lenz, Saſſenhagen, Saſſenburg nach Freienwald ꝛc. enthält 8 Wohnhaüſer 
und 1 gewerbl. Gebaüde, beſteüert mit 15%, Thlr., und 20 ſteüerfreie Gebaüde. 
Die Feldmark, deren Boden bei weitem nicht ſo fruchtbar iſt als der Boden in der 
Feldmark des gegenüber liegenden Dorfs Klein⸗Wachlin, hat . . 3402,09 Mg. 
zum Areal, wovon 2477,81 Mg. unterm Pfluge ſind, mit 23 Sgr. Ertrag vom 
Mg., 12,68 Mg. Gärten, 199,73 Mg. Wieſen, 163,63 Mg. Weiden, 416,02 Mg. 
Holzung mit gutem Beſtand an Eichen, Birken und Kiefern, Ertrag 10 Sgr. vom 
Mg., 64,22 Mg. Waſſerſtücke, beſtehend aus dem oben erwähnten Wachliner See, 
der lang geſtreckt in einem ziemlich ſcharf eingeſchnittenen Thale liegt. Die Grund⸗ 
ſteüer, womit 3334,11 Mg. belaſtet ſind, beträgt Thlr. 220. 14 Sgr. 1 Pf. Außer⸗ 
dem haftet auf dem Gute ein unablösbarer Meliorationsgelder⸗ Canon von 
80 Thlr. 12 Gr. wegen der 6500 Thlr., welche König⸗Herzog Friedrich II. im 
Jahre 1779 zur Ausführung von Verbeſſerungen bewilligte, von welcher Summe 
die neüen jährlichen Einkünfte 397 Thlr. 2 Gr. 7 Pf. nach dem Anſchlage betragen 
ſollen. Die hier früher beſtandenen 5 Bauerhöfe ſind in Folge der Regulirung 
der gutsherrlichen und baüerlichen Verhältniſſe, ſo wie der Separation, eingegangen 
und nach der Feldmark von Klein⸗Wachlin verlegt worden. Sodann iſt zu bemer⸗ 
ken, daß die hieſige Kirche ehedem Mater war, zu der die Kirchen in Klein⸗Wachlin 
und Roggow als Filiale gehörten. Seit Auflöſung der Pfarre in Gr. W im Jahre 1823 
iſt Klein⸗Wachlin auch zur Parochie Mulkentin, Roggow aber zur Parochie Pützerlin 
gelegt worden, (man vergl. L. B. II. Th. Bd. IV, 580). 

Ein Theil von Gr. W. und die Güter Klein⸗Wachlin und Roggow a waren 
ehemals alte Lehne der Familie Üdermann, von der Hermann U Kl. W. im Jahre 
1390 erworben haben ſoll. Kleinere Theile von Gr und Kl. W. beſaß 1628 
Graf Caspar von Eberſtein, ſo wie Baltzer und Ludwig Hindenburg. Gr. W. a, 
das Ückermannſche Lehn, kam nach dem Tode des Oberſten Henning Otto v. Üder- 
mann an feine Söhne Friedrich Otto und den Major Bogiſlaw Rudolf v. U., 
und nach dem Tode des erſten an den zweiten allein, welcher ſeinen Antheil an 
dem Dorfe Damerwitz für den ehemals den Grafen von Eberſtein und nach deren 
Abgange zum landesherrl. Amte Maſſow gehörig geweſenen und für allodial er⸗ 
klärten Theil des Gutes Gr. W., oder Gr. W. b, mit dem auch der Hinden⸗ 
burgſche Antheil verbunden geweſen zu ſein ſcheint, im Jahre 1752 vertauſchte und 
einen Theil des Gutes Roggow a, als ein Üdermanniches Lehn am 8. April 1755 für 
2866 / Thlr. von der Wittwe des Lieutenants Sigismund Otto v. Lenz, Doro- 
thea Juliana Charlotte, geb. v. Bork, und ihren Kindern einlöſte. Nach ſeinem 
Tode kamen Gr. W. a, nebſt dem Theile in Roggow an den Hauptmann Friedrich 
Leopold v. U, welcher nach dem Tode feines Vaters Adam Heinrich, und feiner 
Brüder Georg Heinrich und Johann Heinrich Otto v. U. das alte Ückermannſche 
Lehn Kl. W. geerbt hatte und 1764 ſtarb. Seine Lehnsfolger, der Hauptutann 
Curt Felix v. U zu Soeſt, der Major Joachim Ernſt v. U auf Nieder⸗Hapersberg, 
und der Hauptmann Franz Alexander Conrad Chriſtian v. U., überließen 1765 die 
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Güter Gr. W. a, Kl. W. und den Antheil in Roggow für 17.350 Thlr. zum erb- 
lichen Eigenthum dem Hauptmann Gottfried Ulrich v. Löwenklau, welcher die Allo⸗ 
dification dieſer Güter durch das Reſcript vom 5. Juli 1766 bewirkte. 

Das Gut Gr. W. b, welches nach dem Tode des Majors Bogiſlaw Rudolf 
v. U. auf feine Schweſtertochter Amalia Carolina Jakobina, vermälte Oberſt von 
Weyher, war vererbt worden, wurde von derſelben, ſo wie zugleich von ihrem Ge⸗ 
mal, dem Oberſten Chriſtian Rudolf v. Weyher, ein Bauerhof in Gr. W., der 
vorher zum Gute Mulkentin gehört hatte, am 8. Juni 1774 für 3000 Thlr. der 
Gemalin des Hauptmanns v. Löwenklau, Engel Theodora Franziska, geb. v. U., 
und von dieſer am 21. Mai 1778 ihrem Gemal, dem Hauptmann v. Löwenklau, 
überlaſſen. Von dieſem wurden, nachdem er den zu dem Gute Kl. W. gehörigen 
Schänkkrug nebſt der Schmiede mit den dazu gehörigen Ländercien am 31. Auguſt 
1769 für 480 Thlr. erblich dem Schmiedemeiſter Chriſtoph Wenzel verkauft hatte, 
das ganze Gut Gr. W., Kl. W. und der Theil in Roggow, am 27. Februar 1787 
für 20.000 Thlr erblich dem Hauptmann Friedrich David Jakob v. Schöning ver⸗ 
kauft, nach deſſen Tode dieſe Güter ſeinen minderjährigen Kindern, Charlotte 
Henriette Louiſe Friederike und Friedrich Wilhelm Auguſt Ferdinand v. Sch. zu⸗ 
fielen, nach Ableben des letzten aber von den Vormündern der erſten, am 19. Juli 
1796 für 30.300 Thlr. erblich ihrer Mutter, der verwittweten Hauptmann v Sch., 
Sophie Charlotte Henriette, geb. v. Wedel, von dieſer am 1. October 1796 für 
denſelben Preis erblich dem Carl Friedrich Ernſt v. W., von dieſem, nachdem er 
das zum Gute Kl. W. gehörige Vorwerk Heinrichshof (S 308) am 22. März 
1798 dem Pächter Johann Chriſtoph Ruhnke für 2250 Thlr. auf 30 Jahre von 
Marien 1798 bis dahin 1828 verpfändet, und das Vorwerk in Kl. W. am 17. 
October 1799 für eine jährliche unveränderliche Erbpacht von 230 Thlr. mit Vor⸗ 
behalt des Vorkaufsrechts, bezw. eines Landemiums von 4 Pret. des Kaufgeldes 
bei Vererbungen aber von 30 Thlr., der Gerichtsbarkeit, der Jagd und des Patro⸗ 
natsrechts, mit Königl. Genehmigung dem Bauer Chriſtian Steingräber überlaſſen 
hatte, am 8. Mai 1802 für 50.000 Thlr. erblich dem Major Ludwig Thurow 
Curt Grafen v. Bohlen, und von dieſem am 8. Auguſt 1802 für 46.000 Thlr. 
und 100 Stück Ducaten an Schlüſſelgeld erblich dem Königl. Schwediſch⸗Pommer⸗ 
ſchen Landrathe Heinrich v. Gagern verkauft wurden. Seit dem 1. April 1819 
beſaß Johann Daniel Thiede das Gut Gr. W. Er vererbte daſſelbe im Jahre 
1845 auf ſeine Wittwe, Johanne Henriette, geb. Gieſe, welche eine zweite Ehe mit 
dem Obergerichts⸗Aſſeſſor Auguſt Mühlenbeck ſchloß. Dieſer iſt ſeit 1868 titulirter 
Beſitzer des Ritterguts Groß⸗Wachlin. 


Wangeritz, Lettowſches Lehn⸗Rittergut, 1½ Mle. von Naugard gegen 
SSW., eben fo weit von Maſſow gegen N. und 2 Min. von Golnow gegen Oz N., 
hat 11 Wohnhaüſer, für die Thlr. 8. 6 Sgr. Steüer zu erlegen ſind, und 15 
ſteüerfreie Gebaüde, und iteeggſ»̃ ne 2556,43 Mg. 
groß, von denen 1979,33 Mg. Ackerland ſind, welches 24 Sgr. Ertrag gewährt, 
daher dem mittlern Zuſtande der Ertragfähigkeit des Kreiſes entſpricht; an Garten⸗ 
land gibt es 7,66 Mg., an Wieſen 160,34 Mg., an Weiden 243,16 Mg., an 
Holzung 98,18 Mg., und an Waſſerſtücken 15,31 Mg., beſtehend in dem Wangeritzer 
See, welcher ſüdweſtlich vom Orte am Wege nach Matzdorf liegt. Mit einer Grund⸗ 
ſteüer vom Thlr. 174. 8 Sgr. ſind 2498,84 Mg. belaſtet, ſteüerfrei 5,14 Mg. 
Schulland, von dem ein Ertrag von 22 Sgr. pro Mg. gewonnen wird. Im Jahre 
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1843 ſind 75 Mg. Forſtland an die baüerlichen Wirthe in Wangeritz verkauft; ſie 
haben dieſe Fläche garadet und in Acker umgewandelt. Gut und Dorf W. haben 
eine Bevölkerung von 257 Seelen. 


Wangeritz, Kirchdorf mit Filialkirche von Pflugrade ſchon in katholiſcher 
Zeit, dann aber vorübergehend, und ſeit 1778 als ein Vagans zu Kicker gehörig, 
hat 7 Vollbauerhöfe, 1 Halbbauerhof, eine Mahl⸗ und Schneidemühle, welche von 
einem, auf der Feldmark entſpringenden, und zur Stepenitz fließenden Bache getrie⸗ 
ben wird, 12 Wohnhaüſer, für die, nebſt dem Mühlengebaüde Thlr. 10. 18 Sgr. 
Steüer zu erlegen ſind, und 14 ſteüerfreie Gebaüde, darunter das Schulhaus. In 
der Feldmark mit einem Areal von 908,93 Mg. 
ſind 15 Eigenthümer angeſeſſen und es werden von 861,29 Mg. an Grundſteüer 
Thlr. 60. 19 Sgr. gezahlt. An Ackerland gibt es 678,43 Mg. mit 25 Sgr. Ertrag, 
der um 1 Sgr. höher iſt, als der Ertrag des Gutsfeldes, an Gärten 1,48 Mg., 
an Wieſen 48,57 Mg., an Weiden 126,15 Mg., an Holzung 3,86 Mg., an Waſſer⸗ 
ſtücken 3 Mg. 


Im 15. Jahrhundert war der Beſitzſtand von W. dreitheilig; Beſitzer waren 
die Grafen von Eberſtein, Herren des Landes zu Naugard, die Knuthen und die 
Lentzen. Letztere verkauften ihren Antheil im Jahre 1445 an Henning Mildenitz. 
Die weiteren Beſitzveränderungen von W. hangen mit dem Gute Ribbekart, im 
Greifenberger Kreiſe, zuſammen, daher auf die Beſchreibung dieſes Gutes zu ver⸗ 
weiſen iſt (L. B. II. Th. Bd. VI., 981-983), woraus hervorgeht, daß W., ſeit 
dem Jahre 1791 Beſitzthum der Familie v. Lettow iſt, zuerſt in der Perſon des 
Generalmajors Heinrich Wilhelm v. L., der im Jahre 1793 ftarb, und das Gut 
auf ſeinen Bruderſohn, den Rittmeiſter Johann Wilhelm v. L. vererbte. Er hatte 
bei Byern Küraſſieren, deren Garniſonort Aſchersleben war, geſtanden, und, nachdem 
er den Abſchied genommen, daſelbſt wohnen geblieben, ſo im Normaljahre 1804. 
Der jetzige Beſitzer, Hauptmann Carl Wilhelm v. L. hat das Gut W. im Jahre 
1827 übernommen. 


Weitenhagen, Alt⸗Dewitzſches Lehn⸗Kittergut, 2¼ Mile. von Naugard 
gegen SSD. und /½ Mle. von Daber gegen SSW., an einer Nebenſtraße von 
Naugard über Farbezin, Plantikow und Breitenfeld nach Freienwald, und unfern 
des langgeſtreckten Ocker Sees, enthält 20 Wohnhaüſer, beſteüert mit Thlr. 10. 20 
Sgr. und 18 ſteüerfreie Gebaüde. Die Feldmark, die einen ſehr fruchtbaren Boden 
eee, en, ZU ne AT nen een n . 2316,71 Mg. 
und zwar an Ackerland 1659,17 Mg., mit einem Reinertrage von 31 Sgr. pro 
Ma, oder 7 Sgr. über dem Durchſchnittsſatze des Kreiſes, an Gärten 13,61 
Mg., an Wieſen 395,57 Mg., an Weiden 138,81 Mg., an Holzung nur 4,42 Mg., 
an Waſſerſtücken 71,6 Mg., den ſiſchreichen Ocker See enthaltend. Von der Guts⸗ 
fläche ſind 2283,78 Mg. mit einer Steüer von Thlr. 200. 27 Sgr. belaſtet. 


Weitenhagen, Kirch dorf, Filial von Kromonsdorf, beſteht aus 9 Bauer⸗ 
höfen, 1 Halbbauer⸗ und 1 Pfarrbauerhofe, enthält jetzt 58 Grundbeſitzer, doch nur 
18 Wohn⸗ und 1 gewerbl. Gebaüde, wovon Thlr. 11. 17 Sgr. Steüer zu erlegen 
find, und 21 ſteüerfreie Gebaüde, darunter das Schulhaus. Die Feldmark, deren 
Boden nicht ganz ſo ergiebig iſt, als der des Gutsfeldes, begreift . 2404,5 Mg. 
wovon 2326,08 Mg. mit einer Steüer von Thlr. 160. 12. 4 Pf. behaftet, und 
12,09 Mg. ſteüerfreies Schulland; an Ackerland 1207,76 Mg. mit einem Ertrage 

49* . 
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von 25 Sgr. pro Mg., an Gartenland 3,14 Mg., an Wieſen 742,18 Mg. an Wei⸗ 

den 370,05 Mg., an Holzung 14,64 Mg. Die Bevölkerung von Gut und Dorf 

beträgt 341 Seelen. Dieſe bekennen ſich nicht zur evangeliſch⸗unirten Landeskirche, 

ſondern find Lutheraner, wie fie bei der ſtatiſtiſchen Aufnahme von 1867 angegeben 

haben. Eine Perſon iſt aufrichtig genug geweſen, zu bekennen, daß ſie keiner der 

im ſtatiſtiſchen Schema enthaltenen 11 Religionsgeſellſchaften angehöre. 
Weytenhagen war von ſeinen 58, oder nach anderer Angabe 63 Hufen dem 

Domkapitel von Kamin mit 5 Mark 1 fl. ad regales denarios abgabenpflichtig. 

Nach der Hufenmatrikel von 1628 beſaßen den größten Theil von W., nämlich 18 

Hufen, 2 Koſſaten, / Mühle, Joſt und Franz v. Dewitz, Jobſt v. D. und deſſen } 

Bruder Curt zur Dabor hatten nur 3 Hufen, aber auch Baſtian Wedel beſaß in 

W. 6 Hufen, muthmaßlich derſelbe Theil des Dorfs, welchen ehemals die Lebine 

als Afterlehn des Dewitzen⸗Geſchlechts inne hatten. In der Folge ſpaltete ſich das 

Gut in 2 Antheile, welche jedoch ſeit dem Anfange des laufenden Jahrhunderts in 

Einer Hand vereinigt ſind. W. a kam von dem Oberſtlieutenant Steffen Bernd 

v. D. an ſeinen einzigen Sohn, den Regierungs⸗Vicepräſidenten Carl Joſeph, von 

dieſem an ſeine Lehnsfolger, die Oberſten Auguſt Albrecht und Stephan Gottlieb 

und den Cornet Bernhard Heinrich v. D. und wurde von denſelben am 12. No⸗ 

vember 1757 für 9000 Thlr. auf 36 Jahre der Wittwe des Kreiseinnehmers Kühl, 

Juliane Sophie, geb. Böttcher, und von derſelben am 8. September 1774 dem 

Franz Wilhelm Tſchirner überlaſſen, von deſſen Erben aber durch den Landdroſt 

Carl Heinrich Friedrich v. D., — welchem ſeine Brüder Stephan Werner und Bodo 

Chriſtoph Balthaſar am 7. März 1792 und 17. September 1791 das alleinige Ein⸗ 

löſungsrecht abgetreten hatten, — nach dem Vergleiche vom 29. April 1793 für 

10.513 Thlr. 8 Gr. eingelöſt. — W. b kam nach dem Tode des Heinrich v. D. 

an ſeinen Sohn, den Hauptmann Bernd Sigmund, und wurde von dem Vormunde 

ſeiner nachgelaſſenen Kinder, dem Hauptmann Chriſtian Heinrich v. D., am 26. Fe⸗ 

bruar 1715 dem Hauptmann Joachim Ernſt v. Doſſow verpfändet, am 18. April 

1741 aber von dem Landrathe Chriſtian Heinrich v. D. eingelöft, und von deſſen | 

nachgelaſſenem einzigen Sohne Joſeph Friedrich nach dem Contracte vom 28. Fe⸗ 

bruar 1796, nach welchem W. b aus: Bauerhöfen beſtand, für 3300 Thlr. erblich 

dem Landdroſte Carl Heinrich Friedrich v. D. verkauft, deſſen Sohn, der Hauptmann | 

nachmalige Major Carl Günther Theodor v. D. das ganze Gut W., deſſen Werth 

zu 19000 Thlr. angenommen ward, in Folge des unter den 6 Brüdern v. D. ge⸗ 

troffenen Theilungsvergleichs vom 8. Auguſt 1803, in Beſitz nahm. Durch dieſen 

Vertrag iſt dem Gute W. die Hälfte der im Harmelsdorf belegenen ehemals zum 

Gute Wuſſow gehörig geweſenen Holzkaveln beigelegt worden. Jetziger Beſitzer von 

W. iſt ſeit 1840 Carl v. Dewitz⸗Krebs. 


Willkommen, Vorwerk zum Gute Klein- Benz gehörig, vom Landrathe 
Chriſtian Ludwig v. Dewitz im Jahre 1814 angelegt; man vergl. den Artikel Klein⸗ 
Benz, S. 317. Weder die Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Tabellen des Finanz⸗Mini⸗ 
ſteriums von 1866, noch die Überſicht der Wohnplätze für das Jahr 1867 kennt 
dieſes Vorwerk, das auch auf allen nelieren Landtafeln fehlt, welche von der Ge⸗ 
neralſtabs⸗Karte abgezeichnet ſind. Dagegen iſt es angegeben auf Engelhardts 
reducirter Copie der Gillyſchen Karte und zwar auf der Ausgabe von 1822. 


Wolchow, Kreistagsfähiges Gut, / Mle. von Naugard gegen SW., mit 
dem Amtsdorfe dieſes Namens in örtlichem Zuſammenhange und mit demſelben 
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Eine politiſche, Kirchen⸗ und Schul⸗Gemeinde bildend, zu der auch das Gut Neühof 
gehört, und über die dem Rentamte Naugard die Polizeiobrigkeit zuſteht. Dieſes 
Gut iſt das letzte der Vorwerke, welche einſt zur Herrſchaft Naugard, dem ſpätern 
landesherrlichen Amte, gehörten. W. iſt laut Kaufcontracts vom 23. Februar 1813 
an den Gutsbeſitzer, frühern Pächter des Vorwerks. Johann Schmeling für 9900 
Thlr. und 90 Thlr. für Inventarienſtücke mit den bekannten Berechtigungen bezw. 
Reſervaten, zum vollen Eigenthum verkauft, und iſt dieſer Verkauf von der Königl. 
Immediat⸗Commiſſion zur Veraüßerung der Staats⸗Domainen unterm 20. Decem⸗ 
ber 1813 beſtätigt. Für die dem Fiskus verbliebenen Patronatslaſten hat Kaüfer 
einen jährlichen Canon von 8 Thlr. an die Domainen⸗Rentamtskaſſe zu zahlen 
übernommen. Areal des Kaufobjects 591 Mg. 116 Ruth. Die dem Kaüfer zeitpacht⸗ 
weiſe überlaſſenen Dienſte der 4 Bauern im Dorfe W., wofür er Thlr. 59. 12. 6 Pf. 
zahlte, hörten bereits 1815 auf, da die Wirthe in dieſem Jahre dienſtfrei wurden. 
Bau⸗ und Burgdienſte konnte Kaüfer auch dieſes Vorwerks unter den bekannten 
Bedingungen in Anſpruch nehmen. Das Gut W. hat 3 Wohn- und 3 Wirthſchaſts⸗ 
gebaüde. Die Feldmark ent hällt... 594,17 Mg. 
wovon 575,16 Mg. der Grnndſteüer unterworfen ſind; Ackerland 409,21 Mg., mit 
einem Reinertrage von 26 Sgr. pro Mg., wie der baüerliche Acker von W., Gärten 
1,56 Mg., Wieſen 42,04 Mg., Weiden 45,9 Mg., Holzung 76,45 Mg., Grundſteüer 
Thlr. 43. 23. 4 Pf., Gebſt. 18 Sgr. — Auch dieſes Gut iſt bis auf den heütigen 
Tag in der Familie des Kaüfers geblieben. In dem Verzeichniß, welches der fünfte 
Kreistag von den ehemaligen Domainengütern am 20. Februar 1828 vollzog, wurden 
Johann Schmelings Erben als Beſitzer von W. eingetragen, in dem Staatsmini⸗ 
ſterial⸗Verzeichniß vom 6. Mai 1828 aber noch Johann Schm. ſelbſt, muthmaßlich 
in Folge eines Verſehens in der Kanzlei des Miniſteriums. Nachdem die Erben 
mehrere Jahre das Gut gemeinſchaftlich beſeſſen, wurde es, nach erfolgter Erbſchafts⸗ 
Regelung im Jahre 1835 von Carl Ludwig Schm. allein übernommen, dem laut 
Berichts vom 6. Januar 1869 Ferdinand Schm. im Beſitz des Guts gefolgt iſt. 
hg war zur katholiſchen Zeit dem Kaminer Domkapitel mit 15 Bl. tribut⸗ 
pflichtig. 


Wuſſow, altes Dewitzen Lehn⸗Rittergut, 1%, Mln. von Naugard gegen 
DSD,, zur linken Seite der nach Daber führenden Kreisſtraße, welche die Guts⸗ 
feldmark durchſchneidet, hat 10 Wohnhaüſer, von denen Thlr. 8. 24 Sgr. Steüer 
erlegt wird, und 21 ſteüerfreie Gebaüde. Der Flächeninhalt der Feldmark be⸗ 
teligt anat. ee in eee, eee ee ee LERNTEN. 
wovon Ackerland 1824,61 Mg., mit 27 Sgr. Ertrag vom Mg., 18 Mg. Gartenland, 
Wieſen 137,95 Mg., Weiden 142,65 Mg, Holzung 333,55 Mg., mit einem Ertrage 
von 15 Sgr. vom Mg., Waſſerſtücke 1,68 Mg. Zu verſteüern find 2458,44 Mg. 
mit Thlr. 196. 21 Sgr. Außerdem haftet auf dem Gute ein unablösbarer Canon 
von 15 Thlr. 1 Pf. wegen des Kapitals von 1500 Thlr. 5 Gr. 6 Pf., welches 
König Friedrich II. im Jahre 1784 zur Ausführung von Verbeſſerungen aus dem 
Meliorationsfonds bewilligt hat, und wovon die neüen jährlichen Einkünfte 133 Thlr. 
10 Gr. 4½ Pf. betragen ſollen. Zur katholiſchen Zeit war das Gut dem Kaminer 
Domkapitel mit 3 Talent ad regales denarios abgabenpflichtig; man rechnete das 
Gut zu 44 Hufen. Im 17. Jahrhundert war Wi eine Schäferei ohne ſtetterbare Hufen. 
Das Gut hat 178 Einwohner und hat in Gr. Benz ſeine Pfarrkirche, in Kl. Benz 
ſeine Schule. Man kann die Frage aufwerfen, wie die Kirchengenoſſen zu Gr. und 
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Kl. Benz, welche in der unirten evangeliſchen Kirche ſtehen, ſich mit den Wuſſowern 
wegen Abhaltung des Gottesdienſtes vereinbart haben, da Letztere, nach Ausweis 
der ſtatiſtiſchen Aufnahme 1867 Lutheraner ſind? — Wuſſow kam, mit Farbezin, 
Schloißin b, Gr. Benz a und Kl. Benz, nach dem Tode des General⸗Lieutenants 
Friedrich Wilhelm v. Dewitz an ſeine mehr genannten Söhne, den Oberſten Auguſt 
Albrecht, den Oberſten Stephan Gottlieb und den Cornet Bernhard Heinrich, und 
wurden am 27. December 1746 von dem älteſten Bruder, dem Oberſten Auguſt 
Albrecht, den beiden jüngeren Brüdern, bald darauf aber von dem jüngſten Bruder, 
dem Cornet Bernhard Heinrich, nach dem Vergleiche vom 22. September 1747, 
dem mittelſten Bruder, dem Oberſten Stephan Gottlieb allein überlaſſen, welcher 
Gr. Benz a, excl. des Fiſcherhauſes und der ſ. g. Krugkoppel, am 20 Januar 1764 
dem Landrathe Chriſtian Heinrich v. D. abtrat. Seit dem Jahre 1803 war der 
Hauptmann Chriſtian Ludwig v. D., nachmaliger Landrath, durch Erbfolge Beſitzer 
von Wuſſow, deſſen Werth bei der Übernahme des Guts zu 45.000 Thlr. ange⸗ 
nommen wurde, nachdem von deſſen bisherigen Zubehörungen, die bei Farbezin 
gelegene Teichwieſe, das von dem Gute W. bisher ausgeübte Schafaufhütungsrecht 
auf der Farbezinſchen Feldmark und die Hälfte der Holzkaveln im Harmelsdorf 
vom Gute W. abgenommen und dem Gute Farbezin, die andere Hälfte der Holz⸗ 
kaveln in H. aber dem Gute Weitenhagen, zufolge Theilungsvergleichs der ſechs 
Brüder v. D. vom 8. Auguſt 1803, beigelegt worden war. Im Jahre 1839 ver⸗ 
kaufte, wie wir aus dem Artikel Kl. Benz, S. 317, wiſſen, der Landrath v. D. 
ſeine drei Güter W., Kl. Benz und Schloißin ſeinem Sohne, dem Oberlandes⸗ 
gerichts⸗Aſſeſſor Otto v. D., nachmaliger Kreis⸗Deputirter, und ſeinem Schwieger⸗ 
ſohne, dem Lieutenant Heinrich v. Vormann, welche ſich demnächſt über die Theilung 
der Güter W. und Kl. Benz dahin einigten, daß letzterer das Gut Kl. Benz, erſterer 
aber das Gut W. übernahm. 


Zampelfrug, Etabliſſe ment, 1 Haus, 7 Einwohner, zum Rittergute 
Külz gehörig (S. 354) liegt weſtlich von da am Zampelfluſſe und an der neüen 
Kreisſtraße von Naugard nach Daber. f 


Anmerkung. 


Als am 2. April 1870 die Artikel Jarchlin (S. 348) und Kniephof 
(S. 352) zur Correctur vorlagen, wurden dieſelben an demſelben Tage dem geh. 
Regierungs⸗ und Landrathe, Kammerherrn v. Bismarck zur gefälligen Reviſion, mit 
der Bitte um baldigſte Rückſendung, vorgelegt. Dieſe iſt erſt am 29. April er⸗ 
folgt. Inzwiſchen mußte der betreffende Bogen durch die Preſſe gehen, daher die 
folgenden Berichtigungen nicht gehörigen Orts ihre Stelle gefunden haben. 

Jarchlin ſowol als Kniephof ſind jetzt Allodialgüter. Jarchlin (S. 348) iſt 
nur auf einer Seite von Wieſen und nicht mehr von hohen Elſen umgeben. Gegen 
N. ſtößt J. an die Feldmark des Guts Kniephof. Auf Jarchliner Feldmark befindet 
ſich, nach der Gränze mit Lasbeck (Kreis Regenwald) zu, ein Vorwerk, zu dem 
550 Mg. bewirthſchaftet werden. — (S. 349) „Aus den oben erwähnten Elſen be⸗ 
ſtehend“ iſt zu ſtreichen; dagegen hinzuzufügen: Dem Gute ſind außerdem noch ein⸗ 
verleibt 2¼ Bauerhöfe und 200 Mg., welche früher zum Gute Schloißin und der 
Mühle zu Farbezin gehört haben. Im Dorfe Jarchlin iſt das Pfarrcolonushaus 
eingegangen. Mit den Grundſtücken der Waſſermühle enthält die Gemeinde 12 


IJ — 
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Vollbauerhöfe. Zeile 24 von oben iſt ſtatt v. Kotzen — v. Kowen zu ſetzen. — 
(S. 350) Zeile 17 von oben: Lieutenant Philipp v. Bismarck hat das Gut Kniep⸗ 
hof von ſeinem Oheim, dem Grafen Bismarck, kaüflich erworben. — Kniephof 
(S. 352) Zeile 27 von oben: Wegen des Meliorationsgelder⸗Canons haftet dieſes 
Gut auf Höhe von 50 Thalern. 


VIII. 
Polizeibezirke von Gütern, welche nicht zur Nitterſchaft gehören. 


Carlshof, Gut und Dorf, 4 Min. von Naugard und ¼ Min. von 
Golnow gegen SW., auf der Gränze der Waldung, die ſich der Golnowſchen Stadt⸗ 
forſt anſchließt, und der großen Wieſenflur, welche den Dammſchen See auf deſſen 
Oſtufer umgibt, und von zahlreichen Dämmen und Gräben durchſchnitten iſt, nament⸗ 
5 dem Carlshöfer Kanal, der bei den Lübziner Etabliſſement Seebudenlake in den 

ee geht. 

Das Gut hat 11 Wohnhaüſer, beſteüert mit Thlr. 7. 24 Sgr., und 10 ſteüer⸗ 
freie Gebaüde. Von den Grundſtücken find 1854,95 Mg. mit einer Steüer von 
Thlr. 157. 23. 8 Pf. belaftet, und 4,11 Mg. find, als zur Ortsſchule gehörig, 
ſteüerfrei. Die Feldmark enthält nur 154,69 Mg. Ackerland, mit dem ſehr niedrigen 
Ertrage von 11 Sgr. vom Mg., an Gärten 5,2 Mg., an Wieſen 594,59 Mg., die 
66 Sgr. Ertrag vom Mg. geben, 24 Sgr. über dem Kreisdurchſchnitt, an Weiden 
81,84 Mg., an Holzungen 1022,74 Mg. unter Aufſicht eines Waldwärters, ganze 
„ zur > ROSE eee 1932,53 Mg. 

Das Dorf hat 40 Wohn⸗ und 2 gewerbl. Gebaüde, von denen Thlr. 13. 
29 Sgr. Steüer zu entrichten ſind, und 61 ſteüerfreie Gebaüde, darunter das Schulhaus. 
Der Grundſteüer unterworfen ſind 343,68 Mg., Betrag der Steüer Thlr. 40. 12. 
5 Pf., ſteüerfrei 8,91 Mg. der Schule gehörige Grundſtücke, mit den auf dem Guts⸗ 
felde liegenden Grundſtücken zuſammen 13,02 Mg.; Ackerland 138,97 Mg., Ertrag 
17 Sgr. pro Mg., Gartenland 3,2 Mg., Wieſen 210,42 Mg., Ertrag 50 Sgr., 
keine Weiden, auch keine Holzung. Areal der Feldmark. . . 395,65 Mg. 

Ganz Carlshof hat mithin einen Flächeninhalt von. . . . 2328,18 Mg. 
und eine Bevölkerung von 497, das Gut 107, das Dorf 390 Seelen, welche, mit 
Ausſchluß von 4 Iſraeliten, zur Kirche in Eliſenau eingepfarrt find, aber ihre eigene 
Schule haben, welcher auch die ſchulpflichtigen Kinder zu Blankenfeld überwieſen 
find. Übrigens bekennen ſich die Bewohner von Carlshof und Blankenfeld, fo 
auch die von Kamelsberg nicht zur unirten Landeskirche, ſondern zum excluſiven 
Lutherthum. Wegen Gründung von Carlshof ſiehe S. 304 und den Art. Kamelsberg. 


Hühnerberg, Etabliſſement, 1 Haus, 6 Einw., gehört zum Gute 
Kamelsberg, ½¼ Mle von da gegen ND. am Hühnergraben, der hier in die 
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Ihna geht, nachdem er mit dieſem Fluſſe einen parallelen Lauf durch die Gol⸗ 
nowſchen Wieſen genommen hat. Hier wohnt der Förſter, der das Gut K. ver⸗ 
waltet. 


Kamelsberg, Gut und Dorf, Mln. von Carlshof gegen W. am Ufer 
des Dammſchen Sees und am Kamelſtrom, der den Abfluß des Sees bildet und 
in den ſich hier in einem neüen gegrabenen Bette die Ihna ergießt, vorher aber auch 
im alten Bette an der Oſtſeite von K. in den See gefloſſen iſt. An dieſem Aus⸗ 
fluß liegt das Etabliſſement Ihn amünde, das zwar zur Gemeinde K. gerechnet 
wird, in Bezug aber auf Polizei⸗Verwaltung unter dem Magiſtrate von Golnow 
ſteht. Die Ihna bildet bis Hühnerberg die Gränze mit dem Rittergute Fürſten⸗ 
flagge, und dann von Hühnerberg abwärts bis zum Ausfluß in den Kamelſtrom 
die Gränze zwiſchen dem Naugarder und dem Randowſchen Kreiſe. K. iſt übri⸗ 
gens die am weiteſten gegen Abend gelegene Ortſchaft, 4°, Min. von Naugard 
entfernt, von der Landeshauptſtadt Stettin aber nur 1¼ Min. gegen NNO. auf 
dem Waſſerwege der Oder, des Swante⸗Stroms und des Dammſchen Sees. 

Das Gut K. hat mit Einſchluß von Hühnerberg 2 Wohnhaüſer, wovon 
Thlr. 1. 6 Sgr. Steüer zu entrichten find, und 6 ſteüerfreie Gebaüde. Es um⸗ 
Err e 
wovon 1569,27 Mg. einer Steüer von Thlr. 223. 9. 3 Pf. unterworfen ſind. 
Davon iſt nichts unterm Pfluge, und ſo iſt es auch im Dorfe; Gartenbau wird 
auf 2,94 Mg. getrieben, Wieſen gibt es 643,19 Mg., und dieſe geben den ſehr 
hohen Ertrag von 95 Sgr. pro Mg., keine Weiden, Holzung 923,14 Mg., meiſt 
Weichholz, unter Verwaltung eines Förſters, der das Gut bewirthſchaftet und es 
mit ſeiner Familie allein bewohnt. Die Bewohner des zweiten Hauſes ſind zum 
Dorfe gerechnet. 

Das Dorf K. beſteht aus 23 Wohn- und 1 gewerbl. Gebaüde, wofür Thlr. 1 
28 Sgr. Steüer zu zahlen ſind, und 47 ſteüerfreien Gebaüden, darunter das Schul⸗ 
haus. 25 Grundbeſitzer find in der nur. uu 231,94 Mg. 
großen Feldmark angeſeſſen, ſo daß jeder im Durchſchnitt eine Parcele von 9 / Mg. 
beſizt. Die Parceliſten haben von 218,29 Mg. an Grundſtener Thlr. 70. 2. 9 Pf. 
zu zahlen; ſteüerfrei find 5,36 Mg. Schulland. An Gärten gibt es 41,85 Mg., 
an Wieſen 181,8 Mg., mit dem außerordentlich hohen Ertrag von 105 Sgr., dem 
höchſten, der im Naugarder Kreiſe erzielt wird. Weiden und Holz iſt nicht vor⸗ 
handen. Wieſenkultur und Heüwerbung bilden die faſt ausſchließliche Beſchäfti⸗ 
gung der 236 Einwohner von K., welche zur Kirche in Langenberg, Randowſchen 
Kreiſes, eingepfarrt ſind, aber ihre eigene Schule haben. Der Flächeninhali von 
Gut und Dorf Kamelsberg beträggihin tt. 1841,21 Mg. 
Einige Familien leben von der Fiſcherei, mehrere vom Betrieb der Schifffahrt im 
Binnenverkehr zwiſchen Golnow, Stettin, Swinemünde ꝛc. 

Nach dem zwiſchen dem Hauptmann Carl Otto v. Blankenburg und dem Ma⸗ 
giſtrate zu Golnow am 25. November 1777 geſchloſſenen Erbzinscontract wurden 
dem erſtern die ſ. g. Pädagogienheide, auf welcher die beiden Colonien Carlshof 
und Blankenfeld (S. 390, 304) angelegt worden, und der Kamelshorſtſche Bruch, 
auf dem die Colonie Kamelsberg ſteht, wovon aber nur 718 Mg. 6 Ruth. der 
Golnowſchen Kämmerei, die übrigen 1078 Mg. 72 Ruth. der Kämmerei zu Stettin 
gehören, erb- und eigenthümlich auf Erbzinsrecht verſchrieben. In dem Vertrage 
wurde feſtgeſetzt, daß der Erbzinsmann in den Colonien Carlshof und Blankenfeld 
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36 und in der Colonie Kamelshorſt, wie Kamelsberg Anfangs hieß, 8 ausländiſche 
Familien, welche beſonders Ackerbau und Viehzucht treiben ſollten, auf ſeine Koſten 
anzuſiedeln habe. Carlshof erhielt ſeine Benennung nach dem erſten Vornamen 
des Anbauers, Blankenfeld, nach deſſen Geſchlechtsnamen Blanken — burg. Er über⸗ 
nahm für dieſe beiden Colonien einen jährlichen Erbzins von 500 Thlr. an die 
Stadt Golnow, und für die Colonie Kamelshorſt jährlich 300 Thlr., die nach 
Verhältniß der Morgenzahl an die Kämmereien zu Stettin und Golnow abzuführen waren. 
Der Erbzinsmann erhielt die Brauerei⸗, Branntweinbrennerei-, die Krug⸗ und Mühlen⸗ 
gerechtigkeit, die hohe und niedere Jagd, die Mitfiſcherei in der Ihna, ſoweit ſolche 
ſeine Erbzinsgüter durchſtrömt, die Fiſcherei auf dem Dammſchen See, der Damantſche, 
dem Pfaffenwaſſer und den übrigen zu den Nmtern Stettin, Wolin und Ukermünde 
gehörenden Gewäſſern, jedoch gegen Löſung der gewöhnlichen Willzettel und Erle⸗ 
gung deſſen, was für die Fiſcherei auf dieſen Gewäſſern an die Amterkaſſen gewöhn⸗ 
lich gezahlt wird; die Befreiung von den Licent⸗, Zolle und Acciſegefällen ſowol 
in Anſehung der Effecten, des Viehes und der Güter, welche derſelbe und ſeine 
Coloniſten ins Land bringen, als auch in Anſehung der von dieſen Gütern zu ver⸗ 
kaufenden Producte; die Freiheit auf dieſen Gütern eine Kirche zu erbauen und 
einen Prediger anzuſetzen nebſt dem Patronatsrechte; die Gerichtsbarkeit über die 
anzuſetzenden Coloniſten und Einwohner, jedoch ſo, daß wenn zwiſchen ihm und 
denſelben ein Streit entſteht, der Königl. Krjegs⸗ und Domainenkammer die Ent⸗ 
ſcheidung verbleibt; die Befreiung von aller Enrollirung und Werbung der ange⸗ 
ſetzten ausländiſchen Familien und von allen Abgaben, ſie haben Namen wie 
ſie wollen. 

Münſterberg, Gut und Büdnerdörfchen, 4 Mln. von Naugard 
gegen SSW. % Men. von der Eiſenbahnſtation Carolinenhorſt gegen N. und eben 
ſo weit von Friedrichswald gegen SW., auf einer Blöße des Staatsforſtreviers 
Friedrichswald, iſt für eine, zur Anlegung deſſelben und zur Erweiterung des Do⸗ 
mainen⸗Vorwerks Friedrichswald vom Könige Friedrich II. bewilligte Summe von 
30.462 Thlr. 16 Gr. nach dem mit dem Oberamtmann Andreas Liegnitz am 
24. Juli 1777 geſchloſſenen Vertrage, von demſelben erbaut worden, welcher die 
dazu von dem Friedrichswalder Forſtrevier gelegten 383 Mg. 34 Ruth. an Acker⸗ 
und 2322 Mg. 130 Ruth. an Bruchland durch Radung urbar gemacht hat. Dieſes 
neüe Vorwerk ſollte der Sitz des Königl. Beamten und Generalpächters des Amtes 
Friedrichswald werden, welcher bis dahin zu Rörchen wohnte. Allein dieſer Plan 
wurde bald aufgegeben. Nachdem von Seiten der Kriegs⸗ und Domainenkammer 
und der Königl. Immediaten Meliorations⸗Commiſſion beſchloſſen worden, zur 
Sicherſtellung der etatsmäßigen Meliorations⸗Revenüen und zur Erſparung aller künf⸗ 
tigen Remiſſions⸗, Bau⸗ und Reparaturkoſten, auch zu deſto beſſerer Cultivablemachung 
die beiden, nach dem vom Könige genehmigten Amter⸗Meliorationsplan der 100.000 Thlr. 
im Jahre 1777 nel etablirten Vorwerke Münſterberg und Zimmermannshorſt auf 
Erbzins wegzugeben, dieſes auch durch Reſeript vom 11. April 1783 von dem Ge⸗ 
neral⸗Directorium genehmigt worden, und der zeitige Generalpächter des Amts 
Friedrichswald, der Juſtizrath Candidus Otto Gottlieb Zimmermann, (Nachfolger 
von Liegnitz) dieſe beiden Etabliſſements auf Erbziusrecht zu übernehmen ſich erklärt, 
ſo iſt, nach Maßgabe des mit ihm unterm 20. September 1782 abgehaltenen Punc⸗ 
tations⸗Protokolls und nach mehrerm Inhalt des vorerwähnten Reſer. vom 11. April 
1783, zu Alten⸗Stettin am 15. October 1785 ein Erbzins⸗Contract geſchloſſen, und 
vom Könige mittelſt Urkunde, d. d. Berlin den 25. October 1786 beſtätigt worden, 
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kraft deſſen die nei angelegten Meliorations⸗Etabliſſements Münſterberg und Zim⸗ 
mermannshorſt nebſt allen dazu gehörigen Pertinentien, Vieh-Inventarien, Gebaüden 
und darauf errichteten Tagelöhner⸗Familienhaüſern, wovon das Vorwerk Münſter⸗ 
berg 1713 Mg. 107 Ruth., das Vorwerk Zimmermannshorſt 671 Mg. 100 Ruth., 
alſo beide Etabliſſements 2385 Mg. 27 Ruth, excl. Wegen, Triften und unbrauch⸗ 
barem Lande, enthalten, in ihren jetzigen, völlig regulirten Gränzen und Maalen, 
dem ꝛc. Zimmermann cum pleno jure Dominii utilis et omni facultati alienandi 
erb⸗ und eigenthümlich verſchrieben ſind, ſo, daß ihm frei gegeben wird, ſothanes 
Terrain nach eigenem Gefallen und wie derſelbe es am convenableſten findet zu 
nutzen und zu gebrauchen, auch an andere zu alieniren und zu verkaufen, jedoch 
mit Vorbehalt des ſtipulirten Canons und mit der Bedingung, daß der Kriegs⸗ 
und Domainenkammer bei vorkommendem Verkaufsfall des einen oder andern Erb⸗ 
zinsgutes das Vorkaufsrecht zuſtehen ſolle, danebſt aber dem Erbzinsmann auf das 
bündigſte verſichert, daß der ſtipulirte Canon zu keiner Zeit und unter keinerlei 
Prätext jemals einer Erhöhung unterworfen ſein, noch weniger dieſe Erbzinsgüter 
je revocirt werden ſollen (8 1). Dem Contracte ſind die Vermeſſungsregiſter beider 
Güter vom Jahre 1781 beigefügt, wonach ſich der Flächeninhalt anders geſtaltet, 
als oben angegeben iſt. Münſterberg beſteht aus 505. 33 Acker, 465 . 173 Wieſen 
(darunter 84 . 0 zweiſchnittige) 710 . 90 Koppeln, 12 . 87 Gartenland, zuſammen 
1694 Mg. 23 Ruth. Zimmermannshorſt enthält 68 . 0 Acker, 328 . 0 Wieſen, 
300 . 128 Koppeln, 1. 152 Gartenland, im Ganzen 698 Mg. 100 Ruth. Ent⸗ 
richtet Erbzinsmann den von dieſen Meliorations⸗Etabliſſements ſchon ſeit 1782 
zum Etat ſtehenden, auf angelegte Nutzungsanſchläge ſich gründenden jährlichen 
Ertrag, und zwar von Münſterberg mit 886 Thlr. 7 Gr. und von Zimmermanns⸗ 
horſt mit 408 Thlr. 13 Gr. 2%, Pf., alſo in Summa mit 1294 Thlr. 20 Gr. 
2½ Pf. als einen perpetuirlichen Canon an die Friedrichswaldſche Amtskaſſe (§ 2). 
Sollte über kurz oder lang eines oder das andere von dieſen Erbzinsgütern ver⸗ 
kauft werden, und Fiskus das Vorkaufsrecht nicht ausüben, ſo muß der neüe Be⸗ 
ſitzer /e des von dem Erbzinsgute zu erlegenden jährlichen Canons als ein Lau⸗ 
demium an die Domainenkaſſe bezahlen, mithin von Münſterberg 88 Thlr. 15 Gr. 
2 Pf., von Zimmermannshorſt 40 Thlr. 20 Gr. 6 Pf., und in der Art wird es 
auch in perpetuum bei jedem Verkaufsfall gehalten (§ 11). Nach Inhalt der 
übrigen Stipulationen des Contracts erhielt der Erbzinsmann an Gerechtſamen: 
die Jurisdiction, die Brau⸗ und Brennereigerechtigkeit und, da das Grundſtück zu 
den ritterfreien gehörte, Befreiung von Contribution, Einquartierung ꝛc.; Zollfrei⸗ 
heit gleich anderen Königl. Pächtern und Edelleüten, zugleich für ſich und ſeine 
Leüte die Freiheit, ſich zu einer Kirche zu halten, zu welcher ſie wollten. Dagegen 
war Erbzinsmann mit ſeinen Einwohnern zu der bei Münſterberg erbauten Wind⸗ 
mühle, ſo lange dieſelbe im Gange bleibt, mahlzwangspflichtig; ſollte aber ſelbige 
eingehen, oder deren Wegwerfung für gut gefunden werden, ſo könne Erbzinsmann 
und ſeine Einwohner mahlen, wo ſie wollen, auch ſoll ihm alsdann unbenommen 
ſein, ſolchen Falls auf ſeinem Fundo ſich ſelbſt eine Mühle zu erbauen, weil es 
ſodann nicht möglich, dieſe beiden Erbzinsgüter irgend einer andern Mühle als 
Zwangsmahlgäſte der großen Entfernung halber beizulegen (S 15). Wegen Zim⸗ 
mermannshorſt ſ. S. 282-284. Für Münſterberg iſt der Canon, jo wie ſämmtliche 
Reſervate, als Vorkaufsrecht bezw. Laudemium ꝛc. im Jahre 1813/14 abgelöft; 
ausgenommen von der Ablöſung blieb das Obereigenthum. Durch Erbpachtver⸗ 
träge vom 1. Juni 1822 und 5. April 1826 wurde das Gut M. durch zwei Forſt⸗ 
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parcelen von zuſammen 91 Mg. 72 Ruth. erweitert, für die ein unveränderlicher 
Canon von Thlr. 51. 28. 8 Pf. zu entrichten war, wegen deſſen das Gut der 
Domainen⸗Rentamtskaſſe Friedrichswald, ſpäter Kolbaz, bis auf Erlaß des Real⸗ 
laſten⸗Ablöſungs⸗Geſetzes vom 2. März 1850 abgabenpflichtig geblieben iſt. Seit 
der Zeit iſt an Stelle jener Kaſſe der Domainen⸗Amortiſationsfonds getreten. 
Nach Vereinigung der gedachten zwei Forſtparcelen hatte das Gut M. ein Areal 
von 1804 Mg. 179 Ruth. Jetzt beträgt der Flächeninhalt nach Angabe der 
Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗ Tabellen 1882,29 Mg., 
davon an ſehr dürftigem Ackerland 1692 Mg., welches nur 15 Sgr. Ertrag vom 
Mg. gibt, an Gartenland 6,09 Mg., an Wieſen 6,31 Mg. mit 50 Sgr. Ertrag, an 
Weiden 25,39 Mg. und an Holzung 110,14 Mg. Die Grundſteüer beträgt 
Thlr. 84. 19. 9 Pf., ſie haftet auf einer Grundfläche von 1839,92 Mg. Es be⸗ 
finden ſich auf dem Gute 4 Wohnhaüſer, die mit Thlr. 8. 6 Sgr. beſteüert ſind, 
und 9 ſteüerfreie Wirthſchaftsgebaüde. Als Beſitzer von M. ſind angegeben: Nach 
dem Juſtizrathe Zimmermann der Oberamtmann Stegemann; darauf der Amtmann 
Nitſchmann; darauf bis 1838 die Wittwe des Predigers Nitſchmann in Stettin, 
Chriſtine Eliſabeth, geb. Priem, welche die zweite der Forſtparcelen 1826 erwarb; 
1857 Rehmann. Die Einwohnerzahl beſteht aus 88 Lutheranern und 3 Katholiken, 
zuſammen 91 Seelen. 

Das kleine Dorf iſt aus den Familienhaüſern des Guts entſtanden. Es 
bildet mit dieſem Einen Gemeindebezirk, und enthält 5 Büdnereien mit eben fo 
viel Wohnhaüſern, für die 1 Thlr. 11 Sgr. Steüer zu erlegen ſind, und 5 ſteüer⸗ 
freien Gebaüden. Die Stelle zur erſten Büdnerei iſt auf Forſtgrund von 9 Mg. 
175 Ruth. laut Kauf⸗Contracts vom 23. September 1826 gegen einen Domainen⸗ 
zins von 5 Thlr. zum Eigenthum erworben worden. Jetzt begreift das Dörf⸗ 
chen wu audich 97 Jun Si mins a6. ‚ia nenn alBäeTnalige 
wovon 43,11 Mg. Ackerland find, mit nur 13 Sgr. Ertrag, und an Wieſen 36,15 Mg., 
die einen Ertrag von 39 Sgr. pro Mg. gewähren. Andere Kulturen gibt es nicht. 
Das Dörfchen hat 60 Einwohner, die in der ſtatiſtiſchen Tabelle als Lutheraner 
aufgeführt ſind. 

Münſterberg iſt in Friedrichswald eingepfarrt und gehört zum Schulverband 
Zimmermannshorſt. Als 1825 und in den folgenden Jahren die Vorarbeiten und 
Verhandlungen wegen Aufſtellung der neüen Ritterguts⸗Matrikel des neüen Kreiſes 
Naugard ſchwebten, faßten die Kreisſtände auch das Gut M. ins Auge, um daſſelbe 
in das Verzeichniß der ehemaligen Domainengüter aufzunehmen, denen die Kreis⸗ 
tagsfähigkeit beizulegen ſei. Dem Antrage iſt keine Folge gegeben, muthmaßlich 
weil das Gut im Beſitz einer Frau war, der die Bedeütung der ihrem Gute zuge⸗ 
dachten Ehrenrechte unbekannt geblieben. N 

Rörchen, Gut, Mühle und Colon ie, 4, Mle. von Naugard gegen 
SW., 1¼ Mle. von Golnow gegen SSW. und 1% Mln. vom Bahnhof Damm 
gegen NO. 

Das Gut enthält 5 Wohnhaüſer, von denen 9 Thlr. 2 Sgr. Steüer erlegt 
werden, und 7 ſteüerfreie Gebaüde, und hat zu feiner Feldmark ein Areal 
dn eee eee eee ee ee ae e eee 00 Mg., 
wovon 966,16 Mg. mit Thlr. 96. 9. 7 Pf. beſteüert und 7,26 Mg. ſteüerfrei ſind. 
Nach den Kulturarten: Ackerland 309,74 Mg. mit 10 Sgr. Ertrag, Gartenland 
12,87 Mg., Wieſen 642,87 Wg. mit 41 Sgr. Ertrag vom Mg., 7,94 Mg. Weiden, 
keine Holzung. 
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Die Colonie nebſt der Mühle enthält 10 Wohn- und 1 gewerbl. Gebaüde, 
beſteüert mit Thlr. 4. 27 Sgr. und 15 ſteüerfreie Gebaüde, darunter das Schul⸗ 
haus. Es ſind 22 Grundbeſitzer, davon jeder im Durchſchnitt 11 12 Mg. inne 
E ms. nn, RM, WER 295,6 Mg., 
von welcher Fläche 232,65 Mg. mit Thlr. 24. 8. 4 Pf. Steüer belegt und 22,87 Mg. 
ſteüerfrei ſind. Unterm Pfluge befinden ſich 169,62 Mg., welche 20 Sgr. Ertrag 
vom Mg. gewähren, und die 85,9 Mg. großen Wieſen werfen einen Ertrag von 
55 Sgr. vom Mg. ab, woraus folgt, daß die Colonie einen fruchtbarern Boden 
beſitzt, als das Gut. 

Rörchen hat 174 Einwohner und iſt nach Eliſenau eingefarrt, hat aber ſeine 
eigene Schule, der auch die ſchulpflichtigen Kinder in Eliſenau und Friedrichwil⸗ 
helmsthal zugewieſen ſind. 

In der „Golnowſchen Ode“, die ſich de Tribus (welches in der Nachbarſchaft 
von Damm lag) vsque ad stagnum quod dammesche Sehe dicitur, et sic iuxta 
eiusdem stagni litus vsque ad portum vbi Ina influit in stagnum preseriptum, 
deinde per Inam vsque in Golinog. et sic per ipsius Ine ascensum vsque ad 
fossatum non longe a Putzerlin c. — Worte der Vereignungs⸗Urkunde Herzogs 
Swantibor Solitudinis de Golinog an das Kloſter Kolbaz vom Jahre 1220 — 
ſind, nach Brüggemann's Angabe, vor dem 13. Jahrhundert zwei Dörfer geweſen, 
welche Biſterbeck und Swartelanke geheißen haben, wovon ſich die Namen noch bis 
auf gegenwärtige Zeiten erhalten haben, indem ein Bach, welcher auf dem Groß⸗ 
Chriſtinenbergſchen Felde entſpringt, durch Groß⸗Chriſtinenberg nach Sturtzenbecher⸗ 
wall und da durch einen gezogenen Quergraben nach Rörchen in die Lanke geht, 
noch jetzt die Biſterbeck, und die Lanke, welche von Rörchen aus zwiſchen den 
Berglandſchen und Lübzinſchen Brüchern in den Dammſchen See fließt, die 
Schwarzelanke genannt wird. In dieſer Ode auf der Scheidung zwiſchen dem 
höher gelegenen Hochwalde und dem niedrigen Bruchwalde iſt um die Stelle, wo jene 
zwei untergegangenen Ortſchaften muthmaßlich gelegen haben, ſeit dem Jahre 1738 eine 
Fläche von 2355 Mg. 159 Rth. urbar gemacht, und im Mittelpunkt derſelben das Vorwerk 
Rörchen angelegt worden, das zum Sitz des Beamten und Generalpächters des Amts Fried⸗ 
richswald beſtimmt wurde, während das zuletzt genannte Vorwerk der Sitz des 
Oberforſtmeiſters von Hinterpommern war. Das Vorwerk Rörchen mußte in der 
Folge von ſeinem Arral 236 Mg. zur Bildung der benachbarten Colonien Chri⸗ 
ſtinenberg und Sophienthal abgeben. Es hatte 12 Feüerſtellen, die Abtriften für 
die Schafe 2 Tage in der Woche auf die angränzenden Feldmarken Sophienthal 
und Chriſtinenberg, gemeſſene Dienſte von 17 Bauern aus Gr. Chriſtinenberg, 
5 Bauern aus Gr. Sophienthal, 12 Koſſaten aus Kl. Chriſtinenberg und eben ſo 
viel Koſſaten aus Kl. Sophienthal, und 15 Bauern aus Auguſtwald. Die Ein» 
wohner des Vorwerks waren nach Lübzin eingepfarrt, doch wurde auf dem Amt⸗ 
hauſe zu Rörchen vom Schulmeiſter in Groß⸗Chriſtinenberg eine Art öffentlichen 
Gottesdienſtes durch Vorleſen einer Predigt gehalten. Zu ihm gingen auch die 
Kinder aus R. zur Schule. — Gleichzeitig mit dem Vorwerke wurde eine Wind⸗ 
und eine un terſchlägige Waſſermühle angelegt. Letztere erhält ihr Waſſer theils 
aus der Düſterbecke, theils aus 3 Quellen auf den benachbarten Feldern, die durch 
Graben in den Müh lenteich geleitet find. Etwa 500 Schritte von der Waſſer⸗ 
mühle befindet ſich eine Stauſchleüſe, durch welche der obere Theil der Rörchenſchen 
Wieſen unter Waſſer geſetzt werden kann. Das Müblenweſen, zu dem 40 Mg. 
Land gehören, wurde durch Contract vom 10. April 1783 in Erbpacht gegeben. 
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Die darin feſtgeſetzte Abgabe an den Domainenfisfus betrug 110 Thlr. Sie war 
firirt und der Erbpächter der Veranſchlagung feines Mahlguts nicht unterworfen. 
Von dieſer Abgabe ſind durch Compenſation mit der dem Müller gewährten Mahl⸗ 
zwangs⸗Entſchädigung — Zwangsgäſte waren die Bewohner der beiden Chriſtinen⸗ 
berg und der beiden Sophienthal — Thlr. 101. 22. 2 Pf. abgelöſt, ſo daß noch 
Thlr. 8. 7. 10 Pf. zu entrichten waren, die, in Folge des Geſetzes vom 2. März 
1850 auf den Domainen⸗Amortiſationsfonds übertragen ſind. 

Das Vorwerk R. hatte an Acker zu Rogg en und Hafer 383 Mg. 159 Ruth., 
an dreijährigem Haferland 30. 42, an Acker überhaupt 414. 21; an zweiſchnittigen 
Wieſen 496. 84, an einſchnittigen 155. 27, an Wieſen überhaupt 651. 111; an 
Koppeln und Weide 1041. 121; an Gartenland 11. 134, ganze Fläche der Feld⸗ 
mark ee eee eee. e, ee ee ee e n Mga m Ruth. 
Der Generalpächter des Amts Friedrichswald hatte für das Vorwerk R. zu 
zahlen, an Arrende 1339 Thlr. und an Dienſtgeld 196 Thlr. 16 Gr., zuſammen 
1535 Thlr. 16 Gr. Es wurde aber nachgewieſen, daß er in dem Wirthſchaftsjabre 
von Trinitatis 1782—83 einen Verluſt gehabt hatte von 852 Thlr. 2 Sgr. 10 Pf., 
und im folgenden Jahre einen Verluſt von 925 Thlr. 10 Pf. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden ordnete ein Hofreſcript vom 21. September 1784 eine Unterſuchung des 
Vorwerks an, um die Urſachen ſeines Verfalls zu ermitteln Der Departementsrath, 
Kriegsrath v. Schmeling, unterzog ſich dieſes Auftrags, bei deſſen Ausführung er 
den Generalpächter, Juſtizrath Zimmermann zuzog. Es würde zu weit führen, 
einen Auszug aus dem, am 20. October 1784 aufgenommenen Protokoll hier ein⸗ 
zuſchalten; es ſei nur angeführt, was über die Bodenbeſchaffenheit des Ackerlandes 
gejagt wird. Der Boden ift torfig und ſandig, wozu noch kommt, daß unter der 
Erdkrume größtentheils Eiſenſteine eingelagert ſind, die bekanntermaßen der Frucht⸗ 
barkeit des Erdbodens alsdann aüßerft hinderlich ſind, wenn ſie die zur bearbeitende 
Oberfläche deſſelben unmittelbar berühren. Das Endergebniß der Unterſuchung und 
einer neüen Veranſchlagung war, daß das Vorwerk nur eine Pacht von 928 Thlr. 
19 Gr. 1 Pf. zu tragen im Stande ſei. Bereits im Jahre 1783 hatte der 
ꝛc. Zimmermann den Antrag geftellt, ihn aus der Pacht des Vorwerks R. zu entlaſſen, und 
daſſelbe zu ſeiner Erleichterung in Erbpacht auszuthnn. Die Pommerſche Kriegs⸗ 
und Domainen⸗Kammer befürwortete den Antrag auf Vererbpachtung in ſeinem, 
dem General⸗Directorium un term 21. Februar 1785 erſtatteten Bericht. Das Hof⸗ 
reſeript vom 8. März 1785 erklärte ſich mit der Vererbpachtung einverſtanden, be⸗ 
ſtimmte aber, „daß dieſe dem ꝛc. Zimmermann nicht zu concediren ſei, zumalen R. 
das beträchtlichſte Vorwerk im Amte Friedrichswald und derſelbe ſchon die beiden 
Meliorations⸗Etabliſſements Münſterberg und Zimmermannshorſt bei dieſem Amte in 
Erbpacht beſitze“. Auf Grund dieſes Reſcripts bemühte ſich nun zwar die Pommerſche 
Kammer einen geeigneten Erbpächter für das Vorwerk R. zu gewinnen, allein nach 
vielfachen Verſuchen gelang dies erſt nach Verlauf von 5 Jahren. Ein Stettiner 
Kaufmann, Namens Martin Friedrich Dommow, hatte ſich zur Übernahme der Erb— 
pacht gemeldet. Weil er ein wohlhabender Mann war — er beſaß in der Stadt 
ein Haus am Kohlenmarkt (heüte irriger Weiſe Kohlmarkt genannt) zum Werthe 
von 10.000 Thlr. ſchuldenfrei, und überdem Kapitalvermögen — ſo empfahl ihn 
die Pommerſche Kammer dem General⸗Directorium, von dem denn auch die Ge⸗ 
nehmigung zur Abſchließung des Erbpacht⸗Contracts mit demſelben durch Reſeript 
vom 11. Auguſt 1790 ertheilt wurde. 

Der am 11. April 1791 abgeſchloſſene und vom Könige am 26. October 1791 
beſtätigte Erbpacht⸗Contract gibt die Größe des zu vererbpachtenden Grundſtücks 
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wie oben an. Es ſind aber davon abgenommen und der Dorfſchaft Gr. Chriſtinen⸗ 
berg zugetheilt 84 Mg. 37 Ruth. Wieſen, und dem Püttkruge 32 Mg. an Acker, 
Wieſen und Hütung, überhaupt iſt das Vorwerk vermindert um 116 Mg. 37 Ruth., 
ſo daß wirklich zu Erbpachtrechten verliehen worden find . 2002 Mg. 170 Ruth. 
und zwar an Acker 396. 21, an Wieſen 559. 74, an Koppeln und Weiden 1035. 
121, an Gartenland 11. 134. (8. 1) Sämmtliche zum Vorwerk gehörige Wohn⸗ 
und Wirthſchaftsgebaüde, ingleichen die daſelbſt befindlichen 7 Familienhaüſer werden 
dem Erbpächter unentgeldlich zugeſtanden, jedoch iſt das Brauhaus und die Land⸗ 
teüter- Wohnung davon ausgeſchloſſen, welche dem Amte verbleiben. Der Erbpächter 
muß die Gebaüde gleich nach übernahme des Vorwerks in gehörigen Stand ſetzen, 
wozu ihm das erforderliche Reparaturholz, ein für allemal unentgeldlich bewilligt 
worden, ſolche auch in der Folge beſtändig in guten baulichen Würden auf eigene 
Koſten unterhalten, ohne daß er und die nachfolgenden Beſitzer auf irgend eine 
Unterſtützung an Gelde, freiem Bauholze oder freier Anfuhr der Materialien durch 
die Unterthanen Anſprüche machen können. (8. 2). Macht ſich der Erbpächter für 
ſich und die nachkommenden Beſitzer dieſes Vorwerks verbindlich von Trinitatis 
1791 an einen jährlichen perpetuirlichen und nie zu erhöhenden aber auch auf 
keinerlei Art zu vermindernden Canon von 800 Thlr. zur Friedrichswaldſchen Amts⸗ 
kaſſe zu entrichten, weil jedoch hiervon wegen der an Gr. Chriſtinenberg und den 
Püttkrug abgetretenen Flächen von dieſer Summe Thlr. 6. 16. 7 Pf. abgehen, ſo 
beträgt der Canon, der in vierteljährigen Raten zu bezahlen iſt, Thlr. 743. 4. 5 Pf., 
und zwar zum vierten Theil in Frd'or. zu 5 Thlr. gerechnet, die übrigen Drei⸗ 
viertel in Preuß. Silber Courant (5. 4). Die Dienſte, welche bisher von den 
Dörfern Gr. und Kl. Sophienthal bei dem Vorwerke geleiſtet worden, hören auf 
§ 5). Übernimmt der Erbpächter alle Arten von Unglücksfällen und kann ſolcher⸗ 
halb keine Erlaſſung von dem jährlichen Canon unter irgend einem Vorwande 
beanſpruchen 8 6). Den kleinen Leüten in den 7 Familienhaüſern wird die Be⸗ 
fugniß zum Raff⸗ und Leſeholz im Püttſchen Revier zugeſtanden (8 7). Die Kriegs⸗ 
und Domainenkannmer reſervirt ſich in Veraüßerungsſällen das Vorkauſsrecht, macht 
ſie davon keinen Gebrauch, ſo muß in jedem einzelnen Falle der Conſens zum 
Verkaufe eingeholt und das Laudemium von O, 1 des Canons mit 74 Thlr. 7 Gr. 
11 Pf. in recognitionem Dominii directi erlegt werden (§S 8). Dem Erbpächter 
und ſeinen Nachfolgern wird die Jurisdiction über die auf dem Vorwerk R. bereits 
befindlichen oder noch auzuſetzenden Familien mit der Einſchränkung zugeſtanden, 
daß ſie ſolche durch den jedesmaligen Juſtizbeamten des Amts Friedrichswald 
oder einen vereideten Königlichen Juſtizbeamten verwalten laſſen (8 9). Der 
Canon von 800 Thlr. wird auf das Grundſtück primo loco in das Amts⸗Grund⸗ 
und Hypothekenbuch eingetragen (§ 10). Da die Brau- und Branntweinbrennerei, 
die das Amt Friedrichswald auf dem Vorwerk R. bisher betrieben, gegenwärtig 
nicht mit vererbpachtet werden ſoll, ſo verbleibt auch das daſelbſt befindliche Brau⸗ 
haus nebſt den dazu ‚gehörigen Gartenplätzen und dem Hoſraume Pertinenz des 
Amts und iſt Erbpächter gehalten, die von ihm zu gebrauchenden Getränke an ſtark 
Bier und Branntwein aus ihr zu entnehmen ꝛc. ($ 12). Auch das Landreüterhaus 
bleibt Pertinenz des Amts (8 13). Die jedesmaligen Erbpächter, ſo wie ihre 
Leüte und die auf dem Vorwerk wohnenden Familien ſind ſchuldig, auf der Mühle 
zu R., als deren Zwangsmahlgäſte mahlen zu laſſen (8 14). Dem Beſitzer des 
Erbzinsgutes wird in Anſehung der eigenen Wirthſchafts⸗Produkte und des zuge⸗ 
zogenen Viehs die Zollfreiheit in der Provinz gleich anderen Königl. Pächtern zu⸗ 
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geſtanden (8 15). Soll den jedesmaligen Beſitzern erlaubt ſein, zu ihres Hauſes 
Nothdurft, nicht aber zum Verkauf, auf dem Dammſchen See fiſchen zu laſſen 
(§ 16). Da das Vorwerk R. aus lauter ritterfreien Pertinentien beſteht, ſo bleiben 
die Beſitzer deſſelben von allen dem contribuablen Hufenſtande anklebenden oneribus 
und Abgaben, desgleichen von Leiſtung der Paß⸗, Marſch⸗ und Burgfuhren, ſowie 
auch von der Einquartierung bei Durchmärſchen befreit (8 17). Folgen Beſtimmun⸗ 
gen über die Reinigung der Gräben, Inſtandhaltung der Stauſchleüſen zur Be⸗ 
wäſſerung der Vorwerks⸗Wieſen und Weiden (§ 18). Wird dem Erbpächter die 
Hütung auf der hohen Heide im Friedrichswalder und Püttſchen Revier mit dem 
Rind⸗ und Schafvieh, ingleichen wöchentlich 2 Tage mit den Schafen auf der 
Chriſtinenberger und Sophienthaler Feldmark bewilligt (§ 19). Die kleine Jagd 
auf den Fluren des Vorwerks wird dem Erbpächter nicht in Erb-, ſondern nur auf 
6 Jahre in Zeitpacht überlaſſen ($ 20). 

Die in den 88. 12 und 13 des Contracts dem Fiskus vorbehaltenen Baulich⸗ 
keiten, das Brauhaus und das Landreüterhaus, gingen ſpäter, auf Grund der Re⸗ 
ſeripte des General⸗Directoriums vom 20. December 1796 und 25. Februar 1798, 
gleichfalls in den erblichen Beſitz des Erbpächters Dommowp über, ſo daß demſelben 
nunmehr das ganze Vorwerk mit allen Pertinentien eigenthümlich gehörte. An 
Kaufgeld für die gedachten Gebaüde zahlte er bezw. 205 Thlr. 8 Gr. und 50 Thlr. 
baar an die Domainenkaſſe, worauf die Löſchung des Vorbehalts im Hypotheken⸗ 
buch und die Berichtigung Tituli possessionis für den Erbpächter auf das ganze 
Vorwerk Rörchen verfügt wurde. 

Mittelſt Vertrages vom 16. December 1800 verkaufte Martin Friedrich Dom⸗ 
mow das erbliche Nutzungsrecht des Gutes R. an Chriſtian Hilgendorf, den bis⸗ 
herigen Beſitzer des Freiſchulzenhofes in Kolow, Amts Kolbaz, incl. todten und le⸗ 
benden Inventars, für die Summe von 23.000 Thlr., von welcher Summe 5000 Thlr. 
baar bezahlt wurden, 18.000 Thlr. aber gegen 4 Pret. jährlicher Zinſen ſtehen 
blieben. Außerdem übernahm Kaüfer 3000 Thlr. Schulden, die der Verkaüfer zur 
erſten Stelle hatte eintragen laſſen. Von dieſem wurde das Laudemium bezahlt. 
Am 19. Juli 1803 verkaufte Hilgendorf das Erbpachtgut R. an den Amtmann 
Carl Friedrich Reefſchläger zu Eickſtedt bei Oranienburg, und den Banquier und 
Pächter zu Gatow bei Spandow, Benjamin Daniel Itzig für ſeinen Sohn Moſes 
Benjamin Itzig. Der Kaufpreis betrug 26.500 Thlr. Auch bei dieſem Verkaufe 
übernahm der Verkaüfer die Berichtigung des Laudemiums. Es wurde aber auch 
eine Conventionalſtrafe von 6000 Thlr. ſtipulirt, falls der eine oder andere Theil 
den Contract nicht erfüllen ſollte. Nachdem Hilgendorſ den Nachweis geführt 
hatte, daß der Benjamin Daniel sig zu der Deſcendenz des Chauſſee⸗Bau⸗Inſpec⸗ 
tors und Banquier Daniel Itzig, in Berlin gehöre, dem das Naturaliſations⸗Pa⸗ 
tent vom 2. Mai 1791 ertheilt worden, und derſelbe alſo zum Güter⸗Ankauf befugt 
ſei, gab die Pommerſche Kammer ihren Conſens zum Verkauf an Reefſchläger und 
Itig, Sohn. Beide übernahmen die Bewirthſchaftung des Guts. Mittelſt Ver⸗ 
trages vom 21. December 1807 löſten die beiden Beſitzer von R. ihr bisheriges 
Geſellſchaftsverhältniß auf. Reefſchläger trat von dem Mitbeſitz des Gutes zurück, 
und Moſes Benjamin Itzig übernahm daſſelbe zum alleinigen Eigenthum, indem er 
für Reefſchlägers halben Antheil einen Kaufpreis von 14.500 Thlr. bewilligte, 
deſſen Zahlung nach Raumung der Provinz von den Kaiſerlich Franzöſiſchen Trup⸗ 
pen und ſobald die Königl. Bank und Seehandlung ſich im Stande befinden, ihre 
Papiere realiſiren zu können, oder ſobald auch nur dieſe letztere Alternative einge⸗ 
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treten, aller Erwartung nach alſo den 1. Juni 1808, welcher Termin auf jeden 
Fall der Termin der Gutsübergabe ſei, baar erfolgen ſolle. Die Berichtigung der 
Laudemialgelder, die zur Hälfte des im Erbpachtvertrage von 1791 feſtgeſtellten 
Satzes abzuführen waren, übernahmen die Contrahenten als eine gemeinſchaftliche 
Verpflichtung. Der Conſens zu dieſem Theilverkauf iſt unterm 11. Januar 1808 
ertheilt worden. Seitdem der Tabacksbau in diesſeitigen Landen eingeführt, wurde 
derſelbe in R. betrieben, in der Zeit, um die es ſich hier handelt, von 6 zum Gute 
gehörige Planteurs, die durch ihre Betriebſamkeit, neben der Heüwerbung, den 
Hauptertrag erzielten. Außer den Planteurs wohnten 8 Tagelöhner⸗Familien auf 
dem Gute. Seit dem Jahre 1809 nennt ſich der Erbpächter von R. in den Acten 
Moritz Benjamin Itzig, was ohne Zweifel wol nur eine willkürliche Abänderung 
des Vornamens Moſes iſt. Ein Bruder deſſelben, J. Itzig, wurde am 16. April 
1810 bei dem geheimen Staatsrath Sack, Oberpräſidenten der Provinzen Kurmark, 
Neümark und Pommern, damals in Berlin reſidirend, mit dem Antrage voritellig, 
den auf dem Vorwerke R. haftenden Zins mit Kapital ablöfen zu wollen, und zwar 
in Bank⸗Obligationen, wenn dieſelben nach dem Nennwerthe angenommen würden. 
Der Oberpräſident gab dieſe Vorſtellung an die Königl. Regierung von Pommern 
zum gutachtlichen Bericht ab, die ſich unterm 1. Mai 1810 dahin aüßerte, daß die 
Zuläſſigkeit der Erwerbung des Obereigenthums durch Ablöſung des Canons, nach 
der Domainen⸗Veraüßerungs⸗Inſtruction vom 27. December 1808, keinem Bedenken 
unterworfen ſei. Ferner ſei es Vorſchrift, daß die Staatsſchulden⸗Obligationen, 
wofür die Bank⸗Obligationen unzweifelhaft zu halten ſeien, nur nach dem Courſe 
des Zahlungstages in Zahlung gegeben werden könnten; auch ändere ſich der 
Kapitalsbetrag der Ablöſungsſumme, je nachdem die Zahlungstermine früher oder 
ſpäter fallen. Bis zum 31. December 1810 werde derſelbe zu 6 Pret., ſpäter bis 
zum 31. December 1814 zu 5 Pret. aus dem Courſe berechnet. Der Oberpräſi⸗ 
dent reſcribirte hierauf unterm 14. Mai 1810 an die Königl. Regierung von Pom⸗ 
mern, damals in Stargard, daß er den Antragſteller J. Itzig an dieſelbe verwieſen 
habe und das Collegium auffordere, deſſen Vorſchläge entgegen zu nehmen und 
zu prüfen, auch nach den bereits empfangenen und ferner zu erwartenden Inſtruc⸗ 
tionen der Miniſterial⸗Section für Domainen und Forſten zu verfahren. Dieſe 
Angelegenheit der Canon⸗Ablöſung kam indeſſen ins Stocken, vermuthlich weil den 
Erbpächter am 24. Februar 1811 das Unglück betraf, daß fein ganzes Gehöft, bis 
auf einige Gebaüde, ein Raub der Flammen wurde. Laut Verfügung der Königl. 
Regierung vom 14. December 1812 wurde der Canon mit einem Kapital von 
19.400 Thlr. 8 Gr. 7¼ Pf., wobei die Verpflichtung zur Zahlung des Laude⸗ 
miums mit 123 Thlr. 21 Gr. 2½ Pf. zu Kapital gerechnet ift, abgelöft. Moritz | 
Benjamin Itzig zahlte das Ablöſungs⸗Kapital am 3. Februar 1813 vollſtändig und 
baar zur Pommerſchen Regierungs⸗Hauptkaſſe ein. Die Befreiungs⸗Urkunde iſt un⸗ 
term 2. Juli 1813 ausgefertigt. Laut Adjudications⸗Beſcheid vom 8. Juni 1822 | 
erſtand Lieutenant Carl Friedrich Auguſt v. Borgſtede das ehemalige Erbpachtgut 
Rörchen in der Statt gehabten Subhaſtation als „freies Rittergut“, wie er in 
einer Eingabe zu jener Zeit ſagte, als die Vorarbeiten und Verhandlungen wegen 
Aufſtellung der neüen Ritterguts⸗Matrikel des neüen Naugarder Kreiſes ſchwebten; 
allein die Ritterguts⸗Qualität wurde von der Königl. Regierung laut Verfügungen 
vom 21. März und 8. Juni 1826 nicht anerkannt. Im Jahre 1837 hat der Lieu⸗ 
tenant v. B. ſeinen Sohn zum Nachfolger gehabt. Über die Anlage der Colonien 
Eliſenau und Friedrichwilhelmsthal auf dem Fundo von R. vergl. man die betref⸗ 
fenden Artikel S. 305—307. Später als dieſe ift die Colonie Rörchen entſtanden. 
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Wißmar, Gut und Kirchdorf, ¼ Min. von Naugard gegen SSW. und 
2 Mln. von Maſſow gegen N., zu deſſen vormaligem Amtsbezirk ehedem gehörig. 
gränzt an die Feldmarken der Dörfer Langkavel, Pflugrade, Hindenburg und 
Wolchow, ſo wie an die Stadtfeldmark Naugard. Gut und Dorf bilden in Abſicht 
auf Hof⸗ und Bauſtellen ein zuſammen liegendes Ganzes. 


Das Gut W. gehörte als Vorwerk zur Generalpachtung des Amts Maſſow. 
Sein Areal betrug 758 Mg. 143 Ruth. und es gehörten dazu die Dienſte von den 
9 Bauern im Dorfe W. und die von 6 Bauern aus Hohen⸗Schönau. Als die 
Pachtperiode des Generalpächters vom Amte Maſſow zu Ende gegangen war, wurde 
das Vorwerk W. mittelſt Vertrags vom 2. April 1803 zu Erbpachtrechten ausgethan 
und dabei die Erbpacht von 12 zu 12 Jahren der Erhöhung unterworfen, wenn 
der Roggenpreis in Stettin nach einer anzuſtellenden Fraction über 1 Thlr. 15 Ggr. 
6 Pf. geſtiegen ſein ſollte. An Erbſtands⸗ und Hofwehrgeldern zahlte der Erb— 
pächter Ernſt Samuel Heller 7160 Thlr. und übernahm einen jährlichen Canon 
von Thlr. 590. 13. 8 Pf., incl. 102 ¼ Thlr. in Golde. Die Beſtätigung des 
Erbpachtvertrags iſt von Seiten des Finanz⸗Miniſteriums unterm 11. Mai 1810 
erfolgt. Nachdem im Jahre 1813 der dritte Theil des Canons mit einer Kapital⸗ 
zahlung zum Betrage von Thlr. 4871. 13. 8 Pf., laut Urkunde vom 10. Januar 
1814, abgelöft worden war, wozu 1818 noch Thlr. 8. 8 Sgr. wegen der Goldquote 
kamen, löfte der Erbpächter die noch übrigen / des Canons in zwei Terminen, laut 
Urkunden vom 2. September 1822 und vom 19. Januar 1828, mit einer Kapital⸗ 
zahlung von Thlr. 8155. 25. 1 Pf. und durch Übernahme einer jährlichen Grund⸗ 
ſteüer von Thlr. 87. 24. 3 Pf. vollſtändig ab, wodurch das Vorwerk freies 
Eigenthum des Beſitzers geworden iſt, der zugleich, laut Couſenſes der Ge⸗ 
neral⸗Landſchafts⸗Direction vom 30. September 1829, das Obereigenthum von W. 
erworben hat. Der Kanfpreis hat demnach Thlr. 17.735. 17. 3 Pf. betragen. Seit 
jener Zeit der Vererbpachtung hat ſich das Areal des Gutes verdreifacht, theils 
durch Ankauf, theils in Folge der Regulirung der gutsherrlichen und baüerlichen 
Verhältniſſe, wobei die früheren Dienſtbauern / ihrer Ländereien an das Gut 
abgetreten haben, welches gegenwärtig über einen Flächeninhalt von . 2357,02 Mg. 
verfügt, wovon 2291,86 Mg. nach der neüen Steüerverfaſſung mit einer Grund— 
ſteüer von Thlr. 147. 6. 1 Pf. behaftet ſind, d. i. ca. 60 Thlr. mehr, als der Erwerber 
des Vorwerks zum freien Eigenthum im Jahre 1827 übernahm. Steüerfreie Liegen⸗ 
ſchaften hat das Gut nicht. Hinſichtlich der Ergiebigkeit des Bodens erreicht das 
Gut nicht den Kreisdurchſchnitt und ſteht dem Bauerfelde von W. nach. Das 
1679,09 Mg. große Ackerland gewährt einen Reinertrag von 22 Sgr. pro Mg., 
Gartenland gibt es 4,77 Mg., Wieſen 127,8 Mg. mit einem Ertrage von 38 Sgr., 
was auch hinter der Kreisfraction um 4 Sgr. zurückbleibt, Weiden 157,65 Mg., 
Holzung 322,55 Mg. gut beſtanden und mit einem Ertrage von 9 Sgr., welcher 
den Kreisdurchſchnitt und ſelbſt die Erträge der Staatsförſtereien Pütt und Rothen⸗ 
fier um 1 Sgr. überſchreitet. An Gebaüden ſtehen auf einer Grundfläche von 12,7 
Dig. außer dem herrſchaftlichen Wohnhauſe 13 Gefinde- und Tagelöhner⸗Wohnungen, 
für die eine Gebaüdeſteüer von 9% Thlr. zu entrichten, und 9 ſteüerfreie Wirth⸗ 
ſchaftsgebaüde. 


Das Dorf W. beſteht aus einem Freiſchulzenhofe, deſſen Beſitzdokument vom 


12. Februar 1745 datirt, 9 Bauerhöfen, von denen 2 Einem Beſitzer gehören, und 
8 Büdnereien, davon eine mit 14 Mg. 179 Ruth. Landung auf einer Abzweigung 
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des Schulzenguts erbaut iſt, der Mühle und den Grundſtücken der Kirche und der 
Schule. Sämmtliche baüerliche Wirthe wurden bereits 1805 gegen Erlegung eines 
Erbſtandsgeldes von 2550 Thlr. Erbpächter ihrer Höfe. Der Freiſchulze und ein 
Bauer haben ihre Präſtanda ſchon im Jahre 1818 durch Kapitalszahlung von 
Thlr. 628. 12. 1 Pf., ein zweiter Bauer die ſeinigen im Jahre 1830 durch ein 
Kapital von Thlr. 628. 12. 1 Pf. abgelöſt, wodurch dieſe drei Wirthe das voll⸗ 
ſtändige Eigenthum ihrer Höfe erlangt haben. Die Bau: und Burgdienſte, ſowie 
die Laudemialpflicht iſt von drei Bauern durch Kapitalzahlung von Thlr. 188. 25 
Sgr., und von den übrigen 6 Bauern durch eine jährliche Rente von zuſammen 
Thlr. 18. 27 Sgr. im Jahre 1825 abgelöſt worden, wodurch auch dieſe Wirthe 
das volle Eigenthum ihrer Höfe erworben haben. Nachdem die Separation mit dem 
Gute und deu Büdnern ausgeführt, ſind letztere bei dieſer Gelegenheit mit ihrer 
Weidebefugniß durch Abtretung von 23—24 Mg. für einen jeden abgefunden. Drei 
der Büdner haben ſich auf den ihnen zugefallenen Weidegründen nei angebaut. 
Dieſe Hofſtellen liegen außerhalb des Dorfs, faſt /. Mle. gegen S. entfernt, am 
Mühlenbach und dem Wege nach Pflugrade. Die hieſige Mühle liegt auf dem 
Bache, der bei Pflugrade in den dortigen Wieſen entſteht, und dicht unterhalb W. 
in den Pielſchen Bach, und mit dieſem, nunmehr Hammerbach genannt, zwiſchen 
Schönhagen und der Kiker Mühle in die Stepenitz fließt. Die Mühle hat einen 
oberſchlägigen Mahlgang und ſechs Olſtampfen und eine Windmühle. Der Müller 
war Erbpächter des Domainen⸗Fiskns und die Mühle der periodiſchen Veranſchla⸗ 
gung unterworfen. Als Mahlgäſte waren dieſer Mühle die Einwohner von W., 
Walsleben und Pflugrade zugewieſen. Nach Aufhebung des Mahlzwangs iſt ihr 
eine Entſchädigung von Thlr. 4254. 10. 10 Pf. zuerkannt worden, wovon ein 
Theil für aufgelaufene Pachtrückſtände in Abzug gekommen, der dann noch ver⸗ 
bliebene Betrag von Thlr. 2380. 6. 5 Pf. aber im Jahre 1828 als Ablöſungs⸗ 
Kapital für Thlr. 117. 17. 9 Pf. Mühlenpächte angenommen worden iſt. Nach 
Abzug dieſes Betrages blieben von der im Ganzen auf Thlr. 157. 4. 3 Pf. nor⸗ 
mirten Mühlenpacht noch Thlr. 39. 16. 9 Pf. an die Domainen⸗Reutamtskaſſe zu 
entrichten. Vom Dorfe aber betrugen die Domaiuen⸗Abgaben zuletzt Thlr. 244. 
25. 1 Pf., die Gründſteüer oder Contribution aber war zu Thlr. 123. 26. 5 Pf. 
feſtgeſetzt. 

Gut und Dorf W. zuſammen genommen haben 500 Einw. Sie bekennen 
ſich nicht zur evangeliſch⸗unirten Landeskirche, ſondern ſind Lutheraner, 7 von ihnen 
gehören ſogar zur Secte der ſeparirten Lutheraner. Auch hier läßt ſich fragen, wie 
ſie ſich zu ihrem Prediger geſtellt haben, der in Pflugrade wohnt, deſſen Bauern 
in der unirten Kirche ſtehen. Das Dorf hat auf einer Fläche von 18,27 Mg. 51 
Wohn⸗ und 3 gewerbl. Gebaüde, für welche Thlr. 35. 19 Sgr. Steüer zu entrichten 
find, und 65 ſteüerfreie Gebaüde. An dem Beſitz der Feldmark nehmen jetzt 45 
Eigenthümer Theil. Sie hat einen etwas beſſern Boden als das Gutsfeld; ihr 
Flächeninhalt beträgt 0 3116,77 Mg. 


wovon 2985,5 Mg. mit Thlr. 206. 13. 9 Pf. Grundſteüer behaftet und 15,48 Mg. 
ſteüerfrei ſind. Ackerland 2333,45 Mg. mit einem Reinertrage von 24 Sgr., dem 
Kreisdurchſchnitte, Gärten 9,7 Mg., Wieſen 275,54 Mg., Weiden 120,91 Mg., 
Holzung 258,66 Mg., Waſſerſtücke 2,52 Mg. — Die hieſige Kirche war zur katho⸗ 
liſchen Zeit Pfarrkirche, iſt aber ſeit der Reformation, die das Cölibatsgeſetz be⸗ 
ſeitigte, Filial von Pflugrade. Ihr Grundbeſitz beſteht in 61,129 Acker, 7,51 Wieſen 
und 105,68 Hütung, zuſammen 174 Mg. 68 Ruth. Laut Contract vom 9. März 
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1835 ſind dieſe Kirchengrundſtücke an den Krugbeſitzer in W. für ein Erbſtands— 
geld von 630 Thlr. und einen jährlichen Canon von 57 Sch. Roggen, abzuführen 
in Gelde nach dem jedesmaligen Martini⸗Marktpreiſe der Stadt Golnow, zu Erb⸗ 
pachtrechten ausgethan worden. Das Schulland enthält 16 Mg. Acker, 126 Ruth. 
Garten und ½ Mg. Wieſen, zuſammen 17 Mg. 36 Ruth. Frequenz der Schule 
70 Kinder, Schulgeld 1 Thlr. Außerdem hat der Lehrer 6 Thlr. baar und 12 
Klafter Holz von der Gemeinde. 

Mittelſt Vorſtellung vom 8. December 1842 trug der Gutsbeſitzer Schmidt, 
welcher das ehemalige Domainengut W. im Herbſte deſſelben Jahres kaüflich an 
ſich gebracht, darauf an, ihm als Beſitzer dieſes Guts die Kreisſtandſchaft viritim 
zuzugeſtehen. Landrath v. Bismarck zur Aüßerung über die Beſitz⸗ und perſönlichen 
Verhältniſſe des Bittſtellers veranlaßt, berichtete unterm 2. Januar 1843: das Gut 
W. habe nach dem Separationsreceß von 1835 einen Total =» Flächeninhalt von 
2403 Mg., davon ſeien 1200 Mg. urbarer Acker. Die Winterausſaat beſtehe in 
300 Scheffeln, welche das 5te Korn als Ertrag gewähren. An Wieſen ſeien laut 
Receß 144 Mg. vorhanden; die übrige Fläche beſtehe theils in Kieferuholzwaldung, 
mit Birken und Eichen gemiſcht, theils in abgeholzter Hochweide und Elsbrüchen. 
Von dieſer Hochweide und Waldfläche beabſichtige der Beſitzer des Guts noch ca. 
500 Mg. in Acker umzuſchaffen. Der Viehſtand beſtehe z. Z. aus 12 Ackerpferden, 
17 Zugochſen, 22 Milchkühen, 12 Haupt Zugvieh und 900 Schafen. Nicht allein 
der Beſitz⸗ und Viehſtand des Guts W., ſondern auch die Perſönlichkeit des Beſitzers, 
der früher auf dem Gute Gützelwitz, Greifenberger Kreiſes, als Pächter gelebt habe, 
ſpreche für die Gewährung des Antrages, den er, der Landrath, unterſtütze. Nach⸗ 
dem die Kreisſtände auf dem Kreistage am 9. October 1843 einſtim mig ſich da⸗ 
mit einverſtanden erklärt hatten, daß dem vormaligen Domainengnte W. die Kreis⸗ 
ſtandſchaft beigelegt werden möge, erſtattete die Königl. Regierung dem Oberpraſi⸗ 
denten der Provinz unterm 13. März 1844 mit dem Antrage Bericht, ſich bei dem 
Miniſter des Innern für die Gewährung des Geſuches des ꝛc. Schmidt zu ver⸗ 
wenden. Aus dieſem Bericht ergibt ſich, daß Ernſt Samuel Heller's Wittwe die 
ſämmtlichen, aus dem Erbpacht⸗Contracte fließenden Rechte dem Adam Wilhelm 
Hell, und dieſer ſolche laut Hypotheken⸗Scheins vom 22 September 1842 dem 
neüen Beſitzer v. W., Auguſt Friedrich Schmidt, gegen ein Kaufgeld von 39.000 
Thlr. überlaſſen hat. In dem Erlaß vom 21. April 1844 lehnte jedoch der Ober⸗ 
präſident v. Bonin die Befürwortung des Schmidtſchen Geſuchs ab, weil ſich ein, 
auf Grund des Cabinets⸗Befehls vom 18. Februar 1827, anzuerkennender Anſpruch 
auf die Kreisſtandſchaft für den Beſitzer des Guts W. aus dem Erbpachtcontracte 
vom 2. April 1803 nicht herleiten laſſe. Denn nach der alleg irten Königlichen Be⸗ 
ſtimmung berechtigen nur ſolche ehemalige Domainengüter die Beſitzer zur Kreis⸗ 
ſtandſchaft, denen beim Verkauf die ſtändiſchen Rechte ausdrücklich zugeſichert worden. 
Von einer ſolchen Zuſicherung enthält aber der qu. Erbpachtcontract Nichts, und 
es läßt ſich um ſo weniger annehmen, daß dergleichen Befugniſſe dem Erbpächter 
haben mit überlaſſen werden ſollen, als dies überhaupt bei bloßen Vererbpachtungen 
nur in ſehr ſeltenen Ausnahmefällen und immer expressis verbis geſchehen ſein 
dürfte, weshalb denn auch der alleg. Cabinets⸗Befehl nur vom Erwerb durch Kauf 
ſpricht. Aus der allgemeinen Faſſung des $. 1 des Contracts, wonach das Vor⸗ 
werk W. „mit ſämmtlichen demſelben anklebenden Rechten und Gerechtigkeiten“ 
vererbpachtet worden, kann die Überlaſſung der ſtändiſchen Gerechtſame daher ſchon 
mit Rückſicht auf das Vorgeſagte, dann aber auch noch beſonders um des willen 
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nicht gefolgert werden, weil nach $. 10 und 11 die Jurisdiction auf den Erbpächter, — 
der nunmehr durch Ablöfung des Canons und der Beſitzbeſchränkungen freier 
Eigenthümer geworden iſt, — nicht mit übergegangen, er vielmehr ſelbſt für ſeine 
Perſon der Amtsjurisdiction unterworfen iſt und ſomit die Grundbedingung der 
Standſchaft fehlt. Daß in dieſer Beziehung ſpäter eine Anderung zu Gunſten des 
Beſitzers eingetreten, iſt nicht nachgewieſen, erſcheint aber auch inſofern irrelevant, 
als in Bezug auf die dem Beſitzer zuſtehenden ſtändiſchen Rechte nur der Inhalt 
des mit dem Domainen⸗Fiskus geſchloſſenen Erbpacht⸗Contracts maßgebend fein kann. 
Im Jahre 1857 hieß der Beſitzer von Wißmar Haſt. 


Anhang, 
betreffend die Veraüßerung der Daberſchen Güter im Jahre 1808. 


Für den Herausgeber des L.⸗B. iſt es ſtets ein ſchmerzliches Gefühl geweſen, wenn 
er hat berichten müſſen, dieſe oder jene der alten Familien des Landes habe, durch Zeit. oder 
andere Umſtände gedrängt, ihren Stammſitz aufgeben müſſen; denn er hält den alten, befeſtigten 
Grundbeſitz und feine Benutzung für den Kern eines geſunden Staatslebens, dem alle übri⸗ 
gen Thätigkeiten der bürgerlichen Geſellſchaft weichen müſſen, da ſie nur die aüßere, zerbrech⸗ 
liche Schaale bilden, der bei Sturmwetter, und ſei es auch nur ſchwach, in den Fluthwellen 
der Ereigniſſe der Untergang droht. Was die Vorältern gründeten und die Nachkommen 
Jahrhunderte hindurch erhielten und ſelbſt mehrten, dürfen die heütigen Söhne der Geſchlechter 
nicht von ſich thun, wenn ſie die Familien⸗Ehre, ja die ritterliche Ehre überhaupt, aufrecht 
erhalten wollen, was beides doch von ihnen vorausgeſetzt werden muß. Wenn man 
nun aber ſteht, daß der Sohn eines Geſchlechts, welches zu den älteften in norddeutſchen 
Landen und zu den vornehmſten im Land am Meere zählt, das von ſeiner Burg aus über 
mehr als Einen Zaunjunker oder in Hackelwerk (d. h. Zaun) Wohnende von Adel gebot und 
als Schloßgeſeſſenes mit reicher Begüterung diejenige politiſche Bedeütung hatte, daß bei der 
Kreis⸗Eintheilung, welche Herzog Philipp II. dem Lande im Jahre 1616 gab, nach ihm einer 
der 8 Familienkreiſe genannt wurde, in welche der vom Herzoge angeordnete eilfte Kreis, die 
Beſitzungen der burg⸗ und ſchloßgeſeſſenen Geſchlechter enthaltend, ſich ſpaltete, die Stamm: 
burg der Familie mit ihren Zubehörungen aufgibt, ſo wird jenes ſchmerzliche Gefühl noch 
weit lebhafter empfunden. Dadurch, daß Carl Friedrich Ludwig v. Dewitz die Stammburg 
ſeiner Väter im Jahre 1808 verkaufte, daß im Jahre darauf eilf andere Mitglieder des 
Dewitzen Geſchlechts in die Entfeſtigung des Gutes zur Daber und die Aufhebung der Lehns⸗ 
eigenſchaft dieſes Gutes willigten, iſt der Glanz ihres Hauſes für die nachkommenden Ge⸗ 
ſchlechter auf immer erloſchen. Carl Friedrich Ludwig v. D. ſtand im Jahre 1804 als Lieute⸗ 
nant beim Dragoner⸗Regiment v. Irving und zu Arnswald in Garniſon. Er war Beſitzer 
der Familiengüter Maldewin, Hökenberg, Wolkow, Bernhagen a und b, deren Werth im 
Ganzen zu 44.000 Thlr geſchätzt wurde. Das Stammhaus Daber nebſt den Gütern Groß⸗ 
Benz und Daberkow, fiel ihm im Jahre 1807 zu, die man auf 47766 Thlr. ſchätzte. Sein 
Grundvermögen hatte mithin einen Kapitalwerth von nahe an 100.000 Thlr. Wol möglich, 
daß dies Vermögen durch die Ereigniſſe von 1806 und 1807 bedeütend in Anſpruch genommen 
war, vermuthen darf man aber auch, daß er, ein junger Maun, in ſeiner Stellung als Reüter⸗ 
offizier, dem allgemeinen Zuge der Kameraden folgend, mehr als erſprießlich den „noblen 
Paſſionen“ feines Standes huldigte, die in jener Zeit unabweisbar zum guten Ton des Sol: 
daten, inſonderheit des Cavaleriſten gehörten, zumal, wenn der junge Offizier einer ſo alten 
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Familie, mie die Dewitzſche es ift, entfproffen, und zugleich ein reicher Mann war. Doch 
dies ſind bloße Vermuthungen, die ſich darauf ſtützen, daß innerhalb des Zeitraums, der 
zwiſchen der Rhein⸗Campagne und dem Feldzuge von 1806—7 liegt, in den militäriſchen Organis⸗ 
men ein Geiſt der Erſchlaffung Wurzel gefaßt hatte, den man durch maßloſen Hochmuth, durch 
Hoffarth und ein — luſtiges Garniſonleben glaubte verdecken zu köunen. — Der folgende 
Hypothekeuſchein, deſſen Mittheilung oben S. 328 für dieſen Anhang vorbehalten ift, enthält 
manche Data für die Geſchichte des Dewitzen Geſchlechts. Einiges daraus ſteht ſchon in 
dem Artikel Daberfreiheit. Die Wiederholung war aber hier nothwendig, um dieſe Original. 
Urkunde nicht zu verſtümmeln. Ihre Rechtſchreibung bleibt unverändert. 


Hypothekenſchein über die Güter Da ber, Groß-Benz und Da berkow, 
vom 30. April 1810. 


A. Daber, 


ein in Hinterpommern im Naugardſchen Kreiſe belegenes Gut, beſitzen — der 
Burggerichts⸗Secretair Johann Chriſtian Friedrich Müller, — der Arrendator 
Samuel George Gottlieb Kannenberg, und der Arrendator Carl Friedrich Kannen⸗ 
berg, durch erblichen Kauf von dem Carl Friedrich Ludwig von Dewitz, nach dem 
Kauſcontract vom 2. Februar 1808, wodurch denſelben die Güter Daber, Groß⸗ 
Bentz und Daberkow nebſt Zubehör zuſammen für ein Kaufgeld von Fünf und 
fünfzig Tauſend Reichsthaler in Courant erblich verkauft ſind und dem Übergabs⸗ 
Protokoll vom 13. Februar 1809. Vi Decreti vom 9. April 1810 iſt dieſer Con⸗ 
tract gerichtlich beſtätigt und das gemeinſchaftliche Beſitzrecht derſelben eingetreten, 
jedoch salyo jure der etwanigen noch daran zu Lehn berechtigten von Dewitzſchen 
Agnaten. 

r Dieſes Guth ift ein alt von Dewitzen Lehn. Daſſelbe ift im alten Landbuche 
in 3 Antheile sub a, b et c getheilt geweſen, welche nunmehr combinirt ſind. — 
Das im alten Landbuch mit b bezeichnete Antheil hat der Landrath Chriſtian Hein- 
rich v. D. Anno 1741 von den von Doſſow reluiret. Das Antheil e aber von 
feinem Vater Guſtav Georg v. D. ererbet. — Das mit a bezeichnet geweſene An⸗ 
theil hat der Landrath Chriſtian Heinrich v. D. mit einem Antheil in Bentz Anno 
1728 von dem General-Major Friedrich Wilhelm v. D. gegen ſeine Antheile in 
Farbezin und Schloiſin und baarer Herausgabe von 7366 Thlr. 16 Gr. einge⸗ 
tauſcht und das Doſſowſche Antheil sub b feiner an den Heinrich Auguſt v. Strantz 
verehelichten Tochter Anno 1764 auf ihr Maternum und Ausſteüer auf feine Lebens⸗ 
zeit abgetreten. — Die Antheile a und e find nach deſſen Ableben dem Joſeph 
Friedrich v. D. als einzigen Sohne durch die Auseinanderſetzung mit ſeinen Schweſtern 
vom 16. November 1774 ſofort abgetreten, worüber den 30. November 1775 Do- 
cumentum ertheilt ift, und iſt dabei der Werth von dem Antheile a auf 9920 Thlr. 
21 Gr. 11% Pf., von dem Antheile e auf 6680 Thlr. 11 Gr. 6% Pf. feſtgeſetzt 
worden, und hat derſelbe das Antheil b von feiner Schweſter, der verehelichten v. 
Strantz als der bisherigen Beſitzerin nach dem Auseinanderſetzungs⸗Vergleich vom 
13. April 1775 für 5158 Thlr. 5 Gr. 6 Pf. wieder abgetreten erhalten, worüber 
den 14. Juli 1775 Documentum ertheilt iſt. — Der Joſeph Friedrich v. D. hat 
dieſes Gut nach dem Ableben ſeines Vaters des Landraths Chriſtian Heinrich von 
D. nach dem Auseinanderſetzungs⸗Vergleich mit ſeinen Schweſtern vom 16. Novem⸗ 
ber 1774, worüber den 30. Januar 1775 Documentum ertheilet iſt, durch Erb⸗ 
und Lehnsfolge beſeſſen. 
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Carl Friedrich Ludwig v. D. hat dieſes Guth durch Lehnsfolge, nach dem 
ohne Hinterlaſſung lehnsfähiger Deſcendenz erfolgten Ableben des Joſeph Friedrich 
v. D. als deſſen alleiniger nächſter Lehnsfolger beſeſſen. Derſelbe iſt mit der 
Wittwe und den 3 Töchtern deſſelben als Allodialerben, laut Acceſſes vom 5. No⸗ 
vember 1807 auseinandergeſetzt und ihm dadurch der Beſitz ſämmtlicher Lehngüter 
eingeraümt worden. 

Sämmtliche zur Zeit ihrem Leben und Aufenthalte nach bekannte, auch in 
dem Lehns⸗ und Succeſſions-Regiſter eingetragenen Agnaten der von Dewitzſchen 
Familie, und zwar nahmentlich 
1. Der George Friedrich Carl auf Kölpin, | 7. Der Hauptmann Chriſtian Ludwig, 
2. „ Major Carl Günter Theodor, 8. „KLandrath Friedrich Chriſtian 


3. „ Major Wilhelm Friedrich Ernſt, Auguſt, 
4. „ Oberforſtmeiſter Friedrich Ludwig] 9. „ Lieutenant Leopold Ludwig, 
Leopold, 10. „ Kammerherr Otto Ludwig Chri- 
5. ,, Geheime Kammerrath Adolf Chri⸗ ſtoph, und 
ſtian Ludwig, 11. „ Lieutenant Carl Albrecht Lucas 
6. „ Hauptmann Stephan Werner, Gottlieb Friedrich, 


ſämmtlich von Dewitz, 
haben ſich durch den Lehns⸗Aufhebungs⸗Receß vom 23. Januar 1809 aller Lehns⸗ 
und Succeſſions⸗Rechte an dieſes Guth gänzlich entſagt und mit Aufhebung der 
Lehnsverbindung ihrer Seits, dem derzeitigen Beſitzer deſſen freien allodialmäßi gen 
Beſitz eingeraümt, welches auf den Grund dieſes Receſſes vi Decreti vom 23. Oc⸗ 
tober 1809 vermerkt iſt. 

Zu dieſem Guth ſind gehörig: — a) Ein Theil an der Dewitzſchen adlichen 
Mediatſtadt Daber nebſt der Gerechtigkeit an ſelbiger, als dem Jure patronatui, 
Burggerechtigkeit, Schäferei, Burgäckern, Wieſen, Hütungen, Triften und Brüchern; 
dem Rechte über die Afterlehnleüte, Jurisdiction und Grundgeld von einem Katen; 
— b) die Feldmark Lüttkenhagen genannt, ſammt den Wall und der darauf ange⸗ 
legten neüen Pächterei Heinrichshof genannt nebſt dazu gehöriger Holzung und 
Maſt; — c) ein Antheil an der gemeinſchaftlichen v. Dewitzſchen Heide der Har⸗ 
melsdorf genannt, ſo nach dem producirten Vermeſſungs⸗Regiſter de Anno 1790 
= 599 Mg. 17 Ruth. enthalten fol; — d) das Antheil an den Mühlenpächten 
aus der Daberſchen Mühle; — e) die Fiſcherei auf dem Daberſchen und Ocker 
See; — J) ein Bauerhof in Schönwald nebſt Lan dung, welcher bereits 1671 von 
den Gebrüdern Chriſtian Heinrich und Guſtav George an Peter Klingbeil für 
700 Floren mit lehnsherrlichem Conſenſe verkauft und von deſſen Erben Anno 
1702 an Erdmann Brünning abgetreten iſt. 

Der Joſeph Friedrich v. D. hat auch einen halben zu dieſem Guth gehörig 
geweſenen Bauerhof in Schönwald an den Major Carl Ludwig v. D. laut Per⸗ 
mutations⸗Contracts vom 13. December 1790 abgetreten, dagegen aber auch von 
ſelbigem deſſen Antheil an der Fiſcherei auf dem Daber und Ocker See zu dieſem 
Guth wieder völlig abgetreten iſt, welches vi Decreti vom 10. Januar 1791 noti⸗ 
ret worden. 

Auf dieſem Guth haften gegenwärtig 

Rubrica II. An Oneribus realibus ꝛc. 

No. 1. Sechszehn Reichsthaler zwei Groſchen 4% Pfennige jährlicher Canon 
von dem von Seiner Königl. Majeſtät zur Verbeſſerung dieſes Guths bewilligten 
und in Rückſicht auf das General⸗Donations⸗Patent vom 11. September 1776 
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deſſen Beſitzern geſchenkten Kapitals à 1610 Thlr. ſonach der darüber den 16. Au⸗ 
guſt 1783 ausgeſtellten Verſchreibung vi Decreti vom 26. September 1783 als ein 
mit allen übrigen öffentlichen Abgaben gleiches Vorzugsrecht habendes onus reale 
eingetragen iſt. Die neüen jährlichen Revenüen davon ſind auf 73 Thlr. 20 Gr. 
1 Pf. veranſchlagt. Die Nachweiſung der anſchlagsmäßigen Verwendung iſt vi 
Decreti vom 9. September 1791 verzeichnet. 

No. 2. Folgende Natural⸗Reſervate für die Wittwe des Joſeph Friedrich 
v. D., Charlotte Hedewig, geb. v. Benekendorf, auf deren Lebenszeit, als — a) 
die freie anſtändige Wohnung in dem herrſchaftlichen Hauſe zu Daber; b) die Be⸗ 
nutzung des herrſchaftlichen Luſtgartens neben dieſem Hauſe; c) den nothdürftigen 
Bedarf an Brennholz, welches ſie ſich jedoch auf ihre Koſten ſchlagen läßt, und d) 
die Benutzung des von dem verſtorbenen Joſeph Friedrich v. D. vor einigen Jahren 
angelegten Gartens hinter der Mühle, — ſind für dieſelbe nach dem Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗Vergleich mit dem Carl Friedrich Ludwig v. D. als Lehnsfolger, vom 5. 
November 1807 vi Decreti vom 2. Juni 1809 mit dem Vermerk eingetragen, daß 
ſolche Reſervate auch das Vorzugsrecht vor der für die Allodialerben Rubrica III, 
No. 23 eingetragenen Poſt haben. 

Rubrica III. An gerichtlich verſicherten Schulden. 

No. 1. Zweihundert und fünfzig Reichsthaler ſo der Landrath Chriſtian 
Heinrich v. D. ex Obligatione ſeines Bruders E. W. v. D. vom 14. November 
1714, welche er den 21. März 1729 auf ſich transferiret, dem Daberſchen Hoſpital 
ſchuldig Wack f iſt und vi Decreti vom 6. September 1748 eingetragen 
ſind wee .. Thlr. 250. 

No. 2. Einhundert Reichsthaler, ſo eben derſelbe laut Obligation vom 18. März 
1723 als eine auf ſich transſerirte Schuld dem gedachten Hoſpital zu Daber ſchul⸗ 
dig Wen und ebenfalls vi Decreti vom 6. September 1748 eingetragen 
ſind e. hl 100. 

No. 3. Einhundert Reichsthaler, ſo eben derſelbe laut Obligation vom 23. 
December 1724 von dem Kreiß Einnehmer Dewitz angeliehen hat, welcher ſolche 
dem Hoſpital zu Daber wieder zugeſchlagen, für welche ſie ebenfalß vi Decreti 
vom 6. September 1748 eingetragen find . lr 100. 

No. 4. Eintauſend und zweihundert Reichsthaler, ſo eben derſelbe laut 
er vom 28. December 1728 dem Hoſpital zu Daber ebenfalß ſchuldig ge⸗ 
worden und vi Decreti vom 6. September 1748 eingetragen ſind . Thlr. 1300. 

No. 5. Einhundert drei und dreißig Rthlr. 8 Groſchen, jo eben derſelbe laut 
Obligation vom 24. September 1730 als eine alte von dem Hauptmann Guſtav 
Georg v. D. herrührende Schuld der Kirche zu Daber ſchuldig geworden und vi 
Decreti vom 3. Februar 1749 eingetragen ſind .. Thlr. 133. 8 Gr. 

No. 6. Siebenhundert und vierzig Reichsthaler, ſo eben derſelbe laut Obli⸗ 
gation vom 31. März 1749 von dem Hoſpital zu Daber angeliehen hat und vi 
Decreti vom 8. September 1758 eingetragen Ee .. Thlr. 740. 

1 Eintragungen haften allein im alten Landbuch auf den Antheilen 
a und 

No. 7. Zweihundert Reichsthaler, welche eben derſelbe laut Obligation vom 
1. Juni 1756 dem Hoſpital zu Daber ſchuldig ede Da und vi Decreti vom 
23. November 1768 eingetragen find . - . . Thlr. 200. 

Auf Daber a allein. 

Die folgenden Eintragungen haften auf dem ganzen Guth. 
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No. 8. Vierhundert Reichsthaler als 100 Thlr. in Friedrichsd'or und 300 Thlr. 
in Court. à 5 pro Cent Zinſen, welche Joſeph Friedrich v. D. laut Obligation 
vom 12. Februar 1778 dem Paſtor Plönzig ſchuldig geworden und vi Decreti vom 
40. Juli 1775 eingetragen, von ſelbigem unterm 27. Juni 1781 aber an den Kreiß⸗ 
Einnehmer Müller cediret ſind . Thlr. 400. 


No. 9. Eintauſend vierhundert fünf und zwanzig Reichsthaler acht zehn Gr. 
für des Joſeph Friedrich v. D. 3 Töchter erſter Ehe, als: 

475 Thlr. 6 Gr. a) für Renata Henrietta n. 

45 „ 6 „ 6) für Johanna Eleonora Sophia . Geſchwiſterv. d. 

477 „ 6 „ c) für Dorothea Auguſta Charlotta 
an Muttererbe, ſo vi Decreti vom 29. September 1775 eingetragen ſind. Dieſe 
Eintauſend vierhundert fünf und zwanzig Reichsthaler 18 Gr. ſind von der ver⸗ 
ehelichten Landräthin v. D. aus Hoffelde Renata Louiſa Henrietta, geb. v. D., und 
von der Fraülein Johanna Eleonora Sophia v. D. unterm 4. December 1802 an 
die Dorothea Charlotta Auguſta v. D., hiernächſt verehelichten Majorin von Mals⸗ 
burg cedirt, welches »i Protocolli vom 4. Juni 1806 und mit dem nachrichtlichen 
Vermerk notirt iſt, daß die letztere in Beitritt ihres Ehemannes unterm 15. April 
und 5. Mai 1806 dem bei Großen Bentz Rubrica III. ad No. 2 intabulirten Pfand⸗ 
briefs Quanto à 4500 Thlr. in Courant, die Priorität eingeraümt hat Thlr. 1425. 18 Gr. 

No. 10 iſt gelöſcht. 

No. 11. Zweitauſend Reichsthaler in Courant zu 4½ pro Cent Zinſen, 
welche Joſeph Friedrich v. D. laut Obligation vom 16. Februar 1784 von der 
Fraülein Angelica Eliſabeth v. Wyckersloot angeliehen hat und vi Decreti vom 
28. März 1784 eingetragen ſind. Dieſe Zweitauſend Reichsthaler ſind nach dem 
Ableben der Angelica Eliſabeth v. W. auf deren einzigen Bruder, den Kammer⸗ 
gerichts-Präſident Johann Arnold v. W. zu Berlin vererbet und von letzterm un- 
term 12. April 1796 an den Hausvogtei⸗ und Kammergerichts⸗Secretarius Johann 
Heinrich Arnold Braun und deſſen unmündige Tochter Wilhelmine Angelica Louiſe 
Braun jedem zur Hälfte auf 1000 Thlr. cediret, welches vi Decreti vom 6. Mai 
1796 verzeichnet rm... a lRUEEEErIHeE Er EN: 

No. 12. Zweitauſend und fünfhundert Reichsthaler Courant, & 4½ pro Cent 
Zinſen nach Emonatlicher Kündigung zahlbar, fo Joſeph Friedrich v. D. laut Obli⸗ 
gation vom 28. December 1786 von dem Hofmarſchall Friedrich Ernſt von Rothen⸗ 
burg auf Kicker angeliehen und den 12. Januar 1787 eingetragen ſind. Dieſe 
Zweitauſend und fünfhundert Reichsthaler hat der Rittmeiſter v. Rothenburg als 
Univerſal⸗Erbe ſeines verſtorbenen Vaters des Hofmarſchalls v. R. durch ſeinen 
Special⸗Bevollmächtigten den Kriegsrath Contins unterm 27. März 1801 an den 
Arrendator Chriſtian Friedrich Kannenberg zu Daber cedirt, welches vi Decreti 
vom 27. Mai 1801 notirt iſt 5 0 . r Thlr. 2500. 


No. 13. Zweitauſend Reichsthaler für des Joſeph Friedrich v. D. minorenne 
Töchter erſter Ehe Renate Henriette Louiſe, Sophie Eleonore Johanne und Doro⸗ 
thea Charlotte Auguſte v. D., welche deren Großvater, der Oberſt Stephan Gott⸗ 
lieb v. D. denſelben zum Eigenthum geſchenkt, jedoch dergeſtalt, daß ihrem Vater 
der Zinßgenuß und die freie Dispoſition, ſolche in ſeine Güter zu verwenden und 
damit nach eignem Gutfinden, Schulden abzugeben, verbleiben ſoll, daher ſolche laut 
der darüber ausgeſtellten Verſchreibung vom 16. Juli 1787 vi Decreti vom 27. Auguſt 
1787 unter dem Vorbehalt eingetragen ſind, daß vermöge der dem Vater über⸗ 


ee 


Ritterſchafts⸗Kreis. — Zu Daberfreiheit. 409 


lafjenen freien Dispofition davon zum Beſten und Gebrauch der Kinder, Auszah⸗ 
lungen geſchehen können ee A M Ne e ct . hr. 00. 
No. 14. Dreihundert Reichsthaler Courant, zu 4 pro Cent zinßbahr, nach 
dreimonatlicher Kündigung zahlbahr, welche der Joſeph Friedrich v. D laut Obli⸗ 
gation vom 29. September 1798 von der Kirche zu Daber angeliehen hat und vi 
Decreti vom 26. October 1798 eingetragen ſin dd. Thlr. 300. 
No. 15. Zweihundert Reichsthaler Courant, zu 4 pro Cent zinßbahr, nach 
dreimonatlicher Kündigung zahlbahr, welche eben derſelbe laut Obligation vom 
29. September 1798 von dem Hoſpital zu Daber angeliehen hat und vi Decreti 
vom 26. October 1798 eingetragen ſind eek. 4 Thl r 200. 
No. 16. Eintauſend und zweihundert Reichsthaler Courant, zu 4 pro Cent 
zinßbahr, nach 6monatlicher Kündigung zahlbahr, welche eben derſelbe laut Obli⸗ 
gation vom 29. September 1798 von dem Arrendator Chriſtian Friedrich Kannen⸗ 
berg zu Daber angeliehen hat und vi Decreti vom 26. October 1798 eingetragen 
ſind. Dieſe Eintauſend zweihundert Thaler hat der Arrendator Chriſtian Friedrich 
Kannenberg unterm 16. September 1803 an die minorenne Caroline Friederike 
Wenzel zu Weitenhagen cedirt, welches vi Decreti vom 7. November 1803 ver⸗ 
Wenktniſt zig :- 64:9 -g u oi: Men d. h g e d, . Terz 
No 17. Eintauſend und fünfhundert Reichsthaler Courant, zu 4 pro Cent 
Zinſen, nach Zmonatlicher Kündigung zahlbahr, welche Joſeph Friedrich v. D. laut 
Obligation vom 25 Juni 1799 von der verehelichten Major v. Arnim, Eleonore 
Henriette, geb. v. D. angeliehen hat und vi Decreti vom 19. Juli 1799 eingetra⸗ 
gen find. h ie Irene. HDD. 
No. 18. Fünfhundert Reichsthaler Courant, zu 4 pro Cent zinßbahr, nach 
6monathlicher Kündigung zahlbahr, ſo der Joſeph Friedrich v. D. laut Obligation 
vom 25. März 1800 von dem Vormunde der minderjährigen Brüder Johann und 
Samuel Cremmen angeliehen hat und vi Deereti vom 3. November 1800 einge⸗ 
tragen ſind „ d a Atze nee Me ae d „hl, . 
No. 19. Neünhundert Reichsthaler, welche der Burggerichts⸗Secretair und 
Poſthalter Johann Chriſtian Müller nach der Vereinigung mit dem Joſeph Fried⸗ 
rich b. D. vom 31. Januar 1801 an verwandten Bau- und Reparaturkoſten für 
das ihm auf ſeine und ſeiner Wittwe Lebenszeit von letzterm überlaſſene auf der 
Schloßfreiheit belegene Haus in Daber zu fordern hat und ihm oder ſeinen Erben 
bei der Wiederabtretung deſſelben erſtattet werden müſſen, fo vi Decreti vom 
13. Februar 1801 eingetragen find . ME RR... Thlr. 900. 
No. 20. Eintauſend Reichsthaler in Courant, zu 4 pro Cent zinsbar, nach 
6monathlicher Kündigung zahlbahr, ſo der Joſeph Friedrich v. D. laut Obligation 
vom 25. März 1803 von der minorennen Charlotte Erneſtine Kannenberg ange⸗ 
liehen hat, und vi Decreti vom 7. November 1803 mit der Hypothek für die Koſten 
eingetragen ſind eee eee ee Thlr. 1000. 
No. 21. Eintauſend und fünfhundert Reichsthaler Courant, zu 4%, pro Cent 
zinßbahr, nach Zmonatlicher Kündigung zahlbahr, ſo der Joſeph Friedrich v. D. 
laut Obligation vom 29. September 1799 von der Wittwe des Arrendators Nickel, 
Catharina Eliſabeth, geb. Hancken, angeliehen hat, von deren Erben unterm 27. April 
1804 an den Magiſtrat zu Greifenberg cediret und nachdem der Joſeph Friedrich 
v. D. laut Inſtruments de eodem dato auf dieſes Guth dafür zur Hypothek ge⸗ 
ſetzt hat, vi Deereti vom 23. Mai 1804 hieſelbſt eingetragen find . Thlr. 1500. 
No. 22. Zweitauſend und fünfhundert Reichsthaler Courant, zu 5 pro Cent 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. v. 52 
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zinßbahr und nach Ablauf des General⸗Indults auf vorgängige Zmonatliche Kün⸗ 
digung zahlbahr, welche der Carl Friedrich Ludwig v. D., laut Schuld⸗ und Hypo⸗ 
theken⸗Verſchreibung vom 19. Mai 1809 der Wittwe des Joſeph Friedrich v. D., 
Charlotte Hedewig, geb. von Benekendorf, an Ehegeldern und Gebührniſſen ſchuldig 
geworden iſt, und vi Decreti vom 2. Juni 1809 mit dem Vermerk eingetragen 
ſind, daß ſie das Vorzugsrecht vor den für deren Töchter sub No. 23 eingetrage⸗ 
nen 9500 Thlr. haben.. Thlr. 2500. 

No. 23. Neüntauſend und fünfhundert Reichsthaler Courant zu 4 pro Cent 
ſeit dem 24. Juni 1807 zinßbar, welche der Carl Friedrich Ludwig v. D. laut 
Schuld⸗ und Hypotheken⸗Verſchreibung vom 5. November 1807 den 3 Töchtern 
und Allodial⸗Erben des Joſeph Friedrich v. D., nahmentlich — 1) Renate Louiſe 
Henriette v. D., verehelichte Landräthin v. D., 2) Johanna Sophie Eleonore von 
D., 3) Auguſte Dorothea Charlotte v. D. verehelichte Major v. Malzburg, — an 
Lehnsabfindung dergeſtalt ſchuldig geworden iſt, daß eine Kündigung nicht eher 
geſchehen kann, bis die Provinz Hinterpommern, mit Ausſchluß von Stettin und 
Damm, von fremden Truppen geraümt iſt, und alsdann derſelbe ſchuldig ſein ſoll, 
zu jedemmahle nur 2000 Thlr. nach einer jedesmahl voraus zu ſchickenden halb⸗ 
jährigen Kündigung zu bezahlen, ſo daß alſo das ganze Kapital nicht mit einm ahl 
gekündigt werden darf, welche vi Decreti vom 2. Juni 1809 mit dem Vermerk 
eingetragen find, daß die Hypothek auch für die Koſten haftet . Thlr. 9500. 


B. Groß⸗-Bentz, 
ein in Hinterpommern im Naugardſchen Kreiſe belegenes Guth, beſitzen — der 
Burggerichts⸗Secretair Johann Chriſtian Friedrich Müller, der Arrendator Sa⸗ 
muel George Gottlieb Kannenberg und der Arrendator Carl Friedrich Kannenberg, 
durch erblichen Kauf auf die uehmliche Weiſe wie bei Daber oben bemerkt, wo⸗ 
ſelbſt auch der Kaufwerth ſchon mit vermerkt iſt. Deren gemeinſchaftliches Beſitz⸗ 
recht iſt den 9. April 1810 eingetragen. 

Dieſes Guth iſt ein alt von Dewitzen⸗Lehn. Daſſelbe beſteht aus 3 im alten 
Landbuch mit a, b, e bezeichnet geweſenen und izt zuſammen gebrachten Antheilen. 
— Das Antheil a hat der Landrath Chriſtian Heinrich v. D. mit dem Reluitions⸗ 
recht an Braunsberg und Daberkow von dem Major Steffen Gottlieb v. D. laut 
Vergleichs vom 20. Januar 1764 erblich abgetreten erhalten, wogegen derſelbe ſich 
der Anſprüche an Radem und Juſtemin, 1 Hof in Plantikow, 2 Höfe in Schön⸗ 
wald, 1¼ Hof in Schmelzdorf und des Freiſchulzenhofes in Kültz begeben, und iſt 
der Werth dieſes Antheils Anno 1774 in der Auseinanderſetzung auf 2112 Thlr. 
10 Gr. angenommen. — Das Antheil b hat eben derſelbe mit einem Antheil 
Daber von dem General⸗Major Friedrich Wilhelm v. D. Anno 1728 gegen Antheile 
in Farbezin und Schlößin eingetauſcht und darauf baar herausgegeben 7366 Thlr. 
16 Gr. — Das Antheil c, welches der Hauptmann Guſtav George v. D. tauſch⸗ 
weiſe an ſich gebracht, iſt Anno 1774 in der Auseinanderſetzung zu 1368 Thlr. 
18 Gr. feſtgeſetzt. 

(Folgt wörtlich das, was im Daberſchen Hypothekenſchein von den Worten: 
„Der Joſeph Friedrich v. D. hat dieſes Guth“ bis zu den Worten: „auf den 
Grund dieſes Receſſes vi Decreti vom 23. Oetober 1809 vermerkt iſt“ ſteht). 

Dieſes Guth beſteht aus 2 Ackerwerken mit 14 Bauern und 1 Koſſaten, dem 
Fiſcherkaten mit / Hufe, welcher mit dem Major v. D. auf Bernhagen gemein⸗ 
ſchaftlich geweſen, der aber die ihm zugeſtandene Hälfte des Fiſcherkatens nebſt 


Ritterſchafts⸗Kreis. — Zu Daberfreiheit. 411 


Zubehör durch den Tauſchcontract vom 13. December 1790 dem Joſeph Friedrich 
v. D. völlig abgetreten hat und begreift ſämmtliche im alten Landbuche sub a, b et e 
verzeichnet geweſenen 3 Antheile. Außerdem ſind daran gehörig 1 Bauerhof zu 
Bernhagen und 1 Fiſcherkaten nebſt der Krug⸗Koppel zu Wuſſow. 

Auf dieſem Gute haften gegenwärtig 

Rubrica II. An Oneribus realibus etc. 

No’ 1. Zehn Reichsthaler einundzwanzig Groſchen 7¼ Pf. jährlicher Canon 
von dem von Seiner Königl. Majeſtät zur Verbeſſerung dieſes Guths bewilligten 
und in Rückſicht auf das General⸗Donations⸗Patent vom 11. September 1776 ge⸗ 
ſchenkten Kapitals a 1090 Thlr., ſo nach der darüber unterm 16. Auguſt 1783 
ausgeſtellten Verſchreibung als ein mit allen anderen landesherrlichen Abgaben 
gleiches Vorzugsrecht habendes onus reale, vi Decreti vom 26. September 
1783 eingetragen iſt. Die neüen jährlichen Revenüen davon ſind auf 90 Thlr. 
16 Gr. veranſchlagt. Die Nachweiſung der anſchlagsmäßigen Verwendung iſt vi 
Decreti vom 9. September 1791 verzeichnet. 

Rubrica III. An gerichtlich verſicherten Schulden. 

No. 1. Die bei Daber, Rubr. III. No. 9 bemerkten . Thlr. 1425. 18 Gr. 

No. 2. Viertauſend und fünfhundert Reichsthaler Courant, welche den 25. 
März 1784 eingetragen und vi Protocolle vom 4. Juni 1806 in Pfandbriefe um⸗ 
geschrieben find. n . ur. I, un. I, Thlr. 4500. 

No. 3—5. Die bei Daber No. 11—13 bemerkten . Thlr. 6500. 

No. 6 iſt gelöſcht. 

No. 7— 15. Die bei Daber No. 14 —23 bemerkten. . Thlr. 16600, 


C. Daberko w. 

ein in Hinterpommern im Naugardſchen (ſeit 1818 im Regenwaldſchen) Kreiſe 
belegenes Guth beſitzen (dieſelben drei Perſonen wie Daber und Groß⸗Benz). 

Dieſes Guth iſt ein alt von Dewitzen Lehn. Ein Theil hat der Joſeph 
Friedrich v. D. durch Lehnsfolge nach dem Ableben ſeines Vaters, des Landraths 
Chriſtian Heinrich v. D. als deſſen einzigen Sohn mit den Daberſchen Gütern er⸗ 
erbt, das übrige Antheil aber von des Rittmeiſters v. Weſenbek (an welchen es der 
Vice⸗Präſident Carl Joſeph v. D. Anno 1751 wiederkaüflich auf 25 Jahre ver⸗ 
aüßert hat) nachgebliebener Wittwe und Erben durch den Vergleich vom 25. Juni 
1776 für 3900 Thlr. reluirt, da feinem Vater, dem Landrathe Chriſtian Heinrich v. D. das 
Einlöſungsrecht dieſes Antheils von den Gebrüdern Oberſtlieutenant Auguſt Albrecht 
und Major Stephan Gottlieb v. D., als Lehnsfolger des vorbenannten Präſidenten 
v. D. durch den Contract vom 20. Januar 1764 cedirt worden iſt, und iſt der Joſeph 
Friedrich v. D. den 3. Januar 1777 als deſſen Beſitzer eingetragen worden. 

(Folgt hier die Erwerbung des Guts durch Carl Friedrich Ludwig v. D. und 
die Entſagung der Agnaten auf die Lehns⸗ und Succeſſionsrechte auch in dieſem Gute). 

Nach der Verzeichnung im alten Landbuch iſt auch ehemals ein Hof in dieſem 
Guth nebſt 2 Hufen, Wieſen und ſonſtigen Zubehörungen von Steffen v. D., laut 
Contracts vom 25. März 1663 an Anna Eliſabeth v. Suring, verehelichte Werbe⸗ 
low zu Daber für 800 Gulden in solutum cediret mit lehnsherrlichem Conſenſe 
vom 19. März 1686. 

Auf dieſem Gute haften gegenwärtig 

Rubrica II. An Oneribus realibus. Iſt nichts eingetragen. 
Rubrica III. An gerichtlich verſicherten Schulden. 


52* 
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No. 1. Vierhundert Reichsthaler, welche der Rittmeiſter Friedrich Wilhelm 
von Weſenbek unter Verbürgung ſeiner Ehegenoſſin geb. v. Karkow, laut Obliga⸗ 
tion vom 25. Februar 1751 von dem Archidiaconus Rübner zu Stargard angeliehen 
hat und vi Decreti vom 11. Mai 1751 eingetragen ſind. Dieſe Poſt iſt demnächſt 
durch Ceſſion an den Apotheker Heinrich Vincenz Klütz zu Greifenberg gekommen 
und derſelbe vi Decreti vom 7. März 1783 als deren Inhaber verzeichnet. Thlr. 400. 

No. 2. Sechshundert Reichsthaler Courant, welche Joſeph Friedrich v. D. 
laut Verſchreibung vom 22. Juni 1776 den Erben der verwittweten Rittmeiſter 
v. Weſenbek an Reluitions⸗Pretio ſchuldig geblieben iſt, und den 3. Januar 1771 
eingetragen ſind: : ein ene d dis . be e a e Thlr 1600: 

Davon ſind gegenwärtig zugehörig 250 Thlr. dem Hoſpital zu Daber als 
das der verwittweten Obriſtlieutenant v. Karkow, geb. v. Putkamer gegen jura cessa 
abgezahlte Quantum, und 350 Thlr. der Hedewig Maria v. Karkow, welche den 
8. December 1783 als Inhaber vermerkt ſind. 

No. 3. Dreihundert Reichsthaler Courant zu 5 pro Cent Zinſen, welche Joſeph 
Friedrich v. D. laut Obligation vom 14. November 1782 von dem Apotheker 
Heinrich Vincenz Klütz zu Greifenberg angeliehen hat und vi Decreti vom 20. 
December 1782 eingetragen ſind. Dieſe dreihundert Reichsthaler hat der Apotheker 
Klütz unterm 16. Januar 1787 an den Pächter Gutzkow zu Gr. Bentz cediret, von 
letzterm ſind ſelbige auf ſeine zwei minderjährige Töchter Charlotta Dorothea 
Friederica und Johanna Eleonora Helena vererbet, welches vi Decreti vom 2. Fe⸗ 
bruar 1798 notirt iſ te „ele % h 300. 

No. 4 iſt gelöſcht. 

No. 5. Fünfhundert Reichsthaler Courant zu 5 pro Cent zinßbahr, nach 6 
monathlicher Kündigung zahlbar, welche der Joſeph Friedrich v. D. laut Verſchrei⸗ 
bung vom 30. September 1795 von ſeinen Töchtern erſter Ehe, Renata Louiſa 
Henrietta Johanna Eleonora Sophia und Dorothea Auguſta Charlotta Geſchwiſter 
v. D., von der en mütterlichen und Großväterlichen Vermögen angeliehen hat und 
vi Decreti vom 25. Januar 1796 eingetragen ſind ... Thlr. 500. 

No. 6—12, die bei Daber unter No. 14, 15, 16, 18—21 vermerkten 7 Pöſte 
zum Geſammtbetrage von Thlr. 5600 
welche, nachdem der Joſeph Friedrich v. D. laut Inſtruments vom 27. April 1804 
auf dieſes Gut dafür zur Hypothek geſetzt hat, vi Decreti vom 23. Mai 1804 hier⸗ 
ſelbſt eingetragen ſind. 

No. 13. Die daſelbſt No. 23 bemerkten. .. Thlr. 9500. 

Mehrere Eintragungen haften auf dieſen Gütern gegenwärtig nicht und wird 
übrigens dieſer Hypothekenſchein AM 

dem Burggerichts⸗Secretair Johann Chriſtian Friedrich Müller, 
dem Arrendator Samuel George Gottlieb Kannenberg, und 
dem Arrendator Carl Friedrich Kannenberg 
in vim recognitionis 
wegen ihres gemeinſchaftlichen Beſitzrechts hierdurch ertheilet. 
Urkundlich unter des Königlichen Preußiſchen Ober⸗Landes⸗Gerichts und der 
Lehns⸗Canzley von Pommern Inſiegel auch verordneter Unterſchrift. 
Stettin, den 30. April 1810. 
(L. S.) v. d. Oſten. 
Roebe. Schulz. Golchow. 
Hypothekenſchein u. ſ. w. Zitelmann. 
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Die Übereinſtimmung der vorſtehenden Abſchrift mit dem vorgelegt geweſenen 
Original wird hierdurch von Gerichtswegen verſichert. 
Daber, den 16. October 1811. 
von Dewitzſches Burggericht. 
L. S.) Lindes. 


Rechnet man die unter Rubrica III. aufgeführten gerichtlich beſtätigten Schul⸗ 
den zuſammen, ſo ergibt ſich, daß die Kaüfer eine, auf allen drei Gütern haftende 
Schuldenmaſſe von 39459 Thlr. 2 Gr. übernahmen, mit der die Güter vorzugs⸗ 
weiſe durch Joſeph Friedrich v. Dewitz während einer 33jährigen Beſitzzeit von 
1774-1807, belaftet worden find. Unter dieſen Umſtän den iſt es zu erklären, 
daß der Lehnsnachfolger, Lieutenant Carl Friedrich Ludwig v. Dewitz, bald nach 
Übernahme der Güter den Gedanken faſſen konnte, ſich ihrer durch Verkauf zu 
entledigen, wie wol es im Intereſſe der Geſchichte des Dewitzſchen Hauſes und der 
Familienehre gelegen haben würde, das Gut Daber, dieſen Mittelpunkt der einſtigen 
Macht des ſchloßgeſeſſenen Geſchlechts, in der Familie zu erhalten. Den piis cor- 
poribus in Daber waren die Güter mit einer Summe von 3473 Thlr. 8 Gr. ver⸗ 
pflichtet. Übrigens haben die Dewitzen von jeher Anleihen bei dem Vermögen der 
frommen Stiftungen zu Daber gemacht; man erſieht dies aus den Matrikeln der 
Kirche, der Hoſpitäler und des Armenkaſtens, von 1598 und 1664, die eine Menge 
von Schuldpoſten enthalten, die auf den Namen der Junker v. Dewitz eingetragen 
ſind. Möglich, daß die in neürer Zeit hypothekariſch verſicherten Schuldſummen 
Übertragungen aus den Vorjahrhunderten ſind. 


Es liegt ein Hypothekenſchein aus noch älterer Zeit nämlich vom 20. No- 
vember 1797, vor, welchen Joſeph Friedrich v. Dewitz den Proviſoren der pia 
corpora zu Daber vorlegte, als er aus Kirchenmitteln 300 Thlr. und aus Hoſpi⸗ 
talmitteln 200 Thlr., — diejenigen zwei Poſten anzuleihen wünſchte, welche oben 
in dem Hypothekenſchein von Daber de 1810 unter den Nummern 14 und 15 
aufgeführt ſind. Damals, 1797, gehörte zur Daberſchen Begüterung des Joſeph 
Friedrich v. D. auch das Antheilgut c von Bernhagen, welches mit auf dem Hypotheken⸗ 
folio von Daber ſtand. Der Werth der vier Güter war im Hypothekenſchein wie 
folgt angegeben: 

1. Daber ar b . mu „.Ansalhl . 4 Dhlr 21.165. 18 Gr. 

2. Großen Bentz a, b, c * he ee „ 10.847. 20 „ — 

3. Daberkww eri e „ 3.900. — „ — 

4. Bernhagen c „ e e e 

In Summa. . Thlr. 41.505. 8 Gr. 3½ 

Es waren damals auf dieſen Gütern 19.482 Thlr. 10 Gr. eingetragen, mithin 

waren ſie noch nicht zur Hälfte verſchuldet, weßhalb die Proviſoren der milden 

Stiftungen keinen Anſtand nahmen, dem Anſuchen des Joſeph Friedrich v. D. zu 

entſprechen, und die Genehmigung dazu bei dem Königl. Preüß. Pommerſchen und 

Kaminſchen Conſiſtorium zu beantragen, welche von Oberaufſichtswegen mittelſt 
Verfügung vom 4. October 1798 ertheilt wurde. 


Die drei Kaüfer von Daber, Groß⸗Benz und Daberkow ſcheinen nicht lange 
ein Conſortium gebildet zu haben. Müller, der zugleich Proviſor oder Rendant 
der Daberſchen Kirchenkaſſe ift, ſcheidet zuerſt aus; denn ſeit September 1815 werden 
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nur die Gebrüder Kannenberg als Beſitzer von Daber und Groß-Benz — nicht 
mehr zu Daberkow, genannt, indem ſie die auf den genannten Gütern eingetragenen 
Kirchen⸗ und Hoſpital⸗Kapitalien, erſtere zum Betrage von 433 Thlr. 8 Gr., letztere 
zum Betrage von 3040 Thlr., kündigen. Nach der Zeit ſetzen ſich die Brüder 
Kannenberg auseinander, indem der eine das Gut Daber, der andere das Gut 
Groß⸗Benz übernimmt. 


IX. 


Die Städte des Naugarder Kreiſes. 


1. Daber. 


Lage. 


Daber liegt 2¼ Mle. von Naugard gegen SO., 4'/, Mle. von Golnow gegen 
O., 2½ Mle. von Maſſow gegen NO. und 2 Min. von Freienwald gegen N., wo 
die Straße von Daber ſich an die Eiſenbahn anſchließt, längs der unſer Städtchen 
10,4 Min. von der Landeshauptſtadt Stettin gegen NO. entfernt iſt. 

Die Stadt ſteht in dem flachen, von niedrigen Anhöhen eingefaßten, Wieſen⸗ 
thal, welches gegen N. den Daber See und gegen S. den Teetz⸗See zum Schluſſe 
hat, letzterer aus zwei Theilen beſtehend, dem kleinen und dem großen Teetz, beide 
lang geſtreckt und durch ein Fließ verbunden, welches ans dem Ocker See bei 
Weitenhagen kommt, und durch den Daber See weiterhin, eine Strecke lang die 
Gränze mit dem Regenwalder Kreiſe bildend, zum Waſſergebiet der Rega gehört. 
Der Marktplatz ſtebt, wie ſchon ein Mal bemerkt worden (S. 183) in einer Höhe 
von 226,8 Pariſer Fuß über der Meeresfläche. 


Gemeindebezirk. 

Die Stadt hatte ehedem eine gute Ringmauer, die aber ſchon im vorigen Jahr⸗ 
hundert ſo verfallen war, daß nur noch einige Stücke davon auſrechtſtanden, die jetzt 
auch verſchwunden find. Sie hat zwei Thore, das Markt- und das Teetz⸗Thor, 
5 Straßen, und einen wenig geraümigen Marktplatz, auf dem das Kirchengebaüde 
ſteht, und eben fo das Rathhaus, welches in jüngerer Zeit net erbaut iſt. Man 
hat ihm eine andere Stellung gegeben, als das frühere einnahm, wodurch der Platz 
ſehr beengt und der Verkehr auf den ſehr belebten Vieh- und Krammärkten, die 
hier abgehalten werden, nicht wenig erſchwerte. Der Grundplan der Stadt umfaßt, 
mit den außerhalb der Thore belegenen 3 abgeſonderten Etabliſſements, nur 57 Mg. 
Dieſe Anſiedlungen ſind: die Walkmühle, welche 880 Ruthen von der Stadt 
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gegen SSW. entfernt ift, und auf dem oben erwähnten Fliege, nahe bei Weiten: 
hagen liegt; das Hoſpital-Vorwerk, ungefähr ½ Mile. von der Stadt gegen 
S., an der Gränze der Breitenfel der Feldmark und an der nach Freienwald führen⸗ 
den Kreisſtraße; und das Kirchen-Vorwerk, ca. Mln. von der Stadt gegen 
W. an der Kramonsdorfer Feldmarks⸗Gränze. Dieſe beiden Niederlaſſungen ſind 
in den Jahren 1861— 1863 auf den der Kirche und den milden Stiftungen ge⸗ 
hörenden Liegenſchaften, zur beſſern Bewirthſchaftung derſelben, angelegt worden. 

Über die Zahl der Wohnhaüſer find die amtlichen Angaben nich t einig. Nach 
der ſtatiſtiſchen Aufnahme vom 3 December 1867 enthält die Stadt c. p. 197 ber 
wohnte Haüſer, dagegen geben die Gebaüdeſteüer⸗Tabellen des Finanz⸗Miniſteriums: 
217 Wohn⸗ und 49 gewerbliche Gebaüde an, welche beide eine Steüer von Thlr. 211. 
4 Sgr. unterworfen ſind, ſowie 443 ſteüerfreie Gebaüde. In die letztere Kategorie 
gehören die Gebaüde der geiſtlichen Inſtitute und der Hospitalſtiftung. Die vor 
den Thoren belegenen Scheünen ſind mit Stroh gedeckt. 

Die zur Stadt und den piis corporibus gehörigen Ländereien in der Feldmark 
lagen früher mit den Landungen der adlichen Güter von Daber, jetzt Daberfreiheit 
genannt (S. 325) im Gemenge. Im Jahre 1813 fand aber eine Theilung Statt, 
die durch den Receß vom 22. Februar 1814 zum Abſchluß gekommen iſt, vermöge 
deſſen die Burgfreiheit mit der Stadt vereinigt wurde, und jede Partei: das Ritter⸗ 
gut, die Kämmerei, die Bürgerſchaft, die Kirche und die Hospital⸗Stiftung, ihren 
Plan bekommen hat und das Rittergut Daberfreiheit vollſtändig ausgeſchieden iſt. 
Hiernach ſtellt ſich das —— 


Grundgebiet der Stadt Daber 
wie folgt: 


Kulturarten: | Beſitzer: 

An Ackerland... . 5324,19 Mg. Die Kämmerei . 1367,42 Mg 
„arten een ON 7,05 „ „ Bürgerſchaft .. . 1734,40 „ 
% Wieſen i 6 Kirche . 2303,04 „ 
Weiden eg he ee 22,66 „ „ Pfarre u. Schule t DIRT „, 
„ Holzungen 180,53 „ „ Hoſpital⸗Stiftungg .. 825,50 „ 
„ Waſſerſtücke, der Teetz-See 136,31 „ „ Schützengilde. 34.64 „ 

Summa . 6546,37 Mg. Summa . 6546,37 Mg 


Zu dieſer Grundfläche des nutzbaren 195 benutzten Bodens, welcher aus 3136,46 Mg. 
ſteüerpflichtigen und 3409,91 Mg. ſteüerfreien Liegenſchaften piorum corporum beſteht, mithin 
im Geſauunt-Betrage vonn 3546,47 Mg. 
kommen ſodann noch — Grundſtücke, welche wegen ihrer Benutzung zu öffent⸗ 
lichen Zwecken ertraglos ſind, und zwar: 


An Landſtraßen, Wegen, Früft Wenz e, 

ar ae ee , 
Und endlich — 

An Gebaüdeflächen und an kleinen Haus gärten. 57,7 „ 
Totalfläche des Daberſchen Grundgebietsss . .. 6817,64 Mg. 


oder 0,35 einer Geviertmeile 


Bei der Grundſteüer⸗Veranlagung iſt das Ackerland im ganzen Kreiſe zu 
einem Ertrage von durchſchnittlich 24 Sgr. pro Mg. eingeſchätzt worden (S. 213). 
Dieſe Ziffer gilt als Repräſentant der mittlern Fruchtbarkeit des Ackers im Nau⸗ 
garder Kreiſe. Das Daberſche Stadtfeld erreicht dieſe mittlere Fruchtbarkeit nicht, 
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da der Acker deſſelben nur zu einem Reinertrage von 22 Sgr. pro Mg. eingeſchätzt 
worden iſt, übereinſtimmend mit dem Acker des Ritterguts Daberfreiheit, und weit 
zurückbleibend hinter den angränzenden Feldmarken von Gr. Benz, Plantikow, 
Kramonsdorf, Weitenhagen, Breitenfeld, Braunsberg. Der Ertrag der Daberſchen 
Wieſen bleibt 17 Sgr. pro Mg. hinter denen des Guts Daberfreiheit zurück, die 
auf dem mittlern Zuſtande des Kreiſes ſtehen. Die Weidegründe, welche überhaupt 
nur einen geringen Ertrag gewähren, im Kreisdurchſchnitt 5 Sgr. pro Mg. geben 
auf der Daberſchen Feldmark nur 2 Sgr.; dagegen iſt das kleine, der Kämmerei 
gehörige Forſtrevier, ein werthvolles Stück im Grundvermögen der Stadt, da es 
zu 13 Sgr. Ertrag vom Mg. eingeſchätzt worden iſt, was den Durchſchnitt aller 
Holzungen des Kreiſes um 5 Sgr. überſteigt, auch die Teetz⸗Seen, Eigenthum der 
Kämmerei, trägt durch die in demſelben betriebene Fischerei etwas mehr ein, als 
der Durchſchnitt aller Waſſerſtücke im Kreiſe, der Ertrag iſt zu 5 Sgr. geſchätzt, der 
Kreisdurchſchnitt iſt 4 Sgr. pro Mg. 


Bevölkerung, Nahrungsſtand. 

Der Volkszählung zufolge, welche am 3. December 1867 Statt gefunden hat, 
befanden fi in der Stadt Daber und deren Zubehörungen 993 männliche und 
1021 weibliche, zuſammmee n 2014 Perſonen. 

Dem Familienſtande nach wurde dieſe Volkszahl gebildet von 619 männl. und 
560 weiblichen Unverheiratheten, von 351 Ehemännern und 353 Ehefrauen, von 
20 Wittwern und 104 Wittwen; das Eheband war gelöſt von 3 Männern und 
4 Frauen. ä 

In den beſtehenden 429 Familien⸗Haushaltungen, denen 429 Hausherren und 
80 Hausfrauen vorſtanden, lebten überhaupt 1990 Perſonen, darunter an Kindern 
463 Knaben und 458 Mädchen. Einzelne, in keinem Haushalts- oder Familien⸗ 
verbande lebende Perſonen gab es 11 Männer und 2 Frauen. In ſ. g. Extra 
haushaltungen waren untergebracht: 1 weibl. Perſon in einer Anſtalt für Heilung 
und Pflege, und 10 Perſonen männl. Geſchlechts in einer Erziehungs- Anſtalt. 
Weitere Extrahaushaltungen in anderen Anſtalten gab es nicht. 

Die Daberſche Einwohnerſchaft ſteht, mit 1943 Seelen in der Union der 
evangeliſchen Landeskirche; ſo wenigſtens hat ſie ſich bei der Volkszählung von 1867 
in den Liſten eintragen laſſen. Außer ihr bekannten ſich 3 Perſonen zur römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche. Sie ſind ohne Zweifel von Außen zugezogen und anſcheinend 
der letzte Reſt der 10 Katholiken, welche bei der Zählung von 1852 vorhanden 
waren. Andere chriſtliche Religionsgeſellſchaften, bezw. Secten, ſind in D. nicht 
vertreten. Die Synagogen⸗Gemeinde zählte 68 Glieder. Auch bei ihr war das 
Maximum im Jahre 1852 mit 90 Iſraeliten. 

Was den Stand, den Beruf, das Arbeits- und Dienſtverhältniß der Ein⸗ 
wohnerſchaft betrifft, ſo gibt die ſtatiſtiſche Aufnahme von 1867 folgende Auskunft: 

Der Landwirthſchaft widmen ſich 64 Perſonen, darunter 4 Frauen. Sie ſind 
die Selbſtthätigen in der Wirthſchaft, daher Ackerbürger; ſie haben 222 Angehörige 
und 251 Perſonen beiderlei Geſchlechts, als Knechte und Mägde und als Tage⸗ 
löhner, zu Gehülfen in der Wirthſchaft; dieſe haben 245 Angehörige. Der Land⸗ 
bau war mithin die Nahrungsquelle für 782 Perſonen, oder 38,8 Pret. der Be⸗ 
völkerung. In Betreff der Anzahl der Ackerbürger ſchwanken die Angaben hin und 
her. Bei Gelegenheit einer im Jahre 1833 vorgenommenen Viſitation der Commu⸗ 
nalverwaltung, wurde die Zahl der Ackerbürger zu mehr als 80 angegeben; nach 
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Ausweis der Communalſteüer⸗Heberolle von 1844 waren es nur 26. Den Grund⸗ 
ſteüer⸗Veranlagungs⸗Tabellen des Finanz⸗Miniſteriums zufolge gibt es in der Feld⸗ 
mark 217 Beſitzer. Werden davon die großen Grundbeſitzer: Kämmerei, Kirche, 
Hoſpital, die Pfarre, und ſodann auch die Schützengilde, alſo zuſammen 5, abge⸗ 
zogen, ſo bleiben 212 Grundbeſitzer für die bürgerlichen Kreiſe, woraus folgt, daß 
nicht blos die Ackerbautreibende Bevölkerung, ſondern auch die Handwerker und 
andere Klaſſen der Einwohnerſchaft in der Feldmark angeſeſſen ſind. Der Acker der 
Bürgerſchaft enthält 32 Hufen oder 1440 Mg., Wieſen und Weide begreifen 294 
Mg. Die Special⸗Separation wurde 1823 eingeleitet, aber erſt 1844 zu Ende 
geführt. Es läßt ſich nicht verkennen, daß die lange Verzögerung der Separation 
in hohem Grade nachtheilig auf den Wohlſtand der Ackerbürger eingewirkt hat, da 
es eine, durch die Erfahrung leider ſchon oft beſtätigte Thatſache iſt, daß während 
des Auseinanderſetzungs⸗Verfahrens von den Grundbeſitzern, in der Hoffnung auf 
baldige Zutheilung ihrer neüen Planlagen für die Verbeſſerung ihres ſeitherigen 
Beſitzſtaudes wenig oder garnichts gethan wird, ſo daß die Ländereien während 
eines langen Zeitraums bis zur geringſten Ertragsfähigkeit herabſinken müſſen. 
Berückſichtigt man hierbei ferner die durch die Verzögerung des Separationsgeſchäfts 
vermehrten und den ſtädtiſchen Grundbeſitzern zur Laſt gefallenen Koſten, welche 
von dem eigenthümlichen Beſitzſtande dieſer Grundbeſitzer allein ſich auf Thlr. 2255. 
11. 4 Pf. belaufen haben, ſo wird es einleüchtend, daß die Acker beſitzenden Ein⸗ 
wohner nach Beendigung der Separation im Zuſtande ſehr geſchwächter Leiſtungs⸗ 
fäbigkeit ſich befanden, der auch jetzt, nach Ablauf eines Vierteljahrhuuderts, noch 
nicht überwunden iſt. Erwägt man den geringen Umſang des bürgerlichen Ackers, 
im Verhältniß der Zahl derjenigen, welche auf die Nutzung deſſelben angewieſen 
ſind, ſo leüchtet es ein, daß die Bürgerſchaft ihre Hauptnahrung nur aus der Pach⸗ 
tung der Kämmerei⸗, der Kirchen⸗ und Hoſpital⸗Ländereien ziehen kann, und daß 
die hieſigen Bürgerſtellen, wenn dieſe Pachlung in andere Hände übergeht, nicht 
einmal die Größe baüerlicher Nahrungen behalten, ſondern zu Büdnerſtellen, noch 
dazu ſehr kleinen, herabſinken müſſen, ſofern die Zahl der bürgerlichen Grundbeſitzer 
wirklich 212 beträgt. Ein volles Jahrhundert hindurch war es Brauch, die Kirchen⸗ 
und Hoſpitalhufen auf einige Jahre plus lieitando zu verpachten. Bei dieſem 
Verfahren wurde der Acker immer, wie natürlich, von jedem Pächter ausgebeütet 
und deteriorirt, während auch die Pächter nur eine geringe Nahrung hatten. War 
eine Pachtperiode zu Ende, und es begann eine neüe, ſo waren die Bürger unbe⸗ 
ſonnen genug, ſich zu überbieten und den Pachtzins zu einer Höhe hinauf zu 
ſchrauben, bei dem der Acker doppelt ausgeſogen werden mußte, und alles dies der 
Beſorgniß halber die Pachtung mögle in andere Hände, namentlich von Extraneis, 
gelangen. Darum dachte man vor Jahren ernſthaft daran, dieſe Acker der Bürger⸗ 
ſchaft in Erbpacht zu geben, was, wie man erkannt hatte, im beiderſeitigen Inter⸗ 
eſſe lag, ja man nannte die Vererbpachtung eine Lebensfrage für die Bürgerſchaft 
und hatte deshalb alle Vorbereitungen dazu getroffen, allein dies Vorhaben iſt nicht 
zur Ausführung gekommen. Im Jahre 1867 betrug der Viehſtand 209 Pferde, 
289 Rinder, 1133 Schafe. Von dem nutzbaren Areal der Stadtfeldmark ſind 
3136,46 Mg. der Gruudſteuer unterworfen, welche Thlr. 207. 5. 9 Pf. beträgt, 
oder von jedem Morgen Landes 2 Sgr. Die Stadt hat für aufgehobene Grund⸗ 
ſteüerfreiheiten ein Entſchädigungs⸗ Kapital von Thlr. 1878. 22. 5 Pf., nebſt 
Zinſen, bekommen, welches nach Beſchluß der Stadtverordneteu vom 26. Febrnar 
1868 unter die Grundſteüerpflichtigen nach Verhältniß der früher genoſſenen Be⸗ 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 53 
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freiung vertheilt worden iſt. Auf die Communalgrundſtücke fiel eine Entſchädigung 
von 260 Thlr. 

Kommen wir auf die Populationsliſte vom Jahre 1867 zurück, ſo ſind in 
derſelben unter dem Rubro: Große und Klein Induſtrie incl. Bauweſen 116 Selbſt⸗ 
thätige angegeben, welche als Meiſter oder ſelbſtändige Arbeiter in den verſchiedenen 
Zweigen des Handwerks zu betrachten ſind; ſie hatten 331 Angehörige; Geſellen, 
Lehrlinge gab es 105 mit 139 Angehörigen; überhaupt war der techniſche Gewerb⸗ 
fleiß und das Handwerk die Nahrungsquelle für 687 Perſonen oder 33,8 Pret. 
der Bevölkerung. Sonſt lebten die Einwohner der Stadt D. großentheils von der 
Tuchmacherei, ſeit den Veränderungen, welche die Einführung der Maſchinen bei der 
Tuchfabrikation in dieſem Gewerbzweig hervorgebracht hat, ſind die kleinen Tuch⸗ 
macher ohne Ausnahme verarmt, ſie ſind entweder zu anderen Gewerben, zur Tage⸗ 
löͤhnerei oder zur bloßen Wollſpinnerei übergegangen. Die Städte, deren Bewohner 
zum größten Theil Tuchmacher waren, gehen ihrer gänzlichen Verarmung raſchen 
Schritts entgegen; für D. läßt ſich annehmen, daß dieſer Zeitpunkt ſpäter, als an 
manchen anderen Orten eintreten werde, weil die Stadt zum Theil in Folge guter 
Wirthſchaft, zum Theil aus Mangel an Credit, eine lange Reihe von Jahren hin⸗ 
durch unverſchuldet blieb, und weil ſich ein beſonderer Geiſt der Mäßigkeit und 
der Ordnungsliebe bei den Bewohnern kund gibt. — Im Jahre 1844 führte die 
Heberolle der Communalſteüer noch 18 Tuchmacher incl. 2 Tuchſcheerer und 2 
Meiſter auf, die das mit der Tuchfabrikation zuſammenhangende Gewerbe der Fär⸗ 
berei betrieben. Es gab eine Zeit, wo geſagt werden mußte: „Wie ſich noch Alles 
ſo verhält, wie es daſteht, iſt in der That räthſelhaft, denn die Erwerbsquellen der 
Stadt ſind ſehr beſchränkt, der Ackerbau befriedigt nicht das Bedürfniß der Ein⸗ 
wohner, der größte Theil des Ackers gehört den milden Stiftungen und iſt den 
Bürgern nur für eine hohe Rente in Zeitpacht gegeben. Die Special⸗Separation 
hat die Verhältniſſe nicht allein nicht gehoben, vielmehr verſchlechtert, denn vor der 
Separation wurde eine Hufe jener Ländereien für 812 Thlr. verpachtet, nach 
der Separation ſtieg der Pachtzins auf das Dreifache dieſes Zinſes. Kirche und 
Hoſpital werden dabei reich, die Bürger aber arm. Endlich muß die Stadt jährlich 
1264 Thlr. an Klaſſen⸗ und Gewerbeſteüer aufbringen.“ In einem zehn Jahre 
ſpätern Zeitpunkte betrug dieſe directe Staatsſteüer 1496 Thlr. und um die Mitte 
des Iten Decenniums war fie nahe auf 2000 Thlr. geſtiegen. 

Handel und Wandel war, nach der Populationsliſte von 1867, die Nah⸗ 
rungsquelle für 135 Perſonen oder 6,7 Pret. der Bevölkerung; es werden 34 Han⸗ 
delsleüte mit 2 Commis angegeben; eine Nachweiſung von 1853 enthielt nur 8 
Kaufleüte. Der Betrieb des Transportweſens und der Beherbergung iſt für 30 
Perſonen oder 1,4 Prct. die Nahrungsquelle; die perſönliche Dienſtleiſtung für 
219 Perſonen oder 10,3 Pret.; der Geſundheit⸗ und Krankendienſt für 9, Erzie⸗ 
hung und Unterricht für 24, die Ausübung der Künſte ꝛc. für 13; der Kirchendienſt 
und die Todtenbeſtattung für 4; der Staatsverwaltungsdienſt für 6; die Landes⸗ 
vertheidigung für 5; der Gemeindeverwaltungsdienſt für 16 Perſonen. 

An Leüten ohne Berufsausübung gab es 2 Männer und 6 Frauen, die mit 
ihren 14 Angehörigen aus eigenen Mitteln lebten; im Jahre 1853 wurden 15 
Einwohner von ihrem Baarvermögen beſteüert; und zu den Leüten ohne Berufs⸗ 
ausübung gehörten 11 Männer und 2 Frauen, die als Hoſpitaliten von der 
Dewitzſchen milden Stiftung oder als Almofenempfänger von der Stadtgemeinde 
unterſtützt wurden. Es gab eine Zeit, wo die Armen, welche ſortlauſende Unter⸗ 
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ſtützung von der Kämmereikaſſe erhielten, auf die Zahl 4 beſchränkt waren. Außer- 
dem wurden gegen 50 Perſonen wöchentlich ein Mal von wohlhabenderen Ein⸗ 
wohnern unterſtützt. Alle Bewohner von Daber waren Staatsangehörige der Preü⸗ 
ßiſchen Monarchie, Ausländer gab es am Zählungstage, den 3. December 1867, 
unter ihnen nicht. Vorübergehend anweſend waren 6 Perſonen als Gäſte in Fa: 
milien zum Beſuch, alle Übrigen waren Ortsangehörige. Nicht anweſend waren 
13 Ortsangehörige, die ſich auf Reiſen oder zum Beſuch außerhalb der Stadt be⸗ 
fanden. Unter den Einwohnern befanden ſich 2 blinde Perſonen weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts und 6 Blöd⸗ und Irrſinnige. 

Mit Berückſichtigung der am Zählungstage vorübergehend anweſenden Fremden 
und der abweſenden Stadtangehörigen ſtellt ſich die Zahl der in der Stadt Daber 
heimathberechtigten Bevölkerung im Jahre 1867 auf 2021 Seelen 

In den Vorjahren haben die Zählungen folgende Einwohnerzahlen ergeben: 

1864: 2144 1852: 1830 1833: 1201 1800: 813 
1861: 2016 1843: 1541 1816: 957 1740: 670 

Seit dem Regierungsantritt des König⸗Herzogs Friedrich II. hat ſich demnach 
die Bevölkerung der Stadt verdreifacht, ſeit Beendigung der großen franzöſiſchen 
Kriege mehr als verdoppelt. Von 1816 iſt fie regelmäßig gewachſen bis 1864, 
dann aber in der folgenden dreijährigen Periode, bis 1867, gefallen, was vor⸗ 
nehmlich und wol ausſchließlich der Cholera-Seüche zuzuſchreiben iſt, die im Jahre 
1866 auch in Daber ihre zahlreichen Opfer gefordert hat. Übrigens iſt die Zu⸗ 
nahme der Bevölkerung in den Städten, ſelbſt den kleinen, wie Daber, nicht dem 
Überfhuß der Gebornen über die Geſtorbenen allein zuzuſchreiben, ſondern auch, 
und zwar wol vorzugsweiſe, dem Zuzuge von Außen, vom Lande her, indem der 
Handarbeiter glaubt, in der Stadt eine einträglichere Stellung zu gewinnen, als 
ſie ihm in dem heimathlichen Dorfe geboten werden kann. Daß in Bezug auf 
kleine Städte bei dieſen An⸗ und Ausſichten der Freizügigkeit gar manche, ja viele 
Taüſchungen vorkommen, iſt erfahrungsmäßig. Im Jahre 1867 vermehrte ſich die 
Bevölkerung der Stadt D. durch Mehrgeburten nur um 6 Perſonen. Es wurden 
nämlich 78 Kinder geboren, darunter 1 jüdiſches, es ſtarben dagegen 72 Menſchen, 
worunter ſich 4 Mitglieder der Synagogen⸗Gemeinde befanden. Der ältefte Menſch, 
welcher in dieſem Jahre ſtarb, war ein Iſraelit, geboren 1778, hatte alſo ein Alter 
von 89 Jahren erreicht. Trauungen fanden 19 Statt, darunter die eines Paars 
moſaiſchen Glaubens. 


Communalweſen und deſſen Verwaltung. 

Verfaſſung. Die altbewährte Städteordnung vom 19. November 1808, 
unter deren Herrſchaft allein dem Bürgerthum die ungeheüeren Anſtrengungen 
möglich geworden waren, welche die Befreiung des Vaterlandes von ſchmachvoller, 
fremdherrlicher Bedrückung und Ober-Vormundſchaft in den Jahren 18131815 
herbeiführten, mußte nach 40jährigem Beſtande der Gemeindeordnung vom 11. März 
1850 das Feld raümen. Der Cabinets⸗Erlaß vom 19. Juni 1852 befahl indeß 
mit der weitern Einführung der neüen Ordnung inne zu halten. Für Daber kam 
dieſer Befehl zu ſpät. Hier war, vor Eingang deſſelben, auf Grund der G. O. 
der Gemeinderath, beſtehend aus 12 Mitgliedern, ſo wie der Gemeindevorſtand, 
beſtehend aus Bürgermeiſter, Beigeordneten und 4 Schöffen, gewählt. Der Ge⸗ 
meinderath hatte ſogar ſeit dem 19. April 1852 die Vertretung der Stadtgemeinde 
an Stelle der frühern Stadtverordneten⸗Verſammlung übernommen, indem Letztere 
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bei Einführung des Erſtern ihre Functionen einſtellte. Thatſächlich mußte die Ein⸗ 
führung der G. O. in D. als beendet angeſehen werden. Als Erforderniß zur 
vollſtändigen Einführung derſelben blieb nur noch die Beſtätigung des gewählten 
Bürgermeiſters und des Beigeordneten, jo wie der Erlaß der nach 8 156 der G. O. 
vorgeſchriebenen Amtsblatt⸗Bekanntmachung übrig. Auf Antrag der Königl. Re⸗ 
gierung wurde dieſelbe durch Miniſterial⸗Reſcript vom 30. September 1852 zur 
Erfüllung jener geſetzlichen Förmlichkeiten ermächtigt. Während die Einleitungen 
dazu getroffen wurden, kamen die ehemaligen Stadtverordneten in Gemeinſchaft 
mit dem neüen Gemeinderath bei dem Miniſter des Innern mit der Vorſtellung 
ein, der formalen Einführung der G. O. in der Stadt D. Anſtand zu geben, wel⸗ 
chem Antrage, in Betracht der eben damals bei den geſetzgebenden Gewalten ſchwe⸗ 
benden Verhandlungen wegen Erlaſſung eines anderweitigen Geſetzes, die Verfaſ⸗ 
ſung der Städte betreffend, durch Miniſterial⸗Reſcript vom 19. März 1853 ent⸗ 
ſprochen wurde. 

So iſt die Gemeindeordnung in der Stadt D. factiſch zwar in Wirkſamkeit 
geweſen, die geſetzlichen Endformalitäten haben dieſer Wirkſamkeit aber gefehlt. 

Die neue Städteordnung vom 30. Mai 1853 ift noch in demſelben Jahre 
eingeführt. Die nach Vorſchrift des 8 28 dieſes Geſetzes gewählte, 12 Mitglieder 
zählende, Stadtverordneten⸗Verſammlung wurde am 31. October 1853 conſtituirt 
und hielt an dieſem Tage ihre erſte Sitzung. Das Magiſtrats⸗Collegium beſteht 
aus dem beſoldeten Bürgermeiſter, dem unbeſoldeten Beigeordneten, dem beſoldeten 
Kämmerer, und drei unbeſoldeten Ratbmännern. Nachdem in der Stadt D., anf 
Grund des § 83 der St. O. die erforderlichen Arbeiten Behufs Einführung dieſes 
Geſetzes in der Mitte des Jahrs 1854 als beendigt zu betrachten waren, ſind von 
da in Gemäßheit der Vorſchrift des 8 85 a. a. O. für die Stadt D. die Beſtim⸗ 
mungen der St. O. vom 30. Mai 1853 in Kraft, die bisherigen Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen über die Verfaſſung der Stadtgemeinde außer Kraft, was die Königl. 
Regierung durch Amtsblatt⸗Bekanntmachung vom 1. Auguſt 1854 zur öffentlichen 
Kenntniß brachte. 

Das bisher zum Gemeindeverbande des Ritterguts Daberfreiheit gehörige 
Mühlenweſen, beſtehend in einer Waſſermühle in der Stadt auf dem Fließ, wel⸗ 
ches den Teetz See mit dem Daber See verbindet, und einer Windmühle außer⸗ 
halb der Stadt, wurde, ſammt den dazu gehörigen Grundſtücken, nach Einführung 
der neüen St. O., der Stadtgemeinde einverleibt. Das Mühlenweſen war früher 
Pertinenz des Gutes Daberfreiheit, wurde aber Eigenthum des Müllers gegen 
Leiſtung von baaren und Natural⸗Abgaben an die Gutsherrſchaft, an deren Stelle 
die Rentenbank getreten iſt. Auch der Geiſtlichkeit iſt der Beſitzer dieſes Mühlen: 
weſens abgabenpflichtig. Die oben erwähnte Walkmühle mit 1 Wohnhauſe und 
7 Einwohnern iſt von jeher Beſtandtheil des Gemeindebezirks der Stadt, und zum 
Gebrauch des Tuchmachergewerks beſtimmt geweſen. Die Kämmerei beſitzt auf dem 
Daberſchen Stadtfelde ſ. g. Rathskaveln, welche immer auf 6 Jahre an hieſige 
Einwohner durch öffentliche Licitation verpachtet werden. Fünf dieſer Kaveln, zu⸗ 
ſammen 147 Q. Ruth. groß, eigneten ſich zur Anlegung einer Windmühle, welche 
in der Nähe der Stadt, und da nur erſt eine Wind- und eine Waſſermühle vor⸗ 
handen, welche letztere, beſonders in trocknen Jahreszeiten ſehr oft an Waſſermangel 
leidet, zweckmäßig und nützlich zu werden verſprach. Dieſes Kämmerei⸗Grundſtück 
iſt zu dem bezeichneten Zweck dem Mühlenmeiſter Carl Friedrich Mathieß von 
Michaelis 1841 ab in Erbpacht verliehen gegen Zahlung eines Erbſtandsgeldes von 
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50 Thlr. und eines jährlichen Erbpachtcanons von 14 Thlr., ſowie unter Vorbe⸗ 
halt des Vorkaufsrechts in Veraüßerungsfällen, oder bei Verzichtleiſtung auf das 
Letztere, eines 4 Pret. des jedesmaligen Kaufgeldes betragenden Laudemiums. Der 
Conſens zu dieſem Vertrage iſt von Oberaufſichtswegen mittelſt Regierungs⸗Ver⸗ 
fügung vom 13. Mai 1842 ertheilt worden, nachdem der Bau der Mühle ſchon 
ausgeführt war. Die vor wenigen Jahren auf den Kirchen- und Hoſpital⸗Län⸗ 
dereien angelegten zwei Vorwerke ſteben auf der Stadtfeldmark, gehören daher 
ſelbſtverſtändlich zum ſtädtiſchen Gemeindebezirk. Die ſtatiſtiſche Aufnahme vom 
3. December 1867 hat ihrer noch nicht Erwähnung gethan. Innerhalb des ſtädti⸗ 
ſchen Gemeindebezirks liegen 3 Tagelöhner -Wohnungen, die zum Gute Daber⸗ 
freiheit gehören. 


Rathhaus. Im Jahre 1768 fing man an, ein neües Rathhaus zu bauen, 
das aber wegen fehlender Mittel 16 Jahre nachher noch nicht vollendet war. Es 
ſtand auf dem Marktplatze, der Kirche auf deren Oſtſeite gegenüber. Der Bau war 
jedoch jo mangelhaft ausgeführt, daß nach kaum 60 Jahren das Gebaüde den Ein⸗ 
ſturz drohte. Ein Neübau des Rathhauſes war unvermeidlich. Die Stadt beſaß 
aber nicht die Mittel, die Baukoſten allein aufzubringen. Darum richteten Magiſtrat 
und Stadtverordnete unterm 19. Juni 1833 eine Bittſchrift an den Kronprinzen, 
Statthalter von Pommern, worin ſie denſelben um ſeine Verwendung bei ſeinem 
Königlichen Vater, Friedrich Wilhelm III. zur Gewährung einer Unterſtützung aus 
Staatsfonds baten. Dieſe Bittſchrift nahm ihren vorſchriftsmäßigen Gang durch 
die Behörden, in Folge deſſen der König, auf den Bericht der Königl. Regierung 
vom 15. Auguſt 1835, der Stadt Daber ein Gnadengeſchenk von 1500 Thlr. machte. 
Weil das damals in D. beſtehende Stadt⸗ und Landgericht im Rathhauſe ſeine 
Geſchäftsraüme hatte, ſo betheiligte ſich der Juſtizfiskus, vertreten durch den Juſtiz⸗ 
miniſter Mühler, bei dem Neübau des Rathhauſes mit einer Summe von 356 Thlr. 
14 Sgr., ſo daß mithin an Baukoſten aus Staatsmitteln 1856 Thlr. 14 Sgr. vor⸗ 
handen waren. Der Koſtenanſchlag, nach dem Projecte des Landbaumeiſters Lentze 
betrug aber Thlr. 2999. 6. 1 Pf.; es waren alſo aus ſtädtiſchen Mitteln Thlr. 
1142. 22. 1 Pf. zu beſtreiten. Davon wurden 1) durch Naturalleiſtung der Bürger⸗ 
ſchaft an Fuhren und Handlangerdienſten bei den Maurer⸗ und Zimmerarbeiten 
geleiſtet Thlr. 781. 11. 7 Pf. 2) Die Kämmereikaſſe hatte 1836 Beſtand Thlr. 
285. 17. 6 Pf. 3) Aus der Gemeinhütung kamen der Kämmerei noch zu Gute 
20 Thlr. und 4) Von der Bürgerſchaft wurde durch Zuſchlag der Klaſſenſteüer auf⸗ 
gebracht Thlr. 55. 23 Sgr. Das Rathhaus iſt in den Jahren 1838 —1841 erbaut. 
Es iſt 44 Fuß lang, 37 Fuß tief, von Fachwerk, zwei Etagen zu 11 Fuß im Lichten 
hoch, die aüßeren, ſo wie im Innern die unteren Fache mit Mauerſteinen, die 
übrigen mit Luftſteinen ausgefacht, das Dach mit doppelt ſtehendem Dachſtuhl in 
14 Gebind verbunden und mit Ziegeln zu einem Kronendache eingedeckt. Das neüe 
Rathhaus ſteht auf dem Markte, iſt aber auf einer andern Stelle erbaut, als das 
alte, wodurch der Platz an Raum gewonnen hat, worauf es den ſtädtiſchen Behör⸗ 
den, des lebhaften Marktverkehrs halber, vorzugsweiſe ankam. 


Verwaltung. Die Stadt D. iſt eine Mediatſtadt des Geſchlechts derer 
v. Dewitz, das hier einſt mit halbſouverainer Gewalt das Regiment führte. Die 
Laſten und Früchte der Polizeigerichtsbarkeit verbleiben bei jetziger Verfaſſung der 
Stadt. Der Bürgermeiſter iſt der alleinige Decernent und zugleich Bureaubeamte 
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für alle Polizeiſachen. Als Polizeianwalt hat er ein jährliches Einkommen von 
60 Thlr. Die Communal⸗Angelegenheiten werden unter dem Vorſitz des Bürger⸗ 
meiſters, bezw. des Beigeordneten, von gemiſchten, wie in allen übrigen Städten 
zuſammengeſetzten, Commiſſionen bearbeitet. Der Raths⸗ und Polizeidiener 
iſt der einzige executive Polizeibeamte. Derſelbe iſt zugleich Nuntius für das 
Kreisgericht zu Naugard. Er trägt die Uniform der executiven Polizeibeamten, 
doch ohne Seitengewehr. Außer dem im Etat ausgeworfenen feſten Gehalt hat er 
freie Wohnung im Rathhauſe. Der Feldhüter und Holzwärter in Einer Perſon 
trägt bürgerliche Kleidung mit einem Meſſingſchild auf der Bruſt, das die Inſchrift 
führt: „Holz⸗ und Feldwächter zu Daber“. Die Nachtwache lag früher dem Raths⸗ 
und Polizeidiener ebenfalls ob, welhem im Sommer 2 Mann, im Winter 4 Mann 
von der Bürgerwache zur Hülfe gegeben wurden, aber ſeit länger als 20 Jahren 
ſind 2 Nachtwächter angeſtellt. Außer denſelben wird zeitweiſe, namentlich wenn im 
Herbſt Entfremdungen von Garten- und Feldſrüchten zu beſorgen find, aus der 
Bürgerſchaft, nach Anleitung der regelmäßig geführten Bürgerrolle, eine Nachtwache 
gebildet. Auch die Schützengilde iſt zur Theilnahme an der Handhabung der Sicher⸗ 
heitspolizei berufen, wie weiter unten in dem, von dieſer Geſellſchaft handelnden 
Artikel näher ausgeführt wird. Der in D. ſtationirte berittene Gensd'armes leiſtet 
der ſtädtiſchen Polizei⸗Verwaltung, welche ſich lediglich auf den Gemeindebezirk der 
— n im Fall des Bedürfniſſes bei Aufrechthaltung der Ordnung ſeinen 
eiſtand. 

Die aüßere Bezeichnung der Straßen, der Schloß: und Mühlenſtraße, welch“ 
letztere über den Markt hinweg geht, der Marktthor⸗, Teetzerthor⸗ und Freiheits⸗ 
ſtraße, iſt ſeit 1853 bewerkſtelligt. Die Haüſer ſind nummerirt nach der Nummer 
des Hypothekenbuchs, übereinſtimmend mit der des Feüer⸗Societäts⸗Kataſters. Alle 
Straßen ſind gut gepflaſtert und abendliche Straßenbeleüchtung iſt in jüngerer Zeit 
eingeführt. Bei Neübauten revidirt der Königl. Landbaumeiſter die Zeichnung und 
die ſtädtiſche Bau⸗ Deputation überwacht die Ausführung des Neübaus ſowol als 
der vorkommenden Reparaturbauten. Eine befondere Bau⸗Polizeiordnung beſteht 
nicht, wol aber eine örtliche Feüerlöſchordnung ſeit 1833, welche 1853 revidirt 
worden iſt. An öffentlichen Feüerlöſch⸗Geräthſchaſten ſind vorhanden: 2 Spritzen, 
7 Waſſerkufen, 8 Feüerleitern nebſt Stützen, 6 Feüerhaken, 12 lederne Feüereimer, 
2 Laternen. Wie gewöhnlich muß auch hier in D. jeder Hausbeſitzer 1 Handſpritze, 
1 ledernen Feüereimer, 1 Laterne halten. Die Löſchmannſchaften und die Be⸗ 
dienung ſind aus der Bürgerſchaft deſignirt und werden die Spritzen und Küfen 
von beſtimmten Pferdebeſitzern ein für alle Mal beſpannt. Der in der Stadt 
wohnhafte Schornſteinfeger ift contractlich verpflichtet, die Feüerſtellen von Zeit zu 
Zeit zu revidiren. Eine Controle über Pnlver⸗Vorräthe bei Händlern wird nicht 
geführt. Das Tobakrauchen iſt innerhalb der Stadt, wo alle Haüſer mit Ziegeln 
gedeckt find, geftattet, außerhalb aber zwiſchen den mit Strohdach verſehenen Scheünen 
verboten. Privat⸗Feüer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaften haben auch in D. ſich Eingang 
zu ſchaffen gewußt und Agenturen daſelbſt errichtet; die älteſten ſind die Leipziger 
ſeit 1846, die Boruſſia ſeit 1849. Offentliche Brunnen auf den Straßen gibt es 8, 
und 40 Privatbrunnen auf den Höfen der Haüſer. 

Für die Geſundheitspflege forgen 1 promovirter Arzt, 1 Wundarzt I. Klaſſe, 
2 Hebeammen, 1 Apotheker. Auch iſt 1 Thierarzt I. Klaſſe vorhanden. Ein 
Krankenhaus gibt es nicht. Die Stadt läßt die Kranken, die ihr zur Laſt fallen, 
in dem ſ. g. Ordonnanzhaufe curiren. Dies beſteht darin, daß ein hieſiger Bürger 
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gegen Befreiung von ſtädtiſchen Abgaben die Verpflichtung übernommen hat, der⸗ 
gleichen Kranken bei ſich aufzunehmen und zu verpflegen. Mit dem Arzte hat der 
Magiſtrat das Abkommen getroffen, wonach er für ein fixirtes Honorar die Be⸗ 
handlung der erkrankten Armen übernommen hat. 

Auch au einem Armenhauſe fehlt es der Stadt. Die Armen werden auf 
Koſten der Kämmereikaſſe eingemiethet; eine beſondere Armenkaſſe iſt nicht vorhan⸗ 
den, Strafgelder, die dahin fallen, werden zu jener genommen. Die Stadt nimmt 
an den Wohlthaten Theil, welche von der begüterten Hoſpital⸗Stiftung des De⸗ 
witzen⸗Geſchlechts in reichlichem Maße nach allen Richtungen geſpendet werden, wo⸗ 
von weiterhin unter einem beſondern Titel die Rede ſein wird. Im Jahre 1850 hat 
ſich in der Stadt und Umgegend ein Privat-Verein gebildet, auf deſſen Koſten ſitt⸗ 
lich verwahrloſte Kinder bei einem achtbaren Bürger in Koſt und Pflege gegeben 
find. Das Abkommen mit demſelben erſtreckt ſich auf 15 — 20 Pfleglinge. Im 
Jahre 1867 hatte dieſes Rettungsbaus 10 Knaben zu Inſaſſen, die der Stadtſchule 
zum Uuterricht zugewieſen ſind. Der Vorſtand des Vereins führt durch ſeine Mit⸗ 
glieder die Aufſicht und ſorgt für weiteres Fortkommen der Knaben, wenn ſie aus 
der Anſtalt entlaſſen werden. Von ſonſtiger Privat- Wohlthätigkeit iſt ſchon oben, 
S. 419, geſprochen worden. 

Die Polizei⸗Verwaltung hat die allgemeinen Polizei⸗Geſetze und Vorſchriften 
zur Grundlage. Eine örtliche Polizei⸗Ordnung gibt es nicht. Die Polizei⸗Regiſtra⸗ 
tur iſt mit der der Communal⸗Verwaltung verbunden, und für beide Verwaltungen 
wird nur Ein Journal geführt. Offentliche Bekanntmachungen werden durch Aus⸗ 
ruf und Anſchlag an mehrere ſtädtiſche Brunnen erlaſſen. Sporteln werden nicht 
erhoben. Doch erhält der Polizeidiener von den eingegangenen Polizeiſtrafen 2½ 
Sgr. pro Thaler. Die unter Polizeiaufſicht geſtellten Individuen werden ab und 
zu des Nachts vom Polizeidiener oder vom Geusd'armes controlirt, zuweilen auch 
aus beſonderer Veranlaſſung vor den Bürgermeiſter geladen, um über ihr Thun und 
Treiben Rede und Antwort zu geben. Zum Ruhme der Daberſchen Einwohnerſchaft 
ſei es aber erwähnt, daß ſich unter ihr ſelten ein Individuum findet, dem der 
Strafrichter nach dem beſtehenden Geſetz, im Intereſſe der Geſellſchaft eine derartige 
Beaufſichtigung aufzuerlegen genöthigt geweſen iſt. Im Rathhauſe ſind 2 Raüme 
für Kriminal⸗ und 2 andere für Polizei⸗Gefangene vorhanden. Die einlaufenden 
Steckbriefe werden ſowol dem hier ſtationirten Gensd' armes, wie auch dem Polizei⸗ 
diener zur ſchleünigen Vigilance übergeben. Zu Transporteurs find ein für alle Mal 
zwei zuverläſſige Bürger, und im Nothfalle, bei größeren Gefangenen-Transporten, 
noch zwei andere beſtimmt. An Schließwerkzeügen ſind zwei eiſerne Ketten vor⸗ 
handen. Der Magiſtrat fertigt nur Inlandspäſſe aus. Darüber, ſo wie über 
Wanderbücher, Reiſerouten, Paß⸗Viſa wird ein Journal geführt. 

Polizeiliche Geburts⸗ und Todtenliften werden in Bezug auf die jüdiſche Ein⸗ 
wohnerſchaft geführt. Die Synagogen⸗Gemeinde hat einen Tempel, ihren Religions⸗ 
lehrer und Schächter, auch ihren eigenen Begräbnißplatz. Die Kinder der moſal⸗ 
ſchen Glaubensgenoſſen beſuchen ſelbſtverſtändlich die Stadtſchule, ohne daß weder 
von der einen, noch von der andern Seite Anſtoß an der Coufeſſion genom⸗ 
men wird. 

Geburts- und Sterbeliſten über chriſtliche Secten zu führen, iſt die Polizei⸗ 
verwaltung, der das Geſetz dieſe Führung auferlegt hat, nicht in der Lage, da die 
Einwohnerſchaft der Stadt D. ſich bisher von allem Sectenweſen frei zu halten 
gewußt hat, Dank ſei es dem erleüchteten, echt chriſtlichem Sinne ihrer Religions- 
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lehrer, bei denen die aufgeklärten Patrone der Kirche feit länger als 50 Jahren 
das Glück gehabt haben, eine gute Wahl zu treffen. Der Todtenacker iſt nicht 
Eigenthum der politiſchen Gemeinde, ſondern gehört der Kirche, befindet ſich daher 
unter der Verwaltung der kirchlichen Behörde. 

Die Feldpolizeiordnung vom 1. November 1847 iſt für Aufrechthaltung der 
Ordnung in der Feldmark auch der Stadt D. allein maßgebend. Das Jagdgebiet 
auf derſelben iſt in zwei Bezirke eingetheilt, von denen der eine die Kämmerei⸗ und 
die bürgerſchaftlichen Grundſtücke, der andere die Kirchen⸗ und Hospital⸗Grundſtücke 
umfaßt. Beide Bezirke waren eine geraume Zeit an Einen Pächter, den Beſitzer 
des Ritterguts Klein⸗Benz, verpachtet. Seit Errichtung der Vorwerke der piorum 
corporum iſt darin eine Anderung getroffen worden. Hiſtoriſch ſei hier bemerkt, 
daß bei D., außer Hopfenbau, von dem Ende des vorigen Jahrhunderts 17 Sch. 
6 Mtz. geärntet wurden, in Vorzeiten Weinbau getrieben worden iſt. Man darf 
dies nach Inhalt eines Contracts vom 19. Juli 1799 ſchließen, kraft deſſen der 
Rath der Stadt vier der ihm gehörigen Kaveln dem Kaufmann Movius zu Erb⸗ 
pachtrecht, unter Vorbehalt des Vorkaufsrechts bei Veraüßerungen, bezw. der Zahlung 
eines Laudemiums, überließ. Dieſes Grundſtück heißt in dem Contract „Weinbergs⸗ 
Kaveln“. Als im Jahre 1811 über das Vermögen des Movius der Concurs aus⸗ 
brach, erſtand der damalige Bürgermeiſter Johann Daniel Stüwert, Namens der 
Kämmerei, um deren Vorkaufsrecht auszuüben, die gedachten Kaveln in der gericht⸗ 
lichen Feilbietung für 135 Thlr. Die Kämmerei kam aber nicht in den Natural« 
beſitz, ſondern überließ die Kaveln ſofort der Frau (Wittwe?) des Bürgermeiſters 
Stüwert mittelſt Contracts vom 9. October 1811. In der Folge verkaufte die 
ꝛc. Stüwert ihre ſämmtlichen Grundſtücke dem Tuchhändler Daniel Krüger, und 
dieſer überließ demnächſt ſeine Wirthſchaft ſeinem Sohne, dem Tuchhändler Ema⸗ 
nuel Kr. In beiden Überlaſſungsfällen übte die Stadt das Vorkaufsrecht nicht 
aus und erhielt das in dem Erbpachtcontracte von 1799 ſtipulirte Laudemium. Da 
nun der letzte Erwerber den Beſitztitel berichtigen wollte, verlangte die Hypotheken⸗ 
behörde den Conſens der Königl. Regierung zum Verkauf der Kaveln aus freier 
Hand an die Bürgermeiſterin Stüwert, der damals nicht nachgeſucht worden war, 
und nunmehr auf Antrag des Magiſtrats, unterm 17. Mai 1842 nachträglich er⸗ 
theilt worden iſt. : 

Mit Bezug auf Gewerbeweſen iſt zu bemerken, daß zufolge des von den 
Stadtverordneten im Jahre 1840 am 5. Januar gefaßten, vom Magiſtrate am 26. 
Februar genehmigten und von der Königl. Regierung unterm 8. Mai beſtätigten 
Beſchluſſes, die folgenden Gewerbtreibenden, wenn ſie ſich in D. niederlaſſen wollen, 
gehalten ſind, das Bürgerrecht zu erwerben, nämlich: — 

1. Ackerbautreibende, Altflicker, Apotheker, Appreteure, 
2. Barbiere, Bäcker, Böttiger, Brauer, Buchbinder. 
. Deftillateure, Drechsler. 
. Färber, Fiſcher, Fleiſcher. 
. Gaſtwirthe, Gelbgießer, Gerber, Glaſer, Glockengießer. 
„Handſchuhmacher, Hutmacher. 
„Kaufleüte, Klempner, Kupferſchmidte, Kürſchner. 
Maler, Maurer, Müller — Nadler. 
„ Pantoffelmacher, Poſamentirer. 
Sattler, Seiler, Schlöſſer, Schmidte, Schneider, Schornſteinfeger, 
Schuhmacher, Steinſetzer, Stellmacher. 
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11. Tapezierer, Tiſchler, Töpfer, Tuchmacher. 
12. Uhrmacher, — Weber, — Zimmerleüte, Zinngießer. 

Vom Zuſtande der Gewerbe iſt bereits oben im Abſchnitt, der von der Be⸗ 
völkerung und deren Nahrungsſtande handelt, geſprochen worden, inſonderheit von 
der Tuchmacherei. Es ſind 4 Deſtillationen und 2 Brauereien vorhanden, welche 
vom hieſigen Steüeramte controlirt werden, außerdem ſind 8 Perſonen mit Hauſir⸗ 
ſcheinen verſehen. Obigem Verzeichniß zufolge brauchen Hauſirer das Bürgerrecht 
nicht zu erwerben. Von ihm ſind auch Pfandleiher ausgeſchloſſen, eben ſo die Ge⸗ 
werbe, welche für die geiſtige Nahrung Sorge tragen: Die Buchdruckerei, die 
Bücherhandlung, die Leihbibliothek. Noch niemals ſcheint von einem dieſer Gewerbe 
der Verſuch gemacht worden zu ſein, ſich in Daber niederzulaſſen. Für Tanzbeluſtigungen 
iſt nur ein Lokal vorhanden, deſſen Inhaber für die Erlaubniß zur Abhaltung 
einer derartigen Luſtbarkeit je 10 Sgr. an die Armenkaſſe zu zahlen hat. Übrigens 
wird die Erlaubniß von Polizeiwegen nur ſparſam, etwa alle 4 Wochen, ertheilt. 

Seit dem Jahre 1833 ſind in D. Wochenmärkte eingerichtet; ſie haben indeß 
wenig Anklang gefunden, weil jeder Bürger das, was er für Küche und Keller braucht, 
ſelber baut, und diejenigen Einwohner der Stadt, welche dies nicht thun, bei den 
Producenten aus deren Hauſe ſich verſorgen können. Wichtig dagegen für den 
Verkehr find die hier abgehaltenen Jahrmärkte, 5 Vieh⸗ und 5 Krammärkte. Die 
Viehmärkte fallen auf den 15. März, 17. Mai, 12. Juli, 6. October, 16. November; 
die Krammärkte auf den 16. März, 18. Mai, 13. Juli, 12. October, 14. December. 
An dieſen zehn Tagen, herrſcht in dem Städtchen ein reges Leben, namentlich auf 
den Viehmärkten, die von weit und breit beſucht werden. 

Von den Vieh- und Wochenmärkten wurde früher kein Stättegeld erhoben, damit 
dieſelben um ſo mehr in Aufnahme kommen ſollten. Dagegen erhob der Magiſtrat 
von den Krammärkten ein Standbudengeld, und dieſe Einnahme der Kämmereikaſſe 
betrug 1835 nach einem 10jährigen Durchſchnitt, Netto Thlr. 14. 18. 3 Pf., nach 
Abzug der von der Brutto Einnahme zu beſtreitenden Ausgaben, als 1) für den 
Bürgermeiſter von jedem der fünf Jahrmärkte 1 Thlr.; 2) eben ſo für die Bürger⸗ 
wache 10 Sgr. und 3) für den Rathsdiener von jeder Bude 6 Pf. und von jedem 
einfahrenden Marktwagen 6 Pf., außerdem aus der Kämmereikaſſe für jeden dieſer 
5 Markttage 1 Thlr. Der Tarif, nach welchem das Marktſtättegeld erhoben wurde, 
beruhte auf uralter Obſervanz, welche ſeit undenklichen Zeiten befolgt worden war, 
und der Ertrag diente ausſchließlich zur Unterhaltung der Steindämme. Seit dem 
Jahre 1837 wird das Standgeld auf den Krammärkten nach einem neüen Tarif 
erhoben, der von der Königl. Regierung unterm 2. November 1830 beſtätigt wor⸗ 
den iſt. Die früheren obſervanzmäßigen Sätze ſind durch dieſen Tarif etwas er⸗ 
höht, alle Nebenabgaben aber beſeitigt, und die dazu Berechtigt geweſenen aus der 
Kämmereikaſſe entſchädigt worden. Waren die Viehmärkte bisher abgabenfrei ge⸗ 
blieben, ſo konnte doch nicht verkannt werden, daß aus dem Verkehr auf denſelben 
der Stadt von Jahr zu Jahr immer mehr Unkoſten entſpringen, namentlich für 
Reinigung und Pflaſterung des dazu benutzten Marktplatzes und der anderen Halte⸗ 
plätze auf den Straßen, für Inſtandhaltung der Brücken an den Eingängen der 
Stadt, für die Aufrechthaltung der Ordnung und Sicherheit, ſowie für die dem betreffenden 
Thierarzt wegen Beaufſichtigung der Viehmärkte bewilligte Remuneration. Es wurde 
nachgewieſen, daß dieſe Koſten nach dem Durchſchnitt der 6 Jahre 18541859 
jährlich 37 Thlr. betragen hatten. Um eine Einnahmequelle für dieſe Ausgabe zu 
gewinnen, beſchloſſen die ſtädtiſchen Behörden, auch ein Marktſtandsgeld von jedem 
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Haupt der an den Viehmarktstagen zum Verkauf eingebrachten Pferde, Rinder, 
Eſel, zu erheben. Der Tarif, nach welchem dieſes Standgeld entrichtet wird, iſt 
von den Miniſtern der Finanzen und des Handels unterm 31. Auguſt 1861 ge⸗ 
nehmigt worden. Nach Ausweis des Kämmereikaſſen⸗Etats bringt das Standgeld 
aber noch lange nicht ſoviel ein, als die Stadt gebraucht, um die oben erwähnten 
Ausgaben zu decken. 


Stadthaushalt. Zu Ende des 18. Jahrhunderts betrug die etatsmäßige 
Ausgabe der Kämmereikaſſe Thlr. 170. 22. 1 Pf. Es belief ſich aber die wirkliche 
Ausgabe nach der Jahresrechnung von 1798—1799 auf Thlr. 224. 16. 1 Pf. 
gegen eine effective Einnahme von Thlr. 452. 12 Gr., ſo daß ein Beſtand von 
Thlr. 227. 18. 11 Pf. vorhanden war. Die Stadt befand ſich mithin in einem 
ſehr günſtigen Finanzzuſtande, der aber in ſeinen Grundfeſten erſchüttert wurde, 
als der Krieg von 1806 hereinbrach, welcher an ſich und in ſeinen Folgen nicht 
allein das bald aufzehrte, was durch Sparſamkeit erübrigt worden war, ſondern 
auch die Stadt nöthigte, die Bürger nach ihrem Vemögen durch Beſteüerung deſ— 
ſelben in Anſpruch zu nehmen, und außerdem Anleihen zu contrahiren, um den 
Anforderungen zu genügen, die von allen Seiten an ſie geſtellt wurden. Der 
Artikel vom Schuldenweſen gibt darüber nähern Ausweis. Da iſt auch geſagt, 
daß im Jahre 1833 die Stadt ſchuldenfrei war und ſie alle ihre Kriegsſchulden 
getilgt hatte. 

Die fixirten Kämmerei⸗Einnahmen der Stadt beliefen ſich im Jahre 1835 
auf 278 Thlr., wodurch ein Grundvermögen von ca. 5500 Thlr. wahrſcheinlich 
wurde. Gegenwärtig, 1870, iſt daſſelbe auf das Vierfache dieſer Summe geſtiegen, 
in Folge der beſſern Verwerthung der, der Kämmerei gehörigen, Grundſtücke an 
Ackern und Wieſen durch höhere Pachtzinſe für die in 37 Partien verpachteten Lie⸗ 
genſchaften, mit Einſchluß der Jagdgerechtſame und der Fiſchereinutzung auf den 
zwei Teetz Seen, ſowie der geſtiegenen Forſtgefälle c. Würden die, aus allen 
dieſen Einnahmequellen fließenden, Einkünfte mit 5 Pret. in Kapital verwandelt, 
ſo ergibt ſich der Werth des Grundvermögens der Stadt D. zu mindeſtens 
23.000 Thaler. 

Trotz dieſer günſtigen Vermögenslage ſind Magiſtrat und Stadtverordnete in 
der Lage, ihre Mitbürger beſteüern zu müſſen, weil die Bedürfniſſe, für deren 
Deckung die Kämmereikaſſe aufkommen muß, auf das 16fache derjenigen Summe 
geſteigert ſind, welche am Schluſſe des 18. Jahrhunderts genügend war. Zu be⸗ 
ſteüernde Objecte ſiud: Haüſer, eigenthümlicher Acker, Gärten, Pachtacker, Gewerbe⸗ 
betrieb, Einkommen von Kapitalvermögen. Bei der Einſchätzung werden die Ge⸗ 
ſammtverhältniſſe der Steüerpflichtigen berückſichtigt; bei den Ackern die Güte des 
Bodens, ſeine Lage, Ertragsfähigkeit, beim Gewerbe der Umfang deſſelben; bei den 
Gebaüden der Miethswerth, die Größe, Beſchaffenheit. Im Jahre 1844 ftellte ſich zu⸗ 
erſt die Nothwendigkeit zu dieſer Communalbeſteüerung heraus, weil in der Käm⸗ 
mereikaſſe ein Deficit von 410 Thlr. zu decken war. Zur Aufbringung der Com⸗ 
munalbeiträge ſtellte man einen Klaffifications-Tarif von 26 Klaſſen auf und be 
ſtimmte für jede Klaſſe den zu leiſtenden vierteljährigen Beitrag. In die 7 erſten 
Klaſſen ſetzte man Tagelöhner und kleine Handwerker ohne Grundbeſitz mit dem 
Einheitsſatze von 6 Pf. bis zu 3½ Sgr. hinauf; in die 8te bis 13te Klaſſe Be⸗ 
ſitzer kleiner Haüſer und Gewerbtreibende von mittlerm Geſchäftsumfange mit dem 
einfachen Satze von 4 Sgr. ſteigend bis 9 Sgr.; in die 14te bis 19te Klaſſe Be⸗ 


Stadt Daber. — Stadthaushalt. 427 


ſitzer von Haüſern mittlerer Größe und Ackerbau⸗ und Gewerbtreibende von grö⸗ 
ßerm Geſchäftsumfange mit einem Beitrage von 10 Sgr. bis 24 Sgr., endlich 
ſetzte man in die 20ſte bis 26ſte Klaſſe große Haus⸗ und Ackerbeſitzer, große Ge⸗ 
werbtreibende, auch Rentner mit einem vierteljährigen Communalbeitrag von 
1 Thlr. ſteigend bis 9 Thlr. Nach dieſen Steüerſätzen wurden in dem Zeitraume 
von 1852—1865 zur Deckung des Bedürfniſſes alljährlich 741 Thlr. an Commu⸗ 
nalſteüer aufgebracht. Seit dem Jahre 1866 erfordert aber das Bedürfniß der 
Kämmereikaſſe eine jährliche Zubuße von 1839 Thlr., welche nur durch Beſteüerung 
der Einwohnerſchaft herbeigeſchafft werden kann, und darum ſind jene Steüerſätze 
vom 1. Januar 1866 ab um das 2½ fache erhöht worden. Demnach iſt der 
niedrigſte Satz des vierteljährigen Beitrags 1¼ Sgr. in der erſten Klaſſe, der 
höchſte 22½ Thlr in der 26ſten Klaſſe. 

Die Königl. Regierung hat mittelſt Verfügung vom 29. Januar 1869 den 
Magiſtrat veranlaßt, auf Grund des Normal-Regulativs vom 9. November 1838, 
die Veranlagung und Erhebung der Communalſteüer betreffend, für die Stadt D. 
ein neües Regulativ mit den Stadtverordneten zu vereinbaren, und den Entwurf 
dazu binnen 14 Tagen zur Prüfung einzureichen. Dieſer Aufforderung war aber, 
trotz wiederholter Erinnerungen, bis zum Schluffe des Jahres 1869 noch nicht ge⸗ 
nügt worden. 

Nachdem in früheren Jahren die Stadtverordneten von D. die Hundeſteüer 
abgelehnt hatten, beſchloſſen ſie unter Zuſtimmung des Magiſtrats im Jahre 1854 
die Einführung derſelben, weil 1) die ſtädtiſchen Einnahmen den alljährlich ſich 
mehrenden Ausgaben nicht das Gleichgewicht halten, durch dieſe Steüer aber nicht 
unbedeütend erhöht werden; weil es 2) in der Stadt ſo viele nutzloſe Hunde gibt, 
die nicht nur zur Beläſtigung des Publikums gereichen, ſondern auch mancherlei 
Gefahr bereiten können; die Beſteüerung aber 3) dazu beitragen werde, die Zahl 
dieſer nutzloſen Hunde zu mindern. Das Reglement zur Erhebung der Hunde⸗ 
ſteüer iſt vom 20/21. Mai 1855 und hat von der Königl. Regierung die Beſtäti⸗ 
gung erhalten am 20. Juni deſſelben Jahrs. Die Steüer wird mit 1 Thlr. pro 
Hund und Jahr ſeit dem 1. Juli 1855 erhoben. Nach 8 4 des Reglements wird 
der Ertrag der Steüer auf Einrichtungen zum allgemeinen Nutzen der Stadtge⸗ 
meinde verwendet, die eingezogenen Strafgelder dagegen kommen ausſchließlich der 
Armenpflege zu Gute. 

In den hier folgenden Kämmereikaſſen⸗Etat iſt der Ertrag der Hundeſteüer 
nicht auſgenommen. Sit fie vielleicht wieder aufgehoben? Eine Anzeige von der etwai⸗ 
gen Aufhebung iſt nicht erfolgt. 


Stadthaushalts-Etat der Einnahmen und Ausgaben der Kämmerei⸗ 
Kaffe zu Daber für die drei Jahre 18661868. 
Der Etat ſchließt in Einnahme und Ausgabe mit . Thlr. 3709. 25. 6 Pf. 


Einnahme. 

Tit. I. An beſtändigen Gefällen Thlr. 62. 4. 10 Pf., nämlich Canon von 
Landungen und Wieſen Thlr. 28. 23. 4.; an Canon von neü abgetretenen Lan⸗ 
dungen Thlr. 33. 11. 6 Pf. — Tit. II. An unbeſtändigen Gefällen, Zeitpacht 
und Miethe von den Kämmerei ⸗Grundſtücken, mit Einſchluß der Jagd auf den⸗ 
ſelben und der Fiſcherei auf den Stadt⸗Seen Thlr. 867. 14 Sgr. Die ſtädtiſchen 
Liegenſchaften find in 37 Poſitionen aufgeführt. — Til. III. An Stättegeld von 
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den Marktbuden auf den 5 Jahrmärkten 42½ Thlr.; für Benutzung der ſtädtiſchen 
Bracköfen 8% Thlr.; für Benutzung der Rathswage 28 Thlr. 8 Sgr.; an Zuzugs⸗ 
und Hausſtandsgeld 100 ¼% Thlr.; Standgeld von den 5 Viehmärkten 26 ¼ Thlr.; 
Rente für Ablöſung der Scharrwerksdienſte 2 Thlr., zuſammen Thlr. 218. 3 Sgr. 
Tit. IV. An Forſtgefällen Thlr. 221. 9 Sgr., nämlich 100 Thlr. für das aus 
der Forſt zu verkaufende Holz, Strauch, Poß und Torf, und Thlr. 121. 9 Sgr. 
für das in den Hörſtern zu verkaufende Gras. — Tit. V. An Zinſen von den 
zur Schuldentilgung angekauften Werthpapieren 8 Thlr. Art. VI. An Gerichts⸗ 
gefällen 11 Thlr., nämlich Gefängnißmiethe von den Dominien Weitenhagen, Gr. 
Benz, Sand⸗Schönau, Daber⸗Freiheit und Breitenfeld 9 Thlr. und Laudemiengeld 
2 Thlr. — Tit. VII. An Communalabgaben von den Haüſern, Gärten, Län⸗ 
dereien, ſowie von dem Gewerbe ſämmtlicher Einwohner 1839 Thlr. — Tit. VIII. 
An Schulgeldern von den ſchulpflichtigen Kindern 350 Thlr. — Tit. IX. Für 
die Armenkaſſe Thlr. 107. 2 Sgr. fließend aus der Tantieme der Klaffen-, Ge⸗ 
werbe⸗, Gebaüde⸗ und Grundſteüer und aus Polizei⸗Strafgeldern. — Tit. X. Ins⸗ 
gemein an außergewöhnlichen Einnahmen Thlr. 29. 17. 8 Pf. 


Ausgabe. 

Tit. I. Beſoldungen und Peuſionen Thlr. 864. 15 Sgr.; davon der Bürger⸗ 
meiſter Lau (ſeit Juni 1867: Gauger) 400 Thlr., der Kämmerer Müller 190 Thlr., 
der Rathsdiener 100 Thlr., zwei Nachtwächter 50 Thlr., Holz- und Feld wärter 
12 Thlr., dem frühern Bürgermeiſter Höft 111½ Thlr. Penſion. — Tit. II. Zu 
Kirchen⸗ und Schulzwecken Thlr. 684. 25. 2 Pf. Davon der Superintendent 
Holz⸗ und Hirtenlohn⸗Entſchädigung Thlr. 9. 20 Sgr.; der Küſter Holzentſchädi⸗ 
gung und für Stellen und Reinigen der Thurmuhr ꝛc. Thlr. 8. 5 Sgr.; Mieths⸗ 
entfchädigung für den Rector und zwei Lehrer 67 Thlr.; für Anſchaffung von Lehr⸗ 
mitteln 12¼ Thlr.; fürs Reinigen der Schulklaſſe ꝛc. 16½ Thlr.; Gehaltsbeitrag 
für den Rector Thlr. 113. 22. 8 Pf., desgleichen für den Cantor Thlr. 73. 22. 
6 Pf.; desgleichen für 3 Lehrer Thlr. 388. 15 Sgr. — Tit. III. An Diäten, 
Fuhrkoſten und Reiſegeldern Thlr. 35. 10 Sgr. — Tit. IV. An Amtsbedürfniſſen 
Thlr. 128. 18 Sgr.; darunter befinden ſich 70 Tplr für Straßenbeleüchtung. — 
Tit. V. An Zinſen von angeliehenen Kapitalien 188 ¼ Thlr. Die Kapitalien 
belaufen ſich auf 3800 Thlr. (ſ. weiter unten). — Tit. VI. An öffentlichen Laſten 
und Abgaben Thlr. 901. 22. 10 Pf. Darunter: Grund- und Gebaüdeſteüer für 
die Kämmerei⸗Ländereien und Gebaüde Thlr. 26. 22 Sgr.; Kreis⸗Communalgelder 
120 Thlr., Chauſſeebau-Prämie 70 Thlr., Landarmen-⸗ und Irrenhaus ⸗Beiträge 
Thlr. 81. 13. 9 Pf., Beiträge zur Gründung eines zweiten Irrenhauſes Thlr. 15. 
3. 1 Pf., Kreis⸗Chauſſeebaugelder Thlr. 557. 29 Sgr., Landtagskoſten 8 Thlr., 
Feüerkaſſengeld für die ſtadtiſchen Gebaüde 22 ½ Thlr. — Tit. VII. An Baus 
und Reparaturkoſten der ſtädtiſchen Gebaüde, der Wage, Brücken, ſo wie der Käm⸗ 
merei⸗Utenſilien Thlr. 374. 25 Sgr. — Tit. VIII. Zu forſtlichen Zwecken Thlr. 200. 
10 Sgr., und zwar für Forſtſämereien und Forſtarbeiten 80 Thlr., für Schlagen 
des Holzes zum eignen Bedarf 12 Thlr., für Anfertigung von ca. 130.000 Torf 
à 25 Sgr. fürs Rathhaus, für die Schule, Lehrer, die Nachtwächter und Stadt⸗ 
armen 108 Thlr. — Tit. IX. Für Armenpflege 196 Thlr., nämlich für ärztliche 
Behandlung der Armen 20 Thlr., Medicinkoſten für dieſelben 12 Thlr., Pflege⸗ 
gelder und Miethsunterſtützungen für arme, alte Perſonen 162 Thlr. — Tit X. 
Gerichts⸗ und Prozeßkoſten 10 Thlr. — Tit. XI. Amortiſation der Schulden 
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70 Thlr. — Tit. XII. Insgemein an außergewöhnlichen Ausgaben Thlr. 42. 
9. 9 Pf. 


Schulden weſen. Zufolge einer Nachweiſung vom 22. October 1814 be⸗ 
liefen ſich die Stadtſchulden auf 3737. 3. 9 Pf., wovon Thlr. 2547. 3. 9 Pf. aus 
den Jahren 1807 und 1808 ſtammten zur Beſtreitung der Koſten, welche die Über⸗ 
ſchwemmung des feindlichen Kriegsvolks verurſacht hatte, und 1190 Thlr. aus dem 
Jahre 1813—1814 an Lieferung von Ggenſtänden zur Bekleidung und Bewaffnung 
der vaterländiſchen Truppen. Das Tuchmachergewerk allein hatte dazu mit einem 
Betrage von Thlr. 700. 8 Gr. beigetragen, Schuhmachergewerk mit Thlr. 205. 
6 Gr., ein Sattlermeiſter mit Thlr. 155. 7 Gr., die übrigen Gewerke mit kleineren 
Beträgen. Dazu kommen auch noch Thlr. 26. 11. 6 Pf. an rückſtändigen Zinſen 
von Anleihen aus den Jahren 1807 und 1808. Von Staatswegen war eine Ver⸗ 
gütung für die Lieferungen zum Befreiungskriege zugeſichert; bis zum Anfange des 
Jahres 1815 waren hierüber noch keine näheren Beſtimmungen erfolgt, und es 
wurde in einem Bericht vom 21. Februar 1815 geklagt: das Tuchmachergewerk ſei 
dadurch, daß die Vergütung für die gelieferten Tuche noch nicht erfolgt ſei, ſo 
heruntergekommen, daß der größte Theil der Weber, da es ihm an Geld zum An⸗ 
kauf von Wolle fehle, ſich als Tagelöhner ernähren müßten, um nur das tägliche 
Brod zu erwerben. Überhaupt ſei die Lage der Einwohnerſchaft ſo, daß in ihr 
die bitterſte Armuth herrſche. Dem Städtchen, — feine Bevölkerung betrug ca. 
900 Seelen — fehle es neben dem Ackerbau an jedem andern Nahrungszweige, da 
es, entfernt von allen Landſtraßen, gar keinen Verkehr habe. Mit jenem Bericht 
reichte der Magiſtrat eine Nachweiſung derjenigen Forderungen ein, welche der 
Stadt durch Lieferungsſcheine vergütet, und eine zweite Nachweiſung deſſen, was 
den Einwohnern an Vermögensſteüer abgerechnet werden ſollte. Jene erſte belief 
ſich auf Thlr. 904. 22. 2 Pf., dieſe zweite auf Thlr. 1183. 18. 11 Pf. Am 
Schluſſe des Jahres 1819 betrugen die, aus dem franzöſiſcheu Kriege ſeit 1806 
ſtammenden Stadtſchulden, ſo weit ſie anerkannt waren, annoch 1365 Thlr. Außer 
dieſer Schuldforderung machte die Daberſche Kirche noch einen Anſpruch auf 200 Thlr. 
an rückſtändigen Zinſen von mehreren Jahren, worüber noch Zweifel herrſchten, ob 
die Stadt zu deren Zahlung verpflichtet ſei; und eben ſo wurden noch zwei For⸗ 
derungen von zuſammen 91½ Thlr. geltend gemacht, deretwegen ſchon mehrere 
Verhandlungen gepflogen waren, woraus ſich ergab, daß die Kämmerei wahrſchein⸗ 
lich zu deren Zahlung verpflichtet ſei, wodurch denn der Schuldenzuſtand der Stadt 
Daber ſich noch auf Thlr. 1656. 12 Gr. belief. Noch findet ſich die Notiz, daß die 
Stadt im Jahre 1821 an Kapitalſchulden und rückſtändigen Zinſen 543 Thlr. 
17 Gr. 8 Pf. abbezahlt hat, und nur noch 994 Thlr. 13 Gr. 9 Pf. zu tilgen 
waren. Damit hören die actenmäßigen Nachrichten über die Kriegsſchulden der 
Stadt auf. Sie ſind im Laufe der Zeit vollſtändig getilgt worden, denn 1833 
heißt es in einem Bericht: Schulden hat die Stadt nicht. 

Nach einer längern Reihe von Jahren iſt in den Acten wieder von Schulden⸗ 
machen die Rede. Im Jahre 1843 ſtellte ſich die Nothwendigkeit heraus, das 
Pfarrhaus des erſten Predigers von Grund aus neü zu bauen. Die Bürgerſchaft 
war zu arm, um auf dieſelbe als Genoſſen der Kirchengemeinde eine Repartition 
zur Deckung der Baukoſten machen zu können. Es blieb darum kein anderer Aus⸗ 
weg als der, daß die Stadt als politiſche Gemeinde ins Mittel trat. Dieſe machte 
eine Anleihe von 1000 Thlr., welche getilgt worden, ohne daß darüber actenmäßige 
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Nachricht vorliegt. Demnächſt findet ſich in dem Etat der Kämmerei⸗Kaſſe für die 
Jahre 1853 — 1855 eine Anleihe von 350 Thlr., für deren Tilgung nichts ausge⸗ 
worfen iſt. Dieſes Schuldkapital ſteht auch, mit derſelben Modalität, in dem Etat 
von 1856, iſt aber in dem für 1857 —1859 weggefallen, weil es zu Michaelis 
1856 zurückgezahlt iſt. Im Jahre 1858 mußte die Stadt eine Anleihe von 1800 Thlr. 
contrahiren, welche Summe ſie zum Neübau des Schulhauſes nothwendig gebrauchte, 
obwol ihr eine Beihülfe von 1500 Thlr. aus Kirchen- und Hoſpitalmitteln zu Theil 
geworden war. Außerdem war die Kämmerei ihrem Kaſſen⸗Rendanten wegen 
feiner Amtscaution von 300 Thlr. verpflichtet. Zur Deckung der außerordent⸗ 
lichen Ausgaben für den Ausbau der Lehrerwohnungen und zur Beſtreitung eines 
extraordinairen Beitrages zum Bau der Kreisſtraßen mußte im Jahre 1863 eine 
neüe Anleihe von 500 Thlr. gemacht werden, und eben ſo für den zuletzt erwähn⸗ 
ten Zweck im Jahre 1864 eine zweite von abermals 500 Thlr., ſo daß der Schul⸗ 
denſtand der Stadt ſich auf 2800 Thlr. belief. Im Jahre 1863 waren zur Til⸗ 
gung bereits 50 Thlr. in einem Staatspapiere angelegt, und nach dem Amorti⸗ 
ſationsplane vom 8. Auguſt 1864 ſollen vom Jahre 1864 jährlich 70 Thlr. ange⸗ 
legt werden, ſo daß die Geſammtſchuld nach Verlauf von 40 Jahren — mithin im 
Jahre 1903 — vollſtändig getilgt ſein wird. Bis dahin war das Schuldkapital 
von 2800 Thlr. noch daſſelbe geblieben, weil Niemand von den Glaübigern die 
dargeliehenen Summen, von denen die geringſte 300 Thlr. beträgt, zerſtückeln will. 

Seit 1863 hat die Stadt D. an Kreis⸗Chauſſee⸗Bau⸗Geldern jährlich ca. 
Thlr. 560 zu zahlen. In dem Kämmereikaſſen⸗Etat pro 1864 war dieſe Ausgabe 
nun zwar vorgeſehen, eine zur Beſtreitung derſelben beantragte Erhöhung der Com⸗ 
munalabgaben von Thlr. 741. 5 Sgr. auf Thlr. 1305. 29. 2 Pf. wurde aber von 
der Stadtverordneten⸗Verſammlung abgelehnt, welche ihrer Seits die laufenden Ein⸗ 
nahme⸗Reſte der Vorjahre im Betrage von 2100 Thlr. zur Deckung der Kreis⸗ 
Chauſſee⸗Beiträge beſtimmte. Die Einziehung der Reſte gelang indeſſen nicht, daher 
der Magiſtrat, im Einverſtändniß mit den Stadtverordneten, ſich genöthigt ſah, 
abermals eine Anleihe von 1000 Thlr. zu contrahiren. Mit dieſer Summe erreichte 
nun — nachdem von den int Jahre 1864 noch vorhandenen 2750 Thlr. durch An⸗ 
kauf von Staatspapieren 170 Thlr. getilgt waren — der Schuldenſtand der Stadt, 
zufolge Berichts vom 4. Februar 1866, die Höhe von 3580 Thlr., und man hoffte, 
im Laufe des Jahres 80 Thlr. zur Amortiſation ſtellen zu können, und zur Til⸗ 
gung der neüen Schuld durch Beitreibung der Einnahmereſte aus den Vorjahren 
bis Ende 1867 den Betrag dieſes Schuldkapitals disponible zu haben. Es kam 
aber anders, als man ſich gedacht hatte. Die Ereigniſſe des Sommers: der deütſche 
Krieg, das Auftreten der Cholera-Epidemie und die allgemeine Geldklemme hatten 
nicht blos die Verhältniſſe der einzelnen Bürger der Art derangirt, daß die beab⸗ 
ſichtigte Beitreibung der Reſte ganz unterbleiben mußte, ſondern die Kämmereikaſſe 
hatte ſo außerordentlich große und viele Geldausgaben, daß die ſtädtiſchen Behörden 
ſtatt alte Schulden zu tilgen, neüe contrahiren mußten. Von dieſen außerordent⸗ 
lichen Ausgaben wurden hervorgehoben: — 1) Beiträge zu den Kreis⸗Mobil⸗ 
machungskoſten des Kriegsheers ca. 530 Thlr.; 2) während der Cholera⸗Epidemie 
für Armen⸗ und Krankenpflege verausgabt 250 Thlr.; 3) für den Bau einer maſ⸗ 
ſiven Brücke vor dem Teetzthore und Neüpflaſterung der Teetzthor⸗Straße 400 Thlr.; 
4) für Anſchaffung von Turngeräthen und den Bau eines Geräthſchuppens ca. 
100 Thlr., zuſammen 1280 Thlr. Hierzu trat noch der Umſtand, daß die Bürger 
2 Jahre hinter einander durch ſchlechte Arnten in ihrem Nahrungsſtande große 
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Einbuße erlitten und die Communal-Abgaben von 741 Thlr. auf 1839 Thlr. ge⸗ 
ſteigert worden waren. Demgemäß ſah ſich die Stadt genöthigt, abermals eine 
Anleihe auf Höhe von 770 Thlr. einzugehen. „Einen Schuldentilgungsplan können 
wir, ſo ſagte der Magiſtrat in ſeinem Bericht vom 10. December 1866, erſt auf⸗ 
ſtellen, ſobald der für uns fo dringend nöthige Bau eines Armen: und der eines 
Spritzenhauſes und die ſich daran knüpfenden ferneren Anleihen ihre Erledigung 
finden.“ Somit belief ſich die Schuldenlaſt der Stadt am Schluß des Jahres 
1866 auf . aan eee. . d nn f 4850, Sole, 
und dabei iſt es bis auf den heütigen Tag, Ende December 1869, geblieben; denn 
es fanden gegen die etatsmäßigen Ausgaben Überſchreitungen Statt, ſo u. a. beim 
Baufonds, die daher rührten, daß bei Durchführung der Chauſſeeſtraße durch die 
Stadt ein mitten in der Straße ſtehender Brunnen verſchüttet und an einer an⸗ 
dern Stelle neü angelegt werden mußte, daß an 2 öffentlichen Gebaüden die vor⸗ 
ſpringenden ſchlechten Treppen zur Breiterlegung derſelben Straße wegzunehmen 
und durch neüe von Granitplatten zu erſetzen waren, daß Vorbereitungen zu dem 
ſchon erwähnten nothwendigen Bau eines neüen Spritzenhauſes durch Ankauf einer 
Bauſtelle und Zubereitung von Holz getroffen wurden und der ſonſt auf Käm⸗ 
mereigrundſtücken geworbene Torf zum ſtädtiſchen Bedarf und für die Armen zum 
größten Theil gekauft, bezw an die Lehrer durch Geld vergütigt werden mußte, 
weil bei der großen Näſſe des ſtädtiſchen Moors die Torfwerbunz im Jahre 1867 
mißlang. 

Unter den obwaltenden Umſtänden iſt die Erſparung einer Tilgungsquote 
nicht möglich geweſen, und es wird ſchwer halten, dies in den nächſten Jahren zu 
bewirken, da die Ausführung von Bauten bevorſteht, die nicht länger verſchoben 
werden können. Dahin gehört 1) das Umdecken des Rathhauſes und des Schul⸗ 
bauſes, weil es durchregnet. 2, Der Abputz des ſeit langer Zeit nicht ausgebeſ⸗ 
ſerten Rathhauſes. 3) Der Neübau eines Brackhauſes, weil das alte ohne Schorn⸗ 
ſtein ganz nahe an bewohnten Haüſern, den Einſturz droht und polizeilich nicht 
länger geduldet werden kann, weil ſonſt die Einwohner ihren Flachs in der Stadt 
dörren und dieſe, welche faſt durchweg ſehr eng aus leichtem Material gebaut iſt, 
dadurch zu ſehr gefährdet wird. 4) Der ſchon erwähnte Neübau eines Spritzen⸗ 
hauſes. 5) Die Ent wäſſerung des Schwarz Sees und des dabei befindlichen Torf⸗ 
moors. Alle dieſe Arbeiten ſollten, wegen ihrer Dringlichkeit, im Jahre 1868 zur 
Ausführung kommen, zufolge eines Magiſtrats⸗Berichts vom 3. Juni 1868, dem 
jüngſten, der über das Schuldenweſen der Stadt vorliegt. 


Die Stadtforſt. Als im Jahre 1823 die Special⸗Separation der Daber⸗ 
ſchen Feldmark in Angriff genommen wurde, ſtellte ſich die Ausſicht heraus, daß, 
in Betracht einer Verringerung der Holzfläche der communen Weide wegen, die 
übrig bleibenden Forſtparcelen zu raden und in Acker umzuwandeln ſein würden, 
wodurch — 1) die Holzwärterſtelle, mit der ein jährliches Einkommen von 14 Thlr. 
6 Sgr. incl. aller Emolumente verknüpft war, entbehrlich, und — 2) der Zuſtand 
der Kämmerei verbeſſert werde. 30 Jahre ſpäter, am 3. November 1853 faßten 
die Stadtverordneten den Beſchluß, den Magiſtrat aufzufordern, ſeine Zuſtimmung 
zur Abholzung des hohen Gehäges zu geben, um — 1) durch den Verkauf des 
Holzes ein Zinſen tragendes Kapital für die Stadt, und — 2) durch die Verpach⸗ 
tung der abgeholzten Fläche als Acker der Kämmereikaſſe eine jährliche Rente zu 
beſchaffen. Der Magiſtrat beſtätigte dieſen Stadtverordneten⸗Beſchluß um ſo lie⸗ 
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ber, als das hohe Gehäge der Kämmereikaſſe ein ſehr geringes Einkommen ge⸗ 
währt und daſſelbe der Holzdefraudation und dem Diebſtahl in hohem Grade aus⸗ 
geſetzt iſt, ſuchte aber die landespolizeiliche Genehmigung zur Ausführung der be⸗ 
ſchloſſenen Maßregel erſt nach Ablauf eines vollen Jahrs in ſeinem Bericht vom 
24. November 1854 nach. 

Die ſtädtiſche Waldparcele, das hohe Gehäge genannt, hat eine Größe von 
180½½ Mg., liegt etwa / Mile. öſtlich von der Stadt D. entfernt und beſitzt theils 
ebenes, theils ſich nach der Stadt zu abflachendes Terrain. Der Boden iſt nach 
mehrfach vorgenommenen Unterſuchungen mittelſt Aufgrabeus überall nur ein ma⸗ 
gerer Sandboden, d. h. er erſcheint durch Winterfeüchtigkeit zwar etwas friſch, iſt 
aber in Wahrheit höchſtens nur Kiefernboden II. Klaſſe, denn ihm fehlt jede Bei⸗ 
miſchung beſſerer Erdtheile und es finden ſich überdem auch noch einige Kiestheile 
in ihr vor. Lehm fehlt ihm ganz, doch kann er durch Dungkraft präparirt mit 
der Zeit einen guten, Getreide producirenden Boden abgeben. Seine jetzige ſo 
wenig kräftige Beſchaffenheit beruht in dem Umſtande, daß, ſo glaubte man An⸗ 
fangs, der Daberſchen Bürgerſchaft das Recht zuſteht, durch Entnahme von Laub 
und Streit aus dem hohen Gehäge ſich Dungſurrogate zu verſchaffen, und es iſt, 
ſo behauptete man weiter, in einem ſolchen Grade ausgebeütet worden, daß bei 
der Unterſuchung des Bodens weder eine in Buchenbeſtänden doch meiſtentheils 
vorkommende Schicht vermoderter Blätter, noch überhaupt ein Überfluß von trocke⸗ 
nem Laube vorgefunden; an einigen Stellen der Parcele ſind durch immerwäh⸗ 
rendes Laub- und Streüharken ſogar ſchon die Wurzeln der Buchen blos gelegt 
worden. Der Boden enthält auf dieſe Weiſe von Außen auch nicht die geringſte 
Dungkraft, ſeine materiellen Mittel im Innern ſind auch von dürftiger Art, das 
ſummariſche Gutachten über ihn iſt demnach wie ſchon vorhin angeführt —, daß 
er für die Buche nicht tauglich und geeigneter für den Anbau der Kiefer erſcheint. 
Das hohe Gehäge beſteht aus — a) ca. 8 Mg. beſtanden mit Kiefern von 30 — 
50 Jahren, ziemlich geſchloſſen, gut⸗ und langwüchſig; b) ca. 2 Mg. beſtanden mit 
Kiefern von 12—16 Jahren, gutwüchſig und geſchloſſen; e) ca. 70 Mg. beſtanden 
mit Nothbuchen von 40-50 Jahren, von gutem Wuchs und ziemlich geſchloſſener 
Stellung; d) ca. 100 Mg. beſtanden mit Rothbuchen von 60—70 Jahren, von 
gleicher Beſchaffenheit und Stellung. In den Beſtänden zu e und d finden ſich 
einzeln ſtehende Buchen von 80—160 Jahren, und einige Kiefern von 40-80 
Jahren, in beiden Fällen von mittelmäßigem Wuchs, vor. Die Kiefernbeſtände 
zeigen in allen Altersklaſſen einen guten Wuchs; die beiden Buchen⸗Abtheilungen 
präſentiren ſich beim erſten Anſchauen zwar auch gut, eine nähere Unterſuchung der⸗ 
ſelben verſchafft indeß ſehr bald die Überzeügung, daß, nachdem dem Boden im 
erſten Wachsthum der Stämme die vorhandene Kraft genommen, jetzt derſelbe die 
hinreichende Nahrung für den Beſtand nicht mehr beſitzt, es ſei denn, daß hier eine 
Durchforſtung und zwar über die Hälfte der jetzt vorhandenen Stämme unternom⸗ 
men werden möchte, was aber gegen die Generalregel von Durchforſtungen, den 
Schluß der Wipfel nicht zu unterbrechen, geradezu ſtreiten würde. Die Buchen⸗ 
beſtände haben bei näherer Beſichtigung ein krankhaftes Ausſehen, viele find über: 
dem auch ſchon Zopftrocken, und wenn gleich der Wuchs derſelben im Allgemeinen 
gut zu nennen iſt, ſo iſt der Zuwachs doch nur ein ſehr geringer, der ſich nach 
Beſchaffenheit des Bodens und der dadurch dem Holze zu gewährenden Nahrungs- 
quelle, immer mehr verringern wird. Aus dem Angeführten würde alſo die Schluß⸗ 
folge gezogen werden können, „daß die vorgeſchriebenen gegenwärtigen Buchen⸗ 
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beſtände bei einer längern Conſervirung weder in phyſiſcher noch in merkantiliſcher 
Beziehung gewinnen werden. Bei dem ſofortigen Abtriebe des hohen Gehäges 
können erfolgen, in der — 


Abtheilung a und b Abtheilung e und d 
Kiefern. Buchen. 

7 Klafter Nutzholz, 7½ Klafter Nutzholz, 

9 „ Kloben, | 4 „ Kloben, 


o „ ee, „ e arri 


5 „ Reiſer 5 „ Reiſer. 
Von den eingeſprengten Kiefernſtämmen werden überhaupt 6 Klafter Kloben und 
4 Klafter Knüppel aufbereitet werden können. 

Wenn in dem Vorſtehenden der Boden der Daberſchen Stadtforſt als ein 
magerer, mit einigem Kies vermiſchter und ohne Lehmbeimiſchung verſehener Sand⸗ 
boden bezeichnet wurde, ſo ſoll damit durchaus nicht geſagt ſein, daß derſelbe einen 
ſolchen Grad von ſandigen Theilen beſitze, um deſſen Flüchtigwerden und daraus 
entſtehende Verſandung der angränzenden Acker zu befürchten. Die Benarbung des 
Bodens iſt allerdings durch Streüharken kahl, doch iſt der Narb deſſelben noch immer 
jo ſtark vorhanden, daß fi überall eine / bis ½ Zoll ſtarke Raſendecke gebildet 
hat; auch ſind die ſandigen Theile des Bodens nicht ſo locker, um damit ein Spiel 
des Windes befürchten zu müſſen, und hat überhaupt das ganze hohe Gehäge eine 
von drei Seiten durch benachbarte Anhöhen ſtark geſchützte Lage. Und was das 
Laub: und Streürechen anbelangt, fo ſagte der Magiſtrat in ſeinem Bericht vom 
29. April 1855, daß die Bürgerſchaft niemals ein Recht dazu weder gehabt noch 
beanſprucht habe, vielmehr ſei Einzelnen aus der Bürgerſchaft hierzu nur zeitweiſe 
die ausdrückliche Erlaubniß ertheilt worden, und ſeien oft Jahre vergangen, wo ſich 
Niemand, um ſich nicht der Pfändung auszuſetzen, in der Forſt habe blicken laſſen. 
Gegen ein derartiges Verbot ſei bisher noch kein Einſpruch gethan; Niemand aus 
der Bürgerſchaft habe ein Nutzungsrecht in Anſpruch genommen und eben ſo wenig 
werde und könne irgend Einer ein Recht der Abfindung verlangen, wenn die Ab⸗ 
holzung zur Ausführung komme. Ein beſonderer Vortheil ſei aus dieſer an und 
für ſich unbedeütenden Forſt bisher gar nicht erwachſen, zumal Nutzholz daraus in 
größeren Quantitäten nicht entnommenen werden könne, vielmehr ſei durch die dort 
nicht ſelten vorgekommenen Holzdefraudationen mancher Nachtheil entſtanden. Da 
nun die Bonität des Grund und Bodens mit zu den erſteren Ackersklaſſen gehöre 
und durch die Umwandlung dieſes Areals in Acker ein weit höherer Ertrag für 
die Kämmereikaſſe erzielt werden könne, ſo ſei der Beſchluß gefaßt, die Forſt abzu⸗ 
holzen und in Acker umzuwandeln und demnächſt in Parcelen zu verpachten. Die 
Forſt ſei mit keinem Servitut belaſtet und könnten die ſtädtiſchen Behörden ohne 
Beſchränkung über ſie verfügen. 

Zwei Jahre waren verfloſſen, ohne daß der Beſchluß vom 3. November 1853 
zur Ausführung gekommen war. Inzwiſchen hatten ſich die Anſichten verändert. 
Unterm 30. December 1855 berichtete der Magiſtrat: Es ſei von dem frühern Pro⸗ 
ject, das ganze Gehäge abzuholzen und auszuraden, Abſtand genommen und der 
Beſchluß gefaßt, dieſer Operation nur etwa 40 Morgen zu unterwerfen. Dabei 
walte die Abſicht vor, der arbeitenden Klaſſe in der Stadt bei der herrſchenden 
großen Theüerung Gelegenheit zu geben, ſich im Laufe des ſtrengen Winters — 
in Stettin fiel der Thermometer am 21. December 1855 auf — 15,3 R. — etwas 
zu verdienen, und auch um den ärmeren Einwohnern freies Brennmaterial zu ver⸗ 
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abreichen. Die abgeholzte Fläche ſolle demnächſt auf 3 Jahre zu Acker benutzt und 
dann wieder angeſaamt, der Erlös aus dem Holze ſelbſt aber zu dem in Ausſicht 
genommenen Neübau eines Schulgebaüdes verwendet werden. Die Königl. Regie⸗ 
rung ertheilte zu dieſem Plane unterm 26. Januar 1856 die landespolizeiliche 
Genehmigung von Oberaufſichtswegen unter der Bedingung, daß der Magiſtrat die 
Abholzung und Sortirung der Hölzer nach Nutzholz und Klafterholz, ſowie den 
Verkauf der Hölzer, endlich die Radung und Planirung des Grund und Bodens 
Behufs der Benutzung als Acker ſelbſt in die Hand nehme und der Erlös als Ka⸗ 
pital ſicher angelegt werde. Unterm 24. März 1856 zeigte der Magiſtrat an, daß 
er die Abholzung und Ausradung der Stadtſorſt nur auf einer Fläche von ca. 
20 Mg. zur Ausführung gebracht habe, indem die Jahreszeit ſchon fo weit vor⸗ 
gerückt geweſen ſei, daß die Arbeiter anderweitige lohnende Beſchäftigung gefunden 
hätten, daher fei die Abholzung des Überreſtes von ca. 20 Mg. bis zum nächſten 
Winter 1856— 1857 hinausgeſchoben. Aus der jetzt Statt gefundenen Abholzung 
ſeien 165 Klafter Kloben⸗ und 215 ¼½ Klafter Knüppelholz gewonnen worden, die 
im Laufe des bevorſtehenden Sommers, ſpäteſtens bis Michaelis, verkauft werden 
ſollten. Der Erlös werde ſodann in ſicheren Staatspapieren angelegt werden, um 
ihn demnächſt zu dem ſchon erwähnten Neübau des Schulhauſes zu verwenden. 
Der Grund und Boden ſolle nach geſchehener Planirung, wie auch ſchon früher 
berichtet worden, zunächſt auf 3 Jahre als Acker verpachtet und darauf mit Kiefern 
und Birken angeſaamt werden, weil aus der Verpachtung dieſes Neülandes ein 
beſonderer Nutzen für die Kämmereikaſſe zu erwarten ſtehe, zumal es der Bürger⸗ 
ſchaft an nutzbarem Acker mangele. Sollte jedoch die Verpachtung noch auf län⸗ 
gere Zeit, vielleicht auf 6 Jahre, für nützlich erachtet werden, ſo würde der Magi⸗ 
ſtrat, um eine Ausnutzung des Bodens zu verhüten, die Pachtbedingungen darnach 
beſonders einrichten. Da die beabſichtigte Abholzung von 40 Morgen nur den 
Zweck gehabt hatte, einen Nothſtand durch Schaffung eines lohnenden Verdienſtes 
abzuwenden, fo lag es jedenfalls im Intereſſe der Erhaltung des wirthſchaftlichen 
Zuſtandes der Daberſchen Forſt, den Abtrieb nicht weiter fortzuſetzen; daher ſich 
denn auch die Königl. Regierung veranlaßt ſah, dem Magiſtrat durch Verfügung 
vom 28. April 1856 die fernere Abholzung ausdrücklich zu unterſagen. 

Nachdem jener Abtrieb auf 20 Mg. Statt gefunden hatte, wurde die Größe 
des hohen Gehäges in einem Magiſtratsbericht vom 7. December 1858 zu ca. 157 
Mg. angegeben, wovon ca. 12 Mg. kulturbedürftig waren. Die Forſt wird durch 
die ſtädtiſche Forſtdeputation, deren Mitglieder unbeſoldet ſind, verwaltet, unter 
deren unmittelbarer Aufſicht ein beſoldeter Holzwärter ſteht, welcher 12 Thlr baares 
Gehalt und außerdem an Anweiſegeld jährlich ca. 10 Thlr. bezieht. Dem eben ge⸗ 
nannten Bericht zufolge bekleidet dieſer Holzwärter zugleich das Amt eines ſtädtiſchen Feld⸗ 
wärters, wofür er noch beſonders beſoldet wird. Der Kämmereikaſſen Etat kennt 
eine derartige Extra⸗Remuneration für den Feldwärter nicht. 


Torffelder. Ungefähr / Mle. weſtlich von der Stadt entfernt liegt, un⸗ 
fern der Kramonsdorfer Gränze, der Schwarz See. Die Stadtgemeinde hat ſeit 
undenklichen Zeiten das Recht ausgeübt, in dem, um dieſen See belegenen Torf⸗ 
moor, welches den piis corporibus in D. gehört, ihren zu öffentlichen Zwecken 
erforderlichen Torf bis zur Höhe von ca. 120.000 Soden werben zu laſſen, und 
ſolchen auch bis 1861 daraus entnommen. Da aber wegen des vielen Waſſers 
ein geregelter Torfſtich niemals Statt gefunden hat, auch nicht Statt finden konnte, 
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das Torfmoor dadurch ſehr in Unordnung gerathen iſt und daher die Werbekoſten, 
zumal der Torf nicht geſtochen, ſondern geſtrichen werden muß, ſich von Jahr zu 
Jahr erhöbten, — ſie betrugen im Jahre 1861 an Werbelohn 17½ Sgr. fürs 1000 
Stück, — ſo ſind die beiden ſtädtiſchen Behörden mit dem Kirchenpatronat in Ver⸗ 
bindung getreten, um eine Entwäſſerung des Torfmaors auf gemeinſchaftliche Koſten 
und dadurch einen geregelten Torfſtich herbeizuführen. Die zur Ausführung dieſes 
Entwäſſerungs⸗Projects nöthigen Vorarbeiten wurden von dem Kirchenpatronat in 
die Hand genommen. 

Ein anderes Torffeld liegt in der Schwarzen Bergriegswieſe, einem der 
Kämmerei gehörenden Grundſtück. Der Grund und Boden dieſer Wieſe beſteht 
nicht aus einer compacten Torfmaſſe, ſondern meiſtens aus Moder und daher, ſelbſt 
wenn er zu Anfang des Frühjahrs geſtochen und vielleicht trocken geworden iſt, 
größtentheils nur Schutt und Müll, niemals aber durchweg brauchbaren Torf liefere. 
Sodann eignet ſich dieſe Wieſe ſchon deshalb nicht zum Torfſtich, weil ſie in einem 
Keſſel liegt, der von Bergen und Wald rings umſchloſſen iſt, ſo daß der durch 
Streichen geworbene Torf die zum Trocknen erforderliche Wirkung weder von der 
Sonne noch vom Luftzuge erlangen kann. Endlich läßt ſich auf dieſer Wieſe, weil 
ſie ſo tief liegt, gar kein gehöriger Abflußgaben für das ſich ſammelnde Torfwaſſer 
herſtellen, ſo daß dieſes auf der Wieſe ſtehen bleibt und eine Stelle zum Trocknen 
gar nicht zu ermöglichen iſt. Nichts deſto weniger unternahm es ein Stadtverord⸗ 
neter, ohne Vorwiſſen des Magiſtrats, und ganz unbefugter Weiſe auf Koſten des 
Stadtſäckels, im Jahre 1861 einen Abzugskanal graben zu laſſen der aber, weil 
der Mann nichts vom Nivelliren verſtand, — er ſoll ſtatt einer Waſſerwage eine — 
Bouſſole dazu gebraucht haben! — wegen mangelnden Gefälls keinen Abfluß haben 
konnte. Das Waſſer blieb auf der Wieſe ſtehen, die dadurch noch mehr verſumpfte. 
Nun wurde, abermals auf Stadtkoſten, ein Pumpwerk angelegt, vermittelſt deſſen 
man die Wieſe trocken legen wollte; aber auch dieſes hatte keinen andern Erfolg, 
als den, daß die Schwarze Bergriegswieſe ein verdorbenes Kämmerei Grundſtück 
geworden iſt. — Schöppenſtedt in Braunſchweig, Schilda in Sachſen, Polkwitz in 
Schleſien; liegt es nicht nahe, zu ſagen: Daber in Pommern! Ein einziger Kluger 
und Weiſer in einer kleinen Stadt, wie D. es iſt, kann ſeinen Wohnort in den 
Ruf eines zweiten Schöppenſtedt bringen! 

Ein drittes Torffeld ift in der Schanzenbergsriege, die gleichfalls ein Käm⸗ 
merei⸗Grundſtück iſt, welches bis 1861 für 1 Thlr. pro Morgen verpachtet war. 
In dieſem Jahre wurde vermittelſt Austorfens ein Abzugsgraben angelegt, wodurch 
eine weſentliche Verbeſſerung des Grundſtücks herbeigeführt worden iſt. Der hier 
in Soden geworbene Torf iſt als feſte Maſſe kräftiger und beſſer, als der geſtrichene 
Torf aus dem Schwarzſee⸗Moor. 


Schützengilde. Das Privilegium, welches dieſelbe beſaß, ſoll in einer der 
Feüersbrünſte, von denen die Stadt D. in früheren Zeiten mehrere Mal und zwar 
in einem Grade heimgeſucht worden, daß ſie ganz abbrannte, mit verloren gegangen 
ſein. Selbſt der Beſtätigungsbrief d. d. Kolberg den 10. October 1684, kraft 
deſſen Kurfürſt⸗Herzog Friedrich Wilhelm die Gerechtſame der Schützengeſellſchaft 
confirmirte, iſt in ihrer Lade nicht mehr vorhanden. Beſtimmte Vorſchriften fanden 
ſich theilweiſe in einer von der hieſigen Polizeibehörde mit Zuziehung der Schützen⸗ 
gilde gegebenen Schützenordnung vom Jahre 1816. In jüngerer Zeit hat der Ma⸗ 
giſtrat eine veües Statut abgefaßt, das in zwei Theile zerfällt; — der erſte Theil 
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führt die Überſchrift: „Inſtruction für die Schützengeſellſchaft der Stadt D.“, und 
dient als Einleitung zum zweiten Theil, „die Schützen⸗Ordnung“ enthaltend, welche 
aus 12 Paragraphen beſteht. Das Statut iſt unterm 16. December 1837 abge⸗ 
faßt und vom Bürgermeiſter und zwei Magiſtrats⸗Mitgliedern vollzogen. Die Gilde 
beſitzt an Grundeigenthum, nach dem Separations⸗ und Gemeinheits⸗Theilungs⸗ 
Receß vom 22. Februar 1814: Ackerland 19 Mg. 127 Ruth., Wieſen 14 Mg. 170 
Ruth., zuſammeen n 434 Mg. 117 Ruth. 
Die Ackerfläche iſt in 8 Kaveln vertheilt. Jede Kavel wurde an ein Mitglied der 
Geſellſchaft nach dem Meiſtgebot ad dies vitae verpachtet, gegen Einzahlung der 
einjährigen Pacht nach geſchloſſener Licitation, und gegen einen, demnächſt jährlich 
zu entrichtenden Canon von 7 Sgr. 6 Pf. an die Geſellſchaftskaſſe. Dieſer Modus 
der Ackernutzung iſt durch das Statut aufgehoben; die Kaveln werden ſeit 1838 
jedes Mal auf 9 Jahre meiſtbietend an Mitgilder der Gilde verpachtet. Die 
Wieſen ſind in 10 Kaveln vertheilt, welche auf 6 Jahre verpachter werden, aber auch 
nur an Schützenbrüder. Die jährliche Wieſenpacht wird im Statut zu 12 Thlr. 
15 Sgr. angegeben. Von dieſem Ertrage bezieht der jedesmalige Schützenkönig 
7 Thlr. und den Überreft die Gildenkaſſe. Ein eigenes Schützenhaus beſitzt die 
Geſellſchaft nicht. Sie verſammelt ſich vor dem Ausmarſch zum Schützenfeſt, welches 
am Zten Pfingſttage abgehalten wird, im Altermannshauſe. Die Schießbahn ge⸗ 
hört der Stadtgemeinde, doch liegt der Geſellſchaft die Unterhaltung derſelben, des 
Kugelfangs, der Lauben und Pflanzungen ob. Der Schützenordnung 8 10 lautet 
alſo: „Wenn nun in hieſiger Stadt kein Saal iſt wo die Geſellſchaft des Abends 
nach dem Scheibenſchießen eintreten und ſich verſammeln kann, ſo iſt es ihre Sache, 
wenn fie den Abend über tanzen will, ſich ein Local dazu zu verſchaffen“. Muth⸗ 
maßlich benutzt die Geſellſchaft zu dieſem Tanzvergnügen irgend eine Scheüne! An 
beweglichem Gut beſitzt die Gilde 16 ſilberue Schilder, nur ſehr dünn gearbeitet, 
an einer ſilbernen Kette hangend, und 1 kleine ſilberne Taube, welche der jedes⸗ 
malige König als Schmuck trägt, der ausſcheidende König dagegen trägt eins jener 
Schilder an einem breiten ſeidenen Bande. Ferner hat die Geſellſchaft 4 Fahnen, 
die ihr nach und nach von früheren Schützenkönigen geſchenkt ſind. Dieſe Fahnen 
ſind geldwerthe Gegenſtände, denn ſie werden bei Entſtehung einer Vacanz des 
Fahnenträgers an den Meiſtbietenden auf Lebenszeit verſteigert; eben ſo die Würde 
des Hauptmanns der Schützencompagnie. Dagegen ſind die Kaüfer dieſer Stellen, 
eben ſo die beiden Alterleüte, von den vorkommenden Scharwerksdienſten bei der 
Geſellſchaft befreit, als Inſtandhaltung der Gräben im Grundeigenthum und der 
Schießbahn. Jedes neü aufgenommene Mitglied hat 2 Thlr. 7½¼ Sgr. zur Schützen⸗ 
kaſſe zu zahlen. Der Bürgermeiſter der Stadt führt den Vorſitz bei den Zuſammen⸗ 
künften der Geſellſchaft und controlirt die Rechnung, welche, von den beiden Alter⸗ 
leüten gelegt, von ihm auch dechargirt wird. Alterleüte können nur bemittelte 
Bürger ſein, weil bei einem von ihnen die Schützenlade, die Kaſſe und der Schilder⸗ 
ſchmuck aufbewahrt wird. Nur allein den Mitgliedern der Geſellſchaft, die mit 
einem Gewerbſchein verſehen ſind, ſteht es zu, am Tage des Schützenfeſtes beim 
Schießſtande mit Erfriſchungen auszuſtehen und Handel zu treiben; eben ſo zum 
geſelligen (2) Vergnügen durch Würfelſpiel (wozu nur 3 Würfel gebraucht werden) 
Glas- und andere kurze Waaren auszuſpielen, Allen anderen Gewerbtreibenden iſt 
der Verkehr an dieſem Tage und an dieſem Orte unterſagt. Die Geſellſchaft iſt 
nicht uniformirt, die Schützenordnung verlangt aber, daß ihre Mitglieder „anſtän⸗ 
dig gekleidet“ erſcheinen, namentlich bei öffentlichen Feierlichkeiten, an denen die Gilde 
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in corpore Theil zu nehmen hat. Auch iſt ſie verpflichtet, vorkommenden Falls den 
Wachdienſt in der Stadt zu übernehmen, ohne dafür Vergütigung beanſpruchen 
zu können. Sie iſt gehalten, bei Ruheſtörungen ſich ſofort, wenn die Trommel 
gerührt wird, auf dem Markte zu verſammeln, oder ſobald die einzelnen Mitglieder 
im Stillen durch andere Schützenbrüder, durch den Bezirksvorſteher oder dem Raths⸗ 
diener dazu aufgefordert werden. In allen dieſen Fällen iſt die Schützengilde ver⸗ 
pflichtet, die ihr oder einzelnen ihrer Mitglieder vom Bürgermeiſter, als Haupt 
der Polizeiverwaltung, ertheilten Befehlen ohne Weigerung Folge zu leiſten, und 
dieſelben zur Ausführung zu bringen. 

Im Jahre 1852 hatte die Schützengilde die Abſicht, unter ſich eine Sterbe⸗ 
kaſſe zu errichten, und dieſe Abſicht, auf Grund von Statuten, die vom 9. Juni 
datirten, auch wirklich zur Ausführung gebracht. Erſt 9 Monate nachher reichte 
der Magiſtrat die Statuten mit dem Antrage auf Beſtätigung ein. Dazu waren 
ſie nicht geeignet. Abgeſehen von der unklaren Faſſung derſelben ſollten die Ein⸗ 
nahmen der Sterbekaſſe beſtehen — 1) aus einem Beitrage aus dem Schützenver⸗ 
mögen, ferner aus Gebühren und Strafgeldern, die nicht näher bezeichnet waren; 
2) aus den Zinſen des zu bildenden Stammkapitals; 3) aus feſten Beiträgen 
2½ Sgr. für jeden Sterbefall; 4) aus unbeſtimmten Beiträgen, die je nach dem 
Bedürfniß erhoben werden ſollten. Die letztere Beſtimmung mußte bedenklich er⸗ 
ſcheinen, denn wenn auch die an die Hinterbliebenen zu zahlenden Sterbegelder 
nicht ſehr hoch normirt waren, ſo ließ ſich doch die Höhe der zu entrichtenden 
Beiträge nicht überſehen. Nicht minder bedenklich war eine andere Beſtimmung, 
nach welcher, wenn die Mitglieder wegen ſchlechter und bewegter Zeiten die Bei⸗ 
träge nicht leiſten könnten, nur die Zinſen des zu erſparenden Kapitals an die 
Hinterbliebenen vertheilt werden ſollten. Der Ausdruck „ſchlechte und bewegliche 
Zeiten“ iſt jeden Falls ſo ſchwankend und unbeſtimmt, daß die Hinterbliebenen der 
Verſtorbenen nicht mit Sicherheit darauf rechnen können, das zugeſicherte Sterbe⸗ 
geld ausgezahlt zu erhalten, zumal die Bildung eines erheblichen Stammkapitals 
bei der Geringfügigkeit des dazu zu verwendenden Eintritts⸗ und bezw. Einkaufs⸗ 
geldes ad calendas graecas zu ſchreiben blieb. Unter dieſen Umſtänden mußte der 
Statuten⸗Entwurf der Schützengilde zurück⸗ und ihr anheimgegeben werden, ein 
lebensfähiges Inſtitut zu ſtiften, deſſen Beſtätigung zu befürworten ſei. Die Ge⸗ 
ſellſchaft hat dieſen Rath nicht befolgt. 


Die Hofpital-Stiftung. 

Die Hoſpitäler St. Spiritus und St. Jürgen. Über die urſprüngliche Stif⸗ 
tung beider Hoſpitäler zu Daber ſind keine Urkunden aufzufinden, weil dieſe wahr⸗ 
ſcheinlich Anno 1539 in einer großen Feüersbrunſt in dem damals verbrannten 
Archiv gleichfalls ein Raub der Flammen geworden ſind. In der Matrikel vom 
16 Februar 1598, welche vom Herzoge Johann Friedrich eigenhändig vollzogen iſt, 
heißt es in Betreff beider Hoſpitäler: „Fundatores und Patrone ſind die Junker 
v. Dewitz“ Wenn das Meklenburgiſche Geſchlecht der Dewitze, Grafen von Für⸗ 
ſtenberg erſt um die Mitte des 14. Jahrhunderts durch die Herzoge Bartiflam V. 
und Bogiflam V. mit dem Lande Daber belehnt worden ift, fo deütet die Benen⸗ 
nung der beiden milden Anſtalten darauf hin, daß ſie ſchon früher, von einem der 
Vorgänger der Dewitze im Beſitz von Daber, geſtiftet ſein müſſen, denn in einer 
vorgerückten Periode des 14. Jahrhunderts war es wol nicht mehr üblich, den hei⸗ 
ligen Geiſt und St. Georg zu Schutzheiligen für derartige Einrichtungen zu wäh⸗ 
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len, wie es zur Zeit der Kreüzzüge der Fall geweſen iſt, als anſteckende Krank⸗ 
heiten aus dem Morgenlande nach Europa eingeſchleppt wurden, zu deren Iſoli⸗ 
rung eben jene Heil. Geiſt⸗ und Georgshaüſer bekanntlich errichtet worden ſind. 
Daß die Sorge für dieſe auf das Dewitzen⸗Geſchlecht übergegangen, als daſſelbe in 
den Beſitz des Landes zu Dobern getreten war, iſt ſelbſtverſtändlich, wie denn auch 
daſſelbe in der Matrikel von 1598 als Patron der Hoſpitäler anerkannt wurde. 
Damals waren die Hoſpitäler noch getrennt, beim Anfange des 18. Jahrhun⸗ 
derts aber ſchon vereinigt, wie aus einem Beſcheide der Hinterpommerſchen Regie⸗ 
rung d. d. Stargard den 5. September 1702 hervorgeht; ja aus der renovirten 
Kirchenmatrikel von 20. Juli 1664 (oder 1665) erſieht man, daß die Einkünfte 
des St. Jürgenhauſes, wenn auch nicht ganz, doch zum Theil, in den Kirchenkaſten 
ausgeſchüttet waren. Zu den beiden Hoſpitalern kam noch der Armenkaſten der 
Stadt Daber, der im Jahre 1556, wie es in einer Urkunde ausdrücklich heißt, 
„von einem Ehrſamen Rathe zu Daber fundirt“ worden iſt. Die Stifter ſind 
geweſen: Claus Suring und Asmus Summach, Bürgermeiſter; Peter Schulze und 
Dinnies Erwert, Kämmerer; Orban Bernd und Dönniges Swarte, Rathmänner. 
Dieſer Armenkaſten hat ſchon im Jahre 1598 ein Kapitalvermögen von 608 fl. 
6 Gr. 4 Pf. gehabt. Es ſind nun die beiden Hoſpitäler und das anſehnliche Ver⸗ 
mögen der ſtädtiſchen Stiftung des Armenkaſtens wahrſcheinlich bald nach dem 
30jährigen Kriege unter der Regierung des Kurfürſt⸗Herzogs Friedrich Wilhelm zu⸗ 
ſammengeworfen und unter Einer Verwaltung mit einander verbunden worden. 
Der Rath der Stadt Daber iſt, wegen des Armenkaſtens, beim Patronat, wie es 
ſcheint, niemals betheiligt geweſen, ſondern dieſes ausſchließlich dem Dewitzen⸗Ge⸗ 
ſchlecht vorbehalten geblieben. Schon in der Matrikel von 1598 werden die Dewitzen 
als Patrone des Armenkaſtens, aber auch als deſſen Fundatores genannt, was, wie 
wir geſehen, ein Irrthum iſt. Vermuthlich war das Patronat durch irgend eine 
Transaction vom Rath auf die Burgherren von Daber übergegangen. Vorſteher 
des Armenkaſtens waren 2 Rathsverwandte und 2 andere Bürger, und, nach den 
Worten der Matrikel: „Der Schulmeiſter ihr (der Vorſteher) Schreiber, hat davon 
halben Thaler, in Gelde, ſo von ihnen mit dem Beütel geſamblet und in die Kaſte, 
die in der Kirche ſtehet, verwahret werden. Im gleichen die von den Sechs⸗ 
wöchneriſchen Frauen, item die den Todten nachfolgen und von den Küſten Leüten 
ins Becken geopfert werden, dieſelben Gelde werden den armen Leüten, die in bei⸗ 
den Hoſpitälern ſein, auch andere Hausarmen Leüten ſowol armen Schülern des 
Jahrs zu unterſchiedlichen Zeiten ausgetheilet; auch fremden abgebrandten und 
anderen ſchadhaftigen oder gebrechlichen Leüten, welche gute Teſtimonie haben, 
alles nach Abſage der darüber habenden Regiſter. Weil aber die kleinen Pfennige 
nicht mehr in valore ſind, des andern harten Geldes wenig eingegeben, der kleinen 
Pfennige aber iſt noch eine ziemliche Anzahl vorhanden.“ Jedes der beiden Hoſpi⸗ 
täler hatte ein eigenes Gebaüde. Das St. Jürgenhaus lag vor dem Teetzthore, 
es war aber im Jahre 1656 von Georg v. Dewitz, mit Conſens der Patrone und 
das Conſiſtoriums, der Stiftung für 50 Fl. abgekauft worden, und mithin als 
Alterverſorgungshaus nicht mehr vorhanden, es hat an der Stelle gelegen, wo ſpäter 
die 2 Jürgengärten, Eigenthum des vereinigten Hoſpitals, gelegen haben. Dort 
war auch ein eigner Friedhof, auf dem nicht nur die Hoſpitaliten unentgeldlich, 
ſondern auch andere Perſonen, gegen Erlegung einer geringen Abgabe ans Hoſpital, 
beerdigt wurden. Das Heilige Geiſthaus lag vor dem Marktthor, aber auch dieſes 
iſt verſchwunden, ſo daß die milden Stiftungen in Daber ohne Gebaüde ſind. 
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Dem Hoſpitale ſind im vorigen Jahrhundert einige Legate zu Theil gewor⸗ 
den. — 1) Die Wittwe des Generallieutenants v. Dewitz, Louiſe, geb. Freiin 
v. Derfling hat im Teſtamente vom 11. März 1704 dem Hoſpitale 600 Thlr. mit 
der Beſtimmung vermacht, daß die Zinſen von dieſem Kapitale zur Ausbeſſerung 
der Hoſpitalgebaüde angewendet, und wenn nichts an denſelben zu bauen iſt, unter 
die Armen vertheilt werden ſollen. Sodann hat — 2) der Prediger Chriſtian Hein⸗ 
rich Zühl, in ſeinem, zu Stettin am 15. April 1783 eröffneten Teſtamente dem 
Hoſpitale zu Daber 100 Thlr. und zwar mit der Beſtimmung vermacht, daß, wenn 
eine Perſon vom Zühlſchen Geſchlecht in ſolche dürftige Umſtände gerathen ſollte, 
daß ſie ihr Brot nicht mehr ſelbſt zu verdienen im Stande wäre, ſolche ohnent⸗ 
geldlich ins Hoſpital aufgenommen werde. Die Zinſen von dieſem Kapital ſollen 
zum Ankauf von Holz für die Hoſpitaliten dienen. Endlich hat — 3) der Prediger 
bei der Schloß⸗ und Marienſtiftskirche zu Stettin, Chriſtian Gideon Gudiſch in 
ſeinem letzten Willen vom 21. März 1795 dem Hoſpitale zu Daber 100 Thlr. be⸗ 
ſtimmt. Von letztwilligen Verfügungen zu Gunſten des Hoſpitals, die im laufen⸗ 
den Jahrhundert vorgekommen, beſagen die Acten nichts. 

Das Hoſpital St. Spiritus beſaß zufolge der Matrikel von 1598 in Brauns⸗ 
forth 3 Bauerhöfe, welches laut Permutations⸗Receſſes vom 15. Februar 1696 gegen 
drei in dem 5 Viertelmeilen entfernten Dorfe Schönwald belegene Bauerhöfe ver⸗ 
tauſcht worden ſind. Außerdem beſaß das nämliche Hoſpital in Schönwald auch 
noch eine Büdnerſtelle. Die Bauerhöfe ſind niemals pfandweiſe oder wiederkaüflich 
veraüßert geweſen, ſondern ſtets durch Verpachtung genutzt worden. Im Jahre 
1812 trugen die zeitigen Pächter dieſer Höfe darauf an, daß das Geſetz vom 14. 
September 1811 auch auf ſie Anwendung finden möge. Wenn gleich die milden 
Stiftungen in §. 4 des angeführten Geſetzes nicht ausdrücklich genannt find, fo 
ſcheinen ſie doch, nach dem §. 1 darunter ſubſummirt werden zu müſſen; auch ſchien kein 
Grund vorhanden zu ſein, zu Gunſten ihrer auf eine Ausnahme anzutragen, weil 
der Verluſt an den Netto⸗Revenüen, die durch eine Anderung des Geſetzes beſorgt 
werden konnte, ſehr problematiſch blieb, da wieder alle onera, welche das Domi⸗ 
nium nach dem bisherigen Verhältniß trafen, gewonnen wurden. Im Jahre 1806 
ſollten die Höfe auf 50 Jahre wiederkaüflich veraüßert werden, weil in dem ge⸗ 
nannten Dorfe mehrere zu adlichen Gütern gehörige Höfe auf dieſe Art veraüßert 
waren; allein der ausgebrochene Krieg verhinderte ſolches, da ſich in den drückenden 
Zeiten keine Kaufluſtigen einfanden, ſie wurden alſo wieder auf 6 Jahre verpachtet, 
die ſich bei 2 Höfen im März 1813, und bei dem dritten im März 1814 endigten. 
Die Patrone des Hoſpitals hatten alſo im Jahre 1812 wieder die Abſicht, die Höfe 
in der gedachten Weiſe zu veraüßern; die Pächter derſelben machten aber auf den 
eigenthümlichen Beſitz der Höfe mit der Hälfte der Ländereien aus dem Edicte vom 
14. September 1811 Anſpruch. Es iſt nicht zu leügnen, daß die Pächter nach 
dieſem Geſetze hierzu berechtigt zu ſein ſchienen, beſonders da die Höfe contribuable 
waren, allein eben ſo gewiß war es, daß dadurch die wohlthätige Abſicht der Fun⸗ 
dation größtentheils verloren gehen werde, ſo daß das Hoſpital in ſeinem Beſtehen 
gefährdet ſchien. Denn die abzunehmende Hälfte der Ländereien konnte vom Ho⸗ 
ſpitale nicht bebaut werden, und eben ſo wenig war zu erwarten, daß ih Kauf⸗ 
luſtige zur Übernahme der Bebauung finden würden, oder die Hälfte ohne Gebaüde 
bewirthſchaften konnten; es würde alſo lediglich der Willkür der bisherigen Pächter 
überlaſſen bleiben, ob ſie die abzutretende Hälfte an ſich kaufen, oder eine und 
welche Rente dafür geben wollten. Der General⸗Commiſſarius in Pommern, Prä⸗ 
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ſident v. Brauchitſch, ſprach ſich in einem dem Staatskanzler Freiherrn v. Hardenberg 
d. d. Stargard den 23. November 1812 erſtatteten Bericht über die vorliegende 
Frage wie folgt aus: — „Meiner Meinung nach ſind die Höfe den Pfarrbauern 
gleich zu achten, von denen, ſo viel ich weiß, die Abſicht gehegt wird, ſie durch eine 
Declaration des mehr beſagten Edicts deſſen Beſtimmungen zu entziehen, und ſie 
in ihren bisherigen Verhältniſſen zu belaſſen; und es dürfte allenfalls hinzugefügt 
werden, daß ſie erblich verkauft werden ſollen, und daß, bevor dieſes durch öffent⸗ 
liche Ausbietung geſchieht, mit den jetzigen Pächtern auf ein angemeſſenes Kaufgeld, 
oder billige Rente verhandelt werde“. Nachdem die Patrone die Regulirung der 
Schönwaldſchen Bauern mehrfach wiederholentlich in Anregung gebracht, erging vom 
Präſidenten v. Brauchitſch unterm 31. Juli 1816 der Beſcheid, daß ſeine beim 
Staatskanzler und dem Miniſter des Innern in Bezug auf jene Bauern geſtellten 
Anträge ohne alle Antwort geblieben ſeien. Da nun deſſen ungeachtet der Artikel 6 
der Declaration die Bauern der geiſtlichen Stiftungen mit allen übrigen in gleiches 
Verhältniß ſtellt, ſo ſei wol kein Zweifel, daß auch die Daberſchen Hoſpitalbauern 
den Beſtimmungen des Ediets unterliegen. Er glaube aber, daß, wenn das Hoſpital 
Rente wähle, es in ſeinen Einkünften nichts verlieren werde. Endlich im Jahre 
1819 waren die Schönwaldſchen Bauerhöfe regulirt, und zwar übernahmen ſie, 
unter dem Namen „Bodenrente“ eine beſtimmte Körnerabgabe nach dem 10jährigen 
Martini⸗Marktpreiſe der Stadt Stargard, welche im Jahre 1858 mit einem Kapital 
von 2300 Thlr. in Rentenbriefen abgelöft worden iſt. 

Bei Errichtung des Regulirungs⸗Receſſes im Jahre 1819 war der Zweifel 
entſtanden, ob der Receß blos mit denen noch vorhandenen Gutsbeſitzern v. Dewitz 
abgeſchloſſen werden könne, oder ob auch die Beſitzer der ehemaligen Dewitzſchen 
Güter, die jetzt in anderen Händen ſind, ein Recht haben dabei zugezogen zu 
werden. In der Hoſpital⸗Matrikel ſind denen v. Dewitz zwar Dienſtleiſtungen der 
Hoſpitaliten bei Krankheiten im herrſchaftlichen Hauſe, aber kein Patronatsrechte 
bei etwaigem Verkaufe der Daberſchen Güter der Familie reſervirt worden. Ob 
aus dieſer Negation aber folge, daß blos die damaligen Beſitzer der zum vormaligen 
Burggerichte gehörigen Daberſchen Güter als Patrone gemeint ſeien, muß dahin 
geſtellt bleiben, um ſo mehr, als alle älteren Matrikeln die zur Zeit der Anfertigung 
derſelben von den Commiſſarien vorgefundenen Gutsbeſitzer als Patronen benennen. 
Aus dem Ausdruck „Fundatores“, deſſen ſich die Matrikel bedient, hat die Familie 
v. Dewitz von jeher einen Rechtstitel hergeleitet, dieſe mildthätigen Stiftungen als 
Familien⸗Stiftungen anzuſehen und ſich das Patronatsrechts allein zugeſchrieben 
und zwar als ein perſönliches, nicht als ein, an einen beſtimmten Güterbeſitz geknüpftes 
Real⸗Recht. Im Allgemeinen iſt zur Sache die Bemerkung zu machen, daß nach 
den A L. R. Th. 2, Tit. 11, 8. 577 Streitigkeiten über die Zuſtändigkeit des 
Patronatsrechts zur Entſcheidung des ordentlichen, weltlichen Richters gehören. 

Über den Zuſtand der Hoſpital⸗Stiftung gibt Brüggemann — in den Bei⸗ 
trägen, II. 287, Stettin 1806 — folgende Nachricht: — „Das Hoſpital beſitzt im 
Dorfe Schönwald 3 Bauerhöfe und 1 Katen, 14 Hoſpital⸗ 4 St. Jürgenhufen im 
Daberſchen Felde, 2 Gärten, wovon der eine beim Hoſpital liegt und von den 
Hoſpitaliten ſelbſt genutzt wird, die 2 St. Jürgengärten, welche vor dem Teetzthore 
ohngefähr an der Stelle, wo ehemals das St. Georgen⸗Armenhaus geſtanden hat, 
liegen, und eine Feldkavel. Nach der Rechnung von 1804 betragen die jährlichen 
Pächte von dieſen liegenden Gründen zuſammen 221 Thlr. 3 Gr. 6 Pf., und die 
zinsbaren Kapitalien 4298 Thlr. 8 Gr. Außer dem in der Feüerſocietätskaſſe zu 
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600 Thlr. verſicherten Hoſpitalgebaüde ſind keine andere zu demſelben gehörige Ge⸗ 
baüde vorhanden. Das Hoſpital hat aber noch eine bei demſelben belegene kleine 
Maulbeerbaumplantage und vor dem Teetzthore einen eigenen Kirchhof oder Todten⸗ 
acker, worauf nicht nur die Hoſpitaliten unentgeldlich; ſondern auch andere Perſonen, 
gegen Erlegung einer geringen Abgabe an das Hoſpital, begraben werden, daher 
dieſer Platz unter dem Namen des Armen⸗Kirchhofes bekannt iſt. In dem Hoſpi⸗ 
tale ſind 16 Kammern, wovon 12 für die Böhlen beſtimmt ſind, und 4 vermiethet 
werden können. Die Miethe beträgt für eine jede derſelben jährlich, nach dem bis⸗ 
herigen Herkommen, 16 Gr. Da ſie aber nicht immer alle vermiethet ſind, ſo iſt 
die Einnahme davon nicht in allen Jahren gleich. 

„Die 12 Böhlen in den Hofpital bekommen, außer der freien Wohnung, 
einigem Gartenlande und der Aceiſefreiheit, an jährlichen Hebungen zuſammen 
86 Thlr. 16 Gr., jo daß jeder Hoſpitalit an Pröben 10 Fl. oder 6 Thlr. 16 Gr. 
von einem Kapital von 50 Fl., welches von dem Patronat als eine von einigen 
Bürgern verwirkte Strafe wegen der ruinirten Maulbeerbaumplantage bei dem 
Hoſpital vor mehreren Jahren zu dieſem Behuf geſchenkt worden iſt, von den jähr⸗ 
lichen Zinſen zu 1 Thlr. 16 Gr. jeder 3 Gr. 4 Pf., und an Holzgelde von dem 
Gudiſch'ſchen Vermächtniſſe von 100 Thlr. von den jährlichen Zinſen zu 5 Thlr. 
jeder 10 Gr., und folglich überhaupt jährlich 7 Thlr. 5 Gr. 4 Pf. erhält. Bei 
ihrer Aufnahme in das Hoſpital müſſen von einem jeden 10 Thlr. bezahlt werden, 
wovon der Hoſpitalkaſſe 5 Thlr. 8 Gr. berechnet werden, das übrige aber der Geiſt⸗ 
lichkeit, den Schullehrern, dem Proviſor und den Böhlen ſelbſt zufällt. Wenn ein 
Hoſpitalit in dem Hoſpital ſtirbt, zahlt die Kaſſe deſſelben die gewöhnlichen Leichen⸗ 
gebühren an die Prediger und Schullehrer, wie ſolche bei Sterbefällen der ſtädti⸗ 
ſchen Einwohner üblich ſind, und trägt überhaupt die Koſten der Beerdigung, wenn 
ſolche nicht von dem Nachlaſſe eines Böhlen beſtritten werden können. 

„Aus der Hoſpitalkaſſe werden noch an jährlichen Beſoldungen dem Präpoſi⸗ 
tus für die Viſitation 5 Thlr., demſelben als erſten Prediger 40 Thlr., dem Dia⸗ 
conus 40 Thlr., dem Rector 32 Thlr., dem Cantor 28 Thlr., dem Küſter 4 Thlr. 
16 Gr., und dem Proviſor des Hoſpitals 26 Thlr. 8 Gr. gereichet, einige dürftige 
Perſonen mit Wohlthaten unterſtützt, und außer dem Schulgelde für arme Kinder 
und der Contribution von den 3 Bauerhöfen in Schönwald, die Bau- und Repa⸗ 
raturkoſten beſtritten. 

„Sowol die beweglichen als unbeweglichen Güter der in dem Hoſpital auſ⸗ 
genommen 12 Perſonen ſollen nach ihrem Tode, wenn ſie ſich nicht etwa vorher 
mit den Vorſtehern ſonſt verglichen haben, nach dem Herzogl. Viſitationsbeſcheide 
vom 16. Februar 1598, als angeerbte Güter dem Hoſpital einverleibt und zugeeignet, 
und darin keine Hoſpitaliten ohne Vorwiſſen der Patronen und des Paſtors, welcher 
zuvor die Umſtände der aufzunehmenden Perſonen mit Fleiß erkundigen ſoll, auf⸗ 
genommen werden. 

„Aus der Rechnung, welche auf dem Burggericht von den Patronen und dem 
Burgrichter, in Gegenwart des Präpoſitus oder erſten Predigers, abgenommen wird, 
muß jährlich ein Auszug, zugleich mit den Tabellen von dem Vermögensſtande der 
Kirchen der Daberſchen Synode dem Conſiſtorium von dem Präpoſitus eingereicht 
werden“. 

So weit Brüggemann, der die Siftung „das Hoſpital zum heiligen Geiſt“ 
nennt; in neürer Zeit, und in der Gegenwart wird es bald eben ſo, bald mit dem 
lateiniſchen Namen „St. Spiritus“, bald „St. Jürgen“ genannt, kurz weg aber 
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auch „das Hoſpital“, oder auch „die milden Stiftungen zu Daber“. Die Verwal⸗ 
tung führt ein Proviſorat, zuweilen Adminiſtration genannt, beſtehend aus dem 
jedesmaligen erſten Prediger der Stadtkirche, welcher zugleich Superintendent der 
Synode Daber iſt, und das Schriftführer⸗Amt beim Hoſpital bekleidet, und aus 
dem von den Patronatsherren ernannten rechnungsführenden Proviſor. Die Ober⸗ 
leitung der Hoſpital⸗Angelegenheiten ſteht indeſſen bei dem Patronat, ohne deſſen 
Vorwiſſen und Genehmigung die Proviſoren nichts unternehmen dürfen, wie denn 
auch die Patronatsherren ſeit Jahrhunderten ein weſentliches Recht ſich vorbehalten 
haben, nämlich die Wahl der Perſonen, welche an den Wohlthaten der Stiftung 
Theil nehmen ſollen. Gewöhnlich ſind es 4 Mitglieder des Dewitzen⸗Geſchlechts, 
welche die Patronatsbehörde bilden, deren ſpecielle Geſchäftsführung vom älteſten 
dieſer 4 Patronatsherren verwaltet zu werden pflegt. Vor etwa 60 Jahren kam 
der Fall vor, daß der damalige, jünaſthin erſt eingetretene, Superintendent den 
Patronen gegenüber eine Stellung einzunehmen verſuchte, die deren Unwillen 
in hohem Grade erregte; nicht allein daß der geiſtliche Herr ſofort ſeinen kritiſchen 
Maßſtab an die bisherige Adminiftration des Hoſpitals legte, er maßte ſich auch 
Sachen an, die ohne Mitwiſſen der Patrone nicht Statt finden dürfen, und ver⸗ 
meinte als Inhaber des landesherrlichen Oberaufſichtsrechts über den Patronen zu 
ſtehen und deren Vorgeſetzter zu ſein: „Wir können nicht anders, ſagten die da⸗ 
maligen Patrone in einer Beſchwerdeſchrift, als ihm unſer Vertrauen entziehen, wir 
müſſen ihm zeigen, daß er nicht Mitpatron iſt, ſondern nur erſter Prediger“. Der 
— fromme Mann blieb nur wenige Jahre zu Daber im Amte, unter ſeinen Nach⸗ 
folgern ſind derartige Mißhelligkeiten zwiſchen den Patronatsherren und dem geiſt⸗ 
lichen Proviſor nie vorgekommen. Ein anderer Verſuch, die Gerechtſame der Fa⸗ 
milie Dewitz beſchränken zu wollen, kam offenbar aus Unkenntniß der hiſtoriſch ent⸗ 
wickelten Zuſtände, um die nämliche Zeit vor. Über die 3 Hoſpitalbauern zu Schön⸗ 
wald und den dortigen Büdner hatte das Dewitzſche Burggericht zu Daber die 
Gerichtsbarkeit ausgeübt. Nachdem aber dieſes, gleich allen übrigen Burggerichten 
aufgelöft worden, hatte das Ober⸗Landes⸗Gericht von Pommern die Vorſteher des 
Hoſpitals aufgefordert, unter Genehmigung ihrer geiſtlichen Oberbehörden, einen 
qualificirten Juſtitiarius zu wählen und von der getroffenen Wahl Anzeige zu 
machen. Durch dieſe Verfügung hielten ſich die Dewitze auf Weitenhagen, Wuſſow 
und Farbezin in ihren Rechten als Patronen der Kirche und der milden Stiftungen 
in Daber gekränkt und verlangten mittelſt einer, in einem zwar objectiv, aber ſehr 
entſchieden gehaltenen Tone, abgefaßten Vorſtellung vom 26. Januar 1815, ihnen 
die Wahl und Beſtellung eines Gerichtshalters in dem Daberſchen Hoſpital⸗Guts⸗ 
Antheile von Schönwald zu überlaſſen, und von einer Beſchränkung alt angeſtammter 
Gerechtſame der Familie Dewitz auch in dieſem Falle um ſo mehr abzuſehen, „als, 
ſagten ſie, die Vorſteher oder Proviſoren des Hoſpitals zu D. nur Officianten 
ſind, die wir gewählt und angeſtellt haben“. In Folge dieſes Proteſtes hat denn 
auch ein, von den Patronatsherren gewählter und beſtellter Patrimonialrichter die 
Gerichtsbarkeit über die Hoſpitalbauern zu Schönwald und den dortigen Hoſpital⸗ 
büdner, bis zur Zeit der allgemeinen Juſtiz⸗Reorganiſation 1849, ausgeübt. 

Das Gebaüde des heil. Geiſt⸗Hoſpitals, außerhalb der Stadt vor dem Markt⸗ 
oder Freien walder Thore auf freiem Felde gelegen, ohne Schutz von anderen Gebaü⸗ 
den ꝛc., dem Winde und Wetter ausgeſetzt, war ſchon zu Anfang des laufenden Jahr⸗ 
hunderts fo baufällig, daß, wie man auch daran flickte, die Nothwendigkeit eines 
Neübaues nicht länger zu verkennen war. Es wurden dazu Veranſtaltungen ge⸗ 
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troffen und Baumaterialien zum Werthe von 1075 Thlr. angeſchafft. Allein zwiſchen 
Abſicht und Ausführung trat der Krieg von 1806, und die Sache gerieth vollſtän⸗ 
dig ins Stocken; jene Baumaterialien lagen Jahre lang unter freiem Himmel, ohne 
Nutzung, dem Verderben ausgeſetzt. Nach mehrſeitigen Vorſchlägen und Verhand⸗ 
lungen über eine anderweitige Einrichtung des Hoſpitals wurden die Patronats⸗ 
herren über folgende zwei Hauptpunkte ſchlüſſig: — 1) Es wird Grundgeſetz, daß 
kein Hoſpitalgebaüde wieder aufgebaut werden ſoll. 2) Das alte Hoſpitalgebaüde 
fol, mit der Verbindlichkeit 3 Monate nach dem Verkaufstermine abgebrochen zu 
ſein, ſo wie die bereits zum Neübau angeſchafften Materialien an den Meiſtbieten⸗ 
den verkauft werden, auch hat der Kaüfer die Verbindlichkeit der Reinigung und 
Planirung der Bauſtelle in eben derſelben Friſt, wonächſt die Bauſtellen nebſt 
Gärten an den Mehrſtbietenden verpachtet werden fol. 

Leitend bei der Verwaltung des Hoſpitalvermögens waren bisher die Vor⸗ 
ſchriften geweſen, welche in der Matrikel und dem fürſtl. Viſitations⸗Abſchiede von 
1598 enthalten find. Nunmehr, nachdem das Eingehen eines eignen Hoſpitalge⸗ 
baüdes beſchloſſen war, wurden auch anderweitige Normen für die Verwaltung des 
Vermögens erforderlich, über die ſich im Jahre 1813 die damaligen Patrone, näm⸗ 
lich — 1) der Major und Kreisdeputirter von Dewitz auf Weitenhagen, 2) der 
Hauptmann v. D. auf Wuſſow, 3) der Lieutenant v. D. auf Meſow, und 4) der 
Regierungsrath v. D. auf Groß⸗Schönen, verſtändigten und ihre Beſchlüſſe in 
einem Statut niederlegten, welches von da an, und nunmehr feit beinahe 60 Jahren 
für die Verwaltung maßgebend geweſen iſt, ohne jedoch die Beſtimmungen der 
Matrikel von 1598 auszuſchließen, welche als Fund amental⸗Geſetz in 
Kraft geblieben ſind. Die Vereinbarung von 1813 lautet von Wort zu Wort, 
wie folgt: — 


Statuten des Hoſpitals zu Daber, nach deſſen veränderter 
Verfaſſung. 

Da durch unterzeichnete Patrone der Daberſchen milden Stiftungen mit aller⸗ 
höchſter Genehmigung einſtimmig beſchloſſen worden iſt, daß das verfallene Hoſpi⸗ 
talgebaüde zu Daber nicht durch einen Neübau wieder hergeſtellt werden ſoll, weil 
die auf dieſe Bauten und Reparaturen zu verwendenden Koſten zu wohlthätigeren 
Zwecken angewendet werden können, ohne daß die Fortdauer dieſes Inſtituts in 
ſeiner weſentlicher Beſtimmung darunter leidet, ſo iſt bei dieſer veränderten Ver⸗ 
faſſung des Hoſpitals ſowol für diejenigen, welche an der Adminiſtration, als an 
den Benefizien dieſes Inſtituts Theil nehmen werden, von den zeitigen Patronen 
der Daberſchen milden Stiftungen Folgendes mit geſetzlicher Kraft beſchloſſen und 
feſtgeſetzt worden: 

§ 1. Sobald die Hofpitaliten, von denen zur Zeit fünf in dem verfallenen 
Gebaüde wohnhaft ſind, ein Unterkommen gefunden haben, ſoll daſſelbe mit dem 
zum Neübau angeſchafften Bauholze an den Meiſtbietenden verkauft werden. — 
Könnte dies nicht vor dem eintretenden Winter geſchehen, ſo ſoll nur durch die 
allernothwendigſte Reparatur das Wohnzimmer des alten Gebaüdes auf einige Zeit 
bewohnbar erhalten werden. 

§ 2. Alle vorräthigen Baumaterialien an Holz und Steinen, die von der 
Kirche zu Reparaturen und Bewährungen benutzt werden können, ſollen der Hoſpi⸗ 
talkaſſe für den Ankaufspreis vergütigt und von dem Kapital, welches das Hoſpital 
der Kirche ſchuldig geworden iſt, in Abzug gebracht werden. Die übrigen Mate⸗ 
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rialien, die die Kirche nicht benutzen kann, müſſen beſtmöglichſt öff entlich verkauft 
und der Hoſpitalkaſſe berechnet werden. 

8 3. Die alte Bauftelle mit dem Vorhofe ſoll zum Garten eingerichtet und dieſer 
vermiethet werden, jo wie auch der Brunnen eingeſchüttet und die Steine zu einer 
dereinſtigen maſſiven Bewährung des Hoſpitalgartens angewendet werden ſollen; 
die ſämmtliche inne re Bewährung, welche den Vorhof an beiden Seiten vom Garten 
getrennt hat, kann wegfallen. Die Materialien werden verkauft. 

8. 4. Die Gartenkaveln werden die Hofpitaliten nach wie vor behalten und 
dieſer den Auswärtigen ſoll es erlaubt ſein, dieſelben zu vermiethen. Jedoch dürfen 
überall nicht ſolche Miether angenommen werden, die wegen Dieberei bekannt find. 

8. 5. Alle Gartenkaveln, ausgenommen die, welche dem Herkommen gemäß 
vom Superintendenten, ſo wie vom Proviſor und den Hoſpitaliten benutzt werden, 
ſollen nicht nach Gunſt, ſondern an den Meiſtbietenden vermiethet und nur die⸗ 
jenigen mit ihrem höchſten Gebote nicht angenommen werden, die wegen ihrer Un⸗ 
ehrlichkeit öffentlich bekannt ſind. 

8. 6. Die dem Hoſpital zugehörigen drei Bauerhöfe in Schönwalde ſollen, 
ſobald die Zeitumſtände günſtig ſind, entweder wiederkaüflich verkauft oder vererb⸗ 
pachtet werden. 

8. 7. Die auf 21 Jahre bis Anno 1834 verpachteten Hoſpitalhufen müſſen 
nach Beendigung dieſer Pachtzeit, wie es die zeitigen Patrone für gut finden wer⸗ 
den, auf die zweckmäßigſte Art anderweitig und zwar ſo verpachtet werden, daß die 
e von den Vortheilen einer fortſchreitenden Kultur nicht ausgeſchloſ⸗ 
en werde. 

8. 8. Der bisherige Hoſpitalproviſor fol von feinem Einkommen als ſolcher, 
nichts verlieren, bei einer dereinſtigen Wiederbeſetzung dieſer Stelle aber wird eine 
Erſparung möglich ſein, welches ebenfalls der Beſtimmung der zeitigen Patrone 
ü berlaſſen wird. 

8. 9. Den Hoſpitaliten fol es verftattet fein, nicht blos in der Stadt Daber, 
ſondern auch auf dem Lande in den nächſt gelegenen Ortſchaften, je nachdem es 
ihren Verhältniſſen convenable iſt, die Beneficien des Hoſpitals zu genießen. Je⸗ 
doch ſollen ſie ihren Wohnort nicht außerhalb der Daberſchen Synode verlegen 
können, es möchte denn ſein, daß in der jetzigen Synodalverfaſſung eine Verände⸗ 
rung Statt fände, in welchem Falle dergleichen Vorkommenheiten der Entſcheidung der 
Patronen überlaſſen bleiben. 

8. 10. Von den Wohlthaten des Hoſpitals ſoll jeder ausgeſchloſſen werden, 
der — 1) wegen eines groben Laſters ſich der ſchlechten Anwendung derſelben 
ſchuldig machen würde; 2) wer ein Vermögen von mehr als 100 Thlr. beſitzt, ohne 
dabei gebrechlich oder mit irgend einem Leibesſchaden behaftet zu ſein; 3) wer noch 
verheirathet iſt; 4) wer nicht in der Stadt Daber und in den Gütern Weitenhagen, 
Wuſſow, Meſow, Farbezin, Schönau und Maldewin, nebſt den gegenwärtig dazu 
belegenen Ortſchaften anſäſſig geweſen iſt. Zu Wuſſow gehören nämlich Schloißin 
und Kl. Benz; zu Maldewin: — Höfenberg, Bernhagen und Schönwald. Es bleibt 
jedoch bei der nunmehr bevorſtehenden Ausdehnung dieſer wohlthätigen Anſtalt den 
zeitigen Patronen überlaſſen, auch die Einwohner von Hoffeld, Roggow, Salmow, 
Braunsberg, Daber Gut, Gr. Benz und Daberkow daran Antheil nehmen zu laſſen 
und ſie dazu in Vorſchlag zu bringen. 

8. 11. Da dieſes Inſtitut urſprünglich nur für alte ohne ihre Schuld ver⸗ 
armte und gebrechliche Perſonen beſtimmt iſt, ſo muß es demſelben gleich viel gel⸗ 
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ten, ob Perſonen von dieſer Beſchaffenheit männlichen oder weiblichen Geſchlechts 
ſind, und können dieſelben bei eingetretener Vacanz gegen Erlegung des Receptions⸗ 
geldes, welches ſich auf 10 Thlr. belaüft, ohne Unterſchied des Geſchlechts aufge⸗ 
nommen werden. Den Antheil, den die Prövener bisher von dem Receptionsgelde 
erhielten, ſoll künftig der Kaſſe anheim fallen, ſobald dieſe nämlich die erhöhten 
Penſionen zahlen wird. 

8. 12. Es könnte der Fall eintreten, daß eine Perſon ſich bei vorkommender 
Vacanz zur Reception qualificirt und ganz ohne ihre Schuld außer Stande wäre, 
das gewöhnliche Receptionsgeld zu erlegen. Eine ſolche Perſon ſoll dennoch recipirt 
und ihr die Penſion, von dem Receptionstermine an gerechnet, ſo lange zurückbe⸗ 
halten werden, bis das gewöhnliche Receptionsgeld berichtigt iſt. 

$. 13. Zur Reception eines Hofpitaliten geben alle Patronen, d. h. alle Herren 
v. Dewitz, die an der Adminiſtration der milden Stiftungen in Daber unmittelbar 
Theil nehmen, ihre Zuſtimmung, nachdem die Competenten ſich bei Erledigung einer 
Stelle bei dem Senior der Patronen gemeldet und dieſer das zu erwählenden Mit⸗ 
glied des Hoſpitals den übrigen Herren in Vorſchlag gebracht hat. Dies gilt von 
der einen Hälfte der aufzunehmenden Hoſpitaliten, welche in der Stadt Daber an⸗ 
fällig fein müſſen. Die andere Hälfte fol aus den Einwohnern der übrigen 8. 10 
genannten Ortſchaften und zwar ſo erwählt werden, daß wechſelsweiſe ein Mitglied 
aus der Stadt und ein Mitglied vom Lande von den Patronen wechſelsweiſe in 
Vorſchlag gebracht werde, und es ſoll den übrigen Wahlberechtigten darüber nur 
ein votum negativum zuſtehen, d. h.: die Aufnahme des von ihrem Mitpatron ge⸗ 
wählten Hoſpitaliten nicht anders verſagen, als wenn derſelbe die 8. 10 angeführten 
Eigenſchaften an ſich hätte, und ſchon deswegen überhaupt von der Anſtalt removirt 
werden müßte. Die Wahl der Hoſpitaliten wird alſo in folgender Ordnung ge⸗ 
ſchehen: — 1) Ein Mitglied aus Weitenhagen, von dem Herrn Major v. Dewitz 
gewählt. 2) Ein Mitglied aus der Stadt Daber von dem Senior der Patrone in 
Vorſchlag gebracht und von dieſem mit ſämmtlichen Patronen gemeinſchaftlich ge⸗ 
wählt. 3) Ein Mitglied aus Wuſſow c. p. gewählt von dem Herrn Hauptmann 
v. D. 4) Wie ad 2. 5) Ein Mitglied aus Meſow, gewählt von dem Hrn. Lieute⸗ 
nant v. D. daſelbſt. 6) Wie ad 2. 7) Ein Mitglied aus Farbezin, gewählt von 
dem Hrn. Landſchafsrath v. D. 8) Wie ad 2. 9) Ein Mitglied aus Maldewin 
c. p. gewählt von dem Hrn. v. D. daſelbſt. 10) Wie ad 2. 11) Ein Mitglied 
aus Schönen, gewählt von dem Gutsbeſitzer daſelbſt. 12) Wie ad 2. — In ſtrei⸗ 
tigen Fällen wird die Mehrheit der Stimmen entſcheiden. Wären die Stimmen 
der Zahl nach gleich, ſo wird das votum des Seniors entſcheiden. 

8. 14. Sollte in obgedachten 6 Gütern eine ſolche Veränderung vorgehen, 
daß eins oder das andere davon an mehrere Beſitzer, ja wol gar an eine ganze 
Gemeinde kaüflich überlaſſen würde, fo möchte das Patronatrecht nicht füglich damit 
vereinbar ſein, und bei nicht mehr Statt findender Theilnahme an der Admini⸗ 
ſtration des Hoſpitals auch das votum bei der Wahl eines Hoſpitaliten ceffiren. 
Die Bewohner eines ſolchen Dorfs kommen alsdann aber in denſelben Fall, wie 
die am Ende des 8. 10 bemerkten Dorfſchaften, die nach Billigkeit an den Wohl⸗ 
thaten des Hoſpitals Theil nehmen können. 

8. 15. Zum Paragraphen 11 wird noch nachträglich feſtgeſetzt, daß man 
bei Wiederbeſetzung einer vacanten Stelle im Hoſpital vorzüglich auf In⸗ 
validen, die im Dienſte des Vaterlandes verſtümmelt wurden und unbemittelt ſind, 
Rückſicht nehmen will. 
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8. 16. Jeder Hofpitalit, der überwieſen wird, daß er durch einen laſterhaften 
Lebenswandel das Beneficium ſchlecht angewendet, ſoll von 3 zu 3 Monaten zwei 
Mal gewarnt werden, und bei nicht erfolgter Beſſerung die Wohlthaten des Hoſpi⸗ 
tals verlieren. 


8. 17. Um hierin recht ſicher zu gehen, werden bei der Beſtimmung der 
Aufnahme immer die Atteſte der Ortsobrigkeit und des Predigers über die Mora⸗ 
lität des vorgeſchlagenen Mitgliedes den Patronen zur Prüfung communicirt, die 
dann in die Aufnahme conſentiren, oder ſie, mit Gründen belägt, verwerfen. Der 
Superintendent der Daberſchen Synode ſoll die ſpecielle Auſſicht über die Moralität 
der wirklich recipirten Hoſpitaliten führen und dafür verantwortlich ſein, daß dieſe 
die Beneficien nicht zweckwidrig anwenden. 


8. 18. Gedachter Superintendent ſoll die Prediger der Daberſchen Synode 
verpflichten, über die gute Aufführung der Hoſpitaliten zu wachen und von deren 
etwaigem unmoraliſchem, den Zwecken dieſes Inſtituts zuwiderlaufendem Lebens⸗ 
wandel, ſowie auch von deren etwaiger Verheirathung, oder ihrem Abſterben aus 
ihren Parochien pflichtmäßige Anzeige machen. 


8. 19. Es könnte nämlich wol geſchehen, daß ſich ein Hoſpitalite noch ver⸗ 
heirathen wolle. Weil dies dem Zwecke des Inſtituts zuwider iſt, indem die Beue⸗ 
ficien deſſelben dadurch auf Perſonen übertragen werden, die ſich zum Genuſſe der⸗ 
ſelben nicht eignen, fo ſoll eine ſolche Verheirathung auch den Verluſt dieſer Wohl⸗ 
thaten nach ſich ziehen, es ſei denn, daß eine ſolche Perſon, welche dieſelben genießt, 
mit einem Leibesſchadeu behaftet wäre, und ſich die nothwendigen Lebensbedürfniſſe 
durchaus nicht ſelbſt erwerben könnte. 


8. 20. Die Zahl der Hoſpitaliten, welche ſich gegenwärtig auf 6 belaüft, 
kann ſogleich noch nicht wieder auf 12 gebracht werden; ſie ſoll aber mit Rückſicht 
auf die übrigen Ausgaben in dem Verhältniſſe zunehmen, als der Zuſtand der 
Kaffe ſich verbeſſert, und ſich nicht blos auf die Anzahl von 12 Hoſpitaliten be⸗ 
ſchränken. 


8. 21. Folgende Überſicht wird dazu dienen, den gegenwärtigen Zuſtand 
der Hoſpitalkaſſe kennen zu lernen. Es hat nämlich nach einer 6jährigen Fraction 
von 1806— 1812 betragen die — 


Einnahme Ausgabe 
A, In, & 
1. An Pacht von den 3 Hoſpi⸗ 1. An Gehältern % 9 4 
e n eee nämlich: dem Superinten⸗ 
nach Abzug der vom Hoſpi⸗ denten pro Viſitatione 6 


tal mit Thlr. 24. 5. 4. ge⸗ 1 0 
zahlten Contribution. 47 . 18. 8 10 Kung F dich 
1 


2. Grundgeld von einer Büd⸗ 9 
desk 2.16. 2 hire dem Rector 32 


Thlr. dem Cantor 28 Thlr 
3. Pacht von den Hufen auf 7 PH 
der Daberſchen Feldmark. 183. 5 ae . * 3 
4. Pacht von den Gärten und Wiiaees äh: 
Feldkavenn . Se 2. An 7 Hoſpitaliten à 7. 5. 4. 50 . 130. 4 
Zu übertragen. . 241. 20. 8 Zu übertragen 226. 13 4 


E 


E 
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1 RK Gr 4 1 RB F. 4 
Übertrag. . 241 . 20. 8 Übertrag. . 226 13 4 
5. Zinſen von 38831, Thlr. 3. Zuſchuß zur Heizung auf 5 
ee)) 158. 18. 6 fehlende Hoſpitaliten a 4.4. 20 20 — 
6. Einnahme insgemein 5 — — 4. Zinſen v. 380 Thlr. Schulden 19 — — 
3 5. Schulgeld für arme Kinder 
aus Beneficien 37. 20 
6. Baukoſten excl. der zum Neu⸗ 
bau angekauften Mate⸗ 
edle ee 36.16 — 
7. Ertraordinaire Ausgaben . 41. 1. 8 
Summa der Einnahme 405 . 15 2 Summa der Ausgabe 381. 23. — 


Es mußte alſo ein Überſchuß von Thlr. 23. 16 Gr. 2 Pf. in Kaſſa fein. 


$. 22. Da die nothwendigſten Lebensbedürfniſſe der Regel nach immer höher 
ſteigen, und die Hofpitaliten auch wegen der Hausmiethe und der genoſſenen Acciſe⸗ 
ſreiheit entſchädigt werden müſſen; ſo ſoll ihnen von dem Zeitpunkte an gerechnet, 
da ſie ſämmtlich ihr anderweitiges Unterkommen gefunden haben, monatlich eine 
Unterſtützung von 1 Thlr. 12 Gr. in gutem Gelde verabreicht werden, da ſie ſonſt 
nicht die Hälfte dieſer Summe erhalten haben. Dagegen ſollen alle, außer den 
gewöhnlichen Prövengeldern, ihnen bisher gezahlten Kleinigkeiten, z. B. Holzgeld, 
Biergeld und ihr Antheil am Neceptionsgelde bei der Aufnahme der Novizien durch⸗ 
aus wegfallen und der Kaſſe berechnet werden. 


8. 23. Nach dieſen Beſtimmungen würde für die nächſten Jahre der Zuſtand 
der Kaſſe etwa folgender ſein: 

Die Einnahme könnte nicht anders, als durch die beſſere Benutzung der 
Schönwaldſchen Bauerhöfe und beſonders durch die gänzliche Entſagung von allen 
Bauten und Reparaturen, welche die Kaſſe bisher für dieſe Höfe übernommen hat, 
erhöht werden und würde ſich bis dahin noch belaufen, wie oben auf 

Thlr. 405. 15. 2 

II. Die Ausgabe aber, nach folgender Specification, auf „ 380. — — 

Mithin wäre noch baarer Überſchuß. . „ 25. 15. 2 
Die Ausgabe ſtellt ſich nämlich fo: — 1) Gehalt der Geiſtlichkeit und der 
Schullehrer 149°/, Thlr., dem Proviſor 26 ¼ Thlr., 2) Au 8 Hoſpitaliten Benfion 
-a 18 Thlr. 144 Thlr. 3) An Zinſen würden nach dem Verkauf des Bauholzes ꝛc. 
mit 19 Thlr. auf das Schuldkapital von 380 Thlr. wegfallen. 4) An Schulgeld 
für arme Kinder und Beneficien an Hausarme 40 Thlr. 5) An extraordinäre Aus⸗ 
gaben, incl. Reparaturen, die durch die Bewährungen um die Hoſpitalgärten und 
um den Armenkirchhof veranlaßt würden 20 Thlr. Der Vorſchuß, welchen die 
Kirche der Hoſpitalkaſſe geleiſtet hat, und welcher ſich auf 343 Thlr. 8 Gr. belaüft, 
kann theils durch die Annahme der Baumaterialien und dann auch durch die Rückſtände 
der Hufenpächte gedeckt werden. 
8. 24. Wenn ein Prövener mit Tode abgeht, fo fol deſſen Erben für den 
Monat, da der Todesfall erfolgt iſt, als ein Beitrag zu den Beerdigungskoſten die 


) Gegen das Jahr 1804 hatte ſich das Kapitalvermögen um 415 Thlr. vermindert, 
vermuthlich dadurch, daß die Pächter der Kircheu⸗ und Hoſpitalhufen durch rechtskräftiges 
Appellations⸗Erkenntniß des Oberlandesgerichts zu Stettin eine Vergütigung für die in den 
Kriegsjahren 1805 —1809 geleiſteten Lieferungen erſtritten hatten. 
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volle Penſion mit 1 Thlr. 12 Gr. gezahlt werden. Sollte dieſer Todesfall ſich fünf 
oder noch wenigere Tage vor dem Ablauf des Monats ereignen, ſo wird noch für 
den folgenden Monat die volle Penſion gezahlt. 
So geſchehen zu Weitenhagen den 1. November 1813. 
(Folgen die Unterſchriften der oben genannten vier Patronatsherren v. Dewitz). 
Vorſtehende von den Patronen des Hoſpitals zu Daber für daſſelbe entworfene, 
neüe Statuten, werden von der unterzeichneten Königl. Regierung, mit Ausſchluß 
der 88. 6 und 7, in allen Punkten genehmigt, bei welchen beiden die darin beab⸗ 
ſichtigten Veränderungen ohne Conſens der Königl. Regierung zu keiner Zeit vor⸗ 
genommen werden können. 
Stargard den 27. November 1813. 
(L. S.) 
Polizei⸗Deputation der Königl. Preuß. Regierung von Pommern. 


Es gab vor der Stadt zwei Friedhöfe, der größere, welcher von der Kirche 
und der, oben ſchon erwähnte, kleinere oder Armenfriedhof, der von der Hoſpital⸗ 
kaſſe unterhalten wurde. Auf dem letztern, dem kleinen Friedhofe, wurden die Leichen 
von dem dicht vor der Stadt liegenden Gute, dann auch die von der Burgfreiheit 
und die mit Tode abgehenden Hoſpitaliten beerdigt. Nun wurde aber die ſ. g. 
Freiheit mit der Stadt vereinigt und das Hoſpitalgebaüde von St. Spiritus nicht 
wieder hergeſtellt, indem die Hoſpitaliten von Michaelis 1814 ab in der Stadt 
wohnten, und für die Einbuße der freien Wohnung mit Geld entſchädigt wurden. 
Unter dieſen Umſtänden beſchloſſen die Patrone, zur Erleichterung der Hoſpitalkaſſe, 
welche den kleinen Friedhof rund umher mit ziemlich bedeütenden Koſten in Bewäh⸗ 
rung zeither unterhalten mußte, daß alle Leichen von der ganzen, nunmehr ver⸗ 
einigten Stadtgemeinde auf dem allgemeinen großen Stadtfriedhofe beerdigt, der 
kleine Begräbnißplatz hingegen geſchloſſen und wegen der auf demſelben befindlichen 
Grabmäler noch wenigſtens 20 Jahre in Bewährung gehalten werden ſolle. Der 
Magiſtrat von Daber, um ſeine Meinung befragt, erklärte ſich in dem Berichte vom 
15. September 1814, mit der getroffenen Maßregel einverſtanden, inſofern die 
Leichen von Armen auch auf dem größern Stadtfriedhofe zu denſelben ſehr mäßigen 
Gebühren beerdigt würden, welche für eine Grabſtelle auf dem kleinen Begräbniß⸗ 
platze erhoben worden ſeien. Dieſe betrugen nämlich für eine erwachſene Perſon 
4 Gr. und für eine Kinderleiche 2 Gr. 

Nach Inhalt des Separationsreceſſes vom 22. Februar 1814, welcher zwiſchen 
dem Beſitzer des Gutes Daber, den piis corporibus, dem Magiſtrat und den 
bürgerlichen Eigenthümern der Stadtgemeinde errichtet worden, beſitzt das Hoſpital 


Mg. Ruth. 

1) An urbarem Acker einen Flächeninhalt von. . . . . 768 . 142 
wovon die zur Erweiterung des Armenfriedhofes ausge⸗ 

ſez enn 36 

abgehen, und alfo an urbarem Acker verbleiben. . 768. 104 

2) An Wieſen beſitzt das Hoſpitaaalal. 2325 146 

3) Und an Weide 3 20 


Daher Geſammt⸗Areal der Hoſpital⸗Grundſtücke . 825. 90 


Im Jahre 1821 gingen die Patrone ernſtlich mit dem Gedanken um, die 
Hoſpital⸗ und die Kirchen⸗Ländereien in Erbpacht auszuthun. Sie ließen daher 
durch die vereidigten Boniteure der Landſchaft, den Gutsbeſitzer Kannenberg, von 
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Daber, und den Schulzen Ahlmann, aus Braunsberg, Ertrags⸗Anſchläge anfertigen. 
Dieſelben unterzogen ſich dem Auftrage im Monat Mai 1821. 


Mit Bezug auf den Hoſpital⸗Acker bemerkten fie — 1) daß das Dreſcherlohn 
bei den ſämmtlichen Kornarten auf den 20ſten Scheffel zu beſtimmen, indem keine 
dienſtpflichtigen Arbeiter vorhanden ſind, und alſo das Dreſchen des Korns von 
ſtädtiſchen Tägelöhner zu bewerkſtelligen iſt, welche in der Regel nicht für ein ſo 
geringes Lohn wie die Arbeitsleüte auf Gütern Dienſte leiſten, — 2) daß zur Be⸗ 
ſtellung des über 200 Scheffel Ausſaat enthaltenden Ackers, im Fall ſolcher an 
Einen Pächter vererbpachtet würde, wenigſtens 6 Pferde und 16 Ochſen, desgleichen 
3 Knechte, 2 Jungen und 4 Mägde erforderlich wären, indem dieſer Acker ein für 
ſich beſtehendes Gut nicht iſt und keine Arbeitsleüte oder Tagelöhner hat, die in 
Rückſicht ihrer freien Wohnungen und der in Nutzung habenden Gärten unentgeld⸗ 
liche Dienſte leiſten müſſen, und daß — 3) zu den Arbeiten in den Arnten 3 männ⸗ 
liche und 3 weibliche fremde Perſonen zu veranſchlagen ſeien, indem das eben er⸗ 
wähnte Geſinde allein die Arnte⸗Arbeiten nicht beſtreiten kann. Von den Wieſen 
haben die Boniteure nichts zum Ertrage gebracht, indem dieſelben, in Bruchwieſen 
beſtehend, nur einen ſehr geringen, zum Unterhalt des Zugviehes nicht einmal hin⸗ 
reichenden, Bedarf liefern. Von Gärten und Wurthen war auch nichts zu veran⸗ 
ſchlagen, da dergleichen nicht vorhanden. So heißt es in dem Ertrags⸗Anſchlage, 
obwol aus dem Obigen bekannt, daß ſowol bei St. Spiritus, als bei St. Jürgen 
je 2 Gärten waren. Da nun der Acker in 3 Feldern belegen iſt und auch fo 
genutzt wird, ſo treffen auf jedes dieſer drei Feldern 256 Mg. 34%, Ruth., wovon 
der Netto⸗Ertrag in nachſtehender Art ermittelt iſt: — 

Thlr. Sgr. Pf. 
1) An Roggen, in Körnern 295 Sch. 6% Mtz. à 22 Sgr. 6 Pf. 221 16 710 
2) „ Gerſte, „ a RT e, eee ee ene 0 15, 2 
%% fen , 1 236 „ 3 Eee eee 98 12 4 
4) „ Erbſen „ 5 e ZerD SER een 3 11 1 

Dazu Ertrag: 

5) Vom Rindvieh, von dem bei dem geringen Heügewinn nur 26 Haupt 


gehalten werden können eee eee A ni Tr 
6) Von den Schafen, davon auch nur 180 Stück zu halten find. so; 60 — — 
7) „ „ Schweinen kommen, nach der Winterſaat berechnet, in f 
IE ee ee a en en nl, 8 6 310. 
Stn ee . 596 2 4 


Hiervon kommt in Abzug: f 
Geſindelohn, Speiſungskoſten des Geſindes, Lohn für fremde Arbeiter 
und deren Beköftigung, Ankauf von Heü fürs Vieh, Inſtandhaltung 
der Ackergeräthſchaften ꝛc., Alles in Allem gerechnet zu 314 12 6 
Mithin bleibt reiner Ertrag von ſämmtlichem Ackeeeeee er 281 19 10 


Wenn dieſer auf die 18 Hoſpitalhuſen vertheilt wird, fo treffen auf eine jede 
derſelben 15 Thlr. 19 Sgr. 9 Pf. als jährlicher Ertrag. Es hat aber die Verzeit⸗ 
pachtung der 14 St. Spiritus⸗ und der 4 St. Jürgenhufen nach 94jährigem Durch⸗ 
ſchnitt von Michaelis 1734 bis dahin 1828 einen jährlichen Pachtertrag von 5 Thlr. 
21 Sgr. pro Hufe gegeben, was alſo ca. 10 Thlr. weniger iſt, als der Anſchlag 
nachgewieſen hat. In der Periode aber von Michaelis 1812 bis dahin 1828 waren 
die 18 Hoſpitalhufen für 183 Thlr. 6 Sgr. 10 Pf. verpachtet, mithin beinahe 
100 Thlr. weniger, als der Anſchlag. Dagegen ſtieg der Pachtertrag in der 
Periode von Michaelis 1828 bis dahin 1834 plötzlich auf die ungewöhnlich hohe 

Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. v. 57 
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Summe von 402 Thlr. 27 Sgr., oder 22 Thlr. 11 Sgr. 6 Pf. für jede der 18 
Hoſpitalhufen. 


Im Jahre 1832 traten die Pächter der Daberſchen Kirchen⸗ und Hoſpital⸗ 
Ländereien, 66 an der Zahl, mit dem erneüerten Wunſch hervor, dieſe Ländereien 
von Trinitatis an in Erbpacht zu nehmen. Patronat und Proviſorat mußten ih 
die Frage vorlegen, — ob es im Intereſſe der milden Stiftungen liege, auf eine 
Erbverpachtung der in Rede ſtehenden Ländereien einzugehen, oder ob es für die⸗ 
ſelben vortheilhafter ſei, die Zeitpacht fortdauern zu laſſen. Dieſe Frage wurde in 
einer Denkſchrift vom 7. November 1832 erörtert, wie folgt: — 


Nach einer langjährigen Erfahrung hatte ſich die Überzeugung aufdringen 
müſſen, daß, unter welchen geſchärften Bedingungen eine Zeitpacht eingegangen 
wird, es doch unmöglich iſt, große Mißbraüche zu vermeiden. Der Haupt⸗ 
grund liegt darin, daß unter den Pächtern ſich viele Beſitzer eigenthümlicher Grund⸗ 
ſtücke befinden, die blos deshalb pachten, damit ſie das von den gepachteten Hufe n 
gewonnene Stroh verkaufen und den gemachten Dünger ihren eigenen Ländereien 
zuführen können. Auf dieſe Weiſe verbeſſern ſie den eigenen Acker in eben dem 
Maße, als ſie den Pachtacker verſchlechtern. Nach Ablauf der Pachtjahre laſſen der⸗ 
gleichen Pächter die inne gehabte und ausgeſogene Pachthufe fahren und ſuchen 
durch einen übermäßig geſteigerten Pachtzins den fleißigen Pächter, deſſen Hufe in 
guter Kultur iſt, heraus zu drängen, um die nämliche Procedur zu wiederholen, 
wodurch zuletzt die Ertragsfähigkeit des Bodens ganz erſchöpft werden muß. Kein 
geſetzliches Zwangsmittel, keine anderweitige geſchärfte Maßregel kann den Unfug 
ſteüern, weil es dem Eigenthümer nicht inhibirt werden kann, über die von ihm 
gewonnenen Produkte zu verfügen und eine Sonderung von dem, was er auf ſeinem 
eigenen und dem Pacht⸗Acker erzeügt hat, rein unmöglich iſt. Das Ausſchließen 
der Eigenthümer von der Pachtung iſt nicht wol zuläſſig, weil dadurch die Con⸗ 
currenz geringer wird, der wohlhabendere Theil der Bewerber ausſcheidet, und dar⸗ 
aus höchſt wahrſcheinlich ein ſo niedriger Pachtzins herbei geführt werden würde, 
daß die laufenden und feſtgeſtellten Ausgaben nicht beſtritten werden könnten. Wie 
der Ertrag der Ländereien der milden Stiftungen in Bezug auf die Hoſpitalhufen 
ſeit 1734 und bis 1828 geweſen, iſt oben gezeigt; wird auch die letzte Pachtperiode 
bis 1834 hinzugefügt, ſo erhöht ſich nach der daraus gezogenen 100 jährigen Fraction 
der Ertrag für eine jegliche Hufe nicht allein der Hoſpital⸗, ſondern auch der 
Kirchen⸗Ländereien auf nicht mehr als 6 Thlr. 2 Sgr. 


Zur Ergänzung der obigen Nachweiſung über die Geldpächte der 18 Hoſpital⸗ 
hufen ſei noch bemerkt, daß dieſelben eine lange Reihe von Jahren hindurch, nämlich 
von 1734 bis 1766 nur 53 Thlr. betragen haben; dann ſchwankten ſie von 1767 
bis 1798 allmälig ſteigend zwiſchen Thlr. 55. 20. 7¼ Pf. und Thlr. 98. 11. 
10% Pf., darauf in der Periode bis 1809 ſtets ſteigend zwiſchen Thlr. 104. 5. 
7½ Pf. und Thlr. 200. 20 Sgr., fielen aber wieder bis Michaelis 1812 auf Thlr. 
140. 17. 6 Pf., worauf bis 1828 der oben erwähnte Zuſtand eintrat, vermittelſt 
deſſen in dem Verpachtungstermin zu Michaelis 1828 durch Überbieten der Pacht⸗ 
luſtigen ein, von den bisherigen Erfahrungen völlig abweichendes Pachtquantum 
von über 400 Thlr. erzielt wurde. 

Patrone und Proviſoren des Hoſpitals waren der Anſicht, daß für die künf⸗ 
tigen 100 Jahre kein größeres Reſultat zu erwarten ſei, als das abgelaufene Jahr⸗ 
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hundert gewährt habe, weil die erwähnten hemmenden Urſachen bei einer fortzu⸗ 
ſetzenden Zeitverpachtung ewig die nämlichen bleiben würden. Aus dieſer Dar⸗ 
ſtellung der beſtehenden Verhältniſſe glaubten Patrone und Proviſoren den Beweis 
geführt zu haben, daß eine Erbverpachtung der fortzuſetzenden Zeitpacht jedenfalls 
vorzuziehen ſei. 

Es entſtand nun die andere Frage: — Ob die von den Zeitpächtern ge⸗ 
machten Anerbietungen annehmbar ſeien oder nicht. 

Sie hatten für jede der 44 Kirchen⸗ + 18 Hoſpital⸗ = 62 Hufen ein Erb⸗ 
ſtandsgeld von 150 Thlr., alſo für alle 9300 Thlr., und für die kleinen Parcelen 
der Kirche, 2½ Würdeländer, 100 Thlr. geboten, mithin überhaupt 9400 Thlr. 
Wird dies Kapital zu 4 Pret. belegt, fo trägt es jährlich. . . Thlr. 376 — 

Ferner wollten ſie einen jährlichen Natural⸗Canon von 10 Sch. 

Roggen für jede Hufe, und 6 Sch. 10%, Me. für die kleinen Par⸗ 
zelen geben, daher im Ganzen 626 Sch. 10% Mtz. Unbedenklich wür⸗ 
den ſie ſich dazu verſtehen, daß der Preis des Roggens nach dem 
Preiſe der Martini⸗Marktwoche zu Stettin alljährlich normirt und 
in baarem Gelde abgeführt werde. Nimmt man einen 30jährigen 
Durchſchnittspreis deſſelben zu 1 Thlr. 10 Sgr. an, ſo müßten ſie 
jährlich zahlen enen err.“ 83420 

So daß mithin die Einnahme der milden Stiftungen. . . Thlr. 1210, 20 
betragen würde, was für jede Hufe ca. 19 Thlr. 10 Sgr. ausmacht, und inſonder⸗ 
15 1 die 18 Hoſpitalhufen ein jährliches Einkommen von 354 Thlr. in Aus⸗ 
icht ſtellte. " 

Außer den Ertragsberechnungen der landſchaftlichen Boniteure vom Jahre 
1821 hatte fünf Jahre ſpäter der Oconomie⸗Commiſſarius Rohlwes einen Ertrags⸗ 
Auſchlag der Ländereien der frommen und milden Stiftungen angefertigt, dabei 
aber einen höhern Roggenpreis zum Grunde gelegt, als bei dem vorſtehenden Erb⸗ 
pacht⸗Ertrage angenommen iſt. Reducirt man in dem Rohlwesſchen Ertrags- 
Anſchlage den Sch. Roggen auch zu 1 Thlr. 10 Sgr., ſo wird der Ertrag der 
Kirchenhufe auf Thlr. 16. 25. 10 Pf. und derjenige der Hoſpitalhufe auf Thlr. 
15. 21. 9 Pf. zu ſtehen kommen. In beiden Fällen überſteigt das Gebot der 
Pächter die Ertragsberechnungen nicht unbedeutend und es überſteigt nicht minder 
den Ertrag der Pachtgefälle in den letzten 12 Jahren von 1820 bis 1832, welcher 
nach gezogener Fraction Thlr. 16. 12. 3 Pf. für die Hufe beträgt, worauf nach 
der Inſtruction vom 1. Juni 1823 wegen Erbverpachtungen Rückſicht genommen 
werden ſoll. Außerdem hatten ſich die Pächter zu der jährlichen Abgabe von 
1 Sch. Roggen als Meßkorn pro Hufe an den Prediger, welches zwar in dem 
Anſchlage der Boniteure, nicht aber in den Rohlwesſchen Berechnungen in Abzug 
gebracht worden, ſo wie dazu erboten, daß fie neben der Special⸗Hypothek auf die 
Erbpachtgrundſtücke noch in solidum ſowol für die Zahlung des Erbſtandsgeldes 
als auch für die Berichtigung des jährlichen Canons haften wollten. Dieſes letzte 
Anerbieten mußte für das Intereſſe der milden Stiftungen um ſo wichtiger erachtet 
werden, weil für dieſelben daraus in Gegenwart und Zukunft eine größere Sicher⸗ 
heit erwuchs. Nachdem auch hierbei der wahre Vortheil der milden Stifungen ge⸗ 
wiffenhaft und aufs reiflichſte erwogen worden, waren Patronat und Proviſorat 
einftimmig der Meinung, daß auf die Vererbpachtung der fraglichen Ländereien 
unter den gemachten Offerten einzugehen ſei, ohne die vorſchriftsmäßige Licitation 
zu veranlaſſen. Eine ſolche Licitation würde, davon waren Patronat und Proviſorat 
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überzeügt, keinen günſtigern Erfolg haben. Von Auswärts ſei, ſo meinten fie, 
kein Liebhaber zu erwarten, weil der Aufbau neüer Gebaüde und die Anſchaffung 
der Inventarienſtücke, das Unternehmen ſehr koſtbar macht. Ohnehin iſt eine der⸗ 
artige Coloniſirung nicht zu wünſchen, weil in der Regel die beiden erſten Beſitzer 
dabei zu Grunde gehen und die milden Stiftungen dadurch in unangenehme Wei⸗ 
terungen gerathen können. Es würde daher nur eine Concurrenz unt er den In⸗ 
heimiſchen Statt finden und dies waren die nämlichen Pächter, die jene aunehm⸗ 
baren Offerten gemacht hatten. Könnten auch einzelne Hufen höher ausgebracht 
werden, ſo würden dagegen andere Hufen, die in der Kultur geſunken ſind, weit 
weniger bringen und das endliche Reſultat zuverläſſig ſchlechter ausfallen. Es 
würde dann aber auch bei der Licitation der einzelnen Hufen die ſolidariſche Ver⸗ 
tretung wegfallen, auf welche das größte Gewicht zu legen war. 

Endlich war nicht in Abrede zu ſtellen, daß, nachdem das Intereſſe der milden 
Stiftungen durch die Vererbpachtung auf eine dauernde Weiſe zu erreichen war, 
auch der Wunſch lebhaft hervortreten mußte, dem precairen Zuſtande, in welchem 
ſich die bisherigen Pächter ſeit länger denn 100 Jahren befunden, ein Ende zu 
machen. Die Patrone raümten auch ihrer Seits ein, daß dieſe Pächter, zugleich 
Bürger der Stadt D., größtentheils ſehr arm ſeien, weder beſondere techniſche Ge⸗ 
werbe noch andere Nahrungsquellen gebe es in der Stadt. Sie ſeien daher auf Ackerbau 
und Viehzucht gewieſen, den ſie durch die Pacht der Kirchen- und Hoſpitallandungen 
erhalten. Je nachdem die Pachtzeit lang oder kurz iſt, ſind ſie auf ſo lange 
wenigſtens kümmerlich gegen Nahrungsſorgen geſchützt, bei jeder neüen Pachtperiode 
aber iſt die Sorge um die Exiſtenz deſto größer, weil aller Fleiß, den ſie an das 
gepachtete Grundſtück gewandt, durch Mißgunſt oder andere eigennützige Urſachen, 
wie weiter oben gezeigt wurde, in andere Hände übergeht. Daß hiernach unter 
den Pächtern kein Wohlſtand entſtehen kann, iſt eben ſo klar, als daß ſie es lebhaft 
wünſchen, in einen ſtabilen Zuſtand verſetzt zu werden; dazu kann ſie nur eine 
Erbverpachtung führen; und daher waren Patrouat und Proviſorat der Meinung, 
daß wenn das Intereſſe der milden Stiftungen mit dem Intereſſe der Pächter, wie 
es hier der Fall iſt, ſo glücklich vereinigt werden kann, alsdann die ſich darbietende 
Gelegenheit nicht ungenutzt bleiben dürfe. 

Es wurde demgemäß ein Entwurf zu dem Contract der Vererbpachtung vor⸗ 
gelegt. Die Erbpächter ſollten von Trinitatis 1834 an das vollſtändige erbliche 
Nutzungsrecht der ihnen in Erbpacht überlaſſenen Grundſtücke in Pauſch und Bogen 
und in demſelben Umfange erhalten, in welchem dieſes Recht von der Kirche und 
dem Hoſpitale ausgeübt worden. Was die Berichtigung des Erbſtandsgeldes 
betrifft, jo ſollte daſſelbe, nach der Offerte der Pächter in drei Terminen, nämlich 
1833, 1835 und 1836 jedes Mal zu Johanni und je mit / der Summe = 
3133¼ Thlr. baar erlegt werden. Der Körner⸗Canon ſollte, wie oben bemerkt, 
in Gelde nach dem Stettiner Martini⸗Marktpreiſe jedes Jahres jährlich auf 
Michaelis baar bezahlt werden. Es wurde ſeſtgeſetzt, daß dieſer Canon niemals 
durch Kapital⸗Zahlung abgelöſt werden könne. Das oben erwähnte Meßkorn ſür 
den erſten Prediger fand in dem Vertrags⸗Entwurfe ſeine Stelle. Die Erbpächter 
übernahmen alle gegenwärtigen und zukünftigen auf den Grundſtücken haftenden 
Staats- und Communal⸗Abgaben, alle Laſten und Leiſtungen in Friedens⸗ und 
Kriegszeiten, ohne Erlaß vom Canon beanſpruchen zu dürfen, auch ſämmtliche 
Unglücksfälle, ohne alle Remiſſion des Canons. Sollte der eine oder andere der 
Erbpächter auf den in Erbpacht überkommenen Grundſtücken Gebaüde errichten 
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wollen, ſo liegt demſelben ob, den Bau aus eigenen Mitteln ohne alle Beihülfe 
und Vergütigung von Seiten der Erbverpächter auszuführen, auch für die Unter⸗ 
haltung der Gebaüde zu ſorgen und dieſe bei der Landes⸗Feüer⸗Societät zu ver⸗ 
ſichern. Bei etwaigen Veraüßerungen behielten ſich Kirche und Hoſpital das Vor⸗ 
kaufsrecht vor. Wegen eines Laudemiums wurde nichts feſtgeſetzt. Was in den 
Contracts⸗Entwurf nicht aufgenommen wurde, weil es einen vorübergehenden Punkt 
betraf, war das Anerbieten der Pächter, dem zeitigen Adminiſtrator der milden 
Stiftungen auf deſſen Lebenszeit das ihm als Emolument bisher gezahlte Anweiſe⸗ 
geld mit Thlr. 10. 5. 10 Pf. jährlich zu zahlen, ohne daß irgend ein Abzug von 
dem Canon Statt finden ſolle. 

Der Plan einer Vererbpachtung der Ländereien der milden Stiftungen iſt 
nicht zur Ausführung gekommen aus Gründen, deren Mittheilung dem Artikel 
vom Kirchenweſen vorbehalten bleibt. 

Nach Ablauf der Pachtperiode im Jahre 1834 wurden die Hoſpitalhufen auf 
fernere 18 Jahre zu einem höhern Pachtzins verzeitpachtet wie je zuvor. Der 
Stand des Vermögens des Hoſpitals um dieſe Zeit ergibt ſich aus nachſtehender — 


ü berſicht der jährlichen Einnahmen und Ausgaben der Hoſpitalkaſſe. 
Zufolge Berichts der Patrone vom 24. März 1837. 


Einnahme. Ausgabe. g 

r N. * MS 

1. Zinſen v. 5693 Thlr. 10 Sgr. 1. An Gehältern. . 176. — — 

Kapital eh re. ala : 246. 20. — 2. „ 12 Hoſpitaliten à 18 Thlr. 216. — 
2. Rente von den 3 Bauer⸗ 3. Zu den Koſten der Inſtand⸗ 
höfen und einer Büdnerei haltung der Bewährung 
in Schönwald. lei Er des Hoſpitalgartens und 

3. Pacht für 18 Hufen und die des Armenkirchhofs .. 5. — — 
Feldkavel .. 456 6. — 4. Schulgeld für 25 arme Kinder 

4. Desgl. von den Gärten 5. — — à 1 Thlr. 2, Sgr. jährlich 27. 2. 6. 

5 _ 5. Beneficien für Hansarme . 20. — — 

1 5 6. Extraordnara . . . 15. — — 

Summa .. 784. 271. 1, Sunna; 459. 2. 6. 

Ausgabe mit Einnahme verglichen bleibt ein überſchuß von jährlich Thlr. 325. 25. 5 Pf. 


Bei dieſer günſtigen Vermögenslage des Hoſpitals faßten die Patrone den 
Beſchluß, von Weihnachten 1837 ab noch 2 Prövenſtellen à 18 Thlr. zu ſtiften 
und die Zahl der Armen⸗Kinder, für welche das Schulgeld gezahlt wird, um 5 zu 
vermehren. Es ſind alſo ſeit Weihnachten 1837, bezw. ſeit 1. Januar 1838 beim 
Daberſchen Hoſpital 14 Pröven⸗ und 30 Freiſchulſtellen fundirt. Die dadurch 
erhöhte Ausgabe beträgt Thlr. 36 + 5. 12. 6 Pf. — Thlr. 41. 12. 6 Pf., und 
es bleibt nach Abzug derſelben noch ein reiner Überſchuß von Thlr. 284. 12. 11 Pf., 
welcher dem Hoſpital⸗Vermögen zuwächſt. Zu der alſo erfolgten Erweiterung der 
Hoſpital⸗Stiftung gab die Königl. Regierung, von Oberaufſichtswegen, mittelſt 
Verfügung vom 12. April 1837, ſelbſtverſtändlich bedingungslos, ihre Zuſtimmung. 
Eben ſo geſchah es im Jahre 1839, als Patronat und Proviſorat für einen 11⸗ 
jährigen taubſtummen Knaben aus dem Gute Daber die Mittel zu deſſen Unter⸗ 
bringung in dem Privat⸗Taubſtummen⸗Juſtitut zu Quedlinburg gewährten. Für die 
Aufnahme in daſſelbe waren 10 Thlr. zur Unterhaltung eines Bettes und eine jährliche 
Penſion von 36 Thlr. erforderlich, die aus den Überſchüſſen der Hoſpitalkaſſe auf 
4 Jahre bewilligt wurde, da nach Ablauf dieſer Friſt die Ausſicht vorhanden war, 
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daß, bei eintretender Vacanz, der Taubſtumme in das Königl. Taubſtummen⸗Inſtitut 
zu Berlin Aufnahme finden werde. Sodann wurde, unter Genehmigung der Königl. 
Regierung vom 7. November 1843, einem Studioſus aus Daber eine jährliche 
Unterſtützung von 36 Thlr. während der drei Jahre ſeines Univerſitäts⸗Studiums 
aus den Mitteln des Hoſpitals bewilligt. Ferner beſtätigte die Königl. Regierung 
mittelſt Verfügung vom 8. October 1845 den Beſchluß der Patrone, wonach aus 
der Kaſſe der Hoſpitäler zum heil. Geiſt und zu St. Jürgen zur Beſoldung eines 
an der Daberſchen Stadtſchule anzuſtellenden 4 ten Lehrers ein jährlicher Zuſchuß 
von 50 Thlr. bis dahin gezahlt werde, wo die Zahl der Schulkinder ſich ſo ver⸗ 
mehrt haben wird, daß auch das Gehalt des neü anzuſtellenden Lehrers durch die 
eingehenden Schulgelder vollſtändig gedeckt werden kann. 

Was den Grundbeſitz des Hoſpitals betrifft, jo wurde der vor dem Teetzthore 
belegene St. Jürgengarten, von 76 Q.⸗Ruth. und 61 Q.⸗Fuß Inhalt, im Jahre 
1846, mittelſt Vertrags vom 2. December, dem Zimmermeiſter Struck gegen ein 
Erbſtandsgeld von 25 Thlr. und einen jährlichen Canon von 2½ Thlr. zu Erb⸗ 
pachtrechten verliehen, wozu die Königl. Regierung unterm 1. März 1847 die Be⸗ 
ſtätigung ertheilte, in Folge deren der Beſitztitel im Hypothekenbuch berichtigt 
worden iſt. 

Bei den allgemeinen Nothſtänden des Jahres 1847 bewilligten die Patrone 
des Hoſpitals 50 Thlr. aus den Baarbeſtänden der Kaſſe, um für die ärmeren 
Einwohner der Stadt Daber Saatkartoffeln anzuſchaffen. Die Genehmigung der 
Königl. Regierung zu dieſer Verwendung der Überſchüſſe erfolgte unterm 12. März 
1847. Die Bewilligung der Patrone war als ein Beitrag zu der Collecte anzu⸗ 
ſehen, welche bei der wohlhabendern Einwohnerſchaft der Stadt zur Abhülfe der 
Nothleidenden veranſtaltet worden war, da die Stadtverordneten jede Art von 
Unterſtützung aus Communalmitteln abgelehnt hatten. 

Das Patronat hatte im Jahre 1849 der Stadt Daber als Beihülfe zum 
Ankauf des Platzes für das neu zu erbauende Schulhaus ein zinsfreies Darlehn 
von 100 Thlr. aus der Hoſpitalkaſſe zugeſichert. Dieſe Bewilligung erhielt nicht 
die Genehmigung der Königl. Regierung, da dieſe Art der Verwendung von Hoſpi⸗ 
talgeldern dem in den Statuten vom 1. November 1813 bezeichneten Zweck der 
Stiftung nicht entſpricht. Die Abſicht des Patronats, der Stadt Daber eine Sub⸗ 
levation zu Theil werden zu laſſen, dürfte indeß, ſo meinte die Königl. Regierung 
in dem Beſcheide vom 31. Juli 1849, ohne mit den Statuten in Widerſpruch zu 
gerathen, ſich dadurch erreichen laſſen, daß einzelnen hülſsbedürftigen Einwohnern 
der Stadt, welche auf Koſten der Commune verpflegt werden müſſen, aus der 
Hoſpitalkaſſe eine laufende Unterſtützung gewährt und auf dieſe Weiſe der Stadt 
Daber, — die in der Vorſtellung des Proviſorats als „ſehr arm“ bezeichnet wurde, 
— eine Erleichterung verſchafft werde. 

Nachdem ſchon ſeit vielen Jahren die alten Schulraüme der Stadt Daber 
für höchſt mangelhaft und unzureichend erachtet worden waren, drang im Jahre 
1846 ſowol das Patronat, als auch die Königl. Regierung mit allem Ernſte dar⸗ 
auf, dem Bedürfniſſe endlich durch einen Neübau abzuhelfen; Magiſtrat und Stadt⸗ 
verordnete erkannten die Nothwendigkeit einer ſolchen zwar an, erklärten ſich jedoch 
ganz außer Stande, die dadurch entſtehenden bedeütenden Koſten allein aufzu⸗ 
bringen, und es veranlaßte daher die Königl. Regierung den Landrath v. Bismarck, 
über dieſe Angelegenheit ſowol mit den ſtädtiſchen Behörden, als mit dem Patronat 
der Kirche und der milden Stiftungen zu verhandeln, und insbeſondere das letztere 
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zur Bewilligung einer Beihülfe zu den Baukoſten zu vermögen. In Folge deifen, 
ließ ſich das Patronat in der Verhandlung vom 22. September 1847 bereit finden 
in die Zahlung einer Subvention von 1500 Thlr., und zwar zur Hälfte aus der 
Kirchenkaſſe und zur andern Halfte aus der Hoſpitalkaſſe zu conſentiren; da der 
Bau ſelbſt jedoch durch die Zeitverhältniſſe bis zum Jahre 1858 verzögert wurde, 
ſo unterblieb es bisher, die Einwilligung der Königl. Regierung zu der gedachten 
Beihülfe einzuholen, bis endlich im Laufe des Frühjahrs 1858 der Magiſtrat zu 
Daber die Auszahlung beantragte. Auf den vom Proviſorat gehaltenen Vortrag 
verſagte jedoch die Königl. Regierung, Abtheilung des Innern, mittelſt Verfügung 
vom 17. Juli 1858, ihre Genehmigung in Betreff der aus der Hoſpitalkaſſe zu 
gewährenden Beihülfe von 750 Thlr., weil die vorhandenen Fonds des Hoſpitals 
ſtatutenmäßig nur für Armenzwecke beſtimmt ſeien und denſelben nicht entfremdet 
werden dürften. Gegen dieſe Entſcheidung der Königl. Regierung bemerkten die 
Patrone in der Vorſtellung vom 8. November 1858, daß eine Stiftungsurkunde 
des Daberſchen Hoſpitals überhaupt nicht vorhanden ſei; nach der Matrikel von 
1598 ſei daſſelbe von ihren Vorfahren, den Herren v. Dewitz, fundirt — hierbei 
läßt ſich nach dem, was oben S. 438 angedeütet worden ein? machen, — und 
demgemäß auch das Patronat ſtets von der Familie Dewitz ausgeübt und die 
Beneficien des Hoſpitals nach freiem Ermeſſen der Patrone vertheilt 
worden. Die im Jahre 1813 entworfenen, von der Königl. Regierung beſtätigten, 
Statuten bezögen ſich nur darauf, daß die in Verfall gerathenen Hoſpitalgebaüde 
nicht wieder hergeſtellt werden, die Unterſtützungen der Hoſpitaliten vielmehr eine 
veränderte Geſtalt erhalten ſollten; dagegen enthielten dieſelben für die ſonſtige 
Verwendung der Revenüen fo wenig allgemeine Normen, daß vielmehr im §. 20 
die Vermehrung ausdrücklich davon abhängig gemacht worden ſei, daß die übrigen 
Aus ga ben eine ſolche ermöglichen; und der §. 21, wo dieſe Ausgaben, nach ein er 
6jährigen Fraction aufgeführt ſind, ergebe ſogar, daß etwa die Hälfte der Reve⸗ 
nüen des Hoſpitals nicht für Armenzwecke, ſondern für Kirchen⸗ und Schulzwecke, 
verwendet worden ſei. Daſſelbe Ergebniß liefern die Rechnungen der Hoſpitalkaſſe 
ſeit mehr als 100 Jahren und auch Brüggemann, II, 1, 292 führt an, daß aus 
dieſer Stiftung den Kirchen⸗ und Schulbedienten ein Theil ihres Gehalts gereicht 
werde, — (man vergl. oben S. 440, 441 den Auszug aus Brüggemanns Beiträgen). — 
Wenn nun eines Theils im Laufe der Zeit die Revenüen des Hoſpitals ſich ſo er⸗ 
heblich vermehrt haben, daß es nicht nur möglich geworden iſt, den daraus zu ge⸗ 
währenden Wohlthaten einen bedeütend größern Umfang zu geben, ſondern auch 
noch das Kapitalvermögen durch Erſparniſſe zu verdoppeln; wenn andrer Seits die 
Stadt Daber nur ein zur Beſtreitung der Gemeindebedürfniſſe ganz unzureichendes 
Kämmereivermögen beſitzt, die Gemeinde auch, bis auf einzelne wenige Ausnahmen, 
nur aus ganz unbemittelten Familien beſteht, ſo hätten ſie, die Patrone, um ſo 
weniger zweifeln dürfen, bei Bewilligung der in Rede ſeienden Unterſtützung ganz 
im Sinne und Geiſte der Stifter zu handeln, als für die Gemeinde, zur Deckung 
der Koſten des neüen Schulhauſes, nach Abzug der vom Patronate bewilligten 
1500 Thlr. immer noch eine Ausgabe von 4370 Thlr. zu beſtreiten bleibe. Die 
Stadt Daber hat ſich von jeher daran gewöhnt, in Zeiten der Noth aus den Fonds 
der Kirche und der milden Stiftungen Unterſtützung zu finden und iſt in ihrem 
Vertrauen darauf wol ſelten getaüſcht worden, da es dem Patronate ſtets eine hohe 
Befriedigung gewährt hat, die ſeiner Verwaltung anvertrauten Mittel, gewiſſenhaft, 
dem nach althergebrachter Obſervanz bemeſſenen Zwecke gemäß, zu verwenden; die 
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Patrone glaubten, dieſen Grundſatz auch im vorliegenden Falle nicht verlaſſen zu 
haben und würden es daher auf das Schmerzlichſte bedauern müſſen, wenn ſie 
höhern Orts gehindert würden, die von ihnen ertheilten Zuſicherungen zu erfüllen 
und wenn dadurch das ſeit Jahrhunderten beſtehende Vertrauen zwiſchen der Stadt 
und dem Patronate getrübt werden ſollte; ſie hofften deshalb zuverſichtlich auf die 
Gewährung ihrer Bitte, — „die Auszahlung einer Summe von 750 Thlr. aus 
der Hoſpitalkaſſe an den Magiſtrat, als Beihülfe zu den Baukoſten des neüen 
Schulhauſes zu genehmigen“. Am Schluß ihrer Vorſtellung bemerkten die Patrone 
noch, daß im Jahre 1860 eine anderweitige Verpachtung der Hofpital-Grunditüde 
bevorſtehe, wodurch eine nicht unerhebliche Steigerung der Revenüen in Ausſicht 
ſtehe, ſo daß die für das Schulhaus zu verausgabende Summe nach wenigen Jahren 
wieder erſetzt ſein werde. 

Nachdem die Königl. Regierung, Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen, 
die Erklärung abgegeben, daß ſie die nachgeſuchte Subvention von 750 Thlr. zu 
dem, inzwiſchen ausgeführten ſtattlichen Schulhauſe aus den dazu reichlich vor⸗ 
handenen Mitteln der Kirche bewilligen werde, ließ die Abtheilung des Innern des 
Collegiums ihre Bedenken fallen, und genehmigte mittelſt Verfügung vom 14. De⸗ 
cember 1858 die Verausgabung von 750 Thlr. auch aus Hoſpitalmitteln zu dem 
in Rede ſeienden Zweck, mit beſonderer Rückſicht darauf, daß dieſe Summe nur 
einen jährlichen Einnahme⸗Ausfall von ca. 30 Thlr. zur Folge haben werde, wo⸗ 
gegen der Überſchuß der Einnahme über die Ausgabe, zufolge der eingereichten 
Überſicht, 82 Thlr. 7 Sgr. betrage. Dies ergibt ſich aus nachſtehendem — 
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Einnahme. Ausgabe. 
5 4 Sr 
1. Zinſen von 2300 Thlr. Ren: 1. An Gehältern . 295. 15 
tenbriefen, welche das Hospital Und zwar: An die Prediger 
als Ablöſungskapital der Pacht⸗ 99 Thlr., den Schullehrer 126 
gefälle von den 3 Banerhöfen Thlr., den Küſter 42 Thlr., den 
in Schönwald erhalten hat. 93. 18. 9 Proviſor 51 Thlr., den Feld⸗ 
2. Grundgeld von der Büdner⸗ wächter 14), Thlr. 
ſtelle in Schönwald... 2. 20. — 2. An Hoſpitaliten . 324. — 
3. Hufenpacht von den Ländereien 3. Schulgeld für arme Kinder, . 32. 15 
in der Daberſchen Stadtfeldmark 482. 29. — 4 Beneficien und Armen unter⸗ 
4. Pacht von Gärten und Feld⸗ ſtützungen aller Art. 180. — 
kavel̃ „en ME. . 4 21. — 5. Bau: und Bewährungskoſten. 10. 15 
5. Zinſen von 9493 Thlr. 10 Sgr. 6. Unbeſtimmte Ausgaben 45. 15 
ausſtehender Kapitalien. . 373. 22. — 7. Zur Vermehrung des Kapital⸗ 
6. Unbeſtimmte Einnahmen. . 12. 16. 8 vermögens m. 82. 7 
Summa der Einnahme. 970. 7. — Summa der Ausgabe. 570. 7 


Aus Tit. 3 der Einnahmen geht hervor, daß die Ver zeitpachtung der 18 
Hoſpitalhufen einen um ca. 129 Thlr. böhern Ertrag gegeben hat, als 1832 bei den 
Berechnungen der damals in Ausſicht genommenen Vererbpachtung ermittelt wor⸗ 
den war; und aus Tit. 2 der Ausgabe, daß die Zahl der Pröwen von 14 auf 18. 
erhöht worden iſt. 


5 Bei der im Jahre 1860 erfolgten neüen Verpachtung der Hoſpital⸗Ländereien 
iſt auf Anordnung der Königl. Regierung von den entlegenſten Grundſtücken eine 
ee eee 402 Mg. 139 Ruth. 


zuſammenhangende Fläche von 
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an Einen Pächter, den Thierarzt Schmid, von Daber, verpachtet worden, der die⸗ 
ſelbe als ſelbſtändiges Gut bewirthſchaftet und ſich anheiſchig machen mußte, die 
erforderlichen Gebaüde aufzuführen. Dadurch iſt auf der Daberſchen Stadtfeldmark 
ein abgeſondert liegender Wohnplatz, das Ho ſpital-Vorwerk, entſtanden. Es 
liegt ſüdlich von der Stadt an der Gränze der Breitenfelder Feldmark unfern der 
nach Freienwald führenden Steinbahn. Der über dieſe Pachtung am 14. September 
1860 zwiſchen den Patronen und Proviſoren des Hoſpitals und dem Thierarzt 
Carl Heinrich Schmid abgeſchloſſene Contract beſagt, daß die Pachtperiode 30 Jahre 
dauern ſoll, von Johannis 1860 bis dahin 1890. (S. 1). — Pächter verpflichtet 
ſich, das Grundſtück in 10 Schlägen mit folgender Fruchtfolge zu bewirthſchaften: 
Brache, gedüngt, Roggen, Hackfrucht, halbe Düngung, Sommerung, Mäheklee, Weide, 
Brache, gedüngt, Roggen, Lupinen, Roggen. Dieſe Fruchtfolge darf nur mit Ge⸗ 
nehmigung der Verpächter verändert werden. (§. 3). — Pächter verpflichtet ſich, 
auf dem gepachteten Grundſtücke an einer mit ausdrücklicher Bewilligung der Ver⸗ 
pächter ausgewählten Stelle, die nöthigen Wohn- und Wirthſchaftsgebaüde nach 
einem, gleichfalls vorher genehmigten Anſchlage, auf ſeine Koſten zu errichten. (§. 4). 
— Die Verpächter ſind verpflichtet, dem Pächter den bei Beendigung der Pachtung 
vorhandenen Werth dieſer Gebaüde zu erſtatten, indem alsdann durch Sachverſtän⸗ 
dige feſtgeſtellt werden ſoll, um wie viel Procent dieſe Gebaüde abgenutzt, d. h. 
weniger Werth haben, als wenn ſie noch neü wären. Dieſer Procentſatz wird von 
der jetzigen Anſchlagsſumme in Abzug gebracht und der Reſt ergibt den dem 
Pächter zu vergütenden Werth der Gebaiide. (8. 5). — Der Pächter hat einen 
Brunnen und einen Backofen, auch die nöthigen Bewährungen anzulegen, ohne für 
dieſe Gegenſtände bei ſeinem demnächſtigen Abgange Vergütigung beanſpruchen zu 
können. (§. 6). — Dem Pächter find 3 Freijahre bewilligt, während derer er 
nur das Meßkorn für den erſten Prediger zu berichtigen und die öffentlichen Laſten 
und Abgaben zu tragen hat. Nach Ablauf dieſer Freijahre zahlt Pächter in 2 Ter⸗ 
minen, zu Michaelis und zu Marien, die nachſtehend genannte jährliche Pacht, von 
welcher alſo zu Michaelis 1863 die erſte Rate entrichtet wird, an das Proviſorat 
zu Daber pro Johannis 1863 bis 1870 jährlich 201 Thlr., — pro Johannis 1871 
bis 1880 jährlich 301 Thlr. 15 Sgr., pro Johannis 1881 bis 1890 jährlich 402 
Thlr. (§. 7). — Außer dem Pachtzins entrichtet Pächter, als Meßkorn für den 
erſten Prediger zu Daber, 1 Sch. Roggen nicht in Natura, ſondern nach dem Mar⸗ 
tini⸗Marktpreiſe der Stadt Alt⸗Stettin in Gelde. (8. 8). — Alle ordentlichen und 
außerordentlichen Laſten und Abgaben in Friedens- und in Kriegszeiten trägt Pächter 
allein (8. 9). — Pächter führt alle Meliorationen auf eigne Koſten aus und 
empfängt dafür bei der Rückgewähr keine Vergütigung (8. 10). — Sand, Kies, 
Lehm und Torf darf Pächter aus dem Grundſtück nur nach eingeholter Genehmi⸗ 
gung der Verpächter graben ($. 11). — Die Jagd auf dem Vorwerkslande iſt mit 
verpachtet (§. 12). — Afterverpachtung ohne Vorwiſſen und Genehmigung der 
Verpächter iſt nicht zuläſſig (5. 13). — Sollte während der Pachtzeit ein neüer 
Weg oder eine Kunſtſtraße über das Vorwerksland gelegt worden, ſo kann Pächter 
einen, nach dem Verhältniſſe der abzutretenden Fläche zur Geſammtfläche zu be⸗ 
meſſender Erlaß am Pachtzinſe beanſpruchen (8. 14). — Die Rückgewähr nach be⸗ 
endigter Pachtzeit erfolgt zu Johannis 1890 mit beſtellter Winter⸗, Sommer⸗ und 
Kleeſaat. Folgen Beſtimmungen über die Vergütigung für die Ausſaat (§. 15). 
— Der Pachtvertrag iſt von der Königl. Regierung unterm 22. November 1860 
von Oberaufſichtswegen beſtätigt worden. 
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Zu dem Abſchluſſe dieſes Vertrages war Pächter Schmid hauptſächlich dadurch 
bewogen worden, daß ihm Seitens der Verpächter, auf Grund der Regierungs- 
Verfügung vom 13. December 1859 die Zuſicherung gegeben wurde, auf die 
zu erbauenden Gebaüde ihm ein Darlehn bis zum Betrage der Anſchlags⸗ 
ſumme aus Hoſpitalmitteln zu gewähren. Schmidt war ſeiner contractlichen Ver⸗ 
pflichtung nachgekommen und hatte auf dem erpachteten Grundſtück 5 Wohn⸗ und 
Wirthſchaftsgebaüde errichtet, deren Werth, nach dem pflichtmäßigen Zeügniſſe des 
Kreisbaumeiſters Fiſcher, d. d. Naugard den 13. Auguſt 1863, auf 13.422 Thlr. feſt⸗ 
geſtellt iſt. Von Seiten des Patronats und des Proviſorats war ihm auf ſein Anſuchen 
gegen Übertragung des Eigenthumsrechts der Gebaüde und Verpfändung ſeines ge⸗ 
ſammten lebenden und todten Wirthſchafts⸗Inventariums, welches bei der Geſell⸗ 
ſchaft Colonia mit 9075 Thlr. gegen Feüersgefahr verſichert iſt, auf die von den 
Verpächtern genehmigte Anſchlagsſumme der Gebaüde von Thlr. 6605. 9. 10 Pf. 
zwei Drittheile dieſer Summe mit 4400 Thlr. als Darlehn gegeben und hierüber 
ein notarieller Nachtrag zum Pachtcontract, d. d. Naugard den 11. April 1863 — 
beſtätigt durch die Königl. Regierung am 4. Mai deſſelb. Jahrs — errichtet wor⸗ 
den. Nach längeren Verhandlungen, an welchen ſelbſt das Miniſterium des Cultus 
Theil genommen hat, und die mit der Regierungs⸗Verfügung vom 13. April 1866 
zum Abſchluß gekommen find, iſt dem Hoſpitalvorwerks⸗ Pächter Schmid auch das 
letzte Drittel der Anſchlagsſumme der von ihm errichteten Gebaüde mit 2200 Thlr. 
als Darlehn gewährt worden, das ganze Darlehn von 6600 Thlr. gegen 5 Pret. 
jährlicher Zinſen. 

Die Stelle des Rectors und zweiten Predigers in Daber gewährt, außer 
freier Wohnung und Feüerung, ein Einkommen von nur 400 Thlr. Sie war die 
am geringſten dotirte in der ganzen Synode Daber und daher immer nur ein 
Durchgangspoſten geweſen, den Jeder, der ſie verwaltet hat, ſobald als möglich mit 
einer einträglichern Stelle zu vertauſchen bemüht geweſen iſt. Wie nachtheilig ein 
ſolcher Wechſel ſowol für die Schule, als für die Gemeinde iſt, liegt auf der Hand. 
Das Patronat benutzte daher, als durch die neüe Verpachtung der Kirchen⸗ und 
Hoſpitalländereien im Jahre 1860 die Revenüen dieſer pia corpora bedeütend ver⸗ 
größert wurden, die fragliche Stelle dauernd zu verbeſſern, indem es für dieſelbe 
eine Zulage von 100 Thlr. jährlich bewilligte, welche mit 50 Thlr. aus der Kirchen⸗ 
kaſſe und mit 50 Thlr. aus der Hoſpitalkaſſe gezahlt wird. Weil die Armenpflege 
mit dem Kirchenweſen bei den piis corporibus zu Daber von jeher in Zuſammen⸗ 
hange geſtanden hat und nach den Beſtimmungen der Matrikel von 1598 die eine 
Kaſſe in Nothfällen der andern zu Hülfe kommen und die Hand leihen ſoll, ſo 
genehmigte die Königl. Regierung, Abtheilung des Innern, den obigen Beſchluß 
der Patronatsherren in Bezug auf die Hoſpitalkaſſe mittelſt Verfügung vom 14. 
März 1863. 

Der Wohlthätigkeitsſinn der Patronatsherren der milden Stiftungen hat ſich 
von jeher kund gegeben. Im Jahre 1830 wollten ſie der Stadt Daber auf längere 
Zeit hinaus eine jährliche Zubuße von 60 Thlr. aus Kirchen⸗ und Hoſpitalmitteln 
zuwenden, wogegen der Magiſtrat es übernahm, für die Wegebeſſerung, Inſtand⸗ 
ſetzung der Brücken, regelmäßige Bepflanzung der Wege mit Baümen, und bei 
Winterszeit für das Aufſchippen des Schnees im Gebiete der Kirchen⸗ und Hoſpi⸗ 
talländereien Sorge zu tragen, weil bei der letzten Verpachtung dieſer Ländereien 
die Pächter die gedachten Leiſtungen nicht hatten übernehmen wollen. Allein die 
Genehmigung dieſes Abkommens zwiſchen dem Patronat und den ſtädtiſchen Be⸗ 
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hörden mußte von Oberaufſichtswegen durch die Regierungs⸗Verfügung von 4. Juli 
1830 abgelehnt werden, da die Wegebeſſerung zu denjenigen gemeinen Laſten ge⸗ 
hört, zu welchen nach Maßgabe der 88.774 und 775 Tit. XI., Th. II. A. L. R. 
Kirchen⸗ und Pfarrgüter nicht mit angezogen werden dürfen; und nach 8.43. Tit. 
XIX. a. a. O. hat das Vermögen der Armenanſtalten die Rechte der Kirchengüter, 
und was von letzteren gilt, auch von den Gütern des Hoſpitals gelten müſſe. 

In noch ſchönerm Lichte zeigte ſich der Wohlthätigkeitsſenat der Patrone im 
Sommer 1831, als die Peſt des 19. Jahrhunderts, die Cholera, auch dem Städt⸗ 
chen Daber ſich näherte, unter deſſen kaum 1200 Seelen zählenden Einwohnerſchaft 
gegen 50 Familien in der drückendſten Armuth lebten. Neüe, noch lange nicht reife 
Kartoffeln ohne Zuthat, ja ohne Salz, waren ihr einziges Nahrungsmittel, daher 
die gegründete Beſorgniß vorlag, daß die herrſchende Noth die furchtbare Seüche 
herbeiziehen und dieſe viele Opfer fordern werde. Um die Gefahr nach Möglichkeit 
abzuwenden, beſchloſſen die Patronatsherren, die ärmere Klaſſe der Bewohner der 
Stadt D. einmal des Tages durch Verabreichung einer nahrhaften Speiſe zu kräf⸗ 
tigen und beſtimmten dazu aus den Überſchüſſen des jährlichen Einkommens der 
Hoſpitalkaſſe die Summe von 300 Thlr., wovon die Speiſung auf 6 Monate be⸗ 
wirkt werden konnte. Dieſer Beſchluß wurde von der Königl. Regierung durch Ver⸗ 
fügung vom 10. September 1831 genehmigt. 


Kirchenweſen. 

Das Kirchengebaüde iſt eine Kreüzkirche im Gothiſchen Stil des 15. Jahr⸗ 
hunderts mit gleich hohen Seitenſchiffen. Zur päpſtlichen Zeit gab es in der 
Kirche zwei Vicarien, beide von den Dewitzen fundirt und unter deren Patronat. 
1490 präſentirten Joachim und Jurien genannt Dewetzen zu der einen Vicarie, 
welche durch die Reſignation Thammos v. Scheninck erledigt war, den Prieſter Ja⸗ 
kobus Borke, und 1493 präſentirte derſelbe Joachim nebſt Georgius genannt 
v. Dewetzen zu der zweiten, gleichfalls vacanten Vicarie den Prieſter Johannes 
v. Wedel, was den Beweis gibt, daß die Söhne der ritterlichen Geſchlechter ſich 
auch in niederen Sphären dem Kirchendienſt gewidmet haben. Dieſe Notizen ſind 
aus des Bisthumsverweſer Georg Putkamer Regiſter von 14891494 entnommen, 
in welchem man auch bei dem Jahre 1492 verzeichnet findet, daß nahe bei Daber 
eben damals eine Kapelle neü erbaut war. Von dieſem Gebaüde findet ſich ſpäter 
keine Nachricht. Muthmaßlich gehörte es zu einem der Hoſpitäler. Die Daberſche 
Kirche hat zwei Kapellen, davon zufolge der Matrikel von 1598, die eine den De⸗ 
witzen, die andere der Stadt gehört. Brüggemann bemerkt, 1784, die eine Kapelle 
heißt noch heütiges Tages die Freienwaldſche, weil nach der Reformation die Freien⸗ 
walder darin ihren Gottesdienſt gehalten haben. In der renovirten Kirchenmatrikel 
von 1664 (oder 1665) heißt es: „Kirchengebaüde iſt inwendig in gutem, rühmlichem 
Stande, am Thurm aber wie auch an Kirchendach iſt ſehr viel nothwendig zu beſſern, 
wozu die Herren Patrone mit Abſtattung reſtirender Kirchenſchulden, die Proviſoren 
und ganze Gemeinde jedoch ſeiner Gebühr nach ſich behülflich und beforderlich be⸗ 
zeigen werden“. Die Matrikular⸗ Verhandlung vom 2. December 1812 beſagt, die 
Kirche zu D. ſei ganz maſſiv und mit einem maſſiven Thurm verſehen, auf welchem 
ein Aufſatz von Fachwerk und eine neüe mit Schindeln gedeckte Spitze 1742 neu 
gerichtet, befindet ſich bis auf eine Stelle im Gewölbe der an der nördlichen Seite 
angebauten Kapelle, die vom Regen ſehr durchnäßt iſt, in gutem, baulichem Stande. 
Im Verlauf der Zeit haben jedoch an der Kirche ſowol als an dem Thurme bald 
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größere, bald kleinere Reparaturbauten vorgenommen werden müſſen. So zum 
erſten Male im Jahre 1819, als beide Gebaüde im Aüßern und das Innere der 
Kirche einer gründlichen Ausbeſſerung bedurften, indem beide theils Alters halber, 
theils durch die im Jahre vorher Statt gehabten Stürme ſehr gelitten hatten. Da 
jedoch der Beſtand der Kirchenkaſſe, welcher 393 Thlr. 7 Gr. 8 Pf. betrug, nicht 
ausreichte, um die Koſten zu decken, fo wurden die Arbeiten auf zwei Jahre ver⸗ 
theilt, und im erſten Jahre das Augenmerk auf die nothwendigſten, nämlich auf 
die Reparatur des Thurms, des Kirchendachs und der Kirchenfenſter gerichtet. 
Nach Ablauf von zehn Jahren war der Thurm ſo baufällig geworden, daß er einer 
bedeütenden Ausbeſſerung bedurfte, die im Jahre 1831 zur Ausführung kam. Der 
Sturm, welcher vom 29. bis 30. November 1836 in ganz Pommerlaud wüthete, 
hatte auch die Daberſche Kirche aüßerſt beſchädigt, die Wiederherſtellung erforderte 
einen Koſtenaufwand von Thlr. 303. 19. 3 Pf. Bei ſeiner Anweſenheit in Daber, 
im Herbſte 1836, hatte der General- Superintendent von Pommern, Biſchof 
Dr. Ritſchl, die Bemerkung gemacht, daß dem Mangel an Plätzen in der Kirche, 
über welchen er von vielen Seiten laute Beſchwerde gehört habe, durch eine ange⸗ 
meſſene Veränderung der Kirchengeſtühle und der Chöre leicht abgeholfen, ſo wie 
auch eine zur Seite des Altars befindliche geraümige Kapelle, die indeß gegenwär⸗ 
tig ganz unbrauchbar ſei, mit geringen Koſten zu einer Sacriſtei für die Prediger 
umgeſchaffen werden könne. Die Patronatsherren gingen bereitwillig darauf ein, 
bei dem vorhabenden Reparaturbau auch die Kapelle als Sacriſtei herzuſtellen, 
lehnten aber die Umänderung der Chöre und Kirchenſtühle einſtweilen ab, indem zu 
dieſer weit ausſtehenden Arbeit nothwendiger Weiſe unter Zuziehung eines Bau⸗ 
verſtändigen ein Bauplan und ein Koſtenanſchlag gefertigt werden müſſe. Land⸗ 
baumeiſter Lentze unterzog ſich dieſer Arbeit im Jahre 1839, indem er dieſelbe, auf 
Verlangen der Patronatsherren, auf einen vollſtändigen Ausbau des Innern der 
Kirche ausdehnte, mit Ausnahme von Altar und Kanzel, deren Reſtauration bis 
auf Weiteres verſchoben wurde. Um die beträchtlichen Koſten decken zu können, 
ſah ſich die Kirchenkaſſe in der Lage, aus den Beſtänden des Hoſpitals eine An⸗ 
leihe zu machen. Der Ausbau der Kirche wurde im Jahre 1840 vollendet, der 
Thurm aber, der an der Wetterſeite ſehr beſchädigt war, und ein von oben bis 
aufs Fundament gehende Borſte bekommen hatte, iſt nach dem Anſchlage des Land⸗ 
baumeiſters Lentze im Jahre 1841 in Stand geſetzt worden. Die Renovation des 
Altars und der Kanzel erfolgte 1842, gleichzeitig war aber auch in dieſem Jahre 
eine abermalige Reparatur des Kirchen dachs nothwendig, und zwar in einem Maße, 
daß, wäre ſie nicht ausgeführt worden, das Gewölbe der Kirche in großer Gefahr 
war. Sie hat einen Koſtenaufwand von Thlr. 288. 9. 8 Pf. erfordert. 

Altarblatt und Kanzel beſtehen aus Schnitzwerk. Jenes iſt 20 und einige 
Fuß hoch und 10 bis 12 Fuß breit und ſtellt in drei Feldern das Abendmahl, die 
Kreüzigung und Auferſtehung des Herrn dar, der Grund iſt dunkel, die Figuren 
ſind weiß mit Gold. Die Kanzel enthält in Niſchen die Figuren der vier Evan⸗ 
geliſten und den Apoſtel Petrus und Paulus. Sie iſt viel bunter und mühſamer, 
wenn auch nicht beſſer, als das Altarblatt gearbeitet. Der Maler Thiele, von 
Stargard, verlangte für die Renovation mit Bronce 160 Thlr., für die Herſtellung 
in echten Vergoldungen 300 Thlr. Die Patronatsherren haben ſich für das Letztere 
entſchieden. Im Ganzen aber hat die Reſtauration der Kirche in den Jahren 1840 — 
1842 gegen 4000 Thlr. gekoſtet. Dazu kam in den Jahren 1844 und 1845 der 
Neübau einer Orgel durch Meiſter Schulze, von Paulinzelle, und der Bau eines 
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dem Bauſtil der Kirche entſprechenden neüen Orgelchors, was alles gleichfalls eine 
Ausgabe von über 2000 Thlr. verurſacht hat, die Seitens der Kirchenkaſſe nur 
durch eine Anleihe bei der Hoſpitalkaſſe beſtritten werden konnte. Löwe, von 
Stettin, der die Orgel abnahm, fügte am Schluß ſeines Reviſionsberichts vom 
3. Mai 1845 die Bemerkung hinzu: „Mau kann der Kirche Glück wünſchen, ein 
ſo ſchönes Werk für den Gottesdienſt gewonnen zu haben“. Die erſte Orgel erhielt 
die Kirche im Jahre 1598 durch Joſt und Curt v. Dewitz. 

Wol hätte mau des Glaubens ſein können, daß der koſtſpielige Renovations⸗ 
bau des Kirchen⸗ und Thurmgebaüdes eine längere Reihe von Jahren vorhalten werde, 
ohne abermalige Ausbeſſerungen zu erfordern; allein ſchon im Jahre 1847 zeigte 
ſich die Nothwendigkeit dazu, indem ſich der Schwammfraß in der Kirche bemerklich 
gemacht hatte. Bei der großen Schwierigkeit, Schwammkeime gänzlich zu vertilgen, 
wurde der Rath gegeben, die Dielen in der Kirche nicht zu erneüern, ſondern durch 
ein Ziegelpflaſter zu erſetzen; allein die Gemeindeglieder, deren Bänke an der ſchad⸗ 
haften Stelle ſtauden, fürchteten auf den kalten Steinen im Winter vor Kälte ſich nicht 
bergen zu können, und ſo geſchah es, daß man wieder Dielen legte, doch dieſe ſo 
wie die Unterlagen mit einer Miſchung von Salzwaſſer, Schwefelſaüre und Eiſen⸗ 
vitriol beſtrich, und ſtatt des Sandes Hülſen von Buchweizen unterſtopfte. Allein 
dieſes Schwammvertilgungsmittel werde, ſo wurde eingewandt, nicht viel nützen, 
ſobald das von Schwammgeflechten durchzogene Erdreich unter den Dielen nicht 
einige Fuß tief ausgeſchachtet und durch trockenes Füllmaterial erſetzt worden iſt. 
Die Anlage eines Steinpflaſters verdiente jedenfalls den Vorzug, denn der Ein⸗ 
wand, daß der Fußboden dadurch zu kalt werde, konnte durch Anbringung von 
Fußbrettern in den Kirchſtühlen leicht beſeitigt werden. Damit die Dachtraufe nicht 
immer an den Mauern herunterſickern, ſondern gehörig ablaufen könne, legte man 
1846 rund um die Kirche einen Damm an. Im Jahre nachher war ein Abputz 
von Kirche und Thurm nothwendig, wenn nicht bald wieder eine Hauptreparatur 
eintreten ſollte. Gleichzeitig erachtete man die Anlage einer neüen Treppe nach 
dem herrſchaftlichen Chor für durchaus nothwendig, da der bisherige hölzerne 
Treppen⸗Anbau, einem Tauben: oder Käſehauſe ähnlich ſehend, das Kirchengebaüde 
verunſtalte. Der Anbau wurde weggenommen und der Eingang durch die zweite 
unbenutzbare Kapelle gelegt. 1849 und 1850 mußten am Thurme abermals Aus⸗ 
beſſerungen vorgenommen, namentlich das Zeigerwerk der Uhr und die Zifferblätter 
erneüert und der obere Thurmtheil angeſtrichen, ſodann auch wieder die Kirche 
abgeputzt werden. 1853 kamen im Innern der Kirche, und 1855 abermals Repa⸗ 
raturen am Thurme vor. Faſt ununterbrochen muß ausgebeſſert, muß — geflickt 
werden, ohne daß von unvermeidlichen Elementar⸗Ereigniſſen, die auf Bauwerke 
nachtheilig einwirken, geſprochen wird, ſo daß ſich unwillkürlich die Frage aufdrängt: 
Verſtehen die Werkführer, die bei den Daberſchen Kirchenbauten beſchäftigt werden, 
ihre Hantirung nicht? 

Vor dem Hochaltare befinden ſich zwei Leichenſteine, die in gewiſſer Beziehung 
hiſtoriſchen Werth haben. Auf einem derſelben ſieht man in Lebensgröße das 
vollſtändige Bild des Schloß: und Burggeſeſſenen von Daber und Herrn im Lande 
Daber, auch fürſtl. Schloßhauptmanns zu Wolgaſt, Jobſt von Dewitz, eines Zeit⸗ 
genoſſen Luthers und Bugenhagens, in ritterlicher Rüſtung, und ſeiner ehelichen 
Hausfrau Ottilie, geb. v. Arnim; letztere iſt in hieſiger Kirche beigeſetzt, erſterer in 
der fürſtl. Gruft zu Wolgaſt beerdigt. Auf dem andern Leichenſteine befindet ſich, 
gleichfalls in Lebensgröße und in völlſtändiger Ritterrüſtung, Georg v. Dewitz, 
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Jobſtens Sohn, und deſſen Ehefrau, eine Bork, aus dem Hauſe Labes. Für die 
Erhaltung dieſer Leichenſteine trägt die auf den benachbarten Gütern Wuſſow, 
Weitenhagen, Farbezin und Maldewin noch ſeßhafte Familie v. Dewitz Sorge. So 
nach einem Bericht des Daberſchen Magiſtrats vom Jahre 1855, der die Leichen⸗ 
ſteine aus der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts herrühren läßt. 

In der Matrikel von 1598 lieſ't man: „Erbliche Begräbniſſe hat niemands 
in der Kirche ohne allein die v. Dewitzen, und wenn von denſelben jemands mit 
Tode abgeht, bleibt der Kirchen das Pferd, ſo ihm nachgeleitet wird. Leichſteine 
ſind jetzt 2 in der Kirchen, der eine gehört Bernd von Dewitzen ſeligen Mutter, 
der andere Wulf Borken Hausfrawen, welche beide allhier geſtorben und begraben 
find“. In der renovirten Kirchenmatrikel von 1665 heißt es: „Leichenſteine ſind 
zwei im Chor vorhanden, der eine iſt ſeel. Joſt v. Dewitzen, der Hauptmann zu 
Wolgaſt geweſen und ſeiner Frau Ottilia, geb. v. Arnheimb (Arnim)“, was mit 
dem Obigen übereinſtimmt; „der andere gehört der Frau Jutta von Putbuß ſeel. 
Wulf Borken auf Labes Erbſeſſen Wittwe, welche den 12. October 1569 zu Daber 
geſtorben, wie ſolches auf dem Leichenſteine zu leſen“. Die renovirte Matrikel von 
1665 beſtätigt es, daß die Dewitzen als Patrone der Kirche Erbbegräbniſſe darin 
haben; das eine unterm Chor komme den jetzigen Herren v. D. ſämmtlich zu, und 
ihrer waren 6 an der Zahl, nämlich Stephan, Bernd, J. Ludewig, Chriſtian Hein⸗ 
rich, Georg Dietrich und Guſtav Georg v. D.; das andere Erbbegräbniß unter 
der Kapelle gehöre ſeel. Franz v. D., und das dritte vor der Kapelle habe Georg 
v. D. nach dem Ableben ſeiner erſten Frau machen laſſen. Die erneüerte Matrikel 
von 1665 beſtätigt es auch, daß, wenn ein Dewitz beerdigt wird, deſſen der Leiche 
nachgeleitetes Pferd der Kirche verbleibt, oder es werden dafür 12 Thlr. = 16 Fl. 
— — gegeben, in dem einen wie im andern Falle als Gebühren für das 
Gelaüte. 

Das Daberſche Gelaüte iſt wegen der Harmonie ſeiner drei großen Glocken 
weit und breit berühmt. Der Glocken ſind 1598 fünf große und kleine — vor⸗ 
handen, außerdem noch eine Glocke, darauf der Seiger ſchlägt. Die Glocken wur⸗ 
den 1613 umgegoſſen, „was“, zufolge der Matrikel von 1665, „viel gekoſtet hat, 
daß dazu 200 Fl. angeliehen werden mußten, ſo bisher verzinſet worden; ſind Anno 
1647 wieder umbgoſſen und haben gekoſtet 378 Fl. 5 ßl. 23 Pf. ſind drei große, 
was fie gewogen, beſagen die Regiſter. Es find aber zwei davon, die größefte 
und kleinſte, alſchon wieder entzwei, und haben gar wenig ſeither verdient“. Eine 
naive Bemerkung! „Noch find zwei kleinere, als die Weckerglocke und das Signir⸗ 
Glöckchen; daneben die Seigerglocke und der Seiger im Thurm“. Am 6. Januar 
1839 Nachmittags beim Einlaüten ſprang eine der drei großen Glocken, welche, 
auswendig gemeſſen, unten 4 Fuß 1½ Zoll, oben 3 F. 3 3. im Durchmeſſer, und 
3 F. 1 3. Höhe hatte. Die Thurmuhr wird von der Stadt in Stand gehalten. 
Über den Urſprung dieſer Verpflichtung gibt die Kirchenmatrikel von 1598 Aus⸗ 
kunft, wie folgt: — Den Dewitzen ſtand aus dem Städtchen 5 Mark an Ohrbör, 
Orbede, Orbare, Orbore, zu, eine Abgabe, deren Hebung ſonſt nur zu den Berech⸗ 
tigungen des Landesfürſten und des Kaminer Kirchenfürſten gehörte, die Dewitzen 
verpfändeten dieſe Abgabe im Jahre 1461 an die Kirche gegen eine Anleihe von 
50 Mark, in Folge deſſen der Rath die Orbör nunmehr an den Kirchenkaſten zu 
entrichten hatte. Daß dieſes geſchehen, ging aus den geführten Regiſtern oder 
Rechnungen nicht hervor. Der Rath behauptete aber, daß er die Orbör bis anf 
das Jahr 1470 der Kirche alljährlich gezahlt, „und von der Zeit an den Kirchen 


Stadt Daber. — Kirchenweſen. 463 


Seiger in esse erhalten habe, was ſonſt der Kirche gebührt hätte, und daß dazu 
jene 5 Mark verausgabt worden ſeien“. In dem Viſitations⸗Abſchied vom 16. 
Februar 1598 wurde dem Ratbe aufgegeben, „den Seiger hinführo gegen die ge- 
meldeten 5 Mk. fertig zu halten. Würden aber die Dewitze die verſetzte Ohrbör 
wieder einlöſen, und die Hauptſum der 50 Mk. wieder erlegen, ſoll der Rath gegen 
Empfahung ſolcher Hauptſumme nichts weniger den Seiger in osse auf ihre Koſten, 
ſo lange es der Kirchen gelegen, zu halten ſchuldigk ſein“. In der Matrikular⸗ 
Verhandlung vom 2. December 1812 wird es auch von Seiten des Magiſtrats und 
der Stadtverordneten anerkannt, daß die auf dem Thurme befindliche Schlageuhr 
von der Stadt erhalten und die an derſelben vorfallenden Reparaturen aus der 
Kämmereikaſſe bezahlt werden. 

In dem Augenblick, wo dieſe Blätter durch die Preſſe gehen ſollen, laüft die 
Nachricht ein, daß am 14. Mai 1870 ein ſchweres Gewitter über die Stadt D. 
gezogen iſt. Der Blitz ſchlug in den Kirchthurm und zündete an der aüßerſten 
Spitze. Alle Rettungsverſuche ſind vergeblich geweſen, da dem Feüer wegen ſeiner 
Höhe nicht beizukommen war. Der Thurm beſtand meiſtens aus Holzwerk, nur die 
untere Hälfte hatte Umfaſſungsmauern, und ſo brannte derſelbe bis auf den Grund 
ab. Für die umliegenden Gebaüde war die Gefahr bedeütend, da Flugfeüer an 
vielen Orten zündete, aber immer noch rechtzeitig gelöſcht werden konnte. Gerettet 
ſind von den 6 Glocken des Prachtgelaütes nur 2 kleinere, auch das Uhrwerk iſt 
gerettet. Einen impoſanten Anblick gewährte es, als die mit einer Wetterfahne 
verſehene lange eiſerne Spitze wie eine rieſige Lanze auf das Kirchendach herab: 
ſchoß. Die Kirche wurde, wenn auch aüßerlich vielfach beſchädigt, glücklich gerettet. 
Verſichert war der Thurm bei der Magdeburger F.⸗V.⸗G. mit ca. 10000 Thlr., 
außerdem auch die Glocken mit einer namhaften Summe. 

In früherer Zeit war der Kirchplatz mit einer Steinmauer umgeben, die 
im Jahre 1812, auch noch ſpäter, freilich in verfallenem Zuſtande vorhanden war, 
dann aber theils durch atmoſphäriſche Einflüſſe, theils von freventlichen Händen 
allmälig zerſtört wurde, ſo daß der Platz von da an mißbraüchlich zum Zimmer⸗ 
platz und öſſentlichen Cloak ꝛc. diente. Darum beſchloſſen die Patronatsherren, 
nachdem der Ausbau von Kirche und Thurm im Jahre 1841 vollendet war, den 
Kirchplatz mit einer neüen Bewäbrung zu verſehen. Sie wählten dazu einen höl⸗ 
zernen Staketenzaun, der im Jahre 1842 mit einem anſchlagsmäßigen Koſtenauf⸗ 
wande von Thlr. 99. 25. 4 Pf. zur Ausführung gekommen iſt. Dieſe Bewährung 
hat kaum ¼ Jahrhundert vorgehalten. Im Jahre 1866 war keine Spur mehr 
davon vorhanden. Es wurde die Errichtung einer Mauer beſchloſſen, deren Formen, 
an den Bauſtil der Kirche ſich anſchließen, und die in dem genannten Jahre, trotz 
der ungünſtigen Zeitverhältniſſe, erbaut worden iſt. Die Koſten haben ſich auf 
Thlr. 171. 9. 10 Pf. belaufen. Demnächſt iſt der Kirchplatz durch Anlage von 
Raſenplätzen und Bepflanzung mit Zierſtraüchern und Kronenlinden ꝛc. in dem⸗ 
ſelben Jahre 1866 in einen Schmuckgarten umgewandelt worden, was ca. 66 Thlr. 
gekoſtet hat. 

Bei der ſehr freien Lage des Friedhofes auf einer Höhe vor der Stadt 
hatte ſich der Mangel eines Gebaüdes auf demſelben, welches Schutz gegen Wind 
und Wetter gewährt, um ſo fühlbarer herausgeſtellt, als bei allen hier vorkommen⸗ 
den Beerdigungen Leichenreden gehalten zu werden pflegen und der dabei fungirende 
Geiſtliche ſich der Gefahr ausſetzt durch Erkältung ſich eine ſchwere Krankheit zu⸗ 
zuziehen, wie es ſchon vorgekommen iſt. Überdem fehlte es an einer geeigneten 
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Raümlichkeit, wo Leichen unbemittelter Einwohner, die nur eine Stube als Woh⸗ 
nung inne haben, bis zur Beerdigung beigeſetzt werden konnten. Um dieſem Be— 
dürfniſſe abzuhelfen, haben die Patronatsherren im Jahre 1848 eine Begräbniß⸗ 
kapelle, nach Riſſen des Landbaumeiſters Lentze, erbauen laſſen, die aber ſchon 
1858 und demnächſt 1864 eine bedeütende Reparatur, Thlr. 173. 6. 9 Pf. betragend, 
erfordert, und 1869 einen vollſtändigen Ausbau nothwendig gemacht hat, um der 
Gefahr zu begegnen, daß nach einigen Jahren das Gebaüde einſtürze. In der 
That, man ſcheint in Daber eben nicht ſolid zu bauen! 1862 wurde zur noth⸗ 
wendig gewordenen Erweiterung des Begräbnißplatzes ein angränzendes Grund⸗ 
ſtück für 600 Thlr. angekauft. 

Suppellex sacra. Nach der Matrikel von 1598 ſind vorhanden: Vier Kelche 
und vier Patenen, davon drei Kelche und drei Patenen vergoldet ſind; der vierte 
Kelch ſammt der Patene iſt weiß, der Prediger hat ihn in Verwahrung und ge⸗ 
braucht denſelben bei der Kranken⸗Communion. Der große Kelch hat an Gewicht 
56 ½ Loth, die anderen drei find noch ungewo gen, die Kirchenvorſteher werden an⸗ 
gewieſen, ſie förderlichſt zu wiegen und die Gewichte eines jeden in der Matrikel 
zu verzeichnen. Ferner ſind vorhanden: ein Marienbild von Silber mit Krone, 
Scepter und Kindlein auf einem hölzernen Fuß ſtehend, 2 ſilberne Monſtranzen, 
10 Kofeln groß und klein, gut und ſchlecht, darunter ein Biſchofsmantel, u. ſ. w. 
Im Jahre 1665 ſind noch vier Kelche mit den Patenen vorhanden. Zwar iſt ein 
Kelch von den Soldaten weggenommen, wie in den Regiſt ern von Anno 1635 zu 
befinden, die es aber unerörtert laſſen, ob es Wallenſteiner oder Soldaten des 
Retters der evangeliſchen Freiheit geweſen, die den Kirchenraub begangen. Der 
Verluſt wurde durch einen neüen Kelch erſetzt, welchen Joachim Süring der Kirche 
verehrte. Das ſilberne Marienbild war inzwiſchen verkauft; von den ſilbernen 
Monſtranzen iſt 1665 nicht mehr die Rede. Bei der Matrikular⸗Verhandlung von 
Anno 1812 wurden verzeichnet: drei ſilberne Kelche, vergoldet, drei ſilberne Ob⸗ 
latenteller, ein ſilberner Kelch zur Kranken-Communion, ein dergl. Oblatenteller, 
eine ſilberne Oblatenſchachtel. Die übrigen Kirchengeräthſchaften aus unedlem 
Metall, Leüchter, Kronen ꝛc., auch die vorhandenen Altardecken ꝛc. übergehen wir. 

Patrimonium ecclesiae. An Grundſtücken beſitzt die Kirche, zufolge der 
Matrikeln von 1598 und 1665, auf dem Daberſchen Felde 35 Hufen, außerdem 
4 Vicarienhufen, ohne Zweifel Stiftungen für die zwei Nebenaltäre, welche in 
katholiſcher Zeit in der Kirche vorhanden waren, und 8 Schulhufen. Noch beſaß 
die Kirche, zufolge der erſten Matrikel, 2 Würdelandes, welche 1665 mit / Würde: 
land als Vermächtniß von Havelberg vermehrt war. Es heißt aber in der zweiten 
Matrikel, welche die Angaben von 1598 wiederholt: Drei Würdeländer hat die 
Kirche, davon das eine im Jahre 1614 dem Benzer Müller für 40 Fl. verſetzt 
worden iſt, welche Summe zum Umguß der Glocken gebraucht wurde. Dies Würde⸗ 
land hatte der Benzer Müller auch noch im Jahre 1665, und iſt von der Kirche 
nicht wieder eingelöſt worden. Auch die beiden anderen Würdeländer waren 1627 
an Beſoldungs Statt für 70 Fl. und 40½ Fl. verſchrieben, find aber in der 
Folge an das Patrim. eccl. zurückgekommen. Ein Stück Landes der Kietz genannt 
war für 12 ßl. verpachtet. 1660 hatte die Frau Heinrich v. Dewitzſche dieſes 
Kietzland an ſich genommen, ohne etwas dafür zu geben, ſie war daher bis 1665 
für 5 Jahre mit 2½ Fl. in Rückstand. Einen Varkhof hatte Jakob Zeski der 
Kirche verehrt. Anno 1653 war er zwar für 12 Fl. verkauft worden, der Kauf 
aber zurückgegangen, weil das Grundſtück alljährlich bezaünt werden mußte, zu deſſen 
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Koſten der Ertrag um ſo weniger ausreichte, als es das dritte Jahr brach lag; 
die Vorſteher wurden angewieſen, den Barkhof um jährlich 5 ßl. Pacht auszuthun. 
Beſondere Wieſen, Gärten und Holzungen ſind nicht vorhanden, ſo heißt es in den 
beiden Matrikeln von 1598 und 1665. 


Nach der Matrikular⸗Verhandlung vom 2. December 1812 wegen Aufnahme 
ſämmtlicher Beſitzungen und Hebungen der Kirche, Pfarre, des Einkommens der 
Lehrer und des Küſters beſtehen die Liegenſchaften der Kirche: aus 32 Kirchen⸗ 
8 Schul- und 4 Vicarienhufen, zuſammen 44 Hufen, ferner aus 2'/, Würdeländern, 
1 Barkhof und 12 Kirchengärten. 


Nach Ausweis der über die im Jahre 1813 zur Ausführung gekommenen 
Gemeinheitstheilung in Daber verhandelten Acten und des darüber unterm 22. Fe⸗ 
bruar 1814 abgeſchloſſenen Receſſes, beſitzt die Kirche — 


1) An Acker, und zwar: Mg. Ruth. 
eee . 
ba Haferland ae ee ir nchen je . 1154. 46 
c) Dreijährig Roggenland .. . 249. 71 
2003, 103 
2) An Wieſen oh ae: 51. 66 
3) „ Weide und nutzbaren Gewäſſern a 248. 20 


Geſammt⸗Areal der Kirchen⸗Grundſtücke . 2303. 9 
Die Benutzung des Ackers erfolgt, 1821—1826, in der gewöhnlichen Drei⸗ 


felderwirthſchaft, und die Brache wird theilweiſe mit Schotenfrüchten, Hackfrüchten 
und Lein benutzt. 


Die Ertragsberechnungen, welche Behufs der Erbverpachtung der Kirchen⸗ 
ländereien im Jahre 1821 durch die landſchaftlichen Boniteure Kannenberg und 
Ahlmann angeſtellt worden, werden von denſelben mit der Vorbemerkung eingeleitet, 
daß — 1) auch bei dieſen Grundſtücken der 20ſte Scheffel als Dreſcherlohn in 
Rechnung zu ſtellen ſei. — 2) Wenn der ganze Kirchenacker, der über 500 Sch. 
Ausſaat enthält, an Einen Pächter vererbpachtet wird, ſo ſind zur Beſtellung der 
Wirthſchaft wenigſtens 16 Pferde und 40 Ochſen, ſowie 12 Knechte, 6 Jungen und 
12 Mägde erforderlich. Sodann find — 3) für die Ärnte-Arbeiten 4 männliche 
und eben ſo viele weibliche fremde Arbeiter zu veranſchlagen. Von den Wieſen iſt 
auch hier nichts in Anſatz zu bringen geweſen, weil ſie aus Brachwieſen beſtehen, 
und einen ſehr geringen Ertrag gewähren, der zum Unterhalt des Viehs bei weitem 
nicht ausreicht. Ein Ertrag von Gärten und Wurthen iſt nicht veranſchlagt, weil, 
ſo heißt es auch hier, deren keine vorhanden. 


Das obige Ackerareal beſteht aus 44 Hufen — 1968 Mg. 48 Ruth., und 
aus 2½ Würdeländern = / Hufen = 35 Mg. 35 Ruth. Da der Acker in 3 
Feldern gelegen iſt, ſo treffen auf ein jedes derſelben von den Hufen 656 Mg. 
16 Ruth. und von den Würdeländern 11 Mg. 138%, Ruth. Von den Würde⸗ 
ländern wird noch bemerkt, daß ſie ſich nicht, wie bei geſchloſſenen Landgütern, 
gegen den Hufenſchlag in einer beſſern Lage befinden, ſondern mit dieſem von 
gleicher Güte und Beſchaffenheit ſind, und alſo auch nur eben ſo mit veranſchlagt 
werden können. Von dem vorgedachten in jedem Felde gelegenen Acker iſt der 
Ertrag folgender Maßen ermittelt: — 


Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 59 
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HE Sn, A 
1) An Roggen, in Körnern 749 Sch. / Mb. à 22 Sgr. 6 Pf. „ 4561, 23. 8 
, eee 469 „ eee ene 
ee er e e eee 
4) „ Erbſen, „ ? 110 „ Al, 722er mene 82. 20. 10 
Dazu Ertrag 
5) Vom Rindvieh, davon 90 Haupt gehalten werden können 157, 15 — 
6) Von den Schafen, deren 450 Stück gehalten werden ED e sun 150 — — 
7) „ dem Borſtenvieh find als Ertrag in Anfatz zu Fan s 
Summa 1455. 19. 6 
Hiervon iſt in Abzug zu bringen: 
Geſindelohn, deſſen Verpflegung, Lohn und Verpflegung der fremden Arbeiter, 
Ankauf von Heu, Inſtandhaltung der Ackergeräthſchaften ꝛc. Alles in 
PU Allem gerechn e en ee 832. 23. 3 
Mithin bleibt reiner Ertrag. 562. 26. 3 


Dagegen berechnete der Oconomie⸗Commiſſarius Rohlwes 1826 den Ertrag] 981. 6 — 
wobei alle Fruchtarten auf Roggen reducirt find, und der Roggen nach 30 jährigem 
Durchſchnitts⸗ Marktpreis von Stargard zu 1 Thlr. 19 Sgr. 4 Pf., und das 
Dreſcherlohn zum 16ten Scheffel gerechnet iſt. Die Pachtgefälle von den Kirchen⸗ 
hufen — 

Haben aber geſchwankt: Und ſind conſtant geweſen: 
Von 1734 — 1766 zwiſchen Thlr. 131. 15 Von 1812— 1828 auf Thlr. 465. 1. 5% 
und 135. 5 Sgr. 
1767-1776 zwiſchen Thlr. 141. 14 
und 192. 27½ Sgr. 
1777-1802 zwiſchen Thlr. 202. 15 
und 298. 20 Sgr. 
1803 1812 zwiſchen Thlr. 300. 25] „ 1828-1834 „ „ 1019. 17 — 
und 500. 18. Sgr. 
In Gemäßheit des Auftrages der Patronatsherren der Kirche und des Ho⸗ 
ſpitals zu Daber hat der Feldmeſſer Benzmann im Jahre 1827 eine neüe Karte nebſt 
dazu gehörigem Vermeſſungsregiſter von den Kirchen-, Hoſpital⸗ und den Pfarr⸗ 


Län dereien angefertigt. Hiernach beträgt der Flächeninhalt der — 
der Kirche und Der Pfarre 


[2 


[24 


” 


Beſitzungen des Hoſpitals 

Mg. Ruth. | Mg. Ruth, 
de a, ll, u, mise, ee eee 83, NN 188 100 
e een, Dat ‚Dil, e. Mi ene een ER 86. 125 29. 112 
„ Bruchweide, incl. 146. 178 Torffl äche 266. 28 nden 
„ Hoheweide eee eee RE een eee? 10. 90 
An nutzbaren Flächen. 3205. 23 | 178. 122 
„ Wegen, Gräben und andern Gewäflern . » . . 115. 131 152 


Summa . . 3320. 154 179. 94 


Was die Bonität der Kirchen- und Hoſpital⸗Ländereien betrifft, fo gehören 
vom Ackerlande 844 Mg. 10 Ruth. zur I. Bodenklaſſe, 1416 Mg. 169 Ruth. zur 
II. Bodenklaſſe und 399 Mg. 84 Ruth. zur III. Bodenklaſſe. Die Güte der Wieſen 
nach dem Heüertrage pro Mg. beurtheilt, ſo geben 3 Mg. 139 Ruth. 12 Ctr., 
4 Mg. 110 Ruth. 10 Gtr., 22 Mg. 133 Ruth. 8 Ctr., 25 Mg. 89 Ruth. 6 Ctr., 
4 Mg. 162 Ruth. 5 Ctr., 19 Mg. 73 Ruth. 4 Ctr., 3 Mg. 100 Ruth. 3 Ctr. und 
2 Mg. 39 Ruth. 1 Ctr. Heüertrag. ; 


su en 


Stadt Daber. — Kirchenweſen. 467 


Der örtlichen Lage nach zerfallen die Liegenſchaften der Kirche und des Ho⸗ 
ſpitals in 4 Abtheilungen. Zur Abtheilung I. gehört das alljährliche Land, genannt 
Teetzwinkel 185 Mg. 169 Ruth. groß. Zur Abtheilung II., dem Groß Benzer Felde, 
gehören die Groß Benzſchen Hufen, ein Theil des Burgackers zwiſchen dem Regen⸗ 
holz und der Streitwiefe, ein anderer Theil dieſes Ackers zwiſchen dem Kienbruche 
und dem Regenholz, ein Theil der Kramonsdorfer Kaveln und der Kamp beim 
Schwarzſee, im Ganzen 746 Mg. 58 Ruth. Die Abtheilung III. umfaßt das 
Plantikowſche Feld, und darin liegen die Plantikowſchen Hufen, die Querkaveln an 
der Gränze, die Torfmoorkaveln, ein Theil der Kramonsdorfer Kaveln, ſo wie ein 
anderer Kamp beim Schwarzſee, zuſammen 1031 Mg. 86 Ruth. Die Abtheilung 
IV. iſt im Breitenfelder Felde, enthaltend die kurzen Ruthen, die Würde ⸗ Länder, 
die fünf Ruthen und die Kauzowen, im Ganzen 853 Mg. 125 Ruth. — An Schon⸗ 
wieſen gehören den milden Stiftungen 41 Mg. 30 Ruth. beſtehend aus einem Theile 
der Galgenbruchswieſe, der Streitwieſe, jo weit fie die Pfarre nicht inne hat, der 
Seeplage am großen Teetzſee und die ſ. g. Grapenwieſe vor dem Torfmoor. — 
An Weiderevieren beſitzen Kirche und Hoſpital: das Regenholz, das Kienbruch bis 
an die Weitenhagenſche Gränze, die Apenkarns, der lange Brink im Torfmoor, das 
Torfmoor an der Kramonsdorfer Gränze von 143 Mg. 10 Ruth. und die Torf- 
fläche am Dreiortmaal von Kramonsdorf und Weitenhagen von 3 Mg. 168 Ruth., 
ſodann die Weide an den Plantikowſchen Hufen und die an den Kauzowen, im 
Ganzen Areal der Weidereviere 392 Mg 112 Ruth. Dazu kommen an Waſſerſtücken: 
Der Schwarzſee im Torfmoor mit 31 Mg. 95 Ruth. und der große Teetzſee, ſo 
weit er im Kirchengrunde belegen iſt, mit 39 Mg. 160 Ruth. Endlich die Straße 
von der Stadt bis zu den Plantikowſchen Hufen 8 Mg. 39 Ruth., macht überhaupt 
462 Mg. 46 Ruth. 


Das Pfarrers Acker beſteht aus zwei Stücken, wovon das eine von der ſ. g. 
Streitwieſe bis zur Groß Benzſchen Gränze, das andere von der Stadt bis zur 
Streitwieſe belegen iſt. Seine Wieſen ſind die eben genannte, woſelbſt auch 
die Weidefläche iſt, die Wieſe am Weitenhagenſchen Wege und die im Rohr⸗ 
bruche. 


In den Vermögens⸗Tabellen iſt der Flächeninhalt der Kirchengrundſtücke und 
ihr Ertrag an Roggen, auch für die Wiefen, angegeben wie folgt: — 
Mg. Ruth. Sch. Mtz. 
Ackerland . . 2006. 31 | 2681. 10 
Fläche Wieſen . . 262. 44 388. 7 Ertrag. 
Summa . 2268. 75 J 3070. 1 


Der Unterſchied im Areal zwiſchen dieſer und der weiter oben ſtehenden An— 
gabe rührt daher, daß in dieſer Angabe die Größe der Waſſerſtücke, Schwarzſee ıc. 
fehlt. Die Tieferlegung des Waſſerſpiegels dieſes Sees und die Entwäſſerung des 
umliegenden Torfmoors, deren oben S. 435 Erwähnung geſchehen, iſt in den Jahren 
1862 und 1863 zu Stande gekommen. Der Magiſtrat hat die Ausführung unter⸗ 
nommen, nachdem die Königl. Regierung ihre Zuſtimmung zu dieſen Meliorations⸗ 
Anlagen mittelſt Verfügung vom 30. October 1862 ertheilt hatte. Stadt und 
Kirche haben die Koſten dieſer Entwäſſerungsarbeiten gemeinſchaftlich zu gleichen 
Theilen getragen, in Folge deſſen die Kirchenkaſſe die auf ſie fallende Hälfte mit 
Thlr. 250. 11. 3 Pf. der Kämmereikaſſe erſtattet hat. 

Du 
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Im Jahre 1860 iſt der größte Theil der Kirchenländereien neü verpachtet 
worden und zwar auf 20 Jahre, von Michaelis 1860 bis dahin 1880. Bei dieſer 
Gelegenheit wurde die Ausſcheidung einer größern Ader- und Wieſenfläche und die 
Bebauung derſelben mit Gebaüden beliebt. Dieſes Kirchen⸗Vorwerk iſt in den 
Jahren 1861—1863 von dem Pächter Beilke unter denſelben Bedingungen angelegt 
worden, wie das Hoſpital⸗Vorwerk von deſſen Pächter. Es liegt, wie ſchon geſagt, 
unfern der Kramonsdorfer Gränze und beſtebt aus 1 Wohnhauſe, 1 Familienhauſe, 
beide mit 3444 Thlr., und aus 2 Scheünen und 2 Ställen, dieſe Wirthſchafts⸗ 
gebaüde mit 1418 Thlr., gegen Feüersgefahr verſichert. Patronat und Proviſorat 
haben den Vorwerkspächter in den Jahren 1860 und 1861, ſodann 1862 und 1866 
in fünf Poſten mit einem Darlehn von 2650 Thlr. als Beihülfe zum Aufbau der 
Gebaüde unterſtützt, was, unter Verpfändung der neüen Gebaüde, mit Genehmigung 
der Königl. Regierung vom 13. December 1859 und 23. Februar 1866 und auf 
deren beſondere Veranlaſſung geſchehen iſt. Die Größe der Grundſtücke, welche dem 
Vorwerk beigelegt ſind, geht aus den vorliegenden Vermögens - Tabellen nicht her 
vor. Soviel erſieht man aber aus denſelbeu, daß Beilke Anfangs 120 Thlr. Pacht 
gezahlt hat, die aber in der Folge auf 80 Thlr. ermäßigt worden iſt. 

Die in dem Licitatons⸗Termine vom 17. Auguſt 1860 auf 20 Jahre verpachteten 
Kirchengrundſtücke beſte hen, incl. Vorwerk, aus 89 großen Parcelen. Demnächſt 
gehören der Kirche 27 kleine Parcelen, ſo wie 12 Gärten, welche beide auf kürzere 
Perioden verpachtet werden, und ferner Thonlager, die von den Daberſchen 
Töpfern gemeiniglich auf ein Jahr gegen Erlegung von 6 Thlr. in Pacht genom⸗ 
men werden. Sodann werden für die Ausnutzung der im Kirchenacker vorkommen⸗ 
den Lehm⸗ und Sandgruben von der Kämmereikaſſe 5 Thlr. gezahlt, und die Jagd 
auf dem Kirchenacker iſt an den Beſitzer des Ritterguts Kl. Benz für 6 Thlr. ver⸗ 
pachtet. Abgeſehen von dieſen kleinen Pachtbeträgen, welche in den Kirchennech⸗ 
nungen unter dem Titel Insgemein aufgeführt werden, betragen — 

Die jährlichen Einkünfte der Kirche ans ihrem Grundvermögen: 

In der Periode von 1860-1880 . . . . Thlr. 2803. 25 Sgr. 

In der Periode von 1828 — 1834 betrugen fie. . , 
mithin haben fie ſich mehr als verdoppelt, ohne daß man von den Pächtern über 
zu hohen Pachtzins klagen gehört hat, wie es in Vorjahren bei kleineren Pächten 
vorkam, wo es in der Bürgerſchaft hieß: „Bei dieſen Pachtbeträgen werden Kirche 
und Hoſpital reich, wir Pächter aber verarmen und kommen zuletzt an den Bettel⸗ 
ſtab“. Freilich bleiben die Pächter mit ihren Pachtzinſen nicht ſelten in Rückſtand, 
allein dies liegt nicht an zu hohen Pächten, ſondern hat in anderen Verhältniſſen 
feinen Grund, wie es u. d. in den Jahren 1866 und 1867 der Fall, wo die Rück⸗ 
ſtände eine bedeütende Höhe erreichten, Folge allgemeiner Landes⸗Calamitäten, wie 
Krieg und Cholera, dadurch Störung des Verkehrs, von Handel und Wandel und 
Unterbrechung der Betriebſamkeit Seitens der Pächter, die warlich nicht überbürdet 
find, wenn ſie im Durchſchnitt nur 1 Thlr. 7 Sgr. 1 Pf. Pacht für den Morgen 
Laudes entrichten. Die Verpachtung auf eine längere Reihe von Jahren iſt vor⸗ 
theilhaft für Verpächter und Pächter, indem letzterer ſich bemühen muß, den Acker 
zu verbeſſern, um demſelben den möglichſt höchſten Reinertrag abzugewinnen, und 
dieſe Verbeſſerung kommt jeden Falls dem Eigenthümer zu Gute, in deſſen Inter⸗ 
eſſe es liegt, betriebſame Leüte als Pächter zu haben. 

Gebaüde. Zu dem Immobiliar⸗Vermögen der Kirche gehören das Haus 
des 2ten Predigers und die Küſterwohnung, beide mit den zugehörenden Neben⸗ 
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gebaüden, ſämmtlich in gutem Stande. Ein Predigerwittwenhaus gibt es nicht. 
Das Haus des Iſten Predigers iſt Eigenthum der Stadt uud im Jahre 1843 neü 
erbaut. Der von allen Betheiligten als nothwendig anerkannte Neübau des erſten 
Pfarrhauſes und die damit in Verbindung ſtehenden baulichen Veränderungen an 
den Wirthſchaftsgebaüden ꝛc. mußten Seitens der Stadtgemeinde auf deren alleinige 
Koſten, ohne Concurrenz der Patronatsherren und der Kirchenkaſſe ausgeführt 
werden. Die Anſchläge ſtellten den Koſtenbetrag für das Wohnhaus auf Thlr. 3027. 
9. 11 Pf., und für die nothwendige Veränderung der Hofgebaüde auf Thlr. 290. 
4. 6 Pf., zuſammen auf Thlr. 3317. 14. 5 Pf. „Hierzu können, heißt es in einem, 
dem Miniſter der geiſtl. Angelegenheiten unterm 9. April 1844 erſtatteten, Bericht 
der Königl. Regierung, ohne Nachtheil für ihre wirthſchaftlichen und gewerblichen 
Verhältniſſe, von den Mitgliedern der Stadtgemeinde nach der von dem Magiſtrate 
zu Daber aufgeſtellten Nachweiſung, welche von dem betreffenden Kreislandrathe 
im Allgemeinen als den Verhältniſſen der einzelnen Betheiligten entſprechend an⸗ 
erkannt wird, und mit Rückſicht auf die diesſeitige Prüfung nur Thlr. 2182. 22. 
5 Pf. aufgebracht werden, ſo daß daher noch Thlr. 1134. 22 Gr. fehlen“. Die 
Königl. Regierung erſtattete dieſen Bericht in Folge eines Immediatgeſuchs, vom 
30. September 1842, worin Magiſtrat und Stadtverordneten um Bewilligung 
einer Unterſtützung zum Neübau des Pfarrhauſes gebeten hatten. Die Königl. 
Regierung fügte hinzu, daß die Einnahme der Stadthauptkaſſe durchſchnittlich für 
jedes Jahr Thlr. 910. 23. 2 Pf. betrage, die Ausgabe dagegen Thlr. 992. 8. 3 Pf., 
jo daß jährlich durch anderweite Communal⸗ Beiſchläge noch Thlr. 81. 15. 1 Pf. 
aufgebracht werden müßten. Unter dieſen Umſtänden ſtellte die Königl. Regierung 
dem Miniſter anheim, von der Gnade des Königs die Summe von 1100 Thlr. 
als Unterſtützung für die Stadtgemeinde Daber zu' dem mehrgedachten Zweck zu 
erbitten. Auf Vortrag des Miniſters hat ſodann der König mittelſt Cabinets⸗Er⸗ 
laſſes vom 28. Januar 1846 der Stadtgemeinde zur Abbürdung der Koſten ihres 
Pfarrhausbaues ein beihülfliches Gnadengeſchenk von 500 Thlr. bewilligt. An der 
Stelle des frühern, über 100 Jahre alten und vom Schwamme heimgeſuchten 
Hauſes iſt ein maſſives einſtöckiges Haus, 62 Fuß lang, 37%, Fuß tief, erbaut. 
Dies Haus hat ungefähr die Größe der in der hieſigen Gegend üblichen Land⸗ 
pfarrhaüſer und es erſcheint nach der Lage des Gehöftes ganz angemeſſen, daß 
daſſelbe nur 1 Etage hoch gebaut iſt. Es enthält 3 Stuben, 2 Schlafſtuben, Ge⸗ 
ſindeſtube, Kammer, Küche Speiſekammer ꝛc. 


Kapitalvermögen. Die Kirchenmatrikel von 1598 gibt über den Stand 
des Kapitalvermögens zu damaliger Zeit folgende Auskunft: — 1) Lorenz Weihers 
zu Vagdshagen Obligation Anno 1470 und 2) Baltes Weihers ebendaſelbſt Obli⸗ 
gation Anno 1502. Von dieſen beiden Obligationen hat der Parner zu Daber 
jährlich 6 Mark aus dem Kruge zu Vagdshagen zu heben. 3) Jochem v. Dewitzen 
Obligation auf 50 Mark, wofür 1 Hufe zu Plantikow verſchrieben iſt, davon 4 Mk. 
Pacht der Vicarius bekommt, Anno 1504. 4) Deſſelben Verſchreibung über die 
4 Kirchenhufen, das Original dieſer Verſchreibung hat Franz v. Dewitz an ſich ge⸗ 
nommen und dafür Anno 1583 der Kirche einen Revers gegeben, und ihr dagegen 
4 Hufen zu Schönow und 4 Hufen zu Raden verſchrieben, daß die Daberſche Kirche 
davon die jährlichen Pächte zum Betrage von 6 Fl. haben ſoll; ſie hat dieſe Pächte 
„ſider der Zeit nur ein Mal bekommen und können ſie nicht mehr mächtig werden“. 
Zuſatz vom Jahre 1632. Dieſe Geldpächte haben die Junker Berndt Jochem und 
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Stephan v. Dewitz durch eine neüe Obligation in Richtigkeit gebracht. 5) Henning 
v. Dewitzen Obligation auf 50 Fl. Anno 1544. 6) Henning und Berndt Gevettern 
die v. Dewitzen Obligation von 112¼ Fl. aus einem Kaufgeſchäft herrührend, 
Anno 1554. 7) Joſt und Curt v. Dewitzen Verſchreibung auf 12 Thlr. wegen 
eines Pferdes, ſo ihrem ſeel. Vater bei deſſen Begräbniß nachgeführt, Anno 1584. 
8) Die Henning v. Dewitzſche legirte Anno 1587 der Kirche 200 Fl., welche Bürger⸗ 
meiſter Antonius Colberg, und nach deſſen Ableben Daniel v. Wedel zu Saſſenburg 
jährlich mit 12 Fl. verrentete. 9) Bei 11 Bürgern der Stadt ſtand ein Kapital 
von 83 Fl. 8 Gr., was jährlich 5 Fl. 6 Gr. 9 Pf. Zinſen brachte. Baarbeſtand 
war nicht vorhanden, dagegen hatte die Kirche 678 Fl. Schulden, die mit 38 Fl. 
16 $l. verzinſ't wurden. 

Im Jahre 1665 hatte die Kirche, zufolge Matrikel, ein Kapital von 492 Fl. 
18 ßfl., mit Einſchluß des Vermögens, welches dem St. Jürgenhauſe gehörte, nun: 
mehr aber in den Kirchenkaſten ausgeſchüttet war. 

Im Jahre 1812 belief ſich das Kapitalvermögen auf 1356 Thlr. 16 Gr. und 
im Jahre 1866 auf 6450 Thlr., beſtehend in 2 Pommerſchen Pfandbriefen, 3 
Staatsſchuldſcheinen, 1 Staatsanleihe von 1859, 5 Obligationen des Vorwerks⸗ 
pächters Beilke und 1 Obligation der Hoſpitalkaſſe. 

Sonſtige Hebungen. Außer den Nächten von den Grundſt ücken und den 
Zinſen von Kapitalien ſtehen der Kirche, zufolge der Matrikular⸗-Verhandlung vom 
2. December 1812, die ſich auf die mehrgedachten Matrikel von 1598 und 1665 
ſtützen, folgende Hebungen zu: Ein Canon von 6 Thlr. 2 Gr., — jetzt etwas 
weniger — deſſen Urſprung nicht nachgewieſen werden kann. Stuhl- und Banken⸗ 
miethe zahlt jede Perſon 2 Gr., die jungen Leüte auf dem Soldatenchor à Perſon 
1 Gr. Doch ſind die Gewerke der Tuchmacher, Schneider, Schuhmacher und Weber, 
ſo wie die Dorfſchaft Daberkow, die hier eingepfarrt iſt, in ihren eigenthümlichen 
Geſtühlen von Stuhl- und Bankenmiethe frei. Indeſſen find die gedachten 4 Ge⸗ 
werke 4 große Altarlichte jährlich und zwar jedes Gewerk eins von ca. 8—9 Pfund 
Wachs in die Kirche zu liefern verpflichtet. Für Begräbniſſe bezahlen die hieſigen 
Bürger und Schutzverwandte, welche auf ſtädtiſchem Grund und Boden wohnen, 
nichts, wegen der Hand⸗ und Spanndienſte, welche dieſelben bei Kirchenbauten 
unentgeldlich leiſten. Nur Auswärtige und Bewohner der ſ. g. Freiheit bezahlen 
fürs Begräbniß einer communionsfähigen Perſon 1 Thlr., für eine nicht erwachſene 
Perſon 12 Gr. (die Bewohner der Schloßfreiheit ſind auch frei von Grabgebühren, 
ſeitdem die Freiheit der Stadtgemeinde einverleibt iſt). Fürs Gelaüte zahlen Bürger 
für jeden Puls 2 Gr. 8 Pf., Schutzverwandte, die das Bürgerrecht nicht gewonnen 
haben, bezahlen das Doppelte dieſes Satzes. Für jede Leiche muß wenigſtens 
1 Puls bezahlt werden, es mag gelaütet werden oder nicht. Für eine Brautmeſſe 
bezahlen Brautpaare, von denen Braütigam und Braut aus der Stadt gebürtig 
ſind, nichts. Iſt der eine Theil aus der Stadt gebürtig, der andere nicht, ſo be⸗ 
zahlt der auswärts geborene Braütigam, ſelbſt wenn er Bürger geworden, oder die 
Braut, für die Brautmeſſe 4 Gr., ſind ſie beide auswärts geboren, ſo bezahlen ſie 
beide 4 Gr. Auswärtige Brautpaare fo wie die von den beiden hieſigen herrſchaft⸗ 
lichen Gütern (jetzt Ein Gut: Daberfreiheit) bezahlen Braütigam und Braut ein jeder 
8 Gr. Die Gaben aus dem Klingebeütel, den, ſo oft Abendmahl gehalten wird, der 
Küſter in der Kirche umher trägt, und eben ſo die aus dem (in der Kirche aufgeſtellten) 
Armenkaſten kommen der Kirche zu Gute. (Der Klingebeütel iſt nicht mehr in Gebrauch, 
auch war von ihm weder in der Matrikel von 1598 noch in der von 1665 die Rede). 
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Gerechtſame. Die Kirchenmatrikeln von 1598 und 1665, die Kirchen⸗ 
rechnung von Michaelis 1723 bis dahin 1724, die Matrikular⸗ Verhandlung vom 
2. December 1812, ſo wie Verhandlungen vom 19. November 1827 und vom 30. 
Juli 1830, — alle dieſe Urkunden liefern den Beweis, daß es von jeher Obſervanz 
geweſen iſt, bei vorfallenden Bauten an dem Kirchengebaüde und den Gebaüden der 
zweiten Predigerſtelle und des Küſters, die dabei beſchäftigten Bauhandwerker durch 
die Bürgerſchaft ſpeiſen zu laſſen, bezw. die Koſten der Speiſung aus dem Stadt⸗ 
ſäckel zu decken, bezw. zu erſtatten. Eben ſo ſteht es feſt, daß bei jenen Bauten 
die Hand⸗ und Spanndienſte von der Bürgerſchaft unentgeldlich zu leiſten ſind, 
bezw. von der Kämmereikaſſe berichtigt werden müſſen. Trotz dieſer unzweifelhaften 
Beſtimmungen kam es 1840 beim Kirchenausbau, und 1841 anfangs auch beim 
Thurmbau vor, daß die Stadtverordneten ſich weigerten, die betreffenden Koſten 
auf die Kämmereikaſſe zu übernehmen und es auf eine gerichtliche Klage an⸗ 
kommen laſſen wollten, die gegen die Stadt anzuſtrengen die Patronatsherren 
die Abſicht hatten. Der Prozeß wurde indeſſen vermieden, denn es kam unter 
Vermittelung des Kreislandraths v. Kameke am 4. Juni 1841 ein Vergleich zu 
Stande, in welchem jene Verpflichtungen der Bürgerſchaft, bezw. der Kämmerei⸗ 
kaſſe, auf Grund der zu Recht beſtehenden alten Obſervanz anerkannt und aufrecht 
erhalten wurden. Die baaren Koſten für Baumaterialien und Löhne der Bauhand⸗ 
werker werden in allen Fällen aus dem Vermögen der Kirche gedeckt. Altes Her⸗ 
kommen iſt es, daß die Stadtgemeinde die Verpflichtung hat, für den Neübau und 
die Unterhaltung des Pfarrhauſes Sorge zu tragen. 

Kirchen bedienten. In der Matrikel von 1598 ſtehen: 1) Der Paſtor 
der Kirche zur Daber, die „eine Hauptkirche iſt vor ſich, doch iſt das Dorf Daber⸗ 
kow dazu belegen, in welchem eine Kapelle, darin das Sacrament der heiligen Taufe 
adminiſtrirt wird, und haben die Daberkowſchen auf dem Kirchhofe daſelbſt ihre 
Begräbniß, ſonſt gehen ſie zur Daber in die Kirche, empfangen auch in dieſer das | 
hochwürdige Sacrament des Nachtmahls Chriſti“. 2) Capellan. Ein folder war 
bisher nicht bei der Kirche, in Folge des Viſitationsabſchiedes von 1598 wurde 
einer angeſtellt. 3) Schulmeiſter. Derſelbe hatte 16 Fl. Beſoldung vom Rathe. 
Es wurden aber dieſe 16 Fl. von den 8 Schulhufen gereicht, von welcher jeder 
Hufe dem Rathe 1 Fl. Pacht bisher gebührt hatte, künftig aber ſoll jede Hufe 3 Fl. 
geben, welches Geld die Kirchenvorſteher zu erheben und davon 24 Fl. dem Schul⸗ 
meiſter als Beſoldung zu entrichten und zu berechnen haben. Freien Tiſch hatte 
der Schulmeiſter bei den Junkern auf dem Hauſe. Ein Drömbt Malz Pacht aus 
der Daberſchen Mühle, ſo die v. Dewitzen zur Schule verordnet. Der Rath bekam 
dieſelbe Pacht, die der Schulmeister auch haben ſollte. Derſelbe fungirte auf dem 
Rathhauſe als Stadtſchreiber, hatte davor keine Beſoldung, ſondern Schreibgebühren, 
von jedem Abſchiede 2 Gr. „Wartet auch den Seiger, hat aber davon nichts“ 
Brennholz für die Schule gab der Rath. Der Schulmeiſter hatte aber auch die 
Kirchen⸗Regiſter (Rechnungen) zu führen und die übrigen, bei Verwaltung des 
Kirchenvermögens vorkommenden Schreibgeſchäfte zu beſorgen, wofür er 1 Thlr. 
bekam; desgleichen beim heil. Geiſt⸗Hoſpital / Thlr., beim Armenkaſten 1 Thlr. 
und bei St. Jürgens⸗Hoſpital 8 Gr. Man ſieht, der Schulmeiſter war ein viel⸗ 
ſeitig beſchäftigter Mann. An Schulgeld gebührten ihm vierteljährig von jedem 
inheimiſchen Knaben 2 Gr., und für Privat⸗Unterricht 4 Gr., ausheimiſche Schüler 
gaben 4 Gr., auch ſoviel für Privat- Unterricht. Da nur von Knaben die Rede 
iſt, ſo darf man annehmen, daß die Mädchen ohne allen Unterricht zu Jungfrauen 
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und Hausfrauen aufwuchſen. Von Fulneribus hatte der Schulmeiſter von einer 
erwachſenen Perſon 2 Gr., von einem Kinde 1 Gr. Dieſe Sätze verdoppelten ſich, 
wenn die Leidtragenden verlangten, daß lateiniſch geſungen werden ſolle. Von den 
Brautmeſſen hatte er nebſt den Knaben eine Brautſuppe und 4 Gr. 4) Cantor. 
Er hatte 11 Fl. und 1 Ortsthaler zu erheben, von wem? iſt nicht geſagt. 
Ferner 6 Thlr. aus der Kirche, 4 Thlr. aus dem Hoſpital des heil. Geiſtes, 3 Thlr. 
aus dem Armenkaſten, 1 Thlr. vom Rathhauſe, 2 Fl. vom Wollenweberngewerk 
wegen der Walkmühle, ſo die v. Dewitze dazu verordnet. Wegen Aufwartung beim 
Potitiv in der Kirche haben ihm Joſt und Kurt v. Dewitz, welche 1598 Patrone 
der Kirche waren, 8 Fl. des erſten Jahrs zu reichen zugeſagt, „hinführo ſoll er 
daſſelbe für dieſe verbeſſerte Beſoldung zu warten ſchuldig ſein“. In der Schule 
hatte er den dritten Theil des aufkommenden Schulgeldes und bei Leichenbegäng⸗ 
niſſen dieſelben Hebungen, wie der Schulmeiſter; von Kindtaufen 1 Gr., von Sechs⸗ 
wöchnerinnen 1 Gr. Er hatte das Eiſen, womit man die Oblaten backt, mit denen 
er die Daberſche Kirche verſorgte und davon er in die umliegenden Dörfer 10 
Oſtien für 1 Vierchen verkaufte. Aus jedem Hauſe hatte er alle Vierteljahr 1 Pf. 
Opfergeld und auf Weihnachten 2 Vierchen. Die Kirchenvorſteher hielten ihm ſein 
Bette. 5) Küſter. Derſelbe hatte in Beſoldung 4 Fl. aus dem Armenkaſten, 4 Fl. 
aus dem Hoſpital zum heil. Geiſt, 2 Fl. ans dem Kirchenkaſten, und an Accidentien 
dasjenige, was bisher der Cantor vom Küſteramte gehabt hatte. 6) Ein Glockſant 
wurde gehalten, der des Morgens um 1 Uhr, und des Abends um 8 Uhr auf dem 
Thurme laütete. Er erhielt von den Kirchenvorſtehern jährlich 2 Thlr. und ein 
Paar Schuhe. Sonſt hatte er in der Kirche nichts zu verrichten. Das Laüten 
zur Predigt hatte bisher der Kantor durch die Schüler beſtellt, hinführo aber war 
es Sache des Küſters, woraus hervorzugehen ſcheint, daß erſt jetzt ein Küſter an⸗ 
geſtellt wurde. 7) Kirchen vorſteher waren 4, die „von den Dewitzen zum Ambte 
verordnet und haben alle den Eidt geleiſtet“. 

In der Zeit, welche bis 1665 verfloſſen, war die Stelle des Capellans wieder 
eingegangen. Nunmehr beſtimmte die renovirte Matrikel wörtlich Folgendes: „Es 
kann aber jetziger Zeit zu rühmlicher Beförderung des Gottesdienſtes und Ehre 
Gottes zu beſſerer Auſnehmung des Chriſtenthumbs ein Kapellan verordnet und 
berufen worden, alſo daß der Rector Scholae ſich ordiniren laſſe und die Sacra 
mit adminiſtriret, die Schule kann er täglich 3 Stunden dabei beſtellen“. Zur 
Wohnung wird ihm des geweſenen Proviſors Haus angewieſen, ferner 2 von den 
St. Jürgens Hufen, das Meßkorn aus Daberkow und die Accidentien von daher. 
„Auf ſolchen Fall muß er zu Daberkow das Amt, wie vor Zeiten üblich, verrichten“. 
Des Rectors Beſoldung hat zu den 24 Fl. von den 8 Schulhufen eine Zulage von 
24 Fl. bekommen. Zur Alimentation bekommt der Schulmeiſter, jetzt Rector ge⸗ 
nannt, von des ſeel. Curt von Dewitzen Linie oder Erbe ein gewiſſes Geld oder 
Deputat je nach Wahl. Die Hebung aus der Daberſchen Waſſermühle iſt dieſelbe 
wie vor hundert Jahren, auch in Schulgelde ꝛc. ift keine Anderung eingetreten. 
Dagegen haben die Stadtſchreiberdienſte des Rectors aufgehört, ebenſo die Führung 
der Rechnungen der Kirche und der milden Stiftungen. Des Cantors Beſoldung 
iſt noch dieſelbe wie 1598. Doch bekommt er als Organiſt jetzt 25 Fl. aus den 
Kirchengefällen und pro Alimentatione ein gewiſſes Deputat von der Frau Hof⸗ 
gerichts⸗Verwalterin (v. Dewitz) aus dem Daberſchen Gute, „oder wer daſſelbe 
poſſidiret““ Die Accidentien aus der Schule find unverändert geblieben. Vom 
Oblaten⸗Eiſen heißt es, daſſelbe „gehöre der Kirche, und es werde damit gehalten, 
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wie in der Matrikel (1598) verzeichnet“. In dem Abſchiede nach revidirter Rech⸗ 
nung heißt es u. a.: „Weil auch der Vorſteher zum Armenkaſten reſignirt, fo ſollen 
ſelbige Gefälle eben ſo wie die von St. Jürgens Hoſpital der Kirchen zugeleget 
und einverleibet werden, alſo daß die Kirchenvorſteher ſolches alles mit einander 
adminiſtriren, einfordern und berechnen, auch mit dem Beütel an Feſt⸗ und Sonn⸗ 
tagen umbgehen ſollen; die Einforderung kann nebſt den Hufenpächten auf eine 
Zeit geſchehen, daß zu einem jeden nicht abſonderliche Zeit, Mühe und Arbeit an⸗ 
gewendet werden dürfe; zu demſelben Ende ſollen auch den Kirchenvorſtehern die 
6 Fl. Seſſionskoſten jährlich, ſo doch im Abſchiede Anno 1651 wiederſprochen, gut 
gethan ſein, damit ſie deſto fleißiger Vorſorge ihrem Amte obſeien“. Matrikel und 
Abſchied ſind ausgefertigt auf dem Hauſe Daber am 10. Juli 1665 und vollzogen 
von Stephan, Bernd, J. Ludewig, Chriſtian Heinrich, Georg Heinrich und Guſtav 
Georg v. Dewitz, fo wie von Samuel Movius, Licent. Pastor Ecclesiae Daberensis 
et vic. Praepositus, Salvis et invariatis ecelesiae nostrae legibus et privilegiis, mpp. 

Die Vereinignug der Capellanſtelle mit dem Rectorat iſt im Verlauf des 18. 
Jahrhunderts gelöſt und wiederum eine zweite Predigerſtelle eingerichtet worden, 
die man Diaconat genannt hat. Wann dieſe Anderung geſchehen, geht aus den 
Matrikular⸗Acten nicht hervor. Die Stelle war nur ſehr mäßig dotirt. Dies gab 
wol Veranlaſſung, daß der Prediger bei der Schloß: und St. Marienſtiftskirche zu 
Stettin, Chriſtian Gideon Gudiſch, in ſeinem Teſtament vom 31 März 1795 der 
Kirche zu Daber 100 Thlr. mit der Beſtimmung vermachte, daß die Zinſen davon 
dem Diaconus zu Gute kommen ſollten. Eben ſo legirte er der Schule zu Daber 
100 Thlr., von welchen er die Zinſen den beiden Schulherren daſelbſt zu gleichen 
Theilen beſtimmte. Von dem Gudiſch⸗Legate fürs Hoſpital iſt ſchon oben, S. 439, die 
Rede geweſen. Die Zubuße zum Einkommen des Diaconus war jedoch zu gering, 
um einen tüchtigen Geiſtlichen in dieſer Stellung lange feſſeln zu können, daher ein 
haüfiger Wechſel im Diaconat nicht zu umgehen war, daher die Patronatsherren 
im Jahre 1801 den Beſchluß faßten, nach dem Ableben des zeitigen Diaconus die 
zweite Predigerſtelle wieder eingehen zu laſſen und den Rector der Schule zugleich 
zum Hülfsprediger zu beſtellen, alſo ein Verhältniß wieder eintreten zu laſſen, wie 
es 1665 angeordnet geweſen war. Das Pommerſche und Kaminſche Conſiſtorium 
beſtätigte dieſen Beſchluß mittelſt Verfügung vom 20. Mai 1802, und die Patro⸗ 
natsherren fügten ihren alſo genehmigten Beſchluß unterm 24. Juni 1806 der 
Kirchenmatrikel als ein rechtsgültiges Document bei. Es vergingen aber noch viele 
Jahre, bevor der Beſchluß von 1801 zur Ausführung gebracht werden konnte. 
Der Inhaber des Diaconats, ſchon damals bei Jahren, erreichte ein hohes Alter‘; 
anſcheinend ſtarb er 1818, wenigſtens war er noch 1817 am Leben, wie man aus 
den Acten erſieht, die um dieſe Zeit von der wünſchenswerthen Verbeſſerung des 
Einkommens der Stelle ſprechen. 

Im Jahre 1812 wurde, zufolge der Matrikular⸗Verhandlung vom 2. December, 
das Einkommen der Kirchen- und Schulbedienten an baarem Gehalt, an Naturalien 
und Accidentien nachgewieſen, wie folgt: Kb. En og. 


Erſter Prediger (incl. 25 Thlr. für die Verwaltung der 
Superintendentur⸗Geſchäfte aus Kirchenmitteln ſeit 1800 457. 18. 8 
Diaconus, zugleich Prediger in Filia DaberkoWw .. 223 — — 
Rector der Schule ee . 2 A 
Cantor und Drganifi tn miinne! Sn Tue 
Küſterr . ikea, Wr u e ee re 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 60 
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Das baare Gehalt floß aus der Kirchen- und der Hoſpitalkaſſe, außerdem 
aber auch aus der Staatskaſſe, wie aller Orten, als Acciſe-Bonification. Zuletzt 
war das jährliche Einkommen des Diaconats durch das Wohlwollen der Patronats— 
herren, welche eine Zulage von 50 Thlr. aus der Kirchenkaſſe bewilligten, bis auf 
ca. 275 Thlr. gebracht worden, ohne den Abnutz einer Wieſe und eines Gartens 
in Anſchlag zu bringen. Ja, um den Beweis zu geben, wie gern ſie bereit ſeien, 
für das Wohl des Kirchen- und Schulweſens zu wirken, faßten ſie im Jahre 1837, 
als nunmehr Diaconat und Rectorat in Liner Perſon vereinigt waren, in Er— 
wägung, daß das geringe Einkommen dieſer Stelle die Anſprüche und Bedürfniſſe 
eines gebildeten Mannes nicht befriedigen könne, und in Erwägung, daß es aller: 
dings wünſchenswerth ſei, durch Erhöhung des Einkommens den haüfigen Wechſel 
in der Perſon des Inhabers ſoviel als möglich zu verhindern, den Beſchluß, die 
gedachte Stelle um 100 Thlr. jährlich aus Kirchenmitteln zu verbeſſern. Auch von 
Seiten der ſtädtiſchen Behörden geſchah ein Namhaftes zur Verbeſſerung der Stelle 
durch Bewilligung von Heizungsmaterial an Holz und Torf. Zuletzt war mit dem 
vereinigten Diaconat und Rectorat ein Einkommen von 583 Thlr. verbunden. 

Im Anfange des Jahres 1864 beſchloſſen die Patronatsherren die Trennung 
beider Stellen unter der Bedingung, daß dem Diaconat das bisherige Einkommen, 
inſonderheit die von der Stadt bisher geleiſteten Gehaltsbeiträge, bezw. Emolumente, 
ungeſchmälert verblieben. Unter dieſer Vorausſetzung bewilligten ſie einen Zuſchuß zum 
Einkommen des Rectors aus Kirchenmitteln. Magiſtrat und Stadtverordnete er⸗ 
klarten ſich mit der Einrichtung einverſtanden und gingen bereitwilligſt darauf ein, 
dem Rector eine Miethsentſchädigung von 25 Thlr. und ein gewiſſes Quantum 
Brennmaterial auszuſetzen. Als Rector wurde ein junger Candidat der Theologie 
mit einem Geſammteinkommen von 345 Thlr., jedoch interimiſtiſch, angeſtellt, da 
derſelbe noch nicht die vorgeſchriebenen Prüfungen durchgemacht hatte. 

So hat ſeit dreihundert Jahren ein mehrmaliger Wechſel zwiſchen Kirchenamt 
und Schulamt Statt gefunden, bald vereinigt, bald geſchieden. Fortan halte man 
die Trennung aufrecht uud übergebe das Schulregiment einem wiſſenſchaftlich ge— 
bildeten Pädagogen, der, unberührt geblieben von dem theologiſchen geiſttödtenden 
Formelweſen, welches im 19. Jahrhundert ſelbſt in der evangeliſchen Kirche ein 
Schisma über das andere hervorgebracht hat, auf dem Standpunkte des echten 
Chriſtenthums ſteht, das die Liebe zu Gott und den Menſchen an die Spitze ſeiner 
Lehren ſtellt, daneben aber das Forſchen nach dem Urgrund aller Dinge nicht allein 
nicht ausſchließt, ſondern in feiner Weisheit auffordert, fortzuſchreiten in der Er⸗ 
kenntniß der Allmacht und der Unendlichkeit von Welten, die in ſternenhellen Nächten 
das Auge ringsum am Himmelsgewölbe erblickt, um durch dieſe Einſicht den Hoch— 
muth des Erdenbewohners zu wehren, den man zu der Einbildung gezwungen hat, 
er und nur er allein ſei der Mittelpunkt des Univerſums! 

Vermögens- Verwaltung. Die oberſte Leitung des Kirchen- und 
Hoſpitalweſens, auch der Schulangelegenheiten, ſteht bei den Patronatsherren aus 
dem Dewitzen⸗Geſchlecht, z. Z. aus 4 Mitgliedern der Familie beſtehend, aus den 
Gutsherren von Wuſſow, Farbezin und Weitenhagen, im diesſeitigen Kreiſe, und 
von Maldewin im Kreiſe Regenwalde. Dieſe 4 Patrone v. Dewitz bilden das 
Curatorium der Daberſchen milden Stiftungen; ſie ſtellen die Etats für Einnahme 
und Ausgabe feſt, ſo oft Abänderungen darin nothwendig werden; ſie prüfen die 
Vorſchläge, welche von der techniſchen Verwaltungs-Behörde, dem Proviſorat, be- 
ſtehend aus dem erſten Prediger und dem Laien-Proviſor, der die Kaſſe verwaltet, 
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gemacht werden und vollziehen, bezw. beſtätigen, die Verträge, welche das Proviſorat 
über Verpachtung von Grundſtücken, Ausleihung von Kapitalien, Ausführung von 
Bauten u. ſ. w. abgeſchloſſen hat. Ohne Vorwiſſen und Zuſtimmung der Patro⸗ 
natsherren iſt das Proviſorat nicht befugt, irgend eine Ausgabe über den Etat zu 
machen. Das Oberaufſichtsrecht über die Verwaltung des Kirchen vermögens ſteht 
bei der Königl. Regierung, Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen, das Ober⸗ 
aufſichtsrecht über die Verwaltung des Hojpital-Bermögens bei der Abtheilung des 
Innern der Königl. Regierung. Ohne Kenntnißnahme und Genehmigung dieſer 
Behörden dürfen größere Ausgaben nicht gemacht werden, wie denſelben denn auch 
die Reviſion der jährlich einzureichenden Rechnungen zuſteht. 


Abſchluß der Kirchenkaſſen-Rechnung für das Jahr 1868. 


Einnahme. Ift⸗Eiunahme Reft. 
S S. & & F. 
1. An Beftand und Retard aten . . I 3552. 3. 5 281. 25 — 
2. Zinſen von 6450 Thlr. Kapitaaluullnun. 276.10 :- — — 
3. An zurückgezahlten Kapitaliie ass . ꝗ⁊õ e 1694 19. 44 — — — 
4. „ Pacht von den Kirchenäckern und Gärten . 1683. 25 — 1120 — — 
Fe een, N 5. 22. 6 — — — 
6. An Kirchenbanken⸗ und Chormietnn . » . 2 22.20. 28. 15. — — — — 
7. Fürs Gelauͤte we. „ nee. . RK 24. 3. 4 — — — 
8. Aus dem Armenkaſfte nn te 1.— 7 — — — 
9. Extraordinair und Insgemein „ re 72. 21—- — — - 
Summa . 7339. — 2 1401. 25 — 
Ausgabe Ab Sr & 
14 An, Beſoldungen eren arten sr ehe ah 22 1147. 25 — 
2. „ ausgeliehenen Kapita liens MN „ll e eee 
e enen ene eee eren 305 7. 2 
4. An gemeinen Ausgaben nnn MIN, es 
Summa 4067. 3. 7 
Verglichen mit der Einnahme WI nn. „ Abr. 7 een ieee 
Bleibt ein Überſchuß von Wie mant ne 3272. 26. 7 
Dazu die Rückſtände mit Arn in- san he A0 288 
Mithin Vermehrung des Kirchenvermögens in 1 Jahre 4674. 21. 7 


Unter den Kapitalien ſteckt das Gudiſch⸗Legat für den Diaconus und die 
beiden Schulherren: Rector und Cantor. Die Zinſen werden unter dem Titel: 
An gemeinen Ausgaben in Rechnung geſtellt. 


Beſoldungen. Erſter Prediger 311 Thlr. incl. 25 Thlr. als Superintendent; 
Zweiter Prediger 395 Thlr. 5 Sgr., Rector 94 Thlr. 25 Sgr., Proviſor 100 Thlr., 
Cantor 107 Thlr., Küſter 35 Thlr. 10 Sgr., dritter Lehrer 10 Thlr., vierter 
30 Thlr., fünfter Lehrer 40 Thlr., Balgentreter 10 Thlr., Kirchendiener 2½ Thlr., 
Feldwächter 12 Thlr. 


Patronat. Die Matrikel von 1598 ſagt: „Jus Patronatus ſteht Joſt und 
Churdt auch Franzen Gebrüdern und Vettern denen von Dewitzen zu.“ In der 
renovirten Kirchen⸗Matrikel von 1665 heißt es: „Jus Patronatus gehört denen 
ſämmtlichen an der Daber berechtigten Herren von Dewitz und iſt deswegen kein 
Streit.“ An der Matricular-Berhandlung vom 2. December 1812 nahmen die 
damaligen Beſitzer des Gutes Daber, Samuel George Gottlieb Kannenberg und 
der Burggerichts⸗Secretair Müller, letzterer jedoch in ſeiner Eigenſchaft als Kirchen⸗ 
Proviſor, Theil. Iſt, nach den Worten der Matrikel von 1665, das Patronatsrecht 
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an das Gut Daber, jetzt Daberfreiheit, geknüpft, oder iſt dieſes Recht bei dem 
Verkauf des Gutes Daberfreiheit an den Vorgänger des jetzigen Beſitzers, der 
Familie von Dewitz für alle Zeiten vorbehalten worden? 


Schul weſen. \ 

Die Daberſche Schule ift eine Elementarſchule und beſteht aus 5 Klaſſen, 
die Rector⸗Klaſſe nur für Knaben, die Cantor-Klaſſe nur für Mädchen; die drei 
übrigen Klaſſen für Knaben und Mädchen. Mit Ausnahme des Rectors, der 
Univerſitäts⸗Studien gemacht, haben die vier anderen Lehrer Seminar-Bildung, der 
jüngſte von ihnen unter der Herrſchaft der Regulative genoſſen. Der Geſammt⸗ 
betrag des Dienſteinkommens, incl. der Wohnung, aber excl. des Feüerungsbedarfs 
für die Schulſtube, iſt: für den Rector, wie bemerkt ad interim, 345 Thlr., für 
den Cantor 345 Thlr., für den dritten Lehrer 250 Thlr., für den vierten 200 Thlr., 
für den fünften 200 Thlr. Cantor und die drei Lehrer ſind mit Vocation ange⸗ 
ſtellt. Frequenz der Klaſſen, von oben nach unten, 49, 60, 81, 98, 100, zuſammen 
388 Schüler, davon 185 Knaben, 203 Mädchen. Die Frequenz iſt in den letzten 
Jahren ziemlich conftant geweſen. Die Mädchen bilden in der Regel die Mehrzahl. 
Wie das Gut Daberfreiheit zur Kirche gehört, ſo gehen auch die dortigen ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder zur Stadt in die Schule. Inſpicient der Schule iſt der zweite 
Prediger. 


Erinnerung an vergangene Tage. . 


1 Daber iſt die richtige Ausſprache des ſlawiſchen Worts „Dobr“, was zu 
Deütſch „gut“ heißt. Hat man gleich keine urkundliche Nachricht von dem Daſein 
eines Caſtrums zur Slawen⸗Zeit, jo unterliegt doch die Vermuthung, daß hier einft 
eine derartige Veſte geſtanden habe, um ſo weniger einem Zweifel, als frühzeitig 
von einem „Lande Daber“ geſprochen wird, und der Begriff eines Landes nicht 
ohne befeſtigten Wohnplatz des Haüptlings, nenne man ihn Caſtellan, gedacht wer⸗ 
den kann. Die Lage in der Thalniederung zwiſchen zwei Seen eignete ſich vor⸗ 
zugsweiſe zur Anlage eines Caſtrums, wie es ſlawiſcher Brauch war, derartige 
Stellen für Veſten auszuwählen. Auf den Trümmern dieſer Holz⸗Burg iſt dann die 
deütſche Stein⸗Burg entſtanden, von der aus die Herren der Burg, Anfangs wech— 
ſelnder Geſchlechter, denn feit der Mitte des 14. Jahrhunderts ununterbrochen bis 
auf unſere Zeit das Geſchlecht der Dewitze, als Vaſallen der Greifen-Fürften, mit 
halbſouverainer Macht, das Land Daber beherrſchten, welches in feiner urſprüng⸗ 
lichen Geſtaltung muthmaßlich denſelben Umfaug gehabt hat, der in ſpäterer 
Zeit dem Daber-Dewitzſchen Kreiſe beigelegt war, wie derſelbe mit feiner Stadt 
Daber und feinen 42 Gütern und Dörfern bis: vor ½ Jahrhundert beſtanden 
hat. (S. 174). 
Haſſelbach⸗Koſegarten's „Codex Pomeraniae Diplomaticus“ enthält auf S. 763 
folgenden Artikel mit der Überſchrift: „Angebliche Schenkung an die Tempelritter 
bei Daber in Pommern Anno 1247. In Leopold v. Ledeburs Archive für die 
Gefchichtskunde des Preüßiſchen Staats, XVI. 323, heißt es: „Dagegen ſcheint 
die Nachricht, daß im Lande von Dabern die Tempelherren Anno 1247 ſieben⸗ 
hundert Hufen geſchenkt erhalten haben, auf urkundlicher Quelle zu beruhen; ſiehe 
Kehrbergs Geſchichte der Stadt Königsberg in der Neümark; erſte Ausgabe, S. 202“. 
Allein, wenn man dieſe Stelle des Kehrbergſchen Werkes aufſchlägt, findet man in 
ihr nichts von einer ſolchen angeblich Anno 1247 geſchehenen Schenkung an die 
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Tempelritter. Sondern es ift in ihr, und ebendaſ. S. 129 die Rede davon, daß 
Biſchof Hermann von Kamin, den Tempelrittern Anno 1261 die biſchöflichen 
Zehnten von 700 in territorio Daberen in Pomerania gelegenen Hufen verliehen 
habe“. Darum mußte auch die in Daber laut gewordene Anſicht, daß die Burg 
Daber von den Tempelherren erbaut worden, weiter oben, S. 329, als irrig be⸗ 
zeichnet und abgelehnt werden. 

Vier Jahre vor dieſer Verleihung der Biſchofszehnten gab Herzog Barnim 1. 
dem Grafen Gunzelin III. von Schwerin 4000 (wüſte) Hufen an der Gränze des 
Gebietes von Herzog Wartiſlaw III. gegen die Länder Dobern und Stargard, 
an der Drawe gelegen, als freies Eigenthum ohne Lehnpflicht mit allen fürſtlichen 
Rechten. Graf Gunzelin legte in dem geſchenkten Lande als deſſen Hauptort Neü⸗ 
Zwerin — jetzt Schwerin im Regenwalder Kreiſe, / Min. öſtlich von Daber — 
an und überließ 800 Hufen im Lande Daber tauſchweiſe an das Kloſter Dünamünde 
in Liwland, doch wurde dieſer Tauſch 1262 von beiden Theilen widerrufen. Neü⸗ 
Schwerin gehörte 1262, und ſpäter, zu Daber und hieß im 14. Jahrhundert mit 
ſeinem Diſtrikt das halbe Land Daber. 1276 verzichtete Graf Gunzelin IV. von 
Schwerin zu Gunſten ſeines Bruders Helmold auf die väterliche Erbſchaft, ſo weit 
ſie in Meklenburgſchen Landen lag und übernahm dafür das Pommerſche Schwerin 
mit dem Lande Daber — novum Zuerin cum terra Doberen. Im Jahre 1277 
verglich ſich Heinrich Behr, Ursus, mit dem Kaminer Domkapitel wegen des Zehnten 
im Lande Daber und noch 1284 kommt derſelbe als Henricus Ursus de Doberen 
vor; (vergl. L.⸗B. IV. Th. Bd. II. 45). Übrigens führt in den älteren Schriften 
bis zum 17. Jahrhundert der Name Daber den beſtimmten weiblichen Artikel und 
man findet in plattdeütſch geſchriebenen Urkunden gemeiniglich die Bezeichnung 
„Hus vn de Stedeken thor Daber“, Haus und Städtchen zur Daber. 

Im Brandenburgiſch-Pommerſchen Friedensvertrage von Vierraden vom Jahre 
1284 wurden die Länder Daber und Schwerin als zu Pommern gehörig bezeichnet; 
der Vertrag enthielt aber Stipulationen, in Folge deren das Land Daber als ver⸗ 
fallenes Pfand an Brandenburg gekommen zu ſein ſcheint. 1287 bekannte ſich 
Pribiſlaw von Belgard, ein Schwager Gunzelin's von Schwerin, und wie dieſer 
aus dem Meklenburgſchen Fürſtenhauſe, wegen des Landes Daber als Vaſallen der 
Markgrafen; er nennt ſich 1289 dominus terrae Doberen et terrae Belgarth in 
Cassubia, in ſeinem Siegel 1290: Pribezlaus de Slavia dominus terrae Doberen. 
Wahrſcheinlich wurden dann durch Herzog Bogiſlaw IV. die Länder Belgard und 
Daber von den Markgrafen gegen das Land Schivelbein eingetauſcht. Bald dar⸗ 
auf ſcheint Pribiſlaw fein Land verloren zu haben: 1292 befindet ſich der domi- 
cellus in Belgard im Gefolge Meſtwin's II. von Oſtpommern und dann wieder 
in Meklenburg. In der Pommerſchen Landestheilung 1295 kam die Burg Daber 
mit dem zugehörigen Lande an die Wolgaſtſche Linie. 1307 wird ein Hinricus 
de Dobere dietus Heydebrake genannt. Wie die Familie Heydebreck in den 
Beſitz vom Daber gelangt, und wie lange ſie ſich darin behauptet hat, iſt nicht 
bekannt. 

Die Zeit, in welcher die Dewitze in den Beſitz von Burg, Stadt und Land 
Daber getreten iſt bereits oben, S. 174, angegeben. Die Herzoge Wartiſlaw V. 
und Bogiſlaw V. waren es, welche das aus Meklenburg eingewanderte Geſchlecht 
mit Daber belehnten, zwar nicht unter den Bedingungen großer Bevorzugung, welche 
hundert Jahre vorher den Grafen von Schwerin eingeraümt worden waren, doch 
immer mit all den Vorrechten und Gerechtſamen, die denjenigen Geſchlechtern zu⸗ 
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ſtanden, welche man ſpäter die burg⸗ oder ſchloßgeſeſſenen genannt hat. Welche 
Bewandniß es mit der von Brüggemann überlieferten Nachricht habe, daß die 
Stadt Daber im Jahre 1442 von Muze Troye an die Dewitze abgetreten worden 
ſei, läßt ſich bei dem Mangel aller urkundlicher Beglaubigung nicht feſtſtellen. 


Eben ſo iſt es unbekannt, wann Daber deütſche Stadt geworden. Das 
Lübſche Recht iſt durch Obſervanz eingeführt. In dem Berichte des Magiſtrats zu 
Daber vom 19. Juni 1780 iſt wörtlich enthalten, daß — „ſowol vor unſerer Zeit, 
als auch noch jetzt alle Erbſchaftsfälle und ſonſtige Rechtshändel nach dem 
jure lubecensi entſchieden worden und noch entſchieden werden“; — und dies iſt in 
dem Berichte des Burggerichts zu Daber vom 19. Juli 1780, ſo wie in dem des 
Stadtgerichts daſelbſt vom 28. März 1833, in dem letztern mit dem Beifügen be⸗ 
ſtätigt, daß auch in dem älteſten Daberſchen Protokollbuche, deſſen Datum jedoch 
nicht angegeben iſt, die Notiz enthalten ſei, daß „in dem Städtlein Daber lübſches 
Recht gelte“. 

Im Jahre 1461 beſtätigten Ulrich, Gerath, Züls und Hans die Dewitze die 
Privilegien der Stadt, beſonders die Brüche oder Geldſtrafen an Hals und Hand, 
reſervirteu ſich aber den See Daber, den Kiez, den Burgacker, zwei Holzungen, 
nämlich das Kiezer und des Lütkengehäge, ſowie die Orböre. Die auf Pergament 
geſchriebene Urkunde iſt noch vorhanden; ſie iſt in plattdeütſcher Sprache abgefaßt 
und am Chriſtabend ausgefertigt. Durch Erbvertrag vom Jahre 1473 verſchrieben 
dieſelben Dewitze das Land Daber für den Fall, daß ihr Mannsſtamm  erlöfche, 
den Grafen von Eberſtein, Herren zu Naugard. 1478 wurdeu Schloß und Stadt 
Daber von den Brandenburgern erobert. 1497 vertauſchte Achim v. Dewitz erb- 
ſeſſen „to der Daber“ an Herzog Bogiſlaw X. das halbe Schloß und das halbe 
Städtchen D. mit den dazu gehörigen Dörfern gegen das Schloß Sazig mit dem 
Städtchen davor, das Angefäll an das Güntersbergſche Lehn Ravenſtein ꝛc. Bald 
hernach aber wurde das ganze Land Daber nebſt Stadt und Schloß wiederum 
Dewitzſches Eigenthum und iſt es, bis auf die Beſchränkungen in Raum und Gerecht⸗ 
ſamen, welche die fortrollende Zeit unabänderlich mit ſich gebracht, bis auf den 
heütigen Tag geblieben, wie die Lehnbriefe Barnims und Philipps vom 20. De⸗ 
cember 1534, Barnim's X. vom 9. Juni 1569, Johann Friedrichs vom 25. Juni 
1575, Barnim's XI. vom 24. März 1601, Bogiſlaws XIII. vom 18. April 1605, 
Philipps II. vom 25. April 1608, Franz I. vom 9. December 1618 und Bo⸗ 
giflaw XIV. vom 26. September 1621, ſo wie der drei erſten Brandenburgſchen 
Fürſten, des Kurfürſt⸗Herzogs Friedrich Wilhelm, gegeben zu Kolberg im December 
1665, des Kurfürſt⸗Herzogs Friedrich III. vom 6. April 1700, und des König⸗ 
Herzogs Friedrich Wilhelm I. vom 9. Juli 1714 bezeügen. Die Veränderungen 
im Beſitzſtande und die Beſchränkungen in den Vorrechten und Gerechtigkeiten der 
Dewitze, wie aller ſchloßgeſeſſenen Geſchlechter, treten erſt im 19. Jahrhundert ein 
und datiren in Bezug auf letztere vom Jahre 1807 und den folgenden Jahren. 


Schon 1620 hatte ſich zwiſchen der Stadt und ihren Grundherren ein Rechts⸗ 
ſtreit wegen der Gerichtsbarkeit entſponnen, in welchem die Stadt 1632 ein günſtiges 
Erkenntniß vom Hofgericht erlangte. Als aber die Dewitze von dieſem Urtheil 
beim Kaiſerl. Reichskammergericht Berufung einlegten, zog die Stadt vor. ſich mit 
ihnen zu vergleichen, in Folge deſſen unter Vermittelung des Herzogs Bogiſlaw 
am 8. Januar 1633 ein Transact zu Stande kam, deſſen Beſtimmungen im Weſent⸗ 
lichen folgende ſind, — und zwar Erſtens: — 
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Bürgermeiſter und Rath wie auch geſammte Bürger⸗ und Einwohnerſchaft 
anerkennen die Herren v. Dewitz für ihre mittelbare Obrigkeit und wollen den⸗ 
ſelben treü und gehorſam ſein, erklären auch, ihnen den gewöhnlichen Huldigungseid, 
dem alten Herkommen nach, bei jedem Todes⸗ und Succeſſionsfalle in dem Dewitz⸗ 
ſchen Geſchlechte zu leiſten, wogegen die Dewitze der Stadt allen Schutz und die 
Erneüerung und Beſtätigung aller ihrer uralten Privilegien angeloben. Sodann 
Zweitens: — 

Bürgermeiſter und Rath haben die Gerichtsbarkeit in allen bürgerlichen Sachen 
nebſt den daraus entſpringenden Früchten, die Berufungen aber gehen an die 
Dewitze. Dieſe Gerichtsbarkeit ſoll ſich auch über alle Dewitzſche Unterthanen er⸗ 
ſtrecken, wenn fie aus irgend einem andern Grunde, außer eigentlichen Verbrechen, 
belangt werden, und unter die Gerichtsbarkeit der Stadt gehören. Doch ſind die⸗ 
jenigen ausgenommen, welche ſich in der Dewitzen unmittelbaren Dienſten, Hauſe 
und Brot befinden, da dieſe auch in bürgerlichen Streitigkeiten nur bei der Herr⸗ 
ſchaft belangt werden können. 

In peinlichen Sachen, wo auf Gefängniß, Geldbuße, öffentlich en Widerruf, 
Entſetzung vom Amte und Ehrenſtande geklagt wird, ſoll der Rath die erſte Inſtanz 
ſein. Wenn aber das Verbrechen von der Art iſt, daß darauf die Strafe der zeit⸗ 
lichen oder ewigen Verweiſung, Staupenſchläge oder andere Leibes- oder gar die 
Lebensſtrafe geſetzt iſt, ſo ſollen die Verklagten gleich bei dem Dewitzſchen Gerichte 
belangt werden, und wenn gleich die Strafe in ſolchen Fällen durch erfolgtes 
Urtheil in Geldbuße rechtskräftig verwandelt würde, die Dewitzen die Geldſtrafe 
einzuziehen befugt ſein. Obgleich der Rath ſolchergeſtalt ſich aller peinlichen Ge⸗ 
richtsbarkeit begibt, ſo ſoll er doch den Pranger, aber nur zu dem Ende behalten, 
daß, altem Herkommen nach, daran unzüchtige Weiber, Gewehr, ſo auf öffent⸗ 
lichen Gaſſen freventlich gelöſet, oder zur Verletzung des Nächſten gebraucht 
wird, falſches Garn, Gewicht, Elle, Scheffel und anderes Maaß daran geheftet 
werden. 

Den Herren v. Dewitz aber ſteht frei, ſich deſſelben und der Rathsdiener zur 
Vollſtreckung der Strafen durch Staupenſchläge zu bedienen, oder auch einen be⸗ 
ſonderen Pranger auf der Burgfreiheit zu errichten. Und obwol dem Rathe oben 
das Recht, Geld⸗ und Gefängnißſtrafen zu verhängen eingeraümt worden iſt, jo 
ſind doch davon der Dewitzen wirkliche Diener, die in deren Lohn und Brote ſtehen, 
ingleichen ihre Unterthanen auf der Schloßfreiheit und außerhalb der Ringmauern, 
als Afterlehnleüte, Freiſchulzen, Müller, Bauern, Koſſaten, Schmidte, Schäfer u. d. 
ausgenommen, die, wenn ſie in der Stadt Frevel begehen, zwar vom Magiſtrate 
gefänglich angehalten werden können, hiernächſt aber und zum ſpäteſten Tages 
darauf dem Director des Dewitzſchen Burggerichts angezeigt und unentgeldlich 
verabfolgt werden müſſen, um von demſelben nach Befinden ihr Urtheil zu 
empfangen. 

Die Dewitze behielten ſich vor, freie Handwerker anzuſetzen, die nicht zu den 
Bürgerpflichten herangezogen werden durften; die Bürger ſollten den Bürgereid 
ſowol dem Rath als den Dewitzen leiſten, doch ſtand es dem Rathe frei, die Raths⸗ 
herrenſtellen ohne Conſens der Dewitze zu beſetzen; weder Rath noch Gemeine 
ſollten verdächtige Zuſammenkünfte und Conventikel, die gegen die Dewitze gerichtet 
ſeien, abhalten; ſie ſollten vielmehr die Letzteren „für ihre wahre, natürliche, mittel⸗ 
bare Erbobrigkeit reſpectiren, erkennen, lieben und ehren, und ihnen getreü, hold 
und gehorſam ſein“. 
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Die in dieſem Vergleiche bei jedem Sterbe- und Succeſſionsfall der Herr⸗ 
ſchaft feſtgeſetzte allgemeine Huldigung der Bürgerſchaft iſt zwar ſeit 1684 nicht 
mehr geſchehen, weil die neüe Landesherrſchaft eine derartige Handlung der Unter⸗ 
thänigkeit mit den Vorrechten der oberſten Gewalt unverträglich hielt, auch Rath 
und Bürgerſchaft Anſtand nahmen, den betreffenden Beſtimmungen des Abkommens 
von 1633 ferner Folge zu geben; es mußten aber, auf geführte Beſchwerde, nach 
dem Erkenntniß der Königl. Negierung von Pommern vom 23. Mai und dem Hof⸗ 
reſcript vom 22. Auguſt 1737 die Mitglieder des Magiſtrats und die angehenden 
Bürger, jedoch als freie Leüte und bürgerliche Unterthanen, dem Dewitzen⸗Geſchlecht 
nach und wie vor den Eid der Treüe und des Gehorſams ſchwören. 

Der Gerichtshalter oder Burggerichts⸗-Director wurde von dem ganzen Ge⸗ 
ſchlecht der Herren v. Dewitz beſtellt; er und ein Actuarius oder Gerichtsſchreiber 
bildeten das Burggericht, welches, wie wir geſehen haben, für bürgerliche Sachen 
die Appellations⸗Inſtanz von den Entſcheidungen des Magiſtrats war, und die Ge⸗ 
richtsbarkeit in peinlichen Anklagen ausübte. Bis zum Jahre 1812 hat dieſes 
Burggericht beſtanden, zu deſſen Unterhaltung damals nur noch die drei Dewißzſchen 
Güter Vogtshagen, Haſeleü und Radem beigetragen haben. Das Organiſations⸗ 
Reſcript vom 20. Januar 1812 machte dem Daberſchen, wie allen übrigen Burg⸗ 
gerichten ein Ende; die richterliche Gewalt, die Jahrhunderte lang bei dem Vaſallen 
geweſen war, ging nunmehr unmittelbar auf den oberſten Richter, den König, über, 
der ſie durch ein combinirtes Stadtgericht für die Städte Maſſow und Daber, mit 
dem Sitze in letzterer Stadt, ausüben ließ. In jenem Reſcript iſt der Criminal⸗ 
Jurisdiction, und ob ſie dem Stadtgericht beizulegen nicht Erwähnung gethan, 
jedoch in dene Reſcript vom 7. März 1812 der Grundſatz ausgeſprochen, daß nach 
dem Cabinets⸗Erlaß vom 9. Januar 1810 die Gerechtigkeitspflege auch für pein⸗ 
liche Fälle in den Mediatſtädten von Königl. Stadtgerichten verwaltet werde. 

Im Jahre 1847 war auf Antrag des Magiſtrats von Daber davon die Rede, 
in dieſer Stadt ein Land⸗ und Stadtgericht zu errichten, deſſen Sprengel die Städte 
Daber und Freienwald und die ländlichen Ortſchaften Kniephof, Pagenkopf, Schönau 
und Walsleben, mit zuſammen 4600 Einwohnern, umfaſſen ſollte. Das Project 
ſcheiterte aber an dem Widerſpruch der Dörfer Hohen Schönau und Walsleben, ſo 
wie der Stadt Freienwald, welche den Sitz dieſes Gerichts für ſich beanſpruchte, 
wie ſie 20 Jahre nachher petitionirend darauf drang, eine der zwei in Jakobshagen 
ſeßhaften Gerichts⸗Commiſſionen nach Freienwald zu verlegen. 

Was die Polizei-, Zuftize und Communal-⸗Verwaltung der Stadt anbelangt, 
ſo beruhte dieſelbe bis zur Emanation der Städteordnung von 1808 auf dem Ma⸗ 
giſtrate, der nach der alten Verfaſſung aus 2 Bürgermeiſtern, einem Polizei⸗ und 
1 Juſtizbürgermeiſter, 1 Kämmerer, 2 Senatoren und 1 Stadtſecretarius beſtand. 
Dieſes Collegium war aber zuletzt auf 2 Mitglieder, den dirigirenden Bürgermeiſter, 
der zugleich Stadtrichter und den Kämmerer, der gleichzeitig Senator war, und den 
Stadtſecretarius oder Rathsſchreiber zuſammen geſchmolzen, von denen in gewiſſen 
Angelegenheiten die 4 Viertelsmänner, als Vertreter der Bürgerſchaft, zugezogen 
wurden. Das Inſtitut der Achtmänner war ſchon längſt zu Rüſte gelegt. Die 
Rathsglieder wurden von der Bürgerſchaft gewählt, die aber den Bürgermeiſter 
den Herren von Dewitz zur Beſtätigung vorſtellen mußten, von denen derſelbe in 
Eid und Pflicht genommen wurde. Mit Einführung der Städteordnung hörte die 
richterliche Gewalt des Magiſtrats auf, gleichzeitig aber auch das politiſche Patronat 
des Dewitzen⸗Geſchlechts über die Stadt. Die pia corpora ſind das einzige, was 
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der Geiſt der neüern Zeit, nach Befeſtigung der Einheit im geſellſchaftlichen Verbande 
ſtrebend, dem Geſchlechte zur Eigenverwaltung übrig gelaſſen hat, aber dieſe frommen 
Stiftungen ſind für Daber, wie wir geſehen haben, ſo wichtig, daß die Einwohner⸗ 
ſchaft des Städtchens ſich für alle Zeiten glücklich ſchätzen kann, daß ihr dieſelben 
N der Patronatsherrſchaft des edlen Geſchlechts der Dewitze erhalten wor⸗ 
den ſind. 

Das Wappen der Stadt iſt der Pommerſche Greif, der in einem Saülen- 
portale ſteht, welches Brüggemann für einen Biſchofsſtuhl anſpricht. 


Anhang. 


Nachrichtung wegen der Armen⸗Kaſten. Anne 1556 
hat ein ehrſam Rath zu Daber den armen Kaſten fundiret und haben von Ehr. 
Joachim Stegen Seel. Gütern, welches er auch bei ſeinem Leben dazu gegeben 
55 Fl. und 7 Gr. Dazu auch von St. Jacob und dem heiligen Leichnam ſoviel 
dazu gethan, daß die Summe iſt geworden 172 Fl. Dazu hat ein Rath den Vor⸗ 
ſtändern einen Brief, welche 50 Fl. betreffen, überantwortet, darumb auch noch 
rechtlich geſuchet wird und ſind damahlen dieſe Nachfolgenden Rahts Perſohnen die 
Fundatores geweſen Claus Süring und Aßmus Zumach Bürgermeiſter, Peter 


Schultz und Dinnies Ewert Kämmerer, Adam Bernd und Donnies Swarte 
Rahtmann. 


Hac Ego Petrus Geigling Notarius eorum consensu subscripsi. 
(L. S.) 

Bei dieſem Armen⸗Kaſten hat Magiſtratus einen beſonderen provisorem aus 
ihren Collegio geſetzet, welcher dem Ehren praeposito die 7 Fl. Holzgelder nach 
der Matricul hat ausgezahlet. Anno 1665 den 10. July haben Generosi Domini 
patroni beliebet dem Kirchen Vorſteher zur Adminiſtration dieſen Armen Kaſten 
zu übergeben. 

Laut vidimirter Kirchen⸗Matricul Signatum auf dem Hauſe Daber unter 

den Herrn von Dewitzen subscription vom 10. July 1665. 

Weilen auch der Vorſteher zur Armen Kaſten resignirt, ſo ſollen ſelbige Ge⸗ 
fälle eben alſo wie die St. Jürgen Hofpital, der Kirchen zugeleget und ein ver- 
leibet werden, alſo daß die Kirchen Vorſteher ſolches alles mit einander adminiſtriren 
einfordern und berechnen. 

[Vom Magiſtrat zu Daber mittelſt Berichts vom 12. Juni 1827 eingereicht]. 


Speeification der Realabgaben, welche der Schule in Daber 
zuſte hen. 


I. Dem Rector (noch in Verbindung mit der 2ten Predigerſtelle, dem Diaconat): 
1) Holz und Torf von der Stadt Daber, und zwar 1% Faden Buchen 
Klobenholz, 9000 Stück Torf. 
2) Malz aus der Daberſchen Waſſermühle 6 Scheffel jährlich. Wachs aus 
der Daberſchen Kirchenkaſſe 2½¼ Pfund jährlich. 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 61 
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3) Speiſegeld, und zwar: aus dem Gute Daber jährlich Thlr. 11. 16. 
8 Pf.; aus Hoffelde eben ſoviel; aus Maldewin Thlr. 5. 23. 4 Pf., 
aus Braunsberg eben ſoviel; in Summa Thlr. 34. 20 Sgr. 
II. Dem Cantor: 1) Holz 1%, Faden Buchen⸗Klobenholz, Torf 9000 Stück. — 
2) Wachs 1 Pfd. (1 Jahr aus der Kirchenkaſſe, 1 Jahr aus der Ho⸗ 
| fpitalfaffe). — 3) Speiſegeld: aus dem Gute Daber Thlr. 34. 20 Sgr. 
III. Dem 3ten Lehrer: Holz 1 Faden Buchen⸗Klobenholz, 9000 Stück Torf. 
V. Dem 4ten Lehrer: Holz 1 Klafter Buchen⸗Klobenholz oder 1¼ Klafter Kiefern 
Klobenholz, 10.000 Stück Torf. 
V. Dem dten Lehrer: Holz und Torf in denſelben Quantitäten wie dem 4ten 
Lehrer. 
Daber, den 7. September 1857. 
Vollzogen vom Patronat und Proviſorat der milden Stiftungen 
und vom 
Magiſtrate. 


Quellen für die hiſtoriſche Beſchreibung der Stadt Daber. 


Acta der Königlichen Regierung zu Stettin, und zwar aus der — 
1. Regiſtratur der Abtheilung des Innern: 
Tit. VIII., Sect. 3 des Repertoriums: 
No. 2. Aufbringung der Communalſteüer. — No. 3. Kämmereikaſſen⸗Extracte Vol. 3. 
— No. 6. Gewinnung des Bürgerrechts. — No. 8. Schulden der Stadt und deren Amor⸗ 
tiſation. — No. 10. Gegenſeitige Beſchwerden des Magiſtrats und der Stadtverordneten. 
— No. 13. Stadtforſt — No. 14. Unterſuchung der Communal⸗Verwaltung. — No. 15. 
Errichtung eines Land: und Stadtgerichts. — No. 18. Einführung der Hundeſteüer. — 
No. 20. Bau eines neüen Rathhauſes. — No. 23. Marktſtandsgeld. — No. 24. Ban des 
Kirchthurms. — No. 25. Kämmerei⸗Grundſtücke. — No. 27. Unterſtützung zum Neübau eines 
Pfarrhauſes. — Nr. 28. Einführung der Gemeinde- und der neüen Städte Ordnung. — 


No. 29. Gegenſtände der öffentlichen Aufſicht. 
Tit. VIII., Sect. 4. Acta betreffend die Verwaltung des Daberſchen Hoſpitals. 


11. Regiſtratur der Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. Repertorium, Band J., Fol. 
165. No. 7. Statuta Synodi Daber. — No. 1. Reviſtonstabelle der Kirche, Schule, Stipendien; 
Vol. X. — No. 4. Schultabellen. — Fol. 166. No. 1. Generalia der Kirche. — No. 3. 
Bauten und Reparaturen an der Kirche und den Pfarrgebaüden. — No. 5. Einkünfte und 
Gerechtſame der Predigerſtellen. — No. 6. Matrikular⸗Nachrichten der Kirche zu Daber und 
des Kapellendorfs Daberkow. — No. 8. Anlegung und Unterhaltung des Begräbnißplatzes. 
— No. 9. Bauten und Reparaturen an der Orgel in der Kirche. 


Die Kirchen der Synode Daber. 
Zuſtand derſelben im Jahre 1867. 


Die Synode beſteht aus 9 Parochien, enthält alſo 9 Mutterkirchen, denen 
19 Tochterkirchen beigelegt find; mithin Find 28 Kirchen vorhanden. Die Synode 
umfaßt den ſüdöſtlichen Theil des Naugarder Kreiſes, greift aber auch mit 
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2 Mutterkirchen und 10 Filialkirchen in den weſtlichen Theil des Regenwalder 
Kreiſes über. Eine Tochterkirche liegt im Saziger Kreiſe. Folgende Überſicht zeigt 
die Vertheilung der Kirchen: 


Entfernung 
Mutterkirchen. Tochterkirchen v. d. Antec, Kreiſe 
ORT I A u nr 
2. Klein⸗ Benz 9 ur Me. } Naugard. 
3. Juſtemin 1 0 
4 Sandſchönau SR 9 Regenwald. 
5. Schloißin UE 
Gn Breitenfeld r n ne e e Klare IE AN nn: , ene 
7. Brauns berg. os in. 
8. Marienhagen % „ Sazig. 
eee eee, n nne, — Naugard. 
10. Daberkwwwd . . . 15 Mle. Regenwald. 
11. Jarchlin Aus: Maler- u 10 l — p 
Dh le, 
18, Külz „ e naar u Naugard. 
FE er Ag oe en a ee © — 
15. Weitenhagen * Mle. 
16. Maden ene eee e eee, all — 
17. Ludwigshorſfſftt + N. Min, | 
18. Label . . 2 2-2 Ne „ Regenwald. 
19. Schmelzdorr »- - 1 7 


20 e, le 


21. Plautikow y Mle N Naugard. 
k ' 


22. Bernhagen 


23. Roßgowt „null een een enn W 
A gſel en Js Mile: 
25. eee eee Fe 
26. Salmow 19 


27. Schönwald n -- 
28. Bogtshagen. » . . 1, Mle. } Naugard. 


1. Groß⸗Benz. Patrone: Die Gebrüder Hermann und Paul Kannenberg 
auf Groß⸗ und Hohen⸗Benz. Das Kirchengebaüde, die Pfarrgebaüde und die 
Küſterwohnung befinden ſich in ziemlich bauwürdigem Staude. An einem Wittwen⸗ 
hauſe fehlt es. Die Kirche hat eine Orgel. Kapitalvermögen 425 Thlr., davon 
400 Thlr. in Pfandbriefen und 25 Thlr. in einem Schuldſchein. Jährliche Zinſen 
Thlr. 14. 27. 6. Pf. Grundbeſitz: 8 Mg. 33 Ruth. auf den Kaveln, 35 Mg. 140 
Ruth. auf den Hufen, 121 Ruth. Wurthen, zuſammen 44 Mg. 144 Ruth., ver⸗ 

' pachtet von Michaelis 1865 bis dahin 1871 für Thlr. 107. 25. Sgr. baar und 
1½ Sch. Roggen, davon der Pfarrer 1 Sch. und der Küſter ½¼ Sch. bezieht. 
Wieſen beſitzt die Kirche nicht. Einnahme der Kirchenkaſſe Thlr. 256. 4. 7. Pf., 
incl. eines Beſtandes vom vorigen Jahre, Ausgabe Thlr. 30. 24. 1 Pf., daher 
Beſtand Thlr. 225. 10. 6 Pf., wofür mit Hinzunahme der zurückgezahlten 25 Thlr. 
von dem oben erwähnten Schuldſchein, und eines ron dem Patrone gemachten 
Vorſchuſſes von Thlr. 7. 19. 6 Pf. ein Pfandbrief über 300 Thlr. für 258 Thlr. 
angekauft worden iſt. Daher Kapitalvermögen 700 Thlr. Nominalwerth. Legate 
beſitzt die Kirche nicht. 

2. Klein⸗Venz. Patrone: v. Vormann auf Klein⸗Benz und 
v. Dewitz auf Wuſſow. Kirchengebaüde und Küſterwohnung gut im Stande. 
61* 
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Kapitalvermögen 600 Thlr. beſtehend in 425 Thlr. Pfandbriefen und 175 Thlr. 
Staatsſchuldſcheinen, Zinſen Thlr. 20. 28. 9. Pf. Grundbeſitz: 7 Mg. 144 Ruth. 
Acker und eine Wieſe von 1—2 Fuder Heü. Das Rittergut Wuſſow incl. Klein⸗ 
Benz und die Bauern in Schloißin entrichten an Erbpacht Thlr. 4. 7. 6. Pf. und 
1 Sch. Roggen, den der Pfarrer als Rendant der Kirchenkaſſe bezieht. Dem Küſter⸗ 
und Schulamt iſt nach Receß d. d. Stargard 18. September 1812 der Kirchen⸗ 
acker als Gehaltsverbeſſerung zugelegt. Die Größe dieſes Ackers iſt nicht nachge⸗ 
wieſen. Einnahme Thlr. 42. 9. 6 Pf., incl. Beſtand vom vorigen Jahre, Aus⸗ 
gabe Thlr. 22. 15. 5 Pf., Beſtand Thlr. 19. 24. 1 Pf. Der Oberſt Stephan 
Gottlieb v. Dewitz hat mittelſt Inſtruments vom 19. März 1786 der Kirche zu 
Klein⸗Benz ein Kapital von 300 Thlr. mit der Maßgabe geſchenkt, daß die Zinſen 
von 100 Thlr. jährlich am nächſten Sonntage nach dem 25. October, als dem 
Sterbetage des Vaters des Stifters, des Generallieutenants Friedrich Wilhelm 
v. D., unter die wirklichen Armen und nothleidenden Unterthanen der Wuſſowſchen 
Güter, mit Ausſchließung der in denſelben wohnenden Freileüte, durch den Prediger 
unter Zuziehung der Kirchenvorſteher eingetheilt, die Zinſen von den übrigen 
200 Thlr. aber, nach den in dem Schenkungsbriefe enthaltenen nähern Beſtimmungen, 
zum Beſten der Klein⸗Benzſchen Kirche angewendet werden ſollen. Ferner hat die 
zu Wuſſow geſtorbene Wittwe des Hauptmanns v. Barnekow, Margaretha Doro- 
thea Ilſabe, geb. v. Dewitz, in ihrem Teſtamente vom 28. December 1790 ver⸗ 
ordnet, daß von ihrer Hinterlaſſenſchaft ein Kapital von 50 Thlr. an die Kirche 
zu Klein- Benz gezahlt werden ſoll, wovon die Zinſen nicht der Kirche berechnet, 
ſondern jährlich von dem Prediger zu Klein-Benz eingezogen und an 4 Arme aus 
Klein⸗Benz und Farbezin ausgezahlt, die jedesmaligen Beſitzer des Gutes Wuſſow 
aber diejenigen Armen jährlich beſtimmen ſollen, welche dieſer kleinen Beihülfe be- 
dürftig und würdig ſind. Gegenwärtig werden an Legatengeldern bei der Kirche zu 
Klein⸗Benz 250 Thlr. verwaltet, die mit unter dem Kapitalſtande der 600 Thlr. 
enthalten ſind, und es heißt von ihnen, daß, nach der Fundation die Armen in 
den Wuſſowſchen Gütern, wenn ſolche vorhanden ſind, die Zinſen von 200 Thlr. 
erhalten, der Schullehrer aber als Gehaltsverbeſſerung die Pfandbriefzinſen von 
75 Thlr. Seit mehreren Jahren werden in den Kirchenrechnungen für die Wuſ⸗ 
ſower und Klein -Benzer Armen 6 Tolr. und für die Farbeziner 25 Sgr. in 
Ausgabe geſtellt. 

3. Juſtemin. Patrone: Rittergutsbeſitzer Lieutenant Steffan auf 
Juſtemin, und Wilhelm Kanuenberg auf Radem. Kapital 175 Thlr. in Pfand⸗ 
briefen gegen 5 Thlr. Zinſen. Grundbeſitz: Acker 25. 85, an der Güldnitz 7. 40, 
Wieſen an der Güldnitz 4. 140, Hütung 7. 166, zuſammen 45 Mg. 71 Ruth. ver⸗ 
pachtet für 56 Thlr. auf die 18 Jahre vom 1. April 1862 bis dahin 1880. Ein⸗ 
nahme, incl. Beſtand vom vorigen Jahre Thlr. 190. 23. 2 Pf., Ausgabe Thlr. 52. 
13. 3 Pf., Beſtand Thlr. 138. 9. 11 Pf. Von dieſem Beſtande ſind für 125 Thlr. 
zwei Pfandbriefe zum Nominalwerthe von 150 Thlr. angekauft, es bleibt ſomit in 
der Kaſſe nur ein Baarbeſtand von Thlr. 13. 9. 11 Pf., nachdem auch ſchon in der 
Ausgabe ein 50 Thlr. Pfandbrief mit 38 Thlr. bezahlt worden. Daher Kapital⸗ 
vermögen 375 Thlr. in Pfandbriefen Nominalwerth. Das Kirchengebaüde iſt in 
gutem Stande. Eine Küſterwohnung iſt hier nicht. 

4. San dſchönau. Patrone: Die Gebrüder Auguſt und Hermann 
Hell auf Sandſchönau a und b. Das Kirchengebaüde iſt gut im Stande bis auf 
eine Unterſchwellung, welche im Jahre 1868 vorgenommen werden ſollte. Die 
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Küſterwohnung iſt ſchlecht. Kapital 350 Thlr. in 10 Pfand⸗ und 1 Rentenbriefe; 
Zinſen 12 Thlr. 5 Sgr. Grundbeſitz: 10. 128 Acker, 2. 78 Wieſen, 25. 91 Weide, 
zuſammen 38 Mg. 117 Ruth. Das Gut Schönau b gibt nach dem Erbpacht 
contracte vom 21. October 1847 für die Kirchengrundſtücke 10 Sch. 14 Mtz. Roggen, 
welche nach dem Golnower Martini-Marktpreiſe jedes Jahrs bezahlt werden und 
anſ Schönau b, Rubr. II., No. 2 eingetragen find. Von dieſem Erbpachteanon 
erhält der Prediger als Rendant der Kirchenkaſſe 1 Sch. und der Küſter ½ Sch. 
als Gehalt, beide in Natura, ſo daß nur 17 Sch. 6 Mtz. Roggen bezahlt werden. 
Einnahme Thlr. 119. 16. 1 Pf., Ausgabe Thlr. 9 26. 9 Pf., Beſtand Thlr. 109. 
26. 9 Pf., welcher in Kaſſe verbleiben mußte, um, wie oben erwähnt, die Koſten 
des bevorſtehenden Reparaturbaues an der Kirche decken zu können. 

5. Schloißin. Patron: v. Heyden auf Schloißin; indeſſen befindet 
ſich das Gut ſeit 1866 unter landſchaftlicher Sequeſtration und wird durch den 
Adminiſtrator Daecke verwaltet. Das Kirchengebaüde iſt in gutem Stande. Der 
Küſter wohnt in Klein⸗Benz. Kapital 300 Thlr. in Pfandbriefen, davon Zinſen 
Thlr. 9. 17. 6 Pf. Grundbeſitz: Der Kirchenacker, deſſen Größe nicht mehr be⸗ 
ſtimmt werden kann, iſt nach dem Contract vom 7. Auguſt 1806, genehmigt den 
9. Mai 1809, an das Gut Schloißin für 12 Sch. Roggen vererbpachtet, wofür laut 
Ablöſungs⸗Receß vom 2. Juli 1852 ein Geldbetrag von Thlr. 14. 27. 10 Pf. zu 
zahlen war. Der Natural-Canon iſt im Hypothekenbuch von Schloißin a und b 
Rubr. II., No. 2 und 3 eingetragen vi Decreti 5. April 1809. Seit 1858 iſt dieſe 
Ablöſung in eine Roggenrente von 11 Sch. 6,39 Mtz. Roggen umgewandelt, welche 
nach dem jedesjährigen Martini-Marktpreiſe der Stadt Golnow in Gelde abgeführt 
wird. Demnächſt wird in der hieſigen Kirchenrechnung auch die Ackerpacht für 
Klein⸗ Benzer Kirchenländereien, beſtehend in 9,5 Mtz. Roggen, unter denſelben f 
Modalitäten verrechnet und eine an die Klein-Benzer Kirche zu entrichtende Geld⸗ 
rente von Thlr. 1. 17. 10 Pf. Mit dem vorjährigen Beſtande war die Einnahme 
Thlr. 116. 17. 3 Pf., die Ausgabe dagegen Thlr. 56. 23. 5 Pf., mithin Beſtand ö 
Thlr 59. 23. 10 Pf. Unter den Ausgaben befindet ſich ein Poſten von Thlr. 19. ö 
2 6 Pf. für Erneüerung der Kirchhofsmauer. In keiner Kirche der Groß-Benzer 
Parochie wird Abend⸗Gottesdienſt bei erleüchteter Kirche gehalten. | 


6. Breitenfeld. Patronin: Verwittwete Landräthin v. Veltheim zu Belt 
heimsburg, vertreten durch den Adminiſtrator Lübbers. Kapitalvermögen iſt nicht 
vorhanden, dagegen eine Schuld von 50 Thlr., die noch aus dem Kirchenbau von 
1854 verblieben iſt. Dieſer Reparaturbau, in Folge deſſen das Kirchengebaüde ſich 
in gutem Stande befindet, iſt von Oberaufſichtswegen Seitens der Königl. Regie⸗ 
rung nachträglich unterm 27. Juli 1867 genehmigt worden. Die Pfarrgebaüde | 

{ find 1867 reparirt, was einen Koſtenaufwand von Thlr. 108. 22 9 Pf. verurſacht 
hat, der auf die drei Kirchen der Parochie zu gleichen Theilen zu vertheilen ge⸗ 
weſen iſt. Die Küſterwohnung iſt ziemlich gut. Wittwenſitz fehlt. Grundbeſitz: 
1. Kirchenland 10. 98 Acker, 1. 20 Wieſen, 8. 84 Weide, zuſammen 20 Mg. 22 
Ruth., vererbpachtet an das Gut Breitenfeld unterm 24. Februar 1813 gegen 13 Sch. 
Roggen zum Stargarder Martini⸗Marktpreife ad minimum 18 Thlr., beftätigt durch 
die Königl. Regierung den 2. Juni 1813; eingetragen in das Hppothekenbuch den 
27. Januar 1842. II. Godesbrink 2 Mg. 14 Ruth. groß iſt gleichfalls an das 
Gut Breitenfeld vererbpachtet unter dem 31. October 1840 für 2½ Sch. Roggen 
zum Stargarder Martini-Marktpreiſe in Gelde abzuführen; beſtätigt von Königl. 
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Regierung den 1. December 1840. Eingetragen den 27. Januar 1842. Jahres⸗ 
Einnahme Thlr. 73. 19. 6 Pf., Ausgabe Thlr. 51. 13. 2 Pf. Beſtand Thlr. 22. 
6. 4 Pf. Vermächtniſſe find der Kirche nicht zu Theil geworden. Abendgottesdienſt 
wird gehalten. An einer Orgel fehlt es anſcheinend jeder der drei Kirchen der 
Parochie Breitenfeld. 

7. Braunsberg. Patron: Die Bauerngemeinde, vertreten durch zwei 
Bevollmächtigte. Die Kirche iſt 1861, der Thurm 1862 neü erbaut, wodurch nicht 
allein das baare Vermögen abſorbirt iſt, ſondern auch Schulden gemacht ſind, welche 
1867 noch 140 Thlr. betrugen, welche mit 4¼ Pret. verzinſt wurden. Der 
Kirchenacker, deſſen Areal 47 Mg. 20 Ruth. beträgt, iſt unterm 13. März 1826 an 
die Bauern⸗Gemeinde zu Braunsberg, nachdem dieſelbe das adliche Gut daſelbſt er⸗ 
worben (S. 305), vererbpachtet, und zwar gegen Erlegung von jährlich 12 Sch. 
Roggen, 6 Sch. Gerſte, 8 Sch. Hafer, 1 Sch. Erbſen, zum Stargarder Martini⸗ 
Marktpreis ad minimum 21 Thlr. Die Beſtätigung dieſes Erbpachtvertrages durch 
die Königl. Regierung iſt vom 25. Auguſt 1828, die Eintragung ins Hypotheken⸗ 
buch des Kreisgerichts Naugard vi Deer. vom 18. November 1858 und 12. No⸗ 
vember 1867 erfolgt. Jahres⸗ Einnahme der Kirchenkaſſe Thlr. 87. 20. 6 Pf., 
Ausgabe Thlr. 50. 9. 2 Pf., Beſtand Thlr. 37. 11. 4 Pf. Brunsberghe war zur 
katholiſchen Zeit ecclesia parochialis mater mit dem Filial Mergen (Marien) hagen, 
und beider Patrone Joachim und Georrius genannt Dewetzen und Jeneke Milde⸗ 
nitzen, 1492. 

8. Marienhagen. Patron: Lieut. Hermann Victor Emanuel Blümcke 
auf Marienhagen (L.⸗B. II. Th. IV. Bd. 526, 568, in der Angabe der Vornamen 
des Patrons walten Verſchiedenheiten ob), Patron wohnt auf Pinnow bei Oranienburg. 
Kapitalvermögen fehlt. Schulden: a) Vorſchuß des frühern Patrons aus dem Kirchen⸗ 
bau von 1846 herrührend 67 Thlr. b) Schuld aus dem Kirchenbau von 1863 
zum Betrage von 24 Thlr., welche je nach den Beſtänden der Kirchenkaſſe jährlich 
mit 8—10 Thlr. abgetragen werden. Das Kirchengebaüde iſt im Ganzen gut, doch 
bedarf der Glockenſtuhl einer Ausbeſſerung. Das Schulhaus, zugleich Küſterwoh⸗ 
nung, iſt neü gebaut, iſt aber durch die Witterung ſchon vielfach geſchädigt. Grund⸗ 
beſitz: Acker 3. 84, Wieſen 5. 55, Weide 4. 118, zuſammen 13 Mg. 77 Ruth. 
Dieſe Ländereien ſind durch Contract vom 25. Mai 1811 an das Rittergut Marien⸗ 
hagen gegen einen jährlichen Canon von 20 Thlr. vererbpachtet. Die Beſtätigung 
iſt durch das Departement des Cultus und öffentlichen Unterrichts im Miniſterium 
des Innern d. d. Berlin, 24. Mai 1812 erfolgt; ins Hypothekenbuch eingetragen 
vi Decreti vom 2. März 1829. Einnahme Thlr. 32. 29. 7 Pf., Ausgabe Thlr. 
41. 23. 2 Pf., daher iſt der Rendant mit Thlr. 8. 23. 7 Pf. im Vorſchuß ge⸗ 
blieben. Legate beſitzt die Kirche nicht. Dagegen iſt an das alte Wedelſche Lehn⸗ 
gut Marienhagen — 

Das von Wedel Marienhagen-Grasſeeſche Stipendium geknüpft, 
deſſen hier Erwähnung geſchieht, obwol es mit der Kirche nichts, oder vielmehr 
die Kirche nichts mit ihm zu thun hat. Dieſes Doppel⸗Stipendium iſt von dem 
ſürſtl. Landrathe Joachim v. Wedel auf Kremzow in ſeinem Teſtamente vom 7. 
Auguſt 1613 geſtiftet worden, worin er 3000 Fl. alſo vermacht hat, daß die jähr⸗ 
lichen Zinſen davon 4 armen Studirenden, die in Pommern gebürtig ſind, jedoch 
nur allein denjenigen, welche fi der Gottesgelahrtheit widmen, auf 5 bis 6 Jahre 
nacheinander auf Hochſchulen gegeben werden follen, inſofern fie ihre Würdig⸗ und 
Dürftigkeit durch Zeügniſſe nachweiſen. Vor allen bevorzugt ſind die Söhne 
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dann Predigerſöhne aus den Letzteren. Eine eregetiſche oder dogmatiſche oder 
kirchenhiſtoriſche Ausarbeitung iſt von dem Beneficiar zu fordern, da nach dem 
Willen des Stifters die Beneficiarii durch wiſſenſchaftliche Arbeiten während ihrer 
Univerſitätsjahre ihren Fleiß und ihre Fortſchritte darthun ſollen. Von dem ver⸗ 
machten Kapital der 3000 Fl. oder 2000 Thlr. ſind auf dem Gute Marienhagen 
am 9. April 1755 zur erſten Hypothek und zu 5 Prct. Zinſen 1000 Thlr. einge⸗ | 
tragen worden, welche nach den Rechtsſprüchen vom 28. Februar 1730 und 31. | 


Kremzower Unterthanen, demnächſt diejenigen aus anderen Wedelſchen Gütern, | 
| 


Auguft 1731 zu immerwährenden Zeiten und unkündbar auf dieſem Gute ſtehen 
bleiben. Die anderen, das Wedel-Graſſeefche Stipendium bildenden, 1000 Thlr, 
ſind ſpäterhin in Pommerſche landſchaftliche Pfandbriefe in Friedrichsd or verwan⸗ 
delt, dieſe aber in der Folge verſilbert und das, durch die Convertirung auf 1125 
Thlr. erhöhte Stiftungskapital ebenfalls auf dem Gute Marienhagen, dieſes jedoch 
nur zu 4 Pret. Zinſen, beſtätigt worden, unter Vorbehalt einer einjährigen Kün⸗ 
digungsfriſt, laut Schulddocuments d. d. Marienhagen den 9. März 1839, einge⸗ 
tragen Rubr. III., No. 29. Die Zinſen von dem Wedel⸗Marienhagenſchen Stipen⸗ 
dium, 50 Thlr. betragend, werden an 2 Studirende mit je 25 Thlr., die Zinſen 
des Wedel⸗Graſſeeſchen Stipendium, 45 Thlr. betragend, werden an 2 Studirende 
mit je 22½ Thlr., in beiden Stipendien der Regel nach auf 3 Jahre verliehen. 
Künftig wird aber jedes der Wedel - Graffeeichen Stipendien 28 Thlr. und einige 
Groſchen betragen, da Zinsfuß des Kapitals der 1125 Thlr. vom 1. October 1869 
ab auf 5 Pret. erhoht worden iſt. Collator und Verwalter beider Stipendien iſt, nach 
des Stifters Verordnung, der Alteſte der Wedelſchen Familie aus dem Hauſe 
Uchtenhagen, z. Z. Lieutenant Hermann Magnus Hugo v. Wedel, auf Braunsforth, 
welcher alljährlich der Königl. Regierung, Abtheilung für Kirchen- und Schulver⸗ 
waltung, die Rechnung über Einnahme und Ausgabe, Behufs des Decharge, ein⸗ 
zureichen hat. [Acta der Königl. Regierung, II. Abtheilung. Repertorium. Bd. I. 
Fol. 225, No. 11. Vol. 2. 1 


9. Daber, Stadtkirche, ſ. oben S. 459 —476. 
10. Daberkow. Patron: Der hieſige Gutsbeſitzer Kannenberg. 
Pfarrer iſt der zweite Prediger oder Diaconus an der Stadtkirche zu Daber. Er 
hält in der Kapelle zu Daberkow alle Viertel Jahr zwei Mal Predigt und Com⸗ 
munion, wozu er ſowol wie zu den übrigen Amtshandlungen von den Einwohnern 
des Dorfs mit freier Fuhre abgeholt wird. Wenn derſelbe zur Predigt und Com⸗ 
munion abgeholt wird, erhält er von dem Nachbar, der ihn der Reihe nach fährt, 
5 Sgr. Speifegeld. Kapellengebaüde und Küſterwohnung befinden ſich in ziemlich 
gutem Stande. Kapitalien beſitzt die Kapelle nicht. Ihr Grundbeſitz beſteht in 
0.25 Hofraum, 14.106 Acker, 3.109 Wieſen, zuſammen 18 Mg. 6 Ruth., der Acker 
auf die Zeit vom 1. Juli 1866 bis dahin 1878 für 16½ Thlr. verpachtet, die 
Wieſe gegen ein Canon von 6 Sgr. 3 Pf. vererbpachtet. Einnahme Thlr. 37. 4. 
3 Pf., Ausgabe Thlr. 7. 22. 2 Pf, daher Beſtand Thlr. 29. 12. 1 Pf. 


11. Jarchlin. Patrone: Kammerherr, geh. Regierungs⸗ auch Landrath 
v. Bismarck, auf Külz, und deſſeu Sohu, der Lieutenant v. Bismarck, vom 1. Garde⸗ 
Dragoner Regiment, in Berlin. Das Kirchengebaüde, die Pfarr⸗ und Küſter⸗ 
gebaüde ſind gut im Stande. Predigerwittwenhaus fehlt auch hier. Die Kirche 
hat kein Baarvermögen, dagegen beſitzt fie 10 Mg. Land, rings von gutsherrlichen 
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Grundſtücken umgeben, und den ſ. g. Kirchengarten von 70 Qu. Ruth., auf einer 
Seite von der Straße, ſonſt von gutsherrlichem Lande begränzt. Laut gerichtlichen 
Contracts vom 7. Mai 1846, beſtätigt von der Königl. Regierung 21. Juli 1846 
iſt das Land an den Gutsherrn von Jarchlin vererbpachtet. Der Canon, hypotheka⸗ 
riſch eingetragen den 13. December 1847 beträgt 8 Sch. Roggen und iſt nach der 
Wahl der Kirchenvertreter in Natura mindeſtens 82 Pfd. ſchwer oder in Gelde 
nach dem Golnower Martini⸗Durchſchnitts-Marktpreiſe des jedes Mal vorhergehenden 
Jahrs zu entrichten. Auch läßt ſich der Erbpächter eine Regelung des Canons von 
18 zu 18 Jahren gefallen. Für den Kirchengarten, der ſonſt wol nicht zu ver⸗ 
pachten iſt, gibt der Gutsherr v. Bismarck jährlich 20 Sgr. Einnahme Thlr. 37. — 
11 Pf., Ausgabe Thlr. 28. 6 Sgr., Beſtand Thlr. 8. 24. 11 Pf. Unter den Aus⸗ 
gaben befinden ſich Thlr. 3. 11. 6 Pf. zur Erleüchtung der Kirche beim Abend⸗ 
gottesdienſt. Orgel ſcheint zu fehlen. 

Die Pfarre beſitzt ein Kapital von Thlr. 631. 26. 2 Pf., welches zum Theil 
auf ein Haus in Naugard zinsbar angelegt und auf deſſen Hypotheken ⸗Folium 
Rubr. III., No. 1 eingetragen iſt, theils aus 2 Staatsſchuldſcheinen beſteht. Pa⸗ 
trone der Parochialkirche Gharchelin waren Joachim und Georrius Dewetzen im 
Jahre 1491. 

12. Farbezin. Patron: Der Gutsherr v. Dewitz. Das Kirchen⸗ 
gebaüde iſt gut, die Küſterwohnung ſehr gut im Stande. Die Kirche beſitzt eine 
Staatsanleihe von 1854 über 100 Thlr. ſeit 20. März 1868, daher pro 1867 noch 
keine Zinſen davon in Rechnung zu ſtellen waren. Das Kirchenland iſt mit in die 
Separation gegeben. Der Bauerhofsbeſitzer Burmeiſter als Kirchenlandserbpächter 
beſitzt laut Receß 97 Mg. 86 Ruth. in 8 Plänen. Laut gerichtlichen Contracts 
vom 20. November 1818, beſtätigt von der Königl. Regierung den 31 December 
1818 iſt ſämmtliches Kirchenland an den Burmeiſter von Marien 1819 vererbpachtet 
und der Canon laut Beſcheinigung vom 3. März 1819 hypothekariſch eingetragen, 
nämlich: 20 Sch. Roggen, 10. Sch. Gerſte, 10 Sch. Hafer, 4 Sch. Erbſen, nach 
dem Naugarder Martini⸗Marktpreiſe in 2 Terminen, Martini und Marien, je zur 
Hälfte zu entrichten. Die ſ. g. Pfarrwurth, 2 Mg. 30 Ruth. groß von guts⸗ 
herrlichen und baüerlichen Grundſtücken umgeben, ift laut Contracts vom 30. Sep⸗ 
tember 1824, beſtätigt von der Königl. Regierung den 9. November 1824 an das 
Gut Farbezin vererbpachtet für den am 6. April 1825 eingetragenen Canon von 
8 Sch. Gerſte nach dem Naugarder Martini-Marktpreiſe, der für Farbezin und die 
frühere Filia Külz je zur Hälfte berechnet wird. Die Einnahme betrug Thlr. 162. 
12. 1 Pf., die Ausgabe Thlr. 141. 23. 9 Pf, darunter 96 Thlr. für Ankauf der 
oben erwähnten Staatsanleihe, Thlr. 10. 12 Sgr. für Reparatur an der Orgel, 
Thlr. 4. 7 Sgr. für Erleüchtung der Kirche beim Abendgottesdienſte, ꝛc., Beſtand 
Thlr. 20. 18. 4 Pf. Dem Küſter als Organiſt 6 Thlr., Balgentreter 2 Thlr. 

13. Külz. Patron: Kammerherr ꝛc. v. Bismarck, auf Külz. Das 
Kirchengebaüde iſt ganz neü von ſehr guter, das Küſterhaus von guter Beſchaffen⸗ 
heit. Die Kirche hat eine Orgel und es wird in ihr Abendgottesdienſt bei er⸗ 
leüchteter Kirche gehalten. Sie beſitzt kein Baarvermögen, wol aber Schulden, die 
im Betrage von 600 Thlr. zum Neübau der Kirche bei dem Patrone contrahirt 
wurden. Im Jahre 1865 ſind 200 Thlr. abbezahlt, ſo daß die Paſſiva noch 400 
Thlr. betragen, die mit 4 Prct. verzinſt werden. Laut Receß beſitzt die Kirche an 
Acker 6 Mg. 148 Ruth., laut Licitationsprotokoll vom 4. September 1863 von 
Michaelis 1863 bis dahin 1869 an den Gutsherrn für jährlich 20 Thlr. verpachtet. 
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Ferner beſitzt die Kirche eine Weidefläche von 41 Mg. 118 Nuth., welche mit Kiefern 
beſtanden und in Schonung gelegt iſt. Sodann hat ſie den Canon der Farbeziner 
Pfarrwurth zur Hälfte. Das Kirchenholz gewährt einen regelmäßigen Ertrag, bald 
hoch, bald niedrig. Im Jahre 1865 wurden für verkauftes Holz Thlr. 56. 15 Sgr., 
1867 dagegen nur Thlr. 5. 21 Sgr. gelöſt. Der Verkauf der, zum Abbruch ber 
ſtimmten, alten Kirche brachte 1865 eine Summe von Thlr. 130. 12. 6 Pf. auf. 
1867 war die Einnahme der Kirche Thlr. 75. 2. 11 Pf., die Ausgabe, incl. 32 Thlr. 
Zinſen pro 1866 und 1867 vom Baukapital der 400 Thlr., Thlr. 70. 28 Sgr., 
daher Beſtand Thlr. 4. 4. 11 Pf. 


14. Kramonsdorf. Patron: Der Gutsherr Schönberg hierſelbſt. Be⸗ 
ſchaffenheit des Kirchengebaüdes gut; der Pfarrgebaüde, die Weſtſeite des Wohn⸗ 
haus⸗Daches bedarf dringend der Reparatur; der Küſterwohnung gut. Keine Orgel, 
kein Abendgottesdienſt. Kein Baarvermögen. Die Kirche beſitzt in dem nach 
Plantikow hin belegenen Felde 24 Mg. 92 Ruth, an Acker, Wieſen und Hütung, 
an den Gutsherrn vererbpachtet laut Coutracts vom 1. October 1833, Beſtätigung 
vom 29. October 1833, Hypothekenſcheins vom 21. Februar 1834; Erbpacht: 
14 Sch. 13 Mtz. Roggen nach Wahl der Kirche in Natura oder in Gelde nach 
dem Stettiner Martini⸗Durchſchnitts⸗ Marktpreiſe, im Jahre 1867 pro Scheffel 
Thlr. 3. 1. 7 Pf. Der hieſige Krugwirth iſt Beſitzer einer Wurth, die einſt der 
Kirche gehört haben ſoll, deren Umfang indeß nicht mehr anzugeben iſt. Er zahlt 
dafür obſervanzmäßig jährlich 2½¼ Sgr. an die Kirche, was als Canon laut Hypo⸗ 
thekenſcheins vom 11. Februar 1841 eingetragen iſt. Einnahme Thlr. 78. 9. 11 Pf., 
Ausgabe Thlr. 41. 14. 1 Pf., Beſtand Thlr. 36. 25. 10 Pf. 

15. Weiten hagen. Patron: v. Dewitz⸗Krebs auf Weitenhagen. 
(Es liegt nur die Vermögens⸗Tabelle pro 1864 vor, da die Kirchenrechnungen für 
die folgenden Jahre wegen Todesfalls des Patrons bis Ende des Jahrs 1868 
noch nicht eingereicht waren. Sein Sohn, Nachfolger im Beſitz des Guts und des 
Patronats, war in Beziehung auf die Verwaltung des Kirchenvermögens noch nicht 
gehörig orientirt). Kirchen- und Küſtergebaüde im beſten Stande. Kein Wittwenſitz; 
eine Predigerwittwe erhält hier und in Kramonsdorf 6 Thlr. Miethszuſchuß 
aus beiden Kirchenkaſſen. Baarvermögen hat die Weitenhagenſche Kirche nicht. 
Dagegen beſitzt ſie: zwei Gärten bei Daber, 1 Mg. groß, welche an verſchiedene 
Einwohner der Stadt auf 6 Jahre bis Marien 1869 für Thlr. 5. 20. 6 Pf. jähr⸗ 
lich verpachtet ſind; ferner 39 Mg. 163 Ruth. an Acker, mit Inbegriff der Wurthen, 
Hoflage und Wieſen, vermeſſen Anno 1791 nach Angabe des Erbpachtcontracts, 
wonach der Canon 8 Sch. Roggen beträgt, nach dem durchſchnittlichen Marktpreiſe 
der Stadt Naugard zu bezahlen, wenn nämlich dieſer Preis die in Erbpacht als 
Minimum ſtipulirten 11 Thlr. überſteigt. Erbpächter iſt der Gutsherr von Weiten⸗ 
hagen, der auch die hier belegenen Pfarrläudereien in Erbpachtrechten beſitzt, laut 
Hypothekenſcheins wegen Kirchen- und Pfarrgrundſtücke vom 29. Juni 1843. Der 
Kirchhof für Thlr. 3. 2 Sgr. verzeitpachtet. Einnahme Thlr. 60. 21. 5 Pf., Aus⸗ 
gabe Thlr. 46. 18. 9 Pf., Beſtand Thlr. 14. 2. 8 Pf. 


16. Maldewin. Patrone: v. Dewitz⸗Maldewin und Siebenbürger⸗Höken⸗ 
berg. Die geiftliden Gebaüde find ſämmtlich von guter Beſchaffenheit. In der 
Mutterkirche, wie in keiner der Filialkirchen der Maldewiner Parodie, ift eine Orgel, 
in keiner wird Abendgottesdienſt gehalten. Die Kirche zu Maldewin hat kein Ka⸗ 
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pitalvermögen. Sie beſitzt auf Maldewiner Flur: Acker 34 Mg. 93 Ruth., Wieſen 
19 Mg. 90 Ruth., Weide 7 Mg. 7 Ruth., Kirchhof 110 Ruth ., verpachtet an das 
Gut Maldewin laut Contracts vom 7. September 1865 auf 12 Jahre bis Marien 
1877 für einen jährlichen Baarzins von 45 Thlr. Eine Wieſe nutzt der jedes⸗ 
malige Küſter 2 Jahre hintereinander jedes Mal für 1 Thlr., in jedem dritten 
Jahre unentgeldlich. Auf Hökenberger Felde beſitzt die Kirche: Acker 3 Mg. 176 
Ruth., Wieſe 1 Mg. 12 Ruth., Neüland 8 Mg. 82 Ruth., laut Coutracts vom 
7. September 1865 bis dahin 1877 an das Gut Hökenberg für jährlich 18 Thlr. 
verpachtet. Einnahme Thlr. 68. 10 Sgr., Ausgabe Thlr. 11 J. 12. 8 Pf., Vorſchuß 
Thlr. 43. 2. 8 Pf., welchen der Patron v. Dewitz geleiſtet hat, und der von Re⸗ 
paraturbauten herrührt, denen Kirche, Pfarr- und Küſtergebaüde ſeit 1864 ununter⸗ 
brochen haben unterworfen werden müſſen. In Ermangelung eines Wittwenſitzes 
bezieht eine Predigerwittwe z. Z. aus drei Kirchen der Parochie Maldewin einen 
Miethszuſchuß von je 2 Thlr., im Ganzen 6 Thlr. 

17. Ludwigshorſt. Patrone: Wie in Maldewin. Kirche und Küſter⸗ 
wohnung unter Einem Dache, gut im Stande, doch beſchränkt im Raum. Keine 
Orgel, kein Baarvermögen, nur 1¼ Mg. Acker, welcher vom Küſter als Gehalt 
ſeiner Stelle für einen jährlichen Canon von 1 Thlr. benutzt wird. Einnahme 
1 Thlr. 15 Sgr., Ausgabe Thlr. 14. 19. 3 Pf., Vorſchuß Thlr. 13. 4. 3 Pf., 
welchen der Pfarrer geleiſtet hat. 

18. Lasbeck. Patron: Seit 1867 Lieutenant v. Bismarck, vom 1. 
Garde⸗Dragoner Regiment, zu Berlin, vertreten von ſeinem Vater, dem Kammer: 
herrn ac. v. Bismarck, auf Külz; vor 1867 Landrath v. Kamekeſchen Erben. Das 
Kirchengebaüde iſt von guter Beſchaffenheit, das Küfter und Schulhaus in den 
Jahren 1864 und 1865 mit einem Koſtenaufwande von Thlr. 1522. 29. 2 Pf. 
von Grund aus neü erbaut, und das alte zum Abbruch für 310 Thlr. verkauft. 
Die Kirche beſitzt ein Regenwalder Sparkaſſenbuch über 21 Thlr. Die hieſige 
Kirche war früher Mater und hatte demgemäß auch ihre eigenen Pfarrgebaüde. 
Kirchenland und Pfarrland vererbpachtet. Das Kirchenland beſteht aus Hofitelle 
34 Ruth., Garten 7 Ruth., Acker 16 Mg. 147 Ruth., Wieſen 2 Mg. 26 Ruth. 
Unland 9 Ruth. Laut Receſſes d. d. Ludwigs horſt 18. December 1857, beſtätigt 
Stargard den 4. Januar 1858 iſt die Geldrente für das vererbpachtete Kirchenland 
von Thlr. 29. 5. 10 Pf. in eine dem frühern Erbpachteontracte vom 2. October 
1845 entſprechende Roggenrente von 21 Sch. 10 ME. zurückverwandelt. Dieſelbe 
iſt laut des Hypothekenſcheins d. d. Plate den 1. März 1858 auf das Grundſtück 
eingetragen und wird nach dem jedesmaligen Martini - Marktpreiſe von Golnow 
bezahlt. Das Weideland der Kirche, aus 8 Mg. 72 Ruth. beſtehend, iſt laut Con⸗ 
tracts vom 16. Februar 1865 bis Marien 1871 für jährlich 7¼ Thlr. verpachtet, 
und die Arnte von den auf den 121 Ruth. großen Kirchhofe ſtehenden Pflaumen⸗ 
baümen für 16 Sgr. Kirchhofsland bei Colonie Lasbeck 90 Ruth. groß (mit 4 Mg. 
Schulacker zuſammen verpachtet für 7 Thlr., wovon % auf die Kirche fällt), laut 
Contracts vom 8. December 1803 auf die 6 Jahre von Marien 1864 bis dahin 
1870, Pachtantheil der Kirche 23 Sgr. 4 Pf., Einnahme Thlr. 65. 29. 4 Pf., 
Ausgabe Thlr. 50. 20. 10 Pf. Beſtand Thlr. 15. 8. 6 Pf. 

Die Pfarre beſitzt in Lasbeck ein eiſernes Kapital, vou welchem die Zinſen 
der jedesmalige Pfarrer bezieht. Daſſelbe beſteht — a) in Folge des Verkaufs 
der früheren Pfarrgebaüde aus einem Pommerſchen Pfandbriefe über 200 Thlr., 
und — b) in Folge der Ablöſung des aus der Vererbpachtung der Lasbecker Pfarr⸗ 
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ländereien reſultirenden frühern baaren Canons von 24 Thlr. in Kapital nach dem 
Geſetze vom 15. April 1857 aus drei Pommerſchen Rentenbriefen über 625 Thlr. 
Summa des Kapitals 825 Thlr. 

19. Schmelzdorf. Patron: Major v. Knobelsdorff -Brenkenhof auf 
Schmelzdorf. Kirchen⸗ und Küſtergebaüde befinden ſich in guter Beſchaffenheit. Es . | 
fehlt an einer Orgel. Die Kirche hat kein Kapitalvermögen. Sie beſitzt an Acker | 
14 Mg. 126 Ruth., an Wieſen 37 Mg. 119 Ruth. Der Acker nebſt einer Wieſe 
iſt ſeit Marien 1832 zu einem jährlichen Canon von 21 Thlr. vererbpachtet. Der 
Canon und die übrigen Reſervate ſind hypothekariſch eingetragen laut Hypotheken⸗ 
ſcheins vom 4. April 1833. Eine andere Wieſe iſt vor Zeiten der Pfarre zuge⸗ 
legt, für welche der jedesmalige Prediger 25 Sgr. zu entrichten hat. Einnahme 
Thlr. 24. 15 Sgr., Ausgabe Thlr. 47. 3. 9 Pf., bleibt Vorſchuß des Patrons 
Thlr. 22. 18. 9 Pf. | 

20. Wulkow. Patron: v. Blücher auf Wulkow. Das Kirchen⸗ 

gebaüde iſt ziemlich im Staude, ſonſt aber ſehr ärmlich. Das Küfter- und Schul⸗ 
haus iſt Eigenthum des Lehrers. Kein Kapitalvermögen. Grundbeſitz: Acker 19 
Mg. 19 Ruth., Garteu 166 Ruth., Hof- und Bauſtelle excl. Kirchhof 43 Ruth., 
Wieſe 158 Ruth., nach dem Vertrage vom 31. März 1856 auf 20 Jahre bis 
Marien 1876 für eine jährliche Pacht von 10 Thlr. an den Gutsherrn von Wulkow 
verpachtet, zufolge Conſenſes der Königl. Regierung vom 16. Juni 1856; Einnahme 
Thlr. 9. 7. 1 Pf. Die Ackerpacht war rückſtändig geblieben, Ausgabe Thlr. 7. 
14. 3 Pf. Beſtand Thlr. 1. 22. 10 Pf. 


21. Plantikow. Patron: Witte⸗Bornfeldt auf Plantikow. Beſchaffenheit 
des Kirchengebaüdes gut, des Pfarrhauſes befriedigend, die Pfarrſcheüne baufällig, 
der Pfarrſtall befriedigend, eben ſo die Küſterwohnung. Die Kirche beſitzt einen 
Pfandbrief von 25 Thlr. und an Ländereien: 29 Mg. 126 Ruth. Acker, mit Ge⸗ 
nehmigung des Königl. Conſiſtoriums vom 22. März 1787 an das Gut Plantikow 
vererbpachtet gegen 16 Sch. Roggen, 8 Sch. 10 Mtz. Gerſte, 5 Sch. 2 Utz. 
Hafer und 3 Thlr. baar. Die Naturalpräſtanda ſind unterm 15. Juli 1787 in 
das Hypothekenbuch, Rubr. III., No. 3 eingetragen und müſſen laut Contracts in 
Natura geliefert werden; außerdem die ſ. g. Sieben Koſſatenländer 84 Mg. 158 
Ruth., ſeit Ende des 16. Jahrhunderts in Pachtung vom Gute und von den Bauern; 
jenes entrichtet einen Canon von Thlr. 1. 23. 4 Pf., dieſe zahlen 14 Sgr. 7 Pf. 
a Thlr. 181. 13. 5 Pf. Ausgabe Thlr. 112. 5 Sgr. Beſtand Thlr. 68. 
18. 5 Pf. 

Der Vorbeſitzer des Ritterguts Plantikow Johann Jakob Andreas Witte, 
Kaufmann in Stettin, hat der hieſigen Kirche letztwillig ein Kapital von 500 Thlr. 
mit der Beſtimmung vermacht, daß von den jährlichen Zinſen 1) der Küſter ein 
jährliches Organiſten⸗Gehalt von 10 Thlr. bekomme; 2) die nöthige Reparatur der 
Orgel und des Kirchthurms, und 3) der Überſchuß der Zinſen Behufs Mehrung 
des Stiftungskapitals, geſammelt werde. Daſſelbe iſt auf dieſe Weiſe ſeit 1855 ; 
auf 600 Thlr. angewachſen. Es iſt in Pfandbriefen beſtätigt. Es wird über 
dieſes Vermächtniß eine eigene Rechnung vom Prediger geführt, der für ſeine Be⸗ 
mühung 1 Sch. Roggen erhält, laut Genehmigungs⸗Verfügung der Königl. Regie⸗ 
rung vom 3 März 1854. Dieſe Behörde, und zwar die Abtheilung für Kirchen⸗ 
und Schulweſen, entlaſtet den Prediger wegen der gelegten Rechnung, nachdem dieſe 
vom Patrone revidirt worden iſt. 
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22. Bernhagen. Patrone: Die baüerlichen Wirthe vertreten durch zwei 
Bevollmächtigte. Das Kirchengebaüde iſt neü und in gutem Staude, hat eine Orgel. 
Die Küſterwohnung befriedigt. Keine Activa. Grundbeſitz: 44 Mg. 84 Ruth. 
Acker, 119 Ruth. Wieſen, 7 Mg. 144 Ruth. wüſtes Land als Entſchädigung für 
Weidegerechtigkeit, welche Grundſtücke mit Genehmigung der Königl. Regierung 
vom 24. März 1821 in Erbpacht gegeben ſind. Datum des Erbpachtcontracts: 
15. Januar 1821. Erbpacht 24½ Sch. Roggen, eingetragen in das Hypotheken⸗ 
buch, Rubr. II. No. 1-4, Einnahme Thlr. 136. 5. 4 Pf., Ausgabe Thlr. 132. 
2. 5 Pf., Beſtand Thlr. 4. 2. 11 Pf. Bernhagen war ehedem eine Pfarrkirche, 
deren Patrone Joachim und Georgius von Dewetzen, in Daber, waren 1492. 


23. Roggow. Patron: v. Bülow auf Hoffelde. Kirchen- und Pfarr⸗ 
gebaüde in leidlichem Zuſtande, die Küſterwohnung iſt gut erhalten. Die Kirche 
hat eine Orgel. Sie beſitzt 175 Thlr. in Pfandbriefen. Grundbeſitz: 18 Mg. 
131 Ruth. Acker, welcher nach dem Vertrage vom 2. September 1849, beſtätigt 
den 21. Februar 1850, von Marien 1850 ab bis dahin 1868 für eine Jahrespacht 
von 42 Thlr. verpachtet if. Außerdem eine — mythiſche (2) Wieſe, welche der 
Pfarrer gegen ein Grundgeld von 20 Sgr. nutzt. Einnahme Thlr. 123. 26. 7 Pf., 
Ausgabe Thlr. 93. 22. 2¼ Pf, Beſtand Thlr. 30. 4. 4 Pf. Die Kirche iſt im 
Beſitz eines Stiftungskapitals von 100 Thlr., welche unter den obigen 175 Thlr. 
mit enthalten iſt. In ihrem Teſtament vom 4. November 1757 hat die, drei Jahre 
nachher verſtorbene, Oberſtlieutenant v. Dewitz dieſes Kapital mit der Beſtimmung 
vermacht, daß die Zinſen zu 5 Prct. der Kirchenkaſſe zur Hälfte zufallen ſollen, um 
das Grabgewölbe, das die Stifterin ſich in der Kirche hat erbauen laſſen, für 
ewige Zeit in gutem Stande zu erhalten, während die andere Hälfte der 
Prediger für die Aufſicht über das Gewölbe bezieht, damit „ihr Leichnam darin 
ungeſtört ruhe“. x 

24. Haſeleü. Patron: Gutsbefiger Dreher auf Haſeleü. Die Be⸗ 
ſchaffenheit des Kirchengebaüdes iſt gut, die Küſterwohuung ſehr beſchränkt und im 
Winter ſehr ſchwer zu erwärmen. Die Kirche beſitzt 800 Thlr. in Pfandbriefen. 
Der Kirchenacker, 34 Mg. 165 Ruth. groß, iſt durch Vertrag vom 27. Juli 1819, 
von der Königl. Regierung beſtätigt den 15. October 1819 an das Dominium 
Haſeleü vererbpachtet. Der Canon beträgt 11 Sch. 6 Mb. Roggen, 3 Sch. 12 Ntz. 
Gerſte und 9 Sch. 12 Mtz. Hafer, der in Gelde nach jedesjährigem Martini⸗Markt⸗ 
preiſe der Stadt Naugard abgeführt wird; im Hypothekenbuch vermerkt den 28. März 
1831. Einnahme, incl. Beſtand vom vorigen Jahre Thlr. 211. 22. 3 Pf., Aus⸗ 
gabe Thlr 66. 24 Sgr., Beſtand Tylr. 144. 28. 3 Pf., der ſofort capitaliſirt 
werden ſollte. Die bei der Kirche zu Haſeleü beſtehende Rüchelſche Stiftung beſaß 
im Jahre 1867 ein Kapital von 400 Thlr. in Pfandbriefen Die Einnahme be 
trug an Zinſen Thlr. 14. 13. 6 Pf., an Beſtand Thlr. 22. 8. 10 Pf., ausgeloſt 
war eine Staatsanleihe von 10 Thlr., Summa der Einnahme Thlr. 46. 22. 4 Pf., 
verausgabt waren Thlr. 2. 20 Sgr, ſo daß ein Beſtand von Thlr. 43. 27. 4 Pf. 
verblieb, der ſofort capitaliſirt wurde. 

25. Meſow. Patronin: Verwittwete Frau v. Dewitz, vertreten 
durch ihren Bevollmächtigten: v. Bülow Hoffelde. Eine andere Angabe beſagt: 
v. Dewitz auf Zochow, als Vormund der minorennen v. Dewitz⸗Meſow. Kirchen⸗ 
gebaüde ziemlich gut, doch iſt das Dach ſchadhaft. Die Küſterwohnung gut. 
Die Kirche beſitzt keine Activa, an Grundſtücken 97 Morg. 90 Ruthen, 
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die mittelſt Vertrages vom 6. April, beſtätigt den 28. April 1803 an das Gut 
Meſow gegen einen unveränderlichen Geldcauon von Thlr. 28. 15. 7 Pf. vererb- 
pachtet find, eingetragen vi Decreti vom 5. Auguſt 1803. Einnahme Thlr. 106. 
19. 2 Pf. incl. Beſtand von voriger Jahresrechnung, Ausgabe Thlr. 81. 21. 9½ Pf. 
Beſtand Thlr. 24. 27. 5 Pf. Meßouwe, wie man im 15. Jahrhundert den Namen 
dieſes Dorfs ſchrieb, war ehedem Pfarrkirche, deren Patrone 1492 Joachim und 
Georg genannt Dewetzen waren. 

26. Salmow. Patron: Gutsbeſitzer Piſſin auf Salmow. Kirchen⸗ 
und Küſtergebaüde find ziemlich gut im Stande. Kein Baarvermögen. Der 7 Mg. 
147 Ruth. große Kirchenacker iſt mittelſt Contracts vom 23. März 1820, beſtätigt den 
9. Auguſt 1820, dem Rittergute Salmow in Erbpacht gegeben. Der Pachtzins 
beträgt 8 Sch. 9¼ Mtz. Roggen, in Gelde nach dem jedesmaligen Martini-Markt⸗ 
preiſe der Stadt Stargard zahlbar. Einnahme Thlr. 50. 17 Sgr. Ausgabe Thlr. 
46. 27. 6 Pf., Beſtand Thlr. 3. 19. 6 Pf. 


27. Schönwald. Patrone: Die 17 baüerlichen Wirthe daſelbſt. Das 
Dach der Kirche bedarf der Reparatur, die Thüren ebenfalls. Auch das Dach des 
Pfarrhauſes iſt der Ausbeſſerung bedürftig. Die Küſterwohnung befindet ſich in 
baulichem Stande. Das Predigerwittwenhaus bedarf einiger Reparatur. Mittelſt 
Contracts vom 30. Auguſt 1866 iſt dieſes Haus auf die 6 Jahre von Marien 
1867 bis dahin 1873 für 21 Thlr. 15 Sgr. vermiethet. Die Kirche beſitzt 650 Thlr. 
in Pfandbriefen und Staatsanleiheſcheinen; und an Grundſtücken: 38. 48 Acker, 
2. 120 Wieſen, 23. 98 Weide, zuſammen 64 Mg. 86 Ruth., welche laut Contracts 
vom 14. Januar, genehmigt den 10. April 1839, vererbpachtet ſind. Der Pacht⸗ 
zins beträgt 41 ¼ Sch. Roggen, welcher nach dem Stettiner Martini⸗Marktpreiſe, 
und zwar in 2 Terminen, zu Martini und Marien in Gelde abgeführt wird. Ein⸗ 
nahme Thlr. 218. 8. 8 Pf., Ausgabe Thlr. 132. 7. 7 Pf., Beſtand Thlr. 86. 1. 
1 Pf., welcher nicht zinsbar angelegt werden kann, da mehrere Reparaturbauten be⸗ 
vorſtehen. — Es muß bemerkt werden, daß der Rendant der Kirchenkaſſe, Prediger 
Dieterich, in der Vermögenstabelle pro 1867 die Rubrik der Einnahme nicht voll⸗ 
ſtändig ausgefüllt hat; die Ergänzung iſt hier annähernd bewirkt. 

28. Vogtshagen. Patron: Gutsbeſitzer Carl Kannenberg daſelbſt 
ſeit 1867, Nachfolger des Oberamtsmanns Pehlemann. Das Kirchengebaüde iſt in 
baulichen Würden. Das Küſterhaus bedarf einer Ausbeſſerung des Dachs. Die 
Kirche beſitzt einen Staatsanleiheſchein über 100 Thlr. und an Grundſtücken: 
41. 94 Acker, 1. 78 Wieſen, O. 85 Garten, zuſammen 43 Mg. 77 Ruth. (die 
Größe der Weide iſt nicht angegeben). Dieſe Kirchenländereien ſind zu Erbpacht⸗ 
rechten ausgethan laut Contracts vom 30. Januar 1800, genehmigt 13. Februar 
1800, der Hypothekenſchein datirt vom 13. April 1812. Erbpächter iſt das Gut 
Vogtshagen, jetzt getheilt in Vogtshageu und Dorotheenhof, jo zwar, daß Vogts 
hagen ½ und Dorotheenhof / der Pacht trägt. Der Pachtzins iſt ſtipulirt zu 
22 Sch. Roggen, 11 Sch. 2% Mb. Gerſte, 12 Sch. 13 ¼ Me. Hafer, in Gelde 
abzuführen nach dem jedesjährigen Martinipreiſe des Stargarder Markts. Für den 
Garten und die Wieſe wird eine Geldpacht von Thlr. 1. 19. 9 Pf. entrichtet. Die 
Obſt⸗ und Grasnutzung auf dem Kirchhofe wird jährlich verpachtet. Der Pacht⸗ 
zins richtet ſich nach der zu erwartenden Obſtärnte, 1866 wurden 9 Thlr. 11 Sgr., 
1867 dagegen nur 1 Thlr. 25 Sgr. gezahlt. Im Jahre 1867 hatte die Kirchen⸗ 
kaſſe Einnahme Thlr. 249. — 11 Pf., Ausgabe Thlr. 140. 17. 5 Pf., daher Be⸗ 
ſtand Thlr. 108. 13. 6 Pf., der bereits zinsbar angelegt war. 
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Vermögens⸗Tabelle der Prediger⸗Wittwen⸗Kaſſe der Synode 
Daber pro 1867. 

Das Vermögen der Kaſſe beträgt 3880 Thlr. und beſteht ans zwei Obligationen, 
die eine über 530 Thlr. ſeit 1822 auf ein Haus in Naugard, die andere über 
1000 Thlr. ſeit 1824 auf das Rittergut Kramonsdorf beſtätigt, beide zu 4˙½ Pret. 
ferner aus 17 Pommerſchen Pfandbriefen alter und aus 4 Pfandbriefen neüer 
Edition, ſodann aus 2 freiwilligen Anleiheſcheinen von 1848, einem Staatsanleihe⸗ 
ſchein von 1859, einem Pommerſchen Rentenbriefe und einem Schuldſchein des 
Daberſchen Vorſchuß⸗Vereins vom 31. Juli 1866 über 100 Thlr., für deu ein depo⸗ 
ſitalmäßig ſicheres Werthpapier zu erwerben fein dürfte. 

Die Einnahme beträgt: Tit. I. Beſtand aus dem vorigen Jahre Thlr. 71. 
11. 1 Pf. Tit. II. Au jährlichen Beiträgen der 11 Synodalen, incl. eines Eme⸗ 
ritus Thlr. 14. 20 Sgr. Tit. III. An Collectengeldern bei den drei hohen Feſten 
Thlr. 25. 23 Sgr. Tit. IV. Acceßgeld, vacat. Tit. V. An Zinſen von den aus⸗ 
ſtehenden Kapitalien Thlr. 155. 20. 6 Pf. Summa der Einnahme Thlr. 267. 14. 7. 
Ausgabe. Tit. I. An Vitalitien, 3 Prediger⸗Wittwen a 20 Thlr., 2 Prediger⸗ 
Töchter ä 15 Thlr. und 1 Tochter 10 Thlr., macht zuſammen 100 Thlr. Tit. II. 
Für Ankauf eines Pommerſchen Rentenbriefs Thlr. 94. 15 Sgr. Tit. III. Dem 
Rendanten für die Rechnungsführung 1 Thlr. Summa der Ausgaben 
Thlr. 195. 15. — 
Einnahme und Ausgabe verglichen ergeben an Beſtand . „ 71. 29. 7 

Die Gelddocumente befinden ſich in einem Kaſten unter dreifachem Verſchluß 
und ſind die Schlüſſel vertheilt an den Superintendenten Wegner zu Daber, den 
Prediger Dietrich zu Schöuwald, Seuior der Synode, und den Rendanten der 
Kaſſe, Prediger Walther zu Kramonsdorf. 

(Aeta der Königl. Regierung zu Stettin, Abtheilung für Kirchen: und Schulweſen, 
betreffend die Reviſion der Vermögenstabellen der Kirchen, Schulen und Stipendien. Vol. X. 
Repertorium, Bd I., Fol. 165, No. 1). 


Die Schulen der Synode Daber. 
Zuſtand im Jahre 1865. 


1. Parochie Groß-Benz. 

1. Groß-Benz mit Hohen⸗Benz, 445 Seelen. Der Lehrer, zugleich Küſter 
und Organiſt, hat Seminarbildung unter der Herrſchaft der Raumer-⸗Stiehlſchen 
Regulative. Es treibt Ackerbau und Bienenzucht. Sein Geſammt⸗Einkommen ein: 
ſchließlich der Wohnung, aber erel. des Feüerungsbedarf für die Schulſtube, iſt zu 
154 Thlr. veranſchlagt. ½ des Gehalts muß an den Emeritus gezahlt werden. 
Frequenz der Schule: 49 Knaben, 31 Mädchen, zuſammen 80 Kinder. Die Schul⸗ 
kaſſe hatte 1867 einen Beſtand von Thlr. 5. 2. 4 Pf. ! 
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2. Klein⸗Benz mit Wuſſow und Schloißin. 253 Seelen. Der Lehrer, 
zugleich Küſter, treibt Ackerbau. Geſammt⸗Einkommen 275 Thlr. Frequenz: 30 
Knaben, 27 Mädchen = 57 Kinder. Die Schulkaſſe beſitzt ein Eigenvermögen von 
50 Thlr. in Pfandbriefen, und zwar zur Hälfte ſeit 1821, zur andern Hälfte feit 
1856. Im Jahre 1867 betrug ihre Einnahme Thlr. 20. 24. 7 Pf., die Ausgabe 
7 Thlr., daher Beſtand Thlr. 13. 24. 7 Pf. b 

3. Friedrichsgnade mit Alt und Neü-Radem. 387 Seelen. Patron 
der Schule: Gutsbeſitzer W. Kannenberg auf Radem. Der interimiſtiſch angeſtellte 
Lehrer hat 100 Thlr. Einkommen. Frequenz: 34 Knaben, 33 Mädchen = 67 
Kinder. Die Schulkaſſe hatte 1867 einen Beſtand von Thlr. 1. 24. 4 Pf. 

4. Juſtemin mit Amalienburg. 287 Seelen. Der intermiſtiſch angeſtellte 
Lehrer iſt zugleich Küſter, ſein Einkommen 100 Thlr. Frequenz: 21 Knaben, 28 
Mädchen = 49 Kinder. 1867 Beſtand der Schulkaſſe Thlr. 2. 3. 10 Pf. 

5. Sand⸗Schönau. 255 Seelen. Der Lehrer iſt zugleich Küſter und 
treibt Ackerbau. Einkommen 105 Thlr. Frequenz: 11 Knaben, 18 Mädchen = 
29 Kinder. 1867 Schulkaſſenbeſtand Thlr. 1. 27. 6 Pf. 

Parochie Groß⸗Benz. Seelenzahl 1827. Frequenz der Schulen: 145 Knaben, 
137 Mädchen = 282 Kinder. Zu jeder der 5 Schulkaſſen trägt der Prediger 
jährlich 1 Thlr. bei. In keiner Schule wird geturnt. 


2. Parochie Breitenfeld. 

6. Breitenfeld. Seelenzahl 417. Der Lehrer, zugleich Küſter, treibt 
Bienenzucht, und hat ein Einkommen von ca. 140 Thlr. Frequenz der Schule: 
35 Knaben, 47 Mädchen = 82 Kinder. Schulkaſſenbeſtand Thlr. 8. 8. 4 Pf. im 
Jahre 1867. 

7. Braunsberg. 483 Seelen. Der Lehrer, zugleich Küſter, iſt ohne 
Nebenbeſchäftigung; ſein Einkommen ca. 150 Thlr. Frequenz: 38 Knaben, 43 
Mädchen = 81 Kinder. Schulkaſſen⸗Beſtand Thlr. 8. 15. 5 Pf. im Jahre 1867. 

8. Marienhagen. 161 Seelen. Der interimiſtiſch angeſtellte Lehrer ver⸗ 
ſieht das Küſteramt und hat keine Nebenbeſchäftigung. Die Stelle, welche früher 
mit 100 Thlr. dotirt war, wovon der Lehrer nur 50 Thlr. baar erhielt, während 
die andere Hälfte vom Patron der Schule auf die, von ihm übernommene, Ver⸗ 
pflegung des Lehrers gerechnet wurde, iſt ſeit 1. April 1865 auf 120 Thlr. erhöht. 
Frequeuz der Schule 17 Knaben, 15 Mädchen = 32 Kinder. 1867 iſt Schulkaſſen⸗ 
Beſtand Thlr. 1. 24 Sgr. 

Parochie Breitenfeld enthält 1061 Seelen. Frequenz der Schulen: 90 Knaben, 
105 Mädchen = 195 Kinder. Sowol in Breitenfeld, als in Braunsberg geben 
die Lehrer auch den bereits aus der Schule Entlaſſenen Gelegenheit, ſich für den 
Kirchen⸗Geſang weiter fort zu bilden. In keiner Schule wird geturnt. 


3. Parochie Daber. 

9. Daber. Die ſtädtiſche Rector⸗Schule von 5 Klaſſen. Frequenz: 185 Knaben, 
203 Mädchen = 388 Kinder. Das Patronat iſt, wie bei dem Kirchen-Patronat, den 
Dewiten-Geſchlecht zuſtändig. Man vergl. die hiſtoriſche Beſchreibung der Stadt 
Daber, S. 476. Das Einkommen eines Lehrers, excl. des Rectors, beträgt im 
Durchſchnitt 249 Thlr. 

10. Daberkow. 164 Seelen. Des Lehrers, zugleich Küſters, Einkommen 
beträgt ca. 120 Thlr. Frequenz: 17 Knaben, 18 Mädchen = 35 Kinder. Eine 
Scpulkaſſe iſt nicht vorhanden. 
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4. Parochie Jarchlin. 

11. Jarchlin mit Kuicphof 495 Seelen. Des Lehrers Einkommen 148 Thlr. 
Frequenz: 48 Knaben, 40 Mädchen = 88 Kinder. Schulkaſſenbeſtand Thlr. 9. 11. 
7 Pf., im Jahre 1867. 

12. Farbezin mit der Colonie Neü-Farbezin. 514 Seelen. Lehrer mit 
regulatiwer Seminar⸗Bildung. Sein Einkommen 190 Thlr., wovon / an den 
Emeritus abzugeben iſt. Frequenz: 44 Knaben, 51 Mädchen = 95 Kinder. Es 
ſind hier zwei Ortsſchulkaſſen. Die Kaſſe A beſitzt ein Kapital von 250 Thlr. als 
Stiftung des gutsherrlichen Patrons, ſeit 1832 mit der ſtatutenmäßigen Beſtim⸗ 
mung, daß von den Zinſen Kindern unbemittelter Altern Freiſchule gewährt werden 
ſoll. Im Jahre 1867 ſchloß dieſe Kaſſe mit einem Beſtande von Thlr. 1. 17. 1 Pf. 
ab. Beſtand der Ortsſchulkaſſe B Thlr. 10. 28. 5 Pf. im Jahre 1867. 

13. Külz. 334 Seelen. Lehrer mit regulativer Seminarbildung 119 Thlr. 
Einkommen. Frequenz: 42 Knaben, 19 Mädchen = 61 Kinder. Schulkaſſen⸗ 
Beſtand Thlr. 12. 12. 4 Pf., im Jahre 1867. 

Parodie Jarchlin enthält 1343 Seelen. Frequenz der Schulen: 134 Knaben, 
110 Mädchen = 244 Kinder. Die Lehrer der drei Schulen find zugleich Küſter, 
der Farbeziner iſt auch Organiſt. In allen drei Schulen iſt der Verſuch mit dem 
Turnunterricht für die Knaben gemacht; auch wird zum Theil mit den Erwachſenen 
Choral⸗Geſang geübt. 


5. Parochie Kramons dorf. 

14. Kramonsdorf. 281 Seelen. Lehrer mit regulativer Seminarbildung, 
iſt auch Küſter, ſein Einkommen ca 100 Thlr. Frequenz: 28 Knaben, 24 Mädchen 
= 52 Kinder. Schulkaſſenbeſtand 1 Thlr. 25 Sgr. 

15. Weitenhagen. 325 Seelen. Lehrer und Küſter, ca. 100 Thlr. Ein⸗ 
kommen. Frequenz: 32 Knaben, 29 Mädchen = 61 Kinder. Eine Schulkaſſe iſt 
nicht vorhanden. 

Parochie Kramonsdorf. Seelenzahl 606. Frequenz der Schulen: 60 Knaben, 
53 Mädchen = 113 Kinder. In keiner Schule wird geturnt. In Weitenhagen 
aber ertheilt der Lehrer im Winter wöchentlich an einem Abende der aus der Schule 
entlaſſenen Jugend Unterricht im Choral-Geſang. 


6. Parochie Maldewin. 

16. Maldewin, 329, mit Sophienhof 100, Neü⸗Maldewin 158, Höfenberg 
270, zuſammen 857 Seelen. Der Lehrer, welcher Küſter, auch Kirchenvorſteher iſt, 
hat ein Einkommen von 155 Thlr. Frequenz: 54 Knaben, 48 Mädchen = 102 
Kinder. Der Schulkaſſenbeſtand war 1867 Thlr. 5. 21. 1 Pf. Außerdem beſitzt 
die Schulkaſſe ein Regenwalder Sparkaſſenbuch über Thlr. 39. 2 Sgr. incl. der 
Zinſen bis ult. December 1864. 

17. Ludwigshorſt 266, mit Friederikenwald 158 und Kurtsdorf 124, zu⸗ 
ſammen 548 Seelen. Der Lehrer iſt Küſter, treibt etwas Bienenzucht, und hat 
ein Einkommen von 130 Thlr. Frequenz der Schule: 49 Knaben, 44 Mädchen = 
93 Kinder. Beſtand der Schulkaſſe 11 Sgr. 2 Pf. im Jahre 1867. 

18. Lasbeck 358, mit Colonie Lasbeck 183, und Sackshof 26, zuſammen 
567 Seelen. Der Lehrer, zugleich Küſter, hat 190 Thlr. Einkommen. Frequenz: 
64 Knaben, 50 Mädchen = 114 Kinder. Im Jahre 1868 hatte die Schulkaſſe 
des Dorfs Lasbeck einen Beſtand von 10 Sgr. 3 Pf. und beſaß ein Regenwalder 
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Sparkaſſenbuch über 30 Thlr. Die Colonie Lasbeck hat ihre eigene Schulkaſſe. | 
Dieſe hatte Thlr. 18. 27. 6 Pf. Beſtand und ein Regenwalder Sparkaſſenbuch | 
über Thlr. 56. 2. 6 Pf. incl. Zinfen bis ult. December 1864. | 
19. Schmelzdorf 230, mit Brenkenhof 30, zuſammen 260 Seelen. Der 
Lehrer iſt Küſter und Kirchenvorſteher; ſein Einkommen 112 Thlr. Frequenz 15 
Knaben, 17 Mädchen = 32 Kinder. Schulkaſſenbeſtand 22 Sgr. 2 Pf. 
20. Wulkow 140 Seelen. Der Lehrer iſt zugleich Küſter, Ortſchulze, Kirchen- 
und Schulvorſteher, ſein Einkommen 81 Thlr. Frequenz: 11 Knaben, 12 Mädchen 
= 23 Kinder. Schulkaſſenbeſtand Thlr. 14. 28. 10 Pf. Ein Sohn und eine 
Tochter des Gutsbeſitzers v. Blücher werden von einem Candidaten privatim 
unterrichtet. 
Parochie Maldewin. Seelenzahl 2372, darunter 75 Alt-Lutheraner; es 
beſteht nämlich zu Friederikenwald und Kurtsdorf, Kirchſpiels Ludwigshorſt, eine 
kleine altlutherſche Gemeine, deren Seelſorger der Prediger Marſeille zu Rottnow 
iſt, und zu der auch einzelne in anderen Orten der Parochie zerſtreüt wohnende, 
in der obigen Seelenangabe mitgezählte Perſonen gehören. Die Seelenzahl der— 
ſelben beträgt: in Friederikenwald 28, in Kurtsdorf 39, in Wulkow 6, in Ludwigs: | 
borft und Maldewin je 1. Die Zahl dieſer Sectirer nimmt ab; 1861 gab es ihrer | 
96. Die ſchulpflichtigen Kinder dieſer Alt-Lutheraner beſuchen die Ortsſchulen. 
Frequenz aller 5 Schulen: 193 Knaben, 171 Mädchen = 364 Kinder. Geturnt 
wird in keiner Schule. 


7. Parochie Plantikow. 

21. Plantikow. 378 Seelen. Lehrer, zugleich Organiſt und Küſter, hat 
ein Einkommen von 165¼ Thlr. Frequenz: 40 Knaben, 45 Mädchen = 85 Kinder. 
Schulkaſſenbeſtand Thlr. 8. 23. 2 Pf. 

22. Bernhagen. 510 Seelen. Lehrer iſt auch hier Organiſt und Küſter, 
mit einem Einkommen von 194 Thlr. Frequenz: 38 Knaben, 46 Mädchen = 84 
Kinder. Schulkaſſenbeſtand Thlr. 5. 28. 8 Pf. 

Parochie Plantikow. Seelenzahl 888. Frequenz: 78 Knaben, 91 Mädchen 
= 169 Kinder. Weder in Plantikow noch in Bernhagen wird geturnt. Der 
Lehrer zu Vernhagen iſt auf einem Seminar unter dem Regiment der Regulative 
gebildet. 


8. Parochie Roggow. 

23. Rogg ow mit Hoffelde und Wilhelmsthal. 645 Seelen. Der Lehrer iſt 
Küſter. Er hat ebenfalls Seminarbildung genoſſen, und zwar auch unter der Herrſchaft 
der Regulative. Sein Einkommen iſt auf 200 Thlr. eingeſchätzt, wovon er aber | 
60 Thlr. an feinen emeritirten Vorgänger abzugeben hat. Frequenz: 55 Knaben, 
51 Mädchen = 106 Kinder. Beſtand der Schulkaſſe Thlr. 6. 21. 5 Pf. im 
Jahre 1868. 

24. Haſeleü. 258 Seelen. Der Lehrer, zugleich Küſter, hat ein Einkommen 
von 100 Thlr., wovon der Emeritus 4¼ Thlr. erhält. Frequenz: 32 Knaben, 
25 Mädchen = 57 Kinder. Schulkaſſenbeſtand 5 Thlr. 19 Sgr. im Jahre 1868. 

25. Meſow. 484 Seelen. Der Lehrer iſt Küſter und hat Seminarbildung 
vor Einführung der Raumer⸗Stiehlſchen Regulative genoſſen. Sein Einkommen 
beträgt 160 Thlr. Frequenz: 55 Knaben, 50 Mädchen = 105 Kinder. Schul⸗ 
kaſſenbeſtand im Jahre 1868 Thlr. 22 21. 8 Pf., davon Thlr. 18. 23. 3 Pf. in 
der Sparkaſſe belegt ſind. 

Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 63 


498 Der Naugarder Kreis. 


26. Salm ow. 367 Seelen. Der Lehrer hat kein Nebenamt. Er treibt 
Bienenzucht. Sein Einkommen beträgt 110 Thlr. Frequenz: 28 Knaben, 36 Mädchen 
= 63 Kinder. Beſtand der Schulkaſſe 13 Sgr. 10 Pf. 

Parochie Roggow. 1854 Seelen. Frequenz: 170 Knaben, 161 Mädchen = 
331 Kinder. In keiner Schule dieſer Parochie wird geturnt. Dagegen werden 
in der Schule zu Roggow die Mädchen in weiblichen Handarbeiten unterrichtet. 
Von den Landſchulen der Synode Daber iſt dieſe Schule die einzige, wo dies 


geſchieht. 


9. Pa rochie Schönwald. 

27. Schönwald. 495 Seelen. Der Lehrer iſt Küſter und hat ein Einkommen 
von 140 Thlr. Frequenz: 50 Knaben, 50 Mädchen = 100 Kinder. Eine Schul⸗ 
kaſſe iſt hier nicht vorhanden. 

28. Vogts hagen mit Dorotheenhof. 460 Seelen. Auch hier iſt der Lehrer 
Küſter mit einem Einkommen von 150 Thlr. Frequenz: 40 Knaben, 40 Mädchen 
= 80 Kinder. An einer Schulkaſſe fehlt es hier ebenfalls. 

Parochie Schönwald. Seelenzahl 955. Frequenz: 90 Knaben, 90 Mädchen 
= 180 Kinder, was Zahlen find, die nicht auf ganz beſtimmten Angaben zu be⸗ 
ruhen ſcheinen. 


Mit Bezug auf das in dieſer Nachweiſung enthaltene Einkommen der Lehrer 
in den Pfarrſprengeln des platten Landes dürfte die Bemerkung nicht überflüſſig 
ſein, daß die Angaben nur einen genäherten Werth haben, da er auf mehr oder 
minder willkürlichen Vorausſetzungen der ortsüblichen Preiſe der Naturalbezüge an 
Wohnung, an Producten des Landbaus ꝛc., an Brennmaterial ꝛc. beruht. 


(Acta der Königl. Regierung zu Stettin, Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, 
betreffend die Schultabellen der Synode Daber. Vol. III. Repertorium, Bd. I., Fol. 165, No 4). 


2. Golnow. 


Lage. 

Dieſe Stadt liegt im weſtlichen Theile des Naugarder Kreiſes am Ihnafluſſe, 
da, wo derſelbe ſeinen bisherigen Lauf von Stargard aus gegen N., mit weſtlicher 
Ablenkung plötzlich entſchieden gegen Abend wendet, um 1%, Min. unterhalb Golnow 
in den Damanſch zu fallen, denjenigen Stromarm, der den Dammſchen See an 
deſſen Nordſeite mit dem Hauptſtrome der Oder in Verbindung ſetzt. Bei 
Golnow, unter der Steinbahnbrücke, ſteht der Waſſerſpiegel der Ihna 20,8 Pariſer 
Fuß über der Oſtſee, die Mündung erhebt ſich aber nur noch 0,9 F. über dieſelbe. 
Der Fluß hat demnach von Golnow bis zum Damanſch ein Gefälle von 19,9 F, 
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welches bei der Bergfahrt mit Segel- und Ruderbooten mit einiger Schwierigkeit, 
vom Dampfboote aber, welches bei offenem Waſſer einen regelmäßigen Verkehr mit 
Stettin unterhält, mit Leichtigkeit überwunden wird. Die heütige Mündung der 
Ihna iſt eine künſtliche und beſteht erſt ſeit 65 Jahren. Die natürliche Mündung 
war im Dammſchen See, auf der Oſtſeite von Kamelsberg. In zahlreichen Serpen⸗ 
tinen ſtrömte die Ihna ihrem Ausfluffe entgegen, an dem ein Krug ſtand, welcher, 
Eigenthum der Stadt Golnow, zu Trinitatis 1802 vom Magiſtrate dem Kaufmann 
und Brauherrn Carjell zu Golnow bis Trinitatis 1808 gegen eine Jahrespacht 
von 5 Thlr. überlaſſen war. Der Verkehr zu Waſſer war damals noch nicht ſo lebhaft, 
wie gegenwärtig. Nach einigen Jahren hörte aber der Verkehr im Kruge zu Ihna— 
münde ganz auf. Denn im Jahre 1805 wurde der Ausfluß der Ihna durch einen 
Durchſtich ganz verändert, und die Fahrt ging nunmehr nicht mehr vor dem Kruge 
vorbei, ſondern letzterer lag eine ganze Strecke davon entfernt. Die Folge war, 
daß der Pächter den Pachtszins, wie mäßig er auch war, nicht mehr zahlen, 
und der Magiſtrat den Pachtcontraet für die noch übrigen 3 Jahre rückgängig 
machen mußte. 

Die Gegend, in welcher Golnow belegen iſt, gehört dem flachen Tieflande 
des Naugarder Kreiſes an, das von der Ihna ohne hohe Uferränder durchfloſſen 
wird, woher es kommt, daß die Stadt in ihrem weſtlichen Theile bei Frühjahrs⸗ 
oder ſtarken Gewitterfluthen nicht ſelten unter Waſſer geſetzt wird, da der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem Waffer- und dem Landhorizonte auf dieſer Seite nur 7,6 F. 
beträgt (ſ. oben S. 182). Die Oſtſeite des Fluſſes, auf der die eigentliche Stadt 
liegt, iſt dagegen der Überſchwemmung nicht ausgeſetzt. Der Oſteingang erhebt ſich 
23,2 F. über den mittlern Waſſerpaß der Ihna, und der Marktplatz 31,7 F., an⸗ 
ſcheinend der höchſte Punkt der Stadt. Auf drei Seiten, gegen N., W. und S., 
von Waldungen und Ihnawieſen umgürtet, hat die Stadt nur auf der vierten Seite 
gegen Morgen offenes, freies Land vor ſich, unterm Pfluge ſtehende Ackerfelder, die 
mit den Gemarkungen von Barfusdorf, Marsdorf ꝛc. gränzen. 

Die große Staatsſtraße von Stettin nach Danzig, welche im Zten Decennium 
des laufenden Jahrhunderts erbaut iſt, zieht durch Golnow, woſelbſt ſich die im 
6ten Decennium erbaute Staatsſtraße nach Wolin und Swinemünde, bezw. die Kreis: 
ſtraße nach Kamin, in der Vorſtadt Röddenberg von ihr abzweigt. Demnächſt hat 
der Naugarder Kreis eine Steiubahn von Golnow nach Maſſow gebaut, die im 
Frühjahr 1865 vollendet wurde. Sie hat eine Länge von 4890 Ruthen und hat 
68.250 Thlr. zu bauen gekoſtet. Fortgeſetzt iſt dieſe Straße bis Stargard, eine 
Länge von 5026,2 Ruthen, wovon 1741 Ruthen dem Naugarder und 3285,2 Ruthen 
dem Saziger Kreiſe angehören. Dieſe Strecke, deren Baukoſten zu 73.580 Thlr. 
veranſchlagt waren, iſt am 5. October 1868 abgenommen und dem öffentlichen 
Verkehr übergeben. Dieſe Kreisſtraße von Golnow über Maſſow nach Stargard 
iſt 4890 + 5026,2 = 9916,2 Ruthen = 4,958 Meilen in runder Zahl 5 Meilen 
lang. Es befinden ſich an ihr 3 Wegegeldhebeſtellen, zu Buddendorf, welche für 
2 Mln., zu Maſſow und Buchholz (im Saziger Kreiſe) welche je für 1½ Min. 
das Wegegeld erheben. Die zwei zuletzt erwähnten Hebeſtellen wurden im 
Sommer 1869 im Bau vollendet. 

Golnow iſt entfernt von Naugard, der Kreisſtadt, 3¼ Min. gegen SW., von 
Stargard auf der Steinbahn über Lenz 1½ Mle., Maſſow 1 Mle., von da noch 2¼ 
Mle., zuſammen, wie oben, 5 Mlu., auf geradem Wege aber längs der Ihna 
4¼ Mle. gegen NN W., von Damm, der nächſten Station der Oſtpommerſchen 
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Eiſenbahn 4¼ Mle. gegen NNO., von da bis Bahnhof Stettin noch 1,28 Mle., 
alſo von Stettin per Stein und Eiſenbahn 4½ Mle., zu Waſſer aber per Dampf⸗ 
boot bis Lübzin 1%, Mln., und von da zu Lande 1¼ Mle., zuſammen 3 ¼ Mle. 
von Stettin, der Landeshauptſtadt gegen NO. Poſtmäßige Entfernungen ſind, auf 
Steinbahnen: von Golnow bis Piritz 8 Min. gegen S., bis Kamin 6¼ Mle. 
gegen N., bis Wolin 5 ¼ Mle. gegen N. z. W.; bis Greifenberg über Naugard 
und Plate 7 Mle. gegen N). 


Fundation der Stadt. 

Der Name Golnow kommt in den Urkunden zum erſten Mal im erſten Viertel 
des 13. Jahrhunderts vor, ums Jahr 1220, in dem Vereignungsbriefe Swantibor', des 
Sohnes von Kaſimir und Enkels von Wartiſlaw II., worin dem Kloſter Kolbaz 
das von demſelben erworbene, dem Herzoge nach Erbrecht gehörig geweſene Dorf 
Smirdniza, ſpäter Buchholz und Mühlenbeck genannt, mit allem Zubehör, ſammt 
der Waldeinöde, welche bei Golnow endigt — cum solitudine que terminatur in 
Golinog — verliehen wird. Eine zweite Urkunde Swantibor's von demſelben Jahre 
1220, aber mit dem beſtimmten Tage der Ausfertigung, Kamin, 8 Kalendas Aprilis 
indictione octava, d. i.: 25. März, worin eine genauere Beſchreibung der Gränzen 
der, durch ibn und ſeine Mutter dem Abte und Convente verliehenen Waldöde, — 
solitudo — gegeben iſt, enthält ebenfalls den Namen Golinog; es iſt aber nach⸗ 
gewieſen worden, daß dieſe Urkunde eine Fälſchung iſt, welche die Kolbazer Mönche 
zur Benachtheiligung der Stadt Stargard ums Jahr 1323 verfertigt haben. Dann 
aber kommt der Name Golnow in der Urkunde vom 7. October 1248 vor, worin 
Barnim I., dux slavorum, kund thut, daß er dem Kaminſchen Biſchofe Wilhelmus 
das Land Kolberg verliehen und als Erſatz dafür vom Biſchofe das Land Stargard 
als Lehn empfangen habe. Da heißt es in der Beſchreibung der Gränzen des 
Altenburger Landes, daß der Fluß Namens Zucharecha — Sucha Reka — d. h.: 
der Trockne, heüte Zowka, Zofe, Zoſſow genannt, Golnow vom Lande Stargard 
ſcheide — flavius Zucharecha vocatus, qui Golnowe diuidit a terra Stargardense. 
Demnächſt erſcheint der Name Golnow in dem Confirmationsbriefe vom Jahre 1255 
Kal. Julii, kraft deſſen Barnim I., Pomeranorum Dux, dem Kloſter Kolbaz alle 
ſeine Güter mit Beſchreibung ihrer Gränzen und ſeine ſämmtlichen Gerechtigkeiten 
unter Benennung derſelben beſtätigt, zu den letzteren gehörte auch der Ertrag an 
Honig, der in der Waldwüſtenei geſammelt wurde, die in der Richtung nach Golnow 
liegt — cum melle in deserto versus Golnow. Es iſt anzunehmen, daß die Kol⸗ 
bazer Mönche, wenn nicht ſchon die ſlawiſchen Landesinſaſſen, in der Waldung 
Beüten aufgeſtellt haben, zur Wohnung der Bienen, vermuthlich Klotzbeüten, d. i.: 
kurze ausgehauene Baumſtämme, wie ſie noch heüte üblich ſind. 

In den angeführten Urkunden, deren das L.⸗B. auch ſchon an verſchiedenen 
Stellen hat gedenken müſſen, ſind die älteſten Schriftdenkmale enthalten, die Golnow, 
nicht blos als Name eines Landſtrichs, wie man gemeint hat, ſondern, ohne Zweifel, 
auch als Name eines Wohnplatzes, einer Ortſchaft, bezeichnen. Wenn in dem erſten 
der obigen Schriftſtücke der Name Golinog geſchrieben ſteht, ſo iſt zu erwägen, daß 
die deütſchen Urkundenabfaſſer die ſlawiſchen Namen ausſchließlich nach dem Gehör 
ſchreiben mußten, was in der früheſten Zeit rückſichtlich der richtigen Auffaſſung 
der Benennungen und ihrer richtigen Schreibung ohne Zweifel ſeine Schwierigkeiten 
darbot. Die Schreibung Golinog ſteht nicht vereinzelt; die Endung og, noch ver⸗ 
mehrt mit einem h, als ogh findet ſich auch in der, von Wartiſlaw 11I. Anno 1248 
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gegebenen Beſtätigung der Güter des Kloſters Hilda (Eldena), wo u. a.: die Namen 
von Ortſchaften wie dyserscogh, cyreinogh, zubizogh ꝛc. vorkommen, welche in | 
fpäteren Urkunden die Endung ow führen. Der Name Golinog = Golinow = | 
Golnow in abgefürzter Form, hat aber das ſlawiſche Wort goly zur Wurzel, und 
dieſes Wort bedeütet „bloß, kahl“. Die ſlaviſchen Anſiedler nannten ihre Nieder⸗ 
laſſung an der Ina nach der Natur ihrer Umgebung, die in jenen dunkelen Zeiten 
eben jo beſchaffen war, wie heüt zu Tage, auf drei Seiten von der solitudo, de- 
sertum, Waldung, im Gegenſatz zum pole, Ackerfeld, umgeben, auf der vierten frei 
und offen, kahle, von Waldung entblößte Fläche. Der Schreibung des Namens 
unſerer Stadt mit einem Doppel ll widerſpricht aber, wie wir ſehen, eben ſowol 
die urkundliche Form, als fie ſprachwidrig iſt. Im Namen Golnop iſt die erfte Silbe 
lang auszuſprechen. 
Die vortheilhafte Lage des ſlawiſchen Orts Golnow an dem ſchiffbaren Fluſſe 
Ina mit einem ackerbautreibenden Hinterlande und großem Holzreichthume in der 
unmittelbaren Nähe, und mit der zum Meere führenden Waſſerſtraße vor ſich, mag 
frühzeitig Handelsleüte aus Deütſchen Landen, nebſt mechaniſchen Künſtlern und 
Handwerkern, angelockt haben, um ſich an dieſer Stelle auf ſlawiſcher Erde eine 
neüe Wohnſtatt zu gründen, fern vom Heimathlande, in welchem die Wanderer 
anſcheinend mit vielen Widerwärtigkeiten zu kämpfen gehabt haben, denn ſie nannten 
ihre Niederlaſſung Vredeheide, Friedensheide, weil ſie in dieſer Heidegegend 
Frieden fanden, ſtatt des Kriegszuſtandes, vor dem ſie aus dem Vaterlande ge⸗ 
flohen waren. 
Mittelft Urkunde vom 1. Juli 1268 ſtiftete Herzog Barnim I., der Gründer 
deütſcher Städte im Land am Meere, die neüe Stadt Golinog, nunmehr Vrede⸗ 
heide genannt. Er legte ihr 120 Hufen guten Ackers jenſeits der Ina gegen f 
Urnaſtruga (verſchwunden) und Podanzk (Pudenzig) hin, bei, nur eine jähr⸗ t 
liche Abgabe von einem halben Vierdung für die Hufe ſich vorbehaltend, nach Dregers 
Erklärung ½ einer Mark, folglich, fügt er hinzu, beträgt dieſe Orböre, Orbare, 
4 Loth Silbers; ferner 30 Hufen im Eichwalde, der auf Deütſch Eckfir (Eichfier) 
heißt und eine dabei liegende Wieſe, in der Richtung nach der Stadt Damm und | 
nach Lubecin (Lübzin), mit allen daſelbſt belegenen Weideplätzen. Der Herzog ver- 
lieh der Stadt und ihren Einwohnern den Inafluß mit den neben demſelben liegen⸗ 
den Wieſen unterhalb der Stadt bis an das Haff und oberhalb bis auf eine Meile 
weit zu freiem Gebrauch, freie Hafenſtelle für ihre und für fremde Schiffe am 
Ausfluß der Ina, und Befreiung von Zoll und Ungeld im ganzen Lande. Er 
bewidmete die Stadt mit dem Magdeburgſchen Rechte, daß ſie in zweifelhaften 
Fällen von Stettin holen ſollte. Das Magdeburgſche Recht läßt vermuthen, daß 
die deütſchen Anſiedler aus ſaſſiſchen Landen, inſonderheit aus dem Erzſtift Magde⸗ 
burg ſelbſt, gekommen waren. Doch blieb dieſes Recht kaum ½ Jahrhundert in | 
Kraft. Durch das Privilegium Herzogs Otto, gegeben zu Damm, Calend. X. 
Feb. 1314 wurde die Stadt mit dem Lübſchen Rechte bewidmet: Praeterea inha- 
bitatores praenominatae ciuitatis jus lubecense in eorum causis agendis libere 
observabunt; und dieſe Bewidmung auch in ſpäteren Privilegien, namentlich in | 
dem des Herzogs Bogiſlaw vom 12. April 1605 mit den Worten beitätigt: „Und 
wollen ſie bei ihrem Lübſchen Rechte und Gerichte, womit ſie von hochgemeldeten | 
unſeren ſeligen Vorältern begnadigt und bewidmet worden, bleiben laſſen“. Herzog 
Barnim bewidmete ferner die neüe Stadt Friedensheide mit dem Innungsrecht | 
(Inninge), wie Stettin es hatte, und verlieh ihr Abgabenfreiheit auf 5 Jahre, von ö 
ö 
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denen aber bereits 2 verſtrichen ſeien. Der letztere Umſtand läßt nicht blos ver⸗ 
muthen, ſondern ſtellt es als Thatſache feſt, daß die Einrichtung als Deütſche 
Stadt ſchon im Jahre 1266 vollendet, und gleichzeitig der neüe Deütſche Name 
Friedensheide allgemein anerkannt war, daher denn auch die, von Brüggemann 
wiederholte, Angabe der Chronikanten, daß ſich im Jahre 1190 eine ſächſiſche 
Colonie an dieſem Orte niedergelaſſen habe, nicht ſo entſchieden ins Gebiet der 
Fabeln zu ſtellen fein: wird, wie's geſchehen iſt. Immerhin können / eines Jahr⸗ 
hunderts ſeit der erſten Anſiedlung verfloſſen ſein, bevor die Coloniſten, durch 
neüen Zuzug verſtärkt, kräftig genug waren, ſich die ſtädtiſchen Einrichtungen zu geben, 
unter denen ſie in der deütſchen Heimath aufgewachſen waren. 


Die Fundations⸗Urkunde lautet von Wort zu Wort, wie folgt: 


In nomine sancte et indiuidue Trinitatis. Barnim Dei gratia Dux Slauo rum. 
omnibus in perpetuum. Quoniam ea que in tempore geruntur et ordinantur. 
in obliuionem una cum fluxu temporis transeunt. Necessarium arbitramur et 
expediens. ut ea que robur firmitatis sortiri debent. seriptis autenticis sic fir- 
mentur quatenus posterorum versutia locum in eis non inueniat malignandi. 
Igitur notum esse volumus tam presentibus quam posteris quod nos nouelle 
ciuitati nostre Golenog que nunc Vredeheide appellatur mediante 
consilio Vasallorum nostrorum diseretorum apposiumus centum et vigenti man- 
sos melioris agri ultra Inam fluuium versus Urnestrugam et Podenzk in 
meliori situ jacentes ad agriculturam ciuitatis ejusdem ciuium deputatos. de 
quibus mansis singulis nobis annuatim soluetur dimidius ferto argenti. Ex ista 
vero parte Ine fluuii versus eiuitatem Damme in silua quereina que teutunice 
Eckfir dieitur. Triginta mansos sitos et pratum juxta eandem siluam versus 
Lubeeinam situm predicte ciuitati apposuimus et dedimus pascuorum usibus 
libere deputatos. Dedimus insuper predicte ciuitati et ejus inhabitatoribus 
Inam fluuium ad ipsa ciuitate descendendo usque in recens mare eum 
omnibus pratis ex utraque parte jacentibus. a ciuitate usque ad predictum mare 
liberum et absolutum eorum usibus tantummodo deputatum. Sed et ipsum 
Inam fluuium a parte superiori ipsius ciuitatis ad longitudinem unius miliaris 
sursum Eisdem ciuibus dedimus similiter liberum et absolutum cum lignis in 
in nemore crescentibus (f. Note.) eorum usibus et nullius alterius deputatum. 
Habebunt autem predicte ciuitatis ciues et eorum successores libertatem et pre- 
rogatiuam in mari recenti ubi Ina fluuius alueum suum exiens in ipsum mare 
cadit quod naues eorum et hospitum que illuc jaebuent causa utilitatis sue 
faciende sint libere nulli quicquam seruitii et emolimenti inde debentes. Sepe- 
diete et Ciuitatis ciues habebunt in ipsa ciuitate jus quod teutunice Inninge 
appellatur et seruabunt et tenebunt illud jus sicut in ciuitate Stettin servatur. 
Et insuper erunt liberii et soluti a solutione Theolonii et Ungeldi in omnibus 
ciuitatibus et locis in nostro dominio constitutis. Insuper predicte ciuitatis 
eiues habebunt in omnibus predictis ipsi eorum successores jus Mag debur- 
gensium quod seruabunt in judiciis et negotiis peragendis et idem jus 
Magdeburgensium querent et afferent in Stettin in articulis suis dubiis et in- 
certis. Libertatem autem que nouis ciuitatibus dari consueuit. habebunt predicti 
ciues ad quinque annos. quorum duo precesserunt in quibus erunt ab omni 
seructio et pensione cujuslibet liberi et exempti. Testes hujus rei sunt Con- 
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radus primus prepositus Ecclesie Stetinensis. Hinricus Comes de Kirchberg. 
Gobelo. Wilhelmus Aduocatus in Stettin. Fridericus de Hinnenborch. Johannes 
de Klutt. Balto. Abulus milites. Thomas Cammararius. Hinricus Braxator 
et alii quam plures fide digni. Actum et datum in Damme anno gratie 
M°.CC®!.LXVIIL®. Kalendas Julii per manum Hinrici de Kalowe Cappelani atque 
notarii nostri in domo et Curia et Cammara Hermanni plebani. 


Note, von Dreger, Cod. dipl. Pom. p. 532. Die Worte in nemore find in dem 
ziemlich verdorbenen alten Instrument woran kein Siegel mehr iſt, und faſt wie eine alte 
Copey ſcheinet, nicht recht mehr zu leſen, obgleich der Rath (von Golnow) bei den zu 
letzteren Huldigungen eingeſandten Copeyen die Worte in nemore geſetzet. Es kann aber 
füglich nicht ſo, ſondern in littore heißen, denn der Stadt Stargard Privilegien, die auch 
die Farth auf der Ina hat, und anderen an Flüſſen gelegener Städte Urkunden geben, daß 
vor dem mit Korn⸗Schuten herunter gefahren, und ſelbige von Pferden und Menſchen am 
Ufer an Seilen wieder heraufgezogen worden, wie in Holland die Treck-Schuyten, und zu 
ſolchem Behuf find die Ufer der Flüſſe den Städten verſchrieben, denn 1 Mle. die Ina auf⸗ 
wärts hat die Stadt Golnow nichts eigenes in Fundo, und iſt ſolches nicht de nemore zu 
verſtehen, als wenn der Wald der Stadt gehöre, ſondern es ſoll heißen: eum lignis in 
lit ore erescentibus, nämlich daß die auf der Ina fahrenden Leite ſich am Ufer von dem 
daran ſtehenden Holze ein Feüer anmachen können, inſonderheit, wenn ſie über Nacht daſelbſt 
angelegt. Denn die Heide ſelbſt hat in der Gegend oberhalb der Stadt bis an die Ina 
dem Kloſter Kolbaz lange vorher gehört, welches ſich die Heide hiedurch nicht würde haben 
nehmen laſſen, wie denn auch ſelbige an ſolchem obern Theil zu dem von Kolbaz itzo ſeparirten 
Friedrichswaldſchen Domanio gehört; die Anzahl der verliehenen 30 Huſen zur Weide, und 
120 Hufen zum Ackerbau, zeigt ohnehin deütlich, was Herzog Barnim J. der Stadt in Fundo 
damals vereignet hat. 


Bis gegen das Ende des 13. Jahrhunderts ſcheint der Name Friedensheide 
neben dem alten, ſlawiſchen Namen Golinow ziemlich im Gebrauch geweſen zu fein, 
daun aber verſchwindet er und die alte Benennung bleibt in ausſchließlicher Gel⸗ 
tung. Der Platz, auf der ſie ſich urſprünglich bezog, lag auf dem linken Ufer der 
Ihna; er war die Vorſtadt Wiek und das dortige Vorwerk gleiches Namens. So 
darf man aus den Worten der Fundations-Urkunde ſchließen, die das Ackerfeld, 
welches der Stadt verliehen wird, als „jenſeits der Ihna gelegen“, bezeichnet. Bei 
den deütſchen Anſiedlern, die das Heft des Stadtregiments in der Hand hatten, 
war es Brauch, die ſlawiſchen Urbewohner in die Wieken, vicos, zu verweiſen. Hier 
werden fie allmälig germaniſirt worden fein und ſich mit den Deütſchen — Herren 
zu Einer Bürgerſchaft verſchmolzen haben. Daß die Deütſchen für Errichtung eines 
Gotteshauſes zeitig Sorge getragen, unterliegt keinem Zweifel; ſie müſſen dabei 
vom Herzoge weſentlich unterſtützt worden ſeien, denn bei ihm war die Ausübung 
des Patronatsrechts, welches Barnim I. im Jahre 1271 dem Victorinerkloſter zu 
Ukermünde — ſpäter in Jaſenitz — übertrug, dieſem aber von Otto I. im Jahre 
1306 wieder entzogen wurde. Das Patronat muß einträglich geweſen ſein, da der 
Herzog das Kloſter mit den Pächten aus einigen Dörfern entſchädigte. Das iſt 
jetzt ganz anders; nicht allein, daß ein Kirchenpatronat nichts einbringt, es iſt im 
Gegentheil mit ſchweren Laſten verbunden, denen von dem Recht, den Geiſtlichen 
zu berufen, nicht das Gleichgewicht gehalten wird, indem daſſelbe auf eine 
Präſentation hinauslaüft und von der Confirmation der geistlichen Oberen ab⸗ 


hangig iſt. 


Gemeindebezirk. B 
Er enthält im engern Bezirk: die Stadt Golnow an ſich, die beiden Vorſtädte: 
den Röddenberg, vor dem Wolinſchen Thore und die Wiek vor dem Stettinſchen 
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Thore, nebſt dem Vorwerke Wiek in dieſer Vorſtadt, die vormals fiskaliſchen Kron⸗ 
mühlen, die Ober⸗ und Untermühle, dicht bei der Stadt, und die Gebaüde der Straf⸗ 
W welche, abſeits von dem Röddenberg gelegen, im Jahre 1857 erbaut wor⸗ 
den ſind. 


Der weitere Gemeindebezirk erſtreckt ſich gegen W. von der Stadt über 1¼½ Mile. 
weit, auf deren S. Seite über ½ Mle., gegen O. mehr als / Mle., und gegen 
N. eine ſtarke / Mile. weit. In dieſem, alſo den Entfernungen nach beſtimmten 
Raume, liegen einzelne Wohnplätze, welche eignen Namen führen. Es ſind ihrer 
20 an der Zahl: Vorwerke, Forſthaüſer, Waſſermühlen, oder ſ. g. Etabliſſements, 
theils älterer unbekannter, theils älterer und neürer, bekannter Entſtehung. Was 
man von den letzteren weiß, iſt Folgendes: 


Die beiden weſtlich von der Stadt belegenen Vorwerke, welche man Höfe 
rechts, und Höfe links der Ihna nennt, ſind wol die älteſten Anlagen im 
Golnowſchen Stadtgebiete, da ihrer ſchon um die Mitte des 16. Jahrhunderts 
Erwähnung gethan wird. Hohehorſt iſt im Jahre 1769 durch Erbzins-Vertrag vom 
1. Juni angelegt, und der auf der großen Wieſe zu Kl. Hohehorſt für die Stadt 
Golnow haftende Canon laut Receſſes vom 3. Februar 1864 mit 127", Thlr. ab⸗ 
gelöſt worden. Das Vorwerk Ihnaburg iſt in der Übergangszeit vom 18. zum 
19. Jahrhundert entſtanden. Ihnamünde iſt uralt, von den Stargardern als 
Hafen- und Krugſtelle angelegt, wahrscheinlich ſchon vor 1268, dem Jahre, in 
welchem Friedensheide oder Golnow deütſches Stadtrecht erhielt. Der Beſitz des 
Hafens wurde 1283, der Beſitz der Krugwirthſchaft 1289 der Stadt Stargard vom 
Herzoge Bogiſlaw IX. beſtätigt (L.⸗B. II. Th. Bd. IV., 117). Nachdem die Star⸗ 
garder die Ihna als Handelsſtraße aufgegeben hatten, ging die Krugſtelle an der 
Ihnamündung in den Beſitz der Stadt Golnow über, die ſie als Ihnakrug durch 
Verpachtung nutzte. Dieſer wurde, wie oben gezeigt, durch Geradelegung des Aus⸗ 
flußbettes der Ihna im Jahre 1805 werthlos. Seit der Zeit iſt die Stelle zu 
einem Vorwerk, unter Wiederherſtellung des alten Namens Ihnamünde, um⸗ 
gewandelt worden. 


Der Königl. Regierung wurde von dem Landrathe des Naugarder Kreiſes 
mittelſt Berichts vom 15. December 1842 die Anzeige gemacht, daß auf der Feld⸗ 
mark 3 neüe Etabliſſements, mit Namen Friedrichshof, Grünhof und Grünhorſt 
0 ſeien. Alle drei liegen weſtlich von der Stadt auf dem rechten Ihna⸗Ufer, 
und zwar: 


Friedrichshof, 180 Ruthen von den letzten Haüſern der Stadt, öſtlich von 
der ſtädtiſchen Oberförſterei Grünhaus, beſtehend aus 1 Wohnhauſe, 1 Scheüne, 
2 Stallgebaüden, von 10 Perſonen gewohnt, mit einem Areal von 57 Mg. 104 Ruth., 


E Kaufmann Hirſch Wolfenberg angelegt. Der Viehſtand betrug 3 Pferde, 
ühe. 


Grüuhorſt, weſtlich von dem vorigen, / Min. von Fürſtenflagge, beſtehend 
aus 2 Wohnhaüſern, 1 Scheüne, 2 Stallgebaüden, mit einer Bevölkerung von 7 
Perſonen und einem Viehſtande von 2 Pferden, 6 Kühen und einem Areal von 
40 Mg. Wieſengrund, der zu Acker, jedoch nur erſt theilweiſe kultivirt war. Eigen⸗ 
thümer: Redepennig. 
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Grünhof, norböftlih von dem vorigen 360 Ruthen und von Hakenwald 180 
Ruthen weit, von der Stadt aber 's Min. gegen WNW. entfernt, beſtehend aus 
1 Wohnhauſe mit Scheüne und Stallung, von 4 Perſonen bewohnt, mit 4 Haupt 
Rindvieh und einem Areal von 44 Mg. 114 Ruthen, dem Eigenthümer Tetzlaw 
gehörig, der Boden, wie auch bei Friedrichshof ſandig und unergiebig. 

Die Benennungen der drei Gehöfte wurden von Landespolizeiwegen durch 
Regierungs⸗Verfügung vom 23. März 1843 genehmigt und ſolches durch das Amts⸗ 
blatt zur öffentlichen Kenntniß gebracht. Grünhorſt hat ſich bis zum Jahre 1867 
bedeütend erweitert, dagegen iſt Grünhof nicht von Beſtand geweſen, da es in 
der ſtatiſtiſchen Tabelle vom 3. December 1867 nicht vorkommt; vielleicht iſt es bei 
der Erweiterung von Grünhorſt in dieſem aufgegangen. 

Papiermühle. Eine Waſſer⸗ und Windmühle, verbunden mit einem 
Ackerwerk, deſſen Areal nach Angabe des Beſitzers 420 Mg., nach der des Magi⸗ 
ſtrats etwas über 300 Mg., beträgt, (beide Angaben vom Jahre 1855). Die fort- 
währenden Arbeiten in der Bewirthſchaftung der Grundſtücke werden, außer dem 
Geſinde und den Geſellen, von 3 Tagelöhner⸗Familien ausgeführt, welche in den, 
zum Grundſtücke gehörenden Wirthſchaftsgebaüden eingemiethet ſind. Die noch 
erforderlichen Arbeitskräfte werden durch Leüte von den umherliegenden Colonien 
geſtellt. Sowol mit den Erſteren als mit den Letzteren werden von Seiten des 
Beſitzers des Grundſtücks Miethsverträge abgeſchloſſen, und zwar gemeiniglich auf 
die Dauer mehrerer Jahre. Ein durch die Erfahrung bewährtes und darum feſt⸗ 
gehaltenes Princip hat es dem Beſitzer zur Aufgabe gemacht, nicht Perſonen aus 
der Stadt, ſoudern vom Lande als Arbeitsleüte aufzunehmen. Dieſe aber waren 
gezwungen, das durch Communalbeſchluß vom 27. Februar — 1. März 1855 auf 
10 Thlr. feſtgeſtellte Einzugsgeld an die Kämmereikaſſe zu zahlen, welches ſchließlich 
dem Brodherrn zur Laſt fiel, die ſich zu dem erneüern mußte, wenn die betreffenden 
Tagelöhner nach Ablauf des Arbeitsvertrages nicht blieben und friſche Kräfte an⸗ 
gedingt wurden. Dieſe Rückſichten gaben dem Beſitzer der Papiermühle, J. R. Starck, 
Veranlaſſung, mittelſt Vorſtellung vom 28. October 1855 auf Entlaſſung aus dem 
Armenverbande der Stadt Golnow anzutragen, und ihn zur eigenen Armenpflege 
für berechtigt zu erachten. Die auf ſtädtiſchem Grund und Boden belegene Papier⸗ 
mühle beſitzt von dieſem nur 42 Mg. 77 Ruth., nämlich 8. 56 Acker, 12. 176 ein⸗ 
ſchnittige Wieſen, 5. 116 Elsbruch, 7. 60 vermiſchte Holzbeſtände und 8. 29 unnutz⸗ 
bares Land. Sie hat in Betreff der Armenpflege ſtets zur Stadt gehört, während 
dieſelbe bis 1850 in Bezug auf die übrigen Verhältniſſe zu den ländlichen Be⸗ 
ſitzungen gezählt wurde, da der größte Tbeil ihrer Grundſtücke vom platten Lande 
entnommen iſt. Als es ſich im Jahre 1850 um Einführung der demnächſt ſuspen⸗ 
dirten Gemeinde⸗Ordnung vom 11. März 1850 handelte, wurde die Papiermühle, 
ſo wie die übrigen auf ſtädtiſchem Fundo belegenen Mühlen, Vorwerke und Eta⸗ 
bliffements, des Widerſpruchs der Stadtverordneten ungeachtet, durch die Beſchlüſſe 
der damaligen Kreis: und Bezirks⸗Commiſſion dem Stadtbezirk einverleibt, Beſchlüſſe, 
welche durch Miniſterial⸗Reſcript vom 13. Juni 1852 endgültig feſtgeſetzt wurden. 
Starck hatte zu jener Zeit der Einverleibung nicht widerſprochen. In dem beſtehen⸗ 
den Verhältniſſe iſt nach Einführung der Städteordnung vom 20. Mai 1853 nichts 
geändert und lag auch in Folge ſeines nunmehrigen Antrages keine Veranlaſſung 
vor, die Papiermühle aus dem Gemeinde-, in specie dem Armen - Verbande der 
Stadt zu entlaſſen, was dem Beſitzer durch Regierungs⸗Verfügung vom 20. Januar 
1856 zu erkennen gegeben wurde. Gegen dieſe Entſcheidung betrat Starck den 
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Beſchwerdeweg. Der Oberpräſidial⸗Erlaß vom 12. Juni 1856 beſtätigte aber ledig⸗ 
lich die Entſcheidung der Königl. Regierung, gab es aber dem Beſchwerdeführer 
anheim, das Ausſcheiden ſeiner Beſitzung aus dem Golnower und deren Vereinigung 
mit dem, nur etwa ¼ Mile. entfernten Marsdorfer Gemeindebezirk zu beantragen, 
und dazu die erforderliche Zuſtimmung der Stadt Golnow und der Gemeinde Mars⸗ 
dorf zu beſchaffen. Die Stadt hatte gegen das Ausſcheiden der Papiermühle nicht 
allein nichts zu erinnern, wie der Magiſtrat ſchon in einem Bericht vom 7. December 
1855 bemerkt hatte, ſondern hielt es in ihrem Intereſſe ſogar für erwünſcht. Später 
trat Starck bei dent Magiſtrate mit dem Vorſchlage hervor, ihm gegen Zahlung 
einer Summe von 30 Thlr. zu geſtatten, nach Belieben und ohne für jeden einzelnen 
Fall das Einzugsgeld zu erlegen mit ſeinen Tagelöhnern zu wechſeln, ſofern die⸗ 
ſelben bei ihrem Abzuge von der Papiermühle den ſtädtiſchen Gemeindebezirk wieder 
verließen, wogegen, wenn dies nicht der Fall wäre und eine von ihm abziehende 
Familie innerhalb des Stadtbezirks ihren Wohnſitz nähme, er für dieſelbe das 
reglementsmäßige Einzugsgeld von 10 Thlr. zu erlegen bereit ſei. Da in dieſem 
Vorſchlage Verſtöße gegen die Geſetze nicht enthalten find, fo ließ der Magiſtrat 
denſelben, mit ſeiner Befürwortung verſehen, an die Stadtverordneten⸗Verſammlung 
gelangen, welche es jedoch ablehnte, darauf einzugehen. Abermals bei der Königl. 
Regierung Beſchwerde führend, konnte ihm von derſelben mittelſt Verfügung vom 
6. Februar 1857 nur eröffnet werden, daß, da die ſtädtiſchen Behörden nicht 
geneigt ſeien, ihn und ſeine Leüte von der geſetzmäßigen Forderung zu entbinden, 
fie ſich nicht in der Lage befinde, ein auderweites, feinen Wünſchen entſprechendes, 
Abkommen mit denſelben zu vereinbaren. Das Geſetz, betreffend die Aufhebung 
des Einzugsgeldes hat den Beſchwerden des Starck ein für alle Mal ein Ende 
—— und die Papiermühle iſt nach wie vor im Gemeindeverbande der Stadt 
geblieben. 

Die Oberförſterei Grünhaus iſt im Jahre 1791 fundirt und mit 3—4 
Pomm. Mg. Garten und Acker dotirt worden, wozu 1797 noch ein Wieſenfleck kam, 
als bei der Stadt ein Holzhof angelegt wurde, deſſen Aufſicht der Stadtförſter 
übernahm. Dieſer Fleck wurde aber 1809 eingezogen, und dafür ein Forſtgrund⸗ 
ſtück gegeben, welches erſt in Kultur geſetzt werden mußte. So hatte das Forſthaus 
ca. 6 Pomm. = 15,4 Preuß. Morgen Land. 

Die von Brüggemann (I., 179) aufgeführten, zur Stadt gehörigen zwei 
Waſſermühlen, die Backenmühle, mit Mahl- und Schneidegang, 300 Ruthen nord⸗ 
oſtwärts, und die Wilkenmühle, gleichfalls eine Mahl- und Schneidemühle, 400 Ruthen 
gegen SSO. im Stadtfelde, auf dem von Jakobsdorf herfließenden kleinen Bache, 
welcher ſich etwa 40 Ruthen von der Wilkenmühle in die Ihna ergießt, haben ihre 
Namen nach ihren damaligen Beſitzern erhalten. Seit der Zeit, 1779, war die 
erſtere im Jahre 1817 in der vierten, die letztere in der zweiten Hand, und beide 
haben jedes Mal die Namen nach ihren zeitigen Beſitzern gewechſelt, ſo daß im 
Jahre 1817 die Backenmühle Scheersmühle, die Wilkenmühle aber Andraſchmühle 
genannt wurde. Dies führt in den ſtatiſtiſchen Tabellen, den Stammrollen und 
bei vielen anderen Gelegenheiten zu unangenehmen Mißverſtänduiſſeu, die nur nach 
weitlaüfigen Erörterungen aufgeklärt werden können, weßhalb der Magiſtrat Ver⸗ 
anlaſſung nahm, unterm 21. October 1817 den Antrag zu ſtellen, daß nach dem 
Wunſche der Beſitzer, die Backenmühle ins künftige Neümühle und die Wilken⸗ 
mühle Stern mühle genannt werden möge, und beide Mühlen dieſe Namen für 
ewige Zeiten beibehalten ſollten. Das Miniſterium des Innern hat dieſen Antrag 
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mittelſt Reſcripts vom 20. November 1817 genehmigt, was die Königl. Regierung 
durch Amtsblatt⸗Bekanntmachung vom 15. December 1817 zur öffentlichen Kenntniß 
brachte. Ferner führt Brüggemann (a. a. O.) die Ückermannſche Mühle, eine 
Mahlmühle an demſelben Bache wie die Sternmühle, aber 150 Ruthen weiter auf⸗ 
wärts liegend, an. Auch dieſe Mühle hat ihren Namen je nach den Beſitzern ſehr 
oft gewechſelt, daher der Magiſtrat ſich im Jahre 1825 veranlaßt ſah, dem damaligen 
Beſitzer derſelben, Kaufmann Schmidt zu Golnow, den Vorſchlag zu machen, ſeiner 
Beſitzung den Namen Sonne nmühle beizulegen. Der Kaufmann Schmidt ging 
auf dieſen Vorſchlag ein. Die Mühle liegt 550 Ruthen von Golnow auf dem 
Wege nach Pudenzig und iſt die mittelſte von den ſüdöſtlich von der Stadt unter⸗ 
halb der Pudenziger Mühle belegenen Mühlen, von denen das oberſte der Puden⸗ 
ziger Mühle am nächſten gelegene Werk der Kupferhammer iſt. Die Sonnenmühle 
beſteht aus 1 Wohnhauſe, worin zugleich das Mühlenwerk, und den nothwendigen 
Wirthſchaftsgebaüden. Die Mühle iſt eine oberſchlägige mit 2 Gängen. Die Ländereien, 
die dazu gehören, begreifen 16 Mg. 84 Ruth. 1825 wohnten auf der Mühle 
5 Perſonen. Die landespolizeiliche Erlaubniß, der Mühle den vorgeſchlagenen 
Namen beizulegen, iſt von der Königl. Regierung unterm 31. October 1825 er⸗ 
Wh a We. und dies durch Amtsblatt⸗Bekanntmachung zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht. 
Die beiden Kron mühlen, die Ober- und die Unter-Kron mühle, find 
Waſſermühlen, eine jede mit einem Mahl- und einem Schneidegang. Sie liegen 
unmittelbar bei der Stadt, vor dem Woliner Thore auf einem Fließe, welches auch 
die Stadt mittelſt Röhren mit Waſſer verſorgt. Durch eine benachbarte Forſt⸗ 
parcele, die aus entblößtem Sande beſtand, war das Fließ in Gefahr, durch Flug⸗ 
ſand verſchüttet zu werden, daher der Magiſtrat im Jahre 1816 Sorge trug, die 
ca. 30 Mg. große Fläche mit Kiefern einzuſchonen. Die Stadtverordneten erhoben 
gegen dieſe verſtändige Maßregel Proteſt und verlangten ſogar die Schonung 
wieder eingehen zu laſſen, ja es bedurfte ſogar einer Verfügung der Königl. Re⸗ 
gierung, welche am 17. December 1816 erlaſſen wurde, um ſie eines Beſſern zu 
belehren. Die Kronmühlen waren fiskaliſche Erbpachtmühlen, deren Vererbpachtung 
auf dem Vertrage vom 24. Mai 1752 und der Verhandlung vom 9. December 
1798 beruhte. Pertinenz der Mühlen ſind die auf dem Stadtfelde belegenen 
2 Kronhuſen. Die Mühlen gehörten früher zum Anite Stettin, wurden aber zu⸗ 
folge Anordnung des Miniſterial-Reſcripts vom 31. December 1832 zum Domainen⸗ 
Rentamte Naugard gelegt, und ihre Präſtanda auf deſſen Etat geſetzt. Dieſe 
betrugen für jede Mühle 10 Thlr. Kronhufenpacht, und an Mühlenpacht für die 
obere Thlr. 90. 6. 3 Pf. für die untere Thlr. 94. 18. 8 Pf., in beiden Fällen | 
incl. 22'/, Thlr. Gold. Die Gerechtigkeiten, welche die Erbpächter durch den Erb- | 
pachtvertrag erlangten, waren: freies Bauholz zu den gehenden Werken und Schleü⸗ 
ſen, auch zum Hauſe und den übrigen Gebaüden, aus der Golnowſchen Stadtforſt. 
Reſervate des vererbpachtenden Domainen⸗Fiskus: Vorkaufsrecht gegen Erlegung 
des urſprünglichen Kaufgeldes von 2050 Thlr. und Vergütigung der etwaigen 
Verbeſſerungen; eine jede Mühle muß für die Ausfälle der andern haften. Beide 
Mühlen waren übrigens der periodiſchen Veranſchlagung unterworfen, die indeſſen 
bei der im Jahre 1836 vorgenommenen Neüaufnahme der Präſtations⸗Tabellen des 
Amts Naugard unterblieb, weil die Regulirung der Mühlen ſchwebte. Dieſe hat 
inzwiſchen Statt gefunden, in Folge deſſen, ſowie des Geſetzes, betreffend die Ab⸗ 
löſung der Reallaſten, die Mühlen freies Eigenthum geworden find. Nach den | 
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Beſchlüſſen der Kreis⸗ und Bezirks⸗Commiſſionen, denen im Jahre 1850 die Bildung 
der Gemeindebezirke oblag, beſtätigt durch das, oben bei der Papiermühle angezogene, 
Reſcript des Miniſters des Innern vom 13. Juni 1852, ſind die beiden Kron⸗ 
mühlen, welche bis dahin als vereinzelte Etabliſſements unter der Polizeiobrigkeit 
des Domainen-Rentamts Naugard (früher unter dem Rentamte Stettin) ſtanden, 
der Stadtgemeinde Golnow endgültig einverleibt worden. 

In dem Berichte, welchen die Königl Regierung unterm 25. Mai 1852 dem 
Miniſter des Innern über die Arbeiten jener Commiſſionen erſtattete, haben dieſelben 
dem Gemeindebezirk der Stadt Golnow auch noch beigelegt: Die Förſterei Hol- 
länderei, die Vorwerke Wollwinkel (ift ein Hirtenhaus), Marienkamp, 
Trappenort, Radebruch und Grünhof, ſowie die Chauſſee-Barriere No. 2. 
Keiner dieſer Wohnplätze — von Grünhof war ſchon oben die Rede — wird in 
den neüeren Ortſchaftsverzeichniſſen genannt, weder in den Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗ 
Tabellen des Finanz⸗Miniſteriums von 1866, noch in der Bevölkerungs-Aufnahme⸗ 
Tabelle nach der Zählung vom 3. December 1867. Dagegen fehlen in der Ge⸗ 
meinde⸗Bildungs⸗Nachweiſung von 1850 —52 die Forſthaüſer Lütkenheide und 
Schnittſoll, erſteres identiſch mit Forſthaus Holländerei, letzteres nach der Zeit angelegt. 


Brandriege iſt der Name einer Stelle auf der Stadtfeldmark, welche weſtlich 
von der Stadt, ½ Mle. entfernt, auf deren rechten Ufer der Ihna liegt. Hier 
hat ſich im Jahre 1863 ein Eigenthümer, Namens Friedrich Tews, angebaut und 
ſeinem Gehöft den angeführten Namen beigelegt, welcher, zwar unangemeldet, doch 
indirect anerkannt worden iſt, da amtliche, an den Tews erlaſſene, Verfügungen 
nach Brandriege addreſſirt wurden. In der ſtatiſtiſchen Bevölkerungs⸗Tabelle von 
1867 iſt ſie nicht genannt. Von ihr, ſo wie von den Gebaüden der Straf⸗ 
anſtalt konnte bei der Abgränzung des Gemeindebezirks ſelbſtverſtändlich nicht die 
Rede ſein, weil letztere erſt ſeit 1857 entſtanden ſind. Das Forſthaus Holländerei 
iſt, wie geſagt, daſſelbe, welches von Alters her nach der Waldgegend, in welcher 
es liegt, Lütkenheide genannt wird. In dieſem Sinne iſt das Forſthaus Lütkenheide, 
welches in der ſtatiſtiſchen Tabelle von 1867 fehlt, in der weiter unten folgenden 
Bevölkerungs⸗Überſicht vorausgeſetzt worden. 

Die Gemeinheits⸗Theilung von G. iſt im Jahre 1824 eingeleitet worden. 
Es hat aber einer faſt 40jährigen Arbeit bedurft, um das ſehr verwickelte Geſchäft 
zum Austrag zu bringen. Die Vermeſſung der Feldmark, auf welche die Separation 
geſtützt worden, lag bereits im Jahre 1837 vor. Folgendes iſt der Auszug aus 
einer Nachweiſung des Flächeninhalts der Vorwerke und Mühlen, ſo weit ſie dem 
Communalvermögen angehören, nach dem Zuſtande vor der Separation. 


Preüßiſche Morgen und Quadratruthen. 
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Übertrag 109. 640152 0 16. 77 26. 64 — —144 — | — 48. 19| 313.108 
Neühof. . . . 106 146 45.162) — 8.163] — | -— | — | -- | —62} 161.173 
Höfe links der Ihna | 75. 400 58. 63 — = — — - | — 11.174] 135. 97 
1 12.1800 18 81 — — —— — | -74 28. 85 
Höfe rechts der Ihna | 80.120 96. 55 — 12. 76 — — | — 17.1510 197. 42 
Holländerei . . . 301. 80 83.149 43. 98| 4.1420 110 31 60 — 2.129] 437. 79 
Mühlen. 
Neümühle () 112 = 35. 16 2.68 — — — — [3.122| 42. 38 
Sternmühle . 16.102] 3.136 17. 390 — — — | — | — 13.177 41. 94 
Sonnenmühle 4.136 2.108) 13. 590 — — 3.117 — 322. 16] 286.108 
Kupferhammer . . 2.169 — 2 10600 — — 110 — 1. 987. 270 14.150 
Papiermühle 8. 566 — 12.1760 — — 5116 — 7. 600 8. 29] 42. 77 
Summa. . 720. 1456. 88 141. 31 54.153 110 16.158 —60 F. 10076 80 14735.151 


In Golnow beſtehen eigenthümliche Verhältniſſe rückſichtlich des ſtädtiſchen 
Grundvermögens, indem ſich daſſelbe in Kämmerei und Bürgervermögen fpaltet, 
und jedes derſelben von einer befondern Kaffe verwaltet wird. Der Urſprung dieſer 
Spaltung, auf die unſere Beſchreibung weiter unten zurückkommt, läßt ſich vielleicht 
auf die Fuudations⸗Urkunde Herzog Barnim I., und die darin gebrauchten Aus⸗ 
drücke, zurückführeu. Beide Abtheilungen des ſtädtiſchen Vermögens ſind bei der 
Errichtung der, auf der Feldmark, namentlich ſeit der Mitte des 18. Jahrhunderts 
entſtandenen Einzelwohnplätze — die man Colonien, Etabliſſements und Entrepriſen 
nannte, — eine allgemeine deütſche Benennung wußte man nicht zu finden — 
betheiligt geweſen, daher auch bei den Revenüen, die daraus für das Gemeinweſen 
entſpringen. 

Im Jahre 1837 ſtanden bei der Bürgerkaſſe etatsmäßig Thlr. 506. 19. 2 Pf., 
jährlicher Canon von den Colonien ꝛc. zur Soll⸗Einnahme und es war darauf bis 
ult. 1836 die Summe von Thlr. 8612. 25. 10 Pf. in Reſteinnahme verblieben, 
die, ohne genauere Sachkenntniß, als eine Schuldenlaſt der Kämmereikaſſe 
betrachtet werden konnte, allein dies würde um deswillen auf einer irrigen Anſicht 
beruht haben, weil einmal die Bürgerſchaft die Kämmereikaſſe, welche hauptſächlich 
alle vorkommenden öffentlichen und Gemeindelaſten beſtreitet, bei den unzureichenden 
Einnahmen derſelben doch immer mit Mitteln verſehen und baare Beiträge auf⸗ 
bringen mußte, zum andern auch dieſer Antheil an dem Canon von den Entre⸗ 
priſen nicht dem Einzelnen ſondern der ganzen Bürgerſchaft competirt und deshalb 
der Canon hier eben ſo gut als die Einnahmen der Kämmerei zum allgemeinen 
Beſten zweckmäßig angewendet wird. Hierüber iſt ſchon früher viel geſchrieben und 
mittelft Reſeripts der Kriegs⸗ und Domainekammer vom 1. März 1798 die Bürger⸗ 
ſchaft dahin belehrt worden, daß auch die Kämmereikaſſe im weitlaüfigen Verſtande 
eine Bürgerkaſſe ſei und die Revenüen, welche fie aus den Entrepriſen beziehe, per 
indirectum auch der Bürgerſchaft zu Statten kommen, da dieſe bei Unzulänglichkeit 


) Die Neümühle beſitzt nach der Separation an Acker 132 Mg. 178 Rth., an Wieſen 
21 Mg. 100 Ruth. und iſt für die frühere Berechtigung auf Bau-, Bewährungs⸗, Nutz, Mepa⸗ 
ratur. und Brennholz, ſowie auf Poß, Streüßel und Weide durch Land abgefunden. 
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der Kämmereifonds doch zutreten müſſe, und im umgekehrten Falle bei eigenem 
Unvermögen, Unterſtützung aus der Kämmerei zu erwarten habe, daß es alſo an 
rechtlichen und ſtaatswirthſchaftlichen Gründen gänzlich ermangle, der Kämmerei 
den bisher, zum Theil ſeit 1761, empfangenen Canon zu entziehen und der eigent⸗ 
lichen Bürgerkaſſe zuzuſchlagen. Seitens der Bürgerſchaft iſt dagegen aber viel 
remonſtrirt worden und zur Beſeitigung der Differenzen im Jahre 1802 die 
Vereinigung getroffen, daß / des Canons von den Entrepriſen aus der Kämmerei 
zur Bürgerkaſſe gezahlt werde, wie ſolches das Reſcript der Königl. Kriegs- und 
Domainenkammer vom 30. März 1802 bedingungsweiſe genehmigt hat. Die Aus⸗ 
gleichung zwiſchen der Bürger⸗ und Kämmereikaſſe muß nun, 1838, aber bis dahin, 
daß die vorgeſchoſſenen Gemeinheitstheilungskoſten erſtattet werden, beſonderer 
Berechnung vorbehalten bleiben, am beſten und zweckmäßigſten wär es hingegen, 
was auch die Köuigl. Regierung oft ausgeſprochen hat, dieſe Revenüen der Bürger⸗ 
kaſſe der Kämmerei einzuverleiben, weil beides doch zum Beſten der ganzen Bürger⸗ 
ſchaft oder Commune verwaltet wird, allein die Stadtverordneten ſind dazu bis 
jetzt nicht zu vermögen geweſen. (Magiſtrats⸗Bericht vom 26. November 1838). 


Grundgebiet der Stadt Gol now. 

Wenige Städte im Land am Meere haben ein ſo großes Grundgebiet, wie 
Golnow. Das Gebiet der Stadt G. umfaßt beinah 2 deütſche Geviertmeilen, 
genau 1,961 Qu.⸗Mln., unter der Vorausſetzung, daß die deütſche Geviertmeile, die 
man auch, wiewol irrthümlich, geographiſche nennt, 21.566,56 Preüßiſche Morgen 
enthalte. Nun aber iſt, wie allbekannt, jenes Maximum des Flächenmaßes eine 
ſchwankende Größe, welche abhangt von der Abplattung des Erdſphäroids, dieſe 
aber, d. h.: der Unterſchied zwiſchen dem Durchmeſſer des Erdgleichers und der 
Erdaxe, ſchwankt ihrem Werthe nach, hin und her, je nachdem man dieſe oder jene 
Gradmeſſung, dieſe oder jene Beobachtung über die Länge des Sekundenpendels als 
wahr zum Grunde legt. Viel natürlicher, weil richtiger, wär' es geweſen, wenn 
bei den geometriſchen Arbeiten für das Grundſteüer⸗Kataſter, auf Grund des Geſetzes 
vom 21. Mai 1861, die Preüßiſche Quadratmeile angenommen worden wäre. Denn 
dieſe iſt eine beſtimmte, unveränderliche Größe, das Quadrat von 2000 Längen⸗ 
ruthen = 4.000.000 Quadratruthen 22.22% 1 - - - Morgen. Wäre dies 
geſchehen, jo würde für alle Zeiten jedwedem Zweifel begegnet worden ſein, der jetzt 
und ſo lange erhoben werden kann, — ja erhoben werden muß, als Sternkundige 
und Erdmeſſer über die wahre Geſtaltung des Erdrunds nicht einig geworden ſind, 
und dieſer Zeitpunkt ſcheint wol niemals einzutreten! 

Dieſe Bemerkungen beziehen ſich, wie gejagt, auf die Grundſteüer⸗Veran⸗ 
lagungs⸗Arbeiten des Finanz⸗Miniſteriums, aber in dieſen auf ein nebenſächliches 
Beiwerk derſelben, das, in Einer Zeile, jeder Kreistabelle vorgedruckt iſt, und auf 
das Hauptwerk auch nicht den mindeſten Einfluß hat. 

Vom 1. Januar 1871 an ſollen wir unſerm Ruthen⸗, unſerm Morgeu⸗Maaß 
den Abſchied geben! Wir ſollen nach Métres für Längen-, nach Hectores für Flächen⸗ 
beſtimmungen rechnen. Daraus wird eine große Verwirrung der Begriffe entſtehen 
und ſchwer wird es halten und lange wird es dauern, bevor das Volk ſich an das 
fremde Maaßſyſtem gewöhnt, namentlich hier im Land am Meere. Iſt es doch 
über hundert Jahre her, daß man in Pommern rechts der Pene mit dem rhein⸗ 
landiſchen Fußſtock mißt und nach Magdeburgiſchen Morgen die Größe der Acker⸗ 
flächen beſtimmt — beide Maaße ſeit 1816 Preüßiſche genannt — und dennoch 
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gehört es nicht zu den Seltenheiten, auch heüt' zu Tage noch das alte Pommerſche 
Maaß in Gebrauch zu ſehen, während im Lande jenſeits der Pene, obwol ſeit 
einem halben Jahrhundert mit der Preüßiſchen Monarchie vereinigt, kein Kauf⸗ 
und kein Pachtcontract von Grundſtücken abgeſchloſſen wird, in welchem nicht der 
Flächeninhalt der betreffenden Liegenſchaft in Pommerſchen Morgen und gleichnamigen 
Ruthen ausgedrückt wäre. In einem Publicandum vom 27. Januar und 26. April 
1824 machte die Königl. Regierung zu Stralſund das Verhältniß des Pommerſchen 
Längen⸗, Flächen⸗, Getreide- und Flüffigfeits - Maaßes und des Gewichts gegen 
Preüßiſches Maaß und Gewicht bekannt, als Ergebniß der Unterſuchungen und 
Vergleichungen Eytelwein's auf Grund alter Aichmaaße, die ſich im Rathsarchive 
der alten Hanſeſtadt Stralſund vorgefunden hatten — (Erinnerungen an mündliche 
Mittheilungen Eytelwein's des Herausgebers Freünd und Gönner). Hiernach iſt: 


h Pommerſcher Fuß = 11 Zoll Preüßiſchen Maaßes. 
1 Quadratruthe = 1% 76 Ruthe 7 75 
1 Morg. 300 R. = 2 Mg. 1012256 R. „ 


Au verſchiedenen Stellen des L.⸗B. iſt angemerkt worden, daß die Schwediſ che 
Regierung in der Übergangszeit vom 17. zum 18. Jahrhundert den damals unter 
ihrer Herrſchaft ſtehenden Theil des Herzogthums Pommern habe vermeſſen laſſen 
und daß die daraus hervorgegangenen Gemarkungskarten und Vermeſſungsregiſter 
theils im Staatsarchiv von Pommern, theils in den Regierungsarchiven zu Stettin 
und Stralſund aufbewahrt werden. Nach dieſer Vermeſſung enthält: 

Pommerſch. M. Preüß. M. 

Die Stadt Goluow innerhalb der * 18 Mg. 30 Ruth. = 33,55 Mg. 
„ Vorſtadt der Rödden berg.. 16 „ 30 % Alb 
5 „ Al die Wiek e u 18 % A %, nr, 
Überhaupt . . 48 Mg. 7, Nut. 123,19 Mg 

Dieſe Größen ſind auch heüte noch maßgebend, namentlich für die eigentliche 
Stadt innerhalb der Ringmauer, während die beiden Vorſtädte während der 
andertbalb Jahrhunderte, die ſeit der ſchwediſchen Vermeſſung verfloſſen ſind, ſich 
bedeütend erweitert haben. 


Nachweiſung der Größe des Grundgebiets der Stadt Golnow, 
nach den verſchiedenen Kulturarten, 
mit Angabe des Reinertrags pro Mg. im Vergleich mit dem Reinertrage 
im Durchſchnitt des ganzen Naugarder Kreiſes. 
Morgen. Stadt. | Kreis. 


al ee ee ee 5 11.422,13 19 24 Sgr. 
Gärten ee cr. e ene 100,59 51 53 7) 
Biehilmiaglenan au uiid, HERE ET 7 9.811,77 63 42 „ 
Weiden „M . , ert Ae. T 1.989,48 8 N 
Holzun gene . rufen: WEB ash: De u A £; 17,435,90 2 Sund 
Mer „„ „ r 23,60 5 dan, 
al ee r 8 67 1 1 
Uu een, uhu — — — . 5 
A. Steüerpflichtige Grundſtückee e . | 3910809 24 22 Sr. 
B. Steüerfreie Grundſtückeee > RR: 1.594,05 27 12 7, 
Zuſammen A. und z. 40.792,14 24 20 Sgr. 

Wegen ihrer Benutzung zu öffentl. Zwecken Gun 996,63 = 
ertraglofe Grundſtügg man : Waſſer 293,86 5 — 

D. Hofraüme, Gebaüdeflächen, kleine Saale 7 228,27 = er 


Averhaupt - ee. . . . © 42.310,90 20 20 Sgr. 
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Die Feldmark zerfällt in 2266 Beſitzſtücke, an deren Eigenthum 915 Beſitzer 
Theil haben. Darunter ſind die größten Grundbeſitzer die Kämmerei und die 
Bürgerſchaft, letztere als Corporation. In welchem Verhältniß ſie an der Feldmark 
betheiligt ſind, wird ſich weiter unten ergeben. Von anſehnlicher Größe ſind auch 
die Liegenſchaften der geiſtlichen Inſtitute und der milden Stiftungen. Dieſe Größe 
iſt durch die Ziffer der ſteüerfreien Grundſtücke ausgedrückt, da das Geſetz die pia 
corpora von der Beitragspflicht zu den öffentlichen Laſten frei geſprochen hat, — 
bis auf Weiteres! | 

Betrachtet man in der vorſtehenden Überficht die beiden Spalten des Rein⸗ 
ertrags, ſo iſt erſichtlich, daß der aus der Ackerwirthſchaft gezogene Ertrag nicht 
unbedeütend hinter dem Kreisdurchſchnitt zurückſteht. Neben den ausgedehnten, 
durch einen großen, und in feinem Ertrage den Kreisdurchſchnitt weit übertreffen- 
den Wieſenbeſitz unterſtützten Ackerbau, welcher hier, wie bei deu meiſten Pommer⸗ 
ſchen Städten das Haupt- und Stammvermögen der Bürgerſchaft ausmacht, erfreüt 
ſich Golnow vermöge ſeiner Lage an dem Knotenpunkte von drei Kunſtſtraßen und 
an der ſchiffbaren Ihna noch einiger Nebenerwerbsquellen, welche es von anderen 
Landſtädten, die gewöhnlich jeglicher Gewerbſamkeit entbehren, auch jetzt noch in 
ſeiner Ausſchließung von den Wohlthaten eines Eiſenweges, etwas auszeichnet. 
Golnow bildet einen kleinen Stapelplatz zwiſchen Hinter- und Oſtpommern und 
Stettin, ein Geſchäft, welches nicht allein mehreren Spediteuren einen guten Erwerb 
liefert, ſondern auch zahlreichen Kahnſchiffern ein, wegen der Schwierigkeit der 
Ihna⸗Schifffahrt zwar mühſames, aber doch auskömmliches Brod gewährt. Dieſer 
Verkehr gibt der Stadt einen Anflug von commerziellem Leben und ſcheint von 
Jahr zu Jahr zuzunehmen. Die Stadt iſt ferner in ſoweit in einer ſehr günſtigen 
Lage, als ſie nicht allein eine reiche Kämmerei hat, ſondern auch ein ſehr beträcht— 
liches Bürger⸗Vermögen vorhanden iſt, von welchem weiter unten ausführlicher zu 
ſprechen ſein wird. Hier ſei nur bemerkt, daß für jetzt die Kämmerei-Einnahmen 
zur Deckung des Ausgabe -Etats noch nicht vollſtändig ausreichen, weshalb nicht 
allein aus den Revenüen des Bürger- Vermögens ein jährlicher Zuſchuß an die 
Kämmereikaſſe Behufs Deckung dieſes Deficits — (jedoch nur leihweiſe!) — ſondern 
auch noch zur Deckung ordinairer und extraordinairer Ausgaben einen, im 
Verhältniß zur Einwohnerzahl, höchſt unbeträchtlichen Beitrag jährlich durch 
directe Communal-Beſteüerung aufgebracht werden muß. Es iſt indeß mit 
Beſtimmtheit abzuſehen, daß dereinſt, und vielleicht in nicht weiter Ferne, 
die Einnahmen der Kämmerei durch größere Verwerthung ihrer Grundſtücke der⸗ 
geſtalt vermehrt ſein werden, daß nicht allein der Zuſchuß aus den Bürgerkaſſen 
entbehrt werden, ſondern auch jegliche Gemeinde-Beſteüerung aufhören kann, weil 
dann alle Ausgaben aus dem Kämmerei- Vermögen beſtritten und wahrſcheinlich noch 
Überſchüſſe aufkommen werden. Da die Bürgerkaſſe dann auch einen beträchtlichen 
baaren Überſchuß erhält, ſo wird es alsdann ein Beneficium werden, Bürger und 
Hausbeſitzer in Golnow zu fein, — denn nur letztere nehmen an den Nutzungen 
des Bürger⸗Vermögens nach der Ortsverfaſſung Theil, — und die Bürgergrund- 
ſtücke werden dadurch einen höhern Werth erlangen. 


Bevölkerung. 
Im 18. Jahrhundert, ſeit dem Regierungs⸗Antritt Königs Friedrich II., betrug 
die Zahl der Civil⸗Einwohner der Stadt Golnow wie folgt: 
1740: 1645 | 1782: 2070 | 1794 ; 2105 | 1798: 2331 
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Die letzte Zahl beſtand aus: Wirthen incl. der Eximirten 510 Männer, 627 
Frauen, aus 162 Söhnen über 10 Jahre, 241 unter 10 Jahren, 244 Töchter über 
10 Jahre, 255 unter 10 Jahren; aus 47 Geſellen, 30 Knechten und Dienern, 71 
Jungen, 144 Mägden. 

Dazu kommen 245 Perſonen vom Militair - Etat, nämlich 110 Männer, 55 
Frauen, 31 Söhne, 50 Töchter. Die Beſatzung, aus 2 Eskadrons beſtehend, gehörte 
zum Regiment Ansbach⸗Dragoner, den berühmten Reitern von Hohenfriedberg, jetzt 
Regiment Königin⸗Küraſſiere, in Paſewalk garniſonirend. 

Die factiſche Bevölkerung der Stadt betrug alſo 1798 . 2597 Seelen. 

Im Laufe des 19. Jahrhunderts hat ſich die Bevölkerung der Stadt, — 
ſelbſtverſtändlich nur die Civil-Einwohner mehr als vervierfacht, und dürfte bei der 
im December 1870 Statt findenden Volkszählung wol das Fünffache der Zahl von 
1740 betragen. Es wurden gezählt in den Jahren: 

1812: 2287 | 1816 : 2798 | 1831 : 4062 | 1837: 4471 

Von der Zahl des Jahres 1837 wohnten 4240 Seelen in der Stadt und den bei- 
den Vorſtädten Röddenberg und Wiek und 231 Seelen in den Vorwerken und 
Mühlen ꝛc. des Weichbilds. Es gab 450 ſtimmfähige Bürger. Die Stadt war, 
nach dem Wortlaut der St.⸗O. von 1808 aus der Klaſſe der kleinen Städte in die 
der mittleren Städte, mit 3500 Einwohnern und darüber, eingetreten, daher denn 
auch die Mitglieder des Magiſtrats nicht mehr Rathmänner genannt wurden, ſondern 
den Ehrentitel Rathsherren führten, wie noch jetzt. In den folgenden Zählungs⸗ 
Perioden ſind vorhanden geweſen: 

1843: 4941 | 1852 : 5498 | 1861 : 6988 | 1864 : 7413 | 1867 : 7444 
Die Einzelheiten der jüngſten Zählung enthält die nachſtehende Tabelle, in welcher, 
außer der Stadt und ihren Vorſtädten, auch die im Weichbild belegenen einzelnen 
Anſiedlungen nachgewieſen ſind. 


Ergebniß der Volkszählung vom 3. December 1867 
(ortsanweſende Bevölkerung) 
für die Stadt Goluow und der zu ihrem Gemeindeverbande gehörigen Anſiedelungen 
im Stadtgebiete. 
Zugleich mit der Nachweiſung des in derſelben Epoche vorhandenen Viehſtandes. 


Zahl! Zabl Entfernung 
Namen Deren der 175 115 der 9 von 
f Dr wohn⸗ Haus⸗ Ein: Rin⸗ der Stadt. 
der Wohnplätze. Eigenſchaft. ten hal⸗ woh⸗ Pferde er Schaf 
Haüſerſtungen] ner. Ruthen. 
Gollnow Stadt 485 1396 6946 426 837 8330 — 
Brandriege „[Etabliſſement!h — — — — — — 11050 W. 
Friedrichshof ) Desgl. 1 2 9 4 8 8 | 180 WMW. 
Grünhaus . [Oberförfterei 1 1 7 — 1 — 250 „ 
Grünhorſt . . Etabliſſementf 10 37 1384 25 83 18 1050 W. 
Höfe rechts der Ihna Vorwerk. 2 3 18 4 20 144 [1420 „ 
Höfe linis der Ihna Desgl. 3 3 21 4 29 118 1420 „ 
Hohehorſt, Groß esgl. 1 1 2 — 2 — 2000 „ 
80 ehorſt, Klein⸗⸗„„ Se, 1 1 4 — 1 — 1900 „ 
Dolländ eri esgl. 
L uhede n. orſtfeng . Andy e Br] eee eee eee 
Zu übertragen . . . 507 1450 7234 474 | 1020 1654 


Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 
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N Zahl! Entfernung 
Namen Deren der be⸗ aller der 1 der d von 
9 & wohn:| Haus⸗ Ein⸗] der der k 
der Wohnplätze. Eigenſchaft. 10 0 hal- woh⸗ Pferde 1925 Schafe ge en 
Haüſer tungen ner. 2 Ruthen. 
Übertrag 3 R 507 1450 7234 474 1020 | 1654 
Ihnaburg . . Vorwerk. 1 1 5 2 11 — 11225 W. 
Ihnamünde Desgl. 3 3 20 — 14 1 3200 „ 
Kupferhammer .. . Etabliſſement 2 3 18 4 11 — 710 0609 
Neff . e 6 12 64 9 35 253 | 880 SW 
Neimühle .. Waſſermühle 1 1 5 3 11 — 300 N. 
Schnitte .. Ibesgl. u. Vorwerk 3 6 34 10 24 66 | 580 O 
Schnittſoll aa 1 1 5 2 7 10 
Sonnenmühle K 1 1 14 5 15 18 | 550 OSO. 
Sternmühle esgl. 1 1 14 5 12 — 400 ECO. 
Walkmühle Desgl. 1 4 31 1 1 — 510 OSd. 
Stadtgemeinde Golnow überhaupt 527 | 1483 7444 [ 515 1151 2002 


Mit Ausnahme des Vorwerks Ihnamünde, welches nach Kamelsberg ein⸗ 
gepfarrt iſt, gehören ſämmtliche Wohnplätze des Stadtgebiets zur Kirchengemeinde 
Golnow. 

Dem Familienſtande nach befanden ſich unter den 7444 Einwohnern der 
Stadt Golnow und ihres Weichbildes, 4483 Kinder und Unverheirathete, 2463 
Verheirathete, 144 Wittwer, 306 Wittwen, 25 geſchiedene Männer, 23 geſchiedene 
Frauen. In den 1483 Familien⸗Haushaltungen lebten 7037 Perſonen, 27 lebten 
einzeln, 19 in 5 Herbergen, 61 in 4 Alterverſorgungshaüſern, 300 in Detentions⸗ 
und Strafanſtalten. 

Dem Religionsbekenntniſſe nach unterſchieden ſich die Einwohner von Golnow 
in 7188 Evangeliſch-Unirte, 87 ſeparirte Lutheraner, 29 römiſche Katholiken und 
140 Iſraeliten. Die jüdiſche Bevölkerung ſchwankt ſeit den letzten 40 Jahren um 
die Zahl 130, bald mehr, bald weniger; 1861 wurden nur 105 Juden nach⸗ 
gewieſen. 

Der Betrieb der Lan dwirthſchaft, der damit verbundenen Viehzucht, jo 
wie der Gärtnerei, wurde von 209 Selbſtthätigen, darunter 10 Frauen, ausgeübt. 
Sie hatten 753 Angehörige und beſchäftigten 103 Knechte, ſo wie 47 Mägde, über⸗ 
haupt 150 Gehülfen, die ihrer Seits 142 Kinder hatten. Der Ackerbau war dem⸗ 
nach die Nahrungsquelle für 1254 Perſonen der anweſenden Bevölkerung, oder 
16,8 Pret. derſelben. In dieſen 209 ſelbſtthätigen Perſonen wird man das Acker⸗ 
bürgerthum der Stadt zu erkennen haben. Da nun aber in der Stadtfeldmark, 
nach Ausweis der Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Tabellen, überhaupt 915 Eigenthümer 
angeſeſſen ſind, ſo wird man nach Abzug der grundbeſitzenden Corporationen und 
öffentlichen Inſtitute, weltlichen wie geiſtlichen, noch etwa 700 Parteien übrig 
behalten, welche anderen Berufsklaſſen angehören und den Landbau als Neben- 
gewerbe betreiben. 

Die Bewirthſchaftung der Stadtforſt ift 7 Perſonen, Oberförſter, Förſter, 
Revierjäger, anvertraut, fie haben 17 Angehörige. Von der Fiſcherei leben 
5 Selbſtthätige mit 11 Angehörigen. Der Beſitzer des techniſchen, ins Gebiet der 
großen Industrie gehörigen Werks, des Kupferhammers, hat 2 Angehörige und 
3 Arbeiter mit 6 Angehbrigen, von dem Betrieb dieſes Werks leben alſo 12 Per⸗ 
ſonen. Die kleine Induſtrie, das Handwerk hat 278 ſelbſtthätige Meiſter, mit 
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915 Angehörigen und 368 Gehülfen, die ihrer Seits 327 Angehörige haben. Das 
Handwerk ernährt mithin 1888 Perſonen, d. i: 25,3 Pret. der ortsanweſenden 
Einwohnerſchaft, darunter die meiſten, wenn nicht alle, ihr Stückchen Land im 
Stadtfelde, ihren Garten haben werden, auf dem die Angehörigen die erforderlichen 
Kartoffeln zum Wintervorrath und die für den Hausbedarf nöthigen Küchengewächſe 
erbauen werden. Ahnlich wird es ſich mit den — 


Handeltreibenden verhalten, deren es 92 Selbſtthätige, darunter 9 Frauen, 
gab. Sie hatten 275 Angehörige und 26 Gehülfen und Lehrlinge; überhaupt alſo 
war Handel und Wandel die Erwerbsquelle für 393 Perſonen, oder 5,2 Pret. der 
Ortsanweſenden. In unmittelbarer Verbindung mit dem Handel ſtehen die Mittel 
und Wege, die Waaren herbeizuziehen, ſie zu verſenden, entweder zu Lande oder zu 
Waſſer. Für den Land verkehr gab es 13 Fuhrherren mit 8 Knechten, mit den 
Angehörigen zuſammen 91 Perſonen Weit zahlreicher iſt der Waſſerverkehr, die 
Schifffahrt, vertreten. Es gab 43 Schiffer, Eigenthümer von Fahrzeügen, mit 
178 Angehörigen, und in ihren Dienſten ſtanden an Schiffsvolk 80 Perſonen, welche 
ihrer Seits 195 Angehörige hatten. Der Betrieb der Schifffahrt war alſo die 
Nahrungsquelle für 496 Perſonen oder 6,6 Pret. der ortsanweſenden Bevölkerung. 
Das Herbergsweſen, Gaſt⸗, Speiſe⸗, Schankwirthſchaft, wurde von 11 ſelbſt⸗ 
thätigen Perſonen mit 5 Kellnern betrieben; mit den Angehörigen 78 Perſonen. 


An Dienſtboten, Geſinde für perſönliche Dienſtleiſtungen, Handarbeiter, 
Tagelöhner wurden 333 Männer und 295 Frauen, zuſammen mit 1066 Angehörigen, 
gezählt; dieſer Beruf gab mithin für 1694 Perſonen, oder 22,7 Prct. der Orts⸗ 
anweſenden, die Mittel zum Lebensunterhalt, nächſt den Handwerkern, wie aller 
Orten, ſo auch hier der am zahlreichſten vertretene Stand. Handwerker und Dienſt⸗ 
boten machen beinahe die Hälfte, genau 48 Pret., der Bevölkerung aus. 


Die Geſundheitspflege und der Krankendienſt beſchäftigte 6 Männer und 3 
Frauen, mit 18 Angehörigen; die Erziehung und der Unterricht 24 Lehrer und 3 
Lehrerinnen mit 41 Angehörigen; Künſtler aller Art und Privatgelehrte, Muſikanten, 
Schauſpieler gab es 34 mit 33 Angehörigen. Es iſt nicht außer Acht zu laſſen, 
daß die Überſchriften der einzelnen Rubriken in der ſtatiſtiſchen Bevölkerungs-Tabelle 
nicht aller Orten zutreffend ſein werden, — es nicht ſein können. 

Kirchenbeamte, geiſtliche wie weltliche, gab es 6 mit 13 Angehörigen. In 
der Staatsverwaltung waren 20 Perſonen beſchäftigt, die meiſten Strafanſtalts⸗ 
beamte; ſie hatten 72 Angehörige. In der Juſtizverwaltung 17 Selbſtthätige und 
38 Angehörige. Landesvertheidigung 28 Perſonen mit 1 Angehörigen. Gemeinde⸗ 
verwaltung 23 Beamte mit 63 Angehbrigen. 

Von Perſonen ohne Berufsausübung lebten als Rentner, Penſionärs, aus 
eigenen Mitteln 47 Männer und 25 Frauen mit 89 Angehörigen oder überhaupt 
2,1 Pret. der ortsanweſenden Bevölkerung; aus fremden, bezw. öffentlichen Mitteln 
335 Männer, der großen Mehrzahl nach Züchtlinge der Strafanſtalt, auch andere 
Detinirte, Hoſpitaliten und ſtändige Almoſenempfänger, und 58 Frauen, Hoſpitali⸗ 
tinnen und Armenpfleglinge, mit 81 Angehörigen, überhaupt 474 Perſonen oder 
6,3 Pret. der Ortsanweſenden. Endlich gab es 14 Männer- und 106 Frauens⸗ 
perſonen, mit zuſammen 300 Angehörigen, überhaupt 420 Perſonen, oder 5,6 Pret. 
der Bevölkerung, die keinen Beruf, kein Arbeits- oder Dienſtverhältniß anzugeben 
wußten, oder es nicht wollten. 
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Als Endergebniß des Staudes und Berufs, des Arbeits- und Dienſtverhält⸗ 
niſſes ſtellt ſich heraus, daß es von Selbſtthätigen oder Erwerbern 2119 Männer 
und 557 Frauen gab, die für 1646 Perſonen männl. und 3122 Perſonen weibl. Ge⸗ 
ſchlechts zu ſorgen hatten. 

Was die Staatsangehörigkeit anbelangt, ſo befanden ſich unter den 7444 
ortsanweſenden Einwohnern 5 Ausländer, nämlich je 1 aus dem Königreich 
Sachſen, aus Sachſen⸗Meiningen, aus Heſſen, aus Baiern und aus Oſterreich. 

Vorübergehend anweſend waren am Tage der Zählung 46 Perſonen, davon 
9 als Reiſende in Gaſthöfen und 37 als Gäſte zum Beſuch in Familien. Werden 
dieſe Fremden von der faktiſchen Bevölkerung abgezogen, ſo bleiben 7398 orts⸗ 
angehörige Perſonen. Am Tage der Zählung waren aber 461 ortsangehörige 
Einwohner auf Reiſen abweſend, ſo daß — 


Die heimathberechtigte Bevölkerung der Stadt Gol now und ihres 
Fete eee SerE ee 0 7000 Septen, 

Unter den Ortsanweſenden befanden fih 2 Blinde und 7 Taubſtumme, 14 
Blödfinnige feit der Geburt oder dem frühſten Kindesalter, und 5 Perſonen, deren 
Geiſteskräfte in ſpäterer Zeit geſtört worden. 


Hinſichtlich der Bewegung der Bevölkerung iſt zu bemerken was folgt: — 
Sie betrug im Jahre 1867 an Geburten 267, darunter 7 in der Synagogen⸗ 
Gemeinde; neüe Ehen wurden 64 geſchloſſen, nur in der evangeliſchen Landes⸗ 
kirche, keine von Katholiken, keine von moſalſchen Glaubensgenoſſen. Unter den 
getrauten Paaren befand ſich eins, wo der Braütigam über 60 Jahre und die 
Braut zwiſchen 40 und 50 Jahren alt war, eine Ehe, welche mithin, dem Alter 
der Braut nach zu urtheilen, nur zur gegenſeitigen Alterspflege halber geſchloſſen 
wurde. Die Zahl der Geſtorbenen betrug 192, alle in der evangeliſchen Gemeinde. 
Die zwei älteſten unter den Geſtorbenen, ein Mann, eine Frau, haben ein Alter 
von je 87 Jahren erreicht, da beide im Jahre 1780 geboren waren. Die Zahl 
der Geburten überſtieg um 75 die der Sterbefälle. 


Gebaüde. 

Die Stadt hatte innerhalb ihrer Ringmauer, die mit Thürmen, aus dem 
14. und 15. Jahrhundert verſehen iſt, einer iſt achteckig, im Jahre 1778: 200 und 
in den beiden Vorſtädten 171, zuſammen 371 Haüſer. Außer dem Stettinſchen, 
Stargardſchen, Wolinſchen oder Naugardſchen und dem Mühlen⸗Thore, mit alter⸗ 
thümlichen Thorgebaüden, hat die Stadt 2 Waſſerpſorten, 4 Hauptſtraßen, welche 
die Wollweber-, Breite, Bau⸗ und Papenſtraße heißen, und 4 Nebengaſſen, als 
die Kirch-, Carmel⸗, Markt⸗ und Badegaſſe. Im Jahre 1798 gab es in der Stadt 
und den Vorſtädten 395 Wohnhaüſer, davon aber nur 2 ganz maſſiv, die übrigen 
Fachwerksbau waren und 25 derſelben noch Strohdach hatten. Es gab 2 lutherſche 
Kirchen, die St. Gatharinen- und die St. Georgenkirche, 3 Hoſpitäler, und 162 
Scheünen. Dieſe Zahlen begreifen nicht die auf der Feldmark belegenen Eta⸗ 
bliſſements. Seit jüngſter Zeit iſt auf der Wiek ein neüer Stadttheil im Entſtehen. 
Die oben eingeſchaltete Bevölkerungstabelle von 1867 enthält auch die Zahl 
der bewohnten Haüſer in der Stadt und deren Gemarkung, nach den Aufnahmen 
der Polizeibehörde zu 527; dagegen haben die Tabellen der Steüerbehörde nur 
516 Wohnhaüſer pro 1866 nebſt 136 gewerblichen Gebaüden, welche beide der 
Gebaüdeſteüer unterworfen ſind, und 1278 ſteüerfreie Gebaüde. 
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An öffentlichen Gebaüden hatte die Stadt zufolge einer ältern Nachweiſung: 
das Rathhaus, das Familienhaus, das Spritzenhaus, das Feldwärterhaus, das 
Kämmereidienerhaus am Woliner Thor, das Nachtwächterhaus ebenda, das Hirten⸗ 
haus an den Springen, das Hirten- und Feldwärterhaus auf der Vorſtadt Rödden⸗ 
berg, das Nachtwächterhaus am Stargarder Thor, das Armenhaus vor demſelben, 
das Armen⸗ und Krankenhaus vor dem Woliner Thor, die beiden Hoſpitäler 

St. Spiritus und St. Georg, das Klinghaus auf der Wiek, das Hirtenhaus ebenda, 
das Predigerwittwenhaus, das Diaconat⸗ Wohnhaus, das Rectorat⸗ und Schul⸗ 
gebaüde (I. und II. Knabenklaſſe), das Schulhaus (III. Knabenklaſſe), das Cantorat⸗ 
und Schulgebaüde (Mädchenklaſſe), das neüe Schulhaus für 4 Elementarklaſſen, 
das Schulhaus auf der Vorſtadt Wiek, das frühere Militair⸗Lazareth, jetzt zu Schul⸗ 
zwecken dienend. Alle dieſe Gebaüde gehören der Stadtgemeinde. Wegen der 
kirchlichen Gebaüde ſ. den Titel Kirchenweſen. 


Verfaſſung. 

Die Vorarbeiten zur Einführung der Städteordnung vom 30. Mai 1853 
haben in G. keiner langen Zeit bedurft. Weil hierorts weder Innungen noch 
Zünfte, noch kaufmänniſche Verbindungen ꝛc. von ſolcher Bedeütung vorhanden 
find, daß dergleichen gewerbliche Genoſſenſchaften als beſonders vorwiegende ſtäd⸗ 
tiſche Elemente betrachtet werden könnten, ſo lag kein Grund vor, von den all⸗ 
gemeinen Wahlnormen des Geſetzes abzuweichen, und irgend einer gewerblichen 
Genoſſenſchaft bei den ſtädtiſchen Wahlen mehr Rechnung zu tragen und einen 
größern Einfluß auf dieſelben einzuraümen, als den übrigen ſtimmberechtigten 
Bürgern. Magiſtrat war mit Aufſtellung der Wahl-, bezw. Abtheilungsliſten ſoweit 
gediehen, daß er ſie am 16. December 1853 öffentlich auslegen konnte zur Kennt⸗ 
nißnahme der Einwohnerſchaft, worauf nach Ablauf der geſetzlichen Friſt von 14 
Tagen die weiteren Vorbereitungen zur Wahl der neüen Stadtverordneten gemacht 
wurden. Die Wahl fand Statt. Die Neügewählten wurden am 21. März 1854 
eingeführt, und deren Verpflichtung durch Handſchlag an Eidesſtatt bewirkt. Die 
Stadtverordneten⸗Verſammlung war ſomit conſtituirt, und es kam, da das 
Magiſtrats⸗ Collegium in feiner bisherigen Zuſammenſetzung, bis zum Ablauf der 
Wahlperiode der einzelnen Mitglieder, im Amte verblieb, nur noch auf die Wahl 
des Beigeordneten an. Die Wahl fiel auf den bisherigen Syndieus und beſoldeten 
Rathsherrn Löper, der auch zu dieſen Amtern wieder gewählt wurde. Die Beſtallung 
deſſelben wurde von der Königl. Regierung unterm 1. Auguſt 1854 beſtätigt, und 
demgemäß die Einführung der neüen Städteordnung in der Stadt Golnow durch 
Amtsblatt⸗Bekanntmachung vom 15. September 1854 zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht. Als Tag der Einführung der neüen St.⸗O. gilt indeſſen der 1. 
April 1854. 

Das Magiſtrats⸗ Collegium beſteht im Jahre 1870 aus dem Bürgermeiſter, 
dem Kämmerer, einem beſoldeten und ſieben unbeſoldeten Rathsherren. Ein Bei⸗ 
geordneter iſt nicht mehr im Collegium. Der Bürgermeiſter wird in Behinderungs⸗ 
fällen vom Kämmerer vertreten. 

Die Stadtverordneten⸗Verſammlung zählt 36 Mitglieder. 

Die Verwaltung der einzelnen Zweige des Gemeinweſens erfolgt nach den 
Vorſchriften der St.⸗O. auch hier durch, aus Magiſtratsmitgliedern, Stadtverordneten 
und Bürger + Abgeordneten zuſammengeſetzten Deputationen, deren folgende find: 
Für Bau-, Forſt⸗, Oconomie-, Kämmerei⸗, Armen-, Bürger⸗ und Bauholz, Schul⸗ 
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und Abſchätzungsweſen der Gebaüde. Die Armen » Deputation führt den Titel 
Directorium. Die Stadt iſt in 4 Bezirke eingetheilt: I. Stadtbezirk, II. Stadt⸗ 
bezirk nebſt Stargarder Thor, III. die Wiek, IV. der Röddenberg. 

Nachdem die St.⸗O. vom 30. Mai 1853 in Golnow eingeführt war, be⸗ 
ſchloſſen Magiſtrat und Stadtverordneten am 27. Februar 1855, auf Grund des 
8. 52 des gedachten Geſetzes, vom 1. April 1855 ab: — 1) Von jedem Neüan⸗ 
ziehenden ein Einzugsgeld von 10 Thlr. zu erheben, welches jedoch in beſonderen 
Fällen auf Beſchluß der Stadtverordneten ermäßigt werden kann, und von deſſen 
Entrichtung die Niederlaſſung in hieſiger Stadt ($. 4 des Geſ. 31. Sept. 1842) 
abhangig ſein ſoll. Den Neüanziehenden kann die polizeiliche Erlaubniß zur Nieder⸗ 
laſſung in der Stadt (§. 8 a. a. O.) nicht eher ertheilt werden, als bis das Einzugs⸗ 
geld berichtigt iſt. Außer demſelben wird — 2) von allen, ſowol von den Neü- 
anziehenden, als auch von denen, welche der Stadtgemeinde bereits angehören, bei 
Begründung eines ſelbſtändigen Hausſtandes ein Hausſtandsgeld von 6 Thlr. ent⸗ 
richtet und von der Erlegung deſſelben die Theilnahme an dem Bürgerrechte ($. 5 
der St.⸗O.) abhängig gemacht. — 3) Ehefrauen, minderjährige oder unter väter⸗ 
licher Gewalt ſtehende Kinder ſind von der Entrichtung des Einzugs⸗ und Haus⸗ 
ſtandsgeldes befreit. Ingleichen Beamte, welche in Folge dienſtlicher Verſetzung 
ihren Aufenthalt im Stadtbezirk nehmen; letztere ſind auch dann zur Erlegung eines 
Hausſtandsgeldes nicht verbunden, wenn ſie einen Hausſtand erſt nach erfolgter 
Aufenthaltsnahme begründen. 

Diefe ſtatutariſche Beſtimmung wurde, mit Bezug auf §. 52 St.⸗O., unterm 
13. April 1855 Seitens der Königl. Regierung von Oberaufſichtswegen beſtätigt. 

Ohne, wie man meinte, der Freizügigkeit Eintrag zu thun, haben die ſtäd⸗ 
tiſchen Behörden geglaubt, das Einzugsgeld auf 10 Thlr. abmeſſen zu müſſen, 
weil dieſer Satz, obwol etwas hoch, doch den örtlichen Verhältniſſen anpaſſend 
erſchien. Denn erwägt man, daß in Golnow, mit Ausſchluß eines geringen Armen⸗ 
geldes, gar keine Communalabgaben erhoben, vielmehr die Koſten des ganzen Stadt⸗ 
haushalts ſämmtlich aus deu Einkünften des Gemeindevermögens beſtritten werden; 
zieht man ferner in Betracht, daß die Hofpitäler St. Georg und St. Spiritus aus 
eigenen Mitteln hülfsbedürftigen Einwohnern Unterſtützung gewähren, und endlich, 
daß die bedeütende Stadtforſt den unbemittelten Einwohnern Gelegenheit darbietet, 
ſich den Bedarf an Feüerungsſtoff mit Leichtigkeit und faſt unentgeldlich zu beſchaffen, 
ſo leüchtet ein, daß der Aufenthalt in der Stadt G. ſo erhebliche Vortheile gewährt, 
daß den ſtädtiſchen Behörden, das Einzugsgeld, wenn daſſelbe geringer, als auf 
10 Thlr. bemeſſen wurde, kein Mittel mehr darbieten konnte, dem Andrang des 
Proletariats entgegen zu wirken, durch ein geringer abgemeſſenes Einzugsgeld alſo 
offenbar der beabſichtigte Zweck nicht erreicht wurde. 

Die Höhe des Einzugsgeldes hat aber doch die Freizügigkeit ſehr beſchränkt, 
und es hat deshalb während der Herrſchaft deſſelben nicht an Beſchwerden Neüan⸗ 
ziehender gefehlt, um ſo mehr nicht, als, nach ſtatutariſchen Beſtimmungen neüe 
Bürger von dem Genuß der Vortheile des beträchtlichen Gemeindevermögens aus⸗ 
geſchloſſen ſind. Die Nachtheile aber, welche einzelne Stadtgemeinden dem Princip 
der Freizügigkeit durch hohes Anzugsgeld zugefügt haben, iſt von den geſetzgebenden 
Gewalten bald nach Erlaß der St.⸗O. erkannt; fie haben den betreffenden Para⸗ 
graphen dieſes Geſetzes geſtrichen und das Einzugsgeld aufgehoben. Die Golnower 
könnten zur Hebung des kleinen Gewerbſtandes, und zur Verbreitung eines größern 
Wohlſtandes unter demſelben, beitragen, wenn ſie bei ſich Einrichtungen ſchaffen 
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wollten, die ihrer Annehmlichkeiten wegen geeignet ſind, wohlhabenden Leüten ohne 
Berufsausübung, ſeien ſie Rentner oder Penſionärs, die Niederlaſſung in Golnow 
zu empfehlen. Die, wenn auch bisweilen unterbrochene Freiheit von Gemeindelaſten 
bildet dazu die Grundlage, auf der die ſtädtiſchen Behörden weiter bauen ſollten, um dem 
vorgeſchlagenen Zwecke näher zu treten. Nutzen und Vergnügen müſſen ſich paaren. 
Söhne und Töchter gebildeter Familien bedürfen eines Unterrichts, der über die 
Ziele hinausgeht, welche die beſtehende Bürgerſchule zu erreichen ſtrebt, namentlich 
die Söhne. Für dieſe errichte man daher eine gelehrte Schule. Sie wird Familien, 
die von Kapitalrenten ꝛc. leben, nach Golnow ziehen; jeder Vater, jede Mutter 
behält ihren Sohn lieber unter eigner Obhut, als daß ſie ihn nach Außen unter 
fremde Leüte gibt. Was hält die Golnower Bürgerſchaft ab, ein Gymnaſium in ihrer 
Stadt zu errichten, wie es die Piritzer, die Greifenberger, die Treptower in unſeren 
Tagen gethan haben? Kein Zweifel, daß die Mittel dazu vorhanden ſind. Werden 
außerdem Veranſtaltungen getroffen, welche die höhere, edlere Geſelligkeit zu fördern 
im Stande ſind, ſo dürfte es nicht fehlen, daß G. alsbald der Sammelplatz vieler 
im Ruheſtand lebender Leüte werde, namentlich von Perſonen des Kriegsetats, die 
in den höheren Stufen bekanntlich mit hohen Ruhegehältern bedacht werden, die, 
in dieſer Stadt verzehrt, zur Hebung der Gewerbe und des Verkehrs nicht wenig 
beizutragen im Stande ſind. Dann wird die Ziffer dieſer Klaſſe der Einwohner⸗ 
ſchaft ſich weſentlich erhöhen; nach der Volkszählung von 1867 betrug fie erſt 2 Pret. 
der Geſammtbevölkerung. 

Auch liegt die Möglichkeit vor, daß die Golnower eine gewerbliche Anlage 
bei ſich einrichten können, welche eine reich fließende Quelle des Wohlſtandes für 
ſie zu werden in Ausſicht ſtellt. Ihre Vorfahren waren Genoſſen des Hanſe⸗ 
bundes — Golnow die zehnte und letzte Hanſeſtadt in Pommern — und ver⸗ 
ſchifften nicht blos Korn und Holz, die Hauptproducte des Landes, ſondern auch 
viel Salz, und zwar eigen gewonnenes, das in verſchiedenen Haüſern der 
Stadt geſotten wurde, — wie es in der Nachbarſtadt Damm auch geſchah (L. B. 
II. Th., Bd. II., 1256, 1257). Der Erdboden in der großen Bruchniederung, die 
ſich an der Morgenſeite des Dammſchen Sees, der Odermündungen und des Pfaffen 
Waſſers bis ans Haff erſtreckt, iſt vielfach der Standort der, zur Familie der Alis⸗ 
maceen gehörigen, Salzbinſe, Triglochin L, namentlich von T. maritimum, welche 
zu ihrer Nahrung des Salzes bedarf. Dieſe Pflanze verkündet das Daſein von 
Salz im Erdreich der bezeichneten Gegend, vielleicht als Rückſtand der Meeresfluthen, 
von denen ſie einſt unter Waſſer geſetzt war, möglicher Weiſe aber auch als Be⸗ 
ſtandtheil einer ſedimentären Formation. Dieſe zu erbohren, oder überhaupt geologiſche 
Unterſuchungen über den in Anregung gebrachten Gegenſtand anzuſtellen, dürfte 
dem intelligenten Stadtregimente von Golnow wol zu empfehlen ſein. Werden 
die Unterſuchungen mit Erfolg gekrönt, ſo lege man Hand an die Errichtung eines 
— Soolbades! Welche Perſpective eröffnet ſich da der guten Stadt Golnow! 
Zufluß von Vadegäſten aus der Nähe und Ferne, zu Hunderten, vielleicht zu Tauſen⸗ 
den, die ſich gern wochenlang in dieſer Stadt aufhalten werden, wenn man ihnen 
allen Comfort des Lebens zu bieten im Stande iſt, gepaart mit einem gewiſſen 
Anſtrich von Luxus, den die moderne Welt für unentbehrlich hält. 

Das Bürgerrecht der Stadt G. zu erwerben iſt ein Jeder, ohne Unterſchied 
des Geſchlechts, verpflichte: — 1) welcher ſich in der Stadt oder in den Vor⸗ 
ſtädten (nicht auch im weitern Gemeindebezirk?), mit einem bewohnbaren Grund⸗ 
ſtücke verſehen, haüslich niederläßt (88. 15 und 23 der St.⸗O. von 1808 und der 
Declarationen dazu vom 4. Juli 1832); — 2) welcher in der Stadt oder in den 
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Vorſtädten, im rechtlichen Sinne des Worts, ſeinen Wohnſitz genommen hat und 
ein bürgerliches Gewerbe ſelbſtändig betreiben will, als z. B.: a) Kaufleüte, Händler, 
Krämer, Makler, Spediteure, Commiſſionaire, Gaſt⸗, Schank⸗ und Speiſewirthe, 
Deſtillateure, Bier⸗ und Eſſigbrauer und Branntweinbrenner. b) Künſtler, Fabri⸗ 
kanten und Maſchinenbauer. c) See⸗ und Stromſchiffer aller Art, ſobald ſelbige 
Eigenthümer oder auch nur Mitbeſitzer des Fahrzeügs find. d) Aderbautreibende 
und Lohnfuhrleüte, gleichviel ob ſelbige Eigenthümer oder nur Pächter der Grund⸗ 
ſtücke ſind. e) Handwerker ohne alle und jede Ausnahme, ſobald ſelbige ihr Ge⸗ 
werbe ſelbſtändig treiben und nicht blos als Gehülfen zu betrachten ſind. f) Frauen⸗ 
zimmer, welche nicht blos auf Tagelohn außerhalb ihrer Wohnung nähen, ſchneidern 
oder ſonſt ein Gewerbe treiben, ſondern ſelbſtändig für eigene Rechnung und in 
ihrer Wohnung ihr Gewerbe treiben. Dies findet auch bei den Ehefrauen von 
Soldaten Statt, wenn ſelbige ein bürgerliches Gewerbe treiben wollen. g) Chirurgen, 
wenn ſie nämlich zugleich Bader und Barbierer ſind. — Ausnahmen von der Ver⸗ 
pflichtung zur Gewinnung des Bürgerrechts finden Statt: -- «) für Kaufleüte und 
Hauſirer, welche nur vorübergehend im Orte ihre Geſchäfte betreiben; 6) für Officianten, 
approbirte Arzte und Hebammen, in ſo fern der Grundbeſitz oder der Betrieb 
eines bürgerlichen Geſchäfts als Nebengewerbe, nicht die Erwerbung des Bürger⸗ 
rechts bedingen ſollte. 

Dieſes Statut, welches an die Stelle früherer Obſervanz getreten, iſt unterm 
3. April 1839 zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten vereinbart und von der 
Königl. Regierung unterm 15. Juli 1839 beſtätigt. Auch nach Beſeitigung der 
alten St.⸗O. von 1808 und nach Einführung der St.⸗ O. vom 30. Mai 1853 iſt 
daſſelbe in Kraft geblieben. Bemerkt ſei, daß darin die Apotheker nicht genannt 
ſind, muthmaßlich werden ſie zu den Kaufleüten zu 2 a, gerechnet. 

Außer einem beträchtlichen Kämmerei⸗ Vermögen, welches eine etats⸗ 
mäßige Einnahme von 17.000 Thlr. gewährt, und zur Beſtreitung der ſtädtiſchen 
Geſammtbedürfniſſe nur eine, den Namen Armengeld führende beſtändige Communal⸗ 
beſteüerung von 900 Thlr. erfordert, gibt es in G. ein als Bürger-Vermögen 
bezeichnetes gemeinſchaftliches Vermögen, beſtehend in der umfangreichen Bürgerforſt 
und beträchtlichen Weiderevieren und Torfmooren. Dieſes gemeinſchaftliche Grund⸗ 
vermögen, bisher, d. h.: bis zu der im Jahre 1824 eingeleiteten Separation mit 
Weide⸗ und Holz⸗Servitutberechtigungen benachbarter Gemeinden und Einzelner ex 
speciali titulo Berechtigter, belaſtet, iſt vor und nach Einleitung der Separation 
dergeſtalt von den ſtädtiſchen Behörden verwaltet worden, daß die Einnahmen aus 
demſelben bei 3 beſonderen ſ. g. Bürgerkaſſen-Abtheilungen verrechnet und damit 
theils die beſonderen Verwaltungskoſten dieſes gemeinſchaftlichen Vermögens, theils 
allgemeine ſtädtiſche Bedürfniſſe beſtritten, theils endlich die Einnahme-Überſchüſſe, 
bezw. die Nutzungen an Holz und Torf in natura, unter die Bürgerſchaft vertheilt 
worden ſind. 

Was die Theilnahmegerechtſame der Bürgerſchaft an den fraglichen Nutzungen 
betrifft, ſo haben — 1) die Weide alle Bürger, Hausbeſitzer und Inquilinen, mit 
mit ſo viel Vieh ſie wollten benutzt. Rechtskräftig iſt durch Entſcheidung der Ausein⸗ 
anderſetzungsbehörde feſtgeſetzt, daß die berechtigten Bürger, als wozu hinſichtlich 
der nicht hausbeſitzenden nur die im Jahre 1824 bei Einleitung der Separation 
vorhanden geweſenen 258 Inquilinbürger erachtet worden find, gleichmäßig im 
Verhältniß von 1,5 Kuhweiden zu der geſammten zu vertheilenden Weidefläche, 
welche auch die Weide auf der ganzen ſtädtiſchen Feldmark umfaßt, abgefunden 
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werden ſollen, während die Beſitzer von dern als ſolche noch beſonders nach 
Verhältniß des Futtergewinns für die Aufhebung der Hütung entſchädigt werden. 
— 2 An der Holznutzung haben bisher participirt: A. Die Hausbeſitzer, indem 
fie a) das erforderliche Bau⸗ und Reparaturholz zu ihren Haüſern gegen eine ſehr 
geringe Taxe erhielten, und der Erlös unter ſie nach Verhältniß der von Altersher 
zur Aufbringung des frühern Service-, fo wie des Armengeldes beſtehenden, auf 
die Haüſer gelegten Haus⸗Portionen (ſ. den Artikel Communalſteüer) vertheilt 
worden iſt; b) Brennholz nach demſelben Maaßſtabe erhielten; endlich c) zum 
Sammeln von Raff- und Leſeholz an den beſtimmten Tagen berechtigt waren. 
B. Die Inquilinbürger, welche eine Zeitlang nach Einführung der St.⸗O. von 1808 
ebenfalls Brennholz erhielten, dann aber ſeit dem Jahre 1822 von der Theilnahme 
an den Brennholz Verabfolgungen ausgeſchloſſen und nun mit den Hausbeſitzern 
zum Sammeln von Raff- und Leſeholz verſtattet wurden. — 3) Die Torfmoore 
find in der Art benutzt worden, daß A. jeder Hausbeſitzer 12.000 Stück; B. jeder 
Inquilinbürger 6000 Stück, gegen Stecherlohn, zu verlangen das Recht hatte. Die 
Corporation der Stadtgemeinde als Geſammtheil hat nur in ſofern an den Nutzungen 
der beregten Vermögensbeſtandtheile participirt, als ausweislich der Etats ꝛc. der 
3 Bürgerkaſſen einzelne allgemeine ſtädtiſche Bedürfniſſe an Gehältern für ſtädtiſche 
Beamte und Kirchen- und Schulbediente beſtritten und zur Verzinſung eines von der Stadt 
aufgenommenen Kapitals von 4000 Thlr. die Summe von 180 Thlr. verwendet wurde. 

Das allgemeine Separationg - Verfahren war nun im Jahre 1846 ſo weit 
gediehen, daß der Separationsplan entworfen werden konnte, wobei es die Abſicht 
war, jedem Separations⸗Intereſſenten, incl. der fremden Servitut⸗ Berechtigten, auf 
der ſtädtiſchen geſammten Feldmark ſeine Abfindung möglichſt in zuſammenhangen⸗ 
der Lage zu gewähren. Nach Abfindung dieſer fremden Servitut⸗ Berechtigten, 
würde der gemeinſchaftlichen Nutzung der Bürgerſchaft, ſo meinte man, ein Grund⸗ 
ftüd von 20.865 Mg. Umfang verbleiben. 

Um nun einer Seits dieſes gemeinſchaftliche Vermögen, welches, in ſo weit 
es in Ausübung der Weide und dem Sammeln von Raff⸗ und Leſeholz beſteht, 
einer wirthſchaftlichen Benutzung der als Acker und Wieſen entſprechenden nur zur 
Holzzucht fähigen Beſtandtheile entgegenſteht, auch von dieſen, der Kultur hinder⸗ 
lichen Beſchränkungen zu befreien, mußten zunächſt noch die Weideberechtigungen 
der einzelnen dazu befugten Einwohnerklaſſen Golnows, Hausbeſitzer und Inquilin⸗ 
bürger, ſo wie deren Berechtigung zum Sammeln von Raff⸗ und Leſebolz abgelöſt 
werden. Anderer Seits kam es darauf an, die Anſprüche der Hausbeſitzer auf die 
— ſtehenden Vermögens⸗Beſtandtheile als eines Intereſſenten⸗Vermögens zu 
eſeitigen. N 

Beides iſt geſchehen durch einen Vergleich, der am 27. März 1846 abgeſchloſſen 
worden iſt. In dieſem wurde feſtgeſetzt, daß — 

1) Als Weideabfiudung — A. die Inquilinbürger eine Fläche von 101,55 
Kuhweiden dergeſtalt als beſonders zu nutzendes Inquilinbürger⸗Vermögen erhalten 
ſollten, daß die dafür zu gewährenden Abfindungsgrundſtücke verpachtet und die 
Pachteinnahmen unter rechtskräftig zur Theilnahme an der Weidenutzung verſtattete 
Inquilinbürger vertheilt werden, und zwar mit der Maßgabe, daß an dieſen 
Nutzungen immer nur 258 Inquilinbürger, als ſoviel bei Einleitung des Separations⸗ 
Verfahrens vorhanden waren, Theil nehmen, und ſeit dem hinzugekommene unan⸗ 
geſeſſene Bürger oder fernerweit eintretende Inquilinbürger immer nur bei bereits 
feither Statt gefundenen oder in Zukunft vorkommenden Abgang nach der Anciennetät 
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zur Theilnahme gelangen. — B. Die hausbeſitzenden Bürger ihre Weideabfindung 
zu denſelben Rechten erhalten, wie ſie ihre Haüſer beſitzen. 

2. Was die Benutzung der zur Holzzucht beſtimmten Reviere betrifft, ſo findet 
— A. eine Behütung derſelben durch die Bürgerſchaft in Zukunft nicht mehr Statt, 
und ebenmäßig hört — B. die Berechtigung zum Raff⸗ und Leſeholz⸗ Sammeln 
Seitens der Bürgerſchaft in Zukunft auf. Dagegen erhalten a) die Inquilinbürger 
in Zukunft ½ des überhaupt zur Vertheilung kommenden Brennholzes und zwar 
wiederum mit der sub 1 A angegebenen Maßgabe bei der Inweide⸗ Vertheilung; 
b) die angeſeſſenen Bürger das übrige zur Vertheilung kommende Brennholz, und 
zwar an die Einzelnen nach Verhältniß der auf ihren Haüſern ruhenden Service⸗ und 
Armengeld⸗Portionen. — C. Das zu Neü⸗ und Reparaturbauten erforderliche Bauholz 
wird den Hansbeſitzern wie bisher bei nachgewieſenem Bedürfniß, jedoch gegen 
Zablung der Taxe des benachbarten Staatsforſtreviers Hohenbrück verabfolgt und 
der Erlös hieraus unter die ſämmtlichen Hausbeſitzer wiederum nach Verhältniß 
der auf den einzelnen Haüſern haftenden Service- und Armengeld-Portionen ver⸗ 
theilt. — Übrigens ſoll alljährlich der Bedarf an Bauholz für die Hausbeſitzer und 
der diesfällige Bedarf zu ſtädtiſchen Bauten zunächſt feſtgeſtellt und falls nicht ein 
Verkauf des übrigen zum Abtrieb beſtimmten Holzes von den ſtädtiſchen Behörden 
beſchloſſen wird, dies als Brennholz vertheilt werden. — Ausdrücklich iſt für die 
ganze Bewirthſchaftung der Forſt beſtimmt, daß ein forſtwirthſchaftlicher Bewirth⸗ 
ſchaftungsplan aufgeſtellt und danach feſtgeſtellt wird, wie viel nachhaltig an Holz 
geſchlagen werden kann, hiernach ſich aber im Allgemeinen richten ſoll, was nach 
Maßgabe der obigen Modalitäten unter die Bürgerſchaft zu vertheilen iſt. Gleich⸗ 
zeitig wird — 

3. Eine nachhaltige Bewirthſchaftung der zum Torfſtechen benutzten Moore 
eingeführt, und der hiernach zu ſtechende Torf auf Verlangen der einzelnen Bürger 
gegen Zahlung des Stecherlohns dergeſtalt an dieſelben verabfolgt, daß der Haus⸗ 
beſitzer doppelt ſo viel als der Inquilinbürger erhält. 

4. Für das Aufhören der Raff⸗ und Leſeholz- Berechtigung der Hausbeſitzer 
und für unbedingte Verzichtleiſtung auf ihre Anſprüche an die in Rede ſtehenden, 
bisher nur beziehungsweiſe auch noch in Zukunft gemeinſchaftlich benutzten Ver⸗ 
mögens⸗Beſtandtheile als eines Privat-Klaſſen⸗Vermögens der Haus⸗ 
beſitzer erhalten die Letzteren zu denſelben Rechten, wie ſie für ihre Weide⸗Gerecht⸗ 
ſame abgefunden worden, eine Landabfindung zum Geſammtwerthe von 900 Mg. 
Acker J. Klaſſe. Sie erkennen dagegen die hiernach fernerweit gemeinſchaftlich von 
der Bürgerſchaft zu benutzenden Grundſtücke als Corporations-Vermögen 
der Stadtgemeinde an, geſtatten die principale Beſtreitung des zu ſtädtiſchen 
Bauten erforderlichen Baus, jo wie des Deputat⸗Brennholzes aus den zur Holzzucht 
beſtimmten Theilen dieſes Grundvermögens und unterwerfen ſich insbeſondere der 
Beſtimmung, daß, wenn die ſtädtiſchen Bedürfniſſe mit den jetzigen Einnahmen aus 
dem Kämmerei⸗Vermögen, einſchließlich der ſchon jetzt, unter dem Namen der Service⸗ 
und Armengelder, erhobenen Communalſteüer aus den, ebenfalls ſchon jetzt zu 
ſtädtiſchen Bedürfniſſen verwendeten Einnahmen der beſtehenden 3 Bürgerkaſſen 
nicht beſtritten werden können, nach den im 8. 4 des Vergleichs näher beſtimmten 
Modalitäten das Fehlende, vor Einführung einer neüen oder Erhöhung der beſtehen⸗ 
den Communalſteüer, aus den Revenüen der in Zukunſt vorhandenen 4 Bürger⸗ 
kaſſen entnommen und bezw. die Natural⸗Verabfolgungen an Bau- und Brennholz, 
ſo wie an Torf, ſiſtirt werden. 
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Erwägt man nun — 

Erſtlich, — daß nach den Vorſchriften der St.⸗O. von 1808 eine Benutzung 
des Bürger⸗Vermögens zum Vortheil der Geſammt- Corporation nur durch Ver⸗ 
wandlung deſſelben in Kämmerei Vermögen herbeigeführt werden kann, daß es 
ferner nicht, wie es §. 121 der revidirten St.⸗O. vorſchreibt, eine Verwendung des 
Ertrages aus dem Bürger⸗Vermögen zu dem allgemeinen Stadtbedürfniß, bevor zu 
einer Beſteüerung der Einwohner geſchritten werden darf, nach der alten St.-D. 
geſetzlich eintreten muß, daß endlich die Maßregel der Verwandlung des Bürger⸗ 
Vermögens in Kämmerei-Vermögen nach der beſtehenden Geſetzgebung nicht er⸗ 
zwungen werden kann, vielmehr nach §. 53 der St.⸗O. von 1808 von der Beſchluß⸗ 
nahme der Stadtverordneten, die zu / immer aus Hausbeſitzern beſtehen müſſen, 
abhangt; zieht man — 


Zweitens — in Betracht, welche weſentliche Vortheile für die Landeskultur 
durch die Hingabe der, der gemeinſchaftlichen Benutzung, zu entziehenden Beſtand⸗ 
theile des in Rede ſtehenden Grundvermögens zu privativer Nutzung erzielt, gleich⸗ 
wol aber die fernerweit unter den obigen Maßgaben bedingungsweiſe gemeinſchaft⸗ 
licher Benutzung der Bürgerſchaft unterworfen bleibenden Vermögens-Beſtandtheile 
ein ordnungsmäßig zu bewirthſchaftendes Gemein-, bezw. Bürger⸗Vermögen werden, 
welches außer den dazu gehörigen Adern, Wieſen und Torfmooren eine ſervitutfreie 
Forſt von ca. 14.600 Mg. umfaßt; — berückſichtigt man endlich — 


Drittens, — daß durch den projectirten Receß die beſtehenden unmittelbaren 
Intereſſen der Stadtgemeinde als ſolcher nicht nur nicht zu ihrem Nachtheile alterirt, 
ſondern offenbar vortheilhafter geſtaltet werden, daß nicht minder aber auch durch 
die receßmäßigen Feſtſetzungen der bisherigen Holzverwüſtung, welche insbeſondere 
durch die Verabfolgung der Bauhölzer an die Hausbeſitzer zu einer geringen Taxe 
herbeigeführt wurde, Schranken geſetzt werden, ebenmäßig aber auch einer Seits 
eine den Grundſätzen des Rechts und der Billigkeit entſprechende Mitbenutzung des 
in Rede ſtehenden Gemein- bezw. Bürger - Vermögens Seitens der unangeſeſſenen 
Bürger feſtgeſtellt, und anderer Seits durch die Fixirung einer beſtimmten Anzahl 
jedes Mal zur Theilnahme berechtigten Inquilinbürger der Beſorgniß von einem, 
dem Gemeinweſen ſchädlichen Andrang neüer Inquilinbürger vorgebeügt iſt; — 
ſo konnte die Genehmigung des abgeſchloſſenen Vergleichs Seitens der Königl. 
Regierung von dem, mit der Leitung der Verhandlungen beauftragt geweſenen 
Regierungs⸗Commiſſarius, Regierungsrath Bendemann, in feinem Bericht vom 
2. April 1846, um ſo mehr befürwortet werden, als hierdurch die ſeit dem Jahre 
1824 ſchwebende Golnower Gemeinheitstheilungs-Sache in ein Stadium zu gelangen 
verſprach, welches nach der Verſicherung der Commiſſarien der Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörde die Möglichkeit gewähren könne, ſchon im Herbſte des Jahres 1846 den 
ganzen Separations-Plan zur Ausführung zu bringen, während andern Falls 
unabſeh bare, nur nach der Lage der beſtehenden Geſetzgebung in ihrem Erfolge für 
das Gemeinweſen ſehr zweifelhafte proceßualiſche Weiterungen über die rechtliche 
Natur und den Umfang der Theilnehmungsrechte der Hausbeſitzer in Ausſicht 
genommen werden mußten. 

Alle dieſe Umſtände in reifliche Überlegung nehmend, hat denn auch die 
Königl. Regierung nicht Anſtand genommen, den Vergleich unterm 12. April 1846 
zu genehmigen. Der Vergleich aber, an deſſen Zuſtandekomme n der Regierungsrath 
Bendemann, als Commiſſarius der Königl. Regierung, der Regierungsrath Merkiſch, 
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als Commiſſarius der Königl. General⸗Commiſſion von Pommern, und der Kammer⸗ 
gerichts⸗Aſſeſſor Jordan, als Special-Commiſſarius zur Sache, Theil genommen 
haben, und der ein 
Grund⸗Vertrag für die Stadt Goln ow 

geworden iſt, lautet von Wort zu Wort wie folgt: 5 

In der Gemeinheitstheilungsſache von Golnow wird zwiſchen den Deputirten 
der Hausbeſitzer einer Seits, und zwiſchen den Deputirten der Stadtgemeinde, zu⸗ 
gleich als Vertreter der Bürgerſchaft, excl. Hausbeſitzer, andrer Seits folgender 
Vergleich abgeſchloſſen: 

§. 1. Es hat ſich darüber Streit erhoben, wer als Eigenthümer der ſ. g. 
Bürgerheide anzuſehen iſt. In Betracht der Zweifelhaftigkeit der Sache wird den 
Hausbeſitzern als Abfindung für die, von ihnen als Intereſſenten⸗Vermögen bean⸗ 
ſpruchten Rechte eine Fläche im Werthe von 900 Morgen Acker I. Klaſſe oder 
Kuhweiden zu völlig freiem Eigenthume noch außer der ſchon früher feſtgeſtellten 
Weideabfindung, hiermit zugeſtanden, welche ihnen übrigens gleichfalls als Eigen⸗ 
thum überlaſſen wird. 

$. 2. Die Stadtgemeinde erklärt fi ihrer Seits mit denjenigen 101,55 
Kuhweiden, welche die unangeſeſſenen Bürger als Weideabfindung erhalten ſollen, 
für alle Weide-Anſprüche der unangeſeſſenen Bürger völlig abgefunden. 

§. 3. Für die im $. 1 ihnen zugebilligte Abfindung erkennen dagegen die 
Hausbeſitzer denjenigen Theil der ſ. g. Bürgerheide, fo wie alle übrigen Grund⸗ 
ſtücke, deren Revenüen in die Bürgerſchaftskaſſe, Abtheilung I., II., III. gefloſſen 
find, in dem Umfange, wie dieſe Vermögensbeſtandtheile nach Abfindung aller 
Weideberechtigungen und der im §. 1 erwähnten Eigenthums-Anſprüche der Haus⸗ 
beſitzer verbleiben, als ein folches ſtädtiſches Corporations » Vermögen an, deſſen 
Nutzungen zu den vorhin erwähnten Bürgerkaſſen verrechnet, beziehungsweiſe 
unter den nachfolgenden Modalitäten unter die einzelnen Bürger vertheilt werden. 

§. 4. « Sobald die Separation ausgeführt iſt, wird ein vollſtändiger Wirth: 
ſchaftsplan entworfen, und dadurch die Nutzung geregelt, bezw. beſtimmt, wie viel 
an Bau- und Brennholz nachhaltig geſchlagen werden kann. Soweit es nun hier⸗ 
nach die Bürgerheide zuläßt, wird — 1) daraus, wie bisher zunächſt das nöthige 
Holzquantum zur Beſtreitung des ſtädtiſchen Deputats entnommen. — 2) Alsdann 
erhalten die Hausbeſitzer das, zum Neübau und der Unterhaltung ihrer Gebaüde 
erforderliche Bauholz und weiſen das Bedürfniß, wie bisher, durch den Anſchlag 
eines Bauverſtändigen nach; fie entrichten dafür denſelben Tarpreis, welcher für 
die Königl. Hohenbrückſche Forſt gilt (L. B. II. Th., Bd. VI., 479), und dieſe 
Bezahlung fließt zur Bürgerſchaftskaſſe II. Abtheilung. Endlich kommt, — 3) ſo⸗ 
bald dieſe Bedürfniſſe beſtritten ſind, das übrige zum Abtrieb beſtimmte Holz als 
Brennmaterial zur Vertheilung unter die Bürger, ſoweit nicht ein Verkauf beſchloſſen 
wird, in welchem Falle der Erlös in die Bürgerſchaftskaſſe I. Abtheilung fließt. 
Die Vertheilung des Brennholzes unter die Bürger gegen Schlagelohn erfolgt in 
der Art, daß alle Hausbeſitzer zuſammen 774 Theile, die übrigen Bürger zuſammen 
129 Theile erhalten. — 4) Zur Abfindung der Weideberechtigten und Hausbeſitzer 
in Grund und Boden iſt die Fortnahme des, auf den abzutreibenden Waldtheilen 
ſtehenden Holzes erforderlich. Das hierbei und bei anderen außerordentlichen Holz⸗ 
ſchlägen, ſo wie bei großen Windbrüchen gefällte Holz wird, ſoweit hierdurch der 
gewöhnliche jährliche Bedarf zur Naturalvertheilung unter die Bürger überſtiegen 
wird, öffentlich verkauft, die Einnahme zinslich belegt, und die Zinſen fließen zur 
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Bürgerſchaftskaſſe I. Abtheilung. — 5) Diejenigen Theile dieſer Grundſtücke, welche 
Torf enthalten, werden gleichfalls ordnungsmäßig, wie ſchon bisher bei der Bürger⸗ 
ſchaftskaſſe III. Abtheilung verwaltet, und es erhalten daraus die Bürger den Torf 
zur Beſtreitung ihres Feüerungsbedürfniſſes, gegen Stecherlohn, ſonſt unentgeldlich, 
und zwar die Hausbeſitzer doppelt ſoviel, wie der nicht hausbeſitzende Bürger. Die 
ſich bei ordnungsmäßiger Bewirthſchaftung der Moore etwa ergebenden Überſchüſſe 
werden aus der III. Abtheilung der Bürgerſchaftskaſſe zur I. Abtheilung abgeführt 
und dort verrechnet. — 6) Alle übrigen Revenüen der Bürgerheide und derjenigen 
Grundſtücke, deren Nutzung wie bisher ſchon zu den Bürgerſchaftskaſſen gefloſſen 
find, werden bei der I. Abtheilung der Bürgerſchaftskaſſe vereinnahmt und dort 
verrechnet. — 7) Die unangeſeſſenen Bürger ſollen für ihre Weideberechtigung durch 
Wieſen abgefunden, dieſe Seitens der Stadtbehörden verpachtet und das Pachtgeld 
bei einer beſondern Abtheilung der Bürgerſchaftskaſſe vereinnahmt werden. (IV. Ab⸗ 
theilung: Inquilinenkaſſe). 

. 5. Die Nutzungen, welche nach vorſtehenden Beſtimmungen den Haus⸗ 
beſitzern an Geld aus der I. und II. Abtheilung der Bürgerſchaftskaſſe und an 
Brennholz zuſtehen, werden unter fie nach den, auf ihren Haüſern ruhenden Service⸗ 
und Armengeld⸗Portionen vertheilt. — Die Nutzungen, welche den übrigen Bürgern 
aus der Bürgerſchaftskaſſe I. Abtheilung und an Brennholz zuſtehen, kommen unter 
ſie gleichmäßig zur Vertheilung. Aus den Nutzungen der IV. Abtheilung der 
Bürgerſchaftskaſſe erhält zuvörderſt jeder als weideberechtigt anerkannte alte Inquilin⸗ 
bürger, jo lange er ein ſolcher iſt, den 184ſten Theil. Das übrige und nach Ab⸗ 
gang aller alten Inquilinenbürger, die ganze Reineinnahme dieſer Kaſſe, kommt 
zur Vertheilung unter die übrigen nicht zu Bauholz berechtigten Bürger. — Mehr 
als 407 Hausbeſitzer ſollen niemals als ſolche, und mehr als 258 von den übrigen 
Bürgern ſollen niemals zum Genuſſe der jetzt den unangeſeſſenen Bürgern ein⸗ 
geraümten Nutzungen verftattet werden. — Neüanbauende Bürger gelangen nicht 
zum Genuſſe der vorſtehend erörterten Nutzungen, welche den jetzt vorhandenen 
Hausbeſitzern zuſtehen, kommen in Betreff dieſer Bürgernutzungen vielmehr nur ſo, 
wie die gar nicht mit Haüſern angeſeſſenen Bürger in Betracht. Die Anzahl dieſer 
übrigen, alſo unangeſeſſenen und neü anbauenden Bürger zuſammen darf die Zahl 
von 258 nicht überſteigen, und gelangen neüe Bürger daher nur dann zum Ge— 
nuſſe, wenn bei dieſer Zahl von 258 ein Abzug Statt findet. 

§. 6. So lange der ſtädtiſche gemeine Haushalt aus den Kämmerei⸗Revenüen 
mit Einſchluß der, ſchon jetzt erhobenen, zu einem Betrage von 1830 Thlr. feſt⸗ 
geſetzten Service- und Armenabgabe, ſo wie der, ſchon jetzt zu allgemeinen Bedürf⸗ 
niſſen verwendeten Einnahmen der Bürgerkaſſen beſtritten werden kann, verbleiben 
die Bürger in dem Genuſſe der, bei den Bürgerkaſſen verrechneten, Überſchüſſe und 
Nutzungen. Die Vertheilung dieſer Überſchüſſe und Nutzungen erfolgt in der Art, 
daß bei der I. Abtheilung der Bürgerſchaftskaſſe die hausbeſitzenden und übrigen 
Bürger daran ganz in demſelben Verhältniſſe Theil nehmen, wie das Natural⸗ 
brennholz unter ſie vertheilt wird. Bei der II. Abtheilung der Bürgerſchaftskaſſe 
concurriren nur die Hausbeſitzer allein, und erfolgt die Vertheilung unter die 
einzelnen Hausbeſitzer gleichfalls in dem Verhältniſſe, wie das Naturalbrennholz 
unter fie vertheilt wird. Die Nutzungen der nei anzulegenden IV. Abtheilung der 
Bürgerſchaftskaſſe kommen nur denjenigen Bürgern zu Gute, welche nicht zu 
den, bei der II. Abtheilung der Bürgerſchaftskaſſe concurrirenden, Hausbeſitzern 
gehören. 
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8. 7. Tritt jedoch eine Erhöhung des ſtädtiſchen Bedarfs gegen den, im 
vorigen $. angenommenen Umfang ein, fo wird das Fehlende fo lange aus den, 
den einzelnen Bürgern zu Gute kommenden Revenüen und Nutzungen der, bei den 
Bürgerſchaftskaſſen verwalteten Grundſtücke in der Art entnommen, daß dazu bei 
Aufſtellung der Etats zuerſt die Einnahmen der Bürgerſchaftskaſſe I. Abtheilung 
verwandt werden. Reichen dieſe nicht aus, ſo wird das Fehlende gleichzeitig aus 
der, der Hausbeſitzern allein zu Gute kommenden II. Abtheilung der Bürgerſchafts⸗ 
kaſſe und aus der, den übrigen Bürgern allein zu Gute kommenden neü zu errich⸗ 
tenden IV. Abtheilung der Bürgerſchaftskaſſe entnommen, und tragen hierzu beide 
Kaſſen nach Verhältniß der, den betheiligten Bürgern zufließenden Revenüen bei. 
Wird auch hiermit noch nicht das Bedürfniß gedeckt, ſo gelangt das, ſonſt unter 
die Bürger zu vertheilende Brennholz zum öffentlichen Verkauf und zuletzt wird 
ebenmäßig mit dem, ſonſt unter die Bürger zu vertheilenden Torfe verfahren. 

Hört das vermehrte Bedürfniß der Stadthauptkaſſe durch Verminderung der 
Ausgaben oder Erhöhung der Kämmerei⸗Einnahmen auf, ſo treten die Bürger auch 
wieder in der umgekehrten Reihenfolge in den vollen Genuß der, ihnen zuſtehenden 
Revenüen und Nutzungen. 

So geſchehen zu Golnow den 27. März 1846. 
(Folgen die Unterſchriften der im nachſtehenden Protokoll genannten Deputirten). 


Protokoll. 
Verhandelt Golnow den 27. März 1846. 

In der Gemeinheitstheilungſache von Golnow, insbeſondere die Feſtſtellung 
der Theilnahmerechte an der Bürgerheide betreffend, war zum Verſuche eines Ver⸗ 
gleichs bei der Anweſenheit der Departementsräthe der Königl. Regierung und der 
Königl. General- Commiſſion, Regierungsräthe Bendemann und Merkiſch, auf 
heüte ein Termin angeſetzt worden, in welchem der Vorladung gemäß er⸗ 
ſchienen waren. 

I. Seitens der Hausbeſitzer, die Deputirten: Schuhmachermeiſter Kuntze, Tuch⸗ 
macher C. G. Frauck, Schneider J. C. H. Bartz, Ackerbürger Schentzel, Rathsyerr 
Bartelt, Muſikus Oſtmann, Tuchmacher J. D. Frauck, Bürger Noskowsky. 

II. Von Seiten der übrigen Bürgerſchaft, mit Ausſchluß der Hausbeſitzer, die 
Deputirten der Stadtgemeine: Der Bürgermeiſter Genz, Kämmerer Schubbert, 
Rathsherr Mood, Färber Schulitz, Rendant Uhrlandt. 

Es wurde, nachdem mit den Intereſſenten das Sachverhältniß erörtert und 
das Streitige verglichen war, der vollſtändige Vergleich in separato aufgenommen 
und alsdann den Theilnehmern langſam und deütlich vorgeleſen. Sie genehmigten 
ihn in ſo weit überall, daß ſich die Vertreter der Stadtgemeine namentlich hinſichts 
der Fixation der Anzahl der Bürger die Genehmigung der vorgeſetzten Behörde 
vorbehielten. 

Auch waren beide Theile darüber einverſtanden, daß die Anzahl der Bürger 
die am heütigen Tage vorhandenen ausdrücken ſoll, und daß, ſoweit ſich etwa 
ſpäter herausſtellen ſollte, daß am heütigen Tage mehr hausbeſitzende Bürger oder 
mehr unangeſeſſene Bürger zu Golnow vorhanden ſind, hiernach die im Vergleiche 
angegebenen Zahlen ſich ändern. 

Den Beſitzern von ſolchen Haüſern, die nur mit Einer Portion beſteüert 
werden (halbe Hauſer und Spinnhaüſer) und größere Theilnehmungsrechte an den 
Bürgergrundſtücken in Anſpruch nehmen, wird eine ſolche von den Deputirten der 
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Hausbeſitzern wiederholt beſtritten. Sollten ſie aber im Wege des Prozeſſes mit 
dieſem Anſpruche durchdringen, ſo geſtatten es die Vertreter der Stadtgemeinde, 
daß die im Vergleiche im §. 4 sub 3 angegebenen 774 Theile um die erſtrittenen 
Portionen erhöht werden. 

Es wurde hierauf und unter dieſen Modalitäten der Vergleich und dieſe 
vorgeleſene Verhandlung genehmigt und unterſchrieben. 

Nachträglich machten noch die Deputirten der Hausbeſitzer darauf Anſpruch, 
daß die Tolleheide ihr beſonders Eigenthum ſei oder doch die Nutzungen aus der⸗ 
ſelben den Hausbeſitzern allein zuſtänden. Seitens der Stadtgemeinde mußte 
jedoch im Gegentheil auf Grund der Holzordnung vom 15. April 1675 die Tolle⸗ 
heide als ein Kämmereibruch in Anſpruch genommen werden, weil ſie unter den 
Bürgerholzungen nicht aufgeführt ſteht und alle übrigen Brücher und Hölzer und 
damit auch die Tolleheide ausdrücklich für Kämmerei - Vermögen erklärt worden. 
Es wurde lange darüber verhandelt. Endlich wurde beſchloſſen, daß auch hinſichtlich 
dieſes Punktes ein proceßualiſches Verfahren nicht eingeleitet werde, und einigten 
ſich beide Theile dahin, daß es mit der Tollenheide eben ſo wie mit der übrigen 
Bürgerheide gehalten werden ſoll, daß ſie alſo, ebenſo wie die übrige Bürgerheide 
von Hausbeſitzern und unangeſeſſenen Bürgern genutzt wird. 

Es kam noch zur Sprache der Umtauſch eines Theils der Bürgerheide gegen 
Kämmereigrundſtücke, doch wird darüber die weitere Verhandlung vorbehalten. 

G. U 


(Folgen die Unterſchriften). 


Mit der Beendigung des Separationsgeſchäfts und dem Abſchluß des Receſſes, 
den man für den Herbſt des Jahres 1846 in Ausſicht genommen hatte, ſtand es 
gleichwol in weitem Felde. Inzwiſchen waren gegen die Beſtimmung des §. 4 des 
Vertrages vom 27. März 1846, und zwar in Betreff der zinslichen Veranlagung 
der bürgerlichen Revenüen, von der Bürgerſchaft und den Stadtverordneten Be⸗ 
ſchwerden verlautbart, und der Antrag geſtellt worden, daß beſagte Beſtimmung auf⸗ 
gehoben und die betreffende Einnahme unmittelbar an die Hausbeſitzer nach den 
feſtſtehenden Portionsſätzen ausgezahlt werde. Zwiſchen dem Magiſtrate und 
Deputirten der Stadtverordneten, der Bürgerſchaft und der Hausbeſitzer kam es 
am 8. April 1848 zu einem dahin zielenden Übereinkommen, welches von Oberauf⸗ 
ſichtswegen durch die Regierungs - Verfügung vom 14. April 1848 dahin ge⸗ 
nehmigt wurde: — 

Daß die Feſtſetzungen des §. 4 dahin abgeändert werden, daß die Revenüen 
aus den Holzverkaüfen 2c., inſoweit dieſelben auf die Hausbeſitzer fallen, nicht zinslich 
belegt, ſondern unter die Hausbeſitzer nach Maßgabe der beſtehenden Portionsſätze 
zur Auszahlung kommen, durch dieſe Modification der gedachte Vertrag für die 
Inquilinbürger jedoch keine Anderung erleiden, ſondern in dieſer Hinſicht unver⸗ 
ändert in Kraft bleiben ſoll. 

Iſt auch der Vergleich vom 27. März 1846 oben ein Grund⸗Vertrag für die 
Stadt Golnow genannt worden, ſo folgt aus dieſer Bezeichuung doch nicht, daß 
die Beſtimmungen des Vergleichs rückſichtlich der Benutzungs⸗Art des Bürgerver⸗ 
mögens für alle Zeiten bindende Normen ſein können. Dieſe Anſicht theilte auch 
die Königl. General⸗Commiſſion von Pommern, in Folge deſſen ſie den mit der 
Golnower Gemeinheits⸗Theilungsſache betrauten Okonomie⸗ Commiſſarius Burg⸗ 
wedel unterm 1. Juni 1858 anwies: in dem betreffenden Paragraphen des Receſſes 
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zu ſagen, daß jene Beſtimmungen nur ſo lange gelten, als nicht die ſtädtiſchen 
Behörden, bezw. die Königl. Regierung als Oberaufſichtsbehörde, ein Anderes be⸗ 
ſchloſſen haben. 

So hatte denn auch die Stadtverordneten⸗Verſammlung in ihrer Sitzung vom 
24. September 1854 den Antrag mehrerer ihrer Mitglieder, dahin lautend, daß 
künftighin das, in den abzuholzenden Schlägen des Stadtwaldes ſich vorfindende 
Bauholz unter den berechtigten Bürgern nach cubiſchem Inhalt vertheilt werden 
möchte, zu dem ihrigen gemacht und zum Beſchluß erhoben. Zugleich wurde der 
Magiſtrat erſucht, dieſem Beſchluſſe beizutreten und ihn zur Ausführung bringen 
zu laſſen, da dies nach Anſicht der Verſammlung der Forſt zum größten Vortheil 
gereichen werde. Überhaupt, ſo meinte ſie, würde hierdurch ſo manche nicht zu 
rechtfertigende Benutzung der Forſt inhibirt werden, und mancher Hausbeſitzer be⸗ 
wogen werden, an ſeinem Hauſe öfter Reparaturen vorzunehmen und dadurch 
deſſen Verfall vorzubeügen. Dieſem Beſchluſſe trat der Magiſtrat bei. Er enthielt 
abermals eine Abänderung einer Beſtimmung des 8. 4 im Grund ⸗ Vertrage, und 
es fand nun ein Naturalabgabe des Holzes in Kaveln von CO Kubikfuß pro Por⸗ 
tion Statt. Vier Jahre nachher war aber der Magiſtrat der Anſicht, daß der 
Verkauf des ſämmtlichen Bauholzes im Wege öffentlicher Licitation und die 
demnächſtige Vertheilnng des Erlöſes aus demſelben unter die Hausbeſitzer der 
einzige zweckmäßige und richtige Weg ſei, welcher Behufs anderweitiger Regelung 
der in Rede ſtehenden Gemeindenutzung eingeſchlagen werden könne. Die Stadt⸗ 
verordneten konnten ſich aber von der Zweckmäßigkeit der vorgeſchlagenen Maß⸗ 
regel nicht überzeügen, und es blieb bei dem im Jahre 1854 beſchloſſenen Modus, 
welcher denmächſt auch von Oberaufſichtswegen durch Regierungs⸗ Verfügung vom 
22. November 1858 nachträglich gut geheißen wurde. 

Inzwiſchen war die Separation bereits im Jahre 1849 zur Ausführung 
gelangt. Es entſtanden aber noch mehrfache Streitigkeiten unter den Intereſſenten, 
die richterlich entſchieden werden mußten. Endlich im Jahre 1858 war die Sache 
bis zur Receſſirung gediehen. Selbſtverſtändlich wurden die Beſtimmungen des 
Vergleichs von 1846, eines ſo weſentlichen Theils des Auseinauderſetzuugs⸗Ver⸗ 
fahrens, mit in den Receß auſgenommen, und zwar in deſſen 8. 799. Die Vor⸗ 
legung des Receſſes zur Vollziehung erfolgte am 27. October 1858 und den folgen- 
den Tagen; allein nur ein nicht bedeütender Theil der hausbeſitzenden Bürger 
vollzog denſelben, während die überwiegende Mehrheit die Vollziehung ablehnte. 
Die Einwendungen der Beſchwerdeführer waren lediglich gegen den §. 799 gerichtet. 
Sie beſtritten namentlich die Competenz der Königl. General⸗Commiſſion zur Rege⸗ 
lung der Verwaltung des Communal⸗Vermögens und die Rechtsverbindlichkeit des 
Vergleichs von 1846, da ihre Deputirten zur Schließung eines, das Corporations⸗ 
Vermögen betreffenden Vertrags gar nicht befugt geweſen ſeien, indem die ihnen 
ertheilten Vollmachten immer nur auf Gegenſtände des Theilungsverfahrens bezogen 
werden könnten, als ein ſolches Object aber das Gemeinde » Vermögen nicht auzu⸗ 
ſehen ſei. Die Beſchwerdeführer wurden durch das Erkenntniß der Königl. General⸗ 
Commiſſion vom 18. October 1859 mit ihren Einwendungen zurückgewieſen und 
zur Vollziehung des Receſſes verurtheilt. Von denſelben legten 282 Hausbeſitzer 
gegen das Erkenntniß das Rechtsmittel der Berufung ein. Gleich in dem erſten, 
zur Rechtfertigung der Appellations⸗Beſchwerden angeſetzten Termine machten Appel⸗ 
lanten eine Vergleichspropoſition, die jedoch gegneriſcher Seits als nicht annehmbar 
von der Hand gewieſen wurde. Die Befürchtung, es könnten dereinſt die Koſten 
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zur Beſtreitung des Stadthaushalts dermaßen anſchwellen, daß dadurch ſämmtliche 
Revenüen des Bürgervermögens abſorbirt würden, war das Hauptmotiv des An— 
griffs gegen den Vergleich von 1846 und es erklärten ſich die appellantiſchen Haus⸗ 
beſitzer nunmehr zur Aufgabe ihrer Oppoſition gegen denſelben und zur demnäch⸗ 
ſtigen Vollziehung des Receſſes bereit, falls für die Unterſtützung der Kämmereikaſſe 
eine beſtimmte Summe als Maximum angenommen würde, und ſchlugen als ſolches 
den Betrag von 1500 Thlr. vor, jedoch nur für die Fälle, wenn der Stadthaus⸗ 
halt deſſelben in der That bedürfen ſollte; außerdem ſollte nach dem Ausſterben 
der berechtigten alten Miethsbürger der aus dem Bürgervermögen entnommene 
Wieſenplan von 67 Mg. 24 Ruth., deſſen Nutzungen jenen ad dies vitae zuſtehen, 
nicht wieder den Bürgervermögen zufließen, ſondern in das Eigenthum der Stadt⸗ 
gemeinde übergehen, auch ein, den Inquilinbürgern zum Zinſengenuß überwieſenes, 
aus dem Corporationsvermögen entnommenes Kapital von 2821 ¼ Thlr. zu dem 
obengedachten Zeitpunkte der Stadtgemeinde eigenthümlich zufallen. Dieſe Propo⸗ 
ſition war aber diejenige, deren Annahme von den Vertretern der Stadtgemeinde 
abgelehnt wurde. Dieſe, in Erwägung, daß die Kämmereikaſſe völlig im Stande 
te, aus ihren eigenen Einnahmen ohne Zuſchuß aus dem Bürgervermögen die 
etatsmäßigen Ausgaben zu beſtreiten, ſprachen ſich entſchieden für eine Trennung 
der Kämmereikaſſe von der Bürgervermögenskaſſe aus, hielten es indeß für 
wünſchenswerth, wenn letztere einen feſten jährlichen Zuſchuß von 1000 Thlr. an 
die Kämmereikaſſe zu zahlen übernähme, damit dieſe durch Anſammlung eines 
Kapitals dereinft gegen alle Eventualitäten ſich zu ſchützen vermöge. Dieſe Gegen⸗ 
propoſition der Vertreter der Stadtgemeinde wurde von den Appellanten angenommen 
und die von ihnen gemachte Offerte wegen Übereignung des obererwähnten Wieſen⸗ 
plans der Inquilinbürger nicht zurückgezogen. Ein über dieſe Vergleichsverhand⸗ 
lung aufgenommenes Protokoll iſt am 6. Auguſt 1860 unterzeichnet worden. Den 
darin enthaltenen Vermittlungsvorſchlägen ſind die Stadtverordneten in ihrer 
Sitzung vom 30. Auguſt 1860 überall beigetreten. Die Königl. Regierung aber, 
deren Zuſtimmung nachgeſucht worden war, eröffnete dem Magiſtrate in dem Erlaß 
vom 21. December 1860, „daß fie auf Grund der 88. 44 und 50 Nr. 4 der St.⸗O. 
vom 30 Mai 1853 die Genehmigung verſagen und die Aufrechthaltung des 
rechtsverbind lichen Vergleichs von 1846 mit den, unter ihrer Genehmigung 
zu Stande gekommenen Beſchlüſſen der ſtädtiſchen Behörden ſich ergebenden Abän⸗ 
derungen, ſo wie die Aufnahme dieſes Vergleichs und der erwähnten Abänderungen 
in den Receß, verlangen müſſe“. Vierzigjähriger Arbeiten und Verhandlungen, 
die für die, mit der Auseinanderſetzung betrauten Beamten mit großen Anſtren⸗ 
gungen, Mühen und Verdrießlichkeiten, wie für die Intereſſenten mit einem unge⸗ 
heüern Koſtenaufwand verbunden geweſen ſind, hat es bedurft, um den — 


Receß über die Gemeinheitstheilung der Stadtfeldmark 
zu Golnow, 
beſtätigt den 13. Juli 1863, 

zu Stande zu bringen. Ein Extract aus demſelben, jo weit er die fiskaliſchen 
Intereſſen berührt, wurde von der Königl. General⸗Commiſſion von Pommern 
unterm 28. December 1863 der Königl. Regierung, Abtheilung des Inuern, mit⸗ 
getheilt. Folgendes iſt ein Extract aus dem Extract. 

Über die im Jahre 1824 eingeleitete Gemeinheitstheilung von Golnow 
haben nachbenannte Intereſſenten folgenden Receß wohlbedächtig abgeſchloſſen: 

Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. v. 67 
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I. Die geiſtlichen Inſtitute und milden Stiftungen. II. Die Stadtgemeinde als 
ſolche. III. Die Mieths⸗ (Inquilinen-) Bürgerſchaft. IV. Die Schützengilde. 
V. Das Schlächtergewerk. VI. Der Militairfiskus. VII. Der landesherrliche Fiskus. 
a) als Beſitzer der Chauſſee⸗Einnehmerſtelle bei der Stadt; b) als Erwerber von 
Grundſtücken nach ausgeführter Separation von dem Bürgervermögen zur Errich⸗ 
tung einer Straf- und Beſſerungsanſtalt. VIII. Die Beſitzer von Vorwerken. 
IX. Die Beſitzer von Mühlen auf der ſtädtiſchen Feldmark. X. Die Beſitzer von 
Haüſern und anderer Grundſtücke auf ſtädtiſchem Fundo. XI. Die Grundbeſitzer 
ohne Haüſer. XII. Die auswärtigen Grundbeſitzer. XIII. Die Beſitzer von Par⸗ 
celen, welche nach ausgeführtem Separationsplane von Grundſtücken auf der ſtäd⸗ 
tiſchen Feldmark abgezweigt ſind. XIV. Neben⸗Intereſſenten. 

8.2. Zweck des Verfahrens. Der Zweck des gegenwärtigen Ausein⸗ 
anderſetzungs⸗ Verfahrens geht dahin, alle auf der ſtädtiſchen Feldmark Golnow, 
außer den im vorſtehenden Paragraphen gedachten und bereits abgelöſten, noch 
haftenden ein⸗ und gegenſeitigen Servituten für immer aufzuheben, die von den 
Intereſſenten bisher gemeinſchaftlich benutzten Grundſtücke unter ihre Eigenthümer 
zu theilen, ſoweit nicht in dieſem Receſſe ſelber (88. 11—15 und 777) ausdrückliche 
Ausnahmen gemacht ſind, damit eine Umlegung der Grundſtücke zu verbinden und 
jedem Intereſſenten ſeine Abfindung in einer dem Zwecke der Landeskultur ent⸗ 
ſprechenden möglichſt zuſammenhangenden Lage auszuweiſen, auch eine vollſtändige 
Trennung zwiſchen den zum Kämmerei⸗ und den zum Bürgervermögen gehörigen 
Grundſtücken vorzunehmen und die Art und Weiſe der Benutzung der letzteren 
anderweitig zu ordnen. (cfr. §. 799 dieſes Receſſes). 

8. 7. Vorübergehende Dotirung der erſten und zweiten Rathsdienerſtelle. 
Um die gegenwärtigen Inhaber dieſer Stellen, die Polizeidiener Michael Friedrich 
Böttcher und George Daniel Unnaſch, in ihrem Einkommen zu verbeſſern, wird 
denſelben für die Dauer ihres Amtes von den zum Bürgervermögen gehörenden 
Grundſtücken und zwar erſterm der Plan von 1'/, Mg. und letzterm der Plan von 
1 Mg. zur Nutznießung überlaſſen. Demnächſt fallen aber dieſe Grundſtücke zum 
Bürgervermögen zurück und zwar iſt der erſte Rathsdiener Böttcher verpflichtet, den 
ihm überlaſſenen Plan in kultivirtem Zuſtande zurückzugewähren. 

8. 8. Exerzier⸗Platz. Zum Gebrauch des Militairs, welches in der Stadt 
G. vorübergehend oder permanent in Garniſon liegt, iſt von den zum Bürgerver⸗ 
mögen gehörigen Grundſtücken der Plan von 138 Mg. 100 Ruth., nebſt dem dahin 
führenden ſ. g. Königswege von 1,5 Ruthen Breite ausgewieſen (ekr. 88. 35, 778). 
Das Eigenthum dieſer Grundſtücke bleibt ein Object des Bürgervermögens. Die 
Reinigung des Exerzierplatzes von dem Geſtrüppe iſt Sache der Garniſon, während 
der Abtrieb des etwa darauf ſtehenden Holzes lediglich der Stadtgemeinde obliegt. 
Während der Zeit, in welcher die Garniſon auf dem Exerzierplatze nicht übt, kann 
die Grasnutzung darauf zum Beſten der im 8. 799 gedachten Kaffe, Abtheilung 1. 
des Bürgervermögens verpachtet werden, jedoch dürfen Schweine auf dem Platze 
nicht geweidet, ingleichen ſolche Handlungen auf demſelben nicht vorgenommen 
werden, durch welche die Grasnarbe beſchädigt, oder gar der Boden uneben gemacht 
wird. (Der Exerzierplatz liegt nördlich von der Stadt, ſein Eingang 340 Ruthen 
vom Woliner Thore). 

Auch zu den Schießübungen der Garniſon wird derſelben der bei der ſtädtiſchen 
Oberförſterei Grünhaus belegene Schießplatz von 6 Mg. 70 Ruth. in dem Forſte 
rechts der Ihna ohne Entgeld von der Stadtgemeinde eingeraümt (efr. 8. 780 des 
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Rec.) und leiſtet dieſelbe für den Fall, daß bei dieſen Übungen der Holzbeſtand in 
den angränzenden Forſttheilen beſchädigt werden ſollte, auf eine Schadloshaltung 
durch den Militairfiskus Verzicht. N i 

Außerdem werden zu den Übungen der Rekruten und zum Exerciren in 
kleineren Abtheilungen die dazu nöthigen freien Plätze in der Nähe der Stadt, im 
Winter und bei ſchlechter Witterung aber Scheünen, oder andere bedeckte Räume, 
von der Stadtgemeinde der Garniſon unentgeldlich angewieſen. — etr. Vollziehungs⸗ 
Verhandlung vom 12. Mai 1859. 

§. 9. Anlegung einer Straf- und Beſſerungs-Anſtalt. Behufs 
Anlegung derſelben auf hieſiger Feldmark iſt dem landesherrlichen Fiskus der Plan 
von 201 Mg. 45 Ruth. von den zum Bürgervermögen gehörigen Grnndſtücken eigen⸗ 
thümlich ohne Entſchädigung überlaſſen, und außerdem hat die Kämmerei demſelben 
das Recht eingeraümt, den ihr zugehörigen Wieſenplan von 10 Mg. 140 Ruth. 
als Torfſtich nach Belieben auszunutzen. 

$. 10. Gewährung beſonderer Entſchädigungen in Land. Davon 
ſind theils für behauptete Unzulänglichkeit der betreffenden Abfindungen, theils für 
auszuführende Kulturen gewährt worden: 

20. Von dem Königlichen Fiskus an den Fiſcher Peter Helpap, jetzt deſſen 
Erben, als Beſitzer des Wiefenplans . . . für Hergabe der zu einem Durchſtich 
der Ih na an der Freiheitsbucht unterhalb der Stadt G. erforderlichen Fläche aus 
feinem Plane als Eutſchädigung von dem abgeſchnittenen Flußbette 0,5 Mg. planirtes 
und 0,5 unplanirtes Terrain, ingleichen der übrige Theil des durch den Durchſtich 
gewordenen Flußbettes abgetreten. | 


ee 
Preüßiſche Morgen und Ouadratruthen. 
0 0 A ae ern ug zei! 
. We Acker. Wieſen. Hütung. Unland. EFläche. 


I 
30.Käammerei:VBermögen. . . . 359.178) 933.134 3524.109| 54. 40 4872.101 
Darunter: 

1. Die Forſt, Regulirungs⸗Antheil 
von Barfus⸗ und Mönchendorf 
und Theile der Bürgerheide . — 7 — — 2732. 53 34.111 2766171 

2. Oberförſterei Grünhans . . 32. 81 21. 46 19.134 1.120 75. 21 

Unter Acker 2.144 Hof: u. Bau: 

ſtelle u. Garten. 


3. Förſterei Lütken heide 24 101 8. 92 25.1290 — — 58,142 
Unter Acker 1.112 dito. 
4. Erſte Rathsdienerſtelle . — 160 3.151 1. 90 — 22 6. 63 
5. Kämmereidienerſtelle. 3.175 7. 80 — 78 — 105] 12. 78 
3 [Bürger⸗Ver mögen. . 475 170 287.178 15 103.1560 184.100 16052. 64 
Darunter: 
1. Die Tolleheideeeeeeeee — — 90. 43 1024.117 19 179 1131.59 
2. Die Bürgerheide zu beiden Seiten 
der Ihna belegen 12.116 4. 38 13455. 50 155.151| 13627.175 
3. Die dem Bauamt (Baumannſchaft) 
beigelegten Stücke 103.175 22.1460 47.135 2.142 177. 58 
4. Kämmererſtellle — — 8,900 ae — 8. 90 
5. Zweite Rathsdienerſtelle n 1— — — — 
32. Mieths⸗ (Inquilinen⸗) Bürger — — 66,98 — 45 — 61 67. 24 
ab Jchilitair⸗Jis kus — . — 1 u. 10 — — 138. 10 
36. Can desherrlicher Fiskus. 1 - — — 201. 455 — — 202. 45 
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8. 784. Regelung der Verhältniſſe der Inquilin bürger. Der 
im 8. 32 dieſes Receſſes aufgeführte Plan bildet die Abfindung für das nach $. 6 
sub I., 11 den zur Zeit der Einleitung der Separation vorhanden geweſenen 134 
alten Mieths⸗ oder Inquilinbürgern zugebilligte Theilnehmungsrecht an der gemein⸗ 
ſchaftlichen Weide. Dieſer aus dem Bürgervermögen hergegebene Plan verbleibt 
auch ein Eigenthum jenes, deſſen Verwaltung dieſes Grundſtück jährlich verpachtet 
und nimmt ein jeder der von den alten Miethsbürgern noch am Leben befindlichen, 
an den Pachtgeldern vorweg mit / Theil, an dem Reſte participiren die bis 
zum 1. April 1854, dem Tage der Einführung der neüen Städteordnung in Golnow 
vorhanden geweſenen übrigen |. g. neüen Miethsbürger zu gleichen Theilen, jedoch 
darf die Zahl letzterer, welche nach dem Zeitpunkte der Erlangung des Bürgerrechts 
eingereihet werden, mit Hinzurechnung der alten Miethsbürger, 297 nicht über⸗ 
ſteigen. Außer den Nutzungen des gedachten Wieſenplans ſtehen den ſämmtlichen 
bis zum 1. April 1854 vorhanden geweſenen Miethsbürgern auch die eines Kapitals 
von 2821 ½ Thlr. zu, welches aus dem Erlöſe des von der in den Theilungsplan 
gezogenen Flächen der Bürgerheide abgetriebenen Holzes gebildet worden. An den 
Zinſen dieſes Kapitals nehmen zu gleichen Theilen ſämmtliche Miethsbürger Theil, 
inſoweit ihre Anzahl nicht größer als 297 iſt, die ſpätere Einreihung der übrigen 
erfolgt gleichfalls nach dem Zeitpunkte der Erlangung des Bürgerrechts Seitens 
derſelben. Seiner vorgedachten Anrechte an den Pachtgeldern und den Zinſen geht 
ein Inquilinbürger verluſtig, ſobald er ein weideberechtigtes Haus erwirbt, indeß 
mit der Maßgabe, daß, wenn er dieſes Haus wieder veraüßert, er auch wieder in 
ſeine früheren Rechte als Miethsbürger tritt, dann jedoch nicht in die Zahl der 
alten, ſondern in die der neü hinzugekommenen eingereihet wird. Auch geht ein 
Inquilinbürger feiner oben erwähnten Anrechte verluſtig, ſobald er aus dem ſtäd⸗ 
tiſchen Gemeindeverbande ausſcheidet. Das Antheilsrecht eines der bis zum 1. April 
1854 vorhanden geweſenen Miethsbürger wird nach ſeinem Tode nur auf ſeine 
etwa hinterbliebene Wittwe vererbt, die jedoch daſſelbe verliert, falls ſie ſich aufs 
Neüe verheirathet, oder aus G. verzieht. Sobald die Zahl der bis zum 1. April 
1854 vorhandenen Inquilinbürger 297 nicht erreicht, fließen die offenen Quoten, 
und nach dem Ausſterben aller jener Miethsbürger die erwähnten Geſammtnutzungen 
wieder dem Bürger⸗Vermögen zu. cfr. 8. 799. 

8. 786. Kapitals⸗Entſchädigungen, die einzelnen Intereſſen nach 
Überweisung ihrer Abfindungspläne zugebilligt wird. Zum Zwecke der vollſtändigen 
Ausgleichung wegen der gewährten Abfindungen haben an Kapitalsentſchädigung 
erhalten: 

? 21. Der Fiſcher Peter Helpap für Hergabe der zu einem Durchſtich der Ihna 
nöthigen Fläche aus ſeinem Plane, außer der im §. sub No. 20 gedachten Land⸗ 
entſchädigung von dem Königlichen Fiskus eine Kultur- und Nutzungsentſchädigung 
von 25 Thlr. 

8. 790. Leinpfad an der Ihna. Abgeſehen von dem den Schifffahrt⸗ 
treibenden zuſtehenden Rechte, die beiderſeitigen Ufer des Ihnafluſſes abwechſelnd, 
je nachdem der Wind und andere Umſtände dies nöthig machen, als Leinpfad 
zu benutzen iſt das für eine etwaige künſtliche Befeſtigung des Leinpfades erforder⸗ 
liche Land: — 1) von der Gränze zwischen Stargard und Golnow bis zum Lüder⸗ 
waldſchen Kalkofen auf dem rechten Ufer der Ihna, 2) von beſagtem Kalkofen bis 
zur Ihnabrücke in der Stadt auf dem linken Ihnaufer, und 3) von der Brücke in 
der Stadt bis zur |, g. Freiheit unterhalb des Vorwerks Höfe rechts der Ihna auf 
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dem rechten Ufer der Ihna, und 4) von hier, nämlich dem zum Vorwerk Höfe links 
der Ihna gehörenden ſ. g. Dreiblattsorte bis zum Hühnerberge wiederum auf dem 
linken Ufer der Ihna, — überall in der Breite Einer Ruthe, ausgeworfen worden, 
womit ſich die Königl. Regierung in Vertretung des Fiskus einverſtanden erklärt 
hat; — ſ. Vollziehungs⸗Verhandlung vom 12. April 1859. 


8.791. Erſte Anlegung und künftige Unterhaltung der Straßen, 
Wege, Dämme und Triften. Die erſte Anlegung der nach 8. 778 dieſes Rec. aus» 
gewieſenen Straßen ꝛc. ꝛc. iſt der getroffenen Beſtimmungen gemäß erfolgt, was 
dagegen deren künftige Unterhaltung betrifft, ſo erfolgt dieſelbe in der weiter unten 
angegebenen Weiſe: 

I. Von dem Königl. Fiskus allein: 1) Die Stettiner Kunſtſtraße von der 
Gränze zwiſchen Golnow und Barfußdorf bis zur Vorſtadt Röddenberg, und von 
der Vorſtadt Wiek bis zur Gränze zwiſchen Golnow mit dem Marienwalder Forſte. 
— 2) Die Woliner Landſtraße bis zur Gränze mit dem Königl. Hohenbrückſchen 
Forſtrevier, inſoweit dieſelbe chauſſirt iſt. 


§. 792. Erſte Anlegung der Gräben und künftige Unterhaltung, 
reſp. Raümung der Gräben, Bäche ꝛc. Die erſte Anlegung der nach §. 779 dieſes 
Rec. ausgewieſenen Gräben iſt den getroffenen Beſtimmungen gemäß für gemein⸗ 
ſchaftliche Rechnung erfolgt und ſteht die Beſtimmung in Betreff der unbeſchadet 
des Hauptzwecks möglichen Nebennutzungen allein der im §. 794 dieſes Rec. er⸗ 
wähnten Schau⸗Commiſſion für Wege, Gräben und ſonſtige gemeinzweckliche An⸗ 
lagen auf der Feldmark G. zu. Was dagegen die künftige Unterhaltung der | 
Gräben ꝛc. anbetrifft, ſo geſchieht dieſelbe in nachſtehender Art: Es werden unter- 
halten, reſp. geraümt: 
| I. Vom Königl. Fiskus allein: Der Ihnafluß ſowol innerhalb der Stadtlage 
wie der ſtädtiſchen Feldmark. 


| §. 799. Benutzung des ſtädtiſchen Corporations-Vermögens. — 
(Der Inhalt dieſes Paragraphen iſt zwar der Hauptſache nach aus dem oben ein⸗ 
geſchalteten Grundvertrage bekannt, muß aber auch hier der Vollſtändigkeit wegen 
ſeine Stelle finden, weil er Mehreres zur Erlaüterung jenes Vertrages enthält). — 
Das der Bürgerſchaft als Corporation gehörige Vermögen beſteht außer den, in 
§. 31 dieſes Rec. bezeichneten Haüſern — (in der Stadt No. 59, 179, 185, 199 
und die 3 Hirtenhaüſer auf der Wiek, im Wollwinkel und in den Springen) — 
und den ebendaſelbſt als Abfindung für verſchiedene Acker-, Wiefen- und Hütungs⸗ 
Grundſtücke aufgeführten Pläne, auch aus demjenigen, in demſelben Paragraphen 
nachgewieſenen Theile der Bürgerheide, welcher nach Abfindung der ſervitutberech⸗ 
tigten Dorfſchaften, Vorwerke und Mühlen, und nach Abtretung der nach $. 6 
sub III. dieſes Rec. vergleichsweiſe als Intereſſenten-Vermögen angenommenen, 
900 Kuhweiden, oder 900 Mg. Acker I. Klaſſe, von dieſem Forſte übrig geblieben. 
Die Bürger zu G. haben mit Rückſicht auf dieſes Corporatiousvermögen zur 
Beſtreitung der Koſten des Stadthaushaltes andere Abgaben als (den Service und) 
das Armengeld bisher nicht zu entrichten gehabt, vielmehr werden auch 5.8. noch 
ſämmtliche ſtädtiſche Ausgaben aus der Kämmereikaffe und ſobald dieſe erſchöpft iſt, 
aus der Bürgerkaſſe beſtritten, welche aus den Revenüen des Bürger⸗Corporations⸗ 
vermögens gebildet wird, und in die, weiter unten näher bezeichneten, 4 Abthei⸗ 
lungen zerfällt. 
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Was nun die Benutzung des Corporationsvermögens anbetrifft, ſo werden: 

1) Hinſichtlich der Bürgerheide von dem jährlich in derſelben nach dem Forſt⸗ 
wirthſchaftsplane geſchlagenen Bau- und Brennholze — a) Die zur Beſtreitung 
des ſtädtiſchen Deputats, incl. des Bedarfs für die Geiſtlichen und Lehrer der Stadt 
nöthigen Holzquanta entnommen. — b) Alsdann erhalten davon die Hausbeſitzer 
das zum Neübau und zur Unterhaltung ihrer Gebaüde erforderliche Bauholz gegen 
Entrichtung des Taxpreiſes im Königl. Hohenbrückſchen Forſtreviere an die II. Abth. 
der Bürgerkaſſe. — c) Demnächſt gelangt nach Beſtreitung dieſer Bedürfniſſe ad a 
und b das übrige, für das betreffende Jahr zum Abtrieb gekommene Holz als 
Brennmaterial zur Vertheilung unter die Bürger, ſoweit nicht ein Verkauf be⸗ 
ſchloſſen wird, in welch' letzterm Falle der Erlös in die I. Abth. der Bürgerkaſſe 
fließt. Die Vertheilung des Brennholzes unter die Bürger gegen Erſatz des 
Schlagerlohns erfolgt in der Art, daß die berechtigten 397 Hausbeſitzer zuſammen 
763 Theile, die übrigen 297 Inquilinen⸗ oder alten Miethbürger zuſammen 148 / 
Theile erhalten. — d) Das bei Windbrüchen oder bei außerordentlichen Holzſchlägen 
gewonnene Holz wird, ſoweit dadurch der gewöhnliche jährliche Bedarf zur Natural⸗ 
Vertheilung unter die Bürger überſtiegen wird, öffentlich verkauft und der Erlös 
zinslich angelegt. Die Zinſen fließen zur I. Abth. der Bürgerkaſſe. — ) Diejenigen 
Grundſtücke, welche Torf enthalten, werden bei der III. Abth. der Bürgerkaſſe ver⸗ 
waltet, und es erhalten daraus die Bürger das Nöthige an Torf zur Deckung ihres 
Feüerungsbedarfs gegen Erlegung des Stecherlohns, ſonſt unentgeldlich und zwar 
der Hausbeſitzer doppelt ſoviel, wie der alte Miethsbürger. Die ſich bei ordnungs⸗ 
mäßiger Bewirthſchaftung der Torfmoore etwa ergebenden Überſchüſſe werden aus 
der III. Abth. der Bürgerkaſſe zu deren I. Abth. abgeführt und verrechnet. 

2) Alle übrigen Revenüen der Bürgerheide und der übrigen zum Bürgerver⸗ 
mögen gehörenden Grundſtücke werden bei der I. Abth. der Bürgerkaſſe vereinnahmt 
und verrechnet. 

3) Die als Abfindung für die Weideberechtigung der alten Miethsbürger 
ausgewieſenen Wiefengrundſtücke werden von den Stadtbehörden verpachtet., und 
das Pachtgeld bei der IV. Abth. der Bürgerkaſſe vereinnahmt. 

Hiernach ſind die bereits oben erwähnten 4 Kaſſen des Bürgervermögens oder 
ſ. g. Abtheilungen der Bürgerſchaftskaſſe gebildet; und zwar: 

Die I. Abtheilung aus dem Erlöſe verkauften Brennholzes und Torfs, 
aus den Zinſen der von dem Ertrage außerordentlicher Holzſchläge und großer 
Wiudbrüche belegten Kapitalien und allen ſonſtigen Revenüen der Bürgerbeide und 
der übrigen zum Bürgervermögen gehörenden Grundſtücke zur Vertheilung der 
reinen Überſchüſſe unter ſämmtliche Bürger. 

Die II. Abtheilung aus den Taxpreiſen des Bauholzes, welches den Haus⸗ 
beſitzern gegen Zahlung dieſer Preiſe angewieſen wird, zur Vertheilung der dadurch 
aufkommenden Beträge unter die Hausbeſitzer allein. 

Die III. Abtheilung aus den von ſämmtlichen Bürgern, denen Torf zu 
ihrem Feüerungsbedarf angewieſen wird, zu zahlenden Stecherlöhnen. 

Die IV. Abtheilung aus den Pachtgeldern der zum Erſatze der Weide⸗ 
nutzung der alten Mieths- oder Inquilinenbürger von den Stadtbehörden verpachteten 
Wieſen und aus den Zinſen des im §. 784 näher bezeichneten Kapitals zur Ver⸗ 
theilung unter die unangeſeſſenen Bürger allein. 

Vor der Vertheilung der Beſtände unter die einzelnen Bürger beider Klaſſen 
ſollen jedoch aus jenen die Ausgaben der Stadtgemeinde, ſoweit der Ertrag des 
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Kämmerei⸗Vermögens nebſt der jährlichen (Service- und) Armen-Abgabe ſie nicht 
deckt, beſtritten werden und zwar zunächſt aus der, beiden Klaſſen gemeinſchaftlichen 
J. Abth. der Bürgerkaſſe, ſofern aber deren Beſtände nicht ausreichen, verhältniß⸗ 
mäßig aus der II. Abth. der Kaffe — den Hausbeſitzern gehörig — und zugleich 
aus der IV. Abth. den alten Inquilinbürgern gehörig, und zwar nach Verhältniß der 
den betheiligten Bürgern daraus zufließenden Revenüen. 


Wird auch dadurch noch nicht das Fehlende der Stadthauptkaſſe gedeckt, ſo 
gelangt das ſonſt unter die Bürger zu vertheilende Brennholz zum öffentlichen 
Verkauf und zuletzt wird auf gleiche Weiſe mit dem ſonſt unter die Bürger zu 
vertheilenden Torfe verfahren. 


Betreffend die Vertheilung der nach Deckung des Deficits der Stadthaupt⸗ 
kaſſe übrig bleibenden Beſtände der Kaſſen⸗Abth. I., Il. und IV. des Bürgerver⸗ 
mögens, fo nehmen bei der Vertheilung der Überſchüſſe der den Hausbeſitzern und 
den alten Inquilinbürgern gemeinſchaftlichen 1. Abth. dieſe beiden Bürgerklaſſen 
ganz in demſelben Verhältniß Theil, wie das Naturalbrennholz unter ſie vertheilt 
wird; es erhalten alſo davon die berechtigten 397 Hausbeſitzer zuſammen 763 Theile 
und die übrigen 297 Inquilinen oder alten Miethsbürger zuſammen 148 ½ Theile. 
Unter die einzelnen Hausbeſitzer werden die 763 Theile des Brennholzes und des 
Überſchuſſes der J. Abth. der Bürgerkaſſe, und der Überſchuß der den Hausbeſitzern 
allein gehörigen II. Abth., nach den auf ihren Haüſern ruhenden (Service- und) 
Armengeld⸗Portionen vertheilt. Die 148 ¼ Theile des Brennholzes und des Über⸗ 
ſchuſſes der J. Abth. der Bürgerkaſſe kommen unter die unangeſeſſenen Bürger gleich⸗ 
mäßig zur Vertheilung. Aus den Nutzungen der IV. Abth. der Bürgerkaſſe erhält 
zunächſt jeder, als weideberechtigt anerkannte alte Miethsbürger ſo lange er ein 
folder ift, "As,, das Übrige — und nach Abgang aller alten Inquilinbürger, die 
ganze Reineinnahme dieſer Kaſſenabtheilung — kommt zur Vertheilung unter die 
übrigen nicht zu Bauholz berechtigten Bürger. Mehr als 397 Hausbeſitzer ſollen 
niemals als ſolche und mehr als 297 von den übrigen Bürgern ſollen niemals 
zum Genuſſe der, nach Obigem den unangeſeſſenen Bürgern zuſtehenden Nutzungen 
verſtattet werden. 


Neüanbauende Bürger gelangen nicht zum Genuſſe der vorſtehend erörterten 
Nutzungen, welche den jetzt vorhandenen Hausbeſitzern competiren, ſie kommen in Be⸗ 
treff dieſer Bürgernutzung nur ſo, wie die gar nicht mit Haüſern angeſeſſenen 
Bürger in Betracht. Die Anzahl dieſer übrigen, alſo unangeſeſſenen und neüan⸗ 
bauenden Bürger zuſammen, darf die Zahl 297 nicht überſteigen und gelangen 
neüe Bürger daher nur dann zum Genuſſe, wenn bei der Zahl 297 ein Abgang 
Statt findet. 


Sämmtliche vorgedachten, die Regelung der Nutzungen des Corporations— 
Vermögens betreffenden Beſtimmungen gründen ſich auf einen während des vor- 
liegenden Auseinanderſetzungs⸗Verfahrens, und zwar unterm 27. März 1846 zwiſchen 
der Stadtgemeinde als Corporation und den Hausbeſitzern geſchloſſenen und unterm 
12. und 25. April deſſelb. J. von der Königl. Regierung zu Stettin und der 
Königl. General⸗Commiſſion zu Stargard genehmigten Vergleich, nebſt den zu dem⸗ 
ſelben unterm 17. April und 14. December 1846 vereinbarten Nachtragsfeſtſetzungen; 
es bleiben jedoch jene Beſtimmungen nur ſo lange geltend, als nicht die ſtädtiſchen 
Behörden, reſp. die Königl. Regierung als Oberaufſichtsbehörde etwa Anderungen 
beſchloſſen haben. 
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Bis zur Ausführung des Theilungsplans exiſtirte noch die ſ. g. Bauamtskaſſe, 
deren Einnahmen aus den Nutzungen einiger Grundſtücke, aus dem Erlöſe für 
verkaufte Bullen und aus den eingehenden Pfandgeldern beſtand. Dieſe Kaſſe war 
gleichfalls ein Supplement der Bürgervermögenskaſſe und lag derſelben zunächſt 
die Beſoldung der Gemeindehirten und die Beſtreitung der Unterhaltungskoſten für 
Wege und Graben⸗Anlagen ob. Gegenwärtig beſteht dieſe Kaſſe nicht mehr und 
ſind deren frühere Einnahmen, in ſoweit ſolche nicht durch die Ausführung 
der Gemeinheitstheilung fortgefallen, der Bürgervermögenskaſſe I. Abtheilung 
überwieſen. 

x. x. x. 


Folgen zwei Protokolle. In dem eriten vom 29. März 1859 vollzieht, im 
Namen der Königl. Regierung, der Strafanſtalts Director Wilke, aus Naugard, 
den Receß in Bezug auf die in demſelben enthaltenen Beſtimmungen wegen der 
hieſigen Hilfs⸗Straf⸗ und Beſſerungsanſtalt; in dem zweiten Protokoll vom 12. 
April 1859 der Waſſerbau⸗Inſpector Herr, aus Stettin, desgleichen wegen des 
Leinpfades oder Trödelſteigs am Ihnafluſſe, ferner wegen des Terrains zum 
Durchſtiche der Ihna, ſo wie wegen der auf ſtädtiſchem Fundo belegenen Chauſſee⸗ 
Hebeſtelle. 

[Vorſtehender Receß] wird mit der Beſcheinigung — daß die Erkenntniſſe 
vom 18. October 1859 und 10. Mai 1861 die Rechtskraft beſchritten haben, und 
daß die Legitimation der noch nicht titulirten Beſitzer gemäß §. 109 des Ablöſungs⸗ 
Geſetzes vom 2. März 1850 erganzt worden iſt; — mit dem Bemerken, daß u. ſ. w. 
— und mit der Maßgabe hiermit beſtätigt, daß die am Schluß des §. 799 des 
Rec. vorausgeſetzte Aufhebung der Bauamtskaſſe nicht einzutreten hat, vielmehr 
über die Aufhebung reſp. Verſchmelzung derſelben mit der Bürgerkaſſe I. der 
weitere Beſchluß der Betheiligten vorbehalten wird; und dieſer Punkt, ſo wie 
die Anträge: a) des Beſitzers der Neümühle, u. ſ. w. d) der Königl. Regierung, 
Abth. des Innern, zu Stettin, auf anderweite Regelung der im §. 784 des Rec. 
getroffenen Beſtimmungen über die Nutzungen der Inquilinen und neü anbauenden 
Bürger, desgleichen auch u. ſ. w zu einem beſondern Verfahren ad separatum 
vorbehalten bleiben, — 

Urkundlich unter Siegel und Unterſchrift in drei gleichlautenden Exemplaren 
ausgefertigt. 

Stargard, den 13. Juli 1863. 
(L. S. 
Königliche General⸗Commiſſion für Pommern. 
(gez.) Moeſer. 
Beſtätigung des Receſſes über die Gemeinheitstheilung der Stadtfeldmark Golnow. 


Nach eingehenden Erörterungen und Verhandlungen, welche fünf Jahre 
zwiſchen der Königlichen Regierung und den ſtädtiſchen Behörden geſchwebt haben, 
iſt ein — 


Nachtrag zum Gemeinheitstheilungs-Receſſe der Stadtfeld mark 
zu Golnow 
vom 13. Juli 1863 
zu Stande gekommen, der als Schlußſtein der Stadtverfaſſung von Wort zu Wort 
alſo lautet: — 


ee 
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Auf Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden und mit Genehmigung der Königl. 
Regierung zu Stettin werden die 88. 784 und 799 des Gemeinheitstheilungs⸗ 
Receſſes der Stadtfeldmark zu Golnow vom 13. Juli 1863 aufgehoben. An ihre 
Stelle treten folgende Beſtimmungen: 

8.784. Regelung der Verhältniſſe der Mieths⸗ (Inquilinen⸗) 
Bürger. Der im 8. 32 des Rec. aufgeführte Plan bildet die Abfindung für das | 
nach §. 6 sub I., II. den zur Zeit der Einleitung der Separation vorhanden 
geweſenen 134 alten Mieths⸗ oder Inquilinbürger zugebilligte Theilnahmerecht an 
der gemeinſchaftlichen Weide. Dieſer aus dem Bürgervermögen hergegebene Plan 
verbleibt auch ein Eigenthum jenes, deſſen Verwaltung dieſes Grundſtück jährlich 
verpachtet und nimmt ein jeder der von den alten Miethsbürgern noch am Leben be⸗ 
findlichen, an den Pachtgeldern vorweg mit /,; an dem Reſte, reſp. nach dem Ausſter⸗ 
ben aller jener 134 alten Miethsbürger an den ganzen Pachtgeldern participiren ſämmt⸗ 
liche übrigen berechtigten ſ. g. neüen Mieths⸗ oder Inquilinbürger gleichantheilig, jedoch 
darf die Zahl dieſer mit Hinzurechnung der alten Miethsbürger 297 nicht überſteigen. 

Außer den Nutzungen des gedachten Wieſenplans ſtehen ſämmtlichen berech⸗ 
tigten Miethsbürgern auch die Zinſen eines Kapitals von 2821 ½ Thlr. zu, welches 
aus dem Erlöſe desjenigen Holzes gebildet iſt, das von dem in den Theilungsplan 
gezogenen Flächen der Bürgerheide abgetrieben worden. 

An dieſen Zinſen participiren ganz in derſelben Weiſe wie an den Nutzungen 
des Wieſenplans alle berechtigten Miethsbürger, inſoweit ihre Anzahl nicht größer 
als 297 iſt; die ſpätere Einreihung der übrigen erfolgt nach dem Zeitpunkte der 
Erlangung des Bürgerrechts Seitens derſelben. 

Unter den im Vorſtehenden als „berechtigte ſ. g. neüe Mieths⸗ oder Inquilin⸗ 
bürger“ bezeichneten Bürger ſind insgeſammt diejenigen zu verſtehen, welche nach 

der jeweilig geltenden Städteordnung das Bürgerrecht in Golnow erworben haben, 
gleichviel ob ſie Beſitzer nicht berechtigter Haüſer — ſ. g. neüanbauende Bürger — 
ſind oder nicht. 

Die Reihenfolge, in welcher dieſelben bei eintretenden Vacanzen zur Theil⸗ 
nahme an den Bürgerrevenüen gelangen, wird durch das Datum der Erlangung 
des Bürgerrechts beſtimmt, und ſalls dieſer Zeitpunkt bei zweien oder mehreren 
Anſpruchhabenden derſelbe iſt, wird die Reihenfolge durch das Loos entſchieden und 
vom Magiſtrate feſtgeſtellt. 

Außerdem greifen bezüglich der Reihenfolge ſo wie der Nutzungen ſelber 
noch folgende Beſtimmungen Platz: — 1) Diejenigen Bürger, welche nach 
der St.⸗O. von 1808 das Bürgerrecht erworben haben, gelangen, ſobald 
ſie Inquilinbürger werden und eine Vacanz in der Zahl der Theilnahme⸗ 
berechtigten an den Bürgerrevenüen eintritt, zu der Nutzung vor denjenigen In⸗ 
quilinbürgern, welche nach einer ſpätern St.-D. das Bürgerrecht erworben haben. 

Auf jene Bevorrechtigten folgen dann 2) die Beſitzer nicht berechtigter neüen Haüſer 
innerhalb der eigentlichen Stadt und der Vorſtädte; dann 3) die nicht mit Haüſern 
angeſeſſenen Bürger innerhalb des zu 2 bezeichneten Rayons; dann 4) die außer 
den ad 2 noch mit nicht berechtigten Haüſern angeſeſſenen Bürger außerhalb des 
Stadtgebiets, und endlich 5) alle außerhalb der Stadt und der Vorſtädte noch 
wohnenden Miethsbürger. 6) Eine gleichzeitige Theilnahme an den Bürgerrevenüen 
als Beſitzer eines alten berechtigten und eines neüen Hauſes darf nicht Statt finden. 
7) Das Theilnahmerecht eines verſtorbenen Inquilinbürgers geht auf die hinter⸗ 
laſſene Wittwe, nicht aber auf ſeine abgeſchiedene Ehefrau oder auf ſeine Erben 
Landbuch von Pommern; Th. IL, Bd. v. 68 
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über und erliſcht mit dem Todestage bezüglich aller noch nicht zur Hebung gelangten 
Revenüen. 8) Sobald ein Miethsbürger ſeinen Wohnſitz im diesſeitigen Com⸗ 
munalbezirke aufgegeben und entweder außerhalb deſſelben einen neüen Wohnſitz 
begründet oder länger als ein volles Jahr mit ſeiner Familie vom hieſigen Orte 
ununterbrochen entfernt gelebt hat, ſcheidet derſelbe aus der Zahl der zu Revenüen 
berechtigten Miethsbürger aus. 9) Mit dem Eintritt eines Miethsbürgers in die 
Zahl der 297 Revenüen » Empfänger übernimmt derſelbe auch die Verpflichtung 
zum Raupenſammeln und ähnlicher Leiſtungen im Intereſſe der ſtädtiſchen Forſten. 


§. 799. Benutzung des ſtädtiſchen Corporations-Vermögens. 
Das der Bürgerſchaft als Corporation gehörige Vermögen beſteht außer den im 
§. 31 des Rec. bezeichneten Haüſern und den ebendaſelbſt als Abfindung für ver⸗ 
ſchiedene Acker⸗, Wieſen⸗ und Hütungsgrundſtücke aufgeführten Plänen, auch aus 
demjenigen Theile der Bürgerheide, welcher nach Abfindung der ſervitutberechtigten 
Dorfſchaften, Vorwerke und Mühlen, und nach Abtretung der, nach §. 6, III. des 
Rec. vergleichsweiſe als Intereſſenten⸗ Vermögen angenommenen 900 Kuhweiden 
oder 900 Mg. Acker I. Klaſſe von dieſem Forſte übrig geblieben iſt. 

Die Einwohner Golnows haben mit Rückſicht auf dieſes Corporationsver⸗ 
mögen zur Beſtreitung der Koſten des Stadthaushalts andere Abgaben als das 
Armengeld (der Service iſt nach Einführung der Gebaüdeſteüer in Wegfall gekommen 
und das zu erhebende Armengeld auf einen Zuſchlag von 20 Prct. zur Klaſſen⸗ 
und Einkommenſteüer feſtgeſetzt) bisher nicht zu entrichten gehabt, vielmehr werden 
auch z. Z. noch ſämmtliche ſtädtiſche Ausgaben aus der Kämmereikaſſe, und ſobald 
dieſe erſchöpft iſt, aus der Bürgerkaſſe beſtritten. 

Was nun die Benutzung des Corporationsvermbgens betrifft, ſo wird von dem 
jährlich in der Bügerforſt nach dem aufgeſtellten Forſtwirthfchaftsplane geſchlagenen 
Baus, Nutz⸗ und Brennholze: — 

1. Der Bedarf der ſtädtiſchen Verwaltung an Bau-, Nutz⸗ und Brennholz, 
incl. des Bedarfs für die Geiſtlichen und Lehrer der Stadt, vorweg entnommen. 

2. Von dem übrigen Holze, ſoweit es nicht zur Deckung der laufenden Aus⸗ 
gaben verkauft werden muß, erhalten: 

a) Die Beſitzer der nach dem Vergleiche vom 27. März 1846 auf 397 feſt⸗ 
geſetzten berechtigten Haüſer, deren Theilnahmerechte durch rechtskräftige gerichtliche 
Urtheile, wie aus den in den Magiſtrats⸗Acten befindlichen Nachweiſungen zu ent⸗ 
nehmen, auf 779 Portionen feſtgeſtellt worden ſind, das von der Forſtverwaltung 
als Bau- und Nutzholz ausgefonderte Langholz. Die Vertheilung dieſes Holzes 
geſchieht in einzelnen Kaveln von durchſchnittlich 60 Kubikfuß; jedoch iſt die Forſt⸗ 
verwaltung berechtigt, um die Ungleichheiten des Werths der einzelnen Kaveln 
möglichſt zu beſeitigen, dieſelben zwiſchen 55 und 65 Kubikfuß zu bilden. Auf jede 
Portion fällt bei der Vertheilung eine Holzkavel und zwar in folgender durch das 
Loos beſtimmten Reihenfolge: 1) Die Hausbeſitzer im I. Stadtbezirk, 2) die auf 
der Wiek, 3) die auf dem Röddenberge, 4) die im II. Stadtbezirk und vor dem 
Stargarder Thore. In den einzelnen Bezirken folgen die Haüſer nach der Polizei⸗ 
Nummer, in welcher Reihenfolge die Empfangsberechtigten zu der alljährlich unter 
Leitung des Magiſtrats erfolgenden Verlooſung der zur Vertheilung vorhandenen 
Holzkaveln, ſoweit der Vorrath reicht, zur Ausübung ihrer Berechtigung gelangen, 
während im folgenden Jahre in derſelben Reihenfolge fortgefahren wird. Als zur 
Vertheilung kommendes Nutzholz wird nur Kiefern⸗Langholz verſtanden, während 
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die übrigen Holzſorten, weil der Beſtand ein zu geringer iſt, ohne Rückſicht auf die 
Qualität und Quantität zum Vortheil der Bürgerkaſſe I Abth. öffentlich zum Ver⸗ 
kauf gebracht werden. Für das zur Vertheilung unter die Hausbeſitzer gelangende 
Langholz haben die Empfänger, außer dem von den ſtädtiſchen Behörden feſtzu⸗ 
ſetzenden Schlagelohn und etwaiger anderen baaren Auslagen, nichts zu zahlen. 
Derartige Einnahmen gehen zur Bürgerkaſſe II. Abtheilung, die auch die Aus⸗ 
gaben leiſtet. 

b) Die Beſitzer der berechtigten Haüfer und die nach den Feſtſetzungen bei 
der Gemeinheitstheilung als berechtigt anerkannte Zahl von 297 Inquilinbürger 
das, nach forſtwirthſchaſtlichen Grundſätzen bei den alljährlichen Holzſchlägen auf⸗ 
kommende Brennholz, der Art in natura, daß 1. die Hausbeſitzer 779 Theile, die 
Inquilinbürger 148 ½ Theile empfangen. Die Reihenfolge, in welcher das Brenn⸗ 
holz zur Vertheilung gelangt, iſt durch das Loos wie folgt beſtimmt: — I. Beim 
Klobenholze, 1) der II. Stadtbezirk und Stargarder Thor, 2) die Inquilinbürger, 
3) der I. Stadtbezirk, 4) der Röddenberg, 5) die Wiek. II. Beim Knüppelholz, 
1) die Wiek, 2) der Röddenberg, 3) der I. Stadtbezirk, 4) die Inquilinbürger, 
5) der II. Stadtbezirk und Stargarder Thor. III. Beim Reiſerholz, wie ad I. 
beim Klobenholz. IV. Beim Stubbenholz, 1) der Röddenberg, 2) der II. Stadt⸗ 
bezirk und Stargarder Thor, 3) die Inquilinbürger, 4) der J. Stadtbezirk, 5) die 
Wiek. Die Überweisung des Brennholzes an die Empfangsberechtigten erfolgt auf 
bei der Kaſſe gegen Erlegung der durch den Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden feſt⸗ 
zuſetzenden zur Bürgerkaſſe 1. Abth. zu berechneuden baaren Auslagen, zu löſende 
Anweiſungen. 2 

3. Das bei Windbrüchen oder bei außerordentlichen Holzſchlägen gewonnene 
Holz wird, ſo weit dadurch der gewöhnliche jährliche Bedarf zur Naturalvertheilung 
unter die Bürger überſtiegen wird, öffentlich verkauft, und der Erlös bei der 
Bürgerkaſſe I, Abth. zinslich angelegt. 

4. Diejenigen Grundſtücke, welche Torf enthalten, werden bei der III. Abth. 
der Bürgerkaſſe verwaltet, und es erhalten daraus die Bürger das vergleichsmäßig 
feſtgeſetzte Quantum — nämlich für ein ganzes Haus 12 Mille, die berechtigten 
Inquilinburger die Hälfte — gegen Erlegung des Stecherlohns und der etwaigen 
ſonſtigen baaren Auslagen. Etwaige aus der Verwaltung der Torfmoore ſich er⸗ 
gebende Überſchüſſe werden aus der II. Abth. der Bürgerkaſſe in die J. Abth. 
übertragen und dort verrechnet, während das Fehlende durch Verkauf von Torf 
beſchafft werden muß. Da jeder Bürger nur die Berechtigung hat zu feinem 
Bedarf bis zu dem beſtimmten Maximum Torf gegen Zahlung der baaren Aus⸗ 
lagen zu entnehmen, ſo ſteht es den Bürgern nicht frei mit dieſem Torf etwa 
Handel zu treiben, oder ihn nach anßerhalb anderweitig zu überlaffen, fie find viel⸗ 
mehr in dem Falle verpflichtet, den vollen Werth des Torſs zur Kaffe zu erlegen, 
welcher auf 1 Thlr. pro Mille neben den baaren Auslagen feſtgeſetzt wird. 

Es ſind demnächſt 4 Abtheilungen der Bürgerkaſſe gebildet, und iſt — 

a) Die 1. Abtheilung Eigenthum ſämmtlicher Bürger; ſie enthält die 
geſammten Einnahmen aus dem Bürgervermögen ſoweit ſie nicht den anderen Ab⸗ 
theilungen vorbehalten find, und eben fo werden aus derſelben ſämmtliche allge⸗ 
meine Ausgaben geleiſtet. 

5 b) Die N. Abtheilung iſt zur Verrechnung der den berechtigten Hausbeſitzern 
allein zuſtehenden Einnahmen und Ausgaben beſtimmt, mithin fließen in dieſelbe 
die Einnahmen für das Langholz, welches nachdem deſſen Abgabe gegen Erlegung 
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des Taxpreiſes, wie es nach dem Vergleiche vom 27. März 1846 geſchehen ſollte, 
aufgehört und dadurch die Einnahmen dieſer Abtheilung zur Beſtreitung der vor⸗ 
kommenden Ausgaben fortgefallen ſind, zu einem entſprechenden Theile von der 
Vertheilung an die Hausbeſitzer alljährlich ausgeſchloſen und öffentlich ver⸗ 
kauft wird. h 

c) Die IN. Abtheilung ift für ſämmtliche Bürger beſtimmt und enthält die 
Verwaltung der Torfmoore. 

d) Die IV. Abtheilung zur Verwaltung des Vermögens der Inquilinbürger 
beſtimmt, weiſet die Verwaltung des im §. 784 des Rec. näher bezeichneten Ver⸗ 
mögens der Inquilinbürger nach, unter welchen die ſich ergebenden Überſchüſſe zur 
Vertheilung kommen. 

Soweit die Einnahmen der Kämmereikaſſe, mit Einſchluß der auf 850 Thlr. 
vergleichsmäßig feſtgeſetzten Armengeld⸗Abgabe, zur Deckung der ſtädtiſchen Ausgaben 
nicht ausreichen, muß das beim Jahres⸗Kaſſen⸗Abſchluß Fehlende, bis zur Erreichung 
eines baaren Kaſſenbeſtandes von 3000 Thlr., welcher beim jedesmaligen Jahres⸗ 
abſchluſſe vorhanden ſein ſoll, und in dem, außer dem baaren Beſtande, auch die 
erſtattungsmäßigen Vorſchüſſe eingeſchloſſen find, von der Bürgerkaſſe I. Abth. zu⸗ 
geſchoſſen werden, wogegen andere Zuſchüſſe zur Kämmereikaſſe nicht gefordert 
werden dürfen. 

Wenn die Bürgerkaſſe I. Abtheilung nicht im Stande iſt, aus den eigenen 
Einnahmen die Ausgaben und Zuſchüſſe zur Kämmereikaſſe zu decken, ſo daß das 
Fehlende aus der II. und IV. Abth. zugeſchoſſen werden muß, ſoll zu dieſen Zu⸗ 
ſchüſſen die II. Abth. 7 Theile, die IV. Abth. 1 Theil beitragen. 

Dieſe Regelung erfolgt alljährlich beim Jahresabſchluſſe und muß die I. Abth. 
mit einem baaren Beſtande von 1000 Thlr., außer dem Betrage von 600 Thlr. 
zur Amortiſirung der vorhandenen Schulden, bis zu deren gänzlicher Abbür⸗ 
dung abgeſchloſſen, bis zu welcher Höhe die Zuſchüſſe aus der II. und IV. Abth. 
zu leiſten ſind. 

Sollten die beiden Abtheilungen durch die ihnen zuſtehenden Einnahmen 
nicht mehr im Stande ſein, die erforderlichen Zuſchüſſe zu decken, ſo muß mit 
dem Verkauf des Brennholzes, und wenn auch dadurch das Bedürfniß nicht gedeckt 
werden ſollte, auch mit dem Verkaufe des Torfs vorgegangen werden. Bei 
Vertheilung des Überſchuſſes der J. Abtheilung nehmen die Bürger — Hausbeſitzer 
und Inquilinen — in demſelben Verhältniß wie bei der Natural⸗Brennholz⸗Ver⸗ 
theilung Theil. 

Abänderungen der gegenwärtigen Feſtſetzungen haben nur Gültigkeit, wenn 
ſie von den ſtädtiſchen Behörden beſchloſſen und von der Königlichen Regierung, 
als Oberaufſichtsbehörde, genehmigt worden ſind. 

Golnow, den 31. Auguſt 1868. 
Der Magiſtrat. Die Stadtverordneten. 
Schmalz, Kruspi, Gramzow, Hirſch, Megow, Calow, Kletzin ꝛc. 
[Bürgermeifter. Kämmerer. Rathsherr. Vorſteher. Protokollführer. Stadtverordnete. 
Stettin, den 23. December 1868. 

Vorſtehender Nachtrag zum GemeinheitstheilungsReceß vom 3. Juli 1863 

wird hierdurch von uns genehmigt. 


L. S.) 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
Toop. Bredoreck. Lorenz. 
[Präsident. Ober⸗Reg.⸗Rath und Abtheil. Director. Reg.⸗Rath und Juſtitiar.] 
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Damit iſt das Verfaſſungswerk der Stadt G. endlich zum Abſchluß gebracht, 
nachdem daſſelbe durch Provocation auf Gemeinheitstheilung — die übrigens 
urſprünglich nur von wenigen Gemeindegenoſſen beantragt wurde, — im Jahre 
1824 eingeleitet wurde. Es liegt in der Natur der Dinge, daß kein menſchliches 
Werk von Beſtand ſein kann; alles in der Welt iſt dem Wechſel, iſt der Verände⸗ 
rung unterworfen; die Verhältniſſe ſind mächtiger als das, was der Menſch — 
eitlerweiſe Conſequenz der Überzeügung nennt. So hat denn auch das Golnowſche 
Verfaſſungswerk in den 44 Jahren, die erforderlich geweſen, um es — bis auf 
Weiteres zu Stande zu bringen, unter vielfachen Kämpfen der Parteien — Haus⸗ 
beſitzer und Miethsbürger — Wandlungen und Abänderungen erfahren müſſen, 
welche in den zeitweilig herrſchenden Anſichten ihre Quelle gefunden haben, die 
indeſſen, wie nicht zu verkennen, mit naturgemäßem Fortſchritt gleichlaufend ſind. 

Das Armengeld, die einzige Abgabe, welche den Geldſäckel der Einwohner⸗ 
ſchaft, in einem ganz geringen Maße, beſteüert, wird, wie oben im Nachtrage 
bemerkt, durch Zuſchlag auf die Klaffen- und klaſſificirte Einkommenſteler erhoben. 
Früher war es anders. Bis ult. 1865 wurde auch die, mit jährlich 980 Thlr. 
zur Kreiskaſſe abzuführende Service-Abgabe durch directe Beſteüerung der Gemeinde⸗ 
genoſſen eingezogen. Dies geſchah nach den, in den Städten Pommerns allgemein 
üblichen Portionsſätzen. Die Gegenſtände der Beſteüerung waren blos der Grund— 
beſitz und das Gewerbe. Vom Grundbeſitz ward 1) ein ganzes Haus zu 2 Por⸗ 
tionen, 2) ein halbes zu 1 P., und 3) Acker und Wieſen zum Werthe von 400 Thlr. 
als 1 P. zur Quotiſation gebracht, Behufs deren der Werth der Acker und Wieſen 
nach der Bonität feſtgeſtellt und eine Art Kataſter gemacht worden war. Bei der 
Beſteüerung des Gewerbes wurde 1) ein Handwerker ohne Geſellen zu 2 P., 2) ein 
Meiſter mit Geſellen nach der Anzahl derſelben und dem Umfange des Geſchäfts 
zu 3—6 P., und bisweilen noch höher; 3) Kaufleüte, Händler und Schankwirthe 
je nach dem Umfange des Geſchäfts zu 4, 6, 8 10 Portionen, 4) verheirathete 
Geſellen zu 1— 1,5 P., 5) Tagelöhner zu 1 Portion eingeſchätzt. Die Portion 
ſtand nicht feſt, ſondern wechſelte nach dem Bedürfniß, meiſtens betrug fie 15— 
17, Sgr. Bei der Einſchätzung ward regelmäßig verfahren und die dazu beſtimmte 
Deputation von Magiſtratsmitgliedern, Stadtverordneten und Bürgerabgeordneten 
war ordnungsmäßig conſtituirt. Da der Portionsſatz ſo mäßig war, ſo kamen nur 
ſelten Reclamationen vor. Die Erhebung geſchah quartaliter und Reſte, wenigſtens 
keine irgend namhafte, pflegten nicht vorhanden zu ſein. Hatte man ſich auch in 
dieſe Art von Communalbeſteüerung von Altersher ſo zu ſagen eingelebt, ſo iſt 
doch die gegenwärtige Weiſe der Erhebung ein weſentlicher Fortſchritt, da ſie eine 
neue Einſchätzung der Steüerpflichtigen überflüffig gemacht, und die Geſchäfte be- 
deütend vereinfacht hat. 


Verwaltung. 

Allgemeine Polizei-Verwaltung. Der Bürgermeiſter iſt, als Delegirter 
der Regierungsgewalt, Decernent in allen Polizeiſachen; einer der Subalternbeamten 
des Magiſtrats ſteht als Polizeiſekretair für die Bearbeitung der Polizeiſachen zu 
ſeiner Verfügung. Vier Polizeiſergeanten, welche indeſſen auch im Communaldienſt 
beſchäftigt werden, bilden das executive Polizeiperſonal, zwei derſelben fungiren 
zugleich als Gefangenwärter. In jedem der 4 Stadtbezirke hat ein Wächter den 
Dienſt der Sicherheits⸗ Polizei bei Nacht. Feldhüter gibt es 3. An Forſtſchutz⸗ 
beamten, nach §. 32 des Geſetzes vom 3. Juni 1852, find außer dem Oberförſter, 
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2 Förſter und 4 Revierjäger angeſtellt, die ſämmtlich zum Tragen von Waffen und 
ihrem Gebrauch berechtigt ſind. Die exekutiven Polizeibeamten der Oberförſter und 
die Förſter haben Anſtellung auf Lebenszeit mit Penſionsberechtigung. Die 
Revierjäger, die Nachtwächter und Feldhüter ſind auſ Kündigung angenommen. 
Sämmtliche Beamten ſind vereidigt. Das Dienſteinkommen, welches ſie beziehen, 
iſt aus den unten folgenden Kaſſen⸗Etats erſichtlich. Die executiven Polizeibeamten 
tragen die vorſchriftsmäßige Dienſtkleidung mit Seitengewehr. Die Forſtſchutz⸗ 
beamten tragen keinen Uniformrock, aber an der Mütze und der Koppel des Hirſch⸗ 
fängers das Stadtwappen als Abzeichen, und find mit Schießgewehr und Hirſch⸗ 
fänger bewaffnet. Als Polizeianwalt fungirt der Bürgermeiſter, welcher dafür eine 
Remuneration von 100 Thlr. bezieht. In G. iſt ein Gensd armes ſtationirt. 


Umfang des Polizeibezirks. Die Polizeiverwaltung beſchränkt ſich 
nicht auf die Stadt und ihren Gemeindebezirk, ſondern erſtreckt ſich auch auf das 
platte Land, indem zu ihr die ſtädtiſchen Eigenthumsdörfer gehören, nämlich Hacken⸗ 
wald, Kattenhof, Münchendorf mit Hölkenhorſt, Golnowshagen, Barfußdorf nebſt 
Stadtantheil von Marsdorf. Dieſer ländliche Diſtrikt des Polizeibezirks umfaßt 
eine Fläche von 19.967,65 Mg. und 3307 Einwohner im Jahre 1867. Daher 
erſtreckt ſich der ganze Polizeibezirk auf 62.278,55 Mg. oder 2,887 Q. Min. und 
auf 11.166 Seelen. Innerhalb des ſtädtiſchen Polizeibezirks befindet ſich kein 
Grundſtück, welches zu einer andern Polizeiverwaltung gehörte. 


Geſchäftsgang im Allgemeinen. Es iſt für die hieſige Stadt eine 
beſondere Polizei⸗Ordnung vom 12. Juli 1841, von der Königl. Regierung unterm | 
25. Auguſt 1841 beſtätigt, in Kraft. Die Feier- Polizei - Ordnung vom 3. Juni 
1851 iſt unterm 25. Auguſt 1851 beſtätigt. Beide Verordnungen ſind gedruckt und 
jedem Hausbeſitzer iſt ein Exemplar übergeben. Die gewöhnlichen Polizei⸗Verord⸗ 
nungen werden durch Aufruf bei Trommelſchlag und durch Aushang bekannt 
gemacht. Der Polizeiſekretair ſowol wie die Polizeidiener ſind mit ſchriftlichen 
Inſtructionen verſehen, eben ſo der Oberförſter und die Förſter. Die übrigen 
Beamten erhalten ihre Verhaltungsregeln durch mündliche Mittheilung. Das All⸗ 
gemeine Landrecht, die Geſetzſammlung und das Amtsblatt, auch die Miniſterial⸗ 
blätter find vollſtändig vorhanden. Eine Trennung der Polizei⸗Regiſtratur von der 
Magiſtrats⸗Regiſtratur findet Statt, doch ſind beide in Einem Local. Ein beſonderes 
Journal für Polizeiſachen wird nicht geführt. Die Polizeiverwaltung hat im Rath⸗ 
hauſe zwar ihr eigenes Geſchäftszimmer, doch hat in denſelben auch der Magiſtrats⸗ 
Kanzlei ihre Stelle angewieſen werden müſſen. Sporteln werden bei der Polizei⸗ 
verwaltung nicht mehr erhoben, auch bezieht kein Beamter Denuncianten⸗Antheile⸗ 


Bevölkerungs-Polizei. Ortspolizeiliche Geburts- und Todtenliſten 
werden nicht geführt. In Betreff der neü anziehenden Perſonen und des Geſindes 
findet eine beſondere Controle nicht Statt, dagegen exiſtirt eine ſolche für die hier 
in Arbeit tretenden Handwerksgeſellen. 


Cultus⸗Polizei. In dem zum Polizeibezirk gehörigen Dorfe Hackenwald 
beſteht eine altlutherſche oder Gemeinde der ſeparirten Lutheraner, die im Dorfe 
ſelbſt 219 Genoſſen zählt. Dies iſt aber nur ein Theil der Gemeinde, der größere 
Theil wohnt in angränzenden Kreiſen, daher deren Zahl nicht angegeben werden 
kann. Die gottesdienſtlichen Verſammlungen finden in einem Privatlokale Statt. 
Die Gemeinde der moſaiſchen Glaubensgenoſſen bat es noch nicht zu einem eigen⸗ 
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thümlichen Tempel gebracht, auch ſie iſt zur Abhaltung des Gottesdienſtes auf ein 
gemiethetes Lokal angewieſen. Mit Einſchluß des jüdiſchen Todtenſeldes ſind 
3 Friedhöfe vorhanden, welche ſich ſämmtlich außerhalb der Stadt befinden. 


Sitten⸗Polizei. Eine Buchdruckerei iſt jüngſthin errichtet worden, in 
der auch ein Golnower Wochenblatt zwei Mal in der Woche erſcheint. Buchbinder ver⸗ 
ſchleißen Bibel, Geſangbuch, Schulbücher. Leihbibliotheken beſtehen nicht. Auch 
nicht Pfandleihanſtalten. Zu außerordentlichen Tanzluſtbarkeiten muß die Erlaub⸗ 
niß beim Bürgermeiſter nachgeſucht werden. Zu den gewöhnlichen Tanzbeluſtigungen 
an den ein für allemal genehmigten Tagen und in beſtimmten Lokalen bedarf es 
dieſer Erlaubniß nicht. Doch werden auch dieſe wie jene außerordentlichen Re⸗ 
viſionen unterzogen, und zur Befolgung der beſtehenden Polizeivorſchriften und zur 
Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung von den Polizeibeamten überwacht. 


Armen⸗Polizei. Es beſteht eine Anſtalt, welche als Armen- und Arbeits- 
haus benutzt wird, zugleich aber auch zur Heilung von Kranken und zur Aufnahme ver⸗ 
wahrloſter Kinder dient. Das Armenhaus iſt vor dem Woliner oder Naugarder 
Thor dicht an der Chauſſee im Jahre 1837 neu erbaut, hat 2 Etagen und bietet 
bei 52 Fuß Länge und 34 Fuß Tiefe hinreichende und zweckmäßig ausgebaute 
Wohnungsraüme dar. Im unteren Raume befinden ſich, außer der Wohnung des 
Hausvaters, zwei große und ein kleineres Zimmer zur Aufnahme von Armen, 
daneben Küche, Waſchküche und Speiſekammern. Im obern Stock iſt ein geraümiges, 
zum Arbeitsſaale beſtimmtes Zimmer nebſt drei Kammern, welche zur Aufnahme 
von Kranken eingerichtet ſind. Im Dachgiebel endlich iſt noch ein kleines Zimmer, 
ſowie ein ſehr zweckmäßig eingerichtetes, heizbares Arreſtlokal angebracht. Die Ein⸗ 
richtung einiger Zimmer zur Aufnahme von Kranken iſt nur beilaüfig mit der 
Anſtalt verbunden. Der Hauptzweck derſelben iſt Beſchäftigung der Ortsarmen. 
Die Communen haben nach 8. 2 und 3 des Ortsarmen⸗Patents einen begründeten 
Anſpruch auf Benutzung der Arbeitskräfte derjenigen Armen, denen ſie Obdach und 
Unterhalt gewähren müſſen. Es liegt aber am Tage, daß ſie die Arbeit der Armen 
nur dann zweckmäßig nutzen können, wenn es ihnen freiſteht, dieſelben zu dieſem 
Ende an einem beſtimmten Orte zu vereinigen und unter angemeſſene Aufſicht zu 
ſtellen. Daraus geht die Einrichtung ſolcher Anſtalten ganz von ſelbſt hervor, und 
die Communen haben aus dem Geſetz ein wohlbegründetes Recht, die Ortsarmen, 
denen ſie Obdach und Nahrung geben müſſen, auch wider ihren Willen in eine 
ſolche Beſchäftigungs⸗Anſtalt zu bringen, und ſie dort durch angemeſſene Mittel zur 
Arbeit anzuhalten. Die Nothwendigkeit einer ſtrengen Hausordnung, welche durch 
die nöthigen Zwangsmittel, die hier offenbar eintreten müſſen, unterſtützt wird, 
folgt ganz von ſelbſt. Demgemäß iſt das Reglement abgefaßt und ebenſo die 
Hausordnung. Es liegt am Tage, daß ohne Strafbefugniß die Exiſtenz einer 
ſolchen Anſtalt unmöglich iſt. Sie iſt aber auch in Bezug auf die Bewohner der 
Anſtalt als das einzige Mittel, ſie wieder zur Arbeit, der dieſe Bettler, Tagediebe 
und Müßiggänger in der Regel ganz entfremdet ſind, zu gewöhnen, ganz heilſam, 
und es kommt daher nur darauf an, daß die Strafbefugniß angemeſſen gehandhabt 
und nicht zu Ungerechtigkeiten gemißbraucht werde. Hiergegen liegt aber die Garantie 
darin, daß die Strafbeſtimmungen einer aus 4, präſumtiv vernünftigen und unpar⸗ 
teiiſchen Männern zuſammen geſetzten Commiſſion ausdrücklich vorbehalten iſt. Es 
läßt ſich wol vorausſetzen, daß eine ſolche nicht ohne dringende Veranlaſſung ſtrafen 
wird. Der Gebrauch, welchen der Magiſtrat von der Anſtalt macht, kann man nur 
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lobenswerth finden. Er bringt darin Kinder unter, welche, da ihre Altern entweder 
Vagabunden oder Zuchthaüsler ſind, einer gänzlichen ſittlichen und leiblichen Ver⸗ 
wahrloſung anheimgefallen waren. Es wird nicht nur für eine angemeſſene Be⸗ 
ſchäftigung ſondern auch für ihren Unterricht geſorgt. Ferner werden, wenn ſie 
vorhanden find, blödfinnige Arme darin aufgenommen, welche früher ohne Aufſicht 
und Beſchäftigung ſich umhertrieben. Die Behandlung der in der Anſtalt befind⸗ 
lichen Subjecte iſt gut, weil zweckmäßig. Selten erheben ſich Beſchwerden, im 
Gegentheil ſind die Leüte mit ihrer Lage zufrieden und bei Kindern zeigt ſich ſogar 
wol ein gewiſſer Ausdruck von Dankbarkeit für die ihnen durch die Aufnahme er⸗ 
wieſene Wohlthat. 

Die Erfahrung anderer Städte, daß die Laſt der Armenpflege von Jahr zu Jahr 
und in einem, Beſorgniſſe für die Zukunft erregenden, Maße im Zunehmen iſt, wird 
mehr oder minder auch in Golnow gemacht. Dieſe Erſcheinung in ihrer Allgemeinheit 
iſt wohl geeignet, die Aufmerkſamkeit auf ſich zu lenken. Strenge Handhabung der 
Armengeſetze, insbeſondere eine genaue Prüfung der Armen-Qualität und nächſtdem 
ſtrenges Anhalten der Armen zur Arbeit, inſoweit ſie dazu noch fähig, ſind gewiß 
ſehr wirkſame Mittel, dem Übel zu begegnen und Anſtalten, wie der Magiſtrat von 
G. ſie eingerichtet hat, verdienen in dieſer Hinſicht jedwede Beförderung. Der 
Grundſatz muß fein 1) keine Unterſtützung ohne Arbeit, und wäre es bei alten 
ſchwachen Leüten auch nur ein Minimum; 2) alle Unterſtützung ſoviel irgend 
thunlich in natura: Holz, Torf, Suppe, Kleider, freie Schule u. ſ. w. für Haus⸗ 
arme, die eigentlichen Almoſenempfänger, denen nur ſoviel an Baarem gereicht 
werde, als zur Wohnungsmiethe erforderlich iſt. Privatvereine für Armen⸗Unter⸗ 
ſtützung ſind nicht vorhanden. 


Medicinal-Polizei. Die Zahl der Perſonen an promovirten Arzten, 
Wundärzten, Hebeammen, Apothekern, welche für die Geſundheitspflege und den Kran⸗ 
kendienſt thätig ſind, iſt bereits oben im Titel von der Bevölkerung angeführt. Impf⸗ 
liſten werden geführt. Vom Krankenbauſe, verbunden mit der Armen ⸗Arbeitsanſtalt 
war im vorhergehenden Artikel die Rede. Eine öffentliche Bade- und Shwimmanſtalt 
iſt nicht vorhanden, obwol die Ihna mit ihrem klaren durchſichtigen Waſſer gute Ge⸗ 
legenheit zur Anlage darbietet. Auf den Straßen find 17 öffentliche Brunnen vorhanden. 
Die Zahl der Privatbrunnen ift nicht bekannt; es ſind ihrer aber viele. Einrich⸗ 
tungen zur Leichenſchau giebt es nicht. Eine Abdeckerei iſt vorhanden. 


Sicherheits-Polizei. Die Nachtwache wird durch die beſoldeten Nachtwächter 
ausgeübt. Die Cabinets⸗Erlaſſe vom 7. April 1809, vom 11. Juli 1829 und vom 
14. September 1830, ſowie die Miniſterial⸗Verordnung vom 4. October 1830 hat 
den Städten die Errichtung von Bürgerwachen oder Sicherheitsvereinen empfohlen. 
bezw. ihnen zur Pflicht gemacht. Dergleichen beſtehen aber in G. z. Z. nicht, auch 
hat die Schützengilde keine Verpflichtung, bei Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit mit einzutreten. Über die zur Polizeiaufſicht verurtheilten Perſonen wird 
eine beſondere Controle geführt, denſelben auch die geſetzlichen Vorſchriften bekannt 
gemacht. Außerdem find die Executivbeamten ſpeciell zur Überwachung angewieſen. 
In Ermangelung einer förmlichen Gefangenen-Anftalt iſt eine Beſchäftigung der 
Deternirten nicht möglich. An Gefängniſſen exiſtirt eins für Civilgefangene und 
eins für Polizeiinhaftirte. Eine Steckbriefs⸗Controle wird geführt und das Trans⸗ 
portweſen vom Polizeiſekretair beſorgt. Die Transporteure wurden früher durch 
den Bürgermeiſter auf vorgängige Meldung angenommen, in der Folge iſt aber eine 
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beſtimmte Anzahl, 30, zuverläſſiger Männer dazu beſtellt worden. An 
Schließwerkzeügen ſind 5 Ketten vorhanden. Eine allgemeine Inſtruction für die 
Transporteure iſt nicht erlaſſen; ſie werden in jedem einzelnen Falle mündlich mit 
Verhaltungsregeln verſehen. Das Gerichts- und Polizei⸗Gefängniß befinden ſich 
im obern Stock des Woliner Thorgebaüdes. 


Feld⸗Polizei. Es hat ſich noch kein Bedürfniß für eine beſondere Lokal— 
ordnung neben dem Geſetze vom 1. November 1847 herausgeſtellt, daher dieſes 
allein die Richtſchnur für Aufrechthaltung der Ordnung auf der Feldmark iſt. Die 
ſtädtiſche Feldmark iſt in drei Jagdbezirke eingetheilt, die verpachtet werden. Außer⸗ 
dem wird durch das Forſtſchutzperſonal die Jagd in der ſtädtiſchen Forſt ausgeübt. 
und zwar für Rechnung der Stadt. Einnahme und Ausgabe werden von einer 
beſondern Jagdkaſſe verrechnet, welche ihren — ſtets kleinen Überſchuß in die 
Kämmereikaſſe ſchüttet. Vermöge Erbpachtcontracts vom 20. December 1799, be⸗ 
ſtätigt sub dato Berlin, den 20. Februar 1800, und deſſen Nachtrags vom 30. Oc⸗ 
tober 1804 hatten die Mitglieder des damaligen Magiſtrats von G. das Recht zur 
Benutzung der hohen, Mittel- und kleinen Jagd auf dem ganzen G.ſchen Stadt⸗ 
gebiete vom landesherrlichen Fiskus erworben und für den alljährlichen, mit Trini⸗ 
tatis fälligen Canon von 110 Thlr. in Golde mit ihrem Gehalte pro rata eine 
Caution beſtellt. Dieſe Jagdgerechtigkeit ging nach Einführung der St. O. vom 
19. November 1808 auf den neüen Magiſtrat, und demnächſt auf die Kämmerei 
über, welche den Canon in der Folge abgelöſt hat. Als Beiſpiel, wie die — 
noble Paſſion fürs Waidwerk ſelbſt Leüte in die Irre führen kann, die für ſich, 
ihres Amtes wegen, die höchſte Potenz der Sittlichkeit in Anſpruch nehmen, ſei 
angemerkt, daß ſich einſt der Prediger von Buddendorf, Machmühl war ſein Name, in 
ſtädtiſchem Jagdgebiet während der Hegezeit betreffen ließ. 


Bau⸗Polizei. Die Beaufſichtigung bei Neü- und Reparaturbauten wird 
durch die ſtädtiſche Bau⸗Deputation geführt. Eine beſondere Bau-Polizei⸗Ordnung 
iſt nicht erlaſſen. Maßgebend ſind die Vorſchriften, welche die Lokal⸗Feüer⸗Polizei⸗ 
Ordnnug enthält. Dieſe begreift auch die Anordnungen wegen der — 


Straßen-Polizei. Alle Straßen find an den Ecken mit den Namen be— 
zeichnet, und jedes Haus führt ſeine Nummer, in der Art, daß für die Stadt an 
ſich eine fortlaufende Nummerirung Statt findet, und ebenſo für jede der beiden 
Vorſtädte, ohne Rücksicht auf Hypothekenbuch und Feüer⸗Societäts⸗Kataſter. Alle 
Straßen ſind gepflaſtert, alle werden Nachts erleüchtet. Der Hanptſtraßenzug, 
welcher das Stettiner Thor mit dem Wolin⸗Naugarder Thore verbindet, incl. der 
Straße in der Wiek und auf dem Röddenberge wird vom landesherrlichen Straßen- 
Fiskus unterhalten. 


Feüer⸗Polizei. Der in G. erlaſſenen Lokal⸗Feüer⸗Ordnung ift bereits oben 
Erwähnung gethan. An Löſchgeräthſchaften find vorhanden: 5 fahrbare Spritzen 
und 1 Handſpritze, 24 Stück Feüerkufen, 15 große Feüerleitern und 18 Feüerhaken, 
ſowie 50 Stück lederne Feüereimer, die ſich im Nathhauſe befinden. Jeder Hauseigen⸗ 
thümer hat vorſchriftsmäßig 1 Feüereimer, 1 Laterne, 1 kurze Leiter auf dem Haus⸗ 
boden. Außer der in der Feüer⸗Polizei⸗Ordnung feſtgeſetzten Beſtimmung über die 
Löſchmannſchaften und Bedienung der Spritzen iſt eine beſondere Anordnung nicht 
getroffen; danach wird das ganze Löſchweſen durch beſondere Commiſſionen geleitet, 
denen ein Magiſtratsmitglied vorſteht, und denen die Mannſchaften aus der Bür⸗ 

Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 
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gerſchaft zugetheilt ſind. Sämmtliche Pferdebeſitzer ſind zum Erſcheinen mit ihren 
Pferden verpflichtet. Es wohnen in der Stadt 2 Schornſteinfegermeiſter, welche 
die Reinigung der Feüereſſen in vorgeſchriebenen Zeiten beſorgen, darüber ein 
Journal führen, und dieſes allmonatlich zur Reviſion einreichen. Die Pulvervor⸗ 
räthe bei den Kaufleüten ſind in der Regel nur unbedeütend und zur Aufbewahrung 
größerer Vorräthe fehlt es an einer offentlichen ſichern Gelegenheit. Die nöthigen 
Beſtimmungen über die Pulvervorräthe ſind iu der lokalen F. P. Ordnung eut⸗ 
halten, deren Befolgung bei den jährlichen Feüerviſitationen nach Möglichkeit mit 
beauffichtigt wird. Nur das feüergefährliche Tobakrauchen im Freien iſt verboten, 
und dies namentlich zwiſchen den Scheünen durch Warnungstafeln in Erinnerung 
gebracht. Verſchiedene Privat⸗Feüer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaften ſind in G. durch 
Agenturen vertreten, ſo die Aachen⸗Münchener ſeit 1837, die Boruſſia, die Magde⸗ 
burger, die Preüßiſche National, die Elberfelder, die Colonia, die Leipziger, die 
Berliner, u. ſ. w. 

Fremd en⸗Polizei. Der Magiſtrat hat die Befugniß, auch Ausgaugs⸗ 
päſſe und Paßkarten zu ertheilen. Über das Paßweſen werden folgende Nachwei⸗ 
ſungen geführt. Ein Paß⸗Viſa⸗Journal, ein Journal über verabreichte Inland⸗ 
päſſe, desgleichen über Ausgangspäſſe, ein Paßkarten⸗Journal und eins über Reiſe⸗ 
routen. Legitimationskarten werden nicht mehr ertheilt. 

Gewerbe-Polizei. An Gaſt⸗, Speiſe⸗ und Schankwirthe, auch Klein⸗ 
händler mit Getränken, ſowie an 2 Geſindevermiether und 2 Windmühlenbeſitzer 
ſind Conceſſionen zum Gewerbsbetrieb ertheilt. Unter den hausangeſeſſenen Bürgern 
befinden ſich folgende Gewerbtreibende: — 14 Bäcker, 1 Conditor, 4 Fleiſcher, 
2 Müller, 2 Brauer, 23 Branntweinbrenner und Deſtillateure, 10 Gaſt⸗ und Schank⸗ 
wirthe, 2 Zimmermeiſter, 12 Zimmergeſellen, 2 Maurergeſellen, 13 Tiſchler, 3 Glaſer, 
3 Töpfer, 1 Klempner, 1 Maler, 1 Kahnbauer, 13 Schmidte und Schlöſſer, 2 Kupfer⸗ 
ſchmidte, 5 Drechsler, 2 Seiler, 5 Böttiger, 3 Stellmacher, 2 Gelbgießer, 3 Gerber, 
16 Tuchmacher, 10 Schneider, 4 Färber, 2 Hutmacher, 15 Schuhmacher, 1 Weber, 
3 Sattler, 2 Kürſchner, 1 Seifenſieder, 1 Nadler; ſodann 43 Schiffer, Boots⸗ und 
Kahnfahrer, welche, ſowie 8 Fiſcher vorzugsweiſe auf der Wiek wohnen. Über die 
hier zum Wochenmarktsverkehr verſtatteten Verkauſsgegenſtände beſteht ein beſonderes 
Regulativ; ſonſtige auf den Verkehr der hieſigen Jahrmärkte, deren 10 abgehalten 
werden, Bezug habende Beſtimmungen ſind nicht getroffen. Die Märkte finden an 
folgenden Tagen Statt: 4. Februar Fettviehmarkt, 18. März Viehmarkt, 23. März 
Krammarkt, 17. Juni Viehmarkt, 22. Juni Krammarkt, 9. September Viehmarkt, 
14. September Krammarkt, 28. October Viehmarkt, 2. November Krammarkt, 
9. December Fettviehmarkt. Der Verkehr auf den Viehmärkten pflegt recht lebhaft 
zu ſein, während der auf den Krammärkten, ſelbſt in den Städten mittlerer Größe, 
wie auch hier in Golnow immer tiefer ſinkt. Die Zeit dieſer Märkte iſt vorüber, 
nur grobe Holzwaaren eignen ſich noch auf Märkten ausgeſtellt zu werden. 

Kaffen- und Rechnungsweſen. In dieſer Beziehung kann auf Das 
verwieſen werden, was darüber im Titel von der Verfaſſung geſagt worden iſt. 
Es geht daraus hervor, daß nicht weniger als 8 Hauptkaſſen unter der unmittel⸗ 
baren Verwaltung des Magiſtrats ſtehen, nämlich die Kämmereikaſſe mit 2 Neben⸗ 
kaſſen für das Forſt⸗ und Jagdweſen, die Bürgerkaſſe in 4 Abtheilungen, die Bau⸗ 
amts⸗ oder Baumannſchaftskaſſe, die Stadtarmenkaſſe, 2 Schul⸗ und 2 Hoſpital⸗ 
kaſſen. Eine frühere Servicekaſſe hat ſeit Einführung der Gebaüdeſteüer, 1. Januar 
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1866, aufgehört. Aus Allem, was geſagt worden, geht hervor, daß das ſtädtiſche 
Kaſſenweſen von G. wegen der vielen Spezialkaſſen ſehr weitlaüfig iſt, und mit 
dem von Regierungswegen aufgeſtellten Principe, wonach in der Regel alle ſtädti⸗ 
ſchen Kaſſen ſich zu Einer Hauptkaſſe vereinigen ſollen, nicht in Einklang iſt. 
Abgeſehen von den beiden Hoſpitalkaſſen, welche als Kaſſen ſelbſtändiger Inſtitute 
in statu quo bleiben müſſen, ſind in dem zuletzt verfloſſenen Halbjahrhundert oft 
Vorſchläge zur Erreichung jenes Ziels gemacht worden, ohne zur Ausführung ge⸗ 
kommen zu ſein. Man hat ſich in Golnow nun einmal in dieſes verwickelte und 
keine Überſicht gewährende Rechnungsweſen hineingelebt, bei dem Alles in Ordnung 
geht. Eine Umgeftaltung möchte gerade das Entgegengeſetzte herbeiführen darum 
bleibe man beim Alten, Hergebrachten, Obſervanzmäßigen, hat doch auch das Her- 
kommen ſein Recht, und, ſtößt es nicht gegen — geſunden Menſchenverſtand, ſein 
wohlbegründetes! 


Etat der Kämmerei⸗Kaſſe pro 1870, 


Vom Magiſtrat eingereicht den 18. Februar 1870. 


— — ——— — 


Tit. Einnahme. | Ab Ipr s| Tit. Ausgabe. . Gr d. 
3 — — om — ns 
J. Beſtändige Gefälle. . . 2.537. 26. 7 I. Befoldungen . . 2.1440 — 4 
II. Unbeſtändige Gefälle. . 334 — 3 II. Penſionen . . 1540. 20 — 
III. Pacht- und Miethzinſen . 6 435. 25. — III. Amtsbedürfniſſe 593. 20. 3 
IV. Überſchuß a. d. Kämmerei⸗ IV. Bauten u. Reparaturen 594. 1 — 
Forſt⸗ und Jagdkaſſe 48. 27. 6 V. Etraßenerleüchtung . . 188. 28. 4 
V. Zinſen von ausgeliehenen VI. Unterhaltung der Land⸗ 
Kapitalien . 4.848. 9. 7 ſtraßen, Wege, Brük⸗ 
VI. Eingezahlte Kapitalien . 150 ken, Dämme 332. 24. 10 
VII. Hundeſteüer 2 4100 — — VII. Gerichte: und Prozeß⸗ 
VII. Gerichtsgefälle er 419212. 8 i 96. 25. 7 
IX. Zuſchüſſe, namentlich an VIII. Alimente von Gefan⸗ 
Tantieme für die Er⸗ enn een 35. 22. 8 
hebungd. Staatsſteüern] 330. 19. 33 IX. Fuhr⸗ und Reiſekoſten. 61. 2 4 
X. Erſtattete Kreis- und Pro⸗ X. Holzſchlage⸗ und Fuhr⸗ 
vinzialabgaben . . | 1.700 — — lohn, Torfſtecherlohn 604. 19 — 
XI. Jusgemein 0 139. 27.110 XI. utenſilien z. öffentlichen 
E SD „oc. 176. 23 — 
XII. Zur Anlegung von Kapi⸗ 
e „ 150 — -- 
XIII. Verzinſung der Cour 
munalſchulden . 101. 76 
XIV. Zu polizeilichen Zwecken] 562. 15. 4 
XV. An Zufhüffen. . . . 6.879. 8. 4 
XVI. „ Abgaben 1.405, 4. 1 
n ee. u N 569. 19. 2 
En XVIII. Susgemein. . oo. 309. 21. 8 
Summa. . 7.044 28. 9 Summa. . 18.402. 23. 5 


Einnahme mit Ausgabe verglichen, bleibt Minder Einnahme 
Thlr. 1357. 24. 8 Pf., 
welche durch die Bürgerkaſſe ergänzt wird, ſowie der Normalbeſtand von 3000 Thlr. ſoweit 
derſelbe beim Abſchluſſe nicht vorhanden iſt. 
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Erlaüterungen. 
Einnahme. 
Tit. I. Beſtändige Gefälle. Dieſer Titel beſteht aus 8 Abtheilungen, 
nämlich: — A. An Grundgeld Thlr. 47. 26. 8 Pf. und zwar für die Walk⸗ 


mühle vom Tuchmachergewerk Thlr. 1. 16. 3 Pf.; von der Judenſchaft für den 
Begräbnißplatz ihrer Gemeinde 4 Thlr., für 4 Stallplätze an der Stadtmauer 
Thlr. 1. 20 Sgr.; von 9 Büdnern in VBarfußdorf, von 7 Büdnern in München⸗ 
dorf, 1 Handwerker in Hackenwald, ſo wie von den Dorfſchaften Barfußdorf und 
Münchendorf Thlr. 40. 25 Sgr. — B. An Erb zinſen Thlr. 675. 23 Sgr. und 
zwar von der Colonie Hackenwald Thlr. 359. 9. 5 Pf.; von einem Coloniſten da⸗ 
ſelbſt für Forſtgrund Thlr. 13. 6. 1 Pf.; von der Colonie Kattenhof Thlr. 230. 
7. 6 Pf.; von dem Erbzinsmann Nürnberg für das Vorwerk Ihnaburg 65 Thlr.; 
von einem Fiſcher zu Ihnamünde 10 Thlr. — C. An Er bpächten Thlr. 1401. 
6. 11 Pf., nämlich vom Vorwerk Wiek Thlr. 135. 22. 6 Pf., vom Vorwerk 
Holländerei Thlr 254. 8. 8 Pf., vom Vorwerk Neühof Thlr. 70. 13. 9 Pf., vom 
Vorwerk Höfe r. der Ihna 110 Thlr., von dem Vorwerke l. der Ihna 98 Thlr., 
von Klein⸗Hoheforſt 7 Thlr., von einem Ackerſtück 1 Thlr.; ferner: von den Colo⸗ 
niſten in Golnowshagen, 56 Poſten, zum Betrage von Thlr. 642. 22. — Pf., von 
der Colonie Hölkenhorſt Thlr. 82. — D. An Mühlenpacht, vom Kupferhammer⸗ 
beſitzer Thlr. 26. 20 Sgr. — E. An Krugpächten Thlr. 12. 25. 8 Pf. von den 
Krügen zu Barfußdorf nnd Münchendorf. — F. An Renten, nach den Martini⸗ 
Marktpreiſen des Roggens, von Barſußdorſ Thlr. 42. 19. 3 Pf., von Münchendorf 
Thlr. 275. 25. 7 Pf. — G. An Canon und Recognition Thlr. 52. 29. 6 Pf., 
und zwar: Canon für die Goltenheidſchen Wiefen von den Büdnern zu Barfußdorf 
Thlr. 31. 29. 2 Pf., von den Büdnern zu Münchendorf Thlr. 14. 27. 6 Pf.; und 
an Recognition von den Büdnern derſelben Ortſchaften Thlr. , 2. 10 
H. An Gewerks geld, vom Tuchmachergewerk für den Gewandſchnitt, und von 
dem Schuhmachergewerk das |. g. Fenſtergeld 2 Thlr. 

Tit. II. Unbeſtändige Gefälle. Dieſer Titel zerfällt in ö Abtheilungen, 
und zwar: A. An Marktrecht und Stättegeld von den Krammärkten durch Ver⸗ 
pachtung 90 Thlr., von den Viehmärkten Thlr. 205. 28. 6 Pf., welcher Betrag in 
den Viehmarktstagen durch eine beſondere Commiſſion erhoben wird. — B. Stätte- 


geld von der Niederlage vacat. — C. Bleicherlohn fürs Bleichen der Leinewand 
ir ie EB: Stadtwaagegefälle und von der der Wollwaage Thlr. 
18. 14. 6 Pf. — E. Für verkaufte Mobiliarſtücke und Baumaterialien Thlr. 16. 
2. 2 Pf 


Tit. III. Mieth⸗ und Pachtzinſen. A. Für Kämmerei⸗Gebaüde Thlr. 
63. 5 Sgr. und zwar für den Mitgebrauch der ſtädtifchen Gefängniſſe 1 Thlr. 
5 Sgr. Für die Feldwärter⸗ Wohnung am Stadthoſe 15 Thlr. Für Benutzung 
der Raüme in den neben den Wällen in der Stadtmauer ſtehenden Gebaüden 
1 Thlr. Für Benutzung des Wachtgebaüdes am Markte 46 Thlr. — B. Für den 
Kämmerei⸗Acker Thlr. 933. 8 Sgr. — C. Für die Kämmerei⸗Wieſen Thlr. 5397. 
26 Sgr. (d. i.: Thlr. 970. 26 Sgr. weniger, als im Jahre 1868). — D. Für die 
4 Kämmerei⸗Gärten Thlr. 32. 1 Sgr. — E. Für die Fiſcherei in der Ihna Pacht 
bis 1875 Thlr. 9. 15 Sgr. 

Tit. IV. Überfhuß aus der Kämmerei ⸗Forſtkaſſe vacat; aus ber 
Kämmerei⸗Jagdkaſſe der im Etat ausgeworfene Betrag. 
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Tit. V. Zinſen von beftätigten Kapitalien. Das Kapital⸗Vermögen 
beträgt Thlr. 97.260. 20. 9 Pf., zum allergrößten Theil aus hypothekariſch ein⸗ 
getragenen Obligationen, zu 5 Pret. Zinſen, beſtehend. Es befinden ſich unter dem 
Kapital⸗Vermögen auch Staatsanleiheſcheine zum Betrage von 8425 Thlr., welche 
noch von der Grundſteüer⸗Entſchädigung vorhanden ſind. Ferner 5776 Thlr. Reſt⸗ 
kaufgelder für die Kämmerei⸗Heideparcelle; und 2000 Thlr. in Stammactien der 
Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn; ſo wie einige kleine Pachtrückſtände. 

Tit. VI. Das einzuzahlende Kapital iſt die Amortiſation von der 
Holzberechtigung der Sonnenmühle. 

Tit. VII. Die Hun deſteüer wird an die Armenkaſſe abgeführt. 

Tit. VIII. Gerichtsgefälle. Sie beſtehen in Thlr. 153. 8. 8 Pf. Laude⸗ 
mialgelder, Thlr. 116. 4 Sgr. Polizei⸗Strafgelder, und 150 Thlr. Bürgerrechtsgeld, 
ca. 50 Thlr. weniger, als im Jahre 1869 wegen Fortfalls des Einzugsgeldes. 

Tit. IX. An Zuſchüſſen. Tantième von der Klaſſenſteüer Thlr. 207. 4. 
6 Pf., von der Gewerbeſteüer Thlr. 79. 22. 11 Pf., von der Gebaüdeſteüer Thlr. 
33. 1. 7 Pf., Zuſchuß aus der Hoſpitalkaſſe Thlr. 10. 20. 3 Pf. 

Tit. X. An erſtatteten Kreis⸗ und Provinzialabgaben durch Zuſchlag zur 
Einkommen- und Klaſſenſteüer 1700 Thlr. oder Thlr. 1134. 10. 10 Pf. weniger, 
als im Vorjahre, 40 Pret. bis zur Deckung der Anleihen zu den Kreischauſſeebau⸗ 
beiträgen pro 1870 und 1871, dann 20 Pret. 


Ausgabe. 


Sie zerfällt in drei Abſchnitte: erſtlich von den Verwaltungskoſten; zum 
andern Ausgaben für öffentliche Communal- und Sicherheitszwecke; zum dritten, 
an öffentlichen Abgaben und Laſten. 


Abſchnitt J. Verwaltungskoſten. 

Tit. J. An Beſoldungen. A. Dem Magiſtrat 1700 Thlr. und zwar: 
Bürgermeiſter Schmalz 800 Thlr., Kämmerer Kruspi 500 Thlr., Rathsherr Gramzow 
400 Thlr. — B. Magiſtratsbeamten 1997 Thlr., nämlich: Erſter Rendant 400 
Thlr., zweiter Rendant 350 Thlr.; Regiſtrator incl. 50 Thlr. perſönl. Zulage 
300 Thlr. und zur Beſchaffung der Kanzleiarbeiten 50 Thlr.; Polizei⸗Sekretair 
180 Thlr., Polizeiſergeant und Rathsdiener 200 Thlr., Polizeiſergeant und 
Kämmereidiener 168 Thlr., demſelben für Reinigung und Heizung der Locale im 
Schulhauſe (früheres Lazareth) 13 Thlr., Polizeiſergeant und Executor und ein 
vierter Polizeiſergeant, je einer ebenfalls 168 Thlr. — C. Andere ſtädtiſche Beamten: 
3 Stadtarmenärzte, jeder 33 Thlr. 10 Sgr., Stadtmuſicus 17 Thlr., zwei Uhr⸗ 
ſteller Remuneration für die Stadtuhren und die Thurmuhr 23 Thlr., Stadtthier⸗ 
arzt 50 Thlr., Stadtverordnetenbote 24 Thlr., Spritzenmeiſter für Inſtandhaltung 
der Spritzen 6 Thlr. Fürs Fegen der Schornſteine in den Kämmereigebaüden, 
den Oberförſter⸗Gebaüden und den Forſthaüſern Lütkenheide, Schnittſoll, dem neüen 
Schulhauſe Thlr. 25. 22 Sgr.; vier Nachtwächter à 60 Thlr., einer bezieht 15 
Thlr. als Miethsentſchädigung; Stadttambour für Trommelſchlag bei den Bekannt⸗ 
machungen Thlr. 20. 8. 4 Pf., Regiſtrator der Stadtverordneten 60 Thlr., Büreau⸗ 
gehülfe 72 Thlr., zu verſchiedenen Remunerationen 50 Thlr. Summa C. an andere 
ſtädtiſche Officianten Thlr. 703. 4 Sgr. 

Tit. 11. Penſionen. Früherer Bürgermeiſter Genz in Regenwald wohn⸗ 
haft, 350 Thlr., früherer Bürgermeiſter Löper, in Wilhelmsfeld bei Fiddichow 
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wohnhaft 466 ⅜ Thlr., Förſter Colell sen. 400 Thlr., ein Kämmereidiener und 
ein Polizeiſergeant je 120 Thlr., ein Nachtwächter 48 Thlr., der Hausvater 
36 Thaler. 

Tit. Ill. Amtsbedürfniſſe. Stempelpapier Thlr. 10. 23. 4 Pf., Schreib⸗ 
materialien Thlr. 124. 21. 3 Pf., Brennmaterial zum Büreaudienſt Thlr. 37. 29. 
9 Pf., Poſtgeld Thlr. 15. 10. 7 Pf., wird, da vom 1. Januar 1870 ab die Porto⸗ 
freiheit aufgehört hat, bedeütend überſchritten werden; Botenlohn Thlr. 2. 9. 2 Pf, 
Buchbinderlohn Thlr. 29. 29. 4 Pf., Actenheften 6 Thlr., Druckſachen Thlr. 130. 
9. 4 Pf., Siegel und Scheeren Thlr. 3. 25. 8 Pf. Für Zeitungen Thlr. 23. 
10 Sgr., es werden gehalten: die neüe Stettiner Zeitung, die Geſetzſammlung und 
das Amtsblatt, beide in 2 Exemplaren, das Miniſterialblatt, der Staatsanzeiger, 
das Central⸗Polizeiblatt und die deütſche Gemeindezeitung; zur Vermehrung der 
Bibliothek Thlr. 9. 1. 10 Pf. 

Summa der Verwaltungskoſten . Thlr. 6334. 10. 7 Pf. 


Ab ſchnitt U. Zu Communal- und Sicherheitszwecken. 

Tit. V. Bauten und Reparaturen. Für Baumaterialien Thlr. 239. 
20 1 Pf. Zum Rathhauſe und zum Familienhauſe Thlr. 22. 16. 9 Pf. Die 
Fraction gibt zwar 100 Thlr. mehr, beide Gebaüde ſind indeß vollſtändig eingerichtet, da⸗ 
her der Mehrbetrag abgeſetzt werden konnte. Zur Unterhaltung der Stadtmauer 
und der Stadtthore, beide in bauwürdigem Zuſtande, weshalb nur 10 Thlr. an- 
geſetzt ſind. Zur Unterhaltung der Steindämme Thlr. 32. 25. 4 Pf. Kleine Re⸗ 
paraturen an den Stadtuhren Thlr. 2. 14. 10 Pf. Unterhaltung der Schulgebaüde 
Thlr. 187. 25 Sgr. Für die Feldwärter⸗ und Nachtwächterwohnungen Thlr. 4. 
7. 3 Pf. Zur Unterhaltung des Stadthofes Thlr. 8. 28. 6 Pf. Desgleichen des 
Spritzenhauſes und des Feüerküfenſchuppens Thlr. 6. 1. 2 Pf. Zu Strom⸗ und 
Waſſerbauten überhaupt Thlr. 20. 9. 9 Pf. 

Tit. V. Straßenerleüchtungskoſten. Für Ol und Docht auf 7 Mo⸗ 
nate 167 Thlr. Für Unterhaltung der Utenſilien Thlr. 21. 28. 4 Pf. 

Tit. VI. — Tit. IX. erfordern keine Erlaüterung. 

Tit. X. Holzſchlagelohn für 36 Fuder Deputatbrennholz für den Super⸗ 
intendenten und Diaconus, je 12 Fuder, und für den Cantor 4 Fuder, à 20 Sgr. 
macht 24 Thlr. Schlagelohn für Brennholz zum öffentlichen Bedarf Thlr. 24. 24. 
7 Pf. Stecherlohn für Torf zum öffentlichen Bedarf Thlr. 193. 29. 8 Pf. An⸗ 
fuhrlohn der 36 Fuder Deputatbrennholz 48 Thlr. Desgleichen des Brennholzes 
zum öffentlichen Bedarf Thlr. 41. 26. 7 Pf. Fuhrlohn des Torfs und Eintragen 
deſſelben Thlr. 271. 28. 2 Pf. 

Tit. XI. An Utenſilien zum öffentlichen Bedarf. Im Jahre 1869 wurde 
auf dieſem Titel eine extraordinaire Ausgabe von 130 Thlr. gemacht, welche die 
Anſchaffung der Amtsketten für Magiſtrat und Stadtverordnete erforderte. 

Tit. XII. Zur Anlegung des Amortiſations⸗Kapitals wegen Holzberech⸗ 
tigung der Sonnenmühle. 

Tit. XI. Verzinſung der Stadtſchulden. Außer den Amtscautionen 
der 3 Kaſſenrendanten, welche zuſammen 2000 Thlr. Caution geſtellt haben, welche 
zu 5 Pret. mit 100 Thlr. verzinſt werden, hat die Stadt⸗Hauptkaſſe nur noch 
25 Thlr. Reſtſchulden von einer, aus der Cholerazeit ſtammenden Anleihe bei der 
Stadtarmenkaſſe; dieſe Anleihe iſt in den Jahren 1847, 1848, 1849, 1852, 1856, 
1857, 1860 und 1861 allmälig getilgt worden, und es iſt jener Reſt verblieben. 


a 
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| Tit. XIV. Zu polizeilichen Zwecken. Für Inſtandhaltung der Feüer⸗ 
löſchgeräthſchaften Thlr. 161. 7. 6 Pf. Desgleichen der öffentlichen Brunnen und 
Waſſerleitungen Thlr. 285. 13 Sgr. Zu verſchiedenen Ausgaben, als: Ol zur 
Nachtwächterſtube auf 7 Wintermonate 3 ½ Thlr.; für Straßenreinigung und Rei⸗ 
nigung der öffentlichen Plätze 30 Thlr.; zu kleinen, unvorhergeſehenen Ausgaben 
Thlr. 82. 8. 10 Pf. 


Tit. XV. An Zuſchüſſen. A. Den Schulkaſſen: Schulkaſſe J. der höhern 
Knaben⸗ und Mädchenſchule Thlr. 1968. 8. 4 Pf. Schulkaſſe II. der allgemeinen 
Stadtſchule Thlr. 2457 Thlr. An Nachſchüſſen 214 Thlr., Miethsentſchädigung für 
den Cantor 50 Thlr. Wohnungsmiethe für die Schule zu Grünhorſt 90 Thlr. 
Summa A. Thlr. 4479. 8. 4 Pf. — B. Der Stadtarmenkaſſe Beitrag 2000 Thlr., 
der nach den Erfahrungen von 1869 ausreichend ſein wird, in der Erwartung, daß 
außerordentliche Ausgaben nicht vorkommen. Außerdem der Betrag der Hunde⸗ 
ſteüer 100 Thlr. Summa B. 2100 Thlr. 

Summa der Ausgaben für öffentliche Communal- und Sicherheits⸗ 
Zwecke 3 ne ne we. Thlr. 9783. 27. 11 Pf. 


Abſchnitt III. Zu öffentlichen Abgaben und Laſten. 


Tit. XVI. An Abgaben. A. Staatsabgaben: Der Grundſteüerkaſſe für 
die Kämmerei ⸗Liegenſchaften Thlr. 339. 12. 7 Pf nach der neüeſten Feſtſetzung 
der Königl. Regierung. — B. Provinzialabgaben: Für das Ükermünder Land⸗ 
armen⸗ und Irrenhaus Thlr. 429. 22. 2 Pf. Feüerkaſſenbeiträge Thlr. 15. 24 Sgr. 
Diäten für den ſtädtiſchen Abgeordneten zum Landtage für Pommern und Rügen 
Thlr. 7. 12. 8 Pf. Chauſſeebauprämien - Zuſchüſſe an die Naugarder Kreiskaſſe 
abzuführen Thlr. 261. 13. 10 Pf. Summa B. Thlr. 714. 12. 8 Pf. -- C. Kreis⸗ 
beiträge: Zum Kreiscommunalfonds Thlr. 336. 8. 10 Pf. Beitrag zur Landes— 
ſtiftung „Nationaldank“ an das Landrathsamt Naugard 15 Thlr. 


Tit. XVII. An Canon für Ihnaburg iſt an die Königl. Forſtkaſſe zu 
Stepenitz zu zahlen 63 Thlr. (dieſer Poſten ſteht nicht auf dem Stepenitzer Forſt⸗ 
kaſſen⸗Etat pro 1863 — 1868, ſondern auf dem des Domainen⸗Rentamts Stepenitz 
pro 1866—68. L.⸗B. Th. I., Bd. VI., 329, 475). An Canon von einigen Colonien 
ſind Thlr. 506. 19. 2 Pf. an die Bürgerkaſſe zu zahlen. 


Tit. XVII. Insgemein. Auf dieſem letzten Titel der Ausgabe ſtehen 
folgende Poſten: 1) Aus dem Thonslegat zur Speiſung der Magiſtratualen Thlr. 
3. 15. 7 Pf. 2) Dem Schützenkönig für den Königsſchuß 8 Thlr. 3) Zu unbe⸗ 
ſtimmten Ausgaben Thlr. 235. 21. 8 Pf. 4) An Zinſen an das Königl. Bank⸗ 
Comptoir zu Stettin auf 1250 Thlr. Anleihe zur Beſtreitung einſtweiliger Bedürf⸗ 
niſſe, welche durch Steüerzuſchlag wieder aufgebracht werden Thlr. 62. 15 Sgr. 

Summe der Abgaben und Laſten . . . Thlr. 2284. 14. 11 Pf. 


Der Naugarder Kreis. 


Erſter Special-Etat. 
Kämmerei⸗Forſtkaſſe pro 1840. 
Einnahme und Ausgabe ſchließen ab mit. Thlr. 646. 6. 9 Pf. 
Einnahme. 
Tit. I. Beſtändige Gefälle, beſtehend in 14 Thlr. Brennzins von 14 ab» 
gezweigten Coloniſtenſtellen in Hackenwalde. — Tit. II. Unbeſtändige Gefälle Thlr. 


632. 6. 9 Pf., nämlich Thlr. 286. 22. 7 Pf. für verkauftes Holz, Thlr. 288. 10. 
2 Pf. für deſraudirtes Holz, und Thlr. 57. 4 Sgr. an Deſraudationen. 


Ausgabe. 

Tit. I. An Gehalt 260 Thlr., nämlich 60 Thlr. Beitrag zum Gehalt des 
Oberförſters Schröder zu Grünhaus. 150 Thlr. Gehalt für den Förſter zu Schnitt⸗ 
ſoll. 50 Thlr. Remuneration für den Holzmeiſter auf 5 Wintermonate à 10 Thlr. 
— Tit. Ul. An Baukoſten für das Forſthaus Schnittſoll Thlr. 68. 3. 8 Pf. Da 
die Herſtellung eines Brunnens bedeutende Koſten verurſachen wird, jo wird der 
in Anſatz gebrachte Poſten vorausſichtlich überſchritten werden. — Tit. III. Zur 
Anſaamung der Forſt, ſowie für ſonſtige Kulturanlagen in derſelben Thlr. 222. 
15. 10 Pf. — Tit. IV. Anweiſegeld bei Holzverkaüfen Thlr. 1. 26. 8 Pf. — 
Tit. V. Holzſchlage⸗ und Rückerlohn 80 Thlr. Es iſt die ungefähre Ausgabe 
des vorigen Jahrs angenommen, da wol nicht Andernngen von Bedeütung ein⸗ 
treten werden und die früheren Ausgaben nach Verkauf der Heideparcele nicht mehr 
maßgebend ſind. Tit. VI. An Stempel⸗ und Licitationskoſten Thlr. 3. 18. 4 Pf. 
— Tit. VII. Insgemein Thlr. 10. 2. 3 Pf. — Tit. VIII. Überſchuß zur Kämmerei⸗ 
kaſſe, wird von dieſer im Tit. XV. aufgenommen. 

Anmerkung zum Abſchluſſe. 

Die Zinſen von dem, aus den außerordentlichen Abholzungen angeſammelten, 
Kapital werden direct bei der Kämmereikaſſe vereinnahmt und bilden den Rein⸗ 
ertrag der Kämmereiforſt. Dieſelben betragen: — 

Thlr. Sgr. Pf. 


1) Aus den früheren Abholzungen und dem Zauckſchen Kapital 1426. 3 
2) „ dem neüen Kapital der zu 15.200 Thlr. verkauften 


Forſtparcele. W 760 — — 
In Summa. . . 2186. 17. 3 

Die Kämmereiforſt ſoll Einnahme gewähren. 1863 — — 
Ergibt Überſchunn ß. . 


Zweiter Special⸗Etat. 
Jagdkaſſe pro 1870. 
Dieſelbe ſchließt in Einnahme und Ausgabe nit. . . Thlr. 64. 1 — 
Und zwar fließt 
Die Einnahme aus dem verkauften Wilde, während die Ausgabe Thlr. 15. 
3. 6 Pf. an Schießgeld und Treibekoſten beträgt, und der Überſchuß zum Betrage 
von Thlr. 48. 27. 6 Pf. zur Känemereikaſſe fließt, in deren Rechnung er unter 
Tit. IV. vereinnahmt wird. 
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Etat der Bürgerkaſſen pro 1868 - 1870, 


Vom Magiſtrat eingereicht den 20. Mai 1868. 


Tit. Einnahme. Re. Ipr N Tit. Ausgabe. | Br & 
Bürger:Kaffe Ifte Abtheilung. 

J. Beſtändige Gefälle . 507. 11. 8j I. Amtebebürfniffe. . - - 1.20 — 
II. Unbeſtändige Gefälle. . | 1305. 29. 2| II. Beſoldung d. Forſtbeamten] 1095 — — 
III. Pacht-Zinfen . 1942 5 — III. Bauten der Forfthanfer . 86. 20. 10 
IV. Zinſen von Kapitalien 15. 21. 2 IV. Ütenfilien zum Bedarf 86. 8. 8 
V. Grundgeld . 108. 21. 10 V. Forſtkulturkoſten. 710 — 10 
VI. Insgemein . 157. 4. 2] VI. Inſtandhaltung d. Wege ꝛc. 146. 19. 3 
ar . VII. Holzſchlagelohn 2c. . | 1464. 6. 4 
VIII. Gerichtskoſten c. 5. 1. 4 
= IX. Stempelfteüer * — 28. 4 
Es X. Fuhr und Reiſekoſten 23. 6. 6 

8 XI. Abbürdung u. Verzinſung 
= der Schulden 866. 2. 3 
SR XII. Desgl. von Reallaſten . 165. 29 — 
I che 2 
3 XIV. Staatsabgaben 543 — 1 
XV. Ins gemein 5. 20. 4 
Summa . 4032. 3 =] Summa. . . 5272. 19. 9 
Die Einnahme mit der Ausgabe verglichen ergibt Minuans 1240. 16. 9 
Es tritt hinzu der Zuſchuß an die Kämmereikaſſe mit 26 5. 3. 9 
Fehlen in Summa 3905. 19. 9 

welche durch die Bürger⸗Baubolz⸗ und Bürger⸗Inquilinenkaſſe ergänzt werden 

müſſen, wie folgt: 

1) Aus der Bürger⸗Bauholzkaſſe mit J.. [[ 3497 13 6 
a naniintentane mit! . / Ä 408. 6. 3 


Erlaüterungen. 


Einnahme. 

Tit. 1. Beſtändige Gefälle. Sie beſtehen in einem Canon von 22½ 
Sgr. für die 6 Mg. große ſ. g. Plantage vor dem Stettiner Thore, und dem Bei⸗ 
trage aus der Kämmereikaſſe, nämlich / des Canons vom Hackenwalde mit Thlr. 
239. 16. 3 Pf., ¾ der Hackenwalder Mühlenpacht und / des Canons von 
a Fürſtenflagge, Hoheforſt, Kamelsberg und Hölkenhorſt mit Thlr. 253. 

g Tit. 1. Unbeſtändige Gefälle. Für verkauftes Holz aus der Bürger⸗ 
beide zur Erfüllung des Normalſtandes, und zur Deckung der Bedürfniſſe für die 
Kämmereikaſſe iſt nichts ausgeworfen, es wird aber auf den vorſtehenden Abſchluß 
der Einnahme und Ausgabe verwieſen, woraus der Bedarf entnommen wird. Die 
oben ausgeworfene Summe beſteht aus dem von der Bürgerſchaft zu erſtattenden 
Schlagelohn im Betrage von Thlr. 1228. 24. 2 Pf. und in Thlr. 77. 5 Sgr. 
Weidegeld für Schafe. 

Tit. III. Pachtzinſen. Ackerpacht von Bürgergrundſtücken Thlr. 349. 
18 Sgr., Wieſenpacht von Bürgergrundſtücken Thlr. 1575. 2 Sgr. Andere Pacht⸗ 
gefälle betragen Thlr. 17. 15 Sgr., und zwar für die Benutzung des Exerzier⸗ 

Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 70 
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platzes zum Übertreiben des Viehs 2 Thlr. und für Nutzung des Geſtelles von 
Blankenfeld nach der Loßnitz in der Bürgerforſt Thlr. 15. 15 Sgr. 

Tit. IV. Zinſen von Kapitalien. Kaufgeld zum Betrage von 262 / 
Thlr. für 2 Bauſtellen auf der Wiek, welches zur erſten Stelle eingetragen iſt; die 
Zinſen davon Thlr. 13. 3. 9 Pf. Einige Pachtreſte Thlr. 2. 17. 5 Pf. 

Tit. V. An Grundgeld für Kiesentnahme und für verkaufte ſtädtiſche 
Plätze die im Etat ausgeworfene Summe. 

Tit. VI. Insgemein hat keine ſpeciell aufgeführten Einnahmepoſten. 


Ausgabe. 

Tit. I. Amtsbedürfniſſe enthält nur die Koſten des Einbands des Ma⸗ 
nuals und der Rechnung. 

Tit. II. Beſol dung der Forſtbeamten der Bürgerforſt. Oberförſter 
Schröder zu Grünhaus 400 Thlr.; Förſter zu Lütkenheide 150 Thlr.; Förſter zu 
Neühof 180 Thlr. und 36 Thlr. Miethe für deſſen Wohnung und Land; Revier⸗ 
förſter zu Hackenwald 150 Thlr. und 35 Thlr. Wohnungs⸗ und Landmiethe für den⸗ 
ſelben; Revierjägerſtelle für den Belauf I. 72 Thlr., Revierjägerſtelle für den 
Belauf IV. 72 Thlr. 

Tit. III. Zu Bauten der Forſthaüſer. Es handelt ſich um In⸗ 
ſtandhaltung der Ober⸗Förſterei⸗Gebaüde zu Grünhaus und des Forſthauſes zu 
Lütkenheide. 

Tit. IV. An Utenſilien zum öffentlichen Gebrauch. 

Tit. V. Forſtkulturkoſten. Zur Anſaamung der Forſt, Anlegung und 
Kultivirung von Saamenbeeten, Forſtverbeſſerungen und ſonſtige Ausgaben. 

Tit. VI. In ſtandhaltung der Wege, Brücken und Gräben in den 
Bürgergrundſtücken, ſo wie zur Melioration der Grundſtücke. 

Tit. VII. Holzſchlagelohn, auch Rückerlohn für das an die Bürgerſchaft 
abzugebende Klafterholz. 

Tit. VIII. Gerichts- und Prozeßkoſten, fo wie für andere vorkommende 
Koſten. 

Tit. IX. und Tit. X. bedürfen keiner Erlaüterung. 

Tit. XI. Zur Abbürdung der Schulden ſind 600 Thlr. beſtimmt; 
dann bleibt der Schuldenſtand noch Thlr. 4721. 5 Sgr. Die Zinſen betragen 
Thlr. 266. 2. 3 Pf. 

Tit. XII. Zur Abbürdung der Reallaſten an Bauholz, Rente incl. 
Brennholz in Natura an die Kreiskaſſe zu Naugard für die Ober- und die Unter⸗ 
Kronmühle. 

Tit. XIII. An Zuſchüſſen zur Schulkaſſe: Holzentſchädigung für den 
Rector 48 Thlr., für den Conrector 24 Thlr. Der Kämmereikaſſe zur Erfüllung 
des Normalbeſtandes ult. 1866 nach dem Kaſſenabſchluſſe. 

Dieſe 13 Titel bilden den Erſten Abſchnitt des Etats, deſſen Ausgaben 
zu Verwaltungs⸗ und Communalzwecken beſtimmt ſind, zum Geſammtbetrage 
von Thlr. 4723. 29. 4 


Tit. XIV. Staats abgaben: Grundſteüer nach der Veranlagung und Feſt⸗ 
ſetzung der Königl. Regierung. 

Tit. XV. Insgemein, ohne ſpecielle Nachweiſung. 

Beide Titel machen den Zweiten Abſchnitt aus: Offentliche Abgaben und 
Koſten zum Betrage von n Thlr. 548. 20. 5 
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Bürger⸗Kaſſe ll. Abtheilung oder Bauholz⸗Kaſſe. 
Einnahme und Ausgabe ſchließen ad . 2.2... Thlr. 3812. 16. — 


Einnahme. 
Tit. J. An Stämmerlohn, durch die Hausbeſitzer erſtattet gegen Empfang 
des Bauholzes Thlr. 165. 2. 6 Pf. — Tit. II. Für verkauftes Bau⸗ und Nutzholz 
wegen Zuſchuſſes an die Bürgerkaſſe l. Abtheilung Thlr. 3497. 13. 6 Pf. und 


wegen Bezahlung des Ablöfungsfapitals der Sonnenmühle an die Kämmereikaſſe 
150 Thlr. 


Ausgabe. 

Tit. J. An Stämmer⸗ und Rückerlohn 150 Thlr. — Tit. I. An Zuſchuß⸗ 
beitrag zum Tit. II. der Bürgerkaſſe J. Abtheilung, ſo wie zur Auszahlung der 
Überſchüſſe des verkauften Bauholzes an die hausbeſitzende Bürgerſchaft, / des 
ganzen Zuſchuſſes Thlr. 3497. 13. 6 Pf. — Tit. III. Zur Tilgung der Schulden: 
Ablöfungs - Kapital von der Holzberechtigung der Sonnenmühle 150 Thlr. — 
Tit. IV. Insgemein und zur Ausgleichung des Etats Thlr. 15. 2. 6 Pf. 


Bürger⸗Kaſſe Ill. Abtheilung oder Torf⸗Kaſſe. 
Einnahme und Ausgabe gleich zum Betrage von . . Thlr. 1020. 11. 1 


Ein nahme. 
Tit. J. Für Torf von der Bürgerſchaft Thlr. 1008. 28. 4 Pf. — Tit. II. 
Insgemein und zur Ausgleichung des Etats Thlr. 11. 12. 9 Pf. 


Ausgabe. 

Tit. J. Dem Torfinfpector Remuneration 90 Thlr. — Tit. 1. An Torf⸗ 
ſtecher⸗, Aufſetzer⸗ und Packerlohn Thlr. 892. 15. 10 Pf., und zwar fürs Stechen 
des Torfs Thlr. 698. 15 Sgr.; fürs Riegeln Thlr. 77. 18. 4 Pf,; fürs Packen 
Thlr. 116. 12. 6 Pf. — Tit. III. Zur Unterhaltung der Torfhütte, der Torf⸗ 
Utenſilien, ſo wie Fuhrlohn für dieſelben Thlr. 37. 4. 7 Pf. — Tit. IV. Ins⸗ 
gemein Thlr. — 20. 8 Pf 


Bürger⸗Kaſſe IV. Abtheilung oder Inquilinen⸗Kaſſe. 
Einnahme und Ausgabe ſind gleich zum Betrage von. . Thlr. 742. 8. 11. 


Einnahme. 
Tit. J. An Zeitpacht für 19 Kaveln vom Freiheitsplan No. 758 Thlr. 601. 
2 Sgr. — Tit. II. An Zuſchuß aus der Bürgerkaſſe J.: Zinsrenten für die 


Inquilinenbürger von 2821 a Thlr. aus den früheren Holzverkaüfen & 5 Pret. 
Thlr. 141. 2. 3 Pf. — Tit. III. An Zinſen von Pachtreſten Thlr. — 4. 8 Pf. 


N Ausgabe. 

Tit. I. An Prozeßkoſten Thlr. 6. 23. 4 Pf. — Tit. Il. Zuſchuß an die 
Bürgerkaſſe 1. zur Deckung des Bedürfniſſes „ des ganzen Zuſchuſſes Thlr. 408. 
6. 3 Pf. — Tit. III. An Grundſteüer⸗Beitrag Thlr. 22. 12 Sgr. — Tit. IV. 
Vertheilung der Revenüen an die Inquilinen⸗ Bürger, an Pächten und Zinſen 
Thlr. 304. 27. 4 Pf. 


70° 


556 Der Naugarder Kreis 


Etat der Bauamts-Kaſſe pro 1868 1870. 
Einnahme und Ausgabe find abgeglichen auf Höhe von. . . Thlr. 822. 15. 9 


Einnahme. 

Tit. 1. Beſtändige Gefälle. An Canon von dem Vorwerke Höfe rechts 
der Ihna für eine Wieſe 2 Thlr. — (Ein Canon von 1 ½ͤ Thlr., welcher für ein 
Ackerſtück am Trappenort entrichtet wurde, iſt 1865 abgelöſt). — Tit. Il. Unbe⸗ 
ſtändige Gefälle Thlr. 111. 29. 3 Pf., nämlich: Pfandgeld und Strafen 
Thlr. 11. 24. 4 Pf. Für verkaufte Bullen Thlr. 70. 2 Sgr.; Beiträge zum Auf⸗ 
füttern der Bullen Thlr. 30. 2. 11 Pf. — Tit. Il. Pachtgefälle. 1. Für 
Ackerkaveln Thlr. 456. 11 Sgr, und zwar: a) Die 5 Kaveln auf dem Plan in den 
Hufen zwiſchen den Wegen von Speck und dem Göllnitzbach, bis 1873 Thlr. 110. 
15 Sgr. b) Ackerplan in der Fahnerhorſt, bis 1873 Thlr. 132. c) Für 20 Ka⸗ 
veln von dem ſ. g. Neüen Lande, bis 1873 Thlr. 149. 17 Sgr. d) Ackerplan im 
Wollwinkel bis 1868 Thlr. 28. 25 Sgr. — e) Plan in den Lehmkuhlen rechts 
von der Staatsſtraße nach Naugard, bis 1868 Thlr 35. 14 Sgr. — 2. Für den 
Wieſenplan im Breitenbruch in 10 Kaveln und 7 Mg. 50 Ruth. Sandkamp, im 
Ganzen 54 Mg. 154 Ruth. bis 1867 Thlr. 249. 18 Sgr. — 3. Dammgeld vom 
Dorfe Marsdorf Thlr. 1. 10 Sgr. (Aus dem Dorfe Kriwitz kam früher auch 


Dammgeld, 2 Thlr., ein, welches ſeit 1867 in Ausfall geſtellt it). — Tit. IV. 
Zinfen von Kapitalien Thlr. 1. 7. 6 Pf. 
Ausgabe. 


Tit. 1. Beſoldungen 430 Thlr., nämlich 3 Feldwärter à 120 Thlr. und 
1 Feldwärter 70 Thlr. Letzterer fungirt 5 Monate als Holzmeiſter und 7 Monate 
als Feldwärter. — Tit. II. Amtsbedürfniffe I Thlr. für den Einband des 
Manuals und der Rechnung. — Tit. IIl. Zum Ankauf der Bullen Thlr. 126. 
10. 10 Pf. — Tit. IV. Zum Auffüttern der Bullen, 6 an der Zahl Thlr. 
234. 10 Sgr. — Tit. V. Ins gemein Thlr. 30. 24. 11 Pf. 


Etat für die Stadtarmen-Kaſſe pro 1868. 


(Für das Jahr 1870 iſt der Etat nicht eingereicht, muthmaßlich, weil der von 1868 prolongirt 
worden ift.) 


Einnahme und Ausgabe ſind äusgeglichen auf Höhe von . . Thlr. 3486. 4. 6 


Einnahme. 

Tit. 1. Unbeſtändige Gefälle Thlr. 246. 21. 2 Pf., nämlich: Aus den 
Becken an den Kirchenthüren Thlr. 11. 17. 3 Pf. — Nachlaß der Armen vacat. 
— Verdienſt der Haüslinge im Armen- und Krankenhaufe, ſo wie erſtattete Ver⸗ 
pflegungskoſten Thlr. 235. 3. 11 Pf. — Tit. I. An Intereſſen von Kapitalien 
Thlr. 3. 22. 6 Pf. Die Kämmereikaſſe hat ſeit 1833 aus dem Cholerafonds 25 
Thlr. angeliehen. 50 Thlr. ſtehen bei einem Bürger auf deſſen Haus in der 


nn 
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| Stadt eingetragen; die Zinſen, 2 ¼ Thlr., werden zum Ankauf von Schulbüchern 

für Kinder armer Altern verwendet. 50 Thlr ſind bei der Spa rkaſſe belegt und 
| werden die Zinſen zum Kapital geſchlagen, ein Legat der Wittwe Fortong zu 
Stettin, einer Blindenanſtalt überwieſen. — Tit. IV. Zuſchüſſe. Von der 
Kämmereikaſſe Thlr. 2000. 20. 10 (fo auch im Jahre 1870 laut Kämmerei ⸗Etat); 
vom Hoſpital St. Spiritus 110 Thlr.; vom Hoſpital St. Georg 175 Thlr.; Bei⸗ 
träge von der Bürgerſchaft durch die Armengeld-Receptur 900 Thlr. Summa der 
Zuſchüſſe Thlr. 3185. 20. 10 Pf. — Tit. IV. Insgemein 50 Thlr. nach 
der Fraction. 

Ausgabe. 

Tit. I. Beſoldungen. Dem Hausvater nebſt der Hausmutter im Armen⸗ 
und Krankenhauſe 60 Thlr. — Tit. II. Hoſpitalſpenden und zu ſtiftungsmäßigen 
Zwecken Thlr. 85 13. 4. Auf dieſem Titel ſtehen 4 Perſonen mit Thlr. 17. 3. 
4 Pf. als Pröben, die Armen im Gaſthauſe mit Thlr. 1. 10 Sgr., 6 Kurrendaner 
mit 2 Thlr. und 45 Thlr. Thomsgelder, ſ. g. weil ſie am St. Thomastage an Be⸗ 
dürftige vertheilt werden (Legat aus dem Segler -Stiftfonds). — Tit. III. Zur 
Armenpflege Thlr. 2558. 27. 10 Pf., nämlich 1500 Thlr. Unterſtützung der 
Stadtarmen in monatlichen Raten, die bereits ſeit Juli 1866 durchſchnittlich 125 
Thlr. betragen. Medicinkoſten Thlr. 162. 12. 7 Pf. Beerdigungskoſten incl. Särge 
Thlr. 46. 8. 9 Pf. Außerordentliche Unterſtützungen und Bekleidungskoſten Thlr. 
848. 23 Sgr. An durchreiſende Arme Thlr. 1. 13. 6 Pf. — Tit. IV. Koſten 
des Armenhauſes Thlr. 748. 18. 7 Pf. und zwar: Für Verpflegung der Armen 
Thlr. 563. 15. 7 Pf., für Bekleidung derſelben Thlr. 128. 21. 1 Pf., für An⸗ 
ſchaffung und Inſtandhaltung der Untenſilien Thlr. 56. 11. 11. Pf. — Tit. V. 
Insgeme in Thlr. 53. 4. 9 Pf., darunter befinden ſich Thlr. 1. 7½ Sgr. für 
Buchbinderarbeiten, und die oben im Einnahme Titel II. nachgewieſenen 2½ Thlr. 
Zinſen, von 50 Thlr. Kapital, welche der Schuldeputation Behufs Anſchaffung von 
Schulbüchern für arme Kinder überwieſen werden. 


Die Stadtforſt. Hiſtoriſch-Techniſches. 


Nach einer in den Jahren 1803 bis 1806 angefangenen, aber nicht zu Ende 
geführten, auch nicht zuverläſſigen Vermeſſung betrug das Areal der, faſt ein zu⸗ 
ſammenhangendes, vom Ihnafluß in zwei DT wal te Ganzes bilden⸗ 


den Waldfläche in runder Summe .. Mg. 39.000 — 
Die einzelnen Theile dieſer Fläche waren: 
1. Die Barfußdorfer Heide von beilaüfigg Mg. 4800 — 
„ oe EN a N o 
2. Der Antheil der Stadt auf dem rechten Ihna- ufer. 11.988. 63 
3. Der auf dem linken Ufer der Ihna belegene Theil... 12 000 — 
r . r 2.011.117 
Außerdem an Elsbrüchern längs der Fürſtenflagger Gränze: 
6, Dief rolle Hen e eee a ee Mg. 1351 — 
6. Das ſogenannte Sinähru ee N FEN ante 469.107 
To ma ne,, en nn 5 163.100 
65 5 Schambacherbruch Ne N 413.122 2.897.169 
Mithin überhaupt etwa. . 2 2 20. . Mg. | 38.997.169 


— 
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Hiervon ſind die zu 2—8 aufgeführten Theile unbeſtrittenes Eigenthum der 
Stadt, was dagegen die unter 1 bemerkten zwei Dorfsheiden anbetrifft, ſo war bei 
Regulirung der gutsherrlichen und baüerlichen Verhältniſſe der beiden Eigenthums⸗ 
dörfer Barfußdorf und Mönchendorf auch die Theilung dieſer Heiden zur Sprache 
gekommen; die Frage dieſer Theilung wurde aber vor das Reviſions⸗Colle⸗ 
gium zur Entſcheidung gebracht, welche im Jahre 1819, der Epoche, die hier ins 
Auge gefaßt wird, noch in der Schwebe war. 


Zufolge der frühern Verfaſſung in Hinſicht des getheilten Bürger- und Käm⸗ 
merei⸗Vermögens gehörte der Kiefernwald und ein Theil der Brücher, die Tolle— 
heide genannt, zum Bürgervermögen; für die Kämmerei blieben nur die übrigen 
Brücher, welche jetzt 1000 Mg. und etwas darüber, enthalten. In dieſer, der 
Bürgerſchaft gehörenden Kiefernheide herrſchte — wol von Gründung der Stadt 
an, mithin ſeit ſechshundert Jahren, die ſ. g. freie Art. Im Jahre 1671 haben 
Bürgermeiſter und Rath der Stadt Golnow, im Beiſein der Viertelsleüte und Acht⸗ 
männer eine, von der Königl. Schwediſchen Regierung zu Wolgaſt beſtätigte, Holz 
ordnung aufgerichtet. Darin iſt beſtimmt, was Bürger- und Kämmereiheide ſein 
ſoll, welche Rechte den Bürgern an Erſterer zuſtehen, und namentlich wie vom 
Magiſtrate zur Conſervation derſelben die nöthigen Veranſtaltungen getroffen und 
Contravenienten beſtraft werden ſollen; namentlich iſt darin der Verkauf von Bau— 
und anderm Holze Seitens der Bürger unterſagt, überhaupt ſoll nur das Be— 
nöthigte zur Nothdurft gegeben werden. Obwol dieſe Holzordnung ganz ent- 
ſchieden in Kraft ſtand, ſo war dieſelbe doch ganz in Vergeſſenheit gerathen und 
ein jeder Bürger nahm ſeinen Bedarf au Bau- und Brennholz, wann und wo es 
ihm gefiel. Zur Aufficht über die Forſt war nur Ein Holzwärter beſtellt, welcher 
der Forſt Schutz, beſonders gegen auswärtige Eindringlinge gewähren ſollte, der 
biefige Bürger nahm feinen Holzbedarf ganz beliebig nach Raum und Zeit, gleich— 
viel, ob er Brauer, Branntweinbrenner, Bäcker, oder ein anderer Profeſſioniſt war, 
der zum Betrieb ſeines Gewerbes gar keiner Feüerung bedurfte. Dies ging hin ſo 
lange die Stadt nicht die allmälig zunehmende Bevölkerung hatte, anch die hieſigen 
Wälder auf dem anſehnlichen Terrain von faſt 2 Geviertmeilen den Wäldern Polens 
glichen, und vor 50 Jahren konnten damais noch lebende alte Leüte, die noch 
ein halbes Jahrhundert weiter zurück denken konnten, kaum es begreifen, wie die 
großen Dickigte, in welchen ſie ſich zu Zeiten des ſiebenjährigen Krieges als Kinder 
vor den Moskowitern verborgen hatten, ſo licht geworden waren; bei der Wirthſchaft 
mit der freien Axt begreift's ſich aber leicht In der zweiten Hälfte des 18. Jahr⸗ 
hunderts aber wurde allgemach die Nothwendigkeit gefühlt, der hieſigen Holzver⸗ 
wüſtung ein Ziel zu ſetzen und es kam, nach langen, zwiſchen dem Commissario loci, 
dem Städteforſtmeiſter und Bürgermeiſter und Rath der Stadt gepflogenen Ver⸗ 
handlungen, endlich am 15. November 1784 ein Regulativ zu Stande, worin, nach 
Maßgabe der allgemeinen Forſtordnung vom 24. December 1777, die Grundſätze 
einer beſſern Forſtverwaltung dahin präciſirt wurden, daß — 1) in Hinſicht des 
Brennholzes jedem Bürger 6 Faden Holz gegen Bezahlung des Schlagelohns ver⸗ 
abreicht; 2) das Bauholz nur auf Anweiſung gegeben werden ſollte; und 3) das 
Einſammeln und Holen auf gewiſſe Holztage beſchränkt wurde. Dieſe Einrichtung 
ging jedoch nur in dem Maße vorwärts, wie Einſchränkungen der gedachten Art 
überhaupt ausführbar ſind. Iſt es ſchon nicht leicht, eine Dorfſchaft auf die 
gebührenden Schranken bei Ausübung der ihr zuſtehenden Holzungsgerechtigkeit zu 
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verweiſen, wie viel ſchwerer muß es bei einer ganzen Stadt ſein, deren Einwohner 
noch dazu den einzig vorhandenen Forſtſchutzbedienten als ihren eigenen, von ihnen 
beſoldeten Officianten betrachtet! 

Nach weiteren Verhandlungen zwiſchen dem Magiſtrate und den Aufſichts⸗ 
behörden kam dann, auf Grund des Hofreſcripts vom 15. Januar 1798 und der 
Verfügung der Pommerfchen Kriegs- und Domainenkammer vom 1. März deſſelb. 
Jahres, worin das Verhältniß zwiſchen Bürger⸗ und Kämmereiheide, nach Anleitung 
der Holzordnung von 1671 näher auseinander geſetzt wurde — im Weſentlichen 
beſtätigt durch Erkenntniſſe der Pommmerſchen Regierung vom 7. März und 8. 
September 1800, — ein unterm 24. Mai 1800 beſtätigter Forſtwirthſchaftsplan 
zu Stande, nach welchem das Bauholz zu beſtimmten Preiſen, welche ungefähr die 
Hälfte der ſpätern Forſttaxe für die Staatsforſten betrugen, der Bürgerſchaft über⸗ 
laſſen, und der Erlös nach Verhältniß der Haüſerzahl unter die Berechtigten ver⸗ 
theilt ward, bis der Krieg dieſe Einkünfte zur Deckung der Stadtausgaben ver⸗ 
ſchlang. Die Verabreichung von 6 Faden Holz an jeden Bürger war ſchon früher 
unterblieben — von Seiten des Magiſtrats, weil er einſah, daß die Forſt es nicht 
tragen konnte, — von Seiten der Bürgerſchaft ward nicht darauf gedrungen, weil 
fie deshalb ihre Raff. und Leſeholz-Gerechtſame auszudehnen ein Fundament hatte. 

Jetzt trat der Krieg im Jahre 1806 ein, — die Ordnung, welche von jeher 
in Golnow an lockeren Bändern gezügelt war, hatte ein Ende und die erſte Be⸗ 
ſetzung des Magiſtrats⸗Collegiums nach Einführung der St.⸗O. von 1808, ſo wie 
die durch dieſe neüe Einrichtung erzeügten Ideen waren nicht im Stande, die Ord⸗ 
nung, ſo mangelhaft ſie auch noch geweſen ſein mochte, wiederherzuſtellen, viel weniger 
etwas Zeitgemäßes an deren Stelle zu ſetzen. Die unaufhörlichen Durchmärſche 
der fremden Kriegsvolker, im Jahre 1812, die nach Rußland zogen, erzeügten großes 
Holzbedürfniß, die zu Ende dieſes Jahrs erfolgte Adminiſtration der erſten Ma⸗ 
giſtrats⸗Stelle und die nach erfolgter Suspenſion des Bürgermeiſters und Kämmerers 
im Jahre 1813 eingetretene interimiſtiſche Verwaltung dieſer Stellen, beſonders 
bei den Kriegsereigniſſen dieſes und der beiden folgenden Jahre beſchränkten ſich 
auf das Nothwendigſte zur Aufrechthaltung der allgemeinen Verwaltung, die Admi⸗ 
niſtrationen der einzelnen Verwaltungszweige, und unter dieſen die der bedeütenden 
Forſt, blieben aber liegen. Das Gemeinweſen befand ſich in einer höchſt trübſeligen 
Lage. Die Menge der in Gang gebrachten Unterſuchungen jeder Art ward endlich 
abgeſchnitten durch den vernünftigen Schritt der Stadtverordneten, mit Aufopferung 
eine neue magiſtratualiſche Verwaltung zu bilden. Als dieſe im April 1814 zu 
Stande gekommen war, erkannte das, faſt ganz neü gebildete, Magiſtrats⸗Collegium 
ſehr bald, welch großen Schatz die Stadt an ihrem bedeütenden Forſtrevier beſitzt. 
Die Herbeiführung der Ordnung war deſſen erſtes Augenmerk. Unter Mitwirkung 
des Stadtgerichts wurde der 25ſte eines jeden Monats als Holztag feſtgeſetzt, an 
welchem die Defraudanten breviter zur Unterſuchung gezogen und beſtraft wurden; 
es wurden in der Woche 2 Holztage für das Raff⸗ und Leſeholz beſtimmt und 
Axt und Beil au dieſen Tagen verboten; und durch die unausgeſetzte Befolgung 
dieſer Maßregel, wobei Seitens der Verwaltungs-Behörde nie vergeſſen wurde, 
daß das Holz Eigenthum der Bürgerſchaft iſt, und alſo nicht mit ungebührlicher 
Strenge, ſondern lediglich nach den Vorſchriften der Forſtordunng von 1777 ver⸗ 
fahren werden mußte, gelang es endlich, eine Ordnung herzuſtellen, welche die 
ſtädtiſchen Forſten zur Freüde aller gut geſinnten Einwohner einiger Maßen wieder 
in Flor brachte. 
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Ein oberflächlicher Blick auf die geſchilderte Lage der Sache zeigt, daß eine 
Forſt von ſo großem Umfange, in welcher früher freie Akt — und bis zu welch' 
wilder Ausdehnung! — geherrſcht hat; welche an ihrer Gränzen von holzarmen 
Dorfſchaften, wie Carlshof, Blankenfeld, von allen Anſiedlungen auf Lübziner Ge⸗ 
biete, Groß⸗ und Klein - Sophienthal, Rörchen, Pudenzig, Jakobsdorf, Kattenhof, 
Hackenwald umgeben iſt, in welcher 6 Vorwerke und 5 Waſſermühlen liegen, und 
von einer ganzen Stadt benutzt wird, deren Einwohner während des Kriegs und 
bis zum Jahre 1814 gar keine Rückſichten kannten, nicht in dem Stande ſein kann, 
als ein regelmäßig bewirthſchaftetes Revier. Hierzu kommt, daß die Forſt nicht in 
Schläge getheilt war. 1130 Thlr., welche die Forſt zu vermeſſen, in den Jahren 
18031806 gekoſtet hat, und worüber zwei Landmeſſer geſtorben ſind, ſind weg⸗ 
geworfen, denn es iſt von ihren Arbeiten nichts als ein unvollſtändiges, halb zer⸗ 
riſſenes Brouillon übrig, welches zu gar nichts zu gebrauchen iſt; das Holz iſt 
geſchlagen worden, und hat geſchlagen werden müſſen, wo es am dichteſten geſtan⸗ 
den hat, — wie hat alſo eine vernünftige Wirthſchaft Platz greifen können? 

Eine Beſchwerde, welche der Stadtförſter Thoms am 11. December 1816 bei 
der Königl. Regierung wegen der ihm beſtallungsmäßig zuſtehenden, bisher aber 
nicht gezahlten Emolumente aus den Jahren 1806 — 1811, ein reichte, gab den Stadt⸗ 
verordneten Veranlaſſung, unterm 14. Auguſt 1817 ein weitlaüfiges Memorandum 
vorzulegen, worin ſie den kläglichen Zuſtand der Stadtforſt ſchilderten, dieſen Zu⸗ 
ſtand aber der Verwaltung des genannten Stadtförſters zuſchrieben, die nicht 
ſchlechter gedacht werden könne, ihn der gröbften Dienſtübertretungen bezüchteten, 
und ſchließlich auf feine Amtsentſetzung antrugen. Dieſer Antrag veranlaßte einen 
ausführlichen Bericht des Magiſtrats, worin derſelbe ſich über die Mängel der Ad⸗ 
miniſtration der ſtädtiſchen Forſten ansließ. Die Forſten der Stadt G ſind von 
ſo großem Umfange und es iſt die Einführung einer ſoliden Bewirthfchaftung be- 
kannter Maßen von ſo großem Gewicht für den Stadthaushalt, daß die Königl. 
Regierung beſchloß, eine gründliche ſachkundige Unterſuchung anzuorduen, welche 
die Statt findenden Mängel rügt und Dasjenige, was zum Beſten der Forſten und 
des darauf ſich beziehenden großen Intereſſes der Stadt G. geſchehen muß, feſtſtellt. 
Das Collegium beauftragte eines ſeiner Mitglieder, den Regierungsrath Schulemann, 
mit dieſer Unterſuchung. Derſelbe erſtattete über den Erfolg ſeines Commiſſoriums 
unterm 3. Auguſt 1819 Bericht, dem die folgende Darſtellung entlehnt iſt. 


Zuſt and der Golnowſchen Stadtforſt, 1819. 

Verwaltung. Die Verwaltung dieſer Heiden iſt durch den Revierförſter 
Thoms unter Leitung des Magiſtrats und Zuziehung der Mitglieder der Forſt⸗ 
deputation bisher beſorgt worden. Derſelbe hat aber auch zugleich den Forſtſchutz, 
da auf dieſem großen Revier von 39000 Mg., oder nahe an 2 Q.⸗Mlu. nur 3 
Unterforftbedienten angeſtellt find, mitbeſorgen müſſen, zu welchem Zweck er 3 —4 
Jäger ohne alle Entſchädigung gehalten hat. (Der Commiſſarius der Regierung 
aüßerte ſich nun über die Qualification und Dienſtführung des Thoms, welcher von 
den Stadtverordneten ſo vielfach angefochten worden, in auerkeunendſter Weiſe, dem 
es weder an geſundem Beurtheilungsvermögen und den gewöhnlichen practiſchen 
Erfahrungen mangele, noch ſonſt der Vorwurf der Unthätigkeit und Unbeholfenheit 
gemacht werden dürfe. Von einer Entfernung aus ſeinem Amte könne bei Thoms 
nicht im Mindeſten die Rede ſein, da derſelbe, nach des Commiſſarius Überzeügung, 
die neüeren Anſichten wegen eines beſſern Forſtbetriebes richtig auffaſſen und zur 
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Ausführung bringen werde.) Dann heißt es zur Sache ſelbſt im Bericht weiter wie 
folgt: — Zwar erfordert der bedeütende Umfang der Golnowſchen Forſten, wenn 
die ſämmtlichen Geſchäfte des innern Betriebes mit der gehörigen Ordnung verſehen 
werden ſollen, eigentlich 2 Revierförſter, da grundſätzlich einem Revierforſtbedienten 
nur 20 höchſtens 30 tauſend Mg. anvertraut werden können; zur Erſparung der Ver⸗ 
waltungskoſten und wenn ein Theil der Bauerheiden den Dorfs-Communen zu⸗ 
geſprochen und endlich nach dem weiter unten abgegebenen Vorſchlage die Elsbrücher 
und die Lütken⸗Kienheide zur Urbarmachung beſtimmt werden ſollten, wird der 
Thoms, der übrigens in der Mitte des Reviers wohnt, die Geſchäfte allein ver⸗ 
ſehen können, wenn er demgemäß ſalarirt wird und zur Beſorgung des Forſtſchutzes 
noch mehrere Unterforſtbedienten angeſtellt werden. (Was die bisherige Beſoldung 
des Thoms betrifft, ſo wird dieſelbe incl. 170 Thlr. Accidentien und 106 Thlr. 
16 Gr. für Naturalnutznießungen zu 438 Thlr. 8 Gr. berechnet). Wenn nun in 
Erwägung genommen wird, daß der Thoms in manchen Jahren wenige oder gar 
keine Aceidentien erhalten hat, ſo iſt es zu bewundern, wie er ſeine Dienſtgeſchäfte 
mit Eifer und Treüe hat verrichten und 3 bis 4 Jäger hat halten können. (Es 
wird daher vorgeſchlagen, dem Thoms bei Belaſſung der Naturalnutzungen ein 
baares Gehalt von 400 Thlr. und die zur Haltung eines unentbehrlichen Dienſt⸗ 
pferdes erforderliche Fourage in Natura oder eine Entſchädigung von 100 Thlr. 
zu bewilligen). 


Forſtſchutz und deſſen Mängel. Wenn gleich es nicht zu verkennen iſt, 
daß der Thoms durch die Haltung mehrerer Jäger den Mangel an einer zweck⸗ 
mäßigen Forſtpolizei in dem ſeiner Aufſicht ſpeciell anvertrauten Reviertheil zu er⸗ 
ſetzen geſucht hat, ſo iſt dennoch der Forſtſchutz höchſt mangelhaft geblieben. Am 
ſchlechteſten iſt er in den Dorfheiden gefunden, über welche der Unterförſter Knittel 
— der von den Dorfsgemeinden beſoldet wird — die ſpecielle Aufſicht führt. Es 
iſt unglaublich, welche Defraudationeu hier vorgefallen und noch täglich vorkommen, 
die auch bereits Devaſtationen ganzer Diſtrikte zur Folge gehabt haben. Der 
Grund dieſer Gebrechen liegt größtentheils in dem unzureichenden Unterperſonale, 
bei den Dorfsheiden aber auch noch in der gänzlichen Unbrauchbarkeit des alten 
und ganz ſtumpfen Unterförſters Knittel, der daher auch auf jeden Fall penſionirt 
| werden muß. Als ein dritter Übelſtand in dieſer Hinſicht muß die beträchtliche 
Entfernung der Wohnung des Holzwärters zu Kamelsberg von den ihm zur Auf⸗ 
ſicht anvertrauten Brüchern betrachtet werden, welche letztere daher gleichfalls durch 
Defraudationen ſehr gelitten haben. Wenn nun nach forſtlichen Grundſätzen ange⸗ 
nommen wird, daß einem Unterförſter oder Waldwärter bei zuſammenhangenden 
Waldmaſſen ein Belauf von höchſtens 500 Mg. zur ſpeciellen Aufſicht anvertraut 
werden kann, ſo würden demgemäß, wenn man dem Thoms eine in der Nähe 
ſeines Dienſtetabliſſements (Grünhaus) belegene Fläche von etwa 45000 Mg. 
zur ſpeciellen Aufſicht übertragen wollte, doch noch 7 Unterbedienten erforderlich, 
und mithin, außer den jetzt ſchon vorhandenen Dreien, noch vier neüe anzuſtellen 
ſein. Iſt gleich der Forſtſchutz in den größeren Königl. Forſt- Revieren durch 
Unterförſter verſehen, und foll die Auſſicht über kleine Waldparcelen nur Waldwärtern, 
wozu die in den benachbarten Dörfern angeſeſſenen halbinvaliden Militairs vor— 
zugsweiſe beſtimmt find, übertragen werden, jo muß man doch der Meinung 
ſein, daß der Zweck im vorliegenden Fall allein durch Holzwärter um ſo beſſer 
und wohlfeiler zu erreichen ſei, als dieſe Leüte größtentheils ihre Pflichten treüer 
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und gewiſſenhafter erfüllen, als die Hinſichts ihrer Forderungen ſelten zu befrie⸗ 
digenden Unterförſter, die ihre Stellen nur als eine Belohnung für ihre geleiſteten 
Dienſte in anderm Thätigkeitskreiſe zu betrachten und ihre Obliegenheiten nur 
ſelten ganz zu erfüllen pflegen. Commiſſarius ſchlägt daher vor, nur Waldwärter 
anzuſtellen, für welche jedoch Wohnungen gebaut werden müſſen, um dieſe Stellen 
mit tüchtigen und brauchbaren Subjecten beſetzen zu können, und dieſe dadurch in 
ein, von der Stadt abhangiges Verhältniß zu bringen. Die Anſetzung derſelben 
wird auf folgenden Punkten geſchehen müſſen: — 1) An der Stelle des Unter⸗ 
förſters Knittel ein Holzwärter, welcher unweit des Knittelſchen Etabliſſements 
(Stiefelsberg, zu Mönchendorf gehörig) neü anzubauen, und letzteres dagegen zu 
vererbpachten ſein wird, da mit demſelben eine bedeütende Ackerwirthſchaſt ver⸗ 
bunden iſt. 2) Ein neüer Waldwärter im Mönchendorfer Revier unweit der Hohen: 
brückſchen Gränze im Fall dieſe jetzt ſtreitigen Dorfsheiden der Stadt von dem 
Reviſions⸗Collegium zugeſprochen werden ſollten. 3) Desgleichen ein Waldwärter 
unweit der Hackenwaldſchen Gränze. 4) An Stelle des Holzwärters zu Kamelsberg, 
welcher dort ganz unpaſſend wohnt, wird auf dem Damme nach Fürſtenflagge, und 
zwar auf dem ſ. g. Haſelſper ein neüer Waldwärter anzuſetzen ſein, im Fall nicht 
die Radung der ihm zur Auſſicht anzuvertrauenden Elsbrücher, nach dem weiter 
unten gemachten Vorſchlage beliebt werden ſollte. 5) Sind unweit der Lübzinſchen 
und 6) in der Gegend der Marienwaldſchen Stiftsheide 2 Holzwärter nei anzu⸗ 
bauen, und endlich 7) Der Unterförſter in der Lütkenheide beizubehalten, wenn es 
nicht vorgezogen werden ſollte, dieſe Waldparcele raden und dann dieſe Stelle ganz 
eingehen zu laſſen. 

Die Beſoldung der neü anzuſtellenden Waldwärter wird in nachſtehenden 
Einkünften und Emolumenten beſtehen müſſen: — a) Baares Gehalt wenigſtens 
60 Thlr.; b) 6 Mg. Land a 1 Thlr. 6 Sgr. c) An Wieſenwachs 60 Ctr. Heü 
zur Ausfütterung von 2 Kühen und ein Zuwachs, deren Ertrag zu 12 Thlr. an⸗ 
genommen werden kann; d) Freie Wohnung 10 Thlr. e) 8 Klafter Kiefern 
Knüppelholz a 1 bis 8 Thlr., macht zuſammen 96 Thlr. Außerdem aber wird den 
Holzwärtern das ſonſt übliche Pfandgeld und ¼ der Holzſtrafen als Denuncianten⸗ 
Antheil zur Ermunterung und Beförderung einer thätigen Aufſicht zu bewilligen 
ſein, wenn es nicht vorzuziehen ſein dürfte, ſtatt des letztern das doppelte Pfand⸗ 
geld zu gewähren, welche Art der Remuneration zur Vermeidung der durch Verab⸗ 
reichung der Denuncianten-Antheile in einzelnen Fällen herbeigeführten Mißbraüche 
dem Forſtintereſſe angem eſſener erſcheint. 


Gegenwärtige Bewirthſchaftung und deren Mängel. Eine detail⸗ 
lirte Beſchreibung des Zuſtandes und der Holzbeſtände der Golnowſchen Forſten, 
ſetzt eine genaue Kenntniß derſelben voraus, welche nur durch eine ſpecielle Berei- 
ſung und mit Zurhandnehmung einer Karte erlangt werden kann. Da letztere 
nicht vorliegt und erſtere, die Bereiſung, beſchränkt werden mußte, ſo kann nur 
ein Umriß vom jetzigen Zuſtande der Bewirthſchaftung hier Platz finden, aber auch 
dieſer Umriß genügt, um das traurige Bild vollſtändig zu beſtätigen, welches ſchon 
der Magiſtrats⸗Bericht dargeboten hat. 

Die ehemalige Plänterwirthſchaft (denn nur in den letzten 5 Jahren, alſo 
ſeit 1814, hat man, jedoch auch nur theilweiſe den Hieb auf gewiſſe Diſtricte zu 
beſchränken geſucht) eine über alle Begriffe ausgedehnte ſchädliche Holzungsſervitut, 
oder das Recht der freien Axt, d. h.: die ungebundene Willkür mit der jeder Bürger 
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feinen Bau⸗ und Brennholzbedarf, wo und wie es ihm beliebte, ſchlagen ließ; ein 
unbeſchränktes Hütungsrecht und die zügelloſen Defraudationen einer höchſt mangel⸗ 
haften Aufſicht, haben die Stadtforſten, von denen ſich die Bauerheiden zu Mön⸗ 
chendorf und Barfußdorf beſonders nachtheilig hervorthun, in einen ſolchen Zuſtand 
verſetzt, daß ſie — was nahe an das Unglaubliche gränzt — nicht mehr im Stande 
ſind, das Holzbedürfniß der Stadt zu befriedigen. Eine während einer langen 
Reihe von Jahren in den Hochwaldungen geführte regelloſe Plänterwirthſchaft, bei 
freiem Weidegange, hat natürlich ſehr unvollkommene, unzuſammenhangende, und 
ihrem Alter nach gemiſchte Holzbeſtände entſtehen laſſen, welche im Ganzen nur 
einen ſehr geringen Gewinn, welcher gegen den Ertrag mit dem Productionsver⸗ 
mögen des Bodens weit zurückbleiben muß, hoffen laſſen. Hierzu hat hauptſächlich 
der Irrthum (in welchem ein großer Theil unſerer Forſtbedienten ſich noch immer 
befindet) mit beigetragen, daß nämlich der in den ausgelichteten haubaren Holz⸗ 
beſtänden unterdrückte und verkrüppelte Anflug zur Erzeügung eines neüen Be⸗ 
ſtandes brauchbar ſei, und daß man nur nöthig habe aus dieſem das haubare Holz 
mit Verſchonung der jungen Pflanzen herausnehmen zu laſſen, ohne jedoch dabei 
zu erwägen, daß ſelbſt ein großer Theil jenes verkrüppelten, vom Vieh verbiſſenen 
Unterwuchſes durch das Fällen und die Abſuhren des Holzes zerſtört werden muß. 
Der Erfolg ſolcher Anlagen kann, wie die Erfahrung in dergleichen Fällen überall 
gelehrt hat, dem beabſichtigten Zweck natürlich nicht entſprechen. 

Es iſt hier der Lütken⸗Heide und ihres Zuſtandes noch beſonders Erwähnung 
zu thun. Vor 5 Jahren fand ſich die Stadt zur Deckung ihrer Kriegsſchulden und 
zur Vermeidung einer drohenden Sequeſtration des ſtädtiſchen Grundvermögens in 
die Nothwendigkeit verſetzt, dieſe Lütken⸗Heide zum Abtrieb zu beſtimmen, und das dar⸗ 
auf befindliche Holz zur Aufbringung des erforderlichen Kapitals an den Kaufmann 
Silber in Stargard für etwa 15.000 Thlr. und zwar unter der Bedingung zu ver- 
kaufen, daß die Abraümung des Holzes (von welchem jedoch alles Stangenholz 
Eigenthum der Stadt verblieb) binnen längſtens 5 Jahren erfolgt ſein müſſe. 
Dieſe Abholzung iſt, bis auf das Stangenholz, im Jahre 1818 beendigt und der 
ſehr wichtige Zweck der Tilgung jener Schuld erreicht worden, wogegen ſich auch 
um ſo weniger etwas erinnern läßt, als es bei der Beſchränktheit der Mittel natür⸗ 
lich war, die Kräfte der, wenn gleich deterioriten, Forſten noch ein Mal in Anſpruch 
zu nehmen. Es war hierbei allerdings vortheilhafter eine beſtimmte Fläche aufzu- 
opfern, als ein ſo bedeütendes Holzquantum aus der Totalität zu entnehmen, da 
in dieſem Falle eines Theils der Verkauf uicht zu überſehen geweſen, andern Theils 
aber der faſt erſchöpfte Zuſtand der übrigen Forſtreviere zu ſehr gelitten haben würde. Es 
entſteht daher nur die Frage, ob und in welcher Art die Verjüngung dieſer Forft- 
parcele, welche man beabſichtigt zu haben ſcheint, möglich und räthlich iſt. Dieſe 
Frage läßt ſich dahin beantworten, daß die Wiederkultur dieſes Reviers auf etwa 
/, der Fläche bei der Unzulänglichkeit der vor 5 Jahren erfolgten natürlichen Be⸗ 
ſaamung dem jetzigen Mangel an Saamenbaümen (denn die übergehaltenen Stangen⸗ 
hölzer können nicht als ſolche betrachtet werden) ohne einen baaren Koſtenaufwand 
von mindeſtens 5000 Thlr. nicht zu bewirken ſteht, wogegen die Beſammung auf 
etwa ¼ der Fläche wenn gleich nur zum Theil, auch unvollkommen erfolgt iſt. 
Wenn daher jene Koſtenſumme zu dieſem Zweck nicht aufgebracht werden kann, ſo 
muß die urſprüngliche Beſtimmung dieſer Parcele als Forſt aufhören und 
eine anderweitige Benutzung eintreten, worüber weiter unten Vorſchläge abzu⸗ 


geben ſind. Auf die Abholzung der Lütken⸗Heide kommen wir zurück. ba 
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Was nun den Zuſtand der Niederwaldungen, und insbeſondere der von den 
Hochwaldungen umgebenen Brücher, von welchen das ſ. g. Holznitzbruch eines der 
bedeütendſten iſt, anbetrifft, ſo iſt ſolcher faſt noch trauriger, als der der Hoch⸗ 
waldungen, indem eine unregelmäßige Abholzung, wobei auf die Zeit des Wadels 
nicht Rückſicht genommen ſein mag — bei unbeſchränktem Weidegange, eine völlige 
Devaſtation dieſer Brücher herbeigeführt hat, deren Verjüngung um ſo größere 
Schwierigkeiten finden wird, als nur eine ſehr mäßige Einſchränkung der Weide, 
welche hier für die Bürgerſchaft von beſonderm Werthe iſt, Statt finden kann. 
Dagegen ſind die Elsbrücher an der Fürſtenflagſchen Gränze und der Ihna rück⸗ 
ſichtlich ihrer nicht unbedeütenden Holzbeſtände, wenn gleich dieſe durch Defrauda⸗ 
tionen zum Theil auch ſehr gelitten haben, von größerer Wichtigkeit und hätten 
längſt der Gegenſtand einer ſchlagmäßigen Bewirthſchaftung fein ſollen, welche auch 
ſicherlich an ihrem rechten Orte geweſen ſein würde, und daher — falls dieſe Brücher 
wegen ihres größtentheils vortrefflichen Wieſenbodens nicht etwa zur Radung be⸗ 
ſtimmt werden ſollten — ohne Verzug eingeleitet werden muß. 

Vergleicht man nun den Zuſtand der Stadtheiden mit der bisherigen Natural⸗ 
abgabe, welche nach der Anzeige des Magiſtrats außer dem für die Bürgerſchaft 
bisher darauf angewieſenen Bauholzbedarf in 650 Faden beſteht, ſo erſcheint ſolche 
doch ungeachtet des deteriorirten Zuſtandes der Reviere viel zu gering, da die 
Elsbrücher bei ſehr mäßigen Anſätzen in der erſten Holzungsperiode von 20 Jahren, 
binnen welcher das haubare Elſenholz abgetrieben ſein muß, allein 750 Klafter, 
und die Kiefern⸗Reviere, wenn von dieſen /a der Fläche für Raümden und Blößen 
abgerechnet wird, bei Annahme des geringſten Zuwachſes von 76 Klafter pro Mg. 
ca. 3333 Klafter, mithin ſämmtliche Reviere in runder Summe etwa 4000 Klafter, 
iucl. Bauholz, liefern können. Dieſe Berechnung beruhet indeſſen auf keinen ſicheren 
Prämiſſen und nur eine ſpecielle Abſchätzung kann den wirklichen periodiſchen Er⸗ 
trag feſtſtellen. Um jedoch der Stadt die höheren Einkünfte von ihren Forſten nicht 
länger zu entziehen, kann der bisherige Etat von 650 Faden unbedingt um das 
Quantum der aus den Elsbrüchern zu erwartenden 750 Klafter, von dieſem Jahre, 
1819, ab erhöht werden. 


Vermeſſung und Abſchätzung. Dieſe ſowol als jene bildet das noth⸗ 
wendigſte Erforderniß zur Kenntniß der Forſten, bevor an eine ordnungsmäßige 
Bewirthſchaftung derſelben gedacht werden kann. Die Abſchätzung der Reviere, 
Behufs Ermittelung ihres periodiſchen Ertrags, nebſt einer genauen Beſchreibung 
der Holzbeſtände, des Bodens und aller übrigen, auf die Verwaltung Einfluß 
habenden Verhältniſſe muß der Vermeſſung folgen und der Eintheilung der Hoch⸗ 
wald (Kiefern) Reviere in Jagen und der Elsbrücher in Schläge, welche jedoch erit 
nach vollendeter Kartirung ins Werk gerichtet werden kann. 


Wirthſchaftsplan. In demſelben iſt die ganze Folge des Hiebes und 
des Wiederanbaus, mit Berückſichtigung eines möglichſt gleichmäßigen Ertrags, der 
künftigen Verbindung der Alterklaſſen, der Folge der Schläge, des Bodens, des 
Holzwuchſes, des Abſatzes, der Hütungsverhältniſſe ꝛc. auf eine gewiſſe Reihe von 
Jahren feſtzuſtellen, und wird auf deſſen genaue Befolgung den kommenden Ge⸗ 
ſchlechtern der Weg gebahnt werden zu einer folgerechten, ſchlagmäßigen Bewirth⸗ 
ſchaftung der Hochwaldungen überzugehen, welche für jetzt, rückſtchtlich der irre⸗ 
gulairen, unvollkommenen und mit Blößen und Raümden durchſchnittenen Beſtände 
völlig unausführbar iſt. Der diesfällige Antrag des Magiſtrats: Die Forſt in 70 
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Schläge zu legen und jedes Jahr einen Schlag abholzen zu laſſen, erledigt ſich 
hiernach von ſelbſt und iſt derſelbe auch bereits von dieſem Gedanken zurück⸗ 
getreten. 

Daß die Ausarbeitung jenes allgemeinen Planes, ſo wie die obere Leitung 
des hierauf ſich ſtützenden Forſtbetriebes, nicht von dem Magiſtrate oder von den 
Stadtverordneten, ſondern von der obern Verwaltungsbehoͤrde ausgehen müſſe, 
wird einem jeden Unbefangenen einleüchtend fein. Die Nothwendigkeit, die Gemeiude- 
Waldungen unter die Oberaufſicht und Controle des Staates zu ſtellen iſt, wie 
Beiſpielsweiſe erwähnt werden möge, ſogar von den Baierſchen Ständen vor 
Kurzem anerkannt worden, wogegen die Theilnahme der Preüßiſchen Regierung an 
der Verwaltung der Gemeinde⸗Forſten durch das Edict vom 24. September 1816 
auf die jenſeits der Elbe belegenen Provinzen beſchränkt worden iſt. Ebenſo unan⸗ 
gemeſſen würde es aber ſein, wenn die obere Behörde ſich in das Detail der 
Verwaltung, in den innern Betrieb und die Benutzung der ſtädtiſchen Forſten 
einmiſchen wollte, welche Gegenſtände der Stadt⸗Commune, dem Magiſtrat und 
dem Forſtverwalter lediglich überlaſſen bleiben müſſen, von denen aber der rein 
techniſche Betrieb und die Holzkultur dem letztern ohne alle Einmiſchung 
der Stadtverordneten und der Mitglieder der Forſtdeputation zu übertragen ſein 
dürfte. In Abſicht des letztern Gegenſtandes kann der Forſtverwalter bei regem 

Eifer und durch eine zweckmäßige Anwendung nnd Befolgung der in der Juſtruction 
vom 14. Auguſt 1814 wegen der Holzkultur enthaltenen Vorſchriften (Forſt-⸗Archiv 
von Hartig, J., 1) zur Erreichung des vorgeſteckten Ziels ſehr viel beitragen, und 
wird ihm daher gedachte Inſtruction zur geuaueſten Befolgung mitzutheilen ſein. 
Die Ausführung aber dieſer Vorſchriften hangt lediglich von den Mitteln ab, welche 
dem Forſtverwalter nicht vorenthalten werden dürfen. Zu dieſen gehört die An⸗ 
ſtellung von 6—8 beftimmten Holzſchlägern, denen je 3 oder 4 ein Holzhauermeiſter 
(Regimenter) aus ihrer Mitte vorzuſetzen, welcher die Aufſicht über die übrigen 
(für deren Arbeit er einſtehen muß) zu führen, und das ganze Holzfällungsgeſchäft 
nach einer ihm beſonders mitzutheilenden Holz ha uer-Ordnung zu leiten haben, 
und wofür denſelben, außer ihrem Lohn, der ſ. g. Meiſtergroſchen oder einige 
Morgen an Grundſtücken als Remuneration für die größere Mühewaltung zu be- 
willigen ſein würde. Dieſer Gegenſtand iſt für den innern Betrieb von großer 
Wichtigkeit, daher die Ausführung dieſes von der techniſchen Nothwendigkeit ge- 
botenen Vorſchlages den ſtädtiſchen Behörden von G. in dringendſter Weiſe zu 
empfehlen ſein wird. 
Benutzung von Forftgrundftüden zu ökonomiſchen Zwecken. 
Bei den großen Waldflächen, welche man in Oſtpommern überhaupt vorfindet, und 
insbeſondere bei der bedeütenden Waldmaſſe, welche der Stadt G. gehört und einen 
bedeütenden Theil ihres Grundvermögens ausmacht, wird ſich jeder unbefangene 
Beobachter von ſelbſt überzeügen, daß es nicht nur der Landeskultur im Allge⸗ 
meinen, ſondern auch dem Intereſſe der Stadt durchaus angemeſſen ſei, daß 
diejenigen Forſttheile, welche vermöge ihres Bodens und der örtlichen Verhältniſſe 
einen bedeütend höͤhern Ertrag bei einer ökonomiſchen, als bei einer forſtwirth⸗ 
ſchaftlichen Benutzung erwarten laſſen, zu Acker- und Wieſengrundſtücken umge⸗ 
ſchaffen und als ſolche benutzt werden. Aus dieſem Geſichtspunkte betrachtet, bringt 
| Commiſſarius folgende Theile zur Urbarmachung und Parcelirung in Vorſchlag: — 

1. Die an der Fürſtenflagger Gränze und an der Ihna belegenen Elsbrücher, 

deren Größe im Eingange dieſer Darſtellung zuſammen auf 2397 Mg. 159 Ruth. 
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angegeben worden iſt, und die ſich mit Ausnahme eines Theils, der ſ. g. Tollen⸗ 
heide, zu Wieſen eignen, welche bei ihrer ausgezeichneten Bodengüte im Durchſchnitt 
einen Reinertrag von 3 Thlr. für den Morgen erwarten laſſen. Die Umſchaffung 
dieſer Brücher zu Wieſen iſt um ſo angemeſſener, als eines Theils der Ertrag 
derſelben als Forſt behandelt, für den jetzigen Turnus nur auf 16 Gr. und für 
den künftigen bei der beſtmöglichſten Bewirthſchaftung auf 1 Thlr., höchſtens 1 Thlr. 
8 Gr. anzunehmen iſt, und die Stadt nicht nur durch die Abraümung des Holz⸗ 
beſtandes ein baares Kapital gewinnen würde, ſondern auch die Koſten erſparen 
könnte, welche zum Anbau und zur Beſoldung des auf dem Haſelſperr anzuſetzenden 
Holzwärters erforderlich ſind. 


2. Die ſ. g. Buchhorſt, der Langehals und die Schweinekuhle, drei von 
Wieſengrundſtücken umgebene Blößen (zwiſchen jenen Elsbrüchern zu 1 und dem 
Wege von der Stadt nach Hackenwald belegen), welche in ihrem gegenwärtigen 
Zuſtande gar keinen Nutzen gewähren, werden ſich am beſten zu Holländereien um⸗ 
ſchaffen laſſen, wenn ihnen die erforderlichen Wieſengrundſtücke beigelegt werden, 
deren jetzige Inhaber ſehr füglich durch die, aus dem nahe belegenen Elsbruche zu 
gewinnenden, Wieſen entſchädigt werden können. 


3. Die ſ. g. Lütkenheide muß, wenn nicht die auf 5000 Thlr. angenommenen 
Kulturkoſten wirklich darauf verwandt werden ſollen, deren Aufopferung aber dem 
ſtädtiſchen Intereſſe ganz entgegen ſein würde, gleichfalls zur ökonomiſchen Be⸗ 
nutzung gezogen, die um ſo mehr vorzuziehen ſein wird, als dadurch der Stadt 
zugleich die Koſten zur Anſtellung und Beſoldung eines Holzwärters erſpart werden. 

Der größere Theil, etwa / der Fläche, beſteht aus gutem Roggen⸗, zum 
Theil auch aus Gerſtenboden, und eignet ſich daher völlig zur Ackerkultur, wogegen 
der übrige, an der Ihna belegene Theil nur in leichtem Sandboden beſteht. Es 
ſcheint hiernach zweckmäßig, den beſſern Theil von etwa / der Fläche oder 1508 
Mg. in Parcelen von 60—90 Mg., den übrigen Theil aber von 503 Mg. in 
Parcelen von 6—12 Mg. zu zerlegen, bei welchem Verfahren etwa 20 größere und 
50 kleinere Anſiedlungen gegründet werden konnten. Zur Zahl der erſteren wird 
übrigens noch das Unterförſter⸗Etabliſſement hinzutreten können. Die nähere Be⸗ 
ſtimmung, in welcher Art dieſe Grundſtücke veraüßert werden müſſen, wird zwar 
der Commune zu überlaſſen ſein, jedoch ſcheint eine Vererbpachtung an den Meiſt⸗ 
bietenden, bei Zugrundelegung eines mäßigen, nicht zu erhöhenden Canons von 
höchſtens 1 Thlr. pr. Morgen, gegen Erlegung des durch die Licitation zu be- 


ſtimmenden Erbſtandsgeldes, am angemeſſenſten zu ſein. Vergl. unten andere Angaben. 

Die Vortheile der ökonomiſchen Benutzung dieſer Forſttheile ſind ſo ein⸗ 
leüchtend, daß die Ausführung der diesfälligen Vorſchläge durch die ſtädtiſchen 
Behörden mit Gewißheit zu erwarten ſteht. 


Die Königl. Regierung ſchloß ſich den, in der vorſtehenden Darſtellung ent⸗ 
haltenen Vorſchlägen überall an, und empfahl dieſelben, in der Verfügung vom 
20. September 1819, dem Magiſtrat und den Stadtverordneten zur gründlichen 
Erwägung und Beherzigung. Dieſer Aufforderung iſt, nach Lage der Acten, 
niemals Folge gegeben worden. 

Aus Verhandlungen im Jahre 1840 erſieht man, daß die Forſtreviere, welche 
Ausgangs des 18. Jahrhunderts zum Kämmerei-Vermögen gehörten, ſeit der Zeit 
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meiſt urbar gemacht und in Pacht und auf Zins ausgethan find *), daß dagegen 
die Kämmerei im Wege der Regulirung der gutsherrlich⸗baüerlichen Verhältniſſe der 
Eigenthumsdörfer Mönchendorf und Barfußdorf, 2- 3000 Mg. Kiefernwald, die 
im Zuſammenhange liegen, wieder erworben hat. Vor der Hand, heißt es in 
einem Bericht des Regierungsraths v. Werdeck vom 16. Auguſt 1840, kann von 
einem regelmäßigen, nutzbaren Ertrage dieſer ehemaligen Bauerforſten nicht die 
Rede ſein, es wird vielmehr nur darauf ankommen, mehrere verhauene Beſtände 
durch raschen Abtrieb für eine zweckmäßige Kultur vorzubereiten und dadurch einen 
durch zweckmäßige Eintheilung einiger Maßen nachhaltigen Ertrag für die Kämmerei 
zu gewinnen, bis größere Beſtände wirklich nutzbar werden. Ein förmlicher Wirth: 
ſchaftsplan exiſtirt nicht; der Bürgermeiſter Genz, der Stadtverordneten-Vor⸗ 
ſteher und die Mitglieder der Forſtdeputation überzeügten ſich aber von der Noth⸗ 
wendigkeit der Aufſtellung und verſprach der ſtädtiſche Oberförſter, einen ſolchen 
bis zum Mai 1841 auszuarbeiten, der Stadtverordneten-Vorſteher für die Bewilli⸗ 
gung der nöthigen Geldmittel zu wirken und Bürgermeiſter Genz die Einwirkung 
eines der benachbarten höheren Königl. Forſtbeamten mit in Anſpruch zu nehmen. 
Für die Bürgerheide von 20—22000 Mg. Fläche wird vor beendeter Servituteu⸗ 
Regulirung etwas Zweckmäßiges der Art nicht geſchehen können, obgleich ſie deſſen 
ebenſo bedarf, wie die Kämmerei⸗Forſt. Es iſt inzwiſchen begründete Hoffnung, 
daß nach Beendigung der noch ſchwebenden Prozeſſe die Sache im nächſten Jahre, 
1841, ein Ende gewinnt. 


Zuſtand des Areals der Stadtforſt vor der Separation, nach der Vermeſſung 
für dieſelbe. 
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9 j Raume 
Namen der Beſttzer. | Kiefern eier Birkbruch em weden Summa. 
5 weiden 


1 Die nere 221.178 1452. 890 — - 6 2 3674.155 

2. Die Bürgerſchaft .. — —| 503. 88] 877. 42 319.1090 — — 1700. 60 
Ferner; 

a) Auf d. linken (Raum 603. 16) . — 45 n 

Ihna⸗Ufer (Bew. 7171.26 W e 


b) Auf d. rechten (Raum 517.160) 


Ihna⸗ Ufer, (Bew 7230.123) 1310. 344 — — 345.159] 797. 43] 10200. 160 
e) In der Lütkenheide 1918 177 92.1644 — — 105. 89 66. 15 2183. 85 
Summa. . . 19964. 63 4897. 50 877. 43 771. 65! 1444. 91 27954. 32 


) Namentlich ift dies auf dem ſ. g. Langenhalſe geſchehen, einer der Waldblößen, 
welche ſchon in dem Schulemannſchen Gutachten von 1819 zum Anbau empfohlen wurden, 
wo ſich Bürger, anſcheinend aus der Vorſtadt Röddenberg, angeſtedelt haben. Aus Ber: 
handlungen von 1856 und 1858, betreffend Naff- und Leſeholz und Waldſtreü, ergibt ſich, 
daß zwei Eigenthümer auf dem Langeuhalſe Anſpruch auf die gedachten Forſtgerechtſame 
machten. Der Langehals, welcher ca. 1 Mle. von der Stadt gegen W. z. N. liegt, wird von N 
keinem Ortſchafts⸗Verzeichniß genannt, und ſteht auf keiner der, dem Herausgeber vorliegen⸗ 
den Karten, was offenbar darin ſeinen Grund hat, daß es der Magiſtrat unterlaſſen, die ö 
vorſchriftsmäßige Anzeige von dieſer, und noch anderer Anftedlungen im Stadtgebiete, durch | 
den Kreislandrath bei der Königl. Regierung einzureichen. Eine jener Eigenthumsſtellen auf 
dem Laugeuhalſe hat 10 Mg. 93 Ruth. Grundfläche, angelegt im Jahre 1855. H 
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Die Königl. Regierung gab die Bemerkungen des Regierungsraths v. Werdeck 
dem Magiſtrate in einer Verfügung vom 22. December 1840 zu erkennen und 
forderte denſelben zur Vorlegung des Plans zur Bewirthſchaftung der Kämmerei⸗ 
forſt, ſo wie zur nähern Anzeige darüber auf, in welcher Lage ſich die einzelnen 
gegen die Servitutberechtigten ſchwebenden Prozeſſe befänden, an deren Beſeitigung 
ſich die endgültige Regelung der Verhältniſſe der Bürgerheide accrochire, und end⸗ 
lich eine Aüßerung darüber, ob nach Lage der Sache dieſe Regelung ſobald Statt 
finden könne, daß es nicht angemeſſen ſein ſollte, ſchon jetzt die in den Geſetzen 
begründeten Beſchränkungen derjenigen Servitutberechtigungen berbeizuführen, welche 
einer regelmäßigen Bewirthſchaftung hinderlich find. Ein Magiſtrats⸗ Bericht vom 
10. Mai 1841 beſagte, daß der Plan zu einer regelmäßigen Bewirthſchaftung der 
Forſt erſt nach erfolgter Abfindung aller Servitutberechtigten entworfen werden 
und ins Leben treten könne, d. h. nach beendigter Separation, wie dies denn auch 
5 Jahre ſpäter in dem Grundvertrage vom 27. März 1846 feſtgeſetzt wurde. Mitt⸗ 
lerweile hatte der Magiſtrat unterm 4 September 1843 ein „interimiſtiſches Regu⸗ 
lativ zur Verwaltung der Stadtforſt“ entworfen, doch ohne die Zuſtimmung der 
Stadtverordneten dazu einzuholen, die nachträglich beantragt, von denſelben unterm 
9. November 1843 verſagt wurde, daher denn auch das Regulativ nicht in Kraft 
getreten iſt. Dagegen wurde unterm 7. Januar 1846 ein Publikandum wegen 
Sammelns von Raff- und Leſeholz, und wegen Kies- und Lehmgrabens, erlaſſen, 
welches von der Königlichen Regierung unterm 7. März 1846 beſtätigt 
worden iſt. 

Inzwiſchen hatte die, der ſeit 1824 in Gang gebrachten Gemeinheitstheilung 
zum Grunde gelegte, Vermeſſung den Flächeninhalt der ſtädtiſchen Forſten feſtgeſtellt. 
Die gefundenen Refultate find in der oben ſtehenden tabellariſchen Überſicht ent⸗ 
halten. Die Forſttheile links der Ihna nennt man „Wiekſcher Seits“, die auf 
dem rechten Ufen „Röddenberger Seits“ nach den beiden Vorſtädten von Golnow. 

Noch im Jahre 1852 aüßert ein Sachverſtändiger: es ſeien ihm wenig Stadt⸗ 
forſten vorgekommen, welche in ſo hohem Grade devaſtirt find, als die von Golnow. 
Es gibt, fügte er hinzu, nur Ein Mittel, dieſen Zuſtand ungewöhnlicher Devaſta⸗ 
tion zu beſeitigen, indem ein vollſtändiger Wirthſchaftsplan und ein darnach ſich 
richtender Abnutzungs⸗Satz feſtgeſtellt wird. Die Ermittelung der Höhe dieſes 
Letztern iſt Sache des Taxators und je weiter die Devaſtation gegangen, um ſo 
ſchwieriger iſt es, vorher zu beſtimmen, ob demnächſt alle Berechtigte befriedigt 
werden können. Die Gemeinheitstheilung war nunmehr zur Ausführung gekommen, 
obwol, bevor zur Beſtätigung des Receſſes geſchritten werden konnte, noch zwei 
Luſtra verfließen mußten. Die Gränzen des Waldkörpers ſtanden feſt, welcher 
künftighin die Stadtforſt bilden ſollte; es kam alſo jetzt darauf an, die im §. 4 
des Grundvertrages vorgeſehene, und von dem oben erwähnten ſachverſtändigen 
Urtheil in Erinnerung gebrachte Beſtimmung wegen Aufſtellung eines Wirthſchafts⸗ 
plans endlich zur Ausführung zu bringen, allein wie ernſt der Magiſtrat, die 
Wichtigkeit der Sache einſehend, dieſe in die Hand nahm, die Stadtverordneten 
weigerten ſich, ihre Zuſtimmung zur Abſchätzung und Eintheilung der Stadtforſt 
und zur Entwerfung eines Wirthſchaftsplans zu geben, indem ſie nach den Be⸗ 
ſchlüſſen von 1. April und 1. Mai 1852 die desfallſigen Vorſchläge des Magiſtrats 
zurückwieſen. Dieſen ablehnenden Beſchlüſſen lag — wol offenbar die Beſorgniß 
zum Grunde, daß die Einführung einer geregelten Forſtwirthſchaft nicht nur manche, 
für einzelne Theilnehmer an den Nutzungen der Forſt lukrative, aber den Ruin 
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derſelben herbeiführende Mißbraüche beſeitigen, ſondern auch zur Folge haben werde, 
daß für die nächſte Zeit weit weniger an Holz, als bisher, zur Vertheilung kommen 
und überdies die Waldſtreüuutzung in beſtimmte Regeln werde gefaßt werden. In 
Erwägung, daß der Vertrag vom 27. März 1846 für alle Betheiligten, namentlich 
auch für die Bau- und Brennholzberechtigten Einwohner der Gemeinde- bezw. der 
Kämmereikaſſe gegenüber eine rechtliche Verbindlichkeit geworden iſt, wurde der 
Magiſtrat durch die Regierungs⸗Verfügung vom 12. Juli 1852 angewieſen, die mit 
Meſſungen verbundene Eintheilung und Abſchätzung der Forſt, des Widerſpruchs 
der Stadtverordneten ungeachtet, nnverweilt in Angriff zu nehmen, indem er zugleich 
ermächtigt wurde, die dazu erforderlichen Koſten, falls die Stadtverordneten deren 
Bewilligung ferner verſagen ſollten, auf Höhe von 700 Thlr. aus der zuſtändigen 
ſtädtiſchen Kaſſe zu beſtreiten. So iſt denn endlich im Jahre 1853 die Aufſtellung 
eines Betriebsplans für die Bewirthſchaftung der Bürgerforſt zu Stande gekommen. 
In Folge weiterer Verhandlungen erhielt der Forſtmeiſter Olberg von der Königl. 
Regierung unterm 11. März 1861 das Commiſſorium, gelegentlich ſeiner Dienſtreiſe 
die zur Stadt G. gehörigen Forſten, und zwar ſowol die Bürgerforſt, als auch die 
Kämmereiforſt einer Beſichtigung und die Bewirtbſchaſtung beider Forſten einer 
gründlichen Prüfung zu unterwerfen. Olberg's Bericht vom 28. März ſchil⸗ 
dert den — 


Zuſtand der Golnowſchen Stadtforſt, 1861. 

Kämmerei-Forft. Sie enthält nach einer, aus älteren Karten des Ma⸗ 
giſtrats zu G. zuſammengeſtellten Überſichtskarte, und den eingeholten Angaben des 
Magiſtrats, auf überhaupt 2750 Mg. einen durchgehends ganz armen, durch frühere 
ſchlechte Forſtwirthſchaft, namentlich durch eine plänterweiſe Auslichtung der Holz⸗ 
beſtände, durch mangelhafte Erziehung des nur unter dem Maule des Viehs küm⸗ 
merlich erwachſenen Nachwuchſes, und ganz beſonders durch ein maßloſes Streü⸗ 

rechen in jeder Weiſe aüßerſt mißhandelten Boden, deſſen Productionskraft unter 
ſolchen Umſtänden dermaßen geſchwächt worden iſt, daß — wollte man aus dieſem 
Walde einen nachhaltigen Materialbezug an Holz beabſichtigen und dem gemäß 
einen entſprechenden Betriebsplan feſtſtellen — für die Dauer des erſten Turnus 
von 100 Jahren eine höhere Bodenrente als 10 Kubikfuß Durchſchnitts⸗Ertrag pro 
Mg. nicht zu gewärtigen ſein würde. Aus einer ſpeciellen Nachweiſung der Beſtands⸗ 
verhältniſſe ergibt ſich, daß für einen ſehr großen Theil des Kämmereiwaldes das 
Bedürfniß der möglichſt ſchnellſten Abholzung und Verjüngung vorliegt, um dadurch 

den Boden, der nicht voll rentirt und bei ſo mangelhafter Beſchattung durch die 
Einwirkung des Lichts immer mehr ausgeſogen wird, mittelſt baldigſter Feſtſtellung 
voller, junger, den Boden ſchirmenden und düngenden Holzbeſtände productiver zu 
machen. In wie weit einem ſo gerechtfertigten Streben Folge zu geben iſt, hangt 
aber lediglich von der Beantwortung der Fragen ab: — a) ob der qu. Kämmerei⸗ 
wald einen nachhaltigen, thunlichſt gleichmäßigen jährlichen Materialbezug an Holz 
gewähren muß, oder — b) ob ſeine Erträge lediglich ein finanzielles Intereſſe für 
die Kämmereikaſſe haben, mithin fo genutzt werden können, daß ſie den thunlichſt 
höchſten Geldertrag für dieſelbe abwerfen. 

So weit durch Rückſprache mit dem Bürgermeiſter Löper ermittelt worden, 
iſt die Frage zu a zu verneinen, die Frage zu b zu bejahen, indem der Magiſtrat 
keine Verpflichtungen hat, Deputanten oder Berechtigte mit Holz aus dem Käm⸗ 
mereiwalde zu befriedigen, und das Holz, welches er zu den ſtädtiſchen Inſtituten 

Laudbuch von Pommern: Th. II., Bd. V. 72 f 
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bedarf, alle Zeit aus der Bürgerheide kaüflich zu erlangen iſt. Unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden muß man daher auch entſchieden der Anſicht ſein, daß es im Intereſſe 
der Stadt G. und zum großen Nutzen der Kämmereikaſſe geboten iſt — 1) vor⸗ 
laüfig von der Aufſtellung eines nachhaltigen Betriebsplans für die Kämmereiforſt 
gänzlich Abſtand zu nehmen, und demgemäß — 2) in den nächſten 10 Jahren — 
ſoweit als die Abſatzverhältniſſe und die Vermeidung einer Holzveraüßerung unter 
Schleüderpreiſen es zuläſſig machen — die ſchlechten, unvollholzigen, zur Conſer⸗ 
vation nicht geeigneten Beſtände, und zwar die älteſten und nutzbarſten zuerſt, 
ſucceſſive abzutreiben, und — gleich wie in den letzten Jahren ſchon mit Maaßen 
vorgegangen iſt, abzuſetzen und im Wege des öffentlichen Meiſtgebots zu verſilbern. 

Durch dieſe Maaßnahme wird nach den letztjährigen über den Holzverkauf 
geſammelten Erfahrungen in dem Kämmereiforſte ſelbſt ein ziemlich bedeütendes 
Kapital in kurzer Zeit angeſammelt, welches nach Abzug der zur Wiederkultur 
dieſer abgeholzten Flächen verwendeten Summen und unter Hinzurechnung des Geld— 
werthes der nebenher aus den für eine ſpätere Zukunft zu conſervirenden jungen 
Holzbeſtänden dauernd zu berechnenden, alljährlich eingehenden Durchforſtungs⸗ 
Erträge der Kämmereikaſſe eine ganz bedeütend höhere Rente verſpricht; als wenn 
der Kämmereiwald in ſeinem jetzigen Zuſtande nachhaltig bewirthſchaftet und all⸗ 
jährlich nur ſoviel Holz daraus entnommen würde, als innerhalb der erſten 100 
Jahre einer vollendeten Durchhauung des Waldes mit Rückſicht auf feine dürftigen 
Holzbeſtände entnommen werden könnte. 

Dieſe Behauptung iſt ſogleich durch Zahlen zu begründen, zuvor aber noch zu 
bemerken, daß, wenn die innerhalb 10 Jahre zu realiſirende Operation der Ab— 
holzung aller unwüchſigen und unvollholzigen, thunlichſt nutzbaren Beſtände beendet 
ſein wird, alsdann erſt ein Betriebsplan entworfen und vou da ab eine nachhal⸗ 
tige Bewirthſchaftung geführt werden kann. Die Holzbeſtände der Golnower Käm⸗ 
mereiforſt beſtehen aus: 

1) 148 Mg. reine Blöße, welche a) den Holzſchlag von 1860, der bereits zur 
diesjährigen Kultur mit 103 Mg. vorbereitet iſt, und b) den Holz⸗ 
ſchlag von 1861 mit 45 Mg. repräſentiren. 

2) 485 „ Kiefernſchonungen von 3-20 Jahren, welche meiſt gut beſtanden, 
und zur Conſervation vollkommen geeignet ſind. 

3) 634 „„ geringen Kiefern-Stangenorten von 20—40 Jahren, welche eben⸗ 
falls — mit Ausſchluß von 225 Mg. — von ziemlich guter Be⸗ 
ſchaffenheit nur daher zur Conſervation geeignet ſind, während die 
Erhaltung dieſer ausgeſchloſſenen 225 Mg., welche am SW. Ende 
der Kämmereiforſt die Jagen 1 a, 2 a und 3a umfaſſen und einen 
ſehr durch Diebſtahl gelichteten erbärmlichen Holzbeſtand auf einem 
an ſich abſolut leichten, aber durch Streürechen aüßerſt mißhandelten 
Boden haben, in keiner Weiſe gerechtfertigt erſcheint da der Boden 
nicht die volle Bodenrente gewährt und bei dem Mangel an Be⸗ 
ſchattung dem Lichteinfluſſe noch länger exponirt, noch mehr und 
mehr verarmen würde und da außerdem demſelben zu ſeiner Re⸗ 
conſtitution die gegenwärtig miſerablen Holzbeſtände den erforderlichen 
Humus nicht liefern können. Jedenfalls aber werden dieſe jungen 
ſchlechten Orte erſt noch etwas nutzbarer werden müſſen, bevor ſie 

> abgetrieben und verjüngt werden dürfen. 

1267 Mg. zu übertragen. 
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1267 Mg. Übertrag. 

4) 596 Mg. ältere Kiefern⸗Stangenorte von 40—60 Jahren und zwar ebenfalls 
geringer aber doch ſolcher Beſtandsbeſchaffenheit, daß ihre Conſer⸗ 
vation geboten erſcheint. 

„ Kiefern von 60-80 Jahren von einer nicht ganz ſchlechten, aber 
doch auch unvollkommenen Vollholzigkeit und Wachsthums⸗-Beſchaffen⸗ 
heit auf einem weniger ſchlechten, an ſich aber auch armen Boden. 
Die Conſervation dieſer 0,55 bis höchſtens 0,7 vollbeſtandenen 
Orte wird bis dahin unbenutzt erfolgen müſſen bis die zu Poſ. 6 

hier nachſtehend genannten 267 Mg. abgeholzt und verjüngt, d. h.: 

wieder angebant ſein werden. Bis dahin wird ihre Nutzbarkeit ſich 
noch etwas geſteigert haben; als dann wird aber ebenſo zu verfahren 
ſein, wie mit dem vorgenannten zur ſchleünigſten Verjüngung vor⸗ 
geſchlagenen Beſtänden. 

6) 267 „ 709 jährige, bezw. 80100 jährige Kiefern- Raümden kaum 0,4 
voll beſtanden mit wenigem werthloſen Kiefern⸗Unterwuchs, welche 
zunächſt bald abgeholzt und verjüngt, d. h.: wieder angebaut wer⸗ 
den müſſen. 

7) 52 „ Wege und Gewäſſer ıc. 

2790 Mg. in Summa. 

Ein dieſen zuletzt Poſ. 6 aufgeführten Beſtänden ganz analog beſtandener 

Ort, — Abtheilung a im Jagen 17 — von 45 Mg. Fläche iſt im Winter 1860/1 

kahl abgetrieben und im Wege öffentlichen Meiſtgebots verſilbert. Nach Angabe 

des Magiſtrats hat dieſe Abholzung einen Ertrag pro Mg. geliefert von durch⸗ 
ſchnittlich 12 Kloben Kiefern Derbholz, 1¼ Klftr. Reiſig, 5 Klftr. Stockholz, zu⸗ 
ſammen 58 Thlr. Werth. 

Die vorſtehend Poſ. 6 aufgeführten zum Abtriebe vorzugsweiſe empfohlenen 

267 Mg. im Jagen 17 b, 18 a, 20 b, 21 b würden alſo bei analogen Ertragsver⸗ 

| hältniſſen ein Kapital liefern von 26758 - Thlr. 15.486 

| Die unter 5 vorſtehend aufgeführten zu der nächſtigen Abholzung 

empfohlenen 568 Mg. Jagen 18 b, 19 c, 21 i, 22 c werden als dann 

bei einer um ca. 25 Prct. beſſern Beſtands⸗ und Bodenbeſchaffenheit 
mindeſtens 72 Thlr. pro Mg. liefern, alſo in Summa 568472 . . „ 40896 
Endlich werden die Poſ. 3 verzeichneten 228 Mg. der Abthei⸗ 
lungen a in den Jagen 1, 2, 3 nach ca. 8 Jahren, wenn die älteren 
ſchlechten Beſtände abgeſetzt und verſilbert, bezw. verjüngt ſein werden, 
in gleicher Weiſe herankommen und dann ca. 5—6 Klafter Kiefern⸗ 
| Knüppelholz nebſt zugehbrigem Abraume zu einem Durchſchnittswerthe 
von 15 Thlr. pro Mg. geben alſo überhaupt 2 25K 15 K 
Summa Geldwerth der abzuholzenden Beſtände .. Thr. 59.802 

Die Abholzung und Verjüngung der vorſtehend berechneten Holz⸗ 

beſtände von zuſammen 2677568228 = 1063 Mg., welche inner⸗ 

halb der nächſten 10 Jahre erfolgen kann, würde alſo nach Abzug von 
hochgerechnet, 3 Thlr. Kulturkoſten pro Mg. mithin von 1063x3 . . „ 3.189 
ein Kapital liefern von Thlr. 56.613 


5) 568 


„ 3.420 


wovon in den nächſten 10 Jahren jährlich 5661,3 Tolr. eingehen, jo daß nach 10 

Jahren das Geſammt⸗Kapital, incl. Zinſen und Zwiſchenzinſen die ſucceſſive ein⸗ 
gehenden Kapitalien = 71.460 Thlr. betragen würde, welches zu 5 Prcet. verzinſet, 

eine jährliche Rente von 3573 Thlr. ergibt. 12* 
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Da nun außer den innerhalb der nächſten 10 Jahre abzutreibenden 1063 Mg. 


doch noch 1653 Mg. Holzbeſtände conſervirt bleiben, von denen jährlich noch ein 
Durchforſtungs⸗Ertrag von ca. 3 Kubikfuß pro Mg. mit 4905 Kf. zu berechnen iſt, 


85 
welche 605 Kf. = 60 Klafter Knüppelholz a 2½ Thlr.. Thlr. 150 
1305 . = 
25 Kf. = 52 Klafter Reiſig a 20 r 5 34 % 
Summa. .. Thlr. 184% 
Geldertrag geben, ſo treten dieſe noch der Kapitalrente von . _ 75 573 


zu, wodurch dieſe ſich erhöht au. 5 Thlr. 3757 % 

Will man die vorſtehend in Vorſchlag gebrachte Operation nicht annehmen, 
ſondern auf eine gleich von jetzt ab zu führende nachhaltige Waldwirthſchaft beſtehen, 
ſo werden nach Maßgabe der gegenwärtigen Beſtandsverhältniſſe innerhalb des 
erſten 100 jährigen Umtriebes bei dem weiter oben angegebenen Durchſchnittsertrage 
von 10 Kf. Derbholz pro Mg. von 2693 Mg. nur 26.930 Kf. = — = 2385 7 
Klafter Derbholz ca. jährlich erfolgen, die nach den erlangten Erfahrungsſätzen zu 
45, Thlr. Durchſchnittswerth angenommen, eine jährliche nachhaltige Rente von 
1863 Thlr. liefern, welche kaum die Hälfte derjenigen Rente beträgt, die oben nach⸗ 
gewieſen iſt. 

Hiernach kann es nicht zweifelhaft ſein, welches Verfahren bezüglich der Be⸗ 
wirthſchaftung der Golnowſchen Kämmereiforſt einzufchlagen iſt. 

Schließlich muß noch bemerkt werden, daß das ruchloſe Streürechen ſowol 
als auch die Waldweide in der Kämmereiforſt ſeit der Separation von 1846 ein⸗ 
geſtellt und ſeitdem die letztere auch thunlichſt pfleglich behaudelt worden iſt. 

Die Bürger⸗Forſt, welche überhaupt 14635 Mg. 105 Ruth. und darunter 
14191 Mg. 41 Ruth. zur Holzzucht nutzbaren Boden enthält, wird nach einem im 
Jahre 1853 durch den ehemaligen Oberförſter Schmidt auſgeſtellten, allerdings 
ſtellenweiſe ſehr mangelhaften, auſcheinend mehr in der Stube, als nach dem eigent⸗ 
lichen Waldzuſtande gefertigten Betriebsplane in 3 Blöcken und bezw. 5 Schutz⸗ 
bezirken bewirthſchaftet. Dieſem Plane gemäß ſollen jährlich an Derbholz in dieſer 
Bürgerforſt eingeſchlagen und bezw. abgenutzt werden 238.535 Kf. Dies beträgt 
auf die abgelaufenen 7 Wirthſchaftsjahre 1854 bis und mit 1860 . Kf. 1.669.745 
darauf ſind aber nach deu Rechnungs⸗Abſchlüſſen eingeſchlagen worden „ 891.892 
Mithin ſind in dieſer Zeit weniger geſchlagen, bezw. eingeſpart worden Kf. 777.853 
oder 0 = 11.112 Klafter Derbholz, weche zum Durchſchnittspreiſe vou 5 Thlr. 
pro Klafter incl. Nutzholzwerth 11.112 x 5= 55.560 Thlr. als eine für die Bürger f 
Golnows ſehr erſprießliche Reſerve ergeben. 

Es iſt alſo ſeither das Abnutzungs⸗Soll der Schätzung und Betriebs⸗Regelung 
nicht nur nicht überſchritten, ſondern es iſt ſogar ſehr ſparſam in der Bürgerforſt 
gewirthſchaftet worden. Auch ſind die im Betriebsplane zur Wirthſchaft vorgezeich⸗ 
neten Betriebsfiguren vollſtändig eingehalten worden, da die wenigen Abweichungen 
dagegen nur an einzelnen Orten vorgekommen ſind, wo ſie nicht zu vermeiden 
waren, als z. B.: Behufs Hergabe einiger geringer Abfindungsflächen, Behufs 
Anlegung der Staatsſtraße nach Wolin und einiger anderen Straßen, und Behufs 
Einrichtung der Strafanſtalt. Dieſe Verhiebe haben aber einen ſehr unweſentlichen 
Einfluß auf den nachhaltigen Waldbetrieb, da ſie allermeiſt in Beſtänden der I. Pe- 
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riode geführt ſind, die ohnehin im Laufe der nächſten 10 Jahre zum Hiebe kommen 
mußten, ſo daß auch im Allgemeinen gegen die Hiebsführung in der Bürgerforſt 
keine Erinnerung zu führen iſt. 

Was die Zugutemachung und die Aufbereitung des eingeſchlagenen Holzes 
daſelbſt anbelangt, ſo iſt dieſelbe im Allgemeinen lobenswerth, wenn auch bezüglich 
des Aufſetzens der Derbholzklafter bemerkt worden, daß gegen die geſetzliche Vor— 
ſchrift der Maaß- und Gewichts-Ordnung, welche für Klaftern einen Raum-Gehalt 
von 108 Kubikfuß vorſchreibt, weſentlich verſtoßen wird, indem — 1) ſogenannte 
Kloben⸗Faden 168 Kf. Raum und 116 Kf. Holzmaſſe, 2) Kloben-Klaftern zu Ilie 
Kf. Raum und 81 Kf. Holzmaſſe, 3) Knüppel⸗Klaftern zu 117 Kf. Raum und 65 
Kf. Holzmaſſe, 4) Knüppel⸗Klaftern zu 117 Kf. Raum und 70 Kf. Holzmaſſe auf- 
geſetzt und zu verſchiedenen Zwecken verwendet werden, was nur bezüglich des Fa⸗ 
den⸗Maaßes, worauf gewiſſe Deputanten Auſpruch haben, gerechtfertigt erſcheint, 
während die übrigen vorſtehend angeführten Unregelmäßigkeiten, wozu namentlich 
das Einſetzen von ungeſpaltenen ſtarken Klobenrollen von über 6 Zoll Durchmeſſer 
in die Knüppelsklaftern gehört, wodurch dieſe einen ungebührlichem Holzmaſſen⸗ 
Gehalt von 70 Kf. und darüber erhalten, abzuſtellen ſein dürften. 

Die abgetriebenen Hiebsflächen ſind, mit Ausnahme einer, im Frühjahre 1861 
liegen gebliebenen, regelmäßig und auch meiſt angemeſſen kultivirt worden; 
weniger Bedacht iſt aber auf die unvermeidlichen Nachbeſſerungen dieſer erſtgenannten 
Kulturanlagen genommen worden, ſo daß in dieſer Beziehung Manches zu wünſchen 
und bezw. nachzuholen bleibt. Noch mehr aber iſt es zu tadeln, daß manche älteren 
Blößen und Raümden, von denen in dem Betriebsplane bereits unter der Erwar⸗ 
tung ihrer Kultivirung ſchon Erträge für die Zukunft in Anſatz gebracht ſind, noch 
in ihrer frühern Verfaſſung, wie ſie 1853 waren, verblieben ſind, ohne daß etwas 
davon geſchehen wäre. Es wird daher auf Beſeitigung dieſer Mängel die ſtädtiſche 
Verwaltung hinzuweiſen und ihr bemerklich zu machen fein, daß bei jo außerordent⸗ 
lich disponiblen Mitteln, welche die Bürgerforſt der Stadt gewährt, die nothwen⸗ 
digen Mittel zur Erhaltung der Subſtanz des Waldes nicht vorenthalten werden 
dürfen, und namentlich, daß in dieſer Beziehung den Vorſchlägen der techniſchen 
Verwaltungsbeamten Folge zu geben ſei. 

Was den Schutz des Bürgerforſtes anlangt, jo iſt das dafür beſtellte Schub: 
perſonal unter den obwaltenden Waldnutzungs⸗Verhältniſſen der Bürgerſchaft unzu- 
länglich. Es übt nämlich jeder Einwohner Golnow's fowol die Raff- und Leſeholz⸗, 
als auch die Streünutzung außerhalb der Schonungen überall im ganzen Walde 
zu jeder Zeit beliebig aus, namentlich gilt dies von einer maaßloſen gänzlich un⸗ 
geregelten Waldſtreünutzung, jo daß jede Controle und der Schutz des Waldes der- 
maßen erſchwert werden, daß in der That die Schutzbeamten kein Vorwurf trifft, 
wenn in dem Umfange Holz und Streü entwendet wird, als es eben leider wahr⸗ 
zunehmen iſt. Es wird daher, da Maaßregeln hiergegen zum Schutze der Subſtanz 
des Waldes nöthig erſcheinen, dem Magiſtrate aufzugeben ſein, dafür zu ſorgen: — 
1) Daß die Schutzkräfte angemeſſen verſtärkt werden; 2) daß die Beamten ange⸗ 
meſſen beſoldet werden; 3) daß zur Streü- und Raff⸗ und Leſeholz⸗Entnahme 
Seitens der Bürgerſchaft a) beſtimmte Flächen und b) beſtimmte Tage feſtgeſetzt 
und inne gehalten werden; 4) daß inſonderheit bezüglich der Streü-Entnahme ein 
Turnus eingerichtet werde, wonach die Streü⸗Entnahme an den Orten, wo ſie eben 
Statt gefunden, erſt nach 6—10 Jahren früheſtens wiederkehren darf, damit der 
Boden nicht gänzlich verarme. Beſſer thäte die Stadt Golnow, lieber die Streü- 
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Entnahme gänzlich ruhen zu laſſen, da in der That hier das Bedürfniß weniger 
als die Macht der Gewohnheit von Einfluß iſt, und ſchlechte Gewohnheiten abzu- 
gewöhnen ſind. 

Überhaupt ſcheint der ſtädtiſche Revier-Verwalter, nicht den Standpunkt in 
der ſtädtiſchen Forſtverwaltung einzunehmen, als es verlangt werden muß, wenn 
derſelbe Nutzen ftiften fol. Gegenwärtig kümmert ſich die ſ. g. Forſt⸗Deputation 
ſo ſpeziell um alles Techniſche, daß dem Oberförſter aller Einfluß als Techniker 
und alle Autorität verloren geht. Dies muß unter allen Umſtänden aufhören und 
ließe ſich ſogar empfehlen, den Oberförſter zugleich zum Mitgliede des Magiſtrats 
zu ernennen, wie es in andern Städten der Fall iſt. 


Das vorſtehende Gutachten des Forſtmeiſters Olberg machte die Königl. Re⸗ 
gierung zu dem ihrigen, und theilte daſſelbe unterm 1. Mai 1861 dem Magiſtrate 
mit, um die Beſchlußnahme der ſtädtiſchen Behörden über die Nutzung, bezw. Ab⸗ 
treibung der Kämmereiforſt und über die Beſeitigung der in der, Bürgerforſt 
vorgefundenen Mängel herbeizuführen. Der Magiſtrat berichtete hierauf am 
2. September 1861, daß nach dem von ihm beſtätigten Stadtverordneten-Beſchluß 
vom 14. Juni die Vorſchläge des Forſtmeiſters Olberg bezüglich der Kämmereiforſt 
in allen Punkten angenommen und namentlich beſchloſſen worden ſei, die als nicht voll— 
holzig bezeichneten Theile der Kämmereiforſt in einer Geſammtfläche von 1063 Mg. 
möglichſt innerhalb 10 Jahre abzutreiben und ſogleich wieder einzuſchonen. Dem—⸗ 
gemäß find im Jahre 1862 die Holzbeſtände von 353 Mg. in öffentlicher Feil⸗ 
bietung für das Meiſtgebot von 66 / Thlr. pro Mg. verkauft worden, neben der 
Verpflichtung bei einer Anzahlung von 10,000 Thlr. und ferneren halbjährlichen 
Ratenzahlungen von 5000 Thlr., das ganze Reſtkaufgeld ſofort mit 5 Pret. zu 
verzinſen, und den Abtrieb der Flächen innerhalb 5 Jahren zu beenden. Seit dieſer 
Zeit ſind jährlich kleinere Theile abgetrieben und das Kaufgeld iſt zur Beſtreitung 
der laufenden Ausgaben der Kämmereikaſſe verwendet worden. Durch dieſen Be⸗ 
trieb iſt das Kapital verloren gegangen. Wol läßt ſich fragen, warum daſſelbe, 
und waren es auch nur kleine Poſten, nicht zinsbar angelegt wurde? Durch An⸗ 
kauf etwa eines Werthpapiers. Im Winter 1867-68 iſt der Holzbeſtand aber 
wieder einer größern Fläche auf dem Stamm verkauft worden. Dieſe Holzfläche 
hat 189 Mg. 158 Ruth. betragen. Wie groß der Erlös dafür geweſen, iſt in dem 
betreffenden Bericht des Magiſtrats vom 2. December 1867 nicht angegeben. Was 
aber die von dem Forſtmeiſter Olberg mit Recht getadelte Benutzung der Waldſtreü 
betrifft, ſo iſt dieſelbe nach den, von ihm im Intereſſe der ſtädtiſchen Forſtwirth— 
ſchaft angegebenen Grundſätzen im Jahre 1863 vollſtändig geregelt worden. Da⸗ 
gegen hat der Magiſtrat, im Einverſtändniß mit den Stadtverordneten, den Vorſchlag, 
den ſtädtiſchen Oberförſter in ſein Collegium aufzunehmen, abgelehnt. Seit 1. März 
1870 iſt die Stelle mit Friedrich Ferdinand Carl Dräger, der ſeine Studien auf 
der Forſt⸗Akademie zu Neüſtadt⸗Eberswald betrieben hat, neü beſetzt worden. Sein 
Dienſteinkommen iſt auf 460 Thlr. baares Gehalt normirt, außerdem Nutznießung 
der ſämmtlichen zur Oberförſterei Grünhaus gehörigen Ländereien (2 Mg. 59 Ruth. 
Garten, 54 Mg. Acker und Wieſen), ſo wie der Dienſtwohnung und der übrigen 
Gebaüde, und an Brennmatrial 20.000 Torf, 12 Kl. Kiefernknüppel⸗ und 12. Kl. 
Kiefernreiſigholz, ohne das Schlage- und Stecherlohn zahlen zu müſſen; endlich 
das reglementsmäßige Schußgeld. Verpflichtet aber iſt der Oberförſter zwei Revier⸗ 
jäger zu halten, denſelben neben baarem Gehalt von je 50 Thlr., den ſie von der 
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Stadt beziehen, Wohnung, Beköſtigung, Bett, Bettwäſche 2c. ſowie Licht und Hei⸗ 
zung zu geben, ohne auf Erſatz für dieſe Leiſtungen, die monatlich zu 7 Thlr. 
berechnet ſind, Anſpruch zu machen; das zu ſeinem Dienſt erforderliche Pferd oder 
Fuhrwerk muß er auch auf ſeine Koſten halten. 

Die Kämmereiforſt bildet übrigens den nordböſtlichſten Theil der ſtädtiſchen 
Waldungen. In ſehr unregelmäßiger Figur erſtreckt ſie ſich von N. nach S. faſt 
1 Mle. weit. Sie gränzt gegen N. an die Feldmark Amalienhof, Kreis Kamin, 
gegen O. an die Dorfſchaft Mönchendorf, von der das dazu gehörige Vorwerk 
Hölkenhorſt unfern der Gränze liegt, außerdem auch noch an Golnowshagen, gegen 
S. an Barfußdorfer Gebiet, gegen SW. und W. auf einer gebrochenen Linie an 
die Bürgerforſt. Die Kämmereiforſt iſt in 22 Jagen eingetheilt. Im Jagen 9 
ſteht, unmittelbar an der Mönchendorfer Gränze die Förſterei Schnittſoll mit 
20 Mg. Dienſtland, 1½ Mle. von der Stadt gegen N. Sie iſt 1850—51 für 
1000 Thlr. neü erbaut, nachdem der Förſter bis dahin in Mönchendorf gewohnt 
hatte. Im Jagen 4 befindet ſich ein 23 Mg. großer See und noch ein kleinerer 
daneben. Zwiſchen den Jagen 5 und 6 durchſchneidet die Golnow-Woliner 
Staatsſtraße die Forſt, und dieſelbe Straße bildet ihre Gränze mit Mönchendorf 
weiter nordwärts längs der Jagen 16 und 20. 

Die Hauptfeinde der Kiefer, Pinus Sylvestris, ihrer Waldungen, 
find die Larven oder Raupen des Kiefernſpinners, Gastropacha pini Ochs., der 
Nonne, Liparis monacha, Ochs., des Kiefernproceſſionsſpinners, Gastropacha 
pinivora, Tr., des Kiefernſchwärmers, Sphinx pinastis I. und des Kiefernſpanners, 
Fidonia piniaris, Ochs., die durch Abfreſſen der Nadeln großen Schaden anrichten 
und ganze Waldungen zu zerſtören im Stande find, indem der Baum des Me- 
diums beraubt wird, durch das er ſeine Nahrung aus der Luft empfängt. Die 
Golnowſche Stadtforſt iſt dieſem Übel zu wiederholten Malen ausgeſetzt geweſen, 
mit ihr alle Staatsforſten auf der Oſtſeite der Oder. aufwärts bis zur Herrſchaft 
Schwedt, mit Einſchluß der Dammſchen Stadtforſt. Man hat Nachrichten vom 
Raupenfraß in dieſen Waldungen aus den Jahren 1791, 1792, 1798, 1800, 1808, 
1809, 1820. Seit 1866 haben die Feinde der Kiefer alle Jahr in der Golnowſchen 
Forſt und deren Angränzungen gewüthet. 

Über die Verwüſtungen, welche der Raupenfraß in der Golnowſchen Stadt⸗ 
forſt in den Jahren 1808 und 1809 angerichtet hat, liegt ein ausführlicher Bericht 
des Städte⸗Forſtmeiſters v. Voß, vom 11. September 1809, vor, aus dem Folgen⸗ 
des ein Auszug iſt: — Nachdem er ſich von der dermaligen Beſchaffenheit des 
Wiekſchen Forſtreviers am 9. September unter Zuziehung des Holzinſpectors, 
des Forſtbedienten und der dazu deputirten Stadtverordneten an Ort und Stelle 
gehörig Kenntniß verſchafft hatte, ſo fand er in demſelben ca. 3000 Mg. durch 
die Raupen ſo total ruinirt, daß dabei kein anderer Rath zu geben war, als dieſe 
Fläche ſobald als möglich abzuholzen, die wenigen in demſelben befindlichen noch 
geſund ſcheinenden Stämme als Saamen-Baüme ſtehen zu laſſen, und das abge- 
holzte Terrain unverzüglich wieder in Schonung zu legen, wo ſich ſodann binnen 
kurzer Zeit ohn' allen Zweifel wiederum hinreichender Anflug finden werde. 

Das ganze Wiekſche Revier beſteht größtentheils aus kleinem Bauholz, 
Bohl⸗, Latt⸗ und Schleetſtämmen, jedoch würden ſich dennoch einige Stück Stark⸗, 
und mehreres Mittelbauholz darunter vorfinden, auch ließen ſich bei genauer 
Durchſicht ſelbſt wol noch an 100 Stück wo nicht ganze, doch °/,tel und halbe 
Bauhölzer auszeichnen. Die in dieſem Revier von den Raupen angefreſſenen 
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Orter find von mittelmäßigem Beſtande und würde daher der Morgen im Durch⸗ 
ſchnitt zu 4 Faden Holz anzuſprechen ſein, wodurch wir die Totalſumme von 
12.000 Faden abzuholzendes Holz erhalten würden. 

Der Bedarf der Bürgerſchaft iſt — 1) Bauholz, 2) Brennholz, und 3) Baar⸗ 
geld, welche drei Sachen auf folgende Art am leichteſten zu vereinigen ſein 
dürften: — Zu 1) In Betreff des Bauholzes würde ein jeder Bürger anzuzeigen 
haben, wie viel Stücke von jeder Sorte er zu ſeinem Bedarf innerhalb 4 oder 6 
Jahre gebraucht. Hiervon wird eine Liſte angefertigt, nach ſelbiger das benöthigte 
Holz aus dem Raupenfraße vorweg genommen und den Bürgern nach einer 
ermäßigten Taxe überlaſſen. Eben ſo würde es mit dem zu den öffentlichen Ge⸗ 
baüden und Brücken benöthigten Holze zu halten fein, welches ebenfalls ſogleich 
gehauen und bis zum wirklichen Gebrauche im Trocknen aufbewahrt werden muß. — 
Zu 2) In Hinſicht des Brennholzes hat jeder Bürger bis jetzt jährlich nur 1 Faden 
Brennholz aus der Forſt empfangen; werden unter den jetzt obwaltenden Umſtän⸗ 
den jedem Bürger 6 Faden Brennholz zugetheilt, ſo wird dies auf 400 Bürger 
ein Quantum von 2400 Faden betragen. Werden ſodann — Zu 3) um auch 
baares Geld zu erhalten, die Ganz⸗, Dreiviertel⸗ und Halb- Bohlhölzer noch her⸗ 
ausgeſucht, und das übrige zu Klobenholz ſich eignende Holz in Klaftern zum 
Verkauf geſchlagen, ſo werden zu dieſem Behuf doch noch wenigſtens 6000 bis 8000 
Faden übrig bleiben, und hieraus nicht allein bei den jetzt freilich ſehr niedrig 
zu erwartenden Holzpreiſen doch noch ein Kapital von 6000 —8000 Thlr. zu er⸗ 
warten ſein, ſondern die Bürger würden auch von dem Abgang noch ihr Brenn⸗ 
holz auf mehrere Jahre erhalten können. 

Sollten nun dieſe Vorſchläge Eingang finden, ſo iſt zu bemerken, daß die 
Abholzung noch in dieſem Herbſt und Winter ins Werk zu richten iſt, d. i.: vor 
dem Eintritt der Saftzeit, wenn es nicht unendlich viel an ſeiner Güte ver⸗ 
lieren ſoll. 

Der Magiſtrat legte dieſes Gutachten den Stadtverordneten zur Erklärung 
vor; dieſe aber lautete in ihrer Sitzung vom 17. September 1809 dahin „daß 
fie dem Magiſtrate keine Beſchlüſſe ferner übergeben würden.“ Es war nämlich 
die Übergangsperiode der ſtädtiſchen Verwaltung aus der alten Verfaſſung in die 
neüe, nach der Städte⸗Ordnung vom 19. November 1808, in Folge deren die Re⸗ 
präſentation der Stadt ſchon in Function getreten, die executive Behörde aber, zwar 
ſchon gewählt, doch noch nicht introducirt war. Mit dem alten Magiſtrat wollten 
die Stadtverordneten nichts mehr zu thun haben, wol aber würden ſie, ſo erklärten ſie, 
den neüen Magiſtrat mit allen Kräften unterſtützen, wie es die Pflicht gebiete, und 
demnächſt mit demſelben auch über das Gutachten des Forſtmeiſters v. Voß in 
Unterhandlung treten. Der Magiſtrat reichte dieſe Erklärung bei der Königl. Re⸗ 
gierung von Pommern, damals in Stargard, unterm 18. September 1809 zur 
weitern Veranlaſſung ein. Dieſe beauftragte den Syndicus Steltzer, zu Greifen⸗ 
berg, ſich nach Golnow zu begeben, um daſelbſt mit den Stadtverordneten über die 
in Rede ſeiende, für die Stadt ſo wichtige, Angelegenheit in Unterhandlung zu 
treten und ſie dahin zu leiten, daß ſie einen der Sache angemeſſenen, dem tech⸗ 
niſchen Gutachten des Forſtmeiſters v. Voß entſprechenden Beſchluß zu faſſen ſich 
bereit erklärten. Syndicus Steltzer berichtete über den Ausfall ſeines Commiffo⸗ 
riums unter 12. November 1809 durch Vorlegung des Protokolls, welches er in 
vollſtändiger Stadtverordneten⸗Verſammlung, d. d. Golnow den 8. November, auf- 
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genommen hat. In dieſem Protokoll erklärten die Stadtverordneten einſtimmig, 
was folgt: — 

Wir können dem Gutachten des Forſtmeiſters v. Voß nicht beitreten, denn — 
1) in Beziehung des Bauholzes ſind wir der Meinung, daß nur ſehr wenig Stämme 


an Geld, und geſetzt auch, daß die Zahlung verſchoben würde, ſo könnte das Holz 
doch nicht ſofort angefahren werden, noch weniger aber im Walde ſtehen bleiben, 
da es dort zu ſehr dem Diebſtahl ausgeſetzt ſein würde. — 2) In Anſehung des 
Brennholzes findet dasfelbe Statt, was in Anſehung des Bauholzes geſagt 
worden iſt, nämlich, daß es unmöglich iſt, das Holz ſämmtlich anzufahren und es 
im Walde gegen Entfremdung zu ſchützen. — 3) In Hinſicht des Verkaufs würde 
es ſehr zweckmäßig und für die Stadt in ihrer jetzigen Lage aüßerſt nützlich 
ſein, wenn die Idee des Forſtmeiſters v. Voß zu realiſiren wäre. Allein derſelbe 
ſagt ja ſelbſt, daß nur wenig ſtarkes Holz unter dem raupenfräßigen gefunden 
werde. Dies würde nun die nothwendige Folge haben, daß ſowol das Bau⸗ als 
auch das Fadenholz ſehr unanſehnlich werden und wir daher nicht hoffen dürſten 
bei der großen Conenrrenz, da jetzt beinah' in jedem Walde geſchlagen wird, und 
alſo beſſeres Holz zu haben iſt, vortheilhafte Verkaufe zu machen. — Wir würden 
alſo die Forſt ruiniren ohne ſonderliche Einnahme zu haben. Wir wiſſen überdies 
aus Erfahrung, daß auch das raupenfräßige Holz wieder ausſchlägt, und es lohnt 
alſo der Verſuch, ob es auch bei dem unfrigen der Fall ſein werde. Sollte ſich 
im Frühlinge finden, daß das Holz abgeſtorben, ſo kaun dann noch immer das 
geſchehen, was nach dem Gutachten des 7c. v. Voß jetzt geſchehen ſoll. Da es, wie 
wir ebenfalls aus Erfahrung wiſſen, ungegründet iſt, daß vom Raupenfraß be⸗ 
fallenes Holz, wenn es den Winter hindurch auf dem Stamme bleibt, nicht mehr 
zu gebrauchen ſein jollte, vielmehr, wenn es im Frühjahre gefällt wird, früher 
trocknet und daher eher und beſſer zu gebrauchen iſt, als wenn es im Herbſte zu⸗ 
vor geſchlagen iſt, ſo haben wir beſchloſſen, für jetzt nur das ſchadhafteſte Holz 
fällen zu laſſen, ſo daß jedem Bürger 2 Faden zugetheilt werden können, wofür 
nur das Schlagelohn entrichtet wird. Mit der Abholzung in dieſer Weiſe iſt bereits 
der Anfang gemacht. Selbſt wenn wir genöthigt würden, im künftigen Frühjahr 
vieles oder das meiſte von dem ſchadhaften Holze zu ſchlagen, ſo würden wir immer 
beſſere Verkaüfe an hieſige Einwohner, welche bisher ihren Holzbedarf meiſtens 
auswärts kaufen mußten, als an Auswärtige machen, und wir wünſchen daher, daß 
uns in dieſer Sache freie Hand gelaſſen werde. 

Gegen dieſes durch Beſchluß feſtgeſetzte Verfahren fand ſich Seitens der 
Pommerſchen Regierung nichts zu erinnern, daher es denn auch mitelſt einer an 


wurde. „Jedoch muß, fo hieß es in dem Erlaſſe, wenn zum Holzverkauf aus 
dem Raupenfraß geſchritten wird, uns Anzeige gemacht werden, damit alsdann die 
Berichtigung der reglementsmäßigen Kanzlei⸗ und Siegelgebühren von dieſem Holz⸗ 
verkaufe, welche den Officianten unſerer hieſigen Forſtkanzlei als pars Salarii an⸗ 
geſchlagen ſind, und die alſo ſelbigen bis dahin zu Theil werden müſſen, daß ſie 
dafür durch baares Fixum entſchädigt werden, verfügt werden kann, und iſt allen⸗ 
alls den Kaüfern die Berichtigung derſelben außer dem Kaufpretio zur Bedingung 
zu machen“. Dieſe Gebühren betrugen 12 Gr. Kanzlei⸗ und 8 Gr. Siegelgeld, zu⸗ 
ſammen 20 Gr. pro 100 Thlr. der Verkaufsſumme. 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. v. 73 
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Raupen⸗Gräben, ſo wie zur Deckung der Koſten, welche das Sammeln von Raupen, 
Puppen und Schmetterlingen mit täglich 2 Stadtbezirken — ca. 200 Mann, — 
und das Abprällen der Stangenhölzer bis zu 20 Jahren, verurſachen werde. Hier⸗ 
mit war indeß nur eine Fortfetzung der Maßregeln ausgeſprochen, welche von Seiten 


wie in dem Pütter Staatsforſtrevier da ſich in der Stadtforſt nur ein geringer 
Raupenfraß zeigte, ſo hatten doch die ſtädtiſchen Behörden ſchon ſeit dem Sommer 
1868 mit Beſorgniß den Ereigniſſen entgegen geſehen und keinesweges geruht, 
ſondern Alles ergriffen, was ſich als Abwendungsmittel darbot. Demgemäß hatte 
der Magiſtrat im Monat Auguſt 1868, freilich verfpätet, Falter einſammeln und 
feit der Mitte November bis Ende Februar 1869 die Raupen im Winterlager auſ⸗ 


ſchäftigt waren, von denen täglich jeder / Metzen Raupen abliefern mußte, mithin 
find täglich beinahe 10 Scheffel Ranpen, und zwar vorzugsweiſe im Zten, an Pütt 
gränzenden, Belauf geſammelt und getödtet worden. Daß bei einem ſolchen Re⸗ 
ſultat der Gegenſtand mit vollem Ernſt behandelt, und demſelben von Seiten der 
ſtädtiſchen Behörden ihre ganze Aufmerkſamkeit und Kraft zugewandt worden iſt, 


mit dem Sammeln der Raupen, wie dies in den benachbarten Forſten der Fall 
geweſen, aufzuhören, ſondern daß ſie bis dahin, daß die Raupen, in Folge der 
warmen Witterung, das Winterlager verließen, mit dem Sammeln fortführen. 
Daneben hatte der Magiſtrat durch Verpachtungen und Freigeben der bedrohten 
Forſttheile zum Auspoſſen in einem bedeütenden Umfange die Vertilgung des im 


Ruthen, oder 1,5 Mle., Raupengräben vorzubeügen geſucht. Die Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung verwahrten ſich übrigens gegen die Behauptung, daß vom Golnower 
Revier die Raupen in die angränzeuden Staatsforſtreviere gezogen feien. Gerade 
das Gegentheil habe Statt geſunden: der Augenſchein habe es gelehrt, daß während 
hier ſchon Alles kahl gefreſſen, die Beſtände der Stadtforſt noch vollſtändig grün 
geweſen, und noch jetzt Beſtände vorhanden ſeien, die der gemeinſchaftliche Feind 
nicht angegriffen habe. Schließlich empfahlen die Stadtverordueten dem Magiſtrate, 
auf den Schutz der Ameiſenneſter in der Forſt Sorgfalt zu verwenden und die 
muthwillige Zerſtörung derſelben zu beſtrafen, da die Wald⸗ Ameiſe, Formica rufa, 
ein Feind der Raupe iſt, und daher zur Verminderung derſelben das ihrige beitrage. 
Unter allen Mitteln zur Hebung des Übels glaubte der Magiſtrat als das beſte 
und leichteſte Vertilgungsmittel das Auspoſſen, d. h.: das Wegnehmen der Streü 
aus dem Walde, erkannt zu haben, da die ſämmtlichen zu dieſem Zwecke verpachteten 
Beſtände des ſtädtiſchen Forſtreviers, welche im Frühjahr entnadelt waren, zu Ende 
des Monats Juni 1869 wiederum ihr vollkommen grünes Kleid trugen Von 
anderer Seite aber wurde dieſes Auspoſſen, überall ohne Beſorgniß der Boden⸗ 
verſchlechterung durchgeführt, entſchieden in Zweifel gezogen. 

Trotz aller Vorbeügungsmaßregeln gegen die Calamität des Raupenfraßes, 
die in den Jahren 1868 und 1869 unter Anwendung außerordentlicher, erheblicher Mittel 
zur Ausführung gekommen waren, ergab es ſich, daß dennoch bedeütende Flächen 
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des 3. und 4. Belaufs der Stadtforſt vom Raupenfraß befallen worden. Eine im 
Monat Januar 1870 vorgenommene Beſichtigung und ſorgfältige Unterſuchung 
der befallenen Beſtände führte zu der Überzeügung, daß dieſelben zum größten Theil 
theils bereits gänzlich abgeſtorben, theils im unaufhaltſamen Abſterben begriffen 
waren. Als unzweifelhafte Anzeichen des Abſterbens wurden erkannt: 1) Abfallen 
der Rinde, beſonders im Stangenholze; 2) Vorkommen des Borkenkäfers, Bostry- 
chus stenographus Duft, B. typographus Fabr., 3) Erſcheinen ſchwarzer Baſt⸗ 
flecke, ſogar bereits in Bruſthöhe; 4) Vertrocknen der Wipfel bei den meiſten Stämmen 
des jüngern Holzes. Der gleichzeitige Abtrieb aller in Rede feienden Beſtände 
läßt ſich nicht ermöglichen, doch iſt für nothwendig erachtet worden, wenigſtens das 
nutzbarſte vom Raupenfraß befallene Holz ſchleünigſt herunter zu nehmen und zu 
verkaufen, da die faſt völlige Entwerthung bei längerm Zögern nicht zu verhüten 
iſt. Da indeſſen im ſorſtwirthſchaftlichen Intereſſe die betreffenden zu ſtark zu 
lichtenden Stellen ſofort gänzlich abgetrieben, und völlig neü aufgeforſtet werden 
müſſen, ſo wurde beſchloſſen, mit dem Holzſchlage des Jahrganges 1870 im näm⸗ 
lichen Bereich, der erſten Periode, und zwar im 3. Belauf, Jagen 53, fortzufahren, 
worin faſt ausſchließlich nur gutes Bauholz vorhanden, welches im Abſterben be⸗ 
griffen iſt. Es ließ ſich z. Z. der Erſtattung des Magiſtrats⸗ Berichts vom 12. 
Februar 1870, aus dem das Vorſtehende entnommen iſt, noch nicht überſehen, um 
wie viel das, nach dem beſtätigten Wirthſchaftsplan zu bemeſſende Quantum bei 
dem, durch die Calamität gebotenen, außerordentlichen Abtrieb überſchritten werden 
wird, oder wieviel in nächſter Zeit überhaupt hinsichtlich des Abtriebes geleiſtet 
worden, eventuell, in welcher Weiſe die beſte Verwerthung der wenigen nutzbaren 
Hölzer geſchehen kann, doch zeigte der Magiſtrat an, daß er aus den angeführten 
Gründen, und da weſentliche Nachtheile bei Verzögerung erwachſen müßten, mit 
dem weitern Abtrieb begonnen habe und er ſich vorbehalte, Beſtimmteres zu berichten, 
ſobald er dazu in den Stand geſetzt ſei. Dies war, nach Ausweis der Acten, bis 
ult. Mai 1870 noch nicht der Fall geweſen. 

Inzwiſchen erfuhr man durch die öffentlichen Blätter, daß der Magiſtrat einen 
Termin zum Verkauſ der, im Jagen III. und IV. des Bürgerforſtes, Theilweiſe in 
der Nähe der ſchiffbaren Ihna befindlichen, vom Raupenfraß beſchädigten bis zu 
50 Jahre alte Kiefernbeſtände, von ca. 1200 Mg., auf den 20. April 1870 auge⸗ 
ſetzt hatte, während eine ſpätere Nachricht — in der Neüen Stettiner Zeitung, No. 
215 vom 10. Mai 1870 — beſagte, daß die beſchädigten Beſtände auf dem Stamm 
an die Berliner Firma Wolf und Sohn und Hermann Wolf für ein Meiſtgebot 
von 17.912 Thlr. verkauft worden ſeien. Alle menſchliche Hülfe, gegen den Raupen⸗ 
fraß erzeigt ſich, ſo heißt es in derſelben Zeitungsnotiz, als ohnmächtig, ja in der 
benachbarten Dammſchen Stadtſorſt iſt man fogar zu der paradoxen Behauptung 
gekommen, daß an denjeuigen Stellen, wo am meiſten geſammelt worden, ſich der 
größte Raupenfraß entwickelt habe. Wie viel die fiskaliſchen Forſten Pütt und 
Friedrichswald an Holz verloren haben, iſt zur Zeit — Ende Mai 1870 — noch 
nicht zu überſehen. Die Forſtverwaltung hat als Schntzmittel, wie geſagt, die 
Theerringe in Anwendung gebracht, und ſind viele 1000 Thaler für Theer und 
Arbeitslohn ausgegeben. An einzelnen Ringen ſind an 1000 todte Larven gezählt 
worden, mit denen allerdings auch ihre Hauptfeinde, die Schlupfwespen, Ichneu- 
monidae, zu Grunde gegangen ſind. Überhaupt ſcheint auch das Theeren kein 
Speciſicum zu fein. Der frühere Oberförſter Schröder zu Grünhaus machte im 
Juni 1869 eine Recognoscirung in der Stadtforſt und den benachbarten Revieren 
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Pütt, Marienwald und Lübzin. Er ließ in den verſchiedenſten Beſtänden Baüme 
anprällen, wobei es dann, beſonders im Pütter und Marienwalder Revier, ſo wie 
in getheerten als ungetheerten Beſtänden, welche überall entnadelt waren, Raupen 
förmlich regnete. Ein Stettiner Handlungshaus hat ein neües Material ſtatt des 
Theers empfohlen, dem man den Namen „Raupenpomade“ beigelegt hat, und 
welches, wie man ſagt, da, wo man es angewendet, ſehr wirkſame Folgen gehabt 
haben ſoll. 


Zufolge einer ſpeciellen Aufſtellung des ſtädtiſchen Oberförſters Dräger vom 
16. Mai 1870 ſind in der Bürgerforſt, und zwar im III. und IV. Belauf, an von 
Raupen total abgefreſſenen Beſtänden 2751 Mg,, und an halb durchfreſſenen Be⸗ 
ſtänden 551 Mg., welche, da ſich keine Spur einer wiederkehrenden Benarbung 
zeigte, ſchleünigſt abgetrieben werden mußten. Von dieſen Beſtänden hatte der 
Magiſtrat, zu Ende des Monats Mai 1870, bereits die ſchwächeren Hölzer in 
einem Umfange von 1169,5 Mg. auf dem Stamme für 17.912 Thlr. verkauft, 
d. i.: für den Morgen⸗Holzbeſtand 15 Thlr. 9 Sgr. während er den Abtrieb der 
ſtärkeren Hölzer ſelbſt ausführen zu laſſen beabſichtigte. Beſtände von 100120 
jährigem Holze ſind in einem Umfange von 319 Mg., 80—90 jähriges Holz auf 
einer Fläche von 614 Mg. zerſtört worden. Die Kämmereiforſt iſt verſchont ge⸗ 
blieben. Das, aus dem Verkaufe auf dem Stamme gelöſte Kapital iſt, nach dem 
Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden, in Staatspapieren zinsbar angelegt worden. 


Nach einer Bekanntmachung des Magiſtrats zu Damm, ſollen in den, an der 
Golnower Steinbahn belegenen, Raupenfraß⸗Orten der dortigen Stadtforſt 12— 
1600 Mg. 50- 70 jährige, auch ältere, Kiefernbeſtände zum Abtrieb, zuerſt kavel⸗ 
weiſe, und dann im Ganzen an den Meiſtbietenden verkauft werden, wozu ein 
Termin auf den 14. Juli 1870 angeſetzt war. Der Verkauf hat einen Erlös von 
mehr als 18.000 Thlr. ergeben. 


Wir ſchließen dieſen Titel von der Stadtforſt mit einer Nachweiſung von 
den, für die Bewirthſchaftung und Beaufſichtigung derſelben angeſtellten Forſt⸗ 
beamten, nach dem Stande im April 1870. 
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Torffelder. 

Die Tolle Heide vor 50 Jahren. — Aus einem Bericht des Magiſtrats 
vom 18. Mai 1819. — Das der Stadt zugehörige Bruch, die Tolleheide genannt, 
von 1351 Mg., beſteht zu aus dem ſchönſten Torf. Unmittelbar an daſſelbe 
gränzen über 900 Mg. Wieſen von derſelben Beſchaffenheit. Das ganze ungeheüere 
Terrain wird jetzt eigentlich ſo gut wie gar nicht genutzt, indem in dem oben⸗ 
genannten Theile der Tollenheide nur ſpärlich Birkenſtraüche wachſen, welche in 30 
Jahren eine Höhe von 8—9 Fuß erhalten haben, und die Wieſen ſind den Eigen⸗ 
thums⸗Dorfſchaften gegen einen Canon von 2 Gr. 9 Pf. pro Mg. überlaſſen 
geweſen, wofür dieſe ſie nur ungern behalten, da der bis zu 15 Fuß tief liegende 
Torf alle aüßere Vegetation verhindert. Angeſtellte Verſuche ergaben die Vortreſf⸗ 
lichkeit des Torfs, ein großer Theil der Bürgerſchaft ſprach laut den Wunſch aus, 
dieſen ſo ergiebigen Torfſtich, welcher in 200 Jahren nicht aufgeraümt werden 
wird, zu benutzen; der Magiſtrat erſuchte daher den Berg⸗Inſpektor Lenz zu Caro⸗ 
linenhorſt die Unterſuchung vorzunehmen, und als dieſe über alle Vermuthung 
vortheilhaft ausfiel, ſchritt der Magiſtrat zur Vermeſſung des ganzen Terrains. 
Die gepflogenen Verhandlungen, inſonderheit des Gutachten des ꝛc. Lenz, thun die 
außerordentliche Ergiebigkeit des Torfſtichs, ſo wie die vorzügliche Beſchaffenheit 
des Torfs dar, indem fie zugleich, wie ſehr auf die Erwägung aller nur möglichen, 
Hinderniſſe Bedacht genommen iſt, und daß dieſe eigentlich gar nicht vorhanden 
ſind. Die Anlage iſt von der Natur ſo begünſtigt, daß kein Groſchen auf Abzugs⸗ 
Kanäle zu verwenden und nur ein Abſchiffungsgraben anzulegen iſt, indem der Torf 
unmittelbar bis an die ſchiffbare Krampe ſtößt, (deun durch eine Veränderung der 
Mündung des Abſchiffungs⸗Kanals iſt auch die Beſorgniß gehoben, daß der Schlamm 
des Kanals der Ausfahrt hinderlich ſein würde), es deckt alſo der Torf, welcher aus dem 
Kanal geſtochen wird, die ſämmtlichen Koſten und gewährt noch Überſchüſſe. Unter dieſen 
Umſtänden ward ein Plan zur Anlage auſgenommen, ein Okonomie⸗Plan, jo wie 
ein Anſchlag von Anlegung des Abſchiffungs-Kanals angefertigt, deren Reſultate 
alle Hoffnungeu beſtätigen, und nachweiſen, daß bei einem jährlichen Debit von 
jährlich 2 Millionen Torf ein reiner Überſchuß von 2200 Thlr. zu erwarten iſt, 
daß ferner die Anlegung des Abſchiffungs⸗Kanals noch einen Überſchuß von Thlr. 
459. 14 Gr. gewährt. Waren gleich mehrere Mitglieder der Stadtverordneteu— 
Verſaumlung mit dem Plane der Ausbeütung des Torfmoors nicht allein einver⸗ 
ſtanden, ſondern nahmen auch an den Vorarbeiten den thätigſten Antheil, ſo zeigte 
ſich doch bei der Mehrheit der Stadtverordneten — von einem derſelben, welcher 
bisher die Beſorgung des Torfſtichs in den Feldbrüchern gegen eine Vergütigung 
von 2 Gr. pro Mille gehabt hatte, aufgeſtachelt, weil er dieſelbe zu verlieren fürchtete, 
— eine große Abneigung gegen das Project des Magiſtrats. Die Ver⸗ 
ſammlung ernannte aus ihrem Schooße eine Commiſſion über die andere, welche 
örtliche Beſichtigungen vornehmen mußte, denen der Magiſtrat durch einige ſeiner 
Mitglieder mit unermüdeter Geduld beiwohnte und, wobei es nicht an einer tadeln⸗ 
den Kritik fehlte, die ſich die — gelehrten Herren gegen das Gutachten des be⸗ 
währten Technikers, Berg⸗Inſpectors Lenz, herausnahmen. Um kurz zu fein: als 
der Magiſtrat die Bewilligung der zur Ausführung des Projects nothwendigen 
Geldmittel beantragte, wies die Verſammlung dieſen Antrag auf das Entſchiedenſte, 
— ja mit Entrüſtung zurück. Unter dieſen Umſtänden entſtand die Frage: — 
1) Ob die Stadtverordneten bei einer ſo gründlich unterſuchten, ſo großen Vortheil 
für die Stadt gewährende Melioration Befugniß haben, derſelben und damit allen 
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Grundſätzen der Landeskultur zu widerſprechen, und ob fie namentlich befugt ſeien, 
zu erklären, daß ſie nichts bewilligen wollen und auf die Entwürfe der Sachver⸗ 
ſtändigen keine Rückſicht nehmen wollen?“ Dieſe Frage legte der Magiſtrat in 
ſeinem oben erwänten Bericht der Königl. Regierung zur Entſcheidung vor, in 
dem er gleichzeitig die Geſammtheit der gepflogenen Verhandlungen einreichte. 

Die Verfügung, welche die Königl. Regierung unterm 25. Juni 1819 an den 
Magiſtrat erließ, lautet wie folgt: — 

„Das Project wegen Anlegung eines Torfſtichs auf dem der dortigen Com⸗ 
mune zugehörigen Bruch, die Tolle-Heide genannt, iſt mit Rückſicht auf die ein⸗ 
gereichten von Ihnen darüber verhandelten Acten einer ſorgfältigen Prüfung unter⸗ 
worfen worden, deren Ruſultat bei den bedeütenden Vortheilen, welche der Com⸗ 
mune aus jener Anlage unbezweifelt erwachſen werden, nur für die Ausführung 
des Projects hat ausfallen können.“ 

„Nach den Vorſchriften der St.⸗O. §. 183 ad e ſollen die Erinnerungen der 
Stadtverordneten bei dergleichen Plänen zwar genau berückſichtigt werden; wenn 
indeſſen vernünftigerweiſe hierunter nur Erinnerungen verſtanden werden können 
welche den Nutzen einer ſolchen Anlage mit Gründen widerlegen; ſo ergibt die 
nähere Prüfung der in dem vorliegenden Falle von den dortigen Stadtverordneten 
gemachten Einwendungen von ſelbſt, daß ſolche höchſt oberflächlich ſind, und nur 
auf Eigenſinn beruhen können. Wir finden daher und mit Rückſicht auf die gründ⸗ 
lichen ſachkundigen Gutachten des Berg-Inſpectors Lentz, welche den mit der An⸗ 
legung des Torfsſtichs für die Commune verbundenen Nutzen ſo klar auseinander 
ſetzen, durchaus keine Veranlaſſung auf die Weigerung der Stadtverordneten Rück⸗ 
ſicht zu nehmen. Sie haben dies denſelben zu eröffnen, und autoriſiren wir, für 
den Fall ihrer fernern Renitenz, Sie hiermit, ſofort die nöthigen Einleitungen zur 
Ausführung des Projects, deren Detail wir übrigens ganz Ihnen überlaſſen müſſen, 
zu treffen. 

„Die eingereichten, aus 54 Blättern beſtehenden Acten nebſt den beiden Karten 
und Vermeſſungsregiſter erhalten Sie anbei zurück.“ 

In der Sitzung vom 17. September 1819 erklärten die Stadtverordneten, 
nachdem ihnen die vorſtehende Verfügung vorgetragen war, daß, wenn die Königl. 
Regierung dergleichen Anlagen ohne ihre, der Stadtverordneten, Einwilligung an— 
zulegen die Macht habe, ſie derſelben nicht widerſtehen könnten. Ihre freiwillige 
Einwilligung müßten ſie dieſer Anlage, ſowie ſie der Magiſtrat beabſichtige, ver⸗ 
weigern. „Sollte dem ungeachtet dieſe Anlage zur Ausführung kommen, und der 
Commune Schaden dadurch erwachſen, ſo wollen ſich die Stadtverordneten den Weg 
das Rechts vorbehalten, indem ſie durchaus nicht die Gelder der Commune dazu 
anweiſen werden, weil wegen der vorausſehenden Überſchwemmung ſolche gewiß 
verloren gehen“. 

So beſtimmt nun auch die ſachverſtändigen Gutachten des Berginſpectors 
Lenz und das Geometers Blaurock, der die Vermeſſungen und Abwägungen aus⸗ 
geführt hatte, dahin lauteten, daß die gefürchtete Überſchwemmung nicht nachtheilig 
ſein könne, da die ganze Anlage darauf berechnet war, daß der Torf nach dem 
bereits ausgemittelten Niveau nicht tiefer geſtochen werden ſollte, als der, mit Zu- 
ziehung der älteſten Anwohner feſtgeſtellte, mittlere Waſſerſtand der Krampe iſt, das 
höhere Waſſer alſo immer, wieder abziehen muß, ſo iſt doch vorauszuſehen, daß 
auch hier, wie bei allen Anlagen ähnlicher Art unvorhergeſehene Fälle vorkommen 
können, welche zwar das Ganze nicht ſtören, aber abändernde Maaßregeln zur Folge 
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haben können. Dieſe Möglichkeit verhehlte ſich der Magiſtrat nicht, eben ſo wenig, 
in dem, der Königl. Regierung unterm 30. September 1819 erſtatteten, Berichte 
ſeine Bedenklichkeiten wegen der künftig etwaigen Verantwortung. Iſt, ſo ſchloß 
der Bericht, die Frage bejahend feſtgeſtellt: ob der Staat, in Gefolge des Tit. I., 
8. 1 und 2 der St.⸗O. auf Grund der vorgeweſenen, ſachverſtändigen Unterſuchun⸗ 
gen die Ausführung der Sache von Oberaufſichtswegen verfügen kann, — ſo wer⸗ 
den wir mit Freüden das Unternehmen nach allen Kräften fördern. 

Die Königl. Regierung faßte die Sache vom Geſichtspunkte des Magiſtrats 
auf, und richtete unterm 25. October 1819 an das Königl. Miniſterium des Innern, 
zum Departement des Staatsminiſters Freiherrn Wilhelm v. Humboldt, die Frage: 
Ob Beſchlüſſe der Stadtverordneten gegen Anordnungen der Magiſtäte durchaus 
befolgt werden müſſen; oder ob den Regierungen erlaubt ſei, ſolche aufzuheben, 
wenn die Anſichten der Magiſträte die beſſeren ſind? 

Das Miniſterial⸗Reſcript, in welchem dieſe Frage erörtert wur de, lautet 
wie folgt: 

„Das unterzeichnete Miniſterium iſt zwar mit der in dem Berichte der 
Königl. Regierung vom 25. v. M. geaüßerten allgemeinen Anſicht, daß eine nähere 
Beſtimmung der Gränzen innerhalb welcher die Staatsbehörden das ihnen durch 
die St.⸗O. zugeſprochene Oberaufſichts⸗Recht auszuüben haben, wünſchenswerth ſein 
dürfte, einverſtanden. Es wird ſich zeigen, ob die Berathungen, welche jetzt über 
die ganze Angelegenheit der Communal-Ordnungen gepflogen werden, dahin führen 
werden. Ohne neüe geſetzliche Vorſchriften kann nun das unterzeichnete Miniſterium 
hierin nicht vorſchreiten, und am wenigſten würde es ſich veranlaßt finden ein ſolches 
Normativ ergehen zu laſſen, wie die Königl. Regierung es in Vorſchlag bringt, 
da es ſowol den Worten als dem Geiſt der St.-D. durchaus entgegen fein würde, 
wenn die Staatsbehörden bei entgegengeſetzten Meinungen und Anſichten der Ma⸗ 
giſträte und Stadtverordneten immer definitiv entſcheiden wollten. 

„Der vorliegende ſpeeielle Fall, die Anlegung eines Torfſtichs in Golnow 
betreffend, iſt weder dem Geſetze, noch der Natur der Sache nach irgend dazu ge⸗ 
eignet, direct gegen die Erklärung der St.⸗V. das Unternehmen auszuführen. Wenn 
die Erfahrung zeigt, einer Seits, wie oft Pläne und Anſchläge von Sachverſtändigen 
durch den Erfolg als irrig dargeſtellt werden, (weshalb es jedenfalls rathſam ſein 
würde, inſofern ſolches noch nicht geſchehen, die Sache von Seiten der Königl. 
Regierung noch durch einen ihrer techniſchen Räthe an Ort und Stelle prüfen zu 
laſſen), anderer Seits, wie wenig günſtige Reſultate gewöhnlich die von öffentlichen 
Behörden unmittelbar beſorgten Adminiſtrationen ſolcher Aulagen gewähren, ſo kann 
die Erklärung der Stadtverordneten zu Golnow (Bl. 26 der Magiftrats-Acten), ſich 
mit einem Entrepreneur zu vereinigen, nicht als ſo unangemeſſen um ſo weniger 
erachtet werden, als ſich, wenn das Unternehmen wirklich ſo vortheilhaft iſt, als 
die Acten es darſtellen, unſtreitig Privat⸗Perſonen finden, welche die Sache auf 
eigene Rechnung, wenn auch zuerſt mit geringerm Vortheile für die Stadt, doch 
auch ohne Gefahr für dieſelbe, in Gang zu bringen, geneigt ſein werden. 

„In ſofern daher die Königl. Regierung nach vorgängiger genaurer Prüfung 
der Sache durch einen Ihrer Techniker an Ort und Stelle, nicht noch eine Ver⸗ 
einigung des Magiſtrats und der Stadtverordneten wegen Ausführung des Unter⸗ 
nehmens für Rechnung der Stadt zu vermitteln vermöchte, wird ſich lediglich an 
die gedachte, vom Magiſtrat nicht weiter berückſichtigte Erklärung zu halten, oder 
die Sache ſonſt den Stadtverordneten und dem Magiſtrat zu überlaſſen ſein. Zwang 
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gegen die Stadtverordneten oder Ausführung des Unternehmens direct gegen ihren 
Willen kann aber keineswegs eintreten — Berlin, den 3. November 1819, 
Miniſterium des Innern. (gez.) Humboldt. — An die Königliche Regierung 
zu Stettin. 

Abſchrift dieſes Reſcripts fertigte die Königl. Regierung dem Magiſtrate 
unterm 23. November 1819 mit dem Bemerken zu, daß die Anlage auf ſich beruhen 
müſſe, bis beſſere Zeiten erſcheinen, oder andere Stadtverordnete ſich überzeügen, 
daß die jetzigen das wahre Wohl von Golnow verkannt haben und demnächſt den 
Vorſchlägen des Magiſtrats beitreten. 


Die Tolle⸗Heide, 50 Jahre ſpäter. — Aus Berichten des Magiſtrats 
vom 20. Februar und 20. März 1868. — Das der Bürgerſchaft gehörige, nord⸗ 
öſtlich der Fürſtenflagger Landſtraße belegene Torfmoor Tolle-Heide, nach der im 
Januar 1868 aufgeſtellten Berechnung des Geometers Hüpgen 1146 Mg. 124 Ruth. 
groß, dient der, durch den Grundvertrag von 1846 beſtimmten Anzahl Golnowſcher 
Bürger zur Torfnutzung für das eigene Bedürfniß in begränztem Maaße. Die 
bei den Austorfungen auf ähnlichem Terrain gemachten Beobachtungen haben er⸗ 
wieſen, daß bei einer Abtorfung von etwa 2½ Fuß Tiefe die Ablagerung der 
Pflanzenreſte ſo erheblich iſt, daß nach Verlauf eines Zeitraums von 50 Jahren 
eine zweite Abtorfung an der nämlichen Stelle erfolgen kann. Nachdem nun der 
2. Hüpgen das genannte Torfmoor vermeſſen und nivellirt, auch feſtgeſtellt hatte, daß 
hiervon bis jetzt nur eine Fläche von 45 Mg. 23 Ruth. innerhalb der letzten 15 
Jahre etwa 2½ Fuß tief abgetorft find, und daß die neben dem Hauptgeſtell öſtlich 
liegende Fläche von 578 Mg. 55 Ruth. den Bedürfniſſen der Bürger zur eigenen 
Torfnutzung auf ewige Zeiten genügen wird, ſo haben die ſtädtiſchen Behörden, 
nach genauer Vorprüfung aller Verhältniſſe, beſchloſſen, den noch übrigen, weſtlich 
des Hauptgeſtells belegenen Theil der Tollen-Heide im Umfange von 568 Mg. 69 
Ruth., auf den motivirten Antrag des Bürgermeiſters Schmalz vom 7. September 
1867, öffentlich meiſtbietend auf 25 Jahre vom 1. April 1868 ab zur Abtorfung 
bis höchſtens 2 Fuß 6 Zoll Tiefe und demnächſtiger Grasnutzung zu verpachten. 
Die zuletzt bezeichnete Fläche hat bis jetzt wegen ihres kümmerlichen Graswuchſes 
eine jährliche Pacht von durchſchnittlich nur ca. 100 Thlr. gebracht; ſie bietet aber 
nach den durch ꝛc. Hüpgen angeſtellten Nivellements⸗ und Bohr⸗Arbeiten eine minde⸗ 
ſtens ebenſo mächtige Lage von Torf gleicher, und ſtellenweiſe beſſerer Qualität 
als das, ſeit dem 1. April 1863 an den Kaufmann Koch zu Stettin auf 25 Jahre 
zur 2½ Fuß tiefen Abtorfung und Grasnutzung verpachtete Kämmerei⸗Torfmoor 
von 366 Mg. 64 Ruth. Areal, wofür alljqährlich 1200 Thlr. Pacht zur Kämmerei⸗ 
kaſſe fließen. Mit Rückſicht alſo darauf, daß die mehr erwähnte Fläche der Tollen- 
Heide von 568 Mg. 69 Ruth., welche unmittelbar neben dem Kämmerei⸗Torfmoore 
liegt, vorausſichtlich einen noch höhern Ertrag für die Bürgerkaſſe liefern wird, die 
bisherige Bewirthſchaftung aber keine rationelle geweſen iſt, in Berückſichtigung 
ſerner des Umſtandes, daß die Bürgerſchaft in ihrem Rechte auf Austorfung zum 
eigenen Bedürfniß nie geſchädigt werden wird, ſo wie endlich im Hinblick auf die 
immer mehr und mehr wachſenden Anſprüche an die Bürgerkaſſe, wurde ein Termin 
zur Verpachtung auf den 14. März 1868 anberaumt, weil bei längerer Zögerung 
ein Pachtertrag für das lauſende Jahr kaum zu erzielen ſein würde. In dieſem 
Termine erſchien aber nur ein einziger Pachtliebhaber, nämlich der Kaufmann Koch 
aus Stettin. Sein Gebot betrug 600 Thlr. Die ſtädtiſchen Behörden haben dem⸗ 
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ſelben nicht den Zuſchlag ertheilt, ſondern beſchloſſen zur weitern Ausbietung — 
ähnlih wie im Jahre 1819 — beſſere Zeiten abzuwarten! Inzwiſchen hat die 
Königl. Regierung zur Abtorfung des in Rede ſeienden Theils der zum Bürger⸗ 
vermögen gehörenden Tollen-Heide, auf Grund des 8. 50 Alin. 4 der St. D., 
maßgeblich der aufgeftellten Verpachtungs⸗Bedingungen, unterm 1. April 1868 von 
Oberaufſichtswegen die Genehmigung ertheilt. 


Bisher waren alle Kreis- und Provinzialabgaben, alſo namentlich die Kreis⸗ 
Chauſſeebau⸗Prämiengelder, die Landarmen- und Irrenhaus⸗Beiträge, die Provinzial⸗ 
Landtagskoſten, u. ſ. w., ſoweit fie auf den Gemeindebezirk der Stadt G. repartirt 
werden, zufolge jedesmaliger genehmigender Beſchlüſſe der Stadtverordneten ans 
den Mitteln der Kämmereikaſſe gezahlt worden. Nachdem nun aber die Bedürf⸗ 
niſſe des Stadthaushalts fo geſteigert waren, daß die Ausgaben der Kämmereikaſſe 
lange nicht mehr durch die Einnahmen gedeckt wurden, und nach den Feſtſetzungen 
des §. 7. des rechtsgültigen Grundvertrags vom 27. März 1846 die Bürgerkaſſe 
bereits mit einigen Tauſend Thalern alljährlich zu Deckung der Bedürfniſſe hatte 
Zuſchüſſe leiſten müſſen, jo war des Magiſtrats Beſtreben zunächſt darauf gerichtet, 
die Kämmereikaſſe von allen denjenigen Ausgaben zu befreien, zu deren Tragung 
ſie keine Verpflichtung hat. Auf Antrag des Magiſtrats beſchloſſen demgemäß die 
Stadtverordneten, daß die Kreis- und Provinzialabgaben in Zukunft von der Ein⸗ 
wohnerſchaft nach dem Klaſſenſteüer-Modus aufgebracht werden ſollen, von der An⸗ 
nahme ausgehend, daß dieſe Abgaben, welche ihren Grund in dem Verhältniſſe der 
Stadt zum Kreiſe, bezw. zur Provinz haben, eben ſo wenig als Communalabgaben 
angeſehen werden können, wie die directen Steüern und ſonſtigen Staatsabgaben. 


Communal-Beſteüerung. | 
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Die Königl. Regierung erklärte ſich mit dieſer Auffaſſung der Sache in der Ver⸗ 
fügung vom 28. März 1857 vollkommen einverſtanden; ſie hielt dafür daß der 
directen Erhebung jener Abgaben von der Einwohnerſchaft der Grundvertrag vom 
27. März 1846 nicht entgegen ſtehe; denn dieſer behandelt lediglich den ſtädtiſchen 
Gemeindehaushalt, wozu an und für ſich die Provinzial- und Kreis Communal⸗ 
abgaben nicht gehören, wie von den Stadtverordneten und dem Magiſtrat richtig 
erkannt worden ſei. Die Einwohner koͤnnten daher nicht geltend machen, daß ſie 
auf Grund des Receſſes vom 27. März 1846 berechtigt ſeien, daß, bevor die Bei: 
träge zu den bezeichneten Abgaben von ihnen erhoben würden, erſt die Einkünfte 
des Bürgervermögens nach Maßgabe des Receſſes angegriffen werden müßten. Da 
es indeſſen thatſächlich jo gehalten, daß die fraglichen Abgaben aus der Kämmerei— 
kaſſe beſtritten worden, ſo würden bei einer vorzunehmenden Repartition auf die 
Einwohnerſchaft viele Beſchwerden unvermeidlich ſein; daher hielt es die Königl. 
Regierung für rathſam, daß ſich die ſtädtiſchen Behörden erſt von der Zweckmäßig 
keit der Erhebung dieſer Abgaben volle Überzeügung verſchafften, bevor fie zu deren 
Ausſchreibung ſelbſt ſchritten. Der Magiſtrat glaubt, daß ein Zuſchlag von 10 Pret. 
der jährlichen Klaſſenſteüer oder vielleicht der einmonatliche volle Klaſſenſteüerſatz 
zur Deckung der in Rede ſeienden Abgaben ausreichen dürfte. 

Den Rath, welcher die Königl. Regierung den ſtädtiſchen Behörden gegeben, 
ſich erſt volle Überzeügung von der Angemeſſenheit der Beſteüerung zu verſchaffen, 
war befolgt worden, denn erſt nach länger als Jahresfriſt ſchritten fie zur Aus⸗ 
führung. Für das Jahr 1859 war die Summe von Thlr. 649. 12. 8 Pf. als 
Quote der Stadt G. zu den Kreis- und Provinzial-Abgaben ausgeſchrieben worden. 
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Nunmehr beſchloſſen die Stadtverordneten in ihrer Sitzung vom 15. Januar 1859, 
daß nicht blos die Klaſſenſteüerpflichtigen, excl. der unterſten Stufen von 1¼ und 
2½ Sgr. monatlicher Steüer, ſondern auch die Einkommenſteüerpflichtigen zur 
Deckung jener Abgaben heranzuziehen ſeien. Die Höhe des Zuſchlags zu beiden Staats⸗ 
ſteüern hangt davon ab, wie viel an Kreis- und Provinzialabgaben während des 
jedes Mal vergangenen Jahres eingefordert wird. Für das Jahr 1859 ſchätzte man 
den Zuſchlag zu 20 höchſtens 25 Pret. und der Magiſtrat meinte, es dürfte nicht 
zu erwarten ſein, daß dieſer Satz in künftigen Jahren erreicht, oder gar über⸗ 
ſchritten werde, da im Jahre 1858 mehrere extraordinaire Zuſchüſſe an Provinzial⸗ 
abgaben eingefordert worden ſeien und dadurch der oben angegebene, pro 1859 zu 
repartirende Betrag ungewöhnlich hoch geworden ſei. Mittelſt Verfügung vom 4. 
Februar 1859 genehmigte die Königl. Regierung, unter Bezugnahme des 8. 53, 
No. I., 3 und 6 der St.⸗O. vom 30. Mai 1853 den vom Magiſtrate beſtätigten 
Beſchluß der Stadtverordneten vom 15. Januar, wonach die auf die Stadt G. 
repartirten Kreis⸗ und Provinzialabgaben durch Zuſchläge zur Klaſſen-Einkommen⸗ 
ſteüer, unter Freilaſſung der beiden unterſten Stufen, aufgebracht werden ſollen. 
Dabei, ſo bemerkte die Königl. Regierung, verſteht ſich von ſelbſt, daß im Fall die 
zur Deckung der Kreis- und Provinzialabgaben und übrige, noch fonſt eingeführte 
Zuſchläge zu den directen Staatsſteüern über 50 Pret. derſelben betragen, oder 
dieſe Steüern nach ungleichen Satzen belaſtet werden ſollten, dies unter Nr. 8 der 
„Anweiſung der Miniſter des Innern und der Finanzen vom 17. Juli 1854 zur 
Ausführung der §. 53 der St. O.“ vorgeſchriebenen Verfahren Statt finden muß. 

Auf Grund dieſer Ermächtigung wurden nur 20 Beet. Zuſchlag zu jenen 
Steüern, Behufs Deckung der Kreis- und Provinzialabgaben, von der Einwohner⸗ 
ſchaft wirklich erhoben, und zwar im Betrage von ziemlich genau 800 Thlr. in jedem 
Jahre. Nun aber trat, nach Ablauf von 5 Jahren ein neües Bedürfniß zu Tage, 
welches befriedigt werden mußte. Nach dem Landesherrlich beſtätigten Kreistags— 
beſchluſſe vom 3. März 1862 waren zur Ausführung der im Naugarder Kreiſe 
projectirten Kreisſtraßenbauten jährlich 12.000 Thlr. aufzubringen, und zwar in 
halbjährlichen Raten, demgemäß unterm 19. März 1863 an den Magiſtrat zu G. 
die landräthliche Aufforderung erging, den erſten, auf die Stadt fallenden Beitrag 
von Thlr. 964. 11. 9 Pf. an die Kreis⸗Chauſſeebaukaſſe einzuzahlen. Zur Deckung 
dieſer neüen Kreisabgabe, welche in runder Zahl jährlich 1929 Thlr. beträgt, wurde 
ein feruerer Zuſchlag von 50 Pret., — mithin überhaupt von 70 Pret. — zur 
Klaſſen⸗ und klaſſificirten Einkommenſteüer erforderlich, und nach dem, vom Ma⸗ 
giſtrate beſtätigten Stadtverordneten-Beſchluß vom 4. Mai 1863 auch als eine 
Nothwendigkeit anerkannt. Die ſtädtiſchen Behörden gingen bei dieſem Beſchluſſe 
von der Anſicht aus, daß, da beide, damals im Bau begriffene Straßenzüge Golnow⸗ 
Maſſow und Naugard⸗Daber nicht füglich ohne Fortſetzung über Maſſow hinaus 
nach Stargard, ſowie von Daber nach Freienwald bleiben könnten, es nothwendig 
fei, für Herbeiſchaffung der Baugelder auch dieſer in Ausſicht ſtehenden Straßenbanten, 
nicht minder der künftigen Unterhaltungskoſten bei Zeiten Sorge zu tragen. Da 
der Eingang der Staatsſteüern durch die beantragte Erhebung von 70 Pret. Zus 
ſchlag nicht gefährder erſchien, jo nahm die Königl. Regierung keinen Anſtand, den 
Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden mittelſt Verfügung vom 18. Juli 1863 zu genehmigen. 
Auf gehaltenen Vortrag genehmigten ſodann auch die Miniſter des Innern und der 
Finanzen mittelſt Reſeripts vom 31. Mai 1864, daß in der Stadt G. zur Deckung 
der Kreis- und Provinzialabgaben, bezw. der Kreis » Chauffeebaubeiträge der Ge⸗ 
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meinden, und des bisherigen Communal-Armengeldes von 850 Thlr. ein Zuſchlag 
von 90 Beet. (20 Prct. für die letztere Abgabe) zur Klaſſen⸗ und klaſſificirten Ein- 
kommenſteüer vom 1. Januar 1865 ab, vorbehaltlich der Ermäßigung nach Auf⸗ 
bringung der Kreischauſſee⸗Baukoſten erhoben werde. Nicht blos eine Ermäßigung 
des Communal-⸗Zuſchlages iſt im Lauf der Jahre eingetreten, ſondern ein vollſtän⸗ 
diger Erlaß des Zuſchlages in Bezug auf die Kreisſtraßenbaubeiträge, wie denn 
auch der Zuſchlag von 20 Pret. Behufs Deckung der Kreis» und Provinzialabgaben 
nach einem Bericht des Magiſtrats pro 1868 in Wegfall gekommen iſt, ſo daß nur 
noch die Erhebung des Armengeldes mit 20 Pret. von den mehrgenannten Staats⸗ 
ſteüern in Kraft bleibt. 


Bereits im Jahre 1858 war davon die Rede, zur Hebung des Schulweſens 
gleichfalls eine Communalbeſteüerung einzuführen, allein da die in dieſer Beziehung 
einſeitig gefaßten Beſchlüſſe auf mehrſeitigen Mißverſtändniſſen beruhten, ſo wurde 
die Sache damals nicht weiter verfolgt, zehn Jahre nachher aber wieder aufgefaßt, 
da Golnow feine 600jährige Jubelfeier als Stadt zu begehen im Begriff 
ſtand. Die Anträge des Magiſtrats, die höhere bis zur Tertia eines Gymnaſiums 
gehende Knabenſchule durch Vermehrung der Lehrkräfte, bezw. durch Aufbau einer 
Secundaklaſſe, zu heben, wurden von den Stadtverordneten ſtets abgelehnt, da ſie 
den zeitigen Zuſtand dieſer Schule als dem Bedürfniſſe der Stadt G. vollſtändig 
entſprechend, und den weitern Ausbau derſelben in Erwägung der örtlichrn Ver⸗ 
hältniſſe als über jenes Bedürfniß hinausgehend erachteten. Zwar konnte der Ma⸗ 
giſtrat nicht anders als dieſer Anſicht ſich anſchließen, dennoch ſprach er gegen die 
Stadtverordneten den Wunſch aus, jener denkwürdigen auf den 1. Juli 1868 
fallenden Säcularfeier ein bleibendes Denkmal dadurch zu ſetzen, daß die Bürger⸗ 
ſchule auch über das Bedürfniß hinaus zu dem wirklichen Grade einer höhern 
Schule erhoben werde, welche in ihrer oberſten Klaſſe zu einem beſtimmten Abſchluſſe 
der Bildung gleich anderen höheren Schulen führen und ein von ſolchen Lehr⸗ 
anſtalten ertheiltes Abgangszeügniß darbieten könne. Die Stadtverordneten gingen 
auf dieſen Gedanken ein und es wurde der Beſchluß gefaßt, daß zur Beſtreitung 
der Ausgaben für die bisher ſchon anerkannten Bedürfniſſe der Bürgerſchule ein 
Zuſchuß auf Höhe von 2000 Thlr. aus der Kämmereikaſſe gewährt, dagegen die 
durch die beabſichtigte Hebung genannter Schnle entſtehenden Mehrkoſten durch Zu⸗ 
ſchlag zur Klaſſen⸗ und Einkommenſteüer aufgebracht werden ſollen. Der erſte Theil 
dieſes Beſchluſſes iſt zur Ausführung gekommen, der zweite Theil dagegen in der 
Schwebe geblieben und das 600jährige Beſtehen der Stadt Golinow-Vredeheide 
und ihrer Begabung mit deütſchem Stadtrecht iſt vorüber gegangen, ohne daß das 
Säcularfeſt in der von den ſtädtiſchen Behörden beabſichtigten Weiſe gefeiert wor⸗ 
den wäre. Die Abſicht ging auf Ausbildung der Bürgerſchule zu einer höhern 
Unterrichtsanſtalt, zu einem Progymnaſium, und eine Schule dieſer Art wird in 
der Regel nur von Söhnen der gebildeten und beſſer geſtellten Stände beſucht. 
Dieſe ſind es darum auch allein, welche zur Unterhaltung der Schule beizutragen 
haben, ſei es durch erhöhtes Schulgeld oder durch directe Schulſteüer in Geſtalt 
von Zuſchlag zur tlaſſificirten Einkommenſteüer und der hoheren Stufen der Klaſſen⸗ 
ſteüer, deren untere Stufen frei bleiben müſſen, weil die denſelben angehörigen 
Söhne meiſthin die höhere Unterrichtsanſtalt nicht zu beſuchen pflegen. 


Im Kriegsjahre 1866 mußte die Stadt an Mobilmachungskoſten zu drei ver⸗ 
ſchiedenen Malen überhaupt 1509 ½ Thlr. zur Kreiskaſſe nach Naugard abführen 
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und trat deshalb an die ſtädtiſchen Behörden die Frage heran, auf melde Weile 
dieſer Betrag zu beſchaffen ſein werde, wobei der Beſchluß gefaßt wurde, ſowol 
dieſen Betrag als die durch die damals auch in G. graſſirende Cholera verurſachten 
Koſten mit ca. 500 Thlr. überhaupt 2000 Thlr. anzuleihen und in Berückſichtigung 
der drückenden Zeitverhältniffe nicht von der Einwohnerſchaft direct aufbringen, 
ſondern durch einen außerordentlichen Holzhieb in der Kämmereiforſt wieder decken 
zu laſſen. Die ungünſtigen Conjuncturen des Winters 1866 — 1867 machten die 
Ausführung des fragl. Beſchluſſes nicht rathſam, ſo daß die Anleihe von 2000 
Thlr. nicht zu der angenommenen Zeit zurückgezahlt werden konnte. 


Was aber die Mobilmachungskoſten betrifft, jo gehören dieſe nicht zu den 
Ausgaben, welche vom Stadt- bezw. Bürgervermögen zu beſtreiten find und finden 
mithin die Beſtimmungen des Grundvertrages vom 14. März 1846 (8. 799 des 
Gemeinheitstheilungs⸗Receſſes) auf dieſe keine Anwendung, vielmehr find dieſe Koſten, 
wie die übrigen Provinzial⸗ und Kreisabgaben von der Einwohnerſchaft direct auf⸗ 
zubringen, zu welchem Ende die Stadtverordneten⸗Verſammlung unterm 15. April 
1867 den Beſchluß faßte, jene Mobilmachungskoſten zum Betrage von 1509 ½½ Thlr. 
nebſt Zinſen in drei Terminen von den Einwohnern wieder einzuziehen und zwar 
nach dem Klaſſen⸗ und Einkommenſteüer⸗Fuß, mit Fortfall wie gewöhnlich der beiden 
letzten Stufen der Klaſſenſteüer, wogegen die mehr angeliehenen 490 ½ Thlr. auf 
die Bürgerkaſſe übernommen und von derſelben getilgt werden ſollen, wodurch dieſe 
Anleihe-Angelegenheit überhaupt ihre Erledigung gefunden hat. Zur Realiſirung 
des erwähnten Stadtverordneten-Beſchluſſes wurde zum 1. Juli und 1. October 
1867 und 1. Januar 1868 jedes Mal ein anderthalb monatlicher Betrag der beiden 
Staatsſteüern einzuziehen beliebt, was, da die monatliche Steüer ca. 370 Thlr., im 
Ganzen ungefähr 1650 Thlr. gewährt, womit zugleich die Zinſen gedeckt wurden. 
Auf Grund des 8. 53 der St.⸗O. iſt jener Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden von 
der Königl. Regierung mittelſt Verfügung vom 30. Juni 1867 genehmigt worden. 
Nicht alſo widerfuhr es dem Schlußantrage im Magiſtrats⸗Berichte vom 7. Mai 
1867, dahinlautend, die der Stadt G. obliegenden Kreis⸗Chauſſee⸗Beiträge ſo lange 
durch eine jährliche Anleihe von ca. 1000 Thlr. aufzubringen, als der Bau der 
Kreisſtraßen dies erforderlich macht. Die Königl. Regierung lehnte die Genehmi⸗ 
gung dieſes Antrages ab, da die überaus günſtigen Steüerverhältniſſe der Ein⸗ 
wohner von G. eine Erleichterung der Abgaben in der beantragten Weiſe nicht 
gerechtfertigt erſcheinen laſſen. Hierzu tritt noch der Umſtand, daß die Kreis⸗ 
Chauſſeebau⸗Beiträge noch eine längere Reihe von Jahren aufgebracht werden 
müſſen, da vorausſichtlich neüe, dem Bedürfniß entſprechende Straßenbau⸗Projecte 
in Angriff genommen werden, zunächſt namentlich der Bau der Straße von Nau⸗ 
gard nach Gülzow zur Verbindung mit Kamin. Sodann wird der Bau der Straße 
von Naugard nach Stargard vorgenommen werden müſſen, um mit dieſem größern 
Marktplatze für Landeserzeügniſſe die fruchtbaren Küſtendiſtrikte auf kürzeſtem Wege 
in Verbindung zu bringen. 


Früher wurden außerordentliche Ausgaben durch Beiträge von der Einwohner⸗ 
ſchaft aufgebracht, denen die Service⸗Claſſifikation zum Grunde lag und wobei der 
Werth der vollen Portion gemeiniglich zu 1 Thlr. 25 Sgr. angenommen ward, ſo 
namentlich im Kriegsjabre 1813, wo die Stadt für das Preüßiſche Blokade⸗Corps 
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vor Damm unter dem Befehl des Oberſten Rödlich“), ein Lazareth mit allen La— 
zareth⸗Utenſilien einzurichten hatte, was einen Koſtenaufwand von 800 Thlr. ver- 
urſachte, welche Summe, da die Kämmereikaſſe zu Vorſchüſſen außer Stande, von 
der Bürgerſchaft aufgebracht werden mußte. 


Finanzzuſtan d und Schuldenweſen in vergangenen Tagen. 


Bald nach dem erſten Pariſer Frieden forderte die Königl. Regierung von 
Pommern mittelſt Amtsblatt⸗Verfügung vom 11. September 1814 die Magiſträte 
der Städte auf, Überſichten des Finanzzuſtandes ꝛc., einzureichen. Weil etwas Voll- 
ſtändiges zu liefern war, wie es die Verfügung und der Zweck erforderte, fo ſah 
fi der Magiſtrat von G., perſönlicher Verhältniſſe halber in der Lage, erſt nach 
Ablauf von 5 Monaten den erforderten Bericht unterm 10. Februar 1815 vor- 
zulegen. Der Magiſtrat übergab: — 

I. Eine vollſtändige Nachweiſung aller für die Kämmerei. und allgemeinen 
Communal⸗ Fonds gehörenden regelmäßigen Einnahmen und Ausgaben. Es 
betrugen im Jahre 1815 — 

Die Einnahmen: 

A. Beſtändige, und zwar 1) Grundgeld: Vom Tuchmachergewerk Thlr. 1. 
13. 4 Pf.; aus Barfußdorf und Mönchendorf von den Büdner⸗Grundſtücken Thlr. 
30. 16 Gr.; an Orböde Thlr. 61. 10. 8 Pf.; an Canon von den Colonien und 
Vorwerken zuſammen Thlr. 2105. 21 Gr., nämlich, vom Vorwerk Ihnaburg 63 Thlr., 
von der Colonie Kattenhof 250 Thlr., von den Colonien Blankenfeld und Kamelsberg 
630 Thlr.“), von dem Vorwerke Höfe linker Hand der Ihna (Wiekſcher Seits) 98 
Thlr., Vorw. Höfe rechter Hand der Ihna (Röddenberger Seits) 110 Thlr., Vorw. 
Neühof Thlr. 70. 11 Gr.; Vorw. Holländerei Thlr. 254. 6. 11 Pf., Vorw. Hohen- 
horſt Thlr. 35. 3 Gr., Vorw. Wiek Thlr. 135. 18 Gr.; von der Colonie Hakenwald 
Thlr. 379. 7. 6 Pf.; von der Colonie Fürſtenflagge Thlr. 99. 22. 7 Pf. (S. 341 
ſind nach Brüggemann 8 Pf. mehr angegeben). An Mühlenpächten Thlr. 137. 8 Gr. 
An Güterſchoß von Barfußdorf und Mönchendorf Thlr. 41. 14 Gr. — 2) An 
Recognition Thlr. 4. 16 Gr., nämlich von der Papiermühle I Ries Relationspapier 
Thlr. 1. 16 Gr., 1 Ries Conceptpapier Thlr. 1. 8 Gr., von Barfußdorf für 10 
Weidegänſe Thlr. 1. 16 Gr. — 3) An Dienſtgeld aus Barfuß⸗ und Mönchendorf 
256 Thlr. — 4) An Gewerksgeldern, vom Schuhmachergewerk 10. Gr. 8 Pf. 

Summa der beſtändigen Gefälle .. Thlr. 2639. 13. 8 Pf. 


) Oberſt Rödlich war ein fahrläſſtger Befehlsführer. Er verſchuldete, weil er es unter⸗ 
laſſen, die gehörigen Poſten auszuſtellen, den glücklichen Ausfall der franzöſiſchen Beſatzung 
aus Damm am 7. April 1813, bei dem Finkeuwald — wo der Oberſt auf dem Gute des 
Majors v. Katt ſein Hauptquartier aufgeſchlagen hatte — zum größten Theil in Flammen 
aufging, und die Blokade⸗Truppen, aus pommerſcher Landwehr beſtehend, weil fie im Morgen: 
ſchlafe überraſcht wurden, einen großen Verluſt an Todten und Verwundeten erlitten. Der 
Beſitzer von Straußens ruh, der mit einem Kinde auf dem Arm am Fenſter ſtaud, ward er: 
ſchoſſen, ein Trupp Landwehr hatte ſich in die dortigen Gärten zurückgezogen, um dem unge: 
ſtüm andringenden Feinde Widerſtaud zu leiſten. Über die Ortlichkeit des Kampfplatzes vergl. 
L.⸗B. II. Th. Baud II., 1738.— 1744. 

„) Die auf dem ehemaligen Erbzinsgnte Kamelsberg (S. 392) haftenden Reallaſten find 
laut Receſſes, beſtätigt von der General⸗Commiſſton am 24. Februar 1863, abgelöſt worden, 
und zwar für die Stadt Golnow mit einem Kapital von Thlr. 2605. 6 Sgr., für die Stadt 
Stettin mit einem Kapital von Thlr. 3209. 18 Sgr. 
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B. Unbeftändige: 1) Zinſen von ausgeliehenen Kapitalien find pro 1813 — 
1814 eingekommen 383 Thlr. Es iſt keine Fraction dieſes Einnahmepoſtens gezogen, 
weil in den Jahren die Zinſen nicht eingegangen ſind. 2) Extraordinaire Einnahme 
nach der Fraction der ſechs Jahre 1800 1806 Thlr. 2741. 10. 8/8. Summa der 
unbeſtändigen Gefälllllt lll. Thlr. 3124. 10. 8 /. 

Summa allerjährlicher Einnahmen . Thlr. 5764. —. 4 /. 
! Ausgaben. 

A. Beſtändige, nämlich — 1) Zur Beſoldung der ſtädtiſchen und Polizei» 
Officianten zuſammen Thlr. 2627. 3. 4 Pf., davon dem Dirigenten des Magiſtrats 
900 Thlr., Kämmerer 400 Thlr., ein Rathmann 300 Thlr., Stadtſekretair Thlr. 
209. 18 Gr., incl. 18 Sch. Roggen a 14 Gr., Regiſtrator 190 Thlr., Stadtförſter 
Thlr. 181. 23. 4 Pf., Unterförſter 45 Thlr., Bruchwärter 50 Thlr., Rathsdiener 
71 Thlr., Kämmereidiener Thlr. 67. 10 Gr., Polizeidiener 60 Thlr., vier Nacht⸗ 
wärter 100 Thlr., Stadttambour 8 Thlr., Spritzenmeiſter 6 Thlr., Schornſtein⸗ 
feger 14 Thlr., Diener der Stadtverordneten 24 Thlr. Sodann Wohnungsmiethe 
für die Stadthebeamme 7 Thlr., die in der obigen Summe nicht enthalten iſt. — 
2) An Zuſchuß zur Beſoldung der Königl. Stadtgerichts⸗Officianten zahlt die 
Kämmerei, incl. 200 Thlr. für 50 Faden Holz 1310 Thlr. — 3) Den Kirchen⸗ und 
Schulbedienten ꝛc. Thlr. 178. 8 Gr. — 4) An Recognition, Orböde zur Randow⸗ 
ſchen Kreiskaſſe Thlr. 88. 2. 8 Pf. — 5) An Erbpachtgefällen, zur Stepenitzſchen 
Amts⸗Forſtkaſſe der Canon von Ihnaburg 63 Thlr. — 6) An Beiſteüer zur Stadt⸗ 
armenkaſſe 24 Thlr., zur Bürgerkaſſe Thlr. 505. 22. 11 Pf. Summa der beſtän⸗ 
digen gabeensLnm © ge ne 6 Thlr. 4803. 12. 11. 

B. Unbeſtändige: nach der Fraction der Jahre 1800— 1806 jährlich Thlr. 
2238. 21 Gr.; hierzu die Commnnal-Laſt aus der Service⸗Erhebung, als: Gehalt 
des Rendanten, des Billeteurs, des Diener und an Ausfällen 180 Thlr., macht in 
Summa unbeſtändige Ausgabt s . Thlr. 2418. 21. — 

Summa aller jährlichen Ausgaben . Thlr. 7222. 9. 11 

Einnahme und Ausgabe mit einander verglichen ergeben ein Deficit von 

Thlr. 1458. 9. 6 Pf. 

Die Quellen, aus denen die unbeſtändigen Einnahmen fließen ſind: Zeitpacht 
von kleinen Pachtſtücken; Haus-, Acker-, Wieſen⸗ und Gartenmiethe, Bürgergeld; 
Stadt⸗Zoll, Laſt⸗ und Bohlwerksgeld; Stadtzoll und Stättegeld in den Jahrmärkten; 
Innungs⸗ und Meiſtergeld, Voigding⸗ Geld (fixirt Thlr. 2. 4. 2 Pf.); Holzgefälle; 
Strafgelder; Abſchoß und Zehnten, Loskaufs⸗, Auf⸗ und Abzugsgeld. 

Die unbeſtändige Ausgaben ſind: Baukoſten, Gerichtskoſten und ad incommod. 
jurisdictionis; Schreibmaterialien, Porto und Botenlohn; Diäten und Reiſekoſten; 
Aviſe für Brennholz: Feier - Societätögelder, auf Königl. Specialbefehl; Abgänge 
und Remiſſionen, allerlei extraordinaire Ausgaben. 

Es haben betragen — 


Die Einnahmen. Die Ausgaben. 

In den Jahren. Im Ganzen. An Holzgefällen. Im Ganzen. An Baukoſten. 
1800— 1801 S 1121. 12.4 , — 10. 60% 1729. 7. 11 % 585. 19. 9 
1801— 1802 3072. 5. 6 abe 2648. 4. — 1583. 7. 7 
1802— 1803 4802. 8. 7 377005 2938. 9. 7 1533 047 
1803— 1304 1090. 14. 1 28 M7. 3 1190. 8. 8 295. 16. 4 
1804— 1805 5203. 1.7 4185. 15. 10 1632 18. 6 640. 8. 4 
1805 — 1306 1158. 22. 3 8.13. 4 35. 247% 9, % 
Summa ... 10448. 10. 1 9779. 9. 110% 13433. 5. 10 sg UN. — Al 


Fraction 274 1. 10. 32, 1629. 21. 8 2238. 20. 112ʃ. 1195. 4. 2 


592 Der Naugarder Kreis. 


In dem Begleitungsbericht bemerkt der Magiſtrat was folgt: — Eine Ver⸗ 
mehrung der Kämmerei⸗Revenüen durch zweckmäßigere Benutzung der Grundſtücke 
kann nur Statt finden, wenn — a) Die Forſt beſſer bewirthſchaftet wird; b) wenn die 
der Stadt gehörenden Bruchfelder urbar gemacht find. Ad a) muß aber eine ſpecielle 
Vermeſſung und Eintheilung in Schlägen vorhergehen, wozu es in den erſten Jahren 
an Geld fehlen wird, und wovon der Ertrag und Nutzen erſt nach vielleicht 20 
Jahren ſich ergeben kann. Ad b) wird die Urbarmachung bereits vorbereitet. Nach 
dem im Juli 1814 eingereichten Plane wegen des Holzſchlages und der Urbar⸗ 
machung der Brücher zur Bezahlung der Stadtſchulden müſſen die Brücher, weil kein 
Geld zu den Radungskoſten vorhanden iſt, auf 20 —25 Jahre gegen ein anticipando 
zu erhebendes Pachtquantum ausgethan werden, um das benöthigte Geld zur 
Deckung der Schulden zu erhalten; die Revenüe der Kämmerei von den ſodann 
urbaren Wieſen wird alſo erſt nach 25 Jahren ihren Anfang nehmen. Eine Aus⸗ 
ſicht zur Vermehrung der Kämmerei⸗Einkünfte iſt alſo für die nächſten Jahre nicht 
vorhanden. 5 

Die Adminiſtrationskoſten können in keiner Art vermindert werden, es wird 
vielmehr nöthig ſein, den aüßerſt ſchlecht bezahlten Forſtbedienten Zulage zu geben. 
Die Koſten der Polizeiverwaltung haben nicht beſonders dargeſtellt werden können, 
da die Polizei vom Magiſtrat mit verwaltet wird. Die der Juſtizverwaltung 
betragen 1310 Thlr. und ſind für eine Stadt wie Golnow — ſie hatte um die 
Zeit der Abfaſſung des vorliegenden Berichts etwa 2500 Einwohner — hoch genug. 
Außer der Kämmerei beſtehen keine Nebenkaſſen für Communalzwecke. Wol aber 
gibts — 

Eine Bürgerkaſſe, zu welcher von der Kämmerei ein Zuſchuß von Thlr. 
505. 22. 11 Pf. jährlich gezahlt werden muß. Sie gibt ſich rein aus, da ſie nach 
dem Etat von 1803 — 1809, welcher noch in Kraft iſt, zu zahlen hat — 1) Gehalt 
der Prediger und Schullebrer Thlr. 232. 18 Gr. — 2) Zinſen von ſchuldigen 
Kapitalien Thlr. 114. 23. 6 Pf. — 3) Bau⸗ und Neparaturkoſten des Comman⸗ 
dantenhauſes, welches der Bürgerkaſſe gehört, jo wie einiger Feldwege, Brücken ꝛc. 
Thlr. 56. 22. 6 Pf. — 4) An die Armenkaſſe 60 Thlr. — 5) An Forſtverbeſſe⸗ 
rungsgelder und ad extraordinaria Thlr. 44. 8. 6 Pf. Macht zuſammen Thlr. 
509. — 6 Pf. Es fehlen alſo noch Thlr. 3. 1. 7 Pf. 

II. Nachweiſung der noch rückſtändig gebliebenen Einnahme⸗ und Ausgabe⸗ 
Reſte aus den verfloſſenen Jahren, zum Theil ſeit 1806, bis Trinitatis 1814. 

Von den Einnahmen» Reiten zum Betrage von Thlr. 4755. 3. 1 Pf. find 
bereits verloren und jetzt inerigible Thlr. 1007. 3. 1 Pf., bleiben Thlr. 3748. — — 
Die Ausgabereſte betragen „ 4173. 2. 8 

Es find alſo noch zu decken .. Thlr. 425. 2. 8 

Die bedeütendſten unter den Einnahme⸗Reſten ſind: — 1120 Thlr. Dienſtgeld 
von der Dorfſchaft Barfußdorf pro 1807—1814 auf 7 Jahre a 160 Thlr., ebenfo 
Dienftgeld von Mönchendorf pro 1809—1814 auf 5 Jahre a 94 Thlr. macht 470 
Thlr. Ferner die Dorfſchaft Barfußdorf Wieſenpacht pro 1809 —1813 auf 4 Jahre 
a Thlr. 63. 22. 8 Pf. macht Thlr. 255. 18. 8 Pf., auch Güterſchoß von der⸗ 
ſelben auf die 2 Jayre 1811—13 a Thlr. 26. 16 Gr. macht Thlr. 53.8 Gr. Die 
Golnower Bürgerſchaft Zinſen pro 18061813 Thlr. 763. 10. 6 Pf. Orbbde⸗ 
gelder vom 1. Juni 1806 bis dahin 1811 auf 5 Jahre a Thlr. 61. 10. 8 Pf. macht 
Thlr. 307. 5. 4 Pf. (die aber als inerigible in Ausfall zu ſtellen find), Canon 
von Blankenfeld und Kamelsberg pro 1812—1813 Thlr. 390. 3. 6 Pf. — Von 
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den Reſten an extraordinairen Kriegskoſten und an Verpflegungsgeldern für die 
Beſatzungen iu den, nach dem Tilſiter Frieden von kaiſerlich-franzöſiſchen Kriegs⸗ 
völkern, als Sequeſter für die Kriegs⸗Contribution, beſetzt gebliebenen drei Oder⸗ 
Feſtungen Stettin, Küſtrin und Glogau, ſo wie auch der Beitrag zur Pferdelieferung 
bei Mobilmachung des vaterländiſchen Heeres 1805 und 1806, zum Hauptbetrage 
von Thlr. 804. 15. 7 Pf. dürfte höchſtens die Hälfte eingehen. Dieſer Betrag iſt 
übrigens in der obigen Summe der Einnahme⸗Reſte nicht mit enthalten. 

Die Ausgabe⸗Reſte beſtehen in der Beiſteüer zur Bürgerkaſſe, und zwar ½ 
des Hakenwaldſchen Canons von 1806 — 1814 a 239 Thlr. 13 Gr. macht Thlr. 1916. 
8 Gr., ½ des Blankenfeldſchen Canons ꝛc. für die nämliche Periode a Thlr. 253. 
18. 4 Pf. macht Thlr. 2030. 2. 8 Pf., und ½ der Pacht von der Hakenwaldſchen 
Mühle gleichfalls für den nämlichen Zeitraum a Thlr. 13. 8 Gr., macht Thlr. 106. 
16 Gr. Dazu kommt noch die pro 1809 —1814 mit jährlich 24 Thlr. rückſtändige 
Penſion der Wittwe des Bürgermeiſters Titz 120 Thlr. 


III. Nachweiſung der ſeit dem 1. Januar 1812 zur Deckung des Deficits der 
Kämmerei-Einnahme und zu außerordentlichen allgemeinen Bedürfniſſen repartirten 
Beitrags⸗Summen. 

Nach derſelben ſind zum Zweck der Mobilmachung der Armee, der Lieferung 
von Beinkleidern und Gamaſchen, der Lieferung von Getreide, Fleiſch, Branntwein, 
Fourage in die Magazine zu Garz, Brunn und Auguſtwald für das Blokade⸗Corps 
vor Stetttin und Damm, zur Beſtreitung der Ausgaben für das 1813 in Golnow 
etablirt geweſene Militair⸗Lazareth, zur Bekleidung und Bewaffnung der Landwehr 
(Thlr. 1455. 6 Gr.), und zur Mobilmachung inſonderheit des Borſtelſchen Corps 
(Beſtandtheil des Zten Armee⸗Corps unter Bülow) auf die Bürgerſchaft repartirt 
worden im Ganzen Thlr. 8511. 16. 7 Pf. Von dieſer Summe haben aber nur 
Thlr. 6330. 20. 5 Pf. eingezogen werden können, und es ſind ult. 1814 noch Thlr. 
2180. 20 2 Pf. in Reſt ſtehen geblieben. Der Betrag derjenigen Koſten, welche 
die Lieferung der Mobilmachungs⸗Gegenſtände noch der Feſtung Kolberg verurfacht 
hat, iſt mit 1295 Thlr. noch nicht auf die Bürgerſchaft ausgeſchrieben. 

An außerordentlichen Ausgaben ſtehen bevor: — a) Der Bau des ſeit einigen 
Jahren eingeſturzten Bohlwerks an der Ihna, verauſchlagt zu 1400 Thlr., und — 
b) der Bau der Ihnabrücke, welche neu belegt und ein Joch nebſt Eisbock reparirt 
werden muß, ca. 200 Thlr., welche Bauten nicht verſchoben werden können, und 
wozu wieder ein Kapital auſgenommen werden muß. 


IV. Detaillirte Nachweiſung der Stadtſchulden, welche ſämmtlich feit dem Jahre 
1806 bis ult. 1814 entſtanden und daher lauter Kriegsſchulden ſind. 

Sie beſtehen aus Kapital - Forderungen, die ſich auf Schuldverſchreibungen 
gründen, zum Betrage von > Tee Thlr. 34441. 23. 2 

Und aus Forderungen für Lieferungsvorſchüſſe, welche 
durch den 1812 von der Königl. Regierung zur Negulirung 
des Schuldenweſens deputirten Referendarius Bethe unter⸗ 
ſucht und ſeſtgeſtellt ſind zum Betrage von „ 3308. 118 


Summa der ganzen Schuld . Thlr. 47.750. 13. 9 


worauf rückſtändige Zinſen bis 1. Januar 1814 Thlr. 6955. 15. 9 Pf. und pro 

1814 Thlr. 2200. 23. 6 Pf., überhaupt Thlr. 9156. 15. 3 Pf. zu bezahlen ſind. 

Dieſe zu decken iſt ein Holzverkauf in der Lütkeuheide veranſtaltet, wofür bis 1. Juli 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. v. 75 
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1815 die Summe von 15.000 Thlr. einkommen wird. Mit dem überſchuß follen 
Kapitalien, die nicht länger Anſtand haben können, zurückgezahlt werden. Die 
Summe an Lieferungsvorſchüſſen entſteht daher, weil die Natural Lieferungen 
während des Krieges nicht repartirt, ſondern genommen ſind, wo und für welchen 
Preis man ſie gefunden hat Die Verkaüfer haben daher ein gutes Recht, Kapital 
und Zinſen zu fordern. 

V. Nachweiſung der Activa der Golnowſchen Kämmerei, beſtehend in —— 
A. Capitalien, welche aus den in früheren Jahren erſparten Kämmerei⸗Revenüen 
zinsbar beſtätigt worden. Sie betragen 10.250 Thlr., wovon jedoch zwei Poſten 
zu 400 Thlr. und zu 600 Thlr. zum Theil als verloren zu betrachten ſind. Die 
Zinſen von dieſen Activen betragen Thlr. 447. 12 Gr. — B. An liegenden 
Gründen, und zwar: das Dorf Barfußdorf, beſtehend aus 16 Ganzbauern (Pacht⸗ 
bauern), 8 Büdnern und 6 Einliegern; das Dorf Mönchendorf, beſtehend aus 9 
Voll⸗ und 2 Halbbauern (Pachtbauern), 5 Büdnern und 6 Einliegern. Beide 
Dorfſchaften entrichten Dienſtgeld, Güterſchoß, Weidegeld, Getreidepacht. Jährlicher 
Canon in Baarem zahlen die Erbpächter der Colonien Kattenhof, Hakenwald und 
Hoheforſt, ſo wie der Vorwerke Holländerei, Wiek, Neühof, Höfe rechts und Höfe 
links der Ihna, die Papiermühle, der Kupferhammer, und drei Kornmühlen. Die 
jährlichen Gefälle, welche aus dieſen Grundbeſitzungen zur Kämmereikaſſe fließen, 
betragen Thlr. 1764. 4. 5 Pf., excl. des Canons für das Vorwerk Ihnaburg, der, 
wie ſchon oben bemerkt, in der Kämmerei⸗Rechnung nur ein durchlaufender Poſten 
iſt. — Ferner beſitzt die Kämmerei an Ackerland und Wieſen: 8 Hufen nebſt Bei⸗ 
ländern, 1 Schaderuthe, den Stecklingskamp, ein Ende Land am Katharinenholz, 
ein Dito im Wollwinkel, 2 Kaveln bei der Stadt, 14 Wieſen und noch 100 Mg. 
Wieſen im Schombacher Bruce. Dieſe Grundſtücke ſind vom 1. Januar 1815 ab 
auf 6 Jahre für jährlich Thlr. 482. 6 Gr. verpachtet. — An Gebaüden beſitzt die 
Kämmerei 20 in und bei der Stadt, die zu beſtimmten Zwecken gebraucht werden, 
mit Ausnahme eines Magazin⸗Gebaüdes an der Ihna, worin der untere Raum 
zum Salzlager für 20 Thlr. vermiethet iſt. Die Revenüen aus den liegenden 
Gründen belaufen ſich im Ganzen auf Thlr. 2266. 10. 5 Pf., welche zu 5 Pret. 
gerechnet ein Capital repräſentiren von = 9° 0," Thlr. 45.328. 16 
Zu dieſen Liegenſchaften kommt nun noch die Kämmereiſorſt, deren 
Größe, weil ſie nicht vermeſſen war, nur nach einem ungefähren 
überſchlag zu 16.300 Mg. angegeben werden konnte, und deren 


Werth, zu 2 Thlr. pro Mg., angenommen wurde zu Thlr. 32.600 — 
Hierzu die als ſicher fundirt bezeichneten Kapitalien mit 9.250 — 
Und es ſtellt ſich das Kämmerei⸗Vermögen auf are . 16 


Woraus erhellet, daß die Schuldenlast der Stadt G. doch noch um ca. 40.000 Thlr. 
von ihrem Vermögen überſtiegen wird. Was aber den Bürger betrifft, ſo iſt der⸗ 
ſelbe in Folge der unaufhörlichen Durchmärſche während des Krieges, womit notoriſch 
die Stadt G. vorzugsweiſe heimgeſucht worden, total verarmt. Davon zeügen die 
vielen Reſte, welche ausſtehen, und zu deren Beitreibung ſo wie zur Aufbringung 
des ad I. gedachten Zuſchuſſes von Thlr. 1458. 9. 6 Pf. und der Zinſen von der 
Schuldenlaſt, welche im Durchſchnitt zu 5 Pret. gerechnet, jährlich Thlr. 2387. 
12 Gr., daher überhaupt — Thlr. 3845. 21. 6 Pf. betragen, ſah der Magiſtrat 
keinen Ausweg, da die Vermehrung der Kämmerei⸗Revenüen, wie im Abſchnitt J. 
gezeigt worden, noch in ſehr weitem Felde war. Seinen Bericht vom 10. Februar 
1815 ſchloß der Magiſtrat wie folgt: 
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„Wenn uns ein Vorſchlag über die zu gewährende Unter 
10 würden wir in der Überzeügung, daß der Bürger, den der Krieg bei 
der individuellen Lage der Stadt auf der großen Militairſtraße zwiſchen den, 
von den franzöſiſchen Kriegsvölkern beſetzten Feſtungen Stettin und Danzig, auf 
der des Hin- und Herziehens größerer und kleinerer Truppenkörper kein Ende war, 
— arch vaterländiſche Truppen marſchirten nach und von Kolberg — durch die 
ungeheüeren Durchmärſche ganz ausgeſogen hat, faſt gar nichts geben kann, dieſen 
für die nächſten Jahre auf einen Betrag richten müſſen, welcher der oben berech⸗ 
neten jährlichen Zuſchuß-Summe nahe käme; wir müſſen uns indeß beſchränken, 
die Stadt, welche noch dazu das linglück gehabt hat, während des Kriegs zwei Mal 
mit bedeütenden Feüersbrünſten heimgeſucht zu werden, der Fürſorge der Königl. 
Regierung zu empfehlen.“ 

Zur Ergänzung der vorſtehenden Überſichten reichte der Magiſtrat mittelſt 
zweiten Berichts vom 2. März 1815 die Nachweiſung der Forderungen ein, welche 
die Stadt G. an den Staat für Lieferungen und Leiſtungen, in den Jahren 1812 
und 1813, hatte, wofür dieſer Vergütigung, ſei es durch Compenſation, oder durch 
Lieferungsſcheine verſprochen hatte. Es wurden liquidirt? — 


ſtützung geſtattet wäre, 


Thlr. Gr. Pf. 
J. Durch Compenſation auf die Vermögensiteier . . . 10.569. 12 
2 


= „ Lieferungsſcheine waren zu vergüten. . 12215 9. 5 
3. An Durchmarſchloſten franzöſiſcher Truppen in den Jahren 
1810 — 1812 zur Vergütigung durch die ehemalige 
Feſtungs⸗Verpflegungs⸗Commiſſion der 3 Oderfeſtungen, 


waren zu fordern . 9.484. 20 


Summa 3 
eine bedeütende Summe, welche indeſſen aufs Neüe beweiſt, wie ſehr die Stadt 
Golnow — mit nur 2500 Einwohnern — in den Kriegsjahren angegriffen wor— 
den. Wenn nun in der obigen Schulden-Nachweiſung IV. ſeit dem Jahre 1810 
nur „ N. t .. +2 EEE EEE _ 
für Lieferungen ſchuldig geworden ſind, welche aus der ſtädtiſchen Feüerkaſſe ent⸗ 
nommen wurden, ſo bleibt der reine Betrag, welche von der Stadt nicht aufgebracht 
worden %%Cöͤĩ§1]ỹ;x . w⁵u P :: 13. 5 
nicht zu gedenken, daß die Einquartierung vielleicht 10 Mal ſoviel gekoſtet hat, als 
liquidirt werden durfte. Dieſe Thatſachen, ſagte der Magiſtrat am Schluſſe ſeines 
Berichts, werden abermals darthun, wie nothwendig der Stadt eine Unterſtützung 
für die nächſten Jahre iſt, da die im Vorſtehenden verzeichneten Forderungen gewiß 
erſt nach längerer Zeit realiſirt werden, wir müſſen daher unſern Antrag im Be⸗ 
richt vom 10. Februar dringend wiederholen. 

Dieſe Verzeichniſſe von Lieferungen und Leiſtungen ſind für die Spezial⸗ 
Kriegsgeſchichte von 1813, mit Bezug auf die Blokade, bezw. Belagerung der 
Feſtung Damm nicht ohne Intereſſe. Heben wir nun diejenigen Gegenſtände her⸗ 
vor, welche auf Special-Nequifition des Oberſten Rödlich, Befehlshaber des Preüßi⸗ 
ſchen Blokade-Corps vor Damm, in den Monaten März — Mai 1813 von der 
Stadt G. geliefert, bezw. geleiſtet werden mußten. Dahin gehörten: Große Schanz⸗ 
körbe, andere Schanzgeräthſchaften und Leitern, Bauholz, Arbeitslohn für aus⸗ 


wärtige Zimmerleüte, Geſtellung armirter Fahrzeüge auf dem Dammſchen See, 
Erleüchtungs gegenſtände für dieſe Schiffe 2e., was zuſammen gegen 2000 Thlr. 
gekoſtet hat. 


15* 
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Die Stadt G. hatte im Jahre 1814 einen neüen Bürgermeiſter gewählt, 
Johann Ludwig Tourbicé, welcher in der Verwaltung der Kämmerei viel aufzu⸗ 
raümen fand, weil ſeine zwei Vorgänger und die gleichzeitigen Kämmerer viele Fahr⸗ 
läſſigkeiten und Veruachläſſigungen ſich hatten zu Schulden kommen laſſen, deret⸗ 
wegen die Stadt noch im Jahre 1819 vier Prozeſſe über Kaſſen⸗Defecte zum Ge⸗ 
ſammtbetrage von 9200 Thlr. führte. Nach 5jähriger Amtsthätigkeit war es dem 
Bürgermeiſter Tourbie, von dem Kämmerer Schubbert unterſtützt, möglich geworden, 
den ſeit 1805 zuſammen gehaüften Knaüel der Rechnungs⸗Confuſionen zu entwirren, 
und ein klares Bild von dem Finanz⸗Zuſtande der Stadt G. in dem Zeitraum von 
1814 bis ult. 1818 aufzuſtellen. 

Durch die Einziehung vieler alter Reſte und Vorſchüſſe und eine, aus Holz⸗ 
verkaüfen und Vergütigungen vom Staate für Kriegsleiſtungen dc. entſprungene 
extraordinaire Einnahme von Thlr. 56.389. 10. 4 Pf. iſt in dem Zeitraume vom 
1. April 1814 bis ult. December 1818 eine Einnahme von . Thlr. 94.792. 4. 1 
beſchafft, ohne daß die Bürgerſchaft an Communalabgaben mehr als Weidegelder 
zum Betrage von Thlr. 1019. 22 Gr. in den 3 Jahren 18141816 aufgebracht, 
und ohne daß das Communalvermögen bedeütende Aufopferungen gemacht hat, 
außer dem Verkauf der durchplänterten und nach techniſchem Urtheil doch abzu⸗ 
treibenden Lütkenheide, wogegen das Hauptrevier geſchloſſen geblieben iſt. 

In Bezug auf die Ausgaben iſt zu bemerken, daß große Reſte und Extraordi- 
naria abgewälzt wurden, denn es find nach dem Detail der extraordinairen Aus- 
gaben bezahlt worden: 


Thlr. Gr. Pf. Thlr. Gr. Pf. 
1. Baar abgetragene 5. Deficit der jährlichen 
Schulden 20.692. 15. 5 Einnahme 6605. 19. 7 
2. Rückſtändige u. lau⸗ 6. Gehalt während der 
fende Zinſen 9.335. 13. 3 Unterſuchung: 
3. Alte Gehalts⸗ und a) Bürgermſtr. Birner 2355. 3. 2 


Penſionsrückſtände. 4.683. 9. 1 b) Kämmerer Schmidt 1068. 1. 2 
4. Koſten der vorgeſun⸗ 

denen Prozelle - - 1.323. 11. 4 

Mit Einſchluß der extraordinairen Ausgabe von Thlr. 47.086. 18. 8 Pf. 
hat ſich die Geſammt⸗Ausgabe in dem Zeitraum vom 1. April 1814 bis ult. December 
1818 belaufen auf die Hauptſumme von . „ n 8 Thlr. 92.098. 8. 3 
Unter der ordinairen Ausgabe von Thlr. 45.008. 13. 7 iſt die Summe von mehr 
als 12.000 Thlr. Baukoſten befindlich, welche zur Herſtellung der ſeit 1806 ſehr in 
Verfall gerathenen öffentlichen Gebaüde, Wege, Brücken, Bohlwerke und Straßen- 
dämme haben verwandt werden müſſen. 

Was den effectiven Schuldenzuſtand betrifft, ſo hat derſelbe, im Vergleich mit 
der Angabe von Anno 1814, zufolge weiterer Erörterungen um Thlr. 1104. 22. 1 
erhöht und auf Thlr. 48.885. 11. 5 feſtgeſtellt werden müſſen. Davon ſind getilgt 
Thlr. 24.611. 2. 2 und es bleiben noch Schulden Thlr. 24.274. 9. 3. Wie aus 
der nebenſtehenden Überſicht erſichtlich iſt zwar die vorlaüfige Deckung derſelben bis 
auf Thlr. 2344. 9. 3 nachgewieſen. Es iſt aber hierbei zu bemerken, daß — 1 die 
Reſte von 5500 Thlr., ſo wie ſie ſucceſſive eingehen, zur Deckung des jährlichen 
etatsmäßigen Deficits von Thlr. 2818. 2. 9 Pf. erforderlich find; — 2) daß die 
Lieferungs⸗ und Staatsſchuldſcheine ein Eigenthum der Individuen ſind, welche die 
Lieferungen präſtirtzhaben, und denſelben bezahlt werden müſſen. Sie werden blos 
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deshalb in deposito behalten, weil ſie auf die geſammte Stadt lauten, bei der 
Vertheilung 30 Pret. am Cours verloren gehen würden, und damit gegen die 
Glaübiger der Stadt, wenn, wie zu erwarten, die Kündigungen erfolgen, das 3jährige 
moratorium interponirt werden kann. Zugleich geben fie die Mittel zur Amorti⸗ 
ſation. — 3) Müſſen die Einnahmen für Bauholz, welche verfaſſungsmäßig der 
hausbeſitzenden Bürgerſchaft gehören, derſelben erſtattet werden. Die Beträge pro 
1816, 1817, 1818 wachſen mit Thlr. 2281. 12 Gr. der noch vorhandenen Schulden 
ad Thlr. 24.274. 9. 3 Pf. zu, wodurch ſich die Summe der Schulden effectiv auf 

Thlr. 26.555. 21. 3 
ftellt, von welcher noch die, in der nebenſtehenden Summa von Thlr. 14.337. 19. 
6 Pf. verzinſt werden muß. 


Golnow's Bürgerſchaft befand ſich durch die in vorzüglichſtem Grade auf der 
durch die Stadt führende Etappenſtraße und ohne Unterſtützung vom Kreiſe getragenen 
Kriegsübel und deren Folgen, welche einen großen Theil jetzt aus Haus und Hof 
ſetzten, in ſo ſchlechter Lage, daß ſie zu der Schulden- und Zinſentilgung nicht an⸗ 
gezogen werden konnten und nur mit Mühe hatte der Magiſtrat die unter dem 
Titel von Weidegeldern erhobenen Communal-Laſten mit überhaupt Thlr. 1019. 
22 Gr. aufgebracht, und die ſtädtiſchen Behörden durften es auch für die Folge 
nicht wagen, Communal⸗Laſten auf die Bürgerſchaft zu legen; fie mußten das 
Geſammtvermögen in Anſpruch nehmen, wie es auch bisher geſchehen. 


Die ſonſtigen Abgaben waren im Jahre 1819: — 1) Grundabgaben, und 
zwar Orböde, jährlich Thlr. 88. 2. 8 Pf. — 2) Perſönliche Abgaben, a) Service 
jährlich 980 Thlr. b) Landarmengelder 172 Thlr. 


50 zuſammengeſtellt ergibt ſich der Schuldenzuſtand im Jahre 1819 
wie folgt: — 


Die Schulden der Stadt haben nach der im Jahre 1812 aufgemachten , Gr 
und ſeitdem berichtigten und ergänzten Haupt Nachweiſung betragen, ohne 
Tieren inn . 

Davon ſind bei Regulirung des Schuldenweſens im Jahre 1817 theils 
behandelt, theils als übertriebene und beim Mangel an Nachweis zurückgezogene 


48.885. 11. 10 


Forderungen in Abzug zu bringen 3918. I. 2 
Verbleiben als Schuldenſtannnnn dz [44.967.—. 8 
Davon find in den Jahren 1815 bis ult. 1818 abbezahlltt. . . 20.692. 15. 5 
Es find alfo am Schluß des Jahres als Schulden noch vorhanden .. 24.274. 9. 3 
Dieſe beſtehen: u | | 
1. Nach der Kämmerei⸗Rechnung de 1818 inn. . 18.337. 19. 6 
wovon aber nur Thlr. 14.337. 19 6 Pf. verzinſet werden. 
2. Die Bürgerſchaft hat noch für einzelne Lieferungen zu fordern ul 7. 6 
welche ihre Compenſation mit Reſten erwarten. 
3. Das Stadteigenthum hat für Naturallieferungen annoch zu fordern 1.904. 16. 4 
4. Daſſelbe, die Kirchen und die Hoſpitäler an baarer Zahlung 1.500. —. — 
Die Schulden zu 3 und 4 erwarten ihre Tilgung durch Compenſation 
mit den Vorſchüſſen an Naturallieferungen und Geldzahlungen während 
des Krieges, die aber noch nicht feſtgeſtellt ſind. 
5. An Rückſtänden für Korn: und Fourage⸗Lieferun ne 2.090. 16. 11 
Sind obige S . De „ AZ 


Zu deren Deckung find vorhanden: ö 
An Reſten Thlr. 6596. 13. 9 Pf., wovon aber wahrſcheinlich nur eingehen | 5.500. —. — 
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. Au Lieferungsſcheinen . 


Dazu von der Vermögensſteüer, deren Compenſation mit 
Lieferungen der Bürgerſchaft baar ansgezahlt und die 


Lieferungsſcheine ad depositum genommen werden . . 2.788. —. — 
S e [0 
Zum Courſe von 70 Pret. berechnet macht: - | 6.080. —. — 
3. An Durchmarſchkoſten find in Staatsſchuldſcheinen vergütigt . 8.773. 20. — 
Nach Abzug der vorſchußweiſe gezahlten . N 324. 12.— 
8.449. 8. — 
Davon gehen ab die noch nicht ſeſtſtehenden Vergütigungen 
ann andere Söder . ee 8.— 
Bleiben — 
Zum Courſe von 70 Pre... 5 4.900. —. — 
4. Die Stadt beſitzt an Kapitalien auf Hypothek Sen 5.450. —. — 
wovon jedoch 1000 Thlr. nicht ganz licher angelegt find. * 
Die Deckungsmittel betragen . e 2e 
Die Schulden Sea T 48324274. 9 3 
Bleiben mithin noch an Schulden.. 4 F 


Die jährlich vereinnahmten Bauholz- Gelder, welche verfaſſungsmäßig unter 
die Bürgerſchaft vertheilt werden, find bis ult. 1817 zur Deckung der extraordi— 
nairen Ausgaben verwendet worden. Dies iſt ferner nicht nothwendig, es iſt daher 
der Beſtand der Bürger- Banholzkaſſe pro 1818 mit 8713 Thlr. unter die Haus: 
beſitzer vertheilt, und trifft davon auf ein ganzes Haus 24 Thlr., auf ein halbes 
Haus 12 Thlr. 


In welcher Epoche die Kriegsſchulden der Stadt G. getilgt worden ſind, und 
ob es auf die vorſtehend angedeütete Weiſe, oder mit anderen Mitteln bewerkſtelligt 
worden iſt, geht aus den „Acten, betreffend Nachweiſungen von den Schulden der 
Stadt G. und deren Armortiſation“ nicht hervor, die erſt mit dem Jahre 1862 
wieder Nachrichten über das Schuldenweſen enthalten. Damals hatte die Kämmerei— 
kaſſe 1000 Thlr. Schulden, beſtehend in der Caution zur Sicherſtellung der Ren— 
dantur der Kämmerei-, Bürger- und Bauamtskaſſe, die Bürgerkaſſe, I. Abtheilung, 
aber 3500 Thlr. ſeit dem 6. März 1854, zur Beſtreitung der in Folge der Cholera 
an die Armenkaſſe gewährten außerordentlichen Zuſchüſſe und der zur Ausführung 
der Gemeinheitstheilung erforderlichen Koſten. Das Kapital wurde mit 5 Pret. 
verzinſet und nach erfolgter Deckung des kaſſenmäßigen Vorſchuſſes jährlich mit 
600 Thlr. amortiſirt. Auch die Amtscaution des Kaſſen-Rendanten verzinſet die 
Stadt mit 5 Pret. Im Anfange des Jahres 1865 beſtanden die Schulden der 
Bürgerkaſſe I. Abth in 2 geſonderten Kapitalien zu 1500 Thlr. und 2000 Thlr., 
deren Tilgung erfolgen mußte. Wenn nun eine jährliche Amortiſation von 600 
Thlr. erfolgen ſollte, fo mußten dieſe Jahresbeträge jo lange angeſammelt werden, 
bis eins der vorerwähnten Kapitalien dadurch gedeckt werden konnte. Dies war 
der Grund, weshalb die Amortiſationsbeträge des Jahres 1863 mit 300 Thlr. und 
des Jahres 1864 mit 600 Thlr. überhaupt 900 Thlr. nicht zur Verwendung 
gekommen, ſondern angeſammelt worden ſind, ſo daß am Schluſſe des Jahres 1865 
mit Hiuzurechuung der diesjährigen Tilgungsrate von 600 Thlr. die Summe von 
1500 Tolr. beiſammen war, womit das Kapital von gleicher Höhe zurückgezahlt 
werden konnte. In ähnlicher Weiſe wurde mit der Tilgung des zweiten Kapitals 
der 2000 Thlr. verfahren. 
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Am 1. Januar 1870 betrugen die Stadtſchulden bei der Kämmereikaſſe 6300 
Thlr. beſtehend in 2000 Thlr. Amtscautionen von 3 ſtädtiſchen Kaſſenrendanten; 
2400 Thlr. Caution des Kaufmanns W. Koch zu Stettin als Pächter eines Torf⸗ 
moors laut Contracts vom 1. December 1862; ebenſo 400 Thlr. Caution des 
Eigenthümers Schildberg zu Grünhorſt, auch als Pächter eines Torfmoors laut 
Contracts vom 18. November 1869; und in 1500 Thlr. Anleihe zur Deckung der 
Kreis⸗Chauſſeebau⸗Beiträge feit 1867 und 1868. Nachdem die Zahlung der Vei- 
träge zum Straßenbau einſtweilen aufgehört hat, ſo haben am 1. Januar 1870 
zur Armortiſation des urſprünglich 2250 Thlr. betragenden Kapitals 750 Thlr. 
verwendet werden können, in welcher Weiſe noch 2 Jahre bis zur gänzlichen Tilgung 
fortzufahren iſt. — Bei der Bürgerkaſſe J. Abth. find die letzten 500 Thlr. der 
frühern Schuld am 1. Januar 1870 zurückgezahlt worden. Bei der Bürgerkaſſe 
II. Abth. ſtehen noch 450 Thlr. als letzter Reſt des bei der Kämmereikaſſe an⸗ 
geliehenen Kapitals, womit die, dem Beſitzer der Sonnenmühle zuſtändig geweſene 
Bauholz⸗ Berechtigung in der Bürgerforſt, receßmäßig abgelöſt worden iſt. 

Seit dem Jahre 1866, in welchem die Cholera die Stadt G. ſchwer heim⸗ 
ſuchte und viele verarmte Wittwen und Waiſen der öffentlichen Unterſtützung an— 
heimfielen, hat die Armenpflege einen fo großen Umfang erfahren, daß die zu 
gewährenden Unterſtützungen im Anfange des Jahres 1869 ſchon über 4000 Thlr. 
jährlich betrugen, und im Jahre 1868, außer dem bereits um 1000 Thlr. erhöhten 
Etat, noch einen Extra-Zuſchuß von 800 Thlr. erfordert haben, weil der gewöhn⸗ 
liche Nachzügler der Cholera, die Typhus-Epidemie, in G. wieder ziemlich ſtark 
aufgetreten iſt. Dazu kommen ca. 700 Thlr. Pachtausfälle und verſchiedene außer⸗ 
ordentliche Ausgaben, z. B.: zur Feier des 600jährigen Beſtehens der Stadt ꝛc. mit 
ungefähr 900 Thlr., wodurch der Magiſtrat gezwungen worden iſt, eine Anleihe 
von 3900 Thlr. bei der Bürgerkaſſe zu machen, deren Rückzahlung im Laufe des 
Winters beabſichtigt wurde. 

Nun aber ſchloß der Etat pro 1869 wieder mit einem Deficit von 2400 Thlr. 
ab und aus der Rechnungsführung des Jahres 1868 ſind gegen 2000 Thlr. als 
Reſt geblieben, welche bei Feſtſtellung des Normalbeſtandes am Schluſſe des Jahres 
nach dem Nachtrage zum Gemeinheitstheilungs-Receſſe außer Anrechnung bleiben, 
während ſolche bisher als ein Theil des Beſtandes zur Berechnung gekommen ſind. 
Hierdurch iſt das, aus der Bürgerkaſſe zu deckende Bedürfniß im Jahre 1869 ſo 
bedeütend geworden, daß das ſämmtliche geſchlagene Langholz hat verkauft und der 
Erlös zur Deckung verwendet werden müſſen, ohne daß es möglich geweſen iſt, 
hiervon die Anleihe des vorigen Jahres zu tilgen; vielmehr würde, um dies mög— 
lich zu machen, auch noch der geͤßte Theil des vorhandenen Brennholzes zum Ver: 
kauf geſtellt werden müſſen; die Calamität, welche durch den Verkauf des Brenn⸗ 
holzes hervorgerufen werden würde, iſt aber ſo groß und durchgreifend, daß davon 
Abſtand genommen werden mußte. Für einen großen Theil der Hausheſitzer iſt, 
bei dem Brachliegen aller Erwerbsquellen und theilweiſe auch geringer Arnten ſeit 
einigen Jahren es platterdings unmöglich, die Zinſen der auf ihren Grundſtücken 
haftenden Schuldkapitalien und die Abgaben zu berichtigen, wenn ihnen die Mög⸗ 
lichkeit entzogen wird, durch den Verkauf des ihnen zuſtehenden Bürgerholzes, die 
Mittel dazu zu erwerben. So berichtete der Magiſtrat unterm 1. Februar 1869, 
inden er den Zuſtand der Bürgerſchaft, wol in zu grellen Farben alſo ſchilderte: 
Die Armuth nimmt in erſchreckender Weiſe zu, wie dies die bedeütende Zahl der 
Subhaſtationen und Steüerausfälle deütlich beweiſt, und alle unſere Anſtrengungen 
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und Opfer ſind bis jetzt erfolglos geweſen, ſo daß die Verlegenheit einen hohen 
Grad erreichen würde, wollten wir nun auch noch den Bürgern die kleine Einnahme 
aus dem Holze entziehen, worauf ſchon vielfach gerechnet worden iſt. Die Stadt⸗ 
verordneten hatten durch Beſchluß vom 30. Januar 1869 den Magiſtrat zur Con⸗ 
trahirung der 3900 Thlr. Anleihe, und zur Übernahme derſelben auf die Bürger⸗ 
kaſſe ermächtigt; die Königl. Regierung aber lehnte von Oberaufſichtswegen die 
Genehmigung mittelſt Verfügung vom 9. Februar 1869 ab, da das Negulativ, 
betreffend die Benutzung des Bürgervermögens im §. 799 des Gemeinheitstheilungs— 
Receſſes, — die Vertheilung des Brennholzes an die Berechtigten für ſo lange als 
unſtatthaft erklärt, als die Verbindlichkeiten der Bürgerkaſſe der Kämmereikaſſe 
gegenüber nicht völlig erfüllt ſind. 


Grundſteüer-Entſchädigung. 

Auf Grund des §. 49 des Grundſteüer⸗Entſchädigungs⸗Geſetzes vom 21. Mai 
1861 faßten die Stadtverordneten am 19. Februar 1868 den vom Magiſtrat 
beſtätigten Beſchluß, die der Stadt G. überwieſene Grundſteüer⸗Entſchädiguug von 

Thlr. 23.994. 24. 4 
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nicht an die Eigenthümer der Grundſtücke zu vertheilen, ſondern den ganzen Betrag 

dem Kämmereivermögen einzuverleiben und als eiſernen Beſtand zinstragend anzu— 
legen und die Zinſen zu Gemeindezwecken zu verwenden. 

Gegen dieſen Beſchluß iſt mehrſeitig Proteſt erhoben worden. Zuerſt kamen 
der Schulze, 13 Coloniſten und der Schullehrer von Golnowshagen, welche auf 
Golnower Feldmark Wieſenpläne eigenthümlich beſitzen. Sie hielten jenen Beſchluß 
für ſich nicht bindend, und zwar, erſtlich, darum nicht, weil an ſolche Beſchlüſſe nur 
ſtädtiſche Bürger gebunden ſeien, ſie aber zum Gemeindeverbande der Stadt G. nicht 
gehören, und darum zweitens, aller der mit dem Beſitze von Golnowſchen Grund- 
ſtücken verbundenen Gerechtſame und Freiheiten entbehren, zu denen die Protefti- 
renden, außer den bekannten, die Berechtigung zählten, ihre Kinder für die gewöhn⸗ 
lichen Schulgeldſätze in der höhern Bürgerſchule unterrichten zu laſſen; fie als Foreuſe 
müßten ein erhöhtes Schulgeld zahlen. Demnächſt beanſpruchten ihren Antheil an 
der Grundſteüer⸗Entſchädigung die beiden Anſiedler auf dem Langenhals, welche 
Bürger im Außenbezirk ſind, deren Theilnahme an der Gemeindenutzungen nach 
dem Vertrage vom 20. März 1865 beſchränkt iſt, daher ſie keinen Nutzen davon 
hätten, wenn der Magiſtrat die Grundſteüer⸗Entſchädigung als eiſernen Beſtand mit 
dem Kämmerei⸗Vermögen vereinigte. Endlich traten die Beſitzer der auf Golnow— 
ſchem Fundo belegenen, von der Stadt früher in Erbzins gehabten Vorwerke und 
Mühlen, als Beſchwerdeführer auf. Dieſe Liegenſchaften bilden eine jede für ſich 
ein beſonderes Grundſtück und ſind bei der Separation im Jahre 1842 hinſichtlich 
ihrer Berechtigungen abgefunden, aus den Commun-Grundſtücken ausgeſchieden und 
ſervitutfrei übergeben worden, daher denn auch die auf den Grundſtücken befind⸗ 
lichen Wege, Bäche, Gräben und Brücken von den Beſitzern allein unterhalten wer: 
den müſſen. Auch die Beſitzer dieſer Liegenſchaften hoben hervor, daß, wenn der 
Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden zur Ausführung käme, ſie nicht den mindeſten 
Antheil an der Nutzung das Kapitals der Grundſteüer-Entſchädigung haben würden; 
ſie müßten von ihren Grundſtücken einen Canon zahlen und nach den urſprünglichen 
Erbpachtverträgen habe die Stadt ſogar die Berichtigung ſämmtlicher ihren Grund— 


ſowie die aufgelaufenen Zinſen mit. 
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beſitzungen in der Folge aufzuerlegenden landesherrlichen Steüern übernommen, 
jo daß die Kämmereikaſſe eigentlich die Grundſteüer für ſie erlegen müſſe. Dieſer 
wichtige Punkt in der Beſchwerde der Vorwerks- ꝛc. Beſitzer iſt vom Magiſtrate, 
in deſſen Bericht vom 6. Juni 1868, unberührt geblieben und kann diesſeits nicht 
aufgeklärt werden, weil die Erbpachtverträge nicht vorliegen. Aus den gepflogenen 
Verhandlungen ergibt ſich die Größe der Entſchädigung, welche auf jedes der Vor⸗ 
werks⸗, bezw. Mühlengrundſtücke hätte fallen müſſen, wie folgt: 


Vorwerke. Entſchädigung. Beſitzer. | Mühlen. Entſchädigung. Beſitzer. 
Höfe r. d. Ihna E54. 4. 4. Redlin. Papiermühle .. 4434.23. 5. Stark. 
Neuhof 53. 28. 3. Kannenberg. Kupferhammer . 14. 20. 2. Roma⸗ 
Holländerei .. 52. 11. 9. Voigt. nofsky. 
Höfe l. d. Ihna 42. 23. 8. Fiſcher. Sonnenmühle . 12. 1. 3. Schmidt. 
U: 27. 9. —. Gronke. Sternmühle ... 8. 20. —. Beyersdorf. 
Ihnaburg. 7. 3. 2. Nürnberg. Neüuͤmüh le.. 8. 2. —. Hoppe. 


Die Königl. Regierung beſtätigte, auf Grund des im Eingange erwähnten 
Geſetzes vom 21. Mai 1861, $. 18, den Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden vom 
19. Februar 1868 unterm 27. Juli 1868 und belehrte die Beſchwerdeführer gleich⸗ 
zeitig, daß Stadtverordnete und Magiſtrat bei jenem Beſchluſſe vollkommen auf dem 
Boden des Geſetzes geſtanden hätten, da dieſes den Stadtgemeinden die Wahl 
gelaſſen habe, die Grundſteüer⸗Entſchädigung entweder unter die einzelnen Grund⸗ 
beſitzer im ſtädtiſchen Gemeindebezirk zu vertheilen, oder zum allgemeinen Beſten zu 
verwenden. Von dieſem Rechte habe die Stadt G. in dem Beſchluſſe vom 15. Fe⸗ 
bruar Gebrauch gemacht, und die Königl. Regierung keine Veranlaſſung gefunden, 
der Ausführung deſſelben entgegen zu treten. Noch ein Mal kamen die Beſitzer 
der Vorwerke und Mühlen unterm 5. September beſchwerend ein, mußten aber 
ſelbſtverſtändlich durch Verfügung vom 16. September 1868 lediglich auf den Be⸗ 
ſcheid vom 27. Juli verwieſen werden. Dabei haben ſich denn auch die — Eilfer 
beruhigt, denn es iſt kein Actenſtück vorhanden, welches Zeügniß gebe, daß ſie den 
Recurs an die höhere Behörde (Oberpräſidinm, Miniſterium) genommen hätten, 
wie es von Beſchwerdeführern nur zu oft, und unter 1000 Fällen 999 Mal ohne 
allen Grund, zu geſchehen pflegt, wodurch das Schreibwerk der an ſich ſchon ſo 
vielbeſchäftigten Verwaltungsbehörden über die Maßen vermehrt wird, die auch 
dann mit humanem Langmuth die Beſchwerdeführer belehren, wenn ſie, wie nicht 
ſelten, in ſtrafwürdige Querulanten ausarten. Eine Perſönlichkeit dieſer Art hat 
auch Golnow aufzuweiſen gehabt; ſchreibſelig, ja ſchreibwüthig konnte ſie mit ihren 
Vorſtellungen kein Ende finden. Eine derſelben, an den Oberpräſidenten Senfft 
v. Pilſach gerichtete vom 1. März 1858, hatte, nach der Anrede „Hochwohlgeboren, 
Gnädigſter Herr Ober⸗Chef⸗Präſident!“ folgenden Eingang: „Hohe Excellenz! j'ai 
parcourru le monde entier, la Turquie Jespagne, et la suisse mais je ue trouve 
jamais tel Malheur comme dans mon pais. Und nun folgt in deütſcher Sprache 
die Beſchwerde, die recht gut ſtiliſiret ift, aber Zeügniß gibt, daß der Schreiber 
gegen die Regeln der Sprachlehre einen heftigen Kampf führt! Ein ſolcher Fall hat 
nun freilich bei den ehrenhaften Vorwerks⸗ und Mühlenbeſitzern von G. nicht vor⸗ 
gelegen, ihnen hat es nur an der Kenntniß des betreffenden Geſetzes gemangelt, 
was darin ſeinen Grund hat, daß die „Geſetzſeammlung“ jo wenig in die Hände 
von Privatleüten gelangt. 
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Gefängnißweſen. 

In Golnow beſtehen 2 Gerichtskommiſſionen, bei denen noch ein Hülfsrichter 
ſeit 1853 ununterbrochen beſchäftigt iſt, nachdem ſchon früher zeitweiſe ein Hülfs⸗ 
richter gewahrt worden war. Beide Commiſſionen haben ihre Geſchäftsraüme im 
Rathhauſe. Außerdem hat der Militairfiskus das ihm gehörende, früher zur Mili⸗ 
tair⸗Okonomie dienende Gebaüde dem Juſtizfiskus als Gefängniß überlaſſen, zu 
welchem Behuf das Gebaüde ausgebaut werden mußte, um darin 5 Zellen für durch⸗ 
ſchnittlich 12 Perſonen (Unterſuchungs- und Strafgefangene) einzurichten. Dieſer 
Bau iſt im Jahre 1857 ausgeführt, und der Koſtenbetrag auf Höhe von Thlr. 527. 
18. 9 Pf. auf den, aus einem Theile des Arbeitsverdienſtes der Gefangenen 
gebildeten Gefängnißverbeſſerungsfonds angewieſen worden. In den zwei folgenden 
Jahren kamen mehrfache Klagen über Rauchen der Ofen in den Gefängnißzellen 
vor, denen ſodann auch nach Möglichkeit abgeholfen worden iſt. 


Die Kron mühlen. 

Zur Ergänzung deſſen, was über dieſelben oben S. 507. geſagt worden, iſt 
Folgendes zu bemerken: Sie werden von dent Mühlenbach bewegt, der die Stadt 
auf der Oſt-, Süd- und Südweſtſeite umgibt, indem er durch die Gärten fließt und 
unweit des Stettiner Thors in die Ihna fällt. Die Ober⸗ Kronmühle liegt am 
ſüdlichen Ende der Vorſtadt Röddenberg, die Unter⸗Kronmühle unmittelbar vor dem 
Ausfluß ihres Betriebswaſſers. Das dazu gehörige Grundſtück, nebſt Wohnhaus, 
nimmt die Landſpitze ein, welche von der Ihna und dem, mit dieſer eine Strecke 
weit parallel laufenden Mühlenbach gebildet wird, und gränzt mit dem Schützen⸗ 
hauſe, das ſeinerſeits an den Mühlenteich der Unter » Kronmühle ſtößt. Dieſe 
Situation der beiden Mühlen iſt aus keiner der gedruckten topographiſchen Karten 
erſichtlich. 

Vor Einführung der Städteordnung vom 19. November 1808 war das Ver⸗ 
hältniß der Kronmühlen ein gemiſchtes; während ſie von der Stadt nach dem mit 
dem Fiskus geſchloſſenen Erbpachtcontracte, gewiſſe Beneficien genoffen — von welchen 
weiter unten zu ſprechen ſein wird — wurden fie als fiskaliſche Erbpachtsmühlen —, 
was ſie durch den Erbpacht⸗Vertrag vom 24. Mai 1752 geworden waren, — be⸗ 
trachtet und ſtanden unter dem Königl Domainen- und Juſtiz⸗Amte Stettin⸗Jaſenitz 
und zahlten ihre Staatsabgaben nicht zur Stadt, ſondern zu dieſen Amtern, ſpäter 
ihre Domainen-Gefälle an das Rentamt Naugard. Nach Einführung der St. O. 
von 1808, wurden die Mühlen, dem 8. 4 dieſes Geſetzes entſprechend, und auf 
Grund der Verordnung des Staatskanzlers, Freiherrn v. Hardenberg vom 13. April 
und des Miniſterial⸗Reſeripts vom 8. Mai 1812, durch Verfügung der Königl. 
Regierung von Pommern vom 13. Februar 1814 der Stadt und deren Verwaltung, 
wie auch dem Stadtgericht daſelbſt zugeſchlagen, und ſpäter auch zu den Königl. 
Abgaben der Stadt und zu deren Communal = Leiſtungen beizutragen angehalten, 
und zwar namentlich: 1) Zum Königl. Service, d. i.: der Abgabe, welche ſeit 1820 
die Grundſteüer der Städte in Pommern vertrat, und 2) Zum Stadt-Armengelde. 
In wieweit die St.⸗O. von 1808 rückſichtlich ſolcher Grundſtücke hätte genauere 
Beſtimmungen treffen ſollen, und in wieweit vielleicht in deren Verhältniſſe damals, 
1809—1812, erſchütternd eingegriffen worden iſt, — darüber Erörterungen anzu⸗ 
ſtellen, konnte im Jahre 1830 und den folgenden Jahren, als die Beſitzer der 
Mühlen Beſchwerden verlautbarten, nicht mehr von practiſchem Erfolge ſein, nach⸗ 
dem die SiO. faſt ein Menſchenalter in Kraft ſtand und neüe Rechtsverhältniſſe 
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ins Leben gerufen hatte. Zu nahe geſchah den Beſitzern der in Rede ſeienden 
Mühlen entſchieden dadurch, daß man ſie nicht zu derſelben Zeit, als ſie der Stadt 
zugeſchlagen wurden, von den ländlichen Staatsabgaben befreite, ſo daß ſie in der 
That eine Zeit lang doppelte Grundabgaben gezahlt haben. Dies iſt denn auch 
von den Miniſterien des Junern und der Finanzen in Reſcripten vom 25. bezw. 
vom 17. Februar 1832 anerkannt, und die Beſchwerdeführer und ihre Grundſtücke 
ſind dann auch, durch das zweite der gedachten Miniſterial-Reſeripte, nicht blos für 
künftighin von den ländlichen Königl. Grundabgaben befreit, ſondern ihnen auch 
des früher Gezahlte baar zurück erſtattet, gleichzeitig aber iſt angeordnet worden, daß 
ſie in jeder Beziehung der Stadt angehören, namentlich auch bei dieſer Services, 
d. h.: Grundſteüerpflichtig fein ſollteu. Die Mühlen, ſo behauptete man 1834 ſind 
daher, obwol ſchon vor 20 Jahren vereinigt, nunmehr, nämlich ſeit 1832, der Stadt 
vollſtändig incorporirt, die Beſitzer haben das Bürgerrecht erworben, zahlen 
Service und Stadtarmengeld, empfangen Einquartierung mit der Stadt, und nehmen 
dagegen an der Stadtſchnle, dem Stadtarmenweſen, dem polizeilichen Schutz der 
Stadt Theil und dieſe iſt auch in subsidium rückſichtlich der Mühlen für die Ge⸗ 
richtskoſten verpflichte; außerdem aber hatten die Mühlenbeſitzer von Altersher 
Beneficien in der Stadtforſt, da ihnen die Stadt freies Bauholz für ihre Gebaüde 
und Werke, mit wenigen Ausnahmen, gewähren mußte, eine Berechtigung, welche 
von Seiten des Fiskus in dem Erbpacht⸗Contract von 1752, auf Unkoſten der 
Stadt, ſtipulirt worden war, und eben ſo das Weiderecht für das Vieh der Erb— 
pächter auf ſtädtiſchem Gebiete. Dieſe Begünſtigungen genügten den Beſitzern der 
Kronmühlen nicht; ſeitdem ſie, wider ihren Willen, Bürger von Golnow geworden 
waren, traten ſie beſchwerend mit Auſprüchen auf, welche einer Seits mehr oder 
minder als begründet anerkannt, anderer Seits als ungerechtfertigte Forderungen 
zurückgewieſen wurden, und zu einem Schriftwechſel zwiſchen den Mühlenbeſitzern, 
dem Magiſtrate, der Provinzial- und den Miniſterialbehörden, ſelbſt bis an den 
Thron, geführt haben, welcher faſt drei Jahrzehnte hindurch gedauert hat, bevor 
der Gegenſtand deſſelben zum Austrag gekommen iſt. Den Urquell der zu Tage 
getretenen Verſchiedenheit der Anſichten erkannte der Landrath v. Kameke, Naugarder 
Kreiſes, in einem Bericht vom 4. Mai 1836, wol nicht mit Unrecht, in dem Mini⸗ 
ſterial-Reſeript vom 8. Mai 1812, auf Grund deſſen die Incorporation verfügt 
worden war, ohne daß die Grundlage die näheren Bedingungen enthalten hätte 
unter denen die Vereinigung der Mühlen mit der Stadt ins Werk zu richten ſei. 
Hierin, ſo ſagte der Landrath, und in dem Umſtande, daß der machthabende Ma- 
giſtrat von Golnow die getroffene Anordnung vorzüglich zu Gunſten der Stadt 
auslegte, die Müller theilweiſe zu Leiſtungen heranzog, ſie aber nicht in den Genuß, 
der Rechte ſetzte, mit einem Worte die ſ. g. Incorporation nur gerade fo weit voll: 
zog, als es ſeiner Gemächlichkeit zuſagte, mag der Keim des ganzen ſeit dieſer 
Periode obwaltenden Haders zu ſuchen ſein. Ich meines Orts, fuhr der Landrath 
in ſeinem Berichte fort, kann die Incorporation noch heüte, 1838, nicht für geſchehen 
erachten. Noch ſind die Wohnhaüſer der Müller nicht in die Zahl der ſtädtiſchen 
Wohnhaüſer eingereiht worden; noch ſind dieſe Wohnhaüſer der Müller und deren 
Mühlen bei der ländlichen Feüer⸗Societät verſichert; noch ſind die Müller nicht in 
dem Beſitze aller Rechte, welche dem hausbeſitzenden Bürger der Stadt ankleben; 
es ſoll erſt durch Vergleich feſtgeſtellt werden, welche Entſchädigung ihuen deshalb 
zuſteht. Was bleibt nun von der im Jahre 1814 präſumtiv geſchehenen Incor⸗ 
poration übrig? Es war die Frage entſtanden: Sollen die Kronmühlen bei der 
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Stadt verbleiben, oder ſollen ſie davon getrennt werden? Die Frage — ſo wie 
der Anſpruch auf Entſchädigung, welchen die Mühlenbeſitzer wegen entzogenen Ge: 
nuſſes aller bürgerlichen Rechte für deu Fall machten, daß ſie bei der Stadtgemeinde 
verblieben, eine Entſchädigung, welche für den Zeitraum von 1819-1835, auf Höhe 
von Thlr. 105. 16.5 Pf. für jede Mühle ermittelt und feſtgeſetzt war, — war in den Vorder⸗ 
grund getreten und wurde demgemäß auch von dem Landrathe v. Kameke in dem Entwurf 
zu einem, zwiſchen den Stadtbehörden und den Mühlenbeſitzern abznſchließenden, 
Receſſe behandelt. Hatte doch eine formelle Vereinigung der Mühlen mit dem 
Stadtverbande bis dahin nicht Statt gehabt. Auch war eine factiſche Incor⸗ 
poration weder im Jabre 1814, wozu die Verfügung der ehemaligen Polizei-Depu⸗ 
tation der Königl. Regierung d. d. Stargard, den 13. Februar 1814 hätte Ver⸗ 
anlaſſung geben können, noch bis dahin vollſtändig geſchehen. Der Landrath reichte 
dieſen Receß⸗Entwurf unterm 13. April 1837 ein, ſprach aber auch den Wunſch ans, 
die Königl. Regierung möge die ferneren Verhandlungen in dieſer Angelegenheit 
einem andern Commiſſarius übertragen. Dieſem Wunſche wurde durch Verfügung 
vom 7. Mai 1837 Folge gegeben, laut derer der Regieruugs⸗Aſſeſſor, Graf Bülow, 
den Auftrag erhielt, ſich an Ort und Stelle der Bearbeitung und vollſtändigen Er⸗ 
ledigung dieſer Angelegenheit dergeſtalt zu unterziehen, daß nach Eingang ſeines 
desfallſigen Commiſſionsberichts, ſogleich der erforderliche Bericht an das vorgeſetzte 
Königl. Miniſterium erſtattet werden könne. Graf Bülow unterzog ſich dem Com⸗ 
miſſorium mit Eifer. Es gelang ihm auch bald, die beiden Mühlenbeſitzer dahin 
zu vermögen, daß ſie die Hälfte der für ſie ermittelten Entſchädigungsſumme ſchwinden 
ließen, wodurch der Abſchluß eines Vergleichs ſehr begünſtigt wurde, da der Magi⸗ 
ſtrat ſich Anfangs ſchwierig zeigte und nunmehr gar keine Entſchädigung gewähren 
wollte. Dem förmlichen Abſchluß des Vergleichs traten noch Hinderniſſe in den 
Weg, deren Überwindung eine längere Zeit in Anſpruch nahm. Doch gelang es 
dem Grafen Bülow auch dieſe vom Magiſtrate angeregten Bedenken zu beſeitigen 
und ſo endlich den Vergleich zu Stande zu bringen, bei dem auf Anordnung des 
Miniſters des Innern die zwei, oben angeführten, Geſichtspunkte ins Auge zu faſſen 
waren: Sollen die Kronmühlen bei der Stadt verbleiben, oder ſollen ſie von der⸗ 
ſelben getrennt werden? da die Beſtimmung über dieſe Principal- Frage dem 
Willen des Königlichen Landesherrn unterſtellt werden müſſe. Folgendes iſt der 
Wortlaut des — 


Com miſſariſchen Receſſes wegen der Kronmühlen. 

Zwiſchen dem Magiſtrat zu Golnow, eines Theils, und den Beſitzern der 
Ober- und Unter⸗Kronmühlen, Andraſch und Strehlow, anderer Seits, iſt über 
das Ausſcheiden, bezw. Verbleiben der gedachten Mühlen in dem ſtädtiſchen Com⸗ 
munal⸗Verbande — als worüber die endliche Beſlimmung der Allerhöchſten Ent⸗ 
ſcheidung Sr. Majeſtät des Königs vorbehalten bleibt, — unter Vermittelung 
des mitunterzeichneten Regierungs- Commiſſarius folgender Vergleich geſchloſſen 
worden. 


A. 

Für den Fall, daß des Königs Majeſtät die Trennung der Kronmühlen von 
dem Communal⸗Verbande der Stadt, den Wünſchen der Beſitzer gemäß, zu be⸗ 
ſtimmen geruhen ſollten, wird Folgendes feſtgeſetzt: 

8. 1. Die Mühlenbeſitzer verzichten gegen eine, einem jeden von ihnen von 
der Stadt zu gewährende Entſchädigung von Thlr. 52. 23. 2½ Pf. auf alle An⸗ 
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ſprüche, welche ſie aus ihrem bisherigen Verhältniß zur Stadt haben und haben 
können. Namentlich verzichten ſie ausdrücklich auf jeden Anſpruch wegen Rück⸗ 
erſtattung oder Vergütigung der in dieſer Zeit von ihnen getragenen ſtädtiſchen 
Abgaben und Laſten, ſo wie auf Entſchädigung für nicht genoſſene Bürger⸗Bene⸗ 
ficien, welcherlei Art dieſelben auch ſein mögen, und erklären ſich in dieſer Hinſicht 
für vollſtändig, und bis zum Tage ihres Ausſcheidens aus dem ſtädtiſchen Ver⸗ 
bande, abgefunden. 

$. 2. Der Magiſtrat willigt darin, die gedachten Mühlenbeſitzer unter dieſen 
Bedingungen aus dem Communal-Verbande zu eutlaſſen, erklärt, durchaus keine 
weiteren Anſprüche an dieſelben aus ihrem bisherigen Bürger⸗Verhältniſſe zu haben, 
und verpflichtet ſich, die vorgedachte Eutſchädigung jedem der beiden Mühlenbeſitzer 
mit Thlr. 52. 23. 2½ Pf. an dem Tage zu zahlen, von welchem an, laut der zu 
erwartenden Allerhöchſten Beſtimmung die Entlaſſung der Mühlen aus dem Com- 
munal⸗Verbande Statt finden wird. 

F. 3. Der Magiſtrat erklärt ſich bereit, auch fernerhin die Verwaltung der 
Polizei und der Königlichen Steüern in Hinſicht der beiden Kronmühlen ohne Ent⸗ 
ſchädigung zu führen. Dagegen bleibt die Jurisdiction nach wie vor bei dem 
Domainen⸗Fiskus, welchem dieſelbe laut Mühlen⸗Contract reſervirt iſt, und trägt 
derſelbe daher auch die etwa vorkommenden Criminalkoſten. 

F. 4. Da die Mühlenbeſitzer vom Tage ihres Ausſcheidens aus dem Com⸗ 
munal⸗Verbande an, keine ſtädtiſchen Laſten irgend einer Art mehr tragen, ins⸗ 
beſondere auch kein Armengeld mehr beiſteüern, ſo müſſen ſie auch von dieſem Tage 
ab für die Verpflegung der auf ihrem Beſitzthum etwa vorhandenen oder in Zu⸗ 
kunft entſtehenden Armen allein ſorgen. 

$. 5. Die beiden Kronmühlen bleiben in dem bisherigen Kirchen- und Schul⸗ 
Verbande mit der Stadt, und können ihre ſchulpflichtigen Kinder gegen das übliche 
Schulgeld zu den ſtädtiſchen Schulen ſhicken. Die Stolgebühren zahlen ſie eben- 
falls gleich anderen Bürgern. 


B. 

Für den Fall, daß des Königs Majeſtät die Trennung der Kronmühlen von 
der Stadt nicht genehmigen ſollten, verſteht es ſich von ſelbſt, daß — 

§. 1. Die Beſitzer der beiden Kronmühlen in Anſehung der ſtädtiſchen Laſten 
und Abgaben ganz eben ſo wie andere hansbeſitzende Bürger behandelt 
werden; dagegen aber auch — 

F. 2. An allen Rechten und Beneficien der Bürgerſchaft in demſelben Maaße 
Theil nehmen, wie andere haus beſitzende Bürger. . 

$. 3. Insbeſondere iſt der Magiſtrat dann auch verpflichtet die beiden Mühlen⸗ 
beſitzer für die ihnen bisher entzogenen Bürger⸗Beneficien vollſtändig und bis zu 
dem Zeitpunkte, wo ſie in den vollen Genuß desſelben eintreten werden, für die 
Vergangenheit zu entſchädigen. Für den Zeitraum vom Jahre 1819 bis incl. 1835 
ſteht dieſe Entſchädigung nach der Verhandlung vom 29. April 1837 (im den Com⸗ 
miſſions⸗Acten des Landraths v. Kameke. Fol. 60) auf Thlr. 105. 16. 5 Pf. für 
jeden der vorgedachten beiden Mühlenbeſitzer feſt. Von ult. 1835 ab bis zu dem 
Zeitpunkte, wo die Mühlenbeſitzer in den Genuß der Bürger ⸗Veneficien eintreten 
werden, ſoll dieſelbe (Entſchädigung) nach denſelben Principien berechnet und feſt⸗ 
geſtellt werden. 
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Schließlich wird bemerkt, daß durch dieſen Vergleich in Hinſicht der Verhält- 
uiſſe der Mühlenbeſitzer als folder zur Stadt und hinſichtlich der Rechte und 
Servituten, welche ſie aus den beſtehenden Verträgen gegen die Stadt haben, wie 
ſich von ſelbſt verſteht, durchaus nichts geändert wird. 

So geſchehen Golnow den 12. März 1838. 


8 Der Magiſtrat. Die Mühlenbeſitzer. 
Genz. Block. Schubbert. Andraſch. Strehlow. 
(L. S.) Gr. v. Bülow, Regierungs-Aſſeſſor, als Commiſſarius. 


Die Stadtverordneten. 

Holtorff. Hoffmann. Blank. Genz. Knippel. Radloff. Roskowsky. Franck. 

Die Königl. Regierung überreichte den vorſtehenden Receß dem Miniſter des 
Innern, v. Rochow, zur Einholung der Entſcheidung des Königs. In dem aus— 
führlichen Begleitungsberichte vom 12. Mai 1836 bemerkte ſie: — „Das Ausſcheiden 
aus dem Stadtgemeinde-Verbande würde in nicht viel mehr, als in der Aufgabe 
des bürgerlichen Verhältniſſes und der damit verbundenen, bezw. Leiſtungen und 
Beneficien beſtehen, indeſſen in der Verwaltung ſelbſt und den Staatsbehörden 
gegenüber eine Anderung kaum eingetreten if. Es kommt in letzterer Beziehung 
nur die Armenpflege in Betracht und ſind wir des Erachtens, daß für die event. 
nöthige Geltendmachung derſelben das Ausſcheiden der Mühlenbeſitzungen aus dem 
Gemeinde⸗Verbande nicht vortheilhaft ſei. Die ſolidariſche desfallſige Verbindlich 
keit einer zahlreichen Gemeinde gebt ſelbſtredend verloren, während an deren Stelle 
nur zwei Verpflichtete treten, welche, wenn ſie ſelbſt, oder ihre Unterſtützuugs-Be⸗ 
fohlenen verarmen, auf Niemand recurrireu können und den offentlichen Fonds zur 
Laſt fallen. Die Befürchtung einer möglichen Verarmung kann bei dieſen, wie bei 
vielen der geringeren Müller um ſo eher Platz greifen, als die gewerblichen Ver⸗ 
hältuiſſe derſelben nicht vortheilhaft fortſchreiten, vielmehr durch den ſteigenden 
Debit der in größerm Umfange und vollkommenen und zum Theil mit künſtlichen 
Mahlkräften betriebenen Mühlenſtätten immer mehr in den Schatten geſtellt wer— 
den“. Und am Schluſſe des Berichts heißt es alſo: — „Wir müſſen unſere pflicht- 
mäßige Überzeügung dahin ausſprechen, daß das nachgeſuchte Ausſcheiden der Kron— 
mühlen aus dem ſtädtiſchen Verbande weder den öffentlichen Intereſſen entſpricht, 
noch dazu eine genügende Veranlaſſung vorliegt. Wir halten vielmehr das Zer⸗ 
ſplittern ſolcher Verbände bei den Bevölkerungs- und Gewerbsverhältniſſen unſeres 
Departements für überall gemeinſchädlich, haben auch bisher in dieſem Geiſte 
gewirkt und verwaltet. Je mehr ſich das Streben bemerkbar macht, ſich der Theil— 
nahme an den Communal-Anſtalten und Leiſtungen zu entziehen, um fo mehr 
müſſen wir es wünſchen, daß zu keinen Exemplicationen Anlaß gegeben werde.“ 

Der Cabinets⸗Erlaß lautet wie folgt: 

„Unter den in Ihrem Berichte vom 9. v. M. angezeigten Umſtänden, die Ein— 
verleibung der Kron-Mühlen zu Golnow in den Stadtbezirk betreffend, beſtimme 
Ich nach Ihrem Antrage und mit Bezug auf meine Ordre vom 17. Februar 1835, 
daß es bei der Einverleibung der beiden Kron-Mühlen in den Communal-Bezirk der 
Stadt Golnow in der Art, wie die Stadtbehörden und die beiden Mühlenbeſitzer 
nach dem mit der Handzeichnung zurückerfolgenden commiſſariſchen Receſfe vom 
12. März d. J. übereingekommen ſind, ſein Verbleiben behalte. Sie haben die 
Mühlenbeſitzer hiernach zu beſcheiden und das ſonſt Erforderliche zu veranlaſſen. 

Teplitz, den 9. Juli 1838. (gez.) Friedrich Wilhelm. 

An den Staatsminiſter von Rochow. 
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Der Receß wurde nun, in Urkundenform von der Königl. Regierung beſtätigt 
und mit der beglaubigten Abſchrift der Cabinets Ordre begleitet, in drei Exemplaren 
ausgefertigt, von denen je eins den Mühlenbeſitzern Andraſch und Strehlow aus⸗ 
gehändigt wurde und das dritte im Magiſtratsarchiv der Stadt Golnow aufbewahrt 
wird. Die Ober⸗Kronmühle kaufte Andraſch im Jahre 1814 von dem Vorbeſitzer 
Plathe für 4000 Thlr. Die Unter⸗Kronmühle erwarb Strehlow, Vater, im Jahre 
1802 von Kobs für 7000 Thlr., nach Strehlows Tode ging der Beſitz der Mühle 
auf die Wittwe über, von der Strehlow, Sohn, das Grundſtück im Jahre 1817 
für 6000 Thlr. annahm. 


Die Vorwerke Höfe rechts der Ihna, Holländerei und Wiek. 


Die fammtlihen auf dem Eigenthum der Stadt G. befindlichen Etabliſſements, 
alſo auch die in Rede ſtehenden Vorwerke find bei Einführung der St.-O. von 
1853 dem ſtädtiſchen Verband einverleibt. Hieraus folgt, daß dieſelben dadurch 
verpflichtet find, die für fie nach den allgemein zur Anwendung gekommenen Prin- 
cipien nach den bezw. Beſitzſtücken eingeſchätzten Communal-Abgaben zu zahlen, 
ſowie ſie andrer Seits in dem ganzen Umfange ihrer Wirthſchaften und mit 
allen dazu gehörigen Perſonen an den aus dem ſtädtiſchen Verband herrührenden 
Vortheilen der Armenpflege, des Kämmereivermögens und ſonſtiger ſtädtiſcher Ein- 
richtungen ꝛc. Theil nehmen. Bei Einſchätzung des Grundbeſitzes find als Grund— 
lage die Bouitirungswerthe angenommen, welche beim Ablöſungs- und Separations⸗ 
verfahren ermittelt und in einer beſondern Beſitzſtands⸗Nachweiſung verzeichnet find. 
Zu berückſichtigen hierbei iſt, daß alle in der Spalte „Weide“ enthaltenen Werthe 
vorlaüfig nur zur Hälfte in Anrechnung gebracht worden ſind, da eine volle Be— 
ſteuerung derartiger Flächen mit Rückſicht auf die Koſtſpieligkeit ihrer Kultur einſt⸗ 
weilen eine offenbare Härte in ſich ſchließen würde. Dieſe Vergünſtigung, welche 
nur den Beſitzern von Plänen gelten konnte, die bei der Statt gehabten Special: 
Separation ausgewieſen waren, und ſeit dieſer Zeit, alſo im Zeitraum von 56—6 
Jahren, — bis 1855, der Epoche, die hier in Rede iſt, — noch nicht als vollſtändig 
cultivirt angeſehen werden konnten, iſt auch den Vorwerksbeſitzern zu Theil geworden, 
obſchon dieſe ihre Abfindungen nicht blos bedeütend früher, als die Beſitzer der 
ſtädtiſchen Feldmark erhalten und durchſchnittlich ſchon ganz in Kultur genommen 
haben, ſondern die fraglichen Flächen denſelben auch nach dem früheren Bonitirungs⸗ 
verfahren nur rein nach dem Weidewerthe ohne Rückſicht auf den Kulturwerth in 
Anrechnung gebracht ſind. Dadurch alſo, daß die Weideflächen bedeütend niedriger 
bonitirt ſind bei dem Abfindungsverfahren der Vorwerke als bei dem ſpätern 
Separationsverfahren aller übrigen Grundſtücksbeſitzer, ſtehen die Vorwerksbeſitzer 
gegen die letzteren wieder in bedeütendem Vortheil, der aber nicht hat vermieden 
werden können, um den obigen Grundſatz, die Weide nur zur Hälfte des Bonitirungs⸗ 
werths zu beſteüern, vorlaüfig noch allgemein aufrecht zu erhalten. 

Nach den Grundſätzen der hieſigen Separation hat die Kuhweide = 1,00 
Bonitirungswerth einen Geldwerth von 60 Thlr. und Thlr. 400 Geldwerth (bei 
Grundſtücken) ſind wiederum mit einer Portion Service- und Armengeld, zu 16 Sgr. 
fürs Jahr gerechnet, abgeſchätzt. Es beſitzt nun laut Beſitzſtands-Nachweiſung: 

1. Der Vorwerksbeſitzer Redlin auf Höfe r. d. Ihna: 

80 Mg. 120 Ruth. Acker . 25,64 Werth 
8 „ 1 „„ 128,10 


” 


179 Ng. III Ruth. » 2... 153,74 Werth zu übertragen. 
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179 Mg. 111 Ruth. 153,74 Werth Übertrag. 


146 „ 87 „ Weide 55,560: 2. 27,78 „ nach vorhergehender Aus- 
einanderſetzung die Hälfte 
abgerechnet. 
10 Mg. 18 Ruth. . . Summa 181,52 Werth à 60 Thaler gerechnet, 
gibt 


„„ „„ eine. 
Dieſe Summe würde die Portion = 400 Thlr. gerechnet, 27 Portion er- 
geben. Da aber die Vorwerke nur Armengeld, nicht Service zu zahlen haben, alfo 
nur die Hälfte der Steüer, jo hätten dieſe 27¼ Portion Armengeld A 8 Sgr. 
müſſen angenommen werden, was aber zu den Einrichtungen der Service- und 
Armengeldkaſſe nicht paſſen konnte, da dieſe nur Portionen à 16 Sgr. im Übrigen 
hat, ſtatt deſſen find daher, was daſſelbe Reſultat im Gelde gibt, 13 Portionen 
Service- und Armengeld à 16 Sgr. angenommen worden. 

In gleicher Weiſe und nach denſelben Principien iſt bei Einſchätzung der 
übrigen Vorwerksbeſitzer verfahren. 

2. Der Beſitzer von Holländerei, Namens Voigt, hat — 

274 Mg. 52 Ruth. Acker . . 168,210 Werth 

FP, n Re 

341 „ 25 „ Weide 79,95: 2. 39,975 „ incl. beſtandene Forſt; zur 
Hälfte gerechnet. 

761 Mg. 138 Ruth. . Summa 294,532 a 60 Thlr. gerechnet 17.671,92 Thlr. 

welches demnach 400 Thlr. = 1 Portion gerechnet, 44¼ Portionen Armengeld 

a 8 Sgr., oder, was dem Geldwerthe nach deſſelben iſt, 22 J¼, Portionen Service- 

und Armengeld a 16 Sgr. ergibt, mit welchem Betrage der Vorwerksbeſitzer Voigt 

auch zur Beſteüerung veranlagt iſt. 

3. Das Vorwerk Wiek hat feine Gebaüde in der Vorſtadt gleiches Namens, 
gehörte aber nichts deſtoweniger nicht zum ſtädtiſchen Communalverbande, ſondern 
wurde auch zum platten Lande gerechnet, wie alle übrigen Etabliſſements im Stadt⸗ 
gebiete. Nach der Vereinigung mit der Stadt iſt der Eigenthümer dieſes Vorwerts, 
Namens Gronke, nach folgendem Beſitzſtande beſteüert worden: 


73 Mg. 152 Ruth. Acker 42,890 Werth 
SO ðͤ .... 00/82, 
197 „ 33 „ Weide 54,24:2. 27,120 „ und beſtandene Forſt; zur 


Hälfte gerechnet. 

359 Mg. 9 Ruth... Summa 123,442 a 60 Thlr. gerechnet, gibt 7406,52 
Thlr., welches, 400 Thlr. auf die Portion gerechnet, 78 ½ Portionen Armengeld 
zu 8 Sgr. oder 9¼ Portionen Service- und Armengeld zu 16 Sgr. ergibt, was 
wiederum eben der für den ꝛc. Gronke abgeſchätzte und veranlagte Steüerbetrag iſt. 

Die Beſitzer der genannten drei Vorwerke führten im Jahre 1855 Beſchwerde 
über die ihnen angeſonnene Communalbeſteüerung, da ſie als Erbpächter der Stadt 
einen namhaften Canon zu zahlen und die contractliche Zuſicherung erhalten hätten, 
daß der Magiſtrat fernere Gemeindelaſten ihnen niemals auferlegen dürfe. Allein 
ſie wurden durch Verfügung vom 12. September 1855 dahin belehrt, daß ſie ſeit 
Vereinigung ihrer Beſitzungen mit dem Gemeindeverbande der Stadt, in Folge der 
St. O. von 1853 ſie als Angehörige der Letztern geſetzlich verpflichtet ſeien, zu den 
Communallaſten und Abgaben beizutragen. Mit Rückſicht jedoch darauf, daß ſie als 
Erbpächter der Stadt au dieſe bereits einen Canon entrichten, ſeien ſie von der, 
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den übrigen Bürgern der Stadt auferlegten Service⸗Abgabe (Grundſteüer) freige⸗ 
laſſen und nur zum Armengelde herangezogen worden. Da beide Abgaben ungefähr 
von gleicher Höhe ſeien, ſo zahlen ſie nur halb ſo viel, als ſie ohne den Canon 
von ihren Beſitzungen würden zu entrichten haben. Außerdem ſeien ſie ſeit ihrem 
Eintritt in den Stadtverband durch Übernahme der von ihnen bisher gezahlten 
Kreis- und Provinzial⸗Abgaben auf Kämmerei⸗Fonds, ſowie durch die Mitbenutzung 
der, ans dem ſtädtiſchen Verbande herrührenden Vortheile der Armenpflege, des 
Kämmereivermögens, der ſtädtiſchen Anſtalten u. ſ. w., für welch' Alles fie unr 
eine Armengeld⸗Abgabe zu geben hätten, ſo wie durch die ſehr mäßige Abſchätzung 
ihres Beſitzſtandes fo vortheilhaft geſtellt, daß nicht abzuſehen ſei, wie ſie ſich über⸗ 
bürdet halten könnten. Der unweſentliche Umſtand, daß in dem Ausſchreiben von 
„Service- und Armengeld“ die Rede ſei, welches die Beſchwerdeführer veranlaßt 
habe, zu glauben, daß ſie auch zum Service herangezogen würden, beruhe darauf, 
daß das Beſteüerungsweſen der Stadt nach Portionen zu 16 Sgr. geregelt ſei und 
der Magiſtrat, um in dieſe Einrichtung keine Störnng zu bringen, bei ihrer Be: 
ſteüerung den Portions⸗Satz voll belaſſen und dafür die Portions⸗Zahl getheilt 
habe, was in Bezug auf die Abgaben-Summe auf Eins hinansliefe und daher 
gleichgültig ſei. Ihr event. Autrag, den von ihnen gezahlten Armengeldbeitrag 
zu fixiren, ſei unzuläſſig. Die Höhe deſſelben hange von dem Bedürfuiß ab 
(ſ. S. 541) und müßten ſie bei einer Steigerung des Letztern gleich allen übrigen 
Einwohnern eine Erhöhung des Armengeldbeitrages ſich gefallen laſſen. 


Von den Beſigern der übrigen Etabliſſements, Vorwerke, Mühlen im Stadt 
gebiete iſt eine derartige Beſchwerde über die Armengeldbeſteüerung nicht geführt 
worden. Mit dem oben nachgewieſenen Beſitzſtande der drei Vorwerke nach der 
Separation, iſt ihr Beſitzſtand vor der Separation, den die Tabelle S. 508, 509 
enthält, zu vergleichen. 


Abgaben von Land— und Waſſerwegen. 

Ein halbes Jahrhundert hatte G. als deütſche Stadt beſtanden. Dann bewil— 
ligte ihr Herzog Otto I. mittelſt Privilegiums vom Tage der Märtyrer Fabian 
und Sebaſtian (20. Januar n. St.) des Jahres 1318 die Zollgerechtigkeit. Das 
Original befindet ſich im Gewahrſam des ſtädtiſchen Archivs. Nach einer in den 
Acten enthaltenen Abſchrift lautet das Privilegium von Wort zu Wort wie folgt:“) 


Nos Otto Dei gratia Dux Slavorum et Cassubiorum tenore praecentium recognos- 
eimus publice protestantes, quod de bona nostra voluntate et ex Consensu nostra maturo 
Consilio. nostra einitati Golnow omne theolonium Ciuitati. in eadem contulimus et cum 


si aliquis sacpe dietam nostram eiuitatem Golnow liberam oripiemus etiam et indemnem. 
Uunjus rei testes sunt Dominus Berlin pincerna. Dominus Hinricus advocatus. Dominus 
Nicolaus de Winterfelde. Dominus Theodoricus Bruschauer Milites Bruno Magister 
Camerae. quam plures alii fide digni. in eorum testimonium nostri sigilli rei. 
Praesentibus est appensum. Datum anno Domini MoCCCoXVIIIe jn erastino santorum 
Märtyrum Fabiani et Sebastiani (L. 8.) 


— 


) Auch früher ſchon gedruckt in Schöttgen und Kreyſig Diplomatas exscriptores III., 27. 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 77 
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Auf vorhergehende dieſer Copien mit ihrem originali, welches in Pergament und alter 
Möuchsſchrift und den daran und zweitens an rothe Seide hangenden und in Weiß Wachs 
sine capsula an einer Seite eingedrückter Daumen vestigia und an der andern einen Ritter 
mit einer Fahne präsentirenden fürſtlichen Inſiegel mir vorgezeigt worden, zum fleißigſten 
gehaltenen collation habe dieſelbe überall richtig und accordirend befunden. Ich Johannes 
Reimarus, Notarius Publicus quod attestor. Stettin pomoranii die 16. Febr. anno 1649. 


Auf Grund des Ottoniſchen Privilegiums, welches namentlich von den 
Herzogen Erich und Otto 1467 und von allen nachfolgenden Landesfürſten beſtätigt 
worden iſt, hat die Stadt G. während eines halben Jahrtauſends einen wirklichen 
Waarenzoll erhoben, und zwar im letzten Jahrhundert nach einer Zollrolle vom 
Jahre 1702, in welcher die zollpflichtigen Gegenſtände theils nach Maaß und 
Gewicht, theils nach ihrem Werthe beſteüert waren. Dieſe Abgabe, unter dem 
Namen: Stadt-Land- oder Damm⸗ und Brücken⸗Zoll und Stadt⸗Waſſerzoll oder 
Bohlwerksgeld bekannt, wurde nur von, per Achſe auf den Landſtraßen, oder 
zu Waſſer auf der Ihna durchgehenden Waaren und Vieh, nicht aber von Reiſen⸗ 
den erhoben, in den Jahrmärkten jedoch auch vou den Waaren, die zu Markte 
gebracht wurden, alſo Eingangs⸗Zoll. Von Zoll in beiden Formen waren frei: 
alle Golnowſchen Bürger und die Bewohner der Dörfer des Stadteigenthums, als: 
Marsdorf, Mönchendorf, Barfusdorf, Hackenwald und Kattenhof, ferner alle 
Adelichen im Herzogthum Pommern, fo wie die Geiſtlichen, wenn die durchzufüh⸗ 
renden Sachen mit glaubwürdigen Päſſen verſehen waren; ſodann auch die Bürger 
der Stadt Stargard und die Stettiner Schlächter, letztere in Bezug auf das von 
ihnen zu Lande durch G. getriebene Schlachtvieh. 

Die ganze Gerechtigkeit wurde von der Stadt in der Regel durch Verpach— 
tung genutzt, bald beide Arten der Hebung: Stadtzoll und Bohlwerksgeld, zu: 
ſammen an Einen, oder jede Art für ſich, — daher an zwei Pächter ausgethan, in 
beiden Fällen aber mit Ausnahme der Hebungen in den Jahrmärkten, welche der 
Magiſtrat durch einen ſeiner Unterbeamten einziehen ließ. Die Pachtzeit lief jedes 
Mal von Trinitatis des einen Jahrs bis zu Trinitatis des folgenden Jahrs und 
erſtreckte ſich meiſt auf 6 Jahre. Folgendes iſt ein Auszug aus den Heberegiſtern: 


Die Einnahme hat betragen: 1801 — 1806. In der Periode von 1808— 1814, 
a) Vom Stadtzoll, jährliche Pacht E 95.—. — a) Vom Stadt zoll. * 48.—.— 
In den Jahrmärkten | In den Jahrmärkten 
1800-1. . 59. 22. 4 1808 — 9. . . % 10. 10. 5 
ren 180910 24. 18. 11 
DP 72. 13. — 1810-11. Ee 
1803-4 Nel ee 19.28. 
1804-55 91. 10. — 1812213. 86. 6. 10 
1805—- ) 126. 12. 4 181314. FE 
Sa. u. Fraction / 677. —. 6 112 12%/1 S 44. 15. 5 74. 2. 7 
b) Vom Bohlwerksgeld, jährl. Pacht 95. —. — b) Vom Bohlwerksgelde . . 52. —.— 
Summa der ganzen Einnahme 302. 12. | Summa der Einnahme . 74. 2. 7 


Man ſieht, daß die Einnahme der zweiten Periode um 128 Thlr. gegen die 
der erſten Periode zurück geblieben iſt. Sieht man blos anf den Landzoll, fo 
betrug derſelbe jährlich in der Periode 18001806 — Thlr. 207. 12. 1 Pf., in 
der Periode 1808—1814 Thlr. 122. 2. 7 Pf. 

Im Jahre 1816 war der Landzoll ebenfalls verpachtet, in den beiden folgen⸗ 
den Jahren aber wurde er von den tranſitirenden Gegenſtänden, wie von den zu 
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den Jahrmärkten eingehenden Waaren, durch Adminiſtration erhoben. Aus dieſen 
3 Jahren liegen die Heberegiſter eines jeden der 3 Thore der Stadt vor, mit Aus⸗ 
nahme der Verpachtung des Jahres 1816, aus der die Einnahme der einzelnen 
Thore nicht zu ermitteln iſt. 


An Landzoll iſt eingekemmen vom 


Le En ͤ . — — — a 
. Stargarder] Woliner | Stettiner Summa. Bemerkungen. 
Jahre. Thor. 
RER . LEA 
1816 — — — e Verpachtung im Ganzen. 
60. 29. 10 60. 29. 10 20. 29. 3 142. 28. 11 Von den Märkten. 
1817 | 136. 25. 5100. 18. 11 76. 16. 80067314. 1. Adminiſtration. 
81. 2. 11 55. 5. 7 20. 11. 11 156. 20. 5 | Von den Märkten. 
1818 | 145. 26. 11102. 1. 8 79. —. 9 326. 28. 6 Adminiſtration. 
74. 10. 5 5C. 25. 10 | 25. 29. 7] 157. 5. 10 [ Von den Märkten. 
Summa in den Jahren 1816-18188 1145. 22. 2 Die Heberegiſter haben !.ı Ag 


Durchſchnitt dieſer 3 Jahre, jährlicher Ertrag. 381. 27. 42 hier reducirt auf % % 

Von den Einnahmen aus der Adminiſtration der Jahre 1817 und 1818 iſt die Hebegebühr, 
welche % der Brutto-Eiunahme betragen hat, gleich abgerechnet, daher nur der Reinertrag 
aufgeführt iſt. Sounſtige Erhebnugskoſten find für den Stadtzoll nicht bezahlt. Man ſieht 
übrigens, daß die früheren Pächter bei der Pachtung des Stadtzolls ein ſehr gutes Geſchäft 
gemacht haben. 


Das Privilegium Herzogs Otto I. hatte ſich überlebt. Seine Beſtimmungen 
entſprachen nicht länger der Volks- und Finanzwirthſchaft unſers Jahrhunderts 
und unvereinbar war es mit der neüern Steüergeſetzgebung, wie fie 1820 ins 
Leben getreten war, einer einzelnen Stadtgemeinde ein Recht länger einzuraümen, 
welches ausſchließlich dem landesherrlichen Steüerfiskus vorbehalten bleiben muß. 
Darum ſetzte der Cabinets-Erlaß Königs Friedrich Wilhelm III. vom 27. Januar 
1824 das Privilegium von 1318 außer Kraſt, bewilligte dagegen der Stadt G., 
als Schadloshaltung für den Verluſt des Waarenzolls, in deſſen Genuß ſie ein 
halbes Jahrtauſend geweſen war, die Erhebung eines Damm- und Brückenzolls (in 
Vorjahrhunderten Deichſelzoll genannt), dem Wagen und Vieh unterworfen wurden. 
Dem Erlaß war zugleich ein Tarif (Zollrolle) beigefügt, nach welchem das Damm— 
und Brückengeld erhoben werden ſollte. Daſſelbe durſte nicht erhoben werden: 1) 
von den Königlichen und der Prinzen des Königl. Hauſes Pferden oder Wagen, 
wenn letztere mit eigenen Pferden oder Manlthieren beſpannt ſind (es gab damals 
noch einen eigenen Marſtall von Maulthieren); 2) von Fuhrwerken und Pferden, 
welche Regimenter und Commandos beim Marſche mit ſich führen, ſowie von 
Lieferungswagen für die Armee und Feſtungen im Kriege, und den Pferden der 
Offiziere im Dienſt; 3) von Feüerlöſchungs- und Hülfs⸗Kreis⸗Fuhren; 4) von den 
Bürgern der Stadt G. und den Einwohnern der Stadteigenthums⸗Dorfſchaften; 
5) von Wagen, die leer oder blos mit reiſenden Perſonen beſetzt find; 6) von den 
ordinairen fahrenden und reitenden Poſten und deren Beiwagen, desgleichen vor“ 
den zurückgehenden Poſtpferden, ohne Unterſchied, ſowie von Königl. Couriers und 
denen der fremden Mächte. 7) Ein Fuhrwerk, welches nicht den vierten Theil ſeiner 
Ladung hat, wird wie ein unbeladenes behandelt — d. h. es iſt zollfrei, denn nur 
beladene Wagen mußten zahlen. 

Von nun an wurde der Damm⸗ und Brückenzoll wieder verpachtet, und wie 
mäßig auch die Tarifſätze waren, ſo betrug doch in jedem der zwei Jahre 1828 
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und 1829 die Pacht für das Stargarder Thor 129 Thlr., für das Woliner Thor 
140 Thlr., für das Stettiner Thor 65 Thlr. Dagegen ging im Jahr 1830 das 
Meiſtgebot für das Stargarder Thor auf 127 Thlr. und für das Woliner Thor 
ſogar auf 60 Thlr. zurück, während die Pacht für das Stettiner Thor ſich etwas, 
bis auf 66 Thlr. 6 Sgr. gehoben hatte. Im Ganzen betrug das Damm und 
Brückengeld in dieſen 3 Jahren 1828 1830 Thlr. 921. 6 Sgr. 


Oder im Durchſchnitt dieſer Periode jährliche . 307. 2.— 
Und im Durchſchnitt der Periode 1816-1818 jährlich. . „ 381. 27. Ds 
Macht per (jährige Fraction jährliche Einnahme. . 344. 14. 8 


Bei der Hebeſtelle am Woliner Thore fällt die Stepenitzer und Woliner 
Straße in die ehemalige Greifenberger Straße — jetzt Chauſſeezug von G. nach 
Naugard führend — ein. Eine Trennung der Einnahmen hat ſich hier nicht 
thun laſſen. 

Dem Erhebungsrecht ſtand die Verpflichtung des Neübaus und der Inſtand⸗ 
haltung der Brücken und Straßen gegenüber. Der Neübau der Ihnabrücke ſtellte 
ſich im Jahre 1832 als nothwendig heraus. Bei einer Länge von 72 F. im Lichten 
und einer Breite von 22 F. im Belege, mit 2 maſſiven Endjochen und 1 Mittel⸗ 
joch von 5 Reihen Pfählen, vor dieſem Joche ein einfacher Eisbrecher, wurden die 
Koſten der einen Brücke auf Thlr. 1625. 1. 11 Pf. berechnet. Die Unterhaltungs- 
koſten aber dieſer Brücke, ſowie der Steindämme und übrigen kleinen Brücken auf 
der Stettiner Straße und auf der ehemaligen Greifenberger, jetzt Naugarder Straße 
hatten im 24jährigen Durchſchnitte der Jahre 18071830 mit jährlich Thlr. 74. 
10. 11 Pf. betragen; und die Unterhaltungskoſten der Steindämme und Brücken 
auf der Stargarder, ehemaligen Naugarder, auch der Maſſower Straße innerhalb 
deſſelben Zeitraums jährlich Thlr. 34. 8 Sgr., was zuſammen eine jährliche Aus⸗ 
gabe von Thlr. 108. 18. 11 Pf. macht. Dagegen würde der Betrag dieſer Aus⸗ 
gabe für die oben gedachte 6jährige Einnahme ⸗ Periode von 1816-1818 und von 
1828 1830 für die Stettin⸗Naugarder Thorſtrecke auf Thlr. 65. 14. 10 Pf. und 
für die Stargarder Thorſtrecke auf Thlr. 4. 17. 8 Pf., für beide zuſammen auf 
Thlr. 70. 2. 6 Pf. ermittelt. Doch iſt die 24jährige Fraction in der Folge maß⸗ 
gebend geblieben. 

Es wurde nämlich um die Zeit, in welcher die vorſtehenden Erörterungen, 
Berechnungen und Unterſuchungen angeſtellt wurden, der Bau der Staatsſtraße 
von Stettin durch Oſtpommern nach Danzig in Angriff genommen. Dieſe Straße 
ward, indem man den alten, geraden Weg von Stettin über Damm, die Hammer⸗ 
mühle, den Ihnazoll und den Dolgenkrug nach Naugard, 6 ¼ Mle., verließ, trotz 
der um ca. 1 Mile. größern Entfernung, über Golnow geführt, um dieſer Stadt 
die Vortheile zuzuwenden, welche dürch ſtärkere Frequenz auf gebauter Straße ent⸗ 
ſtehen müſſen. Mit dem Verkehr auf dem großen Heerwege war aber die Zoll⸗ 
gerechtigkeit der Stadt G. nicht verträglich. Dieſe Gerechtſame mußte durch Ab⸗ 
findung der Stadt Seitens des Straßenfiskus aufgehoben werden. Es ließen ſich 
dabei drei Fälle denken. Entweder verpflichtet der Staat die Stadt — a) zur 
fernen Unterhaltung der Straßendämme und Brücken, in welchem Falle Fiskus 
die Stadt wegen Verlnſtes der aus der Zollgerechtigkeit entſpringenden jährlichen 
Reineinnahme von Thlr. 344. 14. 8 Pf. entſchädigen muß; oder der Staat über⸗ 
nimmt — b) die Unterhaltung der im Chauſſeezuge belegenen Wegeſtrecke für ſeine 
Rechnung, in welchem Falle die Entſchädigung Thlr. 344. 14. 8 — 65. 14. 10 
Thlr. 278. 29. 10 Pf. betragen wird; oder der Staat will — c) die Unterhaltung 
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ſämmtlicher Dämme und Brücken übernehmen, dann wird die Stadt wegen der, 
aus der Zollgerechtigkeit entſpringenden, und nunmehr aufhörenden Einnahme von 
Thlr. 344. 14. 8 — 70. 2. 6 Thlr. 274. 12. 2 Pf. vom Staate ſchadlos zu 
halten ſein. Mehrjährige Verhandlungen ſind erforderlich geweſen, um über die 
Wahl eines dieſer drei Fälle ſchlüſſig zu werden. Endlich wurde zwiſchen der 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern, auf der einen Seite, und dem Magi⸗ 
ſtrate und den Stadtverordneten, auf der andern Seite, ein Vertrag geſchloſſen, 
der alſo lautet: — 


Receß über die Aufhebung der der Stadt Golnow zuſtehenden Damm und 
Brückengeld-Erhebung. Vom 25. November 1835. 


Die Stadt G. iſt bisher in dem Beſitze des Rechts geweſen, an drei Thoren der Stadt, 
dem Stettiner, Woliner und Stargarder Thor, nach dem von Sr. Majeſtät dem Könige 
unterm 7. Januar 1824 beſtätigten Tarif einen ſ. g. Damm: und Brückenzoll zu erheben, 
wogegen derſelben die Verbindlichkeit oblag, verſchiedene Steindämme und Brücken, welche 
theils in dem Tractus der nei angelegten Chauſſee zwiſchen Stettin und Stargard, theils 
außerhalb deſſelben belegen ſind, zu unterhalten. 

Nach der neüern Geſetzgebung, namentlich dem Art. 6 des mit Baiern und Würtemberg 
abgeſchloſſenen Handelsvertrages vom 27. Mai 1829 ſollen Separaterhebungen von Pflaſter⸗ 
geldern auf chauſſirten Straßen da, wo ſie noch beſtehen, aufgehoben, und die Ortspflaſter den 
Chauſſeeſtrecken dergeſtalt eingerechnet werden, daß davon nur die Chauſſeegelder nach dem 
allgemeinen Tarif zur Erhebung kommen. Die Aufhebung der Eingangs erwähnten ſtädtiſchen 
Berechtigung iſt hiernach nothwendig, und es iſt darüber, vorbehaltlich der Genehmigung des 
Königl. Finanzminiſteriums und der Königl. Verwaltung für Handel, Fabrikation und Bau⸗ 
wegen, zwiſchen der unterzeichneten Regierungs⸗Abtheilung des Innern, einer Seits, und dem 
Magiſtrate und der Stadtverordneten zu Golnow, anderer Seits, nachſtehender Receß abge⸗ 
ſchloſſen worden. 

§. I. Die Stadt G. leiſtet auf die Erhebung des Damm-⸗ und Brückenzolls, wie ihr 
ſolche nach dem, Allerhöchſten Orts beſtätigten, Tarif vom 7. Januar 1824 zuſteht, in ihrem 
ganzen Umfange anf ewige Zeiten Verzicht. Dagegen wird dieſelbe zur theihweifen Entſchädi⸗ 
gung für dieſe aufgehobene Berechtigung 

§. 2. von der Verpflichtung zur Unterhaltung derjenigen Steindämme und Brücken, 
welche in den Tractus der neü angelegten von Stettin nach Naugard führenden Chauſſee fallen, 
jedoch mit Ausſchluß der Bürgerſteigs innerhalb der Stadt und deren Vorſtädte gänzlich und 
für immer befreit. Derjenige Wegetheil, deſſen Inſtandſetzung und Unterhaltung in Folge 
deſſen auf den Fiskus übergeht, beginnt vor dem Stettiner Thore in der Vorſtadt Wiek da 
wo die gegenwärtig ſchon beſtehende Chauſſee nach Stettin anhebt, führt über die Ihnabrücke 
durch das Stettiner Thor in die Stadt, geht über den Markt, durch die Breiteſtraße bei der 
Kirche vorbei und durch die Prieſterſtraße nach dem Woliner Thore, paſſirt den |. g. Ort, 
geht bei der ſ. g. Bürgerfreiheit entlang und endigt am Anfangspunkte der jetzt ſchon beſtehen⸗ 
den Chauſſee nach Naugard. Seine Geſammtlänge beträgt 554.7 Ruthen (1% Mle. und 
54,7 Ruthen.) 

§. 3. Die Verbindlichkeit zur Unterhaltung ſämmtlicher nicht in dem Chauſſeezuge belegenen 
Wege, Steindämme und Brücken verbleibt zwar nach wie vor der Stadt G., da aber die letztere 
ihrer bisherigen Hebungs⸗Befugniß auch an den nicht in dem qu. Chanſſeezuge liegenden Thoren 
entſagt, ſo erhält fie für die obgedachte ihr verbleibende Unterhaltungsverbindlichkeit eine Ent: 
ſchädigung, welche ihr zum jährlichen Betrage von Vier und dreißig Thalern und acht Silber: 
groſchen zugeſtanden iſt; indem dieſelbe nach der vom Magiſtrate unterm 20. März 1833 
aufgeſtellten Nachweiſung in den Jahren 18071830 durchſchnittlich ſo viel an jährlichen Unter⸗ 
haltungskoſten für die nicht in dem Chauſſeezuge belegenen Wegetheile aufgewendet hat. Die 
vorgedachten 34 Thlr. 8 Sgr. werden der Stadt ©. als eine jährliche Rente aus der Königl. 
Regierungs⸗Hauptkaſſe zu Stettin gezahlt, dem Königl. Fiskus aber wird das Recht zur Ab⸗ 
löfung derſelben mit dem fünf und zwanzigfachen Betrage ausdrücklich vorbehalten. 

$. 4. Die innerhalb des Chauſſeezuges belegenen Steindämme und Brücken, deren Unter: 
haltung nach §. 2 auf den Staat übergeht, werden in dem Zuſtande übernommen, und bezw. 
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überwieſen, in welchem ſie ſich zur Zeit der Übergabe befinden, und wird auch bei der erſten 
Inſtandſetzung derſelben Seitens des Staats, die Mitwirkung der Stadt nicht in Anſpruch 
genommen. 

§. 5. Die rechtliche Wirkung dieſes Receſſes, namentlich das Aufhören der Damm⸗ und 
Brückenzollerhebung Seitens der Stadt, und die Rentenzahlung Seitens des Fiskus, tritt erſt 
von dem Zeitpunkte ab ein, wo Seitens der Chauſſeebau⸗Verwaltung mit der Inſtandſetzung 
derjenigen Wegetheile, welche künftig vom Staate unterhalten werden ſollen, der Anfang gemacht 
wird, wovon der Magiſtrat zu G. näher in Kenntniß geſetzt werden ſoll. 

Beide Theile entſagen allen dieſem Receſſe zuwider laufenden Einreden und haben den⸗ 
ſelben zum Zeichen der Genehmigung in zwiefacher Ausfertigung, wovon die eine für die Königl. 
Regierung zu Stettin, die andere für den Magiſtrat zu Golnow beſtimmt iſt, unterzeichnet 
und beſiegelt. 


Den vorgeſetzten zwei Miniſterial-Behörden zur Genehmigung eingereicht, 
wurde dieſe von ihnen verſagt, weil im $. 3 des Receſſes die Ablöſung der Rente 
nicht mit dem 20fachen Betrage, ſondern mit dem 25fachen ſtipulirt worden, was 
anſcheinend auf einem Irrthume beruhe, da die Ablöſung zum erſtern Betrage aus⸗ 
drücklich zur Bedingung gemacht, und nach dem Berichte vom 14. December 1834 
auch Seitens der Stadt angenommen ſei. Die Miniſterien veranlaßten daher die 
Königl. Regierung mittelſt Reſeripts vom 20. Februar 1836 die Berichtigung des 8 3 
des Receſſes zu bewirken, gegen deſſen übrigen Inhalt nichts zu erinnern ſei. 
Demgemäß erhielt der Receß in ſeinen zwei Ausfertigungen den folgenden nach⸗ 
träglichen Zuſatz: — 

Daß am Schluß des $. 3 des vorſtehenden Receſſes durch ein Verſehen geſagt worden 
iſt: Dem Königl. Fiskus werde das Recht zur Ablöſung der der Stadt G. bewilligten Jahres. 
rente mit dem fünf und zwanzigfachen Betrage vorbehalten, während nach Lage der Vorver⸗ 
handlungen die Ablöſung der Rente zum zwanzigfachen Betrage ausdrücklich zur Bedingung 
gemacht worden iſt, und daher auch dem Fiskus geſtattet bleiben ſoll, ſolches wird von den 
beiderſeitigen Contrahenten hiermit urkundlich anerkannt. Stettin, den 27. Februar 1836. 

Nachdem Magiſtrat und Stadtverordneten dieſe nachträgliche Erklärung durch 
ihre Unterſchrift vollzogen hatten, erfolgte, auf Grund des Reſeripts der Königl. 
Verwaltung für Handel, Fabrikation und Bauweſen und des Königl. Finanz⸗ 
miniſteriums vom 20. Februar, die Beſtätigung des Receſſes von Seiten der Re⸗ 
gierungs⸗Abtheilung des Innern in urkundlicher Form am 16. März 1836. 

Die Chauſſeebau⸗Verwaltung zeigte dem Magiſtrate von G. an, daß mit dem 
neüen Straßenbau am 18. April werde begonnen werden, in Folge deſſen die Zoll⸗ 
erhebung am 16. April 1836 eingeſtellt und des Endes die an den Zollſtätten 
ſtehenden Tafeln fortgenommen wurden. Die Königl. Regierung aber brachte am 
18. April 1836 durch ihr Amtsblatt zur Kenntniß des Publikums, daß die an den 
Thoren zu Golnow bisher Statt gehabte Erhebung eines Damm- und Brüden- 
geldes aufgehoben ſei. 

Unter den menſchlichen Einrichtungen gibt es nur wenige, die eine ſo lange 
Lebensdauer erreichen, als es bei dem Golnower Zoll der Fall geweſen iſt. Dieſer 
Zoll hat, um es noch ein Mal zu ſagen, ein halbes Jahrtauſend überdauert — 
genau 518 Jahre und 3 Monate! 

Auf Anordnung des Finanzminiſters, Grafen v. Alvensleben, vom 30. Januar 
1840 iſt von dem im §. 3 des Receſſes vorbehaltenen Rechte der Ablöſung der Jahres⸗ 
rente von Thlr. 34. 8 Sgr. Seitens des Fiskus Gebrauch gemacht, und die Königl. 
Regierungs⸗Hauptkaſſe zu Stettin unterm 20. Juni 1840 angewieſen worden, an 
den Magiſtrat zu Golnow das Kapital zur Ablöſung der jährlichen Reute für die 
Aufhebung des dortigen Damm und Brückenzolls mit Thlr. 685 10 Sgr. gegen 
gehörige Quittung zu zahlen. 
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Niederlags-Gefälle. Die Ihnaufer um und bei G. find meiſt Eigen⸗ 
thum der Commune. Zum Aus- und Einladen, bezw. auch zur Lagerung derjenigen 
Verkehrsgegenſtände, welche auf der Ihna verſchifft, oder vou den Kähnen aus zum 
Landtransport befördert werden ſollen, find drei verſchiedene ſtädtiſche Ablageplätze 
ansgewählt: 1) Ein ſtromaufwärts, ca. / Mile. von der Stadt belegener Fleck auf 
der ſ. g. Schweinewieſe; 2) ein etwa in gleicher Entfernung von der Stadt ſtrom⸗ 
abwärts belegener Fleck an den ſ. g. Springen, — beide Plätze liegen an dem 
rechten Ihnaufer, welches auf Koſten der Stadt unterhalten wird und mit Flecht⸗ 
und Bühuenwerken verſehen iſt; — 3) die beiden Ihnaufer an der Stadt ſelbſt, 
ſo weit die Ufer mit Bohlwerken verſehen ſind. Die beiden erſten Ablageplätze 
dienen beſonders dazu, verſchiedene Holzartikel, als Dielen, Bretter, Planken, Brenn- 
holz ꝛc., welche von den umliegenden Ortſchaften und Schneidemühlen herbeigeführt 
werden, von den Wagen ab- und in die Kähne einzuladen, wonächſt fie zu Waſſer 
weiter gebracht werden, während die Ablageſtelle längs der ſtädtiſchen Bohlwerke 
mehr dazu benutzt wird, verſchiedene Gegenſtände, welche zu Waſſer ankommen, und 
unter denen Mühlen- und Ziegelſteine, Kalk und Gips die wichtigſten ſind, aufzu⸗ 
nehmen, um ſie ſodann per Achſe weiter zu befördern. Die Bohlwerke beginnen 
unmittelbar unterhalb der Ihnabrücke und erſtrecken ſich au beiden Ufern auf 400 
bezw. 540 Fuß Länge. Sie ſind theils maſſiv, als Kaimauern, theils aus Holz 
conſtruirt. Die erſteren, in den Jahren 1862 und 1865 erbaut, ſind von ſolider 
Conſtruetion; nur dürfte zu erwähnen fein, daß die Spundwands Holme bis zu 
3 Fuß über dem niedrigſten Waſſerſtande liegen, der obere Theil der Spundwände 
alſo dem Faulen ausgeſetzt iſt. Die hölzernen Bohlwerke ſind, — zufolge eines 
Unterſuchungs⸗Berichts vom 26. November 1866 — zum Theil alt und von ſehr 
mittelmäßiger Beſchaffenheit, theils, zwar in neürer Zeit hergeſtellt, aber doch nur 
leicht conſtruirt, in der Abſicht nämlich, ſie bald durch maſſive zu erſetzen. Die 
Koſten der Anlage der Bohlwerke in ihrer dermaligen Beſchaffenheit, mit Einſchluß 
der nothwendig geweſenen Pflaſterungen und Entwäfferungs = Anlagen, betragen 
4090 Thlr., und die jährlichen Unterhaltungskoſten Thlr. 370. 18. 9 Pf. Für die 
vollendete Anlage der durchweg maſſiveu Bohlwerke, deren Baukoſten, incl. Pflaſte⸗ 
rungen, etwa 10.000 Thlr. betragen werden, dürften ſich die Unterhaltungskoſten, 
inel. Zinſen des Baukapitals, auf 600 Thlr. berechnen laſſen. 

Die Stadt G. erhob von den Verkehrsgegenſtänden, die auf den Bohlwerken ꝛc. 
abgeladen wurden, eine Niederlagsgebühr. Das Recht dazu leitete ſie von dem 
Fundationsbriefe Herzogs Barnim I. vom Jahre 1268 und dem Privilegium Otto's I. 
von 1318 ab, in denen die Verleihung, dem Geiſt der Zeit entſprechend, nur all⸗ 
gemein gefaßt iſt. An Normirung eines Tarifs, oder Beſtimmung eines gewiſſen 
Satzes war nicht gedacht worden. In früheren Zeiten iſt der Werth der nieder⸗ 
gelegten Gegenſtände abgefchätzt, und demnächſt eine Abgabe nach gewiſſen Procenten 
des Werths erhoben worden. Dieſe Verfahrungsart ſcheint nicht auf ganz feſten 
Grundſätzen beruht zu haben, denn es iſt wahrſcheinlich, daß von 1 bis zu 5 Beet. 
erhoben wurden. Bis zum Jahre 1797 ſind die Verhältniſſe actenmäßig ziemlich 
dunkel. In dieſem Jahre führte die Stettiner Kaufmannſchaft wider die Stadt G. 
wegen der Niederlags⸗Gefälle Beſchwerde, und die Königl. Kriegs: und Domainen- 
kammer von Pomntern entſchied, nach Anhörung des Magiſtrats zu G., unterm 
17. Mai 1797: der vom Magiſtrate feſtgeſtellte Satz eines Procents vom Werth 
der niedergelegten Waare ſei nicht zu hoch. Die Landes⸗Polizeibehörde mogte aber 
wol fühlen, daß eine Erhebung nach Procenten große Unbequemlichkeiten hatte, 
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oder erneüerte Beſchwerden der Kaufmannſchaft zu Stettin gaben die Veranlaſſung 
zu der von der Königl. Kammer unterm 20. Juni 1797 erlaſſenen Verfügung, 
worin dieſelbe dem Magiſtrat zu G. einen Tarif zur Anwendung empfiehlt gleich 
dem Tarife, der zur Erhebung der Niederlage-Gefälle bei der Stadt Stettin diente. 
Anfänglich verweigerte der Magiſtrat die Annahme, fügte ſich aber endlich. Dieſer 
Tarif iſt zufolge eines Publicandums vom 11. April 1798 in Kraft getreten und 
30 und einige Jahre lang ſtets in Anwendung gekommen und die im Tarif felt- 
geſtellten Sätze ſind auch immer unweigerlich gezahlt worden, bis der Gutsherr von 
Buddendorf, Landrath Georg Chriſtian Friedrich v. Petersdorf, Widerſpruch erhob. 
Dies geſchah mittelſt einer, an die Königl. Regierung gerichteten Eingabe vom 
9. Januar 1831, welche dem Landrathe Naugarder Kreiſes, v. Kameke, Behufs 
näherer Ermittelung und Feſtſtelluug der in der Eingabe angeführten Thatſachen 
überwieſen wurde. Es hatten ſich daran eine lange Reihe von Verhandlungen 
geknüpft, die mit einem, von dem Finanzminiſter, Grafen von Alvensleben, und dem 
Chef der Verwaltung für Handel, Fabrikation und Bauweſen, Rother, an die 
Königl. Regierung erlaſſenen Refeript vom 9. Mai 1836 endigten, das von Wort 
zu Wort alſo lautet: 

„Auf den Bericht vom 15. Februar cr. wird der Königl. Regierung in Betreff 
des ſ. g. Stättegeldes in Golnow das Folgende eröffnet: — Dieſe Abgabe iſt aus 
dem Zolle entſtanden, welcher in der Urkunde von 1318 der Stadt übereignet war 
und ſpäterhin ſeit 1797 als Waarenzoll (und zwar nur von Holz) nach der Stück⸗ 
zahl und nach Verſchiedenheit der Gegenſtände normirt wurde. Als Zoll iſt die 
Abgabe nach SS. 16 und 17. des Geſetzes vom 26. Mai 1818 bei mangelndem 
Nachweiſe eines läſtigen Erwerbstitels ohne Entſchädigung aufzuheben, als Nieder⸗ 
lagegeld aber iſt die Erhebung ſchon in der dieſſeitigen Verfügung vom 26. Auguſt 
1835 der Stadt freigegeben, mit Ausſchluß der Fälle, wo nicht ſowol ein Lagern 
der Waaren Statt findet, als vielmehr die vorhandenen Bohlwerke und Ufer blos 
zum Ein⸗ und Ausladen benutzt werden. Für die Erhebung eines Bohlwerfs- 
oder Ufergeldes nach einem beſondern Tarife liegt ein jus quaesitum nicht vor, 
da ein ſolches weder aus der urſprünglichen Verleihung eines Waarenzolls, noch 
aus deſſen im Laufe der Zeit erfolgter Umgeſtaltung in ein Stättegeld ſich ableiten 
läßt. Das Recht zu einer ſolchen Erhebung als einer Communikations⸗Abgabe 
muß vom Staate verliehen werden und durch die Zuſicherung deſſelben — neben 
dem ganz freigegebenen Niederlagegeld — zumal nicht blos in dem Verhältniſſe 
zu dem bisherigen geringen Ertrage von jährlich Thlr. 23. 13. 10 Pf. (nach mehr⸗ 
jährigem Durchſchnitt), ſondern zu dem weit höher angegebenen Bedarf für Unter⸗ 
haltung des Bohlwerks und Herſtellung der Uferbeſchädigungen iſt zu Gunſten der 
Stadt das Zuläſſige geſchehen. Wenn dieſe dennoch auf eine Regulirung in dieſer Art 
nicht eingehen will, ſo bleibt nur übrig, die jetzige Erhebung des Stättegeldes mit 
den geſetzlichen Beſtimmungen in Einklang zu bringen, das heißt auf die lagernden 
Gegenſtände zu befchränken. Das vorübergehende Niederlegen der beim Ein⸗ und 
Ausladen über das Bohlwerk oder Ufer gehenden Waaren kann hierbei nicht als 
Lagern behandelt werden und für einen Grund gelten, dafür den Betrag für eine 
dreimonatliche Benutzung des Lagerplatzes zu erheben; vielmehr wird die Befugniß 
zur Erhebung des Stättegeldes für dergleichen Gegenſtände hierdurch ausdrücklich 
aufgehoben. Die Königliche Regierung hat dieſe Hebung, ſo lange bis ein beſon⸗ 
derer Tarif für Bohlwerks⸗ und Ufergeld landesherrlich genehmigt worden, einzu⸗ 
ſtellen. Als Stättegeldpflichtig ſind dabei nur ſolche Waaren anzuſehen, welche 


Stadt Golnow. — Abgaben von Land: und Waſſerwegen. 617 


nicht an demſelben Kalender-Tage, an dem fie an das Bohlwerk oder Ufer gelan⸗ 
gen, von dort weiter geſchafft werden. Übrigens hat das Königl. Miniſterium des 
Innern und der Polizei eine beſondere Berückſichtigung des Communal-Haushalts 
bei Regulirung dieſer Angelegenheit wegen des geringfügigen Geldbetrages, um 
den es ſich handelt, nicht nöthig erachtet.“ 

Abſchrift des vorſtehenden Reſeripts und des darin in Bezug genommenen 
Erlaſſes vom 26. Auguſt 1835 erhielt der Magiſtrat zu G. mit der Anweiſung, 
nunmehr die fernere Erhebung der qu. Abgabe bei willkürlicher Strafe einzuſtellen. 
Die Königl. Regierung bemerkte in der betreffenden Verfügung vom 23. Juni 1836. 
„Dem wahren Intereſſe der Stadt kann die Einſtellung dieſer unbedeütenden, dabei 
aber läſtigen Hebung nur förderlich ſein, und wird dieſelbe wohl thun, die Sache 
auf ſich beruhen zu laſſen. Sofern jedoch die Einführung einer neüen der gegen⸗ 
wärtigen Geſetzgebung entſprechenden Hebung an der Stelle der aufgehobenen ge- 
wünſcht wird, bleibt es dem Magiſtrat überlaſſen, unter Communication mit den 
Stadtverordneten, nach den von den Miniſterien angedeüteten Principien, den be⸗ 
abſichtigten Tarif zu entwerfen und zur weitern Veranlaſſung uns vorzulegen.“ 

Der Magiſtrat zeigte hierauf der Königl. Regierung unterm 8. Juli 1836 
an, daß er die Erhebung des frühern Stättegeldes im Sinne der ihm mitgetheilten 
Miniſterial⸗Reſcripte ſofort eingeſtellt habe und ſich ganz nach den neüeren Vor⸗ 
ſchriften verhalten, daher auf das wirkliche Niederlage- oder Lagergeld, als Miethe 
für Benutzung von Flächen auf längere Zeit, oder Entſchädigung für entzogene 
Nutzung beſchränken, übrigens mit den Stadtverordneten wegen etwaiger Einfüh⸗ 
rung einer neüen, der gegenwärtigen Geſetzgebung entſprechenden Hebung verhan⸗ 
deln und der Königl. Regierung die benöthigten Tarife vorlegen werde. 

Zu dieſen Verhandlungen zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten ſind nicht 
weniger denn 30 Jahre erforderlich geweſen! Inzwiſchen war der Lauf der Unter⸗ 
Ihua, von der Stadt G. abwärts bis zur Mündung des Fluſſes, auf Staats⸗ 
koſten regulirt und in ſchiffbaren Stand geſetzt und ebenſo der oben erwähnte 
Maſſivbau der Bohlwerke von Seiten der Stadt ausgeführt worden. Um minde⸗ 
ſtens einen Beitrag zu den Unterhaltungskoſten diefer koſtſpieligen Anlagen zu 
gewinnen, beſchloſſen die ſtädtiſchen Behörden im Jahre 1866, mit der Erhebung 
eines Bohlwerksgeldes von allen Schiffsfahrzeügen, welche das Bohlwerk zum Ein⸗ 
oder Ausladen von Gegenſtänden benutzen, vorzugehen und vereinbarten zu dieſem 
Zweck eineu Tarif, wonach ein Kahn 5 Sgr., ein Bodden 4 Sgr., ein Heüer oder 
Fifcherfahrzeüg 2 Sgr. erlegen ſollte, gleich viel, ob dieſelben leer, halb oder ganz 
beladen ſeien. Die Entrichtung des Bohlwerksgeldes ſollte geſchehen, wenn das 
Fahrzeüg zum Anlegen die bei der Stadt im Zuſammenhange befindlichen maſſiven 
oder hölzernen Bohlwerke benutzen würde. Das Bohlwerksgeld ſollte nicht erhoben 
werden: a) von Fahrzeügen, welche ausſchließlich mit Königl. oder Staats-Effecten 
beladen, an den Bohlwerken anlegen; b) von unbefrachteten Booten oder Kähnen, 
welche zu denjeuigen Schiffsgefäßeu gehören, die das Bohlwerksgeld entrichtet 
haben. Wenn gleich nach einer Wahrſcheinlichkeits-Rechnung die Einnahme nicht 
eben bedeütend werden dürſte, indem ſich nur annehmen ließ, daß von den einhei⸗ 
miſchen Fahrzeügen, nämlich von 50 Kähnen jährlich 4 Mal à 5 Sgr. Thlr. 33. 
10 Sgr., von 7 Bodden jährlich 8 Mal à 4 Sgr. Thlr. 7. 14 Sgr., von 8 Heüer 
jährlich 60 Mal à 2 Sgr. Thlr. 32. und von fremden Fahrzeügen etwa Thlr. 17. 
6 Sgr. überhaupt 90 Thlr. einkommen dürften, jo würde dieſer Betrag doch zur 
künftigen Unterhaltung genügen, und dadurch der Kämmereikaſſe wenigſtens noch 
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dieſe Ausgabe erſpart werden. Denn der Magiſtrat berechnete die jährlichen Unter- 
haltungskoſten, im Durchſchnitt der 10 Jahre 18561865, — doch mit Ausſchluß 
der beiden Jahre 1862 und 1865, in denen der oben erwähnte Neübau der maſſiven 
Bohlwerke Statt gefunden — alſo im Mittel von 8 Jahren jährlich auſ Thlr. 90. 
7. 6 Pf., freilich ohne die Ausgaben für die Pflaſterung der Steindämme neben 
den Bohlwerken und für die Entwäſſerungs-Anlagen zu rechnen. In feinem Bericht 
vom 3. Oetober 1866 trug der Magiſtrat bei der Königl. Regierung darauf an: 
Vie Berechtigung zur Erhebung des Bohlwerksgeldes und die Beſtätigung des ein— 
gereichten Tarifs herbeizuführen. Faſt hat es den Anſchein, daß dieſer Antrag 
geſtellt wurde, weil die anſäſſigen Magiſtratsmitglieder, bezw. die Stadtverordneten, 
eine Schmälerung ihrer Revenüen aus dem Bürgervermögen befürchteten. Die in 
Rede ſtehende Bohlwerksanlage dient im Weſentlichen nur zum Uferſchutze, und iſt 
nur zum geringern Theile als im Intereſſe der Schifffahrt aufgeführt, anzuſehen. 
Die Bohlwerke liegen zu hoch, um den Verkehr mit den, größten Theils kleinen, 
Fahrzeügen zu erleichtern; ſie enthalten zwar Rampen und Treppenanlagen, aber, 
wenn dieſe die weſentlichen Verkehrsmittler ſind, ſo dürften auch für den Verkehr 
Anlagen von dem geringern Umfange dieſer Baulichkeiten genügen. Anderer Seits 
war zu berückſichtigen, daß die Abgabe hauptſächlich die in Golnow wohnenden 
Führer kleiner Fahrzeüge, welche den Waarenverkehr zwiſchen Stettin und Golnow 
vermitteln, treffen, und deren, an und für ſich geringer Verdienſt noch mehr ver- 
kümmern würde. Anſtatt daß jetzt die wohlhabende Commune, bezw. die geſammte 
Einwohnerſchaft, die Unterhaltungslaſt trägt, würde, wenn die Abgabe zur Einfüh— 
rung käme, gerade den ärmeren Einwohnern vorweg ein Theil dieſer Laſt aufge: 
bürdet werden, was nicht in der Ordnung iſt, da doch der Nutzen der Anlage der 
ganzen Stadt zu Gute kommt. Betrachtungen und Erwägungen dieſer Art find Ver⸗ 
anlaſſung geweſen, daß die Königl. Regierung mittelſt Verfügung vom 21. Januar 
1867, es abgelehnt hat, den von der Stadt G. geſtellten Anträgen auf Erhebung 
einer Communikations⸗Abgabe, unter dem Namen Vohlwerksgeld, weitere Folge 
zu geben. 


Stadtwaage. Wer dieſelbe benutzen will, zahlt an Waagegeld für den 
Centner roher Wolle und aller übrigen Waaren 2 Sgr., für den ½ Ctr. 1 Sgr., 
für den / Ctr. 6 Pf. und für jeden zu wiegenden Gegenſtand unter ½ Gtr. 
6 Pf., zufolge des Waagegeld-Tarifs vom 13. April 1830, der von der Königl. 
Regierung unterm 15. Mai 1830 beſtätigt worden iſt. In den Erörterungen über 
dieſen Tarif bemerkte der Landrath v. Kameke, Naugarder Kreiſes: „Ich glaube 
es dem Intereſſe der Stadt G. mehr, als dem Intereſſe der Fremden angemeſſen, 
wenn das Waagegeld für Wolle in G. mit dem in Stettin ganz gleich geſetzt wird. 
Die übrigen Gegenſtände haben keine Wichtigkeit. Nützlich würde eine ſolche Gleich⸗ 
ſtellung allerdings auch den Wollverkaüfern werden, denn der Andrang bei den 
Waagen in Stettin würde ſich mindern. Der Andrang iſt dort zwar nicht über: 
mäßig, weil Waagen auf vielen Punkten aufgeſtellt ſind, wo das Publikum überall 
mit größter Sorgfalt und Zuvorkommenheit bedient wird, aber ein gewiſſer Andrang 
iſt immer unvermeidlich. Je mehr Wolle zum Stettiner Markte einpaſſirt, die 
ſchon gewogen iſt, deſto günſtiger. Will G. mit Stettin concurriren, ſo muß das 
Waagegeld an beiden Orten nicht allein gleich ſein, ſondern auch die Befliſſeuheit 
und Zuvorkommenheit gegen die Abwägenden. Beide Bedingungen erfüllt, ver 
ſprechen der Stadt G. und dem Publikum Nutzen.“ 
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Marktſtands-Abgabe. Früher wurde nur von den, die jährlichen Kram⸗ 
märkte beſuchenden Handelsleüten ein Buden- und Stättegeld, daſſelbe aber eben ſo 
wenig auf den Vieh- und Pferdemärkten, als auf den Wochenmärkten erhoben. 
Einen obrigkeitlich beſtätigten Tarif gab es nicht; die Erhebung des Stätte- und 
Budengeldes erfolgte nach — Tradition und Obſervanz. Die Kämmerei-Rechnun⸗ 
gen weiſen ſeit 1700 Einnahmen an Stättegeld von den Jahrmärkten nach, ohne 
daß aus den Aeten conſtirt, nach welchen Sätzen daſſelbe erhoben worden iſt, 
insbeſondere die Kämmerei-Rechnung von 1769-1770 unter Tit. X. an Stätte⸗ 
geld von denen Kramerbuden in den Jahrmärkten, item von denen Zempel⸗Weibern 
1) vom Sommermarkt Thlr. 13. 8. 7 Pf.; 2) vom Michaelimarkt Thlr. 18. 6 Gr.; 
3) vom Herbſtmarkt Thlr. 39. 23. 6 Pf.; 4) vom Frühlingsmarkt Thlr. 17. 16 Gr.“ 
— (Summa 88 Thlr. 20 Gr. 1 Pf.) — und jo kommen in den folgenden Rech⸗ 
nungen dergleichen Einnahmen vor; auch iſt bei den Rechnungs-Abnahmen Seitens der 
damaligen Kriegs⸗ und Domaineukammer wegen des erhobenen Stättegeldes keine 
Erinnerung gemacht worden. Später iſt man jedoch dahin gekommen, beſtimmte 
Sätze für die Buden anzunehmen, demgemäß ſeit vielen Jahren auf den Kram⸗ 
märkten, von einer großen Bude 2½ Sgr., einer mittlern 2 Sgr., einer kleinern 
1 Sgr. 3 Pf. und von einem Tiſche 8 Pf. erhoben wurden, welche Tarifſätze vom 
Magiſtrate nach Billigkeit normirt waren. Die Einnahme des Buden- und Stätte⸗ 
geldes betrug nach 10jährigem Durchſchnitte, ſchließend mit dem Jahre 1834, Thlr. 
31. 15. 4 Pf., etwa nur ½ der Einnahme von 1769 —1770 vor Annahme feſter 
Sätze, obwol vorauszuſetzen iſt, daß in der Zwiſchenzeit der Marktverkehr bedeü⸗ 
tend werde zugenommen haben. Der jetzt geltende Tarif des Stättegeldes auf den 
Jahr⸗ und Krammärkten iſt vom 27. November 1837, beſtätigt von der Königl. 
Regiernng den 3. März 1838. Für die Buden ſind die früheren Sätze beibehalten, 
doch iſt darin das Maaß des Flächeninhalts nach den drei Kategorien der Buden, 
angegeben. Der Satz für das Auflegen der Waaren auf Tiſchen, auf der Erde, 
in Körben, Karren ꝛc. iſt auf 6 Pf. ermäßigt, und hinzugekommen iſt der Satz von 
2 Sgr. für einen mit Waaren beladenen Wagen, überall ohne Unterſchied der 
feilgehaltenen Waaren. Aller Verkauf in Wohnhaüſern iſt frei, und ebenſo hat 
kein Ortseinwohner das Stättegeld zu bezahlen. Krammärkte werden 4 abge- 
halten, nämlich den 23. März, den 22. Juni, den 14. September und den 2. No⸗ 
vember. 

Standgeld auf den Viehmärkten wird erſt ſeit 1856 erhoben auf Grund eines 
Tarifs, welcher die Genehmigung des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffent 
liche Arbeiten, ſowie des Finanzminiſters unterm 1. März 1856 erhalten hat. An 
Standgeld iſt pro Tag zu entrichten: für ein Pferd, einen Ochſen, eine Kub 
1 Sgr. 4 Pf., für ein Fohlen (unter zwei Jahren), eine Ferſe, einen Zuchtſtier, 
einen Eſel oder ein Kalb 1 Sgr. Thiere, welche Wagen zu Markte fahren und 
nicht ſelbſt Gegenſtand des Verkaufs find, bleiben von der Abgabe befreit. Vieh⸗ 
märkte werden 6 abgehalten: den 2. Februar (Fettvieh), den 18. März, den 17. 
Juni, den 9. September, den 28. October, den 9. December (Fettvieh). Der 
Grund, weshalb die Stadt Golnow die Berechtigung zur Erhebung eines Stand⸗ 
geldes auch für die Viehmärkte beantragte, war einfach der, daß fie ein Aquivalent 
für die Unkoſten zu erhalten wünſchte, welche der Kämmereikaſſe ans dem Markt⸗ 
verkehr erwachſen. Der Magiſtrat wies in der Vorſtellung vom 23. Inli 1855 
nach, daß nach 6jähriger Fraction, 1849— 1854, die jährlichen Koſten für Straßen⸗ 
pflafternngen und Reinigung des Marktplatzes, ſowie für Aufrechthaltung der Ord⸗ 
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nung an Viehmarktstagen Thlr. 82. 9. 1 Pf., betragen hatten. Werden dazu noch 
nicht unbedeütende Ausgaben für Reparatur von Brücken und Waſſerdurchläſſen, 
ingleichen die Remuneration für Beaufſichtigung der Viehmärkte an den Thierarzt, 
gerechnet, ſo ſteigern ſich die Koſten auf ca. 130 Thlr., welche theils ganz, theils 
mehr oder weniger durch den Beſuch der Viehmärkte veranlaßt, und durch die Er⸗ 
hebung des Standgeldes vom Vieh wieder gedeckt werden, ohne daß zum Vortheil 
der Kaſſe ein eigentlicher Überſchuß in Ausſicht zu nehmen war. Den zeitigen 
Stand des Ertrages dieſer indirecten Abgabe erſieht man aus dem Kämmereikaſſen⸗ 
Etat, Tit. II. der Einnahme, oben S. 548. 

Hundeſteüer. Sie wurde durch das Regulativ vom 7. Juni 1839, beſtä⸗ 
tigt den 9. Juli 1839, eingeführt. Die Steüer war auf 1 Thlr. normirt. Von 
der Steüer⸗Entrichtung waren nicht weniger denn 8 Kategorien befreit, darunter an 
der Spitze „ſämmtliche Hausbeſitzer mit Einem Hunde“; nur unter dieſer Bedingung 
hatten die Stadtverordneten, in der Sitzung vom 20. Februar 1839, zur Einfüh⸗ 
rung einer Steüer auf Hunde ihre Einwilligung gegeben; nur die Inquilinen 
ſollten für die von ihnen gehaltenen „treüen Begleiter des Menſchen“ ſteüerpflichtig 
ſein. Durch jenen Beſchluß der Stadtverordneten⸗Verſammlung, — die nur aus 
hausangeſeſſenen Bürgern beſtand, — wurde die ganze, durch die Verordnung vom 
29. April 1829 eingeführte Maßregel der Beſteüerung, die Verminderung unnützer 
Hunde, und darum Förderung der öffentlichen Sicherheit, Abwendung der Gefahr 
vor toll gewordenen Hunden, im Auge habend, mehr oder minder illuſoriſch. Die 
Steüer wurde am 1. October 1839 eingeführt, ſeit dem 1. October 1842 nicht 
mehr erhoben, weshalb? iſt aus den Acten nicht zu erſehen. Nach Ablauf eines 
Vierteljahrhunderts haben die ſtädtiſchen Behörden beſchloſſen, daß vom 1. Januar 
1868 ab die Huudeſteüer wieder eingeführt werden ſolle. Da das frühere Regulativ 
den dermaligen Verhältniſſen nicht entſprach, ſo wurde unterm 16. October 1867 
ein neües Regulativ abgefaßt, welches vou Seiten der Königl. Regierung am 29. 
November 1867 genehmigt worden iſt. 


Erweiterung der Stadt. 

Die zunehmende Bevölkerung, welche beſonders feit dem Jahrzeheud vou 1831 
bis 1840 ſich kund gegeben, hat die Nothwendigkeit zur Vermehrung der Wohn— 
häuſer hervorgerufen. In der innern Stadt war dazu kein Platz; es mußten die 
beiden Vorſtädte für die Errichtung neüer Gebaüde gewählt werden. Nicht blos 
Privatleüte haben von ihrem dortigen Grundbeſitz Bauſtelleu hergegeben, auch die 
Stadtgemeinde, welche in beiden Vorſtädten Grundſtücke beſaß und noch beſitzt, 
hat dieſelben, je nach dem Bedürfniß der Anbauenden, die Quadratruthe für 1—3 
Thlr. meiſt freihändig, unter Genehmhaltung der Oberaufſichts⸗Behörde, veraüßert. 
Es iſt eine bekannte Thatſache, daß die Städte ſich vorzugsweiſe nach Weſten hin 
erweitern. Dies iſt nicht Zufall, ſondern beruht auf einer natürlichen Erſcheinung, 
deren ſich freilich die Mehrheit der Anfiedler nicht bewußt iſt. Die Luftſtrömungen 
ſind der Regulator für den Weiterbau der Städte. In der nördlichen Hemiſphäre 
iſt die weſtliche Strömung oder der zurüdfließende Paſſat die herrſchende Richtung 
des Windes, der alle Ausdünſtungen vor ſich her nach Oſten hintreibt, daher auf 
dieſer Seite der Anbau gemieden wird. So iſt es auch in Golnow geſchehen. Haben hier 
auch in der Vorſtadt Räddenberg und vor dem Stargarder Thore Anbauten Statt 
gefunden, der Hauptplatz für die Erweiterung der Stadt iſt die an ihrer Abendſeite 
belegene Wiek. In unmittelbarem Auſchluß an den Baulichkeiten dieſer Vorſtadt 
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liegt ein der Stadtgemeinde zugehöriger wüſter Platz, welcher ſeit einer längern 
Reihe von Jahren zu neüen Anſiedlungen nicht allein begehrt, ſondern auch zum 
Theil, wie ſchon oben erwähnt, in vielen Parcelen freihändig zu Bauſtellen ver⸗ 
aüßert worden iſt. Um Ordnung in den neüen Anbau zu bringen, hat, auf ne 
regung der Königl. Regierung, der Magiſtrat im Jahre 1864 einen Bebauungs⸗ 
plan, wie ihn das Reglement vom 12. Mai 1855 vorſchreibt, ausarbeiten laſſen. 
Der Plan hat den Beſtimmungen des $. 8 gedachten Reglements gemäß 8 Tage 
lang zur Anſicht für Jedermann auf dem Rathhauſe ausgelegen und find innerhalb 
4 Wochen von keiner Seite her Einwendungen dagegen erhoben worden. Das zu 
bebauende Grundſtück iſt übrigens ausſchließliches Eigenthum der Stadtgemeinde, 
ſo daß eine Veranlaſſung nicht vorliegt, das Recht der Expropriation in Anſpruch 
zu nehmen. Der Bebauungsplan hat die Anlage von drei Straßen und zwei 
Gaſſen ins Auge gefaßt. Eine der neüen Straßen war im Jahre 1865 ſchon, 
obwol noch ungepflaſtert, durch die Höhenlage der Stettiner Steinbahn, dann durch 
die vollſtändig bebaute rechte Seite, und die beſtehenden beiden Etabliſſements auf 
der linken Seite fo fixirt, daß deren Veränderung nicht mehr angänglich erſchien. 
Ebenſo iſt die Höhenlage der zweiten Straße durch die Chauſſee bedingt. Die 
dritte anzulegende Straße ſoll nur auf einer Seite bebaut werden, das Terrain 
ſüdweſtlich davon ſteigt etwas an, ſo daß eine Senkung dieſer Straße, die ſchon 
größten Theils im Abtrage liegt, nicht gut angeht. Noch eine vierte Straße iſt 
projectirt; dieſe ſoll aber nicht bebaut werden, ſondern als Fußweg liegen bleiben; 
es iſt ein alter Forſtweg, an den ſich coupirtes, wüſtes Waldterrain anſchließt, 
welches ſich nicht zur Bebauung eignet. Für die Anlage der Gaſſen iſt die Anſicht 
maßgebend geweſen, allen Etabliſſements einen zweiten Zugang zu den Wirthſchafts⸗ 
gebaüden zu ermöglichen, ohne daß die Beſitzer nöthig hätten, in den Fronten der 
Wohnhaüſer Eingangsthore anzulegen, dann aber auch, um bei etwaiger Feüers⸗ 
gefahr beſſer und von allen Seiten zu den einzelnen Gebaüden gelangen zu können. 
Ohne dieſe Zwecke wäre die Anlage jener Gaſſen ganz überflüſſig geweſen. Da es 
der Verleihung von Expropriations-Rechten nicht bedurfte, auch Einſprüche von 
Privaten nicht erhoben worden, ſo erſchien es unbedenklich, von einer höhern Ge⸗ 
nehmigung des, von dem Magiſtrate am 3. Januar 1865 eingereichten, Bebauungs⸗ 
plan abzuſehen, und dieſe blos von der Königl. Regierung zu ertheilen, die ſodann 
auch durch Verfügung vom 22. April 1865 verlautbart worden iſt. In jüngſter 
Zeit ſcheint die Bauluſt abgenommen zu haben; ſeit dem Februar 1868 iſt der 
Verkauf einer Bauſtelle in der Wiek nicht vorgekommen. 


Da hier von Veraüßerung ſtädtiſchen Grundeigenthums die Rede iſt, ſo 
möge an vorſtehende Mittheilungen noch Folgendes geknüpft werden: — 

Die Stadt beſaß vor dem Stargarder Thore längs der Mauer ein Grund- 
ſtück, welches unter dem Namen des Commandanten⸗Gartens bekannt war. Seit 
Menſchengedenken hatte der oberſte Befehlsführer des in G. ſtehenden Kriegsvolks 
dieſen Garten benutzt, dem er beim Wechſel des Befehlsführers aus Gefälligkeit 
und in der Abſicht jedes Mal überlaſſen wurde, demſelben einige Zuneigung für 
die Einwohner der Stadt einzuflößen, um ein gutes Verhältniß zwiſchen Bürger⸗ 
ſchaft und Beſatzung einzuleiten und zu erhalten. Schon lange hatte man gewünſcht, 
den Garten zum Nutzen der Gemeinde wieder einzuziehen; es hatte ſich aber nicht 
wohl thun laſſen, ohne bei den Militairbefehlshabern Anſtoß zu erregen, da ein 
jeder von ihnen auf dieſelbe Gefälligkeit Anſpruch machte, welche feinem nächſten 
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Vorgänger erwieſen war. Im Jahre 1812 aber, als in G. keine Garniſon ſtand, 
war der Garten zum Beſten der Kämmerei⸗Kaſſe ſchon ſeit einigen Jahren für 
jährlich 40 Thlr. vermiethet, obwol er nur auf 500 Thlr. gewürdigt war. Unter 
Genehmhaltung der Königl. Regierung, welche unterm 9. Februar 1812 ertheilt 
worden, iſt der Garten in öffentlicher Feilbietung, bei der der Ertragswerth mit 
800 Thlr. als Minimum des Kaufpreiſes angenommen wurde, zur Veraüßerung 
gekommen. 

Am ehemaligen Ausfluß der Ihna liegt ein Zweiwo hnungshaus, zu welchem 
10 Mg. 118 Ruth. Wieſenland gehören. Es gehörte der Stadt und war unter 
dem Namen der Fiſcher-Wohnungen verpachtet. Bis 1808 haben beide Wohnungen 
nur einige und 20 Thlr. Pacht gegeben, von da ab aber 53 Thlr. jährlich, welches 
hohe Gebot dadurch entſtauden war, daß der Pächter des, die ſen Fiſcher⸗Wohnun⸗ 
gen gegenüber liegenden, Ihnakrugs die vorigen Pächter auf jede Weiſe entfernen 
wollte, da er in beſtändigem Streit mit ihnen gelebt. Zu Trinitatis 1814 gingen 
ſeine Pachtjahre zu Ende, und nun erklärte er, nicht mehr als den frühern Pachtzins 
von 20 Thlr. geben zu wollen. Inzwiſchen fand ſich ein Einwohner aus Kamels— 
berg als Kaufliebhaber, mit dem die ſtädtiſchen Behörden dahin einig wurden, daß 
derſelbe für das Haus c. p. ein Kaufgeld von 450 Thlr. zahlte und einen jähr⸗ 
lichen Kanon von 10 Thlr. übernahm. Die Wohnungen waren in ſo ſchlechter 
Beſchaffenheit, daß ſie von Sachverſtändigen nur je 80 Thlr. Werth abgeſchätzt 
wurden und zu ihrer Inſtandſetzung ein Koſtenaufwand von 140 Thlr. erforderlich 
geweſen wäre. Unter dieſen Umſtänden glaubten Magiſtrat und Stadtverordnete 
mit dem Verkauf des Grundſtückes um ſo mehr ein gutes Geſchäft zu machen, als 
für die Stadt die von jeher ausgeübte Gerechtigkeit einer freien Holzablage reſervirt 
wurde. In Folge des §. 189 der St. O. ertheilte die Königl. Regierung die Ge⸗ 
nehmigung zu dem Verkaufe aus freier Hand unterm 25. Juni 1814. 

Es iſt hier eines Gegenſtandes zu gedenken, welcher auf vorigen Seiten 
uach ſeinen Reſultaten erwähnt worden iſt; die Vorgänge, die in das Jahr 1814 
fallen, ſind folgende geweſen: — 

Die Stadt G. war während der unglücklichen Kriegsjahre ſeit 1806, wie wir 
wiſſen, in eine ſchwere Schuldenlaſt geſunken. Ein Bericht des Magiſtrats vom 
18. Juli 1814 gab ſie zu 49.494 Thlr. an. Da von den meiſten Kapitalien noch 
gar keine, von manchen auch ſeit 3, 4 und 5 Jahren keine Zinſen gezahlt waren, 
ſo erhöhte ſich jener Betrag auf ca. 56.000 Thlr. Im Einverſtändniß mit den 
Stadtverordneten ſuchte der Magiſtrat das Mittel auf, welches zur Abbürdung der 
Schulden führen würde, ohne Nachtheil für das Ganze im Gefolge zu haben, ja 
eine dauernde Vermehrung der jährlichen Revenüen zu ſichern. Das Mittel war 
zweierlei Art: 

Erſtlich — Abholzung der Lütkenheide und Verkauf des Holzes. Dieſes 
Forſtgruudſtück erſtreckt ſich längs der Ihna auf der Straße nach Stargard bis zu 
dem Stargarder Eigenthumsdorfe Dietrichsdorf. Man ſchätzte den Flächeninhalt 
auf 3000 Mg. Der Bericht ſagte: Es muß für dieſes Revier, welches ſich, bei 
geringer Breite, 1 Mle. in der Länge erſtreckt, ein eigener Forſtbediente gehalten 
werden, und doch hat die Stadt gar keinen Nutzen von den Holzbeſtänden, da es 
gar nicht möglich iſt, den Defraudationen der Nachbarn zu wehren, Sachverſtändige 
find der Anſicht, daß % des Reviers, wo jetzt Buchen ſtehen, ſehr guter Acker⸗ 
boden, ¼ ein gewöhnlicher guter Mittelboden und die letzten / Sandland feien, 
die Hütung abgeben. Nach einer ungefähren Taxe hat das Holz einen Werth von 
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mindeſtens 20.000 Thlr. Hernach ſoll das Revier wieder in Schonung gelegt, 
oder in Ackerland verwandelt werden, auf dem Ackerwerke zu gründen ſind, denen 
die wegen ihres vorzüglichen Heüſchlages bekannten Ihnawieſen beigelegt werden 
können. Daraus entſpringt künftig eine anſehnliche Revenü für die Kämmerei. 
Auch das zu erſparende Gehalt des Heidewärters, die in Wegfall kommende Unter⸗ 
haltung ſeiner Dienſtgebaüde, ſind in Betracht zu ziehen. 

Zweitens — Urbarmachung des ſogenannten Schambacher Bruchs von 
543.181 und der ſ. g. Zinsbrücher von 706.159, zuſammen 1250 Mg. 130 Ruth. 
Dieſe Bruchflächeu haben bis jetzt keinen andern Nutzen gewährt, als durch die hin 
und wieder darauf ſtehenden Elſen, der Boden iſt aber ſo gut, daß ein Theil von 
100 Mg. des Schambacher Bruchs, welcher ſchon vor mehreren Jahren in Wieſen 
umgewandelt iſt, jetzt (1814) pro Mg. ſchon 23%, Thlr. jährliche Pacht gibt. Die 
Elſen ſollen geradet und dann der Grund und Boden in Kaveln verkauft, — 
wozu ſich ſchou viele Liebhaber gemeldet haben, — und demnächſt der Überreſt, 
nachdem die Schulden aus dem Ertrage des Kanfgeldes gedeckt ſiud, für eine ge- 
ringe Pacht in den erſten Jahren der Melioration ausgethan werden. Nach der 
Zeit aber ſoll jener, vom Verkauf übrig gebliebene Theil der Brücher nach ſeinem 
vollen Werth verpachtet werden, um daraus die zweite, bleibende Revenue für die 
Kämmerei zu bilden. 

Dieſer Plan wurde der Königl. Regierung mittelſt des oben erwähnten 
Berichts vorgelegt. Die Oberaufſichtsbehörde jedoch hielt es, wiewol ſie den Plan 
ſür zweckentſprechend anerkannte, bei der Wichtigkeit des Gegenſtandes für nützlich 
und nothwendig, daß dieſer Plan vor ſeiner Ausführung, ſowol in Abſicht des 
Forſtwirthſchaftlichen, als in Abſicht des Okonomiſchen, durch tüchtige Sachverſtän⸗ 
dige vollſtändig ausgearbeitet werde. Der Magiſtrat gewann für dieſe Arbeit zwei 
Forſttechniker (Königl. Oberförſter), und einen Okonom (Gutsbeſitzer), die unterm 
25. September 1814 einen umfaſſenden Wirthſchaftsplan vorlegten, der von den 
Stadtverordneten in der Sitzung vom 9. October 1814 angenommen und von der 
Königl. Regierung mittelſt Verfügung vom 22. October 1814 genehmigt wurde. 

Das Gutachten der Sachverſtändigen iſt zu umfaſſend, um hier vollſtändig 
eingeſchaltet werden zu können. Daher nur einige Auszüge. Was zuerſt — 1) 
die Lütkenheide betrifft, ſo iſt dieſes Revier mit Kiefern beſtanden, und eignet ſich 
rückſichtlich ſeines Bodens wie der Lage nach an der flößbaren Ihna, vorzüglich 
zur Forſtkultur. Es iſt aber ſo unregelmäßig bewirthſchaftet und dergeſtalt durch⸗ 
pläntert, daß eine totale Abholzung nothwendig iſt, um es wieder in Schonung 
legen zu können, wobei jedoch die ſandigen Blößen und die hohen Ufer der Ihna 
zu decken find, damit keine Sandwehen entſtehen. Der Holzbeſtand kann an 10.000 
Klafter betragen. Das einzige Terrain, welches urbar zu machen iſt, kann entweder 
vor dem Vorwerke Holländerei oder vor der Colonie Dietrichsdorf genutzt werden. 
Es liegt hinter dem weißen Vache rechts der Stargardſchen Landſtraße nahe an 
den Ihna⸗Wieſen. Die Fläche kann ca. 100 Mg. enthalten und der Mg. ſeiner 
Qualitat nach 1 Thlr. jährlichen Ertrag gewähren. — 2) Der Bruch längs der 
Ihna enthält 443 Mg. 151 Ruth. Es iſt bis auf einige Blößen mit Elſen be⸗ 
ſtanden, die ſeit 12 Jahren in verſchiedenen Zeitraümen bis auf ca. 60 Mg. ab⸗ 
geholzt ſind. Dieſe Fläche iſt mit Elſen 1. Klaſſe beſtauden und pro Mg. zu 
8 Klafter anzuſprechen. Der ſeit 12 Jahren abgeholzte Überreſt hat theils 
Schonungen, theils Elſen 2. und 3. Klaſſe. Der Bruch liegt niedriger, als die 
vorüberfließende Ihna und enthält ein Gebreſch von Sumpfpflanzen, das nur bei 
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ſehr günſtiger Witterung betreten werden kann. Ans dieſem Grunde ſind die Ab— 
treibungen von Jahr zu Jahr verſchleppt, die Elſen überaltert, die Stäke theils wegen 
Alters abgeſtorben, theils von jenem Gebreſch erſtickt, weshalb alle Gehaue nur dürftig 
beſtanden ſind, und keine ſonderliche Ausbeüte verſprechen. Dagegen iſt der Boden 
zur Wieſenkultur ganz vorzüglich geeignet, und der Mg. über 18 Etr. Heü⸗Ertrag 
zu arbitriren. In neüerer Zeit find 100 Mg. dieſes Bruchs urbar gemacht, welche, 
wenn die nöthigen Kulturen eingeführt find, 3—5 Thlr. jährliche Pacht tragen 
können. — 3) Der Bruch rechts der Ihna von 696 Mg. 69 Ruth., iſt ſeit 16 
Jahren total abgeholzt, und jetzt theils mit Schonungen, theils mit Elſen 2. und 3. 
Klaſſe beſtanden. Alles, was beim erſten Bruch Nachtheiliges für den Holzwuchs 
geſagt iſt, gilt auch von dieſem Bruch. 

Die vollſtändige Urbarmachung dieſer zwei Bruchfelder ſtößt, wegen ſchwer 
herzuſtellender Vorfluth auf große Schwierigkeiten. Die Techniker machen Vor⸗ 
ſchläge zur Ueberwindung derſelben und kommen ſchließlich zu dem Reſultat, daß 
bei einer ſofortigen Inangriffnahme der Verwerthung der Grundſtücke und der 
darauf ſtehenden Hölzer die Kämmerei eine Einnahme von 58.410 Thlr. erzielen 
könne, daher die Summe, welche zur Schuldeutilgung nöthig iſt. 

Das durch die Umwandlung des frühern Garniſon-Lazareths zu Schulzwecken 
entbehrlich gewordene, der Stadtgemeinde zugehörige ehemalige Schulhaus, Stadt 
No. 179, welches ſich überdies in einem ſo baufälligen Zuſtande befand, daß es 
für die Stadt nicht länger mit Vortheil in baulichen Würden zu erhalten war, 
wurde, zufolge Beſchluſſes der ſtädtiſchen Behörden am 22. März 1865 zum öffent⸗ 
lichen Verkauf geſtellt. Meiſtbietender für das Haus und die dazu gehörigen zwei 
Weidepläne blieb ein Tiſchlermeiſter mit dem Gebot von 2200 Thlr. Da das 
Haus der Stadt von gar keinem Nutzen mehr ſein konnte, zumal auch ſchon für 
den Fall, daß es im Laufe der Zeit noch erforderlich werden ſollte, neüe Schul⸗ 
klaſſen zu errichten, im neüen Stadttheile auf der Vorſtadt Wiek eine Bauſtelle 
zur Errichtung eines Schulhauſes reſervirt iſt, ſo lag, bei einem ſo günſtigen 
Gebot, wie es kaum zu erwarten geweſen war, kein Grund vor, die Ertheilung des 
Zuſchlages dem Kaüfer vorzuenthalten. Nachdem dieſer ertheilt worden war, wurde 
am 1. Juli 1865 der Kaufvertrag abgeſchloſſen und dieſer, mit Bezug auf die 88. 
50 und 51 der St. O., unterm 21. Juli 1865 von der Königl. Regierung 
genehmigt. 

Der Kämmerei wurde bei der Gemeinheitstheilung als Dienſtgrundſtück für 
den Kämmerei⸗Diener ein 5 Mg. 51 Ruth großer Ader- und Wieſenplan, in den 
ſ. g. Springen an der Ihna belegen, zugetheilt. Dieſes Grundſtück war ſeit 
mehreren Jahren für eine jährliche Pacht von 20 Thlr. zum Vortheil der Kämmerei⸗ 
kaſſe verpachtet, nachdem das Einkommen des Kämmerei -Dieners firirt worden war. 
Auf einen Antrag, beſagtes Grundſtück zum Verkauf zu ſtellen, faßten die ſtädtiſchen 
Behörden den Beſchluß, den Verkauf zu verſuchen, und einen Lieitationstermin 
unter Beobachtung der Vorſchriften des §. 51 der St. O. anzuberaumen. In 
dieſem Termin iſt ein Kaufgeld von 1705 Thlr. geboten worden, für welches die 
ſtädtiſchen Behörden den Zuſchlag ertheilt haben, indem das Ergebniß ein ſo außer⸗ 
ordentlich günſtiges, daß vorausſichtlich ein ähnliches nie wieder erreicht werden 
würde. Die vor dem Verkauf aufgenommene Taxe hat einen Werth von Thlr. 
625. 7.6 Pf. ergeben und die bisherige Pacht betrug, wie geſagt, nur 20 Thlr. 
jährlich, während die Zinſen von dem Kaufgelde von 1705 Thlr. ſich auf 85 Thlr. 
jährlich belaufen. Erwägt man ferner, daß das Grundſtück durch den, am Ihna⸗ 
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uſer aufgelagerten Baggerſand, der ſich in daſſelbe hineinzieht, immer mehr ent: 
werthet wird, folglich nicht ein Mal die Ausſicht vorliegt, die zeitherige Pacht 
dauernd davon zu beziehen, ſo konnte der Verkauf der Kämmereikaſſe nur zum größten 
Vortheil gereichen. Demgemäß iſt denn auch der Kaufcontract am 31. December 
1867 abgeſchloſſen und dieſer von der Königl. Regierung unterm 5. Februar 1868 
genehmigt worden. 

In der Vorſtadt Wiek liegt zwiſchen bürgerlichen Grundſtücken ein kleines, 
ca. 24 Q.⸗Ruthen großes Kämmerei⸗Grundſtück, der Schweineberg genannt, welches 
früher, während des Beſtehens der öffentlichen Viehheerden als Trift benutzt worden 
iſt. Nach Ausführung der Gemeinheitstheilung haben dieſe Heerden aufgehört und 
iſt die Trift nutzlos geworden, weshalb dieſelbe mit einem Zaun verſehen und als 
Pflugland verpachtet wurde. Der Boden iſt aber von fo leichter Beſchaffenheit, 
daß nur ein kleiner Theil des Grundſtücks einiger Maßen die Bearbeitung lohnt, 
der übrige Theil aber wüſt liegen bleiben muß, weshalb es kaum hat gelingen 
wollen, eine Pacht von jährlich 1 Thlr. zu erzielen. Rechnet man nun noch die 
Unterhaltungskoſten für die Einzaünung, ſo iſt nicht nur gar kein Vortheil durch 
die Verpachtung erzielt, ſondern die Kämmerei hat noch baar zulegen müſſen. 
Unter dieſen Umſtänden lag es im ſtädtiſchen Intereſſe, das qu. Grundſtück zu 
veraüßern, zu welchem Endzweck auf den 15. Januar 1868 ein Verkaufstermin 
angeſetzt war, in welchem der unmittelbar angrenzende Nachbar, mit einem Gebote 
von Thlr. 23. 25 Sgr. (der Taxwerth) Meiſtbietender blieb, dem am 1. Februar 
der Zuſchlag ertheilt wurde. Die landesherrliche Genehmigung zu dieſem Verkaufe 
iſt durch Regierungs⸗Verfügung vom 25. Februar 1868 ertheilt. Eben ſo iſt ein, 
im Anſchluß an die Haüſer des Röddenbergs belegenes, zum Bürgervermögen ge- 
böriges, 55 Q.⸗Ruth. großes Grundſtück, welches für die Stadt ganz werthlos war, 
in 2 Parcelen freihändig für 1 Thlr. pro Q.-Ruthe veraüßert worden, was die 
Königl. Regierung unterm 7. Mai 1868 genehmigt hat. 


Gemeinnützige Anſtalten. 

Communalbeamten⸗Wittwen⸗Penſions⸗ und Sterbekaſſe war die Benennung 
einer gemeinnützigen Anſtalt, deren Statuten mittelſt Eingabe vom 13. December 
1854 der Königl. Regierung mit der Bitte vorgelegt wurden, die Beſtätigung der⸗ 
ſelben höhern Orts zu befürworten. Statuten und Eingabe waren unterſchrieben 
von dem Bürgermeiſter Dr. Hankel, dem Stadtſyndicus Loeper, dem Stadtſekretair 
Kruspi und dem Magiſtrats⸗Regiſtrator Schmidt, und beide Schriftſtücke, ſammt 
Beilagen von der Hand des Stadtſekretairs, jetzigen Beigeordneten und Kämmerers, 
Kruspi geſchrieben, ſo daß die Vermuthung nahe liegt, er ſei auch der intellectuelle 
Urheber der projectirten Unterſtützungskaſſe. Die Statuten beſtanden aus nicht 
weniger denn 50 Paragraphen, die unter 3 Abſchnitte: 1) Zweck und Umfang der 
Kaſſe; 2) Verwaltung der Kaſſe; 3) allgemeine Beſtimmungen, vertheilt waren. 
Die Unternehmer hatten ſich ein weites Ziel vorgeſteckt; Golnow allein ſollte nicht 
der Schauplatz ihrer Thätigkeit ſein, ſie hatten das ganze Gebiet des Preüßiſchen 
Staats ins Auge gefaßt und nicht blos alle Communal⸗Beamten, auch diejenigen 
Staats-, ſtädtiſchen und Privat⸗Beamten, denen die Theilnahme an einer der be- 
ſtehenden öffentlichen Wittwenkaſſen ver ſagt iſt, ſollten zum Beitritt berechtigt fein, 
Ausgeſchloſſen aber waren die activen Militairs, doch excl. der Mitglieder der 
Gensd armerie, und alle Seefahrer. Die Statuten waren, trotz oder vielmehr 
wegen ihres Paragraphen-Reichthums, ihrem Inhalte und der Darſtellung nach, 
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wenig klar, und obwohl die Unternehmer in ihrer Eingabe bemerkten, der projec⸗ 
tirten Einrichtung ſei jede Speculation fremd, ſo ließen ſich doch Anklänge davon 
hin und wieder durch den Schleier muthmaßen, bezw. erkennen. Die Königl. 
Regierung eröffnete dem Bürgermeiſter Hankel mittelſt Verfügung vom 12. Februar 
1855, daß ſie z. Z. Anſtand nehmen müſſe, die vorgelegten Statuten zur Beſtäti⸗ 
gung höhern Orts einzureichen, da die Lebensfähigkeit der projectirten Geſellſchaft 
noch keinesweges hinreichend dargethan ſei; bis dieſe durch das calculatoriſche Gut⸗ 
achten eines Sachverſtändigen hinſichtlich der Berechnung der Beiträge genauer 
nachgewieſen ſei, behalte ſie ſich die Prüfung der Statuten vor. Ob Bürger⸗ 
meiſter Hankel dieſe Verfügung, welche am 15. Februar in Stettin zur Poſt 
gegeben wurde, den Mitunterzeichnern der Statuten mitgetheilt habe, iſt eine Frage, 
welche allem Anſchein nach verneint werden muß; denn vier Wochen nachher ging 
ein Schreiben des Stadtſekretairs Kruspi vom 15. März 1855 ein, worin derſelbe, 
im Namen der proviſoriſchen Direction berichtete, daß dieſe bis dahin ohne irgend 
eine Mittheilung über die Lage der Sache ſei, um die er bat, damit das baldige 
Inslebentreten der Kaſſe vorbereitet werden könne. Kruspi wurde unterm 19. März 
nach Lage der Acten beſchieden. Damit ſchließen die Verhandlungen über ein, an⸗ 
ſcheinend — todtgebornes Kind! Veranſtaltungen wie die vorliegende beruhen auf 
Wahrſcheinlichkeiten und bedürfen zur Erforſchung ihres möglichen Effects algebraiſcher 
Erörterungen mittelſt der Methode der kleinſten Quadrate, ſie gränzen ſomit an 
das Gebiet der Glücksſpiele. In Golnow aber ſcheint man eine gewiſſe — Paſſion 
für Glücksſpiele zu haben. In dem Augenblick, wo dieſe Zeilen niedergeſchrieben 
werden, — Juni 1870 — geht durch die Tagesblätter die Kunde, daß in Golnow 
„mit hoher obrigkeitlicher Erlaubniß“ (d. i.: der Miniſterien der Finanzen und des 
Innern) ein Lotteriegeſchäft mit 100.000 Looſen à 1 Thlr. eingerichtet worden 
ſei: jedes Loos ſoll gewinnen; der Überſchuß iſt für die Invalidenſtiftung „National⸗ 
dank“ beſtimmt. 

Sparkaſſe. Mittelſt Berichts vom 29. Mai 1861 zeigte der Magiſtrat 
an, daß nach einem Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden in der Stadt G. eine Spar⸗ 
kaſſe auf Grund der Beſtimmungen des Reglements vom 12. December 1838 er⸗ 
richtet werden ſolle. Zugleich reichte er die Statuten Behufs deren Beſtätigung 
von Seiten des Königl. Ober⸗Präſidiums ein. Die Prüfung dieſer Statuten hat 
eine zwiefache Umarbeitung derſelben nothwendig gemacht, ſo daß die endgültige 
Faſſung erſt am 6. Juni 1862 vom Magiſtrat und den Stadtverordneten vollzogen, 
und vom Ober⸗Präſidium unterm 11. October 1862 beſtätigt werden konnte. Die 
Kaſſe iſt am 1. Januar 1863 eröffnet worden. Ihr Zuſtand war folgender 

Am Schluſſe des Jahres 1869. 


a, Y. 
Der Einlagen Minimum. = ieee u 
eee ee ln ee are Te 5 
Betrag der Einlagen am Schluß des Jahres 18) e e 
Zuwachs während des Jahres 1869 durch neüe Einlagen.. 2600. 19 — 
Durch Zuſchreibung der Zinſe n 188. 23. 5 
Ausgabe im Jahre 1869 für zurückgenommene Einlagen 1376. 16. 5 
Betrag der Einlagen nach dem Abſchluß pro 189999 9184. 6.11 
Zinſen, welche die Anſtalt gewährt 3 Pret., und welche fie nimmt 5 Pret. 
Beſtand des Reſerve⸗ Fond nn nn 778. 18 — 
An Sparkaſſenbüchern befanden ſich am Jahresſchluß im Umlauf mit einer Ein⸗ 
lage bis 20 Thlr. 127 Stück, von 21—50 Thlr. 51 St., von 51-100 Thlr. 
25 St., von 101—200 11 St., über 200 Thlr. 8 St., zuſammen 222 St. 
A 9049 — 8 


Von dem Vermögen der Sparkaſſe waren zinsbar angelegte. 
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Davon auf ſtädtiſche Grundſtücke Thlr. 4317. 25. 8 Pf., auf ländliche 375 Thlr., auf den 

Juhaber lautende Papiere 1425 Thlr., auf Schuldſcheine gegen Bürgſchaft Thlr. 591. 5 Sgr., 
gegen Fauſtpfand 2700 Thlr. 


Überſicht des Geſchäftsverkehrs der Sparkaſſe ſeit ihrer Errichtung. 


Jahr. Einlagen. Hude | Vermögen. 
2 u bücher. . A * 

1863. 7.860. 20. 6 | 215. 6.979. 15. — 
1864. 10.772. 29. 9 246. 10.816. 25. 8 
1865. 11.120. 11 — 260. 10.959. 10. 8 
1866. 9.472. 11. 2 244. 9.330. 25. 8 
1867. 8273. — 4 222. 8.442. 5. 8 
1868. 7.77 J. 10. 11 199. 7.880. 25. 8 
1869. 9.184. 6. 11 222. 9.409. — 8 


Die unter Garantie der Stadtgemeinde errichtete Sparkaſſe hat den Zweck, 
den Einwohnern Golnow's und der Umgegend dieſer Stadt Gelegenheit zu geben, 
kleine Erſparniſſe anſammeln und ſicher zinsbar anlegen zu können. Die Bezeich⸗ 
nung „Umgegend“ iſt ein ſehr unbeſtimmter Begriff. Iſt die engere Umgegend 
gemeint, etwa das Stadtgebiet mit ſeinen einzelnen Etabliſſements, oder die weitere 
Umgegend, die Eigenthumsdörfer der Stadt enthaltend, oder ſind die Gränzen des 
Bezirks der Sparkaſſe noch weiter geſteckt und umfaſſen die benachbarten Güter 
und Dorſſchaften? Im Durchſchnitt der 7 Jahre 1863—1869 haben jährlich 230 
Sparer ihre Erſparniſſe mit Thlr. 9236. 21 Sgr. bei der Sparkaſſe zinsbar an⸗ 
gelegt, was auf jeden Sparer 40 Thlr. ausmacht. Die Sparkaſſe bildet ein ſelbſt⸗ 
ſtändiges Inſtitut und darf unter keinen Umſtänden mit den ſtädtiſchen oder anderen 
Kaſſen vereinigt werden. Verwaltet wird ſie von einem aus drei Mitgliedern 
beſtehenden Curatorium, unter deſſen Leitung ein Rendant die Kaſſengeſchäfte beforgt. 
Der Vorſitzende des Curatoriums und deſſen Stellvertreter werden vom Magiſtrate, 
die beiden anderen Mitglieder und deren Stellvertreter von den Stadtverordneten 
gewählt und vom Magiſtrate beſtätigt. Die Mitglieder des Curatoriums werden 
auf 6 Jahre gewählt und verwalten ihr Amt unentgeldlich. Der Rendant und die 
etwa nothwendig werdenden Beamten werden auf Vorſchlag des Curatoriums vom 
Magiſtrate angeſtellt — auf Zeit. Die Stadtverordneten beſtimmen die Höhe der 
dem Rendanten ꝛc. zu bewilligendeu Remuneration und der zu beſtellenden Caution. 
Das ſtatutenmäßige Maximum der Einlagen iſt auf 200 Thlr. normirt, dem Er⸗ 
meſſen des Curatoriums aber auch die Annahme höherer Einlagen anheim gegeben; 
jo iſt die höchſte Einlage im Jahre 1869 mehr als das Doppelte des ſtatutenmäßigen 
Maximums geweſen, muthmaßlich durch Zuſchuß auf ein älteres Guthabenbuch und 
durch Zinſeszinſen fo hoch angewachſen, u. |. w. 


Credit⸗Verein. Nach dem Verwaltungsbericht des hieſigen Credit-Vereins 
für das Jahr 1868 betrug der Jahresumſatz der Kaſſe in Einnahme und Ausgabe 
Thlr. 87.683. 9. 9 Pf. Die Mitgliederzahl überſtieg mit 351 die des Vorjahrs 
um 28; das Guthaben derſelben betrug Thlr. 5923. 28 Sgr., doch find laut Be- 
ſchluß der Generalverſammlung 11 Mitglieder mit Thlr. 59. 19 Sgr. ausgeſchieden. 
In der am 3. März 1869 abgehaltenen General⸗Verſammlung iſt u. a.: beſchloſſen 
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worden, die Statuten einer Reviſion zu unterwerfen, um ſolche Behufs Eintragung 
ins Firmen⸗Regiſter mit dem Bundesgeſetz in Einklang zu bringen. Auch wurde 
zur Hebung des Vereins der Zinsfuß von 8 auf 6%, Pret. herabgeſetzt. 


Milde Stiftungen. 

Unter den wenigen Stiftungen der Stadt G. ſtehen die beiden Hoſpitäler Spiritus 
Sancti, zum Heiligen Geiſt, und St. Georgii an der Spitze. Noch im 16. Jahr⸗ 
hundert gab es ein drittes Hoſpital, zum Elend genannt, das aber ſeit Ende des 
Jahrhunderts mit St. Georg vereinigt und unter dem Namen Gaſt⸗ oder Armen⸗ 
haus bekannt iſt. Die älteſten Nachrichten, die man über das Daſein dieſer Wohl⸗ 
thätigkeits⸗Anſtalten hat, betreffen das Heil. Geiſt⸗Hoſpital, und ſtammen, wie ſich 
weiterhin ergeben wird, aus dem Jahre 1344. Zuſammenhangende Nachrichten 
enthalten die Acten betreffend die Kirchen⸗Viſitation zu Golnow vom Jahre 1537 
(P. 1, lit. 107, No. 1, Stet. A.) und die Acten, betreffend die Matrikeln der Kirche 
und der Hoſpitäler zu Golnow vom Jahre 1582 (P. 1, lit. 107, No. 30, Stet. A.), 
beide Actenſtücke im Pommerſchen Staatsarchiv. Wir beſchränken uns hier auf 
Mittheilung der Angabe, welche in einer, um mehrere Jahre jüngern Matrikel, 
enthaltend ſind. 


Hoſpital Spiritus Sancti. (Aus den Viſitations⸗Verhandlungen vom 
10. bis 13. April 1741). — Zuſtand im Jahre 1595: Dieweilen bei dieſem 
Hofpital keine Fundation oder eine zulängliche Nachricht wormit ſelbiges ehedem 
dotirt geweſen, vorhanden; als hat zur Erforſchung deſſen Zuſtandes zu mittleren 
Zeiten die Matricul de Ao. 1595 zur Hand genommen, und nach ſolcher unter 
Zuſammenhaltung des jetzigen Vermögens, der Überſchlag gemacht werden müſſen, 
ob und wie fi das Vermögen dieſes pii corporis bis hieher vermindert oder ver⸗ 
mehret habe. Dieſe Matricul iſt Ao. 1595 auf gnädigſten Befehl des damahligen 
Durchlauchtigſten Herzogs zu Stettin Pommern Herrn Johann Friedrichen, von 
dem Superintendenten D. Johann Köglern, von dem Fürſtl. Hoff Prediger D. 
Jacobum Fabern und dem Fürſtl. Hof Rathe Chriſtoph Mildenitz bey der zu ſolcher 
Zeit angeordneten Viſitation aufgerichtet und beziehet ſich ſolche auf eine vorgängige, 
welche aber nicht mehr vorhanden *), und auch gegenwärtige (die von 1595) iſt nur 
eine Copia und ſolche noch dazu nicht einmal vidimirt, alſo daß fie ihren fidem 
nur durch die Vielheit der Jahre, durch beſtändige Obſervance und Convenientz mit 
denen von Jahr zu Jahr geführten Regiſtern, behaubten muß. Im übrigen und 
da auch von dieſen wenigen Nachrichten in dem Kirchen-Archive ſich nicht das mindeſte 
befindet, auch die Paſtores und Präpoſiti, als welcher die Inſpection über geſambte 
Pia corpora zuſtehet und die Proviſores, welche auf die Jura und Revenues derer 
Kirchen und derer Hoſpitäler acht haben müſſen, von allen, was die pia corpora 
angehet nichts in Erfahrung gebracht, mithin bishero nur in dem Finſtern wandeln 
müſſen; als iſt zu mehrerer Benachrichtigung das nöthigfte aus ſolcher Matricul, in 
gleichen demſelbigen annectirten Viſitations⸗Beſcheide und ſonſt dieſes Hoſpitals 
halber abgehandelten Acta extrahiret worden, und zwar 

Ex matricula de anno 1595 

daß Jus patronatus gehört E. E. Rathe zu Golnow. Der Vorſteher ſind 3 und 


„) Hier iſt ohne Zweifel die oben im Eingang erwähnte Matrikel von 1582 gemeint, 
von deſſen Vorhandenſein alſo im Jahre 1741 nichts bekannt war. 
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müſſen in bejondere Eydes Pflicht a Magistratu genommen werden (folgt die Eides⸗ 
Formel). Desgleichen wird der Kaſten Schreiber oder Secretarius piorum corporum 
a Magistratu erwehlet, zu dieſer Zeit ift die Anzahl der Pröven in dieſem Hoſpital 
an die zwanzig gewefen, darunter ein Hoffmeiſter ſich befunden, Dienſt Volk hat 
ſolches aber nicht gehalten, weilen keine Wirthſchafft bey ſelbige weiter geführet worden, 
und ob wohlan dem Berichte nach zuvor dabey gebauwerket ſeyn ſolle, ſo hat dennoch 
ſolches um deßhalb abgeſchafft werden müſſen, weilen die Bölen in der Erndte nicht 
arbeiten, und bey dem Ackerbau nicht Dienſte verrichten helffen wollen. Die Woh⸗ 
nung der Armen und das Gebaüde dieſes Hoſpitals hat beſtanden in 4 Zimmern, 
darinnen ohngefehr 15 Buhden geweſen, deßgleichen in einer gemeinen Stube, in 
welcher ſie alle ſitzen können, ferner in einer Boden Stube und in einer Scheüne, 
welche jährlich um 2 Fl. verheüret worden, wobey angeführt ſtehet, daß Ao. 1625 
angefangen wäre 4 Fl.; davon zu erſehen, daß dieſe Matricul ohngefehr um dieſe 
Zeit von dem im Ao. 1595 gefertigten Originale abgeſchrieben ſeyn müße. Auch 
hat ſich bey dieſem Hoſpital ein Pütt oder Brunnen befunden. 


An Garten Lande ſo die Armen ſelbſt begatet und gebrauchet haben, desfalls 
wird gemeldet, daß der bey dem Hoſpitale befindliche Garten, welcher durch die 
Vorſteher auf gemeine Koſten bewehret würde, in 20 Ruten eingetheilet werde, 
woran jede Perſohn 1 Ruten genieße, und darauf Kraut, Kohl und andere Garten 
Gewächſe pflantze und baue. Außer dieſem wären aber noch 4 Stücken Land auch 
in demſelben Hoffe, welche etlichen unter denen Pröveners verheüret, und zwar das 
Stück um 2 Gr. es kämen aber dieſe 8 Gr. nicht zu der Vorſteher Rechnung, 
ſondern es theilten ſolche die Armen ihres gefallens unter ſich. 


Außer dieſen werden an Gärten ſo für Pacht ausgethan worden benannt: 
Ein Garten auß dem Brüggen Thore nach dem Ziegel Bruche, darinnen 21 Rüggen 
Land zum Kohle ſich befunden, und jeder Rücken Jährlich 3 Gr. Miethe mithin 
in Summa 3 Fl. 3 Gr. gegeben. Item ein Kohl Landt zwiſchen Jochim Dum⸗ 
ſtreyen und Hanß Steffen belegen, wovon jährlich 10 Gr. Heüer gegeben werden. 


An Hufen hat das Hoſpital St. Sp. damals beſeſſen auf dem Golnopſchen 
Felde 4 Hufen, wovon für jede jährlich 6 Scheffel Rogken und 6 Sch. Haber 
gegeben werden, und 2 Hufen, deren jede 5 Sch. Rogken und 5 Sch. Haber trägt. 
Sind alſo in Allen auf dem Stadtfelde 6 Hufen geweſen und haben insgejambt 
Jährlich an Kornpächten getragen 33 Sch. Rogken und 33 Sch. Haber. Hierbey 
wird von der Viſitations⸗Commiſſion angemerkt, daß nicht nur in Matricula die 
eigentliche Lage dieſer Landung nicht beſchrieben, und die angrenzenden Nachbahren 
nicht benennt, ſondern auch die dazu gehörigen Pertinentien, als Wörde Länder, 
Gade Ruthen, Buten Stücken, Kaveln und dergleichen nicht mehr ſpecificiret ſeyn, 
über dieſes machet die Summe an Jährlichen Korn Pächten aus 34 Sch. Rogken 
und 34 Sch. Haber. Ander Landt auf dem Stadtfelde belegen wirdt der Ort 
genanndt von dem Holmberge oder heil. Geiſt Lande, davon befinden ſich nach der 
Matricul 24 Rücken aufgeführet, welche zuſammen an jährliche Korn Pächte 55 Sch. 
Rogken getragen. 


Hufen auf dem Marsdorfſcheu Felde welche Korn Pacht gegeben. Derer wer⸗ 
den 16 benennet und iſt von jeder 6 Sch. Rocken und 6 Sch. Haber jährlich in 
Pacht gegeben worden, welches in Summa 96 Sch. Rocken und 96 Sch. Haber 
jährlich betragen. a Commissione wird hierbey angemerket, daß der Haber nach 
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dem Haber Maße gerechnet worden, welches nach dem jetzigen Berliniſchen Maße 
ſtatt 96 Scheffel 133 Sch. 9¼ Mb. austrägt.“) 

Beede aus Marsdorf wird Jährlich gegeben von den Hoſpital-Bauern in 
Summa 3 Fl. 16 Gr. 

Zu Barfußdorf find etliche Stücke Landes. Hiervon werden? Rücken benennet, 
welche zuſammen an Korn Pächten Jährlich 9 Sch. Rocken und 9 Sch. Haber gegeben. 

Acker zum Heyl. Geiſt belegen, welche Geldt Pacht giebet, und zwar Acker im 
Upſtalle zwiſchen der Lohmühle und Hopfenbruche. Desfalls werden 7 Rücken und 
6 Enden benannt. Acker auf dem Schliepſteine nebſt dem Hopfenbrüchen. Ein Ort 
Acker am Trappen Orte Ein Stück Acker im Wullen Winkel Ein Rücken Acker 
beym Rummelborn 3 Stücken Welche zuſammen an Jährlichen Geld Pächten 14 Fl. 
18 Gr. ein Schilling Sundiſch getragen. 

Haupt Summen jo auf Zinſen geſtanden. Solche find zu dieſer Zeit in 
Summa geweſen 1469 Fl. 12 Gr., welche an Jährlichen Zinſen getragen 88 
Fl. 14 Gr. 

Was die Armen geben, wenn fie eingenommen werden. Einkauff⸗ oder Hoff⸗ 
geldt geben die Armen denen Vorſtehern 6 Fl. 8 Gr., welche müßen berechnet 
werden, unter einem beſondern Titel der Einnahme des Hoſpitals, ohne daß müſſen 
den Bölen geben 1 Fl. 16 Gr., welches unter demſelben Titel getheilt wird. Item 
iſt bis dahero von denſelben Perſohnen, wenn ſie eingenommen, eine Köſte geſürtert 
und auch ausgerichtet worden, darzu 2 Perſohnen wie nachſolget haben geben 
müßen (folgt die Specification von 20 Artikeln), Summa 27 Fl. 16 Gr. Wie es 
aber mit dieſer Ausrichtung oder Köfte hinführo zu halten ſey, iſt hernach im bey⸗ 
geſchriebenen Abſchiede der angeordneten Viſitation zu erſehen. 

Verzeichniß der Pröven ſo die Armen jährlich im Heyl. Geiſts Hoſpitale vor 
Alters empfangen. — 100 Sch. Rocken, 20 Sch. Haber. Kriegt alſo jede Perſohn 
5 Sch. Rocken und 1 Sch. Haber. / Tonne Bier auf Ney⸗Jahr für 1 Fl. An 
Weynachten aber 15 Mark Holtzgeldt. 2 Achtentheil Butter für 6 Fl. auff Faſt⸗ 
nacht Eine Tonne Bier zu 2 Fl. Auff Oſtern 10 Mark Milch Pfenninge. 2 Achtel 
Butter zu 6 Fl. Auf Pfingſten 1 Tonne Bier zu 2 Fl. Auf Johannis 2 Achtel 
Butter zu 6 Fl. Auf dem Herbſt Markt 4 gute Ochſen zu 40 Fl. 1 Küchen Rindt 
6 Fl. 7 Tonne Bier zu 1 Fl. und Schweine Geldt 5 Fl. 1 Tonne Lüneburger 
Saltz 3 Fl. Auf Martini ½ Tonne Bier 1 Fl. Summa dieſer Außgabeu zum 
Pröven am höchſten angeſchlagen iſt 91 Fl. 8 Gr. 

Auch ſoll aus dieſem Hoſpital Jährlich 40 Fl. in der Kirchen Kaſte zu Beße⸗ 
rung der Kirchen und Schul Diener Beſoldung entrichtet, und vorſtehende Oſtern 
der Anfang gemacht werden. Item 6 Fl. 6 Sch. Rocken und 6 Sch. Haber kriegt 
jährlich der Kaſten Schreiber für Wartung des Regiſters, dafür er Alles, was zu 
dieſem Hoſpital nöthig iſt, ſchreiben und verrichten ſoll. 

Was die Armen drin laßen müßen, wenn ſie ſterben. Wenn Arme ein⸗ 
genommen werden, ſtehet zu ihrem Gefalleu ſich mit den Vorſtehern um ein gewißes, 
ſo nach dem Abſterben für die verlaßene Erbſchafft Ihre Kinder und Erben zu geben 
ſchuldig ſeyn ſollen, zu vergleichen, darauff wenn der Fall kommt, die Erben gegen 


) Hieraus ergibt ſich, daß 1 Haferſcheffel = 1 Sch. 6,25 Mtz. Preuß. Maaß. Ver: 
ſchieden davon war der Stralſunder Haferſcheffel = 15,66 Mtz. 1 Stralſunder Roggen⸗ und 
Weizenſcheffel = 12,52 Mtz. Preüß. Maaß. 
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Erlegung des beſtimten Geldes die Erbſchaft zu ſich nehmen mögen, wo aber ſolche 
Vergleichung mit den Vorſtehern nicht iſt, bleibt alles, was verlaſſen wird, bey dem 
Hoſpitale, ohne allein, daß der beſte Rock den Erben folge. 

Nach dieſer aufgerichteten Matricul iſt unterm 18. Februar 1595 von Ein⸗ 
gangs gemeldeten Hochfürſtl. Hrrn. Commiſſarien ein Viſitations Beſcheid ertheilet 
und vornehmlich darinnen angeordnet und erkant worden, daß die übermäßige 
Köſte oder Hochzeiten ſo die Armen Leüte wenn ſie eingenommen werden, den andern 
Böhlen thun müßen, und dieſelbe ſtück weiſe in der Matricul verzeichnet, gäntzlich 
hinführo abgethan ſeyn, an derſelben ſtath aber jedem Prövener 4 Gr. gereichet 
und gegeben werden ſollen, mit Bedrohung, daß der oder dieſelbe, ſo hoch ſollen 
von verordneten Vorſtehern und Proviſoren des Hoſpitals geſtraffte und die Strafe 
dem Hoſpitale zugewandt werde, als hoch er dieſer Ordnung zu wider gehandelt 
hat, im Fall aber die ſchuldige Perſohn ſolches zu erlegen nicht vermag, ſoll dieſelbe 
ein Jahr lang der Pröve müßig gehen, wofern auch die Vorſteher dieſes alſo nicht 
exequirten ſondern ungeſtrafft hingehen ließen, ſollen fie gleich denen ſchuldigen 
Pröveners mit Straffe verfolget und dieſelbe dem Hoſpitale zugewandt werden. 

Die Armen ſollen ohne Vorwißen des Paſtoren nicht eingenommen; auch 
von denſelben ſowol als dem Capellane zum wenigſten alle Wochen beſuchet werden, 
in den Haupt Stücken chriſtlicher Lehre, wie die im Catechismo zuſammen gezogen, 
unterrichtet, Kranke getröſtet, auch böſe ergerliche und unfriedfertige Perſohnen zur 
Beßerung ermahnet, da ſie aber in ihren Fürſatz beharren und der Exceſſe zu 
groß iſt, ſolches denen Diaconen angedeutet und von denenſelben aus dem Hoſpitale 
gänzlich verſtoßen werden. 

Da etliche Leüte ihre Kinder bey ſich haben, welche den andern Leüten ver⸗ 
drießlich, und mit allerley Muthwillen zuwieder ſeyn, ſollen die Vorſteher den⸗ 
ſelben unterſagen, daß ſie ihre Kinder gäntzlich von ſich thun, oder auf ihren Un⸗ 
gehorſam den Ernſt wieder ſie gebrauchen. 

Die Vorſteher bey dieſem Hoſpital ſowohl der Kaſten Schreiber ſollen alle 
und jede mittelſt des Eydes von E. E. Rath verordnet werden, derſelben Amt ſeyn 
auf das Hoſpitals Gebaüde Aufſicht zu haben. Geld und Korn Pächte unnachläſſig 
einzumahnen, bey Einkauffung und Entrichtung der zur gewöhnlichen Pröven ge⸗ 
hörigen Stücke alſo getreü und fleißig, wie in ihren eigenen Sachen, zu handeln, 
zuforderſt aber alle Retardata und vielljährigen Nachſtandt an Pächten und Zinſen 
inſtändig abzumahnen und gleich andern dieſes Jahrs Gefälle gegen vorſtehenden 
Martini zu berechnen, und darmit durch Überhaüffung der Retardaten das Hoſpital 
hinferner in dergleichen Schaden und Nachtheil nicht mag geſetzet werden, ſollen 
Vorſteher alle Einkommen zu Rechnung beſtimmter Zeit einmahnen, durch den 
Kaſten Schreiber, Von derſelben Einnahme ſowohl wird zu Entrichtung der be— 
nannten Pröven und andere nöthigen fürfallenden Sachen angegeben wirdt, richtiges 
Regiſter in guter Ordnung halten und Schlieſen laſſen, und ob ſchon an Pacht 
oder Zinſen etwas nicht einkommen iſt, ſoll dennoch daſſelbe alß richtig und baar geachtet 
derwegen auch alß Vorrecht deſſelben Jahres zu Anfange des folgenden Regiſters 
geſetzet, auch durch dieſes und anderer Armen⸗ Haüſer Verweſer, ein gewißer und 
und ſicherer Orte in der Kirchen; jrgends die Garve Kammer, oder das Gewölbe, 
ſo darüber iſt erwehlen, und wie es hierzu die Nothdurfft erfordert, ausgebauet 
werden. 

Weilen aber gute Richtigkeit bei einem oder andern Stücke unmöglich zu er⸗ 
halten iſt, es ſeyn dann daß Jährlich von den Vorſtehern und Kaſten Schreiber 
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Rechnung mit Fleiß auſgenommen worden, ſoll der Rath gleichfalls, wie bey der 
vorigen Kaſten Verordnung geſchehen iſt, Jährlich vor Martini die Regiſter abfor⸗ 
dern, calculiren, verleſen, erwegen und ſtets vor Catharinen Tag in Gegenwart 
des Paſtoren und Aller Leüte der Gewerke abhören, alle geführte Mängell durch 
Schriftl. Verordnung abſchaffen, und wenn die Regiſter richtig gemachet ſein, ſie 
darüber quitiren, nichts weniger ſollen die abgehörte Regiſter zur Nachrichtung bey 
das Rathhaus hinterlegt werden. 

Sonſten ſollen die Vorſteher jährlich aus dieſem Hoſpital (wie ſchon oben 
geſagt) zu Verbeſſerung der Kirchen- und Schul⸗Diener Beſoldung, in die reichs 
Kaſte 40 Fl. entrichten, und auf vorſtehender Oſterfeyer Tage mit Erlegung des 
vierten Theils den Anfang machen, den Leüten, ſo Garten, Acker oder Wieſen von 
Heyl. Geiſts Hospital zur Pacht haben, ſollen ſie nicht geſtatten, daßelbe entweder 
ihren Kindern, wenn ſie die außſteüern, mitzugeben, oder ſonſt anderen Leüten ihrem 
eigenen Bedünken nach zu verheüern, ſondern von denen, welche ſich eines ſolchen 
unterſtehen dürfften, das Landt, Wieſen und Garten alsbaldt abzunehmen, und 
andere um gebührliche Pächte zu vergünftigeu 

Hiermit ſchließen die Nachrichten über den Zuſtand des Hoſpitals im Jahre 1595, wie 
fie von dem Viſttations⸗Commiſſarius, Hoffiskal Dr. Chriſtian Krimpf, im Jahre 1741 aus der 
damals, in einer Abſchrift, noch vorhandenen Matrikel, dem darauf erfolgten Viſitationsbeſcheide 
vom 10. Februar 1595 und anderen Verhandlungen, auch Rechnungen ꝛc. zuſammengeſtellt 
worden find. Behülflich find ihm dabei geweſen: Die Golnowſchen Bürgermeiſter Joachim 
Friedrich Auen (+ 1744), Peter Bliescke und Friedrich Andreas Hamel (war noch 1760 im Amte), 
ſowie der Präpoſitus Weichel und der Proviſor Zieſemer, die auch an den Geſammtarbeiten 
des Viſitations⸗Geſchäfts, welches am 12. Juni 1741 zum Abſchluß kam, Theil genommen haben. 


Zuſtand des Hoſpitals im Jahre 1740. Nach den neüeren bei dem 
Hospital befindlichen Regiſtern, und zwar nach demjenigen des gedachten Jahres, 
beſteht das Patrimonium deſſelbigen Inhalts der nach Titeln geſonderten Ver⸗ 
mögensobjecte, aus folgenden: 

. Einnahme. 

Tit. I. An Beſtand bei der Adminiſtration des Bürgermeiſters Hamel als 
erſten Proviſors des Hoſpitals Spiritus Sancti. Anno 1738 iſt in denen von 
dem Hrn. Proviſor geführten Regiſtern Beſtand geblieben 179 Thlr. 5 Gr. 1 Pf. 

Tit. II. Hufen, von denen Kornpächte in Natura gegeben worden: a) Im 
Stadtfelde 7 Hufen und 1 Butenſtück geben zuſammen jährlich auf Martini an 
Kornpächten 45 Sch. Roggen, 63 Sch. Hafer; es iſt alſo hierbei eine Augmentation 
von 1 Hufe und 1 Butenſtück. b) Im Marsdorfſchen Felde 16 Hufen, welche zu⸗ 
ſammen jährlich auf Martini 89 Sch. 8 Mtz. Roggen und 133 Sch. 5 ¼ Mtz. Hafer 


eben. 

e Tit. III. Rücken, von welchen Kornpächte in Natura gegeben werden: a) 
Am Holmberge 17½ Rücken, geben zuſammen auf Martini an Kornpächten 37 
Sch. Roggen. b) Bei den Lehmkuhlen 7 Rücken, welche nach der faulen Seite 
gehen, tragen zuſammen an jährlichen Pächten 16 Sch. Roggen und 12 Sch. Hafer, 
iſt alſo ½ Rücken mehr als in der Matrikel. 

Tit. IV. Einnahme an Kornpächten von Kämpen. Deren ſind 12 aufge⸗ 
führt, welches jährlich 13 Sch. Roggen und 12 Sch. Hafer geben; — alſo daß die 
ganze Korn⸗Einnahme von Hufen, Rücken und Kämpen beſteht in 117 Sch. Roggen 
und 176 ¼ Sch. Hafer. Von dieſen Kämpen wird in der Matrikel von 1593 
nichts gemeldet, hingegen finden ſich in den Regiſtern nicht aufgeführt 7 Rücken 
von Barfußdorf, wovon jährlich 9 Sch. Roggen und 9 Sch. Hafer gegeben wurden. 
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Tit. V. hält die Recapitulation der Kornpächte in ſich. 

Tit. VI. Einnahme von Geldpacht von Acker. Von 19 Rücken wird in 
Summa jährlich an Geldpächten entrichtet 15 Thlr. 8 Gr. Dieſer Einnahme wird 
in der Matrikel nicht gedacht, hingegen ſind in den Regiſtern nicht befindlich: 1) 
7 Rücken und 6 Enden in Upſtall zwiſchen der Lohmühle und dem Hopſenbruche; 
2) ein Ort auf dem Schliepſtein nebſt den Hopfenbrüchen; 3) ein Stück Acker am 
Treppenort; 4) ein Rücken am Vullenwinkel; 5) 3 Rücken beim Rummelborn, 
welche zuſammen an jährlicher Geldpacht 14 fl. 18 Gr. 1 ßf. Sundiſch eingetragen 
haben. 

Tit. VII. Einnahme an Geldpächten von Gärten und wüſten Stellen. In 
den Regiſtern werden 13 Rücken angegeben, für die von jetzo an 1 Thlr. 16 Gr. 
jährlich entrichtet werden. Dieſer Gründſtücke gedenkt die Matrikel nicht, es man⸗ 
gelt aber nach ſolchen 1 Garten an dem Brüggen Thor nach dem Ziegelbruche, da 
21 Rücken Land zum Kohl ſich befinden und zuſammen 3 fl. 9 Gr. Miethe getra⸗ 
gen haben. 

Tit. VIII. Einnahme an Geldpächten von Wieſen. Deren werden 4 ange⸗ 
geben und tragen zuſammen jährlich 8 Thlr ein. In der Matrikel ſind aber keine 
ſpecificirt. 

Tit. IX. Geld⸗Einnahme an Hufen⸗Bede von Marsdorf. Sie beträgt von 
16 daſelbſt befindlichen Hoſpital⸗Hufen 2 Thlr. 16 Gr. 

Tit. X. Geld⸗Einnahme von Zehnten aus Marsdorf. Dieſer Zehnt wird 
von Bienenſtöcken, Füllen, Kälbern, Lämmern und Gänſen erhoben, nämlich von 
einem Bienenſtock 2 Gr., von einem Füllen 1 Gr. 4 Pf., von einem Kalb 1 Gr. 
4 Pf., von einem Lamm 8 Pf., von einer Gans 4 Pf., und hat im Jahre 1739 
von ſämmtlichen Hoſpital⸗Bauern 16 Gr. 8 Pf. betragen. 

Tit. XI. Einnahme an Einkaufsgeld. Daſſelbe beträgt für den einzelnen 
Hoſpitaliten 50 fl. Pommerſch oder 33 Thlr. 8 Gr. und wenn ein Ehepaar auf- 
genommen wird, das doppelte, oder 66 Thlr. 16 Gr. 

Tit. XII. Einnahme von abgegebenen Kapitalien. Dieſe Einnahme iſt nicht 
jedes Mal einerlei. 

Tit. XIII. Geld⸗Einnahme an Zinſen von ausſtehenden Kapitalien. Die 
jetzo zinsbar ausgethanen Kapitalien beſtehen in Summa in 3160 fl. 16 Gr. und 
geben durchgängig 5 Pret. In der Matrikel betrug das Kapital-Bermögen nur 
1469 Thlr. 12 Gr. 

Tit. XIV. Extraordinaire Einnahme. Unter dieſem Titel iſt lange eine 
Einnahme aus Barfußdorf wegen eines Ende Landes, zu den Strehmlen genannt, 
worauf das Hoſpital Geld gethan mit 18 Gr. Zinſen aufgeführt; desgleichen der 
Küſter Acker aus Barsdorf für ein Ende Land in den Strehmlen, worauf das 
Hoſpital ebenfalls Geld gegeben und wofür an jährlichen Zinſen 21 Gr. 8 Pf. 
gegeben werden. Auch iſt unter dieſem Titel das, was von den Conproviſoren und 
ſeinem vorher geführten Regiſter an Beſtänden bezahlt wird. 

Tit. XV. Geld⸗ Einnahme von Begräbniſſen auf dem St. Johannis⸗Kirch⸗ 
hofe. Dieſe Einnahme iſt ungewiß, inſoweit aber fixirt, daß für die Leiche einer 
erwachſenen Perſon 4 Gr. und für die eines Kindes 2 Gr. bezahlt werden. Im 
Jahre 1739 hat die Einnahme 2 Thlr. 4 Gr. betragen. Wegen dieſes Kirchhofs, 
der ſich in Matricula nicht findet, wird weiter unten das Erforderliche angezeigt 
werden. 


Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 80 
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Tit. XVI. Recapitulation aller Geld⸗Einnahmen. Wegen der darunter mit 
begriffenen und in manchen Jahren eingekommenen Kapitalien, auch extraordinairen 
Einnahmen, iſt die Recapitulation nicht ein Jahr wie das andere. 


Ausgabe. 

Tit. XVII. Ausgabe an Korn für die Prövener. Für jetzt werden, incl. der 
2 Prediger⸗Wittwen, 15 Perſonen mit Pröven verſehen; jede bekommt jährlich an 
Roggen 5 Sch. und an Hafer 1¼ Sch. Berlinſches Maaß, welches in Summa 
jährlich 75 Sch. Roggen und 22½ Sch. Hafer austrägt. 

Tit. XVIII. Ausgabe an Korn für die Bedienten. 1) dem Proviſor für 
Haltung der Regiſter 6 Sch. Roggen, 9 Sch. Hafer. 2) Dem Hofmeiſter oder 
Küſter für Haltung der Betitunden 2 Sch. Roggen. 3) Demſelben für die kleine 
Schule 4 Sch. Roggen. 4) Dem Glockſanten für das Umhertragen des Klinge⸗ 
beütels 1 Sch. Roggen. 5) Dem Rathsdiener für Mahnung der Neſtanten 1 Sch. 
Roggen. 

Tit. XIX. Geld⸗Ausgabe an jährlichen Salarien. Dem Prediger für die 
Eins Predigt Thlr. 9. 10. 8 Pf.; dem Kaſtenſchreiber oder Secretario piorum 
corporum 4 Thlr.; dem Hofmeiſter oder Küſter zu Schuhen 1 Thlr.; zu Holz 
an die Schulen, worin die Betſtunden gehalten werden 12 Gr.; dem Präpoſitus 
13 Thlr. 8 Gr.; dem Diaconus 21 Thlr. 8 Gr.; dem Rector 13 Thlr. 8 Gr.; 
dem Cantor 2 Thlr. 16 Gr., macht in Summa Thlr. 65. 14. 8 Pf. 

Tit. XX. Geld⸗Ausgabe an Präbeuden. Ein jeder Böhlefe ſoll jährlich zur 
Präbende haben: Zu ½ Achtel Butter 2 Thlr. 16 Gr., zu ¼ Bier 14 Gr., zu 
3 Fuder Holz 12 Gr., zu Hering, Salz und Talg 14 Gr., zu Fleiſch 1 Thlr., 
thut jährlich eine Pröbde von 5 Thlr. 8 Gr. Im Jahre 1740 haben dieſe Pröben 
genoſſen: 6 einfache, 4 doppelte und 3 halbe Stellen, welches in Summa ausmacht 
82 Thlr. 16 Gr. 

Tit. XXI. An ausgeliehenen Kapitalien. Dieſe Ausgabe varkirt und wird 
nach dem Einkommen regulirt. 

Tit. XXII. Extraordinaire Ausgaben beſtehen in aſſignirten Almoſengeldern, 
Schornſteinfegergeld, für Bau- und andere Reparaturkoſten, Begräbnißkoſten der⸗ 
jenigen Hoſpitaliten, die nichts hinterlaſſen haben, Reparaturkoſten wegen des 
Johannis Kirchhofes, in Diäten, wenn Proviſoren in Hoſpital⸗ Angelegenheiten 
verreiſen müſſen, bezahlte Beſtände u. d. m. 

Dieweilen vorher ſowol Tit. XV. der Einnahme, als auch eben jetzt im Tit. 
XXII. des Johannis Kirchhofs gedacht worden, welcher in der Matricul de Ao. 1595 
nicht erwähnt ſteht, als iſt dasjenige, was davon aufgefunden geweſen, zur gegen⸗ 
wärtigen und künftigen Nachricht anhero geſetzt worden. Ao. 1625 den 30. Juli 
iſt bei damaliger graſſirender Peſt des Raths und der Stadt Bau oder Zimmerer 
Hof, vor dem Wolinſchen Thore gelegen, von E. E. Rath wie auch mit Conſens 
des Miniſterii, desgleichen mit Gutachten der ſämmtlichen Bürgerſchaft, zu einem 
Gottesacker geordnet und deſtinirt worden. Dieſer Ort iſt alſofort denen damahlig 
verordneten Proviſoren der Armenkaſten und ihren künftigen Succeſſoren anbefohlen, 
ſelbigen nicht allein zu verfertigen, ſondern auch im baulichen Eſſe zu erhalten und 
ſind ſelbige von vorgedachter Obrigkeit zu Inſpectoren dazu verordnet. Es iſt 
dieſem Gottesacker und Kirchhof der Name St. Johannis Kirchhof und zwar um 
deshalben gegeben worden, weil eben an ſelbigem Tage zuerſt ein Mägdlein darauf 
begraben worden, darzu iſt dieſes auch damahlen reiflich erwogen und verabredet 
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worden, nämlich daß der Einheimische Bürger als auch deßen Frau und Kinder, 
ohne einiges Entgeldniß dahin ſollen zur Erde beſtättiget werden, die Frembden 
aber wie auch das Dienſt-Volk davor die Gebühr zu erlegen gehalten ſeyn, welches 
eintzig und allein zu Beybehaltung des gedachten Kirchhofs angewendet werden 
ſolle und zwar für jede erwachſene Perſon 4 Gr. im Fall ſolches abgetragen werden 
könne, wenn es aber von den Dienſtboten ihrer Armuth halber nicht gegeben wer⸗ 
den könnte, ſollten ſie dennoch um Gottes und der chriſtlichen Liebe willen dafür 
ehrlich beſtättiget werden, dieweilen auch die Entlegenheit dieſes Kirchhofes ver- 
hindern dürfe, der Leiche zu folgen, ſolches Hrn. Paſtoren und Schulen und übrigem 
Comitat, ſonderlich bei Regenwetter, wie anch ſonſten, ſehr unbequem ſein möge, 
als iſt gut befunden worden, Anno 1638 von Petern Bochtemann die ihm zu⸗ 
gehörige Stätte und Gang, welcher gerade über nach dem Gottesacker iſt, für 8 Fl. 
anzukaufeu und über den daſelbſt vorbei gehenden Graben eine neüe Brücke fertigen 
zu laſſen, um deſto beſſer und bequemlicher zu dieſem Kirchhofe zu kommen. 


Der Viſitations -Commiſſarius ſchreitet nunmehr zur Reviſion der Hoſpital⸗ 
Rechnungen, welche den 20jährigen Zeitraum von 1718 bis 1739 umſpannen. Er 
findet Veranlaſſung ſehr viele Monita gegen die Rechnungsführung zu ziehen, dar: 
unter in manchen Jahren ſchwer wiegende. Brauch war es, daß in der Führung 
der Rendantur⸗Geſchäfte ein jährlicher Wechſel Statt fand, wobei es denn dieſer 
oder jener Proviſor gar nicht für nöthig befunden, den etwa vorhandenen Beſtand 
ſeinem Nachfolger zu übergeben, ſondern an ſich zu behalten, und ſich als Schuldner 
der Hoſpitalkaſſe anzuſehen, bald mit einer Schuldverſchreibung, die er in die Lade 
legte, bald auch ohne ſolch' Anerkenntniß, bald mit, bald ohne Verzinſung der 
Beſtands⸗Summe. Bei der Patronatsbehörde, dem Rathe, ſcheint man dieſes Ver⸗ 
fahren gar nicht anſtößig, vielmehr ſogar ganz in der Ordnung gefunden zu haben, 
da die Jahres⸗Einnahmen ja die laufenden Ausgaben deckten, trotzdem eine über⸗ 
aus große Nachſicht gegen Reſtanten von Korn-, wie Geldpächten geübt wurde, 
welche Dr. Krimpf an ſehr vielen Stellen ſeines Viſitations-Berichts in ernſteſter 
Weiſe moniren muß. Den zeitigen Zuſtand des Grundvermögens vergleicht er 
mehrfach mit dem Zuſtande deſſelben im Jahre 1595, und findet, einer Seits, daß 
es ſich vermehrt hat, andrer Seits, daß es vermindert worden iſt. Von manchen 
Grundſtücken, die zum Vermögen gehört haben, weiß man jetzt nicht mehr, was aus 
ihnen geworden iſt, ja das Gedächtniß an die Stelle, wo ſie gelegen, iſt verloren 
gegangen. Zu den Gebaüden des Hoſpitals Spiritus Sancti vor dem Stettinſchen 
Thore auf der Vorſtadt Wiek gehörte eine Scheüne nebſt Bodenſtube. In Beziehung 
hierauf kommt in dem Reviſions⸗Protokoll vom 9. Mai 1741 folgende Stelle vor: 
„Es wird gefragt, ob das Hoſpital nach 1595 etwa Feüersbrünſte gelitten? weilen 
ſich bei der Beſichtigung weder Scheüne noch Stube mehr gefunden. Hierauf iſt 
zur Antwort gegeben worden, daß nach der Zeit nicht blos verſchiedene Feüers⸗ 
brünſte, ſondern auch viel Kriegszeiten geweſen, wodurch ſonder Zweifel geſchehen 
ſein müſſe, daß die alten Gebaüde zu Grunde gegangen wären, inmaßen denn auch 
über der Thür dieſes Hoſpitals nachfolgendes eingehauen ſteht: 

Anno 1677 Me Flamma consumpsit Deo vero gratia ad mandatum 

Senatus ut Patronorum cura Provisorum Dn Joachim Bartelt et 
Friederich Jungknecht me Vestitue a ao. 1687. Mense Maio. 

woraus denn zu ſehen, daß dasjenige, wo in Ao. 1595 an Gebaüden vorhanden 

zu der Zeit der Erbauung dieſes Hauſes nichts befindlich geweſen ſei.“ Jeder 
80* 
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Hoſpitalit zahlte außer dem Einkaufsgelde von 50 Fl., welches ohne Abzug in der 
Hoſpitalkaſſe verrechnet wurde, bei der Aufnahme noch 5 Thlr., darin theilten ſich 
zu gleichen Theilen der Präpoſitus, der Diaconus, die beiden Proviſoren und der 
Secretarius piorum corporum, in der Matrikel Kaſtenſchreiber genannt. Dieſe 
Douceurgelder wurden verdoppelt, wenn es ſich um die Aufnahme von Mann und 
Frau handelte. Für 20 Böhlen eingerichtet, befanden ſich im Jahre 1740 nur 15 
im Hoſpitale. Am Schluß der Reviſionsprotokolle werden — 

Aus der Zeit von 1718—1739 an Rückſtänden aufgeführt: 

1) Kornpächte, an Roggen 160 Sch. 10 Mtz., an Hafer 44 Sch. 13%, Mtz. 

2) Geldpächte von Ackern, Gärten, Wieſen, ſodann an Zinſen und Bede 
Fl. 571. —. 4 Pf. = Thlr. 380. 16. 4 Pf. Außerdem werden die Zinſen von 
den Beſtandsgeldern, welche die Proviſoren hinter ſich behalten haben zu 358 Fl. 
26 Lil. berechnet. 

Namens Seiner Königl. Majeſtät in Preüßen erließen die zur Unterſuchung 
der piorum corporum in Pommern verordneten Chef und Commiſſarien auf den 
Viſitations⸗Bericht, der im Vorſtehenden gekennzeichnet iſt, einen Beſcheid d. d. 
Stettin, den 16. Februar 1742, welcher am 16. Mai deſſelb. Jahrs in Golnow 
publicirt wurde. Dieſer Beſcheid beſteht aus 66 Artikeln. Die darin enthaltenen 
Vorſchriften dienen ſeit der Zeit zur Richtſchnur bei der Verwaltung des Hoſpitals 
und zwar noch heütiges Tages. Die umſchichtige Adminiſtration wird beſeitigt, 
und nebſt dem Kaſtenſchreiber oder Secretario piorum corporum ein Provisor diri- 
gens und ein Provisor administrans, der erſtere aus dem Mittel des Magiſtrats, 
und der andere aus der Bürgerſchaft, angeordnet. Die jetzige Zahl 15 der Prövener 
muß nach und nach wieder auf die alte, matrikulmäßige Zahl 20 gebracht werden, 
indem nicht aus den Augen zu verlieren iſt, daß das Hoſpital für die Armen 
geſtiftet iſt, und alſo auch deſſen Revenüen, wiewol mit Beſcheidenheit ad usum 
destinatum angewendet werden müſſen. Bei Aufnahme der Armen ſoll nach Art. 
42 auf die nothdürftigſten, welche als Bürger die onera publica getragen, und 
nicht durch eigenes — boshaftes Verſchulden ſich in Armuth verſetzt haben, ſondern 
durch Unglücksfälle dazu gekommen ſind, überdem einen chriſtlichen Lebenswandel 
führen, geſehen werden, und ſollen dieſemnach ſolche ohne Vorwiſſen und genaue 
Prüfung des Präpoſitus und Patrons, und ſonder Conſens des Conſiſtoriums, 
mithin keinesweges privata auctoritate nach Belieben und unter Verminderung 
des hergebrachten Einkaufsgeldes Aufnahme finden. Erlaß des Einkaufsgeldes iſt 
unter gewiſſen pflichtmäßig beſcheinigten Umſtänden, doch nur mit Vorwiſſen des 
Conſiſtoriums angänglich. Die 5 Thlr. Douceurgelder für den Präpoſitus, u. ſ. w. 
bleiben in Kraft, es ſollen aber dieſe Gebühren zu Beſchwerung der Prövener 
niemals erhöhet werden. Damit nun jeder Prövener in Krankheiten die benöthigte 
Pflege und Wartung zu genießen haben möge und nach dem Abſterben die Leiche 
beſchickt werden könne; als ſoll in das, dem Hoſpitale zugehörige und bei dem⸗ 
ſelben belegene Klinghaus, welches für Mann und Frau gute Gelegenheit hat, in 
Zukunft zwei dergleichen annoch berührige Leüte aufgenommen werden, welche geſchickt 
und willig ſind, und eidlich ſich dahin verbindlich machen müſſen, nicht allein den 
Proviſoren in Hoſpitalsſachen jedes Mal aufzuwarten, auf deren Befehl die Reſtanten 
zu mahnen, auf Feüer und Licht im Hoſpital und innerhalb deſſen Bewährung Acht 
zu haben, das Hoſpitalthor zur rechten Zeit zu- und aufzuſchließen, das Getreide 
auf dem Kornboden umzuſtoßen, und auch, wenn ein oder der andere Prövener 
erkranken ſollte, demſelben mit allem Fleiße an die Hand zu gehen, ihn zulänglich 
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zu warten, und von der Krankheit und dem Ableben den Proviſoren ſofort An⸗ 
zeige zu machen. Dahingegen ſoll dieſer Klinghaus⸗Vater und deſſen Frau, als 
Klinghaus⸗Mutter, in dem Klinghauſe freie Wohnung und das mit ſeiner Büchſe 
einzuſammelnde wenige Almoſen, wie auch jährlich 2 Sch. Roggen aus dem Hoſpital 
St. Spiritus, und 2 Sch. Roggen aus dem Hoſpitale St. Georgi, ingleichen 3 
Faden Holz alle Jahr zur Belohnung gereicht werden, welches auch der überlebende 
von dieſem Ehegatten zu genießen haben ſoll, in ſo fern alles dasjenige beobachtet 
und präſtirt wird, was ihr Officium mit ſich bringt. Wo der Beſcheid von dem 
Johannis Friedhofe ſpricht, iſt von einem zweiten Begräbnißplatz die Rede, welcher 
Olai⸗ oder Armen⸗Kirchhof heißt, „wo vor Zeiten die Olaer Kapelle geſtanden hat; 
dieſer Kirchhof iſt jetzt gut im Stande, und ſollen auf ihm die Armen ſonder Ent⸗ 
geld zur Erde beſtattet werden“. — Olaf, latiniſirt Olaus, iſt der Name mehrerer 
norwegiſche Könige, unter denen beſonders zwei im Übergange vom 10. zum 11. 
Jahrhundert durch ihre Kriegszüge, auch an der Pommerſchen Küſte, bekannt ſind. 
Die Benennung Olai⸗Kirchhof nebſt Kapelle zeigt, daß die Norweger bis Golnow 
vorgedrungen ſind. Muthmaßlich kamen ſie durchs Haff die Ihna heraufgefahren. 
„Inſtruction, nach welcher ſämmtliche Pröbener des Hoſpitals Spiritus 
Sancti und Sanct Georgii, nicht minder der Küſter, Kling⸗Haus⸗Vater, und die 
Armen auf dem ſogenannten Elend zu Golnow ſich aufs genaueſte beſtändig zu 
achten haben; Auf Eines Hochwürdigen Königl. Pommerſchen und Kaminiſchen 
geiſtlichen Conſiſtorii Veranlaſſung, wie auch mit deſſen Approbation und Confir⸗ 
mation sub dato Alten Stettin den 26. October 1745 in Druck heraus gegeben.“ 
Dieſe Inſtruction ſtützt ſich auf den Viſitationsbeſcheid vom 8. Februar 1742 
uud bildet die Hausordnung für beide Hoſpitäler, ſowie für das, mit St. Georg 
verbundene, Gaſthaus auf dem Eleud, und ſteht auch heüte noch in voller Kraft. 
Im Anfange des 19. Jahrhunderts war der Zuſtand des Hoſpitals Spiritus 
Sancti wie folgt: Die innere Einrichtung deſſelben iſt eigentlich auf 16 Perſonen 
getroffen, ſo daß jede von den vorhandenen 8 Stuben von 2 Perſonen bewohnt 
werden ſollen. 1802 ſind durch Abſterben von Ehegenoſſinnen der Hoſpitaliten 
nur 11 Pröbener vorhanden geweſen, die 8 Thlr. Geld und 8 Sch. Roggen und 
2 Sch. Hafer ein jeder erhalten. Der zeitige Beſitzſtand des Hoſpitals auf dem 
Golnowſchen Stadtfelde umfaßt an — Ackerland 528 Mg. 86 Ruth. Vormals 
gaben dieſe Landungen 95 Sch. 4 Mtz. Roggen, 70 Sch. 8 Mtz. Hafer Zeitpacht 
und 47 Thlr. 8 Sgr. 8 Pf. Geldpacht. Im Jahre 1793 wurde ein anſehnlicher 
Theil der Ackerfläche zu Erbzinsrechten verliehen, wodurch die jährliche Einuahme 
des Hoſpitals, incl. des Erbzinsſtandgeldes, um etwa 167 Thlr. verbeſſert wurden. 
Nach dem Licitationsprotokolle vom 28. October 1793 wurden die Grundſtücke, in 
einer Geſammtfläche von 264 Mg. 170 Ruth., dem Meiſtbietenden dergeſtalt erb⸗ 
zinslich zugeſchlagen und überlaſſen, daß er ſelbige als ſein wahres, nutzbares Eigen⸗ 
thum anſehen und gebrauchen durfte. Dem Hoſpital hingegen, dem die Grundſtücke 
zugehören, verblieb das Ober⸗Eigenthums⸗Recht darüber nach den im Protokoll 
näher bezeichneten Beſtimmungen. Der Erbzins wird in Körnern, Roggen und 
Hafer, und zwar in Natura, jedes Jahr zu Martini, entrichtet. Die Licitanten 
übernahmen alle auf den Grundſtücken haftende Onera und Abgaben, die erforder⸗ 
lichen Graben⸗Arbeiten und Bewährungen und alles, was zur Inſtandhaltung oder 
Urbarmachung der Ländereien nöthig ſein wird. Der durch das Meiſtgebot erzielte 
jährliche Erbzins wurde dem Hoſpital 4 Wochen nach Auslieferung des confirmirten 
Erbzinscontracts auf Ein Jahr nach dem Martinipreiſe von 1793 bezahlt und 
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wurde als ein Kaufgeld angeſehen, das zugleich mit zur Sicherheit des Erbzinſes 
dem Hoſpitale zu dienen beſtimmt war. Von den Erbzinsmännern wurden alle 
gewöhnlichen und ungewöhnlichen Unglücksfälle übernommen und von dem Hoſpital 
kein Erlaß des einmal feſtgeſetzten Erbzinſes zugeſtanden. Wer 4 Wochen nach 
Ablauf des Martini⸗Termins den Erbzins noch nicht abgeführt hatte, unterwarf 
ſich der adminiſtrativen Execution, und wer binnen Jahresfriſt ſeinen Erbzins nicht 
abtragen ſollte, war dadurch ſeines Erbzinsrechts verluſtig geworden und das Ho⸗ 
ſpital berechtigt, das Erbzinsgut ſofort zurückzunehmen und anderweitig darüber zu 
verfügen, ſich auch wegen des reſtirenden Erbzinſes an die übrigen beweg⸗ und 
unbeweglichen Güter eines ſolchen ſaümigen Erbzinsmannes zu halten. Das 
Erbzinsgut ſelbſt wird dem Hoſpital wegen des davon zu erlegenden Erbzinſes 

und deſſen Sicherheit zum wahren Unterpfand geſetzt, weshalb denn auch daſſelbe 

auf Koſten des Erbzinsmanns in der Stadt Grund- und Hypothekenbuch eingetragen 

und dabei bemerkt werden muß, daß dem Hoſpital das Ober-Eigenthums⸗, fo wie 

auch das Rückfallsrecht zuſtehe, letzteres für den oben angegebenen Fall; auch wird 

der feſtgeſetzte Erbzins in das Rubrum Onera publica übertragen. Obgleich einem 

jeden Erbzinsmann frei bleibt, ſein durch die Verſteigerung erſtandenes Erbzinsgut 

zu veraüßern, zu verſchenken und zu vererben, ſo kann doch dieſes Erbzinsrecht 

von einem Beſitzer auf den andern nur dergeſtalt übertragen werden, daß das 

Erbzinsgut nicht in einzelne Theile vertheilt werden darf, ſondern jederzeit fo 

unzertrennt bei einander bleibe, als daſſelbe ihm vermöge ſeines Contracts über⸗ 

geben worden. Hat aber Jemand mehrere Grundſtücke durch die Licitation an ſich 

gebracht, ſo verſteht ſich von ſelbſt, daß er auch jedes einzelne Stück wiederum 

verkaufen, verſchenken und vererben kann. In Verſchenkungs⸗, Verkaufungs⸗ und ö 
Vererbungsfällen an Collateral⸗Erben wird dem Hoſpital ein Laudemium vorbe: 

halten und dergeſtalt an daſſelbe entrichtet, daß von einem jeden Reichsthaler des 

von dem Erbzinsmanne nach dem ihm jetzt auszufertigenden Erbzins-Contracte und 

jährlichen Erbzinſes drei Groſchen bezahlt werden muß. Von Erlegung des Laude⸗ 

miums ſind die Erben in auf⸗ und abſteigender Linie befreit, jedoch haben dieſelben 

die Vererbungsfälle beim Proviſorate anzumelden, um die Regiſter zu berichtigen; 

dafür werden dem adminiſtrirenden Proviſor 8 Gr. an Gebühren bei jedem 

Grundſtück entrichtet, was auch in Verkaufs- und Verſchenkungsfällen Statt findet. 

Dem Hoſpital iſt das Vorkaufsrecht vorbehalten. Alle Koſten wegen des auszu⸗ 

fertigenden Erbzinscontracts trägt der Erbzinsmann. Der Antritt dieſer Erbzins⸗ 

pacht geſchieht ſogleich nach Ablauf der gegenwärtigen Zeitpacht, nämlich zu Martini 

1796, daher der Erbzins zum erſten Mal zu Martini 1797 entrichtet werden muß. 

Außerdem ſind dem Hoſpital noch 184 Mg. 92 Ruth. Ackerland im Stadtfelde zu⸗ 

ſtändig, welche zwar auch zur erbzinslichen Licitation geſtellt, nicht aber vergeben ö 
wurden, weil das darauf erfolgte Meiſtgebot von 46 Sch. Roggen und eben ſoviel | 
Hafer weit hinter dem Anſchlage zurück blieb, da dieſer 75 Sch. 85/, Mtz. Roggen 

und 88 Sch. 13 Mtz. Hafer ergeben hatte. — An Wieſen beſaß das Hoſpital 

Spiritus Sancti 5 an der Zahl, mit einer Geſammtfläche von 32 Mg. 171 ½ Ruth. 

Vier von dieſen Wieſen waren den Marsdorfer Hoſpitalbauern beigelegt, damit 

dieſe mehr Vieh halten und demgemäß mehr Dünger erzeügen konnten, der ihrem 

kaltgründigen Acker Noth that, um ihren Nahrungsſtand und demgemäß auch ihre 
Präſtationsfähigkeit rückſichtlich der aus Hoſpital zu leiſtenden Abgaben aufrecht 

zu erhalten. Die Geldpacht, welche die Bauern für dieſe Wieſen entrichteten, be⸗ 

trug nur 3 Thlr. 13 Gr. 4 Pf. Die fünfte Wieſe von 5 Mg. 177½ Ruth. Fläche 
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war dem Diaconat zum Nießbrauch überlaſſen; die Catharinenkirche gab dafür 
3 Thlr. Pacht. — Die Gärten beſtanden, außer denen, welche neben dem Hoſpital 
belegen ſind, und den Hoſpitaliten nach uraltem Herkommen für 4 Gr. Pacht als 
Proben zugehören, in 16 Rüggen Kohlland. 

Über die Beſitzungen des Hoſpitals Spiritus Sancti in dem, / Mle. von 
der Stadt gegen O. entfernten Mars dorf, Mastorp der Urkunden, liegt eine 
ausführliche Nachricht in den Protokollen vor, welche bei Gelegenheit der Erbzins⸗ 
verpachtung des Hoſpitalackers aufgenommen find. In dem Protokolle vom 26. 
September 1793 heißt es, wie folgt: — Obgleich auf das bei der St. Catharinen⸗ 
kirche bereits aufgenommene Protokoll, die Banerhöfe derſelben zu Marsdorf be— 
treffend, überall in Anſehung deren Einrichtung und Verhältniſſe überhaupt Rückſicht 
genommen werden kann und muß, ſo iſt hier doch noch anzuführen, daß nach den, 
vom Magiſtrate mitgetheilten Acten aus dem Rathsarchiv und der kurzen Deſig⸗ 
nation der Privilegien der Stadt Golnow annexis quibusdam gravaminibus cum 
copiis vidimatis d. d. Golnow, den 19. Februar 1749 Fol. 12 angeführt wird, 
daß Henricus Suave, und deſſen Söhne Arnoldus und Henricus, dem fürſtl. 
Pommerſchen Küchenmeiſter 5 Hufen im Felde des Dorfes Mastorp, wie denn 
auch Eckard Dunker, nebſt ſeinen Söhnen Henneken und Kuneker, 16 Hufen, welche 
ſie in demſelben Felde gehabt, dem hochgebornen Fürſten und Herrn Otto, Herzog 
in Slawien, Kaſchubien und Pomoranien, ex devotione quadam darum reſignirt, 
damit das Hoſpital Sancti Spiritus deſto beſſer erhalten und erweitert werden 
möchte, und daß J. F. G. Anno 1344 Sexta feria post diem Lucae Evangelistae 
dieſelben 21 Hufen gedachtem Hoſpitale Spiritus Sancti conferirt, confirmirt und 
dadurch das mehrgedachte Hoſpital fürſtlich dotirt hat, wie das unter Nr. 8, — 
Fol. 44 ff., eingeſchalte Privilegium näher beſagt — (folgt im Protokoll eine Ab⸗ 
ſchrift der in lateiniſcher Sprache abgefaßten Vereignungs Urkunde );“) — jo wie 
denn auch Fol. 72 des allegirteu Actenhefts das Privilegium der 5 Suaveſchen 
Hufen zu Mastorp von Anno 1342 Secundo in vigilia Mathiae apostol. vom 
Herzoge Otto noch beſonders enthalten iſt, auf welche in der Urkunde von 1344 
Bezug genommen wird. **) 

Das Hoſpital St. Sp. beſitzt mithin von dem Dorfe Marsdorf überhaupt 
21 Hufen, davon 5 von Heinrich Schwave, 16 hingegen von Eckard Dunker dem 


) Testes hujus sunt. Dominus Ulricus de Scheninghe miles, Dominus Henningus 
Glasenap. Archidiaconus Piricensis, Henricus Suaue, Lippoldus. Ludolf, Arnoldus 
Suaue. Reimer. Wachhold et Martinus Massow et Martinus Günterberg famuli. In der 
zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts nahte die Urkundenzeit ihrem Ende. Die Einführung 
des Röm. Rechts änderte die ganze Form der rechtlichen Verhandlungen: Die Einleitungen 
fielen weg, eben fo die Zeügen, dieſes treffliche Hülfsmittel für die Kenntniß der Perſonalitäten, 
das bei genealogiſchen Forſchungen in unzähligen Fällen aus der Noth hilft und, wie es ſcheint, 
für immer verloren iſt. Auch die an Bändern hangenden Wachsſiegel mit dem Familienwappen, 
fielen, zum großen Schaden der Genealogie, fort. 


) Die angeſehene und reichbegüterte Familie Suane, Suave, Swaue, Schwave, hat man 
in den Urkunden bisher erſt im Jahre 1463 erwähnt gefunden, mit Mattias, deſſen Ehefrau 
Ida vom Herzoge Erich die Erlaubniß erhält, einen Theil ihres väterlichen Erbes an Henning 
Lepel zu Netzekow zu verpfänden. Hier, in der Golnowſchen Urkunde tritt ſie ein volles 
Jahrhundert früher auf. Die Familie iſt mit Oswald S. ums Jahr 1620 ausgeſtorben. — 
Die Dunker kommen in den Urkunden nur ſelten vor. Der erſte, Eckehardos D., tritt 1306 
als Zeüge auf, und wahrſcheinlich iſt es derſelbe Eckhard unſerer Golnowſchen Hoſpital⸗urkunde. 
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Hoſpitale zugeeignet worden ſind. Die erſteren führen den Namen der Breiten, 
die letzteren ſind die Bauerhöfe, welche dieſe Stiftung in Marsdorf ſelbſt beſitzt, 
deren 5 ½ find, indem fie in Anſehung der Abgaben von den Hufen den dritten 
Theil der Pächte von dem einen dortigen Kirchenbauerhofe genießt. Die Breiten 
werden nach dem Maße der alten Pommerſchen Ruthe, — deren Länge zu 15 Fuß 
in dem Woliner Thore zu Golnow eingehauen iſt, — 205 Mg. 15 Ruth. enthalten, 
indem fie nur als Hakenhufen zu erachten find (526 Mg. 18 Ruth. Preüß. Maaß). 
Eigentlich ſind die Gränzen vorgedachter 5 Hufen gegenwärtig (1793) nicht bekannt, 
indeſſen iſt doch ſoviel gewiß, daß die Fahrenhörſte mitten in denſelben belegen, 
mithin auch an deren Urbarmachung das Hoſpital nicht gehindert werden kann, ſo 
wie an einer völligen Reinigung des Landes vorlängs der Marsdorfſchen Gränze, 
das in dieſen 5 Hufen mit begriffen iſt Nach dem, in den allegirten Aeten Fol. 
65 in Abſchrift befindlichen Privilegium des Herzogs Otto von 1334 in die Lamberti 
Martyris ſollen ſelbige ſich auch der Immunität zu erfreüen haben, indeſſen müſſen 
ſelbige gegenwärtig (1793) die Contribution (Grundſteüer) tragen. Obgleich die 5 
Hufen von Marsdorf, die gegenwärtig mit der Goluowſchen Feldmark abgegränzt 
find, urſprünglich und eigentlich zum Dorf Marsdorf gehören, jo ſtebt doch ſelbigen 
das Hütungsrecht darauf nicht frei, vielmehr iſt Fol. 81 der mehrgedachten Acten 
dahin wörtlich entſchieden: „Daß die Vorſtänder des heiligen Geiſtes hervörder 
ſolke Brehden Landes beholden, gebruken unde genehten ſchölen, wie fie denn big- 
hero gethan hebben, jedoch ſchaften unde mögen de Marſtorfſchen ehre Feh darup 
driven unde tho Walen gehn lathen, von de Golnopſchen ungehinnert, ſo aber 
Saat unde Korn darup ſteth, ſchohlen de Marstorpſchen den hilligen Geiſte und 
darup geſiget häbben, nicht Schaden thon und ſo ſie ehn Schaden duhn würden, 
mögen ſie die Vorſtänder unde die, ſo darup geſeget hebben darum panden und 
ſick ehren Schaden verbiethen laten, wie gewönlick.“ 

In Anſehung der dritten Hufen, die zu dem zwoten Bauerhofe der St. Catha⸗ 
rinenkirche zu Golnow belegen, iſt annoch zu bemerken, daß das Hoſpital die 
Pächte von der einen Hufe genieße, aber an den Gebaüden oder an der Hofwehre 
und dem Inventar keinen Antheil zu haben ſcheine, indem bei Wiederbeſetzung dieſes 
Bauerhofes, den gegenwärtig, 1793, der Bauer Chriſtian Frank bewohnt, die Ge⸗ 
baüde, Hofwehre 2. jederzeit nur allein für die Kirche gerechnet worden, wie ſolches 
aus den im Kirchenarchiv befindlichen Acten wegen der der Catharinenkirche zuge— 
hörigen zwei Bauerhöfe zu Marsdorf und deren Beſetzung mit Wirthen, Tit. II., 
Special. Sect. 4, Vol. I. No. 1. zu erſehen iſt. 

Die Nachweiſung der Beſitzungen des Hoſpitals von 1802 bemerkt zu den 16 
Hufen oder 5¼ Bauerhöfen in Marsdorf, zu deren jeden noch 2 Wurthen von 
2 Sch. Ausſaat gehören, daß die Conſervation dieſer Höfe dem Hoſpital in einem 
Zeitraume von 50 Jahren über 2970 Thlr. gekoſtet habe, ohne auch nur den ge⸗ 
ringſten Vortheil an Dienſten ꝛc. von ihnen gehabt zu haben. Deshalb ſeien be: 
ſagte Höfe den zeitigen Wirthen, unter Genehmhaltung des Königl. Conſiſtoriums 
vom 24. Auguſt 1796, gegen Entrichtung der für jeden Hof auf 416 Thlr 16 Gr. 
beſtimmten Kaufgelder zu Erbzinsrechten verliehen worden, wodurch das Hoſpital 
jährlich ca. 100 Thlr. gewonnen habe, da die läſtigen Remiſſionen weggefallen ſeien. 
Die näheren Bedingungen, unter denen dieſe Höfe an die zeitigen Wirthe zum 
Erbeigenthum übergeben worden, ſind in dem Protokoll vom 12. Januar 1795 
und dem hierauf ergangenen Approbations⸗Hofreſeript vom 26. Februar 1795 ent⸗ 
halten, die zeitigen Präſtande dieſer Wirthe weiſet aber der Geld- und Getreide⸗ 
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Etat nach. Übrigens ſei hier noch bemerkt, daß die Catharinenkirche 1%/, Höfe 
in Marsdorf beſitzt. 

An Gebaüden beſitzt St. Spiritus das im Jahre 1793 von Grund aus 
tüchtig in Stand geſetzte Hoſpital⸗Gebaüde, bei der Feüer⸗Societät mit 1000 Thlr., 
deſſen Bethaus mit 350 Thlr. und das Stallgebaüde mit 50 Thlr. gegen Brand⸗ 
ſchaden verſichert. . 


Das Einkommen des Hoſpitals beſteht: — 1) In den Pächten der vorbe- 
merkten Landungen, Wieſen, Gärten ꝛc. und den Abgaben der Marsdorfſchen 
Bauern; 2) in dem Einkaufsgelde der Hoſpitaliten zum Betrage von 45 ½ Thlr., 
worunter 12 Thlr. Warte⸗ und Sterbegeld ſtecken, die, nach Abzug von 2 Thlr. 
für die beiden Proviſoren, zur Pflege in Krankheitsfällen und zur Deckung der 
Beerdigungskoſten dienen; 3) im Nachlaß der Pröbener, oder, wenn fie dieſen aus: 
kaufen wollen, in der, gleich bei der Reception unter Genehmhaltung der Aufſichts⸗ 
behörde feſtgeſetzten Auskaufsſumme; 4) in dem Begräbnißgelde, welches für die 
Leiche einer erwachſenen Perſon 4 Gr. und für die eines Kindes 2 Gr. beträgt; 
außerdem muß für einen Kaſten, mit dem die Grabſtätte bekleidet werden ſoll, 
16 Gr., für ein bloßes Kreüz aber 3 Gr. entrichtet werden; 5) in den Zinſen von 
den auf hypothekariſche Sicherheit ausgeliehenen Kapitalien. 


Die Einkünfte find beſtimmt: — 1) Zu Beſoldungen der Kirchen-, Hoſpital⸗ 
und Schulbedienten. Nach den, bis gegen das Ende des 18. Jahrhunderts gelten⸗ 
den Grundſätzen erhielt der Präpoſitus 20 Thlr., der Diaconus 28 Thlr., jeder 
der beiden Proviſoren 4 Thlr., ebenſoviel der Stifts⸗Secretarius, der Rector 22 ¼ 
Thlr., der Subrector 8 / Thlr., der Baccalaureus 22 Thlr. der Küſter 1 Thlr., 
der Klinghausvater zur Heizung der Betſtube 1 Thlr. 19 Gr. An Natural-Deputat 
bezog der Präpoſitus 3 Sch. Roggen und 4 Sch. Hafer, jeder der beiden Provi⸗ 
ſoren und der Stifts⸗Secretarius 6 Sch. Roggen und 9 Sch. Hafer. Blos Roggen 
erhielt der Küſter 6 Sch., der Glockſant 1 Sch., der Balgentreter 2 Sch. und der 
Rathsdiener 2 Scheffel. — 2) Zu Pröwen. Nach der Obſervanz, da es an Matri⸗ 
kular⸗Beſtimmungen fehlt, ſollen eigentlich 16 Hoſpitaliten vorhanden ſein, der⸗ 
geſtalt, daß jede Stube von zwei Perſonen bewohnt werde. Jeder Hoſpitalit erhielt, 
bis zu dem oben erwähnten Zeitpunkte, jährlich in zweimonatlichen Raten 6 Thlr., 
an Korn 8 Sch. Roggen und 2 Sch. Hafer. Außerdem hat auch der Küſter eine 
Pröwe aus dem Hoſpital zu genießen. Wenn eine Prediger-Wittwe vorhanden, 
ſo bezieht auch ſie eine Pröwe, weßhalb ſie ſich bei dem Magiſtrat als Patron zu 
melden hat, der ſelbige nach Lage der Umſtände, unter Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörde, feſtſetzt. Im Jahre 1793 belief ſich die Zahl der Pröwen auf 13, die 
nicht überſchritten werden ſollte, bevor nicht das Hoſpital zu beſſeren Kräften 
gekommen. — 3) An Armenbeiſteüer wurde vom Hoſpitale monatlich 3 Thlr., al ſo 
jährlich 36 Thlr. an die ſtädtiſche Armenkaſſe gegeben; und — 4) an die St. 
Georgenkirche als eine Beihülfe zur Beſoldung der Prediger für die in dieſer Kirche 
zu haltenden Mittags⸗Predigten 16 Thlr. — 5) Zur Unterhaltung der Hoſpital⸗ 
gebaüde. Das erforderliche Bau- und Reparaturholz wird zu / aus Marsdorf, 
und, zufolge des gegen die Bürgerſchaft ergangenen Reviſionsbeſcheides vom 25. 
September 1767 zu / aus dem Golnower Stadtwalde frei verabreicht. 

Schließlich wird noch bemerkt, daß Rendant eine Caution von 100 Thlr. 
beſtellt hat, daß die Kapitalien und Dokumente auf dem Rathhauſe in einem mit 
3 Schlöſſern verſehenen Kaſten aufbewahrt werden, von denen der dirigirende 
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Bürgermeiſter einen Schlüſſel hat, die beiden anderen Schlüſſel aber ſich in den 
Händen der Proviſoren befinden. 

Den oben mitgetheilten Angaben über die, dem Hoſpitale St. Sp. zugehörigen 
Ländereien auf dem Stadtfelde mögen hier noch die Reſultate gegenüber geſtellt 
werden, welche aus der Vermeſſung des Landmeſſers Balthaſar im Jahre 1736 
hervorgegangen ſind. Hiernach betrug das Ackerland I. Klaſſe 59.84, II. Kl. 296.65, 
III. Kl. 72.55, urbares Land überhaupt 428.24, Angerwieſen 44.34, bewachſenes 
Land (Holzung) 67.121, unbenutzbares Land 5.169, Feldwieſen 7.49. Totalſumme 

553 Mg. 37 Ruth. 

Nach den obigen Angaben beträgt das Areal der Hoſpital⸗ 
Ländereien 528. 86 ＋ 32. 171/.. „ T Sl e 

Bereits im Jahre 1790 war es zur Sprache gebracht worden, daß bei ver⸗ 
beſſerten Verhältniſſen der beiden Hoſpitäler nicht verabſaümt werden dürfe, das ſo 
aüßerſt mäßige Einkommen der Stiſts⸗Proviſoren zu erhöhen. Sieben Jahre 
ſpäter wurde die Sache wieder in Anregung gebracht und bei vermehrten Einnahmen 
des Hoſpitals die Verbeſſerung des Einkommens nicht auf das Proviſorat beſchränkt, 
ſondern auf die Hoſpitaliten und die Beamten ausgedehnt. Magiſtrat war in 
einem Bericht vom 4. December 1797 zwar der Meinung, daß die Hoſpitaliten zum 
Heil. Geiſt ſo dotirt ſeien, daß ſie keine Verbeſſernng ihrer Pröben bedürften, allein 
das Königl. Conſiſtorium, in Erwägung daß die Hoſpitalkaſſe einen Überſchuß von 
204 Thlr. hatte, beſchloß in ſeiner Sitzung vom 11. Januar 1798, daß jede Pröbe 
um 2 Thlr. verbeſſert werden ſollte. Die 9 Salariſten erhielten 50 Thlr. Zulage, 
davon der Präpoſitus 9 Thlr., der Diaconus 4 Thlr., der dirigirende Proviſor 
9 Thlr., der adminiſtrirende 12 Thlr., der Stifts⸗Secretarius 9 Thlr., der Rector, 
der Subrector und Baccalaureus jeder 2 Thlr., der Raths⸗, zugleich Stifts Diener 
1 Thlr. An Gebühren zur Conſiſtorialkaſſe wurden als jährlicher Betrag feſtgeſetzt: 
für die Reviſion der Etatsentwürfe und der Jahresrechnungen 5 Thlr., an Cal⸗ 
culatur⸗Gebühren 3 Thlr., an Kanzlei⸗Gebühren 1 Thlr. 4 Gr. Der termiuus a 
qua ter bewilligten Zulagen war der 1. Januar 1797. 

Das Hoſpitalgebaüde, 83 Fuß lang und 58 Fuß tief, mit 8 Stuben und 8 
Kammern, 13 Fuß im Quadrat, in der Niederung an einem kleinen Vache, der ſich 
bald darauf in die Ihna ergießt, beim Frühlingshochwaſſer, wie die ganze Vorſtadt 
Wiek, haüfig der Ueberſchwemmung ausgeſetzt, war im Jahre 1793 ſo baufällig, 
daß man darauf Bedacht nehmen mußte, daſſelbe durch einen Neübau zu erſetzen. 
Landbaumeiſter Meyer unterzog ſich der Anfertigung eines doppelten Bauprojects, 
von dem das eine von Lehmpatzen aufgeführt Thlr. 3297. 15. 8 Pf., das andere 
von Holz und in Fachwerk gemauert, gebaut Thlr. 3178. 2. 10 Pf. koſten ſollte. 
(Meyer liquidirte an Gebühren für Anfertigung der Anſchläge Thlr. 53. 22. 8 Pf., 
die das Hoſpital bezahlen mußte). Wenngleich es nun auch hieß, daß das alte 
feüerunſichere Gebaüde den Einſturz drohe, ſo ſtellte der Landbaumeiſter doch nicht 
in Abrede, daß demſelben durch einen gründlichen Reparaturbau noch zu helfen 
ſtehe. Da dieſer bei weitem nicht jo viele Koſten verurſachte, als der neüe Bau, 
und das Vermögen des Hoſpitals nicht zureichte, die zu letzterm erforderliche große 
Summe zu beſtreiten, ſo war man bald darüber einig, daß es bei der bloßen 
Reparatur des alten Gebaüdes fein Bewenden behalten müſſe. Die ſtädtiſchen 
Werkmeiſter veranſchlagten die Reparaturkoſten des Hoſpital⸗Wohngebaüdes zu Thlr. 
850. — 3 Pf., die des dazu gehörigen Kling⸗ oder Bethauſes (32 Fuß lang, 26 
Fuß tief) und des Viehſtalles (32 Fuß lang, 16 Fuß tief) zu Thlr. 43. 2 Gr., im 
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Ganzen Thlr. 893. 2. 3 Pf., ein Betrag, der nach vorgängiger Reviſion von ꝛc. 
Meyer feſtgeſtellt, und demnächſt vom Conſiſtorio unterm 29. Auguſt 1793 genehmigt 
wurde. „Wir haben, ſo heißt es in dem Erlaß an den Magiſtrat, zu eüch das 
Vertrauen, daß ihr mit darauf ſehen werdet, ſolche Vorkehrungen zu treffen, daß 
bei vorkommender Überſchwemmung ſolche den Gebaüden hinführo nicht Nachtheil 
verurſache.“ Mittelſt Berichts vom 19. October 1795 zeigten Bürgermeiſter und 
Rath an, daß der Reparaturbau nunmehr beendigt ſei; ſie mußten aber auch 
melden, daß die Koſten, excl. des von der Stadt und von Marsdorf frei gelieferten 
Bauholzes, ſich auf Thlr. 1759. 20. 2 Pf. belaufen hätten, der Anſchlag mithin 
um Thlr. 266 17. 11 Pf. überſchritten worden ſei; ſie tröſteten ſich aber wegen 
dieſer Mehrausgabe mit dem Reviſionsatteſte des Landbaumeiſters Meyer, welcher 
beſcheinigte, „daß er in Anſehung der ſpecificirten Koſten nichts zu erinnern ge⸗ 
funden habe, der Reparaturbau auch tüchtig und gut ausgeführt ſei“, woraus 
Magiſtrat den „gegründeten Schluß“ ableitete, „daß es nicht anders hätte ſein 
können.“ In dem Abnahme⸗-Protokoll vom 12. November 1795 monirte aber das 
Conſiſtorium: 1) Daß, wenn auch die Umſtände bei dem Bau ſelbſt eine Über⸗ 
ſchreitung des Anſchlages unumgänglich erforderten, davon gleich, als man dieſe 
Nothwendigkeit vor ſich ſahe, nicht aber erſt hinterher, nachdem der ganze Bau 
vollführt war, hätte Anzeige machen müſſen. Aber jetzt ſei der Rechnung nicht 
einmal die doch ſchlechterdings erforderliche Nachweiſung beigefügt, wie in Verglei⸗ 
chung mit dem, was nach dem Anſchlage reparirt werden ſollte, eine jo ſehr be— 
trächtliche Summe mehr ausgegeben werden konnte. Vieſe Nachweiſung werde 
demnach ohnfehlbar gewärtigt, bevor die Decharge erfolgen könne. Sodenn ſei 2) 
eben jo wenig Anzeige geſchehen, ob die Hoſpitalgebaüde nach Vorſchrift der Con⸗ 
ſiſtorial⸗ Verfügung vom 29. Auguſt 1793, gegen Überſchwemmungen des nahe: 
liegenden Fluſſes geſchützt worden ſeien, weshalb auch über dieſen Punkt noch 
nähere Auskunft gegeben werden müſſe. Die Beantwortung dieſer Notaten er⸗ 
folgte Seitens des Hoſpita lrendanten unterm 27. November 1795, indem Bürger⸗ 
meiſter und Rath ihr Sentiment mit den Worten abgaben: „Magistratus und 
Provisores haben überall bei dieſem Bau ihre Pflicht völlig erfüllet und befürchten daher 
keinesweges Verſagung der Decharge“, die denn auch unterm 10. December 1795 
ertheilt wurde. Die Sicherung des Gebaüdes gegen Waſſergefahr ſuchte man 
dadurch zu bewerkſtelligen, daß nach des Landbaumeiſters Meyer Vorſchlag, das 
Fundament um 3 Fuß erhöht, und maſſiv gemauert worden iſt. Die Garten⸗Be⸗ 
währung beim Hoſpital Spiritus Sancti vom Klinghauſe an bis an die Gränze 
von St. Georg wurde auf der Länge von 130 Fuß im Herbſt 1801 von einem 
großen Sturm umgeworfen und zum größten Theil zerſtört. Ihre Wiederherſtellung 
hat an Arbeits: und Fuhrlohn Thlr. 53. 22. 6 Pf. gekoſtet, da das Holz unent⸗ 
geldlich geliefert wird. 

Im Jahre 1802 trug der Diaconus Sormanu, welcher 1798 aus beiden 
Hoſpitälern mit einer Zulage bedacht worden war, auf eine Erhöhung feines Ein- 
kommens um 40 Thlr. aus den Mitteln des Heil. Geiſt Hoſpitals an, indem er 
vorſtellte, daß „er mit den alten abgelebten Hoſpitaliten auf deren Verlangen oft 
Betſtunden halten, und da ſelbige ihr ganzes Vertrauen auf ihn geſetzt, Kranken⸗ 
Beſuche bei ihnen machen müſſe.“ Das Conſiſtorium war nicht abgeneigt, das 
Geſuch bei Hofe zu befürworten, „wenn der Magiſtrat dagegen nichts einzuwenden 
habe.“ Bürgermeiſter und Rath hatten aber viel einzuwenden. In ihrem Bericht 
vom 8. Juni 1802 ſagten ſie: Das Geſuch des ꝛc. Sormann um Gehaltszulage 
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aus den Mitteln von Sp. Scti. ſtehe mit den Zwecken des Stifs im Widerſpruch, 
denn dieſes iſt nicht dazu da, die Prediger zu ſalariren, noch weniger aber deren 
Gehalt zu vermehren, ſondern verarmte Bürger in ihrem Alter zu unterſtützen und 
denſelben für ihre letzten Lebenstage ein ruhiges und ſorgenloſes Aſyl zu gewähren. 
Es ſei daher jetzo ſchon hart, wenn ½ der Einkünfte nicht zu dieſem Zweck, ſondern 
zur Beſoldung der Geiſtlichen angewendet werde, und noch nachtheiliger würde es 
für die Bürgerſchaft ſein, und bei dieſer einen ſehr üblen Eindruck machen, wenn 
mit Verabreichung von Zulagen aus Hoſpitalmitteln fortgefabren werden ſollte. 
Das Einkommen von St. Sp. ſei gegen die Ausgabe, und alſo der Beſtand auch, 
nicht fo ergiebig, daß darauf ſofort neüe Ausgaben angewieſen werden konnten, 
und zwar um ſo weniger, als der Haupt⸗Einnahme, nämlich der aus der Erbzins⸗ 
pacht, eine nachtheilige Veränderung bevorſtehe. Schon habe das Hoſpital Erbpacht⸗ 
Grundſtücke zurücknehmen und für einen mindern Preis auf Zeitpacht austhun 
müſſen, und wie weit dieſes bei der täglichen Abnahme der bürgerlichen Nahrung 
noch fortgehen könne, laſſe ſich zwar nicht beſtimmen, allein aller Wahrſcheinlichkeit 
nach werde das Stift in der Folge der Zeit hierdurch in ſeiner Einnahme einen 
nicht geringen Ausfall leiden, und wenn alſo auch keine anderen Unglücksfälle, 
wofür man doch auch nicht ſicher ſei, eintreten ſollten, fo, würde doch dieſer einzige 
Umſtand ſchon ein genügender Beweggrund ſein, den jetzigen Beſtand zu aſſerviren, 
damit man bei Vorkommenheiten davon Unterſtützung nehmen könne; daher es nicht 
zu verantworten ſei, den Ausgabe⸗Etat des Hoſpitals mit einer Laſt für Zwecke zu 
beſchweren, die dem Stifte ganz fremd ſeien. Der Küſter und nicht der Diaconus 
ſei ſchuldig, die Betſtunden im Stift zu halten, und wenn der Bittſteller zu Kranken 
berufen werde, ſo würden dieſe ſeine Bemühungen gewiß nicht unbelohnt bleiben. 
Und bei alle dieſem ſei er gar nicht ſo ſchlecht in ſeinem Einkommen geſtellt, als 
er vorgebe, denn dieſes ſei ſicherlich mit dem der erſten Stellen im Raths⸗Collegio 
gleich, wenn es daſſelbe nicht übertreffe. Auf deu Grund dieſes gutachtlichen Be⸗ 
richts wies das Conſiſtorium den Supplikanten durch die Verfügung vom 17. Juni 
1802 mit dem Bemerken ab, daß, „wenn er mit ſeiner Einnahme nicht auskommen 
könne, was doch bei gehöriger öfonomifcher Einrichtung in ſeiner Predigerſtelle 
eben ſo gut wie in vielen anderen Stellen, die noch viel weniger einzunehmen haben, 
möglich ſei, ihm nichts weiter übrig bleibe, als ſich um eine einträglichere Stelle 
zu rechter Zeit zu bewerben.“ 

Mit dem Jahre 1802 lief eine Etatsperiode für die Hoſpitalkaſſe ab. Für 
die neüe ſechsjährige Periode von 1803 bis incl. 1808 hatte das Conſiſtorium 
eine neüe Form vorgeſchrieben. Nun aber fand es ſich, daß in Golnow Niemand 
vorhanden war, der im Stande geweſen wäre, den Etat nach dieſer Vorſchrift an⸗ 
zufertigen, indem die Nachrichten, welche dazu erfordert wurden, an Ort und Stelle 
nicht zu erhalten waren, ſondern mühſam aus dem Conſiſtorial⸗Archiv zuſammen 
geſucht werden mußten. Dies war nur durch einen Subalternbeamten des Con- 
ſiſtoriums zu bewerkſtelligen, der ſich auf Erſuchen der Hoſpitals⸗Verwaltung dazu, 
gegen eine Remuneration von 12 Thlr. 4 Sgr. 8 Pf, bereit finden ließ. 

So iſt der erſte ausführliche Etat für den Zeitraum 18031808 entſtanden, 
beſtehend aus dem Geld- und dem Getreide⸗Etat. Es ſchloß — 0 

Einnahme. Ausgabe. Überſchuß. 
Der Geld⸗Etat mit. . . Thlr. 637. 22. 11. 403. —. 5. 25 22. 6 Pf. 
ide Roggen 286 Sch. 14 Mtz. 144 Sch. 132 Sch. 14 Mtz. 
„ Getreide⸗Etat Safer En m n n 
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In dem Geld⸗Etat find 218 Thlr. 21 Gr. Zinſen von 5645 Thlr., dem 
Kapitalvermögen des Stifts, enthalten. Dies Vermögen beſtand aus 15 Poſten, 
mit Ausnahme einer Bankobligation von 1050 Thlr. zu 2½ Pret., auf Grund⸗ 
ſtücke beſtätigt und zu 4, 4½ und 5 Pret. Zinſen ausgethan. 

Für die Periode 1809 — 1814 betrug die 

Einnahme. Ausgabe. Überſchuß. 
Der Geld⸗Etat mt . . . Thlr. 788. —. 2. 467. 14. 1. 320. 10. 1 Pf. 
Roggen 262 Sch. 15 Mtz. 160 Sch. 102 Sch. 15 Mtz. 
„ Getreide⸗Etat Hafer 305 1 ee P3 dr 
5 Sehen wir den Geld⸗Etat für dieſe 6jährige Periode näher an, ſo findet ſich 
ei der — 
Einnahme. — Tit. I. a) An Zeitpacht von Ländereien und Gärten Thlr. 83. 
5 Gr., b) an Erbpacht von den Marsdorfer Hoſpitalbauern für Wieſenland, laut 
Erbzinscontract vom 10. Auguſt 1797 Thlr. 7. 2. 8 Pf., Summa Tit. I. Thlr. 
90. 7. 8 Pf. — Tit. II. An feſtſtehender Hufenbande, desgleichen Zehenten von 
den 5¼ Bauerhöfen zu Marsdorf 5 Thlr. — Tit. III. enthält das Einkaufsgeld 
mit Thlr. 2. 9. 4 Pf. Der Krieg von 1806/7 hat Golnow außerordentlich mitge- 
nommen; man wird alſo künftig mehr auf wahre Armuth bei Verleihung von 
Pröben ſehen müſſen, deshalb iſt der Anſatz gegen die Fraction moderirt. — 
Tit. IV. Auskaufsgeld und Nachlaß 63 Thlr. 6 Gr. — Tit. V. Zinſen von be⸗ 
ſtätigten Kapitalien Thlr. 288. 3 Gr. Das Kapitalvermögen iſt auf 6595 Thlr. 
angewachſen, es ſind jetzt 17 Poſten, ſämmtlich auf Hypotheken ausgethan; die 
Bankobligation aus der vorigen Etatsperiode iſt eingezogen. — Tit. VI. Für ver⸗ 
kauftes Korn find Thlr. 302. 23. 4 Pf. eingenommen. Nach dem Getreide⸗Etat 
ſind 102 Sch. 15 Mtz. Roggen à Thlr. 1. 13. 8 Pf. und 242 Sch. 7 Mtz. Hafer 
à 14 Gr. zum Verkauf gekommen. — Tit. VII. Von Begräbniſſen, nach 6jähriger 
Fraction Thlr. 7. 20. 2 Pf. — Tit. VIII. An Geſchenken. Vacat. — Tit. IX. 
Commodis jurisdictionis. Vacat. — Tit. X. Insgemein: für die Grasnutzung 
auf dem Johannis⸗Friedhof 8 Gr. 


Ausgabe. — Tit. I. An Beſoldungen, incl. der im Jahre 1798 bewilligten 
Zulagen, Thlr. 178. 11 Gr. Davon 1) dem Superintendenten 29 Thlr. und zu 
Schreibmaterialien 16 Gr. Laut Getreide⸗Etat hat derſelbe noch 3 Sch. Roggen, 
4 Sch. Hafer. (Deſſen übriges Einkommen iſt im Etat der Catharinenkirche ver⸗ 
zeichnet und beträgt incl. vorſtehender Hebungen Thlr. 596. 7. 4 Pf.) — 2) Dem 
Diaconus Sormann 32 Thlr. (deſſen übriges Einkommen beträgt incl. der hier 
ausgeworfenen Hebungen laut Kirchen⸗Etat Thlr. 447. 18. 8 Pf.) — 3) Dem 
dirigirenden Proviſor, Kämmerer Zadwig 13 Thlr. Sonſt hat derſelbe noch nach 
dem Getreide⸗Etat 6 Sch. Roggen, 9 Sch. Hafer. (Deſſen übrige Einnahmen 
ſtehen im Kämmerei⸗Etat.) Vom Heil. Geiſt⸗Hoſpital erhält derſelbe aus Mars⸗ 
dorf 15 Stück Rauchhühner à 2 Gr., bei Reception eines Böhlen 1 Thlr., beim 
Abſterben eines ſolchen 1 Thlr., iſt zu 4 Thlr. zu taxiren, macht zuſammen Thlr. 
19. 22 Gr. — 4) Dem adminiſtrirenden Proviſor Bethke 16 Thlr., für Schreib⸗ 
materialien 4 Thlr., für Abſchrift der Rechnungen 2 Thlr. Laut Getreide-Etat 
empfängt derſelbe 6 Sch. Roggen, 9 Sch. Hafer. (Deſſen übrige Einkünfte von 
den piis Corporibus, incl. der vorbemerkten, laut Kirchen⸗Etat Thlr. 159. 16 Gr.) 
— 5) Dem Stiftsſekretair Bürgermeiſter Dalmer 13 Thlr., auf dem Getreide⸗Etat 
ſteht derſelbe mit 6 Sch. Roggen, 9 Sch. Hafer. (Deſſen übrige Einkünfte von 
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den frommen Stiftungen find laut Kirchen⸗Etat, incl. vorſtehender Beneficien, Thlr. 
116. 22 Gr.) — 6) Der Rector Jadicke bezieht Thlr. 24. 8 Gr., (deſſen übriges 
Einkommen, mit Hinzurechnung dieſer Hebung, laut Etat der Catharinenkirche Thlr. 
256. 19 Gr.) — 7) Subrector Bublitz Thlr. 10. 16 Gr. (mit dieſem Betrage 
übriges Einkommen, laut Kirchen⸗Etat Thlr. 228. 17 Gr.) — 8) Organiſt (früher 
Baccalaureus genannt) Uckeley 24 Thlr. (ganzes Einkommen, laut Kirchen⸗Etat 
Thlr. 152. 8 Gr.) — 9) Küſter Werſany Schulgeld 1 Thlr. Sonſt erhält er 
noch als Hoſpitalvater, nach Tit. II. an Pröbe 8 Thlr. und laut Getreide⸗Etat 6 
Sch. Roggen. (Deſſen übrige Einkünfte ſind in dem Etat der Catharinenkirche 
mit Hinzurechnung vorſtehender Hebungen angegeben zu Thlr. 109. 19 Gr.) — 10) 
Klinghausvater Hausadel: Holzgeld zur Heizung der Betſtube Thlr. 1. 19 Gr., 
Zulage ad dies vitae 6 Thlr. Vom Heil. Geiſthoſpital hat er freie Wohnung im 
Bethauſe und laut Getreide-Etat 2 Sch. Roggen zuſammen taxirt zu Thlr. 22. 
12. 2 Pf. — 11) Rathsdiener fürs Einziehen der Reſte 1 Thlr.; außerdem 2 Sch. 
Roggen; die nebſt ſeinen übrigen Einkünften im Kirchen⸗Etat zu Thlr. 14. 20. 4 Pf. 
berechnet ſind. — 12) Glockſant, hat an Gelde nichts; dagegen ſteht er auf dem 
Getreide⸗Etat mit 1 Sch. Roggen (und feine Einnahme von den piis corporibus 
ſteht im Kirchen⸗Etat preciſirt zu Thlr. 69. 3 Gr.) 


Tit. II. An Pröben 130 Thlr. Mit Einſchluß der Wittwe des Probſtes 
Sormann und des Küſters Werſany gibt es z einfache und 5 doppelte Pröben, 
letztere für Eheleüte. Die einfache Pröbe beſteht aus 8 Thlr. baar und 8 Sch. 
Roggen = Thlr. 12. 13. 4 Pf., und 2 Sch. Hafer = Thlr. 1. 4 Gr., freie Woh⸗ 
nung 6 Thlr. Dieſe Naturalien zuſammen Thlr. 19. 17. 4 Pf. Die Doppelpröbe 
iſt das zwiefache dieſer Sätze, mit Ausnahme der Wohnung, welche auch für Ehe⸗ 
leüte einfach iſt. Die Wittwe Sormann hat keine Wohnung im Hoſpital. Sie hat 
die doppelte Getreidepröbe und nach dem Hofreſcript vom 8. November 1804 eine 
Zulage von 10 Thlr. Ihr übriges Einkommen incl. der 18. Thlr. iſt im Kirchen⸗ 
Etat zu Thlr. 81. 2. 10 Pf. berechnet. 


Tit. III. An bezahlten Paſſivis nach 6jähriger Fraction 12 Thlr. Von 
jedem Hoſpitaliten werden 12 Thlr. Sterbegelder ꝛc. deponirt; ſie ſtecken Tit. III. 
der Einnahme unter dem Kapital⸗Fonds. — Tit. IV. An Bauten und Repara⸗ 
turen Thlr. 58. 22. 8 Pf. — Tit. V. Proceß⸗, Gerichtskoſten, Stempel, Poſtgeld 
und Botenlohn Thlr. 18. 19. 5 Pf.; hiervon ſind fixirt die an die Conſiſtorial⸗ 
kaſſe abzuführenden Reviſions⸗, Calculatur⸗ und Kanzleigebühren mit Thlr. 10. 4 
Gr. — Tit. VI. An Diäten und Reiſekoſten 17 Gr. 1 Pf., da dieſe Ausgaben 
ſeit der Erbverpachtung der Bauerhöfe in Marsdorf, woſelbſt ſonſt das gewöhn⸗ 
liche Vogtding abgehalten wurde, ſich ſehr geändert haben. — Tit. VII. An Bei⸗ 
ſteüern: Zur Stadtarmenkaſſe der feſtgeſetzte jährliche Beitrag von 36 Thlr. und 
zur St. Georgenkirche desgleichen Thlr. 16. 8 Gr., zuſammen Thlr. 52. 8 Gr. — 
Tit. VIII. Insgemein Thlr. 16. 17. 11 Pf. Hierin ſind fixirt, dem Buchbinder 
fürs Einbinden der Rechnungen und Beläge 4 Bände 2 Thlr. und für Reinigung 
der Schornſteine Thlr. 2. 16 Gr. 


Getreide⸗Etat. — Einnahme. Tit. I. Erbpacht aus Marsdorf, von den 5 
Bauerhöfen daſelbſt, laut Erbzins⸗Contracten vom 10. Auguſt 1795, jeder Hof 
17 Sch. Roggen, 25 Sch. Hafer, zuſammen 90 Sch. 12 Mtz. Roggen, 133 Sch. 
4 Metz. Hafer. — Tit. II. An Pacht von Acker und Wieſen auf ſtädtiſchen Fluren, 
und zwar Erbpacht 97 Sch. 9 ME. Roggen und eben fo viel Hafer; Zeitpacht 
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74 Sch. 10. Mtz. Roggen und eben ſoviel Hafer. Summa Tit. II. Roggen 
172 Sch. 3 Mtz., Hafer 172 Sch. 3 Mtz. 

Verausgabt werden: — Tit. J., an den Superintendenten und die Hoſpital⸗ 
beamten 32 Sch. Roggen, 31 Sch. Hafer; — Tit. II., an die Hoſpitaliten 128 Sch. 
Roggen, 32 Sch. Hafer. 

Der vorſtehende Etat des Hoſpitals St. Spiritus, — auch der des Hoſpitals 
St. Georgii, war vom Pommerſchen Conſiſtorium dem Miniſterium zur Genehmi⸗ 
gung eingereicht worden; beide Etats kamen aber mittelſt Reſcripts, d. d. Königs⸗ 
berg, den 15. December 1809, mit dem Eröffnen zurück, „daß es der Vollziehung 
deſſelben nicht fernerhin bedürfe, da die Inſtitute ohne Zweifel zur Stadt⸗Commune 
Golnow gehören, und ihre Verwaltung deshalb nunmehr nach den 88. 55 und 179 
Lit. c. der St. O. geführt werden muß.“ 

Die Hauptreparatur, welche im Jahre 1793 an den Gebaüden des Heil. Geiſt⸗ 
Hoſpitals ausgeführt worden iſt, hat ein halbes Jahrhundert vorgehalten. Nach 
Ablauf dieſes Zeitraums waren ſie aber ſo ſchadhaft und hinfällig geworden, daß 
ein Neübau derſelben nicht länger von der Hand zu weiſen war. Dieſer iſt in dem 
Jahre 1844 und 1845 ausgeführt und Wohn- und Wirthſchaftsgebaüde find zu 
Michaelis des zuletzt genannten Jahres dem Gebrauch übergeben worden. Ein 
Koſtenanſchlag liegt nicht vor; nur von den Koſten der Maurer⸗Arbeiten, die einem 
Entreprenenr übergeben waren, erfährt man beilaüfig, aus einer Beſchwerdeſchrift 
deſſelben, daß fie 5838 Thlr. betragen haben. Die Zimmermanns⸗Arbeiten find 
beſonders veranſchlagt und berechnet worden. Von dem Neüban waren im Ganzen 
8 Doppel⸗Pröbener im Genuſſe der Wohlthaten des Hoſpitals, und dieſe Zahl 
auch nur raümlich unterzubringen. Bei dem erwähnten Neübau aber iſt das 
Wohugebaüde zu 12 Doppel: und 6 einfachen Zellen eingerichtet, jo daß 30 Per⸗ 
ſonen darin ein Obdach finden können. Das Hoſpital war aber in dem erſten 
Jahrzehent nach vollendetem Ban nicht ſo bemittelt, dieſer größern Zahl von 
Hoſpitaliten die auf 12 Thlr. erhöhte Geldpröbe zu gewähren, theils weil zum 
Bau des Hauſes und der Wirthſchaftsgebaüde ein großes Kapital aufgegangen iſt, 
theils weil nach Ausführung der Special-Separation im Jahre 1849 dem Hofpital 
Grundſtücke zugefallen ſind, welche weniger rentable ſind, als diejenigen, die es 
früher beſeſſen hat. Um indeſſen die verhältnißmäßig ſchönen Wohnungen nicht 
leer ſtehen zu laſſen, wurden ſie auf dringende Anträge mit Hoſpitaliten beſetzt, 
jedoch nur unter der ausdrücklichen Verpflichtung der Aufgenommenen, daß ſie auf 
Verabreichung der Pröbe ſo lange verzichten wollten, bis ſolches die Mittel ge⸗ 
ſtatten würden. Jetzt, und ſchon ſeit längerer Zeit ſind auch dieſe Neühoſpitaliten 
im Genuß der vollen Pröbe. 

Die Rechnungen des Hoſpitals ergeben, daß bis 1821 incl. ein ſucceſſiv er⸗ 
höhter beſtimmter Beitrag von jährlich 50 Thlr. zur Stadtarmenkaſſe geleiſtet 
worden. Dieſer Zuſchuß wurde von 1828 ab auf 110 Thlr. normirt, dann aber 
1853 ausnahmsweiſe, wegen damals herrſchender Theüerung und allgemeiner Noth 
auf 150 Thlr. feſtgeſetzt. Weil ſich aber mehrere Hoſpitaliten beſchwerten, daß der 
Hoſpitalkaſſe Mittel entzogen würden, die V. R. W. ihnen gehörten, ſah ſich der 
Magiſtrat veranlaßt, die mehr erhobenen 40 Thlr. der Hoſpitalkaſſe aus der Käm⸗ 
mereikaſſe zu erſtatten. 


Das Hoſpital Sancti Georgii hat ſeine Einrichtung ebenfalls auf Grund 
der Matrikel von 1595 und des Viſitations⸗Berichts von 1741, ſowie des darauf 
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ergangenen commiſſariſchen Beſcheides, d. d. Stettin, den 10. Februar 1742, erhalten, 
der am 19. Mai 1742 in Golnow publicirt worden iſt. Die vom Könige zur 
Unterſuchung der piorum corporum in Pommern verordnete Commiſſion beſtand 
aus dem Präſidenten G. W. v. Aſchersleben, dem Conſiſtorialrath J. G. Hornejus 
und dem Hoffickel Dr. Chriſtian Krimpf, welch' letzterer ohne Zweifel auch für dieſes 
Hoſpital die Viſitation vorgenommen und den darüber abgefaßten Bericht erſtattet 
hat. Dieſer Bericht iſt aber nicht mehr vorhanden; es findet ſich nur der darauf 
erlaſſene Beſcheid, aus dem hervorgeht, daß St. Georg dieſelbe Organiſation erhalten 
hat, wie St. Spiritus: Magiſtrat iſt Patron; Präpoſitus Inſpector des Hoſpitals, 
es gibt einen dirigirenden und einen adminiſtrirenden Proviſor und einen Secre⸗ 
tarius. Die umſchichtige Adminiſtration ceſſirt auch bei dieſem Hoſpital, und es 
wird angeordnet, daß „die Landung nebſt deren Wieſen alle 6 Jahre licitirt wer⸗ 
den, beſonders weil die Proviſores ſelbſt angezeiget haben, daß durch die Licitation 
ein größers Quantum an Geld- und Kornpächten würde herausgebracht werden, als 
wie zeithero desfals berechnet worden“. Ein „ Jahrhundert ſpäter gab dieſe 
Beſtimmung wegen öffentlicher Verpachtung an den Meiſtbietenden zu lebhaften 
Discuſſionen zwiſchen dem Conſiſtorium und dem Patrone Anlaß. Die Sache war ſo:— 

Vor dem Stargarder Thore liegt längs der Ihna eine, etwas über 6 Mg. 
große Fläche, welche das Elendland genannt, und deſſen, nach feſten Sätzen nor⸗ 
mirter Ertrag bei dem St. Georgs Hoſpital verrechnet wird. Nun aber verlangte 
das Königl. Conſiſtorium auf Anlaß der Reviſion der Rechnung pro 1789, daß auch 
dieſe, als Gartenland benutzte, Fläche in ſechsjährigen Perioden an den Meiſtbieten⸗ 
den verpachtet werden ſolle. Der Magiſtrat remonſtrirte gegen dieſe Verfügung 
mittelſt Berichts vom 19. Auguſt 1790, indem er ausführte, daß dieſe Fläche, welche 
ſeit undenklichen Zeiten in viele kleine Gärten vertheilet, nicht Eigenthum des St. 
Georgs Hoſpitals, noch des Elenden- oder Gaſt⸗, oder Armenhauſes, noch irgend 
eines andern Stiftes ſei, ſondern der Stadt gehöre, deren armen und bedürftigen 
Bürgern das Recht zuftehe, dieſe Gartenſtücke gegen einen perpetuirlichen Canon 
zu nutzen, dem Hoſpital aber nur die Befugniß, dieſen Canon zu erheben und 
zu berechnen. Durch die ſich in dem früheſten Zeitalter gebildete Obſervanz und 
durch ſämmtliche Rechnungen, ſo weit ſie noch vorhanden ſind, iſt, ſo bemerkten 
Bürgermeiſter und Rath, die Richtigkeit dieſes Sachverhältniſſes zu erweiſen; denn 
niemals ſind dieſe Gärten von den Proviſoren des Hoſpitals verpachtet, ſondern 
ſelbige immerdar vom Magiſtrate als Stadtobrigkeit, und nicht als Patron des 
Stifts, an Arme und mit keinen Gärten verſehene Einwohner verliehen, und der 
Stiftsverwaltung nur Anzeige gemacht worden, von wem der einmal für jedes 
Gartenſtück feſtſtehende Canon einzuziehen ſei, um für die ſtiftungsmäßigen Zwecke 
des Hoſpitals verwendet zu werden. Hiernach iſt jener Gartenplan Eigenthum der 
Stadtgemeinde und von dieſer dem Hoſpitale nur zum Nießbrauche überwieſen, und 
zwar dergeſtalt, daß die Hoſpital⸗Verwaltung die Rechnung führt nicht aber befugt 
iſt, ſich in die Vergebung der gedachten Gartenſtücke zu miſchen. 

Trotz dieſer Auseinanderſetzung des Rechtsverhältniſſes blieb das Königl. 
Conſiſtorium in ſeinem Beſcheide vom 4. November 1790 bei ſeiner frühern An⸗ 
ordnung ſtehen, indem es bemerkte, die Angabe, jenes Grundſtück gehöre nicht dem 
Hoſpitale, ſondern der Bürgerſchaft, ſei eine ganz neüe mit nichts bewieſene 
Behauptung, die auch den älteſten Hoſpital⸗Rechnungen zuwiderlaufe, worin dieſe 
Gärten ſo gut, wie alle übrigen Grundſtücke ohne Unterſchied als Eigenthum des 
Hoſpitals aufgeführt ſtänden. Auf dieſes Vorgeben könne daher gar nicht reflectirt 
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werden, bis der Magiftrat deſſen Grund überzeugend nachgewieſen habe, und bis 
dahin müſſe es vielmehr bei der befohlenen Licitation dieſes Gartenlandes verbleiben. 
Überdem berief ſich das Königl. Conſiſtorium auf den Viſitations-Beſcheid vom 
6. Februar 1742, der ſich ſpeciell auf die Kirchen⸗Viſitation, im Allgemeinen aber 
auf alle pia corpora bezieht. Nunmehr wurde die bei der Sache betheiligte 
Bürgerſchaft unterm 4. April 1791 mit der Bitte vorſtellig, es in Betreff des 
zum Hoſpital St. Georgii gelegten ſ. g. Elendlandes bei der alten Verfaſſung zu 
belaſſen. Die das Wort führenden vier Viertelsleüte ſagten in ihrer Vorſtellung: 
Wir glauben, daß die Dispoſition des allegirten Viſitationsbeſcheides ſo wenig 
unſerm wohl erworbenen Rechte nachtheilig ſein könne, als auf den vorliegenden 
Fall Anwendung finde. Denn eines Theils iſt bei der in Anno 1742 vorgeweſenen 
Commiſſion, auf deren Grund eben jener Beſcheid ertheilt worden, die hieſige 
Bürgerſchaft weder zugezogen und mit ihren etwanigen Einwendungen gehört, 
als noch weniger ihr derſelbe demnächſt publicirt worden, er kann alſo in An- 
ſehung unſerer nicht als ein Geſetz angeſehen, noch weniger aber daraus ein Grund 
hergenommen werden, uns eines wohl erworbenem Rechts verluſtig zu erklären. 
Andern Theils ſcheine aber auch die Dispoſition des Viſitationsbeſcheides von 1742 
auf den vorliegenden Fall gar nicht anwendbar zu ſein, denn in ſelbigem ſei nur 
verordnet, daß die zu den Hoſpitälern gehörigen Acker, Wieſen und Gärten plus 
licitandi verpachtet werden ſollen, keinesweges aber iſt ſelbſt in dem beſondern 
Viſitationsbeſcheide von dem Hoſpital St. Georgii vom 10. Februar 1742 vor⸗ 
geſchrieben, daß hierunter das Elendland mit begriffen ſein ſolle, als welches ſo 
wenig zu den bemerkten Grundſtücken, als vornehmlich in die Kategorie der Gärten 
zu ſtellen, denn dieſe letzteren ſind gleich denen Privatis zugehörigen berechnet und 
liegen mit zwiſchen denſelben, welches bei dem Elendlande nicht der Fall iſt, als 
welches in kleinen Rücken ohne beſondere Abtheilungen ein zuſammenhangendes 
Stück Land bildet, dem in neüern Zeiten nur die Proviſoren des Hoſpitals, die 
Benennung von Gartenland beigelegt haben. Der Beſcheid ꝛc. welcher die Bürger⸗ 
ſchaft unterm 20. April 1791 erhielt, lautete am Schluß ſehr ungnädig alſo: „Ihr 
werdet verwarnt, eüch in dieſe, eüch nicht, ſondern den Magiſtrat als Patron 
betreffende Angelegenheit zu miſchenn .. wenn ihr nicht gar als unbefugte, 
eüch eindringende Geſchäftsträger und Querulanten erfunden und nach den deshalb 
emanirten Geſetzen beſtrafet werden wollet“. Gleichzeitig erging an den Magiſtrat 
der erneüerte Befehl, nunmehr unverzüglich zur Licitation des Elendlandes zu 
ſchreiten, und das Licitations-Protokoll binnen 4 Wochen ohnerinnert einzuſenden, 
„oder eüch ſelbſt beizumeſſen, was wir für Maßregeln gegen eüer illegales Verfahren 
nehmen und verfügen werden“. Der Magiſtrat zeigte aber unterm 9. Juni 1791 
an, daß er bei Ausführung des Conſiſtorial-Befehls in der Bürgerſchaft auf den 
entſchiedenſten Widerſtand ſtoße, der ſich, wie ſchon früher berichtet, darauf gründe, 
daß dem Hoſpital nicht das Eigenthum über das Elendland competire; die Bürger⸗ 
ſchaft behaupte, das Hoſpital habe nur durch Obſervanz ein gewiſſes Anrecht er⸗ 
worben, darin beſtehend, daß es einen beſtimmten Canon vom Elendlande erhebe, 
und zwar nicht kraft eignen Rechts, ſondern im Namen und im Auftrage der 
Bürgerſchaft, welche ſich ſeit länger als 100 Jahren im ungeſtörten Beſitz des 
Grundſtücks befinde, gegen Erlegung jenes Canons, und daß ſie nicht des Willens 
ſei, ſich aus dieſem, bis dahin unbeſtritten geweſenen, Beſitzrecht durch bloße Ver⸗ 
fügungen und Dekrete verdrängen zu laſſen. Sie würde es auf einen Proceß an⸗ 
kommen laſſen, wenn man das ſeit undenklichen Zeiten beſtehende, durch uraltes 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 82 
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Herkommen geheiligte Verhältniß aufheben, und an deſſen Statt eine öffentliche 
Feilbietung des Elendlandes zum Meiſtgebot ſetzen ſollte. Ein dieſerhalb anzu⸗ 
ſtrengender Proceß könne, nach ſeiner, des Magiſtrats, Überzeügung keinen glück⸗ 
lichen Ausgang, für das Hoſpital nehmen, wol aber werde dieſes durch die unver⸗ 
meidlich zu verwendenden Koſten in Schaden und Nachtheil geſetzt, daher der 
Magiſtrat, als Patron, zur Beſchreitung des Rechtsweges ſeinen Conſens verſagen 
müſſe. Notoriſch iſt es, ſo aüßerten Bürgermeiſter und Rath, daß die Hoſpital⸗ 
ſtiftung zum Beſten der Bürgerſchaft errichtet iſt, und unterhalten wird, und daß 
alſo alles, was in Rückſicht dieſes Grundſatzes geſchieht, dem wahren Endzwecke der 
Fundation entſpricht; es iſt ferner actenkundig und nicht zu beſtreiten, daß an der 
Benutzung des Elendlandes nur Prediger, Schullehrer, Wittwen und die ärmſten 
Leüte der Bürgerſchaft, welche keine eigenen Gärten haben, Antheil nehmen; es iſt 
mithin die bisherige Verfahrungsart bei Benutzung des Elendlandes dem Endzweck 
der Stiftung nicht entgegen, — ohne mit dieſer Bemerkung dem Hoſpitale ein 
Eigenthumsrecht an demſelben vindiciren zu wollen; — und nimmt man endlich dar 
auf Rückſicht, daß der Vermögens -Zuſtand des Hoſpitals St. Georg von einer 
Beſchaffenheit iſt, daß man nicht nöthig hat, die Einkünfte deſſelben zum Nachtheil 
eines Andern zu vermehren, und daß, da der Canon nach dem Verhältniß der 
Benutzung des Landes nicht für gering erachtet werden kann, indem eine Quadrat⸗ 
ruthe beinahe mit 2 Gr. verzinſet wird, ſo iſt die Unbilligkeit ſehr einleüchtend 
wenn man den Armen und Bedürftigen, die das Elendland benutzen, daſſelbe ent⸗ 
ziehen und damit zu deren Nachtheil Wucher treiben will, zu geſchweigen, daß es 
an ſich ſchon eine Unbilligkeit involvirt, wenn man die Adminiſtratoren der Stif- 
tung mit der Commune in Proceſſe und Weitlaüfigkeiten verwickelt, da doch das⸗ 
jenige, was das Hoſpital beſitzt, alles von der Freigebigkeit der Gemeinde und 
deren Glieder herrührt. Auf dieſes Fundament all der milden Stiftungen, die wir 
unter dem Namen Hoſpitäler kennen, legte der Magiſtrat mit Fug und Recht einen 
gewiſſen Nachdruck und wies damit indirect auf den Irrthum hin, der begangen 
wird, wenn man den Urſprung der Hoſpitäler in der Kirche ſucht. Inzwiſchen war 
der General⸗Superintendent Göring am 1. Juni 1791 in Golnow geweſen, um 
der Sache an Ort und Stelle auf den Grund zu gehen. Nach Stettin zurückgekehrt, 
hielt er dem Collegio Vortrag über den Ausgang ſeiner Viſitation, in Folge deſſen 
unterm 4. Auguft 1791 an den Magiſtrat die Verfügung erging, daß es rückſichtlich 
der Benutzung des Elendlandes bei der zeitherigen Obſervanz verbleiben könne, es 
aber nothwendig ſei, das Land zu vermeſſen und gehörig einzutheilen. Nach Jahres⸗ 
friſt berichteten Bürgermeiſter und Rath unterm 15. Juli 1792, daß es der befohlenen 
Vermeſſung des Elendlandes nicht bedürfe, da der dirigirende Proviſor des St. 
Georgs⸗Hoſpitals einen Situationsplan davon aufgenommen habe, der für die be⸗ 
ſtehende Eintheilung der Gartenſtücke die Grundlage bilde; und rückſichtlich dieſer 
Vertheilung unter die betreffenden Nutznießer des Elendlandes ſei niemals Un⸗ 
zufriedenheit geaüßert, oder gar Beſchwerde geführt worden. Worauf das Königl. 
Conſiſtorium unterm 26. Juli 1792 den Magiſtrat dahin befchied, „daß es bei 
ſeiner Anzeige zu bewenden habe und bei der bisherigen Verfahrungsart ver⸗ 
bleiben könne“. 

So wurde endlich nach zweijährigen Verhandlungen ein, an ſich unbedeütender, 
Gegenſtand erledigt, der aber, wie wir geſehen haben, in der damals kleinen Stadt 
G. mit kaum 2000 Einwohner, in den dabei betheiligten Kreiſen der Bevölkerung 
eine große Aufregung hervorgebracht hatte, welche hätte vermieden werden können, 
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wenn weniger dem Wortlaut, als dem Geiſte des Viſitations⸗Beſcheides von 1742 
Rechnung getragen und den Auseinanderſetzungen im erſten Berichte des Magiſtrats 
mehr Beachtung zugewendet worden wäre, als geſchehen iſt. Durch dieſen Bericht 
ſtand es feſt, wenn gleich es nicht durch Urkunde erwieſen werden konnte, daß die 
damals 76 Stücken Gartenland auf dem ſ. g. Elend dem Hoſpital St. Georg, oder 
dem demſelben annectirten Gaſthauſe vor dem Stargarder Thore, nicht eigenthümlich 
gehören, ſondern vielmehr der Stadt Golnow; indeſſen hat der Magiſtrat, in ſeiner 
Eigenſchaft als Stadtobrigkeit, zugleich aber auch als Patron des Hoſpitals, zur 
Aufhelfung dieſer milden Stiftung davon dem Hoſpitale vor undenklichen Zeiten 
überwieſen, dergeſtalt, daß damals, 1790 — 1792, von 19 Rücken eine perpetuirliche 
und unveränderliche Pacht von 6 Gr., von 10 Enden 4½ Gr., von 11 Enden 
3½¼ Gr., von 20 Enden 3 Gr. und von 15 Enden 2 Gr. erhoben wurde. Es 
hangt daher auch nicht von dem Hoſpitale, ſondern vielmehr vom Magiſtrate ab, 
welchem Bürger ſie zur Benutzung zugeeignet werden ſollen. Die Ordnung, welche 
dabei befolgt wird, beſteht darin, daß diejenigen Bürger, welche kein eigenes Gar- 
tenland haben, ſich beim Magiſtrate melden, der alsdann ſo bald ein Rücken Land 
erledigt wird, ihn demjenigen Expectanten ertheilt, der in der Reihe der Anmel⸗ 
dungen der älteſte oder auch der bedürftigſte iſt; ſobald aber ein Bürger ein eigenes 
Gartenland ſich anderweitig erworben, muß er dasjenige, was ihm von den Garten⸗ 
rücken des Elendlandes zugeeignet geweſen, ſogleich wieder abtreten. Es iſt alſo 
dies Einkommen, damals sub. Tit. VI. des Etats und der Rechnungen, zum Be⸗ 
trage von 12 Thlr. 9 Gr., als ſo hoch es ſich eigentlich belaufen ſoll, eine ſtehende 
unveränderliche Einnahme des Hoſpitals, die nur dann verringert werden kann, 
wenn durch beſondere hinzutretende Umſtände etwa irgend Jemanden ein Garten⸗ 
ende im Elendlande unentgeldlich vom Magiſtrate angewieſen wird, woran jedoch 
nur allein die Predigerwittwen Anſpruch haben. 


In ſpäterer Zeit iſt, laut Verfügung des Magiſtrats vom 28. Februar 1830, 
ein Stück des Elendlandes dem damaligen Stadtchirurgus Uhrlandt behufs einer 
in der Ihna zu errichtenden Badeanſtalt verpachtet und dabei die Bedingung geſtellt 
worden, daß nach der Ihna ein breiter Steig, der allenfalls auch zum Fahrweg 
dienen könne, gelegt werden müſſe. Die Badeanſtalt, im Intereſſe des Publikums 
angelegt, wurde alljährlich im Frühjahr aufgeſchlagen und im Herbſte abgetragen. 
Ob ſie noch beſteht, iſt zweifelhaft; man vergleiche die Angabe auf S. 544 unter 
der Rubrik Medicinal⸗Polizei. 


Wie aus dem Vorſtehenden hervorgeht, hatte der Magiſtrat eine lebhafte 
Abneigung vor einem Rechtsſtreite, der doch endlich angeſtrengt werden mußte, 
wenn die urſprüngliche Anſicht des Königl. Conſiſtoriums in Bezug auf das Elend⸗ 
land hätte geltend gemacht werden ſollen; dieſe Abneigung ſtützte ſich, außer auf 
der juridiſchen Überzeügung, daß der Richter nur zu Gunſten der Stadt erkennen 
könne, auf einer Vorſchrift des St. Georgen⸗Viſitations⸗Beſcheides vom 10. Februar 
1742, woſelbſt es im Artikel VI. alſo heißt: Proceſſe zwiſchen dem Präpoſitum 
und Patronum in Angelegenheiten, jo die pia corpora tangiren, ſollen nach aller 
Möglichkeit vermindert werden, und wenn ja ſolche von ein oder dem andern Theil 
angeſponnen würden, ſollen die Expenſen darzu nicht aus dem Vermögen des pii 
corporis genommen, ſondern aus jeden Theils eigenen Mitteln bezahlt werden, 
weilen durch die allergnädigſt approbirte Viſitationsbeſcheide denen vorfallenden 
Irrungen nicht nur möglichſt vorgebeügt, ſondern auch in Sachen derer piorum 
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corporum ohne alle Weitlaüfigkeiten verfahren und ſolche durch rechtliche und ge⸗ 
gründete Beſcheide auf einmal abgemacht werden müſſen.“ 

Nach der, von dem Landmeſſer Belthaſar im Jahre 1736 ausgeführten, Ver⸗ 
meſſung der ſtädtiſchen Feldmark hat das Hoſpital St. Georgii in derſelben an 
Grundſtücken beſeſſen: Ackerland I. Kl. 36.174, desgl. II. Kl. 60.50, desgl. III. Kl. 
47.94, urbares Land überhaupt 144.138, Angerwieſen 7.50, bewachſenes Land 
7.28, unbrauchbares Land 1.37, Feldbrücher 2.70, üherhaupt 162 Mg. 143 Ruth. 

Im Anfange des laufenden Jahrhunderts beſaß das Hoſpital, nach Angaben 
im Etat für die Periode 1809 — 1814, muthmaßlich zufolge einer neüern Ver⸗ 
meſſung . . 223 Mg. 29 Ruth. 
davon waren ungefähr 38. 56 Wieſen, welche gegen Geldpacht auf Zeit ausgethan 
waren; daß Ackerland begriff 184.153; davon waren 63.27 gegen Geld und 4.133 
gegen Körner verzeit⸗, und 116.173 gegen Körner, Roggen und Hafer vererbpachtet. 
Die Größe des Gartenlandes iſt nicht nachgewieſen, d. h. derjenigen 5 Enden 
Gartenland, welche dem Hoſpital eigenthümlich gehören. 

Das Hoſpital St. Georg hat außer dem Einkommen von den Grundſtücken 
noch folgende Einnahmen: 1) Zinſen vom Kapitalvermögen. 2) An Einkaufsgeld 
muß jeder Hoſpitalit 19 Thlr. entrichten, außerdem an Sterbe- und Wartegeld 
12 Thlr. erlegen, womit es aber, wie bereits bei dem Hoſpital Spiritus Sancti 
angeführt, gehalten wird. 3) Auch die Erbſchichtung hat gleiche Einrichtung wie 
bei dem Hoſpital St. Sp. Übrigens ſteht das Hoſpital St. Georg in Verbindung 
mit dem ſ. g. Armen⸗ oder Gaſthauſe, welches vor dem Stargarder Thore in der 
Nähe des Elendlandes belegen iſt, und ohne Zweifel vor Zeiten eine ſelbſtſtändige 
Anſtalt, ein Elendenhaus, geweſen iſt. Das Gaſthaus, in welchem ein ſ. g. Armen- 
vater die Aufſicht führt, hat die Einrichtung, daß darin 6 Knaben als Currendaner 
aufgenommen werden, ferner außer des Armenvaters Ehegenoffin, 3 Frauen, welche 
11 Perſonen die ſ. g. Currende ausmachen. Die Knaben gehen des Sonntags nach 
der Hauptpredigt in der Stadt umher und ſingen vor den Haüſern Kirchenlieder 
u. d., wobei der Armenvater in einer Büchſe die Geldſpenden, die Frauen aber in 
einem Korbe Brod ſammeln, was ihnen milde Hände reichen. Hernach wird das⸗ 
ſelbe insgeſammt ſogleich unter ſie vertheilt, ohne daß darüber weiter eine Rech⸗ 
nung geführt wird. Die Currendaner haben übrigens in dem Armen- oder Gaſt⸗ 
hauſe keine Wohnung; dagegen hat jede der vorgedachten armen Frauen in dem⸗ 
ſelben ihren Aufenthalt. Im Hauſe ſelbſt ſind 4 Stuben, davon eine vom Armen⸗ 
vater, die 3 anderen von den Currende-Frauen oder ſonſtigen Armen bewohnt 
werden. Der Nachlaß der im Gaſthauſe verſtorbenen Bewohner deſſelben fällt an 
das Hoſpital. Zur Aufnahme ins Gaſthaus wird kein Einkaufsgeld entrichtet. 
Auch dieſe Anſtalt ſteht unter dem Patronat und der Aufſicht des Magiſtrats, 
welcher ſich mit dem Superintendenten über die aufzunehmenden Perſonen ver⸗ 
ſtändigt. 

Die Ausgaben des Hoſpitals waren bis gegen das Ende des 18. Jahrhun⸗ 
derts folgende: 1) An Beſoldungen: dem Präpoſitus 8 ¼ Thlr., dem Diaconus 
9% Thlr., dem dirigirenden Proviſor, dem adminiſtrirenden und dem Stifts⸗ 
Sekretair jedem 4 Thlr., dem Rector 4 Thlr., dem Subrector 2 Thlr., dem Bacca⸗ 
laureus 9 Thlr. — 2) An Pröven. Stiftungsmäßig ſollten in das Hoſpital 8 
Perſonen, welche Bürger in Golnow geweſen, aufgenommen werden. Jeder Hoſpi⸗ 
talit erhielt baar 5 Thlr. und an Korn 2 Sch. Roggen und 2½ Sch. Hafer. 
Außerdem hatten die Wittwen der hieſigen Prediger eine Pröve zu genießen, 
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welche von Altersher 2 Thlr. 19 Gr. 8 Pf. betrug, jedoch fand auch, wenn beſon⸗ 
dere Umſtände es erheiſchten, eine Zulage bei ſelbigen Statt, die der Magiſtrat als 
Patron des Hoſpitals zubilligte und hiernächſt vom Königl. Conſiſtorium beſtätigt 
ward. Den Armen im Gaſthauſe wurde vom Hoſpitale jährlich 1 Thlr. gereicht, 
der unter ſie insgeſammt zur Vertheilung kam, jedoch hatten daran nur diejenigen 
Antheil, die in der Currende gingen, nebſt des Armenvaters Frau. — Die Armen⸗ 
kaſſe der Stadt erhielt vom Hoſpitale jährlich 20 Thlr. — 4) An Deputaten ver⸗ 
abreichte daſſelbe: an jede Predigerwittwe 2 Sch. Roggen und 12 Mtz. Hafer; der 
Proviſor adminiſtrans erhielt 6 Sch. Roggen und 9 Sch. Hafer; die Armen im 
Gaſthauſe 5 Sch. Roggeu, der Rathsdiener und der Balgentreter je 1 Sch. Roggen. 
— 5) Die Gebaüde, welche von demſelben unterhalten werden müſſen, ſind das 
Hoſpital ſelbſt und das Gaſthaus, zu deren Bau und Reparaturen das Holz frei 
aus der Stadtheide gegeben wird. 


Das Hoſpitalgebaüde enthält außer den 4 Stuben noch 4 Kammern und iſt 
60 Fuß lang, 26 Fuß tief in 9 Gebind verbunden. Im Jahre 1795 zeigte ſich 
die Nothwendigkeit ein er gründlichen Reparatur dieſes Gebaüdes. Der Magiſtrat 
ließ durch den Landbaumeiſter Meyer die Koſten des Reparaturbaues veranſchlagen 
welche 970 Thlr. 5 Gr. 10 Pf. betrugen. Mittelſt Verfügung vom 26. November 
1795 genehmigte das Conſiſtorium den Bau, jedoch nur mit dem Befehl, die Repa⸗ 
ra tur unter Aufſicht des Proviſors Bethke tüchtig und genau dem Anſchlage gemäß 
anfertigen zu laſſen, wobei ihm bei Strafe die Bezahlung ex propriis angedeütet 
wurde, den Anſchlag ſchlechterdings nicht zu überſchreiten. Sollten ſich während 
der augefangenen Reparatur wirklich ſolche Umſtände hervorthun, die noch größere 
Ausgaben nothdringlich machten, jo habe der Magiſtrat unausbleiblich ſogleich 
davon zu berichten, damit darüber verfügt werden könne, keineswegs aber, ohne 
dieſe Pflicht beobachtet zu haben, ſich hinterher mit einer ſolchen Angabe zu melden.“ 
Dieſe Verfügung wird hier eingeſchaltet, um als Beiſpiel zu dienen von dem Tone, 
die die Aufſichtsbehörden damaliger Zeit in ihren Erlaſſen den Stadtobrigkeiten 
gegenüber anſchlugen. Nach dem ſtrengen Regiment, welches Friedrich Wilhelm I. 
eingeführt hatte, ſprachen die Behörden nur im Namen des Königs, der da auto- 
kratiſch befiehlt und an ſeine Befehle Drohungen knüpft. Wol mochte das Pom⸗ 
merſche Conſiſtorium böſe Erfahrungen darin gemacht haben, daß Bauanſchläge bei 
der Ausführung der Bauten weit überſchritten wurden; dieſes Mal aber taüſchte 
es ſich; denn als Landbaumeiſter Meyer den auf Rechnung ausgeführten Repara⸗ 
turbau des Gt. Georgen-Hoſpitals am 28. Auguſt 1797 revidirt und gefunden hatte, 
daß derſelbe vollkommen und gut ausgeführt worden, ergab ſich, daß der admini⸗ 
ſtrirende Proviſor Bethke es ſich aüßerſt hatte angelegen ſein laſſen, auf alle Art 
und Weile da, wo es ohne Nachtheil für die Wichtigkeit der Arbeit angänglich ge- 
weſen, Erſparungen zu machen, indem es ſich bei der Ausführung zeigte, daß noch 
manche Bauſtücke brauchbar waren und auch bei Anſchaffung der Materialien und 
bei den Arbeitslöhnen weniger Ausgaben zu machen nöthig geweſen, als der Vor- 
anſchlag nachgewieſen hatte. Die Erſparungen beliefen ſich auf die beträchtliche 
Summe von Thlr. 228. 4. 6 Pf., was denn auch das Conſiſtorium veranlaßte, dem 
Magiſtrate und dem Hoſpitals⸗Proviſor Bethke mittelſt Verfügung vom 21. Sep⸗ 
tember 1797 ſein Wohlgefallen zu erkennen zu geben. Bemerkt ſei hier noch, daß 
der Landbaumeiſter Meyer ſchon unterm 16. Juli 1793 pflichtmäßig einberichtet 
hatte, daß ein Neübau des Hoſpitals erforderlich ſei, wozu er den Anſchlag auf 
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Höhe von Thlr. 2750. 7. 8 Pf. berechnet, übergab. Die Ausführung des Neübaus 
mußte aber wegen Mangels an Fonds unterbleiben. 

Als im Jahre 1797 die Verbeſſerung der Salarien der Hoſpitalbedienten 
wiederholt in Anregung gebracht wurde, befürwortete der Magiſtrat auch die Er- 
höhung der Pröben. In dem Conſiſtorial-Beſchluß vom 11. Januar 1798 wurde 
Folgendes feſtgeſetzt: Die in der Hauptrechnung unter Tit. V. der Ausgabe 
ſtehenden Pröben der Hofpitaliten, excl. der Präpoſiten-Wittwe Sormann, welche 
ſchon anderswo bedacht worden, ſind 7. Jede wird, wie bei St. Spiritus, mit 
2 Thlr. jährlich verbeſſert, macht 14 Thlr. Die Wittwe des dirigirenden Proviſors 
Titz gelangt nach dem Antrage des Magiſtrats zu einer Pröbe, jedoch nur in 
baarem Gelde mit 10 Thlr. 6 Gr. Die 5 Armen in dem, mit dem St. Georgs— 
Hoſpital verbundenen Gaſthauſe zum Elend erhalten jeder 2 Thlr. Zulage, macht 
10 Thlr. Überhaupt Verbeſſerung der Pröben 34 Thlr. 6 Gr. Die Zulage der 
Salariſten beträgt 50 Thlr; davon bekommt der Präpoſitus 10 Thlr., der dirigi- 
rende Proviſor 10 Thlr., der adminiſtrirende 14 Thlr. Der Diaconus 2 Thlr., 
der Rector, Subrector, Baccalaureus und der Raths- zugleich Stiftsdiener je 1 Thlr. 
Die an die Conſiſtorialkaſſe zu entrichtenden Gebühren find von gleicher Höhe, wie 
bei St. Spiritus, excl. der Kanzleiꝙ⸗Gebühren, welche bei St. Georg 14 Gr. ber 
tragen. Die Zulagen wurden auch bei dieſem Hoſpitale vom 1. Januar 1797 an 
gerechnet bewilligt. 

Über den Zuſtand des St. Georgen-Hoſpitals in der erſten Zeit des 19. 
Jahrhunderts gibt der Etat für die Periode von 1809—1814 Auskunft, wie 
folgt: — 

Einnahme. — Tit. I. Zinſen von 2600 Thlr. Kapital Thlr. 108. 6 Gr. 
Die Kapitalien find, mit Ausnahme einer Bank-Obligation über 100 Thle., ſämmt⸗ 
lich hypothekariſch beſtätigt. — Tit. II. An Acker-, Wieſen- und Garten-Pacht Thlr. 
136. 11 Gr. — Tit. III. An Gartenland-Pächte, d. i. vom Elendlande, in 78 
Stücken Thlr. 12. 12. 6 Pf. — Tit. IV. Für verkauftes Korn laut des dem Geld⸗ 
Etat beigefügten Getreide⸗Etat: 77 Sch. 1 Mtz. Roggen à Thlr. 1. 13 8 Pf. und 
77 Sch. 10 Mb. Hafer a 14 Gr. macht zuſammen Thlr. 166. 5. 5 Pf. — Tit. V. 
An Einkaufsgeld Thlr. 22. 4 Gr. — Tit. VI. An Auskaufse, Sterbegeld und 
Nachlaß Thlr. 38. 20. 11 Pf. — Tit. VIII. An Geſchenken: Vacat. — Tit. XX. 
Insgemein: Vacat. — Summa der Einnahme.. Thlr. 484. 11. 10 Pf. 

Ausgabe. — Tit. J. An Beſoldungen Thlr. 97. 16 Gr. Davon erhält der 
Superintendent Lehmann, incl. der 1798 bewilligten Zulage, Thlr. 18. 16 Gr., 
und zu Schreibmaterialien 16 Gr. — Der Proviſor dirig. Senator Ewald 14 Thlr.; 
deſſen Accidentien beſtehen in 1 Thlr. bei Reception eines Böhlen und 1 Thlr. 
beim Abſterben deſſelben; feine übrigen Einkünfte ſtehen im Kämmerei-Etat. — Der 
Proviſor adm. Bethke 18 Thlr. und für Schreibmalerialien 3 Thlr., laut Getreide⸗ 
Etat hat derſelbe 6 Sch. Roggen und 9 Sch Hafer. — Der Stifts⸗Sekretair, 
Bürgermeiſter Dallmer 14 Thlr.; (ſeine übrigen Einkünfte ſind im Etat der Catha⸗ 
rinenkirche incl. dieſer 14 Thlr. auf Thlr. 116. 11 Gr. angegeben, ſeine Einkünfte 
als Bürgermeiſter ſtehen im Kämmerei⸗Etat.) — Der Diaconus Sormann Thlr. 
11. 8 Gr. — Der Schulrector Jädicke 4 Thlr. — Der Subrector Bublitz 3 Thlr. 
— Der Baccalaureus Uckeley 10 Thlr. — Der Rathsdiener fürs Einfordern der 
Einnahme⸗Reſte 1 Thlr. und 1 Sch. Roggen. — Der Balgentreter hat 1 Sch. Roggen 
zu empfangen. 

Tit. D. An Pröben, im Ganzen Thlr. 90. 1. 8 Pf. Die Wittwe des 
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Probſt Sormann bezieht Thlr. 12. 19. 8 Pf. und 2 Sch. Roggen, 12 Mtz. Hafer 
(. Etat von St. Spiritus). Die Wittwe des Prov. dir. Titz hat Thlr. 10. 6 Gr. 
Es ſind 7 Hoſpitaliten mit 4 Doppelpröben a 14 Thlr. und 4 Sch. Roggen, 
5 Sch. Hafer, nebſt freier Wohnung. Die 5 Armen im Gaſthauſe zum Elend 
haben 11 Thlr. und 5 Sch. Roggen. 

Tit. III. Bauten und Reparaturen Thlr. 65. 3. 9 Pf. — Tit IV. Prozeß-, 
Gerichtskoſten, Stempelpapier, Poſtgeld Thlr. 14. 7. 7 Pf. Darunter ſind die 
Reviſions⸗ ꝛc. Gebühren mit Thlr. 8. 14 Gr. ſixirt. — Tit. V. An Paſſivis. 
Unter dieſem Titel werden die von den Hoſpitaliten Tit. VI. vereinnahmten und 
zum Kapitalfonds geſchlagenen Sterbegelder verausgabt, und dieſe betragen nach 
der Fraction 12 Thlr. — Tit. VI. Zur Stadtarmenkaſſe 20 Thlr. — Tit. VII. 
Insgemein Thlr. 18. 17. 4 Pf, darunter fixirt: 1 Thlr. 14 Gr. fürs Einbinden der 
Rechnung in 2 Exempl. und der Beläge, und 2 Thlr. 16 Gr. für den Schornſtein⸗ 


feger. — Summa der Ausgabtee Thlr. 317. 22. 4 Pf. 
Überſchuß der Einnahme . . . . „= 16813 6 „ 
Getreide Etat. — Erbpacht 106 Sch. I Mtz. Roggen, 105 Sch. 14 Mtz. Hafer. 


Zeitpacht 1 An 8 n 7 7 2 7 
Summa Einnahme 108 Sch. 1 Mtz. Roggen, 107 Sch. 6 Ms. Hafer. 
Davon ab die Ausgabe mit 31, — „ 1 gn ien, 2 
Bleibt zum Verkauf 77 Sch. 1 Mtz. Roggen, 77 Sch. IO Mk. Hafer 
davon der Ertrag im Geld⸗Etat vereinnahmt iſt. Die Zahl der Erbpächter der in 
der Stadtfeldmark belegenen Hoſpitalländereien beträgt 20, die der Zeitpächter 2. 
Die einzelnen Ausgabe-Poſten find im Geld-Etat nachgewiefen. 
Im Jahre 1793 erhielt der Conſiſtorialrath Langner zu Jaſenitz — den wir 
in der Geſchichte der Stadt Stargard kennen gelernt haben (L. B. II. Th. Bd. IV., 
S. 770) — von dem damaligen Königl. Conſiſtorium vom Pommern den Auftrag, 
eine Viſitation auch der Golnowſchen Kirche und beider Hoſpitäler vorzunehmen. 
Im Geiſte ſeiner Zeit fand derſelbe es rathſamer, wenn die, dieſen frommen Stif⸗ 
tungen zugehörigen bedeütenden Ländereien, welche bisher in Zeitpacht ausgethan 
wurden, vererbpachtet würden. Es war der Verſuch mit einer Licitation gemacht, 
deren Erfolg alle Erwartungen übertraf, indem die hieſigen Bürger Gebote machten, 
welche bei manchen Grundſtücken beinahe dem ganzen Körner⸗Gewinn gleich kamen. 
Es wurden darauf, noch im Herbſte des genannten Jahres die Erbzins⸗Verträge 
ausgefertigt, und die Sache ging jo lange ziemlich gut, als dieſe Erbpachkſtücke noch in 
den Handen der erſten Beſitzer waren, welche den Nachtheil bei Bewirthſchaftung der 
Hoſpital⸗Grundſtücke durch die Vortheile vou ihren eigenthümlichen Landungen zu 
decken im Stande waren; als aber die Theilung des Geſammt⸗Vermögens bei Ver⸗ 
erbungen eintrat, aüßerte ſich der Nachtheil dieſer ganz unverhältnißmäßig hohen 
Verpachtung ſofort, indem junge Anfänger, denen vielleicht blos das Erbpachtland 
als Erbtheil zugefallen war, die Pacht nicht erſchwingen konnten. So ſtanden noch 
an Reſten bis ult. December 1814, die Naturalpächte zu Gelde gerechnet, bei dem 
Hoſpital Spiritus Sancti Thlr. 820. 16. 2 Pf. und bei dem Hoſpital St. Georgi 
Thlr. 314. 18. 6 Pf. aus. So klagte einer der Erbpächter, ein Ackerbürger, Namens 
Michael Schalenz, daß ihm bei der Auseinanderſetzung mit ſeinem Vater und ſeinen 
zwei Geſchwiſtern die Hoſpital⸗Parcele zu Theil geworden, für welche nach dem 
Erbpachtvertrage von 1793 an Pacht 11 Scheff. 5 Pi. Roggen und eben ſoviel 
Hafer erlegt werden mußten, die zu beſchaffen eine reine Unmöglichkeit ſei. In zwei, 
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an die Königl. Regierung gerichteten, Vorſtellungen vom 29. Januar und 16. März 
1816 bat er dringend, den Magiſtrat zu vermögen, daß ihm das Hoſpitalland, welches 
ihn an den Bettelſtab bringen werde, abgenommen und anderweitig verpachtet 
werde. Der Magiſtrat zur Aüßerung über dieſes Geſuch veranlaßt, berichtete 
unterm 27. März 1816, daß der Bittſteller nicht allein, ſondern die Menge der 
übrigen Erbpächter, welche ſich mit ihm in gleicher Lage befinden, zu verſchiedenen 
Malen um Abnahme der Erbpachtländereien gebeten hätte, es entſpringe aber aus 
der Natur der Erbverpachtung, daß eine ſolche Zurücknahme nicht eher Statt finden 
könne, als bis in dem übrigen Vermögen der Erbpächter ein objectum executionis 
nicht mehr vorhanden ſei. So hart auch dieſe Maaßregel allerdings ſei, ſo würde 
doch die erſte Gewährung einer Zurückgabe das Signal für alle übrigen Erbpächter 
ſein, ein Gleiches zu verlangen, und der Ausfall würde für die Stiftungen aüßerſt 
bedeütend ſein, da die Summe der Erbpächte, welche in Körnern entrichtet werden, 
bei dem — 


Hoſpital Spiritus Sancti 88 ¼ Sch. Roggen und 88 ½ Sch. Hafer 
„ St. Georgii 106,2 —,, 7 N 7 


beträgt, welche bei einer Zurücknahme und anderweitigen Verpachtung ſich leicht um 
die Hälfte mindern könnten. So ſehr nun auch der größte Theil der zeitigen Be⸗ 
ſitzer des Erbpachtlandes zu bedauern ſei, ſo rechtfertige doch keine geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung die Gewährung ihres Geſuchs und darum müſſe Magiſtrat, als Patron 
der Stiftungen, demſelben widerſprechen. Was inſonderheit das Geſuch des Schalenz 
betreffe, ſo habe Magiſtrat das Ackerſtück deſſelben durch die Okonomie⸗Deputation 
unterſuchen laſſen, und dieſe habe die Erklärung abgegeben, daß gedachte Parcele 
10--11 Sch. Roggen Einfall habe und das 4te Korn tragen könne. Da nun 
dieſelbe den oben nachgewieſenen Natural⸗Canon gibt, ſo würde nach Abzug von 
1 Korn zur Saat und 2 Körner Pacht noch 1 Korn für den ꝛc. Schalenz bleiben, 
welches er aber deshalb nicht gewinnt, weil er das Ackerſtück in ſchlechter Kultur 
hält. Auf Grund dieſes Magiſtrats⸗Berichts wurde das Geſuch des Bittſtellers 
unterm 10. April 1816 als durchaus unſtatthaft ab- und derſelbe angewieſen, die 
Königliche Regierung mit ferneren Anträgen in dieſer Sache nicht weiter zu 
behelligen.“ 


Verhältniß der Stadtverordneten zur Verwaltung der Hoſpitäler. — In dem 
Berichte vom 14. Mai 1824 hatte der Magiſtrat um Entſcheidung über die von 
den Stadtverordneten ſich erlaubte willkürliche Beſtimmung des Zinsfußes von aus⸗ 
geliehenen Kapitalien eines der beiden Hoſpitäler gebeten. Die Königl. Regierung 
verfügte hierauf unterm 13. Juli 1824 was folgt: — „Die Hoſpitäler ſtehen allein 
unter dem Armen ⸗ Directorium nach $. 179 der St.⸗O. Dieſes letztere, und nicht 
die St.⸗V. Verſammlung als ſolche kann entſcheiden, ob ein Kapital auſgenommen, 
gekündigt oder anderweitig ausgeliehen und zu welchem Zinsfuß untergebracht wer⸗ 
den fol. Die St.-®. find nur befugt, die Adminiſtration des Armen⸗Directoriums 
zu prüfen und die Rechnungen deſſelben zu revidiren. Die St.⸗V. ſind daher hier 
über die Gränzen ihrer Befugniſſe hinaus getreten, wenn ſie ſich die Entſcheidung 
darüber anmaßen, ob ein dem Hoſpital gehörendes Kapital zu einem von ihnen 
beſtimmten Procentſatz ausgeliehen werden ſoll. Der Magiſtrat hat die St. V. 
hiernach zu belehren und ſelbigen ihre unbefugte Einmiſchung in der Sache an⸗ 
ſchaulich zu machen.“ 
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Gegen dieſe Entſcheidung remonſtrirten die St.⸗V. in einer Vorſtellung vom 
19. November 1824. Der Inhalt der Entſcheidung beweiſet, ſo ſagten ſie, daß ſie 
auf einen Bericht des Magiſtrats: „wir hätten uns einer unbefugten Einmiſchung 
erlaubt“, erfolgt iſt. Wäre dies nicht falſch, würden wir beruhigt ſein. Allein nach 
unſeren Acten find über — 1) Anleihen aus den Kaſſen der Hoſpitäler und der 
Armenkaſſe; 2) Beſetzungen der Pröbenerſtellen und die zu verabreicheuden Unter⸗ 
ſtützungen aus den Hoſpitälern, 3) Überlaſſungen der Hoſpitalländereien in Erb⸗ 
und Zeitpacht, jo wie die Vertheilung des Elendlandes; 4) Verkaüfe der Getreide⸗ 
beſtände der Hoſpitäler, — vom Magiſtrate unſere Erklärungen eingeholt worden. 
Auch im vorliegenden Falle, den Zinsfuß eines eingetragenen Kapitals des Hoſpitals 
Spiritus Sancti betreffend, iſt unſere Erklärung erfordert worden. Wir gaben dieſe 
nach unſerer Überzeügung ab, und wenn ſie von der des Magiſtrats abwich, ſo 
durfte ihn dies nicht veranlaſſen, wegen „unbefugter Einmiſchung“, ſondern nur 
wegen Verſchiedenheit der Meinungen Entſcheidung einzuholen. Nach der Stiftungs⸗ 
Urkunde find die hieſigen Hoſpitäler Eigenthum der Stadtgemeine*), zu deren Ge⸗ 
baüden wir auch das benöthigte Bau- und Reparaturholz ſtets frei aus unſerer 
Forſt hergegeben haben, auch hat die hieſige Ortsbehörde das Patronatsrecht. Und 
an deren Wohlfahrt nimmt, nach der Fundation ebenfalls nur die hieſige Stadt- 
gemeine Theil. Es gehören dieſe Hoſpitäler alſo unſtreitig zu denjenigen Anſtalten 
und Stiftungen, welche die 88. 55 und 183 der St.-D. unter die Aufſicht und 
Controle der Stadtgemeine geſtellt hat. Ob wir nun ferner von aller Einmiſchung 
in die Hoſpital⸗Verwaltung ausgeſchloſſen werden dürfen, davon können wir uns, 
nach dem eben Geſagten nicht überzeügen, bitten vielmehr darüber um Entſcheidung. 
Am allerwenigſten dürfte der §. 179 1. c. ſoweit ausgedehnt werden, daß das 
Armen⸗Directorium, unabhangig vom Magiſtrat, zu verwalten und zu ver⸗ 
fügen habe. 

Die Königl. Regierung eröffnete den St.⸗V. unterm 26. Januar 1825, indem 
ſie bei der Verfügung vom 13. Juli v. J. ſtehen blieb, daß die St⸗V. ſtatt über 
den concreten Fall eine Erklärung abzugeben, wozu dieſelben laut §. 183 der St.⸗O. 
allerdings befugt ſeien, förmlich den Beſchluß gefaßt hätten, dem Schlächtermeiſter 
L. das von ihm durch Ceſſion übernommene Kapital des Hoſpitals Spiritus Sancti 
zu 4½ Pret. zu belaſſen. An dieſen Beſchluß habe Magiſtrat nicht gebunden fein 
können, einmal, weil ein ſolcher Beſchluß gar nicht innerhalb der Gränzen der den 
St.⸗V. zuſtehenden Befugniſſe lag, und zweitens, weil er dem Intereſſe des Hoſpitals 
nicht entſprach, indem er die Einkünfte deſſelben ſchmälerte, und endlich, weil ſelbſt 
nach den früheren Erklärungen der St.⸗V. alle übrigen Kapitalien des Hoſpitals 
bereits zu 5 Pret. ausgeliehen waren, alſo gar kein Grund vorlag, warum in dem 
einzelnen Falle ein Kapital von 500 Thlr. zu niedrigeren Zinſen, als bisher üblich 
geweſen, ausgeliehen werden ſollte. Deshalb konnte die Entſcheidung vom 13. Juli 


) Eine Stiftungs⸗Urkunde ift bekanntlich nicht vorhanden; indeſſen unterliegt es keinem 
Zweifel, daß die Hoſpitäler auch in Golnow, bald nachdem Vredeheide Stadtrecht erhalten, von 
der politiſchen Gemeinde, nicht von der Kirche, errichtet und mit Gütern ausgeſtattet worden 
ſind, wobei ſich Bürger und in der Stadt angeſeſſene Ritter, als individuelle Wohlthäter, be⸗ 
theiligt haben, wie das Beiſpiel der Suave und Dunker, 1344, zeigt. Es iſt überhaupt zwei: 
ſelhaft, ob Wohlthätigkeits Anſtalten, wie es die Hospitäler find, jemals auf Stiftungsbriefe 
gegründet worden; unſere Vorältern fingen eine Sache klein an, und wenn dieſe Beſtand er⸗ 
halten hatte, gaben fte ihr eine Ordnung oder ein Statut, nach dem ſie verwaltet werden ſollte. 


Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 
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v. J. nur gegen den verfaſſungswidrigen Beſchluß der St. V. ausfallen. Wenn 
die St.⸗V. noch anführten, daß die Hoſpitäler, als der Stadt zugehörige Stif⸗ 
tungen, nach §. 55 der St.⸗O. mit ihrem Vermögen unter der Aufſicht der Stadt⸗ 
gemeine ſtehen, ſo iſt dies inſofern richtig, als ſie nicht unter der Aufſicht der 
Staatsbehörden ſtehen. Aber eben deshalb muß ihre Verwaltung ſich ganz inner⸗ 
halb der durch die St.⸗O. vorgeſchriebenen Gränzen bewegen, und ſteht es der 
St.⸗V. Verſammlung als ſolcher nicht zu, hierunter willkürliche Abänderungen ſich 
zu erlauben, und ihr Aufſichtsrecht über die geſetzlichen Schranken hinaus ausdehnen 
zu wollen. Indem nun die Verfügung vom 13. Juli 1824 die St.⸗V. in die geſetz⸗ 
lichen Schranken zurückweiſet, muß es bei derſelben auch ſein Bewenden behalten. 

Die St.⸗V. von Golnow haben in früheren Zeiten es gleichſam — geliebt, 
in ſtädtiſchen Verwaltungs⸗Angelegenheiten ſehr oft einer Anſicht zu ſein, welche 
der des Magiſtrats diametral entgegengeſetzt war, woraus Irrungen entſprungen 
ſind, die dem Gemeinwohl eben nicht zuträglich ſein konnten. Auch in Hoſpital⸗ 
Angelegenheiten haben ſie, wie aus dem vorſtehend geſchilderten Falle hervorgeht, 
ihren Widerſpruch geltend zu machen geſucht, was auch ſchon ein Mal im Jahre 
1817 der Fall geweſen war. Mogten die St.⸗V. durch die Zurechtweiſung der 
Königl. Regierung verſtimmt ſein oder nicht, genug, ſie reichten noch in demſelben 
Jahre 1825 eine Reihe von Beſchwerden wider den Magiſtrat, die Verwaltung der 
Hoſpitäler betreffend, ein, die aber ſo allgemein, ja man kann ſagen, ſo confus ab⸗ 
gefaßt waren, daß daraus der eigentliche Gegenſtand der Beſchwerden gar nicht 
entnommen werden konnte. Soweit es möglich war, die Gegenſtände zu errathen, 
zerfielen die einzelnen Beſchwerdepunkte in Nichts, ſo daß die Königl. Regierung 
ſich veranlaßt ſah, den St⸗V. durch die Verfügung vom 24. October 1825 zu er⸗ 
öffnen, daß wenn fie nicht andere Thatſachen in verſtändlicherer Sprache vorzu⸗ 
tragen vermögten, zu ihren Beſchwerden kein Grund geweſen ſei, am allerwenigſten 
ihrem Antrage, den Magiſtrat zurechtzuweiſen, Folge gegeben werden könne. 

Wie aus vorigen Mittheilungen bekannt, bekleidet der Bürgermeiſter das 
Amt eines Provisor dirigens bei St. Georg, und das eines Stifts⸗Secretarius bei 
beiden Hoſpitälern, und bezog für ſeine Mühewaltungen aus Hoſpitalmitteln ein 
Fixum, deſſen urſprünglicher Betrag vom Conſiſtorium im Jahre 1798 nicht un⸗ 
weſentlich erhöht wurde. Im Jahre 1826 wurde Maaß zum Bürgermeiſter gewählt, 
demſelben aber in dem Wahl⸗Protokoll, unter den ihm verheißenen Emolumenten 
die Einkünfte, welche ſeine Vorgänger in officio aus den Hoſpitalkaſſen bezogen 
hatten, nicht zugeſichert, was der neüe Bürgermeiſter durch Unterſchrift des Wahl⸗ 
Protokolls anerkannt hatte. Nichts deſto weniger machte er, bald nach ſeinem Amts⸗ 
antritte, in einer Vorſtellung vom 22. December 1826, Anſpruch auf jene Hoſpital⸗ 
Emolumente, woraus ſich ein mehrjähriger Schriftwechſel entſpann, der damit endigte, 
daß die Stadtverordneten am 22. Juni 1829 erklärten, dem Bürgermeiſter Maaß 
mit Rückſicht auf feine Beſtallung, aus Hoſpitalmitteln nichts bewilligen zu können, 
und ſie der Meinung ſeien, denſelben für ſeine Mühwaltungen bei den Hoſpitälern 
durch eine Gehaltszulage von 50 Thlr. jährlich, welche ihm vom 1. October 1827 
ab bewilligt worden ſei, vollkommen entſchädigt zu haben. So iſt denn die Remu⸗ 
neration für den dirigirenden Proviſor bei St. Georg und für den Stifts⸗ 
gang der beiden Hoſpitäler ſeit 1827 im Etat der milden Stiftungen 
gelöſcht. 

Demnächſt gab die Königl. Regierung dem Magiſtrate durch Verfügung vom 
13. Januar 1831 zu erkennen, daß es im Allgemeinen angemeſſen erſcheine, darauf 
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zu halten, daß bei vorkommender günſtiger Gelegenheit, wie es ſchon mit der 
Bürgermeiſterſtelle geſchehen, die Gehalte und Accidenzien aller Proviſoren der 
Hoſpitäler einzuziehen, und dieſelben, inſofern ſie beſoldete Magiftrats - Mitglieder 
find, durch höheres Gehalt zu entſchädigen, inſofern es Bürgerdeputirte find, aber die 
Geſchäfte durch fie, nach 8. 177 der St.⸗O. unentgeldlich verwalten zu laſſen. — 
Wünſchenswerth iſt es auch, daß die Hoſpitäler von dem Tribut befreit werden, 
den ſie der Kirche und der Schule zu leiſten haben, damit ihre Mittel ausſchließlich 
für den Zweck Verwendung finden, den die Vorältern bei Einrichtung dieſer milden 
Stiftungen im Auge gehabt: Unterſtützung altersſchwacher und ſchuldlos verarmter 
Mitbürger und deren Frauen, bezw. Wittwen, die während ihres arbeitſamen Lebens 
die Laſten und Drangſale der Gemeinde redlich mitgetragen haben. 


Was die Aufnahme der Hoſpitaliten betrifft, ſo erfolgt dieſelbe in beide 
Hoſpitäler auf Grund einer Expectantenliſte durch die Wahl des Armen⸗Directoriums, 
und zwar vermittelft Kugelung. Die Wahlprotokolle werden dem Magiſtrate vor- 
gelegt zur Beſtätigung der getroffenen Wahl. Das Armen - Directorium beſteht, 
unter dem Vorſitz des Magiſtrats⸗Dirigenten, aus den beiden Ortsgeiſtlichen, Pfarrer 
(Superintendent) und Diaconus, dem Proviſor dirigens, dem Proviſor adminiſtrans, 
und acht Armendeputirten aus der Bürgerſchaft, bezw. der Stadtverordneten-Ver⸗ 
fammlung. Vor jeder Wahl werden die Verhältniſſe der einzelnen Expectanten 
möglichſt genau gegen einander abgewogen, dann Einige derſelben auf eine engere 
Wahlliſte gebracht und unter dieſen durch Kugelung derjenige gewählt, welcher die 
Mehrheit der Stimmen unter den übrigen anf der Wahl ſtehenden erhält. Bedürf⸗ 
tigkeit, chriſtlicher Wandel und Würdigkeit ſind, nach dem Viſitationsbeſcheide von 
1742 und der Inſtruction von 1745, entſcheidende Momente bei der Wahl; — in 
neüeſter Zeit iſt aber noch ein anderes, der Humanität fremdartiges Moment hinzu— 
gekommen, nämlich — die Confeſſion! Es war im Jahre 1866 als ein früherer 
Ackerbürger, Daniel A. mit Namen, ſich um Verleihung einer vacant gewordenen 
Probe im Hoſpital Spiritus Sancti bewarb, nachdem er, nebſt ſeiner Ehefrau, 
bereits ſeit längerer Zeit in der Expectantenliſte aufgeführt war. Sein Antrag 
beim Armen-Directorium ſchien der Gewährung geſichert zu ſein, indem von zehn, 
bei der Wahlhandlung anweſenden Mitgliedern acht für ihn geſtimmt hatten, 
bis zwei Mitglieder mit einem entſchiedenen Widerſpruch gegen die Wahl anf— 
getreten waren, — weil der Bittſteller feiner Confeſſion nach ein Genoſſe der alt— 
lutherſchen Diſſidenten-Gemeinde war. Der Abgewieſene, ein alter freiwilliger 
Krieger von Anno 1814 15, führte bei der Königl. Regierung Beſchwerde, welche 
von dem Prediger der gedachten Gemeinde zu Stettin, Chriſtian Ludwig Moritz 
Odebrecht“) dahin befürwortet wurde, daß er den Daniel A. ſeit 20 Jahren als 
einen friedliebenden, fleißigen und frommen Mann kenne, der bei ſeinen Mitbürgern 
überall in großer Achtung ſtehe; daß derſelbe völlig verarmt ſei und durch den großen 
Scheünenbrand in Golnow im Jahre 1865 ſeine letzte Habe an einer kleinen Scheüne 
und verſchiedenen Ackergeräthſchaften und Bodenerzeügniſſen eingebüßt habe, worauf 
ihm durch ſeine, Odebrecht's, Vermittelung, vermöge einer Sammlung in der ganzen 
Gemeinde, die nothwendigſten Subſiſtenzmittel verſchafft worden; ſo wie endlich, 
daß der confeſſionelle Widerſpruch der Golnower Paſtoren um fo hinfälliger fei, 
als die urſprüngliche Stiftung des Hoſpitals St. Spiritus der lutherſchen Kirche 
und keinesweges der reformirlen, oder gar einer damals unbekannten unirten 


) Über deffen Stellung in der Odebrechtſchen Familie vergl. L.⸗B. IV. Th. Bd. J., 891. 
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Landeskirche beftimmt war,“) und aus dieſer urkundlichen Beſtimmung in einem ganz 
analogen Falle vor etlichen Jahren eine günſtige Entſcheidung der Königl. Regierung 
für ein altes Bürgerpaar lutherſcher Confeſſion — (d. h. der Diſſidenten⸗Gemeinde) 
— in Paſewalk hervorgegangen ſei. Der Magiſtrat zum Bericht aufgefordert, 
erſtattete denſelben unterm 6. September 1866. Er erklärte: es ſei allerdings 
richtig, daß die Ackerbürger A. ſchen Eheleüte als Expectanten für das Heil. Geiſt⸗ 
Hoſpital notirt ſei en, aber nicht, daß deren Wahl zur Aufnahme in daſſelbe durch 
Einſpruch der beiden geiſtlichen Mitglieder des Armen⸗Directoriums eine Beſchrän⸗ 
kung erlitten habe. Zur Beſetzung der beiden erledigten Pröbenerſtellen — einer 
doppelten und einer einfachen — ſeien andere, ältere, Expectanten rechtsverbindlich 
gewählt und vom Magiſtrate beſtätigt worden. Wäre aber auch die Wahl auf die 
A. ſchen Eheleüte endgültig gefallen, fo würde Magiſtrat dennoch Bedenken getragen 
haben, dieſe Wahl zu beſtätigen, und zwar deshalb, weil dieſelben, als außerhalb 
der Landeskirche ſtehend, die Befolgung der Vorſchriften der Hausordnung illuſoriſch 
machen würden. Sämmtliche Pröbener müſſen nämlich u. a. nach §. III. der In⸗ 
ſtruction vom 26. October 1745 Morgens und Abends der Betſtunde, inſofern ſie 
nicht durch Krankheit oder andere erhebliche Hinderniſſe abgehalten werden, und 
zwar bei Strafe, anwohnen, die für das Hoſpital beſtimmten Lieder mitſingen und 
die zur Erbauung gehaltene Vorleſung andächtig mit anhören. Es dürfen nach 
F. XVI., No. 4 der Inſtruction keine andern Bücher zum Vorleſen gebraucht werden, 
als die im 8. III. beſtimmten (nämlich die heil. Schrift und Johann Arnds wahres 
Chriſtenthum). Außerdem muß aber nach 8. XI. beſonders dahin gewirkt werden, 
daß unter den Pröbenern in keinerlei Weiſe Mißhelligkeiten entſtehen. Wie ſehr 
man auch geneigt ſein mag, die Lehre der lutherſchen Gemeinde zu ehren, ſo iſt 
dieſelbe doch nur eine von der Staatsgewalt geduldete Religiousgeſellſchaft. Mit 
welchem Rechte, wenn die Anſicht des Predigers Odebrecht zur Geltung käme, würde 
ein Mitglied der ſ. g. freien Gemeinde ausgeſchloſſen werden können? Wollte man 
an der für die Pröbener der Hoſpitäler beſtimmten Inſtruction und der religidjen 
Grundlage derſelben lockern, und Perſonen aufnehmen, die dieſe Grundſätze nicht 
theilen, was unbeſtritten bei der confeſſionellen Verſchiedenheit eintritt, wie können 
da Mißhelligkeiten und Zänkereien ausbleiben! Gerade die ungetheilte Confefſion 
ſämmtlicher Pröbener vermag es, ein innigeres Band zu befeſtigen und die Einig⸗ 
keit zu hebeu. Es hat der Stifter dieſes Inſtituts zwar eine abweichende Lehre 
von der allgemeinen Landeskirche wol kaum für möglich gehalten. Wenn aber den⸗ 
noch dieſe Möglichkeit wirklich eingetreten iſt, ſo liegt hierin kein Grund die ganz 
beſtimmte Regelung der den Pröbenern des Hoſpitals St. Spiritus obliegenden 
religibſen Pflichten zu ändern; jedenfalls wäre eine einſeitige Abänderung der bis 
jetzt im ganzen Umfange noch geltenden Inſtruction vom 26. October 1745 unſtatt⸗ 
haft. Eine Abänderung würde aber darin gefunden werden müſſen, wenn einem 
Golnower Bürger, der ſich nicht zur allgemeinen Landeskirche bekennt und deshalb 
die für die Pröbener ſtreng vorgeſchriebenen religiöſen Betrachtungen nach feiner 
Confeſſion als Nebendinge anſehen, folglich auch nicht halten mag, die Aufnahme ins 
Hoſpital geſtattet würde. Die Erfahrung lehrt täglich, daß gerade in Glaubensfachen 
auf die leichteſte Art Mißhelligkeiten und Zänkereien entſtehen, der Zweck und die 
gute Abſicht des Stifters wäre alſo dadurch mit einem Male vernichtet. 


=.) Die Zeit, in welcher die Errichtung der Hoſpitäler Statt gefunden, hatte jelbftver- 
ſtändlich keine Ahnung von einem Luther, einem Calvin, einer unirten Kirche; Odebrecht's 
Schlußfolgerung iſt falſch! 


— 


Stadt Golnow. — Milde Stiftungen. — Hoſpitäler. 661 


Abgeſehen von den hiſtoriſchen Irrthümern, welche in dieſer Auseinander⸗ 
ſetzung enthalten find, — wie Verwechslung der Stiftung im 13 oder 14. Jahr⸗ 
hundert mit der Zeit der Abfaſſung des Viſitationsbeſcheides und der Inſtruction, 
1742—1745, — ſteben die vorgetragenen Motive der Abweiſung der A. ſchen Ehe⸗ 
leüte auf einem Standpunkte, der mit der Humanität ſchwer vereinbar iſt. Die 
Königl. Regierung gab darum auch dem Magiſtrate in dem Erlaß vom 5. November 
1866 zu erkennen, daß die aus der Pröbener ⸗Inſtruction hergeleiteten Bedenken 
nicht für durchgreifend erachtet werden könnten, um daraus die Zurückweiſung von 
Perſonen lutherſcher Confeſſion von den Wohlthaten des Hoſpitals herzuleiten, inſoweit 
dieſe Perſonen ſich den Beſtimmungen jener Inſtruction unterzuordnen bereit ſind. — 

Da die Anwendung dieſer Inſtruction zu Unzuträglichkeiten geführt hatte, 
ihre Beſtimmungen auch nicht mehr für zeitgemäß befunden wurden, ſo war im 
Jahre 1868 davon die Rede, ſie durch ein neües Statut zu erſetzen, welches Ma⸗ 
giſtrat mit dem Armendirectorium und der Stadtverordneten⸗Verſammlung zu ver⸗ 
einbaren beabſichtigte. Darin ſoll auch eine ſchwebende Frage zum Austrag gebracht 
werden, welche die Gebühren betrifft, die jeder Pröbener bei Ausfertigung des 
Böhlenbriefs mit 5½ Thlr. zu erlegen hat, wovon den beiden Geiſtlichen 2 Thlr., 
den beiden Proviſoren 2 Thlr. und dem Stiftsſecretair 1 Thlr. gebühret, während 
15 Sgr. für Stempel gerechnet wird. Die Gebühren für den Proviſor dir. und 
für den Secretarius piorum corporum waren von den Stadtverordneten zur 
Kämmereikaſſe eingezogen. Auf Beſchwerde des Secretairs, hat die Königl. Regie⸗ 
rung dem Magiſtrate unterm 4. Auguſt 1868 wiederholeutlich zu erkennen gegeben, 
wie überall nicht erſichtlich, daß die Stadtverordneten als ſolche über die Verwal⸗ 
tung der Hoſpitäler zu beſtimmen haben, und keinenfalls denſelben die Befugniß ein⸗ 
geraümt werden könne, Einkünfte aus den Hoſpitälern, oder von den Pröbenern in 
St. Spiritus zu zahlende Gebühren zur Kämmereikaſſe zu ziehen. 

So lange die Verwaltung der hieſigen milden Stiftungen beſteht, iſt den 
beiden Hoſpitälern zum Heil. Geiſt und zum Heil. Georg, außer dem Provisor dirigens 
ein Provisor administrans, d. h. ein Rendant, vorgeſetzt geweſen, welcher letzterer 
Caution beſtellt hat, und wie jede andere Verwalter ſtädtiſcher Kaſſen, die Rechnun⸗ 
gen legt, welche zuerſt vom Magiſtrate revidirt, und demnächſt von dieſem den 
Stadtverordneten zur Superreviſion und Decharge mitgetheilt werden. Der admi⸗ 
niſtrirende Proviſor hat ſelbſtverſtändlich auch die Einnahme und Ausgabe der den 
Stiftungen zuſtehenden Getreidepächten. Mit Bezug auf letztere iſt in neüerer Zeit 
durch Stadtverordneten⸗Beſchluß vom 19. Auguſt 1848 die Einrichtung getroffen, 
daß aus dem Schooß der Verſammlung zwei Deputirte dem Rendanten zugeordnet 
werden, von denen jeder einen Schlüſſel zum Kornboden erhält — es gibt mithin 
drei Schlöſſer — und die beide bei jedesmaliger Annahme und Verausgabung von 
Pachtkörnern zugegen fein müſſen, um ſich die Überzeügung zu verſchaffen, ob ein 
Plus oder ein Minus bei der Abgabe der Körner entſtehe, damit das Plus der 
Armenkaſſe überwieſen werde, der Rendant aber von der Verhaftung für den etwaigen 
Minus⸗Betrag befreit bleibe. In Erwägung, daß die Annahme, Aufbewahrung 
und Abgabe derartiger Naturalien wie eine Depoſitial⸗Verwaltung für geldwerthe 
Papiere und größere Baarbeſtände betrachtet, und deshalb ſehr füglich ſchon an 
und für ſich in denſelben Formen, wie ein Depoſitorium verwaltet werden kann, 
hat die Königl. Regierung, mittelſt Verfügung vom 21. Mai 1849 die beſchloſſene 
Einrichtung, — gegen welche der Magiſtrat in lebhafteſter Weiſe Widerſpruch er⸗ 
hoben — nicht für unſtatthaft und ſich mit derſelben einverſtanden erklärt. 
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In der Subſtanz des Grundvermögens der Hoſpitäler ſind einige kleine Ver⸗ 
minderungen vorgekommen, welche, foweit ſie actenmäßig nachgewieſen, folgende 
ſind: Ein Stück Gartenland auf der Wiek, dem Hoſpital St. Georg gehörig, 40,3 
Q.⸗Ruthen groß, von ſchlechter Bodenbeſchaffenheit, ſo daß es ſonſt nur 9 Gr., zu⸗ 
letzt aber 1 Thlr. 5 Gr. Pacht einbrachte, iſt im Jahre 1816 für 35 Thlr. verkauft 
worden. 1853 wurde ein 23 Q.⸗Ruth. großes Stück Land des Heil. Geiſt⸗Hoſpitals 
für 10 Thlr. und 1859 von dem Garten deſſelben Hoſpitals eine neben der Hof— 
lage belegene kleine Parcele freihändig für 5 Thlr. verkauft. 

Wir ſchließen dieſen langen Artikel über die Hoſpitäler mit den Etats der⸗ 
ſelben für die Jahre 1865 —1867 — für die neüere dreijährige Periode 1868 — 1870 
ſind die Etats nicht eingereicht worden — aus denen der gegenwärtige Zuſtand 
dieſer Werke der Wohlthätigkeit erſichtlich iſt, zugleich aber auch der Wachsthum 
ihrer Vermögeuslage und, damit im Zuſammenhang, die größere Ausdehnung ihrer 
Wirkſamkeit zur Unterſtützung des Lebensabends verarmter würdiger Bürger. 


Etat für das Hofpital St. Spiritus pro 1865-1867. 
Die Einnahme iſt gleich der Ausgabe, beide ſchließen ab mit Thlr. 1512. 25 Sgr. 


Einnahme. 

Tit. J. Unbeſtändige Gefälle Thlr. 87. 14. 7 Pf., nämlich Einkaufs⸗ 
geld Thlr. 23. 10 Sgr., Auskaufsgeld Thlr. 14. 20 Gr., Begräbnißkoſten Thlr. 49. 
14. 7 Pf. — Tit. 1. Intereſſen von ausgeliehenen Kapitalien Thlr. 
500. 12 Gr. Das Kapitalvermögen beträgt 10.008 Thlr. und iſt nur in hypothe⸗ 
kariſch beſtätigten Obligationen angelegt, davon jede 5 Prct. Zinſen trägt. — Tit. 
Ill. Pachtgefälle Thlr. 666. 17 Sgr. und zwar für 152 Mg. 103 Ruth. Acker⸗ 
land Thlr. 495. 27 Sgr., und für 56 Mg. Wieſen und noch zwei Wiefengrund- 
ftüde, deren Größe nicht angegeben iſt, Thlr. 170. 10 Sgr. — Tit. IV. Zins- 
getreide von den 5¼ Marsdorfer Bauerhöfen ꝛc. Für 76 Sch. 1 Dip. Roggen a 
Thlr. 1. 25. 5 Pf. und für 118 Sch. 9 Mtz. Hafer a 28 Sgr., macht zuſammen 
Thlr. 251. 20. 8 Pf. — Tit. V. Gerichtsgefälle, Laudemien-, Auf⸗ und 
Abzugsgelder 28 Sgr. 1 Pf. — Tit. VI. Insgemein. Geſchenke und zufällige 
Einnahmen Thlr. 5. 22. 8 Pf. 


Ausgabe. 

Tit.]. Befoldungen Thlr. 48. 10 Sgr., nämlich dem Proviſor und 
Adminiſtrator 34 Thlr. incl. 4 Thlr. für Schreibmaterialien. Dem Kalkanten 
Gehalt und Holzgeld Thlr. 14. 10 Sgr. — Tit. 1. Penſionen. Vacat. — 
Tit. III. Hoſpitalſpenden und ſtiftungsmäßige Ausgaben. Für 30 Pröbner 
a 12 Thlr. und 8 Sch. Roggen, 2 Sch. Hafer, nebſt freier Wohnung und Be⸗ 
nutzung eines Gartens. Einem Lehrer als Hoſpitalküſter 12 Thlr. — Extraordi⸗ 
naire Proben vacat. An bezahlten Paſſivis 28 Thlr. Unter dieſem Titel werden 
die von dem Hoſpital Tit. 1. vereinnahmten und zum Kapitalfonds geſchlagenen 
Warte⸗ und Sterbegelder wieder verausgabt. Summa Tit. 11. 400 Thlr. — 
Tit. IVD. Bau⸗ und Reparaturkoſten Thlr. 170. 7. 7 Pf. Davon für das 
Hoſpitalgebaüde Thlr. 123. 6. 3 Pf. Bewährung des St. Johannes Kirchhofs 
Thlr. 7. 3. 7 Pf. Für das Armen⸗ und Krankenhaus Thlr. 39. 27. 7 Pf. — 
Tit. V. Zuſchüſſe Thlr. 277. 20 Sgr. Davon dem Superintendenten Thlr. 
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30. 10 Sgr., incl. 20 Sgr. für Schreibmaterialien und 20 Sgr. für die entzogenen 
Rauchhühner in Marsdorf, da das Ablöſungskapital für die Rauchhühner bei der 
Hoſpitalkaſſe vereinnahmt iſt; dem em. Diaconns 32 Thlr.; dem Rector, Conrector 
und Cantor 59 Thlr.; der Schulkaſſe Beitrag zur Dotirung des Lehrers an der 
Armen⸗ und Freiſchule 30 Thlr. (nach dem Schuletat von 1870 = 100 Thlr.); 
zur Stadtarmenkaſſe 110 Thlr.; zur St. Georgenkirchenkaſſe Thlr. 16. 10 Sgr. — 
Tit. VI. Prozeß⸗ und Gerichtskoſten 2 Sgr. 4 Pf. — Tit. VII. Diäten 
und Reiſekoſten vacat. — Tit. VIII. Insgeme in und zur Vermehrung des 
Kapitalvermögens Thlr. 616. 15. 1 Pf. — Tit. IX. Für die Deputanten. 
Der Betrag iſt im Tit. VIII. mit enthalten. — Tit. X. Zur Abbürdung von 
Schulden und zu deren Verzinſung. Weil die Schulden ſämmtlich abgetragen ſind, 
ſo fällt dieſer Titel fort. (Der frühere Etat warf auf dieſem Titel Thlr. 426. 27. 
11 Pf. aus). 

Iſt der zuletzt erwähnte Betrag im Jahre 1865 und den 4 folgenden Jahren 
wirklich erſpart worden, ſo hat ſich das Kapitalvermögen um ca. 2134 Thlr. 
vermehrt, und es belaüft ſich daſſelbe am Schluſſe des Jahres 1870 auf bei⸗ 
laüfig . r TERN EBEN SEUBE Dee, 


Etat für das Hofpital St. Georg pro 1865--1867. 
Der Etat ſchließt in Einnahme und Ausgabe nit . .. Thlr. 1859. 3. 2 Pf. 


Einnahme. 

Tit. I. Beſtändige Gefälle. A. Erbpacht vom Armenkirchhof und einem 
Stück Elendland 1 Thlr. 5 Sgr. — B. Miethe vom Elendland, welches 6 Mg. 6 
Ruth. groß iſt und in 89 Parcelen, jede im Durchſchnitt 12 Q.⸗Ruth. enthaltend, 
zerfällt, Thlr. 12. 20. 6 Pf.; zuſammen Thlr. 13. 25. 6 Pf. — Tit. II. U nbe- 
ſtändige Gefälle Thlr. 37. 12. 6 Pf., und zwar: Einkaufsgeld der Hoſpitaliten 
bei der Aufnahme 31 Thlr.; Auskaufs⸗ und Sterbegeld und Nachlaß vacat. Be⸗ 
gräbnißkoſten Thlr. 6. 12. 6 Pf. — Tit. III. Zinſen von ausgeliehenen 
Kapitalien Thlr. 1087. 7 Sgr. Das Kapitalvermögen beträgt Thlr. 21.759. 
20. 8 Pf., mit Ausnahme von 550 Thlr., für welche Staatsanleiheſcheine de 1848 
angekauft ſind, nur in hypothekariſch beſtätigten Haus⸗Obligationen beſtehend, 51¹ 
an der Zahl, Zinsſatz 5 Pret. — Tit. IV. Pachtgefälle. 10 Kaveln Wieſen 
an der Ihna von 34 Mg. 44 Ruth. Fläche 304 Thlr. Der Wieſenplan Eichberg 
genannt von 56 Mg. 148 Ruth. in 9 Parcelen verpachtet Thlr. 71. 2 Sgr. Für 
5 Gartenſtücke Thlr. 50. 7 Sgr., zuſammen Thlr. 425. 9 Sgr. — Tit. V. An 
Zinsgetreide: 87 Sch. 7 Mtz. Roggen a 1 Thlr. 25 Sgr. 5 Pf. und 134 Sch. 
1 Mb. Hafer a 25 Sgr. macht zuſammen Thlr. 285. 18. 6 Pf. — Tit. VI. 
Insgemein: Geſchenke und zufällige Einnahmen Thlr. 90. 20. 8 Pf. 


h Ausgabe. 
Tit. I. Befoldungen Thlr. 37. 20 Sgr., Rendant 33 Thlr. incl. 3 Thlr. 
für Schreibmaterialien. Klinghausvater Thlr. 4. 20 Sgr., incl. Holzgeld. — 
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Tit. ll. Hoſpitalſpenden und zu ſtiftungsmäßigen Zwecken 223 Thlr., nämlich 
a) Pröben der Hoſpitaliten 20 Perſonen a 10 Thlr. und 3 Sch. Roggen, 2¼ Sch. 
Hafer, nebſt freier Wohnung und Nutzung eines Gartens. b) Extraordinaire 
Pröbe vacat. ) Pröben an Arme im Gaſthauſe 10 Thlr., Salzgeld 10 Sgr. 
d) Paſſivis. Unter dieſem Titel werden die von den Hoſpitaliten sub Tit. 11. ver⸗ 
einnahmten und zum Kapital geſchlagenen Sterbegelder wieder verausgabt 12 Thlr. 
— Tit. 11. An Baus und Reperaturkoſten: Bei dem Hoſpitalgebaüde Thlr. 
49. 9. 11 Pf.; fürs Gaſt⸗ und Armenhaus Thlr. 8. 27. 1 Pf.; Bewährung des 
St. Georgen⸗Kirchhofes Thlr. 46. 24. 1 Pf.; zuſammen Thlr. 105. 1. 1 Pf. — 
Tit. IV. Zuſchüſſe Thlr. 282. 20 Sgr., und zwar: dem Superintendenten Thlr. 
19. 10 Sgr., incl. 20 Sgr. für Schreibmaterialien; dem Diaconus Thlr. 11. 10 
Sgr., dem Rector 4 Thlr., dem Conrector 3 Thlr., dem Cantor 10 Thlr., dem 
Küſter als Lehrer 10 Thlr., der Stadtſchulkaſſe zur Dotirung des Lehrers an der 
Armen⸗ und Freiſchule 50 Thlr. (nach dem Schuletat von 1870 = 100 Thlr.); Bei⸗ 
trag zur Stadtarmenkaſſe 175 Thlr. — Tit. V. Gerichts- und Prozeßkoſten 
5 Sgr. 4 Pf. — Tit. VI. Diäten und Reiſekoſten vacat. — Tit. VII. Ins⸗ 
gemein Thlr. 54. 16. 9 Pf. — Tit. VIII. Zur Anlegung von Kapitalien 
1156 Thlr. 


Hiernach wird ſich das Kapitalvermögen Ende 1870 belaufen auf ca. 28.700 Thlr. 


Anderweitige milde Stiftungen, Vermächtniſſe, Legate x. 


Die Stadt-Armenkaſſe, von der der neüeſte Etat weiter oben S. 556, 
557 eingeſchaltet worden, iſt im Jahre 1788 gegründet, und ihr damals ein vom Ma⸗ 
giſtrat unterm 18. Auguſt aufgeſtelltes Reglement, vom Conſiſtorium am 23. Juni 
1791 beſtätigt, gegeben. Dem Reglement zufolge beſtand ihre Einnahme an feſtſtehenden 
Beiträgen jährlich aus der Bürgerkaſſe 60 Thlr., aus der Kämmerei 24 Thlr., aus 
St. Spiritus 36 Thlr., und St. Georg 20 Thlr., und aus der Kaſſe des Seglerhauſes 
8 Thlr., und folglich überhaupt 148 Thlr., hiernächſt floſſen aber noch, außer den 
Zinſen von beſtätigten Kapitalien, die Klingbeütelgelder der Catharinenkirche, und 
die Sammlungen aus dem Armenſtock und den Hoſpitalbüchſen in die Armenkaſſe. 
Die in dem angeführten Reglement verordnete monatliche Hauscollecte wurde ſpäter 
aufgehoben und an deren Statt von der Bürgerſchaft als Zuſchuß zur Service- 
Anlage nach dem Portionenſyſtem ein Armengeld erhoben, welches noch heüte beſteht 
und die einzige fortlaufende directe Communalbeſteüerung bildet. Nach der Rechnung 
der Armenkaſſe vom Jahre 1804 hat die Einnahme betragen: An Beſtand Thlr. 
152. 13. 3 Pf., an eingekommenen Kapitalien 300 Thlr., an Zinſen von beſtätigten 
Kapitalien Thlr. 79. 23. 6 Pf., an fixirten Beiträgen 148 Thlr., an Armengeld 
aus der Servicekaſſe Thlr. 171. 1. 6 Pf., an Klingbeütel⸗, Armenftod- und Hoch⸗ 
zeitbüchſengeldern Thlr. 32. 12 Gr., an freiwilligen Beiträgen von den Eximirten, 
ingleichen von dem Seglerſtifte wegen der bei der Kaufmannſchaft aufgenommenen 
Lehrlinge, und an Strafgefällen Thlr. 10. 18 Gr., und folglich die Summa der 
Einume d e. Er een Thlr. 894. 20 3 
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Die Ausgabe aber an Beſoldung für den Rendanten 8 Thlr. und den Gaſſen⸗ 
vogt 4 Thlr., an ausgeliehenen Kapitalien 300 Thlr., an Pröben aus dem Kling⸗ 
beütel ꝛc. Thlr. 20. 2. 8 Pf., an die Stadtarmen Thlr. 342. 2 Gr., an Arznei⸗ 
und Beerdigungskoſten Thlr. 41. 7. 6 Pf., an fremde durchreiſende Armen Thlr. 14. 
6. 6 Pf., an außerordentlichen Ausgaben Thlr. 8. 8. 6 Pf. und folglich die 
Summa der Ausgeben . ars he Thlr. 738. 3. 2 
ſo daß ein Beſtand von Thlr. 156. 17. 1 Pf. geblieben iſt. Aus dieſer Nechuung 
geht hervor, daß die Armenkaſſe im Jahre 1804 ein Kapitalvermögen von 1900 Thlr. 
beſaß, was ſeitdem bis auf ein Minimum geſchmolzen iſt. 


Das Wendlandſche Vermächtniß, wovon jährlich die beiden Prediger 
zu Golnow ein jeder 1 Thlr. 20 Sgr., und der Rector und Subrector daſelbſt ein 
jeder 25 Sgr. unter dem Namen eines Neüjahrsgeſchenks aus der Kaſſe der 
Catharinenkirche erhalten. 


Das Vermächtniß beim Seglerhauſe, wovon jährlich am St. Thomas⸗ 
tage jeder Prediger 1 Thlr., ingleichen 1 Pfd. Butter und 4 Brode, jede Prediger⸗ 
wittwe und jeder Schulcollege 1 Pfd. Butter und 4 Brode, die übrigen Kirchen⸗ 
bedienten jeder etwas Brod und Butter, und jeder Arme etwas Brod empfängt. 
Zu dieſem Vermächtniß gehörte ein nicht weit vom Georgenhoſpital belegener Kamp, 
der Butterkamp genannt, welcher vom Magiſtrate verpachtet und von einem Segler⸗ 
älteſten adminiſtrirt wurde. Die Rechnung wurde vom Magiſtrat abgenommen. 
So Brüggemann in den „Beiträgen von 1806, Bd. II.“ Unterm 11. Februar 
1824 berichtete der Superintendent Milarch zu Golnow Folgendes: — „Die hieſige 
Seglerhauskaſſe hat bisher uach einem alten ihr überwieſenen Legate am Thomas⸗ 
tage, den 21. December, jährlich zu entrichten gehabt 1) an den erſten hieſigen 
Prediger 1 Thlr., an den Diaconus 1 Thlr., an den Küſter für das Anzünden der 
Lichte im Kaufmannsgeſtühl 2¼ Sgr. Um dieſes Legat von 2 Thlr. 2½ Sgr. bei der jetzt 
bevorſtehenden Auflöſung der hieſigen Kaufmannsgilde und des Seglerhauſers ab- 
zulöſen, wollen die Mitglieder der Gilde eine Kapitalſumme, welche die Regierungs⸗ 
Verfügung vom 21. Mai 1823 zu 4 Pret. beſtimmt hat, von Thlr. 52. 2½ Sgr. 
auszahlen. Da die St. Catharinen⸗Kirchenkaſſe Gelegenheit hat, alle ihre Kapitalien 
zu 4 und mehr vom 100 zu nutzen, und am geeignetſten dazu iſt, dieſes Kapital 
mit ihrem anderweitigen Vermögen zu vereinigen und alljährlich oben genannte 
Zahlungen an die beiden Prediger und den Küſter zu leiſten, ſo bitte ich, das Pro⸗ 
viſorat der St. Catharinen - Kirche zur Annahme der Thlr. 52. 2½ Sgr. zu er⸗ 
mächtigen und zu genehmigen, daß oben genannte Zahlung jährlich am Thomas⸗ 
tage an die beiden Prediger und den Küſter aus der Kirchenkaſſe geleiſtet werde“. 
Die Königl. Regierung entſprach dieſem Antrage mittelſt Verfügung vom 24. Fe⸗ 
bruar 1824 und verordnete, daß in den Etats der Kirchenkaſſe die Zinſen des 
Legats ſowol zur Soll⸗Einnahme, als auch zum angegebenen Behuf zur Soll⸗Aus⸗ 
gabe geſtellt werde. Über die Kaufmannsgilde und das Seglerhaus und die Ver- 
wendung ſeiner Fonds folgt unten, S. 669 ff., ein hiſtoriſcher Nachweis. 


Das Gottſchalkſche Legat. Die am 15. März 1843 zu Breslau ver⸗ 
ſtorbene Wittwe des Kaufmanns Gottſchalk, Caroline Beate Friederike, geb. Kerſten, 
hat in einem, zu Breslau den 28. Auguſt 1841 geſchriebenen Codicill zu ihrem 
Teſtament vom Jahre 1837 Folgendes verordnet: — Mit Ruckſicht auf mein bereits 
errichtetes Teſtament in welchem ich mir die Anfertigung von Nachzetteln vorbehalten habe, 
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beſtimme ich jetzt nachträglich Folgendes: Da ſich mein Vermögen ſeit jener Zeit 
um vieles durch Zeitumſtände verringert hat, ſo widerrufe ich zuerſt die Vermächt⸗ 
niſſe an Hoſpitäler, und erkläre ſie ſo gut, wie ausgeſtrichen. Im Teſtament hatte 
ich jedem der Legatarien eine größere Summe vermacht, ich widerrufe ſie hiermit 
und beſtimme nun wie hier folgt. Meine Tochter die verehelichte Doctor Piltz, 
geb. Gottſchalk, welche meine rechtmäßige Erbin, oder deren Kinder, ſind verpflichtet, 
nachſtehendes aus meinem Nachlaß zu vertheilen, wie folgt: 


p. à. 

„Dem Städtchen Golnow in Pommern für die Armen beſtimme ich 50 Thlr. 

ſchreibe Fünfzig Reichsthaler, und widerrufe die Summe im Teſtament.“ 
b. a. 
Gottes reicher Seegen allen meinen Lieben. 

Dieſer, nicht gerichtlich niedergelegte, ſondern in dem Schreibtiſche der Ver⸗ 
ſtorbenen offen vorgefundene Nachzettel iſt in der, vor der l. Abtheilung des Königl. 
Stadtgerichts zu Breslau gepflogenen, Verhandlung vom 8. Mai 1843 von der 
Frau Caroline geb. Gottſchalk, verehelichten Piltz, und deren Ehemanne, dem Dr. 
Med. Bernhard Piltz, als zu Recht beſtehend anerkannt worden. Das Legat wird 
bei der Armenkaſſe verwaltet, ohne daß in den Etats und Rechnungen derſelben 
die Wohlthäterin genannt, was in jedem Falle die Pflicht der Pietät gebietet. Es 
wird diejenige Summe von 50 Thlr. ſein, deren Zinſen im Etat „zum Ankauf 
von Schulbüchern für Kinder armer Altern verwendet wird“ (S. 557 oben). Von 
dieſer ſpeciellen Verwendung des Legats ſteht im Codicill nichts. 


Das Amelongſche Legat. Die am 14. December 1868 zu Golnow ver⸗ 
ſtorbene Wittwe des Gelbgießermeiſters Amelong. Johanna Auguſta, geb. Peter⸗ 
mann, hat in dem unterm 19. December 1868 publicirten Teſtamente vom 26. Juli 
1868 im 8. 4 unter No. 3 an die St. Catharinen⸗ Kirchenkaſſe Einhundert (100) 
Thaler legirt, ihr aber dafür die Verpflichtung auferlegt, aus den Zinſen dieſes 
Kapitals ihr eigenes und die Gräber ihres verſtorbenen Mannes, ihres Sohnes 
und ihrer Tochter durch den jedesmaligen Glockſanten in Ordnung halten zu laſſen. 
Der zeitige Glockſant erklärte ſich, laut Verhandlung vom 6. Jauuar 1869 bereit, 
das Geſchäft zu übernehmen, wofür ihm das Proviſorat der St. Catharinen⸗Kirche 
im erſten Jahre, da er die Gräber zuerſt in Ordnung zu bringen hatte, 4 Thlr. 
und in den nachfolgenden Jahren 3½ Thlr. zu zahlen übernommen hat. Die 
Annahme des Legats von Seiten des Proviſorats der St. Catharinen⸗Kirche und 
die Verwendung der Zinſen in der bezeichneten Weiſe iſt mittelſt Regierungs⸗Ver⸗ 
fügung vom 15. Januar 1869 genehmigt worden. 


Vereine. 

Die Schützengilde beſteht ſeit Jahrhunderten. Die älteſten Nachrichten 
von ihr finden ſich vor in Statuten oder Junungsartikeln, die der Geſellſchaft im 
Jahre 1503 ertheilt worden ſind, und in vielen anderen Daten und Gildenregiſtern, 
welche von jener Zeit ab in der Lade der Gilde aufbewahrt werden. Ein förm⸗ 
liches Privilegium hat Herzog Philipp der Gilde unterm 9. Juni 1614 gegeben. 
1790 bekam ſie neüe Innungsartikel. Nach dieſen und den darauf gegründeten 
Beſchlüſſen ſind die Angelegenheiten der Gilde bis auf die neüeſte Zeit geregelt und 
verwaltet worden. Am Schluß des 18. Jahrhunderts wurde die Gilde vom Könige 
Friederich Wilhelm III. mittelſt Cabinets⸗Erlaſſes vom 24. Juni 1800 durch Ver⸗ 
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leihung der großen goldenen Huldigungs⸗Medaille geehrt. Mit Grundbeſitz aus⸗ 
geitattet, kam in der Hypothekenſache der Schützengilde im Jahre 1848 bei dem 
Land⸗ und Stadtgericht die präjudicielle Frage zur Erörterung, ob die Gilde eine 
vom Staate genehmigte Corporation im Sinne des A. L. R. Theil 2 Tit. 6, 8. 25 ff. 
bilde. Die Königl. Regierung gab auf die in dieſer Richtung an ſie gerichtete An⸗ 
frage ihre Anſicht über dieſe Frage dahin ab, daß wenn auch aus den vorhandenen 
Dokumenten eine förmliche Verleihung von Coporationsrechten an die Gilde Seitens 
der Staatsbehörden nicht erſehen, und ſolche vorausſichtlich auch nicht aus dem 
Privilegium vou 1614 deducirt werden könne, ſo würde ſie (die Königl. Re⸗ 
gierung) die Frage, ob die in Rede ſeiende Schützengilde im Beſitz von Corpora⸗ 
tionsrechten ſich befinde, deſſenungeachtet unbedenklich bejahen. Da nämlich vor 
Emanation des A. L. R. die förmliche Verleihung von Corporationsrechten an 
Geſellſchaften und Vereine nicht üblich war, ſo kommt bei der Frage, ob eine vor 
Emanation des A. L.⸗R. bereits beſtandene Geſellſchaft in Beſitz von Corporations⸗ 
rechten iſt, und als eine Corporation behandelt werden muß, hauptſächlich darauf 
an, ob dieſelbe zu der bezeichneten Zeit ſchou als eine Corporation von den Be⸗ 
hörden behandelt und als ſolche angeſehen worden und namentlich ob die Geſell⸗ 
ſchaft damals ſchon Grundſtücke beſeſſen habe. Nach dieſem Grundſatze werden 
3. B.: diejenigen ländlichen Ortſchaften, welche vor Emanation des A. L. N. ſchon 
als Dorf⸗Gemeinden behandelt worden, Seitens des Miniſteriums des Innern als 
Gemeinden mit corporativen Rechten anerkannt, während diejenigen ländlichen Ort⸗ 
ſchaften, welche damals noch nicht ſich als Gemeinde gerirt haben, der Verleihung 
der Corporationsrechte durch den König bedürfen, ehe ihnen die Rechte von Dorf⸗ 
Communen zugeſtanden werden. Da nun aber aus der in der Lade der Gol⸗ 
nower Schützengilde aufbewahrten Geſchichte dieſer Geſellſchaft hervorgeht, daß der⸗ 
ſelben ſeit dem Jahre 1677 verſchiedene Grundſtücke vom Magiſtrate zu Golnow 
geſchenkt worden, ſo ſcheint die Annahme unbedenklich, daß die Gilde ſchon damals 
als eine Corporation angeſehen worden und demnach auch gegenwärtig als ſolche 
anerkannt werden muß. Das Königl. Land- und Stadtgericht ſcheint durch die, 
vou der Königl. Regierung unterm 5. April 1848 ertheilte Auskunft von der Cor⸗ 
poratibusberechtigung der Schützengilde vollkommen überzeügt worden zu ſein, denn 
es wurde vor ſeinem Forum am 5. und 7. Juli 1848 ein Schulddokument zu 
Protokoll gegeben, worin die Gilde bekennt, von dem Mühleumeiſter Benitz ein 
Kapital von 1700 Thlr. als Darlehn baar ausgezahlt erhalten zu haben und ſich 
verpflichtet, dies Kapital mit 5 Pret. alljährlich ſeit dem 6. September 1847 als 
dem Tage, au welchem das Darlehn ausgezahlt worden, zu verziuſeu, und nach 6 
monatlicher Kündigung zurückzuzahlen. Für dieſe Schuld haftet die Schützengilde 
mit ihrem ganzen, jetzigen und zukünftigen Vermögen, und ſtellt namentlich für 
Kapital, Zinſen und Koſten der Beitreibung die ihr zugehörigen Grundſtücke, als: 
das vor dem Stargarder Thore belegene Schützenhaus nebſt den dazu gehörigen 
150 Qu.⸗Ruthen ehemaligen Forſtlandes, jo wie 3, näher bezeichnete, Wieſen unter 
Bewilligung der Eintragung zur nächſt freien Stelle zur Hypothek. Zu dieſer der aus 
144 Mitgliedern beſtehenden Schützengilde contrahirten Anleihe ertheilte die Königl. 
Regierung unterm 28. Juli 1848 vou Oberaufſichtswegen die Geuehmigung. Die 
in dem Schulddokumeut erwähute Fläche vou 150 Ruth. hat zur Stadtforſt gehört, 
und iſt durch Schenkuugsvertrag vom 16. Mai 1848 Eigenthum der Gilde geworden, 
nachdem dieſelbe bereits im Jahre 1845 beſagte Fläche zur Errichtung eines Schieß⸗ 
ſtandes und einer Schießbahn ꝛc. überwieſen erhalten hat. Früher ſtand das 
84 * 


EF 


668 Der Naugarder Kreis. 


Schützenhaus in der Nähe des Untermühlenteichs, was aber, weil es den Einſturz 
drohte, im Jahre 1819 abgebrochen werden mußte. Es wurde einſtweilen ein 
anderer Ort zu den Schießübungen der Schützenbrüder bei der Stadtförſterei Grün⸗ 
haus, / Meile von der Stadt angewieſen, und der damalige Bürgermeiſter Tourbie 
baute daſelbſt eigenmächtig und ohne Rückſicht auf die Einwendungen der Schützen⸗ 
gilde ein Schützenhaus mit ſolchem Koſtenaufwande, daß die Gilde die ihr dadurch 
erwachſenen Schulden nach 10 Jahren noch nicht zu tilgen im Stande geweſen. 
Im Jahre 1825 brannte das Schützengebaüde bei Grünhaus ab. Inzwiſchen war 
an Stelle des alten ein neües beim Untermühlenteich aufgeführt worden. Als nun 
aber die Schützenbrüder hier wieder ihre Schießübungen anſtellen wollten, verſagte 
der Magiſtrat die Erlaubniß dazu, und zwar aus Rückſicht auf die öffentliche 
Sicherheit. Bereits im Jahre 1818 hatte der Landbaumeiſter Jüterbock, als er den 
baulichen Zuſtand des damaligen Schützenhauſes unterſuchte, den Magiſtrat darauf 
merkfam gemacht, „daß derselbe ſich der aüßerſten Verantwortlichkeit ausſetze, wenn 
das Scheibenſchießen an der gegenwärtigen Stelle verbleibe. Es iſt mir aufgefallen, 
ſchreibt Jüterbock am 19. Mai 1818, daß der Magiſtrat noch nicht die Gefahr 
erwogen hat, welche nicht allein für alle Bewohner der Stargarder Vorſtadt, welche 
in ihren Haüſern des Lebens nicht ſicher ſind, ſondern auch für Reiſende auf der 
Landſtraße Statt findet, daher Anſtalten getroffen werden müſſen, daß an dem bis⸗ 
herigen Orte fernerhin kein Scheibenſchießen gehalten wir .“ Auf Grund dieſer 
pflichtmäßigen — Ermahnung des Bautechnikers hatte denn auch der Magiſtrat den 
Schießplatz, wie oben erwähnt, nach der Stadtförſterei Grünhaus verlegt, zum 
großen Verdruß der Schützenbrüder. Nunmehr, als dieſe ihren alten Platz wieder 
eingenommen hatten, ſchritt der Magiſtrat, als Polizeibehörde, wider das Büchſen⸗ 
geknall abermals ein, was von Seiten der Schützengilde zu Beſchwerdeführung bei 
der Königl. Regierung führte, welche unterm 9. Juli 1827 das Schießen auf dem 
alten Schützenplatze wiederum frei gab, jedoch nur wenn die erforderlichen Sicher⸗ 
heitsmaßregeln unter ſpecieller Aufſicht des Magiſtrats getroffen ſein würden. War 
dies gleich geſchehen, ſo haben alle Vorſichtsmaßregeln es nicht zu verhüten vermocht, 
daß durch die unnützen Knallbüchſen der Schützengilde auf der Golnower Schieß⸗ 
bahn ein Menſchenleben verloren gegangen iſt. Dieſer Unglücksfall gab der Königl. 
Regierung Veranlaſſung, dem Magiſtrate mittelſt Verfügung vom 5. October 1839 
zur Pflicht zu machen, die mit deu Alterleüten der Schützengilde wegen Verlegung 
des Schützenplatzes eingeleiteten Verhandlungen nicht aus dem Auge zu verlieren, 
ſondern eifrigſt fortzufetzen. Inzwiſchen hatten ſich die Umſtände durch entſtandene 
Aufbauten von Privaten noch dringender geſtaltet, ſo daß die Sicherheit des Schieß⸗ 
ſtandes durchaus nicht mehr für genügend erachtet werden konnte, die Gilde auch 
nicht die Mittel zur beſſern Einrichtung herzugeben für angemeſſen fand, ſondern 
einen andern paſſenden Schützenplatz einzurichten, vorzuziehen glaubte, wo auch das 
Publikum mehr Sicherheit und Vergnügen finden werde. Dieſer neüe Schützenplatz 
iſt unter Zuziehung des Oberförſters Wagner zu Pütt und des Stadtförſters in 
den Verſchbnerungsanlagen der Stadt vor dem Stargarder Thore ermittelt, nach 
den Erforderniſſen vollkommen ſicher eingerichtet und am 15. October 1845 als dem 
Geburtstage des Königs Friedrich Wilhelm IV. durch ein ſolennes Scheibenſchießen 
der Gilde eingeweiht worden. Es iſt das oben erwähnte, 150 Qu.⸗Ruthen große 
Forſtgrundſtück, einen Theil der Schonungs Anlagen vor dem Stargarder Thor 
bildend, die von den ſtädtiſchen Behörden ſchon früher dem ſich gebildeten Ver⸗ 
ſchönerungs⸗Vereine zu ſolchen Zwecken und zum Vergnügen der Einwohnerſchaft 
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überwieſen worden find. Auch die Vorſteher dieſes Vereins haben ſich mit dem er- 
mittelten Schießſtande der Schützengilde einverſtanden erklärt. Eben ſo die Stadt⸗ 
verordneten, auch mit Bezug auf die nöthigen Baulichkeiten und die Überlaſſung 
des, zum Neübau eines Schützenhauſes in den gedachten Anlagen erforderlichen 
Holzes aus ſtädtiſcher Forſt gegen Bezahlung des Taxpreiſes. Nachdem die unent- 
geldliche Übereignung jener Forſtfläche an die Schützengilde durch Regierungs-Ver⸗ 
fügung vom 19. Februar 1845 von Oberaufſichtswegen genehmigt worden, hat die 
Schenkung mittelſt des oben erwähnten Vertrags vom 16. Mai 1848 ihre legale 
Form erhalten, mit der Maßgabe, daß die Schuützengeſellſchaft dieſen Platz, un⸗ 
beſchadet der Verſchönerungen, benutzen, niemals aber in Privatbeſitz übergehen 
laſſen darf, ſondern für immer der Schützengilde, als einer mit Corporationsrechten 
verſehenen Geſellſchaft verbleiben muß. In der Hypothekenſache des neüen Schützen⸗ 
hauſes bedurfte das Land⸗ und Stadtgericht ein Atteſt über den 44jährigen ungeftörten 
Beſitz der Stadtgemeinde rückſichtlich der von derſelben der Schützengilde geſchenkten 
150 Q.⸗Ruthen Forſtgrund. Doch ſchien ein ſolches Atteſt nach den beſtehenden 
Vorſchriften nicht durchaus erforderlich zu ſein, da ein Beſitzer, welcher keinen eigent⸗ 
lichen Grund ſeines Beſitzes angeben und beſcheinigen kann, die Berichtigung des 
Beſitztitels auf den Grund der Verjährung verlangen darf, wenn er nachzuweiſen 
vermag, daß er ſich wenigſtens 44 Jahre im ruhigen Beſitz des Grundſtücks befunden 
hat. Dieſen Nachweis konnte der Magiſtrat unbeſtritten führen. 

Unterm 2. Juni 1859 reichte die, jetzt aus 132 Mitgliedern beſtehende, Schützen⸗ 
gilde eine von ihr vorgenommene Reviſion der Statuten von 1790 zur Beſtäti⸗ 
gung ein. Dieſe mußte beanſtandet werden, weil der Entwurf zu den neüen 
Statuten mehrere reglementaire Beſtimmungen enthielt, die nicht hinein gehörten. 
So iſt es gekommen, daß die endgültige Faſſung der Statuten und des, einen 
Anhang derſelben bildenden Reglements, erſt am 1. September 1860 zu Stande 
gekommen iſt. Genehmigt ſind die Statuten vom Magiſtrate den 16. September, 
und landesobrigkeitlich beſtätigt von der Königl. Regierung den 8. October 1862. 
Die Golnower Schützengilde vertritt die wehrhafte Bürgerſchaft, zum Zweck, im 
Frieden ſich im Gebrauch der ihr geſtatteten Waffen zu üben, und im Verein ehren⸗ 
hafter Männer einig und treü ſich an einander zu ſchließen, ſich in patriotiſcher 
Geſinnung gegenſeitig zu ſtärken, oder wenn innere oder aüßere Feinde König oder 
Vaterland bedrohen ſollten, ſtark durch Eintracht und Wehrhaftigkeit gegen ſie auf⸗ 
zutreten ($. 1 der Statuten). Die Aufnahme in die Gilde geſchieht durch Ballote⸗ 
ment nach Stimmenmehrheit ($. 2). Jedes neüe Mitglied muß 4 Thlr. Eintritts⸗ 
geld zahlen, ſich vorſchriftsmäßig nniformiren, Büchſe und Hirſchfänger anſchaffen, 
und einen jährlichen Beitrag von 15 Sgr. zur Gildekaſſe entrichten. (8. 3). Von 
Ausſchließung aus der Gilde handelt ($. 4). Dem Magiſtrat gebührt das Auf⸗ 
ſichtsrecht in ſoweit, als demſelben ſämmtliche Gildebeſchlüſſe zur Beſtätigung vor⸗ 
gelegt werden müſſen. ($. 5). Der Magiſtrat ernennt aus feiner Mitte einen Bei- 
ſitzer, der jeder Berathung der Gildeverſammlung beiwohnt, um über die Geſetz⸗ 
mäßigkeit der Beſchlüſſe zu wachen. Die ohne Zuziehung des Beiſitzers gefaßten 
Beſchlüſſe ſind ungültig. (S. 6). Der Vorſtand beſteht aus 3 Mitgliedern, deren 
2 auf Lebenszeit, 1 auf drei Jahre gewählt werden. (8. 7), u. ſ. w., u. ſ. w. 


Kaufmannsgilde und Seglerhaus von ehedem. — 1. Bericht des 
Magiſtrats d. d. Golnow, den 29. März 1823. — Seit langer Zeit beſteht hier 
eine Krämer⸗Gilde, welche durch das Privilegium vom 10. December 1773 aufs 
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Neüe beſtätigt iſt. Ihr Urſprung geht aus einer (im Naths⸗Archiv aufbewahrten) 
alten Handſchrift hervor, von der im Jahre 1741 von dem damaligen Bürger⸗ 
meiſter Blieſeke eine eigenhändig gefertigte deütlichere Abſchrift (jenem Original bei⸗ 
gefügte) vorhanden iſt. Es geht aus dieſer Nachricht — der einzigen, welche in 
unſerm Archive und der Lade der Krämer⸗Gilde exiſtirt — hervor, daß das ſoge⸗ 
nannte Seglerhaus von den Mitgliedern des Krämeramts, zu denen auch Schiffer ꝛc. 
gehörten, zu einem eigenen Gildenhanſe beſtimmt worden; daß es in jenen alten 
Zeiten Das geweſen iſt, was man jetzt Reſource zu nennen pflegt; daß es zu den 
Verſammlungen der Krämergilde gedient, kurz, daß es die Natur und Eigenſchaft 
eines, einer Societät gehörenden gemeinſchaftlichen Eigenthums gehabt hat. Mit 
Bezug auf dieſe Eigenſchaft legt auch der Art. 29 des oben erwähnten Privilegiums 
den Alterleüten der Krämergilde die Adminiſtration des Seglerhaufes und anderer 
Haüſer des gemeinſchaftlichen Eigenthums, auf. In ſpäterer Zeit hat man ſich der 
Haüſer entledigt, und das Ganze zu einem Fonds vereinigt, welcher lediglich zur 
Dispoſition der Kaufmannſchaft — wie ſie ſich jetzt nennt — ſtand. Die unten 
folgende Nachweiſung zeigt den Status bonorum im ganzen Umfange. Es beſitzt 
der Fonds, welcher ſich aus deu Zeiten der Hanſa herſchreibt, zu welchem Bunde 
die Stadt Golnow gehört hat, und daher auch wie in anderen Bundesverwandten 
Städten die Benennung Seglerhaus erhielt, Ländereien, welche zum Betrage von 
245 Thlr. 8 Gr. gegenwärtig in Zeitpacht ausgethan ſind, und 4100 Thlr. an 
Kapitalien, wovon 185 Thlr. 12 Gr. Zinſen einkommen und hat die in der ob⸗ 
gedachten Nachweiſung benannten Ausgaben zu leiſten, welche urſprünglich, wie aus 
der alten Handſchrift hervorgeht, Verwilligungen der Milde waren. Die jährliche 
Vertheilung der 12 Sch. Roggen und 2 Achtel Butter an die Armen, deren in der 
alten Handſchrift gedacht ift, hat bis zum Jahre 1815 gewährt, und iſt damals in 
eine Baar⸗ Abgabe von 45 Thlr. jährlich zur Armenkaſſe verwandelt worden, 
weil bei der Vertheilung der Natural-Unterſtützung große Mißbraüche einge⸗ 
riſſen waren. 

Bei dieſer Lage der Sache haben wir kein Bedenken gefunden, dem Antrage 
der Kaufmannſchaft wegen Auflöſung der Gilde Folge zu geben, wozu uns das 
Geſetz vom 7. September 1811, betreffend die polizeilichen Verhältniſſe der Ge⸗ 
werbe, im 8. 22 die beſtimmte Anweiſung gibt. Wir haben keinen Grund geſehen, 
der haltbar entgegen zu ſetzen wäre, denn die im Art. 29 des Privilegiums gedachte 
Verwendung zur „Aufnahme des Commerce“ iſt unausführbar nachdem die Gewerbe⸗ 
freiheit eingeführt iſt und die deshalb gegebenen neüen Geſetze, namentlich das 
bereits allegirte Edikt vom 7. September 1811 ſtellen die Aufloſung der Gilden 
und Gewerke frei, wollen ſolche ſogar befördert wiſſen. Die Genehmigung zur 
Auflöſung der Gilde war indeſſen von uns nur mit der Einſchränkung ertheilt, daß 
die Gilde ſich wegen der Leiſtungen an die Armenkaſſe, die Prediger und die Schule, 
ſo wie ſolche in der unten folgenden Nachweiſung (Nr. 2) ſpeciell enthalten ſind, 
— abfinde, und namentlich durch Kapital-Zablung ihre Verbindlichkeit ablöſe. Die 
Gilde erklärte ſich bereit, dieſe Leiſtungen als einen Zins von 5 Prct. zu Kapital 
zu rechnen und die alſo feſtgeſtellten Kapitalien bezw. an die Armenkaſſe, die Kirche 
und den Schulfonds zu bezahlen. Es war geſetzlich nothwendig mit den Stadtver⸗ 
ordneten darüber zu verhandeln, ob fie mit dieſem Ablöſungs⸗Quanto zufrieden ſeien, 
oder ein größeres verlange. Hierauf wollen die Stadtverordneten ſich aber nicht 
einlaſſen, ſondern proteſtiren überhaupt, nicht gegen die Auflöſung der Gilde, 
wol aber gegen die damit verbundene Anflöfung des Seglerhaus— 
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Fonds, wie das, mit Nr. 3 bezeichnete, nach mehreren Verhandlungen erfolgte 
endgültige Beſchluß⸗Protokoll nachweiſet. — Es kommt auf die Frage an: — Ob 
der Fonds des Seglerhauſes einer Societät (der Krämergilde) — gehört, oder als 
eine Stiftung anzuſehen iſt, welche der ganzen ſtädtiſchen Commune zuſteht? — 
Nach Allem, was vorſtehend angeführt iſt, können wir denſelben nur als einen 
Societäts⸗Fonds anſehen, wofür auch das Beiſpiel der Seglerhaüſer in den ehe⸗ 
maligen Hanſe⸗Städten Stettin und Kolberg ſpricht, und wenn dieſes, wie wol nicht 
bezweifelt werden kann, die richtige Anſicht iſt, ſo haben die Mitglieder der Kauf⸗ 
mannſchaft — deren Zahl mit Einſchluß der Wittwen noch 12 iſt — ſowol nach 
dem A. L. R. als nach dem Edikt vom 7. September 1811 das unbezweifelte Recht 
den Fonds aufzulöſen und unter die jetzigen Theilnehmer zu vertheilen. Die Ent⸗ 
ſcheidung dieſer Frage widerlegt dann, indem ſie nach unſerer unvorgreiflichen Mei: 
nung bejahend ausfallen muß, auch Alles, was die St.-V. in dem Beſchluß⸗Pro⸗ 
tokoll dagegen anführen, denn ob künftige Erhöhungen der bisherigen Beiträge zur 
Armenkaſſe, Schule ꝛc. erfolgen könnten, iſt nicht zu berückſichtigen; ferner dürfte 
die hieſige Kaufmannſchaft wol keine directe Verpflichtung haben, der Stromſchiff⸗ 
fahrt aufzuhelfen, da ſie ſolches für ſich nicht convenable findet, und daß Schiffer 
und Bootsleüte in vergangenen Tagen zum Seglerhauſe gehört haben, iſt gleich⸗ 
gültig, da gegenwärtig kein einziger dazu gehört, auch nach dem oben erwähnten 
Privilegium vom 10. December 1773 nicht dazu gelangen kann. Unſere Bemühungen 
die Stadtverordneten hiervon zu überzeügen, bleiben fruchtlos. Die Königl. Ne 
gierung müſſen wir daher bitten — die Aufhebung der Gilde und die Vertheilung 
des derſelben zugehörigen Seglerhaus-Fonds unter die gegenwärtigen Mitglieder 
zu beſtätigen und die St.⸗V. anzuweiſen, ſich auf die Erklärung über das Ablöſungs⸗ 
Quantum zu beſchränken. — Golnow, den 29. März 1823. Bürgermeiſter und 
Rath. Tourbié. Sydow. Lebender. (Die übrigen Mitglieder find zur Sache 
intereſſirt, da ſie Theilnehmer des Fonds ſind.) 


2. Nachweiſung von den Einnahmen und Ausgaben des Segler 
hauſes zu Golnow im Jahre 1823. — Die Einnahmen beſtehen: 1) In Zeit⸗ 
pacht von Grundſtücken 245 Thlr. 8 Gr.; 2) an Zinſen von Kapitalien 185 Thlr. 
12 Gr. Die Kapitals - Summe beträgt, wie oben im Magiſtrats-Berichte bemerkt 
wurde, 4100 Thlr. davon ſind 550 Thlr. bei der Königl. Bank beſtätigt zu 2 Pret. 
300 Thlr. bei einem Privatſchuldner zu 4 Pret., das übrige Kapital = Vermögen, 
im Geſammtbetrage von 3250 Thlr. (darunter die Kämmerei zu Golnow 300 Thlr. 
verſchuldet) trägt 5 Pret. Die jährliche Einnahme des Seglerhaus⸗Fonds beträgt 
mieh in emen en, eee, eee roh , eg Thlr. 430. 20 Gr. 
Darauf haften folgende Ausgaben: — 1) An Beſoldungen: a) dem Dirigenten des 
Magiſtrats 4 Thlr.; b) dem Aſſeſſor des Seglerhauſes 15 Thlr.; e) dem Rendanten 
25 Thlr.; d) dem Diener 1 Thlr. 8 Gr. — 2) An Legaten: a) der Armenkaſſe 
gewöhnlicher jährlicher Beitrag 8 Thlr.; b) derſelben ſtatt der am Thomstage den 
Armen gegebenen Brode und Butter 45 Thlr.; c) für die ſonſt üblich geweſene 
Speiſung der Magiſtrats⸗Perſonen, Sekretair und Rendanten 4 Thlr. 16 Gr.; 
d) desgleichen dem erſten Prediger und Superintendenten Milarch 1 Thlr.; e) des⸗ 
gleichen dem Diaconus Sormann 1 Thlr.; f) dem Küſter für Anzünden der 
Lichte 2 Gr. — 3) Der Schule zu Büchern 10 Thlr. Summa der Ausgaben 

Thlr. 115. 2 Gr. 
Von der Einnahme abgezogen, bleibt Überſchuß zur Vertheilung unter die noch 
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vorhandenen 12 Mitglieder der Kaufmannſchaft, als Theilnehmer des Seglerhaus⸗ 
Fonds euere. . eee eee Eh- 


3. Stadtverordneten-Beſchluß. Golnow, den 9. Juli 1822. — In 
der heütigen Verſammlung der St.⸗V. waren 28 Mitglieder gegenwärtig, 8 aber 
abweſend. Der in dem Anſchreiben des Magiſtrats vom 20. Juni er., das hieſige 
Seglerftift betreffend, allegirte 8. 29 des Privilegiums der Kaufmannsgilde beweiſet 
nach unſerer Anſicht gerade das Gegentheil deſſen, was der Magiſtrat behauptet, 
indem der Paragraph qu. nur von einer Adminiſtration des Seglerſtifts durch die 
Kaufmannſchaft ſpricht. An eine Vertheilung der Fonds dieſes Stifts iſt daher 
wol nicht zu denken, da im mehrgedachten 8. ausdrücklich bemerkt iſt, daß „keine 
andere, als die ſtiftungsgemäße und zum Aufnehmen des Commerce abzielende 
Verwendung und Ausgabe darin paſſire“. Dies kann nun wol nicht ſoweit extendirt 
werden, daß die jetzigen Mitglieder der Kaufmannsgilde ſich die Fonds des Segler⸗ 
ſtifts, einer gewiſſermaßen milden Stiftung theilen, mithin da ärnten wollen, wo 
ſie nicht geſäet haben; überdem da, wie vorgedacht, ihnen nur die Adminiſtra⸗ 
tion zuſtehet, keineswegs aber das Eigenthumsrecht. Nach unſerer Anſicht würden 
fein: — 

I. Die ſtiftungsgemäßen Ausgaben: a) die Vermehrung des jährlich zur 
Thomsfeier herzugebenden Geldes Behufs Anſchaffung des Brodkorns und der 
Butter für Arme; b) außerdem etwanige jährliche Beiträge zur Armenkaſſe ſelbſt; 
e) die Erhöhung des Beitrages zu Schulbüchern ꝛc. für arme Kinder, u. e Wer 
11. Zum Aufnehmen des Commerce abzielende Verwendungen: a) Etwanige Bei⸗ 
träge zur Verbeſſerung der Schifffahrt auf dem Ihnafluſſe ꝛc.; b) ſonſtige Ausgaben, 
wodurch der Handel überhaupt gehoben würde. — In wiefern nun die uns 
vorgelegte „Nachricht vom Entſtehen des Seglerhauſes“ die Rechtmäßigkeit der 
Theilung dieſes Stifts darthun ſoll, ſehen wir gar nicht ein; abgeſehen davon, daß 
ſie ſehr unbeſtimmt abgefaßt, vieles darin durchſtrichen und eigentlich ohne Anfang 
und Ende iſt, folglich keinen Glauben hat, noch verdient, im Gegentheil würde ſie 
den Herren Kaufleüten mehr zum Nach- als Vortheil gereichen, da nach Inhalt 
derſelben auch die Schiffer und Bootsleüte zum Seglerhauſe gehören, mithin bei 
der Theilung participiren müßten. Da nun nach 8. 179 der St. O. die Dispoſition 
des Stifters einer Fundation nicht geändert werden darf, ſo beantwortet ſich unter 
den obwaltenden vorangeführten Umſtänden die uns geſtellte Frage wegen des Ab⸗ 
löſungs⸗Quantums für die Armenkaſſe von ſelbſt. Sollte dennoch der Magi— 
ſtrat die beabſichtigte Theilung geſchehen laſſen, ſo werden wir höhern Orts 
berichten und bleibt uns derſelbe für den etwaigen Ausfall, zum Nachtheil der 
Kaufmannſchaft, reſponſable. Gegen die Auflöſung der Kaufmannsgilde haben wir 
gar nichts, da ſolche nach dem Edikt vom 7. September 1811 zuläſſig iſt, und uns 
auch weiter nicht angeht; in dieſem Fall muß indeſſen für eine anderweite Admini⸗ 
ſtration des Seglerſtifts geſorgt werden. — Die Stadtverordneten⸗Verſammlung. 
Bethcke. Uhrland. Püſchell. Roſenberg. Müller. C. Zillmer. Gottfried und 
David Naggatz. 


4. Erlaß der Königl. Regierung, Abtheilung des Innern und Abthei⸗ 
lung für das Kirchen- und Schulweſen, an den Magiſtrat zu Golnow, d. d. Stettin, | 
den 21. Mai 1828, — Wir können nach den, im Berichte vom 29. März d. J. 
von dem Magiſtrate ausge führten Gründen nur feiner Meinung ſein, daß der Fonds 
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des dortigen Seglerhauſes ein der Krämergilde zugehörender Societäts⸗, keines⸗ 
weges aber ein Communal⸗Stiftungs⸗Fonds ſei, wie die dortigen St.⸗V. behaupten; 
und hiernach iſt es unzweifelhaft, daß die gegenwärtigen Mitglieder der Krämer⸗ 
gilde dieſen Fonds unter ſich theilen können, ſofern ſie die Auflöſung der Gilde 
nach Maßgabe des Geſetzes vom 7. September 1811 mit Erlaubniß des Magiſtrats 
bewirken. Der Widerſpruch der St.⸗V. erſcheint dagegen überall unerheblich, ſelbſt 
wenn ſie die Bedeütung der „hiſtoriſchen Notiz“ nicht anerkennen, wiewol wir 
keinen Grund, ihr Glaubwürdigkeit abzuſprechen, finden können. Die Art. 29 des 
Privilegiums von 1773 ſpricht ausdrücklich von dem zur Kaufmannſchaft 
gehörenden Seglerhauſe, und der bey dem ſelben von Altersher gelegten 
Stiftungen, und aus dem in dieſem Artikel enthaltenen Vorwurfe: „daß die Stif⸗ 
tungen nicht in gehöriger Art adminiſtrirt ſeyen“, die Behauptung herleiten zu 
wollen: „daß der Kaufmannsgilde nichts als die Adminiſtration der Stiftung zu⸗ 
ſtehe“ ſcheint eine Conjectur, die weder in Wort noch Sache des mindeſte Funda⸗ 
ment hat. Da nun noch vollends des Intereſſe des Handels bei der gegenwärtigen 
Verfaſſung ſich durch ſolche Stiftungen nicht mehr befördern läßt, und die Theil⸗ 
nehmer an dieſem Fonds den Verpflichtungen deſſelben gegen die Armenkaſſe, 
die Prediger und die Schule durch Kapital⸗ Zahlung ſich unterziehen wollen, 
jo iſt jeder Widerſpruch der St. V. als völlig unerheblich erledigt und es 
kann ohne Rückſicht darauf um ſo mehr verfahren werden, als fie den §. 179 der 
St.⸗O. irrthümlich anführen; denn es iſt in ſelbigem nur von milden Stiftungen 
die Rede, eine ſolche Stiftung iſt aber die der Krämergilde offenbar nicht, die, zur 
Belebung des Handels beſtimmt, nur iu der Art fromme Zwecke mit zu er⸗ 
reichen hatte, als felbige in der Regel an alle diesfällige Inſtitute der 
Vorzeit geknüpft ſind. In Beziehung auf die pia corpora, welche für die Leiſtung 
durch Kapital⸗Zahlung abgefunden werden ſollen, können wir indeß die Berechnung 
der Leiſtungen zu 5 Prct. zum Kapital nicht geſtatten, ſondern müſſen deshalb auf 
eine Berechnung zu 4 Preten. beſtehen, als bei fernerer Unterbringung des ge⸗ 
wonnenen Kapitals einer zu 5 Pret. die gehörige Sicherheit haüfig mangeln könnte, 
und die pia corpora alſo durch den Zuwachs an Kapital für die möglichen Ver⸗ 
luſte, die ſich daran ereignen könnten, entſchädigt werden müſſen. Der Magiſtrat 
hat alſo in dieſer Beziehung das Weitere zu veranlaſſen, uns aber eventualiter von 
der Beendigung dieſer Angelegenheit fernern Bericht zu erſtatten. 


5. An derer Bericht des Magiſtrats, d. d. Golnow, den 30. Mai 1824. — Auf 
unſern Bericht vom 29. März v. J. hat die Königl. Regierung durch die Verfügung 
vom 21. Mai v. J. die Auflöſung der Krämergilde und des Seglerhauſes genehmigt 
und die Widerſprüche der St.⸗V., nach Erwägung derer gänzlichen Hinfälligkeit 
zurückgewieſen. In Gefolge dieſer Verfügung iſt die Auflöſung der Gilde und des 
Seglerhauſes vollſtändig bewirkt, die Abfindung ſämmtlicher pia corpora durch 
Zahlung der zu 4 Pret. ausgemittelten Kapitalien geſchehen, und der Überreft unter 
die Mitglieder vertheilt worden. Die St.⸗V. beruhigen ſich indeß hierbei nicht, 
ſondern haben, ohne den Beſchluß zu unſerer Beſtätigung einzureichen, 2 Deputirte 
aus ihrer Mitte erwählt, um die Sache im Wege Rechtens auszumachen. Wir 
find davon offiziell nicht eher unterrichtet worden, als bis fie unterm 27. März er. 
darauf antrugen, dieſen Deputirten 4 Tylr. 6 Gr. Diäten und Reiſekoſten für eine 
Reiſe nach Stettin in dieſer Angelegenheit anszahlen zu laſſen, was wir natürlich 
verweigert und die Mittheilung des Beſchluſſes verlangt haben, welches jedoch nicht 
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geſchehen iſt. Jetzt zeigt uns der Vorſteher der St.⸗V., nach der Anlage A., unterm 
23. d. M. an, daß die beiden Deputirten die Aushändigung der Acten verlangen, 
und bittet um Verhaltungsregeln, die wir ihm in der Antwort B. unterm geſtrigen 
Tage ertheilt haben. Wir haben inzwiſchen br. m. die Concepte der Beſchlüſſe der 
St.⸗V. eingezogen, welche wir in 3 Piecen, mit der Bitte um Rückgabe hier bei⸗ 
fügen. Nach denſelben haben die St.⸗V., mit Übergehung des Vorſtehers, der ein 
Mitglied der Gilde iſt, unter Vorſitz ſeines Stellvertreters nicht allein Vollmachten 
für die Deputirten ausgeſtellt, um die Sache im Wege Rechtens zu betreiben, ſondern 
auch das hieſige Stadtgericht requirirt, die Beſitztitel auf die unter die Mitglieder 
der Gilde vertheilten Grundſtücke nicht auszufertigen. Letzteres, anſtatt die St.⸗V. 
mit dem Antrage gleich an ihre Behörde zu weiſen, iſt aber darauf, wenn auch nur 
mittelbar, eingegangen, indem es nach den beigefügten beiden Verfügungen C. und 
D. vor Ceſſion der Dokumente und Berichtigung des Beſitztitels noch Atteſte und 
Nachweiſungen verlangt, die uns ganz überflüſſig erſcheinen; auch dürfte es wol 
Sache der Schiffer ſein, ſich ſelbſt zu melden, wenn fie Anſprüche zu haben ver- 
meinen, was aber noch nicht geſchehen iſt. Jedenfalls würde die geſetzliche Edictal— 
Citation dies ſofort ins Klare geſetzt haben. Dieſe vermeintlichen Anſprüche der 
Schiffer ſind es, welche die jetzigen Beſchwerden veranlaſſen, und die St.⸗V. machen 
die Sache zu ihrer eigenen, die ſie auf ungeſetzmäßige Weiſe verfolgen. Sie ſind 
hergenommen aus der alten Handſchrift, die ſich über den Urſprung des Segler⸗ 
hauſes vorfindet, und worin bemerkt iſt, daß die Schiffer früher an dem Segler⸗ 
hauſe Theil genommen haben.“) Unſerer Anſicht nach hat das Edikt 
vom 7. September 1811 gar nicht darauf Rücksicht genommen, auf welche Weiſe 
die Gilden entſtanden ſind, ſondern es beſtimmt klar, daß die Theilnehmer des 
aufgelöſten Gilde⸗Vermögens nur die gegenwärtigen Mitglieder der Gilde und die 
das Gewerbe fortſetzenden Wittwen ſein ſollen. Unter dieſen befindet ſich weder 
jetzt, noch ſeit langen Jahren ein Schiffer, und ſchon durch den Art. 29 des er⸗ 
neüerten Privilegiums vom 10. December 1773 iſt bekanntlich der Seglerhausfonds 
ſchon damals auf die Krämergilde übergegangen. Wenn die Frage: ob andere, als 
wirklich recipirte Mitglieder einer Junung an dem Vermögen derſelben Theil nehmen 
können, — jedenfalls verneinend entſchieden werden muß, ſo befinden ſich die St. V. 
im Unrecht; noch größeres haben ſie aber, ihre irrige Meinung auf ungeſetzmäßige 
Weiſe und hinter dem Rücken der ſtädtiſchen Obrigkeit durchſetzen zu wollen, und 
daher bitten wir: in Erwägung dieſer und vieler anderen bereits angezeigten Un⸗ 
gehörigkeiten der St. V. ſolche gründlich zu rectificiren; und zugleich, um dem 
hieſigen Stadtgericht entgegen treten zu können, um das in der Verfügung vom 
19. März er. verlangte Atteſt, daß die Mitglieder der hieſigen Krämergilde über 
den Seglerhausfonds zu disponiren befugt ſind. — Golnow, w. ob. Bürger⸗ 
meifter und Rath. Tourbié. Schubbert. Lebender. Bethcke. Capyell. 


A. Schreiben des St.⸗V. Vorſtehers Schmidt an den Magiſtrat, 
d. d. Golnow, den 23. Mai 1824. — Am 13. d. M. war der St.⸗V. Chriſtian 
Groß bei mir und verlangte die Acten, betreffend die Auflöfung des Seglerhaus⸗ 
fonds, mit dem Bemerken: er und der St.⸗V. David König ſeien in dieſer Sache 


) Die in dieſer Handſchrift enthaltene Nachricht wollten die St. V. im Jahre vorher 
als rechtskräftiges Dokument nicht anerkennen. 
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deputirt und im Begriff deshalb nach Stettin zu reiſen, zu welchem Zweck ihnen 
die Acten nothwendig ſeien. Ich verweigerte die Hergabe derſelben ohne Ausweis 
und ohne Beſcheinigung. Mittlerweile hab' ich erfahren, daß dieſe angeblichen 
Deputirten deshalb gegen mich klagbar werden wollen. Dies veranlaßt mich, bei 
dem Magiſtrate anzufragen: ob ich denen beiden Herren die verlangten Acten 
ohne Ausweis und Beſcheinigung ſicher überantworten kann; und da ich außer 
Autorität bin, den ꝛc. Groß und den ꝛc. König über den Zweck ihres Verlangens 
zu vernehmen, ſo hab' ich hiemit antragen wollen, von Magiſtratswegen dies 
zu thun. 


B. Antwort des Magiſtrats. Die Erledigung Ihrer Anfrage vom 23. 
DEN e finden Sie in dem 8. 9 der, der St.⸗O. angehängten Inſtruction 
für die Geſchäftsführung der St.⸗V. Nach dieſem find Sie verpflichtet, darauf zu 
ſehen, daß jeder Beſchluß der StV. dem Magiſtrate eingereicht werde. Da dies 
nicht geſchehen iſt, jo hat der Beſchluß, welcher die St. V. Groß und König bevoll⸗ 
mächtigt, in der Seglerhaus⸗Angelegenheit aufzutreten, gar keine Gültigkeit, wie 
ſolches aus den SS. 123 und 127 der St.⸗O. des Mehreren hervorgeht; Sie find 
daher verpflichtet, Alles zu verhindern, was zur Ausführung dieſes ungeſetzlichen 
Beſchluſſes beitragen kann, alſo auch die Acten zu verweigern. Um indeſſen die 
Sache mit Einemmale aufs Reine zu bringen, werden wir ſelbſt der Königl. Re⸗ 
gierung die Sache vortragen. — Golnow, den 29. Mai 1824. Bürgermeiſter und 
Rath. — An den Vorſteher der St.⸗V. Herrn Kaufmann Schmidt, hierſelbſt. 


C. Erſte Verfügung des Königl. Stadtgerichts. — Wir machen 
Ihnen hierdurch bekannt, daß bevor die von Ihnen und den übrigen Mitgliedern 
der Kaufmannſchaft unterm 15. d. M. zum Protokoll gegebenen Ceſſionen der 
übergebenen Documente in das Hypothekenbuch eingetragen werden können, Sie ſich 
durch Beibringung eines Atteſtes zu ligitimiren haben, daß Sie über den Segler- 
ſtifts⸗-Fonds zu disponiren befugt ſind. — Golnow, den 19. März 1824. Königl. 
Preüß. Stadtgericht. Damerow. Heinze. — An den Kaufmann, Herrn Lüderwald 
senior, hieſelbſt. 


D. Zweite Verfügung des Königl. Stadtgerichts. — Die Herren 
Mitglieder der Kaufmannſchaft erhalten auf die Eingabe von 4. v. M. hierdurch 
zur Reſolution: daß die übergebenen Dokumente das Beſitzrecht der Grundſtücke 
keineswegs nachweiſen, und daß es frühere Dokumente geben muß, deren Einreichung 
Behufs der Berichtigung des Beſitztitels gleichfalls nöthig iſt; auch werden die 
Schiffer an dieſen Grundſtücken Theil haben und daher deren Entſagung nachzu⸗ 
weiſen ſein. — Golnow, den 6. April 1824. Königl. Preüß. Stadtgericht. 
Damerow. Heinze. — An die Herren Mitglieder der hieſigen Kaufmannſchaft ad 
manus des Herrn Lüderwald senior, hier. 


6. Dritter Erlaß der Königl. Regierung an den Magiſtrat. — Nach 
Ihrem Antrage vom 30. Mai er., die Auflöſung der Kämergilde betreffend, iſt das Atteſt 
ertheilt worden, welches wir Ihnen bei Rückſendung ſämmtlicher Beilagen des Be— 
richts hier mit der Eröffnung überſenden, daß die beigebrachten Beſchlüſſe der 
St.⸗V. ganz nichtig find, da nicht einmal die Hauptſache zu ihrer Competenz gehört, 
noch weniger aber St⸗V. ſelbſt ſich als ausführende Behörde geriren können, als 
welches der Magiſtrat iſt. Hiernach haben Sie die St.⸗V. zu bedeüten. 
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Atteſt. 

Auf geſchehenes Anſuchen wird hierdurch beſcheinigt, daß nachdem in Golnow 
die dort unter dem Namen des Seglerhaufes beſtandene Krämer ⸗ Gilde in Folge 
des Edikts vom 7. September 1811 aufgelbſt iſt, nach Maßgabe dieſes Geſetzes 
lediglich die gegenwärtigen Mitglieder der Gilde Theilnehmer des Gilde⸗Vermögens 
ſind und darüber zu disponiren Befugniß haben. 

Stettin, den 3. Auguſt 1824. 
Königliche Regierung. 
(Das Concept iſt gezeichnet vom Präſidenten v. Rohr, und den Räthen v. Uſedom und 
v. Mittelſtädt. 


Verhältniß der Stadt zu ihren Eigenthumsdörfern. 
Mönchendorf und Barfuß dorf. 


Monnichdorp kam, mit dem Dorfe Smedeberg, einem Fichtwalde und einem 
Moore, im Jahre 1309 durch Vereignungsbrief Otto's I. an die Stadt, und der⸗ 
ſelbe Herzog nebſt Barnim III. gaben ihr 1328 das Dorf Barwitzſtorp zu Lehn — 
justo feudi titulo. 

In Folge des Kultur⸗Ediets vom 14. September 1811 trugen die Wirthe in 
beiden Dörfern ſeit 1814 zu wiederholten Malen auf Erwerbung des Eigenthums 
ihrer Höfe an. Ein Bericht des Magiſtrats vom 11. Januar 1816 ſagt darüber 
was folgt: — Wir haben dieſe Angelegenheit mit den Stadtverordneten in Über⸗ 
legung genommen und gefunden, daß der Antrag der Dorfſchaften, welcher dahin 
geht, die Höfe wie ſie jetzt ſtehen und liegen zu behalten und für die abzutretende 
Hälfte — da ſie Pachtbauern ſind — ein Kaufgeld zu zahlen, auch für die Stadt 
vortheilhaft iſt, und uns daher mit den Dorfſchaften dahin geeinigt: — 1) Daß 
ſie im ungetheilten Beſitz der Höfe bleiben und die Abſchätzung der ſämmtlichen 
Pertinenzien im Ganzen erfolge, wovon die Stadt die Hälfte dieſes abgeſchätzten 
Ertrages zu Kapital rechnet und dies als ein Kaufgeld erhält. — 2) Daß die 
Zahlung dieſes ermittelten Kaufgeldes mit ¼ ſechs Monate nach Abſchluß des 
Contracts geſchieht, die übrigen / aber auf den Höfen ſtehen bleiben und ein⸗ 
getragen werden, und nur bezw. zur Hälfte nach 3 und 6 Jahren gekündigt wer⸗ 
den können, bis dahin aber verzinſet werden. 

Die Beſitzungen, welche die Dorfſchaften in Kultur haben, ſind, beſonders in 
Hinſicht der Forſt von großem Umfange. In Barfußdorf ſind 16, in Mönchendorf 
9 Ganzbauern und 2 Halbbauern, in beiden Dörfern hat jeder Wirth — die 2 Mönchen⸗ 
dorfer Halbbauern = 1 Ganzbauer gerechnet — ca. 20 Scheffel Ausſaat im Winter⸗ 
und eben ſoviel im Sommerfelde; außerdem hat Barfußdorf 4640 Mg. und Mönchen⸗ 
dorf 5070 Mg. Forſt, es wird alſo jeder Bauerhof in Barfußdorf 290 Mg. und 
in Mönchendorf 507 Mg. Forſt erhalten. Wenn wir nun jeden Hof (wobei noch 
150 Thlr. für Hofwehr) in Barfußdorf 1500 Thlr. und in Mönchendorf 2000 Thlr. 
Kaufgeld für die abzutretende Hälfte, inel. Hofwehr rechnen, ſo beträgt dies für 
Barfußdorf 24.000 Tylr. für Mönchendorf 20.000 Thlr., überhaupt 44000 Thlr., 


und es gewähren dieſe zu 5 Pret. jährlich eine Einnahme von . . Thlr. 2200. 
Jetzt, 1816, leiſten die Dorfſchaften jährlich an Präſtandis: 
Barfußdorf . . Thlr. 160 


Mönchendorf ca „ 100 
Zu übertragen . Thlr. 260 
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Übertrag .. Thlr. 260 Thlr. 2200 
und täglich zuſammen 6 Spanndienſte, aber ſo ſchlecht, daß 
dieſelben, täglich mit 2 anzuſchaffenden Kämmerei Pferden 
beſtritten werden können, welche jährlich, incl. Knecht und 


Wagenzeüg koſten werden. . . „ 300 
Wir rechnen aber doch noch für eisnodinaite Buben ji „ 200 
gehen alſo dagegen nur verloren.. . 
und der jährliche Gewinn entſpringt mite e Eee, e 


Dieſe Berechnung iſt von uns mit Sathveiſtandien durchgegangen, und wir 
zweifeln nicht, daß ſie ſich bewähren wird. Auch die Dorſſchaften werden in eine 
gute Lage kommen, denn die Höfe werden hierdurch nur, und zwar in Barfußdorf 
mit 75 Thlr. und in Mönchendorf mit 100 Thlr. Zinſen-Abgabe beſchwert, wo⸗ 
gegen jeder 10 Thlr. jährlicher Abgabe und die zu leiſtenden 80 Spanndienſttage 
nebſt dem Eigenthum des Hofes gewinnt, wonach die Dorfſchaften ſo ſehr ſtreben, 
da ſie alsdann diejenigen Meliorationen und Urbarmachungen vornehmen werden, 
welchen die jetzige Verfaſſung ſo große Schranken ſetzte. Mit denſelben wird zu⸗ 
gleich zu dem Zweck der allgemeinen Landeskultur unſerer Seits weſentlich bei⸗ 
getragen werden. 

Bei dieſen Umſtänden haben wir bereits auf Ernennung eines Commiſſarius 
zur Abſchätzung der Grundſtücke angetragen. Die Stadt hat auf einmal den Fonds 
zur Deckung ihrer Schulden nach Ablauf von einigen Jahren und die Urbarmachung 
der Brücher, deren Ertrag wir in unſerm, unterm 18. Juli 1814 eingereichten und 
von der Königl. Regierung genehmigten Meliorations⸗ und Schuldentilgungs⸗Plan 
zur Deckung der Schulden beſtimmten, welche aber durch den im vorigen Jahre, 
1815, wieder ausgebrochenen Krieg und bei dem durch denſelben erzeügten Mangel 
an Arbeitern liegen geblieben iſt, kann ſodann von uns ſelbſt ſucceſſive bewirkt und 
die jährliche Wieſenpacht zur Deckung der Communal-Abgaben, woran etatsmäßig 
jährlich ca. 1500 Thlr. fehlen, verwandt werden. 

Aus einer Vorperiode iſt, mit Bezug auf die in Rede ſeienden zwei Eigenthums⸗ 
Ortſchaften, Folgendes zu bemerken. 

Im Jahre 1808 beſaß Mönchendorf ein Kapitalvermögen von 1329 ½ Thlr. 
und die Gemeinde Barfußdorf eins zum Betrage von 9720 Thlr., welches von dem 
Verkauf ihres Eichwaldes herrührte, den die Dorfſchaft vor mehreren Jahren ver⸗ 
aüßert hatte. Das Vermögen beider Gemeinden wurde bei der Kämmerei zu Golnow 
verwaltet. Da dieſe, in Folge des Krieges, außer Stande war, den beiden Dorf- 
ſchaften die Zinſen zu zahlen, ſo kamen dieſelben im Jahre 1810 in die Lage, die 
Abgaben an die Kämmerei und die landesherrlichen Steüer an die Kreiskaſſe nicht 
abführen zu können; Barfußdorf trug deshalb beim Magiſtrat auf die gutsherr⸗ 
liche Zuſtimmung zur Abholzung des letzten Reſtes der Laubhölzer an. Dieſer 
Reſt beſtand aus 56 Stück Eichen und 23 Stück Buchen, welche ſich, da ſie ſämmt⸗ 
lich abgeſtanden waren, nur zu Fadenholz eigneten und nach der Taxe einen Werth 
von Thlr. 179. 23. 6 Pf. hatten. Von Landespolizeiwegen fand ſich, unter den 
obwaltenden Umſtänden, gegen dieſes Vorhaben nichts zu erinnern, daher die vom 
Magiſtrate nachgeſuchte Genehmigung von der Königl. Regierung, laut Verfügung 
vom 30. März 1810, ertheilt wurde. 

Es iſt bereits oben an einer andern Stelle erwähnt worden, daß über die 
Rechtsfragen bei Regulirung der gutsherrlichen Verhältniſſe der Stadt mit den 
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Kämmerei⸗Bauern ein Proceß geſchwebt habe, welcher nach ſiebenjähriger Dauer 
endlich im Jahre 1824 entſchieden wurde, in Folge deſſen mit der Regelung ſelbſt 
der Anfang gemacht werden konnte. Seit Ausgang des Jahrs 1823 war auch mit 
der mehr genannten Gemeinheitstheilung der ſtädtiſchen Feldmark vorgegangen und 
nach Vorſchrift der betreffenden Geſetze waren die erforderlichen Deputirten zu 
beiden Geſchäften erwählt worden, welchem nach zwei Ausſchüſſe gebildet waren, 
beſtehend: 1) für die Regulirung aus dem Bürgermeiſter und dem Kämmerer, 
ſowie drei Stadtverordnete, 2) für die Gemeinheitstheilung aus den genannten zwei 
Magiſtratsgliedern und einem unbeſoldeten Rathsherrn, ſowie gleichfalls drei 
Stadtverordneten. Beide Angelegenheiten waren ſonder Zweifel die an Umfang 
wichtigſten und größten in ganz Pommern, wenn in Erwägung genommen wird: — 
Zu 1) wegen der Regulirung, daß die Fläche der beiden Kämmereidörfer Barfuß⸗ 
dorf und Mönchendorf 13.461 Mg. beträgt, worunter allein 10.085 Mg. Forſtfläche, 
welche nachgemeſſen, bonitirt und abgeſchätzt werden mußten, und daß die Abfin⸗ 
dungen der Pfarre, Büdner ꝛc. ꝛc. ſehr bedeütend find; — zu 2) wegen der Ge⸗ 
meinheitstheilnng, daß, bevor zur Theilung unter die Bürgerſchaft ſelbſt vor⸗ 
geſchritten werden konnte, 23 Servitut-Berechtigte, darunter 7 große Waſſermühlen 
und 6 Vorwerke mit Bau- und Brennholz: und Weide-Berechtigungen, abgefunden 
werden mußten, daß ferner eine Vermeſſung, Abſchätzung und Weidegrund-Bonitirung 
einer Forſtfläche von ca. 26.000 Mg., ſo wie die Regulirung von 7800 Mg. Acker 
und über 8000 Mg. Wieſen, welche ſämmtlich, mit Ausnahme von 3 oder 4 Stücken, 
in Parcelen von 1-6 Mg. beſtanden, vorhergehen mußte, und es ergab ſich ſofort, 
daß dieſe Geſchäfte von ſolchem Umfarge waren, daß nur Jahrelanger Fleiß und 
eine fortgeſetzte Anſtrengung ſie zu bewältigen vermogte. Die aus dem Schooße 
der Stadtverordneten gewählten Deputirten der Commune und der unbeſoldete 
Rathsherr, Namens Zumach, der bei deu Verhandlungen wegen feiner ökondmiſchen 
Kenntniſſe, und, in Rückſicht auf das mangelhafte Hypothekenweſen der Stadt, 
wegen ſeiner Kenntniſſe der Beſitzverhältniſſe der Grundſtücke nicht entbehrt werden 
konnte, trugen nun, der höchſten Billigkeit gemäß darauf an, ihnen eine Entſchädi⸗ 
gung für ihre Verſaümniß, die ſehr bedeütend war, und ſchon im Anfange der 
Arbeiten, 1824, bei der Anweſenheit des Commiſſars der General⸗Commiſſion, oft 
ſchon 14 Tage hinter einander Statt gefunden hatte, auszuſetzen; die Stadtverord⸗ 
neten aber — ihrer damaligen Gewohnheit gemäß, jeder wahrhaft nützlichen Ein⸗ 
richtung, namentlich auch im Schulweſen, mit Eigenſinn entgegen zu treten, — 
wollten ſich dazu nicht verſtehen und behaupteten, daß die Deputirten dieſes Geſchäft 
nach Vorſchrift der St.-O. ohne Remuneration beendigen müßten. Abgeſehen davon, 
daß in dieſer Weigerung die höchſte Unbilligkeit lag, jo wandten die St.⸗V. auch 
die Vorſchrift der St.⸗O. ganz unrichtig an, denn wenn dieſe auch beſtimmt, daß 
die im §. 175 angeordneten Magiſtrats⸗Deputationen keine Remuneration erhalten 
ſollen, auch im §. 191 vorſchreibt, daß jeder Bürger ſchuldig iſt, öffentliche Stadt⸗ 
ämter zu übernehmen, und ſolche, womit kein Einkommen verbunden iſt, unent⸗ 
geldlich zu verwalten, ſo mußte doch dafür erachtet werden, daß beide Kategorien 
verſchieden ſind von den Verhältniſſen der Deputirten, welche Namens der ganzen 
Gemeinde zur Vertretung derſelben gewählt werden. Es liegt in der Natur der 
Sache, wie in den Gemeinheitstheilungs⸗ und Regulirungs⸗Geſetzen, daß dieſe 
Deputirte nicht gewechſelt werden dürfen, und die Anmuthung, daß Mitglieder der 
Commune Jahrelang, und haüfig mehrere Wochen hintereinander, in Terminen, im 
Walde und auf der Flur ihre Zeit dem Gemeinweſen ohne Entſchädigung opfern 
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ſollen, iſt weder in der St.⸗O. begründet, noch entſpricht fie dem geſunden Ver⸗ 
ſtande. Der Magiſtrat hatte die Hoffnung aufgegeben, die Väter der Stadt davon 
zu überzeügen; deshalb wandte er ſich mittelſt Vorſtellung vom 1. November 1824 
an die Königl. Regierung mit der Bitte, ihn zu ermächtigen, den Deputirten der 
Commune, wie auch dem Rathsherrn Zumach, die in Anſpruch genommene Ent⸗ 
ſchädigung für die Tage der wirklichen Beſchäftigung zu zahlen. Sie hatten einen 
Diätenzahl von 1 Thlr. verlangt, mit Rüdjiht auf ihre Erwerbsverhältniſſe hielt 
Magiſtrat ¼ Thlr. für hinreichend. 


Die Königl. Regierung fand, in ihrem Erlaß vom 12. November 1824, die 
Weigerung der St.⸗V., den ſtädtiſchen Deputirten eine angemeſſene tägliche Ent⸗ 
ſchädigung für die Zeit zu bewilligen, welche ſie zum Beſten der Commune, als 
ſolcher, und ihrer Mitbürger, außerhalb der Stadt, entfernt von ihren Gewerben 
und Familien zuzubringen genbthigt ſind, ſehr auffallend, da die Verſammlung in 
dem was die Natur der Sache bedingt und die höchſte Billigkeit erheiſcht, ſich be- 
reitwilliger zeigen und nicht ein mit einem fo bedeütenden Zeit: und Koſtenauf⸗ 
wand verbundenes Geſchäft unentgeldlich verlangen ſollte, da dieſes zum Beſten 
des Ganzen abzweckt und alſo auch das Ganze die Entſchädigung der Beauftragten 
gerechter Weiſe zu tragen hat. Es ſchien übrigens auch, als ob die Verlegenheit, 
welche wahrſcheinlich die Rückfrage des Magiſtrats wegen dieſer Entſchädigung bei 
der St.⸗V. Verſammlung veranlaßt, lediglich der Grund der Zurückweiſung geweſen 
ſei. Die Verſammlung nämlich hatte, indem ſie mit dem Magiſtrate gemeinſam, 
die Regulirung der baüerlichen Verhältniſſe und die Gemeinheitstheilung beſchloſſen, 
eo ipso ſämmtliche für den Betrieb dieſer Geſchäfte entſtehende Koſten mit genehmigt; 
und ſo wie nun die Entſchädigung ſachverſtändiger Bürger, welche dem Gemein⸗ 
weſen Zeit und Kraft opfern, ja ſogar baare Auslagen behufs ihrer Subſiſtenz 
außerhalb u. ſ. w. machen müſſen, unbedenklich einen Theil jener Gemein⸗Koſten 
beider Geſchäfte ausmacht, eben jo bedurfte es wegen Bewilligung ſolcher Entichädi- 
gung wegen der erfolgten allgemeinen Genehmigung des Koſtenpunktes keiner ſpeci⸗ 
ellen Rückfrage des Magiſtrats an die St.- V., ſondern es war lediglich der Satz 
der Entſchädigung — der hier die Stelle der baaren Auslagen vertritt — zu be⸗ 
ſtimmen. Mit der Bewilligung von 20 Sgr. pro Tag erklärte ſich die Königl. 
Regierung einverſtanden und beauftragte den Magiſtrat, die St.⸗V. hiervon zu 
benachrichtigen, wodurch ſicherlich jeder Zweifel erledigt werden dürfte. Sollten 
aber dennoch die Anſichten in dieſer Beziehung verſchieden bleiben, ſo werde nur 
übrig bleiben, den St.⸗V. zu überlaſſen, aus ihrer Mitte Sachkundige Männer 
zu wählen, von denen man die Überzeügung hat, daß ſie Gemeinſinn und Ver⸗ 
mögen genug beſitzen, um den fraglichen Geſchäften Jahre lang ihre Zeit ohne 
Entſchädigung widmen zu können. 


Die baüerlichen Wirthe von Barfußdorf haben den bei der Regulirung der 
gutsherrlichen und baüerlichen Verhältniſſe ihnen zugefallenen Theil der Forſt in 
Kaveln unter ſich eingetheilt und jeder von ihnen nützt ſeine Parcele ganz nach 
freier Willkür. Als dieſes Verfahren beim Magiſtrat bekannt wurde, nahm der⸗ 
felbe Veranlaſſung, den 16 baüerlichen Wirthen in einer Mittheilung vom 29. Januar 
1833 bemerklich zu machen, daß eine ſolche Benutzungsart, wie die tägliche Erfah⸗ 
rung lehre, ſowol für das Ganze, als für jeden Einzelnen höchſt nachtheilig fei, 
indem mancher Eigenthümer fein Nutzungsrecht weiter ausdehne, als er geſetzlich 
befugt und es zuläffig fei, um ſich ſelbſt im conſervationsfähigen Zuſtande zu er— 
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halten, und weil eigentlich jeder Wirth ſich allein einen Holzwärter halten müſſe, 
um ſich gegen Beeinträchtigungen zu ſchützen, fie ſei aber auch geſetzlich nicht er- 
laubt, denn wenn gleich den baüerlichen Wirthen das Eigenthumsrecht ihrer Forſt 
überlaſſen worden, ſo verſtehe es ſich doch von ſelbſt, daß ſie rückſichtlich der 
Nutzungsart derſelben der Oberaufſicht des Magiſtrats nach Anleitung der Pom⸗ 
merſchen Forſtordnung vom 24. December 1777 unterworfen ſeien und der Ma⸗ 
giſtrat die Befugniß habe, darauf zu ſehen, daß die Forſt nicht ruinirt und ver- 
ſchwenderiſch damit umgegangen werde. Der Magiſtrat ſah ſeine Verpflichtung zu 
dieſer Beaufſichtigung noch ganz beſonders darin, daß die dortige Kirche und 
Schule Holzberechtiguugen auf die baüerliche Forſt haben, für deren Aufrechthal⸗ 
tung er als Patron ſorgen müſſe, wenn er auch den dortigen Büdnern wegen deren 
Holzberechtigungen die Wahrnehmung ihrer Gerechtſame ſelbſt überlaſſen wolle. 
Die baüerliche Forſt ſei bekanntlich theilweiſe ſchon ſehr angegriffen und die Be- 
ſorgniß nicht ungegründet, daß ſie, wenn in der bisherigen Benutzungsart fortge⸗ 
fahren werde, der Bedarf der Holzberechtigten nicht lange mehr befriedigt werden 
könne; wenn nun aber eine ſolche Beſorgniß den Waldeigenthümer zwar von dem 
Gebrauch des Waldes nicht ausſchließe, fo ſei doch der Berechtigte nach 8. 230, 
Tit. 22, Th. I. A. L. R. zu verlangen befugt, daß der Waldeigenthümer den Wald 
zur Vorbeügung des künftigen Mangels in ordentliche Schläge eintheile und die zu 
geben verpflichtete Holzgattung durch Wiederanpflanzung oder Anlegung von Scho⸗ 
nungen nachziehe. Dieſem gemäß verlangte der Magiſtrat, daß die Dorfswaldung 
forſtmäßig in Schläge eingetheilt werde, und daß die Nutzung von Seiten der 
baüerlichen Wirthe überhaupt nur forſtwirthſchaftlich geſchehe. Zur Ausführung 
der Schlageintheilung ſetzte der Magiſtrat den baüerlichen Wirthen eine 6 monat⸗ 


liche Friſt, nach deren fruchtloſem Ablauf er zur gerichtlichen Klage gegen ſie ſchrei⸗ 
ten werde. 


Gegen dieſe Verfügung des Magiſtrats führten die Wirthe Beſchwerde bei 
der Königl. Regierung. In der Vorſtellung vom 17. März 1833 baten ſie um 
Schutz gegen den Magiſtrat, da die von ihnen getroffenen Einrichtungen zu ihrer 
Aller Wohl dienten. Der an ſie ergangenen Aufforderung könnten ſie nicht Ge⸗ 
nüge leiſten; ihr Revier beſtehe ganz aus Kiefernwald und enthalte größtentheils 
Unterholz; es ſei ca. 1600 Mg. groß, inel umfangreicher Moorflächen und Els⸗ 
brücher, die beinahe / des Areals ausmachten. Sollte hier nun ein forſtwirthſchaft⸗ 
licher Turnus von 60 Jahren, als bei Kiefern nothwendig und eben ſo viel Schläge 
angenommen werden, ſo würde jährlich eine Fläche von 27 Mg. zum Abtrieb auf 
das ganze Dorf kommen, hierbei aber ihre Subſiſtenz aufhören, und fie nicht im 
Stande ſein, von dieſer Fläche, da die Forſt von jeher ſchlecht beſtanden geweſen, 
und das beſte Holz ihnen bei der Regulirung abgenommen ſei, Büdner und Schule 
zu befriedigen, viel weniger noch zu ihrem eigenen Bedarf hinreichendes Holz haben. 
Würden hier nun noch Schonungen angelegt, denn wüßten ſie nicht mit ihrem 
Vieh zu bleiben, da die Heide ihr einziges Weiderevier ſei ꝛc. 


Die Königl. Regierung, unter der Vorausſetzung, daß die vom Magiſtrate in 
dem Beſcheide vom 29. Januar 1833 angeführten Umſtände überall begründet 
ſeien, erachtete es für ihre Pflicht, den Magiſtrat mittelſt Verfügung vom 9. April 
1833 auf die Beſtimmungen des §. 4 des Kultur⸗Edicts vom 14. September 1811 
aufmerkſam zu machen, wodurch die Einſchränkungen, welche theils das A. L.⸗R., 
theils die Provinzial⸗Forſtordnungen in Anſehung der Benutzung der Privatwal⸗ 
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dungen vorgeſchrieben, aufgehoben und die Eigenthümer befugt ſind ſolche nach 
Gutfinden zu benutzen, zu parceliren und urbar zu machen, wenn nicht Verträge 
mit einem Dritten oder Berechtigungen Anderer entgegenſtehen. Sei nun Letzteres 
in casu concreto auch der Fall und haben die Kirche und Schule zu Barfußdorf 
Holzberechtigungen in der baüerlichen Forſt, ſo werde Magiſtrat qua Patron ſolche 
nur in via juris geltend zu machen und möglichſt dahin zu wirken haben, daß die 
ſo auf der qu. Forſt haftenden Servitute abgelöſt würden. — Eine Abſchrift vor⸗ 
ſtehender Verfügung erhielt die Dorfſchaft Barfußdorf zur Nachricht und als Be— 
ſcheid auf ihre Vorſtellung vom 17. März 1833. 


Golnowshagen. 

Durch die Regulirung der gutsherrlichen und baüerlichen Verhältniſſe nach 
dem Edict vom 14. September 1811 hat die Stadt Golnow von ihrem Kämmerei⸗ 
Dorſe Barfußdorf — ½ Mle. gegen NO. von der Stadt — die Hälfte der Grund— 
ſtücke in Natura als Entſchädigung erhalten, davon die Forſt ſelbſt übernommen, 
das Ackerland aber, ſammt Wieſen und Hütung, im Ganzen ca. 1200 Mg., zu Erb⸗ 
pachtrechten ausgethan. Es ſtanden hierzu zwei Wege offen, das Grundſtück ent⸗ 
weder einem Einzelnen zu übertragen, oder daſſelbe unter Mehrere zu vertheilen. 
Zur erſtern Art der Vererbpachtung fand ſich nur Ein Unternehmungsluſtiger, der 
ein geringes Angebot machte, daher man ſich zur Parcelirung entſchloß, wodurch 
ein jährlicher Canon von 650 Thlr. erzielt worden iſt, durch welchen die früheren 
Revenüen aus dem Dorfe gedeckt ſind. Der Magiſtrat aüßert ſich in dem Berichte 
vom 11. Mai 1827 wie folgt: — „Es war auch von vornherein unſer Grundſatz, 
nur auf dieſen Ertrag das Augenmerk zu richten, und nicht, wie es jetzt Mode 
iſt, ein unerſchwingliches Gebot zu erpreſſen, wodurch dann dergleichen Colonien 
natürlicher und gewaltſamer Weiſe zu Raubneſtern werden und zu allerlei libel- 
thaten greifen, wie leider die Erfahrung nur zu haüfig beweiſet. Das Ganze iſt in 
26 Parcelen zerlegt; Acker, Wieſen und Weide ſtehen ihrer Fläche und Güte nach 
im gehörigen wirthſchaftlichen Verhältniſſe; der Boden iſt nicht undankbar und 
gehört zu dem beſten der hieſigen Gegend, und endlich iſt der Canon von 16 Sgr. 
pro Morgen durchſchnittlich, nach ſtrenger Berechnung, ſehr ſolide. Mit Rückſicht 
darauf, daß wir nur ſolchen Leüten den Zuſchlag ertheilt haben, die ſich ſchuldenfrei 
dort aufbauen können, glauben wir eine Colonie gegründet zu haben, die den 
Gleichen der neüern Zeit diametral gegenüber ſteht“) und ſich zum Wohlſtande zu 
erheben, gewiß im Stande ſein wird. Der Ausbietungstermin iſt am 23. April 
1827 abgehalten worden und die Stadtverordneten gaben zu dem Reſultat der 
Licitation ihre Genehmigung, worauf unſerer Seits der Zuſchlag erfolgt iſt. Die 
Stadtverordneten haben für dieſe Colonie einen Namen in Vorſchlag gebracht, der 
uns aus mehrerer Rückſicht nicht zuſagt. Nach unſerm Dafürhalten iſt die Feſt⸗ 
ſtellung des Namens lediglich eine reine Polizeiſache, um die ſich die St.⸗V. gar 
nicht zu bekümmern haben“.“) Dieſe Anſicht des Magiſtrats war allerdings die 


) So klagte der Schulze Altwein zu Immenthal, bei Speck, in einer Vorſtellung vom 
10. April 1818, daß die Colonie, in der er den Schulzendienſt bekleidete, wegen der diebiſchen 
Neigungen ihrer Bewohner in der ganzen Nachbarſchaft in fo üblen Rufe ſtehe, daß ehrliche 
Viehhändler ans derſelben, die auf die Viehmärkte zögen, auf anderen Dörfern kein Nachtlager 
finden könnten. 

) Die von den Stadtverordneten gewählte Benennung hat der Magiſtrat nicht angezeigt. 


Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. v. 86 


682 


Der Naugarder Kreis. 


richtige. Er zeigte demgemäß auch unterm 5. Juli 1827 an, daß er der neüen An⸗ 
ſiedlung bei Barfußdorf den Namen Golnowshagen gegeben habe, für den er 
die Genehmigung der Königl. Regierung nachſuchte. Im Monat Auguſt waren die 
Coloniſten mit Aufbau ihrer Wohn- und Wirthſchaftsgebaüde beſchäftigt, und im 
Anfange des folgenden Jahres waren, zufolge eines, an den Landrath, Major 
v. Kameke, gerichteten, Magiſtrats⸗Berichts vom 4. März 1828 von den 26 Coloni⸗ 
ſtenſtellen bereits 18 bebaut und bewohnt, und in Kultur ſtanden 766 Mg. Acker, 
140 Mg. Wieſen, 263 Mg. Hütung, im Ganzen 1169 Mg. Die Einwohnerzahl 
belief ſich auf 142 Seelen. Die beantragte Genehmigung des Namens Golnows⸗ 
hagen, iſt von der Königl. Regierung mittelſt Verfügung und Amtsblatt-Bekannt⸗ 
machung vom 31. März 1828 ertheilt worden. 


Im Jahre 1844 befanden ſich 3 unbebaute Coloniſtenſtellen im Beſitz von 
eben fo viel Büdnern, welche in dem, / Mle. gegen W. belegenen Dorfe Mönchen⸗ 
dorf wohnten, trotz dem aber als Eigenthümer von Grundſtücken, die innerhalb der 
Feldmark Golnowshagen belegen ſind, zu den Gemeindelaſten der Colonie heran— 
gezogen wurden und hiergegen aus Gründen, auf welche weiter unten zurückzukommen 
ſein wird, remonſtrirten. Bei dieſer Gelegenheit kam es als ein weſentliches Mo⸗ 
ment zur Sprache, daß die Gemeinde von Golnowshagen noch nicht als ſolche im 
geſetzlichen Sinne conſtituirt war, obgleich factiſch alle Verhältniſſe einer Dorf⸗ 
gemeinde bereits in Leben getreten waren. Die Königl. Regierung nahm daher 
Veranlaſſung, dem Landrathe des Naugarder Kreiſes den Auftrag zu ertheilen, die 
nöthigen Einleitungen zur Conſtituirung der Gemeinde Golnowshagen unter Zu⸗ 
ziehung aller Intereſſenten zu treffen. Nachdem dies geſchehen, hielt die Königl. 
Regierung dem Miniſter des Innern, Grafen v. Arnim⸗Boitzenburg, unterm 9. De⸗ 
cember 1844 Vortrag, aus dem Nachſtehendes entlehnt iſt. 


Die im Naugarder Kreiſe, etwa ½ Mle. von Barfußdorf und eben jo weit 
von Mönchendorf belegene Colonie Golnowshagen umfaßt ein Areal von 766 Mg. 
Ackerland, 139 Mg. 96 Ruth. Wieſen, 238 Mg. 131 Ruth. Hütung, zuſammen 
1144 Mg. 47 Ruth. Zu dieſer Fläche kommen noch: 12 Mg. Ackerland, welche 
der Schule und 11 Mg., welche den Gerichtsmännern beigelegt worden, ſo wie 44 
Mg. 35 Ruth. an Gräben und Wegen, macht im Ganzen . 1211 Mg. 82 Ruth. 


Die Zahl der Coloniſtenſtellen belief ſich im Jahre 1838 auf 26; nach er⸗ 
folgter Theilung der meiſten Stellen im Jahre 1841 auf 48, und gegenwärtig, 1844, 
iſt ſolche bis auf 50 geſtiegen. Der Grundbeſitz der einzelnen Coloniſten it, mit 
Rückſicht auf die Statt gehabten Theilungen von ſehr verſchiedenem Umfange und 
ſteigt — a) bei dem Acker von 5 Mg. bis auf 40 Mg.; — b) bei den Wieſen, 
welche übrigens bei mehreren Stellen fehlen, von I Mg. 45 Ruth. bis auf 17 Mg., 
und — c) bei der Hütung von 2 Mg. bis auf 16 Mg. Ebenſo verſchieden iſt auch 
der zu entrichtende Erbpacht-Canon, deſſen Minimum bei den Stellen, die blos 
Hütung haben, 27¼ Sgr. beträgt, und bei der ungetheilten Stelle No. 34, welche 
40 Mg. Acker hat, bis auf 50 Thlr. 20 Sgr. ſteigt. Die Zahl der Haüſer betrug 
34 im Jahre 1841 und die Zahl der Einwohner 222, unter denen ſich 91 über 
16 Jahre befanden. Die Grundſtücke ſind den Erwerbern völlig ſervitutfrei über- 
geben und nur die Jagdnutzung iſt der Stadt Golnow verblieben. Die Abſchreibung 
der Stellen vom Hauptgute iſt im Jahre 1838 erfolgt und ein neües Hypotheken⸗ 
buch für die Colonie bei dem Land» und Stadtgerichte zu Golnow angelegt worden. 
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Was den Werth der einzelnen Stellen betrifft, ſo ſind ſolche bei mehreren im Jahre 
1834 Statt gehabten Verkaüfen nach Maßgabe ihres Umfangs und der voran⸗ 
gegangenen Theilung mit 290 Thlr. und mit 500—800 Thlr. bezahlt worden. 
Eingetragene Schulden haften nur auf einigen Stellen und belaüft ſich der Betrag 
derſelben auf 50—300 Thlr. Die Colonie beſitzt ein gemeinſchaftliches Vermögen 
von 700 Thlr., welches in dem eiſernen Beſtande des eigenen Feüer-Societäts⸗ 
Verbandes beſteht. Die Kommunal = Abgaben, einfhlieglih der Koſten für die 
Armenpflege, werden nach dem Maßſtabe repartirt, daß / nach der Ausſaat, / 
nach der Seelenzahl der Perſonen über 16 Jahre, und ½ nach dem Nutzviehſtamm 
aufgebracht wird. Bei Berathungen über Gemeinde Angelegenheiten ſollen, nach 
dem Gemeindebeſchluß vom 23. März 1844 alle Coloniſten ohne weitere Rückſicht 
auf den Umfang ihrer Stellen gleiches Stimmrecht haben. Die Kirchen- und Schul⸗ 
verhältniſſe ſind vollſtändig geordnet. Die Colonie iſt nach Barfußdorf eingepfarrt, 
wogegen fie ein eigenes im Jahres 1830 erbautes Schulhaus beſitzt. Die Geld- 
und Natural-Abgaben an den Prediger und den Schullehrer, fo wie alle übrigen 
aus dem Parochial-⸗Verhältniſſe entſpringenden Verbindlichkeiten der Colonie find 
außer Streite. In Betreff der Unterhaltung der Wege und Brücken iſt nichts 
ſpeciell feſtgeſetzt worden, und kommen daher die Beſtimmungen des Pommerſchen 
Wegereglements von 1752 zur Anwendung. Der Abzugsgraben aus dem Hütungs⸗ 
terrain, der Wittkopp genannt, iſt auf Koſten der Stadt Golnow ein für alle Mal 
angefertigt, und wird contractlich von den Adjacenten nach dem gedachten Regle⸗ 
ment unterhalten. Das Dorfgericht betreffend, fo iſt die Beſoldung des Schulzen 
dahin geregelt, daß derſelbe von jedem Coloniſten, ohne Unterſchied der Größe 
ſeiner Beſitzung jährlich eine Remuneration von 10 Sgr. erhält, wogegen die beiden 
Gerichtsleüte die urſprüngliche Hütungskavel von 11 Mg., worauf die Stadt den 
Canon erlaſſen hat, als Dienſtpertinenz benutzen. 


Was die Nahrungs- und Vermögens⸗Verhältniſſe der Coloniſten betrifft, ſo 
leben dieſelben größtentheils vom Ertrage ihrer Grundſtücke, halten ein, auch zwei 
Pferde, mehrere Haupt Rindvieh und treiben einige ländliche Gewerbe. Ihre Um⸗ 
ſtände ſind zwar beſchränkt, jedoch nicht dürftig zu nennen und mögte, nachdem die 
Gemeinde Barfußdorf ſie aus ihrem Communalverbande entlaſſen hat, dem Antrage, 
ſie als förmliche Gemeinde zu conſtituiren, nichts entgegen ſtehen, da die Ausſicht 
vorhanden iſt, daß ſie alle auf ſie jetzt und in der Folge treffenden Communal⸗ 
und Staatskoſten werden tragen können, wie dieſes namentlich vor einiger Zeit 
bereits der Fall geweſen, wo die Colonie Golnowshagen in einer bedeütenden 
Armenſache über 50 Thlr. Kur⸗ und Verpflegungskoſten aufbringen mußte. 


Die oben erwähnten 3 Büdner zu Mönchendorf haben, als Beſitzer der drei 
Coloniſtenſtellen Nr. 17, 19, 20, zwar verlangt, mit dieſen Grundſtücken, welche, ſo 
viel bekannt, noch nicht mit Gebaüden beſetzt find, und im Hypothekenbuche als 
Pertinentien ihrer Mönchendorfer Haüſer verzeichnet ſtehen, aus dem Communal⸗ 
verbande von Golnowshagen auszuſcheiden und in den von Mönchendorf überzu⸗ 
gehen, auch iſt die Gemeinde von Mönchendorf bereit, ſie in ihren Communalver⸗ 
band aufzunehmen; hiegegen hat indeſſen die Gemeinde von Golnowshagen, mit 
vollem Recht, Einſpruch gethan. Einen Anſpruch, nach Mönchendorf gelegt zu 
werden, haben die gedachten drei Einwohner jedenfalls nicht und würde es ſich nur 
fragen können, ob ſie event. bei Barfußdorf verbleiben könnten. Da ſie dieſes 
indeſſen nicht verlangen, ſo werden ſie ſich dem Beſchluſſe der Mehrzahl fügen 
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müſſen, und um ſo mehr, als ihre Grundſtücke mit den übrigen im Gemenge liegen 
und ihre Überweiſung nach Mönchendorf ſtörend in den wohl arrondirten Gemeinde⸗ 
bezirk von Golnowshagen eingreifen und zweckwidrig ſich herausſtellen würde. Ihre 
Remonſtration dürfte unter dieſen Umſtänden keine Berückſichtigung verdienen, viel⸗ 
mehr ſtellte die Königl. Regierung den Antrag: die Conſtituirung der Colonie 
Golnowshagen zu einer förmlichen Gemeinde unter Erſtreckung des Gemeindebezirks 
auf die Stellen Nr. 17, 19, 20 und duch Verleihung von Corporationsrechten 
Alle rhöchſten Orts zu beautragen. 


Auf den in der Sache gehaltenen Vortrag des Miniſters des Innern, Grafen 
v. Arnim, erging folgende Cabinets-Ordre: 


Auf Ihren Bericht und Antrag vom 19. v. M. will Ich die Bildung der 
Colonie Golnowshagen zu einer eigenen Gemeinde, mit Zuziehung der Stellen Nr. 
17, 19 und 20 zu deren Communal- Verbande in Gnaden geſtatten und derſelben 
zu dieſem Behufe Corporationsrechte verleihen. Potsdam, den 7. April 1845. 

Friedrich Wilhelm. 
An 
den Staats⸗Miniſter Grafen v. Arnim 

welche der Königl. Regierung mittelſt Reſeripts vom 18. April 1845 zur weitern 
Veranlaſſung zugefertigt wurde. Landrath v. Bismarck erhielt unterm 23. Mai 
1845 den Auftrag, den Magiſtrat zu Golnow von der ergangenen Allerhöchſten und 
miniſteriellen Beftinmung in Kenntniß zu ſetzen und demnächſt durch denſelben 
den ſtimmfähigen Mitgliedern der neüen Gemeinde den Inhalt des Cabinets⸗Erlaſſes 
und des dazu ergangenen Reſcripts zu publiziren Der Magiſtrat habe ſodann 
Behufs Feſtſtellung der communalen Verhältniſſe der neüen Gemeinde, namentlich 
in Betreff der Punkte, welche in dem Regierungs-Berichte vom 9. December 1844 
hervorgehoben worden, eine ausführliche, die Stelle eines Statuts vertretende Ber- 
handlung mit der neüen Gemeinde aufzunehmen und dieſe, ſammt dem Publikations⸗ 
Protokoll einzureichen. Dieſen Anordnungen wurden durch Verhandlungen d. d. 
Golnowshagen, den 25. und 28. September 1845 Genüge geleiſtet. An dieſen, 
unter Leitung des Bürgermeiſters Genz und des Syndicus Löper, als Deputirten 
des Golnowſchen Magiſtrats, gepflogenen Verhandlungen, nahmen 46 Coloniſten 
Theil, darunter ein Mühlenmeiſter und auch der Beſitzer der Stelle Nr. 17, der 
ſich inzwiſchen auf derſelben angebaut hatte. Landrath v. Bismarck reichte das 
Ganze mittelſt Berichts vom 4. November 1845 ein, worauf die Königl. Regierung 
das Statut vom 28. September 1845 unterm 13. November 1845 beſtätigte, und 
gleichzeitig die Conſtituirung der bisherigen Colonie Golnowshagen zu einer felb- 
ſtändigen Gemeinde mit Corporationsrechten durch ihr Amtsblatt zur öffentlichen 
Kenntniß brachte. 


Hakenwald. 


Das Dorf Smedeberg, Schmiedeberg, erwarb die Stadt Golnow durch Ver⸗ 
eignung Herzogs Otto I. im Jahre 1309. Daſſelbe iſt im Verlauf der Zeiten unter⸗ 
gegangen; wann und bei welchem Anlaß iſt nicht bekannt. Die Stelle, wo das 
Dorf geſtanden, überzog ſich mit Kieferngeſtrüpp, welches zu einem mächtigen Walde 
emporwuchs, der mit Elſenbrüchern, die ihn durchzogen, unter dem Namen Butzebinde 
bekannt war. Dieſer Wald wurde in der Mitte des vorigen Jahrhunderts geradet, 
um auf dem klar gewordenen Grund und Boden eine Colonie für 20 Holländer⸗ 
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Familien anzulegen, davon jeder 56 Mg. an Acker und Wieſen zu Erbzins⸗ 
rechten angewieſen würden. Dieſe Colonie hat den Namen Hakenwald erhalten. 


Der zwiſchen dem Magiſtrate der Stadt Golnow, als Eigenthümerin der Butze⸗ 
binde, und den Anſiedlern abgeſchloſſene Erbzins- Contract trägt das Datum vom 
13. November 1752. Im 8. 14 dieſes Vertrages iſt beſtimmt: „daß ſie (die Colo⸗ 
niſten) von allen oneribus publicis, Contribution, Einquartierung, u. ſ. w. und 
wie ſie ſonſt Namen haben mögen und von des Magiſtrats Dispoſition dependiren, 
zu allen Zeiten frei ſein ſollen“. Dieſe Stipulation war wol auf ruhige Zeiten 
berechnet, wie ſie bei Abſchluß des Vertrags waren, nicht aber auf Wirrſale und 
Drangſale, wie ſie ein Halbjahrhundert ſpäter Norddeütſchland trafen und die 
Furien des Krieges verheerend auch die pomoriſche Erde zertraten, 1806 und 
folgende Jahre. 


Hakenwald hatte, laut einer von der Commiſſion zur Ausmittelung der Stadt⸗ 
ſchulden ausgefertigten Beſcheinigung vom 22. April 1817 die Summe von Thlr. 
492. 2. 8 Pf. von der Stadt Golnow für die in den Kriegsjahren gemachte Liefe⸗ 
rungen zu fordern, eine Summe, welche im Jahre 1824 noch rückſtändig blieb, trotz⸗ 
dem zu wiederholten Malen an die Zahlung erinnert worden war. Der Ortsvorſtand 
beſchwerte ſich endlich bei der Königl. Regierung und bat, den Magiſtrat von 
Golnow anzuweiſen, die von demſelben anerkannte Forderung des baldigſten flüſſig 
zu machen. Die Königl. Regierung, die von dem Sachverhältniß keine Kenntniß 
hatte, erforderte unterm 23. September 1824 von dem Magiſtrat Bericht, der aber, 
nach mehreren Erinnerungen und ſelbſt Strafandrohungen, erſt am 10. März 1825 
erſtattet wurde. Der Bericht war nichts weniger als erſchöpfend, vielmehr jo unvoll⸗ 
ſtändig und ungenügend, daß weitere Aufklärungen gefordert werden mußten, die 
im Laufe des Jahres 1825 zwar gegeben wurden, nicht aber zu Gunſten der Dorf⸗ 
ſchaft Hakenwald ausfielen, indem die Stadt Golnow erklärte, nur zur Zahlung 
eines Betrages verpflichtet zu ſein, welcher noch nicht die Hälfte der Hakenwalder 
Forderung ausmachte, wogegen die Königl. Regierung in einer Verfügung vom 
6. Februar 1826 den Magiſtrat anwies, die Dorffchaft Hakenwald durch Zahlung 
der ganzen Summe, nach Abzug eines kleinen, näher bezeichneten Betrages klaglos 
zu ſtellen. Hierauf erſtattete der Magiſtrat unterm 31. März 1826 einen ausführ⸗ 
lichen Bericht, der die Vorgänge, aus denen die Forderung der Coloniſten zu 
Hakenwald entſprungen war, in ein helleres Licht ftellte, als bisher geſchehen war. 
Der Bericht hat folgenden Wortlaut: — 


Die Königl. Regierung wird uns entſchuldigen, wenn wir gegen die Ver⸗ 
fügung vom 6. v. M. unſere Einwendungen vorſtellen, da die Vorſtellung auf dem 
unrichtigen Vortrag der Dorffchaft und auf Vorausſetzungen beruht, die widerlegt 
werden können. Wir müſſen überhaupt wünſchen, daß die Sache in Gemäßheit der 
Verordnung wegen Entſcheidung über die Anſprüche aus den Kriegsjahren in der 
Art inſtruirt werde, daß erforderlichen Falls in höherer Inſtanz von der Königl. 
Immediat⸗Commiſſion darüber erkannt werden kann. Die gedachte Verfügung 
nimmt an, daß die ſtädtiſche Behörde ſich die Befugniß angemaßt hat, Hülſs⸗ 
leiftungen zur Verpflegung ihrer Einquartierung von der Commune Hakenwald 
auszuſchreiben und unentgeldlich zu verlangen. Die Anſicht dieſer Ausſchriften und 
der über die Lieferungen ertheilten Quittungen beweiſet aber das Gegentheil, indem 
ein Theil derſelben die Verſicherung der Zahlung, ein anderer aber die Aufforderung 
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zur Lieferung auf feindlichen Befehl bei militairiſcher Execution. Hiermit hatte es 
aber folgende Bewandniß: So lange die Feſtung Kolberg im Jahre 1807 von den 
Franzofen eingeſchloſſen wurde, wagte ſich kein feindlicher Soldat aus Golnow aus 
Furcht vor Schill und deſſen Schaar. Es ging ſo weit, daß bis zum Februar 1807 
nicht einmal eine vertheilte Einquartierung Statt fand, ſondern der Feind in 
ganzen Trupps zu 20—30 Mann in den Gaſthöfen und anderen großen Haüſern 
zuſammen gelegt werden mußte; die umliegende Gegend, und beſonders das entfernt 
gelegene Hakenwald, wußte daher in dieſer Zeit von feindlicher Einquartierung 
nichts. Golnow, welches damals zum Randopſchen Kreiſe gehörte, von demſelben 
aber durch den Saziger Kreis, in deſſen Ausdehnung zu jener Zeit, getrennt war, 
blieb ſich ganz allein überlaſſen, und erhielt als einen der größten Etappen ⸗ Orte 
nicht die geringſte Unterſtützung vom Kreiſe; es war ſogar von den franzöſiſchen 
Befehlsführern in Stettin ausdrücklich verboten, Natural = Unterftügungen hierher 
abgehen zu laſſen, aus Furcht, daß fie den Preüßen in die Hände fallen mögten. 
Dieſer Umſtand iſt wichtig, — und wir müſſen bitten, dieſen Bericht dem Landrath 
v. Krauſe (Randowſchen Kreiſes) vorlegen zu laſſen, der ihn beglaubigen wird, — 
denn er war die Veranlaſſung, daß die bei uns einquartierten Franzoſen die Herbei⸗ 
ſchaffung von Vorräthen vom platten Lande verlangten, wenn die in der Stadt 
befindlichen aufgezehrt waren; und dazu waren keine anderen Ortſchaften vorhanden, 
als die des Stadt-Eigenthums. Daraus erklärt es ſich nun, daß ein Theil der 
Ausſchriften und Quittungen Beſcheinigungen enthält, in denen die Bezahlung nach 
den Marktpreiſen verſprochen iſt, andere aber auf Befehl der feindlichen Macht⸗ 
haber ergangen ſind. Die erſteren wollen wir mit 228 Thlr. 15 Sgr. bezahlen; 
die letzteren — zum Betrage von 263 Thlr. 18 Gr. 3 Pf. — zu bezahlen, wird 
uns auf keine Weiſe angemuthet werden können. Hat die damalige ſtädtiſche Be⸗ 
hörde einen Fehler begangen, ſo iſt es der geweſen, daß ſie nicht die auf Befehl 
der feindlichen Machthaber geforderten Gegenſtände auch wirklich durch Militair⸗ 
Commando hat abholen laſſen, was indeſſen auch geſchehen ſein mag. Sie konnte 
nicht erwarten, daß ihre Bereitwilligkeit, durch Übernahme der Ausſchriften die 
ländlichen Ortſchaften mit plündernden Commandos zu verſchonen, ihr nach langen 
Jahren den Undank derjenigen zuziehen würden, die den Vortheil davon hatten. 


Die Verfügung der Königl. Regierung vom 6. Februar 1826 nimmt ferner 
an, daß von der Commiſſion zur Ausmittelung der Stadtſchulden der ganze Betrag 
der Forderung durch ihre Beſcheinigung vom 22. April 1817 anerkannt ſei; die 
nähere Beleüchtung dieſes Schriftſtücks wird aber ergeben, daß dies keineswegs der 
Fall iſt. Die Commiſſion hatte nur den Auftrag, die Schulden zu liquidiren, 
forderte zu dem Ende die ſämmtlichen Glaübiger der Stadt auf, ſich zu melden, 
und da dieſe ihre Papiere und Beweismittel nicht aus den Händen geben, ohne 
einen Gegen⸗Revers zu haben, ſo hat ſie allen, und ſo auch der Dorfſchaft Haken⸗ 
wald atteſtirt: — „daß ihr die Beläge über 492 Thlr. 3 Gr. 3 Pf. überliefert ſind“, 
— was doch vorangehen mußte, wenn ſie geprüft werden ſollten. Daß dieſes 
Schriftstück nichts weiter enthalten ſoll, beweiſet ſchon der Umſtand, daß die 
Schemata im Voraus auf die Rubriken des gedruckten Tableaus, als: — 1) beſchei⸗ 
nigte Forderungen, 2) unbeſcheinigte Forderungen, 3) Erpreſſungen — eingerichtet 
waren; es enthält aber kein Anerkenntniß über einen Schuldbetrag, denn dazu hatte 
die Commiſſion weder Auftrag, noch hat ſie dieſen überſchritten. Es liegt ſchon in 
den Vorſchriften der St.⸗O., daß die St.⸗V. nur über das Anerkenntniß decidiren 
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konnten, welches auch geſchehen iſt. Es wird jetzt auf die Entſcheidung der Frage 
ankommen: — „hat die Stadt die Verpflichtung, die auf feindlichen Befehl aus 
dem Dorfe Hakenwald geforderte und abgeholte Fourage und Lebensmittel zu be- 
zahlen? — und wir bitten, dieſelbe inſtruiren zu laſſen. 


Die Königl. Regierung fertigte Abſchrift dieſes Berichts unterm 17. April 
1826 der Dorfſchaft Hakenwald zu, um daraus zu erſehen, daß, wenn der Magiſtrat 
auf der einen Seite einraümte, einen Poſten von 228 Thlr. 15 Sgr. bezahlen zu 
müſſen und zu wollen, derſelbe jede weitere Verpflichtung rein beſtreite. Über die 
Gründe, welche der Magiſtrat in dieſer Beziehung anführte, mogte ſich die Königl. 
Regierung z. Z. nicht aüßern, bevorwortete aber, daß actenmäßig ein Anerkenntniß 
des Reſtes der angeblichen Total-Forderung von 492 Thlr. 3 Sgr. 3 Pf. Seitens 
des Magiſtrats keinesweges vorhanden ſei, und alſo die Dorfſchaft, wenn dieſelbe 
nicht etwa vergleichsweiſe mit jenen offerirten 228 Thlr. 15 Sgr. zufrieden ſein 
wolle, den durch den Cabinets-Erlaß vom 27. October 1820 vorgezeichneten Weg gegen 
die Stadt Golnow werde einzuſchlagen haben, — d. h.: die gerichtliche Klage gegen 
den Magiſtrat und die Stadtverordneten von G. anzuſtrengen, was denn auch 
unterm 13. Mai 1826 geſchah. Nach beendigter Inſtruction kam die Sache jedoch 
nicht zur Entſcheidung des Richters, ſondern die Parteien, eingedenk des Spruchs, 
daß ein magerer Vergleich mehr werth ſei, als ein fetter Proceß, vereinigten ſich, 
auf Antrag der klagenden Dorfſchaft zu einem gütlichen Vergleich, der zwiſchen 
ſämmtlichen Wirthen aus Hakenwald — 35 an der Zahl, — und dem Bevoll- 
mächtigten der Stadt Golnow, Rathsherrn Bethke, am 22. November 1826 ab⸗ 
geſchloſſen wurde. Dieſer Vergleich enthält folgende Beſtimmungen: 

§. 1. Die verklagte Stadt G. geſteht der klagenden Dorfſchaft H. von den 
in der Klage vom 13. Mai cr. geforderten 492 Thlr. 2 Gr. 3 Pf. für Lieferungen 
zur Verpflegung der in der Stadt G. einquartiert geweſenen feindlichen Kriegs— 
völker die Summe von 228 Thlr. 15 Sgr., und von der alsdann noch ſtreitig 
bleibenden Summe von 263 Thlr. 14 Gr. 8 Pf. alt Courant die Hälfte mit 131 
Thlr. 24 Sgr. 2 Pf., überhaupt alſo den Betrag von 360 Thlr. 9 Sgr. 2 Pf. 
hierdurch zu, wogegen die Dorfſchaft Hakenwald anerkennt, der Stadtcommune G. 
an Oderfeitungs - Verpflegungsgeldern die Summe von 52 Thlr. 1 Sgr. 9 Pf. 
ſchuldig zu fein, deren Abzug fie ſich von der vorſtehenden Summe hiermit ge- 
fallen läßt. 

8.2. Die Dorfſchaft H. verzichtet daher hiermit ausdrücklich und wohl⸗ 
bedächtig auf den Mehrbetrag ihrer eingeklagten Forderung in 131 Thlr. 24 Sgr. 
2 Pf. beſtehend, ſo wie auf die in der Klage geforderten Verzugszinſen, wogegen 
aber auch von Seiten der Stadtcommune G. dem Anſpruche auf Verzugszinſen 
für die bis jetzt rückſtändig gebliebenen Oderfeſtungs - Verpflegungsgelder hierdurch 
entſagt wird. 

§. 3. Die nach Abzug der vorgedachten Oderfeſtungs⸗Verpflegungsgelder der 
Dorfſchaft H. annoch zukommende Vergütigungsſumme von 308 Thlr. 7 Sgr. 5 Pf. 
fol derſelben durch die G.ſche Kämmerei innerhalb 4 Wochen von heüte an von 
Seiten der Verklagten bei Vermeidung der Rechtshülfe baar ausgezahlt werden und 
es ermächtigen die Mitglieder der Dorfſchaft H. ihre früheren Deputirten in dieſer 
Sache, nämlich den Schulzen Carl Gohlke, den Gerichtsmann Martin Sievert und 
den Coloniſten Görs ſenior hierdurch zugleich ausdrücklich, die Zahlung in Empfang 
zu nehmen und darüber Namens ihrer gültig quittiren zu können. 
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8.4. Sämmtliche durch dieſen Rechtsſtreit entſtandene Gerichtskoſten und 
Stempelgebühren übernehmen die Kläger zur einen und die Verklagten zur andern 
Hälfte, die außergerichtlichen Koſten hingegen trägt jeder Theil ſelbſt. Beide Theile 
geloben hierdurch die unverbrüchliche Feſthaltung dieſes Vergleichs und wollen dem⸗ 
ſelben unwiderrufliche Kraft beilegeu, genehmigen ihn ſeinem ganzen Inhalte nach, 
rn jedoch keine förmliche Ausfertigung, ſondern nur ſimple Abſchrift des 

roto kolls. 


Den Vermittler dieſes Rechtsſtreites, Juſtiz Commiſſarius (Rechtsanwalt) 
Block zu G. gab die Königl. Regierung durch Erlaß vom 21. December 1826 ihr 
Wohlgefallen über den von ihm zu Stande gebrachten Vergleich zu erkennen. 


Nach den 88. 1 und 13 des zwiſchen dem Magiſtrat zu G. und 20 Coloniſten 
zu H. unterm 13. November 1752 abgeſchloſſenen und unterm 14. Februar 1754 
landesherrlich beſtätigten Erbzins⸗Vertrages iſt den Erbzinsmännern frei gegeben, 
laut §. 1 sub vorbis: „Ihr Erbzinsgut nach eigener Willkür und Gefallen, wie ſie 
es ihrer Wirthſchaft nach am convenableſten oder beiten finden und halten, zu 
nutzen und zu gebrauchen, auch an Andere, jedoch mit der expreſſen Bedingung, daß 
der Kämmerei zu G. bei allen vorkommenden Veraüßerungen das Vorkaufsrecht 
zuſtehe, und ſelbige ſich deſſen gebrauchen könne, dafern die Erbzinsmänner bei 
Veraüßerung des einen oder andern Hofes, oder wenn ſonſt Höfe ledig werden, 
ſelbige mit ſolchen tüchtigen Wirthen nicht beſetzen, woran die Kämmerei ratione 
canonis völlig geſichert iſt, zu veraüßern und zu verkaufen“; und der §. 13 des Ver⸗ 
trags beſtimmt wörtlich: „Sollten über kurz oder lang dieſe Erbzinsgüter von den 
gegenwärtigen Erbzinsmännern veraüßert, oder von einem Poſſeſſor auf den andern 
transferirt werden, ſo bedingt ſich der Magiſtrat vor die Kämmerei zu G., daß 
außer dem vorher bereits ſtipulirten Vorkaufsrechten auf den erſten Fall 5 Procent 
von dem fallenden Kaufpretio in recognitionem dominii directi erlegt werden, im 
letztern Fall aber, wenn die Poſſeſſion jure hereditario transferirt wird, verbinden 
ſich Erbzinsmänner von jedem Holländergut der Kämmerei 3 Thlr. in recognitionem 
dominii directi zu bezahlen“. — Hierdurch iſt alſo feſtgeſetzt, daß: 1) der Kämmerei 
bei allen Veraüßerungsfällen das Vorkaufsrecht zuſteht: 2) bei deſſen Nichtausübung 
5 Pret. des Kaufgeldes als Laudemium an ſie gezahlt; 3) bei Beſitzveränderungen 
durch Erbſchaft aber nur 3 Thlr. Recognitions⸗Gebühren erlegt werden ſollen. Nun 
aber kam es im Jahre 1831 vor, daß zwei der Coloniſten ihre Höfe bei Lebzeiten 
an ihre Söhne cedirten, und der Magiſtrat, weil keine Vererbung, ſondern der 
zweite Fall, eine Veraüßerung, vorlag, das 5Pretige Laudemium der Ceſſionsſumme 
in Anſpruch nahm. Darüber gerieth die ganze Gemeinde zu H. gleichſam in Aufſtand. 
In einer langathmigen Vorſtellung vom 10. Februar 1831 beſchwerte ſie ſich über 
das Anſinnen des Magiſtrats bei der Königl. Regierung und bat dieſe, jenen anzu⸗ 
weiſen, von der Forderung der Lehnware & 5 Pret. abzuſtehen, und bei der Re⸗ 
cognition von 3 Thlr. ſtehen zu bleiben, nicht allein bei den vorliegenden zwei, ſon⸗ 
dern auch bei allen übrigen Fällen gleicher Art, wie es ſeit Entſtehung der Colonie, 
alſo in mehr denn zwei Mal rechtsverjährter Zeit, immer gehalten worden ſei. 


Obwol die Sache gar nicht vor das Forum der Landes- Polizeibehörde, ſon⸗ 
dern, wenn Parteien ſich über die Erklärung des Erbzinsvertrages nicht verſtändigen 
können, lediglich vor die Gerichte gehörte, fertigte die Königl. Regierung die Be⸗ 
ſchwerdeſchrift der Hakenwalder doch dem Magiſtrate zur Kenntnißnahme und Bericht⸗ 
erſtattung zu. 7 
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In dem Berichte vom 9. März 1831 fübrte der Magiſtrat aus, daß die Aus⸗ 
legung der contractlichen Beſtimmungen von 1752 Seitens der beſchwerdeführenden 
Gemeinde H. eine ganz irrige ſei, denn das gebrauchte Wort — veraüßern — 
ergebe, daß nicht bloß ein reiner Verkauf, ſondern jede andere rechtsverbindliche 
Übertragung des Eigenthums, oder Entledigung des Beſitzes, darunter verſtanden 
fein ſolle, und der Ausdruck — an Andere — ſei ſoweit umfaſſend, daß darunter 
jeder qualifizirte Mann, mithin auch Kinder und Verwandte des Beſitzers gemeint 
ſeien, weil dieſe ſonſt ausdrücklich ausgeſchloſſen werden müßten. Es ſei ganz 
unzweifelhaft, daß die Verpflichtung zur Erlegung des Laudemiums, oder das Recht 
zur Ausübung des Vorkaufs in allen Fällen eintrete, wo der Beſitz nicht, durch 
Erbgang an den neüen Erbzinsmann gelange, denn er ſoll — jure hereditario 
— transferirt werden; eine Erbſchaft iſt nun aber nicht vorhanden, jo lange der 
Erbgeber noch lebt, und über Gegenſtände ſeines Vermögens frei verfügen kann, 
und alles, was ein präſumtiver Erbe von demjenigen, den er nach deſſen Tode 
gemeinſchaftlich mit Andern beerben würde, bei deſſen Leben von ihm erhält, er⸗ 
wirbt er nicht als Erbe, ſondern aus einem andern Rechtstitel. Die Vorſchriften 
der SS. 716 und 717 Tit. 18, Th. I. A. L. R., welche von den Beſchwerde⸗ 
führern zu Gunſten ihrer Behauptungen angeführt worden waren, nämlich: 
daß Erben in abſteigender Linie von Erlegung der Lehnware befreit ſind, wenn 
ihnen das Gut auch ſchon unter Lebenden abgetreten wird, finde hier nicht An- 
wendung, weil der Erbzins-Contract das Gegentheil beſtimmt, $. 719 J. c. und die 
Beſitzergreifung durch Erbſchaft nur zu dieſer Befreiung berechtigt. In den 
beiden vorliegenden Fällen ſei nun aber weder von einer Erbſchaft die Rede, noch 
ſeien die neüen Acquirenten die einzigen Erben ihrer Altern, ſondern die 
erſteren haben mehrere Geſchwiſter, die im Fall der Inteſtaterbfolge mit ihnen ein 
gemeinſchaftliches Erbrecht an dem Beſitzthum ihrer Altern haben und 
deshalb wollen die Letzteren ihnen ſelbiges nicht vererben, ſondern bei ihrem Leben 
unter günſtigen Bedingungen zuwenden, und dies Geſchäft iſt — eine verkaüf⸗ 
liche Gutsüberlaſſung an Deſcendenten — wie ſie das Stempelgeſetz vom 7. März 
1822 im 8. 5 nennt, und keine Erbſchafts-Ab⸗ oder Antretung. Die vom Magiſtrate 
in Abſchrift eingereichten Contracte von beiden Fällen, welche zur Beſchwerde der 
Hakenwalder Veranlaſſung gegeben hatten, ergaben nun aber ganz nnzweideütig, 
daß die Beſitzabtretungen von den Altern an die Kinder reine Verkaüfe, und nicht 
im Wege des Erbgangs erfolgt waren, indem die Kinder die älterlichen Grund— 
ſtücke nur gegen ein beſtimmtes Kaufgeld, und andere Leiſtungen, nicht aber als 
reines Erbgut erwerben ſollten, und deshalb war der Magiſtrat, wie er in dem 
Bericht behauptete, Namens der Kämmerei, zur Ausübung des Vorkaufsrechts oder 
zur Forderung des Laudemiums von 5 Prect. berechtigt. Hiervon, ſagte der Ma⸗ 
giſtrat, treten wir unter keinen Umſtänden zurück, und wenn die beiden betreffenden 
(Mühlenbeſitzer) Völker und Radtke hierin eine Beeinträchtigung ihres Rechts finden, 
ſo mögen ſie ſelbiges im proceßualiſchem Wege geltend machen, indem wir, nach 
dem Beſchluſſe der St.⸗V. darauf in jedem Falle eingehen, und die wohl erworbenen 
Rechte der Kämmerei aufrecht zu erhalten ſuchen werden. Was die Beſchwerde⸗ 
ſührer endlich von der Verjährung unſers Rechts, und von ihrer Befugniß reden, 
dieſen Gegenſtand aus dem gemeinſamen Intereſſe der ganzen Colonie gemeinſchaft⸗ 
lich verfechten zu wollen, iſt eben ſo unerheblich, als was ſie unüberlegter Weiſe 
von der angeblich irrthümlichen Mittheilung der vorgedachten beiden Kanfcontracte 
durch das hieſige Königl. Stadtgericht, Behufs unſerer Erklärung darüber, ſprechen; 
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denn eine Verjährung unferer hypothekariſch eingetragenen Rechte kann, nach 8. 511, 
Tit. 9, Th. I. A. L. R. nicht eintreten, und die Einholung unſers Conſenſes bei 
allen Beſitzveränderungen ohne Ausnahme, iſt nicht nur ausdrücklich im 8. 13 der 
Erbzins⸗Vertrags, ſondern auch im §. 698 Tit. 18, Th. I. A. L. R. vorgeſchrieben. 
Die eigenmächtige Abſchätzung des Altentheils der Verkaüfer iſt in den 88. 722 und 
724 J. c. begründet, dagegen ſind wir, — ſo erklärte der Magiſtrat — gern bereit, 
den Werth der mitverkauften Inventarienſtücke von dem Kaufpretio abzurechnen, 
ſobald der Betheiligte ſich meldet, was aber bis jetzt noch nicht geſchehen iſt, und 
dieſer Werth ermittelt und nachgewieſen ſein wird. — Aus dieſen Gründen wird 
Königl. Regierung erſehen, daß wir, ohne das Intereſſe der Stadt zu verletzen, das 
Verlangen der ſupplicirenden Gemeinde H. nicht gewähren können, daß vielmehr 
unſere Forderungen in den vorliegenden beiden Fällen gerecht und billig ſind und 
deshalb bitten wir, ſelbige mit ihrer ungegründeten Beſchwerde zurück, und event. 
zum gerichtlichen Wege zu verweiſen.“ 


Die Königl. Regierung war mit der Rechts⸗Deduction des Magiſtrats in 
allen deren Einzelheiten einverſtanden, und beſchloß, um einem unnützen Prozeſſe 
vorzubeügen, den Reclamanten eine Abſchrift des Magiſtrats⸗Berichts mitzutheilen. 
Dies geſchah am 28. März 1831, indem der Gemeinde H. eröffnet wurde, daß 
Königl. Regierung der Anſicht des Magiſtrats beitrete, und dieſer von ſeinen An⸗ 
ſprüchen wegen des Inventariums Abſtand genommen habe. Wenn aber die Be⸗ 
ſchwerdeführer ſich die Abſchätzung des Altentheils, wie der Magiſtrat ſie, excl. des 
Inventars, nun vornehmen wolle, auch nicht anzuerkennen geneigt ſeien, ſo gehöre 
auch dieſer Streit lediglich vor das Richterliche Forum. Im November des Jahres 
1832 war die Streitſache noch nicht zum Austrag gekommen; die Hakenwalder 
hatten gegen den Magiſtrat nicht geklagt, aber auch das Laudemium nicht an die 
Kämmerei abgeführt. Unterm 7. November 1832 wurde einer der Betheiligten, der 
Mühlenmeiſter Völker, bei der Königl. Regierung dahin vorftellig, daß er, zur Ver⸗ 
meidung eines Prozeſſes, den Contract aufheben wolle, welchen er am 10. Februar 
1830 mit ſeinen Söhnen geſchloſſen habe, damit die Kämmerei nicht befugt ſei, 
Laudemium zu fordern; doch wünſche er, daß Königl. Regierung ſeine Anſicht 
theilen möge, dahin gehend, daß es ein Unterſchied ſei, wenn eine Coloniſtenſtelle 
an Fremde verkauft, oder wenn ſie von Altern ihren Kindern kaüflich überlaſſen 
werde, in dieſem Falle ſei die Grundherrſchaft nicht berechtigt, ein Laudemium zu 
verlangen. Man ſieht, die Ermahnung der Königl. Regierung hatte nicht gefruchtet. 
Der Supplicant wurde durch Reſolution vom 26. November 1832 an den Magiſtrat 
verwieſen. 


Damit ſchließen die Acten über den Laudemial⸗Streit. Heüt zu Tage kann 
es nicht mehr vorkommen, da die neüere Geſetzgebung, dieſe aus alter Zeit über- 
kommene Abgabe beſeitigt hat. Aus dem Vertrage vom 10. Februar 1830 erhellet, 
daß der Mühlenmeiſter Völker ſeinen Coloniſtenhof unter ſeine beiden Söhne ſo 
theilte, daß der älteſte die eine Hälfte mit der Windmühle für 2000 Thlr., der 
jüngere Sohn die andere Hälfte für 1200 Thlr. übernahm, beide Brüder außerdem 
zu einem anſehnlichen Altentheil verpflichtet wurden, deſſen Werth, gering gerechnet, 
zu 1800 Thlr. geſchätzt werden kann, fo daß der ganze Hof, No. 6 in H. zu minde⸗ 
ſtens 5000 Thlr. gewürdigt wurde. Der zweite Fall betraf den halben Coloniſten⸗ 
hof No. 96, welcher von ſeinem Eigenthümer, dem Coloniſten Radtke, an deſſen 
Sohn für 800 Thlr. und den Altentheil für beide Altern, durch den Vertrag vom 
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15. September 1831 überlaſſen wurde. Weil auch dieſer Altentheil bedeütend war, 
ſo wurde der Verkaufspreis des Hofes ſehr niedrig angeſchlagen, was im Vertrage be⸗ 
ſonders angemerkt iſt. Jedenfalls geben dieſe Zahlen einen ungefähren Anhalt 
zur Beurtheilung des Werths der Hakenwalder Grundſtücke. 


Durch den Erbzins-Vertrag von 1752 erlangten die Coloniſten von H. auch 
die Rechte aufs Sammeln von Raff⸗ und Leſeholz in der Golnowſchen Stadtforſt. 
Als zu Ende des 18. Jahrhunderts bereits mehrere Coloniſtenhöfe getheilt, und 
viele Altſitzer vorhanden waren, auch in den auſ den Hofſtellen angelegten Speicher⸗ 
wohnungen ſich eine Menge Einlieger eingefunden hatten, bei denen das Bedürfniß 
nach Brennmaterial ſelbſtverſtändlich hervortrat, verordnete die damalige Kriegs⸗ 
und Domainenkammer — es iſt nicht erſichtlich, auf weſſen Anlaß, weil die betref⸗ 
fenden Acten nicht vorliegen, doch muthmaßlich auf den Antrag der Leüte, — durch 
Verfügung vom 6. October 1801, daß außer den Wirthen zu H., auch die ſämmtlichen 
Einlieger, Altſitzer ꝛc. Raff⸗ und Leſeholz in der Stadtforſt zu ſammeln befugt ſein, 
und jeder alſo Berechtigte jährlich 1 Thlr. Brennzins, auch Heide-, oder Holzmiethe 
ſpäter genannt, an die Kämmerei zahlen ſollte. Es waren 40 Familien, incl. Büdner 
und Speicherbewohner, denen die gedachte Berechtigung damals zugeſprochen wurde, 
für die Einlieger anſcheinend als ein Precarium. Ein volles Menſchenalter ſpäter 
beklagten ſich 40 Inquilinen zu H., daß ihnen die bisherige Holznutzung vom Ma⸗ 
giſtrate entzogen ſei, wodurch ſie in die größte Noth verſetzt worden ſeien; ſie baten: 
Königl. Regierung möge den Magiſtrat anweiſen, es bei der zeitherigen Obſervanz 
zu belaſſen, oder es zu genehmigen, daß fie das ihnen nöthige Brennmaterial, be⸗ 
ſtehend in Raff⸗ und Leſeholz in den benachbarten Staatsforſten, entweder im 
Stepnitzer Revier oder im Hohenbrückſchen holen dürften. Auf gehaltene Rück⸗ 
frage ergab es ſich, daß die Einlieger zu H. gar keine Holzberechtigung auf die 
Stadtforſt hatten, vielmehr war denſelben nur das alljährliche Einmiethen zu Raff- 
und Leſeholz gegen Bezahlung des üblichen Heidemiethezinſes geſtattet, welches zu 
jeder Zeit verſagt werden konute. So wurde die Verordnung von 1801 vom Ma⸗ 
giſtrat in dem Bericht vom 25. Februar 1840 interpretirt, der ſodaun anführte, 
daß die Mehrzahl der Coloniſten in H. zu Raff⸗ und Leſeholz in der Stadtforſt 
berechtigt ſei, daß dieſe aber zum öftern über Mangel daran Beſchwerde geführt 
hätten, und dieſer Mangel den Inquilinen zuzuſchreiben ſei. Um allen Grund zu 
dieſen Beſchwerden aus dem Wege zu raümen hatte der Magiſtrat ſeit dem Jahre 
1835 keinen Einlieger mehr als Heidemiether auſgenommen. Auf Grund dieſer 
vom Magiſtrat ertheilten Auskunft wurden die Supplicanten von der Königl. Ne 
gierung unterm 14. März 1840 beſchieden und ihnen anheim gegeben, den Weg 
der Klage gegen die Stadt G. zu beſchreiten, wenn ſie glaubten, auf die ihnen 
entzogene Vergünſtigung als eine Gerechtſame Anſpruch zu haben. Und ſchließlich 
wurden ſie bedeütet, daß, falls in die benachbarten Staatsforſten Heidemiether auf⸗ 
genommen würden, ſie ſich dieſerhalb an die betreffenden Oberförſter zu wenden 
hätten. Die Inquilinen waren mit dieſem Beſcheide der Königl. Regierung nichts 
weniger als einverſtanden. Sie gingen beſchwerdeführend an den Miniſter des 
Innern, der ihre Eingabe vom 23. Juni 1840 zur reſſortmäßigen Verfügung und 
Beſcheidung an den Oberpräfidenten abgab. Von dieſem wurde ihnen unterm 20. 
Juli 1840 eröffnet, daß ihre Beſchwerde für begründet nicht erachtet werden könne. 
Abgeſehen davon, daß Veſchwerdeführer dadurch, daß ihnen früher das Sammeln von 
Raff⸗ und Leſeholz in der Golnowfchen Stadtforſt gegen die übliche Heidemiethe 
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geftattet war, noch kein Recht erworben zu haben ſcheinen, eine Fortſetzung dieſes 
Verhältniſſes im Widerſpruch der Stadt G. zu erzwingen, ſo gehört die Entſcheidung 
derartiger Streitigkeiten doch keines Falls zur Eompetenz der Verwaltungsbehörden, 
vielmehr vor die ordentlichen Gerichte, weshalb auch der Oberpräſident den Bitt⸗ 
ſtellern, falls ſie ſich mit einem ſolchem Anſpruche durchzukommen getrauten, nur 
überlaſſen konnte, denſelben vor dem Richter geltend zu machen. Es iſt eine alte 
Erfahrung, daß Leüte auf niederer Bildungsſtufe ſich ſchwer oder gar nicht belehren 
laſſen. Haben ſie ſich einmal etwas in den Kopf geſetzt, es iſt nicht wieder heraus⸗ 
zubringen, wie widerſinnig es auch ſein möge. Gibt ihnen eine Behörde einen 
Beſcheid nicht nach ihrem Sinne, ſo iſt ihnen das größte Unrecht angethan, und ſie 
klagen über Parteilichkeit, ſchieben der Behörde ſogar unedlere Motive unter. Der⸗ 
gleichen Vorkommenheiten ſind nicht ſelten. Dann ſchreien die ſich Verletzthalten⸗ 
den, von dem Ungeziefer der Winkelconſulenz noch mehr aufgeſtachelt: Wir gehen 
an den König! Und alſo thaten es auch die Hakenwalder Inquilinen nach Ablauf 
von 3 Jahren. Ihre Immediat⸗Vorſtellung vom 13. September 1843 ging aus 
dem Königl. Cabinet ohne weitere Beſtimmung an den Miniſter des Innern und 
von dieſem an die Königl. Regierung zu Stettin zur Beſcheidung der Bittſteller, 
denen unterm 13. November 1843 nur das wiederholt werden konnte, was ihnen 
die Regierung am 14. März und der Ober- Präſident am 20. Juli 1840 er⸗ 
öffnet hatte. 


Die Dorſſchaft H. iſt verpflichtet, den Prediger aus Golnow zur Abhaltung 
des Gottes dienſtes zu holen und wieder nach der Stadt zu fahren. Gleiche Ver⸗ 
pflichtung liegt ihr ob, wenn Magiſtratsperſonen aus Goluow in Vertretung der 
Gutsherrſchaſt Geſchäfte in H. haben. Und ſo iſt es in Beziehung anf die Ma⸗ 
giſtratsperſonen in allen Eigenthums⸗Ortſchaſten. Bis zum Frühjahr 1836 wurden 
in H. die Fuhren zur Abholung des Predigers, ſo wie zur Abholung der Magiſtrats⸗ 
perſonen der Reihe nach geleiſtet. Zn der angegebenen Zeit hat indeſſen die Ge⸗ 
meinde beſchloſſen, die Fuhren für den Prediger und für die Magiſtratsperſonen 
jede nach einer beſondern Reihenfolge zu leiſten, weil die Ableiſtung der Fuhren 
für die Letzteren beſchwerlicher als die für den erſtern ſind. 


Kattenhof. 


Dieſe Colonie iſt im 18. Jahrhundert um dieſelbe Zeit angelegt worden, in 
welcher Hakenwald entſtanden iſt. Sie beſteht aus 19 Coloniſtenhöfen, deren In⸗ 
haber die Entrepriſe Kattenhof gegen einen unveränderlichen Canon zur Kämmerei⸗ 
kaſſe beſitzen und nach 8. 4 des Kaufcontracts vom 19. October 1826, durch den 
die Coloniſten das Eigenthum ihrer Höfe erworben haben, unter der Gerichtsbarkeit 
der Stadt Golnow ſtehen. Im Jahre 1842 traten die Coloniſten mit der Behanp⸗ 
tung auf, daß ihnen von Altersher die Befngniß zuſtehe, den Schulzen und die 
Gerichtsleüte unter ſich durch Stimmenmehrheit zu wählen, die demnächſt vom Ma⸗ 
giſtrate beſtätigt würden. So hatten ſie zu Ende des gedachten Jahrs die Wahl 
eines genannten Gerichtsmanns mit 15 Stimmen gegen 4 vorgenommen, der, wie 
ſie anführten, alle Eigenſchaften eines tüchtigen Geſchäftsmanns beſaß, deſſen 
ungeachtet aber nicht vom Magiſtrate beſtätigt worden war. Dieſer hatte vielmehr 
von der Wahl gar keine Notiz genommen, ſondern einen Andern, und zwar, wie 
die Coloniſten vorgaben, aus der Klaſſe der in Kattenhof angeſiedelten Büdner, 
beſtellt. Ob dieſes Vorgehens des Magiſtrats geriethen die Fünfzehn in — Zorn! | 
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Sie begaben ſich in corpore nach Stettin, wo fie ſich von einem namhaften Juſtiz⸗ 

Commiſſarius (Rechtsanwalt) eine Beſchwerdeſchrift anfertigen ließen, die der 
Königl. Regierung am 15. November 1842 überreicht wurde. Sie proteſtirten gegen 
das Verfahren des Magiſtrats und baten, daſſelbe einer Unterſuchung zu unter⸗ 
ziehen, event. einen beſondern Commiſſarius abzuordnen, und ſie in ihrem alther⸗ 
gebrachten Rechte der freien Wahl von Schulzen und Gerichtsmännern zu ſchützen. 
Es kann auffallen, daß der Abfaſſer der Beſchwerdeſchrift die guten Leüte nicht 
eines Beſſern belehrt, da es ihm, dem Rechtskundigen, nicht unbekannt ſein konnte, 
daß der Polizei⸗Gerichtsobrigkeit über Kattenhof allein, mithin dem Magiſtrat von 
G., verfaſſungsmäßig die Wahl und Beſtellung des Schulzen und der Gerichtsleüte 
zuſteht, daher von einem „althergebrachten Rechte der freien Wahl durch die Ge⸗ 
meindeglieder“ gar nicht die Rede ſein kann. Wahrheitswidrig war die Angabe, 
daß der vom Magiſtrate beſtellte Gerichtsmann Büdner ſei, da derſelbe, wie er⸗ 
wieſen wurde, gleich den Proteſtirenden einen Coloniſtenhof beſaß. Der Magiſtrat, 
der über die Beſchwerde gehört wurde, bemerkte in ſeinem Bericht vom 6. December 
1842: „Wollen die Coloniſten gutsherrliche Vorrechte ins Künftige ausüben und 
des Endes die läſtige Polizeigerichtsbarkeit der Stadt abnehmen, ſo ſind wir nicht 
abgeneigt, das Commodum der Gerichtsbarkeit ſowol als das Incommodum den⸗ 
ſelben zu überlaſſen, bis dahin aber, daß ſolches geſchehen, haben ſich die Wirthe 
unſeren verfaſſungsmäßigen Anordnungen zu fügen“. Strenge urtheilte der Kreis- 
Landrath. Er bezeichnete das Benehmen der Beſchwerdeführer als eine ohne allen 
rechtlichen Grund quärulirende Widerſpänſtigkeit, und trug darauf an, dieſelbe 
unter Ermahnung zur Folgſamkeit gegen ihre Behörde zur Ruhe zu verweiſen. 
Die Königl. Regierung gab dieſem Antrage keine Folge. In der Verfügung vom 
24. Februar 1843 belehrte ſie die Beſchwerdeführer über die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Magiſtrats rückſichtlich der Wahl und Beſtellung der Dorfgerichtsperſonen 
in den Eigenthumsortſchaften, woraus hervorging, daß ſie keine Veranlaſſung haben 
konnte, dem Antrage: die Beſtellung des vom Magiſtrat zum Gerichtsmann gewählten 
Coloniſten zu annuliren, weitere Folge zu geben. 


In der Gemeinheitstheilungs-Sache von Kattenhof waren die Colo niſten 
als Gemeinde und zugleich, jedoch anmaßlich, als Gutsherrſchaft mit dem Schulzen 
dahin übereingekommen, dem Schulzendienſte die ihm gebührende Weide⸗Abfindung zu 
entziehen und denſelben nur für ſeinen bisherigen Beſitzſtand an Acker und Wieſen 
abzufinden. Die Königliche General⸗Commiſſion trug Bedenken, dieſes Abkommen 
zu genehmigen. Sie war der Anſicht, daß für die gehörige Abfindung der Schulzen⸗ 
ämter von Amtswegen geſorgt werden müſſe und durch Privatverträge ihnen nichts 
entzogen werden dürfe. Da aber der Plan mit Zugrundelegung dieſes Überein⸗ 
kommens einmal ausgebildet und die Landabfindungen bereits in Beſitz genommen 
waren, fo glaubte die General-Commiſſion, zur Vermeidung von Weiterungen von 
ihrem Bedenken abſtehen zu ſollen, wenn die Königl. Regierung, als ordentliche 
Oberaufſichtsbehörde, die dermalige Abfindung des Schulzenamts für ausreichend 
erachten, oder ſich allgemein damit einverſtanden erklären wollte, daß Gutsherrſchaft 
und Gemeinde unter Zuziehung des Schulzen über die Schulzendotation willkürlich 
verfügen können. Mittelſt Anſchreibens d. d. Stargard, den 22. Juni 1846, erging 
daher an die Königl. Regierung das Erſuchen, ſich von Oberaufſichtswegen hier⸗ 
über zu aüßern. Zu dieſem Behuf bemerkte die General⸗Commiſſion, daß der | 
Schulzendienſt 2 Mg. 20 Ruth. Acker Ifter Klaſſe und 160 Q. Ruth. von den beſten 
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Wieſen beſitzt und dafür abgefunden worden, die entzogene Weidegebürniß aber 
nach dem Durchwinterungsprincip und der Reduction der Abfindungen nach den 
Kräften der Weidemaſſe ſich auf 0,57 Kuhweiden im Werthe von Thlr. 1. 29. 
5 Pf. jährlichen Reinertrags belaüft. Dieſes Schreiben der General⸗Commiſſion 
wurde von der Königl. Regierung dem Magiſtrate zur gutachtlichen Aüßerung über⸗ 
wieſen, der unterm 17. Juli 1846 berichtete, daß er das Übereinkommen der Ge⸗ 
meinde zu K. mit dem zeitigen Schulzen Klütz nicht für zuläſſig erachten und nicht 
darin willigen könne, daß dem Schulzendienſte die ihm gebührende Weideabfindung 
entzogen werde, vielmehr darauf dringen müſſe, daß dem Schulzenamte ſein Ein⸗ 
kommen nicht geſchmälert, und event. ſtatt der Natural-Abfindung an Weide, die 
jährliche Baarrente von der Gemeinde gezahlt werde. Dieſer Anſicht ſchloß ſich 
die Königl. Regierung in ihrem, unterm 30. Juli 1846 an die General⸗Commiſſion 
erlaſſenen, Antwortſchreiben von Oberaufſichtswegen lediglich an. Welche Art der 
Weideabfindung, ob Natural: oder Renten⸗Abfindung beliebt worden, erhellet aus 
den Acten nicht. Nur das iſt aus dem Magiſtrats⸗Bericht noch zu erwähnen, daß 
gegen das Auftreten der Gemeinde K. als Gutsherr ſchaft, nomine der Stadt, 
wiederholentlich Proteſt erhoben wird. Die Stadt iſt Ober⸗Eigenthümerin von K. 
„und deshalb ſchon, ſagt der Magiſtrat, können wir die Schmälerung des Ein⸗ 
kommens des Schulzendienſtes nicht billigen“. 


Marsdorf. 

Dieſes Dorf iſt Zwei⸗ oder eigentlich Dreiherrlich. Es beſteht aus 21 Bauer⸗ 
höfen, wovon 14 zum Marienſtift in Stettin, 7 aber zur Stadt G. gehören, und 
zwar wie ſchon ein Mal bemerkt, 5¼ zum Hofpital Spiritus Sancti und 1¾ zur 
St. Catharinen⸗Kirche. Von den Hoſpital- Bauern ift bereits oben, im Artikel von 
den milden Stiftungen, die Rede geweſen; von dem Kirchen-Antheil des Dorfs und 
den Marienſtifts⸗Bauern wird weiter unten zu ſprechen ſein. Zeither hat jeder der 
zweiherrlichen Antheile, des Marienſtifts und der Stadt G., ſeinen eigenen Schulzen 
gehabt. Durch Cabinets⸗ Erlaß vom 16. September 1815 iſt feſtgeſetzt, daß das 
Schulzenamt nach wie vor eine Ehrenſtelle bleiben muß, und nur in denjenigen 
Fällen, wo ſolches beſonders läſtig iſt, dafür geſorgt werden ſoll, daß die Ehren⸗ 
ſtelle durch anderweite Erleichterungen oder Nutzungen annehmlich gemacht, aüßer⸗ 
ſten Falls aber von der Gemeinde eine baare Remuneration für den Schulzen 
aufgebracht werde. Dieſe landesherrliche Beſtimmung iſt in dem Verhältniſſe des 
Schulzen begründet, der als Vorſteher der Gemeinde vorzüglich berufen iſt, deren 
Beſtes wahrzunehmen. So iſt es gekommen, daß faſt aller Orten der Schulzendienſt 
bald, und zwar in den meiſten Fällen, mit einer Landdotation, bald mit einer Ent⸗ 
ſchädigung in Gelde bedacht worden iſt, die indeſſen in beiden Fällen nur gering⸗ 
fügig zu neunen iſt für die Mühwaltungen des Schulzen, deſſen Amt im Laufe 
der Zeit einen Umfang erhalten hat, welche die Arbeitskraft eines intelligenten 
Mannes ganz in Anſpruch zu nehmen vermag. Der Schulze iſt nicht blos erſter 
Beamter ſeiner Gemeinde, er iſt auch als Delegirter der Staatsgewalt Polizei⸗ 
meiſter nach allen Richtungen der Polizei⸗Verwaltung und zugleich Erheber vieler 
directen Staats- 2c. Steüern, und für deren richtigen und pünktlichen Eingang 
verantwortlich. In Marsdorf bezog der Schulze des Marienſtifts⸗Antheils von 
jeher eine Entſchädigung für fein Officium. Die Schulzen vom Stadtantheil 
bewarben ſich vor 50 und längeren Jahren, jedoch vergeblich, um eine Remuneration, 
indem die übrigen 6 Gemeindeglieder ſich dazu nicht freiwillig verſtehen wollten 
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und der Magiſtrat von G. nicht ermächtigt war, ein Gehalt feſtzuſetzen. Zu einer 
Land Dotation fehlte es an Gelegenheit. War auch das Amt des Schulzen im 
Stadtantheil wegen der kleinern Gemeinde nicht ſo läſtig, als in dem größern 
Marienſtifts⸗Antheil von M. ſo eignete ſich die Mehrheit der Gemeindeglieder doch 
nicht zur Übernahme deſſelben, und es war in der That unter ihnen nur ein Ein- 
ziger vorhanden, der das Schulzenamt zu verſehen im Stande war. Dieſer aber 
verlangte ſeit dem Jahre 1815 eine Entſchädigung für ſeine Mühwaltung, 
oder Abnahme des Amtes, die ihm unter den obwaltenden Verhältniſſen vom Mar 
giſtrat verweigert wurde. Der Magiſtrat hielt es für gerecht und billig, wenn 

jeder der 6 übrigen Bauern des Stadtantheils von M. dem Schulzen eine jährliche 

Entſchädigung von 1 Thlr. verabreichte, womit alle Theile zufrieden ſein könnten. 

Dieſer Vorſchlag, der im Jahre 1817 gemacht wurde, fand bei der Königl. Re⸗ | 

gierung Anfangs kein Gehör, um fo mehr nicht, als die Dorfſchaft die Frage auf: 

warf, ob ſie oder die Gutsherrſchaft, d. h.: die Stadt G., verpflichtet ſei, den 

Schulzen zu beſolden, eine Frage, welche dann auch von der Königl. Regierung 

durch Verfügung vom 19. November 1817 für die erſtere Alternative bejahend 

beantwortet wurde. Nun aber weigerten ſich die Bauern, für den Schulzen auch 

nur die geringſte Vergütigung aufzubringen; ſie blieben hartnäckig, wie es bei 

Leüten geringen Bildungsgrades ſtets der Fall iſt, bei ihrer Meinung, daß der 

Schulze nicht für ſie, ſondern für die Herrſchaft da ſei, woraus folge, daß der 

Magiſtrat den Schulzen lohnen müſſe. Die Remuneration für den Schulzen wurde | 

auf 6 Thlr. fürs Jahr feſtgeſetzt und der Magiſtrat mittelft Verfügung vom 18. 

April 1818 angewieſen, mit executiven Maßregeln vorzugehen, falls die 6 ſtädtiſchen 

Bauerwirthe ſich ferner weigern ſollten, die gedachte Entſchädigung dem Schulzen 

zu entrichten. Über den heütigen Stand der Ortspolizei in M. weiter unten. 


Schulweſen. 

Am Schluſſe des Jahres 1832 gab es in Golnow 854 Kinder im ſchulpflich⸗ 
tigen Alter, darunter 419 Knaben und 435 Mädchen. Dieſe Kinderſchaar wurde 
unterrichtet vom Rector, Subrector und Cantor, in der ſtädtiſchen Elementarſchule, 
welche man Mittel-, auch obere Elementarklaſſe nannte, in der interimiſtiſchen 
ſtädtiſchen Elementarſchule, und in den Schulen der beiden Vorſtädte, der Wiekſchen 
und Röddenbergſchen Schule, außerdem fungirte eine Lehrerin. Von ſämmtlichen 
ſchulpflichtigen Kindern wurde das Schulgeld, pro Kopf und Jahr mit 52 Sgr. 
erhoben, was im Ganzen Thlr. 1406. 8 Sgr., ausmachte, wovon für 100 Frei⸗ 
ſchüler Thlr. 173. 10 Sgr. aus der Kämmereikaſſe gezahlt wurden. Außerdem 
gingen 10 Thlr. an Schulverſaümniß Strafgeldern ein, jo daß die Schulkaſſe, 
nach dem Etat für die Periode 1833 — 1838 eine Einnahme hatte von 1416 Thlr. 
Davon wurden gedeckt: an beſtimmten Beſoldungen für das Rectorat, Subrectorat, 
Cantorat, die Lehrerin, den Schulkaſſen⸗Rendanten und den Schulboten Thlr. 606. 
18. 4 Pf.; an unbeſtimmten Beſoldungen der Lehrer der beiden Elementarſchulen 
in der Stadt und der zwei Vorſtadtſchulen 680 Thlr., indem dieſe Lehrer auf das 
Schulgeld der die Schule wirklich beſuchenden Kinder angewieſen waren, und deren 
Zahl wurde in dieſen 4 Schulen zu 510 angenommen. Die Lehrer empfingen jedoch 
nicht das volle Schulgeld, welches die Kaſſe erhob, ſondern nur pro Kind und Jahr 
40 Sgr. Der Beſoldungs⸗Etat betrug im Ganzen Thlr. 1286. 18. 4 Pf. Zu 
Schul⸗Utenſilien und deren Unterhaltung waren 60 Thlr. ausgeſetzt. Holzgeld 0 
empfing die Lehrerin, die Mittelklaſſe und die Röddenberger Elementarklaſſe mit 
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je 10 Thlr. zuſammen — 30 Thlr. Zur Deckung von Ausfällen waren im Tit. 
Insgemein Thlr. 39. 19. 8 Pf. beſtimmt. Daher Geſammt⸗Ausgabe wie Einnahme 
Thlr. 1416. 8 Sgr. 

Da die ſtädtiſchen Schulanſtalten nach der überwiegenden Zahl der vorhandenen 
Schuljugend, wie nach den bisherigen Mitteln ſich durchaus nur in der Sphäre 
einer niedern Bürgerſchule halten konnten, ſo hatte es den Altern der gebildeten 
Stände, deren Söhne und Töchter entweder Vorbildung für den Gymnaſial⸗Unter⸗ 
richt, oder überhaupt höhern Unterricht in einigen Sprachen und Realwiſſenſchaften 
bedurften, von jeher an Mitteln zur Erreichung dieſer Zwecke gefehlt. Die wenigen 
Stunden, die den ſtädtiſchen Schullehrern zur Ertheilung von Privatunterricht übrig 
blieben, reichten dazu nicht hin und fielen in unpaſſende Zeiten. Auch fehlte es 
theilweiſe an dem erforderlichen Vertrauen zu den vorhandenen Lehrern. Dennoch 
ließ ſich der längſt ausgeſprochene Wunſch mehrerer Altern nach einem beſondern 
Unterricht für ihre Kinder früher nicht realiſiren, da die Zahl ſolcher Altern im 
Ganzen genommen zu gering war, um die erforderlichen Mittel aufzubringen. Als 
aber im Jahre 1832 durch die nach G. gelegte Garniſon und einige andere Per⸗ 
ſonal-Veränderungen die Zahl der erwähnten Alternklaſſe fi bedeütend vermehrte 
und das Verlangen nach einer Privatſchule mit geſteigertem Unterrichtsziel dringen⸗ 
der als je ausgeſprochen wurde, jo nahm ſich der damalige Pfarrer von G., Super- 
intendent Dannenberg, der Sache an — indem er ſelbſt wegen 3 Kinder dabei 
intereffirt war, — und es traten 17 Altern Behufs Errichtung einer Familienſchule 
zuſammen, der 14 Söhne und 12 Töchter zugeführt wurden, überhaupt alſo 26 
Kinder. Es wurde ein gemeinſchaftliches Local für den Unterricht und als Wohn⸗ 
nung des Lehrers gemiethet und ein Lebrer in der Perſon des Schulamts⸗ Candi⸗ 
daten Kühn aus Berlin, den der dortige Superintendent Schulz empfohlen hatte, 
angenommen. Da die ganze Einrichtung von dem genannten Familien = Verein 
betrieben und dem Lehrer weder die beliebige Annahme mehrerer Zöglinge, noch 
überhaupt die Haltung der Schule auf eigene Rechnung freigeſtellt wurde, ſo 
glaubte der Ültern-Verein nach der Verordnung vom 2. Juli 1812 (im Amtsblatte 
der Stettiner Regierung, 1812, Nr. 17, S. 215) und namentlich nach 8. 1 dieſer 
Verordnung der Nachſuchung eines beſondern Conſenſes überhoben zu ſein. Un⸗ 
verkennbar war das Bedürfniß einer ſolchen Familienſchule in einer Stadt von 
über 4000 Einw., die gleichwol nur ein ſehr beſchränktes, kaum ſür die Bedürf⸗ 
niſſe der größern Menge hinreichendes Schulweſen hatte, und der Conſens zur 
Errichtung einer eigentlichen Privatſchule hätte einem qualiſicirten Lehrer, als 
Unternehmer auf eigene Rechnung, wol nicht verweigert werden können. Daß 
übrigens der von dem Familien⸗Verein angenommene Lehrer qualificirt war, ging 
ſchon daraus hervor, daß er das Oberlehrer-Examen in Berlin rühmlich beſtanden 
und bereits Aufforderung erhalten hatte, eine Lehrerſtelle an einem Gymnaſium zu 
übernehmen. Außer dem eigentlichen Lehrer Kühn, der nebſt freier Wohnung jähr⸗ 
lich 250 Thlr. erhielt, war ein Lehrer der Stadtſchule noch zu wöchentlich 4 Schreib- 
und 2 Zeichenſtunden, die er täglich von 11—12 Uhr ertheilte, gegen ein jährliches 
Honorar von 50 Thlr. angenommen, und zwar dies Anerbieten dem betreffenden 
Lehrer vorzugsweiſe deshalb gemacht worden, weil er die jüngeren Kinder der 
meiſten Altern des Vereins ſchon faſt ein Jahr lang vorher, ebenfalls täglich von 
11-12 Uhr in feiner Wohnung privatim unterrichtet hatte, ohne daß ihm deshalb 
jemals von der ſtädtiſchen Schulbehörde ein Hinderniß in den Weg, oder etwas 
zur Laſt gelegt worden war. Nunmehr aber, da dieſe Familienſchule einen feſten 
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Halt bekommen hatte, trat die Behörde nicht allein gegen den ſtädtiſchen Lehrer, 
dem ſie die fernere Theilnahme an der Familienſchule unterſagte, ſondern gegen 
das ganze Unternehmen auf, zuerſt der Magiſtrat in einer Vorſtellung vom 27. 
Mai 1833. Man legte Nachdruck auf den Verluſt an Schulgeld, den die ſtädtiſche 
Schulkaſſe erlitt, — es war jetzt auf 2 Thlr. erhöht, und die Zahl der Kinder in 
der Familie betrug jetzt 28; — aber das Verlangen der Altern, ihren Kindern eine 
ihrem künftigen Berufe entſprechende Schulbildung zu geben, wurde unerwogen ge⸗ 
laſſen. Man beneidete ſonderbarer und wunderlicher Weiſe die Altern des Vereins 
als im Beſitz einer Bevorrechtung, deren die der Schulordnung unterworfene Bürger⸗ 
ſchaft ſich nicht erfreüte, während die Altern des Vereins ſchmerzlich empfanden, 
daß fie jetzt für jedes ihrer Kinder 12—18 Thlr. jährlichen Schulgeldes zahlen 
mußten und gern die Hälfte davon an die Schulkaſſe gezahlt hätten, wenn nur der 
Zweck erreicht werden konnte; Magiſtrat und Schul-Deputation vereinigten ſich, um 
im Laufe des Jahres 1833 durch wiederholte Eingaben bei der Königl. Regierung 
auf Beſeitigung der Familienſchnle zu dringen, die von ihnen bald Hauslehrer⸗, 
bald Nebenſchule genannt wurde, — inſonderheit dem dabei thätigen ſtädtiſchen 
Lehrer die fernere Theilnahme daran zu verbieten, event. würde derſelbe, da er noch 
ohne Vocation ſei, aus ſeinem Lehramte bei der Stadtſchule entlaſſen werden. 


Nach der geſchilderten Lage der Sache gehörte der ꝛc. Kühn zu derjenigen 
Klaſſe von Privatlehrern, über welche das Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts: ꝛc. 
Angelegenheiten ſich in dem Reſcript vom 30. October 1827 folgender Maßen 
aüßert: — „Privatlehrer iſt derjenige, welcher in Gemäßheit eines Contracts, 
gleichviel ob mit Einer oder mehreren Familien, die Kinder derſelben in beſtimmten 
Lehrgegenſtänden unterrichtet. Der Privatlehrer wird durch die Zahl der ſeinen 
Unterricht beſuchenden Kinder nicht zum Schullehrer, fo lange er im ſpeciellen Con- 
tract mit den Altern ſteht, dergeſtalt, daß er inſonderheit ohne deren beſondere 
Zuſtimmung keine anderen, als die im Contract eingeſchloſſenen Kinder an den 
contractmäßigen Lehrſtunden Theil nehmen laſſen darf. Ein Inſtitut dieſer Art 
im Intereſſe der Ortsſchule zu verbieten, berechtigt kein Geſetz. Wenn daher die 
als Communalglieder zu betrachtenden Einwohner eines Orts ihren Kindern einen 
beſſern Unterricht geben wollen, als die Ortsſchule ihnen gewähren kann, ſo kann 
Niemand ſie rechtlich daran hindern, oder dagegen Einſpruch einlegen.... Alles, 
worauf es hierbei ankommt, iſt, neben der gehörigen Qualifikation des Lehrers, daß 
den Gemeinſchulen ihr Unterhalt geſichert bleiben muß. Gewährt das Schulgeld 
nicht den erforderlichen Fonds zur Unterhaltung der Lehrer und der Schule, ſei es 
nun, weil überhaupt die Zahl der Kinder in der Gemeinde abnimmt, oder weil ſie 
von den Altern in andere Communal- oder Privatſchulen geſchickt werden, oder 
weil viele Altern Haus⸗ oder Privatlehrer halten, ſo iſt die Behörde berechtigt, das 
Schulgeld aufzuheben, und ſtatt deſſen feſte Beiträge anzuordnen, die dann von 
allen Gliedern der Commune, ohn' irgend eine Ausnahme, mithin auch von den⸗ 
jenigen, welche ihre Kinder einem beſondern Unterricht an vertrauen, verhältnißmäßig 
gezahlt werden müſſen“. Nach dieſer allgemeinen und klaren Beſtimmung konnte, 
da die wiſſenſchaftliche und moraliſche Qualification des ꝛc. Kühn erwieſen war, 
gegen ſein Wirken als Privatlehrer nicht eingeſchritten, und eben ſo wenig den 
betreffenden Altern gewehrt werden, ihre Kinder von ihm e zu laſſen. 
Einen förmlichen Conſens bedurfte der ꝛc. Kühn ebenfalls nicht, da er nach den 
Beſtimmungen des Miniſteriums nicht in die Kategorie der Privat- Schullehrer 
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gehörte, welche auf eigene Rechnung eine dem Publikum generaliter auf gewiſſe 
Bedingungen zum Gebrauch offen ſtehende Unterrichtsanſtalt unterhalten. Abgeſehen 
aber auch von obigen maßgebenden Beſtimmungen, ſo reichte der Umſtand, daß die 
Schule zu G. an überfüllten Klaſſen und ungenügenden Leiſtungen litt, hin, die 
Königl. Regierung von jeder Einwirkung auf Vermehrung der Schülerzahl und 
Anwendung von Zwangsmaßregeln gegen Altern, welche nur das Beſſere wollen 
und ſuchen, fern zu halten. Eben ſo hielt ſie ſich nicht ermächtigt, dem ſtädtiſchen 
Lehrer die freie Anwendung ſeiner freien Zeit zum Privatunterricht in der Familien⸗ 
ſchule zu beſchränken, ſo lange dieſe Nebenbeſchäftigung ſeiner öffentlichen Berufs⸗ 
thätigkeit nicht einen nachweislichen Abbruch thun würde. In dieſer Weiſe wurden 
Magiſtrat und Schul - Deputation durch Regierungs-Verfügung vom 16. Februar 
1834 beſchieden. 


Dieſe Darſtellung vom Entſtehen und Beſtehen einer Familienſchule war hier 
nothwendig, weil ſie weſentlich mit die Mutter geweſen iſt derjenigen öffentlichen 
Schule, welche man höhere Lehranſtalt nennt. 


Eine allgemeine Schulordnung für die Stadt G. wurde unterm 15. Juli 
1840 erlaſſen. Bei der Mangelhaftigkeit der bisherigen Nebenbeſtimmung der 
Stadtſchule, auch zur höhern Ausbildung ſolcher Kinder, deren Altern ſie vermöge 
ihres Standes oder Güterbeſitzes wünſchen müſſen, zu dienen, wurde dieſe Neben⸗ 
beſtimmung ſchon damals ausgesprochen und die Ausführung durch einen mühſam 
und künſtlich gegliederten, aber auch vielfach beengenden und doch ungenügenden 
Lectionsplan angebahnt. Man beabſichtigte nämlich, die obere Knabenſchule und 
die obere Mädchenſchule von der allgemeinen Stadtſchule gänzlich zu trennen, des⸗ 
halb mit eigenen Grundklaſſen zu verſehen; bei der Mädchenſchule einen Literaten 
als Rector anzuſtellen; jeder der alsdann beſtehenden 4 Ortsſchulen ein Schulhaus 
in getrennter Lage zu geben und in jedem Schulhauſe eine Amtswohnung für den 
Iſten Lehrer zu belaſſen oder einzurichten. Weitere Verhandlungen in Betreff 
dieſes Plans zur weitern Ausbildung des Schulweſens wurden in den Jahren 1844 
und 1845 zwiſchen Magiſtrat, Schuldeputation und Stadtverordneten gepflogen, 
auch derjenige Theil des Plans, der die Theilung der Freiſchule in 2 Klaſſen und 
die Anſtellung eines zweiten Lehrers dabei betraf, ſeit dem 15. October 1845 zur 
Ausführung gebracht. Es wurden um dieſe Zeit 2 Fragen aufgeworfen: Erſtens, 
iſt die Erbauung eines neüen Schulhauſes, zu deſſen Platz der Stadthof aus⸗ 
erſehen wurde, nothwendig; und zweitens, iſt die Bildung einer Knaben⸗ und 
Mädchenſchule mit höherm Unterrichtsziel, als die Elementarſchule gewährt, in der 
That ein wirkliches Bedürfniß für die Stadt G.? Dieſe zweite Frage 
mußte einer abermaligen, möglichſt gründlichen Erwägung unterworfen werden, 
theils weil ſie die in den Vordergrund zu ſtellende Hauptfrage war und von weſent⸗ 
lichem Einfluß auf das, was und wie gebaut werden ſoll, theils ſie in ihrer Aus⸗ 
führung ſowol der Stadt als den Altern der ſchulpflichtigen Kinder eine größere 
Laſt auſerlegen, und hinſichtlich ihrer Nutzbarkeit doch nur auf Wahrſcheinlichkeits⸗ 
gründen ruhen wird. In der That konnte man Zweifel hegen, ob bei dem „Beruf, 
dem Bildungs⸗ und Vermbgensſtande der überwiegenden Mehrzahl der hieſigen 
Altern und Kinder der aus einer höhern Lehranſtalt entſpringende Gewinn mit 
den zu bringenden Opfern in Verhältniß ſtehen werde. Nichts deſtoweniger wurden 
ſchon damals im Publikum Stimmen laut, die in den ſtädtiſchen Behörden Wieder⸗ 
hall fanden, die da verlangten, daß die Stadt eine Schule mit höherm Unterricht⸗ 
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ziele errichten müſſe, eine Stimmung, welche, wie nicht zu verkennen war, theil⸗ 
weiſe einem im Publikum waltenden Gefühl der Mißgunſt gegen die oben geſchilderte 
Familienſchule, welche ſich eines fröhlichen Gedeihens erfreüte, entſprang. Später, 
als man der Ausführung des Plans näher trat, war es nun freilich anders 
geworden. Auch im hieſigen Bürgerſtande ſonderte ſich mit jedem Jahre mehr und 
mehr ein Theil heraus, der es dem übrigen, wenn auch größern, Theile in allen 
Stücken zuvor thun will und wirklich thut, theils weil ihm der lebhaftere Gewerbs⸗ 
und Handelsbetrieb Bildung und Mittel zuführt, theils, und leider oft genug, auch 
nur aus ehrgeiziger Nacheiferung der höhern Stände. Dies erſtreckt ſich natürlich 
auch auf die Schule und es war faſt nicht mehr möglich, die Kinder, ſolcher Altern 
mit den übrigen zuſammen ſitzen und unterrichten zu laſſen. Dazu kommt, daß in 
einer Stadt wie G., zumal wenn fie Beſatzung hat, immer eine, wenn auch zu Zeiten 
nicht erhebliche, Zahl von Altern höherer Stände vorhanden iſt, welche Schulen der 
in Rede ſtehenden Art wünſchen müſſen, wenn ſie nicht zu dem Palliativmittel der 
Privat⸗Familienſchule greifen wollen. Die St.⸗V. widerſprachen dem Plane zur 
Errichtung einer höhern Unterrichtsanſtalt, was ſeinen Grund hatte nicht blos in 
dem Mangel an Mitteln und der Beſorgniß bevorſtehender nahrungsloſen Zeiten, 
ſondern auch in mangelhafter Erwägung der vorgelegten Verbeſſerungspläne und 
in theilnahmloſem Widerwillen gegen die Sache Dies trat im Jahre 1845 in vier 
verſchiedenen Sitzungen der St.⸗V. deütlich hervor. Das dem ſo war, verſchuldete 
mehr oder minder der Magiſtrat. Es war Seitens desſelben von Anfang an wol 
ein zu geringer Werth darauf gelegt worden, den St.. ſogleich nicht blos den 
Schulhausbau⸗, ſondern auch den ganzen Verbeſſerungsplan vorzutragen und die 
St.⸗V. von deſſen Dringlichkeit und Angemeſſenheit zu überzeügen, ſo daß die 
Väter der Stadt dieſen Plan blos als eine Erfindung der Schuldeputation, oder 
noch beſtimmter herausgeſagt, der Prediger und Schullehrer, betrachteten, wogegen 
der Magiſtrat zunächſt nur darauf operirte, die Genehmigung des Bauplans zu | 
erlangen, meinend, daß fih dann das Weitere von ſelbſt und eventualiter ohne 
ausdrückliche Genehmigung der St.⸗V. finden werde. Als nun die ganze Angelegen⸗ 
heit durch den, Anfangs Januar 1846 erfolgten Verluſt der Garniſon und die, in 
Folge deſſen entſtandene Beſorgniß einer weſentlichen Verſchlechterung des Gewerbs⸗ 
und Nahrungsſtandes der Stadt in ein neües, und zwar ſehr ungünſtiges Stadium 
eingetreten war, als die St.⸗V., und das gewiß mit Recht, ihr Augenmerk beſorg⸗ 
licher, als ſonſt, auf den Vermögenszuſtand und Haushalt der Stadt richteten, 
entſchieden ſie ſich auch aufs Beſtimmteſte dahin: die Schul⸗Angelegenheiten einſt⸗ 
weilen in der Schwebe zu laſſen, und es wurde auch Seitens der Schuldeputation 
in den, mit der Baudeputation im Jahre 1846 gemeinſchaftlich gepflogenen Be⸗ 
rathungen dafür geſtimmt, die Ausführung des Plans noch etwa um 1 Jahr hin⸗ 
auszuſchieben und ſich unter Fortbeſtand der bisherigen Schuleinrichtung mit den 
alten Localen zu behelfen, als unter dem Widerſpruch der St.⸗V. und der Beſorg⸗ 
niß allgemeiner Aufregung Etwas, aber doch nichts Gründliches und Vollſtändiges 
zu erlangen. Der in der Sitzung vom 31. October 1846 gefaßte Beſchluß der 
St.⸗V., in deren Mitte ſich auch mehrere Glieder der betreffenden Deputationen 
befanden, ruhte auf dieſer Anſicht, die aber im Schooße des Magiſtrats⸗Collegiums 
nicht allein keinen Anklang, vielmehr den entſchiedenſten Widerſpruch fand, welcher 
den St.⸗V. mittelſt eines, in ziemlich gereiztem Tone gehaltenen, Anſchreibens vom 
2. November 1846 kund gegeben wurde. Die Folge dieſes Anſchreibens war der 
noch renitentere Beſchluß der St. V. vom 14. deſſelb. Monats, der endlich den 
88* 
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Magiſtrat unterm 17. November zum Recurs an die Königl. Regierung veranlaßte, 
und der, obgleich er dem Wortlaute nach nur die Garniſon⸗Verhältniſſe zum Weige⸗ 
rungsgrunde der St.⸗V. nahm, doch zwiſchen den Zeilen noch andere Mißſtimmung 
leſen ließ. 

Um den Zwieſpalt klar überblicken zu können, der zwiſchen den beiden ſtäd⸗ 
tiſchen Behörden rückſichtlich des Neübaues eines Schulhauſes, inſonderheit für die 
Mädchenſchule, ausgebrochen war, zog die Königl. Regierung mittelſt Verfügung 
vom 9. December 1846 das Urtheil eines Unparteiiſchen ein, indem ſie das, zwiſchen 
den ſtreitenden Parteien ſtehende, techniſche Mitglied der ſtädtiſchen Schuldeputation, 
Oberprediger Dannenberg, Superintendent der Synode Golnow, beauftragte, die, 
vom Magiſtrat behauptete dringende Nothwendigkeit des Baues eines neüen Schul⸗ 
hauſes durch die Zahl der nunmehr vorhandenen Schüler näher nachzuweiſen. 

Superintendent Dannenberg unterzog ſich dieſem Auftrage mit großer Liebe 
zur Sache. In dem ausführlichen Berichte, welchen er unterm 8. Februar 1847 
erſtattete, beſchränkte er ſich nicht auf die Baufrage, ſondern ſtellte die künftig noth⸗ 
wendig werdende Organiſation des Schulweſens, — Spaltung in zwei Theile: 
Volks⸗ oder Elementarſchule und Bürger- oder Schule mit höherm Unterrichtsziel — 
in den Vordergrund, um demnächſt auf die Baufrage, als etwas Nebenſächliches 
überzugehen. 

Er legte ein namentliches Verzeichniß der am 1. Februar 1847 vorhandenen 
Schulkinder vor. In dieſem Verzeichniß war bei einem jeden Kinde nach ſorg⸗ 
fältiger von ihm und den Lehrern angeftellten Erwägung des Bildungs⸗ und Ver⸗ 
mögensſtandes der Altern angemerkt, ob es ſich zur höhern Schule eigene und der⸗ 
ſelben alſo von den Altern event. werde übergeben werden. Das Reſultat dieſer 
Erwägung war nun: — Daß von der ganzen Anzahl der vorhandenen Schulkinder, 
welche ſich auf 915 belief, und nach Abzug der 116 zur Freiſchule gehörigen, 799 
beträgt, 271 Kinder (132 Knaben, 139 Mädchen) ſich für die höhere Schule eigenen 
und finden würden. Wurde hierbei in Anſchlag gebracht, daß eine Verminderung 
weder hinſichtlich der älterlichen Umſtände noch rückſichtlich des ermittelten Zahlen⸗ 
verhältniſſes in keinem Falle zu beſorgen, dagegen aber eine Vermehrung des Zu⸗ 
fluſſes theils durch wachſende Bildungs⸗ und Vermögensverhältniſſe, theils durch 
Nacheiferung, theils durch auswärtige Kinder, woran es ſeit 1840 nicht gefehlt hat, 
mit einer an Gewißheit gränzenden Wahrſcheinlichkeit zu hoffen war, daß alſo 
durchſchnittlih immer gegen 300 Kinder fur die höhere Schule vorhanden ſein 
werden, ſo dürfte über die Rathſamkeit, ja über die Nothwendigkeit der Ausführung 
des Plans einer Schule mit höherm Unterrichtsziel kaum ein Bedenken bleiben. 


Die Stadt Golnow würde alsdann folgende Schulen haben: 


A. Die höhere Knabenſchule für 150 Knaben in 4 Stufen und Klaſſen und 
mit eben ſo vielen Lehrern. 

B. Die höhere Mädchenſchule für 150 Mädchen in 4 Stufen und Klaſſen 
und mit eben ſo vielen Lehrern. 

Leitende Grundfäge für dieſe höheren Schulen werden ſein: 1) Vorbereitung 
der Knaben für Quarta des Gymnaſiums oder Tertia einer höhern Bürgerſchule; 
bei den Mädchen nach Verhältniß eben daſſelbe Ziel. 2) Alle Kinder jeder Klaſſe 
nehmen an allen Unterrichtsgegenſtänden Theil. 3) In der Knabenſchule beginnt 
Latein in Klaſſe III., Franzöſiſch in Kl. II. 4) In der Mädchenſchule Franzöſiſch 
in Klaſſe III. 
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C. Die allgemeine Stadtſchule für 525 Kinder beiderlei Geſchlechts, in 
4 Stufen mit 9 Klaſſen, 8 Lehrern und 1 Lehrerin für weibliche Handarbeiten. 
Auf der erſten, zweiten und dritten Stufe ſind die 6 Klaſſen für die Knaben und 
Mädchen getrennt; auf der vierten Stufe haben die ihr angehörigen 3 Klaſſen 
Kinder beider Geſchlechter gemeinſam; die gte Klaſſe iſt auf der Vorſtadt Wiek. 


D. Die Armen⸗ oder Freiſchule für etwa 120 Kinder beiderlei Geſchlechts in 
2 Klaſſen, 2 Stufen und 2 Lehrern, wie ſie bereits eingerichtet iſt. 


Was nun die vorhandenen Mittel zur Ausführung dieſes Organiſationsplans 
anbelangt, ſo enthielt ſich Superintendent Dannenberg jeglichen Urtheils über die 
Lage des Stadtvermögens und Stadthaushalts, glaubte indeſſen durch mehrere Be⸗ 
merkungen und Berechnungen das Urtheil begründen zu können: daß — nach Her⸗ 
ſtellung der erforderlichen Schulgebaüde in recht ſolider Weiſe — die Ausführung 
und Aufrechterhaltung des vollſtändigen, voraufgeſtellten Plans die Kräfte der Stadt 
nicht überſteigen würden. Statt daß dem beſtehenden Schul-Haushalt und Etat die 
Hauptanſicht zum Grunde liegt: die Schulkaſſe habe eigentlich das ganze Schul⸗ 
weſen zu erhalten; das von den Altern gezahlte Schulgeld bilde deu Hauptfonds, 
und andere Fonds dürften nur in subsidium zutreten; die Schule iſt alſo ein für 
ſich beſtehender, ſelbſtändiger Factor im Gemeindeleben und nicht Communalſache 
(St.⸗V. Beſchluß vom 14. Auguſt 1845), und der Etat bildet daher hinſichtlich der 
Fonds, woraus die Ausgaben beſtritten werden, ein mixtum compositum, mußte 
vor Allem feſtgeſtellt werden, was zur Erhaltung des Schulweſens ein 
für alle Mal aus Gemeindemitteln geleiſtet werden ſoll. Dahin ſind, 
nach Anſicht des Superintendenten Dannenberg zu rechnen: — 1) Die Beſchaffung, 
Unterhaltung, Erwärmung und Reinigung der Unterrichts-Raümlichkeiten; 2) Die 
Gewährung und, in geſetzlicher Beſchränkung, Inſtand haltung der Lehrerwohnungen 
oder der, den Ortsverhältniſſen angemeſſenen Miethsentſchädigungen; 3) Die etats⸗ 
mäßigen Beſoldungen der Lehrer an der Freiſchule nebſt der für dieſelbe erforder⸗ 
lichen Lehrmittel; 4) Deckung der Ausfälle an dem zunächſt von den Altern gefor⸗ 
derten Schulgelde. — Wird hiernächſt der Grundſatz feſtgehalten, daß das von 
den Altern zu zahlende Schulgeld eigentlich für den Unterricht gegeben wird — 
zumal in den billigen hier in G. beſtehenden Sätzen — alſo hauptſächlich nur zur 
Beſoldung der Lehrer und zur Beſchaffung der eigentlichen Unterrichtsmittel als 
Schul⸗Inventarium dient, ſo ergeben ſich von ſelbſt folgende Berechnungen. 

A. und B. Für die beiden höheren Schulen: Gehalt für 8 Lehrer, incl. des 
neü anzuſtellenden Subrectors und eines neü anzuſtellenden Lehrers. Thlr. 1455 

Davon erhält der Rector der Knabenſchule 188 Thlr. und der 
Rector der Mädchenſchule, bisherige Conrector, 157 Thlr. (*) 

Dazu kommen auf an Schulgeld für 150 Knaben, incl. Turngeld 
jährlich 6 Thlr. macht 900 Thlr. und an Schulgeld für 150 Mädchen 
à 5 Thlr., macht 750 Thlr., zuſammee n „1650 

Bleibt ein Überſchuß von .. Thlr. 195 
durch welchen die Koſten der Unterrichtsmittel und etwaige Ausfälle bei einer 


„) Außerdem fließen dem Rectorat 292 Thlr., dem Conrectorat 228 Thlr. und dem 
Cantorat 237 Thlr. zu, theils aus der Kirchen-, theils aus den Hoſpital⸗, theils aus ſtäd⸗ 
tiſchen Kaſſen, zum Theil auch aus Stolgebühren, womit dieſe Stellen vor alten Zeiten her 
als für eine lateiniſche oder Raths⸗Schule dotirt ſind. 


EEE 
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geringern Schülerzahl überhaupt, wie bei den Turnern insbeſondere, gedeckt werden; 
jo daß beide Schulen, da inexigible Schulgeldreſte hier nicht zu beſorgen find, hin⸗ 
ſichtlich der Lehrerbeſoldungen und Lehrmittel rein aus ſich ſelbſt erhalten. 


C. Für die allgemeine Stadtſchule: Gehalt für 9 Elementarlehrer, wovon 3 


nei mèĩ ii —Tü—ͤ— en 5 ne lan 
Davon erhält der Cantor 143 Thlr. (5 und der Küſter 110 Thlr. (*) 
Erforderniß für Lehrmittel etwa. . . 1 Mm 


Summa des erforderlichen Schulkaſſenfonds Thlr. 1100 

Hierzu kommt an Schulgeld von 525 Kinder à 2 Thlr. ein.. en 

Ergibt ii a er, Menge von... . Mm e 

zu deſſen Deckung ein Communalbeitrag bewilligt, oder das Schulgeld erhöht, oder 
1 Lehrer weniger angeſtellt werden müßte. 


D. Für die Freiſchule ſind an 2 Lehrergehältern und 20 Thlr. zu Lehrmitteln 


r eee Thlr. 320 

Hierzu kommen auf 1) Zinſen vom Seglerhaus » Kapital, urſprünglich 

zu Büchern für arme Kinder geſtiftet, 10 Thlr. und 2) Beiträge von 

den Seſpetälern 80 Thlr.. . ett al un, eee en 90 
So daß mithin aus Communalfonds herzugeben find . . Thlr. 230 


Nach den im Vorſtehenden aufgeführten Grundſätzen und Berechnungen würde 
demnach die Gemeinde, nach tüchtiger Herſtellung, bezw. Inſtandſetzung der Schul 
haüſer, folgende jährliche Laſten zur Erhaltung ihres Schulweſens zu tragen haben: — 
1) Reparaturkoſten der Schulhaüſer 200 Thlr. 2) Heitzung von 19 Schulklaſſen, 
inel. des hier billigen Materials 200 Thlr. 3) Reinigung von 17 Schulklaſſen 
nach bisherigem Preiſe 35 Thlr. (die Freiſchulklaſſen werden von den Schulkindern 
gereinigt). 4) Miethsentſchädigung für die Lehrer ohne Amtswohnung, wobei für 

, 2 verheirathete Lehrer auf eine billige Erhöhung gerechnet iſt, 365 Thlr. 5) Zu⸗ 
ſchuß zur Erhaltung der allgemeinen Stadtſchule 50 Thlr. 6) Zur Erhaltung der 
Freiſchule 230 Thlr. 7) Zur Deckung uneinziehbarer Schulgel dreſte 170 Thlr. 
8) Verwaltung der Schulkaſſe 50 Thlr. Macht in Summa . . . Thlr. 1300 
welche Summe weit unter der von den St.⸗V. in der Verhandlung vom 14. Auguſt 
1845 in beſorgliche Ausſicht geſtellten iſt und den Vermögens-Umſtänden einer 
Stadt, deren jährliche Revenüen jetzt, 1847, ſich auf 10,000 Thlr. belaufen mögen, 
und der Erhöhung noch gewiß mehrfach fähig ſind, nicht unangemeſſen erſcheint, da 
ſie etwa die Hälfte derjenigen beträgt, welche die Altern ex proprüs aufzubringen 
haben, wenn der Plan zur Ausführung kommt. 


Was nun hinſichtlich des von dem Superintendenten Dannenberg erforderten 
Nachweis der nothwendigen Baulichkeiten betrifft, ſo ließ ſich ſein Bericht darüber 
in folgender Weiſe aus: 

1. Soll der Verbeſſerungsplau zur Ausführung gelangen, fo find an baulichen 
Einrichtungen nöthig: — 1) Für die höhere Knabenſchule Belaſſung und bezw. 
Einrichtung des bereits dafür beſtehenden Hauſes, incl. Rectorwohnung; 2) für die 


) Wie umſeitig. 
) Das Einkommen dieſes Lehrers als Küſter beträgt 160 Thlr. 


T 


Stadt Golnow. — Schulweſen. 703 


höhere Mädchenſchule Einrichtung des jetzigen Hauſes der Grundſchule, welches 4 
Klaſſenzimmer enthält und worin ſtatt der Schulwärterwohnung eine Lehrerwohnung 
einzurichten wäre; 3) für die allgemeine Stadtſchule, neben Belaſſung der Schule 
auf der Wiek mit 1 Klaſſe und 1 Lehrerwohnung, Erbauung eines neüen 
Schulhauſes mit 8 Klaſſen und 1 Lehrerwohnung auf dem, von der Commune 
auf eine ſehr anerkennungswerthe Weiſe dazu hergegeben und ſehr günſtig gelegenen 
Stadthofe, indem von einer event. Benutzung des Militair - Lazareth-Gebaüdes 
jetzt, nachdem die Rückkehr der Garniſon beſtimmt verheißen iſt, nicht mehr die 
Rede ſein kann und die Anlegung von 8 Lehrzimmern jedenfalls auch für den Fall 
rathſam erſcheint, daß fürs erſte 1 oder 2 Lehrer weniger angeſtellt würden; 4) Für 
die Freiſchule Belaſſung des bereits dazu eingerichteten Hauſes, in welchem zugleich 
ein Lehrer ſeine Amtswohnung hat. Zum Verkauf würde hiernach blos das zeitige, 
allerdings total baufällige und mit ungünſtig gelegenen Lehrzimmern verſehene 
Haus der Mädchenſchule kommen und außer dem daraus gelöften Kapital auch die 
jährliche Miethe für das eben ſo ungeeignete Lokal im Roſeltſchen Hauſe mit 
jährlich SO Thlr. erſpart werden. 


II. Für den Fall, daß dem Plan der Reorganiſation des Schulweſens unüber⸗ 
ſteigliche Hinderniſſe in den Weg treten ſollten, muß dennoch, in Erwägung folgen⸗ 
der Punkte: — 1) Daß die II. und III. Kl. der jetzigen obern Knabenſchule mit 
145 Kindern, in der jetzigen Grundſchule die I. und II. Kl. der Oberſtufe mit 151 
Kindern, die I., II. und III. Kl. der Unterſtufe mit 290 Kindern für die Zwecke 
einer Stadtſchule durchaus als überfüllt zu erachten ſind; 2) daß das Haus der 
jetzigen Mädchenſchule zu einem koſtſpieligen Reparaturbau durchaus nicht mehr, 
dagegen zum Verkauf an einen Privatmann wohl geeignet iſt; 3) daß das ungünſtige 
Miethslokal im Roſeltſchen Hauſe doch eine unverhältnißmäßige hohe Miethe in 
Anſpruch nimmt; — die Erbauung des neüen Schulhauſes auf dem Stadt⸗ 
hofe in der planmäßigen Weiſe, nur als im wohl verſtandenen Intereſſe der 
Stadt und der kommenden Geſchlechter liegend, mithin als nothwendig erſcheinen, 
ſo daß dann in dieſem neüen Gebaüde fürs erſte die jetzige Mädchenſchule nebſt 
Wohnung des Cantors und fo viele Parallelklaſſen der Knaben- und der Grund⸗ 
ſchule ihren Platz fänden, als erforderlich und nothwendig iſt. 


Zur Erledigung des, von dem Magiſtrate an ſie ergriffenen Recurſes wegen 
Weigerung der St.⸗V. Zuſtimmung zum mehrgedachten Schulhausbau, erließ, auf 
Grund des Superintendenten⸗Berichts, die Königl. Regierung unterm 9. März 1847 
an die St.⸗V. die Aufforderung, in Erwägung des bisher in der Sache kund 
gegebenen löblihen Sinns für zweckmäßige Einrichtung des Schulweſens, und in 
Betracht deſſen, daß ſie noch unterm 14. November 1846 die Nothwendigkeit des 
Baues anerkannt hätten, der Ausführung deſſelben nunmehr nicht weiter entgegen 
zu treten, vielmehr jedwede unnöthige Verzögerung zu vermeiden. Dem Magiſtrate 
aber wurde gleichmäßig eröffnet, daß ſeinem Antrage, eine Entſcheidung in der 
Sache zu treffen, z. Z. ſchon um deswillen nicht entſprochen werden könne, weil 
das Projekt im Anſchlage, Zeichnung und Situationsplan bisher nicht vorgelegt 
worden, was ſchleünigſt nachzuholen ſei. Die Vorſchläge des Superintendenten 
Dannenberg zur Ausbildung des Schulweſens für ein höheres Unterrichtsziel ließ 
die Königl. Regierung in beiden Verfügungen unerwähnt. Aber trotz der von 
Oberaufſichtswegen ergangenen Mahnung rührten ih die St.⸗V. nicht, fie blieben 
bei ihrer ablehnenden Erklärung, verweigerten auch die Hergabe der Koſten für 
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Anfertigung der Zeichnung und des Koſtenanſchlags des neüen Schulhauſes, und 
noch mittelſt Verfügung vom 12. Januar 1848 mußte die Königl. Regierung die 
Anfertigung des Bauplans in Erinnerung bringen, wobei ſie die Bemerkung ein⸗ 
fließen ließ, daß das Schulbedürfniß aller Wahrſcheinlichkeit nach in einer nicht 
fernen Zukunft noch weitere bauliche Einrichtungen nothwendig machen werde, daher 
die Commune darauf Bedacht nehmen möge, dieſelben jetzt gleich mit in den Bereich 
des für den Augenblick nothwendigen Neübaus zu ziehen. Mit dieſer Bemerkung 
ſpielte die Königl. Regierung offenbar auf den, vom Superintendenten Dannenberg 
in Antrag gebrachten Reorganiſationsplan des Schulweſens an, ohne es auch jetzt 
noch nicht für zeitgemäß zu halten, deſſelben dem Magiſtrat gegenüber direct zu 
gedenken. 


Die Golnowſche Rathsſchule war urſprünglich eine latainiſche Schule mit 
2 Klaſſen und 2 Lehrern, dem Rector und dem Cantor, und waren beide Literaten. 
Dem zweiten Literaten wurde nachher der Titel Subrector beigelegt, der ſeit 1829 
in den Titel Conrector umgewandelt wurde. Neben dieſer Rathsſchule beſtanden 
in älteren Zeiten die 2 Privatſchulen des Küſters und des Organiſten. Letzterer 
erhielt den Titel Cantor. Dieſe Privatſchulen wurden in öffentliche Grundklaſſen 
der allgemeinen Stadtſchule umgewandelt und aus ihnen erhielt die Rathsſchule ihre 
Schüler. Die immer ſteigende Frequenz der Schüler machte mehrere Stufen, bald 
Parallel⸗Cötus nöthig, von denen in den letzten Jahren die unterſte Elementar⸗ 
ſtufe 3, die obern und 3te Knabenklaſſe 2 hatten. Da ſich nun bei den halbjähr⸗ 
lichen Verſetzungen zwei Ströme (aus den Parallel- Cöten der Zten Klaſſe) in die 
2te Klaſſe ergoſſen, ſo war die Überfüllung der Lten Knabenklaſſe die unausbleib⸗ 
liche Folge. Da die Schulen ſehr heterogener Art waren, mußte hier eine Stag⸗ 
nation eintreten. Denn es war dem Belieben der Altern überlaſſen, ob ihre Söhne 
an dem lateiniſchen und franzöſiſchen Unterricht Theil nehmen ſollten, oder nicht. 
In den letzten Zeiten war das Verhältniß der Lateiner zu den Nichtlateinern wie 
1: 9, da von den 73 Schülern der Iten Klaſſe nur 8 Latein lernten. Dazu kam 
in den beiden letzten Jahren ſeit 1854 ein höchſt unregelmäßiger Schulbeſuch, — 
Folge der Separation der ſtädtiſchen Feldmark. Die ziemlich herangewachſene 
Jugend, wie ſie beſonders in der 2ten Klaſſe, konnte den Altern, von denen die 
Mehrzahl Ackerbau treibt, bei der Urbarmachung ihrer Abfindungsflächen ſehr 
weſentliche Dienſte leiſten. Die Schule müßte natürlich darunter leiden. Trotz der 
Überfüllung der 2ten Klaſſe war die Zahl der als reif zur Verſetzung nach der 
Iſten Klaſſe vorgeſchlagenen Schüler immer nur ſehr klein, es mußten in dieſe 
Klaſſe Schüler auſgenommen werden, die nicht die Reife für dieſelbe gewonnen 
hatten, um nur Platz zu machen für die Schüler der 2ten Klaſſe. Sie hatte alſo 
gleichfalls ſehr verſchiedene Schüler, nur trat dies Mißverhältniß nicht ſo grell, 
wie in der 2ten Klaſſe hervor. 


Der urſprüngliche Charakter der Rathsſchule war mit der Zeit faſt ganz ver⸗ 
wiſcht worden. Zwar wurde noch Lateiniſch und Franzbſiſch gelehrt, aber dieſe 
Lectionen, 5 Stunden für beide Sprachen, hatten mehr das Gepräge des Privat⸗ 
unterrichts, als das einer klaſſificirten öffentlichen Schule. Seit lange wurde das 
Zweckwidrige der Richtung, welche die Rathsſchule genommen hatte, anerkannt, 
daher man auf Abänderung bedacht war. Als aber im Jahre 1855 die Raumer⸗ 
Stiehlſchen Schulregulative erlaſſen waren, ſtellte ſich das Bedürfniß zur Reorga⸗ 
niſation der Rathsſchule lebhafter, denn je heraus und die Schuldeputation, mit 
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Kommiſſionen aus der Mitte des Magiſtrats⸗Collegiums und der St.⸗V. Verſamm⸗ 
lung, einigte ſich, nach mehrfachen Berathungen in dem Beſchluß, die Rathsſchule 
in eine, von der allgemeinen Stadtſchule ganz geſonderte höhere Lehranſtalt, mit 
eigenen Grundklaſſen, umzuwandeln. Dieſer Beſchluß wurde 1856 gefaßt, in Folge 
deſſen die erforderlichen Vorbereitungen getroffen und nach deren Erledigung die 
Sache in den erſten Tagen des Monats März 1857, unter Theilnahme des Königl. 
Departements Schulraths aus Stettin, endgültig feſtgeſetzt worden iſt. Die 
Genehmigung der Königl. Regierung zur Reorganiſation der Rathsſchule iſt 
unterm 11. März 1857 erfolgt. So ſind die von dem Superintendenten Dannen⸗ 
berg (T 10. November 1868) für die Entwickelung des Schulweſens und deſſen 
Hebung auf einen höhern Standpunkt gehegten Ideen nach 10 Jahren ins Leben 
getreten. Golnow hat von da an — 


Eine höhere Lehranſtalt für Knaben, welche am 1. October 1857 
eröffnet worden iſt. Sie iſt, nach Anordnung der Königl. Regierung, unter die 
Obhut eines Curatoriums geſtellt, welches von Magiſtratswegen unterm 19. 
November 1857 mit einer — 


Inſtruction, folgenden Inhalts, verſehen worden iſt: — Nachdem in 
hieſiger Stadt eine höhere Lehranſtalt für Knaben gegründet, deren Verwaltung 
mit Genehmigung der Königl. Regierung einem beſondern Curatorium übertragen 
werden ſoll, iſt für daſſelbe nachſtehende Inſtruction entworfen und feſtgeſtellt 
worden: 

8. 1. Patron der Anſtalt ift der Magiſtrat zu G. Als ſolcher behält ſich 
derſelbe das Recht vor: a) den Etat der Anſtalt unter Mitwirkung der Gemeinde⸗ 
vertretung und unter Beirath des Curatoriums zu entwerfen und feſtzuſtellen, jo 
wie die für die Folge etwa nothwendigen und nützlichen Abänderungen zu treffen, 
und die Genehmigung der Königl. Regierung zu dem Entwurfe und allen etwaigen 
ſpätern Abänderungen des Etats einzuholen; b) den Dirigenten und die fixirten 
Lehrer der Anſtalt, nachdem das Curatorium dieſerhalb mit ſeinen Vorſchlägen 
gehört worden, mit Ausnahme der Hüfslehrer, zu erwählen und zu berufen; und 
c) Kindern unvermögender Altern, nach vorgängiger Einholung eines Gutachtens 
des Curatoriums, das Schulgeld ganz oder theilweiſe zu erlaſſen. 


§. 2. Das Curatorium beſteht a) aus 3 ſtändigen Mitgliedern: 1) dem 
Bürgermeiſter und in deſſen Behinderungsfällen dem Beigeordneten als Stellver⸗ 
treter; 2) dem erſten Geiſtlichen der Stadt (techniſches Mitglied) und 3) dem Diri⸗ 
genten der Anſtalt; ſo wie b) aus 3 unftäudigen Mitgliedern, einem Mitgliede des 
Magiſtrats⸗Collegiums und zwei Mitgliedern der St.⸗V. Verſammlung. Die letzt⸗ 
gedachten Mitglieder, welche bezw. vom Magiſtrat und der St.⸗V. Verſammlung 
auf 3 Jahre gewählt werden, und deren Mitgliedſchaft ſelbſtredend nur ſo lange 
währt, als ſie den ſie wählenden Körperſchaften angehören, ſind der Königl. Re⸗ 
gierung zur Beſtätigung zu präſentireu. Die Functionen ſämmtlicher Mitglieder 
werden nicht remunerirt. 

$. 3. Das Curatorium verſammelt ſich ſo oft es nothwendig erſcheint, regel⸗ 
mäßig aber monatlich ein Mal im Seſſions⸗Zimmer des Magiſtrats. Den Vorſitz 
führt der Bürgermeiſter, in deſſen Behinderung der Beigeordnete. 

§. 4. Das Curatorium kann nur Beſchlüſſe faſſen bei Anweſenheit von ½ 
ſeiuer Mitglieder, welche gleichmäßig ſtimmberechtigt ſind. Die Beſchlüſſe werden 
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nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor⸗ 
ſitzenden den Ausſchlag. 


8. 5. Über jede Sitzung wird vom Vorſitzenden ein Protokoll geführt. Be ⸗ 
richte und Verfügungen des Curatoriums müſſen von 4 Mitgliedern vollzogen 
werden. Das Archiv wird in der Magiſtrats⸗Regiſtratur aufbewahrt. Die Schreib⸗ 
geſchäfte werden von dem Beamten-Perſonal des Magiſtrats beſorgt. 


8. 6. Innerhalb der Gränzen dieſer Inſtruction und des von den ſtädtiſchen 
Behörden auf 3 Jahre feſtzuſtellenden Etats führt das Curatorium die geſammte 
Verwaltung der Anſtalt ſelbſtändig und iſt in allen dieſelbe betreffenden Angelegen⸗ 
heiten das Organ der vorgeſetzten Behörde, ſo daß alſo der Kreis ſeiner Befug⸗ 
niſſe ein weiterer und freierer iſt, als der einer bloßen Deputation des Magiſtrats. 
Etwaige Irrungen zwiſchen Magiſtrat und Curatorium entſcheidet die Königl. Re⸗ 
gierung. Das Curatoriun 1) verwaltet daher die der Anſtalt zugewieſenen 
Fonds nach Maßgabe des Etats ohne weitere Rückſprache mit den ſtädtiſchen Be: 
hörden; — 2) beantragt die zur Verwaltung erforderlichen Maßregeln und Eine 
richtungen beim Magiſtrat ſoweit die etatsmäßigen Fonds nicht zureichen; — 
3) berichtet in den geeigneten Fällen unmittelbar an die Königl. Regierung; — 
4) beaufſichtigt und controlirt die Dienſtführung und das Verhalten ſämmtlicher 
bei der Anſtalt angeſtellter und beſchäftigter Perſonen und die geſammte Wirkſam⸗ 
keit der Schule. Das vorſitzende und das techniſche Mitglied haben das Recht, 
den Unterrichtsſtunden beizuwohnen, ſo oft es ihnen angemeſſen erſcheint. Seitens 
der übrigen Mitglieder iſt der Beſuch der Lehrſtunden von einer vorgängigen An- 
meldung bei dem Dirigenten der Anſtalt abhangig. Das Curatorium hat — 
5) darüber zu wachen, daß vom Dirigenten der Anſtalt und den Lehrern die Schul⸗ 
disciplin nach den beſtehenden Vorſchriften ordnungsmäßig ausgeübt wird. Die 
Entfernung eines Schülers von der Auſtalt kann nur mit Zuſtimmung des Cura⸗ 
toriums veranlaßt werden. — 6) das Curatorium ſorgt auch für etwa nothwendig 
werdende Stellvertretung des Dirigenten und der firirten Lehrer, wählt die Hülfs⸗ 
lehrer und ſetzt, innerhalb der Gränzen des Etats, die an letztere zu zahlenden 
Remunerationen, jo wie die Stellvertretungskoſten feſt, welche bei vorübergehender 
Behinderung eines ſixirten Lehrers zu zahlen ſind. — 8. 7. Die Verwaltung der 
Kaſſe wird vom Magiſtrat einem Rendanten übertragen. Das Curatorium leitet 
und beaufſichtigt die Kaſſenverwaltung und hat daher auch für Berichtigung des 
Hebebuchs durch monatliche Überſendung der Veränderungsliſten an die Kaſſe und 
dafür Sorge zu tragen, daß die vorhandenen Schulgelderreſte bis zum 15. jedes 
Monats, Behufs deren Beitreibung dem Magiſtrat zur Anzeige gebracht werden. 
Die zu legende Jahresrechnung wird von den ſtädtiſchen Behörden revidirt und 
dechargirt. — §. 8. Im Allgemeinen hat das Curatorium die Wirkſamkeit der 
Schule dem Publikum, ſo wie den Altern der Schüler gegenüber, zu fördern, die 
Anſtalt in ihren Rechten zu vertreten, und überhaupt das Wohl derſelben nach 
allen Seiten hin wahrzunehmen, deshalb iſt auch das Curatorium verpflichtet, für 
die Vervollſtändigung und Ergänzung der erforderlichen Lehrmittel, Bibliothek ꝛc. 
Sorge zu tragen, wobei zur Vermeidung von Colliſionen ausdrücklich beſtimmt 
wird, daß die vorhandenen und noch anzuſchaffenden phyſikaliſchen Inſtrumente 
gemeinſchaftlich von der höhern Lehrauſtalt und der allgemeinen Stadtſchule zu 
benutzen ſind, und werden wegen deren Aufbewahrung die erforderlichen Anordnungen 
vom Magiſtrat getroffen werden. — 8. 9. Die Ausführung aller die Interna der 
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Anſtalt betreffenden Anordnungen liegt deren Dirigenten ob, und ſteht dem Cura⸗ 
torium ein unmittelbarer Eingriff in die innere Verwaltung der Lehranſtalt nicht 
zu, weshalb derſelbe auch für die vorſchriftsmäßige Ausführung des genehmigten 
Lehrplans allein der Königl. Regierung verantwortlich iſt. Etwaige Differenzen 
zwiſchen dem Curatorium und dem Dirigenten der Anſtalt entſcheidet die Königl. 
Regierung. — 8. 10. Sobald der in hieſiger Stadt ins Leben gerufenen jetzt unter 
einem interimiſtiſchen Dirigenten ſtehenden Mädchenſchule die Qualification einer 
höhern Lehranſtalt beigelegt wird, tritt dieſelbe auch unter die Auſſicht des für die 
höhere Knabenſchule ernaunten Curatoriums. 


Der in dem zuletzt erwähnten Paragraphen enthaltene Vorbehalt wegen der 
Mädchenſchule hatte bereits im Jahre 1859 ſeine Erledigung gefunden, demgemäß 
die Leitung dieſer Schule dem Dirigenten und dem Curatorium der höhern Lehr— 
anſtalt für Knaben, mit Genehmhaltung der Königl. Regierung, laut Verfügungen 
vom 31. Mai und 14. Juli 1859, untergeben wurde 


Zuſätze zur Inſtruction des Curatoriums der höhern Knaben- und 
Mädchenſchule. — Die Königl. Regierung zu Stettin hat mittelſt Reſeripts vom 
28. April 1863 den Beſchluß des Curatoriums: — Die Befugniſſe des Vorſitzenden 
Behufs Erledigung ſchleüniger Geſchäfts⸗Angelegenheiten beider Schulen zu erweitern, 
— genehmigt. Statutenmäßig ſoll regelmäßig monatlich eine Sitzung des Cura— 
toriums Statt finden (§. 3 der Inſtruction) und zwar obſervanzmäßig am Mittwoch 
nach dem 1ſten jedes Monats. Bei dieſer Beſtimmung behält es fein Bewenden 
und erfolgt die Einberufung zu den Sitzungen unter Angabe der Stunde nach wie 
vor durch den Vorſitzenden. Es können aber im Laufe des Monats ſchleünige 
Geſuche eingehen, deren Erledigung ſofort erſolgen muß. Dieſes ſoll in nachſtehen⸗ 
den Fällen dem Vorſitzenden nach ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen übertragen wer— 
den. — 1) Wenn Einer der Lehrer der Anſtalt Urlaub nachſucht und deſſen Noth⸗ 
wendigkeit und Dringlichkeit nachweiſt; 2) die Stellvertretung eines beurlaubten 
oder erkrankten Lehrers durch ſeine Collegen nicht erfolgen kann und auf Koſten 
der Schulkaſſe beantragt wird; 3) die Reparatur oder der Ankauf zum täglichen 
Gebrauch nothwendiger Schulutenſilien nachgeſucht wird; die dazu erforderlichen 
ſchriftlichen Geſuche und die darauf vom Vorſitzenden erlaſſenen Verfügungen müſſen 
in der nächſten ordentlichen Sitzung zur Kenntnißnahme, bezw. Zahlungs-Anweiſung 
an die Schulkaſſe vorgelegt werden. — Golnow, den 4. Juni 1863. Das Cura⸗ 


torium. (Unterz.) Löper (Bürgermſtr.) Nober (Superintend.) Zühlcke (St. V. 
Mitglied). 


Die höhere Knabenſchule wurde mit 5 Klaſſen: Vorſtufe, Sexta, Quinta, 
Quarta, Tertia, eröffnet und mit eben ſo viel Lehrern beſetzt, unter denen Dr. 
Humburg zum Dirigenten der Anſtalt beruſen worden war. Die Schülerzahl betrug 
im erſten Jahre, 1858, des Beſtehens der Anſtalt 150, davon 30 auswärtige waren. 
Die Söhne einheimiſcher Altern zahlten jährlich 6 Thlr., die der auswärtigen 
9 Thlr., außerdem jeder Schüler jährlich 1 Sgr. Dintengeld. Der Etat war auf 
Thlr. 2124. 28. 4 Pf. feſtgeſtellt. Die Einnahme beſtand aus 995 Thlr. Schulgeld, 
Thlr. 1124. 28. 4 Pf. Zuſchuß aus der Kämmereikaſſe und 5 Thlr. an Schul⸗ 
ſtrafen und ſonſtigen kleinen Einnahmen. Auf dem Ausgabe-Etat ſtauden an Be⸗ 
oldungen, incl. der Beſoldung eines noch anzuſtellenden Lehrers für die künftig zu 
eröffnende 2te Klaſſe der Vorſchule, Thlr. 1976. 28. 4 Pf. darunter der Dirigent 
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der Anſtalt mit 700 Thlr., und an ſonſtigen Ausgaben für Hülfslehrer, Vertretung 
von Lehrern, Lehrmittel, die Bibliothek (15 Thlr.), Druckkoſten und Schreib material, 
Dinte, Heizen und Reinigen der Schulklaſſen, im Ganzen 148 Thlr. — Gleich im 
erſten Jahre des Beſtehens der Anſtalt ärntete dieſelbe das größte Lob von Seiten 
des revidirenden Departements⸗Schulraths aus Stettin. Die große Ordnung, welche 
der Reviſor in der ganzen Schule vorgefunden hat, die ausgezeichnete Sauberkeit 
aller Schülerhefte in allen Klaſſen, die allgemein wahrnehmbare Pünktlichkeit in 
den Correcturen, die in die Augen fallende umſichtige Sorge für angemeſſene und 
ausreichende Lehrmittel, die Haltung der Kinder während des Unter richts, der ein⸗ 
geführte mit Regelmäßigkeit beſuchte Unterricht in gymnaſtiſchen Leibesübungen, 
die jetzt Schon bemerkbaren guten Fortſchritte der Schüler in den verſchiedenen 
Gegenſtänden des Unterrichts ſind ein ſprechendes Zeügniß nicht nur für das 
Dirigententaleut des Dr. Humburg, ſondern auch davon, daß er mit raſtloſem 
Eiſer und ſeltener Hingabe der Schule und ihrem Zwecke lebt und die Hebung 
der jungen Anſtalt als eine Sache der Liebe verfolgt. Daß die Schule ſich jetzt ſchon 
eines guten Rufes in der Umgegend erfreüt, beweiſt am beſten der Umſtand, daß 
ihr ſo zahlreiche Kinder von auswärts bereits anvertraut ſind, und das iſt um ſo 
beachtungswerther, als die Schwierigkeiten und Hinderniſſe, durch welche die Schule 
ſich hat durchwinden müſſen und unter denen zum Theil ſie jetzt noch ſich bewegt, 
groß ſind. (Verfügung der Königl. Regierung an das Curatorium, vom 1. Juni 
1858). Im Laufe des Jahres 1859 wurde eine zweite Klaſſe der Vorſchule ein⸗ 
gerichtet und unterm 6. October 1859 ein — „Grund -Lehrplan der 4 klaſſigen 
höhern Knabenſchule und der 2 klaſſigen Vorſchule derſelben“ entworfen, welcher 
vom Curatorium am 16. September 1863 genehmigt und von der Königl. Re⸗ 
gierung unterm 13. Februar 1864 beſtätigt worden iſt. Hiernach ſind die Unter⸗ 
richtsgegenſtände und die ihnen gewidmete Stundenzahl folgende: Religion 21, 
Deütſch 29, Lateiniſch 26, Franzöſiſch 12, Erdbeſchreibung und Geſchichte 15, Natur⸗ 
wiſſenſchaft 9, Größenlehre 31, Schreiben 15, Zeichnen 7, Gefang 10, zuſammen 
wöchentlich 175 Lehrſtunden. — Der Lehrplan umfaßt 48 Seiten in Folio. Da⸗ 
von enthalten 20 Seiten, oder 42 Pret. des ganzen Plans, Vorſchriften für den 
Unterricht in der Religion. Wenn auch der Religions⸗Unterricht, — wie ſich von 
ſelbſt verſteht, der Volksſchule verbleiben muß, ſo bedarf doch die Art und Weiſe 
wie er bisher gehandhabt worden, einer Umwandlung, einer Reform, bei der der 
Memorirſtoff an Bibelſprüchen, Kirchenliedern ꝛc. zu beſchränken und als Grund⸗ 
lage des Religionsunterrichts weſentlich Geſchichte zu beftimmen iſt, u. ſ. w. 


Die höhere Mädchenſchule, welche, wie oben bemerkt, ſeit der Mitte des 
Jahrs 1859 mit der Knabenſchule unter Einer Direction vereinigt iſt, hat die bei⸗ 
den Klaſſen der Vorſtufe mit der Knabenſchule gemeinſam, ſo daß die kleinen Schüler 
und Schülerinnen in dieſer Elementarſchule zuſammen ſitzen. Die Anſtalt beſteht 
3 Klaſſen. Die Unterrichtsgegenſtände und die Stundenzahl iſt folgende: Religion 8, 
Deütſch 13, Franzöſiſch 14, Engliſch 2, nur in Kl. I. (wol überflüſſig), Geſchichte 6, 
Geographie 6, Rechnen 9, Botanik 5, Phyſik 1, nur in Kl. I., Schreiben 4, nur 
in Kl. III. und II., Zeichnen 4, Geſang 3, Handarbeiten 9, überhaupt wöchentlich 
86 Lehrſtunden. Die III. Klaſſe hat eine Jungfrau zur Klaſſenlehrerin, eben ſo 
die II. Klaſſe. Ohne Ordinarius ift die I, Kl., früher war es der Subrector der 
Knabenſchule. 
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Frequenz der höhern Lehranſtalt am 1. Juni 1869. 


Vorſchule Knabenſchule. Mädchenſchule. 
Knaben. Mädch. Sexta. Quinta. Quarta. Tertia. Kl. III. Kl. II. Kl. I. 
h G 16. 36. 35. 17. 15. 29. 40. 12. 
a: 25, 
Summe = 147 Knaben + 122 Mädchen = 269 Kinder. 

Im Lehrerperſonal findet ein haüfiger Wechſel Statt, was als ein Übelftand 
zu bezeichnen iſt. Dieſer Wechſel erſtreckt ſich auch auf den Dirigenten der Anſtalt. 
Auf Dr. Humburg folgte Dr. Zerdik, auf dieſen am 1. October 1866 Dr. Wilhelm 
Herrmann Menſch (aus Angerburg in Oſtpreüßen), der von der höhern Bürger— 
ſchule zu Neüſtadt⸗Eberswald nach Golnow gekommen iſt. 

Schon unter Humburg's Leitung der höhern Lehranſtalt war es Brauch, daß 
alljährlich um Oſtern ein Bericht über den Zuſtand der Anſtalt veröffentlicht und 
mit demſelben zur Prüfung der Zöglinge aller Klaſſen eingeladen, dieſer Bericht 
auch mit einer Abhandlung ausgeſtattet wurde. Dr. Menſch hat in zwei Pro⸗ 
grammen „Pädagogiſche Aphorismen“ bekannt gemacht, die des Beachtungswerthen 
ſehr viel enthalten. Unter der Aufſchrift: „Drei Weltbücher“, führt der Verfaſſer, 
neben der Heiligen Schrift, dem Buche der Menſchheit, noch Bücher einziger Art 
an, die für den Moraliſten und Theologen, für den Pſychologen und Pädagogen, 
für den Volks. und Jugendſchriftſteller das größte Intereſſe haben und ſich in der 
Literatur eine Art Weltruf erworben haben Es ſind: Thomas a Kempis „von 
der Nachfolge Chriſti“ (15. Jahrhundert); Bunyan's „Reiſe eines Chriſten“ 
(17. Jahrhundert) und Olivier Goldſmiths „Landprediger von Wakefield“ (18. Jahr⸗ 
hundert), ein Buch, welches, obwol es von dem Unterrichts⸗Miniſterium, zur Zeit 
des Miniſters v. Raumer, aus der Schule als Lectüre verbannt wurde, dennoch ein 
Weltbuch im eminenteſten Sinne iſt und mit immer neüem Entzücken geleſen wird. 
Dieſer Roman von meiſterhafter Compoſition bringt uns das innerſte Weſen der 
menſchlichen Natur menſchlich nahe (Progr. 1867, S. 13, 14). Unſere Mädchen⸗ 
ſchulen mit weiter geſtecktem Unterrichtsziele, als Leſen, Schreiben, Rechnen, höhere 
Töchterſchulen zu nenren, hält auch Dr. Menſch für umpaſſend, da man nicht als 
Parallele von Söhneſchulen ſpricht (S. 18). Daß eine fremde Sprache in der höhern 
Mädchenſchule gelehrt werde, hält auch Dr. Menſch für unentbehrlich. Aber welche? 
Ich möchte, ſagt er, der lateiniſchen Sprache die ihr gebührende Stellung auf der 
höhern Mädchenſchule, und zwar um des realen Nutzens willen, augewieſen wiſſen. 
Bei der einmal thatſächlich beſtehenden Lage wird dieſer Wunſch vor der Hand ein 
unerfüllter bleiben, und man wird es nur mit dem Franzöſiſchen und Engliſchen 
als den von unſerer weiblichen Jugend zu erlernenden Sprachen zu thun haben, 
obwol dieſe beiden Völker der Inſolenz und Perfidie wegen, womit ſie unſerm 
deütſchen Vaterlande gegenüber getreten ſind, es gar nicht verdienen, daß wir uns 
um ihre Sprachen kümmerten. Welche von dieſen beiden Sprachen aber den 
Vorzug haben ſolle, iſt ſchwer zu beſtimmen; die franzöſiſche Sprache hat bis— 
her faſt überall den erſten Platz behauptet (S. 20) Leider! Und welchen Erfolg 
hat es gehabt? Herbeiführung ſchmachvoller Auftritte, wie wir ſie im Auguſt 1870 
auf Bahnhöfen, den Kriegsgefangenen des Erbfeindes gegenüber, haben erleben 
müſſen. Der Unterricht in der franzöſiſchen Sprache iſt aus unſeren Mädchen⸗ 
ſchulen unbedingt zu verbannen, in den Knabenſchulen zu beſchränken, Latein werde 
auch in der höhern Mädchenſchule gelehrt. Die Schule hat nur den Grund dazu 
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zu legen, dadurch, daß ſie ihre Zöglinge mit den Formen und Sprachgeſetzen be⸗ 
kannt macht, und ihnen einen entſprechenden Wörterſchatz mit auf den Weg gibt. 
Die Hofdamen am Hofe der Königin Chriſtine von Schweden haben ſich nicht in 
franzöſiſcher, ſondern in lateiniſcher Sprache unterhalten. Noch im 4ten Jahr⸗ 
zehent des laufenden Jahrhunderts ſprach im Ungriſchen Reiche jeder Hausknecht 
in Gaſthöfen, jeder Poſtillon Latein, das nicht blos die Amtsſprache, ſondern auch 
das allgemeine Verſtändigungsmittel für das Völkergemenge dieſes Reiches war. 
Dr. Humburg bemerkte in ſeinem Programm von 1861: Was das Vorurtheil be⸗ 
trifft, daß eine höhere geiſtige Ausbildung der Mädchen eher vom Übel als von 
Nutzen ſei, ſo haben zunächſt die Väter der Stadt, als ſie die höhere Schule 
gegründet, und der Patron der Anſtalt, der Magiſtrat, der ſie aus dem Sturm der 
Angriffe von mancher Seite zu retten geſucht und vermocht hat, nicht ſo gedacht. 
Und mit vollem Recht. .. .. Gegen manche, gerade dem weiblichen Geſchlecht 
eigenen, nur allzuleicht bei ihm Wurzel ſchlagenden falſchen Geiſtesrichtungen: eine 
gewiſſe Flüchtigkeit und Flatterhaftigkeit, wie einſeitiges Gewichtlegen auf allerhand 
aüßere Vorzüge, ein ſich nur zu allzuleichtes Hingeben und Aufgehen entweder in 
Herz und Geiſt nicht wahrhaft befriedigende Vergnügungen oder in die bloßen 
aüßerlichen weiblichen Sorgen und Geſchäften .... gegen ſolche und andere 
Schiefſeiten, Verirrungen, Gefahren, wo iſt da ein beſſeres Heilmittel und Correctiv 
zu finden, als in einer höhern geiſtigen Ausbildung der jungen Mädchen, worunter 
natürlich etwas Tieferes zu verſtehen iſt, als eine einſeitige Verſtandesbildung? 
(Progr. 1862, S. 25). Den Altern der Kinder, welche die höhere Lehranſtalt 
beſuchen, ift das Leſen der Schulprogramme dringend zu empfehlen. 


Was die Knabenſchule betrifft, ſo wird deren Organiſation nicht für ab⸗ 
geſchloſſen angeſehen. Aus Schriftſtücken, die dem Jahre 1860 angehören, erſieht 
man, daß die klar ausgeſprochene Tendenz bei Gründung der Lehranſtalt die war: 
Zur Beſeitigung der Schulregulative von 1855 dieſelbe nach dem Programm der 
Friedrich Wilhelms⸗Schule in Stettin einzurichten, das Ziel ſoll ſo die Tertia der⸗ 
ſelben ſein. Gegen dieſe Tendenz war das Streben des erſten Dirigenten der 
Anſtalt, Dr. Humburg, dahin gerichtet, die höhere Knabenſchule in ein Pro⸗Real⸗ 
Gymnaſium umzuwandeln, ein unklares Ziel, für das ſich in der Bürgerſchaft nicht 
das mindeſte Verſtändniß gezeigt hat. In neürer Zeit iſt als Ziel für die Ent⸗ 
wicklung der Lehranſtalt die Erhebung derſelben zu einer höhern Bürgerſchule ins 
Auge gefaßt worden. In Erwägung jedoch, daß die Mittel der ſtädtiſchen Kaſſen 
vollſtändig erſchöpft und es auch noch längerer Zeit bedürfen wird, die finanziellen 
Verhältniſſe zu fördern, iſt der Zeitpunkt, welcher geeignet ſein dürfte, der Aus⸗ 
führung jenes Vorhabens näher zu treten, ſeit dem Jahre 1867 bis auf Weiteres 
hinausgeſchoben worden. 


Die Golnowſche allgemeine Stadtſchule ſteht unter Leitung eines 
Rectors. Sie hat 16 Klaſſen, die nach der Frequenz am 1. Juli 1869 die bei⸗ 
geſchriebene Schülerzahl enthielt, nämlich: 


1) Eine Ifte Knabenkl. 32, und eine 1ſte Mädchenkl. 47. 
2) Eine 2te fi 54, und eine 2te M 42. 
3) Eine Zte 7 54, und eine dte A 52. 
4) Eine Knabenklaſſe 53, und eine Mädchenklaſſe 45. 
parallel der 2ten und 3ten Stufe, welche Kinder enthalten, die die Schule nicht 
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ordentlich beſucht haben, und deshalb ſchwach ſind, ſo daß dieſe Klaſſen für die 
meiſten den Abſchluß des Unterrichts bilden; man nennt ſie Ablagerungsklaſſen. 

5) Eine 4te Knabenkl. 67, und eine 4te Mädchenkl. 74. 

6) Eine ite 7 92, und eine bte 7 105. 
Hierzu kommen: 

7) Eine gemiſchte Klaſſe, parallel der Aten Stufe. 59. 
8) Eine dergleichen, parallel der dten Stufe .. 89. 
Beide auf der Wiek; endlich 
9) Eine Freiſchule mit zwei gemiſchten Klaſſen, davon 

Klaſſe I. .. 32, und Klaſſe II. .. 113. 
Geſammtzahl der Schulkinder ... 1010. 

Es wirken an dieſer Schule, mit Einſchluß des Rectors, der Theologe iſt, 
eben ſo viele Lehrer als es Klaſſen gibt, mithin 16. Einer der Lehrer iſt zugleich 
Cantor und Organiſt, ein zweiter Vorſänger im Hofpital; die Lehrer an der Frei⸗ 
ſchule ſind zugleich Küſter, und zwar der eine bei der Stadtkirche, der andere bei 
der Hülfs⸗Strafanſtalt. 

Auffallend und dem unterrichtlichen Intereſſe nicht entſprechend iſt die ſehr 
ungleichmäßige Frequenz der II. Freiſchulklaſſe und der I. Klaſſe dieſer Schule. 
Eine Abhülfe ſcheint bier nothwendig, und muß dieſelbe event. durch eine Herab⸗ 
ſetzung des Unterrichtszieles in der II. Klaſſe und dadurch zu erreichende umfang⸗ 
reichere und raſchere Verſetzung aus denſelben zu erzielen geſucht werden. Eine 
Lehrerin gibt den Mädchen in den oberen Klaſſen Unterricht in weiblichen Hand⸗ 
arbeiten. Die Schule iſt in einem, im Ganzen genommen, guten Stande. Rector 
und Lehrer ſind auf alle Weiſe beſtrebt, dieſelbe jeder nach ſeinen Kräften, zu 
heben. Große Klage aber wird wegen des mangelhaften Schulbeſuchs in der Frei 
ſchule und in den beiden Ablagerungsklaſſen geführt: in der Freiſchule fehlen in 
der Regel 65, in den ſ. g. Ablagerungsklaſſen im Durchſchnitt 35 Kinder. Zwar 
thut die Schuldeputation in Verbindung mit der Polizeibehörde, vertreten durch den 
Bürgermeiſter, das Möglichſte, was in Beider Kräften ſteht, um dieſem ſchweren 
Übelſtande zu ſteüern; allein die Schwierigkeiten, welche dem regelmäßigen Schul⸗ 
beſuch entgegen treten, ſind faſt unüberwindlich und bei dem jetzigen Verfahren bei 
Beſtrafung der Altern ſaümiger Kinder erfolglos. Die Pommerſchen Provinzial⸗ 
ſtände haben es nämlich vor Jahren durchzufetzen gewußt, daß im Land am Meere 
die vorkommenden Schulverſaümniſſe milder beurtheilt werden ſollen, als in den 
übrigen Theilen der Monarchie. Dieſes — Privilegium hat Pommern durch den 
Landtagsabſchied vom 23. Mai 1835 erhalten. Mit Berückſichtigung der ſehr 
zahlreichen armen und mit vielen Kindern geſegneten Familien in G. liegen haüfig 
die unter g. Abſatz 2 jenes Landtagsabſchiedes als „bedingt erlaubt“ bezeichneten 
Schulverſaumniſſe vor und ſind in den meiſten Fällen, namentlich wegen Wartung 
kleinerer Geſchwiſter und wegen dringender haüslicher Geſchäfte für ſtraflos zu 
erachten oder geben zu der unter i a. a O. genannten Beſchwerde an den Land⸗ 
rath Veranlanſſung, wenn eben in derartigen Fällen Strafe feſtgeſetzt iſt. Sodann 
bietet die der Polizeiverwaltung unter e Abſatz 3 a. a. O. gebotene Pflicht, die 
ſaümigen Altern ꝛc. vorzuladen und zu Protokoll zu vernehmen wegen — der 
Menge der in der Regel vorliegenden Fälle, und bei den überdies ſehr gehaüften 
Geſchäfte der Büreaubeamten, eine prompt kaum zu bewältigende Arbeit. Magiſtrat 
war deshalb in einem Bericht vom 30. December 1869 der Anſicht, daß, unter den 
in G. obwaltenden Verhaltniſſen, der beſſere Schulbeſuch viel leichter zu bewirken 
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ſein werde, wenn gegen die durch die Schuldeputation der Polizeiverwaltung über⸗ 
wieſenen Perſonen von letzterer Behörde ohne Weiteres Strafe feſtgeſetzt würde, 
jedoch mit dem Vorbehalt, binnen beſtimmter Friſt entweder bei der Polizeiver⸗ 
waltung geſetzliche Entſchuldigungsgründe nachträglich anzubringen, oder Beſchwerde 
bei dem Landrathe zu erheben. Mittelſt Verfügung vom 10. Januar 1870 hat die 
Königl. Regierung dieſen Vorſchlag, als unvereinbar mit der Vorſchrift des Land⸗ 
tagsabſchiedes vom 23. Mai 1835, nicht genehmigt, und ein anderes, aus 4 Punkten 
beſtehendes Verfahren bei Feſtſetzung und Vollſtreckung von Strafen für Schul⸗ 
verſaümniſſe vorgeſchrieben, wovon die Königl. Regierung glaubt, daß es mit ernſter 
Mahnung und perſönlicher Einwirkung bald eine Verminderung der ungerecht⸗ 
fertigten Schulverſaümniſſe und damit auch der Polizeibehörde daraus erwach⸗ 
ſenden Arbeitslaſt herbeiführen werde. Der Erfolg iſt abzuwarten. 


Es gibt ein einfaches Mittel zur Förderung des regelmäßigen Schulbeſuchs, 
ein Mittel, welches kein Strafverfahren kennt. Der gemeine Mann, — und 
dieſer kommt bei ungerechtfertigten Schulverſaümniſſen ſeiner Kinder doch nur in 
Frage, — achtet nur Das, was ihm Geld koſtet. Darum erhebe man von 
ihm, wenn auch nicht das ganze, reglementsmäßige Schulgeld, doch einen Schul⸗ 
geldbeitrag, iſt er auch noch ſo klein, und erſtatte ihm denſelben, iſt er ein Almoſen⸗ 
empfänger oder ſonſt ein Hülfsbedürftiger, welcher der Armenpflege verfallen iſt, 
in Geſtalt einer laufenden Unterſtützung. Dieſes Mittel iſt — probat und ver⸗ 
meidet die Verhängung von Geld-, bezw. Gefängnißſtrafen, von welchen, mit Rück⸗ 
ſicht auf den wichtigen und edlen Zweck, der verfolgt wird, Bildung des Volks, 
ein gewiſſes Gefühl der Gehäſſigkeit nicht getrennt werden kann. Der Herausgeber 
des L. B., iſt vor einem Menſchenalter in einer großen Stadt von 40.000 Ein⸗ 
wohnern viele Jahre Stadtverordneter geweſen bis zur Emanation der St.⸗O. von 
1853. Von ſeinen Collegen zum Mitgliede der Armen Direction und der Schul⸗ 
deputation gewählt, und, unter Genehmhaltung des dem Herausgeber vorgeſetzten 
Königl. Miniſteriums, vom Magiſtrate beſtätigt, hat er das Armenſchulweſen dieſer, 
vom Proletariat ſtrotzenden, großen Stadt Jahre lang verwaltet. Als er die Ver⸗ 
waltung übernahm fand er bogenlange Verzeichniſſe von Schulverſaümniſſen vor, 
die der Polizeibehörde — ſie iſt in dieſer Stadt Königlich — zur Kenntniß gebracht 
worden waren, die auch das Strafverfahren eingeleitet hatte, oft aber, wie es bei 
der Menge von Anzeigen nicht anders ſein konnte, nach Wochen, ſelbſt Monaten. 
Es hatte keinen Erfolg gehabt, die Kinder waren nach wie vor aus der Schule 
geblieben. Der Herausgeber fand zugleich das Syſtem der Schulgeldbeiträge vor. 
Werde dieſes auch auf die Freiſchüler angewendet, ſollte da, ſo fragte er ſich, nicht 
ein regelmäßigerer Schulbeſuch zu erzielen ſein? Er ließ von jedem der 12 Bezirke, 
in welche die Stadt eingetheilt ift, Verzeichniſſe der Altern, deren Kinder Freiſchule 
genoſſen — und vorzugsweife bei dieſen zeigten ſich die Schulverſaümniſſe, anfertigen, 
mit Angabe des regelmäßigen monatlichen Almoſens, bezw. der außerordentlichen 
Unterſtützungen, die ihnen zu Theil geworden. Dieſe Verzeichniſſe wurden in der 
Stadt vertheilt und den Bezirksvorſtehern, bezw. den Armendeputirten zur Be⸗ 
urtheilung und Beantwortung der Frage vorgelegt, welche von den namhaft 
gemachten Familien einen Schulgeldbeitrag und bis zu welcher Höhe zu zahlen im 
Stande ſein würden. Der Herausgeber hatte die Freüde, daß ſeine Ideen, den 
regelmäßigen Schulbeſuch der Armen⸗ Jugend zu befördern, bei allen ſtädtiſchen 
Beamten ſeines Reſſorts den lebhafteſten Anklang fanden. Auf Grund der Be- 
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richte derſelben, wie auch perſönlicher Unterſuchung in Familien, wo die Haus⸗ 
mutter und erwachſene Töchter in der aüßern Erſcheinung luxuriös, wie die vor⸗ 
nehme Frauenwelt, auftraten, die jüngeren Kinder aber Freiſchule genoſſen, ſchrieb 
er nun Schulgeldbeiträge, in dem zuletzt erwähnten Falle auch das ganze Schul⸗ 
geld, aus. Was er erwartet hatte, brach los: ein gewaltiger Sturm Seitens der 
Altern gegen den neüen Armenſchulpfleger, ein Sturm, durch den ſich der Vor⸗ 
ſitzende der Schuldeputation, der Bürgermeiſter der Stadt, in gewiſſer Beziehung 
— ſchrecken ließ, — es war vor den Märztagen, etwa ums Jahr 1843, indem er 
zur Umkehr, bezw. zur Milderung der getroffenen Maßregel rieth. Allein der neüe 
Armenſchulpfleger, unterſtützt von der Mehrheit ſeiner Collegen in der Schuldepu⸗ 
tation und der Armen⸗Direction, auch von dem Oberbürgermeiſter der Stadt, blieb 
ſich conſequent und führte die von ihm getroffene Maßregel sine ira et studio durch, 
welche, wie erwartet worden war, einen regelmäßigern Schulbeſuch und weſentliche 
Verminderung der Strafverfügungen bei der Königl. Polizei- Direction zur Folge 
hatte. Die Erfahrungen in jener Großſtadt ſprechen dafür, das bisher befolgte 
Princip des unbedingt freien Schulunterrichts fallen zu laſſen, während 
auch die Beſtimmungen des A. L. R., wonach der Unterhalt des Schulmeiſters durch 
Hausväter⸗Beitrage aufgebracht werden ſoll, wenn das Schulgeld nicht reicht, nicht 
aufrecht erhalten werden kann, da es gegen Recht und Billigkeit ſpricht, wenn 
kinderloſe Altern Schulſteüer zahlen ſollen. 


Turnanſtalt. Zur Zeit der franzböſiſchen Invaſion und des Tugendbundes 
war es Ludwig Jahn, der das Turnen als ein Heilmittel, gegen die Napoleoniſche 
Gewaltherrſchaft erfand. Wenige Jahre nach Beendigung des glorreichen Be⸗ 
freiungskrieges, es war 1819, wurde das Turnen in den Bann gethan, alle Turn⸗ 
plätze geſchloſſen, und alle Geräthſchaften auf denſelben bei Seite gebracht, der 
Turnvater Jahn aber zu Kolberg eingeſperrt, ihm und ſo vielen anderen Turn⸗ 
meiſtern und Turnfreünden und ehemaligen Tugendbündlern als Dämagogen der 
Prozeß gemacht, und über zahlreiche Familien Leid und Trübſal verhängt. Ein 
Vierteljahrhundert nachher waren die Anſichten über das Turnweſen in maßgeben⸗ 
den Kreiſen andere geworden, ſie waren gerade in das Gegentheil von 1819 ein⸗ 
geſchlagen. Nunmehr hielt man dafür, daß die Leibesübungen als ein nothwendiger 
und unentbehrlicher Theil der männlichen Erziehung angeſehen werden müſſe. Eich⸗ 
horn, ſeit 1840, dem Regierungs-Antritt des Königs Friedrich Wilhelm IV., 
Miniſter der geiſtlichen⸗, Unterrichts⸗ und Medicinal - Angelegenheiten, hielt nach 
dieſer Richtung und daß das Turnen ein obligatoriſcher Unterrichtsgegenſtand auf 
Schulen ſein müſſe, Vortrag beim Könige, der des Miniſters Ideen durch Cabinets⸗ 
Erlaß vom 6. Juni 1842 genehmigte. Unterm 11. Mai 1843 erging Seitens der 
Königl. Regierung an den Magiſtrat und die Schuldeputation zu G. eine Ver⸗ 
fügung in Betreff Einrichtung einer Turnanſtalt bei der dortigen Stadtſchule. 
Dieſe Verfügung ging aber erſt nach Jahr und Tag in G. ein. Von der Schul 
deputation wurde ſie mit Freüde begrüßt. Wir können, „von dem wichtigen phyſi⸗ 
ſchen und moraliſchen Einfluß der Turn- oder Leibes⸗Übungen, unſerer Stadt und 
männlichen Jugend das Glück, eine Turnanſtalt zu beſitzen, nur von Herzen wün⸗ 
ſchen, und uns der Hoffnung überlaſſen, daß die dagegen, wie gegen alles Neüe 
und Unbekannte erhobenen Widerſprüche und Bedenklichkeiten, wenn das Werk nur 
erſt ins Leben und vor Jedermanns Augen getreten iſt, ſich bald verlieren werden“ 
(Sitzung der Schuldeputation vom 14. October 1844). Als die zur Ausführung 
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nothwendigen Erforderniſſen bezeichnete die Deputation: 1) Beſchaffung der Turn⸗ 
geräthſchaften und der erſten Einrichtung, veranſchlagt zu 100 Thlr., hiernächſt ein 
fortlaufendes jährliches Honorar von 25 Thlr. für den Turnlehrer. 2) Beſchaffung 
eines qualificirten Subjects zur Ausbildung als Turnlehrer, welche Ausbildung in 
einem der Turnvereine zu Berlin auf 2 Monate eine Summe von 50 Thlr. er⸗ 
fordert, indem für den Unterricht ſelbſt 15 Thlr. gezahlt wird und 35 Thlr. für 
den Unterhalt des Turnlehrlings, künftigen Turnlehrers während ſeines zwei⸗ 
monatlichen Aufenthalts in Berlin, mit Einſchluß der Reiſekoſten, in Anſchlag 
gebracht werden müſſen. 3) Beſchaffung und Überweiſung eines paſſenden Turn⸗ 
platzes, deſſen Umfang wenigſtens 2 Mg. betragen dürfte. Die Schulkaſſe, welche 
zunächſt für die Koſten der erſten Einrichtung aufkommen muß, beſitzt dazu nicht 
die Mittel; demnach müſſen Zuſchüſſe aus Communal-Fonds gewährt werden, wo⸗ 
gegen das jährliche Honorar von 25 Thlr. allenfalls aus der Schulkaſſe hergegeben 
werden kann, wenn es nicht beliebt werden ſollte, die Hälfte der Koſten durch Er⸗ 
höhung des Schulgeldes für die männlichen Schüler aufbringen zu laſſen. Nach 
Abrechnung der jüngeren Knaben, der Frei⸗ und ſonſtigen Schüler dürftiger Altern, 
werden nach dem Stande der Schülerzahl durchſchnittlich 200 zahlungsfähige Turn⸗ 
ſchüler anzunehmen ſein, und wenn für jeden derſelben ein um 10 Sgr. erhöhtes 
Schulgeld jährlich gezahlt würde, ſo gebe dies einen Ertrag von ca. 66 Thlr., ſo⸗ 
mit faſt die Hälfte der Koſten der erſten Einrichtung (150 Thlr.) Der Magiſtrat 
legte dieſes Gutachten den St.⸗V. mit dem Antrage vor, die erſten Einrichtungskoſten 
auf die Kämmereikaſſe zu übernehmen, wogegen die Beſoldung des Turnlehrers und 
Unterhaltung der Turngeräthſchaften durch Beiträge der Schüler zur Schulkaſſe 
geſichert werden dürfte. In der am 14. Januar 1845 Statt gefundenen Sitzung 
der St.⸗V. wurde der Antrag des Magiſtrats pure abgelehnt; die St.⸗V. beſchloſſen, 
„daß ſie für jetzt noch keine Nothwendigkeit zur Einrichtung einer Turnanſtalt finden, 
und daher zu derſelben nichts bewilligen könnten“. Magiſtrat berichtete dieſen 
Beſchluß an die Königl. Regierung, die unterm 15. Mai 1845 an das Königl. 
Miniſterium des Unterrichts mit der Anfrage zurückging, „ob, da bei der Einrich⸗ 
tung der Turnanſtalten Zwangsmaßregeln möglichſt verntieden werden ſollen, dieſe 
für nothwendig und zweckmäßig auerkannte Einrichtung, welche zwei competente 
ſtädtiſche Behörden in Wirkſamkeit ſetzen wollen, darum unterbleiben müſſe, weil 
eine dritte bei der Bewilligung der Fonds mit competente Behörde dieſe ohne aus⸗ 
reichenden Grund verſagt?“ Miniſter Eichhorn entſchied durch Reſcript vom 29. 
Juni 1845, „daß der von der St.⸗V. erhobene Widerſpruch, vorausgeſetzt, daß die 
ſtädtiſchen Schulen in G. überhaupt aus Kämmereimitteln unterhalten werden, und 
dieſe die Koſten der erſten Einrichtung der Turnanſtalt ohne Beſchränkung dringen⸗ 
derer Bedürfniſſe hergeben können, für unbegründet zu erachten ſei.“ Die Königl. 
Regierung verfügte hierauf unterm 9. Juli 1845 an die St.⸗V. mit der Einrich⸗ 
tung des Turnplatzes und des Turnunterrichts nach den Anträgen der Stadt Schul⸗ 
deputation unverweilt vorzugehen, in ſofern nicht etwa der Nachweis des Unver⸗ 
mögens der ſtädtiſchen Kaſſen geführt werde, und wies gleichzeitig den Magiſtrat 
an, die Schuldeputation mit Inſtruction zu verſehen. 


Ein Turnplatz iſt in den Parkanlagen eingerichtet worden. Einer der Lehrer 
an der höͤhern Knabenſchule gibt den Unterricht und leitet die Turnübungen. Er 
bezieht eine Remuneration von 25 Thlr. aus der Kaſſe der höhern Knabenſchule 
und von 10 Tylr. aus der Kaffe der allgemeinen Stadtſchule. Das Sommer⸗ 
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Turnen beginnt in den erſten Tagen des Monats Mai. Einer von den Sergeanten, 
welche zum Wacht⸗Commando der hieſigen Hülfsſtrafanſtalt gehören, unterrichtet die 
Turner in den erſten Elementen des militairiſchen Exercitiums. Um den Marſch⸗ 
übungen der Knaben feſten Tact zu verleihen, haben mehrere Bürger, Turnfreünde, 
Trommeln und Pfeifen geſchenkt. Im Sommer 1869 nahmen am Turnunterricht 
90 Schüler der höhern Lehranſtalt Theil, Sexta 34, Quinta 31, Quarta 13, Tertia 
12. Von der Stadtſchule fehlen die Angaben. Winterübungen pflegen in einem 
Saale angeſtellt zu werden. 


Etat für die höhere Lehranſtalt pro 18681870. 
Einnahme und Ausgabe find ausgeglichen auf Höhe von. .. Thlr. 3385. 8. 4 


Einnahme. 
Tit. I. Hebungen von den Schülern an Schul: und Dintengeld 1393 Thlr. 
— Tit. II. Hebungen aus ſtädtiſchen Kaſſen; und zwar aus der Kämmereikaſſe 
zur Deckung des Bedürfniſſes Thlr. 1968. 8. 4 Pf. und aus der Bürgerkaſſe 
J. Abtheilung Holzgeld für den jedesmaligen Conrector 24 Thlr. — Tit. III. Ins⸗ 
gemein und Strafgelder vacat. 


Ausgabe. 

Tit. I. Beſoldung der Lehrer Thlr. 3110. 28. 4 (100 Thlr. mehr, als 
in der vorhergehenden Etatsperiode). Das Lehrer⸗Collegium beſteht aus 7 Lehrern 
und 2 Lehrerinnen, ſowie 1 Lehrerin für weibliche Handarbeiten. Es beträgt das 
Gehalt des Dirigenten Dr. Menſch 800 Thlr., des Conrectors Püſchel Thlr. 315. 
28. 4 Pf.), des Subrectors Le Clerc 400 Thlr. Ein Lehrer 350 Thlr., Zwei 
Lehrer a 260 Thlr., einer von ihnen hat 25 Thlr. Zulage als Turnlehrer, Ein 
Lehrer 200 Thlr. Erſte Lehrerin 220 Thlr., zweite 180 Thlr., dritte 60 Thlr. Für 
Vertretung ſind 40 Thlr. ausgeworfen. — Tit. II. An Penſion des frühern 
Conrectors Dannenberg 150 Thlr. — Tit. III. Für Heitzung und Reinigung der 
Schulklaſſen empfangen zwei Perſonen 31 Thlr. — Tit. IV. Für Beſchaſfung 
von Lehrmitteln, Apparaten, au Druckkoſten, ſowie für Dinte, Schwämme, Kreide 
89 Thlr. — Tit. V. Insgemein 4 Thlr. 10 Sgr. 


Etat für die allgemeine Stadtſchule pro 18681870. 
Einnahme und Ausgabe find verglichen auf Höhe von. .. Thlr. 4263. 15. — 


Einnahme. 
Tit. I. An Hebungen von den Schülern, Schul- und Dintengeld 1594 Thlr. 
(154 Thlr. mehr als in der vorhergehenden Etatsperiode). — Tit. II. An Zinſen 
von 250 Thlr. Kapital aus dem Seglerſtift 2 Thlr. 15 Sgr. — Tit. III. An Zu⸗ 


) Der Conrector bezieht außerdem, zufolge alter Berechtigungen, aus der St. Catharinen⸗ 
kirchenkaſſe Thlr. 71. 5 Sgr., aus der Kaffe des Hoſpitals St. Spiritus Thlr. 10. 20 Sgr., 
des Hoſpitals St. Georg 3 Thlr., und der Armenkaſſe 1 Thlr., und aus der Bürgerkaſſe 
24 Thlr. Sodann hat er an Gebühren für Trauungen ꝛc, nach 6jähriger Fraction Thlr. 39. 
6. 8 Pf., fo daß ſich fein Geſammteinkommen ftellt auf 465 Thlr. 
90* 
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ſchüſſen: a) von der Kämmereikaſſe 2457 Thlr. b) von der Hoſpitalkaſſe St. 
Spiritus und c) von der Hoſpitalkaſſe St. Georg je 100 Thlr. Überhaupt 2657 
Thlr. — Tit. IV. Insgemein vacat. 

Ausgabe. 

Tit. I. Beſoldung der Lehrer und Beamten 4188 Thlr. Es ſind an der 
Schule 16 Lehrer und 1 Lehrerin beſchäftigt. Rector Booz hat 563 Thlr. incl. 
50 Thlr. Miethsentſchädigung. Cantor Neümann 228 Thlr. Ein Lehrer 345 Thlr., 
drei Lehrer a 300 Thlr., zwei Lehrer a 260 Thlr., zwei Lehrer a 220 Thlr., zwei 
Lehrer a 200 Thlr., drei Lehrer a 180 Thlr., der Küſterlehrer 120 Thlr., die 
Lehrerin für Handarbeiten 80 Thlr. Für den Turnunterricht ſind 10 Thlr. und 
für Vertretung 20 Thlr. ausgeworfen. Auf dieſem Titel ſtehen auch der Super: 
intendent Noeber und der Diaconus Noth mit je 6 Thlr. — Für den Lehrer der 
neüeingerichteten Schule zu Grünhorſt find nach der Anordnung der Königl. Re- 
gierung 150 Thlr. beſtimmt. Der Rendant der Schulkaſſe hat 60 Thlr. Gehalt. 
— Tit. II. Penſionen vacat, nachdem der emeritirte Rector, welcher 214 Thlr. 
bezog, verſtorben iſt. — Tit. III. An Schulutenſilien, Buchbinderarbeiten, Druck⸗ 
ſachen, Lehrmitteln 63 Thlr. — Tit. IV. Für Heitzung und Reinigung der 
Schulklaſſen, an drei Perſonen Thlr. 7. 15 Sgr. — Tit. V. Insgemein 5 Thlr. 


Strebſamkeit und Drang zur Fortbildung iſt eine kennzeichnendes Merkmal 
des G. ſchen Lehrer -Perſonals, zum größern Theil aus jüngern Leüten beſtehend. 
In Verbindung mit anderen unterrichteten Männern gleicher Bildung und Richtung 
haben die Lehrer einen Realwiſſenſchaftlichen Verein geſtiftet, in welchem 
nicht blos für den engern Kreis der Mitglieder, ſondern auch zum Nutzen der 
Bürger⸗ und der geſammten Einwohnerſchaft wiſſenſchaftliche Vorträge gehalten 
werden. Während ſo in G. für geiſtige Nahrung geſorgt iſt, tragen Geſang⸗ 
Vereine zur Hebung und Veredlung der Gemüthsſtimmung bei. Im Jahre 1869 
beſtanden ihrer vier; offenbar zu viele, indem ſie die, in einer Stadt von 6000 
Einwohnern ohnehin beſcheidenen Geſangskräfte ganz zerſplitterten. Eine Ver⸗ 
ſchmelzung der Vereine, welche gleichartige Zwecke verfolgen, wie der alten und der 
neüen Liedertafel, wäre im Intereſſe nicht blos der Geſangsleiſtungen, ſondern in 
jeder andern Beziehung dringend zu wünſchen. 


Am 1. Juli 1869 feierte die Stadt das Andenken an die vor 600 Jahren 
durch Herzog Barnim I. erfolgte Erhebung des ſlawiſchen Orts Golinog zu einer 
deütſchen Stadt Vredeheide. Auch die höhere Lehranſtalt betheiligte ſich an dieſer 
Feier. Am Tage vorher fand im Schulſaale ein Actus Statt, wobei nach einer 
einleitenden Anſprache des Dirigenten, Dr. Menſch, von den Schülern bezügliche 
Gedichte declamirt und von dem Conrector Demcke — (verließ G. in demſelben 
Jahre 1869 und folgte einem Rufe nach Barth an die dortige Stadtſchule) — über 
einige Momente in der Geſchichte Golnows geſprochen wurde. Der in G. lebende 
vormalige Provinzial-Archivar von Pommern, Baron v. Medem hatte eine Jubel⸗ 
feſtſchrift verfaßt, von der der Schule durch den Magiſtrat eine Anzahl Exemplare 
überwieſen worden war, davon 16 an fleißige und würdige Schüler als Prämie ver⸗ 
theilt wurden. Am 2. Juli zog die geſammte Schuljugend in die Anlagen, um ſich 
mit den von der Stadt angeordneten Spielen zu unterhalten. 


Privatſchulen gibt es in G. nicht, ſeitdem die Kühnſche Familienſchule 
durch Ausbildung der frühern Rathsſchule zu einer höhern Lehranſtalt überflüſſig 
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geworden iſt. Der letzte Antrag auf Conceſſionirung einer Privatſchule kam im 
Jahre 1856 vor. Anna Fritſch, Tochter des Dr. Fritſch in G., die ihre Studien 
in der Königl. Bildungsanſtalt für Lehrerinnen in Berlin gemacht, geprüft im 
Auftrage des Königl. Provinzial-Schul-Collegiums von Brandenburg am 24. April 
1852, hatte im Jahr 1855 eine Privat ⸗Mädchenſchule errichtet, für die ein Jahr 
nachher die Conceſſion nachgeſucht wurde. Allerdings war nicht in Abrede zu 
ſtellen, daß damals in G. ein fühlbares Bedürfniß einer derartigen Unterrichts- 
anſtalt für Töchter verſchiedener Altern aus den höheren Ständen vorhanden war. 
Dieſem Bedürfniſſe wurde jedoch vollſtändig abgeholfen durch die damals in Aus⸗ 
ſicht genommenen Errichtung einer öffentlichen höhern Mädchenſchule, welche am 
1. April 1857 ins Leben treten ſollte, daher das Conceſſions-⸗Geſuch mittelſt Ver⸗ 
fügung vom 26. November 1856 abgelehnt wurde. Die ausgezeichnete Lehrkraft 
der Bittſtellerin iſt übrigens durch deren Anſtellung bei der höhern Mädchenſchule 
als Ordinaria der zweiten Klaſſe vom Magiſtrate verwerthet worden. Im obigen 
Etat iſt ſie als erſte Lehrerin aufgeführt. 

Jüdiſche Schule. Sie beſchränkt ſich, da die Kinder der iſraelitiſchen Ge⸗ 
meinde, wie überall, die Stadtſchule, bezw. die höhere Lehranſtalt, beſuchen, auf den 
Unterricht in der moſalſchen Religion und in der hebräiſchen Sprache. Der Lehrer, 
der auch das Schlachten, nach den Beſtimmungen des moſalſchen Geſetzes zu über- 
nehmen, jo wie im Tempel zu beten und die Tura vorzuleſen hat, ſteht zur Ge- 
meinde in einem contractlichen Verhaͤltniß, hinſichtlich ſeiner Lehrer⸗-Thätigkeit aber 
unter Aufſicht der Stadt⸗Schuldeputation. Nicht wie fo viele andere Judengemein⸗ 
den, die mit ihrem Religionslehrer oft wechſeln, hat die Gſche Gemeinde im Ver⸗ 
lauf von 50 Jahren nur 6 Lehrer für ihre 30—33 im ſchulpflichtigen Alter ſtehen de 
Kinder gehabt. Der jetzt fungirende Lehrer hat die Erlaubniß, Kinder jüdiſcher 
Altern in der moſalſchen Religion und in der hebräiſchen Sprache zu unterrichten, 
nachdem er vor dem Superintendenten Dannenberg die vorſchriftsmäßige Prüfung 
rühmlich beſtanden, unterm 21. März 1860 erhalten. 


Kirchenweſen. 


Die St. Catharinenkirche. 

Gebaüde. Das 15. Jahrhundert bezeichnet die höchſte Entwickelung der 
Städte im Land am Meere. Faſt unabhangig von landesherrlicher Gewalt ftan- 
den die bedeütenderen unter ihnen da, den Unternehmungen der Fürſten oft mit 
ſiegreichem Nachdrucke Trotz bietend. Fürſtliche Macht war in den Händen der 
Oberhaüpter der Städte, fürſtlicher Reichthum in den Händen der betriebſamen 
Handelsherren. Aber die ungebändigte Freiheitsluſt ſteigerte ſich zu kecker Willkür, 
die Freüde am Beſitz zu freventlichem Übermuthe, und die rächende Nemeſis blieb 
nicht aus. Die bedeütenderen Baudenkmale dieſer Zeit ſtimmen mit ſolcher Sinnes⸗ 
richtung entſchieden überein. Der klare, harmoniſche Organismus, der von innen 
heraus Form auf Formen entſtehen läßt, und das Ganze mit innerer Nothwendig⸗ 
keit zu einem Vollendeten, einem völlig Geendeten, macht, war ſchon in der ſpätern Zeit 
des 14. Jahrhunderts immer mehr verſchwunden und die nüchterne Schulregel an 
deſſen Stelle getreten; entſchiedene Wirkung hatte man mehr in der Colloſſalität 
der Dimenſionen als in lebensvoller Gliederung der Theile geſucht. Noch mehr 
ſtrebte man jetzt durch die Wirkung der Maſſe zu imponiren, ſelbſt dadurch, daß 
man vorhandene, zum Theil ſchon an ſich nicht unbedeütende Bauanlagen vergrößerte. 
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Hat auch Golnow niemals in die Reihe der Pommerfchen Städte gehört, 
deren Bedeütung als ſelbſtändige Gemeinweſen von Kugler in den vorſtehenden 
Sätzen gekennzeichnet wird, ſo zeigt doch das größte Bauwerk dieſer Stadt, die 
der Heiligen Catharina geweihte Kirche, ganz den Charakter, wie ihn der Geſchicht— 
ſchreiber der Kunſtdenkmale Pommerns geſchildert hat. Die dreiſchiffige Kirche, 
alle drei Schiffe von gleicher Höhe, gehört ſomit nicht zu den ausgezeichneteren 
Monumenten der gothiſchen Baukunſt, doch iſt die urſprüngliche Anlage, ſo wie die 
ihres Thurms, offenbar in der alterthümlichen einfach ſchönen gothiſchen Art, die aber 
durch mehrere geſchmackloſe Anbaue aus neürer Zeit verunſtaltet ſind. Im An— 
fange des Jahres 1828 befand ſich die Sacriſtei der Kirche in einem Zuſtande, 
der weder der Würde des Ortes noch der Geſundheit der ſich darin aufhaltenden 
Geiſtlichen angemeſſen war. Unter dem Fußboden lag ein alter verfallener, ſeit 
undenklichen Zeiten nicht mehr gebrauchter und überhaupt ganz entbehrlicher Keller. 
Über den Balken deſſelben lag ein Steinpflaſter, welches durch Verweſung jener ſo 
uneben geworden war, daß der Fußboden weder zum Gehen noch zur Aufſtellung 
von Tiſch und Stühlen taugte. Das Fenſter hatte keinen Flügel zum Offnen, ſo 
daß nie friſche Luft eingelaſſen werden konnte. Nicht minder fehlte es an einem 
Ofen. Endlich hatte die Sacriſtei keinen beſondern Eingang von Außen, ſondern 
die Prediger mußten beim Kommen und Gehen ſtets mittelſt einer der drei Haupt— 
eingänge ihren Weg durch die ganze Kirche nehmen. Im Laufe des Sommers 
1828 wurde die Sacriſtei in würdiger Weiſe wiederhergeſtellt. Das Fenſter mußte 
ganz neü gemacht werden, indem das alte Glas durch die Länge der Zeit und den 
Schmutz ganz undurchſichtig geworden und gar nicht mehr zu reinigen, überdem das 
Blei faſt überall verwittert war. Ingleichen konnte die alte Thür, welche nach der 
Kirche führt, nicht bekleidet, ſondern mußte durch eine neüe erſetzt werden. Die 
alte Thür war nicht vom Tiſchler, ja nicht einmal von einem ordentlichen Zimmer⸗ 
mann gearbeitet und ſo ungeſchickt und uneben, daß die Abarbeitung und Ver⸗ 
kleidung, wozu die Tiſchler ſich nur ſchwer verſtehen wollten, mehr Koſten als die neüe 
Thür verurſacht, und doch nur eine nicht gut ausſehende Thüre würde geliefert haben. 
Außer dieſer Reparatur an der Sacriſtei haben ſich aber noch folgende nothwendige 
Ausbeſſerungen vorgefunden. Erſtlich — befindet ſich neben der Sacriftei die ſ. g. 
Kirchenſtube zur Aufbewahrung des Kirchen-Archivs, der Kirchen ⸗ Bibliothek, der 
vasa sacra und der Documente. Dieſe befand ſich in einem eben ſo traurigen 
Zuſtande, wie die Sacriſtei. Hier mußten ebenfalls Thür und Fenſter erneüert 
und der Fußboden umgepflaſtert, auch die Wände abgeputzt und geweißt werden. 
Sodann waren in und an der Kirche mehrere ſchadhafte Stellen im Gewölbe, an 
Pfeilern, an den Mauern und Dächern, wo der Regen durchdrang und bedeütenden 
Schaden anzurichten drohte. Auch dieſe Schäden wurden ausgebeſſert. Endlich 
fand ſich an der Helmſtange des Thurms — deſſen Dach im Jahre 1799 mit einem 
Ko ſtenaufwande von Thlr. 68. 4. 9 Pf. ausgebeſſert worden war, — eine fo 
bedeütende Beſchädigung durch Waſſerlecken, daß nicht nur das Sparrwerk des 
Thurmdachs dadurch nach einer Seite hin aus der gehörigen Lage gekommen, 
ſondern auch Gefahr vorhanden war, daß die aufgeſetzte eiſerne Helmſtange ſammt 
Knopf, Windfahne und Kreüz herunterſtürzte und großen Schaden anrichtete. Es 
wurde daher dieſelbe abgenommen und die offene Stelle vorlaüfig wieder zugedeckt. 
Alle dieſe im Sommer 1828 ausgeführten Arbeiten haben einen Koſtenaufwand 
von Thlr. 189. 13. 6 Pf. erfordert. 
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Die erwähnte Ausbeſſerung am Thurmdach konnte und ſollte nur als Noth⸗ 
behelf dienen. Theils das eigene Ermeſſen des Proviſorats der St. Catharinenkirche, 
theils das Urtheil mehrerer Sachverſtändiger, und namentlich des Diſtricts - Bau- 
beamten, Landbaumeiſter Lentze, führten zu der Anſicht, daß eine Herſtellung in 
bisheriger Weiſe nicht zweckmäßig, vielmehr eine Herſtellung des Bauwerks in der 
früheſten Ausführung und nach der urſprünglichen Anlage des Thurms viel zweck⸗ 
mäßiger und wünſchenswerther ſein dürfte. Für die Herſtellung des Thurmgebaüdes 
in dieſer Weiſe ließe ſich, ſo meinte man, durch Aufbrechen mehrerer, in ſpäterer 
Zeit dürftig zugemauerten Bogenfenſter oder Offnungen, durch Ausbeſſerung 
mehrerer verwitterter Stellen und namentlich des ſchönen Hauptportals vieles thun. 
Am allermeiſten freilich durch Aufſetzung einer ganz neüen Spitze in entſprechender 
Form. Alten Nachrichten zufolge gehörte der Golnower Kirchthurm ehemals zu 
den höchſten in Pommern, ſo daß die mit Kupfer gedeckte Spitze den Schiffern auf 
der Oſtſee zur Richtſchnur diente. Bei einer angeblich durch Blitz erfolgten Zer⸗ 
ſtbrung wurde auf das Mauerwerk ein Dach in Form einer vierſeitigen, viel zu 
ſpitzwinleligen Pyramide geſetzt und mit Ziegeln gedeckt. Es fällt in die Augen, 
daß ein ſo conſtruirtes Dach in einer Höhe von 150 Fuß und darüber nicht ohne 
Gefahr iſt und künftig geradezu ſehr gefährlich werden muß, da die, aus den 
Ziegelbrennereien unſers Jahrhunderts hervorgehenden neüen Ziegel, welche nach 
und nach ſtatt der alten aufgedeckt werden müſſen, bei weitem nicht mehr ſo halt⸗ 
bar ſind, als die Fabrikate aus Vorjahrhunderten, ſo daß unfeblbar bald größere, 
bald kleinere Stücke herabfallen werden. Alle dieſe Umſtände zuſammen genommen, 
bewogen das Proviſorat, in einem Bericht vom 18. März 1829, der Königl. Re⸗ 
gierung folgenden Plan zur Prüfung und Entſcheidung vorzulegen: — Der ganze 
Thurm wird einer Hauptreparatur unterworfen. Es werden die urſprünglichen 
gothiſchen Formen und Verzierungen ſoweit als möglich iſt, wiederhergeſtellt, die 
ſchadhaften Stellen ausgebeſſert und eine neüe, dem alten ſoliden Gemaüer an⸗ 
gemeſſene Spitze aufgeſetzt, ungefähr wie ſolches vor einigen Jahren an dem Thurm 
zu Maſſow geſchehen iſt. Zugleich werden die Bogenfenſter oder Offnungen, wo es 
die Erhaltung des inwendigen Holzwerks erfordert, mit ſtilmäßigen Lucken und 
der Haupteingang mit einer ebenmäßig gearbeiteten neüen Thür verſehen. Reichen 
die vorhandenen Mittel aus, ſo kann damit zugleich eine Umgießung der durch das 
im Jahre 1826 geſchehene Bohren nicht glücklich wieder hergeſtellten Glocke und 
die Umfaſſung des vorher gehörig zu ebnenden Kirchplatzes mit einer angemeſſenen 
Barriere verbunden werden. Was die große Glocke betrifft, jo war dieſelbe bereits 
vor mehreren Jahren geſprungen und im Jahre 1825 beinahe ganz unbrauchbar, 
daher man auf ihre Umgießung Bedacht nahm. Da aber die Koſten dieſes Ver⸗ 
fahrens mindeſtens 286 Thlr. betragen ſollten, ſo ſtand man von dem Umgießen 
ab, und begnügte ſich mit dem Anerbieten eines Gelbgießers aus Schwedt, welcher, 
wie geſagt, durch Bohren, durch Feilen und Umdrehen der Glocke dieſe zwar wieder 
in brauchbaren Stand verſetzte, wenn gleich ihm jeine Kunſt nicht völlig gelungen 
war, woran freilich die ihm vorher nicht genau bekannte ſchlechte Beſchaffenheit des 
Guts dieſer Glocke Schuld ſein mogte. Er empfing für ſeine Bemühung eine runde 
Summe von 30 Thlr. Außerdem wurden aber noch für Zimmer- und Schmiede⸗ 
arbeit am Glockenboden, für Reinigung deſſelben ꝛc. Thlr. 32. 2. 9 Pf. ver⸗ 
ausgabt. 

Um auf die vom Proviſorat beabſichtigte Hauptreparatur des Thurms zu⸗ 
rückzukommen, jo bemerkte der Bericht vom 18. März 1829 in Abſicht auf die 
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Mittel zur Deckung der Baukoſten, daß die Kirchenkaſſe im Stande ſein werde, ein 
Kapital von 1000 Thlr. dazu herzugeben, ohne wegen ibrer etatsmäßigen und ſonſt 
vorkommenden, unvermeidlichen Ausgaben in Verlegenheit zu gerathen; daß die 
Bürgerſchaft, welche an der Herſtellung des Thurms als einer Zierde der Stadt 
ſehr regen Theil nehme, aller Wahrſcheinlichkeit nach mindeſtens 500 Thlr. aus 
ſtädtiſchen Fonds beitragen werde, und daß wegen des übrigen Bedarfs, der etwa 
noch 1000 — 1500 Thlr. betragen dürfte, die ſtädtiſchen Behörden den Vorſatz gefaßt 
hätten, ſich in Gemeinſchaft mit der Geiſtlichkeit und dem Proviſorat an die 
landesväterliche Milde der Königs wegen eines Gnadengeſchenks zu wenden. 

Die Königl. Regierung ging auf die ihr vorgelegten Gedanken ein und beanf- 
tragte unterm 30. März 1829 den Landbaumeiſter Lentze, um mit Berückſichtigung 
der Vorſchläge des Proviſorats einen Plan zur Herſtellung des Thurmes zu ent⸗ 
werfen, und mit einem vollſtändigen Koſtenanſchlage und Erlaüterungsbericht binnen 
3 Monaten einzureichen, auch eine Zeichnung vom Thurme in ſeiner dermaligen 
Beſchaffenheit beizufügen. Bei dem koloſſalen Mauerwerk des Thurms hatte es 
ſeine große Schwierigkeiten, der darauf zu ſetzenden Spitze eine paſſende Form zu 
geben. Nachdem das Bau-Project vorlag wurde daſſelbe von dem Regierungs- 
Baurath, damals Brandt, an Ort und Stelle gemeinſchaftlich mit dem Super⸗ 
intendenten Dannenberg und dem Landbaumeiſter Lentze geprüft. Es wurde dabei 
ſehr wüuſchenswerth befunden, den Bauplau minder koſtſpielig einzurichten, da die 
Anſchlagsſumme an 7000 Thlr. beträgt, die ſchwerlich werden herbeigeſchafft werden 
können. Außerdem hatten ſich auch in techniſcher Hinſicht, beſonders gegen die 
Conſtruction der aufzuſetzenden Thurmſpitze, mehrere Erinnerungen gefunden, ſo daß 
ſchon dieſerhalb eine Umarbeitung nothwendig war. Hierüber war unter Zuſtim⸗ 
mung des Superintendenten das Nähere mit dem Baubeamten verabredet worden, 
der das Verſprechen gab, bald möglichſt ein anderes Bauproject nebſt Koſtenanſchlag 
einzureichen, wozu er jedoch erſt im nächſten Winter von 1830 auf 1831 die Zeit 
zu gewinnen hoffte. Der unterm 24. Juli 1830 eingereichte Anſchlag mit bei⸗ 
gehefteter Zeichnung wurde ihm vom Regierungs⸗Baurath Brandt am 4. November 
1830 br. m. zurückgegeben. Der Landbaumeiſter Lentze wurde zwar unterm 8. März 
1831 augefordert, das anderweitige Bauproject zur Wiederherſtellung des Kirch⸗ 
thurms, wenn jedoch die Veranſchlagung noch nicht geſchehen ſein ſollte, den ueüen 
Entwurf allenfalls nur in Linien zur vorherigen Prüfung baldigſt einzureichen, 
allein dies war bis zum Schluſſe des Jahres 1833, — bis wohin Vol, 1 der 
Acten der Königl. Regierung, betreffend die Bauten und Reparaturen der geiſtl. 
Gebaüde in G. reichen — nicht geſchehen, weil ꝛc. Lentze, wie alle feine Kunſt⸗ 
genoſſen in gleicher amtlicher Stellung, von anderweitigen Amtsgeſchäften über⸗ 
haüft, nicht die erforderliche Muße gefunden haben wird, das erforderte Bauproject 
zum zweiten Mal auszuarbeiten. Dieſerhalb iſt denn auch kein Ereitatorium an 
ihn erlaſſen worden, wie denn auch bis zu dem angeführten Zeitpunkte das Kirchen⸗ 
Proviſorat die Angelegenheit nicht in Erinnerung gebracht hat. 

In der Baugeſchichte der Kirche im 18. Jahrhundert ſpielt ein Vorkommniß 
eine gewiſſe Rolle, da es zu einem gerichtlichen Verfahren führte, wodurch eine 
Prineipienfrage in Bezug auf Unterhaltung von Baulichkeiten innerhalb der Kirche 
entſchieden wurde. Im Jahre 1748 beſchwerte ſich der Befehlsführer der zu G. in 
Beſatzung liegenden Regiments⸗Abtheilung, daß die Mannſchaften kein Unterkommen 
in der Kirche hätten, während die Bürger gleichfalls Beſchwerde führten, und zwar 
darüber, daß ſie in ihren Geſtühlen von den Soldaten beläſtigt würden. In der 
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Kirche befindet ſich ein Chor, deſſen in älteren Zeiten das Schlächtergewerk ſich 
bedienet, und der Kirche dafür eine jährliche Miethe von 4 Thlr. 12 Gr. entrichtet 
hat. Der Magiſtrat ſchlug dem Conſiſtorium vor, dieſes Chor für die Garniſon 
auszubauen und einzurichten, indem er ſich zugleich erbot, die daraus erwachſenden 
Koſten auf die Kämmerei zu übernehmen. Ob nun gleich die Königl. Kriegs- und 
Domainenkammer, in ihrer Eigenſchaft als Oberaufſichtsbehörde des Magiſtrats, 
die Hergabe der Koſten aus Kämmereimitteln anfänglich nicht bewilligen wollte, 
vielmebr das Conſiſtorium in zwei Anſchreiben vom 10. April und 8. Mai 1749, 
mit Ausnahme des von der Stadt aus ihrer Forſt zu verabfolgenden freien Bau⸗ 
holzes, auf die Kirchenkaſſe verwies, ſo ſetzte doch, auf den Bericht des Conſiſtoriums, 
das Hof⸗Reſcript vom 10. Juli 1749 feſt, „daß, wenn die Golnowſche Kämmerei 
des Vermögens ſei, die nach dem eingereichten Anſchlage zur Erbauung des Chors 
erforderlichen Thlr. 52. 13. 4 Pf. aus deren Mittel genommen werden ſollen“. 
Das Chor iſt hierauf auch wirklich auf Koſten der Kämmerei ausgebaut worden. 
Nun aber ereignete es ſich im Jahre 1796, daß an dem gedachten Garniſon⸗Chor 
eine kleine Reparatur vorgenommen werden mußte, welche das Kirchenproviſorat 
ausführen ließ. In der Meinung, daß der Magiſtrat, weil er das Chor hatte 
erbauen laſſen, gehalten ſei, auch die Unterhaltung deſſelben zu übernehmen, ver⸗ 
langte das Proviforat die Erſtattung der aufgelauſenen Koſten, welche nur Thlr. 
6. 16. 4 Pf. betrugen, aus der Kämmereikaſſe. Der Magiſtrat lehnte aber dieſes 
Anſinnen ab, und als das Königl. Conſiſtorium die Königl. Kriegs- und Domainen⸗ 
kammer erſucht hatte, von Oberaufſichtswegen den Magiſtrat anzuhalten, jenen 
Koſtenbetrag der Kirchenkaſſe zu erſtatten, aüßerte dieſe in dem Anſchreiben vom 
19. Januar 1797, daß, da der Magiſtrat bei ſeinem Widerſpruch verharre, dem⸗ 
ſelben auch das vormalige Exercitium des Juris patronatus iu neüren Zeiten ab⸗ 
genommen worden ſei, die Kammer keinen rechtlichen Grund abſehe, ihn zur Der: 
gütigung gedachter Koſten wider ſeinen Willen zu adigiren, vielmehr dem Königl. 
Conſiſtorio überlaſſen müſſe, was daſſelbe dieſerhalb weiter zu verfügen nöthig 
finde. Das Conſtſtorium beauftragte nun unterm 9. Februar 1797 ſeinen Fiskal, 
den Criminalrath Dallmer, wider den Magiſtrat Namens der St. Catharinenkirche 
in puncto der verweigerten Unterhaltung des Garniſon⸗Chors eine förmliche Klage 
anzustellen. Das am 24. Mai 1199 publicirte Erkenntniß des erſten Senats der 
Königl. Preüß. Pommerſch und Kaminſchen Regierung vom 8. deſſelb. Monats 
lautete dahin: „Daß der Kläger mit ſeiner dahin gerichteten Klage, daß der Be- 
klagte nicht allein die im Jahre 1796 auf die Reparatur des Garniſon⸗Chors in 
der Catharinenkirche verwandten Koſten mit Thlr. 6. 16. 4 Pf. erſtatten, ſondern 
auch künftig alle daran vorfallenden Reparaturen aus der Kämmerei beſtreiten ſoll, 
gänzlich, wie hiermit geſchieht, abzuweiſen, auch ſchuldig die Koſten des Prozeſſes 
allein zu tragen und dem Beklagten nach erfolgter Angabe und Feſtſetzung zu 
erſtatten. Die Inſtructions⸗Gebühren werden auf 6 Thlr. und die Urtels⸗Gebühren 
auf 4 Thlr. feſtgeſetzt. Von Rechts Wegen“. Motivirt wird dieſes Erkenntniß 
wie folgt: „Nicht allein nach dem A. L. R. Th. 2, Tit. 11, F. 711, ſondern auch 
nach der Pommerſchen Kirchenordnung §. 84 müſſen Kirchengebaüde, wohin alfo 
auch die Chöre als ein Theil der Kirche gehören, aus dem Vermögen der Kirchen 
unterhalten werden. Der Kläger behauptet alſo eine Ausnahme von der geſetz⸗ 
lichen Regel, wenn er die Reparatur des Garniſon-Chors in der Catharinenkirche 
dem Beklagten aufbürden will. Dieſe Ausnahme hät er aber überall nicht nach⸗ 
gewieſen. Denn daraus, daß dieſes Chor auf Koſten der Kämmerei ausgebaut iſt, 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 9¹ 
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folgt noch keineswegs, daß es auch von derſelben unterhalten werden muß. Das 
General⸗Directorium hatte nur den Ausbau aus Kämmereimitteln bewilligt, und 
da wegen der künftigen Unterhaltung damals nichts beſonders feſtgeſetzt iſt, ſo 
blieb die Verbindlichkeit dazu demjenigen, der ſie bisher gehabt hatte, nämlich der 
klagenden Kirche. Daß aber, wie der Kläger ferner behaupten will, das Eigenthum 
des ſtreitigen Chors auf die Kämmerei übergegangen iſt, kann blos daraus, daß 
ſelbiges auf Koſten der Kämmerei für die Garniſon eingerichtet worden, noch nicht 
gefolgert werden, auf andere Art iſt es aber vom Kläger nicht nachgewieſen worden. 
Der Umſtand endlich, daß einmal der Kämmerer Tietz ein Schloß und Gitter an 
dieſem Chore hat repariren laſſen, iſt ſchon deshalb völlig unerheblich, weil der 
Kläger nicht einmal behauptet, noch weniger erwieſen hat, daß die Koſten dieſer 
Reparaturen aus der Kämmerei genommen worden. Aus dieſen Gründen hat daher 
der Kläger mit ſeiner ganz unſtatthaften Klage nicht allein abgewieſen, ſondern 
als ſuccumbirender Theil auch in die Koſten verurtheilt werden müſſen.“ 

Das Conſiſtorium beruhigte ſich bei dieſem Erkenntniß, da es ihm mißlich 
erſchien, ob mit etwa neü aufzuſtellenden Gründen ein beſſeres Erkenntniß in 
zweiter Inſtanz erzielt werden dürfte, vielmehr durch Fortſetzung des Prozeſſes der 
Kirche nur unnütze Koſten zugezogen werden möchten. Die außergerichtlichen Koſten, 
die dem Magiſtrate erſtattet werden mußten, hatten Thlr. 22. 7. 6 Pf. betragen. 

Von anderweitigen Reparaturbauten in der St. Catharinenkirche werden in 
chronologiſcher Folge nachſtehende angeführt. Im Jahre 1799 befand ſich die 
Orgel in einem Zuſtande, daß ſie dem Organiſten den Dienſt faſt ganz verſagte. 
Alles Pfeifenwerk, zuſammen 764 Pfeifen, mußte abgetragen, gereinigt, renovirt, 
intonirt und geſtimmt werden, wofür der Orgelbauer Georg Friedrich Grüneberg, 
von Stettin, Thlr. 60. 16 Gr. liquidirte. Im letzten Winter des 18. Jahrhunderts 
hatte das Kirchendach durch ſtürmiſche Witterung ſo arge Verwüſtungen erlitten, 
daß es ganz umgedeckt und dazu gegen 6000 neüe Dachſteine verwendet werden 
mußten. Die aus dieſer Reparatur entſprungenen Koſten betrugen Thlr. 167. 12. 
8 Pf. nach dem Anſchlage, bei der Ausführung der Reparatur wurden indeſſen 
Thlr. 30. 4. 2 Pf. erſpart. Stürme welche ſeit einem Jahre vielfältig gewüthet, 
hatten 1809 arge Verwüſtungen an dem 50—54 Fuß hohen Kirchenfenſtern ange⸗ 
richtet. Ziegel, vom Kirchendach herabgeworfen, hatten theils ganze Fenſter heraus⸗ 
geriſſen und ſie in die Kirche ſowol wie auf die Straße geſchleüdert, theils die 
anderen Fenſter jo beſchädigt, daß die Zugluft in der Kirche jo ſtark war, daß die 
Lichter auf dem Altar bei der Communion zuweilen, je nach der Stärke des Win⸗ 
des, verlöſchten, die Oblaten von den Patenen geworfen wurden und die Altardecken 
in ſteter Bewegung ſich befanden. Abgeſehen davon, daß die beſtändige Zugluft 
für die Geſundheit der Kirchgänger ſehr nachtheilig werden mußte, war der deſolate 
Zuſtand der Fenſter für jeden Vorübergehenden ein Stein des Anſtoßes geworden, 
der zum Arger der Einwohner für alle fremden Durchreiſenden ein Gegenſtand 
des Hohns und Spotts war. Die Wiederherſtellung der Fenſter war dringend ge⸗ 
boten, wiewol zu jener Zeit die Kirchenkaſſe anderweitige unaufſchiebbare Ausgaben 
zu beſtreiten hatte. Es waren 34 neue Fenſter einzuſetzen. Die Koſten haben, 
verhältnißmäßig ſehr gering, Thlr. 68. 16 Gr. in Münze, den Thlr. zu 36 Gr. ge⸗ 
rechnet, betragen. 

Schon ſeit mehreren Jahren war der kleine, als Dachreüter auf dem öftlichen 
Giebel der St. Catharinenkirche angebrachte ſ. g. Klingethurm, weil die denſelben 
tragenden 4 Saülen beſonders an der Wetterſeite faſt ganz verwittert waren, ſo 
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baufällig geworden, daß bei jedesmaligem heftigen Sturme fein Einſturz befürcht⸗ 
werden mußte. Sachverſtändige hielten, nach näherer Unterſuchung des Thurmes, die 
Reparatur für dringend nothwendig, erklärten aber die ſehr koſtbare Wiederherſtellung 
in der alten Form für unnöthig, da die beiden in demſelben hangenden kleinen 
Glocken weit füglicher in dem großen Kirchthurme an dem daſelbſt befindlichen 
Glockenſtuhle ohne ſonderliche Koſten angebracht werden konnten. Unter dieſen 
Umſtänden wurde die Abtragung des Klingethurms im Jahre 1814 angeordnet 
und noch im Sommer deſſelben Jahres in Ausführung gebracht. Die Koſten der 
Abtragung, mit Einſchluß derjenigen, welche der Zubau der auf dem Kirchendach 
entſtaudenen Lücke verurſacht, haben Thlr. 96. 7 Gr. betragen, oder zwanzig und 
einige Thaler mehr, als veranſchlagt waren. Die Mehrausgabe entſtaud haupt⸗ 
ſächlich durch das höhere Tagelohn, welches wegen des höchſt gefährlichen Baues 
den Arbeitern, die für das gewöhnliche Tagelohn in der luftigen Höhe nicht arbeiten 
wollten, bewilligt werben mußte. Der Dachreüter war mit Kupfer gedeckt. Es 
wog 519 Pfd. und wurde in öffentlicher Licitation das Pfd. für 8 Gr. 5 Pf. 
verkauft, jo daß der Kirchenkaſſe eine Einnahme von Thlr. 182. —. 3 Pf. zufloß, 
oder das Doppelte deſſen, was die Abtragung des Klingethurms und die Trans⸗ 
locirung der beiden Glocken in den großen Thurm gekoſtet hatte. 

Das außerordentliche Hagelwetter, welches am 12. Juni 1815 die Stadt G. 
und ihre Feldflur betraf, hatte auch die Fenſter der St. Catharinenkirche in einer 
Weiſe beſchädigt, daß 21 Fenſter ganz neü gemacht, und die übrigen, welche durch 
die großen Schloßen ebenfalls hin und wieder zerſchlagen waren, ausgebeſſert werden 
mußten, was der Kirchenkaſſe eine extraordinaire Ausgabe von Thlr. 60. 10 Gr. 
verurſacht hat. 

Das Jahr der 300jährigen Jubelfeier der Reformation war angebrochen! Das 
Proviſorat der St. Catharinenkirche beſchloß, auch das Gotteshaus der Stadt G. 
für dieſes Säcularfeſt würdig auszuſtatten. Gleich im Anfange des Jahres 1817 nahm 
das Proviſorat zunächſt die Umgebung der Kirche in Angriff. Nachdem vor 
mehreren Jahren die Kirchhofsmauer abgetragen worden, nutzten die Zimmermeiſter 
der Stadt den Platz um die Kirche zum Zuſchneiden ihrer Bauhölzer, theils wurde 
er von Wagen, welche die benachbarten Straßen paſſirten, beim Ausbiegen gründ⸗ 
lichſt zerfahren. Übelſtände dieſer Art, welche mit der Würde des Kirche nngebaüdes 
im grellſten Widerſpruch ſtehen, konnten nicht länger geduldet werden. Der Kirch— 
platz wurde, ſoweit er die ihn umgebenden Straßen berührte, mit einer hölzernen 
Barriere umgeben, demnächſt geebnet, mit Baümen beflanzt und gartenähulich ein⸗ 
gerichtet. Sodann richtete das Proviſorat ſeine Aufmerkſamkeit auf das Innere 
der Kirche. Seit länger als 100 Jahren war fie nicht ausgeweißt, an den Gewöl⸗ 
ben der Seitenkapellen zeigten ſich ſchadhafte Stellen, welche auszubeſſern waren, 
und das Pflaſter im Fußboden mußte neü umgelegt werden. Kaum wurde mit 
den betreffenden Arbeiten der Anfang gemacht, als mehrere Privatperſonen und 
einige Innungen der Stadt dem Proviſorate aus eigener Bewegung den Entſchluß 
eröffneten, daß ſie den Hochaltar, die Kanzel und mehrere ihnen gehörige Geſtühle 
und Chöre in der Kirche auf ihre Koſten, auf einfache, jedoch geſchmackvolle Art 
malen laſſen wollten. Das Proviſorat ſah ſich dadurch veranlaßt, damit die der 
Kirche ausſchließlich gehörigen Chöre und Geſtühle gegen die vorher erwähnten 
nicht zu ſehr abſtechen und um einige Übereinſtimmung in das aüßere Gewand zu 
bringen, womit die Kirche in ihrem Innern angethan werden würde, mehrere Chöre 
derſelben neü malen, einen Bogen der Kirche, der ſchon vor 100 Jahren gemalt 
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worden, desgleichen ein großes Monument an der Wand, welches das Andenken 
an die große Feüersbrunſt, welche 1675 die Kirche und einen großen Theil der 
Stadt verwüſtet hat, enthalten ſoll, wiederherſtellen und auffriſchen, endlich vier 
ſchöne, die vier Heil. Evangeliſten vorſtellende Gemälde aus alter Zeit, welche der 
Zahn der Zeit zu zerſtören drohte, reſtauriren und mit Lack überziehen zu laſſen. 
Da die einzelnen Privatperſonen und Innungen der Kirche Opfer von bezw. 70 
Thlr., 75 Thlr., ja von 200 Thlr. auf eine höchſt rühmliche Weiſe brachten, da 
die Frauen den Altar und die Jungfrauen der Stadt die Kanzel mit neüen, koſt⸗ 
baren Decken beſchenkten, ſo glaubte das Proviſorat hinter dieſem guten und frommen 
Eifer, die Kirche zum Reformations⸗Jubelfeſte ſchmücken zu wollen, nicht zurück⸗ 
bleiben zu dürfen. Die gedachten Malerarbeiten ſind mit einem Koſtenaufwande 
von 80 Thlr. aufgeführt worden, die Geſammtkoſten aber der Reparatur⸗Arbeiten, 
welche durch das Reformationsfeſt hervorgerufen worden ſind, haben für die Kirchen⸗ 
kaſſe Thlr. 904. 7. 11 Pf. betragen, excl. der Planirung ꝛc. des Kirchplatzes, die 
unausgeführt geblieben iſt (ſiehe unten). Was aber die privative Reſtauration des 
Altars und der Kanzel betrifft, jo war dieſelbe für ein kunſtſinniges Auge recht 
bunt und — geſchmacklos ausgefallen. 

Die Orgel war im Jahre 1823 einer bedeütenden Reparatur ſehr bedürftig. 
Schon ſeit vielen Jahren beklagten ſich die Organiſten, daß ſie nicht im Stande 
ſeien, mit derſelben auf eine erbauliche Art den Geſang der Gemeinde zu leiten. 
Sie war bis auf etwa 3 Regiſter in hohem Grade verſtimmt und unreinen Tons; 
einige Regiſter konnten gar nicht mehr angezogen werden, in anderen fehlten 
Pfeifen, ſo wie auch die Blaſebälge und Kanäle nicht mehr ganz luftdicht waren. 
Der letzte Winter hatte durch die ſtrenge Kälte an den Ventilen, Federn u. ſ. w. 
dem ganzen Werk ſo bedeütenden Schaden zugefügt, daß es in mehreren Wochen 
gar nicht gebraucht werden konnte. Sollte das Werk, welches nie in ganz fertigem 
und vollkommenem Zuſtande dargeſtellt worden, nicht gar verſtümmelt und zuletzt 
ganz unbrauchbar werden, ſo war eine gründliche Reparatur ungeſaümt vorzu⸗ 
nehmen. Dieſe iſt vom Meiſter Grüneberg, aus Stettin, ausgeführt worden, was 
ſie aber gekoſtet, erhellet aus den Acten nicht. In Folge der an die ſämmtlichen 
Superintendenten des Regierungsbezirks Stettin erlaſſenen Circular ⸗ Verfügung 
vom 13. December 1828 war bei der Königl. Regierung die Anzeige eingegangen, 
daß die Orgel der St. Catharinenkirche ſich in einem ſehr ſchlechten Zuſtande 
befinde. Durch Verfügung vom 15. Juli 1830 zur Wiederherſtellung des Werks 
aufgefordert, aüßerte das Proviſorat in dem Berichte vom 22. November deſſelb. J. 
was folgt: — „Die hieſige Orgel gehört zwar unſtreitig zu den ſchlechten Werken, 
allein da die Mangelhaftigkeit nicht in einzelnen reparaturbedürftigen Stücken, 
ſondern überhaupt in dem Alter, und in einer fehlerhaften Dispoſition des Ganzen 
liegt, ſo könnte dem Bezüglichen, von uns ſelbſt aufs höchſte empfundenen Wünſchen 
nur durch Beſchaffung eines ganz neüen Werks abgeholfen werden, wozu wir in⸗ 
deſſen bisher keine Einleitungen zu treffen uns haben entſchließen können, weil 
eines Theils das disponible Kirchenvermögen zur Wiederherſtellung des Kirchthurms 
zu verwenden beabſichtigt wird (ſiehe oben), und andern Theils der zeitige Organiſt 
dem Organiſtenamte nur in ſo weit gewachſen iſt, daß er den Geſang ganz einfach 
nach einem Choralbuche begleitet, welchem Zwecke die Orgel auch in ihrem jetzigen 
Zuſtande noch einige Zeit entſprechen dürfte, da, wie die Kirchenrechnungen nach⸗ 
weiſen, wir faft jährlich für ihre Stimmung und Reinigung nicht ohne bedeüten⸗ 
den Aufwand geſorgt haben“. 
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Die Planirung, Bewährung und Bepflanzung des Platzes um die Kirche, 
welche bei der Säcularfeier der Reformation 1817 vorgenommen werden ſollte, iſt 
nicht zur Ausführung gekommen, ohne daß man in ſpäterer Zeit Auskunft dar⸗ 
über zu geben vermochte, welche Hinderniſſe ihr entgegen getreten ſind. Damals 
wurden die Koſten der in Holz zu errichtenden Barriere zu Thlr. 244. 13. 6 Pf. 
veranſchlagt, mit Einſchluß der Einebnung des Platzes. Die Barriere ſollte bei 
einer Länge von 485 Fuß 3½ Fuß hoch, einmal verriegelt und mit 6 Eingängen 
und 2 Auffahrten verſehen werden. Im Jahre 1830 wurde der Plan wieder auf⸗ 
gefaßt. Der Kirchhof, der einſt, wie aller Orten, zur Begräbnißſtätte diente, war 
nicht nur ſehr uneben, ſondern auch beſtändigen Verunreinigungen ausgeſetzt, was 
dem religibſen Sinne der Gemeinde und dem ſittlichen Gefühl nicht anders, als 
höchſt anſtößig ſein mußte. Der Plan iſt nach folgenden Vorſchlägen und An⸗ 
trägen des Proviſorats mittelſt Regierungs- Verfügung vom 12. Juni 1830 ge⸗ 
nehmigt worden. — 1) Der Platz um die Kirche, deſſen alte Gränze notoriſch vor⸗ 
handen iſt, muß durch Abtragung der Erhöhungen in die tiefer liegenden Stellen 
geebnet werden. Der Platz iſt nivellirt, um die erforderlichen Planirungsarbeiten 
genau überſehen zu können, und es ergibt ſich, daß dieſe Arbeiten, wenn die Plätze 
an der Nord⸗ und Südſeite der Kirche, jeder für ſich, geebnet werden, nicht halb 
ſoviel koſten können, als im Anſchlage von 1817 dafür angenommen worden 
(38 Thlr.) — 2) Da beide Plätze alsdann aber höher liegen werden, als die an⸗ 
gränzenden Straßen, an einigen Stellen 1½ bis 2 Fuß, fo ſcheint es am gerathen⸗ 
ſten, den untern Theil der Bewährung aus einem Mauerwerk von, zum größern 
Theil geſprengten Geſchieben beſtehen zu laſſen, ſo daß dieſe Mauer etwa um 
einige Zoll über der Oberfläche des Platzes hervorragt. Da die Umfangslänge 
des Platzes, in ſoweit er einzufchließen iſt, genau 34½ Ruthen (= 450 Fuß) 
beträgt, und das Mauerwerk durchſchnittlich etwa 2 Fuß tief und eben ſo ſtark ſein 
muß, und ein bedeütender Theil der erforderlichen Steine durch Wegnehmung 
einiger gepflaſterten Stellen des Kirchplatzes gewonnen werden, ſo dürften etwa 
noch 12 Schachtruthen Steine angekauft werden müſſen, wofür die Koſten, das 
Sprengen mit eingerechnet, etwa 48 Thlr. betragen werden. — 3) Auf dieſes 
Mauerwerk wird dann eine nur ſchwache Barriere von ½ und ½¼ Holz in Form 
eines zierlichen Brückengeländers geſetzt und ſelbiges mit Olfarbe angeſtrichen, um 
das Werk eben ſo dauerhaft als gefällig und unter der möglichſten Koſtenerſparniß 
zu Stande zu bringen. Das zu ſolch' einem Geländer nöthige Holz iſt in der 
Stadtforſt vorhanden und wird hoffentlich von den ſtädtiſchen Behörden auch koſten⸗ 
frei bewilligt werden, da es zu einem gemeinnützigen Zwecke und zur Schaffung 
einer Zierde der Stadt Verwendung findet. — 4) Wird dann endlich der ganze 
Platz mit Kies bedeckt und bei erſter, geeigneter Jahreszeit mit paſſenden Baümen 
(auch Zierſtraüchern auf Raſenbeeten?) bepflanzt, ſo wird die Kirche dadurch un⸗ 
ſtreitig an entſprechendem Aüßern unendlich viel gewinnen und der religibſe Sinn 
ſeine billige Befriedigung finden. — Es fehlt in den Acten die Angabe, was dieſe 
Anlagen zur Ausſchmückung des Kirchplatzes gekoſtet haben. 


Pfarrgebaüde. Die Amtswohnung des erſten Predigers und Superinten⸗ 
denten iſt ein Fachwerkgebaüde, deſſen Vorderfronte im Jahre 1820 maſſiv auf⸗ 
geführt iſt. Damals wurden auch in dieſem, zu Anfang des 18. Jahrhunderts 
erbauten und im Innern höchſt unzweckmäßig angelegten Haufe durch Ziehung von 
4 neüen Wänden 3 neüe Wohnzimmer gewonnen ꝛc. Außerdem wurde der weſt⸗ 
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liche Giebel in Fachwerk abgeputzt und deſſen Stile und Riegel ganz mit Olfarbe 
angeſtrichen. Alle dieſe und noch einige andere Reparaturarbeiten haben einen 
Koſtenaufwand von Thlr. 1018. 9. 5 Pf. erfordert. So weit dieſes 2 Stockwerk 
hohe Pfarrhaus von Fachwerk iſt, war daſſelbe dreizehn Jahre ſpäter, nach dem 
ſachverſtändigen Urtheile des Landbaumeiſters Lentze, ſchon von ſchlechter Beſchaffen⸗ 
heit, auch ſehr mangelhaft eingerichtet und die beſten Zimmer im untern Stockwerk 
ſehr feucht; dazu kam, daß der eine Giebel ſich ſchon bedeütend gezogen hatte. 
Einer Reparatur und beſſern Einrichtung hielt ꝛc. Lentze daſſelbe nicht werth und 
er war der Überzeügung, daß es am beſten ſei, das ganze Gebaüde bis auf die 
Vorderfront abzutragen und neü aufzuführen; vorlaüfig könne es jedoch ohne 
weſentliche Reparatur in feinem Zuſtande verbleiben. Was die Hof⸗ und Stall⸗ 
gebaüde der Superintendenten⸗Wohnung betrifft, ſo befanden ſich dieſelben im Jahre 
1822 in einem Zuſtande, daß ihr Neübau für nothwendig erklärt wurde, und dieſer 
Zuſtand verſchlimmerte ſich jo, daß u. a.: der Kuhſtall augenſcheinlich der Einſturz 
drohte. Der Neübau wurde im Jahre 1824 eingeleitet: Ein Stallgebaüde 42 Fuß 
lang, 13 Fuß 9 Zoll tief, 7 Fuß in den Stielen hoch, einmal verriegelt, mit 
geklehmten Fachwerk, das Dach zu einem Pultdach mit einfach ſtehendem Dachſtuhl 
in 13 Gebind verbunden und mit Ziegeln gedeckt. Der Koſtenanſchlag belief ſich, 
exel. des Holzwerthes, auf Thlr. 186. 22 Sgr. Außer dem veranſchlagten Haupt⸗ 
ſtallgebaüde befanden ſich auf dem Superintendentur = Hofe noch ein zweites, das 
Gelaß zu Holz, zum Wagen und einen Heüboden enthaltend, ferner noch zwei kleine 
Gebaüde, zum Schweineſtall u. d. dienend. Alle dieſe Gebaüde waren 1826 bei⸗ 
nahe eben jo verfallen, wie das erſtere. Das Proviſorat, welches das letztere bis⸗ 
her, wegen Mangels an disponiblen Baugeldern, noch nicht hatte aufführen laſſen, 
hielt es nunmehr für das beſte, alle vorhandenen vier Stallgebaüde abzutragen, 
die etwa noch brauchbaren Materialien zu benutzen und dafür ein einziges Gebaüde 
mit allen erforderlichen Abtheilungen zu errichten, wozu auch hinlänglicher Platz 
vorhanden war. Dieſer Plan iſt im Jahre 1827 zur Ausführung gekommen. Der 
Superintendent ſelbſt hat, laut Contract vom 7. April 1827, den Bau für die 
runde Summe von 750 Thlr. in Entrepriſe genommen, mit Einſchluß eines Stücks 
Hofbewährung und Pflaſterung eines Theils des Hofes. Der geiſtliche Bau⸗Unter⸗ 
nehmer verpflichtet ſich, dieſe Bauten genau den Anſchlägen gemäß bis zum 1. No⸗ 
vember 1827 tüchtig und untadelhaft völlig herzuſtellen. (Ob es mit der Würde 
des geiſtlichen Amts vereinbar geweſen, daß Superintendent Dannenberg ſich un⸗ 
mittelbar mit dem Bau befaßte und ſomit ein bürgerliches Gewerbe trieb, iſt eine 
Frage, welche nach dem Gefühle des Herausgebers des L. B. unbedingt verneint 
werden muß.) — Was die Amtswohnung des zweiten Predigers oder Diaconus 
betrifft, ſo befand ſich dieſelbe bereits im Jahre 1788 in einem ſo deſolaten Zu⸗ 
ſtande, daß eine gründliche Reparatur vorgenommen werden mußte, um ſie erträglich 
wohnbar zu machen. Allein, obgleich dieſe Ausbeſſerung, welche 1788 und 1790 
zur Ausführung kam, bezw. Thlr. 207. 12. 6 Pf. und Thlr. 229. 22. 6 Pf. gekoſtet 
hat, ſo war ſie doch nicht genügend geweſen, um die Klagen des Diaconus Sormann 
über die Mängel ſeines Dienſthauſes auf die Dauer zu beſchwichtigen. Dieſe 
Klagen wiederholten ſich faſt in jedem Jahre, worauf dann möglichſt nachgeholfen 
wurde, was bald mehr, bald weniger Koſten verurſachte, bis im Jahre 1801 der 
Landbaumeiſter Meyer mitteſt Berichts vom 16. November ſein Gutachten dahin 
abgab, daß die an dem Diaconathauſe als dringend nothwendig vorzunehmenden 
Reparaturen eben ſo viel koſten würden, als ein vollſtändiger Neübau. Der Aus⸗ 
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führung eines Neübaus trat man im Jahre 1803 näher, als der Diaconus Sor mann 
unterm 23. Mai die Anzeige gemacht hatte, „daß der hintere Theil ſeines Hauſes 
täglich der Einſturz drohe, und ſeine Kinder ſammt Geſinde, die er nur in dieſem 
Theile unterbringen könne, in ſteter Todesgefahr ſchwebten“. Allein es hat 30 
Jahre bedurft, bevor an der Erbauung eines neüen Diaconathauſes Hand gelegt 
worden iſt. Während dieſes langen Zeitraums ſind Projecte, Zeichnungen und 
Koſtenanſchläge einer nach dem andern gemacht worden, ſie ſind revidirt und ſuper⸗ 
revidirt, auch von den vorgeſetzten geiſtlichen Behörden, ſelbſt den Höchſten in 
Berlin, genehmigt worden, und dennoch iſt der Bau nicht zur Ausführung gekommen, 
worin in der erſten Zeit freilich die franzöſiſche Invaſion von 1806 und deren 
Folgen die Schuld trug. Doch auch nach 1815, nach wiederhergeſtelltem Frieden, 
nachdem Ruhe und Ordnung ihren Einzug wieder in die Lande der Preüßiſchen 
Monarchie gehalten hatten, verſchob man den Neübau des Diaconathauſes von einem 
Jahre zum andern, bald aus dieſem, bald aus jenem, mehr oder minder triftigen, 
Grunde. 1834 zeigten die zur Feüerſicherheits- Polizei beſtellten ſtädtiſchen Offi⸗ 
cianten dem Magiſtrat an: das Diaconathaus beſindet ſich in ſo ſchlechter Be⸗ 
ſchaffenheit, daß der Einſturz zu beſorgen ſei, und durch das plötzlich erfolgte Aus- 
weichen des Schornſteinverbandes ſei es in völlig feüerunſichern Stand gerathen, 
ſo daß es nicht länger geſtattet werden könne, Feüer im Hauſe anzumachen. 
Bürgermeiſter und Rath wieſen daher das Kirchenproviſorat am 6. März 1824 an, 
das Haus binnen 3 Tagen raümen zu laſſen, im Saümungsfalle aber polizeiliche 
Zwangsmaßregeln zu gewärtigen, welche jedenfalls ihre Rechtfertigung in den Ver⸗ 
handlungen finden würden, die wegen des ſchon ſeit 19 Jahren von dem Conſiſto⸗ 
rium als nothwendig feſtgeſtellten Neübaus des Hauſes und deſſen anerkannter 
Unſicherheit im Gange geweſen. Diaconus Sormann bezog nun eine Mieths⸗ 
wohnung in einem Bürgerhauſe, welche er in der Folge mit einer Wohnung im 
Predigerwittwenhauſe vertauſchte, die aber vorher mit einem Koſtenaufwand von 
Thlr. 89. 23. 9 Pf. in Stand geſetzt werden mußte. Das Diaconathaus aber 
wurde von Polizeiwegen geſchloſſen. Nach 7 Jahren war es ſo hinfällig geworden, 
daß es im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit abgetragen werden mußte. Dies 
verzögerte ſich bis 1832, in welchem Jahre das Haus, deſſen Materialienwerth 
auf Thlr. 74. 19 Sgr. ermittelt war, in öffentlicher Feilbietung für das Meiſt⸗ 
gebot von 55 Thlr. zum Abbruch verkauft wurde, wobei der Kaüfer die Verpflich— 
tung übernahm, den Platz des Haufes völlig zu reinigen und zu ebenen, denſelben, 
auch mit einem Bretterzaun längs der Straße und gegen ein Nachbarhaus zu 
ſchließen. Nun endlich dachte man an den Neübau eines Diaconathauſes; der 
Diaconus Sormann — ein Sohn des frühern Superintendenten — erlebte dieſen 
Zeitpunkt nicht, er ſtarb am 14. Februar 1833. Landbaumeiſter Lentze erhielt am 15. 
Auguſt 1833 den Auftrag, die noch vorhandenen Stallgebaüde des Diaconatshofs 
zu beſichtigen, mit dem neü zu erbauenden Wohnhaufe zu veranſchlagen und die 
Anſchläge nebſt Zeichnungen binnen 6 Wochen einzureichen. Die Vorlage erfolgte 
den 10. October 1833. Nach dem Erlaüterungsbericht iſt die Stelle, auf der das 
alte Diaconathaus geſtanden hat, 49 Fuß breit, liegt aber zwiſchen 2 Giebelhaüſern, 
deren Traufe nach dieſer Stelle gehen. Zum Bau eines einſtöckigen Hauſes iſt die 
Stelle zu klein, hat auch von den Seiten unten kein Licht. Dieſerhalb iſt es nöthig, 
ein zweiſtöckiges Haus zu bauen. Das veranſchlagte Gebaüde wird 38 Fuß lang, 
36 Fuß tief und kommt mit der Fronte an der Straße zu ſtehen, wo es ſo geſtellt 
werden kann, daß auf der einen Seite ein 3 Fuß breiter Gang bleibt, und auf 
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der andern wieder, ſo wie bei dem alten Hauſe, eine Auffahrt angelegt werden kann. 
Da das zu den geiſtlichen Gebaüden erforderliche Bauholz von der Stadt frei geliefert 
wird, in Golnow auch die Mauerſteine, des weiten Transports wegen theüer find, fo iſt 
der Fachwerksbau ungleich wohlfeiler, als der Maſſivbau, und um deswillen für 
das Diaconathaus gewählt und iſt angenommen, daß die aüßeren Wandfache, ſo 
wie im Innern die unteren mit Mauerſteinen, die übrigen mit Luftſteinen ausge⸗ 
facht werden. Auf dem Hofe ſteht ein alter Stall, der zu klein, und bei ſeiner 
Baufälligkeit einer Hauptreparatur nicht mehr werth iſt. Deshalb iſt ein neües 
Stallgebaüde von 48 Fuß Front bei 26 Fuß Tiefe und 8 Fuß Höhe in den 
Stielen veranſchlagt. Das Gebaüde dient zum Kuh-, Schweine- und Federviehſtall, 
und andere Abtheilungen zum Holz- und Torfſtall; 2 Böden ſind zur Aufſchüttung 
von Getreide und zur Unterbringung von Heü und Stroh beſtimmt. Die Auffüh⸗ 
rung des Baues wurde mittelſt Entrepriſe⸗Contracts vom 2. Dezember 1833 dem 
Stadtzimmermeiſter Ehlert, einem geſchickten und auch wegen ſeiner Vermögens⸗ 
umſtände zuverläſſigen Werkmeiſter übertragen. Die Baukoſten haben betragen für 
das Wohnhaus Thlr. 1523. 21. 1 Pf., für das Stallgebaüde Thlr. 349. 17. 1 Pf. 
zufammen . e. . n n ene e Thlr. 1873. 8. 2 Pf. 
Die Hofbewährung war nicht mit veranſchlagt. Dieſe iſt nachträglich aufgeführt 
und ſind dafür Thlr. 31. 15 Sgr. an Arbeitslohn verausgabt worden. Vollendet 
wurde der Bau des Diaconats 1835; aber ſchon nach Ablauf von 20 Jahren 
mußten im Wohnhauſe bauliche Einrichtungen und Reparaturen vorgenommen 
werden, welche die anſehnliche Summe von Thlr. 478. 1. 4 Pf. erfordert haben. 
— Was das Predigerwittwenhaus angeht, ſo iſt daſſelbe augenſcheinlich ein altes 
Gebäude, welches, wie aus den Bau-Acten der geiſtlichen Gebaüde hervorgeht, von 
Jahr zu Jahr der Ausbeſſerung, bald größerer, bald kleinerer bedarf; ſo wurden 
im Jahre 1830, als es der Diaconus Sormann bewohnte, Reparaturen im Innern 
und Aüßern nothwendig, welche einen Koſtenaufwand von Thlr. 109. 24. 6 Pf. 
verurſachten. — Von einem Küſterhauſe iſt in den Acten ſpeciell nicht die Rede. — Der 
Magiſtrat hat nach uralter Obſervanz das zum Bau und zur Reparatur der beiden 
Predigerwohnungen und des Wittwenhauſes ꝛc., nebſt deren Nebengebäuden, erfor⸗ 
derliche Holz, jederzeit unweigerlich aus der Stadtforſt mittelſt Aſſignation unent⸗ 
geldlich verabreicht. Im Jahre 1805 entſtand das erſte Bedenken von Seiten des 
Magiſtrats, ob er auch gehalten ſei, zum Bau des damals veranſchlagten Diaconat⸗ 
hauſes das benöthigte Bauholz auf gleiche Art verabfolgen zu laſſen. Das Königl. 
Conſiſtorium erforderte unterm 26. Auguſt 1805 die Erklärung deſſelben, welche 
am 10. Oktober deſſelben Jahres dahin ertheilt wurde, daß Magiſtrat ſich für ver⸗ 
bunden erachtete, das benöthigte Bauholz für die Präpoſitur, das Diaconat, das 
Wittwen⸗ und Küſterhaus aus den ſtädtiſchen Forſten unentgeldlich verabfolgen zu 
laſſen, nur gegen Erlegung des gewöhnlichen Anweiſegeldes, welches dem ſtädtiſchen 
Forſtbedienten competirt, und ſoweit die verlangten Sorten Bauholz in den Stadt⸗ 
forſten vorhanden ſind. Auch ſpäterhin, namentlich im Jahre 1811, ſcheinen ſich 
gegen die Rechtsbeſtändigkeit jener Obſervanz beim Magiſtrate Bedenken erhoben 
zu haben, denn er zauderte Monate lang mit Abgabe der Holzanweiſung für die 
damals nöthigen Reparaturen der geiſtlichen Gebaüde, und es bedurfte ſtrenger 
Verfügungen Seitens der vorgeſetzten Behörde, um ſie von ihm zu erlangen. Alle 
übrigen Koſten für Steinmaterial, Arbeitslohn u. ſ. w. werden matrikelmäßig 
von der Kirchenkaſſe beſtritten. 


Stadt Golnow. — Kirchenweſen. 729 


Patronat. In der Kirchenmatrikel vom 10. Februar 159500 ſteht Folgen⸗ 
des: „Jus patronatus gehöret meinem gnädigſten Fürſten und Herrn, welches aber 
durch den Rath zu Golnow erereirt wird, vermöge der Kirchen-Drdnung ꝛc. Die 
Aufſicht des Kirchengebaüdes, ingleichen Adminiſtration der zur reichen Kaſſe ge⸗ 
hörigen Geld- und Kornpächte ausſtehenden Hauptſumma, und deren fälligen Zinſen, 
ſoll vom Rathe ſtets drei unverdächtigen, ehrbaren und verſtändigen Männern 
übertragen werden“ ꝛc. — Und in des Herzogs Johann Friedrich Beſtätigung der 
Kirchenviſitation von 1598 heißt es: „Inſonderheit wollen wir, daß unſer Rath 
Voigt und Bürgermeiſter und Rath, welche an unſrer Statt das Jus patronatus 
dieſer Kirche, ſo uns allein zuſtändig und wir uns nochmahlen ungeſchmälert vor⸗ 
behalten zu exerciren, bis daher nachgegeben iſt, dabei wir es auch jetzo bis zu 
unſerer fernern Verordnung und Anderung beruhen laſſen, ſolch Werk mit ſorgfäl⸗ 
tigem, getreüem Fleiß verrichten, welches zuvörderſt darin beſteht, daß ſie mit 
Vocation der Kirchen- und Schuldiener, Verordnung der Vorſteher, Kaſtenſchreibers, 
Schulmeiſters und anderer Perſonen, ingleichen Auſnehmung jährlicher Rechenſchaft, 
Abhelfung aller voriger Mängel und Auffiht auf die Kirchenſchulen, Pfarrhaüſer, 
ſowol alle andern Gebaüde, Inhalt unſerer Kirchen⸗Ordnung und, wie es getreüen 
Subſtituirten gebührt ꝛc. verfahren“ ꝛc. Steht es nach dieſen Urkunden feſt, daß 
dem Landesherrn das Patronat der St. Catharinenkirche gehört, ſo kam doch bald 
nach Johann Friedrichs Confirmation der Fall vor, daß Herzog Philipp nur das 
Präſentations⸗Recht zur erledigten Pfarrſtelle in Anſpruch nahm, denn in der 
Reſolution dieſes Herzogs vom 12. Dezember 1610 heißt es: „Nun ſind wir 
neben Eüch der gnädigen Meinung, daß die erledigte Stelle nothwendig mit dem 
erſten wiederum erſetzet werden mußte, und weil wir des verſtorbenen M. Paul 
Elardi, der ſich um die Kirche wohl verdient gemacht, nachgelaſſene Wittwe nicht 
gerne verftoßen wollen, haben wir M. Johann Rhelen, der uns feiner Gefchiclich- 
keit halber gerühmet, und gedachte Wittwe zu ehelichen, nicht ungeneigt, zu dem 
Paſtorate gnädiglich präſentiren und vorſchlagen wollen“. ꝛc. 


Die Ausübung bezw. Verwaltung des Patronatsrechts hat im vorigen Jahr⸗ 
hundert zu vielfältigen Diskuſſionen Anlaß gegeben. Die zur Unterſuchung der 
piorum corporum in Pommern eingeſetzte Commiſſion hatte den Beſchluß gefaßt, 
die Verwaltung vom Magiſtrat auf das Königl. Conſiſtorium zu übertragen. 
Bürgermeiſter und Rath von Golnow führten deshalb im Juni des Jahres 1742 
durch eine, bei Hoſe eingereichte Vorſtellung Beſchwerde, in Folge deren jene Com⸗ 
miſſion mittelſt Reſcripts des General⸗Directoriums d. d. Berlin den 8. Juni 1742 
zum gutachtlichen Bericht aufgefordert wurde. Dieſer Bericht wurde aber erſt, in 
Folge einer erneüerten Beſchwerdeſchrift des Magiſtrats nach Ablauf eines Jahres 
unterm 30. Juli 1743 erſtattet. Er lautet; wie folgt: — 


„Ew. Königl. Majeſtät haben am 6. Juli c. den Bürgermeiſter und des 
Raths der Stadt Golnow allerunterthänigſte Querele uns zu Abſtattung unſers 
nähern pflichtmäßigen Gutachtens darüber allergnädigſt zu communiciren geruhen 
wollen; da wir nun aus derſelben bemerken: — 1) daß uns die Querulanten ein 
Verſehen deshalb beimeſſen, weil ohne Zuziehung einiger Deputatorum von Ritter⸗ 
ſchaft und Städten die Unterſuchung der piorum corporum geſchehen und der 


*) Frühere Kirchenviſitationen und Matrikeln der St. Catharinenkirche und der Hoſpitäler 
zu Golnow ſind von 1537 und 1582. 
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Viſitationsbeſcheid abgefaßt worden; — 2) daß die Querulanten die von E. K 
Maj. allergnädigſt geſchehene Approbation und Confirmation, auch eine folglich 
von uns verrichtete Publikation des Viſitationsbeſcheides verabgeleügnet haben; — 
3) daß die Querulanten das exereitium Juris patronatus a) theils ex capite justi- 
tiae, b) theils wegen ihrer gerühmten bisherigen guten Verwaltung, c) theils 
wegen des beſondern Intereſſe der Kirche fernerhin vor ſich zu behaupten vermeinen; 
— 4) daß die Querulanten vorgeben, das exercitium juris patronatus könne nicht 
dem Pommerſchen Conſiſtorio, ſondern müſſe allenfalls der Pommerſchen Regierung 
aufgetragen werden, jo zeigen wir dagegen allerunterthänigſt an: — ad 1) daß 
E. K. Majt. denen Pommerſchen Landes⸗Verfaſſungen und Ordnungen, welche Allerhd. 
am beſten wiſſen, auch ſolche allenfalls nach der Zeit und ihrer Beſchaffenheit zu 
ändern und zu beſſern vermögen, keineswegs zu nahe getreten, indem uns erheb⸗ 
liche Urſachen allergn. comittiret worden, ohne Zuziehung einiger Deputatorum von 
Ritterſchaft und Städten, die pia corpora zu unterſuchen und zu reguliren; die 
Querulanten haben auch mit nichts dociren können, daß ſolche Ah. veranlaßte Vor⸗ 
beigehung ermeldeten Deputatorum würkliche Fehler in der Unterſuchung und im 
Viſitationsbeſcheide verurſachet — ad 2) beſcheinigen wir mit copeylich anliegendem 
Protokoll sub A, welches auf dem Rathhauſe zu Golnow am 16. Mai 1742 in 
praesentia aller Querulanten gehalten worden, daß fie in ihrer oben allegirten 
Darſtellung d. d. Golnow den 3. Juni ejusd. wider beſſeres Wiſſen und Gewiſſen 
geleügnet, daß der qu. Viſitationsbeſcheid, obſchon von E K. Majt. laut Reſcripti 
d. d. Berlin den 26. Mart. ejusd. allergn. approbiret und confirmiret, auch darauf 
von Seiten der Commiſſion den 16. Mai a. p. ſolenniter publiciret worden. Hier⸗ 
aus können E. K. Majt. von der Querulanten Eigenſchaften ſich die allergerechteſte 
Idee machen. — ad 3) Können die Querulanten mit keinem jota darthun, daß 
ihnen — ad a) das jus patronatus von der Kirche zugehöre, oder jemals zu vorigen 
Zeiten im geringſten zugeſtanden worden ſei: Die Verwaltung des juris patronatus 
aber haben fie laut ihres eigenen Allegati ex mera gratia der höchſten Landes⸗ 
herrſchaft und im Namen derſelben, ſo lange es dieſer beliebet, zu führen gehabt, 
und als — ad b) E. K. Majt. aus den Acten, und daraus abgefaßten Viſitations⸗ 
beſcheide, und inſonderheit §. 79 seg. und §. 141 seg. die von denen Queru⸗ 
lanten jetzt und ohne Grund gerühmte bisherige gute Verwaltung des juris patro- 
natus gar nicht bemerken können, ſondern vielmehr das contrarium mißfällig ver⸗ 
nommen, ſo iſt ſolche Verwaltung nunmehro denen Querulanten billig abgenommen 
und hingegen dem Pommerſchen Conſiſtorium allergn. aufgetragen worden, dahin 
— ad c) Bürgermeiſter und Rath pflichtmäßig referiren können, was ſie zum Beſten 
der Kirche an die Hand zu geben wiſſen, und dieſes wird ihnen nicht ſchwer fallen, 
weil vermöge des Viſitationsbeſcheides aus ihrem Collegio der erſte Bürgermeiſter 
Secretarius der Kirche verbleibt und ein Senator die Adminiſtration dabei zu 
dirigiren bat, woran ſie ſich ja begnügen laſſen müſſen, dafern ſie ſich nicht wegen 
ihres prätendirten Solo pouvoir bei der Kirche und deren Gütern verdächtig machen 
wollen. Was den Beitrag anbelanget, welchen die anderen pia corpora in G., 
wovon der Magiſtrat Patronus iſt, der Kirche oder deren Kirchen- und Schul⸗ 
bedienten zu präſtiren haben, jo beruhet ſelbiger in uralter Obſervanz und höchſter 
Billigkeit, wowider der Magiſtrat keinen Streit anfangen muß, und fals er es doch 
thun möchte, ſo wird ſchon das Königl. Conſiſtorium denſelben ohne Verſtattung | 
aller Weitlaüfigkeit ad justa anzuhalten wiſſen. — ad 4) Schickt es ſich nicht, daß 

die Querulanten ſich unterſtehen, E. K. Majt. allerh. Dispoſition wegen der künf⸗ 
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tigen Verwaltung des Veroſelben allein zuſtändigen juris patronatus anzufechten; 
wie wenig die Pommerſche Regierung ſich bisher um die pia corpora bemühet, 
ſolches lieget allenthalben klar zu Tage und daher mag es wohl kommen, daß die 
Querulanten ob proprium interesse derſelben die Ober⸗Aufſicht über die pia cor- 
pora und über deren Adminiſtration allergn. zu laſſen, jo herzlich verlangen. Aber 
eben deswegen haben E. K. Majt. Sich gemüßigt befunden, darunter eine Anderung 
zu machen, und pro futuro dem Pommerſchen Conſiſtorio, welches ebenwol ein 
Landes⸗Collegium iſt, und mehr andere Jura derſelben zu verwalten hat, und mit⸗ 
hin auch das Jus patronatus zugleich reſpiciren kann, in dem Ah. Reglement vom 
30. Januar 1742, §. 20 und in dem Reſcripto confirmatorio vom 22. Januar 
1743 ſolche Ober⸗Aufſicht allergn. anzuempſehlen, und wider dieſe ſo nöthige als 
heilſame Verordnung wird denen Querulanten kein weiteres Raiſonniren und 
Proteſtiren zu verſtatten, ſondern dieſelben ad justa einmal mit Nachdruck anzu⸗ 
weiſen ſein, wenn anders E. K. Majt. Allerh. Intention erreichet, die einmal aller⸗ 
gnädigſt approbirte und confirmirte Verordnungen zur Achtung und Erfüllung ge⸗ 
bracht und das wahre Aufnehmen der piorum corporum in der That befördert 
werden ſolle. 


„E. K. Majt. haben wir derohalben auf Pflicht und Gewiſſen zu unſerer Decharge 
ſolches allerunterth. nach der Wahrheit anzeigen und dieſelben zugleich allergeh. 
bitten ſollen, die Querulanten mit ihrem der Kirche nachtheiligen Geſuch der fernern 
Verwaltung des juris patronatus über dieſelbe lediglich ab- und fie dahin anzuweiſen, 
daß ſie alles Einwendens ohnerachtet, den von uns nach reiflicher Überlegung 
wohlbedächtig abgefaßten und von E. K. Majt. allergn. confirmirten uns publicirten 
Viſitationsbeſcheiden durchgehends allerunterth. nachleben, und die einmal in Ord⸗ 
nung und Richtigkeit gebrachte pia corpora darin pro future beſtändig nach Maß⸗ 
gebung derſelben unterhalten, folglich alle Jahr unausgeſetzt dem Pommerſchen 
Conſiſtorio wegen der piorum corporum völlige Richtigkeit liefern ſollen. 


„Wir verharren ꝛc. Der Bericht iſt unterzeichnet: v. Aſchersleben. Hornejus. 


Das dem Berichte sub A. beigefügte Protokoll hat folgenden Wortlaut: 


„Actum Golnow in Curia den 16. Mai 1742, in Praes. der Herren Hof 
Fiskal Dr. Krimpf, Präpoſiti Weichel, Bürgermeiſter Auen, Blieſikel, Hamel, 
Kämmerer Sauerbiers, Senatoren Stein, Hanow, Proviſors Schraders. — Dem⸗ 
nach Inhalts Königl. allergn. Befehls der bei der St. Catharinenkirche hieſiges 
Ortes abgefaſſete und von S. K. Majt. allerh. approbirte Viſitationsbeſcheid Dato 
publicirt worden, auch zugleich die Anzeige geſchehen, daß darüber in allen Punkten 
gehalten werden müſſe, außer denen Praes. aber nach Anzeige dieſes Viſitations⸗ 
beſcheides noch die Zünfte und Gewerke, Fiſcher und Quatzner, Thorſchreiber und 
Viſitirer, Maurer und Kuhlengräber, Dn. Diaconus, der Küſter, die Schulbedienten 
und Proviſores der St. Georgenkirche concurriren, da dann nöthig ſein will, daß 
auch denenſelben ſelbiger nicht allein bekannt gemacht, ſondern auch ſelbigen ſammt 
und ſonders notificiret und in vim publ. eröffnet werde, was in ſolchen ihrent- 
halben verfaſſet und gleichergeſtallt von S. K. Majt. allergn. genehmhaltet worden. 
Als iſt a Regia Commissione geſammten Gegenwärtigen auf gegeben worden, ſolche 
Eröffnung und Notification nach vorgängiger Vorforderung jeden theils ſonder 
Anſtand zu thun und ſelbige dahin anzuweiſen, ſich in allem darnach zu reguliren, 


wie denn auch der Hr. Secret. Civitatis Hanow zu beſorgen haben wird, daß In⸗ 
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halts der commiſſariſchen Verordnung dieſer Viſitationsbeſcheid reinlich und accurat 
mit dem förderſamſten abgeſchrieben und ſolcher der Commiſſion nach geſchehener 
Collation überreichet werde. Magiſtratus bringet hierauf bei, daß Er ſich der von 
dem vorigen Landesherren, Gottſeeligen Andenkens, verliehenen Adminiſtration des 
Juris patronatus ſo ſchlechthin nicht begeben werde, ſondern verhoffe, daß ihnen 
vergönnt ſein würde, mit Beweiſung ſo vieljähriger Poſſeſſion ihr Befugniß salvo 
tamen honor. Commiss. darwider beizubringen und möchte Commissio Regia ihnen 
an Hand geben, ob es quo modo oder per appellationem, wie fie ſich den even- 
tualiter anheiſchig machten appellationem zu interponiren und deren gravam. bei⸗ 
zubringen, wenn ſich Collegium Magistratus allererſt ſeparatim darüber pflichtmäßig 
unterreden können. Commissio giebet hierauf zur Anzeige, daß ſie vor ihre Perſon 
Niemanden ein gegründetes Befugniß benehmen werde, finde aber vor der Hand 
in keine Wege, daß ſolches gegenwärtig gegründet fei, inmittelſt und da die pia 
corpora mit Prozeſſen nicht fatigiret werden könnten, ſo könnte ihnen auch der— 
gleichen nicht verſtattet werden, ſondern ſtände ihnen blos und allein frei, wegen 
ihrer vermeintlichen Gravamina entweder bei der Commiſſion oder immediate bei 
Hofe gegründete Vorſtellung zu thun und zu gewärtigen, was S. K. Majt. dieſer⸗ 
halb fernerweitig allergn. verordnen würden. Magiſtratus danket Einer Hochver⸗ 
ordneten Königl. Commiſſion vor dieſe gemachte Erklärung, alldieweilen aber die 
Appellation nicht angenommen werden will, ſo reſerviret man ſich aller in Rechten 
gegründeten Rechts Wohlthaten und das Mag. nichts präjudicirlich ſein könne.“ 


Nachdem der Magiſtrat noch ein Mal unterm 12. Auguſt 1743 bei Hofe vor⸗ 
ſtellig geworden war, erging endlich am 14. October deſſelb. J. ein Hof⸗Reſcript, 
worin die Beſchwerde des Magiſtrats, wie ſich nach dem Inhalte des Commiſſions⸗ 
Berichts nicht anders erwarten ließ, ab⸗ und die Stadtobrigkeit angewieſen wurde, 
den Beſtimmungen des Viſitationsbeſcheides vom 26. März 1742 durchgehends Folge 
zu leiſten. Was die Immediat⸗Commiſſion zur Unterſuchung der frommen Stif⸗ 
tungen veranlaßt hat, die Verwaltung des Patronatrechts der St. Catharinenkirche 
dem Magiſtrate zu entziehen, bei dem fie feit der Reformation durch landesfürſt⸗ 
liche Übertragung geweſen war, und dem Königl. Conſiſtorium zu übertragen, er⸗ 
gibt ſich unmittelbar nicht aus dem vorliegende Actenheft“), doch kann man aus 
dem Bericht der Commiſſion vom 30. Juli 1743 durch Leſen zwiſchen den Zeilen 
entnehmen, daß in der Verwaltung, auch des Kirchenvermögens, Unregelmäßigkeiten 
vorgekommen fein mögen, denen durch Errichtung eines Kirchen-Proviſorats unter 
der Oberaufſicht des Conſiſtoriums in Zukunft vorgebeügt werden ſollte. 


Doch hat der Magiſtrat die Entziehung der Patronats⸗Verwaltung während 
einer geraumen Zeit nicht verwinden können. Noch nach 50 Jahren ſprach ſich 
ſein Verdruß über die ihm zugefügte Kränkung in den die Kirche betreffenden Ver⸗ 
handlungen mehr oder minder lebhaft aus: es war bei Gelegenheit der oben er⸗ 


) Dieſes Actenheft, betreffend die Verwaltung des Juris patronatus durch den Ma⸗ 
giſtrat zu Golnow, hat 80 Jahre lang im Geheimen Staats⸗Archiv geruht, wurde aber, weil 
es daſelbſt nicht weiter aufbewahrt werden konnte, mittelſt Verfügung des Miniſteriums 
der geiſtlichen ꝛe. Angelegenheiten vom 26. Auguſt 1824 der Königl. Regierung zu Stettin 
ei deren Archiv es, als Ergänzung der Matrikular-Acten der St. Catharinenkirche, ein⸗ 
verleibt iſt. 
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wähnten Ausbeſſerung des Garniſon⸗Chors, als das Conſiſtorium in einem Schrei⸗ 
ben an die Kriegs⸗ und Domainenkamer vom 15. December 1796 die, dem Ma⸗ 
giſtrat früher zugeſtandene Exercitio Juris patronatus durch das Wörtchen „angeblich“ 
wider beſſeres Wiſſen in Zweifel zog, und die Bemerkung einfließen ließ, daß zwar 
der Magiſtrat in vorigen Zeiten, nach Ausweis der Negierungs-Acten verſchiedene 
Verſuche gemacht habe, ſich in den Beſitz des Patronats zu ſetzen, jedoch wenigſtens 
ſeit dem Viſitationsbeſcheide von 1598 und dem herzogl. Reſcript vom 12. December 
1610 dergleichen Patronatsrecht nie gehabt, wie ſich aufs deütlichſte aus der an 
den Magiſtrat ergangenen Reſolution der Königl. Regierung vom 22. Februar 
1790 zu Tage lege. Wogegen in dem der Kr. und Dom K. unterm 14. Januar 
1797 erſtatteten Bericht des Magiſtrats Folgendes geſagt wird: — 


„Die hieſige Catharinenkirche und das Königl. Conſiſtorium kann es der 
Wahrheit gemäß nicht beſtreiten, daß Magiſtratus vor dieſem das Jus patronatus 
dieſer Kirche adminiſtrirt; denn dieſes bezeügete nicht nur die von dem Königl. 
Conſiſtorio in dem Schreiben vom 15. December a. pr. angeführten und andere 
Documente, wie die Matrikel von 1595, ſondern auch die Acten wegen Beſetzung 
des hieſigen Pfarramts beweiſen, daß Magiſtratus kraft dieſes Rechts die Pfarrer 
bei der Catharinenkirche bis auf die beiden letzten, die Präpoſten Sormann und 
Lehmann, vocirt, ja der Landesherr ſelbſt dazu Subjecte präſentirt und vorgeſchlagen, 
keinesweges aber dieſe Stelle aus landesherrlicher Macht beſetzet habe. Nur erſt 
bei Beſetzung der Pfarrſtelle in der Perſon des Präpoſitus Sormann wurde uns 
Anno 1759 dieſes Recht von dem K. Conſiſtorio und der K. Regierung aus dem 
Grunde ſtreitig gemacht, weil Magiſtratus nicht mit dem J. p. ſelbſt, ſondern nur 
mit dem Exercitio deſſelben beliehen ſei, und obwol auch hingegen noch ein Vieles 
zu erinnern und einzuwenden geweſen wäre, weil dem Landesherrn als Summo 
episcopo das J. p. über alle Kirchen und geiſtliche Stiftungen im ganzen Lande 
zuſtehet und ein jeder andere nur das Exercitium deſſelben vermittelſt der Beleh⸗ 
nung hat, ſo mußten wir uns dennoch ſubmittiren. Hierdurch ward es ganz aus⸗ 
gemacht gewiß, daß Magiſtratus vor dieſem das J. p. adminiſtrirt, und daß dem⸗ 
ſelben ſolches in der Folge wieder abgenommen worden; es iſt alſo völlig unrichtig, 
wenn das K. Conſiſtorium in dem Anſchreiben vom 15. Decbr. a. pr. behauptet, 
daß wir nur bemüht geweſen, uns in den Beſitz dieſes Rechts zu ſetzen“, ꝛc. 


Grundbeſitz. Nach der im Pfarr-Arhiv vorhandenen Matrikel vom 4. 
Februar 1595 beſitzt die St. Catharinenkirche auf dem Golnopſchen Stadtfelde 
29½ Hufe, und an Würdeländern, Kämpen und übrigen Ackerrüggen 50 Stück, 
welche an verſchiedenen Stellen der Feldmark belegen ſind. Nach der Kirchen⸗ 
rechnung vom Jahre 1750 gab jener Huſenſtand eine Kornpacht zum Betrage von 
135 Sch. Roggen und 140 Sch. Hafer. Unter dem Maaße iſt ſehr wahrſcheinlich 
das altpommerſche zu verſtehen, welches einen Unterſchied zwiſchen Roggen und 
Weizen und Hafer machte; es war 1 Roggenſcheffel = 0,786 .., 1 Haferſcheffel 
= 0854... Preüß. oder Berliner Scheffel. Von den Beiländern der Hufen an 
Würdeländern, Kämpen, Enden Landes (Rüggen) und Kaveln, zählt die gedachte 
Kirchenrechnung genau das doppelte der Matrikelzahl auf, nämlich 100 Stück, von 
denen 2 Kaveln von den beiden Predigern in partem salariae genutzt wurden. 
Die 98 übrigen gaben Geldpächte, und zwar Netto 860 Thlr. An Wieſen werden 
in der Matrikel 6 angeführt, mit Einſchluß der Präpoſitur⸗Wieſe, wovon 5 an der 
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Ihna und I an der Buchforſt belegen. Nach der Kirchenrechnung von 1750 ſind 
es 9 Wieſen, welche für Thlr. 27. 6 Gr. verpachtet ſind, und 1 Wieſe, welche der 
Präpoſitus loco sal. inne hat. Sodann gibt es 2 Gärten, deren die Matrikel von 
1595 nicht gedenkt; fie werden von den Predigern in partt. sal. ohne Entgeld 
genutzt. Von der Eichen⸗ und Elſenholzung, welche die Matrikel unter dem Namen 
des Catharinenholzes kennt, heißt es 1750: Wenn es ohne Verwüſtung geſchehen 
kann, ſo ſind wir vermuthlich meinend, einige Faden Elſenholz zu hauen und das 
Geld der Kirche zu berechnen. 


Wie die Hoſpital⸗Ländereien, ſo wurde auch der größte Theil der Ländereien 
der St. Catharinenkirche im Auftrage des Königl. Conſiſtoriums, und im Einver⸗ 
nehmen des Kirchenvorſtandes, von dem Conſiſtorialrath Langner, Prediger zu 
Jaſenitz, Falkenwald und Hagen, im Jahre 1793 zu Erbzinsrechten ausgethan. 
Die Feſtſtellung des Beſitzſtandes der Kirche war für den Commiſſarius des Con⸗ 
ſiſtoriums mit großen Schwierigkeiten verknüpft. Außer der Matrikel von 1595 
lag ihm, zur Beurtheilung der Beſitzungen, das Feldkataſter der Stadt G. von 
1736, nebſt dem dazu gehörigen Situationsplane, vor; allein dieſe Dokumente 
reichten nicht aus, und es mußten noch anderweitige Hülfsmittel zu Rathe gezogen 
werden, u. a.: auch protokollariſche Angaben der Pächter über die Größe und Lage 
ihrer Pachtſtücke. In Anſehung der Hufen iſt in der Matrikel nicht beſtimmt, welche 
Beiländer und Kaveln zu einer eigentlichen vollſtändigen Hufe, von welcher doch die 
Rede iſt, gehören, und eben ſo wenig hat mit Sicherheit entſchieden werden können, 
ob darunter eigentliche Hakenhufen zu verſtehen ſeien; indem zu G. darüber Niemand 
eine genaue und befriedigende Auskunft zu geben vermogte, aus welchen Ländereien 
eigentlich eine Hufe beſtehen müſſe, und wie viel ſelbige nach der alten Eintheilung 
der Feldmark in ſich faſſe. Die von den Hufen erlegte Getreidepacht ſchwankte 
zwiſchen 0 Sch. Roggen, 4 Sch. Hafer und 6 Sch. Roggen, 6 Sch. Hafer. Dieſe 
Verſchiedenheit der Pacht beruhte offenbar auf der Verſchiedenheit des Bodens und 
des davon berechneten Ertrages. Wenn nun aber damit das aus dem Kirchen⸗ 
archiv mitgetheilte Vermeſſungsregiſter verglichen ward, ſo war ein Flächen⸗ 
inhalt von 427 Mg. 130 Ruth., Preüß. Maaß, vorhanden und jede Hufe würde 
nicht mehr als 14 Mg. 90 Ruth. im Durchſchnitt enthalten. Nach der Anzeige des 
Proviſorats ſchienen dazu noch mehr Beiländer und Kaveln zu gehören, als in dem 
vorgedachten Vermeſſungsregiſter aufgeführt waren, und wenn die darin für eine 
jede Hufe bemerkten Stücke mit denen verglichen wurden, die in den Licitations⸗ 
Protokollen und Rechnungen genannt werden, ſo entſtand zwiſchen beiden eine ſehr 
große Verſchiedenheit. In Anſehung der Würdeländer, Kämpe und Ackerſtücke 
(Rüggen, Enden Landes) herrſchte gleiche Dunkelheit. Zufolge der Matrikel ſollten 
deren, wie oben erwähnt, 50 vorhanden ſein, in den Rechnungen und Licitations⸗ 
protokollen aber waren deren 87 aufgeführt. Das im Pfarrarchiv vorhandene Feld⸗ 
kataſter gedachte deren 101, oder 1 mehr als das Kirchenregiſter von 1750. In 
den Licitationsprotokollen war die Lage derſelben nicht angegeben und Niemand 
war im Stande, von denen Stücken eine hinlängliche und ſichere Auskunft zu er- 
theilen, die jeder Pächter in Pacht erhalten. Der Bürgermeiſter Dallmer hatte ſich 
zwar bereits der Mühe unterzogen gehabt, ſich darin Kenntniß und Licht zu ver⸗ 
ſchaffen, allein ſeine Arbeit, die ſich auf die Licitationsprotokolle gründete, mit 
denen er das ſtädtiſche Feldkataſter zu vereinigen bemüht geweſen war, war bis 
dahin fruchtlos geweſen. Um in dieſer Arbeit deſto ſicherer zum Ziele zu gelangen, 


Stadt Golnow. — Kirchenweſen. 735 


und die mancherlei Widerſprüche zu heben, die auf allen Seiten hervortraten, wurden 
zuerſt die Hufenpächter wegen ihrer Hufen vernommen, deren Ausſagen in Ver⸗ 
gleichung mit dem Feldkataſter der Kirche nicht unanſehnliche Verſchiedenheiten dar⸗ 
boten. Aus dem ſtädtiſchen Feldkataſter, aus dem der Flächeninhalt eines jeden 
Stücks, ſo wie die 1736 geweſenen und darin angeführten Pächter und Nachbarn 
verzeichnet wurden, dem hiernächſt zur Anfertigung eines ordentlichen Feldkataſters 
für die Kirche die auf dem Situationsplan verzeichnete Breite eines jeden Stücks 
hinzugefügt worden war, als worauf zur Beurtheilung, ob ſelbigem auch etwas 
entzogen, das Meiſte ankam, ergaben ſich ebenfalls mehrere Abweichungen. Dadurch 
und durch die Anzeige der im Jahre 1736 angeführten Pächter war ſchon eine 
Überſicht entſtanden, die aber noch immer einige Unvollkommenheiten enthielt, weil 
in den Licitationsprotokollen von 1742 die größte Unvollſtändigkeit herrſchte, und 
auch vou 1765 an, als von welcher Zeit ſie etwas ordentlicher abgehalten worden 
waren, man ſich immer damit befriedigt hatte, die Veränderungen der Pächter zu 
bemerken, ohne ihre inne gehabten Pachtſtücke ſich richtiger als nach einer von ihnen 
ſelbſt angezeigten Ausſaat angeben zu laſſen. Überdem ergab ſich bei dieſer Unter⸗ 
ſuchung, daß die Grundſtücke der milden Stiftungen verſchiedentlich mit einander 
im ſtädtiſchen Feldkataſter und auf dem Situationsplane verwechſelt worden waren. 
Um auch dieſer Unrichtigkeit abzuhelfen und die Beſitzungen der piorum corporum 
unter einander gehörig abzuſondern, ſind verſchiedene Pächter derſelben über ihre 
in Pacht habenden Grundſtücke vernommen worden. Da nun dadurch 3 Ackerſtücke 
der St. Catharinenkirche zufielen, im ſtädtiſchen Feldkataſter aber für das Hoſpital 
Spiritus Sancti verzeichnet waren, ſo wurde dieſe Differenz dem Magiſtrate der 
Stadt G. vorgelegt, der den Beſitzſtand der betreffenden Stücke für die Kirche ohne 
Widerſpruch anerkannte. Anderer Seits ergab ſich, daß ein für die Kirche im 
Feldkataſter der Stadt verzeichnetes Ackerſtück dem Hoſpital St. Spiritus zugehörte. 
Dieſen und noch mehreren anderen Unterſuchungen gemäß iſt das Feldkataſter 
von den Grundſtücken der St. Catharinenkirche nach dem Beſitzſtande von 1793 
berichtigt und ins Licht geſtellt worden. Nach dieſem Kataſter beſaß die Kirche in 
der gedachten Epoche auf dem Golnowſchen Stadtfelde in cin n 75 
8. ui, 
SO LE ar eee Alnı ni. ene eee “ont e 

Da nun nach dem im Kirchenarchiv vorhandenen Feldkataſter, 

nach Abzug der der Präpoſitur und dem Diaconat zugehörigen Kaveln, 
nur aufgeführt waren . . 


eee e 664 61 
ſo ergab ſich, daß die Kirche an Ackerland mehr hatte . 


r. 

Wenn nun zwar dadurch der zeitige Beſitz, nach dem Beſitzſtande ſeit 1736, 
als von welcher Zeit an derſelbe aus den Rechnungen und dem Feldkataſter der 
Stadt beurtheilt worden, entſchieden und berichtigt iſt, ſo blieb doch noch immer 
ein ſehr gegründeter Zweifel übrig, ob die Kirche nicht manches Ackerſtück eingebüßt 
habe und zwar insbeſondere von den zu den Hufen gehörigen Beiländern und 
Kaveln. Im Feldkataſter der Stadt ſind oftmals die Pächter als Eigenthümer der 
Stücke aufgeführt worden; es kann daher, da dies Kataſter nie gehörig rectificirt 
worden, ſehr leicht geſchehen ſein, daß in der Folge diejenigen Stücke, die darin 
als Eigenthumsſtücke bemerkt worden, in den Händen einiger Familien geblieben, 
vorzüglich da die Hufen ſowol als auch die übrigen Ackerſtücke immer als Pacht⸗ 
ſtücke bei dieſer oder jener Familie geweſen und als derſelbe zugehörig angeſehen 
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wurden, auch nur dann einen andern Pächter erhalten haben, wenn ſie gutwillig 
von den bisherigen aufgekündigt worden. Denn obgleich 1742 von dem Königl. Conſiſto⸗ 
rium die Licitation anbefohlen wurde, fo iſt dieſelbe doch nicht erfolgt, und auch ſeit 1765, 
ſeit welcher Zeit ſie in geſchärfter Weiſe angeordnet ward, und darüber berichtet 
werden mußte, iſt dennoch dieſelbe nur immer ſehr nachläſſig und unvollkommen 
abgehalten worden, indem ſich Niemand die Mühe gegeben, darüber Nachricht ein- 
zuziehen, welche Beiländer ꝛc. zu den Hufen gehörten, bis ſich endlich, wie ſchon 
erwähnt, der Bürgermeiſter Dallmer bei der letzten Licitation zwar dieſem Geſchäfte 
zu unterziehen verſuchte, und dabei viel Mühe angewandt, aber auf dem von ihm 
genommenen Wege doch nicht zum Ziele hat gelangen können. 


Das Golnopſche Stadtfeld hat überhaupt 120 Hufen. Zum Hufenftande 
ſcheinen überhaupt zu gehören: die Schadenruthen, deren 95 vorhanden ſind; 20 
kurze Kaveln; 118 Butenſtücke; die Kaveln im Buten⸗ (Außen-) Felde; noch andere 
Kaveln; die 121 Helgefelder, desgleichen die Kaveln bei der Stadt, 134 an der 
Zahl; außerdem aber auch die Kaveln am Catharinenholze und die Plagböckskaveln. 
In Zuſammenhaltung des Flächeninhalts dieſer Ländereien, der etwas über 2600 
Mg. Preüß. beträgt, ergibt ſich, daß bei der Eintheilung des G.'ſchen Stadtfeldes 
jegliche Hufe der Wahrſcheinlichkeit nach auf etwa 21 Pr. Mg. oder 7) Pomm. 
kam, mithin ½ Hakenhufe berechnet worden ſei. Damit übereinſtimmend wurde der 
größte Theil der Eigenthumshufen gefunden. Die Hufen der Hoſpitäler haben auch, 
beſonders bei St. Spiritus, dieſen Flächeninhalt, ſo wie der größte Theil der 
Hufen des Hoſpitals St. Georg ſich demſelben nähert. 


An Butenſtücken ſcheinen, da deren 118 gegen 120 Hufen vorhanden, nur 
2 Hufen oder eigentlich 3 dergleichen nicht beſitzen zu konnen, indem das Hoſpital 
St. Spiritus außer denen, zu den Hufen belegenen Butenſtücken, noch eins im 
Beſitz hat, wobei es den Anſchein gewinnt, als ob die ſ. g. Armenhufe beim St. 
Georgshoſpital nebſt der ſ. g. Kiefhufe der St. Catharinenkirche, von denſelben 
entblößt geweſen. Unter den Hufen der Kirche ſind aber 7, die kein Butenſtück 
haben. Indeſſen finden ſich die nach den Kirchenrechnungen von 1742 geweſenen 
Pächter nicht als Beſitzer derſelben im Feldkataſter aufgezeichnet, mit Ausnahme 
des Pächters von Einer Hufe, der als Eigenthümer des Butenſtücks, obgleich der⸗ 
ſelbe keine Hufe im Beſitz gehabt hat, ſo wie derſelbe mit einer Schadenruthe ver- 
zeichnet wird. Von den Wördeländern und übrigen Ackerſtücken, Rüggen, Enden 
Landes, kann nicht genau beſtimmt und entſchieden werden, welche von ihnen die⸗ 
jenigen ſind, deren die Matrikel gedenkt; wenn indeſſen nach der darin enthaltenen 
Beſchreibung der Lage geurtheilt werden ſoll, ſo läßt ſich doch eine Menge derſelben 
annähernd nachweiſen, darunter 20 Rüggen Landes zwiſchen dem Stadtbruch und 
dem Greifenbergſchen Wege von 17 Mg. 12 Ruth., ein Kamp, St. Marienkamp 
genannt, von 24 Mg. 145 Ruth., 2 Rüggen Landes auf den Kaveln beim Neüweg, 
die der Kapellan gebrauchte und noch jetzt, 1793, vom Diaconus genützt wird, 
u. ſ. w. Die Matrikel von 1595 gedeukt der Hopfenbrücher mit 22 Rüggen. Die 
vormalige Lage der Hopfenbrücher iſt völlig unbekannt, daher denn auch nicht nach 
Wahrſcheinlichkeit beurtheilt werden kann, welche Ackerſtücke darunter begriffen 
werden dürfen. 


Nach dieſer ungefähren Überſicht würde das ſeit der Matrikel von 1595 zum 
Kirchenacker hinzugekommene Land auf höchſtens 20 Mg. anzunehmen ſein, indem 
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für die Hopfenbrücher, deren Lage unbekannt iſt, nur 18 Mg. gerechnet werden. 
Auf welche Art die Vermehrung des Grundvermögens der Kirche an Ackerland 
Statt gefunden hat, iſt unbekannt. Nur von einem einzigen, 1 Mg. 20 Ruth. 
großen Ackerſtücke weiß man, daß daſſelbe nach einem Donations-Documente vom 
28. December 1726 von der Anna Lüpken, des George Burow Ehefrau, der Kirche 
geſchenkt worden iſt. 

Die Beſtandtheile des Kirchenackers auf der Stadtfeldmark waren im Jahre 
1793, in Folge aller Unterſuchungen, folgende: — 29 ½½ Hufenſtücke; 14 Schaden⸗ 
ruthen; 9 kurze Kaveln im Butenfelde; 22 Butenſtücke; 18 Kaveln im Buten⸗ 
felde oder die ſ. g. neüen Kaveln, deren Flächeninhalt aber nicht genau angegeben 
werden kann; 29% Helgenfelder; 10 Kaveln im Helgenfelde beim Kupferhammer; 
20 Kaveln bei der Stadt außer den zur Präpoſitur und dem Diaconat gehörigen 
Kaveln; an Würdeländern und Ackerrüggen, wenn ſelbige in jedem Felde einzeln 
gezählt werden, ohne auf ihren Fortlauf zu ſehen, 47; der Nicolauskamp; der Kamp 
an der Barfußdorfer Gränze; 4 Kaveln am Catharinenholz; 4 Stücken am Wullenwinkel 
ober der Sandſchaale, rechts des Wolinſchen Weges; 7 Rüggen im Wullenwinkel, 
links des Wolinſchen Weges; 1 Kavel an der großen Plagbäk; 16 Kaveln an der 
kleinen Plagbäk; der Marienkamp; 3 Stücke im Trappenort; 2 Lüpziner Kämpe 
auf dem Sandfanp; 1 Lüpziner Kamp. 


Wieſe n. Deren beſaß die Kirche bereits im Jahre 1750, wie oben an⸗ 
gemerkt worden, excl. der 7 Mg. 132 Ruth. großen Präpoſiturwieſe, 9 an der Zahl, 
davon der Flächeninhalt mit der eben erwähnten Wieſe ermittelt worden iſt zu 

65 Mg. 3½ Ruth. 
Von den 9 Kirchenwieſen liegen 6 an der Ihna, 1 auf der Schweinkuhle, 1 an 
der Buchhorſt, 1 in Sandforth. Der Situation nach ſind unter denſelben die in 
der Matrikel von 1595 benannten ſechs Wieſen überhaupt zu verſtehen, und ſcheint 
keine derſelben in der Folge hinzugekommen zu ſein; die Matrikel⸗Wieſen haben 
nur eine andere Eintheilung erhalten. Die Wieſen ſelbſt ſind von einem ſehr 
guten Ertrage und mehrentheils zweiſchnittig und da das Ihna⸗Heü von vorzüg⸗ 
licher Beſchaffenheit iſt, jo baben auch dieſelben jederzeit in einer ſehr guten 
Pacht geſtanden. 


Holzung Das Catharinenholz hat nach dem bei der Kirche vorhandenen 
Situationsplan und dem unterm 24. October 1783 aufgenommenen Gränzreceß 
ein Areal von „ % e ee 193 Mg. 21 Ruth. 

Hiernach hatte das Grundvermögen der Kirche an Ackerland, Wieſen 
und Holzung im Jahre 1793 einen Geſammt-Flächeninhalt von 

972 Mg. 42 Ruth. 

Als der Conſiſtorialrath Langner ſeine mühſeligen Arbeiten und Unterſuchungen, 
bei denen er von den kirchlichen Beamten, und namentlich dem Bürgermeiſter 
Dallmer, weſentlich unterſtützt worden war, geſchloſſen hatte, wurde das nad: 
ſtehende Protokoll aufgenommen: 

Actum Golnow, den 1. November 1793. 

Nachdem von Seiten des Magiſtrats der Stadt G. und des Proviſorats der 
St. Catharinentirche das von Commiſſionswegen unter dem 15. und 16. October 
d. J. entworfene Feldkataſter vorgedachter Kirche genau geprüft und mit dem Feld⸗ 
kataſter der Stadt G. und dem dazu gehörigen Situationsplan verglichen, auch über 
die ſich ergebenen Differenzen unter zu verhoffender Genehmigung des Königl. Con⸗ 
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ſiſtoriums beſage der abgehaltenen Conferenz⸗Protokolle vom 26. und 31. Oktober 
d. J. gemeinſchaftliche Vereinigung erfolgt iſt, ſo iſt für die St. Catharinenkirche 
nachſtehender Kataſter ihrer Grundſtücke auf der Feldmark G. an Ländereien und 
Wieſen zu Stande gekommen. 

(Folgt eine ſpecielle Nachweiſung des Ackers, 242 Stücke, und der Wieſen, 
10 an der Zahl enthaltend, ſo wie von der Lage der Ländereien.) 7 


Da die Eigenthümer der benachbarten Stücke ſich von Zeit zu Zeit verändern, 
ſo iſt deren Anzeige als überflüſſig um ſo mehr angeſehen und erachtet worden, 
als die wahre Lage der Beſitzungen der Kirche aus dem vorhandenen ſtädtiſchen 
Situationsplan leicht überſehen werden kann. 

Wenn bei einer bevorſtehenden General-Reviſien des ſämmtlichen Ackers auf 
der G.ſchen Feldmark ſich aber hiernächſt, wie zu vermuthen ſteht, hervorthun ſollte, 
daß von denen, zu den Hufen belegenen Beiländern und Kaveln oder anderen 
Stücken einige abgekommen, ſo ſollen der St. Catharinenkirche ihre Befugniſſe, in 
ſoweit ſie geſetzmäßig ſind, nicht beſchränkt werden, ſondern vielmehr ausdrücklich 
vorbehalten ſein. 


Übrigens ſoll über dieſes Feldkataſter der St. Catharinenkirche zu G. unver⸗ 
brüchlich von beiden Theilen gehalten werden, dergeſtalt, daß der Magiſtrat dieſe 
Gränzen und Maale ſchütze und die Kirche dabei erhalte, die Kirche hingegen dieſen 
ihren Beſitzſtand nie über die hierdurch und nach dem Situationsplan von 1736 
angezeigten Gränzen ausbreite. 

Zu Urkund deſſen iſt dieſes Feldkataſter von dem verordneten Commiſſarius 
des Königl. Conſiſtoriums, imgleichen den Proviſoren der St. Catharinenkirche, 
ſowie von dem Magiſtrate zu G. überall eigenhändig unterſchrieben und beſiegelt, 
auch zwiefach gleichlautend ausgefertigt worden und ſoll hiernächſt die darüber zu 
ertheilende Genehmigung des Königl. Conſiſtoriums in origine bei der St. Catha⸗ 
rinenkirche zu G. aufbewahret und die Abſchrift derſelben hiernächſt dem Magi⸗ 
ſtrate mitgetheilt werden. a. u. s. 

(L. S.) Johann Friedrich Langner, Conſiſtorialrath und Paſtor zu Jaſenitz, 
Falkenwald und Hagen. 
Bürgermeiſter und Rath, wie auch Präpoſitus und Proviſoren der 
St. Catharinenkirche. 
(L. S.) 


Dallmer, H. E. Lehmann, D. Stein, Titz. Wendt. Ladewig. Bethcke. 
Cons. dir. Präpoſ. Prov. dir. Prov. adm. 


(Ahnliche Feldkataſtra ſind für die Grundſtücke der beiden Hoſpitäler St. Spiritus und 
St. Georg aufgeſtellt und unterm 2. November 1793 protokollariſch anerkannt und vollzogen 
worden.) 


Was nun die Benutzung der ſämmtlichen Kirchengrundſtücke betrifft, ſo iſt das 
Ackerland auf der G.'ſchen Stadtfeldmark nach der Kirchenmatrikel von 1595 
theils gegen eine Naturalabgabe in Roggen und Hafer, theils gegen baares Geld 
in Zeitpacht ausgethan worden. Von 25 ½ Hufe auf dem Stadtfelde hat dieſelbe 
133 Sch. Roggen und 126 Sch. Hafer betragen, von den übrigen 4 Hufen und 
ſämmtlichem Acker, incl. der Hopfenbrücher, iſt der Ertrag an Geldpacht 102 fl. 
17 Gr. Thlr. 68. 8. 6 Pf. geweſen. In der Folge find auch die 4, zur Geld- 
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pacht geſtandenen Hufen gegen eine Naturalabgabe in Körnern verpachtet worden, 
und obgleich dadurch die Einnahme der Kirche einen Zuwachs hätte erhalten ſollen, 
ſo war vielmehr ſchon 1738 eine Verminderung dergeſtalt eingetreten, daß ſämmt⸗ 
liche 29½ Hufe nur 134 Sch. Roggen und 133 Sch. Hafer, Preüß. Maßes, 
trugen. Ohnerachtet alſo der Hufen 4 mehr geworden, ſo war doch nur die alte 
Roggenpacht vorhanden, oder doch nur wegen des Unterſchiedes des Maßes um 
ein Unerhebliches von 9 Sch. 10% Mtz. überſtiegen, und da zur Zeit der Matrikel 
der Hafer im Hafermaaß verabreicht wurde, und alſo 175 Sch. 5% Mb. betrug, 
fo war dieſer Nachtheil nicht nur um 41 Sch. 11 ¼ Mtz. geringer, ſondern auch 
die 7 fl. vou deneu zur Geldpacht geſtandenen Hufen nicht mehr vorhanden, und 
alſo dieſe Pächte der Huſen um ein Anſehnliches geſunken. Faſt von keiner ein⸗ 
zigen Hufe wurde mehr die alte Pacht entrichtet. Die verminderte Pacht hat, mit 
wenigen Unterbrechungen, bis 1765 angedauert und auch ſeit dieſer Zeit iſt fie uur 
bei wenigen, und insbeſondere bei denjenigen Hufen ꝛc. geſtiegen, die von auswär⸗ 
tigen Pächtern angenommen wurden. Denn bis dahin, und zum Theil auch noch 
1793, wurden die erpachteten Kirchengrundſtücke als Familien-Pertinenzien angeſehen 
und gleichſam als Erbſtücke behandelt. Manche derſelben ſtanden ſogar noch unter 
der Pacht, die 1738 davon erhoben worden war, andere waren um ein Geringes 
in derſelben geſtiegen. Als im Jahre 1793 die Erbverpachtung eingeleitet wurde, 
ſtand der — 

Pachtertrag pro Martini 
1790-96 auf 

Im Jahre 1738 aber war 
derſelbe geweſen „ 134 „ — „ „ 538: %S 

Daher iſt der Ertrag er⸗ 
höht worden um. ... Roggen 13 Sch. 12 MG, Hafer 53 Sch. — Mtz. 
was bei der geſtiegenen Kultur des Ackerlandes und der ſeit 1738 erfolgten Aus⸗ 
radung der mit Strauchwerk bewachſeneu Stücke von mehr als 62 Mg. beinah' gar 
nicht in Betrachtung zu ziehen iſt. Die übrigen Ackerſtücke ſind in ihrem Geldpacht⸗ 
Ertrage während zweier Jahrhunderte, wenn auf den veränderten Geldwerth Rück⸗ 
ſicht genommen wird, faſt eben ſo wenig geſtiegen, denn im Jahre 1793 iſt die 
Pacht derſelben geweſe n Thlr. 118. 6. — 
Zur Zeit der Matrikel 1595 betrug dieſelbe, wie oben gezeigt „ 68. 8. 6 

Daher nur mehr .. Thlr. 49. 22. 6 

obgleich verſchiedene Ackerſtücke in dem langen Zeitraume nicht nur hinzugekommen, 
ſondern auch der noch bewachſen geweſene Theil urbar gemacht worden. 


Nachdem die Grundſtücke ihre Berichtigung, wenigſtens dem größten Theile 
nach, erhalten, waren 456 Mg. an Hufen-Pertinenzien und 256 Mg. an übrigen 
Ackerſtücken vorhanden. Erſtere gaben bei erfolgter Berechnung ihrer Benutzung im 
Jahre 1793, und nachdem die Haferpacht mit 1 Sch. Hafer gegen 9 MB. Roggen 
reducirt war, pro Preüß. Mg. einen Ertrag von 8 ½ Sch. Roggen, letztere aber 
von 11 Sch. Da der Acker auf der G.'ſchen Feldmark, mindeſtens dem allergrößten 
Theile nach, einen ſehr guten Kornboden enthält, ſo konnte dieſe Pacht nicht für 
ſehr erheblich erachtet werden. Eine der vornehmſten Urſachen, warum die Pächte 
ſo wenig geſtiegen waren, wurde theils darin gefunden, daß die Pächter den Acker 
als Familiengut anzuſehen ſich gewöhnt hatten, theils daß die wahre Be chaffenheit, 
Lage und Einſaat bei dem Proviſorate nicht jo bekannt war, daß bei den Licita⸗ 
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tionen dieſelbe den Pachtluſtigen genau angezeigt werden konnte, und daß die 
Pächter davon eine richtige beſtimmte Auskunft zu geben, ſich entzogen hatten. 
Dazn kam, daß die Hufen, deren Beiländer und Kaveln eben ſo wenig bekannt 
waren, immer ganz zur Licitation geſtellt worden waren und ſich dazu nur wenige 
unter den Bürgern der Stadt finden konnten. Die Giſche Feldmark war nicht 
ordentlich in Felder eingetheilt, und es wurde alſo auf derſelben keine gehörige 
Brache gehalten, mithin war keine Nothwendigkeit vorhanden, die Hufen mit ihren 
Beiländern und Kaveln in Vereinigung zu verpachten. Auch die Hufen der Bürger 
waren vertheilt und von ihren Beiländern getrennt. Durch gleiche Theilung der 
Hufen bei den milden Stiftungen wurden daher mehr Licitanten herbeigezogen und 
auch dem weniger wohlhabenden Theile der Bürgerſchaft, den Kleinbürgern, es 
leicht gemacht, einige Kaveln u. ſ. w. an ſich zu bringen, ſo wie auch dadurch den 
quasi Familienbeſitz der Hufen auf ein Mal zernichtet, und überhaupt das Beſte 
der piorum corporum befördert ward. Dieſerhalb vereinigte ſich der Commiſſarius 
des Conſiſtoriums mit den Vorſtehern ſämmtlicher milden Stiftungen dahin, daß 
die zu den Hufen gehörigen Beiländer und Kaveln einzeln erbzinslich verſteigert 
wurden, weil dies Verfahren fowol der Commune, als den piis corp. unſtreitig 
vortheilhafter war. Von allen dieſen Grundſtücken iſt hiernächſt der Anſchlag an⸗ 
gefertigt worden und zwar in Roggen und Hafer, weil die Bürgerſchaft an dieſe 
Art des Gebots gewöhnt war. Der Ertrag war von den Proviſoren in Roggen 
zu 3½ Korn, in Hafer zum 3. Korn angegeben 


In dem unter dem 29. und 30. October 1793 abgehaltenen erbzinslichen 

Licitationstermine ſind auf die ſämmtlichen Kirchengrundſtücke 478 Sch. 15 Mtz. 
Roggen und 476 Sch. 7 Mtz. Hafer geboten worden, und zwar: — 
1) auf die Hufen⸗Pertiuentieu 326 Sch. 8 Mtz. Roggen, 524 Sch. — Mtz. Hafer, 
2) auf die übrigen Ackerſtücke 152 „ 7 „ Roggen, 152 „ 7 „ Hafer. 
Vergleicht man hiermit ad 1) die oben eingeſchaltete Zahl für den aus der Zeit⸗ 
pacht der Hufen entſprungenen Ertrag in der Periode 1790 —96, fo zeigt ſich durch 
den angebotenen Erbzins ein Mehr von 178 Sch. 12 Mtz. Roggen, 135 Sch. 
8 Mtz. Hafer; ſowie ad 2) hinſichtlich der übrigen Ackerſtücke, das Erbzins⸗Angebot 
auf Geld reducirt, den Sch. Roggen zu 1 Thlr. 4 Gr. gerechnet, und den Hafer 
auf Roggen zurückgeführt, ein Mehr von Thlr. 41. 23 Gr. 


Dieſer günſtigen Reſultate ohuerachtet, hat auf die Erbzinsverleihung der 
Geſammtheit der Kirchengruudſtücke nicht eingegangen werden können. Es befand 
ſich darunter ein beträchtlicher Theil von Stücken — es waren ihrer 32 an der 
Zahl — bei denen das Meiſtgebot den Nutzungsanſchlag entweder gar nicht, oder 
doch nicht auf eine namhafte Weiſe überſtieg, auch nicht ſelten weit unter dem An⸗ 
ſchlage zurückblieb. Dieſe Stücke ſind daher nach wie vor in Zeitpacht ausgethan 
worden, und — 


Die Erbzinsverpachtung hat ſich auf 79 Erbzinsmänner mit 176 Kirchen⸗ 
grundſtücken beſchränkt, deren Flächeninhalt 585 Mg. 117 Ruth. beträgt, darunter 
35 Mg. 173 Ruth. an Wieſen. Der jährliche Erbzins, welcher von dieſer Fläche 
durch die Licitation erreicht worden iſt, beträgt 450 Sch. 7 Mtz. Roggen und 
450 Sch. 7 Mtz. Hafer. Nach §. 6 der erbzinslichen Bedingungen mußte der ge⸗ 
botene Erbzins für 1 Jahr nach dem Stettinſchen Martini-Marktpreis von 1793 als 
ein Erbzinsſtandgetd bei Aushändigung des beſtätigten Contracts an die Kirche 
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bezahlt werden. Da nun aber, nach amtlicher Bekanntmachung, der Martini⸗ 
Marktpreis des Roggens 1 Thlr., und der des Hafers 10 Gr. pro Scheffel be⸗ 
trug, ſo ergab ſich die Summe des Erbſtandsgeldes auf Thlr. 638. 2. 10 Pf., 
davon die Zinſen zu 4 Pret. gerechnet Thlr. 25. 12. 6 Pf. ausmachen. Wird der 
Körner⸗Zins nach denſelben Preiſen berechnet, ſo ſtellt ſich die aus der Erbzins⸗ 
verleihung der obengenannten Kirchengrundſtücke hervorgehende jährliche Einnahme 
der Kirchenkaſſe auf Thlr. 450. + 187. 16. 6 ＋ 25. 12. 6 Pf. = Thlr. 663. 
5 Gr. Die von dem Proviſorate mit den 79 Erbzinsmännern abgeſchloſſenen 
Erbzinsverträge datiren vom 260. Mai 1795 (ein Vertrag iſt nachträglich am 
29. October 1795, ein anderer am 15. Juli 1796 geſchloſſen); beſtätigt ſind ſämmt⸗ 
liche Contracte auf Grund der in dem Hof-Reſcripte vom 19. Juni 1794 ertheilten 
Ermächtigung,) von dem Königl. Preüß. Pommerſch.⸗Kaminſchen Conſiſtorium 
unterm 24. Auguſt 1796. 


Vermittelſt der mit den Erbzinsmännern geſchloſſenen Contracte waren die⸗ 


ſelben wahre nutzbare Eigenthümer der ihnen in Erbzins überlaſſenen geiſtlichen 
Grundſtücke geworden, den milden Stiftungen aber iſt nur das dominium directum 
verblieben; allein, wie bei den Hoſpitälern, ſo iſt es auch bei den Kirchengrund⸗ 
ſtücken vorgekommen, daß Erbzinsmänner in Folge ihrer, im Licitationstermine ge⸗ 
ſteigerten Meiſtgebote bei den contractlich übernommenen Verpflichtungen nicht 
haben beſtehen können, daß ſie mit Abtragung des Erbzinſes in Reſt geblieben und 
demnächſt vollſtändig verarmt find, und daß die Kirche die betreffenden Ländereien 
hat zurücknehmen müſſen, welche darauf zu minderen Preiſen, wie der Erbzins 
betrug, in Zeitpacht ausgethan worden ſind. 


Was die nicht zum dominium utile verliehenen, ſondern durch Zeitpacht ver⸗ 
wertheten Grundſtücke der St. Catharinenkirche betrifft, ſo haben dieſelben in zwei, 
mit dem Martini⸗Termin beginnenden, 6jährigen Pachtperioden nachſtehend verzeich⸗ 
neten Erträge gegeben: 


1802 — 1808. 1808— 1814. 


Das Ackerland, 34 Stücke Thlr. 62. 11 Gr. Thlr. 53. 22 Gr. 
Die Wieſen, 6 an der Zahll „ 556. 2 „ ls en 
Summa . . Thlr. 118. 13 Gr. Thlr. 112. 16 Gr. 


N 
Eee - = N Sch. 8 Mtz. Roggen. 9 Sch. 12 Mtz. Roggen. 


nein Hafer | 3 % 12 è r Hafer 


) Unterzeichnet iſt das Refeript von Woellner, dem Urheber des „famoſen Religions⸗ 
Edicts.“ In einem Briefe vom 22. September 1786, mithin nur wenige Wochen nach Fried- 
richs II. Ableben, wurde von dieſem Manne nachſtehendes Urtheil gefällt: Welner, entour 
un peu subalterne, mais pourvu d’esprit, de manage et de connaissances de l’Interieur; 
visionnaire quand il Pa fallu pour plaire, gueri des visions depuis que le Roi (Friedrich 
Wilhelm II.) veut tout au moins qu'on s’en cache; actif, applique, et sur — tout assez 
obscur pour qu'on puisse s’en fervir sans jalousie, Welner paroit. s’acer&diter infiniment; 
il a ce qu'il faut pour rèussir, et ıneıne dejouer tous les coneurrens. (Histoire secrete de la 
cour de Berlin. Ouvrage posthume. Paris 1789. T. I., p. 8l). Eine eigenthümliche 
Erſcheinung iſt es, daß in der Regierung des Königs juſt das geiſtliche Departement, dieſer 
vorwiegend wichtige Factor im Staatsleben, dann und wann in die Hände von Leüten geräth, 
welche den Geiſt ihrer Zeit nicht erkennen können, und für die geiſtbannenden und geiſttöd⸗ 
ae Ideen der vorreformatoriſchen Zeiten ſchwärmend, ſchnurſtracks den Krebsgang ein⸗ 

lagen. 
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Das Zurückweichen der Pächte in der zweiten Periode gegen die in der 
erſten, wird ohne Zweifel den Kriegslaüfen zuzuſchreiben ſein, welche das Preüßiſche 
Vaterland ſeit 1806 heimgeſucht und übermäßig bedrückt haben. Kein Wunder, 
daß auch die Pächter der Grundſtücke der frommen Stiftungen in G. mit ihren 
Pächten, den Natural» ſowol als Geldpächten, oft in Rückſtand kamen. Um das 
Publikum in ſeinen Zahlungen zu erleichtern, wurde mittelſt Cabinets-Erlaſſes vom 
5. Mai 1808 feſtgeſetzt, daß alle für Königl. Rechnung verwalteten Kaſſen die bei 
ihnen eingehenden Gelder bis zum halben Betrage in Scheidemünze nach dem redu— 
cirten Werthe zu 68 ⅜ Prct. annehmen ſollten. Ob dieſe Maßregel auch auf die 
St. Catharinenkirchenkaſſe, da die Kirche landesherrlichen Patronats iſt, Anwendung 
gefunden, conſtirt nicht; von den Hoſpitalkaſſen aber iſt es bekannt, daß ſie für 
dieſelben, obwol vom Magiſtrate befürwortet, Seitens des Conſiſtoriums durch Ver⸗ 
fügung vom 30. November 1809 abgelehnt wurde. Im Jahre 1804 kam es vor, 
daß von Seiten des Conſiſtoriums bei Gelegenheit der Reviſion und Decharge der Jahres- 
rechnung die geringen Preiſe, für welche die Proviſorate das Pachtgetreide verkauften, 
monirt wurden. Es wurde aber dem Conſiſtorium erwidert, daß beſſere Preiſe auf dem 
G.ſchen Markte nicht zu erzielen ſeien. Erbzins⸗ und Zeitpächter könnten das 
Pachtkorn nur ſo abliefern, wie es auf den Pachtſtücken gewonnen werde, und da 
auf der Stadtfeldmark nicht Schlagwirthſchaft eingeführt ſei, ſie alſo auch keinen 
Brachſchlag habe, ſondern der Acker alle Jahre beſäet werde, ſo trage er auch nur 
ſchlechtes, mit vielen Sämereien, Raden, Doubrecken, Dornneſſel und wilde Wicken, 
vermengtes Getreide. Es kann alſo daſſelbe nicht den Preis von anderm auf 
Brachfeldern gewonnenen Getreide gewähren, weshalb denn auch das eingekommene 
Pachtkorn, in Ermangelung des Raums, da Kornſpeicher zur Aufbewahrung des⸗ 
ſelben bei den Stiftungen nicht vorhanden find, an Ort und Stelle verkauft werden 
muß. Es würden aber auch die Stiftungen, wollte man den Preis dieſes Korns 
hoch halten, ſtatt zu gewinnen, immer nur verlieren, indem die Erbzinspächter 
dieſer Grundſtücke, welche großentheils aus Handwerkern und der ärmeren Klaſſe der 
Einwohner beſtehen, die nicht ſelten ſo viel Korn darauf gewinnen, als ſie davon 
an Pacht abzuliefern haben, daher man daſſelbe zum größten Theil für einen 
billigen Preis in Gelde, wie es ihre Umſtände juſt geſtatten, von ihnen annehmen 
muß; denn wollte man hierbei mit aüßerſter Strenge verfahren, ſo würden die 
Stiftungen bei der Armuth der Pächter bald genbthigt fein, alle ihre Ackerſtücke 
zurückzunehmen, und fie, wie es ſchon mit einigen Erbzius-Grundſtücken geſchehen, 
zu einem weit geringern Preiſe auf Zeitpacht wieder auszuthun. In Folge dieſes 
Berichts genehmigte zwar das Conſiſtorium mittelſt Verfügung vom 17. Januar 
1805, daß der Preis des Roggens mit 1 Thlr. 14 Gr., und der des Hafers mit 
12 Gr. pro Scheffel in der Rechnung paſſiren dürfe, gab jedoch gleichzeitig dem 
Kirchen⸗ und dem Hoſpital-Vorſtande zu erkennen, künftighin darauf zu halten, daß 
das von den Pächtern in natura einkommende Getreide von reiner und guter Be- 
ſchaffenheit ſei, indem es Sache der Pachter bleibe, falls ſie als ſchlechte Wirthe 
ſchlechtes Getreide auf ihren Ackern gewinnen, ein beſſeres zur Abgabe an die pia 
corpora zu kaufen und könne dem etwa dabei von mehreren Pächtern beabſichtigten 
Unterſchleife unmöglich Nachſicht verſtattet werden. 


Das Catharinenholz iſt für den Conſiſtorialrath Langner ebenfalls ein 
Gegenſtand der Unterſuchung geweſen. In dem Bericht vom 10. Februar 1794 
bemerkt er darüber, was folgt: — Die Benutzung dieſer Holzung iſt von jeher 
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durch den Verkauf des darin geſchlagenen Holzes erfolgt. Nach einem zwiſchen dem 
Proviſorate und der Bürgerſchaft obgeſchwebten und entſchiedenen Rechtsſtreite ſteht 
der Kirche blos das Holzungsrecht darin zu. Es beſteht daſſelbe größtentheils aus 
einem Elſen⸗ und Kiefern⸗Aufſchlage, indem ſämmtliche darin geſtandenen Eichen 
ohnlängſt faſt gänzlich abgeräumt worden. Bei der großen Nähe der Stadt iſt 
das Catharinenholz den Defraudationen ſehr ausgeſetzt. An eigentlichem Elſenbruch 
enthält die Holzung 123 Mg. 161 Ruth.; indeſſen iſt das Holz nicht von vorzüg⸗ 
lichem Wachsthum, indem der Untergrund ſandig und nur oberhalb mit etwas 
Torf bedeckt iſt. Zu Wieſewachs kann man alſo daſſelbe ſchon aus dieſem Grunde 
nicht recht für tauglich erachten. Das Bruch liegt in einer Niederung und wird 
alſo der Torf durch den beſtändigen Zudrang des Waſſers immerwährend feücht 
erhalten. Dem Waſſer würde zwar durch Ziehung eines Grabens, wenn auch mit 
vielen Koſten, Abfluß zu verſchaffen geweſen ſein, dann aber ſtand mit Entziehung 
der Feüchtigkeit zu beſorgen, daß durch den unten liegenden Sand und die ſtärkere 
Einwirkung der Luft der Torf ausdörren und alſo das darauf ſtehende gute Gras 
ſtufenweiſe ganz vernichtet würde. Es iſt demnach der Abnutz als Elsbruch der 
beſte. Nach Maßgabe jedoch des Bodens würde das Holz nur alle 36 Jahre als 
ſchlagbar anzunehmen und wegen der übrigen eintretenden Umſtände und Lage nur 
pro Morgen 10 Klafter Kloben- und 6 Klafter Knüppelholz daraus zu berechnen 
ſein, mithin aus dem ganzen Bruche jährlich im Durchſchnitt 34 —36 Kl. Kloben⸗ 
und 20—22 Kl. Knüppelholz. Indeſſen würde dabei in Acht zu nehmen ſtehen, 
daß daſſelbe in Kaveln völlig abgeholzt und hiernächſt in den erſten Jahren mit 
der Hütung verſchont würde, weil ſonſt der junge Aufſchlag leiden, und wenn er 
zu oft abgefreſſen wird, die Stubben endlich ganz vertrocknen. Am beſten wär' es, 
das Elsbruch in 12 Kaveln, jede zu 10 Mg. abzutheilen, und von 3 zu 3 Jahren 
eine derſelben abzutreiben, jedoch würde, da nur erſt binnen 8—10 Jahren darin 
ſchlagbares Holz zu erwarten iſt, nach Verlauf derſelben damit der Anfang gemacht 
werden können. Auf das übrige Holz kann nicht ſicher gerechnet werden. Denn 
unter den Kiefern iſt wenig vorhanden, das zum Beſten der Kirche bald veraüßert 
werden könnte und überdies iſt die Gegend um G., wie bekannt, mit Kiefernholz 
reichlich verſorgt. Faſt in der itte des Bruchs liegt eine Horſt von einigen 
Morgen, von welcher die darauf geſtandenen Kiefern mehrentheils abgehauen und 
der Kirche zum Beſten veraüßert worden. Es iſt die Abſicht der Proviſoren, dieſe 
Horſt in Schonung zu legen, was um ſo mehr zu billigen iſt, als der Ort faſt 
ringsum mit Waſſer und Furthen umgeben iſt, und alſo mit wenigen Koſten eingehegt 
und gegen Defraudanten geſchützt werden kann. Indeſſen würden, wenn dieſe 
Abſicht erreicht und ausgeführt werden ſoll, die darauf noch ſtehenden wenigen 
Stämme wegzuraümen ſein, die auf 29 Thlr. durch den Stabtförfter gewürdigt 
worden, womit zugleich der größte Theil der Koſten, die die Anlage dieſer Schonung 
fordert, beſtritten werden könnten. Das Königl. Conſiſtorium genehmigte alle dieſe 
Vorſchläge, und wies mittelſt Verfügung vom 6. März 1794 das Kirchenproviſorat 
an, ſie zur Ausführung zu bringen. 


Mars dorf. Wie aus der Geſchichte der Hospitäler St. Spiritus und St. 
Georg bekannt iſt, hat die St. Catharinenkirche, außer den Grundſtücken auf der 
ſtädtiſchen Feldmark, nach §. 19 der Matrikel von 1595, in dem Dorfe M. 5 
Hufen, von denen zu jener Zeit Jürgen Habeck 3 Hufen und Peter Tetzlaff 2 
Hufen inne gehabt hat. Dieſe Hufen beſtehen eigentlich in dem Beſitze von 1% 
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Bauerhöfen im Dorfe, woſelbſt auch, wie wir wiſſen, das Hoſpital Spiritus Sancti 
5½ Bauerhof hat, und zwar ½ in Gemeinſchaft mit der St. Catharinenkirche. 


Die Kirche nebſt dem genannten Hoſpitale beſitzen das Dorf Marsdorf in 
einer gewiſſen Art der Gemeinſchaft mit dem St. Marienſtift zu Stettin, die aber 
doch nicht völlig dafür zu erachten, ſeitdem wenigſtens darüber in den nachfolgen⸗ 
den Zeiten Manches zwiſchen dieſen Stiftungen verhandelt und feſtgeſetzt worden. 
Auf Grund der alten Verfaſſung hatten die Bauern überall auf der Marsdorfſchen 
Feldmark gleiche Gerechtigkeiten und Freiheiten und Holzkavelungen, doch unter⸗ 
ſchieden fi die Marienſtifts⸗Bauern dadurch, daß ſie auch den |. g. Koſſaten⸗Acker 
unter ihrem Pfluge hatten. 


Nach der, unter den Privilegien der Stadt G. befindlichen Urkunde von 1393 
feria 5 Cant. Dominica Oculi, das der Kapitelskirche St. Otten zu Stettin und 
der Kirche und das Hoſpitals St. Spiritus zu G. habende Recht betreffend, iſt die 
Vereinigung zwiſchen beiden Theilen dahin geſchehen: — Daß die Stiftungen zu 
G. das dritte Theil an dem Gerichte, Brüchen, . . .., fie ſeien hoch oder niedrig 
des ganzen Dorfs Marsdorf, desgleichen an dem Kirchenlehn, dem Kruge mit allem 
ſeinen Zubehör, Nutzung, Zinſe, Gerichtskorn und Beſetzung haben und behalten 
ſollen. Dieſen Anordnungen gemäß wird auch das Rauchhuhn als ein Zeichen der 
Jurisdiction entrichtet, die Kruggerechtigkeit aber und das Kirchenlehn iſt aber in 
der Folge dieſen Stiftungen gänzlich entzogen worden. In Anſehung des Mars⸗ 
dorfſchen Holzes iſt unterm 21. April 1625 ein beſonderer Vergleich geſchloſſen 
worden, nach welchem §. 2 zufolge des Dominium cum possessione den Capitu⸗ 
laren verblieben, §. 5 ſich ſelbige, damit die Maſtung den Einwohnern des Dorfs 
verbleiben möge, verpflichtet, die Holzung durch die Unterthanen nicht verwüſten 
oder etwas daraus verkaufen zu laſſen, beſonders nur zu ihrer und der Kirchen 
Nothdurft zu gebrauchen. Da aber darüber und wegen des 8. 6 gedachten den 
Stiftungen zu G. zu verabreichenden Bauholzes, ein Streit entſtanden, ſo iſt in 
allen 3 Inſtanzen nach der unter dem 25. September 1767 publicirten Sentenz 
dabin entſchieden worden, daß die Bauern und Einwohner ſich alles eigenmächtigen 
Holzfällens zu enthalten, von Seiten des Kapitels zu St. Marien aber den Unter⸗ 
tbanen der G. ſchen milden Stiftungen zu ihrer Nothdurft Ellernholz anzuweiſen, 
ſie auch an der Maſt Theil nehmen und bei vorkommenden Bauten und Repara⸗ 
turen an Eichen- und Kiefernholz einen Beitrag von '/, zu leiſten habe. 


Die Wirthe dieſer Höfe waren, nach der alten Verfaſſung, mit ihren Kindern 
und Nachkommen der St. Catharinenkirche zur Unterthänigkeit verpflichtet. Die 
Höfe ſelbſt nebſt den dazu gehörigen Gebaüden, der Hofwehre, und ſämmtlichen 
Saaten gehörten der Kirche. Der Antritt der Höfe geſchah nach der Einrichtung 
die ſchon 1659 in Kraft war, jederzeit zu Marien. Der neüe Wirth erhielt als- 
dann von dem abziehenden: — 1) Die völlig beſtellte Winterſaat. Da dieſelbe in 
den Feldern etwas verſchieden, ſo hat nicht mit aller Genauigkeit beſtimmt werden 
können, wie hoch ſich dieſelbe belaufe, indeſſen kann dieſelbe im Durchſchnitt ſicher 
auf 30 Sch. Roggen angenommen werden. 2) Zur Sommerſaat 12 Sch. Gerſte 
und 8 Sch. Hafer in Körnern. 3) Zu Brotkorn 12 Sch. Roggen. 4) Der Ab⸗ 
ziehende muß eine Fahre zum Sommerfelde beſtellt haben und verbleibt ſämmtlicher 
Dünger auf dem Hofe dem Anziehenden. Die Hofwehre iſt in dem Protokoll d. d. 
Marsdorf, den 11. April 1659 auf Thlr. 86. 16. 6 Pf., mit Ausſchluß des Ge⸗ 
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ſindebettes, beſtehend aus 1 Ober-, 1 Unterbette, 1 Kopfkiſſen, 2 Pfühlen und 1 
Laken, gewürdigt worden und kann gegenwärtig, 1793, ſicher auf einen Werth von 
150 Thlr. angenommen werden. Beim Anzuge hat der neüe Wirth dem abziehen- 
den 100 Fl. — 66°, Thlr. auszuzahlen, als fo hoch der Werth des Hofes der 
Zeit angenommen worden. Was es damit für eine Bewandniß habe und wofür 
die obgedachten 100 Fl. gezahlt werden, iſt nicht genau beſtimmt, indeſſen ſcheinen 
ſelbige eine gewiſſe Art von Caution zu fein, die von den Wirthen der St. Catha⸗ 
rinenkirche beim Antritt der Höfe in den älteſten Zeiten geleiſtet und fortgeſetzt 
worden, wodurch für die gute Inſtandhaltung der Höfe eine Sicherheit geſchafft wer: 
den ſoll, indem davon dem Abziehenden das, was an der Hofwehre, den Saaten 
und ſonſtiger Erhaltung des Hofes und der Beſtellung nicht gut und tüchtig be— 
funden wird, die Abzüge zur Erſetzung der ſich ergebenden Deteriorationen gemacht 
werden. 


Die Gebaüde und Bewährungen müſſen von den Wirthen in baulichen Wür⸗ 
den erhalten werden. Sie beſtehen 1) bei dem einen Hofe in 1 Wohnhauſe, 1 
Scheüne, 1 Speicher und 2 Ställen (Kobsſcher Hof); 2) bei dem andern in 1 Wohn⸗ 
hanſe, I Scheüne, 2 Ställen, 1 Wagenſchauer und 1 Speicher (Frankſcher Hof). 
Zu Bauten und Reparaturen erhalten die Wirthe das erforderliche Bauholz ohne 
Entgeld und genießen zur Beſtreitung der übrigen dabei vorfallenden Koſten und 
Handarbeiten, bei neüen Bauten auf das Wohnhaus 2, auf die Scheüne aber 1 
Freijahr, oder die Erlaſſung der an die Kirche abzuführenden Praestandorum, wo⸗ 
gegen fie bei Erbauung eines neüen Stalles, außer dem freien Bauholze, keine 
Freijahre zu gewärtigen haben. Dieſe Einrichtung ſcheint indeſſen nur erſt in 
neüeren Zeiten getroffen zu fein, indem davon in den alten im Kirchenarchiv vor: 
handenen Nachrichten und Acten nichts vorkommt und findet ſich die erſte Spur 
davon im Jahre 1740. Naturaldienſte hatten dieſe Bauerhöfe nicht, außer den 
Fuhren der Patrone in Kirchenangelegenheiten und bei Veränderungen im Prediger⸗ 
Perſonal. Ein alter abziehender Wirth behält bei Übergabe ſeines Hofes an einen 
neüen, eingeführter Gewohnheit nach, auf der Hofſtelle nebſt feiner Frau ein freies 
Obdach und genießt der freien Hütung von 2 Ochſen, 2 Kühen, 1 Schwein, 1 Paar 
Schafen und Gänſen nebſt deren Zuwachs, behält auch in einem jedem Falle Acker 
zu 3 Sch. Ausſaat. 


Eigentlich beſitzt nun die St. Catharinenkirche zu M. nach der ihr gemachten 
Schenkung 5 Hufen, die daſelbſt 1 Bauerhöfe ausmachen. Davon hatte 1793 
Friedrich Kobs den vollen, Chriſtian Frank hingegen den Hof. Letzterer hatte 
von dem Hoſpitale St. Spiritus die dritte Hufe. Es entſteht daher die Frage: 
ob und welchen Antheil das Hoſpital St. Sp. an dieſem Hofe überhaupt habe. 
Aus den, im Kirchenarchiv vorhandenen, Acten, die Beſetzung der der St. Catharinen⸗ 
kirche zugehörigen 2 Bauerhöfe zu M. betreffend, geht überhaupt zwar hervor, daß 
bei der Wiederbeſetzung des Frankſchen Hofes wie in den darüber anfgenommenen 
Protokollen eines beſondern Antheils gedacht worden, den das Hoſpital St. Sp. 
an den Gebaüden, Saaten und der Hofwehre habe, und es gewinnt daher einiger— 
maßen das Anſehen, als ob ſelbige der Kirche allein zuſtändig wären. Auf der 
andern Seite aber ſcheint es auch, als ob aus dieſem beobachteten Stillſchweigen 
zu viel gefolgert werden dürfte. In der mit dem Proviſorat der ſämmtlichen 
milden Stiftungen abgehaltenen Conferenz hat daſſelbe vielmehr erachtet, daß dem 
Hoſpitale St. Sp. von dieſem Hofe der gte Theil überhaupt zuſtehe, eine Meinung, 
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der man nur beiſtimmen kann. Denn nach der Schenkungsurkunde von 1344 iſt 
auch dieſe Hufe mit allen denen, den übrigen Hufen zu M. anhangenden Gerecht⸗ 
ſamen auf der dortigen Feldmark übergeben worden. Ferner werden in den übrigen 
nachher erfolgten Verhandlungen über die Rechte derſelben, jederzeit deren gemein⸗ 
ſchaftlich dergeſtalt gedacht, daß wegen des einen, dem Hoſpital qu. competirenden 
einen Drittheils an dieſem Hofe nie eine Ausnahme gemacht wird. Auch wird 
wegen dieſes dritten Antheils an demſelben die völlige Befriedigung an der Maſt⸗ 
gerechtigkeit und der Holzung für das Hoſpital geleiſtet, ſo wie wegen des einen 
Drittheils daſſelbe bei allen Remiſſionen wegen Feüerſchaden, Viehſterben, Miß⸗ 
wachs u. ſ. w. hat concurriren müſſen. Endlich iſt es auch höchſt wahrſcheinlich, 
daß auch ſchon zur Zeit der Schenkung dieſer Hufe dieſelbe in einem “ Antheil 
an dem Bauerhofe beſtanden und in dieſer Beſchaffenheit an das Hoſpital Sp. Sti. 
übergeben worden. Da aber darüber in der Folge leicht zwiſchen beiden Stiftungen 
Streit und Uneinigkeit erwachſen könnte ſo trug ꝛc. Langner beim Königl. Conſi⸗ 
ſtorium darauf an, zu beſtimmen: — Ob an den Gebäuden, Saaten, Hofwehr 
u. d. g. des Chriſtian Frankſchen Hofes zu M. die Kirche /, das Hoſpital Sp. 
Sti. hingegen / wegen feiner dritten Hufe im Beſitz habe, und danach in 
allen künftig vorkommenden Fällen die Regulative zu nennen, ob ſolches auch 
7 bei künftiger Wiederbeſetzung des Hofes in dem Übergabeprotokoll zu be⸗ 
merken ſei. 


Über die Benutzung der 1% Bauerhöfe, welche die St. Catharinenkirche in 
M. beſitzt, wird in dem General- Bericht des ꝛc. Langner vom 10. Februar 1794 
Folgendes geſagt: — Sie werden durch die Pacht genutzt, die die Kirche von einer 
jeden der dazu belegenen Hufen nach Vorſchrift der Matrikel mit 6 Sch. Roggen 
und 6 Sch. Hafer in Hafermaaß erhebt; aber auch dieſe Benutzung iſt wegen der 
dabei zuſammen treffenden Umſtände eigentlich nicht einmal vorhanden. Wenn 
Alles genau berechnet wird, ſo ergibt ſich, daß dieſer Beſitz der Kirche einen ſehr 
geringen und unbedeütenden Nutzen gewährt. Es beſtehen dieſe 1 ò Bauerhöfe aus 5 
Pommerſchen Hakenhufen an Landung, deren jegliche nach dem in Hinterpommern 
gefundenen Maaße, die Ruthe zu 15 Fuß Rheinländiſch, 41 Preüß. Mg. in ſich 
faßt. Die Koſten, welche von Seiten der Kirche angewandt werden müſſen, um 
dieſe Benutzung nach Vorſchrift der Matrikel zu erheben, ſind ſehr anſehnlich und 
beſtehen theils in dem Kapital, das zur Anſchaffung der Hofwehr verwandt worden, 
theils in den Remiſſionen, die zur Erhaltung der Höfe bis dahin gegeben ſind, 
theils in dem Verluſte der größern Wieſenpacht, die aus denen, den Höfen bis 
dahin überlaſſenen Wieſen hätte gezogen werden können. 


In Anſehung der Hofwehre hatte die Kirche, nach den 1793 geltenden Preiſen, 
an Saaten, Beſtellungskoſten, Brotkorn und eigentlicher Hofwehr ſich für den Vollhof 
an Kapital zu berechnen Thlr. 274. 14. — Pf., und von dem ½ Hofe Thlr. 183. 
1. 4 Pf. Das in dieſen 1?) Höfen ſtehende Kapital der Kirche beträgt 

Thlr. 457. 15. 4 Pf. 

Die durch die Remiſſionen verwandten Koſten, welche zum Bau der Gebaüde 
und ſonſt erfolgt ſind, haben außer dem verausgabten baaren Gelde, in den letzten 
50 Jahren, ſeit 1743, an Roggen 429 Sch. und an Hafer 639 Sch. 12 Pb. be⸗ 
tragen. Wenn nun auch der Roggen nur zu 20 Gr., der Hafer zu 10 Gr. berechnet 
wird, fo ift das darauf verwandte Kapital. . Thlr. 624. 1. — Pf. 
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Es hätte alſo die Kirche in dieſen Höfen, wenn die ſeit 50 Jahren eingebüßte 
Wieſenpacht auf jedes Jahr nur mit 4 Thlr. berechnet wird, überhaupt ein Kapital 
von ART e, eee 5 a eee 2 
Hiervon würde aber die mit 100 Fl. = 66 Thlr. 16 Gr. geleiſtete Caution 
eines jeden Hofes abzuziehen fein, mithin von den 1⅝ Höfen Thlr. 111. 2. 8 Pf. 
und alſo müßte ein Kapital verbleiben von... Thlr. 1170. 14. 8 Pf, 
Und dieſes Kapital, welches in den Höfen ſelbſt ſteckt, würde, zu 4 Pret. gerechnet, 
der Kirche jährlich Thlr. 46. 19. 2 Pf. gewähren müſſen. 

Wenn man gegen dieſe Kapitalszinſen nur die Pacht berechnet, ſo bleibt da⸗ 
von der Kirche für die Hufen wenig übrig, und dieſer Überſchuß wird noch mehr 
verringert, wenn man die, ſogleich hier unten nachzuweiſende höhere Wieſenpacht 
von jährlich 16 Thlr. daneben ſtellt, die durch eine anderweitige Verpachtung die 
Kirche würde erhoben haben, wenn ſie nicht dieſen Höſen zu ihrer beſſern Aufnahme 
beigelegt geweſen wären. Denn durch dies Alles wird ein jährlicher Koſtenaufwand 
von Thlr. 62. 19. 2 Pf. nachgewieſen; wenn nun auch dagegen die Pacht, welche 
die Kirche erhebt, und welche 28 Sch. Roggen und 41 Sch. 13 Mtz. Hafer beträgt, 
mit 1 Thlr. 4 Gr für den Roggen und mit 15 Gr. für den Hafer berechnet wird, 
ſo belaüft ſich dieſelbe doch nur auf Thlr. 58. 19 Gr. 

Was die erwähnten Wieſen betrifft, fo find von den, auf der G. ſchen Stadt- 
feldmark belegeuen 10 Kirchenwieſen, 3 den Marsdorfſchen Höfen beigelegt, und 
zwar dem Frankſchen Hofe 14 Mg. 169 Ruth., dem Kobsſchen Hofe 6 Mg. 69 
Ruth. Für die erſteren wurden 6 Thlr. für die letzteren 3 Thlr. an Pacht ent⸗ 
richtet. Aus keinem der im Kirchenarchive vorhandenen Actenſtücke hat ermittelt 
werden können, zu welcher Zeit dieſe Wieſen den M,fchen Höfen überwieſen wor⸗ 
den. Nach der urſprünglichen Einrichtung der Höfe ſind ſie mit ſelbigen nicht ver⸗ 
bunden, wie auch ſolches aus der Angabe der Pächter zu erſehen, die in der Ma⸗ 
trikel enthalten iſt; dieſelben kommen als Wieſenpächter zum erſten Mal in der 
Kirchenrechnung von 1740 vor. Dadurch aber läßt ſich überhaupt nicht darthun, 
daß die in Rede ſeienden Wieſen mit dieſen Höfen jo unzertrennlich verbunden 
feien, daß ſie theils davon nicht mehr abgenommen, theils die davon bis jetzt ent⸗ 
richtete Pacht nicht erhöht werden könnte, indem die ſämmtlichen Grundſtücke der 
Kirche faſt immer einen und denſelben Pächter ſo lange gehabt, und auch größten 
Theils noch nachher behalten haben, bis durch den 1765 erlaſſenen Befehl des Königl. 
Conſiſtoriums auf die Abhaltung ordentlicher Licitations⸗Termine zur Verpachtung 
beſtanden ward. Die M.ſchen Wirthe find auch nur immer als Pächter der Wieſen 
qu. behandelt worden, indem ihnen bei allen Remiſſionen, ganzen und halben, doch 
nie dieſelben von den Pächten der Wieſen zugeſtanden worden, wie geſchehen 
ſein würde, wenn die Wieſen wahre Pertiuentien ihrer Höfe hätten ſein ſollen. Es 
hätten alſo auch dieſe Wieſen mit zur Licitation gezogen werden und den 
M.lſchen Bauern das Recht, auf ſelbige mitbieten und fie erpachten zu können, zu⸗ 
geſtanden werden ſollen. Durch dieſe Vernachläſſigung hat die Kirche einen ſehr 
anſehnlichen Verluſt in ihren Einnahmen, erlitten. Wären die fragl. Wieſen gleich 
den übrigen 6 Kirchenwieſen licitirt worden, fo würden ſie, im Verhältniß zu dieſen 
und den Hoſpitalwieſen, der Kirche jährlich etwa 30 Thlr. gewährt haben. Da 
nun aber die Verſteigerung nicht ins Werk gerichtet iſt, und die Pacht nur 9 Thlr. 
beträgt, ſo verliert dadurch die Kirche an ihrem jährlichen Einkommen 21 
To oder, wenn man auch die Wieſen geringhaltiger anſehen will, gewiß doch 

haler. a 
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Da von den Miſchen Bauern keine Dienſte geleiſtet wurden. ſo hatte die 
Kirche von der Hofwehre ſelbſt keinen Nutzen. Es iſt alſo auch nicht abzuſehen, 
wozu es nöthig geweſen, die Höfe mit einer Hofwehre zu verſorgen, da ſelbige der 
Gewohnheit nach von den Gutsbeſitzern nur denjenigen Wirthen gegeben ward, die 
mit Hand⸗ und Geſpanndienſten ihren Herrſchaften verpflichtet waren. Alle übrigen 
Vortheile, die von der Miſchen Feldmark durch dieſe Höfe gewonnen werden, fließen 
ganz an dieſelben zurück und die Kirche hat ſich nur des einzigen zu erfreüen, der 
von dem zu ihren Bauten erforderlichen Holze mit einem Drittheil entſpringt. 

Es entſtand nun die Frage, ob dieſe Höfe nicht in der Folge durch eine 
andere Einrichtung für die Kirche beſſer könnten benutzt werden und in wie fern 
ſich die Vorſchläge, die in dieſer Richtung zu machen, mit der Landes⸗Verfaſſung 
überhaupt und mit der Erhaltung der Höfe im Beſondern vereinigen laſſen, auch 
ob der Kirche freiſtehe, die zu erhebenden Pächte, da ſie in der Matrikel be⸗ 
ſtimmt angegeben werden, nach den Zeitumſtänden jeder Zeit zu erhöhen. 

Zur Beantwortung der Frage wegen Erhaltung der Höfe wird eine ausführ⸗ 
liche Berechnung über Einnahme und Ausgabe eines Wirths angeſtellt, woraus ſich 
ergibt, daß deſſen jährliche Einnahme, nach Deckung der Wirthſchaftskoſten ꝛc. zu 
Thlr. 142. 9 Gr. veranſchlagt werden kann. Davon kommen in Abzug die landes⸗ 
herrlichen Abgaben (Contribution, Fourage⸗Zuſchuß, Bede) und die Abgaben an 
die Geiſtlichkeit (Meßkorn) mit zuſammen Thlr. 24. 4 Gr. und es bleibt für den 
Wirth ein reines Einkommen von Thlr. 118. 5 Gr. von den 3 Pomm. Hakenhufen 
— 41 Preüß. Mg., aus denen fein Hof beſteht. Außerdem iſt ihm eigentlich 
auch noch die Nutzung ſeines Viehſtandes, die Heüwerbung, die Maſt, der Hol zbe⸗ 
darf u. d. m. zu veranſchlagen. Jedenfalls iſt hinreichend zu überſehen, daß, ohne 
die Höfe dadurch brotlos zu machen, ein Mehreres, als bisher geſchehen, von 
ihnen an die Gutsherrſchaft gegeben werden könne; denn wären ſie als reines 
Pachtgut veranſchlagt worden, ſo würde nach dieſer Berechnung die Kirche von 
jedem Hofe, nach Abzug der Abgaben von höchſtens 24 Sch. Roggen, zu gewärtigen 
haben: 33 Sch. Roggen, 15 Sch. Gerſte und 36 Sch. Hafer, ohne daß ſie ein ſo 
anſehnliches Kapital verwendete, wie oben nachgewieſen iſt. 

Die Höfe aufzuheben — ſie zu legen, wie der techniſche Ausdruck war, — 
ſtreitet mit der Landesverfaſſung, ob aber eine Vermehrung der Abgaben von ſelbi⸗ 
gen der Kirche frei ſtehe, dürfte um ſo weniger zweifelhaft fein, als es einem jeden 
Eigenthümer und Beſitzer geſtattet iſt, die Einkünfte aus ſeinen Gütern und Grund⸗ 
ſtücken dergeſtalt zu verbeſſern, daß die Höfe vorhalten werden. Die in der Ma⸗ 
trikel angeführte Pacht kann dieſe Befugniß, die jeder Gutsbeſitzer bei ſeinen 
Unterthanen hat, nicht einſchränken; denn ſonſt hätte fie bei allen übrigen Grund⸗ 
beſitzern gleichfals nicht erfolgen müſſen; ſelbſt in den Königl. Domainen iſt die⸗ 
ſelbe zum Theil eben ſo, wie bei den adligen Gutsbeſitzern erfolgt, dergeſtalt, daß 
von den alten Bauerhöfen die Abgaben verändert worden. 

Als ein Erbzins kann die in der Matrikel von 1595 angeführte, bis jetzt, 
1793, entrichtete Pacht wol nicht angeſehen werden, vielmehr iſt dieſelbe darin für 
eine bloße Pacht zu betrachten, weil bis dahin die Wehrsmänner der Remiſſionen 
bei Mißwachs ꝛc. genoſſen, die bei Erbzins nicht Statt finden kann. Eine Pacht 
aber ſcheint bei Verbeſſerung der Grundſtücke, oder bei veränderter Lage der Dinge, 
erhöht werden zu können und zu dürfen. Die Verbeſſerung der Grundſtücke iſt 
aber ſeit der Matritel unſtreitig auch dadurch erfolgt, daß ſämmtliche zu jener Zeit 
großentheils bewachſene Ländereien urbar gemacht und alſo den Höfen weit mehr 


Stadt Golnow. — Kirchenweſen. 749 


Ausſaat und Arnte verſchafft worden, als ſie damals, vor 200 Jahren, gehabt 
haben. 

Die Wirthe haben in den Höfen nichts, was ſie ihr Eigenthum nennen 
könnten. Gebaüde, Saaten, Hofwehre, Alles gehört ganz unſtreitig der Kirche, und 
es beſteht blos ein Vertrag, kraft deſſen ſie gegen Entrichtung der Abgaben, die 
davon gefordert worden, ſo lange benutzen, als ſie ſich darin als gute Wirthe be- 
tragen. Ein eigentliches Erbrecht auf die Höfe iſt gleichfalls nicht vorhanden und 
es hangt lediglich vom Willen der Herrſchaft ab, welchem unter ihren Unterthanen, 
ſie die Höfe, wenn ſie erledigt ſind, zur Bewirthſchaftung anvertrauen will, ſo wie 
dieſelbe die unbeſtrittene Befugniß hat, den Wehrsmann, wenn er nicht gut wirth- 
ſchaftet, aus dem Hofe zu ſetzen. Es iſt blos eine Beachtung der Billigkeit, keines⸗ 
wegs aber eine Verpflichtung, daß den Kindern der alten Wirthe, wenn ſie dazu 
tüchtig erachtet werden, der Vorzug vor einem andern oder einem Fremden einge⸗ 
raümt wird, und in dem eintretenden Falle, daß keiner ihrer Söhne dem Hofe 
vorzuſtehen tauglich befunden wird, hat jeder Gutsbeſitzer das Recht, ſich einen 
andern ſeiner Unterthanen zum Wirth in demſelben zu wählen, ſo wie auf der 
andern Seite auch oft der Fall eintritt, und auch bei der Kirche eingetreten iſt, daß 
die Wirthe ſich derſelben entſagt haben und andere, außer ihren Kindern, von den 
vorhandenen Unterthanen darin angeſetzt worden ſind. 


Da eine Veränderung mit den M. ſchen Höfen, wenn die pia corpora aus 
dieſem Beſitzſtande weſentlichen Nutzen haben ſollen, nothwendig ſchien, ſo war 
Conſiſtorialrath Langner mit dem Proviſorate und dem Magiſtrate, als Patron der 
5½, dem Hoſpital Spiritus Sancti zuſtändigen Höfe zu M. der Meinung, einen 
Verſuch zu machen, ob die zeitigen Wirthe dieſelben nicht etwa dergeſtalt erbzinslich 
an ſich nehmen wollten, daß ſie für einen jeden Hof 350 Thlr. entrichteten, ſich 
aller Anſprüche auf die zur Caution bei der Kirche ſtehenden 100 Fl. begäben, die 
Gerechtſame als Bauern zu M. fortdauernd genöſſen, dagegen die bisherigen Pächte 
an die milden Stiftungen ferner abführten. Dadurch würden die Remiſſionen, die 
nach 50 jähriger Fraction bei der Kirche jährlich 8 Sch. 9 % Ms. Roggen und 12 
Sch. 12%, Mtz. Hafer — und beim Hofp. St. Sp. 21 Sch. 3½ Mtz. Roggen 
und 29 Sch. 12 Mtz. Hafer — betragen hatten, für die Zukunft aufgehoben 
und aus dem Kapitale ſelbſt erwuchs zu 4 Pret. von jedem Hofe ein Mehreinkom⸗ 
men von 14 Thlr. Dazu wollten ſich die Wirthe aber nicht verſtehen; indeſſen er⸗ 
klärten fie, für die Zukunft auf alle Remiſſionen Verzicht leiſten zu wollen, baten 
aber, daß es bei der ſeit uralten Zeiten beſtehenden Einrichtung der Höfe ferner⸗ 
bin fein Verbleiben haben möchte) ꝛc. Langner ſchlug nun dem Conſiſtorium vor, 
das Pachtquantum aus jedem Hofe um 12 Sch. Roggen zu erhöhen, um dadurch 
wenigſtens die Zinſen des Kapitals zu decken, welches die Kirche in der Hofwehr 
eines jeden Hofes beſitzt. 

Das Königl. Conſiſtorium ging auf dieſen Vorſchlag feines Commiſſarius 
ein und ertheilte mittelſt Verfügung vom 6. März 1794, die aber erſt am 15. Mai 
erpedirt wurde, dem Kirchenproviſorat den Auftrag, den baüerlichen Wirthen der 


(0) Zwei Wirthe aus M. gaben, Namens der ganzen Dorfſchaft, Kirchen⸗ und Hoſpi⸗ 
tal Antheils, in einem Protokoll, d. d. Stettin, den 4. November 1793, ihre Beſchwerden dahin 
kund, daß Conſiſtorialrath Langner für den Fall, daß ſie auf ſeine Vorſchläge wegen über⸗ 
nahme der Höfe zu Erbzinsrecht gegen Zahlung von 350 Thlr. nicht eingehen wollten, ihnen 
gedroht habe, „er wolle ſie aus deu Höfen herauswerfen und dieſelben dem Meiſtbietenden 
verkaufen laſſen u. d. m.“ 
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Kirchenhöfe nochmals zu Gemüthe zu führen, wie höchſt billig es ſei, daß von 
Marien 1795 an der Bewohner des ganzen Hofes ein Plus von 12 Sch., der Be⸗ 
wohner des Hofes ein Plus von 8 Sch. Roggen an jährlicher Pacht abgebe; 
wogegen denn auch die Wieſen, welche urſprünglich zu den Höfen nicht gehbren, 
und dieſerhalb ihnen mit allem Recht entzogen und zur Licitation geſtellt werden 
könnten, den gedachten Höfen wirklich für immer beigelegt werden ſollten, und 
zwar ohne Erhöhung der höchſt geringen Pacht von 9 Thlr., die bisher nur von 
den ſämmtlichen 3 Wieſen gegeben worden. Sollten ſich die Wirthe dennoch nicht 
zur Annahme einer ſo billigen Forderung verſtehen wollen, ſo hätten Proviſores 
ihnen anzudeüten, daß nach dem Befehl des Königl. Conſiſtorinms, man ſich zwar 
auf die Lebenszeit der jetzigen beiden Wirthe mit der von ihnen angebotenen Ent⸗ 
ſagung auf alle und jede künftige Remiſſion befriedigt halten wolle, jedoch mit 
der ausdrücklichen Bedingung, daß alsdann alle Vererbung wegfiele, vielmehr die 
Kirche fi vorbehielte, neüe Wirthe nach eignem Gutdünken darin an zuſetzen. Über 
dies Alles hätten Proviſores ein förmliches von den beiden Wirthen mit unter⸗ 
ſchriebenes Protokoll, retenta copia, dem Conſiſtorium einzureichen. 

Gleichzeitig erging an den Magiſtrat eine Verfügung, worin demſelben auf⸗ 
gegeben wurde, die Wirthe von den 5 ¼ Bauerhöfen zu M., die dem Hoſpital 
St. Sp. gehören, um ſo mehr, da dieſe Ackerleüte ſogar noch jeder 2 Wurthen 
von zuſammen 2 Sch. Ausſaat benutzen (S. 640), auch Hofwehre bekommen und 
dennoch keine Dienſte leiſten dahin zu bedeüten, daß ſie entweder von Marien 1795 
an, nebſt Entſagung auf alle und jede Remiſſion nicht nur überhaupt das Plus, 
welches die obenerwähnten Bauern der St. Catharinenkirche geben ſollen, ſondern 
überdem wegen der Wurthen jeder jährlich noch 1 Sch. Roggen an das Hoſpital 
zu entrichten hätten; wofür ihnen dagegen zuzuſichern ſei, daß die ſonſt zu ihren 
Höfen keineswegs unzertrennlich gehörigen Wieſen fernerhin auf dem gegenwärti⸗ 
gen Fuß dabei verbleiben auch ihnen unbenommen ſein ſolle, die Höfe, welche ſie be⸗ 
wirtſchaften, auf ihre Kinder zu vererben. Wollten ſie ſich aber zu all' dieſen 
Vorſchlägen nicht entſchließen, ſo bleibe es obigermaßen dabei, daß mau ſich zwar 
ſo lange die jetzigen Wirthe der Bauernhöfe leben, mit Aufhebung aller und jeder 
Remiſſion, die fie fordern möchten, begnügen wolle, dagegen aber auch, gleich nach 
dem Ableben des gegenwartigen Wirths in einem Hofe ſich ganze freie Hand über 
die neue Beſetzung deſſelben vorbehalte. 

Sodann verordnete das Königl. Conſiſtorium auch noch, was folgt: — Da 
es bisher für das Hoſpital noch nicht außer allem Zweifel geweſen iſt, ob dem⸗ 
ſelben wegen der dritten Hufe, die ihm als ſein Antheil an dem Mtſchen, jetzt 
Chriſtian Frankſchen Banerhofe gehört, auch überhaupt an Gebaüden, Saaten, Hof⸗ 
wehr, kurz an dem ganzen Bauerhofe in allen Stücken der dritte Theil zuſtändig 
ſei, ſo wie dagegen das Eigenthum der andern zwei Drittheile an dem gedachten 
Frankſchen Hofe der St. Catharinenkirche zuſtehe, ſo wird nunmehr (durch die Ver⸗ 
fügung vom 6. März 1794), da das Conſiſtorium die von dem Magiſtrat und dem 
Proviſorat angeführten Gründe vollig ſtatthaft gefunden hat: hierdurch dieſe Frage 
für die Zukunft ausdrücklich bejahend entſchieden und hat Patronus des Hoſpitals, 
ſo wie das Proviſorat dieſe Entſcheidung künftig in allen dahin einſchlagenden 
Fällen als Regulativ zu achten, auch ſolches jederzeit bei künftiger Wiederbeſetzung 
des Hofes im Übergabe⸗Protokoll zu bemerken. 

Übrigens erhob die Kirche noch aus jedem Hofe au Bede pro Hufe 4 Gr., 
welche durch die Matrikel beſtimmt iſt, als ſo viel 8 Gr. Pomm. in der jetzigen 
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Münze betragen, mithin hatte die St. Catharinenkirche von dieſen 1 Bauerhöfen 
jährlich an Bede ein Einkommen von 20 Gr. Außerdem wurde auch an Zehent 
von jedem Hofe jährlich 16 Gr. an die Kirche bezahlt, deſſen aber in der Matrikel 
nicht Erwähnung geſchieht. Nach der Verfaſſung des Herzogtbums Pommern iſt 
der Zehent von doppelter Art und wird entweder von der Hinterlaſſenſchaft der 
Unterthanen oder auch von der Zuzucht ihres Viehſtandes erhoben. Die erſtere 
Gattung gehört eigentlich ad fructus jurisdictionis und ſoll der Herrſchaft nach der 
Bauernordnung, Tit. II., von den Erbſchaften der Bauern ſowol, als deren Knechte 
und Mägde folgen, wenn ſie keine Kinder hinterlaſſen. Die andere Art des Zehents 
führt den Namen des Viehzehents und dieſer gehört, der Einrichtung zufolge, 
eigentlich der Herrſchaft: Das 10te Haupt von einer jeden Viehgattung, die auf 
dem Hofe des Wehrmanns zugezogen wird. Beide Gerechtigkeiten des Zehent3 ge⸗ 
hören unſtreitig der Kirche von dieſen ihren Höfen zu M. Der Erbſchafts⸗Zehent 
iſt aber durch dieſe beſtimmte jährliche Abgabe wol nicht zu verſtehen, indem der⸗ 
ſelbe nach den Verhältniſſen der Verlaſſenſchaft beſtimmt werden muß. Dagegen 
iſt in Pommern oft gebraüchlich, den Viehzehent nach einer Durchſchnittszahl feſtzu⸗ 
ſetzen, daher denn wahrſcheinlich dieſer Zehent der 16 Gr. der ſ. g. Viehzehent 
ſein dürfte, der aber auch für die jetzt geltenden Preiſe und nach den in Nutzungs⸗ 
Anſchlägen üblichen Sätzen ſehr gering zu ſein ſcheint, indem auf ein Füllen 2—5 
Thlr., auf ein Kalb 16 Gr., auf ein Lamm 8 Gr., auf ein Ferkel 3—4 Gr. ge⸗ 
rechnet zu werden pflegt, wobei es jedoch darauf ankommt, ob mit jedem Jahre jo 
viel zugezogen wird, daß das Zehnte genommen werden kann, und pflegt von fünf 
und darunter die Hälfte und von Sechs und darüber ein Ganzes gerechnet und 
entweder in Natura oder zu dem beſtimmten Preiſe abgegeben zu werden. Durch 
den Natural⸗Viehzehent würde die Kirche unſtreitig mehr gewinnen, als durch die 
beſtimmte jährliche Abgabe von 16 Gr. Langner gab in ſeinem Berichte dem 
Königl. Conſiſtorium die Entſcheidung anheim, welcher Modus bei Erhebung des 
Viehzehents künftig maßgebend ſein ſolle. In ſeiner Reſolution vom 6. März 
1794 ließ das Conſiſtorium dieſen Gegenſtand unerbrtert, dagegen bemerkte es, auf 
Grund der Anträge ſeines Commiſſarius, 1) daß die Proviſoren der piorum corpo- 
rum, ohnerachtet doch ſonſt eine Zuſchub⸗Steüer wegen der in den Speichern befind⸗ 
lichen Bewohner landsüblich ſei, zur Zeit noch keinen Verſuch gemacht hätten, hier⸗ 
aus den milden Stiftungen einen billigen Zuwachs an Einkünften zu verſchaffen; 
es wurde ihnen deshalb aufgegeben, die Speicherleüte zu einer ſolchen billigen Ab⸗ 
gabe aufzufordern, zu dem Ende ihre Erklärung ad protocollum zu nehmen, und 
über den Erfolg mit Beifügung einer Nachweiſung von dem Betrage dieſer neüen 
Einnahme an das Königl. Conſiſtorium förderſamſt zu berichten. In Anſehung 2) 
der für ſolche Perſonen, die ſich durch Ortsveränderung oder auf ſonſtige Weiſe 
der Unterthänigkeit, wodurch ſie einem pio corpori verpflichtet ſind, entziehen, zu 
erlegenden Loskaufsgelder wurde dem Proviſorate aufgegeben, in Zukunft auch auf 
dieſen fructum jurisdictionis genauere Aufmerkſamkeit zu wenden und hierin die Ge⸗ 
rechtſame der piorum corporum beſſer wahrzunehmen, da ſich bis jetzt für der⸗ 
gleichen Fälle in ihren Rechnungen noch nie etwas vereinnahmt gefunden habe. (*) 


(J. Conſiſtorialrath Langner war mit der örtlichen Unterſuchung der milden Stiftungen 
in den Monaten September bis November 1793 an 4 Reife: und 42 Arbeitstagen beſchäftigt. 
Er beanſpruchte 3 Thlr. Tagegelder und liquidirte außerdem an Reiſekoſten von ſeinem Wohn⸗ 
orte Jaſenitz nach Golnow und zurück, an Honorar für Abfaſſung ſeiner Berichte, die alſo 
doppelt bezahlt werden ſollten, da er ja Diäten in Rechnung ſtellte, — und gu Copialien, 
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Dem Befehle zufolge, welcher dem Kirchen⸗Proviſorat unterm 6. März (15. 
Mai) 1794 ertheilt worden war, wurde den beiden Wirthen der, der St. Cathari⸗ 
nenkirche gehörigen Banerhöfe zu M. die Willensmeinung des Conſiſtoriums um⸗ 
ſtändlich eröffnet und deren beſtimmte Erklärung über die von ihnen verlangte Plus⸗ 
Abgabe oder Entſagung der Höfe rückſichtlich ihrer Erben erfordert; ſie wollten ſich 
aber zu keinem von beiden verſtehen, ſondern erklärten ſich in dem Protokoll vom 
13. Juni 1794 dahin, die Höfe nach dem Vorſchlage des Conſtſtorialraths Langner 
auf Erbzins zu übernehmen. Das Proviſorat verhehlte nicht, wie es eine Plus⸗ 
Abgabe von 12 Sch. Roggen für jeden Wirth mit deſſen Conſervation nicht ver- 
einbaren könne, ſondern dafür halte, daß dieſelbe bei dem geringſten Unglücksfalle 
verloren fein und dadurch der Kirche der aüßerſte Nachtheil erwachſen könne. Da⸗ 
gegen fanden Präpoſitus und Proviſores das Anerbieten der Bauern, die Höfe 
für 350 Thlr. baar zu erlegendes Kaufgeld auf Erbzinsrecht zu übernehmen, ſowol 
den Bauern als der St. Catharinenkirche vortheilhafter. Erſtere werden dann die 
beſten Mittel ergreifen, ihr Eigenthum zu verbeſſern und daſſelbe in einen Zuſtand 
zu verſetzen, daß ſie auch die Folgen von Unglücksfällen übernehmen können, ohne 
der Kirche durch Remiſſionen läſtig zu werden, und dieſe erhält durch die Zinſen 
des zu bezahlenden Kaufgeldes beinahe, wenn nicht ganz, die geforderte Plus⸗Ab⸗ 
gabe, ohne jemals befürchten zu dürfen, auf ihren Höfen verarmte Wirthe ernähren 
zu müſſen: Proviſorat hielt ſich daher verpflichtet, den Antrag der Bauern Frank 
und Kobs zu unterſtützen und das Königl. Conſiſtorium um deſſen Genehmigung 
zu imploriren. 

Nachdem dieſe in den Grundzügen ertheilt, und demnächſt die Bedingung en 
feftgeftellt waren, unter denen die Höfe ausgethan werden ſollten, wohin inſonder⸗ 
heit gehörte, daß das Erbſtandsgeld, — von den Proviſoren und den Wirthen 
Kaufgeld genannt, von 350 Thlr. auf Thlr. 416. 16 Gr., wie bei den Hoſpital⸗ 
bauern, erhöht wurde, und nachdem dieſe Bedingungen vom geiſtlichen Departement 
mittelſt Hofreſcript vom 28. Februar 1795 genehmigt worden waren, wurden die 
Erbzinsverträge am 10. Auguſt 1795 abgeſchloſſen und dieſe vom Königl. Conſi⸗ 
ftorium ein Jahr nachher beſtätigt. Die Confirmations⸗Urkunden enthalten Alles, 
was auf die gegenſeitigen Rechtsverhältniſſe Bezug hat. Sie lauten von Wort zu 


Wort wie folgt: — 


Alles in Allem berechnet, die Summa von Thlr. 255. 10. 6 Pf., die aber vom Conſiſtorium 
per conelusum Collegii vom 3. Juni 1794 auf Thlr. 180. 16 Gr. herabgeſetzt wurde, wozu 
die St. Catharinenkirche 76 Thlr. 8 Gr., das Hoſpital Spiritus Sancti 67 Thlr. 8 Gr., das 
Hoſpital St. Georg 31 Thlr. und die St. Georgenkirche 6 Thlr. beizutragen hatte. (Die Ma⸗ 
giſtratsperſonen und Proviforen erhielten für ihre Hülfsleiſrung zuſammen 46 Thlr.) Langner 
machte bei dem ihm zu Theil gewordenen Commiſſorium ein ſehr gutes Geſchäft. Auf ſein 
Geſuch wurde ihm durch Hof⸗Reſeript vom 26. Mai 1796 die Hälfte der verbeſſerten Ein⸗ 
künfte der milden Stiftungen vom erſten Jahre zugebilligt. Nach ſeiner Berechnung betrug 
dieſe Häljte bei der St. Catharinenkirche 218 Thlr. 12 Gr.; nach der beim Couſiſtorium a 
geſtellten Berechnung wurden ihm Thlr. 194. 20. 7½ Pf. angewieſen. Vom Hoſpital Spiri⸗ 
tus Sancti verlangte er Thlr. 112. 7. 6 Pf. und vom Hoſpital St. Georg 59 Thlr. Es 
wurden ihm aber von beiden Stiftungen bezw. nur Thlr. 71. 5. 3 Pf. und Thlr. 43. 19. 
10¼ Pf. zugebilligt, zufolge genauer Berechnung der Verbeſſerung der Einkünfte. Die Tau: 
tieme betrug alſo im Ganzen Thlr. 309. 12. 9 Pf. Dazu die Diaten 2c mit Thlr. 180. 16 
Gr., macht zuſammen Thlr. 490. 4. 9 Pf., was ein ganz anſehnliches Sümmichen für eine 
Arbeit iſt, die zu ihrer Abwickelung 46 Tage gebrauchte Langner hatte mithin in dieſen 
Golnow⸗Tagen täglich über 10 Thlr. Nebenverdienſt, der von den milden Stiftungen getragen 


werden mußte. 
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Wir Friedrich Wilhelm, König von Preüßen ꝛc. thun kund und fügen hiermit 
zu wiſſen, daß, nachdem uns der Präpoſitus Lehmann und die Proviſoren der 
St. Catharinenkirche zu Golnow den unter unſerer Genehmigung von ihnen — 

ad 1. Namens der gedachten Kirche mit dem Bauer Friedrich Kobs geſchloſſe⸗ 
neu Erbzing-Vertrag vom 10. Auguſt 1795 wegen des ihm für ein Erbſtandsgeld 
von 416 Thlr. 16 Gr. und für einen beſtändigen und nie zu erhöhenden jährlichen 
Erbzins von 17 Sch. Roggen und 25 Sch. Hafer Berliner Maaß, 3 Thlr. Wieſen⸗ 
Miethe, 12 Gr. Hufen⸗Bede, 16 Gr. Zehent und 6 Stück Rauchhühner überlaſſenen 
der Catharinenkirche zuſtändigen Bauerhofes zu Marsdorf, welchen er bisher auf 
Zeitpacht beſeſſen, mit allen ſeinen Pertinenzſtücken an Gebaüden, Gärten, Wieſen 
und Wöhrden, Vieh und Saaten, auch dem ganzen dabei befindlichen Inventario 
an Saaten, Vieh-, Acker⸗ und Wirthſchaftsgeräth, wie ſolches Alles in dem, dem 
Contract beigefügten taxmäßigen Verzeichniß näher beſtimmt worden. 

ad 2. und den Vorſtehern des Hoſpitals Spiritus Saucti, Namens der ge⸗ 
dachten Kirche und des Hoſpitals mit dem Schulzen Frank geſchloſſenen Erbzins⸗ 
Vertrag vom 10. Auguſt 1795 wegen des ihm für ein Erbſtandsgeld von 416 Thlr. 
16 Gr. und für einen beſtändigen und nie zu erhöhenden jährlichen Erbszins von 
11 Sch. 4 Mtz. Roggen, 16 Sch. 12 Mtz. Hafer, 16 Gr. Zehnten, 8 Gr. Hufen⸗ 
Bede, 6 Thlr. Wieſen⸗Miethe und 6 Stück Rauchhühner, 

an die Catharinenkirche, und 
5 Sch. 12 Dis. Roggen, 8 Sch. 4 Mtz. Hafer, und 4 Gr. Hufen-Bede 
4 an das Hoſpital Spiritus Sancti 
überlaſſenen, der Kirche und dem Hofpital zuſtändigen Bauerhofes zu Marsdorf, 
welchen er bisher auf Zeitpacht beſeſſeu, mit alleu ſeinen Pertinenzſtücken an Ge- 
baüden (u. ſ. w. wie oben ad 1.) 

zu unſerer allerhöchſten Beſtätigung vorgeleget haben, wir denſelben, ſo wie 
er hierbei angeſiegelt befindlich iſt, aus landesherrlicher Macht in allen Punkten 
confirmiret haben und wollen darüber zu allen Zeiten veſt und unverbrüchlich ge— 
halten wiſſen, auch dem Erbzinsmann, wenn er demſelben überall nachkommt und 
die Bedingungen erfüllet, dabei kräftigſt ſchützen, jedoch unſern und ſonſt Jedermanns 
Rechten unbeſchadet. 

Zu Urkund deſſen haben wir dieſe Confirmation dem Erbzins⸗Contract bei⸗ 
fügen und ſolche mit der gewöhnlichen Unterſchrift und unſeres Pommerſchen und 
Kaminſchen Conſiſtoriums Inſiegel verſehen laſſen. N 

So geſchehen zu Alten-Stettin den 24. Auguſt 1796. 
e 
Königl. Preüßiſches endes und Kaminſches Conſiſtorium. 

Sämmtliche Beſtätigungs⸗Urkunden der Erbzinsverträge wurden dem Präpo⸗ 
ſitus und den Proviſoren der St. Catharinenkirche mit dem Auftrage zugefertigt, 
für die Berichtigung des Beſitztitels auf die Erbzinsnehmer, und die Eintragung 
des jährlichen Erbzinſes im Hypothekenbuche zu ſorgen, und wenn ſolches bewirkt 
worden, die Erbzins⸗Contracte mit dem vorſchriftsmäßigen Eintragungs-Document 
verſehen, an die Erbzinsbeſitzer zu extradiren, die Duplicate derſelben aber im 
Kirchen⸗Archiv zu aſſerviren. 

Faſt ein Vierteljahrhundert war verfloſſen, als das Kirchen-Proviſorat unterm 
4. April 1818 beim Königl. Stadtgericht Golnow zuerſt den Antrag ſtellte auf Be— 
richtigung des Beſitztitels aller hieſigen Kirchengrundſtücke, zu welchem die Königl. 
Regierung ein erlaüterndes Promemoria, wie bei der Berichtigung zu verfahren, 
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unterm 15. Juli 1818 hinzufügte, und durch den Departements rath Focke eine be⸗ 
ſondere Conferenz mit dem Stadtgerichte halten ließ. Das Königl. Stadtgericht 
ſchritt zum Werke und erhielt am 30. November 1818 eine neüe, weitlaüfige Peti⸗ 
tion des Proviſorats unter Anleitung der Königl. Regierung auf Eintragung aller 
Kirchengrundſtücke, wobei das Proviſorat anführte, daß es höhern Orts mit Inſtruc⸗ 
tion zur Beſchleünigung dieſer Arbeit verſehen und angewieſen ſei, über den Fort⸗ 
gang zu berichten. Das Geſchäft ſcheint damals nicht eben eifrig betrieben zu ſein. 
Schon am 11. Februar 1819 findet ſich eine Benachrichtigung der Königl. Regierung 
daß ſie das Königl. Oberlandesgericht um Beſchleünigung erſucht habe, worauf 
dieſes das Stadtgericht befehligt, unverzüglich die Regulirung des Hypothekenweſens 
vorzunebmen und binnen 4 Wochen zu berichten. Das Königl. Stadtgericht ver⸗ 
anlaßte den 23. Dezember 1819 — bis wohin die Sache geruht hatte — das 
öffentliche Aufgebot der Realprätendenten, zeigte dies auch dem Oberlandesgericht, 
auf die Beſchwerde der K. Regierung wegen Verzögerung vom 31. Dezember 1819, 
unterm 12. Januar 1820 an, und erhielt auf die erneüerte Klage der K. Regierung 
vom 15. Januar 1820 weitere Anweiſung durch die Nejcripte vom 7. Februar und 
20. März 1820. Mittelſt Schreibens vom 15. Mai 1820 wurde das K. Stadt⸗ 
gericht von der K. Regierung unmittelbar erinnert, welche hiernächſt am 9. October 
1820 die Berichtigung des Hypothekenweſens auf die in Erbzins ausgethanenen 
Kirchenländereien beſchränkte. Das K. Stadtgericht entgegnete darauf, daß es den 
Beſitztitel von allen Landungen der Kirche, auch der in Zeitpacht vergebenen, be: 
richtigen würde, und erhielt auch, auf die desfalls erhobene Beſchwerde der K. Ne: 
gierung, die Beiſtimmung zu dieſem Verfahren mittelſt Oberlandgerichts⸗Verfügung 
vom 21. Dezember 1820, zugleich mit dem Befehl zur Beſchleünigung. Mehr und 
mehr drang das Proviſorat am 4. Mai 1821, die Königl. Regierung am 29. Mai 
1821 direct, — und nachdem unterm 7. Juni 1821 dem Stadtgericht aufgegeben 
war, nur die in Erbzins ausgethanenen Kirchengrundſtücke zu intabuliren, was in 
Folge eines Reſcripts des Juſtiz-Miniſteriums vom 25. Mai 1821 angeordnet 


wurde, — und wiederholt die K. Regierung am 30. Juli 1821 unmittelbar und 
beſchwerdeführend auf Ausführung ihres Antrages. Das Stadtgericht veranlaßte 
nunmehr unterm 31. Auguſt 1821 die Eintragung — trotz der Miniſterial⸗Verfü⸗ 


gung, welche das Verfahren auf die Erbzinsgrundſtücke beſchränkt hatte, — aller 
Grundſtücke der St. Catharinen- und der St. Georgen⸗Kirche auf ein Mal, und 
ſchritt dann zur zweiten Maßregel: Eintragung der Erbzinsrechte und der auf dem 
nutzbaren Eigenthum haftenden Laſten. Zu dieſem Geſchäfte bedurfte das Stadt- 
gericht der Erbzinscontracte, die ihm auf ſeine Requiſition von dem Kirchenprovi— 
ſorat, — mit 50 an der Zahl bezüglich der Kirchengrundſtücke auf der Stadtfeld 
mark, ſo wie die beiden Marsdorfer Erbzinsverträge, — unterm 16. September 
1821 zugefertigt wurden, und deren Enipfang vom Stadtgericht unterm 14. Decen- 
ber 1821 beſcheinigt wurde. Mag es eben kein anmuthiges Geſchäft geweſen ſein, 
aus dem Wuſte alter, lange gelegener, verſtaubter Grundacten die, in Folge zahl⸗ 
reicher Beſitzveränderungen abgeſchloſſenen, Contracte herauszuſuchen und die erfor⸗ 
derlichen Ermittelungen wegen Feſtſetzung der Legimationspunkte anzuſtellen; mag 
auch das Stadtgericht, welches zwei Richter hatte, durch ſeine anderweitigen, richter⸗ 
lichen Functionen ſehr in Anſpruch genommen geweſen ſein, ſo viel Zeit dürfte 
ihm doch übrig geblieben ſein, um Hand ans Werk zu legen, um ſo mehr, als ihm 
vom Juſtizminiſter gerade für dieſes Werk ein Hülfsarbeiter überwieſen war, aber 
es ruhte die Sache volle zwölf Jahre, ſo daß die erſte Eintragung des nutzbaren 
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Eigenthums der Erbzinsmänner der Kirche am 9. März 1833 Statt fand. Obwol 
im Jahre 1834 die Beſitztitel von ſehr vielen Grundſtücken regulirt wurden, fo 
klagte das Stadtgericht doch im Jahre 1835, daß die nothwendigſte Operation: 
Abſchreibung des nutzbaren Eigentyums bei den auf Erbzins ausgethanenen Kirchen⸗ 
grundſtücken, Eintragung der für die Kirche hierbei vorbehaltenen Gerechtſame — 
noch ſehr im Nüchtande ſei, theils weil dieſe Grundſtücke meiſtens nicht mehr in 
erſter Hand, vielmehr vererbt und veräußert, meiſt ohne jedes Entgeld gegen Über⸗ 
nahme des Erbzinſes überlaſſen ſind, ohne daß richterliche Vermittelung erfordert 
worden, theils weil die Erbzinsverträge dem Stadtgericht nicht vorlagen, da ſie dem 
Proviſorate hatten zurückgegeben werden müſſen, bei dem fie gebraucht würden, jo 
namentlich bei Grundſtücken, welche, weil der Canon nicht gehörig abgetragen 
worden, vom Proviſorate ohne vorgängige gerichtliche Aufhebung des Erbzins⸗Ver⸗ 
hältuiſſes zurückgenommen waren. Bei anderen Grundſtücken konnte der Beſitztitel 
um deshalb nicht berichtigt werden, weil es bisher an dem erforderlichen Atteſte 
über den unvordenklichen und ungeſtörten Beſitz der St. Catharinenkirche erman⸗ 
gelt hatte. Demnächſt bereitete die ſeit 1824 ſchwebende Separation und eine Ver⸗ 
meſſung ebenfalls Hinderuiſſe. Trotz alle dem wurde das Geſchäft ſo gefördert, 
daß es im Jahre 1836 im Weſentlichen als beendigt anzuſehen war, und nur noch 
für einzelne Grundſtücke das Hyvothekenweſen in den Jahren 1838, 1839 und 1841 
regulirt wurde. Der Beſitztitel der beiden Marsdorfer Höfe iſt vi deer. vom 2. Mai 
1837 berichtigt. Von einigen Erbzinsſtücken auf der Stadtfeldmark datirt der Be⸗ 
ſitztitel viel früher, nämlich von Anno 1811, 1821 und 1824. 


Bei den im G. ſcheu Stadtfelde belegenen, zu Erbzinsrechten verliehenen Grund⸗ 


ſtücken der St. Catharinenkirche, ſind, außer dem auf Grund der Erbzins-Contracte 
von 1795 feſtſtehenden zu Martini fälligen Canon und den feſtgeſtellten Laude⸗ 
miengeldern im Hypothekenbuch für die Kirche eingetragen: das Obereigenthum, 
das Vorkaufsrecht, und überall bei Beſitzveränderungen eine Recognition von 
10 Sgr. an den adminiſtrirenden Proviſor. Bei Vererbungen an Aſcendenten 
und Deſcendenten fallen die Laudemiengelder fort. 


Ausgenommen von dieſen Reſervaten iſt — J) eine Parcele von 2 Mg. 
106 Ruth. im Marientamp, welche gegen Zahlung eines Erbzinsſtandsgeldes von 
100 Tylr. und den jährlichen Erbzins von 3 Sch. Roggen und 3 Sch. Hafer mit 
Genehmigung der Königl. Regierung vom 23. December 1811 zur Erweiterung 
des Johannisfriedhofes an das Hoſpital Spiritus Sancti abgetreten iſt; und — 
2) eine Parcele von 6 Mg. 109 Ruth., welche der Stadtmnuſikus in partem sa- 
larii gegen Entrichtung von 4 Sch. Roggen und 1½ Sch. Hafer nutzt. 


In neüerer Zeit ſind 5 Parcellen, beſtehend in Wiefenſtücken des Marien⸗ 
tamps, 1 Ackerſtück nebſt Holzablage, und 1 Hufenſtück, zuſammen 17 Mg. 152 Ruth. 
groß, miitelſt Contracts vom 21. December 1838, confirmirt 21. Febr. 1839, gegen 
einen Erbzins von 33 Sch. 7 Mtz. Roggen ausgethan. Für die Kirche jind einge⸗ 
tragen: das Obereigenthum, das Vorkaufsrecht und bei Beſitzveränderungen, außer 
bei Vererbungen in auf- und niederſteigender Linie, 2 Pret. des Kaufgeldes als 
Laudemium. Die Kornpacht wird in Gelde zum Stettiner Martini⸗Marktpreiſe 
bezahlt. Der Erbzinsmann der Ladeſtelle hat die Verpflichtung zur Unterhaltung 
der Dämme, der Ladebrücken und der Ufer an der Ihna. 

Endlich iſt nach dem Vertrage vom 27. Decbr. 1843, genehmigt den 9. Fe⸗ 
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bruar 1844, ein Garten in der erſten Kohlſtraße von 136 Q.⸗Ruthen gegen eine 
jährliche Geldrente von 4 Thlr. 15 Sgr. zu Erbzinsrechten ausgethan. 

Was die beiden Bauerhöfe in Marsdorf betrifft, ſo gehören — 1) Zum 
früher Kobsſchen, jetzt Springſtubbeſchen Hofe, Nr. 19, 3 Hufen Acker auf der 
Marsdorfer Feldmark und die 6 Mg. 69 Ruth. große Ihnawieſe auf Golnowſcher 
Feldmark. Der Bauerhof hat die Berechtigung zu Bau- und Brennholz aus der 
Marsdorfer Holzung. Der Kirche ſteht das Obereigenthum, das Vorkaufsrecht, 
Laudemium von 10 Prct. des Kaufgeldes bei Veräußerungen, außer bei Erbfällen, 
wo nur 3 Thlr. Recognition gezahlt werden, zu. — Der zweite oder Frankſche Hof, 
No. 18, gehört zu der Kirche (/ dem Heil. Geiſt⸗Hoſpital), das dazu gehörige 
Land liegt im Dorffelde, die Wieſen, 15 Mg. 130 Ruth. auf Golnower Feldmark. 
Die Berechtigung en der Kirche und des Hofes wie vorſtehend. 

Nach ausgeführter Separation geboren — a) zum Hofe des Schulzen Frank 
237 Mg. 88 Ruth., mit einem jährlichen Reinertragswerthe von 3260,15 ME. Rog⸗ 
gen; — b) zum Hofe des Bauern Springſtubbe 211 Mg. 74 Ruth. mit einem 
Reinertragswerthe von 3281 Mtz. Roggen. Verkaufspreiſe ſind nicht bekannt, zumal 
die Höfe immer in der Familie geblieben. Jeder Hof hat aber jetzt einen Werth 
von mindeſtens 10,000 Thlr. Zu bemerken iſt, daß der zuletzt genannte Hof laut 
Contract vom 8. Juni 1865, genehmigt den 4. December 1865, unter zwei Ge⸗ 
ſchwiſter Springſtubbe getheilt worden. 

Was die beiden Höfen zu Marsdorf, Golnowſchen Antheils, zuſtehende Holz⸗ 
berechtigung betrifft, ſo war ihnen für dieſelbe das Marienſtift in der dieſen ge- 
hörenden Holzung verpflichtet. Das Marienſtift hat dieſe Leiſtung im Jahre 1860 
mit Gelde abgelöft, und zwar hat für die ihr bisher zugeſtandene Bau- und Brenn⸗ 
holzberechtigung der Frankſche Hof ein Kapital von Thlr. 926. 5 Sgr., der Spring⸗ 
ſtubbeſche Hof eins von Thlr. 813. 8. 4 Pf. ausgezahlt erhalten. Die Königl. 
Regierung hat ſich mit dieſem Ablöſungsverfahren mittelſt Genehmigungs⸗Dekrets 
vom 20. October 1860 einverſtan den erklärt. 

Bei Anlegung des Hypothekenbuchs von Golnow ſind den, auf der Stadtfeld⸗ 
mark gelegenen, Erbzinsgrundſtücken der St. Catharinenkirche 2 beſondere Folien 
zugetheilt. Auf das eine iſt das der Kirche zuſtehende Obere genthum, auf das 
andere das dem Erbzinsmann ꝛc. verliehene nutzbare Eigenthum eingetragen, bei 
legterm endlich find in Rubrica II diejenigen Rechte vermerkt, welche der Kirche 
aus den Erbzinsverträgen zuſtehen, nämlich das Obereigenthum, das Vorkaufsrecht, 
ein Canon oder Erbzins, ein Laudemium. Das Obereigenthum iſt nach §. 2, 
No. 2 des Geſetzes vom 2. März 1850, betreffend die Ablöjung der Reallaſten ꝛc. 
ohne Entſchädigung aufgehoben. Die Königl. Kreisgerichts⸗-Commiſſion Golnow la 
beabſichtigte deshalb im Jahre 1864, als das Hypothekenweſen der Stadt G. auf 
Grund des Gemeinheitstheilungs⸗Receſſes vom 13. Juli 1863 regulirt und durchweg 
neüe Hypothekenbücher angelegt wurden, die Folien des Obereigenthums zu ſchließen, 
auch den, ſolches angehenden Vermerk bei dem nutzbaren Eigenthum zu löſchen, jo 
daß auf das durch die Separation gebildete anjetzt freies Eigenthum bildende 
Grundſtück nur jene übrigen Laſten übertragen würden. Die Gerichtsbehörde fragte 
unterm 10. Mai 1864 beim Kirchenproviſorat an, ob daſſelbe mit dem beabſichtigten 
Verfahren einverſtanden ſei. Auf erſtatteten Bericht fand die Königl. Regierung 
nichts dagegen zu erinnern und ermächtigte durch Verfügung vom 19. Mai 1864 
das Proviſorat, dem Antrage der Kreisgerichts-Commiſſion Folge zu geben. Es 
wird aber zweifelhaft, ob dies geſchehen, da in dem neüſten Kirchenkaſſen⸗Etat 


en 
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pro 1870—1875 bei allen Erbzinsgrundſtücken noch immer das Obereigenthum der 
Kirche vermerkt ſteht. Unfixirte Laudemien hat das Ablöſungs⸗Geſetz vom 2. März 
1850 ebenfalls ohne Entſchädigung aufgehoben. Dieſe geſetzliche Beſtimmung trifft 
bei den Kirchengrundſtücken nur die wenigen, welche im Jahre 1838 gegen Geld⸗ 
rente zu Erbzinsrechten ausgethan ſind. 


Als zu Ende des Jahres 1823 die Stadt⸗Commune G. auf Gemeinheitsthei⸗ 
lung angetragen hatte, wurden ſeit dem Monate Februar 1824 durch den von der 
Königl. General⸗Commiſſion ernannten Special⸗Commiſſarius, Bürgermeiſter Pölcke, 
in Damm wohnhaft, die erſten Inſtructions⸗Verhandlungen aufgenommen. Von 
Seiten des Proviſorats der St. Catharinen⸗, wie der St. Georgen⸗Kirche ſind dem⸗ 
ſelben, auf ergangene Requiſition, die geforderten Angaben von den Beſitzungen 
und Berechtigungen beider Kirchen gemacht, und iſt darüber, ſowie über die Be⸗ 
ſitzungen und Berechtigungen der Pfarrer, der Pfarrwittwenſitze und der Schulen 
am 11. und 18. Februar 1824 verhandelt worden. 


In dem Termine am 11. Februar 1824 wurde mit dem Superintendenten 
Milarch, als Vertreter für beide Kirchen, der Pfarrſtellen und ſämmtlicher Schulen, 
ſowie mit dem Proviſor Bethke, als Adminiſtrator beider Kirchen über die Be⸗ 
ſitzungen und Berechtigungen gedachter Corporationen Folgendes verhandelt: 


I. Es find hieſigen Orts zwei Kirchen, St. Catharina und St. George ge⸗ 
nannt; die erſtere iſt innerhalb der⸗ Ringmauer und letztere in der Vorſtadt Wiek. 


1. Die St. Catharinen⸗Kirche beſitzt eine Ackerfläche von 714 Mg. 18 Ruth. 
und an Wieſenwachs 65 Mg. 3½ Ruth. Alle dieſe Grundſtücke liegen zerſtreüt 
und im Gemenge der ſtädtiſchen Feldmark und Wieſenfläche. Sie ſind großen⸗ 
theils — zur Hälfte etwa — in Erbzins ausgethan, viele aber — die andere 
Hälfte — werden noch zeitpachtweiſe genutzt. 


2. Die St. Georgen⸗Kirche hat nur wenige gleichfalls auf Erbzins verliehene 
Ackerparcelen, die in zwei Gegenden des Feldes eine zuſammenhangende Lage 
haben. Wieſenwachs beſitzt dieſe Kirche gar nicht, wol aber gehört ihr ein Ende 
Gartenland, welches zeitpachtweiſe genutzt wird. 


Die Vertreter der Kirche wollen den Erbzinspächtern überlaſſen, ihre Rechte 
bei der Gemeinheitsaufhebung ſelbſt wahrzunehmen, und halten ſich nur verpflichtet, 
die Grundſtücke, welche in Zeitpacht ausgethan, oder als Dienſtländereien den Orts⸗ 
geiſtlichen, Schullehrern oder anderen Beamten überwieſen ſind, zu vertreten. Es 
wird anerkannt, daß eine willkürliche Benutzung der Ackerſtücke bisher Statt ge⸗ 
funden hat und daß der Acker nur nach abgebrachtem Getreide bis zur Wieder⸗ 
beſtellung, und die Winterſaat, dieſe jedoch nur mit den Schafen bei ſtarkem Froſt⸗ 
wetter, behütet worden iſt; es wird ferner anerkannt, daß auch die unter Admini⸗ 
ſtration der Kirche ſtehenden Wieſen im Frühjahr und Herbſt behütet worden ſind, 
und es ſoll gegen die Verbindlichkeit dieſe Belaſtungen abzulöſen, nicht geſtritten 
werden. Eben jo wenig denken die Vertreter der Kirche daran, die Anſprüche der 
Servitutberechtigten in- und außerhalb der Gränzen der ſtädtiſchen Feldmark zu 
beſtreiten, finden jedoch nicht nöthig ſich auf Rechtshändel mit dieſen einzulaſſen, 
vielmehr wollen ſie den ſtädtiſchen Behörden überlaſſen, den Werth der verſchiedenen 
Berechtigungen, entweder im Wege des Vergleichs, oder aber, wenn ſie es gerathen 
finden, auf dem Wege des Prozeſſes feſtſtellen zu laſſen. Comparenten ſind es zu⸗ 
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frieden, daß der Antheil an der Gemeiuweide nach dem durch den Futtergewinn 
ermittelten Viehſtande ermittelt werde. Sollte eine Zuſammenlegung der Acker⸗ 
und Wieſengrundſtücke, die verzeitpachtet werden, thunlich ſein und ausgeführt werden 
können, ſo wollen Comparenten dieſe Zuſammenlegung der Grundſtücke hiermit 
beantragen. 


II. Die erſte Pfarrſtelle betreffend, ſo benutzt dieſe eine Ackerfläche vou 1 Mg. 
106 Ruth.; einen Garten von ca. 1½ Mg., welcher jedoch durch Bewährung jeder 
Gemeinnutzung entzogen iſt; eine Wieſe von 4'/, Mg., die aber der St. Catha⸗ 
rinenkirche gehört, und unter deren Grundſtücken mit verzeichnet wird. Mehrere 
Grundſtücke find der Pfarrſtelle nicht überwieſen, fie hat jedoch Antheil an der Ge: 
meinweinde gehabt, und will ſolchen nach dem Durchſchnitt von den letzten 10 
Jahren, für 4 Kühe, 1 Jungvieh, 3 Schweine und 3 Schafe geltend machen, und 
dafür die Abfindung in nutzbarer Grundſtücken erwarten. 


III. Die zweite Pfarrſtelle hat an Acker 1 Mg. 30 Ruth., einen Garten von 
ca. 1 Mg. und den Nießbrauch einer dem Hoſpital Spiritus Sancti gehörigen Wieſe, 
von 5 Mg. 177½ Ruth., jedoch gegen 3 Thlr. jährlicher Pacht. Das Weiderecht 
für dieſe Stelle wird nach obiger Weiſe für 2 Pferde, 4 Kühe, 1 Jungvieh, 3 
Schweine, 3 Schafe verlangt. 


IV. Es ſind auch 2 Predigerwittwenſitze, denen jedoch nur der Nießbrauch 
eines Hoſpital⸗Garten eingerxümt iſt. Beide haben mit ihrem Vieh die Gemein- 
weide genutzt, und der Superintendent Milarch iſt mit der Erklärung der ſtäd— 
tiſchen Bevollmächtigten in ſofern zufrieden, daß jedem Predigerwittwenſitz nach all— 
gemeinen Beſtimmungen zwei Kuhweiden zugeſtanden werden. 


V. Gleichmäßig will derſelbe es auch billigen, daß jeder der 5 Schullehrer— 
ſtellen eine Abfindung von zwei Kuhweiden gewährt werden ſollen, und hält ſich 
nicht für ermächtigt, auf mehr für dieſe und die Predigerwittwenſitze anzuſprechen, 
wobei noch bemerkt wird, daß keine der Schullehrerſtellen weder Acker noch 
Wieſenwachs haben, nur 3 von ihnen haben ein Stück Gartenland zur Be— 
nutzung von der St. Catharinenkirche. Dieſe drei find; der Rector, der Subrector 
und der Cantor. 


VI. Neben dem Antheil an der Gemeinweide haben Kirchen, Pfarren und 
Schulen auch Antheil an der Holzung in der Stadtheide — 1) indem die Kirchen, 
die Pfarrhaüſer und Schulen zu allen Bauten des benbthigte Bau- und Repara⸗ 
turholz unentgeldlich bezogen haben, und es wird genehmigt, daß ſolches auch 
künftig gewährt werden ſoll. Einer Abfindung dafür wird widerſprochen, weil 
ſolche, wenn ſie auch wirklich in angemeſſener, mit Holz beſtandener Fläche gewährt 
werden möchte, von den berechtigten Korperſchaften forſtwirthſchaftlich nicht benutzt 
werden können. — 2) Iſt's richtig, wenn die Bevollmächtigten der Stadt angeben, 
daß a) jeder der beiden Pfarrſtellen 16 Faden Kieferuklobenholz; b) dem Rector 
und Subrector jedem 8 Faden dergl. Holz und c) dem Organiſten 4 Faden gleiches 
Holz jährlich unentgeldlich verabreicht werden müſſen, und wenn dieſe fernerhin 
gegeben werden, iſt hierbei nichts zu erinnern, jedoch anzumerken, daß die Kloben 
zu 3 Fuß lang gehauen werden müſſen. Zugeſtanden wird auch, daß für die 
Schulſtuben kein Brennholz verabreicht wird. 

VII. Wahrend dieſer Verhandlung hat ſich auch auf beſondere Einladung 
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der Diaconus Sormann, Inhaber der zweiten Predigerſtelle, eingefunden, ſich von 
dem, was verhandelt worden iſt, unterrichtet, und den Inhalt dieſes Protokolls, 
beſonders hinſichtlich der ſeiner Pfarrſtelle gebührenden Berechtigungen überall ge⸗ 
nehmigt, dem aber noch hinzugefügt: — ich will auf Weiderecht für 2 Pferde nicht 
Anſpruch machen, obwol ich ſolche geyalten habe, indem ich die Nothwendigkeit 
| der Anspannung in Verwaltung meines hieſigen Amts nicht darthun kann, ſondern 
ſolche hauptſächlich wegen meiner Pfarre Buddendorf halte; und nur mit Berech⸗ 
tigungen hier auftreten will, die rechtlich nicht zurückgewieſen werden können. 

In der Zuſammenkunft vom 18. Februor gab Superintendent Milarch den 
Wunſch zu erkennen, von den ferneren Verhandlungen dispenſirt zu werden, indem 
er ſeine hieſige Pfarrſtelle bereits Oſtern 1824 verlaſſe, und es daher ſeinem Nach— 
folger überlaſſen müſſe, die Intereſſen der erſten Pfarrſtelle bei der Gemeinheits⸗ 
theilung wahrzunehmen. Prediger Sormann einigte ſich mit den Bevollmächtigten 
dahin, daß ſeiner Pfarrſtelle der Werth von vier Kuhweiden in nutzbaren Grund⸗ 
ſtücken und in möglichſt bequemer Lage überwieſen werde. 


Die Königl. Regierung, der das Kirchenproviſorat Anzeige von den Statt 
gefundenen Verhandlungen gemacht hatte, genehmigte, mittelſt Verfügung vom 1. 
März 1824, das bei der begonnenen Gemeinheitstheilung eingeſchlagene Ver⸗ 
fahren, gab aber hinſichtlich der Erbzinshufen zu erwägen, daß, weil dieſe ein 
beſonderes Folium im Hypothekenbuch haben, bei ihnen der Fall der beſondern 
Veraüßerung eintreten könne, daher Proviſorat werde darauf zu halten haben, daß 
dieſe Erbzinshufen nicht mit den etwaigen übrigen Grundſtücken der Erbzinsmänner 
conſolidirt würden, vielmehr müßten dieſelben jo gelegt werden, — 1) daß die 
Gränzen der Erbzinsgrundſtücke nicht ſtreitig werden können und 2) daß 
die Erbzinsgrundſtücke eine ſolche Lage erhalten, daß fie füglich benutzt wer— 
den können, wenn dieſelben durch Veraüßerung an einen andern Beſitzer kommen. 


In den Jahren 1834 und 1835 wurde die ſtädtiſche Feldmark durch den 
Feldmeſſer Müller Behufs der Gemeinheitstheilung neü vermeſſen und auf den 
24. November 1835 ein Termin anberaumt, in welchem ſich auch das Kirchen⸗ 
proviſorat — 1) über die Richtigkeit des vorgelegteu Vermeſſungs- und Bonitirungs⸗ 
Regiſters; ſo wie 2) über die Provocation auf ſpecielle Separation und Zuſam— 
menlegung der Kirchengrundſtücke erklären ſollte. Die Wichtigkeit beider Punkte 
veranlaßte das Proviforat, ſich darüber nur vorlaüſig und mit Vorbehalt einer 
definitiven Erklärung zu aüßern. Superintendent und Proviſor adminiſtrans 
glaubten ferner, um ſich in den Stand zu ſetzen, die Angelegenheit völlig zu über: 
ſehen und das Beſte der Kirche darin wahrnehmen zu können, von dem neüen 
Vermeſſungs- und Bonitirungs-Regiſter eine ganz ſpecielle Keuntniß nehmen und 
zu dem Ende eine genaue Vergleichung deſſelben mit den älteren Regiſtern an⸗ 
ftellen zu müſſen. Da ſich hierbei theils in dieſen älteren Regiſtern manche kleine 
Unrichtigkeiten zu verbeſſern fanden, theils der Superintendent Dannenberg, der 
dieſe Sache bearbeiten mußte, nur zu oft durch andere Amtsgeſchafte verhindert 
wurde, die nöthigen Conferenzen mit dem Feldmeſſer Müller zu halten, und ſich 
dem Geſchäfte anhaltend zu widmen, ſo iſt freilich die, von der Königl. Regierüng 
Behufs der Berichterſtattung unterm 28. Juni 1834 und vom 5. Januar 1835 
bedungene Friſt doppelt verſtrichen, als endlich der Bericht unterm 25. Februar 
1836 erſtattet wurde, allein es iſt dadurch Weſentliches nicht verſaümt worden, 
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da die zunächſt zu beſeitigenden Verhandlungen mit der Stadtgemeinde und den 
Servitutberechtigten noch manche Zeit in Anſpruch nahmen. Um für die geforderte 
Erklärung, die Richtigkeit der neüen Vermeſſung und Bonitirung betreffend, einen 
Anhalt zu gewinnen, wurde eine Nachweiſung und Zuſammenſtellung ſämmtlicher 
einzelnen Grundſtücke der beiden Kirchen, ſowol nach den älteren Regiſtern von 
1736 und dem Langnerſchen Kataſter von 1793, als den neüen Regiſtern von 
Müller entworfen und daraus zwei ſummariſche Tabellen gezogen, deren Haupt⸗ 
ergebniſſe folgende ſind: 
Nach der Vermeſſung von 1736—1793. | 1834— 1835. | Differenz. 
Mg. Ruth. I Mg. Ruth. | Mg. Ruth. 
St. Catharinen-Kirche. 


Verzeitpachtetes Ackerland. 348. 107 352. 6 [ 3. 79 
ar Miefenland . u 48. 19 47. 96 | — 0. 103 

Catharinen⸗Holz, Vermeſſung von 1789 . . 1990 21 193. 145 | +0. 124 

Auf Erbzins ausgethanene Ackerſtücke ) 1 365. 81 374. + | 8. 103 

15 15 1 Wieſen 21. 58½ [ 22. 33 | +0. 154½ 


St. Georgen-Kirche. 
Verzeitpachtete Ackergrundſtücke S % 12 7. 64 |+0. 12 
Auf Erbzins ausgethanene Ackerſtücke . 3. 129 7. 135 [＋ 0. 6 


Die Nachweiſungen, aus denen die vorſtehende Ueberſicht entlehnt iſt, liefern 
unverkennbar den Beweis, daß die Kirchen noch wirklich im Beſitz derjenigen Grund— 
ſtücke ſind, welche ſie nach dem Langnerſchen Kataſter haben ſollen, und daß bei 
den wenigen Stücken, wo dies nicht der Fall zu ſein ſcheint, der Grund nur in 
den kleinen Unrichtigkeiten jenes Kataſters, beſonders in den, den Stücken gegebe⸗ 
nen Nummern, liegt. Dagegen haben ſich auch einige Stücke als unbeſtrittenes 
Eigenthum der St. Catharinen-Kirche vorgefunden, welche die Langnerſche Arbeit 
von 1793 nicht enthält. Die Differenzen im Flächeninhalt faſt aller einzelnen 
Stücke zwiſchen der neüen und ältern Vermeſſung — ein volles Jahrhundert trennt 
beide geometriſche Arbeiten — ſind, wie jeder Sachverſtändige weiß, unausbleiblich, 
und finden ſich überhaupt bei allen Ackerſtücken der ganzen Feldmark. Da über: 
dem die neüe Vermeſſung im Ganzen genommen gegen die ältere ein Mehr ergibt, 
— muthmaßlich weil bei dieſer das gebrauchte Maaß kein abſolut richtiges war, 
die neüe Bonitirung aber ſichtlich viel ſorgfältiger bewirkt iſt, als die ältere, und 
die Bonität der Kirchengrundſtücke demnach gegen die ältere nicht geringer ausfällt, 
fo glaubte das Proviſorat ſich auf den Grund der angeſtellten Ermittelungen nun: 
mehr unbedingt für die Richtigkeit des neüen Vermeſſungs⸗ und Bonitirungsregiſters 
erklären zu können. Was den zweiten Punkt, die geforderte Erklärung der Pro⸗ 
vocation auf ſpecielle Separation, betrifft, ſo war man der Meinung, daß die 
Kirchen dieſer Separation zwar nicht widerſprechen, aber auch nicht auf die Seite 
der unmittelbaren Provocanten treten ſollten; und daß bei dieſer Gelegenheit auf 
eine Auseinanderſetzung wegen des hinſichtlich des Grund und Bodens des St. 
Catharinenholzes Statt findenden gemiſchten Beſitzthums zwiſchen Kirche und Stadt⸗ 
gemeine anzutragen und zu dringen ſei, falls es nicht hinreichend ſein ſollte, ſich 
bei dem Rechte zu begnügen, den Aten Theil in Schonung zu legen, wogegen aber 
gewiß bleibt, daß die Kirche bei einer möglichen Abholzung und Verwandlung in 
Acker und Wieſen den größten Gewinn haben würde. 


) Zufolge einer Nachweiſung vom Jahre 1818 waren 19 Mg. 108 Ruth. Erbzinsacker⸗ 
ſtücke der St. Catharinen⸗Kirche zurückgenommen und in Zeitpacht ansgethan. 
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Extract aus dem unterm 13. Juli 1863 beſtätigten Receſſe über 
die Gemeinheitstheilung der Stadtfeldmark zu Goln ow, 
ſoweit derſelbe 
die geiſtlichen Inſtitute und die milden Stiftungen betrifft. 


Preußiſche Morgen und Quadratruthen. 


F. Beſitzer. a Ge⸗ 
5 als Acker. Wieſen. eng un ſammt⸗ 
läche. 
1 
18. St. Gatharinenfirhe . . - . . | 240.110 83.174| 141. 5 3. 2 468.111 
Darunter: | 
1. Die Häuſer Stadt No. 169 erſte ö 
Predigerwohnung, No. 184 Predi⸗ N 
gerwittwenhaus, No. 187 zweites x ! 
Predigerhaus, Ländereien im Buten⸗ | | 
felde an der Straße a 4 203.118 13. 35 9. 46 — 135 226.152 
2. In den Strämeln und Kaveln an 
dem Wege a 29 32. 62 — — J 119 33. 1 
3. In den Ihna⸗ und = „ Shnabru: | 
„Wieſen am Wege a. 8 — 40.146 — = 40.146 
4. In den Eichbergſchen Wiesen und in 
1 — Jorſt an der Ihug am Wege | 
— 16. 77 63.156 — 80. 53 
5. an „Satteriienhoie x. am Wege | 
— 12. 90 67.165 — 178 81. 73 
6. In den Kaveln bei der Stadt, an 
dem Wege a 17 410 . 6% — 110 6. 46 
19.] St. Georgenkirche, im Trappenort 7. 74 8. 75 1.108] — 109 18. 6 
20.] Hofpital Spiritus Sancti. . . 397.113 34. 88 61. 36 6. 68 499.125 
Darunter: 
1. Im Butenfelde an der Straße a 4 2c. 397.113 28.104 10.136 6. 68 443. 61 
2. Im er bei Marienwald . — — 5.164 50. 80 — — 56. 64 
21. Hofpital St. Georgii. 114. 72 87.125 7. 51 — 10 209. 78 
Darunter: 
2 Im Trappenort am au a 10 5 2.116 1. 68 3. 96 — 10 7.110 
2. Im Butenfelde b 10 111.136 — -: — -1 — — 111.136 
3. In den Ihnawieſen u — — 33. 44. — —| — u! 33. 44 
4. In den Eichbergſchen Wieſen. * — — 53. 13 3.1355 — — 56.148 
22. Erſte Predigerſtelle, in den Kaveln 
bei der Stadt, in den Shun und 
Stubbenwieſen 6. 94 5.164 — — 1. 15 13. 93 
23. Zweite Predigerſtelle, in den 
Kaveln bei der Stadt, den Sand⸗ 
forth⸗ und Mitta bruchwieſen a 2.135 6. 43 — :- — 42 9. 40 
24.] Predigerwittwenhaus, ein 1. 24 — — — — — 2 1. 26 
25. | Stectorflelle, desgleichen — 169 — : — — — —| —169 
26. Courectorſtelle, desgleichn. — 169 — —| -— -| — — — 169 
27. | Cantorſtelle, desgleichen — 169 — — — — — 4 — 173 
28. Küſter ien desgleichen — 169 — —| — —| — 5 —174 
29. Erſte deere Lehrerſtelle, desgleichen — 1699 — H— — — 16 1. 5 


Das Grundſtück §. 18 No. 6 iſt nach dem Contract vom 20. Januar 1848 
dem Stadtmuſikus Ortmann in partem salarii zur vorübergehenden Nutznießung 
überwieſen. — Die Grundftüde §. 22 find der Stelle von der St. Catharinen⸗ 
Kirche, desgleichen §. 23 theils von dieſer Kirche, theils vom Hoſpital Spiritus 
Sancti verliehen. 

Bezüglich der Abfindungen, welche in den 88. 25—29 den darin genannten 
Lehrern ausgewieſen ſind, iſt Folgendes zu bemerken: Dieſen Stellen hat niemals 
ein geſetzlicher Anſpruch auf eine Abfindung bei der Gemeinheitstheilung zugeſtanden, da 
ſie keine Berechtigungen beſaßen, wofür ſie abzufinden geweſen wären. Im Laufe der 

Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 
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Separation wurde jedoch mit Rückſicht auf das kärgliche Einkommen der gedachten 
Lehrerſtellen (der Küſter bekleidete damals auch eine Lehrerſtelle) vom Magiſtrate 
der Antrag geſtellt, dieſen Stellen zur Verbeſſerung ihres Einkommens eine kleine 
Abfindung an Land in der Nähe der Stadt beizulegen; und dies iſt demnächſt auch 
geſchehen, da die Geſammtheit der Gemeinheitstheilungs-Intereſſenten dieſem An⸗ 
trage des Magiſtrats beitraten. Daraus erhellet unzweifelhaft, daß den genannten 
Stellen die Abfindungen beigelegt worden ſind, weil die Inhaber derſelben Lehrer 
waren und nicht, weil einige derſelben gleichzeitig kirchliche Functionen verrichten. 
Die Berichtigung des Beſitztitels der Grundſtücke der geiſtlichen Inſtitute im neüen 
Hypothekenbuche von Golnow, nachdem das alte geſchloſſen worden, hat Inhalts 
des Gemeinheitstheilungs-Receſſes vom 13. Juli 1863 zufolge Verfügung vom 1. 
Dezember 1864, bezw. vom 5. Januar 1865, Statt gefunden. 


Was die Kirchen und geiſtlichen Wohngebäude betrifft, jo waren 
dieſelben bis zum Jahre 1861 bei der Aachen-Münchener Feüer-Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft für die Summe von 25,625 Thlr., darunter die St. Catharinen⸗Kirche 
für 16,700 Thlr. verſichert. Nach Ablauf der Verſicherungs-Periode wurde die 
neüe Verſicherung auf die Periode vom 25. Januar 1861 bis dahin 1866, auf 
Anordnung der Königl. Regierung, bei der Preußiſchen National-Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft zu Stettin, und zwar auf Höhe von 25.800 Thlr. bewerkſtelligt. Das 
Plus von 175 Thlr. gegen die frühere Periode ſtützte ſich auf eine neüe Taxe der 
Wohngebaüde. Im Jahre 1864 wurde die Kirche zu Damm, von einem Blitz⸗ 
ſtrahl entzündet, total in Aſche gelegt. Auch dieſes Kirchen⸗Gebaüde war bei der 
Pr. N. G. verſichert. Das eigenthümliche Verfahren der Geſellſchaft bei dem 
Dammſchen Brande gab dem Magiſtrat zu G., der zu den Bauten der Kirchen- und 
geiſtlichen Gebaüde das benöthigte Holz herzugeben hat, Veranlaſſung, darauf zu 
dringen, daß das Holzwerk in ſämmtlichen geiſtlichen Gebaüden in separato ver⸗ 
ſichert werde, damit er auch ſeiner Seits eine Gewährleiſtung habe; Magiſtrat 
erklärte, nicht nur den Antrag bei der Geſellſchaft ſelber machen, ſondern auch das 
Tragen der Verſicherungs⸗Koſten auf ſich nehmen zu wollen. Dieſer Wunſch des 
Magiſtrats war vollkommen gerechtfertigt, ließ ſich aber bei der bisherigen Ber: 
ſicherung nicht in Ausführung bringen, da in der Police das Holzwerk nicht be⸗ 
ſonders aufgeführt war. Es war alſo eine neüe Verſicherung nothwendig, um ſo 
mehr, weil die Verſicherungsſummen viel zu niedrig angenommen worden waren, 
und bei einem Brandunglück die größte Noth eintreten konnte. In der irrigen 
Anſicht, daß Kirchengebaüde nicht abbrennen können, hatte man die St. Catha⸗ 
rinenkirche nebſt ihrem ſtattlichen Thurme, wie geſagt, nur mit 16,700 Thlr. ver⸗ 
ſichert und in demſelben Verhältniſſe zum wirklichen Werthe ſtanden auch die Ver— 
ſicherungsſummen der übrigen Gebäude. Das Brandunglück in Damm erregte des: 
halb in G. Beſorgniſſe, die das Kirchenproviſorat zu dem Entſchluß führten, ge— 
meinſchaftlich mit dem Magiſtrate neüe Anträge bei der Pr. N. G. einzureichen. 
Da es ſich aber um Erhöhung der bisherigen Verſicherungsſätze handelte, ſo war 
eine amtliche Abſchätzung der ſammtlichen geiſtlichen Gebaüde durch den Kreisbau— 
meiſter Fiſcher erforderlich, der dazu von der Königl. Regierung unterm 9. Juni 
1864 veranlaßt wurde. Fiſcher erledigte dieſen Auftrag mittelſt Berichts vom 
15. Oktober 1864. Die Taxe betrug für — 

a) die St. Catharinentirchktn . Thlr. 90.000 
b St. Gesngent irc % mem, 2.500 
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c) die Superintendentur, Diaconats-Gebaüde und das 
Prediger⸗Wittwenhaus. Cn Thlr. 8.236 
Zuſammen .. Thlr. 100.736 
wofür die genannten Gebaüde bei der Pr. N. G. demnächſt für die Periode vom 
25. Januar 1866 bis dahin 1870 neü verſichert worden ſind. In der Taxe der 
Kirchen iſt der Holzwerth nicht enthalten, und blieb es event. Sache des Magiſtrats, 
denſelben ermitteln zu laſſen. In der Fiſcherſchen Taxe der übrigen geiſtlichen 
Gebaüde war der Werth des Holzes beſonders ausgeworfen. Die Taxe der St. 
Catharinenkirche iſt den Einzelheiten nach folgende: Maurerarbeiten 43.000, Zimmer⸗ 
lohn 1100, Dachdeckerlohn incl. Materialien 1400, Tiſchlerarbeiten 1800, Schloſſer⸗ 
arbeiten 800, Glaſerarbeiten 400, Orgel 2000, Glocken 2000 Thlr. Der Thurm: Maurer: 
arbeiten 35,500, Zimmerarbeiten 1000, Schmiedearbeiten 750, Ziegeldach 250 Thlr. 
Nachdem der Reſtaurationsbau der St. Catharinenkirche, — auf den wir 
weiter unten zurückkommen, — vollendet war, iſt von den Gebaüden der geiſtlichen 
Inſtitute eine neüe Taxe aufgenommen worden. Sie hat Folgendes ergeben: 
a) Die St. Catharinenkirche nebſt Thum. .. Thlr. 100.000 
b) Das Superinteudentur⸗Gehbbffwdqd l. 7 5.036 
e) „ DUNST NL é en 2.150 
d) „ Predigerwittwen⸗ Gehöft 7 1.570 
Thlr. 108.756 
En... 15 2.620 
Summa. .. Thlr. 111.376 
Für dieſe Summe ſind die Gebäude bei der Achen-Münchener Feier Ver: 
ſicherungs⸗Geſellſchaft vom 25 Januar 1870 bis dahin 1875 verſichert worden. 
Die genannte Geſellſchaft machte bei Abſchließung des Verſicherungsvertrages der 
St. Catharinenkirche ein Geſchenk von Thlr. 32. 29 Sgr. zur Anſchaffung einer 
Altardecke, und der St. Georgenkirche ein Geſchenk von 1 Thlr. 2 Sgr. 


Etat für die Kaſſe der St. Catharinenkirche pro 1. Januar 1870 
bis ult. Dezember 1875. 
Der Etat ſchließt in Einnahme und Ausgabe mietet. Thlr. 2988. 
Einnahme. 

Tit. 1. An Zinſen von ausſtehenden Kapitalien Thlr. 218. 22. 6 Pf. Die 
Kapitalien betragen 4700 Thlr., und beſtehen in einer hypothekariſch geſicherten 
Hausobligation über 2500 Thlr., vier Pommerſchen Pfandbriefen, drei Staatsun⸗ 
leihen von 1859 und einer Staatsanleihe von 1867. 

Tit. II. An unveränderlichen Erbzins von den zwei Bauerhöfen in Mars⸗ 
dorf Thlr. 9. 25 Sgr., und von dem ſonſt zur erſten Predigerſtelle gehörig gewe⸗ 
jenen Garten in der Kohlſtraße No. 26 von 0. Mg. 136 Ruth. Größe Thlr. 4. 
15 Sgr., zuſammen Thlr. 14. 10 Sgr. 

Tit. III. An Zeitpacht für Acker, Wieſen und Weide Thlr. 1918. 21 Sgr. 
Nach der Licitations-Verhandlung vom 31. October 1866 ſind die im Specker 
Felde belegenen 45 Kaveln auf die 6 hintereinander folgenden Jahre von Martini 
1567 bis dahin 1873; nach der Licitations-Verhandlung vom 25. November 1863 
die im Barfußdorfer Felde belegenen 27 Kaveln auf 6 hintereinander folgende 
Jahre von Martini 1884 bis dahin 1870 verpachtet. Der aus 10 Kaveln beſte⸗ 
hende Wieſenplan an der Ihna wird nur je auf ein Jahr verpachtet und iſt die 
daraus entſpringende Einnahme im Etat nach der Fraction eingetragen. Nach der 
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Licitations⸗Verhandlung vom 20. Januar 1858 und dem Contracte vom 16. März 
1858 iſt der Weideabfindungsplan von 80 Mg. 53 Ruth. auf 30 Jahre vom 
1. November 1858 bis 1. November 1888 für 40 Thlr. verpachtet. Der jedes⸗ 
malige Superintendent nutzt in Folge Verfügung der vormaligen Königl. Geiſtlichen⸗ 
und Schuldeputation vom 15. Juni 1810 und laut Verhandlung vom 29. Septem⸗ 
ber, beſtätigt den 7. November 1818 die Ihnawieſe von 4 Mg. 49 Ruth. in 
partem salarii. Der Marienkamp ift theilweiſe gegen Erbzins veraüßert, es nutzen 
jedoch davon drei Schullehrer, als der Rector, Conrector und Cantor, auf Grund 
einer unterm 29. September 1818 aufgenommenen, und von der Königl. Regierung 
unterm 1. November 1818 genehmigten Verhandlung ein Stück Gartenland, wofür 
ſie 3 Thlr. entrichten. 

Tit. IV. Für verkauftes Getreide Thlr. 569. 10 Sgr. Nach dem Abſchluß 
des in separato gefertigten und dieſem Geld⸗Etat beigefügten Getreide⸗Etat ver⸗ 
bleiben zum Verkauf 126 Sch. 7 Mtz. Roggen, 251 Sch. 14 Mtz. Hafer; nach den 
fractionsweiſe ermittelten Preiſen pro Sch. Roggen Thlr. 1. 28. 5 Pf. rund 246 
Thlr., pro Sch. Hafer 1 Thlr. rund 251 Thlr. 25 Sgr. Ferner für 33 Sch. 
7 Mtz. Roggen nach dem Stettiner Martini-Durchſchnittspreiſe nach der Fraction 
pro 1863—68 pro Sch. Thlr. 2. 4. 2 Pf. rund Thlr. 71. 15 Sgr. 

Tit. V. An Laudemialgeldern, nach der Fraction 51 Thlr. — Tit. VI. An 
Kirchenſtand⸗Miethe 80 Thlr. — Tit. VII. An Brautmeſſen, nach der Fraction 
Thlr. 11. 25 Sgr. 

Tit. VIII. An Grab⸗ und Gelaütegeld nach der Fraction 100 Thlr. Das 
Grabgeld bezieht das Hoſpital Spiritus Sancti, dem der Begräbnißplatz gehört. 
Es iſt der ſ. g. Johannis-Kirchhof, der im Jahre 1836 durch Erwerbung eines 
daran gränzenden Grundſtückes bedeütend erweitert, an der Stadtſeite mit einer 
Feldſteinmauer bewährt und an den übrigen drei Seiten mit einer Barriere und 
einer lebendigen Hecke eingefaßt wurde. Hierdurch hat der Friedhof ein gefälliges 
Aüßere erhalten Das Gelaütegeld ꝛc. fließt in die Kirchenkaſſe. Fürs Gelaüte 
wird bezahlt für Leichen von Erwachſenen ſowol als von Kindern 20 Sgr. für 
jeden Puls. Für Benutzung der Leichenlacken 20 Sgr. fürs große, 10 Sgr. fürs 
mittlere, 5 Sgr. fürs kleine. Für Benutzung der großen Bahre 2 Sgr. 6 Pf., 
der kleinen 1 Sgr. 3 Pf. Für Benutzung des Leichenwagens 10 Sgr., deſſen Lakens 
10 Sgr., der Stützen 10 Sgr. 

Tit. IX. An Commodis Jurisdictionis, Zehnten von jedem der beiden Bauer⸗ 
höfe in Marsdorf 20 Sgr., zuſammen Thlr. 1. 10 Sgr. 

Tit. X. An milden Gaben und Legaten nach der Fraction 20 Sgr. — 
Tit. XI. An Communion⸗Opfer desgleichen 27 Thlr. — Tit. XII. ad Extra- 
ordinaria Thlr. 45. 26. 6 Pf. 

A us gabe. 

Tit. I. An Beſoldungen Thlr. 1435. 27. 6 Pf. Dieſer umfangreiche Titel 
enthält Poſitionen in und vor der Linie; Baarzahlungen und Naturalbezüge. 

1. Dem Superintendenten und erſten Geiſtlichen Roeber. 

A. Baar in Quartal⸗Raten praenum. 600 Thlr., beſtehend in 150 Thlr. 
Gehalt, 4 Thlr. zum Ochſen, 1⅜ Thlr. zu Neüjahr, 5 Thlr. zu Schreibmaterialien, 
40 Thlr. Remuneration für die Superintendentur⸗Geſchäfte, 40 Thlr. als erſter 
Pfarrer laut Approbation vom 8. October 1820, 1 Thlr. aus dem Legat des 
ehemaligen Seglerſtifts nach Verfügung vom 20. Februar 1824, 100 Thlr. Zulage 
laut Verfügung vom 1. März 1834, fernere Zulage von 32 ¼ Thlr. laut Ver⸗ 
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fügung vom 30. October 1851, Zulage von 200 Thlr. laut Verfügung vom 20. 
Auguſt 1863 während der Lebenszeit des emeritirten Superintendenten Dannenberg, 
und nach dem Ableben deſſelben durch Verfügung vom 21. December 1868 weiter 
bewilligt unter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs; endlich von dem frühern mit 
43 ½¼ Thlr. etatiſirten Gehalte des Secretairs der Kirche laut Verfügung vom 9. 
Juli 1846: 26 Thlr., jo wie 6 Sch. Hafer in Natura (j. Getreide⸗Etat⸗Ausgabe 
Tit. J.) als Entſchädigung für Übernahme eines Theils der Secretariats⸗Geſchäfte. 
— Anmerkung. Der dem früheren adminiſtrirenden Proviſor zugebilligte Antheil 
an dem Gehalte des Kirchen⸗Secretairs mit 17¼½ Thlr. baar, jo wie 6 Sch. 
Roggen und 6 Sch. Hafer in Natura ceffirt in Folge Verfügung vom 23. Sep⸗ 
tember 1861. 

B. In Natura auf Martini jedes Jahres 61 Sch. Roggen, 13 Sch. Hafer⸗ 
als Superintendent, 6 Sch. Roggen, 6 Sch. Hafer aus dem frühern Secretairs: 
Gehalt (ſ. oben). 

C. Außerdem — vor der Linie, nach Angabe und Schätzung des Rendanten 
Freie Wohnung 50 Thlr., Accidentien 240 Thlr., Ertrag von den Dienſtländereien 
an Acker und Wieſenwachs 29 Thlr., an Gehalt von der St. Georgen⸗Kirche, der 
beiden Hoſpitäler, der Bürgerkaſſe und dem vormaligen Seglerſtifte 37 Thlr., 
Jahrgeld 32¼ Thlr., von der Stadt 16 Faden Kiefern Klobenholz frei ange⸗ 
fahren & 4 Thlr. = 64 Thlr, Antheil an den Emolumenten aus der Landpfarre. 
Buddendorf 40 Thlr. Summa 528 ¼½ Thlr. Und in Natura: 10 Sch. Roggen 
von Buddendorf, 3 Sch. Roggen, 4 Sch. Hafer vom Hoſpital Spiritus Sancti. 

Werden die Natural⸗Hebungen nach den oben angegebenen Fractionspreiſen 
berechnet, ſo ſtellt ſich ihr Geldwerth auf 172 Thlr. und das Geſammt⸗Einkommen 
des Superintendenten auf mindeſtens 1300 Thlr. 


2. Dem Diaconus Noht. 

A. Baar: An Gehalt 81 Thlr., zum Ochſen 4 Thlr., zu Neüjahr 1%, Thlr., 
Wieſenmiethe für das Hoſpital Spiritus Sancti 3 Thlr., Zulage 10 Thlr., aus 
dem Legat des ehemaligen Seglerſtifts 1 Thlr., Summa in der Linie Thlr. 100. 
20 Sgr. wird an den emeritirten Diaconus Uhrland in Quartalraten postnumer. 
gezahlt, laut Verfügung vom 6. Juli 1855. 

B. In Natura je das Jahr auf Martini 46 Sch. Roggen und 9 Sch. Hafer. 

C. Außerdem vor der Linie nach Angabe und Schätzung des Rendanten: 
Freie Wohnung 50 Thlr., Accidentien 150 Thlr., Ertrag von den Dienſtländereien 
16 Thlr., Gehälter von der St. Georgen⸗Kirche, den beiden Hoſpitälern, der 
Bürgerkaſſe und dem vormaligen Seglerſtifte 62 Thlr., Jahrgelder 32 ½ Thlr., 
an Brennmaterial 16 Faden Kiefern Klobenholz mit freier Anfuhr à 4 Thlr. = 
64 Thlr., Antheil an den Emolumenten der Pfarre Buddendorf, nach Abrechnung 
der dazu erforderlichen Hülfe und Fuhrkoſten 65 Thlr. Summa Thlr. 439. 15 Sgr. 
In Natura 59 Sch. Roggen von Buddendorf. 


3. Dem Proviſor adminiſtrans Zaucke an Gehalt 120 Thlr., für Schreib⸗ 
materialien 5 Thlr., zuſammen 125 Thlr., außerdem vor der Linie: Gehalt aus 
der St. Georgen⸗Kirchenkaſſe 5 Thlr. 


4. Dem Rector Bootz — A. Baar: Gehalt Thlr. 66. 10 Sgr., zu Neüjahr 
25 Sgr., Zulage 10 Thlr., zuſammen Thlr. 77. 5 Sgr. — B. Außerdem vor der 
Linie, nach Angabe des Rendanten: Gehalt aus der heil. Geiſt-Hoſpitalkaſſe Thlr. 
24. 10 Sgr., desgl. aus der Hoſpitalkaſſe St. Georg 4 Thlr., aus der Kämmerei⸗ 
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kaſſe Thlr. 48. 15 Sgr., aus der Bürgerkaſſe 36 Thlr., vom Seglerſtift 1 Thlr., 
aus der Schulkaſſe 188 Thlr., Miethsentſchädigung 50 Thlr., Accidentien 50 Thlr., 
Ertrag von einem Stück Gartenland auf dem Marienkamp 2 Thlr., desgl. von 
einem Stück Elendland 15 Sgr., 8 Faden Kiefern-Klobenholz mit freier Anfuhr 
32 Thlr. Summa Thlr. 456. 10 Sgr. 

5. Dem Conrector Denede — A. Baar: Gehalt Thlr. 60. 10 Sgr., Neü⸗ 
jahrsgeld und Zulage Thlr. 10. 25 Sgr., zuſammen Thlr. 71. 5 Sgr. — 
B. Außerdem vor der Linie, nach Angabe und Schätzung des Rendanten: Gehalt 
vom Hoſpital St. Spiritus Thlr. 10. 20 Sgr., von St. Georg 3 Thlr., der 
Kämmereikaſſe Thlr. 48. 5 Sgr., der Bürgerkaſſe 36 Thlr., dem Seglerſtift 1 Thlr., 
der Schulkaſſe Thlr. 156 8. 4 Pf., Wohnungsmiethe 50 Thlr., Aceideutien 40 Thlr., 
Ertrag von einem Stück Gartenland auf dem Marienkamp und einem zweiten auf 
dem Elend Thlr. 2. 15 Sgr., 4 Faden Kiefern-Klobenholz nebſt freier Anfuhr 
16 Thlr. Summa Thlr. 363. 18. 4 Pf. 

6. Vem Cantor und Organiſten Neümann — A. Baar: Gehalt als Cantor 
33 Thlr., als Organiſt Thlr. 19. 10 Sgr., Zulage 10 Thlr., zuſammen Thlr. 62. 
10 Sgr., in Natura 6 Sch. Roggen. — B. Außerdem vor der Linie, nach Angabe 
und Schätzung des Rendanten: Gehalt von St. Spiritus 24 Thlr., von St. Georg 
10 Thlr., von der St. Georgen-Kirche 8 Thlr., von der Kämmerei Thlr. 40. 
20 Sgr., der Bürgerkaſſe 15 Thlr., vom Seglerſtift 1 Thlr., von der Schultaſſe 
Thlr. 142. 10 Sgr., Wohnungsmiethe 25 Thlr., Accidentien 60 Thlr., Nutzung 
von 2 Stücken Gartenland auf Marienkamp und dem Elend Thlr. 2. 15 Sgr. 
4 Faden Holz 16 Thlr. Summa Thlr. 344. 15 Sgr. 

7. Dem Küſter Laabs — A. Baar: Miethsentſchädigung ſeit 1863: 10 Thlr, 
für Abſchrift des Kirchenbuchs 4 Thlr., Zulage de 1797: 8 Thlr., Zulage de 1820: 
10 Thlr., vom ehemaligen Seglerſtift 2¼ Sgr., zuſammen Thlr. 32. 2. 6 Pf. 
In Natura: 13 Sch. Roggen, davon 7 Sch. Zulage ſeit 1867, und 1 Sch. 8 Mtz. 
Hafer. — B. Außerdem vor der Linie: Gehalt von der St. Georgen-Kirche 8 Thlr., 
und Miethsentſchädigung von derſelben 10 Thlr., Gehalt von der Armenkaſſe 
10 Thlr., Accidentien 84 Thlr, vom Seglerſtift 1 Thlr., ein Stück Gartenland 
auf dem Elend 20 Sgr. Summa Thlr. 113. 20 Sgr. 

8. Dem Glockſanten Wittnebel — A. Baar: im Ganzen Thlr. 69. 15 Sgr., 
in Natura 6 Sch. Roggen, 1'/, Sch. Hafer. — B. Außerdem vor der Linie, an 
freier Wohnung und Emolumenten Thlr. 15. 5 Sgr. und 1 Sch. Roggen von 
St. Spiritus. 

9. Dem Kalkanten: Gehalt 5 Thlr. und Zulage 3 Thlr. ſeit 1846, und vor 
der Linie Gehalt von der Georgen-Kirche 1 Thlr. — 10. Dem Rathsdiener fürs 
Einnehmen der Reſte 5 Thlr. und 2 Sch. Roggen. — 11. Dem Stadtmuſikus 
Ortmann 6 Sch. Roggen. — 12. Dem Ehrenproviſor Lutſch eine jährliche Remune 
ration von 10 Thlr. in Folge Verfügung vom 30. October 1851. 

13. Von dem nach dem früheren Etat für den Hülfsprediger mit 350 Thlr. 
ausgeſetzten Gehalte empfangen in Quartalraten postnumerando — 

a) Laut Verfügung vom 24. September 1868: Der Pfarrvicar Klütz in 
Hakenwald auf 3 Jahre bis 1. September 1871 jährlich 100 Thlr. 

b) Laut Verfügungen vom 24. September und 21. Dezember 1868: Der 
Superintendent Roeber zur Verbeſſerung ſeines Einkommens unter Vorbehalt jeder⸗ 
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zeitigen Widerrufs 100 Thlr. — (Mit dieſem Precarium Total⸗Einkommen des 
Superintendenten 1400 Thlr.) 

c) Laut Verfügung vom 2. Juni 1869: Der Rector Bootz für den Unterricht 
der Catechumeuen in 4 wöchentlichen Lehrſtunden, Abhaltung der Sonntagspredigt, 
wenn der Superintendent auſ Dienſtreiſen abweſend iſt und für Vertretung des— 
ſelben bei Leichenbegängniſſen, wenn ſich ſolche haüfen, unter Vorbehalt jeder⸗ 
zeitigen Widerrufs 75 Thlr. 

Summa dieſer Poſition 13 275 Thlr. Anmerkung: 75 Thlr. bleiben 
erſpart. 

Tit. II. An Vitalitien und Penſionen. Vorlaüfig nichts. 

Tit. III. An Zinſen von Paſſivis. An die Altpommerſche Provinzial 
Hilfskaſſe für ein, zum Reſtaurationsbau der Kirche aufgenommenes Darlehn von 
2000 Thlr., laut Schuldurkunde vom 6. Februar 1867, confirmirt den 4. April 1867, 
a 4½ Pret, Thlr. 86. 20 Sgr. 

Tit. IV. Zu kirchlichen und gottesdienſtlichen Bedürfniſſen, an Communion⸗ 
Brod und Wein, Altar- und kleine Lichte, an Kohlen zum Gebrauch auf dem Orgel— 
chor Thlr. 53. 6 Sgr. 

Tit. V. An Gemeinheitstheilungs⸗ auch Kulturkoſten Thlr. 7. 10 Sgr. 


Tit. VI. An Bau- und Reparaturkoſten 200 Thlr. Die Nießbraucher haben 
Inhalts der Verfügungen vom 31. Januar 1827 und vom 17. Februar 1862 das 
Ausweißen der Zimmer, Ausſchmieren der Oefen und das Schornſteinfegen ohne 
Rückſicht auf den Koſtenbetrag, ferner alle kleineren Reparaturen bis incl. 1 Thlr. 
ex proprüs zu bewirken. Alle übrigen Bau- und Reparaturkoſten an den beiden 
Predigerhaüſern nebſt Zubehör, ſowie alle Bauten und Reparaturen an der Kirche 
und der Predigerwittwen-Wohnung trägt die Kirche, mit Ausnahme des Bau⸗ 
holzes, welches von der Stadt unentgeldlich verabreicht wird. 

Tit. VII. Insgemein Thlr. 88. 23 Sgr., darunter Thlr. 5. 28 Sgr. fixirt 
und Thlr. 82. 25 Sgr. für Ausgaben, welche jährlich wiederkehren, ihrem Betrage 
nach ſich aber nicht gleich bleiben, darunter der größte Poſten mit Thlr. 48. 13. 
8 Pf. in Feüerkaſſen- Geldern, ſodann Thlr. 10. 5 Sgr. zur Vermehrung der 
Bibliothek ꝛc.) 

Tit. VIII. Ad Extraordinaria 55 Thlr. 


Tit. IX. An Überſchüſſen zur Abtragung von Schulden bezw. Anlegung von 
Kapitalien, ſowie zur Deckung außerordentlicher Baukoſten Thlr. 1053. 3. 4 Pf. 


Getreide-Etat der St. Catharinen-Kirche für die 6jährige 
Periode vom 1. Januar 1870 bis ult. December 1875. 


a . 4 Roggen. Hafer. 

Zufolge der Erbzinsverträge von 1795 zr. Sch. Mg. Sch. Mg. 

2 Fi — 

Einuah von 71 Erbzinsmännern der Stadtfeld mark 277. 10 241. 2 
u den 1?/, Erbzinshöfen zu Marsdof . . . . 28. 4 41. 12 
Summa. 305. 14 282. 14 
Ausgabe an die im Geld⸗Etat genannten Deputanten 146. — 31. — 
7159. 14 251. 14 


Davon werden nach dem Stettiner R 3 33. 7 — — 
Bleiben zum Verkauf t 126. 7 251. 14 
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Durch den Reſtaurationsbau der St. Catharinen⸗Kirche hat ſich das Kapital⸗ 
Vermögen gegen den vorhergehenden Etat von 1863—1869 um 14.000 Thlr. ver⸗ 
mindert, wodurch ein Zinſenausfall von Thlr. 656. 7. 6 Pf. entſtanden iſt. 


Status bonorum der St. Catbarinen-Kirche 
am 1. Januar 1870. 


1. An Grundſtücken beſitzt die Kirche nach der neüen Vermeſſung und Separation: 
a) In Zeitpacht ausgegeben (S. 761))) Mg. 468. 111 R. 

b) Zu Erbzinsrechten find veraüßert (S. 760) „ 396, 3a; 

Der Ertrag diefer Grundſtücke beträgt nach Tit. IL, III. und IV. des Etats 
überhaupt Thlr. 2502. 11 Sgr., welche 5 Pet. zu Kapital gerechnet einen 
Werth ergeben vonn Thlr. 50.047. 9. 7 

II. Vier Gebaüde: Die Kirche, die Superintendentur⸗ 
Wohnung, das Diaconats⸗Haus und das Prediger⸗ 
Wittwen⸗Haus ſind nach amtlicher Taxe bei der 


Achen⸗Münchener Feüer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft zu 
Stettin verſichert (S. 763) mit. EEE NIT TA e „ 108.756. — — 
II. An zinsbar angelegten Kopitalien a Were 4.100. — — 
IV. An Überfhüffen nach dem Etat. . » 2 nn 0 u 1.053. 3. 4 
Total⸗Vermögen der Kirche... Thlr. 164.556. 12. 11 


Matrikel. Nach dem Berichte des Superintendenten Milarch vom 3. Auguſt 
1810, in Actis gen., betreffend die Einſendung der Kirchen⸗Matrikeln, iſt von der 
Parochie Golnow die Matrikel weder in dem Kirchen-, noch im Pfarr⸗Archiv auf⸗ 
zufinden geweſen. Ihre Stelle wird vertreten von dem „Commiſſariſchen Viſita⸗ 
tions⸗Beſcheid wegen der St. Catharinen⸗Kirche zu Golnow an der Ihna, Sigratum 
Stettin, den 6. Februar 1742, von Sr. Königl. Majeſtät in Preüßen ꝛc. zur 
Unterſuchung der piorum corporum in Pommern, verordnete Chef und Com⸗ 
miſſarius, gez. v. Aſchersleben. J. G. Hornejus“ erlaſſen und publicirt den 
16. Mai 1742. Dieſes umfaſſende Schriftwerk von 92 Folien enthält in 180 
Artikeln einen Bericht über den damaligen Zuſtand des Kirchen-, auch des Schul⸗ 
weſens, und vornehmlich ſehr ausführliche Vorſchriften, nach denen die Admini⸗ 
ſtration des Kirchenguts gehandhabt werden ſoll. Daß zur Zeit der Abfaſſung 
dieſes Viſitations⸗Beſcheides noch eine Matrikel vorhanden geweſen, erſieht man 
aus dem Art. 21, der alſo lautet: — „Nachdem auch befunden worden, daß die 
Kirchen⸗Matricul ſich nur Crtractsweiſe bei der Kirche befindet, und ſich wegen 
der Landung und wegen derer Hauptſummen auf die zu Rathhauſe liegende Matri⸗ 
cul beziebet, alß ſollen ſowol diejenigen, welche die Inſpection über die Kirche 
haben, als auch beide Proviſores dahin beſorgt ſein, daß von der zu Rathhauſe 
liegenden Matricul und dem derſelben annectirten Viſitations⸗Beſcheide, übrigen 
Nachrichten und was bei dieſer Viſitation verabhandelt und approbiret worden, 
wenigſtens, falls die Originalia bei Rathhauſe beibehalten werden wollten, copia 
vidimata des forderſamſten zur Kirchen⸗Regiſtratur gebracht werden, damit ſolche 
zu completem Stande gelange und bei einem Unglücksfalle nicht alle Nachrichten 
auf einmal verloren gehen.“ Auch zu Langner's Zeit, alſo 1793, war die Matrikel 
vom 4. Februar 1595 im Pfarr⸗Archiv noch vorhanden, wie oben angemerkt 
worden iſt, und zwar ſollte ſie nach Anordnung der Kirchenviſitations⸗Beſcheide 
von 1595 und 1742 in der Kirchenlade aufbewahrt werden, welche mit drei 
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Schlöſſern verwahrt war, wozu der Pfarrer als Juſpector, der Secretarius 
piorum corporum und der Provisor dirigens jeder einen beſonderen Schlüſſel 
haben mußte. Die Kirchen⸗Matrikeln enthalten ſelbſtverſtändlich auch Beſtimmungen 
über die Gebühren, welche Pfarrer und Küſter bei Ausübung kirchlicher Handlungen 
zu erheben berechtigt find, die j. g. Stolgebühren; davon ſteht aber kein Wort in 
dem Viſitations⸗Beſcheid vom 6. Februar 1742, hinſichtlich ihrer beruhet in Golnow 
Alles auf Obſervanz. Im Jahre 1835 bemerkte der damalige General-Super- 
intendent von Pommern, Biſchof Dr. Ritſchl, bei Gelegenheit eines Viſitations⸗ 
Berichts: Streit iſt, ſoviel bekannt, über die Stolgebühren nie geweſen, indem die 
Sätze niedrig und für alle Einwohnerklaſſen gleich ſind. Indeſſen ſcheint es bei 
der wachſenden Bevölkerung und zunehmenden Abſtufung der niederen und armen 
Klaſſen gegen den Mittelſtand und die ſ. g. Honoratioren faſt nothwendig, nach 
dem Beiſpiele anderer Mittelftädte (3. B. Stargard, Treptow a. d. R.) eine Stol⸗ 
gebühren⸗Taxe von mehreren Klaſſen einzuführen. Gegen dieſe Bemerkung, welche 
ſich als förmlicher Antrag kennzeichnete, wurde mit Recht Widerſpruch erhoben 
und dabei Folgendes geltend gemacht: — Da es im Allgemeinen als ein Übelſtand 
anerkannt iſt, daß Pfarrhandlungen einzeln bezahlt werden müſſen; da dieſer 
Übelſtand nur da weniger hervortritt, wo Stolgebühren aus alter Zeit herrühren 
und die Gemeinde ſich an ihre Bezahlung gewöhnt hat, es ſich aber unbedenklich 
erſt recht ſchroff hinſtellen und bemerkbar machen wurde, wenn die Stolgebühren 
für einzelne Einwohnerklaſſen erhöht werden ſollten, die factiſch, wie z. B. die 
Honoratioren in einer kleinen Stadt keineswegs immer zu den wohlhabenden ge⸗ 
hören; zumal wenn dieſe Erhöhung nicht in Folge eines landesherrlichen Befehls 
überall, ſondern an Einem Orte erfolgt, wo ſie nur zu leicht das Anſehen einer 
perſönlichen Begünſtigung des oder der dadurch im Einkommen zu verbeſſernden 
Geiſtlichen gewinnt; da ſie — von dieſem Geſichtspunkte aus — nur im Wege 
einer gütlichen Einigung mit der Gemeine zu bewirken, der Erfolg davon aber 
höchſt zweifelhaft fein würde; da es endlich nach Vorſchrift des §. 425, Th. II. 
Tit. IX. des A. L. R. ein dem Staat allein vorbehaltenes Recht iſt, neüe Stol⸗ 
gebühren⸗Taxe zu erlaſſen, oder bezw. die beſtehenden zu erhöhen, und ein Act der 
Geſetzgebung in dieſer Beziehung kaum zu erwarten ſein dürfte; da die ſteigende 
Bevölkerung im Allgemeinen die Einnahmen der Geiſtlichen aus den Stolgebühren 
vermehrt hat, und ein Bedürfniß zu einem neüen Geſetze aus dieſer Rücklicht 
ſchwerlich für dringend erachtet werden dürfte, fo wurde für angemeſſen erachtet, 
von der durch den Biſchof Dr. Ritſchl angeregten Maßregel bis auf Weiteres ab⸗ 
zuſehen. Eine Gelegenheit zur Wiederaufnahme derſelben hat ſich im Verlaufe der 
Zeit nicht ergeben. 


Geſtühle und Emporen. Im Jahre 1835 ſtellte ſich die Nothwendigkeit 
eines Um⸗ bezw. Neübaues des Orgelchors heraus. Dazu war eine Verlegung 
der bisherigen Stände auf dem Müller⸗Chor nöthig, was ihrer Seits eine Erwei⸗ 
terung des Papiermacher⸗Chors bedingte. Dieſes Alles konnte ohne Nachtheil und 
ſtörende Verunzierung ins Werk gerichtet werden. Das Papiermacher⸗Chor iſt 
übrigens Eigenthum der Kirche und nur zeitweiſe für jährlich 3 Thlr. vermiethet. 
Es war früher vorgebaut und erſt in neürer Zeit, etwa 1817, in die Mauer hin⸗ 
eingerückt worden, aus welchem Grunde iſt nicht recht erſichtlich. Als Folge dieſer 
baulichen Unternehmungen, und um das ganze Kirchengebaüde möglichſt gründlich 
und ſeiner Beſtimmung gemäß herzuſtellen, ſind noch einige Nebenarbeiten, als 
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beſonders das Anſtreichen ſämmtlicher Geſtühle im Chor und Schiff der Kirche, 
eine neüe maſſive Treppe zu dem neüen Müller⸗Chor und die Wiederherſtellung 
der ſchadhaften Bänke und des Pflaſters nothwendig geworden, was Alles einen 
Koſtenaufwand von Thlr. 274. 8. 7 Pf. verurſacht hat. 


Das Kirchengeſtühl der ehemaligen Seglerhausgilde. Die Gilde 
beſaß in der St. Catharinen⸗Kirche ein Geſtühl, aus 5 Banken beſtehend und 
etwa für 25 Perſonen Platz gewährend. Der hergebrachten, durch alle älteren 
Viſitationsbeſcheide anerkannten und auf der Pom. Kirchenordnung beruhenden Obſer⸗ 
vanz gemäß galten von dieſem Geftühl die bei allen andern Gewerksſtühlen ſtatt⸗ 
findenden Einrichtungen, nämlich — 1) Es ſind nur Mannsſtände; 2) jeder neü 
eintretende Meifter oder jedes ne eintretende Gilde⸗Mitglied zahlt ein Recognitions⸗ 
geld — hier einen Thaler — an die Kirche; 3) wenn das Gewerk oder die Gilde 
entbehrliche Plätze in ihrem Geſtühl vermiethet, ſo erhält die Kirche von dieſer 
Miethe die Hälfte. So heißt es u. A. in den Viſitations⸗Acten vom Jahre 1741 
und zwar in der Verhandlung vom 13. März, S. 341 — „Seglerhaus hat einen 
Stand, welchen Sie vor Ihre Bruderſchaft behandelt, aber von den eingehenden 
die Hälfte geben.“ Daß dieſer Ordnung gemäß und mit Entrichtung der vorbe⸗ 
merkten Recognition jeder Zeit verfahren worden, war bei der Gilde ſowol als 
dem Kirchen⸗Proviſorat allgemein bekannt, wenn auch von der erſtern nicht durch⸗ 
weg anerkannt. Denn es erhob ſich in neüeren Zeiten, und zwar ſeit dem Jahre 
1810, über die Benutzung dieſes Geſtühls zwiſchen der Kaufmannſchaft und dem 
Proviſorat ein Streit. Es fingen nämlich die der Zahl nach geringer werdenden 
Glieder der Kaufmannſchaft an, ihre Frauen und Kinder, ja ſelbſt ihre Dienſtboten 
dies Geſtühl betreten zu laffen. Das Kirchenproviſorat, den der Kirche daraus er⸗ 
wachſenden Nachtheil erfennend, verlangte von der Gilde für jede nicht berechtigte 
Perſon die Hälfte der üblichen Miethe. Die Kaufmannſchaft reichte deshalb unterm 
27. März 1810 eine Beſchwerde bei der Königl. Regierung ein, deren Beſcheid, 
d. d. Stargard, den 3. April 1810, dahin lautete, daß die Kaufmannſchaft, falls 
ſie des Kirchenſtandes für ſich benöthigt wäre, zur Vermiet hung von Plätzen nicht 
in Anſpruch genommen werden könne. Der eigentlich zur Entſcheidung führende 
Grund, daß nämlich nicht die ganzen Familien der Kaufleüte, ſondern nur die 
Hausväter der Gilde Anrecht auf das Geſtühl hatten, iſt anſcheinend ſowol bei 
der Vorſtellung der Beſchwerdeführer, als bei der erlaſſenen Reſolution über⸗ 
gangen worden. Indeſſen behielt es bei dem Beſcheide in dem von den Extra⸗ 
henten ihm unterlegten Sinne ſein Bewenden, vermuthlich deshalb, weil die Nach⸗ 
frage nach Miethsſtänden nicht dringend und haüfig ſein mochte. Anders geſtalte⸗ 
ten ſich die Umſtände, als die Kaufmanns⸗Gilde oder Seglerhaus⸗Innung ſich auf 
gelöft hatte. Wie es damit zugegangen, iſt oben, S. 669 — 676 berichtet worden. 
Nur mit dem Geſtühl in der Kirche blieb es bei dem eingeſchlichenen, widerrecht⸗ 
lichen Herkommen. Im Jahre 1829 waren nur noch 7 Mitglieder der ehemaligen 
Seglerhaus⸗Gilde am Leben, die aber fortfuhren, das Geſtühl nicht blos für ihre 
Perſonen, ſondern auch für ihre Familien und ihr Geſinde zu benutzen. Die Folge 
davon war, daß in der Regel 3 Bänke ganz und die vorderſten 2 halb leer ſtanden, 
ungeachtet zu dieſen ſehr bequem gelegenen Plätzen beſtändig Miethsluſtige vor⸗ 
handen waren, und die Kirche demnach jährlich mehrere Thaler an Einnahme ge⸗ 
winnen konnte. Das Proviſorat, verpflichtet eben ſowol für das Beſte der Kirche 
als für die Befriedigung der, Plätze im Gotteshauſe begehrenden Gemeindeglieder 
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Sorge zu tragen bemühte ſich zu wiederholten Malen um einen gütlichen Vergleich 
mit den erwähnten Mitgliedern der ehemaligen Kaufmanns⸗Gilde, ohne den ge⸗ 
wünſchten Erfolg zu erzielen. Zuletzt wandte es ſich in einer Vorſtellung vom 
12. Auguſt 1829 an die Königl. Regierung, um deren Entſcheidung nachzuſuchen, 
indem es folgende Anordnung beantragte, wodurch jedem Theil ſein Recht werden 
konnte: — Unbezweifelt fällt das Geſtühl nach dem Ausſterben der noch lebenden 
Mitglieder der ehemaligen Seglerhaus⸗Gilde an die Kirche zurück. Da ſich die 
Gilde aufgelöſt hat, ſo können die noch lebenden Mitglieder nicht mehr als ein 
Ganzes auftreten, das ſein früheres Recht auf den Kirchenſtand als eine moraliſche 
Perſon ausübte; es kann nicht einmal mehr von einem gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
miethen der entbehrlichen Plätze durch die Gilde und die Kirche die Rede ſein. 
Vielmehr ſind alle Anſprüche der übrig gebliebenen Mitglieder befriedigt, wenn 
ihnen auf ihre Lebenszeit ein hinlänglicher Platz in dem Geſtühle verbleibt. Die 
erſte und die zweite Bank bieten dieſen Platz nicht nur für dieſe Mitglieder, ſon⸗ 
dern ſelbſt für ihre Frauen. Mithin iſt es Recht, daß der Kirche die Bänke Nr. 
3—5 zum alleinigen Gebrauch überlaſſen werden. Regierung erklärte ſich mit dieſer 
Anordnung einverſtanden und ermächtigte das Proviſorat mittelſt Verfügung vom 
16. September 1829, ſie den noch lebenden Mttgliedern der ehemaligen Gilde be⸗ 
kannt zu machen und folche zur Ausführung zu bringen, dieſen Intereſſenten aber 
anzudeüten, daß wenn ſie ein Widerſpruchsrecht dagegen zu haben vermeinten, ſie 
dieſes bei der Regierung geltend zu machen hätten. Da dieſes nicht geſchehen, 
ſo haben ſich die letzten Reſte des Seglerhauſes bei der gedachten Anordnung be⸗ 
ruhigt. Durch das Abſterben derſelben iſt das Gedächtniß an das Seglerhaus voll⸗ 
ſtändig erloſchen. 


Das ſ. g. Garniſonchor, deſſen bereits oben gedacht worden iſt, gab 
einige Jahre nach Erledigung der Seglerhauschor⸗Sache Anlaß zu neüen Verhand⸗ 
lungen. Als in den Jahren 1831 und 1832 das Füſilier⸗Bataillon des 9. In⸗ 
fanterie-Regiments, genannt Kolbergſches, anfänglich einige Mon ate lang, ſpäterhin 
auf längere Zeit nach G. in Garniſon kam, ſo wurde demſelben auch ſogleich 
für den Kirchenbeſuch ein disponible gebliebener Theil des alten Garniſonchors 
angewieſen und angenommen, daß die vorderſte Bank für das Offiziercorps und 
die anderen Bänke für die Mannſchaften dienen ſollten. Da aber der Commandeur 
der Garniſon nur etwa alle 4 Wochen das ganze Bataillon, oder alle 14 Tage 
die Hälfte deſſelben zur Kirche gehen ließ, und mithin an den Sonntagen der 
Kirchenparade das Chor für das Militair nicht Raum genug darbot, an den 
zwiſchenſallenden Sonntagen und bei allen Früh⸗ und Veſper⸗Gottesdienſten aber 
wiederum nach vieljähriger Gewohnheit von der Civilklaſſe betreten wurde, ſo er⸗ 
zeügte ſich ſehr bald der Übelſtand, daß das Militair das ihm angewieſene Chor 
wenig oder gar nicht betrat, ſondern entweder in den Hauptgängen ſtehend blieb, 
oder ſich überall, wo Platz war, eindrängte und auf die eine oder andere Weiſe 
die erforderliche Ruhe ſtörte. Wenn endlich ſeit Anfang des Jahres 1833 das 
gedachte Bataillon der Stadt als bleibende Beſatzung überwieſen, dadurch eine 
bleibende Militairgemeinde neben der Civilgemeinde entſtanden war, und das Con⸗ 
ſitorium den Superintendenten Dannenberg zum Seelſorger der Militairgemeinde 
beſtellte und ihm in dieſer Eigenſchaſt unterm 11. Juni 1833 aufgab, für die 
baldmöglichſte Einrichtung eines Kirchengeſtühls für die Militairgemeinde zu ſorgen, 
ſo trat für das Kirchenproviſorat die Nothwendigkeit heran, der Anordnung des 
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Conſiſtoriums Folge zu geben. Dazu war die Ausführung einiger Bauten noth⸗ 
wendig, über deren zweckmäßige Einrichtung mit dem Bataillons⸗Commandeur und 
den Compagnie⸗Chefs dahin verhandelt wurde, daß nach erfolgter Einrichtung des 
Chors ſonntäglich eine Compagnie zur Kirche geführt werden ſollte. Die Koſten 
dieſer baulichen Einrichtungen haben 104 Thlr. betragen. Es entſtand nun die 
Frage, ob nicht von Seiten des Militair⸗Fiskus für die Militairgemeinde entweder 
ein Beitrag zu den namhaft gemachten Koſten, oder eine jährliche Kirchenſtands⸗ 
miethe zur Erhaltung der neuen Einrichtungen zu fordern und event. zu leiſten ſei. 
Der frühern Einrichtung gemäß, ſcheint dies letztere nicht der Fall geweſen zu ſein; 
aber wenn notoriſch die Kirche ſich aus ihren eigenen Mitteln erhält und dazu 
von der Civilgemeinde einen Beitrag durch Vermiethung der Plätze erhebt, ſo 
dürfte auch die Militairgemeinde dazu, und namentlich nach §. 119 der, alle 
früheren Vorſchriften aufhebenden, neüen Militair⸗ Kirchenordnung vom 12. Juli 
1832 der Militair⸗Fonds zur desfallſigen Vertretung der Gemeinde verpflichtet ſein. 
Wenn gleich es von vornherein zweifelhaft ſchien, daß ſich das Königl. Kriegs⸗ 
Miniſterium zur Genehmigung des einen oder andern Falles werde geneigt finden 
laſſen, ſo richtete dennoch das Königl. Conſiſtorium unterm 27. Juni 1834 eine 
Vorſtellung an den commandirenden General des 2. Armee⸗Corps, Kronprinzen 
von Preüßen (nachmaligen König Friedrich Wilhelm IV.), und bat denjelben um 
ſeine Verwendung bei dem Königl. Kriegs⸗Miniſterium Der Kronprinz erwiderte 
hierauf unterm 20. October 1834 Folgendes: 


Ich habe den Antrag des Königl. Conſiſtorii vom 27. Juni cr. um Wieder⸗ 
erſtattung der Koſten, die durch den Neübau des Kirchengeſtühls für die Garniſon⸗ 
Gemeinde in der St. Catharinenkirche zu Golnow erwachſen ſind oder um Zahlung 
einer jährlichen Kirchenſtands⸗Miethe dem Militair⸗Oekonomie⸗ Departement zur 
weitern Entſcheidung überſandt und benachrichtige das Königl. Conſiſtorium, daß 
nach der Mir jetzt zugegangenen Erwiderung des gedachten Departements daſſelbe 
darauf einzugehen ſich nicht veranlaßt finden kann, da die Vorausſetzung, daß für 
die Mitbenutzung der Civilkirche durch die Garniſon⸗Gemeinde eine Kirchenſtands⸗ 
miethe zu entrichten ſei, nicht thatſächlich zu erweiſen, auch bisher eine ſolche weder 
eingefordert noch bei Gelegenheit allgemeiner Kirchen⸗Reparaturen, wenn die der 
Militair⸗Gemeinde zu Golnow überwieſenen Kirchenſtände jederzeit mit hergeſtellt 
und nöthigenfalls erweitert worden, ein Anſpruch auf Vergütigung erhoben worden 
iſt und überdem eine auf dem bloßen Billigkeits⸗Princip beruhende Berückſichtigung, 
Folgerungen ausgedehnter Art veranlaſſen und die Staatskaſſe mit neüen Aus⸗ 
gaben belaſten würde. (gez.) Friedrich W. K. P. 


Von dieſem Erlaß wurde das Kirchenproviſorat unterm 16. Januar 1835 in 
Kenntniß geſetzt. 


Vermehrung der Sitzplätze. In der Sitzung des Gemeinde⸗Kirchen⸗ 
raths vom 4. April 1864 wurde zur Sprache gebracht, daß es in der St. Catha⸗ 
rinenkirche an Sitzplätzen fehle, und die Beſchaffung ſolcher das allerdringendſte Be⸗ 
dürfniß ſei. Die Einwohnerzahl habe ſich im Laufe der Zeit und beſonders in 
den letzten Jahren ſo bedeütend vermehrt, daß viele Familien ohne beſtimmte Plätze 
in der Kirche ſeien, das Proviſorat aber, weil keine mehr vorhanden wären, ſich 
außer Stande ſehe, ſolche zu beſchaffen. Daß dieſer Zuſtand zu vielen Unan⸗ 
nehmlichkeiten, ja Störungen Anlaß gebe, auch manche Familie vom Kirchenbeſuche 
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zurückhalte, ſei klar, und müßte die Einrichtung neüer Sitzplätze ins Auge gefaßt 
werden. Es wurden Vorſchläge gemacht, wie dem Übelſtande abzuhelfen ſein 
werde; man entſchied ſich für die Erbauung eines langen Chors hinter der Kanzel, 
auf welchem für eine ganze Anzahl von Familien Sitzplätze eingerichtet werden 
könnten. Die Königl. Regierung, der über die beabſichtigte Einrichtung Vortrag 
gehalten worden war, gab dem Gemeinde⸗Kirchenrath unterm 14. April 1864 zu 
erkennen, daß ſie Bedenken tragen müſſe, dem Projecte der Anlage einer neüen 
Empore zuzuſtimmen. Wenn der ins Auge gefaßte Reſtaurationsbau der St. Ca⸗ 
tharinenkirche, wie es unzweifelhaft der allgemeine Wunſch iſt, ſobald wie möglich 
zur Ausführung gebracht werden ſoll, dann muß vor Allem mit den vorhandenen 
Kirchenmitteln aufs aüßerſte geſpart werden, ſelbſt wenn damit vorübergehende Un⸗ 
zuträglichkeiten verbunden ſein ſollten. Beſſer iſt es, die Sache ruhen zu laſſen, 
bis die Reſtauration der Kirche in Angriff genommen wird. Außerdem iſt aber 
auch die Anlage von Emporen hinter der Kanzel wenn möglich immer zu 
vermeiden. 


Klingebeütel. Im Jahre 1863 beantragte der Magiſtrat, im Einverſtänd⸗ 
niß mit den Stadtverordneten die Aufhebung des Klingebeütels in der St. Catha⸗ 
rinen⸗, ſowol als in der St. Georgenkirche, angeblich, weil durch das Herumtragen 
deſſelben die Andacht geſtört werde. Vom Klingbeütelgelde der St. Catharinen⸗ 
kirche hatten von den Kirchenbeamten nur der Küſter und der Kirchendiener kleine 
Einnahmen; das übrige floß in die Armenkaſſe ſeit deren Gründung im Jahre 
1788 (S. 664). Der Magiſtrat verſprach, die aus dem Klingbeütelgelde gezahlten 
Gehälter jener zwei Kirchenbedienten auf die Kämmereikaſſe zu übernehmen, ſo daß 
der Abſchaffung der zwar ſehr alten, aber doch auch ſehr läſtigen Einrichtung Nichts 
entgegen ſtand. Anders geſtaltete es ſich bei der St. Georgenkirche: hier floß die 
ganze Einnahme in die Kirchenkaſſe, ſo daß von Seiten des Proviſorats nicht ſo 
ohne Weiteres in die Abſchaffung des Klingbeütels gewilligt werden konnte. Es 
ſchien gerechtfertigt, daß die Stadtkaſſe auch hier für den Ausfall aufkomme, 
der Art, daß ſie die Kirchenkaſſe durch jährliche Zahlung oder durch eine Abfin⸗ 
dungsſumme entſchädige, indem man annahm, daß die Einnahme des St. Georgen⸗ 
Klingbeütels bei der gewachſenen Seelenzahl zur Zeit wol 3—4 Thlr. betragen 
könne. Als nun aber die Kirchenrechnungen zu Rathe gezogen wurden, ergab ſich, 
daß durch den Klingbeütel eingekommen waren: In den Jahren 1851— 1856 durch⸗ 
ſchnittlich in jedem Jahre Thlr. 1. 5. 9 Pf. und in den Jahren 1857 1862 durch⸗ 
ſchnittlich Thlr. 2. 14. 1 Pf., demnach in dieſer 12jährigen Periode von 1851 — 
1862 durchſchnittlich Thlr. 1. 24. 11 Pf. Sonderbarer Weiſe berechnet aber das 
Proviſorat dieſes 12jährige Mittel zu Thlr. 3. 19. 10 Pf., indem es die Fractions⸗ 
beträge der beiden 6jährigen Perioden addirte! Allerdings zeigte ſich in dieſen 
Perioden eine Steigerung des Klingbeütelgeldes, welches, ſo meinte man, bei zu⸗ 
nehmender Seelenzahl und bei vermehrtem kirchlichen Intereſſe noch ſichtbarer in 
den nächſtfolgenden Jahren hervortreten werde, daher man es kirchlicher Seits für 
gerechtfertigt hielt, von der Stadt eine jährliche Entſchädigung von 4 Thlr. zu 
beanſpruchen, die auch durch eine Kapitalszahlung von 80 Thlr. abgelöſt werden 
könne. Findet, jo verfügte die Königl. Regierung unterm 10. November 1863, 
dieſer Vorſchlag bei den ſtädtiſchen Behörden Bedenken, ſo bleibt es bei der bis⸗ 
herigen Einrichtung. Der Magiſtrat iſt auf den Vorſchlag eingegangen und hat 
der Kirchenkaſſe zu St. Georg eine Ablöſungsſumme von 80 Thlr. gezahlt. So 
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hat der Klingbeütel, nachdem er Jahrhunderte lang in der St. Catharinen⸗ und 
in der St. Georgenkirche ſeine — ſtörende Herrſchaft geübt, dieſe am 1. Januar 
1864 eingebüßt. 


Vasa sacra. Über die Zahl und Beſchaffenheit derſelben findet ſich in den 
Acten keine Notiz. Es müſſen ihrer aber viele und koſtbare ſein, da ihr Werth 
auf 600 —800 Thlr. geſchätzt wird. Sie werden in einem eiſernen Schranke, der 
in der Sacriſtei ſteht, aufbewahrt. Im Jahre 1792 berichtete das Proviſorat, 
daß die Kirche im Beſitze ſei mehrerer heiligen Gefäße von Silber, welche entbehrt 
werden könnten, und darum zu veraüßern fein dürften. Es waren 1) ein Kelch, 
fign. mit Mönchsſchrift am Griff: I. H. E. S. U. S. blau emaillirt und auf dem 
Fuße ein Crucifix, wiegt mit der Patene 1 Pfd. 6 Loth 1 Q.; — 2) ein dito, am 
Griff dieſelben Buchſtaben in Mönchsſchrift und auch blau emaillirt, wiegt mit der 
Patene 31 Loth; — 3) eine ſilberne Kanne, ſign. Marta Andraesens 1646, wiegt 
1 Pfd. 23½ Loth; — 4) eine Oblatenbüchſe, eben ſo gezeichnet und mit der Jahres⸗ 
zahl 1647, wiegt 6 / Loth; — 5) ein zierlich anſehnlich corporal mit einem Cru⸗ 
cifix de 1717, ſign. in gloriam etc. 12½ Loth ſchwer. Proviſorat trug auf die 
Genehmigung zum meiſtbietenden Verkauf dieſer Gegenſtände an, allein das Königl. 
Conſiſtorium ertheilte dieſe Genehmigung nicht, ſondern ordnete durch Verfügung ö 
vom 12. Juli 1792 die fernere Aufbewahrung an. 


Bauliche Zuſtände. Kehren wir zu dieſem Gegenſtande zurück, der oben 
S. 728 abgebrochen wurde, ſo iſt Folgendes zu berichten. Die St. Catharinen⸗ 
kirche war ſchon ſeit mehreren Jahren des Ausweißens ſehr bedürftig geweſen. 
Als im Sommer 1836 das Orgel- und das Müller⸗Chor umgebaut wurde, trat das 
Bedürfniß durch den überall verbreiteten Staub noch dringender hervor. Überdem 
ſchien es angemeſſen, dies Ausweißen nicht bis nach der Erneüerung der Chöre, 
nebſt Anſtrich, und Aufſtellung des neüen Orgelwerks zu verſchieben, ſondern, un⸗ 
geachtet der freilich ſchon an ſich bedeütenden Koſten der ebengenannten Arbeiten 
auch dieſe Ausgabe noch lieber jetzt, als fpäter daran zu wenden, um das Ganze 
gleichmäßig und auf lange Zeit herzuſtellen und zu verſchönern. Die Arbeit iſt im 
Laufe des Sommers 1836 ausgeführt worden durch zweimaliges Weißen, indem 
man bei der letzten Überweißung ein wenig Roth unter den Kalk gemiſcht hat, um 
den Wänden eine blaßröthliche Farbe zu geben, welche für das Innere von Kirchen⸗ 
gebaüden ſehr beliebt iſt. 5 Leüte haben in 4 Wochen dieſe Arbeit zu Stande 
gebracht, die mit Aufſtellung der Rüſtung, im Ganzen 78 Thlr. 8 Sgr. 9 Pf. ge⸗ 
koſtet hat. Im Herbſte des Jahres 1837 zeigte ſich der maſſive Giebel einer der 
an die Kirche angebauten Kapellen ſo ſchadhaft, daß er jeden Tag den Einſturz 
drohte, und daher eiligſt abgetragen und einſtweilen durch eine Bretterverkleidung 
erſetzt werden mußte. Da die maſſive Wiederherſtellung ſowol des guten Anſehens, 
als der Verſicherung des ganzes Gebaüdes willen nöthig war, ſo wurde dieſelbe 
angeordnet und im Sommer 1838 ausgeführt. Die Koſten dieſer Reparatur haben 
Thlr. 40. 29 Sgr. betragen. Die geſprungene große Glocke ſollte ſchon im Jahre 
1826 umgegoſſen werden; inzwiſchen wurde durch den Gelbgießer Collier, aus 
Schwedt, der Verſuch gemacht, die Glocke durch Bohren, Feilen und Umdrehen wie⸗ 
der in brauchbaren Stand zu ſetzen, und obgleich dieſer Verſuch bekanntlich zum größten 
Theil mißlang, ſo iſt die Glocke doch als einigermaßen gebeſſert in dieſem Zu⸗ 
ſtande eine längere Reihe von Jahren gebraucht worden. Allein im Winter 1838 
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bis 1839 hatten ſich die nach und nach entſtandenen fehlerhaften Stellen und Riſſe 
dermaßen verſchlechtert und vergrößert, daß ſie nunmehr wiederum als völlig un⸗ 
brauchbar betrachtet und nothwendiger Weiſe anſ einen Umguß Bedacht genommen 
werden mußte. Der Umguß iſt im Sommer 1839 durch den Glockengießer Voß, 
zu Stettin, bewirkt worden. Die Koſten haben im Ganzen Thlr. 455. 13. 9 Pf. 
betragen. An Inſchriften hat die Glocke zwei Bibelſprüche erhalten, unter der 
Krone: „Rufe getroſt, ſchon nicht, erhebe Deine Stimme wie eine Poſaune“; unten 
am Rande: „Ehre ſei Gott in der Höhe, Friede auf Erden, und den Menſchen ein 
Wohlgefallen“. In der Mitte die Nachricht über den jetzigen Umguß, u. ſ. w. 
Im Jahre 1840 wurde es für nothwendig erkannt, die vier im Thurm vorhandenen, 
theils Schon verfaulten, theils ſchadhaften Böden neü zu bedielen, eine vorhandene, 
gleichfalls ſchadhafte Treppe zu erneüern, und ſämmtliche im Thurm befindliche 
Offnungen mit Jalouſie⸗Luken zu verſehen, um das Eindringen der Dohlen abzu⸗ 
halten. Zugleich wurde für nöthig erachtet, den aus zwei Abtheilungen beſtehenden 
Kirchenboden, wo über dem Gewölbe nur die Balken liegen, einen 5 Fuß breiten 
Gang von Dielen zu legen, um das Reinigen des Bodens, der Dachrinnen, und 
das Kommen zum Kirchendache theils möglich, theils weniſtens gefahrlos zu machen. 
Dieſe Arbeiten ſind im Jahre 1841 ausgeführt worden. 


Die Thurmſpitze, beſtehend aus einer ſ. g. theils hölzernen mit Kupfer be⸗ 
legten, theils eiſernen Helmſtange, mit Knopf, Fahne und Kreüz, war bereits im 
Jahre 1828 herabgenommen worden, weil das Holz ſchadhaft geworden war, und 
zu brechen drohte, wie weiter oben bereits berichtet worden. Unterm 18. März 
1829 legte das Proviſorat den Plan zu einer umſaſſenden Wiederherſtellung des 
Kirchthurms vor, der aber wegen ſeiner zu großen Koſtſpieligkeit bis auf Weiteres 
bei Seite gelegt werden mußte. Nach Ablauf mehrerer Jahre kam man jedoch 
zur Einſicht, daß für den Thurm etwas geſchehen müſſe, theils um ſein in der 
That beleidigendes Ausſehen zu beſeitigen, theils um die, in der ganzen Stadt ſich 
kund gebenden Wünſche einigermaßen zu befriedigen. Darum faßte das Proviſorat 
im Herbſte 1841 einen anderweitigen, weniger koſtſpieligen und hinſichtlich der 
vorhandenen Mittel der Kirche völlig zuläſſigen Plan, der im Ganzen darauf hin⸗ 
auslief, die alte, im Jahre 1828 abgetragene Spitze wiederherzuſtellen. Es wird 
nämlich: — 1) der hölzerne Theil der Helmſtange durch Anſchuhen eines etwa 12 
Fuß langen, ſtarken und kernigen Stückes Holz an die innerhalb des Thurmdaches 
herabgehende noch unverſehrte und ſolide Helmſtange mittelſt eiſernen Schienen und 
Bänder wiederhergeſtellt. — 2) Eben ſo die kupferne, noch vorhandene und brauch⸗ 
bare Bedeckung. 3) Die gleichfalls noch vorhandene eiſerne Helmſtange nebſt 
Knopf, Fahne und Kreüz wird hiernächſt wieder auf das Holz geſetzt, jedoch zur 
Erhöhung des guten Anſehens die genannten drei Verzierungen der eiſernen Stange 
vergoldet. Dieſe Vergoldung wird den bedeütendſten Koſtenaufwand bei der beab⸗ 
ſichtigten Wiederherſtellung verurſachen; und doch hat ſie, von dem Maler Stern, 
in Naugard, ausgeführt, nur Thlr. 38. 24 Sgr. gekoſtet, was, in Betracht, daß 
dieſe vergoldeten Verzierungen ſelbſt bei einer etwaigen künftigen, umfaſſendern Er⸗ 
neüerung der Thurmſpitze ihre Brauchbarkeit behalten, wenig ift. Die Wiederherſtellung 
der Thurmſpitze iſt nach dem ſo eben erwähnten Plane im Jahre 1842 ausgeführt 
worden. Die dadurch entſtandenen Koſten haben überhaupt Thlr. 162. 17 Sgr. 
betragen. Die Vergoldung iſt nicht nur billiger, als durch Stern veranſchlagt, 
durch den Broneefabrikanten Deplanque, in Stettin, beſchafft, ſondern auch noch 
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ein zweites Kreüz innerhalb der ſich auf Thlr. 2. 9 Sgr. belaufenden geringern 
Koſtenſumme vergoldet worden, was auf der öſtlichen Seite des Kirchendachs 
ſeine Stelle gefunden hat. 

Die hölzerne Bewährung um die St. Catharinen⸗Kirche war 1843 ſchon ſeit 
Jahr und Tag dermaßen verfallen, daß ſie einer Reparatur nicht mehr fähig war. 
Der Grund davon lag wol in dem Umſtande, daß dieſe Bewährung im Jahre 
1830 zwar in einer recht gefälligen Form, aber eben darum um ſo weniger dauer⸗ 
haften Weiſe gefertigt wurde. Nun aber erforderte es ſowol die Würde des kirch⸗ 
lichen Gebaüdes, als das allgemeine gute Ausſehen, daß die Bewährung wieder⸗ 
hergeſtellt wurde. Beſonders in letzterer Beziehung wendete ſich das Kirchen⸗ 
proviſorat bereits im Jahre 1842 an den Magiſtrat mit dem Antrage um recht⸗ 
zeitige Anweiſung des erforderlichen Freiholzes aus der Stadtforſt, da es die Ab⸗ 
ſicht war, die Bewährung wieder von Holz, doch in ſoliderer Weiſe, zu errichten. 
Der Magiſtrat lehnte indeſſen dieſen Antrag ab, theils weil eine hölzerne Bewäh⸗ 
rung immer wandelbar bleibt und hinſichtlich des Koſtenpunkts der Unterhaltung 
auf die Länge auch der Kirchenkaſſe läſtig wird, theils weil der Platz um die Kirche 
in alten Zeiten mit einer Steinmauer bewährt geweſen ſei und die Stadt deshalb 
keine Verpflichtung zur Holzverabreichung habe. Konnte nun auch das Proviſorat 
den letztern Grund nicht anders als ungehörig und unangemeſſen betrachten, da 
der Platz in alten Zeiten nur deshalb einer ziemlich hohen und feſten Mauer be⸗ 
durfte, weil er zur Begräbnißſtätte diente und es heüt' zu Tage wol ſehr geſchmack⸗ 
los erſcheinen würde, einen Platz von geringem Umfange, an welchem drei Haupt⸗ 
ſtraßen der Stadt vorbeiführen, auf ſolche Weiſe abzuſperren, ſo hat dem Pro⸗ 
viſorat dagegen der erſtere Grund bei reiflicher Erwägung der Sache deſto triftiger 
erſcheinen müſſen, und iſt es deshalb, nach vorgängiger Beſprechung mit dem 
Diſtricts⸗Baubeamten Lentze, zu dem Plane gelangt, auf das vorhandene, und hier 
und da nur aufzubeſſernde Fundament der Bewährung, von geſprengten Feldſteinen 
alle 12 Fuß weit einen ſteinernen Pfeiler ſetzen und dieſe Pfeiler durch eine eiſerne 
Querſtange verbinden zu laſſen. 43 Stück waren zur Bewährung erforderlich. 
Sie wurden im Jahre 1843 von einem Golnower Steinhauer angefertigt, und 
demnächſt im folgenden Jahre die ganze Bewährung ausgeführt, bei der das 
Fundament noch mit einer flachen Rollſchicht abgedeckt worden iſt. Die Koſten 
haben Thlr. 501. 15. 3 Pf. betragen. 

Im Jahre 1847 mußten, nach dem Gutachten des Landbaumeiſters Lentze, 
die Dächer der St. Catharinen⸗Kirche, nebſt Thurm, umgelegt werden. Er gab 
der Einlegung der Dachziegel in Kalk — böhmiſche Manier — den Vorzug, da 
die Erfahrung gelehrt hat, daß derartige Dachdeckungen ſich beſonders gut halten. 
Die hierbei vorkommenden Dachdecker⸗Arbeiten wurden einem einheimiſchen Dach⸗ 
deckermeiſter für die Anſchlagsſumme von Thlr. 234. 3. 7 Pf. überlaſſen, alle 
übrigen Arbeiten aber anſchlagsmäßig auf Tagelohn ausgeführt, dagegen der An⸗ 
kauf der Baumaterialien vom Kirchenproviſorat ſelbſt bewerkſtelligt. In demſelben 
Jahre 1847 wurde die Thür in dem Thurmportale der St. Catharinen⸗Kirche er⸗ 
neüert, da die alte in jeder Beziehung ganz ſchlecht und nicht mehr zu repariren 
war. Landbaumeiſter Lentze hat dieſes nicht nur anerkannt, ſondern auch zur neüen 
Thüre eine, den Baulichkeiten entſprechende, Zeichnung angefertigt, nach der der 
Tiſchler die Arbeit auf Rechnung ausgeführt hat. 

Da ſich ſeit einiger Zeit in der Gemeinde eine zunehmende Neigung zur Er⸗ 
neüerung der altchriſtlichen Sitte: die Taufhandlungen in der Kirche verrichten zu 
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laſſen, kundgegeben hatte, und ſich daraus die dringende Nothwendigkeit ergab, 
etwas zur Herſtellung eines würdigen Tauf⸗Apparats zu thun, ſo erſtattete über 
dieſe Angelegenheit das Proviſorat der Königl. Regierung unterm 25. Juli 1850 
folgenden Bericht: — „Es befindet ſich in einer Nebenkapelle der St. Catharinen⸗ 
Kirche ein altes baptisterium, verſehen mit einem Taufſtein nebſt einem großen 
metallenem Becken und einer darüber hangenden hölzernen Engels⸗Figur. Abge⸗ 
ſehen davon, daß die Kapelle ihrer baulichen Beſchaffenheit nach veraltet und un⸗ 
freündlich iſt, und nur mit einem nicht unbedeütenden Koſtenaufwande in zweckent⸗ 
ſprechenden Zuſtand geſetzt werden könnte, ſowie, daß die erwähnte Engels⸗Figur 
den Anſprüchen an ein Kunſtwerk in zu geringem Maße genügt, als daß man an ihre 
Beibehaltung denken könnte, ſo iſt man wol darüber einverſtanden, daß ein beſon⸗ 
deres baptisterium dem evangeliſchen Ritus überhaupt nicht entſpreche, ſondern 
die Taufhandlung wie der Taufapparat in die Kirche ſelbſt und zwar vor den 
Altar oder doch in den Chor der Kirche gehöre. So wie daher die bisher in der 
Kirche verrichteten Taufen nicht in dem erwähnten baptisterium Statt finden 
konnten und Statt gefunden haben, ſondern entweder in der baulich wohlconditio⸗ 
nirten Sacriſtei, oder neüerdings am Altar, ſo haben wir auch bei den Vorbe⸗ 
rathungen und Schritten zu gegenwärtigem Bericht von der Wiederbenutzung und 
Wiederherſtellung des baptisterium gänzlich abſehen zu müſſen geglaubt. Dagegen 
hat der erwähnte Tauſſtein theils wegen ſeiner jetzigen Beſchaffenheit, theils wegen 
der wahrſcheinlichen Möglichkeit ſeiner Herſtellung zu einem würdigen, der Kirche 
zur Zierde gereichenden Kunſtwerke unſerer Aufmerkſamkeit nicht entgehen können. 
Dieſer Taufſtein iſt nämlich an Gehalt und Form demjenigen ähnlich, welcher ſich 
im Dome zu Kamin befindet. Er unterſcheidet ſich von dieſem nur dadurch, daß 
er an der Außenſeite unförmlich und roh, der Kaminer dagegen regelmäßig 
mit Reliefverzierungen geſchmückt iſt. Vorzüglich dieſer Umſtand hat wol Veran⸗ 
laſſung gegeben, den Stein mit einem noch vorhandenen, jedoch bereits völlig ver⸗ 
ſtockten ſeidenen Behang zu verſehen, deſſen etwaige Erneüerung aber nicht rath⸗ 
ſam erſcheint, da dadurch der ganze Stein bis auf den obern Rand verhüllt wird, 
und es mithin ziemlich gleich ſein würde, ob der Taufapparat überhaupt ein 
ſteinerner oder ein hölzerner wäre. Es ſtellte ſich daher die Frage als der nähern 
Erörterung werth heraus: „Ob unſer Taufſtein nicht einer regelmäßigen Bear⸗ 
„beitung unterworfen und biernächſt geſchliffen und polirt und ſomit ohne weitere 
„Zuthat zu einem zweckentſprechenden Apparat gebildet werden könne?“ Zu dieſem 
Behuf haben wir uns nun mit dem jetzigen Werkführer in der Steinmetz⸗Werkſtatt 
der Wittwe Schmälzke, in Stettin, Namens Wolter, der uns als ein tüchtiger 
Steinmetz erſchienen iſt, in Verbindung geſetzt. Auf unſere Einladung hierher 
zu kommen, hat derſelbe den Taufſtein genau beſichtigt und demnächſt folgende gut⸗ 
achtliche Erklärung abgegeben: „Der Golnower Taufſtein iſt wie der Kaminer von 
„s. g. Schwediſchem Marmor, des Schleifens und Polirens fähig, und kann mit⸗ 
„hin daraus ein zweckentſprechendes Kunſtwerk hergeſtellt werden.“ Da der ꝛc. Wolter 
außerdem ſich über den Koſtenpunkt dergeſtalt aüßerte, daß uns auch dieſer Punkt 
nicht vor einem nähern Eingehen auf die Sache abſchrecken konnte, ſo veranlaßten 
wir ihn, uns einen ſörmlichen Koſtenanſchlag anzufertigen. Dies iſt auch geſchehen, 
aber damit leider durch die geforderte Summe von 173 Thlr. unſere Vorausſetzung 
hinſichtlich des Koſtenbetrages faſt um die Hälfte getaüſcht worden. Es ſcheint 
uns vorzüglich auf Ermittelung des Punktes anzukommen: ob der Hauptzweck, in 
dem Taufſtein ein würdiges, der Kirche zur Zierde gereichendes Kunſtwerk, welches 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. v. 98 
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dann übrigens im Chor der Kirche vor dem Altar einen ſehr paſſenden Aufſtellungs⸗ 
platz finden würde, zu erlangen, durch die von dem ꝛc. Wolter projectirten Arbeiten 
und berechneten Koſten, wirklich erreicht werden könne und werde; denn wenn 
unſere Kirche auch keinesweges überflüſſige Mittel beſitzt, vielmehr ihr eine bedeütende 
Ausgabe durch Urbarmachung einer ihr zugefallenen unkultivirten Hütungsfläche 
bevorſteht, ſo würden wir uns doch auch für ein entſprechendes Opfer zu dem vor⸗ 
liegenden Zwecke erklären müſſen, falls nur die Erreichung des Zwecks zu er⸗ 
warten iſt.“ 

Die Königl. Regierung überwies die vorſtehende Eingabe dem Landbau⸗ 
meiſter Lentze zum gutachtlichen Bericht, event. zur Reviſion des Koſtenanſchlages. 
Das Gutachten war dem Projecte des Proviſorats nichts weniger als günſtig, 
daher denn auch die Königl. Regierung dem Proviſorat in der Verfügung vom 
22. Auguſt 1850 zu erkennen gab, daß es wegen der vier Sprünge, welche der 
Obertheil des Taufſteins hat, nicht rathſam erſcheine, auf das Umarbeiten und 
Poliren deſſelben die bedeütende Summe von 173 Thlr. zu verwenden, daß es 
vielmehr empfehlenswerther ſei, entweder einen ganz neüen Taufſtein von polirtem 
Granit, der nicht mehr als jene Umarbeitung koſten dürfte, nach einer guten Zeich⸗ 
nung von einem geſchickten Steinmetzmeiſter in Prenzlow anfertigen zu laſſen, oder, 
wenn die Koſten hierzu nicht vorhanden ſein ſollten, ſich mit einem Taufſtand von 
polirtem Eichenholz zu begnügen. Letzteres iſt geſchehen. 


Reſtaurationsbau. Das Innere des St. Catharinen⸗Kirchengebaüdes 
war theilweiſe reparaturfällig, theilweiſe geſchmacklos und ermangelte einer hin⸗ 
reichenden Zahl von Plätzen für die ſeit Jahren bedeütend vermehrte Gemeinde. 
Das Bedürfniß, dieſen Mängeln abzuhelfen, war ſchon längſt von allen Inter⸗ 
eſſenten gefühlt, unter anderm aber bei der im Jahre 1857 abgehaltenen General- 
Viſitation als ein ſo dringendes anerkannt worden, daß ſchon im darauf folgenden 
Jahre vom Königl. Conſiſtorium an das Kirchenproviſorat die Aufforderung zum 
Bericht darüber erging, ob die baulichen Einrichtungen bereits ausgeführt ſeien. 
Das Proviſorat konnte damals nur im Allgemeinen anzeigen, daß das Werk noch 
nicht in Angriff genommen ſei, weil es ſich um ein bedeütendes und koſtſpieliges 
Unternehmen handle und dazu nicht geſchritten werden könne, bevor die Kirchen⸗ 
kaſſe nachweislich die erforderlichen Mittel beſitze. Wenn nun aber das Proviſorat 
zwei Jahre nach der erwähnten Viſitation im Stande zu ſein glaubte, den gedachten 
Nachweis zu führen, ſo ſaümte es nicht länger, der Königl. Regierung mittelſt 
Berichts vom 14. Juli 1859 zunächſt eine kurze Überſicht derjenigen Stücke vorzu⸗ 
legen, auf welche ſich, ſeiner Anſicht nach, die Erneüerungen und Verbeſſerungen 
erſtrecken müßten, um dem Mangel an Plätzen abzuhelfen und den Forderungen des 
Kirchenbau⸗Geſchmacks zu genügen. — 1) Um ſtatt der vorhandenen 800 Sitzplätze ihrer 
etwa 1000 zu gewinnen, würde an der nördlichen Langſeite des Kirchenſchiffes eine 
neüe Empore der an der ſüdlichen Langſeite gegenüber anzubringen fein. 2) Zu 
dem Ende müßte die an dem Mittelpfeiler der nördlichen Langſeite befindliche 
Kanzel an den das Schiff vom Chore trennenden Pfeiler derſelben Seite verlegt 
werden, welche Veränderung nicht nur dem Kirchenbauſtil beſſer entſprechen, ſondern 
auch eine ſolche Umſtellung der im Schiffe befindlichen Sitze ermöglichen würde, 
daß die Zuhbrer ungezwungen ſowol nach der Kanzel, als nach dem Altar blicken 
könnten, was bei der beſtehenden Einrichtung nicht der Fall iſt. 3) Eben ſowol 
um in allen Theilen der Kirche mehr Plätze zu gewinnen, als die alten reparatur⸗ 
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fälligen Geſtühle zu beſeitigen, müſſen ſämmtliche Geſtühle, mit ſehr wenigen Aus⸗ 
nahmen neü gefertigt und zweckmäßiger aufgeſtellt werden, wobei zugleich die Erhal⸗ 
tung oder Verwerfung und Erneüerung einiger Theile an dieſen Geſtühlen, wie an 
Kanzel und Altar in Erwägung zu nehmen fein würden. 4) Zwei in das Chor der 
Kirche hineingebaute Emporen, die das Chor geſchmacklos entſtellen und es theilweiſe 
des Lichts berauben, müſſen entfernt und den zur Benutzung Berechtigten Plätze auf 
den Emporen im Schiffe überwieſen werden. Einer Erneüerung bedürfen endlich: 
5) ſämmtliche Glasfenſter; 6) das Pflaſter, bezw. anderweitige Bodenbedeckung, und 
7) der Anſtrich der Wände und Pfeiler (der erſt im Jahr 1836 renovirt worden 
war!) Was die nicht unbeträchtlichen Einrichtungskoſten betrifft, ſo glaubte das 
Proviſorat, daß ſich mit Aufwendung von 4000 Thlr. doch etwas Genügendes 
werde ſchaffen laſſen, wenn die Stadt, wie ſie dazu verpflichtet, das erforderliche 
in ihrem Beſitz befindliche, Holz unentgeldlich verabreicht. Daß der Vermögens⸗ 
und Kaſſenzuſtand der Kirche aber die Verwendung einer ſolchen Summe geſtattet, 
wies das Proviſorat durch eine — 
Überſicht des Finanz⸗Zuſtandes im Juli 1859 — nach. Zufolge des laufen⸗ 
den Etats pro 1857—1862 beträgt der jährliche Überſchuß Thlr. 1005. 6. — 
Hiervon geht ab die inzwiſchen bewilligten Zulagen für 
den Hilfs⸗Prediger 100 Thlr. und für den Glockfanten 
zur Sa eee e e e e ee met ru 8. 18 6 
Bleibt Überfhuß . . . Thlr. 896, 22, 6 
Die Kirche beſitzt ein Kapitalvermögen von Thlr. 15227. 
8 Sgr., welches im Durchſchnitt zu 4½ Pret. in runder 
Summe an Zinſen⸗Revenüen gidtt „ 685 — — 


Es folgt aus dieſer Aufſtellung, daß nicht nur die Zinſen des vorhandenen 
Kapitalvermögens erſpart, ſondern auch noch aus den ſonſtigen Einnahmen der 
Kirche an Acker⸗ und Wieſenpächten ꝛc. Erſparniſſe gegen die etatsmäßigen Aus⸗ 
gaben erzielt worden. Da indeſſen die Zeitpächte und Getreidepreiſe nicht als feſt⸗ 
ſtehend zu betrachten ſind, die Kirche viele Baulichkeiten zu unterhalten hat, ſo 
erſcheint es angemeſſen, einen entſprechenden Reſervefonds für alle unvorhergeſehenen 
Fälle zu erhalten, und glaubt das Proviſorat daher mit Sicherheit 4000 Thlr. 
zu den beantragten Reparaturbauten in Vorſchlag bringen zu können. 


Um den Abſichten des Kirchenproviſorats und deren Ausführung näher zu 
treten, erhielt der Kreisbaumeiſter Brockmann durch Regierungs⸗Verfügung vom 
25. October 1859 den Auftrag, durch den ihm als Hülfsarbeiter zugetheilten Bau⸗ 
meiſter Haſchke von der Kirche ſpecielle Grundriſſe, Aufriſſe, ſowie Längen⸗ und 
Querdurchſchnitte anfertigen, und die Details der Architectur nach einem ange⸗ 
meſſenen größern Maßſtabe auftragen und einen Erläuterungsbericht aufſtellen zu 
laſſen, welcher über das Geſchichtliche der Kirche ſich auslaſſe, den zeitigen baulichen 
Zuſtand angebe, und Vorſchläge zur Reſtauration und zur gewünſchten Vermehrung 
der Sitzplätze enthalte. 


Haſchke begann die Aufnahme der Kirche ſofort am 31. October. Da aber 
die Kirche in allen Theilen ſehr unregelmäßig und ſchiefwinklich, und der Thurm 
allein von rechtwinklichter Figur iſt, ſo ging die Arbeit nicht ſo raſch von Statten, 
wie vorausgeſetzt worden war, wozu noch kam, daß ſie eine Zeitlang unterbrochen 
werden mußte, weil Haſchke den Kreisbaumeiſter Brockmann, in deſſen Abweſenheit, 
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vertreten hatte. So kam es, daß Haſchke den ihm ertheilten Auftrag erſt nach 
Jahresfriſt erledigen konnte; unterm 5. December 1860 reichte er die gefertigten 
Zeichnungen von der Kirche, 10 Stück an der Zahl, und den Erlaüterungsbericht 
ein, woraus ſich, gleich beim erſten Blick, ergab, daß die von Haſchke aufgeſtellten 
Reſtaurations⸗Vorſchläge, wenn ſie zur Ausführung kommen ſollten, eine weit 
größere Koſtenſumme erfordern würde, als das Proviſorat dafür angenommen 
hatte. Aus dem Erlaüterungsberichte iſt das Folgende entlehnt. 


Was das Geſchichtliche der Kirche betrifft, ſo läßt ſich darüber nichts ermitteln, 
weil bei einer frühern Feüersbrunſt viele Schriftſtücke und Dokumente verbrannt 
ſind, ebenſowenig gibt die Magiſtrats⸗Regiſtratur darüber Aufſchluß, indem hier in 
früherer Zeit viele alte Acten als Maculatur zum Verkauf gekommen find. (*) 
Aus einer in der Kirche angebrachten Inſchrift läßt ſich nur jo viel abnehmen, daß 
der innere Ausbau von Kirche und Thurm im Jahre 1701 vollendet worden, nach⸗ 
dem beide durch Feüer bis auf die Umfangsmauern zerſtört geweſen, und daß die 
Ausführung dieſer Arbeit einen Zeitraum von 25 Jahren in Anſpruch genommen 
hat. Der Erlaüterungsbericht erwähnt dann auch das, was bereits oben eingeſchaltet 
worden, daß nach mündlichen Überlieferungen der Thurm in früherer Zeit viel 
höher geweſen ſei, was ſich auch nach ſeinen Dimenſionen mit Beſtimmtheit an⸗ 
nehmen läßt, der obere Theil iſt bei dem gedachten Brande zerſtört worden, nachdem 
er lange Zeit hindurch den Schiffern auf der Oſtſee als Landmarke auch den Gol⸗ 
nowern in jenen Jahrhunderten gedient haben ſoll, als ſie Mitglieder des Hanſe⸗ 
Bundes waren. 


Die Kirche iſt im Rohbau ausgeführt; leider ſind in ſpäterer Zeit einzelne 


Theile derſelben, wie die Nordſeite und der an der Sübfeite befindliche Anbau mit 
Kalkmörtel geputzt worden, jedoch iſt dies nicht in Folge der Schadhaftigkeit des 
Steinmaterials geſchehen, vielmehr mag der aüßere Wandputz dem Geſchmacke jener 
Zeit mehr entſprochen haben. Die Kirche iſt als Hallenkirche erbaut und im 
gothiſchen Stile conſequent durchgeführt; ihre Erbauung dürfte aus dieſem Grunde 
wohl ums Ende des 14. Jahrhunderts Statt gefunden haben; einen andern beſtim⸗ 
menden Anhalt gewährt die Kirche nicht, da alle urſprünglichen Detailformen bis 
auf die weiter unten zu nennenden durch den Brand zerſtört worden ſind. Die 
urſprüngliche Geſtalt der Kirche iſt deütlich zu erkennen: ſie beſtand nur aus dem 
Thurm an der Weſtſeite, an welchen die Kirche ſich anſchließt, und dem Chorraum, 
der in ſeiner ganzen Breite mit einer Abſis in Geſtalt eines halben Sechsecks 
geſchloſſen wird und auf der Nordſeite noch einen kleinen Anbau als Sacriſtei 
gehabt haben mag, was ſich jetzt nicht mehr näher erkennen läßt. In dieſer ein⸗ 
fachen Geſtalt muß das Aüßere der Kirche auch von ganz guter Wirkung geweſen 
ſein, zumal die aüßere Ausbildung nicht vernachläſſigt geweſen iſt, wie dies einzelne 
Fragmente des Frieſes ꝛc. darthun. Die Fenſter der eigentlichen Kirche waren 
übrigens früher auch viel breiter und gingen bis auf das Brüſtungsgeſims herab 


(0) Durch dieſes Verfahren der Behörden geht für die Geſchichte nicht ſelten das ſchätz⸗ 
barſte Material verloren, beſonders dann, wenn, wie es Regel zu ſein pflegt, die Sortirung 
einem Subalternbeamten übertragen wird, dem alle hiſtoriſche Keuntniß, allgemeine, 
wie beſondere Ortsgeſchichte, abgeht. Ein Blatt Papier, welches dem Sortirer gar keinen 
Werth zu haben ſcheint, kann oft in wenig Zeilen die wichtigſte Thatſache enthalten, deren 
Kenntniß nun verloren iſt. 
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und zeichneten hierdurch den eigentlichen Hauptbau von den anderen untergeordneten 
Theilen, Chorraum und Abſis, die ſchmälere Fenſter haben, beſonders aus. Die 
Kapellen, welche in ſpäterer Zeit der Kirche (Nordſeite) und auch dem Thurme 
beigefügt ſind, beeinträchtigen das Ausſehen der Kirche in hohem Grade, zumal 
denſelben an der Nordſeite ein mehr ſtallähnliches Ausſehen gegeben iſt. Der 
Augenſchein ergibt auch, daß man bei dem, nach dem Brande Statt gehabten 
innern Ausbau der Kirche nur das Nöthigſte gethan hat, und an eine Ausbildung 
nicht weiter gedacht worden iſt, wie dies namentlich die Kapitäle und Baſen der 
Pfeiler zur Genüge darthun; auf das Aüßere iſt hierbei gar nichts verwendet worden. 
Es fehlen ſämmtliche Geſimſe, vom Hauptgeſims iſt nur noch ein Fragment des 
Frieſes vorhanden, das Brüſtungsgeſims iſt faſt überall ſchadhaft, ſcheint auch erſt 
in ſpäterer Zeit beigefügt zu ſein, und das Fußgeſims fehlt ganz. Die Fenſter 
ſind nur von gewöhnlichen Mauerſteinen aufgeführt und ermangeln einer jeden 
Ausbildung. Das Bauwerk an ſich befindet ſich in einem ganz guten baulichen 
Zuſtande und dieſer läßt denn auch eine Ausbildung des Aüßeren der Kirche als 
wünſchenswerth erſcheinen. Daß hierzu aber nicht unbedeütende Koſten aufgewendet 
werden müßten, und daß ſolche bei den vorhandenen kleinen Anbauten ihre Schwie⸗ 
rigkeiten hat, ift nicht zu verkennen, und es dürfte hierbei jetzt auch nichts zu thun 
ſein, da die bewilligten Geldmittel zum innern Ausbau ſchwerlich ausreichen, 
namentlich da ſämmtliche Kirchenfenſtern erneüert werden müſſen. Eine vorlaüfige 
Berückſichtigung dürfte jedoch der Anbau auf der Südſeite verdienen, der, im 
gothiſchen Stile ausgeführt, ſpäter aber im Renaiſſance⸗Stil ausgebildet worden iſt 
und deſſen urſprüngliche Architectur wieder herzuſtellen ſein mögte. Die Südſeite 
der Kirche liegt nämlich nach dem Rathhauſe zu und wird jetzt durch das Rathhaus 
verdeckt; das letztere ſoll aber in einigen Jahren nach dem Beſchluſſe der Stadt⸗ 
verordneten abgebrochen werden, wodurch die Südſeite der Kirche, die noch am 
beſten erhalten iſt, ganz frei gelegt wird, wobei die jetzige Architectur des Anbaues 
ſehr ſtörend ſein würde. Der Wunſch des Kirchenproviſorats, eine angemeſſene 
Erhöhung und Ausbildung des Thurms herbeizuführen, dürfte erſt in ſpäterer Zeit 
in Betracht zu ziehen fein und dies auch wol nur dann, wenn das Aüßere der 
Kirche ſelbſt eine angemeſſene Herſtellung gefunden haben wird. Die Kirche geht 
nicht rechtwinklicht vom Thurme ab, ſondern ſchließt ſich in ſchräger Richtung an 
denſelben an, auch iſt die Abſis ſelbſt unregelmäßig ausgeführt, wie denn überhaupt 
bei der Kirche viele Unregelmäßigkeiten Statt finden, die jedoch bei einer Betrachtung 
des Bauwerks ſelbſt nicht ſehr ins Auge fallen. Ein Grund zur Einführung dieſer 
Unregelmäßigkeiten läßt ſich nirgend erkennen, um fo weniger, da Alles darauf hin⸗ 
deütet, daß der Stand der Kirche früher ganz frei geweſen, wie dies auch jetzt der 
Fall iſt. An urſprünglichen Detailformen des Aüßern der Kirche ift weiter nichts 
vorhanden, als: — 1) Das Profil des noch gut erhaltenen Thurmportals 2) Der 
Fries des Hauptgeſimſes der Kirche, von dem noch einige Ziegelplatten, 14 Zoll 
groß im Quadrat und 4 Zoll ſtark, erhalten ſind; 3) Der aus ſchwarz glaſirten 
Formſteinen beſtehende Fries vom Thurme, der auch nur in einzelnen Theilen vor⸗ 
handen iſt; das darüber befindliche Geſims rührt jedoch aus einer ſpätern Zeit her. 
— Das Brüſtungsgeſims der Kirche, zum größten Theil zerſtört, ſtammt ebenfalls 
aus ſpäterer Zeit und zeigt manche Abweichungen. Weitere Formen ſind nicht vor⸗ 
handen und die im Bauſchutt über den Gewölben aufgefundenen Bruchſtücke der 
Geſimſe laſſen darauf ſchließen, daß alle aus ſchwarzglaſirten Formſteinen beſtanden 
haben. Was nun das Innere der Kirche betrifft, ſo hat das Mittelſchiff bis zu 
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dem Bogen, welcher die Kirche vom Chorraum trennt, eine Länge von 56 Fuß 
und eine Breite von 29 Fuß, die Seitenſchiffe haben eine Breite von ca. 14 Fuß, 
alſo ſo ziemlich die Hälfte der Breite des Mittelſchiffs. Die Seitenſchiffe öffnen 
ſich gegen das Mittelſchiff mit 3 Bogenöffnungen, von denen die mittelſte die größte 
iſt; ſie hat eine Weite von 17 Fuß und eine jede der beiden Seitenöffnungen hat 
eine Weite von ca. 12 Fuß. Der Chorraum ſetzt ſich in der Breite des Mittel⸗ 
ſchiffs fort und hat bis zur Abſis eine Länge von 33 Fuß. Die ganze Kirche mit 
Chorraum und Abſis iſt durch Gewölbedecken geſchloſſen, deren Scheitel in einer 
und derſelben Horizontale liegen und läßt ihr baulicher Zuſtand nichts zu wün⸗ 
ſchen übrig. 


Was die Behufs angemeſſener Reſtauration des Innern der Kirche vorzu⸗ 
nehmenden Baulichkeiten anbelangt, ſo beſtehen dieſelben in folgendem: — 


1) Vom Thurmeingange ausgehend wäre die in der erſten Thurm⸗Etage 
aufgeſtellte, der Stadt gehörige Thurmuhr wegzunehmen und in die dritte Etage 
zu verlegen ), wo fie auch früher ihren Stand gehabt hat. Bei dem jetzigen Stande 
der Uhr hangen die Gewichte bis zur Erde herab, und da die neben dem Thurme 
befindlichen Kapellen angemeſſen ?) als Aufgänge zu den Emporen zu benutzen find, 
und ſomit der bis jetzt gar nicht in Anſpruch genommene Thurmeingang wieder in 
Benutzung tritt, ſo würden die bis zur Erde herabhangenden Uhrgewichte ſehr 
unangenehm ins Auge fallen, wobei noch zu berückſichtigen bleibt, daß der ſtarke 
Sekundenſchlag der Uhr beim Gottesdienſt ſehr ſtörend iſt. 


2) Der Thurm iſt durch Aufführung einer Mauer von dem Kirchenraum 
gänzlich zu ſcheiden ), um den Zug abzuſperren; auch muß die Mauer bis zum 
Scheitel des Bogens hinaufgeführt werden, ſo daß die Balgenkammer verſteckt 
wird, die jetzt einen unangenehmen Anblick gewährt. Hierzu würde eine kleine 
Vorrückung der Orgel nach vorn erforderlich ſein. — Im Innern der Kirche iſt — 

3) Ein neüer Fußboden herzuſtellen ), und es find — 

4) Die Pfeiler mit entſprechenden Kapitälen und Baſen zu verſehen, auch ſind 
die kleinen Rundſaülchen, von denen die Gewölberippen aufſteigen, zu ergänzen und 
ebenfalls mit Kapitäl und Baſe zu verſehen. 

5) Eine Verlegung der Kanzel ans Ende des Mittelſchiffs erſcheint angemeſſen: 
auch dürfte ſie zu erneüern und mit der gothiſchen Architektur der Kirche in Ein⸗ 
klang zu bringen ſein. 

6) Das ſ. g. Remanowskyſche und Müller⸗Chor, welche im Chorraum an⸗ 
gebracht ſind, verunſtalten denſelben ungemein; ſie verengen denſelben, verfinſtern 
die Kirche und ihr Anblick erweckt ein Gefühl der Unſicherheit, indem ſie wie an 
die Wand geklebt erſcheinen. Ihre Wegnahme iſt daher nöthig. Dann fällt auch 


) Dem Erlaüterungsberichte find vom Reviſor Randbemerkungen in Bleiſtift hinzuge⸗ 
fügt, die hier in Noten ihre Stelle finden. Die erſte lautet: „Zweckmäßig“. 

Die Kapellen möchten beſſer ganz abzubrechen und die Treppen zum Orgelchor in 
die beiden Seitenſchiffe zu verlegen ſein. 

3) Nein! Der Zugang durch den Thurm muß beibehalten werden; die Zugluft ift durch 
Doppelthüren zu beſeitigen. 

) Aus welchem Material! 
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der Aufgang zum Remanowskyſchen Chor im Aüßern der Kirche fort, der ihr in 
keiner Weiſe zur Zierde gereicht. 

7) Angemeſſen erſcheint es, den Fußboden des bintern Chortheils und der 
Abſis, in ſo weit es der Stellung des Altars halber nothwendig, um einige Stufen 
über den Fußboden der Kirche zu erhöhen, und dieſen Theil der Kirche mehr aus⸗ 
zuzeichnen. 

8) Der Altar und das zugehörige alte hölzerne Altarbild, welches letztere 
beinah' die ganze Breite des Chorraums einnimmt und bis zum Scheitel des Ge⸗ 
wölbes reicht, iſt für die Verhältniſſe der Kirche viel zu koloſſal; die letzteren er⸗ 
ſcheinen dadurch ſehr gedrückt und der raümliche Eindruck erleidet hierdurch Abbruch, 
es empfiehlt ſich daher, einen neüen Altar im richtigen Verhältniß zur Kirche 
herzuſtellen '). Das alte Atarbild beſteht aus ganz roher Holzſchnitzerei und erman⸗ 
gelt eines jeden künſtleriſchen Werths; es iſt zudem im Renaiſſance⸗Stil ausgeführt °) 
und dürfte der Wegnahme um ſo weniger etwas im Wege ſtehen, als ein neüer 
Altar, im Stil der Kirche, der letztern zur großen Zierde gereichen wird. 


9) Der Putz im Innern der Kirche muß zum größten Theil ausgebeſſert 
werden, weil er in Folge der öfteren Reparaturen ſehr unregelmäßig aufge⸗ 
tragen iſt. 

10) Die Fenſter ſind ſehr ſchlecht und müſſen erneüert werden. 


11) Die Höhenlage der Emporen iſt ungleich und nicht angemeſſen; die Em⸗ 
pore auf der Südſeite iſt zu niedrig, wogegen die auf der Weſtſeite zu hoch iſt, 
beide find daher in gleicher und angemeſſener Höhe neü einzurichten, wobei 
natürlich die geſchweifte Form der letztgedachten Empore nicht beizubehalten iſt ). 


12) Wünſchenswerth wäre es, wenn der Orgel eine dem Stil der Kirche 
angemeſſene Architectur gegeben werden könnte, was ohne große Koſten zu ermög⸗ 
lichen ſein dürfte ). 


Was nun die Vermehrung der Sitzplätze betrifft, ſo muß — 


13) Auf der Nordſeite eine neüe Empore eingerichtet werden, auch iſt es 
angemeſſen, die Aufgänge zu der Empore im Innern der Kirche zu caſſiren, und 
die Kapellen zu beiden Seiten des Thurms zu Treppenraümen zu benutzen °). 


14) Die ſämmtlichen Sitzbänke und Geſtühle in der Kirche ſind ſchlecht, theils 
nehmen die letzteren auch viel Raum ein und es iſt nöthig, dieſelben zu erneüern 
und ihre Stellung zu ändern. 


15) Zur Vermehrung der Sitzplätze können auch noch die 3 Kapellen links 
des Kircheneinganges an der Nordſeite und auch der vor der Sacriſtei belegene 
Raum benutzt werden, dieſe Sitzplätze haben allerdings keinen Werth, bei dem 
Mangel an Raum kann es hierauf aber nicht weiter ankommen. 


5) Iſt die Frage. Koſten! 

6) Thut nichts! 

) Wünſchenswerth ift die vollſtändige Beſeitigung dieſer Emporen, jo daß nur der Orgel: 
Chor allein beſtehen bleibt. 

8, Ohne! 

) Beſſer iſt's dieſe Kapellen abzubrechen. 
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Nach Maßgabe der an Ort und Stelle über die Herſtellung der Kirche Statt 
gehabten Beſprechungen erhielt Baumeiſter Haſchke durch Regierungs⸗Verfügung 
vom 22. Mai 1861 den Auftrag, die Projekte und Koſtenanſchläge dazu anzu⸗ 
fertigen. Die Reſtauration ſoll ſich beziehen — 1) auf Abbruch der entbehrlichen 
und als Gebaüde im Innern und Aüßern entſtellenden Anbauten; 2) auf Verlän⸗ 
gerung der beiden Seitenſchiffe und auf Herſtellung eines neüen Kirchengiebels nach 
Oſten und zweier Eingänge in den Seiten; 3) auf Herſtellung der Fenſter in den 
Fenſterſtuben und in der Verglaſung; 4) auf Herſtellung eines Haupt⸗ und Fries⸗ 
geſimſes, neüer Pfeiler⸗Abdeckungen, Herſtellung der verwitterten und beſchädigten 
aüßeren Mauerflächen, der Gurt⸗ und Sockelgeſimſe, der Plinthe ꝛc.; 5) auf Er⸗ 
neüerung des Flures der Kirche; 6) auf Herſtellung des Eingangs durch den Thurm; 
7) auf Herſtellung und Ergänzung der Emporen in den Seitenſchiffen; 8) auf Be⸗ 
ſchaffung neüer Kirchenſtühle; 9) auf Verlegung der Kanzel, Herſtellung ihres An⸗ 
ſtrichs, auf Anſtrich des Hochaltars und der Orgel. 

Haſchke lehnte die ihm angetragene Arbeit dankend ab, worauf ſie dem Bau⸗ 
meiſter Buchterkirch in Greifenhagen unterm 15. October 1861 angetragen wurde, 
der ſeine Bereitwilligkeit zur Übernahme derſelben mittelſt Eingabe vom 28. Octo⸗ 
ber 1861 erklärte. 


Mittlerweile war es zur Sprache gekommen, daß die Verfügung vom 22. Mai 
auf mündlichen Anordnungen beruhte, welche der Regierungs⸗Baurath Oppermann 
dem ꝛc. Haſchke ertheilt hatte, und daß derſelbe in der Reſtauration ſehr weit gehen 
wollte, ſo daß die — nunmehr ſchon auf 15,000 Thlr. angenommenen Baukoſten 
bei Weitem nicht ausreichen würden. Es wurde deshalb für zweckmäßig erachtet, 
mit dem großen Kirchen⸗Baumeiſter, geheimen Ober⸗Baurath Stüler, Rückſprache 
zu halten, und demſelben zur Vermeidung vergeblicher Arbeiten, die Haſchkeſchen 
Zeichnungen vorzulegen, damit er ſich über den Umfang der Arbeiten ausſpreche. 
Stüler gab ſein Gutachten unterm 15. September 1861 wie folgt ab: — 


Als Hauptgeſichtspunkt wird feſtzuhalten ſein, daß man das Bedürfniß der 
Vermehrung von Sitzplätzen möglichſt durch Benutzung der vorhandenen Anbauten 
in zwei Geſchoſſen ohne Einbaue von Emporen, welche der Erſcheinung des Innern 
ſchaden, zu befriedigen und die urſprüngliche Structur klar darzuſtellen ſich beſtrebe. 
Die Anbauten liegen zumeiſt an der Nordſeite, daher iſt die Kanzel nach der Südſeite 
zu verlegen und am Thriumphbogen anzuord nen, um einen Theil des unnbthig 
langen Chorbaues dem Schiffe einverleiben und mit Stühlen beſetzen zu können. 
Der Grundriß zeigt, wie man hierdurch bei klarer und zweckmäßiger Anordnung 
der Stühle eine bedeütende Zahl brauchbarer Sitze gegen die frühere Anordnung 
gewinnt. Rechnet man hierzu die in den Logen der Anbauten und auf dem Orgel⸗ 
chor nach Verſetzung der Orgel an die weſtliche Giebelwand ſich ergebenden Plätze, 
welche die wegfallenden auf der ſüdlichen Empore vollkommen erſetzen, ſo wird ſich 
ſehr wohl eine Vermehrung der vorhandenen Sitze um ca. 200 ergeben, ohne daß 
man zu irgend einem Einbau von Holz, welcher ſtets den monumentalen Charakter 
des Gebaüdes ſtört, feine Zuflucht zu nehmen hätte. Sollte aber hierdurch das 
Bedürfniß noch nicht erreicht werden, ſo ift eine möglichſt ſchmale, oder allenfalls 
eine breitere Empore an der Nordſeite, welche den Pfeiler nicht berührt, noch zu⸗ 
läſſig. Iſt ſie entbehrlich, deſto beſſer. Die Treppen zu den Emporen ſind maſſiv, 
untermauert oder unterwölbt, mit Geländer von gebranntem Thon, anzunehmen. 
Ein ſolches erhalten auch die Emporen in den Logen und in den Bögen unter dem 
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Thurm. Dieſer muß zur Aufſtellung der Orgel ein Zwiſchengewölbe erhalten; die 
Mauertiefe dient zur Anordnung eines Windfangs. 


Kann ſich die Herſtellung der Kirche auch auf das Aüßere erſtrecken, ſo würde 
es ſehr erwünſcht fein: — 1) An der Nordſeite den Anbauten Querdächer mit ſtarkem 
Gefälle der Rinnen zwiſchen denſelben zu geben, um eines Theils die Formen 
ſchöner und ſtilgerechter zu geſtalten, andern Theils die vermauerten Kirchenfeſter 
mehr öffnen zu können. Man gewinnt eine größere Höhe von 5½ —6 Fuß. — 
2) An der Südſeite können die Fenſter des Schiffes die Höhe derer im Chor 
erhalten. Im Anbau muß wenigſtens die urſprüngliche Anlage der Fenſter wieder⸗ 
hergeſtellt werden, wenn auch ſonſt vorlaüfig nichts weiter für ſein Aüßeres ge⸗ 
ſchehen könnte. Die kleinen unteren Fenſter werden am beſten ganz vermauert. 
3) An der Weſtſeite müffen die großen Kapellenfenſter, ſofern dies wegen der 
Wölbung möglich iſt, ſonſt die Seitenfenſter in anſtändiger Höhe, wie durch die 
Blenden angedeütet wird, geöffnet werden. Eben ſo die Lichtöffnungen im Thurm. 
Die Vollendung des Thurms nach den Andeütungen auf dem betreffenden Blatte 
der Haſchkeſchen Zeichnungen wird jedenfalls wol ſpäterer Zeit vorbehalten bleiben. 
Der aüßere Abputz iſt zu entfernen, das fehlende Simswerk in einfacher Weife zu 
ergänzen. Iſt es thunlich, ſo iſt auch das Innere ohne Abputz herzuſtellen! 


Nachdem das Kirchenproviſorat ſich unterm 12. November 1861 damit ein⸗ 
verſtanden erklärt, die Arbeiten Behufs Reſtauration der Kirche dem Baumeiſter 
Buchterkirch zu übertragen, wurde derſelbe von der Königl. Regierung mittelſt 
Verfügung vom 20. November 1861 endgültig damit betraut, ihm die Haſchkeſchen 
Vorarbeiten, nebſt dem Stülerſchen Gutachten zugefertigt, und er veranlaßt, ſich 
alsbald nach Golnow zu begeben, um die Kirche zu beſichtigen und mit den Mit⸗ 
gliedern des Proviſorats ſodann an Ort und Stelle das Erforderliche zu beſprechen, 
auch, wenn er es wünſchen ſollte, mit dem Kreisbaumeiſter Fiſcher in Naugard 
über das Hiſtoriſche der Kirche, nach deſſen Acten, in Verkehr zu treten. 


Buchterkirch war zu Ende des Monats März 1862 mit dem Reſtaurations⸗ 
Entwurf fertig. Bevor er ſich der Anfertigung der weiteren Detailzeichnungen und 
des Anſchlages unterzog, kam es ihm darauf an, dieſen allgemeinen Entwurf feſt⸗ 
geſtellt zu ſehen. Er übergab denſelben geſchäftsmäßig dem Kreisbaumeiſter Fiſcher, 
der ihn mit dem Kirchenvorſtande durchging, welcher, mit Ausnahme einiger Monita, 
über die wohlgelungenen Projekte ſehr erfreüt war, und demnächſt der Königl. 
Regierung unterm 28. April 1862 vorlegte. Sodann gingen die Zeichnungen an 
Stüler, in Berlin, der ſeine Bemerkungen und Anderungsvorſchläge an den betref⸗ 
fenden Stellen mit Blei eintrug. Sie betrafen vornehmlich den Thurmbau, wofür, 
im Zuſammen hang mit dem Vorhandenen, eine einfachere und kräftigere Architektur, 
als dem vorgelegten Entwurfe eigen war, wünſchenswerth ſchien. Wird an die 
Ausführung gedacht, ſo empfiehlt ſich — wie Stüler bemerkte — die Anfertigung 
eines Gypsmodells, an welchem die Anſichten zu erproben ſind, indem bei Thürmen 
mit wechſelnden Grundformen die geometriſche Zeichnung nie einen richtigen Über⸗ 
blick gewährt. 


Da die Reſtauration der Kirche im Innern und Aüßern auf Grund der 
Buchterkirchſchen Projekte, aber ohne Thurm, nach einem ungefähren Überſchlage, 
nicht unter 15,000 Thlr. zu bewerkſtelligen, und hierzu die disponibeln Fonds der 
Kirchenkaſſe nicht ausreichten, es einſtweilen fein Bedenken hatte, das Fehlende durch 
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ein Darlehn zu beſchaffen, welches durch Überſchüſſe der jährlichen Revenüen in nicht 
zu langer Zeit zu tilgen wäre, ſo wurde, auch mit Rückſicht darauf, daß die Stelle 
des emeritirten Superintendenten Dannenberg noch nicht wieder beſetzt war, die 
Sache durch Dekret vom 11. Juli 1862 auf einige Monate zurückgelegt. Am 
11. September 1862 erhielt Buchterkirch den Auftrag, mit den Entwürfen zur 
Reſtauration der Kirche, mit Ausnahme des Thurms, fortzufahren, und namentlich 
von den mehr dekorativen Theilen im Aüßern, ſo wie von den Gegenſtänden der 
innern Ausſtattung, mit Ausſchluß von Altar und Orgel, Zeichnungen im größern 
Maßſtabe anzufertigen, durchweg aber unter Berückſichtigung der Stülerſchen Blei⸗ 
ſtift⸗Bemerkungen. 


Buchterkirch reichte ſeine Arbeiten mittelſt Berichtes vom 8. Januar 1863 
ein; ſie waren, nach dem belobenden Zeügniß des Regierungs⸗Bauraths Homann, 
mit vielem Fleiß und großer Sachkenntniß angefertigt. 


Hinſichtlich der Koſten des Reſtaurationsbaues hatte man ſich bei den früheren 
Annahmen und Überſchlägen getaüſcht. Der ſpecielle Koſtenanſchlag über ſämmt⸗ 
liche Arbeiten und Materialien belief ſich auf. .. Thlr. 21.001. 29. 8 Pf. 
Davon treffen auf — den Maurer 3940 Thlr., auf Maurer - Materialien Thlr. 
5998. 10. 9; auf den Zimmermann Thlr. 456. 5 Sgr., auf Zimmer⸗Materialien 
Thlr. 102. 27 Sgr.; auf den Dachdecker Thlr. 46. 25. 8., auf deſſen Material 
Thlr. 115. 7 Sgr.; auf den Tiſchler incl. Material Thlr. 1801. 22. 6; auf den 
Schloſſer inel. Material Thlr. 435. 4. 7; auf den Schmidt Thlr. 141. 2. 1; auf 
den Glaſer incl. Material Thlr. 1077. 22 Sgr.; auf den Maler und Anftreicher 
inel. Material Thlr. 707. 17. 1; auf den Klempner Thlr. 179. 8 Sgr., Bau⸗ 
führungs⸗Koſten 2000 Thlr.; Insgemein und zu unvorhergeſehenen Ausgaben 
4000 Thlr. 


Es ift aber der Anſchlag nicht unbedeütend überſchritten worden, denn es 
haben die wirklichen Koſten des Reſtaurations⸗Baues, zufolge Abſchluſſes der Special⸗ 
Baukaſſe, betragen J bh se un nen 1. 7 


Nachdem der Entwurf und Anſchlag von der Abtheilung fürs Bauweſen im 
Königl. Miniſterium für Handel ꝛc. ſuperrevidirt und das Koſtenbedürfniß auf rund 
21.002 Thlr., zufolge Reſcripts vom 28. März 1865 feſtgeſtellt war; auch der 
Conſervator der Kunſtdenkmäler, geheimer Regierungsrath v. Quaſt, zufolge ſeines 
Schreibens vom 16. Mai 1865 gegen das Bauprojekt nichts zu erinnern gefunden 
hatte, erhielt der Baumeiſter Buchterkirch unterm 26. Mai 1865 den Auftrag, die 
Ausführung des Baues mit Energie in Angriff zu nehmen. Derſelbe hat ſeine 
Thätigkeit für den Reſtaurationsbau am 1. Auguſt 1865 damit begonnen, daß er 
mit den betreffenden Werkmeiſtern und Materialien⸗Lieferanten die erforderlichen 
Contracte abgeſchloſſen har. Die Schließung des Gottesdienſtes in der St. Catha⸗ 
rinenkirche wurde dem Proviſorat zum 13. Auguſt aufgegeben. Während des 
Reſtaurationsbaues iſt der Gottesdienſt theils in der St. Georgenkirche, theils in 
dem großen Saale des Schulhauſes, wohin die alten Geſtühle aus der St. Catha⸗ 
rinenkirche geſchafft wurden, abgehalten worden. Hier wurde der Geſang der 
Gemeinde mit einem Harmonium begleitet, welches für 80 Thlr. erworben und 
ſpäterhin in der neben der Sacriſtei belegenen Kapelle, worin ſich ein Altar befindet, 
aufgeftellt worden ift. Der Bau hat nicht volle zwei Jahre in Anſpruch genommen. 
Die Kirche konnte am 6. Juni 1867 dem gottesdienſtlichen Gebrauch wieder 
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übergeben werden; an dieſem Tage weihte der General⸗Superintendent von Pom⸗ 
mern, Dr. Jaspis, das wiederhergeſtellte Gebaüde ein. 

Von Neben » Verhandlungen in Bezug auf den Reſtaurationsbau der St. 
Catharinenkirche iſt Folgendes der Mittheilung werth: — 

Der Superintendent Roeber, Nachfolger des Emeritus Dannenberg, hatte 
unterm 29. December 1865 ein Immediat⸗Geſuch um Bewilligung eines mit Glas⸗ 
malerei verſehenen Fenſters eingereicht. Der König gab das Geſuch an den Mi⸗ 
niſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten ab, ohne darüber Berichterſtattung zu 
befehlen. Nichts deſto weniger nahm der Miniſter den Gegenſtand der Immediat⸗ 
Vorſtellung ſelbſtändig in die Hand, woraus ſich zwiſchen ihm, der Oberbaubehörde 
im Miniſterium des Handels, der Königl. Regierung, dem Kirchenproviſorat, dem 
Conſervator der Kunſtdenkmäler und dem Kreisbaumeiſter Buchterkirch, als Leiter 
des Reſtaurationsbaues, ein Schriftwechſel entſponnen hat, welcher mit einem 
Reſcript des Miniſters der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten vom 27. Februar 1867, 
dahin lautend: — daß von dem Gnadengeſchenk für bunte Chorfenſter abzuſehen iſt, 
da jetzt die Fenſter angemeſſen reſtaurirt ſind, und die ſpätere Beſchaffung von 
farbigen Fenſtern durch die Kirchenkaſſe oder die Gemeinde nicht ausgeſchloſſen bleibt 
— einſtweilen und bis auf Weiteres zum Abſchluß gekommen iſt. In bautechniſcher 
Beziehung kann der Plan des Superintendenten Roeber, den Altarraum der Kirche 
mit gemalten Fenſtern zu verſehen, nur als höchſt angemeſſen erachtet werden, 
da Glasgemälde, welche im Allgemeinen den beſten Schmuck eines Gotteshauſes 
bilden, auch hier der St. Catharinenkirche zur ſchönſten Zierde gereichen werden. 
Daß der Superintendent beim Könige nur um Ein Fenſter, das mittlere der fünf 
Chorfenſter, gebeten hat, begründet ſich in dem Glauben, daß dieſe Bitte um ſo 
eher Berückſichtigung finden werde, je beſcheidener ſie erſcheine, und in der Hoffnung, 
die übrigen Fenſter des hohen Chors in einfacher Griſaillen-Malerei auch aus den 
Mitteln der Kirche beſchaffen zu können, da im „Insgemein“ des Anſchlages ſchon 
darauf Rücksicht genommen war; denn da der Flächeninhalt der 4 Nebenfenſter 
des Chors 497 Quadratfuß beträgt, und der Glasmaler Müller, in Berlin, bei 
ganz vorzüglicher Arbeit den Of. Griſaillen-⸗Malerei durchſchnittlich zu 1 Thlr. 5 Sgr. 
liefert, ſo würden dieſe 4 Fenſter im Ganzen Thlr. 577. 17 Sgr. gekoſtet haben, 
was ſich aus dem Titel „Insgemein“, der 4000 Thlr. zur Verfügung geftellt hatte, 
beſtreiten ließ, ohne anderen nothwendigen Ausgaben Eintrag zu thun. Geheimer⸗ 
rath v. Quaſt fand bei dem Projekte ein Bedenken darin, daß der Chorſchluß durch 
3 Seiten eines Polygons gebildet wird, deren Fenſter gemeinſchaftlich in der Per⸗ 
ſpective der Kirche ſich darſtellen, daher es zu wünſchen ſei, daß die drei Fenſter in 
kräftigen Farben weſentlich gleichmäßig behandelt würden, während die beiden 
anderen nur den matten Ton der Griſaillen zeigten. Die Glasgemälde mit ihren, 
aus dem Leben Chriſti entnommenen, Darſtellungen hatten die Beſtimmung, die 
Stelle des Altarbildes zu vertreten, denn darüber waren alle Stimmen einig, daß 
der, zum Stile der Kirche nicht paſſende alte Renaiſſance-Altar nicht wieder aufzu⸗ 
ſtellen, ſondern durch einen neüen kleineren zu erſetzen war. Da in den altchriſt⸗ 
lichen Kirchen Ciborien ziemlich die Regel waren, im frühern Mittelalter nicht ſelten 
vorkamen, und auch in neüerer Zeit in evangeliſchen Kirchen, z. B. in der Schloß⸗ 
kapelle zu Berlin, angewendet worden ſind, ſo wählte Buchterkirch, in Übereinſtim⸗ 
mung mit dem Superintendenten Roeber, einen kleinen Altar in Cement, in Form 
der alten Ciborien, mit einem einfachen Crucifix und dem Durchblick nach der Oſt⸗ 
wand und dem Fenſter dahinter, bei deſſen Ausführung er ein Gutachten der Ober⸗ 
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Baubehörde, das eine größere Leichtigkeit der Formen in Bezug auf Stützen und 
Dach nebſt Aufſatz empfahl, zu Rathe zu ziehen hatte. Kommenden Tagen iſt es 
vorbehalten, das Ciborium durch ein Fenſtergemälde mit einem Altarblatt zu 
ſchmücken Daß der König das Immediat⸗Geſuch des Superintendenten Roeber 
vom 29. December 1865 ohne weitere Beſtimmung an den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. 
Angelegenheiten abgab, lag augenſcheinlich in den Zeitverhältniſſen, da ſchon in den 
erſten Monaten des Jahres 1866 am politiſchen Horizont ſchwere Gewitterwolken 
heraufzogen, die ſich bald darauf in dem öſterreichiſchen Kriege mit Donnergekrach 
entluden. 


Zur Beleüchtung der Kirche beim Abendgottesdienſt beſitzt dieſelbe von Alters 
her drei Meſſing⸗Kronleüchter, welche wohl erhalten und, nachdem ſie gereinigt, in 
der reſtaurirten Kirche wieder aufgehängt worden ſind, und zwar in der Art, daß 
einer im Altarraum, die beiden anderen im Mittelſchiff ihre Stelle erhalten haben. 
Dieſe Beleüchtung konnte aber als eine ausreichende nicht erachtet werden; es blieben 
viele und große Raüme ohne unmittelbare Beleüchtung: die beiden Seitenſchiffe, 
die Thurmhalle, ober⸗ und unterhalb des Orgelchors, die beiden Eingangshallen 
der Süd⸗ und Nordſeite. Wurde nun auch einſtweilen davon abgeſehen — der 
Koſten halber — alle dieſe genannten Kirchentheile mit Kronleüchtern zu verſehen, 
ſo erſchien es doch durchaus nothwendig, noch 2 große Kronleüchter für die beiden 
Seitenſchiffe zu beſchaffen, die dann zugleich einiges Licht in die ſüdlichen und 
nördlichen Vorbauten werfen. Buchterkirch entwarf eine, dem Bauſtil der Kirche 
angepaßte, Zeichnung von dieſen Kronleüchtern, mit je 24 Kerzen, welche in Zink⸗ 
guß, echt auf Olgrund vergoldet, von Geiß, in Berlin, an gefertigt wurden. Sie 
haben ein ſehr ſchönes Ausſehen. Jeder hat 96 Thlr. gekoſtet. 


Als der Reſtaurationsban ſich 1867 ſeinem Ende näherte, erhielt die Kirche 
verſchiedene Geſchenke, als: Ein Geſchenk von 75 Thlr. Behufs Anſchaffung der 
Materialien zu einem Altarteppich, welchen mehrere, der Kirchengemeinde angehörige 
Frauen und Jungfrauen mit eigener Hand geſtickt haben, ein wahres Prachtſtück! 
2) Von mehreren Frauen 25 ¼ Thlr. zu einem großen Crucifix aus Zinkguß mit 
vergoldetem corpus. 3) Von 4 Lehrern der Stadtſchule eine ſchön gebundene Altar⸗ 
Bibel. 4) Von der Ehefrau des Kaufmanns Barth eine ſamtne carmoiſinrothe 
Kanzelpultdecke mit Goldborten und Goldſtickerei. 


Wegen Wiederherſtellung der Thurmuhr, die der Stadt gehört, erhoben ſich 
zwiſchen Magiſtrat und Kirchenproviſorat Irrungen, welche dadurch beigelegt wurden, 
daß erſterer die Uhr auf Koſten der Kämmerei in Stand ſetzen ließ, und die 
Kirche das alte Geſtühl, welches während des interimiſtiſchen Gottesdienſtes im 
großen Saale der Stadtſchule aufgeſtellt worden war, an dieſe Anſtalt unentgeldlich 
abtrat. 


Bald nach Beendigung des Reſtaurationsbaues, der das Kirchengebaüde im 
Aüßern wie im Innern ſtilgerecht wiederhergeſtellt, alle Emporen entfernt, und eine 
größere Anzahl von Sitzplätzen — 1050 — auf ebener Erde geſchaffen hat, wodurch 
eine andere Vertheilung und Stellung der Geſtühle, gegen früher, nothwendig wurde, 
war es des Kirchenproviſorats Abſicht, die Miethspreiſe der Sitze zu erhöhen. Für 
die beſten Plätze im Hauptſchiff zunächſt der Kanzel wollte man jährlich 20 Sgr. 
fordern, für die weiter nach hinten gelegenen 15 Sgr., und für die Plätze in den 
Seitenſchiffen 7¼ und 5 Sgr. Nach reiflicherer Überlegung kam aber das Proviſorat 
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von dieſem Plane zurück, und es blieb, zufolge Beſchluſſes vom 21. Auguſt 1867, 
bei den alten Sätzen von 15, 7½ und 5 Sgr., was die Königl. Regierung unterm 
28. Auguſt 1867 genehmigte. 


Seltſamer Weiſe war beim Bau der Kanzel der Schalldeckel vergeſſen wor⸗ 
den, was erſt nach Wiedereröffnung des Gottesdienſtes bemerkt wurde. Man be⸗ 
eilte ſich, dieſem Mangel durch einen Deckel von Holz abzuhelfen, welcher aber in 
ſeiner einfachen, ja rohen Weiſe die ſchöne Kanzel und das ganze Kirchengebaüde 
verunzierte. Buchterkirch entwarf daher im Jahre 1869 eine Zeichnung zu einem, 
der Kanzel entſprechenden, ſtilgerechten Schalldeckel, deſſen Ausführung der Bild⸗ 
hauer Eduard Pietſchmann, in Stettin, übernommen, ſeine Arbeit aber im December 
1870 noch nicht abgeliefert hatte. Die Koſten ſind zu 281 Thlr. veranſchlagt. 


Im Monat Juli des Jahres 1870 wurde eine ſehr ſchlimme Entdeckung 
gemacht. Man fand die Nordſeite der Kirche, an welcher die 4 Satteldächer der 
Seitenhallen liegen, vollſtändig durchgewäſſert und vom Schwamme angegriffen, 
der bereits den dort befindlichen Fußboden ſammt den Unterlagen total zerſtört 
hatte und weiter ins Innere der Kirche ſich zu verbreiten ſcheint. Es war ſchleü⸗ 
nigſte Abhülfe nöthig. Der große Schaden iſt durch fehlerhafte Anlagen beim Re⸗ 
ſtaurationsbau entſtanden, namentlich durch ganz unzweckmäßige Legung der Dach⸗ 
rinnen, welche an der vom Schwamme heimgeſuchten Nordſeite ſo angebracht ſind, 
daß ſie das Waſſer, ſtatt von der Kirche ab, in ſie hinein leiten. Beim Aufnehmen 
der Dielen fand ſich unter denſelben ſtehendes Waſſer, und man ſah, wie das 
Regenwaſſer durch die Rinnen an das Fundament geleitet, durch dieſes gegangen 
iſt und ſich einen ordentlichen Lauf unter den Dielen gebildet und auf dieſe Weiſe 
einen Schwamm erzeügt hat, wie er in dieſer Ausdehnung und Intenſität wol 
ſelten vorkommen mag. Im December 1870 war dieſem großen Übel noch nicht 
abgeholfen. 


Orgel. In Folge einer Anzeige des Superintendenten Dannenberg vom 
24. Auguſt 1834, daß die Orgel der St. Catharinenkirche ſich in einem ſehr ſchlechten 
Zuſtande befinde und dringend einer Reparatur bedürftig ſei, beauftragte die Königl. 
Regierung den Orgelbaumeiſter Grüneberg, zu Stettin, ſich nach Golnow zu ver⸗ 
fügen, das Werk zu beſichtigen und zu unterſuchen, und einen Anſchlag von den 
Koſten der Reparatur anzufertigen. Meiſter Grüneberg berichtete unterm 14. Fe⸗ 
bruar 1835, daß er die Golnower Orgel ſchon zum öftern reparirt habe, es ſei 
ihm aber, bei der urſprünglich ſchlechten Beſchaffenheit derſelben, trotz aller ange⸗ 
wandten Mühe, noch niemals gelungen, ſie auf längere Zeit dauerhaft herzuſtellen. 
Jetzt aber ſei ſie in einem Zuſtande, daß jeder Groſchen, der auf ihre Reparatur 
verwendet werde, eigentlich weggeworfen ſei. Deshalb habe er, nach Rückſprache 
mit dem Superintendenten Dannenberg, zum Bau einer neüen Orgel Zeichnung und 
Anſchlag angefertigt, den er zur Prüfung bezw. Genehmigung einreichte. Muſik⸗ 
Director Bach, in Berlin, dem die Prüfung des Anſchlags übertragen worden war, 
ſprach ſich über denſelben beifällig aus, worauf zwiſchen dem Kirchenproviſorat 
und Meiſter Grüneberg unterm 17. November 1835 ein Contract geſchloſſen wurde, 
kraft deſſen der Meiſter den Bau der Orgel, incl. aller architektoniſchen und ſonſtigen 
Zierrathen, für die runde Summe von 2000 Thlr. übernahm. Grüneberg ſtarb, 
ohne den Orgelbau beendigt zu haben. Das Wenige, mas daran noch zu thun 
war, ſo wie die Aufſtellung des Werkes übernahm, für Rechnung der Wittwe 
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Grüneberg, der Orgelbaumeiſter C. A. Buchholz, aus Berlin. Am 12. Mai 1837 
nahm Dr. Loewe die Orgel ab. In dem betreffenden Protokoll ſagte derſelbe: 
„Das ganze Werk macht eine herrliche und erhebende Wirkung, ſpielt ſich ungemein 
leicht und die Regiſter liegen möglichſt bequem zur Hand. Dieſe Orgel iſt des ſeel. 
Grüneberg allerſchönſte und gelungenſte Arbeit und übertrifft noch bei weitem 
unſere Johannis⸗Orgel in Stettin.“ Geweiht und zum erſten Male beim Gottes⸗ 
dienſt geſpielt wurde die Orgel am 1. Pfingſttage 1837. 


Die alte Orgel wurde vorlaüfig in einer Kapelle der Kirche aufbewahrt, und 
die Beſtimmung darüber, ob die noch brauchbaren Regiſter zu einer kleinen Orgel 
in der St. Georgenkirche zu verwenden ſeien, oder ob auf den Verkauf an eine 
andere Kirche Bedacht zu neymen ſein werde, vorbehalten. Unterhandlungen, welche 
1839 mit dem Meiſter Schulze, aus Paulinzelle, wegen Verwendung der alten 
Orgel angeknüpft wurden, zerſchlugen ſich, und eben ſo hatten Verhandlungen mit dem 
Meiſter Kaltſchmidt, von Stettin, wegen ihrer Verwendung zu einer Orgel für die 
St. Georgenkirche, keinen Erfolg, indem er erklärte, daß ſämmtliche Pfeifen ohne 
Werth ſeien, und hoͤchſtens zum Verkauf an einen Orgelbauer dienen könnten, der 
die etwa noch brauchbaren Stücke möglicher Weiſe zu verwenden vermöge. Kalt⸗ 
ſchmidt nahm eine Taxe auf, für die ihm die alte Orgel überlaſſen worden iſt. 
Die Taxe fehlt in den Acten. 


Nachdem bereits im Jahre 1842 mit dem Meiſter Kaltſchmidt Unterhandlungen 
angeknüpft waren, welche eine Erweiterung und Verſtärkung der neüen Grüneberg⸗ 
ſchen Orgel in der St. Catharinenkirche zum Zweck hatten, womit Bach Bedingungs⸗ 
weiſe, Löwe aber unbedingt einverſtanden war, wurde über den Bau der Orgel 
unterm 23. November 1847 ein Contract abgeſchloſſen, worin er ſich verpflichtet 
hatte, den Vergrößerungsbau bis zum 1. Auguſt 1848 zu beendigen. Die inzwiſchen 
eingetretenen politiſchen Ereigniſſe wirkten aber auch auf dieſe Arbeiten nachtheilig 
ein, ſo daß ſie erſt im December 1848 vollendet wurden. Löwe revidirte die Orgel 
am 10. des genannten Monats, und nahm ſie ab, indem er, mit Ausnahme einiger 
kleinen Monita, ſein Urtheil dahin abgab: Im Ganzen iſt das Werk reich an ſchönen 
Stimmen und macht dem Meiſter alle Ehre. Es fehlt nicht an feinen und ſüßen 
Stimmen für Solo⸗Vorträge, jedes Manual entwickelt Fülle, Kraft und Schönheit. 
Die Spielart, auch gekoppelt, iſt gar nicht ſchwer, der Zufluß des Windes ſo voll⸗ 
kommen ausreichend, daß die Melodie, wenn auch ganze Baß⸗Accorde herangeworfen 
werden, glänzend feſtſteht, ohne alle Windſtößigkeit, und wenn die Poſaune wird, 
was ſie werden kann, ſo bleibt in der That gar nichts zu wünſchen übrig. Die 
Geſammtkoſten dieſes Orgel⸗Ausbaues durch Meiſter Kaltſchmidt haben Thlr. 944. 
9. 11 Pf. betragen. 


Im Jahre 1855 mußte die Orgel gereinigt und geſtimmt werden, wofür 
Kaltſchmidt 42 Thlr. liquidirte. Sodann war im Lauf der Zeit die Orgel im 
Regierwerk, in der Stimmung und Windführung ſo reparaturbedürftig geworden, 
daß mehrere Regiſter, namentlich die Mixturen, gar nicht gebraucht werden konnten. 
Der jüngere Grüneberg führte die nothwendige Reparatur im Jahre 1859 aus, 
wofür er Thlr. 33. 25 Sgr. erhielt. Aber gleich darauf, im Sommer 1860, mußte 
Meiſter Grüneberg wieder von Stettin herbeigeholt werden, um Mängeln in der 
Windführung abzuhelfen, wofür er 13 Thlr. empfing. 1864 wurde die Orgel von 
dem Orgelbauer Hildebrandt gegen Empfang von 25 Thlr. geſtimmt. Der Reſtau⸗ 
rationsbau der Kirche hat auch einen Umbau der Orgel nothwendig gemacht, der 
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von dem Meiſter Grüneberg, dem jüngern, für die contractmäßige Summe von 
1580 Thlr. 5 Sgr. ausgeführt worden iſt. Muſikdirector Flügel, der die Orgel 
am 5. Juni 1867 abnahm, gab ſein Urtheil in Bezug auf das volle Werk dahin 
ab, daß daſſelbe eine friſche, kräftige und präciſe Anſprache habe, in der leeren 
Kirche große, faſt grelle Kraft, bei gefüllter Kirche mit über 1000 Sitzen wird die 
Tonfülle wohlthuender wirken und jedenfalls den Gemeindegeſang ſicher leiten. 
Es klingt ſehr gut in der Kirche, weil ſie hinreichende Reſonnanz hat. Das Orgel⸗ 
werk hat im Ganzen 25 klingende Stimmen: 12 im Haupt⸗ und 8 im Obermanual, 
5 im Pedal, Das Orgelwerk iſt gegen früher um etwa 12—13 Fuß nach dem 
Thurm zu zurückgeſtellt und dadurch die Aufſtellung eines Sängerchors im Vordergrunde 
der Niſche ermöglicht; freilich wol kaum zu Gunſten des Orgeltons, denn dieſer 
verbreitet ſich zunächſt innerhalb der Niſche, in welcher das Orgelwerk ſteht, und die 
Schallwellen können ſich nicht unmittelbar nach dem Schiffe der Kirche zu ausbreiten. 
Der Orgel⸗Proſpect ſieht, der Kirche angemeſſen, recht würdig aus. 


Thurm bau. Bericht des Kirchenproviſorats vom 5. Juni 1866. — Wenn 
gleich für jetzt und die nächſte Zukunft wenig Ausſicht auf die Ausführung des jo 
dringend nöthigen Thurmbaus vorhanden iſt, da der Reſtaurationsbau der Kirche 
nicht nur deren Mittel abſorbirt, ſondern auch noch eine Anleihe nöthig macht, ſo 
erlauben wir uns dennoch, der Königl. Regierung zur Reviſion das Project zur 
Umgeſtaltung und Erhöhung des Thurms der St. Catharinenkirche, beſtehend in 
3 Bl. Zeichnungen (Bl. 29, 30, 31) und dem Anſchlage nebſt Erlaüterungsbericht 
des Kreisbaumeiſters Buchterkirch, welchen die Zeichnungen der Aufnahme, Bl. 2, 
6 und 7, ſo wie der urſprüngliche Entwurf des geh. Oberbauraths Stüler, auf 
Bl. 28, beigefügt ſind, zu überreichen, da wir die Hoffnung noch nicht ganz aufgeben 
können, daß fi) irgend woher die Mittel finden werden, den Thurn mit der reſtau⸗ 
rirten Kirche einigermaßen in Übereinſtimmung und das ſchöne Projekt des ꝛc. 
Buchterkirch in Ausführung bringen zu können. Die ſtädtiſchen Behörden hatten 
ſich erboten, uns zu Hülfe zu kommen, können aber unter den jetzigen Zeitverhält⸗ 
niſſen — (öſterreichiſch⸗deütſcher Krieg) — ihre Anerbietungen nicht in Ausführung 
bringen und wenn ſie es auch vermöchten, ſo dürfen wir es doch nicht wagen, auf 
dieſe hin, den Bau zu beginnen, da wir die Kirche dadurch mit Schulden belaſten 
würden, welche fie nie wieder würde abzahlen können (2). Es wurde früher ange⸗ 
nommen, daß der Thurmbau nur 10.000 Thlr. koſten würde, Buchterkirchs Anſchlag 
erreichte aber die Summe von 16.205 Thlr. 19 Sgr. Der Magiſtrat hatte ſich 
erboten, uns 5000 Thlr. auf 20 Jahre zinsfrei, und die andern 5000 Thlr. 
gegen Zinſen vorzuſchießen, es würden nun noch 6205 Thlr. 19 Sgr. fehlen, und 
wiſſen wir nicht, da die Kirche nach Beendigung des Reſtaurationsbaues ſehr geringe 
überſchüſſe behalten wird, wovon Zinſen entrichtet und das Kapital abbezahlt werden 
fol. Da der Thurm der ganzen Stadt zur Zierde gereicht und das Projekt des ꝛc. 
Buchterkirch großen Beifall findet, ſo hoffen wir, daß die ſtädtiſchen Behörden bei 
günftigeren Zeitverhältntſſen noch größere Opfer bringen und auch von anderen 
Seiten her uns Zuflüſſe zu Theil werden, weshalb wir ſchon jetzt, damit event. die 
nöthigen Vorarbeiten geſchehen können, der Königl. Regierung die Zeichnungen ein⸗ 
reichen. — Verfügung der Königl. Regierung an das Kirchenproviſorat vom 27. 
October 1866. Wir vermögen nicht abzuſehen, wie die durch den Kirchenreſtaura⸗ 
tionsbau völlig erſchöpfte Kirchenkaſſe im Stande ſein ſollte, eine ſo koſtſpielige 
Unternehmung wie den gewünſchten Thurmbau ſchon jetzt durchzuführen. Wie das 
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Proviſorat ſelbſt einraümt, fehlt es an allen Mitteln, um ein etwa anzulehnendes 
Kapital zu verzinſen und zu amortiſiren. Hieraus folgt, daß der Thurmbau auf 
ſich beruhen muß, bis die Kirche wiederum zu einigen Kräften gelangt ſein wird, 
was vorausſichtlich in den nächſten Jahren noch nicht der Fall ſein kann. Wir 
ſenden deshalb die Bauzeichnungen und den Koſtenanſchlag zur Aufbewahrung im 
Kirchenarchiv zurück, und überlaſſen dem Proviſorat zu geeigneter Zeit dieſen Gegen⸗ 
ſtand wiederum in Anregung zu bringen. Schon jetzt die höhere Superreviſion des 
Projekts in Antrag zu bringen, halten wir um ſo weniger für gerathen, als ſich 
doch wahrſcheinlich, falls nach einer Reihe von Jahren zum Bau geſchritten werden 
ſollte, eine Umarbeitung des Anſchlags wegen der Preisveränderungen der Mate⸗ 
rialien und des Arbeitslohnes nöthig machen wird. — Benjamin Franklins Er⸗ 
findung der Ableitung des elektriſchen Funkens wird in ihrer Anwendung zum 
Schutz von Gebaüden in neürer Zeit von manchen Stimmen für nachtheilig erklärt. 
Dies hat das Proviſorat der St. Catharinenkirche nicht abgehalten, den Thurm 
derſelben im Herbſt 1863 mit einem Blitzableiter zu verſehen, wozu der Vorgang 
in Damm, woſelbſt im Sommer des genannten Jahres die Kirche durch zündenden 
Blitzſchlag zerſtört wurde, die nächſte Veranlaſſung gegeben hat. Die Koſten haben 
Thlr. 186. 15. 6 Pf. betragen. Es gibt in deütſchen Landen eine Hauptſtadt, die 
Reſidenz eines Königs, die man die Stadt der Blitzableiter nennen kann; faſt jedes 
Haus in dieſer Stadt hat, je nach feiner Größe 8— 16 Spitzen auf ſeinem Dache; 
ein ſeltſamer Anblick! Die Lage der Stadt in einem engen von W. nach O. 
ſtreichenden Thale mag die Urſache dieſer zahlreichen Vorſichtsmaßregeln fein. 


Prozeß wegen Freiholzes aus der Stadtforſt. Man kennt kein Privi⸗ 
legium, auch keinen Vertrag, wodurch die geiſtlichen Inſtitute das Recht erworben 
haben, für alle ihre Gebaüde das erforderliche Bauholz aus den ſtädtiſchen Forſten 
unentgeldlich zu beanſpruchen; wol aber beruht es auf uraltem, feit undenklichen 
Zeiten und Jahrhunderte lang in Kraft geweſenem Herkommen, daß die Stadt 
Golnow die Pflicht hat, zu allen Neü⸗ und Reparaturbauten der Kirchen, der Pfarr⸗ 
wohnhaüſer und deren Nebengebaüde ꝛc. das nöthige Bauholz ohn' Entgeld herzu⸗ 
geben, — ſoweit es in ihren Waldungen vorhanden iſt, wie in neürer Zeit von 
Magiſtratswegen hinzugefügt wird. Als im Jahre 1864 der Reſtaurationsbau der 
St. Catharinenkirche in Angriff genommen wurde und man darüber einig geworden 
war, von Grund aus ein neües Geſtühl für dieſelbe aus Eichenholz zu erbauen, 
verlangte das Kirchenproviſorat vom Magiſtrat die unentgeldliche Hergabe des dazu 
nöthigen Holzes. Abgeſehen davon, daß von dem in vorhiſtoriſcher, auch noch in 
ſpäterer Zeit vorhanden geweſenem Eichen⸗Urwald heüt' zu Tage wohl kaum noch 
ein einziger, verkommener Eichbaum vorhanden iſt, daher kein Eichenholz gegeben 
werden konnte, beſtritt der Magiſtrat die der Stadt angeblich obliegende Verpflich⸗ 
tung, auch zur Anfertigung des Geſtühls das erforderliche Holz überhaupt herzu⸗ 
geben, da die Obſervanz die freie Lieferung nur des eigentlichen Bauholzes, ſoweit 
es vom Zimmermanne verbraucht wird, und nicht das Holz, welches der Tiſchler 
verarbeitet, im Auge habe. Das Gegentheil wurde vom Proviſorat behauptet. 
Und nun entſtand ein Hin⸗ und Herſchreiben zwiſchen den Betheiligten, welches, 
da der Magiſtrat bei feinem kategoriſchen Nein! wir geben kein Holz zum Geſtühl! 
beharrte, damit endigte, daß Seitens der Königl. Regierung ein Interimiſtikum 
zu Gunſten der Kirche feſtgeſetzt wurde. Dagegen beſchritt der Magiſtrat den Rechts⸗ 
weg, der zu folgendem — 


Stadt Golnow. — Kirchenweſen. 793 


Erkenntniß führte: — Im Namen des Königs. In Sachen der Stadtgemeinde 
Golnow, Klägerin, gegen die St. Catharinenkirche zu Golnom, vertreten 1) durch 
den Königl. Fiskus als Patron; 2) das Kirchenproviſorat, beſtehend aus a) dem Super⸗ 
intendenten Roeber, b) dem Kaufmann Zaucke, c) dem Tuchmachermeiſter Lutſch, 
ſenior, zu Golnow, Verklagte, hat das Königl. Kreisgericht zu Naugard in der 
Sitzung vom 19. September 1867, an welcher Theil genommen haben: der Kreis⸗ 
gerichts⸗Director v. Voß, die Kreisrichter Hering und Franz, den Verhandlungen 
gemäß für Recht erkannt: 

Daß die Verklagte nicht befugt, von der Klägerin die unentgeldliche 
Hergabe des zu dem Geſtühl in der St. Catharinenkirche zu Golnow 
erforderlichen Holzes aus der Stadtſorſt zu verlangen, und die Proceßkoſten 
der Verklagten aufzuerlegen. V. R. W. 


Gründe. Aus Anlaß des nach 1864 in der St. Catharinenkirche zu Golnow 
ausgeführten Reſtaurationsbaus, welcher ſich auf eine Erneüerung des Geſtühls 
im Innern der Kirche erſtreckte, hat die Königl. Regierung zu Stettin feſtgeſetzt, 
daß die Klägerin das zum Geſtühl nöthige Holz frei zu verabfolgen habe. Die 
Klägerin hat hierauf klagend beantragt, ſo, wie jetzt geſchehen zu erkennen. Die 
Verklagte hat Abweiſung beantragt, weil der Klägerin die von dieſer beſtrittene 
Pflicht obliege: 1) nach wiederholten Anerkenntniſſen der Klägerin, 2) auf Grund 
einer durch den commiſſariſchen Viſitations⸗Beſcheid vom 16. Mai 1742 bezeügten 
Obſervanz, vermöge deren die Klägerin ſeit mindeſtens 100 Jahren das zu Bauten 
in der Kirche erforderliche Holz zum Militair⸗ und Orgelchor, und ein Mal auch 
zur Befriedigung des Kirchenplatzes hergegeben habe, einer Obſervanz, welche auch 
auf das Geſtühl zu beziehen ſei, dieſes die beiden Chöre in ſich begreife, und was 
ein nothwendiger Beſtandtheil der Kirche ſei. Die Klägerin hat die Behauptungen 
der Verklagten, mit Ausnahme der von dieſer hervorgehobenen einzelnen Fälle 
der Hergabe von Holz zum Bauen der Kirche, beſtritten. Der Klageantrag iſt 
begründet, weil die von der Verklagten behauptete Verpflichtung der Klägerin nicht 
nachgewieſen iſt. Ein Anerkenntniß der Letztern liegt nicht vor. Die Verklagten 
haben ſolches darin gefunden, daß die Klägerin auf die ihr durch die Königl. Re⸗ 
gierung gewordene Mittheilung der Bauanſchläge, Zeichnungen und Materialien⸗ 
berechnungen erwidert hat, daß ſie das nach der auf das Material zum Geſtühl 
ſich nicht erſtreckenden Berechnung vom 30. November 1862 veranſchlagte Holz 
herzugeben bereit ſei. Allein wie dieſe Erklärung auf das Material zum Geſtühl 
zu beziehen ſein ſoll, iſt nicht abzuſehen, weil dieſes in der Berechnung nicht ein⸗ 
begriffen iſt. Vergebens hat die Verklagte geſucht, dieſe Erklärung der Klägerin 
als ein allgemeines, alſo ſich auf das Geſtühl mitbeziehendes Anerkenntniß darzu⸗ 
ſtellen. Die Berechnung bezieht fi) aber auch auf die Berechnung, in deren Inhalt 
ſie ihre einſchränkende Beſtimmung findet. Dieſe Auslegung wird auch nicht dadurch 
beſeitigt, daß, wie die Verklagte ausgeführt hat, nur in Folge Unkenntniß der 
Verhältniſſe auf Seite des veranſchlagenden Baubeamten die Mitveranſchlagung 
des Materials zum Geſtühl unterblieben ſei. Denn aus dieſer angeblich irrthüm- 
lichen Unterlaſſung eines Dritten folgt nichts über die der Erklärung der Klägerin 
zu Grunde liegende Willensmeinung der Letztern. Ein anderes Anerkenntniß der 
Klägerin ſoll nach Anſicht der Verklagten in dem vom Magiſtrate der klagenden 
Stadtgemeinde unterm 10. October 1805 an das Conſiſtorium erſtatteten Bericht 
enthalten ſein, welcher die Bereitwilligkeit der Klägerin zur unentgeldlichen Verab⸗ 
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folgung von Bauholz zur Unterhaltung der Kirchengebaüde, als der Präpoſitur, 
des Diaconats und des Wittwen- und des Küſterhauſes ausſpricht. Dieſer Bericht 
kann aber nicht auf das Geſtühl bezogen werden; denn einmal wird zur Herſtellung 
der Letztern kein „Bauholz“, in des Wortes gewöhnlicher Bedeütung, verwandt, 
und zweitens bildet das Geſtühl der Kirche nicht einen Theil der in dem Berichte 
bezeichneten Pfarrgebaüde. Auch die behauptete Obſerv anz iſt unerwieſen. Der 
Viſitationsbeſcheid von 1742 beſagt nur, daß den piis corporibus von dem, was 
ſie bis dahin an Holz frei erhalten haben, nichts entzogen werden ſoll, und bezieht 
ſich alſo lediglich auf den beſtehenden Rechtsſtand, ohne dieſen zu beſtimmen, das 
näher zu beſtimmen. Die Behauptung, daß die Klägerin ſeit mindeſtens 100 
Jahren das zu Bauten an der Kirche erforderliche Holz u nentgeldlich hergegeben 
habe, iſt beſtritten und unerwieſen, weil zum Beweiſe nur der Eid zugeſchoben, hierzu 
aber nicht die nach §. 259, I., 10, A. G. O., erforderliche Genehmigung der, den 
Königl. Fiskus vertretenden, Behörde beigebracht iſt. Die von der Verklagten 
hervorgehobenen einzelnen Fälle, in denen das Holz von der Klägerin hergegeben 
ſein ſoll, laſſen eine auch auf das Geſtühl mit zu beziehende Obſervanz nicht er⸗ 
kennen, weil nach dem Gutachten des Königl. Regierungs⸗ und Bauraths Homann 
weder das Militair⸗, noch das Orgel⸗Chor zum Geſtühl gehören, und, weil ferner 
die Befriedigung des Kirchplatzes in einer zu entfernten Beziehung zur Kirche ſelbſt 
und namentlich zu deren Geſtühl ſteht, als daß aus der Hergabe des Holzes zur 
Befriedigung eine auch auf das Geſtühl ſich erſtreckende Obſervanz zu entnehmen 
wäre. Unerheblich iſt endlich, wenn, wie die Verklagte behauptet hat, das Geſtühl 
ein nothwendiger Beſtandtheil der Kirche iſt. Denn aus den, von der Verklagten 
hervorgehobenen Fällen der Holzlieferung zur Herſtellung der Chöre und der Ein⸗ 
friedigung folgt hiernächſt nur ein zur Holzlieferung für die Chöre und für die 
Befriedigung verpflichtende Obſervanz, und wenn die Klägerin anerkannt hat, zur 
Bauholzlieferung für die ganze Kirche, mit Ausſchluß jedoch des Geſtühls, ſchuldig 
zu ſein, ſo iſt danach eben eine, nicht auf alle Theile der Kirche ſich beziehende, 
Verpflichtung der Klägerin feſtgeſtellt, und kein Grund gegeben, dieſer Pflicht eine 
weitere Ausdehnung zu verleihen. Eine ſolche nur theilweiſe Verpflichtung iſt ſehr 
wohl denkbar, der Rechtsſtand iſt aber der, daß das Material zum Geſtühl nicht 
von der Klägerin, ſondern nach Maßgabe der 88. 710, sqq. I, 2., A. L. R. 
anderweit zu beſchaffen iſt. Die Koſten waren der Verklagten aufzuerlegen (8. 2, 
1. 23 A. G. O.) — Urkundlich ausgefertigt. Naugard, den 20. September 1867. 
Königliches Kreisgericht, I. Abtheilung. (L. S.) gez. v. Voß. 

Gegen dieſes Erkenntniß ließ das Kirchenproviſorat die Berufung an den 
zweiten Richter beim Appellhofe in Stettin rechtzeitig anmelden. Nun aber begab 
es ſich, daß der mit der Appellation betraute Rechtsanwalt „zu feinem ſehr großen 
Bedauern“ unterm 16. März 1868 die Anzeige machte, „daß die Einreichung der 
Appellations⸗Rechtfertigungsſchrift aus Verſehen ſeines Schreiber⸗Perſonals unter⸗ 
blieben und demnach das erſte Urtel in Rechtskraft übergegangen ſei.“ So iſt 
durch die Nachläſſigkeit eines Rechts⸗Conſulenten das Präſumtiv⸗Recht auf freies 
Bauholz auch für das Geſtühl der Kirche auf immerwährende Zeiten vergeben 
worden. 


Kirchenbibliothek. Sie iſt, nachdem ſie bisher in der Kirche ſelbſt ge⸗ 
ſtanden hatte, auf Anordnung des Conſiſtoriums 1865 in die Superintendentur 
verlegt und demnächſt catalogiſirt worden. 
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Kirchenſiegel. Eine Jungfrau, die heil. Catharine darſtellend, mit einem 
Strahlenkranz ums Haupt, in der rechten Hand einen Olzweig, die linke Hand aufs 
Herz gelegt, zu Füßen rechts ein dreiblumiger Roſenſtock, links eine dreiblüthige 
Lilie. Umſchrift: Golnowsche St. Catharinen Kirchen Siegel. 


Die St. Georgenkirche 

liegt am aüßerſten Ende der Vorſtadt Wiek, von Sandflächen rings umgeben, dicht 
am Stadtwalde, von dieſer Seite etwas geſchützt, ſonſt ſchutzlos vor Wind und 
und Wetter. Sie iſt, wie ſchon der Name andeütet, als Betkapelle des Hoſpitals 
St. Georgii in jener Zeit angelegt worden, da das Gebaüde deſſelben den Aus⸗ 
ſätzigen zum Aſyl diente, denen die Tröſtungen der Religion in dieſer Kapelle 
geſpendet wurden. Die Wiek war einſt, in den Tagen des Hanſebundes, der Sitz 
der Seefahrer und Handelsleüte, — wie noch heüte der Flußſchiffer und Kahnfahrer 
— die es durch ihre Betriebſamkeit zu Wohlhabenheit und ſelbſt Reichthum gebracht 
und ſomit die Mittel gewonnen hatten, ein, dem heil. Georg geweihtes, Kranken⸗ 
haus nebſt Kapelle, letztere mit einem beſonderen Prieſter, unter der Agide von 
Bürgermeiſter und Rath der Stadt Golnow, zu gründen. Die Stifter übertrugen 
das Patronat dem Magiſtrat, als Repräſentanten der ganzen Stadtgemeinde, alſo 
auch der Wiekſchen Vorſtadt, wie denn der Magiſtrat Patron des St. Georgs⸗ 
Hoſpitals geblieben, indeß das Patronat über das mit dem Hoſpital verbunden 
geweſene kleine Gotteshaus auf den landesherrlichen Fiskus übergegangen iſt, 
thatſächlich, wie es ſcheint, ſeit den Tagen der Kirchen verbeſſerung, rechtlich jedoch 
erſt durch den Viſitationsbeſcheid von 1742, welcher, man mag es nehmen, wie 
man will, in dieſer Beziehung als ein Machtſpruch, wenn auch vielleicht als ein 
nothwendiger, zu betrachten iſt. 


Was mit der Kapelle des St. Georgen⸗Hoſpitals in dem Zeitraum von der 

Reformation bis zum Schluß des 17. Jahrhunderts vorgegangen, weiß man nicht; 
nur ſo viel läßt ſich aus archivaliſchen Überlieferungen entnehmen, daß die Kapelle 
oder nachmalige Kirche niemals Parochialrechte gehabt, ſondern ſtets nur als eine 
Nebenkirche der St. Catharinen⸗Hauptkirche in der Stadt gegolten hat, von deren 
Geiſtlichen auch der Gottesdienſt auf der Wiek verſehen worden iſt. Der Gottes⸗ 
dienſt iſt aber erſt im Jahre 1725 wieder auſgenommen worden, nachdem das 
Kirchengebaüde, wie es jetzt beſteht, in den Vorjahren erbaut iſt, und zwar — 
was mit großer Sicherheit als hiſtoriſche Thatſache angeſehen werden kann — 
durch freiwillige Beiträge der Wiekſchen Einwohnerſchaft, mit Unterſtützung der 
ganzen Stadtgemeinde, die ihr das erforderliche Holz für das Fachwerksgebaüde 
aus der ſtädtiſchen Forſt bewilligt hat. Auch ſpäterhin finden ſich Andeütungen, 
daß die Wiekſchen die an der Kirche erforderlich geweſenen Reparaturen beſorgt 
haben. Dann aber tritt das Kirchenvermögen zur Beſtreitung der Reparaturkoſten 
ein. Die älteſte Nachricht in dieſer Beziehung ſtammt aus dem letzten Decennium 
des 18. Jahrhunderts. 


Unterm 23. März 1790 zeigt das Proviſorat dem Königl. Conſiſtorium an, 
daß die St. Georgenkirche im letzten Sturm an dem Dache ſehr viel gelitten habe, 
ſo daß dieſes ganz umgedeckt werden müſſe; auch fei der an der Regenſeite mit 
Brettern verkleidete Giebel ſchadhaft, die Bretter ſeien verfault und müßten erneliert 
werden. Beſſer aber würde es ſein, das Fachwerk auszumauern, weil größere 
Dauerhaftigteit erreicht werde. Die Koſten fürs Dach und die gemauerte Giebel⸗ 
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wand ſeien vom Rathsmaurermeiſter zu 60 Thlr. 10 Gr. veranſchlagt. Proviſorat 
bittet um Conſens zur Ausführung dieſer nöthigen Arbeit. Ferner macht das 
Proviſorat die Anzeige, daß, weil der Flugſand den ganzen Kirchhof übertreibe, 
in dieſem Frühjahr 24 Scheffel Kienäpfel geſammelt worden ſeien; man wolle, 
nachdem zuvor zwei Knicke von Strauch um den Kirchhof gezogen, zwiſchen dieſen 
den Kieferſaamen ausſäen, und ſo den Verſuch machen, den Triebſand durch den 
Aufſchlag der Kiefern zu befeſtigen. — Darauf verfügt das Conſiſtorium, aus der 
Feder des General⸗Superintendenten Göring, der Decernent in der Sache war, 
unterm 17. Juni 1790: — Supplicanten denken nur darauf, wie ſie das Kirchen⸗ 
vermögen durch beſtändige Reparaturen und übertriebene Vorſchläge (Koſtenanſchläge) 
vermindern wollen, nicht aber, wie daſſelbe erhalten, geſchweige vermehrt werden 
ſolle, da ſich nach dem jetzt anzufertigenden Etat bereits zum Voraus erſehen läßt, 
daß die Kirche nicht im Stande iſt, das fixirte Gehalt zu beſtreiten, noch viel weniger 
ſo anſehnliche Reparaturen zu bezahlen. Wenn Supplikanten vorlängſt den wieder⸗ 
holten Befehlen gemäß dazu gethan hätten, die geringen Schäden am Giebel aus⸗ 
zubeſſern, vornehmlich aber den Zaun machen zu laſſen, damit der Flugſand nicht 
auf den Kirchhof gedrungen wäre, wie ihnen bereits unterm 1. Mai 1788 anbe⸗ 
fohlen, ſo wäre der Schaden nicht vergrößert worden. Gegenwärtig haben ſie 
einen ermäßigten Vorſchlag anzufertigen und nachzuweiſen, wie ſie die Koſten dazu 
beſtreiten wollen — Das Proviſorat berichtet darauf unterm 7. Auguſt 1790: Es 
ſei kein geringerer Vorſchlag zu machen; wenn aber der Giebel nicht bald gemacht 
werde, ſo würde die Orgel, welche an dieſer Giebelſeite ſtehe, durch das Regenwaſſer 
gar viel leiden. Und was den Nachweis des Fonds anbelange, wodurch die Kirche 
dieſe Ausgabe tragen könne, ſo wiſſe Proviſorat kein anderes Mittel, als die 
Kombination der St. Georgen⸗ mit der St. Catharinenkirche, oder, wenn dieſer 
Vorſchlag nicht genehmigt werde, die Bewilligung einer General⸗Collecte. In Er⸗ 
wartung des Ertrages derſelben konnten die Koſten vorſchußweiſe aus den St. 
Catharinenkirchen⸗Mitteln genommen werden. „Was aber den Flugſand anbetrifft, 
ſo läſſe ſich dieſer durch keine Bewährung ſteüern, und wenn unſere jetzigen Ver⸗ 
anſtaltungen, nämlich da wir Kienäpfel geſäet haben, nichts helfen ſollten, ſo wiſſen 
wir gar nicht, wie dieſem Übel Ziel geſetzt werden könne.“ In einem andern 
Vericht von demſelben Tage berichtet das Proviſorat über die Bewährung um 
den St. Georgen⸗Kirchhof in separato, daß dieſelbe 802 Fuß lang ſei, alle 8 Fuß 
ein Pfoſten geſchlagen werden müſſe, mithin im Ganzen 100 Pfoſten, jeder 2½ Fuß 
in, und 4 Fuß über der Erde; von den verſandeten Pfoſten der früheren Bewährung 
ſei wol keiner zu gebrauchen. — Darauf erläßt das Conſiſtorium unterm 26. Auguſt 
1790 folgende Verfügung an das Proviſorat: — Friedrich Wilhelm ꝛc. Unſere ꝛc. 
Auf eüren wegen der Reparatur der Bewährung und des Giebels der Georgenkirche 
unterm 7. d. M. erſtatteten Bericht befehlen wir eüch hiermit, anderweitige Vor⸗ 
ſchläge zu thun, wie die Koſten zu dieſer Reparatur herbeizuſchaffen, da wir nicht 
zugeben können, daß um Erhaltung einer Nebenkirche willen das Vermögen der 
Hauptkirche in der Folge aufgerieben werden ſolle, und habt ihr deshalb mit dem 
Magiſtrat zu conferiren und deſſen Sentiment beizufügen, ob nicht entweder die 
Koſten nach Vorſchrift der Kirchenordnung durch einen Kaſpelſchoß von der Gemeinde 
aufgebracht, oder dieſe Nebenkirche nicht entbehrt werden könne, da keine eigentliche 
Gemeinde dazu eingepfarrt iſt und die Hoſpitaliten ſowol, als andere Einwohner 
dieſer Gegend in der ſtädtiſchen Hauptkirche den Gottesdienſt Vor⸗ und Nachmittags 
bereits abwarten und derſelbe auch um 12 Uhr darin gehalten werden kann. 
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Da auch der detaillirte Anſchlag zur Reparatur des Glockenſtuhlganges noch nicht 
eingekommen, ſo werdet ihr hierdurch erinnert, denſelben ohnfehlbar einzuſenden. 

Damit ſchließen einſtweilen die Acten in Betreff der in Rede ſeienden Repa⸗ 
raturen, ohne daß Seitens des Proviſorats anderweitige Vorſchläge zur Beſchaffung 
der Mittel gemacht werden. Daß ſie aus dem Kirchenvermögen nicht genommen 
werden konnten, iſt klar, wenn man ſieht, daß die Kirche im Jahre 1790 ein 
Deſicit von Thlr. 13. 8. 9 Pf. hatte: Einnahme Thlr. 45. — 9 Pf., darunter 
Ackerpacht Thlr. 6. 9 Gr., Zinſen von 260 Thlr. Kapital 10 Thlr. Dagegen 
Ausgabe Thlr. 58. 9. 6 Pf., darunter an Salarien für die Prediger und die Kirchen⸗ 
bedienten Thlr. 52. 8 Gr. Das Deficit ergab ſich bei dem vom Proviſorate vorgelegten 
Etats⸗Entwurf pro 1790—1795. Das Conſiſtorium verfügt unterm 1. Deebr. 1790 
alſo: — „Wir ſtehen billig an, den Etat ohne bis Ihr zuvor nachgewieſen, wie 
ſowol die fehlenden Thlr. 13. 8. 9 Pf. als auch die bevorſtehenden Reparatur⸗ 
koſten der Kirche, entweder durch Erhöhung der Bankenmiethe, Grab- und Gelaüte⸗ 
gelder, oder durch Abzug der Gehalte der Prediger und Kirchenbediente pro ratis 
gedeckt werden können. Wir befehlen Eüch dahero hiermit in Gnaden ohnfehlbar 
binnen 4 Wochen einen ausführlichen pflichtmäßigen Bericht mit einem erhöhten 
Leichen⸗ und Bankenregiſter, welches mit Zuziehung der Gemeinälteſten anzufertigen 
und denſelben die Nothwendigkeit der Erhöhung dieſer Gefälle, wenn die Kirche 
nicht eingehen ſoll, zu bedeüten iſt, oder mit einer ſpeciellen Nachweiſung der zu 
machenden Abzüge der Gehalte der Prediger und Kirchenbedienten zur Deckung 
vorerwähnten doppelten Ausfalls, abzuſtatten.“ Das Proviſorat berichtet hierauf 
erſt am 5. April 1791: Es habe die Sache dem Magiſtrat vorgetragen und dieſer 
habe darüber die Viermannſchaft und die Alteſten der Gemeinde vernommen. Nach 
Maßgabe der Statt gehabten Verhandlungen ſei die Bürgerſchaft der Meinung, 
welcher Magiſtratus beipflichte, daß durch die Erhöhung der Leichengebühren und 
Bankenmiethe, der intendirte Endzweck nicht erreicht und der Kirche ein Mehr⸗ 
Einkommen verſchafft werden würde. Pro viſorat tritt dieſer Anſicht nicht allein bei, 
ſondern glaubt, daß die Vollſtreckung der Maßregel eine Verminderung der Ein⸗ 
nahmen, auch des Klingebeütels, durch Abnahme des Kirchenbeſuchs herbeiführen 
werde. Die Viertelsherren und die Gemeindeälteſten hielten dafür: Das ſicherſte 
Mittel, die St. Georgenkirche und ihren Vermögensſtand zu erhalten, beſtehe darin, 
daß ſelbige mit der großen Kirche völlig vereinbart, beider Einkommen zuſammen⸗ 
geworfen und in einer Rechnung verrechnet würde, wogegen die St. Catharinen⸗ 
Kirche ſämmtliche Ausgaben übernehmen müßte. Aus dieſer Vereinigung würden 
folgende Erſparungen bei den Ausgaben von ſelbſt entſtehen, als: 1) Die Beſol⸗ 
dungen der zur Adminiſtration dieſes Kirchenvermögens angeſtellten Bedienten, 
welche 6 Thlr. betrügen; 2) fielen die, dem Conſiſtorium zufließenden, Calculatur⸗ 
und Abnahme⸗Gebühren bei Entlaſtung der jährlichen Kirchenrechnungen weg, und 
würden dadurch die im Etat ausgeworfenen Thlr. 3 2 Gr. erſpart. Willige dann 
das Conſiſtorium darin, daß die Abendpredigt am zweiten der drei hohen Feiertage 
in der St. Georgenkirche gehalten werde, ſo würde dies Anlaß geben, daß ſich 
mehrere Einwohner Stühle mietheten und daß die Einnahme des Klingebeütel ſich 
verbeſſere, wodurch die an dem Etat noch fehlenden Thlr. 4. 6. 9 Pf. ſicherlich 
gedeckt werden würden. Die Nahrung unter der Bürgerſchaft, ſo erklärten die 
Viertelsherren, wäre jetzt aüßerſt ſchlecht und die Laſten vermehrten ſich täglich, 
fie könnten ſich alſo ſchlechthin nicht dazu verſtehen, aus ihrem Privatvermögen zur 
Conſervation der St. Georgenkirche, durch Veranlagung eines Kaſpelſchoſſes, etwas 
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beizutragen. In Betreff der Reparaturarbeiten an dem Kirchengebaüde, bemerkte 
das Proviſorat, habe der Landbaumeiſter Meyer die Meinung geaüßert, die Koſten 
derſelben würden ſich billiger ſtellen, als der Stadtmaurermeiſter veranſchlagt habe; 
es werde alſo gebeten, demſelben den Anſchlag zur Berichtigung und Ermäßigung 
zufertigen zu laſſen. — Auch jetzt lehnte das Conſiſtorium, mittelſt Verfügung vom 
20. April 1791, den Antrag auf Combination des Vermögens beider Kirchen ent⸗ 
ſchieden ab, weil dadurch in der Folge die Hauptkirche, welche ohnehin Ausgaben 
genug habe, ebenfalls in gleich dürftige Umſtände, und alles vollends in Unordnung 
gerathen würde. Da nun die Stadtälteſten die Erhöhung der Baukenmiethe 2c., 
auch die Veranlagung eines Kaſpelſchoſſes abgelehnt, ſo bliebe kein anderes Mittel 
übrig, als die Beſoldungen ſo lange herunterzuſetzen, bis die Verbeſſernng des 
Vermögens der Kirche die bisherigen Sätze wiederherſtellt. Sollten indeſſen die 
Prediger und Officianten dieſen Ausfall nicht tragen können, ſo müßten ſelbige 
aus einem andern öffentlichen Fonds oder von der Gemeine entſchädigt werden, 
und werde der Fonds auf alle Fälle aus dem Georgen Hoſpital, wozu eigentlich 
dieſe Kirche gehört, und die Prediger daraus ſalarirt werden, um ſo viel eher zu 
nehmen ſeien, als ſonſt die Hoſpitäler zu deu Baukoſten beizutragen verbunden ſind, 
und wirklich dazu concurrirt haben, folglich ſich deſto weniger ihrer Schuldigkeit in 
Nothfällen entziehen können. Das Proviſorat wurde indeſſen angewieſen, vorlaüfig 
mit Kürzung der Beſoldungen und fixirten Ausgaben vorzugehen. Gegen dieſe 
Maßregel erhob ſich lebhafter Widerſpruch von Seiten der Prediger, daher ſie denn 
auch durch Verfügungen vom 21. Juli und 20. Oktober 1791 zurückgenommen 
wurde. Gleichzeitig genehmigte das Conſiſtorium den von der Bürgerſchaft ge⸗ 
machten Vorſchlag, daß die Abendpredigt an den 2ten hohen Feſttagen in der St. 
Georgenkirche gehalten werde, damit das an dieſen Tagen eingehende Klingbeütel⸗ 
geld die Revenüen der Kirche verbeſſere, nachdem die Armenkaſſe, der die in der 
St. Catharinenkirche an dieſen Feſttagen eingehenden Klingbeütelgelder ſtatuten⸗ 
mäßig zufloſſen, von ihrem Patron, dem Magiſtrate, ſchadlos gehalten worden war. 

Mittlerweile war die lange vacant geweſene e rſte Predigerſtelle bei St. 
Catharina durch Berufung des Präpoſitus H. L. Lehmann, von Wangerin, wieder 
beſetzt worden. Gleich nach ſeinem Amts⸗Antritt hatte die Gemeinde auf der Wiek 
das Verlangen an ihn geſtellt, er möge ſich doch der St. Georgenkirche annehmen, 
und deren Ausbeſſerung ſchleünigſt beſorgen, man wolle ihn dabei gern mit Bei⸗ 
trägen unterſtützen. Es kamen 19 Thlr. 18 Gr. zuſammen, davon auf der Wiek 
allein 13 Thlr. 8 Gr., das Übrige aus der Stadt. Mit dieſer Summe, welche 7 
des früheren Anſchlags ausmachte, ſtellte der neüe Präpoſitus die Kirche wieder 
her, er brachte ſie unter Dach und Fach, baute den Giebel und beſſerte die ſchad⸗ 
haften Fenſterrähme aus, ſo daß die Kirche vor der Hand wieder in fertigem Stande 
war, ohne daß aus der Kirchenkaſſe ein Zuſchuß nöthig geweſen wäre. Aus dem 
Belobigungsſchreiben, welches ihm dieſes Verfahren unterm 21. Juli 1791 eintrug, 
ergab ſich indeſſen, daß er dabei nach dem Rathe und den Bemerkungen des 
General⸗Superintendenten Göring bei der letzten Viſitation am 4. des verfloſſenen 
Monats Juni gehandelt hatte. Bei dieſer Gelegenheit war auch bemerkt worden, 
daß ein Theil der Plate gegen Nordweſten von der Kirche mit Sand übertrieben 
und der Knickzaun um den Kirchhof einiger Ausbeſſerung bedürfe; den Proviſoren 
war vom General⸗Superintendenten aufgegeben worden, für die Abhelfung dieſer 
Mängel zu ſorgen. Auf gehaltene Nachfrage, ob dieſem Auftrage Genüge geleiſtet, 
berichtet das Proviſorat unterm 6. Juni 1792, daß die Plate der St. Georgen⸗ 
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kirche nach der Verfügung des General⸗Superintendenten ſofort abgeraümt worden 
ſei und hierbei ſich ergeben habe, daß dieſe Plate von ſehr gutem Eichenholz 
in der Erde völlig conſervirt, ganz ohne Schaden, und daher dieſer anfänglich 
nöthig erſchienene Reparaturbau nunmehr nicht erforderlich ſei; ſo wie auch 
übrigens dieſe Kirche ſich in ſolchem baulichen Weſen befinde, daß irgend welche 
Reparaturkoſten vermieden werden könnten. 


An baulichen Einrichtungen kam es im Jahre 1792 vor, daß ein Bürger und 
Brauer, Namens Lebender, für ſich und ſeine Ehefrau in der St. Georgenkirche 
ein Chor zu 3—4 Perſonen zu erbauen wünſchte. Das Proviſorat, auf den Wunſch 
des ꝛc. Lebender eingehend, ſchloß mit demſelben unterm 27. März 1792 einen 
Vertrag, kraft deſſen ꝛc. Lebender die Erlaubniß erhielt, neben der Kanzel und 
über dem Geſtühl der Predigerwittwen beſagtes Chor auf ſeine Koſten erbauen, 
auch den Aufgang zu demſelben von Außen anlegen zu dürfen. Er verpflichtete 
ſich, das Chor ſtets in baulichen Würden zu erhalten, und eine Recognition von 
jährlich 8 Gr. an die Kirche zu zahlen, und es wurde ausgemacht, daß nach dem 
Tode der beiden Eheleüte das Chor ohne Vergütigung in den Beſitz der Kirche 
übergehen ſollte, was demnächſt auch geſchehen iſt. Die Genehmigung zum Abſchluß 
dieſes Vertrages erfolgte durch Conſiſtorial⸗Verfügung vom 12. April 1792. An 
den Frauenſtänden in der St. Georgenkirche fehlten bisher die Thüren nebſt 
Verſchluß. Dieſem Mangel wurde im Jahre 1793 abgeholfen, wodurch der Etats⸗ 
titel für Reparaturen etwas überſchritten wurde, wozu auch eine Ausbeſſerung des 
Kirchendachs beitrug, da daſſelbe bei einem heftigen Sturm im Frühjahr ſehr ge⸗ 
litten hatte. 


Das kleine, aus 5 Ackerſtücken beſtehende, Grundvermögen der St. Georgen⸗ 
kirche wurde, nach den, vom Conſiſtorialrath Langner im Jahre 1793 angeſtellten 
Unterſuchungen und Erörterungen, laut Contract vom 20. Mai 1795, approbirt 
den 29. Auguſt 1796, zu Erbzinsrechten ausgethan. Nach Langners Ermittelung 
haben dieſe Grundſtücke einen Flächeninhalt von 10 Mg. 141 Ruth. Der Erb- 
zins wurde auf 6 Sch. 10 Mtz. Roggen und eben ſo viel Hafer beſtimmt. Wie bei den 
Erbzinsgrundſtücken der St. Catharinenkirche und der Hoſpitäler iſt auch bei denen 
der St. Georgenkirche, außer dem zu Martini fälligen Erbzins unter Rubr. II. 
eingetragen für die Kirche: Das Obereigenthum, das Vorkaufsrecht, bei Beſitz⸗ 
veränderungen, mit Ausnahme der Vererbungen an Aſcen⸗ und Deſcendenten, 
ein feſtes Laudemium und in allen Fällen eine Recognition an den adminiſtriren⸗ 
den Proviſor. Vier Ackerſtücke, 7 Mg. 12 Ruth. groß, auf denen eine jährliche 
Kornernte von 4 Sch. 8 Mtz. Roggen und eben ſo viel Hafer haftete, hat die 
Kirche im Jahre 1819 aus dem Erbzinsvertrage entlaſſen, und ſie zurücknehmen 
müſſen; von Martini 1820 ab ſind dieſe Stücke verzeitpachtet worden. 


Fügen wir hier gleich den gegenwärtigen Stand des Grundbeſitzes der St. 
Georgenkirche an. Außer den 3 Mg. 135 Ruth. Erbzinsackerſtücke, beſitzt die Kirche 
eigentbümlich, laut Etat von 1870—1875, an Gartenland 0.30, an Ackerland 14.83, 
an Weide 0.93, an unnutzbarem Grund und Boden und Gräben 1.69, zuſammen 
16 Mg. 95 Ruth., woraus folgt, daß ſeit der Gemeinheitstheilung Veränderungen 
in dem Grundvermögen der Kirche eingetreten ſind. 


Nachdem das Conſiſtorium ſich mit Einführung des Abendgottesdienſtes an 
den ten hohen Feſttagen einverſtanden erklärt hatte und dieſer Gottesdienſt nun 
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wirklich in der St. Georgenkirche Statt fand, nahm die Bankenmiethe und das 
Klingbeütelgeld in der That zu, und zwar ſo, daß das Deficit aus dem Etat nicht 
allein verſchwand, ſondern ſogar ein Überſchuß erzielt wurde In Folge deſſen 
hielt man es für nothwendig, den Etat, der dem Conſiſtorium zu ſo vielen Ver⸗ 
fügungen Anlaß gegeben hatte, umzuarbeiten. Folgende Nachweiſung giebt eine 
Überſicht vom — 


Etat der St. Georgenkirchen⸗Kaſſe von 1790 bis 1814. 


Periode. Einnahme. Ausgabe. Überſchuß. 
1790—1795. Thlr. 62. 13. — 58. 9. 6 4. 3. 6 Pf. 
1796. 69. 4. 11 64. 19. 3 4. 9% 8 | 
1797—1802, c 
18031808. 68. 15. 8 62. 18. 10 5. 20. 10 | 
1809— 1814. 67. 16. 4 4010.78 ,110, 8. 8 
Es läßt ſich nicht mehr nachweiſen, ob der oben erwähnte Abendgottesdienſt | 
am 2ten der hohen Feſttage von Dauer geweſen iſt. Soviel ſteht aber feſt, daß | 
die Mittags⸗ oder f. g. Einspredigten an jedem Sonn⸗ und Feſttage bis zum Herbſte 
des Jahres 1806 in der St. Georgenkirche gehalten worden ſind. Nun aber bei | 
der Invaſion der Franzoſen wurde das Gebaüde dem Gottesdienſt entzogen und 
zu ſehr profanen Zwecken verwendet: Der Reihe nach, Unterbringung von Kriegs⸗ 


Die Kirche wurde in ihrem Innern total verwüſtet. Nach wiederhergeſtelltem Frie⸗ 
den im Jahre 1814 kam es zur Sprache, die Kirche ihrer Beſtimmung zurückzu⸗ 
geben. Milarch, der damalige Superintendent der Synode Golnow, gab auf Be⸗ 
fragen ſein Gutachten dahin ab, daß die St. Georgenkirche, da ſie nicht im Stande 
ſei, die Koſten ihrer eigenen Herſtellung zu tragen, und ehedem nur zu den wenig 
beſuchten ſ. g. Einspredigten benutzt worden, unter dieſen Umſtänden eingehen 
könne, weil die Einwohnerſchaft an jedem Sonn- und Feſttage Gelegenheit habe, 
ſich drei Mal durch Anhören der Predigten in der großen Stadtkirche zu erbauen. 
Die geiſtliche und SchulsDeputation der Königl. Regierung von Pommern, erklärte 
ſich mit dieſem Gutachten des Superintendenten Milarch in einer, an denſelben 
erlaſſenen Verfügung vom 17. Februar 1815, vorlaüfig einverſtanden, was aber 
bei dem Miniſterium des Innern, Section für Kirchen⸗ und Schulweſen, dem 
darüber Vortrag gehalten worden war, keinen Anklang ſand, das Miniſterium be⸗ 
ſtand vielmehr auf Wiederherſtellung der Kirche. Superintendent Milarch erhielt 
daher unterm 13. December 1815 den Auftrag, von den Repräſentanten der Stadt- 
gemeinde durch den Magiſtrat, mit dem er deshalb zu conferiren habe, eine ſchrift⸗ 
liche Erklärung zu extrahiren, ob die Gemeinde dafür ſei, die St. Georgenkirche 
wiederhergeſtellt wiſſen zu wollen, mithin aber auch die Koſten zur Reſtauration 
dieſer Kirche, welche ihre Zerſtörung lediglich zur Erleichterung der Stadtlaſten 
erlitten habe, aus der Kämmereikaſſe zu bewilligen, oder ob ſie dafür ſtimme, daß 
die erwähnte Kirche als entbehrlich anzuſehen ſei und mithin eingehen könne. 
Superintendent Milarch wurde angewieſen, dieſe mit einem Gutachten des Ma⸗ 
giſtrats begleitete Erklärung mittelſt ſeines eigenen, näher motivirten gutachtlichen 
Berichts innerhalb 14 Tagen einzuſenden. 


Und nun beginnt eine neüe Reihe von Verhandlungen, welche während 10 
Jahre geſchwebt haben. In dieſen Verhandlungen handelte es ſich um Sein oder 


gefangenen, Benutzung als Proviantmagazin, Einrichtung eines Militär⸗Lazareths. 
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Nichtſein der St. Georgenkirche, um ihren Fortbeſtand oder ihr Aufhören als 
Gotteshaus. Die Bürgerſchaft, vertreten durch die Stadtverordneten, will die Kirche 
erhalten wiſſen, die Geiſtlichkeit und der Magiſtrat ſind darüber einig, es ſei nützlich, 
ſie eingehen zu laſſen, und die Königl. Regierung ſteht, wie ſchon aus dem Obigen 
erhellet, auf Seiten der geiſtlichen und weltlichen Stadtobrigkeit von Golnow. 
Um die Mitte der 10 jährigen Periode ergeht an die Königl. Regierung zu Stettin 
ein Reſeript des Königl. Miniſters des Innern, Departement des Staatsminiſters 
Freiherrn Wilhelm v. Humboldt, d. d. Berlin, den 20. October 1819, mehrere 
Beſchwerden der Stadtverordneten zu Golnow betreffend, worin es heißt: „Sodann 
haben die St. V. ſich noch darüber beſchwert, daß wegen Wiederherſtellung der 
Wieker Kirche von der Kirchen- und Schul-Kommiſſion noch nichts verfügt worden. 
Die Königl. Regierung hat auch über dieſen Punkt Bericht zu erſtatten.“ Der 
Bericht wird unterm 18. Februar 1820 erſtattet. Er gibt eine klare Überjicht 
vom Stande der Angelegenheit bis zu der angeführten Epoche. Der Bericht hebt 

alſo an: — 
Wenn die Stadtverordneten in Golnow das bisherige Unterbleiben der 
Wiederherſtellung einer kleinen dortigen Kirche Königlichen Patronats, die den 
Namen Wieker⸗ oder St. Georgen⸗Kirche führt, dem Mangel an Verfügungen dar⸗ 
über zuſchreiben wollen, jo zeigt ſich darin nach Lage unſerer Acten ein leeres Vor⸗ 
geben. Die Stadt G. hatte im letzten Kriege jenes Kirchengebaüde dadurch factiſch 
der Benutzung zum Gottesdienſte entzogen und es als Kirche für entbehrlich erklärt, 
daß ſie es zur Conſervirung franzöſiſcher Gefangenen anwandte und hiernächſt ein 
Lazareth in demſelben anlegte. Der dadurch angerichtete Schade in dem Gebaüde 
belief ſich nach einem vom Stadtmaurermeiſter Krauſe vorlaüfig darüber ange⸗ 
fertigten Anſchlage auf 449 Thlr. Zur Herbeiſchaffung dieſer Summe war keine 
Ausſicht vorhanden. Denn das Ararium der Georgenkirche behält, wenn es ſeine 
etatsmäßige jährliche Ausgabe gedeckt hat, nur unerhebliche Überſchüſſe; auch iſt 
nicht ſie, ſondern nur allein der Magiſtrat und die Commune zum Erſatze jenes 
Schadens verpflichtet. Sowol der Magiſtrat, als die beiden Prediger in G., 
Superintendent Milarch und Diaconus Sormann, hielten ji) davon überzeügt, 
daß eine Wiederherſtellung der St. Georgenkirche ganz unnöthig ſei, da zu ders 
ſelben eines Theils keine eigene Gemeinde gehöre und die vormals in derſelben zur 
Mittagszeit gehaltenen ſonntäglichen Gottesdienſte nur wenig beſucht worden, anderen 
Theils es auch der Golnower Gemeinde an reichlichen Gelegenheiten ſich zu erbauen 
nicht fehle, weil in der geraümigen Hauptkirche an jedem Sonn- und Feſttage 
3 Mal Gottesdienſt und Predigt gehalten werde. Dieſer Meinung beitretend be— 
richtete die geiſtliche und Schul-Deputation unterm 16. September 1815, erſah' aber 
aus dem darauf erfolgten Refeript vom 28. October 1815 des Miniſteriums des 
Innern, daß es in Abſicht der Frage, ob die Georgenkirche eingehen könne, lediglich 
auf die Erklärung der Golnower Gemeinde ankommen werde. In Gemäßheit deſſen 
wurde unterm 13. December 1815 an den Superintendenten Milarch die Eingangs 
erwähnte Verfügung erlaſſen. Aus dem Berichte deſſelben vom 8. Mai 1816, dem 
zugleich die Erklarungen der Stadtverordneten vom 25. Februar 1816 und des 
Magiſtrats vom 7. April 1816 angebogen waren, erſah man, daß erſtere die 
Wiederinſtandſetzung der Kirche ausdrücklich verlangten. Ob nun gleich der Magiſtrat 
und die Geiſtlichkeit ganz gegenſeitig geſtimmt hatten, ſo glaubte die geiſtliche und 
Schul⸗Deputation, das allegirte Reſeript vom 28. October 1815 erfordere, nachdem 
die Repräſentanten der Gemeinde Golnow einſtimmig für die Wiederherſtellung 
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geweſen waren, daß man dabei bleiben müſſe, auf Wiederinſtandſetzung der Georgen⸗ 
kirche hinzuwirken, und alle folgenden in der Sache von hier aus ergangenen Ver⸗ 
fügungen ſind auf dieſen Zweck, jedoch ohne Erfolg, gerichtet geweſen. Unterm 
24. Mai 1816 ertheilte die geiſtliche und Schul⸗Deputation einen Beſcheid für die 
Stadtverordneten, worin ihnen in Hinſicht auf ihr eingekommenes Beſchlußprotokoll 
vom 25. Februar 1816 das Unſtatthafte in dem erſten und zweiten Vorſchlage und 
die aüßerſt große Unbilligkeit im dritten gezeigt (*), dabei aber auch aufgegeben wird, 
in der Golnowſchen Gemeinde und allenfalls nebenher in den Eigenthumsdörfern 
der Stadt, für den Wiederherſtellungszweck Beiträge ſammeln zu laſſen (**). Davon 
wurde zugleich der Magiſtrat und der Superintendent in Kenntniß geſetzt und beiden 
die eifrige Mitwirkung aufgegeben. Der Magiſtrat berichtete noch in demſelben 
Jahre am 28. December: Die Stadtverordneten hätten nunmehr in der dortigen 
Gemeinde Subſcribenten auf Beiträge zur Inſtandſetzung der Georgenkirche ausge⸗ 
mittelt, und ſo ein Subſcriptions⸗Quantum in den Verzeichniſſen nachgewieſen von 
Thlr. 93. 6 Gr. In dieſem Bericht ſtreüt der Magiſtrat abermals ſeine Gedanken 
ein über die Unnützlichkeit der Georgenkirche, und gedenkt des unſtatthaften An⸗ 
ſinnens der St. V., welche vermeinen, daß zu dem Reparaturbau der Kirche 292 
Thlr. 14 Gr. aus den Hoſpitälern entnommen werden könnten. Es ſei aber vor 
allen Dingen nöthig, erſt ein Abkommen mit den beiden Predigern wegen des von 
ihnen in der Georgenkirche zu haltenden Gottesdienſtes zu treffen, indem dieſe 
Kirche keine Pfarrrechte habe und von Seiten der Prediger ſchon eine Weigerung 
erfolgt ſei, die für ſie höchſt beſchwerlichen Predigten daſelbſt gegen Empfang der 
bisherigen geringen Beſoldung zu übernehmen; denn die Amtsvorfahren hätten 
zur Übernehmung die Beſtätigung nur unter der Clauſel erhalten, daß ihre Nach⸗ 
folger nicht daran gebunden fein ſollten.“ “) Zugleich wurde hierbei vom Magiſtrate 
Verfügung zu einem durch den Baubedienten anzufertigenden Anſchlage nachgeſucht, 
weil der Anſchlag des Maurermeiſters Krauſe ganz unzuverläſſig ſei. In Beziehung 
hierauf wurden nun die St. V. durch die Verfügung vom 22. Januar 1817 belehrt, 
daß ihr Vorſchlag Thlr. 292. 14 Gr. aus den Hoſpitälern zur Reparatur der Ge⸗ 
orgenkirche zu verwenden, wegen der ganz heterogenen Beſtimmung des Hoſpital⸗ 
vermögens völlig unſtatthaft ſei, und ſie demnach andere Mittel ausfindig machen 
müßten, um die Koſten zu beſtreiten. Jedoch hätten ſie vor allen Dingen mit den 
Predigern ein Abkommen zu treffen wegen des künftig in der Georgenkirche zu 
haltenden Gottesdienſtes; ſonſt könne der Ausbau der Kirche nichts helfen. Der 
Magiſtrat erſuchte die Prediger, ſich wegen des zu treffenden Abkommens näher 
zu erklären. In den hierauf von Seiten der Prediger erfolgten beiden Erklärungen 
vom 11. März und 1. September 1817 haben dieſe Geiſtlichen zweierlei, unſers 
Erachtens, ſehr billige Bedingungen als eine Alternative aufgeſtellt, unter welchen 


(9) Die St. V. ſchlugen folgende Fonds vor: 1) die Vergütigungsgelder wegen des in der 
Kirche geweſenen Lazareths; 2) glaubten ſie, daß die Kirche ſelber etwas dazu hergeben könne; 
3) rechneten fte auf Rückerſtattung der Beſoldungen, welche die Prediger aus dem Etat der 
N während der langen Reihe von Jahren erhoben hatten, da ſie dafür doch gar nichts 
gethan. 

(% Dazu hatten ſich die St. V. in der Sitzung vom 25. Februar 1816 mit dem Be: 
merken erboten, daß die meiſten Einwohner des Sinnes ſeien, einen Beitrag nach Vermögen 
zu geben. 

(˙% Nachdem ſeit 1725 in der St. Georgenkirche von den Stadtgeiſtlichen Gottesdienst 
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ſie bereit ſind, künftig in der Georgenkirche Gottesdienſt zu halten, und worüber 
ſie einer beſtimmten Erklärung der St. V. entgegenſehen: ob nämlich die Gemeinde 
will, daß — 1) alle ſonn- und feſttäglichen Nachmittagspredigten nicht mehr in der 
Hauptkirche, ſondern in der Georgenkirche gehalten werden? — oder 2) daß jeden 
dritten Sonntag Nachmittags in der Georgenkirche der gewöhnliche Gottesdienſt in 
der Art zu halten, wie derſelbe urſprünglich im Jahre 1725 bis 1733 von ihren 
Amtsvorfahren gehalten worden? Aber ſeit einem Zeitverlauf von mehr als zwei 
Jahren haben ſich die St. V., auch jetzt noch nicht, darüber erklärt, ob fie jene 
Bedingungen überhaupt nicht annehmen, oder welche von beiden ſie wählen. Sie 
ſind alſo ſelbſt Schuld daran, daß noch keine weſentliche weitere Vorſchritte zur 
Inſtandſetzung der Georgenkirche gemacht werden konnten. Wir haben indeſſen 
unſerer Seits den Hauptgegenſtand im Auge zu behalten nicht verfehlt, vielmehr 
den Superintendenten Milarch unterm 25. Mai 1819 zur Berichterſtattung aufge⸗ 
fordert, in welcher Lage ſich die Angelegenheit befinde. Aus dem Berichte, welchen 
der Superintendent, gemeinſchaftlich mit dem Diacouus Sormann und dem admini⸗ 
ſtrirenden Proviſor Bethke unterm 13. Juni 1819 vorlegte, ging indeſſen hervor, 
daß Alles noch beim Alten ſei. Um auch zu verhüten, daß mittlerweile die Con⸗ 
ſervation des Georgen⸗Kirchen⸗Gebaüdes in dem aüßern Zuſtande, worin es ſeit 
der Zeit ſeiner erlittenen inneren Zerſtörungen noch ziemlich wohlerhalten verblieben 
war, nicht vernachläſſigt werde, haben wir dem Magiſtrate in einer Verfügung vom 
21. November 1819 eröffnet, daß zwar die von demſelben in ſeinem Berichte vom 
2. October 1819 in Antrag gebrachte Ausbeſſerung der ſchadhaften Stellen des 
Daches, und zwar auf Koſten des Georgenkircheu-Arariums, wirklich erfolgt ſei, 
daß aber nach Anzeige des Proviſorats vom 1. November 1819 im nächſten Früh⸗ 
jahre eine gänzliche Umdeckung des erwähnten Dachs unumgänglich nothwendig ſein 
werde; um dazu die nöthigen Gelder zu beſchaffen haben wir zugleich den Magiſtrat 
beauftragt, die oben erwähnten, in der Gemeinde ſubſeribirten Thlr. 93. 6 Gr. 
einzuziehen (*) und zur Umdeckung jenes Dachs zu beſtimmen. Dazu hat ſich 
nun der Magiſtrat, vermöge ſeines Berichts vom 30. November 1819, bereit er⸗ 
klärt. Es iſt aber mehr als wahrſcheinlich, daß ſich bei Einforderung jener vor 
mehreren Jahren ſubſcribirten Beitragsgelder bedeütende Ausfälle ergeben werden, 
beſonders deswegen, weil ein beträchtlicher Theil der Wiek im Jahre 1818 abbrannte 
und dadurch die Bewohner ſelbſt der Unterſtützung bedürftig wurden. Ferner läßt 
ſich vorausſehen, daß der zu verfügende Anſchlag des Landbaumeiſters, beſonders 
wenn die Wiederinſtandſetzung der Orgel mit berückſichtigt werden ſoll, im Koſten⸗ 
betrage weit höher, als der unzuverläſſige des Maurermeiſters Krauſe ausfallen 
werde. Indeſſen werden wir doch den Landbaumeiſter zu beauftragen nicht ver⸗ 
fehlen, ſobald erſt das vorlaüfig nöthige Abkommen zwiſchen den Stadtverordneten 


gehalten worden war, kam zwiſchen dem Präpoſttus Balcke und dem Diaconus Hollatz einer 
Seits und dem Magiſtrate anderer Seits wegen des Haltens der ſ. g Einspredigt an jedem 
Sonntage am 18. Auguſt 1733 ein Abkommen zu Stande, welches von dem Königl. Cou⸗ 
ſiſtorium durch Verfügung vom 3. September 1733 nur unter der Clauſel: Salvo jure suc- 
cessorum genehmigt und beſtätigt worden iſt. 

(*) Die Subſcription betrug — 1) von der am meiſten bei der Wiederherſtellung der 
Georgenkirche intereſſirten Vorſtadt Wiek Thlr. 44. 16 Gr., 2) von der Stadt Thlr. 42 
— Gr., 3) von der Vorſtadt Röddenberg Thlr. 6. 13 Gr. (Bericht des Magiſtrats an das 
Conſiſtorium vom 28 December 1816.) 
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und den Predigern getroffen worden, ohne welches eine Wiederinſtandſetzung des 
im Innern verwüſteten Kirchengebaüdes unnöthig fein würde. Nach dieſer acten⸗ 
mäßigen Darſtellung des Sachverhältniſſes tragen wir darauf an: — 1) Die 
Stadtverordneten zu Golnow nicht nur mit ihrer ungenügenden Beſchwerde abzu⸗ 
weiſen, ſondern auch dahin aufzufordern, daß ſie baldigſt mit den dortigen Predigern 
über den künftig in der Georgenkirche zu haltenden Gottesdienſt nach Billigkeit 
ein Abkommen treffen, und uns mit Beiſeitſetzung ihrer bisherigen unſtatthaften Vor⸗ 
ſchläge, eben ſo unverwerfliche als hinlängliche Mittel zur Beſtreitung der Koſten 
des Retabliſſements der Georgenkirche in Vorſchlag bringen; — 2) uns dieſerhalb 
mit Reſolution zu verſehen. Ob auf den Fall, wenn weder der Magiſtrat, noch 
die Commune daſelbſt für jene Koſten Rath zu ſchaffen vermögend wäre, die 
Wiederinſtandſetzung der mehrerwähnten Nebenkirche dennoch als Bedürfniß wichtig 
genug ſei, um auf Koſten des Staats realiſirt zu werden, oder die Bewilligung 
der Landescollecte zu verdienen, ſtellen wir lediglich dem höhern Ermeſſen anheim, 
halten jedoch das Bedürfniß nicht ſo dringend, um ſolche Hülfe nicht lieber für 
andere, nothwendigere Fälle aufzuſparen. 

Das inzwiſchen ins Leben getretene Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
und Medicinal⸗Angelegenheiten ertheilte unterm 24. Februar 1820 auf vorſtehenden 
Bericht nachſtehende Reſolultion: 


Das unterzeichnete Miniſterium kann aus den, von dem Magiſtrate zu Golnow 
und von der Königl. Regierung in dem Berichte vom 18. v. M. angeführten 
Gründen die Wiederherſtellung der dortigen Wieker Vorſtadtkirche und des in 
ſelbiger ehemals Statt gefundenen Mittags⸗Gottesdienſtes für die Zwecke des kirch⸗ 
lichen Unterrichts und der Erbauung nicht für nothwendig erkennen. Wenn daher 
die Gemeine darauf beſteht, daß beides geſchehe, ſo wird ſie auch die Koſten zur 
Wiederinſtandſetzung des Kirchengebaüdes herbeizuſchaffen haben, und es dann noch 
darauf ankommen, ob für das Halten des Gottesdienſtes gehörig geſorgt werden kann, 
ob der Vorſchlag der Geiſtlichen in Golnow, den ſonntäglichen Nachmittagsgottes⸗ 
dienſt entweder ganz oder an jedem dritten Sonntage aus der Haupt⸗Pfarr⸗Kirche 
in die entlegene Vorſtadtkirche zu verlegen, nicht für angemeſſen gehalten werden 
kann. Hiernach hat die Königl. Regierung das Weitere zu verfügen. Hiermit iſt 
das Königl. Minifterium des Innern, an welches der Bericht der Königl. Regierung 
mit gerichtet war, einverſtanden. 


Abſchrift dieſes Reſeripts wurde mittelſt Verfügung vom 19. März 1820 
dem Magiſtrate, auch dem Superintendenten Milarch, erſterm mit dem Auftrage 
zugefertigt, den St. V. eine protokollariſche Erklärung abzufordern, ob die Gemeine 
auf ihre alleinige Koſten die St. Georgenkirche wiederherſtellen wolle. Wenn ſie 
nicht dieſes Willens ſeien, ſo werde die Königl. Regierung die Abtragung dieſes 
entbehrlichen Kirchengebaüdes verfügen. Die Königl. Regierung erwartete dieſe 
Erklärung binnen 4 Wochen. Als der Magiſtrat auch nach 8 Wochen den ihm 
ertheilten Auftrag noch nicht erledigt hatte, wurde er unterm 27. Mai 1820 daran 
erinnert. Und nun ereignete es ſich, daß 10, man ſtaune! zehn Exitatorien an 
ihn erlaſſen, er nach und nach in 36 Thlr. Ordnungsſtrafe genommen, und endlich 
Execution durch den Kreis⸗Landrath wider ihn verfügt werden mußte, bevor er in 
der Sache etwas von ſich hören ließ. Endlich zeigte der Magiſtrat mittelſt kurzen 
Berichts vom 11. Juni 1821 „allergehorſamſt“ an: Die St. V. beharrten, nach 
dem Beſchluß vom 28. v. M., bei der Wiederinſtandſetzung der St. Georgenkirche, 
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und hätten, wegen Ausmittelung des dazu erforderlichen Fonds, die Mittheilung 
der Nachweiſungen von den Vergütigungen für die in dieſer Kirche etablirt gewe⸗ 
ſenen Lazarethe beantragt, die ihnen nunmehr zugefertigt würden. Vier Wochen 
ſpäter berichtete der Magiſtrat, die St. V. hätten den Finalbeſchluß wegen der 
Koſten⸗Beſchaffung zum Ausbau der Kirche bis dahin ſich vorbehalten, daß ein 
Anſchlag dieſer Koſten von dem Diſtrikts⸗Baubedienten vorliege. Obgleich nun die 
Hauptſache, nämlich wer in der neü ausgebauten Kirche die verlangten Predigten 
halten werde, noch immer nicht entſchieden ſei, ſo habe Magiſtrat doch den Land⸗ 
baumeiſter Jüterbock zu Stargard erſucht, das Kirchengebaüde zu beſichtigen und 
einen Koſtenanſchlag anzufertigen. Auch die Königl. Regierung forderte unterm 
8. Auguſt 1821 den ꝛc. Jüterbock auf, das Veranſchlagen zu beſchleünigen, ſoweit 
es ſeine Officialgeſchäfte geſtatten würden. Wiederum vergeht ein Jahr, bevor der 
Magiſtrat, auf wiederholtes Excitiren, wieder von ſich hören läßt. Unterm 
30. Auguſt 1822 entſchuldigte er ſich und die St. V. wegen Verzögerung der ge⸗ 
forderten Erklärung damit, daß ꝛc. Jüterbock noch keinen Anſchlag angefertigt habe. 
Anzeigen gleichen Inhalts erfolgen am 7. November und 19. December 1822, ſo 
wie am 22. Januar 1823, worauf die Königl. Regierung unterm 6. Februar 1823 
Folgendes verfügt: — „Da das Miniſterium in dem Reſcript vom 24. Februar 1820 
die Wiederherſtellung der Wieker Vorſtadtskirche, worin ehemals Mittagsgottesdienſt 
gehalten worden, für gar nicht nothwendig erklärt, ſo iſt kein Grund vorhanden, 
warum von hier aus dieſe Sache zu urgiren. Wenn die Stadtverordneten wirklich 
die nöthigen bedeütenden Gelder herbeigeſchafft haben werden, woran noch ſehr zu 
zweifeln iſt, ſo werden ſie ſich ſchon melden; ad acta.“ 

Bald gibt ſich für die Königl. Regierung ein Anlaß, den Gegenſtand wieder 
vorzunehmen. Magiſtrat zeigt nämlich am 24. Februar 1823 abermals an, daß 
von 2c. Jüterbock noch Nichts eingegangen ſei, und fragt zugleich, ob er mit dieſen 
Anzeigen fortfahren und was aus der Sache überhaupt werden ſolle? Darauf die 
Königl. Regierung unterm 4. März 1823 verfügt: Der Magiſtrat wird an den 
Inhalt des Miniſterial⸗Reſcripts erinnert, er ſelbſt ſei ja auch immer gegen 
Wiederherſtellung der St. Georgenkirche geweſen; jetzt ſcheine auch die vormalige 
Neigung der St. V. in dieſer Hinſicht ſich geändert zu haben, weil ſie wol ein⸗ 
ſehen, daß ſie bei ihrem etwaigen Beharren auf der ſehr koſtſpieligen Reparatur 
dieſes entbehrlichen Gebaüdes der Bürgerſchaft unnützer Weiſe eine ſehr beträchtliche 
Ausgabe aufbürden würden. Auch haben ſich die St. V. dieſerhalb nicht weiter 
gemeldet; ſollten ſie es aber thun, ſo habe Magiſtrat ſie über den Zuſammenhang 
der Umſtände zweckmäßig zu belehren und zu beruhigen. — Nach Jahresfriſt, durch 
Eingabe vom 16. Februar 1824, kommt das Proviſorat der St. Georgenkirche auf 
den Gegenſtand zurück und zwar mit dem Vorſchlage: das Kirchengebaude möge der 
Stadt zum freien Gebrauch überlaſſen werden; auf Anordnung der Königl. Regie⸗ 
rung müſſe die Stadt ein Schulhaus bauen, dazu könnten die noch brauchbaren 
Materialien an Holz und Steinen der St. Georgenkirche am zweckmäßigſten ad 
pios usus verwendet werden. Der Magiſtrat wird durch Verfügung vom 22. April 
1824 veranlaßt, über dieſen Vorſchlag mit dem Proviſorat in Unterhandlung zu 
treten, bezw. die Wiederinſtandſetzung des Gebaüdes bei den St. V. wieder in 
Anregung zu bringen. Am 21. Juni 1824 berichtet der Magiſtrat, in Folge eines 
Excitatoriums, daß er den in dieſer Angelegenheit erforderten Beſchluß der St. V. 
noch nicht erhalten habe; dann aber endlich am 27. Juli 1824, daß ſie den Ausbau 
der St. Georgenkirche, zugleich aber auch beſchloſſen hätten, denſelben nicht eher 
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in Angriff zu nehmen, bis eine Einigung mit den Predigern wegen des gewünſchten 
Mittagsgottesdienſtes zu Stande gekommen ſei. 


Im weitern Verfolg der Sache zeigen die beiden Prediger, Superintendent 
Dannenberg und Diaconus Sormann, unterm 27. Auguſt 1824 an, — ſie hätten 
am 22. deſſelb. Monats dem Magiſtrate erklärt: „daß ſie keinesweges abgeneigt 
ſeien, den Wünſchen der St. V. zu entſprechen, jedoch unter der Bedingung, daß 
ihnen, außer den ſchon zu haltenden ſonntäglichen 3 Predigten nicht noch die 4te 
auferlegt werde, was bei der in neüeren Zeiten geſchehenen und höhern Orts be⸗ 
ſtätigten Erweiterungen der Parochie ihre Kräfte überſteigen würde, daß alſo nach 
ihrem Vorſchlage die ſ. g. Einspredigt in der St. Georgenkirche alle 14 Tage 
gehalten werden, und alsdann die ohnehin nicht zahlreich beſuchte Frühpredigt in 
der Stadtkirche an dieſen Sonntagen ausfallen könne.“ 


Mit dieſem Anerbieten waren die Stadtverordneten keineswegs zufrieden. 
Sie verlangten, wie der Magiſtrat unterm 18. September 1824 anzeigte, daß die 
Einspredigt ganz in derſelben Weiſe gehalten werde, wie es in früherer Zeit Brauch 
und Sitte geweſen. Bei dieſem Widerſpruch der St. V. trug der Magiſtrat auf 
Entſcheidung von Seiten der Königl. Regierung an und berichtete, um dieſe vor⸗ 
zubereiten, über die Lage der Sache Folgendes: — Bis zur Occupation der Stadt 
durch feindliche Truppen im Jahre 1806 wurde der Gottesdienſt gehalten, wie 
folgt: 1) In der St. Catharinenkirche täglich, und zwar Sonntags 3 Mal, als 
früh am Morgen, Vor⸗ und Nachmittag; Montags und Dienſtags um 8 Uhr Mor⸗ 
gens ½ Stunde Betandacht mit Kanzelvortrag, Mittwochs um 8 Uhr 1 Stunde 
Predigt mit Communion; Donnerſtags und Freitags Morgens 8 Uhr ½ Stunde 
Betandacht mit Communion; Sonnabends am Nachmittage Beichte; 2) in der 
St. Georgenkirche alle Sonn⸗ und Feſttage Mittags die ſ. g. Einspredigt. Die 
Unruhen des Krieges, die unaufhörlichen Durchmärſche und Einquartierungen, wo⸗ 
durch die Stadt Golnow, auf der großen Militairſtraße nach Preüßen gelegen, 
vorzugsweiſe litt, hielten die Leüte ab, in die Kirche zu gehen, und es fielen alſo 
von dem Überfluß kirchlicher Übungen die wöchentlichen Betſtunden, exel des Mitt⸗ 
wochs, und eine Zeitlang auch dieſe, ganz fort; — die Einspredigt in der St. 
Georgenkirche ging ganz ein, weil ihr Gebaüde zu militairiſchen Zwecken gebraucht 
wurde, und die Beichte ward vom Sonnabend Nachmittag auf den Sonntag früh 
verlegt, was damals allgemein gewünſcht wurde, da es oft an Zeit und Ruhe 
fehlte, ſich religibſen Gefühlen auch am Sonnabend hin zu geben. So iſt die 
Sache aber auch nach eingetretenem Frieden geblieben, und wenn zwar die Abend⸗ 
mahlsſpendung am Mittwoch wiederhergeſtellt iſt und auch Sonnabends Beichte 
gehalten wird, ſo geſchieht dies doch nur dann, wenn ſich Jemand dazu anmelden 
läßt, und das gefällt der Gemeinde nicht. Die hieſigen Prediger haben es ſich faſt 
bis zur Unmöglichkeit erſchwert, den Gottesdienſt ſo abzuhalten, wie er vordem 
Jahrhunderte lang Statt gefunden hat, da ſie im Jahre 1812 noch die Mutterkirche 
Buddendorf mit deren Tochter in Pudenzig zu den bereits vorhandenen 4 Filialen 
angenommen haben, die Bürgerſchaft iſt aber der Meinung, daß ſie hauptſächlich 
auf die Stellen in der Stadt vocirt ſind, und daß, wenn ſie noch Nebenſtellen ver⸗ 
walten, ſie ſehen müßten, wie ſie damit fertig werden. Hierauf bezieht ſich die 
Stelle in dem Beſchluß der Stadtverordneten vom 11. September 1824, daß die 
Verminderung der kirchlichen Geſchäfte in den auswärtigen Kirchen eintreten müßte, 
und nicht in der Stadt. Dies iſt die Anſicht, welche die Bürgerſchaft verfolgt und 
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es läßt ſich in der That gegen dieſelbe nichts einwenden. Magiſtrat weiß ſehr 
wohl, daß die ſ. g. Einspredigt in der St. Georgenkirche vor dem Jahre 1733 
nicht alle Sonntage gehalten worden, und daß, als auch der Nachfolger des Prä⸗ 
| poſitus Balde, der Präpoſitus Weichel, ſich dazu verftand, dies von dem Königl. 
Conſiſtorium abermals nur mit Vorbehalt der Rechte der Nachfolger genehmigt iſt, 
daß alſo die jetzigen Prediger nicht gezwungen werden können, die Einspredigt 
ſonntäglich abzuhalten; die nächſte Folge wird aber ſein, daß die Bürgerſchaft dann 
ihren täglichen Gottesdienſt in der Hauptkirche verlangen wird, und dann dürften 
die Prediger doch wol noch übler dran ſein! Unter dieſen Umſtänden bittet Magiſtrat 
die Königl. Regierung um deren Vermittelung, damit die Bürgerſchaft zufrieden 
geſtellt werde; denn jenes Verlangen iſt von ihren Vertretern, den Stadtverordneten, 
ſeit den im Januar 1816 angefangenen Verhandlungen ſtets und bei jeder Gelegen⸗ 
heit wiederholt worden und durchaus nicht zu erwarten, daß ſie davon abgehen 
werden. In der auf dieſen Bericht erlaſſenen Verfügung vom 13. October 1824 
erinnert die Königl. Regierung den Magiſtrat an alle Vorgänge, inſonderheit auch 
an dasjenige, was er vor Jahren über die Beibehaltung, bezw. das Eingehen der 
St. Georgenkirche geaüßert, daß dieſelbe ſeit den 10 Jahren, da ſie nicht mehr 
zur Abhaltung des Gottesdienſtes benutzt, ſeines Wiſſens von der Gemeinde gar 
nicht vermißt worden ſei, daß es zweckmäßig ſein werde, das Gebaüde zu verkaufen 
und den Erlös dazu anzuwenden, der Hauptkirche zur St. Catharina ein freünd⸗ 
licheres Anſehen und beſſere, bequemere Einrichtung en zu geben, wodurch die Kirch— 
gänger vor Zugluft und Störung geſichert würden. Dies Alles, ſowie das 
Miniſterial⸗Reſcript vom 24. Februar 1820, welches über Entbehrlichkeit der Neben⸗ 
kirche entſchieden habe, ſcheine beim Magiſtrat in Vergeſſenheit gerathen zu ſein, 
da er anjetzt der Beibehaltung der St. Georgenkirche, und ihrer Wiederinſtand⸗ 
ſetzung, wenigſtens indirect das Wort rede. Dann fährt die Verfügung alſo fort: 
Wenn daher durch Veranſtaltung einer dortigen freiwilligen Sammlung auch wirklich 
ein ſo hinlänglicher Geldbetrag aufkäme, daß das mehrerwähnte Gebaüde davon 
wiederhergeſtellt werden könnte — woran Magiſtrat doch ſelbſt mit Grunde gezwei⸗ 
felt hat, ſo würde das Geld doch immer nur zur Bewirkung eines Reſultats von 
ganz entbehrlicher Art verwendet. Geſetzt, die erforderliche Summe käme wirklich 
zuſammen, jo würde doch die Erklärung vom 22. Auguſt d. J., worin die dortigen 
Prediger, aus Liebe zu ihrer Gemeinde, dem Wunſche der Stadtverordneten hin⸗ 
ſichtlich der in der St. Georgenkirche zu haltenden Einspredigt ſo weit als nur 
irgend möglich zu genügen, bereit ſind, annehmenswerth ſein. Es würde aber gegen 
alle Billigkeit ſtreiten, ihnen, die in ihrem jetzigen Amtsverhältniſſe nicht nur in 
der Stadt, ſondern auch auf dem Lande an Sonn: und Feſttagen vielbeſchäftigt 
ſind, eine noch größere Zahl von Predigten in der St. Georgenkirche zuzumuthen, 
als die iſt, welche von derſelben unter der Bedingung, wenn an Tagen der Eins⸗ 
predigt die Frühpredigt wegfallen darf, verſprochen worden. Wir beauftragen den 
Magiſtrat, dieſe unſere Verfügung den St. V. mitzutheilen, wonach wir zwar ge⸗ 
ſtatten wollen, daß mehrbeſagte Kirche wiederhergeſtellt werde, inſofern ſie dazu 
durch freiwillige Beiträge den Koſtenbetrag herbeiſchaffen, jedoch dieſe Wiederher⸗ 
ſtellung nur unter der Bedingung geſchehen laſſen, wenn von den St. V. das 
Anerbieten als genügend angenommen wird, welches von der dortigen Geiſtlichkeit 
in der beſagten Erklärung vom 22. Auguſt dieſes Jahres vorgetragen worden iſt. 
Seit dem Erlaß der vorſtehenden Verfügung hatte der Magiſtrat mancherlei 
Verhandlungen mit den St. V. gehabt, um fie zur Annahme des von den Pre 
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digern gemachten Anerbietens: Abwechslung des Frühgottesdienſtes in der St. 
Catharinenkirche mit der Mittagspredigt in der St. Georgenkirche, zu bewegen, die 
anfänglich keinen Erfolg hatten. Da aber das Verlangen der Einwohner der 
Vorſtadt Wiek, dieſe Kirche wieder hergeſtellt zu ſehen, in der letzten Zeit zu drin⸗ 
gend geworden war, ſo zeigten ſich die St. V. in jenem Hauptgegenſtande der 
Verhandlung allmälig nachgiebiger, bis ſie endlich in der Sitzung vom 28. März 
1825 den Beſchluß faßten: „daß ſie vorlaüfig das Verlangen der Herren Prediger 
wegen Abhaltung des Gottesdienſtes annehmen wollten, damit das Haupthinderniß 
beſeitigt ſei. St. V. wollen ſich aber die Rechte der Gemeine vorbehalten.“ Indem 
der Magiſtrat dieſen Beſchluß mittelſt Berichts vom 31. März 1825 anzeigte, fügte 
er hinzu, daß die freiwilligen Beiträge, welche gezeichnet worden, z. Z. 179 Thlr. 
betrügen, und wenn gleich die Koſten der nothwendigſten Inſtandſetzung der St. 
Georgenkirche, excl. Orgel, auf 247 Thlr. veranſchlagt find, woneben das Holz aus 
der Stadtforſt verabreicht und alle Fuhren und Handarbeiten von den Einwohnern 
der Wiek unentgeldlich verrichtet werden, ſo zweifeln wir doch nicht, daß das 
Fehlende noch gedeckt werden wird, wozu viele Anerbietungen ſchon eingegangen 
ſind. Unter dieſen Umſtänden, ſo ſchließt der Magiſtrat ſeinen Bericht, haben wir 
dem allgemeinen Wunſch nachgegeben und die Kirche wird in einigen Monaten 
hergeſtellt ſein. 

So endigten 10jährige Verhandlungen und ſo wurde die St. Georgenkirche, 
nachdem ſie ſeit der franzöſiſchen Invaſion dem Gottesdienſte entzogen geweſen, 
im Jahre 1826 ihrer Beſtimmung zurückgegeben. Mit Rückſicht auf die vorhan⸗ 
denen Mittel beſchränkte man ſich bei der innern Einrichtung auf Einfachheit. 
Die Kirche hat von Altersher zwei Emporen: Das Wiekſche Chor und das Stadt⸗ 
Chor mit je 41 Sitzen für Männer, dazu das Lebenderſche Chor, 1826 vom 
Rathsherrn Sydow benutzt, mit 4 Sitzen. Im Schiff ſind unter den genannten 
zwei Emporen je 20 Sitze für Männer, und dieſen gegenüber 129 Sitze für Frauen, 
im Ganzen 255 Sitze, excl. des Prediger-Frauen- und des Rathsherren⸗ und deren 
Frauen⸗Geſtühl, für die keine Miethe entrichtet wird, ſonſt muß von jedem Sitze 
eine jährliche Miethe von 2½ Sgr. bezahlt werden. Eine Orgel ſcheint die St. 
Georgenkirche erſt nach der Mitte des 18. Jahrhunderts erhalten zu haben. So 
darf man annehmen, wenn man ſieht, daß die Kirchenrechnung vom Jahre 1750 
nichts für einen Organiſten, wol aber „4 Thlr. dem Küſter vors Singen“ aus⸗ 
wirft. Die Orgel, welche die Kirche ſpäter beſaß, ging bei und nach der Invaſion 
der Franzoſen zu Grunde, und die wenigen Reſte, die von ihr noch übrig geblieben, 
und eine Verunzierung der wiederhergeſtellten Kirche waren, wurden im Jahre 1836 
abgebrochen und auf den Kirchenboden gebracht. Als die St. Catharinenkirche eine 
neüe Orgel erhielt, war davon die Rede, die noch brauchbaren Theile der alten 
zum Bau einer kleinen Orgel für die St. Georgenkirche zu benutzen. Man kam 
aber von dieſem Plane zurück, nachdem der Orgelbaumeiſter Kaltſchmidt ſich von 
der Unbrauchbarkeit der Orgel zu dem beabſichtigten Zwecke überzeügt hatte, und 
entſchloß ſich, beſonders auf Anrathen des Muſikdirectors Bach, in Berlin, zur 
Anſchaffung einer ganzen neüen Orgel, deren Bau, nach Bach's Dispoſition dem 
ꝛc Kaltſchmidt für 281 Thlr., mittelſt Contracts vom 29. November 1844 über⸗ 
tragen ward. Nach Jahresfriſt war das Werk fertig; am 16. October 1845 wurde 
es von dem Proviſorate, in Gegenwart des Magiſtrats⸗Dirigenten, welcher wegen 
des aus der Kämmereikaſſe geleiſteten namhaften Beitrags dazu eingeladeu worden 
war, unter Zuziehung des Organiſten, vorlaüfig abgenommen. Das Enſemble kann 
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bei der Kleinheit des Werkes natürlich keinen kräftigen Effect machen, fällt jedoch, 
wie auch die übrigen möglichen und paſſenden Zuſammenſtellungen der einzelnen 
Regiſter angenehm ins Ohr; und reicht zur Leitung und Hebung des Geſangs in 
der kleinen Kirche und bei der in der Regel nicht zahlreichen Verſammlung voll⸗ 
kommen hin. Am 23. Sonntage nach Trinitatis 1845 wurde die Orgel von dem 
den Dienſt habenden Diaconus in angemeſſener Weiſe geweiht. Die Mittel zum 
Bau der Orgel überſtiegen den Bedarf; ſie beſtanden in 150 Thlr. aus der Kirchen⸗ 
kaſſe St. Georg, 100 Thlr. von der Kämmerei, Thlr. 17. 23. 3 Pf. Collecte in 
der Gemeinde, 20 Thlr. Beitrag von der St. Catharinenkirchen⸗Kaſſe und Thlr. 22. 
2 Sgr. Erlös von dem Verkauf zweier Eichbaüme, die auf dem Kirchhofe ſtanden, 
zuſammen Thlr. 309. 25. 3 Pf. Bald zeigte ſich jedoch, daß die Orgel, in Folge 
eingedrungener Feüchtigkeit, einiger Nachbeſſerungen bedürfte, die von Kaltſchmidt 
aber erſt 1849 ausgeführt wurden, nachdem die Urſache jener Mängel im Jahre 
1847 durch vollſtändige neite Einlattung und Umdeckung des Kirchendachs beſeitigt 
worden war. Dieſe Reparatur des Daches koſtete der Kirchenkaſſe 165 Thlr., zu 
welchem Zweck ſie von ihrem damals 300 Thlr. betragenden Kapitalvermögen ein 
Werthpapier von 100 Thlr. verſilbern mußte, während der Mehrbetrag der Rech⸗ 
nung von der Kaſſe der St. Catharinenkirche vorgeſchoſſen wurde. Während des 
Reſtaurationsbaues der zuletzt genannten Kirche wurde die Abhaltung des Gottes⸗ 
dienſtes, wie ſchon ein Mal geſagt, zum Theil in die St. Georgenkirche verlegt. 
Die Geiſtlichen verlangten den Anbau einer Sacriſtei an dieſer Kirche, was ihnen 
aber, weil ein ſolcher Bau doch nur von kurzem Gebrauch ſein werde, anfänglich 
abgeſchlagen wurde; weil aber die geiſtlichen Herren viele triftige Gründe für ihren 
Antrag vorbrachten, ſo wollte die Königl. Regierung nicht länger anſtehen, ihren 
Wunſch zu erfüllen, und genehmigte den Bau unterm 8. September 1865. Die 
Koſten, welche Thlr. 115. 10. 4 Pf. betragen haben, ſind anſcheinend aus dem 
Fonds des Reſtaurationsbaus der St. Catharinenkirche bezahlt worden. Die 
Sacriſtei iſt ein Fachwerksgebaüde, zu dem die Stadt das Holz obſervanzmäßig 
ohn' Entgeld hergegeben hat. Das Holz ſcheint aber nicht von der beſten Qualität 
geweſen zu ſein, denn, wie in der St. Catharinenkirche, ſo brach auch in dieſer 
Sacriſtei 1870 der Schwamm aus, welcher, als man ihn bemerkte, bereits den Fuß⸗ 
boden mit den Unterlagen zerſtört hatte. 

Der Platz um die St. Georgenkirche, welcher ſeit unvordenklichen Zeiten zur 
Begräbnißſtätte für die in der Nähe wohnenden Bürger der Vorſtadt Wiek gebraucht 
worden, befand ſich 1821 ohne Bewährung. Der bei weitem größere Tbeil der 
Bewohner dieſer Vorſtadt verabredete ſich, dieſe Bewährung, ohne Zutritt der 
Kirchenkaſſe, die keinen Zuſchuß leiſten konnte, auf ihre alleinigen Koſten zu 
errichten und für alle Zeiten im Stande zu halten, verlangten aber auch als 
Gegenleiſtung und in Folge der Feſtſetzungen im 8. 25 des Viſitations⸗Abſchluſſes 
vom 18. Februar 1742 freie Grabſtellen für ſich und ihre Angehörigen, ohne etwas 
an die Kirchenkaſſe dafür zu entrichten und die Befugniß, von den Hausbeſitzern 
der Wiek, welche ſich ihrem Verein nicht angeſchloſſen hatten, ein Grabgeld nach 
bisherigen obſervanzmäßigen Sätzen erheben zu dürfen. Das Proviſorat der St. 
Georgenkirche hatte gegen dieſen Plan nichts einzuwenden und befürwortete den⸗ 
ſelben zur Genehmigung bei der Königl. Regierung, welche ihn dem Magiſtrat zum 
Gutachten überwies. Dieſer erklärte ſich mit dem Antrage gleichfalls einverſtanden, 
hatte es indeſſen für zweckmäßig erachtet, feſtere Beſtimmungen über die Beitrags⸗ 
pflichtigkeit der Intereſſenten zu errichten, welche dieſe in dem Protokoll vom 
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6. Januar 1822 angenommen hatten. Die Königl. Regierung beſtätigte dieſen 
Vergleich unterm 12. März 1822, ſetzte hierbei jedoch ausdrücklich voraus, daß 
die übernommene Verbindlichkeit ſolidariſcher Art ſein müſſe, damit nicht in der 
Folge etwa einzelne Mitglieder des Vereins ſich den Leiſtungen entziehen können. 
Dem Magiſtrat wurde überlaſſen, das Weitere hiernach anzuordnen. Seit dem 
Jahre 1858 zeigte ſich das Bedürfniß zur Vergrößerung dieſes Wiekſchen Begräbniß⸗ 
platzes, in Folge deſſen demſelben durch allmälige Zulegung von Terrain an der 
von der Stadt abwärts gelegenen Seite abgeholfen worden iſt. Eine beſtimmte 
Gränze hat der zugelegte Platz erſt erhalten, als im Jahre 1866 die Aufführung 
einer Mauer um denſelben beſchloſſen und ausgeführt wurde. Im darauf folgenden 
Jahre iſt der erweiterte Friedhof kirchlich eingeweiht worden. Für diejenigen Leichen 
alſo, deren Beerdigung auf dem St. Georgenkirchhofe gewünſcht wird, bezieht ſeit 
einer Reihe von Jahren die Gemeinde der Vorſtadt Wiek, in welcher der Verein 
von 1821 aufgegangen iſt, und die Kirchhof nebſt Bewährung unterhält, auch das 
Grabgeld. Das Gelaütegeld bezieht die St. Catharinenkirche, da die St. Georgen⸗ 
kirche keine Glocken hat. Es ſind daher der St. Georgenkirche nur die Gebühren 
für Benutzung der Leichenlaken und Bahren nach den bei der St. Catharinenkirche 
üblichen Sätzen berechnet worden. Da jedoch die Leichenlaken und Bahren der 
St. Catharinenkirche gehören, ſo hat die St. Georgenkirche gar kein Recht zu dieſen 
Einnahmen, ſondern es find ihr dieſelben lange Zeit aus Rüdficht auf ihre geringen 
Subſiſtenzmittel überlaſſen worden. Nachdem aber die Vermögensverhältniſſe der 
Kirche ſich gebeſſert haben, hat die St. Catharinenkirche jene Gebühren eingezogen 
und ſeit dem 1. Januar 1851 bei ihrer eigenen Kaſſe vereinnahmt. 


Etat für die Kaſſe der St. Georgenkirche pro 1. Januar 1870 bis 
ult. December 1875. 


Einnahmen und Ausgaben ſchließen ab mite. Thlr. 234. 


Einnahme. 

Tit. I. An Zinſen von ausſtehenden Kapitalien 73 Thlr. Das Kapital⸗ 
vermögen beträgt 1750 Thlr. und beſteht in 2 Pommerſchen Pfandbriefen, 1 dito 
Rentenbriefe, hauptſächlich aber aus Staats-Anleihen verſchiedener Jahrgänge 
(1870 wurden 1400 Thlr. in 4 und 4½ procentigen Staatsanleihen in Schuldver⸗ 
ſchreibungen der conſolidirten 4½ procentigen Anleihe umgetauſcht, wodurch, da 
der Umtauſch vor dem 23. April 1870 erfolgte, der Kirche die zugeſicherte Prämie 
zufloß). 


Tit. II. An unveränderlichen Naturalpächten für die durch den Contract vom 
20. Mai 1795 auf Erbzins ausgethanen zwei Ackerſtücke 2 Sch. 2 Mtz. Roggen 
und eben ſo viel Hafer, pro Sch. Roggen Thlr. 1. 28. 9 Pf., pro Sch. Hafer 
Thlr. 1. — 9 Pf., zuſammen Thlr. 6. 10. 2 Pf. 


Tit. III. An Zeitpacht von den eigenthümlichen Grundſtücken der Kirche 
Thlr. 133. 3 Sgr., und zwar für den 30 Q.⸗Ruth. großen Garten, den laut Ver⸗ 
fügung der Königl. Regierung vom 23. April 1863 der Superintendent für die 
jährliche Pacht von Thlr. 2. 1 Sgr. nutzt, und für den Ackerplan, welcher nach 
der Licitationsverhandlung vom 31. October 1866 auf die 6 Jahre von Martini 
1866 bis Martini 1873 in 36 Kaveln für Thlr. 131. 2 Sgr. verpachtet iſt. 
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Tit. IV. An ſonſtigen fixirten Hebungen Thlr. 16. 10 Sgr., beſtehend in 
einem jährlichen Beitrag, den das Hoſpital Spiritus Sancti zur Beſoldung der 
Geiſtlichen hergibt. (Dieſer Zuſchuß war ſonſt auf beide Hoſpitäler vertheilt, und 
zwar gab St. Spiritus 10 Thlr. 21 Gr. 4 Pf., St. Georg 5 Thlr. 10 Gr. 8 Pf., 
laut Kirchenrechnung vom Jahre 1750.) 


Tit. V. An Kirchenſtandsmiethe Thlr. 3. 15 Sgr. — Tit. VI. An Klingel⸗ 
beütelgeld, Nichts, da die Kirche, wie ſchon erwähnt, für dieſe Einnahme von der 
Stadtgemeinde durch ein Kapital von 80 Thlr. entſchädigt worden iſt. — Tit. VII. 
An milden Gaben und ſonſtigen Legaten, nach der Fraction, 1 Silbergroſchen! — 
Tit. VIII. An Communion⸗Opfer Nichts. — Tit. IX. ad Extraordinaria Thlr. 1. 
20. 10 Pf. 

Ausgabe. 

Tit. I. An Beſoldungen in Quartalraten pränumerando Thlr. 67. 25 Sgr. 
Davon: Dem Superintendenten und erſten Prediger Roeber, incl. 2 Thlr. für 
Reviſion der Rechnung Thlr. 18. 20 Sgr., dem Diaconus Noht Thlr. 16. 20 Sgr., 
welche laut Verfügung der Königl. Regierung vom 6. Juli 1855 an den Diaconus 
emeritus Uhrland in Quartalraten postn. gezahlt werden. (Dieſe Beſoldung der 
beiden Geiſtlichen für das Halten der Einspredigt beſtand ſchon im Jahre 1750, 
im Betrage von 50 fl. = 33 Thlr. 8 Gr., wozu laut des confirmirten Viſitations⸗ 
beſcheides die beiden Hoſpitäler den, oben in der Einnahme bezeichneten Beitrag 
von 16 Thlr. 8 Gr. und die St. Georgenkirche ſelbſt 17 Thlr. gab. Auch die 
Reviſionsgebühr von 2 Thlr. bezog der Präpoſitus ſchon 1750. — Dem 
adminiſtrirenden Proviſor Zaucke 5 Thlr.; dem Cantor und Organiſten Neümann 
8 Thlr.; dem Küſter Laabs 8 Thlr., demſelben Miethsentſchädigung 10 Thlr.; 
dem Glockſanten fürs Scheüern der Kronleüchter und Waſchen der Altardecken 
15 Sgr.; dem Kalkanten 1 Thlr. 


Tit. II. Zu kirchlichen und gottesdienſtlichen Bedürfniſſen 20 Sgr. — 
Tit. III. An Gerichtskoſten, Porto und Botenlohn 1 Thlr. — Tit. IV. An 
Bau⸗ und Reparaturkoſten 25 Thlr. — Tit. V. An Ackerbeſtellungs⸗ und Kultur⸗ 
koſten 5 Sgr. — Tit. VI. Insgemein Thlr. 2. 15 Sgr. — Tit. VII. ad Extra- 
ordinaria Thlr. 4. 5 Sgr. — Tit. VIII. Zur Anlegung von Kapitalien und 
Deckung außerordentlicher Bedürfniſſe Thlr. 132. 20 Sgr. Anmerkung. Nach 
dem Reglement wegen Verwaltung der pia corpora de 1742 ſollen, wenn 25 oder 
50 Thlr. Beſtand disponible und zu anderen Ausgaben nicht erforderlich ſind, 
ſolche ſofort zinsbar angelegt werden, widrigenfalls Rendant für die entzogenen 
Zinſen aufkommen muß. Dieſe Vorſchrift gilt für alle pia corpora. 


Der Vermögensſtand der St. Georgenkirche hat ſich in neürer Zeit weſentlich 
gehoben. Zur Ergänzung der oben, S. 800 eingeſchalteten Überſicht dient der 
nachſtehende 


Etat der St. Georgenkirchenkaſſe von 1825 —1875. 


Periode. Einnahme. Ausgabe. Überſchuß. 
1815—1820. Thlr. 60. 10 — 54. 23. 9 5. 16. 3 Pf. 
1821— 1826, 57. 11. 9 57. 11.9 — — — 
1827-1832. 62. — — 60. — — 1 
1833 1838. 63. 27 — 53. 9. 9 10. 17. 3 
1839 - 1844. 60.1 55. 1. 6 4. 28. 6 
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Periode. Einnahme. Ausgabe. Überſchuß. 
1845 — 1850. Thlr. 66. 23. 11 54. 23. 11 12. — — Pf. 
1851-1856. 133. — H— 69. 26 — 63. 4 — 
1857—1862, 159. — — 65. 20 — 83. 10 — 
1863 — 1869. 209. — — 99. 20 — 109. 10 — 
18701875. 234. — — 101.10 — 132. 20 — 


Das Kapitalvermögen betrug im Jahre 1750 die Summe von 463 ½ Thlr., 
im Jahre 1790 war es auf 260 Thlr. zurückgegangen, worunter ſich eine Bank⸗ 
Obligation von 60 Thlr. befand; am Schluß des 18. Jahrhunderts war es wieder 
auf 310 Thlr. geſtiegen, dann aber in der Mitte des 19. Jahrhunderts abermals 
gewichen, da es nur 200 Thlr. betrug. Die Verbeſſerung des Kirchenvermögens 
beginnt mit dem Anfang der zweiten Hälfte des Jahrhunderts; von da an ſind 
die Einnahmen beſtändig gewachſen, ausſchließlich durch höhern Pachtzins der 
Kirchengrundſtücke, welcher in den auf einander folgenden Pachtperioden erzielt 
worden iſt, wodurch, da die Ausgaben in minderm Grade ſich vermehrt haben, 
Überſchüſſe entſtanden ſind, welche das zinsbar angelegte Kapitalvermögen geſteigert 
haben. Es betrug: 

1857: 570 Thlr. 1863: 1050 Thlr. 1870: 1750 Thlr. 


Es können Zweifel darüber erhoben werden, wem das Patronat über die 
St. Georgenkirche gebühret. Die Königl. Regierung nimmt es für den landes⸗ 
herrlichen Fiskus, oder den König in deſſen oberſt⸗biſchöflichen Eigenſchaft, in 
Anſpruch. Dem Rechte ſtehen aber auch Pflichten gegenüber, und dahin gehört mit 
Bezug auf das Patronatsrecht, daß der Patron einer Kirche, wenn dieſe nicht des 
Vermögens iſt, ſelbſt die Koſten der vorkommenden Bauten zu tragen, ½ dieſer 
Koſten, und die Gemeinde 7); derſelben zu beſtreiten hat. Nun aber hat Fiskus 
zur Wiederinſtandſetzung der St. Georgenkirche im Jahre 1826 auch nicht den 
geringſten Beitrag gegeben; er hat, nachdem er die Wiederherſtellung derſelben 
zugelaſſen, den ſtädtiſchen Behörden es überlaſſen, für die Koſtenbeſchaffung Sorge 
zu tragen, und das iſt geſchehen theils durch Sammlung freiwilliger Beiträge im 
Schoße der Gemeinde, theils durch Zuſchuß aus der Kämmereikaſſe, letzteres in 
Bezug auf den Orgelbau. Erwägt man ſodann, daß dieſe Kirche urſprünglich ein 
Zubehör des St. Georgen⸗Hoſpitals geweſen, was von Seiten der Königl. Regie⸗ 
rung anerkannt iſt, und daß dieſes Hoſpital den Magiſtrat zum Patrone hat; 
ferner, daß die Kirche, ſeitdem ſie vom Hoſpital getrennt, factiſch eine Filiale der 
St. Catharinenkirche geworden iſt, daß, ſoweit die eigenen Mittel nicht hinreichen, 
Gemeinde und Kämmerei für die baulichen Einrichtungen geſorgt haben und ſorgen, 
ſo liegt es ſehr nahe, ja auf der Hand, daß dieſer Pflicht gegenüber für die Stadt 
ein Recht geltend gemacht werden kann, was ſo viel ſagen will, daß der Magiſtrat 
der Stadt Golnow als Patron dieſer Filialkirche zu St. Georg angeſehen und 
daraus gefolgert werden muß, daß er bei Berufung der Prediger zu hören iſt. 


Kirchenweſen zur katholiſchen Zeit. 

Darüber iſt wenig bekannt, und das Wenige beſchränkt ſich auf eine Nach⸗ 
weiſung der Vicarien, welche in der St. Catharinenkirche — eeclesia 
parochialis opidi golnow — beſtanden haben. Es find ihrer nur wenige, nämlich 
drei, — eine unter dem Patronate der Rathmannen und Bürgermeiſter, erwähnt 
1490; die zweite, deren Patron der Bürgermeiſter Hinricus Pegelouwe war, ohne 
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Zweifel eine Stiftung von deſſen Familie, gleichfalls 1490 erwähnt; die dritte 
unter dem Patronate des Gerardus Voghe, der daſſelbe als Vormund und Namens 
ſeiner Schweſtern ausübte, erwähnt 1493. Dann gab es auch eine Elemoſyne von 
8 Mark zu einer beſtändigen Meſſe Rovate, die blos an Sonntagen celebrirt wurde, 
beſtätigt 1491. — Sodann gab es eine St. Gertrud-Kapelle, und darin eine 
Vicarie zu Ehren des Allmächtigen Gottes, ſeiner Mutter Maria und der heil. 
Gertrud geſtiftet von den Bürgermeiſtern und dem Rathe, und daher unter dem 
Patronate des Magiſtrats, erwähnt 1492; ſcheint die Kapelle eines, in der Stadt 
belegen geweſenen Hoſpitals, von dem nichts weiter bekannt iſt. — In der Kapelle 
St. Spiritus beſtand ein Beneficium von 8 Mark Einkünften, beſtätigt 1491. 
Dieſe Kapelle lag außerhalb der Ringmauer. — Der St. Georgenkirche geſchieht 
nicht Erwähnung. Dagegen erſieht man aus einer Notiz beim Jahre 1490, daß 
in Golnow ein Terminirbruder des Ordens der Minoriten ſtationirt war. 


Pfarrgebaüde. 

Die Superintendentur. Das Gebaüde derſelben war 1836 in ſehr 
ſchlechtem Zuſtande. Die Herſtellung deſſelben würde bedeütende Koſten verurſacht 
haben, ohne jedoch den Zweck einer wohnlichen Einrichtung zu erzielen. Es war 
deshalb ein vollſtändiger Neübau in Antrag gebracht, über deſſen Ausführung aber 
Jahre vergingen, ehe mancherlei Schwierigkeiten und Hinderniſſe aus dem Wege 
geraümt waren. Endlich 1843 wurde das alte Haus abgetragen und 1844 ein 
neües gebaut. Das maſſive, zweckmäßig eingerichtete Pfarrhaus hat Sousterrain 
und zwei Stockwerk, und gewährt dem erſten Prediger und Superintendenten eine 
ſehr vollſtändige, ja luxuriöſe Wohnung — mit Flügelthüren, und gehört zu den 
ſchönſten und beſten Pfarrhaüſern, die es im Pommerland gibt. Die Baukoſten 
haben Thlr. 4702. 13. 8 Pf. betragen. 1866 wurden Reparaturen nothwendig, 
die Thlr. 226. 12. 7 Pf. gekoſtet haben. Bei der am 16. Juli 1852 Statt gehabten 
Feüersbrunſt iſt auch das 1826 erbaute, zur erſten Predigerſtelle gehörige Stall⸗ 
gebaüde gänzlich eingeäſchert worden. Es war bei der Provinzial⸗Feüer⸗Societät 
mit 400 Thlr. verſichert, excl. Holz, deſſen Werth von der Stadt mit 250 Thlr. 
verſichert war. Noch im Herbſte 1852 iſt das Gebaüde wieder aufgebaut worden. 


Das Diaco nat. Diaconus Sormann hat ein volles Menſchenalter um 
eine angemeſſene, geſunde Wohnung ſollicitirt, da ſein Dienſtgebaüde im traurigſten 
Zuſtande ſich befand; von Jahr zu Jahr wurde er auf beſſere Zeiten vertröſtet. 
Kurz vor ſeinem Tode wurden Anſtalten zum Bau eines neüen Haufes getroffen; 
das Nähere darüber iſt oben S. 728 angemerkt. 


Das Predigerwittwenhaus wurde zur Hälfte mietbsweiſe vom Super⸗ 
intendenten Dannenberg nach deſſen Emeritirung bezogen. Zu dem Ende war ein 
Umbau des Wohnhauſes und der Neübau eines Stallgebaüdes nothwendig, was 
zuſammen Thlr. 962. 7. 9 Pf. gekoſtet hat. Dannenberg zahlte 25 Thlr. Miethe, 
die andere Hälfte des Hauſes wurde für 20 Thlr. vermiethet. 


Kirchliche Armenpflege. 
Rettungsverein iſt die Benennung einer milden Anſtalt, welche am Schalt⸗ 
tage des Jahres 1852, allem Anſcheine nach auf beſondere Anregung des damaligen 
erſten Pfarrers an der St. Catharinenkirche, Superintendenten Dannenberg, von 
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einem Vereine kirchlich geſinnter Menſchenfreünde geſtiftet worden iſt. Der nächſte 
Zweck dieſer Stiftung beſteht darin, den Ortsarmen und Kranken, welche arbeits⸗ 
unfähig ſind, inſonderheit auch verſchämten Familien beiderlei Art während der im 
Winter 1851—52 herrſchenden Noth, welche bis zur Arnte eine beunruhigendere 
Geſtalt anzunehmen drohte, eine Unterſtützung zu gewähren, vornehmlich durch 
Nahrungsmittel, theils zu erniedrigten Preiſen, theils unentgeldlich, außerdem auch 
durch Kleidungsſtücke, Brennmaterial und ärztliche Hülfe, nur in dringenden Fällen 
und ausnahmsweiſe durch Geld. Außerdem hat ſich der Verein zum Ziel gefetzt, 
ſowol mittelbar durch das vorgenannte Unterſtützungswerk, als auch unmittelbar 
der mit dem Nothſtande zugleich hervortretenden und — man kann ſagen — über⸗ 
hand nehmenden Entſittlichung, beſonders bei der verwahrloſten und bettelnden 
Jugend entgegen zu wirken. Nächſt dem vorhandenen Nothſtande ſelbſt haben be⸗ 
ſonders zwei Wahrnehmungen den Gedanken zur Stiftung eines ſolchen Vereins 
hervorgerufen: — 1) Die Communal⸗Anſtalten für die Ortsarmenpflege reichen im 
Allgemeinen mit Bezug auf die Hebung der Sittlichkeit, im beſondern zur Minde⸗ 
rung des periodiſch eintretenden außerordentlichen Nothſtandes nicht aus, und es 
iſt daher der Verein gemeint, ſich der communalen Wirkſamkeit in beiderlei Rich⸗ 
ung helfend und ergänzend zur Seite zu ſtellen und ſtellen zu müſſen, wenn das 
wahre Übel bei der Wurzel ergriffen und zerſtört werden fol. 2) Im Allgemeinen 
fehlt es noch in Golnow an lebendigem Sinn und Eifer für die Hebung der Noth⸗ 
ftände gedachter Art, und es haben beiſpielsweiſe die ergangenen Aufrufe zur Er⸗ 
haltung und Gründung der Rettungshaüſer in Zülchow, Linde, Naugard keinen 
irgend erheblichen Anklang gefunden. Wenn dies nun freilich theilweiſe darin be⸗ 
gründet liegt, daß die eigene und nächſte Noth die Kräfte mildthätiger Herzen fatt⸗ 
ſam in Anſpruch nimmt und deshalb auch die Urheber des Vereins ihre Wirkſam⸗ 
keit zunächſt nur auf die letztere richten zu dürfen gemeint ſind, ſo hat es ſich der 
Verein doch eben zur Aufgabe ſtellen zu müſſen geglaubt, durch die zu bildende 
Vereinsthätigkeit ein regeres Leben der barmherzigen und rettenden Liebe in hieſiger 
Stadt hervorzurufen, und der ſich zerſplitternden Einzelwohlthätigkeit, woran es 
hier zwar keineswegs fehlt, die aber bei unzweckmäßiger Darreichung in der Regel 
wenig hilft, ja oft mehr verdirbt, als rettet, einen kräftigern und geſegnetern Wir⸗ 
kungskreis zu verſchaffen. Die erſte Nachricht von der Gründung dieſes Rettungs⸗ 
vereins findet ſich in einem Bericht des Proviſorats der St. Catharinenkirche vom 
5. März 1852, der mithin nur wenige Tage nach erfolgter Stiftung erſtattet iſt. 
Es heißt in dieſem Bericht wie folgt: — Der Erfolg der bisherigen Unternehmungen 
iſt bis jetzt nur noch ein geringer zu nennen. Bei der vermittelſt eines in der 
ganzen Stadt verbreiteten Aufrufes berufenen Verſammlung an 29. Februar fanden 
ſich zunächſt nur 22 Theilnehmer des zu ftiftenden Vereins. Da indeſſen dieſe 
Theilnehmer zunächſt für die bevorſtehenden fünf Monate beſtimmte Beiträge von 
in Summa 16 Thlr. pro Monat zeichneten, und von den Anweſenden die Anſicht 
begründet wurde, daß doch auf dem Wege eines durch Vereinsmitglieder perſönlich 
zu bringenden Rundſchreibens eine beträchtliche Anzahl theils durch regelmäßige 
Beiträge die wirkliche Mitgliedſchaft erlangender, theils unbeſtimmter Wohlthäter 
des Vereins gewinnen laſſen werde; endlich auch die Hoffnurg gefaßt wurde, daß 
die Möglichkeit vorhanden ſei, aus den wohl dotirten milden Stiftungen der Stadt, 
ſo wie aus Kämmerei⸗Mitteln Zuſchüſſe zu erlangen, ſo conſtituirte ſich der Verein 
gedachten Tags vorlaüfig aus dieſen 22 Gliedern mittelſt Annahme eines einfachen 
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Statuts und Wahl eines aus 5 Mitgliedern beftehenden Vorſtandes, welchem letztern 
überlaſſen wurde, ſich nach und nach durch Heranziehung der erforderlichen Gehülfen 
oder Vertrauensmänner aus den Mitgliedern des Vereins zu verſtärkeu. Obgleich 
nun am Tage der Abfaſſung des Berichts das Ergebniß des vorbemerkten Circulars, 
welches durch 6 geeignete Vertrauensmänner in der Stadt verbreitet ward, ſelbſt⸗ 
verſtändlich noch nicht vorlag, ſo wollte das Proviſorat der St. Catharinenkirche, 
deſſen Glieder — Superintendent Dannenberg und Proviſor Zaucke — dem Ver⸗ 
eine und deſſen Vorſtande gleichfalls angehören, es doh nicht länger verſchieben, 
der Königl. Regierung den Antrag vorzulegen: aus den Mitteln der St. Catharinen⸗ 
kirche eine einmalige Beihülfe von 100 Thlr. zur Begründung des Vereins und 
Beförderung ſeiner Zwecke bewilligen zu wollen. Dieſe Zwecke liegen der Kirche 
keinesweges fern, vielmehr ſind ſie damit ſo eng verbunden, daß es der Kirche 
wohl anſteht, in der thätigen Liebe mit ihrem Beiſpiele voranzugeheu; auch iſt der 
Vermögensſtand der Kirche der Art, daß die Verwendung jener Summe ohne Be⸗ 
einträchtigung der nächſten Beſtimmung der Kirchenmittel geſtattet werden kann. 
Rathſam hielt es das Proviſorat, nur die Hälfte der erbetenen Summe dem Ver⸗ 
eine zu überweifen und vor Überweiſung der andern Hälfte den weitern günſtigen 
Erfolg der Bemühungen des Vereins abzuwarten. Die Königl. Regierung hat dieſen 
Antrag mittelſt Verfügung vom 17. März 1852 genehmigt. 


Zwei Jahre nachher erforderte die abermals herrſchende Tbeüerungsnoth auch 
in G. die Ergreifung außergewöhnlicher Maßregeln und es war deshalb der ſeit 
1852 beſtehende Rettungsverein aufs Neüe zufammengetreten, um in Verbindung 
mit dem ſtädtiſchen Armen⸗Directorium neben der, von letzterm geſpendeten ordent⸗ 
lichen und außerordentlichen Armenunterſtützungen noch eine ſ. g. Suppenanſtalt, 
nach dem Vorgange anderer Städte einzurichten. In der Mitte des Monats Januar 
1856 war die Unternehmung ſo weit gefördert, daß mit Darreichung einer kräf⸗ 
tigen Fleiſch⸗ und Gemüſeſuppe für einen geringen Preis oder, jedoch nur aus⸗ 
nahmsweiſe, unentgeldlich der Anfang gemacht werden konnte. Der unter dem 
Vorſitz des Superintendenten Dannenberg beſtehende Rettungsverein hatte ſich be- 
müht, die erforderlichen Mittel durch Sammlung freiwilliger Beiträge der Ein⸗ 
wohner, welche theils fortlaufend für die Monate bis zur nächſten Arnte, theils 
einmalig ohne fortlaufende Verbindlichkeit bewilligt wurden, zu beſchaffen; allein 
das auf dieſem Wege Beſchaffte war unzureichend, und es mußten, wenn der Zweck 
erreicht werden ſollte, durchaus noch andere Quellen geöffnet werden. Die ſtäd⸗ 
tiſchen Behörden haben ſich zu dem Ende ihres Beitritts nicht geweigert, und neben 
der ſtattfindenden beſtändigen Brotvertheilung vorlaüfig die Hergabe und theilweiſe 
Einrichtung des Kochlokals, ſo wie der erforderlichen Feüerung bewilligt; aber es 
war das Augenmerk ſowol des Vereins, als der ſtädtiſchen Behörden auch noth⸗ 
wendig auf die reichen Mittel der St. Catharinenkirche hingelenkt worden, weshalb 
das Proviſorat in der Vorſtellung vom 17. Januar 1856 die abermalige Bewilli⸗ 
gung von 100 Thlr. befürwortete, was ſich beſonders durch den Umſtand recht⸗ 
fertigen ließ, daß die Einnahme der Kirche durch die hohen Preiſe der von ihr in 
Körnern bezogenen Pächte in nicht unbedeütendem Maße ſich erhöht hatte, daher 
die Kirche im Stande war, einen Beitrag der gedachten Höhe ohne Beeintrachtigung 
aller ihrer übrigen Zwecke und Ausgaben zu leiſten. Die Königl. Regierung ge⸗ 
nehmigte durch die Verfügung vom 29. Januar 1856 den Antrag des Proviſorats, 
daß ausnahmsweiſe und ohne Conſequenz für die Zukunft aus der Kaffe der St. 
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Catharinenkirche eine Beihülfe von 100 Thlr. an den Rettungsverein in der Art 
gewährt werde, daß davon ſogleich 50 Thlr. zur Bildung des erforderlichen Be⸗ 
triebskapitals, die anderen 50 Thlr. in fünf Monatsraten à 10 gezahlt wer⸗ 
den ſollten. 


Die Kirchen der Synode Goln ow. 
Zuſtand derſelben meiſtens im Jahre 1867. 


Die Synode beſteht aus 14 Parochien, enthält alſo 14 Mutterkirchen, denen 
1 Nebenkirche zu St. Georg in der Golnowſchen Vorſtadt Wiek, und 23 Tochter⸗ 
kirchen auf dem Lande beigelegt ſind; mithin ſind 38 dem Gottesdienſt gewidmete 
Gebaüde vorhanden. Die Synode umfaßt den ſüdweſtlichen Theil des Naugarder 
Kreiſes, greift aber auch mit einer Tochterkirche in den Randow'ſchen, mit einer 
andern Tochterkirche in den Saziger und mit einer dritten (Betſaal) in den 
Kaminer Kreis über. Folgende Überſicht zeigt die Vertheilung der Kirchen: 


Entfernung 


9 
ae, Tochterkirchen. v. d. Mater. Kreiſe. 


Mutterkirchen. der Prediger 
. Barfußdorf . . . Maske od eee — 
2. Mars dorf. . ½ Mle. 
3. Möndendorf. . .. % Min. 


Naugard. 


. Buddendorf . . . Stoht Naugard. 


b eee e e ee | 

3. Elifjenu . . . . Dankwardt, Hülfsprediger — 

7. Gr. Chriſtinen berg.. ¼ Mle. Naugard. 
8. Kl. Sophienthal . ½ Mle. 

. Freiheide Hilliger, Diaconus zu Maſſoow => 
N Sie e 


Naugard. 


„Gollnow, St. Cath. Roeber zug — 
Noht %% Mle. Naugard. 
Haken wald... . Klütz .. GGoln. Land Parochie). — Naugard. 
Amalienho f 34 Min. Kamin. 
„ Katten hoff. . ½ Mle. Naugard. 
5. Hohenſchönauu . Obenaus e = 
. Walsleben ½ Mle. Naugard. 
. Zampelhagen . ¼ Min. 
Ki; Je. A, M a. Naugard. 
„Bergland.. . % Min. Randow. 
alle Naugard, 
% Min. Sazig. 
Naugard. 


„Lübzin . . Mehring 
Maſſow, St. Mar.. Brauſer 


3. Pagenkopf - .. Strecker 2 — 
N e e 


% Mle. Naugard. 
. 506 Mln. 


. Pflugrade . . Bernhard 


„ Roſeno . Barts 5 A r 
„ Danne witz ½ Mle. Naugard. 
RR 
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Namen ; Entfernun h 
Mutterkirche. der Prediger. Tochterkirchen. = M er Kirche. 

, 0, Man een ER — 

32. Korken hagen 1½ Mile. Naugard. 

33. Matz dorf 7 Mn. a 
34. Speck Hildebrandt 1 1, , een. 

35. Buro / Mle. 

36. Großenhagen . 3, Min, Naugard. 

37. Jakobsdorf % Mln. 

38. Lütkenhagen ¼ Min. 


In der Beſchreibung der Amtsortſchaften iſt auf den Zuſtand der darin 
befindlichen Kirchen, welche ſämmtlich Königlichen Patronats find, bereits Rückſicht 
genommen. Die daſelbſt gegebenen Nachrichten beziehen ſich indeß auf eine Epoche, 
welche 30 Jahre und darüber vor derjenigen liegt, die in der jetzt folgenden Nach⸗ 
weiſung in Betracht genommen wird. 


1. Barfußdorf mit Golnowshagen. Patron: Der Magiſtrat von Golnow. 
Das Kirchengebaüde, die Pfarrgebaüde und das Schulhaus, zugleich Küſterwohnung 
befinden ſich in gutem Zuſtande. Die Kirche iſt aber für die heütige Zahl der 
Gemeindeglieder zu klein, und bedarf der Vergrößerung. Sie iſt mit 200 Thlr. 
gegen Feüersgefahr verſichert, der Thurm mit 400 Thlr. Das Wittwenhaus iſt 
ziemlich gut im Stande, zur Zeit vermiethet für 32 Thlr. Auch die dazu gehörige 
Wurth und Wieſe für 17 Thlr. verpachtet. Das Baarvermögen der Kirche belaüft 
ſich auf 1050 Thlr., beſtehend in Staatsſchuldſcheinen, Staatsanleihen, vornehmlich 
aber in Pommerſchen Pfandbriefen. Der Grundbeſitz der Kirche zerfällt in drei 
Theile: 1) Ackerplan in 3 Kaveln & 2 Mg. 52 Ruth. 2) Bergkaveln an der 
Chauſſee 14 Mg. 173 Ruth. 3) Das Bruch 30 Mg. 12 Rutb. Dieſe Grundſtücke 
ſind verpachtet: 1) Durch Licitation vom 31. October 1861 auf 6 Jahre für 
39 Thlr. 22 Sgr. 2) Durch Licitation vom 31. October 1862 auf 6 Jahre für 
50½ Thlr. 3) Der Pucherbruch durch Licitation vom 31. December 1864 für 
86 Thlr. 21 Gr. Von den Pachtzinſen ad 2 und 3 ſind im Jahre 1867 rückſtändig 
geblieben 26 Thlr. 27 Sgr. Die Einnahme der Kirchenkaſſe betrug Thlr. 293. 
27. 12 Pf., die Ausgabe Thlr. 207. 8. 11 Pf. Daher Beſtand in die Rechnung 
pro 1868 zu übertragen Thlr. 86. 19 Sgr. Für Neparaturen am Pfarrhauſe iſt 
mehr, als die Hälfte der geſammten Ausgabe, nämlich Thlr. 106. 9 Sgr. veraus⸗ 
gabt worden, und für Aus⸗ und Verbeſſerungen am Küſterhauſe Thlr. 69. 9. 6 Pf. 
Was es für eine Bewandniß habe mit einem Vorſchuß von Thlr. 36. 13. 1 Pf., 
iſt nicht in der Rechnung von Nr. 3 nachgewieſen. (Im Jahre 1750 beſaß die 
Kirche an Kapitalien Thlr. 212. 16 Gr. gegen hinreichende Sicherheit zinsbar aus⸗ 
gelieben, davon waren Thlr. 163. 9 Gr. ins Hypothekenbuch eingetragen. Der 
Kaſſenbeſtand betrug am Jahresſchluß Thlr. 129. 2. 10 Pf. Dann heißt es in 
der Rechnung: „Licitation findet nicht Statt, weil die Landungen Pfandſtücke find, 
davon die Zinſen richtig fallen.“ Der Prediger erhält aus den 3 Kirchenkaſſen 
ſeiner Parochie Thlr. 2. 12 Gr. Schreibgebühren, der Küſter 2 Thlr. für die Cur⸗ 
rende nach Lübzin.) 


2. Marsdorf, Filia vagans, mit der Stijtsförfterei Marienwald. Patron: 

Das Curatorium des Marienſtifts in Stettin. Das Kirchenvermögen beſteht in 

375 Thlr. Rentenbrief, Pfandbrief und zwei Staatsanleiheſcheinen und einem 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. v. 103 
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Ackerplan von 40 Mg. 65 Nuth., den ſie durch die Separation erhalten hat, und 
welcher in der Lieitation vom 20. October 1865 auf 6 Jahre, nämlich von 
1867 — 1872 für eine jährliche Pacht von Thlr. 187. 20 Sgr. verpachtet iſt. Das 
Kirhengebaüde und die Küſterwohnung find in baulichen Würden. Einnahme 
Thlr. 293. 14. 3 Pf., Ausgabe 297. 10. 1 Pf., daher Vorſchuß Thlr. 1. 25. 10 Pf. 
Unter den Ausgaben befindet ſich der Ankauf von zwei Staatsanleiheſcheinen von 
je 100 Thlr., wofür nach dem Courſe Thlr. 199. 27. 6 Pf. gezahlt worden ſind. 
Das Curatorium der St. Marienſtiftskirche (v. Aſchersleben, v. Dewitz) machte dem 
Königl. Conſiſtorium unterm 22. März 1749 die Anzeige, daß der Kirchthurm zu 
Marsdorf vor einigen Jahren durch Blitzſchlag dergeſtalt beſchädigt worden, daß 
er gänzlich abgebrochen und ein neüer aufgebaut werden müſſe. Ingleichen ſei das 
Kirchendach fo ſchlecht beſchaffen, daß ſelbiges einer wichtigen Reparatur bedürfe. 
Da nun die Kirche nicht über 200 Thlr. Kapital habe, ſo hätten Curatores 
reſolviret, von denen Kirchen, worüber das Stift Patronin iſt, folgende Beiſteüer, 
um den Bau, welcher höchſt nothwendig iſt, dieſen Sommer (1749) anzufangen, 
abfordern zu laſſen, nämlich von Brietzig 50 Thlr., Altengrap 40 Thlr., Repenow 
30 Tylr., Scholwin 30 Thlr., Wamlitz 30 Thlr, Karow 20 Thlr., Klein⸗Reinicken⸗ 
dorf 20 Thlr. und von Hohenzehden 30 Thlr., Summa 250 Thlr., womit der 
Bau, incl. der 200 Thlr., welche die Kirche zu Marsdorf hat, meiſtentheils bewerk⸗ 
ftelligt werden könne. Das Curatorium richtete das Geſuch an das Königl. Con⸗ 
ſiſtorium, es möge an die Prediger der genannten Kirchen den Befehl ergehen 
laſſen, daß ſie ihre Beiträge an den Prediger Gerich zu Barfußdorf, welcher die 
Aufſicht und Berechnung des Baues übernehmen werde, auszahlen ſollten. Das 
Conſiſtorium entſprach zwar dieſem Antrage mittelſt Verfügung vom 28. März 1749, 
machte es aber den Predigern und Proviſoren der gedachten acht Kirchen zur 
Pflicht, daß ſie ſich eine bündige Obligation über die betreffende Anleihe ausfer⸗ 
tigen laſſen müßten. An dieſer Bedingung ſcheint das Bauproject geſcheitert zu 
ſein, denn der Kirchthurm, wie er jetzt beſteht, iſt mit Genehmigung des Patronats, 
die alſo lautet: — „Auf den Antrag der Dorfſchaft Marsdorf wegen Erbauung 
eines Kirchenthurms wird von Seiten des Curatorii in den quest. Bau conſentirt. 
Stettin, den 11. Januar 1785. Marienſtifts Curatorium. (gez.) v. Maſſow. 
v. Bismarck.“ — im Jahre 1785 erbaut worden. Die unumgängliche Nothwen⸗ 
digkeit, da der alte Glockenſtuhl den Einſturz drohte und gar keiner Reparatur 
fähig war, veranlaßte dieſen Bau, der mit aller möglichen Sparſamkeit für das 
Kirchenvermögen zur Ausführung gekommen iſt, iudem das Holz unentgeldlich aus 
der Hufenſchlagsheide von der Dorfſchaft gegeben und die Einwohner auch willig 
die nöthigen Fuhren und Handdienſte dabei geleiſtet haben. Dennoch kamen die 
Baarkoſten an Maurer-, Zimmer⸗ und Schmiedearbeiten auf Thlr. 379. 13 Gr. 
zu ſtehen, die von der Kirchenkaſſe geleiſtet werden mußten, und dieſe nur noch 
200 Thlr. von ihrem Vermögen übrig behielt, die bei der Landſchaft zinsbar 
angelegt waren. Als das Königl. Conſiſtorium von dieſem, ohne ſeine Zuſtimmung 
unternommenen Thurmbau Kenntniß erhielt, wurde der Prediger J. L. Gerich zur 
Rechtfertigung aufgefordert. In ſeinem Berichte, d. d. Marsdorf, 31. December 
1785, zeigte derſelbe an, daß die Proviſoren der Kirche ſowol als er den vom Cura⸗ 
torium ertheilten Conſens für hinreichend angeſehen hätten, welches vorgegangenen 
Irrthums ſie und er um Verzeihung bitten müßten. Das Königl. Conſtſtorium 
ertheilte zwar nachträglich unterm 5. Januar 1786 die Genehmigung zum Thurm⸗ 
bau, bemerkte aber dabei, daß künftig dergleichen Unterlaſſung nicht wieder vor⸗ 
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kommen dürfe. Von großer Tüchtigkeit kann der Bau nicht geweſen fein, denn 
ſchon im Jahre 1803 mußte Gerich eine anſehnliche Reparatur des 66 Fuß hohen 
Thurmes in 3 Etagen vornehmen laſſen, die Thlr. 77. 19. 6 Pf. gekoſtet hat, 
genehmigt von Seiten des Patronats unterm 7. April, vom Conſiſtorium unterm 
23. April 1803. (Prediger J. L. Gerich war der Nachfolger ſeines Vaters G. L. 
Gerich im Pfarramte zu Barfußdorf, und dieſer der Nachfolger des Predigers 
Kirchſtein, deſſen Wittwe, in Ermangelung eines Wittwenhauſes, 1750 aus allen 
drei Kirchenkaſſen der Parochie 8 Thlr. Domiciliengeldern bezog. Die Marsdorfer 
Kirche hatte in dem eben genannten Jahre an zinstragendem Kapital Thlr. 36. 
16 Gr. ausſtehen, und am Jahresſchluß einen Beſtand von Thlr. 19. 6 Gr. baar 
in der Kirchenlade. Die wenige und ſchlechte Landung wurde von der Nachbarſchaft 
bearbeitet.) 


3. Mönchen dorf. Patron: Der Magiſtrat von Golnow. Die Kirche 
befindet ſich ſo ziemlich in gutem Stande, eben ſo das Küſterhaus. Das Baar— 
vermögen von 300 Thlr. iſt laut Obligation vom 3. Juni 1839 zu 4½ Pret. 
hypothekariſch eingetragen auf Bauerhof No. 20 in Mönchendorf laut Conſenſes 
der Königl. Regierung vom 20. März 1839. Der Grundbeſitz der Kirche, beſtehend 
in 30 Mg. Acker und Wieſen iſt laut Contracts vom 2. September 1835 für 
einen jährlichen Canon von 15 Thlr. an die Gemeinde in Erbpacht gegeben, be⸗ 
ſtätigt durch die Königl. Regierung unterm 8. März 1836, hypothekariſch einge⸗ 
tragen den 12. Juni 1863. (Im Jahre 1750 beſaß die Kirche ein kleines Elſen⸗ 
holz.) Einnahme Thlr. 37. 15 Sgr., Ausgabe Thlr. 75. 28. 1 Pf. Vorſchuß 
Thlr. 36. 13. 1 Pf., den die Barfußdorfer Kirchenkaſſe hergegeben hat, der aljo 
das Filial Mönchendorf mit dieſem Betrage verſchuldet iſt. Beide Tochterkirchen 
ſind in Gemeinſchaft mit der Mutterkirche, eine jede mit /, an den Pfarrhaus⸗ 
und den Wittwenhausbauten, den Neü- wie Reparaturbauten, betheiligt. (Das 
Kirchenkapital betrug 1750 in 8 kleinen Poſten 44 Thlr., worüber bei der Gering⸗ 
fügigkeit eines jeden Poſtens Obligationen nicht ausgefertigt waren, die Zinſen 
gingen 82 richtig ein. Der Kaſſenbeſtand betrug am Jahresſchluß Thlr. 25. 
20. 8 Pf. 


4. Buddendorf. Früher eine ſelbſtändige Pfarre mit dem Filial Pudenzig. 
Weil dieſe Pfarre aber zu wenig Einkünfte hatte, wurde ſie durch Verfügung vom 
17. October 1813 aufgelöſt, und beide Kirchen dem Diaconat der St. Catharinen⸗ 
kirche zu Golnow als vagantes zugelegt, um auch dieſe Stelle, welche durch die 
Einverleibung eine Pfarre geworden iſt, in ihren Revenüen aufzubeſſern. Bei 
Beſetzung des Diaconats zu Golnow behielt Magiſtratus ſein jus patronatus, und 
der Patron von Buddendorf und Pudenzig, Rittergutsbeſitzer v. Petersdorf, hat 
nur ein votum negativum; gedachte Dörfer brauchen auch nichts zu den Bauten 
des Diaconathauſes in der Stadt beizuſteüern. Das Kirchengebaüde iſt vor wenigen 
Jahren neü erbaut, und darum im beſten Stande; ſtatt des eingeſtürzten, und noch 
nicht renovirten Thurns iſt ein Glockenſtuhl errichtet Pfarrgebaüde gibt es nicht, 
da der Pfarrer, der Goluowſche Diaconus, in der ¼ Mun. entfernten Stadt 
(Kunſtſtraße dahin) wohnt. Die Küſterwohnung iſt zugleich Schulhaus und in 
gutem Stande. An Baarvermögen beſitzt die Kirche 75 Thlr. in einem Pfandbriefe 
und einem Staatsanleiheſcheine; die Zinſen von beiden 3 ¼ Thlr. betragend. An 
Grundvermögen beſitzt die Kirche im Dorfe Buddendorf 1 Hof, beſtehend aus 
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0.98 Hoflage, 19.126 Acker und 10.34 Wieſen, zuſammen 30 Mg. 78 Ruth. 
Dieſes Grundſtück iſt laut Contracts vom 21. Mai 1854, beſtätigt den 15. Juni 1854 
an den Patron der Kirche für eine jährliche Pacht von Thlr. 30. 5 Sgr. für Acker und 
Wieſen auf 12 Jahre verpachtet; für die Hoflage werden 2 Thlr. entrichtet. Im Jahre 
1867 betrug die Einnahme der Kirchenkaſſe, incl. eines Beſtandes von Thlr. 51. 18. 
6 Pf. aus der vorjährigen Rechnung, Thlr. 58. 25. 4 Pf., die Ausgabe dagegen 
nur Thlr. 8. 8 Sgr., ſo daß ein Beſtand verblieb von Thlr. 50. 17. 4 Pf. Es 
war aber der Gutsherr mit der Hof- ꝛc. Pacht rückſtändig geblieben für die 2 Jahre 
1866 und 1867. Geht dieſer Neft, wie nicht zu bezweifeln, richtig ein, ſo ſtellt 
ſich die Verbeſſerung des Kirchenvermögens auf Thlr. 114. 27. 4 Pf., wovon 
mindeſtens 100 Thlr. zinsbar anzulegen ſein werden. In Folge des Separations⸗ 
Receſſes, beſtätigt den 31. December 1845, durch welchen der obige Kirchenbeſitz 
feſtgeſtellt worden, hat die Pfarre erhalten: 0.107 Hof⸗ und Bauſtellen, 0.174 
Garten, 79.92 Ackerland, 8.109 Wieſen, 66.80 Weide, 2.148 Unland, zuſammen 
158 Mg. 172 Ruth. Die Gutsherrſchaft, an welche die Pfarrländereien verpachtet 
ſind, verabreicht aus ihren Torfmooren der Pfarre jährlich 16.000 Stück Torf, 
welche ſich jedoch der Inhaber der Pfarre, der auch das Stecherlohn bezahlt, ſelbſt 
anfahren muß. Dieſe Torflieferung iſt kein Recht der Pfarre, ſondern nur ein 
Theil des Pachtzinſes, der aufhört, wenn das Pachtverhältniß zwiſchen dem Guts- 
herrn Theodor v. Petersdorf und der Pfarre zu Ende geht. (In der Rechnung 
vom Jahre 1750 wird geſagt, was folgt: Die Kirche hat 1 Kamp Acker, welcher 
ſandig und daher nur alle 6 Jahre kann beſäet werden, dafür ſodann 1 Thlr. bis 
1 Thlr. 8 Gr. gegeben werden. Noch 1 Endchen Landes, welches jährlich nur 
4 Gr. einträgt. 1 Wieſe, für die der Prediger jährlich 2 Thlr. Miethe gibt. 
Kapitalien ſind keine vorhanden.) 


5. Pudenzig mit Birkhorſt. Patron: Rittergutsbeſitzer v. Petersdorf auf 
Buddendorf. Die Kirche bedarf eines vollſtändigen Umbaues, und wird, wenn die 
ſchon ſeit mehreren Jahren in Gang ſeienden Vorarbeiten beendigt ſein werden, 
die Genehmigung dazu nachgeſucht werden. Die Küſterwohnung iſt zugleich Schul⸗ 
haus und in gutem Stande. Dieſe Tochterkirche befindet ſich in ſehr guten Ver⸗ 
mögensverhältniſſen, die es ihr auch möglich machen, jenen Umbau ihres Gebaüdes 
auszuführen; ſelbſt mit Anwendung eines gewiſſen Luxus. An Kapitalien beſitzt 
die Kirche 2770 Thlr. theils in Pfandbriefen, theils in Staatsanleiheverſchrei⸗ 
bungen verſchiedener Jahre, auch zwei Rentenbriefen. Von Bedeütung iſt auch 
das Grundeigenthum der Kirche. Es beſteht aus 47.145 Acker, 3.68 Wieſen und 
53.61 Holzung, zuſammen 104 Mg. 94 Ruth ., welche vollſtändig ſeparirt ſind. 
Was den Acker anbelangt, ſo iſt derſelbe laut Contracts vom 21. Januar 1858, 
beſtätigt den 25. Auguſt 1858, auf 15 nach einander folgende Jahre für einen 
jährlichen Pachtzins von 79 Thlr. an einen Pudenziger Bauerhofsbeſitzer verpachtet. 
Die Wieſe hat der Gutsherr von Pudenzig für jährlich 6 Thlr. auf 6 Jahre in 
Pacht laut Contracts vom 15. und beſtätigt den 28. Februar 1859. Da beide 
Pachtcontracte abgelaufen find, fo ſcheinen fie ſtillſchweigend und bis auf Weiteres 
prolongirt zu ſein. Die Holzung iſt ein ſehr werthvolles Beſitzthum der Kirche. 
Im Jahre 1867 wurde daraus für 735 Thlr. 4 Sgr. Holz verkauft, nachdem 
bereits zwei Jahre vorher für 691 Thlr. 1 Gr. Holz geſchlagen worden war. Die 
Kirche hält einen Jäger als Forſtaufſichts⸗ und Schutzbeamten ihrer Holzung. In 
Folge jenes anſehnlichen Erlöſes aus den, in öffentlicher Verſteigerung Statt 
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gehabten Holzverkaüfen, betrug die Einnahme der Kirchenkaſſe im Jahre 1867, 
incl. eines Beſtandes von Thlr. 114. 20. 7 Pf. aus dem Vorjahre, Thlr. 959. 
19. 7 Pf. (wobei zu bemerken iſt, daß die Ackerpacht für das Jahr 1867 und 
die Wieſenpacht für zwei Jahre, im Ganzen alſo Thlr. 91 rückſtändig geblieben 
waren.) — Dagegen wurden Thlr. 720. 23. 5 Pf. verausgabt, ſo daß mithin 
Thlr. 228. 26. 2 Pf. in Beſtand blieben, und das Vermögen der Kirche, incl. der 
genannten Rückſtände, ſich um ca. 320 Thlr. verbeſſert hat. Der etatsmäßigen 
Ausgaben ſind nur wenige für den Prediger, den Küſter, den Kirchenförſter 
und die Kirchenvorſteher, die außergewöhnlichen aber waren im Jahre 1867 wegen 
des Holzſchlagens ſehr bedeütend: es wurden an Holzſchlägerlohn Thlr. 71. 9 Sgr. 
und an Anweiſegeld Thlr. 36. 5. 1 Pf. verausgabt; und es bezogen, in Folge 
Genehmigungs-Verfügung der Königl. Regierung vom 6. October 1859 der Kirchen⸗ 
vorſtand, beſtehend aus dem Prediger (Diaconus Noht) und den beiden Kirchen⸗ 
vorſtehern, für den Holzverkauf eine Proviſion von 3 Sgr. 9 Pf. pro Thaler, 
was dem Prediger eine außerordentliche Einnahme von 75 Thlr. und den beiden 
Vorſtehern 28 Thlr. 15 Sgr. einbrachte. Sodann ſind in der Rechnung pro 1867 
zwei Poſten mit 68 und 40, zuſammen 108 Thlr., an Honorar des Baumeiſters ꝛc. 
für Anfertigung von Bauanſchlägen in Ausgabe geſtellt. Bei dieſen Anſchlägen 
handelt es ſich muthmaßlich um den in Ausſicht genommenen Kirchenbau. Zu den 
außerordentlichen Ausgaben des Jahres 1867 gehörte dann noch der Ankauf von 
Werthpapieren zum Nominalwerth von 400 Thlr., wofür 396 Thlr. 23 Sgr. 
coursmäßig gezahlt wurden. Das zinſentragende Kapitalvermögen iſt dadurch ver⸗ 
mehrt worden; und letzteres belaüft ſich, wenn, wie oben erwähnt, die rückſtändig 
gebliebene Acker⸗ und Wieſenpacht eingegangen ſein wird, mit dem Beſtande aus 
1867, im Jahre 1868 auf ca. 3090 Thlr. (In der Rechnung von 1750 heißt es: 
Patronen ſind die Herren v. Petersdorf auf Buddendorf und Lütkenhagen. Die 
Kirche beſitzt 50 Thlr., welche aber nicht können außgethan werden, ſondern zur 
Reparatur der Kirchen (weil mater kein Geld hat), Pfarrgebaüde und Küſterey 
müßen bereit liegen, indehm jährlich an den alten Gebaüden ſich was zu beſſern 
findet. Sie hat an Landungen 1) einen Kirchenkamp, ſo jährlich 1 Thlr. 4 Gr. 
Pachtgeld trägt; 2) eine Kirchenwurth, giebt jährlich 16 Gr.; 3) noch 4 Endchen 
Landes, ſo ſandigt und wenn ſie beſäet doch bringen an Pachtgeld 12 Gr. Zwei 
Wieſen, davon die größeſte jährlich zinſet 1 Thlr. 12 Gr., die kleine aber nur 8 Gr.) 


6. Eliſenau. Die unverhältnißmäßig große Parochie Lübzin iſt ſeit 14 
Jahren interimiſtiſch in zwei Theile getheilt, davon einer (Lübzin und Bergland) 
z. Z. von dem Prediger Mehring in Lübzin, der andere, beſtehend aus den Ort— 
ſchaften, welche auf S. 306 genannt ſind, von einem Hülfsprediger verwaltet wird, 
der ſeit Anfang des Jahres 1858 ſeinen Wohnſitz in Eliſenau genommen, in der 
Perſon aber haüfig gewechſelt hat. Dieſe Theilung des Lübziner Pfarrſprengels 
iſt indeſſen noch nicht zu einer definitiven geworden, ſie wird vielmehr, wie aus 
einem Bericht des Königl. Conſiſtoriums vom 10. December 1863 hervorgeht, erſt 
beim Abgange des jetzigen Predigers zu Lübzin (Mehring) ins Leben treten. Bei 
dem proviſoriſchen Zuſtande des Eliſenauer Pfarrſyſtems ſcheinen auch die Reve⸗ 
nüen des einſtweiligen Hülfspredigers noch nicht geordnet und feſtgeſtellt zu fein, 
ſo daß ihm auf ſein Geſuch von dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten, 
im Einverſtändniß mit dem Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath, alljährlich eine Unter⸗ 
ſtützung aus dem Central -Unterſtützungsfonds der evangeliſchen Geiſtlichen bewilligt 
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wird. Von einem Kirchenvermögen in Eliſenau enthalten die Acten bis jetzt, 1871, 
noch nichts. Der Prediger bedient ſich eines Siegels, welches um ein, mit einem 
Strahlenkranz verſehenes Chriſtns⸗Kreüz die Umſchrift führt: „Kirchenſiegel v. 
Chriſtinenberg. Roerchen. Sophienthal. Blankenfeld.“ Wer das Patronat der 
Kirche zu Eliſenau übernehmen wird, ſcheint noch nicht entſchieden zu ſein, wie 
denn überhaupt, wie geſagt, die ganze Angelegenheit noch in der Schwebe iſt. 


Es befinden ſich Kapellen oder Bethaüſer in — 7. Groß⸗Chriſtinenberg, 
8. in Klein⸗Sophienthal, in Rörchen, auch anſcheinend in Blankenfeld⸗ 
Carlshof, welche als Filialkirchen der Lübziner Mutterkirche angeſehen wurden, 
und anjetzt der Eliſenauer Kirche überwieſen ſind. Über die Verhältniſſe dieſer 
Kapellen iſt etwas Näheres nicht bekannt, Rörchen ausgenommen. Bei Gelegenheit 
einer im Jahre 1856 daſelbſt abgehaltenen Kirchen⸗ und Schul⸗-Viſitation war es 
zur Sprache gekommen, daß bei den dortigen zwei Schulen keine Appartements 
vorhanden ſeien. Die Schulgemeinde Rörchen, mit welcher in Folge deſſen ver⸗ 
handelt wurde, erkannte darauf zwar die Verpflichtung an, für die te Schulſtelle 
die nöthigen Privets zu errichten, ſie verlangte aber, daß die für die erſte Schule 
erforderlichen gleichen Einrichtungen aus der Kirchenkaſſe in Rörchen, event. bei 
deren Inſüffizienz von dem Fiskus, den ſie als Patron bezeichnete, und den Ein⸗ 
gepfarrten zu /, bezw. ½ bezahlt werden ſollten. Begründet wurde dieſer An⸗ 
ſpruch durch die Behauptung, daß die Iſte Schulſtelle zugleich Küſterei ſei, und 
daß dem Fiskus das Patronatsrecht über die Kirche zu R., ſowie die dortige 
Küſterei zuſtehe. Die Königl. Regierung hat dieſen Einwand durch das Reſolut 
vom 5. December 1866 zurückgewieſen, welches anführt, daß in R. weder eine 
Kirche im eigentlichen Sinne, noch eine Küſterei exiſtire, vielmehr nur 2 Schul⸗ 
haüfer, zu deren Unterhaltung die Schulgemeinde allein verpflichtet ſei. Gegen 
dieſe Entſcheidung hat die Gemeinde R. das Recursgeſuch vom 10. Januar 1867 
angebracht, und darin zunächſt die Behauptung aufgeſtellt, daß durch eine von der 
Königl. Regierung genehmigte Verhandlung vom 14. Mai 1830 die Errichtung einer 
beſondern Kirche, Küſterei und Schule für R. ausgeſprochen worden ſei, und daß 
ſich Fiskus ſtets als Patron dieſer Kirche gerirt habe. Das Sachverhältniß liegt 
indeſſen weſentlich anders. Das ehemalige Domainengut R., welches im Jahre 
1822 in den Beſitz des Lieutenants v Borgſtede überging (S. 400), hat von jeher 
zum Kirchen- und Schulverband von Kl. Sophienthal gehört. Durch die Ver⸗ 
handlung vom 14. Mai 1830 wurde nun, unter Zuſtimmung der Königl. Regierung 
vom 2. September 1830, feſtgeſetzt. daß künftig in R. eine beſondere, von Kl. 
Sophienthal unabhängige Schule eingerichtet, und zu dieſem Endzweck ein eigenes 
Schulbaus, verbunden mit einem Betſaale, erbaut werden ſollte. Dieſer Bau iſt 
1831 auf Koſten des ꝛc. v. Borgſtede ausgeführt worden, und iſt damit die Grund⸗ 
lage zu dem noch jetzt beſtehenden beſondern Schulſyſtem R., zu dem noch die Ort⸗ 
ſchaften Friedrichwilhelmsthal und Eliſenau geſchlagen wurden, gelegt; aber es läßt 
ſich auf keine Weiſe behaupten, daß damit zugleich eine beſondere Filialkirche und 
eine von Kl. Sophienthal unabhängige Küſterei begründet worden ſei. Wenn ſchon 
nämlich in dem Protokoll vom 14. Mai 1830 bemerkt wird, daß der in R. anzu⸗ 
ſtellende Lehrer zugleich Küſter ſein ſolle, ſo hat dies in Wahrheit doch nicht ge⸗ 
ſchehen können, weil in R. weder jetzt noch früher eine Kirche vorhanden geweſen iſt. 
Das gottes dienſtliche Local, welches im Jahre 1831 zugleich mit dem Schulhauſe 
erbaut worden iſt, beſteht nämlich nur in einem Betſaale, welcher mit dem Schul⸗ 
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hauſe unter Einem Dache liegt, und es iſt nirgends eine Spur davon, daß dieſem 
Betſaale jemals die Eigenſchaft einer Filialkirche der Mater Lübzin (zu der auch 
die Tochterkirche in Kl. Sophienthal gehörte) beigelegt worden ſei. Rechtlich ſind 
daher die Einwohner von R. noch jetzt, während des Interimiſticums von Eliſenau, 
zur Kirche in Kl. Sophienthal eingepfarrt, und dem Betlocal in R. gebührt nur der 
Charakter einer Nebenkapelle. Der Umſtand aber, daß dem dortigen erſten Lehrer 
gewiſſe einzelne Küſter⸗Functionen, unter Gewähr der dafür zu entrichtenden Ge⸗ 
bühren bei dem Betlocale übertragen worden find, rechtfertigt die Vorausſetzung 
nicht, daß dort eine ſeparirte Küſterei im Sinne des Geſetzes vom 2. Mai 1811 
entſtanden ſei. Es iſt dies in dem Minifterial-Refcript vom 5. November 1863, 
betreffend den Küſterei⸗ und Schulbau in Medow, wo die Verhältniſſe ganz ähnlich 
lagen, eingehend ausgeführt worden. Wenn hiernach rechtlich die Dörfer R., 
Friedrichwilhelmsthal und Eliſenau noch jetzt zum Kirchen- und Küſtereiverbande 
von Kl. Sophienthal gehören, ſo folgt daraus, daß die bauliche Unterhaltung des 
liten Schulhauſes in R. allein der dortigen Schulgemeinde obliegt, und in der That 
hat dieſelbe der desfallſigen Verpflichtung bis zum heütigen Tage ohne Concnurrenz 
der Kapellenkaſſe genügt. Was das vermeintliche Patronatsrecht des Fiskus betrifft, 
ſo kann von demſelben ſchon deshalb nicht die Rede ſein, weil eine Kirche in R. 
nicht exiſtirt. Richtig iſt es allerdings, daß der Iſte Lehrer zugleich immer als 
„Küſter“ bezeichnet worden iſt, und daß auch die Rechnungen der Kapellenkaſſe bei 
der Königl. Regierung revidirt worden ſind, wodurch die irrige Vorausſetzung von 
einem Patronatsrechte des Fiskns entſtanden ſein mag. Man hat ſich in der Folge 
daran gewöhnt, die Kapelle in R. als eine wirkliche Filialkirche anzuſehen, ohne 
auf die eigentliche Entſtehungsgeſchichte dieſes gottesdienſtlichen Locals zurückzugehen. 
Hieraus erklärt es ſich denn auch, daß in einem Erlaß des Conſiſtoriums vom 
5. October 1863 Rörchen als eine filia von Lübzin irrthümlich bezeichnet wird. 


9. Freiheide mit Neü⸗Maſſow. Patrone: Die baüerlichen Wirthe; Patro⸗ 
nats⸗Verweſer: Der Landrath des Naugarder Kreiſes. Das Pfarramt iſt mit dem 
Diaconat der St. Marienkirche in Maſſow combinirt. Das Kirchengebaüde iſt in 
den jüngſt verfloſſenen Jahren neü erbaut. Eine Pfarrerwohnung iſt hier nicht, 
da der Pfarrer in der Stadt Maſſow wohnt; doch gibt es eine Pfarrſcheüne und 
Stall, die beide aber zu klein find, letzterer aber auch höchſt baufällig. Das Küſter⸗, 
zugleich Schulhaus iſt ziemlich im Stande. Ein Predigerwittwenſitz befindet ſich 
hier nicht. Das Kirchenkapital beträgt 200 Thlr. in drei Staatsſchuldſcheinen und 
drei Pfandbriefen. An Immobilien beſitzt die Kirche: 1) An Acker und Wieſen 
beim Dorfe 4 Mg. 139 Ruth. 2) Einen Kamp im Maſſowſchen Stadtfelde von 
3 Sch. Roggen Einſaat. Beide Grundſtücke ſind zu Erbpachtrechten ausgethan: 
1) durch Erbvertrag vom 10. December 1832, von der Königl. Regierung genehmigt den 
15. Juni 1841, hypothekariſch eingetragen den 8. Juli 1841. Jährliche Erbpacht: 
12 Sch. 3 Mb. Roggen, nach Stettiner Martini-Marktpreiſe in Gelde abzuführen. 
Gegenwärtige Erbpächter: Fick sen. und jun.; 2) durch Erbvertrag vom 18. Juli 
1793, vom Königl. Conſiſtorium beftätigt den 17. April 1794, hypothekariſch ein⸗ 
getragen den 6. März 1830. Jährlicher Erbpacht⸗Canon 1 Sch. 12 Mtz. Roggen, 
in Gelde nach dem Stargarder Martini⸗Marktpreiſe. Im Jahre 1867 betrug, 
incl. eines Beſtandes von Thlr. 26. 23. 10 Pf. aus dem Vorjahre, die Einnahme 
Thlr. 31. 19. 6 Pf. Außerdem iſt die Hälfte des Erbpacht⸗Canons für das erſte 
Grundſtück mit Thlr. 18. 18. 1 Pf. rückſtändig geblieben. Bei der Kirche wird 


PPP 


824 Der Naug arder Kreis. 


ein Orgel⸗Kapital verwaltet, geſammelt aus freien Beiträgen und zur Anſchaffung 
einer Orgel beſtimmt. Es iſt bei der Sparkaſſe zu Naugard angelegt und beträgt 
freilich erſt 16 Thlr., wird aber hoffentlich durch fernere Beiträge ſich mehren, 
wie auch durch die Zinſeszinſen des Guthabens bei der Sparkaſſe. Endlich wird 
bei der Kirche ein Pfarrkapital verwaltet; es beſteht in Thlr. 1025. 5. 8 Pf., 
von dem die Zinſen der Prediger bezieht. 1000 Thlr. find zu 5 Pret. auf 


Hypothek ausgethan, 25 Thlr. in Staatsſchuldſchein angelegt; der kleine Überreſt 
iſt baar vorhanden. 


10. Reſehl, Rehſeel, Rehſehl. Patron: Der König. Das Kirchengebaüde 
ſo wie das Küſterſchulhaus befinden ſich beide, nachdem in den Jahren 1868 und 
1869 Reparaturbauten vorgenommen worden ſind, in baulichen Würden. Nach 
dem Etat vom 1. Januar 1864 bis ult. December 1872 beſitzt die Kirche ein 
Kapital von 1000 Thlr., welches bei einem Schmiedemeiſter in Maſſow laut Obli⸗ 
gation vom 22. December 1863 gegen 5 Pret. beſtätigt iſt; Zinſenbetrag 50 Thlr. 
Von dem Erbpächter Joachim Friedrich Wil helm Maaß, jetzt laut Kaufvertrags 
d. d. Maſſow, den 12. Mai 1863 von dem Rittergutsbeſitzer Hermann v. Petersdorf 
zu Reſehl für die Kirchenländereien und Wieſen, „den ſogenannten Kirchenlands⸗ 
Erbpachthof“ zufolge Separations⸗Receſſes vom 6. April 1836 von 73 Mg. 75 Ruth., 
lant Licitations⸗Protokolls von Anno 1797 und Confirmation des Königl. Con⸗ 
ſiſtoriums vom 5. Januar 1804 für jährlich 15%, Sch. Roggen, nach dem jedes⸗ 
maligen Stargardſchen Martini⸗Marktpreiſe, und der Fraction pro Sch. 1 Thlr. 
25 Sgr. macht Thlr. 28. 26. 3 Pf., — ein ſehr geringer Canon! Nach dem Erb⸗ 
pacht⸗Contracte vom 7. December 1803 iſt der Kirche das Vorkaufsrecht vorbehalten, 
und ſteht ihr nach §. 12 des Contracts bei Veraüßerungsfällen 10 der Erbpacht 
des vorhergehenden Jahres als Laudemium zu. An Grab⸗- und Gelaütegeld zahlen 
Bauern und Koſſaten für die Leiche eines Kindes 5 Sgr. und für diejenige eines 
Erwachſenen 10 Sgr. Alle übrigen Einwohner entrichten das Doppelte. Ander⸗ 
weitige Einnahme⸗Quellen hat die Kirche nicht. Etatsmäßige Einnahme und Aus⸗ 
gabe 84 Thlr. Von der Ausgabe kommen auf Beſoldungen 4 Thlr. 20 Sgr.; 
zu kirchlichen Bedürſniſſen 6 Thlr. 20 Sgr., zu Bau- und Reparaturkoſten 10 Thlr. 
Insgemein und extraordinair Thlr. 13. 6. 3 Pf., und an Überſchüſſen zur Anlegung 
von Kapitalien Thlr. 49. 8. 9 Pf. Bis 1834 beſaß die Kirchenkaſſe Kapitalien, 
die aber im Jahre 1822 zum Schulhausbau in Reſehl und 1834 zum Bau eines Stalls 
bei dem Diaconat in Maſſow verwendet werden mußten. Kapitals⸗Anſammlung 
hatte wieder im Jahre 1852 begonnen, doch wurde das Geſammelte zum Betrage 
von 125 Thlr. im Jahre 1858 durch Reparaturbauten am Kirchthurm aufgezehrt. 
Die Pfarre beſitzt 3 Mg. 109 Ruth. au Wurthen und Wieſen. 


11. Golnow. St. Catharinen⸗Kirche in der Stadt. Patron: Der König. 
S. 717-795. 


12. St. Georgen⸗Nebenkirche in der Vorſtadt Wiek. Patron: Der Ma⸗ 
giſtrat.? S. 795812 


Zur St. Catharinenkirche eingepfarrt find die extra muros gelegenen An⸗ 
ſiedlungen, welche zum Verbande der politiſchen Gemeinde Golnow gehoͤren, und 
oben S. 513, 514 namentlich aufgeführt find. Mit der Stadt und den Vorſtädten 
Wiek und Rödderberg bilden ſie die Golnowſche Stadt⸗Parochie, der, laut Geneh⸗ 
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migungs⸗Verfügung der Kirchen⸗ und Schulkommiſſion der Königl. Regierung vom 
5. Auguſt 1824 auch die Marienſtifts⸗Förſterei Marienwald temporell eingepfarrt 
wurde. Späterhin iſt die Stiftsförſterei von der St. Catharinenkirche wieder 
getrennt, und durch die Filialkirche in Marsdorf der Parochie Barfußdorf einver⸗ 
leibt worden. Die ſchulpflichtigen Kinder des Stiſtsförſters müſſen auch nach 
Marsdorf in die Schule gehen; die Entfernung beträgt 1 Mle. 


13. Hakenwald. Patron: Der Magiſtrat von Golnow. Die Kirche zu 
Hakenwald, ſowie die Bethaüſer in Amalienhof und Kattenhof waren Filiale der 
Mutterkirche in der Stadt und bildeten die Land⸗Parochie der St. Catharinenkirche. 
Wegen der großen Entlegenheit dieſer drei Ortſchaften von der Stadt, ging man 
ſchon lange mit dem Plane um, in einer derſelben das vorhandene Gotteshaus zur 
Mutterkirche zu erheben und derſelben die beiden anderen als Tochterkirchen zu 
überweiſen. Dieſer Plan iſt im Monat September 1868 zur Ausführung gekommen, 
ſein welcher Zeit Hakenwald ſeinen eigenen Pfarrer hat. Der erſte Prediger in 
dieſer neüen Pfarre heißt Klütz; er nennt ſeine Stelle: „Pfarrvicariat“. Das 
Kirchengebaüde befindet ſich in gutem Stande. Pfarrgebaüde gibt es noch nicht, 
auch kein Wittwenhaus. Das Küſter⸗ und Schulhaus iſt in baulichem Stande. 
Zu einem Pfarrhaus⸗Baufonds hat der Kammerherr und geheimer Regierungsrath 
Bernhard v. Bismarck, Landrath des Naugarder Kreiſes, mittelſt Schreibens vom 
14. Auguſt 1862 und laut Verfügung der Königl. Regierung vom 15. September 
1862 einen Pommerſchen Pfandbrief über 100 Thlr. à 4 Pret. geſchenkt. Die 
Zinſen werden in die Golnower Sparkaſſe gegeben. Sie betrugen Ende 1867 
Thlr. 22. 17. 6 Pf. Da die ſtehenden Ausgaben der Kirchenkaſſe bisher nur 
gering waren, ſo hat ſie den größten Theil ihrer Einnahme jedes Jahr kapitaliſiren 
können, ſo daß ſie ſtatt der 75 Thlr. im Jahre 1863, vier Jahre ſpäter 300 Thlr. 
beſaß, welche in Pommerſchen Pfandbriefen und einem Staatsanleiheſcheine angelegt 
ſind. Die Kirche beſitzt ein Ackerſtück von ſchlechter Beſchaffenheit, welches bis jetzt 
noch nicht vermeſſen, aber völlig ſeparirt und in ſeinen Gränzen und Maalen 
unbeſtritten iſt. Der Acker iſt am 19. September 1863 auf 6 Jahre vom 1. Octo⸗ 
ber 1863 bis dahin 1869 verpachtet worden, und zwar der alte Acker für 26 Thlr. 
und die Weideabfindung, die nach dem Receß 5 Mg. 130 Ruth. groß iſt, für 6 
Thlr., zuſammen 32 ½ Thlr. jährliche Pacht. Im Jahre 1867 betrug die Einnahme 
Thlr. 55. 13. 9 Pf., die Ausgabe Thlr. 35. 18 3 Pf., daher Beſtand Thlr. 19. 
25. 6 Pf., wofür im folgenden Jahre bei weiteren Erſparungen ein 25 Thlr. 
Pfandbrief angekauft fein wird. Binnen einigen Jahren dürfte die Kirchenkaſſe 
im Stande ſein, in Verbindung mit der Bismarckſchen Schenkung, die Mittel zum 
Pfarrhausbau zu gewähren, event. gibt Patron, außer dem freien Bauholze, 7 
der Baukoſten, die Pfarrgemeinde / derſelben. Bisher wohnt der Pfarrer zur 
Miethe. 


14. Amalienhof. Nach der Beſtimmung des Evangeliſchen Oberkirchen⸗ 
raths wird die Gemeinde als patronatsfreie angeſehen. Ein Kirchengebaüde iſt 
hier nicht vorhanden, ſondern nur ein Betſaal iſt im Wohnhauſe des Küſters, das ſich 
ziemlich gut im Stande befindet, eingerichtet. Das Baarvermögen beträgt 300 Thlr., 
beſtehend in einer Hypotheken⸗Obligation über 200 Thlr. und 100 Thlr. in Pfand⸗ 
briefen. Das Filial hat das Obereigenthumsrecht über einen Büdnerhof, welcher 
nach dem Erbkauf⸗Contract vom 10. Februar 1790, dem Adjudications⸗Beſcheid 
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vom 25. März 1790, den Nachträgen vom 7. Januar 1791 und 4. April 1798 und dem 
Hypotheken ſchein vom 17. (24.) Juli 1824, welche Dokumente ſich in den Händen 
des Erbpächters befinden, z. Z. der Wittwe des letzten Erbpächters Chriſtian 
Gottfried Lange, die aber ſeit 1851 an den Koſſaten Chriſtian Friedrich Eichel in 
loco wieder verheirathet iſt. Der Erbpächter zahlt an die Kirche des Orts jährlich 
Thlr. 5. 2. 6 Pf. Wofür? iſt aus den Documenten nicht erſichtlich. In der 
Kirchenrechnung wird dieſe Leiſtung Canon genannt. Erwerber hat an die Guts⸗ 
herrſchaft (z. Z. die Dorfgemeinde) für das Land ein Kaufgeld von 30 Thlr. gezahlt, 
entrichtet an die Gutsherrſchaft jährlich einen f. g. Canon von Thlr. 1. 10 Sgr. 
und bei Verkaüfen ein Laudemium von 5 Pret. des Kaufgeldes. Das Obereigen⸗ 
thum ſcheint ein gemiſchtes zu ſein. So geht aus den Kirchenacten hervor; wegen 
der politiſchen Geſchichte von Amalienhof vergl. L. B. II. Th. Bd. VI., Kaminer 
Kreis, S. 350, 351, wonach die altangeſeſſenen Koſſaten und Büdner bei Erwerbung 
des ehemaligen Vorwerks Amalienhof im Jahre 1824 bei der nothwendigen Sub⸗ 
haſtation auch das Patronatsrecht gekauft haben. Im Jahre 1867 betrugen die 
Einnahmen des Filials Amalienhof Thlr. 67. — 7 Pf., die Ausgaben dagegen 
Thlr. 73. 17. 6 Pf., worunter der Ankauf eines 25 Thlr. Pfandbriefs, wofür 
Thlr. 20. 21. 9 Pf. gezahlt worden ſind, daher Vorſchuß Thlr. 6. 16. 11 Pf. 


15. Kattenhof. Das Patronatsrecht wird von der Gemeinde in Anſpruch 
genommen, und der Magiſtrat von Golnow, der bis zum Jahre 1858 incl. als 
Patron fungirt hat, hat dieſen Anſpruch der Gemeinde anerkannt, die geiſtliche 
Aufſichtsbehörde dagegen nicht, vielmehr betrachtet dieſe auch die Kirche in Kattenhof 
als Patronatsfreie. Die Kirche iſt im Jahre 1819 erbaut und in ſehr gutem 
Stande, das Küſterhaus, das zugleich Schulhaus, iſt in ziemlich gutem Stande; 
im Jahre 1866 hat es einen Anbau erhalten. Grundſtücke beſitzt dieſe Kirche nicht, 
dagegen an Kapital 325 Thlr. in Pommerſchen Pfandbriefen und einem Pommer⸗ 
ſchen Renteubriefe, der im Jahre 1867 gegen einen Brandenburgiſchen für Thlr. 90. 
23. 6 Pf. eingetaufcht ourde. Somit betrug die Einnahme Thlr. 131. 14. 9 Pf., 
die Ausgabe dagegen Thlr. 123. 9. 3 Pf., welche gegen ſonſt ſo hoch war, weil für 
den Kirchthurm eine neue Glocke angeſchafft wurde, die mit allen Unkoſten bis an 
Ort und Stelle Thlr. 122. 23 Sgr. gekoſtet. Voß in Stettin hat ſie gegoſſen, 
der den Centner mit 50 Thlr. berechnet hat. Die Glocke wiegt 2,1 Centner. Der 
Kaſſenbeſtand hat Thlr. 8. 5. 6 Pf. betragen. Ausführlichere Nachrichten über 
das Kirchen- und Schulweſen von K. wird der weiter unten folgenden Beſchreibung 
der Golnowſchen Eigenthums⸗-Ortſchaften vorbehalten. 

Wegen des Betſaals in Fürſtenflagge ſiehe unten bei den Schulen. 


16. Hohenſchönau. Patron: Der König. Das Kirchengebaüde, von 
Fachwerk ausgemauert und mit Ziegeln gedeckt, und mit einem von Holz aufge⸗ 
führten, mit Dielen verkleideten und mit Schindeln gedecktem Thurm, in welchem 
zwei Glocken verſchiedener Größe hangen, befindet ſich in baulichen Würden. In 
der Kirche iſt der Altar hübſch gebaut, eben ſo die Kanzel. Das Kirchengeſtühl iſt 
in gutem Stande, auch das Chor. Ein alter Taufſtein iſt vorhanden. Nach dem 
Kirchenkaſſen⸗Etat vom 1. Januar 1870 bis ult. December 1875 beſitzt die Kirche 
735 Thlr. in Staatsſchuld⸗ und Staatsanleiheſcheinen, auch Pommerſchen Pfand⸗ 
briefen. Die Zinſen davon betragen Thlr. 32. 3. 6 Pf. Nach dem Gemeinheits⸗ 
Theilungsreceß, beſtätigt den 24. Juli 1849, betragen die Kirchengrundſtücke an Hofſtelle 
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(Kirchhof) 0.150, an Ackerland 34.165, an Wieſen 21.129, an Hütung 85.121, 
überhaupt 143 Mg. 25 Ruth. Dieſe Ländereien ſind laut Contracts vom 22. 
October 1862, beſtätigt den 2. Januar 1866, auf die 12 jährige Periode von Mar⸗ 
tini 1860 bis dahin 1872, an einen Büdner für eine jährliche Geldpacht von 
175 Thlr. verpachtet. Für die Jagd auf den Kirchengrundſtücken entrichtet die 
Gemeinde jährlich 15 Sgr. An Grab- und Gelaütegeld kommen, nach 6jähriger 
Fraction, jährlich Thlr. 3. 28 4 Pf. ein, und an extraordinairen Einnahmen 
20 Sgr. Der Etat ſtellt ſich demnach in Einnahme und Ausgabe Thlr. 212. 6. 
10 Pf. Unter den Ausgaben betragen die Salarien für den Prediger (Thlr. 45. 
10 Sgr.) und die Kirchenvorſteher Thlr. 58. 10 Sgr. Bau- und Reparaturkoſten 
erfordern Thlr. 41 6. 4 Pf., davon für das Kirchengebaüde nur Thlr. 4. 13. 
4 Pf., dagegen für die Pfarrgebaüde Thlr. 36. 23 Sgr., woraus hervorgehen 
dürfte, daß dieſe Gebaüde alt und beſtändiger Reparatur bedürftig find. Die zur 
Pfarre gehörigen Ländereien beſtehen in 0.97 Hofſtelle, 1.18 Gärten, 118.37 Acker, 
36.104 Wieſen, 150.39 Hütung, 1.63 Unland, im Ganzen 307 Mg. 178 Ruth. 
Zur Prediger⸗Wittwenſtelle, deren Wohnhaus in gutem Stande iſt, gehört nur ein 
Gärtchen von 35 Q.-Ruth. Flächeninhalt. Der Küſter wohnt im Schulhauſe, das 
ein Eigenthum der politiſchen Gemeinde iſt. Die Pfarre, der Freiſchulzenhof, die 
17 Voll⸗ und die beiden Halbbauern, als Beſitzer der Dorfſchmiede, haben gemein⸗ 
ſchaftlich in verſchiedenen Plänen der Feldmark ein Weiderevier von 26 Mg. 106 
Ruth. incl. etwas Wieſen, Acker, der Hofſtelle und kleinem Garten. Unter den 
Ausgaben der Kirchenkaſſe im Tit. Insgemein ſind, wie gewöhnlich, fixirte und 
unfixirte, und unter jenen auch 10 Sgr. für den Superintendenten an Schreib⸗ 
materialien, was ſich bei allen Amtskirchen der Synode wiederholt. An Überſchüſſen 
zur Vermehrung des Kapitalvermögens, ſo wie zur Deckung unvorhergeſehener 
Ausgaben wirft der Etat Thlr. 98. 13 Sgr. aus. 


17. Walsleben. Patron: Der König. Das Kirchengebaüde iſt von der⸗ 
ſelben baulichen Beſchaffenheit, wie das der Mater, auch im Innern, der Thurm 
gleichfalls mit zwei Glocken. Dieſe Kirche iſt ſehr alt und war im Anfange des 
laufenden Jahrhunderts ſo baufällig, daß darin der Gottesdienſt faſt gar nicht mehr 
gehalten werden konnte. Man ſcheint ſeitdem nach Möglichkeit daran geflickt zu 
haben, bis im Jahre 1864 eine Hauptreparatur vorgenommen worden, welche 
465 Thlr. 15 Sgr. gekoſtet und das Kapitalvermögen der Kirche erſchöpft bat. 
Letzteres beſteht jetzt nur aus einem Staatsſchuldſcheine von 25 Thlr. Bei jenem 
Wiederherſtellungsbau hat die Gemeinde der Kirche 200 Thlr. zu einer Orgel, 
36 Thlr. zu einem Kronleüchter, und 23 Thlr. zu einer Altarbekleidung, zuſammen 
259 Thlr. geſchenkt, ein Fonds, welcher beſonders verwaltet zu werden ſcheint, da 
er in dem Etat zur Verrechnung nicht aufgeführt iſt. Die Kirchengrundſtücke, 74 Mg. 
191 Ruth. groß, ſind laut Contracts vom 17. Februar 1869, beſtätigt den 12. 
März 1869, auf die 12 Jahre vom 1. Juli 1869 bis dahin 1881, incl. der auf 
den Grundſtücken der Kirche auszuübenden Jagd, für jährlich 114 Thlr. verpachtet. 
An Grab» und Gelaütegeld kommen, nach 6jähriger Fraction Thlr. 2. 20. 10 Pf. 
ein; an milden Gaben und ſonſtigen Legaten ſind, auf Grund jener Schenkung 
der Gemeinde Thlr. 43. 5 Sgr. auf den Etat geſtellt, was offenbar zu viel iſt, da 
nicht zu erwarten ſteht, daß derartige Geſchenke alljährlich eingehen werden. Der 
Etat beträgt im Ganzen Thlr. 161. 14. 7 Pf., wovon auf Beſoldung Thlr. 28. 
10 Sgr., und auf Bauten und Reparaturen Thlr. 116. 18. 1 Pf., für das Kirchen⸗ 
104 * 
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Gebaüde an ſich Thlr. 80. 3. 4 Pf. verwendet worden, was, in Bezug auf die 
letztere Ausgabe, anzudeüten ſcheint, daß der Reſtaurationsbau von 1864 damals 
noch nicht zur Vollendung gekommen, und in den folgenden Jahren noch fortgeſetzt 
werden mußte. An Überſchüſſen haben nur Thlr. 2. 28. 1 Pf. auf dem Etat aus⸗ 
gebracht werden können. 


18. Zampelhagen. Patron: Der König. Das Kirchengebaüde iſt maſſiv 
von Geſchieben aufgeführt und mit Ziegeln gedeckt; der Thurm von Holz, wie 
bei den anderen Kirchen der Parochie, mit 2 Glocken. Altar und Kanzel beſon⸗ 
ders erbaut, ein alter Taufſtein, wie in Walsleben und Hohenſchönau. Die Be⸗ 
währungen um die Kirchhöfe zu H. Schönan und Zampelhagen ſind von Geſchieben, 
die Bewährung um den Walslebenſchen Kirchhof aber beſteht ans Bohlen und 
Pfoſten. In Walsleben befindet ſich eine beſondere Kirchenſcheüne von 24 Fuß 
Länge und 22 Fuß Tiefe, 2 Mal verriegelt, im Fachwerk geklehmt und mit Stroh 
gedeckt, doch wurde bei Abfaſſung der Matrikel bemerkt, dieſe Scheüne ſei zu klein 
und bedürfe eines Anbaus, auch ſei ſie ſehr alt und baufällig. Zufolge des 
Gemeinheitstheilungs-Receſſes von Zampelhagen, beſtätigt den 20. Februar 1855, 
beſitzt die Kirche an Liegenſchaften, außer dem 120 Q.⸗Ruth. großen Kirchhofe im 
Dorfe, zu beiden Seiten des Weges nach Bernhagen: 29.12 Ackerland, 3.104 Wieſen, 
19.154 Hütung, 0.13 Unland, zuſammen 47 Mg. 103 Ruth. Dieſe Grundſtücke 
ſind, laut Contracts vom 4. April 1865, beſtätigt den 22. April 1865, an den 
Mühlenbeſitzer Zühlke auf 6 Jahre von Marien 1865 ab gerechnet für jährlich 
40 Thlr. verpachtet. An Jagdpacht zahlt die Gemeinde 5 Sgr., an Grab: und 
Gelaütegeld kommen 29 Sgr. 2 Pf. und an Zinſen von 75 Thlr. Kapital Thlr. 3. 
11. 3 Pf. ein, extraord. 5 Sgr. Ganze Einnahme Thlr. 44. 20. 5 Pf., wovon 
an Beſoldungen Thlr. 7. 25 Sgr., auf Baukoſten Thlr. 14. 17. 4 Pf. (darunter für 
das Kirchengebaüde Thlr. 9. 13. 4 Pf.) und auf den Titel Insgemein Thlr. 10. 
11. 2 Pf. verwendet werden. Überſchuß zur Anlegung von Kapital Thlr. 10. 24. 
7 Pf. Wie in Walsleben, ſo auch hier in Zampelhagen, iſt die Wohnung des 
Küſterlehrers im Schulhanſe, welches an beiden Orten Eigenthum der politiſchen 
Gemeinde iſt. 

Der Klingbeütel iſt in allen drei Kirchen der Parodie Hohenſchönau ab- 
geſchafft. 

Eine Matrikel aus älterer Zeit gibt es für das Kirchſpiel Hohenſchönau nicht. 
Auf den vom Königl. Conſiſtorium unterm 17. Juli 1800 erlaſſenen Befehl haben 
ſich der damalige Prediger Albertus Julius Erdmann Daberkow, der Küſter, die 
beiden Freiſchulzen von Hohenſchbnau und Walsleben, der Schulze von Zampel⸗ 
hagen, ſammt den Kirchenvorſtehern und dem Pfarrbauer zu Walsleben, zuſammen⸗ 
gethan, um eine vollſtändige Matrikel anzufertigen, über deren Abfaſſung ſie ſich 
im Amte Maſſow unterm 17. September 1800 verſtändigt und vereinbart haben. 
Das Predigen alterniret an den Sonn- und Feſttagen in den 3 Kirchen in der 
Art, daß an Sonntagen in 2 Kirchen gepredigt, in der zten Kirche aber durch den 
jedesmaligen Küſter von Schönau eine Predigt abgeleſen wird. An den hohen 
Kirchenfeſten wird die beiden erſten Feſttage in jeder der 3 Kirchen gepredigt, was 
auch am allgemeinen Buß, dem Himmelfahrts⸗ und dem Charfreitage der Fall iſt. 
An heil. Gefäßen von Edelmetall gibt es nur bei der Kirche zu W. einen ſilbernen, 
inwendig vergoldeten, Kelch nebſt Patene von gleicher Beſchaffenheit. In H. iſt 
der Abendmahlskelch von Meſſing und überſilbert; in Z. von Zinn. Die Pfarrgebaüde 
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beſtehen aus dem Wohnhauſe, in Fachwerk geklehmt und gemauert, mit Strohdach, 
3 Stuben, Kammern, Küche, Speiſekammer und Balkenkeller enthaltend, einer 
Scheüne, einem großen und einem kleinen Stalle, alleſammt ebenfalls in Fach⸗ 
werk ꝛc. und mit Stroh gedeckt. Der Colonus hat keine eigene Wohnung, ſondern 
wohnt mit im Pfarrhauſe. Es ſollte ein Küfter- und Schulhaus in Hobenſchönau 
neü erbaut werden. Bei den Kirchen zu W. und Z. gab es keinen Küſter, keine 
Schule. In einer, von dem Prediger Holz unterm 1. December 1857 eingereichten 
Nachweiſung, betreffend die der Pfarre aus H. Schönau zuſtehenden feſten Abgaben, 
heißt es: „Holz⸗ oder Torfleiſtungen, oder beides zuſammen, ruht nicht auf den 
Höfen, ſtatt deſſen gewähret der Zins von 1000 Thlr. Holzpfarrkapital nebſt den 
zur Pfarre gehörigen Torfmooren dem Pfarrer die Mittel zur Beſchaffung des 
Brennmaterials. Dieſen Abgaben liegt zu Grunde die Pfarrmatrikel de anno 1800.“ 
Davon ſteht in der Matrikel kein Wort. Es heißt darin nach Aufzählung der 
Ländereien: „Was nun die übrigen mit dieſer Pfarre verbundenen Gerechtigkeiten 
anbetrifft, jo erhält der Prediger a) von den Eichen und Buchen und dem Strauch 
holze gleich einem Bauer Eine Kavel; b) an der Maſt nimmt der Prediger u. ſ. w.“ 
Die Sache iſt die, daß die frühere Holzung ſeit Abfaſſung der Matrikel geſchlagen, 
und der Erlös aus der, der Pfarre gehörigen, Holzkavel als zinstragendes Kapital 
angelegt worden iſt. 


19. Lübzin mit den Vorwerken und Etabliſſements Amalienhof, Heinrichshof, 
Dammhorſt, Grashorſt, Hirſchradung, Jagenkamp, Ibenhorſt, Krachtshorſt, Langen⸗ 
horſt, Louiſenthal, Seebudenlake, Theerofen. Patron: Rittergutsbeſitzer v. Borgſtede 
auf Rörchen, Beſitzer des Ritterguts Lübzin. Sämmtliche Gebaüde befinden ſich 
weſentlich in gutem Zuſtande: Kirche, Pfarrgebaüde, Küſter- zugleich Schulhaus, 
Predigerwittwenſitz, doch bedürfen die Zaüne um Kirche und ſämmtliche Gehöfte 
der Reparatur, welche im Jahre 1867 begonnen worden iſt. Im Pfarrhauſe 
wurden auch die Fenſterumkleidungen und Kreüze, To wie die Fenſterladen, welche 
ſehr ſchadhaft waren, erneüert. Das Backofenſchauer und der Backofen beim Pfarr⸗ 
hauſe bleibt zu reuoviren oder zu reſtituiren, was der Zukunft vorbehalten bleiben 
kann, da der jetzige Pfarrer (Mehring) Beides nicht in Gebrauch hat. Bei der 
Küſterei wurde, zufolge Genehmigung der Königl. Regierung vom 17. April 1866 
eine neüe Scheüne erbaut. Das Vermögen der Kirche beſteht in Kapitalien zum 
Betrage von 2375 Thlr. in Staatsanleiheſcheinen, Pommerſchen Pfandbriefen, 
einer Hypotheken⸗Obligation auf ein baüerliches Grundſtück von 600 Thlr. und 
einer Obligation des Slawer Kreiſes. Im Jahre 1867 hat ſich das Kapitalver⸗ 
mögen um 150 Thlr. vermehrt, die in der Hauptſumme ſchon inbegriffen find. 
An Grundſtücken beſitzt die Kirche 1) den Kirchenkamp, auf dem ſ. g. Heiligenland 
gelegen innerhalb des Dorfes, enthält 4 Mg. 43 Ruth; er iſt an 5 Lübziner Ein⸗ 
wohner für 8 Thlr. 5 Sgr. jährlichen Canons vererbpachtet, ins Hypothekenbuch 
eingetragen unterm 15. December 1862; 2) den Kirchenacker, Klausholz genannt, 
enthält incl. Gräben und Wege, 26 Mg. 143 Ruth., iſt, laut Licitations⸗Protokolls 
vom 30. September 1864, beſtätigt von der Königl. Regierung unterm 5. December 
1864, auf die 6 Jahre vom 1. October 1864 bis dahin 1870 verpachtet für den 
jährlichen Pachtzins von Thlr. 127. 9 Sgr.; 3) die Kirchenwieſen, Catharinenholz 
genannt, enthalten 32 Mg. 122 Ruth., ſind gleichfalls auf 6 Jahre vom 1. Mai 
1867 bis ult. October 1873 für jährlich 295 Thlr. 22 Sgr. verpachtet. Ganze 
Fläche der Kirchengrundſtücke, incl. des vererbpachteten Kirchenkamps, 63 Mg. 
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128 Ruth., jährlicher Pachtertrag derſelben Thlr 431. 6 Sgr. Dazu die Kapital⸗ 
Zinſen mit Thlr. 107. 12. 6 Pf., macht jährliche Soll⸗Einnahme an Grund- und 
Kapitalzinſen Thlr. 538. 18. 6 Pf. Endlich hat die Kirche eine regelmäßige Einnahme 
an Beckengeld, Communion⸗Opfer und Gelaütegeld, welche ſich im Durchſchnitt 
zu Thlr. 18. 15 Sgr. annehmen läßt. Bankengeld wird nicht erhoben, und der 
Klingbeütel iſt abgeſchafft, ftatt feiner ſind Becken eingefübrt. Im Jahre 1867 
betrug die Geſammt⸗Einnahme Thlr. 644. 18. 8 Pf., incl, eines Beſtandes von 
Thlr. 108. 25. 7 Pf. aus dem Vorjahre, und einer extraordinairen Einnahme von 
Thlr. 56. 26 Sgr., darunter die realiſirte Slawer Kreis⸗Chauſſee⸗Obligation von 
50 Thlr. Rückſtändig waren geblieben und im nächſten Jahre einzuziehen Thlr. 
350. 21. 6 Pf. an Acker⸗ und Wieſenpacht, auch an Zinſen von der Hausobligation 
und dem Kirchenkamp⸗Canon. Die Ausgabe betrug Thlr. 581. 28. 2 Pf.; dar⸗ 
unter: an Salarien Thlr. 97. 10 Sgr., wovon dem Prediger für 10 Faden Holz 
60 Thlr., für die Paſſionspredigt und Führung der Kirchenrechnungen Thlr. 3. 
20 Sgr., den Kirchenvorſtehern 6 Thlr., dem Organiſten 20 Thlr. Gehalt, dem 
Kalkanten 7 Thlr. und dem Küſter 20 Sgr. an Gehalt und für Beſorgung der 
Currende gebührten. An Bau: und Reparaturkoſten wurden Thlr. 242. 17. 11 Pf. 
verausgabt, darunter für die Kirche Thlr. 166. 28. 8 Pf., die Pfarre Thlr. 60. 
18. 10 Pf., die Küſterei 29 Sgr., das Wittwenhaus Thlr. 14. — 11 Pf. Von 
den Ausgaben für die Kirche nahm die Reparatur der Thurmuhr, welche Anfangs 
unter 50 Thlr. veranſchlagt war, den größten Poſten ein mit Thlr. 70. 12. 9 Pf., 
und demnächſt die Herſtellung des Kirchhofszauns mit Thlr. 64 0. 1 Pf. An aus⸗ 
geliehenen Kapitalien betrug die Ausgabe Thlr. 154. 4. 6 Pf., wofür 2 Staats⸗ 
anleiheſcheine & 100 und 50 Thlr. angekauft wurden. Gottesdienſtliche Bedürfniſſe erfor⸗ 
derten Thlr. 19. 25 Sgr. Die Ausgaben des Tit. Insgemein beliefen ſich auf 
Thlr. 66. 28. 3 Pf., darunter 20 Thlr. Unterſtützung für die Predigerwittwe und 
Thlr. 9. 5 Pf. Geldentſchädigung für 3 Scheffel Deputatroggen. An Schreib⸗ 
materialien für den Prediger nicht allein, fondern auch für den Superintendenten 
wurde, wie in den Vorjahren, die namhafte Summe von 6 Thlr. in Ausgabe ge: 
ſtellt, und für die Reinigung des Kirchengebaüdes 5 Thlr., was vorausſetzt, daß 
die geiſtlichen Herren in Angelegenheit der Lübziner Kirche ſehr viel zu ſchreiben 
haben — wenn ſie jäbrlich mindeſtens 36 Buch des beſten Papiers bedürfen, — 
und die Kirche ſeit vielen Jahren nicht gereinigt worden, was nunmehr, 1867, in 
gründlichſter Weiſe geſchehen mußte. 


m Jahre 1750 war M. J. Krüger Prediger in Lübzin und Bergland. Vom 
Zuſtande der Mutterkirche im gedachten Jahre gibt er folgende Nachricht: Patronus: 
Curt Heinrich v. Wuffow, in Königl. (Militair⸗) Dienſten, aetatis 21, ejus curator 
Hr. v. Flemming. An Kapitalien iſt nichts vorhanden; an Landungen: 1 Kirchen⸗ 
kamp à 3 Sch. Ausſaat 4 Mg. 15 Ruth.; 2 Holzungen, 1 Clausholz, 1 Gatha- 
rinenholz; dieſe beiden Grundſtücke find alſo ſeit jener Zeit abgeholzt und zu Acker⸗ 
und Wieſenland urbar gemacht; der Kirchenkamp war für 3 Thlr. 8 Gr. jährlich 
verpachtet. Der Prediger hatte für die 10 Faden Deputat⸗Holz eine Geldhebung 
von 10 Thlr., folglich iſt der Holzpreis innerhalb 120 Jahre um das 6 fache ge: 
ſtiegen. Für die Paſſionspredigten und die Kirchenrechnung zu führen, empfing der 
Prediger ſchon damals 3 Thlr. 16 Gr. Der Kirchenvorſteher hatte das Amt des 
Klingebeüteltragens und er empfing dafür von der Kirche jährlich 5 Gr. 4 Pf. 
Das Predigerwittwenhaus war zur Hälfte vermiethet für jährlich 4 Thlr. Die 
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Kirchenrechnung wurde von Michaelis zu Michaelis geführt. Im Jahre 1749 
— 1750 wies fie nach: Einnahme Thlr. 16. 8 Gr., Ausgabe Thlr. 14. 
10 Gr., blieb Beſtand Thlr. 1. 22 Gr. Groß iſt der Unterſchied zwiſchen damals 
und jetzt!) 


20. Bergland, Berglang 1750, mit Birkhorſt, Friedrichsdorf, Kattenhof, 
Oberhof, (Johannisberg, Lankenfeld, Wilhelmsfeld). Patron: Gutsbeſitzer H. Krüger 
auf Oberhof. Das Kirchengebaüde iſt im baulichen Stande; eben ſo das Küſter⸗ 
hans, nachdem im Jahre 1866 eine weſentliche Reparatur in der Einrichtung des 
Innern vorgenommen worden iſt. Auch dieſe Kirche befindet ſich in günſtiger 
Vermögenslage. Ihr Kapitalvermögen belaüft ſich im Jahre 1867 auf 2105 Thlr. 
hauptſächlich in Staatspapieren, einigen Pommerſchen Pfandbriefen und 200 Thlr., 
welche die Berglandſche Kirche der St. Catharinenkirche zu Golnow im Jahre 1866 
zur Beftreituug der Koſten des Reſtaurationsbaues derſelben gegen 5 Pret. Zinſen 
dargeliehen hat. Die Kirchengrundſtücke liegen zwiſchen Bergland und Wilhelms⸗ 
feld und betragen nach der Vermeſſung von 1848 incl. Gräben und Wege 40 Mg. 
62 Ruth., wovon die Wieſen 38.94, die Brinken als Acker 1.120, die Wege und 
Gräben 0.128 groß ſind. Dieſe Grundſtücke ſind nach dem Vertrage vom 1. März 
1863, genehmigt den 27. März 1863, auf die 6 Jahre vom 15. Mai 1863 bis 
15. October 1868 an mehrere Mitglieder der Berglandſchen Güter für eine jährliche 
Pacht von Thlr. 265. 15 Sgr. verpachtet. Im Jahre 1867 betrug die Einnahme 
der Kirchenkaſſe Thlr. 548. 25. 2 Pf., darunter ein realiſirtes Werthpapier von 
100 Tylr., und an Ackerpacht waren Thlr. 6. 5 Sgr. rückſtändig geblieben. Die 
Ausgabe belief ſich auf Thlr. 422 12. 9 Pf., mithin blieb ein Beſtand von Thlr. 
126. 12. 5 Pf. Unter den Ausgaben befinden ſich Thlr. 199. 6. 6 Pf., wofür 
2 Staatsanleiheſcheine à 100 Thlr. angekauft worden ſind. Auch von dieſer Kaſſe 
bezieht der Superintendent 6 Thlr. zur Anſchaffung von Schreibmaterialien! und 
der Prediger hat für Schreibmaterialien 3 Thlr. und für das Halten der Paſſions⸗ 
predigten 5¼ Thlr. Für den Umbau im Küſterſchulhauſe find 82 Thlr. veraus⸗ 
gabt worden. Die Predigerwittwe hat eine Unterſtützung von 10 Thlr. und an 
Vitalitium für 3 Sch. Roggen Thlr. 9. 4. 9 Pf. 


(Nach der Jahresrechnung des Predigers M. J. Krüger pro 1750 war E. E. 
Magiſtrat von Alten⸗Stettin Patron der Berglander Kirche. Auch dieſe beſaß 
keine Kapitalien, und an Grundſtücken ein Elſenholz, worin 8 Mg. Wieſen. Dieſe 
waren in 8 Kaveln, jede für 20 Gr. verpachtet, im Ganzen alſo für 6 Thlr. 
16 Gr. Von der Miethe des Wittwenhauſes fiel die Hälfte mit 4 Thlr. der Berg⸗ 
landſchen Kirche zu. Der Prediger hatte für die hier zu haltenden Paſſionspredigten 
jährlich 4 Thlr. Im Ganzen betrug die Einnahme der Kirchenkaſſe bis Michaelis 
1749, bis wohin fie auf der Stadt⸗Kämmerei laut Protokolls vom 26. April 1750 
vom Kämmerer F. Neümann abgenommen und revidirt worden war, Thlr. 16, 
21 Gr., die Ausgabe Thlr. 4. 8 Gr., Beſtand Thlr. 12. 13 Gr.) — Auch bei 
dieſer Kirche hat ſich, wie der Vergleich zwiſchen 1750 und 1867 ergibt, der Ver⸗ 
mögensſtand weſentlich verändert.) Über den Zuſtand im Jahre 1863.— 64 vergl. 
man L. B. II. Th. Bd. II., Randowſcher Kreis, S. 1735—36. Wenn aber da⸗ 
ſelbſt von einem Pfarrgehöft die Rede iſt, welches in dem Dorfe Bergland be- 
ſtehen ſoll, ſo ſind die Nachweiſungen, auf denen die Beſchreibung a. a. O. beruht, 
im Irrthum geweſen, das Pfarrhaus ſteht in Lübzin. 
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21. Maſſow, St. Marienkirche, ſ. die weiter unten folgende Beſchreibung 
dieſer Stadt. 

Der Pfarrer der St. Marienkirche war ehemals Präpoſitus oder Superintendent einer 
eigenen Synode, zu der 7 Pfarrkirchen gehörten: 1) die Stadtkirche mit den Filialen Freiheide 
und Reſehl; 2) Hohenſchönau mit den Filialen Walsleben und Zampelhagen; 3) Pflugrade 
mit dem Filial Wißmar; 4) Reetztow mit den Filialen Kriwitz und Glewitz; 5) Groß⸗Wachlin 
mit den Filialen Klein⸗Wachlin und Roggow; 6) Mulkentin mit dem Filial Storkow und der 
Vagans Buchholz; 7) Pagenkopf mit dem Filial Wittenfeld. Bei Auftöſung der Super 
intendentur Maſſow, zufolge Receſſes vom 22. November 1816, nach dem Tode des letzten 
Superintendenten Hildebrand, und nachdem der Golnowſche Superintendent Milarch am 28. 
Januar 1817 auch in Maſſow introducirt worden, ſind die 4 Mutterkirchen Maſſow, Hohen⸗ 
ſchönau, Pagenkopf und Pflugrade mit der Superintendeutur Goluow vereinigt worden. 
Reetztow iſt der Synode Naugard beigelegt und Mulkenthin der Synode Stargard. Mit 
Groß⸗Wachlin iſt die Veränderung vorgekommen, daß es als Mutterkirche eingegangen, und 
nebſt Klein⸗Wachlin Filiale von Mulkentin geworden und Roggow Filial von Pützerlin (ſ. oben 
S. 385), Buchholz ein Filial von Kitzig. Von der Pfarrkirche zu St. Marien in Maſſow iſt 
im Jahre 1830 das Filial Freiheide als ſelbſtändige Mutterkirche mit der Filia Reſehl unter 
dem Diaconat von Maſſow, getrennt, mit St. Marien aber die Kirche zu Tolz als Tochterkirche ver⸗ 
einigt worden. Dieſe gehörte vorher zur ehemaligen Mutterkirche Müggenhall der Freien⸗ 
waldſchen Synode, letztere Kirche iſt überdem eine Tochter der Alt-Damerowfhen Mutter⸗ 
kirche geworden. 


22. Tolz. Patron: Rittergutsbeſitzer Ernſt v. Schöning auf Tolz. Die 
Kirche war im Jahre 1866 im Dach und in den Fenſtern einer gründlichen Repa⸗ 
ratur bedürftig. Die Reparatur an den Fenſtern iſt im Jahre 1867 dadurch ein⸗ 
geleitet worden, daß man 4 gußeiſerne Rahmen eingeſetzt hat, die Thlr. 34. 12 Sgr. 
gekoſtet haben. Außerdem wurde eine neüe Kirchhofspforte für 3 Thlr. angefertigt. 
Das Kirchengebaüde ift für 1000 Thlr. gegen Feuersgefahr verſichert, die Glocken 
nebſt Glockenſtuhl für 500 Thlr., das Küſterſchulhaus für 350 Thlr. und die Schul⸗ 
ſcheüne für 250 Thlr. Baarvermögen hatte die Kirche bisher nicht, im Jahre 
1867 iſt ihr aber ein Legat von 50 Thlr. — von wem iſt nicht geſagt — mit der 
Beſtimmung zu Theil geworden, daß von den Zinſen die Kirchenbeleüchtung beim 
Früh⸗ und Abendgottesdienſt beſtritten werden ſoll. Von der Baareinzahlung des 
Legats iſt ein Schein der freiwilligen Staatsanleihe von 1848 augekauft worden. 
An Grundſtücken beſitzt die Kirche einen Ackerplan von 13 Mg. 163 Ruth., den 
das Rittergut Tolz mittelſt Contracts vom 12. September 1867, beſtätigt durch 
die Königl. Regierung unterm 9. October 1867, auf die 12 Jahre von Michaelis 
1865 bis dahin 1877 für jährlich 60 Thlr. in Pacht genommen hat. Während 
der vorhergegangenen 12 jährigen Pachtperiode zahlte der Gutsherr nur 28 Thlr. 
für dieſelbe Ackerfläche. Mit Einſchluß eines Veftandes von Thlr. 75. 26. 9 Pf. 
und des 50 Thlr. Legats betrug im Jahre 1867 die Einnahme der Kirchenkaſſe 
Thlr. 187. — 6 Pf., und die Ausgabe Thlr. 67. 13 Sgr., ſo daß in der Rech⸗ 
nung pro 1868 ein Beſtand von Thlr. 67. 13 Sgr. übertragen worden iſt. Unter 
den Ausgaben bilden der Ankauf des Legaten⸗Werthpapiers und die Reparatur- 
koſten an der Kirche mit Thlr. 37. 12 Sgr. die bedeütendſten Poſten. Der Küſter 
bezog, auf Grund des Receſſes vom 13. Februar 1838, für die ihm gebührenden 
6 Sch. Deputatroggen nach dem Stargarder Michaelis⸗Marktpreiſe à 2 Thlr. 27 Sgr. 
den Betrag in Gelde mit Thlr. 27. 12 Sgr. Der Superintendent bekommt 10 Sgr. 
für Schreibmaterialien. 


23. Pagenkopf mit Schützenthal und dem Gute Klein⸗Kniephof. Patron: 
Der König. Nachdem in den Jahren 1837 —1839 eine Hauptreparatur an dem 
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Kirchengebaüde vorgenommen, welche über 400 Thlr. gekoſtet hat, befindet ſich das⸗ 
ſelbe in gutem, baulichen Zuſtande und bedarf ſeit der Zeit nur der gewöhnlich 
vorkommenden Ausbeſſerungen. Auch die Pfarr- und übrigen geiſtlichen Gebaüde 
find, obwol nicht mehr neü, doch in gutem Stande. Nach dem Etat vom 1. Januar 
1866 bis ult. December 1871 beſitzt die Kirchenkaſſe nur einen einzigen Pommer⸗ 
ſchen Pfandbrief über 25 Thlr. Die Kirchenländereien beſtehen in 38.57 Acker, 
8.138 Wieſen, 29.151 Hütung und 0.102 Torfmoor, in Summa 77 Mg. 88 Ruth., 
laut Contracts, d. d. Naugard, den 24. Januar 1865, genehmigt den 20. März 1865, 
auf die 12 Jahre von Marien 1865 bis dahin 1877 für eine Geldpacht von jährlich 
70 Thlr. an den Bauer Hoefs verpachtet. An Grab. und Gelaütegeld ſind 2 Thlr. 
in Einnahme geſtellt. Der Etat belaüft ſich im Ganzen auf 73 Thlr., wovon zu 
Beſoldungen 7 Thlr., zu baulichen Reparaturen Thlr. 18. 20. 2 Pf nach 6jähriger 
Fraction verausgabt worden. Der Ausgabe-Titel Insgemein erfordert Thlr. 9. 
21. 3 Pf. Die jedesmalige Predigerwittwe erhält zur Hausmiethe — da ein 
Wittwenſitz nicht vorhanden iſt — baar 3 Thlr. und eine Vergütigung für 3 Sch. 
Roggen, nach dem Stargarder Martini-Marktpreiſe, zuſammen Thlr. 8. 9 Sgr., da 
jetzt eine Predigerwittwe vorhanden iſt. An Überſchüſſen zur Anlegung von Kapi⸗ 
talien ſind Thlr. 25. 17 Sgr. nachgewieſen. So weit ſich im laufenden Jahrhundert 
zurückdenken läßt — bis 1813 — iſt die Kirche ſtets in ärmlichen Vermögens⸗Ver⸗ 
hältniſſen geweſen. 


24. Wittenſeld. Patron: Der König. Mit den Gebaüden, der Kirche und 
dem Küſterſchulhauſe, verhält es ſich ähnlich, wie mit den Gebaüden in Pagenkopf; 
wie dieſe ſind auch ſie alt, und bedürfen, obwol auf ihre Wiederherſtellung in den 
Jahren 1837 — 1839 über 500 Thlr. verwendet wurden, mehr und mehr der Reparatur. 
Auch dieſe Kirche iſt jetzt ſehr beſchränkten Vermögens. Früher beſaß ſie doch 
einige hundert Thaler Kapital, ſo 1834 Thlr. 625, die aber alle zu den angeführten 
Bauzwecken verbraucht ſind. Bei der geringen Einnahme der Kirchenkaſſe iſt nicht 
abzuſehen, daß ſich ihre Revenüen verbeſſern werden, daher man auch beſchloſſen 
hat, im Etat den Tit. I., Zinſen von Kapitalien ausfallen zu laſſen. An Grund⸗ 
ſtücken beſitzt die Kirche 42.9 Acker, 8.61 Wieſen, 0.25 Hütung, zuſammen 50 Mg. 
95 Ruth. Dieſe Grundſtücke ſind laut Contracts vom 24. Juli 1834, beſtätigt den 
27. Auguſt 1834 an den Büdner Drock und Genoſſen, gegen einen jährlichen Körner⸗ 
Canon von 22 Sch. Roggen in Erbpacht ausgethan. Der Canon muß nach 
dem jedesjährigen Martini⸗Marktpreiſe der Stadt Stargard in baarem Gelde ab⸗ 
geführt werden, nach 6 jähriger Fraction 38 Thlr. Der Kirche iſt vorbehalten: 
Das Ober⸗Eigenthum, das Vorkaufsrecht bei Veraüßerungen. Außerdem beſitzt die 
Kirche eine kleine Wieſe ohne Angabe des Flächeninhalts, welche laut Verfügung 
vom 3. September 1820 gegen einen Canon von 10 Sgr. gleichfalls vererbpachtet 
iſt. An Grab⸗ und Gelaütegeld kommen 1 Thlr. 10 Sgr. ein. Ganze Einnahme 
40 Thlr. Davon werden verausgabt: Thlr. 11. 15 Sgr. an Beſoldungen; 8 Thlr. 
an Vitalitium, wie bei Pagenkopf; 7 Thlr. an Reparaturkoſten; 11 Thlr. 10 Sgr. 
an Insgemein. 


25. Pflugrade. Patron: Der König. Sämmtliche Gebaüde, Kirche, 
Pfarre, Küſterei, befinden ſich in baulichen Würden. Die Kirchenkaſſe beſitzt, laut 
Etats vom 1. Januar 1867 bis ult. December 1872, an Kapitalien Thlr. 256. 3. 
4 Pf. in Staatsſchuldſcheinen, Pommerſchen Pfandbriefen und einem Naugarder 
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Sparkaſſenbuche. Die Zinſen davon betragen Thlr. 8. 23. 6 Pf. Die Kirchen⸗ 
ländereien ſind vererbpachtet, mit Vorbehalt des Vorkaufsrechts. Die Größe iſt 
weder in dem vorliegenden, noch in einem frühern Etat, zurück bis 1813, nachge⸗ 
wieſen. Es ſind 3 Erbpächter, welche nach dem Receß vom 24. Mai 1859, beſtätigt 
von der Königl. General⸗Commiſſion den 18. September 1859, laut Hypotheken⸗ 
ſcheins vom 21. Oktober 1859 eine Roggenrente von 21 Sch. 2,14 Mtz. nach dem 
Martini⸗Marktpreiſe der Stadt Golnow, und nach Abzug von 3 Prct., abzuführen 
haben, nach einer Fractionsbeſtimmung den Scheffel zu 1 Thlr. 26 Sgr gerechnet, 
jährliche Einnahme Thlr. 38. 26 Sgr. Grab- und Gelaütegeld Thlr. 2. 9 Sgr. 
Extraord. Thlr. 2. 1. 6 Pf. Ganze Einnahme 52 Thlr. Davon werden veraus- 
gabt: an Beſoldungen Thlr. 10. 27 Sgr., an kirchlichen und gottesdienſtlichen 
Bedürfniſſen ꝛc. 14 Sgr., an Bau⸗ und Reparaturkoſten 14 Thlr., an Insgemein 
und Extraord. Thlr. 12. 4. 2 Pf. Die Überſchüſſe zur Anlegung von Kapitalien 
betragen Thlr. 14. 14. 10 Pf. 


26. Wangeritz, filia vagans. Patron: Rittergutsbeſitzer Hauptmann Carl 
Wilhelm v. Lettow. Das Kirchengebaüde iſt in ziemlich gutem, das Küſterſchul⸗ 
haus in gutem Stande, nachdem daſſelbe im Jahre 1864 einige nothwendige Repa⸗ 
raturen erhalten hat. Die Kirche iſt wohlhabend, ihr Einkommen fließt aus Kapi⸗ 
talien und dem Canon ihrer, zu Erbpachtrechten verliehenen Ländereien. Im 
Jahre 1867 betrug ihr Kapitalvermögen 2800 Thlr., nur in Pommerſchen Pfand⸗ 
briefen angelegt, deren 21 vorhanden waren. Das Grundvermögen hat einen 
Flächeninhalt von 39 Mg. 119 Ruth., davon a) an Ackerland, der Kirchenkamp 
genannt, am Wege nach Matzdorf zwiſchen dem herrſchaftlichen und baüerlichen 
Lande belegen, 31 Mg. 146 Ruth groß, und von 25 Sch. Einſaat; b) die Kirchen⸗ 
wieſe, an der Schönhagenſchen und Matzdorfſchen Gränze und am Bache Stepenitz, 
6 Mg. 133 Ruth. groß, mit 1¼ Fuder Heü⸗Ertrag; e) an Hütung 1 Mg. 20 Ruth. 
Dieſe Ländereien ſind mittelſt Vertrages vom 22. Auguſt 1834, beſtätigt von der 
Königl. Regierung unterm 22. November 1834 dem Rittergute Wangeritz in Erb⸗ 
pacht überlaſſen, und zwar gegen einen jährlichen Canon von 17 Sch. 15 Mtz. 
Roggen, der nach dem jedesjährigen Stettiner Martini⸗Marktpreiſe in Gelde abge- 
führt werden muß. Außer dieſem Erbpachtzins und den Zinſen vom Baarvermögen 
hat die Kirche nur noch Grab⸗ und Gelaütegeld zu vereinnahmen. Im Jahre 1867 
betrug die Einnahme im Ganzen Thlr. 214. 5. 9 Pf., die Ausgabe dagegen 
Thlr. 194. 10. 10 Pf., und es blieb demnach in Beſtand Thlr. 19. 24. 11 Pf. 
Unter den Ausgaben iſt wiederum der Superintendent mit 10 Sgr. für Schreib⸗ 
materialien aufgeführt. Der Prediger empfängt an 4 Zeitengeld in Körnern 3 Sch. 
Deputat⸗Roggen (den jedesmaligen Martini-Marktpreis), für das Führen der Liſten 
und die Synodaltagskoſten zuſammen Thlr. 9. 22. 6 Pf. Der Küſter hat eine 
Zulage von 10 Thlr. und er bezieht für das Stellen der Uhr Thlr. 3. 15 Sgr., 
für das Duplikat des Kirchenbuchs ſowie für Führung des Schultagebuchs je 
10 Sgr. Außerdem wurden ihm für außerordentliche Bemühung und Auslagen bei 
der Thurmuhr 5 Thlr. bewilligt, ſodaß er im Jahre 1867 von der Kirchenkaſſe im 
Ganzen Thlr. 19. 5 Sgr. bezog. Zur Synodal⸗Wittwen⸗Kaſſe ſteüerte die Wange⸗ 
ritzer Kirche 1 Thlr. bei. Die größte Ausgabe entſtand durch den Ankauf von 
2 Pommerſchen Pfandbriefen à 100 Thlr., für welche Thlr. 155. 7. 6 Pf. gezahlt 
wurden. Im Jahre 1866 gab die Kirche 30 Thlr. als Beitrag zur Vermehrung 
der Militair⸗Seelſorge. 
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27. Wißmar. Patron: Der König. Kirche und Küſterſchulhaus find in 
gutem Stande. In den Jahren 1860 und 1861 iſt an dem Kirchthurm eine 
Hauptreparatur vorgenommen, was einen Koſtenaufwand von Thlr. 613. 28. 10 Pf. 
verurſacht hat, welcher aus dem Kapitalvermögen gedeckt worden iſt. Letzteres be⸗ 
trägt, nach dem Etat vom 1. Januar 1867 bis ult. December 1872, in 11 Staats⸗ 
ſchuldſcheinen, 1 Staatsanleiheſcheine und einem Guthabenbuche der Naugarder 
Sparkaſſe 1470 Thlr. Davon jährliche Zinſen Thlr. 51. 20 Sgr. Der Grund⸗ 
beſitz der Kirche iſt von anſehnlicher Größe. Dieſe iſt im Etat nicht nachgewieſen. 
Dagegen iſt ſie oben S. 402 nach einer andern Quelle angegeben. Laut des Erb⸗ 
pacht⸗Contracts vom 9. März 1835 und des Parcelirungs⸗Conſenſes vom 4. Decem⸗ 
ber 1839, umgewandelt in eine jährliche Roggenrente durch den Receß vom 5. Sep⸗ 
tember 1858 zahlen die jetzigen 4 Erbpächter 60 Sch. 10.2 Mtz. Roggen nach dem 
Golnower Martini⸗Marktpreiſe und nach Abzug von 3 Pret. den Sch. zu Thlr. 1. 
26 Sgr. nach der Fraction Thlr. 109. 24 Sgr. Bei der Vererbpachtung iſt in 
Veraüßerungsfällen der Kirche auch hier das Vorkaufsrecht reſervirt. An Grab⸗ 
und Gelaütegeld ſind Thlr. 1. 24 Sgr. und an extraordinairen Einnahmen 22 Sgr. 
auf den Etat geſtellt. Ganze Einnahme 164 Thlr. Bei der Fractionsbeſtimmung 
der Extraordinaria find die im Jahre 1864 vereinnahmten Thlr. 116. 20 Sgr. als 
Abfindung für den Antheil am Pflugradſchen Küſterhauſe nicht mitgerechnet, weil 
dieſe Einnahme nicht wiederkehrt. Die Ausgaben betragen Thlr. 17. 1 Sgr. an 
Beſoldungen, Thlr. 2. 6 Sgr. zu kirchlichen Bedürfniſſen, 16 Thlr. zu baulichen 
Zwecken, Thlr. 9. 8. 3 Pf. zu Insgemein, Thlr. 5. 2 Sgr. zu Extraordinarien 
und Thlr. 114. 10. 9 Pf. gibt's an Überſchüſſen zur Vergrößerung des Kapital⸗ 
vermögens. Im Jahre 1854 betrug daſſelbe 1750 Thlr., es verminderte ſich aber 
daſſelbe bald darauf um 650 Thlr., die zu dem nothwendig gewordenen Neübau 
des Küſterſchulhauſes verwendet werden mußten. 

Zur katholiſchen Zeit war auch in Wyßmar ein Pfarrer. Mit Plochrade zur 
Herrſchaft Maſſow gehörig war im Jahre 1490 Graf Lodewicus von Everſtein 
Patron beider Kirchen. Wangeritze war auch damals Filia von Plochrade und 
Henninghus Knuth, ſo wie Henninghus und Nicolaus Mildenitze, Patrone dieſer 
Filialkirche. 


28. Roſenow. Patron: Der König. Nachdem in der Kirchenrechnung 
vom Jahre 1750 der damalige Pfarrer C. W. Budäus bemerkt, daß die Kirche 
keine Kapitalien beſitze, fügt er hinzu: „Wenn ein Kapital vorhanden wäre, ſo 
würde es anjetzo nothwendig müſſen angegriffen werden, da ein neüer Kirchthurm⸗ 
Bau hochſt nothwendig und wenn Se. Königl. Majeſtät die nöthigen Koſten dazu 
nicht geben wollten, bittet man gehorſamſt, eine Hauscollecte zu veranſtalten, weil 
periculum in mora, indem die Klocken und ihr Geſtühl allem Regen und Schnee 
ausgeſetzt und das Geſtühl faſt verſtocket iſt, und man ohne Gefahr nicht mehr 
laüten kann.“ Nachdem in den letzten Jahren bei der Kirche große Reparaturen 
Statt gefunden, deren Koſten zum kleinſten Theil aus der Kirchenkaſſe gedeckt worden ſind, 
iſt fie in gutem Stande, eben jo die Pfarrgebaüde und das Küſterhaus. Bis 
1865 beſaß die Kirchenkaſſe zwei Pommerſche Pfandbriefe à 25 Thlr., dann aber 
mußten dieſelben für den erwähnten Kirchenban verſilbert werden. Nach dem Etat 
vom 1. Januar 1869 bis ult. December 1874 hat die Kirche zur Zeit gar kein 
Kapitalvermögen. An liegenden Gründen beſitzt die Kirche eine Wurth, welche an 
5 Erbpächter gegen einen Canon von 25 Sgr. ausgethan iſt; ſodann an Ackerland 
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eine Fläche von 17 Mg. 100 Ruth,, welche in 4 Parcelen auf 11½ Jahre von 
Marien 1867 bis Michaelis 1878 gegen 54 Thlr. zu Marien jedes Jahrs voraus 
zu zahlende Pacht verpachtet iſt, laut Contracts vom 10. November, beſtätigt den 
18. December 1866. Unter den Amtskirchen der Synode Golnow ſind die drei 
Kirchen der Parochie Roſenow die einzigen, in denen der Klingbeütel noch herrſcht, 
aber er bringt fo wenig ein, daß nur 2-3 Sgr. in Einnahme geſtellt werden 
durften, weil „von den Gemeinden in den letzten Jahren nichts iſt gegeben worden.“ 
An Grab⸗ und Gelaütegeld find 4 Thlr. in Einnahme ausgeworfen; an Extra⸗ 
ordinarien Thlr. 2. 3 Sgr. gegen den vorigen Etat ein Plus, daher entſtehend, 
daß nach Beendigung des Ausbaues des Thurms und der Kirche Abgangsholz, 
Bretter u. d., und eine alte Kirchenlade, verkauft worden ſind im Jahre 1862. 
Die ganze Einnahme iſt auf 61 Thlr. berechnet. Davon werden verausgabt an 
Beſoldungen: 2 Thlr., nämlich 1 Thlr. dem Prediger als Rechnungsführer und 
Schreibmaterialien⸗Vergütigung, nachdem ihm zu den 10 Sgr., welche er ſchon 1750 
bezog, im Jahre 1862 20 Sgr. zugelegt worden. Der Küſter, welcher 1750 eben⸗ 
falls 10 Sgr. empfing, hat heüt zu Tage nichts mehr aus der Kirchenkaſſe; die 
provisores erhielten pro labore et studio 4 Gr., jetzt 20 Sgr. Ferner werden 
verausgabt an Vitalitium Thlr. 10. 23. 9 Pf.; zu kirchlichen Bedürfniſſen 1 Thlr. 
In den jüngſt verfloſſenen Jahren ſind neüe Abendmahlsgeräthe, eine Kanzelbibel, 
Wachskerzen und andere nothwendig gewordene kirchliche Utenſi lien beſchafft 
worden. Für Bau⸗ und Reparaturkoſten ſind 30 Thlr., für den Titel Insgemein 
Thlr. 9. 10 Sgr., zu extraordinairen Ausgaben 3 Thlr., und an Überſchüſſen Thlr. 4. 
24. 3 Pf. auf den Etat gebracht. 


29. Damerwitz mit Wilhelminenberg. Patron: Der König. Die Kirche 
iſt in baulichen Würden. Die Kirchhofsmauer iſt in den Jahren 1864 und 1865 
erneüert worden. In denſelben Jahren wurden größere Reparaturen an den Ge⸗ 
baüden der Küſterſchule ausgeführt. In der Kirchenrechnung pro 1750 iſt neben 
dem Könige der Lieutenant v. Weyher als Patron der Kirche genannt. Dann 
bemerkt Prediger Budäus: „Hätte ſie ein großes Kapital — (ſie beſaß damals, wie 
jetzt, gar kein Kapitalvermögen) — ſo würde es ihr wol nöthig ſein zur Erbauung 
einer neüen Kirche, dazu der Abriß ſchon vor 8 Jahren gemacht und 4 Thlr. dafür 
ausgezahlt ſind, aus dem Kirchenbau ſelbſt aber wird nichts. Man bittet auch hier, 
wo ſonſt kein ander Rath, eine Hauscollecte zu veranſtalten.“ Hinſichtlich der 
Kirchenländereien heißt es 1750: „Die Kirche hat in 2 Feldern Land zu 2—3 
Sch. Ausſaat und einen Kohlhof. Iſt plus licitantibus ausgethan pro 4 fl. und 
kann auch nicht mehr dafür gegeben werden, und hält die Abgabe zuweilen ſchwer, 
und reſtiret conductor noch für die beiden letzten Jahre, hat aber doch Hoffnung 
gemacht, zu bezahlen.“ Nach dem Etat pro 1. Januar 1869 bis ult. December 1874 
beſitzt die Kirche, außer einer vererbpachteten Wurth, für die ein Canon von 6 Sgr. 
8 Pf. bezahlt wird, einen Kirchenacker von 21 Mg. 115 Ruth., welcher in 4 Par⸗ 
celen auf 12 Jahre von Michaelis 1866 bis dahin 1878 verpachtet iſt, laut Con⸗ 
traets vom 28. December 1866 und Beſtätigung vom 5. Januar 1867, für eine 
Geldpacht von Thlr. 74. 10 Sgr., welche in zwei Terminen zu Michaelis und 
Martini jedes Jahres vorauszubezahlen iſt. Das Obſt auf dem Kirchhofe wird 
verpachtet; die Pacht wechſelt mit der ihrer Qualität und Quantität nach verſchie⸗ 
denen Obſtärnte; nach der Fraction ſind 25 Sgr. auf den Etat gebracht. Der 
Müller in D. iſt das einzige Gemeindeglied, welches für ſich und die Seinigen 
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einen Kirchenſtand hat, wofür er 10 Sgr. Miethe zahlt. Grab⸗ und Gelaütegeld 
Thlr. 1. 20 Sgr. Communion⸗Opfer wenige Groſchen. An ertraord. Einnahme 
Thlr. 1. 14. 10 Pf., ſtützend ſich darauf, daß in den Jahren 1862 nnd 1865 Pappeln 
vom Kirchhofe verkanft ſind. Geſammt⸗Einnahme 79 Thlr. Die Ansgaben ſind: 
Thlr. 5. 2. 10 Pf. Beſoldungen des Predigers, Küſters nnd der Kirchenvorſteher. 
Thlr. 10. 23. 9 Pf. Vitalitinm. 41 Thlr. Reparaturkoſten. Thlr. 8. 7. 5 Pf. für 
Insgemein. 3 Thlr. extraordinair. Thlr. 8. 26 Sgr. Überſchuß. Durch Vitalitium 
und vermehrte Bau- und Reparaturkoſten iſt der Baarbeſtand der Art erſchöpft, 
daß ein größerer Überſchuß zur Anlegung von Kapitalien nicht ausgeworfen werden 
konnte. Gelingt es, dieſen Überſchuß durch die ganze Etatsperiode zu erzielen, ſo 
eröffnet ſich die Ausſicht, nach 3 Jahren 25 Thlr. und nach weiteren 3 Jahren 
abermals 25 Thlr. zinsbar anlegen zu können. 

30. Darz mit Emilienhof. Patron: Der König. Die Kirche befindet ſich 
in gutem Stande. 1865 wurde die Aufführung einer neüen Kirchhofsmauer noth⸗ 
wendig — ſeltſamer Weiſe auch 1750; — und im Jahre 1866 fanden bei den 
Gebaüden der Küſterſchule anſehnliche Reparaturen Statt. Der Etat pro 1. Januar 
1869 bis ult. December 1874 beſagt, daß die Kirche über ein baares Kapitalver⸗ 
mögen von 1400 Thlr. in 25 Pommerſchen Pfandbriefen und 2 Staatsanleihe⸗ 
ſcheinen beſtehend, verfügt, wovon die Zinſen Thlr. 50. 5 Sgr. betragen. Für den 
Kirchenſcheünenplatz bezieht die Kirche laut Contracts vom 30. November 1847 einen 
Erbpachtcanon von 10 Sgr. Der Kirchenacker hat einen Flächeninhalt von 72 
Mg. 98 Ruth. Er iſt in 11 Parcelen auf 11 ¼½ Jahr von Marien 1866 bis ult. 
September 1877 laut Pachtcontracts vom 22. Februar, und Beſtätigung vom 10. 
März 1866 für eine jährliche Geldpacht von Thlr. 157. 10 Sgr. verpachtet. Der 
Pächter von zwei Parcelen hat außer ſeiner Geldpacht noch 2 Sch. Roggen in 
Natura an den Prediger in Roſenow zu entrichten. An Kirchenſtandsmiethe kommt 
von den 12 Büdnern zu Darz obſervanzmäßig 1 Thlr. ein. Grab⸗ und Glocken⸗ 
geld Thlr. 7. 13 Sgr. Extraordinair 20 Sgr. Summa der Einnahme 217 Thlr. 
Ausgaben: Beſoldungen Thlr. 12. 10 Sgr. Vitalitium Thlr. 13. 23. 9 Pf. 
Kirchliche Bedürfniſſe 1 Thlr. Bau⸗ und Reparaturkoſten 62 Thlr. Insgemein 
Thr. 11. 12. 4 Pf. Extraordinair Thlr. 5. 7. 6 Pf. Überfhuß zur Vermehrung 
des Kapitalvermögens und zur Deckung außergewöhnlicher Baukoſten Thlr. 111. 
1. 5 Pf. Hiernach dürfte ſich das Kapitalvermögen am Schluſſe der Etatsperiode 
auf ca. 2000 Thlr. belaufen. 

In dem Etat von Roſenop iſt eine Nachweiſung vom Einkommen des Pre⸗ 
digers vor der Linie enthalten. Es ſetzt ſich aus folgenden Poſten zuſammen: 1) 
Meßkorn 137 Sch. in Natura auf Michaelis, den Sch. Roggen zu Thlr. 1. 27. 
11 Pf. gerechnet, macht Thlr. 264. 14. 7 Pf. 2) Freie Wohnung 50 Thlr. 3) 
Accidentien Thlr. 68. 5 Sgr. 4) Holz: und Maſtgeld ꝛc. Thlr. 79. 22. 6 Pf. 5) 
Ertrag von 134 Mg. Acker, Wieſen und Hütung und 1 Garten Thlr. 80. 28. 4 Pf. 
6) Aus der Regierungshauptkaſſe perſönliche Zulage 100 Thlr.; macht zuſammen 
Thlr. 643. 10. 5 Pf. Dazu kommt aus den 3 Kirchenkaſſen Gehalt für Rechnungs⸗ 
führung 3 Thlr., für die Wochenpredigten in Darz Thlr. 2. 20 Sgr. und für 2 
Sch. Roggen von 2 Parceliſten in Darz, zuſammen Thlr. 9. 15. 10 Bj. Summa 
des Prediger⸗Einkommens Thlr. 652. 26. 3 Pf. 

Die jetzt in der Parochie Roſenow vorhandene Predigerwittwe bezieht aus 
den drei Kirchenkaſſen Thlr. 35. 11. 3 Pf., und aus der Synodal⸗Wittwenkaſſe 
32 Thlr., zuſammen Thlr. 67. 11. 3 Pf. 
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31. Schönhagen mit Franzfeld. Patron: Domainen⸗Rath F. J. Schultze, 
Beſitzer des Ritterguts Schönhagen ſeit 1867. Sämmtliche Gebaüde, Kirche, Pfarre, 
Küſterei, Wittwenſitz find theils in ſehr gutem, theils gutem Stande. Kirche und 
Thurm ſind mit 1100 Thlr. gegen Feüersgefahr verſichert, das Pfarrhaus auch mit 
1100 Thlr., die dazu gehörigen Wirthſchaftsgebaüde mit 450 Thlr., das Wittwen⸗ 
haus mit 75 Thlr. Das Küſterſchulhaus iſt, muthmaßlich als Eigenthum der 
Schulgemeinde von dieſer, nicht von der Kirchenkaſſe verſichert. Im Jahre 1864 
wurde mit der Kanzel und der Empore in der Kirche ein Umbau vorgenommen, 
was einen Koſtenaufwand von Thlr. 41. 7. 6 Pf. verurſacht hat. Nach der Rech⸗ 
nung pro 1867 betrug das Kapitalvermögen der Kirche 1875 Thlr., wovon 800 
Thlr. auf einem Hofe zu Franzfeld zu 5 Pret. Zinſen hypothekariſch eingetragen, 
die übrigen 1075 Thlr. aber in Pommerſchen Pfandbriefen und einem Staats⸗ 
ſchuldſcheine über 100 Thlr. belegt ſind. An Grundſtücken beſitzt die Kirche: 1) 
An Holzung ein Kiefernholz, im Burowſchen Bruchfelde, der Länge nach zwiſchen 
dem Küſterſteige und dem Maſſowſchen Wege, der Breite nach zwiſchen dem kleinen 
und großen Hohlenbruch gelegen, Größe 40 Mg. 144 Ruth. 2) An Ackerland ꝛc. 
der Kirchenkamp, an der Kriwitzſchen Gränze, der Länge nach vom kurzen Steige 
bis an einen Steinhügel, der Breite nach vom Heſterbruch bis an das Kriwitzſche 
Land belegen, Größe 6 Mg. 70 Ruth. und 10 Mg. 41 Ruth. Hütung. 3) An 
Wieſen a) die Achterwieſe, der Länge nach zwiſchen dem Steinfelde und dem Bache, 
der Breite nach zwiſchen den herrſchaftlichen und Bauernwieſen, Größe 6 Mg. 28 
Ruth., Ertrag 6 —8 Fuder. b) Wieſe hinter dem Wittwenhauſe, die Kirchenwurth 
genannt, zwiſchen dem Pfarrgarten und dem Bach und von der Straße bis an die 
Pfarrwieſe belegen, Größe O Mg. 177 Ruth., Ertrag 1½ Fuder Heü. Geſammt⸗ 
fläche des Kirchenlandes 64 Mg. 100 Ruth. Das Land ad 2) iſt mittelſt Ver⸗ 
trages vom 19. December 1865, beſtätigt den 28. Februar 1866 auf die 6 Jahre 
von Martini 1865 bis dahin 1871 an einen Büdner in Schönhagen für jährlich 
Thlr. 17. 10 Sgr. verpachtet; die Achterwieſe verpachtet den 24. Juni 1864 auf 
die drei Jahre von Martini 1864—67 an einen andern Büdner für Thlr. 16. 
10 Sgr.; die Wieſe, Kirchenwurth genannt, verpachtet den 16. Mai 1866, beſtätigt 
den 31. Mai 1866, auf 6 Jahre von Martini 1866 bis dahin 1872 für 37½ 
Thlr. an einen Schneider, der das Wittwenhaus für 20 Thlr. jährlich miethsweiſe 
bewohnt. Das Einkommen der Kirche aus dieſen Immobilien beträgt mithin 
Thlr. 91. 5 Sgr. excl. des Ertrages aus der Holzung. Auch iſt zu bemerken, daß 
die Miethe für das Wittwenhaus zwiſchen Schönhagen und Matzdorf getheilt wird, 
daher das wirkliche Einkommen der erſten Kirche Thlr. 81. 5 Sgr. ausmacht. Im 
Jahre 1867 betrug die Geſammt⸗Einnahme incl. Thlr. 34. — 3 Pf. Beſtand aus 
eingegangenem Reſt aus dem Vorjahre, Thlr. 189. 7. 10 Pf., worunter Thlr. 2. 
12. 6 Pf. für Windbruch im Kirchenholze, und es waren an Wieſenpacht Thlr. 7. 
15 Sgr. rückſtändig geblieben. Die Ausgabe belief ſich auf Thlr. 147. 16. 3 Pf., 
und es blieb Beſtand Thlr. 41. 21. 7 Pf., wofür im nächſten Jahre, wenn auch 
der Rückſtand eingegangen ſein wird, ein Werthpapier angekauft werden kann. 
Unter den Ausgaben ſtehen 40 Thlr. perſönliche Zulage für den zeitigen Prediger 
Freude ſeit dem Jahre 1865 laut Verfügung der Königl. Regierung vom 16. März 
1866; der Prediger empfängt für Führung der Kirchenrechnung und für Schreib⸗ 
materialien Thlr. 2. 7½ Sgr. Auch hier hat der Superintendent Vergütigung 
für Schreibmaterialien und zwar 15 Sgr. Der Lehrer bekömmt für das Orgel⸗ 
ſpiel 12 Thlr. laut Verfügung der Königl. Regierung vom 21. December (das 
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Jahr fehlt); fürs Balgentreten werden 5 Thlr. vergütigt; für Beaufſichtigung des 
Kirchenholzes 1 Thlr. Für 58 laufende Ruthen Graben Vorfluth längs der Hütung 
der Pfarre und des Wittwenhauſes, ſo wie für Legung einer Brücke zum Wittwen⸗ 
haus⸗Acker wurden Thlr. 8. 20 Sgr. verausgabt; endlich zur Reinigung des Kirch⸗ 
hofs und für Sammlung von Windbruchs im Kirchenholze 1 Thlr. Das Kapital⸗ 
vermögen wurde durch Ankauf eines 50 Thlr. Pfandbriefes vermehrt, und dafür der 
coursmäßige Werth mit Thlr. 37. 15 Sgr. bezahlt. Wenn eine Wittwe vorhanden 
iſt, ſo bewohnt ſie das Predigerwittwenhaus unentgeldlich und benutzt nach Obſer⸗ 
vanz die hinter demſelben belegene Kirchenwurth und Wieſe, anſtatt der ihr von 
der Schönhagenſchen Kirchenkaſſe jährlich zu bezahlenden 3 Sch. Roggen. Auch 
vom Prediger bekommt ſie hier jährlich für Schönhagen 3 Sch. Roggen in Natura. 


32. Korkenhagen mit Neüendorf, Braſchendorf, Friederikenhof. Patron: 
Rittergutsbeſitzer, Lieutenant Friedrich Maaß. Das Kirchengebaüde iſt gut im 
Stande, mit 800 Thlr. gegen Feüersgefahr verſichert. Auch das Küſterſchulhaus 
befindet ſich in baulichen Würden, es iſt mit 400 Thlr. verſichert. Es liegt nicht 
in Korkenhagen, ſondern in dem, dieſem Gute auf der andern Seite der Stepenitz 
gegenüber liegenden Orte Neüendorf, auf deſſen Feldmark auch die der Kirche ge⸗ 
hörigen Ländereien belegen ſind. In den Vermögenstabellen heißt es zwar: Die 
Lage, Gränzen und Größe derſelben feien nicht mehr nachweisbar, was indeſſen 
die Größe anbelangt, fo iſt ſelbige weiter oben, S. 243, nach der Präſtations⸗ 
tabelle des Amtes Naugard angegeben zu 14.16 Acker, 5.0 Wieſen und 4.70 Wur⸗ 
then, Summa 23 Mg. 86 Ruth. Der a. a. O. bemerkte Pachtvertrag für die 
Periode 1835—1847 iſt vor Ablauf derſelben aufgelöſt und an die Stelle der 
Zeitverpachtung ein Erbpachtverhältniß getreten. Erbpächter der gedachten Kirchen⸗ 
ländereien iſt der Patron, Rittergutsbeſitzer Maaß, zugleich Beſitzer des Gutes 
Neüendorf, laut Contracts vom 1. Mai 1840, beſtätigt von der Königl. Regierung 
unterm 25. Mai 1840. Der Canon beträgt 8 Sch. 10 Mtz. Roggen, in Gelde 
abzuführen nach dem Martini⸗Marktpreiſe jedes Jahres der Stadt Golnow. Die 
Koſten des Neübaus und der Unterhaltung von Kirche nebſt Thurm und des 
Küſterſchulhauſes trägt Korkenhagen zur Hälfte und Neüendorf zur Hälfte. Bei 
den Pfarrbauten in Schönhagen concurriren Schönhagen, Korkenhagen, Neüendorf, 
ein jedes zu /. Zinsbares Kapitalvermögen beſitzt die Kirche nicht. Mit Einſchluß 
eines Beſtandes von Thlr. 22. 17. 2 Pf., betrug im Jahre 1867 die Einnahme 
der Kirche Thlr. 51. 5. 6 Pf. und die Ausgabe Thlr. 15. 29. 11 Pf., folglich 
blieben Thlr. 35. 5. 7 Pf. in Beſtand. Noch iſt bei der Einnahme zu bemerken, 
daß dazu ein beſtändiger Poſten von 1 Thlr. gehört, beſtehend in Grundgeld für ein 
auf Pfarrgrund erbautes Haus. Der Prediger bezieht aus der Korkenhagenſchen 
Kirchenkaſſe nur Thlr. 1. 27. 6 Pf. für Rechnungsführung c., der Superintendent 
15 Sgr. für Schreibmaterialien; der Küſter bekommt 10 Sgr. fürs Currendetragen, 
Kirchenbuchs⸗Duplikat, Todtenliſten⸗Führung. 


33. Matzdorf mit dem Dolgenkrug und den zweiſ. g. Dolgenkaten. Patron: 
Erblandmarſchall v. Flemming auf Baſentin. Die Kirche iſt im Jahre 1867 neü 
gebaut, das Küſterhaus gut im Stande. Kapital beſitzt die Kirche nicht, dagegen 
an Grundſtücken 7 Mg. 52 Ruth., und zwar an Ackerland 6 Mg. 120 Ruth., be⸗ 
legen der Länge nach von der herrſchaftlichen Wurth hinter dem Ackerhofe bis zu 
einer in den See Pogrim fließenden Quelle, der Breite nach zwiſchen dem Neüen⸗ 
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dorfſchen Wege und dem See Pogrim; an Wieſenwachs 0 Mg. 112 Ruth., der 
Länge nach von den Dorfgärten bis an den Bach, der Breite nach zwiſchen der 
Mühlentriſſt und den herrſchaftlichen Wieſen, Ertrag 1 Fuder Heü. Die Grund⸗ 
ſtücke ſind mittelſt Vertrages vom 18. Februar 1840, beſtätigt von der Königl. 
Regierung unterm 1. December 1858, an das Rittergut Matzdorf für einen jähr⸗ 
lichen Pachtzins von Thlr. 10. 7. 6 Pf. verpachtet. Die hieſige Kirchenkaſſe 
participirt an der Hälfte der Miethe für das Predigerwittwenhaus am Pfarrorte. 
Iſt eine Wittwe vorhanden, ſo bezieht ſie auch aus den Kirchenkaſſen zu Korken⸗ 
hagen und Matzdorf je 3 Sch. Roggen, nach dem Martini⸗Marktpreiſe der Stadt 
Golnow in Gelde vergütigt. Korkenhagen gibt ihr auch 3 Thlr. Miethsbeitrag, 
weil von dieſer Kirche zur Erhaltung des Wittwenhauſes in Schönhagen nichts 
beigetragen wird. Im Jahre 1867 betrug die Einnahme der Matzdorfer Kirchen⸗ 
kaſſe, incl. eines Beſtandes von Thlr. 19. 11. 6 Pf. aus dem Vorjahre Thlr. 
44. 12. 1 Pf., und die Ausgabe Thlr. 27. 18. 9 Pf., daher Beſtand Thlr. 16. 
23. 4 Pf. Unter den Ausgaben ſteht auch hier der Superintendent mit 15 Sgr. 
zu Schreibmaterialien; und unter dem Tit. ad Extraordinaria: Thlr. 2. 20 Sgr. 
für ein Taufbecken und Thlr 3. 20 Sgr. für Abnahme des Kirchenbaus durch den 
Kreisbaumeiſter. 


34. Speck mit Immenthal, Birkenwerder und Pipersfeld. Patron: Ritter⸗ 
gutsbeſitzer W. Flügge daſelbſt. Die Kirche iſt in baulichem Stande; das Pfarr⸗ 
haus dagegen macht durch urſprünglich ſchlechten Bau fortwährend Reparaturen 
nöthig. Das Küſterſchulhaus iſt in gutem Stande; ein Wittwenhaus fehlt; auch 
bei keiner der 4 Tochterkirchen der Speckſchen Mater iſt ein ſolches vorhanden. 
Die Predigerwittwe empfängt von der Mutterkirche und von jeder der drei Tochter⸗ 
kirchen Burow, Großenhagen und Jakobsdorf 3 Thlr. Miethsentſchädigung und 
für 3 Sch. Roggen die Geldquote nach dem Golnowſchen Martini-Marktpreiſe, 
welcher im Jahre 1867 pro Sch. 3 Thlr. betrug. Die in dem genannten Jahre 
vorhandene Wittwe bezog mithin aus den 4 Kirchenkaſſen 48 Thlr. und aus der 
Synodal⸗Wittwenkaſſe erhob ſie 32 Thlr. und die Speckſche Kirchenkaſſe zahlte ihr 
auf eine alte Forderung 10 Thlr., ſo daß ihr Einkommen von kirchlicher Seite 
90 Thlr. ausmachte. Die Speckſche Kirche hat kein Kapitalvermögen, wol aber 
hat ſie ſeit einer Reibe von Jahren bei ihrem Patron Schulden gemacht, welcher 
ihr in verſchiedenen Poſten bis zum Jahre 1867 Thlr. 376. 2. 7 Pf. vorgeſchoſſen 
hat. Bei Abnahme der Kirchenrechnung pro 1867 vollzieht der Patron die Ab⸗ 
nahme unterm 15. Juli 1868 mit dem Bemerken, daß er, außer den vorbezeichneten 
Vorſchüſſen die noch nicht aufgerechneten Vorſchüſſe für den Thurmbau ſich vor⸗ 
behalten wolle. Der Kirchenacker von 22 Mg. 49 Ruth. Areal iſt an das Rittergut 
Speck vererbpachtet. Der Contract datirt vom 29. März 1819, iſt beſtätigt unterm 
3. Auguſt 1819 und der ſtipulirte Pachtzins von 10 Thlr. unterm 7. Mai 1835 
im Hypothekenbuche eingetragen. Außer dieſer Pacht und dem gewöhnlichen Ein⸗ 
kommen an Klingbeütelgeld, Arnteopfer und Grab- und Gelaütegeld hat die Kirche 
weiter keine Einnahmequellen. Mit Einſchluß von Thlr. 13. 18. 10 Pf. Überſchuß 
aus voriger Jahresrechnung betrug im Jahre 1867 die Einnahme Thlr. 38. 11. 
8 Pf., die Ausgabe dagegen Thlr. 39. 17 Sgr., fo daß ein Deficit von Thlr. 1. 
5. 4 Pf. obwaltete, welches vom Kirchen vorſteher durch vorlaüfigen Vorſchuß gedeckt 
worden iſt. Der vorerwähnte Thurmban iſt 1864 vorgenommen, und hat incl. Aus⸗ 
beſſerung des Kirchendachs und des Kirchhofsthors Thlr. 87. 5 Sgr. gekoſtet. 
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35. Burow mit Burower Mühle und Stahlbruch. (*) Patrone: Erbland⸗ 
marſchall v. Flemming auf Baſentin und Rittergutsbeſitzer Lieutenant Curt v. Peters⸗ 
dorf auf Großenhagen. Kirchen⸗ und Küſtergebaüde befinden ſich in baulichem 
Zuſtande. Kein Kapitalvermögen, dagegen eine Schuld, welche bei der Prediger⸗ 
wittwe Machmehl contrahirt worden iſt und im Jahre 1867 noch 20 Thlr. betragen 
hat, nachdem in demſelben Jahre 10 Thlr. abgetragen worden find. Die Kirche 
beſitzt o Mg. 68 Ruth. in der Dorflage, 32.179 Feldacker, 7.69 hohe Hütung, 
14.80 wüſtes Land, 4.72 Wieſe, zuſammen 59 Mg. 108 Ruth. Die Ländereien 
ſind laut Contracts vom 7. Februar 1852, beſtätigt den 27. Februar 1852, an den 
Schulzen Struck zu Burow für eine jährliche Pacht von 26 Thlr., incl. 1 Thlr. 
Grundgeld, auf 24 Jahre bis Michaelis 1875 verpachtet. Im Jahre 1867 hatte 
die Kirchenkaſſe, incl. eines Beſtandes von Thlr. 4. 12. 8 Pf. und eines Patronats⸗ 
Vorſchuſſes von Thlr. 2. 15. 1 Pf. zu vereinnahmen Thlr. 36. 13. 6 Pf. und 
eben ſo viel zu verausgaben. 


Seit dem Jahre 1813 ſind mit der Parochie Speck vereinigt die Mater 
Großenhagen nebſt deren Filialen Jakobsdorf und Lütkenhagen. Die Verordnung 
vom 17. October 1813 hat hinſichtlich dieſer Auflöſung bezw. Einverleibung Fol⸗ 
gendes beſtimmt: Beſitzer des Gutes Speck behält das Jus patronatus, die Patrone 
der Filialkirche haben nur votum negativum. Abwechſelnd predigt Pfarrer einen 
Sonntag in Speck und Burow, den andern in Jakobsdorf, Großenhagen und 
Lütkenhagen. Wenn der Kirchenbau in Großenhagen oder Lütkenhagen beendigt 
iſt, und dann nur vier Kirchen bleiben, predigt Pfarrer an den Sonntagen von 
Oſtern bis Michaelis abwechſelnd in zwei Kirchen. Der Küſter in Burow bleibt blos 
Küſter in Burow, der zu Jakobsdorf wird Küſter und Schullehrer zugleich, der zu 
Lütkenhagen bleibt Schullehrer. (Jetzt, 1867, iſt ſowol in Großen⸗, als in Lütken⸗ 
hagen ein Kirchengebaüde, es ſind alſo im Pfarrſprengel Speck 5 Kirchen, und 
jede Kirche hat ihren Küſter, der zugleich Schullehrer iſt.) Das Pfarrhaus zu Speck 
bauet und unterhält Patron und die Gemeinde daſelbſt zu einem, Patron und 
Gemeinde Jakobsdorf zum andern, Patron und die vereinigten Gemeinden in 
Großen⸗ und in Lütkenhagen zum dritten Theil. Die Patrone geben Holz 
Steine und Kalk; Dachſtöfe und Arbeitslohn werden aus den Kirchenkaſſen nach 
eben dieſem Verhältniſſe bezahlt. Die Hand⸗ und Geſpanndienſte leiſten die Ge⸗ 
meinden in eben der Art, die Geſpanndienſte nach Verhältniß des Geſpanns. Von 
den beiden Stallgebaüden auf dem Pfarrhofe unterhält Speck das eine und Burow 
das andere, von denen aber letzteres künftig wegfällt. Die Pfarrſcheüne baut und 
unterhält Burow allein. Das Pfarrhaus zu Großenhagen wird interimiſtiſch 
Wittwenſitz. (Jetzt iſt die Hoflage im erbpachtlichen Beſitz des Ritterguts 
Großenhagen.) 


36. Großen hagen. Patron: Rittergutsbeſitzer Lieutenant Curt v. Peters⸗ 
dorf, daſelbſt. Das Kirchengebaüde iſt im guten Stande, das Küſterſchulhaus zwar 
noch neü, aber von Schwamm angegriffen. Der Kirchthurm bedurfte im Jahre 
1867 einer weſentlichen Ausbeſſerung, wofür Thlr. 110. 20 Sgr. verausgabt werden 


() Stahlbruch kommt als Ortsname nur in den Schultabellen vor. So heißt eine 
der vielen Ausbauten, welche in Folge der Separation bei Burow entſtanden ſind. Eine 
Anzeige von dieſer Namengebung ift bei der Königl Regierung nicht erfolgt. 
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mußten. Die Kirche beſitzt 50 Thlr., welche laut Schuldverſchreibung vom 2. Januar 
1860, der Kirche zu Lütkenhagen gegen 5 Pret. Zinſen dargeliehen find; fie hat 
aber auch 45 Thlr. Schulden an den Orgelbaumeiſter Grüneberg in Stettin zu 
zahlen, als Reſtforderung für die von demſelben in der Großenhagenſchen Kirche 
erbauten Orgel. Die ehemaligen Kirchenländereien und die ehemalige Pfarrwurth 
nebſt Hoflage ſind, erſtere durch Contract vom 31. März und 27. Juli 1835, be⸗ 
ſtätigt von der Königl. Regierung am 6. Auguſt 1835, im Hypothekenbuche den 
26. Juli 1844, letztere mittelſt Contracts vom 17. Februar 1823, beſtätigt den 27. 
November 1828 und eingetragen am 30. März 1830 zu Erbpachtrechten in den 
Beſitz des Gutes Großenhagen übergegangen. Nach dem Regulirungs⸗Receß vom 
28. October 1828 enthalten die Grundſtücke 52 Mg. 10 Ruth. an Ackerland und 
21 Mg. 129 Ruth. an Hütung, welche jährlich 48 ¼ Sch. Roggen Pacht entrichten, 
jedesmal zu Martini nach dem vorjährigen Stettiner Martini-Marktpreife zu be⸗ 
zahlen; und 0 Mg. 130 Ruth. in der Dorflage, wofür jährlich 4 Sch. Roggen nach 
dem Stargarder Martini⸗Marktpreiſe an Pacht entrichtet werden. Um die im 
Jahre 1867 vorgekommenen Ausgaben beſtreiten zu können, ſah ſich der Patron 
genöthigt, der Kirchenkaſſe Thlr. 38. 22. 7 Pf. vorzuſchießen. Mit dieſem Vorſchuſſe 
und einem Beſtande aus dem Vorjahre betrug die Einnahme Thlr. 188. 18 
2 Pf., die auch vollſtändig verausgabt wurde, wobei die oben erwähnte Thurm⸗ 
reparatur der bedeütendſte Poſten geweſen iſt. Der Pfarrer empfängt aus dieſer 
Kircheukaſſe Thlr. 2. 20 Sgr., der Küͤſter und Organiſt Thlr. 15. 5 Sgr., der 
Balgentreter 5 Thlr., der Superintendent 20 Sgr. Schreibgeld. 

37. Jakobsdorf. Patron: Rittergutsbeſitzer Julius v. Petersdorf, daſelbſt. 
Das Kircheugebaüde iſt in gutem Stande und das Küſterſchulhaus im Jahre 1863 
neü gebaut; der Zaun um das Gehöft wurde 1867 errichtet, was einen Koſten⸗ 
aufwand von Thlr. 45. 24. 9 Pf. verurſacht hat. Die Kirchenkaſſe iſt im Jahre 
1867 im Stande geweſen, den Grund zu legen zu einem Kapitalvermögen, indem 
Thlr. 197. 10. 8 Pf. erſpart wurden, wofür drei Pommerſche Pfandbriefe zum 
Nominalwerthe von 225 Thlr. augekauft worden ſind. Dieſe ſind den 5. December 
1867 außer Cours geſetzt. Die Kirchenländereien umfaſſen 36.116 Acker, 22.126 
Hütung, 4.128 Wieſe und 1.0 Unland, zuſammen 65 Mg. 10 Ruth. Sie liegen 
im Zuſammenhange in Einer Fläche zwiſchen dem Gutsacker und dem Bauernfelde, 
und ſind mittelſt Vertrages vom 8. Auguſt 1844, von der Königl. Regierung be⸗ 
ſtätigt unterm 2. Januar 1845, au die Gutsherrſchaft auf 24 Jahre bis Michaelis 
1868 gegen eine jährliche Pacht von 66 Sch. Roggen verpachtet. Dieſe Pacht 
wird in Gelde abgeführt und zwar nach dem vorjährigen Stettiner Martini⸗Markt⸗ 
preiſe. Mit Einſchluß eines Beſtandes von Thlr. 226. 23. 11 Pf. aus dem Vor⸗ 
jahre belief ſich die Einnahme im Jahre 1867 auf Thlr. 385. 12. 5 Pf., die Aus⸗ 
gabe dagegen auf Thlr. 355. 17. 2 Pf., ſo daß ein Beſtand von Thlr. 19. 25. 
3 Pf. in die folgende Jahresrechnung zu übertragen geweſen iſt. Unter den 
Ausgaben nimmt die Herſtellung eines Zaunes um das Küſtergehöfte, fo wie 
der Ankauf der Werthpapiere die beträchtlichſten Poſten ein. Demnächſt wurde dem 
Patron eine Caution von 77 Thlr. zurückgezahlt. Der Pfarrer empfängt aus 
dieſer Kirchenkaſſe 2½ Thlr. baar und den Werth von 1 Sch. Roggen; der Super⸗ 
intendent 20 Sgr. Schreibgeld. Für ein Schultagebuch hat die Kirchenkaſſe im 
Jahre 1867 Thlr. 2. 5 Sgr. verausgabt. Im Jahre 1864 ſchaffte die Kirche einen 
ſilbernen Altarkelch an, wofür incl. Porto Thlr. 25. 5 Sgr. gezahlt wurden. Auch 
wurden für 4½ Thlr. Altar- und Kronleüchterlichte angeſchafft. 
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38. Lütken hagen. Patron: Rittergutsbeſitzer Lieutenant Curt v. Petersdorf 
auf Großenhagen. Die Kirche iſt neü gebaut; die Kirchenkaſſe hat zu dieſem Bau 
im Jahre 1867 einen Beitrag von 6 Thlr. gegeben. Von einem Küſterhauſe iſt in 
den Vermögenstabellen nicht die Rede, das Schulhaus vertritt die Stelle deſſelben. 
Kapitalien ſind nicht vorhanden. Bei der Kirche zu Großenhagen ſind 50 Thlr. 
gegen 5 Pret. Zinſen angeliehen, laut Genehmigungs⸗ Verfügung vom 11. Mai 
1858. Die Kirchenländereien betragen nach dem Regulirungs⸗Receß vom 29. Ja⸗ 
nuar 1821 an Ackerland 5 Mg. 69 Ruth,, wozu noch eine Wieſe kommt, deren 
Größe nicht angegeben iſt. Dieſe Grundſtücke ſind mittelſt Vertrags vom 27. 
Juli 1835, von der Königl. Regierung beſtätigt unterm 8. Auguſt 1835, der Guts⸗ 
herrſchaft zu Erbpachtrechten überlaſſen worden, gegen Entrichtung von jqährlich 
4½ Sch. Roggen, nach dem Martinipreiſe von Stettin des vorhergehenden Jahres 
zu Martini in Gelde abzuführen, ins Hypothekenbuch eingetragen den 26. Juli 1844. 
Außer dieſer Pacht, dem Grabgelde und wenigen Groſchen im Klingelbeütel hat 
die Kirchenkaſſe weiter keine Einnahme, die im Jahre 1867 Thlr. 16. 11. 7 Pf. 
betrug, mit Einſchluß von Thlr. 5. 22. 9 Pf. Beſtand aus dem Vorjahre; Ausgabe 
Thlr. 14. 2 Sgr., daher ein Überſchuß von Thlr. 2. 9. 7 Pf. in der Jahresrechnung 
pro 1868 zur Einnahme zu ſtellen. 


(Aus den Kirchenrechnungen vom Jahre 1750 iſt, hinſichtlich der Parochie 
Speck, Folgendes anzuführen: — Patrone der Kirche zu Speck: Amtmann Müller 
und Lieutenant v. Petersdorf auf Jakobsdorf. Die Kirche hatte keine Kapitalien 
und war dem Amtmann Müller noch 10 Thlr. ſchuldig, weil die Kirchenmittel durch 
Ausgrabung des Pfarrbrunnens ganz erſchöpft. Die Kirche beſaß in 2 Feldern 
einen ſandigen Kamp à 3 Scheffel, ſo aber nur alle 6 Jahr beſäet werden konnte, 
ſonſt auch noch etwas gutes Land, fo ausgethan plus licitandi & 1 Thlr. — 
Patrone der Filia Burow: Der Erblandmarſchall v. Flemming in Matzdorf und 
der Oberamtmann Breetz in Großenhagen. Auch dieſe Kirche hatte in 2 Feldern 
einen Kamp, nur alle 6 Jahre zu beſäen, ſonſt noch eine Wurth und Wieſe, welche 
plus licitandi ausgethan ſo jährlich 3 Thlr. 8 Gr. trägt. — Prediger in Speck 
und Burow war F. M. Schütz. — Großen hagen, oder Grotenhagen, wie man 
damals plattdeütſch ſchrieb, war Mater, und der Oberamtmann Breetz, Beſitzer des 
Gutes, ihr Patron. Die Kirche beſaß 25 Thlr. 23 Gr. 4 Pf., welche in 4 Poſten 
an kleine Leüte ausgethan waren, aber höchſt unſicher ſtanden und wegen großer 
Armuth der Schuldner nicht beigetrieben werden konnten, Obligationen waren dar⸗ 
über nicht ausgefertigt. An baarem Gelde lagen in der Kirchenlade 14 Thlr. 
21 Gr. 8 Pf. An Land beſaß die Kirche / Hufen, wovon einen Theil Patron 
in Kultur hatte und dafür jährlich 8 Thlr. gab, das übrige wurde von den Bauern 
beackert und das Korn verkauft. Dem Prediger gebührte jährlich 1 Thlr. zu Holz, 
für die Kirchenregiſter zu halten 8 Gr. und den Kirchenvorſtehern 4 Gr. Ebenſo 
verhielt es ſich mit dieſen Ausgaben bei den Filialkirchen Jakobsdorf und Lütken⸗ 
hagen. — Patron von Jakobs dorf: Lieutenant v. Petersdorf. In der Lade 
dieſer Kirche lagen 28. Thlr. 21 Gr. baar, die im Frühjahr 1751 zur Reparatur 
des Kirchendachs angewandt werden ſollten. Eine Hufe Land und ein kleines 
Endchen, jo ein Jahr ums andere beſäet wird. — Lütkenhagen. Patron: 
Die Erben von Petersdorf, Curator: Hr. v. Holtzendorf. In der Kirchenlade be⸗ 
finden ſich baar 17 Thlr. 3 Gr. 3 Pf. Ausgeliehen ſind in 2 Poſten 16 Thlr., 
davon heißt es: „Welches ſehr unſicher ſteht, und was nicht mit Gewalt wird 

106* 


844 Der Naugarder Kreis. 


beigetrieben werden, man beſorgen muß, daß es ganz verloren geht.“ An Acker 
beſaß die Kirche 4 Sch. Ausſaat, und ein Wieſenſtück, welches 1 Bund Heü gab. 
Beide Grundſtücke trugen jährlich 4 Thlr. 20 Gr. ein. Prediger der Parochie 
Großenhagen war Joachim Pauli.) 


Vermögens: Tabelle der Prediger⸗Wittwen⸗Kaſſe der Synode 
Golnow für das Jahr 1867. 


Das Vermögen der Kaffe beträgt 5200 Thlr. und beſteht aus 19 Pommerſchen 
Pfandbriefen, 10 Staatsanleiheſcheinen verſchiedener Jahrgänge zu 4½, einer 
davon zu 5 Pret. Zinſen, dieſe Werthpapiere ſämmtlich nach dem Nominalwerthe, 
und 4 Privat⸗Obligationen im Geſammtbetrage von 1300 Thlr. zu 4½ Prct. 
Zinſen; für 3 dieſer Darlehne find Haüſer o. p. in der Stadt Golnow, und für 1 
eine Coloniſtenſtelle in Hackenwald zum Pfand geſtellt. 


Die Einnahme ſtellte ſich jo: Tit. I. Beſtand aus der Rechnung vom vorigen 
Jahre Thlr. 9. 29. 9 Pf. Tit. II. Zinſen von den ausſtehenden Kapitalien Thlr. 
206. 10. 6 Pf. Tit. III. An jährlichen Beiträgen der 14 Synodalen à 2 Thlr., 
an Beitrag der Kirche zu Wangeritz 1 Thlr., ſowie Antrittsgeld von 1 Pfarrer 
à 2 Thlr., zufammen 31 Thlr. Tit. IV. An Collectengeldern bei den drei hohen 
Kirchenfeſten: Oſtern Thlr. 9. 1. 6 Pf., Pfingſten Thlr. 9. 26. 2 Pf, Weihnachten 
Thlr. 8. 2. 9 Pf., zuſammen Thlr. 27. — 5 Pf. Tit. V. An zurückgezahlten Kapi⸗ 
talien, die am 30. April und 24. Juni 1867 eingegangen ſind mit 400 Thlr. 
Summa der Einnahme 2a. nnn Thlr. 674. 10. 8 Pf. 

Ausgabe. Tit. I. An Wittwengehalt und Unterſtützungen. 1865 betrug die 
Einnahme an Zinſen Thlr. 206. 19 Sgr., an Beiträgen 29 Thlr., an Collecten 
Thlr. 24. 13. 9 Pf., im Ganzen Thlr. 260. 2. 9 Pf.; davon beträgt der Ste Theil 
Thlr. 32. 15. 4 Pf., wonach in runder Summe 32 Thlr. als Wittwenquote pro 
1867 feſtgeſetzt worden iſt. Es haben erhalten: 1 Superintendenten⸗Wittwe (Milarch, 
in Treptow a. d. T.) und 5 Prediger-Wittwen à 32 Thlr., To wie 3 Prediger- 
töchter à 10 Thlr., zuſammen 222 Thlr. Tit. II. Dem Rendanten zur Beſtreitung 
der baaren Auslagen für Schreibmaterialien, Unterbringung der Kapitalien und 
Erhebung der Zinſen 2 Thlr. Tit. III. An ausgeliehenen Kapitalien: Für den 
Ankauf von 3 Staatsanleiheſcheinen de 1854 und 1864 über 400 Thlr. Nominal⸗ 
werth Thlr. 398. 20. 9 Pf. Summa der Ausgabe .. Thlr. 622. 20. 9 Pf. 

Einnahme und Ausgabe verglichen geben Beſtand . 751. 19, DE 

Rendant der Kaſſe: Prediger Brauſer zu Maſſow; Curatoren derſelben: 
Prediger Strecker zu Pagenkopf und Diaconus Hilliger, als Pfarrer zu Freiheide, 
Superintendent Roeber zu Golnow. 


Vergleichende Überſicht vom Zuſtande der Kaffe ſeit 1863. 


Jahr. Kapital. Einnahme.] Ausgabe. Beſtand. Unterſtützung. 
1863. Thlr. 4950. | 482. 26. 5 | 443. 20. 6 39. 5. 11188. 10 für 8 Werl. 
1864. 5130. 337. 22. 10 | 321. 15. — | 16. 7. 10] 200. 15 „ 8 „ 
1865 5130. | 775. 17. 6732. 13. — [ 43. 4. 6222. — „ 8 u 
1866. 5200. | 335. 7. 3325. 7. 6 9. 29. 9 222. — „ 8 „, 
1867. 5200. 674. 10. 8 J 622. 20. 9 51. 19. 11 1 222. — „ 8 „ 


Die Errichtung der Wohlthätigkeits⸗Anſtalten, welche unter dem Namen der 
Synodal⸗Wittwen⸗Kaſſen bekannt ſind, gehört der erſten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
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an. Die Kaffe der Golnowſchen Synode — nach derer damaligen Umfange, ohne 
die Maſſowſchen Kirchen — hatte im Jahre 1750 erſt 169 Thlr. im Vermögen, 
wovon 4 Poſten an Golnowſche Bürger gegen Verpfändung von Grundſtücken 
ausgeliehen waren. Die älteſte Obligation über 66¼ Thlr. datirte vom 4 Auguſt 
1744. Einen fünften Poſten, im Betrage von 33 Thlr., hatte der Prediger 
Splittgärber zu Buddendorf am 27. October 1749 angeliehen, und zwei Goldſtücke, 
muthmaßlich Denkmünzen, 13 Dukaten an Werth, ftatt der Obligation, in den 
Dokumentenkaſten gelegt. Des verſtorbenen Predigers Zumacher zu Speck nach⸗ 
gelaſſene Wittwe und Waiſen erhielten aus der Kaſſe 6 Thlr. an jährlicher Unter⸗ 
ſtützung. Als die Synode Maſſow aufgelöſt wurde, beſaß deren Wittwenkaſſe an 
Kapitalien und Dokumenten 650 Thlr. und an baarem Beſtande 46 Thlr. 2 Gr. 
zuſammen 696 Thlr. 2 Gr., zufolge Übergabe-Protokolls vom 28. Januar 1817, wovon 
jedoch der Ste Theil an die Stargardſche Synodal Wittwen⸗Kaſſe abgeliefert wurde, 
weil einer von den 8 Predigern der Maſſower Synode in die Stargardſche überging. 


Die Land⸗Schulen der Synode Golnow. 
Zuſtand im Jahre 1865. 


1. Pa rochie Barfußdorf. 

1. Barfußdorf. Seelenzahl 508. Der Lehrer iſt zugleich Küſter, hat aber 
keine Nebenbeſchäftigung. Er ſtammt aus der alten Schule, die unter Graßmann's 
Leitung florirte. Sein Gejammt - Einkommen, incl. Wohnung, doch ercl. des 
Feüerungsbedarfs für die Schulſtube, iſt zu 230 Thlr. veranſchlagt. Frequenz der 
Schule: 53 Knaben, 51 Mädchen, 104 Kinder. Die Schulkaſſe hat einen Beſtand 
von Thlr. 13. 21 Sgr. 

2. Goln owshagen. 396 Seelen. Der Lehrer, hier ohne Nebenamt, treibt 
Bienenzucht und hat ein Einkommen von 140 Thlr. Frequenz: 31 Knaben, 33 
Mädchen, 64 Kinder. Es iſt hier keine Schulkaſſe. 

3. Marsdorf mit der Stiftsförſterei Marienwald. 369 Seelen. Der Lehrer, 
zugleich Küſter, treibt etwas Baum- und Obſtzucht. Sein Einkommen veranſchlagt 
zu 140 Thlr. Frequenz: 27 Knaben, 26 Mädchen = 53 Kinder. Keine Schulkaſſe. 

4. Mönchendorf mit Hölkenhorſt. 412 Seelen Der Küſterlehrer treibt 
Ackerbau und Viehzucht. Einkommen 156 Thlr. Frequenz: 48 Knaben, 35 Mädchen 
— 83 Kinder. Keine Schulkaſſe. 

Parochie Barfußdorf enthält 1558 Seelen. Frequenz der Schulen: 159 Kna⸗ 
ben, 151 Mädchen = 310 Kinder. Mit Ausnahme von Golnowshagen, wo es 
keine Kirche gibt, ſind die Lehrer auch Küſter. Alle vier haben ihre Bildung vor 
der Regulativen Zeit erworben. Mit dem Turnen der Knaben iſt in allen 4 Schulen 
ein ſchwacher Anfang gemacht. Unterricht in weiblichen Handarbeiten wird nicht 
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ertheilt. Collator der Schulen in Barfußdorf, Golnowshagen und Mönchendorf: 
Der Magiſtrat zu Golnow; der Schule in Marsdorf: Das Curatorium des 
Marienſtifts. 


2. Parochie Buddendorf des Diaconats Goln ow. 


5. Buddendorf. 175 Seelen. Lehrer zugleich Küſter. Sein Einkommen 
iſt zu 92½ Thlr. veranſchlagt. Frequenz: 15 Knaben, 15 Mädchen — 30 Kinder. 
Die Schulkaſſe hatte 1866 einen Beſtand von Thlr. 2. 24. 8 Pf. 

6. Pudenzig mit Birkhorſt. 200 Seelen. Lehrer zugleich Küſter. Ein⸗ 
kommen 122¼ Thlr. Frequenz: 23 Knaben, 19 Mädchen — 42 Kinder. Bei der 
Schulkaſſe heben ſich Einnahme und Ausgabe auf. Es handelt ſich bei dieſer Kaſſe 
nur um wenige Groſchen. 


Parochie Buddendorf hat 375 Einwohner. Frequenz der Schulen: 38 Knaben, 
34 Mädchen = 72 Kinder. Die Küſterlehrer haben keine Nebenbeſchäftigung. 
Beider Bildung gehört der Vor⸗Regulativ⸗Zeit an. Es wird weder geturnt noch 
in weiblichen Handarbeiten Unterricht ertheilt. Collator beider Schulen: Ritter⸗ 
gutsbeſitzer v. Petersdorf auf Buddendorf. 


3. Parochie Eliſenau. 
Abzweig von der Parochie Lübzin. 


7. Rörchen mit Eliſenau und Friedrichwilhelmsthal. Zahl der Seelen 1035 
in 172 Familien: 97 baüerliche Wirthe, 28 Handwerker und Händler, 47 Einlieger. 
Collatoren: Rittergutsbeſitzer v. Borgſtede auf Rörchen und die Schulgemeinde. 
Die Schule beſteht aus zwei Klaſſen in zwei verſchiedenen Schulhaüſern. 


a) Er ſte Schule, deren Haus, in baulichem Zuſtande, 500 Schritt von der 
Predigerwohnung in Eliſenau entfernt iſt. Frequenz: 49 Knaben, 62 Mädchen = 
111 Kinder, davon 52 aus Friedrichwilhelmsthal, 41 aus Elifenau, 18 aus Rör- 
chen; in zwei Abtheilungen, die erſte mit 65, die zweite mit 46 Kindern. Zu dieſer 
Stelle gehören an Grundſtücken 9 Mg. 161 Ruth. nämlich 0.11 Garten, 1.0 Acker, 
2.60 Wieſen, 6.90 Hütung. Der Lehrer dieſer Schule verſieht bei dem Privat⸗ 
Bethauſe oder der Kapelle zu Rörchen einzelne Functionen des Küſterdienſtes. 
1870 iſt ſein Geſammt⸗Einkommen auf Thlr. 177. 28. 3 Pf. veranſchlagt. Der 
Lehrer iſt aus der alten Schule. 

b) Zweite Schule; das Haus iſt 700 Schritt von Eliſenau entfernt und 
befindet ſich in leidlichem Stande. Frequenz: 55 Knaben, 53 Mädchen = 108 
Kinder, davon 49 aus Friedrichwilhelmsthal, 41 aus Eliſenau, 18 aus Rörchen; 
in zwei Abtheilungen, die erſte mit 25, die zweite mit 83 Kindern. Zu dieſer 
Schulſtelle gehören 0.3 Gartenland, 1.0 Ackerland, 2.60 Wieſenwachs, 6.90 Weide, 
zuſammen 9 Mg. 153 Ruth. Das Geſammt⸗Einkommen dieſer zweiten Schulſtelle 
iſt 1870 veranſchlagt zu Thlr. 137. 25. 6 Pf. Der Küſter iſt ein regulirter Schüler 
des Seminars zu Kamin. 

Frequenz beider Schulen: 104 Knaben, 115 Mädchen = 219 Kinder. 

Die vereinigte Schulkaſſe hatte 1865 ein Kapitalvermögen von Thlr. 49. 19. 
6 Pf., beſtehend in einem Guthabenbuche der Stettiner Sparkaſſe und Thlr. 50. 
27 Sgr. Beſtand, der noch nicht zinsbar angelegt war. 
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8. Groß⸗Chriſtinenberg mit der Oberförſterei Pütt und der Förſterei 
Hornskrug. 444 Seelen. Der Lehrer iſt zugleich Küſter bei der hieſigen Kapelle, 
ein Zögling des Bunzlauer Seminars aus der Vor-Regulativ-Zeit. Einkommen 
180 Thlr. Frequenz: 50 Knaben, 41 Mädchen = 91 Kinder. 


9. Klein⸗Chriſtinenberg mit dem Püttkrug. 248 Seelen. Der Lehrer 
hat kein Nebenamt, er beſchäftigt ſich mit Obſtbaumzucht. Einkommen 143 Thlr. 
Frequenz: 22 Knaben, 21 Mädchen = 43 Kinder. Ob hier und in Gr.-Chriftinen- 
berg Schulkaſſen beſtehen, iſt dieſſeits nicht bekannt. 

10. Klein⸗Sophienthal mit Groß⸗Sophienthal. 222 Seelen. Der Lehrer 
iſt Küſter bei der hieſigen Kapelle, ſein Einkommen 142 Thlr. Frequenz: 20 Knaben, 
18 Mädchen = 38 Kinder. Der Lehrer treibt Bienenzucht. Das Küſterei- und 
Schulgebaüde wurde 1844 mit einem Koſtenaufwande von Thlr. 212. 11. 3 Pf. 
wieder in wohnlichen Zuſtand verſetzt, wozu Patron ½, die Eingepfarrten bezw. 
die Schulgemeinde ½ beizutragen hat. Die Kapelle hat gar kein Vermögen, ihre 
Kaſſe gewöhnlich nur ein Paar Groſchen Überſchuß und einige Thaler Beſtand. 
Eine Schulkaſſe iſt zwar vorhanden, hat aber nur 1 Thlr. alljqährlich von der Schul⸗ 
gemeinde. Collator von 8— 10: Die Königl. Regierung. 


11. Blankenfeld⸗Carlshof. Nach Angabe der Schultabellen befindet 
ſich die Schule in Blankenfeld. Die ſtatiſtiſche Tabelle dagegen ſetzt ſie nach Carls⸗ 
hof. Collator: Rittergutsbeſitzer Curt v. Petersdorf, auf Buddendorf, als Beſitzer 
von Carlshof. 615 Seelen. Vom Lehrer heißt es in den Schultabellen, daß er 
auch Küſter ſei, was vorausſetzt, daß in B. oder in C. eine Kapelle oder ein Bet⸗ 
haus beſtehe, von dem dieſſeits nähere Nachrichten nicht bekannt ſind. Des Lehrers 
Einkommen beträgt 212 Thlr., er beſchäftigt ſich mit Obſtbaumzucht. Frequenz: 
64 Knaben, 66 Mädchen — 130 Kinder. 


Parochie Eliſenau enthält 2564 Seelen. Frequenz der Schulen: 285 Knaben, 
257 Mädchen = 542 Kinder. In keiner Schule wird geturnt, in keiner Unterricht 
in weiblichen Handarbeiten ertheilt. 


4. Parochie Freiheide des Diaconats Maſſow. 


12. Freiheide. Collator: Die baüerliche Gemeinde. 367 Seelen. Der 
Lehrer iſt Küſter und hat weiter keine Nebenbeſchäftigung, da die Maulbeerbaum⸗ 
zucht, welche er auf dem Kirchhofe betrieb, durch den Kirchenbau unterbrochen worden 
iſt. Einkommen Thlr. 130. 1. 3 Pf. Frequenz: 36 Knaben, 27 Mädchen = 63 
Kinder. Schulkaſſenbeſtand im Jahre 1867 = Thlr. 1. 28. 8 Pf. 


13. Neü⸗Maſſow. Collator: Der Magiſtrat zu Maſſow. 99 Seelen. 
Der Lehrer hat kein Nebenamt, beſchäftigt ſich aber, wie der zu Reſehl, mit Bienen⸗ 
zucht; fein Einkommen 84 Thlr. Frequenz: 13 Knaben, 12 Mädchen = 25 Kinder. 
Die Schulkaſſe beſitzt 75 Thlr. in 3½ procentigen Staatsſchuldſcheinen. 1867 hatte 
ſie 25 Sgr. 5 Pf. Beſtand. 


14. Refehl. Collator: Die Königl. Regierung. 338 Seelen. Der Küſter⸗ 
lehrer hat ein Einkommen von Thlr. 168. 23. 7 Pf. Frequenz: 40 Knaben, 34 
Mädchen 74 Kinder. Schulkaſſe unbekannt. Das Schulhaus ift 1838 erbaut. 
Nach dem Separations⸗Receß vom 6. April 1836 gehören dazu 9 Mg. 26 Ruth. 
an Hofſtelle und Ackerland. 
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Parochie Freiheide zählt 804 Seelen. Frequenz der Schulen: 89 Knaben, 73 
Mädchen = 162 Kinder. Es wird weder geturnt, noch in weiblichen Handarbeiten 
unterrichtet. Die zeitigen Lehrer in Freiheide und Reſehl ſind 40 Jahre im Amte; 
der Neü⸗Maſſower Lehrer aber erſt ſeit 5 Jahren, und privatim vorgebildet. 


5. Parochie Hakenwald, bis 1868 Golnowſche Land-Parochie. 


15. Haken wald. Collator: Der Magiſtrat zu Golnow. Es find hier 2 
Schulen, eine alte und eine neüe. Bei der Separation hat jene 10 Mg. 110 Ruth., 
dieſe 3 Mg. 169 Ruth. an Weideabfindung erhalten. Seelenzahl 1160. 

a) Alte Schule. Der Lehrer iſt zugleich Küſter der hieſigen Kirche; ſeit 
42 Jahren hier im Amte gehört der zeitige Lehrer ſeiner pädagogiſchen Bildung 
nach der alten Graßmannſchen Schule an. Sein Einkommen 362 Thlr. Frequenz: 
30 Knaben, 33 Mädchen = 63 Kinder. 


b) Neüe Schule. Der zeitige Lehrer hat Regulativ⸗Vorbildung im Otto⸗ 
Kir Sign erlangt. Einkommen 150 Thlr. Frequenz: 75 Knaben, 65 Mädchen 
= 140 Kinder. 


Die Schule hat Vermögen, beſtehend in 2 Pommerſchen Pfandbriefen à 100 
Thlr. und einem Golnower Sparkaſſenbuche über Thlr. 21. 7. 11 Pf. Im Jahre 
1867 wurden abermals 7 Thlr. bei dieſem Inſtitute belegt, und es blieben noch 
Thlr. 21. 13 Sgr. in Beſtand. 


16. Amalienhof (im Kaminſchen Kreiſe). Collator: Die Gemeinde. 446 
Seelen. Des Lehrers Einkommen iſt zu Thlr. 97. 20. 9 Pf veranſchlagt. Frequenz: 
36 Knaben, 30 Mädchen = 66 Kinder. Der zeitige Lehrer 22 Jahre hier ange⸗ 
ſtellt. Keine Schulkaſſe. 


17. Kattenhof. Collator: Die Gemeinde. 441 Seelen. Der Lehrer iſt 
zugleich Küſter, hat keine Nebenbeſchäftigung. In den Schultabellen iſt ſein Ein⸗ 
kommen zu 191 Thlr. veranſchlagt; in der Vocation des Lehrers, welcher 1867 
angeſtellt wurde, iſt es nur zu Thlr. 158. 27 Sgr. beſtimmt. Zur Stelle gehören 
an Grundſtücken: ein Garten 0.99, eine Wurth von 4.46 und eine Wieſe von 2.118 
auf Krampenhorſt, zuſammen 7 Mg. 83 Ruth. Frequenz: 43 Knaben, 39 Mädchen 
= 82 Kinder. Die Schulkaſſe ſchloß 1867 mit einem Vorſchuß von Thlr. 1. 8. 
3 Pf. ab. 

18. Fürſtenflagge mit Bierhorſt und Querhorſt. Collator: Nicht entſchieden, 
ob das Beſetzungsrecht dem Beſitzer von Fürſtenflagge, Baron v. Troſchke, oder 
der Geſammt-Schulgemeinde zuſteht. 346 Seelen. Der zeitige Lehrer iſt über 25 
Jahre im Amte; fein Einkommen 99 Thlr. Frequenz: 34 Knaben, 32 Mädchen = 
66 Kinder. Der Lehrer übt die Knaben im militairiſchen Exercieren. Von einer 
Schulkaſſe findet ſich keine Notiz. 

Parochie Hakenwald. Seelenzahl 2393. Frequenz der 5 Schulen: 218 Knaben, 
199 Mädchen = 417 Kinder. Es wird nicht geturnt, auch nicht Unterricht in 
weiblichen Handarbeiten ertheilt. 

In Bezug auf Fürſtenflagge iſt Folgendes zu bemerken: Das erſte Schulhaus daſelbſt 
wurde bald nach Gründung, des Erbzinsgutes ums Jahr 1760 erbaut. Daſſelbe brannte zur 
Zeit der franzöſiſchen Invaſton zum größten Theil ab. Weil die Coloniſten nicht im Stande 


waren, das Haus aus eigenen Mitteln wieder aufzubauen, wurde ihnen 1812 eine innerhalb 
Pommerns zu veranſtaltende Kirchen⸗Collecte bewilligt, mit deren Ertrage der Ban im Jahre 
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1815 bewerkſtelligt wurde. Nach dem Entrepriſe⸗Contract vom 20. Juli 1754 ſollten in F. 
15 Coloniſtenſamilien angeſtedelt werden; es waren deren im Jahre 1840 aber nur 14 vor⸗ 
handen, daher man muthmaßen kann, daß das Schulhaus die 15. Familienſtelle geweſen. 
Mit dem Schulhauſe war ein Betſaal verbunden, der als Filia vagans der Parochie Langen⸗ 
berg, im Randowſchen Kreiſe, und zur Stettiner Land⸗Synode gehörig, betrachtet, von dieſer 
aber getrennt und anfänglich mit Buddendorf, dann aber 1814 mit der Land⸗Parochie der 
Golnower St. Catharinenkirche vereinigt wurde. Grund dazu hat die Unmöglichkeit gegeben, 
von Fürſtenflagge zu jeder Jahreszeit nach Langenberg zu gelangen. Man hat zwar behaupten 
wollen, daß es ein Privatabkommen mit den Geiſtlichen von Golnow geweſen, wenn dieſelben 
die Seelſorge in Fürftenflagge übernommen haben; allein es ſteht actenmäßig feſt, daß die in 
Rede ſtehende Veränderung von den geiſtlichen Oberen angeordnet worden iſt. Das im Jahre 
1815 wiederhergeſtellte Schulhaus war indeſſen ſo wenig bauwürdig aufgeführt, daß man ſchon 
1828 genöthigt war, den Betſaal wegzubrechen. Nach weiteren 13 Jahren ſtürzte der Schorn⸗ 
ſtein ein, wodurch das Haus ſo ſchadhaft wurde, daß es von Polizeiwegen geſchloſſen und der 
Lehrer, ſammt der Schuljugend, in einer Miethswohnung untergebracht werden mußte. Weil 
man den gänzlichen Verfall des Gebaüdes vorherſah, hatte die Gemeinde, auch jetzt außer 
Stande, die Baukoſten herbeizuſchaffen, bereits 1840 in einer Immediat⸗Vorſtellung den König 
um eine Unterſtützung zur Erbauung eines Schul- und eines Bethauſes gebeten. Es wurden 
nun Anſchläge über Anſchläge, Projecte über Projecte gemacht, bis man endlich im Jahre 1844 
über einen Anſchlag ſchlüſſig geworden war, deſſen Baukoſten ſich auf Thlr. 1299. 7. 8 Pf. 
belaufen haben. Dieſe ſind in der Weiſe aufgebracht, daß die Gutsherrſchaft, ohne eine Ver⸗ 
pflichtung hierzu anzuerkennen, 50 Thlr., die Gemeinde aber, außer den Hand⸗ und Spann⸗ 
dienſten, 123 Thlr., zuſammen 173 Thlr. beigetragen haben, und der Reſt von Thlr. 1126. 7. 
8 Pf. durch ein Gnadengeſchenk des Königs gedeckt worden iſt. Bei dieſer Art der Bauaus⸗ 
führung iſt die Frage, wer Patron von Fürftenflagge ſei, gar nicht zum Austrage gekommen. 
Im Jahre 1863 wurde von Seiten des Gutsherrn die Vergrößerung der Schulſtube und des 
Betſaals durch einen Anbau zur Sprache gebracht. Daß das Schulzimmer von 15 16 Fuß 
für die damals vorhandene Zahl von 71 Schülern nicht groß genug war, lag auf der Hand. 
Die Subſellien, die ſehr ſchmal waren, ſtanden dicht an einander, fo daß der Lehrer nicht 
durch ſte hindurch zu den einzelnen Kindern gelangen konnte, ſondern er ſowol, als die Kinder 
den Weg über dieſelben fort nehmen mußteu. Dabei ſaßen die Kinder ſo eng an einander, 
daß fie zum Schreiben kaum Raum hatten. Auch die Lehrerwohnung war ſehr beſchränkt; 
endlich der Betſaal zu klein. Die Schulkinder mußten in der nebenan liegenden Schulſtube 
bleiben und fehlte es auch dann noch an Platz. Vor Allem war auch die Anbringung einer 
Kanzel, welche ganz fehlte, dringend nöthig. In dem bisherigen Raume war aber nirgends 
Platz für eine ſolche aufzufinden. Superintendent Roeber, der ſich der Sache mit Wärme 
annahm, warf die Frage auf, woher die Koſten zu dem nothwendigen Anbau zu nehmen ſeien, 
und an wen er ſich eigentlich zu wenden habe. Nach den Superintendentur⸗Acten, ſo bemerkte 
er in ſeinem Bericht vom 16. Juli 1863, habe Fürſtenflagge eigentlich gar keinen Patron; 
von Seiten der Königl. Regierung ſei das landesherrliche Patronat nicht anerkannt worden, 
vielmehr habe ſie ſich im Jahre 1844 bei Bewilligung des Königl. Gnadengeſchenks zum Bau 
des Betſaals und einer Summe zu einem Reparaturbau des Schnlhauſes, gegen weitere Con⸗ 
ſequenzen verwahrt und hervorgehoben, daß ex mera gratia dieſe Beiträge bewilligt ſeien. 
Den Beſitzern des Gutes F. ſei eben ſo wenig das Patronat zuerkannt, oder fte haben — 
worüber die Acten nicht weitern Aufſchluß geben — es nicht annehmen wollen. Der gegen: 
wärtige Gutsherr, Baron v. Troſchke, welcher große Theilnahme an der Entwickelung des 
kirchlichen Lebens beweiſe, auch bereits viel für Ausſchmückung des Betſgals und namentlich 
für Beſchaffung würdiger vasa sacra gethan habe, werde gewiß auch in dieſem Falle wieder 
gern ein Opfer bringen, aber die zum Theil arme Gemeinde wenig thun können. Werde alſo 
nicht anderweitige Hülfe gewährt, jo müſſe Alles beim Alten bleiben, obwol es in Bezug auf 
die Schulſtube kaum geduldet werden duͤrfe. Es entſpann ſich nun eine lange Reihe von Ver⸗ 
handlungen, in denen, der von dem Gutsherrn und den Coloniſten von F. vorgebrachten 
Behauptung gegenüber: — Seit mehr als 50 Jahren ſei hier ein Betſaal geweſen und in 
demſelben und ſpäter in der Schulſtube, als der Betſaal abgebrannt war (2), jeden Sonntag 
Gottesdienſt gehalten worden; F. ſei niemals in Golnow eingepfarrt geweſen, ſondern in 
Langenberg; der Schullehrer ſei, nach feiner Vocation von Anno 1845, zugleich als Küſter 
angeſtellt und beſtätigt; König Friedrich Wilhelm III. habe der Kirche zu F. im Jahre 1824 
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eine Agende geſchenkt; demnach hielten ſie dafür, daß F. eine Kirche habe, wenn dieſe auch 
nur ein Theil des Schulhauſes bilde, um ſo mehr, als auch ſeit dem Neübau des Schulhauſes 
im Jahre 1844 allſonntäglich Gottesdienſt gehalten worden, — von der Königl. Regierung in 
der, an den Kreislandrath unterm 28. Juni 1865 erlaſſenen Verfügung nachgewieſen wurde, 
daß in F. niemals eine Kirche beſtanden habe, vielmehr ſei dieſer Ort ſtets (d. h. ſeit 1814) zur 
Kirche in Golnow eingepfarrt geweſen und ſei dort noch eingepfarrt. Durch die Einrichtung 
eines Betſaals ſei F. keineswegs in das Verhältniß einer tilia zur mater Golnow getreten, 
auch könne nicht anerkannt werden, daß der Lehrer in F. jemals die Eigenſchaft eines wirk⸗ 
lichen Küſters beſeſſen habe, wenn ſchon er bei gottesdienſtlichen Verrichtungen gewiſſe einzelne 
Küſterdienſte leiſte und dafür einzelne Hebungen beziehe. Der Umſtand, daß in F. eine Kirche 
gar nicht beſteht, ſchließe die Exiſtenz eines Küſters daſelbſt aus, auch ſei nirgends erſichtlich, 
daß eine Abtrennung von der Küſterei an der Hauptkirche in Gemäßheit des Geſetzes vom 
2. Mai 1811 jemals nur beantragt worden ſei. Hiernach handele es ſich, im vorliegenden 
Falle, nicht um ein Küfter:, ſondern lediglich um ein Schulhaus, deſſen Unterhaltung der Schul⸗ 
gemeinde nach §. 34, Tit. 12, Th. II. A. L. R. obliege, rückſichtlich deſſen auch von einem 
Patronate nicht die Rede fein könne. Indem die Königl. Regierung daher die Verpflichtung 
des Fiskus, als vermeintlichen Patrons, beim Bau des Schulhauſes irgend etwas beizutragen, 
wiederholt ablehnte, beauftragte ſie den Kreislandrath v. Bismarck, die Aufbringung der zu 
150 Thlr. veranſchlagten — in Wirklichkeit aber 200 Thlr. betragenden — Koſtenſumme von 
Seiten der Schulgemeinde herbeizuführen, wozu ihr ein Zeitraum von 3 Jahren eingeraümt 
wurde. Von dieſer Friſt machte die Gemeinde jedoch keinen Gebrauch; denn bereits unterm 
31. October 1866 zeigte Landrath v. Bismarck an, daß der Erweiterungsbau des Schulhauſes 
zu F. ausgeführt ſei. Ob ſich die Erweiterung auch auf den Betſaal erſtreckt habe, iſt nicht 
geſagt. Späterhin entſtanden in der Gemeinde über die Beitragspflicht der einzelnen Mit⸗ 
glieder Streitigkeiten, die durch Interceſſton der Königl. Regierung beſeitigt worden ſind. 


6. Parochie Hohenſchönau. 

19. Hohenſchönau. 450 Seelen. Der Lehrer iſt zugleich Küſter, hat 
aber keine Nebenbeſchäftigung. Der zeitige Lehrer iſt 31 Jahre im Amte, gehört 
mithin hinſichtlich ſeiner Bildung der frühern pädagogiſchen Schule eines Graßmann, 
Bernhard ꝛc. an. Sein Einkommen iſt auf Thlr. 248. 8. 9 Pf. veranſchlagt. 
Frequenz: 54 Knaben, 36 Mädchen = 90 Kinder. Zur Schule gehören, laut $. 9 
des Gemeinheitstheilungs⸗Receſſes vom 24. Juli 1849, an Ackerland 8.133, an Wieſen 
2.11, zuſammen 10 Mg. 144 Ruth. Es befindet ſich bei der Schule ein für dieſelbe 
beſtimmter Baufonds, welcher laut Kirchenkaſſen⸗ Etats pro 1870— 75, in einem 
Kapital von 75 Thlr. beſteht. Zinſen Thlr. 3. 4. 6 Pf. Verwalter dieſer Fonds: 
Prediger und Schulvorſteher. 

20. Walsleben. 350 Seelen. Lehrer zugleich Küſter, ohne Neben⸗ 
beſchäftigung. Einkommen Thlr. 120. 18 Sgr. Frequenz: 25 Knaben, 27 Mädchen 
— 52 Kinder. Der zeitige Lehrer 22¼ Jahr im Amte. Aus dem Ottoſtift. 

21. Zampelhagen. 200 Seelen. Lehrer zugleich Küſter; ſeit 34% 
Jahr im Amte, ein Seminar⸗Zögling aus der Zeit von Graßmann und Bernhard, 
treibt Obſtbaum⸗ und Bienenzucht, ſo wie Seidenbau. Sein Einkommen abgeſchätzt 
auf Thlr. 141. 22. 6 Pf. Frequenz: 17 Knaben, 21 Mädchen = 38 Kinder. 
Nach dem Gemeinheitstheilungs-Receß vom 20. November 1855 gehören zur Schule 
0.34 Hofſtelle, 0.60 Garten, 11.128 Ackerland, 2.15 Wieſen, im Ganzen 14 Mg. 
65 Ruthen. 

Parochie Hohenſchönau. Collator aller drei Schulen: Die Königl. Regierung. 
Seelenzahl 1000. Frequenz der Schulen: 96 Knaben, 84 Mädchen = 180 Kinder. 
Geturnt wird nicht, auch kein Unterricht in weiblichen Handarbeiten ertheilt. Wegen 
Schulkaſſen fehlen Notizen. 
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7. Parochie Lübzin. 


22. Lübzin mit Grashorſt. 1131 Seelen. Collator: Rittergutsbeſitzer 
v. Borgſtede, auf Rörchen. Es befinden ſich hier 2 Schulen; keine Schulkaſſe. 

a) Erſte Schule. Der Lehrer iſt zugleich Organiſt und beſchäftigt ſich 
etwas mit Obſtbaum⸗ und Bienenzucht. Einkommen Thlr. 217. 7. 8 Pf. Der 
zeitige Lehrer 25 Jahre im Amte. Frequenz: 48 Knaben, 64 Mädchen- 112 Kinder. 

b) Zweite Schule. Der Lehrer zugleich Küſter, Bienenzucht. Eins 
kommen Thlr. 218. 10. 9 Pf. Zeitiger Lehrer 34 Jahre im Amte. Frequenz: 
68 Knaben, 63 Mädchen = 131 Kinder. 


23. Theerofen mit Amalienhof, Heinrichshof, Hirſchradung, Iben⸗ 
horſt, Jagenkamp. 410 Seelen. Collator: Wie bei 22. Der Lehrer hat kein 
Nebenamt, übt Obſtbaumzucht als Nebenbeſchäftigung. 26 Jahre im Amte. Ein⸗ 
kommen 191 Thlr. Frequenz: 45 Knaben, 36 Mädchen = 81 Kinder. Ohne 
Schulkaſſe. 

24. Louiſenthal mit Dammhorſt, Krachtshorſt, Langenhorſt, See: 
budenlake. 221 Seelen. Collator: Wie bei 22. Lehrer ohne Nebenamt; etwas 
Obſtbaumzucht; ein regulirter Seminar-Zögling. Einkommen 170 Thlr. Frequenz: 
26 Knaben, 24 Mädchen = 50 Kinder. Ohne Schulkaſſe. 

25. Bergland, im Randopſchen Kreiſe. 464 Seelen. Collator: Guts⸗ 
beſitzer Krüger, auf Oberhof. Lehrer und Küſter, etwas Obſtbaumzucht treibend. 
Einkommen Thlr. 233. 20. 9 Pf. Zögling des Kaminer Seminars aus der Zeit 
vor Einführung der Regulative. Frequenz: 43 Knaben, 38 Mädchen = 81 Mädchen. 
Schulkaſſenbeſtand in 1867 Thlr. 7. 12. 8 Pf. 

26. Friedrichsdorf mit Oberhof, Birkhorſt, Kattenhof, im Randow— 
ſchen Kreiſe. 460 Seelen. Collator: Wie bei 25. Lehrer ohne Nebenamt, treibt 
Bienenzucht, 34 Jahre im Amte. Einkommen Thlr. 214. 15 Sgr. Frequenz: 
39 Knaben, 46 Mädchen = 85 Kinder. Schulkaſſenbeſtand Thlr. 3. 3. 3 Pf. im 
Jahre 1869. 


Wegen der Schulen in Bergland und Friedrichsdorf vergl. man auch L. B. 
II. Th. Bd. II. S. 1736, 1746. Wenu es auf der zuletzt genannten Stelle heißt: 
Die Friedrichsdorfer Schule habe 2 Klaſſen, ſo ſind darunter Abtheilungen der 
1 klaſſigen Schule zu verſtehen. 

Parochie Lübzin. Seelenzahl 2686. Frequenz der Schulen: 269 Knaben, 
271 Mädchen = 540 Kinder. Bis zum Turnen mit den Knaben und zu weiblichen 
Handarbeiten mit den Mädchen hat man es auch in keiner der 6 Schulen dieſes 
Pfarrſprengels gebracht. 


8. Parochie Maſſow. 


Wegen der Bürgerſchule in Maſſow vergl. man weiter unten die hiſto— 
riſche Beſchreibung dieſer Stadt. 


27. Tolz, im Saziger Kreiſe. 210 Seelen. Collator: Rittergutsbeſitzer 

v. Schöning daſelbſt. Lehrer zugleich Küſter, treibt Bienenzucht, iſt unter der Herrſchaft 

der Regulative auf deu Seminaren zu Triglaw und Kamin vorgebildet. Der Schule 

ſtehen au Realgaben zu: 2 Sch. 10 Mt. Roggen Meßkorn, und zwar vom Gute 
107* 
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1 Sch. 6 Mtz., von den 8 Bauerhöfen zu gleichen Theilen, wovon 3 zum Gute 
angekauft find, 1 Sch. 4 Mtz. Feſte Leiſtungen an Holz und Brennmaterial: 
12 Mille Torf in natura und 2½ Thlr. zu Holz. Freie Anfuhr jenes Torfquan⸗ 
tums, und außerdem 8 freie zweiſpännige Holzfuhren bis auf 2 Mln. weit. 
2 Mandel 10 Stück Eier, und zwar vom Gute 1 Mandel, von den 8 Bauerhöfen 
1 Mandel 10 Stück, welche zu Marien fällig ſind. Das Geſammt⸗Einkommen des 
Lehrers iſt zu 122 Thlr. berechnet. Frequenz: 18 Knaben, 22 Mädchen = 40 Kinder. 
Schulkaſſenbeſtand Thlr. 3. 21. 9. Pf. Es wurde eine Rechenmaſchine gekauft, und 
„das liebe Pommerland“ pro 1864, nicht aber die Fortſetzung dieſer Quiſtorp⸗ 
Ducherowſchen Muſe, die ſich anſcheinend zur Ruhe begeben hat. 


9. Parochie Pagenkopf. 

28. Pagenkopf mit Schützenthal und dem Gute Kniephof bei Maſſow, 
auch Klein⸗Kniephof genannt. 562 Seelen. Collator: Die Königl. Regierung. 
Lehrer und Küſter, ohne Nebenbeſchäftigung, 23 Jahre im Amte. Einkommen 
Thlr. 182. 16. 9 Pf. Frequenz: 45 Knaben, 40 Mädchen — 85 Kinder. 


29. Wittenfeld. 355 Seelen. Collator: Wie bei 28. Lehrer und 
Küſter, ohne Nebenbeſchäftigung; Zögling des Kaminer Seminars vor Einführung 
der Regulative. Einkommen Thlr. 134. 20. 2 Pf. Frequenz: 36 Knaben, 40 
Mädchen — 76 Kinder. 


Parochie Pagenkopf. Seelenzahl 917. Frequenz beider Schulen: 81 Knaben, 
80 Mädchen = 161 Kinder. Kein Turnen, kein Unterricht in weiblichen Hand⸗ 
arbeiten. Nachrichten über Schulkaſſen liegen nicht vor. 


10. Parochie Pflug rade. 


30. Pflugrade. 513 Seelen. Collator: Die Königl. Regierung. Lehrer 
ohne Seminar-Borbereitung, 34 Jahre im Amte. 176 Thlr. Einkommen. Frequenz: 
53 Knaben, 49 Mädchen = 102 Kinder. Notiz über Schulkaſſe fehlt. 


31. Wangeritz. 268 Seelen. Collator: Rittergutsbeſitzer, Hauptmann 
v. Lettow, daſelbſt. Der Lehrer ein Zoͤgling des Seminars Ottoſtift, 20 Jahre 
vor Einführung der Regulative. 144 Thlr. Einkommen. Frequenz: 41 Knaben, 
20 Mädchen = 61 Kinder. Schulkaſſe mit 23 Sgr. Beſtand. 


32. Wißmar. 440 Seelen. Collator: Die Königl. Regierung. Lehrer 
ohne Seminar-, mit Privat⸗Vorbildung, wie bei No. 30, iſt 26 Jahre im Amte. 
214 Thlr. Einkommen. Frequenz: 38 Knaben, 42 Mädchen = 80 Kinder. Schul⸗ 
kaſſen Notiz fehlt. 

Parochie Pflugrade enthält 1251 Seelen. Jeder der drei Lehrer iſt zugleich 
Küſter bei der Kirche ſeines Dorfs. Frequenz: 132 Knaben, 111 Mädchen = 
243 Kinder. Es wird weder geturnt, noch Unterricht in weiblichen Handarbeiten 
ertheilt. 


11. Parochie Roſenow. 


33. Mofenomw. 415 Seelen. Lehrer, durch Privatfleiß vorbereitet, ſeit 
14 Jahren im Schulamte. Einkommen Thlr. 172. 14 Sgr., davon 10 Sgr. aus 
der Kirchenkaſſe. Zur Schule gehören 2 Gärten à 12 Q.⸗Ruth., 7 ½ Mg. Acker, 
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Wieſen und Hütung. Die Gemeinde gewährt 129 Thlr. firirtes Schulgeld. 
Frequenz: 35 Knaben, 38 Mädchen = 73 Kinder. 
34. Damerwitz. 215 Seelen. Lehrer im Ottoſtift vorgebildet, 27 
Jahre im Amte. Einkommen Thlr. 146. 5. 10 Pf., incl. Thlr. 4. 5. 10 Pf. aus 
der Kirchenkaſſe und 96 Thlr. fixirtes Schulgeld von der Gemeinde. Zur Schul⸗ 
ſtelle gehören ein Garten von 6 Q. Ruth. und 7% Mg. Acker, Wieſen, Hütung. 
Frequenz: 18 Knaben, 28 Mädchen = 46 Kinder. 
35. Darz. 536 Seelen. Lehrer mit Seminar Vorbereitung unter 
Graßmannſcher Leitung, 35 Jahre im Schulamte. Einkommen Thlr. 205. 5 Sgr. 
inel. Thlr. 5. 20 Sgr. aus der Kirchenkaſſe und 150 Thlr. firirtes Schulgeld von 
der Gemeinde. An Grundſtücken gehören zur Schulſtelle: ein 16 Q.⸗Ruth. großer 
Garten und 11 Mg. an Acker, Wieſen, Weide. Frequenz: 61 Knaben, 44 Mädchen 
= 105 Kinder. 
Parodie Roſenow. Seelenzahl 1166. Collator aller drei Schulen: Die 
Königl. Regierung. Die drei Lehrer ſind zugleich Küſter, haben aber keine Neben⸗ 
beſchäftigung. Frequenz der Schulen: 114 Knaben, 110 Mädchen = 224 Kinder. 
Kein Turn-, kein Unterricht in weiblichen Handarbeiten. Wegen Schulkaſſen fehlen 
Nachrichten. 


12. Parochie Schönhagen. 

36. Schönhagen. 285 Seelen. Collator: Rittergutsbeſitzer Sauberzweig 
auf Schönhagen. Lehrer zugleich Küſter und Organiſt, keine Nebenbeſchäftigung. 
Einkommen 134 Thlr. 21½ Jahr im Amte. Frequenz: 33 Knaben, 16 Mädchen 
= 49 Kinder. Schulkaſſenbeſtand = Thlr. 2. 20. 3 Pf. im Jahre 1866. 

37. Matzdorf. 186 Seelen. Collator: Erblandmarſchall v. Flemming 
auf Baſentin. Der Lehrer und Küſter treibt etwas Bienenzucht. 15 Jahre im 
Amte. Einkommen 125 Thlr. Frequenz: 15 Knaben, 21 Mädchen = 36 Kinder. 
Keine Schulkaſſe, auch nicht bei der folgenden Schule. 

38. Neüendorf-Korkenhagen. 450 Seelen. Collatoren: Wegen 
Neüendorf, woſelbſt das Schulhaus ſteht, die Königl. Regierung; wegen Korkenhagen: 
Der Rittergutsbeſitzer Maaß daſelbſt, alternirend. Lehrer und Küſter beſchäftigt ſich 
etwas mit Obſtbaumzucht. Einkommen 150 Thlr. Frequenz: 41 Knaben, 41 
Mädchen = 82 Kinder. 

Parochie Schönhagen. Seelenzahl 941. Frequenz der 3 Schulen: 89 Knaben, 

78 Mädchen = 167 Kinder. Kein Turnen, keine Übungen in weiblichen Handarbeiten. 


13. Parochie Speck. 


39. Speck mit Immenthal, Birkenwerder und Pipersfeld. 860 Seelen. 

Collator: Der Beſitzer des Ritterguts Speck, W. Flügge. Der Lehrer iſt 26 Jahre 

im Amte. Einkommen 225 Thlr. Frequenz: 63 Knaben, 98 Mädchen — 
161 Kinder. | 
40. Burow mit Franzfeld, Burower Mühle, Stahlbruch und vielen | 
Ausbauten. 465 Seelen. Collatoren: v. Flemming, auf Baſentin, und v. Peters⸗ 
dorf, auf Großenhagen. Lehrer 11 Jahre im Amte. Einkommen Thlr. 199. 8. | 
9 Pf. Frequenz: 38 Knaben, 42 Mädchen = 80 Kinder. 


r 
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41. Jakobsdorf. 225 Seelen. Collator: v. Petersdorf, Beſitzer des 
Ritterguts Jakobsdorf. Lehrer 10 Jahre im Amte. Einkommen 106 Thlr. 
Frequenz: 19 Knaben, 26 Mädchen — 45 Kinder. 

42. Großenhagen. 242 Seelen. Collator: Der Beſitzer des Ritter⸗ 
guts Großenhagen, v. Petersdorf. Lehrer 17 Jahre im Amte. Einkommen 150 
Thlr. Frequenz: 22 Knaben, 24 Mädchen = 46 Kinder. 

43. Lütkenhagen. 230 Seelen. Collator: v. Petersdorf, auf Großen⸗ 
hagen. Lehrer iſt 12 Jahre im Amte. Einkommen 110 Thlr. Frequenz: 18 Knaben, 
11 Mädchen = 39 Kinder. 

Parochie Speck. Seelenzahl 2022. Frequenz der 5 Schulen: 160 Knaben, 
211 Mädchen = 371 Kinder. Die Lehrer find zugleich Küſter, der in Großen⸗ 
hagen iſt auch Organiſt. Nebenbeſchäftigung hat keiner von ihnen. Außer in Speck 
hat keine Schule dieſer Parochie eine Schulkaſſe. Die Speckſche Schulkaſſe iſt 
wohlhabend; ſie ſchloß im Jahre 1867 mit einem Beſtande ab von Thlr. 50. 18. 
2 Pf., der muthmaßlich zinsbar angelegt ſein wird. In Jakobsdorf beſitzt die 
Schule ein eigenes Kapital — ob in Folge einer milden Stiftung? Es beſteht in 
einem Pommerſchen Pfandbriefe über 25 Thlr. und einem Guthabenbuche über Thlr. 
9. 4 Sgr. bei der Golnower Sparkaſſe. Die Zinſen davon kommen dem Lehrer 
zu gut. 

Bei keiner der Schulen in der Synode Golnow iſt bis jetzt, 1865, der Sinn 
für Fortbildungs⸗Unterricht der aus der Schule entlaſſenen Jugend geweckt worden. 
In ihrer Eigenſchaft als Schul-⸗Inſpectoren ſcheint es Sache der Prediger zu fein, 
ſich dieſer Fortbildung der jüngeren Gemeinde-Genoſſen anzunehmen — wie es in 
anderen Synoden geſchieht; — es muß aber der Unterricht nicht auf den Catechismus 
und das Geſangbuch beſchränkt, ſondern aufs Wiſſen und Können fürs menſchliche 
Leben in der Familie, der Gemeinde und dem Staate ausgedehnt werden. 


Präparanden-Anſtalten im Bereich der Synoden Daber und 
Golnow. 
Zufolge Bekanntmachung der Königl. Regierung zu Stettin vom 13. März 1867, 
im Amtsblatt No. 13 von 1867. 


Junge Leüte, welche ſich dem Stande der Volksſchullehrer widmen wollen, 
können, Behufs ihres Eintritts in ein Schullehrer-Seminar, vorbereitet werden in: 


Daber bei dem Lehrer Jahnke an der dortigen Stadtſchule (S. 476) und bei 
dem Lehrer der Dorfſchule zu Plantikow (S. 497). 


Golnow. Hier haben drei Lehrer von der allgemeinen Stadtſchule, der 
Rector Bootz (1866 eingetreten) und die Lehrer Haſenjäger und Bohnenſtengel, 
ein förmliches Inſtitut, das ſeine Zöglinge auch unmittelbar zur Staatsprüfung 
entläßt. Maſſow der Cantor Zäske. 
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Die Straf- und Beſſerungs-Anſtalt bei Golnow. 


Es war im Jahre 1842, als der Communal⸗Landtag von Neü⸗Vorpommern 
und Rügen zufolge Beſchluſſes vom 23. April bei der Staatsregierung den Antrag 
ſtellte: es möge für dieſen Landestheil ein eigenes Zuchthaus errichtet werden, da 
wegen zeitiger Überfüllung des Naugarder Zuchthauſes die auf kürzere Zeit zur 
Strafhaft verurtheilten Verbrecher auf eine an ſich ganz zweckwidrige Weiſe in 
Neüvorpommerſchen Gefängniſſen ihre Strafe hätten abbüßen müſſen. Der eigent⸗ 
liche Grund der Detention dieſer Verbrecher in der Heimath war wol der, daß man 
die Transportkoſten derſelben auf dem weiten Wege nach Naugard, der, weil er zu 
Fuß zurückgelegt werden mußte,“) mehrere Tage in Anſpruch nahm, erſparen wollte. 
Sei dem, wie ihm wolle, der König Friedrich Wilhelm IV. war nicht abgeneigt, 
auf den Antrag der Neüvorpommerſchen Stände einzugehen. Er befahl dem 
Miniſter des Innern (v. Rochow), Ihm über Bedürfniß einer eigenen Strafanſtalt 
für Neü⸗Vorpommern, über deren Umfang und den erforderlichen Koſtenbetrag, 
nach einem ungefähren Überſchlage, ausführlichen Vortrag zu halten, um auf Grund 
deſſelben endgültige Entſchließungen faſſen zu können. Alſo lautete der Cabinets⸗ 
Erlaß vom 22. Mai 1842. Der Bericht des Miniſters war dem ſtändiſchen Antrage 
nicht günſtig. Es wurde darin nachgewieſen, daß die Errichtung eines Zuchthauſes 
im Regierungsbezirk Stralſund die Nothwendigkeit der Erbauung einer zweiten 
Strafanſtalt für Alt⸗Pommern nicht ausſchließe, dieſes Bedürfniß vielmehr längſt 
anerkannt fei, und daß mit den 20.000 Thlr. welche der Neü⸗Vorpommerſche 
Communal⸗Landtag angeboten habe, nur zu einem ſehr geringen Theile die ſehr 
bedeütenden Koſten gedeckt werden könnten, welche an die Errichtung einer ſolchen 
Anftalt geknüpft ſeien. Unter dieſen Umſtänden befahl der König, durch Cabinets⸗ 
Erlaß vom 23. December 1842, dem Miniſter des Innern (nunmehr Graf Arnim⸗ 
Boitzenburg), die Communal⸗Landtags⸗Verſammlung von Neü⸗Vorpommern und 
Rügen dahin zu beſcheiden, daß auf den Antrag vom 23. April, eine ſolche Straf⸗ 
anſtalt in jenem Landestheile auf Staatskoſten zu erbauen und zu unterhalten nicht 
eingegangen werden könne. Sollte jedoch der Communal-Landtag von Neü⸗Vor⸗ 
pommern ſich bereit erklären, die Errichtung und Unterhaltung der Anſtalt auf 
ſtändiſche Fonds zu übernehmen, ſo würde der König nicht nur ſeine Zuſtimmung 
dazu gern ertheilen, ſondern auch einen angemeſſenen Beitrag zu den Bau- und 
Unterhaltungskoſten aus Staatsmitteln zu bewilligen bereit ſein. Der Miniſter kam 
dem Befehle des Königs durch das Reſeript nach, welches er unterm 11. Januar 
1843 an die Communal⸗Landtags⸗Verſammlung in Stralſund erließ. 

Wenn auch die Neü⸗Vorpommerſchen Stände die Errichtung einer beſondern 
Anſtalt für den Umfang des jenſeits der Pene belegenen Theils von Pommern 
beſchließen ſollten, — wie es nicht geſchehen iſt, ſo blieb doch, wie ſchon erwähnt, 
wegen fortſchreitender Überfüllung der Naugarder Strafanſtalt, auch wegen des 
Unterſchiedes, den das, damals erſt im Entwurf vorhandene, neüe Strafgeſetzbuch 
zwiſchen Arbeitshaus⸗ und Zuchthausſtrafen macht, die Errichtung einer zweiten 
Anſtalt in Alt⸗Pommern, und möglichſt in der Mitte des Landes, eine dringende 
Nothwendigkeit, die demnächſt auch vom Könige anbefohlen wurde. Als Ort der 
Errichtung des zweiten Pommerſchen Zuchthauſes kamen die Städte Regenwald, 


() Jetzt werden die beim Schwurgericht zu Stralsund verurtheilten Sträflinge auf der 
Eisenbahn bis Stettin, und von da weiter zu Fuß nach Golnow, bezw. Naugard, befördert. 
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Plate und Schivelbein in Vorſchlag, mit denen, als die Kunde davon ſich verbreitete, 
Labes und Maſſow in Concurrenz traten. Jede dieſer 5 Städte wollte das Zucht⸗ 
haus bei ſich haben, jede machte Anerbietungen verſchiedener Art, namentlich unent⸗ 
geldliche Hergabe des Bauplatzes, bald von größerm, bald von kleinerm Umfange; 
eine Stadt überbietet die andere, bis endlich auch — 

Die Stadt Golnow als Mitbewerberin auftritt, deren Stadtverordneten durch 
Beſchluß vom 5. März 1844 offerirten, was folgt: — 1) Die Stadt überläßt dem 
Fiskus von dem links der Chauſſee beim Armen- und Krankenhauſe belegenen 
Schonungs terrain eine Fläche von 40—60 Mg. unentgeldlich zum vollen Eigenthum. 
2) Die Stadt geſtattet die zum Bau erforderlichen Materialien, als Feldſteine, 
Lehm und Sand auf den ſonſt erlaubten Stellen der Feldmark unentgeldlich ent⸗ 
nehmen zu laſſen. 3) Ferner überweiſet die Stadt Behufs Torfſtichs für die 
Anſtalt ein Terrain von 8-10 Mg. auf ſtädtiſchem Eigenthum und zwar kann 
dieſe Hergabe nur ein für alle Mal geſchehen. 4) Will die Stadt an dieſe Offerten 
Ein Jahr gebunden ſein. — Der offerirte Bauplatz liegt an der nordöſtlichen Seite 
der Stadt G. in der Nähe der Vorſtadt Röddenberg, und wird gegen S. von dem 
ſtädtiſchen Armen⸗ und Krankenhauſe, ſo wie von der nach Naugard führenden 
Kunſtſtraße, gegen Weiten von der Galgenhöhe, auf der einſt das Hochgericht ſtand, 
und von der nach Wolin und Kamin führenden Steinbahn, gegen N. vom Garniſon⸗ 
Exercierplatze, und gegen O. von dürftig bewaldeten Höhen und dem Otto Berge 
begränzt. Der Otto Berg iſt ein altſlawiſcher Begräbnißplatz, der im Jahre 1824 
aufgedeckt wurde. Die Urnen, Töpfe ꝛc., die man fand, ſind damals ſogleich an 
Ort und Stelle wieder vergraben worden. Der Flächeninhalt des Bauplatzes beträgt 
66 Mg. 5 Ruth. Der Platz iſt ſehr uneben und mit Holz licht beſtanden. Die 
höchſten Punkte dieſes Terrains ſind die Galgenhöhe und der Otto Berg, 40—50 
Fuß über dem Chauſſee⸗Planum, erſtere mit ſteilen, letztere mit flachen Abhängen. 
Die Anerbietungen der Stadt G. wurden angenommen und demgemäß die mit den 
fünf anderen Concurrenz⸗Städten angeknüpften Verhandlungen abgebrochen. Der 
König befahl aber endgültig durch Cabinets⸗Erlaß vom 27. September 1844, daß 
die zweite Pommerſche Strafanſtalt in Golnow errichtet werden ſolle, in Folge 
deſſen mit Bezug auf Überlaſſung des Bauplatzes am 30. November 1844 zwiſchen 
einem Commiſſarius der Stettiner Regierung und den ſtädtiſchen Behörden zu G. 
eine bindende Punctation auſgenommen wurde. 

Vor 40 bis 50 Jahren, aber auch noch ſpäter, gab es unter den Mitgliedern 
der höchſten Baubehörde, der Ober⸗Bau⸗Deputation, ausgezeichnete Künſtler für 
Hochbauten, die eine eigene Schule, die Berliner Schule, gebildet haben. Schinkel, 
der Prachtbaumeiſter von Gebaüden für weltliche Zwecke, Stüler, der Kirchenbau⸗ 
meiſter und Matthias, der — Zuchthausbaumeiſter, der eine Reihe von — Paläſten 
gebaut hat, welche jenen Unglücklichen, die das Mein vom Dein zu unterſcheiden 
verlernt, oder ſich gar an dem Leben ihres Mitbruders oder ihrer Mitſchweſter 
vergriffen haben, zur eben ſo ſichern als — eleganten Wohnung dienen. Baſtillen⸗ 
artig ſtreben dieſe rothen Backſteinkoloſſe mit ihren Zinnen und Thürmen hoch in 
die Lüfte, die Humanität unſeres Zeitalters trägt aber dafür Sorge, daß den 
unfreiwilligen Bewohnern dieſer Straf⸗ und Beſſerungsanſtalten der Geſundheit 
nicht nachtheilige Wohnungen geſchaffen werden. 

Geheimer Ober⸗Baurath Matthias hat auch den Plan zu den Golnower 
Strafanſtalts⸗Gebaüden entworfen, und zwar im Allgemeinen nach dem Syſtem 
der Anſtalt zu Ratibor, wobei jedoch auch die Erfahrungen benutzt wurden, welche 
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Matthias beim Bau des Zuchthauſes bei Halle erworben hat. Das Auburnſche 
Syſtem iſt mit dem Pennſylvaniſchen Syſtem vereinigt. Das Auburnſche Syſtem, 
alſo genannt nach der Stadt Auburn (ſprich: Abörrn) im Staate Newyork, bezweckt 
jene Art von Freiheitsſtrafen, wobei die Sträflinge am Tage zwar in Arbeits⸗ 
ſälen verſammelt ſind, aber völliges Stillſchweigen ihnen zur Pflicht gemacht iſt. 
Man bezeichnet dieſe Art der Strafverbüßung daher auch mit dem Namen des 
Schweigſyſtems. Daſſelbe ſteht im Gegenſatz ein Mal zu dem alten ſ. g. Zucht⸗ 
hausſyſtem, wobei die Gefangenen weder durch Einzelhaft, noch durch Zwang zum 
Stillſchweigen Beſchränkung erleiden, und ſodann zu dem neüern, ſ. g. Pennſyl⸗ 
vaniſchen oder Trennungs⸗Syſtem, wobei die Sträflinge ganz getrennt von einander 
in beſonderen Zellen feſtgehalten werden. Steht auch das Auburnſche Syſtem an 
Härte dieſem letztern Syſtem der Einzelhaft bedeütend nach, ſo hat es doch auch 
manche Schatten ſeiten, namentlich in der Schwierigkeit der Über wachung und der 
daraus folgenden Nothwendigkeit ſcharfer Züchtigungen. Bezüglich der Zweck⸗— 
mäßigkeit des einen oder andern Syſtems glaubt man in vielen Ländern, ſo 
namentlich im Großherzogthum Baden, die Erfahrung gemacht zu haben, daß durch 
Einführung der Einzelhaft die Zahl der Verbrecher bedeütend verringert worden 
ſei. Matthias’ Bauplan für die Golnowſche Straf- und Beſſerungs⸗Anſtalt iſt 
folgender: —— Die Anſtalt iſt 40 Ruth. von der Naugarder Steinbahn entfernt, 
die Hauptfront mit dieſer Straße gleichlaufend. — a) Das Vorgebaüde iſt 112“ 
4“ lang, 31° 10“ tief, nur ein Geſchoß hoch. In der Mitte die Einfahrt von der 
Chauſſee und der Stadt her, als einziger Zugang der Anſtalt. — b) Das Wohn⸗ 
haus für den Dirigenten und den Prediger der Anſtalt, ein vollſtändiges Quadrat 
von 54 Seite mit drei Geſchoſſen, davon das untere für den Geiſtlichen, die beiden 
oberen Geſchoſſe für den Director beſtimmt. — c) Wohnhaus für 3 Inſpectoren; 
es hat dieſelben Abmeſſungen, wie das vorige und jedes der drei Geſchoſſe für 
Eine Familie. — d) Das Verwaltungsgebaüde, aus zwei Abtheilungen beſtehend, 
im vordern Theile 92“ 4“ lang, 34° 9“ tief, 4 Geſchoſſe hoch, im hintern Theile 
109“ lang, 53° tief, aber nur 3 Geſchoſſe hoch. Der Thurm für die Uhr und 
die Glocken der Anſtalt befindet ſich in der vordern Abtheilung, darin rechts vom 
Eingange das Gerichts-, auch das Kaſſenzimmer, links ein gewölbter Raum zur 
Aufbewahrung von Arbeitsſtoffen. Die 3 oberen Geſchoſſe, jedes von 6 Zellen, 
zur Krankenſtation beſtimmt. Im untern Geſchoß der hintern Abtheilung befinden 
ſich: Das Regiſtraturzimmer, das Zimmer für die Infpectoren, zur Seite noch ein 
zweites Zimmer mit Beobachtungsfenſtern, das Zimmer für den Director mit 
Beobachtungsfenſter; im obern Geſchoß die Kirche mit der Treppe zur Seite für 
die nach Auburnſchem Syſtem zu behandelnden Sträflinge. Auf einer der ſchmalen 
Seiten der Kirche: das Zimmer für den Prediger, mit beſonderer Treppe; neben 
demſelben ein Zimmer für den Anſtalts⸗Arzt; über dieſen Zimmern die Emporen 
für die Anſtaltsbeamten zur Beobachtung der Gefangenen während des Gottes⸗ 
dienſtes, den Emporen gegenüber das Orgelchor mit einer Offnung nach der Central⸗ 
halle, um das Orgelſpiel in den nach Pennſylvaniſchem Syſtem eingerichteten Flügeln 
hören zu können, unter dieſem Chor der Eingang für die Gefangenen. Das Keller⸗ 
geſchoß der vordern Abtheilung des Verwaltungsgebaüdes iſt zum Züchtigungsraume 
zu Strafzellen für Auburnſche Gefangene (für den Fall der Zuläſſigkeit) und zur 
Leichenkammer beſtimmt; der Kellerraum der hintern Abtheilung aber zur geraümigen 
Küche und zu wirthſchaftlichen Zwecken. — e) Zwei Flügelgebaüde für Sträflinge 
nach Auburnſchem Syſtem, ein Theil dieſer Flügel zu Arbeitsſälen, der andere zu 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 108 
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Schlafzellen eingerichtet, der erſte Flügel 36“ 10“ lang, 49“ 6“ tief, unterkellert, 
3 Geſchoſſe hoch; der zweite 65° 6“ lang, 40° 10% tief, ebenfalls unterkellert. 
Jedes Geſchoß enthält 20, beide Flügel alſo 120 Schlafzellen. Die Kellergeſchoſſe 
dienen zu wirthſchaftlichen Zwecken. — k) Die Centralhalle ſchließt ſich dem Ver⸗ 
waltungsgebaüde an, iſt achteckig, geht durch die oberen Geſchoſſe und erhebt ſich . 
über die Maſſe der übrigen Gebaüde dergeſtalt, daß in den Seitenwänden außer⸗ 
halb des Daches noch Fenſter angebracht werden können, durch welche die Beleüch⸗ 
tung vollſtändig zu bewirken iſt. Die Decke der Halle ein Kreüzgewölbe. — 
g) Drei Flügel für Sträflinge nach Pennſylvaniſchem Syſtem gehen von der 
Centralhalle aus und können von dieſer leicht überſehen werden. Jeder Flügel 
159“ 10“ lang, 49“ 2“ tief, unterkellert, 3 Geſchoſſe hoch. In jedem Flügel 108, 
in den drei Flügeln alſo 324 Zellen, die ſämmtlich überwölbt ſind. — h) Zwei 
Badehaüſer für die Gefangenen der Flügel g, jedes mit 6 Badezellen. — i) Die 
Badehaüſer für die Gefangenen der beiden Flügel e liegen auf den vorderen Höfen. 
— k) Die Schmiede links vom Thorgebaüde. — 1) Das Waſchhaus links davon. 
— m) Wohnhaüſer für 12 verheirathete, und — n) Wohnhaüſer für 12 unver⸗ 
heirathete Aufſeher. — In den Zwiſchenraümen dieſer zahlreichen Gebaüde befinden 
ſich, in entſprechender Weiſe ummauerte, Höfe, auf denen die Gefangenen in freier 
Luft ſich ergehen können. Die Umfaſſungsmauer des ganzen Gebaüdecomplexes iſt 
15° hoch in ſolcher Entfernung von den Gebaüden, daß erforderlichen Falls eine 
Erweiterung der Anſtalt durch Verlängerung der Flügel ꝛc. Statt finden kann; 
die Umfaſſungsmauer iſt von geſprengten Granitgeſchieben, nach Außen in Rohbau, 
nach Innen mit Putz. Sämmtliche Gebaüde ſind aus gebrannten Ziegeln ohne 
Putz der aüßeren Wände. Matthias legte ſein Projekt durch die Königl. Ober⸗ 
Bau⸗Deputation dem Miniſter des Innern am 13. März 1846 vor, um demnächſt 
den Koſtenanſchlag von der zuſtändigen Behörde anfertigen zu laſſen. Man ſchätzte 
die Baukoſten auf 400.000 Thlr. 

In dieſem Stadium befand ſich das Projekt der Golnowſchen Straf- und 
Beſſerungsanſtalt, die nach dem vorſtehend entwickelten Plane zur Unterbringung 
von 444 Sträflingen beſtimmt werden ſollte, als das Jahr 1848 eintrat, und mit 
ihm die Umwälzung der Jahrhunderte lang beſtandenen Staatsordnung, die Um⸗ 
wandlung der abſoluten Perſonal⸗Regierung in das conſtitutionelle Regiment, wo⸗ 
durch viele Bau⸗Unternehmungen der frühern Zeit ſiſtirt werden mußten, ſo auch 
der Bau der Straf: und Beſſerungs⸗Anſtalt bei Golnow. Erſt nach Ablauf von 
vier Jahren wurde die Sache wieder auſgenommen. Nun aber kamen anderweitige 
Pläne zum Vorſchein, welche die in den Vorjahren ſtudirten Projekte zu beſeitigen 
ſtrebten; namentlich war es der damalige Director der Naugarder Anſtalt, welcher 
es dringend empfahl, die zweite Anſtalt bei Naugard ſelbſt zu errichten, wodurch 
die Verwaltung, unter Einem Director vereinigt, weſentlich erleichtert und gefördert, 
auch viele Ausgaben erſpart werden würden; ein Vorſchlag, der der Erörterung 
um ſo mehr würdig ſchien, als auch hier die Stadt Naugard den erforderlichen 
Bauplatz unentgeldlich hergeben wollte. Weil es ſomit den Anſchein hatte, daß 
Golnow als Standort für das zweite Pommerſche Zuchthaus aufgegeben werden 
ſollte, meldete ſich auch die Stadt Stargard mit dem Geſuche, die Strafanſtalt 
bei ihr zu errichten, indem ſie ſich erbot, einen geeigneten Bauplatz von 14 Mg. 
Fläche, der von Kämmerei⸗ und den Grundſtücken der dortigen piorum corporum 
entnommen werden ſollte, unentgeldlich an den Fiskus abzutreten. Die hierauf 
bezüglichen Verhandlungen ſchwebten im Jahre 1852. Sie endigten mit Ablehnung 
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der gemachten Vorſchläge, da der Cabinets⸗Erlaß vom 27. September 1844 vorlag, 
worin der König die Errichtung der Straf⸗Anſtalt bei Golnow anbefohlen hatte, 
und mit dieſer Stadt bereits einleitende Verhandlungen wegen Überlaſſung des 
Bauplatzes gepflogen worden waren. 

Zwar ordnete der Miniſter des Innern (v. Weſtphalen) mittelſt Reſeripts 
vom 20. Mai 1853 die Inangriſfnahme der Golnowſcheu Strafanſtalt in der Art 
an, daß noch in dieſem Jahre mit Erbauung Eines Gebaüdes der Anfang gemacht 
werden ſolle; allein der Befehl des Miniſters konnte nicht in Ausführung gebracht 
werden, weil er nicht in der Lage geweſen war, die erforderlichen Geldmittel der 
ausführenden Behörde, der Königl. Regierung zu Stettin, zu überweiſen. Dies 
geſchah erſt nach Jahr und Tag durch Reſeript vom 16. Juni 1854, nachdem auf 
dem Staatshaushaltungs⸗Etat pro 1854 die Summe von 50.000 Thlr. für den 
Bau der Golnowſcheu Strafanſtalt ausgebracht worden war. Nunmehr konnten die 
Vorarbeiten begonnen werden, die zunächſt in der Abholzung und Planirung des 
von der Stadt G. abgetretenen Forſtterrains beſtanden. Zu dieſem Behuf wurden 
120 minder gravirte Strafgefangene aus Naugard mit dem erforderlichen Aufſichts⸗ 
perſonale nach G. übergeſiedelt, und daſelbſt in dem, der Stadt gehörigen vor⸗ 
maligen Garniſon⸗Lazareth ſicher untergebracht. Der Erlös aus dem geſchlagenen 
Holze hat 1330 Thlr. betragen. . 

Der Vertrag wegen unentgeldlicher Überlafjung des Terrains zur Errichtung 
der Strafanſtalt von Seiten der Stadt Golnow an den Fiskus iſt am 28. Sep⸗ 
tember 1854 abgeſchloſſen, der Beſitztitel für den Fiskus unterm 25. October 1854 
berichtigt, und die Genehmigungs⸗Urkunde zur Abtretung des Terrains an den 
landesherrlichen Fiskus der Stadt Golnow durch die Königl. Regierung zu Stettin 
von Aufſichtswegen unterm 20. Januar 1855 ausgefertigt worden. 

Was die Größe des vom Bürgervermögen abgetretenen Terrains anbetrifft, 
ſo wurde ſie in den anfänglichen Verhandlungen zu 190 Mg. angegeben. Der 
Receß über die Gemeinheitstheilung der Stadtfeldmark vom 13. Juli 1863 hat aber 
dieſe Größe endgültig auf 201 Mg. 45 Ruth. feſtgeſetzt. Außerdem hat die Käm⸗ 
merei dem Fiskus das Recht eingeroümt, den ihr zugehörigen Wieſenplan von 
10 Mg. 140 Ruth. als Torfſtich nach Belieben auszunutzen (S. 531). In einer 
Denkſchrift, welche unter der Aufſchrift: „Überſicht der zum Reſſort des Miniſteriums 
des Innern gehörenden Straf- und Gefangenanſtalten. Berlin, December 1870.“ 
dem Landtage der Monarchie in deſſen Seſſion von 1870 übergeben worden, iſt 
das Areal des Grundeigenthums der Golnowſchen Anſtalt zu 170 Mg. 145 Ruth. 
nachgewieſen, d. i. um ca. 30 ½ Mg. kleiner, als die obige, urkundlich beglaubigte 
Zahl. Aus jener Denkſchrift iſt Folgendes entnommen: — 

Die Strafanſtalt zu Golnow, eine Zweiganſtalt der Naugarder, und wie dieſe 
nur zur Aufuahme evangeliſcher und moſalſcher Gefangenen männlichen Geſchlechts 
beſtimmt, wurde von 1857 an errichtet. Sie iſt nicht im Beſitz von Einzelzellen. 
Die normale Belegungsſtärke beträgt 298 Männer, die wirkliche 244. Eine Bade⸗ 
einrichtung hat die Anſtalt nicht, Disciplinar⸗Strafzelleu dagegen 2, ferner einen 
gemeinſchaftlichen Betſaal, der zugleich als Schulzimmer dient, und Stallung für 
2 Pferde und 9 Haupt Rindvieh. Der gegenwärtige Zuſtand (von 1870) ſtellt 
überhaupt ein bloßes Proviſorium dar. Die Unterbringung der Gefangenen iſt 
in jeder Hinſicht eine höchſt ungenügende. Die Weiterführung des Baues iſt mit 
Rückſicht auf die großen Koſten, und weil die Detentionsraüme der Strafanſtalt 
Naugard in Folge der allgemeinen Abnahme der Verbrechen ſeit dem Jahre 1858 
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ſich längere Zeit als ausreichend erwieſen, ſiſtirt worden, wird aber, ſeitdem in 
letzterer Beziehung ſeit dem Jahre 1865 eine ungünſtige Wendung eingetreten iſt, 
thunlichſt bald in Ausſicht genommen werden müſſen. 

Dem Herausgeber des L. B. iſt es z. Z. nicht möglich, ſämmtliche auf die 
Errichtung und Erbauung der Strafanſtalt bei G. bezüglichen Acten zu leſen — 
die betreffenden Verhandlungen ſind in 10 ſtarken Bänden enthalten, — um den 
Gang, den die Angelegenheit genommen hat, vollſtändig zu verfolgen; der vor— 
ſtehende Auszug aus der Landtags-Denkſchrift zeigt aber, daß der Bau, welcher 
im Jahre 1855 begonnen wurde, nach zwei Jahren ſo weit gediehen war, daß die 
Anſtalt mit Sträflingen belegt werden konnte; man ſieht aber auch, daß bei den 
bis dahin zur Ausführung gekommenen Bauten vielfache Abweichungen, bezw. Ab- 
änderungen des urſprünglichen Matthiasſchen Bauplans anſcheinend Statt ge⸗ 
funden haben. 


Die Bauten, welche ſeit 1862 bis ult. April 1869 ausgeführt worden ſind, 


und was ſie gekoſtet haben, zeigt folgende Ae Ri Jar. 03 
1. Zwei Aufſeherhaüſer . 8 Sekte nei e een 
2. Ein Viehſtall nebſt Scheinen N eee 
3. Das Wachtgebaude . ned. A 0 
4. Der Materialienſch uppen 4.838. 4. 8 
e e 70. 1. 10 
DE ALTE eee eee 39. 21. 11 
7. 46 Stück Doppelfenſter . 88. 10. 9 
8. Für die Erbauung eines Oberbeamten⸗ Bopnpaufe ind 

bis ult. April 1869 verausgabt 1.365. 14. 3 
9. Für die Erbauung des Lazarethgebaüdes, desgl. . 
Summa. . 17.795. 15. 2 


Der Bau ad 8 wird im Frühjahr 1871 beendet fein, der Bau ad 9 iſt noch 
nicht in Angriff genommen, weil das früher entworfene Project eine Abänderung 
erleiden ſoll. Die Ausgabe iſt für Baumaterialien zu dieſem Gebaüde gemacht. 
(Bericht vom 8. October 1870.) 

Unmittelbar an die Strafanſtalt, an deren Oſtſeite, gränzen die Grundſtücke 
der Neümühle, deren Gebaüde ungefähr 400 Schritte von der Umfaſſungsmauer 
der Anſtalt entfernt ſind. Die Gebaüde beſtehen aus einer Schneidemühle mit 
1 Säge, einer Mahlmühle mit 1 Mehl- und 1 Graupengange, einem Wohnhauſe 
von zwei Geſchoſſen mit 8 Stuben, bezw. Kammern, einem Pferdeſtall zu 5 Pferden, 
einem Schafſtall zu 150 Schafen, einem Kuhſtall zu 15 Stück Hauptvieh, zwei 
Scheünen, einem Holzſchuppen, und zwei Bockwindmühlen, von denen die eine links, 
die andere rechts von der nach Naugard führenden Steinbahn ſteht. Mahl⸗ und 
Schneidemühle wird durch die Backenſpring, welche einen 6 Mg. großen Mühlen⸗ 
teich bildet, getrieben. Das Fließ, von dem das Mühlenweſen ſeinen frühern Namen 
führte (S. 506), kommt aus dem Catharinenholz bei Barfußdorf und fließt, nach⸗ 
dem es den in der Mitte des Grundſtücks liegenden durch Stauung bewirkten Teich 
gebildet, zur Ihna bei der Stadt. Das Fließ hat auch in der trockenen Jahres⸗ 
zeit Waſſer in hinreichender Menge, um das Schneidewerk ununterbrochen im Gange 
zu halten. Abweichend von einer frühern Angabe (S. 509, Anmerk.) beſtehen die 
Grundstücke dieſes Mühlenweſens aus 1.78 Hof- und Bauftellen, 0.166 Gartenland, 
28.73 Ackerland, 40.13 Wieſen, 111.93 Hütung, bezw. Forſtland, 10.6 Unland, 
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zuſammen 192 Mg. 69 Ruth. Unter der Hütung befinden ſich 59 Mg. 105 Ruth. 
Abfindungsfläche, welche die Neümühle für einen Theil ihrer früheren Weide⸗ 
berechtigungen ꝛc. erhalten hat. 1855 war es im Plane, von dieſer mit Holz 
beſtandenen Abfindungsfläche eine 40 Mg. große Parcele, die unmittelbar an die 
Strafanſtalt ſtößt, für dieſe anzukaufen, weil es zu bedenklich war, unmittelbar vor 
der Mauer eine Holzung zu haben. in welcher etwa entfliehende Sträflinge ſich 
verbergen könnten. Man wollte die Parcele erwerben, um ſie abzuholzen, und den 
Boden demnächſt in Ackerland umzuſchaffen. Schon war mit den Beſitzern der 
Neümühle, den Gerbitzſchen Eheleüten eine Punctation geſchloſſen und der Ankaufs⸗ 
preis zu 32½ Thlr. pro Morgen verabredet, allein der Kauf wurde nicht perfect, 
„weil bei dem Bau der zu errichtenden neüen Strafanſtalt das Pennſylvaniſche 
Syſtem zum Grunde zu legen ſein wird, in welchem Falle eine Beſchäftigung der 
in dieſer Anſtalt unterzubringenden Gefangenen im Freien grundſätzlich nicht zuläſſig 
fein würde.“ (Reſcript des Miniſters des Innern, v. Weſtphalen, d. d. Berlin, 
den 30. April 1856.) In der Folge ging die Neümühle in den Beſitz des Rentners 
E. Falkenberg, in Grabow a. O. wohnhaft, über, der mittelſt Eingabe vom 24. 
März 1862 den Ankauf des ganzen Mühlengrundſtücks für die Strafanſtalt, als 
werthvolles Beſitzthum inſonderheit zur Beſchäftigung der Strafgefangenen, in 
Antrag brachte. Jetzt war das Grundſtück 230 Mg. 10 Ruth. an Ackerland, 
Wieſen ꝛc. groß, wovon jedoch eine Fläche von 58 Mg. 154 Ruth. noch nicht 
kultivirt war. Als Kaufpreis wurden 28.000 Thlr. gefordert. Aus den, im oben 
erwähnten, Miniſterial⸗Reſcript angegebenen Gründen wurde der Antrag durch 
Beſcheid vom 2. Juni 1862 abgelehnt, eben ſo durch Beſcheid vom 13. October 
1868 ein erneüerter Kaufantrag des nunmehrigen Beſitzers der Neümühle, Hoppe 
in Golnow, der die Größe des Grundſtücks zu 170 Mg. an Ackerland und Wieſen 
angab. 

In der hiſtoriſchen Beſchreibung der Stadt Naugard wird ſich Gelegenheit 
darbieten, auf die Straf⸗ und Beſſerungs⸗Anſtalt zurückzukommen, da die dortige 
Anſtalt amtlich als Mutter der Golnower Tochteranſtalt betrachtet wird. 

In geographiſcher Beziehung iſt anzumerken, daß die Strafanſtaltsgebaüde 
bei Golnow unter einem Meridian liegen, der faſt genau 31“ 30° öſtlich von dem 
Meridian von Ferro entfernt iſt, der auf deutſchen Lande, nicht auch auf See-Karten 
als erſter angenommen iſt, der aber gar nicht durch dieſe weſtlichſte der Canariſchen 
Inſeln geht, ſondern auf der Abendſeite derſelben ins Atlantiſche Meer fällt. 


Der Ihna Fluß 
in ſeinem Unterlaufe, aufwärts und abwärts von der Stadt Golnow, oder 
Die ſchiffbare Ihna von Stargard bis zum Aus fluß in den 
Damanſch. 


Bei jedem Flußlaufe, auch im Flachlande, unterſcheidet man nach den natür⸗ 
lichen Verhältniſſen des Fließenden, drei Abſchnitte, nämlich den Oberlauf, den 
Mittellauf und den Unterlauf. So auch bei der Ihna, deren Oberlauf von der 
Quelle in der hoch gelegenen Berggegend des Saziger Landes zwiſchen der Stadt 
Nörenberg und den Dörfern Grünow und Temnik, bezw. vom Enzig See, dem 
Stagno Tützke (Entzke), quo Ina fluvius profluit; in der Urkunde von 1248, bis zur 


Neümärkſchen Stadt Reetz reicht, auf welcher die Ihna ein Gefälle von 307,68 


Preüßſch. Fuß hat, während der Mittellauf, bei Reetz beginnend und bei Stargard 
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ſchließend, unter der Freiarche, eine Fallthätigkeit von 61,52 Preüßſch. Fuß beſitzt. 
Bei Stargard fängt der Unterlauf an, in welchem die Ihna bis zu ihrem künſtlich 
hergeſtellten Ausfluß in den Oderarm Damanſch ein etwas größeres Gefälle 
hat, wie im Mittellauf, nämlich 65,57 Preüßſch. Fuß. In dieſem Unterlaufe fließt 
die Ihna 5,6 Min. weit von SSO. nach NNW. von Stargard bis Golnow, wo 
die Stromrichtung plötzlich ſich gegen W. wendet, und dieſer Richtung, mit ſehr 
ſchwacher Ablenkung gegen S., bis zur Mündung, 2.15 Mln. weit, treit bleibt. 
(L. B. II. Th. Bd. IV., 48, 14.) Die relative Größe der Fallthätigkeit iſt auf 
der Strecke zwiſchen Golnow und der Ihnamündung größer, als auf der Strecke 
von Stargard nach Golnow; fie beträgt dort 9,57 Fuß, hier nur 8,03 Fuß auf 
2000 Ruth. oder 1 Meile Länge. 

Im Unterlauf iſt die Ihna ſchiffbar. Um die Schiffbarkeit im Stande zu 
erhalten, bedarf es einer ununterbrochenen Aufmerkſamkeit und beſtändiger Waſſer⸗ 
bauarbeiten. Die Ufer des Fluſſes beſtehen faſt durchweg aus ſehr leichtem, theils 
ſandigem, theils torfigem Boden, und werden durch Hochwaſſer und Eisgang vor» 
zugsweiſe in den haüfig vorkommenden ſcharfen Krümmungen vielfach beſchädigt. 
Zur Befeſtigung der Ufer an ſolchen abbrüchigen Stellen ſind ſeit einer Reihe von 
Jahren Flechtzaüune und zwar mit Erfolg angewendet worden. Das Flechtwerk 
wird theils von kiefernen, theils von Weide⸗Faſchinen gefertigt, wozu das erforder⸗ 
liche Material an Weideſtrauch aus den fiskaliſchen Uferpflanzungen der Ihna ent⸗ 
nommen wird. Dieſe haben einen üppigen Wuchs, daß davon an Gemeinden, 
Corporationen und Privatgrundbeſitzer Stecklinge ꝛc. abgegeben werden können. 
Außerdem kommt es faſt alljährlich vor, daß einige ſcharfe Concaven und Kolke 
durch doppelte Flechtzaüne abgebaut und ausgeſchnitten werden müſſen. Durch 
dieſe Doppelzaüne, womit man die zu breiten Flußſtellen beſchränkt hat, iſt der 
Zweck ſofort erreicht worden. Bei den Buhnen, wie ſie früher hier angewendet 
wurden, trat der Erfolg erſt nach Jahren ein, und waren die Fahrzeüge bei hohem 
Waſſerſtande in dem ſchmalen und oft ſtark gekrümmten Fluſſe ſtets in Gefahr 
auf die Buhnenköpfe aufzulaufen. Allerdings iſt bei den Flechtzaünen nothwendig, 
daß die zwiſchen ihnen eingebrachte Erde zuweilen nachgeſtampft werde, damit 
dieſelben nicht der Gefahr des Unterwaſchens ausgeſetzt ſeien. Auch werden dieſe 
Zaüne mit Haken und Rudern vielfach beſchädigt, daher haüfige Ausbeſſerungen 
an ihnen vorkommen. Sind aber erſt die Kolke hinter ihnen ausgefüllt, oder iſt 
wenigſtens eine Anſchüttung von 4—6 Fuß Breite hinter ihnen erfolgt, ſo iſt 
ſofort ein feſtes Ufer vorhanden, und geſchieht das ſpätere Nachflechten der Zaüne 
mittelft friſch gehauenen Weidenſtrauchs, ſo daß fie in ihrem obern Theile gehörig 
auswachſen, und werden die Zaüne von allen Seiten mit Weidenſtecklingen beſpickt, 
ſo hat das Ufer ſehr bald eine ausreichende Feſtigkeit erlangt, und Reparaturen 
kommen dann nur noch ſelten vor. Wenn dergleichen Doppelzaüne an Stellen 
aufgefübrt werden, in deren Nähe der Bagger beſchäftigt iſt, ſo ſind die dahinter 
entſtehenden Kolke beſonders geeignet, die Baggererde aufzunehmen. An Stellen, 
wo hohes abbrüchiges Ufer abgeflacht oder eine vorſpringende Uferecke abgegraben 
wird, werden, um den Fuß ſolcher Ufer gegen Unterſpülung Seitens des theilweiſe 
ſtark ſtrömenden Waſſers zu ſichern, einfache Uferzaüne bis zur Höhe des Sommer⸗ 
waſſers angelegt und erhalten dieſelben, wenigſtens am obern Theil, eine Vorte 
von friſchem Weidenſtrauch, die auch bei der Reparatur alter Zaüne dieſer Art, 
nachdem der Strauch nachgetrieben worden, zur Anwendung kommen. Auf dieſe 
Weiſe dürften ſich dergl. Zaüne ſehr bald mit dem Ufer hinter ihnen feſt verbinden, 
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und das letztere dadurch und durch einen kräftigen Weidenaufſchlag, welcher durch 
Stecklinge noch zu befördern iſt, geſichert erſcheinen. 

In hydrotechniſcher Beziehung unterſcheidet man bei dem natürlichen Unter⸗ 
lanf der Ihna zwei Abſchnitte, die mittlere Ihna und die untere Ihna. Dieſe 
Abtheilung ſtützt ſich darauf, daß die Waſſerbauten auf der 7¾ Mln. langen Strecke 
nicht von Einem Manne beaufſichtigt werden konnten, ſondern zwei Aufſeher an⸗ 
geſtellt werden mußten. Anfangs war die Scheidung zwiſchen der mittlern und 
der untern Ihna bei der, zum Püttſchen Staatsforſtrevier gehörigen großen Holz⸗ 
ablage Schönlinde, bei Mittel-Carlsbach, angenommen. Dieſe Holzablage liegt 
faſt genau in der Mitte zwiſchen Stargard und dem Ausfluſſe der Ihna, nämlich 
3,825 Mln. von Stargard. Für dieſe Strecke war die Special⸗Waſſerbaukaſſe dem 
Rentbeamten zu Friedrichswald übertragen. Als aber dieſes Domainen⸗Rentamt 
aufgelöſt und mit dem Kolbazer Anıte vereinigt wurde, welches von der Ihna zu 
entfernt iſt, um die Geldgeſchäfte der Ihnabauten verwalten zu können, hielt man 
es für angemeſſen, nur eine einzige Special-Baufaffe, die zu Golnow, beſtehen zu 
laſſen, von der ſeitdem alle bei den Regulirungsarbeiten vorkommenden Ausgaben 
beſtritten werden, mit Ausnahme einiger Ausgaben, deren Beſtreitung unmittelbar 
die Königl. Regierungshauptkaſſe beſorgt. Mit Auflöſung der Friedrichswalder 
Specialkaſſe iſt das Ende der mittlern Ihna von Schönlinde nach Golnow verlegt. 
Die Bauſtrecke dieſer Abtheilung des Fluſſes iſt demnach jetzt 5,6 Mln. lang; die 
der untern Ihna dagegen von Golnow abwärts iſt nur 2,15 Mlu. lang. Auf 
dieſer letztern Strecke ganz beſonders werden die Baggerarbeiten vorgenommen, um 
das Fahrwaſſer ſtets ſo viel als möglich gleich tief zu erhalten. 

Vordem mündete die Ihna in den Dammſchen See öſtlich von Kamelsberg. 
Im Jahre 1805 aber wurde ihr der jetzige Ausfluß gegeben durch Grabung eines 
gerade gegen W. durch die Kamelsberger Wieſen ziehenden Kanals von ca. 200 
Ruthen Länge, der die Schwierigkeiten in den vielen Krümmungen des natürlichen 
Ausfluſſes und die Umſchiffung des Kamelsberger Horns, welches den Dammſchen 
See vom Damanſch abſondert, für die Schifffahrt beſeitigt hat. (S. 499, 564.) 
Das alte Bett der Ihna iſt ſeitdem in einer beſtimmten Länge zugewachſen und 
vollſtändig verlandet. Die angränzenden Grundbeſitzer, namentlich v. Petersdorf, 
Beſitzer von Kamelsberg (welches Gut muthmaßlich auch das Terrain zum Durch⸗ 
ſtich hergegeben hat, obwol ſich darüber actenmäßig nichts mehr ermitteln läßt), 
haben das Bett mit ihren Liegenſchaften vereinigt, wozu ſie rechtlich befugt geweſen 
ſind; denn der Uferbeſitzer erwirbt das Eigenthum des verlaſſenen Flußbettes durch 
die bloße Beſitzergreifung und das Recht des Uferbeſitzers zu dieſer Occupation 
erſtreckt ſich ſo weit, als ſeine Gränze am Ufer geht (88. 263, 265 A. L. R.). 
Die letzte Strecke des alten Ihnabettes bis zur Mündung in den Dammſchen See 
iſt zur Zeit noch mit Waſſer des Sees geſpeiſt, und wird als Fahr- und Waſſer⸗ 
ſtraße zu Wirthſchaftszwecken von den angränzenden Grundbeſitzern benutzt. Den 
Charakter eines öffentlichen Verkehrs weges, bezw. einer Waſſerſtraße hat 
aber dieſer Überreft der alten Ihna verloren. Es fehlt hiernach an einem Anhalt, 
um die Sperrung der alten Ihna von Seiten der Adjacenten durch polizeiliche 
Zwangsmaßregeln zu verhindern. Es muß daher denjenigen Adjacenten, welche 
gegen die Sperrung Einſpruch thun, überlaſſen werden, den Rechtsweg zu betreten, 
ſoweit ſie ſich damit durchzukommen getrauen. (Verf. der Königl. Regierung vom 
8. September 1865 an den Landrath v. Bismarck, in der Beſchwerdeſache des Be⸗ 
ſitzers von Kamelsberg, v. Petersdorf auf Buddendorf.) 
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Barnim I., Herzog von Slawien, der Städtegründer, gab ſeiner Stadt 
Stargard durch das Privilegium von 1253 (*) am Tage des heiligen Taüfers 
Johannis „zum ewigen Beſitz als freies Eigenthum den Ihna Fluß ober- und unter⸗ 
halb der Stadt ganz und unverkürzt bis zu ſeinem Ausfluß ins Salzmeer. Außerdem 
ſoll auf dem Ihna Fluß ober- und unterhalb der Stadt Stargard nirgends zum Nach: 
theil der Bürger irgend wie eine Brücke oder ein Überbau angelegt werden.“ (L. B. 
II. Th. Bd. IV. 114, 115.) Dieſes, zunächſt vom Herzoge Wartiſlaw IV. im 
Jahre 1311 am Tage des heiligen Martinus erneüerte, und von allen nachfolgen- 
den Landesfürſten bis auf Bogiſlaw XIV., den letzten Greifen, 1635 beſtätigten, 
Privilegium erlitt jedoch von Barnim ſelbſt 15 Jahre ſpäter eine Modification, 
indem er der von ihm neü gegründeten Stadt Vredeheide oder Golnow in der 
Fundations⸗Urkunde von 1268, außer den am rechten und linken Ufer der Ihna 
in gewiſſer Ausdehnung belegenen Ackern, Wieſen und Waldungen, den Ihna Fluß 
ſelbſt von Golnow bis zu ſeiner Mündung und eine Meile oberhalb der Stadt 
verlieh. Daß dieſe Verleihung nicht blos auf eine Erlaubniß, den Fluß zu be⸗ 
ſchiffen eingeſchränkt iſt, geht aus einer andern Stelle der Stiftungs-Urkunde hervor, 
nach welcher der Stadt Golnow die freie Fahrt auf der Ihna für ihre Schiffe fowol 
als für die Schiffe fremder mit ihr Handel treibender Kaufleüte gewährt wird 
(oben S. 502). 


Das Golnowſche Privilegium gibt dieſer Stadt nur einen Theil der ſchiff⸗ 
baren Ihna zum Eigenthum, Stargard dagegen empfing den Beſitz der ganzen 
Ihna bis zur Salzſee. Wann und in welcher Weiſe die Stadt Golnow ſich mit 
Stargard wegen des Beſitzrechts des ganzen Flußlaufes auseinander geſetzt und 
dieſe Stadt auf das Nutzungsrecht für die Schifffahrt beſchränkt worden iſt, kann 
nur durch archivaliſche Studien ermittelt werden, zu denen es dem Herausgeber des 
L. B. zur Zeit an Muße gebricht. So viel iſt jedoch ſicher, daß, nachdem die 
Stargarder, in Folge der Abnahme ihres auswärtigen Handels, an dem Betriebe 
deſſelben auf der Waſſerbahn der Ihna weniger Theil nahmen und ihre Schifffahrt 
endlich ganz aufgehört hatte, die Golnower die Alleinherrſchaft Wi den ſchiffbaren 
Theil der Ihna ausgeübt und hierbei ſelbſtverſtändlich die untere Ihna, von ihrer 
Stadt abwärts, hauptſächlich im Auge gehabt haben. Iſt nun gleichzeitig durch 
die allmälig eingetretene Schwächung der Städte als politiſche Körperſchaften und 
die ihr parallel laufende Stärkung der landesherrlichen Gewalt, zuletzt durch die 
Beſtimmungen des A. L. R., das vom Herzoge Barnim I. den Städten Stargard 
und Golnow verliehene Eigenthum am Ihnafluſſe ein beſchränktes geworden, und 
nur als ein freies und uneingeſchränktes Nutzungsrecht anzunehmen, da die Ihna 
ſeit undenklichen Zeiten ſchiffbar iſt und zu den ſchiffbaren Gewäſſern gehört, über 
welche der Staat durch ſeine Regierungsgewalt die Oberaufſicht führt, ſo ändert 
dies nichts zu Gunſten eines Dritten, und dürfte wol keinem Andern die Befugniß 
zugeſtanden werden, zum Nachtheile der Schifffahrt Anlagen am Ufer des Ihna 
Fluſſes ins Werk zu richten, wodurch demſelben Waſſer entzogen werden kann, 
ſei es durch Gräben oder Schleüſen, oder über den Fluß eine, die Schifffahrt beein- 
trächtigende Brücke zu ſchlagen, ohne dazu vorher die Genehmigung des Staats 


9 Die Jahreszahl 1243, welche man dieſer Fundations- Urkunde der Stadt Stargard, 
nach Dreger's Vorgange, beilegt, iſt offenbar falſch; der Herzog war in dieſem Jahre gar nicht 
im Beſitz der Stadt. N 
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ſowol, als auch die Zuſtimmung der Stadt Golnow, bezw. der Stadt Stargard 
eingeholt zu haben. 

Im Jahre 1732 wurden von Seiten der Stadt Golnow bei der Landes⸗ 
Polizei⸗Behörde, der Pommerſchen Kriegs⸗ und Domainenkammer, Klagen über den 
ſchlechten Zuſtand des Ibna Stroms geführt, und daß ihr Handel dadurch ‚sehr 
leide. Die Kammer ordnete eine örtliche Beſichtigung an, mit der ſie ihr Mitglied, 
den Kriegsrath und Landbaumeiſter Dahms betraute, der die Coupirung ſämmt⸗ 
licher aus der Ihna gebildeter Abflüſſe, ſo wie die Vertiefung des Bettes unter⸗ 
halb der Gegend, wo ſpäterhin die Entrepriſe Fürſtenflagge angelegt worden iſt, 
auf 400 Ruth. Länge ins Werk richtete. Im Jahre 1757 wurde die Hälfte der 
Koſten für Regulirungsarbeiten an der untern Ihna mit Thlr. 632. 12 Gr. vom 
Könige als Beihülfe gegeben, während die Stadt Golnow, welche als Inhaberin 
des Nutzungsrechts am Ihna Fluſſe eigentlich zur Beſtreitung der Geſammtkoſten 
verpflichtet geweſen wäre, die andere Hälfte aufbrachte. Im Anfange des laufen⸗ 
den Jahrhunderts ſind ebenfalls bedeütende Beträge von Seiten der Staatsregierung 
zur Erhaltung der Schifffahrtsbahn auf der untern Ihna verwendet worden, daß 
aber dieſe Schiffbarkeit auf lange Zeit zurück ausſchließlich vom Fiskus unterhalten 
worden ſei, iſt wol kaum zu erweiſen. Unter der Herrſchaft der Greifen iſt es 
wol ſicherlich nie der Fall geweſen, war zu ihrer Zeit doch der Begriff „Staat“ 
ein Embryo, das erſt in den nachfolgenden Zeitaltern nach und nach zur Entwicke⸗ 
lung gekommen iſt. Bei der größern Selbſtändigkeit der ſtädtiſchen Gemeinweſen 
ſorgten dieſe aus eigenen Mitteln für Neübeſchaffung und Unterhaltung öffentlicher 
Anſtalten, die zur Wohlfahrt des Gemeinweſens beitragen konnten, und erſt von 
da an, wo die Autonomie der Städte mehr und mehr beſchränkt und dadurch die 
freiere Bewegung in der Gemeinde gehemmt wurde, was Theilnahmloſigkeit an den 
öffentlichen Angelegenheiten hervorgebracht hat, find die Städte, einſt eiferſüchtig 
auf Bewahrung ihrer Rechte und Ausübung der dieſen Rechten gegenüber ſtehenden 
Pflichten, in die Lage verſetzt worden, die Unterſtützung des Fiskus in Anſpruch 
zu nehmen. 

Aus allen techniſchen Gutachten, welche in früherer Zeit abgegeben worden 
ſind, geht hervor, daß die Waſſer⸗Abzüge aus der untern Ihna als nachtheilig 
für die Schifffahrt geſchildert werden, und daß die Befeſtigung der Ufer, ſo wie 
die Raümung des Flußbettes als eine Nothwendigkeit geſchildert wird. Um der 
Ihna einen rafchern Abfluß zu verfchaffen, wurde dieſelbe, wie ſchon erwähnt, im 
Jahre 1805 vermittelſt eines Durchſtichs durch die damals Blankenburgſchen Lände⸗ 
reien nach dem Damanſch geleitet. Auch gedenkt ſchon der vorgenannte Landbau⸗ 
meiſter Dahms, daß es zweckmäßig ſein werde, die untere Ihna in einer Breite 
von 5 Ruthen zwiſchen den Ufern zu erhalten und dieſe Breite nicht zu verringern, 
damit der Fluß nicht gleich bei einem ſelbſt mäßigen Regenguß über die Ufer treten 
dürfe. Solche Anordnungen zur Erhaltung der Schifffahrt auf der Ihna, zur 
Befeſtigung ihrer Ufer und Zudämmung der Abflüffe der Ihna, namentlich bei 
der Gegend von Fürſtenflagge, einem damals mit Holz beſtandenen, ſehr ſumpfigen 
Terrain, wurden alſo lange vor deſſen Urbarmachung getroffen. 

Was das Privilegium der Stadt Stargard vom Jahre 1253 und deſſen 
Rechtskraft betrifft, ſo hat letztere in unſeren Tagen eine Erſchütterung bis zur 
völligen Vernichtung des Privilegiums erlitten. Es verhält ſich damit wie folgt: — 
Dem zum Gemeindeverband von Dietrichsdorf gehörigen, früher ein Beſtandtheil 
des Stargarder Kämmereidorfs Stevenhagen geweſenen, von dieſem ſo wie von 

Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 109 
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der Stadt Stargard ſpeciell ſeparirten Mühlengrundſtück, die Died Mühle genannt 
(S. 103), ſteht ein Wegerecht durch die Stargarder Stadtforſt nach, durch und über 
den Ihna Fluß zu, um nach den an denſelben ſtoßenden Grundſtücken und den 
jenſeits deſſelben belegenen Ortſchaften und den Staatsforſtrevieren Pütt und 
Friedrichswald gelangen zu können. Dieſer Weg iſt in dem Receſſe von 1860 als ein 
öffentlicher Mühlenweg bezeichnet und von allen dieſſeits und jenſeits der Ihna bele⸗ 
genen Ortſchaften benutzt worden, obwol derſelbe gar nicht die Natur eines öffentlichen 
Verbindungsweges hat. Auf dieſem Wege beſtand eine Zeitlang eine Interims⸗ 
brücke über die Ihna, welche Fiskus hatte anlegen laſſen, um die zum Bau der 
Damm⸗Golnowſchen Staatsſtraße erforderlichen Materialien an Steinen aus ent⸗ 
legenen Gegenden auf kürzeſtem Wege zwiſchen Stevenhagen und Carlsbach an: 
fahren zu können. Als dieſer Straßenbau im Jahre 1832 beendigt war, ging auch 
die Brücke ein, wodurch der Beſitzer der Dieckmühle, ſo wie alle betheiligten Ort⸗ 
ſchaften eines bequemen Communicationsmittels, an das ſie ſich mehrere Jahre 
hindurch gewöhnt hatten, beraubt wurden. Nun faßte man ſich kurz: bei niedrigem 
Wafferſtande fuhr man durchs Waffer und im Winter übers Eis, was jedoch zu 
Unträglichkeiten führte, die aber gehoben wurden, als „für die Zukunft das Durch⸗ 
fahren durch das Waſſer und das Überbahnen über das Eis der Ihna an der 
Stelle der frühern Brücke von Landespolizeiwegen ein für alle Mal geſtattet wurde.“ 
(Reg. Verf. 24. Juli 1848.) 

Im Jahre 1860 kam der Beſitzer der Diedmühle, Namens Zahl, bei der Königl. 
Regierung um die Erlaubniß ein, auf dem zu ſeinem Mühlengrundſtück gehörigen, 
öffentlichen Verbindungswege über den Ihnafluß eine Brücke auf ſeine Koſten er⸗ 
bauen zu dürfen, die er demnächſt auch aus eigenen Mitteln unterhalten wolle. 
Nach vorheriger Einholung des Gutachtens des Kreis⸗Landraths, Kammerherrn 
v. Bismarck, wurde dem ꝛc. Zahl in dem Protokoll vom 20. Oct. 1860 die nach⸗ 
geſuchte Erl aubniß vorläufig nur auf Zeit, und unbedingt widerruflich und mit der 
Maßgabe ertheilt: — 1) Die zu errichtende Überfahrtsbrücke jo anzulegen, daß da⸗ 
durch der Waſſerverkehr auf der Ihna nicht geſtört und die Brücke für die dieſelbe 
paſſirenden Waſſerfahrzeüge zu jeder Zeit offen gehalten werde; — 2) dieſe Brücke 
ſowol als den ganzen auf des Antragſtellers Grund und Boden verbreiteten und 
erhöhten Mühlenweg dem Publikum zum öffentlichen Verkehr zu ſtellen, jedoch 
gegen Erhebung eines tarifmäßigen Damm⸗ und Brückengeldes; und — 3) die 
Erbauung und Unterhaltung dieſer Brücke und der Dämme auf des ꝛc. Zahl Terri⸗ 
torium, ſowie die Haltung eines Aufſehers und Brückenwärters auf ſeine alleinige 
Koſten auszuführen und zu unternehmen. Dieſer Conſens wurde indeſſen nicht 
perfect: das Protokoll vom 20. Oct. 1860 wurde dem ꝛc. Zahl nicht ausgehändigt, 
weil der Magiſtrat zu Stargard, um die Stadtforſt gegen Holzdiebſtahl vom jen⸗ 
ſeitigen Ihnaufer zu ſchützen, gegen die Anlage remonſtrirte. Trotzdem erwarb der 
Unternehmer an beiden Seiten des Ihna⸗Fluſſes Behufs Verbreitung ſeines Mühlen⸗ 
wegs Acker⸗ und Wieſenſtrecken und führte auf dieſen in einer Länge von mehreren 
hundert Ruthen vor und hinter der Ihna zwei Dämme von 2—5 Fuß Höhe und 
2—3½ Ruthe Breite auf, verband dieſe Dammſtrecken durch eine Schwimmbrücke, 
nach welcher von den Ufern zwei in Panzern hangende Appareillen nebſt Überklappen 
führen, wodurch der ganzen Fahrbreite für größere und ſchwere Laſten eine feſte 
und ſichere Haltung und dem ſchwimmenden Brückentheile hinwiederum die leichteſte 
und ſchnellſte Beweglichkeit ſo gegeben worden iſt, daß ſie von Einem Manne ohne 
Anſtrengung geöffnet und wieder geſchloſſen werden kann. Demnächſt erbaute Zahl 
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für den Brückenwärter ein maſſives Haüschen unweit der Brücke auf dem linken 
Ufer. Die Ausführung dieſes Baues hat dem Unternehmer ein Anlagekapital 
von über 3000 Thlr. gekoſtet, von dem ein großer Theil den Staatsforſtrevieren 
Pütt und Friedrichswald zu Gute gekommen iſt, indem durch die Brücke und den 
Mühlenweg der Abſatz des Holzes aus jenen Revieren nach den Gegenden auf dem 
rechten Ufer der Ihna weſentlich befördert worden iſt. Auf Grund des von der 
Königl. Regierung von Tandespolizeiwegen ertheilten aber nicht perfect gewordenen 
Conſenſes hatte ꝛc. Zahl den Traject über die Ihna ohne Zuſtimmung der Stadt 
Stargard, ja wider deren Willen, angelegt, eine Zuſtimmung, die doch mit Rück. 
ſicht auf das Privilegium von 1253 erforderlich war. Die Stadt erachtete ſich 
durch jene Anlage in ihren Gerechtſamen verletzt und in ihren Nutzungen der eigenen 
Kämmereiforſt, wie geſagt, beeinträchtigt. Sie ließ durch ihre Polizeiverwaltung 
an dem öffentlichen Mühlenwege beim Eintritt deſſelben in die Kämmereiforſt und 
bei ſeinem Austritt zwei Warnungstafeln mit der Anzeige aufſtellen, daß dieſer 
Weg vom Publikum bei 1—3 Thlr. Strafe nicht befahren werden dürfe; außerdem 
wurden an denſelben Stellen zwei Tafeln befeſtigt, deren Inſchrift den fraglichen 
Weg als „Mühlenweg“ kennzeichneten, wie denn auch bei der ziemlich lebhaften 
Frequenz dieſes Weges von den ſtädtiſchen Forſtbeamten faſt täglich Pfändungen 
vorgenommen wurden, denen die Vollſtreckung der angedrohten Strafe auf dem 
Fuße folgte. Nicht genug an dieſen polizeilichen Maßregeln, reichte der Magiſtrat 
beim Königl. Kreisgericht Naugard die Klage ein, welches unterm 12. Dechr. 1864 
„den Mühlenbeſitzer Zahl zu Dieckmühle auf Grund der der Stadt Stargard im 
„Jahre 1243 — (ſoll heißen 1253) — ertheilten und im Jahre 1635 beſtätigten 
„Privilegien nach dem Antrage der Stadtgemeinde für nicht berechtigt erklärte über 
„die Ihna unterhalb Stargard bei Vier⸗Karlsbach eine Brücke oder ſonſtigen Über⸗ 
„bau zu errichten, vielmehr ihn verpflichtete, die dort errichtete fliegende Brücke zu 
„beſeitigen und bei 50 Thlr. Strafe jede derartige Anlage über die Ihna zu unter⸗ 
„laſſen“. Zahl legte Berufung ein und erſtritt bei dem Königl. Appellationsgericht 
zu Stettin das ihm günſtige Erkenntniß vom 10. Juni 1865, welches, die unbedingte 
Fortdauer der Rechtskraft des Privilegiums von 1253 verwerfend, auch die Aus⸗ 
drucksweiſe deſſelben anders erklärend, als der erſte Richter es gethan, die Stadt⸗ 
gemeinde Stargard mit ihrem Klageantrag ohne Weiteres abwies. Dieſes Ur⸗ 
theil des zweiten Richters iſt vom Königl. Obertribunal unterm 28. October 1867 
lediglich beſtätigt worden. 

Damit iſt das Privilegium von 1253 vernichtet und die Stadt Stargard hat 
ihr Recht des Widerſpruchs gegen jedwede Überbrückung der Ihna innerhalb ihres 
Gebiets für alle Zeiten verloren. An dieſem Ausgange des Prozeſſes trägt der 
Magiſtrat von Stargard ſelbſt gewiſſermaßen die Schuld, wenn er in einem Be⸗ 
richt vom 30. April 1863 einraümt, daß die Stadtgemeinde keineswegs das Eigen⸗ 
thum der Ihna in Anſpruch nehmen könne, daß ſolches vielmehr nur dem Staate 
zugeſtanden habe und auch jetzt noch ausſchließlich zukomme. Der Magiſtrat erkennt 
in jenem Berichte ferner an, daß die Worte des Privilegiums: — Insuper Ynam 
fluuium liberum nostre predicte donamus perpetuo civitati (2.-8, 
II. Th. Bd. IV., 114) — nicht anders gedeütet werden könnten, als daß damit 
nur die freie Benutzung zur Schifffahrt auf der Ihna oberhalb und unterhalb 
der Stadt bis zum Ausfluß in die Salzſee gewährt ſei. Man hat geſagt, daß mit 
dieſer Auffaſſung auch Brüggemann (II, 1, 196) und Sell (Geſchichte von Pom⸗ 
mern II, 249) übereinſtimmten; auch von dieſen Geſchichtsſchreibern werde als 
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Inhalt des Privilegiums die freie Schifffahrt auf der Ihna bezeichnet. Sei aber 
dies der Sinn der Urkunde von 1253, dann dürfte auch die Stelle des Privile⸗ 
giums: — Preterea Ina fluuius supra et inferius ciuitatem Stargardensem nullo 
ponte et uulla traductione contra burgens es aliquatenus occupetur (L. B. 
a. a. O. 114, 115) — keineswegs die vom erſten Richter angenommene Inter⸗ 
pretation zulaſſen, wonach gegen den Willen der Stadt keine Brücke oder kein Tra⸗ 
jekt über die Ihna erbaut werden dürfe. Es gewinne vielmehr an Wahrſcheinlich⸗ 
keit, ſo hat man geſagt, daß, im Anſchluß an die gewährte freie Schiffahrt, ledig⸗ 
lich eine Zuſicherung habe ertheilt werden ſollen, (contra burgenses) zu m Scha⸗ 
den der Bürger in Betreff ihrer Schifffahrt keine Brücke zu erbauen; und 
daß weder eine Zugbrücke, noch auch eine bloße Fähre die Schifffahrt behindere, 
nehme der erſte Richter ſelbſt an. 

In Rechtsfragen, bei denen im mittelalterlichen Latein geſchriebene Urkunden 
eine entſcheidende Stimme haben, wird ein mit dieſem Latein vertrauter Archiv⸗ 
beamter zu Rathe zu ziehen ſein, da es Ausdrücke und Wendungen zuläßt, welche 
dem klaſſiſchen Latein, wie es in der Schule gelehrt und gelernt wird, fremd ſind. 
In dem Prozeſſe der Stadtgemeinde zu Stargard wider den Mühlenbeſitzer und 
Eigenthümer Ferdinand Zahl zu Dieckmühle dürfte dem erſten Richter das Urkunden⸗ 
Latein gelaüfig geweſen ſein. In demſelben Rechtshandel erſuchte das Naugarder 
Kreisgericht die Königl. Regierung um Auskunft darüber, ob über den Ihnafluß 
1) vor etwa 150 Jahren am Ihnazoll; 2) vor etwa 60 Jahren bei Zachan, und 
3) vor etwa 90 Jahren bei Kremzow Brücken erbaut ſind und ob die fiskaliſchen 
Behörden dieſelben haben erbauen laſſen (Schreib. vom 24. Mai 1864). Was ſich 
darüber im Regierungs⸗Archiv ermitteln ließ, war, daß zu 1) Die Brücke bei Ihna⸗ 
zoll bereits im Jahre 1728 und zu 2) die Brücke bei Zachan ſchon im Jahre 1663 
beſtanden hat. Dieſe Brücken, welche im Tracte öffentlicher Landſtraßen liegen, 
ſind in den genannten Jahren und auch ſpäter von fiskaliſcher Seite unterhalten 
worden. Wann dieſelben erbaut find, hat jedoch nicht feſtgeſtellt werden können. 
Was dagegen die Brücke bei Kremzow betrifft, ſo gab darüber ein Schreiben des 
Landraths a. D. v. Wedel auf Kremzow an den Landrath Piritzer Kreiſes, 
v. Schöning, vom 14. Juni 1864, Auskunft. Das Schreiben lautet wie folgt: 
„Die Güter Kremzow und Schöneberg ſind ſeit uralter Zeit im Beſitze meiner 
Familie und zwar in einer Hand geweſen. Der Beſitzer von Kremzow war auch 
ſtets im Beſitze von Schöneberg. Es läßt ſich, da das alte Schloß dicht an der 
Ihna liegt, hiernach mit Gewißheit annehmen, daß der Übergang über die Ihna 
zwiſchen Kremzow und Schöneberg bereits ſeit mehr als 1000 Jahren be⸗ 
ſtanden hat (11). Eben fo läßt ſich annehmen, daß die Brücke von meinen 
Vorfahren angelegt iſt, da die Ihna oberhalb Stargard ein reiner Privatfluß 
iſt. Wenn auch in einem Prozeß zwiſchen dem Dominium Schöneberg und dem Beſitzer 
der Stargarder Mühle das Königl. Obertribunal zu der bedauerlichen Annahme 
gekommen iſt, daß, weil die Ihna unterhalb Stargard ein öffentlicher Fluß fei, 
fie es auch oberhalb fein müffe, einer Annahme, welcher die Wirklichkeit geradezu 
widerſpricht, indem es wirklich zwei verſchiedene Flüſſe ſind und ſeit länger als ein 
Jahrhundert die Strecke oberhalb Stargard von den Behörden und Privaten nie 
anders als ein Privatfluß angeſehen und behandelt worden iſt, auch allen Ufer⸗ 
beſitzern die Rechte darauf zuftehen, welche ſonſt nur an Privatflüſſen geltend gemacht 
werden können, ſo verliert der Fluß durch ſolche Entſcheidung doch ſeine wirkliche 
Natur nicht. Mein Großvater verkaufte Schöneberg und legte dem damaligen 
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Erwerber die Pflicht auf die Brücke zu unterhalten, bezw. wenn 
nöthig, neü zu bauen. So iſt es denn auch bis auf die neüſte Zeit gehalten, 
und ich glaube daher nicht, daß in den Acten des Königl. Landraths⸗Amtes etwas 
darüber enthalten iſt.“ 

Oberhalb Stargard, nicht weit von der Stadt, vereinigen ſich mit der Ihna 
die ſ. g. faule Ihna und der Krampehl, nachdem kurz vor ſeiner Mündung vom 
letztern ſich der Kleine Krampehl abzweigt, und dieſes Gewäſſer zum Betriebe einer 
nicht gar entfernt vor dem Wallthor belegenen Mühle benutzt wird. Die vereinigte 
Ihna oder der Ihnaſtrom wird bei Stargard an der Freiarche aufgeſtaut und in 
der Nähe dieſes Werks das Waſſer mittelſt eines durch die Stadt fließenden Kanals 
nach der großen, der Familie v. Geibler gehörigen, Stargarder Mühle geführt. 
Das verwendete Waſſer des Kleinen Krampehl ergießt ſich 70 Ruthen unterhalb 
der Rothen Brücke (“) unter der Benennung Ravensburg, das zu der v. Geibler⸗ 
ſchen großen Mühle verwendete Waſſer des Ihnaſtroms, oberhalb Stargard, bezw. 
der Freiarche ergießt ſich 270 Ruthen unterhalb der genannten Brücke in den 
untern Ihnaſtrom, und vereinigt an dieſer Selle der Mündung des Unterwaſſer⸗ 
Kanals, die untere Ihna erſt wieder ſämmtliches Waſſer des Ihnafluſſes. 

Von dieſer Mündung des Unterwaſſer⸗Kanals der großen Stargardſchen 
Mühlen bis zur Rothenbrücke, und weiter aufwärts bis zur Wallbrücke und der 
Freiarche iſt der natürliche Stromlauf der obern Ihna durch die genannten Mühlen⸗ 
anlagen am Kleinen Krampehl und in Stargard gehemmt, bezw. abgeleitet, und 
gleicht dieſe Strecke, ins Geſammt ca. 380 Ruth. lang, einem nur ſpärlich durch 
Freiwaſſer oder durch Rückſtauwaſſer von der Ravensburg, bezw. dem Unterwaſſer⸗ 
Kanal der Stargardſchen Mühlen geſpeiſten Baſſin oder Kanal, in welchem während 
des größten Theils des Jahrs eine Bewegung des Waſſers faſt gar nicht Statt 
findet. Alle Unreinigkeiten, welche aus der Stadt in dieſen Flußtheil während 
einer langen Zeit abgeführt werden, bleiben daher liegen und verurſachen ſein 
Verſumpfen und Verkrauten. Später, im Herbſt, und darauf im Frühjahr, wenn 
das Waſſer bei Anſchwellungen des Fluſſes über das Wehr hinwegſtürzt, werden 
dieſe Unreinigkeiten in Bewegung geſetzt und lagern ſich weiter abwärts da ab, 
wo die rapide Geſchwindigkeit des Waſſers aufhört, nämlich oberhalb der Ein⸗ 
mündung des Kleinen Krampehls. 

Es hört alſo innerhalb der nachgewiefenen Gränzen das Erkennungszeichen 
eines von Natur ſchiffbaren Gewäſſers auf, und kann, reſp. muß dieſe Eigenſchaft 
der Ihna erſt bei Station Nr. 6 oder ca. 380 Ruthen unterhalb der Freiarche, 
von der Mündung des Unterwaſſer⸗Kanals der v. Geiblerſchen Mühlen abwärts 
beigelegt werden. Von hier ab wäre der Staat landrechtlich zur Raümung, bezw. 
Herſtellung der zur Sicherheit und Bequemlichkeit der zur Schifffahrt nöthigen An ⸗ 
ſtalten als verpflichtet zu erachten. Die Ableitung der Gewäſſer der obern Ihna 
kommt den Beſitzern der genannten beiden Mühlen, bezw. der Stadt Stargard zu 
Gute, und wäre dieſer die Raümung des gedachten Flußbettes auch aufzuerlegen. 
Die Verflachung, oder wie der Magiſtrat ſolche in ſeiner Vorſtellung vom 7. Oeto⸗ 
ber 1857 bezeichnet, „die ſumpfige Wieſe“ unterhalb der Freiarche bis zur Mündung 
der Ravensburg, wird aber auch noch durch andere Zuſtände bedingt. Einmal iſt 


() Die Rothe Brücke ift diejenige Brücke vor dem Wallthore der Stadt Stargard, 
welche der Mühlengaſſe gegenüber über die Ihna führt. 
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das Flußbett auf dieſer Strecke ſehr ungleich, von der Freiarche bis zur Wallbrüde 
1½—2 Ruthen, von hier bis zur Rothenbrücke 5—5 ½ Ruthen, und ferner bis 
zur Ravensburg⸗Mündung 4— 5 Ruthen breit, ferner werden mittelſt Durchlaß und 
Ableitungsrinnen, namentlich auf der Strecke von der Arche bis zur Rothenbrücke, 
die Straßenunreinigkeiten hier hineingeleitet. Wenn dergleichen Sinkſtoffe ſchon 
bei einem tiefen, ſtark ſtröntenden Gewäſſer, mit gleicher Uferweite, Verflachungen 
herbeizuführen im Stande ſind, ſo muß unter den hier obwaltenden Umſtänden 
ohne Strömung und bei der großen Verſchiedenheit der Flußbettbreite die Ver⸗ 
ſumpfung umſomehr ſich in ſehr kurzen Zeitraümen wiederholen, wenn ſelbſt 
vorausgeſetzt wird, daß durch künſtliche Mittel das Flußbett auch periodiſch ge⸗ 
raümt wird. 

Wie die bisher dargelegten Verhältniſſe naturgemäß ſich entwickeln müſſen 
und wie die im Obigen entwickelte Anſicht über die Schiffbarkeit der untern Ihna 
in den bezeichneten Gränzen mit der Wirklichkeit übereinſtimmt, zeigen die Tiefen⸗ 
verhältniſſe der Ihna unterhalb Stargard. Während nämlich dieſe von der Frei⸗ 
arche abwärts bis zur Mündung der Ravensburg und darüber hinaus bis Station 
Nr. 4 etwa 1—1½ Fuß tief iſt, find unterhalb Station Nr. 6 oder der Mündung 
des Stargarder Mühlenkanals 2½, 3 auch 4 Fuß Waſſertiefe vorhanden, und zwar 
bei einem Waſſerſtande von 1 Fuß 10 Zoll am Pegel zu Golnow. 

Nun aber reichten 16 Gewerbtreibende und Handelsleüte der Stadt Stargard 
unterm 22. September 1857 bei ihrem Magiſtrate eine Vorſtellung ein, worin ſie 
ſagten: — Seit mehreren Jahren ſei derjenige Theil der Ihna von der letzten 
Brücke vor dem Wallthore, der Mühlengaſſe gegenüber, bis zum Ausfluſſe des 
Kleinen Krampehls und der Ravensburg dergeſtalt verſandet, daß die Kähne dort 
nur bei einem hohen Waſſerſtande landen und ihre Ladung löſchen könnten, bei 
einem mittlern Waſſerſtande hingegen ſei dies nur an der ſ. g. Ablage auf der 
Klempiner Wieſe möglich, dieſe Ablage aber / Mle. von der genannten Brücke 
entfernt. Da nun die Kahnladungen von gedachter Ablage nach der Stadt per 
Axe herangefahren werden müßten, ſo ſei dies für den Empfänger der Ladungen 
ſowol, als für die Schiffer eine zeitraubende und koſtſpielige Sache und werde der 
Handel hierdurch ſehr erſchwert, indem die Schiffer oft 2—3 Tage länger liegen 
bleiben müßten, indem nicht immer für Geld und gute Worte Geſpanne zu haben 
ſeien. (*) Unter dieſen Umſtänden baten die „Sechszehner“ den Magiſtrat, ſich 
bei der Königl. Regierung dafür zu verwenden, daß die Ihna auf der bezeichneten 
Strecke, wo möglich noch im laufenden Jahre, 1857, ausgebaggert werde. Per 
Magiſtrat ging auf dieſen Antrag nicht blos ein, ſondern dehnte denſelben dahin 
aus, daß er bat, die Baggerungs⸗ und Raümungsarbeiten über die „ſumpfige 
Wieſe“, wie er die Flußſtrecke nannte, d. i.: von der Rothenbrücke aufwärts bis zur 
Freiarche, auszudehnen, indem er letztere als Anfangspunkt der ſchiffbaren Ihna 
annahm. (Vorſt. 7. October 1857.) 

Erwägt man ſpeciell die Mittel welche zur Erlangung eines beſſern Fahr⸗ 
waſſers von der Mündung der Ravensburg aufwärts in Anwendung zu bringen 
ſein möchten, ſo mußten zuvörderſt die Zuflüſſe der Straßenunreinigkeiten von der 
Ihna oberhalb der Rothenbrücke entfernt werden. Alsdann wäre das ganze Fluß⸗ 


00) Dieſer Einwand war nicht ſtichhaltig; hatten doch die meiſten, wenn nicht alle Unter: 
zeichner der Eingabe ſelbſt Geſpanne. 
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bett unterhalb der Wallbrücke, und von dieſer an bis zur Ravensburg gleichmäßig 
auf eine Normalbreite von 3½ Ruthen einzuſchränken und dieſes ſolchergeſtalt 
normirte Flußbett auf etwa 4 Fuß zu vertiefen. Die Einſchränkung möchte am 
billigſten durch Doppelzaüne, einem Parallelwerke gleich, auszuführen ſein; die Ver⸗ 
tiefung dagegen müßte durch Ausbaggerung, oder bei ſehr niedrigem Waſſerſtande 
durch Ausgrabung bewirkt werden; und könnte nach geſchehener Regulirung durch 
vermehrtes Freiwaſſer der vorerwähnten Arche dieſe Tiefe nachhaltig erhalten werden. 
Oberhalb der Wallbrücke wäre eine Raümung der Ihna aber nur Behufs nachhal⸗ 
tiger Beſeitigung der ſich abwärts bewegenden und den weitern Strom verflachenden 
Sinkſtoffe erforderlich, da hier die kurzen Krümmungen der Ihna mit den hohen 
ſehr ſteilen Ufern Schifffahrt fait, das Ein⸗ und Ausladen aber ganz unmöglich 
macht. Eben ſo wäre die Reinigung des Flußbettes zwiſchen der Wallthor⸗ und 
Rothenbrücke nur Behufs Beſeitigung der den untern Strom verflachenden Sint- 
ſtoffe erforderlich, da bei der geringen Schifffahrt in Stargard die Uferlänge von 
der Rothenbrücke bis zur Ravensburg als Anlegeſtellen ausreichend ſein dürſten. 
Die Raümung des letztern Theils haben die Sechszehn Handeltreibende in ihrer 
Eingabe vom 22. September 1857 auch nur beantragt, und ſind weitere Anträge 
nur vom Magiſtrat geſtellt. 

Zu den vorbezeichneten Arbeiten iſt jedoch, wie im Vorſtehenden ausgefüh rt 
worden, Fiskus nicht verpflichtet; daher es dem Ermeſſen der Königl. Regierung 
anheim geſtellt werden muß, ob dieſe Arbeiten aus anderen, als Rechtsgründen, 
auf Staatskoſten ausgeführt werden ſollen, wobei jedoch zu bemerken iſt, daß zu 
den Vertiefungsarbeiten ein Bagger nicht zur Verfügung ſteht, da der vorhandene 
Handbagger in der Ihna unterhalb Golnow auf keinen Fall daſelbſt entbehrt wer⸗ 
den kann. Da ferner eine Regulirung nur auf der Strecke von der Rothenbrücke 
bis zur Ravensburg als dem Schifffahrts⸗Intereſſe für erſprießlich zu erachten iſt, 
ſo wären die dringendſten Arbeiten ein Doppelzaun, und in Ermangelung des 
Handbaggers die Vertiefungsarbeiten mittelſt Stockbagger ins Werk zu richten. Hier⸗ 
zu würden nach einem Uberſchlage an Koſten erforderlich ſein: — 1) Für 
Raümen des Flußbettes bei mittlerm Waſſerſtande auf nur 3 Fuß Waſſertiefe für 
ca. 400 Schachtruthen zu fördernde Erde à 1 Thlr. = 400 Thlr., und 2) für 70 
laufende Ruthen Doppelzaun à 3 Thlr. = 210 Thlr. Summa 610 Thlr., welche 
von der Königl. Regierung zu bewilligen fein würden. (Gutachtl. Ber. des Waſſer⸗ 
bau⸗Inſpektors Herr vom 27. Dec. 1857). 

Daß im Jahre 1857 bei den aüßerſt niedrigen Waſſerſtänden in allen Flüſſen 
auch bei Stargard ein, für die auf der Ihna gebraüchlichen größeren Fahrzeüge 
im Allgemeinen zu niedriger Waſſerſtand Statt gefunden und die Ihnakähne nicht 
ganz bis zur Stadt hinauf haben gelangen können, iſt ſehr natürlich, indeſſen wird 
ein ſolcher Waſſerſtand vielleicht nach Jahren nicht wieder eintreten. Für gewöhn⸗ 
lich können die Ihna⸗, auch Oderkähne, bis zu der erſten Speicherſcheüne oberhalb 
der Einmündung des Kleinen Krampehls gelangen und weiter hinauf ſcheint es, 
da hier das Löſchen und Laden bequem geſchehen kann, durchaus nicht nöthig zu 
ſein. In jedem Falle ſtehen die auf 610 Thlr. berechneten Koſten einer Vertiefung 
weiter hinauf mit dem dadurch erzielten Vortheil in keinem Verhältniß, der ledig⸗ 
lich darin beſtehen würde, daß die gelöſchte Ladung, faſt nur aus Kalk in Tonnen 
beſtehend, einige hundert Schritte weniger weit zu Wagen transportirt werden 
dürften. Es wird möglichſt Sorge zu tragen ſein, bis zu den erſten Scheünen, 
alſo bis etwas oberhalb der Einmündung des Kleinen Krampehls die nöthige 
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Waſſertiefe für Kähne zu erhalten, dagegen wird auf eine Vertiefung der Ihna 
weiter hinauf ſchon aus dem Grunde nicht zu rückſichtigen ſein, weil in dieſen 
Flußtheil die Gerinne und Abzüge aus der Stadt geleitet ſind, welche ihn ſtets 
wieder verſumpfen würden. (Vot. des Regierungs⸗Waſſerbauraths Exner vom 
16. Januar 1858). 

Auf Grund dieſes Votums erhielt ꝛc. Herr den Auftrag, die Vertiefung der 
Ihna in dem bezeichneten Umfange, d. h. bis zur erſten Scheüne aufwärts im 
Jahre 1858 herbeiführen zu laſſen, und danach ſeine Einrichtungen zu treffen. 
(Reg.⸗Verf. vom 25. Januar 1858). Dieſer Auftrag iſt demnächſt in dem genann⸗ 
ten Jahre ausgeführt, und die Koſten, welche die Baggerung an der bezeichneten 
Stelle bei Stargard verurſacht hat, ſind in der allgemeinen Baggerungs⸗Nechnung 
pro 1858 in Ausgabe geſtellt worden. Anfangs glaubte man beſorgen zu müſſen, 
daß der Handbagger der untern Ihna ſeiner Breite wegen nicht durch die Lübower 
Schleüſe werde transportirt werden können; allein dieſe Beſorgniß zeigte ſich als 
unbegründet. Der Bagger iſt vom 16. Auguſt bis 9. October 1858 bei Stargard 
in Thätigkeit geweſen und hat auf einer Länge von ca. 58 laufenden Ruthen, in⸗ 
nerhalb der Stationen No. 0 und No. 2 bei einer Breite des vertieften Beckens 
von 2½—3½ Ruthen im Ganzen 706 Schachtruthen bis oberhalb der Scheünen 
ausgebaggert. So wurde der Stadt Stargard in entgegen kommender Weiſe und 
mit einem Koſtenaufwand von weit über 700 Thlr. ſoviel Waſſer geſchaffen, daß 
mit Ihna⸗, ja mit Oderkähnen bis in die unmittelbare Nähe der Rothenbrücke an⸗ 
gelegt werden kann. Und doch war der Magiſtrat damit nicht zufrieden. Unterm 
28. Mai 1859 wurde er dahin vorſtellig, die Baggerungsarbeiten auch in dieſem 
Jahre wieder aufnehmen zu laſſen, da im vorigen Jahre nur das halbe Flußbett 
und dies auch nur bis zur Nähe der Rothenbrücke aufgebaggert worden, oberhalb 
dieſer aber das Flußbett faſt ganz verſandet ſei Dabei überſah es aber der 
Magiſtrat, daß eine Raümung dieſes Schlammreſervoirs für die Rinnſteine eines 
Theils der Unterſtadt nur das Intereſſe der Einwohnerſchaft, inſonderheit der Be⸗ 
nutzer der ſchönen Wandelbahn um dieſen Theil der Stadt, berührt, und daß allein 
ſchon die Förderung des öffentlichen Geſundheitszuſtandes es verlangt, auf Koſten 
des Stadtſäckels in der mehrerwähnten Flußſtrecke aufwärts bis zur Freiarche einen 
klaren Waſſerſpiegel herzuſtellen und denſelben in beſtändig gleichem und gutem 
Zuſtande zu erhalten. Das Verlangen des Magiſtrats konnte ſomit als ein unbe⸗ 
ſcheidenes erſcheinen. Die Schifffahrt bis Stargard iſt höchſt unbedeütend. Trotz⸗ 
dem hat im Jahre 1858 der Handbagger längere Zett dort gearbeitet, um das 
Anlegen der wenigen Oderkähne, welche bis dahin kommen, etwas bequemer zu 
machen, denn anlegen konnten ſie immer ſchon. Der Magiſtrat verlangte nun, daß 
es den Kähnen noch bequemer gemacht werden ſolle, wofür Fiskus zum wenigſten 500 
Thlr. Koſten hätte opfern müſſen. Die Hauptſtrecke der Ihna, mit Rückſicht auf 
Schifffahrt, iſt die von Golnow bis zur Mündung. Für dieſe Strecke iſt der Bag⸗ 
ger anſchlagsmäßig beſtimmt und er hat auf derſelben, ſo lange das Waſſer offen 
iſt, vollauf zu thun, wenn er dieſe Strecke in leidlichem Zuſtande erhalten will. 
Oberhalb Golnow können Baggerungen der ſtarken Strömung halber nicht von 
nachhaltigem Einfluß ſein. Die Königl. Regierung lehnte den Antrag des Magi⸗ 
ſtrats ab, indem ſie zugleich bemerkte, daß es gar nicht in der Abſicht liege, mit 
den Baggerungen weiter hinauf, als im Jahre 1858 geſchehen, oder wol gar auch 
oberhalb der Rothenbrücke vorgehen zu laſſen, vielmehr werde ſie die bisherige 
Gränze, bis wohin der Schiffbarkeit höchſtens Rechnung zu tragen iſt, auch ferner⸗ 
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hin feſthalten. (Verf. vom 5. Juli 1859). Gegen dieſen Beſcheid wurde Magi⸗ 
ſtratus vorſtellig, indem er nachzuweiſen bemüht war, daß das Ihnabett im Jahre 
vorher nicht bis zur Rothenbrücke, und bis dahin, wo es geſchehen, ſo unvollſtändig 
ausgebaggert ſei, daß nur für ein kleines Fahrzeüg genügendes, geſchweige denn für 
ein Ausweichen zweier oder das Umkehren eines ſolchen hinreichendes Fahrwaſſer 
vorhanden ſei. Der größte Theil des Flußbettes ſei, namentlich unterhalb der 
Rothenbrücke, an der, ohnehin immer noch entfernten, einzigen Ausladeſtelle, nach 
wie vor ſo verkrautet und verſchlammt, daß Magiſtratus ſich gedrungen fühle, die 
Königl. Regierung wiederholt zu bitten, die Baggerarbeiten wenigſtens bis zur 
Rothenbrücke wieder aufnehmen und vervollſtändigen zu laſſen. (Vorſt. vom 16. Juli 
1859). Dem Magiſtrate wurde erwidert, daß es allerdings die Abſicht geweſen ſei, 
die Baggerung bis zur Rothenbrücke fortzuſetzen, dazu aber die verfügbaren Fonds 
nicht ausgereicht hätten. Übrigens würde die Ausdehnung der Baggerarbeiten bis 
zu jener Brücke nur einen ſehr bedingten Nutzen gehabt haben, da das Flußbett 
daſelbſt an mehr als einer Stelle nur eine Waſſertiefe von 1 Fuß habe, auch außer⸗ 
dem der fragliche Flußtheil nicht nur durch die Rinnſteine der Stadt, ſondern auch 
durch den Mangel eines gehörigen Uferſchutzes bald wieder verſchlammt ſein würde. 
Indem die Königl. Regierung auf den Inhalt der Verf. vom 5. Juli Bezug nahm, 
bemerkte ſie, daß dem Magiſtrate auf die beantragte Fortſetzung der Baggerarbeiten 
in nächſter Zeit um ſo weniger Hoffnung gemacht werden könne, als die überhaupt 
nur verfügbare Eine Baggermaſchine zu viel wichtigeren und dringlicheren Arbeiten 
gebraucht werde. (Verſ. vom 18. Nov. 1859). Sollte dereinſt den Wünſchen der 
Stadt Stargard genügt werden können, ſo wird auch ſie für eine gehörige Ufer⸗ 
deckung auf der in Rede ſeienden Flußſtrecke, ſowie für Herſtellung von Schlickfängen 
vor den Mündungen der Rinnſteine Sorge zu tragen haben. 

Der Magiſtrat von Stargard, bezw. der Dirigent deſſelben, Oberbürger⸗ 
meiſter Delſa, glaubte ſich bei dem Beſcheide vom 18. November nicht beruhigen 
zu dürfen; er reichte unterm 8. December 1859 bei den Miniſterien für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten und für Landes⸗Kultur⸗Sachen ein Memorandum 
ein, worauf ein, an die Königl. Regierung zu Stettin gerichtetes Miniſterial⸗ 
Reſcript vom 29. Januar 1860 mit dem Auftrage erfolgte, den Magiſtrat ablehnend 
zu beſcheiden, was unterm 4. Februar 1860 geſchah. Auf Memorandum und 
Reſcript wird am Schluß dieſer Darſtellung zurückzukommen ſein. Nunmehr ging 
der Stargarder Oberbürgermeiſter an den Ober⸗Präſidenten der Provinz, indem 
er in der Vorſtellung vom 27. Februar 1860 erſtlich das wörtlich wiederholte, was 
er den beiden Miniſterien vorgetragen hatte, dann aber zweitens auf eine beſſere 
Herſtellung der Schiffbarkeit der Ihna, bezw. Raümung des Flußbettes, in der 
Strecke zwiſchen Golnow und Stargard, inſonderheit auf die Baggerung der Special⸗ 
ſtrecke bei Stargard, den Nachdruck legte. Freilich mußte der Ober⸗Präſident, nach 
Inhalt des darüber eingezogenen Regierungs⸗Berichts einraümen, daß auf der ge⸗ 
dachten Flußſtrecke, wenngleich jährlich nicht unbedeütende Summen auf Baggerungen, 
Uferbefeſtigungen ꝛc. verwendet worden, noch erhebliche Mängel des Fahrwaſſers 
vorhanden ſind. Letztere können jedoch ſelbſtredend nur nach Maßgabe der dis⸗ 
ponible werdenden Fonds nach und nach beſeitigt werden. Auch muß dabei von 
Golnow aufwärts und allmälig weitergebend mit Beſeitigung der Schifffahrts⸗ 
Hinderniſſe verfahren werden und kann, ſo lange dies nicht geſchehen, eine Bagge⸗ 
rung zunächſt unterhalb Stargard nur einen vorübergehenden Nutzen haben. Es 
liegt in der Abſicht der Regierung, die Ihna des Nächſten von Stargard abwärts 
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durch den Departementsrath Staberoh und den Waſſerbaurath Grund bereiſen zu 
laſſen, und werden ſich dieſelben auch an den Oberbürgermeiſter Delſa wenden, 
um von den dortſeitigen Wünſchen Kenntniß zu nehmen. Hiernach wird der dies⸗ 
fällige Antrag des Magiſtrats Berückſichtigung finden. [Es war die Zuziehung 
eines Vertreters der Stadt, natürlich des Oberbürgermeiſters Delſa, wenigſtens für 
die Flußſtrecke im Stadtgebiete und dem der Eigenthumsortſchaften beantragt worden.] 
(Reſcr. des O. P. an den Magiſtrat zu Stargard vom 31. Mai 1860.) 


Der Lauf des Fluſſes iſt in Entfernungen von 50 Ruthen auf dem rechten 
Ufer durch Nummerſteine in Sectionen abgetheilt, um die Arbeitsſtellen genau 
zu bezeichnen. Als Anfangs⸗ oder 0 Punkt dieſer Nummerirung iſt bei Stargard 
die Rothebrücke angenommen, bis zu welcher der Fluß ſchiffbar ſein ſoll. 


In der Gegend von No. 3 ift der Zaſtrowſche Kalkofen auf der Stelle, wo 
einſt der Klappholzhof ſtand, und bei No. 6 die Ausmündung des Unterwaſſers der 
v. Geiblerſchen großen Stargarder Mühle. Bis No. 10 kann die Tiefe von 4 Fuß 
bei gewöhnlichem Waſſerſtande genügen und wird ſich auch erhalten laſſen, wenn 
die Breite an den flacheren Stellen etwas beſchränkt wird. — Von No. 10 bis 
No. 20 waren ſonſt einige abbrüchige Stellen in den concaven Ufern, die durch 
Flechtzaüne geſchützt ſind. Mehrere alte breite Krümmungen ſind abgeſchnitten und 
eingeengt. — In der Strecke zwiſchen No. 24 und No. 25 befindet ſich eine, in 
neürer Zeit erbaute Brücke mit Portalaufzug bei dem Dorfe Klempin. Der Fluß 
hat hier eine bedeütende Breite, und der Aufzug liegt in einer für die Schifffahrt 
unbequemen concaven Stelle. Die hervortretende Ecke des rechten Ufers oberhalb 
der Brücke hat deshalb abgetragen werden müſſen. Die Klempiner Brücke iſt, auf 
Veranlaſſung des Bauerhofsbeſitzers und Gerichtsmanns Wichmann zu Klempin, 
im Jahre 1848 von den baüerlichen Wirthen daſelbſt für deren Rechnung mit 
Genehmigung der Königlichen Regierung erbaut worden, um bequemer zu ihrer, 
auf jenſeits der Ihna liegenden, damals noch unſeparirten Torf⸗ und Hütungsfläche 
zu gelangen. Die Koſſaten und anderen kleinern Grundbeſitzer von Klempin ſind 
an dem Eigenthum dieſer Privatbrücke nicht betheiligt. — Bei No. 35, oder 1750 
Ruthen von Stargard, liegt die Lübowſche Mühle und Schleüſe, für welche der 
Fluß in 3 Arme getheilt iſt, über welche Brücken führen. Sämmtliche Werke be- 
finden ſich in deſolatem Zuſtande. Der Neübau und die Unterhaltung liegen dem 
Mühlenbeſitzer ob. Der linke in gerader Richtung liegende Arm enthält die Frei⸗ 
ſchleüſe, die nebſt der Brücke im Jahre 1852 ſehr ſchadhaft war. Der zweite Lauf 
enthält die Schiffsſchleüſe. Dieſe iſt maſſiv von Feldſteinen, 12 Fuß 4 Zoll in 
den Thoren breit, daher nur für kleinere Fahrzeüge, die ſ. g. Bodden und Heüer, 
eingerichtet, für welche auch die Länge der Schleüſenkammer nur genügt. Die 
Mauern ſchienen 1852 dicht zu ſein, die Thore aber der Erneüerung zu bedürfen. 
Der Waſſerſtand über dem Oberdrempel betrug 3 Fuß 6 Zoll, über dem Unter⸗ 
drempel 1 Fuß 10 Zoll; Differenz des Waſſerſpiegels 3.6 + 2. / = 5.6½ — 
1.10 = 3 Fuß 8½ Zoll (am 28. Mai 1852). Die Brücke über dem Oberhaupte 
wird durch eine Portalzugbrücke gebildet, welche ſehr ſchadhaft war. An dem 
Arme rechts, dem dritten, liegen die Mühlengerinne, die ebenfalls in ſchlechtem 
Zuſtande ſich befanden. — Zwiſchen No. 37 und 38 viele Steine im Flußbette, bei 
No. 39 Abbruch am linken Ufer und im Fluſſe ein großer Stein. — Bei No. 54 
iſt rechts das Dorf Roggow, und bei No. 73 das Dorf Bruchhauſen zur linken 
Hand. Von No. 80 bis 90 rechts das Kirchdorf Pützerlin. Bei der No. 90, oder 
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4500 Ruthen = 2¼ Mile. von Stargard, fängt der ausgedehnte Föhrenwald an, 
der ſich auf beiden Seiten des Fluſſes bis gegen Golnow hinzieht. 

In dieſer Waldung finden ſich zwei Durchſtiche vom Jahre 1838 bei No. 105 
und 106. Bei No. 114 oder 5700 Ruthen — 2,85 Min. von Stargard, iſt die 
neüe Brücke von Ihnazoll ohne Aufzug. Nach den Waſſerſtreifen an den Land⸗ 
pfeilern ſcheint die Differenz zwiſchen dem höchſten und dem niedrigſten Waffer⸗ 
ſtande 8 Fuß zu betragen. In den Landpfeilern zeigten ſich einige unbedeütende 
Riſſe an den Flügeln. Der Fluß iſt hier regulirt und die Landſtraße erhöht. 
Ein Durchſtich bei No. 119 aus dem Jahre 1838; eben ſo zwiſchen No. 128 und 
129; und ein größerer von 200 Ruthen Länge zwiſchen No. 144 und 146. Ferner 
ein Durchſtich von den Jahren 1841 und 1842 bei No. 153. Links die große 
Holzablage, Schönlinde genannt, 7650 Ruthen = 3,325 Min. von Stargard. 
Sodann auch auf dem rechten Ufer eine Holzablage in der Stargarder Stadtforſt 
zwiſchen No. 165 und 166; und auf dieſer Seite auch die Ausmündung des 
Mühlengrabens von der Dieckmühle. Bei No. 171 links ein Theerofen und Durch⸗ 
ſtich vom Jahre 1835 zwiſchen No. 172 und 173. Ein Stein im Fluſſe bei No. 176. 
Holzablage links vor No. 179 in der Marienwalder Stiftsheide. Bei No. 184 
Durchſtich vom Jahre 1838, desgl. bei No. 194. Vorher bei No. 193 eine Holz 
ablage. Auf der Strecke zwiſchen No. 206 und 212 viele Steine im Flußbette. (*) 
No 224 iſt bei der Brücke in Golnow, 11.200 Ruthen — 5,6 Meilen von Stargard. 
An der Brücke ſteht der Pegel, welcher 1 Fuß 9 Zoll Waſſerſtand zeigte, am 20 
Mai 1852. Der Fluß iſt durch die bis dahin ausgeführten Regulirungsarbeiten 
in einen viel beſſern Zuſtand, als der frühere war, verſetzt worden. Es bleibt aber 
immerhin noch mancherlei zu thun übrig, um die flachen Stellen und die Geſchiebe 
zu beſeitigen und die abbrüchigen Ufer zu befeſtigen. Bei Golnow und auch ober⸗ 
halb wurden mehrere Ihna⸗ und Oderkähne angetroffen, die den Verkehr der Stadt 
mit Stettin unterhalten und insbeſondere auch Brennholz dahin bringen. Für die 
größere Art der die Ihna befahrenden Kähne iſt die Lübowſche Schleüſe nicht 
geeignet, da der Unterdrempel nicht tief genug und die Kammer der Länge nach 
zu klein iſt, obgleich die Waſſertiefe des Fluſſes bis Stargard hinauf mit geringen 
Ausnahmen vollkommen ausreicht. 


Von No. 225 bis 230 macht der Fluß mehrere Krümmungen, an deren Ende 
das Vorwerk Wiek liegt, bei dem der gewöhnliche Standort der Baggermaſchine iſt. 
Hinter No. 232 fängt ein gerader Durchſtich an von etwa 800 Ruthen Länge, 
neben welchem der alte gekrümmte Lauf innerhalb der Wieſen ſich fortzieht. 
Zwiſchen No. 250 und 280 bildet der Fluß wieder mehrere Krümmungen und daran 


(0) Dieſe waren der Überreft eines Lagers großer Geſchiebe, welches in einer Breite 
von ca. 30 Ruthen quer durch das Bette des Fluſſes ſetzte. Es hatte hier, an dieſer Stelle 
bei „Schinkenwald“ genannt, im Sommer 1851 der Bagger faſt ausſchließlich gearbeitet, um 
dieſe Steine möglichſt von der zwiſchen ihnen befindlichen Erde und von dem kleinen Gerölle 
zu befreien, damit die großen Geſchiebe mit Ketten unterfangen und ſomit aus dem Fahr⸗ 
waſſer aufs Ufer hinaufgewunden werden konnten. Viele dieſer Roll fteine waren fo groß, 
daß ſie unter Waſſer erſt in mehrere Stücke geſpreugt werden mußten. Auf dieſe Weiſe ſind 
gegen 40 Schachtruthen Steine gefördert worden. Trotzdem befanden ſich bei der Strom. 
bereifung im Mai 1852 noch die oben erwähnten Steine im Flußbette vor, die indeſſen theil⸗ 
weiſe, nebſt einigen anderen bemerkbar gewordenen Schifffahrkshinderniſſen nachher beſeitigt 
worden ſind. Koſtenaufwand 150 Thlr. im Jahre 1862. 
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liegt das Vorwerk Ihnaburg. Bald unterhalb No. 260 iſt eine ſtarke Krümmung 
im Jahre 1849 durchſtochen und mit der ausgegrabenen Erde ein Theil des alten 
Flußbettes ausgefüllt worden. Bei No. 267 das Schneiderloch, eine ſehr ſcharfe 
Krümmung, die durch einen Durchſtich für die Schifffahrt bequemer gemacht werden 
könnte. Zwiſchen 277 und 278 ein Durchſtich. Von 280 bis No. 290: bald 
binter 280 folgt ein faſt ganz gerader Lauf bis hinter No. 286. Zwiſchen No. 
285 und 286 fand ſich rechts der Überreſt einer ehemaligen Schleüſe eines Be⸗ 
wäſſerungsgrabens. Bald darauf rechts Bewäſſerungsgraben nach Fürſtenflagge 
mit Kammerſchleüſe für kleine Kähne. Bei No. 290 findet ſich eine bedeütende 
Krümmung vor, welche man zu durchſtechen wünſcht, um einen kürzern und geradern 
Lauf zu erhalten, und die ſcharfen, den Kähnen hinderlichen Ecken abzuſchneiden. 
Hinter No. 293 links ein Bewäſſerungsgraben mit Kammerſchleüſe; hinter No. 
296 ein eben ſolcher Graben mit Kammerſchleüſe, jener zu Groß⸗, dieſer zu Klein⸗ 
Hünerberg gehörig. Von No. 300 bis 310 können die flachen Stellen in der Nähe 
der Ausmündung nur durch Baggerung beſeitigt werden. 

b Der Lauf der Ihna hat demnach von Stargard bis zu den Moolen eine 
Länge von 31050 — 15.500 Ruthen = 7,75 Min. Die Moolen, welche aus 
zwei Reihen Pfählen mit Faſchinen und Steinpackung beſtehen, haben keine bedeü⸗ 
tende Länge und liegen kaum 1 Fuß über dem gewöhnlichen Waſſerſpiegel. 
Zwiſchen demſelben waren die Tiefen 37 9“, 3, 6“ 3“, 3,6“, alſo nur noth⸗ 
dürftig, ſo daß eine Vertiefung bis auf wenigſtens 4 Fuß durch Baggerung noth⸗ 
wendig erſcheint. 

Das Vorſtehende iſt ein Auszug aus dem, von dem geheimen Ober⸗Baurath 
Severin unterm 6. Juli 1852 erſtatteten Bericht über die, gemeinſchaftlich mit dem 
Regierungs⸗Waſſerbaurath Pfeffer und dem Waſſerbau⸗Inſpector Exner, am 20. 
und 21. Mai 1852 unternommenen Bereiſung der Ihna von Stargard bis in den 
Damanſch. Es ergibt ſich aus dieſem Bericht, daß die bis dahin zur Verbeſſerung 
der Schifffahrt ausgeführten Regulirungswerke einen recht guten Effect hervorge⸗ 
bracht haben und nur an einzelnen Stellen die Tiefe noch nicht ganz genügt, mithin 
noch einige Werke nöthig ſein werden Auf Vertiefung der flachen 
Stellen oberhalb der Lübowſchen Schleüſe wird es vorlaufig weniger ankommen, 
ſo lange der Mühlenbeſitzer den Boden und Unterdrempel derſelben nicht höher legen 
kann. (Miniſt. Refer. d. d. Berlin, 20. October 1852.) 

In einem, vor jener Bereiſung, dem Miniſterium erſtatteten Bericht hatte die 
Königl. Regierung angeführt, daß ihr für das Jahr 1852, außer der Anſchlags⸗ 
ſumme für Waſſerreparaturbauten, noch 7000 Thlr. für Regulirung des Ihnafluſſes, 
namentlich auf der Strecke von Stargard bis Golnow, zur Verfügung ſtänden, 
welche ſie jedoch der beſchränkten Fonds wegen nicht allein für dieſes Jahr zurück⸗ 
zuſetzen Willens ſei, ſondern dieſe Regulirungsarbeiten auch für die nächſtfolgenden 
Jahre ganz auszuſetzen gedenke, da durch dieſelben der Zweck — die Schiffbar⸗ 
machung der Ihna beſonders zu verbeſſern wegen des bedeütenden Gefälles dieſes 
Fluſſes nicht vollſtändig erreicht werden könne, auch die jährlichen Unterhaltungs⸗ 
koſten dadurch ebenfalls keine Verminderung erfahren würden. (Bericht vom 29. 
März 1852.) Das Miniſterium erwiderte hierauf, daß bei einem ganz vollſtändig 
angeordneten Plane der Flußregulirung von Stargard bis in den Damanſch die 
Abſicht der Königl. Regierung: die Verfolgung des Projects ausſetzen zu wollen, 
noch einer Prüfung bedürfe, die der geh. Ober⸗Baurath Severin vornehmen werde 
(f. oben). Daß eine Schifffahrt zwiſchen Stargard und Golnow beſtanden habe — 
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[Niemand hatte daran gezweifelt], — beweiſe die Schiffsſchleüſe bei der Lüb owſchen 
Mühle. Die Nützlichkeit der Herſtellung dieſer Schifffahrtsſtraße ſei früher anerkannt 
und deshalb der Plan zur Ausführung feſtgeſtellt worden. Die ſeit 1837 aus⸗ 
gegebenen Summen würden ganz unnütz verwendet worden ſein, wenn die Ar⸗ 
beiten nicht weiter fortgeſetzt würden. (Reſcr. d. d. Berlin, 22. April 1852.) 

Die Königl. Regierung nahm nunmehr Veranlaſſung, über den bisherigen 
Verkehr der Stromfahrzeüge auf der Ihna Notizen zu ſammeln. Dem Waſſerbau⸗ 
Inſpector Exner war es nicht gelungen, Notizen zu erlangen, indem nirgends, auch 
ſelbſt an der Lübowſchen Schleüſe nicht, die Stromfahrzeüge notirt würden. (Ber. 
vom 15. Juli 1852.) Der Landrath des Saziger Kreiſes, Palm, zu Stargard, 
zeigte an, daß er beim dortigen Magiſtrat keine Auskunft über den Schiffsverkehr 
zwiſchen Stargard und Golnow erlangt habe, weil auch hier kein Regiſter über 
ankommende und abgehende Fahrzeüge geführt würden. Er fei deshalb auf die 
Angaben von Kaufleüten und Gewerbtreibenden beſchränkt geweſen, glaube indeß, 
daß die von ihm geſammelten Notizen der Wahrheit gemäß ſeien, da er ſie von 
glaubwürdigen Männern erhalten habe, und ſie nirgends mit den ihm ſonſt be⸗ 
kannten Verhältniſſen in Widerſpruch ſtänden. Die Schifffahrt auf der Ihna 
wird ausſchließlich von Einwohnern der Stadt Golnow betrieben, da bei dem 
zeitweiſe ſehr niedrigen Waſſerſtande zwiſchen Stargard und Golnow Stargarder 
Einwohner, wenn ſie ſich dieſem Gewerbe widmeten, mit ihren Schiffen ſehr oft 
feiern müßten, während Golnower Schiffer in jedem Falle noch von Golnow aus 
abwärts fahren können. Landrath Palm nimmt die Schiffsladung zu 500 Etr. an, 
was durchſchnittlich die Tragfähigkeit der Golnower Fahrzeüge ſein ſoll. Es kommen 
von Golnow nach Stargard jährlich circa: — 75 Kahnladungen Rüdersdorfer 
Kalkſteine; 50 Kahnladungen gebrannter Kalk aus der Fürſtenflagger Fabrik des 
Frhrn. v. Troſchke; 15 Kahnladungen Steinkohlen für die Feüerarbeiter; 3 Kahn⸗ 
ladungen Saatkartoffeln aus dem Oderbruch; 30 Kahnladungen Kiefern⸗Brennholz 
von der Holzablage Schönlinde aus der Püttſchen Staatsforſt und von Pützerlin 
aus der Stargarder Stadtforſt. (Macht zuſammen 173 Kahnladungen.) Als Rück⸗ 
fracht nehmen die Schiffer Schiffs⸗ und Stabholz, Brennholz, Getreide, Spiritus, 
Eſſig, Branntwein, Seife, altes Eiſen ꝛc. nach Golnow und Stettin. Außerdem 
aber werden noch beſonders nach Berlin und Stettin verladen: Aus den an der 
Ihna belegenen Forſten und Schneidemühlen mehrere tauſend Klafter Kiefern⸗ 
Brennholz und mehrere hundert Schock Bretter; ferner von den in der Nähe der 
Ihna belegenen Ziegeleien Mauer⸗ und Dachſteine in nicht unbedeütenden Quan⸗ 
titäten. Ein großes Hemmniß für den Aufſchwung der Ihna⸗Schifffahrt iſt der 
niedrige Waſſerſtand während des Sommers, wodurch die Schiffe genöthigt werden 
mit halber Ladung zu fahren, obſchon ſie auch mit dieſer haüfig feſtſitzen. Nach 
Beſeitigung dieſes Übelſtandes würde ohnſtreitig von Stargard aus ein reger Ver⸗ 
kehr mit Getreide, Spiritus und Buchenholz ſich entfalten, da Stargard für erſtere 
Producte ein bedeütender Stapel⸗ und Handelsplatz iſt. Die Kaufleüte bedienen ſich 
jetzt zum Transport derſelben der Eiſenbahn. Die Koſten auf dieſer ſind indeß 
ſehr erheblich, zumal in letzter Zeit ein Aufſchlag Statt gefunden hat. Die Fracht 
zu Waſſer würde ſich ungleich billiger ſtellen, da ein Eiſenbahnwagen höchſtens 
6 Wiſpel ſchweres und 8 Wiſpel leichtes Getreide trägt, während ein Ihna⸗Fahr⸗ 
zeüg mit Leichtigkeit 100 Wiſpel aufnimmt. Im erſten Fall ſind auch Getreide⸗ 
ſäcke erforderlich, die beim Waſſertransport entbehrt werden können, auch läßt ſich 
der Schiffer gern einige Liegetage gefallen, ſo daß das Getreide vom Schiff aus 
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verkauft werden kann und die Koſten des Umladens und der Lagerung erſpart 
werden. Gegenwärtig kann die Ihna zum Getreide- und Spiritus⸗Geſchäft im 
Großen und Ganzen nicht benutzt werden, weil es bei demſelben hinſichtlich des 
Eintreffens am Beſtimmungsorte oft auf Stunden ankommt; andrer Seits lähmen 
die hohen Speſen beim Transport auf der Eiſenbahn den ganzen Kornhandel der 
Stadt Stargard. Einwohner dieſer Stadt haben den Berichterſtatter darauf merkſam 
gemacht, daß fernere Durchſtiche von Serpentinen die Fahrt auf der Ihna ſehr be⸗ 
günſtigen würden (*), und daß eine Schiffsſchleüſe in der Gegend von Pützerlin im 
Stande ſei, den Waſſerſtand zu erhöhen. Die Koſten derſelben würden ſchwinden 
oder ſich doch erheblich ermäßigen, wenn mit derſelben eine Waſſermühle in Ver⸗ 
bindung geſetzt und dem Erwerber derſelben die Unterhaltung zur Pflicht gemacht 
würde. Schließlich ſpricht Landrath Palm die Bitte aus: Königl. Regierung wolle 
der Schifffahrt der Stadt Stargard, welche einſt als Glied des Hanſebundes mit 
der Stadt Stettin wegen der freien Schifffahrt bis ins Meer Krieg geführt habe, 
Aufhülfe gewähren. (Ber. vom 27. Auguſt 1852.) 


Der Landrath des Naugarder Kreiſes, Kammerberr v. Bismarck, gleichfalls 
wegen der Verkehrsverhältniſſe zwiſchen Stargard und Golnow befragt, beſtätigt 
es, daß weder in Golnow noch in irgend einem andern an der Ihna belegenen 
Orte Regiſter über den Verkehr der Stromfabrzeüge geführt würden. Der Magiſtrat 
zu Golnow nimmt nach den von ihm angeſtellten Ermittelungen an, daß wöchentlich 
3—4 Ihnakähne von Golnow nach Stargard abgehen und zurückkehren, jo lange 
das Waſſer fahrbar und durch den Winter nicht gehemmt wird. Die Unterbrechung 
des Waſſerverkehrs durch den Winter wird auf 3 Monate angenommen, ſo daß 
hiernach zwiſchen Golnow und Stargard jährlich 115 160 Ihnakähne in Bewegung 
ſein würden. Nach den durch das Domainen⸗Rentamt Friedrichswald vorgenommenen 
Ermittelungen ſoll der Verkehr auf der Ihna zwiſchen Golnow und Stargard nicht 
ſo bedeütend ſein. Der dieſerhalb vernommene Zollpächter auf dem Ihnazoll iſt 
der Anſicht, daß in neürer Zeit wöchentlich im Durchſchnitt 2 Kähne zwiſchen 
Golnow und Stargard auf der Ihna hin⸗ und herfahren mögen, jo lange der 
Waſſerverkehr möglich iſt, ſo daß nach Abrechnung einer dreimonatlichen Winter⸗ 
Unterbrechung der jährliche Verkehr auf 60—70 Ihnakähne zu veranſchlagen iſt. 
In früheren Jahren ſoll der Verkehr auf der Ihna zwiſchen den beiden Städten 
aber bedeütend ſtärker geweſen ſein. Es ſollen, nach Angabe des Pächters auf 
Ihnazoll damals mindeſtens 4—5 Mal ſoviele Kähne hin⸗ und hergefahren fein, 
als in neürer Zeit. Dieſe bedeütende Abnahme des Verkehrs auf der Ihna ſoll 
ſeit Eröffnung der Stettin⸗Stargarder Eiſenbahn eingetreten ſein. Kammerherr 
v. Bismarck beſtätigt es, daß die Ausübung der Schifffahrt zwiſchen Golnow und 
Stargard in den Händen der Golnower Schiffer ruhet, und er nennt dieſelben 
Waaren, wie der Landrath des Saziger Kreiſes, fügt denſelben aber noch das Salz 
für das Königl. Magazin in Stargard hinzu, welches ſonſt von Stettin aus zu 
Waſſer über Stargard, nach der Zeit aber per Eiſenbahn befördert wurde, obgleich 
der Transport für den Fiskus theürer zu ſtehen kam. (Ber. d. d. Naugard, 
6. October 1852.) 


(0) Die Rathgeber haben es überſehen, daß dadurch das Gefälle vermehrt, der Waſſer⸗ 
Fila beſchleünigt und die Verflachung des Bettes erleichtert wird. Ein Fluß ift kein 
anal, 
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Während ſeines anderthalbjährigen Aufenthalts in Stargard vom November 
1866 bis Juni 1868 hat der Herausgeber des L. B. bei ſeinen, freilich nicht ſehr 
haüfigen, Erholungsgängen auf der ſchönen Wandelbahn um die Stadt, welche vor 
dem Wallthor links durch die Mühlengaſſe nach der v. Geiblerſchen großen Ihna⸗ 
Mühle eine Unterbrechung erleidet, höchſtens 2 oder 3 Mal einen löſchenden Bodden 
in der Nachbarſchaft der Rothenbrücke bemerkt. 


Die Zuſtände des Ihnafluſſes einer Seits und das Bedürfniß möglichſt großer 
Tragfähigkeit andrerſeits haben die Größe und Bauart der Fahrzeuge, welche auf 
der Ihna fahren können, feſtgeſtellt, und einige faſt typiſche Formen derſelben hervor⸗ 
gebracht. Als Laftfahrzeüge find auf der Ihna nur drei Arten im Gebrauch: 
Kähne, Bodden und Boote oder Heüer. Die Kähne dienen hauptſächlich zum Trans⸗ 
porte don Bau⸗ und Brennmaterial, Getreide, Heü ꝛc., während die Bodden und 
Boote der Hauptſache nach den kleinen Marktverkehr zwiſchen Stettin und Golnow 
vermitteln und Gartenfrüchte, Gemüſe, Fleiſch nebſt den Marktleüten befördern, 
und daher auch zu den Markttagen meiſt in Stettin eintreffen. Die Ihnakähne ſind, 
von der Spitze bis zum Steüer gemeſſen, 60 — 70 Fuß lang, zwiſchen 11½ und 12½ 
Fuß breit, gehen voll beladen ca. 3 ¼ Fuß tief, und haben übrigens in der Bauart 
große Ahnlichkeit mit den (viel größeren) Oderkähnen. Die Ihnabodden haben 
mebr die Bauart eines Schiffs und find von 46—56 Fuß lang, und 10% 11 Fuß 
breit. Der Tiefgang iſt ebenfalls bei voller Ladung etwa 3 ¼ Fuß; fie find nicht 
bedeckt. Die Boote oder Heüer find 23—24 Fuß lang, 6--7 Fuß breit und gehen 
etwa 1¼ Fuß tief. Einer der Golnow'ſchen Schiffseigener, Namens Köller, hat 
im Jahre 1862 einen Dampfkahn bauen laſſen und in Betrieb geſetzt. Dieſer 
Dampfkahn iſt kleiner, als die Ihnakähne und nur um ein Weniges größer als 
die Bodden, nämlich 58 Fuß lang, 11 Fuß 7 Zoll breit, und hat bei voller Be⸗ 
ladung 2 Fuß 6 Zoll Tiefgang. Seinen Abmeſſungen entſprechend kann der Dampf⸗ 
kahn die ſchwierigen Krümmungen leichter paſſiren, als die Kähne, und vermittelſt 
der zweckmäßigen Handhabung der Schraube und des Steüers und bei geringerm 
Tiefgange iſt die Paſſage durch die Curven noch mehr erleichtert. Es liegt in der 
Natur und iſt Zweck der Dampfſchifffahrt, daß ſie der gewöhnlichen Schifffahrt an 
Geſchwindigkeit überlegen iſt; und ſo überholt denn auch der Golnower Dampf⸗ 
kahn die vielen Bodden und Bote, welche vor ihm die Reiſe antreten; wegen der 
kürzern Fahrzeit; ferner weil für größere Bequemlichkeit und Schutz gegen die 
Witterung durch Kajüte und beſondern Laderaum geſorgt iſt, auch wegen des billi⸗ 
gen Preiſes der Beförderung wenden ſich möglichſt viele Marktleüte zu dem Dampf⸗ 
kahne und benutzen nur nothgedrungen die Bodden. Die unausbleibliche Folge 
dieſer Verhältniſſe iſt verdrießliche Stimmung der Bodden⸗ und Kahnfahrer, und 
hieraus ſind lediglich die Klagen über den Betrieb mit dem Köllerſchen Dampfkahne 
entſtanden, die von ihnen in einer Vorſtellung vom 7. Mai 1863 vorgebracht wur⸗ 
den. Die Beſchwerdeführer gingen in dieſer Vorſtellung ſo weit zu behaupten, 
„Köller laſſe es ſich gefliſſentlich angelegen ſein, mit feiner Kraft trotzend, ihnen zu 
ſchaden“, eine Behauptung, die ſich als durchaus unwahr und nur aus Brodneid 
entſprungen erwies. War man auf einer Seite der Meinung, daß die Ihna ſich 
überhaupt nicht zur Dampfſchifffahrt eigene, am allerwenigſten mit ſo großen Fahr⸗ 
zeügen, wie das in Rede ſtehende, ſo raümte dieſe Meinung doch ein, daß der 
Dampfſchiffs⸗Verkehr auf dieſem Fluſſe nicht beſeitigt werden könne, während auf 
der andern Seite geltend gemacht tourde, daß der Betrieb der Dampfſchiffsfahrt in 
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der bisherigen Art in jeder Beziehung zuläſſig erſcheine, und es geboten ſei, die⸗ 
ſelbe vielmehr zu fördern, als ſie zu beſchränken. Da die Polizeiordnung für die 
Ihna vom 13. October 1852 in Bezug auf den Verkehr mit Dampfſchiffen nichts 
enthält — und nichts enthalten konnte, weil dieſer Verkehr erſt 10 Jahre nachher 
in Gang gekommen iſt, — überhaupt aber Ergänzungen der Ordnung zweckmäßig 
erſchienen, um die Schifffahrt auf der Ihna im Allgemeinen, wie die Dampfſchiff⸗ 
fahrt im Beſondern in gewiſſen Schranken zu halten, ſo wurde von dem Waſſer⸗ 
bau⸗Inſpektor Wernekink der Entwurf zu einem Nachtrage in dieſem Sinne ausge⸗ 
arbeitet, (Bericht vom 15. Sept. 1863), welcher dem Landrathe v. Bismarck zuge⸗ 
fertigt wurde, um ſich über die gemachten Vorſchläge, nach Anhörung des Magiſtrats 
zu Golnow — welcher erfahrene Schiffer und mit den in Rede ſeienden Verkehrs⸗ 
verhältniſſen vertraute Perſönlichkeiten vernehmen möge, — ſo wie auf Grund an⸗ 
derweit geeigneten Erörterungen, gutachtlich zu aüßern. (Verf. vom 5. October 
1863). Nachdem der Magiſtrat die Anſichten von drei erfahrenen Kahnſchiffern in 
dem Protokoll vom 22. October und die des Kaufmanns Ehlert in dem Protokoll 
vom 31. October 1863 vernommen hatte, gab Landrath v. Bismarck ſein Gutachten 
übereinſtimmend mit dem des Magiſtrats, dahin ab, daß nach ſeiner Überzeügung 
die Vorſchläge der Schiffer Kruſe und Genoſſen durchaus unparteilich gehalten und 
auf Grund langjähriger Erfahrungen beruhend als ſachgemäß zu betrachten ſeien. 
(Bericht vom 7. Nov. 1863). Sie gingen an den Waſſerbau⸗Inſpector Wernekink zurück, 
der ſich unterm 28. Dec. 1863, ſo wie der Regierungs⸗Baurath Herr unterm 2. Jan. 1864 
im Weſentlichen damit einverſtanden erklärten, worauf am 11. Febr. 1864 verfügt 
wurde, daß die Sache nach 4 Wochen wieder vorgelegt werden ſolle. Ob der alſo 
in Anregung gebrachte Nachtrag zur Polizeiordnung für den Ihnafluß demnächſt 
zu Stande gekommen, geht aus den vorliegenden Acten nicht hervor. Daß in den Ufer⸗ 
ortſchaften auf der Ihna auch Kähne zur Unterhaltung des örtlichen Verkehrs und 
zum Überfahren von Fußgängern gehalten werden, iſt ſelbſtverſtändlich; ſo auch in 
Pützerlin und Zehncarlsbach. Der Magiſtrat zu Stargard wünſchte aber, indem er 
ſich auf ein Circular⸗Reſcr. des Miniſteriums des Innern vom 2. Sept. 1827 
bezog: Königl. Regierung möge das Halten von Kähnen innerhalb des Regierungs⸗ 
bezirks Stettin durch eine Verordnung auf angeſeſſene und unbeſcholtene Perſonen 
beſchränken; Magiſtrat hatte nämlich die Beſorgniß, daß namhaft gemachte Kahn⸗ 
halter aus jenen Ortſchaften das Bruchhauſenſche Revier der Stadtforſt zu oft in 
unredlicher Abſicht beſuchen würden. (Vorſt. vom 28. Jan. 1862). Zu der ein- 
ſchränkenden Maßnahme lag durchaus kein dringendes Bedürfniß vor, daher der An⸗ 
trag abgelehnt wurde. (Verf. vom 22. Febr. 1862). 


Im Jahre 1829 leitete man Verhandlungen ein, welche die beſſere Einrich⸗ 
tung der Schifffahrtsbahn auf der Ihna zum Zwecke hatten. Zunächſt die untere 
Ihna ins Auge faſſend wurde die Stadt Golnow von der bisherigen Unterhaltungs⸗ 
pflicht der Schiffbarkeit des Fluſſes entbunden und dieſe Verpflichtung ausſchließlich 
von der Staatsregierung übernommen, nachdem dieſe bereits früher, ſeit faſt hun⸗ 
dert Jahren, Beiträge dazu bewilligt hatte. Ausgenommen blieb die Uferbefeſtigung 
durch Bohlwerke im unmittelbaren Bereich der Stadt, die nach wie vor von der 
Stadtgemeinde gebaut und unterhalten werden, ſo zwar, daß von den verſchiedenen 
ſtädtiſchen Kaſſen die Kämmereikaffe für Deckung der Koſten dieſer Einrichtungen 
aufkommen muß. Indeſſen muß bei jeder Veränderung, welche der Magiſtrat in 
den Ufern vornehmen will, der Conſens der Waſſerbau⸗Behörde eingeholt werden 


T . 


Stadt Golnow. — Die Ihng als Waſſerſtraße. 881 


wie es u. a. geſchah, als am rechten Ihnaufer (Stadtſeite) vor der alten Tränke 
am Pulverthurm im Anſchluß an die ſchon ober- und unterhalb beſtehenden Bohl⸗ 
werke ein neües Bohlwerk erbaut wurde, und wozu, weil die Anlage an der bezeich⸗ 
neten Stelle für den Ihnaſtrom nur vortheilhaft ſein konnte, der Conſens unterm 
4/13. September 1860 ertheilt worden iſt. Und eben ſo, als das Bohlwerk auf 
der Wiekſcheu Seite ſchadhaft geworden war, und im Jahre 1863 durch ein maſ⸗ 
ſives erſetzt wurde. Der Conſens zu dieſem Bau datirt vom 28 Februar 
1862. Dieſes Bauwerk iſt im Jahre 1865 bei einer Länge von 19,46 Ruthen bis 
zur Ihnabrücke fortgeſetzt worden. Von Seiten der Waſſerbau⸗Behörde wurde ein, 
die ganze ſchiffbare Ihna von Stargard an umfaſſendes, Bauprojekt zur Regulirung 
des Fluſſes ausgearbeitet, welches nach mehrfachen Erörterungen, Reviſionen und 
Superreviſionen im Jahre 1834 zum Abſchluß gekommen iſt. Ein Beſtandtheil 
dieſes Projects iſt die Errichtung eines erhöhten Leinpfades oder Trödelſteiges ge⸗ 
weſen, der auf dem linken Ufer der Ihna von Golnow bis zur Mündung geführt 
ward, ohne daß dadurch das rechte Ufer vom Trödeln ausgeſchloſſen iſt, welches je 
nach dem Winde, der Stromrichtung und anderen Umſtänden ebenfalls benutzt wer⸗ 
den kann. Dieſes Recht iſt den Schifffahrttreibenden in dem „Auseinanderſetzungs⸗ 
Receß von Golnow, vom 12. April 1859“ ausdrücklich gewährleiſtet. Außerdem iſt 
aber auch in dieſem Receß das für eine etwaige künſtliche Befeſtigung des Lein⸗ 
pfades erforderliche Land: — N von der Gränze zwiſchen Stargard und Golnow 
bis zum Lüderwaldſchen Kalkofen auf dem rechten Ufer der Ihna; 2) vom Lüder⸗ 
waldſchen Kalkofen bis zur Ihnabrücke in der Stadt Golnow auf dem linken Ihna⸗ 
Ufer; 3) von der Brücke in der Stadt bis zur ſ. g. Freiheit unterhalb des Vor⸗ 
werks Höfe a. d. J. auf dem rechten Ufer der Ihna; und 4) von hier, nämlich dem 
zum Vorwerk links der Ihna gehörenden ſ. g. Dreiblattsorte bis zum Hünerberge 
wiederum auf dem linken Ufer der Ihna — überall in der Breite Einer Ruthe 
ausgeworfen worden ($. 790 des Receſſes). Was die Unterhaltung, bezw. die 
Räumung des Ihnafluſſes betrifft, ſo iſt dieſelbe ſowol innerhalb der Stadtlage, 
wie der ſtädtiſchen Feldmark vom Königlichen Fiskus allein übernommen (8. 792). 
Nächſt dem Leinpfade wurden an der Mündung der Ihna Moolen erbaut, die, weil ſie bei 
Hochwaſſer leicht überfluthet werden, wodurch die Einfahrt in den Fluß unſicher 
gemacht wird, auf ihren Köpfen im Jahre 1868 mit Markirpfählen verſehen wor⸗ 
den ſind. 


Die vier Krümmungen des Fluſſes beim ſ. g. Krauſen Baum wurden der 
Schifffahrt von Tag zu Tag hinderlicher, indem die abbrüchigen Ufer alljährlich be⸗ 
deütende Beſchädigungen und Erweiterungen erlitten, die gegenüberſtehenden Ecken 
aber in gleichem Verhältniß anwuchſen, ſo daß die zu umſchiffenden Winkel immer 
ſpitzwinkeliger wurden. Die Befeſtigung der abbrüchigen Ufer würde dem Fort⸗ 
ſchreiten des Übels zwar Schranken geſetzt, daſſelbe aber nicht beſeitigt, auch ungleich 
höhere Koſten, als ein Durchſtich, erfordert haben, daher letzterer als vollſtändig 
und dauernd abhelfende Maßregel vorgezogen und ausgeführt worden iſt. Der 
Durchſtich iſt 25 Ruthen lang und 4 Ruthen breit, die Normalbreite des Fluſſes 
3½ Ruthen. Außer der Erwerbung des Terrains zum Durchſtich ſelbſt iſt auch der 
Ankauf der entſtandenen Inſel von den Grundbeſitzern zur Bedingung gemacht, und 
zur Beſeitigung größerer Entſchädigungs⸗Anſprüche als vortheilhaft anerkannt wor⸗ 
den, weil den vom Fluſſe abgeſchnittenen Adjacenten rechter Seits die Communi⸗ 
cation mit dem neüen Laufe des Fluſſes geſichert und eine Entſchädigung für den 
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weiteren Transport des Heüs bis zum Fahrwaſſer gewährt werden mußte. Dieſe 
Entſchädigung iſt durch Grund und Boden erfolgt, durch das alte Bett des Fluſſes 
aber ſind zwei Dämme geſchüttet worden. Die Sicherung des unterhalb liegenden 
linken Ufers, welches bei Eröffnung des Durchſtichs durch den Stromſtrich ange⸗ 
griffen wurde, mittelſt eines hinterpackten und durch ausgegrabene Erde hinterfüllten 
Flechtzauns erfolgt bei den alljährlichen Reparaturbauten der Faſchinenwerke an 
der untern Ihna aus den dazu bewilligten Geldern. Die Verhandlungen wegen 
Abtretung des zum Durchſchnitt erforderlichen Terrains von 100 Quadratruthen 
begannen bereits 1835 und 1836, ruhten darauf einige Jahre, wurden aber 1841 
wieder auſgenommen und zu Ende gebracht und darauf der Durchſtich im Jahre 
1842 ausgeführt mit einem Koſtenaufwand von 340 Thlr. Das Terrain iſt mit 
100 Thlr. pro Mg. bezahlt worden, ein Preis, der nicht unbillig erſcheint, wenn 
man erwägt, daß die Ihnawieſen in der Regel einen Pachtzins von über 30 Thlr. 
pro Mg. gewähren, auch die unmittelbar am Fluß gelegenen immer noch höher 
gerechnet werden, als die anderen, ſowol wegen der beſſern Qualität der Gräfer, 
als auch wegen der bequemern Abfuhr des Heüs, welches dort alles zu Waſſer 
abgefahren wird. 


Vor der Hoflage des Vorwerks Ihnaburg macht der Fluß eine ſehr ſpitz⸗ 
winklige Krümmung, welche ſich alljährlich durch Abbruch des linken Ufers und 
Verſandung der einſpringenden Ecke des rechten Ufers vergrößert, ſo daß die Um⸗ 
ſchiffung immer ſchwieriger und eine Abhülfe dringend nöthig wurde. Es mußte 
deshalb am linken Ufer auf einer Strecke von 12 Ruth. Länge, bei 6 Fuß Waſſer⸗ 
tiefe ein Faſchinenwerk zur Regulirung des Stroms erbaut werden, welches aus 
Senkfaſchinen beſteht, die zwiſchen eingerammte Pfahleichen verpackt ſind. Nachdem 
ſich das Werk vollſtändig geſetzt, iſt es mit Weiden bepflanzt worden. Dieſe Arbeit 
iſt in den Jahren 1842 und 1843 zur Ausführung gekommen. Sie hat Thlr. 641. 
24. 11 Pf. gekoſtet, excl. des Holzes, welches für alle Ihnaufer⸗Bauten ohne Entgeld, 
bezw. gegen Zahlung des Licitations⸗Durchſchnittspreiſes und der Nebenkoſten, aus 
der Püttſchen Forſt verabfolgt wird. 

In den 3 Jahren 1844 1846 iſt die Ihna auf der, genau 2 Min. langen, 
Strecke zwiſchen dem Stargarder Eigenthumsdorfe Bruchhauſen und der Holzablage 
Schönlinde im Püttſchen Forſtrevier (S. 295) regulirt worden. Die Koſten dieſer 
Regulirung haben betragen: 


1 An Materialien „„ „ 56.377. 8. 3 

1. Kiefernholz zu ſtämmen, Fuhrlohn . 264. 21. 3. 

2. Faſchinen aus Staatsforſtenss. 5.112. 15. — 

Dee e eee Salem — — — 
I in een eee , e eee eee 2.213. 16. 9. 

1. Faſchinenar beit 1.041. 23. 6. 

2. Erdar beit 1.025. 3. 3. 

3. Weidepflan zungen nn 96. 20. — 

4. Räumung des Flußbette s. 50. — 
Extrahrdmara aa „ en e nn net $ a. 463. 12. 4. 

en eee eee eee 260. 22. 6. 

2. Leitung der Arbeiter 116. 22. 6. 

3. Beaufſichtigung derſelbeens 40d. 1. ES. N frags 

4. Tentieme des Rend anten 27. 19. 10. 

IV. Grundentſchädigung für das zu dem Durchſtechen, zu Dämmen und 

ſonſtigen Schuzanlagen erford. Terraiun n 129. 10. — 
Summa . & 8.186. 17. 4. 
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Zum Tit. III. Poſ. 3 und 4 iſt zu bemerken, daß die betreffenden Bau⸗ 
beamten, welche die Leitung und Beaufſichtigung der Arbeiten geführt haben, fixirt 
angeſtellt ſind, daher eine feſte Beſoldung beziehen, ſo daß hier nur Tagegelder 
und Reiſekoſten in Rechnung geſtellt ſind. Für die Ihnabauten beſteht in Golnow, 
wie ſchon einmal bemerkt, eine Special⸗Waſſerbaukaſſe, die von ihrem Rendanten 
gegen eine Tantieme-Remuneration verwaltet wird. Ein Theil der Regulirungs⸗ 
Arbeiten wird unmittelbar von der Regierungs⸗Hauptkaſſe bezahlt, im vorliegenden 
Falle mit Thlr. 3398. 1. 11 Pf, ſo daß von der Special⸗Baukaſſe — damals der 
Friedrichswalder — Thlr. 4785. 15. 5 Pf. verausgabt wr:den. Was Tit. IV. 
die Grundentſchädigung betrifft, ſo iſt der zu den Durchſtich“ ı erforderliche Grund 
und Boden durch Ankauf aus freier Hand ſelten niedriger geweſen, als im An⸗ 
ſchlage angenommen worden. Ein Theil des Terrains wo— fiskaliſch und iſt ohn⸗ 
entgeldlich abgetreten. Nutzungs⸗Entſchädigung ift von de Adjacenten nicht begehrt. 
Die Dämme ſind zur Heüabfuhr angelegt, ein Faſchinenwerk mußte durch Senk⸗ 
maſchinen und eine Sandſchelle, welche flüchtig geworden war, durch Eindeckung 
geſchützt werden. 


Die Soll⸗Ausgabe für die Regulirungs⸗Arbeiten auf dieſer Strecke des 
Ihnalaufs betrug nach den Anſchlägen vom 4. Auguſt 1842 und 3. Juni 1844 
im Ganzen Thlr. 10.245; es wurden mithin bei der Iſt⸗Ausgabe Thlr. 2061. 12 
8 Pf. erſpart. 


Für die übrigen Strecken liegen die Baurechnungen nicht vor. Nimmt man 
aber an, daß die Koſten der Regulirung nach Verhältniß der Entfernungen eben 
ſo viel betragen haben, ſo ergibt ſich, daß die Regulirung des ganzen ſchiffbaren 
Laufs der Ihna von Stargard abwärts bis zum Ausfluß, bei einer Länge von 
7,75 Mln. die Summe von 31.720 Thlr. in Anſpruch genommen hat. Rechnet 
man hierzu die Anlagekoſten des Trödelwegs von Golnow big zur Mündung, die 
des Baues der Moolen an der Mündung, ſowie die Anſchaffungskoſten der Bagger⸗ 
maſchine, der dazu gehörigen Prahme und ſonſtigen Utenſilien, ſo findet ſich, daß 
die Staatsregierung ſeit dem Jahre 1835 ein Kapital von mindeſtens 36.000 
Thlr. auf die Verbeſſerung der Schifffahrtsbahn der Ihna verwendet hat. Und 
dieſes Baukapital wirft, zu 5 Pret. gerechnet, eine Zinſennutzung von 1800 Thlr. 
ab. Es kommt ausſchließlich der Stadt Golnow zu Gute, namentlich ihren Schiff- 
fahrt treibenden Einwohnern, deren es im Jahre 1846: 36, im Jahre 1867 aber 
43 gab, welche mit ihren Angehörigen und den von ihnen beſchäftigten Leüten 
6% Pret. der Bevölkerung der Stadt ausmachten. (S. 515.) 


Die Koſten der Erhaltung der Schiffbarkeit der Ihna ſind beträchtlich und 
überſteigen in neüſter Zeit bei weitem den Zinſenbetrag des Baukapitals. Sie 
haben betragen im Jahre 1846 auf der Strecke zwiſchen — 


1) Stargard und Bruchhauſen * 261.24. 2. F Ag 915.16. 2. 
2) Bruchhauſen u. Schönlinde 471. 22. 6. 4) Untere Ihna, Uferwerte . 165. 9. 6. 
3) Schönlinde und Golnow. 181. 29. 6.5) Unterhaltung der Moolen 334. 5. 11. 
Zu übertragen . 915.16. 2. Summa .. 3% 1415. 1. 7. 

Dazu 6) die Koſten der Baggerung in der untern Ihna 468. 6. — 
Hauptſunmma 2. 1888. 7. 7 


wovon die Poſ. 1—5 aus dem Waſſerbaufonds, Poſ. 6 aus dem Baggerungsfonds 

gedeckt worden iſt. Dieſer zwei Fonds wegen werden auch jährlich zwei Bau⸗ 

anſchläge und zwei Baurechnungen geführt, wobei es Regel geworden iſt, daß die 
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Iſt⸗Ausgaben die anſchlagsmäßigen Soll⸗Ausgaben nicht erreichen. Es haben be⸗ 
tragen die Koſten der — 


Baggerarbeiten. Uferbauten. Summa. Baggerarbeiten. Uferbauten. Summa. 
1861. & 779. 19. — 1858. 17. 11 2638. 6. 11 1861. 1499. — 1 4240. 13. 3 5739. 13. 4 
1862. 722. 5. 5 1690. 22. 8 2412.28. 1 | 1862. 1390. 2. 11 1796. 3. 6 3186. 6. 5 
1853. 944. 27. 3 1779. 28. — 2724. 25. 3 | 1863. 1398. 16 10 2223. 12. 8 3621. 29. 6 
1854. 1072. 23. 11 1953. 12. 6 3026. 6. 5 1864. 1974. 10. 10 2546. 4. 8 4520. 15. 6 
1866. 1106. 21. 6 1833.12.10 2940. 4. 4 | 1865. 2278.26 3 2489.20. 3 4768.16. 6 
1856. 1104. 3. 10 1868.18. 2 2972.22. — | 1866. 1773. 7. 5 2668. 3. 4 4331.10. 9 
1857. 1121. 22. 1 1644 — 7 2765. 22. 8 | 1867. 1767. 4. 8 2522 19. 6 4309. 24. 2 
1858. 1192. 6. 1 1467.10. 1 2659. 16. 2 | 1868. 1779. 2. 9 2467. 23. 6 4246. 26. 3 


1859. 1183.11. 9 1393.21. 9 2577. 3. 6 | 1869. 1585. 1. 2 2400. 24. 10 3985.26. — 
1860. 1392. 15. 2 1869. 24. 1 3262. 9. 3 | 1870. 1849. 10. 8 1958. 29. 8 3808. 10. 4 
Haupt⸗Summa & 80.398. 23. 2 & Fraction von 20 Jahren 4019 % 


Rechnet man hierzu die oben nachgewieſenen Zinſen des annähernd ermittelten 


Baukapitals, ſo ergibt ſich, daß in runder Summe jährlich. . 5800 Thlr. 
von der Staatskaſſe verausgabt werden, welche man — mit dem rechten Worte 
bezeichnet — als eine der Stadt Golnow, inſonderheit der oben genannten 


Einwohnerklaſſe und den Handeltreibenden dieſer Stadt, bewilligte Staats- 
unterſtützung zu betrachten hat. Die Stargarder ziehen, wie wir weiter oben 
geſehen haben, aus dieſer Staatsſubvention faſt gar keinen, oder doch nur einen 
höchſt geringen Nutzen, namentlich für ihren Eigenhandel. 


Unfern des Anfangspunktes der ſchiſſbaren Ihna bei Stargard liegt die der 
Familie v. Geibler gehörige große Mühle. Sie iſt nach einem Brande in den 
Jahren 1845 und 1846 umgebaut worden, wobei das Panzerzeüg und die dritte 
Welle (L. B. II. Th. Bd. IV., 105) weggefallen iſt. Der Mühlenkanal dieſes 
Werks hat in Bezug auf Vorfluthbeſchaffung ſehr oſt zu Beſchwerden und viel⸗ 
ſeitigen Verhandlungen Anlaß gegeben. Durch partielle Einbaue verengt und un⸗ 
mittelbar hinter der Mühle bis auf etwa 20 Ruth. verſandet, wie es im Jahre 
1846 der Fall war, glaubte man durch Raümung des Grabens der Mühle den 
nöthigen Abfluß in letztern verſchaffen zu können, allein dieſe Maßregel ſchien den 
beabſichtigten Zweck nicht zu Wege zu bringen; das Waſſer des Mühlengrabens 
ſteht mit dem der Ihna in gleichem Niveau, und darum fließt es nicht, ſondern 
ſtagnirt. Etwas über / (genau 0.875) Mln. unterhalb Stargard liegt die Lübow⸗ 
ſche Mühle. Staut der Müller über die erlaubte Höhe auf, ſo kann dies ſehr wohl 
auf den Waſſerſtand der v. Geiblerſchen Mühle in der Art zurückwirken, daß als⸗ 
dann der gehörige Abfluß des Unterwaſſers im Mühlengraben verhindert wird. 
Der Beſitzer der Mühle, Regierungsrath a. D. v. Geibler, trug zu wiederholten 
Malen darauf an, der mit hoher fiskaliſcher Rente beſchwerten Mühle ein geeignetes 
Unterwaſſer zu verſchaffen, da durch die, vom Rückſtau herbeigeführte Höhe des⸗ 
ſelben nicht allein die Betriebskraft der Mühle geſchwächt, bezw. zeitweiſe ganz auf⸗ 
gehoben werde, ſondern auch die am Strome belegenen Grundſtücke überſchwemmen 
und verſumpfen. (Vorſt. vom 3. October 1860.) Es ſchien Anfangs die Meinung 
vorzuwalten, daß die Reinigung des Mühlengrabens vom Mühlenbeſitzer vorzu⸗ 
nehmen ſei, da ſolche nicht gerade im Schifffahrts⸗Intereffe liege, um fo weniger 
nicht, als durch Erfahrung erwieſen iſt, daß gründliche Raümungen ſchiffbarer 
Gewäſſer mit ſtärkerm Gefälle und wenig Waſſer die Schiffbarkeit eher ſchmälern 
als fördern. Es bedarf ganz anderer Mittel, ein ſicheres, tiefes Fahrwaſſer zu 
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erlangen, wofür aber die Fonds fehlen. Die Mühle liegt, wie aus der Geſchichte 
der Stadt Stargard bekannt iſt (L. B. II. Th. Bd. IV., 98, 105), auf dem urſprüng⸗ 
lichen Hauptfluſſe. Dieſer ältere Zuſtand, welcher durch verſchiedene Correctionen, 
die ſeit Verlegung der Mühle aus der Stadt auf ihre gegenwärtige Stelle Statt 
gefunden haben, verdunkelt iſt, ſo wie der Umſtand, daß einige an dem Unterwaſſer⸗ 
graben belegene Fabrik-⸗Etabliſſements, u. a. die ſtädtiſche Gasanſtalt, die Zaſtrow⸗ 
ſche Kalkbrennerei, ihre Rohſtoffe zu Waſſer auf der Ihna beziehen, für welche, 
indem fie den Mühlengraben auch zur Schifffahrt benutzen, Strom- oder Schifffahrts⸗ 
Abgaben erhoben werden, ließ demnächſt die Ausſicht in den Vordergrund treten, 
daß der Mühlengraben als Theil der ſchiffbaren Ihna angeſehen werden müſſe, den 
Beſitzern jener Fabrikationsſtätten aber nicht zugemuthet werden könne, den öffent⸗ 
lichen Fluß auf ihre Koſten ſchiffbar zu erhalten. Es find deshalb die erforderlichen 
Arbeiten zur Herſtellung einer regelmäßigen Sohle im Unterwaſſer der v. Geibler⸗ 
ſchen Mühle, ſo wie zur Sicherung der, dem Abbruch am meiſten ausgeſetzten Ufer⸗ 
ſtellen im Jahre 1861 zur Ausführung gekommen, deren Koften, im Betrage von 
Thlr. 348. 14 Sgr., aus dem Dispoſitionsquantum des Stromregulirungsfonds 
gedeckt worden ſind (Reg. Verf. vom 14. Januar 1862). Sie ſind in der obigen 
Tabelle unter den Ausgaben für Uferarbeiten des Jahres 1861 mit eingerechnet. 

Die Ihna durchſtrömt in ihrem Unterlaufe, dieſen im hydrotechniſchen Sinne 
genommen, das Stadtgebiet von Golnow, inſonderheit die ſtädtiſchen Wieſen, die 
ſich links und rechts des Fluſſes weit und breit erſtrecken. An das Stadtgebiet 
ſtoßen, auf dem linken Ufer, die Wieſenflächen des v. Petersdorfſchen Gutes 
Carlshof⸗Blankenfeld, deſſen Kuhpächtereien Groß⸗ und Klein⸗Hünerberg unmittelbar 
am Flußufer belegen ſind; den Schluß macht auf dem linken Ufer Kamelsberg, 
gleichfalls der Familie v. Petersdorf, auf Budden dorf, gehörig. Am rechten Ufer 
der Ihna gränzt mit dem Stadtgebiete das, der freiherrlichen Famile v. Troſchke 
gehörige, Gut Fürſtenflagge, womit hier der Naugarder Kreis ſchließt, und jenſeits 
deſſen das Stettinſche Stadtgut Langenberg mit ſeinen Pertinenzien, im Randow⸗ 
ſchen Kreiſe, belegen iſt. 

Die ſtädtiſche Wieſenflur beginnt eigentlich erſt bei den zwei Vorwerken Höfe 
rechts und Höfe links der Ihna. Zufolge eines Verzeichniſſes derjenigen ſtädtiſchen 
Wieſengrundſtücke, welche auf der rechten und linken Seite der Ihna belegen, und 
entweder mit derſelben unmittelbar gränzen, oder linksſeitig nur durch den eine 
Ruthe breiten Trödelweg vom Fluſſe geſchieden find, d. d. Golnow, den 9. Januar 
1850, haben dieſe Wieſen einen Flächeninhalt von . .. 965 Mg. 135 Ruth. 
excl. derjenigen Wieſen, welche zu den genannten zwei Vorwerken gehören. Davon 
liegen auf dem rechten Ufer 408. Mg. 54 Ruth., auf dem linken Uſer 557 Mg. 
81 Ruth. An dem Beſitzſtande ſind von öffentlichen Inſtituten betheiligt: Die 
Kämmerei mit 51.58, die Catharinenkirche mit 40.146, das Hoſpital St. Georg 
mit 33.44 und die Körperſchaft der Miethsbürger mit 67 Mg. 24 Ruth., ſämmtlich 
am rechten Ufer belegen. Auf dem linken Ufer haben die bffentlichen Inſtitute 
keinen Antheil an dem Beſitz der ſtädtiſchen Wieſen, die hier alle Privatleüten, 
angeſeſſenen Bürgern, gehören; ſie erſtrecken ſich bis an das v. Petersdorfſche Eta⸗ 
bliſſement Hünerberg. 

Die Anlage des mehrerwähnten Leinpfades längs des linken Ufers der Ihna 
geſchah ſelbſtverſtändlich im Intereſſe und zur Förderung der Schifffahrt, doch im 
Einvernehmen mit den Adjacenten, unter denen der Landrath v. Petersdorf, als 
Beſitzer von Carlshof, deſſen Wieſen durch den Trödelſteig von der Ihna abgeſperrt 
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und ſo ihnen die Bewäſſerung aus dem Fluſſe entzogen wurde, die Erlaubniß erhielt, 
bei den Gehöften Groß⸗ und Klein⸗Hünerberg in den dortigen Gräben zwei Schleü⸗ 
ſen zu erbauen, indem er ſich in der Verhandlung vom 29. April 1832 und deren 
Nachtrage vom 28. Auguſt 1833 verpflichtete, dieſe Schleüſen nur zur Befriedigung 
des Bedürfniffes in beſtimmten Terminen zu öffnen und dieſelben ſtets in baulichem 
Zuſtande zu erhalten. 

Auf dem rechten Ufer der Ihna zog ſich durch das Gut Fürſtenflagge ein 
offener aus der Ihna ausmündender Graben, welcher nicht nur zur Bewäſſerung 
der Wieſen diente, ſondern auch mit kleinen Fahrzeügen befahren wurde. Bei 
Gelegenheit der Regulirungsarbeiten fand ſich aber die Mündung des Grabens im 
Laufe der Zeit ſo erweitert und vertieft, daß bei anhaltendem Hochwaſſer die 
Fluthen mit Gewalt und öfters mit bedeütender Gefahr nach Fürſtenflagge hin⸗ 
ſtürzten, im Sommer dagegen der Ihna zum Nachtheil der Schifffahrt eine große 
Waſſermaſſe entzogen wurde. Dies veranlaßte die Königl. Regierung, die Mün⸗ 
dung des Grabens durch eine Coupirung verſchließen zu laſſen, wogegen dem 
Dominium Fürſtenflagge die Anlegung eines neüen, mit einer Schleüſe zu ver⸗ 
ſehenden Grabens unterhalb des alten verſtattet wurde. Die Coupirung blieb bis 
zum Jahre 1838 ohne alle Beſchädigung; in den Wintern 1838/39 und 1839/40 
jedoch wurden von der Erdaufſchüttung bedeütende Quantitäten Sand fortgeriſſen 
und in die Gräben des Gutes Fürſtenflagge geſchwemmt. Die Maſſe wurde von 
dem Adminiſtrator des Guts und dem, mit den Regulirungsarbeiten beauftragten 
Baubeamten auf ca. 50 Schachtruthen geſchätzt und deren Fortſchaffungskoſten auf 
75 Thlr. veranſchlagt. Es ſchien billig, dieſe 75 Thlr. dem Dominium als Bei⸗ 
trag zu den Grabenraümungskoſten anzubieten, da demſelben allerdings bis zu 
dieſem Betrage ein Schade durch die im flußpolizeilichen Intereſſe ausgeführten 
Bauten zugefügt war. Die desfallſige Offerte wurde indeß von dem damaligen 
Beſitzer, General⸗Lieutenant Frhrn. v. Troſchke, zurückgewieſen und dagegen die 
gänzliche Raümung der Gräben auf fiskaliſche Koſten verlangt, wobei derſelbe über⸗ 
ſah, daß die Verſandung ſeiner Gräben zum bei Weitem geringſten Theile eine 
Folge der Regulirungsarbeiten war. Der General Frhr. v. Troſchke, bei deſſen 
Hartnäckigkeit eine Einigung nicht zu Stande gekommen, ſtarb, worauf ſeine Erben, 
nach der Erklärung Eines von ihnen, des Lieutenants v. Troſchke, bereit waren, 
gegen Zahlung der früher angebotenen 75 Thlr. allen Entſchädigungs⸗Anſprüchen 
für die bisher erlittenen Verſandungen zu entſagen. Auf Grund des Miniſterial⸗ 
Reſcripts vom 8. November 1848 iſt demnächſt die Zahlung an die v. Troſchke⸗ 
ſchen Erben erfolgt, wobei ihnen eröffnet worden iſt, daß hierauf für die Zukunft 
kein Rechtsanſpruch gegründet werden dürfe. 

Der auf dem linken Ufer der untern Ihna angelegte Leinpfad hat, obwol die 
Adjacenten urſprünglich damit einverſtanden geweſen, dennoch in der Folge mehr⸗ 
fach zu Beſchwerden Anlaß gegeben, indem die Wieſenbeſitzer am linken Ufer meinen, 
daß durch denſelben ihre Wieſen zu trocken gelegt ſeien, das Dominium Fürſten⸗ 
flagge dagegen über Vermehrung der Überſchwemmungen auf der rechten Seite 
klagt. Die erſteren hatten bereits vor dem Jahre 1846 in ihrem Intereſſe mehrere 
Durchlaſſe in dem Leinpfad gemacht, und zu dieſen wurden in dem gedachten 
Jahre auf fiskaliſche Koſten noch 20 von „ Q. Fuß Durchmeſſer hinzugefügt. Das 
Dominium Fürſtenflagge hielt auch dieſe für ſeinen Zweck noch nicht hinreichend 
genug und wünſchte die Anlegung anderer 20 Durchläſſe von je 3 Fuß Breite und 
1 Fuß Höhe. Die linkſeitigen Adjacenten willigten hierin mittelſt Erklärung vom 
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27. Januar 1847, ſtellten jedoch die Bedingung, daß die Durchläſſe mit Schützen 
verſehen würden, welche ſie in den Sommermonaten verſchließen dürften. Wenn 
ihnen nun auch hierauf keine Zuſicherung gemacht wurde, ſie auch anſcheinend nicht 
schlechter geſtellt würden, als vor Anlegung des Trödelſteigs, wenn nur die Durch⸗ 
läſſe nicht unter die urſprüngliche Uferhöhe gelegt werden, jo mußte doch Anſtand 
genommen werden, die verlangten 20 Durchläſſe ohne Schützen herſtellen zu laſſen, 
weil es ſcheint, daß das durch dieſelben ſtrömende Waſſer ſchädlichere Wirkungen 
hervorbringen müſſe, als das ehemals über das offene Ufer übertretende, auch der 
Wiederabfluß deſſelben jetzt durch den Leinpfad gehemmt werde. Lieutenant v. Tr. 
bekämpfte dieſe Bedenken in einem Schreiben vom 22. Januar 1848. Freilich war 
es nicht zu verkennen, daß gerade das Offenhalten der Durchläſſe im Sommer 
ſeinem Intereſſe entſprach, daher denn auch die Geneigtheit vorlag, ſeinem Wunſche 
gemäß, dieſelben ohne Schützen anlegen zu laſſen, ſofern dies nur ohne berechtigten 
Widerſpruch der linkſeitigen Adjacenten geſchehen konnte. Zu dem Ende wurde 
unterm 17. October 1848 das techniſche Gutachten des Waſſerbau⸗Inſpectors Gärtner 
erfordert: 1) Über das oben beregte Bedenken und die Gegengründe des Lieutenants 
v. Tr., und 2) der Bericht, ob die Adjacenten des linken Ufers die ſchon vorhan⸗ 
denen Durchläſſe bisher den Sommer über verſchloſſen gehalten haben, wozu ihnen 
das Recht bisher nicht eingeraümt worden ſei. 

In dem Berichte vom 11. Mai 1849 aüßerte ꝛc. Gärtner: Die Anſicht des 
Lieut. v. Tr., daß Durchläſſe von 3 Fuß Offnung bei nur zeitweiſe durchfließendem 
Waſſer auf gewachſenem Wieſengrund keine gewaltſame und zerſtörende Wirkungen 
ausüben können, ſei zwar auch die ſeinige, indeß ſei nicht zu leügnen, daß die 
Wirkungen wenigſtens etwas nachtheiliger ſind, als bei ganz frei überfließendem 
Waſſer. Eben ſo ſei es richtig, wenn Lieut. v. Tr. beſtreitet, daß das Wieder⸗ 
ablaufen des Waſſers von den Wieſen ſchwieriger ſei, als vor Anlegung des Lein⸗ 
pfades, da das Gefälle der Wieſenfläche allerdings vom Ufer der Ihna abwärts 
nach dem Dammſchen See gerichtet iſt, auch haben Arbeiter, welche die Wieſen 
alljährlich mähen, mitgetheilt, daß ſie vor Anlegung des Leinpfades bei dieſem 
Geſchäft haüfig bis über die Knie im Sumpf waten mußten, was jetzt nicht mehr 
vorkomme. Den zweiten Punkt anlangend, ſo würden die bereits im Leinpfade 
des linken Ufers vorhandenen Durchläſſe von den Adjacenten z. 3. der Heüärnte 
alljährlich mit Raſenſtücken verſtopft, um das Heü mit größerer Sicherheit trocknen 
zu können. ꝛc. Gärtner war indeß überzeügt, daß die vorgeſchlagene Anlage der 
20 Stück 3 Fuß breiten und 1 Fuß hohen Durchläſſe im linkſeitigen Leinpfade 
dem Dominium Fürſtenflagge nur ſehr wenig nützen werde. Der Leinpfad, ſo weit er 
hier in Betracht kommt, kann ¼ Mile. oder 6000 Fuß lang angenommen werden. 
Sind nun die projectirten 20 Durchläſſe zuſammen 60 Fuß lang, betragen ferner 
die ſchon auf Staatskoſten gebauten 20 Durchläſſe à 1½ Fuß zuſammen 30 Fuß, 
und eine Anzahl kleinerer Privat Durchläſſe etwa 30 Fuß, ſo iſt die geſammte 
Durchflußöffnung 120 Fuß weit, oder etwa ½0 der frühern Fluthöffnung, jo daß 
die Durchläſſe (wegen der Zuſammenziehung des Waſſerſtrahls) bei weitem nicht 
den 50ſten Theil des Schadens beſeitigen werden, der den rechtſeitigen Wieſen 
durch den Leinpfad erwächſt. Vielmehr dürfte nur eine Erhöhung auch des recht⸗ 
ſeitigen Ufers bis zur Höhe des gegenüberliegenden Leinpfades den Beſchwerden 
abhelfen. Die nach und nach gewonnenen Sandmaſſen, welche durch niedrige Flecht⸗ 
werke und eine Raſendecke vor dem Fortſpülen zu ſichern ſind, würden hierzu ein 
nicht ſehr koſtppieliges Material liefern. Es könnte dann den ſämmtlichen Wieſen⸗ 
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befigern beider Ufer überlaſſen werden, ſich beliebige Durchläſſe und Schleüſen 
anzulegen, und ſie nach einer zu ertheilenden Inſtruction unter Controle der Be⸗ 
hörde ſo zu benutzen, daß daraus für die Schifffahrt kein Nachtheil entſtehen kann. 
Dieſe Erhöhung des rechten Ufers darf ſich aber nicht auf die Fürſtenflagger Ufer⸗ 
länge beſchränken; ſoll ſie ihren Zweck erreichen, dann muß ſie ſich weiter hinauf 
bis auf das Golnower Stadtgebiet ausdehnen, und deshalb die Genehmigung auch 
der Beſitzer dieſer Wieſen, welche wol ſchwerlich ausbleiben dürfte, eingeholt werden. 
Übrigens, fo ſchloß ꝛc. Gärtner feinen Bericht, iſt es ſehr zu beklagen, daß ein 
Waſſer, welches zur Wieſenbewäſſerung kaum vortheilhafter gewünſcht werden kann, 
nicht mit gleichzeitiger Verbeſſerung der Schifffahrt, dazu benutzt wird. 


Inzwiſchen reichte Lieut. v. Tr. unterm 14. Mai 1849 eine Denkſchrift ein, 
in welcher alles Das überſichtlich zuſammengeſtellt war, was in Sachen zur Ver⸗ 
hütung der Überfluthung der Fürſtenflagger Wieſen durch die Ihna ſeit 4 Jahren 
geſchehen, bezw. unterblieben. ( Die Königl. Regierung hatte den Kreislandrath 
v. Bismarck unterm 28. Juni 1845 beauftragt, wegen Beſchaffung der Vorfluth 
das Erforderliche zu veranlaſſen. In dem danächſt auf den 15. Juli 1845 anbe⸗ 
raumten Termine ſprachen ſich die Parteien — Golnow und Fürſtenflagge — über⸗ 
einſtimmend dahin aus: — 

„Daß eine Verminderung der Überfluthungen nur dadurch zu ermöglichen ſei, 
daß die auf Golnowſchem und Fürſtenflagger Gebiet befindlichen Gräben aufge⸗ 
raümt würden, vorausgeſetzt, daß ferner Fiskus auf dem rechten Ihna⸗Ufer die 
von Natur niedrigen Stellen mit dem übrigen Ufer gleich hoch mache, event. das 
rechte Ufer durch einen eben ſo hohen Damm erhöhe, als der auſ dem linken Ufer 
geſchüttete Trödelſteig bildet, wozu er um ſo mehr Verpflichtung habe, als die Ver⸗ 
theilung des Waſſers nach beiden Seiten gehindert und der jetzige unſichere Zuſtand 
dadurch hervorgerufen ſei; daß ferner die benachbarten Grundbeſitzer, Landrath 
v. Petersdorf, auf Carlshof, und die Stadt Stettin, wegen Langenberg's, ange⸗ 
halten würden, die über ihren Grund gehenden Verlängerungen der Fürſtenflagger 
Gräben — Flanken⸗ und Krauſegraben — aufzuraümen; ferner endlich die Ort⸗ 
ſchaft Ehrenthal und die Stadt Stettin angehalten würden, die über ihr Territorium 
gehende Krampe, ſoweit dieſe von dem Ort „Wardell“ genannt gerade geſtochen ſei 
(Königskanal) in Stand zu halten, da die Krampe der Ausfluß des ganzen Ent⸗ 
wäſſerungsſyſtems von Golnow und Fürſtenflagge bilde; ohne Benutzung dieſes Fluſſes 
alle übrigen Arbeiten aber zu nichts führen könnten. Der Bürgermeiſter Genz von 
Golnow wurde noch aufgefordert, mit den ſtädtiſchen Behörden zu erwägen, in 
wieweit es im Intereſſe der Stadt liegen möchte, den Torfgraben über ſein oberes 


(0) Die BVeranlaffung dazu gab die Fluth Ende März und Anfangs April 1845. Der 
Waſſerſtand der Ihna war feit 1786 nicht fo hoch geweſen. Die Golnower Vorſtadt Wiek 
ftand eben fo unter Waſſer, wie alle Privatipeicher, Königl. Salzſpeicher, Holzhöfe ꝛc. Der 
Waſſerſtand war 8-- 9 Fuß über dem gewöhnlichen. Das Waſſer überſtrömte die Ufer, trat 
aber hauptfächlid in einem reißenden Strom beim Höfendamm (ca. / Min. oberhalb des 
Punktes, wo der Leinpfad am linken Ufer beginnt) über das rechte Ufer und ſtrömte durch 
das Golnower Bruch (der Mittag) nach Fürſtenflagge zu. In der geraden Richtung, welche 
von F. nach der Ihna, rechtwinklig auf letztere führt, und wo linker Seits der Leinpfad liegt, 
war von einer Überſchwemmung nichts ſichtbar. Ein großer Theil der Golnowſchen Bohl⸗ 
werke, Wieſen, Damme und Brücken wurde zerſtört, deren Wiederherſtellung die Mittel der 
Kämmereikafſſe bis zum Erſchöpfen in Anſpruch nahm. 
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Ende hinaus durch den Höfendamm bis an die Ihna zur Aufnahme des Hoch⸗ 
waſſers zu verlängern, und dort mit einer Schleüſe zu verſehen“ 

In Verfolg des in der Verhandlung vom 15. Juli 1845 als zweckmäßig an⸗ 
erkannten Weges ſind in wiederholten, der Königl. Regierung überreichten, Ein⸗ 
gaben, von Seiten des Dominiums Fürſtenflagge Vorſchläge gemacht worden. Sie 
richteten ſich auf — 

1. Erhöhung des rechten Ufers der Ihna durch einen eben ſo hohen 
Damm, als der linkſeitige Trödelſteig, bezw. Ausfüllen derjenigen Uferſtrecken, 
welche niedriger liegen, als die durchſchnittliche Uferhöhe bis zu derſelben. 

Rückſichtlich dieſes Antrags hat die Königl. Regierung eine Verpflichtung des 
Staats, Privatbeſitzer gegen Überſchwemmungen öffentlicher Ströme zu ſichern, nicht 
anerkannt (Verfügung vom 28. October 1845 und 10. Juli 1846), in Berück⸗ 
ſichtigung aber, daß unter beſtimmten Waſſerſtands⸗Verhältniſſen die Überſtrö⸗ 
mung des rechten Ufers durch die mittelſt des Leinpfades bewirkte Erhöhung des 
linken Ufers geſteigert werden könne, dennoch beſchloſſen, entſprechende Meſſungen 
vornehmen zu laſſen (Verf. von 18. October 1846), und die Bereitwilligkeit erklärt, 
die durch die Baggerung gewonnene Erde unter Vorausſetzung der Hinlänglichkeit 
zur Erhöhung der dem Trödelſteig gegenüber liegenden niedrigen Uferſtellen ver⸗ 
wenden zu laſſen (Verſ. vom 29. November 1847), die Erhöhung des ganzen 
rechten Ufers von Golnow abwärts dagegen abgeſchlagen (Verſ. vom 17. No⸗ 
vember 1848). 

2. Durchſtechen des linkſeitigen Trödelſteigs durch Anlage ſtets 
offener Durchläſſe. 

Statt der vom Dominium Fürſtenflagge verlangten 5 Durchläſſe, jeder zu 
1 Ruthe Breite, hat die Königl. Regierung 20 Durchlaßrinnen legen laſſen (Verf. 
10. Juli 1846), die Unzulänglichkeit derſelben zur Abwendung der Überſchwemmungen 
jedoch ſelbſt anerkannt (unterm 18. October 1846). Dieſelbe hat ſich zwar ſpäter 
(Verf. vom 28. November und 29. December 1846), vorbehaltlich der Einreden 
der linkſeitigen Wieſenbeſitzer, für die Anlage der Durchläſſe nach der Weiſe, wie 
ſie von Fürſtenflagge verlangt worden, ausgeſprochen; nach Anhörung der Gegen⸗ 
partei ſich jedoch außer Stande erklärt, die herbeigeführten Widerſprüche zu beſei⸗ 
tigen (25. Februar 1847), und hat endlich in Folge einer Eingabe vom 22. Ja⸗ 
nuar 1848 den Waſſerbau⸗Inſpector Gärtner beauftragt, nähere Ermittelungen zu 
machen und ſein Gutachten abzugeben (Verf. vom 17. October 1848). — [S. oben 
S. 887, wo Gärtner's gutachtlicher Bericht auszugsweiſe eingeſchaltet ift 

Zuſammengefaßt iſt demnach ſeit dem Jahre 1845 für Fürſtenflagge 
folgendes — negative Reſultat erreicht: — Die Erhöhung des ganzen rechten 
Ufers von Golnow abwärts iſt abgeſchlagen. — Die Ausfüllung der niedrigeren 
Uferſtellen iſt unter Bedingungen in Ausſicht geſtellt, die den Zweck micht erreichen 
laſſen, da dieſe niedrigen Uferſtellen vorzugsweiſe dem Trödelſteig nicht gegenüber 
liegen. — Die beantragte Durchſtechung des Trödelſteigs iſt abermals von einem 
Gutachten abhängig gemacht, das bei dem entſchiedenen Widerſtreben der Gegen⸗ 
partei dieſelben Angriffe und Zögerungen erleiden wird, wie das Gutachten vom 
28. October 1845. 

Neben dieſen Anträgen iſt von Fürſtenflagge viel gethan, um durch Regelung 
der Vorfluth das geſteckte Ziel zu erreichen. Dahin gehörende Arbeiten find ge⸗ 
weſen: — 1) Der Mittelgraben iſt durchweg verbreitet und vertieft, ſo daß er 
jeder Zeit mit großen Oderkähnen befahren werden kann. Derſelbe wird durch 

Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. v. 112 
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Bereitung von Baggertorf jährlich noch breiter gemacht und erhält hierdurch zu⸗ 
gleich eine Tiefe von 9—10 Fuß. — 2) Der untere Theil des Mittelgrabens iſt 
durch einen eben jo breiten Kanal mit der Krampe, und zwar da, wo dieſelbe für 
große Oderkähne ſchiffbar wird, verbunden; die directe Verbindung mit dieſem 
Fluſſe alſo dadurch hergeſtellt. — 3) Parallel dem Mittelgraben, den Golnower 
und Stettiner Gränzgraben, iſt das Terrain durch zwei neüe Abzugsgräben der 
Länge nach noch zwei Mal aufſgeſchnitten. — 4) Sit das Packwerk an der Ihna 
und die alte Schleüſe geſchloſen. — 5) Eine neüe dauerhaft gebaute Schleüſe an 
der Ihna hergeſtellt. — Außerdem iſt mit Golnow gemeinſchaftlich im Jahre 1846 
der Gränzgraben auf 20 Fuß Breite und 4 Fuß Tiefe aufgegraben. — Dieſe Mit⸗ 
hülfe Golnows iſt aber auch die einzige geweſen, welche von dieſer Stadt erreicht 
werden konnte. Die wiederholt geſtellten Anträge: Golnow möge ſeine mehrere tauſend 
Morgen große Wieſenfläche mit Kanälen durchziehen, und ſo das Waſſer nach der 
Krampe ableiten, ſind, trotz der für Golnow augenſcheinlich nachgewieſenen großen 
Vortheile von den ſtädtiſchen Behörden unberückſichtigt geblieben, und der Angriff 
dieſer Arbeit vor Beendigung der ſeit 25 Jahren ſchwebenden Gemeinheitstheilung 
definitiv abgelehnt. Eben ſo wenig ſind die auf Golnower Gebiet gelegenen 
niedrigen Uferſtellen trotz aller Klagen der Betheiligten nicht erhöht, ſo daß das 
Waſſer zum Nachtheil der Schifffahrt über die Ufer treten kann, wenn die ſonſtige 
Uferhöhe noch hinreichen würde, die Waſſermaſſe aufzunehmen und fortzuführen. 

Anderer Seits haben die benachbarten Territorien der Familie v. Petersdorf 
und der Stadt Stettin die Auſgrabung des Flanken⸗ und des Krauſegrabens ab⸗ 
gelehnt, da beide Territorien faſt ausſchließlich aus Elsbrüchern beſtehen und ihnen 
an dem Verbleib des Waſſers deshalb wenig gelegen iſt. Auch iſt die obere Krampe 
bordrecht zugeſchlammt und verwachſen. — Wenn in dem Vorſtehenden gezeigt 
worden, daß bei der ſtädtiſchen Bewirthſchaftung der nach Golnow gehörigen Wieſen⸗ 
grundſtücke und bei dem fehlenden Intereſſe der Stadt Stettin und der anderen 
Territorien die Möglichkeit ſchwindet, durch gemeinſames Handeln die Erreichung 
des vorgeſteckten Ziels zu erſtreben, glaubt Dominium Fürſtenflagge dennoch Vorſchläge 
machen zu können, die Aller Billigung erhalten und den Zweck, wenn auch aus⸗ 
ſchließlich nur auf des Dominiums Fürſtenflagge Unkoſten, erreichen laſſen werden. 

Das Dominium will nämlich zwei Gräben in die Ihna führen und dort mit 
Schleüſen von 12 Fuß Breite verſehen, deren Fachbaum mit der Sohle des Fluſſes 
in gleicher Horizontale liegt. 

Die Schleüſen ſollen nur bei Hochwaſſer und zwar nur dann und ſo lange 
geöffnet werden, als die Ihna bei Fluthen über die gewachſenen Flächen tritt. 
Die Koſten der Ausführung und Unterhaltung der Schleüſen trägt die Gutsherr⸗ 
ſchaft. Bei vorkommender vorſchriftswidriger Benutzung der Schleüſen, oder wenn 
durch fehlerhafte Anlage oder mangelhafte Unterhaltung ein Verluſt des zur Schiſſ⸗ 
fahrt nöthigen Waſſers der Ihna Statt findet, iſt die Regierung befugt, hohe 
Geldſtrafe oder Schließung der Schleüſen auf Koſten der Gutsherrſchaft anzuordnen. 
Die Schleüſen werden außerdem ſo eingerichtet, daß ein Durchfahren mit Kähnen 
nicht möglich iſt. Die beiden Schleüſen ſollen, die eine oberhalb der neüen 
Fürſtenflagger Schleüſe liegend, das bei Fluthen überſlüſſige Waſſer durch den 
Mittelgraben der Krampe direct; die andere unterhalb der neüen Schleüſe 
liegend, das Waſſer dem Flankengraben, und durch dieſen unmittelbar dem Damanſch 
zuführen. 
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Gegen Gewährung der Erlaubniß zur Anlegung dieſer Schleüſen nebſt Gräben 
entſagt das Dominium Fürſtenflagge allen Anſprüchen auf Erhöhung des rechten 
Ihna⸗Ufers, ſowie allen Anſprüchen auf Durchſtechung des linksſeitigen Trödelweges. 

Schon in dem Erbzinscontract von 1754 iſt ausgeſprochen, daß bedeütende 
Gräben zur Abführung des überflüſſigen Ihnawaſſers angelegt ſeien; das zur 
Unzeit über die Ufer eines Fluſſes tretende Waſſer iſt aber ſelbſtredend mindeſtens 
überflüſſig, wenn daſſelbe wie hier angränzende bedeütende Wieſenflächen über⸗ 
ſchwemmt und große Verluſte der Beſitzer herbeiführt (die Einnahme der Wieſen⸗ 
pacht, mit Ausnahme der Schweizerei, ſchwankt in Fürſtenflagge vom höchſten bis 
zum niedrigſten Ertrag ſeit 1843 um mehr als 3000 Thlr.). Gegen die Zeit, wo 
die Stromregulirung der Ihna ausgeführt wurde, — ſeit 1835, — ſind die Ver⸗ 
hältniſſe durchaus andere geworden, beſonders dadurch, daß das mehrere tauſend 
Morgen große Elsbruch, welches früher gegen das andringende Waſſer Schutz ge⸗ 
währte und daſſelbe aufhielt, jetzt zu Wieſen geradet iſt. Die vorhandenen Gräben 
reichen zur Abführung des übertretenden Waſſers um ſo weniger hin, als alle 
Gräben und Waſſerlgüfe dieſer jetzt ungeheüren Wieſenfläche der Laake, und fo 
dem Golnower Gränzgraben zugeführt find; der Goluower Gränzgraben bei ihm 
mangelnder Vorfluth durch ſeine Mündung in die ganz verſchlammte und zuge⸗ 
wachſene Krampe und den Königskanal (*) aber nicht hinreicht, die andringende Waſſer⸗ 
maſſe abzuführen, die nun gezwungen iſt, ihren Weg über die Fürſtenflagger Wieſen 
zu nehmen. Es muß hierbei angeführt werden, daß eine Verwallung gegen Golnow, 
die bei der großen Längenausdehnung des Gutes Fürſtenflagge — ca. ½ Mle. — 
und dem gänzlich fehlenden Material nur mit einem ſehr großen Koſtenaufwande 
ausgeführt werden könnte, und, ſelbſt ausgeführt, bei dem 19 Fuß mächtigen Torf⸗ 
lager, auf dem der Wall angelegt werden muß, den Zweck wol nicht erreichen dürfte; 
das Raümen des verſchlammten Flußbettes der Krampe, und beſonders des min⸗ 
deſtens 5 Ruthen breiten Königskanals aber, wenn überhaupt ausführbar, unendlich 
viel koſtſpieliger ſein würde, als die Anlage der vorgeſchlagenen Schleüſen. Der 
einzige Weg, auf dem der Zweck erreicht werden kann, iſt die vorgeſchlagene directe 
Verbindung der Ihna mit der, nach Nivellement, 4 Fuß tiefer liegenden ſchiffbaren 
Krampe, die unmittelbar in das Pfaſſenwaſſer, und die Verbindung der Ihna mit 
dem Flankengraben, der alle Krümmungen der Ihna vermeidend, mit bedeütendem Ge⸗ 
fälle und ganz gerade in den Damanſch führt, um ſo mehr, als die Anlage noch 
8 Gräben in Fürſtenflagge nutzlos und aus anderen Gründen nicht rathſam 
erſcheint. 

Durch die oben aufgeſtellten Bedingungen, unter denen Lieutenant v. Troſchke 
die Erlaubniß nur beanſprucht, glaubt er allen Einwendungen begegnet zu ſein, 
welche in ſchiſſfahrtspolizeilicher Hinſicht zur Berückſichtigung kommen dürften. Die 
Wieſenbeſitzer beider Ufer der untern Ihna werden, ſo meint er, ihre vollſte Zu⸗ 
ſtimmung dazu geben, wenn einer der Adjacenten auf ſeine Koſten und Gefahr 
eine Arbeit unternehmen will, deren Nutzen von ihnen ſelbſt anerkannt iſt, und 
ihnen allen in eben demſelben Maaße, als dem Gute Fürſtenflagge, zu Gute kommt. 

Waſſerbau⸗Inſpector Gärtner, zur gutachtlichen Aüßerung über die Anträge 
des Lieut. v. Tr. veranlaßt, meinte, indem er ſich auf ſeinen Bericht vom 11. Mai 


(0 Der Königskanal heißt auf der Generalſtabskarte und allen von dieſer abgezeichneten 
Landkarten „Fürſtenflaggeſcher Kanal“. Zwiſchen dem öſtlichen Theil des Königskanals und 
der obern Krampe liegt der Ort „Wardell“ genannt. 
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1849 bezog: Es käme nur darauf an — 1) ſolche Sicherheits⸗ und Controlmaß⸗ 

regeln zu treffen, daß ein unbefugtes Offnen der Schleüſen nicht zu befürchten ſei, 

und 2) ſich der Zuſtimmung der ſämmtlichen Adjacenten zu verſichern, damit dieſe 
Angelegenheit bleibend erledigt werde und nicht ſpäterhin neüe Einſprüche und 
Schwierigkeiten zu erwarten ſeien. Zu 1) müßte etwa (um von dem jetzigen 

Antragſteller abzuſehen, und auch künftige unbekannte Beſitzer der qu. Schleüſen 

zu berückſichtigen) ein von der Königl. Regierung auf Koſten der Intereſſenten 
anzuſchaffendes, kunſtreich gearbeitetes Vorhängeſchloß angewendet werden, deſſen 
einen Schlüſſel der Kreislandrath, den andern der Waſſerbaubeamte aufzubewahren ! 
habe, und der nur auf die polizeiliche Beſcheinigung. daß das Waſſer der Ihna ) 
einen beſtimmten, am Pegel der Schleüſe feſtzuſetzenden hohen Waſſerſtand über- 

ſteige, dem Stromaufſeher zu übergeben wäre. Die Controle würde, außer den 

ſämmtlichen Bau- und Polizeibeamten, am ſicherſten dem zunächſt betheiligten, d. h. 

dem ſchifffahrttreibenden Publikum in der Art zu überlaſſen ſein, daß dem Gol⸗ 

nower Schifferge werk von den getroffenen polizeilichen Beſtimmungen amtliche 

Mittheilung mit der Aufforderung zu machen wäre, jeden bemerkten Contraventions⸗ 

fall zur Anzeige zu bringen. (Bericht vom 5. Juli 1849.) 

Kreislandrath v. Bismarck erhielt nun den Auftrag, die ſämmtlichen Adja⸗ 
centen über das Troſchkeſche Project der Anlegung zweier neüen Schleüſen an der 
Ihna bei Fürſtenflagge zu hören (Regierungs⸗Verf. vom 28. Juli 1849). Der 
Landrath zog zunächſt das Gutachten des Magiſtrats zu Golnow ein, da die Bürger 
der Stadt theils als Grundbeſitzer, theils als Schifffahrttreibende bei dem Projecte 
am meiſten betheiligt ſind. Der Magiſtrat hielt es jetzt nicht an der Zeit, die 
Anſicht der Grundbeſitzer über das fragliche Project einzuziehen, da die ſchwebende 
Gemeinheitstheilung eine Umlegung und Vertauſchung der an der untern Ihna 
belegenen zur Stadt Golnow gehörigen Wieſengrundſtücke herbeiführen werde, 
und ſomit die künftigen Beſitzer zu hören ſein dürften, was ſelbſtverſtänd lich für 
jetzt unmöglich ſei. Der Magiſtrat jedoch ſchloß ſich der Erklärung der Schifffahrt⸗ 
treibenden an, die gegen jede weitere Schleüſenanlage in den Ufern der Ihna Ein⸗ 
ſpruch erhoben (Bericht vom 28. Auguſt 1849). Als Gründe ihres Proteſtes führten 
die Schiffer Folgendes an: Fürſtenflagge hat bereits eine in neürer Zeit angelegte 
Schleüſe, welche die Ihna mit dem Mittelgraben verbindet, und ſomit eine Waſſer⸗ 
verbindung herſtellt. So lange dieſe Schleüſe beſteht (ſeit 1832) haben wir die 
gerechteſte Klage darüber zu führen gehabt, da einmal dadurch das Waſſer der Ihna 
entzogen wird, anderntheils ſich durch dieſelbe der überwiegende Nachtheil herausſtellt, 
daß zu allen Zeiten oberhalb der Schleüfe ein Verſandung dergeſtalt eintritt, daß 
ſelbſt die kleinen Ihnafahrzeüge — Heüer — beladen nicht paſſiren können, noch 
viel weniger die großen — Bodden und Kähne. Dieſe Verſandung wird nur durch 
den vielfachen Gebrauch der Schleüſe herbeigeführt, und wenn nun, ſo viel uns 
bekannt, auch Beſtimmungen hierüber beſtehen, ſo wiſſen wir doch aus Erfahrung, 
daß geſchleüſet wird, wenn Fürſtenflagge in ſeinen Gräben Waſſer gebraucht, und 
dieſer Fall tritt beſonders ſeit Anlage des Kalkofens auf dem Gute jetzt mehr wie 
früher ein, da der Transport des Rohmaterials und des Fabrikats ſo lange das 
Waſſer offen iſt, fortdauert. Hieraus erhellet nun genugſam, daß die ſchon jetzt 
vorhandene Schleüſe zum großen Nachtheil für die Ihnaſchifffahrt iſt, indem fie 
der Ihna mehr Waſſer entzieht, als ihre eigentliche Beſtimmung erheiſcht, und ferner 
hierdurch fortwährend Verſandungen herbeigeführt werden, welche uns im Betriebe 
der Schifffahrt bedeütend ſtören. Wenn nun ſchon dieſe eine Schleüſe fo nach⸗ 
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theilig auf den Waſſerverkehr einwirkt, ſo können wir folgerecht daraus ſchließen, 
daß wenn noch zwei Schleüſen angelegt werden, der Ihna nicht nur um ſoviel 
mehr Waſſer entzogen wird, ſondern auch die Verſandung um ſo größer wer⸗ 
den muß, da überall Triebſand iſt, und dieſer der Waſſerſtröomung folge. 
Anlangend das Hochwaſſer, jo hat die Erfahrung gelehrt, daß daſſelbe in der Ge: 
gend, wo die Schleüſe vorhanden iſt und die beiden neüen angelegt werden ſollen, 
nicht übertritt, ſondern nur in der Gegend bei Vorwerk Höfe, wie dies ſelbſt bei 
dem ungewöhnlich hohen Waſſer 1845 der Fall war. Halten wir dieſes feſt, ſo 
dürfte hieraus zu folgern ſein, daß die Gutsherrſchaft Fürſtenflagge wol ſchwer⸗ 
lich in den Fall kommen dürfte, das Hochwaſſer an der bezeichneten Stelle aus 
der Ihna ableiten zu dürfen, wozu unter ſolchen Umſtänden auch gar keine Ver⸗ 
anlaſſung vorhanden iſt. (Erklärung vom 22. Auguſt 1849). 

Die Sache ruhte eine Zeitlang. Inzwiſchen war die Separation der Gol⸗ 
nower Feldmark der Hauptſache nach zur Ausführung gelangt und damit die Ge⸗ 
legenheit gegeben, mit den Adjacenten der untern Ihna zu verhandeln. Landrath 
v. Bismarck wurde veranlaßt, dies womöglich perſönlich zu thun und den Lieut. 
v. Tr., nach deſſen Wunſche zuzuziehen. Um ungegründeten Einwendungen zu be⸗ 
gegnen, ſeien die Intereſſenten vorweg darauf merkſam zu machen, daß die Abſicht 
im Weſentlichen nur dahin gehe, die nachtheiligen Folgen zu beſeitigen, welche die 
durch die Anlegung des Leinpfades, auf dem rechten Ihnaufer herbeigeführte Ver⸗ 
änderung in den natürlichen Vorfluthverhältniſſen der Ihna auf die zum Gute 
Fürſtenflagge gehörigen Wieſengrundſtücke gehabt hat, daß zu dem Ende der Fach⸗ 
baum der Schleüſen ziemlich hoch gelegt und deren Benutzung nur bei ungewöhnlich 
hohem Waſſerſtande geſtattet, die Conceſſion auch an ſolche Bedingungen geknüpft 
werden ſolle, welche geeignet ſind, die Schifffahrt und die Adjacenten gegen jede 
vorſchriftswidrige Benutzung der Schleüſen zu ſichern. (Verſ. vom 9. Decbr. 1849.) 
In dem, auf den 15. April 1850 anberaumten, Termine waren von den Intereſſen⸗ 
ten 71 erſchienen, welche, mit Ausnahme des Gutsbeſitzers v. Petersdorf, auf Carls⸗ 
hof, und des Erbpächters Redlin, Beſitzer des Vorwerks Höfe r. d. Ihna, einſtim⸗ 
mig ſich gegen die beabſichtigte Schleüſen⸗Anlage erklärten, was auch von Seiten 
des Landraths v. Bismarck in dem Berichte (vom 30. April 1850) geſchah, womit 
er die protokollariſche Erklärung der Adjacenten einreichte. Hiernach trug die Königl. 
Regierung Bedenken, zu den mehrgenannten Schleüſen⸗Anlagen den landesherrlichen 
Conſens zu ertheilen. Die Verſagung dieſer Erlaubniß, ſo bemerkte die Königl. 
Regierung in dem Erlaß an den Lieut. v. Tr., werde weniger in Bezug auf die 
Nachtheile, welche dadurch möglicher Weiſe der Schifffahrt auf der Ihna erwachſen 
könnten, als mit Berückſichtigung der großen Verantwortung geboten, welcher das 
Regierungs⸗Collegium den Nachbarn des Gutes Fürſtenflagge gegenüber ausgeſetzt 
ſein würde, wenn in Folge des durch die qu. Schleüſen herbeigeführten unregel⸗ 
mäßigen Waſſer⸗Andrangs und der möglichen Beſchädigung oder Zerftörung der 
Schleüſen das bedeütende Wieſen⸗Areal der Adjacenten Beſchädigungen erleiden 
ſollte. (Beſcheid vom 1. Juni 1850.) 

Nach Jahr und Tag trat der Beſitzer von F. mit der Aüßerung hervor, daß 
er den Beſchluß der Adjacenten in dem, am 15. April 1850 von dem Landratb 
v. Bismarck abgehaltenen, Termine nicht als einen freien, ſelbſteigenen der Anweſen⸗ 
den anerkennen könne, da es einem der Theilnehmer, der ſich als alleiniger Wort⸗ 
führer aufgeworfen habe, gelungen ſei, die Verſammlung, welche meiſt aus kleinen 
Leüten beſtanden habe, durch Verdächtigungen allerlei Art davon abzuhalten, ſich 
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dem Urtheil des Herrn v. Petersdorf und des Herrn Redlin anzuſchließen. Lieut. | 
v. Tr. bat, dem Waſſerbau⸗Inſpector Exner (Amtsnachfolger von Gärtner) den 
Auftrag zu geben, bei Gelegenheit ſeiner Dienſtreiſe auf der Ihna an Ort und 
Stelle ſich von der Wahrheit alles deſſen zu überzeügen, worauf er (v. Tr.) ſeinen 
Antrag auf Erbauung der zwei Schleüſen begründet habe und das techniſche Gut⸗ 
achten dieſes Sachverſtändigen darüber zu erfordern, ob der von den Adjacenten 
erhobene Widerſpruch Berückſichtigung verdiene oder nicht. (Eingabe vom 24. Juni 
1851.) Gegen dieſen Antrag ließ ſich nichts einwenden, daher denn auch ꝛc. Exner 
den Auftrag erhielt, ſich einer örtlichen Unterſuchung der Ihna⸗Wieſen bei F. zu 
unterziehen. (Dekret vom 2. Juli 1851.) Exner erſtattete ſeinen Bericht nach 14 
Tagen. Derſelbe enthält viele Thatſachen und Geſichtspunkte, die früher nicht 
berührt ſind. Er lautet, wie folgt: — 

Das Gut F., deſſen Ländereien früher durchaus Bruchland geweſen, nun⸗ 
mehr aber zum größten Theil aus ſehr ergiebigen Wieſen beſtehen (S. 340), 
leidet in den Sommermonaten haüfig an zu vielem Waſſer, während im Winter 
der Überſtau ein Bedürfniß für daſſelbe iſt, indem ohne einen ſolchen die Gras- 
narbe durch den Froſt gehoben wird und ausfriert. Eine zweckmäßige Bewirth⸗ 
ſchaftung dieſes Gutes erfordert demnach — einmal, zur Ableitung des zu vielen 
Waſſers im Sommer geeignete Abzüge, anderer Seits aber Anſtalten zur Bewäſſe⸗ 
rung für die Winterzeit. Der Untergrund dieſer Ländereien iſt überall ein bis 
20 Fuß mächtiges Torfmoor, daher eigentliche Quellen hier nicht vorhanden ſind, 
und die Überſtauung nur durch wildes Waſſer erfolgt, welches bei mehr als 
mittlerm Waſſerſtande der Ihna über deren Ufer tritt, indem der Waſſerſpiegel 
in dieſem Fluß alsdann um mehr als 2 Fuß höher liegt, als jene Wieſen. Ein 
ſolches Übertreten erfolgt jedoch nicht überall, ſondern bei einem Waſſerſtande von 
3 Fuß am Golnower Pegel, welcher Waſſerſtand am Tage der Beſichtigung Statt 
fand, nur auf etwa / Mle. Länge von der Golnow⸗Fürſtenflagger Gränze gegen 
Golnow zu, ſonſt aber bei Hochwaſſer auch oberhalb der Vorwerke Höfe an ver⸗ | 
ſchiedenen Stellen, alſo in größerer Nähe der Stadt. Von Golnow nach jenen 
Höfen führt eine Dammſtraße, in welcher zum Durchlaſſen des übertretenden 
Hochwaſſers mehrere Fluthbrücken vorhanden find, die haüfig, und zum Theil ſelbſt 
im letzten Frühjahr zerſtört worden, woraus ſich auf eine nicht unbeträchtliche 
Waſſermaſſe hier ſchließen läßt. (“) Alles dieſes Waſſer drängt ſich gegen die F. 
Gränze hin und zog in früheren Jahren einer Schlänke zu und durch dieſelbe über 
F. und weiterhin über Stettiner Territorium zum Theil nach dem Damanſch ab. 
Da indeſſen eine vollſtändige Entwäſſerung auf dieſe Weiſe wol nicht erfolgte, 
fo wurde gemeinſchaftlich von der Stadt Golnow und dem Dominium F. ein Ab⸗ 
zugsgraben der F. Gränze entlang, der ſ. g. Gränzgraben, bis zu dem Fluſſe 
Krampe angelegt, welcher nunmehr alles aufgenommene wilde Ihnawaſſer in jenen 
Fluß, deſſen Waſſerſpiegel gewöhnlich um einige Fuß tiefer liegt, als der in der 
Ihna iſt, abführen ſollte Allein das ſehr geringe Gefälle in der Krampe ver⸗ 


Der Höfendamm beginnt am Fuße der Brandrieger Höhen und fteht ſenkrecht auf der 
Flußlinie der Ihna, die er 1100 Ruthen unterhalb der Stadt erreicht. An dem Damme iſt 
der Anfangspunkt des Torfgrabens, welcher in verſchiedenen gebrochenen Linien durch die 
Golnower Wieſen zieht und am Südrande der Tollen Heide vorbei, dem F Etabliſſement 
Bierhorſt gegenüber, in den Golnower Gränzgraben von F. ausgeht. Er iſt auf der General⸗ 
ſtabskarte, ſehr ſchwach, angegeben, jedoch ohne Namen. 
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hinderte dies, und da der N. und NW. Wind direct über das Große Haff und 
das Pfaffenwaſſer auf die Mündung derſelben ſteht, fo drängt er das Pfaffen; 
waſſer in der Krampe bis zu jenem Gränzgraben hinauf und macht den Waſſer⸗ 
abzug aus demſelben unmöglich. Auf dieſe Weiſe erfüllte der Gränzgraben ſeinen 
Zweck nicht, daher der Beſitzer von F. ſich veranlaßt fand, durch Umwallung ſeine 
Ländereien gegen das über die Golnower Feldmark herandrängende wilde Waſſer 
zu ſchützen, wozu er nach Tit. VIII., §. 102 A. L. R. befugt war, indem es darin 
wörtlich heißt: „Gegen das außerhalb der ordentlichen Kanäle und Gräben wild 
„ablaufende Waſſer iſt ein jeder Eigenthümer ſeine Grundſtücke zu decken wohl 
„befugt.“ Dieſe Verwallung iſt aber ein directes Hinderniß geworden für die 
weitere Fortbewegung des von der Ihna herabtretenden Waſſers und weil bei dem 
fortwährenden NW. in dieſem Jahre (1851) die Krampe gar keinen Abfluß ge⸗ 
währt, im Gegentheil das Pfaffenwaſſer bis auf die Golnower Feldmark hinauf⸗ 
führt, ſo ſind gegenwärtig (Juli 1851) die Wieſen dieſer Feldmark in einer Flächen⸗ 
ausdehnung von mehreren Tauſend Morgen vollſtändig verſumpft. Es iſt ein 
trauriger Anblick, das prächtige Gras dieſer Wieſen, welches nach Ausſage von 
Sachverſtändigen auch ein vortreffliches Futter ſein ſoll, noch gegenwärtig (Juli 
1851) einige Fuß hoch im Waſſer und ungemäht zu ſehen, indem der weiche Grund 
die Arbeiter nicht trägt, und noch weniger Wagen und Pferde. Das Dominium 
F. hat indeſſen feinen Zweck erreicht. Die Wieſen dieſer Feldmark find, fo weit 
die Verwallung ausgedehnt worden, gegenwärtig trocken, bereits überall gemäht 
und die Nachmaht theilweiſe ſchon wieder kräftig herangewachſen. Der Contraſt 
in Betreff der Nutzung der F. Wieſen und der der Feldmark Golnow iſt demnach 
ein augenfälliger. Allein das Dominium F. hat die Verwallung nicht auf alle 
ſeine Ländereien ausdehnen können, namentlich iſt das Torfbruch dieſer Feldmark, 
welches an dem oben erwähnten Gränzgraben in einer Länge von 600-700 
Ruthen ſich hinzieht, gegen den Waſſerandrang nicht geſichert, daher die Werbung 
dieſes Materials erſchwert und theilweiſe unmöglich gemacht wird, wodurch aber 
für das Dominium ein erheblicher Verluſt erwächſt, und zwar ein um ſo größerer, 
da es ſeinen Torf nicht als rohes Material veraüßert, ſondern zum Betrieb ſeiner 
ausgedehnten Kalkbrennerei nothwendig hat und hoch verwerthet. Doch auch für 
die umwallten Wieſen der Feldmark F. ſind die verſumpften der Feldmark Golnow 
ein gefährlicher Nachbar. Das Waſſer ſteht auf den letzteren bis zu 2 Fuß über 
jene hinaus, daher es nur einiger Stunden Arbeit zur Nachtzeit bedarf, in dem 
von leichtem Torfgrund aufgeworfenen Wall eine hinlänglich große Offnung zu 
ſchaffen, um auch die F. Wieſen theilweiſe in einen, den Golnower gleichen Zuſtand 
zu verſetzen und dem Beſitzer derſelben einen unberechenbaren Schaden zuzufügen, 
der für ihn um ſo empfindlicher ſein würde, als auf die verpachtete Grasnutzung 
hier eine bedeütende Milchwirthſchaft baſiret iſt. 

Ein folder Zuftand aber, in welchem ſich gegenwärtig die Golnower Wieſen 
befinden, ſteht unter allen Umſtänden auch für die F. in nicht entfernter Ausſicht, 
da die Verwallung derſelben, auf Torfgrund angelegt, von Jahr zu Jahr ſich 
ſenkt und in kurzer Zeit ganz verſchwunden, nun aber mit großen Koſten und 
theilweiſe wol gar nicht wieder herzustellen fein wird. Es iſt daher ſehr natürlich, 
daß das Dominium F. auf Mittel ſinnt, wie der Verſumpfung der Golnower 
Wieſen vorgebeügt werden könne, um auf dieſe Weiſe indirect ſeine Wieſen gegen 
ähnliche Zuſtände zu ſichern. Das anſcheinend am meiſten geeignete dieſer Mittel 
dürfte eine Vertiefung und Raümung der Krampe ſein, damit dieſelbe bei ihrem 
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niedrigen Waſſerſtande das, aus der um einige Fuß höher liegenden Ihna über⸗ 
tretende Waſſer aufnimmt und abführt, und wenn es möglich wäre, dieſen Zweck 
zu erreichen, dann würde für die zwiſchen beiden Flüſſen liegenden Wieſenländereien 
eine Berieſelung der vollſtändigſten Art ausgeführt werden können. Allein die 
Ausmündung der Krampe ins Pfaſſenwaſſer liegt ſo ungünſtig wie nur immer 
möglich, indem, wie bereits angeführt, der NW. Wind über Haſſe und Pfaffen⸗ 
waſſer direct darauf zuſteht, daher hier eine Entwäſſerung jener Wieſenländereien 
nur in den ſeltenen Fällen bei O. und SO. Winden geſchehen kann. Es muß 
demnach auf andere Mittel geſonnen werden, den beabſichtigten Zweck zu erreichen 
und hat das Dominium F. dahin ſeinen Vorſchlag gemacht, das Übertreten des 
Waſſers aus der Ihna auf die Golnower Wieſen in den Sommermonaten über⸗ 
haupt zu verhindern, indem der Waſſerſpiegel in jenem Fluß ſoweit es nöthig iſt, 
geſenkt werde (*), nachdem es früher eine Erhöhung der Ufer deſſelben beantragt 
hatte. Von jenem frühern Antrage iſt das Dominium angeblich durch nachſtehende 
Gründe zurückgeleitet worden, nämlich: — Den Golnower Wieſen iſt eine Über⸗ 
ſtauung in den Wintermonaten eben ſo Bedürfniß, als den Wieſen von F. Eine 
Erhöhung der Ihna⸗Ufer würde aber das Übertreten des Waſſers im Herbſt und 
Winter ebenſowol als im Sommer verhindern und die Golnower Wieſen ſeines 
wohlthätigen Einfluſſes für die Winterszeit berauben. Überdem würden die dies⸗ 
ſeitigen Wieſenbeſitzer, deren Anzahl eine ſehr bedeütende iſt, nur ſchwer dahin zu 
vermögen ſein, die Anlage eines Uferdamms auf ihren unmittelbar am Fluß und 
zwar ziemlich hoch gelegenen Wieſen (**) ſich gefallen zu laſſen, und endlich würde 
der auf dieſe Weiſe verminderte Abfluß aus der Ihna ein Heben des Waſſerſpie⸗ 
gels derſelben herbeiführen und eine koſtſpielige Ufererhöhung mit vielſeitigen Einſprüchen 
von Seiten der Beſitzer auf weite Strecken hin nothwendig machen. Das Domi⸗ 
nium ſchlägt demnach vor, im Sommer einen Theil des Ihna⸗Waſſers zur Seite 
durch zwei Schleüſen abzuziehen und daſſelbe in einem beſondern Kanal, ziemlich 
parallel mit der Ihna, in den Damanſch, wohin auch jene mündet, abzuführen. 
Es werden ſich demgemäß nachſtehende Fragen aufſtellen laſſen: — 

1) Wird durch ſolche Abzugsſchleüſen der beabſichtigte Zweck erreicht werden? 
— 2) Dürften dadurch nicht andere Inconvenienzen entſtehen, namentlich die In⸗ 
tereſſen Anderer gefährdet werden? — 3) Werden die Koſten dieſer Schleüſen, ihrer 
Unterhaltung und Beaufſichtigung nicht verhältnißmäßig zu hoch aus fallen und wird 
bei alledem die Unterhaltung ꝛc. nicht zu unſicher und umſtändlich ſein? 

Was nun die Frage zu ! betrifft, ſo wird ſich nicht leügnen laſſen, daß 
ein vermehrter Abzug des Waſſers aus der Ihna ein ſchnelleres Senken des Waſſer⸗ 
ſpiegels in derſelben zur Folge haben muß (***); daß alſo auf dieſe Weiſe das 
Übertreten des Waſſers über ſeine Ufer verhindert werden kann und zwar nach 
Belieben, inſofern der Seitenabzug durch Schleüſen nach Erfordern zu reguliren iſt. 

Zur Frage 2 muß zunächſt unterſucht werden, wie die fernere Abführung 
des Waſſers erfolgen fol. Das Dominium F. ſchlägt hierzu den ſ. g. Flanken⸗ 
graben vor, einen Waſſerlauf, welcher ca. 609 Ruthen abwärts der Ihna⸗Mündung 
ebenfalls in den Damanſch fällt. Dieſer Graben nimmt auf F. Territorium ſeinen 


(0 D. h. es muß die Ihna vertieft werden. () Der Deich müßte ziemlich entfernt 
vom Ufer angelegt werden. (“) Hauptſächlich für den Theil der Ihna von den ee 
bis zur Mündung. 
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Anfang und iſt weiterhin durch Bruchland geführt, welches zur Stettiner Kämmerei 
gehört. Seine Ufer liegen gegenwärtig ungefähr 2 Fuß tiefer, als die der Ihna, 
daher ſie nothwendiger Weiſe durch Verwallungen erhöht werden müſſen, inſofern 
das abzuführende Ihnawaſſer die angränzenden Ländereien nicht überſtauen und 
dieſelben verſumpfen ſoll. Da nun der Flankengraben für den beabſichtigten Zweck 
vertieft und erweitert werden müßte, außerdem aber die Nothwendigkeit noch vor⸗ 
handen fein möchte, zur Aufnahme des Sickerwaſſers Außengräben anzulegen, fo 
würde die für die Verwallung erforderliche Erde allerdings gewonnen werden kön⸗ 
nen. Sollte der Flankengraben gegenwärtig zur Aufnahme von Bruchwaſſer mit 
benutzt werden, wie dies ſehr wahrſcheinlich iſt, ſo dürſten an den Einmündungen 
der betreffenden Zuleitungsgräben Siele anzulegen ſein, welche ſich von ſelbſt 
ſchließen, ſofern der Waſſerſtand im Flankengraben höher als der in jenen Zulei⸗ 
tungsgräben iſt, ſich aber von ſelbſt öffnen, wenn der umgekehrte Fall eintritt. Auf 
dieſe Weiſe würde für die anſtoßenden Ländereien durch die Verwallung kein Nach⸗ 
theil, im Gegentheil der Vortheil entſtehen, daß hier zu jeder Zeit trockene Wall⸗ 
wege vorhanden ſein werden. Wenn die anzulegenden Abzugsſchleüſen geſchloſſen, 
der Waſſerabfluß aus der Ihna nach dem Flankengraben hin alſo gehemmt iſt, 
wird der Waſſerſtand in dieſem Graben ſich ſoweit herabſenken, daß auch aus den 
überſtauten Wieſen der Stadt Golnow ein Abzug dahin erfolgen und durch ihn 
alſo eine Entwäſſerung derſelben geſchehen kann. Der gehörig vertiefte, erweiterte 
und verwallte Flankengraben dürfte demnach für jene Wieſen großen Nutzen und 
überhaupt das einzige Mittel gewähren, dieſelben in Kulturſtand zu verſetzen, indem 
nach der Krampe hin eine ſolche Entwäſſerung wie erwähnt zu unſicher iſt. 

Eine Ableitung des Ihna⸗Waſſers nach dem Dammſchen See hin, etwa bei 
Gr. Hünerberg vorüber und durch den dortigen ſ. g. Mittelgrabeu möchte mit 
weniger Koſten und vielleicht bequemer, auch inſofern zweckmäßiger auszuführen 
ſein, als hier die N., W. und O. Winde einen Rückſtau nicht bewirken können, 
wogegen allerdings die S. Winde über den ganzen Dammſchen See gegen die 
Mündung direct anſtehen. Allein da dieſe Ableitung linksſeitig der Ihna Statt 
finden würde, ſo könnte die Entwäſſerung der rechtsſeitig an der Ihna gelegenen, 
verſumpften Wieſen von Golnow nicht mit bewirkt werden. Die von dem Domi⸗ 
nium F. in Vorſchlag gebrachte Anlage von Abzugsſchleüſen hat bei den Golnower 
Wieſenbeſitzern entſchiedenen Widerſpruch gefunden und zwar aus dem Grunde, weil 
von ihnen die Beſorgniß gehegt wird, daß jenes Dominium das zur Überſtauung 
ihrer Wieſen im Winter erforderliche Waſſer zu entziehen beabſichtige. Eine ſolche 
Beſorgniß iſt nicht ganz ungegründet. Das Dominium F. will die qu. Schleüſen 
im Winter zur Bewäſſerung ſeiner Wieſen benutzen, alſo auch zu jener Jahreszeit 
der Ihna Waſſer entziehen, wodurch der Waſſerſpiegel derſelben ſich alsdann eben⸗ 
falls ſenken und ein Überſtrömen über die Ufer vielleicht nicht mehr Statt finden wird, 
auf welche Weiſe aber gegenwärtig hauptſächlich die Bewäſſerung der Golnower 
Wieſen erfolgt. Indeſſen dürfte es nicht ſchwer ſein, die gegenſeitigen Intereſſen 
hier zu wahren. Die Ihna führt im Herbſt und Winter gemeiniglich hinlänglich 
viel Waſſer, um damit nach und nach alle jene Wieſenländereien unter Waſſer zu 
ſetzen. Wenn nun das Dominium F. hierzu die neü anzulegenden Abzugsſchleüſen 
benutzt, jo würden anderer Seits die Wieſenbeſitzer von Golnow denſelben Zweck 
durch einige, an paſſenden Stellen angebrachte Grundabläſſe, ſ. g. Mönche, wie 
dieſelben zum Ablaſſen der Fiſchteiche angewendet werden, erreichen können, und 
möchten nur diejenigen dieſer Beſitzer ſich im Nachtheil befinden, deren hochgelegene 
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Wieſen unmittelbar an der Ihna, und zwar an denjenigen Stellen befindlich ſind, 
woſelbſt das Übertreten des Waſſers erfolgt, indem hier eine fortwährende Über⸗ 
rieſelung Statt findet, ohne daß das Waſſer zum Stillſtehen gelangt und ſumpfige 
Stellen bildet. Allein ein ſolches andauerndes Überſtauen wird aus ſtrom⸗ 
polizeilichen Rückſichten mit der Zeit unter allen Umſtänden beſeitigt werden müſſen, 
indem dadurch die Uferbefeſtigung leidet. 

Was nun endlich die Frage 3 betrifft, ſo hat ſich das Dominium F. erboten, 
jene Ablaßſchleüſen auf eigene Koſten auszuführen. Dagegen werden die Golnower 
Wieſenbeſitzer gemeinſchaftlich die Grundabläffe zur Bewäſſerung ihrer Wieſen zu 
errichten haben. Die Raümung, Erweiterung und Umwallung des Ableitungs⸗ 
grabens, welcher eines Theils dazu dienen ſoll, das überflüſſige Waſſer der Ihna 
zu entziehen, anderer Seits aber das zur Winterüberſtauung der Wieſen vorhandene 
Waſſer im Frühjahr ſowol von den F. als den Golnower Wieſen nach dem 
Damanſch abzuführen, ſoweit dies durch die Krampe nicht bewirkt wird, dürfte ge⸗ 
meinſchaftlich von F. und Golnow zu bewerkſtelligen ſein. Bei dem großen Werthe 
des betreffenden ausgedehnten Wieſen⸗Complexus möchte der Vortheil einer durch 
dieſe Anlage erzielten Melioration anſcheinend den Koſtenaufwand hinlänglich recht⸗ 
fertigen. Ob ſich aber der beabſichtigte Zweck vollſtändig wird erreichen laſſen, 
darüber ein beſtimmtes Urtheil abzugeben, werden genauere Unterſuchungen und 
Ermittelungen, namentlich auch Nivellements, noch erſt erforderlich ſein. Endlich iſt 
von den ſtädtiſchen Wieſenbeſitzern die Erklärung abgegeben worden, daß ſie die 
von dem Dominium F. geſtellten Bedingungen über einen zu ſetzenden Markpfahl an 
den Schleüſen und über die Zeit des Offnens derſelben nicht für ſicher genug er⸗ 
achteten; indeſſen muß hier bemerkt werden, daß im Intereſſe der Schifffahrt ein 
genaues Reglement wol entworfen und das Offnen und Schließen der Abzugsvor⸗ 
richtungen keineswegs den Adjacenten überlaſſen, ſondern von der Staatsregierung 
geleitet und beauffichtigt werden würde, wodurch alſo jene Beſorgniſſe ihre Erledi⸗ 
gung finden möchten. (Bericht vom 18. Juli 1851). 

Dem Landrath v. Bismarck wurde der vorſtehende Bericht zur Kenntnißnahme | 
und zur Außerung darüber vorgelegt, ob überhaupt und event. mit welcher Maß⸗ 
gabe den Anträgen des Dominiums F. wegen der Schleüſenanlagen Statt zu geben 
ſein dürfte. (Verf. vom 8. Auguſt 1851). Inzwiſchen reichte Lieut. v. Tr. eine neüe 
Vorſtellung ein, in welcher er wiederholt um den Conſens zur Ausführung ſeines 
Schleüſenprojects bat, ohne, mit Ausnahme von Hiſtoriſchem, zur Sache Techniſch⸗ 

Neües vorzutragen. Doch berichtete er, daß die Befürchtungen, welche ꝛc. Exner 
über mögliche Überfluthungen ausgeſprochen, ſich bald und zwar 14 Tage nach 
deſſen Anweſenheit in F. zur Wirklichkeit geworden ſeien. In Folge des ſtarken 
Regens am 31. Juli 1851, wo die Ihna am Golnower Pegel auf 4 Fuß geſtiegen, 
ſei die ganze Waſſermaſſe auf die bereits bis 2 Fuß überſchwemmten Golnowſchen Wieſen 
getreten; ſie habe an verſchiedenen Stellen die F. Wälle geſprengt und ſei nun 
ungehindert über die ganze Feldmark von F. geſtrömt. Alle Verſuche, noch einmal 
Herr des Waſſers zu werden, ſeien geſcheitert, ja man habe die darauf zielenden 
Arbeiten ſogar abſichtlich einſtellen müſſen, als das Heben des Walls ſelbſt ein 
Wegreißen deſſelben auf weitere Strecken befürchten ließ. In Zeit von 12 Stun⸗ 
den wären ſämmtliche Grundſtücke der Feldmark F. mehr als 1 Fuß unter Waſſer 
geſetzt worden. Der Schade, der dadurch verurſacht worden, möge darnach be⸗ 
meſſen werden, daß von den 3½ Millionen Torf, welche in dieſem Jahre, 1851, 
geſtochen waren, noch Ende Novembers mehr als die Hälfte naß auf dem Moore 
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ſtehe und aus dieſem Grunde nicht habe abgefahren werden können. Ungleich 
größer würde der Schade geweſen ſein, wenn die Überſchwemmung vor Beendigung 
der Vormahd eingetreten wäre. Selbſt nach landſchaftlicher Taxe erzeüge F. jähr⸗ 
lich 35.982 Ctr. Heü. Alles dieſes Heü, mit Ausſchluß etwa von ¼, welches auf 
dem Gute ſelbſt verfüttert werden könne, werde von kleinen Leüten geworben, die 
aus mehr als 30 Ortſchaften, oft 5 bis 6 Meilen entfernt, nach F. kommen. Die 
dürftigen Wirthſchaften dieſer Leüte, etwa 300 an der Zahl, ſeien auf dieſen Zu⸗ 
ſchuß an Futter baſirt, ſie ſeien es zuerſt, welche Zeit, Mühe und Koſten verlieren, 
während der Gutsherrſchaft das traurige Recht bleibt, ſich bezahlt zu machen, wenn 
auch das Futter verdorben oder weggeſchwemmt iſt, da keine Gewähr dafür über⸗ 
nommen werden kann. Der Schade, der das Gute trifft, zeigt ſich dann ſpäter in 
der Schwierigkeit, die Pacht einzutreiben und in den folgenden Jahren dadurch, 
daß der Pachtzins bei dem Kleinmuth der Leüte bedeütend herabgedrückt wird. — 
Lieut. v. Tr. berichtet ferner: In früherer Zeit ſei das Hochwaſſer direct. in die 
F. Gräben getreten, und zwar nach amtlicher Angabe in ſolcher Menge, daß einer 
der Gräben allein / des Ihna⸗Waſſers abzog (Bericht vom 27. September 1829). 
Im Jahre 1832 ſind zu Gunſten der Schifffahrt und gegen die Erlaubniß zur 
Anlegung einer Schleüſe von 6 Fuß Offnung an der Ihna beim Mittelgraben, 
ſämmtliche Gräben und Waſſerlaüfe verlegt, und durch dieſe Maßregel iſt das 
Waſſer zum Nachtheil der F. Wieſen gezwungen worden, einzig und allein 
oberhalb F. über die Golnower Wieſen überzutreten und zwar zum größten Nach⸗ 
theil der Uferbefeſtigung. Durch dieſe veränderte Leitung des Fluthwaſſers find — 
1) die ſchädlichen Sommer⸗Überſchwemmungen für F. erhöht, und die Abwendung 
derſelben gänzlich unmöglich gemacht; und 2) iſt dem Gute F. im Winter das 
befruchtende Fluthwaſſer entzogen. (Eingabe vom 29. November 1851). (*) 


Bald nach Eingang dieſer Vorſtellung ließ ſich eine Stimme vernehmen, die 

an die Fundations⸗Urkunde der Stadt Golnow von 1268 erinnerte, worin Herzog 

Barnim J. ſeiner neü geſtifteten Stadt das Eigenthum des Ihnafluſſes verliehen 

hat, indem ſie ſich auf denſelben Standpunkt ſtellte, der im Eingang dieſes Ihna⸗ 
Artikels bezeichnet worden iſt, wonach von einem Dritten keine Anderung an den 
Ufern der Ihna vorgenommen werden darf, ohne, außer der Genehmigung des 

Staats, auch die Zuſtimmung der, das freie und unbeſchränkte Nutzungsrecht be⸗ 

ſitzenden Stadt Golnow eingeholt zu haben. Aus dieſem Grunde, ſo meinte die 

Stimme, würde der Beſitzer von F. eigentlich auch die ſchon beſtehende Schleüſe 

am Mittelgraben von F. nicht haben anlegen dürfen, die er im Jahre 1832 erbaut 

hat. Zwar wird es gegenwärtig dabei ſein Bewenden haben müſſen; es dürfte 


() Fürſtenflagge, Gut und Dorf, 2790 Mg. 90 Ruth. groß (S. 340) bildet zwiſchen der 
Ihua im S. und der Krampe im N. ein regelmäßiges Parallelogramm, deſſen Langſeite 1320 
Ruthen, die Kurzſeite 440 Ruth. mißt. Begränzt iſt das Gebiet gegen O. von dem Gol⸗ 
nower, gegen W. von dem Stettiner Gränzgraben, jeder 20 Fuß breit. In der Mitte zieht 
der 30 Fuß breite, ſchiffbare Mittelgraben von der Ihng zur Krampe; an ihm liegen die 
Gebaüde von F. und an feinem Südende befindet ſich die Schleüſe zur Ihna für Butter⸗ 
Kalk⸗ ꝛc. Kähne. Zwiſchen dem Mittel: und dem Stettiner Gränzgraben zieht der Stettiner 
Aufſchnittsgraben 10 Fuß breit, doch nur zu ¼ der Gebietslänge; zwiſchen dem Mittelgraben 
und dem Golnower Gränzgraben der Golnower Aufſchnittsgraben, ebenfalls 10 Fuß breit, 
durch die Hälfte des Gebiets bis an einen Quergraben, welcher die S. Gränze des Torfſtichs 
ausmacht. „ 
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jedoch leicht Nachahmer bei anderen, mit ihren Wieſen an die Ihna gränzenden, 
Grundbeſitzern finden. 

Bis zum Jabre 1718 war das Gebiet von F. im Beſitz der Stadt Golnow, 
die aber den größten Theil deſſelben im folgenden Jahre an den Landesherrn ab⸗ 
treten mußte, weil ſie den rechtmäßigen Beſitz nicht genügend nachzuweiſen vermogte. 
Im Jahre 1737 machte der damalige Oberforſtmeiſter Bock den Vorſchlag der Urbar⸗ 
machung des Bruchterrains von F., welche 17 Jahre ſpäter durch den Hauptmann 
v. Caſimir zur Ausführung gekommen iſt (S. 341). Die Annahme des jetzigen 
Beſitzers von F., daß die zur Erhaltung der Schifffahrt auf der Ihna vorgenom⸗ 
menen Arbeiten, als: Befeſtigung der Ufer, Verdämmung der Nebenfließe und Ver⸗ 
tiefung des Flußbettes, Schuld find an den haüfigen Überſchwemmungen, mit welchen 
ſeine Wieſen fo haüfig beläſtigt werden, hält die Abſtimmung für nicht begründet. 
Im Gegentheil, ſo meint ſie, könne mit ziemlicher Sicherheit behauptet werden, 
daß die Ihna ſchon längſt ihren Weg über einen Theil des F. Territoriums ge⸗ 
nommen und ihren jetzigen Lauf unterhalb der Gränze dieſes Gutes bis zum Da- 
manſch verlaſſen hätte, wenn nichts für die Erhaltung der Schifffahrt auf der Ihna 
geſchehen ſei. Die Urſache der erwähnten Überſchwemmungen ſeien, ſo meint die 
Abſtimmung, hauptſächlich in der Lage von F. und in der Beſchaffenheit des 
Bodens zu ſuchen, und liefere dazu der Erbzinsvertrag von 1754 den beſten Beweis, 
in welchem eine vollſtändige Verwallung der Entrepriſe zwiſchen der Ihna und 
Krampe, und auch an den Ufern dieſer Flüſſe dem Unternehmer zur Bedingung 
gemacht worden iſt. (*) Man hat dabei auf die Fluthverhältniſſe dieſer beiden 
vorgenannten Flüſſe gar keine Rückſicht genommen; alle Adern, welche das Waſſer 
aus den Golnower Wieſen und dem oberhalb gelegenen Terrain nach dem Damanſch 
durch das F. Bruch früher führten, wurden von den Gräben der Entrepriſe recht— 
winklich durchſchnitten, und wollte man daſſelbe zwingen, auf einem andern, weitern 
und mit geringerm Gefälle verſehenen Wege durch den Golnower Gränzgraben 
nach der Krampe zu fließen. Es iſt daher nicht zu verwundern, daß F. fo haüfig 
und zur Unzeit von Überſchwemmungen heimgeſucht wird, denen die lockeren, von 
Torf aufgeführten Verwallungen natürlich nicht Widerſtand leiſten können. Dazu 
tritt noch der Umſtand, daß der Beſitzer einen Theil des Jahres hindurch Über⸗ 
ſchwemmungen nicht entbehren kann, da ohne dieſe der nur aus ſchlechtem, un⸗ 
fruchtbarem Torf beſtehende Boden keinen Ertrag liefern würde, der nur mit un⸗ 
ſäglicher Mühe von den 6 Vorbeſitzern des Lieut. v. Tr., und dieſem ſelbſt noth⸗ 
dürftig theilweiſe in Kultur geſetzt worden iſt. (“) Daß der F. Gränzgraben auf 
Golnowſcher Seite dann und wann mit der Ihna in Verbindung geſtanden hat, 
geht aus den Voracten hervor; jedoch iſt jedes Mal, wenn ein Sachverſtändiger 
dazu gekommen iſt, dieſe Verbindung getadelt und die Vermachung der Durchbrüche 
veranlaßt worden. Die Beſitzer haben, wenn fie das Ihna⸗Waſſer benutzen wollten, 
das Ufer durchſtochen und den Einfluß wieder verdämmt, wenn ihnen das Waſſer 
läftig wurde, und da ihnen die Zudämmung nicht immer vollſtändig gelungen fein 
mag, ſo iſt wol anzunehmen, daß der F. Graben eine lange Zeit einen Theil des 
Ihna⸗Waſſers aufgenommen hat. 


() In dem Erbzinsvertrage von 1754 iſt das Areal von F. zu 2961 Mg. angegeben, 
nach den Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Acten von 1866 um 170,5 Mg. zu groß. 

() Von der hohen Kultur, in welche das beträchtliche Wieſen⸗Areal von F. verſetzt 
worden, gibt die Abſchätzung des Ertrages bei der Grundſteüer⸗Veranlagung Zeügniß, |. S. 340, 
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Die Arbeiten, welche zur Erhaltung der Schiffbarkeit des Ihna Fluſſes ſeit 
länger als 100 Jahren anfänglich beihülfsweiſe, dann aber ausſchließlich auf Koſten 
des Staats ausgeführt worden, ſind demnach nicht ohne wohlthätige Einwirkung 
auf die an den Fluß gränzenden Grundſtücke geblieben, und wird es im Intereſſe 
der betreffenden Grundbeſitzer liegen, nicht blos dem Fortgange dieſer Arbeiten 
förderlich zu ſein, ſondern auch für die Erhaltung der angelegten Werke das ihrige 
nach Möglichkeit beizutragen. Das Geringſte, was der Staat hierbei von den 
Adjacenten verlangen kann, wäre: daß auf jedem Ufer ein 12 Fuß breiter Streifen 
hergegeben wird, auf welchem die Uferwerke ausgeführt werden können, und der 
zugleich als Trödelweg zu benutzen fein wird, d. h. ohne den Grundbeſitzern das 
Eigenthum, noch die Nutzung dieſes Streifens zu entziehen. Die Arbeiten zur 
Erhaltung der Schifffahrt werden ſich überhaupt nur ausdehnen dürfen auf: 
— 1) Die Befeſtigung der beiderſeitigen Ufer durch Faſchinenwerke, Strauchzaüne 
und Weidenpflanzungen, ohne jedoch die Ufer im Allgemeinen zu erhöhen. Die 
durch Vertiefung des Flußbettes gewonnene Erde muß über die ganze Breite des 
Trödelwegs ausgebreitet werden, um einen feſten Uferrand zu gewinnen. — 2) 
Die Beſeitigung aller kleinen Durchbrüche, Überfälle und Flußarme im Ufer der 
Ihna durch Verpackung derſelben. Wo dies nicht vollſtändig ausgeführt werden 
kann, iſt der Abfluß auf das geringſte Maaß zu beſchränken. — 3) Die Breite des 
Ihna Fluſſes von Golnow bis zur Mündung in den Damanſch iſt nicht unter 5 
Ruthen oder 60 Fuß Breite zwiſchen den feſten Ufern zu beſchränken. Dabei wird 
eine Sohlbreite von 2½ Ruthen oder 30 Fuß mit dreifüßigen Doſſirungen zu den 
Seiten genügen. — 4) Die Einführung einer Strompolizei-Ordnung für die Ihna, 
um die Uferbauten vor muthwilligen Beſchädigungen ſicher zu ſtellen. (Separat⸗ 
Votum, d. d. Stettin, den 14. December 1851.) Der langen — doch lehrreichen 
Rede kurzer Sinn dieſes Votums iſt: „Die Anlage zweier neüen Fluthſchleüſen 
im rechten Ihna⸗Ufer zur Be⸗, bezw. Entwäſſerung der F.⸗Wieſen iſt ganz unſtatt 
haft und kann nicht erlaubt werden, ſchon die Anlage der ſchon vorhandenen 
Schleüſe hätte nicht genehmigt werden ſollen.“ 

Landrath v. Bismarck war in ſeinem auf die Verfügung vom 8. Auguſt 1851 
erſtatteten gutachtlichen Bericht der Meinung, daß der Plan des Lieut. v. Tr. zur 
Ertheilung des Couſeuſes noch nicht hinlänglich vorbereitet ſei. Um das Waſſer 
der Ihna ableiten zu können, ſei hinreichendes Gefälle erforderlich. Daß dieſes 
vorhanden, ſei bisher nicht nachgewieſen; es erſcheine vielmehr nach dem Gutachten 
des ꝛc. Exner ſehr zweifelhaft, ob die Krampe ſich zur Abführung des Waſſers 
eigene ꝛc. Zunächſt müſſe ein vollſtändiges Nivellement des Flanken» und Mittel⸗ 
grabens, ſo wie der Krampe und Ihna, von der Mündung des Mittelgrabens an, 
aufgenommen werden. In Übereinſtimmung hiermit habe auch der Magiſtrat zu 
Golnow eine endgültige Erklärung über den v. Troſchkeſchen Plan abgelehnt und 
ein Nivellement des Wieſencomplexes verlangt (Bericht vom 15. Februar 1852). 
Ohne dieſen Vorſchlägen Folge zu geben oder ſonſtige techniſche Erörterungen an- 
zuordnen, erhielt Lieut. v. Tr. auf ſeine Vorſtellungen vom 28. Juni und 29. No⸗ 
vember 1851, unter Bezugnahme auf die, unterm 1. Juni 1850 an ihn erlaſſene 
Reſolution, abermals ablehnenden Beſcheid, bei dem das Votum vom 14. December 
1851 maßgebend geweſen iſt. (Verf. vom 30. April 1852.) Dieſes Votum legt 
einen gewiſſen Nachdruck darauf, daß die Beſtimmungen der Fundations⸗ 
Urkunde von 1268 in Bezug auf das Recht der Stadt Golnow zur 
alleinigen Benutzung der Ihna als Schifffahrtsſtraße noch in 
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voller Kraft iſt, in Folge deſſen kein Zweiter über den Fluß in einer Weiſe 
verfügen darf, wodurch das Schifffahrts⸗Intereſſe Abbruch erleiden könnte, ohne ſich 
vorher des Einverſtändniſſes verſichert zu haben, eine Anſicht, mit der die Rechts⸗ 


anſchauungen des Kreisgerichts zu Naugard übereinſtimmen, die des Appellations⸗ 


gerichts zu Stettin und des Obertribunals aber ſchnurſtracks entgegengeſetzt ſind, 
wie wir oben in dem Prozeß der Stadt Stargard wider den Beſitzer der Dieck⸗ 
mühle geſehen haben. Lieut. v. Tr. indeſſen ſchloß ſich jener Anſicht an; nach 
einer Intervalle von 15 Jahren trug er darauf an, „daß noch in dieſem Jahre 
eine Vermeſſung des Ihnafluſſes von Golnow bis zur Mündung ausgeführt werde“, 
da ſich die Stadt Golnow mit ihm vereinigen wolle, der Königl. Regie⸗ 
rung Vorſchläge zur Regulirung des Fluthwaſſers der Ihna zu unterbreiten. 
(Vorſt. vom 18. Auguſt 1867). Von dieſem Projecte war bei der Regierung bis⸗ 
her nichts bekannt geworden, daher ohne ausführlichere Begründung des Antrages 
auf denſelben nicht eingegangen werden konnte, was dem Lieut. v. Tr. mittelſt 
Verf. vom 30. Auguſt 1867 eröffnet wurde. Bis zum 1. März 1871 war in der 
Sache nichts weiter geſchehen. 

Die rechts der Ihna nach Fürſtenflagge zu belegenen Golnowſchen Wieſen 
haben vermöge ihrer Bodenbeſchaffenheit und Lage gegen die Ihna, durch welche 
ſie im Winter und Frühjahr, ſo wie bei Hochwaſſer im Sommer überfluthet werden, 
ſtets zu den guten Wieſen der ſtädtiſchen Feldmark gehört. In neürer Zeit aber 
ſind dieſelben in ihren Erträgen ſo bedeütend gegen die früheren Jahre zurück 
geblieben, daß im Jahre 1859 auf denſelben der Nachſchnitt zum Theil gar nicht 
hat gemäht werden können, was um ſo auffallender war, als gerade in dieſem 
Jahre auf allen nur einigermaßen fruchtbaren Wieſen ſehr gute Heüärnten ge⸗ 
wonnen wurden. Der ſehr natürliche Grund für dieſe Verſchlechterung der Wieſen 
war augenſcheinlich darin zu ſuchen, daß dieſe durch die vorhandenen Abzugsgräben 
und ganz beſonders durch die andauernde Hitze der vergangenen Sommer bis in 
eine zu große Tiefe trocken gelegt waren und das Gras, welches nach der Über⸗ 
ſchwemmung im Frühjahr üppig emporgewachſen, nach Abgang des Waſſers aber 
durch Nachtfröſte abgefroren war, keine hinreichende Kraft zu ſeinem Gedeihen im 
tief ausgetrockneten Boden während des Sommers finden konnte. Das Aufſtauen 
des Waffers in den Abzugsgräben durch Stauſchleüſen würde aber vorausſichtlich 
allein nicht genügen, um dem erwähnten Übelftande abzuhelfen, da die Waſſer⸗ 
zuflüſſe im Sommer bei anhaltend hoher Temperatur faſt ganz aufhören und daher 
ohne Nutzen nur Schlammablagerungen erzeügt würden, welche nicht nur alljährlich 
mit großen Koſten wieder beſeitigt werden müßten, ſondern bei plötzlichen Überſchwem⸗ 
mungen, welche um die Johannis⸗Zeit durch ſtarke Regengüſſe oftmals verurſacht 
werden, den Waſſerabfluß weſentlich behindern und dadurch ſehr ſchädlich wirken 
könnten. Das Einſetzen von Stauſchleüſen in den Abzugsgräben kann nur dann 
die gewünſchte Wirkung für Verbeſſerung des Wieſenterrains haben, wenn es ge⸗ 
lingt, einen Zufluß von friſchem Waſſer zu beſchaffen, um damit wenigſtens die 
Gräben voll zu erhalten, wenn auch von einem eigentlichen Beſtauen der Wieſen ganz 
abgeſehen wird. Ein derartiger Zufluß von friſchem Waſſer iſt aber nur von der 
Ihna her möglich. Die Golnowſche Kämmerei iſt hierbei mit einer Wieſenfläche 
von 396 Mg. intereſſirt, und zwar gerade in derjenigen Gegend — ſie umfaßt 
das Ihna⸗ und Zinsbruch — wo die gedachten Nachtheile auf das Beſtimmteſte 
und ſo ſtark hervorgetreten ſind, daß bei Wiederverpachtung der Wieſen auf einen 
Ausfall von 1—2 Thlr. pro Mg. mit ziemlicher Wahrſcheinlichkeit gerechnet werden 
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muß. Die natürliche Lage begünſtigt das Project der Entnahme von Waſſer aus 
der Ihna zur Beſtauung der Zins⸗ und Ihnabruchwieſen in ſo fern weſentlich, 
| als einmal die Ihna jo hoch liegt, daß ein Gefälle von ca. 3 Fuß von derſelben 
ab bis zu den Wieſen im Zins⸗ und Ihnabruch mit Sicherheit angenommen werden 
kann, zum andern aber der vorderſte Ihna⸗ und Zinsbruchdamm als Verwallung 
zum Aufſtauen und deſſen Seitengraben zum Zufluß des Waſſers aus der Ihna 
durch die an derſelben zu erbauende Schleüſe bereits vorhanden und zu dem ange⸗ 
deüteten Zwecke ganz brauchbar iſt. Es liegt auf der Hand, daß die der Kämmerei 
gehörigen 396 Mg. Zins⸗ und Ihnabruchwieſen durch ein geregeltes Schleüſenſyſtem 
namentlich bei trockenen Jahren ſehr weſentlich, durch den dabei entſtehenden Rück⸗ 
ſtau in den Gräben aber wenigſtens noch eben ſo viele Bürgerwieſen bedeütend 
gewinnen müſſen, wenn die Erbauung einer Schleüſe an der Ihna, da wo der 
vorderſte Ihna⸗ und Zinsbruchdamm ſeinen Anfang hat,“) genehmigt wird. Um 
das öffentliche und namentlich das Schifffahrts⸗Intereſſe zu wahren, dürfte es ge⸗ 
nügen, die Schleüſe mit einem feſten, niedrigern, und einem beweglichen, obern 
Fachbaume zu verſehen, von denen der obere bei hohem Waſſerſtande abgenommen 
werden kann, um unbeſchadet des Schifffahrts⸗Intereſſes eine größere Waſſermenge 
zu entnehmen, bei niedrigerm Waſſerſtande aber aufgeſetzt und feſt verſchloſſen 
wird, um den Waſſerabfluß zu mäßigen, und event. ganz zu verhindern. Der Ma⸗ 
giſtrat bat um Ertheilung der Genehmigung zur Erbauung der in Rede ſeienden 
Schleüſe an der bezeichneten Stelle des rechten Ihnaufers. (Vorſt. vom 16. No⸗ 
vember 1859.) Die Stelle für die projectirte Schleüſe am rechten Ufer der Ihna 
liegt zwiſchen den Nummerſteinen 279 und 280, mithin ca. 2770 Ruthen == 1,885 
Mle. unterhalb der Brücke in der Stadt Golnow. Dieſer Punkt iſt in der 1 
ſtrats⸗Eingabe, und im folgenden Berichte mit A bezeichnet. 


Waſſerbau⸗Inſpector Wernekink, zum techniſchen Gutachten aufgefordert, be⸗ 
richtete, daß dem Antrage des Magiſtrats ohne Nachtheil für die allgemeine Be⸗ 
nutzung der Ihna, namentlich ohne Schaden für die Schifffahrt unter gewiſſen 
einſchränkenden Bedingungen, welche einer Seits die allgemeine Benutzung ſichern, 
andrer Seits aber eine Bewäſſerung der Wieſen ermöglichen laſſen, gewillfahrt 
werden könne. Im Frühjahre ſind, wie bekannt, gewöhnlich ſo hohe Waſſerſtände 
in der Ihna, daß ſie auf lange Strecken über die Ufer tritt und große Flächen 
überfluthet; auch um Johanni find ſchon oft Überſchwemmungen an der untern 
Ihna eingetreten. Gegen die nachtheiligen Wirkungen dieſes wilden Waſſers fehlte 
es bisher in der oberhalb Fürſtenflagge belegenen Niederung an den erforderlichen An⸗ 
lagen zur Abhaltung und Ableitung deſſelben. Zur Zeit ſind aber die Beſitzer der dor⸗ 
tigen Bruchgrundſtücke zuſammen getreten, um die erforderlichen Anſtalten gemein⸗ 
ſchaftlich auszuführen. Die Anlagen werden hauptſächlich in der theilweiſen Re⸗ 
gulirung der Krampe, dem Neübau eines Kanals von der Krampe durch die Tolle 
Heide bis zu dem Punkte, wo der vorderſte Ihna⸗ und Zinsbruchdamm auf den 
Torfgraben ſtößt, und dieſer vom Weidendamm von Fürſtenflagge nach Golnow 


(*) Der vorderſte Ihna⸗ und Zinsbruchdamm und deſſen Seitengraben reicht von der 
Ihna bis zu dem Torfgraben da, wo dieſer von dem, von Fürſtenflagge nach der Stadt führen⸗ 
den Weidendamm überſchritten wird. Der hinterſte Damm beginnt an der Ihna und reicht 
bis an den Weidendamm. Beide Dämme ſind gleichlaufend mit dem Golnowſchen Gränz⸗ 
graben von Süden nach Norden. 
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überſchritten wird, — dieſer Punkt mit R bezeichnet, — und in dem Neübau einer 
Stauſchleüſe in dem gedachten neüen Kanal beſtehen. Während die Regulirung 
der Krampe und der Kanal zur rechtzeitigen Abführung des Waſſers dienen, hat 
die Stauſchleüſe den Zweck, in trocknen Jahren die zu tiefe Senkung des Grund⸗ 
waſſers in der Tollen Heide zu verhindern, im Frühjahr und wo möglich im Spät⸗ 
herbſt aber regelmäßig zu überſtauen, im Frühjahr und während des Sommers 
das von ſtarken Nordwinden zurückgetriebene Waſſer von den Wieſenflächen abzu⸗ 
halten. Die Oberkante der Schützen dieſer Schleüſe in der Tollen Heide ſoll, 
unter Zugrundlegung der für die Nivellements an der Ihna angenommenen Abſeiſſen⸗ 
linie auf der Ordinate 25“ (Preüßſch. Maaß) liegen; bis zu dieſer Höhe kann alſo 
das Waſſer davor aufgeſtaut werden und dabei die Bruchflächen von der Krampe 
bis zum Punkte R, wo das Terrain etwa bei 24° 9” liegt, inundiren, ſofern Waſſer 
in hinreichender Menge vorhanden iſt. Im Sommer wird das Waſſer am Punkte 
R etwa bei 27, 3“ gehalten werden. Von R am Torfgraben bis zum Punkte A 
an der Ihna ſteigt das Terrain um ca. 4“ 6“, fo daß die Wieſen nahe an der 
Ihna bei A ungefähr in der Höhe von 20° 3“ liegen. Es iſt daher klar, daß 
unter Umſtänden das Grundwaſſer zwiſchen Rund A in dem torfigen Boden für Wieſen⸗ 
nutzung zu tief ſinkt und dann die daſelbſt belegenen Wieſen eine ſchlechte Nutzung 
geben, indem die ſaueren Gräſer eingehen, ohne daß zur Entwickelung ſüßer Gräſer 
erforderliche Zeit und Umſtände vorhanden wären. Die Beſeitigung dieſes ſchlechten 
Zuſtandes und die weſentlichſte Verbeſſerung der Wieſen zwiſchen R und 4 kann 
durch Zuführung von Waſſer aus der Ihna mittelſt einer Schleüſe beim Punkte A 
herbeigeführt werden, und iſt daher der Antrag von Seiten des Magiſtrats als 
Hauptintereſſenten als wohl begründet anzuſehen. Die Ufer der Ihna (Trödelwege) 
liegen in der Nähe von A etwa bei 16° 11”; der Waſſerſtand, bis zu welchem die 
Entnahme des Waſſers ganz ſicher ohne Benachtheiligung der Schifffahrt Statt 
finden kann, ift daſelbſt bei 17° 8“ anzunehmen, da bei demſelben Waſſerſtande 
über das conceſſionirte Schütz von 11“ Höhe über dem Fachbaum der Hünerberger 
Schleüſe noch ein freier Waſſerſtrahl von 4“ Höhe; oder über das jetzige vorſchrifts⸗ 
widrige Schütz ein Waſſerſtrahl von 7“ überlaüft. Wenn nun bei A ein Seiten⸗ 
überfall, deſſen Rücken bei 17“ 8“ läge, gemacht würde, ſo könnte dadurch kein 
Waſſer auf nachtheilige Weiſe der Ihna entzogen werden. Um aber unzeitiges 
Überfließen zu vermeiden, muß ein Schütz von etwas über 9 Zoll Höhe, alſo bis 
zur Uferhöhe reichend, aufgeſetzt werden. Da dieſer Überfall bei höheren Waſſer⸗ 
ſtänden von 16° 11” bis 17° 8” bei 4½“ durchſchnittlicher Höhe des überfließenden 
Strahls ſchon bei der mäßigen Breite von 6’ eine Waſſermaſſe überfließen läßt, 
die für die Bewäſſerung der in Rede ſeienden Wieſenfläche genügt, ſo dürfte die 
Anlage einer tiefern Offnung mit verſchließbarem Schütz nicht gerade durchaus er⸗ 
forderlich fein, indeſſen könnte ſich allerdings der Fall ereignen, daß gerade während 
der zur Wieſenbewäſſerung brauchbaren Zeit der Waſſerſtand in der Ihna fo wenig 

über dem Rücken des Wehrs ſtände, daß die frei überfließende Waſſermenge zu 
gering wäre, und daß ohne Schaden noch mehr Waſſer aus der Ihna entnommen 
werden könnte, und für dieſen Fall wäre eine etwa 6“ tiefere Offnung wünſchens⸗ 
werth. Wenn dieſe mit einem verſchiebbaren Schütz, welches nur ſo lange offen 
gehalten werden darf, wie der Waſſerſtand höher als 17“ 8“ ift, verſehen und der 
Verſchluß unter Aufſicht des Stromaufſehers geſtellt wird, wenn außerdem die Nicht⸗ 

beachtung der Bedingungen mit Strafe bedroht wird, ſo iſt von dieſer Einrichtung 

ein Nachtheil für Schifffahrt und allgemeine Benutzung des Fluſſes nicht zu 
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befürchten. Eine folide Conſtruction des Bauwerks wird vorausgeſetzt, jo daß ein 
Durchbruch, Auskolken und Durchſickern nicht beſorgt werden darf. Obgleich bei 
dieſer Einrichtung es nicht erforderlich iſt, die Benutzung auf gewiſſe Jahreszeiten 
zu beſchränken, ſo möchten doch gewiſſe Zeiten zu beſtimmen ſein, in denen das 
verſchließbare Schütz geöſſnet werden darf, ſofern der Waſſerſtand dann höher als 
17° 8” iſt, während in der übrigen Zeit das Schütz geſchloſſen bleiben muß; für 
erſtere iſt die Zeit von Ende November bis Mitte April für paſſend zu erachten. 
Sollten Beſchädigungen aus der Anlage oder deren Benutzung entſtehen, ſo hat 
der Magiſtrat ſie ſofort zu beſeitigen, oder, wenn die betreſſenden Arbeiten durch 
die Bauverwaltung ausgeführt werden, die Koſten dafür baar zu entrichten; ſollten 
Dritte dabei betheiligt ſein, ſo ſind auch deren Anſprüche von der Stadt⸗Gemeinde 
bezw. der Kämmerei Golnow zu befriedigen. Wollen die benachbarten Privat⸗ 
Wieſenbeſitzer aus dieſer Schleüſe Waſſer entnehmen, ohne daß es den Kämmerei⸗ 
Wieſen an Waſſer fehlt, ſo muß der Magiſtrat die Mitbenutzung geſtatten. Da 
ſich die Flußſohle und die Waſſerſtände mit der Zeit verändern und vielleicht heben, 
ſo darf, ohne einen Nachtheil befürchten zu müſſen, die Conceſſion zur Haltung dieſer 
Schleüſe nicht für immer gegeben, vielmehr nur unter Vorbehalt der etwa noth⸗ 
wendig werdenden Veränderungen, bezw. des gänzlichen Widerrufs ertheilt 
werden. Zur Controle iſt die Setzung eines Markpfahls und eines Pegels und 
deren Unterhaltung erforderlich. (Bericht vom 6. December 1859.) 

Nach dem Votum des Waſſerbauraths Grund (vom 26. April 1860), das ſich 
dem vorſtehenden Gutachten in allen Punkten anſchloß, wurde der Magiſtrat zu 
Golnow veranlaßt, ſich mit dem Waſſerbau-Inſpector Wernekink ins Einvernehmen 
zu ſetzen und mit demſelben das Project vollſtändig vorzubereiten (Verf. von demſ. 
Tage). Nachdem dies geſchehen (Magiſtrats⸗Bericht vom 13. Juli 1860), iſt der 
Conſens zur Erbauung einer Ablaßſchleüſe in Station No. 279 —280 am rechten 
Ufer der Ihna unterm 7. September 1860 genehmigt worden. In dem Conſenſe 
ſind 122 im Wernekink'ſchen Gutachten ausgedrückten Bedingungen maßgebend 
geweſen. 

Der Abzugsgraben, welcher an der Südoſtſeite der Stadt Golnow auf der 
Vorſtadt vor dem Stargarder Thore das, von einem Theile der Ackerfeldmark ab⸗ 
fließende Waſſer durch die Straße über das ſ. g. Elendland und zwar auf dieſem 
in zwei faſt rechtwinkligen Ecken zur Ihna führt, muß zugleich auch dasjenige Waſſer 
aufnehmen, welches die Straße vor dem Stargarder Thore entlang von dem Acker 
bisher wild, bezw. in den Rinnſteinen, demnächſt aber nach Vollendung der Golnow⸗ 
Maſſower Kunſtſtraße in deren Seitengräben hergeleitet wird. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden wird ſchon jetzt (1863) und wird ſpäter noch mehr die Maſſe des durch 
das Elendland abzuführenden Waſſers, namentlich im Frühjahr, und bei ſtarken 
Regengüſſen auch im Sommer eine ſo beträchtliche, daß der Graben wegen der 
beiden ſcharfen Knicke auf dem Elendlande nicht im Stande iſt, die Waſſermenge 
raſch genug nach der Ihna abzuführen und daher größere Theile des Elend⸗ 
landes unter Waſſer geſetzt werden. Im Intereſſe durchweg armer Bürger, 
denen die f. g. Elendsländereien bekanntlich zur Benutzung als Gartenland und ges 
wiſſermaßen als Armenunterſtützung bewilligt und deren Gartenfrüchte oft gänzlich 
vernichtet werden, haben die ſtädtiſchen Behörden die Koſten einer abhülflichen 
Veränderung der Grabenanlage nicht ſcheüen wollen und bereits unterm 3. No⸗ 
vember 1858 die Genehmigung zur Ausführung eines neüen Grabens, welcher 
unter Vermeidung der beiden Knicke das Waſſer direct in faſt gerader Richtung 
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in die Ihna führen ſollte, nachgeſucht, hierauf aber unterm 14. December 1858 
eine ablehnende Entſcheidung erhalten, weil im Schifffahrts⸗ und ſtrompolizeilichen 
Intereſſe zu befürchten ſtehe, daß bei dem ſtarken Gefälle des Grabens größere Erd⸗ 
maſſen der Ihna zugeführt werden würden. Um die andauernden, oft recht be⸗ 
dauerlichen Nachtheile der betheiligten armen Pachtinhaber künftighin abwenden zu 
können, nahm der Magiſtrat im Jahre 1863 die Anweſenheit des Waſſerbau⸗ 
Inſpectors Wernekink wahr, um demſelben die Ortlichkeit und die beabſichtigte 
Grabenverlegung zu zeigen. Er erfuhr hierbei, daß die früheren Bedenken zu be⸗ 
ſeitigen ſein möchten, wenn in dem vorhandenen Graben das ſtarke Gefälle durch 
mehrere, gehörig in Mauerwerk aufgeführte Überfälle gebrochen und dann noch ein 
bis zwei kleine Baſſins aufgegraben würden, in denen ſich die etwa noch mitge⸗ 
führten Erdmaſſen ablagern könnten, weil durch dieſe Einrichtungen das Waſſer in 
ruhigerm Laufe der Ihna zugeführt werde. Magiſtrat trug auf Genehmigung zur 
Ausführung an (Vorſtel. vom 11. Juli 1863), die unterm 15/22. December 1863 
ertheilt worden iſt. 

Als Beſitzer des Gutes Kamelsberg wünſchte der Rittergutsbeſitzer v. Peters⸗ 
dorf auf Buddendorf, nicht weit vom Ausfluß der Ihna in der Nähe des Kleinen 
Hünerbergs an beiden Ufern gegeneinanderüber ein Bohlenwerk nebſt Überbrückung 
zu errichten, um die Produkte des Gutes, als Holz und Heü, ohne Schwierigkeiten 
und ohne Beſchädigung der Ihna⸗Ufer einladen zu können. (Vorſt. vom 5. Jan. 
1860.) Bevor auf dieſen Antrag von Seiten der Waſſerbaubehörde eingegangen 
werden konnte, hatte der Antragſteller von einem Sachverſtändigen angefertigte 
Zeichnungen und Beſchreibungen von der Lage und Conſtruction der beabſichtigten An⸗ 
lagen einzubringen. Dies wurde dem Antragſteller mit dem Bemerken eröffnet, daß er 
ſich mit jenen Unterlagen an den Waſſerbau⸗Inſpector Wernekink zu wenden habe, 
der mit der Vorprüfung und Begutachtung des Antrags beauftragt ſei. (Reg. 
Verf. vom 14. Februar 1860.) Der Beſitzer von Kamelsberg hat dieſem Beſcheide 
keine Folge gegeben; demnach iſt das Project auf ſich beruhen geblieben. 

Wie der Magiſtrat von Golnow hinſichtlich der Bewäſſerung der Kämmerei⸗ 
wieſen im Ihna⸗ und Zinsbruche Anſtalten getroffen hatte, ſo trugen auch die 
Privatbeſitzer der, unterhalb der Stadt am Torfgraben belegenen Wieſen — Schil⸗ 
lings⸗, Kleine und Große Buchhorſt⸗, Neüe Haus⸗ und Zinsbruchwieſen — unterm 
16. März 1870 darauf an, ihnen die Benutzung des Waſſers dieſes Grabens zur 
Berieſelung ihrer Wieſen zu geſtatten, damit dieſelben im Heüertrage gehoben 
würden. Da einer Seits durch eine geeignete Vorrichtung, namentlich durch Ver⸗ 
wallung, die weſtlich des Höfendamms gelegenen ſechs Ackerpläne gegen Überſtauung 
leicht zu ſchützen ſind, und anderer Seits die Ausführung dieſes Bewäſſerungs⸗ 
Projects in hohem Grade im Landeskultur⸗Intereſſe liegt, indem der Boden des zu 
berieſelnden Terrains torfig iſt, ſo hat ſich der Okonomie⸗Commiſſarius Burgwedel 
des Projects angenommen, und die zu berieſelnde Wieſenfläche nivelliren laſſen. 
Das Terrain umfaßt 870 Mg. und hat auf 1285 laufende Ruthen ein Gefälle 
von 7½ Fuß. Wenn nun auch letzteres als ein für das Berieſelungs⸗Project 
günſtiger Umſtand anzuſehen iſt, ſo hat andrer Seits die Waſſermenge, welche 
durch den Torſgraben dem Wieſenplan zugeführt werden kann, ſich als unzureichend 
zur Berieſelung des ganzen Terrains erwieſen und haben daher die Wieſenbeſitzer den An⸗ 
trag geſtellt, bei der Königl. Regierung die Erlaubniß zur Anlegung einer kleinen Stau⸗ 
ſchleüſe im rechten Ufer der Ihna da, wo der Höfendamm daſſelbe erreicht, nach⸗ 
zuſuchen. Zur rationellen Bewäſſerung beträgt der ganze Waſſerbedarf pro Mg. 
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0,66, event. auch nur 0,2 Kubikfuß in der Sekunde. Der ꝛc. Burgwedel wurde 
dahin beſchieden, daß ohne Vorlage eines beſtimmten Projects über die beabſichtigte 
Schleüſenanlage die Zuläſſigkeit deſſelben nicht beurtheilt werden könne. In dieſem 
Projecte ſeien die Schifffahrtsverhältniſſe und die Waſſerſtände vollſtändig zu er⸗ 
örtern, zu welchem Behuf es ſich empfehle, mit dem Waſſerbau⸗Inſpector Degner, 
Behufs Feſtſtellung der Vorfragen, in Verbindung zu treten. (Reg. Verf. vom 
28. Juni 1870). Bis zum 1. März 1871 war in dieſer Sache nichts weiter ge⸗ 
ſchehen. 

Innerhalb der zuletzt verfloſſenen 20 Jahre haben verſchiedene längs des 
Ihnalaufs angeſeſſene Privatbeſitzer zum Betriebe ihres Gewerbe, bezw. zu ihrer 
Bequemlichkeit, Anlagen an den beiderſeitigen Ufern des Fluſſes errichtet, nachdem 
ſie dazu den Conſens der Waſſerbaubehörde eingeholt haben. Es ſind — 

Ladebrücken erbaut worden: — In Unter⸗Carlsbach von dem Gerichtsmann 
und Holzhändler Schneider innerhalb der Nummerſteine 161 und 162, näher an 
dieſem, als an jenem, am linken Ufer. Conſens vom 2. Juni 1852. Später ging 
dieſe Ladebrücke an den Mühlenbeſitzer Zahl zu Dieckmühle über. — 2) In Mittel 
Carlsbach vom Bauer Auguſt Schmidt, am linken Ufer, gerade über dem N. St. 
145. C. v. 12. Juni 1812. — 3) In Ober⸗Carlsbach vom Bauerhofsbeſitzer 
Bonow auf deſſen Wieſengrundſtück, am linken Ufer, gegenüber dem Raume zwiſchen 
den N. St. 131 und 132. C. v. 13. April 1857. — 4) In der Stadt Golnow 
4 Ladebrücken von dem Dampfmühlenbeſitzer Eduard Falkenberg, auf dem rechten 
Ufer zwiſchen den N. St. 227 und 229. C. v. 4. Febr. 1858 und 28. April 1859. 
— 5) Ebenfalls in Golnow eine Brücke von dem Maurermeiſter Lietz am linken 
Ufer gegenüber dem Raume zwiſchen den N. St. 223 und 224. C. v. 5/17. Octo⸗ 
ber 1858. — 6) Unfern der Dieckmühle von deren Beſitzer Zahl auf deſſen Wieſen⸗ 
grundſtück am rechten Ufer zwiſchen den N. St. 165 und 166. C. v. 4. Februar 
1859. — 7) In Uuter⸗Carlsbach vom Holzhändler Splittgerber, am linken Ufer 
zwiſchen den N. St. 161 und 162. C. v. 11. Mai 1858. — 8) Am Höfedamm 
unterhalb der Stadt Golnow hat der Magiſtrat auf einer, an die Gemeinde Haken⸗ 
wald verpachtete Kämmereiwieſe des rechten Ufers eine Ablage errichtet, durch deren 
Benutzung das Ufer, zum Nachtheil der Schifffahrt, nicht geringe Beſchädigungen 
erlitt. Es bedurfte ernſter Maßregeln gegen die Pächter⸗Gemeinde, um ſie zu ver⸗ 
anlaſſen, eine Schälung nebſt Ladebrücke an dieſer Stelle zu erbauen, wozu ſie den 
C. am 4/13. September 1860 erhielt. — 9) In Golnow, von dem Ackerbürger 
Roſenow, auf dem rechten Ufer zwiſchen den N. St. 245 und 246 von erſterm 
4 Ruthen entfernt; C. v. 3/7. November 1860. — 10) Bei Dietrichsdorf von dem 
Holzhändler Raſch daſelbſt, am rechten Ufer; C. v. 21/29. März 1866. — 11) 
Bei Ober⸗ oder Zehn⸗Carlsbach beſitzt die Stadt Stargard an der Ihna eine 
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1867. — 12) In der Stadt Golnow hat der Kaufmann Zimmer 3 Ladebrücken 
auf feinem am rechten Ufer belegenen Grundſtücke erbaut; C. v. 14. Novbr. 1867. 
— 13) Ebendaſelbſt der Kaufmann Boekſtehler, C. v. 20. Juni 1870; und — 
14) der Erbpächter Nürnberg zu Ihnaburg; C. v. 3. October 1870. 

Viehtränken wurden bewilligt: — In Pützerlin vier genannten Bauerhofs⸗ 
beſitzern auf dem rechten Ufer zwiſchen den N. St. 106— 107 und zwiſchen 108— 
109; C. v. 16. November 1852; ſo wie auch — dem Erbpächter Fiſcher auf dem 
Vorwerk Höfe l. d. J. am linken Ufer, unterhalb des N. St. 155, mit bedingtem 
C. v. 13. Februar 1858. 


114* 


908 Der Naugarder Kreis. 


Eine Waſchſtelle an der Ihna, rechtes Ufer, iſt den baüerlichen Wirthen zu 
Pützerlin in der Station No. 180 eingeraümt worden; C. v. 6. November 1856. 

Den Beſitzern der Bleichen bei Saarow, Bauern Platzer und Genoſſen, 
wurde es geſtattet, am linken Ufer des Fluſſes, den Stationen 38 und 40 gegen⸗ 
über, eine Waſſertreppe zum Behuf des Waſſerſchöpfens anzulegen; C. v. 21. Mai 
und 6. Juni 1861. 

Eine Badeſtätte legte Lieut. v. Troſchke auf ſeinem Fürſtenflagger Gebiet am 
rechten Ufer unterhalb der Fürſtenflagger Schleüſe, nicht weit davon, zu ſeinem 
Privatgebrauch an; C. v. 10. Juni 1859. Zur Anlage öffentlicher Flußbade⸗ 
Anſtalten zu Golnow, mit Benutzung der Ihna erhielten den Conſens die Kauf⸗ 
leüte Ehlert und Zimmer daſelbſt den 18. Auguſt 1869, bezw. den 20. Juni 1870. 

Schließlich iſt auf das bereits oben kurz erwähnte Memorandum ausführlich 
zurück zu kommen, welches der Magiſtrat zu Stargard unterm 8. December 1859 
bei den Miniſterien für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ſo wie bei dem 
Miniſterium für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten in Betreff der Schiff bar— 
machung der Ihna und der Verbindung derſelben mit der Drage 
eingereicht hat. Der Abfaſſer dieſes Memorandums war der damalige Magiſtrats⸗ 
Dirigent, Oberbürgermeiſter Delſa. Es wurde darin aufgeführt, daß bereits im 
Jahre 1818 und auch während der zwanziger Jahre die Vertreter der Stadt 
Stargard ſich wiederholt an den Oberpräſidenten von Pommern, bezw. an die 
Königl. Regierung zu Stettin gewandt hätten, um von dieſen Behörden die Herbei⸗ 
führung der Schiffbarmachung der Ihna als das wirkſamſte Mittel zu erbitten, durch 
welches der tiefgeſunkene Wohlſtand der Stadt und ihrer Umgebung von Neüem 
gehoben werden könne. Die Königl. Regierung habe in Folge dieſer Vorſtellungen 
eine genaue Unterſuchung des Stromlaufs der Ihna angeordnet. Das Ergebniß 
ſowol dieſer, als der bereits zu gleichem Zwecke vor längerer Zeit, im vorigen, als 
auch zu Anfang des laufenden Jahrhunderts vorgenommenen Unterſuchungen und 
Abwägungen ſei geweſen, daß dem Projecte von der Natur keine erheblichen Hinder⸗ 
niſſe entgegengeſtellt würden, daß aber die Schiffbarmachung der Ihna überhaupt 
erſt dann von größter Bedeütung für ganz Pommern und ſogar einen großen 
Theil der Neümark werden würde, wenn mit derſelben zugleich die nicht ſchwer zu 
bewerkſtelligende Verbindung der Ihna mit der Drage, und zwar auf dem kürzeſten 
Wege zwiſchen Reetz und Neüwedel hergeſtellt werde. Die durch dieſe Verbindung 
der Ihna mit der Drage zu Stande gebrachte neüe Waſſerſtraße zwiſchen Stettin 
und Bromberg würde nicht allein um die Hälfte kürzer, als die jetzt beſtehende 
durch die Oder und Warthe, ſondern auch auf die Meliorationen des (obern) Ihna⸗ 
bruchs von weſertlichſtem und ſegensreichſtem Einfluß ſein In Folge der 
inzwiſchen eingetretenen Eiſenbahnbauten zwiſchen Stettin, Stargard, Bromberg ꝛc. 
iſt die Aufmerkſamkeit der Königl. Staats⸗Regierung von dem oben erwähnten 
Project wieder abgelenkt und ſeitdem der Ausführung deſſelben keine weitere Folge 
gegeben. Nachdem nun aber in einer, im Frühjahr des laufenden Jahres 1859, 
abgehaltenen Verſammlung von Grundbeſitzern, Fabrikherren und Magiſtratsmit⸗ 
gliedern Pommerns und der Neümark das Project wegen Schiffbarmachung der 
Drage zwiſchen Dramburg und Hochzeit von Neüem in Erwägung genommen und 
eine Commiſſion mit der genauen Nivellirung der Drage und der Anfertigung der 
Koſtenanſchläge beauftragt worden iſt, dieſer Commiſſion auch von dem Miniſter 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten die Ausſicht eröffnet iſt, daß zur Be⸗ 
ſchaffung der nöthigen Vorarbeiten eine Beihülfe aus Staatsmitteln werde gewährt 
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werden jo finde ſich auch der Magiſtrat wieder veranlaßt, im Intereſſe der Stadt 
Stargard und der Provinz Pommern den beiden Eingangs erwähnten Miniſterien 
die Bitte vorzutragen: Dieſelben möchten bei dieſer Gelegenheit dem bereits früher 
aufgenommenen Projecte der Schiffbarmachung der (ganzen) Ihna und der Ver⸗ 
bindung derſelben mit der Drage ihre Aufmerkſamkeit und Fürſorge wieder zu⸗ 
wenden und die Ausdehnung der Vorarbeiten auf den ganzen urſprünglichen Plan 
anordnen.“ 

Die beiden Miniſter, v. d. Heydt, für den Handel ꝛc., und Graf Pückler, für 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten, reſeribirten an die Königl. Regierung zu 
Stettin unterm 29. Januar 1860 mit Bezug auf das Project einer Schiffbar⸗ 
machung der ganzen Ihna und deren Verbindung mit der Drage, daß, da daſſelbe 
ſeiner großen Koſtſpieligkeit halber unter minder ungünſtigen Verhältniſſen 
habe zurückgelegt werden müſſen, es jetzt um fo weniger zur weiteren Ver⸗ 
folgung für geeignet erachtet werden könne. Wenn aber der Magiſtrat das Project 
mit der Ausführung des Planes der Regulirung der Drage zwiſchen Dramburg 
und Hochzeit in Verbindung gebracht zu ſehen wünſche, und darauf hinweiſe, daß 
hierzu Behufs Beſchaffung der nöthigen Vorarbeiten eine Beihülfe aus Staatsfonds 
bereits in Ausſicht geſtellt worden, ſo ſei zwar der Regierung zu Köslin durch den 
Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten unterm 2. December 1859 
anheim gegeben worden, die Vorarbeiten auf Koſten des von ihr verwalteten 
Melioratiousfonds ausführen zu laſſen; es werde indeſſen das Ergebniß derſelben 
abgewartet werden müſſen, bevor in der Sache ſelbſt weiterer Beſchluß gefaßt wer— 
den könne. Hiernach ſei der Magiſtrat zu Stargard mit entſprechendem Beſcheide 
zu verſehen. 

Zur Beurtheilung der Frage, ob zwiſchen der Ihna bei Reetz und der Drage 
bei Neüwedel eine Kanal⸗Verbindung möglich ſei, iſt eine Einſicht der, im Delſa⸗ 
ſchen Memorandum erwähnten Abwägungen und ſonſtiger Unterſuchungen noth— 
wendig, wozu es dem Herausgeber des L. B. zur Zeit an Muße gebricht. So 
viel ſcheint jedoch klar zu ſein, daß die Drage um ca. 150 Fuß höher iſt, als die 
Ihna; daß die Waſſerſcheide, näher an Reetz, als an Neüwedel liegend, nicht 
unanſehnlich anſteigt, und die Ihna von Reetz bis Stargard ein ſchmales, ſeichtes 
Gewäſſer iſt, welches niemals in ſchiffbaren Stand geſetzt werden kann. Nur ein Kanal 
könnte hier helfen! Woher ſoll aber dieſer das Waſſer nehmen? Die Wafferſtraßen 
haben ſich, ſo meint der Herausgeber, — überlebt! 


Stadtwappen. 

Das große Wappen der Stadt iſt ein Greif auf einem belaubten Baum, der 
in einem offenen Boote ſteht. 

Das kleine enthält zwei aufrechte, mit dem Rücken gegen einander ſtehende 
Mondſiecheln und vier Sterne. Im Inſiegel die Umſchrift: Sigillum eivit. Goln: 
minvs, oder: Magistrat zu Golnow. Die Stadtverordneten führen daſſelbe Wappen 
im Secretſiegel mit der Umſchrift: Stadtverordnete zu Golnow. 


Die Golnowſchen Eigenthums⸗Ortſchaften. 
Unter der Polizei⸗Obrigkeit des Magiſtrats, bezw. des Bürgermeiſters der Stadt 
Golnow. 
Barfußdorf, Pfarrkirchdorf, ½ Mle. von der Stadt gegen NO. auf 
der linken Seite der nach Naugard führenden Staatsſtraße, enthält 469 Einwohner, 
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47 ſteüerpflichtige Wohngebaüde, von denen Thlr. 43. 4 Sgr. Gebaüdeſteüer zu 
entrichten iſt, und 84 ſteüerfreie Gebaüde auf einer Fläche von 34,4 Mg. Die 
Foldmaxkſbegreift ane nah nge 386 Rule eien m 4440,66 Mg: 
davon ſind 3311,5 Mg. mit einer Grundſteüer von Thlr. 140. 8. 4 Pf. behaftet 
und 923,03 Mg. ſind ſteüerfrei; wegen ihrer Benutzung zu öffentlichen Zwecken 
ſind ertraglos 143,52 Mg. Landfläche und 28,21 Mg. Waſſerfläche. Den Kultur⸗ 
arten nach gehören 1627,48 Mg. zum Ackerlande, welches 21 Sgr. Reinertrag vom 
Mg. gewährt, der 3 Sgr. unter dem mittlern Kreisertrag ſteht, aber den Er⸗ 
trag der Stadtfeldmark um 2 Sgr. übertrifft; an Gartenland gibt es nur 3,56 
Mg., an Wieſen, die keinen ergiebigen Heüertrag zulaſſen, da ſie nur zu 26 Sgr. Er⸗ 
trag eingeſchätzt ſind, ſind 419,57 Mg., Weiden 600,4 Mg. und Holzung 1575,56 
Mg. vorhanden; Waſſerſtücke 5,49 Mg., Odland 2,47 Mg. Die Feldmark zerfällt 
in 221 Beſitzſtücke, die unter 59 Beſitzer vertheilt ſind. Rechnet man die Beſitzungen 
der geiſtlichen Inſtitute, der Kirche, der Pfarre und der Schule, — welche die 
ſteüerfreien Liegenſchaften inne haben, ab, ſo bleiben 56 Beſitzer bürgerlichen 
Standes, woraus folgt, daß von den 16 Ganzbauerhöfen, aus denen das Dorf 
beſteht, ſeit Auseinanderſetzung der gutsherrlich-baüerlichen Verhältniſſe und feit 
der Gemeinheitstheilung, zahlreiche Abzweigungen Statt gefunden haben; denn zu 
Ende des 18. Jahrhunderts gab es erſt 8 Büdner, jetzt ſind deren, ſo wie an 
kleinen Eigenthümern und Parceliſten 40 vorhanden. Über die hiſtoriſchen Ver⸗ 
hältniſſe des Dorfs vergl. man oben S. 676—681; über die kirchlichen S. 817 
und über die Schule S. 845, von den Abgaben an die Golnowſche Kämmerei 
S. 548. Barfußdorf, urſprünglich Barwitzſtorp genannt, iſt ſeit 1328 Eigenthum 
der Stadt Golnow. 

Nachträglich iſt zu bemerken, daß unter den 923,93 Mg. ſteüerfreien Liegen⸗ 
ſchaften der geiſtlichen Inſtitute ſich eine Holzfläche von 487,81 Mg. befindet, welche | 
zum Vermögen der Barfußdorfer Pfarre gehörte, im Jahre 1869 aber an das 
Marienſtift zu Stettin verkauft worden iſt; man vergl. unten den Artikel Marsdorf. Ob 
dieſe Holzfläche bei dem Barfußdorfer Gemeindebezirk verbleiben, oder davon ge⸗ 
trennt und mit dem Gutsbezirk Marsdorf vereinigt werden wird, iſt z. Z. (März 1871) 
noch nicht entſchieden. 


Mönchendorf, Kirchdorf mit Tochterkirche von Barfußdorf, ¼ Min. 
von der Stadt gegen N., an der nach Wolin und Kamin fahrenden Steinbahn, 
und am Mönchenbach, welcher oſtwärts an der Barfußdorf-Glewitzer Gränze ent- 
ſteht und von Mönchendorf gegen W. durch Hakenwald zur Krampe fließt, hat, 
nach der ſtatiſtiſchen Aufnahme 384 Einwohner in 45 Haüſern, und das zur Dorf- 
gemeinde gehörige, ausgebaute Etabliſſement Hölkenhorſt 35 Einwohner in 3 
Haüſern, dagegen beträgt, nach den Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Tabellen des Finanz⸗ 
Miniſteriums, die Zahl der ſteüerpflichtigen Wohngebaüde in Mönchendorf und 
Hölkenhorſt 45, der beſteüerten Gewerbsgebaüde 2, und der ſteüerfreien Gebaüde 76. 
Die beſteüerten ſind mit einer Gebaüdeſteüer von Thlr. 28. 28 Sgr. behaftet. 
Sämmtliche Baulichkeiten ſtehen auf einer Fläche von 33,27 Mg., incl. der, Hof⸗ 
raüme und der unter einem Mg. großen Hausgärten. Der Flächeninhalt der | 
Feldmark beträgt e tn mu din nrchgarunlut) i 5.786,8 Mg. 
Davon find 5612,19 Mg. ſteüerpflichtig und mit 157 Thlr. 10 Sgr. 2 Pf. Steüer 
behaftet, ſteüerfrei ſind 15,49 Mg. Ertraglos ſind 111,61 Mg. Land und 12,24 Mg. 
Waſſer. Die Feldmark, incl. Hölkenhorſt, zerfällt rückſichtlich der Kulturarten in 
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1471,9 Mg. magern Ackerlandes, das nur 17 Sgr. Ertrag vom Morgen gibt, in 
6,74 Mg. Gartenland, in 175,62 Mg. Wieſen, mit 41 Sgr. Ertrag, Durchſchnitt 
des Kreiſes, in 713,41 Mg. Hütung, 3191,39 Mg. Holzung, 45,9 Mg. Waſſerſtücke 
und 22,72 Mg. Odland. Die Feldmark beſteht aus 163 Beſitzſtücken, wobei 74 Be⸗ 
fißer betheiligt find. Zu den 9 Voll⸗ und den 2 Halbbauerhöfen, die den Grund⸗ 
ſtock von Mönchendorf ausmachen, den 2 Büdnereien, welche ſammt der Schule und 
einem Kruge im Anfange des Jahrhunderts vorhanden waren, ſind ſeit der Regulirung 
und Separation 39 Beſitzungen hinzugekommen, welche durch Parcelirung ꝛc. ent⸗ 
ftanden find, darunter das ausgebaute Etabliſſement Hölkenhorſt das bedeütendſte 
iſt. Bei Möncheudorf iſt eine Chauſſeegeld-Hebeſtelle an der Staatsſtraße von 
Golnow nach Wolin. Wegen der hiſtoriſchen, kirchlichen und Schul- Verhältniſſe 
vergl. man die bei Barfußdorf erwähnten Citate. 

Barfußdorf und Mönchendorf haben in der dreijährigen Periode von 1864 
bis 1867 an ihrer Einwohnerzahl 60 Perſonen eingebüßt. Mönchendorf, Mönniken⸗ 
dorp, Mönkendorp, ſeit 1309 ein Eigenthum der Stadt Golnow, iſt wie der Name, 
auch der des vorbeifließenden Baches, andeütet, von den Mönchen, ſehr wahrſchein⸗ 
lich des Victorinerkloſters zu Ukermünde, — ſpäter zu Jaſenitz, — entweder von 
Grund aus neü angelegt, oder es war uralte flawiſche Ortſchaft, deren Name nach 
Beſitzergreifung Seitens des Kloſters umgeändert wurde. Herzog Barnim gab näm⸗ 
lich dem genannten Kloſter im Jahre 1271 das Patronat der St. Catharinenkirche, 
das aber Otto I. im Jahre 1306 zurücknahm und das Kloſter dafür durch einige 
Dörfer ſchadlos hielt. Barfuß und Mönchendorf gehören der Stadt Golnow ſeit 
länger als einem halben Jahrhundert, die folgenden drei Dörfer Golnowshagen, 
Hakenwald und Kattenhof ſind von ihr auf eignem Grund und Boden im 18. und 
im laufenden Jahrtauſend angelegt. Die jüngſte dieſer Niederlaſſungen iſt — 


Golnowshagen, Dorf, ¼ Min. von Golnow, gegen NND. und ¼ Mle. 
von Barfußdorf nördlich, weitläufig gebaut, gränzend mit Barfuß. und mit Mönchen⸗ 
dorf, und, wie dieſes, mit ſeiner Feldmark an die Gränze des Kaminer Kreiſes 
ſtoßend, enthält nach der ſtatiſtiſchen Aufnahme 438 Einwohnern mit 38 Haüſern, 
nach den Grundſteüer-Verwaltungs⸗Tabellen des Finanz-Miniſteriums 56 Wohn: 
und 2 gewerbl. Gebaüde, von denen 29 Thlr. 7 Sgr. Steüer zu entrichten ſind. 
Zur Grundſteüer veranlagt ſind 1117,87 Mg., ſteüerfrei ſind 11,13 Mg., ertraglos 
wegen Benutzung zu öffentlichen Zwecken 44,41 Mg., Hof⸗ und Bauſtellen 38,01 Mg., 
Größe der ganzen Feldmarrrl . 1211,44 Mg. 
vertheilt unter 67 Beſitzern mit 166 Beſitzſtücken. Ackerland 1037,59 Mg., mit 19 Sgr. 
Ertrag eben ſo viel als das Stadtfeld gewährt, keine Gärten, auch keine Wieſen, Wei⸗ 
den 91,41 Mg., keine Holzung ꝛc. Gehört zur Kirche in Barfußdorf, hat ſeine eigene 
Schule. Die Gründungsgeſchichte von Golnowshagen iſt oben S. 681—684 mit⸗ 
getheilt. 

Gleichzeitig mit Mönchendorf erwarb die Stadt Golnow das Dorf Smedeberg, 
hochdeütſch: Schmiedeberg, welches in den nachfolgenden Kriegen zu Grunde gegangen 
iſt und auf deſſen Fundo die Stadt ſeit der Mitte des 18. Jahrhunderts die zwei 
Dörfer Hakenwald und Kattenhof angelegt hat. ö 


Hakenwald, Hackenwald, ein Pfarrkirchdorf ſeit 1868, iſt 1 Mle. 
von der Stadt entfernt, gegen NW., nämlich die Mitte des Orts, da derſelbe ſehr 
weitlaüfig gebaut, in zwei oder drei Haüſerreihen, welche ſich von O. nach W., 


ei 
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längs des hier gerade gelegten Mönchenbachs, der am W.⸗Ende des Dorfs in die 
Krampe fällt, die hier die Gränze zwiſchen dem Naugarder und Kaminer Kreis 
bildet. Hakenwald, das größte der Golnowſchen Dörfer, enthält 1145 Einw. in 

106 Wohngebaüden, von denen, mit Einſchluß von gewerbl. Gebaüden, an Steüer 

63 Thlr. 8 Sgr. zu entrichten ſind, ſteüerfrei ſind 154 Gebaüde. Es ſind jetzt 88 | 
Beſitzer mit 216 Beſitzſtücken vorhanden; an ſteüerpflichtigen Liegenſchaften 1896,92 Mg., 

beſteüert mit 108 Thlr. 9 Sgr. 10 Pf., ſteüerfrei 89,74 Mg., ertraglos 70,54 Mg., | 
Hof⸗ und Bauſtellen 49,28, ganze Feldmarf . . . I 2106, 48 Mg. 

Ackerland 1526,53 Mg., mit nur 17 Sgr. Ertrag vom Mg. „ Gärten 21,08 Mg., 

Wieſen 170,35 Mg., Weiden 6,87 Mg., Holzung 261,83 Mg. Hiſtoriſches über 

Hakenwald f. oben S. 684692; Kirchliches S. 825, woſelbſt geſagt iſt, daß die 

Kirche zu Hakenwald ſeit dem Monat September 1868 aus einer Golnowſchen 
Tochterkirche eine Mater geworden iſt, in Folge deſſen die Bemerkung auf S. 692 

einer Abänderung bedarf. Hakenwald führt ſeinen Namen muthmaßlich nach dem 
Generallieutnant Hans Chriſtoph Friedrich, erſten Grafen v. Hack, Hacke, Hake, 

Erbherrn auf Penkun ꝛc., ſeit 1749 Commandant von Berlin, der als Architekt bei 

Friedrich II. in großer Gunſt ſtand; er leitete den Bau der Spandauer Vorſtadt 

und von ihm führt der Hackſche Markt daſelbſt den Namen. — In früherer Zeit 

gab es in Hakenwald eine Waldwärterei für die Stadtforſt Röddenberger Seits, 

wie zu Neühof eine für die Stadtforſt Wiekſcher Seits. 


Hölkenhorſt, Etabliſſement, zur Gemeinde Mönchendorf gehörig 
(S. 910), 3 Haüfer, 35 Einw. Nachrichten über die Anlegung fehlen dem Heraus: 
geber des L.⸗B. g 


Kattenhof, Kirchdorf, beinah' ¼ Min. von Golnow gegen NW., unmittel⸗ | 
bar an der Gränze des Kaminer Kreifes, rings umgeben von Kiefern -Waldungen, ö 
der eigenen Holzung, der Golnowſchen Stadtforſt und den Staatsforſten des Hohen⸗ 
brückſchen und Stepenitzer Reviers, auf ebener Fläche in der Urſprungsgegend des 
Krampefluſſes, enthält nach der ſtatiſtiſchen Aufnahme von 1867 in 43 Wohnhaüſern 
446 Einwohner, welche 86 Haushaltungen bildeten, ſo daß jedes Haus von 2 Fa⸗ 
milien bewohnt wurde. Am Tage der Zählung waren von den Einwohnern 16 
abweſend, jo daß die ortsangehörige Bevölkerung aus 462 Perſonen beſtand. Vieh⸗ 
ſtand: 53 Pferde, 174 Rinder, 145 Schafe, 74 Schweine. Die Grundſteüer⸗Ver⸗ 
anlagungs⸗Tabellen des Finanz⸗Miniſteriums geben dieſem Gemeindebezirk an Acker⸗ 
land 994,81 Mg., mit 16 Sgr. Reinertrag, um 3 Sgr. geringer als das Giſche 
Stadtfeld, an Gärten 0, an Wieſen 708,99 Mg. mit 26 Sgr. Ertrag, 16 Sgr. 
weniger als der Kreisdurchſchnitt, an Weiden 72,95 Mg., an Holzung 571,49 Mg., 
an ſteüerpflichtigen Liegenſchaften 2341,27 Sgr., wovon 118 Thlr. 25 Sgr. 8 Pf. 
Grundſteüer zu entrichten ſind, an ſteüerfreiem Schulland 6,97 Mg., zuſammen 
2348,44 Mg., welche unter 119 Beſitzer mit 255 Beſitzſtücken vertheilt ſind. Dazu 
kommen an ertragloſen Liegenſchaften 51,83 Mg. Land: Wege ꝛc., 17 Mg Waſſer: 
Bäche, 28,89 Mg. Gebaüdeftellen, Höfe, kleine N daher Geſammt⸗Areal 
der Feldmark. . . . . 2445,96 Mg. 
Steüerpflichtige Wohngebaüde 42 und 2 gewerbl. Gebaüde, beſteüert mit 32 Thlr. 
24 Sgr., ſteüerfreie Gebaüde ꝛc. incl. Schulhaus. — Kattenhof iſt auf G.ſchen 
Grund und Boden als ſ. g. Entrepriſe im Jahre 1748 angelegt worden und hat 
ſeinen Namen von dem frühern Kammerpräſidenten zu Magdeburg, nachmaligen 
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wirklichen geheimen Staats- und dirigirenden Miniſter beim General-Directorium, 
Heinrich Chriſtoph v. Katte, — (Oheim des Lieutenant v. K., des Kronprinzen 
Friedrich Freündes, der am 5. November 1730 in Küſtrin enthauptet wurde), — 
erhalten, zu deſſen Departement die Pommerſchen Meliorationen gehörten. Der 
Entrepreneur, deſſen Name aus den benutzten Acten nicht erſichtlich iſt, ſiedelte ſich 
auf einer Waldblöße an und ließ durch Coloniſten, deren Anſetzung er übernommen 
hatte, weitere Flächen des ihm vom Magiſtrate überwieſenen Waldterrains roden 
und urbar machen. Nach des Begründers Tode ließ die Stadtgemeinde die Entre⸗ 
priſe eine Zeitlang adminiſtriren, dann aber nutzte ſie dieſelbe durch Zeitverpachtung 
bis 1780, in welchem Jahre ſie das volle und ungetheilte Eigenthum an derſelben 
aufgab und das Gut zu Erbzinsrechten ausgab, wobei die Stadtgemeinde, außer 
einem Canon, das Vorkaufsrecht ſich vorbehielt. Als ſpäterhin, und zwar im Jahre 
1804, das Gut in der Hand eines Erbzinsmannes zur nothwendigen Subhaſtation 
kam, übte die Stadt das Vorkaufsrecht aus, verkaufte aber die Entrepriſe gleich 
darauf an die daſelbſt angeſiedelten Coloniſten, deren zu jener Zeit 19 vorhanden 
waren. Merkwürdiger Weiſe wurde indeſſen der Kaufcontract erſt 22 Jahre nach 
Übernahme des Guts von Seiten der Kaüfer, nachdem einige derſelben bereits mit 
Tode ab- und deren Höfe an ihre Söhne, andere Höfe auch in andere Hände über- 
gegangen waren, abgeſchloſſen. Der Vertrag, d. d. Golnow, den 19. October 1826 
beſagt was folgt: — Es verkauft und überläßt der Magiſtrat zu G., Namens der 
Kämmerei, den Coloniſten zu Kattenhof die Entrepriſe daſelbſt in den Gränzen und 
Maalen mit den Rechten und Gerechtigkeiten, ſo wie ſolche der erſte Erbzinsmann, 
Ober⸗Infpector Nachtwald, in dem dieſerhalb unterm 16. Mai 1780 abgeſchloſſenen, von 
der Königl. Kriegs⸗ und Domainenkammer unterm 20. October 1781 approbirten und 
von dem Königl. GeneralsDirectorium in Berlin unterm 8. Novbr. 1781 confirmirten 
Erbzins⸗Contracte, welchen Verkaüfer — (die im Eingange des Vertrags genannten 7 
Magiſtrats⸗Mitglieder, den Bürgermeiſter Auguſt Leopold Maaß an der Spitze) — an 
die Kaüfer unterm 26. November 1825 extradirt haben und deſſen Inhalt ihnen 
überall bekannt iſt, verliehen worden iſt, (5. 1.) — Für die Entrepriſe K. zahlen 
die Coloniſten nicht nur den beſtimmten Canon von 250 Thlr. in den gewöhnlichen 
Kämmereiquartalen, ſondern haben ſich auch verpflichtet, nach erfolgter Approbation 
und bei förmlicher Übergabe der Entrepriſe als ein Kauf-Erbſtandsgeld die Summe 
von 7000 Thlr. zur Kämmereikaſſe zu zahlen. Dieſe Zahlung der 7000 Thlr. haben 
die Kaüfer und deren reſp. Vorbeſitzer richtig geleiſtet, wie die Verkaüfer hiermit quitti⸗ 
rend unter Begebung des Einwandes des nicht, oder nicht baar erhaltenen Geldes 
dergeſtalt anerkennen, daß ſie weder deshalb, noch in Hinſicht des Canons, welcher 
bis zum 1. Juli des laufenden Jahres 1826 berichtigt iſt, eine Nachforderung zu 
machen befugt find. (8. 2.) — Zu dem vorgenannten Kaufpretio haben die Kaüfer 
nach der Verhandlung d. d. Kattenhof, den 9. März 1804 noch 500 Thlr. zu⸗ 
zulegen verſprochen, und machen ſich verbindlich, genannte 500 Thlr. vom 1. Januar 
1826 ab ferner wie bisher geſchehen und wie ſich Kaüfer verpflichtet halten mit 
5 Procent zu verzinſen, auch das Kapital ſelbſt nach Zmonatl. Aufkündigung zu zahlen. 
Verkaüfer quittiren über den richtigen Empfang der Zinſen bis 1. Januar 1826 
und begeben ſich Kaüfer daran jeder Rückforderung, (§. 3.) — Unterwerfen ſich die 
ſämmtlichen Kaüfer der Gerichtsbarkeit der Stadt Golnow. (§. 4.) — Verſprechen 
dieſelben mit Vorbehalt jedoch ihrer Rechte aus den neüeren Cultur⸗Edicten, das 
zu dieſer Entrepriſe gehörige Holz unter Aufſicht des Magiſtrats forſtmäßig zu be⸗ 
nutzen und auf keinen Fall zu devaſtiren, damit ſolches als eine immerwährende 
Pertinenz zu dieſer Entrepriſe im forſtmäßigen Zuſtande verbleiben kann. (§. 5.) 
Laudbuch von Pommern; II. Th., Bd. V. 115 
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— Die Natural⸗Übergabe der Entrepriſe K. an die Kaüfer iſt, wie die Verkaüfer 
anführen, und die Kaüfer zugeftehen, ſchon vor vielen Jahren dergeſtalt geſchehen, 
daß Kaüfer ſich aller An- und Nachforderungen ausdrücklich begeben und die Natural⸗ 
Übergabe des Gutes nebſt allem Zubehör jeder Art für richtig geſchehen anerkennen, 
die Civil⸗Übergabe fol für heüte vollzogen angeſehen werden, weil es einer höhern 
Genehmigung zur Veraüßerung für die Verkaüfer jetzt nicht mehr bedarf. (8. 6.) — 
Die das Erbzinsgut K. betreffenden Documente und Karten anlangend, ſo wird von 
beiden Seiten anerkannt, daß erſtere extradirt worden ſind. Karten haben von den 
Verkaüfern an die Kaüfer nicht herausgegeben werden können, weil ſolche angeblich 
von ihnen nicht beſeſſen worden. (8. 7.) — Verkaüfer tragen ſämmtliche Koſten für 
die Aufnahme des Contracts, deſſen Beſtätigung, doppelte Ausfertigung und Be⸗ 
händigung an die Kaüfer ꝛc., ohne Zuthun der Letzteren, indem die Kaüfer die 
Koſten für die Berichtigung des Beſitztitels tragen. (8. 8.) — Endlich genehmigen 
die Contrahenten dieſen Contract in ſeinem ganzen Umfange und entſagen aus⸗ 
drücklich gegenſeitig allen dagegen zuläſſigen Einwendungen und Rechtsbehelfen, ſie 
mögen Namen haben, wie ſie wollen, und haben dieſen Contract ſowol, als das 
über deſſen Vollziehung heüte beſonders abgehaltene Protokoll zum Beweiſe eigen⸗ 
händig unterſchrieben reſp. unterkreüzt. ($. 9.) — Nach Lage dieſes Kaufvertrags 
iſt die, auf Grund eines andern Actenſtücks, oben S. 692, Zeile 11 von unten, 
eingeſchaltete Bemerkung: „durch den die Coloniſten das Eigenthum ihrer Höfe er⸗ 
worben haben“, zu ſtreichen, da hiervon im Contracte nirgends die Rede iſt. Das 
Eigenthum der Höfe haben die Coloniſten, in Folge Regulirung der gutsherrlichen 
und baüerlichen Verhältniſſe, nach dem Edict vom 14. September 1811, lange vor 
1826 erlangt. Von dem im 8.2 des Erbzins⸗Contracts feſtgeſetzten Canons ſcheint 
in Folge des Geſetzes von 1850, betreffend die Ablöſung der Reallaſten, ein kleiner 
Theil abgelöſt zu ſein, denn dieſer Erbzins beträgt gegenwärtig, zufolge Kämmerei⸗ 
Kaſſen⸗Etats pro 1870, nur 230 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. (S. 548). Zur St. Catha⸗ 
rinenkirche in G. eingepfarrt, gingen die Coloniſten von K. zur Feier des öffent⸗ 
lichen Gottesdienſtes meiſtentheils nach dem, / Mile. gegen S. entfernten, Bet⸗ 
hauſe zu Hakenwald. Seit 1814 fanden ſie es indeſſen unbequem, dieſen Weg, wie 
kurz er auch war, zu machen, ſie wollten bei ſich ſelbſt ein dem Gottesdienſt ge⸗ 
widmetes Gebaüde haben. Dieſen Wunſch trugen ſie ihrem Seelſorger, dem Super⸗ 
intendenten Milarch, vor, auf deſſen wiederholten Antrag und unter Befürwortung 
der geiſtlichen und Schul-Deputation der Königl. Regierung von Pommern das 
Miniſterium des Innern, Abtheilung für den Cultus und den Unterricht (v. Schud- 
mann) mittelft Reſcripts vom 30. Auguſt 1815 eine Haus- und Kirchen-Collecte 
zur Erbauung eines Bet⸗ und Schulhauſes in der Colonie Kattenhof bewilligte, 
und zwar für den Bereich von ganz Pommern und der Neümark. Dieſe Collecte 
brachte die anſehnliche Summe von 1511 Thlr. 3 Sgr. 5 Pf. ein. Bevor dieſes 
nicht erwartete Reſultat bekannt war, hatten die Einwohner von K., beſtehend aus 
19 geſpannhaltenden Eigenthümern (Coloniſten), 10 Büdnern, incl. Müller, und 
10 Einlieger⸗Familien, ſich zuſammengethan, um unter Theilnahme der beiden Geiſt⸗ 
lichen von G. und unter Leitung des Bürgermeiſters Tourbié Berathungen zu pfle⸗ 
gen über die Ausführbarkeit des Baues. In einer zu K. am 16. Mai 1816 ab⸗ 
gehaltenen Verſammlung der Gemeinde war man darüber einig geworden, das vor⸗ 
malige herrſchaftl. Haus des Guts K. durch bauliche Einrichtungen in ein Bet⸗ und 
Schulhaus umzuſchaffen, was nach dem Anſchlage 564 Thlr. koſten ſollte. Die 
Königl. Regierung genehmigte dieſen Plan nicht, ſondern drang, da der Erfolg der 
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Collecte bekannt geworden war, auf den Neübau eines maſſiven Kirchengebaüdes 
und die geſonderte Errichtung eines Schulhauſes, wozu bisher das Hirtenhaus ge⸗ 
dient hatte. Das vormalige herrſchaftl. Wohnhaus der Entrepriſe K. wurde ab⸗ 
gebrochen und die noch verwendbaren Materialien dieſes Fachwerksgebaüdes bei 
Aufführung des Schulhauſes benutzt, ſo daß die baaren Baukoſten deſſelben nur 
224 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. betragen haben. Für den Bau der maſſiven Kirche oder 
des Bethauſes — beide Benennungen für das Gotteshaus in K. gehen in den Acten 
neben einander her — haben Plan und Anſchlag des Landbaumeiſters Jüterbock 
gedient. Den Bau übernahm als Mindeſtfordernder der Maurermeiſter Kölbing 
aus Kantrek, für 1000 Thlr., wobei er ſich die noch brauchbaren Materialien aus 
dem Abbruch des herrſchaftl. Wohnhauſes zu beſtimmten, ſehr hohen Preiſen mußte 
anrechnen laſſen. Der Bau wurde im Sommer 1818 angefangen und im Monat 
Auguſt des folgenden Jahres vollendet. Eingeweiht wurde das neüe gottesdienſt⸗ 
liche Gebaüde durch den Superintendenten Milarch den 22. Auguſt 1819 oder am 
Iten Sonntage nach Trinitatis. Eine Sammlung bei dieſer Gelegenheit brachte 
28 Thlr. ein, welche in Verbindung mit dem Überreft von den Collectengeldern, 
nach Deckung der Baukoſten für Bet: und Schulhaus, den ca. 315 Thlr. betragen⸗ 
den Fonds des Kirchen⸗Vermögens von K. gebildet haben. In der oben erwähnten 
Verſammlung am 16. Mai 1816 ſind nachſtehende Vereinbarungen getroffen wor⸗ 
den: — Was den Aufbau des Bet: uud Schulhauſes betrifft, jo unterwerfen ſich 
die Mitglieder der Gemeine den Vorſchriften des A. L. R. Th. II., Tit. 11,9 599 sq. 
in Hinſicht der Baukoſten. Rückſichtlich der erforderlichen Geſpann⸗ und Hands 
dienſte unterwerfen ſie ſich denen in gedachter Geſetzſtelle Bezug genommenen Vor⸗ 
ſchriften des Tit. VII., §. 37-45, nach welchen die Spanndienſte nach Verhältniß 
der Klaſſen, in welchen die geſpannhaltenden Ackerbeſitzer eingetheilt ſind, geleiſtet, 
die Handdienſte hingegen von den Büdnern und Einliegern, welche nicht mit An⸗ 
ſpannung verſehen ſind, verrichtet werden ſollen. Da indeſſen bei dieſem Neübau 
ſehr wenig Spanndienſte vorfallen werden, ſo beſchließen die 19 Eigenthümer, 
welche ſämmtlich mit Anſpannung verſehen ſind, zur Erleichterung der Büdner und 
Einlieger, ſämmtliche Spanndienſte nicht nur zu verrichten, ſondern auch jeder ſoviel 
Handdienſte zu leiſten, als ein jeder Einlieger zu verrichten haben wird. Das Ber: 
hältniß der Büdner gegen die Einlieger in Anſehung der zu leiſtenden Handdienſte, 
wird wie 2 gegen 1 feſtgeſetzt. Demnach geſtellen zu dieſem neuen Kirchenbau: 
1) die 19 Eigenthümer & 1 Mann 19 Mann; 2) die 10 Büdner, incl. Müller 
à 2 Mann 20 Mann; und 3) die 10 Einlieger a 1 Mann 10 Mann. Die Hand: 
und Spanndienſte erſtrecken ſich auf die Abbrechung und Wegſchaffung der Ma⸗ 
terialien von dem Theil des Gebaüdes, welcher abgeriſſen werden wird (es wurde 
ganz abgeriſſen, wie oben geſagt). Bei künftigen Neü⸗ und Reparaturbauten am 
Bet⸗ und Schulhauſe werden die mit Anſpannung verſehenen 19 Eigenthümer die 
Spanndienſte allein, die Handdienſte hingegen die Büdner und Einlieger allein in 
dem vorhin angeführten Verhältniſſe von 2 zu 1 verrichten. Was die baaren Geld⸗ 
koſten zur künftigen Unterhaltung des Bet- und Schulhauſes betrifft, jo erklärte der 
Deputatus des Magiſtrats, im Namen deſſelben und der Stadt G., daß das Pa⸗ 
tronatrecht der Gemeine, welche zu dem Kirchſpiel Golnow eingepfarrt iſt, 
überlaſſen werden ſolle, der Magiſtrat jedoch dem Wunſche der Gemeine nach⸗ 
kommen wolle, die Oberaufſicht über die Adminiſtrations⸗Verhältniſſe des künftigen 
Kirchenvermögens, ſowie über das ganze Kirchenweſen allhier, namentlich über Füh⸗ 
rung und Ablegung der Kirchenrechnung zu üben. Demnach würde die Aufbringung 
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künftiger Geldbedürfniſſe zur Einrichtung und Unterhaltung des Bet- und Schul⸗ 
hauſes, inſoweit das Kirchenvermögen nicht hinreichen ſollte, lediglich den 19 Grund⸗ 
beſitzern zur Laſt bleiben, die auch, wie ſchon vorher beſtimmt worden, künftig ſämmt⸗ 
liche Geſpanndienſte bei Neü⸗ und Reparaturarbeiten allein verrichten. Um einen 
Fonds zum Einkommen für die Kirchenkaſſe zur Beſtreitung nothwendiger Ausgaben 
zu begründen, werden die Büdner und Einlieger eine jährliche Bankenmiethe ent⸗ 
richten, und zwar jede Büdnerfamilie 4 Gr., jede Einliegerfamilie 2 Gr., dagegen 
von Entrichtung aller baaren Geldzuſchüſſe befreit ſein. An den Sonn- und Feſt⸗ 
tagen, an denen die Geiſtlichen aus Golnow allhier Gottes dienſt halten, wird der 
Klingbeütel von den Kirchenvorſtehern umhergetragen und das Einkommen in dem⸗ 
ſelben zum Beſten der Kirchenkaſſe verrechnet. Die beiden Prediger in Golnow 
(Milarch und Sormann) machen ſich für ſich und ihre Amtsnachfolger anheiſchig, 
die Seelſorge in K. und alle geiſtliche Amtsverrichtungen, namentlich auch die Auf⸗ 
ſicht über die Schule zu führen, wie ſie es bisher gethan. Sie werden auch in Zu⸗ 
kunft 4 Mal im Jahre, namentlich im Weihnachts-, Ditern- und Pfingſtfeſt und zu 
Michaelis allhier Predigt und Communion halten und die Vorbereitung der Con⸗ 
firmanden übernehmen. Für dieſe Mühwaltung verpflichtet ſich die hieſige Ge⸗ 
meinde am Ende jeden Jahrs 20 Thlr. Gehalt und die Accidentien für Amtshand⸗ 
lungen in folgender Art zu bezahlen: 1) Für eine Taufe 16 Gr.; 2) für eine 
Trauung 1 Thlr.; 3) für eine Proclamation 16 Gr. und einen Proclamationsſchein 
8 Gr.; 4) für eine Privat⸗Communion 8 Gr.; 5) für eine Parentation 1 Thlr. 
16 Gr.; 6) für eine Leichenbeſtattung 10 Gr., incl. Dankſagung; 7) für Einſegnung 
eines Kindes 6 Gr.; 8) an Beichtgeld von jeder Perſon 9 Pf. Die Gemeinde 
leiſtet die Fuhren, mit denen die Prediger zum Halten des Gottes dienſtes in der 
Gemeinde, ſo wie zu Amtshandlungen aller Art von Golnow abgeholt werden. 
Beide Theile, ſowol die Prediger als die Gemeinde verpflichten ſich, dieſen Vertrag 
gegenſeitig jederzeit unverbrüchlich halten zu wollen. — Dieſe Vereinbarungen 
d. d. Kattenhof, 16. Mai 1816, vertreten für die Kirchengemeinde die Stelle der 
Matrikel, aber es geht aus den Acten nicht hervor, daß dieſelbe von Oberaufſichts⸗ 
wegen beſtätigt worden ſei, wie es ſpäterhin mit den Küſtergebühren geſchehen iſt. 
Der Küſter, zugleich Lehrer, erhebt an Jahrgeld von jeder Büdnerſtelle 10 Sgr., 
von jeder Einliegerfamilie 7½ Sgr., für eine Trauung 7¼ Sgr., für das Aufgebot 
10 Sgr., die Taufe 7¼ Sgr., wofür der Küſter zugleich die Gevatterbriefe ſchrei⸗ 
ben muß; für den Kirchgang der Wöchnerinnen 1¼ Sgr. und das Opfer, ohne 
daſſelbe 10 Sgr., für eine Leichenbeſtattung 7 Sgr. — Das Patronat der Kirche 
zu K. hat, zufolge der Matrikular⸗Beſtimmungen von 1816, der Magiſtrat an die 
Gemeine K. überlaſſen. Vierzig Jahre ſpäter war dieſe Beſtimmung auch in Ver⸗ 
gefjenheit gerathen. Warum? Weil die Herren am grünen Tiſch nicht ſelten es 
verabſaümen, ſich um die Geſchichte eines ihnen eben vorliegenden Gegenſtandes zu 
kümmern. Die Frage über das in Rede ſtehende Patronat kam zwiſchen dem Ma⸗ 
giſtrat und der Gemeinde K. im Jahre 1858 zur Sprache, als nach einer im Jahre 
vorher bewirkten Reparatur des Kirchengebaüdes, welche 53 Thlr. 8 Sgr. 7 Pf. 
gekoſtet hatte, der Magiftrat ¼ dieſer Reparaturkoſten mit 35 Thlr. 15 Sgr. I Pf. 
als Patronatsbeitrag aus eigenem Antriebe bewilligt, die Gemeinde aber dieſen 
Zuſchuß nicht angenommen hatte, weil ſie ſelbſt, auf Grund der Matrikel vom 
16. Mai 1816, das Patronatsrecht in Anſpruch nahm. Hierauf erließ der 
Magiſtrat — Bürgermeiſter war Loeper — unterm 4. September 1858 an den 
Superintendenten Dannenberg ein Schreiben des Inhalts: — Aus ſeinen Acten 
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ſei nirgends zu erſehen, daß Seitens der Stadt beim Verkauf des Gutes K. das 
Patronatsrecht vorbehalten wäre; darum und mit Rückſicht auf die Anſprüche, welche 
die Gemeinde K. geltend mache, halte er ſich weder für verpflichtet, noch be⸗ 
rechtigt, dieſes Recht ferner auszuüben. Er habe hiervon das Schulzenamt zu K. 
in Kenntniß geſetzt mit der Aufgabe, den vom Magiſtrate an die Kirchenkaſſe be⸗ 
reits gezahlten Antheil von ¼ der durch die Reparatur der Kirche veranlaßten und 
durch den Beſtand der Kaſſe nicht gedeckten Koſten der Kämmerei wieder zu er⸗ 
ſtatten. Dies war denn auch wirklich geſchehen. Superintendent Dannenberg wußte 
aber auch nichts von den Matrikular⸗Verhandlungen ſeines Amtsvorgängers Milarch 
im Jahre 1816; denn als die Angelegenheit bei Reviſion der Vermögens⸗Tabellen 
der Kirchen Privat⸗Patronats zur Kenntniß der Königl. Regierung kam, und dieſe 
ihn unterm 10. October 1862 zur Aüßerung über das Sachverhältniß aufgefordert 
hatte, berichtete er unterm 9. Novbr. 1862: Der Magiſtrat allein dürfte im Stande 
ſein, über das in Rede ſtehende Verhältniß genügende und ausführlichere Auskunft 
zu geben. Dies geſchah denn auch mittelſt Berichts vom 23. November 1862, 
worin alles Vorſtehende beſtätigt, und inſonderheit angeführt ward, daß, oben in 
dem Kaufvertrage über die Entrepriſe K. Magiſtrat, Namens der Stadtgemeinde, 
ſich nicht das Patronat über das zu K. in den Jahren 1818 — 19 erbaute Bethaus 
vorbehalten, er dieſes Recht dennoch 40 Jahre lang bis 1858 ausgeübt habe, wo 
ihm daſſelbe bei Gelegenheit des erwähnten Reparaturbaues am Bethauſe, von den 
Coloniſten zu K. ſtreitig gemacht worden ſei. Da nun, wie bemerkt, ein Vorbehalt 
bezüglich des Patronatsrechts in dem Vertrage nicht gemacht worden, und daſſelbe 
nach §. 581, Tit. 11, Th. II., A. L. R. mit dem Gute zugleich auf jeden Beſitzer 
übergeht, ſo habe er jedenfalls keine Veranlaſſung, ſich mit den Coloniſten auf einen 
Prozeß über das Patronatsrecht einzulaſſen, da unter den obwaltenden Umſtänden 
vorauszuſehen ſei, daß derſelbe zu Gunſten der Coloniſten entſchieden werden würde. 
Magiſtrat habe ihnen daher das beanſpruchte Recht um ſo bereitwilliger eingeraümt, 
als die Stadtgemeinde offenbar einer Laſt enthoben worden ſei. Wie die Matrikular⸗ 
Verhandlungen von anno 1816 von der Aufſichtsbehörde ſtillſchweigend genehmigt 
worden ſind, ſo geſchah es auch dieſes Mal mit dem beſondern Falle wegen des 
Patronatsrechts, indem die Königl. Regierung den Magiſtrats⸗Bericht unterm 6. De⸗ 
cember 1862 lediglich zu den Acten genommen hat. Daß die geiſtliche Oberbehörde 
der Coloniſten⸗Gemeinde K., Beſitzerin des vormaligen Gutes daſelbſt, das Patronats⸗ 
recht nicht einraümen will, iſt oben S. 826 geſagt. Herausgeber des L.⸗B. kann 
die Bemerkung nicht unterdrücken, daß dieſe Schreiberei in den Jahren 1858 — 1862 
nicht nöthig geweſen wäre, wenn Superintendent Dannenberg und Bürgermeiſter 
Loeper ſich die Mühe genommen hätten, einen Blick in ihre Voracten zu werfen. — 
Im Jahre 1858 wurde es von dem Königl. Conſiſtorium zur Sprache gebracht, 
daß es in K. an einer Glocke fehle, deren Anſchaffung Seitens der General-Kirchen⸗ 
viſitations⸗Commiſſion der Synode Golnow für nothwendig bezeichnet wurde. Ver⸗ 
handlungen, dieſerhalb mit der Gemeinde angeknüpft, hatten das Reſultat, daß die 
Gemeinde ihre Bereitwilligkeit erklärte, nicht blos eine, ſondern 2 Glocken anzu⸗ 
ſchaffen, jedoch nicht ſogleich, ſondern nach Ablauf einiger Jahre, da fie z. Z. nicht 
des Vermögens ſei, die Koſten zu decken. Nachdem die Sache längere Zeit geruht, 
iſt im Jahre 1867 Eine Glocke, von 2 Ctr. Gewicht, aus Kirchenmitteln angeſchafft. 
Zwei Jahre nachher beſchloß die Gemeinde K. noch eine zweite Glocke, und zwar 
eine Gußſtahlglocke, anzuſchaffen, wozu 86 Thlr. durch freiwillige Beiträge zuſam⸗ 
men gebracht wurden. Da indeſſen die Glocke ca. 125 Thlr. koſten ſollte, ſo gab 
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die Kirchenkaſſe, welche zur Zeit 325 Thlr. in Staatspapieren beſaß, unter Genehm⸗ 
haltung der Königl. Regierung vom 24. März 1869, die fehlenden 40 Thlr. her. 
Im Jahre 1866 war ein nothwendig gewordener Anbau am Küſterſchulhauſe aus⸗ 
geführt worden. Die Koſten im Betrage von 119 Thlr. 19 Sgr. 9 Pf. ſind von 
der Gemeinde aufgebracht. Im Jahre 1869 iſt der Schulgarten mit einer lebendi⸗ 
gen Hecke von Maulbeerſtämmen bewährt worden. — Die Dorfſchaft K. beſteht 
nach wie vor aus den 19 Coloniſten von ehemals, doch ſind einige Höfe halbirt, 
ſo daß im Jahre 1867 an Coloniſtenſtellen 22 vorhanden waren; ſodann gab es 
17 Büdner und 29 Einlieger, was zuſammen 68 Familien ausmacht, abweichend 
von der oben im Eingang dieſes Artikels genannten Zahl der Haushaltungen (86) 
und der Zahl der Grundbeſitzer (119). Wegen K. vergl. auch S. 684 — 692. 


Marsdorf, Kirchdorf, ½ Mle. von Golnow gegen O. gen N., an der 
alten Landſtraße über Kriwitz und Kiker nach Naugard, auf platter Ebene, gränzt 
gegen W. mit der ſtädtiſchen Feldmark, gegen NW. an Barfusdorf, gegen NO. an 
Glewitz, gegen O. durch den Gubenbach getrennt, an Kriwitz, gegen SO. an Speck 
und gegen S. an Buddendorf, die Kirche filia vagans von Barfusdorf, (S. 817), 
beſteht aus 2 Theilen, dem — 

Größern Theil, welcher dem Marienſtift zu Stettin gehört, und dem — 

Kleinern Theil, worin das Hoſpital Spiritus Sancti und die St. Catharinen⸗ 
kirche Gutsherrſchaft iſt; beide Theile unter der Polizei⸗Obrigkeit des Magiſtrats, 
bezw. des Bürgermeiſters von Golnow. 

Beide Theile zuſammen genommen enthalten nach der ſtatiſtiſchen Aufnahme 
von 1867 an bewohnten Haüſern 52, an Haushaltungen 68, und an ortsanweſen⸗ 
den Einwohnern 390, die ſämmtlich der unirten evangeliſchen Landeskirche ange⸗ 
hörten, und von denen 378 von der Landwirthſchaft, 5 von der Forſtwirthſchaft 
lebten und 7 Perſonen die Familie des Küſterlehrers bildeten. Viehſtand: 105 
Pferde, 274 Rinder, 1334 Schafe, 101 Schweine. 

Nach den Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Tabellen des Finanz⸗Miniſteriums zerfällt 
M. in zwei Bezirke, in den Guts⸗ und den Gemeindebezirk. 

Der Gutsbezirk, den eigenthümlichen Beſitz des Marienſtifts enthaltend, 
begreift 308,44 Mg. Ackerland, keine Gärten, 71,32 Mg. Wieſen, 30,07 Mg. Wei⸗ 
den, 1894,52 Mg. Waldung, 12,87 Mg. Waſſerſtücke, zuſammen 2317,22 Mg., 
welche, als Beſitzung einer milden Stiftung, des Marienſtifts zu Stettin, von Ent⸗ 
richtung der Grundſteüer befreit ſind. Es gehören dazu an ertragloſen Grund⸗ 
ſtücken, weil zum öffentlichen Gebrauch beſtimmt, 25,18 Mg, und an Hofraümen 
0,51 Mg., daher ganze Fläche des Gutsbezirks. . 2342,91 Mg. 
Der Reinertrag des Ackerlandes iſt zu 20 Sgr. pro Mg. eingeſchätzt, d. i. 4 Sgr. 
unter dem Kreisdurchſchnitt, die Wieſen haben nur den geringen Ertrag von 6 Sgr. 
pro Mg., die Waldung den von 9 Sgr., was den Kreisdurchſchnitt um 1, und den 
Ertrag des Marienſtifts⸗-Forſt Marienwald um 3 Sgr. übertrifft. Im Gutsbezirk 
iſt 1 ſteüerpflichtiges Wohnhaus, von dem 1 Thlr. 6 Gr. Gebaüdeſteüer zu entrich⸗ 
ten iſt, und 1 ſteüerfreies Gebaüde. Hier iſt die Wohnung des ſtiftiſchen Forſt⸗ 
beamten, dem die Aufſicht über die Marsdorfſche Waldung obliegt. Er und ſeine 
Familienglieder ſind, der Zahl nach, im Obigen genannt. 

Die ſtiftiſchen Beſitzungen hier in Marsdorf und dem 1 Mle. gegen SSW. 
entfernten Marienwalde, haben einen Flächeninhalt von 3995,79 Mg., darunter an 
Forſtboden 3464,23 Mg., mit Eichen⸗, Buchen⸗, hauptſächlich aber Kiefernbeſtand, 
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davon der letztere in den jüngſten Jahren durch Raupenfraß gelitten hat. Das 
Areal der ſtiftiſchen Beſitzungen iſt indeſſen im Jahre 1869 durch Ankauf des Bar⸗ 
fusdorfer Pfarrwaldes vermehrt worden, wovon weiter unten. 

Wegen des Gutes Marsdorf iſt das Marienſtift auf den Kreistagen des Kreiſes 

Naugard nicht vertreten, obwol das Areal des Gutes die Normal⸗Größe um mehr 
als das Doppelte übertrifft. Nach der früheren Kreis verfaſſung und Kreiseinthei⸗ 
lung gehörte der Stiftsantheil von Marsdorf zu den ritterſchaftlichen Gütern des 
Randowſchen Kreiſes. 

Der Gemeindebezirk begreift an Ackerland 3067,82 Mg. mit einem Er⸗ 
trage von 31 Sgr. pro Mg., was den Kreisdurchſchnitt um 7 Sgr. übertrifft, daher 
der Boden dieſer Feldmark zu den fruchtbarſten und ergiebigſten des Kreiſes zu 
rechnen iſt; an Gärten 25,14 Mg, an Wieſen nur 49,02 Mg., mit dem anſehn⸗ 
lichen Ertrage von 62 Sgr., 20 Sgr. über den Kreisdurchſchnitt; dagegen an Wei⸗ 
den 677,1 Mg., mit 15 Sgr. Ertrag, oder 8 Gr. über den Kreisdurchſchnitt; an 
Holzungen und Waſſerſtücken nichts; an ſteüerpflichtigen Liegenſchaften überhaupt 
377456 Mg., mit einem Durchſchnittsertrage von 29 Sgr. pro Mg., was den Kreis⸗ 
durchſchnitt der ſteüerpflichtigen Grundſtücke um 7 Sgr. übertrifft. Dieſe Liegen⸗ 
ſchaften ſind zu einer Grundſteüer von Thlr. 349. 12. 4 Pf. veranlagt. Nach der 
frühern Steüerverfaſſung betrug die ſ. g. Huſenſteüer an Contribution, Cavalerie⸗ 
geld ꝛc. Thlr. 337. 3. 7 Pf. An grundſteüerfreien Grundſtücken ſind 44,48 Mg., 
mit einem Reinertrage von 30 Sgr., vorhanden. Dies ſind die Kirchen⸗ und Schul⸗ 
ländereien. Überhaupt beträgt der Flächeninhalt der ſteüerpflichtigen und ſteüer⸗ 
freien Grundſtücke 3819,08 Mg., welche, incl. Kirche und Schule, unter 32 Beſitzer 
mit 106 Beſitzſtücken vertheilt ſind. An ertragloſen Grundſtücken gibt es 147,59 Mg. 
Wege ꝛc., 17,46 Mg. Waſſer. Ganzes Areal des Gemeindebezirks . 4016,31 Mg. 
Wohnhaüſer 49, Gewerbsgebaüde 2, Gebaüdeſteüer 42 Thlr. 6 Sgr., ſteüerfreie 
Gebaüde 92. 

Das Areal von ganz Marsdorf, Guts- und Gemeindebezirk zuſammen, be⸗ 
rechnet ſich auf 2342,91 ＋ 4016,31 = 6359,22 Mg., oder .. 6359 Mg. 39 Ruth. 
beſtehend nach der im Jahre 1840 durch den Vermeſſungs-Reviſor Schmidt aus⸗ 
geführten Vermeſſung und zufolge deſſen Regiſter⸗Extractes vom 31. Juli 1859 aus 
Hof⸗ und Bauſtellen 15.165, Gärten und Wurthen 67.54, Wurthwieſen 1.88, Acker 
und als folder angeſprochene nicht angebaute Grundſtücke 4066.65, Wieſen und 
als ſolcher angeſprochene nicht kultivirte Grundſtücke 391.35, nicht bonitirter Forſt 
1698.1, unnutzbar 118 Mg. 71 Ruth. Man vergl. unten S. 925. 

Das Dorf Marsdorf zerfällt, wie geſagt in 3 Antheile: — a) der Antheil 
des Marienſtifts in Stettin, zu welchem 13 Vollbauerhöfe, 1 Einhüfnerhof und 1 
Koſſatenhof, ſo wie verſchiedene, im eigenthümlichen Beſitze des Marienſtifts befind⸗ 
liche, im Obigen als Gutsbezirk bezeichnete Grundſtücke gehören; — b) der Antheil 
des St. Spiritus⸗Hoſpitals in Golnow, zu welchem keine auf der Feldmark liegen⸗ 
den eigenthümlichen Grundſtücke gehören, ſondern nur die Bauerhöfe, Hypotheken 
No. 12, 13, 20, 21 und 22 und ½ des Bauerhofs Hypotheken No. 18; — c) der 
Antheil der St. Catharinenkirche in Golnow, zu welchem ebenfalls keine beſondern 
Liegenſchaften auf der Feldmark M. gehören, ſondern nur 7 des vorſtehend unter 
Tit. b gedachten Bauerhofs No. 18 und der Bauerhof, Hypotheken No. 19. 

Die zu den Antheilen b und c, — die zuſammen der Golnowpſche oder Stadt⸗ 
Antheil genannt werden, — gehörigen 7 Bauerhöfe ſind bekanntlich bereits im 
vorigen Jahrhundert ihren Inhabern zu eigenthümlichen Beſitz⸗ Rechten verliehen, 
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und die dem St. Spiritus⸗Hoſpital von den Bauerhöfen ſeines Antheils zuſtändig 
geweſenen Reallaſten mittelſt des unterm 10. Auguſt 1857 beſtätigten Receſſes 
abgelöft. 

Die zum Marienſtifts Antheil a gehörigen 15 Höfe wurden dagegen bis in 
neüere Zeit nur zu laſſitiſchen Rechten beſeſſen und ſind erſt mittelſt des unterm 
13. März 1860 beſtätigten Receſſes ſeit dem 1. October zu eigenthümlichen Rechten 
verliehen. Dabei ſind gleichzeitig ſowol alle den Hofbeſitzern für das Marienſtift 
obgelegenen Leiſtungen, als auch alle den Wirthen gegen das Marienſtift zuſtändig 
geweſenen Servitutberechtigungen zu Holz, Weide und Streümaterial aufgehoben, 
wie weiter unten näher nachzuweiſen ſein wird. 

Ferner haben abgelöſt: — a) die Beſitzer der 20 Bauerhöfe des Marienſtifts⸗ 
und Stadt⸗Antheils, die ihnen für den Beſitzer einer zum Vorwerke Ihnaburg ge⸗ 
hörigen Wieſe obgelegenen Heüwerbedienſte mittelſt des unterm 25. Februar 1860 
beſtätigten Receſſes; — b) der Beſitzer des Koſſatenhofs, Hypotheken No. 7, die ihm 
obgelegenen beſonderen Geldleiſtungen an die baüerlichen Wirthe beider Antheile 
mittelſt des unterm 27. April 1860 beſtätigten Receſſes; — c) die Beſitzer des 
Schmiedegrundſtücks das auf demſelben für das Marienſtift haftende Grundgeld von 
2 Thlr. mittelſt des unterm 11. October 1860 beſtätigten Receſſes durch Kapital⸗ 
zahlung von 50 Thlr. oder des 25fachen Betrages der Jahresrente. 

Die auf der Feldmark Marsdorf vorhandenen Forſtgrundſtücke, die mit den 
übrigen Grundſtücken der Feldmark im Gemenge lagen, ſind mit einem Flächen⸗ 
inhalte von 2611 Mg. 51 Ruth. mittelſt der rechtskräftig gewordenen Erkenntniſſe 
des Königl. Reviſions⸗Collegiums für Landes⸗Cultur⸗Sachen in Berlin vom 17. Oc⸗ 
tober 1857, und der Königl. General-Commiſſion für Pommern vom 19. April 1859 
als ein alleiniges Eigenthum des Marienſtifts feſtgeſtellt. 

Die ganze Feldmark, mit Ausnahme der Dorflage und Gärten, wurde von der 
Kirche, der Schule, den Bauern beider Antheile, dem Einhüfner und Koſſaten ge⸗ 
meinſchaftlich behütet, und außerdem hatten die Beſitzer ſämmtlicher 22 Höfe beider 
Antheile das Recht, aus der Marienſtifts⸗Forſt Brenn⸗, Bau⸗, Reparatur- und Be: 
währungsholz, ſo wie ihren Bedarf an Streümaterial zu entnehmen. Eben ſo war 


das Hoſpital St. Spiritus in Golnow berechtigt, den Zten Theil feines Bedarfs 
an Bau⸗ und Reparaturholz aus dem Marienſtiftsforſt zu holen. Die baüerlichen 
Wirthe waren verpflichtet, den der Kirche gehörigen Acker zu beſtellen und abzu⸗ 
ärnten, auch mit dem Moder aus dem Dorfpfuhl zu befahren, wogegen ihnen das 
gewonnene Sommerſtroh zufiel; und endlich hatte die Gemeinde M. früher das Recht 
gehabt, auf der angränzenden Feldmark Golnow zu hüten, iſt aber dafür mittelſt 
des unterm 17. December 1847 beſtätigten Receſſes durch 12 Mg. 17 Ruth. Grund⸗ 
ſtücke abgefunden, welche ſeitdem gemeinſchaftlich benutzt wurden. 

Nachdem die Holzberechtigung des Hoſpitals Spiritus Sancti mittelſt des 
unterm 11. April 1860 beſtätigten Receſſes bereits abgelöſt war, ferner durch den 
Receß vom 26. October 1860 die Berechtigung der 7 Wirthe des Stadt-Antheils 
zu Bau⸗, Reparatur- und Bewährungsholz, jo wie ein Theil ihrer Brennholz⸗ 
berechtigung, ſo ging der Zweck des unterm 9. September 1864 beſtätigten Receſſes 
über die Gemeinheitstheilung der Feldmark M. dahin, alle vorſtehend gedachten ein- und 
gegenſeitigen Berechtigungen der Grundbeſitzer in M., ſoweit ſie durch die oben 
näher bezeichneten Receſſe nicht bereits zur Aufhebung gelangt, bezw. nach Inhalt 
dieſes Gemeinheitstheilungs⸗Receſſes fortbeſtehen ſollen, ganz und für immer aufzuheben, 
die den Grundbeſitzern in M. bisher noch gemeinſchaftlich gehörig geweſenen Grund⸗ 
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ſtücke unter ihre Eigenthümer zu theilen, und mit alle dieſem eine Um⸗, bezw. Zu⸗ 
ſammenlegung der Grundſtücke auf der Feldmark M. dergeſtalt zu verbinden, daß 
jeder Intereſſent für ſeine Theilungsrechte durch Grundſtücke in einer möglichſt zu⸗ 
ſammenhangenden wirthſchaftlichen Planlage abgefunden wurde. 

Zu dieſem Zwecke iſt die Feldmark M., wie ſchon erwähnt, im Jahre 1840 
neü vermeſſen und theils in demſelben Jahre, theils im Jahre 1859 bonitirt. Auf 
Grund dieſer Vermeſſung und Bonitirung ſind, außer der Brouillon-Karte zwei 
Reinkarten, und die dazu gehörigen Vermeſſungs⸗ und Bonitirungs-Regiſter an⸗ 
gefertigt. Der alte Beſitzſtand iſt bereits oben ſummariſch angegeben nach Ausweis 
des dem Auseinanderſetzungsverfahren ſchließlich zu Grunde gelegten Schmidtſchen 
Regiſter⸗Extractes vom 31. Juli 1859. Die nach Maßgabe der Statt gehabten 
Bonitirung zur Anwendung gebrachten Reinertragswerthe der einzelnen Klaſſen der 
verſchiedenen Bodengattungen ſind folgende: 

A. Bei den als Acker angeſprochenen Grundſtücken: 7 Klaſſen, von 1 Mg. 
in Klaſſe Ja, 38 Men. bis Klaſſe VI., 1 Mg. 4 Min. Roggen. 
B. Bei den als Wieſe angeſprochenen Grundſtücken: 11 Klaſſen, von 1 Mg. 
zu 25 Ctr. Heü 86 Men. bis 1 Mg. zu 2 Ctr. Heü, 6 Mtzn. Roggen. 
C. Eine Kuhweide = 32 Mtzn. Roggen. 
Bei denjenigen zur Umlegung gekommenen Grundſtücken, welche als Acker oder Wieſe 
angeſprochen, aber als ſolche bisher noch nicht benutzt worden, ſind die Kulturkoſten 
in Geld pro Mg. theilweiſe beſonders feſtgeſtellt und von den vorſtehend ſumma⸗ 
riſch angegebenen Reinertragswerthen in Abzug gebracht. 

Die bei der Gemeinheitstheilung zur Anwendung gekommenen Theilungs⸗ 
grundſätze ſind, auszugsweiſe, im Weſentlichen folgende: 

1. Das Marienſtift gewährt die Abfindung für die auf ſeiner Forſt noch 
haftende und zur Ablöſung kommende Weide-, Streü- und Brennholzberechtigung, 
ferner für das in feinen Beſitz übergehende, der Kirche in M. bisher gehörig ge- 
weſene Kirchenholz von 5 Mg. 19 Ruth. nebſt dem darauf ſtehenden Holze, in Land, 
nach Wegnahme des Oberholzes, aber unter Zurücklaſſung der Stubben; und an 
dem Werthe dieſer Abfindung haben Theil: a) die Kirche mit 141,25, die Schule 
mit 38,72, die 7 Wirthe des Stadtantheils unter ſich gleichmäßig mit 5860,63, in 
Summa 6040,61 Theilen. 

2. Die Verpflichtung der baüerlichen Wirthe, den Kirchenacker zu beſtellen ꝛc., 
wird mit dem Rechte derſelben, das erbaute Sommerſtroh in ihren Nutzen zu ver: 
wenden, im Wege der Compenſation für immer aufgehoben, und im Übrigen die 
Kirche ſowol für den vollen Werth ihres alten Beſitzſtandes, als für den vollen 
Weidebedarf ihres durchzuwinternden Viehſtandes durch Land abgefunden. Dagegen 
bleibt das Marienſtift nach wie vor verpflichtet, bei vorkommenden Kirchenbauten 
das erforderliche Holz aus ſeinen Marsdorfer Forſten ohne Entgeld herzugeben. 

3. Die Schule in Marsdorf ift gemäß §. 101 der Gemeinheitstheilungs⸗ 
Ordnung vom 7. Juni 1821 dotirt. Zur Landdotation haben die Bauern jeder 
mit 60 abwärts bis 41, jeder der 2 Halbbauern mit 22, der Einhüfner mit 14, 
der Koſſath mit 4, die Eigenthümer mit 12 bis 6 Theilen beigetragen, die ganze 
Dotation = 1000 geſetzt. Bei vorkommenden Schul- und Küſterbauten ift das 
Marienſtift nach wie vor verpflichtet, das erforderliche Holz aus ſeinen Mars⸗ 
dorfer Forſten unentgeldlich herzugeben; außerdem hat es zu dem von der Königl. 
Regierung feſtgeſtellten jährlichen Brennholz⸗Deputate der Schule, deſſen Beſchaffung 
der Gemeinde obliegt, jährlich 9 Kl. Kiefern Knüppelholz beizutragen. Dieſes Holz 
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wird von Seiten des Marienſtifts in ſeinen Marsdorfer Forſten angewieſen, wo⸗ 
gegen die Anfuhr deſſelben und der Erſatz des ortsüblichen Schlägerlohns an das 
Marienſtift Sache der Gemeinde M. iſt. 

4. Der Beſitzer des Koſſatenhofs, Hypotheken No. 7, hat die Abfindung für 
den vollen Werth ſeines alten Beſitzſtandes, und für denjenigen Theil ſeines bis⸗ 
herigen Weiderechts, welcher nicht auf der Marienſtifsforſt laſtete, in Land erhalten, 
wogegen derjenige Theil ſeines Weiderechts, welcher auf der Marienſtiftsforſt haftete, 
bei Gelegenheit der Regulirung ſeiner gutsherrlich⸗baüerlichen Verhältniſſe mit dem 
Marienſtifte in Wegfall gekommen iſt. 

5. Den Einhüfner und die Beſitzer der 20 Bauerhöfe des Marienſtifts⸗ und 
des Stadt⸗Antheils anlangend, ſo iſt — a) ihr Weiderecht auf dem dem Stifte 
nicht gehörigen Theile der Feldmark im Wege der Compenſation aufgehoben; 
b) jeder hat die Abfindung für den vollen Werth ſeiner alten Grundſtücke im Dorfe, 
einſchließlich der zur Umlegung geſtellten Feldgärten in Land erhalten; c) an dem 
Werthe der ſ. g. Koſſaten⸗Wurthen und Koſſaten⸗Länder hat jeder nach Verhältniß der 
Anzahl Wurthen, bezw. Koſſaten⸗Länder Theil genommen, welche er bisher beſaß; 
d) von dem Werthe des in Beſitz der 7 Wirthe des Stadt⸗Antheils bisher befind⸗ 
lich geweſenen Hufenackers, der Brach⸗ und Gubenbach-Wieſen hat jeder gleichviel 
erhalten; e) von dem Werthe des im Beſitze der 13 Ganzbauern und des Ein⸗ 
hüfners des Stifts⸗Antheils bisher befindlich geweſenen Hufenackers und der Brach⸗ 
wieſen hat jeder Ganzbauer 1 Theil und der Einhüfner / Theil erhalten; f) an 
dem Werthe der im Beſitz der 13 Marienſtifts⸗Ganzbauern befindlich geweſenen Guben⸗ 
bach⸗Wieſen nehmen dieſelben unter ſich gleichmäßig Theil; g) von dem Werthe der 
den baüerlichen Wirthen bisher gemeinſchaftlich gehörig geweſenen Grundſtücke, incl. 
der von der Feldmark Golnow gewährten Weideabfindung hat jeder der 20 Ganz⸗ 
bauern des Stifts⸗ und des Stadt⸗Antheils 1 Theil und der Einhüfner des Stifts⸗ 
Antheils / Theil erhalten. 

6. Was die parcelirte Hufe betrifft, ſo hat erhalten: — a) der Eigenthümer 
Chriſtian Springſtubbe, als Beſitzer des von dem Hofe, Hypotheken No. 1, abge⸗ 
trennten Grundſtücks, auf Grund des Vertrages vom 4. October 1828 und Nach⸗ 
trages vom 22. Juli 1829, außer beſtimmten Theilen der Hofſtelle, des Gartens 
und der kleinern, zum Hofe des Schulzen Friedrich Springſtubbe gehörig geweſenen 
Gubenbach⸗Wieſe, den 4ten Theil des Werthes ſämmtlicher anderen bei dieſem Hofe 
befindlich geweſenen Grundſtücke und eben ſo viel von dem Antheil des Hofes an 
den gemeinſchaftlich geweſenen Grundſtücken der Wirthe; — b) von den ſämmtlich 
zum Hofe, Hypotheken No. 6, der Gebrüder Dinſe gehörenden Ländereien nebſt An⸗ 
theil an den gemeinſchaftlichen Grundſtücken der Wirthe hat auf Grund des Ver⸗ 
trags vom 3. April 1860 jeder dem Werthe nach die Hälfte erhalten, indeſſen hat 
vorweg der Auguſt Friedrich Wilhelm Dinſe die Hof- und Bauſtelle nebſt Garten, 
zuſammen 2 Mg. 165 Ruth. behalten; — c) der Kaufmann Friedrich Knack hat 
von dem Knackſchen Bauerhofe, Hypotheken No. 9, auf Grund des Vertrages vom 
26. Juni 1822, außer den darin angegebenen Theilen der Hoflage, des dahinter 
gelegenen Gartens und der ſ. g. kleinen Gubenbach⸗Wieſe des Hofes, den 4ten 
Theil des Werthes der zum Hofe gehörig geweſenen privativen Grundſtücke im Felde, 
und ferner volle Abfindung für den in dem vorgedachten Contracte ihm bewilligten 
weideberechtigten Viehſtand; — d) der Carl Gottlieb Müller mit ſeinen 2 groß⸗ 
jährigen und 2 minderjährigen Kindern ſind für diejenigen Grundſtücke, welche ſie 
auf Grund des Vertrages vom 7. April 1827 und Nachtrages vom 7. Juli 1830 
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von dem Retzlaffſchen Bauerhofe, Hypotheken No. 16, beſitzen, dem vollen Werthe 
nach abgefunden, und haben ferner von dem Hofbeſitzer volle Abfindung für ihren 
in dem obigen Vertrage feſtgeſtellten weideberechtigten Viehſtand erhalten. 

Die Dorfſtraße iſt gemeinſchaftliches Eigenthum der Beſitzer der 20 Ganz⸗ 
bauerhöfe und des Einhüfners, welche mit Ausſchluß der Beſitzer der von einzelnen 
Höfen abgetretenen Parcelen, daran Theil haben. Das im Dorfe vorhandene Feüer⸗ 
leiterhaus, zu welchem das Marienſtift in Zukunft kein freies Holz mehr herzugeben 
hat, iſt gemeinſchaftliches Eigenthum der Gemeinde M. und wird in derſelben Weiſe 
unterhalten, wie die ſonſtigen Communallaſten des Dorfes aufgebracht werden. Das 
im Dorfe befindliche Schmiedegrundſtück iſt durch das Erkenntniß der Königl. Ge⸗ 
neral⸗Commiſſion vom 21. December 1858 als ein alleiniges Eigenthum der Be⸗ 
ſitzer der urſprünglichen 20 Ganzbauerhöfe beider Antheile in M. feſtgeſtellt, und 
haben dieſelben mit Ausſchluß der von einzelnen Höfen abgezweigten Parcelen, 
daran Antheil, die Beſitzer der beiden Halbbauerhöfe, Hypotheken No. 6 und 25, 
aber jeder zur Hälfte eines Ganzbauern. Das Marienſtift iſt nicht mehr verpflichtet, 

zu dieſem Grundſtück freies Bau⸗ und Reparaturholz herzugeben. Als Dotation 
ſind der Schmiede 4 Mg. 100 Ruth. beigelegt. Von den im Dorfe befindlichen 
zwei Hirtenhaüſern, zu welchen das Marienſtift freies Bau⸗ und Reparaturholz 
nicht mehr herzugeben hat, befindet ſich das eine nebſt einem Theile der zulegten 
Dorfſtraße im Naturalbeſitz des Dorfſchmidts, welcher es von den baüerlichen 
Wirthen in M. gekauft hat. Das zweite Hirtenhaus iſt gemeinſchaftliches Eigen⸗ 
thum der Beſitzer der urſprünglichen 20 Ganzbauerhöfe beider Antheile in M. ge⸗ 
blieben. Als Dotation ſind dieſem Hirtenhauſe 1 Mg. 172 Ruth. beigelegt. 

Zur Beſoldung des jedesmaligen Schulzen in M., hat das Marienſtift der 
im §. 4 des unterm 13. März 1860 beſtätigten Regulirungs⸗Receſſes von M. be⸗ 
ſtimmten jährlichen Geldbeitrag und die dort gedachte Wieſennutzung zu gewähren. 
Jene, aus der Marienſtiftskaſſe zu zahlende, baare Remuneration beträgt Thlr. 13 
16. 9 Pf., zahlbar am 1. October poſtnumerando. Die Nutzung der Wieſenparcele 
No. 2 in den Birkenortswieſen erſtreckt ſich auf 2 Mg. 148 Ruth. und kann, weil 
dieſe Parcele ertragreicher als die folgenden Parcelen 3, 4, 5 iſt, im Vergleich mit 
den Pachtſätzen, welche letztere gewähren, zu einem Werthe von 18—20 Thlr. vers 
anſchlagt werden. — Außerdem iſt bei der Gemeinheitstheilung das Schulzenamt 
mit 8 Mg. 5 Ruth. dotirt worden, wozu die Gemeinde Stifts⸗Antheil 5 Mg. 63 Ruth. 
Acker und die Gemeinde Stadt⸗Antheil 2 Mg. 122 Ruth. Acker ausgewieſen hat. 
Die wirthſchaftliche Benutzung dieſes Ackers gebührt dem jedesmaligen Schulzen 
von M. So lange indeſſen dort zwei Schulzen beſtellt ſind, gebührt dieſe Acker⸗ 
Nutzung mit ½ dem Schulzen des Stifts⸗Antheils, und mit ½ dem Schulzen des 
Stadt⸗Antheils. 

Zu einem neüen Friedhofe für die Gemeinde M. iſt ein 2 Mg. großer Plan 
ausgewieſen. Die zur Beerdigung der Todten benutzten Flächen dieſes Grundſtücks 
werden zwar ein unwiderrufliches Eigenthum der Kirche in M., aber unter der aus⸗ 
drücklichen Bedingung, daß die jedesmaligen Beſitzer der Höfe, welche zur Auf⸗ 
bringung der zum Friedhofe beſtimmten, am Dorfe belegenen Fläche beigetragen 
haben und ihre Angehörigen vom Grabgelde freibleiben. Die Nutzungen hingegen 
von denjenigen Theilen des neüen Friedhofes, welche zur Beerdigung der Leichen 
noch nicht gebraucht werden, verbleiben zwar den Hofbeſitzern, welche den Werth 
des Terrains aufgebracht haben und participiren unter ſich daran in demſelben Ver⸗ 
hältniß, wie die Aufbringung erfolgt iſt, doch müſſen jene Nutzungen ſo lange meiſt⸗ 
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bietend verpachtet und das Pachtgeld bei einer Sparkaſſe zinsbar belegt werden, 
bis das angeſammelte Kapital mit den Zinſen dazu hinreicht, den Friedhof mit 
einer paſſenden Bewährung zu verſehen. Die Unterhaltung dieſer Bewährung iſt 
Sache der Kirche, ſobald das ganze Grundſtück in ihr Eigenthum übergegangen iſt. 

Zum Zweck der Anlegung einer Baumſchule iſt ein ½ Mg. großer Plan aus⸗ 
geſchieden, welcher dem Lehrer zur Verfügung geſtellt wird, wenn er ſich verpflichtet, 
dieſe Fläche ganz oder theilweiſe zur Aufzucht von veredelten Obſtbaümen zu ver- 
wenden, und die Schulkinder in der Obſtbaumzucht zu unterrichten. Der Ertrag 
der Obſtbaüme verbleibt ihm Die Einwohner von M haben das Vorrecht, die 
verpflanzbaren Obſtbaüme zu dem in der Gegend üblichen Preiſe vor jedem Aus⸗ 
wärtigen anzukaufen. 

Zu einem gemeinſchaftlichen Torfmoore nebſt Trockenplatz iſt neben dem Wege 
nach Buddendorf an der Gränze ein 20 Mg. 83 Ruth. großer Plan ausgeſchieden. — 
Der in dieſem Grundſtücke befindliche Torf wird in der Weiſe gemeinſchaftlich aus⸗ 
gebeütet, daß jährlich durch Stimmenmehrheit der Intereſſenten beſchloſſen wird, wie 
viel Torf in demſelben Jahre geſtochen werden ſoll, der Gemeindevorſtand den Torf für ge⸗ 
meinſchaftliche Rechnung ſtehen, trocknen und aufſetzen läßt und ihn dann unter die 
Theilnehmer vertheilt. Sofern unbeſchadet des Hauptzwecks auch Nebennutzungen 
von dieſen Grundſtücken gewonnen werden ſollen, ſind dieſelben öffentlich meiſt⸗ 
bietend zu verpachten, und das daraus erlöſte Geld iſt zunächſt auf die Planirung 
der Torflöcher, demnächſt aber zur Deckung des Arbeitslohns für die Torfſtecher zu 
verwenden. Der auf dieſe Weiſe nicht gedeckte Theil des Arbeitslohns iſt beſonders 
gemeinſchaftlich aufzubringen, ſobald der Torf gänzlich ausgenutzt iſt, ſoll das 
Grundſtück öffentlich verkauft, und das durch Meiſtgebot erzielte Kaufgeld unter die 
Theilnehmer, die den Plan zum Torfmoor hergegeben, vertheilt werden ‚ 

Behufs gemeinſchaftlicher Benutzung für alle wirthſchaftlichen und Gemeinde⸗ 
Zwecke ſind bei der Gemeinheitstheilung ferner ausgewieſen worden: — 1) Zum 
Ablagern und Verbinden von Bauholz, indeß mit der Maßgabe, daß der Einzelne 
das abgelagerte Holz innerhalb eines Jahres wieder wegſchaffen muß, 4 Mg. — 
2) Zum Eingraben von Kartoffeln und Erholen von Sand 4 Mg. 36 Ruth. — 
3) Als Sandgrube und zum Vergraben des gefallenen Viehs 4 Mg. — 4) Als 
Sandgruben drei Pläne zuſammen 8 Mg. groß. — 5) Als Lehm- und Kiesgrube 
5 Mg. 27 Ruth. — 6) Als Lehmgrube ein zweiter Plan von 6 Mg. — 7) Als 
Viehtränke 2 Mg. 170 Ruth. — 8) Als zweite Tränke, zugleich zur Schafwäſche 
dienend 6 Mg. 105 Ruth. Der Werth des zu den vorſtehend bezeichneten Anlagen 
erforderlichen Terrains iſt nahe zu in dem bei der Schul-Dotation angegebenen 
Verhältniß: — richtiger: in dem bei der Schulzenamts- Dotation befolg⸗ 
ten Verhältniß, von den Intereſſenten aufgebracht, und haben ſie in demſelben Ver⸗ 
hältniß auch an dem Eigenthum jener Anlagen und an den unbeſchadet des Haupt⸗ 
zweckes möglichen Nebennutzungen denſelben Theil. Die Benutzung dieſer Anlagen 
zu den vorſtehend angegebenen Zwecken iſt eine unbeſchränkte, mit der alleinigen 
unter 1 bezeichneten Ausnahme, und daß der Lehm in den Lehmgruben weder zur 
Cultivirung von Grundſtücken, noch zur Fabrikation von gebrannten Steinen ver⸗ 
wendet, noch endlich mittelbar oder un mittelbar verkauft werden darf. Der Ge⸗ 
meindevorſtand iſt ſo berechtigt als verpflichtet, ſowol in den Sand- als den Lehm⸗ 
gruben die zur Ausnutzung beſtimmten Flächen der Reihe nach anzuweiſen, ſo daß 
eine neüe Fläche erſt dann in Angriff genommen werden darf, wenn das bezügliche 
Material in der alten Fläche nicht mehr vorhanden iſt. Vor dem Beginn der 
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Ausbeütung einer neüen Fläche iſt aber die alte auf gemeinſchaftliche Koſten der 
Eigenthümer obiger Anlagen gehörig einzuebnen. 
Neüer Beſitzſtand nach vollen deter Gemeinheitstheilung. 


Summariſche Überſicht zufolge §. 18 des Receſſes, vollzogen den 11. bis 12 Januar 1861, 
genehmigt den 10. April 1861 und beſtätigt den 9. September 1864. 


Hof- u. Gär⸗ 1 unbenutzt 

Namen der Inter⸗ fen 15 Wiesen. Acker. Nel Forſt. Wer un Summa. 
eſſenten. Wurth | | | brauchb. land. 
Preüßiſche Morgen und Geviertruthen. 
Das Marienſtift in | | | | | 

Stettin. — * ii 530. 79, 73. 82 1698.1 — 117. 8 2318.170 
Die Kirche in Marsdorfſf — | 1158| — 37.163 — — 0.104 1. 8. 41. 73 
Die Schule daſelbſt . 0. 34 3. 15 — 1.1211 — — 0. 38 — 5. 28 
Die baüerlichen Wirthe 

im Marien : Stifte: 

Antheil .. 9.177 37. 41 0.166 2032.143169. 32 A 15.153) 0.136) 2268.159 
Stadt-Antheil . . . 5. 58:17. 87 0.102,1330. 75155. 58 — 15.125 0. 30 1501. 74 

Gemeinſchaftlicher 

Beſitz: 
Das Sana 4 — 5. 93 — 2. 92 — = — — 8. 5 
Das Feüͤerleiterhaus 0. 20 — — — — e= — — 0. 2 
Das Schmiedegrund⸗ 

füt 202.0. 0. 43 0.117“ — 3.120 — — — la 4.100 
Das Hirtenhausgrund⸗ 

Tiles d ee eee ee e 1090 en 1. 466 — — — — 1.172 
Die Dorfftragze . — 0. 60 — 0. 6 — — — 13.112 13.178 
Das Torfmoor — — — 16. 66 3.179 — — 0. 180 20. 83 
Friedhof, Baumſchule 

Viehtränken, Lehm⸗ 

Sand-, Kies - Gru⸗ 

Beuge e 4 0. 50 — 40. 57 0.179 — 0. 80 1, 62 43. 68 
W ee 2 63.111 0.36 -- — 66. 88! 111. 29 
Graben “ ] g e ieee 6. 16 Tal - 6. 90 19.158 

Summa: 15.165, 67 560 1. 8814066.165|391. 35 1698.1 31.140] 86.111 6359. 39 


Die in dieſer tabellariſchen Überſicht enthaltene Vertheilung der Geſammtfläche in die 
verſchiedenen Kulturarten drückt den Zuſtand vor der Separation ans, der Zuſtand nach der 
Separation, inſonderheit in den Jahren 1864 und 1865, iſt bei Gelegenheit der Grundſteüer⸗ 
Regulirung, anf Grund des Geſetzes vom 21. Mai 1861, ermittelt worden, und oben S. 918, 
919 nachgewieſen. 

Die Liegenſchaften des Marienſtifts nehmen den nördlichen, öſtlichen und ſüdlichen Theil 
der Marsdorfer Feldmark längs der Barfußdorfer, Glewitzer, Kriwitzer, Burower, Specker 
(Colonie Immenthal) und Budrendorfer Gränze ein. Die Umfangslinie der Stiftsbejigun- 
gen hat eine Ausdehnung von 3815,8 laufenden Ruthen = 1,9% M., beinahe 2 M. In 
der Forſt iſt ein Dienſtetabliſſement für den Stiftsförſter, der unter Leitung der Marienſtifts⸗ 
Adminiſtration zu Stettin die Forſt bewirthſchaftet und die Aufſicht über die Forſt führt. 

Der Werth der zur Anlegung neüer, fo wie zur Geradelegung und Vorbe⸗ 
reitung alter fortbeſtehender Wege und Gräben erforderlichen Terrains iſt, ſoweit 
dieſe Wege und Gräben in der dem Marienſtift gehörigen Forſt liegen, von ihm 
allein hergegeben, ſoweit jene Wege und Gräben in der Gemeinde⸗Feldmark liegen, 
von den einzelnen Grundbeſitzern aufgebracht. 

Zur beſſern Entwäſſerung der an dem Gubenbach, welcher die Gränze zwiſchen 
den Feldmarken M. und Kriwitz bildet, gelegenen Wieſen ſoll derſelbe längs der 
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Feldmark Kriwitz, ſoweit die dem Marienſtifte in Folge der Auseinanderſetzung 
zugefallenen Wieſen daran gränzen, d. i.: bis zur alten Golnow-Naugarder Land⸗ 
ſtraße, unter Ausgleichung der gegenſeitig abzutretenden Grundſtücke der Fläche 
nach, diſtancenweiſe gerade und durchweg auf die Gränze gelegt werden. Zu dem 
neüen Bette des Bachs von 1 Ruthe Breite hat jeder der auf beiden Seiten an⸗ 
gränzenden Grundbeſitzer in der Ausdehnung ſeines Plans die Hälfte herzugeben. 
Hiervon find 10 Fuß Duodecimalmaaß zum Bette ſelber und je ein Duodecimal- 
fuß an jeder Seite als Uferrand zu verwenden. Die Ausführung des neüen Bach⸗ 
bettes liegt dem Marienſtifte auf ſeine alleinige Koſten bis zum 1. November 1861 
ob, und in dem darauf folgenden Winter, während deſſen der Boden gefroren iſt, 
hat jeder angränzende Grundbeſitzer in der Ausdehnung ſeines anſtoßenden Plans 
den Auswurf wegzuſchaffen. Soweit der Gubenbach, erſt in Folge der Ausführung 
dieſes Projects die Gränze zwiſchen Kriwitz einer Seits und M. anderer Seits 
bildet, d. i.: von der Burower Gränze auf 97 Ruthen Länge, liegt die künftige 
Unterhaltung dieſes Theils des Gubenbachs dem Marienſtift allein ob, wogegen 
zu den Koſten der künftig gemeinſchaftlich zu bewirkenden Raümung des übrigen 
Theils des gerade gelegten Gubenbachs, alſo vom Endpunkte der 97 Ruthen⸗ 
Strecke bis zur Landſtraße nach Naugard, das Marienſtift die eine Hälfte, und die 
Gemeinde Kriwitz die andere Hälfte beizutragen hat. Auf der andern Seite jener 
Landſtraße befindet ſich im Gubenbache eine Schleüſe, welche das Waſſer in letzterm 
zum Zweck der Berieſelung der nach Kriwitz und Glewitz gehörigen Wieſen auf⸗ 
ſtaut, und nach der Behauptung des Marienſtifts auf ſeine am Gubenbach gelegene 
Wieſen nachtheilig einwirkt. Das Marienſtift hat deshalb die Wegnahme dieſer 
Schleüſe beantragt, und da Seitens der Gemeinden Kriwitz und Glewitz dem 
widerſprochen iſt, ſo bleibt die weitere Erörterung dieſes Gegenſtandes einem be⸗ 
fondern Verfahren vorbehalten. (§. 15 des Receſſes). 

Die Gränzen, der einem jeden Intereſſenten zugewieſenen Abfindungen ſind 
an Ort und Stelle abgeſteckt und behügelt, auch die Hügel ſelber mit unverwes⸗ 
lichen Merkmalen, als Ziegelſtücken und Schmiedeſchlacken, verſehen. Die Land⸗ 
abfindungen find den einzelnen Intereſſenten zur ſervitutfreien Benutzung, ſo weit 
nicht der Gemeinheitstheilungs⸗Receß ſelber eine Ausnahme enthält, und im Übri⸗ 
gen zu denſelben Rechtsverhältniſſen überwieſen, zu welchen ſie die Grundſtücke und 
Berechtigungen, für welche dieſe Abfindungen gegeben worden, vor dieſer Ausein⸗ 
anderſetzung beſeſſen baben. Das Holz auf den gegenſeitig abgetretenen Grund⸗ 
ſtücken hat Jeder bis zum 1. Oktober 1860 fortzuraümen gehabt. Bei Abſchluß 
des Receſſes iſt es von den Intereſſenten anerkannt worden, daß dieſes vollſtändig 
geſchehen iſt, und es einer Ausgleichung unter ihnen nicht mehr bedurfte, zumal 
das Marienſtift auch die Entſchädigung für dasjenige Holz, welches während des 
Prozeſſes über das Eigenthum an der Hufenſchlagsheide, und bevor die Gränzen 
der dem Marienſtifte darin zuerkannten Forſt feſtſtanden, von dieſem auf baüer⸗ 
inch Liegenschaften geſchlagen war, den getroffenen Verabredungen gemäß ges 
eiſtet hat. 

Um das Einkommen des Schullehrers zu verbeſſern wurde demſelben auf den 
Zeitraum von 1860 bis Ende 1870 die unentgeltliche Benutzung eines Wieſenplans 
von 4 Mg. an der Specker Gränze in den Gubenbachwieſen von Seiten des 
Marienſtifts, und des zum Schmiedegrundſtück ausgewieſenen Plans von 3 Mrg. 
158 Ruth. Seitens der baüerlichen Wirthe überlaſſen. Doch wurde dem Lehrer 
nicht geſtattet, auf der Wieſe Vieh zu hüten oder Torf zu ſtechen. (§. 22 des Rec.) 
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— Folgen im Reeeſſe Beſtimmungen betreffend die Regulirung der Verhältniſſe 
von Grundſtücks⸗Nießbrauchern; ſo wie beſondere Beſtimmungen in Betreff der 
Theilung der Bauerhofs⸗Hypotheken Nr. 6 im Marienſtifts⸗Antheil. — Die Jagd⸗ 
nutzung auf der ganzen Feldmark M. hat das Marienſtift, auch nach der Publika⸗ 
tion des Geſetzes vom 31. October 1868, allein bezogen, und als Entſchädigung 
für den Antheil der Kirche und der Gemeinde M. daran auf den Zeitraum von 
der Publikation des gedachten Geſetzes bis zum 1. December 1859 an erſtere 25 
Sgr., an letztere 50 Thlr. 22 Sgr. 5 Pf. bezahlt. Der Seitens des Marienſtifts 
über die Verpachtung der Jagd auf der ganzen Feldmark M. mit ſeinem Förſter 
abgeſchloſſene Vertrag iſt bis zum 1. Juni 1861 in Kraft geblieben, und es hat 
das Marienſtift bis dahin vom 1. December 1859 ab jährlich 4 Thlr. 20 Sgr. 
an die Grundbeſitzer in M., mit Ausnahme der Kirche und der Schule entrichtet. 
— Folgen weiterhin Beſtimmungen wegen Ausweiſung eines Weges über die 
Feldmark Buddendorf; wegen Benutzung von Wegen und Vorfluth-Beſtimmungen. 
Ferner in Betreff der Unterhaltung der Dorſſtraße; der erſten Anlegung und dem⸗ 
nächſtigen Unterhaltung der Wege, Brücken und Gräben und deren Nebennutzun— 
gen. — In den Communal- und Societätslaſten der Grundbeſitzer iſt durch das 
vorliegende Auseinanderſetzungs⸗Verfahren nichts geändert, ſoweit nicht in dem 
Receffe ſelber ausdrücklich andere Beſtimmungen getroffen ſind. Das Marienſtift iſt 
aber nicht ferner verpflichtet zu den Feüerleitern und Feüerküfen das Holz unentgeld⸗ 
lich herzugeben, ſofern eine ſolche Verpflichtung früher beſtanden haben ſollte. — 
In den Grundſteüer⸗Verhältniſſen ſind durch das Geſetz vom 21. Mai 1861 weſent⸗ 
liche Anderungen eingetreten, deren hauptſächlichſte darin beſteht, daß die Grund⸗ 
ſtücke des Marienſtifts, welche vordem zur ſog. Hufenſteüer herangezogen wurden, 
als einer milden Stiftung angehörend, von aller Grundſteüer befreit find. 

Die durch die Gemeinheitstheilung und das Auseinanderſetzungs⸗Verfahren 
zur Ablöſung gelangten ein- und gegenſeitigen Berechtigungen haben im Laufe des 
Jahres 1860 vollſtändig aufgehört, ſo daß am Ende deſſelben dergleichen Berechti⸗ 
gungen nicht mehr beſtanden, und die im §. 18 des Receſſes nachgewieſenen Land⸗ 
abfindungen ſind mit dem 7. Juni 1860 in den vollen Beſitz ihrer Eigenthümer 
übergegangen. 

Marsdorf, aus zwei Antheilen beſtehend, hatte ſeit uralten Zeiten auch zwei 
aus dem Jurisdictions⸗Verhältniß entſpringende, Polizeiobrigkeiten, davon die eine 
bei der Marienſtifts⸗Adminiſtration für den Stiftsantheil des Dorfes, die andere 
für den Stadt⸗ oder dem Hoſpital Spiritus Sancti und der St. Catharinenkirche 
gehörigen Antheil beim Magiſtrate von Golnow war. Dieſe doppelte Verwaltung 
der Polizei an Einem Orte hat das Geſetz vom 14. April 1856, betreffend die 
Landgemeinde⸗Ordnung in den ſechs alten der öſtlichen Provinzen der Preüßiſchen 
Monarchie, beſeitigt, indem der §. 8 dieſes Geſetzes die Vereinigung der Polizei⸗ 
verwaltung in Ortſchaften von zwei oder mehr gutsherrlichen Antheilen in Einer 
Hand vorſchreibt. Mittelſt Verfügung vom 29. October 1856 forderte der Land⸗ 
rath Naugarder Kreiſes, Geh. Regierungsrath v. Bismarck, die Marienſtifts⸗Admi⸗ 
niſtration und den Magiſtrat von Golnow auf, den Beſtimmungen jenes Geſetzes 
und der damit zuſammenhangenden Miniſterial⸗Inſtruktion vom 30. Juni 1856 
Folge zu geben. Die beiden Polizeibehörden vereinbarten ſich deshalb über fol⸗ 
gende Punkte: — 1) Das Marienſtift verwaltet die Polizei, ſoweit dies nothwen⸗ 
dig iſt, in Abſicht der zu ſeinem Patronat gehörigen geiſtlichen Inſtitute, als Kirche 
mit Thurm, Kirchhof, Küſterei und Schule; ferner: die geſammte Forſt⸗ und Jagd⸗ 
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Polizei ohne Concurrenz der Stadt Golnow. Rückſichtlich der Anſprüche auf Holz 
ſervitute und wegen des Eigenthums der Straßengerechtigkeit verbleibt die Polizei⸗ 
Verwaltung bezüglich der Bauten dem Marienſtift. — 2) In Betreff aller übrigen 
Gegenſtände der Polizeiverwaltung, namentlich wegen der Sicherheits- und Ord⸗ 
nungs⸗Polizei der Einwohner und ihrer bürgerlichen Verhältniſſe zum Staate, zur 
Gemeinde und zu einander, der Aufſicht auf fremde Reiſende, der Handhabung des 
Strafrechts, der Aufſicht auf öffentliche Anlagen und Gebaüde, wegen der Aufſicht 
über die Gemeinde als ſolche und über deren Vorſtand, wird der Bürgermeiſter 
Löper zu Golnow als Delegirter des Marienſtifts, in den nächſten 3 Jahren fungiren, 
und mit eigener Verantwortlichkeit die Polizeiverwaltung führen. Dabei bleibt dem 
Marienſtift, insbeſondere dem Curatorium deſſelben, auch der Adminiſtration vor⸗ | 
behalten, jeder Zeit Auskunft und Vorlegung der Akten zu erfordern. — 3) Auf⸗ 
kommende Geldſtrafen bleiben dem Marienſtift vorbehalten, welchem auch vorbehal⸗ 
ten bleibt die geſetzlichen Funktionen zur Beſetzung des Dorfgerichts und zur dis⸗ 
ziplinariſchen Wirkſamkeit wegen deſſelben direct auszuüben. — 4) Das Marienſtift 
zahlt an den Magiſtrat zu Golnow jährlich 2 Thlr. zu Schreibmaterialien, erſtattet 
alle inerigiblen Executionsgebühren und erſtattet auch baare Auslagen und Ge⸗ 
fängnißkoſten für Arreſtanten und Sträflinge nach folgenden Sätzen: Gefängniß⸗ 
miethe 1 Sgr. 3 Pf., Sitzgebühren 1 Sgr. 3 Pf., Heizungskoſten 1 Sgr. 3 Pf., 
Verpflegungskoſten 2 Sgr. 6 Pf. pro Tag und Mann, wogegen die Stadt Golnow 
den Executor hält und die Gefängnißraüme beſchafft und unterhält. Die Königl. 
Regierung war mit dieſer Vereinbarung nicht einverſtanden. In der Verfügung 
vom 7. März 1859 eröffnete ſie dem Landrathe v. Bismarck: das Verlangen der 
Stifts⸗Adminiſtration, ſich bei Übertragung der ihr zuſtehenden Polizeigewalt an 
den Magiſtrat zu Golnow verſchiedene Zweige der Polizeiverwaltung vorzubehalten, 
ſei den Abſichten des Geſetzes vom 14. April 1856, welches die polizeiobrigkeitliche 
Gewalt in demſelben Orte gerade in Einer Hand vereinigt wiſſen will, durchaus 
zuwider, umſomehr, als bei einer derartigen Theilung der Polizeigewalt größere 
Inconvenienzen als zuvor entſtehen würden. Dieſe Verfügung gab dem Curatorium 
des Marienſtifts Veranlaſſung unterm 11. April 1859 unmittelbar an die Königl. | 
Regierung zu berichten. Das Curatorium ſchilderte die zu M. obwaltenden abnor⸗ 
men Verhältniſſe, die ſo eigenthümlicher Art ſeien, daß wol nicht ein zweites Dorf 
in Pommern vorhanden ſein dürfte, welche dieſem zu vergleichen. Das Dorf M., 
bekanntlich aus zwei Antheilen, dem ſtiftiſchen zu , und dem Stadt Goluowſchen 
zu ½ beſtehend, in dem die Stiftsbauern Laſſiten, die Stadtbauern Erbzinsbeſitzer 
ſind, erhob Eigenthums⸗Anſprüche auf die dem Stifte gehörigen Forſten, welche 
erſt nach faſt 30 jährigen Prozeſſen beſeitigt worden. Neben dieſen waren auch 
Prozeſſe über die gutsherrlich⸗baüerliche Regulirung der Stiftsbauern zu führen, 
die zwar früher beendigt, jedoch in ihrer Ausführung bis zur Beendigung des 
Rechtsſtreites um das Eigenthum der Forſten verzögert worden ſind. Aus dem 
Geſetz vom 2. März 1850 find Motive für ein neües Verfahren in der gutsherrlich⸗ 
baüerlichen Regulirung der Stiftsbauern entnommen, welches z. Z. ſchwebt, mit 
demſelben ſteht in Verbindung die Ablöſung der Forſtſervitute, welche die Bauern 
Stadt⸗Antheils geltend zu machen bezwecken. In dieſer Servitut⸗Ablöſung tritt 
der Golnowſche Magiſtrat für das Hoſpital Spiritus Sancti als Intereſſent auf. 
Alles dieſes wirkt mehr oder minder auf die Polizeiverwaltung mit ein; dennoch 
iſt das Stift ſowol als der Magiſtrat beſtrebt geweſen, derſelben in allen Bezie⸗ 
hungen Genüge zu leiſten. Wenn ſich auch nicht vorher beſtimmen läßt, in welcher 
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Zeit und bis wohin die obſchwebenden wirren Verhältniſſe bezüglich des Eigenthums 
und der Berechtigungen zu einem geordneten Zuſtande gelangt ſein werden, weil 
dies nur im Wege richterlicher Entſcheidung zu ermöglichen iſt, ſo iſt doch zu hoffen, 
daß im Verlauf der nächſten zwei Jahre ein ſolcher erreicht ſein wird, und mit 
dieſem würde die Vereinigung alles deſſen, was zur Polizeiverwaltung gehört, oder 
dazu zu rechnen iſt, leichter und ohne Verletzung oder Gefährdung erheblicher Inter⸗ 
eſſen erfolgen können, wozu von Seiten des Stifts-Curatoriums gern die Hand 
geboten werden wird, ein Gleiches auch vom Magiſtrat zu Golnow wol zu erwarten 
ſein dürfte. Wenn das Stift in der vorlaüfigen Vereinbarung von 1856/57 ſich 
die Polizeiverwaltung in Bezug a) auf Kirchen- und Schulweſen, b) Forft- und 
Jagdpolizei, e) auf Baugegenſtände, die eigene Handhabung refervirt hat, ſo dürfte 
darin nichts dem Geſetze Zuwiderlaufendes begriffen ſein, indem nach Art. 7 der 
Miniſterial⸗Inſtruction vom 30. Juni 1856 es an ſich zuläffig ift, daß der In⸗ 
haber der Polizeigewalt in Fällen der Stellvertretung einzelne Acte unter eigener 
Verantwortlichkeit an ſich zu ziehen, wohl befugt iſt. Die Übertragung der Poli⸗ 
zeiverwaltung im Stifts⸗Antheil von M. iſt eben nur eine ſtellvertretende und 
dürfte darauf jene Beſtimmung vollkommen anwendbar ſein. Überdies iſt hinſichtlich 
der obigen drei Gegenſtände noch Folgendes in Betracht und Erwägung zu ziehen: 
Beim Kirchen- und Schulweſen ſteht das Patronat wol der Polizeiverwaltung 
voran, eine Trennung beider dürfte nicht ſelten zu Conflicten führen, die allerſeits 
läſtig, für die Betheiligten aber nur nachtheilig ſind; es dürfte hierbei alſo zur 
Erhaltung einer beſſern Ordnung wol nothwendig ſein, daß da die Patronatsver⸗ 
waltung nicht mit zu übertragen, oder dabei ein Stellvertreter zu halten iſt, dem 
Inhaber auch die alleinige Wahrnehmung der diesfälligen Polizeiverwaltung ver⸗ 
bleibt. Bei der Forſt⸗ und Jagdpolizei wird ſich nach Ausführung der gutsherrlich— 
baüerlichen Regulirung und der Servitut-Ablöfung ein ſolcher Zuſtand von ſelbſt 
ordnen, daß es möglich bleibt, die Stiftsforſt, z. Z. gegen 3000 Mg. Fläche ent⸗ 
haltend, außer aller Verbindung mit M. zum ſelbſtändigen Polizeibezirk zu erhe⸗ 
ben, für welchen Fall keine beſondern Feſtſetzungen erfolgen dürften. Mit demſelben 
Zeitpunkte würden die Baugegenſtände aufhören, Intereſſe für die ſtiftiſche Ver⸗ 
waltung zu haben und in allen Beziehungen zur allgemeinen Polizeiverwaltung 
übergehen. Dieſemnach erſuchte das Curatorium die Königliche Regierung, den 
mit dem Magiſtrate zu Golnow getroffenen Vereinbarungen über die ſtellvertretende 
Polizeiverwaltung durch den Bürgermeiſter Löper im Stifts⸗Antheil zu M. vorlaüfig 
die Geuehmigung zu ertheilen. 


In Anerkennung der angeregten Bedenken willigte die Königl. Regierung 
darin, daß bis zur Beſeitigung der vorliegenden Anſtände, d. h. bis nach endgül⸗ 
tiger Regelung der gutsherrlich-baüerlichen Verhältniſſe der Stiftsbauern zu M. 
und bis nach Ablöfung der Forſtſervitute, welche die Bauern Golnopſchen Antheils 
geltend zu machen bezwecken, die Polizeiverwaltung zu M. wie bisher, nach den 
örtlichen Antheilen getheilt bleibe und dann erſt mit der Vereinigung derſelben in 
Einer Hand, in Gemäßheit der Beſtimmungen des Geſetzes vom 14. April 1856 
vorgegangen werde. (Verfügung vom 14. Mai 1859.) 


Nachdem gegen Ende des Jahres 1863 die Regelung der gutsherrlichen und 
baüerlichen Verhältniſſe, die Servitut⸗Ablöſungen und die Gemeinheitstheilung zu 
M., wenn auch noch nicht vollſtändig zu Ende geführt, doch ſo weit gediehen war, 
daß nunmehr die Vereinigung der Polizeiverwaltung in Einer Hand ins Werk 
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gerichtet werden konnte, ſo ſtellte die Stifts⸗Adminiſtration unterm 13. November 
1863 dahin zielende Anträge an den Landrath v. Bismarck. 

Das Dorf M. mit ſeiner Feldmark beſteht bekanntlich aus 2 Antheilen, und 
es gehören zum Stifts⸗Antheile: die Kirche, das Küſter⸗ und Schulhaus, 13 Bauer⸗ 
höfe, 1; Bauer⸗ und ! Koſſathof, 1 Schmiede nebſt Schmiedehaus, 2 Hirtenhaüſer, 
von denen eins bereits Privatbeſitz und 3 Hauseigenthümer; zum Stadt Gol⸗ 
nowſchen Kirchen- und Hoſpital⸗Antheile: 7 Bauerhöfe. Die Polizeiverwaltung 
über dieſe beiden Antheile kann in Einer Hand vereinigt und dieſelbe einem ſtell⸗ 
vertretenden Verwalter übertragen werden. Die Adminiſtration bringt dazu den 
im October l. J. im Marsdorfer Forſtrevier neü angeſtellten Marienſtifts⸗ 
Förſter Levin in Vorſchlag, welcher die erforderliche Qualification beſitzt, als 
Staatsdiener eidlich verpflichtet und bereit iſt, dieſe Verwaltung widerruflich un⸗ 
entgeldlich ſo zu übernehmen, daß ihm zu ſeinen Dienſtleiſtungen nur etwaige baare 
Auslagen erſtattet werden. In Betreff der Unterbringung von Polizeiſträflingen 
und Arreſtanten und der Ausführung von Executionen ſoll es bei den Verein⸗ 
barungen bleiben, die zwiſchen der Stifts⸗Adminiſtration und dem Magiſtrate zu 
Golnow im Jahre 1856/57 getroffen ſind. 

Was aber das Marienſtifts⸗Forſtrevier Marsdorf = 2349 Mg. 122 Ruth. 
Fläche enthaltend, betrifft, ſo bildet daſſelbe ein, außer aller Verbindung mit dem 
Dorfe M., für ſich beſtehendes Ganze, iſt im Jahre 1862 mit einem Forſt⸗Dienſt⸗ 
Etabliſſement verſehen, und wird darüber, ſo wie über das Etabliſſement die Po⸗ 
lizeiverwaltung von der Stifts⸗Adminiſtration ausgeübt werden. 

Die Königl. Regierung, der von dem Landrathe v. Bismarck Vortrag gehal⸗ 
ten worden war, erklärte ſich damit einverſtanden, dem Förſter Levin die Polizei⸗ 
verwaltung über beide Antheile von M. zu übertragen, ja denſelben, nach Anleitung 
des §. 9 des Geſetzes vom 14. April 1856, die ländlichen Ortsobrigkeiten betreffend, 
auf Koſten der Inhaber der Polizeiobrigkeit zu beſtellen, ſofern ein Einvernehmen 
mit dem Magiſtrat zu Golnow nicht herbeigeführt werden könne. (Verfügung vom 
16. Januar 1864). Allein, abgeſehen von Schwierigkeiten, welche von Seiten des 
2c. Levin nunmehr erhoben wurden, jo hatte der Magiſtrat von Golnow bereits 
früher beachtenswerthe Bedenken gegen die Übertragung der Polizeiverwaltung 
auf den ꝛc. Levin erhoben. Nicht allein, daß offenbar kein Grund vorliegt, ihm, 
dem Magiſtrate, die ſeit undenklichen Zeiten in dem zur Stadt gehörigen Mars⸗ 
dorfer Antheile ausgeübte Polizeigewalt zu entziehen, ſo ſpricht für deren Über- 
tragung auf den Magiſtrat, in Betreff der ganzen Dorfſchaft M., auch unzweifel⸗ 
haft der Umſtand, daß ſich dieſelbe in der Hand einer Behörde, welche überdies 
mit allen dazu nöthigen Mitteln ausgeſtattet iſt, jedenfalls viel beſſer befindet, als 
in der einer Privatperſon, welcher die zur Ausübung der Polizeigewalt erforder⸗ 
lichen Anftalten und das nöthige Perſonal nicht zu Gebote ſtehen, und da alles 
dies erſt vom Magiſtrate gewährt werden ſoll. Dazu kommt, daß M. nur 
eine kleine / Meile von Golnow entfernt belegen iſt, daß deſſen Bewohner in 
täglichem Verkehr mit der Stadt ſtehen, und daß demnach die Ausübung der Polizei 
von hier aus weder mit Schwierigkeiten verbunden iſt, noch irgend eine Beläſti⸗ 
gung für die Bewohner von M. daraus erwächſt. Endlich würde auch rückſichtlich 
der Entfernung durch die Beſtallung des ꝛc. Levin zum gemeinſchaftlichen Polizei⸗ 
verwalter nichts gewonnen werden, weil derſelbe ſeinen Wohnſitz nicht im Dorfe 
M. hat, fondern auf einem neüerdings in der Marsdorfer Forſt erbauten Etabliſſe⸗ 
ment, welches dem Dorfe nur um ein Geringes näher belegen iſt, als die Stadt 
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Golnow. Da wir, ſagt der Magiſtrat wörtlich, mit dem von der Stifts-Admini⸗ 

ſtration gemachten Entſchädigungs⸗Offerte vollkommen einverſtanden ſind, und auch 

ein Mehreres für den Fall einer Übertragung der ungetheilten Polizeiverwaltung 

auf uns nicht verlangen, das Marienſtift daher auch in dieſem Falle nicht mehr 

belaſtet wird, ſo haben wir uns vergeblich nach irgend einem Grunde umgeſehen, 

der es zweckmäßig, oder auch nur wünſchenswerth erſcheinen läßt, uns die Polizei⸗ 

verwaltung in M. zu entziehen und ſolche einer Privatperſon zu übertragen. (Be⸗ 

richt vom 30. Novbr. 1863). Überdies hielt der Magiſtrat den ꝛc. Levin in ſeiner 

Eigenſchaft als Forſtſchutzbeamten zur Übernahme der Polizeiverwaltung auch um 

deswillen für gänzlich ungeeignet, weil die Intereſſen beider Functionen haüfig 

collidiren und die Übertragung beider auf einen und denſelben Beamten ſelbſtver⸗ 

ſtändlich vielfache Inconvenienzen und unaufhörliche Verwickelungen in ihrem Ge- | 

folge haben würden. (Bericht vom 14. Februar 1864). 
Die Stifts⸗Adminiſtration ſchloß ſich der vom Magiſtrate entwickelten Anſicht 

an, was ſie demſelben unterm 28. Juli 1864 zu erkennen gab, und es wurde 

demgemäß, unter Genehmhaltung des Curatoriums des Marienſtifts, eine von der 

Adminiſtration und dem Magiſtrat unterm 27. September und 2. October 1864 

gemeinſchaftlich vollzogene Anzeige an den Landrath v. Bismarck erlaſſen, in Folge 

derer Letzterer unterm 31. October 1864 nachſtehende Bekanntmachung durch das Kreis⸗ 

blatt des Naugarder Kreiſes veröffentlichte: — „Die bisher von der Marienſtifts⸗ 

Adminiſtration zu Stettin in dem Dorfe M., Stifts⸗Antheil, ausgeübte Polizeiverwal⸗ 

tung iſt nach dem getroffenen Übereinkommen dem Bürgermeiſter Löper in Golnow mit 

Genehmigung der Königl. Regierung widerruflich übertragen worden, welcher bis auf 

Weiteres die Polizeigeſchäfte in beiden Antheilen von M. verſehen wird.“ Das 

Übereinkommen zwiſchen der Stifts⸗Adminiſtration und dem Golnowſchen Magi⸗ 

ſtrate, welches ſich auf die Vereinbarungen von 1856/57 ſtützt, iſt, da es von keiner 

Seite gekündigt worden, noch heute, März 1871 in voller Kraft, mit der Maßgabe, 

daß nach dem Abgange des Bürgermeiſters Löper deſſen Amtsnachfolger Schmalz 

als Delegirter des Marienſtifts die Polizeiverwaltung im ſtiftiſchen Antheil von 

M. übernommen hat. 


Marsdorf, Stifts-Antheil. 

Dieſer Antheil beſteht aus / des Dorfs, nämlich z. Z. aus 12 Ganzbauer- | 
höfen, welche im Hypothekenbuche unter den Nr. 1, 2, 3, 4, 5, 8, 9, 10, 11, 14, 
16, 17 eingetragen ſind, 2 Halbbauerhöfen unter Nr. 6 und 25 (aus der Theilung 
des Vollhofes Nr. 6 entſtanden), 1 Einhufnerhofe, Hypotheken Nr. 15, 1 Koſſa⸗ 
tenhof Nr. 7, 1 Viertelhofe, von Hofe Nr. 1 unter der Nr. 1a abgezweigt, 1 
Grundſtück vom Hofe Nr. 9 abgezweigt und die Hypotheken Nr. 24 führend, und | 
1 vom Hofe Nr. 16 abgezweigten Grundſtücke, ohne eine Nr. im Hypothekenbuche. 

Die genannten Grundſtücke, welche urſprünglich aus 13 Vollbauerhöfen, 1 
Einhüfner⸗ und 1 Koſſatenhofe beſtanden, wurden, wie aus dem Obigen hervorgeht, 
bis in die jüngſte Zeit zu laſſitiſchen Rechten beſeſſen und es hatten die jedesmali⸗ 
gen Beſitzer derſelben von den Höfen und von den als Pertinenz dazu gehörigen 
Koſſatenländern und Koſſatenwurthen an das Marienſtift als Gutsherrſchaft gewiſſe 
Abgaben theils jährlich, theils mit Wegfall des zweiten Jahres in jedem dritten 
Jahre und beſtehend in Roggen, Hafer, Rauchhühnern und baarem Gelde, letzteres 
unter den Namen: Beede, Kleinzehnt, Großzehnt, Krugpacht, Zapfengeld, Mühlen⸗ 
pacht, Großzehnt vom Hirten und Schäfer zu entrichten, gewiſſe Holzfuhren gegen 
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Empfang von Bier zu leiſten und Burg- und Baudienſte bei den Stiftsbauten und 
zur Unterhaltung eines Steinpflaſters in Stettin, ſowie bei der Maulbeer⸗Plantage 
der Gutsherrſchaft zu thun. Außerdem war der jedesmalige Schulze dieſes Antheils 
verpflichtet, die Curatoren und Adminiſtratoren des Marienſtifts oder wer ſonſt 
derentwegen geſchickt wurde, aufzunehmen, und mit guter Koſt und aller Bequemlichkeit 
zu verſorgen. Als Entſchädigung dafür war der jedesmalige Schulze von einem 
Theil ſeiner Abgaben an das Marienſtift frei, bezog die von den anderen Wirthen 
zu entrichtenden Rauchhühner, und hatte die Benutzung der dem Marienſtifte auf 
der Feldmark Golnow im ſ. g. Birkenort gehörigen Wieſe. Im Übrigen hatten 
die laſſitiſchen Wirthe als Gegenleiſtungen von der Gutsherrſchaft gewiſſe Hof⸗ 
wehrſtücke erhalten und waren berechtigt, aus der, derſelben auf der Feldmark M. 
gehörigen Forſt freies Bau⸗, Reparatur- und Brennholz, ſowie Poß, Moos und 
Palten zu entnehmen, und ihren Viehſtand darin zu weiden. 

Behufs Ablöſung dieſer, ſeit undenklichen Zeiten in Kraft geweſenen Leiſtun⸗ 
gen und Gegenleiſtungen, iſt zwiſchen der Gutsherrſchaft, dem Marienſtift, vertreten 
durch deſſen Adminiſtrator Rädel (T am 15. März 1871), und den Beſitzern der 
oben nachgewieſenen Liegenſchaften, den Stiftsbauern, am 1. Dezember 1859 ein 
Receß abgeſchloſſen worden, den die Königl. General-Commiſſion für Pommern 
unterm 13. März 1860 beſtätigt hat. Der Receß enthält folgende Feſtſetzungen: 

Auf Grund der Beſtimmungen im Abſchnitt 3 des Regulirungs- und Ablö- 
ſungs⸗Geſetzes vom 2. März 1850 verleihet das Marienſtift den im Eingange des 
Receſſes namentlich aufgeführten Wirthen die dort näher bezeichneten (oben nur 
ſummariſch nachgewieſenen), in ihrem Beſitz befindlichen Grundſtücke nebſt Perti⸗ 
nenzien und Hofwehr zu Eigenthum (§. 2). — Da der Werth der den Wirthen 
zuſtändigen Gegenleiſtungen von der Gutsherrſchaft größer iſt, als der Werth ihrer 
Leiſtungen, jo werden gemäß 8.84 l. c. ſowol alle oben gedachten Leiſtungen, als auch 
alle Gegenleiſtungen ganz und für immer im Wege der Compenſation aufgehoben, und 
es leiſtet die Gutsherrſchaft namentlich auf dasjenige Kapital von 122 Thlr. 28 
Sgr. 9 Pf. von jedem Ganzbauern hierdurch Verzicht, welches ihr als Erſatz für 
die bei den einzelnen Höfen vorhandene Hofwehr durch das rechtskräftige Erkennt⸗ 
niß vom 3. September 1839 zugeſprochen war. (8. 3).— Dagegen bleibt das Ma— 
rienſtift als Gutsherrſchaft verpflichtet, an den jedesmaligen Schulzen ſeines An⸗ 
theils, oder wenn die beiden Schulzenämter des Marienſtiſts- und Golnower An⸗ 
theils vereinigt werden ſollen, an den jedesmaligen Schulzen von M. als Salair 
jährlich am 1. Oktober poſtnumerando und zum erſten Mal am 1. October 1860 
eine feſte Geldentſchädigung von 13 Thlr. 16 Sgr. 9 Pf. zu zahlen, ihm auch 
ferner die Benutzung der dem Marienſtifte gehörigen Wieſe im ſ. g. Birkenorte 
auf Golnower Feldmark zu geſtatten. (§. 4) — In der im F. 3 feſtgeſetzten Auf⸗ 
hebung aller bisherigen Abgaben und Dienſte ſind nicht mit einbegriffen: a) die⸗ 
jenigen Heüwerbedienſte, welche die 13 Ganzbauern des Marienſtifts-Antheils 
in Gemeinſchaft mit den 7 Wirthen des Golnower Antheils an den Beſitzer des 
Vorwerks Ihnaburg zu leiſten haben. b) das Grundgeld von jährlich 2 Thlr., 
welches der jedesmalige Eigenthümer des Schmiedegrundſtücks in M. an das Ma⸗ 
rienſtift zu entrichten hat, vielmehr müſſen dieſe Rente und Dienſte ſo lange un⸗ 
verändert fort entrichtet werden, bis ſie beſonders abgelöſt ſind. (S. 5). — 

(Wie ſchon oben erwähnt, ſind die Ihnaburger Dienſte mittelſt Receſſes vom 
25. October 1860, und das in Rede ſeiende Grundgeld von 2 Thlr. iſt durch 
Baarzahlung des 25fachen Betrages, nach Anleitung des Geſetzes vom 15. April 
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1857, betreffend die Ergänzung und Abänderung des Ablöſungsgeſetzes vom 2. 
März 1850 bezüglich der Ablöfung der den geiſtlichen und Schul-Inſtituten ꝛc. zu⸗ 
ſtehenden Reallaſten, abgelöſt worden. [Receß vom 22. Auguſt 1860, beſtätigt den 
21. November 1860.) 

Die im §. 6 des Regulirungs⸗ und Ablöſungs-Geſetzes vom 2. März vorge: 
ſchriebene Um⸗ und Zuſammenlegung der zu den regulirten Höfen gehörigen, im 
Genienge liegenden Grundſtücke, erfolgt in einem beſondern Verfahren, in welchem 
zugleich alle ſonſtigen zwiſchen dem Marienſtift einer Seits und den baüerlichen 
Wirthen ſeines und des Golnower Antheils anderer Seits beſtehenden Verhältniſſe 
werden geordnet werden. (§. 6). 

(Erledigt durch den Gemeinheitstheilungs-Receß vom 9. September 1864.) 

Die Ausführung dieſer Regulirung iſt mit dem 1. October 1859 bereits er⸗ 
folgt, und es ſind die regulirten Wirthe verpflichtet, die bisherigen feſten Abgaben 
an das Marienſtift nach Maßgabe der verſchiedenen Fälligkeitstermine derſelben, 
ſoviel davon auf den Zeitraum bis zum 1. October 1859 antheilig trifft, am 
1. December 1859 in bisheriger Weiſe zu entrichten. Dagegen leiſten die regulirten 
Wirthe auf eine Nachlieferung des ihnen bis zum 1. October 1859 von dem Ma⸗ 
rienſtift nicht verabfolgten Bau⸗ und Reparaturholzes, bezw. auf eine Entſchädigung 
dafür Verzicht und bleiben ihrer Seits berechtigt die Poß⸗, Palten⸗ und Streü⸗ 
berechtigung bis zum 1. Oktober 1860, die Weideberechtigung aber bis zum Schluffe 
der Weidezeit des Jahres 1860 in bisheriger Weiſe in den, dem Marienſtifte auf 
der Feldmark gehörigen Forſten auszuüben. ($. 7.) — Die Contrahenten bewilligen 
und beantragen gegenſeitig die Berichtigung der Hypothekenbücher nach Maßgabe 
dieſes Receſſes. (8. 8.) — Die Koſten dieſer Regulirung werden zur einen Hälfte 
vom Marienſtifte, zur andern Hälfte von den baüerlichen Wirthen getragen, wobei 
die Beitrags⸗Quote für einen Vollbauerhof zu 0,037, die der Abzweigungen nach 
Verhältniß ihres Areals die des Einhüfnerhofes zu 0,012 und des Koſſatenhofes 
zu 0,007 feſtgeſetzt worden iſt]. (8. 9.) — Vor der Unterſchrift wird zum §. 4 noch 
bemerkt, daß der jedesmalige Schulze nicht die Benutzung der ganzen Wieſe im 
Birkenort gehabt hat, und in Zukunft haben ſoll, ſondern nur einen Theil davon, 
welcher in ¼ der ganzen Fläche beſteht und gegenwärtig die Parcele Nr. 2. 
bildet. 7 

In dem Termine am 1. December 1859 war der Mitbeſitzer des Hofes, 
Hypotheken Nr. 2, ausgeblieben, und der Beſitzer des Hofes, Hypotheken Nr. 10, 
hatte die Vollziehung des Receſſes durch ſeine Unterſchrift verweigert. Beide wurden 
durch Erkenntniß vom 24. Januar 1860 für ſchuldig befunden, den von den übrigen 
Betheiligten am 1. December 1859 vollzogenen Receß gleichfalls zu vollziehen, 
und demgemäß für Recht erkannt, ihre Unterſchriften mit der Wirkung des $. 170 
der Verordnung vom 20. Juni 1817 richterlich zu ergänzen. 

Wenn weiter oben, S. 694, die Zahl der Stiftsbauerhöfe zu 14 angegeben 
wurde, ſo iſt unter dem einen Mehrhofe der halbirte Vollbauerhof Nr. 6 zu ver⸗ 
ſtehen. Dort war auch ſchon von dem Schulzen im Marienſtifts-Antheil die Rede, 
daß derſelbe von jeher eine Entſchädigung für ſeine Mühwaltung bezogen habe. 
Welche Feſtſetzungen in dieſer Beziehung durch den Regulirungs- und den Gemein⸗ 
heitstheilungs⸗Receß getroffen worden, iſt im Obigen nachgewieſen. Im Stifts⸗ 
Antheile iſt ſtets ein vollſtändiges Dorfgericht, beſtehend in einem Schulzen und 
zwei Gerichtsleüten, beſtellt geweſen, welches alle Communal-Angelegenheiten der 
Gemeinde beider Antheile, ſeit dem Jahre 1839 auch in dem Stiftsforſtrevier 
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Marienwald, zu beſorgen und zu betreiben hatte. Neben demſelben unterhielt der 
Magiſtrat im Stadt⸗Antheil einen beſondern Schulzen, auch zeitweiſe einen Ge⸗ 
richtsmann als deſſen Stellvertreter, welcher die Polizei-Angelegenheiten in dem 
Antheile zu beſorgen hatte, und dem jeder feiner 6 Gemeindegenoſſen ſeit 1818 eine 
jährliche Remuneration von 1 Thlr. geben mußte (S. 695). Weder das heil. 
Geiſt⸗Hoſpital noch die St. Catharinenkirche trug zum Schulzen⸗Solde etwas bei. 
Schulze und Gerichtsleüte, oder das Dorfgericht, bilden in erſter Poſition den 
Ortsvorſtand oder die Communalbehörde, in zweiter Poſition iſt der Schulze Organ 
der Polizeibehörde und die Gerichtsmänner ſind ſeine Stellvertreter. Die mit der 
gutsherrlich-baüerlichen Regulirung und der Gemeinheitstheilung zu M. verbundenen 
Verwickelungen haben, wie wir geſehen, die Vereinigung der Polizeiverwaltung in 
Eine Hand bis gegen Ende 1864 verzögert. Als dieſelbe zur Ausführung kam, 
befand ſich im Stifts⸗Antheil 1 Schulze und 1 Gerichtsmann, und im Stadt⸗Antheil 
ebenſo 1 Schulze und 1 Gerichtsmann. Unmittelbar darauf gingen die beiden 
letzten ab, worauf der Magiſtrat, ohne der Marienſtifts⸗Adminiſtration davon Mit⸗ 
theilung zu machen, aus dem Stadt-Antheil einen Bauerwirth zum Gerichtsmann 
ernannte, wogegen von Seiten des Marienſtifts umſoweniger etwas zu erinnern 
war, als die Ernennung aus dem Stadt-Antheil erfolgte, und dadurch das Dorf- 
gericht nach dem Beſitz⸗Verhältniß beider Antheile gebildet wurde, indem aus dem 
Marienſtifts⸗Antheil der Schulze und ein Gerichtsmann, aus dem Stadt⸗Antheil 
ein Gerichtsmann genommen war. Im Jahre 1869 hat der Gerichtsmann des 
Stifts⸗Antheils, weil er Altſitzer geworden, ſein Amt reſignirt, woraus der Magiſtrat 
Veranlaſſung geſucht, die Gemeinde zu einer Wahl zu provociren. Da hierdurch 
die beſtehende Verfaſſung alterirt worden und dies Verfahren die Rechte und Be⸗ 
fugniſſe des Marienſtifts verletzte, der Magiſtrat zu dem verfaſſungswidrigen Ver⸗ 
fahren weder befugt, noch legitimirt war, ſo ernannte die Adminiſtration in Aus⸗ 
übung des ſtiftiſchen Rechts zur Ergänzung des Dorfgerichts ein Gemeinde-Mitglied 
aus dem Stifts⸗Antheile zu der erledigten Stelle und zeigte dies dem Landrath 
v. Bismarck behufs der Beſtätigung und der Vereidigung des namhaft gemachten 
Bauerhofsbeſitzers an. (Schreiben, 24. September 1869). Der Landrath hielt den 
Fall zu einem Bericht (vom 12. März 1870) an die Königl. Regierung für ange: 
than, welche die Entſcheidung traf, daß das Recht der Ernennung der Dorfgerichts⸗ 
Perſonen ihrerſeits nicht als Annexum der ſtellvertretenden Polizeiverwaltung be⸗ 
trachtet werde, folgerecht weder auf Grund des Abkommens zwiſchen der Stifts⸗ 
Adminiſtration und dem Magiſtrate, d. d. Stettin, 27. September — Golnow, 
2. Octbr. 1864, noch Kraft ihres Amtsblatt Publicandums vom 20. Octbr. 1864 
dem Magiſtrate Golnow zuſtehe. Von einem Wahlrecht der Gemeinde könne nach 
§. 11 der Miniſterial⸗Inſtruction vom 30. Juli 1856 nirgends die Rede fein. So⸗ 
fern alſo der abgegangene Gerichtsmann dem Stifts-Antheile M. angehörte, er⸗ 
ſcheine es nur billig, wenn die Ernennung des Nachfolgers ausſchließlich durch die 
Marienſtifts⸗Adminiſtration erfolge. Dagegen würde bei einer etwaigen ſpätern 
Functions⸗Niederlegung des zweiten Gerichtsmannes deſſen Nachfolger lediglich durch 
den Magiſtrat auf eigene Hand zu vociren ſei. Trete eine Vacanz des Schulzen⸗ 
Poſtens ein, fo würde die Wiederbeſetzung dieſes Communal⸗Amtes durch die bei⸗ 
den Obrigkeiten gemeinſchaftlich zu bewirken ſein. 
Marsdorf, Stadt-Antheil. 

Unter dieſer Bezeichnung wird der kleinere Theil des Gemeindebezirks M., 

½ deſſelben anhaltend, verſtanden, beſtehend aus den 5 ½ Bauerhöfen, welche dem 
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Hoſpital Spiritus Sancti, und den 17¼ Höfen, die der St. Catharinenkirche gehören. 
Der Stadt⸗Antheil von M. hat mithin 7 Höfe der piorum corporum, die im Hypo⸗ 
thekenbuche die Nr. 12, 13, 18, 19, 20, 21, 22 führen. Zur Ergänzung der, dieſe 
Höfe betreffenden Nachrichten, welche weiter oben eingeſchaltet ſind, dienen folgende 
Mittheilungen. 

Von den in ganz M. befindlichen 20 Vollbauerhöfen iſt der ſ. g. Tetzlawſche 
Hof, der jüngſte, welcher daſelbſt entſtanden iſt. Er iſt auf dem Grund und Boden 
des Hoſpitals St. Sp. angelegt, deſſen Proviſoren ihn, etwa um 1735, durch Joa⸗ 
chim Tetzlaw einrichten ließen, und zwar auf mit Holz bewachſenem Lande, am aüßerſten 
Ende der Feldmark belegen, woſelbſt 3 Hufen zur Landung für den Hof abgemeſſen 
und demſelben zugelegt wurden. Nach Radung des Bodens waren die Arnten auf 
dem neüen Acker recht ergiebig, allein die Tragfähigkeit nahm nach und nach ab, 
und ſchon ſeit dem Jahre 1746 mußte der Inhaber des Hofes um Erlaß der Pacht 
von Einer Hufe anſuchen, der ihm auch bewilligt wurde. In der Folge trat zwar 
nach fleißiger Bearbeitung des Bodens eine Beſſerung des Ertrags ein, allein die⸗ 
ſelbe war nicht nachhaltig und ſchon 1782, als Johann Kop den Hof bewirth⸗ 
ſchaftete, mußte abermals eine Remiſſion an der Pacht zugeſtanden werden. 

Dies betraf nur den einzelnen Hof; es hat aber auch Zeiten gegeben, wo 
alle Höfe in der gleichen Lage geweſen ſind. Im Jahre 1755 herrſchte in ganz 
Oſtpommern ein ſo überaus großer Mißwachs, daß aus dem eingeärnteten Getreide 
kaum die Ausſaat gedroſchen werden konnte, und Brotkorn, ſowie auch Viehfutter, 
da von den überſchwemmten Wieſen kein Heü geworben wurde, gekauft werden 
mußte. Ganz beſonders hatte u. a. die Dorfſchaft M. gelitten. Den Marienſtifts 
Bauern wurde auf ihr Bittgeſuch durch Curatoriums⸗Beſchluß vom 14. Februar 
1756 — das Curatorium beſtand aus v. Wachholz, v. Ramin, v. Bork, — ½ 
ihrer Pacht als Remiſſion bewilligt, mit dem fernern Zuſatz, daß, wenn ſie nicht 
im Stande ſein ſollten, die übrigen / der Pacht in Körnern abzuführen, ihnen 
nachgegeben wurde, die Pacht im September⸗Termin in Gelde zu berichtigen, und 
zwar den Sch. Roggen zu 1 Thlr., den Sch. Hafer zu / Thlr. gerechnet. Zugleich 
wurde denjenigen Stiftsbauern, welche Brotkorn bedürfen würden, zugeſtanden, 6 
Sch. Roggen vom Kirchenboden zu nehmen, den ſie jedoch ebenfalls im September⸗ 
Termin mit 1 Thlr. pro Scheffel zu bezahlen hatten. Die Kirchen- und Hoſpital⸗ 
Bauern befanden ſich ſelbſtverſtändlich in derſelben traurigen Lage, wie die Stifts⸗ 
bauern; allein ſie fanden mit ihrer Vorſtellung um Remiſſion bei den Vorſtehern 
der frommen Stiftungen kein ſo williges Gehör, als die Stiftsbauern beim Cura⸗ 
torium gefunden hatten, und nicht allein das, ſie wurden auch mit Execution be— 
droht, und als dieſe Drohung keinen Erfolg haben konnte, die executiviſche Bei⸗ 
treibung der vollen Kornpächte wirklich ins Werk gerichtet. In ihrer Angſt wandten 
ſie ſich mittelſt Vorſtellung vom 10. Mai 1756 an das Königl. Conſiſtorium und 
baten daſſelbe um ſeinen Schutz, der ihnen auch auf der Stelle zu Theil wurde, 
indem unterm 11. Mai 1756 an den Präpoſitus und die Proviſoren piorum cor- 
porum zu G. der Befehl erging, die Kirchen- und Hoſpitalbauern unter den ob⸗ 
waltenden Umſtänden ebenfo zu behandeln, wie es mit den Stiftsbauern geſchehen, 
und die bereits verfügte Execution des Schleünigſten aufzuheben. 

Zwanzig Jahre ſpäter hatten die Kirchen⸗ und Hoſpitalbauern Veranlaſſung, 
wiederum eine Beſchwerdeſchrift bei dem Königl. Conſiſtorium einzureichen. Dieſes 
Mal war die Beſchwerde gegen den Magiſtrat von G. gerichtet. In der Vorſtellung 
vom 3. Juli 1776 trugen ſie vor: Magiſtrat wolle ihnen, den Stadteigenthums⸗ 
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Unterthanen gleich, die Paßfuhren aufbürden, was für ſie eine ganz neüe Auflage 
ſei, die man ihnen vor undenklichen Zeiten her niemals angemuthet habe; ſie hätten 
keine andere, als Militär⸗Marſchfuhren gethan, wären auch nicht zum Stadteigen⸗ 
thum belegen, ſondern würden denen zur Marienſtiftskirche gehörigen Unterthanen 
gleich geachtet. Sollte ihnen dieſe Laſt wider alles Recht neü aufgelegt werden, 
ſo würden ſie dem gewiſſen Ruin, die beiden pia corpora aber dem größten Schaden 
ausgeſetzt ſein, da ihre Anſpannung und ihr Zugvieh ohnehin durch den beim 
letzten Brande verurſachten Bau, auch viele Holz- und Baumaterialien-Fuhren an⸗ 
gegriffen ſei, bei ſolchen beſtändigen Paßfuhren gewiß ſtürzen würde und ihnen die 
beiden pia corpora, wenn ſie, die Bittſteller, conſervirt werden ſollten, anderes 
Zugvieh anſchaffen müßten. Darum baten ſie das Königl. Conſiſtorium, die hohe 
Aufſichtsbehörde wolle ſie gegen dieſe ihnen angeſonnene Laſt in Schutz nehmen, 
und an den Magiſtrat ſchleünigſt einen Gegenbefehl erlaſſen. 

Dieſe vom Magiſtrat eingeführte Neüerung erregte beim Conſiſtorium leb⸗ 
haftes Bedenken. Um der Sache auf den Grund zu gehen, wurde der Magiſtrat | 
durch Verfügung vom 4. Juli 1776 aufgefordert, wegen feines Verfahrens binnen | 
3 Tagen rechtfertigenden Bericht zu eritatten. Der Magiſtrat berichtete darauf 
unterm 6. Juli 1776, daß die Paßfuhren, welche den Gegenſtand der Beſchwerde 
der Bauern ſeien, zum Vorſpann für den Großfürſten von Rußland und deſſen 
Gefolge dienen ſollten. Die Königl. Kriegs- und Domainenkammer habe zu dieſem 
Behuf dem Stadteigenthum 40 Stück tüchtiger Pferde zugeſchrieben. „Wenn wir 
aber, fährt der Magiſtrat in ſeinem Berichte fort, nur 2 Kämmereidörfer (Barfus⸗ 
und Mönchendorf) haben, der Golnowſche Antheil an M. mit zum Stadteigenthum 
gehört, Contribution, ſo wie andere onera publica beitragen muß, und die beiden 
Kämmereidörfer nicht fo viel tüchtige Pferde aufbringen können, jo haben wir die 
Marsdorfſchen Kirchen- und Hofpital-, sub onere contribuendi ſtehenden Bauern 
zu dieſen Burgfubren mitzuziehen nicht umhin können, und da ſchon am 16. hujus 
die Vorſpannpferde in Gr. Sabomw bereit ſtehen müſſen, daher auch keine Abän⸗ 
derung der Anzahl Pferde bei der Königl. Kammer nachſuchen können. Verhoffen 
alſo, daß Königl. Conſiſtoriunc es bei dieſer einmaligen Veranlaſſung bewenden, 
und deshalb die allerernſtlichſten Befehle an die querulirenden Bauern zur Ge⸗ 
ſtellung der Pferde ergehen laſſen wolle, damit bei der Vorlegung es nicht an 
Pferden ermangele und Unordnungen vorgehen mögen.“ 

Das Königl. Conſiſtorium ließ es zwar unter den obwaltenden Umſtänden 
bei der Heranziehung zu den Vorſpannpferden für den Großfürſten von Rußland, 
einen Gaſt des Königs, für dieſes Mal bewenden, forderte aber den Magiſtrat 
auf, den beſchwerdeführenden Bauern einen Revers auszuſtellen, welcher die Ver⸗ 
ſicherung enthalte, daß ohne alle weitere Folge nur für dieſes Mal in dem aüßerſten 
Nothfalle von ihnen der Vorſpann gefordert ſei. Gleichzeitig wurde unterm 13. Juli 
1776 Präpofitus und Proviſoren der piorum corporum von dem Verfügten in 
Kenntniß geſetzt und veranlaßt, zu berichten, in wiefern dieſe Bauern zu den 
oneribus publieis, insbeſondere aber zu den in Rede ſeienden Fuhren zu concurriren, 
verpflichtet ſeien. Präpoſitus und Proviſoreu berichteten unterm 8. Auguſt 1776: 
gedachte Bauern gehörten gar nicht zum Stadteigenthum und hätten demzufolge 
auch keine Onera an den Magiſtrat abzutragen. Was jeder Bauer zu entrichten 
habe, ſei die landesherrliche Contribution mit monatlich 1 Thlr. 6 Sgr. 6 Pf., 
und die Getreidepächte an die pia corpora mit 17 Schffl. Roggen und 25 Schffl. 
Hafer. Was die Fuhren betrifft, ſo ſeien dieſe Bauern zu keinen anderen, als den 
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Marſchfuhren des Militairs verpflichtet, wofür ſie auch eine billige Vergütigung, 
nämlich pro Pferd auf jede Meile 2 Gr., erhielten, aber ſeit dem vorigen Kriege, 
dem jährigen, hätten fie noch keinen Heller von dieſer Vergütigung geſehen, ſowie 
ihnen auch über 2 Jahre die Gelder für ihre Fourage⸗Lieferungen vorenthalten 
ſeien. Zu Reiſen des Königs und deſſen Gäſten Vorſpann zu ſtellen ſeien ſie gar 
nicht verbunden, weshalb ihnen ſchon vor vielen Jahren von dem damaligen regie⸗ 
renden Bürgermeiſter Auen eine ſchriftliche Verſicherung gegeben worden, die aber 
durch die Feüersbrünſte, deren M. ausgeſetzt geweſen, verloren gegangen ſei. Seien 
Reiſen des Königs vorgekommen, ſo hätten die Müller und Pächter in und bei G. 
mit anſpannen müſſen, wenn die Pferde im Geſſchen Eigenthum nicht hingereicht 
hätten. Präpoſitus und Proviſoren baten daher, Conſiſtorium wolle — 1) den 
Magiſtrat noch ein Mal und alles Ernſtes anweiſen, daß die von ihm mittelſt Ver⸗ 
fügung vom 13. Juli verlangte ſchriftliche Verſicherung auch wirklich ertheilt werde, 
damit die Bauern pro futuro von dergleichen Fuhren frei gelaſſen würden; auch 
— 2) bei der Königl. Kriegs⸗ und Domainenkammer dahin zu wirken, daß die 
Bezahlung der ſeit dem Kriege den Bauern rückſtändig gebliebenen Marſchfuhren⸗ 
und Fourage-Lieferungsgelder endlich und nunmehr baldigſt erfolge, damit dieſe 
armen und durch die wiederholten Feüersbrünſte in ihren Nahrungsquellen herab⸗ 
gekommenen Unterthanen der pia corpora ſich einiger Maßen wieder erholen 
könnten. Hierauf wurde vom Conſiſtorium unterm 9. Auguſt 1776 dem Magiſtrate 
der Befehl vom 13. Juli erneüert und derſelbe aufgefordert jenen Revers ſofort 
zu ertheilen; ſollte Magiſtrat ſich beifallen laſſen, in Befolgung dieſes Befehls ſich 
ſaümig zu zeigen, ſo habe er zu gewärtigen, daß er dazu durch empfindliche Zwangs⸗ 
maßregeln werde angehalten werden. Präpoſitus und Proviſoren der piorum cor- 
porum aber wurden aufgefordert, zuvörderſt anzuzeigen, ob die Vergütigung der 
Fourages und Marſchfuhren⸗Gelder den Bauern vom Landrathe oder vom Magiſtrate 
ausgezahlt werden müſſe, und ob ſie ſich deshalb gehörigen Orts ſchon gemeldet, 
oder dafern dieſes noch nicht geſchehen, dieſerhalb einen Verſuch mit Beifügung 
der Liquidation der Forderungen zu machen, und alsdann, wenn ſolches vergeblich 
ſein ſollte, davon mit Beifügung der darauf empfangenen Reſolution fernere An⸗ 
zeige zu machen. 

Das Fuhrenweſen der M.ſchen Stadt⸗Bauern hat auch in der Folge zu 
vielen Erörterungen und Verdrießlichkeiten, die ſelbſt zur richterlichen Cognition gebracht 
worden ſind, Anlaß gegeben. Die Bauern hatten die Quaſi⸗obſervanzmäßige Ver⸗ 
pflichtung, die Beamten der St. Catharinenkirche und des Hoſpitals Spiritus Sancti 
bei deren Reiſen in Geſchäften der pia corpora zu fahren. Da nun nach dem 
Mandato Regii regiminis vom 19. Juni 1786 Provisor dirigens der St. Catha⸗ 
rinenkirche, Bürgermeiſter D. Stein, vorgeladen war, dem Inſtructions⸗Termine 
in causa der Catharinenkirche contra Magistratum, welcher auf den 8. Auguſt an⸗ 
beraumt war, in Perſon zu erſcheinen, ſo hatte er durch den Schulzen des Stadt⸗ 
Antheils von M. zwei Hoſpitalbauern zur Fahrt nach Stettin beordern laſſen. 
Dieſe fuhren nun auch den Bürgermeiſter wirklich nach Stettin, weigerten ſich aber 
hartnäckig, ihn von dort wieder abzuholen, ſo daß er ſich genöthigt ſah, in Stettin 
einen Wagen anzunehmen, der ihn nach Golnow zurückbrachte, und wofür er 4 Thlr. 
12 Gr. bezahlen mußte, die ihm von der Kirchenkaſſe erſtattet wurden. Das Kir⸗ 
chenproviſorat erſuchte nun den Magiſtrat, in deſſen Eigenſchaft als Patron des 
Hoſpitals, jenen Betrag — zu dem ſpäter noch 4 Thlr. für eine zweite Fuhre 
kamen, — von den Spannpflichtigen Bauern wieder einziehen zu laſſen und an die 
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Kirchenkaſſe abzuführen. Der Magiſtrat weigerte ſich, dieſem Anſinnen Folge zu 
geben, worauf das Kirchenproviſorat an das Conſiſtorium ging und unterm 
19. Auguſt 1766 mit der Bitte vorſtellig wurde — Conſiſtorium möge den erfor⸗ 
derlichen Befehl zur Erſtattung jener Fuhrauslagen an den Magiſtrat ergehen 
laſſen. Dies geſchah denn auch mittelſt Mandats vom 7. September 1786. Aus 
den Verhandlungen, welche darauf beim Magiſtrate gepflogen wurden, ergab ſich 
aber, daß das Kirchenproviſorat der Meinung war, auch die Hoſpitalbauern müßten, 
altem Herkommen nach, die Amtsfuhren der Kirchenproviſoren verrichten, ſo oft 
es ihnen angeſagt werde, während das Hoſpitalproviſorat ſammt den Bauern des 
Hoſpitals das Gegentheil behaupteten und letztere ſich nur für verpflichtet hielten, 
die Fuhren in Amtshandlungen des Hoſpitals zu leiſten, inſonderheit ſagten ſie in 
der protokollariſchen Vernehmung vom 9. November 1786 aus: Die Proviſoren 
des Hoſpitals Spiritus Sancti hätten es ihnen ausdrücklich unterſagt, den Bür⸗ 
germeiſter Stein von Stettin wieder abzuholen, da die Geſchäfte, welche derſelbe 
dort zu verrichten gehabt, das Hoſpital nicht im Mindeſten angehe. Es entſpann 
ſich nun zwiſchen Magiſtrat, Hoſpitalproviſorat, Kirchenproviſorat und Conſiſtorium 
ein weitlaüfiger Schriftwechſel, der Jahrelang gedauert hat. In dieſem Schrift⸗ 
wechſel nahm das Conſiſtorium von Hauſe aus entſchieden Partei für die Kirche; 
es ergab ſich aber aus demſelben, daß der ganze Streit, welcher periodenweiſe ein 
ſehr gehäſſiges Anſehen hatte, aus gegenſeitiger Anfeindung zweier Magiſtrats⸗ 
Glieder entſprungen war, nämlich des mehrgenannten Polizeibürgermeiſters D. Stein 
und des Stadtſyndikus Dallmer, von denen der letztere die Hoſpitalsbauern gegen 
den dirigirenden Proviſor der St. Catharinenkirche aufgehetzt hatte. Weil eine 
Verſtändigung zwiſchen den ſtreitenden Parteien nicht in die Wege geleitet werden 
konnte, trug der Magiſtrat die ganze Sachlage in einer Vorſtellung vom 23 März 
1789 dem geistlichen Departement vor, deſſen Chef der — famoſe Miniſter Woellner 
dem Conſiſtorium mittelſt Reſcripts vom 23. April 1789 den Befehl ertheilte: — 
„Das Verfahren wegen Wiedererſtattung der gezahlten Fuhrkoſten durch die Hoſpi⸗ 
talkaſſe oder durch die Hoſpitalbauern aufzuheben, ſodann die Gelder vor der Hand 
aus dem Kirchenvermögen zu nehmen — (was Magiſtrat im Beginn des Streits 
beantragt hatte) — bis zwiſchen den Bauern unter ſich ausgemacht worden, wer 
die queſt. Fuhren thun ſolle, inmaßen das Hoſpital für ſich hat, daß in der Regel 
dieſe, die Kirche allein angehende, Fuhren von den Kirchenbauern geſchehen müſſen, 
die entgegenſtehende Obſervanz aber ſo klar nicht iſt, als von Eüch (dem Conſiſto⸗ 
rium) angenommen worden, mithin dieſe, keine Polizeiſache betreffende Streitigkeit 
in via juris ausgemacht werden muß.“ — Das Conſiſtorium beſchritt den vom 
Miniſter angedeüteten Weg und beauftragte unterm 14. Mai 1789 den Hof⸗ und 
Conſiſtorialfiskal, Regierungsrath Tobold, dieſe Sache Namens der St. Catharinen⸗ 
kirche in Contradictorio bei der Königl. Regierung gegen den Geſchen Magiſtrat 
auszuführen. Drei Jahre vergingen, da endlich ſtand in der Sache am 13. April 
1792 ein Inſtructions⸗Termin an, in welchem ꝛc. Tobold ſeinen Antrag dahin 
ſtellte: — 1) den Magiſtrat zu G., als Patron des Hoſpitals zum heil. Geiſt, für 
ſchuldig zu erkennen, daß die demſelben in M. gehörigen Bauern in Angelegenheiten 
der St. Catharinenkirche nach der ſie treffenden Reihe die vorfallenden Fuhren 
verrichten; — 2) ihn zur Wiedererſetzung der 4 Thlr. 12 gr. und 4 Thlr. wegen 
der von dem Bürgermeiſter Stein angenommenen Miethsfuhren durch die zur 
Leiſtung dieſer Fuhren ſchuldig gewordenen Hoſpitalbauern an die St. Catharinen⸗ 
kirchen⸗Kaſſe; und — 3) in die Koſten dieſes Prozeſſes zu verurtheilen. — Auf 
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die im Termine am 13. April zu Protokoll gegebenen Klage⸗Auslaſſungen des 
ꝛc. Tobold erließ die Königl. Regierung (Provinzial⸗Gerichtshof) unterm 7. Mai 
1792 das folgende — 

Decretum. Es kann die Klage für jetzt noch nicht für hinreichend ſub⸗ 
ſtantiirt angenommen werden, ſondern Klägeriſcher Seits wird dem Anſehen nach 
zu voreilig geſchloſſen, daß, weil eine Handlung mehrmalen geſchehen, ſo ſei ſie 
auch ſchon Recht und Schuldigkeit. Kläger beruft ſich auf eine Obſervanz, oder 
mit beſtimmterm Ausdruck auf eine Gewohnheit, consuetudinem, daß die Bauern 
des einen pii corporis in G., nämlich des Hoſpitals, auch zum alleinigen Nutzen 
des andern pii corporis, nämlich der St. Catharinenkirche, anſpannten, wogegen 
die Bauern des letztern es reciprocirten; und führt er davon verſchiedene Fälle 
an, daß dergleichen Anſpannung von den Hoſpitalbauern geſchehen. Eine Gewohnheit 
nun iſt ein jus non scriptum, oder lex non scripta, mithin gehört zum Weſen 
derſelben, daß man aus den Handlungen mit Grund ſchließen kann, daß ein Ge⸗ 
ſetzgeber es ſo gewollt habe; denn zwei privati machen aus ihren reciproquen 
Handlungen keine Gewohnheits-Rechte. Der Bauer in Pommern iſt, außer in 
den ſeltenſten Fällen, kein Eigenthümer, ſondern ſteht unter einem Grundherrn, 
dem er ökonomiſche praestanda ſchuldig iſt. Ein Patron eines pii corporis iſt 
qua talis kein Grundherr derjenigen Grundſtücke, jo das pium corpus etwa acquirirt 
und ein pium corpus ſtehet ſehr oft mit Bauerhöfen in gewiſſen nutzbaren Verhält⸗ 
niſſen, ohne eben grundherrſchaftliche Rechte über ſie zu haben. Sollte alſo hier 
mit der Anſpannung eine Consuetudo oder ein Gewohnheitsrecht introducirt ſein, 
ſo mußte erſt beſtimmt angegeben und nachgewieſen werden, wer von der einen 
Sorte der Bauern ſowol als der andern der Grundherr ſei, der die ökonomiſchen 
Praestanda erhalte und dagegen das Recht habe, den Bauern die Arten ihrer 
Dienſte und Anſpannungen zu befehlen, und überhaupt in welchen Verhältniſſen 
die pia corpora mit dieſen Bauern ſtehen; ſodann wäre aber zweitens dringend 
glaublich zu machen, daß der Grundherr der Hoſpital⸗Bauern, ohnerachtet dieſe der 
Zahl nach viel mehr ſind, als die Catharinenbauern, doch denenſelben die Auflage 
gethan, oder es doch genehmigt haben müſſe, daß ſie obgleich mehrere für die 
Officianten der Kirche in ihren Kirchen» Angelegenheiten anſpannen ſollten, 
wenn die Kirchenbauern, obgleich weniger, ein Gleiches nach dem Turno auch in 
Hoſpital⸗Angelegenheiten erwiderten. Denn ſteht dieſes nicht glaublich zu machen, 
jo find es Handlungen der Bauern unter ſich oder privatorum Intereſſe, fie mögen 
übrigens aus wirklichem Einverſtändniß, oder aus Irrthum, Unverſtand, ungebühr⸗ 
lichen Anmaßungen der Kirchen⸗ oder Hoſpital⸗Officianten und dergl. geſchehen 
ſeien. Und da ſolche Handlungen überhaupt nicht zwei privatus und beſonders 
Bauern binden, ſo verſteht ſich um ſo mehr, daß ſie den Grundherrn nicht binden 
können, der an den ökonomiſchen praestandis des Bauern und deſſen mindern oder 
mehreren Belaſtungen intereſſirt. Wie nun übrigens vorgedachte ausdrückliche oder 
ſtillſchweigende Handlung des Grundherrn dahin glaublich nachzuweiſen, daß der 
Richter einſt dafür hielte, daß dadurch ein Recht oder Geſetz introduzirt ſei, hangt 
von mehreren Umſtänden ab, und kann in verſchiedenen Fällen auch verſchieden 
ſein, indem bald die Publicität der Vorfälle, und bald die Zahl derſelben und 
Distornität oder das Continuirliche und Unterbrochene darin, oder das anſcheinende 
Anerkenntniß eines ſchon vorſeienden Rechts u. d. m. den Richter beſtimmen können. 
Nach dieſen Grundſätzen muß Kläger die anzuſtellende Klage in genauere Erwägung 
ziehen. und ſich durch den Ausdruck von Obſervanz und „Gewohnheit“ nicht blenden 
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laſſen, da dergleichen eben die allerſchwierigſten darzuthun ſind, und ſich einzelne 
Vorfälle gar leicht aus verſchiedenen Geſichtspunkten anſehen laſſen. Und da nach 
den Umſtänden hier genug abzunehmen, daß zu einer anderweitigen Klage annoch 
mehrere Facta zu eruiren und Inſtructionen zu ſammeln ſein dürften, ſo wird 
gewärtiget, daß Kläger, wenn er auf Fortſetzung des Prozeſſes beſteht, ſich ander⸗ 
weitig anmeldet und Terminum extrahiret. Unterdeſſen ſoll ſowol dem Hof- und 
Conſiſtorial⸗Fiskal Tobold Cop. Prot. et Decr. ertheilt, als auch Beides nachricht⸗ 
lich ad acta Consistorii übergeben werden. 

Tobold fragte unterm 1. Juni 1792 an: ob er dieſen Rechtsſtreit bei der 
Königl. Regierung fortſetzen, oder auf ſich beruhen laſſen ſolle. Das Königl. Con⸗ 
ſiſtorium entſchied ſich für das Letztere und verfügte demnach auch unterm 18. Juni 
1792 an das Proviſorat der St. Catharinenkirche, daß die im Jahre 1786 auf die 
Kirchenkaſſe für die genommenen Miethsfuhren, unter dem Vorbehalt der Wieder⸗ 
erſtattung angewieſene Fuhrkoſten mit 4 Thlr. 12 Gr. und 4 Thlr. bei derſelben 
definitiv bleiben ſollen. 

So endigte nach ſechsjährigem Hin- und Herſchreiben ein Rechtshandel, der 
von dem Conſiſtorium mit einer gewiſſen Hartnäckigkeit verfolgt worden war, ohne 
dabei ſeiner Sache gewiß zu ſein; denn zuerſt verlangte es die Erſtattung jener 
Fuhrkoſten von den Hoſpital⸗Bauern, dann von den Proviſoren des Hoſpitals 
Spiritus Sancti, und zuletzt von dem Magiſtrate, als Patron des Hoſpitals. Drei 
Mitglieder des Conſiſtoriums hatten in dieſer Angelegenheit als Decernenten gear⸗ 
beitet, zuerſt der General⸗Superintendent Göring, darauf nach deſſen Tode der 
Conſiſtorialrath Schiffmann, der im Sinne feines Vorgängers decretirte, zuletzt der 
Konſiſtorialrath Ludendorf, der den rechten Fleck traf, auf den der Magiſtrat gleich 
Anfangs in der Vorſtellung vom 17. November 1786, „wegen Ungewißheit einer 
wirklich zu beſtimmenden Obſervanz“, hingewieſen hatte. 

Das Königl. Conſiſtorium hatte dem Präpoſitus und den Proviſoren der 
St. Catharinenkirche und des Hoſpitals Spiritus Sancti unterm 3. Mai 1792 den 
Befehl ertheilt, den Men Bauern, welche keire Hofbriefe hatten, mit ſelbigen 
zu verſehen und die mangelhaften zu berichtigen. In Gemäßheit dieſes Befehls 
überreichten Präpoſitus und Proviſores, mittelſt Berichts vom 20. Juni 1793, die 
Projekte dieſer Hofbriefe, 7 an der Zahl, und baten um Genebmigung derſelben. 
Conſiſtorialrath Schiffmann decretirte auf dieſen Bericht im December 1793: „Da 
ſich die Sache durch die Verhandlungen des ꝛc. Langner und die durch denſelben 
unternommene Licitation auf Erbzins völlig alterirt hat, ſo iſt dieſer Bericht mit 
deſſen Anlagen nur ad acta zu nehmen“. Magiſtrat reichte ſodann die von den 
Proviſoren des heil. Geiſt-Hoſpitals mit deſſen Bauern in Marsdorf wegen ihrer 
Höfe am 10. Auguſt 1795 geſchloſſenen Erbzins⸗Verträge unterm 30. Auguſt 1795 
ein, die von dem Königl. Conſiſtorium unterm 13. December 1795 beſtätigt wur⸗ 
den. Kraft dieſer Verträge iſt dem Inhaber eines jeden Hoſpitalhofes, welchen er 
bisher auf Zeitpacht beſeſſen, dieſer Hof mit allen ſeinen Pertinentien, auch dem 
ganzen dabei befindlichen Inventario ihm und ſeinen Erben für ein Erbſtandsgeld 
von 416 Thlr. 16 Gr. (S. 640) und für einen beſtändigen, nie zu erhöhenden 
jährlichen Erbzins von 17 Sch. Roggen und 25 Sch. Hafer (S. 646) überlafjen. 
Urtheilt man nach dem Etat pro 1865 —67 (S. 662) fo hat eine Ermäßigung des 
Erbzinſes auf 15 Sch. 3,4 Mtz. Roggen und 23 Sch. 1,86 Mtz. Hafer ſtattgefunden. 
Wegen der Erbzinsverleihung der 12/4 Höfe, die der St. Catharinenhöfe zuſtändig 
ſind, vergleiche man dasjenige, was darüber oben im Art. Kirchenw. berichtet worden iſt. 
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Von dem Schulzendienſt im Stadtantheil von M. und den, wegen deſſelben 
in den Jahren 1815— 1818 gepflogenen Verhandlungen iſt ſchon an einer andern 
Stelle des L. B. (oben S. 694, 695) geſprochen worden. Noch früher, im Anfange 
des laufenden Jahrhunderts, ſchwebten bereits Verhandlungen über denſelben Ge⸗ 
genſtand. Der Erbzinsmann desjenigen Bauerhofes zu M., wovon ½ der St. 
Catharinenkirche und ½ dem heil. Geiſt-Hoſpital gehören, mit Namen Friedrich 
Frank, hatte ſeit etwa 1790 die Dienſte eines Dorfſchulzen über die Hoſpital⸗ und 
Kirchenbauern verſehen, und faſt ebenſo lange immer auch gebeten, daß ihm 
für dieſe zum Theil mühſamen und Zeit verſplitternden Dienſte auch von der 
Kirche und dem Hoſpitale einige verhältnißmäßige Vortheile zugetheilt werden 
möchten. Man hatte ihn immer auf die Zukunft vertröſtet und durch Verſprechungen 
zu beruhigen geſucht, wenn ſich einmal eine Gelegenheit finden werde, ihm dieſes 
Schulzendienſtes wegen einige Nutzung zu verſchaffen, alsdann ſeiner eingedenk 
ſein zu wollen. Da man aber immer keinen Fonds hatte ausfindig machen können, 
aus welchem des Frank Anſuchen, ſo billig es auch war, ein Genüge geleiſtet 
werden konnte, ſo trug derſelbe endlich im Jahr 1806 bei Gelegenheit einer neüen 
Licitation einiger Kämmerei-Wieſen darauf an: — daß ihm doch eine kleine Wieſe 
im Butenfelde von einem Paar Fuder Heu, welche an die Marsdorfſche Feldmark 
gränzte, in der Art als eine Amts⸗Nutzung beigelegt würde, daß die Kirche und 
das Hoſpital die jetzt offerirte neüe Pacht künftig dafür als Canon an die Käm⸗ 
merei zu bezahlen hätten. Bürgermeiſter und Rath, wie auch Präpoſitus waren 
der Meinung, daß, ehe ſie deshalb die Genehmigung des Königl. Conſiſtoriums 
nachſuchten, es zweckmäßig ſein werde, zuvor der Königl. Kriegs⸗ und Domainen⸗ 
Kammer einen Bericht abzuſtatten, und auf diefe Art zu verſuchen: ob und unter 
welchen Bedingungen die Überlaſſung des Abnutzes der gedachten Wieſe zur jähr⸗ 
lichen Dienſtnutzung des Schulzen zu Marsdorf, Stadt-Antheils, gegen ein der 
Kämmerei anzuweiſendes Aquivalent zu bewirken wäre. Die Königliche Kammer 
erklärte ſich, in der Verfügung vom 23. Juli 1806, mit dem Antrage des Magiſtrats 
einverſtanden, doch unter folgenden Bedingungen: 1) Die Wieſe muß vermeſſen 
und bonitirt werden; 2) der danach feſtzuſetzende Canon gilt für die nächſten 12 
Jahre, und ſteigt in dem Verhältniſſe wie die Roggen⸗Preiſe gegen die jetzigen in 
die Höhe gehen; 3) die Bürger⸗Repräſentanten confentiren in die beabſichtigte Art 
von Alienation; und 4) das Conſiſtorium genehmigt, daß das Hoſpital auf dieſe 
Bedingungen dem Schulzen zu M. eine Dienſt⸗Nutzung gewähre und der Kämmerei 
die Pacht entrichte. Magiſtrat und Präpoſitus trugen demgemäß unterm 30. Juli 
1806 beim Königl. Conſiſtorium darauf an, es zu genehmigen, — daß von Seiten 
des Hoſpitals Spiritus Sancti und der St. Catharinenkirche pro rata dem Schul⸗ 
zen Frank zu M. eine kleine Dienſtnutzung vorgeſchlagner Maßen angewieſen 
werde, indem doch ein Arbeiter, der bisher treü und unermüdet in den ihm oblie⸗ 
genden Geſchäften geweſen, der Billigkeit gemäß, bei den jetzigen hohen Preiſen 
aller Lebensbedürfniſſe einen verhältnißmäßigen Lohn verdiene und nicht länger 
umſonſt dienen und ſeine Zeit, da er feinen Kindern Brod ſchaffen müſſe, ohne 
Nutzen für fi verſäumen könne. Das Königl. Conſiſtorium reſolvirte auf dieſen 
Antrag unterm 14. Auguſt 1806 was folgt: - - Da der Schulze zu M. bekanntlich 
von dem hieſigen Marienſtifte für deſſen 12 Vollbauern und 1 Halbbauer angeſtellt 
und gehalten wird und der alten Obſervanz gemäß derſelbe auch jederzeit die 
Schulzendienſtgeſchäfte über die wenigern Bauern der Golnowſchen piorum corporum 
in M. pflichtmäßig unentgeldlich hat verrichten müſſen, jo können dieſerhalb die 
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gedachten pia corpora wol eigentlich nicht mit einer neüen ſtehenden Ausgabe be⸗ 
laſtet werden. Conſiſtorium iſt indeſſen nicht abgeneigt, wegen Bewilligung einer 
angemeſſenen Remuneration an Geld für den Schulzen zu M. bei dem geiſtlichen 
Departement anzutragen, wenn die Jahre des jetzigen Etats der piorum corporum 
abgelaufen ſein werden; auf keinen Fall aber kann demſelben nach eürem Antrage 
vom 30. v. M. eine Dienſtnutzung zugeſtanden werden, die den piis corporibus 
einen immer nach 12 Jahren ſteigenden Canon aufbürden würde. Nach 
Ablauf der Etats⸗Periode iſt der Vorſatz des Conſiſtoriums im Drange der Zeit⸗ 
ereigniſſe in Vergeſſenheit gerathen, denn juſt 8 Wochen nach dem Erlaß vom 
14. Auguſt brach die Sündfluth von Jena und Auerſtedt über Land und Leüte 
der Preußiſchen Monarchie in verheerender Weiſe herein. 


Verzeichniß der Urkunden im Arch iv des Marienſtifts zu Stettin, 
welche auf Marsdorf Bezug haben. 


1325. September 7. Herzogs Barnim III. Privilegium über das Dorf Maſtorp, worin 
den Kaplänen Heinrich und Gottfried von Golnow die von ihnen gekaufte Hälfte des Dorfes 
mit 30 Hufen beſtätigt wird. — Ein Bruchſtück des Inſiegels hangt an der Urkunde, welche 
in dem Repertorium eingetragen iſt. Tit. I. Sectio I., ad Num. 18. 


1326. October. Donations⸗Brief Gottfrieds von Golnow wegen der Gerechtigkeit und 
15 Hufen nebſt der Hälfte des Krugs in dem Dorfe Maſtorp an die St. Marienkirche Aus⸗ 
gefertigt zu Tanclym. — Ohne Inſtegel. Repertoriums⸗Zeichen wie bei der vorigen Urkunde. 


1334. Am Tage des heil. Lambertus, des Märtyrers. Herzogs Otto J. Privilegium 
von Marſtorff. — Alte Abſchrift auf Papier, den Schriftzeichen nach zu urtheilen aus dem 
15. Jahrhundert. — Repertoriums⸗Zeichen wie oben. 


1340. in octara assumptionis beate marie. Herzogs Otto I. Confirmation über den 
Donationsbrief des Gottfried von Golnow vom Oct. 1326 über 15 Hufen in Maſtorp zu 
Gunſten des Kloſters der heiligen Maria in Jaſenitze. — Das herzogl. Inſtegel, wenig be⸗ 
ſchädigt, hangt an dem Pergament. — Repertoriums⸗Zeichen wie vorher. 


1342. Biſchofs Friedrich zu Kamin Confirmation über das Dorf Maſtorp mit aller 
Gerechtigkeit. — Ohne Inſiegel. Repertoriums⸗Zeichen, wie vorher. 


1347. Am St. Catharinen Tage. Herzogs Barnim III. Privilegium vom Dorfe Ma⸗ 
ſtorp. Ausgefertigt zu Stetyn, in deütſcher Sprache. Mit dem fürſtl. Inſiegel, welches jedoch 
am Rande mehr oder minder beſchädigt iſt. — Repertoriums⸗Zeichen wie vorher. 


1393. Golnow, Oculi. Vertrag zwiſchen dem Capittel S. Otten Vud dem Rade zu 
Golnow wegen aller Herlichteit zu Marßdorff, hier in hat die Kirche 11 Theil und die Stadt 
Golnow daß dritte Theil an aller Herlichkeit. — In ſiegel fehlt. Repertoriums⸗Zeichen wie 
vorher. 


1504. Werner's v. d. Schulenburg. Vertrag wegen des Bredelandes im Dorfe Marſtorp. 
— Mit dem, an einem Rande ſtark beſchädigten Inſtegel. Repertoriumszeichen wie vorher. 


1610. September 27. Herzogs Philipp II. Vertrag zwiſchen d. Proviſoren der St. Marien 
Kirche in Stettin und den Vorſtehern der Kirche zu Golnow und des heil. Geiſtes Hoſpital 
daſelbſt wegen der Jurisdiction zu Marſtorff. Ausgefertigt zu Alten Stettin. — Auf Papier, 
mit dem Inſiegel. . 
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Die 
Marienſtifts⸗Forſtreviere Marsdorf und Marienwald. 
Unter 
der Polizei⸗Obrigkeit der Marienſtifts⸗Adminiſtration zu Stettin, welche die Forſt⸗ 
und Jagdpolizei unmittelbar verwaltet, die Sicherheits- und Ordnungspolizei aber 
durch den Magiſtrat, bezw. den Bürgermeiſter zu Golnow, ihren Vertreter, ver⸗ 
walten läßt. 


J. Das Forſtrevier Marsdorf 
erſtreckt ſich auf der Nordoſt⸗ und Oſtſeite des Dorfes Marsdorf und gränzt mit 
den Feldmarken von Barfußdorf, Glewitz (im Volksmunde Glebs genannt), Kriwitz 
und Speck. Die Gränze mit Kriwitz wird vom Gubenbach gebildet. Das Forſt⸗ 
haus Marsdorf liegt vom Dorfe gegen NW., eine kleine halbe Meile entfernt, an 
der alten Landſtraße von Golnow nach Naugard da, wo dieſelbe von dem Glewitz⸗ 
Speckſchen Wege gekreüzt wird. Das Revier iſt gleichbedeutend mit dem Guts⸗ 
bezirk Marsdorf, deſſen Größe oben S. 918, nach den Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗ 
Tabellen des Finanzminiſteriums angegeben iſt. 
Der Natural- und der Geld⸗Etat für die dreijährige Periode 1869 —1871 
weiſet den Revierflächen folgende Werthe an: Mg. Ruth. 
Zur Holzzucht nutzbarer, bezw. benutzter Waldboden... 2174. 20 
Zur Holzzucht nicht nutzbare Fläche, incl. 50 Mg. Forſtdienſt⸗ 
ländereien am Acker, Garten und Hofſtelle . . 175. 102 
Flächeninhalt des ganzen Reviers. 2349. 122 
Nach dem Gemeinheitstheilungs⸗Receß beträgt das Areal . 2318. 170 
Rechtshändel und Streitigkeiten, die ſich faſt durch ein volles Jahrhundert 
ausgefponnen, haben über die Frage geherrſcht, wem das Eigenthum an dem 
größten Theile der Marsdorfer Forſt zuſtehe, ob der Gutsherrſchaft, dem Marienſtiſt, 
ob den Unterthanen, den Bauern von Marsdorf. Erſt in neüerer Zeit iſt über 
dieſe Frage endgültige Entſcheidung getroffen worden, im erſten Rechtsgange zu 
Gunſten der Bauern, und, nach eingelegter Berufung, im zweiten und letzten Rechts⸗ 
gange zu Gunſten des Marienſtifts. Die in dieſem Prozeſſe gefällten Urtel ſind 
in ihren Rechts⸗Anſchauungen und Rechts-Ausführungen auf geſchichtlicher Grund⸗ 
lage, alſo in hiſtoriſch⸗juridiſcher Hinſicht, von großer Belehrung, daher ihre Mit⸗ 
theilung und Aufbewahrung im L. B. gerechtfertigt iſt. 


I. Erſtes Erkennt iß vom 4. October 1847. 

In Sachen der Bauern zu Marsdorf und zwar der Marienſtiftswirthe fowol 
als auch der Bauern Golnopſchen Antheils, letztere in Vertretung ihrer Gutsherr⸗ 
ſchaften, des St. Spiritus Hoſpitals und der St. Catharinenkirche zu Golnow, 
Kläger und Widerverklagte wider das Marienſtift zu Stettin, Verklagte und Wider⸗ 
kläger hat die Königl. General-Commiſſion für Pommern in ihrer Sitzung vom 
4. October 1847, an welcher Theil genommen haben: Bethe, Ober⸗Regierungsrath 
und Director; Schäffer, Michaelis, v. Sack, Regierungsräthe; v. Roux, Regierungs⸗ 
Aſſeſſor; Benary, Kammergerichts⸗Aſſeſſor; den Acten gemäß für Recht erkannt daß — 

Ad Punctum I „es bei der Erklärung der klägeriſchen Bauern, wonach fie 
dem Marienſtift das Eigenthum am Gehege, d. h. an der Fahrenhorſt und am 
Kotzenbruch zugeſtehen, zu belaſſen, im Übrigen aber den klägeriſchen Bauern die 
Hufenſchlagsheide, zu welcher auch die Lehmkuhlen zu rechnen, zugeſprochen und 
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das Marienſtift ſchuldig, die Zubehörigkeit zu den Höfen der Bauern in der Art 
anzuerkennen, daß der Golnowſche Antheil /, den Marienſtiftswirthen / davon 
zuſtehen. v. R. W.“ 

Grün de. 

Das Dorf Marsdorf, bei Golnow, im Naugarder Kreiſe gelegen, beſteht aus 
den Antheilen: — M. a, welcher dem Marienſtift zu Stettin gehört und 13 Voll⸗ 
bauern, 1 Einhufner und 1 Koſſaten enthält; M. b, welcher dem St. Spiritus⸗ | 
Hofpitale zu Golnow gehört und 5 ½ Vollbauern enthält; M. e, welcher der St. 
Catharinenkirche zu Golnow gehört und 1⅜ Bauerhöfe enthält. Im Dorfe ſind | 
ferner 1 Kirche und eine combinirte Küſter⸗ und Schullehrerſtelle, über welche das 
Patronat dem Marienſtift ausſchließlich zuſteht. Außerdem ſind daſelbſt noch 1 
Schmiede und 2 Hinterhäuſer, welche den 20 baüerlichen Wirthen, mit Ausſchluß 
des Koſſaten zu gleichen Theilen gehören, obwol von erſterer an die Marienſtifts⸗ 
kaſſe ein jährliches Grundgeld von 2 Thlr. abgeführt wird. Die baüerlichen Wirthe 
Golnowſchen Antheils find im Anfange des 19. Jahrhunderts durch Verträge im 
Wege des freien Übereinkommens Erbziusbeſitzer ihrer Höfe geworden. Durch 
einen von den baüerlichen Wirthen gegen das Marienſtift bei dem Königl. Ober⸗ 
Landes⸗Gericht zu Stettin über die Holzungen bei M. angeſtrengten Prozeß, ſah 
ſich letzteres im Jahre 1826 bewogen, bei der Königl. General⸗Kommiſſion auf 
Regulirung der gutsherrlichen und baüerlichen Verhältniſſe der Marienſtiftswirthe, 
auf vollſtändige Separation des Marienſtifts⸗Antheils vom Golnowſchen Antheile 
und auf Feſtſtellung der Holzberechtigungen der Wirthe beider Antheike anzutragen. 
In Folge deſſen iſt jener Prozeß an die Königl. General⸗Commiſſion abgegeben. 
Bevor er indeß zur Entſcheidung gelangen konnte, erhoben ſich Streitigkeiten wegen 
der Regulirungsfähigkeit, die der Vorentſcheidung bedurften, und dieſe letztere iſt 
denn auch durch die gleichlautenden Erkenntniſſe vom 3. September 1839, vom 
19. Juni 1841 und vom 23. September 1842 rechtskräftig dahin erfolgt, — 1) daß 
die Marienſtiftsbauern, der Einhüfner und Koſſat nicht erbliche Beſitzer ihrer 
Höfe und daher nach dem 2. Abſchnitt des Edicts zu reguliren; 2) daß die Wohn⸗ 
und Wirthſchaftsgebaüde derſelben als zu den von ihnen bewirthſchafteten Höfen 
gehörig zu erachten und ihnen bei der Regulirung ungetheilt zu überlaſſen; 3) daß 
dieſelben mit Ausnahme des Koſſaten, ſchuldig, dem Stift / des noch vorhandenen 
Werths derjenigen Koſten zu erſtatten, welche daſſelbe ſeit Publication des Edicts 
vom 14. September 1811 auf Neübauten und Hauptreparaturen der Gebäude ver⸗ 
wendet hat, welche zu den von ihnen bewirthſchafteten Höfen gehören, den Betrag 
dieſer zu leiſtenden Erſtattung in separato zu ermitteln; — 4) daß jeder derſelben, 
mit Ausnahme des Einhüfners und des Koſſaten, ſchuldig, dem Stifte ſtatt der 
zurückzugewährendeu Hofwehr die Summe von 122 Thlr. 28 Sgr. 9 Pf. zu zah⸗ 
len; — 5) daß dieſelben nur für befugt zu erachten, ſo viel Holz als zur Beſtreitung 
ihres eigenen Bedarfs an Brennmaterial erforderlich iſt, und dieſer nicht auf andere 
geſetzlich zuläſſige Weiſe gedeckt wird, nach erfolgter Auseinanderſetzung von dem 
Stifte zu verlangen und das Maaß die ſes Bedarfs, ſo wie der Umfang der 
zu den Höfen der Verklagten gehörigen Grundſtücke in separato feſtzuſtellen, auch 
unter Zuziehung der baüerlichen Wirthe des Golnowſchen Antheils und der Ver⸗ 
treter der St. Catharinenkirche und des Hoſpitals zum heiligen Geiſt als Ober⸗ 
eigenthümer der Höfe dieſes Antheils die Gränzen der dem Stifte und der dem 
Golnopſchen Antheile gehörigen Forſtfläche, event die Berechtigungen dieſes Antheils 
in separato zu ermitteln und feſtzuſtellen. 
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Bei Erledigung der ad punct. 5 dieſes Erkenntniſſes vorbehaltenen Punkte 
treten nunmehr die bereits bei dem Oberlandesgericht anhangig geweſenen, bisher 
unentſchieden gebliebenen Streitigkeiten wegen der Holzungen von Neüem hervor. 
Das Marienſtift nämlich nahm eine Fläche von 2611 Mg. 61 Ruth. als Guts⸗ 
wald in Anſpruch, indem es der Dorfſchaft an Hof- und Bauſtellen, Gärten und 
Wurthen, Acker, Wieſen, freier Weide und Unnutzbarem nur eine Fläche von 3747 
Mg. 68 Ruth. zugeſtand. Die baüerlichen Wirthe beider Anth eile haben dagegen 
dem Stifte nur eine Fläche von 392 Mg. 99 Ruth., nämlich das ſ. g. Gehäge, 
welches nach ihrer Angabe aus den beiden Hölzern, dem Kotzenbruch und der 
Fahrenhorſt beſteht, als Gutswald eingeraümt, und nehmen alles Übrige, — die 
ſ. g. Hufenſchlagsheide, als Pertinenz ihrer Höfe in Anſpruch, und zwar ſo, daß 
davon dem Golnowſchen Antheile , den Marienſtiftswirthen 7 zuſtehen ſollen. 
Dieſe Streitigkeiten ſind Gegenſtand des vorliegenden Prozeſſes. Als Parteien 
treten in demſelben auf: — Einer Seits I. die baüerlichen Wirthe Golnowſchen 
Antheils in Vertretung ihrer Gutsherrſchaften, II. die Marienſtiftswirthe; anderer 
Seits III. das Marienſtift. 

Die baüerlichen Wirthe, welche ein gleiches Intereſſe haben, behaupten, die 
Marsdorfſchen Holzungen zerfallen in das Gehäge, zu welchem die Fahrenhorſt und 
das Kotzenbruch gehören (392 Mg. 99 Ath.) und welches dem Stift als Eigenthum 
zuſtehe, und in die Hufenſchlagsheide, welche Pertinenz ihrer Höfe ſei und ihnen 
daher zu denſelben Rechten wie dieſe Höfe zuſtehe. An dem Gehäge behaupten 
ſie noch beſtimmte Holzberechtigungen zu haben. Das Marienſtift dagegen beſtreitet 
die von den baüerlichen Wirthen behauptete Eintheilung, nimmt die ganze Forſt⸗ 
fläche als Eigenthum in Anſpruch und raümt den baüerlichen Wirthen die Weide⸗ 
berechtigung und eine Holzberechtigung in der Art ein, daß die Bauern Golnowſchen 
Antheils den dritten Theil ihres Bauholzes und ihren ganzen Brennholzbedarf, 
die Bauern des Marienſtiftsantheils nur ihren Brennholzbedarf verlangen können. 
Hierbei iſt zunächſt die Frage über die Beweislast ſtreitig geworden, indem das 
Marienſtift behauptet, daß ihm dieſelbe nicht obliege, da es ſich im jüngſten Beſitz 
der Holzfläche befunden. Es kann indeſſen auf dieſe Streitfrage nicht weiter an⸗ 
kommen, denn einmal haben die ſämmtlichen Parteien und auch das Marienſtift, 
den Beweis für ihre Anſprüche zu führen verſucht, und es kommt alſo auf deſſen 
Erörterung an; das andere Mal iſt aber auch dem Marienſtift der jüngſte Beſitz 
keineswegs zugeſtanden, er iſt ihm vielmehr beſtritten, kann daher ebenfalls erſt 
Gegenſtand des Beweiſes ſein, und keineswegs dazu dienen, das Stift von der 
Beweislaſt zu befreien. Es kommt ſonach nur darauf an, wie die Parteien ihre 
Anſprüche auf die Hufenſchlagsheide erweiſen wollen, und es find daher zunächſt 
zur Erörterung zu ziehen: — 

A. Die Anſprüche des Golnowſchen Antheils; 
B. Die der Marienſtiftswirthe; 
C. Die des Marienſtifts. 

Bevor indeß auf dieſe einzelnen Anſprüche eingegangen werden kann, iſt eine 
Präjdiucal⸗Einrede des Stifts zu erwähnen. Es hat dies nämlich fortwährend im 
Laufe der Inſtruction verlangt, daß ſeine Gegner in dieſem Prozeſſe per decretum 
abgewieſen würden, weil durch den im Jahre 1839 rechtskräftig entſchiedenen 
Prozeß auch der Streit über die Holzungen zu Gunſten des Stifts entſchieden ſei. 
Selbſtredend ſpricht aber gegen dieſe Anſicht der Tenor des ergangenen Erkennt⸗ 
niſſes von 1839 ad punct. 5, wonach grade der Bedarf des Brennholzes und der 
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Umfang der zu den Höfen der Bauern gehörigen Grundſtücke!) unter Zuziehung 
ſämmtlicher Parteien erſt feſtgeſtellt werden ſoll. 

A. Anſprüche und Beweiſe des Golnowſchen Antheils. — Der 
Golnowſche Antheil behauptet zunächſt, wie ſchon erwähnt, daß die ſämmtlichen 
bei M. befindlichen Forſtflächen in das ſ. g. Gehäge, beſtehend in der Fahrenhorſt 
und dem Kotzenbruch, und in die Hufenſchlagsheide getheilt wird. Das Stift da⸗ 
gegen hat in Beziehung hierauf eine doppelte Anſicht aufgeſtellt. Einmal behauptet 
es, es gehören zum Gehäge außer dem Kotzenbruch und der Fahrenhorſt, auch alle 
diejenigen Forſttheile, welche in der Flemmingſchen Matrikel de 1709) als Holzung 
bezeichnet ſind, und zwar: der Upſtall, der Inkow (Ihnenkuhl), das Haſſelbruch 
und die Dieporie, das andere Mal meint es, daß zum Gehäge alle diejenigen 
Forſtflächen gerechnet werden müſſen, welche nach der Vermeſſung von 1694 mit 
Holz beſtanden geweſen, nämlich 3382 Mg. Preüßiſch; allein abgeſehen davon, daß 
die Behauptungen des Stifts ohne allen Beweis daſtehen, und der Umſtand, daß 
die Fläche im Schwediſchen Regiſter als Forſtflächen aufgeführt find, nichts“) 
gegen ihre Pertinenz⸗Qualität zu den Höfen der Bauern beweiſen kann, ſo haben 
Letztere auch den Beweis ihrer Behauptung, daß zu dem Gehäge nur die Fahren⸗ 
horſt und das Kotzenbruch gehöre, wirklich geführt; denn es ſpricht hierfür: — 
1) Die Matrikel von 1545, nach welcher nur“) zwei Eichhölzer dem Stift zu- 
kommen; 2) die Matrikel von 1632, wo nur die Fahrenhorſt und das Kotzenbruch 
als der Kirche gehörig benannt werden; 3) der Proteſt der Golnowſchen Kirchen⸗ 
proviſoren im 18. Jahrhundert gegen die Erhöhung des Hufenſtandes, woraus nun 
ausdrücklich Fahrenhorſt und Kotzenbruch als dem Stift zuſtändig, anerkannt werden. 
4) Es wird hinſichtlich des Upſtalls im Schreiben des Marienſtifts-Adminiſtrators 
vom 5. November 18075) anerkannt, daß der Upſtall zur Hufenſchlagsheide ge⸗ 
höre e), und ebenſo wird im Vogteigedings⸗Protokoll vom 17. Januar?) 1760 die 
Entſchuldigung, daß das geſchlagene Holz nicht aus dem Gehäge, ſondern aus dem 
Upſtall geholt ſei, angenommen. 5) Hinſichtlich des Inkow (Ihnenkuhl) wird in 
der Verhandlung vom 4. Juli 1769 und dem Vogteigeding vom 15. Januar 1760 
ebenfalls die Entſchuldigung, das Holz ſei nicht aus dem Gehäge, ſondern aus 
dem Ihnenkuhl geholt, acceptirt; daſſelbe gilt 6) von der Dieporie, und 7) bekunden 
hinſichtlich des Haſſelbruchs die bei Gelegenheit der Gränzregulirungen mit Bud⸗ 
dendorf und Speck vernommenen Zeügen, wie die Marsdorfer ſeit Menſchengedenken 
im Haſſelbruch Holz gefällt?) und Maſtſchweine getrieben. 


1) 2 ODieſes Fragezeichen, jo wie alle folgenden Noten rühren, als Randgloſſen, von 
den Curatoren bezw. dem Adminiſtrator des Marienſtifts her.) — 2) Tit. 1, Sect. 1, Nr. 2. 
Vol. 8, folio 116 verso. Conf Vol. 7 dieſer Matrikel, wo es fol. 70 vso. heißt, 
daß die Holzung bei Marsdorf von allerhand Maſt und Weichholz der Marien: 
kirche allein gehört. — )? — 97 — 5) In actis Tit. III., Sect. 1 r. Nr. 52. 
Vol. 2, fol. 162 vo. — ) Aber auch ſehr beſtimmt mit Bezugnahme auf den Vergleich de 
1625 und die Erkenntniſſe von 1767, 1768 u. 1769 ausgeſprochen, daß die ſämmtlichen bei 
M. belegenen Holzungen eigenthümlich dem Marienftift gehören. — “) Soll heißen 15. Ja⸗ 
nuar 1760, in act. IV. I. a. 1. Vol. 7, fol. 101—104. — e) Cfr. Acta Tit. XIV, Seite 2, 
Nr. 30, Vol. II, fol. 141 vso. sqq. Davon ſteht nichts geſchrieben, vielmehr haben die Zei: 
gen buchſtäblich nur geſagt, daß das Haſſelbruch nach M. gehöre. Wäre aber auch in dieſem 
Gränzſtreit wirklich vom Holzfällen die Rede geweſen, ſo käme es hier doch noch auf Feſt⸗ 
ſtellung der Modalitäten, unter denen es geſchah, an; die Anführung ad 7 gegen das Stift 
iſt alſo hinfällig. 
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Unter dieſen Umſtänden kann es zunächſt nicht zweifelhaft fein, der Anſicht 
der Golnowſchen, daß zu dem Gehäge, welches ſie dem Stifte zugeſtehen, nur die 
Fahrenhorſt und das Kotzenbruch gehören, beizutreten; um ſo mehr, als im Laufe 
der nachſtehenden Erörterung dies durch vielfachen Beweis bis zur zweifelloſen 
Gewißheit erhoben werden wird. Nur in Beziehung auf die Lehmkuhlen, und daß 
dieſe zur Hufenſchlagsheide gehören, kann noch ein Zweifel obwalten, welcher erſt 
ſpäter erledigt werden kann. Geſtützt auf dieſe Eintheilung der Mars⸗ 
dorfer Forſten, in das Gehäge und die Hufenſchlagsheide, nehmen nun die Bauern 
des Golnowſchen Antheils die Hufenſchlagsheide als Pertinenz ihrer Höfe in An⸗ 
ſpruch. Sowol die St. Catharinenkirche, als auch das Hoſpital zum heil. 
Geiſt, haben als Obereigenthümer und als Gutsherrſchaft die Rechte der Golnowſchen 
Bauern anerkannt und treten als Beiſtand derſelben auf. Der Antrag der Bauern 
lautet: — „ihnen in Gemeinſchaft mit den Marienſtiftswirthen die Hufenſchlags⸗ 
„heide als Pertinenz ihrer Höfe zuzuſprechen und das Marienſtift zur Anerkennung 
„der Zubehörigkeit derſelben zu ihren Höfen in der Art zu verurtheilen, daß dem 
„Golnowſchen Antheil /, den Marienſtiftswirthen davon zuſtehen.“ Das 
Marienſtift hat um Abweiſung gebeten, event. aber eingewandt, daß dem 
Golnowſchen Antheil *'/sı gebühre, weil er von den vorhandenen 61 Hakenhufen 
21 unter ſich habe. Hiermit haben ſich die Intereſſenten zwar nachträglich einver⸗ 
ſtanden erklärt, jedoch ohne ihren Antrag zu modificiren, bei dem es ihnen nur 
darauf ankomme, daß den Bauern die ganze Hufenſchlagsheide zuerkannt werde. 

Zur Begründung ihres Antrages nun und zum Beweiſe ihres Anrechts auf die 
Hufenſchlagsheide haben ſich die Golnowſchen Bauern auf folgende Beweiſe berufen: 

1) Auf die urſprüngliche Verleihungsurkunde vom Jahre 1344. Hier heißt 
es, daß Golnow XXI mansi cum omnibus suis ultilitatibus, libertatibus, fructibus, 
commodis pertinentiis et obventionibus, cum pratis, pascuis, nemoribus, 
palludis, Ii gnis, aquis, agris cultis et colendis verliehen werde. Unter den Per⸗ 
tinenzien ſind hiernach nemora und ligna ausdrücklich mit aufgeführt, und es folgt 
hieraus unmittelbar, daß Golnow mit den mansi auch ein Antheil an ſämmtlichen 
Holzungen mit verliehen iſt. 

2) Aber nicht blos aus der erſten Verleihungsurkunde ergebe ſich, daß Gol⸗ 
now ein Antheil an Marsdorfer Holzungen gehöre, ſondern es ſei auch ſpäter feſt⸗ 
geſtellt und mehrfach anerkannt worden, daß der dritte Theil von M. zu Golnow 
gehöre. Auch dieſe Behauptung der Golnowſchen Bauern muß als erwieſen an⸗ 
genommen werden. Denn es ſind: — a) Im Jahre 1393 gegenſeitig Schriften 
gewechſelt worden, in welchen die Vertreter des Stifts, einer Seits, und die Ver⸗ 
treter der Stadt und des heiligen Geiſtes, anderer Seits, ſich gegenüber bekennen, 
daß jenem /, dieſen / des Dorfes M. gehöre. Das Stift wendet hiergegen 
nur ein, daß dieſe Urkunden nicht vom Holze handeln; indeſſen iſt es mit Rückſicht 
auf die urfprüngliche Verleihungsurkunde ganz klar, daß, wenn das Anerkenntniß ſich 
nicht zugleich auf die Holzungen beziehen ſollte, dieſe ausdrücklich hätten ausge⸗ 
nommen werden müſſen. Daſſelbe gilt — b) von einer gegenſeitigen Schrift vom 
7. Juni 1575, wo ebenfalls anerkannt wird, daß dem Rathe zu Golnow am Dorfe 
zu M. der dritte Theil zuftehe nebſt aller Gerechtigkeit am Kirchenlehn, an den 
Brüchen, an der Gerichtsgewalt und am Krugzinſe. Der Einwand, daß 
auch hier die Holzungen nicht benannt ſeien, kann aus dem bereits ad a ange- 
führten Grunde für das Stift nicht beweiſen. — e) In der Remonſtration wider 
den Matrikular⸗Beſcheid, wonach M. zu 25 Landhufen 297 Ruthen angeſetzt werden 
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ſoll, wird ebenfalls ausdrücklich bemerkt, daß das Stift in ſolchem Dorfe nur ½ 
und das Golnoſche Hoſpital St. Spiritus den Reſt, alſo ½, beſitzen und gebrauchen. 

Dieſen Beweiſen, ſowol den Verleihungsurkunden als den ſpäteren Verhand⸗ 
lungen, hat das Stift aber den Haupteinwand entgegengeſetzt: — „daß ihm die 
„ſämmtlichen M.ſchen Holzungen durch ſpätere Urkunden, Vergleiche, Judicate zu⸗ 
„geſprochen ſeien.“ — Da dieſer Einwand zugleich Hauptbeweis für das Stift iſt, 
um ſeine Eigenthumsanſprüche an der Hufenſchlagsheide zu documentiren, ſo bedarf 
derſelbe einer vollſtändigen Erörterung. 

Das Stift beruft ſich — a) auf einen Extract aus der Matrikel 
von 1545. Hier heißt es: — „Das Dorf gehört St. Otten und St. Marien⸗ 
„kirche zu Alten⸗Stettin mit aller Gerechtigkeit, ſoviel das Kirchenlehn, Straßenge⸗ 
„rechtigkeit und Schulzengericht belangt. Sonſt hat ein Rath zu Golnow und der 
„heilige Geiſt daſelbſt von 21 Hufen Pachtzehende und Rauchhuhn zu heben und 
„mehr nicht.“ — Aber abgeſehen davon, daß dieſe Bemerkung an und für ſich nicht 
ganz klar, und einer doppelten Auslegung fähig iſt, entbehrt ſie auch als von 
Stiftsbeamten aufgenommen einſeitige Annexation aller Beweiskraft“). Daſſelbe gilt 
— b) von der Verfügung vom 19. November 1573, „daß die Eichen, ſo 
„der Wind umgeworfen, der Kirche zum Beſten verkaufet oder ſonſt verwendet 
„werden ſollen.“ Ein Anerkenntniß und Beweis, daß ſchon zu jener Zeit ſämmt⸗ 
liche Holzungen dem Stift gehört haben, liegt hierin nicht, einmal, weil nicht er⸗ 
wieſen, daß die Eichen außerhalb des Gehäges geſtanden, und dieſen Beweis muß 
das Stift ſeiner Proteſtation unerachtet, den von den Bauern producirten Urkunden 
gegenüber, welche ja eben entkräftet werden ſollen, führen, das andere Mal, weil 
durch einſeitige Verfügungen Rechte Dritter weder conſtituirt noch geändert werden 
können. — c) Die Verhandlung vom 28. März 1609; mit dieſer hat es 
folgende Bewandniß: Im Vogteigedinge vom 12. October 1608 wird „dem Schulzen 
und der ganzen Gemeinde ernſtlich auferlegt und verboten, daß ſich Keiner an ob- 
gedachte beide Orter Holzes (ein ziemlicher Ort Ellernholz in der Kirchen Holze 
hart hinter dem Dorfe und ein guter Ort Kiehnholz nach Glewitz wärts) ſowol 
auch an anderen der Kirchenholzungen nicht vergreifen oder ein einig Stück abhauen 
ſoll; wofern es geſchieht, ſo ſoll derjenige, ſo darüber betroffen oder namkundig 
wird, mit 25 Thlr. Strafe an St. Marienkirche unnachläſſig zu erlegen, verfallen 
fein, oder ſonſten am Leibe mit Gefängniß beſtraft werden.“ Zugleich wurde die 
Aufſicht über dieſe beiden Orter Holzes nebſt dem andern Kirchenholze dem Heide⸗ 
knechte zu Ihnaburg befohlen, wobei als Grund angeführt wird, daß das Stift 
beide Orter Holz künftig nützlich gebrauchen könne. Aber obgleich dieſe Verord⸗ 
nungen der mehreren Schärfungen wegen von den Kanzeln verleſen wurden, ſo 
wollten ſich die Bauern doch darin nicht fügen. Unterm 18. März 1609 
kamen ſie dagegen ein, und führen bei dieſer Gelegenheit aus, daß ſie das 
Kirchenholz nach den ergangenen Verordnungen wol reſpectiren wollten, des 
Ellernholzes und des Kiehnenholzes aber nicht entrathen könnten, daß ſie 
und ihre Vorältern ſeit den älteſten Zeiten im ruhigen Beſitz deſſelben geweſen, 


) Daß dergleichen Matrikeln vollen Glanben haben, dürſte außer Zweifel fein, 
und ift in dem Prozeß, den das Stift im 18. Jahrhundert mit dem Stettiner Magiſtrat wegen 
der Korupacht von der Kukuksmühle (L. B. II. Th. Bd. II, 1539) führte, von dem Landes⸗ 
Juſtiz⸗ Collegium ausgeſprochen. 
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das Kiehnenholz auch auf ihrem eigenen Hufenſchlage aufgefhlagen 
ſei. Dies bot die Veranlaſſung zu der Verhandlung vom 28. März 1609. 
In derſelben macht das Stift den Anſpruch: „daß Grund und Boden ſoweit ſich 
„das M.er Feld erſtrecke, ihm ohne Widerſprechen zuſtände, daher unzweifelhaft 
„folgen würde, daß auch alles Holz der Kirche gehöre.“ Ob ſie wol vor dieſer 
Zeit gemeinet, daß ſie über das Kiehnholz Glewitz wärts belegen, die Botmäßigkeit 
hätten, und nach ihrem Gefallen daraus gehauen, fo könnte ſich die Kirche 
keineswegs ſolcher Herrlichkeit begeben, ſondern es ſolle vielmehr die Kirche 
und nicht ſie Herren ſein, das Holz ſolle auch nicht zu des Dorfes gemeinem 
Beſten ſein und bleiben; aber wenn ihnen etwas nöthig, ſollten ſie ſolches bei der 
Herrſchaft ſuchen, es wolle ſich auch die Kirche vorbehalten, wenn ihr etwas nöthig, 
daſſelbe daraus hauen zu laſſen. Das Ellernholz anlangend, welches 
hart hinter dem Dorfe mitten in der Kirche mit Eichholz belegen, ob es wol von 
ihnen geheget worden, ſo müßten ſie doch bekennen, daß daſſelbe ohne Mittel auch 
der Kirche zuſtände, und da ſie deſſen genießen wollten, müßten ſie ſolches bittlich 
bei der Herrſchaft ſuchen. Weil ſie aber in ihrer Supplik angegeben, daß ihnen 
daſſelbe jetzt und künftig zu allerhand Nutzholz dienſtlich würde, ſo wollte man es 
ſo genau mit ihnen nicht nehmen, und daſſelbe ihnen zu jederzeit zu gebrauchen ge⸗ 
ſtatten, und nachgeben, aber mit dem Beding, daß ſie für dieſe Vergünſtigung, ſie 
und alle ihre Nachkommen zu ewigen Zeiten jährlich der Kirche 40 Faden Holz aus 
der Kirchenheide anfahren ſollten.“ Durch dieſe Verhandlung, welche noch 
keine depoſitiven Beſtimmungen enthält, da darin nur die Anſprüche des Stifts 
denen der Bauern gegenüber aufgeführt werden, wird in Beziehung auf das Kiehn⸗ 
holz Glewitz wärts belegen, zugeſtanden: — 1) Daß die Bauern Beſitzer ſind; 
2) daß ſie auch ein Recht darauf haben; nur will 3) die Herrſchaft das willkürliche 
und eigenmächtige Fällen inhibiren und verlangt daher, daß nur auf Anweiſung 
gehauen werden ſolle, behält ſich auch 4) vor, für ihren eigenen Nutzen daraus 
hauen zu laſſen. In letzterer Beziehung bitten die Bauern, man wolle 
ſie bei ihrer alten Gerechtigkeit laſſen, denn das Holz ſtände auf ihrem Hufen⸗ 
ſchlage, und ſie hätten es jederzeit in ihrer Botmäßigkeit gehabt und zu des Dorfes 
gemeinem Beſten gebraucht. Hierauf einigten ſich die Parteien, in der⸗ 
ſelben Verhandlung dahin: — „Das Ellernholz (welches im Kirchenholze ſtand) 
„begehren die Bauern nicht anders als auf Bitte, erklären ſich auch bereit, die 
„verlangten Holzfuhren zu leiſten, wenn ihnen eine Tonne Stettiniſch Bier jedesmal 
„dafür verehrt werde.“ Dieſe wird ihnen bewilligt, und iſt daher dieſe Angele⸗ 
genheit abgemacht, und zwar in der Art, daß die Bauern die Vergünſtigung ge⸗ 
noſſen, das Ellernholz, welches zum Kirchenholz gehört, für die Gegenleiſtung der 
Holzfuhren zu nutzen, ſo daß hiernach offenbar zwiſchen den Parteien ein läſtiger 
Vertrag eingegangen iſt. Wegen des Kiehnholzes nach Glewitz wärts belegen iſt 
Verordnung gemacht, „daß der Schulze die Aufſicht haben ſoll, und wenn jemand 
etwas benöthiget, fol ihm der Schulze auf Befehlig der Herren was ihm gewilliget 
wird, anweiſen.“ Der Vorbehalt, daß das Stift ebenfalls nutzen wolle, 
iſt nicht wiederholt. Hieraus erfolgt, daß das Stift die Anſprüche der Bauern | 
auf das benannte Kiehnholz anerkannte, und ſich nur das Oberaufſichts⸗Recht vor⸗ 
behielt. Es beweiſet dies der Umſtand, daß nunmehr wieder dem Schul⸗ 
zen die Aufſicht anvertraut wurde, welche nach der Verordnung von 1608 
dem Heideknecht zu Ihnaburg übertragen war, und daß das Stift den Vor⸗ 
behalt zu ſeinem eigenen Beſten Holz ſchlagen laſſen zu wollen, nicht wiederholt 
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hat 10). Es kann gegen dieſe Folgerungen nicht eingewandt werden, daß 
die Beamten des Stifts zu dergleichen Zugeſtändniſſen nicht autoriſirt waren; denn 
unbedenklich waren ſie auf die Beſchwerde der Bauern zur Erledigung dieſer An⸗ 
gelegenheit deputirt, und ſie mußten daher auch zu den nöthigen Verabredungen 
ermächtigt ſein. Wollte man dies nicht annehmen, ſo gelangt man zu der Con⸗ 
ſequenz, daß pia corpora und Corporationen überhaupt niemals verpflichtet werden 
können. Auch aus der Verhandlung vom 28. März 1609 kann daher zu Gunſten 
des Stifts nichts folgen. Es folgt hiernächſt— d) der Vergleich vom 21. April 
1625 u), welcher in Folge neü entſtandenen Streites zwiſchen den Parteien ge⸗ 
ſchloſſen wurde. Das Stift hatte nämlich in dem Eichholze bei M. zum Beſten 
der Kirche Eichen fällen laſſen, worauf Golnowſcher Seits im Kotzenbruch, alſo im 
Gehäge, ebenfalls 12 Eichen gefällt worden. Hieraus entſteht Streit, in welchem 
Golnow das Recht in Anſpruch nimmt, auf ſeinem dritten Theil Holz fällen zu 
laſſen. Das Stift hebt hervor, daß es ſich nur um das Eichholz (Gehäge) handele, 
in deſſen quieta possessione es geweſen und noch ſei. Der Vertrag von 1609 
beziehe ſich auf das Elſenholz, deſſen die Bauern im Dorfe ſich nun insgeſammt 
gebrauchen und den Herren Capitularen jährlich Dienſte dafür thun. Übrigens 
hätten die Golnorienses extra terminos und nicht da ihr Hufenſchlag ſei gehauen, 
ſondern ſeien weiter hineingegangen und hätten pro libitu gehauen. Es wird alſo 
hier ſelbſt vom Stifte der Unterſchied gemacht zwiſchen dem Holze, welches 
auf dem Hufenſchlage ſteht (Hufenſchlagsheide), und welches Golnow zuge⸗ 
ſtanden wird, und anderm Holze. Golnow geſteht dem Stifte actus possesso- 
rius zu, aber nur auf ſeine beiden Theile und Gerechtigkeiten des Dorfs, der dritte 
Theil gehöre Golnow laut Vertrages und wollen ſie beweiſen, daß ſie im Neben⸗ 
gebrauche des Holzes geweſen. Es kam nun ein Vergleich zu Stande „wegen der 
Marsdorfer Holzungen und darin 12 abgehauenen und niedergefällten Eichbaümen“ 
wie es in der Überſchrift heißt. In demſelben wird bemerkt: — „Daß da die 
„Stiftskirche zu St. Marien vor undenklichen Jahren her im Beſitze vorbe⸗ 
„n annter ) Holzungen geweſen!), als haben die Proviſores der Kirchen 
„und Hoſpital zu Golnow nicht allein ſolchen possess ihnen zugeſtanden, beſondern 
„auch ſich allen an⸗ und zuſprach ratione petitorii fo ihnen irgend competiren 
„möchte, begeben und renunciirt. Und ſoll hierfür das Dominium cum possessione 
„über Alles ſowol Eichen, Kiehnen, als Ellernholz den Herren Capitularen ohne 
„alle Ein⸗ und Widerrede verbleiben). Dagegen haben ſich die Herren Gapitu- 
„laren aus gutem Willen freündlich und zur Erhaltung guter nachbarlicher Cor⸗ 
„reſpondenz erklärt und anerboten, weil es zur Bauung der abgebrannten Kirche in 
„Golnow angewendet werden ſolle, nicht allein 9 Stück von den 12 gefällten 
„Baümen den Proviſoren des Hoſpitals verabfolgen zu laſſen, beſondere annoch 
„4 Baüme ſo ihnen angewieſen worden, zu geben. Nächſtdem dieſem ſeien die 
„Herren Capitularen des guten Anerbietens, wenn ſich die Bauern im Dorfe M. 
„der von den Herren Capitularen Anno 1609 gemachten Verordnungen wegen des 
„Ellernſtrauchs gemäß verhalten werden, ſolches Holz zu ihrer Nothdurft ihnen 


20) Verſtand ſich von ſelbſt und hätte ausdrücklich, wie alle Entſagung aufgegeben 


werden müſſen. — u) In actis 11. I. r. Nr. 2, fol. 107, 108. — 1) j. e. Marsdorfer. — 
1 Alſo auch Seitens der übrigen Intereſſenten anerkannt. — %) Was kann vollſtändiger 
ein?! 


— 
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„gebrauchen zu laſſen. Damit auch die Maſtung des Dorfes allein ihnen ver⸗ 
„bleiben möge, als haben Herren Capitularen ſich freündlich reſolviret, die Hol⸗ 
„zungen durch ihre Unterthanen hinführo nicht zu verwüſten und etwas daraus zu 
„verkaufen laſſen, beſondere derſelben zu ihrer und ihrer Kirchen Nothdurft zu ge⸗ 
„brauchen. Demnach ferner inskünftige die Herren Proviſoren des Hoſpi⸗ 
„tals zu Golnow zu Erbauung deſſelben, wie auch denen Unterthanen im Dorfe 
„M. etwas nöthig hätten, und ſolches im Augenſchein alſo befunden würde, ſoll 
„ihnen aus gutem Willen, wenn die Herren Capitularen darum gebührlich ange⸗ 
„ſucht werden, aus ſolchen Eichen⸗ und Kiehnhölzern etwas zu ihrer Nothdurft 
„alsdann überlaſſen und gefolget werden.“ — Dieſe Urkunde ſcheint! ) allerdings 
zu Gunſten des Stifts, wenigſtens auf den erſten Anblick, zu ſprechen, weil dem 
Stift darin von den Golnowſchen das Dominium cum possessione über Alles, 
ſowol Eichen, Kiehnen und Ellernholz, zugeſtanden wurde. Allein bei näherer 
Betrachtung iſt erſichtlich, daß nur das Gehäge der Gegenſtand des Streites ge⸗ 
weſen iſt, an welches Golnow noch, wie aus den Prozeßſchriften hervorgeht, zu 
jener Zeit zu ½ Anſprüche machte. In der Überſchrift des Vergleiches heißt es 
nämlich: „daß ein Vergleich geſchloſſen werden ſolle wegen der Marsdorfer Holzung 10) 
„und darin 12 abgehauenen und niedergefällten Eichbaümen.“ In dem Schreiben 
des Stifts⸗Adminiſtrators vom 31. März 1625 iſt aber ausdrücklich geſagt, daß 
die 12 Eichen in dem Kotzenbruche, alſo in dem Gehäge gehauen ſeien. Nur von 
dieſem Holze iſt daher die Rede !“) und auch nur in vor genannt en Holzun gen 
wie es im Vergleiche heißt, wird dem Stift ſeit undenklichen Zeiten die quieta pos- 
sessio zugeſtanden und hiefür ſoll das Dominium cum possessione über Alles 
ſowol Eichen, Kiehnen, als Ellernholz “) den Herren Capitularen ohne Einrede 
verbleiben. Im Übrigen enthält der Vergleich nur Zugeſtändniſſe, welche das Stift 
den Golnowſchen macht, ſo namentlich in Beziehung auf das Ellernholz, wo es 
bei der alten Verabredung von 1609 verbleiben ſoll, die Maſtung und das Bauholz. 
Erſichtlich iſt daher auch durch dieſe Urkunde, den Vergleich vom 21. April 1625, 
für das Eigenthum des Stifts an der Hufenſchlagsheide nichts erwieſen. 
Wollte man dem Vergleiche eine größere Ausdehnung geben, ſo würde er mit den 
Verhandlungen offenbar in Widerſpruch treten, da ja das Stift ſelber in ſeinen 
Prozeßſchriften ſchon den Unterſchied zwiſchen ſeinen terminis und dem Hufen⸗ 
ſchlage genau hervorhebt, der Streit auch offenbar nur wegen der im Gehäge 
gefällten Eichen entſtanden war. Nur das Oberaufſichtsrecht über die Hufenſchlags⸗ 
heide behält ſich wie im Jahre 1609 das Stift als Gutsherrſchaft auch noch jetzt 
vor. — e) Das Stift ſtützt ſich ferner darauf, daß Golnower Seits die bean⸗ 
ſpruchten Rechte deſſelben, welche durch die Punctation vom 21. April 1625 als 
feſtgeſtellt angenommen worden, im Jahre 1635 anerkannt worden ſeien; allein 
Golnow hatte 3 Eichen fällen laſſen, ohne das Stift darüber zu fragen, und wenn 
ſich daher letzteres darüber beſchwerte, und das Mandat vom 19. Juni 1634 
extrahirte, worin Golnow die Turbation unterſagt und aufgegeben wird, die ge⸗ 
fällten Baüme liegen zu laſſen, und wenn ferner ſich Golnow bei dieſem Mandat 
beruhigte, ſo war dies Alles in der Ordnung, da Golnow zwar ein Recht auf 
Bauholz aus dem Gehäge hatte, dies aber ohne Anfrage und Anweiſung nicht 


10 27 — 10) Der Pluralis iſt gebraucht — ) Das war nur die Veranlaſſung. — ) Wei⸗ 
ter wuchs aber gar nichts. 
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geltend machen konnte. Ein Anerkenntniß der Rechte des Stifts auf 
die Hufenſchlagsheide kann indeß hierin nicht gefunden werden. Ahnlich verhält 
es ſich mit dem Anerkenntniß, welches das Stift aus der Bekanntmachung des 
Magiſtrats vom 20. März 1639, wonach ſich die Golnowſchen Bürger des Holzes 
in M. enthalten ſollen, folgern will. Das Verbot war natürlich, denn wenn auch 
Golnow, d. h. das St. Spiritus Hoſpital und die St. Catharinenkirche, ein An⸗ 
recht an die Marsdorfer Holzungen hatte, ſo war es doch nicht jedem Bürger 
der Stadt geſtattet, ſich dies zu Nutze zu machen und in denſelben beliebig zu hauen. 
— f) Neüer Streit entſtand, — nachdem von 1701-1705 noch ein Prozeß über 
die Maſt Statt gefunden hatte, — im Jahre 1766 abermals wegen der Holzungen. 
Auf die in dieſem ergangenen Entſcheidungen ſtützt das Stift zumeiſt ſeine An⸗ 
ſprüche. Unterm 26. September 1766 baten nämlich Paſtor und Proviſores zu 
Golnow zwei abgebrannten Kirchen⸗ und einem Hoſpital⸗Bauern nach altem Her⸗ 
kommen aus der Meer Heide Eichen zu Sohlen und Schwellen verabfolgen zu 
laſſen. Der Adminiſtrator ſchlägt dies ab, weil er aus den Acten nicht finden 
könne, daß ſolches Holz früher den Golnowſchen Bauern aus dem Gehäge bei M. 
gereicht worden. Unterm 18. October 1766 wird von Golnow aus das Geſuch 
wiederholt auf Grund des Transacts und der allen Einwohnern von M. bekannten 
Gewohnheit. Nichts deſtoweniger erfolgt eine neüe abſchlägliche Antwort, weil die 
Obſervanz nicht conſtire und der $. 6 des Transacts nur von gutem Willen ſpreche. 
Dieſe Weigerung bot Veranlaſſung, daß die Bauern das Holz im Gehäge ſelbſt 
fällten, in Folge deſſen das Stift klagbar wurde. In der Klagebeant⸗ 
wortung führt der Golnowſche Magiſtrat aus, daß ihm 7 Bauern gehörten, und 
daß die Holzungen und Weide ratamansorum ſeien, es müſſe daher auch an den 
Holzungen nach Proportion feiner Hufen participiren !?). Unterm 25. September 
1767 wurde hierauf erkannt?“): — Daß der Vergleich vom 21. April 1625 für 
richtig anzunehmen und Kläger nomine der hieſigen Marienſtiftskirche anch ferner 
bei dem Eig enthumsrechte und Beſitze der geſammten Holzungen 
zu ſchützen, den unter Beklagte gehörigen Bauern und Einwohnern auch alles 
eigenmächtige Holzen bei empfindlicher Leibesſtrafe außer der Erſetzung des Scha⸗ 
dens zu unterſagen, und ſelbige ſchuldig zu erkennen, das eigenmächtig geſchlagene 
Holz nach der königl. Forfttare, wenn Kläger zuvörderſt, wie ihm zu thun obliegt, 
das Quantum gehörig beſcheinigt hat, zu bezahlen; Kläger ſich aber auch ratione 
futuri nicht entziehen könne, den beklagten Unterthanen Ellernholz zu ihrer Noth⸗ 
durft anzuweiſen, auch ſie an der Maſt nach Vorſchrift des Protokolli vom 21. October 
1701 participiren zu laſſen, ihnen auch bei vorkommenden Bauten auf gebüh⸗ 
rende Requiſition einen Beitrag an Eichen und Kiehnholz zu thun, welcher 
hiermit zur Vermeidung künftiger Irrungen auf ½ des nach einer vorhergegangenen 
Unterſuchung erforderlichen Quanti ex aequo et bono feſtgeſetzt wird. 

Auch dies Erkenntniß ſcheint auf den erſten Anblick zu Gunſten des Stifts 
zu ſprechen?), weil auch hier wie in dem Vergleiche vom 21. April 1625 von 
aller Holzung die Rede iſt. Allein es liegt auch hier derſelbe Fall vor, wie bei 
jenem Vergleiche. Das Erkenntniß bezieht ſich nur auf das Gehäge 2). Dies 
geht aus folgenden Umſtänden hervor: — 1) Aus der Veranlaſſung des Streits 


N 0 Conf. infra. — 20) In actis Tit. II., Sect. I., r. Nr. 69, fol. 19, 20. — 2) doch! — 
2) 7 
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die darin lag, daß die Bauern das Holz im Gehäge ſelbſt fällten. 2) Aus der 
Appellationsrechtfertigung des Stifts, wo es heißt: „Ich habe bereits oben gedacht 
daß das Eichenholz (Gehäge) bei M. nicht mehr in der Verfaſſung ſei, als es 
Anno 1625 geweſen, und daß ſtarkes Fichten⸗Bauholz daſelbſt gar nicht mehr exiſtirt. 
3) Behauptet das Stift in revisorio, daß das Gehäge ?) bei M. nicht im Stande 
ſei, einen Abgang zu ertragen, wie ihn die Gewährung des / Bauholzes zu den 
Bauten und Reparaturen der Golnowſchen Bauern erheiſcht, und in der Reviſions⸗ 
rechtfertigungsſchrift ſtellt das Stift wiederholentlich das Kotzenbruch und die Fah⸗ 
renhorſt den Eichen auf der Bauern eigenen Hufen entgegen. 4) Iſt in dem Er⸗ 
kenntniſſe der Vergleich vom 21. April 1625 ausdrücklich als richtig anerkannt. 
Die Feſtſetzungen, die damals getroffen ſind, ſind in dieſem Erkenntniſſe von Neüem 
anerkannt. Wenn daher der Vergleich von 1625 nur das Gehäge zum Streit⸗ 
gegenſtande hatte, ſo kann auch das vorliegende Erkenntniß bei näherer Beleüchtung 
nicht weiter, als jenes extendirt werden. Dies Erkenntniß wurde in zweiter Inſtanz 
unterm 12. September 1768 und in dritter unterm 1. Mai 1769 beſtätigt. 

In Gemäßheit dieſer Entſcheidung wird dem Stifte aufgegeben, das Quantum des 
vom Gegentheile abgehauenen Holzes zu deſigniren und deſſen Werth zu verifi⸗ 
ciren. Das Atteſt des Förſters geht dahin, daß Anno 1767 von den Bauern 
des Golnowſchen Hoſpitals und Kirche zu M. und zwar in dem Miſchen Gehäge “) 
ohne Anweiſung Holz abgehauen ſei. Ein neüer Beweis, daß es ſich nur um das 
Gehäge gehandelt habe. Auch die Holzanweiſungen, welche in den nächſten Jahren 
nach vorgenannter Entſcheidung erfolgten, geſchahen, wenn ſie aus dem Gehäge 
gegeben, zu ½, wenn fie aus dem Hufenſchlage erfolgten, worüber das Stift als 
Gutsherrſchaft die Oberaufſicht hatte, voll. Erſt im Jahre 1784 bezog das Stift 
das Erkenntniß von 1767 auf die Hufenſchlagsheide, und gab die Anweiſung nur 
zu auf dieſelbe, wie dies im Jahre 1794 beim Bau des St. Spiritus Hoſpitals 
geſchah. — g) Die nächſte Urkunde ift der Poſſeſſorien⸗Prozeß und das 
Erkenntniß de publ. 4. und 6. Juli 18322), jo wie das von der Königl. 
General⸗Kommiſſion im Jahre 1839 gefällte Erkenntniß. Beide beweiſen 
indeß für das Stift Nichts. Das Poſſeſſorien⸗Erkenntniß um deshalb nicht, weil 
es die Eigenthumsfrage nicht entſcheidet und am wenigſten durch daſſelbe die Eigen⸗ 
thumsverhältniſſe geändert werden können; und ebenſo einflußlos iſt das über die 
Regulirungsfrage ergangene Erkenntniß, da, wie bereits früher bemerkt, dies ja 
grade den Umfang der zu den Höfen der Bauern gehörigen Grundſtücke, ſo wie 
den Bedarf?) des Brennmaterials feſtgeſtellt haben will. Wenn ſich ferner das 
Stift — h) auf das Promemoria des Stifts⸗Adminiſtrators Ockel vom 25. November 
1807 beruft, in welchem deducirt wird, daß dem Stift ſämmtliches Eigenthum des 
Holzes auf dem Hufenſchlage zuſtehe, fo iſt dies, da eine einſeitige Aüßerung 
eines Stiftsbeamt en den Gegnern des Stifts nicht präjudicirlich fein kann!), 
ganz einflußlos; und daſſelbe gilt von den weiteren Aüßerungen des Stiftsadmini⸗ 


3) Unter dieſem Ausdruck kann nur gehägtes, d. h. nutzbares Holz im Allgemeinen 
verſtanden werden, jo gut wie ein Hegemeiſter die Sorge für die Conſervation der ganzen 
Forſt und nicht eines ſpeziellen Gehäges hat. Ohne Hege einer Forſt iſt überhaupt keine 
Forſtnutzung möglich. — *) Wieder gleichbedeütend mit „Forft.“ — ) In actis Tit. III., 
Sect. III., Spec. Nr. 16, fol. 24, 25. — 20) Wozu eine ſolche Feſtſtellung des Bedarfs, wenn 
die Bauern eine Forft von prprter. 3000 Mrg. beſäßen? — 2) Und doch ſoll fie nun gegen 
das Stift beweiſen? 
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ſtrators und Förſters, die in den Acten G zuſammen geſtellt ſind, und auf welche 
ſich das Stift ebenfalls beruft. 

Nach allen dieſen Erörterungen kann nicht angenommen werden, daß der 
Beweis, welchen die Golnower aus der Verleihungsurkunde, ſo wie aus ſpäteren 
Verhandlungen über ihre Anrechte an M. und die daſelbſt befindliche Hufenſchlags⸗ 
heide geführt haben, auch nur im geringſten entkräftet ſei. Denn die Golnower 
haben zunächſt durch die Verleihungsurkunde einen vollſtändigen Titel für ſich. 
Sie haben ferner nachgewieſen !), daß fie, das Oberaufſichtsrecht abgerechnet, auch 
ſtets im Beſitze dieſes ihres Rechts geweſen ſind. Einen wirkſamen Be⸗ 
weis hiergegen konnte das Stift nur führen, wenn es ſeiner Seits einen rechts⸗ 
gültigen Titel für ſein angebliches Recht nachwies, und zwar einen Titel, der nach 
der Verleihungsurkunde entſtanden war. Die ergangenen Erkenntniſſe 
und was ſonſt das Stift an Verfügungen, Judicaten und Vergleichen anführt, 
können dieſen Titel nicht erſetzen ??). Denn wollte man auch, wie man auch muß, 
nicht annehmen, daß die ergangenen Erkenntniſſe ſich ganz klar auf das dem 
Stift zugeſtandene Gehäge beziehen, jo find fie doch mindeſtens ſehr zweifelhaft, 
und nicht geeignet, den vom Stifte zu führenden Beweis, den Titel, zu erſetzen. 

Der Golnowſche Antheil iſt aber bei den bisher geführten Beweiſen 
1 weitem nicht ſtehen geblieben; er hat noch andere beigebracht, und zu dieſem 
weck — 

3) behauptet, die ganze Hufenſchlagsheide habe früher zum 
Acker gehört, und fei bei der Steüerveran lagung nicht veranſchlagt 
worden. Im Laufe der Zeit und beſonders während der Kriege, ſeien zwar die 
entfernteren, ſchlechteren Theile liegen geblieben, und hätten ſich beſaamt, dadurch 
hätten ſie nicht aufgehört, zu den Bauerhöfen zu gehören. Zu bemerken iſt hier 
zunächſt, daß ſich die hier aufgeſtellte Behauptung, ſowie die folgenden von den 
Golnowſchen Bauern angeführten Beweiſe nicht allein für dieſe, ſondern auch für 
die Marienſtiftsbauern als Beweis ihrer Anſprüche an der Hufenſchlagsheide gelten, 
da hier überall von den Mer Bauern überhaupt die Rede iſt. Zur Begründung 
ihrer Behauptung ad 3 führen nun die Bauern an. — a) Der Name Hufenſchlags⸗ 
heide weiſet beſtimmt darauf hin, daß das Holz auf den Hufen aufgeſchlagen ſei, 
während der Name Gehäge von vornherein eine geregelte Bewirthſchaftung von 
Seiten der Gutsherrſchaft und namentlich die Ausſchließung des beliebigen Holz⸗ 
fällens von Seiten der Bauern involvire ?“); — b) der Umſtand, daß die Acker⸗ 
rücken noch heüt zu Tage in der Hufenſchlagsheide wahrzunehmen ſeien. Dies iſt 
nach Ausweis der Bonitirung wirklich der Fall bei 1056 Mg. 97 Ruth. der ſtrei⸗ 
tigen Flächen, ſo daß noch 1062 Mg. 35 Ruth. ſtreitige Fläche übrig bleiben, wo 
keine Ackerrücken ſich finden, was freilich die Möglichkeit, daß auch hier geackert 
worden, nicht ausſchließt. Ja es ſind ſogar hiſtoriſche Spuren, daß auch dieſe 
Flächen von den Bauern beackert ſind. Es kommt indeſſen auf dieſe Spuren 
wenig an, da das Marienſtift im gegenwärtigen Prozeſſe nicht beſtreitet, vielmehr 
zugeſteht, daß ein großer Theil der Hufenſchlagsheide früher von den Bauern als 
Acker benutzt worden, der im Laufe der Zeit liegen geblieben ſei, und ſich beſaamt 
habe. Das Stift hat aber dieſem Umſtand hauptſächlich den Einwand entgegen⸗ 


ze) 22 — 20 f — 8c) Hierin liegt das Zugeſtändniß über die Richtigkeit des oben 
aufgeſtellten Begriffs vom Gehäge. 
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geſtellt, daß die Bauern eben ſo viel, als ſie hätten liegen laſſen, an anderen 
Stellen geradet und urbar gemacht hätten. Hierdurch habe ſich alſo ihr Beſitzſtand 
im Acker nach ſeinem Flächeninhalte niemals geändert und ſie könnten nicht mehr 
verlangen, als daß ſie den Acker ſeinem Flächenmaaße nach erhielten, der ihnen 
nach der Vermeſſung und den Matrikeln gebühre. Da ſie dieſen hätten, ſo folge 
daraus, daß ihr Anſpruch auf die Hufenſchlagsheide hinfällig ſei. Dieſe Deduction 
iſt indeß bei dem Zugeſtändniß des Stifts, daß die Hufenſchlagsheide auf der 
Bauern Hufen auſgewachſen ſei, eine hinfällige. Denn das Stift hat nicht nach⸗ 
gewieſen, daß feine Gegner?! blos ein Recht auf den Acker haben, im Gegentheil 
haben dieſe den Beweis geführt, daß ihnen Rechte an den Holzungen der Hufen⸗ 
ſchlagsheide zuſtehen. Es kann hier daher nicht die Rede davon ſein, daß die 
Gegner nur das erhalten, was der Acker nach ſeinem Flächenmaaße betragen hat, 
ſo lange nicht das Stift den Beweis geführt, daß ihm allein das Recht auf die 
Holzungen zuſtehe ??). Für den gegenwärtigen Prozeß iſt es ganz gleichgültig, ob 
die Bauern an anderen Stellen eben ſo viel haben liegen laſſen, als ſie beurbarten, 
jedenfalls ſteht es durch die Zugeſtändniſſe des Stifts feſt, daß die Holzungen zum 
großen Theil durch Liegenlaſſen des baüerlichen Ackers entſtanden ſind; und hiermit 
geſteht das Stift zu, daß ſie Pertinenz der Höfe der Bauern ſind, und deshalb 
müſſen ſie den Bauern zugeſprochen werden. Wenn ſich das Stift getraut, den 
Beweis zu führen, daß von den Bauern Wald beackert iſt, wenn es ferner nach⸗ 
weiſen kann, daß dieſer Wald ſein Eigenthum geweſen und wenn es endlich die 
Stücke bezeichnen kann, welche dieſe angebliche Umwandlung in Acker erlitten, ſo 
kann das Stift die alſo bezeichneten Stücke allerdings als ſein Eigenthum in An⸗ 
ſpruch nehmen; Gegenſtand des Streites in vorliegendem Prozeſſe ift dieſer Acker 
aber nicht, ſondern die Holzung. Überdies iſt auch das Stift weit entfernt geweſen, 
den nöthigen Beweis zu führen. Es hat ſich vielmehr darauf beſchränkt, zu behaupten, 
daß die Bauern jetzt nicht mehr Acker verſteüerten, als ſie nach den Vermeſſungen 
von 1694 und der Matrikel von 1707 verſteüert hätten und daß das ganze Dorf 
M. aus niemals mehr als 61 Hakenhufen beſtanden hätte. Allein die ganze auf 
dieſen Beweis gerichtete höchſt weitlaüfige Unterſuchung erſcheint hier ganz uner⸗ 
heblich, weil ſelbſt, wenn dieſer Beweis geführt würde, er in keiner Weiſe genügte, 
um das Recht des Stifts auf die Hufenſchlagsheide zu begründen, das Recht der 
Bauern!) auf dieſelbe bei den übrigen von denſelben geführten Beweiſen auch 
nicht weg deducirt werden kann. Abgeſehen hiervon iſt aber auch der Beweis 
fruchtlos geblieben. Denn wenn auch von Seiten der Bauern nicht nachgewieſen 
iſt, daß die Hufenſchlagsheide als Acker verſteüert worden, ſo ſpricht wenigſtens 
eine große Wahrſcheinlichkeit dafür, daß bei der Steüerveranlagung auf die Hol⸗ 
zungen als fruchtbringende Pertinenzien bei der Höhe der Steuern und bei dem 
Umfange der Reduction Rückſicht genommen iſt. Daraus ergibt ſich denn allerdings 
wiederum, daß die Holzungen zu den Hufen gerechnet wurden, weil, wie ſich von 
ſelbſt verſteht, auf Holzungen, welche nicht Pertinenzien der Höfe, ſondern Guts⸗ 


a) Wer ſind die hier? die beiden Gutsherrſchaften in Golnow, oder wiederum die 
Bauern den Herrſchaften gegenüber? — 8) Es ſoll ja nach dem letzten Erkenntniſſe der 
Umfang der zu den Höfen gehörigen Grundſtücke in sep. ermittelt werden. — 2) Die Bauern, 
welche es verlangen, mußten es beweiſen, zumal fle vor der Regulirung gar nicht gegen die 
Herrſchaft auftreten konnten. Sie find rechtskräftig als gewöhnliche Laſſiten anerkannt! 


120* 


mE 


956 Der Naugarder Kreis. 


pertinenzien ſind, bei der Kataſtrirung der Höfe nicht hätte Rückſicht genommen 
werden können “). Daß aber eine Rückſicht auf die Holzungen genommen iſt, ergibt 
ſich aus der „Landes⸗Matrikel im Herzogthum Vorpommern von den ſteüerbaren 
Ritter⸗, Pfarr⸗ und Kirchenhufen nach der 1681 verordneten Vermeſſung und nach 
denen ferner Anno 1702 genommenen Fundamentis und gemachten Ausrechnungen, 
vollzogen 1718“835), woſelbſt es in 5 Colonnen alſo heißt: — 1. Colonne: Name 
der Dörfer und Possessorum: Marsdorf und die Sct. Marienkirche zu Stettin. 
2. Colonne: Alter Hufenſtand nach reducirten Hufen, deren jede 3 Landhufen aus⸗ 
trägt, 5 reducirte Hufen. 3. Colonne: Neüer aus Acker Agrimensus-Büchern ge⸗ 
zogenen Hufenſtand nach Landhufen, deren jeder 30 Morgen austrägt. 4. Colonne: 
Contribuabler cultivirter Acker mit und ohne Reduction; übereinſtimmend 22 Land⸗ 
hufen 5 Morgen 275%, Quadratruthen. 5. Colonne: Beſchaffenheit der Güter 
und anderer Pertinenzien: vieles Holz und gute Hütung. — Das Stift wendet 
hiergegen zwar ein, daß das viele Holz und die Hütung nur im Allgemeinen als 
beim Dorfe befindlich und nicht als Eigenthum deſſelben aufgeführt worden c). 
Dieſer Einwand iſt aber ganz unerheblich, da ja die Holzungen ausdrücklich als 
Pertinenzen der contribuablen Hufen angegeben ſind “). Das Zu eſtändniß des 
Stifts, daß die Hufenſchlagsheide durch Beſaamung des baiterliheu Ackers ent- 
ſtanden ſei, ſpricht aber auch noch in anderer Weiſe gegen daſſelbe. Denn wenn 
es auch wahr wäre, daß die Bauern Theile der Holzungen kultivirt haben, ſo kann 
doch nur angenommen werden, daß es ſolche geweſen ſind, welche ihnen gehören. 
Hierfür ſpricht namentlich der Umſtand, daß das Gehäge, d. h. das Kotzenbruch 
und die Fahrenhorſt “s), noch jetzt denſelben Flächeninhalt haben, welchen fie nach 
der Vermeſſung von 1694 hatten. Hierin liegt ein Beweis, daß die Bauern mit 
dem Übrigen nach Willkür ſchalten konnten! denn das Stift würde es nicht geduldet 
haben, daß ſeine Forſt ſo zu ſeinem Nachtheile verändert würde, daß, wie es ſelbſt 
angibt, guter Boden davon abgenommen und ſchlechter hinzugekommen ſei, wenn 
nicht die Bauern ein Recht zu dieſer Veränderung gehabt hätten. 

4) Ein fernerer Beweis, welchen die Bauern für ihre Anſprüche führen wollen, 
liegt in der Behauptung, daß fie von älteſten Zeiten bis auf den heüti⸗ 
gen Tag die Hu fenſchlagsheide in uneingeſchränkter, beliebiger 
Benutzung gehabt, das Holz willkürlich mit eigener Axt gehauen und in ihrem 
Nutzen verwendet hätten. Wenn das Stift ſie darin beſchränkt und namentlich 
keinen Holzverkauf gelitten habe, ſo ſei dies nur vou Oberauffichtswegen geſchehen 
und erſt in neüerer Zeit gehe das Stift darauf hinaus, ſie, die Bauern, ganz aus 
der Hufenſchlagsheide zu verdrängen 5). Für dieſe Behauptungen führen die 

3e) Alſo! — 3%) Cs ſei erinnert, daß die von der Krone Schweden angeordnete und 
durch die ſ. g. Reduktions⸗Commiſſion ausgeführten geometriſchen und hiſtoriſch⸗juridiſchen 
Unterſuchungen hauptſächlich den Zweck hatten, zu erforſchen, welche Domanialgüter unter der 
Herrſchaft der Greifen auf rechtsgültigem, bezw. unrechtlichem Wege in Privatbeſitz gelangt. 
Es find daraus die Tertialgüter entſtan den, deren es in Neüvorpommern noch 
einige gibt (Anmerk. des Herausgebers). — 86). Allerdings! — 3) Es iſt überſehen, daß die 
Colonne 5 heißt: Beſchaffenheit der Güter. Nach dieſer Interpretation wären auch die 
Güter Pertinenzſtücke der Bauerhöfe! — °°) Immer wieder dies traurige, durchgehend ſchäd⸗ 
liche Mißverſtändniß. — ze) Dann müßte doch ein einziger Holzverkauf mit Genehmigung 
des Stifts nachzuweiſen ſein. Die Bauern haben immer nur, freilich verſchwenderiſch genug, 
ihren eigenen Bedarf gehabt. [Thatſache iſt es, daß die Bauern Holz ſchlugen und es fuh⸗ 
renweiſe in Golnew auf den Wochenmärkten zum Verkauf ſtellten. Sie nannten das alſo ge: 
ſchlagene Holz „Stadtholz“. Anmerk. des Herausgebers.] 
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Bauern folgende Beweiſe an: — a) den Beſcheid vom Jahre 1757, welcher 
ihnen auf eine Proteſtation gegen den Verkauf von Holz aus den Lehmkuhlen von 
Seiten des Stifts ertheilt wurde, worin es heißt: — „Die Kirchenbauern haben 
fo wenig als andere Bauern nach der Bauerordnung ein Dominium oder emphy⸗ 
teutiſches Recht an ihren Höfen, ſondern nur den usum fructum von ihrem Hu⸗ 
fenſchlag 0). Wenn die Dorfſchaft alſo nicht erweiſen kann, daß das Holz in den 
ſ. g. Lehmkuhlen auf ihrem Hufenſchlage ſteht, oder ihnen zu ihren Hufen ver⸗ 
meſſen und angeſchlagen worden, ſo können ſie auch davon keinen Genießbrauch 
prätendiren, ſondern ſolcher kompetirt der Kirche privatim und die Dorfſchaft 
wäre vielmehr ſchul dig, den bisher in debite gezogenen Nutzen 
der Kirche zu erſetzen, um ſo mehr, als die Kirche zur Conſervation der Höfe 
bisher das Holz beſonders angewieſen und abfolgen laſſen.“ Hierin iſt alſo an⸗ 
erkannt, daß die Bauern bis dahin die Lehmkuhlen, welche nicht zum Gehäge ge⸗ 
hören, benutzt haben. — b) Im Jahre 1832 verſichert der Marienſtiftsförſter Funcke 
in einem Berichte, daß der Regierungsrath Franz in den letzten Jahren ſeines 
Lebens geſtattete, daß die Bauern das Holz, was auf ihren eigenen Ackerſtücken in 
neürer Zeit auſgewachſen ſei, benutzen könnten, jedoch ſolle ſolches unter des För⸗ 
ſters Aufſicht geſchehen. Erſt der Adminiſtrator Billig habe dies abgeſchafft. 

Es ergibt ſich hieraus, daß ſich die beliebige Benutzung eines Theils der 
Hufenſchlagsheide, des auf den Ackerſtücken befindlichen Holzes, bis in die aller⸗ 
neüeſte Zeit erſtreckt hat, wobei die Aufſicht des Förſters nur ein Ausfluß des Ober⸗ 
aufſichtsrechts war. — c) Eine Verfügung des Marienſtifts⸗Curatoriums vom 14. Octo⸗ 
ber 1832, worin es heißt: — „Die Mer Forſt zerfällt in die Hufenſchlagsheide, 
welche ihren Namen davon trägt, daß ſie größtentheils auf dem Hufenſchlage der 
Gemeinde ſteht, daß im Wege der natürlichen Beſaamung Feldparcelen, die die 
Gemeine früher unter dem Pfluge gehabt, aber bei dem ſehr bedeütenden Umfange 
der Feldmark wüſte hatte liegen laſſen, weil der Boden ſchlecht war, mit Kiefern⸗ 
Aufſchlag bewuchſen, wogegen beſſerer Boden in Acker verwandelt wurde, wo früher 
Wald geweſen war; die Länge der Zeit und die ſehr mangelhafte Aufſicht, welche 
das Stift dort geführt hat, haben dies Verhältniß verdunkelt und die Gemeinde 
zu dem Glauben gebracht, daß dieſe Hufenſchlagsheide ihnen ausſchließlich gehöre, 
und daß das Stift ihnen nur den Förſter zur Handhabung der Forſtpolizei halten 
müſſe. Wenn es zur Regulirung kommt, und der Acker vermeſſen werden muß, ſo 
wird ſich aber finden, daß die Gemeine jetzt mehr und beſſern Acker in der Forſt 
zu dem ihrigen gemacht hat, als ihnen früher zuſtand und Inhalts der alten Urbarien 
gebührt. Das iſt aber leider nicht zu leügnen, daß das Stift dieſem prätendirten 
Eigenthum auf dieſen Theil der Forſt nicht kräftig genug entgegengetreten iſt, 
z. B. daß aus dieſer Hufenſchlagsheide, die vermöge ihres ſchlechten Bodens nur 
Fichten hat, kein Holz zum Verkauf für das Stift als Eigenthümer geſchlagen 
worden iſt. Man hat ſich deſſen aus Unbekanntſchaft mit dem eigenthümlichen 
Sachverhältniſſe geſcheüt, und ſo haben die Bauern meiſt ohne Anweiſung, wenn 
ihnen der Förſter zu lange blieb, Brennholz und Bauholz geſchlagen, wie ſie es 
gerade brauchen und oft das beſte Bauholz als Brennholz verſchwelt“. — Wiewol 
das Stift hier ſchon ſeine Anſprüche und deren Begründung im Allgemeinen be⸗ 


40) D. h. die ihrer Kultur anheim gegebenen Hufen, auf denen ſte ſtatt Getreide auch 
Holz bauen mochten. 
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zeichnet, ſo werden doch die Thatſachen der Vergangenheit, und namentlich daß die 
Bauern die Hufenſchlagsheide faſt unbeſchränkt benutzt haben, anerkannt. Schon in 
der bloßen Unbekanntſchaft würde ein mittelbares Anerkenntniß involvirt, es würde 
aber gegen die Natur der Dinge ſein, daß ſich das Stift ſeit Jahrhunderten in 
ſolcher Unbekanntſchaft befunden, und dieſe erſt jetzt, nachdem das Sach- und Rechts⸗ 
verhältniß geſtändlich ſo ſehr verdunkelt, aus derſelben ſich befreit haben ſollte. 
Vielmehr iſt es wahrſcheinlicher !!), daß die Vorfahren die Verhältniſſe klar durch⸗ 
ſchauten und deshalb die Bauern in ihren Rechten ungekränkt ließen, und daß 
man ſich jetzt über die rechtlichen Anſprüche des Stifts im Irrthum befindet. Fer⸗ 
ner berufen ſich die Bauern zum Erweiſe der von ihnen ad 4 aufgeſtellten Be⸗ 
hauptung — d) auf Aus füh rungen der Bauern ſelbſt, ſowie auf eine 
große Anzahl von Zeügen-Ausſagen. Es können dieſe aber, ſo klar fie auch 
ſein mögen, nicht als beweiskräftig, ſondern höchſtens als ein adminiculum des 
von den Bauern ſonſt geführten Beweiſes angeſehen werden, da ſie von der Partei 
ausgehen. Jedenfalls ift aber bereits durch die Fälle a, b, c von den Bauern der 
Nachweis geführt, daß ſie bis in neüeſte Zeit die Hufenſchlagsheide, das Oberauf⸗ 
ſichtsrecht des Stiftes abgerechnet, unbeſchränkt benutzt haben. Es kommt hinzu — 

5) Daß das Stift ſehr haüfig die Rechte ſeiner Gegner aner- 
kennt und zugeſtan den hat. Aus mehreren Anerkenntniſſen find folgende 
beſonders hervorzuheben: — a) Im Jahre 1763 verlangt das Curatorium des 
Marienſtifts Anzeige darüber, was es mit dem Tanger für eine Bewandniß habe 
und ob ſelbiger der Dorfſchaft oder nicht vielmehr der Kirche eigenthümlich zuge⸗ 
höre. Unterm 23. Februar 1763 berichtet hiernächſt der Adminiſtrator: „daß der 
Tanger bei M. ſeit undenklichen Zeiten von den Miſchen genutzt worden; daß, 
wenn ſie zu ihren Gebaüden das Bauholz nöthig gehabt, ſie ſolches daraus ohne 
Anweiſung genommen haben, daher es dann geſchehen, daß dieſer Tanger ſehr 
devaſtirt worden. Seitdem ich aber bei meiner Bedienung geweſen, habe ich hierin 
zum Vortheil der Dorfſchaft“) Einhalt gethan und die Verfügung gemacht, daß 
kein Holz anders darin geſchlagen werden dürfe, als wenn nicht zuvor die ange⸗ 
gebenen Reparaturen für nothwendig befunden, alsdann dem Förſter die Auflage 
geſchehen, das benöthigte Holz anzuweiſen, dadurch ich denn dieſe üble Wirthſchaft 
gehemmt habe. Solchergeſtalt wird ein hochverordnetes Curatorium genehmigen, 
daß den befundenen Umſtänden nach, denen M.ern zu ihrem Behuf fernerhin das 
in dem Tanger (Hufſchlagsheide) befindliche Holz gelaſſen werde“. — Dieſer Be⸗ 
richt des Stiftsbeamten ſpricht ſo klar für die Rechte der Bauern, daß es einer 
weitern Interpretation nicht bedarf. Es iſt hier klar ausgeſprochen, daß den 
Bauern der Tanger, d. h. die Hufenſchlagsheide gehöre, daß ſie dieſelbe unbeſchränkt 
genutzt haben, und nur zu ihrem Vortheile iſt in dieſer Nutzung eine Einſchränkung 
gemacht. — b) Im Prozeſſe von 1767 war Golnowpſcher Seits die Glaubwürdigkeit 
des Stifts angefochten, worauf das Stift entgegnet: „der Förſter iſt in Anſehung 
der appellatiſchen Bauern umſomehr qua officialis zu betrachten, als ſelbiger 
wirklich zum Theil mit wegen des Bauernholzes zu deſſen Förſter angewieſen 
iſt. — e) In der Verhandlung vom 22. Juni 1815 erkennt der Förſter Huwe an, 


n Möglich, aber nicht wirklich. Man vergeſſe nicht, daß M. durch einen mehr als 5 
Meilen langen tiefen Sandweg von Stettin entfernt ift. — ) Gewiß! Da fie holzungs⸗ 
berechtigt war. 
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daß die Huſenſchlagsheide auf dem ſteüerbaren Grund und Boden der Dorfſchaft 
liege. Auch in dieſen beiden Schriftſtücken ſind offenbar die Rechte der 
Bauern auf die Hufenſchlagsheide anerkannt. Ein noch klareres Anerkenntniß 
findet ſich — d) in der letzten Vogtsgedings⸗Verhandlung vom 18. September 
1812, worin es ausdrücklich heißt: „Der Pfarrgarten zu Barfußdorf bedarf am 
Zaune einer Ausbeſſerung, der Schaden befindet ſich in dem Theile des Zauns, 
welcher von der Dorfſchaft M. unterhalten werden muß; letztere hat von dem 
Förſter Huwe verlangt, daß das erforderliche Bohlholz aus der Hufenſchlagsheide 
angewieſen werde. Da die Hufenſchlagsheide nur von der Gemeine unter Auf ſicht 
des Marienſtifts benutzt“) wird, fo iſt der Förſter Huwe beauftragt worden, daß 
zu dieſer Reparatur erforderliche Holz aus der Hufenſchlagsheide anzuweiſen“. — 
Zu ähnlichen Anerkenntniſſen können auch die Fälle gerechnet werden, in welchen 
ſich die Holzcontravenienten entſchuldigen“), daß fie das Holz nicht aus dem Ge- 
häge, ſondern aus der Hufenſchlagsheide hätten, eine Entſchuldigung, welche das 
Stift gelten läßt. Solche Fälle finden ſich im Vogteigedinge vom 4. März 1755, 
im Vogteigedinge vom 15. Januar 1760, wo es in der Reſolution heißt: — 
„Weil Beklagte bereit ſeien, dahin den Eid abzuſtatten, daß die angeblichen Eichen 
und Büchen nicht aus den Gehägen, ſondern Holz geweſen, ſo auf ihrer Landung 
geſtanden und ſo nach und nach Zopftrocken geworden, das Regiſter in vielen 
Stücken irrig und mangelhaft befunden, da der ꝛc. Grooſe geſtändlich ſolche nicht 
ſelbſt geſchrieben und ſich nach ſeinem Geſtändniß zu Tage gelegt, daß ſie ſich ver⸗ 
ſchiedentlich geirrt, ſo wird vor diesmal der Eid pro praestito gehalten, und wenn 
auch in Abſicht der übrigen, ſo das Holz im Kirchengehäge gehauen zu haben 
geſtändlich geweſen, die dabei angeführten Urſachen aber nicht ſchlechterdings zu 
verwerfen, umſomehr, weil ihnen nicht vorher ausdrücklich unterſagt worden, gar 
kein Holz ohne Anweiſung zu hauen, als wird deren Beahndung gleichfalls nieder⸗ 
geſchlagen“. — Außer den beiden hier angeführten Fällen ſind noch diejenigen zu 
erwähnen, welche bereits bei Erörterung des Unterſchieds zwiſchen dem Gehäge 
und der Hufenſchlagsheide aufgeführt ſind. Ein fernerer Beweis für die Anſprüche 
der Bauern liegt — 


6) Darin, daß die kleinen Leüte für die Benutzung des Raff- und 
Leſeholzes aus der Huf enſchlagsheide einen Brennzins entrichteten. 
Die Thatſache wird vom Stift nicht geleügnet, es behauptet aber, daß es hiervon 
erſt im Jahre 1837 Kenntniß erlangt und nunmehr darauf beſtanden habe, daß 
die Heidemiethe ad depositum des Stifts bis zur Entſcheidung der Sache gezahlt 
wird. Wenn es nun aber von vornherein höchſt unwahrſcheinlich iſt ““), daß dem 
Stifte im Laufe ſo langer Jahre dieſe Abgabe verborgen geblieben ſein ſollte, ſo 
läßt ſich auch, wiewol erſt aus neürer Zeit nachweiſen, daß dem Stifte davon im 
Jahre 1830 Anzeige gemacht iſt, daß es aber gleichwol die Erhebung des Brenn⸗ 
zinſes noch bis zum Jahre 1837 geduldet hat!“). Unterm 2. April 1830 nämlich 


40) Benutzt! Das iſt nie beſtritten. Daraus folgt aber kein Eigenthum. — 44) Alſo 
fie raümen doch ein, daß ſie es nicht durften. — ) Auf den ſ. g. Gränzrähmeln zwiſchen 
den Hufenſtücken, deren noch einige vorhanden. — 4%) Conf. oben. — Ar) Iſt allerdings wegen 
des inzwiſchen angeſtrengten Poſſeſſorien⸗Prozeſſes auf ſich beruhen geblieben, bis das In⸗ 
terimiſticum eingeleitet wurde. 
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zeigte der Förſter Funcke u. a. an, daß auch die Tagelöhner⸗Familien durch Sam⸗ 
meln von Raff⸗ und Leſeholz ihren Bedarf an Brennholz bezögen und dafür den 
Bauern jährlich 1 Thlr. Brennzins entrichteten.“ Die Behauptung alſo, daß die 
po erſt im Jahre 1837 zur Kenntniß des Stifts gelangt ſei, iſt nicht 
richtig. 

7) Ein weiterer Act, durch welchen die Rechte der Bauern an die Hufen⸗ 
ſchlagsheide documentirt wird, liegt darin, daß ſich Spuren von Holzver— 
kaüfen vorfinden. Wenn das Stift ſolche Holzverkaüfe nicht hat dulden wollen, 
ſo liegt darin nicht, wie es meint, ein Beweis ſeiner Anſprüche, ſondern es war 
dies nur ein Ausfluß der gutsherrlichen Rechte, vermöge deren es für die Präſta⸗ 
tionsfähigkeit der Bauern aufkommen und ſoweit die Hufenſchlagsbeide nicht aus⸗ 
reichte, ſelbſt Holz gewähren mußte. Solche Verkaüfe kommen vor in der Verhandlung 
vom 13. September 1741; im Jahre 1825, wo der Stiftsadminiſtrator Franz auf 
den Antrag des Förſters Funcke es genehmigt, daß eine Eiche, welche auf den 
Hufen der Bauerwirthe geſtanden hat“), zum Beſten des Dorfs verkauft worden 10). 
Auch in den Jahren 1679, 1681 und 1706 finden ſich Spuren von dergleichen 
Verkaüfen. Es kann auf dieſe Holzverkaüfe aber um jo weniger ankom⸗ 
mer, da die Fälle im Allgemeinen nur vereinzelt ſind; es bedarf indeß auch eines 
fernern Beweiſes für die Rechte der Bauern auch gar nicht, denn bereits früher 
iſt nachgewieſen, daß die Bauern nicht allein durch die Verleihungsurkunden 3°) 
die Pertinenz⸗Qualität der Holzungen zu ihren Höfen documentirt haben, ſondern 
daß auch das Stift dieſe Pertinenz⸗Qualität zugeſtanden hat, und daß endlich die 
Bauern im ſteten Beſitz und in der ſteten uneingeſchränkten Benutzung der Hufen⸗ 
ſchlagsheide geweſen ſind, wie dies vom Stift vielfach anerkannt iſt. Da ſonach 
in der Verleihungsurkunde ein vollſtändiger Titel im Beſitz der modus adquirende 
liegt, jo iſt hierdurch bereits das Eigenthumsrecht der Bauern an der Hufenſchlags⸗ 
heide vollſtändig nachgewieſen, ohne daß es noch erſt dergleichen Beweiſe, wie der 
Holzverkaüfe, bedürfte. Daſſelbe gilt von den Proteſten der Bauern, welche fie 
gegen Handlungen des Stifts einlegten, und welche das Stift reſpektirte; ferner 
von den Spuren, welche ſich darüber vorfinden, daß die Bauern auch Strafgelder 
verhängt und unter ſich vertheilt haben ''). Dagegen find noch für den vorlie⸗ 
genden Prozeß folgende von den Bauern zur Begründung ihrer Anſprüche aufge⸗ 
führten Behauptungen von Wichtigkeit. 


8) Der Gegenſatz zwiſchen dem Gehäge, beſtehend aus dem 
Kotzenbruch und der Fahrenhorſt, und der Hufenſchlagsheide, beſte— 
hend aus den übrigen Waldungen ziehe ſich ſo entſchieden durch die 
ganze Geſchichte, daß man mit Nothwendigkeit darauf geführt würde, verſchiedentliche 
Rechtsverhältniſſe hinſichtlich derſelben anzunehmen. Dieſe Verſchiedenheit der 
Rechtsverhältniſſe ſei aber eben keine andere, als daß das Gehäge dem Stifte, die 
Hufenſchlagsheide der Dorfſchaft zugehörig, ſtets betrachtet worden ſei. Dieſe Ver⸗ 
ſchiedenheit ſpreche ſich aus: — a) In der Art der Beaufſichtigung. Bereits 


=) Auf einem Ackerrähmel. — 4%) Gerade darin, daß dies ausnahmsweiſe genehmigt 
worden, liegt der Beweis der Regel exceptio firmat regulam. — se) Wo find denn die 
Verleihnngsurkunden für die Bauern? — °') Diefe Spuren können ſich nicht auf Forſtſtrafen 
beziehen, vielmehr auf kleine Dorfs⸗Polizei⸗Vergehen. 
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früher iſt nachgewieſen bei Gelegenheit des Vergleichs von 1609, daß die Hufen⸗ 
ſchlagsheide entweder unter gar keiner, oder unter der Aufſicht des Schulzen ſtand, 
und daß die Bauern es nicht litten, daß dem Heideknechte zu Ihnaburg, wie in 
der Verfügung vom 27. December 1608 angeordnet wurde, die Aufſicht über die 
beiden dort beſprochenen Holzörter anvertraut wurde. Ebenſo ſteht nach 
dem Vogteigedinge von 1594 die Aufſicht dem Schulzen zu. Erſt ſpäter wurde 
der Marienſtiftsförſter von Oberaufſichtswegen und unter Genehmigung der Dorf⸗ 
ſchaft auch mit der Beaufſichtigung der Hufenſchlagsheide beauftragt, was indeß 
erſt in dem Vogteigedinge vom 29. Decbr. 1767 und 17. Juli 1800 geſchah. — 
b) In der Art der Benutzung. Es finden ſich zahlreiche Beiſpiele, daß das 
Marienſtift zu verſchiedenen Zeiten Holz verſchiedener Gattungen aus dem Gehäge 
verkauft hat wogegen mit Sicherheit kein Beiſpiel des Holzverkaufs aus der 
Hufenſchlagsheide zum Beſten der Marienſtiftskaſſe oder einer Verwendung des dort 
geſchlagenen Holzes zum Beſten des Marienſtifts nachzuweiſen iſt. Es wird dies 
auch von dem Marienſtifts-Curatorium in der bereits früher angeführten Verfügung 
vom 24. October 1832 ſelbſt zugeſtanden, und kann das jetzige Vorgeben des Ad⸗ 
miniſtrators, daß das Holz noch nicht haubar geweſen, nichts releviren, weil ſonſt 
Holzfällungen und Verwendungen Seitens der Bauern aus der Hufenſchlagsheide 
vorgekommen find. — e) In der Art der Beſtrafu ng bei begangenen 
Holzde fraudationen. Es kommen vielfache Beiſpiele vor, daß das eigen⸗ 
mächtige Holzfällen im Gehäge nicht nur mit einer Geldbuße belegt, ſondern auch 
mit Erſtattung des Holzwerthes beſtraft wurde. Wenn dieſe Art der Beſtrafung 
nicht durchgängig vorkam, ſo wurde jedenfalls die Freiheitsberaubung als Strafe 
verhängt. Anders ſtand es mit der Hufenſchlagsheide; hier kamen früher gar 
keine Holzdefraudationen vor. Erſt ſeit dem Jahre 1609 führte der Schulze eine 
Art von Aufſicht, aber ſtets wird die Entſchuldigung, daß das Holz nicht aus dem 
Gehäge, ſondern aus der Hufenſchlagsheide genommen, reſpectirt, und werden die 
Denunciaten mit Strafe verſchont. Seit 1767, wo der Stiftsförſter die Aufſicht 
hatte, konnte es ſich daher erſt eigentlich um Contraventionen handeln, wenn das 
Holz ohne Anweiſung gefällt war; in dieſem Falle wurde ſtets eine Geldbuße 
verhängt, während von Erſtattung des Holzwerths dem Stifte gegenüber keine 
Rede war. Dergleichen Fälle kamen vor am 15. Januar 1760, am 19. Februar 
1765, am 26. Juni 1769. Es ſprechen ferner für die Bauern — 

9) Die Matrikeln, welche zu Gunſten des Stifts und gegen die Bauern 
allerdings nichts erweiſen können, weil ſie einſeitige, vom Stift zuſammengetragene 
Nachrichten enthalten und weder von den Bauern, noch von den Golnopſchen 
Gutsherrſchaften anerkannt ſind, gegen das Stift aber deshalb beweiſen, weil ſie 
eben vom Stifte angefertigt ſind und die Angaben darin daher Anerkenntniſſe 
des Stifts enthalten. Es heißt aber — a) in der Matrikel von 1545, daß zwei 
Eichhölzer bei M. der Kirche gehören. Dies ſtimmt mit den Angaben der Bauern, 
welche dem Stift zwei Eichhölzer zugeſtehen, überein. — b) In der Matrikel von 
1632 wird unter den Holzungen genannt: „Ein Ort Eichenholz, genannt das 
Kotzenbruch, der Kirche gehörig, eine Horſt hart ans Dorf, gleichfalls der Kirche 
gehörig, ein Ort Kiehnholz nach der Glewitzſchen Gränze belegen, jo auch das an. 
ders aufgeſchlagene nutzbare junge Holz; halten die Bauern vors ihrige.“ Offenbar 
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ſtimmt dieſe Matrikel mit der von 1545 überein. Das Kotzenbruch und die Fah⸗ 
renhorſt werden unbedingt als der Kirche gehörig angegeben, alles übrige Holz wird 
als ſtreitig auſgeführt, ſo daß es nicht wol klar iſt, daß das letztere ſeit 1545 erſt 
auf den Hufen der Bauern aufgeſchlagen iſt. Die Bemerkung des Stifts zur Ma⸗ 
trikel, daß Golnow an den Holzungen nicht intereſſire, iſt als eine einſeitige von 
gar keinem Gewicht. — c) In der Flemmingſchen Matrikel von 1709 heißt es 
zwar: „Bei dem ganzen Dorfe iſt vermöge Landesvermeſſung vorhanden: Wieſen⸗ 
wachs 28 Mg. 180 Ruth., Holz und Weide 1398 Mg.“ “); unter der Holzung iſt 
specifice begriffen: 1) das Eichkotzenbruch, 2) Das Fahrenholzenbruch, 3) der Up⸗ 
ſtall, 4) Inkow, eine Eichen⸗, Eſpen⸗ und Eſchenholzung, 5) ein Haſſelbruch, worin 
Eichen und Haſſeln, 6) Dieporie, ein Ellernbruch, theils mit Eichen vermengt.“ 
Hiermit iſt aber offenbar nicht geſagt, daß dieſe Holzungen dem Stifte gehören, 
ſond ern es iſt nur angedeütet ), daß fie Pertinenzien des Dorfes find ?). Endlich 
— dh) enthält auch Brüggemann's Beſchreibung von Pommern, welche notoriſch 
auf den ſorgfältigſten Unterſuchungen beruht, Th. I., Seite 226, folgenden Paſſus 
über M.: „Die Holzungen bei dieſem Dorfe beſtehen in Eichen, Büchen und Fichten, 
„und werden in das Gehäge und in die Hufenſchlagsheide eingetheilt, die erſtere 
„gehört, nebſt der davon 2 Mln. entfernt gelegenen Marienwaldſchen Heide, zur 
„Marienſtiftskirche allein, die letztere aber zu Marsdorf.“ 

Aus allen dieſen von den Bauern angeführten Beweiſen geht das Recht 
derſelben auf die Hufenſchlagsheide über allen Zweifel klar hervor. Die Einwen⸗ 
dungen, die das Stift, außer den bereits erörterten, gegen dieſe Beweiſe erhebt, 
konnen gegen dieſelben nichts releviren. Das Stift behauptet nämlich in dieſer 
Beziehung: — 

1. Es habe Holz aus der Hufenſchlagsheide zur eigenen Nothdurft verwendet, 
oder doch wenigſtens auf Grund des Vergleichs vom 28. März 1609 verwenden 
dürfen. Es geſteht zwar ſelbſt zu, daß es von dieſem Rechte keinen ſonderlichen 
Gebrauch gemacht habe, findet dies aber aus den Verhältniſſen, der Beſchaffenheit 
der Heide, der Verpflichtung für die Präſtationsfähigkeit der Bauern aufzukommen 
erklärlich und meint, daß dies Recht durch die bloße Ausübung nicht habe verloren 
gehen können. Dieſer Einwand iſt ſo wenig ſtichhaltig, daß er kaum der Wider⸗ 
legung bedarf; denn offenbar will das Stift ſein Recht auf die Hufenſchlagsheide 
mit dieſem Einwande auf den Beſitz ſtützen, es geſteht aber zu gleicher Zeit zu, 
daß es dieſen Beſitz nicht ausgeübt. Wenn es auf Grund des Vergleichs von 
1609 ein Recht des Beſitzes zu haben vorgibt, ſo iſt dies, wie bereits an einer 
frühern Stelle ausgeführt, nicht richtig. 

2. Es habe ſeit dem 16. Jahrhundert den Holzwerth und die Strafgefälle 
bezogen. Es iſt indeſſen ſchon oben dargethan, daß bei den Contraventionen in 
der Hufenſchlagsheide zum Unterſchiede vom Gehäge die Erſtattung des Holzwerthes 
nicht verfügt wurde. Daß die eigentlichen Geldbußen in die Stiftskaſſe floſſen ““), 
war ein natürlicher Ausfluß des gutsherrlichen Rechts, da das Marienſtift als 
Gutsherrſchaſt auch die Aufſicht über Bauerwaldung führte, aus welcher namentlich 
ohne Anweiſung kein Holz gefällt werden durfte. Fraglich kann es hierbei aller⸗ 


68 o e Flächenmaaß = Preüßiſch. Maaß, Wieſen 73 Mg. 68 Ruth., Holz 
und Weide 3586 Mg. 161 Ruth. Zuſatz des Herausgebers.] — 59) Cfr. Vol. 7 dieſer Ma⸗ 
teifel,/ Fol. 70 vso. — >) Und wem gehörte das Dorf? — 0) Alſo doch! 
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dings ſein, warum nicht auch die Golnowſchen Gutsherrſchaften an dieſen Geld⸗ 
bußen participirten. Das dies nicht geſchehen, iſt feſtſtehend anzunehmen?“), und 
jo könnte hieraus allerdings mit einigem Schein ’®) gefolgert werden, daß dem Ma⸗ 
rienſtift allein ein Recht an der Hufenſchlagsheide zuſtände. Indeſſen abgeſehen 
davon, daß auch dieſer Umſtand allein nicht genügen würde, den Beweiſen der 
Bauern gegenüber dem Stift ein Recht zu documentiren, ſo iſt es auch aus den 
Umſtänden leicht erklärlich, warum die Golnowſchen Gutsherrſchaften ihr Oberauf⸗ 
ſichtsrecht nicht ausgeübt hatten. Sie hatten nämlich am Gehäge ſeit 1625 gar 
kein Eigenthumsrecht mehr, an der Hufenſchlagsheide ſolches nur zu /. Da fie 
\ indeß dieſes ihr / ſtets als zu den Hufen ihrer Bauern gehörig, und als Perti- 
nenzſtücke derſelben anſahen, ſomit die Rechte der Bauern anerkannten, ſo mochten 
ſie es weder für Recht, noch profitable halten, über einen ſo geringen Theil der 
Hufenſchlagsheide eine beſondere Aufſicht auszuüben, es überließ dieſelbe daher“) 
dem Stifte, welches für das Gehäge und die ſeinen Bauern gehörigen / der 
Hufenſchlagsheide bereits eine Aufſicht exercirte. 

3. Das Stift behauptet, es habe aus der Hufenſchlagsheide Holz verkauft. 
Abgeſehen aber davon, daß dieſe Verkäufe ſich mit Wahrſcheinlichkeit nicht auf die 
Hufenſchlagsheide beziehen, wie dies noch ſpäter erörtert wird, und ſich höchſtens 
nur auf einige Fälle aus den Lehmkuhlen reduciren, ſo wären dieſelben, ſelbſt wenn 
ſie erweislich aus der Hufenſchlagsheide vorgekommen, doch von keiner Erheblichkeit. 
Offenbar iſt das Stift ſeit längerer Zeit bemüht geweſen, ſeine angeblichen An⸗ 
ſprüche auf die Hufenſchlagsheide wirkſam durchzuſetzen. Es iſt daher ſehr wol 
möglich e), daß hier und da ein Fall vorgekommen ſein kann, in welchem ein Akt, 
der eine Eigenthumsbefugniß involvirt, ohne Proteſtation der Bauern durchgegangen 
iſt; dies war um ſo leichter, als dem Stifte das Oberaufſichtsrecht über die Hufen⸗ 
ſchlagsheide zuſtand, und aus dieſem ſchon Befugniſſe floſſen, über welche in ein⸗ 
zelnen Fällen hinauszugehen den Stifte nicht ſchwer fein konnte. Selbſtredend 
kann aber dies gegen die bündigen “) Beweiſe der Gegner deſſelben nicht von 
Erheblichkeit ſein. 

4 Das Stift behauptet ferner, daß ſämmtliches Bauholz für die Kirche incl. 
Thurm und Kirchofsbewährung, für die Küſter⸗ und Schulgebaüde ſtets ſeit un⸗ 
denklichen Zeiten aus der Hufenſchlagsheide genommen ſei. Die Bauern beſtreiten 
dies und behaupten, das Holz ſei aus der dem Stifte gehörigen Marienwaldſchen 
oder Pädagogien⸗Heide entnommen. Das Stift iſt den Beweis ſeiner Behauptung 
ſchuldig geblieben und nur für die neüſte Zeit iſt ein ſolcher Fall beim Neübau 
der Küſter⸗ und Schulgebaüde vorgekommen, der indeß ſchon deshalb nicht von 
Erheblichkeit iſt, weil zu jener Zeit die Hufenſchlagsheide ſchon res litigiosa war. 
Wären aber auch dergleichen Fälle vorgekommen, jo würde die Gemeinde “e) nach 
8. 763, 729, 790 II, 11, ſowie nach §. 36, 37, II. 12, A. L. R. nur ihrer Ver⸗ 
bindlichkeit nachgekommen ſein. 

5. Der Umſtand, daß auch der Rath zu Golnow zum Aufbau ſeiner Bauern 
Holz zu Hülfe gegeben, ändert in der Sache nichts. Die Bereitwilligkeit dazu ent⸗ 
ſprang aus der Verpflichtung für die Präſtations⸗Fähigkeit der Bauern aufzu⸗ 
kommen, wie denn auch aus demſelben Grunde das Stift aus der Pädagogien⸗ 


57) Golnom hat auch nie zur Beſoldung des are beigetragen. — 5e) 1 — ) Die 
Erkenntniſſe von 17673 — o) Auf dieſe Art läßt ſich Alles beweiſen. — 7 — % ? 
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und aus der Marienwaldſchen Heide Bauholz nicht nur für feine Wirthe, ſondern 
auch für die Golnowſchen hergegeben hat, woraus das Stift ein nachtheiliges 
Anerkenntniß gewiß nicht deduciren will. 

6. Das Marienſtift beruft ſich ferner als Entgegnung gegen die Behauptung 

der Bauern auf die Aufſicht des Marienſtiftsförſters über die Hufenſchlagsheide. 
Von dieſer Aufſicht iſt bereits verhandelt und nachgewieſen, daß ſie nur ein Ausfluß 
der Oberaufſicht des gutsherrlichen Rechts war. 

7. Ferner beruft ſich das Stift auf die zwiſchen der Golnowſchen Guts; 
herrſchaft und ihren Bauern geſchloſſenen Erbzinsverträge. Indeß abgeſehen davon, 
daß dies eine res inter alios acta est, ſo folgt auch daraus nichts zum Nachtheile 
der Bauern, denn es heißt in den Verträgen §. 6 übereinſtimmend: „Werden 
„dem Beſitzer dieſes Hofes zwar die Rechte der St. Catharinenkirche (des St. Spi⸗ 
„ritus⸗Hoſpitals) an die M.ſchen Holzungen in Anſehung des zu dieſem Hofe er⸗ 
„forderlichen Bedarfs an Bau- und Brennholz zugeſtanden; da aber das Marien⸗ 
„Stift nach den alten Verträgen und den ſich darauf gründenden rechtskräftigen Er⸗ 
„kenntniſſen zu erſterm Behuf, nämlich zum Bau nicht mehr als zu verabreichen 
„ſchuldig iſt, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß der Beſitzer dieſes Hofes ſich das 
„Übrige aus eignen Mitteln anzuſchaffen verbunden iſt, ohne ſolcherwegen einige 
„Anſprüche an die St. Catharinenkirche (das St. Spiritus Hoſpital) zu haben.“ 
Hier iſt nun klar geſagt, daß dem Erbzinsbeſitzer nicht mehr Rechte gegeben werden 
ſollen, als die Gutsherrſchaft ſelbſt hat, daß er daher nach den ergangenen Ver⸗ 
trägen und rechtskräftigen Erkenntniſſen nicht mehr als / des Bauholzbedarfs zu 
fordern habe. Es iſt indeß bereits oben gezeigt, daß dieſe rechtskräftigen Erkennt⸗ 
niſſe ſich nur auf das Gehäge beziehen“); von der Hufenſchlagsheide, und einem 
Recht des Stifts daran, iſt daher gar keine Rede. Endlich — 

8. wendet das Stift ein, daß ſeine Rechte und Anſprüche in das Landbuch 
eingetragen ſeien; allein abgeſehen davon, daß dort bemerkt iſt, daß das Stift ¼ 
des Dorfs M. beſitze, und daß ihm das Eigenthum des darauf befindlichen Holzes 
zuſtehe, aus welcher Bemerkung man mit Recht interpretiren könnte, daß nur ¼ 
der Holzungen dem Stifte gehörten 64), jo iſt doch die Bemerkung im Landbuche, 
welches an und für ſich nicht die Glaubwürdigkeit der neuen Hypothekenbücher hat, 
auf den einſeitigen Antrag und auf die einſeitigen Angaben des Stifts und ohne 
Anerkenntniß der Bauern oder der Golnopſchen Gutsherrſchaften erfolgt, welchen 
es daher nicht präjüdiciren kann“). Sind ſonach die Einwendungen des Stifts 
gegen die Behauptungen der Bauern und der Golnowſchen Gutsherrſchaften als 
unbegründet zu verwerfen, ſo handelt es ſich nun — 

B. um die Anſprüche der Marienſtiftswirthe auf die Hufen— 
ſchlagsheide. — Es kann hier füglich auf die Ausführung in Beziehung des 
Golnowſchen Antheils verwieſen werden e), da, wie bereits oben bemerkt, mit 
Ausnahme der für den letztern vorhandenen Verhandlungen, wonach ihnen / des 
Dorfs zugeftanden wird, ſämmtliche vom Golnopſchen Antheil vorgebrachten Be- 
weiſe auch für die Marienſtiftsbauern ſprechen, namentlich der Hauptumſtand, daß 
das Holz auf den Hufen der Bauern gewachſen ſei ““). In Beziehung auf die 


6)! — 447 ) Die Hypothekenbehörde muß ja doch vor der Eintragung das 
Recht des Stifts geprüft haben — e) Jene Erbzinsleüte, dieſe Laſſiten. — „) Die Bauern 
hatten gar keine Hufen. 
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Pertinenzqualität zu den Hufen heißt es auch hier in der Verleihungsurkunde für 
das Stift vom Jahre 1346, daß demſelben die mansi cum omnibus suis liberta- 
tibus, utilitatibus, fructibus, commodis, pertinentiis et obventionibus, cum pratis, 
pascuis, nemoribus, paludibus, lignis, agris cultis et colendis verliehen werden. 
Es folgt hieraus, daß die Holzungen Pertinenzien der Hufen, mansi, ſind, und 
daß daher das Stift erſt durch Vermittelung der mansi zu den Holzungen gekommen. 
Zwar behauptet daſſelbe, daß ihm die Bauern mit den mansis geſchenkt ſeien 66), 
und daß daher die erſteren keine Anſprüche an die Holzungen hätten, allein da die 
Bauern unbeſtritten Beſitzer der Hufen ſind, dieſelben ihnen auch mit den Perti⸗ 
nenzien verliehen wurden, die Holzungen aber Pertinenzien der Höfe find 9), fo 
iſt es an und für ſich ganz gleichgültig, ob die Bauern oder die Hufen dem Stifte 
geſchenkt worden ſind. Die Marienſtiftsbauern haben deshalb dahin angetragen: 
„die Hufenſchlagsheide als ein Zubehör ihrer Höfe in der Art anzuerken⸗ 
nen, daß ſie auch hinſichtlich ihres Antheils zur Regulirung verſtattet werden.“ 
Sonach nehmen die Bauern beider Antheile die ganze Huſenſchlagsheide, und zwar 
die Marienſtiftswirthe zu 1%, oder %5, die Golnowſchen zu 2¼ oder / in 
Anſpruch. Die Bauern geſtehen ſich auch unter ſich gleiche Theilnahmrechte zu, und 
nur das iſt zweifelhaft geblieben, ob auch den Koſſaten ein Theilnahmerecht an der 
Holzung zuſtehe, wie die mit Koſſatenländereien angeſeſſenen Wirthe behaupten. 
Die Entſcheidung hierüber ſoll aber nicht im gegenwärtigen Prozeß erfolgen, viel⸗ 
mehr hoffen die Wirthe nach Beendigung des vorliegenden Rechtsſtreits die Sache 
in Güte abzumachen. Das Stift hat auf Abweiſung angetragen und die⸗ 
ſelben Einwendungen vorgebracht, die es bereits dem Golnowſchen Antheil ent- 
gegengeſetzt hat, und die daher hier nicht weiter zu erörtern ſind. Solange daher 
das Stift nicht den Beweis führt, daß ihm das Eigenthum der Hufenſchlagsheide 
zuſtehe, muß auf Grund der von den Bauern geführten Nachweiſe nach ihren An⸗ 
trägen erkannt werden. Das Stift hat nun aber allerdings, außer den bereits 
erörterten Einwendungen auch noch den Beweis angetreten, daß ihm die Hufen⸗ 
ſchlagsheide gehöre, und dieſer Beweis iſt sub — 

C. Anſprüche des Marienſtifts auf die Hufenſchlagsheide zu 
erörtern. — Es hat zum Erweiſe ſeines Eigenthums an der Hufenſchlagsheide 
folgende Behauptungen aufgeſtellt: — 1) Es ſeien von jeher und ſeit den älteſten 
Zeiten nur ſo viel Bauern in M. geweſen, als eben jetzt d. h. 13 zum Marien⸗ 
ſtifts⸗Antheil und 7 zum Golnopſchen. Dieſe ſollen auch nur ſtets 61 Hakenhufen 
in Kultur gehabt haben. Hieraus ſoll folgen, daß, wenn die Bauern gegenwärtig 
nicht mehr unter dem Pfluge haben, ſie auch jetzt ein Mehreres nicht in Anſpruch 
nehmen können. Allein abgeſehen davon, daß ſchon die Hufenmatrikel von 1628 
dem Dorfe 95 ½ Hakenhufen beilegt “), und daß überhaupt der Beweis der vom 
Stifte aufgeſtellten Behauptung ſonach nicht geführt iſt, ſo iſt auch das ganze 
Factum dem gegenüber, was die Bauern erwieſen haben, unerheblich, wie dies 
ſchon bei den Anſprüchen der Bauern nachgewieſen iſt, da das Stift nicht hat 
leügnen können, daß die Hufenſchlagsheide auf den Hufen der Bauern gewachſen, 
und es dieſelben nur deshalb in Anſpruch nimmt, weil die Bauern ſtatt des lie⸗ 
gen gebliebenen Ackers Holz in Acker umgewandelt hätten. Wollte das Stift dieſen 


es) Gewiß! So hat das Stift allein feine Güter — d. h. nach mansis — geſchenkt 
erhalten. — ) Die Hofbriefe der Bauern enthalten hiervon nichts. * \ı) Chr. die Beant⸗ 
wortung der kommiſſariſchen Darſtellung des Sad: und Rechtsverhältniſſes. 
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Acker in Anſpruch nehmen, ſo mußte es zu dieſem Zwecke, wie ſchon angedeütet, 

ganz andere Wege einſchlagen “!). Ein Recht auf die Hufenſchlagsheide ſteht ihm 

deshalb aus dieſem Grunde nicht zu. — 2) Es ſeien ihm im Laufe der Zeiten die 

geſammten M.ſchen Holzungen durch verſchiedene Urkunden, Vergleiche, Anerkennt⸗ 

niſſe und Judicate ausdrücklich zugeſprochen worden. Auch dieſe Behauptung hat 

bereits bei Gelegenheit der Anſprüche der Bauern ihre Würdigung gefunden, da 

hier die ſämmtlichen Judicate, Anerkenntniſſe, Urkunden und Vergleiche ſpeciell 

durchgenommen ſind und der Nachweis geführt iſt, daß ſie ſich nicht auf die Hufen⸗ 

ſchlagsheide, ſondern nur auf das Gehäge beziehen. — 3) Endlich behauptet auch 

das Stift, es hätte Handlungen ausgeübt, welche nur Ausfluß des Eigenthumsrechts 
geweſen fein könnten, und zwar a) Holzverkaüfe zum Beſten der Marienſtiftskaſſe 
ausgeführt; b) Verordnungen über die Benutzung der Holzungen erlaſſen; e) Stra⸗ 
fen für Forſtfrevel zuerkannt, die in die Kaſſe des Stifts floſſen; d) ſich Schul⸗ 
zeneide und Urfehden ſchwören laſſen, die ein direktes oder indirektes Anerkenntniß 
der Rechte des Stifts involvirten; e) Holz zum Beſten des Stifts verwandt. — 
Ad a) die Holzverkaüfe, welche ohne Unterſchied, ob die Waldungen zum Gehäge 
oder zur Hufenſchlagsheide gehörten, vorgenommen ſein ſollen. Zu dieſem Ende 
haben die Stifte⸗Acten vom Jahre 1538 her perluſtrirt werden müſſen. Von 
den ſämmtlichen hier (Vol. II, fol. 61) angeführten Verkaüfen ſpricht aber 
keiner ausdrücklich von einem Verkaufe aus der Hufenſchlagsheide, ſondern alle 
lauten aus der Kirchenheide, dem Stiftsreviere, der M.ſchen Heide, der Kirchen⸗ 
holzung, Eichholz, Eichen bei M., Mer Forſt, welche alle aber ſo gut das Gehäge 
bedeüten können“), ja mit höchſter Wahrſcheinlichkeit'?) nur das Gehäge bedeütet 
haben, da es ſich um Eichen und Buchen handelte, welche ſich in der Fahrenhorſt 
und dem Kotzenbruche vorzugsweiſe fanden. Dazu iſt der haüfig gebrauchte Aus⸗ 
druck: „Bei Marsdorf charakteriſtiſch, indem damit offenbar die Nähe des Gehäges 
beim Dorfe angedeütet werden ſoll ). Wenn aber das Stift durch Holzverkaüfe 
ſein Recht an der Hufenſchlagsheide nachweiſen will, ſo muß dieſer Nachweis klar 
und deütlich dahin gehen, daß das Holz auch wirklich aus der Hufenſchlagsheide 
entnommen fei “). Statt deſſen hat aber das Stift, da es nicht gut leügnen konnte, 
daß die betreffenden Holzverkaüfe aus dem Gehäge entnommen, behauptet, daß 
unter dem Gehäge alles Holz zu verſtehen ſei, welches bei der Schwediſchen Ver⸗ 
meſſung bereits vorhanden war. Nur einige Fälle hebt das Stift hervor, welche 
auch nach der Deütung der baüerlichen Wirthe zu Verkaüfen aus der Hufenſchlags⸗ 
heide zu rechnen, und zwar — «) aus dem Upſtall (efr. fol. 59 v. II.). Hier führt 
das Stift einen Fall an, es iſt dies aber überhaupt kein Verkauf und kann das 
Stift aus dieſem Falle gar keine Rechte herleiten. Die Bauern hatten 
nämlich beim Magiſtrat im Jahre 1807 darauf angetragen, die Eichen in ihrem 
Upſtall zum Beſten des Vorfs verkaufen zu dürfen; der Magiſtrat bevorwortet 
dies, aber das Stift ſchlägt es ab, weil ihm ſämmtliches Holz eigenthümlich ge⸗ 
höre; ein Verkauf iſt daher nicht vorgekommen, und im Übrigen iſt auch im 


) Welchen denn? — *) Wenn der Ausdruck „Gehäge“ wirklich nur das Kotzenbruch 
und die Fahrenhorſt bedeüteten, ſo wäre doch die unbedingte Vermiſchung aller dieſer Aus⸗ 
drlicke nicht möglich, wenn nicht eben alles auf dem Fundo von M. gewachſene Holz gemeint 
wäre. -- ) Alſo auf Wahrſcheinlichkeit gegenüber den Thatſachen. Es ift Alles bei M. und 
nicht weit vom Dorfe. — 7°) — 75) 2 
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Stillſchweigen des Magiſtrats ein Anerkenntniß der Gründe des Stifts nicht zu 
finden, ſondern nur der Beweis, daß ſich der Magiſtrat dem Oberaufſichtsrechte 
des Stifts fügte“). — 6) Aus der Wieſenſölle. Nach fol. 9 v. der Acten iſt an 
derſelben Holz aufgeklaftert worden, es geht jedoch aus den Acten des Stifts nicht 
bervor, ob daſſelbe verkauft oder den Bauern zu Brennholz überlaſſen worden iſt. 
Das Stift behauptet zwar das erſtere, ein Beweis liegt indeß nicht vor; wäre 
aber auch der Verkauf erwieſen, ſo würde er weit entfernt ſein, für das Stift ein 
Recht zu begründen, ſondern nur documentiren, daß das Stift, wie dies auch ge⸗ 
wiß ſchon vorgekommen, um ſich das Recht an der Hufenſchlagsheide zu verſchaffen““) 
über ſein Oberaufſichtsrecht hinausgegangen iſt. Die ferneren Fälle von 
Verkaüfen aus der Hufenſchlagsheide, welche im Status causae sub e und d fol. 
64 vso., 65 noch aufgeführt find, find ſchon deshalb von keinem Belang, weil fie 
aus der neüern Zeit, aus den Jahren 1836, 1837 datiren, wo die Hufenſchlags⸗ 
heide res litigiosa war. Es kann daher ein Recht des Marienſtifts an der Hufen⸗ 
ſchlagsheide ſo wenig durch die Holzverkaüfe als durch die Judicate anerkannt 
werden. — Ad b) die vom Stift über die Benutzung der Holzungen gemachten 
Verordnungen. Dieſelben find zuſammengeſtellt fol. 66-76 Vol. II. Sie können 
von vornherein für das Stift nichts beweiſen. Denn es iſt niemals zweifelhaft 
geweſen, daß dem Stift das Eigenthum über das Gehäge zuſteht, daß ihm daher 
auch vollſtändig freiſtand “?), Verordnungen über die Benutzung deſſelben zu er⸗ 
laſſen. Aber auch in Bezug auf die Hufenſchlagsheide ſtand dem Stift 
unter allen Umſtänden, wie bereits früher nachgewieſen, das Oberaufſichtsrecht zu), 
daher es denn auch in Rückſicht auf dieſe zu Anordnungen gegen das eigenmächtige 
Holzfällen wohl berechtigt war, und dergleichen Anordnungen kommen ja meift 
vor, wenn ſie ſich auf die Hufenſchlagsheide beziehen, ſo daß ſtets nur gegen das 
eigenmächtige Fällen des Holzes Seitens des Stifts angekämpft wird, worin zugleich 
ein Anerkenntniß liegt, daß die Bauern fällen durften. Wollte man aber auch 
annehmen, daß in dieſen Verordnungen das Stift in Beziehung auf die Hufen⸗ 
fchlagsheide Befugniſſe ausgeübt hätte, welche über das Oberaufſichtsrecht hinaus⸗ 
gingen, ſo kann ihnen das immer noch kein Recht auf Eigenthum geben, da es 
bei dem Mangel aller anderen Beweiſe entweder nur documentiren würde, daß das 
Stift irrthümlich, oder aber abſichtlich über ſeine Befugniß des Oberaufſichtsrechts 
hinausgegangen, und auf dieſe Weiſe die Bauern in ihrem Rechte gekränkt hat ). 
— Ad c) Beſtrafungen der von der Nachbarſchaft begangenen Forſtfrevel, deren 
Einkünfte in die Kaſſe des Stifts gefloſſen ſind. Fälle dieſer Art ſind zuſammen⸗ 
geſtellt fol. 75 vso. seg. Vol. II. Ebenſo wenig aber wie aus Holzver⸗ 
kaüfen und Verordnungen, folgt auch aus dieſen Holzſtrafen etwas zu Gunſten 
des Stifts. Auch ſie ſprechen zum größten Theile nur klar vom Gehäge, wo dies 
nicht klar iſt, iſt das Stift wenigſtens den Beweis ſchuldig geblieben, daß die Hu⸗ 
fenſchlagsheide gemeint ſei, und wo endlich die Hufenſchlagsheide wirklich gemeint 


76) Bei dem klar angeführten Grunde des ausſchließlichen Eigenthum?! — 7)! — 
7e) Wem denn, wenn es ihm doch ausſchließlich gehörte? — 79) Worin ſoll denn aber dies 
fo oft vorkommende Oberaufſichtsrecht gegründet fein? Ein Oberaufſichtsrecht über das von 
den Bauern kultivirte Getreide und die Kartoffeln exiſtirt doch nicht, es ift alſo nicht im 
gutsherrlichen Rechte an fich begründet. — ) Der Anſicht, die ſich der Urtelsabfaſſer ein 
Mal gebildet hat, muß Alles dienen, es mag paſſen oder nicht! 
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und genannt ift, treten die Strafen nur ein, weil ohne Anweiſung das Holz ent⸗ 
nommen, mithin gegen das Oberaufſichtsrecht des Stifts gefehlt iſt. Daß die 
Strafen in die Marienſtiftskaſſe floſſen iſt an und für ſich klar?), und beweiſt um 
ſo weniger etwas fürs Stift, als es ein gutsherrliches Recht iſt, ſowol die Poli⸗ 
zei⸗, als auch die Gerichtsſtrafen zu beziehen. Abgeſehen davon, finden ſich ſogar 
Spuren, daß kleinere Strafen der Dorfſchaft ſelbſt zu Gute gekommen find 8). 
Warum nicht auch die Golnowſchen Gutsherrſchaften beſtraften, wird, wie bereits 
bemerkt, dadurch klar, daß dieſelben ihren Antheil an der Holzung von jeher ihren 
Bauern zugeſtanden hatten ss), überdies fie auch nur einen geringern Antheil an 
der Forſt beſaßen, daher das Oberaufſichtsrecht dem Stifte allein überließen. — 
Ad d) Schulzeneide, Urfehden, u. ſ. w. welche ein direktes oder indirektes Aner⸗ 
kenntniß der Anſprüche des Stifts von Seiten des Gegentheils enthalten ſollen. 
a) Im Schulzeneide wird der neüe Schulze, welcher ſchon im Jahre 1680 zugleich 
Pfänder war, verpflichtet, auch auf die Kirchen⸗Holzung gute Aufſicht zu haben, und 
Niemands ohne der Herren Capitularen Befehlig etwas hauen oder folgen zu laſſen. 
b) In der Urfehde haben einzelne Wirthe mehrfach bekannt, „daß ſie die Strafe 
des Gefängniß mit ihrem Ungehorſam, daß ſie wider Verbot in St. Marienkirchen 
Eichen⸗ und Kiehnholz s“) bei M. gehauen, wohl verdient“ und ſich verpflichtet, 
„ſich forthin der Holzung (d. h. des Holzens) gänzlich zu enthalten und ohne ihrer 
Herren der Capitularen Bewilligung keinen Baum, weder klein noch groß, an 
Eichen⸗ oder Kiehnenholz darin zu fällen, noch abzubauen”. Es iſt nicht abzu⸗ 
ſehen “?), was dieſe beiden Eide für das Stift beweiſen ſollen, da fie nichts docu⸗ 
mentiren, als was die Gegner des Stifts ſtets zugeſtehen, nämlich, daß ſie im 
Kirchenholze, dem Gehäge überhaupt ), nicht fällen, in der Hufenſchlagsheide aber 
nicht gegen das Oberaufſichtsrecht des Stifts verſtoßen durften. Das Stift 
ſtützt ſich außer dieſen beiden Eiden darauf, daß der Stiftsförſter, welcher 
mit Beaufſichtigung des Waldes beauftragt war, und ohne deſſen Anweiſung kein 
Holz gefällt werden ſollte, dafür von jedem M.ſchen Bauer, außer dem Anweiſe⸗ 
Douceur, wenn ſie Holz zum bauen erhalten, Garbenheckſel bekommen, auch bei 
einzelnen geſchlagenen Eichen in früheren Zeiten den Ertrag der Borke bezogen. 
Hierin glaubt das Stift ein Merkmal ſeiner Eigenthumsanſprüche an den Wal⸗ 
dungen zu entdecken; allein es iſt hier von einer eigentlichen Beſoldung oder Re⸗ 
muneration nicht die Rede, wie dies aus den verſchiedenen Verhandlungen hervor⸗ 
geht, da die Bauern hier das Douceur nur dem Förſter gaben, weil er für fie eine 
Mühwaltung hatte, ohne in ihrem Lohne und Brod zu ſtehen “'). So erklärt der 
Förſter im Vogteigeding vom 29. December 1769 (Fol. 79), daß er von den Bauern 
das Stammgeld gar nicht verlangen, ſondern nur um guter Ordnung willen die 
Verfügung zu machen bitte, daß auch aus der Hufenſchlagsheide ohne ſeine An⸗ 
weiſung nicht gefällt werden dürfe. Hieraus geht klar hervor, daß nur vom Ober⸗ 
aufſichtsrecht die Rede iſt. Der Garbenheckſel kommt nach der eigenen Ausſage 
des jetzigen Marienſtiftsförſters Funcke, nicht mehr vor, ſeitdem die Bauern ihn 
zur Aufnahme der Reparatur und zur Anweiſung holen. Er ſcheint daher nur 


9 Keinesweges; ſte hätten denn zur gemeinen Kaffe kommen müſſen. — ) O ja! 
via gratiae. — 8) Beweiſen das etwa die Erbzinskontrakte? ! — e) Hufenſchlagsheide! — 
5) 3? — 2°) Muß immer Gehäge ſein!! — ) Er mußte nämlich von dem Forſthauſe in 


Marienwald 1½ Mile. weit reiſen. 
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an die Stelle der Verbindlichkeit, die Pferde des Förſters zu füttern, wenn er mit 
eigenem Fuhrwerke zur Anweiſung herüber gekommen war, getreten zu ſein. In 
Beziehung auf die Borke ſind beide Theile dahin einverſtanden, daß dieſelbe 
dem Förſter durch rechtskräftiges Erkenntniß des Land- und Stadtgerichts zu Gol⸗ 
now abgeſprochen iſt, und er fie ſeitdem nicht mehr erhalten se). Von einem Rechte, 
worauf ſich das Stift daher ſtützen könne, iſt hier nicht die Rede. Das 
Stift ſtützt ſich ferner unter dieſer Rubrik auf Fälle, in welchen den Bauern Holz⸗ 
geſuche vom Stifte abgeſchlagen ſind, wobei ſich dieſe dann beruhigt haben. Die 
Fälle find fol. 188 Vol. II. zuſammengeſtellt. Der Fall aus dem Jahre 1611 geht 
offenbar auf das Gehäge, bei den Fällen aus dem Jahre 1639 und 1756 iſt das 
Stift den Beweis ſchuldig geblieben, daß ſie ſich auf die Hufenſchlagsheide bezögen, 
welchen Beweis das Stift führen muß. Nur bei dem Falle vom Jahre 1830, wo 
Krüger Habeck mit ſeiuer Bitte, ihm zum Wiederaufbau ſeines Stalls das Holz aus 
der Hufenſchlagsheide anzuweiſen, abſchläglich beſchieden wird, weil dieſer Stall 
nicht unumgänglich nothwendig geweſen, bezieht ſich der abſchlägliche Beſcheid klar 
auf die Hufenſchlagsheide. Es kann indeß dieſer Fall nichts releviren, einmal 
weil damals on?) Streitigkeiten wegen der Hufenſchlagsheide obwalteten, Bau⸗ 
holz, welches nicht unumgänglich nothwendig war, zu verſagen. Wollte man die 
Verſagung aber als ein Ausfluß des Oberaufſichtsrechts nicht anerkennen, ſo würde 
hier nur wieder ein Fall vorliegen, in welchem das Stift über ſeine Befugniſſe 
ohne Titel und Recht hinausgegangen iſt, der alſo offenbar nicht geeignet iſt, 
ihm Rechte zu begründen. Daſſelbe gilt von dem Geſuch des Bauern 
Dens und — Ad e auch von den Verwendungen an Holz, welche das Stift zu ſeinem 
Beſten gemacht haben will. Die Fälle find fol. 95 seg. Vol. II. zuſammengeſtellt. 
Entweder beziehen ſie ſich klar auf das Gehäge oder es fehlt der Beweis, daß ſie 
ſich auf die Hufenſchlagsheide beziehen. 

Auf vorſtehend erörterte Beweiſe geſtützt, hat nun das Marienſtift dahin ange⸗ 
tragen: „Ihm die geſammten Marsdorfer Holzungen zum Flächeninhalt von 2600 
Mg. als Gutswaldungen, jedoch in der Art zuzuſprechen, daß das Gehäge, d. h. 
das Kotzenbruch und die Fahrenhorſt, von 392 Mg. 99 Ruth. nur mit der Weideberech⸗ 
tigung des Dorfes M., die übrigen Waldungen, welche die Hufenſchlagsheide ge⸗ 
nannt werden, außer der Weideberechtigung des Dorfes M., auch mit der Holz⸗ 
berechtigung derſelben belaſtet, erachtet werde, und zwar dergeſtalt, daß die Bauern 
des Golnowſchen Antheils den dritten Theil ihres Bau- und Reparaturholzes für 
die zu ihren Nahrungen nothwendigen Gebaüde, außerdem aber die Wirthe des 
Marienſtifts nur ihren Brennholzbedarf, ſoweit der Wald zur Gewährung deſſelben 
ausreichend iſt, zu erwarten haben.“ 

Es hat daher verlangt, dieſen Bau- und Brennholzbedarf für die Golnowfchen 
Wirthe zu ermitteln und ihnen dafür eine Naturalabfindung zu überweiſen, auf 
den Brennholzbedarf aber die Torfflächen, welche ſich auf der Feldmark vorfinden, 
anzunehmen, daneben den Brennholzbedarf des Stifts⸗Antheils zu ermitteln und 
feſtzuſtellen, mit welcher Berechtigung die übrig bleibende Waldung belaſtet bleiben 
ſoll, indeſſen auch hier die ſich vorfindenden Torflächen in Abrechnung zu bringen. 
Dabei hat es ſich alle Forderungen und Anſprüche, welche ihm, wenn es ein obſie⸗ 


5) Das Stift hat feine Rechte auf die Borke actenmäßig ausdrücklich gewahrt. ) Nein! 
erſt 1831. 
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gendes Urtheil erſtreitet, hinſichtlich der Vergangenheit noch zuſtehen möchte, aus⸗ 
drücklich vorbehalten. 
Die baüerlichen Wirthe und die Golnowſchen Gutsherrſchaften halten dagegen | 
das Marienſtift für beweisfällig und haben dahin angetragen: — „Das Marien- 
ſtift mit obigem Antrage, ſo weit er über das Gehäge hinausgeht, abzuweiſen“. | 
Nach dem bereits Vorgetragenen kann es keinem Zweifel unterliegen, daß 
dieſer Antrag der Bauern gerechtfertigt erſcheint. Sie haben nämlich nachgewieſen, 
daß die Hufenſchlagsheide Pertinenz ihrer Höfe ſei de), durch Verleihungsurkunde 
ſowol, als durch Zugeſtändniß des Stifts, ſie haben ferner nachgewieſen, daß ſie | 
auch im Beſitze der Hufenſchlagsheide in der neüeften Zeit geweſen find, während 
vom Stift nur der Nachweis geführt iſt, daß es ein Oberaufſichtsrecht über die 
Hufenſchlagsheide ausübte, und daß es in einzelnen Fällen über das Oberaufſichts⸗ 
recht hinausgegangen, um, ſei es nur irrthümlich oder abſichtlich, ſich Rechte auf 
die Hufenſchlagsheide anzumaßen. Durch die ergangenen Judicate und Vergleiche 
hat das Stift fein Recht nicht nachgewieſen ?), daher auch keinen Titel, feine an⸗ 
geblichen Berechtigungen nachzuweiſen vermocht ?). Hiernach rechtfertigt ſich das 
gefällte Erkenntniß, wonach das Gehäge, zu welchem indeß, wie dies von den 
Bauern bewieſen, zunächſt nur das Kotzenbruch und die Fahrenhorſt gehört, dem 
Stifte eigenthümlich zuerkannt wird, wogegen die Hufenſchlagsheide als Pertinenz 
der Höfe?“ der Bauern dieſen gemeinſchaftlich und zwar den Marienſtiftswirthen 
zu / oder %, den Golnowſchen Bauern aber zu / oder ¼1 zuzuſprechen war. 
Nur das bleibt hier noch zu erörtern, ob das Stift ein Recht auf die Lehm⸗ 
kuhlen beſonders nachgewieſen, und ob daher dieſe zum Gehäge oder zur Hufen⸗ 
ſchlagsheide zu nehmen. Es hat nämlich das Stift, im Falle es mit ſeinem An⸗ 
trage auf die Hufenſchlagsheide unterliegen ſollte, den event. Antrag geſtellt: „ihm 
wenigſtens die Lehmkuhlen als zum Gehäge gehörig, zuzuſprechen“, wogegen die 
baüerlichen Wirthe der verſchiedenen Antheile die Abweiſung des Stifts auch mit 
dieſem Antrage verlangt haben. Die Parteien ſind darüber einig, welche Flächen 
zu den Lehmkuhlen zu rechnen. Auch mit dieſem Antrage mußte das Stift abge⸗ 
wieſen und die Lehmkuhlen zu der Hufenſchlagsheide gerechnet werden, wie dies 
auch im Erkenntniß ausgeſprochen. Urkundlich liegt nichts vor, wonach die Lehm⸗ 
kuhlen von zuſammen 134 Mg. 98 Ruth. zu dem Gehäge gerechnet werden können 9°), 
im Gegentheil ſprechen die urſprünglichen Matrikeln dem Stifte bekanntlich nur 
2 Eichhölzer, worunter unzweifelhaft das Kotzenbruch und die Fahrenhorſt zu ver⸗ 
ſtehen, zu, ſo daß hiernach die Lehmkuhlen zur Hufenſchlagsheide gehörten. Das 
Stift könnte daher ſeine Anſprüche nur durch Verjährung geltend machen, und zu 
dieſem Ende ſind die Fälle, in denen das Stift Dispoſitionen über die Lehmkuhlen 
ausgeübt, zuſammengeſtellt. Dieſe Dispoſitionen beſchränken ſich indeſſen nur auf 
Verkaüfe, und wenn ſchon früher nachgewieſen, daß ſelbſt im Falle dergleichen 
Verkaüfe vorgekommen ſein ſollten, dieſe ohne irgend einen Titel für das Stift 
nichts erweiſen können, ſo greift dieſe Bemerkung auch hier Platz. 
Abgeſehen aber hiervon, ſo ſind die eigentlichen Fälle von Verkaüfen in den 
Lehmkuhlen erſt aus den Jahren 1822, 1825, 1826, 1827, 1828, 1834, und ſelbſt⸗ 


oh f — % f — % % — es) Pie Höfe gehörten ja dem Stift, alſo auch das 
Holz. — 9e) 7 
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redend kann von 1822 1835 von einer Verjährung ohne Vorhandenſein eines 
| Titels nicht die Rede ſein. Die früheren Fälle aber, welche das Stift anführte, 
| aus den Jahren 1757 und 1790 dokumentiren keine Verkaüfe (fol. 209 —211 Vol. IL). 
N Im Jahre 1757 proteſtiren nämlich die Bauern gegen den Verkauf von Holz zum 
Beſten der Stiftskaſſe aus den Lehmkuhlen. In der Verfügung hierauf wird ihnen 
gejagt, daß fie nur den usum fructum von ihrem Hufenſchlage hätten; wenn fie 
alſo nicht erweiſen könnten, daß das Holz in den Lehmkuhlen auf ihrem Hufen⸗ 
| ſchlage ſtehe, jo könnten fie auch darauf keinen Nießbrauch prätendiren, jondern 
ſolcher kompetire der Kirche und die Dorfſchaft wäre vielmehr ſchuldig, den bisher 
indebite gezogenen Nutzen der Kirche zu erſetzen. Ob das Holz nunmehr verkauft, 
konſtirt nicht, und es folgt hieraus nur, daß ſich die Dorfſchaft bisher im Beſitz 
der Lehmkuhlen befunden, ohne daß zugleich conſtire, ob ſich das Stift nunmehr 
in den Beſitz geſetzt hat. Ebenſo wird 1790 durch den Oberförſter Haus eine 
Taxe von den in der Marienſtiftsheide auf den ſ. g. Lehmkuhlen und Kotzenlande 
befundenen ganz⸗ und zopf⸗trockenen Eichen aufgenommen, indeſſen conſtirt nicht, 
ob dieſes Holz wirklich zum Verkauf gekommen iſt. Es iſt klar, daß dieſe beiden 
Fälle nicht geeignet ſind, eine Verjährung für das Stift zu begründen, und da es 
wie bemerkt, an jeder Urkunde in dieſer Beziehung für das Stift fehlt, die vor⸗ 
bandenen Matrikeln vielmehr gegen das Stift ſprechen, ſo haben die Lehmkuhlen 
der Hufenſchlagsheide zugerechnet, und daher hat Punct I. überall, wie geſchehen 
erkannt werden müſſen. 


Ad Punctum II. „Die Erklärung des Stifts, den Bauern Golnowſchen 
„Antheils die Weide im Gehäge zuzugeſtehen, feſtzuſetzen; das Stift auch ſchuldig, 
„den genannten Bauern / ihres Bau- und Reparaturholzes, ſoweit ihre eigenen 
„Beſtände den ganzen Bedarf nicht decken, aus dem Gehäge, und falls dies hierzu nicht 
„ausreichen ſollte, aus anderen ihm eigenthümlich gehörigen Holzungen zu verab⸗ 
„reichen; das Stift ferner ſchuldig, den Bauern Golnowſchen Antheils ihren 
„Brennholzbedarf ſoweit derſelbe nicht durch ihren Antheil an der Hufenſchlags⸗ 
„heide gedeckt wird, aus dem Gehäge, oder falls dies nicht ausreichen ſollte, aus den 
„eigenen Holzungen zu beſchaffen, und zwar gegen die Verpflichtung der Bauern, 
„für Beſchaffung dieſes Brennholzbedarfs und gleichzeitige Leiſtung einer Tonne 
„Stettiniſch Bieres 40 Faden Holz dem Stifte anzufahren; endlich aber die Bauern 
„Golnowſchen Antheils mit ihrem Anſpruche auf Maſt und Nutzholz aus dem Ge⸗ 
„häge, wie hiermit geſchieht, abzuweiſen. V. R. W.“ 


Gründe. 

Auch auf den Fall, daß ihnen die Hufenſchlagsheide zugeſprochen würde, 
haben ſowol die Marienſtiftsbauern als auch die des Golnowſchen Antheils, und 
zwar letztere unter Beitritt ihrer Gutsherrſchaften, gewiſſe Anſprüche und Berech⸗ 
tigungen auf das Gehäge geltend gemacht. Was nun zunächſt die Anſprüche der 
Golnowſchen Wirthe, um die es ſich hier handelt, betrifft, ſo behaupten ſie ein 
Recht auf Weide, Bau⸗, Reparatur⸗, Nutz⸗ und Brennholz und auf die Maſt im 
Gehäge zu haben. Von allen dieſen Anſprüchen hat ihnen das Stift nur 
die Weide zugeſtanden. Was zunächſt die Bau⸗ und Reparatur⸗Holz⸗ 
berechtigung betrifft, jo haben die Bauern des Golnowſchen Antheils in dieſer 
Beziehung einen doppelten Antrag formirt, principaliter, daß das Marienſtift ver⸗ 
urtheilt werde, ihnen, ſoweit ihr Antheil an der Hufenſchlagsheide denſelben zu 
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decken nicht im Stande iſt, den Bau- und Reparaturholzbedarf bis zur vollſtändigen 
Befriedigung, ſei es nun aus dem Gehäge, oder der Marienwalder Heide, oder 
ſonſt woher, zu gewähren. Sie ſtützen ſich zur Begründung dieſes Antrages darauf 
daß ſie früher ihren vollen Bedarf aus dem Gehäge erhalten haben, und wollen 
daher das Erkenntniß von 1767, welches ihnen nur / ihres Bau- und Reparatur⸗ 
holzes zuſpricht, nicht gegen ſich gelten laſſen. Das Stift dagegen hat um Ab⸗ 
weiſung mit dieſem Antrage gebeten, weil das Erkenntniß von 1767 ſich ſeiner 
Anſicht nach auf die Hufenſchlagsheide beziehe. Nach dem bereits Vor⸗ 
getragenen iſt ſowol der Antrag der Golnowſchen Bauern, als auch der des Ma⸗ 
rienſtifts unbegründet; denn das Erkenntniß von 1767 iſt hier ganz allein maß⸗ 
gebend, gegen daſſelbe kann es nicht darauf ankommen, ob den Golnowſchen Wirthen 
der volle Bau- und Reparaturholzbedarf gegeben iſt, was jedoch noch ſehr zweifelhaft 
erſcheint. Es genügt, daß in demſelben den Bauern nur / ihres Bau- und Re⸗ 
paraturholzbedarfs feſtgeſetzt iſt, und ein Mehreres können die Bauern ohne einen 
ſpeciellen Rechtstitel, auf den ſie ſich nicht berufen, auch nicht verlangen. Anderer 
Seits iſt aber auch die Anſicht des Stifts, daß ſich das Erkenntniß von 1767 auf 
die Hufenſchlagsheide beziehe, eine unhaltbare, denn abgeſehen davon, daß bereits 
früher nachgewieſen, wie ſich dies Erkenntniß recht eigentlich auf das Gehäge bezieht, 
jo kann doch ſelbſt das Marienſtift mindeſtens nicht leügnen, ja es hat ſogar ſtets be- 
hauptet, daß es für ſämmtliche Waldungen, daher auch fürs Gehäge Geltung haben 
müſſe. Sonach kann den Golnowſchen Wirthen nur ½ ihres Bau- und Repara⸗ 
turholzbedarfs auf das Gehäge feſtgeſetzt werden; hierfür ſpricht denn auch das 
im Jahre 1835 ergangene Erkenntniß des Ober-Landesgerichts zu Stettin “). Für 
dieſen Fall haben fie dahin angetragen: — „daß ihnen dieſes / ohne Rückſicht 
auf den Beſtand der Hufenſchlagsheide unverkürzt gewährt werde, möge nun dieſes 
Drittel aus dem Gehäge oder aus der Marienwalder Heide oder ſonſt woher ent⸗ 
nommen werden.“ — Der Golnowſche Antheil macht ſonach den Anſpruch, daß ihm, 
das Bau⸗ und Reparaturholz ohne Rückſicht auf ſeine eigenen Beſtände, und auch 
für den Fall gegeben werde, daß das Gehäge den Holzbedarf zu liefern nicht mehr 
im Stande; welcher Fall wirklich eingetreten, da daſſelbe faſt gänzlich abgeholzt iſt. 

Beiden Anſprüchen widerſpricht das Stift. Was den erſtern betrifft, ſo 
müſſen die Bauern damit abgewieſen werden, und zwar aus dem Grunde, weil 
ihnen das Erkenntniß von 1767 nur ½ des Bau- und Reparaturholzes zu ihrer 
Nothdurft, wie der ganze Inhalt des Erkenntniſſes ausweiſet, zuſpricht, ſie auch 
nach dem Vergleich von 1625, welcher im Erkenntniß von 1767 ausdrücklich feſt⸗ 
geſetzt iſt, kein Holz verkaufen dürfen Es ſcheint daher nur das Bedürfniß maß— 
gebend zu ſein (88. 201, 203, I., 22, A. L. R.) und auf dies müſſen ſich die 
Bauern das Holz auf eigenem Grund und Boden anrechnen laſſen. Was den 
zweiten Antrag betrifft, ſo muß dagegen das Stift demſelben genügen (§. 233 seg. 
I., 22, A. L. R.), da das Gehäge durch die vielfältigen Verkaüfe und andere 
Benutzungen aus demſelben offenbar durch Schuld des Stifts devaſtirt worden iſt ““). 
Es ſcheint indeß hierauf zunächſt nicht anzukommen, da die Hufenſchlagsheide den 
Bedarf deckt. Das Nutzholz anlangend, jo machen auch hierauf die Gol- 
nowſchen Wirthe in Beziehung auf das Gehäge Anſpruch, und führen ans, daß es 


») Bei Gelegenheit, daß die abgebrannten Bauern Kobs und Riemer wieder aufbauten. — 
9e) Das wird mir nichts dir nichts ohne den geringſten Beweis hingeſtellt! J 
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ihnen bisher gewährt worden ſei Sie formiren ihren Antrag dahin: — „daß es 
mit ihrer Nutzholzberechtigung wie mit ihrer Bauholzberechtigung gehalten werde.“ 
Das Stift geſteht zu, daß unter Nutzholz auch Bauholz zu verſtehen, ſo wie auch, 
daß zu den Feüerlöſchgeräthſchaften, als Feüerleitern, Haken, ſo wie zu den Brücken 
in der Feldmark und auf der Straße immer Holz verabreicht worden ſei, aber nur 
aus der Hufenſchlagsheide, niemals aus dem Gehäge. Die Bauern behaupten 
zwar, es ſei aus dem Gehäge geliefert worden; etwas Ausdrückliches hierüber 
eriftirt aber in den von ihnen angeführten Fällen nicht, und fie ſtützen ſich nur 
darauf, daß es ihnen angewieſen ſei, vergeſſen aber, daß dieſe Anweiſungen nach 
ihrer eigenen Behauptung auch für die Hufenſchlagsheide erfolgten. Da ſie aber 
dem Stift das Eigenthum des Gehäges zugeſteheu, fo müſſen fie beweiſen, daß die 
Anweiſungen aus dem Gehäge erfolgt ſeien, wenn fie ein Recht darauf ftügen 
wollen. Dies haben ſie nicht gethan, auch das Erkenntniß von 1767 ſpricht ihnen 
kein Nutzholz zu, und wenn man daher die Behauptung des Stifts, daß unter 
Nutzholz auch Bauholz zu verſtehen, nicht als ein Zugeſtändniß anſehen will, daß es 
mit dem Nutzholz dieſelbe Bewandniß wie mit dem Bauholze habe, — was man nicht 
kann, — ſo haben die Golnowſchen Bauern eine Nutzholzberechtigung nicht nachgewieſen. 

Wegen des Brennholzes beſcheidet ſich der Golnowſche Antheil, daß er nur 
einen Anſpruch darauf hat, wenn die ihm zugewieſene Abfindung mit ½ der 
Hufenſchlagsheide nicht ausreichend ſei, den Bedarf vollſtändig zu decken. Er hat 
deshalb darauf angetragen: — „das Marienſtift zur unbedingten Gewährung des 
Brennholzbedarfs, ſoweit derſelbe von der Hufenſchlagsheide nicht gedeckt werde, 
zu verurtheilen, möge derſelbe nun aus dem Gehäge, oder der Marienwalder Heide, 
oder ſonſt woher entnommen werden.“ — Das Stift hat gebeten, ihn mit dieſem 
Antrage abzuweiſen Bei Beurtheilung dieſer Frage kommen nur die früher er— 
gangenen Entſcheidungen und Vergleiche in Betracht, da ſonſt die Golnowſchen 
Bauern einen Grund, warum ihnen die Brennholzgerechtigkeit im Gehäge zuſtehen 
ſollte, nicht nachgewieſen haben. Nach den Verträgen aber, namentlich nach dem 
Vergleiche von 1609, wird den Bauern das Ellernholz aus dem Gehäge zu ihrem 
Brennholzbedarf angewieſen, jedoch gegen die gegenſeitige Leiſtung einer Anfuhr 
von 40 Faden Holz für das Stift, wogegen letzteres ſich wieder zur Hergabe einer 
Tonne Stettiniſch Bier verpflichtete. Dieſe gegenſeitige kontractliche Beſtimmung 
iſt in den Vergleich vom 21. April 1625 übergegangen und demnächſt durch das 
Erkenntniß von 1767 aufs Neüe feſtgeſetzt. Bei dieſer Beſtimmung muß es denn 
auch fein Bewenden behalten, jo daß die Golnowſchen Bauern, falls die Hufens 
ſchlagsheide ihren Bedarf an Brennholz nicht decken ſollte, nur dann das Fehlende 
vom Stift fordern können, wenn fie ſich zu der contractlichen Gegenleiſtung ver— 
ſtehen. In dieſem Fall muß aber das Stift den Brennholzbedarf nicht allein aus 
dem Gehäge, ſondern auch aus ſeinen eigenen Holzungen beſchaffen, falls ihnen 
das Gehäge nicht gewähren ſollte; denn einmal hat das Stift die Schuld an der 
Devaftation des Gehäges e'), das andere Mal handelt es ſich hier um Erfüllung 
der contractlichen Verbindlichkeit. 


n) In der That, es iſt unglaublich, wie leichtfertig der Richter hier zu Werke geht! 

Um eine Devaftation zu beweiſen, müßte feſtſtehen: a) Wie viel Holz wächſt; b) wie viel 

jährlich haubar? e) wie viel mehr gehauen? d) Iſt dies zum Vortheil des Stifts, und zwar 

unbefugt, geihehen ? Das Stift hat aber ſeit ſehr langer Zeit auch nicht Einen Baum 

für ſich ſchlagen laſſen. Von einer Verpflichtung, Holz wo anders her zu geben, kann alſo 
auch nicht auf hundert Meilen weit die Rede ſein. 
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Was endlich die Maſt betrifft, ſo iſt im Erkenntniß von 1767 feſtgeſetzt, 
daß es beim Protokoll von 1701 ſein Bewenden behalten ſolle, ein Protokoll, 
welches bereits im Jahre 1701 von den Golnowſchen nicht anerkannt wurde, deſſen 
Gültigkeit aber durch Prozeß (Erkenntniß von 1704 und 1708) und demnächſt 
durch das Erkenntniß von 1767 feſtgeſetzt wurde. In dem Protokoll von 1701 
nimmt aber das Stift die Maſt im Gehäge als Eigenthum in Anſpruch und die 
Bauern geſtehen dies zu, während anderer Seits das Stift den Bauern die Maſt in 
der Hufenſchlagsheide zugeſtand 's). Wenn ſich nun auch das Stift in dem Vergleich 
von 1625 anheiſchig gemacht hatte, die Maſt im Gehäge für die Bauern zu ſchonen, 
ſo iſt doch dieſer Vergleich durch das Protocoll von 1701 derogirt, und die Bauern 
können an dem Gehäge keine Anſprüche in Beziehung auf die Maſt machen. Im 
Übrigen ſcheint jetzt keine Maſt mehr vorzukommen. Der Entſchädigungs⸗Anſpruch 
der Bauern iſt jedenfalls unbegründet. 

Gegen die hier den Golnowſchen Bauern zuerkannten Berechtigungen hat das 
Stift noch einige Einwendungen gemacht, welche erörtert werden müſſen. Das 
Stift meint, — a) die Golnowſchen Bauern und Gutsherrſchaften hätten nur um 
das Holz gebeten und dies ſchließe jede Berechtigung aus, auch deütet der Vergleich 
von 1625 darauf an, daß die Holzverabreichung nur aus gutem Willen und nach⸗ 
barlicher Gefälligkeit geſchehen ſei. Indeß iſt bereits mehrfach erörtert, daß die 
Anweiſungen Ausflüß des Oberaufſichtsrechts waren, und daß dem Vergleich von 
1625 nicht die vom Stifte beigelegte Deütung gegeben werden kann. Sodann 
meint das Stift — b) es habe durch mehrfaches Verſagen und Abſchlagen der 
Holzgeſuche deütlich an den Tag gelegt, daß es weder die Forderungen des Holzes 
Seitens der Gegner als ein Recht, noch die Gewährung deſſelben von Seiten des 
Stifts als eine Pflicht anerkennen könne. Dieſer Einwand iſt bereits früher 
widerlegt, und kommt es gar nicht darauf an, wie das Stift das Sachverhältniß 
anſieht, ſondern nur darauf, welche Rechte die Parteien nachgewieſen haben. Über⸗ 
dies iſt die Verpflichtung des Stifts zur Verabreichung von / des Bau- und 
Reparaturbolzes durch das am 24. Juni 1835 publicirte Erkenntniß des Ober⸗ 
Landesgerichts zu Stettin von Neüem feſtgeſetzt, in welchem das Stift noch beſon⸗ 
ders verurtheilt wird, den klägeriſchen Golnowſchen Bauern zu allen vor⸗ 
kommenden nöthigen Bauten an ihren jetzt vorhandenen Wohn⸗ und Wirthſchafts⸗ 
gebaüden den dritten Theil des dazu erforderlichen Eichen⸗ und Kiehnen⸗Bauholzes 
aus den, dem verklagten Marienſtift zugehörigen, Marsdorfer Forſten ohne Aus⸗ 
nahme zu gewähren ). In den Gründen wird noch beſonders auseinandergeſetzt, 
daß, wenn die Kläger, was ad separatum gehöre, das behauptete Eigenthum des 
bezeichneten Theils der Miſchen Holzung (der Hufenſchlagsheide) erſtritten, es ſich 
von ſelbſt verſtehe, daß das Stift das aus den ihm zugehörigen M.iſchen Waldungen 
den Klägern zu liefernde Holz nicht auf Theile anweiſen könne, die ihm nicht zu⸗ 

ehören. 

5 Hiernach ſind die Einwendungen des Stifts gegen die Holzberechtigungen der 
Bauern als unbegründet zu verwerfen, und es hat auch ad punct. II. wie geſchehen, 
| erkannt werden nüſſen. 


de) Dieſer Beweis für das Eigenthum des Stifts an der Hufenſchlagsheide — denn 
ohne ein ſolches wäre dies Zugeſtändniß der Maſt undenkbar — iſt vom Richter ganz mit 
Stillſchweigen übergangen. — »“) Weiter alſo gewiß nicht. | 
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Zu bemerken iſt noch, daß auch die Golnowſchen Gutsherrſchaften aus dem 
Vergleich von 1625 noch einen Anſpruch an das Gehäge wegen Bau: und Repa⸗ 
raturbolz der St. Catharinenkirche und der Hoſpitäler geltend machen, dieſen aber 
nach Entſcheidung des gegenwärtigen Prozeſſes in separato ausführen wollen. 


Ad Punct. III. „Die Erklärung des Stifts, auch den Marienſtiftswirthen 
„die Weide im Gehäge zuzugeſtehen, ſowie die Erklärung der Marienſtiftswirthe 
„auf Bau⸗, Reparatur⸗ und Nutzholz aus dem Gehäge keinen Anſpruch machen 
„zu wollen, feſtzuſetzen, das Stift ſchuldig, den Marienſtiftsbauern ihren Brenn⸗ 
„holzbedarf, ſoweit er durch ihren Antheil an der Hufenſchlagsheide nicht gedeckt 
„wird, unbedingt, ſei es aus dem Gehäge, oder ſeinen ſonſtigen eigenen Holzungen 
„zu gewähren, dagegen die Marienſtiftsbauern mit ihrem Anſpruche auf Maſt im 
„Gehäge abzuweiſen. V. R. W.“ 


Gründe. 

Es handelt ſich hier um die Anſprüche der Marienſtiftswirthe an das Gehäge. 
Die Weide hat das Stift ihnen zugeſtanden; auf Bau-, Reparatur- und Nutzholz 
machen ſie keinen Anſpruch, indem ſie zugeſtehen, daß ihnen dies nach dem rechts⸗ 
kräftigen Erkenntniß der Königl. General⸗Commiſſion von 1839 abgeſprochen ſei. 
Sie machen daher nur Anſprüche auf die Maſt und das Brennholz. In erxſterer 
Beziehung gilt indeß daſſelbe, was bereits bei den Golnowſchen Bauern ausgeführt 
iſt, und mußten die Marienſtiftswirthe daher mit dieſem Anſpruche abgewiefen 
werden. Es handelt ſich daher nur noch um das Brennholz; hinſichtlich dieſes haben 
die Marienſtiftswirthe nun dahin angetragen: „Das Stift zur unbedingten Ge— 
währung ihres Bedarfs, fo weit er nicht durch ihren Antheil an der Hufenſchlags⸗ 
heide gedeckt iſt, zu verurtheilen, möge es ihn aus dem Gehäge, oder aus der 
Marienwalder Heide, oder ſonſt woher entnehmen.“ — Das Stift dagegen hat um 
Abweiſung gebeten. Außer dem, was bereits bei den Golnowſchen Bauern ange— 
führt iſt, berufen ſich hier die Bauern auf das rechtskräftige Erkenntniß vom 
3. September 1839. Dies verurtheilt allerdings das Stift ſoviel Holz, als zur 
Beſtreitung ihres eigenen Bedarfs an Brennmaterial erforderlich iſt, und dieſer 
nicht auf andere geſetzliche Weiſe gedeckt wird, den Marienſtiftswirthen zu gewähren, 
und das Erkenntniß iſt allerdings hier maßgebend, weshalb!) das Marienſtift 
zur Gewährung des Brennholzes, ſoweit es nicht durch die Hufenſchlagsheide ge- 
deckt iſt, an die Bauern, zu verurtheilen war. Gleichgültig bleibt es hierbei, ob 
das Fehlende aus dem Gehäge, oder wenn dies durch die geführte Wirthſchaft dazu 
nicht im Stande iſt, aus den eigenthümlichen Holzungen des, Stifts entnom⸗ 
men wird. 

Bei Ermittelung der Zulänglichkeit der Hufenſchlagsheide zum Brennholz⸗ 
bedarf ſind noch folgende Fragen zur Erörterung gekommen: — 1) Ob alles Holz 
in der Hufenſchlagsheide auf das Brennholz anzurechnen. 2) Ob unter denjenigen 
Intereſſenten, deren Brennmaterialien⸗Bedarf zu decken iſt, nur die Bauern und 
der Einhüfner zu verſtehen, oder ob dabei auch auf den Koſſaten, die Altſitzer, den 
Schmidt, die Hirten, die Schule, den Feld⸗ und Wildwärter gerückſichtigt werden 


ioc) Das folgt gar nicht, am wenigſten, daß ihnen das Holz wo anders her gewährt 
werden mußte. 
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müſſe; 3) wie weit der Brennholzbedarf durch die Hufenſchlagsheide gedeckt werde? 
— Dieſe Fragen ſind indeß entweder von den Intereſſenten bis nach erfolgter 
Entſcheidnng in dieſem Prozeſſe ad separatum verwieſen worden, oder ſie müſſen 
als separatum behandelt werden, weil die Entſcheidung über die Theilnahmrechte 
des Koſſaten bis zum Ausgange dieſes Prozeſſes verſchoben iſt. 


Ad Punct. IV. „Das Stift mit ſeinem eventuellen Antrage, ihm, falls es 
„im gegenwärtigen Streite um die Hufenſchlagsheide nicht obſiegen ſollte, die drei 
„Pfarrhufen als dem Stift gehörig, aus dem Walde auszuſcheiden, und dem Stift 
„ohne weiteres Servitut, als mit dem Aufhütungsrecht der Bauern belaſtet, zuzu⸗ 
„ſprechen, wie hiermit geſchieht, abzuweiſen. V. R. W.“ 


Grün de. 

Es kommen einige Anſpielungen ) vor, daß vor Zeiten in M. ein Pfarr⸗ 
bauer exiſtirt habe. So wird im Claſſifications-Protokoll vom 1. October 1703 
als Prediger⸗Acker eine Landhufe bezeichnet und in der Hufenmatrikel vom 4. März 
1830 hatte der Pfarrbauer Erdmann Dreyer 4 Hufen unter dem Pfluge. Mit 
Rückſicht hierauf und in Betracht, daß ſonſt die Bauern nur 3 Hufen haben, hat 
das Stift den im tenor sententiae ausführlich dargelegten Antrag geſtellt, um deſſen 
Zurückweiſung die Bauern gebeten. 

Der Anſpruch des Stifts iſt um deshalb hinfällig, weil nicht erwieſen iſt, 
daß ein Pfarrer in M. exiſtirt habe. Der Name Pfarrbauer, der vorkommt, ſpricht 
um ſo weniger hierfür, als ſeit geraumer Zeit dieſer Name nicht mehr vorkommt, 
und daher nur anzunehmen iſt, daß der frühere Pfarrbauer ein Stiftsbauer ge⸗ 
weſen, welcher dem Pfarrer in partem salarii überwieſen war, während nach 
ſpäteren Verhältniſſen der Paſtor ſtatt des Bauern ein anderes Salarium erhalten 
hat, ſo daß der Bauerhof, der vorübergehend Pfarrbauerhof geweſen iſt, unter den 
jetzigen Stiftsbauerhöfen ſich noch befindet. Wenn das Stift hiergegen einwendet, 
daß dies mit der Behauptung der Bauern, daß mehr als 61 Hakenhufen früher 
zum Dorfe gehört hätten, auch mehr als 20 Bauern vorhanden geweſen ſeien, 
nicht übereinſtimmt, ſo haben das Letztere die Bauern auch gar nicht beſtritten, 
ſondern nur mit Bezug auf die Hufenmatrikel von 1628 auszuführen geſucht, daß 
ſie vormals mehr unter dem Pfluge gehabt hatten, als jetzt. Wäre übrigens auch ein 
wirklicher Pfarrbauer vorhanden geweſen, jo würde dies noch keinen Grund ab» 
geben, das Land deſſelben der Gutsherrſchaft zuzuſprechen. Das Stift mußte daher 
mit ſeinem Antrage abgewieſen werden. 

Außer dieſem eventuellen Streitpunkt hat ſich noch einer unter den Parteien 
darüber erhoben, wem die vorhandenen Koſſatenländereien zuſtänden, und was zu 
denſelben gehöre. Es iſt indeß dieſer Streitpunkt ebenfalls von den Parteien bis 
nach Entſcheidung dieſes Prozeſſes verwieſen. 


Ad Punet. V. „Die Koſten dieſes Prozeſſes endlich mit Einſchluß der für 
„Ausfertigung und Inſinuation dieſes Erkenntniſſes ſo zu compenſiren, daß davon 


f — 12) Darauf kommt es nicht an. Da eine Kirche von jeher vorhanden geweſen, 
fo mußte ein Pfarrer da ſein, und unterhalten werden; dazu diente der Pfarrbauerhof. 


ER 


nn | 


Die Marienſtifts⸗Forſten bei Marsdorf. 977 


| „dem Stifte ¼, den Marienftiftsbauern /, den Bauern Golnowpſchen Antheils 
„½ zur Laſt zu legen. V. R. W.“ a 


Gründe. 
Es rechtfertigt ſich dieſe Beſtimmung aus der ergangenen Entſcheidung und aus 
§. 3 Allgem. Gerichts⸗Ordnung Theil I., Tit. 23. 
(L. 8) gez. Bethe. 


II. Erfenntniß zweiter Inſtanz vom 31. März 1855.) 
Im Namen des Königs. 

In der Regulirungs⸗Sache von Marsdorf, Naugarder Kreiſes, insbeſondere 
in Sachen des St. Marienſtifts zu Stettin, vertreten durch den Rentmeiſter Raedel 
und den Rechtsanwalt Wilke, als Gutsherrſchaft von M. a, Provokanten und 
Appellanten, wider I. die baüerlichen Wirthe zu M., und zwar a) des Marienſtifts⸗ 
Antheils, vertreten durch den Schulzen Friedrich Springihubbe, den Krüger Friedrich 
Habeck und den Bauer Friedrich Maas; b) des Golnowſchen Antheils, vertreten 
durch den Schulzen Friedrich Frank, den Altſitzer Friedrich Kobs und den Bauer 
Riemer; — II. die St. Catharinenkirche zu Golnow, vertreten durch den Super⸗ 
intendenten Dannenberg und den Kaufmann Zancke; — III. das Hoſpital St. 
Spiritus zu Golnow, vertreten durch den Bürgermeiſter Dr. Hankel und den 
Rathsherrn Bahemann, Provokaten und Appellaten, hat das Reviſions-Collegium 
für Landes⸗Kultur⸗Sachen in ſeiner Sitzung vom 31. März 1855, an welcher Theil 
genommen haben: der Präſident Lette, die Geheimen Reviſions-Räthe Groſchke, Wend⸗ 
land, Hiltrop, Pochhammer, Dr. Mollard, Scheffler; die Regierungsräthe Lenke, 
Fuß, Gabler; die Regierungs⸗Aſſeſſoren Reinhard, von Lundblad, auf den ſchrift— 
lichen Vortrag zweier Referenten den Acten gemäß erkannt: 

Daß die Formlichkeiten der Appellation beobachtet, auch in der Sache ſelbſt 
das Erkenntniß der Königlichen General-Commiſſion für Pommern vom 4. October 
1847 dahin zu ändern: 

„ad I. und IV., daß dem Marienſtift zu Stettin nicht nur das Eigenthum 
„an dem ſ. g. Gehäge, d. h. dem Kotzenbruch und der Fahrenhorſt zu M, ſondern 
„auch das Eigenthum an den ſämmtlichen übrigen Forſten von M., incl. der 
„ſ. g. Hufenſchlagsheide, zuzuerkennen und die baüerlichen Wirthe ſowol des Ma⸗ 
„rienſtifts⸗, wie des Golnowſchen Antheils daſelbſt mit dem Antrage, die j. g. 
„Hufenſchlagsheide als ein Zubehör ihrer Höfe, reſp. der Reguliruug derſelben 
„unterworfen, zu erachten, abzuweiſen, hierdurch auch das erwähnte Erkenntniß ad 
„Punkt IV. für erledigt anzunehmen. 

„ad II. Daß das Marienſtift zu Stettin nur ſchuldig, den Bauern Gol- 
„nowſchen Antheils, / ihres Bau- und Reparaturholz-Bedarfs, ſowie ihren Brenn⸗ 
„bolz-Bedarf und letztern gegen die Verpflichtung dafür, ſowie der Leiſtung einer 
„Tonne Stettinifch Bier, 40 Faden Holz dem Stifte anzufahren, jedoch aus ſämmt⸗ 
„lichen Marsdorfer Forſten zu gewähren, dieſe Wirthe dagegen mit dem Antrage, 


) Es liegt in der Natur der Sache, daß in dieſer richterlichen Entſcheidung zweiten 
Rechtsganges Manches aus dem erſten Erkenntniſſe wiederholt, und auch hier im Abdrucke 
aufgenommen werden mußte, um Zurückweiſungen auf Vorhergehendes zu vermeiden, die des 
Zuſammenhangs wegen nothwendig geweſen wären, ſtets aber ſehr ſtörend ſind. 


Landbuch von Pommern; II. Th., Bd. V. 123 
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„das Stift für verpflichtet zu achten, für dieſe Berechtigungen unbedingt, reſp. aus 
„anderwettigen eigenen Holzungen des Stifts aufzukommen — abzuweiſen. 

„ad III. Daß das gedachte Stift ſchuldig, auch den baüerlichen Wirthen 
„ſeines Antheils zu M. ihren Brennholzbedarf nur ſoweit zu gewähren, als die 
„geſammten Mer Forſten dazu hinreichen, und dieſe Wirthe mit dem Antrage 
„auf unbedingte Gewährung ihrer Berechtigung reſp. aus den ſonſtigen eigenen 
„Forſten des Stifts — abzuweiſen, denſelben jedoch das Recht auf Bau-, 
„Reparatur- und Nutzholz aus den geſammten Forſten, fo wie dem 
„Marienſtifte der Anſpruch auf Leiſtung der Anfuhre von 40 Faden Holz jährlich 
„gegen Gewährung einer Tonne Stettiniſch Bier, gegen dieſe Wirthe — zur be⸗ 
„fondern Ausführung vorzubehalten, daß im Übrigen das gedachte Er⸗ 
„kenntniß zu beſtätigen und 

„ad V. die dem Marienſtift auferlegten / der Koſten erſter Inſtanz, ſowie 
„der Prozeßkoſten der zweiten Inſtanz dahin zu compenſiren, daß dem Stifte die 
„Hälfte, von der andern Hälfte den Marienſtiftswirthen / und den Golnopſchen 
„Wirthen ¼ derſelben aufzuerlegen, die auf das Marienſtift fallenden Urtels⸗Ge⸗ 
„bühren aber außer Anſatz zu laſſen.“ 


Von Rechts Wegen. 


Gründe. 


Das Dorf Marsdorf bei Golnow enthält 3 Antheile, u. ſ. w., u. ſ. w. — 
Sämmtliche baüerliche Wirthe ſtehen zu ihren Gutsherrſchaften unbeſtritten in einem 
gutsherrlich⸗baüerlichen Verhältniſſe. Bezüglich der Wirthe des Golnower Antheils 
hat dies Verhältniß inſoweit eine Modification erlitten, als dieſen Wirthen im 
Anfange dieſes Jahrhunderts im Wege freier Übereinkunft das Erbzinsrecht über 
ihre Höfe verliehen worden iſt. Bereits ſeit vielen Jahren entſtanden Strei⸗ 
tigkeiten zwiſchen dem Marienſtifte und den baüerlichen Wirthen zu M. über ge⸗ 
wiſſe Holzungen, welche bei M. belegen ſind, indem die Wirthe an einem Theile 
dieſer Holzungen Eigenthumsrechte prätendirten, an einem andern Theile derſelben 
aber Servitutrechte im ausgedehntern Umfange behaupteten, als ihnen ſolche von 


dem Marienſtifte eingeraümt wurden. 
Der letzte der darüber geführten Prozeſſe wurde von den Wirthen zu M. 


wider das Marienſtift im Jahre 1831 vor dem Königl. Ober⸗Landes⸗Gericht zu 
Stettin erhoben. Die Wirthe behaupteten damals, fi im Beſitze der Berechtigung 
zu befinden, aus der Miſchen ſ. g. Hufenſchlagsheide ihren alljährlichen Brennholz⸗ 
bedarf unentgeldlich entnehmen zu dürfen, daß der aufſichtsführende Förſter des 
Stifts ſich weigere, ihnen das nöthige Holz anzuſchlagen, und fie formirten dem⸗ 
nach in possessorio den Antrag: — „Das Stift zur ſchleünigen Anweiſung, reſp. 
Verabreichung des benöthigten Brennholzbedarfs für die Gemeinde zu M. aus der 
Hufenſchlagsheide pro 1830 und ferner ſchuldig zu erkennen, auch jede fernere 
Weigerung bei 200 Thlr. Strafe zu unterſagen.“ — Im Verlaufe der Inſtruction 
ſuchten ſie ihren Antrag auch durch die Behauptung zu begründen, daß die qu. 
Hufenſchlagsheide, um deren Eigenthum es ſich weſentlich in dem jetzt zu ent⸗ 
ſcheidenden Prozeſſe handelt, als ihr Eigenthum anzuſehen ſei. Die Wirthe wur⸗ 
den indeß, nachdem in der Inſtruction auch ein Zeügenbeweis Statt gehabt hatte, | 
durch das Erkenntniß des erſten Senats des Königl. Ober⸗Landes⸗Gerichts zu 
Stettin vom 18. Juni 1832 mit ihrer Poſſeſſorien⸗Klage abgewieſen, indem das | 
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Gericht ausführte, daß das Marienſtift nach Lage der Sache als Eigenthümer der 
Hufenſchlagsheide anzuſehen ſei, daſſelbe als ſolcher, bei der forſtwirthſchaftlichen 
Unzulänglichkeit der Heide, Behufs einer zweckmäßigen Holznutzung, befugt erſcheine, 
ein Interimiſticum zu reguliren, daß es ein ſolches den Wirthen offerirt, auch ſich 
bereit erklärt habe, ihnen den Brennbedarf in gutem Elſenſtrauch zu verabreichen, 
daß Kläger dieſe Offerten ausgeſchlagen und daher der Fall einer Turbation oder 
Störung im Beſitze gar nicht vorliege. §. 227, Theil J., Tit. 22, A. L. R. 


Die Wirthe ſtellten hiernächſt im Jahre 1833 bei derſelben Gerichtsbehörde 
gegen das Marienſtift eine Petitorienklage an. Sie führten an: Die Hufenſchlags⸗ 
heide beſtehe aus zwei Theilen, nämlich einem, welcher ſchon vor dem Jahre 1614 
beſtanden, und einem, welcher in eben demſelben Jahre noch Acker und zu ihren 
Höfen gehörig geweſen, und erſt ſeit dem erwähnten Jahre ſich beſaamt habe und 
beſtanden worden. Die Gränzen beider Theile ergeben ſich aus der Karte vom 
Jahre 1614. In Bezug auf den erſten Theil verlangten ſie weiter nichts, als ein 
Brennholzrecht, in Beziehung auf den zweiten dagegen beanſpruchten ſie mehr, 
nämlich: denſelben zu eben den Rechten zu beſitzen, zu welchen ſie ihre Höfe inne 
hätten, möchten nun dieſe Rechte von einer Art ſein, wie ſie wollten. Die Wirthe 
trugen hiernach dahin an: — „Das Marienſtift für ſchuldig zu erkennen, ihnen in 
dem Theile der Hufenſchlagsheide, welcher ſchon vor 1614 beſtanden geweſen, eine un⸗ 
eingeſchränkte Brennholz⸗Gerechtigkeit zu geſtatten, auch ſie für befugt zu erachten, 
den andern Theil der Hufenſchlagsheide, welcher 1614 ein Theil ihres Ackers war, 
zu eben denſelben Rechten zu beſitzen und daher das Stift für ſchuldig zu erachten, 
ſich aller Einmiſchung in die Dispoſition der Wirthe über dieſen Theil der Hufen⸗ 
ſchlagsheide zu enthalten.“ — Die baüerlichen Wirthe bezeichneten hiernächſt auf 
der ihnen vorgelegten ſ. g. ſchwediſchen Karte vom Jahre 1614 ſpeciell denjenigen 
Theil der Heide, welchen fie als Pertinenz ihrer Höfe betrachteten. Das Marien- 
ſtift raümte den Klägern in dieſem Prozeſſe die behauptete Brennholz Gerechtigkeit 
zwar ein, es beſtritt aber die behauptete Pertinenz-Qualität des zweiten Theils 
der Hufenſchlagsheide zu den Höfen der Kläger. Der Prozeß wurde in erſter 
Inſtanz bis zum Deductions-Verfahren geführt, es erging indeß keine Entſcheidung 
darin, weil im Verlauf der Inſtruction auch die Frage über die Beſitzqualität der 
Marienſtifts⸗Bauern (die Golnowſchen Bauern find, wie oben erwähnt, Erb- 
zinsleüte) zur Sprache kam, und das Marienſtift auf Regulirung der zu ſeinem 
Antheile gehörigen Bauern nach dem Edikt vom 14. September 1811 provocirt 
hatte, daher das weitere Verfahren der Auseinanderſetzungsbehörde überlaſſen werden 
mußte. Dieſe ordnete hiernächſt durch die Verfügung vom 14. April 1837 das 
erforderliche weitere Verfahren an. In demſelben wurde insbeſondere die Regu⸗ 
lirungsfähigkeit der Marienſtiftswirthe zur Cognition gezogen und von der Königl. 
General⸗Commiſſion für Pommern in sententia vom 3. September 1839 dahin 
erkannt: — I. Daß verklagte Wirthe als nicht erbliche Beſitzer ihrer Höfe zu 
erachten, demgemäß ihre Verhältniſſe zu ihrer Gutsherrſchaft nach dem zweiten 
Abſchnitt des Edikts vom 14. September 1811 zu reguliren, Verklagte auch mit 
den Anträgen, ſie als Erbzinsleüte oder als Erbpächter zu erachten, abzuweiſen; 
— II. Daß die Wohn- und Wirthſchaftsgebaude der Verklagten, als zu den von 
ihnen bewirthſchafteten Höfen gehörig zu erachten und ihnen bei der bevorſtehenden 
Regulirung ihrer Verhältniſſe zum Kläger ungetheilt zu belaſſen; — III. Daß 
Verklagte, mit Ausnahme des Koſſaten Friedrich Springſtubbe, für te zu 
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erachten, dem Kläger ?/,; des zur Zeit noch vorhandenen Werths derjenigen Koften 
zu erſtatten, welche Kläger ſeit der Publication des Edikts vom 14. Sept. 1811 
auf Neübauten und Hauptreparaturen der Gebaüden verwendet hat, welche zu den 
von den Verklagten bewirthſchafteten Höfen gehören; — IV. Daß jeder der Ver⸗ 
klagten, mit Ausnahme des Drittelbauern Chriſt. Zander und des Koſſaten Spring⸗ 
ſtubbe, ſchuldig, dem Kläger ſtatt der zurück zu gewährenden Hofwehr die Summe 
von Thlr. 122. 28. 6. zu zahlen. — V. Daß Verklagte nur für befugt zu erachten, 
ſoviel Holz als zur Beſtreitung ihres eigenen Bedarfs an Brennmaterial erforderlich 
iſt und dieſer nicht auf andere geſetzlich zuläſſige Weiſe gedeckt wird, nach erfolgter 
Auseinanderſetzung von dem Kläger zu verlangen, Verklagte mit dem Mehrgefor⸗ 
derten abzuweiſen und das Maaß dieſes Bedarfs, ſowie der Umfang der zu den 
Höfen gehörigen Grundſtücke in separato feſtzuſtellen, auch unter Zuziehung der 
baüerlichen Wirthe des Golnowſchen Antheils, in M. und der Vertreter der St. 
Catharinenkirche und des Hoſpitals zum heil. Geiſt in Golnow, als Obereigen⸗ 
thümer der Höfe dieſes Antheils, die Gränzen der den Klägl. und der zum Gol⸗ 
nowſchen Theile gehörigen Forſtflächen, event. die Forſtberechtigungen dieſes Antheils 
in separato zu ermitteln und feſtzuſtellen. 

Dieſe Entſcheidung iſt durch die Urtel des Königl. Reviſions⸗Collegii zu 
Stettin vom 19. Juli 1841 und des Königl. Geheimen Ober⸗Tribunals vom 23. 
September 1842 beſtätigt, alſo rechtskräftig geworden. 

In dem gegenwärtigen Prozeſſe handelt es ſich nunmehr um die Ausführung 
des pass. V. jener Erkenntniſſe, nämlich um den Umfang der zu den Höfen der 
baüerlichen Wirthe gehörigen Grundſtücke, ſodann auch event. um die Holzberechti⸗ 
gungen, welche den baüerlichen Wirthen auf der gutsherrlichen Forſt bei M. zu⸗ 
ſtehen. Hierbei iſt weſentlich die frühere Streitfrage über das Eigenthum der 
Hufenſchlagsheide in den Vordergrund getreten. Das Marienſtift nimmt nämlich 
eine Fläche von 2611 Mg. 51 Ruth. als Gutsforſt in Anſpruch und geſteht den 
baüerlichen Wirthen an Hof⸗ und Bauſtellen, Gärten, Wurthen, Wieſen, freier 
Weide und Unnutzbarem, incl. der zum Stift gehörigen Dorfſtraße nur eine Fläche 
von 3747 Mg. 68 Ruth. zu. Die baüerlichen Wirthe dagegen raümen der Guts⸗ 
herrſchaft das Eigenthum nur an zwei Forſtſtücken, das Kotzenbruch und die Fah⸗ 
renhorſt, im Betrage von 392 Mg. 99 Ruth. ein, alles übrige Grund⸗Areal aber 
namentlich auch die Waldungen, beanſpruchen ſie als Pertinenz ihrer Höfe, reſp. 
als der Regulirung mit unterworfen und zwar der Art, daß von den Waldungen 
ein Antheil von / den Golnowſchen Wirthen und ein Antheil von den Ma⸗ 
rienſtiftswirthen zuſtehen ſoll. Als Parteien bei dieſen Streitigkeiten ſind, dem 
Marienſtifte gegenüber, aufgetreten: 

J. Die 15 Marienſtiftswirthe, Schulze Friedrich Springſtubbe und Genoſſen, 
nämlich die Beſitzer der Höfe Nr. 1-11 und Nr. 14 —17 zu Marsdorf; 

U. Die 7 Golnowſchen baüerlichen Wirthe, Bauer Friedrich Wilhelm Kobs 
und Genoſſen, als Beſitzer der Höfe Nr. 12, 13, 18—22 ebendaſelbſt; 

M. Das St. Spiritus⸗Hoſpital und die Catharinenkirche zu Golnow, Erſteres 
als Obereigentbümer von 5¼ und Letztere als Obereigenthümerin von 1 der 
unter II. begriffenen Bauerhöfe. 

Die baüerlichen Wirthe beider Antheile, welche bezüglich des Eigenthums der 
beanſpruchten Waldungen gleiches Intereſſe haben, gehen von der Behauptung aus, 
daß die Mer Waldung in das ſ. g. Gehäge, zu welchem das Kotzenbruch und 
die Fahrenhorſt gehören, und welches dem Marienſtifte von jeher als Eigenthu m 
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zugehört habe, und in die ſ. g. Hufenſchlagsheide zerfalle. Dieſe letztere ſei ſeit 
dem 30jährigen Kriege, in Folge deſſen mehrere Höfe wüſte geworden, auf ihrem 
Hufenſchlage beſaamt und auſgewachſen und ſtets von ihnen als Pertinenz ihrer 
Höfe betrachtet worden. Sie beziehen ſich für dieſe Behauptung weſentlich auf die 
vom Marienſtift edirten Acten, indem ſie darin thatſächliche Momente vorfinden 
aus welchen ſie ihre Behauptungen herleiten: daß die ganze Hufenſchlagsheide früher 
Acker geweſen ſei (worauf auch die noch ſichtbaren Ackerfahren in derſelben hin⸗ 
deüteten), daß ſie Dispoſitionen über die Heide getroffen, daß das Stift die Per⸗ 
tinenz⸗Qualität der Heide zu ihren Höfen anerkannt und dies auch bezüglich der 
von ihnen vereinnahmten Strafen in Defraudations⸗Fällen Statt gehabt habe, daß 
ſie ſich für Holzbefugniſſe in der Heide einen Brennzins ſtipulirt, daß ſie ferner 
Holzverkäufe vorgenommen, mehrmals Proteſte, bezüglich der Zubehörigkeit, gegen 
das Stift vorgebracht und Strafen gegen Forſtdefraudanten verfügt hätten. Sie 
machen auch den Namen „Hufenſchlagsheide“, ſowie den in den Acten vielfach vor— 
kommenden Gegenſatz von „Gehäge“ und „Hufenſchlagsheide“ für ibren Anſpruch 
geltend und behaupten endlich, ſich im Beſitz der Heide zu befinden. 


Das Marienſtift dagegen führt für ſein Eigenthum an der Hufenſchlagsheide 
an: daß die Bauern ſich z. Z. im Beſitze desjenigen Land⸗Areals befänden, welches 
ihnen nach Maßgabe der alten Matrikeln urſprünglich verliehen ſei, daher ſie bei 
ihrer Eigenſchaft als nicht erbliche Laſſiten auch jetzt einen größern Grundbeſitz 
nicht prätendiren könnten, und dies umſoweniger, als, wenn auch auf wüſtem 
Bauerlande ein Theil der Heide aufgewachſen ſei, dies doch dadurch paraliſirt 
werde, daß fie einen gleichen Theil Grundareals gegen jenes beſaamte Land un- 
term Pflug genommen hätten. Es beruft ſich ſodann ebenfalls auf die edirten 
alten Acten, aus welchen hervorgehe, nicht nur, daß ihm auf Grund alter Ver⸗ 
gleiche das Eigenthum ſämmtlicher zu M. gehörigen Forſten zugeſtanden, ſondern 
auch zu entnehmen ſei, daß ihm anderweitig von den baüerlichen Wirthen das 
Eigenthum an der ſtreitigen Heide eingeraümt worden, daß es vielfache Eigenthums⸗ 
handlungen über die Forſt vorgenommen, namentlich Holzverkaüfe ausgeführt, 
Verordnungen über die Forſt erlaſſen, die Aufſicht über dieſelbe geführt, Strafen 
angeordnet, die Schulzeneide mit Bezug auf die Forſt normirt und abgenommen, 
auch endlich das Holz und den Erlös daraus zu ſeinem Beſten verwendet habe. 
Es bezieht ſich ferner auf ergangene Erkenntniſſe und nimmt den Beſitz der Hufen⸗ 
ſchlagsheide ebenfalls für ſich in Anſpruch. 


Die Holzberechtigungen anlangend, ſo prätendiren die baüerlichen Wirthe ſolche 
noch insbeſondere auf das ſ. g. Gehäge des Stifts, während das Letztere ihnen nur 
das Weiderecht und eine Holzberechtigung in der Art zugeſteht, daß die Bauern 
Golnowſchen Antheils, / ihres Bauholzes und ihren ganzen Brennholzbedarf, 
die Bauern des Marienſtifts⸗Antheils nur ihren Brennholzbedarf verlangen können. 
Es iſt ferner ſtreitig geworden, ob das Marienſtift den baüerlichen Wirthen das 
Brennholz nur aus dem ſ. g. Gehäge oder unbedingt zu gewähren habe? und 
endlich eventuell von dem Marienſtifte ein Theil der Miſchen Forſten, die f. g. 
„Lehmkuhle“, ſowie derjenige Theil der Hufenſchlagsheide, welcher gewiſſe früher 
zu M. gehörige 3 Pfarrhufen umfaßt, als Eigenthum beanſprucht worden. 

Über die von beiden Theilen, bezüglich dieſer verſchiedenen Anſprüche, for⸗ 
mirten Anträge hat die Königl. General⸗Commiſſion für Pommern in dem Urtel 
vom 4. October 1847 dahin erkannt, daß — folgt der Tenor des Erkenntniſſes 
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in feinen fünf einzelnen Punkten, ſiehe oben S. 943—977; und dann fährt der 
zweite Richter fort, wie folgt: — 

Gegen dieſe ihm (dem Adminiſtrator des Marienſtifts) unterm 1. December 
1847 inſinuirte Entſcheidung hat nur das Marienſtift, und zwar am 14. Januar 
1848, die Appellation angemeldet. Dieſe Anmeldung iſt allerdings erſt nach Ablauf 
der 6wöchentlichen Appellationsfriſt erfolgt, es konnte indeß — wie hier vorweg zu 
bemerken iſt — keinem Bedenken unterliegen, die Appellation als rechtzeitig inter⸗ 
ponirt, anzuſehen, da dieſelbe jedenfalls innerhalb der den Minderjährigen und 
denjenigen, welchen die Rechte der Minderjährigen zuſtehen, nach der Declaration 
vom 6. April 1839, Art. 13, nachgelaſſenen doppelten Friſt angemeldet iſt, dem 
Marienſtifte aber, als einer proteſtantiſchen Stiftung, nach 88. 1218 und 228, 
Theil II., Tit. 11 des A. L. R. die Rechte der Minderjährigen zuſtehen. 

Die Appellations⸗Anmeldung des Stifts war ganz allgemein erfolgt, ohne 
die einzelnen Beſchwerden über das ergangene Erkenntniß zu ſpecificiren; auch hatte 
das Stift weder in den zur Einreichung ſeines Appellationsberichts ihm verſtatteten 
Friſten, noch auch in den zur Aufnahme der Appellationsbeſchwerden anberaumten 
Terminen ſeine Appellationsbeſchwerden irgend ſpecificirt oder begründet. Es wurden 
daher, den ergangenen Verfügungen gemäß, unter Präcluſion des Stifts mit ſeinen 
etwaigen neüen An⸗ und Ausführungen die Acten zur Abfaſſung des Appellations⸗ 
Erkenntniſſes dem Reviſions⸗Collegio vorgelegt. Durch das Reſolut dieſes Colle⸗ 
gii vom 20. April 1849 wurden jedoch die Acten der Königl. General⸗Commiſſion 
remittirt, weil die vorliegende Prozeßſache, als einen unmittelbaren Gegenſtand 
der Regulirung betreffend, erachtet, und daher die Vorſchriften des Siſtirungs⸗ 
Geſetzes vom 9. October 1848 und §. 2. Nr. 1 für anwendbar erachtet wurden. 
Nach Emanirung des Ablöſungs⸗Geſetzes vom 2. März 1850 wurden die Acten 
wiederum zum Spruch eingereicht, jedoch abermals nach dem Reſolut des Reviſions⸗ 
Collegii vom 17. Mai 1850 remittirt, um die Parteien zur Erklärung darüber auf⸗ 
zuſordern, ob und welche Anträge ſie in Veranlaſſung des gedachten Geſetzes vom 
2. März 1850, insbeſondere deſſen SS. 81 und 99 zu formireu hätten und über 
welche Punkte von ihnen noch eine Entſcheidung in zweiter Inſtanz begehrt werde. 

Die baüerlichen Wirthe beſtritten hiernächſt die Anwendung des Gefetzes vom 
2. März 1850 und deſſen 8. 81 auf den vorliegenden Fall, da dieſe Vorſchrift 
überall nur vom unſtreitigen Beſitze handele, event. fie aber thatſächlich im October 
1848 im Beſitz der Hufenſchlagsheide geweſen wären, indem ſie ſolche allein benutzt 
und die Revenüen davon bezogen hätten, während das Stift zur gedachten Zeit 
keine Nutzungen davon gehabt, ſondern ſich nur durch ſeinen Förſter in die Ver⸗ 
waltung der Heide eingemiſcht habe. Sie verlangten daher die ſofortige Wieder⸗ 
Einreichung der Acten zum Spruch. 

Das Marienſtift dagegen achtete Alles dasjenige, was durch das Judicat der 
General⸗Commiſſion vom 3. Sept. 1839 feſtgeſtellt worden, nach §. 100 des Ge⸗ 
ſetzes vom 2. März 1850 auch jetzt noch für maßgebend, es beſtritt den Beſitz der 
baüerlichen Wirthe bezüglich der Hufenſchlagsheide zur Zeit der Emanirung der 
Verordnung vom 9. October 1848, nahm vielmehr dieſen Beſitz für ſich in Anſpruch. 
Gleichzeitig ließ ſich aber auch das Stift nunmehr in der Sache ſelbſt materiell 
aus, indem es aus den apponirten Acten und Documenten nicht nur ſeinen Beſitz 
der Hufenſchlagsheide herleitete, ſondern auch aus dem Inhalte derſelben ſein 
Eigenthum nachzuweiſen und die dagegen vom erſten Richter angeführten Gründe 
als nicht zutreffend zu widerlegen ſuchte. Es trug zugleich auf eine neüe Beweis⸗ 
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Aufnahme durch Ocular⸗Inſpection der Hufenſchlagsheide, rückſichts der auf der 
ſelben befindlichen Spuren ehemaliger Beackerung, ſowie auf Vernehmung von 
Sachverſtändigen an und formirte folgende Anträge: — 

ad I. Das erſte Urtel dahin abzuändern, daß den Appellaten nicht, ſondern 
dem Stift das Eigenthum an dem geſammten Holze bei M., alſo namentlich an 
der Hufenſchlagsheide zuerkannt werde; 

ad II. Daß das Stift nur ſchuldig erkannt werde, aus den M.ſchen Hol- 
zungen, ſoweit dieſelben reichen, den Appellaten ihren Holzbedarf anzuweiſen; 

ad IIl. Daß eine gleiche Anderung des Erkenntniſſes auch bezüglich des Holz⸗ 
rechts der Marienſtiftswirthe erfolge; 

ad IV. Daß ihm eventuell die in der Hufenſchlagsheide befindlichen drei 
Pfarrhufen zugeſprochen werden. 

Die baüerlichen Wirthe beſtritten die Zuläſſigkeit aller dieſer Nova und pro⸗ 
teſtirten gegen deren Berückſichtigung, da die Inſtruction der Sache durch die 
Präcluſion des Stifts mit ſeinem Appellationsberichte bereits abgeſchloſſen worden, 
daher Nova nicht weiter gehört werden dürften. Zufolge Verfügung der Königl. 
General⸗Commiſſion vom 23. October 1850 wurde indeß die Erörterung dieſer 
Nova, ſoweit ſie die Ermittelung des Umfangs der baüerlichen Höfe beträfen, mit 
Hinweiſung auf die Vorſchrift des §. 8 des Geſetzes vom 2. März 1850 für zu⸗ 
läſſig und nothwendig erachtet. Dieſelben ſind demnächſt inſtruirt und gemäß des 
ſpätern Reſoluts des Reviſions⸗Collegii vom 24. Februar 1852 noch inſoweit ver⸗ 
vollſtändigt worden, als danach eine nähere Feſtſtellung — über die Beſtände der 
Forſttheile „Kotzenbruch und Fahrenhorſt“, des Umfangs der in der Hufenſchlagsheide 
befindlichen Ackerrücken und der Arealverhältniſſe der baüerlichen Höfe in M. bei 
ihrer urſprünglichen Verleihung im Gegenſatz zu deren heütigem Arealumfange — 
angeordnet wurde. Dieſe Erörterung iſt erledigt und ſind hiernächſt, nachdem beide 
Theile ihre Rechtsausführungen überreicht haben, die Acten anderweitig zur Ab— 
faſſung des zweiten Erkenntniſſes eingereicht worden. 

Was die Förmlichkeiten des Verfahrens und Rechtsmittels, ſo wie die Legi⸗ 
timation der Intereſſenten anlangt, ſo findet ſich etwas Weſentliches dagegen nicht 
zu erinnern In der Sache ſelbſt handelt es ſich zunächſt über die Frage, 
ob die von dem Marienſtifte nach erfolgter Präcluſion mit ſeinem Appellations⸗ 
berichte, reſp. dem erſten Abſchluſſe der Sache vorgebrachten Nova bei der Ent⸗ 
ſcheidung der Sache noch berückſichtigt werden dürfen? Die Appellaten haben gegen 
dieſe Berückſichtigung proteſtirt, weil damals die Sache vollſtändig abgeſchloſſen 
geweſen iſt, daher neüe Thatſachen nicht weiter angeführt werden dürften. Es 
kann indeß die bejahende Antwort keinem Bedenken unterliegen; denn abgeſehen 
davon, daß nach den 88. 120 und 121 des Anhanges zur A. G. O. Schriften 
auch nach dem Abſchluß einer Sache in zweiter Inſtanz angenommen und berück⸗ 
ſichtigt werden müſſen, ſobald nur eine Entſcheidung nicht erfolgt war, ſo würde 
auch durch das Reſolut des Reviſions⸗Collegii vom 17. Mai 1850 noch die beſon⸗ 
dere Erklärung der Parteien über ihre Anträge, in Bezug auf die Vorſchriften der 
88. 81 und 82 des neü emanirten Geſetzes vom 2. März 1850 erfordert; es wurde 
alſo die Sache noch nicht für abgeſchloſſen erachtet und war daher dem Appellanten 
geſtattet, noch neüe Thatſachen aufzuführen und das Stift mußte hierzu um ſo 
mehr verſtattet werden, als dieſe Thatſachen ſich hauptſächlich in Folge des 8. 81 
a. a. O. bezüglich des Beſitzſtandes der Hufenſchlagsheide herausgeſtellt hatten und 
dieſelben im Weſentlichen auf Acten und Documenten beruhten, welche den Parteien 
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bereits in erſter Inſtanz vorgelegen hatten, und aus welchen von dem Inſtruenten 
erſter Inſtanz, ſo wie dem Richter ſelbſt Momente entnommen waren, welche zu 
der ergangenen Entſcheidung geführt hatten. Es konnte deshalb der Proteſt der 
Appellaten gegen Berückſichtigung der Thatſachen nicht für gerechtfertigt erachtet 
werden. 

ad 1 und IV. Was den erſten Punkt der Entſcheidung anlangt, fo handelt es 
ſich hier um die ſ. g. Hufenſchlagsheide bei M. Das Stift nimmt ſolche in ihrem 
ganzen Umfange, dem Betrage von 2611 Mrg. 51 Ruth. als ſein Eigenthum in 
Anſpruch, während die baüerlichen Wirthe beider Antheile zu M. dem Stifte nur 
392 Mg. 99 Ruth. den |. g. Kotzenbruch und die Fahrenhorſt concediren und im 
Übrigen ſolche als eine Pertinenz ihrer Höfe und als ſolches der Regulirung mit 
unterworfen, reſp. nach Maßgabe ihrer Erbzinscontraete als mit übereignet anſehen. 
Beide Theile ſtreiten zunächſt darüber, wer von ihnen als Kläger betrachtet und 
demgemäß als der beweisführende Theil erachtet werden müſſe? Der erſte Richter 
hat dieſen Streit für einen müßigen gehalten und man muß ihm hierin beipflichten. 
Denn da die Regulirung der gutsherrlich⸗baüerlichen Verhältniſſe in M. erfolgen 
ſoll, ſo muß die Streitfrage über das Eigenthum oder die Zubehörigkeit der Hufen⸗ 
ſchlagsheide zum Austrage kommen. Das Verfahren würde daher zwecklos ſein, 
wenn nicht einem oder dem andern Theile die Rolle des Klägers und damit die 
Laſt der Beweisführung auferlegt würde. Die Cognition hierüber ſteht lediglich 
der Auseinanderſetzungs⸗Behörde zu und ſie hangt von Präſumtionen ab, welche 
der einen oder der andern Partei zur Seite ſtehen. Zu ſolchen Präſumtionen 
gehört vor Allem der Beſitz, da deſſen Redlichkeit und Rechtmäßigkeit überall ver⸗ 
muthet wird, — $. 179, Theil J., Tit. 7 A. L. R. — Es würde daher demjenigen 
Theile die Rolle des Klägers und die Beweisführung auferlegt werden müſſen, 
welcher ſolche Präſumtionen, reſp. den Beſitz gegen ſich hat. Im vorliegenden 
Falle liegen nun ſolche Präſumtionen nicht vor, oder ſie ſind, wie der Beſitz der 
ſtreitigen Hufenſchlagsheide in lite befangen und es ſoll erſt darüber die Entſchei⸗ 
dung mit erfolgen. Es konnte daher keinem Theile ausſchließlich die Rolle des Klägers 
auferlegt werden, vielmehr mußten, zumal beide Theile entgegenſtehende Anträge 
formirt und den Beweis für das Eigenthum, reſp. die Zubehörigkeit der ſtreitigen 
Heide beiderſeits angetreten haben, auch beide Theile als Kläger angeſehen werden. 
Es kommt daher in der Sache lediglich darauf an, zu prüfen, welche Beweiſe die 
überwiegenden ſind, und falls der angetretene Beweis für das Eigenthum oder 
Hofszubehörigkeit der Hufenſchlagsbeide von keinem Theile geführt ſein ſollte, ob 
nicht mindeſtens rechtliche Präſumtionen vorliegen, welche dem einen oder andern 
Theile zur Seite ſtehen. N 

Hinſichts der Golnowſchen Wirthe iſt nicht ſtreitig und der Hypothekenſchein 
über das Obereigenthum des St. Spiritus Hoſpitals und der Catharinenkirche zu 
Golnow vom 2. Mai 1837 ergibt, daß die Golnowſche Gutsherrſchaft, laut Erb- 
zinsverträge vom 10. Auguſt 1795 ihren baüerlichen Wirthen die bisher beſeſſenen 
Stellen unter Stipulation ihres Vorkaufsrechts, gewiſſer Beſitzveränderungsabgaben, 
und eines feſtſtehenden Zinſes zum Erbzinsrechte verliehen hat. Dieſe Wirthe ſind 
daher, nachdem auch der §. 2, Nr. 2 des Geſetzes vom 2. März 1850 das Ober⸗ 
eigenthum des Erbzinsherrn ohne Entſchädigung aufgehoben hat, als unbeſchränkte 
Eigenthümer ihrer Stellen anzuſehen. Es iſt hierbei zu erwähnen, daß ſich bezüglich 
der hier ſtreitigen Holzungen im §. 6 dieſer Erbzinsverträge folgende Beſtimmung 
vorfindet: — „Werden dem Beſitzer dieſes Hofes zwar die Rechte des Hoſpitals 
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St. Spiritus an die M.ſchen Holzungen, in Anſehung des zu dieſem Hofe erfor: 
derlichen Bedarfs an Bau- und Brennholz zugeſtanden; da aber das Marienſtift 
nach denen alten Verträgen und denen ſich darauf gründenden rechtskräftigen Er- 
kenntniſſen, zu erſterm Behuf, nämlich zum Bau, nicht mehr als ½ zu ver⸗ 
abreichen ſchuldig iſt, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß der Beſitzer dieſes Hofes 
ſich das Übrige aus eigenen Mitteln anzuſchaffen verbunden iſt, ohne ſolcher wegen 
einige Anſprüche an das Hoſpital Spiritus Sancti zu haben;“ ſo wie, daß nach 
§. 2 der Verträge den Wirthen die Stellen mit allen ihren Pertinenzien an Ge⸗ 
baüden, Gärten, Wieſen, Wöhrden, Vieh, Acker⸗ und Wirthſchafts⸗Geräth über⸗ 
laſſen waren, ohne daß einer Holzung hierbei irgend Erwähnung geſchieht. Es 
erſcheint hiernach zweifelhaft, ob den Golnowſchen Bauern ein Anſpruch auf 
das Eigenthum der Miſchen Forſten nach ihren Verträgen überhaupt hat übereignet 
werden ſollen, da die Verträge nur über Servitute lauten; allein es kann dieſer 
Zweifel auf ſich beruhen, da die Golnowſchen Gutsherrſchaften ihre event. Anſprüche 
auf die Hufenſchlagsheide ihren Bauern überlaſſen haben, woraus folgt, daß ſie bei 
dem vorliegenden Prozeſſe ihren Bauern nur Aſſiſtenz geleiſtet und lediglich in dieſer 
Eigenſchaft zugezogen ſind, da ſie ein anderweitiges Intereſſe zur Sache nicht haben. 

Es liegen nun aber Urkunden, welche direct über das Eigenthum des Stifts 
oder deren Zubehörigkeit zu den Höfen der Appellaten entſcheiden, nicht vor. Die 
Fundationen des Marien- und Ottoſtifts zu Stettin, welche ſpäterhin vereinigt 
wurden, und ſeitdem unter der alleinigen Benennung des Marienſtifts vorkommen, 
ſo wie die geiſtlichen Inſtitute zu Golnow haben etwa in der Mitte des 14. Jahr⸗ 
hunderts Statt gehabt. Sie beruhen auf Donationen, vorzüglich der Pommerſchen 
Herzöge Barnim und Otto. Die darüber erlaſſenen Urkunden liegen theils im 
Original, theils in uralten, in den Archiven der Inſtitute aufbewahrt geweſenen 
Abſchriften vor. An ihrer Autenticität iſt nicht zu zweifeln. Es geht daraus indeß 
nicht mit Sicherheit hervor, welches beſtimmte Grundareal und welche beſtimmte 
Holzungen den Inſtituten verliehen waren. Die älteſte Urkunde über M. geht bis 
auf den Monat September 1325 zurück; in derſelben werden den Kaplänen Hein⸗ 
rich und Gottfried von Golnow die Hälfte des Dorfes Marsdorf mit 30 mansis 
veraüßert: — noscant praesentos etc. dimidietatem villae mastorp dictae cum 
triginta mansis, lignis, pratis atque pascuis ete. justo venditionis titulo ad manus 
capellanorum nostrorum, — und werden ihnen von dem Herzoge Barnim zur 
Verherrlichung Gottes und zur ewigen Seeligkeit verliehen: — proprietatem man- 
sorum praescriptorum, tabernae, lignorum, pratorum, pascuorum, agrorum cul- 
tuorum et colendorum, molendinerum etc. cum omni iurisdietione de alto et de 
basso etc. — Es ift nicht klar, ob dieſe Verleihung zum Beſten einer beſtimmten 
Kirche oder Stiftung Statt gehabt hat und für welche, es geht indeß daraus her- 
vor, daß das Dorf M.) damals einen Umfang von 60 mansi (Hufen) gehabt 
haben muß, da die verliehenen 30 mansi als Hälfte des Dorfes angegeben werden. 
In einer Urkunde des Herzogs Otto vom Jahre 1340 wird erwähnt, daß Gottfried 
von Golnow bereits im Jahre 1326 dem Kloſter der heiligen Maria in Jaßenitz 
15 mansos mit der halben Taverne im Dorfe Marsdorf — cum omnibus suis 


) Der Name der Dorfs iſt in dieſer, wie auch in den meiſten Urkunden des 14. Jahr- 
hundert, nicht Marsdorf, ſondern Maſtorp geſchrieben. 
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pertinentiis, mericis (?)*) lignis, silvis, nemoribus, pascuis, agris cultis et 
incultis, extirpatis et extirpandis, decimis, etc. cum omni libertate seu falcultate 
jurisdictionis et districtus majoris et minoris de alto et basso etc. etc. — ge⸗ 
ſchenkt habe. Dieſe Urkunde wird beſtätigt und hinzugefügt: non obstante dona- 
tione proprietatis eorumdem quindecim mansorum domo sancti Spiritus in 
Golnow facta. — Die zuletzt gedachte Schenkung ift in dem Documente vom 
Jahre 1334 enthalten, in dem danach Gottfried von Golnow: — quindecim mansos 
in campo villae marstorff sitos et eisdem annexis videlicet demidia taberna etc. 
cum omnibus suis utilitatibus. libertatibus, fructibus, commodis, pertinentiis et 
obventionibus, cum agris cultis et colendis, pratis, pascuis, nemoribus, paludibus, 
lignis etc. etc. et omni jure de alto et basso, — an das St. Spiritus Hoſpital 
zu Golnow verſchenkt. 

Dieſe Urkunden insgeſammt ergeben, daß von der Hälfte des Dorfs M. 
(30 mansi) urſprünglich 15 mansi an das Marienkloſter und 15 mansi an das 
St. Spiritus Hoſpital und zwar überall zu gleichen Rechten mit Holzungen und 
Waldungen verliehen worden ſind. 

Was die übrige Hälfte von M. anlangt, ſo conſtirt nicht mit Sicherheit, wie 
und an wen die Verleihungen Statt gehabt haben und darüber disponirt worden 
iſt. In der Urkunde des Biſchofs Friedrich vom Jahre 1342 iſt ein Privilegium 
des Herzogs Otto von demſelben Jahre inſerirt, in welchem zur Dotation der 
St. Nicolaikirche zu Damm — sex mansos campo villae mastorp adjacentes 
cum omnibus suis attinentiis etc. et utilitatibus in lignis, silvis etc. et nemoribus etc. 
ausgethan werden. Sodann in der deütſchen Urkunde des Herzogs Barnim vom 
Jahre 1343: — „fünftin (15) Huven im Dorp zu Maſtorp mit Pächter und mit 
Bede und mit allen Rechten und mit allem Holze vom Huventale“ 
— dem Ottoſtifte zu Stettin verliehen. Es werden ferner in dem Do⸗ 
cumente vom Jahre 1342 vom Herzoge Otto ſeinem Küchenmeiſter Heinrich 
Schwant und deſſen Söhnen Arnold und Heinrich — quinque mansos campo 
villae Marstorp adjacentes cum jure imo et supremo ceterisque omnibus suis 
attinentiis — überwieſen und jene haben dieſe 5 mansi in der Urkunde von 1344 
dem Hoſpitale St. Spiritus zu Golnom übereignet; bei dieſer Übereignung iſt 
zugleich erwähnt, daß bereits Eckard Dunker und ſeine Söhne dem Hauſe St. 
Spiritus 16 mansi zu M. mit allen Gerechtſamen, namentlich cum nemoribus et 
lignis überwieſen hätten, und es wird über die geſammten 21 mansi und das ſ. g. 
Saſtrowerfeld (6 Ruthenfeld) das Privilegium ertheilt“ ). 

Alle dieſe Urkunden geben keine genaue Aufklärung darüber, zu welchen 
ſpeciellen Antheilen das geſammte Dorf M. den ſtreitenden Gutsherrſchaften ur⸗ 
ſprünglich verliehen war; ſo viel indeß kann aus denſelben entnommen werden, 


) Das hier ftehende Fragezeichen deütet wol an, daß der Abfaſſer des Erkenntniſſes 
dieſes Wort ſich nicht zu erklären gewußt hat. In der lateiniſchen Sprache der Urkunden 
iſt meriea = Kiefernwald, auch borra; (nemus = Eichenwald; silva = Buchenwald), 
gleichbedeütend mit „Heide“, worunter im Nordöſtlichen Deutſchland jede Nadelholzwaldung, 
beſonders von Pinus Sylvestris, verſtanden wird; im nordweſtlichen Deutſchland dagegen ſind 
Heiden die ausgedehnten, freiliegenden Erica (Heidekraut⸗) Felder, auf denen der frühere Wald 
verſchwunden iſt. — *) Man vergl. den Artikel: Milde Stiftungen. Der Abfaſſer des Er⸗ 
kenntniſſes hat den Namen des fürſtl. Küchenmeiſters, den er Schwant ſchreibt, in der Urkunde 
nicht richtig geleſen. Man ſehe S. 639. 
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daß jedem Theile die verliehenen mansi auch mit den dazu gehörigen Holzungen 
übereignet waren, da die Verleihungen — cum lignis, silvis et nemoribus verab- 
folgt worden ſind. Es fehlt aber jede Aufklärung darüber, welche Holzungen 
gemeint waren, indem nur in der Urkunde für das Ottoſtift vom Jahre 1347 für 
die Lage der Holzungen eine ſchwache Andeütung vorkommt, wenn dort erwähnt 
wird — „des Holzes vom Huventalle und Viertheils von dem Hagenen“ (worunter 
nach Barthold's Geſchichte von Rügen und Pommern, III. Band, Seite 310, ein 
uncultivirtes Waldgebiet zu verſtehen iſt), „das bei dem Dorfe liegt“. — Ebenſo 
wenig Auskunft hierüber bieten aber auch die Verleihungsbriefe der baüerlichen 
Wirthe dar; denn in denſelben (ſoweit ſie in den Legitimations⸗Acten geſammelt 
ſind) werden die Höfe überall nur mit den von den Vorbeſitzern benutzten Gebaüden, 
Landungen und Pertinentien verliehen, ohne daß hierbei der Holzungen und ins⸗ 
beſondere der Hufenſchlagsheide gedacht wird. In den darüber ertheilten Annahme⸗ 
briefen des Bauern Roel, Jacob Springſtubbe und des Koſſaten Frank vom 3. Ja⸗ 
nuar 1801 und 22. April 1786 werden die gedachten Unterthanen des Stifts —“ 
„als Wirthe und Wehrmänner in M. angenommen und beſtellt, ihnen der Hof ihrer 
„Vorgänger mit der dazu belegenen Landung (Achterhofe), Obſt⸗, Krautgarten und 
„Wieſen in ihren Grenzen und Mahlen, ſo wie ſie ihre Vorfahren inne gehabt, 
„bewohnt und gebauet, oder von Rechtswegen thun können, überwieſen, — derge⸗ 
„ſtalt, daß ſie dieſe Höfe mit der dazu gelegenen Landung nebſt Pertinenzien be⸗ 
„ſitzen ſollen.“ — Documente über die urſprüngliche Verleihung der Stellen ſind 
nicht vorhanden, es iſt daher mit Wahrſcheinlichkeit anzunehmen, daß ſolche mit 
den erwähnten Annahmebriefen übereinſtimmen, alſo über die Holzungen ebenfalls 
nichts enthalten. Die Verleihungen der Stellen gehen übrigens über die Beſitzzeit 
der geiſtlichen Inſtitute hinaus, da in den oben extrahirten Urkunden die Exiſtenz 
der Stellen bereits vorausgeſetzt wird. 

Kann hiernach freilich nicht angenommen werden, daß aus den Urdocumenten 
über die Lage der den Gutsherrſchaften verliehenen Holzungen etwas Beſtimmtes 
hervorgehe, jo geht doch jedenfalls daraus hervor, daß nur den Gutsherr⸗ 
ſchaften und nicht den Stellenbeſitzern überhaupt Holzungen verliehen 
waren, und daß zu M., außer den daſelbſt befindlichen 60 mansis (Hufen) über⸗ 
haupt noch Holzungen vorhanden waren, indem in der Verleihung an das Ottoſtift 
vom Jahre 1347 des „Holzes vom Hufentalle“ und des „Hagenen“ erwähnt wird, 
woraus zugleich folgt, daß der Hagene, d. i. die uncultivirten Walddiſtrikte “), mit 
baüerlichen Wirthen nicht beſetzt waren. Wollte man daher aus den Urdocumenten 
eine Folgerung ziehen, ſo könnte dieſelbe nur den Gutsherrſchaften, nicht aber den 
baüerlichen Wirthen zu Gunſten kommen. 

Auch die Matrikeln geben keine erhebliche Auskunft zur Sache. Am erheb⸗ 
lichſten ſind — 


) Dieſe Erklärung des Wortes Hagene trifft nicht zu; Hag, Hagen, im mittelalterlichen 
Deütſch Hagene, Pluralis Hagenen, bedeütet bekanntlich gerade das Gegentheil; eine Um⸗ 
zaünung, beſonders von lebendigem Holz, einen umzaünten Ort, daher die vielen Ortſchaften, 
deren Namen mit hagen endigen; denn jo viel als Buſchholz, kleiner Wald, kurz: Hagene = 
Gehäge; wie Hufe eigentlich ein eingezaüntes Stück Ackerland ift, daher auch Hägerhufen: 
Was das Wort „Talle“ zu bedeüten hat, iſt dem Herausgeber des L. B. z. Z. nicht bekannt. 
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1. Die Marien⸗ und Otten⸗Stifts⸗Matrikel vom Jahre 1545. Bezüglich 
Mis befindet ſich daſelbſt folgender Vermerk: — Marstorp. Dith Dorfe hörte dem 
Paedagogio mit aller gerechtigkeit, so vele Dath gerichte, kerkenlehn, Strassen- 
recht und allerley rechtsgewalt belanget, mit dem Schultengericht u vor 6 
hoven de pacht u vor 12 beselleten hoven de tehend ete.. .. dat paedagogen 
hätt zwischen Prettin und Golnow eine kienheyde, — und unter der Rubrik: 
Kirchenholzungen. fol. 225: — die Heyde zwischen wassmern und der Golnow- 
schen Heyde der Kihn genannt, zwei Eichhölzer bey Marsdorf. 


2. Die Matrikel deſſelben Stifts vom Jahre 1632. In ihr wird der Beſtand 
von M. auf 61 Hakenhufen angegeben und das Dorf folgender Art beſchrieben: — 
„Marſtorff. Inhalt M. fol. 103 gehört dies Dorf dem Stift mit aller Herrlichkeit 
und Gerechtigkeit, wie auch das Gericht, Kirchenlehn, Straßenrecht und allerlei 
Gerichtsgewalt, belangt mit dem Schulzengericht. Als aber wegen der Gerichts— 
gewalt von den Proviſoren des heiligen Geiſtes von Golnow Streit erhoben und 
die Sache Anno 1610 vom Frſtl. Hofgericht dergeſtalt verglichen, daß ſie den Theil 
an der Jurisdiction, an Kirchenlehn, Kruggerechtigkeit und Holzungen aber 
durchaus nicht intereſſiren ſollen; demnach wird auf ſolche Verträge nachgegangen“. 
— Hiernächſt wird der Beſitzſtand der 16 baüerlichen Stellen aufgeführt, nebſt den 
von denſelben zu leiſtenden Präſtationen. Über die Holzungen wird vermerkt: — 
„Marſtorff. Allda hat die Kirche einen Ort Eichenholz, genannt das Kotzenbruch, 
danebſt ein Ort Kienenholz nach der Glewitzſchen Grenze wärts belegen, ſo auch 
anders aufgeſchlagenes nutzbares junges Holz halten die Pauren vors 
Ihrige. Über das lieget noch ein Horſt hart ans Dorf. Das gehört auch der 
Kirche.“ 

3. Die Hufen⸗Matrikel vom Jahre 1628. Sie kündigt ſich als Steüer⸗ 
Matrikel derer Hufen und Haüſer, auch anderer bisher ſteüerbaren Güter im Lande 
zu Pommern Fürſtlicher Alten Stettinſcher Regierung, an, — iſt alſo als ein officielles 
und beweiſendes Dokument zu erachten. Hier findet ſich M. als Eigenthum von 
Golnow mit 34½ Hufen und 8', Koſſaten ohne Bezeichnung der Eigenthümer auf⸗ 
geführt, und ſpäter mit 61 Hufen und 12 Koſſaten. Es ſcheinen dies überhaupt 
nur die ſteüerbaren Ländereien zu ſein. Die Holzungen werden darin nicht 
erwähnt. 


4. Eine Matrikel des Marienſtifts ohne Jahreszahl, welche aber wahrſchein⸗ 
lich um das Jahr 1680 — 1700 verfaßt iſt. Sie beſchreibt den Hufenſtand der 
baüerlichen Stellen und deren Präſtation und enthält am Schluß folgende Bemer⸗ 
kung: — „Holz und Weide 1398 Morgen.“) Unter Holzung iſt ſpecialiter be⸗ 
griffen: 1) die Eichen, Kotzenbruch; 2) die Eichen, Fahrenholzbruch; 3) der Upſtall; 
4) Inkow, ein Eichen-, Espen⸗ und Eſchholz; 5) ein Haſſelbruch, worin Eichen und 
Haſſeln; 6) Diſperie, ein Ellerbruch, theils mit Eichen vermenget. 

5. Die Flemmingſche Matrikel vom Jahre 1709. In ihr werden ſämmt⸗ 
liche Stellen von M., ſowol die des Marienſtifts, wie die Golnowſchen Antheils 
mit ihrem Grundareale und den Leiſtungen davon aufgeführt. Auch hier conſtirt 
über die Holzungen der baüerlichen Wirthe nichts. Das ganze Miſche Feld wird 


) Es iſt darin zu erinnern, daß dieſe 1398 Mg. Pommerſches Maaß iſt, ſ. oben, 
S. 962, Note 53. 
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nach der Königlichen Landesvermeſſung in ſich in kultivirtem Acker auf 845 Mg. 
60 Ruthen angegeben“) und die Holzungen find ſpecificirt, wie in der Matrikel 
ad 4. Endlich kommt noch — 

6. Die Vorpommerſche Landes- Matrikel vom Jahre 1739 in Erwägung, 
nach welcher der contribuable Marienftifts-Antheil von M. 14 Landhufen 16 M. 
200% f Ruthe und der Golnowſche Antheil 7 Landhufen 19 Mg. 75%, Ruthe 
beträgt. Indeß auch dieſe offizielle Matrikel gibt über die Holzantheile des Ma⸗ 
rienſtifts oder des Golnowſchen Antheils, reſp. der baüerlichen Stellen, keine Auskunft. 

Wichtig iſt bezüglich aller dieſer Matrikeln nur der Umſtand, daß in derſelben 
ſpecielle Holzungen des Stifts, auch Kiehnholzungen aufgeführt werden und daß in 
der Matrikel vom Jahre 1632 ſich der Vermerk vorfindet, daß die Bauern anderes, 
junges aufgeſchlagenes Holz für das ihrige halten. Ganz unglaubwürdig dagegen 
können die Stifts⸗Matrikeln nicht erachtet werden, da nicht zu erwarten ſteht, daß 
die Stiftsbeamten, welche die Matrikeln conſcribirt hatten und die bei der Sache 
nicht im Mindeſten betheiligt ſein konnten, factiſch unrichtige Data geliefert haben 
ſollten, dem jo gar der zuletzt erwähnte Vermerk entgegenſteht. Wollte man hier⸗ 
nach ein Reſultat aus den Matrikeln ziehen, ſo würde auch dies eher zu Gunſten 
des Marienſtifts ſprechen, da dieſes beſtimmt wenigſtens als Eigenthümer des größ- 
ten Theils der Holzungen erachtet werden müßte. 

An dieſe Matrikeln ſchließt ſich die — „Geometriſche Ausmeſſung des an dem 
„Golnopſchen Territorio belegenen Stifts-Kirchen⸗Dorfs Marsdorf, jo wie daſſelbe 
„bei der Königlichen Vermeſſung Anno 1634 befunden worden und in dem darüber 
„verfaßten Calculo zu erſehen,“ — vom Jahre 1694 an. Danach umfaßt der in 
3 Schläge getheilte Acker von M. 845 Mg. 60 Ruthen “), das Wieſen-Terrain 
28 Mg. 180 Ruth. und der Holzbeſtand 1398 Mg., wie er in der Matrikel ad 4 
angegeben wird. Unter dem Holze und der Weide werden aufgeführt: *) 

Pomm. Mg. Preuß. Mg. 


1. Tannen und Tangerholz F) von einem heidereichen Grunde 805 2065. 74 
2. Birkenholz, von einem guten Grasgrunde . 8 5 146 374.107 
3. Eine Menge von Eichen, Birken und Espen, von grasreich. Gr. 84 215. 93 
4. Dieporie, ein Ellerbruch, theils mit Eichen vermengt, desgl. 60 153.170 
5. Moräſte und ein Soll, ziemlich grastüchtige 5 8 14 35.166 
6. Upſtall, ein ſchön Eichen-, Espen⸗ und Eſchenholz 9 20 51. 57 
7. Coſſenbruch, ein ſchön Eichen: und Eſchenholz 8 8 110 285. 41 
8. Fahrenhorſt, ein ſchön Eichen⸗ und Büchenholz 4 8 43 110. 59 
9. Inkow, ein ſchön Eichen⸗, Eſchen⸗ und Espenholz . 3 40 102.113 
10. Haſſelbruch, ein Eichen⸗ und Haſſelholz 5 N 9 10 25.118 
11. Eine am Dorfe belegene reine Weide von feſtem Grunde 36 92. 96 

1398 3586.161 


Über das Eigenthum aller dieſer Holzungen conſtirt aus dem Vermeſſungs⸗ 
Regiſter nichts; jedoch nimmt daſſelbe überall auf eine Karte des Andreas Jern- 


) Die ſchwediſche Vermeſſung von 1634 iſt gemeint. Die Größe des Ackerlandes in 
Pommerſchem Maaß ausgedrückt, ins Preüßiſche Maaß verwandelt, ſtellt ſich die Größe auf 
2168 Mg. 100 Ruthen. — ) Pommerſches Maaß, welches jo eben auf Preüßiſches Maaß 
reducirt. iſt. — ) Das Erkenntniß hat nur das Pommerſche Maaß; die Verwandlung 
dieſes Maaßes ins Preußiſche Flächenmaaß fügt der Herausgeber des L B. hinzu. — 1) Es 
iſt ſelbſtverſtändlich die Kiefer, Pinus sylvestris, gemeint, die man in Pommern Fichten, oder 
auch Tannen zu nennen pflegt. 
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ſtein vom Jahre 1694 Bezug, welche der Vermeſſung zum Grunde gelegt war und 
auf welcher die erwähnten Holzſtücke örtlich verzeichnet ſind. Dieſe Karte liegt vor, 
iſt anerkannt und es muß angenommen werden, daß die dort verzeichnete Localität 
im Weſentlichen ihrer Lage und dem Umfange nach bereits im Jahre 1634 beſtan 
den habe, da dieſer geometriſchen Veranlaſſung die Königliche Vermeſſung vom 
Jahre 1634 zur Grundlage diente. Es ergiebt ſich daraus aber gleichfalls, daß 
die ſtreitige Heide den Namen „Hufenſchlagsheide“ damals noch nicht geführt 
hat, da er gebraucht ſein würde, wenn er ſchon exiſtirt hätte. 

Vergleicht man dieſe Karte mit der von dem Conducteur Schmidt im Jahre 
1840 neü angefertigten, ſo ergeben ſich weſentlich verſchiedene Reſultate, indem da⸗ 
nach feſtſteht, daß im Jahre 1694 (alſo auch 1634) urbar geweſenes Land ſeitdem 
Forſtland geworden iſt und umgekehrt, daß von dem damaligen Forſtlande beſtimmte 
Theile im kultivirten Acker umgewandelt ſind. Nach der Berechnung des Geome⸗ 
ters Schmidt haben ſich in den M.ſchen Holzungen bei 1262 Mg. 30 Ruth. der⸗ 
artige Spuren der frühern Beackerung und Kultivirung vorgefunden. Dieſe Be⸗ 
rechnung iſt in zweiter Inſtanz der Reviſion durch neüe Sachverſtändige unterwor⸗ 
fen worden, und Parteien waren dahin einverſtanden, daß von dieſem Areale noch 
ein Betrag von 86 Mg. in Abzug komme, bezüglich deren die Reviſion ein an⸗ 
deres Reſultat erzielt hatte. Es iſt daher angenommen, daß ſich nur bei 1176 
Mg. 30 Ruth. ſolche Spuren vorfinden. Das Marienſtift zieht dieſen Betrag von 
demjenigen Theile der Miſchen Holzungen, in welchen Kultur-Spuren nicht vor⸗ 
handen ſind, incl. des Fahrenholzes und des Kotzenbruchs, und die ſich auf 1435 
Mg. 21 Ruth. belaufen, ab, und gelangt danach zu dem Reſultate, daß ihm noch 
an Holzungen der Betrag von 2611 Mg. 51 Ruth. gebühre, wie es dieſen Anſpruch 
urſprünglich in der Verhandlung vom 11. April 1842 formirt und örtlich näher 
ſpecificirt hatte. 


Was nun der fernern Beweis für das Eigenthum der ſtreitigen Hufenſchlags⸗ 
heide anlangt, ſo iſt vorweg zu erwähnen, daß der Name dafür nicht maßgebend 
fein kann, da derſelbe ſowol daher ſeinen Urſprung haben kann, daß die Heide an 
den Hufenſchlägen belegen iſt, wie auch daher, daß ſolche auf dem Hufenſchlage 
auſgewachſen war, auch hinzukommt, daß dieſer Name erſt neüern Urſprungs iſt, 
indem er in dem Schwediſchen Vermeſſungsregiſter von 1694 noch nicht vorkommt. 
Auch können ſich die Appellaten auf die Ausführungen in „Brüggemann's Be⸗ 
ſchreibung Pommern I, 226.“ nicht berufen, da die Quelle der Wiſſenſchaft, aus 
welcher Brüggemann geſchöpft hat, nicht vorliegt, daher feine bereits im erſten Er⸗ 
kenntniß angeführte] Behauptung nichts als eine perſönliche Anſicht involvirt, auch 
kaum anzunehmen iſt, daß der Verfaſſer jenes Werks aus anderen Quellen geſchöpft 
habe, als diejenigen ſind, welche in dem gegenwärtigen Prozeſſe vorliegen. 


Es iſt nicht zweifelhaft, daß für den Fall, daß das Eigenthum des Marien⸗ 
ſtifts an der Hufenſchlagsheide nicht erwieſen werden, vielmehr der Beweis des 
Gegentheils von den Appellaten dargethan ſein ſollte, den baüerlichen Wirthen des 
Marienſtifts / und den baüerlichen Wirthen des Golnowſchen Antheils / von 
derſelben zu überweiſen, da die Appellaten in dieſer Art der Theilung einverſtan⸗ 
den ſind, auch ſämmtliche vorgelegte Urkunden, und namentlich die Deciſion des 
Herzogs Philipp II. vom 27. September 1610, unzweideütig ergeben, daß das Theilungs⸗ 
verhältniß beider Gutsherrſchaften an M. von jeher in dieſer Art anerkannt worden iſt. 
Beide Theile haben ſich zum Erweiſe ihres Rechts, außer den oben angeführten Doku⸗ 
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menten, weſentlich noch auf ältere Verhandlungen und Erkenntniſſe bezogen. Da⸗ 
hin gehört — 

1. Eine Verhandlung vom 28. März 1609. Sie iſt aus dem Vogteigedinge 
vom 12. Oktober 1608 entſtanden, in welchem dem Schulzen und der Gemeinde 
ernſtlich auferlegt und verboten wird: — „daß ſich keiner an obgedachte beider 
Orter harten Holzes lein ziemlicher Ort Ellernholz in dem Kirchenholze hart hinter 
dem Dorfe und ein guter Ort Kiehnholz nach Glewitzwärts) ſowol auch anderen 
der Kirchenholzungen nicht angreifen oder ein einig Stück abhauen ſoll, wofern es 
geſchieht, ſoll derjenige, ſo darüber betroffen oder namkundig wird, mit 25 Thlr. 
Strafe an St. Marienkirche unnachläſſig zu erlegen verfallen ſein, oder ſonſten am 
Leibe mit Gefängniß beſtraft werden.“ — In dieſen Befehl und die Anordnung 
des Stifts, wonach die Aufſicht über die Holzungen dem Heideknecht zu Ihnaburg 
übertragen wurde, wollten ſich die Bauern nicht fügen, ſie proteſtirten dagegen und 
bemerkten, daß fie wol das Kirchenholz reſpectiren wollten, ſich dagegen des Ellern- 
holzes und Kiehnholzes nicht entrathen könnten, da ſie ſich ſeit den älteſten Zeiten 
im Beſitze deſſelben befunden auch das Kiehnholz auf ihrem eigenen Hufenſchlage 
aufgewachſen ſei. In der gedachten Verhandlung vom Jahre 1609 macht nun das 
Stift den Anſpruch, — „daß Grund und Boden, ſoweit ſich das Miſche Feld er- 
ſtrecke, ihm ohne Widerſprechen zuſtände, daher unzweiflich folgen würde, daß auch 
alles Holz der Kirche gehöre. Ob ſie wol vor dieſer Zeit gemeint, daß ſie über 
das Kiehnholz Glewitzwärts belegen, die Botmäßigkeit hätten und nach ihrem Ge⸗ 
fallen daraus gehauen, fo könnte ſich die Kirche keinesweges folder Herrlichkeit be- 
geben, ſondern es ſolle vielmehr die Kirche und nicht ſie Herren ſein, das Holz 
ſolle auch nicht zu des Gemeines Beſten ſein und bleiben, aber wenn ihnen etwas 
nöthig, ſollten ſie ſolches bei der Herrſchaft ſuchen, es wolle ſich auch die Kirche 
vorbehalten, wenn ihr etwas nöthig, daſſelbe heraus hauen zu laſſen. Das Ellern⸗ 
holz anlangend, welches hart hinter dem Dorfe mitten in der Kirche mit Eichholz 
belegen, ob es wol von ihnen gehägt worden, ſo müßten ſie doch bekennen, daß 
daſſelbe ohne Mittel auch der Kirche zuſtände und da ſie deſſen genießen wollten, 
müßten ſie ſolches bittlich bei der Herrſchaft ſuchen. Weil ſie aber in ihrer Suplik 
angegeben, daß ihnen daſſelbe jetzt und künftig zu allerhand Nutzholz dienſtlich 
würde, ſo wollte man es ſo genau mit ihnen nicht nehmen und daſſelbe ihnen zu 
jeder Zeit zu gebrauchen geſtatten und nachgeben, aber mit dem Beding, daß ſie 
für dieſe Vergünſtigung ſie und alle ihre Nachkommen zu ewigen Zeiten jährlich 
der Kirche 40 Faden Holz aus der Kirchenheide anfahren ſollten.“ — Demnächſt 
eingigten ſich die Parteien dahin: — „Das Ellernholz (welches im Kirchenholze 
ſtand) begehren die Bauern nicht anders, als auf Bitte, erklären ſich auch bereit, 
die verlangten Holzfuhren zu leiſten, wenn ihnen eine Tonne Stettiniſch Bier jedes⸗ 
mal dafür verehrt werde;“ und wegen des Kiehnholzes Glewitzwärts wurde an⸗ 
geordnet: — „daß der Schulze die Aufſicht haben ſoll und wenn Jemand Etwas 
benöthiget, ſoll ihm der Schulze auf Befehlig der Herren, was ihm bewilligt wird, 
anweiſen.“ — Der erſte Richter folgert aus dieſer Verhandlung, daß das Stift den 
Beſitz der Bauern anerkennt und ſich bezüglich der Holzungen nur das Oberauf⸗ 
ſichtsrecht reſervirt habe, weil es dieſe Aufſicht dem Schulzen übertragen und den 
Vorbehalt, zu ſeinem eigenen Beſten Holz zu ſchlagen, nicht wiederholt habe. Dieſer 
Anſicht kann indeſſen nicht beigepflichtet werden. Denn die baüerlichen Wirthe 
waren damals Leibeigene, ſie ſtanden in einem rein laſſitiſchen Verhältniß, und 
hatten kein erbliches Recht an ihren Höfen — wie das oben allegirte Vorerkennt— 
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niß dokumentirt. — Das Stift war mithin unbeſtritten voller Eigenthümer der 
baüerlichen Stellen, und wenn es darüber, ſowie über die Forſten v. M. disponirte, 
ſo geſchah dies in ſeiner Eigenſchaft als Eigenthümer. Es kann daher ſeine Aus⸗ 
laſſung nicht weiter ausgedehnt werden und da es in der Verhandlung ſelbſt den baüer⸗ 
lichen Wirthen weder ein Eigenthum, noch auch ein Beſitzrecht, bezüglich der Holzungen, 
zugeſteht, ſo waren die Conceſſionen, welche es gemacht hatte, ganz precäre Rechte, 
welche, wenn die baüerlichen Wirthe Eigenthümer ihrer Stellen geweſen wären, die 
Natur von Servituten an ſich tragen würden. Es kann daher hier von einem Zu— 
geſtändniß jener Befugniſſe, den Bauern gegenüber, nicht die Rede ſein, zumal das 
Stift in der Verhandlung ſein Recht als Eigenthümer und Herrſchaft über die 
Forſten ausdrücklich gewahrt hatte. Es iſt daher auch die Annahme, daß das Stift, 
wenn es an Stelle des Heideknechts zu Ihnaburg den Schulzen von M. als Auf⸗ 
ſeher über die Forſt beſtellte, ſich nur das Oberaufſichtsrecht vorbehalten habe, 
völlig unbegründet, und dies um ſo mehr, als nach dem Schluß der Verhandlung 
die Bewilligung des Holzes für die einzelnen Intereſſenten beſonders von der Ge- 
nehmigung des Stifts abhängig gemacht war. In dieſer Verhandlung hat hiernach 
das Stift ſich ſeiner Eigenthumsrechte nicht begeben, vielmehr ſolche ausdrücklich 
gewahrt, und es läßt ſich daraus nur folgern, daß das Stift den baüerlichen Wir- 
then lediglich ein beſtimmtes Holzrecht auf die Ellern- und Kiehnforſten, und nichts 
weiter, habe concediren wollen. Dies geht auch unzweideütig — 

2. aus dem Vergleiche vom 21. April 1625 hervor, auf welchen das Marien- 
ſtift mit Recht ein großes Gewicht legt. Es hatten ſich nämlich zwiſchen dem Stift 
und den Golnowſchen Bauern von M. Streitigkeiten, bezüglich von 12 Eichen, 
welche von beiden Seiten in dem Miſchen Eichholze gefällt waren, erhoben. 
Zur Schlichtung dieſer Streitigkeiten war eine Commiſſion ernannt und dieſe brachte 
unterm 21. April 1625 folgenden Vergleich zu Stande: — „Kurze Punctation, 
welchergeſtalt und auf wasmaßen von dem Fürſtl. Schloßhauptmann und Kammer⸗ 
rathe und Dr. Johann Schwallenberg, Fürſtl. Hofrath, die entſtandenen Irrungen 
zwiſchen den Herren Capitularien und Marienſtiftskirche und fürſtl. Pädogojio im 
Alten Stettin an Einem, ſo dem Bürgermeiſter und Rath, auch Proviſoren der 
Kirchen und Hoſpital zu Golnow anderen Theils wegen der M.ſchen Holzung und 
darin 12 abgehauenen und niedergefällten Eichen vermittelſt göttlicher Verleihung 
in Güte componirt und gänzlich gehoben worden: — 1) Anfänglich, weil aus den 
Kirchenmatrikeln, Regiſters und anderen Urkunden befunden worden, daß die Stifts⸗ 
kirche zu St. Marien vor undenklichen Jahren her in quieta possesione vorbe⸗ 
nannter Holzung geweſen. Als haben provisores der Kirchen und Hoſpitals in 
Golnow nicht allein ſolchen posses ihnen zugeſtanden, beſonderen auch auf fleißiger 
gepflogener Verhandlung ſich aller An- und Zuſprache ratione petitorii, ſo ihnen 
irgend competiren möchte, zur Verhütung mehrerer Weitläuftigkeit und koſtbaren 
Rechtsſtreit begeben und renunciiret. 2) Und ſoll hinführo das dominium cum 
possesione über Alles, ſowol Eichen, Kiehnen, als Ellernholzes den Herren Capi⸗ 
talaren ohne alle Ein⸗ und Widerrede verbleiben. 3) Dagegen haben ſich die 
Herren Capitulares aus gutem Willen freündlich und zur Erhaltung guter nachbar⸗ 
licher Correspondenz erkläret und anerboten, weil es zur Erbauung der abgebrann⸗ 
ten Kirche zu Golnow angewendet werden ſoll, nicht allein 9 Stücke von den ge⸗ 
fällten 12 Baümen den provisores des Hoſpitals verabfolgen zu laſſen, beſonders 
annoch 4 Baüme, ſo ihnen alsfort angewieſen werden, zu verſtehen. 4) Nächſt 
dieſem ſind die Herren Capitulares des guten Anerbietens, wenn ſich die Bauern 
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im Dorfe M. der von den Herren Capitularen Anno 1609 gemachten Verordnung 
wegen des Ellerſtrauchs gemäß verhalten werden, ſolches Holz ihnen zu ibrer Noth⸗ 
durft gebrauchen zu laſſen. 5) Damit auch die Maſtung den Einwohnern des Dor- 
fes verbleiben möge, als haben mehr gedachte Herren Capitulares ſich freündlich 
reſolviret, hinführo die Holzung durch ihre Unterthanen nicht zu verwüſten, oder 
etwas darauf zu verkaufen laſſen, beſonders nur daſſelbe zu ihrem und ihrer Kirche 
Nothdurſt zu gebrauchen. 6) Da auch ferner inskünftige die provisores des Ho⸗ 
ſpitals zu Golnow, zur Erbauung deſſelben, wie auch deren Unterthanen im Dorfe 
M. etwas nöthig hätten, und ſolches in Augenſchein alſo befunden würde, fol ihnen 
aus gutem Willen, wo die Herren Capitulares gebührlich darum erſuchet worden, 
aus ſolcher Eichen- und Kiehnholzung etwas zu ihrer Nothdurft alsdann überlaſſen 
und gefolget werden, doch wollen die Herren Capitulares ausdrücklich bedinget ha⸗ 
ben, daß ſothane vergünſtigte Holzung nicht, wie da bevor geſchüret, verkauft und 
andererweiß veraüßert werde. 7) Die 13 gehauenen Blöcke im Kiehnenholz anlan⸗ 
gend, ſollen dieſelben zwarte alſo verbleiben, aber hinführo auch im Fall, da ſie 
gleich abgehen, ſollen keine mehr gehauen werden.“ 

Dieſer Vergleich iſt offenbar entſcheidend über das Eigenthums Verhältniß 
ſämmtlicher Forſten zu M., ſoweit er das Marienſtiſt, gegenüber der Golnowſchen 
Gutsherrſchaft anlangt. Appellaten ſind zwar der Meinung, daß dieſer Vergleich 
nur und lediglich das Gehäge zu M. (das Kotzenbruch und die Fahrenhorſt) be⸗ 
treffe, den Streit über die anderen Holzungen daſelbſt aber noch offen laſſe und 
judex a quo iſt dieſer Anſicht beigetreten, indem er hauptſächlich auf die Veran⸗ 
laſſung zu dem Vergleiche und auf den Umſtand, daß das Marienſtift hierbei aus⸗ 
drücklich einen Unterſchied zwiſchen dem Holze in ſeinen terminis und dem auf 
dem Hufenſchlage der Bauern gemacht habe. Allein es erſcheint dieſe Ausführung 
nicht begründet. Zuvörderſt nämlich waltet kein Grund zu der Annahme ob, daß 
die Parteien damals nur über das Eichholz (Kotzenbruch und Fahrenhorſt) haben 
parisciren wollen, da in dem Vergleiche von Holzungen überhaupt die Rede iſt, 
und ſowol über das Eichen-, wie das Ellern- und Kiehnholz verhandelt wird, auch 
aus den Urkunden von 1343 und 1347 und der Matrikel vom Jahre 1545 conſtirt, 
daß das Marienſtift damals Holz aller Art und ſogar theilweiſe den „Hagen“, 
das unkultivirte Waldland, beſaß.“) Es iſt auch augenſcheinlich, daß durch den 
Vergleich ſämmtliche Streitigkeiten über die Holzungen haben beſeitigt werden 
ſollen, da nur ſo der Zweck deſſelben erfüllt werden konnte. Eine Einſchränkung 
deſſelben auf das ſ. g. Gehäge iſt darin weder verordnet, noch auch anzunehmen, 
da damals der Ausdruck „Gehäge“ in den Urkunden noch gar nicht gebraucht war, 
dieſer auch ſo willkürlich iſt, daß daraus eine Folgerung nicht würde gezogen 
werden können. Der Magiſtrat zu Golnow ſcheint urſprünglich einen ſolchen Un⸗ 
terſchied auch gar nicht gemacht zu haben, denn nachdem er in einem ſpätern 
Schreiben, de praes. den 4. Mai 1766, bei dem Stift darüber Beſchwerde geführt, 
daß ſeinen Bauern, ohnerachtet ſie ſich der Ordnung gemäß bei dem Stiftsförſter 
gemeldet, gewiſſe Nutzhölzer verſagt ſeien, und der Stifts-Adminiſtrator darauf 
unterm 7 ejusd. erwidert hatte: daß die Bauern nach dem qu. Vergleiche und 
einem vorhergegangenen Judicat vom 24. Mai 1708, auf ſolches Holz keinen An⸗ 
ſpruch hätten, vielmehr ſämmtliche Holzungen von M. dem Stifte proprio jure als 
Eigenthum zugehörten, erklärte der Magiſtrat unterm 10 ejusd., daß es bezüglich des 
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Holzes beim Alten verbleiben möge, und er bäte nur, nach §. 6 des Transacts den 
Hoſpitals⸗ und Kirchenbauern das nothdürftigſte und nach der Ordnung gebetene 
Holz gefälligſt zu verabfolgen und er nichts verlange, als was in dem Vergleiche 
beliebt worden. Es leüchtet ein, daß der Magiſtrat hierbei überall von der Vor⸗ 
ausſetzung ausging, daß ihm ſelbſt kein Eigenthum am Holze zuſtand, wie er dies 
auch neüerdings dadurch ausgeſprochen hat, daß er ſeinen Bauern bei der Erbzins⸗ 
Verleihung ihrer Stellen, wie der Vertrag vom 10. Auguſt 1795 ergibt, nicht etwa 
das Eigenthum von ½ der M.ſchen Holzungen, ſondern nur die darauf haftende 
Brenn⸗ und Bauholz⸗Berechtigung nach Maßgabe der mit dem Marienſtifte darüber 
geſchloſſenen alten Verträge und der darüber ergangenen Erkenntniſſe mit über⸗ 
eignet hat. Die Richtigkeit dieſer Anſicht findet auch in Folgendem ihre Beſtätigung: 

Bereits im Jahre 1634 waren neüe Streitigkeiten über die Rechte an den 
Holzungen entſtanden. Seitens der Golnowſchen Intereſſenten waren 3 Eichen 
gefällt worden, und wurde auf Antrag des Marienſtifts dieſerhalb ein Mandat 
unterm 19. Juni 1634 erlaſſen, nach welchem die Proviſoren des Hoſpitals zu 
Golnow an die Aufrechthaltung der Punctation vom 21. April 1625 erinnert 
werden, ihnen jede Turbation unterſagt und aufgegeben wird, des gefällten Holzes 
ſich nicht anzumaßen. Die Proviſoren baten hiernächſt in dem Schreiben vom 
15. April 1635 das Stift um Vergönung und Verabfolgung der Hölzer aus den 
M. ſchen Holzungen, da ſolche zum Kirchenbau gebraucht würden. 

Auch hierdurch wird das Eigenthum des Stifts an ſämmtlichen Holzungen 
von M. indirekt anerkannt. Ahnliche Anerkenntniſſe finden ſich in den Golnower 
Magiſtrats⸗Schreiben vom 20. März und 19. April 1639 vor, in welchen die 
Bürger von Golnow ermahnt werden, ſich kein Holz in den M.ſchen Forſten ohne 
Vorwiſſen des Stifts anzumaßen. Entſcheidend tritt aber — 

3. das ſpätere Judicat, de publ. den 25. Sept. 1767 hervor. Es war 
nämlich damals den Proviſoren zu Golnow das geforderte Eichholz zu Sohlen 
und Schwellen aus dem Gehäge zu M für 3 abgebrannte Bauern der St. Catha⸗ 
rinenkirche und des Hoſpitals verweigert worden; die Bauern fällten ſich hierauf 
das Holz ſelbſt und dies gab Anlaß zu dem Prozeſſe, in welchem erkannt wurde: 
„daß der Vergleich vom 26. April 1625 für richtig anzunehmen und Kläger nomine 
der Marienſtiftskirche auch ferner bei dem Eigenthumsrecht und dem Beſitz der 
geſammten Holzung zu ſchützen, denen unter Beklagten gehörigen Bauern und 
Einwohnern auch alles eigenmächtige Holzen bei empfindlicher Leibesſtraſe, außer 
der Erſetzung des Schadens, zu unterſagen und ſelbige ſchuldig zu erkennen, das 
eigenmächtig geſchlagene Holz nach der Königl. Forittare, wenn Kläger zuvörderſt 
wie ihm zu thun obliegt, das Quantum gehörig beſcheinigt hat, zu bezahlen, Kläger 
ſich aber auch ratione futuri nicht entziehen könne, den beklagten Unterthanen 
Ellernholz zu ihrer Nothdurft anzuweiſen, auch ſie an der Maſt nach Vorſchrift 
des protocolli vom 21. 1761 (?) — 1701 — participiren zu laſſen, ihnen auch bei 
vorkommenden Bauten auf gebührende Requiſition, einen Beitrag an Eichen- und 
Kiehnenholz zu thun, welcher hiermit zur Vermeidung künftiger Irrungen auf '/s 
des nach einer vorhergegangenen Unterſuchung erforderten quanti ex aequo et bono 
feſtgeſetzt wird; die Koſten werden compenſirt.“ — Es leüchtet ein, daß in dieſem 
zwiſchen dem Marienſtifte und den Proviſoren und Inſpectoren der St. Catha⸗ 
rinenkirche und des heil. Geiſt⸗Hoſpitals zu Golnow geſchwebten Prozeſſe über das 
Eigenthum der geſammten Holzungen zu M. entſchieden iſt, denn in den Gründen 
dieſes von der Pommerſchen und Kaminſchen Regierung ergangenen Urtels wird 
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ausgeführt: daß das dominium solitarium des Marienſtifts in Abſicht des ge⸗ 
ſammten Holzes nach §. 2 des Vergleichs von 1625 außer Zweifel ſtehe und da⸗ 
gegen fo wenig die Conceſſion von 1334 als praesecriptio angeführt werden könne, 
da die erſtern durch den nachher getroffenen Vergleich in allen Fällen derogiret 
worden und bei der letztern die Facta der Bauern als illicita keine Präſcription 
bewirken können und Verklagte ſelbſt, wenn ihnen auch wider den Vergleich bona 
fides beigelegt werden könnte, nach ihrem Anſchreiben vom 4, 10. Mai, 26. Sept. 


und 18. Oct. pr. nicht einmal animum praescribendi gehabt haben. — Dieſe 
Entſcheidung wurde durch das zweite Erkenntniß vom 10. September 1768 und 
das Reviſions⸗Erkenntniß vom 1. Mai 1769 beſtätigt. . .. Nach den vorliegenden 


Prozeßſchriften handelte es ſich bei dieſem Rechtsſtreite recht eigentlich um das 
Eigenthum der geſammten Holzungen von M. und die weſentlichſten Differenzen 
hatten gerade darauf Bezug. Wenn daher in den Entſcheidungen ausgeführt wird, 
daß die Golnower Intereſſenten ſich nicht einmal auf ihre alte Conceſſion berufen 
könnten, da ſolche durch den Vergleich vom Jahre 1625 abſorbirt ſei und der 
Tenor der Entſcheidung dem Marienſtifte geradehin das Eigenthum und den Beſitz 
der geſammten Holzung zuſpricht, ſo iſt es einleüchtend, daß ſchon dieſe Entſcheidung 
rem judicatam unter den Parteien bildet. Es kann dagegen auch nicht eingewendet 
werden, daß dieſes Urtel nur Das beſtätige, was der Vergleich von 1625 feſt⸗ 
ſtelle und dieſer ſich nur auf das Gehäge beziehe, d. h. auf den Kotzenbruch und 
den Fahrenhorſt, nicht aber auf das Kiehnholz, reſp. die ſ. g. Hufenſchlagsheide. 
Denn theils hatten gerade die Proviſoren von Golnow den Vergleich ſelbſt ange⸗ 
fochten und ihre dagegen erhobenen Einwendungen ſind unbegründet befunden 
worden, theils kann es auch nicht für richtig angeſehen werden, daß der Vergleich 
vom Jahre 1625 ſich nur auf das Kotzenbruch und die Fahrenhorſt, nicht aber 
auf das Kiehnholz beziehe. Es geht nämlich aus den älteren Urkunden und Ma⸗ 
trikeln, wie ſie oben angegeben ſind, hervor, daß im Jahre 1625 bereits Kiehnholz 
bei M. vorhanden war; wenn ſomit im §. 2 des Vergleichs vom 21. April 1625 
disponirt wird: — „daß dem Marienſtift hinführo über Alles, ſowol Eichen-, 
Kiehnen, als Ellernholz das dominium cum possessione ohne alle Ein- und Wider⸗ 
rede verbleiben ſolle?“ — fo folgt auch daraus, daß darunter nicht blos das 
Eichenholz in dem Kotzenbruch und der Fahrenhorſt, ſondern auch alles Übrige, 
ſowol Ellern⸗, wie Kiehnholz, darunter begriffen war und dies um jo mehr, als 
nach dem Vergleiche gerade über derartige anderweitige Hölzer disponirt war, 
folglich auch dergleichen vorhanden ſein mußten. Hiergegen kann auch die Be⸗ 
hauptung der Appellaten, daß im Jahre 1625 in dem gedachten Gehäge auch 
Kiehnholz befindlich geweſen ſei, nicht aufkommen, da in Folge der Okular⸗Inſpection 
reſp. des Gutachtens der in zweiter Inſtanz abgehörten Sachverſtändigen, Ober⸗ 
förſter v. Davier und Förſter Colell, beide Forſttheile wahrſcheinlich nie Kiehnholz 
enthalten haben, auch der 82jährige Zeüge, Hirte Knaak, welcher in M. geboren 
iſt, bekundet, daß zur Zeit ſeiner frühen Jugend auf beiden Waldtheilen nur 
Eichen und Buchen geſtanden hätten, auch ſonſt ein Beweis für die Behauptung 
der Appellaten nicht geführt iſt; endlich aber noch hinzutritt, daß das Marienſtift 
aus beiden Forſtflächen allein diejenigen Holzbedürfniſſe nicht würde befriedigen 
können, welche es in dem Vergleiche von 1625 (an Brenn⸗ und Bauholz der 
Bauern) übernommen hatte, wie dies aus der Vernehmung der Sachverſtändigen 
hervorgeht und daraus conſtirt — 

4. daß Appellaten in der Verhandlung vom 30. Auguſt 1854 a each 

5 5˙* 


996 Der Naugarder Kreis. 


haben, daß der Bau⸗ und Brennholzbedarf allein aus der Fahrenhorſt und dem 
Kotzenbruch niemals zu beſtreiten geweſen, daß vielmehr zur Aushülfe andere 
Theile der Marienſtiftsforſten (exel. der Hufenſchlagsheide) dazu verwandt worden 
feien; woraus überall folgt, daß der Vergleich von 1625 unbedenklich auch andere 
Forſtflächen, als das ſ. g. Gehäge, zum Gegenſtand gehabt haben müſſe. Es muß 
ſomit angenommen werden, daß der Eigenthumsſtreit über die geſammten M.ſchen 
Holzungen ſchon durch das Erkenntniß vom 25. Sept. 1767 ſeine Entſcheidung 
gefunden hat und wenn dieſe Entſcheidung auch nur zwiſchen den Vertretern des 
Marienſtifts und den Inſtituten in Golnow ergangen war, ſo trifft ſie doch auch 
die baüerlichen Grundbeſitzer mit, da damals jene Inſtitute als Grundherrſchaften 
alleinige Eigenthümer der baüerlichen Stellen waren, ein Prozeß über das Eigen⸗ 
thum der Holzungen daher nur zwiſchen ihnen Statt finden konnte, und die Stel⸗ 
lenbeſitzer, als nicht erbliche Laſſiten, alles das wider ſich gelten laſſen mußten, 
was von den Eigenthümern ſelbſt verhandelt worden war. Die Entſcheidung iſt 
aber auch um deswillen wichtig, weil die Inſtitute zu Golnow in dem Prozeſſe 
u. a. die Behauptung aufgeſtellt hatten: — „daß vor dem 30jährigen Kriege das 
Allermehrſte in Pommern tragbarer Acker geweſen und nur in ſolcher Zeit Felder 
und Hufen mit Holz bewachſen, daher nichts Ungerechteres könnte erdacht werden, 
als wenn ein Dorf Intereſſente ſich jetzo alle Holzungen allein anmaßen dürfe, 
weil ſolchen Falls ihm der 30jährige Krieg zum luero dienen würde 2c.; — daß 
ferner die Bauern ipso jure an denen Holzungen, welche rata mansorum ſind, 
berechtigt ſind, und dieſelben ſich in einem Beſitz ſeit undenklichen Jahren befin⸗ 
den ꝛc., — daß auf den Bauerhufen aufwachſene Eichen vorhanden ſeien ꝛc., daß 
in dem ſ. g. Gehäge ſtarkes Fichten⸗Bauholz gar nicht mehr exiſtire; — daß die 
Holzung ein Theil der Bauerhufen ſei, daß ſolche von ihnen pro rata mansorum 
verſteüert werde und falls die Holzung nicht da wäre, die Bauerhufen weiter 
gehen würden. — In dem Reviſionsberichte vom 9. Nov. 1768 erklären dieſelben 
insbeſondere: — „Wäre das Holz nicht da, ſo extendirte ſich der Acker weiter und 
unſerer Bauern Acker wäre alsdann auch pro tertia parte mehr. So viel alſo an 
Holz auſgewachſen, iſt vom Acker abgegangen, unſere Bauern haben ſo viel, als 
Holz auſgewachſen, am Acker auf ½ ö verloren, daß ſolcher Abgang des Ackers 
Gegnern durch das Holz zu Theil werden ſollen, iſt mit keiner ration zu behaupten. 
Der in Pommern entſtandene 30jährige Krieg hat beſonders verurſacht, daß ganze 
Felder mit Holz bewachſen, weil die Bauern theils verjagt, theils ausgeſtorben 
und darüber der Acker uncultivirt geblieben. Solches hat die Dorfſchaften ins⸗ 
gemein und darin eine jede pro sua parte betroffen. Es haben ſich auch im vori⸗ 
gen Seculo hier und da Dorfſchaften vereiniget, einige Orter mit Fichten zu beſäen, 
um auf künftig Zeit Bauholz zu erhalten. Zu ſolchen Ortern hat ein jeder fein 
Theil gegeben, daher kann eine Dorfsholzung nimmer einem allein gehören, ſonder n 
es participiren daran alle pro rata mansorum“. — Haben ſomit alle Erkenntniſſe 
dieſe Einwendungen insgeſammt für unerheblich erachtet und dem Marienſtift das 
Eigenthum und den Beſitz der geſammten Holzung von M. zuerkannt, ſo folgt nur 
daraus, daß darunter das Holz auf dem Hufenſchlage der baüerlichen Wirthe, die 
ſ. g. Hufenſchlagsheide, mit begriffen war, da daſſelbe bereits damals unbeſtritten 
exiſtirte und dieſerhalb ausdrückliche Einwendungen gemacht waren. So iſt aber 
auch das Erkenntniß exequirt worden; denn als im Jahre 1784 der Golnowſche 
Bauer Kobs zu M. Holz zu einem Stalle nöthig hatte, wurde unterm 15. März 
1784 vom Stifts⸗Adminiſtrator verfügt, daß das Holz auf die Hufenſchlagsheide 
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aſſignirt werden ſolle, wie es denn auch dort angewieſen worden iſt; und als der 
Magiſtrat von Golnow bei Gelegenheit eines Baues für das St. Spiritus Hoſpital 

| im Jahre 1793 gegen die Anweiſung des Holzes aus dem Hufenſchlage proteftirte, 
verwies das Stift denſelben ausdrücklich auf die ergangenen Erkenntniſſe und wies 

| den Förfter beſonders an, das Holz nur aus dem Hufenſchlage zu verabfolgen und 
es dem Magiſtrate zu überlaſſen, bei der Königl. Regierung klagbar zu werden, 
wenn er ein Anderes verlange. — Hiernach muß die Ausführung des erſten Richters, 
daß auch dieſe Erkenntniſſe ſich nur auf das ſ. g. Gehäge bezögen, für unbegründet 
erachtet werden. 


5. Es kommt ferner das Poſſeſſorien⸗Erkenntniß des Königl. Ober⸗Landes⸗ 
Gerichts zu Stettin vom 18. Juni 1832 in Erwägung. Der erſte Richter führt 
aus, daß daſſelbe nichts erweiſe. Dem iſt indeſſen nicht ſo. Sämmtliche baüerliche 
Wirthe zu M. behaupteten damals, ſich im Beſitze der Berechtigung zu befinden, 
ihren Brennholzbedarf unentgeldlich aus der M.ſchen Hufenſchlagsheide empfangen 
zu dürfen; ſie wollten im Beſitz dieſes Rechts geſtört ſein, indem der Stiftsförſter 
ihnen das Anſchlagen des Holzes verweigere und trugen klagend dahin an: — 
„das Stift zur ſchleünigen Anweiſung und Verabreichung des benöthigten Brenn- 
holzbedarfs für die Gemeinde zu M. aus der Hufenſchlagsheide zu M. pro 1830 
binnen 3 Tagen und ferner ꝛc. ſchuldig zu erkennen, auch jede fernere Weigerung 
bei 200 Thlr. Strafe zu unterſagen.“ — Später ſtellten ſie die Behauptung auf, 
Eigenthümer der qu. Heide zu ſein. Durch das erwähnte Erkenntniß wurden ſie 
mit ihren Anträgen abgewieſen, weil ihnen der Beweis, daß die Heide ihr Eigen⸗ 
thum ſei, nicht gelungen, vielmehr das Gegentheil von dem Stifte nachgewieſen 
ſei, auch dieſelben einen Beweis für die letzte Beſitzſtörung des Holzrechts nicht 
einmal geführt hätten. — Will man nun auch auf die erſte Fundirung des dama⸗ 
ligen Anſpruchs der Appellaten, wonach fie nur eine Holz⸗Servitut in Anſpruch 
nahmen, kein Gewicht legen; ſo iſt es doch klar, daß durch dieſe Entſcheidung der 
Beſitz des Marienſtifts an der Hufenſchlagsheide feſtgeſtellt wird, da andern Falls 
eine Abweiſung der baüerlichen Wirthe nicht erfolgen konnte. 


6. Endlich kann nicht unberückſichtigt bleiben, daß nach der Regiſtratur des 
Commiſſars vom 7. Mai 1844 in dem alten Landbuch von M. de 1768 die Ma⸗ 
rienkirche als Eigenthümerin des bei M. befindlichen Holzes aufgeführt wird. Zwar 
conſtirt der Grund dieſes Vermerks aus den Acten nicht, und es iſt daher die An⸗ 
nahme des Commiſſars, daß derſelbe auf einer einſeitigen Vorſtellung des Marien⸗ 
ſtifts beruhe, völlig grundlos, allein da der Richter ohne einen beſondern Rechts⸗ 
grund eine ſolche Eintragung nicht verfügen konnte, ſo tritt auch hierin eine Prä⸗ 
ſumtion für das Eigenthum und den Beſitz ſämmtlicher M.ſchen Holzungen für das 
Stift hervor, wenngleich dadurch der Rechtsgrund ſelbſt nicht erwieſen wird. 


Aus den vorerwähnten Verhandlungen, Vergleichen und Erkenntniſſen ergibt 
ſich hiernach unzweideütig, daß die Inſtitute zu Golnow, wenn ihnen auch urſprüng⸗ 
lich /s der Holzungen übereignet war, dieſen Anſpruch zu Gunſten des Marien⸗ 
ſtifts verloren hatten. Es ergibt ſich ferner daraus, daß das Eigenthum an 
ſämmtlichen Holzungen von M. (incl. der Hufenſchlagsheide) dem Marienſtift rechts⸗ 
kräftig zuerkannt worden iſt, und daß ſich daſſelbe auch bis in die neüeſte Zeit 
im Beſitze deſſelben befunden hat. Appellaten haben in dem Vorprozeſſe vom Jahre 
1832, in welchem ſie in petitorio den Antrag ſtellen, ihnen zu geſtatten, ihre auf 
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urſprünglichem Acker geſchonte Holzung nach ihrem Nutzungsrechte und Willkür 

wieder abholzen und den Acker kultiviren zu können, und welcher Prozeß als An⸗ | 

fang zu dem jetzt fortgeſetzten Prozeſſe zu erachten iſt, auch niemals beftritten, daß 

dem Marienſtift das Eigenthum an den älteren Holzungen zugeſtanden habe, viel⸗ 

mehr nur behauptet, daß ihnen ein Recht auf die Hufenſchlagsheide zuſtehe, und 

es nehmen die baüerlichen Wirthe des Marienſtifts auch nicht einmal dieſe aus⸗ 

ſchließlich in Anſpruch, indem ſie auf demjenigen Theile der Hufenſchlagsheide, 

welcher vor dem Jahre 1614 mit Holz beſtanden, nur ein Holzrecht, den andern 

Theil derſelben aber, welcher erſt ſeit dem Jahre 1614 entſtanden, zu eben den 

Rechten beanſpruchen, zu welchen ſie ihre Hufen beſitzen. Es leüchtet ein, daß 

hiernach überhaupt nur von dieſem letztern Theile der Hufenſchlagsheide die Rede 

ſein kann, indem Appellaten dem Marienſtift das Eigenthum an dem erſten Theile 

zugeſtehen. Sie haben in der Verhandlung vom 10. April 1835, nachdem ihnen 

die alte Schwediſche Karte vom Jahre 1694 — (nicht 1614, wie nach der undeüt⸗ 

lichen Zahl fälſchlich angenommen wird) *) — vorgezeigt worden, wörtlich erklärt: | 

„Alles, was auf der vorliegenden Schwediſchen Karte mit Baümen bezeichnet wor⸗ 

den, — denn die großen, mit horizontalen Strichen markirten Flächen ſind Acker, — | 

ift Heide und zwar die von den Klägern beanſpruchte Hufenſchlagsheide, mit Aus- 

nahme der beiden oben auf der linken Seite der Karte gezeichneten Heideflächen, 

von denen die dreimal mit J 3 bezeichneten das ſ. g. Kotzenbruch und die zweimal 

mit 9 4 markirte das ſ. g. Fahrenholz iſt und welche beide Stücke dem Marienſtift 

zur ausſchließlichen Benutzung zuſtehen“, — nehmen alſo im Weſentlichen alles 

in Anſpruch, was im Jahre 1694, außer dem Kotzenbruch und der Fahrenhorſt, 

als Forſt beſtanden war und ſeitdem Forſt geworden iſt. Nach dem oben Ange- 

führten ſind aber dieſe Forſttheile bereits dem Marienſtift als Eigenthum zuerkannt | 

worden, und es kann ſich daher nur fragen, ob der Umſtand, daß, wie jetzt nicht 

mehr beſtritten wird, in dem größten Theil der Hufenſchlagsheide ſich Ackerfurchen 

vorfinden, welche präſumtiv darauf hindeüten, daß dieſer Theil der Forſt früher 

unterm Pfluge geweſen, alſo von den baüerlichen Wirthen damals zu ihren Höfen 

beſeſſen war, für die jetzige Zubehörigteit zu den Höfen ſpricht. Bei den Golnow⸗ 

ſchen Bauern kann dies unbedingt nicht angenommen werden, da das Erkenntniß 

von 1767 den Golnowſchen Gutsherrſchaften das Eigenthum an der Hufenſchlags⸗ 

heide, bezüglich der Golnowſchen Bauern, abſpricht, folglich dieſen auch ein Antheil 

an der Heide in ihren Erbzinsverträgen nicht überlaſſen werden konnte. Fraglicher 

dagegen erſcheint dies bezüglich der Marienſtiftsbauern. Allein es kommt gegen 

dieſelben, abgeſehen von ihrer Behauptung, daß ſie zu ihrer Gutsherrſchaft überall 

in demſelben Verhältniß ſtänden, wie die Golnowſchen Bauern, Folgendes in 

Betracht: — 
Die baüerlichen Wirthe des Marienſtifts find nach den allegirteu Judicaten 

als nicht erbliche Laſſiten erachtet worden, und es finden auf dieſelben die Vor⸗ 

ſchriften der Pommerſchen Bauern⸗Ordnung vom 30. December 1764 volle An⸗ 


) 1614 iſt ein Schreibfehler, ſoll heißen 1694. Im Archiv des Marienſtifts ift eine, unter 
Tit. XV., Nr. 32 eingetragene im Jahre 1820 von Jahn angefertigte Copie, der von An. 
dreas Jermſtrom im Jahre 1694 anfgenommenen Karte von der Feldmark Marsdorf, auf 
welcher irrthümlicher Weiſe auch die Jahrzahl 1614 als Zeitpunkt der Vermeſſung ſteht. 
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wendung. Nach Tit. III., S. 1 ibid. waren dieſelben zwar keine leibeigene Sklaven, 
dagegen gehörten ihre Acker, Wieſen, Gärten und Haüſer, wo nicht ein anderes 
ausdrücklich ſtipulirt war, der Herrſchaft des Guts, als res soli eigenthümlich, — 
„dahero ſie auf kein dominium weder diretum noch utile, auch keine Erbgerechtigkeit 
nec ex contractu emphyteutico, nec libellario, nec censuali, weder eigenthümlich 
noch ſonſten daren haben, vielmehr exemptionem perpetuae coloniae und daß ſie 
und ihre Vorfahren über 50, 60, auch wol 100 Jahre die Höfe bewohnet haben, 
verwenden können. Es ſind alſo dergleichen zum Gut Einbehörige und derſelben 
Kinder der Gutsherrſchaft in Allem, ſowol was die von ihnen geforderten Dienſte 
k betrifft, als auch, wenn fie aus erheblichen Urſachen, wegen der Belegung der 
Höfe, oder ſonſten zum Beſten des Guts erlaubte Veränderungen vornehmen will, 
gehorſam und ohne zu widerſprechen zu folgen ſchuldig.“ — Die baüerlichen Wirthe 
konnten hiernach überall nur auf diejenigen Gerechtſame Anſpruch machen, welche 
ihnen in ihren Erbverſchreibungen ausdrücklich verliehen worden ſind, und es war 
die Gutsherrſchaft berechtigt, bei jeder neüen Beſetzung der Stellen die Rechte, 
alſo auch den Umfang der Stellen, feſtzuſetzen und hierin überall beliebig zu ver⸗ 
fahren. Wenn nun die Vorſchrift des §. 81 des Geſetzes vom 2. März 1850 
anorduet: — „Bei der Frage über die zu der Stelle gehörigen Ländereien, ſowie 
über die derſelben gegen die Gutsherrſchaft zuſtehenden Berechtigungen und oblie⸗ 
genden Verpflichtungen wird der zur Zeit der Verkündigung des Geſetzes vom 
9. October 1848 vorhanden geweſene Beſitzſtand als der rechtmäßige vermuthet. 
Dieſe Vermuthung kann nur durch Urkunden widerlegt werden“, — und Appellaten 
die hier bezeichneten Urkunden nicht zu producireu vermocht haben, da ihnen nach 
ihren Erbverſchreibungen ihre Stellen nur ſo verſchrieben find, wie ſie von ihren 
Beſitzvorfahren beſeſſen waren, dagegen das Marienſtift Urkunden, Vergleiche und 
Erkenntniſſe beigebracht hat, aus welchen die Forderung gerechtfertigt wird, daß 
ihm die ſämmtlichen Forſten von M. eigenthümlich zugehören, jo kann es ſich nur 
fragen, ob die Appellaten zur Zeit der Verkündung des Geſetzes vom 9. October 
1848 etwa im Beſitze der fraglichen Hufenſchlagsheide geweſen ſind? indem im 
Bejahungsfalle nach Maßgabe des Geſetzes allerdings angenommen werden müßte, 
daß die qu. Heide Zubehör ihrer Höfe und als ſolche der Regulirung mit unter⸗ 
worfen ſei. Dieſe Frage muß indeſſen verneint werden; denn ſchon das Erkenntniß 
vom 25. September 1767, welches allerdings nur zwiſchen den Gutsherrſchaften 
ergangen war, alſo über die Zubehörigkeit der Heide zu den Höfen der Appellaten 
nichts entſcheidet, ſteht dem entgegen, da dort überall die Behauptung aufgeitellt 
war, daß die qu. Heide als Eigenthum des Marienſtifts erachtet werden müßte, 
und den ſämmtlichen baüerlichen Wirthen von M. nichts als eine Holzberechtigung 
darauf zuſtehe. Iſt dies aber richtig, ſo kann auch nicht angenommen werden, daß 
das Marienſtift durch diejenigen Annahmebriefe, welche es den ſeit 1767 angeſetzten 
Wirthen verliehen hat, dieſen Wirthen die qu. Heide als Zubehör zu den Höfen 
habe mit verleihen wollen, da es ja nicht bloß vorher, ſondern auch ſpäterhin und 
bis zum Poſſeſſorien⸗Prozeß im Jahre 1832 dieſe Zubehbrigkeit ſtets beſtritten 
hatte. Dies ſcheint einleüchtend zu fein und wird durch den Poſſeſſorien-Prozeß 
von 1832 beſtätigt, indem die baüerlichen Wirthe mit ihrem Beſitz⸗Anſpruche einer 
Holzgerechtigkeit, welche ſie auch auf dem Eigenthums⸗Titel an der Heide grün⸗ 
deten, abgewieſen worden ſind und damit das Marienſtift in dem Beſitze der 
Hufenſchlagsheide geſchützt worden iſt. Appellaten haben aber nicht erwieſen, daß 
das Marienſtift ſeitdem dieſes Beſitzes entſetzt worden iſt, und es würden auch 
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darauf bezügliche Handlungen effectlos ſein, da bereits im Jahre 1833 von den 
Appellaten der Petitorien- Prozeß angeſtellt war, ſeit dieſer Zeit alſo der Streit 
als eine res litigiosa anzuſehen iſt, hinſichts welcher duvante processu von keinem 
der ſtreitenden Theile zum Nachtheile des Andern eine Veränderung vorgenommen 
oder durch ein interimisticum feſtgeſetzt werden konnte. Es kann daher nur ange⸗ 
nommen werden, daß das Marienſtift ſich auch zur Zeit der Verkündung des Ge— 
ſetzes vom 9. October 1848 im Beſitze der Huſenſchlagsheide befunden hat und 
wird deshalb ihr Anſpruch auf dieſelbe überall gerechtfertigt, ohne daß es noch auf 
die übrigen künſtlichen Beweiſe, welche beide Theile für ihre Anträge vorgebracht 
haben, — nämlich auf angeblich frühere Zugeſtändniſſe, auf die aus Defraudationen 
in der Heide bezogenen Strafen, auf den von den Appellaten bezogenen Brennzins, 
auf gewiſſe Handlungen, welche bezüglich der Heide ausgeübt ſein ſollen, auf 
Holzverkaüfe aus derſelben, auf die vom Stifte ausgeübte Adminiſtration, und 
endlich das nicht einmal ermittelte Verhältniß des urſprünglichen Grundbeſitzes der 
Appellaten gegen den jetzigen Umfang ihrer Stellen, — weiter ankommen kann. 
Hiervon abgeſehen, iſt aber auch der Anſpruch der Appellaten an ſich nicht einmal 
ſubſtantiirt. Sie nehmen die ganze Hufenſchlagsheide für ſich gemeinſchaftlich in 
Anſpruch, indem ſie ſich die Auseinanderſetzung rückſichtlich der jedem Hofe zu 
überweiſenden Antheile vorbehalten. Ihr Anſpruch beruht weſentlich darauf, daß 
ſie gemeinſchaftlich gewiſſe Rechte auf den früher zu den einzelnen Höfen gehörigen 
Theilen der Heide ausgeübt hätten. Wäre dies richtig, ſo würde die Heide als 
gemeinſchaftliches Zubehör zu den Höfen gehören, ein ſolches konnten aber die 
Appellaten nach der Vorſchrift der Pommerſchen Bauern-Ordnung von 1764 nicht 
erwerben, da hierzu eine ausdrückliche Verleihung erforderlich geweſen ſein würde, 
dieſe aber nicht vorhanden iſt. Appellaten konnten daher ihren Anſpruch nur in⸗ 
ſoweit begründen, als jeder Einzelne von ihnen den Nachweis zu führen hatte, daß 
und welches Stück der Heide örtlich zu jedem einzelnen Hofe gehört habe, indem 
jeder einzelne Appellat gerade nur einen ſolchen Theil der Heide würde beanſpruchen 
können. Für eine derartige Begründung ihrer Anträge haben Appellaten weder 
Thatſachen, noch Beweismittel angegeben und es würde auch eine nachträgliche 
Erörterung dieſer Punkte (auch von der obigen Ausführung abſtrahirt) ſchwerlich 
zu einem Reſultate führen, da in Erwägung kommt, daß die Hufenſchlagsheide 
theilweiſe auf dem Hufenſchlage der Golnowſchen Bauern, denen nach Obigem gar 
kein Anſpruch zuſteht, theilweiſe aber auch auf eingegangenen Bauern- und Koſſa⸗ 
tenſtellen und der nach den Urkunden früher vorhandenen Pfarrhufe, aufgewachſen 
iſt, auf welche Theile ſomit überhaupt von einem Anſpruche der Marienſtiftswirthe 
nicht die Rede ſein könnte, und überall ein ſicherer Maßſtab für den älteſten ört⸗ 
lichen Grundbeſitz der Stiftsſtellen nicht vorhanden iſt, daher von einer Beweis⸗ 
aufnahme in dieſer Beziehung ſich kein Erfolg hoffen läßt. Entſcheidend dafür 
würde es allerdings geweſen ſein, wenn insbeſondere der Grundbeſitz, welcher 
urſprünglich zu den baüerlichen Höfen gehört, hätte ermittelt werden können, indem 
in dieſem Falle ſich ergeben müßte, welches Areal zu den Höfen der Appellaten 
zu rechnen wäre und man könnte daher auch einen ſichern Rückſchluß für das 
Recht auf die Hufenſchlagsheide, reſp. einen Theil derſelben, machen; allein die 
Parteien ſind ſelbſt einverſtanden, daß der urſprüngliche Grundbeſitz der baüerlichen 
Stellen ſich nicht mehr feſtſtellen laſſe und iſt derſelbe auch bei dem Mangel eines 
richtigen Maßſtabes für die verſchiedenen alten pommerſchen Hufen = Verhältniffe 
und dadurch, daß im Lauf der Zeiten verſchiedene baüerliche Stellen in M. theils 
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unbeſetzt geblieben, theils wüſte geworden ſind — (nach der eigenen Angabe der 
Appellaten und wie die Vogteigedings Act. IV. fol. 52 beſtätigen, waren in den 
Jahren 1648 1681 die große Zahl von 12 Höfen wüſte) — und bei der hierdurch 
entſtandenen Verdunkelung der Beſitzverhältniſſe nicht zu ermitteln geweſen. 


Stellt man die Reſultate der vorſtehendeu Erörterungen zuſammen, jo ergibt 
ſich daraus kurz Folgendes: 


Das Dorf Marsdorf mit allen Zubehörungen, alſo auch den Wäldern daſelbſt, 
war im Laufe des 13. und 14. Jahrhunderts theils an das Marienſtift zu Stettin, 
reſp. deſſen Vorbeſitzer, theils an das Hoſpital St. Spiritus und die Catharinen⸗ 
kirche zu Golnow und zwar dergeſtalt verliehen, daß dem Marienſtifte zu Stettin 
/ und den Golnowſchen Inſtituten ½ ö deſſelben eigenthümlich zugehören ſollte. 
Es ſtanden alſo urſprünglich auch dem Marienſtift nur / und den Golnowſchen 
Inſtituten /s von den M. ſchen Holzungen zu. Die Golnowſchen Intereſſenten 
gingen ihrer Anſprüche auf die Holzungen durch den Vergleich vom 21. April 
1625, reſp. das Judicat vom 23. September 1767 verluſtig und damit erledigten 
ſich zugleich alle Anſprüche, welche, die Golnowſchen baüerlichen Wirthe auf die 
Holzungen machen konnten. Dieſe Anſprüche beziehen ſich aber auch auf die Hufen⸗ 
ſchlagsheide, weil dieſelbe nach Inhalt der alten Schwediſchen Karte und Ver⸗ 
meſſung vom Jahre 1694 damals bereits vorhanden war und ein Beweis dafür 
nicht geführt iſt, daß ſeit dieſer Zeit baüerlicher Acker und welcher? in Forſtland 
verwandelt worden iſt. Jener Vergleich und das allegirte Erkenntniß von 1767 
find ferner auch für die baüerlicheu Wirthe des Marieuſtifts entſcheidend, da fie 
nach den provinziellen Beſtimmungen des pommerſchen Bauern-Rechts, bezüglich 
des Eigenthums der Holzungen von M., Alles das gegen ſich gelten laſſen mußten, 
was gegen die Herrſchaften darüber rechtsgültig feſtgeſtellt oder erkannt war. Sie 
hatten daher, da in dem Erkenntniß von 1767 dem Marienſtift ſowol das Eigen⸗ 
thum, wie der Beſitz der Holzungen zuerkannt war, den Beweis zu führen, daß 
ihnen ſeitdem in ihren Verleihungsbriefen die beanſpruchten Holzungen ausdrücklich 
überlaſſen und ſie ſolche ſeither beſeſſen, oder daß und welcher Theil ihrer Höfe 
ſeitdem in Forſtland verwandelt war; ſie haben dieſen Beweis nicht geführt, 
vielmehr hat das Marienſtift erwieſen, daß es ſich den Beſitz der Holzungen 
noch bis in die neüeſte Zeit conſervirt hat. Es ſteht daher nach §8 81 des Ge⸗ 
ſetzes vom 2. März 1850 auch den baüerlichen Wirthen des Marienſtifts⸗Antheils 
kein Anſpruch auf dieſe Holzungeu, reſp. die Hufenſchlagsheide, zu. 


Mußte hiernach, unter Abänderung der erſten Entſcheidung, dem Marienſtifte 
zu Stettin das alleinige Eigenthum von den ſämmtlichen Holzungen zu M. zuge⸗ 
ſprochen werden, ſo erledigt ſich damit auch der zwiſchen beiden Theilen obwaltende 
Streit bezüglich des Reviers „die Lehmkuhlen“ und der von dem Appellanten bean⸗ 
ſpruchten, aus dem Walde auszuſcheidenden 3 Pfarrhufen, da dieſe Flächen als 
unter den M. ſchen Holzungen enthaltend, bezeichnet werden, wie denn der darauf 
bezügliche Antrag von dem Appellanten nur eventuell formirt worden iſt. Es 
waren daher auch die Appellateu mit ihren Gegenanträgen auf Zuſprechung des 
Eigenthums der Hufenſchlagsheide abzuweiſen. 


Zu erwähnen iſt hier noch, daß, wenn der erſte Richter die Pertinenz⸗Qualität 
der Hufenſchlagsheide zu den Höfen der Bauern aus der urſprünglichen Verleihungs⸗ 
Landbuch von Pommern; Th. II., Bd. V. 126 
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Urkunde des Marienſtifts vom Jahre 1346 herleitet, wonach — dem Stift die 
mansi cum omnibus suis libertatibus, utilitatibus, fructibus, commodis, perti- 
nentiis, et obventionibus, cum pratis, pascuis, nemoribus, paludis, lignis, agris 
cultis et colendis verliehen waren, — dieſe Anſicht als verfehlt angeſehen werden 
muß. Denn es iſt zwar richtig, daß das Stift durch Vermittelung der mansi zu 
den Holzungen gelangt war, es folgt aber daraus keineswegs, daß ſolche als Per 
tinenz der Höfe der Appellaten zu erachten ſind. Dem ſteht ſchon die eigene Aus⸗ 
laſſung der Appellaten entgegen, wonach ſie zugeſtehen, auch nie in Abrede geſtellt 
haben, daß die von ihnen als Gehäge bezeichnete Holzung, ſo wie die urſprünglich 
bei M. vorhanden geweſenen Forſten, als Eigenthum des Marienſtifts und nicht 
zu ihren Höfen gehörig, anzuſehen ſeien; es folgt aber auch daraus, daß unter 
den bezeichneten mansis nur die kultivirten Ländereien zu verſtehen ſind, weil es 
nur Zweck ſein konnte, die unkultivirten Ländereien eben zum Behuf der Kultur 
an die Unterthanen auszuthun; waren nun aber bei der erſten Verleihung der 
Antheile von M. bereits beſetzte Höfen vorhanden, wie dies die alten Urkunden 
unzweideütig ergeben, und erſtreckte ſich die Verleihung des Marienſtifts ausdrücklich 
auch auf die agri colendi, alſo auch auf bisher unbeſetzte Ländereien, ſo folgt 
auch daraus, daß zur Zeit der erſten Verleihung für das Stift, Ländereien, reſp. 
Forſten, vorhanden geweſen ſein mußten, welche weder beſetzt waren, noch auch als 
Zubehör zu den, den baüerlichen Stellenbeſitzern überwieſenen Höfen gerechnet 
werden konnten. 

Es iſt ferner zu erwähnen, daß das Marienſtift ſich zum Nachweis ſeines 
Eigenthums auch auf folgende Umſtände und Thatſachen berufen hat. Es behaup⸗ 
tet: 1) Daß es Holz aus der Hufenſchlagsheide zum eigenen Bedarf verwendet 
habe; 2) daß von ihm ſeit dem 16. Jahrhundert der Holzwerth und die Straf- 
gelder von den Holzungen in M. bezogen ſeien; 3) daß es aus der Hufenſchlags⸗ 
heide Holz verkauft habe; 4) daß das ſämmtliche Holz für die Kirchen, den Thurm, 
die Kirchofsbewährung, die Küſter⸗ u. Schulgebaüde zu M. ſtets und ſeit undenk⸗ 
lichen Zeiten aus der Hufenſchlagsheide entnommen ſei; 5) daß es die M.ſchen 
Forſten durch ſeinen Förſter und die Schulzen ſtets reſp. verwaltet und beaufſichtigt 
habe; 6) daß ſeine Anſprüche und Rechte in das Landbuch eingetragen ſeien. — 
Der erſte Richter hält alle dieſe Umſtände für bedeütungslos; es kaun indeſſen die 
Richtigkeit ſeiner hierauf bezüglichen Ausführungen dahin geſtellt bleiben, da die⸗ 
ſelben durch die oben angeführten entſcheidenden Momente paraliſirt werden. 


ad II. Die baüerlichen Wirthe zu M. beanſpruchen, außer der Zubehbrigkeit 
der Hufenſchlagsheide zu ihren Höfen, noch gewiſſe Berechtigungen auf den dem 
Stift zugehörigen Forſten, dem ſ. g. Gehäge. Die Golnowſchen Wirthe nehmen 
ein Recht auf Weide, Bau-, Reparatur-, Nutz⸗ und Brennholz und auch die Maſt 
in Anſpruch. Der erſte Richter hat ihnen, außer der zugeſtandenen Weide im Ge- 
häge, / ihres Bau- und Reparaturholzes, ſoweit ihre eigenen Beſtände den ganzen 
Bedarf nicht decken, aus dem Gehäge, und falls dies hierzu nicht ausreichen ſollte, 
aus anderen, dem Stift zugehörigen Holzungen, und ihren Brennholzbedarf, ſoweit 
derſelbe nicht durch ihren Antheil an der Hufenſchlagsheide gedeckt wird, aus dem 
Gehäge, oder, falls dies nicht ausreichen ſollte, aus den eigenen Holzungen des 
Marienſtifts gegen die Verpflichtung und Leiſtung einer Tonne Stettiniſch Bier 
40 Faden Holz dem Stifte anzufahren, zuerkannt, mit dem Anſpruche auf Nutzholz 
und Maſt dieſelben abgewieſen. Die Golnowſchen Wirthe haben ſich bei dieſer 
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Entſcheidung beruhigt, das Marienſtift dagegen um deshalb darüber Beſchwerde 

geführt, weil die Berechtigungen der Wirthe nicht lediglich und allein auf die 

M. ſchen Holzungen, ſoweit dieſelben reichen, beſchränkt find. Dieſe Beſchwerde er⸗ 

ſcheint auch begründet. Darüber, daß die Golnowſchen Wirthe berechtigt ſind, die bean⸗ 

ſpruchten Berechtigungen auch auf der jetzt dem Stifte zugeſprochenen Hufenſchlags⸗ 

heide auszuüben, waltet kein Streit ob, es handelt ſich ſomit nur darum, ob das Stift 

auch verpflichtet iſt, für den Fall die Anſprüche der Wirthe zu vertreten, daß die 

geſammten Holzungen zu M. nicht hinreichend ſein ſollten, den zugeſprochnen Be⸗ 
darf der Wirthe zu erfüllen. Zu einer ſolchen Annahme waltet kein Grund ob. 

Die Holzgerechtigkeit iſt ein Servitut, ſie ſteht alſo einem Grundſtücke gegen 

das andere zu; daraus folgt an ſich ſchon, daß alle Anſprüche, welche dieſem Cha⸗ 

rakter der Servitut nicht entſpringen, einer beſondern Begründung bedürfen. Den 

Appellaten war eine Servitut von ihrer Gutsherrſchaft, reſp. dem Marienſtift, zu⸗ 

geſtanden, dieſe Servitut konnte ſich ſelbſtredend nur auf die der Gutsherrſchaft 

zugehörigen Grundſtücke erſtrecken, und folgt daraus, daß — wenn den Appellaten 

überhaupt ein Holzrecht zugeſtanden war — daſſelbe ſich nur auf diejenigen Wal⸗ 

dungen beziehen konnte, welche die Gutsherrſchaft in ihrem Verhältniſſe zu den 

Unterthanen, als ſolche beſaß. Standen aber die baüerlichen Wirthe von M. nur 

zu der Gutsherrſchaft von M. in einem Rechtsverhältniß, ſo ergibt ſich auch, daß 

den Appellaten als dienende Grundſtücke nur die Holzungen von M. verpflichtet 

fein konnten. Daß die Golnowſchen Wirthe nicht gerade dem Marienſtift unter- 

| thänig waren, jondern nur den geiſtlichen Inſtituten zu Golnow, ändert in dieſen 

Grundſätzen nichts, da — wie die oben angegebenen Vergleiche und Erkenntniſſe 

ergeben — die den Wirthen gewährten Holz⸗Konzeſſionen lediglich auf Verhand⸗ 

lungen beruhen, welche unter den Gutsherrſchaften gepflogen waren. Behaupten 

nun die Golnowſchen Wirthe, daß ibnen ausgedehntere Rechte zuſtehen, als fie der 

Charakter der Servituten gewähre, ſo müſſen ſie auch den Beweis für dieſe Be⸗ 

hauptung führen. Sie haben alſo nachzuweiſen, daß dem Marienſtifte die Ver⸗ 

pflichtung obliege, für den Fall, daß die dienenden Grundſtücke ihren Holzbedarf 

nicht gewähren könnten, dieſen Bedarf anderweitig und als perſönliche Verpflichtung 

zu beſchaffen. 

Zunächſt kann ein ſolcher Beweis aus dem oben extrahirten Vergleiche von 

1609 nicht geführt werden, denn dieſer Vergleich erſtreckt ſich, feiner Veranlaſſung 

und ſeinem Inhalte nach, ganz unzweideütig nur auf ſolche Holzungen, welche bei 

M. vorhanden waren. Eben ſo wenig iſt dies der Fall in Bezug auf den Vergleich 

vom 21. April 1625, da in demſelben ausdrücklich nur über die M.ſchen Holzungen 

pacisſirt wird. Wenn daher in dieſen Vergleichen den Unterthanen der Golnow⸗ 

ſchen Gutsherrſchaften ein Brennholz⸗ und Bauholzrecht bewilligt wird, fo erſtreckt 

ſich daſſelbe nur auf die M.ſchen Holzungen, da in dieſen Documenten von dem 

Marienſtift überall eine weitere Verpflichtung nicht übernommen wird. Iſt dies 

richtig, ſo folgt daraus, daß auch das Judicat vom 25. Sept. 1767 den Appellaten 

ein Weiteres nicht zugeſtanden hat, da daſſelbe ausdrücklich den Vergleich vom 21. 

April 1625 als rechtsbeſtändig feſtgeſtellt, überhaupt auch nur die auf die M. ſchen 

Holzungen bezüglichen Streitigkeiten zum Gegenſtande hatte. Endlich können auch 

die Appellaten das Erkenntniß des Königl. Ober⸗Landes⸗Gerichts zu Stettin vom 

g 24. Juni 1835, welches zwiſchen den Golnowſchen BauernRiemer und Kobs und dem 

Marienſtift ergangen war, für ſich nicht in Anſpruch nehmen, denn theils war dieſes 

Erkenntniß nur gegen 2 baüerliche Wirthe, Golnowſchen Antheils, ergangen, theils 
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ſpricht daſſelbe den damaligen Klägern das beanſpruchte Bauholz für ihre Wohn⸗ 
und Wirthſchaftsgebaüde ausdrücklich nur für die dem Marienſtift gehörenden 
M.ſchen Forſten zu, wie denn die Kläger damals auch nur das Holz aus den 
M. chen Forſten beanſprucht hatten. 

Einen andern rechtsbeſtändigen Titel haben Appellaten für die unbedingte 
Gewährung des Holzes nicht angeführt, es fragt ſich daher nur, ob ihnen ein all⸗ 
gemeiner geſetzlicher Grund für ihren Anſpruch zur Seite ſteht? Der erſte Richter 
findet denſelben in der Vorſchrift des §. 233, Th. I. Tit. 22, A. L. R., welcher 
disponirt: — „Hat der Eigenthümer (des Waldes) den Mangel (des Holzes) durch 
ſeine Schuld verurſacht, ſo muß er den Berechtigten auf ſo lange, bis der Bedarf 
deſſelben von der beſtimmten Art im Walde wieder vorhanden iſt, entſchädigen“, 
— und indem er anführt, daß das Gehäge durch die vielfältigen Verkaüfe und 
andere Benutzungen aus demſelben offenbar durch die Schuld des Stifts devaſtirt 
worden ſei. 

Für richtig muß es nun allerdings angenommen werden, daß eine derartige 
übermäßige Nutzung des ſ. g. Gehäges von Seiten des Marienſtifts Statt gehabt 
hat, da nach der Ausſage des Stiftsförſters Funke die dort früher vorhanden ge⸗ 
weſenen Buchen» und Eichenbeſtände feit 1830 und ſpäter vollſtändig abgetrieben 
und fortgenommen ſind, und nach dem Gutachten der Sachverſtändigen, Oberförſter 
v. Davier und Förſter Colell, anzunehmen iſt, daß die gedachten Forſttheile — 
Kotzenbruch und Fahrenhorſt — nicht im Stande find, das Brenn- und Bauholz⸗ 
Bedürfniß der Golnowſchen Wirthe irgend zu befriedigen; allein es kann jetzt 
hierauf nicht weiter ankommen, da auch die Hufenſchlagsheide für die Bedürfniſſe 
der Appellaten verhaftet iſt und dieſe als völlig zureichend erachtet werden muß, 
indem nach der Ermittelung der Holzbedürfniſſe der Appellaten, Seitens des Bau— 
Inſpektors Lody, reſp. dem Gutachten des Oberförſters Schmidt, zur Beſtreitung 
des ganzen Brennholz⸗Bedarfs der baüerlichen Wirthe beider Antheile von M. und 
% des Bauholz-Bedürfniſſes der Golnowſchen Wirthe bei einem 120jährigen Um⸗ 
triebe und in Anbetracht, daß der Beſtand in Kiefern mit eingeſprengten Eichen 
auch zur Zeit noch beſteht, nur ein Forſtareal von 1000 Mg. erforderlich wird, 
dieſes Areal aber, wie nicht beſtritten iſt und das Taxations⸗Regiſter des Förſters 
Funke vom 31. Juli 1851 ergibt, vollſtändig vorhanden iſt. 

Muß dies aber angenommen werden, — und es iſt auch von den Appellaten 
nie in Abrede geſtellt worden, — ſo folgt auch daraus, daß das Marienſtift zu einer 
Verpflichtung über die Miſchen Forſten hinaus, reſp. zu einer unbedingten Ge⸗ 
währung der Holzbedürfniſſe der Appellaten nicht verurtheilt werden konnte. Es 
mußten daher die Golnowſchen Wirthe mit ihrem darauf gerichteten Antrage unter 
Abänderung der erſten Entſcheidung, abgewieſen werden. Jedoch war auch die 
gedachte Entſcheidung zu ihren Gunſten dahin zu ändern, daß nicht bloß das Gehäge, 
ſondern vielmehr die geſammten M.ſchen Forſten (wie dies ſchon das Judicat vom 
25. September 1767 unverkennbar ausſpricht) als ihrer Servität unterworfen er⸗ 
achtet werden mußten. 


ad III. Die Marienſtiftswirthe machen Anſpruch auf Weide im Gehäge; dieſe 
iſt ihnen zugeſtanden. Sie haben ferner erklärt, auf Bau⸗, Reparatur- und Nutz⸗ 
holz aus dem Gehäge keinen Anſpruch machen zu wollen; dieſe Erklärungen ſind 
in dem erſten Erkenntniſſe feſtgeſetzt worden. Dieſe Wirthe beanſpruchen aber auch ihren 
Brennholz⸗Bedarf und zwar, wie die Goluowſchen Wirthe unbedingt, und der 
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erſte Richter hat erkannt: — „daß das Marienſtift ſchuldig, den Marienſtiftsbauern 
ihren Brennholzbedarf, ſoweit er durch ihren Antheil an der Hufenſchlagsheide 
nicht gedeckt wird, unbedingt, ſei es aus dem Gehäge oder ſeinen ſonſtigen eigenen 
Holzungen zu gewähren“, — indem er auf ſeine Ausführung ad II. Bezug nimmt, 
und der Anſicht iſt, daß auch das rechtskräftige Erkenntniß vom 3. September 
1839 den Appellaten zur Seite ſtehe, da danach das Stift verurtheilt ſei, ſeinen 
Wirthen ſoviel Holz an Brennmaterial zu gewähren, als ihr Bedarf ſei und dieſer 
nicht auf andere, geſetzliche Weiſe gedeckt werde. 
| Das Marienſtift hat gegen dieſe Entſcheidung ebenfalls um deshalb Beſchwerde 
! geführt, weil es zur unbedingten Gewährung des Holzes verurtheilt ift, während 
es das Holzrecht nur ſoweit präſtiren will, als die M.ſcheu Forſten zureichen. 
Dieſe Beſchwerde muß aus den ad II. angeführten Gründen gleichfalls für 
gerechtfertigt erachtet werden; auch ſteht derſelben das allegirte Erkenntniß vom 
3. September 1839 nicht entgegen, denn, wenn daſelbſt auch erkannt iſt: — „daß 
Verklagte nur für befugt zu erachten, ſo viel Holz, als zur Beſtreitung ihres eigenen 
Bedarfs an Brennmaterial erforderlich iſt, und dieſer nicht auf andere geſetzliche 
Weiſe gedeckt wird, nach erfolgter Auseinanderſetzung von den Klägern zu ver⸗ 
langen und Verkl. mit dem Mehrgeforderten abzuweiſen“; — ſo iſt damit noch 
keineswegs die unbedingte Verurtheilung des Stifts ausgeſprochen, da, wie die 
Erkenntniß⸗Gründe ergeben, in dem Vorprozeſſe überall nur von Miſcheu Forſten 
die Rede iſt und der Streit ſich gar nicht um die Frage gedreht hat: ob die Verpflichtung 
des Stifts ſich auch über dieſe Forſten hinaus erſtrecke. Es mußte daher auch hier 
mit der oben angegebenen Modifikation die erſte Entſcheidung zu Gunſten des 
0 Stifts der Abänderung unterworfen werden. Der erſte Richter hat ad pet. III. 
feines Erkenntniſſes die Erklärung der Marienſtiftswirthe, auf Bau⸗, Reparatur⸗ 
und Nutzholz aus dem Gehäge keine Anſprüche machen zu wollen, feſtgeſetzt. Dieſe 
Feſtſetzung iſt lediglich in der Rückſicht geſchehen, daß die Regulirung der Marien⸗ 
ſtiftswirthe, wie auch das frühere Erkenntniß vom 3. September 1839 angenommen 
hat und annehmen mußte, nach dem II. Abſchnitt des Edikts vom 14. September 
1811 erfolgt. Da aber, nachdem dieſes Edikt aufgehoben worden, die Regulirung 
nach dem eigenen Antrage des Stifts nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 
2. März 1850 ihren Fortgang nehmen muß, ſo kommt auch den Marienſtiftswirthen 
die Beſtimmung des §. 80 dieſes Geſetzes, wonach bei der Regulirung an Rechten 
der Stellenbeſitzer auch die Verpflichtung der Gutsherrſchaft zum Aufbau uud zur 
Reparatur der Gebaüde, ſowie zur Verabfolgung von Bauholz in Betracht zu 
ziehen, um ſo mehr zu Gute, als die Marienſtiftsbauern thatſächlich bisher ihren 
Bedarf an Bauholz aus den M.ſchen Waldungen bezogen haben; es muß daher 
den Marienſtiftswirthen ihr Anſpruch auf Bau-, Reparatur- und Nutzholz aus den 
geſammten M.ſchen Waldungen zur beſondern Ausführung vorbehalten bleiben. 
Desgleichen iſt aber auch dem Marienſtifte ſein Anſpruch auf Leiſtung der Anfuhre 
von 40 Faden Holz jährlich gegen Gewährung einer Tonne Stettiniſch Bier gegen 
die Marienſtiftswirthe vorzubehalten, denn dieſe Verpflichtung, worauf der erſte 
Richter bei den Marienſtiftswirthen nicht erkannt hat, hat auch gegen dieſe das 
| Stift in zweiter Inſtanz in Anſpruch genommen, es iſt über dieſen Anſpruch aber 
nicht weiter inſtruirt worden, daher er vorbehalten bleiben muß. 


| Nach 8. 6 Th. J. Tit. 23 der A. Ger. O. find die dem Marienſtifte auf- 
erlegten / der Koſten erſter Inſtanz und die Koſten zweiter Inſtanz zur Hälfte 
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dem Marienſtifte und zur andern Hälfte den baüerlichen Wirthen aufzuerlegen, 
an dieſer letztern Hälfte participiren die Bauern des Marienſtifts-Antheils mit / 
und die Bauern des Golnowſchen Antheils mit ½. 


Berlin, den 31. März 1855. 
Urkundlich unter Siegel und Unterſchrift ausgefertigt. 
(L. 8.) 


Das Reviſions⸗Collegium für Landes⸗Kultur⸗Sachen. 
(gez.) Lette. 


Ausfertigung für das Marienſtift zu Stettin. Zu Händen des Herrn Rechts⸗ 
Anwalts Wilke. 


III. Erkenntniß dritter Inſtanz vom 17. October 1857. 
Im Namen des Königs. 


In Sachen der baüerlichen Wirthe zu Marsdorf, und zwar a) des Marien- 
ſtifts⸗Antheils, vertreten durch (wie im zweiten Erkenntniß), b) des Golnowſchen 
Antheils, vertreten durch (desgleichen) Provocaten, jetzt Revidenten und Reviſen 
wider das St. Marienſtift zu Stettin, Provocanten, jetzt Reviſen und Revidenten, 
hat der zweite Senat des Königlichen Ober-Tribunald in ſeiner Sitzung vom 
17. October 1857, an welcher Theil genommen haben: der Vice-Präſident, Wirk⸗ 
liche Geh. Ober⸗Juſtiz⸗Rath Dr. Goetze, die Geheimen Ober-Tribunals⸗Räthe 
v. Elsner, Ulrich, Reinicke, Goering, Forni, v. Ohlen und v. Diebitſch, 

für Recht erkannt: 
„daß das Erkenntniß des Königlichen Reviſions⸗Collegiums für Landes⸗Kultur⸗ 
„Sachen vom 31. März 1855 ſowol auf die Reviſion der baüerlichen Wirthe zu 
„Marsdorf, Golnowſchen und Marienſtifts-Antheils, als auf die, als Reviſion zu 
„behandelnde, Nichtigkeits⸗Beſchwerde des Marienſtifts⸗Curatoriums, lediglich zu 
„beſtätigen, und den Wirthen zu Marsdorf "Ss, dem Marienſtift ¼1s der Koſten 
„dieſer Inſtanz aufzulegen.“ 


Von Rechts Wegen. 


[Die Gründe dieſes Beſtätigungs⸗Urtels ſind faſt eine wörtliche Wiederholung 
der Gründe des zweiten Erkenntniſſes.) 


Ausgefertigt unter Siegel und Unterſchrift des Königl. Ober⸗Tribunals 
Berlin, den 17. October 1857. 
(gez.) Dr. Goetze. 
(L. 8.) 


Gerichtskoſten 157 Thlr. 20 Sgr. Zuſchlag 31 Thlr. 12 Sgr. Summa 189 Thlr. 
2 Sgr. Antheil der Agrar⸗Behörde 34 Thlr. 29 Sgr. 
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2. Das Forſtrevier Marienwald. 


Weiter oben iſt der Name „Pädagogien⸗Heide“ einige Mal angeführt worden 
(S. 304, 390, 963). Was iſt unter dieſer Benennung zu verſtehen? So hieß eine 
Bruchwaldung, welche einſt dem Marienſtift in Stettin zugehört hat. Darüber, 
wanu und wie das Stift in den Beſitz dieſer Waldung gelangt, fehlt es in dem 
Archiv des Marienſtift an jeglicher Nachricht; und es iſt eine nur auf den Namen 
geſtützte Vermuthung, wenn man annimmt, der Zeitpunkt des Erwerbes falle etwa 
in die zweite Hälfte des 16. Jahrhunderts, da die Marienſtiftsſchule, unter der Re⸗ 
gierung der Herzöge Barnim IX. und Philipp im Jahre 1543 in ein fürſtliches 
Pädagogium verwandelt wurde, welches, nach fernerer Muthmaßung, mit eigner 
Holzung ausgeſtattet werden ſollte, damit es der Anſtalt niemals an Feüerungsma⸗ 
terial gebrechen möge. Das Stift hielt in der Pädagogien-Heide einen Forſtbe⸗ 
amten zur Bewirthſchaftung derſelben. Der Stifts-Schütze, — dieſen Titel führte 
der Förſter, — wohnte in der Pädagogien-Heide, und war mit Dienſtländereien 
ausgeſtattet. Was aber die in der Heide belegenen Bruchwieſen betrifft, ſo wurden 
ſie ſehr wahrſcheinlich durch Verpachtung verwerthet. Die Waldung gränzte an 
ihrer Morgenſeite mit dem Golnower Stadtgebiet und erſtreckte ſich zwiſchen der 
Ihna in deren Unterlauf gegen N. und dem Gebiet von Lübzin gegen S. Ob ſie 
gegen W. bis an den Dammſchen See reichte, oder von dieſem durch Stadt-Stettin⸗ 
ſches Eigenthum getrennt war, iſt nicht bekannt. 


Wie König Friedrich Wilhelm I. durch zweckmäßige ökonomiſche Einrichtun⸗ 
gen den Ertrag ſeiner Domainen zu verbeſſern und dadurch ſeine Einkünfte zu ver⸗ 
mehren bemüht war, auch den Veruntreüungen feiner Rentmeiſter und anderen 
Kaſſenbedienten, die unter ſeinem Vorgänger, dem Gründer der Königswürde in 
Preüßen, bei deſſen luxuriöſem Hofleben gewiſſermaßen Brauch und Sitte geworden 
waren, durch Stiftung der Ober-Rechenkammer, dieſes von nun an gefürchteten 
Rechnungs⸗Tribunals, ein Ziel ſetzte, ſo ſetzte des Königs Nachfolger nicht allein 
die Finanzmaßregeln des Vaters fort, ſondern gab den von demſelben bereits an⸗ 
gebahnten Anbau⸗Unternehmungen bisher unbenntzter, wüſt liegender Landſtriche, 
namentlich im Land am Meere, eine ſo große Ausdehnung, daß König Friedrich II. 
mit dem Namen eines Coloniengründers belegt werden kann. Zum Zweck des An⸗ 
baues faßte der König auch die Pädagogieu-Heide ins Auge. Weil aber das Cu⸗ 
ratorium des Marienſtifts ſich nicht gemüßigt fand, die Urbarmachung und Um⸗ 
wandlung dieſer Bruchwaldung in Wiejen- und Ackerland ſelbſt zu übernehmen 
und das geradete Terrain mit Anſiedlerſtellen zu beſetzen, auch die Holzung nicht 
entbehren wollte, auch wol nicht entbehren konnte, ſo wurden die großen Wald⸗ 
flächen der Stadt Golnow ins Auge gefaßt, als die Mittel darbietend, das Marien⸗ 
ſtift für die von ihm verlangte Abtretung der Pädagogien-Heide durch eine gleich 
große Holzfläche ſchadlos zu halten. Der Magiſtrat von Golnow erhielt demgemäß 
den Befehl, in dieſer Richtung mit dem Curatorium des Marienſtifts in Unter⸗ 
handlung zu treten, die den nachſtehenden Tauſch⸗Vertrag zur Folge gehabt hat: — 


Zu wiſſen, daß auf Seiner Königlichen Majeſtät allerhöchſten Befehl und mit 
Dero allergnädigſten Approbation, um das Werk der Entrepriſe bey der bisherigen 
Pädagogien⸗Heide zu focilitiren und zum Stande zu bringen, zwiſchen die Hoch⸗ 
verordnete Herren Curatores der Stettinſchen St. Marien⸗Stifts⸗Kirche, und einem 
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Edlen Raht und der Bürgerſchaft der Stadt Golnow mit Conſens der Königl. 
Hochlöbl. Krieges⸗ und Domainen⸗Kammer, wegen Permutation der ſ. g. Pädago⸗ 
gien⸗Heyde gegen ein Aquivalent Golnowſcher Stadt⸗Heyde, Wieſen und Brücher, 
folgender Vergleich getroffen und vollzogen worden. 

J. Daß von dem Ortmahl und Grentz⸗Pfahl der bisherigen Pädagogien⸗ 
Heyde neben der Landſtraße und Weg nach Golnow, gedachte Landſtraße entlang 
bis an die Ecke, woſelbſt auf der Charte das Signum * geſetzt wird, und ſodann 
von ſolcher Ecke in gerader Linie der Golnowſchen Stadt-Holgung hinauf, welches 
nach der neüen Charte mit der gelben Linie bezeichnet, biß an den Ort, wo der 
Trifft⸗Graben an der Holländer-Wieſe neben der Ihna in Sign.) ſich ſchwenkt, 
ingleichen die an der Ihna belegene Acciſe-Inſpector⸗Wieſe, a 12 Mg. 90 ORuth. 
Magdeb. von dem Magiſtrat und der Stadt Golnow der Stettinſchen St. Marien⸗ 
Stifts⸗Kirche pleno jure dominii und ohne ſich die geringſte Servitut darauf zu 
reſerviren, cediret und abgetreten werden ſolle, dergeſtalt und alſo, daß dasjenige, 
welches in dem Bezirk von obigem Ortmahl der Sign.: * et ) biß an die Königl. 
Friedrichswaldſche Heyde umſchloſſen und belegen iſt, nebſt der Acciſe-Inſpector⸗ 
Wieſe an der Ihna von 12 Mg. 90 QRuth. Magdeb. der St. Marien⸗Stifts⸗ 
Kirche eigenthümlich gehöre. 

II. Die Holländer⸗Wieſe aber an gedachter Ihna, ingleichen das breite Bruch 
nebſt des Propoſiti darinn belegene Wieſe der Stadt Golnow verbleibe, jedoch daß 
der Kirche oder deren Schützen und Förſter in ſolchem Bruch die freie Hüthung, 
oder Weyde, für Sechs Häupter Rind⸗Vieh, incl. des Zuwachſes um zwey Pferde 
zuſtehe, und verbleibe, auch der St. Marien⸗Kirche. 


III. So wohl in dieſen der Stadt Golnow reſervirten Orten, den Breiten 
Bruch, als der gantzen abzutretenden Heyde überhaupt die hohe und niedere Jagd— 
Gerechtigkeit privatim competire, gleich wie ſolche derſelben bisher in der Pädago⸗ 
gien⸗Heyde zugeſtanden hat, wogegen daſelbſt nun wiederum das Königliche Forſt⸗ 
Amt die Jagd zu exerciren befugt. 

IV. Wird annoch von der Stadt Golnow zur Indemniſation der St. Ma- 
rien⸗Kirche, ein Ort Holzes, Bruches und Wieſen an der Marsdorffſchen Grentze 
von 138 Mg. Magdeb., ſo wie ſolcher auf der zweyten Charte durch eine rothe 
Linie abgeſondert iſt, imgleichen 

V. Auf jedem Marsdorffſchen Kirchen-Bauern, deren 14 ſeyn, in dem Gol⸗ 
nowſchen hinter dem Birken-Ort an der Cämmerey-Wieſe ein Morgen Pommerſch 
Wieſewachs (die Ruthe jedoch zu 16 Fuß Rheinländiſch gerechnet) und alſo über⸗ 
haupt 14 Mg. Pommerſch der Stettinſchen St. Marien⸗Kirche eigenthümlich pleno 
jure abgetreten, welche der Magiſtrat rahden zu laſſen, übernommen hat. Dagegen 

VI Die Marienkirche an den Magiſtrat und der Stadt Golnow ihre bis- 
herige ſogenannte Pödagogien⸗Heyde nebſt Wieſen und Bruch hinwiederum cum 
jure Dominii cediret und überläßt und das Amt Friedrichswalde oder vielmehr das 
Königliche Forſt⸗Amt darum hinwieder die Jagten zu exerciren berechtiget iſt. 
Und als 

VII. In dieſer abzutretendeu Pädagogien⸗Heyde die Schützen-Wohnung nebſt 
Stall, Scheüne, Back⸗Ofen, Bewährung ꝛc. vorhanden iſt, jo übernimmt der Gol- 
nowſche Magiſtrat ſolche Zimmer nach der Taxe, wie ſolche durch vereydete Werk: 
Leüte zu ſtehen kommen wird, zu bezahlen, indem die Kirche vor erfolgter Bezah⸗ 
lung ſelbige zu raümen nicht ſchuldig iſt. 
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VIII. Damit aber auch das Golnowſche Stadt⸗Vieh in der künftigen Kirchen⸗ 

Heyde nicht kommen und dem jungen Aufſchlag Schaden zufügen könne, ſo ſoll dem 

Golnowſchen Magiſtrat und Bürgerſchaft die Trifft auf 12 Ruthen Rheinländiſch 

vorlängſt der Heyde von dem Signo J biß gegen roth Litt.: A jure dominii abge⸗ 

| treten werden, jedoch, daß das darinn jetzo befindliche Holtz der Marien-Kirche 

verbleibe. Zu dem Ende und damit in Zukunft dieſerhalb aller Streit vermieden 

| werde, ein Grentz⸗Graben vorlängſt diefer Trifft von beyden Theilen angefertiget, 
und die Erde nach der Heyde aufgeworfen werden ſoll. 


Schlüßlich begeben ſich beyde contrahirende Theile aller und jeder hinwieder 
zu erdenkenden Ausflüchte, iusbeſondere der Verletzung unter und über der Hälfte, 
des Betruges, liſtiger Überredung, daß die Sache anders verabredet, als hierinn 
verfaßet, oder man darinn nicht völlig unterrichtet ſey, und wie ſie ſonſt Namen 
haben können. 


Uhrkundlich iſt dieſer in duplo ausgefertigte Contract von beyden Theilen 
denen reſpectiven Hochverordneten Herren Curatoribus der St. Marien-Stifts⸗ 
Kirche, wie auch dem Edlen Raht und denen Viertels⸗Männern der Stadt zu Gol⸗ 
now eigenhändig unterſchrieben und beſiegelt worden, und ſoll von Seiner König⸗ 
lichen Majeſtät hierüber immediate die allergnädigſte Confirmation geſuchet werden. 

So geſchehen Alten⸗Stettin den 28. Auguſt 1754. 


G. Wachholtz, Curat. (L. 8.) C. B. v. Ramin. 
Bürgermeiſter und Raht zu Golnow. 


Spinſtius. F. v. Hamel. Saurbier. Hanow. Zegelin. J. B. Schultze. 
D. Keilpflug. Erdmann. Daberkow. C. Saß. Dehmel. 


Der vorſtehende Tauſchvertrag kam nicht ſogleich zur Ausführung, mindeſtens 
nicht in rechtsverbindlicher und bündiger Weiſe. Zwei Jahre nach Abſchluß des 
Vertrages brach der Krieg mit allen ſeinen Drangſalen, Wirren und Verwüſtungen 
aus, der ſieben volle Jahre die Länder der jugendlichen Preußiſchen Königs⸗Mo⸗ 
narchie verheerte und inſonderheit die wilde Soldateska der Moskowiſchen Kriegs⸗ 
horden nach Pommern führte. In dieſer Zeit des Trubels und der Mühſalen 
aller Art war an die Werke des Friedens wenig oder gar nicht zu denken. In⸗ 
zwiſchen ſcheint das Marienſtifts⸗-Curatorium dennoch von feiner neüen Waldung 
Beſitz ergriffen zu haben; denn als nach wiederhergeſtelltem Frieden die gegenſeitige 
Übergabe der Waldreviere Statt fand, verſammelten ſich die betreffenden Commiſſa⸗ 
rien in dem Forſthauſe, welches die Curatoren des Marienſtifts in dem, ihm durch 
ö Tauſch zugefallenen, bisher Stadt Golnowſchen, Forſtrevier hatten erbauen laſſen. 
Sie hatten es zu Ehren der frommen Stiftung, deren Verwaltung ihrer Obſorge 
anvertraut war, Marienwald genannt. Das Übergabe⸗ und Gränz Protokoll lautet 
wie folgt: — 
Actum auf der Förſterei Marienwald den 3. July 1765. — Praesentes. 
Abſeiten der Marien⸗Stifts⸗Kirche: Der Hr. Adminiſtrator Loeper. Abſeiten des 
Magiſtrats zu Golnow: Dominus Conſul Schmid, Conſul Zegelin, Senator Titzen, | 
Viertelsmann Daberkow, die Bürger Michael Klamp, Stahlkopf, Zumach. 
Als der Hr. Adminiſtrator Loeper am geſtrigen Tage der Löbl. Stadt Gol⸗ | 
now die abgetretene Pädagogien⸗Heyde in ihren Gräntzen und Maalen übergeben | 
Landbuch von Pommern; Th. II. Bd. V. 127 | 


Ti de 
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hat, und dahero Abſeiten der Stadt ein gleiches mit der, dem Marien-Stift da⸗ 
gegen Inhalt allergnädigſt confirmirten Contract vom 28. Aug. 1754 bereits abge⸗ 
tretenen Heyde geſchehen müßen, und dazu auf heüte der Termin einbewilligt wor- 
den, ſo ſind beiderſeits Intereſſenten acto an dem Orte ſo nach der Charte und 
dem 8. 1 des Contracts mit Sign.) bemerket, erſchienen, und haben darauf den 
Gräntz⸗Zug folgendermaßen, inſoferne er die Stadt Golnow und die der Marien- 
Stifts⸗Kirche abgetretene Heyde angehet, vorgenommen und vollführet. 


Oben von dem Sign. Jan der Holländerey-Wieſe find 12 Ruthen zur Trift 
abgemeſſen und zwar mit einer Reinländifchen Decimal-Ruthe woſelbſt No. 1. ein 
Etmal oder vielmehr zwei Ortmaal zwiſchen der Stadt Golnow und der Marien⸗ 
Stifts⸗Kirche mittelſt Zander Klöß und Ziegel errichtet und darauf ein Pfahl ge- 
ſetzet auch mit dem Stadt- und Stifts⸗Forſt Hammer an beyden Seiten angeſchla⸗ 
gen worden. No. 2. 25 Ruthen ein Gräntz⸗Haufen aufgeworfen und mit einem 
Pfahl verſehen wovon ein gleiches. No. 3. 25 Ruthen ein Haufen mit einem 
Pfahl, ferner No. 4. 25 Ruthen ein Gräntz⸗Haufen und Pfahl, ferner No. 5. 25 
Ruthen zwar über, jedoch dichte am Wege von Golnow nach Friedrichswald ein 
Gräntz⸗Haufen mit einem Pfahl, weiter No. 6. gerade auf einen Baum, ſo in der 
Gräntz⸗Linie ſtehet, welcher angeſchalmt und mit 2 Kreützen bezeichnet worden und 
von dem Maal 16 Ruthen ab iſt. No. 7. iſt von dem Gräntz Baum 19 Ruthen 
ein Maal mit einem Pfahl errichtet. No. 8. 40 Ruthen ein Gräntz-Maal mit 
einem Pfahl, No. 9. 30 Ruthen desgleichen. No. 10. 50 Ruthen desgleichen. 
No. 11. 50 Ruthen ferner No. 12. 50 Ruthen. No. 13. 50 Ruthen von da bis 
No. 14. 35 Ruthen 8 Fuß auf einen Ficht Baum in der Linie, welcher umgraben 
und mit Gräntz⸗Materialien verſehen auch da ein nach der Stifts-Kirchen Seite ein 
Kreütz und nach der Golnowſchen Seite ein Stern gehauen worden. No. 15. 50 
Ruthen und mit einem Gräntz⸗Maal und Pfahl verſehen, ferner No. 16. 50 Ru⸗ 
then desgleichen. No. 17. 45 Ruthen ein Haufen mit einem Pfahl; endlich von 
da bis No. 18. 35 Ruthen dichte an der Golnowſchen Landſtraße neben einem 
Fichtbaum ein Ortmaal, welches die Gräntze auf dem Contract bey dem Sign. 7 
endigt, woſelbſt ein Haufen aufgeworfen mit Gräntz⸗Materialien verſehen und da⸗ 
rauf ein Pfahl aufgeſetzt, der Baum aber zum Gräntz⸗Baum angenommen und 
angeſchalmt worden; hievon gehet nun die Gräntze der Golnowſchen Landſtraße 
entlang bis an die Gräntze der Königlichen Heyde woſelbſt 2 Pfähle über den Weg 
zur Scheidung der Gräntzen der Königlichen und Stadt Golnowſchen Heyden ſtehen, 
welche auf die gerade Linie zeigen, die die Gräntze des Königs und der neüen 
Stifts⸗Kirchen⸗Heyde bis an die Ihna ausmacht und an ſich gut vermahlet ift, wo: 
von der Magiſtrat zu Golnow den Extract der Beſchreibung von dieſer Gräntze 
zu extradiren angenommen und hierauf der Marien⸗Stifts⸗Kirche die Übergabe der 
Neüen Marienwaldſchen Heyde Inhalt des §phi 1 des oft mentiorirten Contracts 
in Gottes Nahmen übergeben hat. Womit dieſe Handlung solita subscriptione 
et subsignatione geſchloſſen worden. a. u. s. 

(Folgen die Unterſchriften und beigedrückten Inſiegel.) 


Der Flächeninhalt der ausgetauſchten Waldflächen iſt in dem Permutations⸗ 
Receß von 1754 nicht angegeben; dagegen befindet er ſich auf den gleichzeitig von 
Keyſer aufgenommenen Plänen und in einem Actenſtück betreffend die Urbar⸗ 
machung des Mittelbruchs in der Pädagogien⸗Heide, Blatt 69, 82, 84 u. 111. 


en EEE 
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Der Flächeninhalt der Pädagogien-Heide iſt auf 1259 Mg. 146 Ruth. u. der 

darin enthaltenen Bruchſtellen und Wieſen auf 219 Mg. 63 Ruth. angenommen, 

im Ganzen auf. .. Mg. 1479. 29 Ruth. 

und nach dem über den Tauſch geſchloſſenen Vertrag beträgt der Flächeninhalt des 

Aquivalents: 1) zu 8. I. von der Stadtforſt 1259 Mg. 146 Ruth. uud nach Abzug der 

der Stadt Golnow zufolge §. VIII. verbliebenen Trift im Betrage von 14 Mg. 104 

Ruth., noch 1245 Mg. 42 Ruth. Dazu kommen 2) von der ſ. 9. Acciſe⸗Inſpector⸗ 

Wieſe nach §. l.: 12 Mg. 90 Ruth., ſowie 3) nach §. IV. von einer Parcele Holz, 
| Bruch und Wieſen 138 Mg. Dieſe drei Poſten zuſammen geben 1395 Mg. 132 
| Ruth. Es ſind aber noch, zufolge §. V. des Vertrages, von den Wieſen 14 Mg. 
1 


Pommerſch abgetreten, und dieſe in Magdeb. oder Preüß. Maaß verwandelt ſind 
35 Mg. 165 Ruth., mithin beträgt das Äquivalent, welches dem Marienſtift ver- 
möge des Tauſches der Pädagogien-Heide gegen einen Theil der Golnowſchen 
Stadtforſt zu Theil Sea Ban dieſer Angaben der Vermeſſung vom 
Jahre 1754 .. Mg. 1431. 117 Ruth. 
Folglich hat das Stift 48 Mg. an Wieſen c. weniger bekommen, als es hergegeben hat. 
In dem Tauſchvertrage vom 28. Auguſt 1754 hat ſich das Marienſtift i im §. II. die freie 
Weide für 6 Haupt Rindvieh, für den Zuwachs und für 2 Pferde in dem der Stadt 
Golnow zugehörigen Breiten Bruche vorbehalten, es hat auch an der Ihna auf ſtädtiſchem 
Grund und Boden eine Fläche als Holzablage an dem genannten Fluſſe benutzt. 
Dies Aufhütungsrecht und die Holzablage ſind bei der in Golnow eingeleiteten 
Gemeinheits-Aufhebung nach dem Receſſe vom 15. September und 30. November 
1826 (in den Acten, betreffend die Vermeſſung der Grundſtücke bei der Förſterei 
Marienwald ꝛc. vom Jahre 1823 befindlich) und der Neceß- Ausfertigung vom 26. 
April 1827 von der Stadt Golnow abgelöfet, und es ſind dafür 5) dem Marien: 
ſtifte 16 Mg. 169 Ruth. von dem Breiten Bruche eigenthümlich und zur uneinge⸗ 
ſchränkten Benutzung als Entſchädigung zum Marieuwalder Revier abgetreten und 
im Jahre 1827 mit demſelben vereinigt worden. Nach anderer actenmäßiger An⸗ 
gabe hat dieſe Weideabfindung 75 Q.⸗Ruth. mehr betragen. Mit dieſer Weideab⸗ 
findung würde 3 das Marienwalder Revier einen Flächeninhalt haben 
don Aus { .. Mg. 1448, 175 Ruth. 

Es ſind Eben hiervon die im Parmutations⸗ Contract von 1754 8. IV. er⸗ 
wähnten 138 Mg. aus Gründen abzuziehen, die weiter unten angegeben ſind, und 
es bleiben mithin für das Revier Marienwald . ... Mg. 1310. 175 Ruth. 

Im Jahre 1828 iſt das Marienwalder Forſtrevier durch den Landmeſſer Keck 
neü vermeſſen und kartirt worden. Hieraus hat ſich ergeben, daß die Keyſerſche 
Vermeſſung von 1754 das Areal um ca. 200 Mg. zu klein nachgewieſen hat. Das 
Revier hat einen kleinen Verluſt an ſeiner Fläche dadurch erlitten, daß es im Jahre 
1829 zum Bau der Staatsſtraße von Damm, bezw. Stettin, nach Golnow, welche 
das Revier in der Richtung von S. nach N. durchſchneidet, das erforderliche Ter- 
rain abgetreten hat. Ein Receß oder Vertrag iſt über dieſe Abtretung nicht 
vorhanden, doch wird dieſelbe conſtatirt durch die darüber zwiſchen dem Marien⸗ 
ſtifts⸗Curatorium und der Königl. Regierung zu Stettin gepflogenen Verhandlun— 
gen, einen denſelben beigefügten Situationsplan und durch das Gränzprotokoll 
vom 17. October 1840. 

Seit dem Jahre 1827 ſchwebten Verhandlungen wegen Berichtigung des Be— 
ſitztitels von dem Marienwalder Forſtrevier für das Marienſtift, welche nach der 

| Übergabe im Jahre 1765 nicht erfolgt war und jetzt auch auf ſo viele Schwierig- | 
2 
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keiten und Hinderniſſe ſtieß, daß ſie erſt nach Ablauf von 26 Jahren hat ins Werk 
gerichtet werden können. Zu dem Endzweck erhielt der Stiftsförſter Funde zu Ma⸗ 
rienwald unterm 21. Juni 1853 von der Marienſtifts-Adminiſtration den Auftrag, 
— eine Überfiht der Fläche des dortigen Reviers anzufertigen, welche anzugeben 
habe: 1) den urſprünglichen Beſitzſtand; 2) den Abgang zu Chauſſeebauzwecken 
und wann; 3) den Zugang durch die Golnowſche Weideabfindung im Breiten Bruch 
und wann; 4) den jetzigen Beſitzſtand, nach den Colonnen und Rubriken des Keck— 
ſchen Vermeſſungsregiſters von 1828 aufgeſtellt, und dieſelbe binnen acht Tagen 
einzuſenden. Funde entſprach dieſem Auftrage bereits nach 3 Tagen. Seinem Be⸗ 
richt vom 24. Juni 1853 war beigefügt nachſtehende — 


Überſicht des Flächeninhalts vom Marienwalder Forſtrevier. 


1. Urſprünglicher Beſttzſtand nach der Keckſchen Karte von 1828. Mg. Ruth. 
a) An Waldboden 5 8 5 5 Mg. 1598. 88 ) 
b) An Dienftländereien mit Einſchluß der mit überkom⸗ 
menen Wieſe von 13 Mg. 79 Ruth. P . 32. 75 1630. 163 
2. Zugang durch Weideabfindung von der Stadt Golnow 1827 8 ar 
Zuſammen l . 8 . 1648. 37 
3. Davon ab die zur Chauſſeeſtrecke im Jahre 1829 abgetretene Fläche 7. 10 
Alſo iſt der Befttftand jetzt im Jahre 1858. 1641. 27 


Nach einem Acten⸗Vermerk des Stifts⸗Adminiſtrators Raedel vom 30. Juni 
1853 erleidet dieſer — „zu den 88. J., III. und VII. des Permutations⸗Receſſes vom 
28. Auguſt 1754 nachgewieſene — Beſitzſtand noch einer Gränz⸗Regelung zwiſchen 
der Marienwalder Forſt und dem zu Golnow gehörenden Breiten Bruch. Bis da⸗ 
hin wo dies geſchehen wird die Beſitztitel⸗Berichtigung ausgeſetzt bleiben müſſen. — 
Zum 8. II. des Vertrages von 1754 bemerkt Raedel, daß die Weideberechtigung 
auf dem Golnowſchen Territorium abgelöſt ſei mit einem Aquivalent von 16 Mg. 
169 Ruth.; hier ſteht alſo die frühere Angabe die von der ſpätern und der Funcke⸗ 
ſcheu verſchieden iſt. — Wegen der im 8. IV. des mehrerwähnten Tauſchvertrages, 
dem Marienſtift von der Stadt Golnow überlaſſenen 138 Mg. Holz, Bruch und 
Wieſen iſt ein Rechtsſtreit entſtanden, in welchem das Marienſtift unterlegen iſt. 
Durch drei gleichlautende Erkenntniſſe vom 24. Februar und 7. October 1843, jo 
wie vom 26. Auguſt 1844 find dieſe 138 Mg. dem Stifte aberkannt. — Zum 
§. V. Das Marienſtift iſt, wie ſchon erwähnt, im Beſitz der Birkenortſchen Wieſen 
auf der Feldmark Golnow. Dieſelben enthalten 45 Mg. 20 Ruth. nach dem Ver⸗ 
meſſungsregiſter von Müller, 1835. Dieſe Wieſen bilden ein eigenes Grundſtück 
und wird davon nach Beendigung der Gemeinheitstheilung von Golnow ein be— 
ſonderes Hypothekenbuch angelegt werden. — Zu 88. VII. und VIII. Die darin 
enthaltenen Beſtimmungen ſind längſt erledigt; auch iſt die Viehtrift im neüen Neceß 
zu 8. II. ausbedungen. 


Nachdem die oben vorbehaltene Gränz-Regulirung im Laufe des Sommers 
1853 durch den Feldmeſſer Schubbert vorgenommen, iſt der — 


Flächeninhalt des Marienwalder Forſtreviers, mit Einſchluß der Weideabfin 
dung von 1827, und nach Abzug des zur Damm-Golnowſchen Chauſſee abgetrete⸗ 
nen Terrains, ſo wie incl. der Forſtdienſtgrundſtücke des Stiftsförſters, er⸗ 
een z g. e ltr 
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Die zu dem Forſtdienſt⸗Etabliſſement gehörigen Gebaüde ſind: Das Wohnhaus 
des Stiftsförſters, eine Scheüne, ein Stall, ein Holz und Wagenſchuppen und 
noch vier andere kleine Nebengebaüde zur Wirthſchaftsſührung. Die ſämmtlichen 
Gebaüde waren im Jahre 1853 bei der Natioual⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft zu Stettin 
für die Summe von 2030 Thlr. gegen Feüersgefahr verſichert. Mit dem eben an⸗ 
geführten Areal iſt das Forſtrevier Marienwald in dem Hypothekenbuche der Königl. 
Kreis- Gerichts-Commiſſion Golnoiv II. eingetragen und der Beſitztitel von dem⸗ 
ſelben für das Marienſtift unterm 30. December 1853 berichtigt worden. 

Wenn nun in den Grundſteüer⸗Veranlagungs⸗Tabellen des Finanz⸗Miniſteriums 
das Areal des Reviers zu 1652,85 — 1652 Mg. 158 Ruth. nachgewieſen iſt (oben S. 
310), ſo iſt zu erwägen, daß, weil es ſich bei dieſer Ziffer um den ganzen Guts⸗ 
bezirk Marienwald handelt, darin auch die, von der Damm-Golnowſchen Staats⸗ 
ſtraße eingenommene Fläche enthalten iſt. Wird dieſe Fläche mit 7 Mg. 10 Ruth. 
in Abzug gebracht, fo bleiben für das ſtiftiſche Forſtrevier .. Mg. 1645. 148 Ruth. 

Davon: Zur Holzzucht benutzter, bezw. dazu beſtimmter Boden 1569. 
128, an Dienſtländereien 54. 135 Acker, Wieſen, Hofſtelle, und 21. 65 ertragloſe 
Grundſtücke an öffentlichen und privativen Wegen, Gräben ꝛc. mithin an zur Holz⸗ 
zucht nicht benutzter Boden 76 Mg. 20 Ruthen. 

Etwas andere Zahlen enthält der Forſt⸗Natural⸗Etat. Ihm zufolge find zur 
Holzzucht nutzbar . .. Mg. 1560. 157 Ruth. 

und dazu nicht nutzbar, oder nicht verwendet 84.17. 

Flächeninhalt des ganzen Reviers, wie oben . .. Mg. 1645. 148 Ruth. 
mit Einſchluß der hier mit 54 Mg. 48 Ruth. aufgeführten Dienſtländereien des 
Norters⸗ 

Der Förſter zu Marienwald hat, außer den Ländereien im Revier, eine außer- 
halb deſſelben auf Golnowſcher Feldmark belegene Dienſtwieſe von 2 Mg. 148 
A in Nutznießung. Sie iſt ſelbſtverſtändlich in dem obigen Areal nicht mit 
enthalten. 


Forſt⸗Natural⸗Etat der Marienſtifts-Forſtreviere Marsdorf 
und Marien wald für die dreijährige Periode 1869, 1870, 1871. 


Flächen inhalt. 
Zur ene Nutzbar. Unnutzbar. Summa. 
Forſtrevier Marsdorf a B Mg 2174. 20 175. 102 2349. 122 
hi Marienwald 5 . 0 1560. 157 84. 171 1645. 148 
Beide Reviere zuſammen f Mg. 3734. 177] 260. 933995. 90 


Nach dem Reviſions⸗Protokoll vom 5. April 1861 und deſſen Beantwortung, feſtgeſetzt 
durch das Minifterial:NRefeript vom 9. October 1861, iſt der 


Jährliche Abnutz au Derbholz in beiden Revieren 5 63.005 Kubikfuß. 
welchem ein verhältnißmäßiges Quantum an Stock- und * 
zugerechnet worden mit 5 16.850 11 
e 79.855 Kubikfuß. 
Und nach dem Forſtabſchätzungswerk iſt die jähr⸗ Davon: Eichen. Kiefern. 
liche Soll⸗Einnahme: Nutzholz à 80 Kf. 6 271 Klaft. 
An Derbholz 6 889 Klaft. | Kloben 75 „ 21 254 „ 
Au Stock⸗ ud Neigen 5 530 „ Knüppel 60 „ e 
Stubben 40 „ 20 220 „ 
8 Reiſer e en ee 
— | 3134 


n: 
Summa . . 1419 Klaft. Summa 1419 Klafter. 
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Natural⸗Ausgabe. 

a) Ganz frei. 1) Zur Heitzung der Marienſtifts⸗Geſchäftsraüme, 7 Kl. Klo⸗ 
ben Kiefern. 2) Desgleichen des Marienſtifts-Gymnaſiums zu Stettin 50 Kl. Klo⸗ 
ben und 10 Kl. Knüppel Kiefern. 3) Zur Inſtandhaltung der Forſt⸗Dienſtgebaüde, 
der Brücken über den Gubenbach, ſoweit ſolche dem Stift zur Laſt fällt und zur 
Verhägung der Schonungen 6 Kl. Eichen. Summa 73 Klafter. Es fallen aber 
künftig die 60 Kl. fürs Gymnaſium weg, und es bleiben 13 Klafter. 

b) Frei gegen Zahlung der Nebenkoſten: 4) dem Küſter und Schullehrer 
zu Marsdorf 9 Kl., ſo wie 5) dem Förſter Levin zu Marsdorf und 6) dem För⸗ 
ſter Glöde zu Marienwald je 10 Kl. Knüppel Kiefern: zuſammen 29 Klafter. 
Summa a ＋ b = 42 Klafter. 


c) Es kommen zum Verkauf nach der Taxe und beim öffentlichen Verkauf nach 
dem Meiſtgebot 1377 Klafter. 


Forſt⸗Geld⸗Etat der Marienſtifts-Forſtreviere Marsdorf und 
Marien wald für die dreijährige Periode 1869, 1870, 1871. 


Vollzogen vom Miniſter der geiſtlichen Unterrichts- und Medicinal⸗Angelegenheiten, 
Berlin, den 24. November 1868. 


Verluſt gegen 
den Taxwerth. 


e. h. & e Br d 


Nr. Einnahme. Betrag. 


Tit. I. Für Holz, laut Natural⸗Etat. 

.A. Unter der Tare . SR, 

[B. Nach der Taxe und dem Meiſtgebot. 

a) Dem an zu Stettin, ein Jahr ums andere, 


incl. 11 Thlr. 20 Sgr. tantièmpflichtige Nebentoften| — — — 114. 5. — 
b) Durch freien Verkauf . a — — 43801. 15. — 


148. 15. — 9 20. 


8 


N Summa B. — — — 4915. 20. — 
Summa Tit. J. = A ＋ B. 148 15. — 4925. 10. — 
8 ee 


Tit II. Für Forſt⸗Nebennutzungen. 
A. Von Berechtigten. Nichts. 
B. Durch Verpachtung oder Adminiſtration. 
Abtheilung 1 Für Waldfrüchte und Obſtnutzungen in der Forſt. 

Unter dieſer Abtheilung ſind die etwa vorkommenden Einnahmen 
für Maſt, ene Waldbeeren, Obſt ꝛc. in abgejonderten Poſt⸗ 
tionen, durch ſpecielle Berechnungen juſtificirt, zu vereinnahmen. 

Abtheilung 2. Für Heidemiethe h 
3. Für Raff⸗ und Leſeholz im Marsdorfer Revier, im October pränumerando 


alljährlich ſpec. zu deſigniren hs 5 „ 6 25. — — 

4. Für Streünutzung in en Revier im October pränumerando all: 
jährlich zu verpachten und ſpeciell zu deſigniren 9 . 50. — — 
5. Für Streünuͤtzung im Marienwaldſchen Revier, desgleichen, desgleichen 10. — — 

Anter dieſer Abtheilung ſind die etwa vorkommenden Einnahmen 

für eingeſtellte Bienenkörbe, durch ſpecielle Berechnungen juſtificirt, 

zu vereinnahmen. 
Summa Abtheilung? . 35. — — 
Abtheilung 3. Für Forſtgrundſtücke. 
a) Für die Dienſtländereien des Forſtperſonals durch Gehalts⸗ 


abzüge in Quartalraten präuumerando. 
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Fläche. Betrag. 
Mg. Rth. *. V. 4 


Nr. Einnahme. 


6.] Marienſtiftsförſter Glöde zu Marienwald: Für Gartenland 

1. 155, Acker 21. 75, Wieſen 15. 97, Weide 16. 169, 

N 55. 136; dazu: Hof: und Bauſtelle 0. 90, 

Innutzbar 0. 130, Kirchhof 0. 20, zuſammen 1. 60; 

Summa 57. 16; davon gehen ab die außerhalb der 

0 Forſt belegenen Birkenorkswieſen mit 2. 148, bleiben 54. 48 26. 22. — 
7. Marieuſtiftsförſter Levin zu Forſthaus Marsdorf: für Acker 

48. 0, Garten 1. 0, Hof und Bauſtelle 1. 0 50. — 28. 8. — 

b) Für andere Forſtgrundſtücke. 


Der Pächter Gegenſtand ri Zahlungs: 
Name. Wohnort. der Pacht. Pachtpe Wos termin. 
8. Stiftsförſter Marsdorf Bruchblöße |6 Jahre profi. October 4 8 1. 10. — 
Levin im Jagen 36 1. April 1866 
bis 1872 
9. Chriſt. Fried. Ebenda Waldblöße 12 Jahre pro Zur Hälfte 95. 106 119. —— 
Maaß im Ig. 17. Michaelis d. 10. Apr. 
1860—1872 | u. den 1. 
Mühlenbefſ. B Gubenbachs 18 Jah * ; 
10. | Mühlenbeſ. nrow. ubenbachs⸗ 18 Jahre pro Desgl. 68, 10 
Raph. Stark Mühle .| Wiejen und 1. Octb. 1861 5 4 
daran grän⸗ bis 1879. 
zende Forſt 
blößen 
11.] Derſelbe . Desgl. . Mehrfläche Desgleichen Desgl.... — 90 — 8. 9 
u 10 
12. | Schullehrer Mars dorf Waldbiöße 9 Jahre pro 1. October 1. 90 1.— — 
Hartmann. von den Sg. 1. Oct. 18610 pränum. 
23 u. 25 bis 1870 
13. Derſelbe. Desgl. Gubenbachs⸗ 10 Jahre pro e 
wiefen . .| 1. Oct. 1860 
bis 1870. 
14. An Ablage⸗ und Stättegeld ; 9 ; 5 men 65 15. — — 
Die Holzablage, nebſt 2 Ladebrücken, befindet ftd) 


an der Ihna im Marieuwalder Revier. Das Ablage: 
und Stättegeld wird nach dem Tarif vom 13. Auguſt 

1855 erhoben und am Jah resſchluß berechnet. 
15.] An Zimmerplatz⸗Miethe . 0 3 0 1. 12 5.— — 
Es wird erhoben für 1 Stück Kleinbauholz 1 
Sir für jedes Stück Mittelbauholz 1 ¼ Sgr., für jedes 
Stud Starkbauholz 2 Sgr. Dieſe Sätze ſind auch für 
das Bewaldrechten von? auholz im Revier zu erheben. 

f Die Berechnung erfolgt am Jahresſchluß. 

Summa Abtheilung 3s 279. 168 235. 21. 3 


Anmerkungen. 
Zu Pof, 10. Der Pächter der Gubenbachswieſen hatte Behufs Kul: 
tivirüng derſelben pro 1. October 1861 1864 drei Freijahre, zahlte dann 
in der Periode 1864-1867 eine jährliche Pacht von 22 Thlr. 10 Sgr. 
darauf in der laufenden Periode 1867 1873 die oben ausgeworfene Pacht 
und demnächſt für die letzten 6 Jahre bis 1. October 1879 jährlich 67 
Thlr.. Zu 11. Für dieſe Mehrfläche entrichtete Pächter Anfangs von 
1864 1867 jährlich 5 Ar jetzt 3051 er 8 Sgr. 9 Pf., und künftig von 
18731879 jährli SE — Zu 13. Dieſe 4 as Jin nach §. 22 des 
Separationsreceſſes von Marsdorf dem Inhaber der chulſtelle zur einſt⸗ 


wee Nutzung pachtfrei als Verbeſſerung ſeines Einkommens über⸗ 
wieſen. 
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Nr. Einnahme. 


16. Abtheilung 4. Für Grasnutzung. Im Marsdorfer Revier von einigen 
niedrigen Stellen, auf Grund ſpecieller alljährlicher Abſchätzung 

17. Abtheilung 5. Für Waldweide in demſelben Revier. Für Rindvieh auf 
Grund alljährlich aufzunehmender Conſignationen: pro Stück Groß: 
vieh 20 Sgr., pro Stück Jungvieh 10 Sgr. 

18, | Abtheilung 6—9. Für Braunkohlen, — für Thon, Lehm, Sand und alle 

21. anderen Waldfoſſilien; — für Harz und Kohlennutzung; — für wilde 
Fiſcherei im Forſtgrunde und ſonſtige Benutzung der Gewäſſer. 
Zur Zeit Nichts. Kommen unter dieſen Abtheilungen Einnahmen 
vor, ſo müſſen ſte ſpeciell berechnet werden 


Summa Tit. II. = Abtheilung 23-＋4--- 325. 11. 3 


Tit. III. Jagdnutzungen. 


Die Jagdnutzung in den Marienſtiftsforſten iſt ein Emolument der 
Königl. Curatoren des Stifts. Die Jagd gewährt folgenden Ertrag: 
22. Für die Jagd in dem Erbzinsgut Ehrenthal ſind jährlich 2 Hirſche, 
2 Wildſchweine und 2 Rehe abzuliefern, oder dafür der Forſttaxpreis 
zu entrichten. Hierfür ſind bisher jährlich Thlr. 38. 10 — 
baar bezahlt. Die Fälligkeit ift nach dem Kalen⸗ 
derjahr poſtnumerando. 
23. Für die Jagd im Marienwalder Revier vom Stiftsför⸗ 
ſter Glöde pro 1. Oct. 1863/69 in Quartalraten 


poſtnumerando 8 10. — — 
24. Für die Jagd im Marsdorfer Revier vom Stiftsförſter 
Levin pro 1. Juni 1867/70 12.— — 


Summa * Thlr. 60. 10 — 
Dieſen Ertrag haben die Königlichen Curatoren des Marienſtifts 
jeder zur Hälfte zu beziehen. 
Tit. IV. Insgemein. 
25. Von Forſtdefraudationen, incl. Holzerſatzgelder, Ban Samen und für 


confiscirtes Holz ig 
26. Unvorhergeſehene . mit Mang a die Abrundung des über⸗ 
ſchuſſes 14. 8. 9 
Summa Tit. IV. 74. 8. 9 
Summa der Einnahme N g Thlr. 60. 10 — 5325.— —. 
Ausgabe. 
Tit. I. Beſoldungen. In Quartalraten pränumerando zahlbar. 
1. Dem Königl. Forſtmeiſter Mangold für die obere Leitung und Beaufſich⸗ 
tigung des Forſtwirthſchafts⸗ Betriebes in den Pen ee 
des Marienſtifts, auf Widerruf 5 k 100, — — 
2. Dem Stiftsförſter Glöde zu Marienwald: 
a) Gehalt 8 „ k . ame — 
Außerdem: b) Freie Dienſtwohnung Thlr. 20 
e) Freies Brennholz, 10 Klafter Kiefen anus, 
pelholz, zum Taxwerth 1 25 
Im Ganzen A Thlr. 305 
Außerdem: Dienſtländerei⸗Nutzung nach Tit. II., Abtheil. 3, Poſ. 6 


der Einnahme. 


— 4 u — 
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Betrag. 
Nr. Ausgabe. 8 
RK Gr & 
3. Dem Stiftsförſter Levin zu Forſthaus Marsdorf 
a) Gehalt 4 : : 5 1 8 . 240. — — 
b) Freie Dienſtwohnung und c) freies Brennholz, wie der 
Förſter Glöde . - Thlr. 45 
Im Ganzen ? Thlr. 285 
7 
Außerdem: Dienſtländerei⸗Nutzung, wie vorſtehend Poſ. 7. 
4. Hebegebühren. Dem die Forſtkaſſe verwaltenden Königl. Kreisgerichts⸗ 
Secretair Götzcke zu Goluow 2 Pret. der Brutto⸗Einnahme zum 
ſpeciellen Nachweis in der Rechnung. Die Einnahme iſt 
Thlr. 5.325 — 
Davon geht ab: 
a) Holzwerth für das Holz des Gymnaſiums 
zu Stettin, excl. Nebenkoſten Thlr. 102. 15 
b) Dienſtländereipacht der Forſt⸗ 
| beamten 5 9 . 55.— 1357. 15 
| Verbleiben zur Tantieme⸗Berechnung Thlr. 5.167. 15 
Davon 2 Pret. in runder Summe © 03. 
| Summa Tit. I. 8 e 
Tit. II. 
N 5. Holzhauerlöhne, laut Natural⸗Etat 9 ! j 4 767. 20. — 
0 Die Koſten werden durch einen alljährlich zu errichtenden Hauer⸗ 
lohns⸗Contrakt für jedes Revier normirt und ſind ſpeciell zu berechnen. 


Wenn Koſten für das Plätten der Borke, Rückerlöhne und Fahrlöhne 
‘ vorkommen, jo find dieſe hier ebenfalls in Ausgabe zu ſtellen. 

Summa Tit. II. per se. 
Tit. III. 


6. Zu Forſtbauten. Die baaren Koſten, welche durch die Unterhaltung der 
Forſtdienſtgebaüde mit Zubehörungen und Inventarien zu Mars: 
dorf und Marienwald, ſowie zu der Brücke über den Gubenbach 
im Marsdorfer Revier erforderlich ſind, werden aus dem Baufonds 
des Marienſtifts befteitten und kommen daher hier nicht beſonders 
in Anſatz. 

Tit. IV. Zu Forſteinrichtungen und Verbeſſerungen. 


7. Zu Forftkulturen, nach dem generellen Kulturplan zum Abſchätzungswerk, 
wobei jedoch zu bemerken, daß die für jedes Jahr erforderlichen 
Forſtkulturkoſten durch einen ſpeciellen Kulturplan feſtgeſtellt werden. 500. — — 
0 Summa Tit. IV. per se. 
Tit. V. Iusgemein. 


8. Zur Haltung der Amtsblätter 3 8 . 1 A ai, — 
9. Für die Beförderung Dienſtkorreſpondenz von und zu der Poft erhält 

jeder der beiden Förſter in Marienwald und Marsdorf ein Pauſch⸗ 

quantum von 5 Thlr., beide zuſammen l 5 % 10. 
10. Für die Vernichtung ſchädlicher Waldinſekten in beiden Revieren, zur 

ſpeciellen Berechnung. 100. — — 


11. Für Juſertion der Bekanntmachungen in öffentlichen Blättern der Holz⸗ 
verſteigerungstermine, für Beförderung der Umlaüfe in den benach⸗ 
barten Ortſchaften und Ausruf in Golnow zu demſelben Zweck . 15. — — 
Buchbinderlohn, Druckformulare und Schreibmaterialien werden aus 
der Marienſtifts⸗Kaſſe beſtritten. 


Landbuch von Pommern; II. Th., Bd. V. 128 
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* 
Nr. Ausgabe. Wer 
A Ian A 
12 | Für Hülfe beim Forſtſchutz in kalten Winternächten zur Unterſtützung des 
Förſters in Marsdorf . 9 8 5 N 5 . 70.— - 
13. Den Königl. Curatoren des Marienſtifts die Jagd⸗Revenüen, nach Tit. III. 
der Einnahme, direkt an dieſelben zu zahlen Thlr. 60. 10 — 
14. Zu unvorhergeſehenen Ausgaben und zur Abrundung, 
nur auf beſondere Anweiſung zu leiſten 1 5 ' „33. 25. — 
Summa Tit. V. 8 g Thlr. 60. 10 — 229. 10. — 
Summa der Ausgabe. : ! Thlr. 60. 10 — 12.200 — — 
Verglichen mit der Einnahme . 5 6 60. 10 — 15.325 — - 
Bleibt Überſchuß zur Marienſtifts⸗Kaſſe 3125.— — 


Erlaüterungen. 


1. Der Rendant der Stifts-Forſtkaſſe hat eine Caution mit 300 Thlr. in 
Staatsſchuldverſchreibungen geſtellt, welche im Treſor des Marienſtifts deponirt ſind. 

2. Das Marienſtift beſitzt auf der Feldmark der Stadt Golnow einen Wie⸗ 
ſenplan, im Birkenort genannt, von dem der Marienwalder Stiftsförſter und der 
Stiftsſchulze von Marsdorf zwei gleich große Parcelen, jede 2 Mg. 148 Ruth. 
enthaltend, als Dienſtwieſe benutzen. Die Förſterparcele führt die No. 1, die 
Schulzenparcele die No. 2. Bei der in Golnow, auf Grund des §. 802 des Ge⸗ 
meinheittheilungs-Receſſes, Statt gehabten Regulirung des Hypothekenweſens, in 
welchem die Berichtigung des Beſitztitels beantragt worden, iſt in dem neüen Hy⸗ 
pothekenbuch Band F. 10, No. 386, Folium 201 folgende Eintragung bewirkt: 
Titelblatt: 1) Der Plan No. 757 a. an dem Blankenfelder Gränzgraben 45 Mg. 
20 Ruth. Rubrica I. Das St. Marienſtift in Stettin beſitzt Inhalts des Ge⸗ 
meinheittheilungs⸗Receſſes vom 13. Juli 1863 den Plan sub 1. Der Beſitztitel 
iſt zufolge Verfügung vom 15. Juni 1865 berichtigt. — Laut Verfügung des Ma⸗ 
rienſtifts⸗Curatoriums vom 24. Auguſt 1836 fiel die Nutzung des Marienwalder 
Stiftsförſters und des Stiftsſchulzen zu Marsdorf der ihnen im Birkenort zuge⸗ 
wieſenen Dienſtwieſen von Michaelis 1836 ab, weg, weil die ganze Wieſenfläche 
von da ab verzeitpachtet worden war. Dagegen erhielten die beiden genannten 
bisherigen Nutznießer von dem jährlichen, 102 Thlr. betragenden Pachtquantum 
jeder ¼, der Größe der einzelnen Dienſtwieſe entſprechend, alſo 6 Thlr. 18 Sgr. 
Dieſer Pachtantheil wurde als Vergütigung für entzogene Wieſennutzung in dem 
Marienſtifts⸗Kaſſen⸗Etat pro Michaelis 1836 — 1839 zur Soll⸗Ausgabe in Zugang 
geſtellt. Dieſes Verhältniß iſt nicht von Beſtand geweſen. Vom Jahre 1843 an 
iſt der Förſter ſowol, als der Schulze wiederum in die Naturalnutzung der Dienſt⸗ 
wieſen getreten. 

3. Mit der im Tit. III. der Einnahme, Poſ. 22. aufgeführten Jagdnutzung 
im Erbzinsgute Ehrenthal hat es folgende Bewandniß. Dieſes, im Randopſchen 
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Kreiſe belegene Gut iſt bereits am geeigneten Orte beſchrieben worden (L. B. II. Th. 
Bd. II, 1737, 1738). Die Größe des Gutes, welche daſelbſt angegeben iſt, hat ſich 
bei Gelegenheit eines darüber mit dem Amte Stepenitz im Jahre 1751 geführten 
Gränz⸗Prozeſſes ergeben, in genauer Zahl 1118 Mg. 91,5 Ruth. Hundert Jahre 
nachher iſt der Flächeninhalt aber ein anderer, ſei es in Folge einer Vermehrung 
des Gebiets, ſei es in Folge einer richtigern Vermeſſung. Nach den Grundſteüer⸗ 
Veranlagungs⸗Tabellen des Finanz-Miniſteriums vom Jahre 1866 enthält nämlich 
das Gut Ehrenthal 1351, Mg., davon Al, Mg. Ackerland, 0 Gärten, 495,51 
Mg. Wieſen, 0 Weiden, 769,15 Mg. Holzung; an ſteüerpflichtigen Grundſtücken 
1301, Mg., behaftet mit Thlr. 71. 1. 1 Pf. Grundſteüer; an ſteüerfreien 4,35 
Mg. Schulland, zuſammen 1306,05, Mg.; dazu kommen noch 9,96 Mg. Land» und 
28,7 Waſſerwege zu öffentlichen Zwecken und 6,8 Mg. für 5 ſteüerpflichtige und 
10 ſteüerfreie Gebaüde, jene mit 4 Thlr. 18 Sgr. beſteüert. 


Aus den im Archiv des Marienſtifts befindlichen Urkunden ergibt ſich, daß 
Herzog Barnim III. im Jahre 1347 mit dem Dorfe Stepenitz auch das an der 
Krampe belegene Holzbruch der St. Marienkirche in Stettin geſchenkt hat. Der 
Original-Schenkungsbrief ſelbſt iſt zwar nicht mehr vorhanden, wol aber eine 
ſchon im Jahre 1370 angefertigte und beglaubigte Abſchrift deſſelben, welche unbe- 
denklich volle Beweiskraft hat. Dieſe Schenkung iſt hiernächſt von Seiten der 
Kirche durch Biſchof Philipp von Kamin im Jahre 1374 beſtätigt und in die Con⸗ 
firmations-Urkunde der Schenkungsbrief von 1347 von Wort zu Wort transſumirt 
worden. Die Urkunde der fürſtlichen Brüder Swantibor und Bogiſlaw VII. vom 
Jahre 1373 — die Marienſtifts⸗Acten geben die Jahreszahl 1382 an — beweiſet 
gleichfalls das dem Marienſtifte zuſtehende Eigenthum, indem darin dem Propſte, dem 
Dechant und dem ganzen Kapitel zu St. Marien geſtattet wird, das in der Krampe 
belegene Bruch und Torfmoor zu verkaufen bezw. zu verpfänden (L. B. a. a. O.). 
Das Krampebruch war vom Marienſtift als ein für ſich beſtehendes Grundſtück 
durch Verpachtung genutzt worden, der Beſitztitel deſſelben aber im Hypothenbuche 
noch nicht nachgewieſen. Im Jahre 1804 iſt das Bruch dem Geheimen Ober⸗ 
Finanzrathe v. Borgſtede zu Erbzinsrechten überlaſſen worden. Damit nun dieſer 
ſein Beſitzrecht im Hypothekenbuche eintragen laſſen konnte, mußte vorher der Be⸗ 
figtitel für das Marienſtift berichtigt werden. Zu dem Ende trug der Adminiſtra— 
tor des Stifts Ockel, unterm 31. December 1805 darauf an, das Marienſtift im 
Hypothekenbuche als Eigenthümer des an der Krampe belegenen Bruchs eintragen 
zu laſſen. Das hierauf ausgefertigte Eintragungs-Document lautet wie folgt: — 


Das Krampe Bruch, izt Ehrenthal genannt, in Vorpommern im Randopſchen 
Kreiſe belegen, iſt ein ohnweit dem Papen Waſſer, an dem kleinen Fluß Krampe 
belegenes Holzbruch, deſſen Flächeninhalt bei Gelegenheit eines darüber mit dem 
Amte Stepenitz im Jahre 1751 geführten Gränz-Proceſſes auf 1118 Magdeburg⸗ 
ſche Morgen, 91½ Quadratruthen ausgemittelt iſt. 


Dem Marien⸗Stift zu Stettin iſt ſolches von dem Pommerſchen Herzoge Bar⸗ 
nim ſchon im Jahre 1327 geſchenkt, dieſe Schenkung auch durch die ſpäteren Ur⸗ 
kunden de 1374 und 1382 (7) beſtätigt und respective bekundet worden, auch 
daſſelbe ſeitdem in undenklichem Beſitz. Dieſes Beſitzrecht iſt ex deereto vom 6. 
Januar 1806 eingetragen. 
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Gegenwärtig iſt daſſelbe ein Erbzins⸗-Guth, nachdem von dem Marienſtift zu 
Stettin das nutzbare Eigenthum deſſelben, mit Einſchluß der Jagdgerechtigkeit und 
Jurisdiction, durch den Contract vom 23. Juny 1804, mit Genehmigung des Geiſt⸗ 
lichen Departements vom 20. July 1804, dem Geheimen Ober-Finanz-Rath von 
Borgſtede und deſſen Nachfolgern gegen einen jährlichen Canon von reſpective 
2 Thlr. 18 gr. und 742 Thlr. — 2 Pf., und eine jährliche Abgabe von 2 Hir⸗ 
ſchen, 2 Wilden Schweinen und 2 Rehen an die Stifts⸗Curatoren aus der Regie— 
rung, auch unter Vorbehalt der übrigen unten bemerkten Reſervat-Rechten, erblich 
und auf ewig abgetreten, auch laut Protokolls vom 16. Februar 1805 übergeben 
und demſelben der Name Ehrenthal beigelegt iſt. 


Vi decreti vom 21. Februar 1806 iſt dieſer Contract gerichtlich beſtätigt, 
und die Trennung des Ober⸗Eigenthums von dem Nuzbaren verzeichnet. 


Dieſes Ober⸗Eigenthum beſteht in dem vorbemerkten Canon, nebſt der Natu- 
ral⸗Abgabe, dem Vorbehalt des Vorkaufsrechts, eines Laudemii von 50 Thlr. bey 
Veränderung des Erbzinsmanns, wenn der neüe nicht des vorigen Erben in ab- 
ſteigender Linie iſt, und dem Recht der Einziehung des Erbzins-Guts bey zwey— 
jähriger Unterlaſſung der Abführung des Canons. 


Auf dem Ober-Eigenthum dieſes Erbzins-Guths iſt gegenwärtig nichts einge- 
tragen und wird übrigens dieſer Hypothequen-Schein dem Marien-Stift zu Stettin 
in vim recognitionis wegen Berichtigung des Beſitztitels hierdurch erteilt. 

Urkundlich unter der Königlich Preüßiſch Pommerſchen und Caminſchen Re- 
gierung und Lehns Canzley großen Inſiegel und verordneten Unterſchrift. 

Gegeben Stettin, den 9. Juny 1806. 


v. Eichſtadt. (L. S.) v. d. Oſten. 
(Erſter Präſident.) (Vicepräſident.) 
Röbe. Oehlſchlaeger. Schulze. 
(Regierungs⸗Räthe und Mitglieder der Lehnskanzlei.) 

Zitelmann, 


(Criminalrath und Lehns-Secretarius.) 


Der Titulus Possessiones von dem Ober Eigenthum des Kramper Bruchs, 
izigen Erbzins⸗Guths Ehrenthal genannt, iſt vi decreti vom 6. Januar dieſes 
Jahres, in dem 2ten Bande des Land- und Hypothequen-Buchs der Piorum Cor- 
porum, Seite 501, Rubrica 1, für das Marien-Stift zu Stettin, laut beigehefteter 
Recognition eingetragen. 

Stettin, den 9. Juny 1806. 


O. F. Schulz, J. C. Rhaue. 
Regier.⸗ und Lehns⸗Secretar. Ingrossator. 


4. Zu Tit. I. der Ausgabe, Poſ. 1. Seitdem die wirthſchaftliche Oberauf⸗ 
ſicht der Stiftsforſten dem Inſpector der Forſt⸗Inſpection Stettin II, Forſtmeiſter 
Mangold, übertragen, hat das oben S. 290, 301 erwähnte Verhältniß des Königl. 
Oberförſters zu Friedrichswald zum Revier Marienwald aufgehört. 
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Vergrößerung des Marsdorfer Reviers. 


Nach dem Contracte vom 24. November 1869, genehmigt von der Königl. 
Regierung den 19. März 1870 und von dem Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angele⸗ 
genheiten durch Reſcript vom 11. April 1870 find zur Vergrößerung des Mars⸗ 
dorfer Forſtreviers von der Pfarre zu Barfußdorf 482 Mg. 122 Ruth. Waldfläche 
kaüflich erworben. Dieſe Fläche iſt demnächſt in den Monaten Juni und Juli 
1870 ſpeciell vermeſſen und enthält nach dem darüber aufgeſtellten Vermeſſungsre⸗ 
giſter, nebſt Karte, von Hüpgen, und nach Abzug der 10 Mg. 176 Ruth. großen 
Fläche der, den Forſttheil durchſchneidenden Staatsſtraße von Golnow nach Nau— 
gard, an zur Holzzucht nutzbarem Terrain 449. 131, an nicht benutzbaren 38. 15, 
überhaupt 487 Mg. 146 Ruthen. Das Marsdorfer Revier enthält demnach 
/ ee. BERN. 
Und die Marienſtiftsforſtreviere zuſammen enthalten . . 4483 Mg. 36 Ruth. 

Der Kaufpreis hat 7163 Thlr. betragen, wovon 2663 Thlr. baar bezahlt 
und 4500 Thlr. zu 5 Proct. ſtehen geblieben und erſt nach zehn Jahren kündbar find. 


Quellen für die hiſtoriſche Beſchreibung der Stadt Golnow. 


Acta der Königlichen Regierung zu Stettin, und zwar aus — 
I. Der Regiſtratur der Abtheiluug des Innern: 


Tit. VIII. Sect. 3 des Repertoriums: 


No. 3. Holzverkauf aus der Stadtforſt, 1809 —1820. — No. 4. Stadtjagden, 1809 bis 
1813. — No. 5. Gefällreſte aus dem Stadteigenthum 1809, 1810. — No. 6. Aufſicht auf den 
Magiſtrat zu G. und die wider denſelben angebrachten Beſchwerden. Vol. IV, 1838 — 1869. 
— No. 8. Anfeßung eines Holzwärters 1810 — 1839. — No. 10. Gewinnung des Bürger⸗ 
rechts, Vol. II, 1834 — 1854. — No. 11. Kämmerei⸗Rechnungsweſen, Vol. VI und VI, 1863 
bis 1870. — No. 12. Veraüßerung des ſ. g. Commandanten⸗Gartens und anderer der Stadt 
zugehörigen Grundſtücke, 1812—1814 (in der reponirten Regiſtratur). — No. 14. Aufbringung 
der Communallaſten und darüber geführte Beſchwerden, Vol. II. und III., 1833 — 1869. — 
No. 15. Stadtgericht in G. betreffende Verhandlungen, 1857 — 1859. — No. 18. Beſchwer⸗ 
den der Stadteigenthums-Ortſchaften, 1812—1869. — No. 19. Städtiſche Unterbeamte, Vol. 
IV, 1861—1869. — No. 20. Beſchwerden gegen die Stadtbehörden, Vol. IV, 1840-1869. — 
No. 21. Repartitions⸗Grundſätze bei Veranlagung der Abgaben, 1813 1818. — No. 23. Be 
ſchwerden des Magiſtrats und der Stadtverordneten wider einander wegen der Geſchäfts. 
führung, Vol. IN, 18471858. — No. 24. Abgaben von Land: und Waſſerwegen, 1835 — 1840. 
No. 26. Erwerbung des Eigenthums der Höfe in Barfußdorf und in Mönchendorf, 1816 — 
1844. — No. 27. Nachweiſung der Stadtſchulden und ihrer Amortiſation, 1814 1870. — 
No. 28. Stadtforſt und Anſtellung der Forſtbedienten, Vol. 1, U, In, 1816 1870. — No. 29. 
Kämmerei Grundſtücke und Kämmerei⸗Bauten, Vol. U, 18621868. — No. 30. Beſtallung 
der Schulzen in den Eigenthumsdörfern. 18171866. — No. 32. Anlegung eines Torfftichs, 
1819—1868. — No. 34. Gemeinheitstheilung in den Eigenthumsgütern, 1822—1856. — No. 
36. Colonie Hakenwald, 1822 — 1870. — No. 37. Schützengilde, 1821 — 1865. — No. 42. 
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Stadtwaage, 1829, 1830. — No. 45. Einführung der Hundeſteüer, 1828 — 1867. — No. 46. 
Reviſion der Communal⸗- und Polizeiverwaltung, 1830 — 1854. No. 47. Niederlags⸗Gefälle 
für Benutzung der Ihna⸗Ufer als Ladeplätze; Erhebung von Bohlwerksgeld, 1811-1867. — No. 
48. Stadtverordneten⸗Weſen, Vol. IN, 1842 — 1870. — No. 50. Marktſtandsgelder⸗ Abgabe, 
1835 — 1856. — No. 53. Beſchwerde mehrerer Büdner zu Mönchendorf wegen Heranziehung 
zu den Communallaſten in Golnowshagen und Mönchendorf, und Conſtituirung der Colonie 
Golnowshagen zur Dorfgemeinde, 1841 1845. — No. 54. Einführung der Gemeinde -Ord⸗ 
nung vom 11. März 1850 und der neüen Städteordnung vom 30. Mai 1852. — No. 55. Er⸗ 
richtung einer Communalbeamten⸗Wittwen⸗Penſions⸗ und Sterbekaſſe, 1854—1855 — No. 56. 
Sparkaſſe, 1861— 1870. — No. 57. Gemeinheitstheilung und Feſtſtellung des Bürger und 
Kämmerei⸗Vermögens, 1846 1868. 


Tit. VIII. Sect. 4 des Repertoriums. — Acten, betreffend die Hoſpitäler. 


No. 1. Hoſpitäler St. Spiritus und St. George, Vol I, 1810 — 1847, Vol. II, 1848 
bis 1868. — No. 3. Ländereien der Hoſpitäler, 1816 — 1859. — No. 5. Aufnahme der Prö⸗ 
vener in die Hoſpitäler, 18181870. — No. 7. Legat der Wittwe Gottſchalk für die Armen⸗ 
kaſſe, 1843. 


Von den älteren, im Archiv der Königl. Regierung aufbewahrten, die Golnowſchen Ho⸗ 
ſpitäler betreffenden Acten ſind ſtudirt worden: — 


Acta Commissionis wegen Unterſuchung des Hoſpitals Spiritus Sancti von 1741, mit 
dem Commiſſariſchen Viſitationsbeſcheid wegen deſſelben Hoſpitals von 1742 (letzterer in duplo). 
[Von der Allerhöchſten Ortsverordneten-Immediat Commiſſtonl. — Acta des Pommerſchen 
Conſtſtoriums, betreffend das Heilige Geiſt⸗Hoſpital zu G. Vol. J, 1755 — 1802; Vol. H, 
1803 1809. — Des Conſiſtorialraths Langner Acta Commissionis, die Local⸗Recherche des 
Hoſpitals St. Spiritus betreffend, 1793. — Commiſſariſcher Viſitationsbeſcheid wegen des 
Hoſpitals St. Georgii von 1742. [Von der Immediat⸗Commiſſion. Acta des Pommerſchen 
Conſtſtoriums, betreffend das Hoſpital St. Georgii, 1788 — 1809 [Die Fortſetzung der Ber: 
handlungen wegen der Hofpitäler feit 1810 befindet ſich in den oben angezeigten Regierungs- 
Acten] — Des Conſtſtorialraths Langner Acia Commissionis betreffend die Local-Recherche 
des Hoſpitals St. Georgii, 1793. 


Straf: und Beſſerungs anſtalt betreffende Acten: — Anträge der Communal⸗ 
Landtags⸗Verſammlung von Neüvorpommern und Rügen wegen Errichtung einer Strafanſtalt 
für diefen Landestheil, 1842 — 1853. — Erbauung einer neüen Strafanſtalt bei Golnow, Juni 
1853 bis Januar 1871, Vol. I- VII. — Ankauf von Grundſtücken für die bei Golnow zu er: 
bauende Strafanſtalt, 18551868. — Rechnungslegung über die bei der Strafanſtalt aufge: 
führten Bauten, 1869, 1870. 


Ihnafluß betreffende Acten. — Tit. XIII. No. 77. Ihnafluß von Stargard bis 
Golnow. Vol. IX XII, 1851 — 1870. — No. 78. Desgleichen von Golnow bis zum Ausfluß, 
Vol. I— VIII, 18111852. — Reparatur der Schleüſen von dem Kleinen und Großen Hühnergraben 
Vol J. — Commiſſionsacten des Regierungsraths Grafen von Itzenplitz und des Waſſerbauraths 
Scabell, betreffend die Verbeſſerung der Ihna⸗Schifffahrt. — Tit. XVI, No. 12. Mel ioratio⸗ 
nen in Blankenfeld und Kamelsberg. — No. 13. Desgleichen in Fürſtenflagge. 


Il. Regiſtratur der Abtheilung für die Kirchen⸗ und Schulverwaltung x. 


Stiftungsſachen. No. 1. Legat des Seglerhauſes für die Prediger und den Küſter 
an der St. Catharinenkirche, 1824. [Hiermit ſteht in Verbindung ein im Archiv der Königl. 
Regierung befindliches, Actenſtück, unter Tit. XVIII. Gewerbe⸗Polizei. Sect. 2. No. 13. Die 
Auflöſung der Kaufmanns⸗Gilde, 1821—1824.] — No. 19. Amelangſches Legat, 1869. 


Stadt Golnow. — Quellen für die Beſchreibung. 1023 


Schulſachen. No. 2. Schule zu Golnow überhaupt, Vol. VI und VII, 1852 — 1870, 
— No. 3. Jüdiſches Schulweſen, 1820 — 1860. — No. 5. Etat für die Stadtſchulkaffe, 1828 
bis 1865. — No. 6. Privatſchulen, 1833 —1855. No. 8. Schulkaſſen⸗Verwaltung und Be⸗ 
ſtallung des Nendanten derſelben, 18401870. — No. 10. Turnanſtalt, 1845, 1846. — No. 
11. Bauten und Reparaturen an den Schulgebaüden, 1846 — 1848. — No. 14. Curatorium 
für die höhere Knabenſchule, 1857 — 1864. — No. 15. Etat dieſer Schule, 1858 — 1865. — 
No. 16. Höhere Mädchenſchule, 1858, 1859. — No. 17. Höhere Knabenſchule, 1858 — 1869. 
— Schultabellen der Synode Golnow, Vol. V. 1864, 1865. 


Kirchenſachen. — Acten des vormaligen Pommerſchen Conſtſtoriums: — Verwaltung 
des Kirchen⸗Patronats, 1743. — Präpofitur : Tabellen der Golnowſchen Synode vom Jahre 
1750. — Acta betreffend die der St. Catharinenkirche und dem Heil. Geiſt⸗Hoſpital gehörigen 
Bauern in Marsdorf, 1749 — 1806. — Bauten und Reparaturen der St. Catharinenkirche und 
Pfarrgebaüde, Vol. I, , 1790-1809. — St. Georgenkirche betreffende Verhandlungen, 1786 
bis 1808. — Bauten und Reparaturen bei der eben genannten Kirche, 1790 — 1792. — Erb: 
verpachtung der Kirchen: und Hoſpital⸗Grundſtücke, Vol. I, II, 1793 — 1809. — [Vorſtehend 
genannte Actenſtücke werden im Archiv der Königl. Regierung aufbewahrt.] 


Ältere Acten der Königl. Regierung [gleichfalls im Archiv!: — Einziehung der St. Ge 
orgenkirche, 1815-1825. — Schule und Schulhausbau in Fürſtenflagge, Vol. I, 1812 — 1843, 
— Haug: und Kirchen⸗Collecte zum Bau eines Bet: und Schulhauſes in Kattenhof, Vol. 1. 
1815, 1816. 


Neüere und laufende Acten der Königl. Regierung lin der Regiſtratur]!: — No. 1. Bau: 
ten und Reparaturen an den Kirchen- und Pfarrgebaüden der St. Catharineu⸗ und St. Ge⸗ 
orgenkirche, Vol. I, 1810—1835 [ſchon im Archiv], Vol. II- v, 1834 — 1870. — No. 2. An⸗ 
leihen bei der St. Catharinenkirche, Vol. Il, IN, 1836 — 1867. — (Ohne Nummer). Generalia 
der St. Catharinenkirche, 1809 —1870. — No. 3. Reviſion der Vermögeuns⸗Tabellen der Pri⸗ 
vat⸗Patronatskirchen der Synode Golnow, Vol. XI, 1864 — 1867. — No. 4. St. Georgskirche 
betreffende Acten, 1810—1870. — No. 7. Matrikular⸗ Nachrichten, 1742 — 1869. — No. 10. 
Etat der St. Catharinenkirchen⸗Kaſſe, 1841—1870. — No. 21. Etat der St. Georgenkirchen⸗ 
Kaffe, 1814-1870 — No. 28. Begräbnißpio tz, 1835 — 1867. — No. 29. Orgel in der St. 
Catharinenkirche, 18341867. — No. 30. el in der St. Georgenkirche, 1842 — 1855. 
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Ferner: 


4. Matrikular⸗Nachrichten des Kirchſpiels Hohen⸗Schönau, 1800 — 1857. — 5. Schul⸗ 
weſen und Bau eines Bet: und Schulhauſes in Kattenhof, nebſt Vermögens⸗Verwaltung dieſes 
Bethaufes, 1815-1867. — Vol. I, II, 1815 — 1870. Report. Bd. 2. Fol. 55, No. 1. — 
Schulbauten in Fürſtenflagge, 1863— 1867. Report. Bd. 1. Fol. 178. 20. 4. — Etat der Kir: 
chenkaſſen: — 8. zu Reſehl; — 9. zu Hohenſchönau, Walsleben, Zampelhagen; — 10. zu Pa: 
genkopf und Witteufeld; — 12. zu Roſenow, Darz und Damerwitz; — 13. zu Pflugrade und 
Wißmar. — 11. Schule, Schulhaüſer, Lehrer (Bethjäle) zu Rörchen, Friedrich - Wilhelmsthal 
und Eliſenau, Vol. II, III, 1852 — 1870. — 7. Schulweſen und Schulbauten (Betſaal) zu Klein⸗ 
Sophienthal, Vol. II, 1839— 1859. — 26. Pfarrſtelle zu Lübzin und Eliſenau, 1850 — 1870. 


Stiftungsſachen. — No. 1. Vermögens ⸗Verwaltung der Synodal⸗Prediger⸗Witt⸗ 
wen⸗Kaffe zu Maſſow (Golnow), 1815 — 1867. — No. 5. Generalien der Synode Maſſow, 
1811-1817. 


Acta des Marienſtifts zu Stettin. 


1) Receß über die Regulirung der guts herrlich ⸗baüerlichen Verhältniſſe in Marsdorf 
vom Jahre 1860. Tit. J. Sect. J. No. 255. — 2) Receß über die Ablöſung des von dem 
Schmiedegrundſtück zu Marsdorf an das Gut zu entrichtenden Grundgeldes, von 1860. Tit. . 
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Sect. J. No. 256. — 3) Receß über die Gemeinheitstheilung der Feldmark Marsdorf, von 
1864. Tit. J. Sect J. No. 258. — 4) Acta betreffend die Einrichtung der ländlichen Orts⸗ 
Obrigkeit in den Marienſtifts⸗Ortſchaften nach Vorſchrift des Geſetzes vom 14. April 1856. 
October 1856 — Decbr. 1870. Tit. 1. Sect. IV. No. 10. — 5) Berichtigung der Beſitzung 
des Beſitztitels von den Marienftifts - Gütern. Januar 1768 — September 1865. Tit. IN. 
Generalia. No. 1. — 6) Beſtallung der Schulzen und Gerichtsleüte zu Marsdorf. Juni 
1818 — März 1870. Tit. v. Sect. J. No. 10. — 7) Erkenntniß 1. Inſtanz in Sachen der 
Bauern zu Marsdorf wider das Marienſtift wegen der Hufenſchlagsheide, und 8) Erkenntniſſe 
Il. und 1. Inſtanz in demſelben Prozeſſe, 18471857. Zu den Acten Tit. V. Sect. II. F. 
Marsdorf. No. 1. Vol. v und Vol VI gehörig. — 9) Forft-Natural-, und 10) Forft⸗Geld⸗ 
Etat der Marienſtifts⸗Forſtreviere Marienwald und Mars dorf pro 1869 —1871. 
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